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Die  Arbeiterversicherung  in  Dänemark. 


1.  Invaliden-  und  Altersversorj^ung  in  Island. 

Das  erste  Gesetz,  welches  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversicherung  im 
weitereu  Sinne  im  dänischen  Reiche  erging,  ist  das  unter  dem  11.  Juli  1890 
für  das  selbständig  verwaltete  Eronland  Island  erlassene  Gesetz  über  Unter- 
stützungskassen für  Hülfsbedürftige  (Anlage  1).  Dasselbe  bewegt  sich 
auf  einer  Mittellinie  zwischen  blosser  Armenpflege  und  eigentlicher  Arbeiterver- 
sicherung, indem  zwar  die  Beitragsleistungen  (§§  1  bis  5),  wie  bei  dieser,  für  ge- 
wisse Arbeiterkreise  (Tagelöhner  und  Dienstboten)  genau  bestimmt  sind  (Männer 
1  Krone  ^),  Frauen  80  0re^)  jährlich),  die  Gegenleistungen  aber  (§  7),  wie  bei 
jener,  fär  die  einzelnen  Fälle  in  das  Ermessen  der  zuständigen  Behörden  gestellt 
bleiben.  Indessen  können  solche  Unterstützungen  an  schwächliche  und  ält- 
liche Hülfsbedürhige,  wie  sie  das  Gesetz  (§§  1  u.  7)  vorsieht,  überhaupt  erst 
vom  Jahre  1900  ab  bewilligt  werden,  weil  bis  dahin  sämtliche  Beitragsleistungen 
nebst  Zinsen  behufs  Ansammlung  eines  entsprechenden  Reservefonds  zum  Kapital 
geschlagen  werden  sollen;  alsdann  darf  auch  nur  über  die  Hälfte  der  jedesmaligen 
Jahresbeiträge  verf^  werden,  während  die  andere  Hälfte  der  Beiträge  nebst 
Zinsen  weiterhin  zum  Kapital  zu  schlagen  ist  (§§  6  bis  8). 

Da  Island  im  ganzen  nur  71000  Eiowohner  (23  700  Männer  und  37  300 
Frauen)  hat,  von  denen  die  übergrosse  Mehrheit  sich  selbständig  durch  Vieh- 
(Pferde-  und  Schaf-)Zucht  und  Fischerei  ernährt,  wird  der  Kreis  der  Beitrags- 
pflichtigen ein  nur  beschränkter  und  bei  den  geringen  Beitragsleistungen  auch 
die  Wirkung  des  G^esetzes  eine  nur  bescheidene  sein  können. 


2.   Altersversorgung  In  Dinemark. 

Eine  ähnliche  Mittelstellung  zwischen  Armenpflege  und  Arbeiterversicherung, 
wie  das  vorbesprochene  isländische  Gesetz,  nimmt  auch  das  für  das  eigentliche 
Königreich  Dänemark  (die  Halbinsel  Jütland  nebst  den  zugehörigen  Inselgruppen) 
erlassene  Gesetz  über  Altersunterstützung  für  würdige  Hülfsbedürftige 
ausserhalb  der  Armenpflege  vom  9.  April  1891  ein  (Anlage  2);  jedoch  sind 
hier,  umgekehrt  wie  dort,  besondere  Beitragsleistungen  überhaupt  nicht  vorge- 
sehen, während  die  Unterstützungsbezüge  nach  Vorbedingung,  Umfang  und  Art 
genau  bestimmt  sind.  Danach  haben  ein  instanzmässig  verfolgbares  Recht  auf 
Altersunterstützung  nur  die  über  60  Jahre  alten  heimatsberechtigten  Personen, 
welche  ohne  eigenes  Verschulden  versorgungsbedürftig  geworden  sind,  die  Ehren- 
rechte besitzen,  in  den  letzten  10  Jahren  im  Inlande  ihren  Wohnsitz  gehabt  und 
während  dieser  Zeit  weder  Armenunterstützung  bezogen  noch  eine  Bestrafung 
wegen  Betteins  oder  Umhertreibens  erlitten  haben  (§§  1  u.  2). 

Die  Altersunterstützung  ist  dem  Umfange  nach  nicht  ziffemmässig  festge- 
legt sondern  soll  in  jedem  Einzelfall  das  zum  Lebensunterhalt  des  Unterstützten 


»)  1  Krone  =  100  0re;  8  Kronen  =  9  Reichsmark, 
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und  seiner  Familie,  sowie  in  KrsgiUieitcfilllen  das  zur  Bestreitung  der  Eur-  und 
Pflegekosten  Notwendige  gewähren  und  kann  sowohl  in  Geld  als  in  Natural- 
leistungen (auch  Anstaltspflege)  erfolgen  (§§  4  u.  5). 

Das  Gesuch  um  Altersunterstützung  ist  beim  Qemeindevorstand  (in  Kopen- 
hagen beim  Magistrat)  anzubringen,  welcher  nach  den  vorerwähnten  Gesichts-, 
punkten  darüber  zu  entscheiden  hat;  gegen  diese  Entscheidung  steht  dem  An- 
tragsteller die  Beschwerde  bei  der  Oberl^hörde  und,  falls  deren  Bescheid  nicht 
ablehnend  ausfällt,  noch  die  Berufung  (wie  in  Kopenhagen  gegen  die  Entschei- 
dung des  Magistrats)  an  den  Minister  des  Innern  ofien  (§§  3,  4, 10). 

Die  bewilligten  uud  zunächst  von  den  Gemeinden  verauslagten  TJnterstützungs- 
leistungen  werden  zur  Hälfte  von  den  beteiligten  Gemeinden  (wesentlich  der  Ver- 
sorgungs-,  nicht  der  Aufenthaltsgemeinde),  zur  anderen  Hälfte  von  der  Staatskasse 
getragen;  doch  ist  dieser  Staatszuschuss  dahin  begrenzt,  dass  er. in  den  Rechnungs- 
jahren 1891/92  bis  1894/95  1  Million  Kronen  und  fernerhin  2  Millionen  Kronen 
nicht  übersteigen  darf  (§§  7  bis  9). 

Über  die  bisherigen  Wirkungen  dieses  Gesetzes,  welches  für  die  Haupt- 
stadt Kopenhagen  mit  dem  Vorort  Frederiksberg  erst  am  1.  Januar  1892  in 
Kraft  trat  (§  11),  giebt  die  nachfolgende  Statistik  näheren  Au&chluss: 


Rechnungsjahr: 


1892 


1893 


1894 


1895 


1896 


Zahl  der  Unterstützten^)  .   .   . 

^o^»4.^.  /  Selbstuntersttttzte 
darunter  l^^^g^ 

Prozentsatz  der  J^^tf  *   '   ' 

^»^"^^^^)lIiTörige : 

Betrag  der  ünterstützungsausgaben 
(in  Kronen;  8  Kr. =9  I^ichraiark) 

Dnrchschnittsbetrag  der 

a)  Unterstützung  pro  FaU    .   . 

b)  Belastung  pro  Einwohner^  . 

Zahl  und  Geschlecht  der 

a)  vorübergehend  Unterstützten 

b)  in  Asylen  Untergebrachten    . 


34  732 
23  943 

10  789 

36,6 
32,3 
31,1 

Kr. 
2  557  961 
1543  683 
1  014  278 

Stadt     Land 
102,04«)  78,61 


43  826 
30  957 
12  869 

34,9 
35,7 
29,4 

Kr. 
2  963  086 
1  570  932 
1  392  154 

Stadt  Land 
122,03  81,03 


46  581 
32  929 
13  652 

34,8 
35,9 
29,3 

Kr. 
3  249  454 
1  630  730 
1 618  724 

Stadt  Land 
125,22  83,68 


48  409 
34  703 
13  706 

34,8 
36,9 
28,3 

Kr. 
3  597  085 
1  800  172 
1  796  913 

Stadt  Land 
131,20  89,04 


50469 
36  246 
14  223 

34,6 
37,2 

28,2 

Kr. 
3  893  699 
1943  565 
1  950  134 

Stadt  Land 
136,11  92,42 


1,16 

m.  w.  zus. 
208  81  289 
188  152  365 


1,33 

m.  w.  zus. 
277  91  868 
239  199  480 


1,45 

m.  w.  zus. 
256  99  355 
276  274  ? 


1,65 

m.  w.  zus. 
277  124  401 
299  301  600 


1,79 

m.  w.  zuB. 
290  185  425 
329  371  700 


3.   ErankenTersieliening  in  Dinemark. 

Zui*  besseren  Regelung  des  Krankenkassenwesens,  welches  ausschliesslich 
auf  freier  Vereinsthätigkeit  beruhte  und  fast  durchweg  der  versicherungstech- 
nischen Grundlagen  entbehrte,  hatte  die  dänische  Regierung  schon  in  den  Jaliren 
1861, 1866  und  1875  besondere  Kommissionen  eingesetzt,  welche  namentlich  Normal- 
statuten und  Vorschläge  zur  besseren  Fundierung  der  Krankenkassen  ausarbeiten 
sollten.  Die  letztere  Kommission  erstattete  am  25.  Oktober  1878  ihren  Bericht,  worin 
die  tiberwiegende  Mehrheit  lediglich  eine  Staatsunterstützung  ftr  die  im  übrigen 
ganz  selbständig  zu  belassenden  Krankenkassen  und  nur  eine  Minderheit  die 
Zwangsversicherung  als  die  beste  Lösung  der  Frage  befürwortete.  Einen  prak- 
tischen Erfolg  hatten  diese  Vorarbeiten  zunächst  nicht. 

Nachdem  inzwischen  Deutschland  mit  seiner  Kranken-  und  Unfallversiche- 
rung vorgegangen  war,  wurde  am  4.  Juli  1885  eine  neue  Konmiission  einberufen, 
welche  in  ihrem  am  81.  Oktober  1887  erstatteten  Bericht  sich  wiederum  lediglich 
für  eine  (von  gewissen  Bedingungen  abhängig  zu  machende)  staatliche  Unter- 

^)  Nach  dem  Bestand  am  Anfang  des  Jahres.  —  Für  das  Jahr  1897  beträgt  die  Zahl  der 
Unterstützten  52929  (37973  Selbstnnterstütsste,  14956  Angehörige)  und  der  Prozentsatz  84,3 
für  Männer,  37,4  für  Frauen,  28,3  für  Angehörige. 

»)  Bei  2172380  Einwohnern  (1059157  M.  und  1113223  W.),  nach  der  Volkszählung  vom 
Jahre  1890. 

')  Ohne  die  Hauptstadt  Kopenhagen,  für  welche  das  Gesetz  erst  am  1. 1.  92  in  Kraft  trat. 
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stfttzong  der  Krankenkassen  aussprach,  obwobl  die  statistischen  Erhebungen  auf 
eine  weitergehende  Regelung  hinzuweisen  schienen. 

Man  hatte  zwar  im  Jahre  1885  gegen  1000  Krankenkassen  mit  annähernd 
164000  Mitgliedern  =  8^/^  der  Bevölkerung  gezählt  (darunter  250  kleinere 
Krankenkassen  mit  weniger  als  50  Mitgliedern),  indessen  waren  die  Leistungen 
dieser  Kassen  ausserordentlich  ungleichartig  und  vielfach  unzulänglich.  So  ge- 
währten von  den  Kassen,  deren  Mitgliederbestand  mit  ^/g  auf  Kopenhagen,  mit 
^7  auf  die  Provinzstädte  "und  mit  dem  Rest  auf  die  Landbezirke  entfiel,  ^j^^  nur 
ärztliche  Hilfe  (meist  auch  Arznei),  ^/^  nur  Krankengeld,  kaum  ^/g  beides  zu- 
sammen; das  durchschnittliche  Krankengeld  betrug  für  den  Krankentag  nur  in 
Kopenhagen  etwa  1  Kr.,  in  den  Provinzstädten  ^/^  Kr.,  in  den  Landbezirken  aber 
nur  Vs — V*  Kr.,  bei  durchschnittlich  8 — 9  bez.  5—6  und  4 — 5  Krankentagen  pro 
Mitglied,  während  für  Alters-  und  Witwenunter^ützung  kaum  V5  Kr.  pro  Mit- 
glied verausgabt  wurde  und  die  Verwaltungskosten  entsprechend  1,10  bezw.  0,57 
und  0,07  Kr.  oder  8  bezw.  6  und  1,5  ^/^  der  Gesamtausgaben  ausmachten.  Da  die 
überwiegende  Zahl  der  Kassenmitglieder  den  arbeitenden  Klassen  angehörten  (in 
Kopenhagen  meist  Handwerksgesellen  und  Fabrikarbeiter,  auf  dem  Lande  Häusler 
und  Insassen),  so  konnten  die  Leistungen  und  die  Wirksamkeit  vieler  Kassen  nur 
unbedeutend  sein,  wie  die  folgende  Zusammenstellung  über  die  durchschnittlichen 
Einnahmen  und  Ausgaben  für  jedes  Mitglied  ersehen  lässt: 


Kopenhagen 

Kr. 


Provinzstädte 

Kr. 


Landbezirke 

Kr. 


Zusammen 

Kr. 


Mitgliederbeiträge  . 
Andere  Einnahmen 


12,79 

1,38 


8,23 
1,83 


3,61 
1,99 


Znsammen 


Krankengeld    .    . 
Anstaltepflege 
Arznei  etc.  .    .    .    . 

Arzt 

Begrabnisgeld     . 
Witwen-  n.  Alters- 
Andere  Ausgaben  , 


etc.  Unterstützung  , 


14,77 

7,38 
0,78 
1,26 
1,44 
1,08 
0,23 
1,84 


10,06 

4,47 

0,06 
1,25 
1,32 
0,57 
0,26 
0,92 


5,60 

1,98 
0,02 
0,86 
1,28 
0,32 
0,18 
0,20 


Zusammen  , 


13,96 

28,00 


8,85 
27,00 


4,84 
16,00 


6,67 
1,96 


8,63 

3,74 
0,21 
1,02 
1,32 
0,54 
0,21 
0,74 


7,78 
21,00 


Vermögen • 

Auf  Grund  der  Vorarbeiten  der  1885er  Kommission  war  ein  „Gesetzent- 
wurf^) über  anerkannte  Krankenkassen"  ausgearbeitet  worden,  welcher  im  Jahre 
1888  —  nach  dem  Vorgange  Deutschlands  in  Verbindung  mit  einem  „Gesetzent- 
wurf über  die  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  die  Folgen  von  BetriebsunftJlen"  — 
dem  Eeichstag  vorgelegt  wurde;  beide  Gesetze  sollten  wie  in  Deutschland  ein- 
ander derart  ergänzen,  dass  der  Krankenversicherung  grundsätzlich  die  leichteren 
Fälle  (mit  vorübergehenden  Folgen),  der  Unfallversicherung  die  schwereren  Fälle 
(mit  dauernden  Folgen)  zur  Last  fallen  sollten.  Nach  mehrjährigen  Verhandlungen 
gelangte  man  nur  über  den  Krankenversicherungs-Entwurf  zur  Verständigung. 

Das  Gesetz  betr.  anerkannte  Krankenkassen  vom  12.  April  1892 
(Anlage  3)  beruht  im  wesentlichen  auf  den  Grundlagen  des  1888er  Entwurfs,  hat  auch 
wiederum  den  Versicherungszwang  abgelehnt,  obwohl  die  genaueren  Erhebungen 
der  Kommission  gezeigt  hatten,  dass  von  den  nach  dem  Entwurf  aufnahmefähigen 
(versicherungsbedürftigen)  313000  Personen  kaum  ein  Drittel  —  98186  Personen  — 
thatsächlich  gegen  Krankheit  versichert  waren,  und  damit  lediglich  die  in  Deutsch- 
land nnd  anderen  Ländern  gemachte  Erfahrung  bestätigt  hatten,  dass  ohneVer- 
sichenmgszwang  gerade  der  grössere  Teil  der  der  Versicherung  besonders  bedürf- 
tigen Arbeiterkreise  ungedeckt  bleibt.  Das  dänische  Gesetz  setzt  an  Stelle  des 
staatlichen  Zwanges  die  staatliche  Unterstützung.  Dieselbe  besteht  teils  in 
einem  unmittelbaren  nach  Mitgliederzahl  und  Beitragseinnahme  der  Kassen  be- 

^)  In  deutscher  Übersetzung  abgedruckt  in  der  Zeitschrift  „Die  Arbeiterversichenmg  im 
Deutschen  Reich",  Kindelbrück  i/Thür.,  Jahrg.  1888,  S.  179  ff. 
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messenen  Staatsznschnss  (§  11),  teils  in  mittelbaren  Zuschüssen  der  Gemeinden, 
welche  einen  Teil  der  Erankenh  aaspflege  und  Krankenfbhren  zu  tragen  haben 
(§§  12  und  13).  Mittels  dieser  Zuwendungen  hofft  man  den  „anerkannten"  d.  h. 
solchen  Krankenkassen,  welche  die  im  Gesetz  gegebenen  Vorschriften  erfüllen 
und  demgemäss  die  staatliche  Anerkennung  erhalten  (§§  1—5),  eine  solche  An- 
ziehungskraft zu  geben,  dass  nahezu  alle  Versicherungsbedürftigen  sich  frei- 
willig versichern  werden.  Als  versicherungsbedürftig  und  daher  berechtigt, 
den  anerkannten  Krankenkassen  beizutreten,  gelten  nach  §§6  bis  9:  Unbemittelte 
Arbeiter,  Häusler,  Handwerker  und  Gewerbetreibende,  niedrig  gelohnte  Bedienstete 
und  andere  mit  den  genannten  in  wirtschaftlicher  Beziehung  gleichstehende  Per- 
sonen beiderlei  Geschlechts,  sofern  sie  das  15.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben. 

In  den  gebotenen  Vorteilen  liegt  nun  allerdings  für  die  einzelne  Kranken- 
kasse ein  erheblicher  Anreiz,  thunlichst  viele  Mitglieder  und  hohe  Beiträge  zu- 
sammenzubringen, um  sich  einen  entsprechend  steigenden  Staatszuschuss  zu 
sichern;  aber  ob  diese  für  den  Einzelnen  (namentlich  so  lange  er  noch  gesund 
und  kräftig  ist)  ferner  liegenden  Vorteile  so  stark  sein  werden,  die  gewehten 
Kreise,  welche  lediglich  aus  der  Hand  in  den  Mund  leben,  dahin  zu  bewegen, 
wenigstens  der  grossen  Mehrheit  nach  den  Krankenkassen  beizutreten,  und  aus 
eigener  Tasche  regelmässige  Beiträge  zu  leisten,  darf  nach  den  anderweit  z.  B. 
in  Frankreich  und  Italien  mit  solchen  Staatssubventionen  bereits  gemachten  Er- 
fahrungen billig  bezweifelt  werden.  Im  übrigen  zeigt  das  dänische  Krankenver- 
sicherungsgesetz mit  dem  deutschen  insofern  gewisse  Berührungspunkte,  als  die 
Organisation  der  Krankenkassen  (örtlich  oder  beruflich,  §§  4  u.  5)  und  deren 
Leistungen  (freie  Arzthülfe  und  Arznei  nebst  Krankengeld  bis  ^/g  des  Durch- 
schnittslohnes oder  Krankenhausbehandlung,  für  mindestens  13  Wochen,  §§  17—22) 
nach  gleichartigen  Grundsätzen  geregelt  sind.  Auch  haben  die  Krankenkassen 
sich  schon  nach  den  einzelnen  Landesteilen  zu  Kassenverbänden  zusammen- 
geschlossen, um  namentlich  die  im  Gesetz  nicht  näher  geregelte  Freizügigkeit 
unter  den  einzelnen  Krankenkassen  nach  deutschem  Vorbilde  herzustellen  und 
ähnliche  gemeinsame  Fragen  entsprechend  zu  regeln  (wie  z.  B.  die  Begründung 
eines  allgemeinen  Kückversicherungsverbandes  unter  den  sämtlichen  mit  den 
Krankenkassen  verbundenen  Begräbniskassen). 

Über   die   bisherigen   Wirkungen   des    Krankenversicherungsge- 
setzes giebt  folgende  Statistik  näheren  Aufschluss: 


I.  Jahresabschlüsse: 


1893 


1894 


1895 


1896 


Zahl  der  Kassen  (am  Jahresschloss) 
danmter  I  Orts-Krankenkassen     . 

(§§*.5)  ?£ik-:     :    : 


Zahl  der  Mitglieder 

^««««♦^,  f  unbemittelte  (  Männer 
darunter  )     Mj^gjjeder    [  Frauen 
bemittelte  Mi^lieder  . 


(§6) 


Einnahmen  (in  Kronen;  8Kr.  =  9R.-M.) 
darunter     i  Mitgliederbeiträge 
(§§10 


imen  ^m  i\.ronen 
^^^^  i  Gemei 


Staatszuschuss^) 
Gemeindezuschüsse 


Ausgaben 


darunter 

(§§17-22) 

Vermögen 


Krankengeld  .  . 
Anstaltspflege  .  . 
Arzt  u.  Fuhren    . 

Arznei 

Verwaltungskosten 


457 

410 

33 

14 

116  763 

60  311 

55  550 

902 


Kr. 
829  925 
721  828 

24  580 

962  980 
439  312 

51031 
266  286 
122  161 

84190 


Wo) 
(87^0) 
(3,0) 

(45,6) 
(5,3) 
(27,7) 
(12,7) 
(8,7) 


605  275 


585 

486 

35 

14 

134193 

6^536 

63  842 

815 


Kr. 

1  321  806 

846  125 

345127 

28  470 

1 176  883 
509  668 

64  570 
377  490 
141  341 

83  764 

828  841 


(63,8; 
(26,8 
(2,0! 

(43,6) 
(5,5) 
(31,7) 
(12,1) 
(  7,1) 


628 

577 

37 

14 

154  882 

79  678 

74  468 

736 


724 

671 
38 
15 

179  378 

91703 

86  969 

705 


Kr. 
1  528  509 
969  083 
410  641 

34  707 

1  371  992 
585  998 

79  097 
443  400 
165  217 

98  280 

1064  266 


(%)   Kr. 
1  751  784 


(63,1) 
(27,8 
(2,1) 

(43,2) 

(31,8) 
(12,2) 
(6,9) 


1  100  220 

475  817 

38  982 

1  529  390 
611  518 
95  298 
517  883 
178  349 
126  392 

1  359  953 


i7o) 

(62,4) 
(28,1) 
(  2,1) 

(40,4) 
(  6,3) 
(33,2 
(11,9) 
(  8,2) 


^)  Der  Staatszuschuss  wird  stets  nach  Ablauf  des  Rechnungsjahres  gezahlt  und  deshalb  im  nächst- 
folgenden Jahre  verbucht  (§  15). 
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I.  Jahresabschlttsse: 


IL  Zahl  der  Kassen  mit  Bezog  auf: 

r  unter  100  Mitgl. 
a)  Mitgliederstand  |  100  bis  200    „ 


(§3) 


)  200  bis  500 
l  über  500 


b)  ünterstÄtzungsdauer  f  J^^^^IJ^ 

(§22)      UÄy- 


c)  Vermögensstand 
(pro  Mitglied) 


{unter  5  Kr. 
5  bis  10    „ 
über  10    „ 


(§§17-21)      I  ^^^^^   ^ 
e)  MitgHedBbeitrag  f  ^^*f/,o^^- 


Iir.  Auf  1  Mitglied  entfielen 

f  Kopenhagen 
a)  Krankentage  <  Provinzstädte  . 
[  Landbezirke 

b;  Krankenkosten  (  Kopenhagen  . 
(Arzt,  Arznei,  <  Provinzstädte 
Krankenhaus)    [Landbezirke  . 


1893 


1894 


151 

171 

106 

29 

289 

122 

96 

202 
121 
134 


m. 
185 
130 
142 

338 
56 
68 


318 

87 
47 

383 
59 
10 


188 

200 

118 

29 


243 
139 
153 


1895 


1896 


227 

245 

127 

29 

342 
166 
120 

295 
158 
175 


278  445 
182  127 
168  52 

481 
79 

68 


m. 
8,3 

7,8 
4,3 


w. 
5,6 
6,2 
5,1 


Kr. 

6,07 
5,12 
4,47 


m. 
7,8 
6,7 
4,5 


5,5 
6,6 
5,1 


Kr. 

5,92 
5,62 

5,48 


m. 
7,9 
7,0 
4,5 


5,7 
6,3 

4,8 


Kr. 
5,03 
6,00 
5,77 


285 

140 

31 


363 
172 
189 


m. 
7,2 
6,6 
4,0 


5,2 
5,1 
4,5 


Kr. 
5,91 
6,26 
6,53 


4.   rnfaÜTersielieruiig  In  Dänemark. 

Wie  im  vorhergehenden  Abschnitt  schon  erwähnt,  wurde  im  Jalire  1888 
auf  Grund  der  Vorarbeiten  der  1885er  Kommission  zugleich  mit  dem  Entwurf 
zur  Keform  der  Krankenversicherung  auch  ein  solcher  zur  Regelung  der  Unfall- 
versicherung dem  Reichstag  vorgelegt,  wobei  die  deutsche  Gesetzgebung  mehrfach 
vorbildlich  war,  so  besonders  in  dem  Grundgedanken,  dass  die  ^heiter  lediglich 
auf  Grund  der  Thatsache  der  Beschäftigung  in  einem  versicherungspflichtigen 
Betriebe  gegen  die  dabei  vorkommenden  ünftlle  versichert  sein  und  die  Kosten, 
soweit  sie  nicht  während  der  Karenzzeit  den  Krankenkassen  zui*  Last  fielen, 
von  der  Gesamtheit  der  beteiligten  Arbeitgeber  getragen  werden  sollten.  Nach 
diesem  Entwurf^)  sollten  dem  Versicherungszwang  die  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Betriebe,  sowie  die  gefahrlicheren  (insbesondere  mit  Dampfkesseln  oder 
Motoren  ausgerüsteten)  Gewerbebetriebe  unterstellt  werden  und  der  Versicherung 
die  in  diesen  Betrieben  gegen  Entgelt  beschäftigten  Arbeiter  unterliegen,  sofern 
sie  zu  den  nach  der  Krankenversicherung  versicherungsberexhtigten  Personen 
gehören  und  zur  Zeit  des  Unfalls  einer  anerkannten  Krankenkasse  thatsächlich 
angehören;  dagegen  war  von  der  Einbeziehung  der  Seeleute  in  Ermangelung  aus- 
reichender statistischer  Unterlagen  noch  abgesehen  worden.  Die  Entschädigungen 
waren  im  wesentlichen  nach  den  Grundsätzen  der  deutschen  Unfallversicherung 
geregelt,  jedoch  in   viel  engeren  Grenzen  gehalten*);  insbesondere  sollte  auch 


*)  In  deutscher  Übersetzung  abgedruckt  in  der  Zeitschrift  „Die  Arbeiterversicherung  im 
Deutschen  Reich«,  Kindelbrück  i/Thür.,  Jahrg.  1888,  S.  193ff. 

«)  ünfallrente  bis  60  (gegen  öß^/g)  und  Familienrente  bis  SS^/g  (gegen  60)<>/o  des  Arbeits- 
verdienstes; keine  Witwenabfindung  bei  Wiederverheiratung  (nach  deutschem  Gesetz  mit  dem 
3  fachen  Betrag  der  Jahresrente)  und  keine  Ascendentenrente  (nach  deutschem  Gesetz  20  ^/^  des 
Arbeitsverdienstes). 
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schon  grobe  Fahrlässigkeit  des  Arbeiters  (nicht  bloss  Yorsätzlichkeit,  wie  nach 
deutschem  Gesetz)  jede  Entschädigung  ausschliessen.  Die  nötigen  Mittel  sollten 
nicht  nach  dem  Umlage-,  sondern  nach  dem  Eapitaldeckungsverfahren  aufgebracht 
werden  und  zwar  ftir  die  Land-  und  Forstwirtschaft  durch  Zuschläge  zur  Grund- 
steuer, für  die  Gewerbebetriebe  nach  Massgabe  der  Lohnsumme  und  Gefahren- 
klasse (bei  im  ganzen  3  Klassen)  der  einzelnen  Betriebe.  Die  Erhebung  der  Bei- 
träge sollte  bei  der  Land-  und  Forstwirtschaft  alljährlich  zugleich  mit  den  Staats- 
steuern,  bei  den  übrigen  Betrieben  zusammen  mit  den  Gemeindeabgaben  erhoben 
werden  und  an  die  ftr  die  gesamte  Unfallversicherung  als  einzigen  Verwaltungs- 
und Spruchkörper  vorgesehene  Versicherungsanstalt  abgefohrt  werden,  deren 
Direktion  mit  der  für  die  Krankenversicherung  vorgeschlagenen  „Krankenkassen- 
direktion" zusammenfallen  sollte.  Eine  Einigung  über  diesen  Entwurf  war  trotz 
mehrjähriger  Verhandlungen  im  Parlament  nicht  zu  erzielen  (näheres  darüber 
s.  bei  Bellom  II  945  ff.). 

Erst  im  Jahre  1895  wurde  die  Angelegenheit  durch  zwei  im  Volksthing 
eingebrachte  und  einer  besonderen  Kommission  überwiesene  Parteientwürfe  wieder 
in  Pluss  gebracht.  Einer  dieser  Entwürfe  ging  von  der  sozialdemokratischen 
Gruppe  aus.  Damach  sollten  alle  Personen  mit  einem  Jahreseinkommen  unter 
2000  Ki'onen  gegen  alle  Unfälle  (mit  Ausnahme  der  vorsätzlich  herbeigeführten) 
auf  Kosten  der  Allgemeinheit  (durch  Umlegung  der  Lasten  auf  die  Steuer- 
pflichtigen mit  einem  Jahreseinkommen  über  2000  Kr.  in  Kopenhagen,  über  1500  Kr. 
in  den  Provinzstädten  und  über  600  Kr.  in  den  Landbezirken)  versichert  sein, 
und  zwar  sollten  die  zu  gewährenden  Unfallrenten  für  den  Verletzten  je  nach 
dem  Grade  der  Arbeitsunfllhigkeit  bis  &&^!s^lo  seines  durchschnittlich  nach  den 
letzten  5  Jahren  (in  den  Städten  nicht  unter  1000  Kr.,  auf  dem  Lande  nicht 
unter  800  Kr.)  festzusetzenden  Jahreseinkommens,  jedoch  nicht  über  1000  Kr. 
jährlich,  dagegen  für  die  hinterbliebenen  Witwen  25  ^Iq  und  für  jedes  hinter- 
bliebeneKind  10^1  q  des  Jahreseinkommens  betragen;  als  ausführendes  Organ  war 
eine  Versicherungsanstalt  für  das  ganze  Staatsgebiet  vorgesehen. 

Die  Kommission  lehnte  diesen  Entwurf  ab,  einerseits  weil  sie  es  grund- 
sätzlich für  unzulässig  hielt,  auf  Staatskosten  und  ohne  jede  Gegenleistung  der 
Mehrheit  der  Bevölkerung  ein  Recht  auf  Pension  bei  Unfällen  ohne  Unter- 
scheidung nach  deren  Ursachen  und  Umständen  einzuräumen;  andererseits  weil 
die  jährlichen  Ausgaben  bei  mindestens  Vl^  Millionen  Versicherter  von  900000  Kr. 
im  ersten  Jahr  bis  auf  25  Millionen  Kr.  im  Beharrungszustande  (im  60.  Jahr) 
—  ohne  Mitrechnung  der  Verwaltungskosten,  der  Zunahme  der  Bevölkerung  und 
der  Zahl  der  UnfäDe  —  steigen  würden,  was  in  Kapital  einer  konstanten  Jahres- 
belastung von  14  Millionen  Kr.  gleichkäme,  so  dass  diese  lediglich  einem 
Sonderzweck  dienende  Extrasteuer  die  zum  Wohle  der  gesamten  Bevölke- 
rung erhobene  Gemeindesteuer  ganz  erheblich  übersteigen  würde. 

Der  andere  Entwurf  ging  auf  einen  Antrag  Berg  u.  Gen.  aus  dem  Jahre  1891 
zurück,  welcher  damals  als  Amendement  zu  der  derzeitigen  Regierungsvorlage 
eingebracht  war.  I)ieser  Entwurf  woDte  gleichfalls  die  Unfallversicherung  auf 
alle  Unfälle  (innerhalb  wie  ausserhalb  des  Betriebes,  jedoch  mit  Ausnahme  der 
selbstverschuldeten)  ausdehnen,  aber  nur  die  eigentlichen  Betriebsunfälle,  weil 
durch  die  moderne  Industrie  hervorgerufen,  dieser  auferlegen,  dagegen  alle 
übrigen  zu  Lasten  der  Gemeinden  entschädigen,  ohne  zwischen  unselbständigen  (für 
fremde  Rechnung  arbeitenden)  und  selbständigen  (für  eigene  Rechnung  arbeitenden) 
Personen  zu  unterscheiden.  Demgemäss  sollten  der  Industrie,  soweit  diese  mit 
den  gefährlichen  Betriebsarten  im  Entwurf  besonders  abgegrenzt  war,  lediglich 
die  eigentlichen  Betriebsmifälle,  den  Gemeinden  aber  alle  übrigen  Unfälle  zur 
Last  fallen,  also  einerseits  die  Betriebsunfälle  der  nicht-gefährlichen  Industrie- 
betriebe, der  gesamten  Land-  und  Forstwirtschaft  und  des  Kleingewerbes  (ein- 
schliesslich 50000  selbständiger  Arbeiter  und  9000  Fischer),  andererseits  sämt- 
liche ausserhalb  des  Betriebes  vorkommende  Unfälle  (einschliesslich  der  ge- 
fährlichen Industriebetriebe).  Nach  den  Voranschlägen  wurden  die  jährlichen 
Unfallasten  bei  etwa  200000  Versicherten  (darunter  25  000  Frauen),  einer  Jahres- 
prämie von  13,5  Kr.  für  den  männlichen  und  3,5  Kr.  für  den  weiblichen  Arbeiter 


Die  Arbeitervenichenmg  in  Dänemark.  9 

und  einer  Maximalentschädigimg  von  3600  Er.  für  den  Verletzten  und  2400  Ki\ 
für  die  Hinterbliebenen  auf  2,5  Millionen  Kr.  veranschlagt. 

Der  Kommission  ging  auch  dieser  Entwurf  zu  weit  Wenngleich  sie  in 
Übereinstimmung  mit  den  Kommissionen  von  1878  und  1885  für  die  moderne 
Industrie,  die  ihrer  Eigenart  nach  die  Unabhängigkeit  und  Verantwortlichkeit 
des  einzelnen  Arbeiters  erheblich  einschränkt,  eine  besondere  Betriebsgefahr 
anerkannte,  so  glaubte  sie  doch  das  daraus  abzuleitende  Prinzip  einer  besonderen 
Unfallversicherung  weder  auf  die  nichtgeföhrlichen  Gewerbebetriebe,  noch  auf  die 
selbständige  Erwerbsarbeit  und  am  wenigsten  auf  alle  betriebsfremde  Unfälle 
aosdehnen  zu  dürfen,  zumal  die  Lasten  der  Allgemeinheit,  die  Vorteile  aber  ledig- 
lich den  Arbeitern  zufallen  sollten.  Sie  schied  daher  diese  Materie  aus  dem 
Entwurf  aus  und  legte  mit  ihrem  Bericht  vom  18.  April  1896  zwei  gesonderte 
Entwürfe  vor,  von  denen  der  eine  ausschliesslich  die  Unfallversicherung  im  engeren 
Sinn,  der  andere  die  Versorgung  der  sonstigen  Invaliden  der  Arbeit  behandelte. 

Der  erstere  Entwurf  beschränkte  die  Unfallversicherung  auf  die  eigentlichen 
Betriebsunfälle,  d.  h.  auf  solche,  welche  Arbeiter  und  Betriebsbeamte  (mit  Jahres- 
verdienst bis  1800  Kr.)  im  technischen  Betriebe  der  (nach  dem  Vorgange  der 
deutschen  (xesetzgebung  besonders  aufgezählten)  gefährlicheren  Gewerbebetriebe 
bei  der  Arbeit  betreffen,  soweit  nicht  Vorsatz  des  Verletzten  oder  eines  Dritten, 
eigene  grobe  Fahrlässigkeit  oder  höhere  Gewalt  den  Unfall  verursachen,  und  ge- 
wälirte  die  Unfallentschädigung,  wie  in  Deutschland,  im  Anschluss  an  die 
Krankenversicherung  (s.  oben)  erat  vom  Beginn  der  14.  Woche  nach  dem  Unfall, 
um  das  Interesse  der  Arbeiter,  sich  gegen  Krankheit  zu  versichern,  nicht  ab- 
zuschwächen  und  sie  auch  an  der  Unfallversicherung  mitzubeteiligen.  Als  Ent- 
schädigung wai'  vorgesehen:  a)  für  vorübergehende  Arbeitsunfähigkeit  bis  zui' 
Beendigung  des  Heüverfahrens  ein  Tagegeld  bis  zu  60  ^/^  des  (höchstens  auf 
5  Kr.  und  mindestens  auf  den  Betrag  des  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher 
Tagearbeiter  festzusetzenden)  Tagelohns  des  Verletzten;  b)  für  dauernde  Ar- 
l^eitsunf&higkeit  eine  Kapitalabfindung  bis  zum  6  fachen  Betrag  des  Jahreslohns 
(bei  gänzlicher  Invalidität  nicht  unter  1800  Kr.  und  nicht  über  4800  Kr.); 
c)  im  Todesfall  für  die  Hinterbliebenen  ein  Begräbnisgeld  von  50  Kr.  und  eine 
Kapitalabfindung  zum  4 fachen  Betrag  des  Jalireslohns  (jedoch  nicht  unter 
1200  Kr.  und  nicht  über  3200  Kr.).  Unter  bestimmten  Voraussetzungen  konnte 
die  Kapitalabfindung  zu  b)  und  c)  in  eine  Leibrente  umgewandelt  werden.  Man 
glaubte  der  Kapitalabfindung  gegenüber  der  Rentenform  den  Vorzug  geben  zu 
sollen,  weil  einerseits  das  JEtestreben  des  Verletzten,  thunlichst  lange  im  Qenuss 
der  Rente  zu  verbleiben,  ihn  von  der  rechtzeitigen  Wiederauftiahme  der  Arbeit 
leicht  abhalten  könnte,  andererseits  bei  vorzeitigem  Tode  des  Rentners  die 
Hinterbliebenen  des  Rentengenusses  überhaupt  verlustig  gingen,  endlich  auch  um 
dem  Berechtigten  aie  freie  Wahl  zwischen  den  beiden  Formen  der  Entschädigung 
zu  ermöglichen.  Im  übrigen  wurde  die  Einführung  des  Versicherungszwanges 
abgelehnt,  insbesondere  auch  mit  dem  Hinweis  darauf,  dass  in  Deutschland  und 
Österreich,  wo  die  Zwangsversicherung  seit  Jahren  bestehe,  die  Zahl  der  Unfälle 
fortdauernd  anwachse;  dagegen  wurde  die  Sicherstellung  der  Entschädigungen 
durch  Einräumung  eines  gesetzlichen  Vorrechts  am  Vermögen  des  Unternehmers 
und  durch  anderwsite  Kautelen  zu  erreichen  gesucht. 

Der  andere  Entwurf  bezweckte  die  Füi'sorge  für  die  übrigen  Arbeits- 
invaliden (bezüglich  der  sonstigen  Gewerbebetriebe,  der  Land-  und  Forstwirt- 
schaft, des  Kleingewerbes  und  der  durch  höhere  Gewalt  oder  durch  Vorsatz 
Dritter  herbeigeführten  Unfälle)  nach  den  Grundsätzen  des  Altersversorgungs- 
gesetzes vom  9.  April  1891  (s.  oben)  derart  zu  regeln,  dass  die  Unterstützungen, 
ebenfedls  erst  von  Beginn  der  14.  Woche  nach  dem  Unfall  beginnend,  je  zur 
Hälfte  von  den  Gemeinden  und  vom  Staat  (bei  einem  Staatszuschuss  von  höch- 
stens 250000  Kr.  jährlich)  getragen  werden  sollten. 

Das  Volksthing  nahm  nur  den  ersteren  Entwurf,  betreffend  die .  Unfallver- 
sicherung, in  3.  Lesung  am  23.  Februar  1897  mit  unwesentlichen  Änderungen 
an;  so  wurde  das  Tagegeld  bei  völliger  Arbeitsunfähigkeit  auf  mindestens  1  Kr. 
und    höchstens  2  Kr.   und  der  der  Unfallentschädigung  zu  Grunde  zu  legende 
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Jahreslohn  auf  mindestens  300  Kr.  festgesetzt,  auch  zur  Beförderung  der  Unfall- 
versicherung dem  Minister  des  Innern  die  Ermächtigung  erteilt,  Gegenseitigkeits- 
gesellschaften der  Unternehmer  und  private  Versicherungsgesellschaiten  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  zur  Übernahme  der  Unfallversicherung  unter  bestimmten 
Bedingungen  zuzulassen. 

Die  mit  der  Beratung  des  Entwürfe  betraute  Kommission  des  Landsthing 
nahm  nach  dem  Kommissionsbericht  vom  30.  April  1897  den  Entwurf  als  das 
zunächst  Erreichbare  (mit  mehr  formalen  als  materiellen  Abänderungen)  ebenfalls 
an,  glaubte  insbesondere  auch  von  der  Einführung  des  Versicherungszwanges  für 
die  Unternehmer  so  lange  absehen  zu  müssen,  als  dieser  nicht  auch  für  die  Ar- 
beiter (auf  dem  Gebiet  der  Krankenversicherung)  eingeführt  sei,  und  setzte  im 
übrigen  ihre  Hoffnung  auf  eine  gedeihliche  Entwickelung  der  vorerwähnten 
Unfall- Versicherungsgesellschaften. 

Da  der  Entwurf  wegen  SeSwSionsschlusses  nicht  mehr  zur  Verabschiedung 
gelangte,  liess  nunmehr  die  Regierung,  um  die  Angelegenheit  endlich  zu  einem 
praktischen  Ergebnis  zu  bringen,  dem  Reichstag  bei  dessen  Zusammentritt  im 
Oktober  1897  einen  den  letzten  Parlamentsbeschlüssen  entsprechenden  Gesetz- 
entwurf zugehen.  Derselbe  wurde  in  dritter  Lesung  am  24.  November  1897 
vom  Landsthing  und  am  18.  Dezember  1897  auch  vom  Volksthing  (mit  64  gegen 
3  Stimmen,  bei  25  Stimmenthaltungen  und  20  Abwesenden)  fast  unverändert 
angenommen  und  ist  am  7.  Januar  1898  als  Gesetz  über  die  Versicherung 
der  Arbeiter  gegen  die  Folgen  von  Unfällen  in  gewissen  Betrieben 
publiziert  worden  (Anlage  4). 

Dieses  Gesetz  bleibt  hinter  dem  1888  er  Entwurf  allerdings  bedeutend 
zurück  und  stellt  sich  lediglich  als  ein  erweitertes  Haftpflichtgesetz  dar,  dem 
das  neue  englische  Gesetz  vom  6./8.  1897  (Workmen's  Kompensation  Act,  mit 
Gesetzeskraft  vom  1./7.  1898)  anscheinend  zum  Vorbild  gedient  hat.  Das  vor- 
liegende Gesetz  kennt  weder  einen  Versicherungszwang  noch  eine  Zwangs- 
versicherung, sondern  beschränkt  sich  darauf,  einerseits  die  persönliche  Haft- 
pflicht der  Unternehmer  bestimmter  Gewerbebetriebe  (insbesondere  solcher, 
die  der  Fabrikaufsicht  unterliegen,  §  4)  auf  sämtliche  BetriebsunföUe  aus- 
zudehnen, insofern  diese  nicht  durch  Vorsätzlichkeit  oder  grobe  Fahrlässigkeit 
der  Arbeiter  selbst  herbeigefühi-t  sind  (§  1),  andererseits  die  bezüglichen  Ent- 
schädigungen der  Arbeiter  gesetzlich  festzulegen  (§  5)  ^).  Im  Übrigen  überlässt 
das  Gesetz  den  Unternehmern,  ob  und  bei  welcher  (Gegenseitigkeits-  oder  Pri- 
vatversicherungs-)Gesell8chaft  sie  ihre  Arbeiter  versichern  wollen  (§§  8  bis  11  u.  15), 
und  den  Arbeiteni,  ob  sie  ihre  Entschädigungsansprüche  nach  gemeinem  Recht 
(nach  welchem  der  verunglückte  Arbeiter  ein  Verschulden  des  Unternehmers  oder 
dessen  Beauftragten  nachzuweisen  hat)  oder  nach  dem  vorliegenden  Gesetz  geltend 
machen  wollen  (§  12).  Im  letzteren  Fall  ist  der  nach  §  13  vorgesehene  „Arbeiter- 
Versicherungsrat  zuständiges  Organ,  gegen  dessen  Entscheidung  nur  im  Fall  for- 
meller oder  materieller  Rechtsverletzung  binnen  14  Tagen  die  Berufung  an  den 
Minister  des  Innern  offen  steht  (§§  16 — 19). 

Obwohl  dieses  Gesetz  dem  bisherigen  Rechtszustand  gegenüber  immerhin 
einen  erfreulichen  Fortschritt  bedeutet,  so  hat  es  doch  mit  dem  erwähnten  eng- 
lischen Gesetz  —  neben  der  Vermengung  von  Haftpflicht  und  Versicherung  — 
die  Schattenseiten  gemein,  dass  durch  das  Hineinziehen  der  Streitfrage  des  Ver- 
schuldens die  Zahl  der  Entschädigungsprozesse  jedenfalls  gesteigert  und  die  soziale 
Versöhnung  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  wenig  gefördert  werden  dürfte; 
femer  dass  die  Arbeiter  (trotz  der  in  §§  11  und  19  vorgesehenen  Vermittelung  des 


*)  Bei  vorübergehender  Arbeitsunfähigkeit  von  der  14.  Woche  nach  dem  Unfall  ein 
Tagegeld  bis  zu  60®/o  des  Tagelohnes,  jedoch  bei  völliger  Arbeitsunfähigkeit  nicht  unter  1  Kr. 
und  nicht  über  2  Kr.  täglich;  bei  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  (Invalidität)  eine  Kapital- 
abfindung bis  zum  6  fachen  Betrag  des  Jahreslohnes,  jedoch  bei  völliger  Invalidität  nicht  unter 
1800  Kr.  und  nicht  über  4800  Kr.;  im  Fall  der  Tötung  für  die  Hinterbliebenen  ein  Begräbnisgeld 
von  50  Kr.  und  eine  Kapitalabfindung  zum  4  fachen  Betrag  des  Jahreslohnes,  jedoch  nicht  unter 
1200  und  nicht  über  3200  Kr.  Nach  §  18  kann  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Kapitalab- 
findung in  eine  Leibrente  umgewandelt  werden. 
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Arbeiter- Yersicherangsrats)  auf  die  Entschädig^ang  keineswegs  immer  sicher 
rechnen  können,  da  es  ganz  in  das  Belieben  der  Unternehmer  gestellt  ist,  ob 
and  wie  sie  fBr  das  Unfallrisiko  Deckung  nehmen  wollen,  und  da  gerade  die 
weniger  leistungsfähigen  Unternehmer  eifahmngsgemäss  wenig  Neigung  zeigen, 
solche  Deckung  bei  Zeiten  einzugehen;  endlich  dass  das  wichtige  Gebiet  der 
UnfitUverhütung  keine  weitere  Regelung  erfährt. 

Litteratur*  Die  Arbeiterversichening  im  Deutschen  Reich,  Kindelbrück  i/Th.,  Jahrg.  1888, 
S.  177  n.  191  ff.  BOdiker,  Die  Arbeiterversichening  in  den  europäischen  Staaten,  Leipzig,  1895, 
S.  211.  Bra  an  's  Archiv  fttr  soziale  Gesetzgebnng  and  Statistik,  Berlin,  1894,  Bd.  7,  S.  296 ff.  („Die 
Arbeiterversichening  in  Dänemark"  von  Harald  Westergaard,  Professor  an  der  Universität  in 
Kopenhagen).  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Jena  1890,  Bd.  1.  S.  581  ff. 
Maarice  Bellom,  Les  lois  d'assurance  ouvri^re  k  T^tranger:  Tome  1  „Assnrance  contre  la  mala- 
die,"  Paris  1892,  p.  255—259;  Supplement  g6n6ral  de  tome  IV,  Paris  1898  (Besprechung  und 
Übersetzung  des  E.V.G.  v.  12.  4.  92  für  diesen  noch  nicht  erschienenen  Ergänzungsband  an- 
gekfindigt);  Tome  II,  2«  partie  „Assurance  contre  les  accidents",  Paris  1896,  p.  945—958.  Nva 
Arbetareförsäkringskomit^ns  Betänkande,  m.  Öfversigt  af  lagstiftningen  rörande  arbetare  för- 
sftkring  i  ätskilliga  Mmmande  länder,  Stockholm  1892  („Danmark'',  Sid.  21—23). 

Zur  Statistik:  Jahresberichte:  a)  des  KOnigl.  Statistischen  Bureaus  in  Kopenhagen  über 
die  Wirkungen  des  Altersversorgungsgesetzes  vom  9.  April  1891  (Alderdomsunder8t0ttelsen  i  Aarene 
1892  etc.|;  b)  des  Erankenkasseninspektors  über  die  Wirkungen  des  Erankenversicherungsgesetzes 
vom  12.  April  1892  ((Sygekasseinspekt0rens  Indberetning  til  Indenrigsministeriet  om  de  anerkjendte 
Sygekaesers  Wirksomhed  i  1893  etc.).  Statistisk  Aarbog,  Ej0benhavn  1896/97,  I  144  u.  II  130. 
^tistisk  Fremstilling  af  Ulykkestilfoelde  under  Arbejdet,  Kj0benhavn  1887  (Statistische  Darstellung 
der  BetriebsuntäUe  von  1880—1884,  auszugsweise  mitgeteilt  von  Bellom,  II  945  ff.).  Bulletin  du 
Comit^  Permanent  (Congr^s  international  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales), 
Paris  1897,  Vm  110-112  u.  420—458.  Revue  du  Travail,  publice  par  FOffice  du  Travail  de 
Belgique,  Bruxelles  1896,  I  47,  73. 

Berlin,  im  Januar  1898. 

Dr.  Zacher. 
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Anlage'  1. 


Lov 


Underatottelseskasser  for  Almuesfolk. 

Vi  Christian  deu  Niende,  af  Quds  Naade  Konge  til  Danmark,  de  Venders  og 
Gothers,  Hertug  til  Slesvig,  Holsten,  Stormarn,  Ditmarsken,  Lauenborg  og 
Oldenborg,  Gj0re  vitterligt:  Althinget  har  vedtaget  ogVi  ved  Vort  Samtykke 

stadfsestet  folgende  Lov: 

§1. 
I  hver  Xjebstad    og   Bep  i  Landet   skal   der   oprettes    en   Understettelseskasso    for 
svagelige  og  aldrende  Almuesfolk. 

§2. 

Disse  Understettelseskasser  oprettes  paa  den  Maade,  at  ethvert  Tjenestetyende,  saavel 
Masnd  som  Kvinder,  der  har  fyldt  20  Aar  og  ikke  er  over  60  Aar,  deriblandt  Bern,  som 
ere  hos  deres  Eorseldre,  og  Personer,  der  tjene  deres  Livsophold  som  Losemsend,  skal 
aarlig  betale,  en  Mandsperson  1  £r.  og  en  Kyinde  30  CEre.  Dog  tindtages  herfra 
nformnende  Personer,  hvem  Forsergelse  af  en  eller  flere  Trsengende  paahyiler,  samt  de, 
der  formedelst  Sygdom  eller  af  andre  Grunde  ikke  kunne  fortjene  Len,  og  endelig  de,  der 
paa  en  eller  anden  Maade  haye  forsikkret  sig  Forsergelse  efter  65  Aars  Alderen. 


§3. 
Afgiften  betales  for  det  forlebne  Tjenesteaar  saaledes,  at  enhver  Husfader  erlsegger 
den  for  alle  Afgiftspligtige,  der  i  det  forlabne  Aar  have  havt  deres  EQem  hos  ham;    han 
er  d^rimod  berettiget  til^  naar  de  Yedkommende  arbejde  hos  ham,  at  tilbageholde  Afgiften 
i  deres  Len. 

§4. 
Eepsforstanderskaberne  have  inden  Udgangen  af  hvert  Aars  Marts  Maaned  at  tilstille 
yedkommende  Bepstyrer  Eortegnelse  oyer  alle  ifelge  nseryserende  Lov  afgiftspligtige  Personer 
i  Beppen.  I  Kjebstsedeme  affatte  3  Msend,  som  Kommunalbestyrelsen  yselger  dertil  af  sin 
Midte,  Fortegnelseme  og  tilstille  Kommunalbest3rrelsens  Formand  dem  inden  samme  Tid. 
Der  skal  giyes  de  Paagjseldende  Lejlighed  til  i  den  ferste  Halydel  af  April  Maaned  at 
gjere  sig  bekjendte  med  Fortegnelseme. 

§  5. 
Naar  Nogen  anser  sig  for  uloylig  opfert  paa  Fortegnelsen ,  kan  han  indgiye  Klage 
til   yedkommende  Eepsforstanderskab   eller   Kommunalbestyrelse,     der   yed   sin    Kjendelse 
endelig  afgjer  Sagen. 


Aaiftge  1. 


Gesetz') 

über 

UntersttttziingskaBseii  für  Hülfsbedttrftige. 

Wir,  Christlaii  IX.,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Dänemark,  der  Wenden  und 

Qothen,  Herzog  von  Schleswig,  Holstein,  Stormam,  Ditmarschen,  Lauenborg  und 

Oldenburg,  thun  kund  und  zu  wissen:  die  Volksvertretung  hat  folgendes  Gesetz 

angenommen  und  haben  Wir  durch  unsere  Zustimmung  dasselbe  bestätigt: 

§  1. 
In  jeder  Stadt-  und  Landgemeinde    soll   eine  ünterstütznngskasse    für   schwächliche 
und  ältliche  Leute  eingerichtet  werden. 

§  2. 
Diese  Unterstützongskassen  werden  auf  die  Weise  errichtet,  dass  jeder  Dienstbote, 
sowohl  männlichen  als  weiblichen  (Geschlechts,  der  das  20.  Jahr  vollendet  hat  and  nicht 
über  60  Jahre  alt  ist,  danmter  Kinder,  die  bei  ihren  Eltern  arbeiten,  und  Personen,  die 
ihren  Lebensunterhalt  als  Tagelöhner  verdienen,  jährlich  bezahlen  soll:  eine  Mannsperson, 
1  Krone  ^  und  eine  Frauensperson  30  öre.  Doch  sind  hiervon  unvermOgende  Personen 
ausgenommen,  denen  die  Versorgung  eines  oder  mehrerer  Hülfsbedürftiger  obliegt,  und 
solche,  die  wegen  Krankheit  oder  aas  anderen  Granden  keinen  Lohn  verdienen  kOnnen, 
und  endlich  diejenigen,  welche  auf  die  eine  oder  andere  Weise  sich  eine  Versorgung  vom 
65.  Lebensjahre  an  gesichert  haben. 

§  3. 
Der   Beitrag   wird   för  jedes   abgelaufene  Dienstjahr   derartig   gezahlt,    dass  jeder 
Hausvater  denselben  für  alle  Beitragspflichtigen  erlegt,    welche  in  dem  verflossenen  Jahre 
bei  ihm  gewohnt  haben;  er  ist  jedoch  berechtigt,  wenn  die  Betreffenden  bei  ihm  arbeiten, 
den  Beitrag  von  ihrem  Lohn  einzubehalten. 

§4. 

Die  Landgemeindevorstände  haben  alljährlich  bis  Ende  März  ein  Verzeichnis  aller 
infolge  dieses  Gesetzes  beitragspflichtigen  Personen  in  der  Gemeinde  dem  betreffenden 
Gemeindevorsteher  einzureichen.  Li  den  Stadtgemeinden  haben  drei  Personen,  welche  der 
Magistrat  zu  diesem  Zwecke  aus  seiner  Mitte  wählt,  in  der  gleichen  Zeit  das  Verzeichnis 
aufzustellen  und  dem  Bürgermeister  einzureichen.  Es  muss  den  Beteiligten  während  der 
ersten  Hälfte  des  April  Gelegenheit  gegeben  werden,  das  Verzeichnis  einzusehen. 

§5- 
Hält  sich  jemand  als   zu  Unrecht  in  dem  Verzeichnis  aufgeführt,    so  kann  er  eine 
Beschwerde   bei   dem   betreffenden  Gemeindevorstande   oder  Magistrat  einreichen,    welcher 
durch  seinen  Sprach  die  Sache  endgiltig  entscheidet. 


*)  Nur  für  Island  gültig  rRegiemiigsblatt  für  1890,  A,  No.  8). 
*)  1  Krone  =  100  0re;  8  Kionea  =  9  Eeichsmark. 
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§6. 
I  Ejebstffideme  skulle  Byfogdeme  og  i  Beppeme  Bepstjrreme  indkraeve  Afgifken  paa 
Foraars -Bepsthingene   og  derefter   indssette   den  til  Forrentning   in  Sparebankens  Hoved- 
afdeling.     For  deres  ülejlighed  oppebsere  de  4^0  ^  ^^^  indkraevede  Afgift. 

§7- 
De  ferste  10  Aar  efter  Oprettelsen  af  en  saadan  Kasse  i  h^er  Kommnne  laBgges 
den  hele  aarlige  Afgift  tilligemed  alle  Benter  til  Kapitalen,  meu  fra  den  Tid  af  Isegges 
knn  Halvdelen  af  den  aarlige  Afgift  og  af  Benteme  til  Kapitalen,  medens  den  anden 
Halydel  af  Kommnnalbestjrelser  og  Bepsforstanderskaber  fordeles  blandt  svagelige  eller 
aldrende  Trsßngende,  der  have  hjemme  i  Kommonen  og  ikke  nyde  Fattiganderstettelse, 
uden  Hensyn  til  hvor  de  ere  forsergelsesberettigede,  saafremt  de  tilhere  eller  engang  have 
tilhert  de  til  Understettelseskasseme  afgiftspligtige  Klasser. 

§8. 
I  Kjebstsedeme  sknlle  Byfogdeme  og  i  Beppeme  Bepstyreme  fiare  Kassemes  Begn- 
skaber  samt  opbevare  deres  Adkomstdoknmenter.  Kasseregnskabeme  for  hvert  Aar  skulle 
inden  üdgangen  af  Januar  Maaned  tilstilles  vedkommende  Kommunalbestyrelse  eller  Beps- 
forstanderskab,  der  yselger  to  Msend  til  at  reyidere  dem.  Saafiremt  der  angaaende  Beyi- 
soremes  Antegnelser  opstaar  nogen  Uenighed,  deciderer  vedkommende  Amtmand  Begn- 
skabeme  fra  Kjebstsedeme,  medens  vedkommende  Sysselforstanderskab  deciderer  Begn- 
skabeme  fra  Beppeme.  I  Kjebstsedeme  tilstiller  Kommunalbestyrelsen  Amtmanden  en 
aarlig  Beretning  om  Understettelseskassemes  Status,  og  en  tilsvarende  Beretning  tilstilles 
af  Bepsforstanderskabeme  vedkommende  Sysselvorstanderskabs  Formand. 

§9. 
I   Kjebstsedeme  fere   Amtmsendene    og  i  Beppeme    Sysselforstanderskabeme   Tilsyn 
med,  at  nservaerende  Lov  overholdes. 

§  10. 
Por  Afgiften   kan  Udpantning  finde   Sted   overensstemmende   med  Lov   af   16.  De- 
cember  1885. 

Hvorefter  alle  Vedkommende  sig  have  at  rette. 

Givet  paa  Amalienborg,  den  Ute  Juli  1890. 

Under  Vor  kongelige  Haand  og  Segl. 

Christian  B. 
(L.  S,) 
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§  6. 
In    den    Stadtgemeinden    sollen    die    Stadty5gte,    und    in    den    Landgemeinden    die 
Gemeindevorsteher  den  Beitrag  auf  dem  Frühlings-Gemeindething  eintreiben  and  dann  znr 
Verzinsung  in  der  Hauptabteilung  der  Sparbank  niederlegen;  für  ihre  Mühewaltung  erheben 
sie  4^/o  der  eingetriebenen  Beiträge. 

§7. 
In  den  ersten  10  Jahren  nach  Errichtung  einer  solchen  Kasse  in  jeder  Gemeinde 
ist  der  gesamte  Jahresbeitrag  nebst  allen  Zinsen  zum  Kapital  zu  schlagen,  später  nur 
die  Hälfte,  während  die  andere  Hälfte  yon  den  Magistraten  und  Gemeindevorständen  unter 
die  schwächlichen  und  ältlichen  Hülfsbedürftigen  verteilt  wird,  welche  in  der  Gemeinde 
wohnen  und  nicht  Armenunterstützung  erhalten,  ohne  Bücksicht  darauf,  wo  sie  versorgungs- 
berechtigt sind,  sofern  sie  nur  den  zu  den  ünterstützungskassen  beitragspflichtigen  Klassen 
angehören  oder  einmal  angehört  haben. 

§8. 
In  den  Stadtgemeinden  hat  der  Stadtvogt,  und  in  den  Landgemeinden  der  Gemeinde- 
vorsteher die  Geschäfte  der  Kasse  zu  führen  und  ihre  Akten  aufzubewahren.  Der  Kassen- 
abschluss  für  jedes  Jahr  ist  bis  Ende  Januar  dem  betreffenden  Magistrat  oder  Gemeinde- 
vorstande einzureichen,  welcher  zwei  Personen  wählt,  um  denselben  zu  revidieren.  Sofern 
sich  bei  den  Anständen  der  Bevisoren  eine  Uneinigkeit  ergiebt,  entscheidet  der  betreffende 
Amtmann  über  die  Bechnungsabschlüsse  der  Stadtgemeinden,  und  der  betreffende  Kreis- 
vorstand über  die  der  Landgemeinden.  In  den  Stadtgemeinden  hat  der  Magistrat  dem 
Amtmann,  und  in  den  Landgemeinden  der  Gemeindevorstand  dem  zuständigen  Kreis- 
vorsteher einen  jährlichen  Bericht  über  den  Stand  der  Ünterstützungskassen   zu  erstatten. 

§9- 
In  den  Stadtgemeinden  hat  der  Amtmann,    und    in  den  Landgemeinden  der  Kreis- 
vorstand die  Durchführung  des  Gesetzes  zu  überwachen. 

§  10. 
Für  die  Beiträge   kann  Auspfändung   nach    dem  Gesetze  vom    16.  Dezember  1885 
erfolgen. 

Hiemach  haben  sich  alle  Beteiligten  zu  richten. 

Gegeben  zu  Amalienborg,  den  11.  Juli  1890. 

Mit  Unserer  Königlichen  Unterschrift  und  Siegel. 

Christian  B. 

(L-  S.) 


Anlage  ^« 


Lov 


om 

Ald6rdomsuiider8t0ttel86  tll  vaerdige  traegende  udenfor 

Fattigvaesenet. 

Stadfieestet  af  Hs.  Maj.  Christian  IX.,  den  9.  April  1891. 


§   1. 

Den,  der  effcer  at  have  fyldt  sit  60de  Aar  bliver  ude  af  Stand  til  at  forskaffe  sig 
selv  eller  dem,  overfor  hvem  der  paahviler  harn  ftdd  Forsergelsespligt,  det  fomedne  til 
Underhold  eller  til  Kur  og  Pleje  i  Sygdomstilfaelde,  skal,  for  saa  vidt  han  har  Indfodsret, 
efter  de  nedenfor  angivne  Bestemmelser  vsere  berettiget  til  at  erholde  Alderdoms- 
understettelse. 

Som  ligeberettiget  med  infedte  anses  i  fomaBvnte  Henseende  en  frasepareret  eller 
fraskilt  Eone  eller  en  Enke,  der  ikke  selY  bar  Indfedsret,  men  som  er  i  JBgteskab  med 
eller  senest  har  yseret  i  iBgteskab  med  en  Mand  med  Indfedsret. 

§  2. 
Adgang  til  Alderdomsunderstettelse  efter  foregaaende  Paragiaf  skal  vsere  betinget  af : 

a)  at  den  paagseldende  ikke  ved  Dom  er  fnnden  skjldig  i  en  i  den  offentlige  Mening 
vanserende  Handling,  for  hvilken  han  ikke  har  erholdt  ^resoprejsning; 

b)  at  Trangen  ikke  er  begründet  i  Handlinger,  ved  hvilke  han  til  Fordel  for  Bern 
eller  andre  har  betaget  sig  sely  Midleme  til  sit  Underhold,  i  bans  nordentlige 
og  odsle  Levned,  eller  paa  anden  lignende  Maade  er  selvforskyldt; 

c)  a  t  han  i  de  sidste  10  Aar,  fer  Begsering  om  Alderdomsnnderstattelse  firemssettes, 
har  hafk  fast  Ophold  her  i  Landet,  og  i  Lebet  af  samme  Tidsrom  ikke  har  mod- 
taget Fattighjffilp  eller  er  fanden  skyldig  i  Lesgeengeri  eller  Betleri;  for  en 
firasepareret  eller  fraskilt  Kone  eller  en  Enke  betragtes  den  Fattighjselp,  der 
har  Yseret  ydet  hendes  ^gtefsßlle,  medens  hnn  levede  i  iBgteskab  med  ham,  som 
tillige  oppebaaren  af  hende  sely.  Personer  oyer  60  Aar,  der,  naar  denne  Lov 
trseder  i  Kraft,  njde  eller  haye  nydt  ünderstettelse  af  Fattigysesenet,  falde  ind 
nnder  Loyens  Bestemmelser,  hyis  ünterstettelsen  ferst  er  begyndt  efter  det  60de 
Aar  og  yedkommende  i  de  sidste  10  Aar,  fer  denne  begyndte,  har  opfyldt  de 
nnder  dette  Litra  anferte  Betingelser  samt  i  evrigt  fyldestger  de  i  Loven  for 
Opnaaelse  af  Alderdomsnnterstettelse  giyne  Forskrifter.  Den  Understettelse,  det 
er  ydet  ham  efter  det  60de  Aar,  betragtes  i  saa  Fald  overfor  den  understetted« 
ikke  som  Fattighjselp. 

§  3. 
Begsering  om  Alderdomsunderstettelse  indgives  i  Kjebenhavn  til  Magistraten  og  udenfor 
Kjebenhavn  til  yedkommende  Kommunalbestyrelse.  Begseringen,  hvortil  Blanketter,  afiattede 
efter  en  af  Indenrigsministeren  foreskreven  Formular,  erholdes  hos  de  nsevnte  Myndigheder, 
skal  indeholde  de  til  Bedemmelsen  af  den.  paagseldendes  Adgang  til  Understettelsen  ned- 
yendige  Oplysninger.  Begseringen  skal  vssre  ledsaget  af  de  Legitimationspapirer  og  evrige 
Bevisligheder;  som  Andrageren  kan  fremskaffe,  og  skal  vsere  forsynet  med  en  af  ham  paa 
Tro  og  Love  underskreven  Erklsering  om,  at  dens  Indhold  er  overensstemmende  med  Sand- 


Anlage  2, 


Gesetz 

über 

Altersxmterstützung  für  würdige  HülfsbedürfÜge  ausserhalb  der 

Armenpflege. 

Bestätigt  von  Sr.  Maj.  dem  König  Christian  IX.,  den  9.  April  1891. 


§  1. 

Wer  nach  Znrücklegnuig  des  60.  Lebensjahres  nicht  mehr  im  Stande  ist,  fär  sich 
selbst  oder  für  diejenigen,  dessen  volle  Versorgung  ihm  obliegt,  das  zum  Lebensunterhalt 
oder  in  ErankheitsfiOIen  zur  Enr  nnd  Pflege  Notwendige  zu  beschaffen,  soll,  sofern  er  das 
Heimatsrecht  hat,  nach  Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen  berechtigt  sein,  Altersnnter- 
stütznng  zu  erhalten. 

Als  gleichberechtigt  mit  dem  Heimatsberechtigten  gilt  in  dieser  Hinsicht  die  getrennte, 
geschiedene  oder  verwittwete  Ehefran^  welche  nicht  selbst  das  Heimatsrecht  hat^  aber  mit 
einem  heimatsberechtigten  Manne  verheiratet  ist  oder  gewesen  ist. 

§  2. 
Die  Erlangung  der  Altersunterstützung  ist  wie  folgt  bedingt: 

a)  Der  Betreffende  darf  nicht  zu  einer  in  der  öffentlichen  Meinung  entehrenden 
Handlung  verurteilt  sein^  für  welche  er  nicht  Behabilitation  erlangt  hat; 

b)  die  Bedürftigkeit  darf  nicht  durch  Handlungen,  vermittelst  deren  er  zu  Gunsten  der 
Kinder  oder  anderer  Personen  sich  selbst  der  Mittel  zu  seinem  Unterhalt  beraubt 
hat,  oder  durch  unordentliches  und  verschwenderisches  Leben  herbeigeführt  noch 
sonst  wie  selbstverschuldet  sein; 

c)  w&hrend  der  letzten  10  Jahre  muss  er  festen  Wohnsitz  im  Lande  gehabt  haben, 
und  darf  während  dieser  Zeit  weder  eine  Annenunterstützung  empfangen  haben 
noch  wegen  Umhertreibens  oder  Betteins  bestraft  sein.  Für  die  getrennte,  ge- 
schiedene oder  verwittwete  Ehefrau  wird  die  während  des  Ehestandes  dem  Ehe- 
manne gewährte  Armenunterstützung  zugleich  als  von  ihr  selbst  bezogen  an- 
gesehen. Personen  über  60  Jahre,  welche  beim  Likrafttreten  dieses  Gresetzes 
Armenunterstützung  beziehen  oder  bezogen  haben,  fallen  unter  die  Bestimmungen 
des  Gresetzes,  wenn  die  Unterstützung  erst  nach  dem  60.  Jahr  begonnen  hat  und 
der  Betreffende  in  den  letzten  10  Jahren  vor  dem  Beginn  der  Armenunterstützung 
die  oben  angeführten  Bedingungen  erfüllt  hat,  sowie  auch  im  übrigen  den  für 
die  Erlangung  einer  Altersunterstützung  im  Gesetz  gegebenen  Vorschriften  nach- 
kommt Li  diesem  Fall  gilt  die  nach  dem  60.  Lebensjahr  gewährte  Unterstützung 
dem  Unterstützten  gegenüber  nicht  als  Armenunterstützung. 

§3- 

Das  Gesuch  um  Altersunterstützung  ist  in  Kopenhagen  beim  Magistrat  und  ausser- 
halb bei  dem  betreffenden  Gemeindevorstand  einzureichen.  Das  Gesuch,  für  welches  vom 
Hinister  des  Innern  vorgeschriebene  Formulare  bei  den  vorbezeichneten  Behörden  erhältlich 
sind,  muss  die  zur  Beurteilung  der  Bewilligung  der  Unterstützung  notwendigen  Auf- 
klärungen enthalten.  Dem  Gesuch  sind  die  Legitimationspapiere  und  sonstige  Urkunden, 
welche  der  Antragsteller  herbeischaffen  kann,  beizufügen,  auch  soll  das  Gesuch  mit  der 
auf  Treu  und  Glauben  vollzogenen  Erklärung  versehen  sein,  dass  sein  Inhalt  der  Wahrheit 
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heden.  Er  han  ude  af  Stand  til  at  ndstede  en  saadan  Erklsering,  skal  Bigtigheden  af 
de  i  Begffiringen  indeholdte  Oplysninger  vcere  attesteret  af  tvende  med  Forholdene  noje 
kendte  Personer,  hvis  TroYserdighed,  om  fomedent,  bevidnes  af  CEvrigheden. 

§   4. 

De  i  §  3  ncßvnte  kommunale  Myndigheder  undersege  de  indkomne  Begseringer.  Til 
Bmg  yed  Undersegelsen  skal  nden  Betaling  meddeles  Udskrifter  eller  Attester  af  Kets-  og 
(EvrighedsprotokoUer,  Kirkebeger  og  deslige,  samt  Bistand  ydes  af  (Evrigheden.  I  fomedent 
Fald  kan  der  optages  Politiforher  over  Andrageren  og  andre,  der  maatte  knnne  meddele 
Oplysning.  Efter  endt  Undersegelse  bestemmer  vedkommende  kommnnale  Myndighed,  om 
Ancbrageren  har  Krav  paa  Alderdomsnnderstettelse,  og  i  saa  Fald,  hyad  og  hvormeget 
der  skal  ydes  ham. 

Den  Hjselp,  som  det  bliver  nedvendigt  forinden  Sagens  endelige  Afgerelse  at  tilstaa 
den  paagsßldende,  betragtes,  for  saa  yidt  han  findes  berettiget  til  Alderdomsnnderstettelse, 
som  en  Del  af  denne,  i  modsat  Fald  som  Fattighjselp. 

§  5. 

Understottelsen  ber  udgere,  hvad  der  til  enhver  Tid  beheves  til  den  understettedes 
og  Families  nedvendige  Underhold  eller  til  Kor  og  Pleje  i  Sygdomstilfselde,  men  kan  i 
evrigt  bestaa  saavel  i  Penge  som  i  Natoralydelser  og,  hvor  Omstsendighedeme  tale  derfor, 
1  Anbringelse  i  sserlig  dertil  bestemte  Asyler  eller  lignende  Anstalter. 

De  Begier,  som  overfor  trsengende  i  Almindelighed  gaelde  for  Sognerejser,  for  Be- 
nyttelsen  af  Lsßger  og  Jordemedre  og  for  Yederlag  til  saadanne  samt  for  Begravelseshjselp, 
gsßlde  ogsaa  oyerfor  Personer,  som  ondersterttes  i  Henhold  til  nserrserende  Loy. 


§  6. 

For  saa  vidt  den  understettedes  Trang  ikke  har  vaeret  begründet  i  midlertidige  Aar- 
sager  saasom  forbigaaende  Sygdom,  Arbejdsleshed  og  deslige,  beholder  han  den  ham  en 
Gang  tilstaaede  ünderstettelse,  saa  Isenge  hans  Forhold  blive  nforandrede. 

Skalde  han  foretage  Handlinger,  der  efter  §  2  vilde  ndelnkke  ham  fra  Adgang  tili 
Alderdomsnnderstettelsen,  eller  sknlde  han  forede,  hvad  han  faar  i  ünderstettelse^  bort- 
falder  denne. 

Indgaar  den  onderstettede  ^gteskab  og  derefber  bliver  trsengende  til  yderligere 
ünderstettelse  end  den,  han  oppebar  ved  ^gteskabets  Indgaaelse,  gaar  han  over  til  For- 
»^rgelse  af  Fattigveesenet. 

§  7. 

Alderdomsnnderstettelsen  udredes  af  Opholdskommonen.  Er  den  onderstattede  ikko 
forsergelsesberettiget  i  Opholdskommunen,  har  denne  Krav  paa  at  erholde  tre  f^'erdedele 
af  de  anvendte  Bekostninger  refonderede  af  Forsergelseskommonen  eller,  hyis  ingen  saadan 
findes,  af  den  offentlige  Kasse,  hvem  Understettelsen  yilde  haye  paahvilet,  saafremt  den 
hayde  yseret  Fattigl^selp.  Om  ünderstettelsens  Tdelse  skal  der  i  saa  Feld  uopholdelig  ske 
Anmeldelse  til  Forsargelseskommnnen. 

Saa  Isenge  en  Person  modtager  Alderdomsnnderstettelse,  betragtes  hans  Erhveryelse 
af  Forsergelsesret  i  hans  Opholdskommone  som  hyilende. 


§  8. 
De  af  yedkommende  Eommone  afholdte  Omkostninger  med  Fradrag  af  opnaaet  Be- 
fasion  opfores  ander  en  sserskilt  Post  i  Kommanens  aarlige  Begnskab.  Efter  at  dette  paa 
Bsedyanlig  Maade  er  reyideret  af  de  kommunale  Beyisorer  og  derefter  decideret,  bliyer  en 
A&krift  af  bemeldte  Post  med  tilherende  Bilag  at  tilstille  Stedets  Oyereyrighed!,  der,  efter 
at  haye  gennemgaaet  og  om  fomedent  berigtiget  det  saaledes  modtagne,  indberetter  til 
Indenrigsministeren,  hvad  der  af  hyer  enkelt  Eommane  er  anyendt.  I  Kjebenhayn  indsendes 
Begnskabet  og  Indberetning  af  Magistraten  til  Indenrigsministeren. 
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entspricht.  Vermag  der  Antragsteller  eine  solche  Erklärung  nicht  abzageben^  so  moss  die 
!ffiebtigkeit  der  im  Gesuch  angegebenen  Thatsachen  von  zwei  mit  den  Verhältnissen  genau 
Tertranten  Personen,  deren  Glaubwürdigkeit  erforderlichenfalls  obrigkeitlich  zu  bestätigen 
ist,  bescheinigt  werden. 

§  4. 

Die  im  §  3  erwähnten  Gemeindevorstände  haben  die  eingehenden  Gesuche  zu  prüfen. 
Zu  diesem  Zweck  sind  Abschriften  oder  Bescheinigungen  ans  Gerichts-  und  sonstigen  Akten, 
Kirchenbüchern  u.  dergl.  kostenfrei  zu  erteilen,  auch  von  den  Behörden  entsprechende 
Bechtshülfe  zu  leisten.  Erforderlichen  Falls  können  der  Antragsteller  und  andere,  welclie 
Auskunft  zu  geben  vermögen,  polizeilich  zu  Protokoll  vernommen  werden.  Nach  beendigter 
Prüfung  des  Gesuchs  entscheidet  der  Gemeindevorstand,  ob  der  Antragsteller  Anspruch  auf 
Altersunterstützuug  hat,   und  zutreffenden  FaUs,    was  und  wie  viel  ihm  zu  gewähren  ist. 

Die  Unterstützung,  welche  etwa  dem  Betreffenden  vor  der  endgültigen  Entscheidung 
seines  Falls  vorläufig  zugebilligt  wird,  gilt  als  ein  Teil  der  Altersunterstützung,  wenn 
solche  bewilligt  wird,  andernfalls  als  Armenunterstützung. 

§5. 

Die  Unterstützung  muss  das  zum  Unterhalt  des  Unterstützten  und  seiner  Familie 
sowie  in  Krankheitsfällen  das  zur  Bestreitung  der  Kur-  und  Pflegekosten  Notwendige  ge- 
währen, kann  aber  im  übrigen  sowohl  in  Geld-  als  in  Naturalleistungen  und  wo  die  Um- 
stände es  erfordern,  auch  in  der  Unterbringung  in  besonders  dazu  bestimmten  Asylen  oder 
ähnlichen  Anstalten  bestehen.  . 

Die  Vorschriften,  welche  in  Bezug  auf  Hülfsbedürftige  im  allgemeinen  für  Kranken- 
besuche des  Pfarrers,  des  Arztes  und  der  Hebamme  und  för  den  Ersatz  solcher  und  der 
Begräbnis- Kosten  gelten,  finden  auch  auf  die  nach  diesem  Gesetz  Unterstützten  Anwendung. 

§  6. 

Sofern  die  Hülfsbedürftigkeit  des  Unterstützten  nicht  durch  vorübergehende  Ursachen, 
wie  gelegentliche  Krankheit,  Arbeitslosigkeit  oder  dergl.  herbeigeführt  ist,  soll  der  Unter- 
stützte die  einmal  gewährte  Unterstützung  so  lange  behalten,  als  seine  Lage  unver- 
ändert bleibt. 

Sollte  er  Handlungen  begehen^  welche  gemäss  §  2  vom  Bezug  der  Altersunter- 
Stützung  ausschliessen,  oder  sollte  er  die  ihm  gewährte  Unterstützung  vergeuden,  so  fällt 
diese  fort 

Geht  der  Unterstützte  eine  Ehe  ein  und  wird  infolge  dessen  einer  weiteren  Unter- 
stützung bedürftig,  als  er  bei  Schliessung  der  Ehe  bezieht,  so  verfällt  er  der  Fürsorge 
der  Armenpflege. 

§  7. 

Die  Altersunterstützung  ist  von  der  Gemeinde  des  Aufenthaltsorts  zu  zahlen;  wenn 
der  Unterstützte  in  dieser  Gemeinde  nicht  versorgungsberechtigt  ist,  kann  sie  */^  der  auf- 
gewandten Kosten  von  der  Versorgungspflichtigen  Gemeinde  oder,  in  Ermangelung  einer 
solchen  von  derjenigen  öffentlichen  Kasse  erstattet  verlangen,  welcher  die  Unterstützung 
unter  den  Voraussetzungen  einer  Armenunterstützung  obgelegen  haben  würde.  Die  Leistung 
der  Unterstützung  soll  in  solchem  Fall  sofort  der  Versorgungspflichtigen  Gemeinde  an- 
gezeigt werden. 

Solange  jemand  Altersunterstützung  bezieht,  ruht  die  Erwerbung  des  Versorgungs- 
rechts  in  der  Gemeinde  seines  Aufenthaltsorts. 

§8. 
Die  von  der  Gemeinde  aufgewendeten  Kosten  sollen  nach  Abzug  der  erhaltenen  Er- 
stattungen unter  einem  besonderen  Titel  in  der  Jahresrechnung  der  Gemeinde  eingetragen 
werden.  Nachdem  diese  Abrechnung  in  der  üblichen  Form  durch  die  Gemeinderevisoren 
geprüft  und  bestätigt  worden,  ist  eine  Abschrift  des  erwähnten  Titels  nebst  den  dazu  ge- 
hörenden Anlagen  der  zuständigen  Oberbehörde  einzusenden,  welche  nach  vorgenommener 
Prüfling  bezw.  Berichtigung  dem  Minister  des  Innern  darüber  zu  berichten  hat,  was  von 
jeder  einzelnen  Gemeinde  aufgewendet  worden  ist  Ja  Kopenhagen  hat  der  Magistrat  die 
Abrechnung  und  den  Bericht  an  den  Minister  des  Linem  einzusenden. 
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§  9. 

Af  Kommnnemes  Udgifter  ved  Alderdomsnnderstdttelsen  tilskyder  Statskassen  Halv- 
delen,  dog  ikke  ad  oyer  2  Millioner  Kroner  aarlig,  og  saaledes,  at  der  i  Finansaarene 
1891—92  til  1894—95  kun  tilskydes  1  Million  aarlig,  medens  det  Mde  Beleb  ferst 
stilles  til  Baadighed  i  Finansaaret  1895 — 96. 

Statstilskndet  fordeles  mellem  Kommaneme  i  Forhold  til,  hyad  hver  enkelt  af  disse 
i  Felge  de  modtagne  Indberetninger  har  anvendt,  og  maa  ikke  overstige  Halvdelen  deraf. 

§10. 

Besvseringer  fra  de  trsengende  over  de  af  yedkommende  kommnnale  Myndigheder  i 
Medfer  af  nservserende  Lov  tagne  Bestemmelser  knnne  ikke  indbringes  for  Domstolene,  men 
forelffigges  for  Oyereyrigbeden,  hvis  Afgerelse,  for  saa  vidt  BesvsBringen  ikke  tages  til 
Felge,  er  endelig,  men  i  andet  Fald  af  de  nsevnte  Myndigheder  kan  indankes  for  Inden- 
rigsministeren;  i  Xjebenhavn  forelsBgges  Besvseringer  over  de  af  Magistraten  tagne  Be- 
stemmelser for  Indenrigsministeren. 

Eommer  Overeyrigheden  yed  ^nnemsynet  af  Begnskabeme  eller  paa  anden  Maade 
til  Knndskab  om,  at  der  er  ydet  Alderdomsonderstettelse  til  dertil  nberettigede,  eller  at 
Loyens  Bestemmelser  i  andre  Henseender  ere  tilsidesatte,  har  den  ligeledes  at  traeffe  Af- 
gerelse i  Sagen,  der  dog  kan  indankes  for  Indenrigsministeren. 

Meningsnligheder  mellem  Kommaneme  indbyrdes  i  Anledning  af  de  dem  i  Henhold 
til  denne  Loy  paahyilende  Forpligtelser,  afgeres  i  eyrigt  af  Amtmanden  i  den  Oyereyrig- 
heds  Kreds,  hyortil  den  Kommane  henherer,  mod  hyem  Forpligtelsen  geres  gseldende,  og 
for  saa  yidt  det  er  Ejebenhayn,  om  hyis  Forpligtelse  der  tyistes,  af  Indenrigsministeren. 
De  af  Amtmasndene  afgiyne  Kendelser  kanne  indankes  for  Indenrigsministeren. 

§11. 

Denne  Loy  trseder  i  Kraft  den  Iste  Jali  1891;  dog  skal  Indenrigsministeren,  naar 
en  Bestyrelse  for  en  Kommane  anholder  derom,  og  sserlige  Grande  i  eyrigt  tale  derfc^r, 
vsere  bemyndiget  til  at  fastsffitte,  at  de  Bestemmelser  i  Loyen,  der  ikke  angaa  Kom- 
manens  Forhold  til  andre  Kommaner,  ferst  skalle  trsede  i  Kraft  for  Kommanen  den 
Iste  Janaar  1892. 
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§  9. 

Von  den  Ausgaben  der  Gemeinden  für  Altersnnterstützong  trägt  die  Staatskasse  die 
Hälfte,  aber  nicht  über  2000000  Kronen  jährlich  nnd  zwar  so,  dass  in  den  Bechnnngs- 
jahren  1891/92  bis  1894/95  nur  1000000  Kr.  jährlich  beigesteuert  wird,  während  der  Tolle 
Betrag  erst  mit  dem  Bechnungsjahr  1895/96  zur  Verfügung  gestellt  wird. 

Der  StaatszuschuBS  ist  unter  die  Gemeinden  nach  Verhältnis  der  von  ihnen  nach- 
gewiesenen Ausgaben  zu  verteilen  und  darf  nicht  die  Hälfte  der  bezüglichen  Ausgaben 
übersteigen. 

§  10. 

Beschwerden  der  Hülfsbedürffcigen  gegen  die  in  Anwendung  dieses  Gesetzes  von  den 
Gemeindebehörden  getroffenen  Entscheidungen  können  nicht  bei  den  Gerichten,  sondern  nur 
bei  den  OberbehOrden  angebracht  werden,  deren  Entscheidungen,  falls  sie  ablehnend  aus- 
fallen, endgiltig  sind,  anderenfalls  aber  der  Berufung  an  den  Minister  des  Innern  unter- 
liegen; in  Kopenhagen  sind  Beschwerden  gegen  die  Entscheidungen  des  Magistrats  beim 
Minister  des  Innern  anzubringen. 

Wenn  die  OberbehOrde  bei  Prüfung  der  Abrechnung  oder  sonst  wie  herausfindet, 
dass  Altersunterstützung  an  Unberechtigte  gewährt  ist,  oder  dass  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  in  anderer  Hinsicht  verletzt  worden  sind,  so  hat  sie  gleichfalls  hierüber  eine 
Entscheidung  zu  treffen,    gegen  welche  Berufung   an  den  Minister  des  Innern  offen  steht 

Meinungsverschiedenheit  zwischen  den  einzelnen  Gemeinden  anlässlich  der  ihnen  nach 
diesem  Gesetz  obliegenden  Verpflichtungen  sind  im  übrigen  von  dem  Amtmann  im  Bezirk 
der  Oberbehörde,  zu  welchem  die  in  Anspruch  genommene  Gemeinde  gehört,  und  soweit 
Kopenhagen  in  Frage  kommt,  vom  Minister  des  Innern  zu  entscheiden. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Amtmanns  steht  die  Berufung  an  den  Minister  des 
Innern  offen. 

§  11. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  1891  in  Kraft,  jedoch  kann  der  Minister  des  Innern 
aus  besonderen  Gründen  auf  Antrag  des  Gemeindevorstandes  bestimmen,  dass  die  Vor- 
schriften des  Gesetzes,  welche  das  Verhältnis  der  Gemeinde  zu  anderen  Gemeinden  nicht 
berühren,  für  die  betreffende  Gemeinde  erst  am  1.  Januar  1892  in  Kraft  treten. 
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Lov 


om 
anerkendte  Sygekasser. 

StAdfsestet  af  Hb.  Maj.  Eong:  Christian  IX.,  den  12.  April  1892. 

I. 

§1. 

Enhver  Sygekasse,  som  er  en  Forening  af  Personer,  der  have  sluttet  sig  sammen 
ior  ved  besternte  Bidrag  at  sikre  hverandre  gensidig  Hjselp  i  Sygdemstilfselde,  har  Bet 
til  at  faa  offentlig  Anerkendelse  og  den  dermed  forbnndne  Stette  af  det  offentlige,  naar 
den  fyldestger  de  i  denne  Lov  indeholdte  Forskrifter,  og  dette  efter  SygekasseinspektOTens 
Indstilling  godkendes  af  Inderigsministeren. 

Anerkendelscn  meddeles  af  Indenrigsministeren  og  ofifentliggores  af  denne. 

Anerkendte  Sygekasser  have  Bet  til  at  optage  Medlemmer,  der  kon  yde  Bidrag  til 
Kassen,  men  ikke  have  Bet  til  Hjselp  af  denne.  Disse  Medlemmer  have  imidlertid  ikke 
Adgang  til  de  Fordele,  som  denne  Lov  hjemler,  og  de  komme  ikke  i  Betragtning,  naar 
der  1  Medfer  af  Loven  tages  Hensyn  til  Medlemsbidrag  eller  Medlemstal. 


Begsering  om  Anerkendelse  indsendes  til  Sygekasseinspekteren  ledsaget  af  1)  et 
Eksemplar  af  Kassens  Yedteegt,  2)  en  Fortegnelse  over  Medlemmeme  med  Angivelse  af 
disses  Alder  og  Livsstilling,  3)  en  Udskrifb  af  den  Beslntning,  1  Henhold  til  hvilken  An- 
erkendelse 80ges,  samt  4)  for  saa  vidt  det  ikke  er  en  ny  oprettet  Kasse,  det  sidste 
Aars  Begnskab. 

§  3. 

For  at  faa  og  beholde  offentlig  Anerkendelse  maa  en  Sygekasse  som  Begel  haye 
mindst  50  Medlemmer. 

Under  sserlige  Omstsendigheder  kan  Anerkendelse  meddeles  en  Kasse  med  et  mindre 
Medlemstal,  dog  ikke  ander  30,  og  en  saadan  Kasse  har  Bet  til  Anerkendelse,  saafremt 
den  har  S»de  i  en  Kommnne  med  ikke  oyer  800  Indbyggere.  Gaar  dens  Medlemstal 
ned  ander  30,  bortfalder  Anerkendelsen. 

Naar  to  Kasser^  der  have  mindst  30  Medlemmer  hyer,  eller  flere  Kasser,  der  have 
mindst  20  Medlemmer  hyer  —  med  Ssede  i  Nabokommaner  eller  paa  lignende  Maade 
noer  hyerandre  —  slatte  sig  sammen  til  gensidig-  Sikring  af  deres  Forpligtelser,  har 
enhyer  af  dem  Bet  til  Anerkendelse,  om  end  ingen  af  dem  har  et  Medlemstal  af  50. 
Gaar  det  samlede  Medlemstal  ned  ander  50,  bortfalder  Anerkendelsen. 

§  4. 
For  at  faa  Anerkendelse  maa  en  Sygekasse  enten  ysere  knyttet  til  et  besiemt  Fag 
(Handel,  Indastri  eller  Haandyserk),  eller  dens  Yedtsegt  maa  fastseette  en  efter  Forholdene 
i   det   enkelte   Tilfselde  passende   stedlig   Begrsensning  for  Betten  til  at  ysere  Medlem  af 
Sygekassen. 
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Gesetz 

ttber 

anerkannte  Krankenkassen. 

Bestätigt  von  Sr.  Haj.  König  Christian  IX.,  den  12.  April  1892. 


I. 

§1- 

Jede  Krankenkasse,  welche  aas  einer  Yereinigong  yon  Personen  besteht,  die  sich 
znsammesgeschlossen  haben,  am  dorch  bestimmte  Beiträge  einander  gegenseitige  Hülfe  in 
Krankheitsfällen  zn  sichern,  hat  das  Recht,  staatliche  Anerkennung  and  die  damit  ver- 
bandene  staatliche  Unterstützong  za  erhalten,  wenn  sie  die  in  diesem  Gesetz  enthaltenen 
Vorschriften  erfallt,  and  dies  aaf  Vorschlag  des  Krankenkasseninspektors  vom  Minister  des 
Innern  bestätigt  wird. 

Die  Anerkennang  wird  yom  Minister  des  Innern  mitgeteilt  and  yeröffentlicht. 

Anerkannte  Krankenkassen  haben  das  Becht,  Mitglieder  aafzanehmen»  welche  nor 
Beiträge  zur  Kasse  zahlen,  aber  kein  Becht  auf  Unterstützung  gegen  diese  haben.  Solche 
Mitglieder*)  haben  auch  keinen  Anteil  an  den  Vorteilen,  welche  dieses  Gesetz  gewährt, 
ond  kommen  nicht  in  Betracht,  wenn  gemäss  dem  Gesetz  Bezug  auf  Mitgliederbeitrag  oder 
Mitgliederzahl  genommen  wird. 

§2. 

Der  Antrag  auf  Anerkennung  ist  dem  Krankenkasseninspektor  einzusenden,  unter 
Beifügung  1.  eines  Exemplars  der  Kassenstatuten,  2.  eines  Verzeichnisses  der  Mitglieder 
mit  An^be  von  Alter  und  Stand,  3.  einer  Abschrift  des  Beschlusses,  auf  Grund  dessen 
die  Anerkennung  nachgesucht  wird,  endlich  4.  des  letzten  Jahres-Bechnungsabschlusses, 
sofern  nicht  eine  neuerrichtete  Kasse  in  Frage  kommt. 

§3. 

Um  die  öffentliche  Anerkennung  zu  erhalten  und  behalten,  muss  eine  Krankenkasse 
mindestens  50  Mitglieder  haben. 

Unter  besonderen  Verhältnissen  kann  die  Anerkennung  einer  Kasse  mit  geringerer 
Mitgliederzahl,  jedoch  nicht  unter  30,  erteilt  werden,  und  eine  solche  Kasse  hat  ein  Becht 
auf  Anerkennung,  sofern  sie  ihren  Sitz  in  einer  Gemeinde  mit  nicht  über  800  Einwohnern 
hat.     Geht  ihre  Mitgliederzahl  unter  30  hinab,  so  fSQlt  die  Anerkennung  fort. 

Wenn  zwei  Kassen,  von  denen  jede  mindestens  30  Mitglieder  hat  —  mit  dem  Sitz 
in  Nachbargemeinden  oder  auf  ähnliche  Weise  einander  nahe  —  sich  zur  gegenseitigen 
Sicherung  ihrer  Verpflichtungen  zusammenschliessen ,  so  hat  jede  von  ihnen  ein  Becht  auf 
Anerkennung,  wenn  auch  keine  von  ihnen  eine  Mitgliederzahl  von  50  aufweist.  Greht  die 
gesamte  Mitgliederzahl  unter  50  herab,  so  föllt  die  Anerkennung  fort. 

§4. 
Um    die  Anerkennung    zu   erhalten,    muss    eine  Krankenkasse   entweder    an   ein  be- 
stimmtes Fach  gebunden  sein  (Handel,  Industrie  oder  Handwerk),  oder  ihre  Statuten  müssen 
eine  den  jeweiligen  Verhältnissen  anzupassende  örtliche  Begrenzung  für  die  Mitgliedschaft 
festsetzen. 


*)  Ehiemnitglieder,  durch  deren  Beiträge  sich  bis  dahin  viele,   namentlich  kleinere  Kassen 
zu  halten  suchten. 
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Den  OYennseynte  stedlige  BegTsensning  skal  i  Beglen  ysere  Eommnnen.  Ligesom  dog 
Anerkendelse  kan  meddeles  saadanne  Sygekasser,  der  ved  Lovens  Ikrafttrseden  omfatter 
flere  Kommuner,  knnne  kebenhaynske  Sygekasser  omfatte  Kabokommimer  og  omvendt. 
Indeu  for  Eommanen  maa  Graensen  ikke,  nden  iDderigsministerens  Samtykke,  vsere 
snsBvrere  end  et  Sogn,  midtagen  hvor  der  i  Sognet  findes  en  bymsßssig  Bebyggelse  med 
mindst  1,000  Indbyggere,  eller  hvor  Beliggenbeden  nedvendigger  en  snsevrere  Grsense. 
Foranstaaende  Bestemmelser  ere  ikke  til  Hinder  for^  at  et  Medlem,  der  flytter  nden  for 
Sygekassens  Omraade,  kan  blive  i  samme,  for  saa  vidt  Vedtsegten  tiUader  det.  Ligeledes 
kmine  Medlemmer  af  anerkendte  Fagsygekasser,  naar  de  trsede  ad  af  deres  Fag,  beholde 
deres  Medlemsret,  for  saa  yidt  Yedtsegten  hjenüer  det,  og  det  i  arrigt  ikke  staar  i  Strid 
med  Loven. 

Er  en  Sygekasse  knyttet  til  et  besternt  Fags  Arbejdere  eller  oprettet  for  dettes 
Mestere,  Svende  eller  Leerlinge,  skal  den  indenfor  Kassens  stedlige  Omraade  staa  aaben 
for  alle  Fagets  Arbejdere  af  den  paagaeldende  Klasse,  knn  med  de  i  §  6  nsBvnte  Betingelser. 


§  5. 

Endvidere  kan  Anerkendelse  meddeles  saadanne  ved  Lovens  Ikrafktrseden  bestaaende 
Sygekasser,  der  omfatte  en  Ereds  af  Personer,  knyttede  til  en  enkelt  bestemt  Forretning, 
eller  Virksomhed. 

II. 

§  6. 

Medlemmer  af  anerkendte  Sygekasser  knnne  knn  falgende  vsere:  nbemidlede  Arbej- 
dere, Husmaend,  Haandvserkere  og  Naeringsdrivende,  lavt  lennede  Bestillingsmaend  og  andre 
med  de  naevnte  i  ekonomisk  Henseende  lige  stillede  Msend  og  Evinder.  Dog  sknlle  de 
ved  denne  Lovs  Ikrafttraeden  bestaaende  Easser,  som  inden  6  Maaneder  indgive  Begsering 
derom,  have  Adgang  til  Anerkendelse,  sely  om  der  i  dem  findes  Medlemmer,  der  ikke 
falde  inden  for  det  angivne  Omraade,  naar  de  ere  optagne  i  Kassen,  inden  Loven  stad- 
faestes.  For  disse  Medlemmers  Yedkommende  tilkommer  der  imidlertid  ikke  Eassen  noget 
Tilsknd  af  det  offentlige,  ligesom  disse  Medlemmer  ikke  have  Erav  paa  de  i  §§  12  og  13 
naevnte  Begunstigelser. 

Ingen  kan  optages  i  en  anerkendt  Sygekasse  som  Medlem,  forinden  han  bar  fyldt 
15  Aar.  For  evrigt  bestemmes  Aldersgraenseme  for  Optagelse  i  Sygekassen  ved  dennes 
Vedtaegt. 

Personer,  der  lide  af  en  kronisk  eller  obelbredelig  Sygdom,  som  medferer  eller 
skennes  at  könne  medfare  en  vaesentlig  Indskrsenkning  i  deres  Arbejdsevne,  könne  kon 
optages,  naar  dette  odtrykkelig  hjemles  1  Vedtaegteme,  og  da  kon  paa  den  Betingelse,  at 
de  ikke  bave  Bet  til  Understettelse  Jfor  den  Sygdoms  Yedkommende,  der  konstateredes 
ved  Optagelsen. 

§  7. 

Om  nogen  efber  denne  Lov  kan  vaere  Medlem  af  en  anerkendt  Sygekasse  og  med 
hvilken  Medlemsret,  afgores  i  Tvivlstilfaelde  af  et  üdvalg,  bestaaende  af  et  Medlem,  od- 
naevnt  af  Kommonalbestyrelsen  paa  det  Sted,  hvor  den  paagaeldende  bor,  et  af  Kassens 
Bestyrelse  valgt  Medl6m  og  Kassens  Laege.  Har  Kassen  Ingen  fast  Laege,  antager  den 
en  Laege  til  at  tiltraede  üdvalget.  üdvalgets  Afgarelse  kan  indankes  for  Indenrigs- 
ministeren  af  den,  hvem  Optagelse  er  bleven  naegtot,  samt  af  Sygekasseinspekteren,  hvem 
Afgerelsen  skal  meddeles. 

De   naermere    Begier    om    Üdvalgets    Virksomhed   fastsaettes    af   Indenrigsministeren. 


§  8. 
Opharer  en  Sygekasse  eller  bortfalder  dens  Anerkendelse,  fordi  dens  Medlemsantal 
gaar  ned   onder  Minimom,    og  nogen,    der  hidtil  har  vaeret  Medlem   af  en  saadan  Easse, 
inden  2  Maaneders  Forlab  begaerer  sig  optaget  i  en  anden  anerkendt  Sygekasse,  til  hvil- 
ken  han   efber   de  for   denne  gaeldende  Begier  om   de  personlige  Betingelser  maatte  have 
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Die  obenerwähnte  örtliche  Begrenzung  soll  in  der  Begel  die  Gemeinde  sein.  Ebenso 
wie  die  Anerkennung  Krankenkassen  erteilt  werden  kann,  welche  bei  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  mehrere  Gemeinden  umfassen,  können  auch  die  Kopenhagener  Krankenkassen 
Nachbargemeinden  umfassen  und  umgekehrt.  Innerhalb  der  Gemeinde  soll  die  Begrenzung 
ausser  bei  Zustinmiung  des  Ministers  des  Innern,  nicht  weniger  als  ein  Kirchspiel  umfassen, 
ausgenommen,  wenn  dieses  eine  stadtmässige  Bebauung  mit  mindestens  1000  Bewohnern 
hat,  oder  wo  die  Lage  eine  engere  Begrenzung  nötig  macht.  Die  vorstehenden  Bestim- 
mungen yerhindem  aber  nicht,  dass  ein  Mitglied,  welches  ausserhalb  des  Umkreises  der 
Krankenkasse  verzieht,  in  derselben  verbleiben  kann,  sofern  die  Statuten  dies  zulassen. 
Ebenso  können  Mitglieder  einer  anerkannten  Fachkrankenkasse,  wenn  sie  aus  diesem  Fache 
austreten,  ihr  Mitgliedsrecht  behalten,  sofern  die  Statuten  dies  zulassen,  und  es  im  übrigen 
mit  dem  Gesetze  nicht  in  Widerspruch  steht. 

Ist  eine  Krankenkasse  für  die  Arbeiter  eines  bestimmten  Faches  oder  für  die  Meister, 
Gesellen  oder  Lehrlinge  desselben  errichtet,  so  soll  sie  innerhalb  ihres  örtlichen  Umkreises 
'allen  Facharbeitern  der  betreffenden  Art  offen  stehen,  jedoch  unter  den  in  §  6  genannten 
Bedingungen. 

§5. 

Femer  kann  die  Anerkennung  auch  solchen  bei  Inkrafttreten  des  Gesetzes  bestehenden 
Krankenkassen  zuteilwerden,  welche  einen  Kreis  von  Personen  umfiissen,  die  einzelnen 
bestimmten  G^chäften  oder  Betrieben  angehören. 

n. 

§  6. 

Mitglieder  anerkannter  Krankenkassen  können  nur  folgende  werden:  Unbemittelte 
Albeiter,  Häusler,  Handwerker  und  Gewerbetreibende,  niedrig  gelohnte  Bedienstete  und 
andere  mit  den  Genannten  in  wirtschaftlicher  Beziehung  gleichstehende  Personen  beiderlei 
Geschlechts,  jedoch  sollen  die  bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  bestehenden  Kassen,  welche 
innerhalb  6  Monaten  einen  bezüglichen  Antrag  einreichen,  die  Anerkennung  erhalten,  selbst 
wenn  sich  in  ihr  Mitglieder  befinden,  die  nicht  in  den  angegebenen  Kreis  fallen,  sofern 
diese  vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  in  die  Kasse  aufgenommen  worden  sind.  Für 
diese  Mitglieder  erhält  die  Kasse  jedoch  keinen  Staatszuschuss;  ebenso  haben  diese  Mit- 
glieder kein  Anrecht  auf  die  in  den  §§12  und  13  aufgeführten  Vergünstigungen. 

Niemand  kann  in  eine  Krankenkasse  vor  vollendetem  15.  Jahre  aufgenommen  werden. 
Im  Übrigen  wird  die  Altersgrenze  far  die  Aufoahme  in  eine  Krankenkasse  durch  deren 
Statuten  bestimmt. 

Personen,  welche  an  einer  chronischen  oder  unheilbaren  Krankheit  leiden,  die  eine 
wesentliche  Einschränkung  der  Arbeitsfähigkeit  nach  sich  ziehen  kann,  dürfen  nur  aufge- 
nommen werden,  wenn  die  Statuten  dies  ausdrücklich  gestatten,  und  dann  nur  unter  der 
Bedingung,  dass  sie  kein  Recht  auf  Unterstützung  für  die  Folgen  der  bei  der  Aufiaahme 
festgestellten  Krankheit  haben. 

§7. 

Ob  Jemand  nach  diesem  Gesetz  Mitglied  einer  anerkannten  Krankenkasse  werden 
kann  und  mit  welchem  Mitgliedsrecht,  wird  im  Zweifelsfalle  von  einem  Ausschuss  ent- 
schieden, welcher  aus  einem  vom  Gememeindevorstand  des  Wohnorts  des  Betreffenden  er- 
nannten Mitglied,  einem  vom  Kassenvorstand  erwählten  Mitglied  und  dem  Kassenarzt  be- 
steht. Hat  die  Kasse  keinen  festen  Arzt,  so  wird  ein  Arzt  für  den  Beitritt  zum  Ausschuss 
angenommen.  Die  Entscheidung  des  Ausschusses  kann  von  demjenigen,  welchem  die  Auf- 
nahme verweigert  ist,  sowie  von  dem  Krankenkasseninspektor,  welchem  die  Entscheidung 
mitzuteilen  ist,  durch  Berufung  an  den  Minister  des  Innern  angefochten  werden. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Thätigkeit  des  Ausschusses  werden  vom  Minister 
des  Innern  festgesetzt. 

§8- 

Geht  eine  Krankenkasse  ein  oder  verliert  sie  die  Anerkennung,  weil  ihre  Mitglieder- 
zahl unter  das  Minimum  hinabgeht,  und  stellt  Jemand,  der  bis  dahin  Mitglied  einer  solchen 
Kasse  war,  innerhalb  2  Monaten  den  Antrag,  in  eine  andere  Kasse  aufgenommen  zu  werden, 
zu  welcher   er  nach  den  für   diese   über  die  persönlichen  Bedingungen  geltenden  Segeln 

4e 
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AdgaDg,  kan  Optagelse  i  Kassen  ikke  nsegtes  harn,  fordi  han  har  overskredet  den  i 
sammes  Yedtsegt  fastsatte  Aldersgrsense  for  Adgang  til  Kassen,  ligesom  Bestemmelsen 
om  Forlebet  af  en  Tis  Frist  efter  Optagelsen,  inden  hvilken  Hjselp  af  Kassen  ikke  kan 
kr»yes  (§  18),  ikke  kommer  til  Anvendelse  i  dette  Til&elde. 


§  9. 

Optagelse  i  en  anerkendt  Sygekasse  kan  ikke  nsegtes  nogen,  naar  han  fyldestger 
de  ovenfor  foreskrevne  Betingelser,  saaledes  som  disse  maatte  Tsere  nsermere  bestemte  i 
Kassens  Yedteegt. 

Ingen  maa  samtidig  nyde  Medlemsret  i  mere  end  en  anerkendt  Sygekasse.  Er 
nogen  ved  sin  Optagelse  i  en  anerkendt  Sygekasse  Medlem  af  en  ikke  anerkendt,  skal 
han  samtidig  med  Optagelsen  anmelde  det  for  Bestyrelsen  af  fgrstnsdvnte  Kasse.  Lignende 
Anmeldelse  skal  straks  ske,  dersom  et  Medlem  af  en  anerkendt  Sygekasse  tillige  har  eller, 
erhyerver  Medlemsret  i  en  ikke  anerkendt.  Intet  Medlem  af  en  anerkendt  Sygekasse  kan 
ved  at  indtrsdde  i  flere  Sygekasser  sikre  sig  en  sterre  daglig  Pengel^selp,  end  hans  gen- 
nemsnitlige  Arbejdsfortjeneste  ndgar. 

Overtrsedelse  af  de  i  2det  Stykke  indeholdte  Bestemmelser  saa  vel  som  Svig  imod 
Kassen  medferer  Tab  af  Medlemsretten. 


in. 

§  10. 

I  en  anerkendt  Sygekasse  skolle  Medlemmemes  Bidrag  vsere  saaledes  fastsatte,  at 
de  i  Forbindelse  med  Kassens  arrige  ordiniere  Indt»gter  og  det  ved  denne  Lov  paabndte 
Tilsknd  fira  det  offentlige  efter  de  forhaandenvserende  Erfaringer  maa  antages  at  vsere 
tilstrsßkkelige  til  Fyldestgarelse  af  Kassens  Forpligtelser. 

Naar  Indsknd  ndredes  Ted  Optagelse  i  en  anerkendt  Sygekasse,  skal  dette  henlsegges 
til  en  Beserrefond. 


§  11. 

Til  de  anerkendte  Sygekasser  ndredes  aarlig  af  Statskassen  et  Tilsknd  paa 
500,000  Kr. 

Dette  Tilsknd  fordeles  mellem  de  enkelte  Sygekasser  dels  i  Forhold  til  deres  Med- 
lemsantal  yed  Aarets  Udgang,  dels  i  Forhold  til  Medlemsbidraget  i  det  paagseldende  Aar. 
Den  Del  af  Tilsknddet,  der  ydes  i  Forhold  til  Medlemsantallet,  kan  ikke  OTerstige  2  Kr. 
for  hyert  Medlem,  og  den  Del,  der  ydes  i  Forhold  til  Medlemsbidraget,  kan  ikke  oyer- 
stige  en  Femtedel  af  den  enkelte  Kasses  Medlemsbidrag. 

For  saa  yidt  en  Sygekasse  har  Medlemmer,  der  i  Henhold  til  §  20  Nr.  1  syare  et 
layere  Medlemsbidrag  end  det  for  Kassens  Medlemmer  almindelig  bestemte,  nedssettes  den 
Del  af  Statskassens  Tilsknd,  der  ndredes  i  Henhold  til  Medlemstal,   i  tilsyarende  Forhold. 


§  12. 
Naar  Medlemmer  af  en  anerkendt  Sygekasse  og  deres  B0m  nnder  15  Aar,  for  saa 
yidt  de  ere  i  Hjemmet,  optages  til  Behandling  paa  et  Staten  eller  en  Amts-,  Kjebstads- 
eller  Handelspladskommune  tilherende  Sygehns,  som  ikke  ndelnkkende  er  bestemt  for  yisse 
Klasser  af  Personer,  giyes  der  Sygekassen  Fritagelse  for  eller  Nedssettelse  i  Betalingen  i 
lige  saa  lang  Tid,  som  Medlemmet  har  Bet  til  Hjselp  af  Kassen,  for  saa  yidt  den  syge 
er  bosat  i  det  Distrikt,  for  hTÜket  Sygehnset  er  bestemt,  og  der  foreligger  Lsegeerkbering 
om,  at  Hospitalsophold  er  n0dyendigt.  Yederlaget  for  det  meTnte  Tidsmm  er  hgjst  Haly- 
delen  af  den  ellers  fastsatte  Betaling  for  hyer  indlagt  Person,  dog  at  der  betales  sserskilt 
for  Bandager,  Ekstrayagt  og  lignende  Ydelser. 
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Zutritt  hätte,  so  kann  ihm  die  Aafiiahme  in  die  Kasse  nicht  verweigert  werden,  weil  er 
die  in  ihren  Statuten  festgesetzte  Altersgrenze  ffir  den  Beitritt  zur  Kasse  überschritten 
habe;  ebenso  kommt  die  Besümmnng  über  den  Verlauf  einer  gewissen  Frist  nach  der  Auf- 
nahme, innerhalb  welcher  eine  Unterstützung  von  der  Kasse  nicht  beansprucht  werden 
kann  (§  18),  in  solchem  Falle  nicht  zur  Anwendung. 

§9. 

Die  Aufoahme  in  eine  anerkannte  Krankenkasse  kann  Niemandem  yerweigert  werden, 
wenn  er  die  yorstehenden  Bedingungen  dergestalt,  wie  diese  in  den  Kassenstatuten  näher 
bestimmt  sind,  erfüllt. 

Niemand  darf  gleichzeitig  in  mehr  als  einer  anerkannten  Krankenkasse  das  Mitglieds- 
recht erwerben.  Ist  Jemand  bei  seiner  Aufoahme  in  eine  anerkannte  Krankenkasse 
IfitgUed  einer  nicht  anerkannten,  so  hat  er  dies  gleich  bei  der  Aufiiahme  dem  Vorstand  der 
erstgenannten  Kasse  anzuzeigen.  Eine  gleiche  Anzeige  muss  auch  sofort  geschehen,  £allB 
ein  Mitglied  einer  anerkannten  Krankenkasse  ausserdem  das  Mitgliedsrecht  in  einer  nicht 
anerkannten  hat  oder  erwirbt.  Kein  Mitglied  einer  anerkannten  Krankenkasse  kann  durch 
den  Eintritt  in  mehrere  Krankenkassen  sich  ein  grösseres  tägliches  Krankengeld  sichern, 
als  sein  durchschnittlicher  ArbeitsTerdienst  beträgt. 

Eine  Übertretung  der  im  2.  Absatz  enthaltenen  Bestimmungen  sowie  ein  Betrug 
gegen  die  Kasse  fuhrt  den  Verlust  des  Mitgliedrechts  herbei. 

m. 

§  10. 

Bei  einer  anerkannten  Krankenkasse  sollen  die  Beiträge  der  Mitglieder  so  festgesetzt 
werden,  dass  sie  in  Verbindung  mit  den  übrigen  gewöhnlichen  Einkünften  der  Kasse  und 
mit  dem  durch  dieses  Gesetz  Torgeschriebenen  Staatszuschuss  nach  den  vorhandenen  £r- 
&hnmgen  als  hinreichend  zur  ErfOdlung  der  Verbindlichkeiten  der  Kasse  angenommen 
werden  können. 

Wenn  bei  Aufiiahme  in  eine  anerkannte  Krankenkasse  Eintrittsgeld  entrichtet  wird, 
soll  dieses  zu  einem  Beservefonds  abgeführt  werden. 

§  11. 

Für  die  anerkannten  Krankenkassen  wird  jährlich  ein  Zuschuss  von  500000  Sjronen 
aus  der  Staatskasse  gezahlt. 

Dieser  Zuschuss  wird  unter  die  einzelnen  Krankenkassen  teils  im  Verhältnis  zur 
Mitgliederzahl  am  Ausgang  des  Jahres,  teils  im  Verhältnis  zum  Mitgliederbeitrag  im  be- 
treffenden Jahre  verteilt.  Der  Teil  des  Zuschusses,  der  im  Verhältnis  zur  Mitgliederzahl 
verteilt  wird,  darf  2  Kronen  für  jedes  Mitglied  nicht  übersteigen,  und  der  Teil,  der  im 
Verhältnis  zur  Mitgliederzahl  gezahlt  wird,  darf  ein  Fünftel  des  Mitgliederbeitrages  der 
einzelnen  Kasse  nicht  übersteigen. 

Falls  eine  Kasse  Mitglieder  hat,  welche  gemäss  §  20  einen  geringeren  Beitrag  als 
den  für  die  Kassenmitglieder  sonst  bestinmiten  entrichten,  so  wird  der  Teil  des  Staats- 
znschusses,  der  im  Verhältnis  zur  Mitgliederzahl  gezahlt  wird,  entsprechend  herabgesetzt. 

§  12. 
Wenn  Mitglieder  einer  anerkannten  Krankenkasse  und  deren  Kinder  unter  15  Jahren, 
soweit  diese  noch  im  elterlichen  Hause  sind,  zur  Behandlung  in  ein  dem  Staat  oder  einer 
Amts-,  Stadt-  oder  Ortschaftsgemeinde  gehöriges  Krankenhaus,  welches  nicht  ausschliess- 
lich för  gewisse  Klassen  von  Personen  bestimmt  ist,  angenommen  werden,  so  wird  der 
Krankenkasse  Erlass  oder  Herabsetzung  der  Kosten  für  eine  ebenso  lange  Zeit  gewährt, 
als  das  Mitglied  einen  Unterstützungsanspruch  gegen  die  Kasse  hat,  insofern  der  Kranke 
in  dem  Bezirk  wohnt,  für  welchen  das  Krankenhaus  bestinunt  ist,  und  eine  ärztliche  Er- 
klärung darüber  vorliegt,  dass  der  Aufenthalt  in  einem  Krankenhause  erforderlich  ist.  Die 
Vergütung  für  den  genannten  Zeitraum  beträgt  höchstens  die  Hälfte  des  sonst  für  jede 
anigenonunene  Person  festgesetzten  Betrages,  jedoch  sind  Bandagen,  Extrawachen  und 
ähnliche  Leistungen  besonders  zu  bezahlen. 
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I  de  Tilfselde,  hvorefter  de  for  et  Sygehns  gseldende  almindelige  Kegler  Betallngen 
for  samtlige  indlagte  Personer  eller  for  yisse  Elasser  af  Befolkningen  er  sat  Tsesentlig 
lavere  end  den  yirkelige  üdgifb  ved  Opholdet  paa  Sygehnset,  fastssettes  Stgrrelsen  af  den 
daglige  Betaling  for  Sygekassemedlemmer  og  deres  Bern  af  Indenrigsministeren. 

Naar  anerkendte  Sygekassers  Medlemmer  eller  deres  Bern  nnder  15  Aar  optages  i 
offentlige  Sindssygeanstalter,  gives  der  Sygekassen  den  samme  Nedssettelse  i  Betallngen, 
som  tu  enhver  Tid  er  indrammet  for  oformnende  Patienter.  Er  en  saadan  Nedssettelse 
efter  de  for  vedkommende  Anstalt  gseldende  Begier  ikke  indremmet,  fastssettes  Starrelsen 
af  Betallngen  for  Sygekassemedlemmer  og  deres  Bern  af  Indenrigsministeren. 


§  13. 

De  Medlemmer  af  anerkendte  Sygekasser,  som  bo  paa  Landet,  og  som  ikke  sely 
holde  Hest  og  Vogn,  ere  berettigede  til  af  den  Kommune,  hvori  paagseldende  bor,  for 
dem  sely  samt  deres  Bern  nnder  15  Aar,  for  saa  yidt  de  ere  1  Hjemmet,  at  forlange 
Befordring  afgiven  til  Afhentelse  af  den  af  Sygekassen  benyttede  Lsege  eller  Jordemoder 
eller  efter  Omstsendigbedeme  til  den  syges  Henbringelse  til  bemeldte  Lsege  eller  Jorde- 
moder eller  til  et  indenfor  LsBgedistriktets  Grsenser  liggende  Sygebns.  Denne  Befordring 
ydes  frit  for  en  Vejlsengde  af  indtil  l^/^  Mil  fra  den  syges  Bopseel  frem  og  lige  saa 
langt  tilbage,  medens  der  for  Befordring  nd  over  denne  Grsense  af  Sygekassen  ndredes 
Betaling  efber  en  af  Amtsraadet  fastsat  Takst.  Sygekassens  Yedtsegt  skal  indebolde  de 
fomedne  Bestemmelser  til  Forebyggelse  af  Misbmg  fra  Medlemmemes  Side  af  den  dem 
her  tillagte  Bet. 

Tilyejebringelsen  af  saadanne  Eersler,  kan  ske  yed  Eommnnalbestyrelsens  For- 
anstaltning,  saaledes  at  Omkostningeme  deryed  ndredes  af  Eommnnens  Kasse.  Naar  en 
saadan  Ordning  ikke  er  troffen,  ndredes  Kersleme  in  natura  af  de  til  Sognerejser  kereplig- 
tige,  som  da  faa  den  i  Iste  Stykke  omhandlede  Betaling  for  Befordring  nd  oyer 
iVt  Mü. 

Denne  Bestemmelse  kommer  ikke  til  Anyendelse  for  Handelspladseme. 

§  14. 
Ydelser  eller  Tilsknd,  som  ifelge  denne  Loy  tilfalde  Medlemmer  af  anerkendte  Syge- 
kasser fra  det  offentlige,  ere  ikke  Fattignnderstottelse. 

§  16. 

For  at  en  Sygekasse  kan  gere  Kray  paa  Tilsknd  fra  Statskassen  for  det  forlebne 
Aar.  maa  den  inden  Udgangen  af  Januar  Maaned  indsende  til  Sygekasseinspekteren  en 
Angiyelse  af  det  samlede  Medlemsbidrags  Sterrelse  i  det  forlabne  Aar,  samt  en  Fortegnelse 
oyer  Medlemmeme. 

Efter  at  de  fra  Kasseme  modtagne  Oplysninger  ere  gennemgaaede  af  Sygekasse- 
inspekteren,  foranlediger  han  det  hyer  Sygekasse  tilkommende  Tilskud  for  det  forlebne  Aar 
anyist  til  Udbetaling  yed  yedkommende  Amtsstue. 

§  16. 
De  Dokumenter,  som  yedrerende  Forsikringen  maatte  oprettes  mellem  de  anerkendte 
Sygekasser  og  deres  Medlemmer,  ere  stempelfrl 


IV. 

§  17. 

I  Sygdomstilfffilde  skal  af  de  anerkendte  Sygekasser  ydes: 

1.   fri   LsBgehjselp   og   Sygehusbehandling   til   Medlemmeme   og  deres   B0m    under 
15  Aar,  for  saa  yidt  de  ere  i  Hjemmet; 
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In  den  Fällen,  wo  die  für  ein  Krankenhaus  geltenden  Hegeln  die  Bezahlung  für 
sämtliche  aufgenommene  Personen  oder  für  bestimmte  Bevölkerungsklassen  wesentlich 
niedriger  als  die  wirklichen  Ausgaben  für  den  Aufenthalt  im  Krankenhause  festsetzen,  wird 
die  Höhe  der  täglichen  Bezahlung  für  die  Krankenkassenmitglieder  und  deren  Kinder  vom 
Minister  des  Innern  festgesetzt. 

Wenn  Mitglieder  einer  anerkannten  Krankenkasse  oder  deren  Kinder  unter  15  Jahren 
in  öffentliche  Irrenanstalten  aufgenommen  werden,  so  wird  der  Krankenkasse  dieselbe 
Kostenermässigung  gewährt,  welche  jeder  Zeit  yermögenslosen  Patienten  etwa  zusteht. 
Ist  eine  solche  Ermässigung  nach  den  für  die  betreffende  Anstalt  geltenden  Begeln  nicht 
zugestanden,  so  wird  die  Höhe  der  Kosten  für  Krankenkassenmitglieder  und  deren  Kinder 
Yom  Minister  des  Innern  bestimmt. 

§   13. 

Die  Mitglieder  anerkannter  Krankenkassen,  welche  auf  dem  Lande  wohnen,  und  welche 
nicht  selbst  Pferd  und  Wagen  halten,  sind  berechtigt,  von  der  Gemeinde  ihres  Wohnorts 
für  sich  selbst  und  ihre  Kinder  unter  15  Jahren,  soweit  diese  noch  im  elterlichen  Hause 
sind,  freie  Beförderung  zu  verlangen  und  zwar  entweder  das  Abholen  des  von  der  Kranken- 
kasse benutzten  Arztes  oder  der  Hebamme  oder  in  das  innerhalb  des  ärztlichen  Bezirks 
gelegene  Krankenhaus.  Diese  Beförderung  ist  kostenfrei  für  eine  Weglänge  von  1^/,  Meilen*) 
vom  Wohnort  des  Kranken  hin  und  ebenso  weit  zurück,  während  für  eine  Beförderung 
über  diese  Grenze  hinaus  von  der  Krankenkasse  eine  nach  der  Taxe  des  Amtsrates  festzu- 
steUende  Bezahlung  zu  entrichten  ist.  Die  Statuten  der  Krankenkasse  sollen  die  erforder- 
lichen Bestimmungen  enthalten,-  um  einen  Missbrauch  dieses  Bechts  seitens  der  Mitglieder 
zu  verhüten. 

Die  Leistung  solcher  Fuhren  kann  auf  Veranlassung  des  Gemeindevorstandes  erfolgen, 
so  dass  die  Kosten  dafür  von  der  Gemeindekasse  gezahlt  werden.  Ist  eine  solche  An- 
ordnung nicht  getroffen,  so  werden  die  Fuhren  in  natura  von  den  für  Amtsreisen  Spann- 
pflichtigen  geleistet,  w'elche  dann  die  im  1.  Absatz  bestimmte  Bezahlung  für  eine  Beförderung 
über  1^/2  Meilen*)  hinaus  erhalten. 

Diese  Bestimmung  kommt  für  Ortschaften  nicht  zur  Anwendung. 

§  14. 
Unterstützungen  oder  Zuschüsse,  welche  infolge  dieses  Gesetzes  den  Mitgliedern  von 
anerkannten  Krankenkassen  aus  Staatsmitteln  zufliessen,  sind  keine  Armenunterstützungen. 

§  15. 

Um  Anspruch  auf  einen  Zuschuss  aus  der  Staatskasse  für  das  verflossene  Jahr  zu 
erlangen,  muss  die  Krankenkasse  bis  Ende  Januar  dem  Krankenkasseninspektor  eine  Auf- 
stellnng  über  die  Höhe  der  im  verflossenen  Jahr  gesammelten  Mitgliedsbeiträge  nebst  einem 
Mitgliederverzeichnis  einsenden. 

Nach  Prüfung  der  von  der  Kasse  erhaltenen  Aufschlüsse  veranlasst  der  Krankenkassen- 
inspektor,  dass  der  jeder  Krankenkasse  für  das  verflossene  Jahr  zukommende  Zuschuss 
zur  Auszahlung  durch  die  betreffende  Amtsstelle  angewiesen  wird. 

§  16. 
Urkunden,   welche  bezüglich  der  Versicherung   zwischen  den   anerkannten  Kranken- 
kassen und  deren  Mitgliedern  abgefasst  werden,  sind  stempelfrei. 


IV. 

§  17. 
Im  Krankheitsfall  wird  von  den  anerkannten  Krankenkassen  gewährt: 
1.  Freie   ärztliche  Hülfe  und  Krankenhausbehandlung  für  die  Mitglieder  und  deren 
Kinder  unter  15  Jahren,  soweit  sie  noch  im  elterlichen  Hause  sind; 


♦)  1  Dänische  Meile  =  7,54  Kilometer. 
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2.  en  daglig  Pengehjselp  ül  Medlemmeme,  hvilken  i  Vedtsegterne  bestemmes  enten 
efter  den  daglige  Arbejdsfortjeneste,  der  maa  anses  for  den  gennemsnitlige  for 
Eassens  Medlemmer,  eller  efter  det  enkelte  Medlems  gennemsnitlige  Arbejds- 
fortjeneste. Hjselpen,  der  i  ferste  Tilfselde  i  Eassens  Yedtsegter  fastssettes  til 
besternt  Beleb,  beregnes  tu  ikke  over  */g  af  Arbejdsfortjenesten,  dog  at  den 
ikke  maa  vsere  mindre  end  40  (Ere  daglig.  I  Sygekasser,  i  hvilke  Penge- 
hjselpen  er  fastsat  til  et  layere  Beleb  end  de  nsevnte  ^/g,  skulle  Medlemmeme 
have  Adgang  til  mod  forbejet  Medlemsbidrag  at  sikre  sig  dette  Maksimam,  dog 
kan  saadant  ikke  ske  paa  et  Tidspnnkt,  bvor  Medlemmet  allerede  nyder  Hjselp 
af  Eassen.  eller  bvor  ban  ifelge  §  6,  sidste  Stykke,  ikke  vilde  bave  baft  Adgang 
eller  knn  betinget  Adgang  til  Optagelse  i  Eassen. 


§  18. 

Den  i  §  17  omhandlede  Sygehjselp  ydes  ikke  for  nogen  Sygdom,  der  indtrseffer  i  de 
ferste  6  üger  af  Medlemstiden,  undtagen  for  Sygdomme,  der  ere  foranledigede  ved  Ulykke- 
stilfselde. 

Pengebjselp  ydes  ikke  for  nogen  Sygdom,  der  kun  varer  i  3  Dage. 

§  19. 

Afvigelser  fra  de  i  §§  17 — 18  indeholdte  Bestemmelser,  som  forinden  Lovens  Stad- 
fsestelse  maatte  vsere  fastsatte  i  en  Sygekasses  Vedtsegt,  skulle  dog  ikke  vsere  til  ffinder 
for,  at  Anerkendelsen  kan  meddeles,  naar  Afngelsen  efter  indhentet  Erklsering  fra  Eom- 
munalbestyrelsen  paa  det  Sted,  bvor  Eassen  berer  bjemme,  efter  de  forhaandenvserende 
Forbold  findes  tilraadelig  og  det  i  evrigt  findes,  at  de  fastsatte  Ydelser  tilsammentagne 
ikke  ere  mindre,  end  der  i  de  nsßvnte  Paragraffer  er  bestemt. 

Saafiremt  det  ikke  yiser  sig  muligt  for  en  Sygekasse  at  sikre  sig  Lsegebjselp  paa 
passende  Yilkaar,  kan  Indenrigsminist-eren,  midlertidigt  for  1  Aar  ad  Gangen,  Mtage  den 
for  at  yde  M  Lsegebjaelp  mod  en  tilsvarende  Forbejelse  af  den  af  Eassen  ydede  Penge- 
bjselp  til  Medlemmeme. 


§  20. 
I  en  anerkendt  Sygekasses  Vedtsegt  kan  bestemmes: 

1.  at  der  ikke  ydes  Pengebjselp  eller  kun  en  mindre  Pengebj«lp  end  den  i  §  17 
fastsatte  til  kyindelige  Medlemmer  eller  Mandspersoner  under  18  Aar,  som  ere 
Medlemmer  af  Eassen,  for  saa  vidt  der  tillige  for  dem  fasts«ettes  et  lavere 
Medlemsbidrag  end  det  for  Eassens  Medlemmer  almindelige; 

2.  at  under  Opbold  paa  Sygebus  Pengebjselpen  for  gifte  Medlemmer  nedssettes,  dog 
at  den  i  intet  Tilfselde  bliver  under  30  (Ere  daglig  for  en  Mand,  samt  at  den 
for  ugifte  Medlemmer  nedsaettes  eller  bortfalder: 

3.  at  Tyende  uden  egen  Husstand  ferst  nyder  Pengebjselp  af  Eassen  fra  det  Tids- 
punkt,  da  Husbondens  Forpligtelse  til  at  yde  Len  opherer; 

4.  at  der  ikke  ydes  Pengebjselp  for  en  Sygdom,   der  ikke  varer  ud  over  7  Dage; 

5.  at  Pengehjselp  ikke  ydes  for  Drankersygdomme,  veneriske  Sygdomme  eller  Syg- 
domme, der  bidrere  fra  Slagsmaal; 

6.  at  Eassens  Forpligtelse  til  at  yde  et  Medlem  Pengebjselp  bortfalder,  naar  ved- 
kommende  trods  Bestyselsens  Forlangende  nsegter  at  lade  sig  indlsegge  paa  et 
Sygebus  eller  at  underkaste  sig  den  for  bans  Helbredelse  nedvendige  Syge- 
bebandling; 

7.  at  Medlemmeme  paa  de  Steder,  bvor  L»geme  befordre  sig  selv,  betale  for 
Eerslen  ved  et  forlangt  Sygebeseg,  som  Lsegen  erkUerer  for  unedvendigt; 
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2.  ein  tägliches  Krankengeld  für  die  Mitglieder,  welches  in  den  Statuten  entweder 
nach  dem  täglichen  Arbeitsyerdienst,  der  für  die  Kassenniitglieder  durchschnitt- 
lich angenommen  wird,  oder  nach  dem  durchschnittlichen  Arbeitsverdienste  des 
einzelnen  Mitglieds  bestimmt  wird.  Das  Krankengeld,  welches  im  ersteren  Falle 
in  den  Kassenstatuten  auf  einen  bestimmten  Betrag  festzusetzen  ist,  darf  nicht 
*/g  des  Arbeitsverdienstes  übersteigen,  aber  auch  nicht  weniger  als  40  öre  täg- 
lich betragen.  In  Krankenkassen,  bei  welchen  das  Krankengeld  auf  einen  niedrigeren 
Betrag  als  die  erwähnten  '/g  festgesetzt  ist,  können  die  Mitglieder  sich  durch 
erhöhten  Mitgliedsbeitrag  dieses  Maximum  sichern ;  doch  darf  dies  nicht  erst  zu  einer 
Zeit  geschehen,  wo  die  Mitglieder  schon  Unterstützung  von  der  Kasse  erhalten, 
oder  wo  sie  gemäss  §  6,  letzten  Absatz,  keinen  oder  nur  bedingten  Zutritt  zur 
Aufnahme  in  die  Kasse  hätten. 

§  18. 

Die  in  §  17  behandelte  Krankenunterstützung  kann  nicht  für  eine  Krankheit  be- 
ansprucht werden,  welche  in  die  ersten  6  Wochen  der  Mitgliedszeit  fällt,  ausgenommen  für 
Krankheiten,  die  durch  einen  ünfEdl  veranlasst  sind. 

Krankengeld  wird  nicht  far  eine  Kränkelt,  die  nur  3   Tage  dauert,  gewährt. 

§  19. 

Abweichungen  von  den  In  den  §§  17 — 18  enthaltenen  Bestimmungen,  welche  vor 
der  Bestätigung  des  Gesetzes  in  einem  Krankenkassenstatut  etwa  festgesetzt  sind,  sollen 
jedoch  kein  Hindemiss  für  die  Erteilung  der  Anerkennung  sein,  wenn  die  Abweichung  nach 
einer  eingeholten  Erklärung  des  Gemeindevorstandes,  in  dessen  Bezirk  die  Kasse  ihren  Sitz 
hat,  den  vorliegenden  Umständen  gemäss  gerechtfertigt  erscheint,  und  es  sich  im  Übrigen 
findet,  dass  die  festgesetzten  Leistungen  insgesamt  nicht  geringer  sind,  als  in  den  er- 
wähnten Paragraphen  bestimmt  ist. 

Sofern  es  einer  Krankenkasse  nicht  möglich  ist,  sich  ärztliche  Hülfe  unter  angemessenen 
Bedingungen  zu  sichern,  kann  der  Minister  des  Innern,  vorläufig  für  ein  Jahr  jedesmal, 
ihr  gestatten,  freie  ärzüiche  Hülfe  durch  eine  entsprechende  Erhöhung  des  von  der  Kasse 
den  Mitgliedern  zu  leistenden  Krankengeldes  zu  gewähren. 

§  20. 
In  den  Statuten  einer  anerkannten  Krankenkasse  kann  bestimmt  werden: 

1.  dass  weiblichen  Mitgliedern  oder  männlichen  Mitgliedern  unter  18  Jahren  kein 
Krankengeld  oder  nur  ein  geringeres  als  das  in  §  17  bestimmte  gezahlt  wird, 
sofern  zugleich  für  dieselben  ein  geringerer  Mitgliedsbeitrag  als  der  für  die  Kassen- 
mitglieder sonst  übliche  festgesetzt  wird; 

2.  dass  während  des  Aufenthalts  im  Krankenhaus  das  Krankengeld  für  verheiratete 
Mitglieder  herabgesetzt  wird,  doch  so,  dass  es  in  keinem  Fall  weniger  als  30  öre 
täglich  für  den  Mann  beträgt,  auch  dass  es  für  unverheiratete  Mitglieder  herab- 
gesetzt wird  oder  fortfällt; 

3.  dass  Dienstboten  ohne  eigenen  Hausstand  Krankengeld  von  der  Kasse  erst  von 
dem  Zeitpunkt  erhalten,  wo  die  Verpflichtung  der  Dienstherrschaft  zur  Lohnzah- 
lung aufhört; 

4.  dass  für  eine  Krankheit,  die  nicht  über  7  Tage  währt,  Krankengeld  nicht  gewährt 
wird; 

5.  dass  Krankengeld  far  Trinkerkrankheiten,  syphilitische  Krankheiten  oder  Krank- 
heiten, welche  aus  Schlägereien  herrühren,  nicht  gewährt  wird; 

6.  dass  die  Verpflichtung  der  Kasse  zur  Zahlung  von  Krankengeld  wegfällt,  wenn 
ein  Mitglied  trotz  Verlangen  des  Vorstandes  sich  weigert,  in  ein  Krankenhaus  zu 
gehen  oder  sich  der  für  seine  Heilung  erforderlichen  Krankenbehandlung  zu  unter- 
werfen; 

7.  dass  die  Mitglieder  an  Orten,  wo  die  Ärzte  ihre  Beförderung  selbst  besorgen, 
die  Fuhrkosten  eines  verlangten  Krankenbesuches  bezahlen,  welchen  der  Arzt  für 
unnötig  erklärt; 
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8.  at  der  ydes  Hjselp  til  et  Medlems  Bern,  ogsaa  naar  han  er  indkaldt  til  Militser- 

tjeneste  og  i  denne  Tid  er  fritaget  for  at  yde  Bidrag  til  Kassen, 
ünder  Epidemier,   som  ere   tagne  nnder  offentlig  Behandling,   kan  med  Sygekasse- 
inspektorens  Samtykke  Pengebjselpen  nedssettes  eller  belt  bortfalde. 


§  21. 
I  Barseltilfselde  kan  Sygekassen  yde  den  paagseldende  Kvinde,  naar  hon  er  Medlem 
af  Kassen,  en  Hjselp,  der  i  Yedtsegten  kan  fastssBttes  til  en  rund  Sum.    Yed  indtrseffende 
Sygdom  har  htm  Kray  paa  den  ssedvanlige  Sygehjselp  fra  ottende  Dagen  efker  Nedkomsten. 


§  22. 

Betten  til  af  en  anerkendt  Sygekasse  at  nyde  Pengehjselp  skal  strsdkke  sig  til  et 
Tidsnim  af  mindst  13  üger  i  Lebet  af  12  paa  binanden  feigende  Maaneder. 

Har  et  Medlem  i  Lebet  af  3  paa  binanden  feigende  Begnskabsaar  nydt  Sygebj»lp 
i  alt  60  üger,  opberer  dets  Bet  til  at  faa  yderligere  Hjselp  af  Kassen,  medmindre  Ved- 
tsegten  bestemmer  anderledes.  Naar  den,  byis  Bet  til  at  faa  Hjselp  af  Kassen  saaledes 
er  opbert,  ved  Lsegeattest  godtger,  at  bans  Helbredstilstand  ikke  ndelakker  bam  fira 
Optagelse  i  en  anerkendt  Sygekasse  eller  begrsenser  bans  Adgang  til  Optagelse  i  en 
saadan,  j&.  §  6,  sidste  Stykke,  indtrseder  ban  atter  i  sine  fdlde  Medlemsrettigbeder,  dog 
ferst  fra  nseste  Begnskabsaars  Begyndelse. 

Hidrerer  et  Medlems  Sygdom  fra  et  ülykkestilfselde^  i  Anledning  af  bvilket  ban  bar 
Krav  paa  ünderstettelse  i  Henbold  til  en  Lov  om  Arbejdemes  Sikring  mod  Felgeme  af 
saadanne  Tilfselde,  tilkommer  der  bam  ikke  Pengebjselp  ai  Sygekassen  fra  det  Tidspankt, 
da  ünderstettelsen  begyndte. 


V. 

§  23. 
Sygekasseinspekteren^  der  anssBttes  nnder  Indenrigsministeriet,  ndnsevnes  af  Kongen 
og  lennes  af  Statskassen  med  den  for  Kontorcbefer  i  Indenrigsministeriet  fastsatte  Lenning. 
Paa  Bejser  oppebserer  ban  8  Kr.  daglig  i  Dagpenge  og  Vederlag  for  Befordringsudgifter 
efter  Begning.  Det  til  Medbjselp  for  Sygekasseinspekteren  og  til  bans  Kontorbold  fomedne 
Beleb  bevilges  ved  de  aarlige  Finanslove.  Sygekasseinspekteren  ans»ttes  med  Forpligtelse 
til  ogsaa  at  overtage  Bestyrelsen  af  en  ved  Lov  oprettet  Anstalt  for  Arbejderes  Forsikring 
mod  Felgeme  af  ülykkestilfselde.     I  dette  Tilfselde  faar  ban  et  Lenningstillseg  af  800  Kr. 


§  24. 

Sygekasseinspekteren  foranstalter  aarlige  Meder  af  Tillidsmsend  for  de  anerkendte 
Sygekasser  Landet  over  eller  provinsvis,  sserlig  med  det  Formaal  at  samle  saa  mange 
Sygekasser  som  mnligt  om  Feellesregler  i  saadanne  Spergsmaal,  i  bvilke  de  enkelte  Kassers 
Interesser  berere  hverandre,  navnlig  Tilvejebringelse  af  Genforsikringsforeninger  og  Normal- 
vedtsegter. 

Til  Aarsmedet  kan  bver  anerkendt  Sygekasse  paa  mindst  100  Medlemmer  sende  en 
stemmeberettiget  TiUidsmand,  der  vselges  af  Kassens  Bestyrelse;  mindre  Sygekasser  forene 
sig  om  Yalget  af  en  TiUidsmand  saaledes^  at  denne  mindst  reprsesenterer  det  nsBvnte 
Antal  Medlemmer. 

Af  Bestyrelseme  for  samüige  anerkendte  Sygekasser,  der  bave  et  Antal  af  mindst 
100  Medlemmer,   vselges   der  for   4  Aar  ad  Gangen,   og  ferste  Gang  i  1894,   et  Nsevn 
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8.  dass  die  Unterstütznng  auch  dem  Kinde  eines  Mitgliedes   gewährt  wird,    welches 

zum  Militärdienst  einberufen  und  während  dieser  Zeit  Yon  der  Beitragszahlung  znr 

Kasse  befreit  ist. 

Im  Verlanfe  Ton  Epidemien,  welche  nnter  hehördhche  Behandlung  genommen  werden, 

kann  mit  Genehmigung  des  Krankenkasseninspektors  das  Krankengeld  herabgesetzt  werden 

oder  ganz  fortfallen. 

§  21. 

Bei  Geburtsßlllen  kann  die  Krankenkasse  der  betreffenden  Frau,  wenn  sie  Mitglied 
der  Kasse  ist,  eine  Unterstützung  gewähren,  welche  in  den  Statuten  auf  eine  runde  Summe 
festgesetzt  werden  kann. 

Bei  hinzutretender  Krankheit  hat  sie  vom  8.  Tage  nach  ihrer  Niederkunft  Anspruch 
auf  die  gewöhnliche  Krankenunterstützung. 

§  22. 

Das  Recht,  von  einer  anerkannten  Krankenkasse  Krankengeld  zu  erhalten,  soll  sich 
auf  einen  Zeitraum  von  mindestens  13  Wochen  im  Laufe  von  12  aufeinander  folgenden 
Monaten  erstrecken. 

Hat  ein  Mitglied  im  Laufe  von  3  auf  einander  folgenden  Bechnungsjahren  Kranken- 
Unterstützung  für  60  Wochen  im  ganzen  erhalten,  so  hört,  sein  Recht  auf  fernere  Unter- 
stützung Yon  Seiten  der  Kasse  auf,  falls  nicht  in  den  Statuten  anderes  bestimmt  ist. 
Wenn  Jemand,  dessen  Recht  auf  Unterstützung  seitens  der  Kasse  derartig  aufgehört  hat, 
durch  ärztliches  Attest  nachweist,  dass  sein  Gesundheitszustand  ihn  nicht  von  der  Auf- 
nahme in  eine  anerkannte  Krankenkasse  ausschliesst  oder  seine  Zulassung  zur  Aufnahme 
in  eine  solche  gemäss  §  6,  letzten  Absatz,  begrenzt,  so  tritt  er  wieder  in  seine  vollen 
Mitgliedsrechte  ein,  jedoch  erst  mit  Beginn  des  neuen  Rechnungsjahres. 

Rührt  die  Krankheit  eines  Mitgliedes  von  einem  Unfall  her,  infolgedessen  er  ein 
Becht  auf  Unterstützung  nach  einem  G}esetz  über  die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  die 
Folgen  solcher  Un^e  hat,  so  kommt  ihm  von  dem  Zeitpunkt  an,  wo  diese  Unterstützung 
beginnt,  ein  Krankengeld  yon  Seiten  der  Krankenkasse  nicht  mehr  zu« 


V. 

§   23. 

Der  Krankenkasseninspektor,  welcher  dem  Minister  des  Innern  unterstellt  ist,  wird 
Tom  König  ernannt  und  yon  der  Staatskasse  mit  dem  für  die  Bureauchefis  im  Ministerium 
des  Innern  festgesetzten  Gehalt  besoldet.  Auf  Reisen  erhält  er  8  Kr.  täglich  an  Tage- 
geldern und  Erstattung  seiner  Reiseausgaben  laut  Rechnung.  Der  für  Hilfsbeamte  und  für 
das  Bureau  des  Krankenkasseninspektors  erforderliche  Betrag  wird  bei  dem  jährlichen 
Finanzgesetz  angewiesen. 

Der  Krankenkasseninspektor  wird  mit  der  Verpflichtung  angestellt,  auch  die  Ver- 
waltung einer  durch  Gesetz  errichteten  Anstalt  für  die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen 
die  Folgen  yon  Unföllen  zu  übernehmen.  In  solchem  Falle  erhält  er  eine  Gehaltszulage 
von  800  Kronen. 

§  24. 

Der  Krankenkasseninspektor  veranstaltet  j^rliche  Zusammenkünfte  von  Vertrauens- 
männern für  die  anerkannten  Krankenkassen  des  ganzen  Landes  oder  nach  Provinzen,  be- 
sonders zu  dem  Zwecke,  um  so  viele  Krankenkassen  als  möglich  für  gemeinsame  Regelung 
solcher  Fragen  zu  gewinnen,  bei  welchen  die  Interessen  der  einzelnen  Kassen  sich  gegen- 
seitig berühren,  namentlich  um  Rückversicherungen  und  Normalstatuten  zustande  zu  bringen. 

Zur  Jahresversammlung  kann  jede  anerkannte  Krankenkasse  von  mindestens  100  Mit- 
gliedern einen  stimmberechtigten  Vertrauensmann  entsenden,  der  vom  Kassenvorstand  ge- 
wählt wird;  kleinere  Krankenkassen  können  ßich  zur  Wahl  eines  Vertrauensmannes  derartig 
zusammenthun,  dass  sie  mindestens  die  genannte  Anzahl  Mitglieder  aufweisen. 

Von  den  Vorständen  sämtlicher  anerkannten  Krankenkassen,  welche  mindestens  je 
100  Mitglieder  haben,  wird  für  4  Jahre  jedesmal,   und   zuerst  im  Jahre  1894,  em  Aus- 
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med  Sygekasseinspekteren  som  Formand.  Valget  sker  skriftlig;  Sygekasser,  som  haye  et 
mindre  Antal  end  100,  knnne  deltage  i  Valget  yed  i  dette  (Ejemed  at  forene  sig,  saaledes 
at  de  tilsammen  reprsesentere  mindst  100  Medlemmer.  De  nsermere  Bestemmelser,  saasoni 
om  der  skal  vselges  grnppevis  og  da  hyorledes,  samt  om  Antallet  af  Nsevnets  Medlemmer 
m.  m.  fastsaettes  af  Indenrigsministeren. 

Nsevnet  kan  af  Formanden  sammenkaldes  til  Draftelse  af  ethvert  Sygekas8einstitQtionen 
yedkommende  Spergsmaal. 

Naar  dette  Nsevn  skenner,  at  en  anerkendt  Sygekasse  aden  direkte  at  overtrsdde 
Lovens  Forskrifber  dog  i  sit  Forhold  til  sine  Medlemmer  eller  til  andre  Sygekasser  virker 
paa  en  for  Sygekasseinstitntionen  i  dens  Helhed  nbeldig  Maade^  indstUler  Sygekasse- 
inspekteren  til  Indenrigsministeren,  hvorvidt  Anerkendelsen  for  en  saadan  Sygekasse  skal 
bortfalde. 


§  25. 
En  anerkendt  Sygekasses  Vedtaegt,  som  skal  indfares  i  eller  yedhaeftes  enhver  Syge- 
kassebog^  skal  ombandle  feigende  Ponkter: 

1.  Eassens    Navn,    Hjemsted.    Formaal    og    Omraade,     Medlemmemes    Optagelse, 
Eettigheder  og  Pligter; 

2.  G^neralforsamlingen  og  Bestyrelsen  samt  deres  Myndighed; 

3.  Begnskabsvsesen  og  Eevision,  Anbringelse  af  Kassens  Midier.     Oversknddets  An- 
vendelse,  sserlig  ved  Kassens  Oplesning; 

4.  Vedtsegtens  Forandring. 

Ben  Afgerelse,  der  i  Overensstemmelse  med  Yedtsegten  trseffes  angaaende  Anvendelsen 
af  en  Easses  Oyerskud  ved  dens  Oplasning^  har  knn  Gyldigbed,  naar  den  godkendes  af 
Sygekasseinspektoren.     Oyersknddet  kan  Ingen  Sinde  deles  mellem  Medlemmeme. 

Sygekasseinspekterens  Samtykke  udfordres  til  enhver  Forandring  i  Vedtsegten.  Dog 
kan  bans  Afgerelse  indankes  for  Indenrigsministeren. 


§  26. 

Sygekassemes  Eegnskabsaar   regnes   fra   den    Iste   Janaar  til   den  31te  December. 

Inden  en  af  Indenrigsministeren  n»rmere  fastsat  Frist  indsende  Easseme  til  Syge- 
kasseinspektaren  beherig  revideret  Eegnskab  og  Beretning  for  det  forlebne  Aar,  affattede 
paa  den  af  bemeldte  Minister  foreskrevne  Maade. 

§  27. 

Sygekasseinspekteren  gennemgaar  de  fra  Easseme  indsendte  Aarsregnskaber  og  ferer 
i  det  hele  Tilsyn  med  de  anerkendte  Sygekasser,  ligesom  han  er  dem  behjselpelig  med 
fomeden  Oplysning  og  Yejledning  og  yder  sin  Bistand  ved  Oprettelsen  af  ny  Easser. 
Han  skal  til  enhver  Tid  have  Adgang  til  at  gere  sig  bekendt  med  Kassemes  Beger, 
Eegnskaber  og  hele  Yirksomhed. 

Inspektoren  afglver  hvert  Aar  Beretning  til  Indenrigsministeren  om  de  anerkendte 
Eassers  Yirksomhed.  Et  Uddrag  heraf  bliver  at  offentliggore  paa  den  af  Indenrigs- 
ministeren foreskrevne  Maade. 

§  28. 
Dersom  Sygekasseinspekteren  faar  Grand  til  at  formode,  at  en  Easses  Formnestil- 
stand  er  gaaet  saaledes  tilbage,  at  Kassen  ikke  kan  antages  at  yde  Sikkerhed  for 
Opfydelsen  af  sine  Forpligtelser,  har  han  derom  at  anstille  nejagtig  Undersagelse.  Be- 
krsdftes  det  herved,  at  den  er  nde  af  Stand  til  at  opfylde  sine  Forpligtelser,  saavelsom 
naar  en  Easses  Bestyrelse  ikke  holder  sig  nservserende  Lovs  Forskrifber  efterrettelig,  eller 
dens  Yirksomhed  befindes  ikke  at  foregaa  i  Overensstemmelse  med  de  for  samme  gseldende 
Bestemmelser  samt  nnder  lagttagelse  af  den  fornedne  Paapasselighed  og  Orden,  og  Eassen 
ikke  efterkommer  de  den  i  denne  Anledning  af  Inspektoren  givne  Anvisninger,  kan  Inden- 
rigsministeren efter  Inspektorens  Indstilling  lade  Anerkendelsen  bortfalde. 
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schoss  mit  dem  ErankeDkasseninspektor  als  Vorsitzenden  gewählt  Die  Wahl  geschieht 
schriftlich;  Krankenkassen  mit  weniger  als  100  Mitgliedern  können  an  der  Wahl  teilnehmen, 
sofern  sie  sich  so  zusammenthon,  dass  sie  zusammen  mindestens  100  Mitglieder  aufweisen. 
Die  näheren  Bestimmungen,  so  z.  B.  darüher,  ob  gruppenweise  und  wie  gewählt  werden 
soll,  ebenso  über  die  Anzabl  der  Ausschuss-Mitglieder  u.  s.  w.  werden  Yom  Minister  des 
Innern  festgesetzt. 

Der  Ausschuss  kann  vom  Vorsitzenden  zur  Erörterung  jeder  das  Krankenkassenwesen 
betreffenden  Frage  zusammenberufen  werden. 

Wenn  der  Ausschuss  erkennt,  dass  eine  anerkannte  Krankenkasse,  ohne  unmittelbar 
die  Vorschriften  des  Gesetzes  zu  übertreten,  doch  in  ihrem  Verhältnis  zu  ihren  Mitgliedern 
oder  za  anderen  Krankenkassen  auf  eine  für  das  Krankenkassenwesen  im  ganzen  ungünstige 
Art  thätig  ist,  so  wird  der  Krankenkasseninspektor  bei  dem  Minister  des  Innern  darüber 
Yorstellig,  inwieweit  die  Anerkennung  für  eine  solche  Krankenkasse  fortfallen  soll. 

§  25. 
Die  Statuten  einer  anerkannten  Krankenkasse,    welche   in   jedem  Krankenkassenbuch 
eingeschaltet  oder  demselben  angeheftet  sein  müssen,  sollen  folgende  Punkte  behandeln: 

1.  Namen,  Sitz,  Zweck  und  Umfang  der  Kasse;  Aufnahme,  Eechte  und  Pflichten  der 
Mitglieder; 

2.  Generahersammlung  und  Vorstand  nebst  deren  Befugnissen; 

3.  Eechnungswesen  und  Eevision,  Anlegung  der  Kassengelder,  Verwendung  des  Über- 
schusses, besonders  bei  Auflösung  der  Kasse; 

4.  Statuten-Änderung. 

Der  Beschluss,  welcher  in  Übereinstimmung  mit  den  Statuten  für  die  Verwendung  des 
Überschusses  der  Kasse  bei  deren  Auflösung  getroffen  ist,  hat  nur  Giltigkeit,  wenn  er  vom 
Krankenkasseninspektor  genehmigt  ist.  Der  Überschuss  darf  keinesfalls  unter  die  Mitglieder 
Terteilt  werden. 

Die  Genehmigung  des  Krankenkasseninspektors  muss  für  jede  Statutenänderung  ein- 
geholt werden.  Doch  kann  gegen  seine  Entscheidung  Berufung  beim  Minister  des  Innern 
eingelegt  werden. 

§  26. 

Das  Rechnungsjahr  der  Krankenkassen  läuft  vom  1.  Januar  bis  zum  31.  Dezember. 

Innerhalb  einer  yom  Minister  des  Innern  näher  zu  bestimmenden  Frist  haben  die 
Kassen  dem  Krankenkasseninspektor  einen  gehörig  revidierten  Bechnungs-Abschluss  für  das 
Terflossene  Jahr  einzureichen,  welcher  in  der  vom  Minister  vorgeschriebenen  Art  abgefiasst 
sein  nauss. 

§  27. 

Der  Krankenkasseninspektor  prüft  die  von  den  Kassen  eingesandten  Jahresabschlüsse 
und  fahrt  die  allgemeine  Aufsicht  über  die  anerkannten  Krankenkassen;  ebenso  steht  er 
ihnen  mit  erforderlichen  Aufschlüssen  und  Anleitungen  zur  Seite  und  gewährt  bei  Errich- 
tung neuer  Kassen  seinen  Beistand. 

Er  ist  befugt,  zu  jeder  Zeit  von  den  Büchern,  Rechnungen  und  der  gesamten  Ge- 
schäftsführung der  Kassen  Kenntnis  zu  nehmen. 

Der  Inspektor  erstattet  jedes  Jahr  dem  Minister  des  Innern  einen  Bericht  über  die 
G^cbäftsführung  der  anerkannten  Kassen.  Ein  Auszug  liiervon  wird  in  der  vom  Minister 
des  Innern  vorgeschriebenen  Weise  veröffentlicht. 

§  28. 
Falls  der  Krankenkasseninspektor  Grund  zu  der  Vermutung  findet,  dass  der  Ver- 
mögensstand einer  Kasse  soweit  zurückgegangen  ist,  dass  die  Kasse  nicht  mehr  die  ge- 
nügende Sicherheit  für  die  Erfüllung  ihrer  Pflichten  bietet,  so  hat  er  darüber  eine  genaue 
Untersuchung  anzustellen.  Ergiebt  sich  durch  dieselbe,  dass  die  Kasse  zur  Erfüllung  ihrer 
Pflichten  ausser  Stande  ist,  sei  es,  dass  der  Vorstand  der  Kasse  nicht  den  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  nachkommt,  sei  es,  dass  seine  Geschäftsführung  nicht  in  Übereinstimmung 
mit  den  dafür  geltenden  Bestimmungen  oder  unter  Ausserachüassung  der  erforderlichen 
Sorgfalt  und  Ordnung  geschieht,  und  die  Kasse  nicht  den  vom  Inspektor  gegebenen  An- 
weisimgen  nachkommt,  so  kann  der  Minister  des  Innern  auf  Vorschlag  des  Inspektors  die 
Anerkennung  aufheben. 
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§  29. 
I  anerkendte  Sygekasser  kan  der  giyes  Adgang  til  sserskilt  Siknng  af  anden  Hjselp 
end   den   yed   nservssrende   Lov   foreskrevne,  saasom  Begravelsesl^jselp  og  Alderdomshjselp 
eller  Hjselp  til  Personer,  der  ere  vedvarende  arbejdsndygtige. 

Bestemmelseme  herom  optages  i  en  ssersküt  Yedtsegt,  hvoraf  et  Eksemplar  ttlstilleB 
Sygekasseinspekteren,  ligesom  der  gores  Meddelelse  til  ham  om  enhver  Forandring  1  denne 
VedtiBgt.  Over  de  til  saadan  Sikring  henh0rend6  Midier  feres  sserligt  Begnskab,  og  der 
ndredes  dertil  sserligt  Medlemsbidrag,  i  Forhold  til  hvilket  der  ikke  tilkommer  Kassen 
noget  Tilskud  af  det  offentlige. 

Sygekasseinspekteren  skal  til  enhyer  Tid  have  Adgang  til  at  gere  sig  bekendt  med 
Eassemes  Yirksomhed  i  den  heromhandlede  Henseende  samt  med  de  paagseldende  Midiers 
Status.  I  errigt  komme  nsenrserende  Loys  Bestemmelser  om  anerkendte  Sygekasser  ikke 
til  Anvendelse  paa  Sikringen  af  Hjselp  af  den  angivne  Art. 

§  30. 
Denne  Lov  tr»der  i  Kraft  3  Maaneder  efter*dens  Bekendtgerelse  i  Lovtidenden,  dog 
at  XJdnsevnelsen  af  den  i  §  23  nsevnte  Sygekasseinspekter  kan  ske  forinden.     Begeringen 
bemyndiges  til  yed  kgl.  Anordning  at  s»tte  Loven  i  Kraft  paa  Fsereeme  med  de  Lempelser, 
som  maatte  folge  af  disse  (Eers  sseregne  Forhold. 
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§  29. 

Bei  anerkannten  Krankenkassen  kann  auch  Erlaubnis  zur  besonderen  Sicherstellnng 
anderer  als  der  in  diesem  (xesetz  vorgeschriebenen  Unterstützungen,  wie  Begräbnis-,  Alters- 
oder Inyalidenunterstdtzung  erteilt  werden. 

Bestimmungen  hierüber  sind  in  ein  Sonder-Statut  aufzunehmen,  welches  in  einem 
Exemplar  dem  Erankenkasseninspektor  zu  überreichen  ist;  ebenso  ist  ihm  Mitteilung  von 
jeder  Veränderung  dieses  Statuts  zu  machen.  Über  die  einer  solchen  Versicherung  zuge- 
hörigen Mittel  ist  besondere  Bechnung  zu  fuhren  und  dafür  ein  besonderer  Mitgliedsbeitrag 
zu  erheben,  bezüglich  dessen  der  Kasse  ein  Staatszuschuss  nicht  zusteht. 

Der  Krankenkasseninspektor  kann  sich  jeder  Zeit  über  die  bezügliche  Geschäfts- 
führung der  Kasse  und  üb&r  den  Stand  der  entsprethenden  Mittel  unterrichten.  Im  übrigen 
kommen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über  anerkannte  Krankenkassen  für  die  Sicher- 
stellung von  Unterstützungen  der  angegebenen  Art  nicht  zur  Anwendung. 

§  30. 
Dieses  Gesetz  tritt  3  Monate  nach  seiner  Veröffentlichung  im  Gesetzblatt  in  Kraft, 
jedoch  kann  die  Ernennung  des  in  §  23  genannten  Krankenkasseninspektors  Mher  erfolgen. 
Die  Begierung  ist  berechtigt,  durch  königliche  Verordnung  dieses  Gesetz  für  die  Färöer 
mit  den  Abänderungen,  welche  die  besonderen  Verhältnisse  dieser  Inseln  erfordern,  in  Kraft 
zu  setzen. 


Anlage  4, 


Lov 


Arbejderes  Forsikring  mod  Folger  af  Ulykkestilfeelde  i  visse 

Virksomheder. 

Vi  Christian  den  Nlende,  af  Guds  Naade  Konge  til  Danmark,  de  Veuders  og 
Gothers,  Hertug  til  Slesvig,  Holsten,  Stormarn,  Ditmarsken,  Lauenborg  og 
Oldenborg,  Gjore  vitterligt:  Rigsdagen  har  vedtaget  og  Vi  ved  Vort  Samtykke 

stadfaestet  folgende  Lov: 

I.  Forsikrlngen. 

§  1- 

Naar  en  Arbejder  hos  nogen  af  de  i  §  3  nsevnte  Arbejdsgivere  rammes  af  et 
ülykkestilfaelde,  der  midlertidig  eller  vedvarende  forringer  hans  Arbejdseyne,  er  han  inden 
for  den  Grsense  og  paa  den  Maade,  nservserende  Lov  bestemmer,  forsikret  mod  det  lidte 
Tab  af  Arbejdsevne^  saafremt  ülykken  for  de  1  §  4  A.  nsevnte  Virksomheders  Vedkom- 
mende  er  bevirket  ved  Driften  eller  ved  de  Forhold,  under  hvilke  denne  foregaar,  og  for 
de  i  §  4  B.  naevnte  Virksomheders  Vedkommende  er  opstaaet  ved  de  der  naevnte  Drifts- 
midier. Forvolder  ülykken  Doden,  ere  paa  samme  Maade  og  under  samme  Betingelse 
Arbejdemes  efterladte  forsikrede  mod  det  lidte  Tab  af  Forserger.  Udelukkede  fra  For- 
sikringen  ere  dog  Ulykkestilfselde ,  som  Arbej  deren  selv  med  Forsset  eller  ved  grov  Uagt- 
somhed  har  hidfert. 

§2. 

Forsikringen  efter  denne  Lov  omfatter  enhver,  der  mod  Len  eller  Akkordbetaling 
eller  som  ulennet  Lserling  (eller  Medhjselper)  her  i  Landet  stadig  eller  midlertidig  af 
Arbejdsgiveren  beskaeftiges  i  den  teknisk-mekaniske  Del  af  Virksomheden ,  eller  som  for 
Arbejdsgiveren  mod  Vederlag  har  Tilsyn  med  eller  Ledelse  af  denne  Del  af  Virksomheden, 
saafremt  dette  Vederlag  ikke  overstiger  2400  Kr.  aarlig. 

Efterlader  Arbejderen  sig  Enke,  tilkommer  Forsikringen  efter  denne  Lov  hende, 
dersom  -äJgteskabet  er  indgaaet  far  ülykkestilfseldet,  og  Samliver  ikke  var  ophert.  Efter- 
lader Arbejderen  sig  ikke  Enke,  hvem  Forsikring  tilkommer,  tilfalder  denne  hans  Bern, 
hvis  Forsörgelse  paahvilede  ham,  eller  som  han  faktisk  forsergede,  da  ülykken  skete. 
Efterlades  heller  ikke  saadanne,  bestemmer  det  i  Lovens  Afsnit  II  nsevnte  Raad,  om 
Forsikringen  skal  tilfselde  andre,  hvem  Arbejderen  forsergede,  da  ülykken  skete.  Samme 
Kegler  gaelde  for  kvindelige  Arbejderes  efterladte  Böm  eller  andre  af  dem  forsergede. 

Efterladte,  som  ikke  havde  Bopael  her  in  Landet,  da  ülykken  skete,  have  intet 
Krav  efter  denne  Lov. 


Anlage  4. 


Gesetz 

über 

die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  die  Folgen  von  Unfällen 

in  gewissen  Betrieben. 

Wir,  Christian  IX.,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Dänemark,  der  Wenden  und 

Gothen,  Herzog  von  Schleswig,  Holstein,  Stormarn,  Ditmarschen,  Lauenburg  und 

Oldenbui^,    thun   kund   und    zu  wissen:   der  Reichstag   hat   folgendes    Gesetz 

angenommen  und  haben  Wir  durch  unsere  Zustimmung  dasselbe  bestätigt: 

I.  Die  Yersicheriiiig. 

§  1- 

Wenn  ein  Arbeiter  bei  einem  der  in  §  3  aufgefühiien  Arbeitgebern  von  einem  Unfall 
betroffen  wird,  welcher  zeitweilig  oder  dauernd  seine  Arbeitsfähigkeit  verringert,  so  ist 
derselbe  bis  zu  der  Grenze  und  auf  die  Weise,  wie  das  vorliegende  Gesetz  bestimmt, 
gegen  die  erlittene  Einbusse  an  Arbeitsfähigkeit  versichert,  sofern  der  Unfall  für  die  Be- 
treffenden bei  den  in  §  4  A.  genannten  Betrieben  durch  den  Betrieb  oder  die  Verhältnisse, 
unter  welchen  derselbe  geschieht,  und  bei  den  in  §  4B.  genannten  Betrieben  durch  die 
dort  bezeichneten  Betriebsmittel  herbeigeführt  ist.  Hat  der  Unfall  den  Tod  zur  Folge,  so 
sind  auf  dieselbe  Weise  und  unter  denselben  Bedingungen  die  Hinterbliebenen  des  Arbeiters 
gegen  den  erlittenen  Verlust  ihres  Versorgers  versichert.  Ausgeschlossen  von  der  Ver- 
sicherung sind  aber  Unfälle,  welche  der  Arbeiter  selbst  vorsätzlich  oder  durch  grobe  Fahr- 
lässigkeit herbeigeführt  hat. 

§  2. 

Die  Versicherung  nach  diesem  Gesetz  umfasst  jeden,  der  gegen  Lohn  oder  Akkord 
oder  als  ungelöhnter  Lehrling  (oder  Gehilfe)  hier  zu  Lande  dauernd  oder  zeitweilig  von 
dem  Arbeitgeber  in  dem  technisch-mechanischen  Teil  des  Betriebes  beschäftigt  wird  oder 
für  den  Arbeitgeber  die  Aufsicht  oder  Leitung  dieses  Teiles  des  Betriebes  gegen  Ent- 
gelt führt,  soweit  diese  Vergütung  nicht  2400  Kronen  jährlich  übersteigt. 

Hinterlässt  der  Arbeiter  eine  Witwe,  so  kommt  ihr  die  Versicherung  nach  dem 
Gesetze  zu,  falls  die  Ehe  vor  dem  Unfall  geschlossen  ist  und  das  Zusammenleben  nicht 
aufgehört  hatte.  Hinterlässt  der  Arbeiter  keine  Wittwe,  der  die  Versicherung  zukommt,  so 
geht  sie  auf  seine  Kinder  über,  für  die  er  bei  Eintritt  des  Unfalles  zu  sorgen  hatte  oder 
ihatsächlich  sorgte.  Hinterlässt  er  auch  keine  Kinder,  so  bestimmt  der  in  Abschnitt  II 
dieses  Gesetzes  genannte  Bat,  ob  die  Versicherung  anderen  Personen,  für  die  der  Arbeiter 
sorgte,  als  der  Unfall  eintrat,  zu  Gute  kommen  soll.  Dieselben  Hegeln  gelten  fQr  die 
binterbliebenen  Kinder  weiblicher  Arbeiter  oder  andere  von  ihnen  versorgte  Personen. 

Hinterbliebene,  welche  bei  Eintritt  des  Unfalls  ihren  Wohnsitz  nicht  im  Lande  hatten, 
haben  keinen  Anspruch  aus  diesem  Gesetz. 


40  I'Ov  om  Ulykkesforsikring  af  7  de  Januar  1898. 

§3. 

Paa  feigende  Arbejdsgivere  finder  nservserende  Lov  Anvendelse: 

a)  Enkeltmand  eller  Selskab,  der  som  Nseringsvej  driver  nogen  af  de  i  §  4  A. 
nsevnte  Virksomheder; 

b)  Enkeltmand  eller  Selskab,  der  benytter  Maskineri  af  den  i  §  4  B.  angivne 
Beskaffenhed; 

c)  Stat  og  Kommune,  som  beskseftiger  Arbejdere  i  nogen  af  de  i  §  4  naevnte 
Virksomheder. 

Naar  et  Arbejde,  der  herer  ind  under  nogen  af  di  i  §  4  naevnte  virksomheder, 
udstykkes  mellem  flere,  anses  hver  af  disse  som  Arbejdsgiver  for  de  Arbejdere,  som 
han  lenner. 

En  under  Loven  herende  Arbeijdsgiver,  der  har  overtaget  et  Arbeides  Udforelse, 
anses  som  Arbejdsgiver  ogsaa  for  de  Arbejdere,  som  overlades  ham  af  Kontrahenten  til 
Udferelse. 

§  4. 

Under  denne  Lov  indgaa: 

A.  1.  Fabriksvirksomhed    samt  Yirksomhed  i  fabriksmsßssig    drevne  YsBrksteder,    for 

saa  vidt  disse  Virksomheder  ere  undergivne  Fabrikstilsyn  i  Medfer  af  Lov 
Nr.  56  af  12te  April  1889  om  Foranstaltninger  til  Forebyggelse  afUlykkes- 
tilfaelde  ved  Brug  af  Maskiner.  Paa  Baadets  Forslag  kan  Indenrigsministeren 
ved  Bekendtgerelse  inddrage  under  Loven  Fabrikker  og  fabriksmaessig  drevne 
VaBrksteder,  som  ikke  ere  undergivne  naevnte  Fabrikstilsyn,  naar  det  skonnes, 
at  Arbejdeme  ere  udsatte  for  Driftsulykker. 

2.  Virksomheder,  som  fremstille  spraengfarlige  Stoffer  eller  Genstande,  eller  som 
regelmaessig  anvende  Sprsengstoffer. 

3.  Stenbrydning,  Kalkbrydning,  Kalkbraending,  Stenhugning,  Brendsaetning  samt 
Isning. 

4.  a)  Bygningsarbejde  —  saavel  paa  Byggepladsen  i  og  over  Jorden  som  paa 

Afbindingsplads  for  Tildannelse  af  Temmer-  og  Jaemkonstruktioner  —  ved 
Bygninger  og  Bygningsvaerker  under  Opfieirelse,  Faerdiggerelse,  Ombygning, 
Forandring  og  Nedrivning;  herfra  undtages  dog  Bebcelseshuse  og  0konomi- 
bygninger  med  ikke  ud  over  1  Etage  og  Tagkvist; 

b)  Bygningsarbejde  til  Vedligeholdelse  eller  üdbedring  af  de  under  a  indbe- 
fattede  Bygninger  og  Bygningsvaerker;  herfra  undtages  dog  Arbejde,  der 
udferes  indvendig  uden  Benyttelse  af  Stillads  eller  hvad  hermed  kan 
ligestilles; 

c)  Skorstensfejning  og  Skibsvaerffcsarbejde. 

5.  Bygning  og  Anlseg  af  Jaembaner,  Sporveje,  Veje,  Broer,  Daenminger,  Kanaler 
og  Sluser. 

6.  Vandbygnings-,  Udgravnings-,  Opfyldnings-,  Udterrings-  og  Opmudringsarbejder, 
Kloak-,  Gas-  og  Vandledningsanlaeg,  Opsaetning,  Vedligeholdelse  og  Nedtagning 
af  Telegraf-,  Telefon-  og  elektriske  Ledninger  samt  af  Lynafledere. 

7.  Jaembane-,  Sporvejs-  og  Omnibusdrift. 

8.  Ladning  og  Losning  af  Varer  samt  Arbejde  ved  Pakhuse. 

9.  Dykker-  og  Bjaergningsarbejde. 

10.  Vind-  og  Vandmelleri,  drevet  som  selvstaendig  Naeringsvirksomhed. 

B.  Enhver  Virksomhed,  ved  hvilken  der  benyttes  Maskineri,  som  saettes  i  Bevaegelse 
ved  Kraftmaskiner  af  den  Beskaffenhed,  at  Virksomheden  er  undergiven  Fabriks- 
tilsyn in  Henhold  til  ovenn«vnte  Lov  Nr.  56  af  12te  April  1889  §  11,  ferste 
Punktum. 

Arbejdsgivere  og  Arbejdere  kunne  forlange  Baadets  Afgerelse  af,  hvorvidt  Virk- 
somheden herer  ind  under  denne  Lov.  Den  i  saa  Henseende  trufiie  Afgerelse  kan 
indankes  for  Indenrigsministeren.  Ankefristen  er  14  Dage  fra  Underretningen  om 
Afgerelsen. 

I  enhver  Virksomhed,  der  herer  ind  under  denne  Lov,  skal  tydelig  Angivelse  herom 
vaere  opslaaet  paa  et  for  alle  dens  Arbejdere  tilgaengeligt  Sted. 
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•        •  '  §3. 

Das  Gesetz  findet  Anwendung  auf  folgende  Arbeitgeber: 

a)  Einzelpersonen  oder  Gesellschaften,  welche  einen  der  in  §  4A.  aufgeführten  Be- 
triebe gewerbsmässig  ausüben; 

b)  Einzelpersonen  oder  Gesellschafken,  welche  Maschinen  von  der  in  §  4B.  an- 
gegebenen Beschaffenheit  benutzen; 

c)  Staat  und  Kommune,  welche  Arbeiter  in  einem  der  in  §  4  erwähnten  Betriebe 
beschäftigen. 

Wenn  eine  Arbeit,  die  zu  den  in  §  4  genannten  Betrieben  gehört,  zwischen  mehrere 
Personen  geteilt  ist,  gilt  jeder  von  diesen  als  Arbeitgeber  der  Arbeiter,  welche  er  auslohnt. 

Ein  unter  das  Gesetz  fallender  Arbeitgeber,  der  die  Ausfahrung  einer  Arbeit  über- 
nommen hat,  gilt  als  Arbeitgeber  auch  der  Arbeiter,  welche  ihm  von  dem  Kontrahenten 
ßr  die  Ausführung  des  Unternehmens  überlassen  werden. 

§  4- 
Unter  dieses  Gesetz  fallen: 

A)  1.  Fabrikbetriebe  und  Betriebe  in  fabrikmässig  betriebenen  Werkstätten,  insofern 
diese  Betriebe  der  Fabriksaufeicht  gemäss  Gesetz  No.  56  vom  12.  April  1889 
über  Veranstaltungen  zur  Verhütung  von  UnfiÜlen  beim  Gebrauch  von  Maschinen 
unterstellt  sind.  Auf  Vorschlag  des  Bates  kann  der  Minister  des  Innern  durch 
Bekanntmachung  auch  Fabriken  oder  fabrikmässig  betriebene  Werkstätten,  welche 
der  genannten  Fabriksaufsicht  nicht  unterliegen,  diesem  Gesetz  unterwerfen, 
wenn  die  Arbeiter  Betriebsunfällen  ausgesetzt  erscheinen. 

2.  Betriebe,  welche  sprenggefährliche  Stoffe  oder  Gegenstände  herstellen  oder  regel- 
mässig Sprengstoffe  anwenden. 

3.  Steinbrüche,  Kalkbrüche,  Kalkbrennereien,  Steinhauereien,  Brunnenbau,  sowie 
Eiswerke. 

4.  a)  Bauarbeiten  —  sowohl  auf  Bauplätzen  in  und  über  der  Erde  als  auf  Abbinde- 

plätzen för  Bearbeitung  von  Holz-  und  Eisenkonstruktionen  —  bei  Bauten  und 
Bauwerken  während  der  Auffuhrung,  Fertigstellung,  Umbauung,  Veränderung 
und  Niederlegung;  hiervon  sind  jedoch  ausgenonunen  Wohnhäuser  und  Wirt- 
schaftsgebäude mit  nur  einem  Stockwerk  und  Dachstuhl; 

b)  Bauarbeiten  zur  Unterhaltung  oder  Ausbesserung  der  unter  a)  aufgeführten 
Bauten  und  Bauwerke;  hiervon  sind  jedoch  ausgenommen  Arbeiten,  welche  in- 
wendig ohne  Benutzung  von  Gerüsten  oder  in  ähnlicher  Weise  aufgeführt 
werden; 

c)  Schomsteinreinigung  und  Arbeiten  auf  Schiffswerften. 

5.  Bau  und  Anlegung  von  Eisenbahnen,  Pferdebahnen,  Wegen,  Brücken,  Dämmen, 
Kanälen  und  Schleusen. 

6.  Wasserbau-,  Ausgrabungs-,  Auffüllungs-,  Austrocknungs -  und  Ausbaggerungs- 
arbeiten,  Kanalisations -,  Gas-  und  Wasserleitungsanlagen,  Aufrichtung,  Unter- 
haltung und  Nieder-legung  von  Telegraphen-,  Telephon-  und  elektrischen  Leitungen 
und  Blitzableitern. 

7.  Eisenbahn-,  Pferdebahn-  und  Omnibusbetriebe. 

8.  Laden  und  Loschen  von  Waren,  sowie  Speicherarbeiten. 

9.  Taucher-  und  Bergungsarbeiten. 

10.  Wind-  und  Wassermüllerei,  welche  als  selbständiges  Gewerbe  betrieben  wird. 
B)  Jeder  Betrieb,  bei  welchem  Maschinen  benutzt  werden,  die  durch  Kraftmaschinen 
solcher  Beschaffenheit  in  Bewegung  gesetzt  werden,  dass  der  Betrieb  der  Fabriks- 
aufsicht nach    dem  oben  erwähnten  Gesetz  No.  56  vom  12.  April  1889,    §  11, 
1.  Absatz,  unterliegt. 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  können  vom  Rat  Bescheid  darüber  verlangen,  inwieweit  der 
Betrieb  unter  dieses  Gesetz  fällt.     Dieser  Bescheid  kann  durch  Berufung  an  den  Minister 
des  Innern    angefochten  werden.     Die  Frist   hierfür   sind    14  Tage   nach    Zustellung  des 
Bescheides. 

In  jedem  Betriebe,  welcher  unter  dieses  Gesetz  fällt,  muss  eine  deutliche  Bekannt- 
machung davon  an,  besonders  den  Arbeitern,  zugänglichen  Plätzen  angeschlagen  sein. 
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§5. 
Indtrseder   der  ander  de  i  de   foregaaende  Paragraflfer   nsßvnte  Forhold    et  Ulykkes- 
tilfeelde,  tillsßgges  der  den  yedkommende  Kray  paa  nedennseynte  Ydelser. 

1.  Medferer  Ulykkestilfteldet  en  Arbejdsudygtighed,  hvis  endelige  Felge 
endnu  ikke  er  besternt,  tilkommer  der  fra  Udlebet  af  den  13de  Uge  efber  ülykkes- 
til£Beldet,  indtil  Sygebehandlingen  er  endt,  eller  indtil  Arbejdsndygtigheden  maatte 
erklaeres  for  at  vsere  af  blivende  Beskaffenhed,  eller  indtil  Deden  maatte  indtrsede,  den 
tilskadekomne  en  Dagpenge.  Denn0  Dagpenge  skal,  dersom  og  saa  Isenge  fuldstsendig 
Arbejdsudygtighed  er  til  Stede,  udgere  ^/^  af  den  tilskadekomnes  Daglen,  dog  ikke  over 
2  Kr.  og  ikke  under  1  Kr.  daglig.  Er  fra  ferste  Fserd  eller  senere  kun  Forringelse  af 
Arbejdsevnen  til  Stede,  skal  Ydelsen  ndgere  en  i  Forhold  til  Forringelsen  beregnet  Del 
af  den  Dagpenge,  som  den  paagseldende  vilde  have  oppebaaret  eller  har  oppebaaret  ved 
fuldstsendig  Arbejdsudygtighed. 

2.  Har  Ulykkestilfseldet  medfert  en  Arbejdsudygtighed,  der  erklseres  for 
at  vsere  af  blivende  Beskaffenhed  (Invaliditet),  tilkommer  der  den  tilskadekomne  en 
Pengesum,  der  bestemmes  efter  bans  eller  hendes  Aarslen,  beregnet  efter  §  7.  Er 
Arbejdsndygtigheden  fuldstsendig,  skal  Pengesummen  udgere  det  6-dobbelte  af  Aarslannen, 
dog  ikke  under  1,800  Kr.  eller  over  4,800  Kr.  Er  Arbejdsevnen  ikkun  forringet,  skal 
Pengesummen  udgere  en  i  Forhold  til  Foringelsens  Betydning  beregnet  Del  af  den  Sum, 
der  vilde  have  tilkommet  Arbejderen  ved  fuldstsendigt  Tab  af  Erhvervsevne.  Endvidere 
tilkommer  der  den  tilskadekomne  en  Dagpenge,  beregnet  efter  de  under  Nr.  1  givne 
Regler,  for  et  Tidsrum  af  13  üger.  I  det  saaledes  beregnede  Belob  fradrages,  hvad 
den  tilskadekomne   allerede  har  oppebaaret  i  Dagpenge  ifolge  Bestemmelsen  under  Nr.  1. 

3.  Indtrseder  Doden  som  Folge  af  Ulykkestilüseldet ,  tilkommer  der  den  afdodes 
efterladte  dels  en  Begravelseshjselp  af  50  Kr.,  dels  en  Pengesum,  beregnet  efter 
nedenstaaende  Kegler.  Efterlader  den  afdode  sig  Enke  eller  i  ovrigt  en  enkelt  forsik- 
ringsberettiget  (§  2),  tilkommer  der  denne  et  Belob,  svarende  til  det  4-dobbelte  af  den 
afdedes  Aarslon,  beregnet  efter  §  7,  dog  ikke  under  1,200  Kr.  eller  over  3,200  Kr.  Efter- 
lades  der  flere  forsikringsberettigede  i  Medfor  af  §  2,  bestemmer  Baadet,  hvorledes  det 
nsevnte  Belob  skal  fordeles  mellem  disse. 

Med  Hensyn  til  Fastssettelsen  samt  Udbetalingen  af  de  i  nservserende  Paragraf 
ommeldte  Ydelser  komme  i  ovrigt  de  nsermere  Regler  i  denne  Lovs  §§  17 — 19  til 
Anvendelse. 


§6- 

Tilkommer  der  en  tilskadekommen  Arbejder  eller  on  omkommen  Arbejders  efber- 
ladte  Pension  eller  Understottelse  fra  Staten  in  Henhold  til  anden  Lov,  bortfalder  hans 
Krav  efter  denne  Lov.  Det  samme  gselder  for  Arbejdere,  der  beskseftiges  af  Kommuner, 
hvis  Bestyrelser  med  Hensyn  ül  Pension  eller  Understottelse  til  den  tilskadekomne  Arbejder 
eller  omkomne  Arbejders  effcerladte  have  fastsat  Regler,  der  ere  godkendte  af  Indenrings- 
ministeren,  efter  at  denne  Lov  er  traadt  i  Kraft. 

Tilfalder  der  i  ovrigt  en  tilskadekommen  eller  en  omkommen  Arbejders  effcerladte 
i  Henhold  til  Overenskomst  Pension,  Understottelse  eller  anden  Ydelse  fra  Arbejds- 
giveren  i  Anledning  af  UlykkestilfBeldet,  har  han  eller  de  efter  naervserende  Lov  kun 
Krav  paa  det  overskydende  Belob,  dersom  andet  ikke  udtrykkelig  er  fastsat.  Om  og  hvor 
stört  et  overskydende  Belob  der  fremkommer,  afgores  af  Raadet. 


§  7- 

Som    den    tilskadekomnes    eller  omkomnes    Aarslon    regnes   hans    samlede   Arbejds- 

fortjeneste  1  den  Yirksomhed,   i  hvilken  Ulykkestilfseldet  skete,  i  Lobet  af  det  Aar,   som 

gaar   forud   for   UlykkestilfBeldets  Dag,    derunder    indbefattet    Overskudsandele ,    Brug    af 

Hus,   Huslejegodtgorelse,    Naturalydelser  o.  lign.     Har  han  ikke  vaeret   beskaftiget  i  den 
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§  5. 
Tritt  unter  den  in    den   vorhergehenden  Paragraphen  bezeichneten  Verhältnissen  ein 
Unfall  ein,  so  wird  Anspruch  auf  folgende  Leistungen  gewährt: 

1.  Führt  der  Unfall  ^eine  Arbeitsunfähigkeit  mit  sich,  deren  endgiltige  Folge  noch 
nicht  bestinunbar  ist,  so  kommt  dem  Verletzten  von  Ausgang  der  13.  Woche  nach 
dem  Unfall  solange,  bis  die  Krankenbehandlung  beendet  ist,  oder  bis  die  Ar- 
beitsunföhigkeit  für  eine  dauernde  erklärt  wird,  oder  bis  der  Tod  eintritt,  ein 
Tagegeld  zu.  Dieses  Tagegeld  soll,  falls  und  solange  gänzliche  Arbeitsunfähig- 
keit vorliegt,  ^/^  des  Tagelohnes  des  Verletzten  betragen,  jedoch  nicht  über  zwei 
Kronen  und  nicht  unter  einer  Krone  täglich.  Liegt  von  Anfang  an  oder  später 
nur  eine  Verminderung  der  Erwerbsfähigkeit  vor,  so  wird  für  die  Dauer  derselben 
nur  ein  im  Verhältnisse  zur  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  berechneter  Teil 
des  Tagegeldes  gewährt,  welches  der  Betreffende  bei  völliger  Arbeitsunfähigkeit 
erhalten  hätte  oder  erhalten  hat. 

2.  Hat  der  Unfall  eine  Arbeitsunfähigkeit  herbeigeführt,  welche  für  eine  dauernde 
erklärt  wird  (Invalidität),  so  kommt  dem  Verletzten  eine  Geldsumme  zu,  welche 
nach  seinem  gemäss  §  7  berechneten  Jahreslohn  bestimmt  wird.  Bei  völliger 
Arbeitsunfähigkeit  beträgt  diese  Summe  das  sechsfache  des  Jahreslohnes,  jedoch 
nicht  unter  1800  Kr.  oder  über  4800  Kr.  Bei  nur  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit 
wird  die  Summe  unter  Kücksichtnahme  auf  die  Bedeutung  der  Verminderung  der 
Arbeitsfähigkeit  auf  einen  verhältnismässigen  Teil  der  Summe  beschränkt,  welche 
dem  Arbeiter  bei  vollständigem  Verlust  der  Arbeitsfähigkeit  zugekommen  wäre. 
Femer  steht  dem  Verunglückten  ein  Tagegeld,  berechnet  nach  den  unter  No.  1 
gegebenen  Eegeln,  für  einen  Zeitraum  von  13  Wochen  zu.  Von  dem  so  be- 
rechneten Betrag  wird  das  abgezogen,  was  der  Verletzte  etwa  schon  an  Tagegeld 
infolge  der  Bestimmungen  unter  No.  1  erhalten  hat. 

3.  Tritt  der  Tod  als  Folge  des  Unfalles  ein,  so  steht  den  Hinterbliebenen  des  Ver- 
unglückten teils  ein  Begräbnisgeld  von  50  Kr.,  teils  eine  nach  den  nach- 
stehenden Kegeln  berechnete  Geldsumme  zu.  Hinterlässt  der  Verunglückte  eine 
Wittwe  oder  sonst  einen  einzelnen  Versicherungberechtigten  (§  2),  so  erhält  dieser 
einen  Betrag,  entsprechend  dem  vierfachen,  gemäss  §  7  berechneten  Jahreslohn 
des  Verstorbenen,  jedoch  nicht  unter  1200  Kr.  oder  über  3200  Kr.  Hinterlässt 
er  gemäss  §  2  mehrere  Versicherungsberechtigte,  so  bestimmt  der  Bat,  wie  der  ge- 
nannte Betrag  unter  diese  zu  verteilen  ist. 

Mit  Bezug  auf  die  Feststellung  und  Auszahlung  der  in  diesem  Paragraphen  er- 
wähnten Leistungen  kommen  im  Übrigen  die  in  den  §§  17 — 19  dieses  Gesetzes  gegebenen 
Vorschriften  zur  Anwendung. 

§  6. 

Steht  einem  verletzten  Arbeiter  oder  den  Hinterbliebenen  eines  verunglückten  Ar- 
beiters eine  Pension  oder  Unterstützung  vom  Staate  aus  einem  anderen  Gesetze  zu,  so 
ßät  der  Anspruch  aus  diesem  Gesetze  fort.  Dasselbe  gilt  für  Arbeiter,  die  von  Kommunen 
beschäftigt  werden,  deren  Vorstand  bezüglich  der  Pension  oder  Unterstützung  für  verletzte 
Arbeiter  oder  für  die  Hinterbliebenen  verunglückter  Arbeiter  Bestimmungen  getroffen  hat, 
welche  vom  Minister  des  Innern  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  genehmigt  sind. 

Stebt  im  übrigen  einem  verletzten  Arbeiter  oder  den  Hinterbliebenen  eines  verun- 
glückten Arbeiters  laut  Übereinkunft  eine  Pension,  Unterstützung  oder  andere  Entschädi- 
gung seitens  des  Arbeitsgebers  aus  Anlass  des  Unfalles  zu,  so  haben  sie  nach  dem  vor- 
liegenden Gresetz  nur  Anspruch  auf  den  überschiessenden  Betrag,  falls  es  nicht  anders 
ausdrücklich  festgesetzt  ist.  Ob  und  wie  hoch  der  überschiessende  Betrag  dann  zur  Geltung 
kommt,  entscheidet  der  Eat. 

§  7. 
Als  Jahreslohn    des  Verletzten    oder  Verunglückten  wird    sein    gesamter  Arbeitsver- 
dienst  in    dem  Unfall   bringenden  Betriebe    während    des    dem  Tage  des  Unfalles  voraus- 
gegangenen Jahres   berechnet,   darunter  Überschussanteile,    freie  Wohnung,  Mietsentschädi- 
gung, Naturalbezüge  und  ähnliches  miteingerechnet.     Ist  er  in  dem  betreffenden  Betriebe 
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paagseldende  Yirksomhed  i  hele   den  nsevnte  Tid,   eller   har   han  vseret    beskseftiget  i  en 
Yirksomhed,    der   efter  sin  Beskaffenhed  ikke  drives  Aaret  rundt,    anssettes    hans  aarlige 
Arbejdsfertjeneste  af  Baadet  efter  Sken.     Har  han  ingen  Len  oppebaaret,  eller  har  Aars- 
lennen  vseret  mindre  end  300  Kr.,  finder  Beregningen  dog  Sted  efter  denne  Sum. 
Daglen  udfindes  derved,  at  Aarsfortjenesten  deles  med  300. 


§  8. 

For  de  en  Arbejder  eller  hans  eflierladte  efter  ovenstaaende  Regler  tilkommende 
Krav  hsefter  Arbejdsgiveren,  medmindre  denne  har  forsikret  Kravene  hos  et  i  Henhold 
til  §  9  anerkendt  Selskab.  Overenskomster  mellem  Arbejdere  og  Arbejdsgivere,  som  gaa 
ud  paa  eller  fere  til,  at  Bestemmelser  i  denne  Lov  ikke  sknlle  g«lde,  eller  om,  at  Ar- 
bejdeme  skulle  udrede  en  i  Henhold  til  Loven  betalt  Forsikringsprsemie  eller  nogen  Del 
deraf,  have  ingen  retslig  Gyldighed. 

Det  i  §  4  paabudte  Opslag  skal  tillige  indeholde  Angivelse  af,  hvorvidt  og  hos 
hvilket  Selskab  der  er  tegnet  Forsikring  for  Kravene  efter  denne  Lov. 


§  9. 

For  at  tilvejebringe  Adgang  for  Arbejdsgivere  til  paa  betryggende  Maade  at  afgive 
den  med  deres  Arbejderes  Forsikring  ifelge  denne  Lov  forbundne  Eisiko  til  et  Forsikrings- 
selskäb  er  Indenrigsministeren  bemjndiget  til,  paa  derom  indgiven  Begsering  fra  Selskaber 
af  Arbejdsgivere  under  gensidigt  Ansvar  eller  fra  Selskaber  med  begrsenset  Ansvar,  at 
meddele  disse  Anerkendelse  i  Henseende  til  Overtagelse  af  saadan  Forsikring. 

For  gensidige  Selskaber  bestaar  Anerkendelsen  i  Indenrigsministerens  Stadfaestelse 
af  Vedtsegteme,  som  skulle  indeholde  de  fomadne  betryggende  Bestemmelser  i  Henseende 
til  Medlemmemes  Opfyldelse  af  den  dem  paahvilende  solidariske  Forpligtelse. 

Selskaber  med  begrsenset  Ansvar  ville  fiaa  Anerkendelse  paa  naermere,  for  hvert 
enkelt  Selskab  af  Indenrigsministeren  angivne,  Betingelser. 

Om  hver  enkelt  Anerkendelse  vil  Offentliggerelse  finde  Sted  i  Mininisterialtidende. 
Anerkendelsen  kan  tilbagetages  af  Ministeren,  hvorom  Offentliggerelse  da  paa  samme  Maade 
finder  Sted. 

§  10. 

Naar  en  tilskadekommen  vil  gere  Fordning  paa  Ydelse  efter  denne  Lov,  maa  han 
snarest  muligt  efter  Ulykkestilfseldet  lade  sig  undersege  af  en  Lsege  og  derefter  underkaste 
sig  den  L«gebehandling,  som  findes  fomaden.  ündlades  dette,  eller  modarbejdes  den  tils- 
kadekomnes  Helbredelse  ved  Tilsidessettelse  af  L»gens  Forskrifter,  fortaber  han  efter  Om- 
stsendighedeme  helt  eller  delvis  sit  Krav. 

Arbejdsgiveren  eller  den,  der  i  evrigt  efter  denne  Lov  hsefter  for  Forsikringskravet, 
er  berettiget  til  at  lade  den  tilskadekomne  tilse  af  en  Lsege. 

§  11. 

De  Krav,  som  tilkomme  en  Arbejder  eller  hans  efterladte  efter  denne  Lov,  kunne 
ikke  overdrages,  pantssettes  eUer  g0res  til  Genstand  for  Betsforfelgning  til  Kreditorers 
Fyldestgerelse. 

Har  Arbejdsgiveren  ikke  forsikkret  Kravene  i  et  anerkendt  Selskab,  have  disse  For- 
trinsret  i  hans  Bo  efter  de  i  Medfar  af  Konkurslovens  §  33  privilegerede  Fordringer 
og  kunne  paa  Raadets  Foranstaltning  inddrives  ved  Udpantning. 


§  12. 
Naar   en    Arbejder    eller    hans    efterladte    have    stillet    Krav    paa    eller    modtaget 
Pengebeleb  in  Henhold  til  nservserende  Lovs  Bestemmelser,  har  han  eller  de  dermed  givet 
Afkald  paa  samtidig  eller  senere  at  kunne  rejse  Retskrav  imod  Arbejsgiveren   eller  andre 


Gesetz  über  UnfaUTeraicheniiig  vom  7.  Januar  1898.  45 

nicht  während  der  ganzen  erwähnten  Zeit  beschäftigt  gewesen,  oder  ist  er  in  einem  Be- 
triebe beschäftigt  gewesen,  der  seiner  Beschaffenheit  nach  nicht  während  des  ganzen 
Jahres  stattfindet,  so  wird  sein  Jahresarbeitsverdienst  vom  Bat  nach  Schätzung  festgesetzt. 
Hat  er  keinen  Lohn  erhalten  oder  ist  der  Jahreslohn  unter  300  Er.  geblieben,  so  findet 
die  Berechnung  dennoch  nach  dieser  Summe  statt. 

Der  Tagelohn  wird  dadurch  gefunden,  dass  der  Jahreslohn  durch  300  geteilt  wird. 

§8. 

Für  die  dem  Arbeiter  oder  seinen  Hinterbliebenen  nach  den  obenstehenden  Eegeln 
zustehende  Entschädigung  haftet  der  Arbeitgeber,  es  sei  denn,  dass  er  diese  Entschädigung 
bei  einer  gemäss  §  9  anerkannten  Gesellschaft  versichert  hat.  Übereinkommen  zwischen 
Arbeitern  und  Arbeitgebern,  welche  darauf  ausgehen  oder  dahin  fuhren,  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  ungiltig  zu  machen,  oder  auch,  dass  die  Arbeiter  eine  diesem  Gesetz  ge- 
mäss bezahlte  Versicherungsprämie  oder  einen  Teil  derselben  entrichten  sollen,  haben  keine 
rechtliche  Giltigkeit. 

Der  in  §  4  vorgeschriebene  Anschlag  soll  ebenfalls  eine  Angabe  darüber  enthalten, 
wie  weit  und  bei  welcher  Gresellschafk  eine  Versicherung  der  nach  diesem  Gesetz  zu  ge- 
währenden Entschädigungen  abgeschlossen  ist. 

§  9. 

Um  für  die  Arbeitgeber  die  Übertragung  des  mit  der  Versicherung  ihrer  Arbeiter  nach 
diesem  Gesetze  verbundenen  Bisikos  auf  eine  Versicherungsgesellschaft  zu  befördern,  ist 
der  Minister  des  Innern  ermächtigt,  Gesellschaften  von  Arbeitgebern  mit  gegenseitiger  Haft- 
pflicht, oder  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht  auf  Antrag  die  Genehmigung  zur 
Übernahme  solcher  Versicherungen  zu  erteilen. 

Für  gegenseitige  Gesellschaften  besteht  die  Anerkennung  in  der  Bestätigung  der 
Statuten  durch  den  Minister  des  Innern,  wobei  durch  entsprechende  Bestimmungen  die 
Erfüllung  der  den  Mitgliedern  obliegenden  solidarischen  Verpflichtung  sicherzustellen  ist. 
Gresellschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht  flnden  ihre  Bestätigung  durch  nähere,  für  jede 
einzelne  G^esellschaft  vom  Minister  des  Innern  zu  bestimmende  Bedingungen.  Für  jede 
einzelne  Bestätigung  findet  die  Veröffentlichung  im  Ministerblatt  statt.  Die  Bestätigung 
kann  vom  Minister  wieder  zurückgenommen  werden,  was  auf  dieselbe  Weise  bekannt  zu 
machen  ist. 

§10. 

Wenn  ein  Verletzter  nach  diesem  Gesetz  emen  Entschädigungsanspruch  geldend  machen 
will,  muss  er  sich  alsbald  nach  dem  Unfall  von  einem  Arzt  untersuchen  lassen  und  sich 
alsdann  der  erforderlichen  Behandlung  unterwerfen.  Unterlässt  er  dies  oder  wirkt  er  dem 
Heilverfahren  durch  Nichtbeachtung  der  ärztlichen  Vorschriften  entgegen,  so  verliert  er,  je 
nach  Umständen  ganz  oder  teilweise,  seinen  Entschädigungsanspruch. 

Der  Arbeitgeber  oder  derjenige,  welcher  sonst  nach  diesem  Gesetz  für  die  Entschä- 
digung haftet,  ist  berechtigt,  den  Verletzten  von  einem  Arzte  beaufsichtigen  zu  lassen. 

§11. 

Die  Entschädigungen,  welche  einem  Arbeiter  oder  dessen  Hinterbliebenen  nach  diesem 
Gesetze  zustehen,  können  nicht  übertragen,  verpföndet  oder  zum  Gegenstand  einer  Bechts- 
verfolgung  behufs  Befriedigung  eines'  Gläubigers  gemacht  werden. 

Hat  der  Arbeitgeber  die  Entschädigungen  nicht  bei  einer  genehmigten  Gesellschaft 
versichert,  so  haben  diese  das  Vorzugsrecht  an  seinem  Vermögen  nach  den  gemäss  §  33 
des  Xonkursgesetzes  privilegierten  Forderungen  und  können  auf  Veranlassung  des  Bates 
durch  Ausp&idung  beigetrieben  werden. 

§  12. 
Wenn  ein  Arbeiter  oder  seine  Hinterbliebenen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eine  Ent- 
schädigung  beansprucht   oder  einen  Geldbetrag  erhalten   haben,    so  haben  sie  damit  zu- 
gleich Verzicht  darauf  geleistet,  gleichzeitig  oder  später  gegen  den  Arbeitgeber  oder  Andere 
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in  Henhold  til  de  gsldende  Begier  om  Ansvar  for  retstridig  Skadetilfejelse.  Naar  paa 
den  anden  Side  en  tilskadekommen  Arbejder  eller  en  omkommen  Arbejders  efterladte  have 
rejst  Betskray  imod  Arbejdsgiveren  eller  andre  i  Henhold  til  de  nsevnte  Begier,  skal  han 
eller  de  ikke  samtidig  knnne  paaberaabe  sig  nsenrserende  Lot  eller  paakalde  Baadets 
Afgerelse,  ejbeller  senere,  medmindre  Baadet,  efter  at  have  gjort  sig  bekendt  med  Betssageiis 
£nkeltheder,  paa  firemsat  Andragende  deri  indvilliger. 

For  saa  vidi  Baadet,  naar  Sagen  er  bragt  for  dette,  finder  Anledning  til 
skriftlig  at  meddele  yedkommende  tilskadekomne  Arbejder  eller  omkomne  Arbejders 
efterladte,  at  han  eller  de  efter  Baadets  Mening  med  Feje  yille  knnne  sags0ge  Ar- 
bejdsgiveren eller  andre  in  Henhold  til  den  errige  Lovgivning,  skal  derimod  en  derefter 
indledet  og  paademt  Betssag  ikke  vsere  nogen  Hindring  for,  at  de  paagseldende  senere 
knnne  rejse  Krav  efter  nsßnrserende  Lov,  saafremt  de  ved  deres  Segsmaal  ikke  maatte  have 
opnaaet  et  Erstatningsbeleb,  som  naar  eller  overstiger  det  Beleb,  Baadet  i  sin  Tid 
tilkendte  den  eUer  de  paagseldende  ifelgedenne  Lovs  §  5.  Elageren  bliver  der  i  saa  Fald 
at  meddele  fri  Proces  ved  Baadets  Foranstaltning. 


II.  Arbejderforsikrings- Baadet. 

§  13. 

Til  Ordningen  af  de  ifolge  denne  Lov  opstaande  Forhold  oprettes  et  Arbejderforsik- 
rings-Baad. 

Detta  Baad,  der  har  S»de  i  Kjebenhavn,  men  hvis  Yirksomhedsomraade  omfatter 
hele  Landet,  og  som  af  Formanden  kan  sammenkaldes  til  Mede  hvor  som  holst  i 
Landet,  bestaar  af  en  af  Eongen  ndn»vnt  Formand,  2  af  Eongen  ndnsevnte  Medlemmer, 
af  hvilke  den  ene  skal  vsBre  Lsege,  2  Arbejdsgivere  og  2  Arbejdere,  hörende  til  Virksom- 
heder,  der  indgaa  nnder  Loven.  Sygekasseinspekteren  og  Fabrikinspektereme  knnne  derbes 
af  Lidenrigsministeren  tüforordnes  Baadet. 

De  to  Arbejdsgivere  vselges  af  Indenrigsministeren. 

De  to  Arbejdere  vselges  af  det  i  Lov  om  anerkendte  Sygekasser  af  12te  April  1892, 
§  24,  ddje  Stykke,  omhandlede  N»vn. 

For  de  to  Arbejdsgivere  og  te  to  Arbejdere  vselges  Stedfortrsedere. 

Samtlige  7  Medlemmers  Yirketid  bestemmes  til  6  Aar  ad  Gangen.  Af  de  ferste 
Gang  valgte  Arbejdsgivere  og  Arbejdere  afgaa  dog  en  Arbejdsgiver  og  en  Arbejder  ifelge 
Lodtrsekning  efter  3  Aars  Forleb. 

Samtlige  Medlemmer  af  Baadet  og  de  tilforordnede  oppeb»re  et  aarligt  Yederlag. 
Stedfortrademe  Dagpenge  for  hver  Dag,  de  mede.  Baadets  Medlemmer  og  tilforordnede 
faa  Godtgerelse  for  Bejsendgifter  til  og  fra  Medestedet  efter  deres  af  Formanden  godkendte 
Begning.  Baadet  antager  den  fomedne  Lsegehjselp  og  Eontorhj«lp.  De  til  Baadet  med- 
gaaende  Udgifter  bevilges  ved  de  aarlige  Finanslove. 

N»rmere  Bestemmelser  for  Baadets  Forretningsgang  fSastssettes  af  Indenrigsministeren 
efter  Forslag  af  Baadet. 


§  14. 
Ethvert  Ulykkestilftelde  i  de  nnder  Loven  herende  Virksomheder,  som  antages  at 
ville  medfOTe  Erav  efter  denne  Lov,  skal  af  Virksomhedens  Indehaver  eller  den,  som  paa 
bans  Vegne  paa  Tidspnnktet  for  Ulykkestilffieldet  forestaar  samme,  snarest  mnligt  og  senest 
inden  8  Dages  Forleb,  anmeldes  til  Baadet.  I  Anmeldelsen  skal  saa  nejagtigt  som  mnligt 
oplyses: 

1.  Aarsagen  til  og  de  nsermere  Omsteendigheder  ved  ülykkestil&eldet, 

2.  den  tilskadekomnes  Tilstand  og   det  Tidsmm,    som   hengik   fra  Ulykkestil&eldets 
Lidtrsedelse  indtil  den  ferste  Lsegebehandling, 
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mit  Bezog  aof  die  sonst  geltenden  Haftpflichtbestimmnngen  den  Bechtsweg  zn  beschreiten. 
Wenn  andererseits  ein  verletzter  Arbeiter  oder  die  Hinterbliebenen  eines  veronglückten 
Arbeiters  den  Bechtsweg  gegen  den  Arbeitgeber  oder  andere  mit  Bezug  anf  die  genannten 
Bestimmungen  beschritten  haben,  so  dürfen  sie  sich  nicht  gleichzeitig  anf  das  vorliegende 
Cresetz  berufen  oder  die  Entscheidung  des  Arbeitsrates  anrufen,  auch  nicht  später,  sofern 
nicht  der  Bat,  nachdem  er  sich  mit  den  Einzelheiten  des  Bechtsfalles  bekannt  gemacht 
hat,  auf  gestellten  Antrag  darin  einwilligt 

Soweit  der  Bat,  wenn  die  Sache  vor  ihn  gebracht  ist,  Veranlassung  findet,  dem 
betreffenden  verletzten  Arbeiter  oder  den  Hinterbliebenen  des  verunglückten  Arbeiters 
schriftlich  mitzuteilen,  dass  sie  nach  Meinung  des  Bates  mit  Fug  und  Becht  den 
Arbeitgeber  oder  Andere  mit  Bezug  auf  die  übrige  Gesetzgebung  verklagen  können,  so 
soll  trotzdem  ein  darauf  eingeleiteter  und  entschiedener  Prozess  kein  Hinderungsgrund 
sein,  dass  die  Betreffenden  später  noch  Entschädigungsansprüche  nach  dem  vorliegenden 
Gesetz  geltend  machen,  sofern  sie  mit  ihrem  Prozess  nicht  einen  Entschädigungsbetrag 
erlangt  haben,  welcher  den  Betrag  erreicht  oder  übersteigt,  den  der  Bat  seinerseits  dem 
Arbeiter  oder  den  Hinterbliebenen  gemäss  §  5  dieses  Gesetzes  zuerkannt  hat  Dem 
Kläger  ist  in  solchem  Falle  auf  Veranlassung  des  Bates  freie  Prozessführung  zu  ge- 
währen. 


II.   Der  Arbeiterversichemngs-Bat« 

§  13. 

Zur  Entscheidung  über  die  Entschädigungsansprüche  des  Arbeiters  oder  seiner  Hinter- 
bliebenen aus  diesem  Gesetz  wird  ein  Arbeiterversicherungs-Bat  eingesetzt. 

Dieser  Bat,  welcher  seinen  Sitz  in  Kopenhagen  hat,  aber  für  das  ganze  Land 
zuständig  ist  und  vom  Vorsitzenden  überall  sonst  im  Lande  zusammenberufen  werden  kann, 
besteht  aus  einem  vom  Könige  ernannten  Vorsitzenden,  zwei  vom  Könige  ernannten  Mit- 
gliedern, von  denen  der  eine  Arzt  sein  muss,  zwei  Arbeitgebern  und  zwei  Arbeitern  aus 
solchen  Betrieben,  welche  diesem  Gesetze  unterliegen.  Ausserdem  können  der  Kranken- 
kasseninspektor und  die  Fabrikinspektoren  dem  Bäte  vom  Minister  des  Innern  bei- 
geordnet werden. 

Die  beiden  Arbeitgeber  sind  vom  Minister  des  Innern  zu  erwählen. 

Die  beiden  Arbeiter  werden  von  dem  im  Gesetz  über  anerkannte  Krankenkassen  vom 
12.  April  1892,  §24,  3.  Absatz,  erwähnten  Ausschuss  gewählt 

Für  die  beiden  Arbeitgeber  und  die  beiden  Arbeiter  sind  Stellvertreter  zu  erwählen. 

Die  Amtsdauer  für  sämtliche  sieben  Mitglieder  wird  auf  je  Q  Jahre  festgesetzt  Von 
den  das  erstemal  gewählten  Arbeitgebern  und  Arbeitern  scheidet  jedoch  durch  das  Loos 
ein  Arbeitgeber  und  ein  Arbeiter  nach  dreijährigem  Zeitraum  aus. 

Sämtliche  Mitglieder  des  Bates  und  die  Beigeordneten  erhalten  eine  jährliche  Ver- 
gütung. Die  Stellvertreter  erhalten  Tagegelder  für  jeden  Tag,  den  sie  in  der  Sitzung 
sind.  Die  Mitglieder  des  Bates  und  die  Beigeordneten  erhalten  Vergütung  der  Beisekosten 
von  und  nach  dem  Ort  der  Sitzung  gemäss  ihren  vom  Vorsitzenden  bestätigten  Bechnungen. 
Der  Bat  beschafft  die  erforderliche  Arzt-  und  Bureauhilfe.  Die  Ausgaben  des  Bates 
werden  bei  den  jährlichen  Finanzgesetzen  bewilligt. 

Die  näheren  Bestimmungen  für  den  Geschäftsgang  des  Bates  werden  vom  Minister 
des  Innern  auf  Vorschlag  des  Bates  festgesetzt 

§  14. 

Jeder  Unfall  in  den  unter  das  Gesetz  fallenden  Betrieben,  von  welchem  anzunehmen 
ist,  dass  er  einen  Anspruch  nach  diesem  Gresetz  begründen  würde,  muss  vom  Inhaber  des 
Betriebes  oder  von  dem,  der  in  seinem  Namen  demselben  zur  Zeit  des  Unfalles  vorstand, 
so  bald  als  möglich  und  spätestens  innerhalb  8  Tagen  beim  Bat  angemeldet  werden.  In 
der  Anmeldung  muss  so  genau  wie  möglich  dargelegt  werden: 

1.  die  Ursache  des  Unfalles  und  die  näheren  Umstände  bei  demselben, 

2.  der  Zustand  des  Verletzten  und  der  Zeitraum,  welcher  von  dem  Eintritt  des  Un- 
falles bis  zur  ersten  ärztlichen  Behandlung  verging, 
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3.  paa  hyilket  Sted  den  tilskadekomne  behandles  og  af  hvilken  Lsege, 

4.  om  den  tilskadekomne  er  Medlem  af  en  Sygekasse  og  da  hvilken, 

5.  om  Arbejdsgiveren   har   forsikret   den    tilskadekomne   og  i  saa  Fald  hos  hvilket 
Selskab. 

Anmeldelsen  ledsages  af  den  behandlende  Lseges  Attest,  som  Arbejdsgiveren  betaler. 

Eaadet  er  berettiget  til  af  Arbejdsgivere,  Arbejdere  og  andre  vedkommende  herunder 
den  behandlende  Lsege,  at  begsere  og  faa  meddelt  enhver  Oplysning  in  Anlednmg  af 
ülykkestilfiBeldet,  endvidere  til  at  fordre,  at  den  tilskadekomne  skal  nnderkaste  sig  Lsege- 
nnders0gelse,  samt  til  at  forlange  Forher  og  at  faa  üdskrifb  af  saadant. 

§  15. 
Naar  Anmeldelsen  ifelge  §  13  udviser,  at  Arbejdsgiveren  har  afsluttet  Forsikring 
med  anerkendt  Selskab,  indtrseder  dette  som  Part  i  Arbejdsgiverens  Sted  ved  de  Forhand- 
linger  og  Afgerelser,  som  Anmeldelsen  medferer.  ForeUigger  ingen  Forsikring,  eller  er 
en  saadan  afsluttet  med  et  Selskab,  der  ikke  har  faaet  Anerkendelse,  er  Arbejdsgiveren 
den,  med  hvem  Forhandlingeme  feres,  og  til  hvem  Afgerelseme  rettes. 


§  16. 

Eaadet  afgar,  efter  at  have  modtaget  alle  fomedne  Oplysninger  og  givet  det  aner- 
kendte  Forsikringsselskab  eller  Arbejdsgiveren  samt  andre  vedkommende  Lejlighed  til  at 
gere  sig  bekendt  med  de  foreliggende  Oplysninger  samt  til  ad  ndtale  sig  om  Sagen, 
snarest  muligt  feigende  Spergsmaal: 

a^  om  et  anmeldt  Tilfeelde  begrander  Erav  i  Medfer  af  denne  Lov; 

b)  om  de  Kendsgeminger  foreligge,    der  i  Medfer   af  §  5  bestemme  Ydelsens  Be- 
skaffenhed; 

c)  om  Sterrelsen  af  de  Ydelser,  'der  tilkomme  Arbejderen  eller  hans    efterladte,   for 
saa  vidt  ikke  Regien  i  §  17  finder  Anvendelse. 

Ved  disse  Afgerelser  krseves  mindst  5  stemmberettigede  Medlemmers  eller  Sted- 
fortrseders  Tilstedevserelse.  Forslag  til  Afgerelse  er  kun  vedtaget,  naar  mindst  4 
stemme  for  det. 

Tilstede  Forholdene  endnu  ikke  Afgerelse  af  det  under  Litra  b)  nsevnte  Spergs- 
maal,  trseffer  Baadet  saadanne  den  endelige  Afgerelse  forberedende  Bestemmelser  og  giver 
de  Paalseg,  som  Forholdene  findes  at  krseve,  overensstemmende  med  de  nsermere  i  For- 
retningsordenen  fastsatte  Regler. 

Har  Raadet  forsemt  at  iagttage  den  foreskrevne  Fremgangsmaade,  knnne  de  oven- 
naevnte  Afgerelser  indankes  til  Indenrigsministeren,  der  kan  ophseve  den  trufhe  Afgerelse 
og  hjemvise  Sagen  til  ny  Behandling  og  Afgerelse. 

Uden  for  dette  Tilfselde  er  der  Adgang  til  at  paaanke  den  nnder  Litra  a)  nsevnte 
Afgerelse  til  Indenrigsministeren,  medens  de  under  Litra  b)  og  c)  naevnte  Afgorelser  ikke 
kunne  paaankes. 

Ankefristen  er  14  Dage  fira  den  om  Afgerelsen  givne  Underretning. 

De  af  Raadet  fastsatte  Beleb  (Litra  c)  kunne  ikke  senere  af  dette  nedssettes  eller 
forhejes. 


§  17. 

Fastssettelsen  af  de  i  §  5  ommeldte  Dagpenge  sker  ved  Overenskomst  mellem  de 
vedkommende.  Kan  Overenskomst  ikke  naas,  sker  Fastssettels^n  paa  Forlangende  af  en 
af  Parteme  ved  Raadet.  Dette  kan  da,  naar  det  finder,  at  Overenskomst  er  bristet  paa 
Grund  af  en  Parts  Vrangvilje,  paalsegge  denne  at  indbetale  en  Kendelse  af  indtil  25  Kr. 
til  Raadets  Kasse. 

Sterrelsen  af  andre  Ydelser  kann  ikke  med  retlig  Virkning  blive  (Jenstand  for 
Overenskomst  mellem  Arbejdsgiver  og  Arbejder,  men  skal  i  alle  Tilf»lde  fastssettes  af 
Raadet. 
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3.  an  welchem  Platz  und  von  welchem  Arzt  der  Verletzte  behandelt  wird, 

4.  ob  der  Verletzte  Mitglied  einer  Krankenkasse  ist  nnd  welcher, 

5.  ob  der  Arbeitgeber  den  Verletzten  versichert  hatte  nnd  bei  welcher  Gesellschaft. 
Der  Anmeldung   ist   ein  Attest   des   behandelnden  Arztes   beizuf&gen,    welches   der 

Arbeitgeber  bezahlt. 

Der  Bat  ist  berechtigt,  von  den  Arbeitgebern,  Arbeitern  und  anderen  Beteiligten, 
darunter  auch  von  dem  behandelnden  Arzt,  jede  Aufklärung  bezüglich  des  ünÜEÜles  zu  er- 
fordern, und  femer  zu  verlangen,  dass  der  Verletzte  sich  einer  &rztiichen  Untersuchung 
untersieht,  ebenso  dass  Vernehmungen  zu  Protokoll  erfolgen  und  Abschriften  dieser  Pro- 
tokolle ihm  mitgeteilt  werden. 

§  15. 
Falls  die  Anmeldung  gemäss  §  13  zeigt,  dass  der  Arbeitgeber  die  Versicherung  mit 
einer  genehmigten  (xesellschaft  abgeschlossen  hat,  so  tritt  diese  als  Partei  an  die  Stelle 
des  Arbeitgebers  mit  Bezug  auf  die  Verhandlungen  und  Entscheidungen,  welche  die  An- 
meldung nach  sich  zieht.  Besteht  keine  Versicherung  oder  ist  eine  solche  mit  einer  Ge- 
sellschaft abgeschlossen,  welche  keine  Genehmigung  erhalten  hat,  so  ist  der  Arbeitgeber 
derjenige,  mit  welchem  die  Verhandlungen  zu  führen  und  an  welchen  die  Entscheidungen 
zu  richten  sind. 

§  16. 
Der  Bat  tritt,  nachdem  er  alle  erforderlichen  AuÜBchlüsse  erhalten  hat  und  der  ge- 
nehmigten Versicherungsgesellschaft  oder  dem  Arbeitgeber  und  den  anderen  Beteiligten  Ge- 
legenheit  gegeben   hat,    sich   mit  den   vorliegenden  Erhebungen  bekannt  zu  machen  und 
sich  zur  Sache  zu  äussern,  auf  folgende  Fragen  so  schnell  als  möglich  Entscheidung: 

a)  ob  der   angemeldete  Unfall   einen    Entschädigungsanspruch  nach    diesem  Gesetz 
begründet; 

b)  ob  die  umstände  vorliegen,  welche  nach  §  6  die  Beschaffenheit  der  Entschädigung 
bestimmen ; 

c)  die  Höhe  der  Entschädig^g,  welche  dem  Arbeiter   oder  seinen  Hinterbliebenen 
zukommt,  soweit  nicht  die  Begeln  des  §  17  Anwendung  finden. 

Bei  diesen  Entscheidungen  ist  die  Anwesenheit  von  mindestens  5  stimmberechtigten 
Mitgliedern  oder  Stellvertretern  erforderlich.  Der  Vorschlag  einer  Entscheidung  gilt  nur 
als  angenommen,  wenn  mindestens  4  Stimmen  daför  sind. 

Erlauben  die  Verhältnisse  noch  keine  Entscheidung  über  die  unter  lit.  b  erwähnte 
Frage,  so  trifft  der  Bat  die  die  endliche  Entscheidung  vorbereitenden  Anordnungen  und  be- 
stimmt die  Auflagen,  welche  die  Verhältnisse  zu  erfordern  scheinen,  in  Übereinstimmung 
mit  den  näheren,  in  der  Geschäftsordnung  festgesetzten  Vorschriften. 

Hat  der  Bat  verabsäumt,  das  vorgeschriebene  Verfahren  innezuhalten,  so  können  die 
oben  erwähnten  Entscheidungen  durch  Berufiomg  an  den  Minister  des  Innern  angefochten 
werden,  welcher  dieselben  wieder  aufheben  und  die  Sache  zu  neuer  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung zurückverweisen  kann. 

Ausser  diesem  Fall  kann  auch  die  unter  lii  a  erwähnte  Entscheidung  beim  Minister 
des  Innen  angefochten  werden,  während  die  unter  lit.  b  und  c  erwähnten  Entscheidungen 
der  Anfechtung  nicht  unterliegen. 

Die  Berufungsfrist  beträgt  14  Tage  von  der  Zustellung  der  Entscheidung  ab. 

Nach  deren  Ablauf  kann  der  vom  Bat  festgesetzte  Betrag  (lit.  c)  nicht  mehr  er- 
niedrigt oder  erhöht  werden. 

§  17. 

Die  Festsetzung  des  in  §  5  bezeichneten  Tagegeldes  geschieht  durch  Übereinkunft 
der  Beteiligten.  Kann  ein  Übereinkommen  nicht  erzielt  werden,  so  erfolgt  die  Festsetzung 
auf  Verlangen  einer  der  Parteien  durch  den  Bat.  Derselbe  kann,  CeJIs  er  findet,  dass 
eine  Übereinkunft  durch  Böswilligkeit  einer  Partei  verhindert  ist,  dieser  eine  an  die  Kasse 
des  Bats  zu  zahlende  Geldstrafe  bis  zu  25  Er.  auferlegen. 

Die  Höhe  der  anderen  Entschädigungen  kann  nicht  mit  rechtlicher  Wirkung  zum 
(Gegenstand  einer  Übereinkunft  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  gemacht  werden,  sondern 
ist  in  allen  Fällen  vom  Bat  festzusetzen. 
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§  18. 

Den  Pengesum,  som  Arbejsraadet  ved  sin  Kendelse  fastssetter  for  Invaliditet  af 
sterre  eller  mindre  Grad,  er  den  paagseldende,  hvis  det  er  en  Mand,  der  er  fyldt  30,  men 
ikke  55  Aar,  berettiget  til  efter  sit  eget  Yalg  at  faa  ndbetalt  eller  tU  at  faa  omsat  til 
en  Livrente.  For  Ms6nd,  der  ere  yngre  eller  »Idre  end  anfert,  er  Baadet  berettiget  til  at 
indkebe  Livrente,  selr  om  den  paargseldene  maatte  foretrsekke  Udbetaling.  Dersom  Baadet 
af  Hensyn  til  en  Invalids  sjselelige  Tilstand  finder,  at  udbetaling  af  Summen  maa  anses 
ntilraadelig,  skal  Livrente  nnder  alle  Aldersforhold  indkebes. 

Den  Pengesnm,  som  tilkendes  Kvinder  og  Bern,  kommer  den  eller  de  paagseldende 
til  gode  paa  den  Maade,  som  Baadet  maatte  bestemme  som  den  hensigtsmsessigste. 

Baadet  kan  paalsegge  Arbejdsgiveren  eller  Forsikringsselskabet  at  ndbetale  den 
tilskadekomne  eller  de  efkerladte  Forskud  paa  den  dem  tillagte  Pengesnm,  naar  denne  Ud- 
betaling af  en  eller  anden  Grand  henstaar. 

§  19. 

Baadet  nnderretter  vedkommende  betalingspligtige  om  Sterrelsen  af  det  Beleb  for 
blivendo  Arbejdsudygtighed  eller  for  Ded,  som  det  har  tilkendt  en  Arbejder  eller  hans 
efterladte. 

Dette  Beleb  bliver  at  indbetale  til  Baadet  i  Lebet  af  14  Dage  fra  Underret- 
ningen  mod  dettes  Tilstaaelse  for  Modtagelsen.  Derefter  sker  Udbetaling  i  Henhold  til 
§  18  af  Kapitalbeleb  umiddelbart  til  de  paagseldende  mod  Tilstaaelse  for  Modtagelsen, 
medens  Livrentebeleb  ndbetales  af  Livrenteselskabet  til  de  paagseldende  eller  öfter  Om- 
stsendighedeme  til  disses  beskikkede  Yserger  paa  den  Maade,  som  Baadet  i  hvert  enkelt 
Tilfselde  bestemmer,  hvorom  der  gives  dem  Underretning. 

Dagpenge  ndbetales  altid  umiddelbart  til  paagseldende.  Paa  samme  Maade  ndbetales 
Begravelsesbjselpen. 

§  20. 
Baadet  indsender  aarlig  til  Indenrigsministeren  Beretning  om  sin  Yirksomhed.    I  denne 
skal  sserlig  hvert  enkelt  Tilfeelde,   som  har  vseret  forelagt  Baadet,  opferes,  og  den  tmfiie 
A^erelse  meddeles.     Beretningen,  der  trykkes  og  tilstilles  Bigsdagen,  skal  knnne  faas  til 
Kebs  for  en  af  Indenrigsministeren  fastsat  billig  Betaling. 


§  21. 
UndladeLse  af  at  opfylde  de  ved  denne  Lovs  §  4,  sidste  Stykke,   §  8,  2det  Stykke, 
og  §  14,  Iste  Stykke,  fastsatte  Forpligtelser  samt  af  at  efterkomme  de  af  Baadet  i  Medfer 
af  §  16,  3dje  Stykke,  givne  Paalseg,  stralfes  med  Beder  indtil  200  Kr.    Sageme  behandles 
som  offentlige  Politisager. 

§  22. 
Denne  Lov,    der   ikke    gselder   for  Fsereerne,   trseder  i  Kraft  1  Aar  efter  dens  Be- 
kendtgerelse  i  Lovtidende.     Dog  skulle  de  Bestemmelser,  der  angaa  Oprettelsen  af  Baadet, 
kunne  trsede  i  Kraft  fer  dette  Tidspunkt,  efter  Indenrigsministeren  Bestemmelse. 

Hvorefter  alle  vedkommende  sig  have  at  rette. 

Givet  paa  Amalienborg,  den  7  de  Januar  1898. 

ünder  Vor  Kongelige  Haand  og  Segl. 

Christian  B. 

(L.  S.) 
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§  18. 

Die  Geldsumme,  welche  der  Rat  durch  sein  Urteil  für  einen  grösseren  oder  geringeren 
Grad  der  Invalidität  festsetzt,  kann  der  Empfänger,  falls  er  ein  Mann  zwischen  30  und 
55  Jahren  ist,  nach  eigener  Wahl  entweder  ausbezahlt  oder  in  eine  Leibrente  verwandelt 
erhalten.  Für  Männer,  die  jünger  oder  Siter  als  angegeben  sind,  ist  der  Bat  berechtigt, 
eine  Leibrente  zu  kaufen,  selbst  wenn  der  Betreffende  die  Auszahlung  der  Summe  vorziehen 
sollte.  Falls  der  Bat  mit  Bezug  auf  den  geistigen' Zustand  eines  Invaliden  die  Auszahlung 
des  Geldes  für  unrätlich  hält,  so  ist  unter  allen  Umständen  eine  Leibrente  zu  kaufen. 

Die  Greldsumme,  welche  Frauen  oder  Kindern  zuerkannt  wird,  kommt  diesen  in  der 
Art  zu  gute,  welche  der  Bat  als  die  zweckmässigste  bestimmt. 

Der  Bat  kann  dem  Arbeitgeber  oder  der  Versicherungsgesellschaft  auferlegen,  dem 
Verletzten  oder  seinen  Hinterbliebenen  emen  Vorschnss  auf  die  zugebilligte  Geldsumme  zu 
geben,  falls  deren  Auszahlung  aus  dem  einen  oder  anderem  Grunde  noch  ansteht. 

§  19. 

Der  Bat  benachrichtigt  den  betreffenden  Zahlungspflichtigen  von  der  Höhe  des  Be- 
trages, welcher  einem  Arbeiter  für  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  oder  im  Todesfall  seinen 
Hinterbliebenen  zuerkannt  ist. 

Dieser  Betrag  ist  binnen  14  Tagen  nach  der  gegen  Empfangsschein  erfolgten  Be- 
nachrichtigung an  den  Bat  einzuzahlen.  Hierauf  erfolgt  gemäss  §  18  die  Kap  italaus - 
Zahlung  unmittelbar  an  den  Betreffenden  gegen  Empfangsbescheinigung,  während  die 
Leibrente  von  der  Leibrentengesellschaft  an  die  Beteiligten  oder  an  die  unter  Umständen 
für  diese  bestellten  Vormünder  auf  die  Weise  zu  zahlen  ist,  welche  der  Bat  für  jeden  einzel- 
nen Fall  bestimmt  und  ihr  mitteilt. 

Das  Tagegeld  wird  dem  Betreffenden  immer  unmittelbar  ausgezahlt.  Auf  dieselbe 
Weise  wird  das  Begräbnisgeld  gezahlt. 

§  20. 
Der  Bat  sendet  jährlich  dem  Minister  des  Innern  einen  Bericht  über  seine  G^chäfts- 
thätigkeit  ein.  In  diesem  soll  besonders  jeder  einzelne  Unfall,  welcher  dem  Bat  vorgelegen 
hat,  angeführt  und  die  getroffenen  Entscheidungen  mitgeteilt  werden.  Der  Bericht,  welcher 
abgedruckt  und  dem  Beichstag  vorgelegt  wird,  soll  far  einen  vom  Minister  des  Innern  fest- 
geeetxten  billigen  Preis  käuflich  zu  haben  sein. 

§  21. 
Die  Unterlassung  der  Erfüllung   der  nach  §  4  letzten  Absatz,  §  8  zweiten  Absatz 
nnd  §  14  ersten  Absatz  dieses  Gesetzes  bestehenden  Verpflichtungen   und  ebenso  der  vom 
Bat   gemäss  §  16  dritten  Absatz  erlassenen  Anordnungen  wird  mit  einer  Geldbusse  bis  zu 
200  Kr.  bestraft.     Die  Fälle  werden  wie  öffentliche  Polizeisachen  behandelt. 

§  22. 
Dieses  Gesetz,    welches   nicht   für   die  Färöer   gilt,   tritt    1  Jahr  nach  seiner    Be- 
kanntmachung im  Gesetzblatt  in  Kraft.     Doch   sollen  die  Bestimmungen,  welche  die  Ein- 
richtung  des  Bates   betreffen,    auf  Anordnung  dos  Ministers  des  Innern  schon  vor  diesem 
Zeitpunkt  in  Kraft  treten  können. 

Hiemach  haben  sich  alle  Beteiligten  zu  richten. 

Gegeben  zu  Amalienborg,  den  7.  Januar  1898. 

Unter  Unserer  Königlichen  Unterschrift  und  Siegel. 

Christian  B. 

(L.  S.) 


"^  in/isiaide.  ^^ 
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Die  Arbeiterversicherung  in  Schweden. 


Das  Vorgehen  Deutschlands  auf  dem  Gebiet  der  Arbeiterversicherung  zu 
Anfang  der  80  er  Jahre  brachte  diese  Angelegenheit  auch  in  Schweden  in  Fluss. 
Schon  am  3.  Oktober  1884  wurde  in  Stockholm  zufolge  einer  Adresse  der  Kammern 
(vom  11.  Mai  1884^  vom  König  eine  ausserparlamentarische  Kommission  eingesetzt, 
welche  diese  Matene  studieren  und  entsprechende  Gesetzesvorschläge  ausarbeiten  sollte. 
Nach  mehrjähriger  Thätigkeit  legte  die  Kommission  verschiedene  Gesetzentwürfe  vor: 
am  28.  Juli  1888  über  Unfallversicherung,  am  15.  Mai  1889  ttber  Alters- 
versicherung und  am  24.  Oktober  1889  ttber  Krankenversicherung.  Die 
beiden  ersteren  waren  nach  deutschem  Vorbild  auf  dem  Grundsatz  der  Zwangs- 
versichening  aufgebaut,  während  der  letztere  —  ähnlich  wie  die  dänischen 
Gesetzesvorschläge  (vgl  Heft  I  S.  4  fg.)  —  sich  darauf  beschränkte,  das  schon 
bestehende  freiwillige  Krankenkassenwesen  näher  zu  regeln  und  durch  staat- 
liche Zuschüsse  weiter  zu  fördern. 

Die  Unfallversicherung  war  in  verschiedenen  G^etzentwttrfen  behandelt, 
welche  einerseits  „Massregeln  zum  Schutz  von  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter 
während  der  Arbeit",  andererseits  die  „Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Unfälle 
bei  der  Arbeit"  betrafen.  Nur  der  erstere,  die  Unfallverhütung  behandelnde 
Teil  dieser  Vorschläge  erlangte  die  Zustimmung  des  Reichstages  und  führte  zu 
dem  Gesetz  vom  10.  Mai  1889,  betreffend  Schutz  gegen  Gefahren  im 
Betriebe^)  (mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Juli  1890).  Da  die  statistischen  Er- 
hebungen der  Kommission®)  das  Bedürfnis  eines  besonderen  Arbeiterschutzgesetzes, 
wenigstens  zunächst  für  die  in  fabrikmässigen  Betrieben  beschäftigten  Arbeiter, 
offen  dai^elegt  hatten,  so  kam  das  Gesetz  an  sich  ziemlich  schneU  zur  Annahme, 
wenngleich  der  lebhafte  Widerstand  der  Unternehmerki'eise  gegen  die  neuen 
Aufsichtsorgane,  ähnlich  wie  s.  Z.  in  England  bei  Einführung  der  Fabrikaufsicht, 
in  verschiedenen  Abschwächungen  der  Kompetenzen  der  „Gewerbeinspektoren" 
und  in  einer  nur  knappen  Kammermehrheit  (107  gegen  97  Stimmen)  deutlich 
zum  Ausdruck  gelangte. 

Die  Vorlage  über  die  Unfallversicherung  hatte  für  Betriebsunfälle  folgende 
Entschädigungen  in  Aussicht  genommen:  1.  bei  völliger  Arbeitsunfähigkeit  60®/<> 
und  2.  bei  teilweiser  Arbeitsunfähigkeit  bis  50^/^^  des  früheren  Jahres-Arbeits- 
verdienstes  des  Verletzten,  8.  bei  Todesfall  für  die  Witwe  oder  den  Witwer, 
falls  dieser  vom  Arbeitsverdienst  der  Frau  abhing,  20^ j^  und  für  jedes  hinter- 
bliebene  Kind  unter  15  Jahren  10^/^^,  neben  einem  Begräbnisbeitrag  von  5^/^>, 
jedoch  im  Ganzen  nicht  über  50  ^/^^  des  Jahres -Arbeitsverdienstes  des  Verun- 
glückten.   Die  Deckung  dieser  Entschädigungen  sollte  nach  den  Voranschlägen 

^)  In  deatflchei  Übersetzung  abgednickt  und  erläutert  von  Dr.  Alex  Raphael  zu  Stockhobn 
in  Braun's  Archiv  für  soziale  Gesetzfifebung  und  Statistik,  Berlin  1890,  Bd.  8,  S.  140—148,  und 
in  französischer  Übersetzung  (von  BeUom)  im  Annuaire  de  Legislation  6trangöre,  Paris,  Bd.  29 
(Jah^pang  1890). 

«)  Vgl.  Olycksfall  i  Arbetet,  Stockholm  1888;  auszugsweise  in  französischer  Übersetzung 
bei:  Bellom,  Assurance  contre  les  accidents,  IL  Partie  (p.  1179—1184),  Paris  1896.  Vgl.  femer: 
Conriid'8  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Jena  1890,  Bd.  I.  S.  477— 479. 
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der  Kommission  bei  Beschränkung  der  Versicherung  auf  die  gefährlicheren 
(industriellen  und  fabrikmässigen)  Gewerbebetriebe,  aber  unter  Einreihung  der 
Seeleute  (auf  Handelsschiffen  mit  mehr  als  20  Tonnen  Gehalt)  —  bei  im  Ganzen 
etwa  200000  Versicherten^)  —  lV4^/o  d®^  Arbeitslöhne  (bei  Seeleuten  etwa  das 
Doppelte)  erfordern.  Eine  für  das  ganze  Staatsgebiet  (und  demnächst  für  die 
gesamte  Arbeiterversicherung)  vorgesehene  Reichs- Versicherungsanstalt  sollte  die 
erforderlichen  Mittel  in  Form  fester,  nach  4  Gefahrenklassen  abgestufter  Prämien 
von  den  Unternehmern  erheben  und  die  Entschädigungen  an  die  Versicherten 
zur  Auszahlung  bringen.  Um  jedoch  diese  Centralanstalt  nicht  mit  der  Masse 
der  leichteren  Unfälle  zu  belasten,  war  eine  zweiwöchige  Wartezeit  vorgesehen, 
wodurch  etwa  40 ^/^  aller  Unfälle  der  Krankenversicherung  verblieben;  auf  eine 
längere  Frist  wie  in  Deutschland  (13  W.)  und  Österreich  (4  W.)  glaubte  man  die 
Wartezeit  nicht  ausdehnen  zu  sollen,  da  die  dazu  erforderliche  Voraussetzung  — 
die  obligatorische  Krankenversicherung  —  in  Schweden  noch  fehlte  und  z.  Z. 
auch  nicht  erreichbar  erschien.  Vorsatz  und  grobes  Verschulden  soDte  den 
Arbeitnehmer  des  Entschädigungsanspruchs  verlustig,  den  Arbeitgeber  aber  der 
Versicherungsanstalt  gegenüber  Ar  die  ausgezahlte  Entschädigung  ersatzpflichtig 
machen;  auch  durften  solche  Unternehmer,  welche  den  gesetzlichen  Unfall- 
verhütungsvorschriften nicht  nachkamen,  mit  den  doppelten  Prämien  belastet 
werden. 

In  dem  nur  30  Paragraphen  umfassenden  Begierungsentwurf,  ^  welcher  im 
März  1889  bezw.  1890  dem  Reichstag  zuging,  waren  noch  einige  Abänderungen 
getroffen  worden.    So  war  die  Versicherung  der  Seeleute  wegen  der  unsicheren 
statistischen  Unterlagen  aus  der  gewerblichen  Unfallversicherung  ausgeschieden  und 
einem  Sondergesetz  vorbehalten,  dagegen  von  der  Einbeziehung  der  Land-  und 
Forstwirtschaft  und  des  Handwerks  als  solchem  nach  wie  vor  Abstand  genommen 
(§§  1,  2).    Femer  war  die  Befreiung  von  der  Versicherungspflicht  durch  die  Eeichs- 
Versicherungsanstalt  gestattet  für  solche  Gewerbezweige,  welche  nur  unerhebliche 
Unfallgefahren  aufweisen  sollten,  und  für  solche  Betriebe,  deren  Inhaber  nach- 
wiesen, dass  ihre  Arbeiter  bereits  anderweit  ausreichend  gegen  Betriebsunfälle 
versichert  wären  (§  4).    Bezüglich  der  Entschädigungen  war  einerseits  die  In- 
validenrente auf  360  und  beim  Vorhandensein  noch  nicht  15jähriger  Kinder  auf 
420  Kronen,*)  die  Hinterbliebenenrente  auf  300  Kr.  jährlich  und  das  Krankengeld 
(bei  vorübergehender  Arbeitsunfähigkeit)  auf  1  Kr.  täglich  als  Höchstbetrag,  b^w. 
die  Entschädigung  für  jugendliche  -^heiter  (unter  18  Jahren)  und  für  Arbeiterinnen 
auf  ^L  der  normalen  Entschädigungsbeträge  begrenzt  (§§  5—6;,  andererseits  für 
versicherungspflichtige  Betriebe  —  sowohl  den  Unternehmern  für  ihre  Ar- 
beiter wie  diesen  selbst  —  die  Erhöhung  der  Entschädigung  bis  zum  Doppelten 
durch  Erlegung  entsprechender  Zuschlags-Prämien  bei  der  Reichs- Versicherungs- 
anstalt und  für  alle  nicht  versicherungspflichtigen  Betriebe  beiden  Teilen  (Unter- 
nehmern wie  Arbeitern)  die  Eingehung  der  freiwilligen  Versicherung  zu  den 
Prämien-  und  Entschädigungssätzen  der  obligatorischen  Versicherung  gestattet 
(§  30);  ausserdem  war  die  Wartezeit  auf  zwei  Monate  mit  der  Massgabe  aus- 
gedehnt, dass  bis  zum  60.  Tage  einschliesslich  der  Arbeitgeber  für  die  ärztliche 
Behandlung  und  Krankenpflege  des  verunglückten  Arbeiters  zu  sorgen  hatte, 
falls  dieser  einer  Krankenkasse  nicht  angehörte  (§  9).  —  Im  übrigen  sollten  die 
Krankengelder  wöchentlich,  die  Renten  vierteljährlich  gezahlt  (§  24)  und  letztere 
durch  die  Versicherungsanstalt  festgesetzt  werden,  gegen  deren  Bescheid  Rekurs 
an  die  ordentlichen  Gerichte  offen  stand  (§§  21 — 23).    Binnen  zwei  Jahren  nach 
dem  Unfall  bezw.  Tode  sollten  die  Entschädigungsansprüche  verjährt  sein  (§  20). 
Die  Einteilung  der  versicherungspflichtigen  Gewerbe  in  Gefahrenklassen  und  die 


^)  Von  den  im  Ganzen  150000  Indugtriearbeitern  Schwedens  waren  derzeit  nur  10000  g^gen 
UnfaU  privatrechtlich  versichert  und  auf  je  1000  Arbeiter  entfielen  durchschnittlich  18  (bes^.  in 
den  verschiedenen  Industrieen  zwischen  7  und  34)  UnfäUe. 

*)  Dieser  ßegierungsentwurf  vom  12.  März  1889  ist  auszugsweise  mitgeteilt  im  Bulletin 
du  Comit6  permanent  zu  Paris,  Bd.  I  (1890)  S.  117—121  und  bei  Bellom,  Assurance  contre  les 
accidents,  ü.  Partie,  p.  1187—1189,  Paris  1896. 

«)  8  Kronen  (i  100  Oere)  =  9  Reichsmark. 
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Festsetzung  der  Prämien  innerhalb  dieser  sollte  alle  fünf  Jahre  durch  den  König, 
die  Einschätzung  der  einzelnen  Betriebe  zu  den  verschiedenen  Gefahrenklassen 
aber  durch  die  Versicherungsanstalt  erfolgen,  gegen  deren  Bescheid  binnen 
30  Tagen  Berufung  an  den  König  offenstand;  die  Prämien  waren  innerhalb  der 
einzelnen  Gefahrenklassen  in  der  zur  Deckung  der  bezüglichen  Unfalllasten  er- 
forderlichen Höhe  pro  Arbeiter  und  Arbeitstag  festzusetzen  (nach  den  Vor- 
anschlägen zwischen  V«  bis  5  Oere,  im  Mittel  2  Oere  oder  1^/^  des  den  Maximal- 
entschädigungen zu  Gininde  gelegten  Jahreslohns  von  600  Kronen)  und  zweimal 
jährlich  von  den  Arbeitgebern  bei  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  behufe  Über- 
mittlung an  die  Reichs-Versicherungsanstalt  einzuzahlen  (§§  10 — 17).  Endlich 
sollten  die  (auf  etwa  41000  Kr.  jährlich  geschätzten)  Verwaltungskosten  dieser 
Anstalt  vom  Staat  getragen  werden  (§  3). 

Dieser  Entwurf  wurde  im  Mai  1890  vom  Reichstag  auf  Grund  des  Kom- 
missionsberichts ohne  Verhandlung  abgelehnt,  weil  man  hier  die  Notwendigkeit 
einer  besonderen  obligatorischen  Unfallversicherung  nicht  anzuerkennen  vermochte, 
auch  nicht  für  durchffihrbar  hielt,  falls  nicht  zuvor  eine  gesetzliche  Rege- 
lung des  Krankenkassenwesens  erfolgte.  Darauf  wurde  der  Entwurf  im  November 
1890  dem  Höchsten  Gericht  zur  Begutachtung  vorgelegt,  aber  auch  von  diesem 
verworfen,  da  der  Zweck  des  G^esetzes  viel  einfacher  durch  ein  Haftpflichtgesetz 
—  etwa  nach  Analogie  des  Gesetzes  vom  12.  März  1886  betr.  die  Haftpflicht  bei 
ünglflcksfäUen  im  Eisenbahnbetriebe  —  zu  erreichen  sei.  Die  Regierung  liess 
sich  jedoch  durch  dieses  rein  juristische  Gutachten,  welches  den  Misserfolg  solcher 
Gesetze  in  anderen  Staaten  völlig  ausser  Acht  setzte,  von  ihrer  grundsätzlichen 
Auffassung  nicht  abbringen  und  im  Januar  1891  dem  Reichstag  eine  erneute  Vorlage 
über  obligatorische  ünfallversichemng  und  Errichtung  einer  Reichs- Versicherungs- 
anstalt zugehen.^)  Die  mit  der  Beratung  des  Entwurfs  befasste  Kommission  kam 
jedoch  (20.  Mai  1891)  auf  den  vorjährigen  Reichstagsbeschluss  zurück,  indem  sie 
sich  im  Wesentlichen  den  Ablehnungsgründen  des  Höchsten  Gerichts  anschloss. 
Insbesondere  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  zwischen  einem  Gesetz  über  Haft- 
pflicht und  einem  solchen  über  Versicherungspflicht  wohl  zu  unterscheiden 
sei  Durch  das  letztere  werde  der  einzelne  Arbeitgeber  nicht  bloss  für  die  An- 
ordnungen innerhalb  seines  eigenen  Betriebes,  sondern  auch  für  solche  anderer 
Arbeitgeber,  mit  denen  er  nichts  zu  thun  habe  und  über  die  er  keine  Au&icht 
führen  könne,  verbindlich  gemacht,  und  seine  gesetzliche  Ersatzpflicht  solle  vom 
Gesetz  und  Richter  nicht  nach  Schäden,  die  wirklich  eintreffen,  sondern  nach 
einer  authentischen  Berechnung  über  Schäden,  die  möglicherweise  eintreffen,  be- 
messen werden.  Das  gehe,  wie  schon  das  Höchste  Gericht  bemerkt  habe,  über 
den  Kreis  des  eigentUchen  Privatrechts  hinaus.  Der  Arbeitgeber  werde  dem 
Staate  ersatzpflichtig  und  der  einzelne  Arbeiter  erhalte  ein  Schadenersatzrecht 
an  den  Staat  Für  solche  Pflicht  und  solches  Recht  seien  ausreichende  Gründe 
nicht  zu  erkennen.  —  Im  Reichstag  schloss  sich  ein  Teil  der  Mitglieder  diesen 
Auffassungen  an,  ein  anderer  Teil  wollte  erst  die  Totalkosten  unter  Einschluss 
der  Alters-  und  Invalidenversicherung  kennen  lernen  oder  lieber  die  ganze  An- 
gelegenheit vertagen,  bis  auch  aus  anderen  Ländern  als  Deutschland  allein  prak- 
tische Erfahiiingen  vorlägen. 

Ebenso  wenig  hatte  die  Altersversicherungs-Vorlage  den  Beifall  des 
Reichstags  gefunden,  zumal  diese  Vorlage  sich  nicht  einmal  auf  die  Arbeiter- 
kla^e  l^luränkte,  sondern  die  gesamte  Bevölkerung  dem  Versicherungszwang 
untersteUen  wollte  und  zur  Deckung  der  erheblichen  Lasten  auch  Zuschüsse  des 
Staates  und  der  Gemeinden  in  Anspruch  nahm.^) 

Dagegen  gelangte  die  Kranken kassenvorlage  (im  Mai  1891)  mit  einigen 
formellen  üjiderungen  zur  Annahme  und  damit  der  erste  Abschnitt  der  sozial- 
politischen Gesetzgebung  zunächst  zum  Abschluss. 


»)  Föralag  tu  Lag  om  föwäkring  för  olycksfaU  i  arbete:  Bih.  tili  Eiksd;  Prot.  1891, 
Prop.  28—25.  , 

*)  Arbetare  fbnäkrings  comit^ns  Betftnkande.  I.  Utl&tande  uch  Föralag.  8.  Alderdoms 
fSrBftkring.    Stockholm  1889. 
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1.  KrankeiiTerslcherang  In  Schwedeiu 

Nach  den  Ermittelungen  der  1884er  Kommission  (s.  oben)  bestanden  derzeit 
in  Schweden  etwas  ttber  1000  auf  Selbsthtilfe  begründete  Kranken-  und  Be- 
gräbniskassen, welche  insgesamt  gegen  140000  Mitglieder  =  8^/^  der  Bevölkerung 
(4,6Millioneö)^)  zählten;  die  Hauptstadt  Stockholm  allein  hatte  147  Kassen  mit 
34959  Mitgliedern  =  ^/^  der  Gesamtversicherungszahl  aufzuweisen,  und  294  Kassen 
mit  40723  Mitgliedern  waren  Fabrikkassen.  Die  Krankenunterstützung  betrug 
durchschnittlich  1  Kr.  für  den  Tag,  und,  wie  die  nachstehende  Statistik*)  ergiebt, 
waren  die  Leistungen  der  Kassen  ebenso  wie  derzeit  in  Dänemark  (s.  Heft  I, 
S.  4  fg.)  nur  bescheidene: 


Kranken-  u. 
Begräbnis- 
kassen 


Reine 
Kranken- 
kassen 


Reine 
Begräbnis- 
kassen 


Zusammen 


Zahl  der  Kassen 

Zahl  der  Mitglieder  {-^?£f  !   1_1_1 

Zusammen 

Krankentage 

TodesfäUe 

Eiinnahmen 

Ausgaben 

Vermögen 

Einnahmen  f  Mitgliederbeitrag    .... 
pro  Kopf  \  Andere  Einnahmen    ^  ._. 

Zusammen 

(  Krankenunterstützung     .    . 
Ausgaben  I  Arzt  und  Arznei     .     .    .    . 

pro  Kopf  I  Begräbnisgeld 

l  Andere  Ausgaben   .... 

Zusammen 
Vermögen  pro  Kopf 


870 

91673 
22  697 


114  270 

632  854 
1535 

Kr. 


5,95 
4,00 


9,95 

5,47 
0,51 
0,83 
1,87 


8,18 
23,00 


86 

5580 
1086 


6666 
23190 

Kr. 


4,06 
Jt,4J_ 

7,47 


3,87 
0,38 

0,51 


4,26 
22,00 


93 

15164 
2  626 


17  790 

459 
Kr. 


1,38 
3,89 


5,27 


2,44 
0,92 


3,36 
30,00 


1049 

112  317 
26  409 


138  726 

656044 
1994 

Kr. 

1280  836 
1  022  580 
3297  299 


I  — 


Im  übrigen  traten  bei  dem  Erankenkassenwesen  dieselben  Mängel  wie  in 
Dänemark  (s.  a.  a.  0.)  hervor,  und  hoffte  man  durch  das  im  Mai  1891  vom  Reichs- 
tag angenommene  (s.  oben)  und  am  30.  Oktober  1891  publicierte  Gesetz  über 
Krankenkassen  (Anlage  1;  Svensk  Författnings-Samling  1891,  Nr.  81)  ent- 
sprechende Abhülfe  schaffen  zu  können.  Dieses  Gesetz,  welches  am  1.  Juli  1892 
in  Kraft  trat,  verfolgt  wie  das  gleichartige  dänische  Gesetz  vom  12.  AprU  1892 
(s.  Heft  I,  S.  5  u.  22  fg.)  den  Zweck,  dem  freien  Krankenkassenwesen  eine  geordnete 
Grundlage  und  durch  staatliche  Zuschüsse  eine  reichere  Entfaltung  zu  geben. 
In  ersterer  Beziehung  giebt  das  Gesetz  bestimmte  Vorschriften  über  die  Rechte 
und  Pflichten  der  „eingeschriebenen  Kassen"  (§§  1 — 3,  8,  11 — 14),  den  Inhalt 
der  Statuten  (§§  5,  7),  die  Obliegenheiten  des  Vorstandes  (§§  4,  10)  und  die 
Art  der  Geschäfts-  und  Rechnungsführung  (§§  6,  9,  10).  Hiemach  können  nur 
solche  Kassen,  welche  mindestens  25  Mitglieder  zählen,  und  deren  Vorstand  und 
Statut  den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechen,  die  behördliche  „Eintragung^ 
beanspruchen.  Mit  dieser  Eintragung  wird  das  Recht  auf  den  Staatszuschuss  er- 
worben; derselbe  erfolgt  im  Verhältnis  zur  Anzahl  der  beitragspflichtigen  Mit- 
glieder, welche  die  Kasse  im  abgelaufenen  Rechnung^ahr  gehabt  hat,  und  war 

1)  Nach  der  Volkszählung  von  1898  hatte  Schweden  4824150  (2336825  m.,  2457825  w.) 
Einwohner. 

^)  Vgl.  Oonrad^B  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften,  Jena  1890,  Bd.  I,  S.  582  und 
Bellom,  Les  lois  d'assurance  ouvri^re  k  T^tranger,  Tome  I:  Assurance  contre  la  madadie  (p.  277—278), 
Paris  1892. 
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durch  KSnigl.  Verordnung  vom  30.  Oktober  1891  (Svensk  Författnings-Samling 
1891  Nr.  81  sid.  6)  zunächst  auf  1  Kr.  für  jedes  Mitglied  bis  zu  50  Mitgliedern, 
auf  50  bezw.  25  Oere  fttr  jedes  weitere  Mitglied  bis  zu  250  Mitgliedern  bezw. 
darüber  hinaus,  jedoch  nur  bis  zum  Gesamtbetrag  von  300  Er.  festgesetzt,  ist 
aber  seit  1.  Januar  1898  auf  1.50  Kr.  für  jedes  Mitglied  bis  zu  100  Mitgliedern, 
auf  1  Kr.  bezw.  50  Oere  für  jedes  weitere  Mitglied  bis  zu  300  Mitgliedern  bezw. 
darüber  hinaus,  jedoch  nur  bis  zum  Gesamtbetrag  von  1500  Kr.  erhöht  worden, 
weil  sich  bis  dahin  kaum  ein  Drittel  der  vorhandenen  (etwa  1800)  Kranken- 
kassen hatte  einschreiben  lassen  (vgl.  Königl.  Verordn.  vom  28.  Mai  1897  in  Svensk 
Författnings-Samling  1897  Nr.  69  sid.  1). 

Über  die  Wirksamkeit  der  einzelnen  Kassen  wird  nach  dem  gemäss  §  10 
des  Gesetzes  durch  Königl.  Verordnung  vom  15.  Juli  1892  (Svensk  Författnings- 
Samling  1892,  Nr.  51)  festgesetzten  Formular  alljährlich  seitens  des  Königl 
Civil-Departements  zu  Stockholm  eine  Statistik  (Eegistrerade  Sjukkassors  Verk- 
samhet)  veröffentlicht,  welche  aber  erst  seit  1895  summierte  Aii^stellungen  giebt. 
Hiernach  betrug  die  Zahl  der  „eingeschriebenen  Krankenkassen^^  in  den  Jahren 
1892:  221,  1893:  344,  1894:  477,  1895:  572.  Die  Gesamtabschiasse  für  das 
Jahr  1895  hatten  folgendes  Ergebnis:  563  eingeschriebene  Krankenkassen,  welche 
vollständige  Angaben  gemacht  haben,  hatten  insgesamt  717369,01  Kr.  Einnahmen 
(darunter  19055,06  Kr.  Eintrittsgelder,  552  611,45  Kr.  Mitgliedsbeiträge, 
37169,23  Kr.  Staatszuschuss),  578281,51  Kr.  Ausgaben  (darunter  425568,21  Kr. 
Krankengelder,  63931,10  Kr.  Begräbnisgelder,  46365,53  Kr.  Verwaltungskosten). 
Über  die  Zahl  der  Mitglieder  und  Erkrankungsfälle  hatten  nur  523  Kassen  voll- 
ständige Angaben  gemacht;  danach  betrug  die  Zahl  der  Mitglieder  am  Jahres- 
schluss  64967  (50346  m.,  14621  w.)  und  die  Zahl  der  Erkrankungsfälle  15860 
(13043  m.,  2817  w.). 

2.   Unfall-  and  InvalidltStsversieherong  In  Schweden. 

Nachdem  die  auf  dem  Grundsatz  der  Zwangsversicherung  aufgebauten  Ge- 
setzesvorlagen vom  Reichstag  wiederholt  abgelehnt  waren  (s.  oben)  und  in- 
zwischen der  bei  der  Ausarbeitung  der  bisherigen  Entwürfe  hervorragend  be- 
teiligte Versicherungstechniker  Prof  Dr.  Lindstedt  sich  aber  das  seit  1.  Januar 
1891  in  Kraft  getretene  deutsche  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  in 
Deutschland  selbst  und  über  die  Unfallversicherung  auf  dem  internationalen  Kon- 
gress  zu  Bem^)  (21. — 26.  September  1891)  des  Näheren  unterrichtet  hatte,  wurde 
am  30.  Oktober  1891  von  der  Regierung  eine  neue  Kommission  (aus  Prof.  Lind- 
stedt und  sechs  Reichstagsmitgliedem  bestehend)  eingesetzt,  um  die  Frage  der 
Unfall-,  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  womöglich  in  einem  einheitlichen 
Gesetzentwurf  zu  lösen.  Bestimmend  für  diese  Richtung  war  —  neben  dem  Vor- 
bilde des  deutschen  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes,  welches  die 
bezüglichen  Renten  ohne  Unterscheidung  des  Invaliditätsgrundes  (einerlei  ob  Un- 
fall oder  Krankheit  oder  sonstige  Gebrechen  die  Erwerbsunfähigkeit  verursachen) 
gewährt,  und  neben  den  Anregungen  des  Bemer  Arbeiterversicherungs-Kongresses,^) 
alle  dauernden  Invaliditätsf&lle  (einschliesslich  der  schwereren  Unfälle  und  der 
sogenannten  Gewerbekrankheiten)  thunlichst  in  der  nämlichen  Versicherung  zu 
vereinigen,  —  hauptsächlich  die  Erwägung,  dass  es  einerseits  für  die  Arbeiter 
einfacher  und  verständlicher  sei,  in  jedem  Invaliditätsfall,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Verschiedenartigkeit  der  Invaliditätsursachen,  stets  eine  und  dieselbe  Rente 
zu  erhalten,  andererseits  aber  auch  zur  Vereinfachung  und  Verbilligung  der 
ganzen  Versicherung  führe,  wenn  man  die  —  auch  in  der  deutschen  Arbeiter- 
versicherung nur  zum  Teil  durchgeführte  —  Trennung  zwischen  Unfallrenten  und 
Invalidenrenten  fallen  lasse.  Insbesondere  glaubte  man  annehmen  zu  dürfen,  dass 
die  Vorbelastung  der  unfallgefährlichen  Gewerbezweige  durch  frühzeitige  Unfall- 
renten in  einer  grösseren  Sterblichkeit  der  Unfallrentner  bezw.  in  der  kürzeren 


Resolution 


1)  VgL  Bulletin  du  Comitö  permanent  zu  Paris,  Bd.  2  (1891)  S.  525—549,  insbesondere  die 
tion  n  litt,  c  u.  d  S.  545. 


8  Die  ArbeitciTersicherung  in  Schweden. 

Dauer  dieser  Eenten  einen  entsprechenden  Ausgleich  finden  und  damit  die  aus- 
fahrliche  Einrichtung  von  Gefahrenklassen  sich  erübrigen  würde.  ^) 

Die  Kommission  trat  bereits  am  25.  November  1891  zusammen,  konnte  aber 
ihre  umfangreichen  Arbeiten  erst  im  Frühjahr  1893  zum  Abschluss  bringen  und 
legte  unter  dem  30.  März  1893  einen  64  Paragraphen  umfassenden  Gesetzent- 
wurf nebst  eingehender  Begründung,  statistischen  Aufetellungen  und  einer  Über- 
sicht über  die  ausländische  Gesetzgebung  in  vier  Druckheften*)  vor. 

Nach  diesem  Gesetzentwurf,*)  welcher  die  Frage  der  Unfall-,  Alters-,  In- 
validitäts-,  Witwen-  und  Waisenversicherung  in  einem  einheitlichen  Rahmen  zu 
lösen  versucht,  sonst  aber  wesentlich  den  Grundzügen  des  deutschen  Gesetzes 
folgt,  werden  im  allgemeinen  wie  in  Deutschland  alle  unselbständig  Erwerbenden 
(sämtliche  Lohnarbeiter,  einschliesslich  der  Seeleute  und  Dienstboten,  sowie  Be- 
triebsbeamte und  sonstige  Gehülfen  in  Handel  und  Gewerbe  mit  Jahresgehalt  bis 
1800  Er.)  der  Versicherungspflicht  unterstellt,  doch  beginnt  diese  erst  mit  dem 
vollendeten  18.  (in  Deutschland  16.)  Lebensjahr;  dagegen  werden  auch  die  Ehe- 
frauen und  (unter  15  Jahren  alten  hinterlassenenVKinder  der  Zwangsversicherten 
an  den  Wohlthaten  der  Versicherung  beteiligt  (§§  1,  3). 

Nichtversicherangspflichtig  sind  wie  in  Deutschland  öffentliche  Beamte, 
bereits  dauernd  Arbeitsunfähige  und  solche  Personen,  welche  als  Lohn  nur  freien 
Unterhalt  beziehen  (§  2). 

Dauernde  Arbeitsunfähigkeit  wird,  ebenfalls  wie  in  Deutschland,  beim 
Eintritt  der  Invalidität  oder  bei  Vollendung  des  70.  Lebensjahres  angenommen  (§  4). 

Die  Versicherten  werden  in  drei  Pensionsklassen  geteilt;  die  beiden  er- 
steren  umfassen  die  männlichen  Arbeitnehmer  (mit  einem  Wochenlohn  von  mehr 
bezw.  weniger  als  10  Kr.),  während  die  dritte  Klasse  die  weiblichen  Arbeit- 
nehmer und  die  Ehefttiuen  der  zwangsversicherten  Männer  umfasst  (§  5). 

Für  jede  Kalenderwoche  mit  versicherungspflichtiger  Beschäftigung  sind  in 
Klasse  I  50,  in  n  30  und  in  III  20  Öre  als  Beitrag  vom  Arbeitgeber  ein- 
zuzahlen, welcher  die  Hälfte  des  Beitrags  dem  Versicherten  vom  Lohn  abziehen 
darf  (§  6).  Die  Entrichtung  des  Beitrags  erfolgt  seitens  des  Arbeitgebers  für 
jede  Beitragswoche  bei  der  Lohnzahlung  durch  Einklebung  einer  (durch  geeignete 
Aufschrift  zu  entwertenden)  Marke  in  ein  für  260  Wochenbeiträge  eingerichtetes 
Pensionsbuch  (§§  18—24).  Krankheitszeiten  werden  ähnlich  wie  in  Deutsch- 
land angerechnet,  während  die  Beiträge  der  Männer  zugleich  für  ihre  Eheft*auen 
gelten  (§§  7,  8). 

Zur  Erlangung  der  Pension  ist  ausser  dem  Nachweis  der  dauernden 
Arbeitsunfähigkeit  noch  erforderlich,   dass  für  mindestens  260  Wochen  Beiträge 


^)  In  dieser  Allgemeinheit  dtiifte  die  Annahme  nur  für  Länder  mit  einfachen,  im  Wesent- 
lichen gleichartigen  Wirtschafts  Verhältnissen  hezw.  Agrarstaaten  wie  Schweden  (mit  nur  150000 
Industriearbeitern  =  S^Iq  der  Bevölkerung),  weniger  für  ausgeprägte  Industriestaaten  sutreffen, 
wo  sich  zur  Vermeidung  von  Unbilligkeiten  (Bevorzugung  der  fl&  Leben  und  Gesundheit  der 
Arbeiter  gefährlicheren  auf  Kosten  der  weniger  geföhrlichen  Industriezweige)  die  Bildung  von 
Gefahrenklassen  kaum  wird  vermeiden  lassen  —  ganz  abgesehen  davon,  dass  eine  solche  Gefahren- 
klassiözierung  erst  auf  die  Ursachen  dieser  Risiken  und  damit  auf  eine  planmässige  Unfall-  und 
Krankheits-Verhütung  hinführt,  von  welcher  in  dem  Gesetzesvorschlag  der  Kommission  freilich 
nirgends  die  Rede  ist.  Dass  aber  in  dieser  Beziehung  aUgemeine  Arbeiterschutzgesetze  wie  auch 
das  schwedische  Gesetz  vom  10.  Mai  1889  (s.  oben)  nicht  bis  ans  Ziel  führen,  dürfte  aus  den  Er- 
fahrungen in  anderen  Ländern  genugsam  bekannt  sein  (vgl.  die  jährlichen  Rechnungsergebnisse 
a)  der  deutschen  Berufsgenossenschaften,  b)  der  Osterreichischen  Arbeiter-Unfallversicherungs- 
anstalten, und  meine  Aureätze  über  Arbeiterversicherung  („Invaliditäts-  und  Altersversicherung*', 
„Krankenversicherung",  „Unfallstatistik**  und  „Unfallversichening"),  sowie  die  dort  aufgeführte 
Litteratur  im  2.  Supplementband  des  Handwörterbuches  der  Staatswissenschaften,  Jena  1897. 

*)  Nya  ArbetarefÖrsäkringskomit^ns  Betänkande  (Denkschrift  der  neuen  Arbeiterversicherungs- 
kommission): I.  Utl&tande  och  förslag  (Gutachten  und  Entwurf);  IL  Statistiska  undersökninffar 
och  kostnadsberäkningar  (Statistische  Untersuchungen  und  Kostenberechnungen);  in.  Öfversigt 
af  lagstiftningen  rörande  arbetareförsäkring  i  ätskilliga  främmande  länder  (Übersicht  über  die 
Arbeitervereicherungsgesetzgebung  in  verschiedenen  fremden  Ländern);  IV.  Statistiska  undersök- 
ningar  angdende  pensionskassor  (Statistische  Untersuchungen  über  Pensionskassen),  Stockholm  1898. 

')  Abgedruckt  in  deutscher  Übersetzung  in  Nr.  19  der  „Arbeiter- Versorgung"  vom  1.  Juli 
1894,  Berlin  1894,  in  französischer  Übersetzung  im  Bulletin  du  Oomit6  permanent  zu  Paris,  Bd.  5 
(1894)  S.  142—155. 
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entrichtet  worden  sind,  es  sei  denn,  dass  die  dauernde  Arbeitsanfähigkeit  durch 
einen  während  einer  versicherungspflichtigen  Beschäftigung  eingetretenen  Unfall 
herbeigeführt  ist  (§  10). 

Die  Höhe  der  jährlichen  Pension  beträgt  50  Kr.  und  dazu  noch  für 
jeden  entrichteten  und  angerechneten  Pensionsbeitrag  in  Klasse  I  10,  in  II  5 
und  in  lU  2  Öre,  also  nach  Ablauf  der  obigen  Wartezeit,  d.  h.  im  Mindest- 
betrag  in  Klasse  I  76,  in  n  63  und  in  III  55,20  Kr.  (§  11).  Die  letztere 
Summe  wurden  mithin  auch  die  Ehefrauen  der  Zwangsversicherten  beziehen, 
selbst  wenn  sie  ihrerseits  in  keiner  versicherungspflichtigen  Beschäftigung  ge- 
standen, also  auch  keine  Beiträge  gezahlt  hätten.  Hinterbliebene  Kinder  erhalten 
vom  Todestage  des  Vaters  ab  bis  zum  vollendeten  15.  Lebensjahr  eine  jährliche 
Pension  von  30  Kr.  (§  12).  Eine  vorsätzlich  oder  bei  Begehung  eines  Verbrechens 
Zugezogene  Arbeitsunfähigkeit  schliesst  den  Pensionsanspruch- aus  (§  14). 

Die  Organisation  besteht  in  einer  für  das  ganze  Reich  gemeinsamen  Pen- 
sions-Direktion und  in  örtlichen  Pensions-Ausschttssen,  welche  für  jede 
Stadt-  und  Landgemeinde  gebildet  werden  (§§  25  fg.).  Der  Pensions- Ausschuss 
setzt  sich  aus  einem  von  der  Provinzialregierung  ernannten  Vorsitzenden  und  je 
zwei  aus  dem  Stande  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  gewählten  Beisitzern 
zusammen;  er  hat  in  erster  Linie  für  die  DurchfUirung  des  Gesetzes  innerhalb 
seines  Bezirks  zu  sorgen,  insbesondere  über  Pensionsanträge  zu  befinden.  Wird 
die  Pension  bewilligt,  so  hat  der  Vorsitzende  einen  Auszug  des  Protokolls  des 
Ausschusses  mit  den  bezüglichen  Akten  an  die  Pensionsdirektion  einzusenden, 
welche  den  Beschluss  bestätigen  oder  auch  abändern  kann,  einerlei  ob  Berufung 
eingelegt  worden  ist  oder  nicht.  Über  eine  bewilligte  Pension  fertigt  die  Pen- 
sions-Direktion einen  Brief  aus,  der  durch  den  Pensions- Ausschuss  dem  Pensions- 
empfänger zugestellt  wird.  Im  übrigen  können  gegen  den  Beschluss  des  Pensions- 
Ausschusses  der  Vorsitzende,  der  Versicherte  und  auch  der  Bezirksbevollmächtigte 
der  Pensions-Direktion  binnen  30  Tagen  bei  dieser  Berufung  einlegen,  gegen 
deren  Entscheidung  binnen  60  Tagen  noch  die  weitere  Berufting  an  den  König 
offensteht  (§§  50,  51). 

Die  Kosten  der  Versicherung  werden  durch  die  Beiträge  und  einen 
Staatszuschuss  bestritten,  welcher  bei  jeder  Pension  2  Ören  für  jeden  ent- 
richteten und  angerechneten  Beitrag  entspricht,  also  dem  vorerwähnten  Steigerungs- 
satz der  dritten  Klasse  gleichkommt;  ausserdem  bestreitet  der  Staat  die  Ver- 
waltungskosten (§  52). 

Mindestens  alle  zehn  Jahre  soll  auf  Befehl  des  Königs  durch  die  Pensions- 
Direktion  eine  auf  wissenschaftlicher  Wahrscheinlichkeitsrechnung  gegründete 
Untersuchung  darüber  angestellt  werden,  ob  der  Pensionsfonds,  unter  Beibehaltung 
der  zeitweiligen  Beiträge,  mindestens  so  gross  ist,  dass  derselbe  dem  Kapitalwert 
aller  dem  Fonds  obliegenden  Verbindlichkeiten,  vermindert  um  den  Kapitalwert 
aller  zu  erwartenden  Einnahmen,  entspricht  (§  53). 

Die  Auszahlung  der  Pensionen  erfolgt  durch  die  Post,  und  zwar  für 
jedes  Kalenderquartal  nach  Beginn  des  darauf  folgenden  Quartals  (§  55). 

Die  näheren  Ausführungsbestimmungen  endlich  werden  einer  königlichen 
Verordnung  vorbehalten  (§  63)  und  im  Schlussparagraphen  (§  64)  alle  beim 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  schon  über  55  Jahre  alten  Personen  von  der  Ver- 
sicherung ausgeschlossen. 

An  Stelle  der  umfangreichen  Begründung  des  vorstehend  kurz  skizzierten 
Gesetzentwurfs  mag  hier  zur  weiteren  Erläuterung  desselben  ein  seinerzeit  von 
Prof.  Dr.  Lindstedt  im  Auftrage  des  Königs  verfasster  Auszug  mitgeteilt  werden: 

„1.  Allgemeiner  Inhalt  des  Entwurfs.  Der  Entwurf  der  Kommission  be- 
zweckt, in  einer  einzigen  allgemeinen  Versicherung  die  verschiedenen  Aufgaben  zu 
vereinigen,  welche  man  bisher  zum  Schaden  der  Sache  in  jedem  einzelnen  Falle 
nach  verschiedenen  Grundsätzen  zu  lösen  gesucht  hat  Der  Entwurf  beabsichtigt 
also  nicht  allein  in  den  verhältnismässig  wenigen  Fällen,  wo  ein  Unfall  den  Ar- 
beiter betroffen  und  ihn  mehr  oder  weniger  unfähig  zu  fernerer  Arbeit  gemacht 
hat,  Unterstützung  zu  gewähren,  sondern  umfasst  auch  die  viel  wichtigeren  Fragen 
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der  Versorgung  der  Arbeiter  im  Alter,  oder  wenn  die  Arbeitskraft  infolge  ein- 
getretener Kränklichkeit  flu*  die  Zukunft  vermindert  oder  vernichtet  worden  ist. 
Der  Entwurf  versucht  ferner  die  Frage  zu  lösen,  wie  Arbeiterfamilien  durch 
Ausdehnung  der  Versicherung  auf  Frauen  und  Kinder  zu  versorgen  sind. 

Die  Unterstützungen  sollen  im  allgemeinen  aus  Pensionen  bestehen.  Die 
ganze  Versicherung  kann  deshalb  als  eine  gi*osse  Pensionskasse  für  die  sogen, 
arbeitenden  Klassen  aufgefasst  werden.  Die  Versicherten  sind  die  Mitglieder 
dieser  Kasse. 

Die  Pensionskasse  ist  nach  dem  Grundsatz  des  gesetzlichen  Zwanges  ein- 
gerichtet, sodass  derjenige,  welcher  das  Recht  hat^  der  Kasse  beizutreten,  auch 
dazu  verpflichtet  ist;  anderen  als  Beitrittspflichtigen  ist  der  Eintritt  bis  auf 
weiteres  nicht  gestattet.  Die  Kasse  ist  also  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  eine 
geschlossene  Kasse. 

Da  aber  jemand,  der  für  längere  oder  kürzere  Zeit  oder  für  immer  auf- 
gehört hat,  Mitglied  der  Kasse  zu  sein,  dadurch  nichts  von  dem  zuvor  als  Kassen- 
mitglied erworbenen  Pensionsanspruch  verliert,  so  wird  die  Kasse  auch  in  Zu- 
kuiSt  manche  Nichtmitglieder  umfassen. 

2.  V^er  ist  Mitglied  der  Kasse?  Die  Kasse  umfasst  nicht  die  gesamte 
Bevölkerung,  sondern  nur  gewisse  Klassen  derselben.  Man  hat  nämlich  aus 
mancherlei  Gründen,  wenigstens  zu  Anfang,  nur  diejenigen  au&ehmen  zu  sollen 
geglaubt,  welche  am  meisten  die  Pensionsversicherung  nötig  haben,  und  dies  ist 
ohne  Zweifel  im  Allgemeinen  mit  denjenigen  Gesellschaftsklassen  der  Fall,  deren 
Auskommen  ausschliesslich  oder  hauptsächlich  von  ihrer  Arbeitskraft  abhängig 
ist.  Wenn  die  Arbeitskraft  versagt,  haben  diese  keine  andere  Aussicht^  als  der 
Armenpflege  oder  ihren  Angehörigen  zur  Last  zu  fallen. 

Derjenige  aber,  welcher  nur  seine  Arbeitskraft  zur  Verfügung  hat,  muss 
dieselbe  anderen  überlassen,  d.  h.  er  muss  bei  anderen  Dienst  oder  Anstellung 
gegen  Lohn  nehmen.  Die  Kasse  wird  deshalb  diejenigen  umfassen,  welche  gegen 
Lohn  bei  Arbeitgebern  angestellt  sind. 

Andererseits  ist  man  jedoch,  wenigstens  bis  auf  weiteres,  genötigt  gewesen, 
den  Umfang  des  Gesetzes  auf  diejenigen  zu  beschränken,  deren  Anstellung  infolge 
Übereinkommens  oder  infolge  der  Art  ihrer  Beschäftigung  mehr  fester  oder  an- 
dauernder Natur  ist.  Personen,  welche  nur  kürzere  Zeit  bei  dem  Arbeitgeber 
angestellt  sind  und  deren  Beschäftigung  als  eine  lediglich  vorübergehende  an- 
gesehen werden  muss,  sind  daher  ausgeschlossen. 

Zu  den  versicherungspflichtig  angestellten  Personen  werden  des- 
halb gerechnet: 

1.  Arbeiter  in  Fabriken,  Werkstätten  u.  dgl.,  Gesellen,  Lehrlinge,  Dienst- 
boten, Tagelöhner,  Mannschaften  schwedischer  Schiffe,  sowie  andere  in 
betreff  der  Anstellung  mit  solchen  gleichstehende  Personen; 

2.  Gehülfen  in  Handelsgeschäften,  Gewerben  oder  anderen  Betrieben,  Werk- 
ftthrer,  Inspektoren,  Vorarbeiter  u.  dgl.  und  Führer  schwedischer  Schiffe 
—  diese  Personen  jedoch  nur,  wenn  ihr  Gehalt  pro  Jahr  1800  Kronen 
nicht  übersteigt.  Es  ist  jedoch  klar,  dass  in  den  einzelnen  Fällen  der 
Unterschied  zwischen  lediglich  vorübergehender  und  mehr  fester  An- 
stellung vielleicht  schwer  zu  bestimmen  ist.  Um  einerseits  die  Aus- 
führung des  Gesetzes  in  dieser  Beziehung  zu  erleichtern,  andererseits 
aber  auch  den  unständigen  Arbeitern  den  Eintritt  in  die  Kasse  zu  er- 
möglichen, hat  die  Kommission  vorgeschlagen,  dass  auch  vorübergehende 
Beschäftigung,  sofern  der  Arbeitnehmer  während  aller  Wochentage 
einer  Kalenderwoche  bei  demselben  Arbeitgeber  angestellt  ist, 
als  versicherungspflichtige  Anstellung  gerechnet  werden  soll. 

Diese  Gruppe  von  Versicherten,  d.  h.  diejenigen,  welche  eine  versicherungs- 
pflichtige Anstellung  haben,  machen  indessen  nur  den  einen  Teil  der  Mitglieder 
der  Kasse  aus.  Gemäss  dem  aufgestellten  Plane,  nach  welchem  auch  für  die 
Familien  der  Arbeiter  gesorgt  werden  soll,  werden  zu  den  Mitgliedern  der  Kasse 
auch  die  Ehefrauen  der  versicherten  Männer  gerechnet,  auch  wenn  sie  keine 
versicherungspflichtige  Anstellung  innehaben. 


Die  Arbeit erversichernng  in  Schweden.  11 

Die  Eassenmitglieder  sind  also  zweierlei  Art,  nämlich: 

a)  Personen,  welche  versicherungspflichtige  Anstellungen  haben,  und 

b)  männlicher  Mitglieder  Ehefrauen,  welche  keine  solche  Anstellungen  haben. 
Der  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Arten  von  Mitgliedern  rücksichtlich 

der  Stellung  zur  Kasse  besteht  darin,  dass  die  unter  a)  genannten  Personen  Bei- 
träge an  die  Kasse  zahlen  müssen,  während  dasselbe  mit  Ehefrauen,  die  keine 
versicherungspflichtige  Anstellung  besitzen,  nicht  der  Fall  ist. 

Wer  das  18.  Lebensjjahr  nicht  vollendet  hat,  kann  nicht  Mitglied  der  Kasse 
sein,  ebensowenig  Beamte  und  Unterbeamte  in  Staats-  oder  Kommunaldiensten. 
Mitglieder  bereits  bestehender  Kassen  können  von  dem  Könige  ihi*er  Versicherungs- 
pflicht entbunden  werden,  wenn  diese  Kassen  gewisse  Bedingungen  erfüllen,  welche 
sie  der  allgemeinen  Kasse  vergleichbar  machen. 

Alle  diejenigen,  welche  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  bereits 
das  55.  Lebensjahr  vollendet  haben,  treten  nicht  mehr  in  die  Kasse  ein. 

3.  Wann  erhält  man  Pension?  Der  eigentliche  Zweck  der  Kasse  ist,  den 
Teilhabern  Pensionen  zu  gewähren.  Unter  Teilhabern  der  Kasse  sind  dabei 
alle  diejenigen  verstanden,  welche  während  einer  Zeit  von  zusammen  mindestens 
fünf  Jahren  Mitglieder  der  Kasse  gewesen  sind.  Wer  der  Kasse  weniger  als 
zusammen  fünf  Jsihre  angehört  hat,  kann  also  keine  Pension  erhalten.  Ausnahmen 
finden  jedoch  bei  Unfällen  statt. 

Wann  erhält  nun  der  Teilhaber  Pension? 

Um  keine  Ungerechtigkeit  gegen  den  einen  oder  anderen  Beruf  zu  begehen, 
in  welchem  die  Sterblichkeit  grösser  als  gewöhnlich  ist,  und  auch  aus  manchen 
anderen  Gründen  ist  kein  bestimmtes  Pensions  alter  im  allgemeinen  festgesetzt 
worden.  Die  Wahl  eines  solchen  Alters  würde  im  übrigen  stets  eine  gewisse 
Willkürlichkeit  enthalten  haben. 

Die  Kommission  hat  anstatt  dessen  einen  Grundsatz  angenommen,  welcher 
seit  langer  Zeit  bei  mehreren  ausländischen  Pensionskassen  und  Eisenbahnver- 
waltnngen  in  Übung  ist  und  welcher  erst  kürzlich  dem  wichtigsten  Teile  der 
deutschen  Arbeiterversicherung  zu  Grunde  gelegt  worden  ist  —  den  Grundsatz 
nämlich,  dass  die  Pension  von  dem  Zeitpunkte  an  gezahlt  werden  soll,  wo  der 
Teilhaber  als  dauernd  arbeitsunfähig  anzusehen  ist. 

Hierunter  ist  zu  verstehen,  dass  der  Betreffende  infolge  von  Alter,  körper- 
licher oder  geistiger  Krankheit,  Verkrüppelung  oder  Gebrechen  ausser  stände 
ist,  sich  ferner  mit  solcher  Arbeit  zu  versorgen,  wie  sie  seinen  Kräften 
und  Fertigkeiten  entspricht  Der  Gesetzentwurf  hat  ausserdem,  um  in 
betreff  sehr  alter  Leute  die  Sache  zu  vereinfachen,  hinzugesetzt,  dass  derjenige, 
welcher  das  70.  Lebenqahr  vollendet  hat,  Pension  erhält,  auch  wenn  er  noch 
völlig  arbeitsfähig  sein  sollte. 

Die  letzte  Bestimmung  wird  nattLrlicli  nur  in  Ausnahmefällen  Anwendung 
finden.  Die  bei  weitem  grosseste  Zahl  derjenigen,  welche  Pension  erhalten,  be- 
kommen solche  weit  früher  und  auf  Grund  eigentlicher  Arbeitsunfähigkeit  Die 
Statistik  zeigt,  dass  die  eine  Hälfte  der  Pensionsempfänger  dieselbe 
bereits  vor  dem  60.  Lebensjahre  erhält,  die  andere  Hälfte  dagegen  in 
späterem  Alter. 

Man  sollte  denken,  dass  unter  solchen  Umständen  der  Zeitpunkt  für  den 
Empfang  der  Pension  recht  schwer  zu  bestimmen  sein  müsste.  Hierbei  hat  man 
jedoch  eine  reiche  Erfahrung  vom  Auslande,  wo,  wie  schon  erwähnt,  derselbe 
Grandsatz  schon  lange  im  Gebrauch  gewesen  ist.  Auch  bei  uns  giebt  es  Kassen, 
welche  Pensionen  zahlen,  wenn  die  Teilhaber  sich  nicht  länger  mit  ihrer  Arbeit 
versorgen  können.  Diese  ganze  Erfahrung  zeigt  deutlich,  dass  die  Bestimmung 
des  Zdtpunktes,  zu  welchem  die  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  als  vorhanden  an- 
gesehen werden  muss,  sich  in  der  Praxis  weit  leichter  stellen  wird,  als  man  von 
vornherein  annehmen  sollte. 

Wer  Pension  bezieht,  wird  nicht  länger  als  Mitglied  der  Kasse  angesehen, 
auch  wenn  er  nach  wie  vor  eine  Anstellung  inne  haben  sollte,  welche  sonst  ver- 
sicherungspflichtig sein  würde.    Da  die  Arbeitsunfähigkeit  im  Sinne  des  Gesetzes 
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nicht  vollständig  zu  sein  brancht,  um  zur  Pension  zu  berechtigen,  sondern  nur 
derai%  dass  die  betreffende  Person  sich  nicht  weiter  mit  ihrer  Arbeit  versorgen 
kann,  sind  nämlich  Fälle  sehr  wohl  möglich,  in  denen  eine  bereits  pensionierte 
Person  in  gleicher  Weise  nach  wie  vor  eine  Anstellung  bei  Anderen  haben  kann, 
wenn  auch  der  Lohn  in  solchem  Falle  bedeutend  geringer  als  sonst  sein  muss. 
Man  dOrfte  nun  fragen:  dies  bezieht  sich  doch  wohl  nur  auf  männliche 
Mitglieder  der  Kasse  und  die  unverheirateten  Frauen,  mit  einem  Worte  auf  den 
Teil  der  Mitglieder,  welcher  versicherungspflichtige  Stellen  besitzt? 

Aber  wann  erhält  die  Ehefrau  Pension? 

Und  die  Antwort  scheint  sich  von  selbst  zu  ergeben,  da  man  weiss,  dass 
die  Pensionierung  der  Witwe  in  solchen  Fällen  stets  Gebrauch  gewesen  ist 

Der  Gesetzentwurf  stellt  sich  indessen  auf  einen  anderen,  ganz 
und  gar  selbständigen  Standpunkt.  Eine  Witwenpensionierung  neben  der 
allgemeinen  Versicherung  würde  zu  teuer  geworden  sein  und  ausserdem  an  dem 
gleichen  Fehler  gelitten  haben  wie  eine  Pensionierung  der  Arbeiter  bei  be- 
stimmter, im  voraus  festgesetzter  Altersgrenze,  indem  sie  nämlich  eine  Willkttr- 
lichkeit  enthalten  und  nicht  immer  das  dringendste  Bedürfiiis  getroffen  hätte. 

Es  ist  ganz  und  gar  nicht  erwiesen,  dass  das  Bedürfnis  der  Unterstützung 
bei  der  Frau  gerade  dann  eintritt,  wenn  der  Mann  gestorben  ist.  Eine  junge 
arbeitsfähige  Witwe,  welche  keine  minderjährigen  Kinder  zu  versorgen  hat^  be- 
darf in  eigentlichem  Sinne  der  Unterstützung  nicht  dringender  als  jede  andere 
arbeitsfähige  Frau.  Andererseits  kann  ein  solches  Bedü^is  oft  vorhanden  sein, 
während  der  Mann  lebt,  wenn  die  Ehefrau  arbeitsunfähig  und  dadurch  eine  Last 
für  die  Familie  ist 

Die  Kommission  hat  gefunden,  dass  die  Pension  auch  in  diesen  FäUen  zu 
rechter  Zeit  kommt,  wenn  sie  in  dem  Augenblick  beginnt,  wo  die  Frau  dauernd 
arbeitsunfähig  wird.  Die  Pension  wird  also  den  Frauen,  seien  sie  ver- 
heiratet, Witwen  oder  unverheiratet,  nach  genau  denselben  Normen  gewährt 
wie  den  Männern. 

Wenn  in  einer  Familie  sowohl  Mann  wie  Frau  unfähig  sind,  sich  femer 
durch  ihre  Arbeit  zu  ernähren,  so  können  also  Beide  Pensionen  erhalten,  wenn 
sie  zuvor  mindestens  fünf  Jahre  hindurch  Kassenmitglieder  gewesen  sind. 

Hat  eine  Witwe  dagegen  minderjährige  Kinder  zu  ernähren,  so  geht  ein 
Teil  ihrer  Arbeitskraft  für  die  Sorge  um  deren  Erziehung  und  Unterhalt  ver- 
loren. Der  Entwurf  enthält  deshidb  die  Bestimmung,  dass  jedes  vaterlose 
eheliche  Kind  unter  15  Jahren  eine  besondere  geringere  Pension  erhalten  soll. 

4.  Pensionsklassen.  Bei  der  Bestimmung  der  Grösse  der  Pensionen  und 
Pensionsbeiträge  hat  sich  als  notwendig  ergeben,  zwischen  den  Versicherten  einen 
Unterschied  zu  machen.  Da  es  jedoch  aus  praktischen  Gründen  nicht  möglich 
ist,  schon  im  Anfang  die  Pensionsbedingungen  nach  dem  wirklichen  Arbeits- 
verdienste eines  jeden  zu  berichtigen,  so  sind  die  Kassenmitglieder  in  drei 
Pensionsklassen  geteilt  worden.  Die  Bestimmungen  sind  jedoch  hier,  wie  bei 
vielen  anderen  Gelegenheiten  so  gewählt  worden,  dass  der  späteren  Abänderung 
der  Kassenorganisation  kein  Hindernis  entgegensteht. 

Die  beiden  ersten  Pensionsklassen  umfassen  die  männlichen  Kassenmitglieder. 
Zu  welcher  der  zwei  Pensionsklassen  ein  solches  Mitglied  gerechnet  werden  soll, 
hängt  von  der  Höhe  seines  baren  Lohnes  ab.  Naturalvergünstigungen,  freie 
Wohnung  u.  dgL  finden  bei  dieser  Einteilung  keine  Berücksichtigung. 

Zur  ersten  Pensionsklasse  gehört  ein  männliches  Kassenmitglie^  so  lange 
sein  barer  Lohn  pro  Woche  10  Kronen  oder  mehr  beträgt  Ist  der  bare 
Wochenlohn  geringer  als  10  Kronen  so  gehört  das  männliche  Mitglied  zur 
zweiten  Pensionsklasse. 

Die  Grenze  zwischen  beiden  Klassen  entspricht  einem  baren  Jahreslohne 
von  etwas  über  500  Kronen.  Man  sieht  hieraus,  dass  die  erste  Pensionskla^e 
hauptsächlich  die  sogenannten  Beru&arbeiter  und  Werkführer  umfassen  wird, 
wäturend  Kjiechte  und  Tagelöhner  der  zweiten  Pensionsklasse  angehören  werden. 
Nicht  selten  und  besonders  unter  den  übrigen  weniger  zahlreichen  Beru&gruppen 
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wird  es  vorkommen,  dass  ein  Eassenmitglied  bald  der  einen,  bald  der  anderen 
der  beiden  Pensionsklassen  angehören  wird.  Jedoch  schliesst  dies  keine  praktischen 
Schwierigkeiten  in  sich. 

Die  dritte  Pensionsklasse  nmfasst  alle  weiblichen  Eassenmitglieder, 
hauptsächlich  also  die  weiblichen  Dienstboten  und  die  Ehefrauen  der  männlichen 
Mitglieder. 

Beim  Inkrafttreten  des  Gesetzes  würde  die  Zahl  der  Mitglieder  —  im  Alter 
zwischen  18  und  55  Jahren  —  ungefähr  350000  Männer  und  ebensoviele  Frauen 
betragen.^)  Von  den  Männern  kommen  ungefähr  zwei  Drittel  auf  die  erste  und 
ein  Drittel  auf  die  zweite  Pensionsklasse.  Von  den  Frauen  ist  fast  die  Hälfte 
verheiratet 

6.  Wie  gross  werden  die  Pensionen  sein?  Die  Grösse  der  jährlichen 
Pensionen,  welche  ein  Teilhaber  erhält,  wenn  er  dauernd  arbeitsunfähig  ist, 
richtet  sich  teils  nach  der  oder  den  Pensionsklassen,  welchen  er  angehört,  teüs 
nach  der  Zeit,  welche  er  als  Versicherter  oder  Mitglied  der  Kasse  angehört  hat. 

Der  jährliche  Betrag  der  Pension  beträgt  10  Öre  in  der  ersten,  5  Öre 
in  der  zweiten  und  2  Öre  in  der  dritten  Pensionsklasse  für  jede 
Woche,  welche  der  Teilhaber  vorher  als  Mitglied  der  Easse  angehört 
hat  plus  50  Kronen. 

Da  Niemand,  ausgenommen  bei  Unfällen,  Pension  erhalten  kann,  ohne 
mindestens  f&nf  Jahre  d.  L  260  Wochen  hindurch  Kassenmitglied  gewesen  zu  sein, 
so  entsprechen  die  geringsten  Pensionen  dieser  kurzen  Mitgliedszeit.  Diese  ge- 
ringsten Pensionen  werden  also  betragen 

in  der  ersten  Pensionsklasse  260  X 10  Öre  +  50 Kronen  =  76  Kronen; 
in  der  zweiten  Pensionsklasse  260  x  5  Öre  +  50  Kronen  =  63  Kronen; 
in  der  dritten  Pensionsklasse  260  X   2  Öre  -j-  50  Kronen  =  55  E[ronen  20  Öre. 

In  den  ersten  fOnf  Jahren  zahlt  die  Kasse  Pensionen  nur  an  solche  Personen, 
welche  durch  Unfälle  betroffen  und  dadurch  im  Sinne  des  Gesetzes  arbeitsunfähig 
geworden  sind.  Während  dieser  Übergangszeit  können  die  Pensionen  also  nicht 
grösser  werden. 

Nach  Ablauf  dieser  Zeit  werden  die  Pensionen  allmählich  immer  grösser, 
da  die  Zeit,  welche  der  Versicherte  in  der  Kasse  zugebracht  hat,  in  der  Regel 
dann  länger  sein  wird.  Wenn  die  Versicherung  nach  52  Jahren  ihre  völ%e 
Entwickelung  erreicht  hat  und  in  der  dann  folgenden  Zeit  wird  ein  Versicherter, 
welcher  der  Kasse  angehört  hat,  bis. er  Pension  bezieht,  im  Durchschnitt 
mehr  als  42  Jahre  Kassenmitglied  gewesen  sein.  Nimmt  man  mit  Eücksicht  auf 
möglicherweise  eintretenden  Arbeitsmangel  an,  dass  eine  solche  Person  der  Kasse 
genau  40  Jahre  angehört  hat  und  rechnet  man  nur  50  Arbeitswochen  auf  das 
Jahr,  so  würden  dSe  Durchschnittspensionen,  diesen  2000  Wochen  ent- 
sprechend, betragen: 

in  der  ersten  Pensionsklasse  2000  X 10  Öre -|- 50  Kronen  =  250  Kronen; 
in  der  zweiten  Pensionsklasse  2000  x  5  Öre +  50  Kronen  =  150  Kronen; 
in  der  dritten  Pensionsklasse    2000  X   2  Ore  +  50  Kronen  ==  90  Kronen. 

Ein  gewöhnlicher  Berufearbeiter  würde  also,  wenn  die  Versicherung  ihre 
Entwickelung  erreicht  hat,  im  Durchschnitt  eine  jährliche  Pension  von  250  Kronen 
erhalt.en.  Diejenigen,  welche  vor  dem  61.  Lebensjahre  arbeitsunfähig  werden, 
erhalten  verhältnismässig  weniger,  diejenigen^  welche  erst  später  pensionsberechtigt 
werden,  erhalten  mehr.  Für  Knechte  und  Tagelöhner  beträgt  in  gleicher  Weise 
die  Durchschnittspension  ungefähr  150  Kronen  und  für  Ehefrauen  von  Berufs- 
arbeitem  oder  Knechten  sowie  f&r  weibliches  Dienstpersonal  ungefähr  90  Kronen. 
In  Wirklichkeit  dürften  sich  jedoch  die  Pensionen  um  10—30  Kronen  höher 
stellen,  indem  beim  schwedischen  Volke  die  Arbeitsunfähigkeit  später  eintritt 


>)  Zu  Anfang  nmfasst  die  Yersicherung  also  nn^^efähr  35  ^/o  der  arbeitsfähigen  Bevölkerung 
des  L&ndes.  Wenn  die  Yersichenmg  ihre  voUe  Entwickelung  erreicht  hat,  so  wird  sie  beinahe 
die  Hftlfte  d^  arbeitsffthigen  Bevölkerung  über  18  Jahre  umfassen. 
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als  bei  der  Bevölkerung  der  meisten  anderen  Länder,  welche  Erfahrung  aas 
Gründen  der  Vorsicht  den  aufgestellten  Berechnungen  zu  Qrunde  gelegt  worden  ist. 
Die  höchste  Pension,  welche  eine  Person  erhalten  kann,  entspricht  einem 
Eintrittsalter  von  18  Jahren  und  einer  noch  bei  70  Jahren  unverminderten 
Arbeitskraft.  Eechnet  man  das  Jahr  zu  52  Wochen,  so  erhält  man  in  diesem 
Falle  eine  Mitgliedszeit  von  52  x  52  =  2704  Wochen.  Diese  höchsten  Pensionen 
betragen  also 

in  der  ersten  Pensionsklasse:  etwas  über  320  Kronen; 
in  der  zweiten  Pensionsklasse:  etwas  über  185  Kronen; 
in  der  dritten  Pensionsklasse:  etwas  über  104  Kronen. 

Hat  jemand  während  eines  Teiles  seiner  Versicherungszeit  der  zweiten  und  während 
eines  anderen  Teiles  der  ersten  Pensionsklasse  angehört,  so  wird  hierauf  bei  der 
Berechnung  Rücksicht  genommen.  Hat  der  Versicherte  z.  B.  der  zweiten  Pensions- 
klasse 500  Wochen  hindurch  (fast  10  Jahre)  und  der  ersten  1500  Wochen  (fast 
30  Jahre)  angehört,  so  beträgt  seine  Jahrespension  500  X  5  Öre  +  1500  x  10  Öre  -|- 
50  Kronen  =  225  Kronen  u.  s.  w.  Rücksichtlich  der  Frauen  fällt  diese  unbedeutende 
Schwierigkeit  fort,  da  diese  ja  stets  zu  derselben  Pensionsklasse  gerechnet  werden. 

Wie  schon  oben  angedeutet,  behält  derjenige,  welcher  der  Kasse  einmal 
angehört  hat,  seine  Pensionsansprüche  unverkürzt,  auch  wenn  er  zeitweise  oder 
für  immer  ausgetreten  und  zu  einer  Beschäftigung  übergetreten  ist,  welche  nicht 
zur  Mitgliedschaft  in  der  Kasse  berechtigt  Im  allgemeinen  geschieht  dieses, 
wenn  der  Versicherte  „sein  eigener  Herr"  wird. 

E^  ist  klar,  dass  dieser  Grundsatz,  welcher  hier  zum  erstenmale 
in  seiner  ganzen  Ausdehnung  angewandt  wird,  in  hohem  Grade  die  Be- 
deutung der  Versicherung  erhöht 

Auf  diese  Weise  werden  nämlich  fast  alle  Kossäten,  Handwerker  und  Händler 
sowie  viele  kleinere  Grundbesitzer  u.  a.,  femer  viele  sogenannte  Gelegenheits- 
arbeiter, überhaupt  alle  Personen,  welche  in  ihren  jüngeren  Jahren  sich  mit 
Arbeit  im  Dienste  anderer  haben  versorgen  müssen,  Pension  erhalten.  Hierzu 
ist  nur  erforderlich,  dass  sie  zuvor  zusammen  —  also  ohne  Bücksicht  auf 
Unterbrechungen  —  mindestens  fünf  Jahre  hindurch  solche  Stellungen  gehabt 
haben,  welche  Mitgliedschaft  in  der  Kasse  bedingen. 

So  ergeben  die  Bei'echnungen,  dass  fast  alle  sogenannten  Kossäten,  welche 
als  solche  der  Kasse  nicht  angehören  würden,  zuvor  im  Durchschnitt  ungefähi* 
20  Jahre  hindurch  Knechte  oder  Tagelöhner  gewesen  sind.  Nachdem  die  Ver- 
sicherung zu  Stande  gekommen  und  hinreichend  lange  gewirkt  hat,  erhalten  also 
Kossäten,  wenn  sie  im  Sinne  des  Gesetzes  arbeitsunfähig  werden  —  da  sie  in 
der  Regel  der  zweiten  Pensionsklasse  angehört  haben  —  im  Durchschnitt  eine 
jährliche  Pension  von  100  Ejonen,  ohne  diejenige  Pension,  auf  welche  oft  auch 
ihre  Ehefrauen  Anspruch  haben. 

Ein  Geselle,  welcher  selbständig  geworden,  vorher  aber  z.  B.  von  seinem 
18.  bis  zum  30.  Lebengahre,  also  12  Jahre  =  624  Wochen  hindurch  der  ersten 
Pensionsklasse  angehört  hat,  hat  sich  dadurch  für  die  Zukunft  das  Becht  auf 
eine  jährliche  Pension  von  über  112  Kronen  vom  Eintritt  seiner  Arbeitsunfähig- 
keit an  erworben.  Eine  Näherin  oder  Wäscherin,  welche  im  allgemeinen  nur 
einige  Tage  zur  Zeit  bei  privaten  Arbeitgebern  arbeitet,  braucht  sich  nur  so 
einzurichtrn,  dass  sie  während  zusammen  mindestens  260  Wochen  je  eine  ganze 
Kalenderwoche  bei  demselben  Arbeitgeber  gearbeitet  hat,  um  sich  eine  Pension 
von  wenigstens  55  Kronen  auf  ihre  alten  Tage  zu  sichern. 

Um  zu  veranschaulichen,  wie  sich  im  besonderen  das  Pensionsrecht  der 
Frauen  gestaltet,  möge  ein  ferneres  ausführliches  Beispiel  angeführt  werden. 
Man  denke  sich,  dass  eine  Frau,  welche  Mitglied  der  Versicherung  gewesen  ist, 
mit  65  Jahren  arbeitsunfähig  wird.  Wie  gross  wird  nun  ihre  Pension  sein? 
Bei  der  Berechnung  nehmen  wir  an,  dass  sich  ergiebt: 

a)  dass  sie  von  ihrem  18.  bis  zum  26.  Lebengahre  Stellung  als  Dienst- 
mädchen bei  einem  oder  mehreren  Arbeitgebern  gehabt  hat  Dies  macht 
eine  Mitgliedszeit  von  8  Jahren  oder  416  Wochen; 
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b)  nachdem  sie  ein  Jahr  hindurch  ausser  Dienst  gewesen,  welches  also  nicht 
mitgerechnet  wird,  verheiratet  sie  sich  mit  einem  Manne,  welcher  Mit- 
glied der  Kasse  ist    Dadurch  wird  auch  sie  Mitglied.    Ebenso  viele 
Wochen,  wie  er  versicherungspflichtig  angestellt  is^  während  sie  ver- 
heiratet sind,  ebenso  viele  Wochen  gilt  auch  sie  als  Kassenmitglied. 
Wir  nehmen  als  Beispiel  an,  Aasa  der  Mann  Pension  erhält,  wenn  die 
Ehefrau  60  Jahre  alt  ist,  und  dass  er  die  ganze  Zeit  hindurch  vom  Be- 
ginne der  Ehe  an  Kassenmitglied  gewesen  ist    Sie  kann  also  ebenso 
die  Zeit  von  ihrem  27.  bis  zum  60.  Jahre  als  Versicherungszeit  rechnen; 
dies  macht  33  Jahre  oder  1716  Wochen,    Die  fernere  Zeit  der  Ehe  darf 
sie  dagegen  nicht  mehr  mitrechnen,  da  der  Mann  als  Pensionär  der 
Kasse  nicht  mehr  angehOrt. 
Schon  die  angeführten  Daten  berechtigen  sie  zu  dem  angenommenen  Zeit- 
punkt von  65  Jahren  zu  einer  Pension,  entsprechend  einer  Mitgliedszeit  von  416 
und   1716  Wochen  =  2132  Wochen,  einer  Pension  also  von   2132x2Öre  + 
50  Kronen  =  91  Kronen  32  Öre.    Nimmt  sie  dagegen  vom  60.  bis  zum  65.  Jahre 
selbst  Dienste,  welche  zur  Mitgliedschaft  in  der  Kasse  berechtigen,  so  erhöht 
sich  die  Pension  um  weitere  2  Öre  fBr  jede  Woche  der  Dienstzeit 

Die  Kinderpensionen  haben  mit  Bücksicht  auf  die  Kosten  auf  30  Kronen 
jährlich  für  jedes  vaterlose  eheliche  Kind  unter  15  Jahren  beschränkt  werden 
müssen. 

Man  hat  berechnet,  dass,  wenn  die  Versicherung  in  70—80  Jahren  ihren 
Höhepunkt  erreicht  haben  wird,  ungefähr  33  Millionen  Kronen  jährlich  an  Pen- 
sionen ausgezahlt  werden. 

6.  Pensionsbeitrage.  Die  gesamten  Kosten  der  Versicherung  werden  be- 
stritten durch 

a)  laufende  Pensionsbeiträge  an  die  Kasse; 

b)  Zinsen  aus  dem  Fonds,  welcher  dadurch  entsteht,  dass  die  Einnahmen 
im  Anfang  die  Ausgaben  übersteigen; 

c)  Beiträge  aus  öffentlichen  Mitteln  (siehe  Ziffer  9). 

Die  Pensionsbeiträge  sind  für  jede  der  drei  Pensionsklassen  auf  verschiedene 
Beträge  festgesetzt  und  betragen 

.in  der  ersten  Pensionsklasse  50  Öre  per  Woche; 
in  der  zweiten  Pensionsklasse  30  Öre  per  Woche; 
in  der  dritten  Pensionsklasse   20  Ore  per  Woche. 

Diese  Beiträge  sind  nur  für  diejenigen  Mitglieder  zu  zahlen, 
welche  versicherungspflichtige  Stellungen  innehaben;  für  Ehefrauen 
ohne  Anstellungen  werden  also  keine  Beiträge  gezahlt  Die  Kosten  für 
Kinder-  und  Frauenpensionierung  sind  nämlich  in  Übereinstimmung  mit  dem  Ge- 
brauch bei  unseren  gewöhnlichen  Witwenkassen  auf  die  Beiträge  für  die  männ- 
lichen Kassenmitglieder  gel^  und  entsprechen  ungefähr  einem  Fünftel  dieser 
Beiträge. 

Dass  kein  Teil  von  diesen  Beiträgen  auf  Staats-  und  Kommunalkosten  ge- 
nommen wird,  sondern  dass  dieselben  ausschliesslich  von  den  Versicherten 
selber  und  deren  Arbeitgebern  gemeinsam  getragen  werden,  ist  ein 
Grundsatz,  auf  welchem  der  ganze  Gesetzentwurf  ruht 

Die  Kommission  hat  ihrerseits  vorgeschlagen,  dass  der  Arbeitgeber  und  der 
bei  ihm  angestellte  Versicherte  sich  in  die  Bürde  gleichmässig  teilen  sollen, 
d.  h.  dass  Jeder  die  Hälfte  der  oben  erwähnten  Beiträge  aufbringen  soll. 

Es  soll  also  ein  jeder,  welcher  eine  versicherungspflichtige  Anstellung  be- 
sitzt, für  die  Dauer  derselben  25  Öre  wöchentlich,  wenn  er  der  ersten,  15  Öre 
wöchentlich,  wenn  er  der  zweiten,  und  10  Öre  wöchentlich,  wenn  er  der  dritten 
Pensionsklasse  angehört,  an  die  Kasse  zahlen.  Für  jede  solche  Person  soll  der 
Arbeitgeber  seinerseits  die  gleiche  Summe  beitragen. 

7.  Wie  sollen  die  Beiträge  erhoben  werden?  Die  Pensionsbeiträge  werden 
durch  Vermittelung  der  Arbeitgeber  erhoben.    Zu  diesem  Zwecke  sind  bei 
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allen  Postanstalten  Pensionsmarken  mit  Angabe  der  Werte  und  von  ver- 
schiedenem Aussehen  für  die  drei  Pensionsklassen  käuflich.  Der  Kontrolle  wegen 
sind  diese  Marken  mit  der  Bezeichnung  desjenigen  Jahres  versehen,  in  welchem 
sie  ausgegeben  worden  sind,  und  haben  zwar  Giltigkeit  fftr  alle  folgenden  Jahre, 
jedoch  in  betreff  der  vergangenen  Zeit  nur  fftr  das  nftchstvergangene  Jahr. 

Jedes  versicherungspflichtig  angestellte  Eassenmitglied  muss  mit  einem 
Pensionsbuch  versehen  sein,  in  welches  die  Marken  eingeklebt  werden.  Bei 
Gelegenheit  der  Lohnzahlung  hat  der  Arbeitgeber  in  dieses  Buch  die  Pensions- 
marken nach  Zahl  und  Betrag  entsprechend  der  Zeit,  f&r  welche  die  Lohn- 
zahlung erfolgt,  und  der  Pensionsklasse,  welcher  der  Arbeitnehmer  angehört,  ein- 
zukleben. Durch  entsprechenden  Vermerk  werden  die  Marken  beim  Einkleben 
entwertet. 

Der  Arbeitgeber  ist  berechtigt,  bei  diesen  Gelegenheiten  von  dem  Lohne 
die  Hälfte  des  Wertes  der  eingeklebten  Marken  einzubehalten. 

8.  Organisation.  Jede  Gemeinde  bildet  in  der  Regel  einen  Pensions- 
bezirk, kann  aber  auch  in  mehrere  geteilt  werden.  Li  jedem  Bezirk  besteht 
ein  Pensions-Ausschuss,  bestehend  aus  einem  Vorsitzenden,  welcher  von  der 
Königlichen  Provinzial-Regierung  ernannt  wird,  und  vier  Mitgliedern,  zwei  Arbeit- 
gebern und  zwei  Kassenmitgliedem,  welche  von  der  Versammlung  der  Stimm- 
berechtigten gewählt  werden,  wobei  jeder  Anwesende  eine  Stimme  hat.  Diese 
Ausschüsse  überwachen  den  Gang  der  Versicherung  in  ihren  Bezirken,  nehmen 
die  eingehenden  Pensionsgesuche  entgegen,  äussern  sich  Überdieseiben  und  fungieren 
bei  entstehenden  Streitigkeiten  als  Schiedsgerichte.  Die  Geschäfte  werden  den 
angestellten  Berechnungen  nach  von  so  geringem  umfange  sein,  dass  die  Mit- 
gliedschaft in  den  Ausschüssen  als  Ehrenamt  betrachtet  werden  und  eine  Ver- 
gütung also  nicht  in  Frage  kommen  kann. 

Die  eigentliche  Verwaltung,  die  Feststellung  der  Pensionen  und  die  Aus- 
fertigung der  Pensionsbriefe,  die  Kassenverwaltung  und  die  statistischen  und 
versicherungstechnischen  Arbeiten  obliegen  einer  centralen  Behörde,  welche  Pen- 
sions-Direktion genannt  wird. 

9.  Staatsbeitrag.  Die  unter  Ziff.  6  erwähnten  Pensionsbeiträge  sind  so  be- 
rechnet worden,  dass  die  gesamten  Pensionskosten  mit  ihnen  und  mit  den  Zinsen^) 
des  in  der  ersten  Zeit  der  Kasse  angesammelten  Fonds  vollständig  bestritten 
werden  können,  wenn  alle  Mitglieder  zwischen  dem  18.  und  20.  Lebensjahr  in 
die  Kasse  eintreten  würden  —  was  natürlich  auch  in  der  Regel  geschehen  wird, 
nachdem  die  Kasse  einige  Zeit  in  Thätigkeit  gewesen  ist  — ,  wenn  diese  Mit- 
glieder alle  in  der  Kasse  verblieben,  bis  sie  Pension  erhielten  oder  verstürben, 
und  wenn  keine  Verwaltungskosten  erforderlich  sein  würden. 

Keine  dieser  Voraussetzungen  wird  sich  jedoch  in  Wirklichkeit  erfüllen,  und 
es  ist  deshalb  ein  Zuschuss  aus  öffentlichen  Mitteln  erforderlich.  Ob  der  Staat 
oder  die  verschiedenen  Gemeinden  diesen  Zuschuss  zahlen  sollen,  ist  natürlich 
für  die  Sache  selber  gleichgültig.  Die  Kommission  ihrerseits  ist  der  Meinung 
gewesen,  dass  der  Staat  diese  Bürde  zu  übernehmen  habe. 

Der  Staat  würde  also  übernehmen: 

a)  Die  Kosten,  welche  erforderlich  sind,  damit  zu  Anfang  der  Versiche- 
rung die  im  Alter  von  18— 55  Jahren  befindlichen  Personen  unter  den- 
selben Bedingungen  aufgenommen  werden  können,  wie  die  zukünfti- 
gen Kassenmitglieder.  Es  ist  nämlich  sicher,  dass  für  diejenigen,  welche  in 
so  hohen  Lebensaltern  eintreten,  die  gewöhnlichen  Beiträge  nicht  ausreichen, 
dass  vielmehr  ein  Extrabeiti^ag  erforderlich  ist. 

Die  Bestreitung  dieses  Extrabeitrages  bildet  den  ohne  Zweifel  bedeutendsten 
Teil  des  Staatszuschusses.  Um  den  Wert  dieses  Extrabeitrages  zu  veranschau- 
lichen, möge  erwähnt  werden,  dass  derselbe  durch  einen  jährUchen  Zuschuss  von 
27,  Millionen  Kronen  während  der  ei'sten  80  Jahre  bestritten  werden  könnte, 
worauf  der  Zuschuss  aufhören  sollte; 

*)  Nach  einem  Zinsfußs  von  SVa^/o  berechnet. 
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b)  die  Kosten,  welche  erforderlich  sind,  um  einen  Versicherten,  welcher 
beim  Übergang  in  eine  andere  Lebensstellung  aus  der  Kasse  austritt,  im  Besitz 
seines  einmal  erworbenen  Pensionsanspruchs  zu  belassen. 

Durch  den  Austritt  eines  Mitgliedes  aus  der  Kasse  verliert  diese  nämlich 
die  Beiträge,  welche  dasselbe  noch  weiter  erlegt  haben  würde,  und  der  der  Kasse 
dadurch  entstehende  Qewinn,  dass  die  zukünftige  Pension  verhältnismässig  ge- 
ringer als  sonst  wird,  wiegt  diesen  Verlust  nicht  völlig  auf. 

Diese  Ausgabe,  welche  natürlich  stetig  andauern  wird,  entspricht  etwas 
mehr  als  300000  Kronen  jährlich. 

c)  Die  Verwaltungskosten,  welche  auf  2^/^  der  Pensionsbeiträge  geschätzt 
werden. 

Um  indessen  den  schliesslichen  Beitrag  des  erforderlichen  Fonds  ein- 
zuschränken und  um  während  der  Übergangszeit  die  Ausgaben  für  den  Staat  zu 
vermindern,  hat  die  Kommission  eine  andere  Form  des  Staatszuschusses  gewählt 
als  vorstehend  zur  Veranschaulichung  der  Höhe  des  Zuschusses  angeführt 
worden  ist 

Nach  dem  Vorschlage  der  Kommission  sollte  der  Staatszuschuss  —  ausser 
den  Verwaltungskosten  —  mit  der  direkten  Ausgabe  für  die  Pensionierang  auf 
solche  Weise  verbunden  sein,  dass  der  Beitrag  in  den  ersten  Jahren  nur  einige 
Zehntausend  Kronen  jährlich  betragen,  von  da  an  aber  wachsen  sollte.  Nach 
Verlauf  von  18  Jahren  würde  der  Zuschuss  eine  Million  jährlich  erreichen,  nach 
30  Jahren  auf  3  Millionen  angewachsen  und  endlich  nach  80  Jahren  auf  7^/^  Mil- 
lionen Kronen  gestiegen  sein,  um  darauf  nicht  aufzuhören,  sondern  sich  auf  diesem 
Betrag  zu  halten.  Auf  diese  Weise  würde  das  Anwachsen  des  Staatszuschusses 
der  Verminderung  der  Armenlasten  entsprechen  und  eine  eigentliche  Bürde  für 
Staat  oder  Qemeinden  also  nicht  in  Frage  kommen. 

Der  Staatsbeitrag  stellt  sich  etwas  höher  als  ein  Fünftel  der  gesamten 
Versicherungskosten."  — 

Hinsichtlich  der  Einführung  des  Versicherungszwanges  für  die  im 
Wesentlichen  von  ihrer  Hände  Arbeit  lebenden  Klassen  geht  die  Kom- 
mission in  den  dem  Qesetzesvorschlag  beigegebenen  Motiven^)  unter  Hinweis  auf 
die  statistischen  Erhebungen  über  die  in  Schweden  bereits  bestehenden  Arbeiter- 
pensionskacHsen  (Teil  IV  der  Denkschrift)  einerseits  und  die  ausländische  Arbeiter- 
versicherungsgesetzgebung (Teil  HI  der  Denkschrift)  andererseits  von  der  Qrund- 
anschauung  aus,  dass  die  wirtschaftliche  Lage  dieser  Schichten,  sobald  die 
Arbeitsknd%  durch  Unfall,  Invalidität,  Altersschwäche  oder  Tod  zerstört  wird, 
eine  durchaus  ungesicherte  ist,  dass  die  im  Wege  der  freien  Selbsthülfe  seitens  der 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  getroffenen  Einrichtungen  sich  als  ganz  unzulänglich 
erwiesen  haben,  und  dass  daher  die  allein  durchgreifende  staatliche  Zwangsver- 
sicherung umsomehr  in  Anspruch  zu  nehmen  ist,  als  jene  Schichten  infolge  der 
modernen  Wirtschaftsentwicklung  einen  immer  breiteren  Raum  innerhalb  der 
gesamten  Bevölkerung  einnehmen  und  das  soziale  Wohlbefinden  dieser  Massen 
die  Vorbedingung  far  die  Wohlfahrt  der  ganzen  Nation  ist  —  ganz  abgesehen 
davon,  dass  jetzt  in  derartigen  Notfällen  die  Armenpflege  einzutreten  habe  und 
die  Verteilung  dieser  Lasten,  da  die  Armenpflege  hauptsächlich  den  Qemeinden 
obliege,  ausserordentlich  ungleich  ausfalle.  So  beständen  z.  B.  nach  jenen  stati- 
stischen Erhebungen  fttr  de  eigentlichen  Industriearbeiter  in  Schweden  min- 
destens schon  51  Pensionskassen  und  Pensionsvereine,  welche  aber  insgesamt 
nur  17000  Mitglieder  hätten,  und  die  Anzahl  der  in  den  verschiedenen  Anstalten 
g^en  Unfall  versicherten  Arbeiter  hätte  Ende  1890  nur  52000  und  Ende  1892 
noch  nicht  70000  betragen,  wobei  noch  in  Betracht  käme,  dass  die  Anzahl  der 
Invaliditätsfälle  info^e  von  UnftUen  im  Verhältnis  zu  den  sonstigen  Invaliditäts- 
fällen.eine  nur  geringe  sei. 

Über  die  beiden  grundlegenden  Fragen:  1.  ob  eine  solche  Versicherung  der 
Arbeiter  gegen  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  in  einem  einheitlichen  Gesetz 


*)  Vgl  den  Auszug  bei  Bödiker,  „Die  Arbeiterversicherung  in  den  europäischen  Staaten", 
LdpBig  1895,  8.  387—340. 
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oder  nach  den  Invaliditätsarsachen  geschieden  in  Sondergesetzen  (als  beson- 
dere Unfallversicherung,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung,  Witwen-  und 
Waisenversicherung)  zu  regeln  sei,  und  2.  ob  dabei  das  System  der  obligato- 
rischen oder  das  der  freiwilligen  Versicherung  den.  Vorzug  verdiene,  mögen 
nun  die  Auslassungen  der  Kommission  in  wörtlicher  Übersetzung  folgen,  weil 
diese  auf  praktische  Erfahrungen  des  In-  und  Auslandes  gestützten  Erörterungen 
fBr  alle  Staaten,  in  welchen  diese  Fragen  nach  wie  vor  auf  der  Tagesordnung 
stehen,  auch  gegenwärtig  noch  von  besonderem  Interesse  sein  dürften. 

Zu  1:  Um  die  Frage  richtig  zu  beantworten,  welche  Versicherungsform  den 
Bedürfhissen  der  Arbeiter  am  Besten  zu  entsprechen  vermag,  müssen  vor  allem  jene 
Arten  der  Arbeiterversicherung  untersucht  werden,  welche  bisher  angewendet 
oder  zur  Durchführung  vorgeschlagen  wurden.  Man  findet  bei  den  verschiedenen 
bestehenden  Unterstützungskassen  wie  bei  der  in  mehreren  Staaten  im  Wege  der 
Gesetzgebung  bereits  durchgeführten  oder  wenigstens  in  Angriff  genommenen 
Arbeiterversicherung  hauptsächlich  folgende  Versicherungsformen,  wenn  von  der 
Krankenversicherung  und  der  damit  zusammenhängenden  Versicherung  der  Beerdi- 
gungskosten abgesehen  wird: 

a)  die  Altersversicherung  oder  Gewährung  einer  Pension  von  einem 
bestimmten  Alter  ab; 

b)  die  Invaliditätsversicherung,  bei  welcher  der  Pensionsgenuss  nicht 
von  der  Erreichung  eines  bestimmten  Alters,  vielmehr  von  dem  Eintritt 
der  Invalidität,  das  ist  der  dauernden  Arbeitsunfähigkeit,  abhängt; 

c)  die  Unfallversicherung; 

d)  dieVersicherungvonPensionen  für  die  Hinterbliebenen,  dasheisst 
die  Witwen  und  hinterlassenen  Kinder. 

Diese  Arten  der  Arbeiterversicherung  gewähren  demnach  nicht  allein  dem 
Arbeiter  selbst  im  Falle  des  ganzen  oder  teilweisen  Verlustes  seiner  Arbeits- 
kraft eine  Entschädigung,  sondern  auch  nach  seinem  Tode  seinen  Hinterbliebenen. 

Von  den  Versicherungsarten,  welche  dem  Arbeiter  den  Pensionsgenuss  er- 
möglichen, fand  in  unserem  Lande  hauptsächlich  die  Altersversicherung  Anklang. 
Desgleichen  gehen  die  meisten  der  hier  wie  im  Auslande  gemachten  Vorschläge 
für  eine  umfassendere  Lösung  der  Arbeiterversicherung  von  der  Altersversiche- 
rung aus.  Diese  Vorschläge  haben  jedoch,  soweit  sie  eine  obligatorische  Ver- 
sicherung mit  breiter  Grundlage  bezwecken,  zu  keinem  praktischen  Ergebnis 
geführt,  wofür  die  Kommission  den  Grund  darin  erblickt,  dass  sich  dieses  Prinzip 
als  alleinige  Grundlage  für  die  Arbeiter- Versicherung  nicht  eignet. 

Diesem  Prinzipe  gemäss  soll  die  Entschädigung  erst  dann  fällig  werden, 
wenn  der  Versicherte  ein  vorher  bestimmtes  Alter  (Pensionsalter)  erreicht.  Die 
Wahl  des  letzteren  ist  ganz  willkürlich  und  kann  in  Wirklichkeit  natürlich 
niemals  so  getroffen  werden,  dass  alle  Unterstützungsbedürftigen  auch  thatsäch^ 
lieh  entschädigt  werden.  Wählt  man  ein  höheres  Pensionsalter,  so  treten  alle 
jene,  welche  vorher  arbeitsunfähig  werden  oder  sterben,  entweder  überhaupt 
nicht  in  den  G^nuss  einer  EntschMigung  oder  doch  nur  flir  einen  Teil  der  Zeit, 
während  welcher  sie  arbeitsunfähig  waren.  Um  dieser  Unzuträglichkeit  vorzu- 
beugen, könnte  man  eine  im  Verhältnisse  zu  den  geschehenen  Einzahlungen  oder 
nach  anderen  Grundsätzen  herabgesetzte  Entschädigung  jenen  gewähren,  die  einer 
solchen  bedürfen,  bevor  sie  die  bestimmte  Altersgrenze  erreicht  haben.  Dadurch 
hätte  man  aber  das  Prinzip  der  Altersversicherung  zu  Gunsten  der  Invaliditäts- 
versicherung durchbrochen. 

Wählt  man  andererseits  ein  früheres  Pensionsalter,  so  erhöht  man  sehr 
wesentlich  die  Versicherungskosten,  ohne  hierdurch  die  Entschädigung  in  allen 
jenen  Fällen  zu  verbürgen,  in  welchen  das  Bedürfnis  dafür  besteht,  während 
hinwieder  viele  noch  vollständig  arbeitsfähige  und  daher  nicht  unterstützungs- 
bedürftige Personen  entschädigt  werden.  Hieraus  erhellt,  dass  die  reine  Alters- 
versicherung den  hauptsächlichsten  Zwecken  der  Arbeiterversicherung  nicht  ent- 
spricht; sie  bildet  entweder  dem  vorhandenen  Bedürfnisse  gegenüber  nur  eine 
Halbheit  oder  bedingt  allzu  grosse  Kosten. 
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Legt  man  nun,  wie  das  aach  in  dem  deutschen  Gesetze,  betreffend  die  In- 
validitäts-  und  Altersversicherung  vom  22.  Juni  1889,  geschehen  ist,  das  Invali- 
ditfttsprinzip  der  Versicherung  zu  Qrunde,  so  werden  die  erwähnten  Unzuträg- 
lichkeiten vermieden.  Nach  diesem  Prinzipe  erhält  der  Versicherte  von  dem 
Zeitpunkte  ab,  in  welchem  er  als  Invalide  betrachtet  werden  kann,  das  heisst 
dauernd  arbeitsunfähig  ist,  eine  Entschädigung,  wobei  dem  deutschen  Qesetze 
gemäss  Invalidität  dann  als  vorhanden  angenommen  wird,  wenn  der  Arbeiter  in- 
folge von  Krankheit,  Alter  oder  ähnlichen  Ursachen  nicht  mehi*  im  stände  ist, 
durch  eine  seinen  Kräften  und  Fähigkeiten  entsprechende  Arbeit  ein  bestimmtes 
Minimum  von  Einkommen  zu  verdienen. 

Eine  solche  Versicherung  hat  in  erster  Linie  den  Vorzug,  dass  die  Ent- 
schädigung in  dem  Falle  eintritt  und  mit  jenem  Zeitpunkt  beginnt,  in  welchem 
die  Arbeitskraft  herabgesetzt  wird  und  daher  das  Bedftrfiiis  nach  Unterstützung 
wirklich  beginnt.  Für  die  Volksklassen,  welche  hier  in  Fi'age  kommen,  dürfte 
demnach  die  Invaliditätsversicherung  die  natürlichste  und  richtigste  Versiche- 
nmgsform  sein. 

Um  den  Unterschied  beider  Versicherungsarten  anschaulicher  zu  machen, 
seien  einige  Zahlen  angeführt,  welche  sich  auf  die  im  Teile  11  der  Denkschrift 
der  Kommission  angeführten  Tabellen  stützen. 

Nimmt  man  an,  dass  durch  eine  Invaliditätsversicherung  für  den,  welcher 
dauernd  arbeitsunfähig  ist,  und  ebenso  den,  der  zwar  noch  nicht  Invalide,  aber 
70  Jahre  alt  ist,  eine  jährliche  Pension  von  100  Kr.  begründet  werden  soll,  so 
muss  eine  Person,  welche  mit  20  Jahren  in  die  Versicherung  eintritt,  jährlich 
ungefähr  9  Kr.  bezahlen,  bis  sie  eine  Pension  erhält  oder  stirbt.  Von  allen,  die 
in  die  Versicherung  eintreten,  werden  ca.  62  Prozent  eine  Pension  erhalten. 

Bei  der  reinen  Altersversicherung  und  gleicher  Beitragsleistung  würde  das 
Alter,  in  welchem  der  Pensionsgenuss  beginnt,  61  Jahre  betragen,  also  jenes 
Lebensalter  sein,  in  welchem  durchschnittlich  die  Invalidität  eintritt.  Die  Bei- 
tragsleistung müsste  bis  zum  vollendeten  61.  Jahre  erfolgen,  um  dieselbe  Pension 
(100  Kr.)  zu  begründen.  Auch  in  diesem  Fall  erreicht  dieselbe  Zahl  von  Ver- 
sicherteii,  etwas  über  60  Prozent,  die  vorgeschriebene  Altersgrenze,  jedoch  mehr 
als  ein  Viertel  wäre  vorher  arbeitsunfähig  geworden;  diese  vorzeitigen  Invaliden 
wären  wahrscheinlich  nicht  im  stände  gewesen,  ihre  Beiträge  bis  zum  61.  Lebens- 
jahre zu  entrichten  und  hätten  aus  diesem  Grunde  eines  Teiles  ihres  Pensions- 
rechtes verlustig  gehen  müssen.  Ungefähr  halb  soviel  als  diese  sind  nicht  nur 
invalid  geworden,  sondern  auch  gestorben,  bevor  sie  das  vorgeschriebene  Alter 
erreicht  haben,  während  anderseits  von  denen,  welche  es  erreichen,  mehr  als 
zwei  Drittel  noch  vollständig  arbeitsfähig  und  deswegen  nicht  unterstützungs- 
bedürftig sind. 

Alle  diese  Unzuträglichkeiten  haben  ihren  Qmnd  hauptsächlich  darin,  dass 
die  Altersversicherung  den  bestehenden  Bedürftiissen  nicht  genügend  Bechnung 
trägt,  während  die  Invaliditätsversicherung  auf  dieselben  gebührend  Rücksicht 
nimmt 

Die  Invaliditätsversichemng  ist  auch  aus  einigen  anderen  Gründen,  welche 
so  wesentlich  sind,  dass  sie  angeführt  zu  werden  verdienen,  der  Altersversiche- 
rung vorgezogen  worden. 

So  ist  vor  allem  bekanntlich  die  Sterblichkeit  in  den  verschiedenen  Gesell- 
schaftsklassen ganz  verschieden  je  nach  der  Beschäftigung  und  den  sonstigen 
Lebensbedingungen.  Unter  jenen,  welche  durch  ihrer  Hände  Arbeit  das  tägliche 
Brod  verdienen,  ist  die  mittlere  Lebensdauer  der  in  der  Landwirtschaft  Beschäf- 
tigten nicht  unwesentlich  länger  als  der  in  den  meisten  Industrien  Thätigen.  Da 
nun  die  Höhe  und  Entrichtung  der  Versicherungsbeiträge,  die  Entschädigungs- 
leistung und  deren  Beginn  für  alle  Versicherten  gleich  sind,  so  würden  manche 
Betriebsarten  mehr^  andere  wieder  weniger  bezahlen,  als  dem  wirklichen  Werte 
der  Versicherung  entspricht. 

Dass  diese  Verschiedenheiten  nicht  so  unbedeutend  sind,  dass  sie  ausser 
Acht  gelassen  werden  könnten,  beweisen  einige  von  der  Kommission  des  Jahres  1884 
angestellte  Untersuchungen  (vgl.  Denkschrift  84,  HI  7,  Seite  28  und  29).   Von 
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1000  Fünfisehnjährigen  männlichen  Landbewohnern  leben  nämlich  nach  den  er- 
wähnten Untersnchnngen  667  mit  60  Jahren  mit  einer  durchschnittlichen  Lebens- 
dauer von  15  Jahren,  während  in  den  Städten  in  demselben  Alter  nur  462,  also 
^/s  weniger,  mit  einer  mittleren  Lebensdauer  von  knapp  12^/,  Jahr  leben.  Auch 
in  Bezug  auf  die  einzelnen  Industrien  zeigten  sich  gemäss  den  Untersuchungen 
derselben  Kommission  ähnliche  Verschiedenheiten:  während  z.  B.  von  1000  im  Berg- 
bau Beschäftigten,  15  bis  20  Jahre  alten  Männern  nicht  weniger  als  676  noch 
im  Alter  von  60  bis  65  Jahren  lebten,  traf  dies  f^  die  in  der  Nahrungsmittel- 
beziehungsweise der  Papier-  und  Druckindustrie  nur  bei  501  beziehungsweise 
374  Personen  zu.  Mit  60  Jahren  war  die  verbleibende  mittlere  Lebensdauer  in 
den  genannten  Qewerbegruppen  14,8  beziehungsweise  12,8  und  10,9  Jahre. 

Diese  Ergebnisse  deuten  trotz  ihrer  Unsicherheit  darauf  hin,  dass  in  manchen 
Gewerben  nicht  nur  die  relative  Anzahl  derjenigen,  welche  ein  bestimmtes  Pen- 
sionsalter erreicheh,  bedeutend  grösser  ist  als  in  anderen,  sondern  auch,  dass  der 
Zeitraum  des  Pensionsgenusses  ein  verschiedener  ist  Wenn  Gewerbe  von  so 
abweichender  Beschaffenheit  in  ein  und  derselben  Altersversicherung  vereinigt 
werden,  so  werden  die  in  sanitärer  Hinsicht  besser  gestellten  Gewerbe  auf  Kosten 
der  übrigen  begünstigt 

Bei  der  Livaliditätsversicherung  kommen  solche  Ungleichmässigkeiten  in 
weit  geringerem  Grade  zum  Ausdrucke.  Denn  in  den  Gewerben,  in  welchen  die 
Sterblichkeit  gross  ist  und  die  Livalidität  relativ  früh  eintritt,  ist  die  Sterblich- 
keit auch  unter  den  Invaliden  grösser,  so  dass  der  Zeitraum,  während  dessen  sie 
Pension  beziehen,  kürzer  ist  Die  Faktoren  heben  sich  also  im  allgemeinen  in 
ihrer  Wirkung  gegenseitig  au£  Wenn  demnach  irgend  eine  Ungleichmässigkeit 
besteht,  so  haben  hiervon  wenigstens  die  schlechter  gestellten  Gewerbe  den  Vor- 
teil und  nicht  wie  oben  die  sanitär  besseren. 

Die  Invaliditätsversicherung  bietet  jedoch  noch  weitere  Vorteile  im  Ver- 
gleich zu  der  Altersversicherung.  Untersucht  man  nämlich  die  Sterblichkeits- 
verhältnisse in  unserem  Lande  in  den  letzten  Jahrzehnten,  so  findet  man,  dass 
von  1000  15jährigen  Männern  der  Gesamtbevölkerung  während  der  unten  an- 
gegebenen Perioden  die  nebenstehende  Anzahl  mit  60  Jahren  noch  lebte: 


in  der  Periode  1861  bis  1870    .    . 

.    .    573  Personen 

„     „         „        1871    „    1880    .    . 

.    .    605        „ 

„     „         „       1879    „     1892     .     . 

.631        „       , 

während  die  verbleibende  mittlere  Lebensdauer  fOr  einen  66jährigen  Mann  be- 
trägt: 

in  der  Periode  1861  bis  1870    ....    13,1  Jahre 
1871    „     1880    ....     14,2       „ 
1879    „     1882    ....     14,7       „      . 


n 


Die  entsprechenden  Untersuchungen  für  das  Jahrzehnt  von  1881  bis  1890 
sind  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten,  dass  ein  endgültiges  Ergebnis  für  diese 
Periode  gefunden  werden  konnte;  die  vorläufigen  Ermittelungen  haben  es  jedoch 
wahrscheinlich  gemacht,  dass  die  Zahlen  in  beiden  Fällen  auch  hier  und  zwar 
nicht  minder  wesentlich  zunehmen. 

Man  ersieht  hieraus,  dass  die  Sterblichkeit  der  schwedischen  Bevölkerung 
bedeutend  abgenommen  hat  und  eine  deutliche  Tendenz  zum  weiteren  Sinken 
zeigt  Wie  lange  diese  Sachlage  noch  bestehen  wird,  kann  natürlich  unmöglich 
vorausgesehen  werden.  Der  Umstand,  dass,  wie  die  Berichte  für  das  Medisdnal- 
wesen  erweisen,  diese  Besserung  zum  grössten  Teile  die  Bevölkerung  in  den 
Städten  betrifit,  welche  in  dieser  Beziehung  unter  minder  günstigen  Bedingungen 
als  die  Landbevölkerung  lebte,  scheint  darauf  hinzudeuten,  dass  die  Abnahme 
der  Sterblichkeit  nicht  in  derselben  starken  Progression  foitschreiten  wird  wie 
bisher.  Die  fortgesetzte  Verbesserung  in  den  sanitären  und  ökonomischen  Ver- 
hältnissen der  Bevölkerung  macht  es  aber  doch  wahrscheinlich,  dass  die  Vermin- 
derung der  Sterblichkeit  noch  eine  Zeit  lang,  wenn  auch  in  weniger  auffallendem 
Masse  fortbestehen  wird. 
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Da  nun  sowohl  die  Zahl  der  Pensionäre  als  auch  ihre  mittlere  Lebens- 
dauer fortwährend  steigt,  ist  es  klar,  dass  die  Abnahme  der  Sterblichkeit  f&r 
die  Altersversicherung  mit  der  Zeit  immer  drückender  werden  muss.  So  wfirden 
z.  B.  die  Kosten  für  die  Alterspension  mit  60  Jahren,  wenn  man  das  SterbUch- 
keitsyerhältnis  der  Periode  1879  bis  1882  den  Berechnungen  zu  Qrunde  legt, 
ungefähr  um  20  Prozent  höher  sein,  als  wenn  die  Ergebnisse  des  Jahrzehntes 
von  1861  bis  1870  benutzt  werden.  Man  sieht  hieraus,  dass  die  Altersversidie- 
rung  nicht  nur  in  hohem  Grade  von  dem  Wechsel  in  den  Sterblichkeitsverhält- 
nissen  betroffen  wird,  sondern  insbesondere,  dass  sich  die  Bedingungen  für  die 
Altersversicherung  infolge  der  wahrscheinlichen  weiteren  AbnaluDe  der  Sterb- 
lichkeit zweifellos  auch  künftig  durch  eine  gewisse  Zeit  ausserordentlich  ver- 
schlechtem  würden,  so  dass  entweder  die  Beiträge  erhöht  oder  die  Pensions- 
beträge vermindert  oder  endlich  das  Pensionsalter  hinau^erückt  werden  mflssten. 

Bei  der  Invaliditätsversicherung  dagegen  bewirken  die  Verbesserungen  in 
den  sanitären  Verhältnissen  keine  Verteuerung  der  Versicherung,  vielmehr,  wenn 
auch  in  geringem  Masse  das  Gegenteil.  Durch  die  Abnahme  der  Krankheiten 
und  der  Sterblichkeit  wird  der  Zeitpunkt  für  den  Pensionsbeginn  naturgemäss  in 
ein  höheres  Alter  verlegt,  welcher  Umstand  im  Vereine  mit  dem  Umstände,  dass 
eine  grössere  Anzahl  von  Beiträgen  gezahlt  wird,  den  Einfluss  der  verminderten 
SterbUchkeit  der  Pensionäre  mehr  als  aufhebt 

Aus  den  angeführten  Gründen  kam  die  Kommission  zu  der  Überzeugung, 
„dass  eine  Arbeiterversicherung  mit  dem  Umfange  und  Zwecke,  wie 
ihn  der  der  Kommission  erteilte  Auftrag  vorschrieb,  hauptsächlich 
auf  demPrinzipe  derinvaliditätsversicherung  begründet  werden  muss^. 
(Vergleiche  Teil  I  der  Denkschrift  Seite  30—34.) 

Zu  2:  Der  wichtigste  Einwand,  den  man  gegen  die  Einführung  einer  Zwangs- 
versicherung machen  kann,  dürfte  der  sein,  dass  man  dadurch  mit  den  Grund- 
sätzen der  Freiheit  und  wirtschaftlichen  Selbständigkeit,  auf  denen  die  jetzige  Wirt- 
schafteordnung beruht,  bricht.  Auf  der  einen  Seite  wird  nämlich  insofern  ein 
Eingriff  in  die  persönliche  Freiheit  gemacht,  als  man  den  Einzelnen  des  Rechtes 
beraubt,  nach  eigenem  Gutdünken  über  einen  Teil  seines  Einkommens  zu  ver- 
fügen. Andererseits  vermindert  der  Zwang  die  Arbeitslust  und  Sparsamkeit  und 
schwächt  das  GtefÜhl  der  Selbstverantwortlichkeit,  welche  die  Triebfeder  für  das 
Streben  des  Einzelnen  nach  einer  wirtschaftlich  unabhängigen  Stellung  ist 

Hierbei  kann  jedoch  mit  Fug  und  Recht  daran  erinnert  werden,  dass,  wenn 
auch  die  moderne  Wirtschaftsordnung  in  der  Hauptsache  auf  dem  Grundsatze 
der  Freiheit  und  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  aufgebaut  ist,  diese  Grundsätze 
doch  keineswegs  vollkommen  durchgeführt  sind.  Ihre  Berechtigung  liegt  nur 
darin,  dass  durch  ihre  Anwendung  für  die  Interessen  des  Einzelnen  und  der 
Gesellschaft  im  aUgemeinen  am  b^ten  gesorgt  wird.  Da  es  sich  jedoch  zeigt, 
dass  bei  folgerichtiger  Durchführung  der  genannten  Grundsätze  dem  Einzelnen 
sowoU  wie  der  Gesamtheit  Nachteile  erwachsen,  so  ist  ein  Abweichen  davon 
erlaubt  und  oft  notwendig. 

Die  vorhandene  Wirtschaftsordnung  weist  mehrfach  Beispiele  von  Ein- 
schränkungen der  persönlichen  Freiheit  in  der  Hinsicht  auf,  dass  sowohl  die 
Wirksamkeit  des  Mnzelnen  im  Erwerbsleben  wie  auch  die  freie  Verfügung  über 
das  Eigentum  behindert  wird.  Die  öffentliche  Armenunterstützung  benimmt 
einem  jedem  die  Möglichkeit,  für  sich  und  die  Seinen  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung einzig  und  allein  verantwortlich  zu  sein,  und  rein  wirtechaftlich  betrachtet, 
muss  nicht  nur  er,  sondern  auch  die  Gesellschaft  die  Folgen  seines  wirtschaft- 
lichen Missgeschickes  tragen. 

Da  also  kein  grundsätzliches  Hindernis  für  die  Durchführung  der  Versiche- 
rung im  Wege  des  gesetzlichen  Zwanges  gefunden  werden  kann,  so  gilt  es  jetzt, 
die  Gründe  zu  erläutern,  welche  den  Zwang. berechtigt  erscheinen  lassen. 

Damit  eine  Arbeiterversicherung,  welche  auf  den  oben  angeführten  Grund- 
sätzen beruht^  in  befriedigender  Weise  ihrem  Zwecke  entspricht,  muss  dieselbe 
eine  möglichst  grosse  Ausdehnung  erhalten. 

Nur  80  burn  den  sozialen  Missständen,  welche  die  Unsicherheit  in  der 
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wirtschaftlichen  Stellung  der  Arbeiter  begr&nden,  in  einem  Masse  abgeholfen 
werden,  dass  dem  Interesse  der  Qesellschi^  vollständig  genügt  wird,  während 
anderseits  die  Versicherung  nur  unter  der  genannten  Voraussetzung  so  billig  und 
befiiedigend  verwaltet  werden  kann,  dass  ihre  Durchführung  nicht  allzu  grossen 
praktischen  Schwierigkeiten  begegnet  Die  Ansicht  der  Kommission  geht  des 
weiteren  dahin,  dass  man  den  aUgemeinen  Anschluss  an  die  Versicherung  auf 
freiwilligem  Wege  nicht  erwarten  kann. 

Die  Untersuchungen  über  die  Ergebnisse  der  Selbsthilfe  der  Arbeiter  zur 
Sicherung  ihrer  Zukunft  erweisen  die  Unzulänglichkeit  der  Initiative  des  Einzelnen 
auf  dem  Gebiete  der  Sicherung  für  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  auch  in  den 
Fällen,  wo  dem  Arbeiter  eine  kräftige  Unterstützung  zu  Teil  wird.  Die  Kom- 
mission weist  hierbei  auf  das  vorstehend  Erwähnte  und  auf  Teil  IV  ihrer  Denk- 
schrift hin. 

Die  Erfahrungen  in  den  fremden  Ländern  lehren,  dass  man  nicht  einmal 
durch  verschiedene  Lockmittel,  als  Staatsgarantie  für  die  Auszahlung  der 
Entschädigung,  kostenfreie  Verwaltung  und  direkten  Staatszuschuss  eine 
zufriedenstellende  Arbeiterversicherung  auf  freiwilligem  Wege  zu  stände  zu  bringen 
vermocht  hat,  wofür  derQrund  keineswegs,  wie  bisweilen  behauptet  wird,  darin 
gesucht  werden  darf,  dass  die  Versicherung  in  der  einen  oder  anderen  Beziehung 
unzureichend  eingerichtet  war. 

Nur  wenn  die  Versicherung  obligatorisch  ist,  kann  man  mit  Recht 
hoffen,  dass  ihre  Vorteile  denjenigen  zu  gute  kommen  werden,  welche  derselben  am 
meisten  bedürftig  sind.  Wo  eine  hinreichende  Einsicht  für  das  eigene  Interesse 
und  das  Vermögen,  dieses  zu  wahren,  nicht  vorhanden  ist  —  und  das  dürfte, 
insofern  der  Schutz  gegen  die  Folgen  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  in  Frage 
kommt,  bei  der  grössten  Mehrzahl  der  Arbeiter  der  Fall  sein  —  da  liegt  der 
Zwang  in  dem  eigenen  Interesse  jedes  Einzelnen,  und  da  femer  hierdurch  für 
die  Gesamtheit  schädliche  Zustände  beseitigt  werden,  so  erscheint  der  Vorschlag 
der  Kommission  hinreichend  begründet,  um  von  dem  Grundsatze  des  wirtschaftlichen 
Selbstbestimmungsrechtes  des  Einzelnen  für  diesen  Fall  abzuweichen.  Im  übrigen 
ist  die  Anwendung  des  Zwangsprinzips,  um  den  einzelnen  Gliedern  der  Gesell- 
schaft eine  gesichertere  wirtschaftliche  Existenz  zu  ermöglichen,  keineswegs  eine 
Erfindung  neuerer  Zeit,  sondern  von  jeher  von  den  im  Besitze  der  Macht  Be- 
findlichen beliebt  worden.  In  fremden  Ländern  hat  dasselbe  schon  vor  langer 
Zeit  auf  dem  Gebiete  der  Versicherung  Anwendung  gefunden,  z.  B.  in  Deutsch- 
land, wo  teils  die  Feuerversicherung  obligatorisch  war  und  noch  ist,  teils  auch 
die  Arbeiter  durch  mannigfaltige  Verordnungen  und  Vorschriften  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  verpflichtet  sind,  in  eine  Unterstützungskasse  einzutreten. 
Die  Untersuchungen  der  Kommission  über  die  verschiedenen  Pensionskassen  und 
Pensionsvereinigungen  erweisen  ebenfalls,  dass  auch  Arbeiter  und  Dienstboten  in 
unserem  Lande  durch  verschiedene  besondere  Vorschriften  dem  Versicherungs- 
zwange unterworfen  sind. 

Die  Kommission  will  schliesslich  noch  einigen,  oft  gehörten  Einwürfen  be- 
züglich der  Einführung  des  Versicherungszwanges  besonders  betreffis  der  Arbeiter- 
klasse begegnen. 

So  hat  man  behauptet,  dass  die  obligatorische  Arbeiterversicherung  zufolge 
der  Arbeitslosigkeit  nicht  befriedigend  durchgeführt  werden  könne,  indem  der 
Arbeiter  wegen  Arbeitsmangels  bisweilen  ausser  stände  sei,  die  Versicherungs- 
beiträge zu  erlegen  und  sonach  in  den  meisten  Fällen  der  Vorteile  der  Versiche- 
rung verlustig  ginge. 

Die  Stichhaltigkeit  dieses  Einwandes  wird  indessen  einzig  und  allein  durch 
die  Art  der  Versicherungsdurchführung  bedingt  Wenn  die  verabsäumte  Bezah- 
lung der  Versicherungsbeiträge,  welcher  Fall  in  einzelnen  Berufsgruppen  oft 
eintreten  dürfte,  das  Aufhören  des  .Versicherungsverhältnisses  zur  Folge  hat,  so 
ist  klar,  dass  die  Arbeiter,  die  häufig  genug  längere  oder  kürzere  Zeit  keine 
Arbeit  haben,  und  vor  allem  diejenigen,  deren  Beruf  notwendigerweise  in  jedem 
Jahr  eine  zeitweise  Unterbrechung  der  Arbeit  bedingt,  nur  einen  geringen  Vor- 
teil von  der  Versicherung  haben.  Wird  aber  die  Versicherung  derart  eingerichtet. 
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wie  es  von  der  Kommission  vorgeschlagen  ist,  so  wird  es  höchst  selten  vor- 
kommen, dass  ein  Versicherter  infolge  von  Arbeitslosigkeit  seines  Pensionsbezugs- 
rechts verlostig  geht. 

Andere  Einw&nde,  welche  gegen  den  Versichemngszwang  angeführt  werden, 
bestehen  darin,  dass  man  dadurch  dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  nehme,  seine 
Ersparnisse  auf  bessere  Weise  anzulegen,  und  dass  gerade  dadurch,  dass  die 
Anwendung  einer  gewissen  Sparsamkeit  in  dem  G^etz  vorgeschrieben  wird^  nicht 
nur  die  erziehliche  Wirkung  der  Versicherung,  sondern  mit  dieser  auch  der 
Trieb  zur  Sparsamkeit  und  Fürsorge  für  die  Zukunft  verloren  ginge.  Was  den 
ersteren  Einwand  betrifft,  so  ist  es  sicherlich  möglich,  dass  der  Betrag,  welcher 
in  der  Form  von  Versicherungsbeiträgen  erhoben  wird,  in  einem  oder  dem  anderen 
Falle  dem  Einzelnen  in  einer  fftr  ihn  vorteilhafteren  Weise  zu  gute  kommen 
könnte.  Im  übrigen  ist  hierbei  einzig  und  allein  die  Durchführung  der  Ver- 
sicherung massgebend.  Dass  die  Hinterlegung  des  Beitrages  in  irgend  einem 
Pensionsinstitut  dem  Arbeiter  eine  bessere  Versorgung  gewWire,  als  er  durch  die 
von  der  Kommission  vorgeschlagene  Vemcherung  erhält,  muss  die  Kommission 
auf  das  bestimmteste  verneinen.  Der  Qrund  hierfBr  liegt  klar  auf  der  Hand, 
indem  einerseits  der  Staat  die  Verwaltungskosten  der  Pensionsanstalt  bestreitet 
und  anderseits  die  Arbeiterversicherung  keinen  Gewinn  für  ausserhalb  stehende 
Vorstandsmitglieder  oder  Aktionäre  abwerfen  soll  Der  Fall;  dass  die  Anlage 
der  Beiträge  in  einer  für  den  Arbeiter  vorteilhafteren  Weise  erfolgen  könnte, 
als  durch  die  vorgeschlagene  Versicherung,  dürfte  sehr  selten  eintreten;  daher 
ist  dieses  ohne  Bedeutung  im  Vergleiche  zu  den  grossen  Vorteilen,  welche  die 
Versicherung  für  die  übrigen  Versicherten  und  für  die  Gesellschaft  bedingt 

Den  Mnwand  schliesslich,  dass  der  Versichemngszwang  einen  schädlichen 
Einfluss  in  moralischer  Beziehung  auf  den  Arbeiter  ausüben  könnte,  weist  die 
Kommission  mit  dem  Hinweise  zurück,  dass  die  Versicherung  nur  den,  welcher 
wirklich  arbeitet,  in  sich  schliesst,  nicht  aber  den,  der  im  Müssiggang  seine  Zeit 
verbringt  und  sich  selbst  der  Aussicht  auf  eine  gesicherte  Lebensstellung  beraubt. 
Da  durch  die  Versicherung  nur  eine  notdürftige  Unterstützung  für  jene  Zeit 
gewährt  wird,  in  welcher  die  Arbeitskraft  mangelt,  so  liegt  es  im  eigenen  In- 
teresse der  Versicherten,  sich  durch  Sparsamkeit  ein  reichlicheres  Auskommen  zu 
verschaffen.  Es  ist  auch  wahrscheinlich,  dass  derjenige,  welcher  seine  und  der 
Seinigen  Zukunft  wenigstens  notdürftig  gesichert  sieht,  sich  nach  Kräften  eine 
erhöhte  Sicherheit  der  Existenz  zu  bereiten  versuchen  wird,  als  der,  dessen 
wirtschaftliehe  Existenz  vollkommen  unsicher  ist  und  der  daher  auch  gegen  seine 
Zukunft  ganz  gleichgültig  wird. 

Die  Kommission  ist  demnach  der  Meinung,  „dass  die  Versicherung  ob- 
ligatorisch sein  und  daher  auf  dem  Wege  des  gesetzlichen  Ver- 
sicherungszwanges durchgeführt  werden  muss^. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  wie  weit  neben  der  obligatorischen  Versicherung 
die  freiwillige  Versicherung  zugelassen  werden  kann,  so  dass  Personen,  welche 
dem  Versicherungszwange  nicht  unterworfen  sind,  wenn  sie  es  wünschen,  der 
obligatorischen  Versicherungsanstalt  beitreten  oder  wenigstens  ein  abgebrochenes 
obligatorisches  Versicherungsverhältnis  freiwillig  fortsetzen  können. 

Die  Kommission  ist  der  Überzeugung,  dass  dies  bis  auf  weiteres  unthunlich 
ist  Die  Invaliditätsversicherung  gleicht  näiplich  darin  der  Lebensversicherung, 
dass  behufs  Kenntnis  des  Versicherungsrisikos  mindestens  eine  Untersuchung  des 
Gesundheitszustandes  und  der  sonstigen  Verhältnisse  des  Versicherungsnehmers 
notwendig  ist,  eventuell  auch  andere  Garantien  erforderlich  sind.  Bei  einer 
obligatorischen  Invaliditätsversicherung  von  einigermassen  grösserem  Umfange 
kann  von  solchen  Massnahmen  abgesehen  werden,  weil  die  erforderliche  Sicher- 
heit für  das  Zutreffen  der  Rechnung  in  jedem  Falle  vorhanden  ist.  Bei  einer 
freiwilligen  Versicherung  dagegen,  bei  welcher  die  Anzahl  der  Versicherungs- 
nehmer, das  mittlere  Eintrittsalter  in  die  Versicherung  und  die  Dauer  des  Ver- 
sichemngsverhältnisses  sich  nicht  berechnen  lassen,  sind  die  oben  genannten 
Garantien  erforderlich.  Die  Vereinigung  einer  freiwilligen  Invaliditätsversiche- 
rung mit  einer  obligatorischen  würde  also  eine  wesentliche  Komplikation  des 
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wirtschaftlichen  Stellung  der  Arbeiter  begr&nden,  in  einem  Masse  abgeholfen 
werden,  dass  dem  Interesse  der  Qesellschi^  vollständig  genfigt  wird,  während 
anderseits  die  Versicherung  nur  unter  der  genannten  Voraussetzung  so  billig  und 
befriedigend  verwaltet  werden  kann,  dass  ihre  Durchführung  nicht  allzu  grossen 
praktischen  Schwierigkeiten  begegnet  Die  Ansicht  der  Kommission  geht  des 
weiteren  dahin,  dass  man  den  aUgemeinen  Anschluss  an  die  Versicherung  auf 
freiwilligem  Wege  nicht  erwarten  kann. 

Die  Untersuchungen  über  die  Ergebnisse  der  Selbsthilfe  der  Arbeiter  zur 
Sicherung  ihrer  Zukuiuft  erweisen  die  Unzulänglichkeit  der  Initiative  des  Einzelnen 
auf  dem  Gebiete  der  Sicherung  für  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  auch  in  den 
Fällen,  wo  dem  Arbeiter  eine  kräftige  Unterstützung  zu  Teil  wird.  Die  Kom- 
mission weist  hierbei  auf  das  vorstehend  Erwähnte  und  auf  Teil  IV  ihrer  Denk- 
schrift hin. 

Die  Erfahrungen  in  den  fremden  Ländern  lehren,  dass  man  nicht  einmal 
durch  verschiedene  Lockmittel,  als  Staatsgarantie  für  die  Auszahlung  der 
Entschädigung,  kostenfreie  Verwaltung  und  direkten  Staatszuschuss  eine 
zufriedenstellende  Arbeiterversicherung  auf  freiwilligem  Wege  zu  stände  zu  bringen 
vermocht  hat,  wofür  derQrund  keineswegs,  wie  bisweilen  behauptet  wird,  darin 
gesucht  werden  darf,  dass  die  Versicherung  in  der  einen  oder  anderen  Beziehung 
unzureichend  eingerichtet  war. 

Nur  wenn  die  Versicherung  obligatorisch  ist,  kann  man  mit  Recht 
hoffen,  dass  ihre  Vorteile  denjenigen  zu  gute  kommen  werden,  welche  derselben  am 
meisten  bedürftig  sind.  Wo  eine  hinreichende  Einsicht  für  das  eigene  Interesse 
und  das  Vermögen,  dieses  zu  wahren,  nicht  vorhanden  ist  —  und  das  dürfte, 
insofern  der  Schutz  gegen  die  Folgen  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  in  Frage 
kommt,  bei  der  grössten  Mehrzahl  der  Arbeiter  der  Fall  sein  —  da  liegt  der 
Zwang  in  dem  eigenen  Interesse  jedes  Einzelnen,  und  da  femer  hierdurch  für 
die  Gesamtheit  schädliche  Zustände  beseitigt  werden,  so  erscheint  der  Vorschlag 
der  Kommission  hinreichend  begründet,  um  von  dem  Grundsätze  des  wirtschaftlichen 
Selbstbestimmungsrechtes  des  Einzelnen  für  diesen  Fall  abzuweichen.  Im  übrigen 
ist  die  Anwendung  des  Zwangsprinzips,  um  den  einzelnen  Gliedern  der  G^eseU- 
schaft  eine  gesichertere  wirtschaftliche  Existenz  zu  ermöglichen,  keineswegs  eine 
Erfindung  neuerer  Zeit,  sondern  von  jeher  von  den  im  Besitze  der  Macht  Be- 
findlichen beliebt  worden.  In  fremden  Ländern  hat  dasselbe  schon  vor  langer 
Zeit  auf  dem  Gebiete  der  Versicherung  Anwendung  gefunden,  z.  B.  in  Deutsch- 
land, wo  teils  die  Feuerversicherung  obligatorisch  war  und  noch  ist,  teils  auch 
die  Arbeiter  durch  mannigfaltige  Verordnungen  und  Vorschriften  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  verpflichtet  sind,  in  eine  Unterstützungskasse  einzutreten. 
Die  Untersuchungen  der  Kommission  über  die  verschiedenen  Pensionskassen  und 
Pensionsvereinigungen  erweisen  ebenfalls,  dass  auch  Arbeiter  und  Dienstboten  in 
unserem  Lande  durch  verschiedene  besondere  Vorschriften  dem  Versicherungs- 
zwange unterworfen  sind. 

Die  Kommission  will  schliesslich  noch  einigen,  oft  gehörten  Einwürfen  be- 
züglich der  Einführung  des  Versicherungszwanges  besonders  betreffs  der  Arbeiter- 
klasse begegnen. 

So  hat  man  behauptet,  dass  die  obligatorische  Arbeiterversicherung  zufolge 
der  Arbeitslosigkeit  nicht  befriedigend  durchgeführt  werden  könne,  indem  der 
Arbeiter  wegen  Arbeitsmangels  bisweilen  ausser  stände  sei,  die  Versicherungs- 
beiträge zu  erlegen  und  sonach  in  den  meisten  Fällen  der  Vorteile  der  Versiche- 
rung verlustig  ginge. 

Die  Stichhaltigkeit  dieses  Einwandes  wird  indessen  einzig  und  allein  durch 
die  Art  der  Versicherungsdurchftthrung  bedingt  Wenn  die  verabsäumte  Bezah- 
lung der  Versicherungsbeiträge,  welcher  Fall  in  einzelnen  Berufsgruppen  oft 
eintreten  dürfte,  das  Aufhören  des  .Versicherungsverhältnisses  zur  Folge  hat,  so 
ist  klar,  dass  die  Arbeiter,  die  häufig  genug  längere  oder  kürzere  Zeit  keine 
Arbeit  haben,  und  vor  allem  diejenigen,  deren  Beruf  notwendigerweise  in  jedem 
Jahr  eine  zeitweise  Unterbrechung  der  Arbeit  bedingt,  nur  einen  geringen  Vor- 
teil von  der  Versicherung  haben.  Wird  aber  die  Versicherung  derart  eingerichtet, 
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wie  es  von  der  Kommission  vorgeschlagen  ist,  so  wird  es  höchst  selten  vor- 
kommen, dass  ein  Versicherter  infolge  von  Arbeitslosigkeit  seines  Pensionsbezngs- 
rechts  verlostig  geht. 

Andere  Einwände,  welche  gegen  den  Versichemngszwang  angeführt  werden, 
bestehen  darin,  dass  man  dadurch  dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  nehme,  seine 
Ersparnisse  auf  bessere  Weise  anzulegen,  und  dass  gerade  dadurch,  dass  die 
Anwendung  einer  gewissen  Sparsamkeit  in  dem  G^etz  vorgeschrieben  wird,  nicht 
nur  die  erziehliche  Wirkung  der  Versicherung,  sondern  mit  dieser  auch  der 
Trieb  zur  Sparsamkeit  und  Fftrsorge  ffir  die  Zukunft  verloren  ginge.  Was  den 
ersteren  Einwand  betrifft,  so  ist  es  sicherlich  möglich,  dass  der  Betrag,  welcher 
in  der  Form  von  Versicherungsbeiträgen  erhoben  wird,  in  einem  oder  dem  anderen 
Falle  dem  Einzelnen  in  einer  fftr  ihn  vorteilhafteren  Weise  zu  gute  kommen 
könnte.  Im  übrigen  ist  hierbei  einzig  und  allein  die  Durchführung  der  Ver- 
sicherung massgebend.  Dass  die  Hinterlegung  des  Beitrages  in  irgend  einem 
Pensioninnstitut  dem  Arbeiter  eine  bessere  Versorgung  gewähre,  als  er  durch  die 
von  der  Kommission  vorgeschlagene  Vei*sicherung  erhält,  muss  die  Kommission 
auf  das  bestimmteste  verneinen.  Der  Qrund  hierfür  liegt  klar  auf  der  Hand, 
indem  einerseits  der  Staat  die  Verwaltungskosten  der  Pensionsanstalt  bestreitet 
und  anderseits  die  Arbeiterversicherung  keinen  Gewinn  für  ausserhalb  stehende 
Vorstandsmitglieder  oder  Aktionäre  abwerfen  soll  Der  Fall;  dass  die  Anlage 
der  Beiträge  in  einer  für  den  Arbeiter  vorteilhafteren  Weise  erfolgen  könnte, 
als  durch  die  vorgeschlagene  Versicherung,  dürfte  sehr  selten  eintreten;  daher 
ist  dieses  ohne  Bedeutung  im  Vergleiche  zu  den  grossen  Vorteilen,  welche  die 
Versicherung  für  die  übrigen  Versicherten  und  für  die  Gesellschaft  bedingt 

Den  Mnwand  schliesslich,  dass  der  Versicherungszwang  einen  schädlichen 
Einfluss  in  moraUscher  Beziehung  auf  den  Arbeiter  ausüben  könnte,  weist  die 
Kommission  mit  dem  Hinweise  zurück,  dass  die  Versicherung  nur  den,  welcher 
wirklich  arbeitet,  in  sich  schliesst,  nicht  aber  den^  der  im  Müssiggang  seine  Zeit 
verbringt  und  sich  selbst  der  Aussicht  auf  eine  gesicherte  Lebensstellung  beraubt. 
Da  durch  die  Versicherung  nur  eine  notdürftige  Unterstützung  für  jene  Zeit 
gewährt  wird,  in  welcher  die  Arbeitskraft  mangelt,  so  liegt  es  im  eigenen  In- 
teresse der  Versicherten,  sich  durch  Sparsamkeit  ein  reichlicheres  Auskommen  zu 
verschaffen.  Es  ist  auch  wahrscheinlich,  dass  derjenige,  welcher  seine  und  der 
Seinigen  Zukunft  wenigstens  notdürftig  gesichert  sieht,  sich  nach  Kräften  eine 
erhöhte  Sicherheit  der  Existenz  zu  bereiten  versuchen  wird,  als  der,  dessen 
wirtschaftliehe  Existenz  vollkommen  unsicher  ist  und  der  daher  auch  gegen  seine 
Zukunft  ganz  gleichgültig  wird. 

Die  Kommission  ist  demnach  der  Meinung,  „dass  die  Versicherung  ob- 
ligatorisch sein  und  daher  auf  dem  Wege  des  gesetzlichen  Ver- 
sicherungszwanges durchgeführt  werden  muss^. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  wie  weit  neben  der  obligatorischen  Versicherung 
die  freiwillige  Versicherung  zugelassen  werden  kann,  so  dass  Personen,  welche 
dem  Versicherungszwange  nicht  unterworfen  sind,  wenn  sie  es  wünschen,  der 
obligatorischen  Versicherungsanstalt  beitreten  oder  wenigstens  ein  abgebrochenes 
obligatorisches  Versicherungsverhältnis  freiwillig  fortsetzen  können. 

Die  Kommission  ist  der  Überzeugung,  dass  dies  bis  auf  weiteres  unthunlich 
ist  Die  Invaliditätsversicherung  gleicht  näiplich  darin  der  Lebensversicherung, 
dass  behufs  Kenntnis  des  Versicherungsrisikos  mindestens  eine  Untersuchung  des 
Gesundheitszustandes  und  der  sonstigen  Verhältnisse  des  Versicherungsnehmers 
notwendig  ist,  eventuell  auch  andere  Garantien  erforderlich  sind.  Bei  einer 
obligatorischen  Invaliditätsversicherung  von  einigermassen  grösserem  Umfange 
kann  von  solchen  Massnahmen  abgesehen  werden,  weil  die  erforderliche  Sicher- 
heit für  das  Zutreffen  der  Rechnung  in  jedem  Falle  vorhanden  ist.  Bei  einer 
freiwilligen  Versicherung  dagegen,  bei  welcher  die  Anzahl  der  Versicherungs- 
nehmer, das  mittlere  Eintritts^ter  in  die  Versicherung  und  die  Dauer  des  Ver- 
sicherungsverhältnisses sich  nicht  berechnen  lassen,  sind  die  oben  genannten 
Garantien  erforderlich.  Die  Vereinigung  einer  freiwilligen  Invaliditätsversiche- 
rung mit  einer  obligatorischen  würde  also  eine  wesentliche  Komplikation  des 
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wirtschaftlichen  Stellang  der  Arbeiter  begründen,  in  einem  Masse  abgeholfen 
werden,  dass  dem  Interesse  der  Qesellschi^  vollständig  genügt  wird,  während 
anderseits  die  Versichernng  nnr  unter  der  genannten  Voraussetzung  so  billig  und 
befriedigend  verwaltet  werden  kann,  dass  ihre  Durchführung  nicht  allzu  grossen 
praktischen  Schwierigkeiten  begegnet  Die  Ansicht  der  Kommission  geht  des 
weiteren  dahin,  dass  man  den  allgemeinen  Anschluss  an  die  Versicherung  auf 
freiwilligem  Wege  nicht  erwarten  kann. 

Die  Untersuchungen  über  die  Ergebnisse  der  Selbsthilfe  der  Arbeiter  zur 
Sicherung  ihrer  Zukunft  erweisen  die  Unzulänglichkeit  der  Initiative  des  Einzelnen 
auf  dem  Gebiete  der  Sicherung  für  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  auch  in  den 
Fällen,  wo  dem  Arbeiter  eine  kräftige  Unterstützung  zu  Teü  wird.  Die  Kom- 
mission weist  hierbei  auf  das  vorstehend  Erwähnte  und  auf  Teil  IV  ihrer  Denk- 
schrift hin. 

Die  Erfahrungen  in  den  fremden  Ländern  lehren,  dass  man  nicht  einmal 
durch  verschiedene  Lockmittel,  als  Staatsgarantie  für  die  Auszahlung  der 
Entschädigung,  kostenfreie  Verwaltung  und  direkten  Staatszuschuss  eine 
zufriedenstellende  Arbeiterversicherung  auf  freiwilligem  Wege  zu  stände  zu  bringen 
vermocht  hat,  wofür  derGrund  keineswegs,  wie  bisweilen  behauptet  wird,  darin 
gesucht  werden  darf,  dass  die  Versicherung  in  der  einen  oder  anderen  Beziehung 
unzureichend  eingerichtet  war. 

Nur  wenn  die  Versicherung  obligatorisch  ist,  kann  man  mit  Recht 
hoffen,  dass  ihre  Vorteile  denjenigen  zu  gute  kommen  werden,  welche  derselben  am 
meisten  bedürftig  sind.  Wo  eine  hinreichende  Einsicht  für  das  eigene  Interesse 
und  das  Vermögen,  dieses  zu  wahren,  nicht  vorhanden  ist  —  und  das  dürfte, 
insofern  der  Schutz  gegen  die  Folgen  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  in  Frage 
kommt,  bei  der  grössten  Mehrzahl  der  Arbeiter  der  Fall  sein  —  da  liegt  der 
Zwang  in  dem  eigenen  Interesse  jedes  Einzelnen,  und  da  femer  hierdurch  für 
die  Gesamtheit  schädliche  Zustände  beseitigt  werden,  so  erscheint  der  Vorschlag 
der  Kommission  hinreichend  begründet,  um  von  dem  Grundsatze  des  wirtschaftlichen 
Selbstbestimmungsrechtes  des  Einzelnen  für  diesen  Fall  abzuweichen.  Im  übrigen 
ist  die  Anwendung  des  Zwangsprinzips,  um  den  einzelnen  Gliedern  der  G^esell- 
schaft  eine  gesichertere  wirtschaftliche  Existenz  zu  ermöglichen,  keineswegs  eine 
Erfindung  neuerer  Zeit,  sondern  von  jeher  von  den  im  Besitze  der  Madit  Be- 
findlichen beliebt  worden.  In  fremden  Ländern  hat  dasselbe  schon  vor  langer 
Zeit  auf  dem  Gebiete  der  Versicherung  Anwendung  gefunden,  z.  B.  in  Deutsch- 
land, wo  teils  die  Feuerversicherung  obligatorisch  war  und  noch  ist,  teils  auch 
die  Arbeiter  durch  mannigfaltige  Verordnungen  und  Vorschriften  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  verpflichtet  sind^  in  eine  Unterstützungskasse  einzutreten. 
Die  Untersuchungen  der  Kommission  über  die  verschiedenen  Pensionskassen  und 
Pensionsvereinigungen  erweisen  ebenfalls,  dass  auch  Arbeiter  und  Dienstboten  in 
unserem  Lande  durch  verschiedene  besondere  Vorschriften  dem  Versicherungs- 
zwange unterworfen  sind. 

Die  Kommission  will  schliesslich  noch  einigen,  oft  gehörten  Einwürfen  be- 
züglich der  Einführung  des  Versicherungszwanges  besonders  betreu  der  Arbeiter- 
klasse begegnen. 

So  hat  man  behauptet,  dass  die  obligatorische  Arbeiterversicherung  zufolge 
der  Arbeitslosigkeit  nicht  befriedigend  durchgeführt  werden  könne,  indem  der 
Arbeiter  wegen  Arbeitsmangels  bisweilen  ausser  stände  sei,  die  Versicherungs- 
beiträge zu  erlegen  und  sonach  in  den  meisten  Fällen  der  Vorteile  der  Versiche- 
rung verlustig  ginge. 

Die  Stichhaltigkeit  dieses  Einwandes  wird  indessen  einzig  und  allein  durch 
die  Art  der  VersicherungsdurchfÜhrung  bedingt  Wenn  die  verabsäumte  Bezah- 
lung der  Versicherungsbeiträge,  welcher  Fadl  in  einzelnen  Berufsgruppen  oft 
eintreten  dürfte,  das  Aufhören  des  .Versicherungsverhältnisses  zur  Folge  hat,  so 
ist  klar,  dass  die  Arbeiter,  die  häufig  genug  längere  oder  kürzere  Zeit  keine 
Arbeit  haben,  und  vor  allem  diejenigen,  deren  Beruf  notwendigerweise  in  jedem 
Jahr  eine  zeitweise  Unterbrechung  der  Arbeit  bedingt,  nur  einen  geringen  Vor- 
teil von  der  Versicherung  haben.  Wird  aber  die  Versicherung  derart  eingerichtet, 
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wie  es  von  der  Kommission  vorgeschlagen  ist,  so  wird  es  höchst  selten  vor- 
kommen, dass  ein  Versicherter  infolge  von  Arbeitslosigkeit  seines  Pensionsbezugs- 
rechts verlustig  geht 

Andere  Mnwände,  welche  gegen  den  Versicherungszwang  angef&hrt  werden, 
bestehen  darin,  dass  man  dadurch  dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  nehme,  seine 
Ersparnisse  auf  bessere  Weise  anzulegen,  und  dass  gerade  dadurch,  dass  die 
Anwendung  einer  gewissen  Sparsamkeit  in  dem  G^etz  vorgeschrieben  wird,  nicht 
nur  die  erziehliche  Wirkung  der  Versicherung,  sondern  mit  dieser  auch  der 
Trieb  zur  Sparsamkeit  und  Fürsorge  fftr  die  Zukunft  verloren  ginge.  Was  den 
ersteren  Einwand  betrifft,  so  ist  es  sicherlich  möglich,  dass  der  Betrag,  welcher 
in  der  Form  von  Versicherungsbeiträgen  erhoben  wird,  in  einem  oder  dem  anderen 
Falle  dem  Einzelnen  in  einer  fftr  ihn  vorteilhafteren  Weise  zu  gute  kommen 
könnte.  Im  übrigen  ist  hierbei  einzig  und  allein  die  Durchführung  der  Ver- 
sicherung massgebend.  Dass  die  Hinterlegung  des  Beitrages  in  irgend  einem 
Pensionsinstitut  dem  Arbeiter  eine  bessere  Versorgung  gewähre,  als  er  durch  die 
von  der  Kommission  vorgeschlagene  Vei*sicherung  erhUt,  muss  die  Kommission 
auf  das  bestimmteste  verneinen.  Der  Grund  hierfür  liegt  klar  auf  der  Hand, 
indem  einerseits  der  Staat  die  Verwaltungskosten  der  Pensionsanstalt  bestreitet 
und  anderseits  die  Arbeiterversicherung  keinen  Gewinn  für  ausserhalb  stehende 
Vorstandsmitglieder  oder  Aktionäre  abwerfen  soll  Der  Fall,  dass  die  Anlage 
der  Beiträge  in  einer  für  den  Arbeiter  vorteilhafteren  Weise  erfolgen  könnte, 
aLs  durch  die  vorgeschlagene  Versicherung,  dürfte  sehr  selten  eintreten;  daher 
ist  dieses  ohne  Bedeutung  im  Vergleiche  zu  den  grossen  Vorteilen,  welche  die 
Versicherung  für  die  übrigen  Versicherten  und  für  die  Gesellschaft  bedingt 

Den  Mnwand  schliesslich,  dass  der  Versicherungszwang  einen  schädlichen 
Einfluss  in  moralischer  Beziehung  auf  den  Arbeiter  ausüben  könnte,  weist  die 
Kommission  mit  dem  Hinweise  zurück,  dass  die  Versicherung  nur  den,  welcher 
wirklich  arbeitet,  in  sich  schliesst,  nicht  aber  den^  der  im  Müssiggang  seine  Zeit 
verbringt  und  sich  selbst  der  Aussicht  auf  eine  gesicherte  Lebensstellung  beraubt. 
Da  durch  die  Versicherung  nur  eine  notdürftige  Unterstützung  für  jene  Zeit 
gewährt  wird,  in  welcher  die  Arbeitskraft  mangelt,  so  liegt  es  im  eigenen  In- 
teresse der  Versicherten,  sich  durch  Sparsamkeit  ein  reichlicheres  Auskommen  zu 
verschaffen.  Es  ist  auch  wahrscheinlich,  dass  derjenige,  welcher  seine  und  der 
Seinigen  Zukunft  wenigstens  notdürftig  gesichert  sieht,  sich  nach  Kräften  eine 
erhöhte  Sicherheit  der  Existenz  zu  biareiten  versuchen  wird,  als  der,  dessen 
wirtschaftliehe  Existenz  vollkommen  unsicher  ist  und  der  daher  auch  gegen  seine 
Zukunft  ganz  gleichgültig  wird. 

Die  Kommission  ist  demnach  der  Meinung,  „dass  die  Versicherung  ob- 
ligatorisch sein  und  daher  auf  dem  Wege  des  gesetzlichen  Ver- 
sicherungszwanges durchgeführt  werden  muss^. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  wie  weit  neben  der  obligatorischen  Versicherung 
die  freiwillige  Versicherung  zugelassen  werden  kann,  so  dass  Personen,  welche 
dem  Versicherungszwange  nicht  unterworfen  sind,  wenn  sie  es  wünschen,  der 
obligatorischen  Versicherungsanstalt  beitreten  oder  wenigstens  ein  abgebrochenes 
obligatorisches  Versicherungsverhältnis  freiwillig  fortsetzen  können. 

IHe  Kommission  ist  der  Überzeugung,  dass  dies  bis  auf  weiteres  unthunlich 
ist  Die  Invaliditätsversicherung  gleicht  näiplich  darin  der  Lebensversicherung, 
dass  behufs  Kenntnis  des  Versicherungsrisikos  mindestens  eine  Untersuchung  des 
Gesundheitszustandes  und  der  sonstigen  Verhältnisse  des  Versicherungsnehmers 
notwendig  ist,  eventuell  auch  andere  Garantien  erforderlich  sind.  Bei  einer 
obligatorischen  Invaliditätsversicherung  von  einigermassen  grösserem  Umfange 
kann  von  solchen  Massnahmen  abgesehen  werden,  weil  die  forderliche  Sicher- 
heit für  das  Zutreffen  der  Rechnung  in  jedem  Falle  vorhanden  ist.  Bei  einer 
freiwilligen  Versicherung  dagegen,  bei  welcher  die  Anzahl  der  Versicherungs- 
nehmer, das  mittlere  Eintrittsalter  in  die  Versicherung  und  die  Dauer  des  Ver- 
sicherungsverhältnisses sich  nicht  berechnen  lassen,  sind  die  oben  genannten 
Garantien  erforderlich.  Die  Vereinigung  einer  freiwilligen  Invaliditätsversiche- 
rung mit  einer  obligatorischen  würde  also  eine  wesentliche  Komplikation  des 


22  I^ie  Arbeiterversichenmg  in  Schweden. 

wirtschaftlichen  Stellang  der  Arbeiter  begr&nden,  in  einem  Masse  abgeholfen 
werden,  dass  dem  Interesse  der  Gesellschi^  vollständig  genügt  wird,  während 
anderseits  die  Yersichernng  nnr  nnter  der  genannten  Voranssetzung  so  billig  und 
befriedigend  verwaltet  werden  kann,  dass  ihre  Durchführung  nicht  allzu  grossen 
praktischen  Schwierigkeiten  begegnet  Die  Ansicht  der  Kommission  geht  des 
weiteren  dahin,  dass  man  den  {gemeinen  Anschluss  an  die  Versicherung  auf 
freiwilligem  Wege  nicht  erwarten  kann. 

Die  Untersuchungen  über  die  Ergebnisse  der  Selbsthilfe  der  Arbeiter  zur 
Sicherung  ihrer  ZukuiS;  erweisen  die  Unzulänglichkeit  der  Initiative  des  Einzelnen 
auf  dem  Gebiete  der  Sicherung  fär  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  auch  in  den 
Fällen,  wo  dem  Arbeiter  eine  kräftige  Unterstützung  zu  Teil  wird.  Die  Kom- 
mission weist  hierbei  auf  das  vorstehend  Erwähnte  und  auf  Teil  IV  ihrer  Denk- 
schrift hin. 

Die  Erfahrungen  in  den  fremden  Ländern  lehren,  dass  man  nicht  einmal 
durch  verschiedene  Lockmittel,  als  Staatsgarantie  für  die  Auszahlung  der 
Entschädigung,  kostenfreie  Verwaltung  und  direkten  Staatszuschuss  eine 
zufriedenstellende  Arbeiterversicherung  auf  freiwilligem  Wege  zu  stände  zu  bringen 
vermocht  hat,  wofür  derQrund  keineswegs,  wie  bisweilen  behauptet  wird,  darin 
gesucht  werden  darf,  dass  die  Versicherung  in  der  einen  oder  anderen  Beziehung 
unzureichend  eingerichtet  war. 

Nur  wenn  die  Versicherung  obligatorisch  ist,  kann  man  mit  Recht 
hoffen,  dass  ihre  Vorteile  denjenigen  zu  gute  kommen  werden,  welche  derselben  am 
meisten  bedürftig  sind.  Wo  eine  hinreichende  Einsicht  für  das  eigene  Interesse 
und  das  Vermögen,  dieses  zu  wahren,  nicht  vorhanden  ist  —  und  das  dürfte, 
insofern  der  Schutz  gegen  die  Folgen  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  in  Frage 
kommt,  bei  der  grössten  Mehrzahl  der  Arbeiter  der  Fall  sein  —  da  liegt  der 
Zwang  in  dem  eigenen  Interesse  jedes  Einzelnen,  und  da  femer  hierdurch  für 
die  Gesamtheit  schädliche  Zustände  beseitigt  werden,  so  erscheint  der  Vorschlag 
der  Kommission  hinreichend  begründet,  um  von  dem  Grundsatze  des  wirtschaftlichen 
Selbstbestimmungsrechtes  des  Einzelnen  für  diesen  Fall  abzuweichen.  Im  übrigen 
ist  die  Anwendung  des  Zwangsprinzips,  um  den  einzelnen  Gliedern  der  Gesell- 
schaft eine  gesichertere  wirtschaftliche  Existenz  zu  ermöglichen,  keineswegs  eine 
Erfindung  neuerer  Zeit,  sondern  von  jeher  von  den  im  Besitze  der  Macht  Be- 
findlichen beliebt  worden.  In  fremden  Ländern  hat  dasselbe  schon  vor  langer 
Zeit  auf  dem  Gebiete  der  Versicherung  Anwendung  gefunden,  z.  B.  in  Deutsch- 
land, wo  teils  die  Feuerversicherung  obligatorisch  war  und  noch  ist,  teils  auch 
die  Arbeiter  durch  mannigfaltige  Verordnungen  und  Vorschriften  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  verpflichtet  sind,  in  eine  Unterstützungskasse  einzutreten. 
Die  Untersuchungen  der  Konmiission  über  die  verschiedenen  Pensionskassen  und 
Pensionsvereinigungen  erweisen  ebenfalls,  dass  auch  Arbeiter  und  Dienstboten  in 
unserem  Lande  durch  verscMedene  besondere  Vorschriften  dem  Versicherungs- 
zwange unterworfen  sind. 

Die  Kommission  will  schliesslich  noch  einigen,  oft  gehörten  Einwürfen  be- 
züglich der  Einführung  des  Versicherungszwanges  besonders  betreffis  der  Arbeiter- 
klasse begegnen. 

So  hat  man  behauptet,  dass  die  obligatorische  Arbeiterversicherung  zufolge 
der  Arbeitslosigkeit  nicht  befriedigend  durchgeführt  werden  könne,  indem  der 
Arbeiter  wegen  Arbeitsmangels  bisweilen  ausser  stände  sei,  die  Versicherungs- 
beiträge zu  erlegen  und  sonach  in  den  meisten  Fällen  der  Vorteile  der  Versiche- 
rung verlustig  ginge. 

Die  Stichhaltigkeit  dieses  Einwandes  wird  indessen  einzig  und  allein  durch 
die  Art  der  VersicherungsdurchfÜhrung  bedingt  Wenn  die  verabsäumte  Bezah- 
lung der  Versicherungsbeiträge,  welcher  Fsh  in  einzelnen  Berufsgruppen  oft 
eintreten  dürfte,  das  Aufhören  des  VersicherungsverhMtnisses  zur  Folge  hat,  so 
ist  klar,  dass  die  Arbeiter,  die  häufig  genug  längere  oder  kürzere  Zeit  keine 
Arbeit  haben,  und  vor  allem  diejenigen,  deren  Beruf  notwendigerweise  in  jedem 
Jahr  eine  zeitweise  Unterbrechung  der  Arbeit  bedingt,  nur  einen  geringen  Vor- 
teil von  der  Versicherung  haben.  Wird  aber  die  Versicherung  derart  eingerichtet, 
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wie  es  von  der  Kommission  vorgeschlagen  ist,  so  wird  es  höchst  selten  vor- 
kommen, dass  ein  Versicherter  infolge  von  Arbeitslosigkeit  seines  Pensionsbezngs- 
rechts  verlustig  geht. 

Andere  Einwände,  welche  gegen  den  Versichenmgszwang  angeführt  werden, 
bestehen  darin,  dass  man  dadurch  dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  nehme,  seine 
Ersparnisse  auf  bessere  Weise  anzulegen,  und  dass  gerade  dadurch,  dass  die 
Anwendung  einer  gewissen  Sparsamkeit  in  dem  G^etz  vorgeschrieben  wird,  nicht 
nur  die  erziehliche  Wirkung  der  Versicherung,  sondern  mit  dieser  auch  der 
Trieb  zur  Sparsamkeit  und  Fürsorge  ffir  die  Zukunft  verloren  ginge.  Was  den 
ersteren  Einwand  betrifft,  so  ist  es  sicherlich  möglich,  dass  der  Betrag,  welcher 
in  der  Form  von  Versicherungsbeiträgen  erhoben  wird,  in  einem  oder  dem  anderen 
Falle  dem  Einzelnen  in  einer  fftr  ihn  vorteilhafteren  Weise  zu  gute  kommen 
könnte.  Im  übrigen  ist  hierbei  einzig  und  allein  die  Durchführung  der  Ver- 
sicherung massgebend.  Dass  die  Hinterlegung  des  Beitrages  in  irgend  einem 
Pensioninnstitut  dem  Arbeiter  eine  bessere  Versorgung  gewähre,  als  er  durch  die 
von  der  Kommission  vorgeschlagene  Versicherung  erhUt,  muss  die  Kommission 
auf  das  bestimmteste  verneinen.  Der  Qrund  hierfür  liegt  klar  auf  der  Hand, 
indem  einerseits  der  Staat  die  Verwaltungskosten  der  Pensionsanstalt  bestreitet 
und  anderseits  die  Arbeiterversicherung  keinen  Gewinn  für  ausserhalb  stehende 
Vorstandsmitglieder  oder  Aktionäre  abwerfen  soll  Der  Fall,  dass  die  Anlage 
der  Beiträge  in  einer  für  den  Arbeiter  vorteilhafteren  Weise  erfolgen  könnte, 
als  durch  die  vorgeschlagene  Versicherung,  dürfte  sehr  selten  eintreten;  daher 
ist  dieses  ohne  Bedeutung  im  Vergleiche  zu  den  grossen  Vorteilen,  welche  die 
Versicherung  für  die  übrigen  Versicherten  und  für  die  Gesellschaft  bedingt 

Den  l^wand  schliesslich,  dass  der  Versicherungszwang  einen  schädlichen 
Kinflnaa  in  moralischer  Beziehung  auf  den  Arbeiter  ausüben  könnte,  weist  die 
Kommission  mit  dem  Hinweise  zurück,  dass  die  Versicherung  nur  den,  welcher 
wirklich  arbeitet,  in  sich  schliesst,  nicht  aber  den^  der  im  Müssiggang  seine  Zeit 
verbringt  und  sich  selbst  der  Aussicht  auf  eine  gesicherte  Lebensstellung  beraubt. 
Da  durch  die  Versicherung  nur  eine  notdürftige  Unterstützung  für  jene  Zeit 
gewährt  wird,  in  welcher  die  Arbeitskraft  mangelt,  so  liegt  es  im  eigenen  In- 
teresse der  Versicherten,  sich  durch  Sparsamkeit  ein  reichlicheres  Auskommen  zu 
verschaffen.  Es  ist  auch  wahrscheinlich,  dass  derjenige,  welcher  seine  und  der 
Seinigen  Zukunft  wenigstens  notdürftig  gesichert  sieht,  sich  nach  Kräften  eine 
erhöhte  Sicherheit  der  Existenz  zu  bereiten  versuchen  wird,  als  der,  dessen 
wirtschaftliehe  Existenz  vollkommen  unsicher  ist  und  der  daher  auch  gegen  seine 
Zukunft  ganz  gleichgültig  wird. 

Die  Kommission  ist  demnach  der  Meinung,  „dass  die  Versicherung  ob- 
ligatorisch sein  und  daher  auf  dem  Wege  des  gesetzlichen  Ver- 
sicherungszwanges durchgeführt  werden  muss^. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  wie  weit  neben  der  obligatorischen  Versicherung 
die  freiwillige  Versicherung  zugelassen  werden  kann,  so  dass  Personen,  welche 
dem  Versicherungszwange  nicht  unterworfen  sind,  wenn  sie  es  wünschen,  der 
obligatorischen  Versicherungsanstalt  beitreten  oder  wenigstens  ein  abgebrochenes 
obligatorisches  Versicherungsverhältnis  freiwillig  fortsetzen  können. 

IHe  Kommission  ist  der  Überzeugung,  dass  dies  bis  auf  weiteres  unthunlich 
ist  Die  Invaliditätsversicherung  gleicht  näiplich  darin  der  Lebensversicherung, 
dass  behufs  Kenntnis  des  Versicherungsrisikos  mindestens  eine  Untersuchung  des 
Gesundheitszustandes  und  der  sonstigen  Verhältnisse  des  Versicherungsnehmers 
notwendig  ist,  eventuell  auch  andere  Garantien  erforderlich  sind.  Bei  einer 
obligatorischen  Invaliditätsversicherung  von  einigermassen  grösserem  Umfange 
kann  von  solchen  Massnahmen  abgesehen  werden,  weil  die  erforderliche  Sicher- 
heit für  das  Zutreffen  der  Rechnung  in  jedem  Falle  vorhanden  ist.  Bei  einer 
freiwilligen  Versicherung  dagegen,  bei  welcher  die  Anzahl  der  Versicherungs- 
nehmer, das  mittlere  Eintrittsalter  in  die  Versicherung  und  die  Dauer  des  Ver- 
sicherungsverhältnisses sich  nicht  berechnen  lassen,  sind  die  oben  genannten 
Garantien  erforderlich.  Die  Vereinigung  einer  freiwilligen  Invaliditätsversiche- 
rung mit  einer  obligatorischen  würde  also  eine  wesentliche  Komplikation  des 
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wirtschaftlichen  Stellung  der  Arbeiter  begründen,  in  einem  Masse  abgeholfen 
werden,  dass  dem  Interesse  der  Oesellschi^  vollständig  genügt  wird,  während 
anderseits  die  Versicherung  nur  unter  der  genannten  Voraussetzung  so  billig  und 
befriedigend  verwaltet  werden  kann,  dass  ihre  Durchführung  nicht  allzu  grossen 
praktischen  Schwierigkeiten  begegnet  Die  Ansicht  der  Kommission  geht  des 
weiteren  dahin,  dass  man  den  aUgemeinen  Anschluss  an  die  Versicherung  auf 
freiwilligem  Wege  nicht  erwarten  kann. 

Die  Untersuchungen  über  die  Ergebnisse  der  Selbsthilfe  der  Arbeiter  zur 
Sicherung  ihrer  Zukunft  erweisen  die  Unzulänglichkeit  der  Initiative  des  Einzelnen 
auf  dem  Gebiete  der  Sicherung  für  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  auch  in  den 
Fällen,  wo  dem  Arbeiter  eine  kräftige  Unterstützung  zu  Teil  wird.  Die  Kom- 
mission weist  hierbei  auf  das  vorstehend  Erwähnte  und  auf  Teil  IV  ihrer  Denk- 
schrift hin. 

Die  Erfahrungen  in  den  fremden  Ländern  lehren,  dass  man  nicht  einmal 
durch  verschiedene  Lockmittel,  als  Staatsgarantie  für  die  Auszahlung  der 
Entschädigung,  kostenfreie  Verwaltung  und  direkten  Staatszuschuss  eine 
zufriedenstellende  Arbeiterversicherung  auf  freiwilligem  Wege  zu  stände  zu  bringen 
vermocht  hat,  wofür  derGrund  keineswegs,  wie  bisweilen  behauptet  wird,  darin 
gesucht  werden  darf,  dass  die  Versicherung  in  der  einen  oder  anderen  Beziehung 
unzureichend  eingerichtet  war. 

Nur  wenn  die  Versicherung  obligatorisch  ist,  kann  man  mit  Recht 
hoffen,  dass  ihre  Vorteile  denjenigen  zu  gute  kommen  werden,  welche  derselben  am 
meisten  bedürftig  sind.  Wo  eine  hinreichende  Einsicht  für  das  eigene  Interesse 
und  das  Vermögen,  dieses  zu  wahren,  nicht  vorhanden  ist  —  und  das  dürfte, 
insofern  der  Schutz  gegen  die  Folgen  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  in  Frage 
kommt,  bei  der  grössten  Mehrzahl  der  Arbeiter  der  Fall  sein  —  da  liegt  der 
Zwang  in  dem  eigenen  Interesse  jedes  Einzelnen,  und  da  femer  hierdurch  für 
die  Gesamtheit  schädliche  Zustände  beseitigt  werden,  so  erscheint  der  Vorschlag 
der  Kommission  hinreichend  begründet,  um  von  dem  Grundsatze  des  wirtschaftlichen 
Selbstbestimmungsrechtes  des  Einzelnen  für  diesen  Fall  abzuweichen.  Im  übrigen 
ist  die  Anwendung  des  Zwangsprinzips,  um  den  einzelnen  Gliedern  der  G^esell- 
schaft  eine  gesichertere  wirtschaftliche  Existenz  zu  ermöglichen,  keineswegs  eine 
Erfindung  neuerer  Zeit,  sondern  von  jeher  von  den  im  Besitze  der  Macht  Be- 
findlichen beliebt  worden.  In  fremden  Ländern  hat  dasselbe  schon  vor  langer 
Zeit  auf  dem  Gebiete  der  Versicherung  Anwendung  gefunden,  z.  B.  in  Deutsch- 
land, wo  teils  die  Feuerversicherung  obligatorisch  war  und  noch  ist,  teils  auch 
die  Arbeiter  durch  mannigfaltige  Verordnungen  und  Vorschriften  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  verpflichtet  sind,  in  eine  Unterstützungskasse  einzutreten. 
Die  Untersuchungen  der  Kommission  über  die  verschiedenen  Pensionskassen  und 
Pensionsvereinigungen  erweisen  ebenfalls,  dass  auch  Arbeiter  und  Dienstboten  in 
unserem  Lande  durch  verschiedene  besondere  Vorschriften  dem  Versicherungs- 
zwange unterworfen  sind. 

Die  Kommission  will  schliesslich  noch  einigen,  oft  gehörten  Einwürfen  be- 
züglich der  Einführung  des  Versicherungszwanges  besonders  betreffis  der  Arbeiter- 
klasse begegnen. 

So  hat  man  behauptet,  dass  die  obligatorische  Arbeiterversicherung  zufolge 
der  Arbeitslosigkeit  nicht  befriedigend  durchgeführt  werden  könne,  indem  der 
Arbeiter  wegen  Arbeitsmangels  bisweilen  ausser  stände  sei,  die  Versicherungs- 
beiträge zu  erlegen  und  sonach  in  den  meisten  Fällen  der  Vorteile  der  Versiche- 
rung verlustig  ginge. 

Die  Stichhaltigkeit  dieses  Einwandes  wird  indessen  einzig  und  allein  durch 
die  Art  der  Versicherungsdurchführung  bedingt  Wenn  die  verabsäumte  Bezah- 
lung der  Versicherungsbeiträge,  welcher  Fidl  in  einzelnen  Berufsgruppen  oft 
eintreten  dürfte,  das  Aufhören  des  Versicherungsverhältnisses  zur  Folge  hat,  so 
ist  klar,  dass  die  Arbeiter,  die  häufig  genug  längere  oder  kürzere  Zeit  keine 
Arbeit  haben,  und  vor  allem  diejenigen,  deren  Beruf  notwendigerweise  in  jedem 
Jahr  eine  zeitweise  Unterbrechung  der  Arbeit  bedingt,  nur  einen  geringen  Vor- 
teil von  der  Versicherung  haben.  Wird  aber  die  Versicherung  derart  eingerichtet, 
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wie  es  von  der  Kommission  vorgeschlagen  ist,  so  wird  es  höchst  selten  vor- 
kommen, dass  ein  Versicherter  infolge  von  Arbeitslosigkeit  seines  Pensionsbezugs- 
rechts verlustig  geht. 

Andere  Einwände,  welche  gegen  den  Yersicherungszwang  angeführt  werden, 
bestehen  darin,  dass  man  dadurch  dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  nehme,  seine 
Ersparnisse  auf  bessere  Weise  anzulegen,  und  dass  gerade  dadurch,  dass  die 
Anwendung  einer  gewissen  Sparsamkeit  in  dem  G^etz  vorgeschrieben  wird,  nicht 
nur  die  erziehliche  Wirkung  der  Versicherung,  sondern  mit  dieser  auch  der 
Trieb  zur  Sparsamkeit  und  Fttrsorge  f&r  die  Zukunft  verloren  ginge.  Was  den 
ersteren  Einwand  betrifft,  so  ist  es  sicherlich  möglich,  dass  der  Betrag,  welcher 
in  der  Form  von  Versicherungsbeiträgen  erhoben  wird,  in  einem  oder  dem  anderen 
Falle  dem  Einzelnen  in  einer  für  ihn  vorteilhafteren  Weise  zu  gute  kommen 
könnte.  Im  übrigen  ist  hierbei  einzig  und  allein  die  Durchführung  der  Ver- 
sicherung massgebend.  Dass  die  Hinterlegung  des  Beitrages  in  irgend  einem 
Pensionsinstitut  dem  Arbeiter  eine  bessere  Versorgung  gewUire,  als  er  durch  die 
von  der  Kommission  vorgeschlagene  Vemcherung  erhält,  muss  die  Kommission 
auf  das  bestimmteste  verneinen.  Der  Omnd  hierfür  liegt  klar  auf  der  Hand, 
indem  einerseits  der  Staat  die  Verwaltungskosten  der  Pensionsanstalt  bestreitet 
und  anderseits  die  Arbeiterversicherung  keinen  Oewinn  für  ausserhalb  stehende 
Vorstandsmitglieder  oder  Aktionäre  abwerfen  soll.  Der  Fall^  dass  die  Anlage 
der  Beiträge  in  einer  für  den  Arbeiter  vorteilhafteren  Weise  erfolgen  könnte, 
als  durch  die  vorgeschlagene  Versicherung,  dürfte  sehr  selten  eintreten;  daher 
ist  dieses  ohne  Bedeutung  im  Vergleiche  zu  den  grossen  Vorteilen,  welche  die 
Versicherung  für  die  übrigen  Versicherten  und  für  die  G^esellschaft  bedingt 

Den  Mnwand  schliesslich,  dass  der  Versicherungszwang  einen  schädlichen 
Einfluss  in  moralischer  Beziehung  auf  den  Arbeiter  ausüben  könnte,  weist  die 
Kommission  mit  dem  Hinweise  zurück,  dass  die  Versicherung  nur  den,  welcher 
wirklich  arbeitet,  in  sich  schliesst,  nicht  aber  den^  der  im  Müssiggang  seine  Zeit 
verbringt  und  sich  selbst  der  Aussicht  auf  eine  gesicherte  Lebensstellung  beraubt. 
Da  durch  die  Versicherung  nur  eine  notdürftige  Unterstützung  für  jene  Zeit 
gewährt  wird,  in  welcher  die  Arbeitskraft  mangelt,  so  liegt  es  im  eigenen  In- 
teresse der  Versicherten,  sich  durch  Sparsamkeit  ein  reichlicheres  Auskommen  zu 
verschaffen.  Es  ist  auch  wahrscheinlich,  dass  derjenige,  welcher  seine  und  der 
Seinigen  Zukunft  wenigstens  notdürftig  gesichert  sieht,  sich  nach  Kräften  eine 
erhöhte  Sicherheit  der  Existenz  zu  bereiten  versuchen  wird,  als  der,  dessen 
wirtschaftliehe  Existenz  vollkommen  unsicher  ist  und  der  daher  auch  gegen  seine 
Zukunft  ganz  gleichgültig  wird. 

Die  Kommission  ist  demnach  der  Meinung,  „dass  die  Versicherung  ob- 
ligatorisch sein  und  daher  auf  dem  Wege  des  gesetzlichen  Ver- 
sicherungszwanges durchgeführt  werden  muss". 

Eine  andere  Frage  ist  es,  wie  weit  neben  der  obligatorischen  Versicherung 
die  freiwillige  Versicherung  zugelassen  werden  kann,  so  dass  Personen,  welche 
dem  Versicherungszwange  nicht  unterworfen  sind,  wenn  sie  es  wünschen,  der 
obligatorischen  Versicherungsanstalt  beitreten  oder  wenigstens  ein  abgebrochenes 
obligatorisches  Versicherungsverhältnis  freiwillig  fortsetzen  können. 

Die  Kommission  ist  der  Überzeugung,  dass  dies  bis  auf  weiteres  unthunlich 
ist  Die  Invaliditätsversicherung  gleicht  näiplich  darin  der  Lebensversicherung, 
dass  behufs  Kenntnis  des  Versicherungsrisikos  mindestens  eine  Untersuchung  des 
Gesundheitszustandes  und  der  sonstigen  Verhältnisse  des  Versicherungsnehmers 
notwendig  ist,  eventuell  auch  andere  Garantien  erforderlich  sind.  Bei  einer 
obligatorischen  Invaliditätsversicherung  von  einigermassen  grösserem  Umfange 
kann  von  solchen  Massnahmen  abgesehen  werden,  weil  die  erforderliche  Sicher- 
heit für  das  Zutreffen  der  Bechnung  in  jedem  Falle  vorhanden  ist  Bei  einer 
freiwilligen  Versicherung  dagegen,  bei  welcher  die  Anzahl  der  Versicherungs- 
nehmer, das  mittlere  Etotrittsäter  in  die  Versicherung  und  die  Dauer  des  Ver- 
sicherungsverhältnisses sich  nicht  berechnen  lassen,  sind  die  oben  genannten 
Garantien  erforderlich.  Die  Vereinigung  einer  freiwilligen  Invaliditätsversiche- 
rung mit  einer  obligatorischen  würde  also  eine  wesentliche  Komplikation  des 
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wirtschaftlichen  Stellung  der  Arbeiter  begrönden,  in  einem  Masse  abgeholfen 
werden,  dass  dem  Interesse  der  Gesellschi^  vollständig  genügt  wird,  während 
anderseits  die  Versicherung  nur  unter  der  genannten  Voraussetzung  so  billig  und 
befriedigend  verwaltet  werden  kann,  dass  ihre  Durchführung  nicht  allzu  grossen 
praktischen  Schwierigkeiten  begegnet  Die  Ansicht  der  Kommission  geht  des 
weiteren  dahin,  dass  man  den  allgemeinen  Anschluss  an  die  Versicherung  auf 
freiwilligem  Wege  nicht  erwarten  kann. 

Die  Untersuchungen  ttber  die  Ergebnisse  der  Selbsthilfe  der  Arbeiter  zur 
Sicherung  ihrer  Zukunft  erweisen  die  Unzulänglichkeit  der  Initiative  des  Einzelnen 
auf  dem  Gebiete  der  Sicherung  für  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  auch  in  den 
Fällen,  wo  dem  Arbeiter  eine  kräftige  Untersttltzung  zu  TeU  wird.  Die  Kom- 
mission weist  hierbei  auf  das  vorstehend  Erwähnte  und  auf  Teil  IV  ihrer  Denk- 
schrift hin. 

Die  Erfahrungen  in  den  fremden  Ländern  lehren,  dass  man  nicht  einmal 
durch  verschiedene  Lockmittel,  als  Staatsgarantie  f&r  die  Auszahlung  der 
Entschädigung,  kostenfreie  Verwaltung  und  direkten  Staatszuschuss  eine 
zufriedenstellende  Arbeiterversicherung  auf  freiwilligem  Wege  zu  stände  zu  bringen 
vermocht  hat,  woför  derQrund  keineswegs,  wie  bisweilen  behauptet  wird,  darin 
gesucht  werden  darf,  dass  die  Versicherung  in  der  einen  oder  anderen  Beziehung 
unzureichend  eingerichtet  war. 

Nur  wenn  die  Versicherung  obligatorisch  ist,  kann  man  mit  Recht 
hoffen,  dass  ihre  Vorteile  denjenigen  zu  gute  kommen  werden,  welche  derselben  am 
meisten  bedürftig  sind.  Wo  eine  hinreichende  Einsicht  für  das  eigene  Interesse 
und  das  Vermögen,  dieses  zu  wahren,  nicht  vorhanden  ist  —  und  das  dürfte, 
insofern  der  Schutz  gegen  die  Folgen  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  in  Frage 
kommt,  bei  der  grössten  Mehrzahl  der  Arbeiter  der  Fall  sein  —  da  liegt  der 
Zwang  in  dem  eigenen  Interesse  jedes  Einzelnen,  und  da  femer  hierdurch  für 
die  Gesamtheit  schädliche  Zustände  beseitigt  werden,  so  erscheint  der  Vorschlag 
der  Kommission  hinreichend  begründet,  um  von  dem  Grundsatze  des  wirtschaftlichen 
Selbstbestimmungsrechtes  des  Einzelnen  für  diesen  Fall  abzuweichen.  Im  übrigen 
ist  die  Anwendung  des  Zwangsprinzips,  um  den  einzelnen  Gliedern  der  G^ell- 
schaft  eine  gesichertere  wirtschaftliche  Existenz  zu  ermöglichen,  keineswegs  eine 
Erfindung  neuerer  Zeit,  sondern  von  jeher  von  den  im  Besitze  der  Ma<ät  Be- 
findlichen beliebt  worden.  In  fremden  Ländern  hat  dasselbe  schon  vor  langer 
Zeit  auf  dem  Gebiete  der  Versicherung  Anwendung  gefunden,  z.  B.  in  Deutsch- 
land, wo  teils  die  Feuerversicherung  obligatorisch  war  und  noch  ist,  teils  auch 
die  Arbeiter  durch  mannigfaltige  Verordnungen  und  Vorschriften  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  verpflichtet  sind,  in  eine  Unterstützungskasse  einzutreten. 
Die  Untersuchungen  der  Kommission  über  die  verschiedenen  Pensionskassen  und 
Pensionsvereinigungen  erweisen  ebenfalls,  dass  auch  Arbeiter  und  Dienstboten  in 
unserem  Lande  durch  verschiedene  besondere  Vorschriften  dem  Versicherungs- 
zwange unterworfen  sind. 

Die  Kommission  will  schliesslich  noch  einigen,  oft  gehörten  Einwürfen  be- 
züglich der  Einführung  des  Versicherungszwanges  besonders  betreffe  der  Arbeiter- 
klasse begegnen. 

So  hat  man  behauptet,  dass  die  obligatorische  Arbeiterversicherung  zufolge 
der  Arbeitslosigkeit  nicht  befriedigend  durchgeführt  werden  könne,  indem  der 
Arbeiter  wegen  Arbeitsmangels  bisweilen  ausser  stände  sei,  die  Versicherungs- 
beiträge zu  erlegen  und  sonach  in  den  meisten  Fällen  der  Vorteile  der  Versiche- 
rung verlustig  ginge. 

Die  Stichhaltigkeit  dieses  Einwandes  wird  indessen  einzig  und  allein  durch 
die  Art  der  Versicherungsdurchfuhrung  bedingt  Wenn  die  verabsäumte  Bezah- 
lung der  Versicherungsbeiträge,  welcher  Fadl  in  einzelnen  Berufsgruppen  oft 
eintreten  dürfte,  das  Aufhören  des  .Versicherungsverhältnisses  zur  Folge  hat,  so 
ist  klar,  dass  die  Arbeiter,  die  häufig  genug  längere  oder  kürzere  Zeit  keine 
Arbeit  haben,  und  vor  allem  diejenigen,  deren  Beruf  notwendigerweise  in  jedem 
Jahr  eine  zeitweise  Unterbrechung  der  Arbeit  bedingt,  nur  einen  geringen  Vor- 
teil von  der  Versicherung  haben.  Wird  aber  die  Versicherung  derart  eingerichtet, 
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wie  es  von  der  Kommission  vorgeschlagen  ist,  so  wird  es  höchst  selten  vor- 
kommen, dass  ein  Versicherter  infolge  von  Arbeitslosigkeit  seines  Pensionsbezugs- 
rechts verlustig  geht. 

Andere  Einwände,  welche  gegen  den  Versicherungszwang  angeführt  werden, 
bestehen  darin,  dass  man  dadurch  dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  nehme,  seine 
Ersparnisse  auf  bessere  Weise  anzulegen,  und  dass  gerade  dadurch,  dass  die 
Anwendung  einer  gewissen  Sparsamkeit  in  dem  Q^etz  vorgeschrieben  wird,  nicht 
nur  die  erziehliche  Wirkung  der  Versicherung,  sondern  mit  dieser  auch  der 
Trieb  zur  Sparsamkeit  und  Fürsorge  für  die  Zukunft  verloren  ginge.  Was  den 
ersteren  Einwand  betrifft,  so  ist  es  sicherlich  möglich,  dass  der  Betrag,  welcher 
in  der  Form  von  Versicherungsbeitragen  erhoben  wird,  in  einem  oder  dem  anderen 
Falle  dem  Einzelnen  in  einer  für  ihn  vorteilhafteren  Weise  zu  gute  kommen 
könnte.  Im  übrigen  ist  hierbei  einzig  und  allein  die  Durchführung  der  Ver- 
sicherung massgebend.  Dass  die  Hinterlegung  des  Beitrages  in  irgend  einem 
Pensionsinstitut  dem  Arbeiter  eine  bessere  Versorgung  gewUire,  als  er  durch  die 
von  der  Kommission  vorgeschlagene  Versicherung  erhSt,  muss  die  Kommission 
auf  das  bestimmteste  verneinen.  Der  Grund  hierfür  li^  klar  auf  der  Hand, 
indem  einerseits  der  Staat  die  Verwaltungskosten  der  Pensionsanstalt  bestreitet 
und  anderseits  die  Arbeiterversicherung  keinen  Oewinn  für  ausserhalb  stehende 
Vorstandsmitglieder  oder  Aktionäre  abwerfen  soll.  Der  Fall^  dass  die  Anlage 
der  Beiträge  in  einer  für  den  Arbeiter  vorteilhafteren  Weise  erfolgen  könnte, 
als  durch  die  vorgeschlagene  Versicherung,  dürfte  sehr  selten  eintreten;  daher 
ist  dieses  ohne  Bedeutung  im  Vergleiche  zu  den  grossen  Vorteilen,  welche  die 
Versicherung  für  die  übrigen  Versicherten  und  für  die  Gesellschaft  bedingt 

Den  Mnwand  schliesslich,  dass  der  Versicherungszwang  einen  schädlichen 
Einfluss  in  moralischer  Beziehung  auf  den  Arbeiter  ausüben  könnte,  weist  die 
Kommission  mit  dem  Hinweise  zurück,  dass  die  Versicherung  nur  den,  welcher 
wirklich  arbeitet,  in  sich  schliesst,  nicht  aber  den,  der  im  Müssiggang  seine  Zeit 
verbringt  und  sich  selbst  der  Aussicht  auf  eine  gesicherte  Lebensstellung  beraubt. 
Da  durch  die  Versicherung  nur  eine  notdürftige  Unterstützung  für  jene  Zeit 
gewährt  wird,  in  welcher  die  Arbeitskraft  mangelt,  so  liegt  es  im  eigenen  In- 
teresse der  Versicherten,  sich  durch  Sparsamkeit  ein  reichlicheres  Auskommen  zu 
verschaffen.  Es  ist  auch  wahrscheinlich,  dass  derjenige,  welcher  seine  und  der 
Sdnigen  Zukunft  wenigstens  notdürftig  gesichert  sieht,  sich  nach  Kräften  eine 
erhöhte  Sicherheit  der  Existenz  zu  bereiten  versuchen  wird,  als  der,  dessen 
wirtschaftliehe  Existenz  vollkommen  unsicher  ist  und  der  daher  auch  gegen  seine 
Zukunft  ganz  gleichgültig  wird. 

Die  Kommission  ist  demnach  der  Meinung,  „dass  die  Versicherung  ob- 
ligatorisch sein  und  daher  auf  dem  Wege  des  gesetzlichen  Ver- 
sicherungszwanges durchgeführt  werden  muss^. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  wie  weit  neben  der  obligatorischen  Versicherung 
die  freiwillige  Versicherung  zugelassen  werden  kann,  so  dass  Personen,  welche 
dem  Versicherungszwange  nicht  unterworfen  sind,  wenn  sie  es  wünschen,  der 
obligatorischen  Versicherungsanstalt  beitreten  oder  wenigstens  ein  abgebrochenes 
obligatorisches  Versicherungsverhältnis  freiwillig  fortsetzen  können. 

Die  Kommission  ist  der  Überzeugung,  dass  dies  bis  auf  weiteres  unthunlich 
ist.  Die  Invaliditätsversicherung  gleicht  näiplich  darin  der  Lebensversicherung, 
dass  behufs  Kenntnis  des  Versicherungsrisikos  mindestens  eine  Untersuchung  des 
Gesundheitszustandes  und  der  sonstigen  Verhältnisse  des  Versicherungsnehmers 
notwendig  ist,  eventuell  auch  andere  Garantien  erforderlich  sind.  Bei  einer 
obligatorischen  Invaliditätsversicherung  von  einigermassen  grösserem  Umfange 
kann  von  solchen  Massnahmen  abgesehen  werden,  weil  die  erforderliche  Sicher- 
heit für  das  Zutreffen  der  Rechnung  in  jedem  Falle  vorhanden  ist.  Bei  einer 
freiwilligen  Versicherung  dagegen,  bei  welcher  die  Anzahl  der  Versicherungs- 
nehmer, das  mittlere  Eintritts^ter  in  die  Versicherung  und  die  Dauer  des  Ver- 
sicherungsverhältnisses sich  nicht  berechnen  lassen,  sind  die  oben  genannten 
Garantien  erforderlich.  Die  Vereinigung  einer  freiwilligen  Invaliditätsversiche- 
rung mit  einer  obligatorischen  würde  also  eine  wesentliche  Komplikation  des 
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gesamten  Versichenmgsapparates  mit  sich  führen.  Die  sich  hieraus  ergebenden 
Schwierigkeiten  dtirften  jedoch  nicht  so  gross  sein,  dass  sie  nicht  überwanden 
werden  könnten.  Das  was  für  den  Augenblick  eine  individuelle  Invalidit&ts- 
versicherung  unmöglich  macht,  ist  der  Mangel  einer  genaueren  Statistik.  Aus 
diesen,  wie  auch  aus  anderen  prinzipiellen  Gründen,  welche  hier  nicht  näher  er- 
örtert werden  können,  ist  die  Kommission  der  Ansicht,  dass  man  bis  auf  weiteres 
von  der  freiwilligen  Versicherung  Abstand  nehmen  möge.  Die  Kommission  hofft 
jedoch,  dass  in  Zukunft,  wenn  genügende  statistische  Erfahrungen  gewonnen 
sein  werden,  eine  derartige  Versicherung  möglich  und  sodann  auch  zugelassen 
werden  wird.    (Vergleiche  Teil  I  der  Denkschrift  Seite  40 — 43.) 

Was  den  Umfang  der  Versicherung  anbetrifft,  so  hat  die  Kommission 
im  Gegensatz  zu  dem  1889er  Entwurf  über  Altersversicherung,  welcher  die  ge- 
samte Bevölkerung  umfasste,  den  vorliegenden  Entwurf  auf  die  wirtschaftlich 
unselbständigen  Kreise  beschränkt,  weil  nach  ihrer  Ansicht  eine  Gesamtversiche- 
rung sowohl  über  das  Ziel  einer  Arbeiterversicherung  —  lediglich  die  Bedürf- 
tigen bei  Verlust  ihrer  Arbeitskraft,  d.  h.  der  Grundlage  ihrer  wirtschaftlichen 
Existenz  in  dieser  sicherzustellen  —  hinausgehen,  als  auch  der  ungeheueren 
Kosten  halber  kaum  durchführbar  sein  würde.  In  ersterer  Beziehung  wird 
darauf  hingewiesen,  dass  nach  den  armenstatistischen  Erhebungen  der  1884er 
Kommission  auf  je  1000  Erwachsene  in  den  nachbezeichneten  Beru&zweigen  voll- 
ständig unterstützungsbedürftige  Arme  entfallen:  Bauern  (Männer)  31,  Einlieger 
und  Häusler  (Männer)  37,  Kossäten  (Männer)  145,  Arbeiter  und  männliches  Ge- 
sinde 250,  weibliches  Gesinde  225,  und  dass  ebenso  bei  den  übrigen  Beru&- 
zweigen  sich  in  der  Hauptsache  dasselbe  Ergebnis  herausstellt,  nämlich  dass  die 
Zahl  der  Armen  aus  der  Klasse  der  Arbeiter  und  des  Gesindes  etwa  8  bis  10 
mal  grösser  ist  als  aus  der  Klasse  der  wirtschaftlich  Selbständigen;  gerade  die 
niedrige  Ziffer  für  die  Einlieger  und  Häusler  beweise,  dass  selbst  in  der  geringsten 
Lebensstellung  die  Ansässigkeit  einen  gewissen  Schutz  gegen  Not  gewähre. 
Andererseits  würde  die  Versicherung  selbst  in  der  vorgeschlagenen  Beschränkung 
auf  die  Arbeiter  und  das  Grinde  schon  fast  1  Million  Versicherte  umfassen,  so 
dass  die  Kosten  einer  Gesamtversicherung,  da  die  über  18  Jahre  alte  Bevölkerung 
3  Millionen  zähle,  sich  gerade  auf  das  Dreifache  steigern  würden. 

Wenn  nun  bei  der  Abgrenzung  der  vemcherungspflichtigen  Kreise  einzelne 
Gruppen  abweichend  von  dem  deutschen  Gesetz  behandelt  werden,  so  sind  dafür 
im  Wesentlichen  Zweckmässigkeitsgründe  massgebend  gewesen. 

So  wird  die  Versicherung  der  unständigen  Arbeiter,  um  die  Einführung 
und  Durchführung  des  Gesetzes,  wenigstens  für  die  Anfangszeit,  nicht  zu  sehr  zu 
erschweren,  dahin  eingeschränkt,  dass  der  Versicherungspflichtige  wenigstens 
eine  Woche  lang  bei  demselben  Arbeitgeber  in  Arbeit  gestanden  haben 
muss  (vgl.  §  1  des  deutschen  Ki*ankenversicherungsgesetzes  vom  10./4.  1892  und 
§  3  des  deutschen  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes  vom  22./6. 1889), 
da  einerseits  das  ganze  Versicherungssystem  wie  in  DeutscUand  grundsätzlich 
an  das  feste  Arbeitsverhältnis  anknüpfen  und  den  Arbeitgeber  für  die  technische 
Durchführung  des  Versicherungsverhältnisses  in  Anspruch  nehmen  müsse,  anderer- 
seits aber  solche  Gelegenheitsarbeiter  vielfach  eine  Mittelstellung  zwischen  Klein- 
untemehmem  und  Lohnarbeitern  einnähmen,  also  nicht  über  das  wirtschaftliche 
Bedürfiiis  hinaus  dem  Versicherungszwang  unterworfen  werden  dürften. 

Femer  hat  die  Kommission  von  l^onderen  Übergangsbestimmungen 
zu  Gunsten  derjenigen  Altersstufen,  welche  nicht  mehr  die  vorgeschriebene 
Wartezeit  zurücklegen  können,  wie  solche  das  deutsche  L-  u.  A.V.G.  vom  22.  Juni 
1889  in  §§  156 — 161  vorsieht,  Abstand  genommen,  weil  die  Vorteile  dieser  Be- 
stimmungen nach  den  bisher  in  Deutschland  gemachten  Erfahrungen  durch  die 
damit  verbundenen  Nachteile  reichlich  aufgewogen  würden.  Denn  in  den  ersten 
zwei  Jahren  der  Wirkung  dieses  Gesetzes  hätten  über  20%  aller  Bentenanträge 
lediglich  deshalb  abgelehnt  werden  müssen,  weil  die  in  den  Übergangsbestim- 
mungen verlangten  Nachweise  über  die  sog.  vorgesetzliche  Beschäftigung  ent- 
weder nicht  zu  beschaffen  oder  missbräuchlich  ausgestellt  gewesen  wären,  und  es 
läge  bei  so  schwierigen  Verhältnissen  die  Gefeihr  mJie^  dass  man  aus  rein  huma- 
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nitären  Beweggründen,  um  nicht  gai-  zu  viele  Rentenanträge  abzulehnen,  leicht 
zu  einer  Auslegung  des  Gesetzes  komme,  die  mit  der  wirklichen  Absicht  des 
Gesetzes  nicht  mehr  in  Einklang  stehe  und  die  versicherungstechnischen  Kosten- 
berechnungen völlig  verrücken  könne.  Überdies  hätten  diese  Übergangsbestim- 
mungen, vermöge  deren  in  den  Anfangfirjahren  ganz  überwiegend  nur  Alters- 
renten zur  Anerkennung  gelangten,  noch  dahin  geführt,  dass  die  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  in  den  breiten  Volksschichten  lediglich  als  Altersversicherung 
aufgefasst  und  bei  der  nur  geringen  Höhe  der  Altersrenten  erheblich  unterschätzt 
worden  sei^)  Da  es  im  übrigen  nach  Ansicht  der  Kommission  auch  dem  Grund- 
gedanken der  Versicherungsgesetzgebung  widersprach,,,  bestimmten  Personenkreisen 
ohne  entsprechende  Gegenleistungen  auf  Kosten  der  Übrigen  Beuten  zu  gewähren 
und  dadurch  die  Gesamtkosten  für  die  Versicherung  erheblich  zu  erhöhen,  so 
glaubte  sie  kein  Übergangsstadium  vorschlagen,  vielmehr  die  gegenwärtige 
Generation  ganz  denselben  Bestimmungen  wie  die  folgenden  Generationen  unter- 
werfen zu  sollen  und  den  beim  Inkrafttreten  des  Gesetzes  schon  über  18  Jahre 
alten  Personen  keine  andei^e  Begünstigung  zubilligen  zu  dürfen,  als  dass  alle 
Versicherten  ohne  Unterschied  des  Alters  die  gleichen  Beiträge  zu  zahlen  hätten. 
Eine  besondere  Übergangsbestimmung  sei  nur  zu  Gunsten  derjenigen,  welche  bei 
Inkrafttreten  des  G^esetzes  bereits  das  55.  Lebensjahr  überschritten  hätten,  dahin 
vorzusehen,  dass  sie  der  Versicherung  nicht  erst  unterfallen  sollen,  da  sie  sonst 
lediglich  Beiträge  zu  zahlen,  aber  nennenswerte  G^enleistungen  nicht  zu  er- 
warten hätten. 

Des  Weiteren  wird  die  Notwendigkeit  einer  Versicherung  auch  der  Arbeiter- 
familie u.  a.  damit  begründet,  dass  nach  den  armenstatistischen  Erhebungen 
unter  den  erwachsenen  Armenunterstützten  die  Zahl  der  Frauen,  darunter  etwa 
die  Hälfte  Witwen,  doppelt  so  gross  ist  wie  die  der  Männer,  dass  also  die  An- 
zahl der  armenunterstützten  Witwen  ungefähr  der  aller  unterstützten  Männer 


*)  Die  von  der  Kommission  gegen  die  Bestimmungen  des  deutschen.  I.-^  u.  A.  V.  G.  vom 
22.  Juni  1889  geltend  gemachten  Bedenken  sind  inzwischen  gegenstandslos  geworden,  nachdem 
diese  Bestimmungen  im  Wesentlichen  ihren  Zweck  erfüllt  hal^n  und  die  Altersrenten  gegenüber 
den  Invalidenrenten  bereits  in  den  Hinteigrund  getreten  sind  (vgl.  die  Zusammenstellungen  in  den 
AmtL  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamts  Jahrg.  1898,  S.  123—124  u.  S.  226).  Auch  die 
Befürchtung  einer  zuweitgehenden  Gesetzes-Auslegnng  ist  für  Deutschland  nicht  eingetroffen,  da 
die  Oberinstanz  des  Beicl^ersicherungsamtft  eine  derartige  Entgleisung  der  Eechtsprechung  vor- 
hütet hat;  dagegen  findet  die  Annahme  der  Kommission  beispielsweise  einen  thatsächlichen  Anhalt 
in  dem  vercdchemngstechnischen  Defizit  der  österreichischen  Arbeiter-VerBicherungsanstalten,  welches 
nicht  zum  geringsten  Teil  darauf  zurückgeführt  wird,  dass  die  in  Österreich  durch  keine  Ober- 
instanz gebundenen  Unfall-Schiedsgerichte  in  Ermangelung  einer  besonderen  Invalidenversicherung 
meist  auch  dann  UnfSedlrenten  zuerkennen,  wenn  der  Rentenbewerber  zwar  einen  BetriebsunfaU 
erlitten  hat,  aber  seine  Invalidität  nicht  auf  diesen  zurückzuführen  ist  (vgl.  meinen  Aufsatz  „Die 
UnÄJlveTsidierung  in  Österreich**  im  2.  Supplementband  des  Handwörterbuches  der  Staatswissen- 
schaften, Jena  1897;  Bericht  des  Dr.  Eaubner  und  Dr.  Marschner  (Direktor  bezw.  Rechtskonzipist 
der  Arbeiter-Versicherungsanstalt  für  das  Königreich  Böhmen)  über  die  im  Auftrage  des  Vorstandes 
der  Ani^alt  nadi  dem  Deutschen  Reiche  untemonunene  Reise  zum  Zweck  des  Studiums  der  Orga- 
nisation und  Gebarungsverhältnisse  der  deutschen  Berufisgenossenschaften,  samt  einer  Zusammen- 
BteUong  über  die  finanzielle  lAge  der  Anstalt,  wie  sich  dieselbe  bei  Anwendung  der  bei  den 
reichsdentschen  Beru&genossenschaften  zeltenden  Normen  darstellen  würde;  femer  über  Unfall- 
verhütung, Unfallheilung  und  GefahrenMassifikation.  Mit  21  Tabellen.  Pra^  1897;  Bericht  der- 
selben Versicherungsans^t  für  das  Jahr  1896,  Prag  1897;  Die  österreichische  Unfallversicherung, 
dne  kritische  Stu£e  von  Ludwig  Wokurek,  Sekretär  der  Arbeiter-Unfallversicherungsanstalt  in 
Brunn,  Leipzig  und  Wien  1898).  Im  Übrigen  ist  es  lediglich  den  Übergangsbestimmungen 
der  deutschen  L-  u.  A.  V.  G.  zu  danken,  dass  schon  in  den  ersten  fünf  Jahren  (1891—1895) 
425477  (269450  Alters-  und  156027  Invaliden-)  Renten  anerkannt  und  143  Millionen  Mark 
darauf  ausg^ahlt  werden  konnten  (vergL  meinen  Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des 
Deutschen  Reiches,  Berlin  1897,  S.  25),  und  es  dürfte  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  das 
anfängliche  Missbehagen  über  dieses  einschneidende  Gesetz,  namentlich  in  den  Arbeiterkreisen 
selbst,  erheblich  grösser  gewesen  sein  würde,  wenn  während  der  ersten  fünf  Jahre  lediglich 
Beiträge  zu  zahlen,  aber  keinerlei  Gegenleistungen  wahrzunehmen  gewesen  wären.  Nach  den 
VorscMägen  der  Kommission  würden  aber  alle  über  55  Jahre  alten  Personen  von  den  Wohlthaten 
der  Versidierung  gänzlich  ausgeschlossen  sein  und  während  der  ersten  fünf  Jahre  nach  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  (abgesehen  von  den  wenigen  durch  Betriebsunfälle  herbeigeführten  Invaliditäts- 
fällen) überhaupt  keine  Renten  ausgezahlt  werden  können;  ob  dies  sozialpolitiBch  ratsam  wäre, 
erscheint  fraglich,  da  bei  derartigen  Gesetzen  die  versicherungs-  und  verwaltungstechnischen 
Gerichtspunkte  gegenüber  den  sozitüpolitischen  Zielen  wohl  zurü^treten  müssen. 
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gleichkommt,  und  dass  nicht  weniger  als  40^/p  aller  derer,  welche  Armen- 
unterstützung erhalten,  aus  Kindern  unter  15  Jahren  bestehen,  von  denen  ein 
Drittel  vater-  und  mutterlos  ist;  andererseits  käme  das  Bedürfnis  nach  Versor- 
gung der  Arbeiterfamilie  in  den  von  den  Arbeitern  selbst  und  mit  den  Arbeit- 
gebern begründeten  Pensionskassen  und  ähnlichen  Einrichtungen  unzweideutig 
zum  Ausdruck,  da  diese  ebensosehr  die  Versorgung  der  Witwen  und  hinterlassenen 
Kinder  wie  die  des  Arbeiters  selbst  erstrebten.  Lasse  sich  also  die  Versicherung 
für  die  Dauer  auf  die  Arbeiter  allein  nicht  beschränken,  so  sei  es  zweckmässiger, 
die  notwendigen  Folgerungen  von  vornherein  ins  Auge  zu  fassen,  d.  h.  die  An- 
gehörigen des  Arbeiters,  wie  vorgeschlagen,  miteinzuschliessen  und  die  ganze 
Versicherung  von  Anfang  an  nach  einheitlichen  Grundsätzen  au&ubauen.  Auch 
in  Deutschland  habe  man  das  Bedürfnis  einer  Witwen-  und  Waisenver- 
sicherung, welche  die  Lücken  der  bestehenden  Versicherungsgesetze  zu  Gunsten 
der  Angehörigen  der  Arbeiter  ausfüllen  sollte,  grundsätzlich  anerkannt,  aber  diesen 
Versicherungszweig  einstweilen  noch  zurückgestellt,  da  die  jährliche  Ausgabe  bei 
7,5  Millionen  männlichen  Arbeitern  und  nur  60  Mark  Witwen-  bezw.  30  Mark 
Kinderrente  (für  jedes  vaterlose  Kind  unter  15  Jahren)  weitere  120  Millionen 
Mark  erfordern  würde.  Gerade  die  Stellung  der  Arbeiterinnen  sei  aber  im 
deutschen  Invaliditätsversicherungsgesetz  einer  der  schwierigsten  Punkte,  da  die 
überwiegende  Mehrheit  derselben  durch  Verheiratung  aus  der  Versicherung  aus- 
schieden (bezw.  dieselbe  im  Hinblick  auf  die  Bestimmung  des  §  32  des  Gesetzes 
nicht  gemäss  §  117  a.  a.  0.  fortsetzten)  und  in  der  beschränkten  Rückerstattung 
der  Beiträge  (§  30  a.  a.  0.)  keinen  Ersatz  für  den  Verlust  der  Versicherung 
erhielten. 

Nach  den  Vorschlägen  der  Kommission  dagegen  würde  die  Versicherung  im 
Anfang  etwa  704000  Personen  zwischen  18  und  55  Jahren  =  35  ^/^  der  arbeits- 
fähigen Bevölkerung  dieser  Altersstufen  oder  15  ^/^  der  Gesamtbevölkerung  und 
zwar  348000  Männer  und  356000  Frauen,  darunter  169000  Ehefrauen  ohne 
versicherungspflichtige  Anstellung  umfassen.  Allmählich  werde  dann  die  Zahl  der 
Versicherten,  abgesehen  von  der  Bevölkerungszunahme,  durch  Hinzutritt  der 
Altersklassen  von  55 — 70  Jahren  auf  etwas  mehr  als  875000  ansteigen,  und 
zwar  je  zur  Hälfte  Männer  und  Frauen,  unter  letzteren  wiederum  etwa  zur 
Hälfte  Ehefrauen  ohne  versicherungspflichtige  Anstellung. 

Was  endlich  diejenigen  Versicherten  beträfe,  welche,  bevor  sie  eine  Pension 
erhalten  oder  absterben,  durch  Übergang  zu  einem  selbständigen  Gewerbe  oder 
zu  einer  nichtversicherungspflichtigen  Beschäftigung  oder  sonstwie  aus  der  Ver- 
sicherung ausscheiden  würden,  so  hätten  die  statistischen  Vorarbeiten  der 
Kommission  ergeben,  dass  von  allen  Versicherten  zwischen  25  und  55  Jahren 
durchschnittlich  etwa  2^/^  jährlich  aus  der  Versicherung  aus  einem  anderen 
Grunde  als  dem  Eintritt  der  Invalidität  oder  des  Todes  ausscheiden;  folglich 
würden  von  den  zwischen  18  und  20  Jahren  in  die  Versicherung  Eingetretenen 
im  Alter  von  40  Jahren  ungefähr  25  ^/<j  und  im  Alter  von  55  Jahren  45®/^,  also 
fast  die  Hälfte  die  Versicherung  wieder  verlassen,  nachdem  sie  durchschnittlich 
fast  20  Jahre  lang  derselben  angehört  hätten.  Da  die  Mehrheit  derselben  kaum 
in  eine  wirtschaftlich  bessere  Lage  käme,  würde  die  Versicherung  mithin  fast 
für  die  Hälfte  der  Versicherten  ohne  Nutzen  bleiben,  so  dass  man  die  Zulässig- 
keit  des  gesetzlichen  Zwanges  mit  Recht  in  Frage  stellen  könnte.  In  Deutsch- 
land habe  man  diesen  übelständen  dadurch  Rechnung  zu  tragen  gesucht,  dass 
das  Versicherungsverhältnis  erst  dann  erlöschen  soll,  wenn  in  vier  aufeinander 
folgenden  Kalenderjahren  weniger  als  47  Wochenbeiträge  gezahlt  seien,  und  dass 
im  übrigen  die  freiwillige  Fortsetzung  (durch  Erjegung  des  doppelten  Beitrags 
und  eines  dem  Reichszuschuss  entsprechenden  Zuschlags)  gestattet  werde. 
Diesem  Beispiel  zu  folgen,  erscheine  aber  nicht  ratsam,  da  die  freiwillige  Ver- 
sicherung gerade  in  den  dringlichsten  Fällen  versagen  werde,  zumal  nach  den 
deutschen  Berechnungen  die  Aussicht,  in  den  Genuss  einer  Rente  zu  kommen, 
nicht  grösser  sei  als  die  Wahrscheinlichkeit,  eine  solche  nicht  zu  erlangen. 

Die  Kommission  sei  daher  zur  Vermeidung  aller  dieser  Missstände  von  dem 
Grundsatz  ausgegangen,  dass  das  auf  Beitragszahlung  gegründete  Recht 
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durch  Unterbrechung  oder  Aufhebung  des  Versicherungsverhältnisses 
nicht  beeinflusst  sein  solle.  Dies  habe  auch  in  versicherungstechnischer 
Beziehung  keine  Bedenken.  Denn  nach  der  statistischen  Erhebung  träten  nur  etwa 
^5  aller  Versicherten  in  einem  höheren  Alter  als  18 — 19  Jahre  in  die  Versicherung 
ein,  und  der  Eintritt  nach  dem  25.  Lebensjahr  gehöre  zu  den  Ausnahmen;  anderer- 
seits beginne  erst  mit  diesem  Alter  der  Austritt  aus  der  Versicherung,  so  dass  in  der 
Segel,  da  eine  5jährige  Versicherungsdauer  schon  das  Recht  auf  den  Pensions- 
genuss  begründe,  auch  alle  Versicherten  von  der  Versicherung  Nutzen  hätten. 
Dadurch  erlange  die  Versicherung  auch  eine  wesentliche  Bedeutung  für  solche, 
welche  sonst  in  der  Regel  von  ihr  nicht  umfasst  würden.  So  könnten  z.  B.  auch 
unständige  Arbeiter  der  Vorteile  der  Versicherung  teilhaftig  werden,  wenn 
sie  nur  während  insgesamt  260  Wochen  in  einem  vemcherungspmchtigen  Arbeits- 
verhältnis gestanden  hätten,  indem  nach  dem  Entwurf  auch  vorübergehende 
Beschäftigung  bei  demselben  Arbeitgeber  während  aller  Wochentage  einer 
Kalenderwoche  die  Versicherunpspflicht  begründe.  Ebenso  würden  die  Kossäten, 
welche  nach  den  armenstatistischen  Elrhebungen  (s.  oben)  eine  Mittelstellung 
zwischen  den  versicherungspflichtigen  und  den  selbständigen  Erwerbsgruppen  ein- 
nähmen, der  Regel  nach  das  Pensionsrecht  erwerben,  da  den  statistischen  Fest- 
stellungen zufolge  mehr  als  90 ^L  von  ihnen  erst  nach  dem  25.  Lebensjahr  und 
knapp  ein  Drittel  vor  dem  30.  Lebensjahr  in  diese  Erwerbsgruppe  übergingen, 
vorher  aber  dem  versicherungspflichtigen  Gesinde  oder  Deputatvolk  angehört 
hätten.  Dasselbe,  wenn  auch  in  geringerem  Umfange,  träfe  fllr  die  Parzellen- 
besitzer (Eleinbauem  und  Pächter)  zu,  da  diese  in  jüngeren  Jahren  meist  in 
versicherungspflichtiger  Beschäftigung  gestanden  hätten  und  häufig  auch  nachher 
noch  neben  der  Beschäftigung  im  eigenen  Betriebe  bei  anderen  Unternehmern 
arbeiteten.  Auch  bei  den  kleineren  Handwerkern  und  Händlern  würde  nur 
ausnahmsweise  vorkommen,  dass  sie  sich  nicht  durch  vorhergegangene  Beschäf- 
tigung als  Gesellen,  Gehilfen  u.  s.  w.  das  Pensionsrecht  erworben  hätten.  End- 
lich behielten  auch  die  weiblichen  Dienstboten  bei  ihrer  Verheiratung  (mit 
nichtversicherungspflichtigen  Personen)  ihre  bereits  erworbenen  Pensionsrechte. 
Im  Beharrungszustande  der  Versicherung  könne  die  Zahl  derer,  welche  nicht 
mehr  versicherungspflichtig  wären,  aber  ein  Recht  auf  Pension  besässen,  auf  etwa 
250000  geschätzt  werden  und  der  mittlere  Pensionsbetrag  für  diese  ausserhalb 
der  Versicherung  Stehenden  würde  für  die  drei  Pensionsklassen  150,  100  und  75  Kr. 
betragen. 

Za  den  Kosten  der  Versicherung  will  die  Kommission  Arbeitnehmer  und 
Arbeitgeber  schon  aus  allgemeinen  sozialpolitischen  Gründen  zu  gleichen  Teilen 
(etwa  je  2^/^v  des  Arbeitslohns)  heranziehen  und  begiündet  in  finanzieller  Be- 
ziehung die  Belastung  der  Arbeitgeber  bis  zur  Hälfte  der  Gesamtkosten  damit, 
dass  sie  solche  schon  gegenwärtig  zum  erheblichen  Teil  trügen.  So  hätten  die 
Arbeitgeber  schon  nach  den  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  in  gewissen 
Fällen  für  arbeitsunfähig  gewordenes  Personal  entsprechende  Fürsorge  zu  leisten 
und  im  übrigen  zu  den  Armenlasten  ganz  erheblich  beizusteuern.  In  ersterer 
Beziehung  würde  schon  die  Unfallversicherung,  welche  etwa  Vs  ^^^  gesamten 
Versicherungslast  ausmache,  ein  Viertel  und  in  letzterer  Beziehung  die  durch  die 
Versicherung  zu  erzielende  Entlastung  der  Armenpflege  ein  weiteres  Drittel  des 
Arbeitgeberbeitrags  begründen.  Nach  den  armenstatistischen  Untersuchungen 
der  1884  er  Kommission  betrage  nämlich  für  das  Jahr  1885  die  Gesamtzahl  der 
vollunterstützten  Armen  rund  55000  und  der  Jahresaufwand  bei  90  Kr.  durch- 
schnittlicher Unterstützung  5000000  Kr.  oder  55^ L  der  Gesamtausgaben  für 
Armen wesen  (9000000  Kr.).  Danach  würde  im  Beharrungszustande  der  Ver- 
sicherung die  Armenpflege  von  der  Vollunterstützung  von  22000  Personen 
=  2000000  Kr.  jährlich  entlastet  werden  und  die  Armenlasten,  unter  der  An- 
nahme einer  entsprechenden  Entlastung  bezüglich  der  nicht  vollunterstützten 
Armen  sich  im  ganzen  um  40  ^/^  oder  8600000  Kr.  —  nach  den  neueren  Be- 
rechnungen (fBr  das  Jahr  1890)  sogar  um  mehr  als  4  000  000  Kr.  —  verringern. 
Da  jedoch  die  Versicherung  erst  nach  und  nach  in  volle  Wirksamkeit  träte, 
würde  die  Verminderung  der  Armenlasten  in  der  Anfangszeit  nur  1800000  Kr. 
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oder  Vs  d®8  Arbeitgeberbeitrags  ausmachen  und  erst  im  weiteren  Verlauf  auf 
5500000  Kr.  ansteigen.  —  Im  Anscliluss  hieran  wird  noch  darauf  hingewiesen, 
dass  die  Landgemeinden  bezüglich  des  Armen wesens  einen  etwa  25^ j^  grösseren 
Vorteil  von  der  Versicherung  als  die  Stadtgemeinden  haben  würden,  da  von  den 
868000  Personen,  welche  nach  der  Volkszählung  von  1890  den  versicherungs- 
pflichtigen Bevölkerungsklassen  angehörten,  587000  =  '/g  der  Versicherten  auf 
die  Landgemeinden  und  nur  281000  ==  V«  ^^^  Versicherten  auf  die  Städte  kämen 
und  die  Armenlasten  entsprechend  O^/g  Millionen  Kr.  auf  dem  Lande  und  nur 
4  Millionen  Kr.  in  den  Städten  betrügen. 

Für  die  Einführung  eines  Staatszuschusses  werden  neben  den  allgemeinen 
sozialpolitischen  Erwägungen  wie  in  Deutschland  noch  besondere  versicherungs- 
technische Gründe  geltend  gemacht.  Die  Kommission  geht  von  dem  Grundsatz 
aus,  dass  es  dem  Charakter  der  Zwangs-  und  Gegenseitigkeitsvemcherung  nur 
entspräche,  wenn  die  Versicherten  die  eigentlichen  Versicherungslasten  selbst 
aufbrächten  und  den  vollen  Wert  der  eingezahlten  Beträge  wieder  zuiückerhielten; 
dagegen  sei  die  Deckung  aus  Staatsmitteln  in  Anspruch  zu  nehmen:  1.  zur  Aus- 
gleichung der  Mehrbelastung  durch  die  zur  Versicherung  ohne  Beitragserhöhung 
zugelassenen  höheren  Altersstufen  (zwischen  20  und  55  Jahren),  da  anderenfalls 
die  Beiträge  der  normal  in  die  Versicherung  eintretenden  Altersstufen  (zwischen 
18  und  20  Jahren)  dauernd  um  etwa  25 ^/^^  erhöht  werden  müssten;  2.  zur  Aus- 
gleichung der  Mehrbelastung  durch  das  ohne  Verlust  des  Pensionsanspruchs  ver- 
bundene Ausscheiden  aus  der  Versicherung  (infolge  Übergangs  zu  selbständigem 
&werbe  oder  nichtversicherungspflichtiger  Beschäftigung),  indem  bei  einem  der- 
artigen vorzeitigen  Austritt  dem  Pensionsfonds  die  weiteren  Beiträge  entgingen 
und  dieser  Verlust  (etwa  6  ®/o  der  Gesamtkosten)  dadurch  nicht  ganz  ausgeglichen 
werde,  dass  die  bezügliche  Pension  sich  nicht  weiter  erhöhe;  3.  zur  Deckung  der 
allgemeinen  Verwaltungskosten  (etwa  2®/^  der  Gesamtkosten),  am  diese  von  vorn- 
herein von  den  Versicherungskosten  einigermassen  zu  trennen  und  so  zugleich 
die  Missverständnisse  zu  vermeiden,  welche  in  Deutschland  daraus  entsprangen, 
dass  die  Verwaltungskosten  gegenüber  den  anfänglich  noch  unbedeutenden  Ver- 
sicherungskosten ganz  unverhältnismässig  hoch  erschienen.  Das  Erfordernis  dieses 
Staatszuschusses  wird  von  der  Kommission  wie  folgt  berechnet  : 

Der  Kapitalwert  aller  der  Kasse  obliegenden  Verbindlichkeiten  ist  auf 
392246000  Kr.  berechnet  worden.  Die  Beiträge  haben  aber  nur  einen  Kapital- 
wert von  314888000  Kr.  Die  Differenz  dieser  beiden  Beträge  oder  77358000  Kr. 
ist  also  der  Kapitalwert  des  Fehlbetrages,  der  durch  Staatshülfe  gedeckt  werden 
soll,  oder  das  Kapital,  welches  bei  Beginn  der  Versicherung  erlegt  mit  dem  Zins- 
ertrage von  37«  ^/o  hinreicht  zur  Bestreitung  des  oben  erwähnten  Mehrbetrages  an 
Verbindlichkeiten  für  die  jetzige  Generation  und  für  die,  welche  das  Vei'sicherungs- 
verhältnis  unterbrechen  oder  aus  demselben  scheiden.  Von  diesem  Fehlbetrage 
stammen  68  Millionen  Kr.  davon  her,  dass  die  jetzige  Generation  versicherungs- 
pflichtig werden  soll.  Die  übrigen  9400000  Kronen  entsprechen  dem  Verluste 
der  Kasse  infolge  vorzeitigen  Austrittes  aus  dem  Versicherungsverhältnisse. 

In  betreft  der  Form,  in  welcher  der  Staatsbeitrag  gezahlt  werden  soll,  wäre 
es  theoretisch  am  einfachsten,  bei  Beginn  der  Versicherung  der  Kasse  ein  Kapital 
von  der  genannten  Höhe  zur  Verfügung  zu  stellen.  Wenn  dieses  Kapital  unter 
eine  besondere  Verwaltung  gestellt  würde  und  3V«^/o  Zinsen  abwürfe,  so  würde 
der  Teil  davon  (nämlich  68  Millionen  Kr.),  welcher  erforderlich  ist,  um  die  jetzige 
Generation  unter  denselben  Bedingungen  wie  die  kommenden  der  Versicherung 
teilhaftig  werden  zu  lassen,  während  der  Zeit  ganz  und  gar  aufgezehrt  werden, 
während  welcher  Mitglieder  der  jetzigen  Generation  versichert  sind;  wenn  der 
Letzte  von  diesen  stürbe,  d.  h.  ungefähr  nach  80  Jahren,  würde  nichts  mehr  da- 
von vorhanden  sein.  Der  übrige,  bedeutend  kleinere  Teü  von  9^/,  Millionen  Kr., 
welcher  den  Verlust  der  Kasse  infolge  vorzeitigen  Austritts  aus  der  Versicherung 
decken  soll,  würde  während  dieser  Zeit  nach  und  nach,  wenn  auch  sehr  langsam 
wachsen,  bis  er  etwas  über  20  Millionen  Kr.  gross  würde,  worauf  er  sich  auf 
dieser  Höhe  erhielte.  Dass  letzteres  richtig  ist,  geht  daraus  hervor,  dass  der 
Einfluss  des  vorzeitigen  Austrittes  aus  der  Versicherung  sich  erst  geltend  machen 
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kann,  wenn  die  jetzige  Generation  ausgestorben  ist;  es  würden  also  in  der  ersten 
Zeit  die  Ausgaben  dieses  Fonds  kleiner  sein  als  seine  Einnahme,  nach  Ablauf 
dieser  Periode  aber  den  gleichen  Betrag  wie  diese  haben. 

Wenn  auch  ein  solcher  Vorgang  denkbar  ist,  so  würde  derselbe  doch  Nach- 
teil ftkr  die  Grösse  des  Pensionsfonds  haben,  welchen  die  Easse  schliesslich  an- 
sammeln muss.  Wenn  die  Easse  ihre  sogenannte  Gleichgewichtslage,  d.  h.  den 
Zustand,  bei  welchem  Ausgaben  und  Einnahmen  einander  gleich  sind,  erreicht 
und  daher  die  Fondsbildung  aufhört,  was  nach  Verlauf  der  genannten  80  Jahre 
eintreten  wird,  so  erfordert  die  jährliche  Rentenzahlung  eine  Summe  von  33^/^  Mil- 
lionen Er.  Der  Gesamtbeitrag  bel&uft  sich  jedoch  auf  nicht  mehr  als  11'/^  Mil- 
lionen Er.  jährlich.  Die  Differenz,  21^«  Millionen  Er.,  ist  also  der  Zinsenertrag 
des  gesammelten  Eapitals,  welches  ungefähr  615  Millionen  Er.  betragen  würde. 
Einerseits  ist  ein  solches  Eapital  höchst  bedeutend,  andererseits  aber  und  vor 
allem  würde  der  Zinsertrag  (^L)  demnach  ein  zu  grosser  Teil  des  Gesamtein- 
kommens und  von  dem  Wechsel  des  Zinsftisses  abhängig  sein. 

Derselbe  Erfolg  wäre  erreichbar,  wenn  der  erforderliche  Staatsbeitrag  in 
anderer  Form,  z.  B.  als  direkter  Zuschuss  zu  den  Beiträgen  der  jetzigen  Ge- 
neration oder  als  Ersatz  für  den  Teil  der  Pensionen  gezahlt  würde,  welche  von 
diesen  Beiträgen  nicht  gedeckt  werden  u.  s.  w.  Obgleich  diese-  Aufzehrung  des 
Staatsbeitrages  grundsätzlich  der  richtigste  Ausweg  wäre,  hat  die  Eommission 
doch  eine  andere  Methode  voi^gezogen,  durch  welche  die  Fondsbildung  wesentlich 
eingeschränkt  wird  und  während  der  Übergangszeit  geringere  Anforderungen  an 
den  Staatsschatz  gestellt  werden;  diese  Meth(^e  besteht  in  einer  ständig  fort- 
schreitenden Amortisierung  des  nötigen  Zuschusses. 

Aber  auch  hier  bieten  sich  verschiedene  Wege.  Der  direkteste  wäre  der, 
den  Staatsbeitrag  in  der  Form  einer  festen  jährlichen  Rente  zu  erheben,  welche 
dem  Zinserträgnisse  von  S^^^/o  des  oben  erwähnten  Eapitals  von  77358000  B[r., 
e=  also  2707000  Er.  gleichkäme.  Unter  dieser  Voraussetzung  würde  sich  der 
Pensionsfonds  in  der  Gleichgewichtslage  der  Easse  um  den  der  erwähnten  Rente 
entsprechenden  Teil,  also  um  ungefähr  77  Millionen  Er.  vermindern. 

Der  Fonds  würde  also  im  Höchstbetrage  538  Millionen  Er.  erreichen,  mit 
einem  Zinsertrag  von  fast  19  Millionen  Er. 

Es  wäre  auch  möglich,  den  Staatsbeitrag,  wie  es  in  Deutschland  der  Fall 
ist,  in  der  Form  eines  festen  Zuschusses  zu  jeder  jährlich  zu  zahlenden  Rente  zu 
erheben.  Derselbe  würde  sodann  ungefähr  24  Er.  betragen.  Die  Ausgaben  des 
Staates  würden  in  diesem  Falle  im  Anfange  unbedeutend  sein  und  etwas  über 
10000  Er.  betragen,  aber  nach  und  nach  steigen  und  nach  80  Jahren  6015000  Er. 
jährlich  ausmachen,  auf  welcher  Höhe  sie  sodann  stehen  bleiben.  Die  gesamte 
Pensionsausgabe  von  33^4  Millionen  Er.  würde  sodann  durch  11^/^  Millionen  Er. 
Versicherungsbeiträge,  6  Millionen  Er.  Staatsbeitrag  und  15^^  Millionen  Er. 
Zinsertrag  gedeckt  sein.  Die  endliche  Höhe  des  Fonds  wäre  m  diesem  Falle 
443  Millionen  Er. 

Um  die  schliessliche  Höhe  des  Fonds  noch  mehr  zu  ermässigen,  .hat  die 
Eommission  ihrerseits  vorgeschlagen,  dass  der  Staatsbeitrag  zwar  in  der  Form 
eines  Zuschusses  zu  jeder  Pension  gezahlt  wird,  dass  er  aber  nicht  dieselbe  Höhe 
für  jede  Pension  besitzen,  sich  vielmehr  nach  der  Zahl  der  Wochenbeiträge  richten 
soll,  auf  welche  sich  der  Pensionsanspruch  gründet;  demgemäss  soll  durch  den 
Staatsbeitrag  ein  Teil  der  Wochenerhöhungen  der  Pension  bestritten  werden. 
Es  ergiebt  sich,  dass  der  Eapitalwert  des  für  alle  drei  Pensionsklassen  .gleichen, 
vom  Staate  aufzubringenden  Teiles  der  Wochenerhöhung,  nämlich  von  2  Ören  für 
jeden  Wochenbeitrag,  79985000  Er.  beträgt,  also  im  wesentlichen  denselben  Wert 
darstellt,  welchen  der  erwähnte  Zuschuss  besitzt.  Unter  dieser  Voraussetzung 
steigt  der  Staatsbeitrag  in  80  Jahren  von  einer  Eleinigkeit  bis  auf  jährlich 
7778000  Er.  Von  den  33273000  Er.,  auf  welche  die  Pensionen  genau  an- 
gegeben steigen,  werden  nach  Verlauf  von  80  Jahren 

11725000  Er.  durch  direkte  Beiträge 
7778000    „       „      den  Staatsbeitrag 
und  13770000    „       „      den  Zinsertrag  des  Fonds 
bestritten.  4* 
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In  diesem  Fall  wird  der  Fonds  393  Millionen  Kr.  erreichen,  also  50  Mil- 
lionen Kr.  weniger  betragen,  als  wenn  der  Staatsbeitrag  von  Beginn  an  in  der 
Form  eines  festen  Beitrags  gezahlt  würde,  und  um  222  Millionen  Kr.  niedriger 
als  wenn  der  Staat  den  ganzen  erforderlichen  Zoschoss  als  Kapital  erlegt  hätte. 

Um  die  Fondsbildung  in  der  Kasse  so  niedrig  als  möglich  zu  gestalten,  hat 
demnach  die  Kommission  vorgeschlagen,  dass  der  Staat  zu  jeder  Invalidenpension 
jährlich  einen  so  grossen  Betrag  beisteuern  soll,  dass  er  2  Öre  für  jeden  der 
Pensionsfeststellung  zu  Grunde  liegenden  Wochenbeitrag  ausmacht 

Unter  dieser  Voraussetzung  beträgt  die  Höhe  des  Staatsbeitrages  für  den 
erwähnten  Zweck  in  den  verschiedenen  Jahren  seit  Beginn  der  Versicherung 
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nngefäbr  3  Millionen  Kr. 

in  80  und  allen  weiteren  Jahren  7778000  Kr. 

Die  Kommission  glaubt  gleichwohl  erwähnen  zu  müssen,  dass,  obgleich  ihr 
den  Staatsbeitrag  betreftender  Vorschlag  wesentliche  Vorteile  bietet,  da  dessen 
Bemessung  einerseits  auf  einem  natürlichen  und  einfachen  Grundsatze  beruht, 
nämlich  dem,  den  kommenden  Geschlechtem  den  vollen  Ersatz  filr  ihre  Beiträge 
zu  verschaflen,  und  andererseits  die  Fondsbildung  hierdurch  so  weit  als  möglich 
eingeschränkt  wird,  diese  Art  des  Staatsbeitrages  doch  den  Nachteil  bedingt,  dass 
die  bezüglichen  Ausgaben  des  Staates  im  Anfang  zu  unbedeutend  sind,  in  Zu- 
kunft jedoch  derart  steigen,  dass  dem  Staatsschatze  eine  grössere  Last  auferlegt 
wird,  als  erforderlich  wäre,  wenn  eine  begrenzte  Amortisierungszeit  gewählt 
würde.  Dieser  Umstand  kann  ein  Hindernis  für  die  Ausdehnung  der  Versicherung 
bilden  und  zur  Folge  haben,  dass  der  ursprüngliche  Zweck  des  Staatsbeitrages 
in  Zukunft  verloren  geht.  Da  also,  mit  Bezug  auf  die  Form  des  Staatsbeitrages 
verschiedene  Meinungen  geltend  gemacht  werden  können,  so  will  die  Kommission 
noch  hinzufügen,  dass  der  Amortisierung  der  68  Millionen  Kr.  während  80  Jahren, 
durch  welche  Zeit  sich  vermehrte  Ausgaben  für  die  Versicherung  der  jetzigen 
Generation  ergeben,  ein  fester  jährlicher  Beitrag  von  2 540000  Kr.  während  derselben 
Zeit  entspricht,  und  dass  zur  Deckung  der  übrigen  9Va  Millionen  Kr.,  welche 
dem  Kapitalwerte  des  Verlustes  der  Kasse  durch  vorzeitigen  Austritt  aus  der 
Versicherung  entsprechen,'  wodurch  den  Austretenden  —  gewöhnlich  kleineren 
Handwerkern,  Bauern,  Kossäten  u.  s.  w.  —  ihre  Rentenansprüche  unverkürzt  er- 
halten werden,  ein  ständiger  jährlicher  Beitrag  von  330000  Kronen  erforderlich 
•ist.  Der  Staat  kann  demnach  seiner  Verbindlichkeit  auch  dadurch  gerecht 
werden,  dass  er  in  den  ersten  80  Jahren  jährlich  2870000  Kronen  und  nur 
330000  Kr.  für  jedes  darauf  folgende  Jahr  beisteuert  In  diesem  Falle  würde, 
wie  oben  erläutert,  der  ßentenfonds  auf  615  Millionen  Kr.  an  Stelle  der  von 
der  Kommission  vorgeschlagenen  393  Millionen  Kr.  steigen.  (Vergl.  Teil  I  der 
Denkschrift,  S.  92—95.) 

Hinsichtlich  der  Art  der  Aufbringung  der  Versicherungskosten  hat 
die  Kommission  bei  der  Wahl  zwischen  dem  ümlageveriahren  der  deutschen  Un- 
fallversicherung, dem  Kapitaldeckungsverfahren  der  deutschen  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  und  dem  Prämiensystem  der  österreichischen  Unfallversiche- 
rung sich  für  das  letztere  entschieden  und  diese  Stellungnahme,  wie  folgt,  be- 
gründet: 

Bezüglich  der  Grundsätze,  nach  welchen  die  Versicherungsbeiträge  zu  be- 
stimmen sind,  haben  sich  verschiedene  Ansichten  geltend  gemacht.  In  Deutsch- 
land wendet  man  bei  der  Unfallversicherung  ein  modifiziertes  sogenanntes  „Um- 
lageverfahren^  an,  indem  man  jährlich  diejenige  Summe  von  den  Arbeitgebern 
erhebt,  welche  zur  Bestreitung  der  im  Laufe  des  Jahres  (durch  die  Post  vor- 
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schassweise)  ausgezahlten  ünterstfitzungssommen  und  gewisser  Zuschläge  zum 
Reservefonds  erforderlich  sind.  Diese  Zuschlage  nehmen  aber  jährlich  prozent- 
weise ab  und  hören  auf,  sobald  die  Versicherung  11  Jahr  in  Wirksamkeit  war. 
Bei  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  hingegen  wendet  man  eine  Methode 
an,  welche  „Kapitaldeckungsverfahren"  genannt  wird  und  die  darin  besteht,  dass 
die  Beiträge  fftr  kürzere  Perioden  festgesetzt  werden  —  fftr  die  ersten  10  Jahre 
und  je  5  folgende  Jahre  —  und  dass  die  Summe  der  Beiträge  in  jeder  Periode 
dem,  B[apitalwerte  aller  Renten  entspricht,  deren  Bewilligung  in  die  Periode  fällt. 
In  Osterreich  dagegen  hat  man  die  Methode  der  festen  Beiträge  angewendet, 
nach  welcher  die  Höhe  der  Beiträge  von  Anfang  an  so  berechnet  wird,  dass 
eine  weitere  Änderung  nur  insoweit  erforderlich  wird,  als  sie  durch  die  gewon- 
nene Erfahrung  bedingt  erscheint  Diese  Methode  der  festen  Beiträge  wird  von  der 
Mehrzahl  unserer  Pensionskassen  angewendet  und  ist  auch  den  meisten  bisher 
erstatteten  Vorschlägen  für  eine  obligatorische  Altersversicherung  zu  Grunde 
gelegt  worden.  Sie  wurde  auch  von  der  Kommission  des  Jahres  1884  für  eine 
obligatorische  Unfall-  und  Altersversicherung  vorgeschlagen. 

Den  Unterschied  zwischen  diesen  verschiedenen  Methoden  will  die  Kom- 
mission durch  ein  Beispiel  beleuchten  und  wählt  zu  diesem  Zwecke  die  von  ihr 
vorgeschlagene  Versicherungsart  Nimmt  man  der  Einfachheit  wegen  an,  dass 
der  Staatsbeitrag  nach  den  Grundsätzen,  welche  im  §  52  des  Kommissionsvor- 
schlages angegeben  sind,  entrichtet  wird,  und  femer,  dass  keine  Zuschreibungen 
zum  Reservefonds  stattfinden,  so  betragen  die  Ausgaben  des  Pensionsfonds  in  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  die  Versicherung  zu  voller  Wirksamkeit  gelangt  ist,  und 
falls  von  dem  Einflüsse  der  Volksvermehrung  im  Reiche  und  der  Erhöhung  der 
2iahl  der  Versicherten  abgesehen  wird,  schliesslich  25^/^  Millionen  Kronen  jähr- 
lich. Sie  sind  von  kleinen  Anfängen  in  den  ersten  5  Jahren  nach  und  nach  bis 
zn  der  genannten  Höhe  gestiegen;  ungefähr  25  Jahre  nach  dem  Beginn  der 
Versicherung  betragen  sie  11  Millionen  Kronen  und  nach  Verlauf  von  80  Jahren, 
wie  oben  erwähnt,  25^/5  Millionen  Kronen,  wobei  es  dann  verbleibt 

Wird  gemäss  dem  Vorschlage  der  Kommission  die  Methode  mit  festen 
Beiträgen  angewendet,  so  ist  im  Anfange  ein  Beitrag  von  9Va  Millionen  Kronen 
Jährlich  erforderlich.  Infolge  davon,  dass  nach  und  nach  auch  die  Altersklassen 
von  55 — 70  Jahren  in  die  Versicherung  eintreten,  wächst  die  genannte  Beitrags- 
snmme  auf  beinahe  11*/^  Millionen  Kronen  jährlich.  In  der  ersten  Periode  der 
Versicherung,  d.  h.  in  den  ersten  80  Jahren,  bevor  das  Gleichgewicht  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  eintritt,  sind  die  Einkünfte  grösser,  in  der  allerersten 
2ieit  sogar  bedeutend  grösser  als  die  Ausgaben;  infolge  dessen  wird  ein  Fonds, 
der  Pensionsfonds,  gebildet,  der  am  Schluss  der  Peric^ie  so  gross  ist,  dass  sein 
Zinsertrag  samt  den  eingehenden  Beiträgen  gerade  hinreicht,  um  die  laufen- 
den Ausgaben  zu  decken.  Der  Zinsertrag  dieses  Fonds  muss  also  nach  80  Jahren 
den  Unterschied  zwischen  der  ganzen  Ausgabesumme,  25^/,  Millionen  Kronen, 
und  der  Beitragssumme,  11^/^  Millionen  Kronen,  ausmachen,  so  dass  er  also  jähr- 
lich 13^/^  Millionen  Kronen  betragen  würde.  Unter  Zugrundelegung  des  von  der 
Kommission  angenommenen  Zinsfusses  von  3Va  Prozent  würde  demnach  die 
schliessliche  Höhe  des  Reservefonds  ungefähr  893  Millionen  Kronen  ausmachen. 

Wenn  das  Umlageverfahren  zur  Anwendung  gelangt,  würden  die  Beiträge 
im  Anfang  höchst  unbedeutend  sein.  Nach  Verlauf  von  ungefähr  25  Jahren 
würden  sie  dieselbe  Höhe  erreichen  wie  bei  der  oben  angegebenen  Methode  mit 
festen  Beiträgen,  worauf  sie  weiter  wachsen,  bis  sie  nach  Verlauf  von  80  Jahren 
nach  Beginn  der  Versicherung  beinahe  2^/^  mal  so  gross  sind  als  die  festen 
Beiträge;  fernerhin  würde  sich  die  Beitragssumme  in  dieser  Höhe  erhalten.  In 
diesem  Falle  würde  sich  nur  nach  Erreichung  der  vollen  Beitragshöhe  ein 
Reservefonds  bilden,  dessen  Höhe  vor  der  Hand  nur  annähernd  angegeben 
werden  kann. 

Legt  man  schliesslich  das  Kapitaldeckungsverfahren  zu  Grunde,  so  be- 
ginnen auch  hier  die  Beiträge  in  sehr  geringer  Höhe  und  wachsen  in  der  ersten  Zeit 
beständig,  bis  sie  nach  50  Jahren  den  Höhepunkt  erreichen.  Der  sodann  jähr- 
lich erforderliche  Betrag  beträgt  20V4  Millionen  Kronen,   daher  die  Beiträge 
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nach  dieser  Methode  schliesslich  beinahe  1^/^  mal  so  gross  würden  als  nach  der 
Methode  mit  festen  Beiträgen.  Während  der  Zeit  hat  sich  ein  Fonds  angesam- 
melt, dessen  Zinsertrag  den  nicht  gedeckten  Ausgaben  oder  5^/^  Millionen  gleich 
kommt. 

Die  schliessliche  Höhe  des  Fonds  wird  in  diesem  Falle  150  Millionen  Kronen 
betragen. 

Dass  die  Beiträge  für  die  von  der  Kommission  vorgeschlagene  Versicherung, 
sofern  eine  der  beiden  letzten  Methoden  angewendet  wird,  im  Anfang  sehr  un- 
bedeutend sind,  beruht  darauf,  dass  nach  Vorschlag  der  Kommission  nur  die- 
jenigen der  jetzigen  Generation,  welche  noch  nicht  55  Jahre  alt  sind,  angenom- 
men werden.  Infolge  dessen  und  der  Einwirkung  der  sogenannten  Wartezeit  ist 
der  Betrag,  der  in  den  ersten  Jahren  als  Pension  ausgezahlt  wird,  relativ  un- 
bedeutend. In  Deutschland  hat  man  dagegen  Personen,  welche  70  Jahr  alt 
waren,  in  die  Versicherung  eintreten  lassen,  wobei  man  sie  berechtigte,  sich  die 
vorangegangene  Arbeitszeit  gut  zu  rechnen,  daher  die  Ausgaben  für  die  Renten- 
zahlungen schon  in  den  ersten  Jahren  ganz  bedeutend  waren. 

Der  Unterschied  zwischen  der  Methode  mit  festen  Beiträgen  (Prämiensystem) 
einerseits  und  dem  Umlage-  und  dem  Kapitaldeckungsverfahren  anderseits  li^ 
darin,  dass  man  in  den  beiden  letzteren  Fällen  die  Beitragssummen  mehr  oder 
minder  genau  nach  den  laufenden  Ausgaben  einrichtet,  daher  gar  kein  oder  doch 
nur  ein  geringerer  Fonds  angesammelt  war,  während  bei  der  Methode  mit  festen 
Beiträgen  ein  fester  Mittelbeitrag  berechnet  wird,  welcher  im  Anfange  den  un- 
mittelbaren Bedarf  bedeutend  übersteigt  und  daher  Anlass  zu  einer  stärkeren 
Fondsbildung  giebt.  Im  letztgenannten  Falle  bleiben  die  Beiträge  fast  unver- 
ändert; in  den  beiden  anderen  Fällen  aber  wachsen  sie  von  einem  kleinen  Be- 
trage im  Beginne  nach  ungefähr  50—80  Jahren  auf  fast  das  Doppelte  der  festen 
Beiträge,  um  sich  dann  späterhin  ständig  auf  der  erreichten  Höhe  zu  erhalten. 

Der  einzige  Einwand  von  einiger  Bedeutung,  welcher  der  Methode  mit 
festen  Beiträgen  entgegengehalten  werden  kann,  betrifft  die  verhältnismässig 
starke  Fondsbildung;  welche  diese  Methode  zur  Folge  hat,  und  die  in  doppelter 
Sichtung  UnzuträgUchkeiten  mit  sich  bringen  kann.  Einerseits  hat  man  be- 
fürchtet, dass  die  Aufhäufung  eines  so  grossen  Kapitales  Störungen  in  den  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  des  Landes  herbeiführen  und  besonders  schädlich  auf 
die  produktiven  Gewerbe  wirken  könnte,  welchen  die  erforderlichen  Mittel  ent- 
zogen würden.  Andererseits  könnte  die  Fondsbildung  eine  gewisse  Gefahr  für 
die  Pensionskasse  selbst  enthalten,  weil  ein  wesentlicher  Teil  ihres  Einkommens 
aus  dem  Zinsertrage  des  Kapitales  herrührt.  Wenn  das  Gleichgewicht  zwischen 
Ausgaben  und  Einnahmen  erreicht  ist,  sollen  nämlich  die  Beiträge  und  die  Zinsen 
von  dem  angesammelten  Kapitale  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  hinreichen.  Falls 
nun  eine  dauernde  Herabsetzung  des  Zinsfusses  einträte,  so  dass  der  Zinsertrag 
kleiner  würde  als  rechnungsmässig  angenommen  wurde,  so  müsste  das  Gleich- 
gewicht durch  Verschlechterung  der  Versicherungsbedingungen  wiederhergestellt 
werden,  also  durch  Erhöhung  der  Beiträge,  Verminderung  der  Pensionen  und 
dergleichen. 

Den  erwähnten  Einwänden  kann  jedoch  nach  Ansicht  der  Kommission  keine 
grcMSse  Bedeutung  beigemessen  werden.  Die  Beiträge,  welche  von  den  Gewerb- 
treibenden  eingezahlt  werden,  kommen  ihnen  direkt  oder  indirekt,  entweder  durch 
Kapitalanlagen  oder  durch  Auszahlungen  an  invalide  Arbeiter,  wieder  zu  gute. 
Die  erforderlichen  Beiträge  sind  im  übrigen  so  gering,  dass  ein  einzelner  Ge- 
werbszweig oder  Gewerbtreibender  nur  ausnahmsweise  von  ihnenj  wesentlich 
bedrückt  werden  kann. 

Ebensowenig  scheint  es,  dass  nach  den  Erfahrungen  in  unserem  Lande  zu 
urteUen  eine  Kapitalbildung  von  der  oben  angedeuteten  Ausdehnung  notwendig 
Störungen  in  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Landes  zur  Folge  haben  müsste.  In 
den  letzten  20  Jahren  sind  die  Depots  in  unseren  Banken  von  68  Millionen 
Kronen  am  31.  Dezember  1871  bis  auf  325  Millionen  Kronen  am  31.  Dezember 
1892  gestiegen;  ebenso  sind  die  bei  den  Sparbanken  liegenden  Mittel  von  57 
Millionen  Kronen  am  31.  Dezember  1870  auf  300  Millionen  Kronen  am  31.  De- 
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zember  1890  gestiegen.  Die  Zunahme  war  am  stärksten  in  der  ersten  Hälfte 
der  70er  Jahre,  zu  welcher  Zeit  die  Banken  jährlich  durchschnittlich  28—29 
Millionen  Kronen  erhielten.  Trotzdem  stiegen  in  jener  Zeit  die  Depotzinsen  und 
erreichten  in  der  2.  Hälfte  desselben  Jahrzehntes  ihren  Höhepunkt  In  den  80er 
Jahren  fielen  sie  und  erreichten  im  Jahre  1890  einen  Tie&tand^  um  von  da  ab 
wieder  zu  steigen.  Die  Einlagen  waren  in  dem  letztgenannten  Zeitabschnitt 
weniger  bedeutend.  Bei  Annahme  eines  mittleren  Zinsfusses  von  4  Prozent  kann 
die  Jahreseinlage  bei  allen  diesen  Banken  während  der  letzten  20  Jahre  auf 
mehr  als  10  ißllionen  Kronen  veranschlagt  werden. 

Im  Verhältnis  zu  dieser  Kapitalansammlung,  welche  in  den  letzten  20  Jahren 
You  ungefähr  125  Millionen  bis  auf  mehr  als  600  Millionen  Kronen  gewachsen 
ist,  kann  die  von  der  Kommission  veranschlagte  Fondsbildung  von  knapp  400 
Millionen  Kronen  in  den  nächsten  80  Jahren  nicht  gefahrbringend  erscheinen. 
Abgesehen  von  dem  Einflüsse  des  Bevölkerungszuwachses  erfolgt  diese  Fonds- 
bfldung  dadurch,  dass  in  den  ersten  5  Jahren  OVs  Millionen  Kronen  jährlich  an 
BeiMLgen  angesammelt  werden.  Späterhin  vermindert  sich  diese  Beitragsan- 
sammlung unaufhörlich  und  nach  ungefähr  25  Jahren  wächst  der  Fonds  nur 
noch  durdi  den  Zuschlag  der  Zinsen  zum  Kapitale.  Nach  Ablauf  dieser  Periode 
werden  auch  die  Zinsen  immer  mehr  für  die  Bestreitung  der  Ausgaben  in  An- 
spruch genommen,  bis  endlich  in  60—80  Jahren  nach  Beginn  der  Versicherung 
eine  nennenswerte  Vergrösserung  des  Fonds  nicht  mehr  in  Frage  kommen  kann. 
Der  Fonds  beträgt  ungefähr  nach  10  Jahren  100  Millionen  Kronen,  nach  40 
Jahren  300  Millionen  und  nach  80  Jahren  393  Millionen  Kronen.  Die  Haupt- 
sächlichste Kapitalbildung  geht  also  in  den  ersten  30 — 40  Jahren  der  Versiehe- 
nmg  vor  sich. 

Um  sich  eine  Vorstellung  von  dem  Einflüsse  der  vorgeschlagenen  Kapital- 
bildnng  auf  den  Geldmarkt  im  allgemeinen  zu  machen,  sei  angenommen,  dass 
die  ftl^rschüssigen  Beitragsteile  bei  den  erwähnten  Banken  hinterlegt  werden. 
Zu  den  schon  vorhandenen  Einlagen  von  mehr  als  600  Millionen  Kronen  würden 
also  weitere  Einlagen  kommen,  welche  im  Anfange  9Va  Millionen  Kronen  jähr- 
lich betragen,  darauf  immer  mehr  abnehmen  und  nach  Verlauf  von  25  Jahren 
gänzlich  aufhören.  Nach  dieser  Zeit  und  bis  zum  80.  Jahre  nach  Beginn  der 
Versicherung  würde  ein  immer  grösserer  Teil  der  Zinsen  verbraucht  und  schliess- 
lich würde  keine  nennenswerte  Erhöhung  der  Depotsunune  mehr  in  Frage  kommen. 
In  Wirklichkeit  werden  die  Bestände  des  Pensionsfonds  zum  Teile  wenigstens 
auf  andere  Weise  untergebracht  werden.  Aus  dem  Angeführten  dürfte  indessen 
hervorgehen,  dass  die  von  der  Kommission  vorgeschlagene  Fondsbildung  nicht  in 
80  wesentlichem  Grade,  wie  man  bisweilen  annimmt,  auf  den  Geldmarkt  ein- 
wirken würde.  Es  verdient  noch  erwähnt  zu  werden,  dass  auch  die  deutsche 
Regierang  bei  ihrer  ersten  Vorlage  ftlr  eine  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
dieselbe  Methode,  wie  die  von  der  Kommission  vorgeschlagene^  gewählt  hatte.  Im 
deutschen  Reichstage  zeigte  sich  jedoch  eine  so  tief  gehende  Befürchtung  vor  dem 
vermeintlichen  Einflüsse  der  geschilderten  Fondsansammlung,  dass  man,  um  die 
Verwerfung  des  Gesetzes  zu  vermeiden,  den  Mittelweg  einschlagen  musste,  das 
Kapitaldeckungsverfahren. 

Weit  wichtiger  schien  der  Kommission  die  Frage  nach  der  Bedeutung  der 
Fondsbildung  für  die  Solidität  und  den  zukünftigen  Bestand  der  Pensionskasse 
selbst  zu  sein.  Die  Einkünfte  der  Kasse  würden  nämlich  zum  grösseren  oder 
gmngeren  Teil  in  den  Zinserträgen  des  Fonds  bestehen,  so  dass  der  Bestand  der 
^Lsse  von  dem  Wechsel  des  Zinsfusses  bedingt  ist. 

Bei  dem  reinen  ümlagesystem  bliebe  die  Kasse  natürlich  von  den  Wand- 
lungen des  Zinsfusses  gänzlich  unberührt,  da  ja  kein  Fonds  gebildet,  sondern  für 
jed^  Jahr  gerade  der  Betrag,  welcher  zur  Bestreitung  der  laufenden  Ausgaben 
erforderlich  ist,  erhoben  würde.  Auch  bei  dem  Kapitaldeckungsverfahren  würde 
der  Zinsertrag  eine^verhältnismässig  geringe  Bedeutung  haben,  weil  die  Bei- 
träge zur  Zeit  des  Gleichgewichtes  2OV4  Millionen,  die  Zinserträgnisse  aber  nur 
5^/^  Millionen  Kronen  ausmachen.  Von  dem  Gesamteinkommen  würden  daher 
nur  21  Prozent  auf  den  Zinsertrag,  hingegen  79  Prozent  auf  die  Beiträge  ent- 
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fallen.  Wendet  man  dagegen  die  Methode  der  festen  Beiträge  an,  so  gestaltet 
sich  die  Sache  sehr  versclueden,  je  nach  der  Art  und  Weise,  wie  die  Beiträge 
festgesetzt  werden,  ebenso  wie  nach  Massgabe  der  Beteiligung  der  jetzigen  Gene- 
ration an  der  Versicherung.  So  betragen  nach  dem  Vorschlage  der  Kommission 
der  Zinsertrag,  wenn  die  Gleichgewichtslage  eintritt,  54  Prozent  und  die  Bei- 
träge 46  Prozent  des  gesamten  Einkommens.  Wenn  hingegen  alle  über  20  Jahre 
alten  Personen  von  der  Versicherung  ausgeschlossen  würden,  in  welchem  Falle 
die  Beiträge  auch  ohne  Staatsbeitrag  zur  Bestreitung  der  Pensionen  hinreichen 
würden,  so  beliefe  sich  der  Zinsertrag  auf  64  Prozent  des  Gesamteinkommens. 
Beispielweise  sei  angeführt,  dass  für  eine  Altersversicherung,  in  welche  der 
Eintritt  schon  bei  der  Geburt  erfolgt,  unter  Annahme  eines  Zinsfusses  von  SV« 
Prozent  und  mit  Zugrundelegung  der  schwedischen  Sterblichkeitstabellen  ..für  die 
Jahre  1871 — 1880,  bei  der  Geburt  eines  jeden  Kindes  63  Kronen  20  Öre  ein- 
gelegt werden  müssten,  um  dem  Versicherten  vom  60.  Jahre  an  eine  jährliche 
Pension  von  100  Kronen  zu  gewähren.  Falls  einmal  eine  solche  Versicherung 
in  volle  Wirksamkeit  träte,  würden  nur  8  Prozent  des  erforderlichen  Einkommens 
in  Form  von  Beiträgen  eingehen,  während  der  gesamte  übrige  Teil  oder  92  Pro- 
zent aus  der  Verzinsung  des  angesammelten  Kapitales  herstammen  würde.  Dieser 
Umstand  erklärt  es,  weshalb  ein  derartiger  Vorschlag  zu  einem  praktischen  Er- 
gebnis nicht  führen  konnte. 

Das  Umlagesystem  und  das  Kapitaldeckungsverfahren  haben  also  darin 
einen  Vorzug  vor  der  Methode  mit  festen  Beiträgen,  dass  das  Einkommen  der 
Kasse  bei  den  beiden  ersten  nur  in  geringem  Masse  oder  gar  nicht  von  dem  Wechsel 
des  Zinsfusses  berührt  wird.  Die  von  der  Kommission  vorgeschlagene  Methode 
nimmt  eine  Mittelstellung  zwischen  den  in  Frage  kommenden  Methoden  ein,  da 
das  schliesslich  erforderliche  Einkommen  nach  dieser  Methode  zu  beinahe  gleichen 
Teilen  aus  eingezahlten  Beiträgen  und  aus  den  Zinserträgnissen  besteht.  Das 
Steigen  und  Fallen  des  Zinsfusses  hat  auch,  soweit  bedeutendere  Störungen  in 
Betracht  kommen,  einen  bemerkenswerten  Einfluss  bei  Anwendung  der  von  der 
Kommission  vorgeschlagenen  Methode.  Um  die  Finanzlage  der  Pensionskasse  zu 
kontrollieren  und  allen  bedeutenderen  Verschiebungen  durch  die  Versicherungs- 
bedingungen vorzubeugen,  wie  auch  um  die  mit  der  Zeit  gewonnenen  statistischen 
Erfahrungen  auszunützen,  hat  die  Kommission  vorgeschlagen,  dass  die  Kasse 
periodenweise  und  zwar  mindestens  jedes  10.  Jahr  versicherungstechnisch  geprüft 
werde.  Auf  solche  Weise  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  bei  Zeiten  jene  Vorkeh- 
rungen zu  treffen,  welche  für  nötig  befunden  werden,  damit  die  Kasse  ihre 
Verbindlichkeiten  erfülle.  Auf  jeden  Fall  scheint  es  der  Kommission  gewiss  zu 
sein,  dass  der  den  Berechnungen  zu  Grunde  gelegte  Zinsfiiss  von  3^/,  Prozent 
wenigstens  innerhalb  der  ersten  10jährigen  Periode  erreicht  werden  wird. 

Der  Vorzug,  welchen  das  Umlagesystem  und  das  Kapitaldeckungsverfahren 
unleugbar  in  Bezug  auf  die  Unabhängigkeit  von  den  Zinsfusssch wankungen  haben, 
scheint  der  Kommission  trotzdem  nicht  so  gross  zu  sein,  als  dass  nicht  bei  der 
Methode  mit  festen  Prämien  dieselbe  Sicherheit  für  den  künftigen  Bestand  der 
Pensionskasse  bei  wachsamer  Kontrolle  verbürgt  werden  könnte.  Die  beiden 
ersterwähnten  Methoden  bedingen  andererseits  so  viele  Unzuträglichkeiten;  dass 
die  Kommission  von  dem  Gedanken,  dieselben  bei  Durchführung  der  vorge- 
schlagenen Versicherung  in  Anwendung  zu  bringen,  gänzlich  Abstand  nehmen 
musste.  Diese  Unzuträglichkeiten  haben  ihren  Grund  in  dem  schon  erwähnten 
Umstände,  dass  die  Beiträge  bei  Anwendung  dieser  beiden  Methoden  zwar  bei 
Beginn  der  Versicherung  sehr  klein  sind,  mit  der  Zeit  aber  viel  höher  als  jene 
werden,  welche  bei  Zugrundelegung  der  Methode  mit  festen  Beiträgen  sich  er- 
geben. Während  z.  B.  in  der  ersten  Pensionsklasse  der  Wochenbeitrag  nach 
dem  Vorschlage  der  Kommission  beständig  50  Öre  beträgt^,  würde  dersel^  falls 
das  Umlagesystem  Anwendung  fände,  im  1.  Jahre  nur  ^/^  Ore,  im  5.  Jahre  etwas 
über  1  Öre,  nach  ungefähr  25  Jahren  50  Öre  oder  ebensoviel  wie  der  feste  Bei- 
trag und  nach  80  Jahren  ungefähr  1  Krone  25  Öre  ausmachen,  um  sich  dann 
immer  auf  dieser  Höhe  zu  halten.  Bei  Anwendung  des  Kapitaldeckungsverfahrens 
würde  derselbe  Beitrag  mit  3  Öre  beginnen,  um  nachher  unaufhörlich  zu  wachsen, 
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bis  er  nach  ongefäbr  50  Jahren  beinahe  90  Qre  erreichen  würde.  In  diesem 
Falle  wfirde  sich  obendrein  während  der  ersten  50  Jahre  bei  einem  Zinsfasse 
Ton  3^/,  Prozent  ebenfalls  ein  Fonds  nnd  zwar  von  150  Millionen  Kronen  an- 
gesammelt haben. 

Schon  nach  Verlauf  von  20—25  Jahren  würden  also  die  Beiträge  nach 
den  beiden  erwähnten  Methoden  drückender  sein  als  nach  der  Methode  mit 
festen  Beiträgen,  und  nach  50—80  Jahren  würden  sie  ungefähr  die  doppelte 
Höhe  erreichen.  Die  Last  der  Versicherung  würde  also  in  Zukunft  ebenso  schwer 
je  fttr  Arbeitgeber  und  Versicherten  allein  sein,  als  sie  nach  dem  Vorschl^  der 
Kommission  für  beide  zusammen  ist  Es  kann  noch  mit  Recht  die  Frage  auf- 
geworfen werden,  inwieweit  die  jetzige  Generation  berechtigt  ist,  sich  selbst  eine 
billige  Versicherung  zu  yerschaffen  und  behufs  Vermeidung  etwaiger  Schwierig- 
keiten bei  der  Fondsbildung  die  Hauptlast  den  kommenden  Generationen  aufzu- 
erlegen. Es  erscheint  mit  Rücksicht  auf  die  soziale  Wirkung  der  Versicherung 
nicht  ratsam,  die  Beiträge  derart  anwachsen  zu  lassen,  ohne  dass  gleichzeitig  die 
Versicherungsbedingungen  verbesseit  werden.  Mit  Bezug  auf  die  Anhäuftmg  des 
Kapitals  ist  es  zweifelhaft,  inwieweit  man  dadurch^  dass  man  durch  das  Eapital- 
deckungsverfahren  die  Fondsbildung  von  400  Millionen  Kronen  in  80  Jahren  auf 
150  Millionen  Kronen  in  50  Jahren  herabsetzt,  wirkliche  Vorteile  gewinnt,  welche 
die  obenerwähnten  Nachteile  aufwiegen.  Würde  nach  dem  Vorbilde  der  deut- 
schen Invaliditäts-  und  Altersversicherung  noch  ein  grösserer  Reservefonds  an- 
gesammelt werden,  so  wird  der  Vorteil,  welcher  in  der  geringeren  Kapitals- 
bildung liegt,  noch  kleiner. 

Es  besteht  aber  noch  ein  Umstand  von  grundsätzlicher  Bedeutung,  welcher 
die  Anwendung  einer  der  beiden  besprochenen  Methoden  so  gut  wie  unmöglich 
macht  Nach  Vorschlag  der  Kommission  sollen  nämlich  die  Beiträge  so  fest- 
gesetzt werden,  dass  sie  dem  mittleren  Eintrittsalter  entsprechen.  Dieses  mittlere 
Alter  ist  für  die  drei  Pensionsklassen  etwas  ungleich  und  liegt  zwischen  dem  18. 
und  20.  Jahre.  Der  Beitrag  der  1.  Pensionsklasse  z.  B.  ist  so  festgesetzt,  dass 
sein  gegenwärtiger  Wert  ftb:  die  ganze  Einzahlungsdauer,  also  vom  mittleren 
Einzahlungsalter  bis  zum  Ende  der  Versicherungspflicht,  gleich  ist  dem  Werte 
aller  durch  die  Versicherung  gewährten  Entschädigungen,  nämlich  des  eigenen 
P^sionsanspruches,  des  Pensionsanspruches  der  Frau,  insofern  dieser  nicht  durch 
deren  Beiträge  gedeckt  wird,  und  des  Pensionsanspruches  der  Kinder.  Wofern 
der  Höcbstbetrag  der  nach  den  beiden  anderen  Methoden  sich  ergebenden  Bei- 
träge nicht  grösser  ist  als  jener  Beitrag,  der  dem  vorerwähnten  Versicherungs- 
werte entspricht,  würde  ein  Bedenken  nicht  bestehen.  Wie  jedoch  schon  be- 
merkt worden  ist,  übersteigen  die  Beiträge  bei  Anwendung  der  genannten 
Methoden  schon  nach  20 — 25  Jahren  den  erwähnten  Durchschnittsbeitrag  und 
erreichen  nach  50  —  80  Jahren  ungefähr  das  Doppelte  desselben.  Nach  Ablauf 
des  letzterwähnten  Zeitabschnittes  würden  z.  B.  die  Wochenbeiträge  in  der 
1.  JPensionsklasse  ständig  1  Krone  im  Mittel  betragen  an  Stelle  des  Betrages  von 
50  Ören,  welchen  die  Kommission  vorsieht.  Die  Versicherten  und  deren  Arbeit- 
geber müssten  demnach  von  dem  bezüglichen  Zeitpunkte  ab  für  alle  Zukunft 
ungefähr  jeder  50  Öre  anstatt  25  Öre  einzahlen.  Da  die  Kosten  der  Versiche- 
rung durch  den  einen  dieser  Beiträge  von  50  Ören,  demnach  durch  den  Arbeiter- 
beitrag allein  bestritten  werden  können,  so  würde  der  andere  Teil,  nämlich  der 
Beitrag  des  Arbeitgebers,  für  welchen  dieser  nach  dem  Vorschlage  der  Kom- 
mission dem  Versicherten  einen  doppelt  so  grossen  Pensionsbezug  oder  sich  selbst 
eine  ebensolche  Sicherstellung  begründen  könnte,  nur  deshalb  bezahlt  werden, 
nm  die  Schulden  abzuzahlen,  welche  die  jetzige  Generation  gemacht  hat,  um  eine 
bequeme  und  billige  Versicherung  für  sich  zu  gewinnen.  Man  muss  sich  ver- 
gegenwärtigen, welche  Ansicht  in  unseren  Tagen  herrschen  würde,  wenn  die 
Versicherung  schon  zu  Anfang  unseres  Jahrhunderts  in  Kraft  getreten  und  in 
der  vorgeschilderten  Art  durchgeführt  worden  wäre,  um  sich  über  die  Folgen 
einer  solchen  Begelung  klar  zu  werden. 

Der  unterschied  der  drei  Methoden  kommt  auch  deutlich  unter  der  Voraus- 
setzung der  plötzlichen  Einstellung  der  Versicherung  zur  Erkenntnis.    Bei  der 
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Methode  mit  festen  Beiträgen  ist  ein  Kapital  vorhanden,  welches  hinreicht,  um 
sowohl  den  schon  bewilligten  als  aach  die  übrigen  den  geleisteten  Beiträgen 
entsprechenden,  aber  noch  nicht  geltend  gemachten  Pensionen  auszuzahlen  oder 
ein  Kapital  auszufolgen,  das  dem  Werte  aller  Pensionen  entspricht.  Jeder  er- 
hielte demnach  das,  was  ihm  zi]^ommt  Bei  dem  Kapitaldeckungsverfahren  reicht 
das  vorhandene  Kapital  nur  dazu  hin,  die  schon  bewilligten  Pensionen  auszu- 
zahlen. Diejenigen,  welche  noch  keine  Pension  zuerkannt  erhielten,  könnten  auch 
keine  bekommen,  weil  ihre  Beiträge  zur  Auszahlung  der  früher  bewilligten  Pen- 
sionen benutzt  wurden.  Bei  dem  Umlagesystem  endlich  würden  selbst  diejenigen, 
welche  schon  im  Genüsse  einer  Pension  waren,  derselben  künftig  verlustig  gehen. 

Selbst  wenn  man  die  genannten  Methoden  durch  Ansammlung  eines  grösseren 
BeseiTcfonds  modifizieren  würde,  bleibt  doch  stets  eine  Ungerechtigkeit  gegen 
die  kommende  Generation  bestehen,  sobald  die  Beiträge  für  dieselbe  grösser 
werden,  als  sie  dem  Werte  der  Versicherung  nach  sein  sollten.  Der  überschüssige 
Teil  der  Beiträge  ist  niemals  von  Bedeutung  für  die  Versicherung  selbst,  sondern 
bildet  nur  eine  fortlaufende  Amortisierung  der  im  Beginne  gemachten  Schulden. 
Ausserdem  würde,  wie  schon  gesagt,  bei  Ansammlung  eines  grösseren  Reserve- 
fonds die  starke  Kapitalsbildung,  der  man  entgehen  wollte,  nicht  aus  dem  Wege 
geräumt 

Die  Kommission  glaubte  also  mit  vollem  Rechte  vorschlagen  zu  dürfen,  dass 
die  Methode  mit  festen  Beiträgen  Anwendung  finden  möge  und  dass  die 
Beiträge  in  jener  Höhe  bemessen  werden  sollen,  welche  der  Pensionsanwartschaft 
desjenigen  entspricht,  der  im  mittleren  Alter  in  die  Versicherung  eintritt 

Was  die  Frage  anbetrifft,  während  welcher  Zeit  die  Versicherungsbeiträge 
entrichtet  werden  sollen,  so  können  dafür  verschiedene  Gesichtspunkte  geltend 
gemacht  werden,  z.  B.  die  Beitragsentrichtung  durch  eine  bestimmte  küi'zere 
SiCit  (5,  10,  20  Jahre)  oder  eine  einmalige  Zahlung  beim  Eintritte  u.  s.  w.  Die 
Kommission  hat  vorgeschlagen,  dass  die  Beiträge  während  der  ganzen  Zeit  der 
versicherungspflichtigen  Anstellung  entrichtet  werden  sollen.  Der  Grund  hierfür 
war  einerseits  der,  dass  die  Beiträge  sodann  niedriger  und  also  weniger  fühlbar 
sind,  andererseits,  dass  die  Höhe  des  Pensionsfonds  geringer  und  infolge  dessen 
der  Einfluss  der  Zinsfussschwankungen  geringer  ist,  endlich  dass  die  Pension 
sich  deutlicher  als  das  Ergebnis  der  zurückgelegten  Ersparnisse  darstellt.  (Ver- 
gleiche Teil  I  der  Denkschrift  Seite  66—74.) 

Was  sodann  die  Leistungen  der  Versicherung  betrifft,  so  mögen  in 
Ergänzung  dessen,  was  oben  bereits  über  die  (im  wesentlichen  dem  deutschen 
Gesetz  nachgebildete)  Berechnung  und  die  Höhe  der  Invalidenpensionen  gesagt 
worden  ist,  hier  noch  die  von  der  Kommission  für  die  Einführung  besonderer 
Frauen-  und  Kinderrenten  geltend  gemachten  Gründe  mitgeteilt  werden: 

Die  Kommission  hat  bereits  oben  erläutert,  dass  die  Versicherung  auch 
die  Ehefrauen  der  versicherten  Männer  umfassen  soll  und  dass  auch  für  diese 
die  In validitäts Versicherung  die  geeignetste  Form  ist  In  den  meisten  Einzel- 
bestimmungen, die  für  diesen  TeU  der  Versicherung  erforderlich  waren,  ist  die 
Kommission  den  Grundsätzen  gefolgt,  welche  den  schon  vorhandenen,  auf  Gegen- 
seitigkeit beruhenden  Witwenkassen  zu  Grunde  liegen,  hat  aber  gleichzeitig  ver- 
sucht, die  Kosten  zu  vermindern  und  die  Durch&hrung  so  einfach  als  möglich 
zu  gestalten. 

Derartige  Witwenkassen,  bei  denen  oft  auch  die  Pensionsversicherung  der 
Mitglieder  selbst  möglich  ist,  beruhen  hauptsächlich  auf  den  beiden  Grundsätzen, 
dass  die  Frauen  den  Kassen  während  der  Zeit  angehören,  während  welcher  sie 
mit  einem  Mitgliede  verheiratet  sind,  und  dass  die  Beiträge  für  verheiratete  und 
unverheiratete  Mitglieder  gleich  gross  sind.  Die  Höhe  der  Witwenpension  ist 
entweder  für  alle  Witwen  einer  bestimmten  Gruppe  gleich  hoch  oder  richtet  sich 
nach  der  Dauer  der  Mitgliedschaft  von  Mann  und  Frau. 

Im  Anschluss  an  diese  Grundsätze  hat  die  Kommission  vorgeschlagen,  dass 
die  Ehefrau  eines  versicherten  Mannes,  selbst  wenn  sie  nicht  eine  versicherungs- 
pflichtige Anstellung  inne  hat,  während  der  Zeit  versichert  sein  soll,  während 
welcher  ihr  Mann  versicherungspflichtig  ist    Femer  hat  die  Kommission  fest- 
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gesetzt,  dass  die  Kosten  fftr  diese  Versicherung  der  Ehefrauen  durch  die  Beiträge 
fBr  die  versicherten  Männer  bestritten  werden  sollen,  gleichviel  ob  diese  ver- 
heiratet sind  oder  nicht,  dass  sich  aber  die  Verteilung  dieser  Kosten  auf  die 
beiden  Pensionsklassen  nach  der  Höhe  des  entsprechenden  mittleren  Risikos  richten 
soll  Für  die  älteren  Mitglieder  der  jetzigen  Generation  soll  der  Staatsbeitrag 
auch  hier  das  Mehrerfordemis  decken. 

In  betreff  der  Höhe  der  Pension,  welche  diese  Versicherung  gewähren  soll, 
ist  zu  bemerken,  dass  die  meisten  Ehefrauen,  die  hier  in  Frage  kommen,  schon 
vorher  als  Dienstboten  oder  aus  anderer  Ursache  versicherungspflichtig  waren. 
Die  Frauen,  welche  fünf  Jahre  oder  länger  versichert  waren,  bevor  sie  sich  ver- 
heirateten, haben  sich  auf  Grund  der  gesetzlichen  Bestimmungen  ein  Pensions- 
anrecht erworben,  während  die,  welche  sich  früher  verehelichten,  diese  Anwart- 
schaft noch  nicht  besitzen.  Schon  dieser  Umstand  beweist,  dass  es  nicht  empfehlens- 
wert ist,  eine  ganze  gesonderte  Ehefrauenversicherung  einzurichten,  sondern  dass 
dieselbe  in  Zusammenhang  mit  der  übrigen  Frauenversicherung  gebracht  werden 
rnnss.  Würde  man  unter  solchen  Umständen  eine  gesonderte  Ehefrauen-  oder 
Witwenpensioniei'ung  einführen,  so  würde  unter  anderem  die  Folge  davon  sein, 
dass  gewisse  Witwen  doppelte  Pension  empfingen,  nämlich  die  gewöhnliche  In- 
yaliditätspension  und  ausserdem  die  Ehefrauen-  oder  Witwenpension,  während 
andere  nur  die  eine  von  diesen  erhalten  würden,  wobei  es  nur  darauf  ankäme, 
ob  die  Ehefrau  vor  Eintritt  in  die  Ehe  längere  oder  kürzere  Zeit  als  fünf  Jahre 
versichert  war. 

Aber  auch  abgesehen  davon,  dass  eine  solche  besondere  Ehefrauen-  oder 
Witwenpension,  wie  vorher  gezeigt  worden  ist,  zu  teuer  wäre,  um  in  Frage  zu 
kommen,  so  würde  sie  auch  infolge  der  Einführung  einer  Wartezeit  im  höchsten 
Grade  ungerecht  sein.  Während  diese  Wartezeit  bei  der  Versicherung  des  Mannes 
den  Charakter  einer  vorbeugenden  Massregel  gegen  Missbrauch  trägt  und  nur 
für  die  äusserst  geringe  Zahl  der  Versicherten,  welche  in  den  ersten  fünf  Jahren 
ihrer  Versicherungszeit  Invaliden  aus  einem  anderen  Grunde  als  durch  Unfall 
werden,  den  Pensionsanspruch  aufhebt,  würde  sie  für  die  versicherten  Frauen 
eine  ganz  andere  Bedeutung  gewinnen,  weil  von  diesen  im  Alter  von  25  Jahren, 
also  fünf  Jahre  nach  dem  frühesten  Eintrittsalter,  schon  25  Prozent  verheiratet 
sind.  Nicht  weniger  als  V*  aUer  in  die  Versicherung  eintretenden  Frauen  würde 
also  einen  höchst  unbedeutenden  Vorteil  von  der  Versicherung  haben. 

Diese  und  andere  Unzuträglichkeiten,  welche  zu  erörtern  hier  zu  weit 
führen  würde,  kommen  jedoch  ganz  in  Wegfall,  wenn  man  die  Versicherung  der 
Ehefrauen  als  direkte  Fortsetzung  ihrer  Invaliditätsversicherung  durchführt.  Die 
Ehefrauen  gehören  demnach  ebenso  wie  die  übrigen  versicherten  Frauen  der 
dritten  Pensionsklasse  an,  und  die  ganze  Zeit,  wähi'end  welcher  der  Mann  ver- 
sichert ist,  wird  auch  dessen  Ehefrau  als  Versicherungszeit  angerechnet.  Falls 
die  Ehefrau  nicht  gleichzeitig  eine  versicherungspflichtige  Anstellung  inne  hat, 
werden  für  sie  keine  besonderen  Beiträge  gezahlt,  sondern  die  erforderlichen 
Kosten  sind  in  den  Beiträgen  für  die  versicherten  Männer  mit  inbegriffen.  Wenn 
demnach  die  versicherten  Frauen  in  den  Pensionsanspruch  treten,  so  berechnet 
sich  der  jährliche  Pensionsbetrag,  gleichviel  ob  sie  verheiratet  waren  oder  nicht, 
auf  50  Kronen  nebst  2  Ören  für  jeden  Wochenbeitrag,  der  direkt  für  die  Frau 
eingezahlt  wird,  solange  sie  selbst  eine  versicherungspflichtige  Anstellung  inne 
hat,  und  während  der  übrigen  Zeit  für  ihren  Mann. 

Durch  diese  Art  der  Versorgung  der  Ehefrauen  gewinnt  man  eine  ganze 
Reihe  von  Vorteilen.  Vor  allem  ist  diese  Versicherungsart  bedeutend  billiger 
als  die  Sicherstellung  von  Witwenpensionen.  Die  Kommission  hat  schon  hervor- 
gehoben, dass  eine  gewöhnliche  Witwenpension  von  55  Kronen  für  jede  Witwe 
die  erforderlichen  Kosten  um  4  Millionen  Kronen  jährlich  vergrössern  würde. 
Die  von  der  Kommission  vorgeschlagene  Versicherungsform  beansprucht  nur  un- 
geffihr  1600000  Kronen,  also  nur  ^/^  der  vorigen  Summe.  Dazu  ist  der  Pensions- 
betrag nach  Vorschlag  der  Kommission  derselbe  wie  für  die  unverheirateten  Frauen, 
d.  h.  er  schwankt  je  nach  der  Versicherungszeit  zwischen  55  und  104  Kronen 
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und  beträgt  im  Mittel  92  Kronen  j&hrlich,  stellt  also  einen  Betrag  dar,  der  be- 
deutend grösser  als  die  soeben  erw&hnte  reine  Witwenpension  ist. 

Dass  die  Ehefrauenpensionen  nach  Vorschlag  der  Kommission  so  bedeutend 
geringere  Kosten  als  eine  gewöhnliche  Witwenpension  mit  yerhUtnismässig  niedriger 
Pension  erfordern,  beruht  hauptsächlich  auf  ihrer  Eigenschaft,  eine  Fortsetzung 
der  Fraueninyaliditätspension  zu  sein,  so  dass  ein  wesentlicher  Teil  schon  durch 
die  vor  der  Ehe  von  den  versicherten  Frauen  gezahlten  Beiträge  bestlitten  wird. 
Man  kann  auch  nachweisen,  dass»  falls  die  Pensionsfrage  der  Frauen  nicht  in 
der  vorgeschilderten  Art  gelöst  würde  (sei  es,  dass  eine  besondere  Witwenver- 
sicherung bestände  oder  nicht),  aus  versicherungstechnischen  Gründen  auch  die 
im  übrigen  geltenden  Grundsätze  betreffend  die  Aufrechterhaltung  des  schon  er- 
worbenen Pensionsanspruchs,  das  Verhältnis  der  Versicherten  zur  Wartezeit  u.  s.  w. 
nicht  eingehalten  werden  könnten,  ohne  dass  man  genötigt  wäre,  die  Versicherung 
in  anderer  Art,  zum  Beispiel  analog  dem  deutschen  Vorgange  zu  regeln,  dessen 
Mängel  schon  beleuchtet  wurden. 

Abgesehen  davon,  dass  die  Versicherung  der  Ehefrauen  an  und  für  sich 
einem  wichtigen  G^sellschaftsinteresse  entspricht,  liegt  ihre  Bedeutung  zum  wesent- 
lichen Teile  darin,  dass  die  Versicherung  durch  dieselbe  auch  für  den  weiblichen 
Teil  der  Bevölkerung  die  gleiche  Bedeutung  wie  für  den  männlichen  Teil  der- 
selben gewinnt.  Um  das  einzusehen,  genügt  es,  die  Altersverteilung  der  Ver- 
sicherten einmal  unter  der  Voraussetzung  zu  betrachten,  dass  eine  derartige 
Ehefrauenversicherung  nicht  vorhanden  wäre,  das  andere  Mal  jedoch  unter  der 
Annahme,  dass  der  Vorschlag  der  Kommission  Geltung  besitzt.  Man  hat  nämlich, 
nach  der  Volkszählung  des  Jahres  1890  folgende  Anzahl  von  Personen  in  den 
verschiedenen  Altersklassen,  wenn  man  die  Einteilung  nach  den  drei  Gruppen 
„versicherte  Männer",  „Frauen  in  versicherungspflichtiger  Anstellung"  und  „ver- 
sicherte Frauen  überhaupt",  also  einschliesslich  der  Ehefrauen  der  versicherten 
Männer  zu  Grunde  legt: 

auai.  „Versicherte  JiJh^^J^^JjL7unh  „Versicherte 

^^*-  Männer«  t^Sr  A^TeCn^    ^—  überhaupt« 

18—20  Jahre  24  879  24  848  25  880 

20-26  „  68988  59148  73464 

25—30  „  68  807  42  004  70018 

30—85  „  55  532  23  009  56  535 

35-40  „  43  275  14  247  43  297 

40—45  „  34  934  10  816  35170 

45-50  „  28  607  9100  28  823 

50—55  „  22  946  7  422  23110 

Mit  Hülfe  dieser  Zahlen  kann  man  berechnen,  dass  ungefähr  15000  Personen 
beiderlei  Geschlechtes  jährlich  in  die  Versicherung  eintreten.  Von  den  neu  ein- 
tretenden Männern  erhalten  so  gut  wie  alle  Pension,  welche  nach  dem  Gesetz 
in  den  Genuss  einer  solchen  kommen  sollen,  d.  h.  alle,  welche  nicht  infolge  akuter 
Krankheiten  sterben,  ohne  vorher  dauernd  unvermögend  zur  Arbeit  geworden  zu 
sein,  also  ungefähr  62  Prozent.  Falls  nun  die  Pension  der  Ehefrauen  nicht  vor- 
handen wäre,  würde  die  Altersverteilung  der  versicherten  Frauen  diejenige  sein, 
welche  in  der  mittleren  der  oben  aufgestellten  drei  Spalten  aufgeführt  ist.  Schon 
fünf  Jahre  nach  Eintritt  in  die  Versicherung  wtlrde  ^/^  der  Frauen  dieselbe 
durch  Eingehung  einer  Ehe  verlassen  haben.  Vorausgesetzt,  dass  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  im  übrigen  beibehalten  würden,  so  hätten  diese  Frauen,  obwohl  sie 
gezwungener  Weise  in  die  Versicherung  eintraten,  ihre  Beiträge  vergeblich  be- 
zahlt Die  übrigen  hätten  allerdings  unter  derselben  Voraussetzung  ein  Pensions- 
anrecht erworben,  aber  da  viele  von  ihnen  sich  noch  nachträglich  verheiraten, 
würden  schliesslich  deren  Pensionen  bedeutend  geringer  als  die  der  unverheirateten 
Frauen  sein. 

Ganz  anders  gestaltet  sich  das  Verhältnis  bei  Einführung  der  Pensions- 
berechtigung der  Ehefrauen.  Die  Spalte,  welche  die  Anzahl  der  „versicherten 
Frauen  überhaupt^  angiebt,  entspricht  vollständig  der  Spalte  für  die  Altersver- 
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teilang  der  Männer,  and  ist  deshalb  ersichtlich^  dass  die  Versicherang  f&r  Männer 
nnd  Franen  in  gleicher  Art  znr  Wirkung  kommt  Die  Eheschliessong  hat  für 
die  Ehefrau  nicht  den  Verlust,  eines  Teiles  des  Pensionsanspruches  zur  Folge 
und  wird  demnach  nicht  dem  Übergange  zu  einer  nicht  versicherungspflichtigen 
Beschäftigung  gleichgestellt.  Dazu  kommt  noch,  dass  man  auf  solche  Weise  ohne 
allzu  grosse  Kosten  dem  Bedttrfhisse  der  jetzigen  Generation  genUgen  kann. 
Nach  Vorschlag  der  Kommission  werden  die  Ehefrauen  in  die  Versicherung  auf- 
genommen, soweit  sie  oder  ihre  Männer  noch  nicht  55  Jahre  alt  sind. 

Die  Kommission  glaubte  daher  hinreichende  Qründe  fär  ihren  Vorschlag, 
betreffend  die  Pensionierung  der  Ehefrauen  zu  haben.  Es  sei  zum  Schlüsse  nur 
noch  erwähnt,  dass  die  Fortlassung  dieses  Teiles  der  Versicherung  nicht  nur  in 
hohem  Grade  die  Bedeutung  der  ganzen  Versicherung  für  die  derselben  unter- 
worfenen BeyGlkerungsklassen  yermindem,  sondern  auch  in  betreff  der  weiblichen 
Arbeiter  und  Dienstboten  besondere  Bestimmungen  erforderlich  machen  wttrde. 
Es  dflrfte  nicht  nötig  sein,  dass  die  Kommission  die  Art  einer  solchen  besonderen 
Frauenyersicherung  umschreibt  Wttrde  die  yon  der  Kommission  yorgeschlagene 
Ehefrauenyersicherung  nicht  fttr  annehmbar  erfunden,  so  wttrde  es  das  Beste  sein, 
die  weiblichen  Arbeiter  überhaupt  nicht  einzubeziehen,  sondern  die  Versicherung 
auf  beide  erste  Pensionsklassen  zu  beschränken. 

Wie  schon  yorher  erwähnt,  hat  die  Kommission  eine  Kinderyersicherung 
als  Ergänzung  zur  Ehefrauenyersicherung  yorgeschlagen.  Lediglich  aus  Rttck- 
sicht  m[  die  Kosten  hat  es  die  Kommission  jedoch  fttr  nötig  erachtet,  Pensions- 
ansprfiche  nur  den  ehelichen  mindeijährigen  Kindern  der  yerstorbenen  yersicherten 
Männer  zuzuerkennen.  Ebenso  konnte  der  jährliche  Pensionsbetrag  fttr  jedes 
derartige  Kind  mit  nicht  mehr  als  30  Kronen  angesetzt  werden. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  im  Vorschlage  der  Kommission,  dass  die- 
jenigen Versicherungspflichtigen,  welche  durch  Krankheit  yorttbergehend  arbeits- 
unfähig werden,  unter  gewissen  Bedingungen  sich  die  Krankheitszeit  derartig  gut 
i-echnen  können,  als  ob  inzwischen  Beiträge  fttr  sie  entrichtet  worden  wären, 
ergiebt  sich  unter  Annahme  des  mittleren  Beitrittsalters  folgende  Au&tellung 
der  Versicherungskosten: 

in  der  1.  Pensionsklasse: 

Wochenbeitrag  fttr  50  Kronen  Inyaliditätspension      ...  8,4  Ore 

„              w    10  Öre  Wochenerhöhung  der  Pension  .  30,8  „ 

„              n    Ehefrauen-  und  Kinderpension     .    .    .  10,8  „ 


Sa.  "50     Öre; 


in  der  2.  Pensionsklasse: 
Wochenbeitrag  fttr  50  Kronen  Inyaliditätspension      .    . 
„  „      5  Öre  Wochenerhöhung  der  Pension 

„  „      Ehefrauen-  und  Kinderpension   .    . 

Sa. 


8,4  Öre 
15,2     , 

30     Ore. 


In  der  3.  Pensionsklasse  reichen  die  Beiträge  mit  Bttcksicht  auf  die  Ver- 
heiratung und  den  dadurch  begrttndeten  Austritt  aus  der  yersichernngspflichtigen 
Anstellung  gerade  hin,  um  den  Pensionsanspruch  zu  decken,  welcher  ohne  Rttck- 
sieht  auf  die  Versicherung  der  Ehefrauen  erworben  wird. 

Die  Aufstellung  ist  nur  als  annähernd  anzusehen,  weil  sowohl  fttr  die  ver- 
sicherten Männer  die  Kenntnis  der  Häuflgkeit  des  Übertritts  yon  einer  Pensions- 
klasse zur  anderen  als  auch  fttr  die  yersicherten  Frauen  die  Kenntnis  der  Heirats- 
häufigkeit und  der  Anzahl  der  yerheirateten  Frauen  in  yersicherungspflichtiger 
Stellung  sehr  mangelhaft  ist.  Doch  dttrfte  der  Fehler  nicht  wesentlich  sein. 
Man  ersieht  aus  dem  Vorstehenden,  dass  etwas  ttber  Vs  der  Beiträge  der  yer- 
sicherten Männer  för  Frauen-  und  Kinderpensionen  verwendet  wird,  und  dass, 
fjdls  diese  fortflelen,  die  Beiträge  beziehungsweise  40  und  24  Öre  für  die  beiden 
ersten  Pensionsklassen  ausmachen,  jedoch  unverändert  für  die  3.  Klasse  bleiben 
würden.    Natürlich  würde  eine  solche  Einschränkung  der  Versicherungsleistungen 
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auch  in  anderer  Beziehung,  z.  B.  für  den  Staatsbeitrag  u.  s.  w.,  Abänderungen 
bedingen.    (Vergleiche  Teil  I  der  Denkschrift  Seite  83—88.) 

Die  vorgeschlagene  Organisation  endlich  —  eine  Centraldirektion  und 
Ortsausschüsse  —  wird  bezflglich  der  ersteren  damit  begründet,  dass  die  Anzahl 
der  Versicherten  einerseits  zu  gross  sei,  um  die  Verwaltung  auf  eine  der  be- 
stehenden Behörden  zu  übertragen,  andererseits  zu  klein  sei,  um  besondere  Selbst- 
verwaltungskörper  wie  in  Deutschland  zu  schaffen,  während  zur  Wahrnehmung 
der  örtlichen  Verwaltungsgeschäfte  die  Provinzialregierungen  wegen  der  zu  grossen 
Bezirke  und  die  Gemeindebehörden  wegen  der  kollidierenden  Interessen  nicht 
geeignet  erschienen.  — 

Bevor  der  Entwurf  der  Kommission  dem  Beichstage  zuging,  wurde  er  noch 
den  Provinzial-  und  Gemeindebehörden  sowie  den  Unternehmer-  und  Arbeiter- 
vereinigungen zur  Begutachtung  übermittelt  und  demnächst  verschiedenen  Ab- 
änderungen unterz(^en,  so  dass  die  Regierungsvorlage  an  den  Reichstag  erst 
unter  dem  14.  Januar  1895  erfolgte.  Die  Abänderungen  dieses  Regierungsent- 
wurfs ^)  sind  im  wesentlichen  folgende: 

1.  Die  Versicherung  der  Seeleute  ist  wiederum  ausgeschieden  und  einem 
Sondergesetz  vorbehalten  (§  2). 

2.  Die  ..Wochenbeiträge  sind  für  die  drei  Pensionsklassen  auf  40,  25  und 
15  Öre  herabgesetzt,  .doch  so  bestimmt,  dass  die  Arbeitnehmer  nach  wie 
vor  25,  15  und  10  Öre,  die  Arbeitgeber  aber  nur  15,  10  und  5  Öre  zu 
zahlen  haben  und  letztere  ihre  Beiträge  auf  Antrag  aus  Staatsmitteln 
wieder  zurückerhalten,  falls  sie  nur  ein  Grundvermögen  bis  3000  Kronen 
oder  ein  Jahreseinkommen  bis  800  Kronen  haben  (§§  6,  9). 

3.  Zu  dem  durch  die  Beiträge  gebildeten  Fonds  wird  jährlich  ein  Staats- 
zuschuss  beigesteuert,  welcher  dem  Gesamtbetrage  der  durch  die  Arbeit- 
geber für  die  Versicherten  der  1.  und  2.  Pensionsklasse  eingezahlten  Bei- 
träge entspricht,  d.  h.  der  Staat  zahlt  zu  jedem  Wochenbeitrag  in  Klasse  I 
15  Öre  und  in  Klasse  11  10  Öre,  um  den  durch  die  Frauen-  und  Kinder- 
pensionen sowie  durch  Unterbrechungen  des  Versicherungsverhältnisses 
bedingten  Mehraufwand  zu  decken;  ausserdem  trägt  die  Staatskasse  die 
Ausgaben  für  die  Aufnahme  der  gegenwärtigen  (zwischen  18  und  40  Jahre 
alten)  Generation  in  die  Versicherung  (ohne  Beitragserhöhung),  ein  bei 
der  Revision  der  Kapitalsdeckungsberechnungen  sich  etwa  ergebendes 
Defizit  und  nach  wie  vor  die  allgemeinen  Verwaltungskosten  (§§  53 — 55). 

.4.  Von  der  Versicherung  ausgeschlossen  bleiben  alle  beim  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  über  40  (früher  55)  Jahre  alten  Personen  (§  4),  und  demgemäss 
sollen  Versicherte,  welche  das  50.  (früher  60.)  Lebenqahr  vollendet  haben, 
ohne  dass  für  sie  bis  dahin  260  Wochenbeiträge  entrichtet  worden  sind, 
aus  der  Versicherung  ausscheiden,  jedoch  auf  Antrag  die  für  sie  ein- 
gezahlten Beiträge  erstattet  erhalten  (§  15). 

5.  Nur  vorsätzlidie  Herbeiführung  der  Erwerbsunfähigkeit  (früher  auch  Be- 
gehung eines  Verbrechens)  schliesst  den  Pensionsanspruch  aus  (§  20). 

6.  Neu  hinzugetreten  sind  die  Bestimmungen  über  die  (früher  aus  ver- 
sicherungs-  und  verwaltungstechnischen  Gründen  abgelehnte)  freiwillige 
Versicherung: 

a)  dass  Versicherte,  welche  während  mindestens  260  Wochen  versichert 
waren,  das  Versicherungsverhältnis  beim  Ausscheiden  aus  der  ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung  gegen  Zahlung  der  Beiträge  der 
Klasse  I  Ar  Männer  und  der  Klasse  II  für  Frauen  fortsetzen  können, 
wobei  jedoch  die  von  Ehemännern  gezahlten  Beiträge  nicht  zugleich 
für  ihre  Ehefrauen  gelten  (§  16); 

b)  dass  jede  über  15  Jahre  alte  Person  schwedischer  Staatsangehörigkeit 
zur  Erlangung  einer  Leibrente  bei  völliger  Arbeitsunfähigkeit  eine 


1)  Abgedruckt  in  deutscher  Übersetzung  bei  Bödiker,  „Die  Arbeiterversicherung  in  den 
europäischen  Staaten",  Leipzig  1895,  8.  824—337  und  in  französischer  Übersetzung  im  BuUetin 
du  Comit^  permanent  zu  Paris,  £d.  6  (1895)  S.  84—98. 
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Versicherung  bei  der  Pensionsdirektion  oder  einer  anderen  vom  König 
bestimmten  Behörde  durch  Zahlung  yon  Beitr&gen,  deren  Gesamtbetrag 
für  ein  Jahr  120  Kronen  nicht  überschreiten  darf,  eingehen  kann 
und  zwar  soll  der  jährliche  Wert  dieser  Invalidenrenten  für  jeden 
gezahlten  Beitrag  den  60.  Teil  des  Wertes  des  Beitrags  jedes  vollen 
Jahres  betragen,  welches  von  Zahlung  des  Beitrags  an  bis  zur  Er- 
langung der  Rente  verflossen  ist. 

Obwohl  die  Kammern  die  grosse  Wichtigkeit  des  vorgelegten  Gesetzentwurfs 
nicht  verkannten,  so  zeigten  sie  doch  im  Hinblick  auf  ein  in  alle  Verhältnisse 
so  tief  eingreifendes,  fast  jedes  Haus  berührendes  Gesetz  eine  gewisse  Ängstlich- 
keit Man  fragte  sich,  welches  die  Folgen  bei  sinkendem  Zinsfnss  und  bei  der 
dann  notwendigen  Kürzung  der  Beuten  sein  würden;  ob  die  Verwaltung  der 
erheblichen  Vermögensbestände,  die  Fortführung  der  Pensionsbücher  für  fast 
1  Million  Versicherter,  das  Einkleben  der  Beitragsmarken  u.  s.  w.  nicht  einen 
ganz  unverhältnismässigen  Aufwand  von  Mühe  und  Kosten  erfordern  würde; 
wem  in  Wirklichkeit  die  Beiträge  zur  Last  fallen  würden,  den  Arbeitern  oder 
den  Arbeitgebern?  Die  Antworten  auf  diese  und  ähnliche  Fragen  fielen  sehr 
verschieden  aus,  ja  man  behauptete,  dass  weder  die  eine  noch  die  andere  Partei 
die  Lasten  überhaupt  zu  tragen  im  stände  sei.  Im  Hinblick  auf  diese  sehr 
schwerwiegenden  Bedenken  glaubte  der  Reichstag  zunächst  noch  keine  endgiltige 
Stellung  nehmen  zu  sollen,  und  wenn  auch  die  Ablehnung  des  Entwürfe  (mit 
69  gegen  68  Stimmen,  März  1895)  die  notwendige  Folge  dieser  Unschlüssigkeit 
wurde,  so  gab  man  doch  gleichzeitig  dem  Wunsche  Ausdruck,  die  Regierung 
möge  den  Entwurf  noch  ein  zweites  Mal  in  unveränderter  oder  veränderter 
Fassung  dem  Reichtage  in  der  nächsten  Session  vorlegen.  — 

Erst  unter  dem  21.  Februar  1898  ging  dem  Reichstag  ein  umgearbeiteter 
Gesetzentwurf  zu,  welcher  die  Einflihrung  einer  Versicherung  zur  Gewährung 
von  Pensionen  und  Leibrenten  bezweckt  (s.  Anlage  2).  Vergleicht  man  diesen 
Entwurf  mit  dem  1893  er  Kommissionsentwurf  und  dem  1895  er  Regierungs- 
entwurf, so  ergiebt  sich,  dass  die  gegenwärtige  Vorlage  noch  weit  hinter  die 
letzte  Begierungsvorlage  zurücktritt  und  wohl  im  Hinblick  auf  die  Haltung  des 
Reichstages,  um  zunächst  überhaupt  etwas  zu  stände  zu  bringen,  sich  sehr  enge 
Grenzen  gesteckt  hat  Die  Abweichungen  betreffen  im  wesentlichen  folgende 
Punkte: 

!•  Ausgeschlossen  von  der  Versicherung  bleiben  alle  beim  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  über  30  (früher  40  bezw.  55)  Jahre  alten  Personen  (§  4). 

2.  Die  Waisenrenten  sind  gestrichen  und  ist  damit  die  frühere  Absicht, 
die  Arbeiterfamilie  als  solche  zu  versichern,  zunächst  verlassen. 

3.  Die  Arbeitgeberbeiträge  sind  nunmehr  gänzlich  beseitigt,  während 
die  Beiträge  der  Arbeiter  — ,.  bis  auf  die  Herabsetzung  des  Wochen- 
beitrages der  Klasse  I  um  5  Öre  —  in  der  früheren  Weise  beibehalten 
werden.  Der  Ausfall  der  Arbeitgeberbeiträge  wird  durch  anderweite 
Berechnung  des  Staatszuschusses  —  50  ^/^  der  jährlich  eingezahlten 
Pensions-  und  Leibrentenbeiträge  und  (zur  Deckung  dei-  Ehefrauenver- 
sicherung aus  §  8  des  Gesetzes)  30®/o  der  jährlich  eingezahlten  Pensions- 
beiträge (§  28)  —  auszugleichen  gesucht,  so  dass  die  Arbeiter,  insoweit 
sie  zu  den  Steuerzahlern  gehören,  doppelt  in  Anspruch  genommen  werden 
und  die  Hauptlasten  der  Versicherung  selbst  zu  tragen  haben. 

4.  Bezüglich  der  Erlangung  einer  Invalidenrente  ist  zwar  die  frühere 
Obergrenze  vom  70.  bjS  das  65.  Lebensjahr  herabgesetzt,  dafür  aber 
an  Stelle  der  früheren  Wartezeit  von  nur  5  Jahren  die  üntergrenze 
auf  das  50.  Lebensjahr  hinaufgesetzt,  so  dass  alle  Invalidenfälle,  welche 
vor  dem  50.  Lebensjahre  eintreten,  bis  dahin  unentschädigt  bleiben,  und 
die  ganze  Versicherung  demgemäss  der  Hauptsache  nach  sich  nur  als 
eine  modifizierte  Altersversicherung  darstellt  Anscheinend  ist  die  Aus- 
füllung dieser  Lücke  der  Invalidenversicherung  wenigstens  bezüglich  der 
durch  Betriebsunfälle  herbeigeführten  Invalidität,  welche  nach  den  früheren 
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Entwürfen  auch  schon  vor  Ablauf  der  fünflährigen  Wartezeit  Beuten- 
ansprfiche  gewährte,  einer  besonderen  Unfallversicherung  vorbehalten 
worden. 
5.  Die  Höhe  der  Rente  wird  lediglich  durch  einen  Prozentsatz  der  ein- 
gezahlten Beiträge  bestimmt  (§  15),  hat  also  in  Ermangelung  eines  be- 
stimmten Grundbetrages  (früher  50  Kronen)  keine  Untergrenze  mehr 
und  kann  demgemäss  bei  vorzeitigem  Ausscheiden  aus  der  Versicherungs- 
pflicht auf  ganz  unbedeutende  Beträge  herabsinken.  Auch  in  den  normalen 
Sätzen  bleibt  die  Rente  nach  dem  gegenwärtigen  Entwürfe,  namentlich 
in  den  beiden  oberen  Lohnklassen  wie  folgt  zurück: 


Lohnklasse: 

I 

n 

m 

.  Nach  dem  1893er  Entwürfe: 
Bei  Ablauf  der  flinQährigen 
Im  60.  Lebencgabr: 
Im  70.  Lebensjahr: 

Wartezeit: 

Kronen 

76 
250 
320 

Kronen 

63 
150 
185 

Kronen 

55,20 
90 
104 

1.  Nach  dem  1898er  Entwürfe: 

Im  50.  Leben^ahr: 
Im  55.  Lebenqahr: 
Im  60.  Lebenqahr: 
Im  65.  Lebensjahr: 

103 
136 
170 
203 

77 
102 
127 
152 

52 

68 

85 

102 

6.  Bezüglich  der  Organisation  treten  an  die  Stelle  der  örtlichen  „Pensions- 
ausschüsse^  einfache  Aufsichtsbeamte  (§  26),  welche  lediglich  lokale  Hülfs- 
organe  sind. 

7.  Endlich  ist  die  freiwillige  Leibrentenversicherung  auf  die  zwischen 
18  und  50  Jahre  alten  Personen  und  in  der  aus  §  22  des  Entwurfs 
ersichtlichen  Weise  beschränkt,  im  übrigen  aber  nach  denselben  Grund- 
sätzen wie  die  obligatorische  Pensionsversicherung  eingerichtet  worden. 
Augenscheinlich  ist  diese  freiwillige  Versicherung  dazu  bestimmt,  die  er- 
heblichen Lücken  der  Zwangsversicherung  einigermassen  auszufüllen.  Ob 
aber  dies  erreicht  werden  wird,  darf  nach  den  bezüglichen  Vorerhebungen 
der  1891er  Kommission  (s.  o.)  billig  bezweifelt  werden. 


Über  den  Umfang  und  die  Kosten  der  Zwangsversicherung  sind  nach  einer 
dem  Gesetzentwurf  beigegebenen  Denkschrift  des  Versicherungstechnikers  Prof. 
Dr.  Lindstedt  folgende  Berechnungen  angestellt  worden  (gemäss  der  Volkszählung 
von  1890): 


Versicherungspflichtige  in  Klasse     I 
dazu  Ehefrauen 


18—30  Jahre  alt 

86  000 

67  000 

126000 

32  000 


Arbeiterbeiträge 

(ä  51  Wochen  jährlich) 

a)  im  Anfang 


zusammen:    311000^) 


18—50  Jahi-e  alt 
188000 
110000 
178000 
140000 
616000 


in  Klasse 


I:     86  000  .  10,20  =    877  000  Kronen 
II:     67  000  .     7,65  =    513000        „ 
III:    126000  .    5,10  =    643000        „ 

znsammen:    2033000  Kronen 


b)  nach  20  Jahren 


in  Klasse 


I: 
II: 

ni: 


*)  86%  der  gleichalterigen  BeTfilkerungr. 


188000  .  10,20  =  1918  000  Kronen 
110000  .     7,65  ==     842  000        „ 
178000  .     5,10  =     908  000 

znsammen:    3  668000  Kronen 
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Staatsbeiträge 

a)  50^/o  der  in  Klasse  I,  ü,  III  gezahlten  Beiträge, 

b)  30<^/o  der  Arbeiterbeiträge  (gemäss  §§  3  and  28), 
I       f    im  Anfang 

*^    t    nach  20  Jahren 

c)  Verwaltungskosten  800000 


.       I    im  Anfang  1017  000  Kronen 

^^    ^    nach  20  Jahren  1834000 


610000  Kronen 
1100000 


n 


/    im  Anfang  1  927  000  Kronen 

zusammen:    J    ^^^^  20  Jahren      3  234  000       „ 


Gesamtkosten 

V  .      .    .         /    Arbeiterbeitrag 
a)  im  Anfang    |    Staatsbeitrag 


2  038000  Kronen 
1927  000 
zusammen:    3960000  Kronen 


b)  nach  20  Jahren  u.s.f  {    SbÄS^ 


3668000  Kronen 
3234000 


zusammen:    6902  000  Kronen. 

Da  der  im  Beharrungszustand  angesammelte  Kapitalfonds  nach  den  Mheren 
Voranschlägen  bä  10  273  000  Jahreseinnahme  auf  570  Millionen  Kronen  berechnet 
wurde,  so  wfirde  sich  derselbe  f&r  den  gegenwärtig  geplanten  Umfang  der  Zwangs- 
Tersicherung,  d.  h.  entsprechend  einer  Jahreseinnahme  von  nur  6  902  000  Kronen, 
etwa  auf  365  Millionen  Kronen  stellen.  — 

Litteratnr.  Annuaiie  de  Legislation  ^trang^re,  Paris,  Bd.  29  (Jahrg.  1890).  .Arbeiter- 
▼ersoigon^'',  Beilin,  Nr.  19  Tom  1.  Jim  1894.  Bellom,  Les  lois  d'assurance  ouvriöre  k  rötranger; 
I.  Assarance  contre  la  maladie,  Paris  1892,  p.  277—278;  ü.  Assurance  contre  les  aecidents, 
2e  partie,  Paris  1896,  p.  1178—1190;  (ausserdem  angekfindigt:  Übersetcung  and  Besprechung  des 
K.  y.  G.  Yom  80.  Oktober  1891  im  Supplement  g^neral  surn  Bd.  II).  Bödiker,  Die  Arbeiter- 
Tersichening  in  den  europftischen  Staaten,  Leipzig  1895,  S.  193—178  und  825—840.  Braun 's 
ArchiT  für  sociale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Berlin  1890,  Bd.  8  S.  140—148.  Bulletin  du  Co- 
mit^  pennanent  du  Cong^  international  des  Accidents  du  traTail  et  des  Assuranoes  sociales  k 
^    ■     - -    '^'     -  '-'^'^- -^     ^  ,.^^ "- (1865)  p.  88— 98, 

319.    Conrad's 
-588.   Arbetare- 

försftkringscomit^ns  Betänkande  (Denkschrift  der  Arbeiter-Versicherungskommission):  I.  Utl&tande 
och  F5rdag  (Gutachten  und  Entwurf).  8.  AlderdomsfÖrsäkrini;  (Altersversicherung),  Stockholm 
1889.  FSrslag  tili  Lag  om  fSrsftkring  fSr  olycksfäU  i  arbete  (Gesetzentwuif  ttber  Versicherung 
gegen  BetriebeunfäUe),  Bih.  tiU  Biksd.  Prot.  1891,  Prep.  28—25.  Nya  ArbetarefÖrsftkringskomit^ns 
Betänkande  (Denkschrift  der  neuen  Arbeiter-Versicherungskommission):  I.  Utl&tande  oöh  fSrslag 
(Gutachten  und  Entwurf);  n.  Statistiska  undmOkningar  och  kostnadsberäkningar  (Statistische 
Untersnchungen  und  Kostenberechnungen);  III.  Ofversigt  af  lagstiftningen  rörande  arbetare  försä- 
kring  i  dtskilliga  frftmmande  länder  (  bersicht  über  die  Arbeiter -V^cherungsgesetzgebung  in 
▼erschiedenen  nemden  Ländern);  IV.  Statistiska  nndersOkningar  ang&ende  pensionskassor  (Stati- 
stische Untersnchungen  ttber  Pensionskassen),  Stockholm  1898.  OlycksfaU  i  Arbetet  (Unfall  im 
Betriebe),  Stockholm  1888. 

Berlin,  Mitte  M&rz  1898. 

Dr.  Zacher. 
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BÜHP»  1. 


Lag 


om  fljukkaasor: 

gifven  Stockholms  slott  den  30  Oktober  1891. 

Vi,  Oscar,  med  Quds  näde,  Sveriges,  Norges,  QGtes  och  Yendes  Eonang, 
göre  veterligt:  att  Vi,  med  Riksdagen,  fannit  godt  fSrordna  som  fftljer: 


1§. 
FOrening  f5r  inbördes  sjukbjelp,   sjokkassa,  hvilken  h^Bi&r  af  minst  tjug^em  med- 
lemmar  samt  i  enlighet  med  demia  lag  antagit  stadgar  och  utsett  styrelse,  mä  kmma,  pä 
sfttt  nedan  sägs,  Tarda  registrerad. 


Ansökan  om  registrering  göres  af  sjokkassans  styrelse  k  landet,  hTartill  i  denna 
lag  jemTäl  hfinföree  stad  lydande  mider  landsrätt,  hos  Konmigens  BeMningshafTande,  i 
Stockholm  hos  öf?erstäthällareeml>etet  samt  i  rikets  6Mga  städer  hos  magistraten. 

Ansökningen,  hvilken  mä  tili  registreringsmyndigheten  insändas  i  betaldt  bref  med 
allmänna  posten,  skall  ätfö^as  af  tyä  tili  rigtigheten  styrkta  exemplar  af  kassans  stadgar» 
samt  af  protokoll  vid  sammanträde,  der  stadgame  antagits  och  styrelsen  blifnt  ntsedd. 


3§. 

Finner  registreringsmyndigheten  sjukkassans  stadgar  icke  stä  i  strid  med  f^reskriftema 
i  denna  lag  eller  annan  lag  eller  fbrfattning, .  yarde   kassan  hos  myndigheten  registrerad. 

Knngörelse  derom  skall  genom  registreringsmyndighetens  försorg  inf^ras  i  allm&ina 
tidningama  samt  tidning  i  orten;  och  skall  det  ena  exemplaret  af  stadgame,  försedt  med 
beris  om  registreringen,  jemte  miderrättelse  om  hyad  enligt  denna  lag  äligger  registrerad 
kassa,  ofördröjligen  med  almänna  posten  öfversfindas  tili  kassans  styrelse. 

VSgras  registrering,  skall  nnderrättelse  om  detta  beslnt  och  om  skälen  derf5r  pä 
enahanda  satt  tiUställas  styrelsen. 


4  §. 
Styrelsen  för  registrerad  sjokkassa  skall  bestä  af  svenske  nndersätar  och  utgOras  af 
minst  tre  personer. 

6  §. 

Begistrerad  sjokkassas  stadgar  skola  angif?a: 

a)  kassans  benämning,  sä  affattad  att  kassan  derigenom  ski^es  fran  andra  dylika 
föreningar; 

b)  ändamälet  med  kassans  verksamhet; 


AaUg»  1> 


Gesetz 


ttber  Krankenkasaen, 

gegeben  Schloss  Stockholm,  den  80.  Oktober  1891. 

Wir,  Oskar,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Schweden,  Norwegen,  der  Wenden 
und  Goten,  tbnn  kund  und  zn  wissen:  dass  Wir,  mit  dem  Reichstag,  fOr  gut 
befunden  haben,  zu  verordnen  wie  folgt: 

§  1. 
Eine  Yereinigang   zur  Einführung   von   Krankenunterstützung,   eine   Krankenkasse, 
welche  aus  mindestens  25  Mitgliedern  besteht,  sowie  in  Übereinstimmung  mit  diesem  Qesetz 
Statuten    errichtet   und   einen  Vorstand   einsetzt,   darf  auf  Grund  der  nachstehenden  Be- 
stimmungen eingetragen  werden. 

§2. 

Das  Gesuch  um  Eintragung  ist  Ton  dem  Yorstfind  der  Krankenkasse  auf  dem  Lande, 
wozu  nach  diesem  Gesetz  auch  die  unter  Landrecht  siehenden  Stftdte  gehören,  beim  KOnigl. 
Ortsvoigrt,  in  Stockholm  bei  der  Oberstatthalterschaft  und  in  den  übrigen  Stftdten  des 
Reiches  beim  Magistrat  anzubringen. 

Das  Gesuch,  wdches  der  läntragnngsbehörde  in  bezahltem  Brief  durch  die  Post  zu- 
zustellen ist,  muss  Ton  zwei  beglaubigten  Kassenstatuten  und  einem  Protokoll  der  Ver- 
sammlung, in  welcher  die  Statuten  angenommen  und  der  Vorstand  gewählt  worden  sind, 
begleitet  sein. 

§3. 

findet  die  EintragungsbehOrde,  dass  die  Statuten  der  Krankenkasse  den  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  oder  eines  anderen  Gesetzes  oder  der  Verfassung  nicht  widersprechen,  so 
wird  die  Kasse  bei  der  Behörde  eingetragen. 

Die  Bekanntmachung  hiervon  erfolgt  auf  Veranlassung  der  Eintragungsbehörde  in 
den  allgemeinen  Zeitungen  und  in  der  Ortszeitung;  das  eine  Exemplar  der  Statuten  muss 
mit  dem  Eintragungsvermerk  versehen  und  mit  der  Benachrichtigung  darüber,  was  nach  diesem 
Gesetz  einer  eingetragenen  Kasse  obliegt,  unverzüglich  dem  Vorstand  der  Kasse  über- 
sandt  werden. 

Wird  die  Eintragung  abgelehnt,  so  ist  die  Benachrichtigung  über  diesen  Beschluss 
und  seine  Begründung  gleichfalls  dem  Vorstande  mitzuteilen. 

§4- 
Der  Vorstand  einer  eingetragenen  Krankenkasse  muss  aus  schwedischen  Unterthanen 
uid  mindestens  drei  Personen  bestehen. 

§6- 
Die  Statuten  einer  eingetragenen  Krankenkasse  müssen  angeben: 

a)  Die  Bezeichnung  der  Kasse,   derart,   dass   sie   sich  von  anderen  Ähnlichen  Ver- 
bindungen unterscheidet; 

b)  die  Zwecke  der  Kasse; 
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46  Lft«:  om  sjnkkassor  af  80  Oktober  1891. 

c)  yilkoren  för  inträde  i  och  afgiftema  tili  kassan; 

d)  i  hvilka  fall  medlem  ma  ntesjntas  or  kassan  och  päföljden  deraf; 

e)  nnderstOdens  beskaffenhet  och  storlek  samt  ham  länge  och  nnder  hyilka  vilkor 
de  skola  ntgä; 

f)  hnni  kassans  angelfigenheter  skola  handhaf^as,  styrelsens  ansvarighet,   ham  sty- 
relsen  skall  ntses  och  hyarest  den  skall  hafVa  sitt  säte; 

g)  hnra  de  medel,  som  icke  äro  erforderliga  för  löpande  utgifter,   mä  göras  frokt- 
bärande,  samt  hnra  s&kerhetshandlingar  skola  föryaras  och  inventering  ske; 

h)  harn  ändring  i  kassans  stadgar  mä  af  medlemmarae  beslutas;  samt 

i)  hörn  och  i  hvilka  fall  kassan  mä  npplösas,    och  hnra  de  medel  skola  användas, 

hvilka  härvid  kanna  ätersta,  sedan  samtliga  förbindelser  säväl  tili  tredje  man  som 

tili  kassans  egna  medlemmar  blifnt  fallgjorda. 


e  §. 

Ej  mä  registrerad  sjakkassas  medel,  sä  länge  kassans  verksamhet  fortfar,  användas 
tili  andra  ändamäl  an  nnderstöd  vid  sjnkdomsfall  samt,  der  stadgame  sädant  medgifva, 
äf\ren  begraMngshjelp,  sä  ock  tili  bestridande  af  förvaltningskostnader  samt  bUdande  af 
f^r  dessa  ändamäl  nödiga  fonder. 

7  §. 
Ar  sjnkkassa  npprättad  i  samband  med  förening,  som  afser  andra  ändamäl  an  sjok- 
och  begraädugsl^jelp,   skola  särskilda  stadgar  vara  nppgjorda  f5r  kassan  samt  dess  medel 
särskildt  förvaltas. 

8§. 

Vidtages  ändring  i  registrerad  sjakkassas  stadgar,  skall  sädan  ofördröjligen  hos  regi- 
streringsmyndigheten  anmälas. 

Beslatad  ändring  eger  icke  giltighet,  med  mindre  registreringsmyndigheten  förklarat 
den  icke  stä  i  strid  med  denna  lag  eller  annan  lag  eller  författning. 

Begistreringsmyndighetens  beslat  i  fräga,  som  i  denna  §  afses,  skall  tillställas  sjak- 
kassans  styrelse  i  enahanda  ordning,  som  i  §  3  är  stadgad. 

9§. 
Begistrerad  sjakkassas  räkenskaper  och  styrelsens  förvaltning  skola  ärligen  gpranskas 
af  minst  tvä,  ä  allmän  sammankomst  med  kassans  medlemmar  ntsedde  revisorer. 


10  §. 

Det  äligger  styrelsen  f5r  registrerad  sjnkkassa  att  en  gäng  ärligen  inom  tid,  som 
registreringsmyndigheten  bestämmer,  tili  myndigheten  lemna  nppgifter  efter  faststäldt  for- 
malär  angäende  kassans  verksamhet  föregäende  kalenderär  äf^ensom  att  insända  ett  exem- 
plar  i  tryck  eller  aüskrift  af  senaste  revisionsberättelse  f5r  kassan  samt  nppgifva  namn 
och  adress  ä  styrelsens  ledamOter. 

Dessntom  eger  registreringsmyndigheten,  om  den  sä  finner  nödigt  lata  a  stallet  onder- 
söka  registrerad  sjakkassas  förvaltning. 


11  §. 

Begistrerad  sjnkkassa  kan  förvärfva  rettigfaeter  och  ikläda  sig  skyldigheter  samt  inför 
domstol  och  annan  myndighet  sOka,  kftra  och  svara. 

Kassan  lyder  nnder  allmän  anderrätt  i  den  ort,  der  styrelsen  har  sitt  säte;  och  eger 
styrelsen  att  ä  dess  vägnar  tala  och  svara. 


GeseU  ttber  Erankenkaflten  Tom  30.  Oktober  1891.  47 

c)  BeBtunmungen  über  Zutritt  nnd  Beiträge  znr  Kasse; 

d)  in  welcbem  Fall  ein  Mitglied  Yon  der  Kasse  ansgescblossen  werden  kann  nnd  die 
Folgen  hiervon; 

e)  Beschaffenheit  nnd  Höhe  der  Unterstützung,  anch  wie  lange  nnd  unter  welchen 
Bedingungen  sie  erfolgen  soll; 

f )  wie  die  Angelegenheiten  der  Kasse  zu  handhaben  sind,  die  Verantwortlichkeit  des 
Vorstandes,  wie  der  Vorstand  gewählt  werden  und  wo  er  seinen  Sitx  haben  soll; 

g)  wie  die  Mittel,  welche  für  laufende  Ausgaben  nicht  erforderlich  sind,  zinsbringend 
anzulegen  und  die  Wertdokumente  aufeubewahren  sind,  und  wie  die  Inventur  er- 
folgen soll; 

h)  wie  eine  Statutenänderung  von  den  Mitgliedern  beschlossen  werden  soll;  femer 
i)  wie  und  in  welchem  Falle  die  Kasse  auMlösen  ist  und  die  Mittel  zu  verwenden 
sind^  welche  hierbei  etwa  übrig  bleiben,  nachdem  alle  Verbindlichkeiten  sowohl 
gegen  dritte  Personen  wie  auch  gegen  die  eigenen  Kassenmitglieder  erfüllt  sind. 

§6. 
Die  Mittel  einer  eingetragenen  Krankenkasse  dürfen,  so  lange  die  Wirksamkeit  der 
Kasse  besteht,  zu  keinem  anderen  Zwecke  als  zur  Unterstützung  im  Krankheitsfall  und, 
ÜJÜB  die  Statuten  dies  zulassen,  auch  zur  Begräbnisbeihilfe,  femer  zur  Bestreitung  der 
Verwaltnngskosten  und  Bildung  eines  für  diese  Zwecke  erforderlichen  Fonds  verwendet 
werden. 

§7. 
Ist  eine  Krankenkasse   in  Verbindung   mit   einem  Verein   errichtet,   welcher   andere 
Zwecke  als  Kranken-  und  Begräbnisbeihilfe  verfolgt,   so   müssen  für  die  Kasse  besondere 
Statuten  angestellt  und  ihre  Mittel  abgesondert  verwaltet  werden. 

§8. 

Wird  eine  Änderung  der  Statuten  vorgenommen,  so  muss  dieselbe  sofort  der  Ein- 
tragungsbehörde angezeigt  werden. 

Der  Abänderungsbeschluss  erhält  nicht  eher  Gültigkeit,  als  bis  die  Eintragungs- 
behörde erklärt  hat,  dass  derselbe  nicht  im  Widersprach  mit  diesem  Gesetz  oder  einem 
anderen  Gesetz  oder  der  Verfassung  steht. 

§9. 
Die  Abrechnungen  der  eingetragenen  Krankenkassen  und  der  Verwaltungsbericht  des 
Vorstandes  müssen  jährlich  von  mindestens  zwei,  von  d^i  Mitgliedern  in  einer  ordentlichen 
Versanmilung  gewählten  Bevisoren  geprüft  werden. 

§  10. 

Dem  Vorstande  einer  eingetragenen  Krankenkasse  liegt  es  ob,  jährlich  einmal  in 
einer  von  der  Eintragungsb^örde  bestimmten  Zeit  derselben  Bericht  nach  einem  fest- 
gesetzten Formular  über  die  Thätigkeit  der  Kasse  im  vergangenen  Kalenderjahr  zu  er- 
statten und  zugleich  ein  Exemplar  in  Dmck  oder  Abschrift  von  dem  letzten  Kassen- 
Bevisionsberichte  nebst  Angabe  der  Namen  und  Adressen  der  Vorstandsmitglieder  ein- 
zureichen. 

Ausserdem  kann  die  Eintragungsbehörde,  falls  sie  es  für  nötig  findet,  noch  die  Ver- 
waltung einer  eingetragenen  Krankenkasse  einer  Untersuchung  unterziehen. 

§  11. 

Eine  eingetragene  Krankenkasse  kann  Eechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  über- 
nehmen, und  bei  Gericht  und  anderen  Behörden  Gesuche,  Klagen  und  Gegenklagen  an- 
bringen. 

Die  Kasse  gehört  unter  das  Untergericht  des  Ortes,  an  welchem  der  Vorstand  seinen 
Sitz  hat,  und  der  Vorstand  hat  die  Kasse  zu  vertreten. 


48  .         Lag  om  qjukkMsor  af  30  Oktober  1891. 

FOr  kassans  ftrbindelser  &ro  s^yrelsens  ledamdier  och  kassans  medlemmar  idce  per- 
sonligen  ansvarige,  derest  de  sig  ej  dertill  s&rskildt  utfiist. 

Upplöses  kaesan,  mä  ärsstftraning  a  dess  borgenftrer  sOkas^ 

12  §. 

Räti  tili  anderstOd  frän  registrerad  sjnkkassa  kan  ej  df^erlita»  och  mä  för  ty  ej  för 
gftld  i  m&t  tajas. 

13  §. 

Fallgöras  icke,  oaktadt  derom  erh&Uen  päminnelse,  de  skyldlgheter,  hvilka  eoligt 
denna  lag  iligga  registrerad  sjnkkassa,  eger  registreringsmyndigheten  beslnta,  att  kassans 
egenskap  af  registrerad  skall  apphöra. 

Underr&ttelse  cm  detta  beslat  och  om  skälen  derför  skall  med  allmftniia  posten  oför- 
dröjligen  öf^ersdndas  tili  kassans  styrelse. 

Sedan  beslntet  ynnnit  laga  kiaft  eller,  i  h&ndelse  af  besv&r,  blifnt  fiiststäldt,  skall 
knngörelse  om  beslntet  genom  registeringsmjndighetens  försorg  införas  i  allm&nna  tidning- 
ama  och  tidning  i  orten. 

14  §. 

Beslnt  om  npplösning  af  registrerad  qnkkassa  skall  anmftlas  hos  registreringsmyn- 
digheten samt  genom  dess  försorg  knngöras  i  enahanda  ordning,  som  i  13  §  sftgs. 

I  förh&llande  tili  tredje  man  eger  dylikt  beslnt  ej  giltighet,  förr  an  knngörelse 
eg^  mm. 


15  §. 

Den,  som  är  missnöjd  med  registreringsmyndighetens  beslnt  i  fräga,  som  i  3,  8  eller 
13  §  omförmäles,  eger  att  vid  talans  förlnst  sist  innan  klockan  tolf  k  sextionde  dagen 
frän  beslntets  dag  deröf^er  anföra  besTär  hos  Konnngens  Befallningshafrande,  om  beslntet 
meddelats  af  magistrat,  och  hos  Konnngen  mot  öf^erst&thiUareembetets  eller  Konnngens 
BefallningshafTandes  beslnt. 

16  §. 

Meddelanden  och  beslnt  af  registreringsmyndigheten,  hvilka  anga  sjnkkassa,  skola 
densamma  afgiftsfritt  tillhandahäUas. 

Knngörelse,  hvarom  i  denna  lag  stadgas,  skall  ske  pä  det  allmfinnas  bekostnad. 

Denna  lag  trftder  i  kraft  den  1  Jnli  1892. 

Det  alla,  som  vederbOr,  hafira  sig  hOrsamligen  att  efterrätta.  Till  yttermera  visso 
hafve  Vi  detta  med  egen  band  nnderskrifnt  och  med  Yärt  Kongl.  sigill  bekrftfta  lätit. 
Stockholms  slott  den  30  Oktober  1891. 

Under  Hans  lCig:ts  Min  allemidigste  Konnngs  och  Herres  q^nkdom, 
enligt  Dess  nädiga  beslnt: 

Gnstaf. 

(L.  S.) 


QeMts  aber  Knuikenkaasen  Tum  80.  Oktober  1891.  49 

Fnr  die  Verbindlichkeiten  der  Kasse  sind  die  Mitglieder  des  Vorstandes  und  der  Kasse 
nicht  persönlich  haftbar,  falls  sie  sich  dazu  nicht  besonders  verbindlich  gemacht  haben. 

Wird  die  Kasse  auflöst,  so  mnss  die  Genehmigung  der  Gläubiger  dazu  nachgesucht 
werden. 

§  12. 

Das  Becht  auf  Unterstützung  seitens  einer  eingetragenen  Krankenkasse  darf  weder 
übertragen  noch  Schulden  halber  gepfändet  werden. 

§  13. 

Erfüllt  eine  eingetragene  Krankenkasse,  ungeachtet  erhaltener  Vermabnung,  die  Pflichten 
nicht,  welche  ihr  nach  diesem  Gesetz  auferliegen,  so  beschliesst  die  Eintragungsbehörde, 
dass  die  Eigenschaft  der  Kasse  als  „eingetragene  Kasse^  aufhört. 

Die  Benachrichtigung  von  diesem  Beschluss  und  seiner  Begründung  muss  unyerzüglich 
durch  die  Post  an  den  Kassenvorstand  gesendet  werden. 

Nachdem  ein  solcher  Beschluss  Bechtskraft  erlangt  oder  im  Falle  des  Widerspruches 
Bestätigung  erhalten  hat,  muss  die  Bekanntmachung  des  Beschlusses  durch  die  Eintragungs- 
behörde in  den  üblichen  Blättern  und  der  Ortszeitung  erfolgen. 

§  14. 

Der  Beschluss  über  die  Auflösung  einer  eingetragenen  Krankenkasse  ist  der  Ein- 
tragungsbehörde  anzuzeigen  und  auf  deren  Veranlassung  in  der  in  §  13  genannten  Weise 
bekannt  zu  machen. 

Im  Verhältnis  zu  dritten  Personen  gewinnt  dieser  Beschluss  nicht  eher  Gültigkeit, 
bis  die  Bekanntmachung  erfolgt  ist. 

§  15. 

Wenn  jemand  mit  dem  Beschluss  der  Eintragungsbehörde  in  den  in  §§  3,  8  oder  13 
erwähnten  Fällen  unzufrieden  ist,  muss  er  vor  12  Uhr  am  OO.  Tage  vom  Tage  des  Be- 
schlusses m,  bei  Verlust  seines  Beschwerderechtes,  beim  KönigL  Statthalter  Beschwerde 
dagegen  einlegen,  falls  der  Beschluss  von  einem  Magistrat  gefasst  ist,  und  beim  König 
selbst,  wenn  es  sich  um  einen  Beschluss  des  Oberstatthalteramtes  oder  der  Königl.  Statt- 
halterschaft handelt 

§  16. 

Mitteilungen  und  Beschlüsse  der  Eintragungsbehörde,  welche  die  Krankenkasse  be- 
treffen, müssen  derselben  abgabenfrei  zugestellt  werden. 

Die  in  diesem  Gesetz  vorgeschriebenen  Bekanntmachungen  erfolgen  auf  öffentliche 
Kosten. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  1892  in  Kraft. 

Hiemach  hahen  sich  alle  Betheiligten  zu  richten. 

Urkundlich  dessen  haben  Wir  dies  mit  eigenhändiger  Unterschrift  und  mit 
Unserm  Königlichen  Siegel  hekräftigt. 

Schloss  Stockholm,  den  30.  Oktober  1891. 

Während  Seiner  Migestät,  Meines  allergnädigsten  Königs  und  Herrn  Krankheit 
gemäss  Seinem  gnädigen  Beschluss: 

Gustav. 

(LS.) 


Büaga  2. 


Förslag  tili  Lag, 

ang&ende  fömäkring  för  beredande  af  pension  eller  lifränta. 


1  kap. 
PenslonsfSrsakring.    (FSrsMnlngspllgt.) 

1  §. 

I  ändamäl  att  pension  mä  Tarda  de  här  nedan  i  2  §  nämnde  arbetstagare  beredd, 
8kola  dessa,  man  och  qYinnor,  Mn  det  de  fyUt  aderton  kr  f^rsälcras  enligt  de  närmare 
best&mmelsema  i  denna  lag. 

2  §. 

1  mom.  Arbetstagare,  hvilka  enligt  denna  lag  skola  försäkras,  äro  bos  arbetsgif- 
yare  mot  kontant  aflöning  anstfillde: 

1)  arbetare,  gesäller,  lärlingar,  tjenste}\jon,  statkarlar  samt  andre,  hvilka  i  fräga  om 
anställningen  äro  med  dem  jemf5rliga;  samt 

2)  biträden  yid  ntöfyande  af  handel,  yrke  eller  jordbroks-  eller  annan  näring,  hvilka 
icke  afises  i  1),  samt  verkmästare,  inspektorer,  rättare  och  dylika  arbetsf5rmän,  derest  den 
kontanta  aflOningen  ej  nppgär  tili  ett  tusen  ätta  hondra  kronor  för  kx  räknadt. 

2  mom.  Säsom  med  försäknngspligt  förenad  anställning  skall  jemväl  anses  till- 
fällig sysselsättning,  derest  arbetstagaren  yarit  ander  alla  söckendagar  i  en  kalendervecka 
hos  samma  arbetsgifvare  sysselsatt. 

3  §. 

Ar  gilt  man  försäkrad  enligt  denna  lag,  skall  hnstnin,  äfven  om  hon  icke  sjelf  är 
enligt  2  §  försäkringspligtig,  ändock  anses  f&rsäkrad  och  sälnnda  ?ara  berättigad  att,  en- 
ligt hyad  här  nedan  närmare  stadgas,  atnjnta  pension. 

4  §. 

Frän  försäkringspligt  nndantagas:  i  statens  eller  kommons  tjenst  anstälde  tjenstemän 
och  betjente,  befälhafvare  och  besättning  ä  fartyg,  samt  de,  hvilka  nppenbarligen  äro  tili 
arbete  varaktigt  oförmögne. 

Försäkringen  omfattar  ej  heller  dem,  som,  da  denna  lag  träder  i  kraft,  fyllt  trettio 
är;  dock  gäller  i  fräga  om  försäkrad  mans  hnstni  stadgandet  i  3  §  oberoende  af 
hnstrans  älder. 

Pä  konnngens  pröfhing  ankommer,  om  och  nnder  hvilka  vükor  medlem  af  pensions- 
eller  lifränteanstalt  mä  knnna  frän  f^rsäkringspligt  enligt  denna  lag  nndantagas. 


Aalag«  2. 


Gesetzentwurf 

betreffend 

die  Versicherung  aur  Oewährung  von  Pension  oder  Leibrente. 


1.  Kapitel 

Penslonsrersieherang;.    (Yersieheriingspflielit) 

§  1. 
Zum  Zweck  der  Gewähning  einer  Pension  för  die  in  §  2  bezeichneten  Arbeitnehmer, 
werden   dieselben,  Männer  wie  Franen,  vom  vollendeten  18.  Jahre  ab    nach  den  näheren 
Bestimmnngen  dieses  Gesetzes  versichert. 

§2. 
1.  Absatz.     Arbeitnehmer,  welche  nach  diesem  Gesetz  versichert  werden  sollen,  sind 
die  bei  dem  Arbeitgeber  gegen  baren  Lohn  angestellten: 

1.  Arbeiter,  Gesellen,  Lehrlinge,  Dienstboten,  Depatatsleate  und  andere,  welche  mit 
Bezng  auf  die  Anstellnng  ihnen  vergleichbar  sind;  sowie 

2.  Gehülfen  bei  Ausübung  von  Handel,  Gewerbe  oder  Acker-  oder  anderer  Wirtschaft, 
welche  nicht  unter  1.  fallen,  ebenso  Werkmeister,  Inspektoren,  Grossknechte  nnd 
ähnliche  Vorarbeiter,  deren  Baarlohn  1800  Er.  jährlich  nicht  übersteigt. 

2.  Absatz.  Als  mit  der  Yersicherongspflicht  verbondene  Anstellung  soll  aach  eine  vor- 
übergehende Beschäfidgang  betrachtet  werden,  falls  der  Arbeitnehmer  während  aller  Werk- 
tage einer  Kalenderwoche  bei  demselben  Arbeitgeber  beschäftigt  wird. 

§  3. 

Ist  ein  verheirateter  Mann  nach  diesem  Gesetz  versichert,  so  soll  seine  Ehefrau,  auch 
wenn  dieselbe  nicht  selbst  nach  §  2  versicherungspflichtig  ist,  doch  als  versichert  gelten 
nnd  demgemäss  berechtigt  sein,  nach  den  hiemach  folgenden  Bestimmungen  eine  Pension 
zu  erhalten. 

§4. 

Von  der  Yersicherungspflicht  sind  ausgenommen:  Beamte  und  Bedienstete,  welche  im 
Staats-  oder  Gemeindedienst  angestellt  sind,  Führer  und  Mannschaften  von  Fahrzeugen, 
sowie  diejenigen,  welche  offenbar  gänzlich  arboitsunföhig  sind. 

Die  Versicherung  umüasst  femer  auch  diejenigen  nicht,  welche  bei  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  das  30.  Jahr  vollendet  haben ;  doch  gilt  mit  Bezug  auf  die  Ehefrau  eines  ver- 
sicherten Mannes  die  Bestimmung  in  §  3  ohne  Bücksicht  auf  das  Alter  der  Frau. 

Von  der  Bestimmung  des  Königs  häng^  es  ab,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen 
Mitglieder  von  Pensions-  und  Leibrentenanstalten  von  der  Versicherangspflicht  nach  diesem 
Gesetze  entbunden  werden  können. 
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5  §. 

De  försäkrade  indelas  i  tre  pensionsklasser,  hvilka  omfatta: 

FOrsta  klassen:  man,  hvilkas  kontanta  aflOning  för  vecka  uppg&r  tili  tio  kronor 
eller  deratöfyer; 

Andra  klassen:  man,  hvilkas  kontanta  aflOning  för  vecka  ej  nppgär  tili  tio 
kronor;  och 

Tredje  klassen:  qvinnor. 

6  §. 

För  hyarje  kalendervecka,  ander  hvilken  med  t^rsäkringspligt  förenad  anställning  egt 
rum,  skall  f5r  arbetstagare,  intill  dess  han  fyllt  femtio  kr,  pensionsafgift  erläggas: 
inom  första  pensionsklassen  med  Ijuga  Ore, 
inom  andra  pensionsklassen  med  femton  5re;  och 
inom  tredje  pensionsklassen  med  tio  6re. 


7  §. 

Ar  f5rsäkrad  man  gift  och  är  ej  hnstnm  pa  gmnd  af  egen  anställning  försäkrings- 
pligtig,  skola  de  ander  äktenskapet  för  mannen  erlagda  pensionsafgifter  anses  säsom  er- 
lagda  jemväl  för  hastnin,  dock  ej  i  annan  klass  an  den  tredje. 

8  §. 

F6r  det  i  10  §  angifha  ändamäl  skall  enhvar  försäkringspligtig  arbetstagare  yara 
försedd  med  en  pensionsbok  enligt  foststäldt  formolär. 

Dylika  pensionsb6cker  skola  tillhandahällas  allmänheten  a  postsparbapkskontor  och 
ä  de  öfriga  stallen,  som  dertill  knnna  atses,  tili  pris,  som  af  konnngen  bestämmes. 

9  §. 

Da  arbetstagare  tillträder  anställning,  med  hvilken  försäkringspligt  är  förenad,  skall 
han  tili  arbetsgilVaren  Ofverlemna  sin  pensionsbok.  Är  arbetstagaren  ej  med  pensionsbok 
fdrsedd,  skall  sädan  af  arbetsgif^aren  anskaffas.  Genom  dennes,  försorg  skall  boken  förses 
med  anteckning  om  arbetstagarens  fallständiga  namn,  f5delseär  och  dag,  samt  Meise-  och 
boninigsort. 

10  §. 

De  i  6  §  stadgade  a^ifter  skola  genom  arbet8gif?aren8  f5rsorg  för  arbetstagarens 
räkning  erläggas  senast  innan  fall  aflöning  f5r  vecka  eller  längre  tid  tili  denne  atbetalas. 
Erläggande  af  pensionsafgift  skall  ega  nun  ä  postsparbankskontor  eller  annat  stalle,  som 
dertill  kan  atses,  dervid  anteckning  om  erläggandet,  pä  satt  särskildt  bestämmes,  gOres  i 
arbetstagarens  pensionsbok,  hvilken  da  skall  för  sädant  ändamäl  af  arbetsgifvaren 
företes. 

11  §. 

1  mam.  Arbetsgif^are  skall  ander  den  tid  försäkringspligtig  arbetstagare  hos 
honom  innehar  anställning  f5rvara  dennes  pensionsbok,  hvilken,  d&  anställningen  apphOr, 
skall  tili  arbetstagaren  öfverlenuias. 

8  mom.  I  pensionsbok  mä  ej  gOras  anteckning  om  arbetstagares  appförande  eller 
arbete  eller  om  annat,  som  ej  har  afseende  p&  rätt  tili  pension  enligt  denna  lag. 

3  mom.  Har  pensionsbok  f5rkommit  eller  blifvit  f6r  sitt  ändamäl  obrakbar,  skall 
ny  pensionsbok  anskaffas  och  den,  pä  anmälan  ä  nägot  af  de  i  10  §  omförmälda  stallen, 
sä  fort  ske  kan,  införas  bovis  om  de  pensionsafgifter,  som  finnas  hafvh  blifnt  för  den 
försäkrade  inom  de  särskilda  pensionsklassema  erlagda.  Priset  för  nj  pensionsbok  skall 
af  arbetsgifvaren,  derest  den  f5rra  boken  förkommit  eller  blifvit  obnricbar  ander  tid,  da 
den  af  arbetsgifvaren  skolat  f5rvaras,  men  eljest  af  arbetstagaren  gäldas. 
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§  5. 
Die  Yersicherien  werden  in  drei  Pensionsklassen  eingeteilt,  welche  umfassen: 

1.  Klasse:  Mftnner,  deren  Baarlohn  fnr  die  Woche  10  Er.  und  darüber  beträgt; 

2.  „       Männer,  deren  Baarlohn  für  die  Woche  nicht  10  Kr.  erreicht;  und 

3.  „        Frauen. 


9  6. 

Pur  jede  Kalenderwoche,    während  welcher  eine  mit  Versicherungspflicht  yerbundene 

Anstellung  Yorgelegen  bat,  soll  für  den  Arbeitnehmer,  bis  zu  seinem  vollendeten  50.  Jahre, 
Pensionsbeitrag  gezahlt  werden: 

in  der  1.  Pensionsklasse  mit  20  Ören; 

»      w    2.  „  „  15      „ 

>•      »    3.  „  ^  10      „. 

§  ^' 

Ist  ein  versicherter  Mann  verheiratet  und  ist  seine  Ehefrau  nicht  auf  Grund  eigener 
Anstellung  versicherungspflichtig,  so  werden  die  während  der  Ehe  fclr  den  Mann  gezahlten 
Pensionsbeiträge  auch  ebenso  als  für  die  Frau  gezahlt  angesehen,  doch  in  keiner  anderen 
Klasse  als  in  der  dritten. 

§8. 

Für  den  in  §  10  angegebenen  Zweck  soll  jeder  versicherungspflichtige  Arbeitnehmer 
mit  einem  Pensionsbuch  nach  vorgeschriebenem  Formular  versehen  werden. 

Solche  Pensionsbücher  sollen  dem  Publikum  von  den  Postsparkassen  und  von  den 
äbrigen  dazu  bestimmten  Stellen  für  einen  vom  Könige  festzusetzenden  Preis  verkauft  werden. 

§9. 
Wenn  ein  Arbeitnehmer  eine  mit  Versicherungspflicht  verbundene  Anstellung  antritt, 
80  soll  er  dem  Arbeitgeber  sein  Pensionsbuch  aushändigen.  Ist  der  Arbeitnehmer  nicht 
mit  einem  Pensionsbuch  versehen,  so  hat  der  Arbeitgeber  ein  solches  anzuschaffen.  Auf 
seine  Veranlassung  sind  der  vollständige  Name  des  Arbeitnehmers,  Geburtsjahr  und  Tag, 
sowie  Gebnrts-  und  Wohnort  in  das  Buch  einzutragen. 

§  10. 
Die  in  §  6  bestimmten  Beiträge  werden  durch  Fürsorge  des  Arbeitgebers  für  Bech- 
nong  des  Arbeitnehmers  gezahlt,  spätestens  bei  der  vollen  Abldhnung  für  die  Woche 
oder  einen  längeren  Zeitraum,  für  welchen  die  Auszahlung  erfolgt.  Die  Einzahlung 
des  Pensionsbeitrages  geschieht  bei  einer  Postsparkasse  oder  anderweit  dazu  bestimmten 
Stelle,  wobei  die  Bescheinigung  der  Bezahlung  auf  besonders  zu  bestimmende  Weise  in 
dem  Pensionsbuch  des  Arbeitnehmers  erfolgt,  welches  zu  diesem  Zwecke  von  dem  Arbeit- 
geber vorzuzeigen  ist. 

§  11. 

1.  Absatz.  Der  Arbeitgeber  hat  für  die  Zeit,  während  welcher  der  versicherungs- 
pflichtige Arbeitnehmer  bei  ihm  angestellt  ist,  dessen  Pensionsbuch  aufzubewahren  und  ihm 
dasselbe  bei  Aufhebung  der  Anstellung  wieder  auszuhändigen. 

2.  Absatz.  In  das  Pensionsbuch  darf  keine  Bemerkung  über  die  Führung  oder 
Arbeit  oder  anderes  sonst  eingetragen  werden,  was  keinen  Bezug  auf  das  Pensionsrecht 
nach  diesem  Gesetz  hat. 

3.  Absatz.  Ist  das  Pensionsbuch  fortgekommen  oder  für  seinen  Zweck  unbrauch- 
bar geworden,  so  soll  ein  neues  Pensionsbuch  angeschafft  und  darin  auf  Antrag  bei  einer 
der  in  §  10  erwähnten  Stellen  so  weit  thunlich  eine  Nachweisung  über  die  Pensions- 
beiträge eingetragen  werden,  welche  für  den  Versicherten  in  den  einzelnen  Pensionskassen 
nachweislich  erlegt  sind.  Die  Kosten  für  das  neue  Pensionsbuch  sind  vom  Arbeitgeber, 
bei  dem  das  frühere  Buch  während  der  Aufbewahrungszeit  fortgekommen  oder  unbrauchbar 
geworden  ist,  sonst  aber  vom  Arbeitnehmer  zu  zahlen. 


54  ütkast  om  Pensioni*  och  Lifränte-Fönäkring. 

12  g. 

Pä  det  att  pensionsstyrelseii  mä  komma  i  tUlMe  att  granska  de  pensionsbOcker, 
i  hvilka  bevis  om  erlagda  Bigitter  införtSy  äligger  det  arbetsgif^are  att,  en  gis^  om  äret, 
&  nägot  af  de  i  10  §  omförmälda  stäUen  inlemna  de  pensionsbOcker,  som  han  har  i  sitt 
fönrar. 

För  enahanda  ändamäl  skall  pensionsbok,  som  ej  af  arbetsgiffare  f^nraras  och  som 
ej  förat  imder  äret  af  pensionsstyrelsen  granskats,  genom  den  f^rsäkrades  försorg  inlemnas, 
yid  äfventyr  att  e^est,  der  ski^aküghet  mellan  pensionsboken  och  pensionsstyrelseiis  räken- 
skaper  yppar  sig,  dessa  räkenskaper  skola  haf?a  vitsord  i  fräga  om  de  pensionsa^ifter, 
som  icke  miderkastats  granskning. 

Under  tid,  da  pensionsbok  är  tili  pensionsstyrelsens  granskning  inlemnadi  skall  bovis 
om  erlagda  pensionsafgifter  meddelas  genom  interimsqyitto  enligt  fiaststäldt  formnlär. 


13  §. 
F6r  erlagda  pensionsafgifter,  sä  ock  f&r  anskafifad  pensionsbok,  derför  priset  ej  enligt 
11  §  3  mom.  skall  af  arbetsgifvaren  gftldas,  mä  arbetsgifvaren,  senast  vid  nftsta  ntbetal- 
ning  tili  arbetstagaren  af  fall  aflOning  fÖr  vecka  eller  längre  tid,  gOra  afdrag  ä  af lOningen. 
Arbetsgifvaren  äligge  dock  att  genom  nppvisande  af  pensionsboken  eller,  i  M  som  i  12  § 
afses,  af  interimsqvitto  styrka  afdragts  behOrighet. 


14  §. 

Bätt  tili  Pension  enligt  denna  lag  intrftder  vid  fyllda  sextiofem  är  eller  dessförinnan 
yid  varaktig  of^rmäga  tili  arbete;  dock  ej  f5rr  an  efter  fyllda  femtio  är. 

Yaraktig  oförmäga  tili  arbete  skall  anses  vara  fÖr  banden  hos  den,  som  befinnes 
tili  följd  af  kropps-  eller  sinnessjukdom,  yanf5rhet  eller  lyte  yara  or  stand  att  genom 
säduit  arbete,  som  motsyarar  hans  krafter  och  färdigheter,  yidare  sig  f5rs5ija. 

16  §. 

Pensionens  belopp  skall  för  hyarje  erlagd  pensionsafgift  ntg^^ra  tyä  procent  af  af- 
giftens  belopp  för  hyaije  helt  är,  som  förflntit  frän  den  dag,  afgiften  erlades,  tili  den  dag 
frän  hyilken  Pensionen  atgär. 

16  §. 

Pension  atgär  tili  försäkrad  frän  den  dag  rätt  tili  pension  enligt  14  §  inträdt, 
hyUket,  da  annat  förhällande  ej  yisas,  anses  haf^a  skett  den  dag  Pensionen  sOkes. 

Pension  apphör  med  ntgängen  af  den  mänad,  ander  hyilken  pensionstagaren  aflidit. 

17  §. 

Flyttar  nägon,  som  är  berättigad  tili  pension  enligt  denna  lag,  nr  riket,  eger  han 
ej  rätt  nppbära  pension  för  tid  nnder  hyilken  han  är  ä  atrikes  ort  bosatt 

18  §. 

1  mom.  Ansökning  om  pension  skall  gOras  skriftligen  ä  nägot  af  de  i  10  §  om- 
förmälda  stallen  nti  tili  pensionsstyrelsen  stäld  inlaga;  och  skola  yid  sädan  ansökning 
fogas  följande  handlingar: 

1.  prestbeyis  angäende  sökandens  älder  samt,  i  fräga  om  pension  för  hustra  pä 
gnmd  af  mannens  försäkring,  angäende  den  tid  äktenskapet  yarat; 

2.  läkareintyg  angäende  sökandens  helsotillständ;  skolande  sädant  intyg  tillika  inne- 
hälla  nppgift  hnrayida  sökanden  enligt  läkarens  nppfattning  mä  anses  yara  tili 
yaraktigt  arbete  oförmögen,  pä  satt  i  14  §  sägs;  och 
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§  12. 

Damit  die  Pensionsyerwaltiiiig  in  Stand  gesetzt  wird,  die  Pensionsbücher,  in  welchen 
die  gezahlten  Beiträge  eingetragen  sind,  zn  prüfen,  ist  der  Arbeitgeber  verpflichtet,  einmal 
im  Jahre  die  Pensionsbücher,  welche  er  in  Verwahrung  hat,  an  einer  der  in  §  10  bestimmten 
Stellen  einznliefem. 

Zn  demselben  Zwecke  soll  im  Pensionsbach,  welches  nicht  vom  Arbeitgeber  verwahrt 
wird  nnd  welches  noch  nicht  im  Laufe  des  Jahres  von  der  Pensionsverwaltung  geprüft  ist, 
durch  den  Versicherten  selbst  eingeliefert  werden,  auf  die  Gefahr  hin,  dass  sonst,  falls 
sich  eine  Verschiedenheit  zwischen  dem  Pensionsbuch  und  den  Listen  der  Pensionsverwal- 
tong  herausstellt,  diese  Listen  bezüglich  solcher  Pensionsbeiträge,  welche  nicht  geprüft 
worden  sind,  Beweiskraft  haben. 

Für  die  Zeit,  während  welcher  das  Pensionsbuch  der  Pensionsverwaltung  zur  Prüfung 
eingereicht  ist,  wird  über  gezahlte  Pensionsbeiträge  durch  Interimsquittung  nach  bestimmtem 
Formular  quittiert. 

§  13. 
Für  die  gezahlten  Pensionsbeiträge,  sowie  für  das  beschaffte  Pensionsbuch,  fiüls  dessen 
Kosten  nicht  nach  §  11  Abs.  3  vom  Arbeitgeber  zu  tragen  sind,  soll  der  Arbeitgeber 
spätestens  bei  der  nächsten  für  die  Woche  oder  einen  längeren  Zeitraum  erfolgenden  vollen 
Ablöhnung*  des  Arbeitnehmers  einen  Abzug  vom  Lohn  machen.  Dem  Arbeitgeber  liegt  es 
jedoch  ob,  durch  Vorweisung  des  Pensionsbuches  oder  in  dem  nach  §  12  vorgesehenen 
Fall  der  Interiinsquittung  die  Bichtigkeit  des  Abzugs  nachzuweisen. 

§  14. 

Ein  Becht  auf  Pension  nach  diesem  Gesetz  tritt  bei  vollendetem  65.  Jahre  oder  vor- 
her bei  dauernder  Arbeitsunfähigkeii  ein,  jedoch  nicht  vor  vollendetem  50.  Jahre. 

Dauernde  Arbeitsunföhigkeit  wird  bei  dem  als  vorhanden  angenommen,  der  infolge 
von  Körper-  oder  Geisteskrankheit,  Verkrüppelung  oder  Gebrechen  ausser  Stand  ist,  sich 
durch  eine  solche  Arbeit,  welche  seinen  Kräften  und  Fähigkeiten  entspricht,  weiter  zu 
versorgen. 

§  15. 
Der   Betrag   der  Pension  soll  für  jeden   gezahlten   Pensionsbeitrag   2^/^   des   Be- 
trages des  Beitrages  für  jedes  ganze  Jahr  ausmachen,  welches  seit  dem  Tage,  an  welchem 
der  Beitrag  gezahlt  ist,  bis  zu  dem  Tage,  mit  welchem  die  Pension  beginnt,  verflossen  ist. 

§  16. 
Die  Pension  wird  dem  Versicherten  von  dem  Tage  an  gezahlt,  mit  welchem  das  An- 
recht nach  §  14  eintritt,  was,  wenn  andere  Verhältnisse  nicht  vorliegen,  an  dem  Tage  des 
PensionBantrages  als  eingetreten  angenommen  wird. 

§  17. 
Verzieht  jemand,   der   nach   diesem  Gesetze   pensionsberechtigt   ist,   ausserhalb  des 
Beiches,  so  ruht  sein  Pensionsrecht  so  lange,  als  er  im  Auslande  wohnt. 

§  18. 
1.  Absatz.     Der  Antrag   auf  Pension   ist  schriftlich  einzureichen  bei  einer  der  in 
§  10  genannten  Stellen,  welche  den  Antrag  der  Pensionsverwaltung  übermittelt;  auch  sollen 
dem  Antrag  folgende  Schriftstücke  beigefügt  sein: 

1.  eine  kirchliche  Bescheinigung  über  das  Alter  des  Antragstellers,  und  mit  Bezug 
auf  eine  Pension  der  Frau  auf  Grund  der  Versicherung  des  Mannes  auch  über 
die  Dauer  der  Ehe; 

2.  ein  ärztliches  Zeugnis  über  den  Gesundheitszustand  des  Antragstellers;  auch  soll 
dasselbe  eine  Angabe  darüber  enthalten,  inwieweit  der  Antragsteller  nach  Ansicht 
des  Arztes  als  dauernd  arbeitsunfUdg  gemäss  §  14  anzusehen  ist| 
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3.  de  bandlingiu:,  som  i  6Mgt  erfordras  tili  ntredande  af  sökandens  rätt  tili  pension. 
Har  Bökanden  fyUt  sextiofem  är,   Ar  sädant  intjg,   som  i  2.  omförmftles,   ej  erfor- 
derligt 

2  mom,    Beviljas  pension,  ntfärdas  d«rä  pensionsbref  af  pensionsstyrelsen. 


19  §. 

Utbetalning  af  pension  verkställes  ä  postsparbankskontoret  i  den  ort,  der  pensions- 
tagaren  vistades  da  ansökning  derom  gjordes,  derest  icke  i  ansökningen  uppgifvits  annan 
kontor.  I  pensionsbref  skall  lemnas  uppgift  ä  den  postsparbankskontor,  der  utbetalning 
af  Pensionen  kommer  att  ske.  Afdyttar  pensionstagaren  tili  annan  ort  eller  Onskar  han 
af  annan  anledning  pensionens  ntbetalande  ä  annan  an  f5rat  nppgifven  postsparbanks- 
kontor,  mä,  pä  ansökning  hos  pensionsstyrelsen,  anvisning  meddelas  om  ntbetalningens 
verkst&llande  ä  annan  kontor. 

Pension  mä  lyftas  f6r  hvaije  kalendermänad  efber  ingängen  af  derpä  följande  mänad; 
dock  att,  om  pensionens  belopp  understiger  tolf  kronor,  pension  atbetalas  endast  f5r  hvarje 
är  efter  ingängen  af  derpä  f51jande  är. 


Bätt  tili  pension  eniigt  denna  lag  kan  ej  öfverlätas  och  mä  fftrij  ej  f6r  gftld  i 
mät  tagas. 

2  kap. 
LifrintefSrsSkring  (MyllUg). 

21  §. 

En  hvar  svensk  man  eller  qvinna  emellan  aderton  och  femtio  ärs  älder  eger  genom 
erläggande  af  lifränteafgifter  yarda  försäkrad  tili  erhällande  af  lifränta  eniigt  denna  lag. 

22  §. 

Ej  mä  för  nägon  nnder  ett  kalenderär  erläggas  lifränteafgifter  tili  högre  sammanlagdt 
belopp  an  tolf  kronor  samt  f5r  hvarje  gäng  ej  ander  en  krona  eller,  der  högre  belopp 
erlägges,  ej  annorlunda  an  med  holt  antal  kronor. 

23  §. 

Yid  erläggande  af  f5rsta  lifrenteafgift  atlemnas  för  den  försäkrade  en  lifräntebok 
eniigt  faststäldt  formulär  tili  pris,  som  af  konongen  bestämmes. 

24  §. 

I  fräga  om  stalle  der  lifräntebok  tillhandahälles  och  der  lifränteafgifter  böra  erläggas, 
om  anteckningar  i  lifräntebok,  om  utfäende  af  ny  lifräntebok,  da  äldre  sädan  förkommit 
eller  blifnt  f^r  sitt  ändamäl  obnikbar,  om  granskning  af  lifräntebok,  om  rätt  tili  lifränta, 
om  lifräntas  belopp,  om  tid,  da  lifränta  börjar  att  ntgä  och  npphör,  om  afbrott  i  rätt  tili 
lifränta,  om  ansökning  att  utfä  lifränta,  om  utbetalning  af  lifränta  samt  om  öf^erlätelse 
af  rätt  tili  lifränta  skall  hvad  i  8  och  10  §§,  11  §  3  mom.  samt  12,  14  samt  16,  17, 
18,  19  och  20  §§  angäende  pensionsbok,  pensionsafgifter  och  pension  är  stadgadt  i  til- 
lämpliga  delar  lända  tili  efterrättelse. 

3  kap. 
FOnraltnlng  oeh  statobidrag. 

25  §. 

Ärenden  rörande  den  försäkring,  hyarom  i  denna  lag  stadgas,  skola  handläggas  af 
en  f5r  heia  riket  gemensam  pensionsstyrelse. 
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3.  die  Schriftstücke,  welche  im  übrigen  erforderlich  sind,  das  Recht  des  Antrag- 
stellers anf  Pension  zn  begründen. 

Hat  der  Antragsteller  das  65.  Jahr  vollendet,  so  ist  das  anter  2.  genannte  Zengnis 
nicht  erforderlich. 

2.  Absatz.  Wird  die  Pension  bewilligt,  so  wird  darüber  ein  Pensionsbrief  von  der 
Pensionsverwaltang  ausgefertigt. 

§  19. 

Die  Anszahlnng  der  Pension  geschieht  durch  die  Postsparkasse  des  Ortes,  an  welchem 
der  Antragstdler  bei  Einreichung  des  Antrages  wohnte.  Ms  nicht  in  dem  Antrage  eine 
andere  Kasse  angegeben  ist.  In  dem  Pensionsbrief  muss  die  Postsparkasse  angegeben  sein, 
bei  welcher  die  Auszahlung  der  Pension  erfolgen  soll. 

Verzieht  der  Pensionserheber  nach  einem  anderen  Ort,  oder  wünscht  er  aus  einer 
anderen  Veranlassung  die  Auszahlung  der  Pension  bei  einer  anderen  als  der  vorher  an- 
g^benen  Postsparkasse,  so  soll  auf  ein  Gesuch  bei  der  Pensionsverwaltung  Anweisung 
über  die  anderweite  Auszahlung  an  die  andere  Kasse  erfolgen. 

Die  Pension  ist  für  jeden  Kalendermonat  nach  Beginn  des  darauf  folgenden  Monats 
ZQ  erheben;  bleibt  jedoch  der  Betrag  der  Pension  unter  12  Kronen,  so  wird  die  Pension 
nnr  für  jedes  Jahr  nach  Beginn  des  darauffolgenden  Jahres  ausbezahlt. 

§  20. 
Das  Becht  auf  Pension   nach    diesem  Gesetz    darf  weder  abgetreten  noch  Schulden 
halber  gepfändet  werden. 

2.  Kapitel. 
Lelbrentenrersiehemiig  (freiwillig). 

§  21. 
Jede  schwedische  m&nnüche  oder  weibliche  Person  zwischen  dem  18.  und  50.  Lebens- 
jahre wird  durch  Zahlung  von  Leibrentenbeitrftgen  berechtigt,  eine  Leibrente  nach  diesem 
Gesetz  zu  eriialten. 

§  22. 
Es  dürfen  während  eines  Kalendeijahres  nicht  Leibrentenbeiträge  mit  einem  höheren 
Gesamtbetrag  als  12  Kr.,    sowie   für  jedes  Mal  nicht  unter  1  Kr.  oder,   falls  ein  höherer 
Betrag  gezahlt  wird,  nicht  anders  als  in  ganzen  Kronen  eingezahlt  werden. 

§  23. 
Bei  Zahlung   dos   ersten  Beitrages   wird  dem  Versicherten  ein  Leibrentenbuch  nach 
festgestelltem  Formular  zu  einem  vom  Könige  bestimmten  Preise  ausgehändigt. 

§  24. 
Bezüglich  der  Aufbewahrung  des  Leibrentenbuches  und  der  Einzahlung  der  Beiträge, 
bezüglich  der  Eintragungen  in  das  Leibrentenbuch,  der  Ausfertigung  eines  neuen  Buches, 
felis  das  alte  fortgekommen  oder  für  seinen  Zweck  unbrauchbar  geworden  ist,  der  Prüfung 
des  Buches,  der  Berechtigung  zur  Leibrente,  der  Höhe  derselben,  der  Zeit,  zn  welcher  die 
B^te  beginnt  und  aufhört,  des  Verlustes  des  Rechtes  auf  Leibrente,  des  Antrages  auf 
Bewilligung  der  Kente,  der  Auszahlung  der  Beute  und  der  Abtretung  des  Rechtes  auf 
Bente  soll  das  in  den  §§  8,  10,  11  Abs.  3,  12,  14  und  16 — 20  hinsichtlich  des  Pensions- 
buches, der  Pensionsbeiträge  und  der  Pension  Bestimmte  in  entsprechender  Weise  Geltung 
haben. 

8.  Kapitel 
Yerwaltiiiig  und  Staatsbeitrag. 

§  26. 
Die  Geschäfte  der  in  diesem  Gesetz  behandelten  Versicherung  werden  von   einer  für 
das  ganze  Reich  gemeinsamen  Pensionsverwaltung  besorgt 
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FensioDflstyrelsens  Organisation  och  sättet  för  dess  verksamhet  bestämmas  af  konnngen. 
I  pensionsstyrelsens  beslnt  m&  ändring  sökas  hos  konnngen  senast  före  klockan  tolf 
ä  trettionde  dagen  frän  delfäendet,  dagen,  da  detta  skedde,  likvfil  oräknad. 


1  mom.  F6r  att  öfyervaka  det  stadgandena  i  denna  lag  efterlefvas,  eger  pensions- 
styrelsen  att,  der  sädant  anses  erforderligt,  för  visst  län  eller  mindre  distrikt  deraf  atse 
ombnd,  som  har  att  pä  anfordran  af  pensionsstyrelsen  meddela  ntlätande  i  frägor  angäende 
bevi^ande  af  pension  eller  lifränta  samt  i  öfrigt  vid  ntöfoing  af  sin  befattning  stflUa  sig 
tili  efkerrättelse  de  särsküda  föreskrifter,  som  knnna  verda  ombndet  meddelade. 

2  mom,  Eommnnalstämma  ä  landet  samt  stadsfallmäktige  i  stad  eller  i  stad,  der 
sädana  ej  finnas,  allmän  rädstuga  mk  jemväl,  om  jf5rh411andena  dertill  gifva  anledning, 
f&r  kommnnen  eller,  derest  densamma  anses  böra  i  flera  distrikt  fördelas,  f5r  hvarje  sädant 
distrikt  ntse  lämplig  person,  som  eger  tillse  att  i  denna  lag  stadgad  försäkringspligt 
nppfyUes  samt  med  rad  och  npplysningar  i  ämnet  arbetsgif^are  och  arbetstagare  till- 
handagä. 


27  §. 

1  mom.  Derest  tvekan  appstär  eller  tvist  förekommer  om  hvem  som  enligt  denna 
lag  skall  säsom  arbetsgif^are  rätteligen  anses  eller  hnravida  arbetstagare  skall  enligt  denna 
lag  f5rsäkras  eller  tili  hvilken  pensionsklass  manlig  arbetstagare  skall  räknas,  mä  ntlä- 
tande i  sädan  fräga  inhemtas  af  person,  som  enligt  26  §  af  kommnn  blifnt  ntsedd  att 
tillse  det  förs&kringspligt  nppfylles  eller,  om  nägon  sädan  icke  är  f5r  kommnnen  eller 
distriktet  i  fräga  ntsedd,  af  ordförande  i  vederbörande  kommnnalnämnd,  magistrat  eller 
stadsstyrelse. 

2  mom.  Den  som  ej  ätnöjes  med  ntlätande,  som  i  1  mom.  omförmäles,  och  hvilket, 
derest  begäran  derom  firamstftlles,  bör  skriftligen  meddelas,  mä  nnderställa  frägan  pensions- 
styrelsens afgörande  genom  en  af  ntlätandet  ätföljd  inlaga,  som  mä  tili  styrelsen  insändas 
eller  inlemnas  ä  nägot  af  de  i  10  §  omförmälda  stallen.  Intill  dess  pensionsstyrelsens 
beslnt  i  ämnet  meddelas,  skall  det  besked,  som  ntlätandet  innehäller,  lända  tili  efter- 
rättelse. 

28  §. 

Pensions-  och  lifränteafgiftema  skola  ingä  tili  en  fond,  som  förvaltas  i  enlighet  med 
de  nftrmare  föreskrifter,  som  derom  ntfärdas. 

Till  nämnda  fond  skall  för  hvarjo  är  af  statsmedel  ingä  ett  belopp,  som  motsvarar 
half^  beloppet  af  de  nnder  äret  erlagda  pensions-  och  lifränteafgiftema. 

F6r  bestridande  af  kostnaden  för  den  i  3  §  stadgade  förmän,  skall  jemväl  af  stats- 
medel tili  samma  fond  ingä  ett  belopp,  som  motsvarar  trettio  procent  af  samtliga  nnder 
äret  erlagda  pensionsafgifter. 

29  §. 

1  mom.  Inom  fem  är  efter  det  lagen  trädt  i  kraft  och  sedermera  minst  en  gäng 
hyart  tionde  är  skall,  efter  konnngens  bestämmande,  anställas  en  pä  vetenskaplig  sannolik- 
hetsberäkning  gmndad  nndersökning,  hnrnvida  pensions-  och  lifiränteafgiftema  äro  i  före- 
ning  med  stadgadt  bidrag  af  statsmedel  tillräckliga  tili  bestridande  af  pensioner  och 
lifiräntor  ät  dem,  som  pä  gnmd  af  bestämmelsema  i  2  och  21  §§  derefter  inträda  i  för- 
säkringen.  Framgär  af  denna  nndersökning  behof  af  förfindring  i  gällande  bestämmelser 
rörande  försdkringsvilkoren,  mä  dock  sädan  förändring  ej  afse  redan  da  beviljade  pensioner 
eller  lifräntor,  och  för  dem,  hvilka^  da  för&ndring  vidtoges,  äro  försäkrade,  blott  afse  de 
pensions-  och  lifränteafgifter,  som  derefter  erläggas  eller  de  pensions-  och  lifräntebelopp, 
som  SYara  mot  sistnämnde  afgifter  samt  ega  mm  endast  efter  af  konnng  och  riksdag 
derom  &ttadt  beslnt. 
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Die  Organisation  dieser  Verwaltung  and  der  Sitz  ihrer  Wirksamkeit  wird  vom  König 
bestimmt. 

Einsprach  gegen  einen  Bescheid  der  Verwaltung  ist  hei  dem  Könige  spätestens  Tor 
12  Uhr  des  30.  Tages  nach  der  Zustellung  einzureichen,  den  Tag  der  letzteren  nicht 
mitgerechnet. 

§  26. 

1.  Absatz.  Zur  Überwachung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  kann  die  Pensions- 
Yerwaltung  erforderlichen  FaUes  für  gewisse  Statthalterschaften  oder  auch  kleinere  Bezirke 
BeToUmächtigte  einsetzen,  welche  auf  Verlangen  der  Pensionsverwaltung  über  die  Be- 
willigung von  Pensionen  oder  Leibrenten  zu  berichten  und  im  Übrigen  bei  Ausübung  ihres 
Amtes  sich  nach  den  etwa  weiter  erhaltenen  besonderen  Vorschriften  zu  richten  haben. 

2.  Absatz.  Der  Gemeindevorstand  auf  dem  Lande  und  der  Magistrat  in  der  Stadt, 
oder  in  einer  Stadt,  wo  ein  solcher  nicht  besteht,  die  allgemeine  Batsversammlung  muss, 
wemi  die  Verhältnisse  es  erfordern,  für  die  Gemeinde  oder,  wenn  die  Teilung  derselben 
in  mehrere  Bezirke  erforderlich  erscheint,  für  jeden  derartigen  Bezirk  eine  geeignete  Person 
auswählen,  welche  darüber  zu  wachen  hat,  dass  die  in .  diesem  Gesetz  vorgeschriebene  Ver- 
sicherungspflicht erfüllt  wird,  auch  mit  Bat  und  Aufschluss  in  der  Sache  dem  Arbeitgeber 
and  Arbeitnehmer  zur  Hand  geht. 

§  27. 

1.  Absatz.  Entsteht  ein  Zweifel  oder  Streit  darüber,  wer  nach  diesem  Gresetz  als 
Arbeitgeber  rechtlich  anzasehen  ist,  oder  wie  weit  der  Arbeitnehmer  nach  diesem  Gesetz 
zn  versichern  ist,  oder  zu  welcher  Pensionsklasse  ein  männlicher  Arbeitnehmer  zu  rechnen 
ist,  so  sind  die  Erhebungien  darüber  von  der  Person  zu  veranstalten,  welche  nach  §  26 
von  der  Gemeinde  dazu  bestimmt  ist,  die  Erfüllung  der  Versicherungspflicht  zu  überwachen 
oder,  wenn  eine  solche  Person  far  die  betrefifende  Gemeinde  oder  den  Bezirk  nicht  ernannt 
ist,  von  dem  Vorsitzenden  des  betreffenden  Gemeindevorstandes,  Magistrates  oder  Stadt- 
Torstandes. 

2.  Absatz.  Wenn  jemand  mit  dem  Bescheid,  welcher  in  Abs.  1  beschrieben  und 
aof  Wunsch  des  Betreffenden  schriftlich  mitzuteilen  ist,  nicht  zufrieden  ist,  so  muss  er 
die  Sachlage  der  Pensionsverwaltung  mit  einer  bezüglichen  Eingabe  unterbreiten,  welche 
der  Verwaltung  von  einer  der  in  §  10  genannten  Stellen  einzusenden  oder  einzuliefern  ist.  Bis 
eine  Entscheidung  des  Vorstandes  in  dieser  Sache  ergeht,  soll  der  bezügliche  Bescheid 
znr  Nachachtung  dienen. 

§  28. 

Pensions-  and  Leibrentenbeiträge  fliessen  zu  einem  Fonds,  welcher  nach  den  näheren 
darüber  zn  erlassenden  Vorschriften  zu  verwalten  ist. 

Zu  diesem  Fonds  fliesst  jährlich  ein  Betrag  aus  Staatsmitteln,  welcher  dem  halben 
Betrage  der  im  Jahre  gezahlten  Pensions-  und  Leibrentenbeiträge  gleichkommt. 

Zur  Bestreitang  der  Kosten  der  in  §  3  bestimmten  Vorteile  soll  auch  aus  Staats- 
mi^hi  zn  demselben  Fonds  ein  Betrag  gezahlt  werden,  welcher  30  ^/^  der  sämtlichen  im 
Jahre  gezahlten  Pensionsbeiträge  entspricht. 

§  29. 

1.  Absatz.  Fünf  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  und  später  mindestens 
einmal  in  jedem  10.  Jahr  ist,  nach  Bestimmung  des  Königs,  eine  auf  wissenschaftlicher 
Wahrscheinlichkeitsberechnung  begründete  Untersachung  darüber  vorzunehmen,  wieweit  die 
Pensions-  und  Leibrentenbeiträge  in  Verbindung  mit  dem  Beitrag  aus  Staatsmittehi  hin- 
reichend zur  Bestreitung  der  Pensionen  und  Leibrenten  far  diejenigen  sind,  welche  auf 
(xrond  der  Bestimmungen  in  §§  2  und  21  in  die  Versicherung  eintreten. 

(Jeht  aus  dieser  Untersuchung  die  Notwendigkeit  einer  Abänderang  der  die  Ver- 
sieherungsbedingungen  regelnden  Bestimmungen  hervor,  so  darf  eine  solche  Abänderung 
doch  nicht  die  schon  bewilligten  Pensionen  oder  Leibrenten  betreffen,  und  für  die,  welche 
bd  Eintritt  der  Abänderung  schon  versichert  sind,  nur  die  Pensions-  oder  Leibrentenbeiträge 
betreffen,  welche  später  zu  zahlen  sind,  oder  den  Pensions-  und  Leibrentenbetrag,  welcher 
den  letztgenannten  Beiträgen  entspricht  und  erst  nach  einem  vom  König  und  Reichstag 
darüber  gefassten  Beschlüsse  in  Kraft  tritt. 


(50  Utka«t  om  Pensions-och  Lifränte-Försäkring. 

2  mom.  I  Sammanhang  med  sädan  nndersökning,  som  i  1  mom.  &r  nämnd,  skall 
tillika  yerkställas  ntredning,  hurnvida  fonden  är  sä  stör,  att  den  minst  motsvarar  ks^ital- 
Yärdet  af  alla  de  utbetalningar,  som  med  dess  medel  skola  bestridas. 

Yisar  sig  dervid  brist,  skall  denna  ersättas  af  statsmedel. 

30  §. 
Fömtom  den  utgift  för  kommaner,  byartill  bestämmelsema  i  26  §  2  mom.  och  27  § 
kunna  föranleda,  bestridas  kostnadema  för  försäkringsväsendets  förvaltning  af  staten. 


4  kap. 
AnsrarsbestSinmelser. 

31  §. 

1  mom.  Arbetsgifyare,  som  onderläter  att  fullgOra  hvad  honom  enligt  10  och 
12  §§  äligger,  strafifas  med  böter  frän  och  med  fem  tili  och  med  femtio  kronor. 

2  mom.  Förseelse  mot  stadgandet  i  11  §  2  mom.  straffiäs  med  böter  frän  och 
med  fem  tili  och  med  femhondra  kronor. 

32  §. 

1  mom.  Förseelse,  som  1  31  §  omförmäles,  ätalas  af  allmän  äklagare  vid  allmän 
domstol. 

2  mom.  Böter,  som  enligt  denna  lag  adömas,  till&lla  tili  ena  hälften  kronan  och 
tili  andra  hälften  aklagaren.  Saknas  tillgäng  tili  sädana  böters  gäldande,  skola  de  för- 
yandlas  enligt  allmän  strafflag. 

33  §. 

De  närmare  föreskrifter,  som,  utöfver  hvad  denna  lag  innehaller,  finnas  erforderliga 
f5r  lagens  tillftmpning,  ntfördas  af  konangen. 

Denna  lag  träder  i  kraft  den  1  jannari  1900. 
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2.  Absatz.  Im  Zusammenhang  mit  der  im  1.  Absatz  erwähnten  Untersachong  soll 
berechnet  werden,  ob  der  Fonds  so  gross  ist,  dass  er  mindestens  dem  Eapitalwert  aller 
Anszahlnngen  entspricht,  welche  mit  diesen  Ifitteln  zn  bestreiten  sind. 

Ergiebt  sich  hierbei  ein  Fehlbetrag,  so  ist  derselbe  aus  Staatsmitteln  zu  ergänzen. 

§  30. 
Mit  Ausnahme   der  Aasgaben    der   Gemeinden,   welche    die   Bestimmungen   in  §  26 
Abs.  2  und  §  27  yeranlassen  kennen,  werden  die  Yerwaltungskosten  für  das  Versicherungs- 
wesen vom  Staate  bestritten. 

4.  Kapitel. 
Strafbestimmungen. 

§  31. 

1.  Absatz.  Arbeitgeber,  welche  die  ihnen  nach  §§  10  und  12  obliegenden  Pflichten 
nicht  erfüllen,  werden  mit  einer  Geldstrafe  von  5  bis  zu  50  Kr.  bestraft. 

2.  Absatz.  Vergebungen  gegen  die  Bestimmung  in  §  11  Abs.  2  werden  mit  Geld- 
strafen von  5  bis  zu  500  Er.  bestraft. 

§  32. 

1.  Absatz.  Vergehen  der  in  §  31  erwähnten  Art  werden  von  dem  öffentlichen  An- 
kläger bei  dem  ordentlichen  Gericht  anhängig  gemacht. 

2.  Absatz.  Die  nach  diesem  (besetz  eingezogenen  Geldstrafen  fallen  zur  Hälfte  an 
die  Krone,  zur  Hälfte  an  den  Kläger.  Können  die  Geldstrafen  nicht  beigetrieben  werden, 
so  sind  sie  nach  dem  aUgemeinen  Strafgesetz  umzuwandeln. 

§  33. 
Die  näheren  Vorschriflien,  welche,  ausser  dem  Inhalt  dieses  Gesetzes,  zur  Ausführung 
desselben  erforderlich  werden  sollten,  werden  vom  König  gegeben. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1900  in  Kraft. 


V  in  ^nsUnk.  3^ 
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von 


Dr.  Zacher, 

KalMri.  Geh.  BegUniDgsnt  Im  Reldu-VenielianiofMmt. 
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Die  Arbeiterversicherung  in  Norwegen. 


Aus  gleichen  Gründen  wie  in  Schweden  wurde  auch  in  Norwegen  durch 
Königl.  Erlass  vom  19.  August  1885  eine  Kommission  zum  Studium  der  Arbeiter- 
Versicherung  eingesetzt;  dieselbe  beendigte  ihre  Arbeiten  anfangs  1890  und  legte 
un  Februar  desselben  Jahres  verschiedene  Gesetzentwürfe  vor,  welche  einerseits 
die  Krankenversicherung,  andererseits  die  Unfallverhütung  (Fabrikaufsicht)  und 
die  Unfallversicherung  regelten,  wogegen  die  Vorarbeiten  für  die  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  nicht  zum  Abschluss  gelangt  waren.  Von  diesen  Vor- 
lagen, welche  bezüglich  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  dem  Vorbilde  der 
deutschen  Gesetzgebung  gemäss  auf  dem  Grundsatz  der  Zwangsversicherung  auf- 
gebaut waren,  führten  nur  die  beiden  Vorschläge  über  die  Unfallverhütung 
(FabrikauMcht)  und  die  Unfallversicherung  zu  einem  gesetzgeberischen  Erfolg: 
dem  Gesetz  vom  27.  Juni  1892  über  die  Fabrikaufsicht  und  dem  Gesetz  vom 
23.  Juli  1894  über  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter  in  Fabriken  (s.  u.),  wäh- 
rend die  Fragen  der  Krankenversicherung  und  der  Invaliditäts-  und  Altersver- 
sicherung bisher  noch  offen  geblieben  sind. 

1.  Krankenversicherung  in  Norwegen. 

Nach  den  Erhebungen  der  Kommission  zeigte  sich  das  Krankenkassenwesen 
in  Norwegen,  dessen  Bevölkerung  der  dänischen  etwa  gleichkommt,^)  noch  weit 
weniger  entwickelt  als  in  Schweden  (s.  Heft  II,  S.  6  fg.)  und  in  Dänemark  (s.  Heft  I, 
S.  4%.).  Im  Jahre  1885  wurden  nur  zwischen  220  und  230  Kranken-  und  Be- 
gräbniskassen gezählt,  darunter  187  Kassen  mit  31464  Mitgliedern;  etwa  V& 
aller  Kassenmitglieder  befanden  sich  in  der  Hauptstadt  Christiania,  gegen  Ve  ^^^^ 
Mitglieder  waren  Frauen  und  Mädchen,  und  von  den  etwa  50000  Industrie- 
arbdtern  gehörte  nur  ein  Bruchteil  den  Krankenkassen  an.  Über  die  Wirksam- 
keit der  Kassen  giebt  die  nachfolgende  Statistik')  näheren  Aufschluss: 


Kranken-  u. 
Begräbnis- 
kassen 

Reine 
Kranken- 
kassen 

Beine 
Begräbnis- 
kassen 

Zusammen 

Zahl  der  Kassen 

69 

11771 

1826 

98 

8  672 
1916 

18 

2  284 
494 

175 

Zahl  der  Mitglieder  {-;Sf;    ;    ;    ; 

22  727 
4  236 

Znsammen 

Kiankentage 

TodesfäUe 

18  597 

47120 
890 

Kr.«) 
11,24 

1,87 

10  588 

47  892 
172 

Kr. 
6,83 
2,16 

2  778 

92 
Kr. 
6,59 
1,76 

26  963 

94512 
674 

Einnahmen  |  Mitgliederbeiträge .... 
pro  Kopf    \Andere  Einnahmen     .    .    . 

Kr. 

Znsammen 

18,11 

8,99 

8,85 

— 

')  Norwegen  hatte  nach  der  VoUtszählimg  von  1891:  1988674  (951290  m.  und  1037384  w.), 
Dänemark  nach  der  Volkszählung  yon  1890:  2172380  (1059157  m.  und  1113223  w.)  Einwohner. 
*)  Vgl.  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Jena  1890,  Bd.  1,  S.  583. 
*)  8  Kronen  (a  100  Öre)  =  9  Reichsmark. 
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Kranken-  u. 

Begrabnis- 

kassen 

Beine 
Kranken- 
kassen 

Beine 

Begräbnis- 

kassen 

Zusammen 

Ausgaben 
pro  Kopf ' 

Krankenunterstützung  .    .    . 

Arznei 

Arzt 

Begräbnisgeid 

Andere  Ausgaben     .... 

2,93 
3,79 
8,27 
1,87 
1,18 

8,90 
0,68 
1,86 
0,76 
0,91 

3> 

0,77 

— 

Vermögen 

Zusammen 
pro  Kopf 

12,54 
17,00 

7,61 
29,00 

4,76 
46,00^) 

Da  die  Anzahl  der  versicherongsbedärftigen  Personen  nach  der  Volks- 
zählung von  1875  auf  370000,  die  Gesamtzahl  der  Eassenmitglieder  aber  nur 
auf  37000  berechnet  wurde,  und  im  übrigen  die  Eassenleistungen  nach  den 
obigen  Ausweisen  sich  als  durchaus  unzureichend  erwiesen,  so  glaubte  die  Mehr- 
heit der  Kommission  —  im  Gegensatz  zur  Minderheit,  welche  das  bestehende 
freiwillige  Erankenkassenwesen  lediglich  durch  staatliche  Zuschüsse  und  gesetz- 
liche Regelung  fördern  wollte  (wie  dies  später  in  dem  dänischen  Erankenkiassen- 
gesetz  vom  12.  April  1892  geschehen  ist:  Heft  I,  S.  4  u.  20  fg.)  —  eine  durch- 
greifende und  schleunige  Abhülfe  nur  in  der  Einführung  der  Zwangsver- 
sicherung  zu  finden.  Behufs  Durchführung  derselben  wurde  eine  das  ganze 
Staatsgebiet  umfassende  „Landes-Erankenkasse"  mit  Unterabteilungen  in  den 
einzelnen  Gemeinden  vorgeschlagen.  Um  jedoch  den  Bestand  und  die  weitere 
Entwickelung  der  Privat-Erankenkassen  nicht  zu  beeinträchtigen,  sollte  der  Bei- 
trittszwang zur  Landeskasse  fortfallen,  sofern  der  Versicherungspflichtige  einei' 
Privatkasse  angehörte  und  diese  ihre  Statuten  den  bezüglichen  Anforderungen 
des  Versicherungsgesetzes  angepasst  bezw.  die  staatliche  Bestätigung  erhalten 
hatte.  Auch  suchte  man  der  Befürchtung,  dass  die  Eonkun*enz  der  staatlichen 
Zwangskasse  die  privaten  Erankenkassen  erdrücken  möchte,  dadurch  zu  be- 
gegnen, dass  man  die  Leistungen  der  Zwangskasse  auf  das  Notwendigste,  d.  h. 
lediglich  auf  die  Gewährung  von  Erankengeld  (=  der  Hälfte  des  Tagelohnes  für 
die  Dauer  von  13  Wochen  in  jedem  Halbjahr)  beschränkte,  dagegen  die  wei- 
teren Leistungen  (Gewährung  freier  Arznei,  Arzthülfe,  Erankenhausbehandlung 
u.  s.  w.)  den  privaten  Erankenkassen  vorbehielt.  Die  Beiträge  zur  Eranken- 
versicherung  (10  Öre  wöchentlich  von  jeder  Erone  Erankengeld)  glaubte  man 
nach  dem  Grundsatz  der  Selbsthülfe  ausschliesslich  den  Arbeitern  auferlegen  zu 
sollen,  wie  andererseits  die  Lasten  der  Unfallversicherung  (s.  u.)  ausschliesslich 
die  Arbeitgeber  treffen  sollten.  Auch  die  Inanspruchnahme  staatlicher  Zuschüsse 
wurde  grundsätzlich  abgelehnt,  weil  man  diese  fllr  die  weit  höhere  Anforderungen 
stellende  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  vorbehalten  müsse.  Eine  Ab- 
weichung von  diesem  Grundsatze  hielt  die  Eommission  nur  in  zwei  Punkten  für 
zulässig.  Es  erschien  ihr  nämlich  wtlnschenswert,  einerseits  die  Zwangsbeiträge 
für  die  Versicherungspflichtigen  ohne  Rücksicht  auf  deren  Alter  und  Gesundheit 
einheitlich  festzusetzen,  andererseits  zwischen  den  Privatkassen  ein  gegenseitiges 
Freizügigkeitsverhältnis  dahin  vorzuschreiben,  dass  auch  älteren  oder  schwächeren 
Personen  beim  Wechsel  des  Beschäftigungsortes  der  Beitritt  zur  Easse  des  neuen 
Arbeitsplatzes  nicht  erschwert  oder  gar  versagt  sein  sollte.  Die  hieraus  sich 
ergebenden  Mehrbelastungen  wollte  daher  die  Eommission,  da  andererseits  diese 
Ziele  nicht  wohl  erreichbar  schienen,  durch  entsprechende  staatliche  Zuschüsse 
decken  lassen.  In  dem  Regierungsentwurf  liess  man  indessen  diese  Punkte  fallen, 
da  die  Herstellung  der  Freizügigkeit  zwischen  den  Privatkassen  im  Hinblick  auf 
die  geplante  Organisation  der  staatlichen  Landeskasse  nicht  mehr  erforderlich 
schien  und  andererseits  die  Mitgliederbeiträge  aus  versicherungstechnischen  und 
Zweckmässigkeitsgründen  je  nach  dem  Beitrittsalter  zwischen  10  und  25  Öre 
(wöchentlich  für  jede  Erone  Erankengeld,  welches  nicht  weniger  als  */,  und  nicht 


^)  Darunter  zwei  alte  Kassen,  bei  deren  Anssondemng  der  Betrag  auf  20  Kr.  fällt. 
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mehr  als  ^/^  des  darchschnittlichen  Tapgelohns  des  Versicherten  betragen  sollte) 
abgestuft  wurden.  Diese  Beiträge  sollten  lediglich  die  eigentlichen  Versicherungs- 
kosten decken,  dagegen  die  Verwaltungskosten  der  Landeskasse  und  ihrer  Unterab- 
tdlungen,  bezw.  etwaige  Fehlbeträge  vom  Staat  und  den  Gemeinden  getragen 
werden.  Hinsichtlich  des  Umfangs  der  Versicherung  glaubte  man  dieselbe  zu- 
nächst wie  bei  der  Unfallversicherung  auf  die  gewerblichen  ^)  Arbeiter  und  Betriebs- 
beamten mit  Jahresyerdienst  bis  1200  Er.  begrenzen,  auch  zur  Vermeidung  ver- 
waltungstechnischer  Schwierigkeiten  nur  vorübergehend  („in  Betrieben  von  voraus- 
sichtlich nur  zweimonatlicher  Dauer")  beschäftigte  Personen  vom  Versicherungszwang 
aasnehmen  zu  sollen. 

Nachdem  der  G^setzesvorschlag  inzwischen  noch  dem  Vorstand^ des  nor- 
wegischen Arbeiterbundes,  bezw.  durch  dessen  Vermittelung  den  zugehörigen 
Arbeitervereinigungen  mitgeteilt  war  und  im  ganzen  deren  Zustimmung  gefunden 
hatte,  wurde  unter  dem  25.  März  1893  dem  Storthing  ein  48  Paragraphen  um- 
fassender Begierungsentwurf^)  zugestellt,  welcher  im  wesentlichen  nach  den  obigen 
Grundsätzen  ausgearbeitet  war.  Bez&gUch  der  Organisation  war  darin  bestimmt, 
dass  der  Hauptvorstand  der  staatlich  garantierten  Landes-Erankenkasse  vom  König 
ernannt^  dagegen  die  Vorsteher  der  Unterabteilungen,  je  nachdem  diese  weniger 
oder  mehr  als  25  Mitglieder  zählten,  vom  Qemeindevorstand  bestellt  oder  in  der 
Generalversammlung  der  Mitglieder  gewählt  werden  sollten  (§§  6—8).  Ferner 
war  der  Versicherungszwang  auf  das  städtische  Gesinde  &  den  Zeitraum 
ausgedehnt,  welcher  durch  die  (im  §  6  des  Armenunterstätzungsgesetzes  vom 
6.  Juni  1863  vorgeschriebene)  Fürsorgepflicht  nicht  mehr  gedeckt  war,  und  die 
Ausdehnung  dieser  Versicberungspflicht  auch  auf  das  ländliche  Gfesinde  durch 
einen  vom  Könige  zu  bestätigenden  Gemeindebeschluss  gestattet  (§  1).  Ausser- 
dem war  die  freiwillige  Versicherung  für  alle")  Personen^  deren  Jahres- 
verdienst 2000  Kr.  nicht  übersteigt,  eingefügt,  jedoch  mit  der  Beschrän- 
kung, dass  sowohl  der  Beitrags-  wie  der  Krankengeldberechnung  kein  höherer 
Jahresverdienst  als  1200  Kr.  zu  Gründe  gelegt  werden  durfte,  und  die  freiwillige 
Versicherung  —  allein  oder  in  Verbindung  mit  der  Zwangsversicherung  —  '/^ 
des  Verdienstes  des  Versicherten  nicht  übersteigen,  auch  erst  sechs  Wochen  nach 
dem  Beitritt  zur  Kasse  wirksam  werden  sollte  (§§  9,  13).  Der  wöchentliche  Mit- 
gliedsbeitrag war  für  jede  im  Krankheitsfall  auszuzahlende  Krone  je  nach  dem 
Eintrittsalter  (unter  25,  25—35,  35—45,  45—55,  55—65  und  über  65  Jahre) 
auf  10,  11,  13,  16,  20  und  25  Öre  (für  Gesinde  auf  »/^  der  regelmässigen  Sätze) 
festgesetzt,  während  das  im  Erkrankungsfall  bis  zu  13  Wochen  in  jedem  Halb- 
jahr zu  gewährende  Krankengeld  nicht  weniger  als  V«  ^^^  Glicht  mehr  als  '/^ 
des  durchschnittlichen  Tagelohns  des  Versicherten  betragen,  auch  im  Fall  der 
Doppelversicherung  nicht  den  Betrag  des  vollen  Tagelohns  übersteigen  sollte 
(§§  2,  11,  14);  eine  Revision .  dieser  Bestimmungen  über  die  Höhe  der  Beiträge 
and  des  Krankengeldes  sollte  spätestens  drei  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes und  später  alle  fünf  Jahre  stattfinden.  In  einem  besonderen  Abschnitt 
(III,  §§  26 — 35)  endlich  waren  noch  die  Bestimmungen  zusammengefasst,  welche 
eine  geordnete  Geschäftsführung  der  „privaten  Krankenkassen"  gewährleisten  und 
die  Bedingungen  enthalten,  unter  welchen  diese  Kassen  nach  staatlicher  Geneh- 
migung (bei  mindestens  50  Mitgliedern  und  Gewährung  der  gesetzlichen  Mindest- 
leistungen) an  Stelle  der  Landes-Krankenkasse  treten  dürfen. 

Das  Storthing  vertagte  die  Beratung  über  die  Vorlage  ebenso  wie  über  die 
gleichzeitige  Vorlage  der  Unfallversicherung,  und  trat  in  der  nächsten  Session 
(1894)  entgegen  den  Wünschen  der  Regierung,  welche  die  Regelung  der  Kranken- 
versicherung, da  dieser  auch  die  leichteren  Unfälle  (innerhsdb  der  ersten  vier 
Wochen)  zufallen  sollten,  als  Vorbedingung  für  die  Durchführung  der  Unfallver- 
sicherung (s.  u.)  ansah,  in  die  Beratung  der  letzteren  ein,  so  dass  die  Kranken- 


*)  Danach  waren  Land-  und  Forstarbeiter,  Seeleute  und  Fischer  ausgeschlossen. 
*)  Udkast  tu  Lov  om  Arbeideres  Sygeforsikring  m.  V.,  Oth.  Prp.  Nr.  23  (1898). 
*)  Also  auch  die  nicht  versicherungspflichtigen  Gruppen:  Land-  und  Forstarbeiter,  Seeleute 
und  Fischer. 
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kassenvorlage  abermals  zurückgestellt  wurde;  dasselbe  geschah  bei  der  Wieder- 
Yorlage  in  der  nächsten  Session  1895.^) 

Inzwischen  war  das  am  23.  Juli  1894  publizierte  Unfallversicherungsgesetz 
(seit  dem  1.  Juli  1895)  in  Kraft  getreten  und  hatte  durch  die  Bestimmung  (§9), 
dass  die  ganze  Krankenflirsorge  innerhalb  der  ersten  vier  Wochen  nach  dem 
Unfall,  sofern  der  Verletzte  einer  Krankenkasse  nicht  angehört,  dem  Arbeitgeber 
zur  Last  fällt,  namentlich  f&r  kleinere  Unternehmer  zu  erheblichen  Härten,  mit- 
unter zur  Einstellung  des  Betriebes  gef&hrt,  so  dass  die  Regelung  der  Kranken- 
versicherung immer  dringlicher  erschien.  Die  Regierung  erforderte  deshalb  im 
November  1895  Gutachten*)  über  die  bisherige  Krankenkassenvorlage  einerseits 
von  der  Direktion  der  zur  Durchfuhrung  der  Unfallversicherung  geschaflfenen 
Reichs-Versicherungsanstalt  zu  Christiania  und  andererseits  von  der  parlamenta- 
rischen Kommission,  welche  1894  eingesetzt  war,  um  die  von  der  1885er  Kom- 
mission nicht  abgeschlossenen  Arbeiten  über  die  Invaliden-  und  Altersversicherung 
weiterzuführen.  Diese  Kommission  antwortete  unter  dem  24.  Dezember  1895, 
ein  solches  Gutachten  noch  nicht  abgeben  zu  können,  weil  sie  ihre  Arbeiten  noch 
nicht  abgeschlossen  habe,  erklärte  es  aber  für  wünschenswert,  dass  die  gesetz- 
gebenden Körperschaften  ihr  niclit  Vorgriffen,  „da  sie  die  gesamte  Invalidenver- 
sicherung behandle  und  die  Krankenversicherung  einen  integrierenden  Teil  davon 
bilde^.  Die  Direktion  der  Beichs-Yersicherungsanstalt  sprach  sich  dagegen  in 
einem  Bericht  vom  12.  Februar  1896  unter  Hinweis  auf  die  Missstände,  welche 
das  Fehlen  der  Krankenversicherung  bei  der  Durchführung  der  Unfallversicherung 
hervorgerufen  hatten,  für  eine  schleunige  Regelung  der  Angelegenheit  aus.  Ins- 
besondere wurde  es  für  wünschenswert  bezeichnet,  dass  die  Ki-eise  der  unfall- 
und  der  krankenversicherungspflichtigen  Personen  sich  thunlichst  deckten,  dass 
die  bloss  vorübergehende  und  deshalb  nicht  versicherungspflichtige  Beschäftigung 
zur  Vermeidung  der  aus  der  unbestimmten  Fassung  des  bisherigen  Entwurfs 
entspringenden  Zweifel  wie  im  §  1  des  deutschen  Krankenversicherungsgesetzes  be- 
stimmter gekennzeichnet  werde,  dass  die  Kassenmindestleistungen  nicht  bloss  auf 
das  Krankengeld  beschränkt,  vielmehr  nach  dem  Vorbild  der  deutschen  und  öster- 
reichischen Krankenversicherung  auch  auf  die  Gewährung  von  Arzthülfe  und 
Arznei  ausgedehnt  werde,  dass  Lehrlinge,  Volontäre  u.  a.,  welche  wegen  noch 
nicht  beendigter  Ausbildung  keinen  oder  einen  niedrigeren  als  den  gewöhnlichen 
Lohn  beziehen,  den  versicherungspflichtigen  Lohnarbeitern  gleichzustellen  seien, 
dass  die  Berechnung  des  Jahresarbeit  s-  bezw.  des  durchschnittlichen  Tagesver- 
dienstes für  beide  (Kranken-  und  Unfall-) Versicherungszweige  nach  denselben  Grund- 
sätzen geregelt  und  der  Betrag  des  letzteren  niemals  unter  1  Kr.  festgesetzt 
werde,  endlich  dass  der  Prämienentwurf  (zumal  bei  Ausdehnung  der  Kassen- 
leistungen auf  die  Gewährung  freier  Arzthülfe  und  Arznei)  besser  nicht  im  Gesetz 
selbst  festgelegt,  sondern  wie  im  §  13  des  U.V.G.  der  periodischen  Festsetzung 
durch  das  Storthing  nach  Vorschlag  des  Königs  vorbehalten  werde. 

Die  Regierung  schloss  sich  diesen  AusiHihrungen  durchweg  an  und  liess 
einen  demgemäss  abgeänderten  Entwurf^  unter  dem  2.  Mai  1896  dem  Storthing 
zugehen,  wobei  die  schleunige  Erledigung  der  Vorlage  im  Hinblick  auf  die  Lücken 
des  U.V.G.  noch  besonders  anheimgegeben  wurde.  Das  Odelsthing*)  überwies 
die  Vorlage  unter  dem  8.  Mai  einem  Ausschuss  zui'  Begutachtung,  welcher  am 
3.  Juli  1896  einen  eingehenden  Bericht  erstattete.  Hiemach  hatte  der  Aus- 
schuss, welcher  unter  Hinweis  auf  die  Verhandlungen  der  Internationalen  Arbeiter- 
versicherungs-Kongresse  zu  Bern  (1891)  und  Mailand  (1894)  die  Verschmelzung 
der  (nur  vorübergehende  Fälle  behandelnden)  Krankenversicherung  mit  der 

*)  Proposition  til  Lov  om  Arbeideres  Sygeforsikring  m.  v.:  Sth.  Forh.  for  1894  og  1895, 
3  die  Del,  Oth.  Prp.  Nr.  23  og  12;  Sth.  Forh.  for  1895,  6te  Del  b,  Indst.  0.  Nr.  95,  Side  207 
og  8  de  Del,  0.  Side  367. 

«)  Oth.  Prp.  Nr.  30  (1896):  Angaaende  üdfaerdigelse  af  en  Lov  om  Arbeideres  Sygefor- 
sikring m.  V. 

8}  Udkast  til  Lov  om  Arbeideres  Sygeforsikring  m.  v.,  Oth.  Prp.  Nr.  30  (1896)  Side  16—24. 

^)  Das  norwegische  Odelsthing  entspricht  etwa  dem  dänischen  Volksthing  (2.  Kammer) ;  alle 
Gesetzesvorlagen  müssen  zuerst  hier  verhandelt  werden,  bevor  sie  an  das  Lagthing  gelangen, 
welches  dem  dänischen  Landsthing  (1.  Kammer)  entspricht. 
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(nur  dauernde  Fälle  betreffenden)  Invalidenversicherung  ebenfalls  verwarf^  zwar 
die  Grundlagen  des  Entwürfe  unberührt  gelassen,  dagegen  im  einzelnen  fegende 
Abänderungen  vorgenommen: 

1.  Hinsichtlich  des  Umfangs  der  Versicherung  hatte  sich  die  Mehrheit 
des  Ausschusses  für  die  Einbeziehung  der  Land-  und  Forstarbeiter  aus- 
gesprochen,  während  die  Minderheit  im  Sinne  des  Eegierungsentwur&  fttr  ein 
nur  schrittweises  Vorgehen  wie  bei  der  Unfallversicherung  sich  aussprach  (§  1). 
unter  Einrechnung  der  Land-  und  Forstarbeiter  erhöhte  sich  die  Gesamtzahl 
der  versicherungspflichtigen  Personen  von  262000  auf  335000  (darunter  etwa^/^ 
Frauen  und  Mädchen).  Dagegen  wurde  die  freiwillige  Versicherung  auf  Per- 
sonen mit  Jahresarbeitsverdienst  von  300—1200  Kr.  beschränkt  (§  8). 

2.  Das  Krankengeld  soll  nicht  bezw.  nur  in  einem  entsprechenden  Bruch- 
teil gezahlt  werden,  wenn  keine  bezw.  nur  eine  teilweise  Lohneinbusse  vorliegt, 
und  darf  bei  Doppelversicherung  den  vollen  Tagesverdienst  des  Versicherten 
bezw.  falls  die  Versicherung  auch  freie  Arzthülfe  und  Arznei  gewährt,  ^/^  des 
Tagesverdienstes  nicht  übersteigen  (§  13). 

3.  Bei  den  Naturalleistungen  der  Zwangskasse  wurde  die  —  auch  auf 
die  Ehefrau  und  noch  nicht  15jährigen  E[inder  des  Versicherten  ausgedehnte  — 
freie  Arzthülfe  mit  dem  Begierungsentwurf  auf  die  Städte  beschränkt  bezw.  für 
Abs  platte  Land  von  einem  durch  den  König  zu  bestätigenden  Gemeindebeschluss 
abhängig*  gemacht,  dagegen  die  Gewährung  freier  Arznei  gestrichen,  weil  man 
hiermit  bei  den  privaten  Krankenkassen  zu  kostspielige  Erfahrungen  gemacht 
hatte  (§  2).  Andererseits  wurde  der  Landeskasse  (wie  im  §  8  des  U.V.G.  der 
Versicherungsanstalt)  das  Recht  gegeben,  an  Stelle  der  gewöhnlichen  Leistungen 
dem  Versicherten  freie  Kur  und  Pflege  in  einem  Krankenhause  zu  gewähren  (§  15). 

4.  Die  Beiträge  wurden  nicht  nach  Alters-,  sondern  nach  Lohnklassen  ab- 
gestuft und  auf  Grand  statistischer  Unterlagen,^)  welche  der  Direktor  der  Unfall- 
Versicherungsanstalt  Oscar  Scl\j0ll  ausgearbeitet  hatte,  in  wechselseitiger  Be- 
ziehung zu  den  Kassenleistungen  bis  zu  anderweiter  Bestimmung  des  Storthing 
in  folgendem  Tarif  (§  12)  fes^esetzt: 


Lohn- 
klassen 

Jahresarbeits- 
verdienst 

Krankengeld  pro  Tag 
In  Abteilungen 

mit  ArzthQlfo  |  ohne  ArzthQlfe 

Beitrag 
pro 

niedrigster 

höchster 

Woche 

I 

n 
m 

IV 

V 

VI 

VII 

Kr. 
300 
376 
526 
676 
826 
976 
1126 

Kr. 
375 
525 
675 
825 
975 
1125 
1200 

1 

Kr.                  Kr. 
0,50                 0,75 
0,75        ;         1,00 
1,00                 1,50 
1,25                 1,75 
1,50                 2,00 
1,75                 2,26 
2,00        ;         2,50 

0re 
7 

10 
15 
17 
20 
22 
25 

Jedoch  soll  das  Gesinde  nur  ^L  der  tarifmässigen  Beiträge  zahlen.  Ein 
etwaiger  Fehlbetrag  beim  Jahresabschlnss  soll  je  zur  Hälfte  vom  Staat  und  von 
den  Gemeinden,  in  welchen  Unterabteilungen  der  Landeskasse  bestehen,  getragen 
werden,  aber  dieser  Zuschuss  zur  Vermeidung  von  Unbilligkeiten  für  kleinere 
Gemeinden  auf  die  einzelnen  Gemeinden  im  Verhältnis  der  Anzahl  der  Eassen- 
mitglieder  umgelegt  werden,  wobei  Rttcksicht  darauf  zu  nehmen  ist,  ob  nur 
Krwikengeld  oder  auch  freie  Arzthülfe  gewährt  wird  (§  26).*) 

5.  In  organisatorischer  Beziehung  wurde  vorgeschlagen,  dass  die  Direk- 
tion der  Unfall- Versicherangsanstalt  auch  als  Direktion  der  Landes-Krankenkasse 
(durch  Bildung  einer  besonderen  Abteilung)  eintreten  sollte  (§  6). 


*)  Nach  diesen  Unterlagen  wnrden  die  Kosten  ftlr  die  Gewährung  freier  Arzthttlfe  auf  6  0re 
pro  Mitglied  und  Woche  veranschlagt. 

*)  Da  in  dem  von  der  Kommission  aufgestellten  Tarif  die  Wochenheiträge  durchschnittlich 
«m  5  0re,  also  ungefähr  um  den  für  die  freie  Arztbehandlung  erforderlichen  Betrag,  hinter  den 
^hj0Dschen  Berechnungen  zurückblicben,  so  veranschlagte  die  Kommission  den  jährlichen  Staats- 
bezw.  Gemeindeznschuss  auf  776000  Kr. 
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6.  Es  sind  dann  zur  besseren  Übersicht  die  Bestimmungen,  welche  einer- 
seits die  „privaten  anerkannten  Krankenkassen^  (mit  der  Berechtigung,  bei  min- 
destens 50  Mitgliedern  an  die  Stelle  der  Landeskasse  zu  treten),  andererseits  die 
„privaten  nicht  anerkannten  Krankenkassen"  (mit  mindestens  25  Mitgliedern) 
betreffen,  in  zwei  besondere  Abschnitte  (III  u.  lY)  zusammengefasst  worden.  Da- 
bei ist  entsprechend  dem  §  23  des  U.Y.Q.  noch  die  Bestimmung  au^nommen, 
dass  anerkannte  Krankenkassen  auf  Ersuchen  der  Unfall- Versicherungsanstalt 
gegen  Erstattung  der  bezüglichen  Auslagen  das  Heilverfahren  eines  Unfallver- 
letzten Kajssenmitgliedes  auch  über  die  vierwöchige  Wartezeit  hinaus  fortzufahren 
haben  (§  28).  Auch  soll  (nach  dem  Vorbild  des  §  63  des  deutschen  KV.G.)  ein 
Beitrittszwang  zu  einer  Betriebs-(Fabrik-)Krankenkasse  für  diejenigen  nicht 
eintreten,  welche  nachweislich  ihrer  Versicherungspflicht  in  der  Landes-Kranken- 
kasse  oder  in  einer  anerkannten  privaten  Krankenkasse  genügen  (§  29). 

Endlich  ist  im  Hinblick  auf  die  in  Schweden  (s.  H.  II,  S.  6  fg.)  und  Däne- 
mark (s.  Heft  I,  S.  4  fg.)  eingeführten  Staatszuschüsse  für  anerkannte  private 
Krankenkassen  und  um  deren  versicherungspflichtige  Mitglieder  nicht  schlechter 
zu  stellen  als  die  Mitglieder  der  Landes-Krankenkasse,  dem  Storthing  nach  Vor- 
schlag des  Königs  die  Bestimmung  darüber  vorbehalten,  inwieweit  solche  Kranken- 
kassen einen  Staatszuschuss  erhalten  sollen  (§  33). 

Der  Entwurf  wurde  in  der  Session  1896  nicht  weiter  beraten  und  auch  bei 
der  Wiedervorlegung  im  Jahre  1897  zurückgestellt,  vornehmlich  auf  Veranlassung 
der  1894  er  parlamentarischen  Kommission,  welche  sich  dadurch  in  ihren  Plänen 
bezüglich  der  Einführung  einer  weitergehenden  Arbeiterversicherung  gestört  sah 
und  deshalb  Aufschub  wünschte. 

2.  ünfallversieherimg  in  Norwegen. 

Um  für  die  Ausarbeitung  der  bezüglichen  Gesetzesvorschläge  die  nötigen 
Unterlagen  zu  gewinnen,  hatte  die  1885er  Kommission  (s.  o.)  zunächst  eine  Er- 
hebung über  die  Betriebsunfälle  der  Jahre  1885  und  1886  veranstaltet  Aus 
diesen  Untersuchungen*)  ergab  sich,  dass  auf  je  1000  Arbeiter  jährlich  24  Un- 
fälle entfielen.  Von  allen  Unfällen  hatten  2,2<>/o  den  Tod,  11,2^/p  dauernde  und 
und  86,6^/q  vorübergehende  Arbeitsunfähigkeit  zur  Folge;  bei  den  letzteren 
dauerte  die  Arbeitsunfähigkeit  1 — 14  Tage  in  46,67o>  15  Tage  bis  1  Monat  in 
28,l<>/p,  1—3  Monate  in  21,2^/^^  und  über  3  Monate  in  4,3<>/o  der  Fälle.  Hin- 
sichtlich der  Ursachen  der  Unmlle  waren  12,6^/q  durch  Werkzeuge,  31,4®/^  durch 
Maschinen  und  56,0^/^  anderweitig  veranlasst  Mit  der  Entschädigung  der  ver- 
unglückten Arbeiter  war  es  aber  wie  in  allen  Ländern  der  persönlichen  Haft- 
pflicht sehr  schlecht  bestellt,  da  der  verletzte  Arbeiter  erst  dem  Unternehmer 
oder  dessen  Angestellten  ein  Verschulden  nachweisen  musste,  und  in  allen  Fällen, 
wo  dies  nicht  glückte  oder  ausgeschlossen  war,  leer  ausging  und  der  Armen- 
pflege anheimfiel.  Das  letztere  hatte  aber  wieder  zur  Folge,  dass  die  Unfall- 
lasten, statt  einen  Teil  der  Produktionskosten  der  Industrie  zu  bilden,  auf  die 
Gesamtheit  der  Steuerzahler  abgewälzt  wurden.  Die  Kommission  gelangte  hier- 
nach zu  der  Überzeugung,  dass  einerseits  nach  Möglichkeit  dem  Eintritt  von 
Betriebsunfllllen  und  Gewerbekrankheiten  vorgebeugt,  andererseits  aber  die  Ver- 
sorgung der  gleichwohl  verunglückten  oder  erkrankten  Arbeiter  in  gesetzlich 
geordneter  Weise  sichergestellt  werden  müsse.  Diesen  Gesichtspunkten  suchte 
sie  in  den  eingangserwähnten  Gesetzentwürfen,  welche  sie  nach  Abschluss  ihrer 
Arbeiten  im  Februar  1890  vorlegte,  Rechnung  zu  tragen. 

Von  diesen  Gesetzesvorschlägen  wurde  zunächst  der  über  die  Fabrikauf- 
sicht als  der  dringlichste  im  Storthing  beraten,  am  14.  Juni  1892  mit  einigen 
Abänderungen  angenommen  und  am  27.  Juni  1892  (mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Juli 
desselben  Jahres)  als  Gesetz  betr.  die  Aufsicht  der  Arbeit  in  Fabriken*) 

')  Im  Auszug  wiedergegeben  beiBellom,  Les  lois  d'assurance  ouvridre  ä  T^tranger:  Tome  IL 
„Assurance  contre  les  accidents",  H«  partie,  Paris  1896,  p.  1101. 

*)  In  französischer  Übersetzung  abgedruckt  im  BuUetin  du  Comit6  permanent  zu  Paris, 
Bd.  m  (1892).  S.  293  und  540—555.  Vgl  auch:  Arbeiderkommissionens  Indstiliing  Nr.  1:  Forslag 
tu  Lov  om  Tilsyn  med  Arbeide  i  Fabriker  m.  v.,  Kristiania  1888. 
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publiziei*t  Dasselbe  bezieht  sich  nur  auf  fabrikmässige  Betriebe  (§  1)  und  be- 
zweckt als  ein  sog.  Arbeiterschutzgesetz,  einerseits  Leben  und  Gesundheit  der 
Arbeiter  gegen  die  Betriebsgefahren  zu  schätzen  (§§  4 — 29),  andererseits  das 
Arbeitsverhältnis  (in  Bezug  auf  Lohnzahlung,  Kündigung,  Arbeitsordnung  u.  s.  w.) 
zu  r^eln  (§§  30—34),  während  in  den  Schlussparagraphen  (§§  35—48)  die  Orga- 
nisation der  Fabrikinspektion  behandelt  wird.  Die  letztere  wird  in  den  beiden 
AuMchtsbezirken  des  Landes  durch  königliche,  dem  Ministerium  des  Innern  unter- 
stellte Beamte  ausgeübt  und  in  den  Gemeinden,  in  welchen  aufsichtspflichtige 
Betriebe  vorhanden  sind,  durch  eine  Lokalinspektion  unterstützt,  deren  Vor- 
sitzender regelmässig  der  Direktor  der  örtlichen  Gesundheitskommission  sein  soll. 
Unfälle,  welche  mindestens  eine  Stägige  Arbeitsunföhigkeit  zur  Folge  haben, 
sind  vom  Betriebsunternehmer  dem  Fabiiklnspektor  sofort  anzuzeigen  und  von 
diesem  durch  Untersuchung  festzustellen  (§  16). 

Die  Unfallversicherung  sollte  nach  dem  Vorschlage  der  1885er  Kom- 
mission, zunächst  in  Übereinstimmung  mit  der  Krankenversicherungsvorlage  (s.  o.), 
auf  die  fabrikmässigen  Betriebe  beschränkt  werden,  indem  man  sich  die  Aus- 
dehnung der  Versicherung  auf  weitere  Arbeiterkreise  (Land-  und  Forstarbeiter, 
Seeleute  und  Fischer,  Dienstboten)  noch  vorbehalten  wollte.  Bei  der  Ausarbei- 
tung des  Gesetzesvorschlags  war  die  Kommission  im  wesentlichen  dem  Vorbilde 
der  deutschen  und  österreichischen  G^esetzgebung  gefolgt  und  hatte  sich  insbesondere 
aas  einstimmiger  Überzeugung  zu  dem  Grundsatz  der  Zwangsversicherung 
als  dem  allein  zum  Ziele  führenden  Wege  bekannt.  Nach  diesem  Entwurf  sollten 
die  in  fabrikmässigen  Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten 
mit  Jahresverdienst  bis  1200  Kr.  gegen  alle  Unfälle  (mit  Ausnahme  der  vor- 
sätzlich herbeigeführten)  versichert  sein  und  die  Unfallentscbädigung  mit  der 
5.  Woche  nach  dem  Unfall,  im  Anschluss  an  die  für  die  ersten  4  Wochen  ein- 
tretende Krankenversicherung,  beginnen  bezw.  in  ähnlichen  Formen  und  Sätzen 
wie  in  der  deutschen  und  österreichischen  Gesetzgebung  erfolgen.  Die  nach  dem 
Kapitaldeckungssystem  aufzubringenden  Lasten  sollten  von  den  Unternehmern 
allein  getragen  und  auf  die  einzelnen  Betriebe  nach  Massgabe  der  darin  gezahlten 
Löhne  und  obwaltenden  Gefahren  verteilt  werden;  in  letzterer  Beziehung  waren 
6  Gefahrenklassen  vorgesehen,  in  welchen  die  Prämien:  0,5,  0,7,  1,1,  1,5,  2,0  und 
2,5^/0  der  Arbeitslöhne  betragen  sollten.  In  jedem  Jahr  sollten  die  Prämien  den 
Kapitalwert  der  während  desselben  Jahres  bewilligten  Eenten  decken.  Für  die 
Durchführung  der  Unfallversicherung  war  eine  das  ganze  Land  umfassende  staat- 
liche Versicherungsanstalt  vorgesehen,  und  da  diese  Zentralanstalt  zur  Abwicke- 
lung der  vielen  leichteren  Unfälle  mit  vorübergehenden  Folgen  nicht  geeignet  schien, 
die  Erledigung  dieser  Fälle,  bezw.  aller  Unfälle,  während  der  ersten  4  Wochen 
(etwa  */^  aller  Unfälle)  der  Krankenversicherung  vorbehalten.  Endlich  wollte 
die  Kommission  die  freiwillige  Versicherung  den  Unternehmern  versicherungs- 
pflichtiger Betriebe  für  ihre  Person  und  bei  nicht  versicherungspflichtigen  Be- 
trieben beiden  Teilen  (Unternehmern  wie  Arbeitern)  gestatten. 

Unter  dem  21.  April  1893  wurde  ein  auf  diesen  Grundlagen  ausgearbeiteter 
Begierungsentwurf  dem  Storthing  vorgelegt,  jedoch  von  diesem  mit  dem  gleich- 
zeitig vorgelegten  Krankenversicherungsentwurf  bis  zur  nächsten  Session  vertagt. 
Bei  der  Wiedervorlage  beider  Entwürfe  im  April  1894  empfahl  die  Regierung, 
zunächst  die  Krankenversicherungsvorlage  zu  verabschieden,  die  Behandlung  der 
Unfallversicherungsvorlage  aber  noch  zu  verschieben,  bis  die  Grundlagen  einer 
weitergehenden  Arbeiterversicherung  auf  Grund  der  noch  nicht  abgeschlosseneu 
Arbeiten  der  1894er  Arbeiterversicherungskommission  (s.  0.)  festgelegt  werden 
könnten.  Die  Hegierung  ging  dabei,  wie  dies  in  der  Begründung  zur  Kranken- 
versicherungsvorlage vom  7.  April  1894  unter  Berufung  auf  die  Verhandlungen 
des  Internationalen  Arbeiterversicherungskongresses  zu  Bern  (1891)  und  des  In- 
validenversicherungsentwurfs der  schwedischen  Arbeiterversicherungskommission 
vom  23.  März  1893  näher  ausgeführt  war,  von  der  Auffassung  aus,  dass  die 
.  Unfall-  und  Invaliditätsversicherung,  welche  im  Gegensatz  zur  Krankenversiche- 
rung dauernde  Fälle  beträfen,  beide  nach  den  nämlichen  Grundsätzen  zu  regeln 
seien,  zumal  die  Unfallversicherung  nur  V10  ^Uer  Invaliditätsfälle  umfasse,  eine 
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Scheidegrenze  zwischen  Betriebsunfall  und  Gewerbekrankheit  kaum  zu  ziehen  sei, 
und  eine  allgemeine  Invalidit&tsversicherung  (ohne  Unterscheidung  der  Ursachen 
der  Invalidität)  überdies  die  Verwaltung  sehr  vereinfachen,  insbesondere  die  um- 
ständliche Einteilung  der  Betriebe  in  Grefahrenklassen  erübrigen  würde.  Der 
mit  der  Angelegenheit  befasste  Ausschuss  des  Storthing  vermochte  jedoch  sich  dieser 
Auffassung  nicht  anzuschliessen;  er  glaubte  in  dem  plötzlichen  und  mehr  unmittel- 
baren Verlust  der  Arbeitskraft  infolge  eines  Betriebsunfalls  ein  besonderes  Merk- 
mal der  Unfallversicherung  zu  finden  und  wollte  die  in  Ermangelung  ausreichen- 
der Privatversicherung  seiner  Ansicht  nach  dringliche  Lösung  dieser  Frage  durch 
Verquickung  mit  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  nicht  weiter  aufee- 
schoben  sehen.  Der  Ausschuss  trat  demgemäss  unter  Zurückstellung  des  Eran- 
kenversicherungsentwurfe  sofort  in  die  Beratung  der  Unfallversicherungsvorlage 
ein  und  erstattete  seinen  Bericht  schon  am  30.  Mai  1894  an  das  Odelsthing, 
welches  den  Entwurf  am  14.  Juni  1894  in  1.  Lesung  und,  nachdem  er  am  30.  Juni 
das  Lagthing  passiert  hatte,  am  11.  Juli  in  2.  Lesung  fast  unverändert  annahm, 
worauf  am  23.  Juli  1894  die  königliche  Bestätigung  und  Publikation  des  Gesetzes 
erfolgte. 

Dieses  Gesetz^)  über  die  Unfallversicherung  für  Fabrikarbeiter 
(Anlage  1)  weicht  von  dem  ursprünglichen  Entwurf  im  wesentlichen  nur  da- 
durch ab,  dass  aus  Zweckmässigkeitsgründen  die  Festlegung  des  Prämien- 
tarifs und  der  Gefahrenklassifikation  nicht  im  Gesetze  selbst  erfolgt,  sondern 
der  Bestimmung  des  Königs  und  Bestätigung  des  Storthings  vorbehalten  ist 
(§  13),  und  hat  später  durch  eine  kurze  Novelle  vom  6.  August  1897  (mit  Ge- 
setzeskraft vom  9.  September  1897)  noch  einige  unwesentUche  Abänderungen 
erhalten  (s.  Anlage  1).  Der  Hauptsache  nach  folgt  das  Gesetz,  vielfach  im 
Wortlaut,  den  gleichartigen  Bestimmungen  des  deutschen  bezw.  österreichischen 
Unfallversicherungsgesetzes.  Von  den  Abweichungen  sind  bemerkenswert  die 
den  praktischen  Verhältnissen  Rechnung  tragenden  Bestimmungen,  dass  bei 
andauernder  Invalidität  dem  Verletzten  auf  Wunsch  unter  Anrechnung  auf 
die  laufenden  Eentenbezüge  eine  Eapitalzahlung  bis  zum  fünffachen  Betrag  der 
Jahresrente  bewilligt  werden  darf,  um  ihm  die  Wahl  eines  anderweiten,  für 
seinen  Körperzustand  geeigneteren  Berufs  zu  ermöglichen  (§  26),  und  anderer- 
seits, dass  auf  die  Beschwerde  des  Entschädigungsberechtigten  an  die  im  §  19 
als  Oberinstanz  vorgesehenen  Appellkommission  die  angefochtene  Entscheidung 
der  Direktion  der  Versicherungsanstalt  sowohl  zum  Vorteil  als  zum  Nachteil  des 
Beschwerdeführers  abgeändert  werden  darf,  womit  die  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen des  Prozessrechts  sonst  ausgeschlossene  reformatio  in  pejus  ausdrücklich 
zugelassen  ist.  Es  ist  dies  um  so  bemerkenswerter,  als  das  norwegische  U.V.G. 
im  Gegensatz  zum  deutschen  U.V.G.  die  Mittelinstanz  der  Schiedsgerichte  nicht 
kennt,  so  dass  für  alle  diejenigen,  welche  von  der  Beschwerde  an  jene 
Kommission  absehen,  überhaupt  nur  eine  Instanz  (die  Direktion  der  V.A.)  ver- 
bleibt, welche  demnach  über  diese  Entschädigungsansprüche  endgültig  entscheidet. 
Gleichwohl  lässt  sich  die  innere  Berechtigung  der  Bestimmung  nicht  verkennen. 
Denn  da  das  Entschädigungsfestsetzungsverfahren,  im  Gegensatz  zum  sonstigen 
Prozessrecht,  wie  nach  dem  deutschen  und  österreichischen  U.V.G.  fftr  den  Ver- 
sicherten ganz  kostenfrei  ist  und  von  Amts  wegen  erfolgt,  d.  h.  den  Zweck  verfolgt, 
in  jedem  Einzelfall  die  materielle  Wahrheit  zu  erforschen,  so  ist  es  nicht  recht 
ei-findlich,  weshalb  in  den  Fällen,  in  welchen  bei  der  Nachprüfung  durch  die 
zur  Wahrung  der  einheitlichen  Gesetzesauslegung  und  Rechtsprechung  berufene 
Oberinstanz  die  von  der  Vorinstanz  zuerkannte  Entschädigung  sich  ganz  oder 
teilweise  als  ungerechtfertigt  herausstellt,  die  Beschwerdeführer  nichtsdesteweniger 
aus  diesem  Fehlgriff  der  Vorinstanz  einen  unberechtigten  Vorteil  ziehen  und  so 
ganz  unbegründete  oder  gar  mutwillige  Beschwerden  gewissermassen  noch  prä- 
miiert werden  sollen  —  ganz  abgesehen  davon,  dass  unter  den  übrigen  Ent- 
schädigten durch  eine  Vergleichung  ihrer  Lage  mit  derjenigen  jener  zu  Unrecht 


*)  Erläutert  und  übersetzt  von  Bellom  im  Bulletin  du  Comit6  permanent  zu  Paris,  Bd.  V 
(1894)   S.  257—272  und  827—889. 
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Bevorzugten  lediglich  Missstimmung  entstehen  und  das  Vertrauen  zu  den  aus- 
fahrenden Organen  der  Unfallversicherung  erschüttert  werden  mttsste. 

Die  nach  §  2  des  Gesetzes  zur  Durchfuhrung  der  Unfallversicherung  be- 
iiifene  Versicherungsanstalt,  welche  vom  Staat  garantiert  und  fBr  das  ganze  Land 
zuständig  ist,  wurde  durch  eine  königliche  Verordnung  vom  30.  Januar  1895  ins 
Leben  gerufen.  Sie  hat  ihren  Sitz  in  Christiania,  und  ihre  Direktion  besteht  aus 
drei  Mitgliedern,  von  welchen  der  Generaldirektor  (z.  Z.  Oscar  Schj0ll)  auf  Lebens- 
zeit und  die  beiden  Mitdirektoren  auf  sechs  Jahre  vom  König  ernannt  werden.  In 
erster  Linie  dient  sie  als  eine  Versicherungskasse  im  Sinne  und  zur  Durch- 
f&hrung  des  U.V.G.,  daneben  jedoch  auch  als  Berufungsinstanz  gegenüber  den- 
jenigen Staatsbehörden  und  Gemeinden,  welche  gemäss  §  1  (Schlussabsatz)  die 
Versicherung  ihrer  Arbeiter  selbst  übernehmen;  ausserdem  soll  ihr  bei  Regelung 
der  Biankenversicherung  auch  die  Durchführung  dieser  (in  einer  zweiten  Ab- 
teilung) und  die  Ermächtigung  zur  Erteilung  der  staatlichen  Genehmigung  an 
private  Krankenkassen  übertragen  werden;  ausgangs  1896  zählte  das  Bureau- 
personal 4  Abteilungschefs  und  26  Sekretäre.  Als  örtliche  Hül&organe  dienen  in 
jeder  Gemeinde  vom  Gemeindevorstande  ernannte,  aber  der  Versicherungsanstalt 
unterstellte  Au&ichtsbeamte  (§  28);  sie  haben  insbesondere  darüber  zu  wachen, 
dass  alle  versicherungspflichtigen  Betriebe  dieser  Verpflichtung  nachkommen  (§  14), 
die  Prämien  einzuziehen  und  die  Entschädigungen  auszuzahlen,  soweit  dies  nicht 
durch  die  Post  geschieht  (§§16,  24),  und  die  Unfalluntersuchungen  vorzunehmen 
(§  17).  Zur  Zeit  hat  die  Versicherungsanstalt  582  Aufsichtsbeamte  zur  Ver- 
fügfung  (je  einen  in  jeder  der  520  Land-  und  59  Stadtgemeinden  bis  auf  die  Haupt- 
stadt Christiania,  welche  drei  Au&ichtsbeamte  hat).  Es  besteht  anscheinend  die 
Absicht,  diesen  Aufsichtsbeamten  demnächst  auch  die  Leitung  der  in  Aussicht 
genommenen  örtlichen  Zwangskrankenkassen  (s.  „Krankenversicherung")  und 
vielleicht  auch  die  Obliegenheiten  der  örtlichen  Gewerbeinspektion  (s.  oben)  zu 
übertragen. 

Diese  Organisation  der  Unfallversicherung  unterscheidet  sich  sowohl  von 
der  deutschen  wie  der  österreichischen  einerseits  durch  die  straffe  Zentralisierung 
in  einer  einzigen  Versicherungsanstalt,  andererseits  durch  die  Schaffung  besonderer 
örtlicher  Hülfsorgane.  Die  erstere  war  dadurch  bedingt,  dass  die  norwegische 
Bevölkerung  von  kaum  2  Millionen  Einwohnern,  insbesondere  die  gewerbliche 
Bevölkerung  über  ein  sehr  ausgedehntes  Gebiet  ganz  ungleichmässig  zerstreut 
ist,  so  dass  weder  daran  zu  denken  war,  Berufsgenossenschaften  wie  in  Deutsch- 
land noch  mehrere  Versicherungsanstalten  wie  in  Österreich  ins  Leben  zu  rufen. 
Andererseits  erforderten  die  nämlichen  Umstände,  insbesondere  die  schwierigen 
Verkehrsverhältnisse,  die  Einführung  eines  eignen  Hülfsorgans  in  jeder  Gemeinde, 
in  welchem  zugleich  die  dem  norwegischen  Volk  eigentümliche  Selbstverwaltung 
zu  ihrem  Rechte  gelangt  Man  sieht  also,  dass  unbeschadet  des  nämlichen  Ziels 
die  Organisation  der  Zwangsversicherung  in  den  einzelnen  Ländern  gleichwohl 
ganz  verschiedenartig  sein  kann,  und  dass  es  ein  Irrtum  ist,  wenn  man  die 
deutschen  Berufsgenossenschaften  und  die  österreichischen  Versicherungsanstalten 
noch  vielfach  als  die  sJlein  massgebenden  oder  möglichen  Typen  der  Organisations- 
form ansieht  und,  weil  diese  Form  für  andere  Länder  nicht  passt,  deshalb  dort 
die  Zwangsversicherung  überhaupt  ablehnt.  Mit  der  beruflichen  und  der  terri- 
torialen Organisationsform  sind  vielmehr  nur  die  beiden  reinen  Grundformen  zur 
Geltung  gekommen,  welche  in  wechselseitiger  Verbindung  und  Verschmelzung  so 
viele  Umwandlungen  zulassen,  dass  auch  den  verschiedenartigsten  Verhältnissen 
Rechnung  getragen  werden  kann,  wofür  u.  a.  die  mannigfaltige  Organisation 
der  deutschen  Krankenversicherung  ein  beredtes  Beispiel  bietet.^) 

Die  Entschädigungen  für  nur  vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit  werden 
von  dem  Generaldirektor  der  Versicherungsanstalt  allein  festgesetzt,  dagegen  alle 
übrigen  Entschädigungen  von  der  gesamten  Direktion  getroffen,  deren  Bescheid 
binnen  sechs  Wochen  durch  Beschwerde  bei  der  in  §  19  vorgesehenen  Appell- 
kommission angefochten  werden  kann.    Ausserdem  hat  diese  Kommission  noch 


»)  Vgl  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatawissenschaften,  Jena  1892,  Bd.  IV,  S.  858  fg. 
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über  die  Qefahrentarif beschwerden  aas  §§  13,  14,  27  und  die  Lohnabschätznngs- 
beschwerden  aus  §  6  des  Gesetzes  zu  entscheiden. 

Wenn  das  Gesetz  bezüglich  der  Unfallanzeigen  (§17)  in  wenig  glücklicher 
Fassung  zwischen  „schweren"  und  „leichteren"  Unfällen  unterscheidet,  von  denen 
die  ersteren  sofort,  die  letzteren  binnen  vier  Wochen  anzuzeigen  sind,  so  erklärt 
sich  dies  daraus,  dass  der  ursprüngliche  Entwurf  des  Fabriksaufsichtsgesetzes 
(s.  0.)  für  die  Unfalluntersuchungen  eine  besondere  Instanz  yoigesehen  hatte, 
welche  man  mit  der  Menge  der  leichten  Fälle  nicht  belasten  wollte;  nachdem 
aber  diese  Instanz  aus  dem  Entwurf  gestrichen  war,  hat  man  eine  entsprechende 
Abänderung  im  U.V.G.  anscheinend  übersehen.  Die  Direktion  hat  daher  alsbald 
die  Unternehmer  ersucht,  „alle  Unfälle,  welche  eine  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr 
als  drei  Tagen  zur  Folge  haben  (vgl.  §  51  des  deutschen  U.V.G.),  binnen  acht 
Tagen  anzuzeigen.  Als  Publikationsorgan  dienen  der  Versicherungsanstalt  die  je 
nach  Bedarf  ei*scheinenden  „Meddelelser",  von  welchen  bis  Ende  1897  im  ganzen 
12  Nummern  erschienen  sind. 

Was  die  bisherigen  Wirkungen  der  Unfallversicherung  betrifft,  so  liegen 
über  die  erste  Rechnungsperiode  vom  1.  Juli  1895  bis  31.  Dezember  1896  nur 
vorläufige  Feststellungen  vor.  Danach  betrug  in  runden  Zahlen  die  Anzahl  der 
versicherten  Betriebe  8000,  der  versicherten  Personen  80000  und  der  gemeldeten 
Unfälle  4000,  so  dass  durchschnittlich  auf  1  Betrieb  10  Versicherte  und  auf  1000 
Versicherte  50  Unfälle  kommen. 

Genauere  Zahlen  liegen  nur  für  das  erste  Halbjahr  (I.Juli  —  8 I.Dezember 
1895)  vor.  Danach  betrug  für  diesen  Zeitraum  die  Anzahl  der  als  entschädigungs- 
pflichtig angemeldeten  Unfälle  1196,  von  welchen  1139  entschädigt  wurden,  und 
zwar:  81  mit  tödlichem  Ausgang,  5  mit  dauernd  völliger,  182  mit  dauernd  teil- 
weiser und  921  mit  vorübergehender  (aber  mehr  ids  vierwöchiger)  Erwerbs- 
unfähigkeit. Die  228  schweren  Unfälle  (Tod  und  Invalidität)  wurden  wie  folgt 
entschädigt: 


Art  der  Unflillc 

ZaU  der 
Rentner 

Jahresrent^n 
insgesamt 

Durch- 
schnittsrenten 
pro  Kopf 

Prämien- 
reserve per 
31./12. 1895. 

r  Witwen 

31  TodesföUe]  Kinder.    ..!... 

1  Ascendenten 

Völlige  Invalidität 

15 

31 

2 

5 

182 

Kr. 
2  200 
3000 
340 
2100 
25  050 

Kr. 
147 
97 
170 
420 
138 

Kr. 
30400 
23400 

4000 
18  700 

Teilweise  Invalidität 

280  800 

Zusammen    .    . 

235 

32  600 

— 

357  000 

Die  vorläufige  Bilanz  stellte  sich  auf  rund  387  000  Kr.  (383  700  Kr.  Prä- 
mien und  3300  Kr.  Zinsen)  Einnahmen  und  432  5C0  Kr.  (75200  Kr.  Entschädi- 
gungen und  357308  Kr.  Kapitalreserve)  Ausgaben,  so  dass  sich  ein  Defizit  von 
45500  Kr.  ergab,  welches  der  Hauptsache  nach  darauf  zurückgeführt  wird,  dass 
im  Gesetz  die  Prämien  für  die  drei  oberen  Gefahrenklassen  gegenüber  den  stati- 
stischen Voranschlägen  des  Jahres  1889  (s.  o.)  um  etwa  Vio  herabgesetzt 
worden  sind. 

Der  vorläufige  Bechnungsabschluss  für  den  Zeitraum  vom  1.  Juli  1895  bis 
31.  Dezember  1896  ergab  7488  versicherungspflichtige  Betriebe  mit  786651  Kr. 
Jahresprämien,  eine  Gesamteinnahme  von  1 138 103  Kr.  83  Öre  (darunter  1 151 107,34 
Kr.  Prämien)  und  eine  Gesamtausgabe  in  gleicher  Höhe  (darunter  27476,79  Kr. 
Invalidenrenten,  12958,72  Kr.  Hinterbliebenenrenten,  3611,24  Kr.  Begräbnis- 
gelder, 119217,99  Kr.  an  Krankengeld,  Arzthülfe,  Arznei  und  Krankenhauspflege), 
wenn  man  annimmt,  dass  der  Differenzbetrag  zwischen  diesen  effektiven  Aus- 
gaben und  der  Gesamteinnahme  =  974839  Kr.  9  Öre  sich  als  eine  ausreichende 
Prämienreserve  erweisen  sollte. 

Während  der  ersten  zwei  Jahre  (1.  Juli  1895  —  1.  Juli  1897)  sind   bei 
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der  Appellkommission  134  Fälle  zur  Entscheidung  gelangt;  davon  sind  in  18 
F&llen  die  Entschädigungsansprüche,  welche  seitens  der  Versichemngsdirektion 
zurückgewiesen  waren,  anerkannt,  in  45  Fällen  die  Entschädigungsbeträge  er- 
höht, in  5  Fällen  die  durch  die  Direktion  zugesprochenen  Entschädigungen 
aberkannt  und  in  den  fibrigen  71  Fällen  die  Beschwerden  zurückgewiesen  worden. 
Die  Verwaltungskosten  der  Versicherungsanstalt  beliefen  sich  für  die  erste 
Periode  vom  1.  März  1895  —  30.  Juni  1896  auf  91313,03  Kr.  (Direktion  10591,67 
Kr.,  Bureau  56615,40  Kr.  und  24105,96  Kr.  Entschädigung  der  örtlichen  Auf- 
sichtsbeamten)  und  für  das  Jahr  vom  1.  Juli  1896  bis  30.  Juni  1897  auf  116800 
Kr.  (58000  Kr.  Bureaukosten  und  58000  Kr.  Entschädigung  der  örtlichen  Auf- 
sichtsbeamten, wriche  zur  anderen  Hälfte  von  den  Gemeinden  getragen  wird); 
dazu  kamen  noch  7100  Kr.  Kosten  der  Appellkommission. 

3.  InrallditSts-  und  AltersTerslclierang  In  Norwegen. 

Die  1885er  Kommission,  welche  auch  diesen  Versicherungszweig  bearbeiten 
sollte,  hatte  bei  ihrer  Auflösung  anfangs  1890  die  bezüglichen  Vorarbeiten  noch 
nicht  beendigt  Als  dann  im  Jahi*  1892  bei  EröfiGaung  des  Storthings  in  der 
Thronrede  die  Vorbereitung  eines  Gesetzentwurfs  über  diesen  Gegenstand  an- 
gekündi^  wurde,  brachten  einige  Mitglieder  des  Storthing  einen  selbständigen 
Entwurf  ein,  welcher  inhaltlich  etwa  dem  dänischen  Gesetz  über  Altersunter- 
stützung far  würdige  Httlfsbedürftige  ausserhalb  der  Armenpflege  vom  9.  April  1891 
(s.  Heft  I S.  3  und  16  flg.)  entsprach.  Danach  sollte  eine  von  Staat  und  Gemeinden 
zu  unterhaltende  Versorgungsanstalt  errichtet  werden,  bei  welcher  jede  in  Nor- 
wegen heimatsberechtigte  Person,  die  das  65.  Lebensjahr  zurückgelegt  hatte  und 
sich  ihren  Lebensunterhalt  nicht  mehr  selbst  verschaffen  konnte,  Anspruch  auf 
entsprechende  Unterstützung  erheben  durfte.  Die  Unterstützungssätze  waren  in 
Städten  für  Männer  auf  180  Kr.,  für  Frauen  auf  150  Kr.  und  für  Eheleute,  auf 
270  Kr.,  auf  dem  Lande  entsprechend  auf  150,  120  und  210  Kr.  begrenzt.  Über 
die  Unterstützungsgesuche  sollte  in  jeder  Gemeinde  ein  vom  Gemeindevorstand 
gewählter,  aus  drei  Mitgliedern  bestehender  Ausschuss  befinden,  in  welchem  die 
Versorgungsanstalt  durch  einen  Bevollmächtigten  (mit  beratender,  aber  nicht  be- 
schliessender  Stimme)  vertreten  war.  Gegen  die  Entscheidung  dieses  Ausschusses 
konnte  Berufung  an  die  Direktion  der  Versorgungsanstalt  und  noch  weiter  an 
den  Minister  des  Innern  eingelegt  werden.  War  die  Hülfsbedürftigkeit  durch 
Krankheit  oder  ähnliche  Umstände  schon  vor  dem  65.  Jahr  eingetreten,  so  konnte 
der  Unterstützungsanspruch  schon  vom  60.  Lebensjahr  ab  erhoben  werden.  Die 
Verwaltungskosten  der  Versorgungsanstalt  sollten  vom  Staat  allein,  im  übrigen 
zu  ^1^  von  diesem  und  zu  Vi  von  den  Gemeinden  getragen  werden.  Die  Gesamt- 
kosten an  Unterstützungen  wurden  bei  Annahme  von  19200  städtischen  und 
49200  ländlichen  Unterstützungsberechtigten  auf  etwa  8  Millionen  Kronen 
veranschlagt  und  sollten  im  wesentlichen  durch  eine  Spiritus-  und  Brannt- 
weinsteuer gedeckt  werden.  Zur  Begründung  des  Gesetzesvorschlags  war  darauf 
hingewiesen  worden,  dass  das  bestehende  Armenwesen  sowohl  vom  finanziellen 
wie  vom  sozialpolitischen  Standpunkt  aus  zu  verwerfen  sei,  und  wenn  der  Vor- 
schlag selbst  noch  sehr  enge  Grenzen  gezogen  habe,  so  sei  dies  lediglich  in  der 
Bef&rchtung  einer  sonst  zu  weitgehenden  finanziellen  Belastung  geschehen;  von 
einer  Beisteuer  der  Versorgungsberechtigten  müsse  aber  abgesehen  werden,  da  es 
ein  innerer  Widerspruch  sein  würde,  dieselben  Kreise,  welche  man  einerseits  für 
unvermögend  erachtet,  für  ihr  Alter  selbständig  Vorsorge  zu  treffen,  andererseits 
zu  fortlaufenden  Beitragsleistungen  heranziehen  zu  wollen.  Auch  sei  es  vom  sozial- 
politischen Standpunkt  aus  vollkommen  gerechtfertigt,  denjenigen  einen  Anspruch 
auf  Versorgung  durch  die  Gesamtheit  einzuräumen,  welche  dem  Wohl  dieser 
Gesamtheit  durch  ein  arbeitsreiches  Leben  gedient,  die  Einkünfte  des  Staats  in- 
folge der  indirekten  Besteuerung  auch  ihrerseits  vermehrt,  ihre  Familienpflichten 
redlich  erfüllt,  für  ihre  eignen  alten  Tage  aber  nichts  erübrigt  hätten. 

Der  Gesetzesvorschlag  wurde  dem  Gewerbeausschuss  überwiesen  und  auf 
dessen  Antrag  vom  Storthing  am  26.  Juni  1892  der  Begierung  zur  näheren 


76  I>ie  Arbeiterversichemng  in  Norwegen. 

Prüfung  und  Umarbeitung  bezw.  als  Material  für  die  in  Aussicht  genommene 
Regelung  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  fibermittelt. 

Als  dann  im  Jahr  1894  das  Unfallversicherungsgesetz  (s.  o.)  zur  Annahme 
kam,  wurde  auf  Vorschlag  des  Storthingsausschusses  f&r  soziale  Fragen  am 
20.  Juli  1894  zum  Studium  der  weiteren  Durchführung  der  Arbeiterversichemng 
(Krankenversicherung,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung)  eine  parlamentarische 
Kommission  eingesetzt,  welche  indessen  bis  jetzt  über  die  statistischen  Vorarbeiten 
und  Erhebungen  betreffs  der  Lohn-,  Krankheits-,  Sterblichkeitsverhältnisse  u.  s.  w. 
der  Arbeiterklasse  noch  nicht  hinausgekommen  ist  Anscheinend  hat  diese  Kom- 
mission die  Vorverabschiedung  des  Unfallversicherungsgesetzes  ohne  die  vorherige 
Regelung  der  Krankenversicherung  und  ohne  jeden  Zusammenhang  mit  der  In- 
validenversicherung auch  als  einen  Fehlgriff  erkannt,  wenigstens  verfolgte  sie  in 
den  ersten  Jahren  ihrer  Thätigkeit  die  Absicht,  nach  dem  Vorbilde  des  schwe- 
dischen Arbeiterpensionsgesetzes  vom  30.  März  1893  (s.  Heft  II  S.  8  fg.)  alle 
dauernden  InvalidenfäUe  (ohne  Unterscheidung  der  Invaliditätsursachen)  in 
einem  einheitlichen  Pensionsgesetz,  und  nur  die  vorübergehenden  Fälle  in  einem 
besonderen  Krankenversicherungsgesetz  zu  behandeln,  dso  das  schon  bestehende 
Unfallversicherungsgesetz  mit  dem  neuen  Invalidenversicherungsgesetz  zusammen- 
zuarbeiten. 

Endlich  ist  aus  ähnlichen  Gründen  wie  in  Schweden  und  Dänemark,  ins- 
besondere um  den  Wünschen  der  beteiligten  Kreise  Rechnung  zu  tragen,  für  die 
Seeleute  eine  besondere  Gesetzgebung  in  Aussicht  genommen,  welche  nicht  bloss 
die  Kranken-,  Unfall-,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung,  sondern  auch  die 
hygienischen  Verhältnisse  auf  den  Handelsschiffen  regeln  soll.  — 

Lltteratar.  1.  Krankenversicherung.  Bellom,Le8loi8d'a8suranceonvTiörear6ta'Bnger; 
Tome  I:  Assorance  contre  la  maladie,  Paris  1892,  p.  273.  Conrad 's  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften, Jena  1890,  Bd.  1,  S.  583.  Congr^s  international  des  accidents  du  travail  et  des 
assorances  sociales,  IV^  Session  tenne  k  Bmxelles  dn  26  an  31  jnillet  1897,  Bmxelles  1897,  p.  953—966 
(L'assurance  ouvriöre  en  Norv^ge,  par  Oscar  Schj0ll,  Directeur  de  Foffice  royal  des  assnrances  sociales). 
Gesetzentwürfe:  Udkast  til  Lov  om  Arbeideres  Sygeforsikring  m.  v.:  Oth.  Prp.  Nr.  23  (1893) 
og  Nr.  30  (1896);  Kommissionsbericht  vom  3.  Juli  1896;  Indst.  0.  XIII  (1896). 

2.  Unfallversicherung.  Bellom,  Tome  ü.  Assurance  contre  les  accidents,  Paris  1896, 
2«  partie,  p.  1099—1162.  Beretning  fia  RigsforsikringsaQstalten  om  dens  virksomhed  i  Iste 
regnskabsperiode  omfattende  tidsmmmet  1.  joli  1895  til  31.  december  1896,  Enstiania  den 
21  de  april  1897.  Bulletin  a)  de  TOffice  duTravail,  Paris  1898,  V  60;  b)  du  Comit6  permanent 
(Congrä  international  des  accidents  du  travail  et  des  assnrances  sociales!  Paris  1892,  IQ  293, 
540—555,  et  Paris  1894,  V  257—272,  327—339.  Economic  Review,  London  1898,  Vm  90. 
Labour  Gazette,  London  1898,  VI  Nr.  1.  Meddelelser  fra  Rigsforsikringsanstalten,  Kristiania 
1895—1897.  Nya  Arbetareförsäkringskomit6ns  Betänkande,  Stockholm  1892.  m  3—20. 
Forslag  til  Lov  omTilsyn  med  Arbeide  i  Fabriker  m.  v.  (Arbeidcrkommissionens  Indstilling  Nr.  1), 
Kristiania  1888. 

Berlin,  Mitte  März  1898. 

Dr.  Zacher. 


Anlage: 

Gesetz  über  die  nnfaDversicherang  für  Fabrikarbeiter 


vom  23.  Juli  1894. 


BUag  1. 


Lov 

om 

Ulykkesforsikring  for  Arbeidere  i  Fabriker  m.  v.^) 

Vi  Oscar,  o.  s.  v.    Qj0re  vitterligt:   At  Os  er  bleven  forelagt  det  nu 
forsamlede  ordentlige  Storthings  Beslntning  af  Ute  Juli  dette  Aar,  saalydende: 


§1. 
Alle  Arbeidere  og  Betjente,  der  er  sysselsatte  ved: 

1.  Fabrikdrift  og  de  Haandvsßrks-  og  andre  industrielle  Virksomheder,  der  drives 
fabrikmsBSflig,  eller  ved  hvilke  der  anvendes  anden  Drivkraft  end  menneskelig 
Muskelkraft  eller  benyttes  Ejedler  med  Damptryk; 

2.  Bergyserksdrift  med  denmder  herende  Virksomheder,  Drift  af  Stenbmd,  Kalkbrad, 
Stenhuggeri  o.  1.; 

3.  Isbedrift; 

4.  Virksomheder,  hvor  exploderende  eller  let  anteendelige  Stoffe  fremstilles  eller  fag- 
msessig  anvendes; 

5.  Bygning,  Udstyr  og  Istandssettelse  af  Huse,  Fartoier,  Jembaner,  Veie,  Broer, 
Hayne,  Eaier,  Dokker,  Dsemninger,  Eanaler,  Sluser  o.  lign.,  Eloak-,  Gas-  og 
Vandledningsarbeider  samt  Arbeide  med  Opssetning,  Istandssettelse  eller  Ned- 
tagning  af  elektriske  Ledninger  og  Lynafledere; 

6.  Lsendser,  Fledning  og  demnder  herende  Virksomhed,  Betjening  af  Dsemninger, 
Kanaler  og  Sluser,  Jembane-  og  Sporveisdrift; 

7.  Indlastning  og  Oplosning  af  Varer,  forsaayidt  den  ikke  udfares  ved  Skibsmand- 
skab,  samt  Arbeide  paa  Tomter  og  Hugstepladse  samt  ved  Pakhuse  og  Lagere 
med  dertil  herrende  Varetransport; 

8.  Dykker-  og  dermed  forbundet  Bergningsarbeide; 

9.  Skorstensfeining  samt  Bedning  og  Slukning  i  üdebrandstilfselde,  — 

skal")   v«re   forsikrede  effcer   denne  Lovs   Bestemmelser   mod   Pelgeme   af  Ulykkor,    der 
maatte  tilstede  dem  i  Bedriften,  naar  Arbeidet  enten 

a)  udfwes  for  en  Nseringsdrivende,  hvis  Bedrift  omfatter  saadan  Syssel,  eller 

b)  foregaar  for  Statens  oller  en  Kommunes  Begning  eller 

c)  skj0nnes  at  ville  medtage  mindst  30  Arbeidsdage  og  derhos  mindst  300  Dagsvserk. 

*)  Bekjendtgj.  27  Juli  i  Lovt.  Isto  Afd.  Nr.  30. 

•)  Loven  af  6te  August  1897,   med  kraft  af  6te  September  1897,   har  inskudt  til  udeluk- 
kelBe  af  enhver  tvivl  her  f0lgende  ord:  „uanfeet  om  sysselscBttelsen  varer  kort  eller  Isenge.** 


Anlmge  U 


Gesetz 

ttber 

die  Unfallversicherung  für  Fabrikarbeiter. 

Wir,  Oskar,  n.  s.  w.  thnn  kund,  dass  ans  von  dem  gegenwärtig  tagenden  Storthing 
ein  Beschlnss  vom  11.  Juli  1894  vorgelegt  worden  ist,  der  also  lautet: 


§  1. 
Alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamte,  welche  beschäftigt  sind: 

1.  in  einem  Fabrikbetriebe  oder  solchen  Handwerks-  and  anderen  industriellen  Be- 
trieben, welche  fobrikmässig  aasgeübt  werden,  oder  in  welchen  andere  Triebkraft 
wie  die  menschliche  MaskelkrafI;  angewendet  wird,  oder  Kessel  mit  Dampfdruck 
verwendet  werden; 

2.  in  Bergwerksbetrieben  mit  den  hierunter  fallenden  Anlagen,  wie  Steinbruch,  Ealk- 
bruch,  Steinhauerei  und  ähnliches; 

3.  in  Eisbetrieben; 

4.  in  Anlagen,  in  welchen  explodierende  oder  leicht  entzündbare  Stoffe  hergestellt 
oder  berufsmässig  verwendet  werden; 

5.  beim  Bau,  der  Ausrüstung  und  Instandsetzung  von  Häusern,  Fahrzeugen,  Eisen- 
bahnen, Wegen,  Brücken,  Häfen,  Kais,  Docks,  Dämmen,  Kanälen,  Schleusen  und 
ähnlichem,  Kanalisations-,  Gas-  und  Wasserleitungsarbeiten,  sowie  Arbeiteu  zur 
Aufstellung,  Instandsetzung  oder  Entfernung  von  elektrischen  Leitungen  und 
Blitzableitern; 

6.  bei  Schlagbäumen  zum  Anfängen  des  Treibholzes,  beim  Flössen  und  der  hierunter 
fallenden  Thätigkeit  bei  der  Bedienung  von  Dämmen,  Kanälen  und  Schleusen, 
beim  Eisenbahn-  und  Pferdebahnbetrieb; 

7.  bei  der  Einladung  und  der  Löschung  von  Waren,  insofern  dieselbe  nicht  von 
der  Schiffsmannschaft  auszufahren  ist,  sowie  bei  Arbeiten  auf  Baaplätzen  und 
Holzschlägen,  sowie  in  Packhäusem  und  auf  Lagern  nebst  dem  hiermit  in  Ver- 
bindung stehenden  Warentransport; 

8.  bei  Taucher-  und  hiermit  verbundenen  Bergungsarbeiten; 

9.  beim  Schomsteinfegen,  sowie  beim  Betten  und  Löschen  in  Brandfällen 
sollen^)  nach  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gegen  die  Folgen  deijenigen 
Unfälle  versichert  sein,  die  ihnen  im  Betriebe  zustossen  sollten,  falls  die  Arbeit  entweder 

a)  fär  einen  Gewerbetreibenden  ausgeführt  wird,  dessen  Betrieb  derartige  Beschäftigung 
erheischt  oder 

b)  auf  Bechnung  des  Staats  oder  der  Gemeinde  geschieht  oder 

c)  wenigstens  30  Arbeitstage  in  Anspruch  nimmt  und  diese  Arbeitstage  wenigstens 
300  Tagewerke  umfessen.*) 


^)  Die  NoveUe  vom  6.  August  1897  (mit  Gesetzeskraft  vom  6.  September  1897)  hat  hier  zur 
AuBSchhesBung  aUer  Zweifel  noch  folgende  Worte  eingeschaltet:  „ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
die  Beschäftigung  kürzere  oder  längere  Zeit  dauert.*' 

*)  Hiemadi  muss  mindestens  in  dem  Zeitraum  von  80  Arbeitstagen  eine  Schicht  von  10  Ar- 
beitern beschäftigt  sein,  da  Kleinbetriebe  ausgeschlossen  bleiben  soUen. 


80  Lov  om  ülykkesforeikring  for  Arbeidere  i  Fabriker  af  28  Juli  1894. 

Lige  med  Nseringsdrivende  efter  Litr.  a  regnes  Poreninger  og  Arbeidslag,  hvis  Por- 
maal  omfatter  üd0Telse  af  nogen  af  de  ovenfor  opregnede  Virksomheder. 

Hvorvidt  et  Anlseg  eller  en  Virksomhed  gaar  ind  nnder  Loven,  afgjeres  i  Til&elde 
af  Tvist  af  yedkommende  BegjeriDgsdepartement. 

Forsaayidt  nogen  ander  Loven  indgaaende  Virksomhed  paa  Grand  af  sfidrlige  Por- 
hold ikke  antages  at  medfere  Fare  for  ülykker  for  de  ved  samme  Beskjseftigede,  kan  den 
af  Kongen  fiitages  for  Porsikringspligten. 

Forsikring  efter  denne  Loy  bortfalder  for  Arbeidere  i  Statens  eller  en  Kommanes 
Tjeneste,  naar  der,  aden  Udgift  for  dem,  er  tilaikret  dem  og  deres  Familie  saadan  Er- 
statning  i  ülykkestilfselde,  som  af  Kongen  findes  at  svare  til  den  ved  nservserende  Lot 
foreskrevne. 


§2. 

Til  Overtagelse  af  den  i  §  1  paabadte  Forsikring  oprettes  en  af  Staten  garanteret 
offentlig  Forsikringsindretning  for  det  hele  Land. 

Porsikringsindretningens  Bestyrelse  anordnes  af  Kongen.  De  med  BeBtyrelsen  for- 
bandne  Omkostninger  adredes  af  Statskassen. 

8  3. 
Porsikringens   Gjenstand   er  Skade8l08holdel8e   eftor   nedenstaaende  Begier  i  Anled- 
ning  af  Bedriftsalykke,  der  medfarer  forsikret  Persona  Legemsbeskadigelse  eller  Dei 


§4. 
I  Tilfeelde   af  Legemsbeskadigelse   har  Forsikringsindretningen,   fra  üdlebet   af  den 
4de  Uge  efter  Ulykken,  at  adrede: 

1.  üdgifteine  yed  den  Skadedes  Sygebehandling,  saalsenge  denne  er  fomeden; 

2.  en  Pengeerstatning  til  den  Skadede,  ndgjerende: 

a)  i  Tilfselde  af  foldstsendig  Frhvervsadygtigbed,  saalsenge  denne  yarer,  60  pCt  af 
den  Skadedes  Arbeidsfortjeneste,  dog  i  intet  Tilfs6lde  mindre  end  60  0re  for 
hver  Virkedag  eller  Kr.  160,00  for  et  Aar: 

b)  i  Tilftelde  af  delvis  Erhvervsadygtighed,  saalaenge  denne  varer,  en  Brekdel  af 
den  ander  Litr.  a  fastsatte  Erstatning,  beregnet  efter  den  Skadedes  gjen- 
Yserende  Erhvervsdygtighed.  Delvis  Erhvervsadygtighed  medferer  dog  ingen 
Bet  til  Erstatning,  forsaavidt  denne  ikke  vilde  naa  op  til  mindst  6pCi  af  den 
Skadedes  Arbeidsforljeneste. 

Er  den  Skadede  sygeforsikret,   bortfalder  fra  Begyndelsen  af  den  &te  üge 
yedkommende  Sygekasses  Tdelsespligt. 

§  ö. 
Har   ülykken   medfart   Deden,    skal  Forsikringsindretningen,   foraden   den   Skades- 
erstatning,  der  maatte  vsere  ydet  eftier  §  4,  endvidere  adrede: 

1.  Godtgjerelse  for  Begravelsesomkostninger  med  Kr.  60,00; 

2.  en  Livrente  fra  Dedsdagen  af  til  den  Foralykkedes  Efterladte,  adgjorende: 

a)  For  gjenlevende  Enke,  indtil  hendes  Ded  eller  indtil  nyt  Jlgteskab,  og  for 
gjenlevende  erhvervsadygtig  Enkemand,  saalsenge  Erhvervsadygtigheden  varer, 
20pCt.,  samt  for  hvert  efterladte  iBgtebam  indtil  dets  fyldte  15de  Aar  16pCt., 
eller,  dersom  det  har  mistet  eller  senere  mister  ogsaa  den  anden  af  Poreel- 
drene,  20p0t.  af  den  Foralykkedes  Arbeidsfortjeneste.  Er  begge  Poreeldrene 
.  omkomne  og  har  v»ret  forsikrede,  erholder  efterladt  JSgtebam  16pCt.  efber 
hver  af  dem. 


Unfallyersichernngsgesetz  yom  28.  Jnli  1894.  81 

Den  Grewerbetreibenden  im  Sinne  der  lit.  a  gleichgeachtet  werden  Yereinigongen 
oder  (Genossenschaften,  deren  Zweck  in  der  Ausübung  eines  der  obengenanten  (Gewerbe- 
betriebe besteht. 

Inwieweit  eine  Anlage  oder  ein  Betrieb  nnter  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  fällt,  wird  in  Streitfällen  von  dem  zuständigen  Begierungsdepartement  entschieden. 

Sollte  die  Überzeugung  gewonnen  werden,  dass  in  einem  unter  dieses  Gesetz  faUenden 
Betriebe  besonderer  Verhältnisse  wegen  eine  Un£allgefahr  für  die  in  demselben  beschäftigten 
Arbeiter  ausgeschlossen  ist,  so  kann  der  König  den  betreffenden  Betrieb  von  der  Yer- 
sicherungspflicht  befreien. 

Die  Yersicherung  auf  Grund  dieses  Gesetzes  kommt  för  Arbeiter  im  Dienste  des 
Staates  und  der  Gemeinden  in  Wegfall,  wenn  denselben  und  deren  Familien  bei  Unfällen 
ohne  Gehaltsabzug  ein  Schadensersatz  in  der  HOhe  zugebilligt  wird,  welche  nach  Ent- 
scheidung des  Königs  den  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes  entspricht. 


Zur  Übernahme  der  im  §  1  angeordneten  Versicherung  wird  eine  vom  Staate  garantierte 
Öffentliche  Versicherungsanstalt  für  das  ganze  Land  errichtet. 

Die  Direktion  der  Versicherungsanstalt  ist  vom  Könige  zu  ernennen.  Die  mit  der 
Direktion  verbundenen  Kosten  trägt  die  Staatskasse. 

§3. 
Gegenstand  der  Versicherung  ist  der  nach  Massgabe  der  nachfolgenden  Bestimmungen 
zn  bemessende  Ersatz  des  Schadens  im  Falle  von  Betriebsunfällen,  welche  Körp«^rv**rlotzung 
oder  Tod  von  versicherten  Personen  zur  Folge  haben. 

§4. 

In  Fällen  von  Körperverletzung  hat  die  Versicherungsanstalt  nach  Ablauf  der  vierten 
Woche  nach  dem  Unfall  zu  bezahlen: 

1.  die  Kosten  far  die  Behandlung  des  Kranken,  so  lange  diese  erforderlich  ist; 

2.  eine  Geldentschädigung  an  den  Verletzten  und  zwar: 

a)  für  den  Fall  völliger  Erwerbsunfähigkeit  für  die  Dauer  derselben  60®/^  vom 
Arbeitsverdienste  des  Verletzten,  in  keinem  Falle  jedoch  weniger  als  50  Öre 
für  jeden  Arbeitstag  oder  150  Kronen  far  ein  Jahr; 

b)  für  den  Fall  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  für  die  Daner  derselben  einen  Bruch- 
teil des  unter  lit.  a  festgesetzten  Schadenersatzes,  der  nach  dem  Masse  der 
verbliebenen  Erwerbsfähigkeit  des  Verletzten  bestimmt  wird.  Teilweise  Er- 
werbsTm&higkeit  berechtigt  jedoch  nicht  zum  Ersatzanspruch,  wenn  derselbe 
nicht  mindestens  auf  5^/^  des  Arbeitsverdienstes  bemessen  wird. 

Ist  der  Verletzte  gegen  Krankheit  versichert,  so  hört  mit  Beginn  der  5.  Woche  die 
Unterstützungsverpflichtung  der  in  Betracht  kommenden  Krankenkasse  auf. 

§  6. 
Hat  ein  Unfall  den  Tod  zur  Folge  gehabt,  so  muss  die  Versicherungsanstalt  ausser 
dem  von  ihr  nach  §  4  etwa  zu  leistenden  Schadenersatz  noch  femer  entrichten: 

1.  als  Ersatz  der  Begräbniskosten  Kr.  50,00; 

2.  als  Leibrente  für  die  Hinterbliebenen  vom  Todestage  an: 

a)  für  die  überlebende  Witwe  bis  zu  ihrem  Tode  oder  ihrer  Wiederverheiratung 
und  für  den  erwerbsunfähigen  Witwer,  so  lange  seine  Erwerbsunfähigkeit  fort- 
dauert, 20^/|),  sowie  für  jedes  hinterbliebene  eheliche  Kind  bis  zum  vollendeten 
15.  Lebensj£üire  15^/^,  oder,  sofern  es  auch  den  überlebenden  Teil  der  Eltern 
verloren  hat  oder  künftig  verliert,  20**/q  vom  Arbeitsverdienst  des  Verunglückten. 
Sind  beide  Eltern  umgekommen  und  versichert  gewesen,  erhalten  die  hinter- 
bliebenen  ehelichen  Kinder  für  Vater  und  Mutter  je  15^/^. 

Ist  die  Ehe  erst  nach  dem  Unfall  geschlossen  worden,  so  haben  weder 
Ehegatten  noch  Kinder,  welche  nach  jener  Zeit  geboren  wurden,  irgend  welchen 
Anspruch  auf  eine  Beute. 


82  Lov  om  Ulykkesforeikring  for  Arbeidere  i  Fabriker  af  23  Juli  1894. 

Er  Jlgieskabet  indgaaet  efter  Ulykken,  har  hverken  uEgietelle  eller  Bern, 
avlet  senere  end  denne,  Eray  paa  nogen  Rente.  Det  samme  gjselder  Jlgte- 
feelle,  8om,  da  Ulykken  fandt  Sted,  levede  skilt  fra  den  Porulykkede  uden 
Underhold  af  denne  eller  Betskrav  paa  saadant. 

Barn  af  For«ldre,  der  ikke  har  indgaaet  ^gteskab  med  hinanden,  har, 
naar  det  er  avlet  fer  ülykken,  samme  Bet  som  ^gtebam. 

iBgtefBßlles  og  Berns  Livrente  maa  ikke  tilsammen  overstige  60pCt  af 
Arbeidsfortjenesten;  fremkommer  der  efter  ovenstaaende  Beregning  et  heiere 
Beleb,  bliver  de  forskjellige  Erstatningsberettigedes  Tilkommende  forholdavis 
at  afkorte. 
b)  For  den  Forulykkedes  Slaegtning  eller  SUegtninge  i  ret  opstigende  Linie,  hvis 
vaesentligste  Porserger  han  var,  for  Tiden  indtil  deres  Ded,  eller  indtil  deres 
Trang  opherer,  20pCt.  af  den  Forulykkedes  Arbeidsforigeneste.  Dette  Beleb 
fordeles  ligelig  mellem  de  Berettigede,  dog  saaledes,  at  Forseldre  altid  ude- 
lükker  Bedsteforseldre. 

Hvis  den  Fomlykkede  efterlader  ^gteffißlle  eller  Bern  eller  begge  Dele,  har 

dog  SlsBgtninge  i  ret  opstigende  Linie  kun  Krav  paa  en  Erstatning  svarende 

til  Forskjellen  mellem  öOpCt.   af  den  Forulykkedes  Arbeidsfortjeneste   og  det 

Beleb^  der  tilkommer  ^gtefselle  og  Bern. 

Bortfalder  nogen  af  de  Berettigede,  indtraeder  de  Gjenv»rende  i  deres  Sted  efter  de 

ovenfor  angivne  Begier. 

I  TilffiBlde   af  nyt  ^gteskab  udbetales  Enken   det  Tredobbelte    af  Livrentens  Beleb 
for  et  Aar  som  Bestgodtgjerelse. 

En  Udlfiendings  Efterladte,  som,    da  ülykken  skede,    ikke  boede  i  Landet,  har  intet 
Erstatningskray. 

For  de  efter  denne  Lov  erstatningsberettigede  Bern  beskikkes  en  Yserge. 


§  6. 

Den  i  §§  4  og  5  omhandlede  Arbeidsfortjeneste  beregnes  efter  den  Aflenning,  som 
den  Skadede  i  Lebet  af  det  sidste  Aar  har  oppebaaret  i  den  Bedrift,  hvori  Ulykken  ind- 
traf.  Har  den  Skadede  ikke  indehavt  sin  Stilling  i  Bedriften  et  fuldt  Aar  tilbage  fra 
Ulykkesdagen,  laegges  den  Aflenning  til  örund,  som  i  dette  Tidsrum  Arbeidere  af  samme 
Slags  i  den  samme  eller  den  naermestliggende  lignende  Bedrift  gjennemsnitlig  har  oppe- 
baaret. 

Er  Bedriften  efter  sin  Natur  i  det  hele  eller  for  en  Del  kun  i  Gang  en  kortere  Tid 
af  Aaret,  bliver  den  samlede  Aarsfortjeneste  for  de  Arbeideres  Yedkommende,  der  ikke 
beskjffiftiges  Aaret  rundt,  at  ansflßtte  efter  Skjen,  der  afgives  af  Forsikringsindretningens 
Bestyrelse,  hvilket  Skjen  kan  indankes  for  den  i  §  19  omhandlede  Kommission.  Fort- 
jenesten maa  dog  fastssettes  saaledes,  at  den  mindst  beregnes  efter  den  almindelige  Daglen 
paa  Stedet  for  Dagarbeidere  af  samme  Kjen  og  Alder. 

Tilffißldige  Afbrydelser  i  Bedriften  kommer  ikke  i  Betragtning. 

For  Lserlinge  og  andre,  der  paa  Grund  af  ufuldendt  üddannelse  liden  eller  ingen 
Len  oppebierer,  samt  for  andre  Arbeidere,  der  midlertidig  gaar  for  uforholdsmaessig  liden 
Godtgjerelse,  beregnes  Arbeidsfortjenesten  efter  en  Daglen  af  Kr.  1,50  for  mandlige  og 
Kr.  1,00  for  kvindelige  Arbeidere.  Dersom  Erstatningen  efter  denne  Beregning  vilde 
udgjere  mere  end  den  Skadedes  virkelige  Len,  nedssettes  den  hertil,  forsaavidt  og  saalsenge 
den  Skadede  er  under  20  Aar,  dog  med  Jagttagelse  af  det  i  §  4,  No.  2,  Litr.  a  be- 
stemte  Lavmaal. 

Som  aarlig  Indtsegt  gjselder,  hvis  den  ikke  bestaar  af  mindst  for  en  Maaned  fast- 
satte Beleb,  det  300-dobbelte  af  den  gjennemsnitlige  Dagsfortjeneste. 

Hvad  den  samlede  Aarsindtsegt  overstiger  Kr.  1200,00  kommer  ikke  i  Betragtning 
ved  Erstatningens  Beregning. 
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Dasselbe  gilt  för  Ehegatten,  welche  znr  Zeit  des  Unfalls  von  dem  Yer- 
nnglückten  getrennt  lebten,  ohne  von  demselben  Unterhalt  sn  erhalten  oder 
rechtlichen  Anspruch  aof  solchen  ro  haben. 

Kinder  von  Eltern,  welche  nicht  yerheiratet  sind,  haben,  falls  sie  vor  dem 
Un&Utage  geboren  sind,  dieselben  Bechte,  wie  eheliche  Kinder. 

Die  Leibrente  des  Ehegatten  nnd  der  Kinder  darf  insgesamt  50  ^/^  des 
Arbeitsyerdienstes  nicht  übersteigen;  ergiebt  sich  nach  obiger  Berechnung  ein 
h(^herer  Betrag,  so  sind  die  Anteile  der  betreffenden  Fordemngsberechtigten 
entsprechend  zn  kürzen, 
b)  für  den  oder  die  Verwandten  des  Yemng^ückten  in  gerade  anfisteigender  Linie, 
deren  wesentliclier  tSmflhrer  er  war,  bis  zn  ihrem  Tode  oder  bis  ihre  Hülfe- 
bedürftigkeit aiifh(^rt,  20^/^  vom  Arbeitsverdienst  des  Yenmglückten.  Dieser 
Betrag  wird  zn  gleichen  Teilen  unter  die  Berechtigten  verteilt,  jedoch  derart, 
dass  die  Eltern  immer  die  Orosseltem  ansschliessen. 

Hinterlftsst  der  Yeranglückte  einen  Ehegatten  oder  Kinder  oder  beides,  so 
haben  die  Yerwandten  in  gerade  an&teigender  Linie  nur  einen  Anspruch  auf 
einen  Schadenersatz,  welcher  der  Differenz  zwischen  50^0  des  Arbeitsyerdienstes 
des  Yerunglückten  und  demjenigen  Betrage  entspricht,  der  dem  Ehegatten  und 
den  Kindern  zukommt. 

Ftilt  einer  der  Berechtigten  fort,  so  treten  die  ÜbrigUeibenden  nach  den 
yorstehenden  Begehi  an  seine  SteUe. 

Der  Witwe  wird  für  den  Fall  der  Wiederyerheiratung  der  dreifache  Betrag 
der  jfthrlichen  Leibrmrte  als  Abfindung  ausbezahlt. 

Die  Hinterbliebenen  eines  Ausländers,  welche  zur  Zeit  des  Unfinlls  nicht  im 
Inlande  wohnte,  haben  keinen  Ansprudi  auf  Schadenersatz. 

Den  niM^  diesem  Gesetz  ersatzberechtig^  Kindern  wird  ein  Yormund 
bestem. 


§6. 

Der  in  den  §§  4  und  5  behandelte  Arbeitsyerdienst  wird  nach  dem  Lohne  berechnet, 
welchen  der  Besch&digte  im  Laufe  des  letzten  Jahres  in  dem  Betriebe  bezogen  hat,  in  dem 
et  Teninglückt  ist.  Hat  der  Beschädigte  seine  Stellung  in  dem  Betriebe  nicht  schon  ein 
Tolles  Jahr  yor  dem  Un&lle  innegehabt,  so  wird  der  Lohn  zu  Grunde  gelegt,  welchen 
Arbeiter  gleicher  Gattung  in  demselben  Betriebe  oder  in  benachbarten  gleichartigen  Betrieben 
durchschnittlich  bezogen  haben. 

Ist  der  Betrieb  seiner  Natur  nach  im  ganzen  oder  teilweise  nur  während  eines 
kürzeren  Teiles  des  Jahres  im  Gange,  so  ist  der  gesamte  Jahresyerdienst  für  diejenigen 
Arbiter,  welche  nicht  das  ganze  Jahr  hindurch  beschäftigt  werden,  nach  der  Abschätzung 
der  Direktion  der  Yersicherungsanstalt  zu  berechnen.  Wegen  der  Abschätzung  kann  bei 
der  im  §  19  erwähnten  Kommission  Beschwerde  eingelegt  werden.  Der  Yerdienst  muss 
jedoch  80  festgesetzt  werden,  dass  er  wenigstens  nach  dem  gewöhnlichen  Tagelohne  am 
Platze  für  Tagelöhner  desselben  Alters  und  Geschlechts  berechnet  wird. 

ZuflOlige  Unterbrechungen  der  Arbeit  kommen  nicht  in  Betracht. 

Für  Lehrlinge  und  andere,  welche  wegen  noch  nicht  beendigter  Ausbildung  keinen 
oder  nur  einen  geringen  Lohn  beziehen,  sowie  für  andere  Arbeiter,  welche  yorübergehend 
für  unyerhältnismässig  geringe  Yergütung  arbeiten,  wird  der  Arbeitsyerdienst  nach  dem 
Lohnsätze  yon  Kr.  1^50  für  männliche  und  Kr.  1,00  für  weibliche  Arbeiter  berechnet. 
FaQs  der  Schadenersatz  nach  dieser  Berechnung  mehr  betragen  würde,  als  der  wirkliche 
Lohn  des  Yerietzten,  wird  der  erstere  auf  die  HOhe  des  Lohnes  herabgesetzt,  so  lange  der 
Verletzte  noch  nicht  20  Jahre  alt  ist,  jedoch  unter  Beachtung  der  durch  §  4  Nr.  2  lit.  a 
festgesetzten  Minimalgrenze. 

Als  Jahreseinkommen  gilt,  soweit  es  sich  nicht  aus  mindestens  monatsweise  fest- 
gesetzten Beträgen  zusammensetzt,  das  dreihundert&che  des  durchschnittlichen  Tages- 
verdienstes. 

Deijenige  Betrag  des  Jahreseinkommens,  welcher  die  Summe  yon  1200  Kronen  über* 
"teigt,  kommt  bei  Berechnung  des  Schadenersatzes  nidit  in  Betracht. 
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8  7. 
8oin  IndtsBgi  eller  Leu  ansees  efter  nserrserende  Lot   ogsaa  Gevinstandel,   Brog  af 
Hu8  eller  Jord,    Hnsleiegodtgjerelse,   Lan  i  Natnrprodnkter   eller   deslige.     V«rdien  heraf 
opferes  efter  Ojennernsnitsprisen  paa  Siedet. 

§8. 

Istedetfor  de  i  §  4  foreskreyne  Ydelser  er  Forsikringsindretningeii  berettiget  til  at 
skaffe  dm  Skadede  fri  Kor  og  Pleie  paa  Sjgehns.  Saafremt  den  Skadede  er  gift  eller 
bor  sammen  med  en  SUBgtning,  kan  dette  dog  ikke  ske  aden  hans  Samtykke,  medmindre 
Skadens  Art  stiller  Fordringer  til  Behandling  -og  Pleie,  soiki  ikke  efter  den  behandlende 
L»ges  Slg'en  i  hans  Hjem  kan  fjrldestgjgres. 

I  L0bet  af  den  Tid,  hyori  den  Skadede  maatte  T»re  indlagt  paa  Sygehns,  skal  For- 
sikringsindretningen  ndbetale  hans  iggtefielle  og  Slsegtninge  en  saadan  Bente,  som  de 
i£0lge  8  ^  ▼ilde  haye  Krav  paa  i  Tilfedde  af  hans  D»d. 


8  9. 

Er  den  Skadede  ikke  for  de  farste  4  Uger  enten  som  Medlem  af  en  Sygekasse  eller 
paa  anden  Maade  sikret  fri  Lsegehjaelp  og  Medidn  samt,  i  Tilftdde  af  Arbeidsndygtighed, 
saadanne  Sygepenge,  som  i  Lov  om  Arbeideres  Sygeforsikring  foreskriyes,  bar  Arbeids- 
giyeren  for  det  nieynte  Tidsrom  at  ndrede  disse  Ydelser  af  egne  Midier.  Saabenge  Lot 
om  Sygeforsikring  ikke  er  traadt  i  Kraft,  ndredes  disse  Syg^^ge  med  50pCt.  af  den  Ska- 
dedes  Arbeidsfortjeneste. 

Har  Skaden  nedyendiggjort  extraordinsre  Omkostninger,  saasom  yed  Sygehnspleie, 
Transport  eller  lignende,  oyertages  disse  af  Forsikringsmdreiningen,  forsaayidt  de  ikke 
daekkes  af  de  den  Skadede  paa  anden  Maade  sikrede  Ydelser. 


§  10. 
Har  den  Skadede  sely  med  Forsiet  fremkaldt  ülykken,  kan  intetsomhelst  Erstatnings- 
kray  efter  denne  Loy  gjeres  gjseldende. 

§  11. 

De  til  Erstatningens  Dsßkkelse  fomadne  Midier  tUyeiebringes  yed  en  Forsiknngs- 
pr»mie,  der  ndredes  af  yedkommende  Arbeidsgiyere  efter  den  af  de  Forsikrede  oppebaame 
Arbeidsfortjeneste,  herander  indbefattet  de  i  §  7  nseynte  Indtsegter. 

Hyad  den  enkelte  Fnnktionsers  samlede  Aarsfortjeneste  oyerstiger  Kr,  1200,00, 
kommer  dog  ikke  i  Betragtning. 

For  de  i  §  6,  4de  Passns  naeynte  Personer  beregnes  Prsemien  efter  den  Arbeidsfor- 
tjeneste, der  kegges  til  Onmd  for  deres  Erstatning. 

Prsemien  maa  ikke  af  Arbeidsgiyeme  f0res  de  Forsikrede  til  Udgift. 


§  12. 
Foniden  til  Arbeidsfortjenesten  tages  yed  Prsemiens  Beregning  tillige  Hensyn  til 
Ulykkesresikoen  yed  den  Bedrift,  hyori  Yedkommende  er  beslgseftiget.  De  efter  Loven 
forsikringspligtige  Bednfter  bliyer  i  denne  Anledning  at  inddele  1  Fareklasser  og  for  hver 
af  disse  en  sseregen  Prsemiesats  at  opstille,  der  angiyer  Prsemien  for  yedkommende  Fa- 
reklasse  i  Procenter  af  de  Forsikredes  Arbeidsforijeneste  og  udmaales  saaledes,  at  Summen 
af  de  Forsikringsindretningen  tilflydende  Prsemier  fnldstsendig  dsekker  samtlige  dens  fonid- 
seelige  Erstatningsndgifter. 


§  13. 
Pnemienie  beregnes   efter   en  Tarif,   der   tUligemed   Bednftemes   Lfiddeling  i  Fare- 
klasser ÜEMtssttes  af  Kongen  med  Forbehold  af  Storthingets  Samtykke.     Tarifen  samt  Ind- 
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§7. 
Als  Einnahme  oder  Lohn  wird  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetz  des  ferneren  angesehen: 
Tantieme,  Nntzniessnng  an  Gehenden  oder  Grund  und  Boden,  Mietszins,  Naturalbezüge  oder 
dergl.     Der  Wert  wird  nach  den  örtlichen  Durchschnittspreisen  berechnet. 

§8. 

An  Stelle  der  im  §  4  vorgeschriebenen  Beträge  kann  die  Versicherungsanstalt  dem 
Verletzten  freie  Eur  und  Verpflegung  im  Erankenhause  gewähren.  Falls  der  Verletzte 
verheiratet  ist  oder  mit  einem  Verwandten  zusammenwohnt,  ist  jedoch  seine  Einwilligung 
erforderlich,  es  sei  denn,  dass  die  Verletzung  derart  beschaffen  ist,  dass  sie  nach  dem 
Urteil  des  behandelnden  Arztes  in  seiner  Privatwohnung  nicht  genugende  Behandlung  und 
Pflege  findet 

Für  die  Dauer  der  Zeit,  in  welcher  der  Verletzte  im  Krankenhause  untergebracht 
ist,  hat  die  Versicherungsanstalt  dem  Ehegatten  oder  den  Anverwandten  desselben  die 
gleiche  Bente  auszubezahlen,  auf  welche  diese  gemäss  §  5  im  Falle  seines  Ablebens  An- 
spruch haben  würden. 

§  9. 

Wenn  dem  Verletzten  nicht  für  die  ersten  vier  Wochen  dadurch,  dass  er  Mitglied 
einer  Krankenkasse  ist,  oder  auf  andere  Weise  freie  ärztliche  Behandlung  und  Arznei, 
sowie  hn  Falle  von  Erwerbsunföhigkeit  das  durch  das  Krankenversicherungsgesetz  vor- 
geschriebene Krankengeld  gesichert  sind,  so  hat  der  Arbeitgeber  diese  Kosten  aus  eigenon 
Mitteln  zu  bestreiten.  Bis  zum  Inkrafttreten  des  Krankenversicherungsgesetzes  sind  als 
Krankengeld  50^/^  von  dem  Arbeitsverdienste  des  Verunglückten  zu  entrichten. 

Hat  die  Verletzung  ausserordentliche  Kosten,  wie  für  Krankenhauspflege,  Transport 
oder  dergleichen  erforderlich  gemacht,  so  werden  diese  von  der  Versicherungsanstalt  ge- 
deckt, ÜEiUs  dieselben  nicht  aus  anderen  dem  Verletzten  gesicherten  Unterstützungen  gedeckt 
werden  können. 

§  10. 
Hat  der  Verletzte  den  Unfall  selbst  und  vorsätzlich  herbeigeführt,  so  steht  ihm  keinerlei 
Ersatzanspruch  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu. 

§  11. 

Die  zur  Deckung  der  Schadenersatzleistungen  erforderlichen  Mittel  werden  durch 
eine  Versicherungsprämie  aufgebracht,  welche  von  dem  betreffenden  Arbeitgeber  nach  dem 
den  Versicherten  zustehenden  Arbeitsverdienste,  unter  welchen  auch  die  im  §  7  aufgezählten 
Einnahmen  einzurechnen  sind,  entrichtet  werden  muss. 

Was  jedoch  einen  jährlichen  Gesamtverdienst  des  einzelnen  Angestellten  von  Kr.  1200 
übersteigt^  bleibt  bei  der  Berechnung  ausser  Betracht. 

Für  die  im  vierten  Absatz  des  §  6  genannten  Personen  werden  die  Prämien  nach 
denjenigen  Arbeitsverdienste  berechnet,  welcher  dem  ihnen  zustehenden  Schadenersatz  zu 
Grunde  gelegt  wird.     Die  Prämie  darf  der  Arbeitgeber  von  den  Versicherten   nicht  wieder 


§  12. 

Bei  der  Berechnung  der  Prämie  wird  ausser  dem  Arbeitsverdienste  auch  das  Unfall- 
risiko mit  in  Betracht  gezogen,  welches  der  Betrieb  mit  sich  fuhrt,  in  dem  der  Versicherte 
beschäftigt  ist. 

Die  nach  dem  Gesetze  versicherungspflichtigen  Betriebe  sind  deshalb  in  Gefahren- 
klassen einzuteilen  und  für  jede  derselben  ein  besonderer  Prämiensatz  festzustellen,  welcher 
die  Prämie  für  die  betreffende  Klasse  in  Prozenten  von  dem  Arbeitsverdienste  der  Ver- 
sicherten angiebt  und  derart  bemessen  wird,  dass  die  Summe  aller  der  Versicherungs- 
anstalt zufliessenden  Prämien  die  sämtlichen  voraussichtlich  zu  erwartenden  Ersatzansprüche 
zu  decken  vermag. 

§  13. 

Die  Prämien  sind  nach  einem  Tarife  zu  berechnen,  welcher  gleichzeitig  mit  der  Ein- 
teilung der  Betriebe  nach  Gefahrenklassen  vorbehaltlich   der  Genehmigung   des  Storthings 
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delingen  i  Fareklasser  bliver  at  revidere  senest  inden  3  Aar,  efterat  Loven  er  traadt  i 
Kraft,  og  derefter  hvert  6te  Aar. 

Til  hvilken  Fareklasae  Bedrifter,  der  ikke  i  Tarifen  er  n»vnte,  skal  henferes,  af- 
gjeres  af  yedkommende  Begjeringsdepartement. 

Omfatier  en  Bedrift  flere  under  forskjellige  Fareklasser  opferte  Virksombeder,  be- 
stemmes  dens  Prsemie  af  Forsikriogsindretningens  Bestyrelse.  Dennes  Afgjerelse  kan  in- 
dankes  for  den  i  §  19  ombandlede  Kommission. 


§  14. 

[Enhver  Indehaver  af  en  Bedrift,  der  gaar  ind  ander  denne  Lov,  bar  inden  3  Maa- 
neder  fer  nservserende  Lovs  Ikrafttrseden  til  Forsikringsindretningens  Tilsjnsmand  paa 
Stedet  (§  28)  at  indgive  en  skriftlig  Anmeldelse,  affattet  efter  en  af  Bestyrelsen  fastsat 
Formular,  af  Yirksomheden  med  Oplysning  om  dens  Gjenstand  og  Art,  Antallet  af  de  yed 
samme  bes^seftigede  Personer  samt  Sterrelsen  af  deres  Aflenning.  Udebliver  den  paabndte 
Anmeldelse,  bar  Tilsynsmanden  at  indbente  de  fomedne  Oplysninger.  De  saaledes  afgivne 
Anmeldelser  eller  indbentede  Oplysninger  indsendes  snarest  mnligt  til  Forsikringsindret- 
ningens Bestyrelse. 

For  forsikiingspligtige  Bedrifter,  der  sattes  1  Gang  efter  OTenanferte  Tidspnnkt, 
indgiyes  lige  Anmeldelse  inden  8  Dage  efter  Bedriftens  Paabegyndelse  tilligemed  Angiyelse 
af  Tidspnnktet  berfor].^) 

Yedkommende  Arbeidsgivere  skal  snarest  mnligt  meddeles  ünderretning  om,  til  bvilken 
Fareklasse  deres  Bedrifter  af  Forsikringsindretningens  Bestyrelse  er  benf0rte,  og  med  brilken 
Tarifsats  Forsikringsprsemien  bliver  at  beregne.  Denne  Afgj0rel8e  kan  indankes  for  den  i 
§  19  ombandlede  Kommission. 

Yed  enbyer  forsikringspUgtig  Yirksombed  skal  det  yed  en  Plakat  med  tilstrsekkelig 
Store  og  tydelige  Bogstayer  ysere  angiyet,  at  Arbeideme  er  nlykkesforsikrede.  Plakaten 
bliyer  yed  Tilsynsmandens  Foranstaltmng  at  opslaa  paa  et  bensigtsm^ssigt  og  ieinefal- 
dende  Sted. 

Arbeideme  ansees  forsikrede  fra  det  0ieblik,  Loyen  er  traadt  i  Kraft  eller  Bedriften 
er  begyndt,  byad  enten  Anmeldelse  bar  frindet  Sted  og  Plakat  er  opslaaet  eller  ikke. 


§  15. 

Undergaar  en  Bedrift  saadanne  Forandringer  i  Henseende  til  Gjenstand  og  Art,  som 
kan  y»re  bestemmende  enten  for  dens  Forsikringspligt  oyerboyedet  eUer  for  dens  Plads  i 
Faretarifen,  bar  Bedriftens  Indebayer  derom  inden  8  Dage  at  indgiye  Anmeldelse  gjennem 
Tilsynsmanden. 

Forsikringsindretningens  Bestyrelse  afgjer  derpaa,  om  Yirksombeden  paa  Grund  af 
den  indtraadte  Forandring  bar  opbert  at  ysere  forsikringspUgtig,  eller  om  den  skal  ben- 
feres  til  en  anden  Fareklasse.  Om  Afgjerelson  meddeles  Bedriftens  Indebayer  Underret- 
nmg  oyerensstemmende  med  §  14,  3die  Passns.  Denne  Afgjerelse  kan  indankes  for  den 
i  §  19  ombandlede  Kommission. 


^)  I  loyen  af  6.  August  1897  trseder,  for  at  garantere  den  uopboldelige  anmeldelse  af  be- 
driften ogsaa  i  tyiylsomme  tilfeelde  i  sted  af  de  begge  indklamrede  den  folgende  afsats:  „Enbyer 
indebayer  af  en  bedrift  eller  yirksombed  af  nogen  ed  de  arter,  der  ombandles  i  nsBrynrende  loys 
6  1,  bar-for  »Idre  bedrifters  yedkommende  inden  8  maaneder  f0r  nseryserende  loys  ikrafttrseden  og 
for  iiye  bedrifter  inden  8  daee  efter  bedriftens  paabegyndelse  ~  at  indgiye  en  skriftlig  anmeldelse 
i  2  eksemplarer  efter  en  af  lorsikringsindretningen  aäattet  formular  med  alle  de  oplysninger,  som 
er  n0dyendige  til  afgj0rel8e  af,  byoryidt  bedriften  er  forsikringspligtig,  samt  til  bestemmelse  af 
dens  fareklflise  ofi^  prsemie.  Anmeldelseme  tilstiUes  yedkommende  tüsynsmand  (§  28),  der  snarest 
mnligt  bar  at  indisende  dem  til  indretningens  bestyrelse.** 
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vom  Könige  festgesetzt  wird.  Der  Tarif,  sowie  die  Einteilnng  in  Gefabrenklassen  werden 
sp&testens  nach  Ablauf  von  3  Jabren  nacb  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  und  fernerhin 
alle  6  Jahre  geprüft. 

Zn  welcher  Gefahrenklasse  diejenigen  Betriebe  zn  z&hlen  sind,  welche  im  Tarife 
nicht  angefahrt  sind,  bestimmt  das  zuständige  Regierungsdepartement. 

Umfetöst  eine  Anlage  mehrere  unter  verschiedene  GeMrenklassen  fallende  Betriebe, 
so  wird  die  Prämie  für  dieselbe  von  der  Direktion  der  Versicherungsanstalt  festgesetzt. 
Gegen  die  Entscheidung  der  letzteren  kann  bei  der  im  §  19  angeführten  Kommission  Be- 
schwerde eingelegt  werden. 

§  14. 

[Jeder  Betriebsmhaber,  welcher  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterworfen  ist, 
hat  spätestens  3  Monate  vor  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes  dem  Ortlichen 
Auf^chtsbeamten  der  Versicherungsanstalt  (§  28)  eine  schriftliche  Anmeldung  des  Betriebes 
einzureichen,  welche  nach  einem  von  der  Direktion  festgesetzten  Formulare  abzufassen  ist 
und  über  den  Gegenstand  und  die  Art  des  Betriebes,  die  Anzahl  der  in  demselben  be- 
schäftigten Personen,  sowie  die  Höhe  der  den  letzteren  zustehenden  Löhne  Aufschluss  giebt. 
Unterbleibt  die  angeordnete  Anmeldung,  so  hat  der  Aufisichtsbeamte  die  erforderlichen  Er- 
kundigungen einzuziehen.  Die  abgegebenen  Anmeldungen  beziehungsweise  die  eingezogenen 
Erkundigungen  werden  unter  thunlichster  Beschleunigung  der  Direktion  der  Versicherungs- 
anstalt übersandt. 

Die  Anmeldung  von  versicherungspflichtigen  Anlagen,  welche  nach  dem  angeführten 
Zeitpunkte  in  Betrieb  gesetzt  werden,  hat  spätestens  8  Tage  nach  dem  Beginn  des  Be- 
triebes und  zwar  unter  Angabe  des  Zeitpunktes  desselben  zu  geschehen.]^) 

Den  betreffenden  Arbeitgebern  soll  sobald  als  thunlich  eine  Mitteilung  darüber  zu- 
gehen, zu  welcher  Gefahrenklasse  ihr  Betrieb  von  der  Direktion  der  Versicherungsanstalt 
gezählt,  und  zu  welchen  Tarifsätzen  die  Prämien  berechnet  werden.  Gegen  diese  Ent- 
scheidung kann  bei  der  in   §  19   aufgeführten  Kommission  Beschwerde  eingelegt  werden. 

In  allen  versicherungspflichtigen  Betrieben  muss  auf  einem  Anschlag  mit  genügend 
grossen  und  deutlichen  Buchstaben  angegeben  sein,  dass  die  Arbeiter  gegen  ünfEQle  ver- 
sichert sind.  Der  Anschlag  ist  auf  Anordnung  des  Aufeichtsbeamten  an  einem  passenden 
und  in  die  Augen  fallenden  Orte  anzuheften. 

Die  Arbeiter  gelten  von  dem  Augenblick  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  beziehungs- 
weise dem  Beginne  des  Betriebes  an  als  versichert  ohne  Bücksicht  darauf,  ob  die  An- 
meldung derselben  stattgeftmden  hat  oder  nicht,  und  ob  der  Anschlag  angeheftet  worden 
ist  oder  nicht. 

§  16. 

finden  in  einem  Betriebe  derartige  Veränderungen  hinsichtlich  seines  Gegenstandes 
und  seiner  Art  statt,  dass  diese  entweder  für  die  Versicherungspflicht  überhaupt  oder  für 
die  Klassifizierung  im  Ge&hrentarif  bestimmend  sind,  so  hat  der  Inhaber  des  Betriebes 
binnen  8  Tagen  durch  den  Au&ichtsbeamten  hiervon  Mitteilung  zu  machen. 

Die  Direktion  der  Versicherungsanstalt  entscheidet  sodann,  ob  der  Betrieb  infolge 
der  eingetretenen  Veränderung  aufgehört  hat,  versicherungspflichtig  zu  sein,  oder  ob  er 
einer  anderen  GefEÜirenklasse  zuzuteilen  ist.  Dem  Betriebsinhaber  geht  gemäss  §  14  Ab- 
satz 3  eine  Mitteilung  über  die  getroffene  Entscheidung  zu.  Gegen  diese  Entscheidung 
kann  bei  der  in  §  19  aufgeführten  Kommission  Beschwerde  eingelegt  werden. 


^)  Die  Novelle  vom  6.  August  1897  hat  die  beiden  eingeklammerten  Absätze,  um  auch  in 
zweifelhaften  Fällen  die  sofortige  Betriebsanmeldung  sicher  zu  stellen,  durch  folgenden  Absatz 
ersetzt: 

„Jeder  Inhaber  eines  Betriebes  oder  einer  Anlage  der  in  §  1  dieses  Gesetzes  behandelten 
Art  hat  —  für  ältere  Betriebe  binnen  3  Monaten  vor  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
und  für  neue  Betriebe  binnen  8  Tagen  nach  Beginn  des  Betriebes  —  eine  schriftliche  Anmeldung 
in  zwei  Exemplaren  nach  einem  von  der  Versidärungsanstalt  a^^efiMsten  Formular  mit  allen  den 
Aufschlüssen  einzureichen,  welche  zur  Entscheidung  über  die  Versicherungspflichtigkeit  des  Be- 
triebes, sowie  zur  Bestimmung  der  Gefahrenklasse  und  der  Prämie  notwendig  sind.  Die  An- 
meldungen sind  dem  zuständigen  Aufsichtsbeamten  (S  28)  zuzustellen,  welcher  dieselben  so  schnell 
wie  möglich  der  Direktion  der  Anstalt  einzusenden  haf 


88  LoY  om  ülykkesfoTsikring  for  Arbeidere  i  Fabriker  af  28  Juli  1894. 

§  16. 

ForsikringspnBmierne  indbetales  inden  14  Dage  efter  hvert  Fjerdingaars  Begyndelse 
med  saadanne  Forsknd,  som  af  Forsikringsindretningens  Bestyrelse  besiemmes. 

Endeligt  Opgjer,  ledsaget  af  fornedne  Opgaver  og  mnlig  resterende  Prs&mie,  skal 
Ysere  indsendt  fra  Arbeidsgiyeren  inden  2  Maaneder  efter  Kalenderaarets  Udleb  eller,  for- 
saavidt  Bedriften  tidligere  er  opbert,  inden  1  Maaned,  efterat  dette  er  skeet.  Efterkommer 
Arbeidsgiyeren  ikke  denne  Pligt,  har  Forsikringsindretnlngens  Bestyrelse  paa  egen  Haand 
at  istandbringe  det  fomedne  Opgjer. 

I  dette  0iemed,  saaTelsom  ogsaa  naar  Bestyrelsen  finder  Onind  til  n»rmere  at 
forvisse  sig  om,  at  de  af  en  Arbeidsgiver  indsendte  Beregninger  over  Pr»miens  Sterrelse 
er  rigtige»  er  Bestyrelsen  berettiget  til  at  lade,  ved  Tilsjnsmanden  paa  Stedet  (§  28)  eller 
en  anden  dertil  sserlig  BeMdmsegtiget,  gjennemgaa  de  Bedriften  vedkommende  Begnskabs- 
beger  og  Lister,  hvoraf  de  Forsikredes  Antal  og  Lenninger  kan  erfares. 

Besterende  Forsikringsprsemie  har  samme  Prioritet  som  Skatter  og  kan  af  Tilsyns- 
manden  (§  28)  inddriyes  ved  Udpantning. 


§  17. 
Indtrseffer  i  en  forsikringspligtig  Bedrift  en  Ulykke,  som  tu  könne  medfere  Erstatning 
efter  nservserende  Lot,  har  Bedriftens  Indehayer  eller  den,  som  paa  hans  Yegne  paa 
Ulykkestiden  forestaar  samme,  Ted  starre  ülykkestilfselde  strax  og  yed  mindre  senest  mden 
4  Uger  derom  at  indgiye  skiiftlig  Anmeldelse  til  yedkommende  Tilsynsmand.  Denne  skal 
derpaa  snarest  anstille  ündersogelse  til  Indhentelse  af  Oplysning  om: 

1.  Aarsagen  til  og  de  nsermere  Omstsendigheder  yed  Ulykkestilfseldet; 

2.  ülykkens  Omfang  og  de  skadede  Personers  Tilstand; 

3.  de  yed  Ulykken  Drsebtes  efter  denne  Loy  erstatningsberettigede  Efterladte; 

4.  den  eller  de  Skadedes  Lenningsforhold. 

Anmeldelsen  indsendes,  ledsaget  af  disse  Oplysninger,  nopholdelig  til  Forsikrings- 
indretnlngens Bestyrelse,  der,  om  den  finder  det  fomedent,  kan  lade  anstille  retslig  Afhe- 
relse  angaaende  oyennseynte  Spargsmaal. 

Til  Forhersforretningen  varsles  —  foraden  Tilsynsmanden  —  Arbeidsgiyeren,  For- 
manden i  den  Sygekasse,  hyori  den  Skadede  maatte  ysere  forsikret,  samt  den  eller  de  Er- 
statningsberettigede eller,  i  Tilfselde,  deres  Yserge  eller  Fnldmsegtig. 

Sagkyndige  kan  i  fomedent  Fald  tükaldes.  Samtlige  med  Forretningeu  forbnndne 
Omkoshünger  ndredes  af  Forsikringsindretningen  som  en  med  dennes  Bestyrelse  forbnnden 
üdgift. 


§  18. 

Saasnart  de  fomedne  Oplysninger  er  indkomne  til  Forsikringsindretningen^  trseifer 
dennes  Bestyrelse  nden  Ophold  Forfeining  til  Udredelse  af  saadan  Erstatning,  som  Ulykken 
efter  denne  Loys  Forskrifter  findes  at  medfere.  Kan  Bestyrelsens  Afgjerelse  paa  Grund 
af  Omsteendighedeme  ikke  oppebies,  har  Tilsynsmanden  forelebig  at  skaffe  den  fomadne 
Bistand. 

Ean  paa  Grnnd  af  Tilfseldets  Beskaffenhed  Erstatningen  ikke  strax  endelig  bestem- 
mes,  fastssettes  den  forelebig  for  Tiden  indtil  Lsegebehandlingens  Afslutning.  Naar  Lsege- 
behandlingen  er  afsluttet,  finder  den  endelige  Anssettelse  Sted. 

Den  Erstatningsberettigede  giyes  nforteyet  skriftlig  ünderretning  om  Bestyrelsens 
Afgjerelse  og  om  de  Hensyn,  der  yed  samme  er  komne  i  Betragtning,  og  skal  knnne  for- 
lange sig  tilstillet  Afekrift  af  de  af  Tilsynsmanden  indsendte  Oplysninger. 
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§  16. 

Die  VersichemngBprftmien  sind  spätestens  14  Tage  nach  Beginn  eines  Quartals 
Torschussweise  in  der  von  der  Direktion  der  Yersichenmgsanstalt  angeordneten  Hohe  zu 
bezahlen. 

Eine  Schlussabrechnung  mit  den  hierzu  erforderlichen  Aufstellungen  und  etwa  rück- 
st&ndige  Prämien  sind  yom  Arbeitgeber  binnen  2  Monaten  nach  Schluss  des  Kalender- 
jahres oder,  falls  der  Betrieb  schon  vor  diesem  Termin  eingestellt  worden  ist,  binnen 
1  Monat,  nachdem  dies  geschehen,  einzureichen.  Kommt  ein  Arbeitgeber  dieser  Ver- 
pflichtung nicht  nach,  so  hat  die  Versicherungsanstalt  auf  eigene  Hand  die  erforderliche 
Abrechnung  zu  Yeranlassen. 

Zu  diesem  Behufe,  wie  auch  dann,  wenn  die  Direktion  sich  darüber  yergewissem 
zu  müssen  glaubt,  dass  die  vom  Arbeitgeber  über  die  Höhe  der  Prämien  eingereichten 
Berechnungen  auch  richtig  sind,  ist  die  Direktion  berechtigt,  durch  den  Örtlichen  Aufsichts- 
beamten (§  28)  oder  einen  anderen  hierzu  bestellten  Bevollmächtigten,  alle  auf  den  Be- 
trieb bezüglichen  Bechnungsbücher  und  Listen,  aus  welchen  die  Zahl  und  die  Löhnung 
der  Versicherten  festzustellen  ist,  durchsehen  zu  lassen. 

Bückständige  Versicherungsprämien  gemessen  dasselbe  Vorrecht  wie  die  Steuern  und 
können  vom  AuÜBichtsbeamten  durch  Auspföndung  eingetrieben  werden. 


§  17. 
Ereignet  sich  in  einem  versicherungspflichtigen  Betriebe  ein  Unfall,  welcher  eine 
Entschädigung  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  zur  Folge  haben  kann,  so  hat  der 
Betriebsinhaber  oder  derjenige,  welcher  an  seiner  statt  am  Un&lltage  denselben  leitet,  bei 
schweren  Unfällen  sofort  und  bei  leichteren  spätestens  binnen  4  Wochen  hierüber  dem  zu- 
ständigen Au&ichtsbeamten  eine  schriftliche  Anzeige  zu  erstatten.  Dieser  hat  sodann 
sobald  wie  möglich  eine  Untersuchung  anzustellen,  um  Auskunft  zu  erhalten  über: 

1.  die  Ursache  des  Unfalles  und  die  näheren  Umstände,  welche  denselben  begleiteten; 

2.  den  UmfEuag  des  Unfalles  und  den  Zustand  der  verletzten  Personen; 

3.  die  Hinterbliebenen  der  durch  den  Unfall  getöteten  Personen,   welche   auf  Grund 
dieses  Gesetzes  einen  Entschädigungsanspruch  erheben  können; 

4.  das  Lohnverhältnis  des  oder  der  Beschädigten. 

Die  Anmeldung  ist  gleichzeitig  mit  diesen  näheren  Aufschlüssen  ohne  Verzug  der 
Direktion  der  Versicherungsanstalt  zuzustellen,  welche,  wenn  sie  es  für  erforderlich  erachtet, 
eine  gerichtliche  Vernehmung  zur  Feststellung  obiger  Fragen  herbeiführen  kann. 

Von  einer  solchen  Vernehmung  sind  —  ausser  dem  Aufsichtsbeamten  —  der  Arbeit- 
geber, der  Leiter  der  Krankenkasse,  in  welcher  der  Verletzte  etwa  versichert  ist,  sowie 
der  Entschädigungsberechtigte  bezw.  dessen  Vormund  oder  Bevollmächtigter  zu  benach- 
richtigen. 

Sachverständige  sind  nötigenfalls  zuzuziehen.  Sämtliche  mit  dem  Geschäfte  ver- 
knüpfte Kosten  werden  von  der  Versicherungsanstalt  als  eine  mit  deren  Leitung  verknüpfte 
Ausgabe  entrichtet. 

§  18. 

Sobald  die  notwendigen  Aufschlüsse  der  Versicherungsanstalt  zugegangen  sind,  trifft 
deren  Direktion  unverzüglich  ihre  Verfügung  zur  Bezahlung  einer  Entschädigung  in  der 
Höhe,  welche  der  Unfall  auf  Grund  dieses  Gesetzes  bedingt.  Kann  die  Entscheidung  der 
Direktion  der  Verhältnisse  wegen  nicht  abgewartet  werden,  so  hat  der  Aufsichtsbeamte 
vorläufig  den  erforderlichen  Beistand  zu  leisten. 

Kann  auf  Grund  der  Beschaffenheit  des  Falles  die  Entschädigung  nicht  sofort  end- 
giltig  festgestellt  werden,  so  wird  dieselbe  zunächst  bis  zu  dem  Zeitpunkte  bestimmt,  an 
welchem  die  ärztliche  Behandlung  beendet  ist.  Sobald  die  ärztliche  Behandlung  abgeschlossen 
ist,  erfolgt  die  endgültige  Entscheidung. 

Der  Entschädigungsberechtigte  erhält  unverzüglich  einen  schriftlichen  Bescheid  über 
die  Entscheidung  der  Direktion  und  die  Gründe,  welche  für  dieselbe  in  Betracht  gekommen 
sind.  Auch  kann  derselbe  verlangen,  dass  ihm  eine  Abschrift  der  Feststellungen  aus- 
gehändigt wird,  welche  die  Direktion  von  dem  AuMchtsbeamten  erhalten  hat. 
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§  19. 

Den  af  Forsikringaindreiaiiingen  trufiie  Afgjflfrelse  indaokes  til  Pr^velse  af  en  Kom- 
mission med  Sffide  i  Krisidauia,  bestaaende  af  7  Medlemmer,  af  hvilke  de  3,  neoüig  en 
retskyndig  Formand,  en  Liege  og  en  Tekniker,  tUligemed  de  fomedne  Snppleanter  beskikkes 
af  Eongen  for  et  Tidsrom  af  5  Aar,  medens  de  4  evrige,  nemlig  2  Arbeids^yere  og 
2  Arbeidere,  opnsevnes  for  3  Aar  ad  Gangen  af  Siorthinget  iiUigemed  2  Snj^leanter, 
hvoraf  den  ene  er  Arbeidsgiyer  og  den  anden  Arbeider.  Kommissionen  er  berettiget  til  i 
sserUge  Tilfselde  at  tilkalde  sagkyndig  Bistand. 

Begjffiring  om  Lidbringelse  for  Kommissionen  af  Bestyrelsens  AfgJ0relse  maa  vaere 
fremsat  inden  6  Uger,  efterat  denne  er  Yedkommende  meddelt. 

A^0relsen  kan  i  alle  Tilftelde  forandres  saayel  imod  som  til  Fordel  for  den,  der 
har  paaaiÜEet  samme. 


§  20. 
Erstatningskrav,  der  ikke  tidügere  er  komne  nnder  Prevelse,  maa  inden  to  Aar  efter 
Ulykken  f^mssettes  for  Forsikringsindretningens  Bestyrelse,  som  derefter   foranstalter  dem 
tagne  nnder  Behandling  oyerensstemmende  med  denne  Lots  Forskrifter. 


8  21. 

Indtn&der  der  en  y»sentlig  Forandring  i  de  Forhold,  der  har  y»ret  bestemmende 
Ted  Fastscettelsen  af  Erstatningen,  kan  denne  nndergiyes  ny  Preyelse  og  efter  Omstsendig- 
hedeme  forheies,  nedssettes  eller  ganske  ophseyes. 

Er  den  Skadede,  for  hyem  en  Erstatning  yar  fostsat  i  Henhold  til  g  4,  senere  som 
Felge  af  Beskadigelsen  a^^aaet  yed  Dffden,  maa  Andragende  om  Erstatning  til  de  Efter- 
ladte  indgiyes  til  Bestyrelsen  inden  to  Aar  eflier  den  Skadedes  Ded. 

Med  Hensyn  til  Fremgangsmaaden  i  de  foranstaaende  TüÜBelde  kommer  Bestemmel- 
seme  i  §§  18  og  19  til  Anyendelse.  Ogsaa  Afgjerelsen  af,  om  en  Skadet,  af  hyis  Efter- 
ladte  der  i  Henhold  til  foregaaende  Passns  forlanges  Erstatning,  skal  ansees  at  ysere  ded 
som  Felge  af  Beskadigelsen,  trseffes  med  bindende  Viikning  af  de  i  disse  Paragrafer 
useynte  Myndigheder. 

Forheielse  af  Erstatningen  kan  alene  krseyes  for  Tiden,  efterat  Forlangende  derom 
er  fremsat  Nedsiettelse  eller  Ophseyelse  af  samme  tr»der  i  Kraft  fhi  den  Dag,  da  den 
Erstatningsberettigede  har  faaet  Meddelelse  om  Beslntningen. 


Dagpenge  nnder  Sygdom  ndbetales  ngentlig  efterskndsyis,  Begrayelsesomkostninger 
snarest  mnligt  efter  Dedsfaldei 

De  regelmsessig  lebende  Pengeerstatninger  til  de  Skadede  eller  Liyrente  til  der^ 
Efterladte  ndbetales  maanedlig  forskndsyis,  uden  Beftisionspligt,  om  Yedkommende  i  Ma.a 
nedens  Leb  afgaar  yed  Deden  eller  Erstatningen  af  anden  Gmnd  opherer. 

§  23. 

Dersom  den  Skadede  tilherer  en  Sygekasse,  som  i  de  ferste  4  TJger  efter  ülykke^ 
helt  eller  delyis  har  bestridt  de  i  §  4  omhandlede  Udgifter,  kan  Forsikringsindretiüngc;?!! 
forlange,  at  Sygekassen  yedbliyer  de  samme  Ydelser  ogsaa  efter  Udlebet  af  det  nssiw*  > 
Tidsmm  og  indtil  ßygebehandlingens  Aftlntning,  mod  at  den  erstatter  Kassen  de.  denr,  ed 
foryoldte  Udgiften 
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§  19. 

Die  Präfang  der  von  der  Ycrsicheningsanstalt  getroffenen  Entscheidungen  hat  Tor 
einer  Kommission  zn  geschehen,  welche  ihren  Sitz  zu  Chnstiania  hat  and  aas  7  Mit- 
gliedern besteht.  Von  diesen  Mitgliedern  werden  3,  nftmlich  ein  rechtskundiger  Vorsitzender, 
ein  Arzt  and  ein  Techniker  nebst  den  erforderlichen  Ersatzmännern,  fnr  einen  Zeitraum 
Ton  5  Jahren  vom  Könige  ernannt,  während  die  übrigen  4  —  nämlich  2  Arbeitgeber 
und  2  Arbeitnehmer  —  for  einen  Zeitraum  von  3  Jahren  yom  Storthing  gleichzeitig  mit 
2  Ersatzmännern  gewählt  werden,  Ton  denen  der  eine  Arbeitgeber  und  der  andere  Arbeit- 
nehmer ist.  Die  Kommission  hat  das  Recht,  aus  Anlass  von  besonders  wichtigen  Fällen 
auch  Sachverständige  heranzuziehen. 

Den  Wunsch,  eine  von  der  Direktion  getroffene  Entscheidung  durch  die  Kommission 
prüfen  zu  lassen,  hat  der  Betreffende  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  6  Wochen  nach  er- 
folgter Zustellung  vorzubringen. 

Die  Entscheidung  kann  in  solchen  Fällen  sowohl  zum  Nachteil  als  zu  Gunsten  des- 
jenigen geändert  werden,  welcher  gegen  dieselbe  Beschwerde  eingelegt  hat. 

§  20. 
Entschädigungsansprüche,    welche   nicht  schon  früher  geprüft  worden    sind,   müssen 
binnen  2  Jahren  nach  dem  Unfall  bei  der  Direktion   der  Versicherungsanstalt   angemeldet 
werden,  welche  alsdann  veranlasst,  dass  dieselben  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  in  Behandlung  genommen  werden. 

§  21. 

Tritt  eine  wesentliche  Veränderung  in  den  Verhältnissen  ein,  welche  für  die  Fest- 
setzung der  Entschädigung  bestimmend  gewesen  waren,  so  kann  die  letztere  einer  neuen 
Präfang  unterzogen  und  je  nach  den  Umständen  erhöht,  herabgesetzt  oder  ganz  auf- 
gehoben werden. 

Ist  ein  Verletzter,  für  welchen  die  Entschädigung  auf  Grund  des  §  4  festgesetzt 
worden  war,  später  infolge  der  Verletzung  verstorben,  so  muss  der  Antrag  auf  Aus- 
bezahlung einer  Entschädigung  an  die  Hinterbliebenen  der  Direktion  binnen  2  Jahren  nach 
dem  Tode  des  Verletzten  eingereicht  werden. 

Bei  der  Behandlung  der  vorstehend  aufgeführten  Fälle  kommen  die  Bestimmungen 
der  §§18  und  19  zur  Anwendung.  Auch  die  Entscheidung  darüber,  ob  der  Tod  eines 
Verletzten,  dessen  Hinterbliebene  auf  Grund  des  vorstehenden  Absatzes  eine  Entschädigung 
veriangen,  als  eine  Folge  der  erlittenen  Verletzungen  anzusehen  ist,  wird  mit  bindender 
Wirkung  von  den  in  diesen  Paragraphen  genannten  Behörden  getroffen. 

Eine  Erhöhung  der  Entschädigung  kann  nur  von  dem  Tage  an  verlangt  werden,  an 
welchem  ein  bezüglicher  Antrag  gestellt  worden  ist.  Eine  Herabsetzung  oder  Aufhebung 
derselben  tritt  mit  dem  Tage  in  Kraft,  an  welchem  der  Entschädigungsberechtigte  eine 
Mitteilung  des  bezüglichen  Beschlusses  erhalten  hat. 

§  22. 

Tagegelder  während  der  Dauer  der  Krankheit  sind  wöchentlich  postnumerando,  da- 
gegen Begräbniskosten  so  schnell  als  möglich  nach  dem  Todesfalle  auszuzahlen. 

Die  regelmässig  laufenden  Geldentschädigungen  an  die  Verletzten  oder  die  Leibrenten 
an  ihre  Angehörigen  werden  monatlich  pränumerando  ausbezahlt  und  zwar  ohne  Rück- 
erstattungspflicht,  falls  im  Laufe  des  Monats  der  Betreffende  sterben  oder  die  Entschädigung 
aus  irgend  welchem  anderen  Grunde  fortfallen  sollte. 

§  23. 
Sofern  der  Verletzte  einer  Krankenkasse  angehört,  welche  in  den  ersten  vier  Wochen 
nach  dem  Unfälle  die  in  §  4  au^fohrten  .Auslagen  ganz  oder  teilweise  bestritten  hat, 
kann  die  Versicherungsanstalt  verlangen,  dass  die  Krankenkasse  auch  nach  Ablauf  jenes 
Zeitraumes  und  zwar  bis  zur  Beendigung  der  ärztlichen  Behandlung  die  sämtlichen  Leistungen 
gegen  Vergütung  der  dadurch  erwachsenden  Ausgaben  weitergewährt. 
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§  24. 
Ind-  og  Udbetalinger  TodkoDunende  ülykkesforsikringen  skal  finde  SUd  enten  gjennem 
Postanstalteme  eller  Tedkommende  Tilsynsmand.     Forinden  Bestemmelse  herom  iattes,  skal 
vedkommende  Kommnnestyres  Erklsering  indhentes. 

8  25. 
Naar  en  ersiainingsberetiiget  Person  tager  Bop»l  ndenfor  Riget,  er  Forsikringsin- 
dretningens  Bestyrelse,  hvis  den  finder^  at  Erstatningens  oforandrede  Udbetaling  ikke  kan 
ske  nden  sserlig  Besiko  for  Indretningens  Kasse,  berettiget  til  at  a^ere  Yedkommendes 
Eray  med  en  efter  Omstsendighedeme  afpasset  Snm  en  Gang  for  alle,  hvilken  dog  ikke 
nden  s»rlige  Grande  ber  8»ttes  lavere  end  til  det  Tredobbelte  af  Godtgjerelsen  for  et 
Aar.  Vender  en  saadan  Person  tilbage,  oppeb»rer  han  Ingen  Erstatning,  forinden  saa 
lang  Tid  er  forleben,  at  den  ndbetalte  Snm  er  optjent. 


§  26. 
Medferer  et  ülykkestilfsßlde  i  sterre  eller  mindre  Grad  Erhyervsndygtighed,  der  skjennes 
at  ville  yedvare  i  längere  Tid  eller  for  bestandig,  er  Bestyrelsen  berettiget  til,  naar  den 
Skadede  ensker  det,  at  anyende  et  Beleb,  som  dog  ikke  maa  oyerstige  5  Aars  Erstatning, 
for  at  lyselpe  ham  til  en  Leyeyei.  Yinder  den  Skadede  yed  Foranstaltningen  nogen  Ind- 
tsegt,  afgaar  i  den  ham  tilkommende  Erstatning  et  Beleb,  der  syarer  til  Halydelen  af  det 
Indynndne.  Om  noget  er  indynndet  og  i  bekrsßftende  Fald  hyor  meget,  afgjeres  i  Til- 
fselde  af  Tyist  af  den  i  §  19  ombandlede  Kommission.  SaaUenge  det  ikke  er  afgjort,  at 
den  paabegyndte  Beskjseftigelse  bringer  Skadede  Indt»gt,  oppebaeres  Erstatningen  for  et 
Tidsrnm,  syarende  til  det,  for  hyilket  Erstatningsbelebet  er  anyendt  paa  n»ynte  Maade, 
blot  med  '/^  af  den  til^endte  Erstatning. 


§  27. 
Findes  en  forsikringspligtig  Bedrifb  at  frembyde  sserlig  Fare  for  de  i  samme  be- 
slgsefbigede  Arbeidere,  kan  Forsikringsindretningens  Bestyrelse  foranledige  nndersegt  paa 
Stedet,  enten  yed  de  i  Fabriktilsynsloyen  anordnede  Tilsynsmyndigheder  eller  yed  sserlig 
dertil  BefdldmsBgtigede,  hyorridt  og  i  Tilfelde  hyorledes  Faren  lader  sig  forebygge.  Kan 
Faren  ikke  forebygges,  eller  efterkommes  ikke  de  af  Bestyrelsen  i  saa  Henseende  stillede 
Fordringer,  er  denne  berettiget  til  at  henfere  Bedriften  nnder  en  beiere  FareWasse  eller, 
bris  den  allerede  staar  i  eller  er  opflyttet  til  beieste  Fareklasse,  at  forbeie  dens  Praemie- 
sats  yderligere  indtil  det  Tredobbelte.  Denne  Afgjerelse  kan  indankes  for  den  i  §  19 
ombandlede  Kommission. 


§  28. 

I  hyer  Kommune  skal  der  af  dens  Formsand  og  Beprsesentanter  beskikkes  en  cller, 
dersom  Bestyrelsen  finder  det  nedyendigt,  flere  Tilsynsmsend  for  Forsikringsindretningen. 

De  anssettes  for  et  Tidsram  af  indtil  2  Aar  ad  Gangen  og  bliyer  ferste  Gmg  at 
beskikke  senest  4  Maaneder,  inden  neryserende  Loy  tneder  i  Kraft.  De  beskikkede  Til- 
synsmeends  Nayne  og  Bopsele  bliyer  beberigen  at  bekjendtgjere. 

Tilsynsnifiendene  bar,  byer  inden  sit  "Distrikt,  at  yaretage  Forsikringsindretningens 
Tary  og  foreyrigt  at  gaa  dens  Bestyrelse  tilhaande  oyerensstemmende  med,  hyad  der  yde 
nsenrserende  Loy  eller  yed  sserlig  Instnu  bUyer  anordnet. 

De  nyder  for  sit  Arbeide  en  passende  Gk)dtgJ0relse,  der  fastswttes  af  Kommunestyret 
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§  24. 
Die  Ein-  nnd  Ansbezahlongen  erfolgen  entweder  dnrch  die  Postanstalien  oder  dnrch 
den  zuständigen  AnfiBichtsbeamten.     Bevor  eine  Bestimmung  hierüber   getroffen  wird»   ist 
zunächst  ein  Outachten  der  zuständigen  Eommunalverwaltung  einzuholen. 

§  25. 
Wenn  eine  entschädigungsberechtigte  Person  ihren  Wohnsitz  im  Auslande  nimmt,  so 
ist  die  Direktion  der  Yersicherungsanstalt,  falls  sie  erachtet,  dass  die  unveränderte  Aus- 
bezahlung der  Entschädigung  nicht  ohne  besonderes  Bisiko  für  die  Kasse  der  Yersicherungs- 
anstalt  geschehen  kann,  berechtigt,  die  Forderungen  des  Betreffenden  mit  einer  den  Um- 
ständen entsprechenden  einmaligen  Abfindungssumme  zu  befriedigen.  Diese  Summe  ist 
jedoch  ohne  besondere  Gründe  nicht  niedriger  zu  bemessen  als  auf  das  Deifache  der  jähr- 
lichen Entschädigung.  Falls  eine  solche  Person  zurückkehrt,  so  erhält  sie  so  lange  Zeit 
keine  Entschädigung,  bis  die  ihr  ausbezahlte  Summe  aufrechnet  ist. 

§  26. 
Wenn  der  Unfall  in  höherem  oder  geringerem  Grade  eine  Erwerbsunföhigkeit  zur 
Folge  hat,  welche  voraussichtlich  längere  Zeit  oder  für  immer  andauern  wird,  so  ist  die 
Direktion,  fiaUs  der  Verletzte  dies  wünscht,  berechtigt,  einen  Betrag,  der  jedoch  das  Fünf- 
fache der  jährlichen  Unterstützung  nicht  übersteigen  darf,  dazu  zu  verwenden,  um  ihm 
die  Wahl  eines  neuen  Berufes  zu  ermöglichen.  Erwirbt  der  Verunglückte  dadurch  eine 
Einnahme,  so  wird  von  der  ihm  zustehenden  Entschädigung  eine  Summe  in  Abzug  ge- 
bracht, welche  der  Hälfte  dieses  Verdienstes  entspricht.  Ob  etwas  und  etwa  wieviel  ver- 
dient worden  ist,  wird  in  Streitföllen  von  der  in  §  19  aufgeführten  Kommission  entschieden. 
Solange  nicht  entschieden  ist,  ob  die  neue  Beschäftigung  dem  Verunglückten  eine  Ein- 
nahme sichert  oder  nicht,  wird  dem  Verletzten  die  Entschädigung  für  einen  Zeitraum,  der 
demjenigen  entspricht,  f&r  welchen  der  Entschädigungsbetrag  in  der  erwähnten  Weise  ver- 
wendet worden  ist,  nur  mit  '/^  der  bewilligten  Summe  bar  ausbezahlt. 

§  27. 
Sdieint  ein  versicherungspflichtiger  Betrieb  besondere  Gkfahr  für  die  in  demselben 
beschäftigten  Arbeiter  mit  sich  zu  fahren,  so  kann  die  Direktion  der  Versicherungsanstalt 
an  Ort  und  Stelle  durch  die  gemäss  dem  Gesetze  über  die  Fabrikauüsicht  bestimmten  Auf- 
sichtsbehürden  oder  durch  besonders  hierzu  bestellte  Bevollmächtigte  untersuchen  lassen, 
ob  und  eventuell  auf  welche  Weise  der  Gefahr  vorgebeugt  werden  kann.  Kann  der  Gefahr 
nicht  vorgebeugt  werden  oder  wird  den  von  der  Direktion  mit  Bezug  hierauf  gestellten 
Forderungen  keine  Folge  gegeben,  so  ist  diese  berechtigt,  den  Betrieb  unter  eine  höhere 
Gefahrenklasse  zu  bringen  oder,  falls  der  Betrieb  bereits  der  höchsten  Klasse  angehört 
oder  dahin  versetzt  worden  ist,  den  Prämiensatz  noch  weiter  und  zwar  bis  zum  dreifachen 
Betrage  zu  erhöhen.  Gegen  eine  solche  Entscheidung  kann  bei  der  im  §  19  genannten 
Kommission  Beschwerde  eingelegt  werden. 

§  28. 

In  jeder  Gemeinde  sollen  vom  Gemeindevorstand  ein  oder,  fedls  die  Direktion  es 
far  wünschenswert  erachtet,  mehrere  Aufsichtsbeamte  für  die  Versicherungsanstalt  ge- 
wählt werden. 

Dieselben  werden  jedesmal  für  einen  Zeitraum  von  höchstens  2  Jahren  angestellt 
nnd  sind  das  erste  Mal  spätestens  4  Monate  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  zu 
ernennen.  Namen  sowie  Wohnung  der  angestellten  Aufsichtsbeamten  sind  öffentlich  be- 
kannt zu  machen. 

Die  Aufsichtsbeamten  haben,  und  zwar  jeder  in  seinem  Bezirk,  die  Interessen  der 
Versicherungsanstalt  wahrzunehmen  und  im  übrigen  der  Direktion  in  Übereinstimmung 
mit  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  oder  besonderer  Anweisungen  an  die  Hand  zu  gehen. 

Sie  erhalten  far  ihre  Mühewaltung  eine  entsprechende  Vergütung,  welche  von  der 
Gemeindeverwaltung  festgesetzt  und  zur  einen  Hälfte  aus  der  Gemeindekasse,  zur  anderen 
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og  udredes  med  en  Halvpart  af  KommuDekassen  og  en  Halvpart  af  Forsikringsindretningen 
som  en  Del  af  Udgifteme  ved  dennes  Bestyrelse.  Kommunen  er  ansvarlig  for  de  dem 
betroede  Oppebersler,  men  kan  for  disse  krseve  beherig  Sikkerhed  stillet. 

§  29. 
Bestemmelseme  i  §  37  i  Loven    om  Tilsyn   med  Arbeide  i   Fabriker  m.   V.  og  de 
dertil  svarende  Bestemmelser  i  sammes  §  45    skal    ogsaa   gjsBlde   for   Betsmedlemmer   og 
andre  Fnnktionserer,  som  i  Medfer  af  nserrserende  Lov  bar  Anledning  til  at  blive  bekjendt 
med  en  Virksombeds  Drifts-  og  Forretningsforhold. 

§  30. 
Arbeidsgivere  kan  ikke   ved  Kontrakt   eller  Reglement   retsgyldig   til  Skade   for   de 
Forsikrede  udelokke  eller  indskrsenke  Anvendelsen  af  denne  Lovs  Bestemmelser. 

§  31. 
Erstatningsfordringer   efber   denne  Lov   kan   ikke  med  Betsvirkning  afhsendes,  pant- 
ssßttes  ellor  gjeres  til  Gjenstand  for  Arrest,  Exekution  eller  üdpantning  undtagen  for  plig- 
tig  Underboldningsbidrag   til  Hustru   eller  Bern    eller   for  Fattigvs&senets  Udlseg   for   den 
Erstatningsberettigede  i  saadan  Anledning. 

§  32. 

Ulykker,  der  gaar  ind  under  Loven,  medferer  ikke  Pligt  for  Arbeidsgi veren,  bans 
Repräsentant,  Mester,  Fuldmsegtig,  Arbeidsopsynsmand,  Formand  eller  deslige  til  personlig 
at  udrede  nogen  Erstatning,  undtagen  forsaavidt  det  ved  Straffedom  er  godtgjort,  ad  Yed- 
kommende  bar  forvoldt  Skaden  forsaetlig  eller  ved  grov  Uagtsomhed. 

Er  dette  Tilfseldet,  pligter  den  Straffseldte  Erstatning  efter  Lovgivningens  ahnindelige 
Bestemmelser,  fastsat  ved  lovligt  Skjen  til  en  Sum  en  Gang  for  alle.  Den  Skadede  eller 
bans  Efterladte  erbolder  i  ethvert  Tilfselde  af  Forsikringsindretningen  den  Godtgjerelse,  der 
er  fastsat  i  §§  4  og  ö.  I  det  Omfang,  hvori  Forsikringsindretningen  og  vedkommende 
Sygekasse  er  paafert  Udgifter  og  Forpligtelser,  gaar  den  Skadedes  Erstatningskrav  over 
paa  dem.  Er  ikke  det  Mde  tilkjendte  Erstatningsbeleb  at  erbolde,  udbetales  dog  den 
Skadede  eller  dennes  Efterladte,  bvad  der  af  Erstatningsbelebet  tilkommer  dem,  fer  de 
nsevnte  Indretningers  Krav  dsekkes. 


§  33. 

Arbeidsgiveren  eller  Bedriftens  Indebaver  befter  ikke  for  de  af  bans  Reprsesentant, 
Mester,  Fuldmsßgtig,  Arbeidsopsynsmand,  Formand  eller  deslige  i  femsevnte  Tilfselde  paa- 
dragne  Erstatninger. 

§  34. 

Eies  Bedriften  af  et  navngivet  Interessentskab  eller  Firma,  befter  Firmaet  eller  In- 
teressentskabet  for  den  Erstatning,  der  i  Henbold  til  Bestemmelseme  i  §  32  er  paadragen 
af  et  af  Firmaets  eller  Interessentskabets  Medlemmcr.  Paa  lige  Maade  befter  Aktieselskab 
eller  unavngivet  Interessentskab  for  Erstatfiing,  der  er  paadragen  af  dets  Bestyrelse  eller 
enkelt  Medlem  af  denne. 

§  35. 
De  i  foranstaaende  Paragrafer  ombandlede  Fordringer   kan   gjeres   gjseldende   ogsaa 
uden  Sagens  Afgjerelse  ved  Straffedom,  naar  Aarsagen  til,  at  Straffeansvar  ikke  er  bleven 
gjort  gj«ldende,  er  den  Skyldiges  Dod,  Fravser  eller  en  anden  bos  denne  liggende  Grund. 
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ans  der  Kasse  der  Yersicherungsanstalt   als   ein  Teil  der  durch  ihre  Leitung  verursachten 
Ausgaben  entrichtet  wird. 

Die  Gemeinde  ist  für  diese  Bezüge  verantwortlich,  jedoch  kann  entsprechende  Sicher- 
heitsleistung verlangt  werden. 

§  29. 

Die  Bestimmungen  im  §  37  des  Gesetzes  über  die  Fabrikaufsicht ^)  sowie  die  ent- 
sprechenden Strafbestimmungen  im  §  45  daselbst  sollen  auch  auf  Gerichtsbeamte  und 
andere  Beamte  Anwendung  finden,  welche  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Gelegen- 
heit erhalten,  sich  mit  den  Betriebs-  und  Goschäftsverhältnissen  einer  Anlage  bekannt 
zu  machen. 

§  30. 

Ein  Arbeitgeber  kann  weder  durch  Vertrag  noch  durch  Keglement  die  Anwendung 
der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zum  Schaden  der  Versicherten  rechtsgiltig  ausschliessen. 

§31. 
Entschädigungsansprüche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  können  rechtsgiltig  weder  ab- 
getreten noch  verpfändet,  noch  zum  Gegenstande  eines  Arrestes,  einer  Exekution  oder 
einer  Auspfändung*)  gemacht  werden  mit  Ausnahme  der  Beträge,  welche  zum  gesetzlichen 
Unterhalt  für  Frau  und  Kinder  beizusteuern  sind,  oder  der  Auslagen,  welche  das  Armen- 
wesen in  dieser  Beziehung  für  den  Entschädigungsberechtigten  macht. 

§32. 

ünföUe,  welche  unter  dieses  Gesetz  fallen,  verpflichten  den  Arbeitgeber,  dessen  Stell- 
vertreter, Meister,  Bevollmächtigten,  Arbeitsaufseher,  Vorarbeiter  oder  dergleichen  zu  keinerlei 
Entschädigung,  es  sei  denn,  dass  durch  Strafurteil  erkannt  worden  ist,  dass  der  Betreffende 
vorsätzlich  oder  durch  grobe  Fahrlässigkeit  den  Unfall  herbeigeführt  hat. 

Ist  dies  der  Fall,  so  hat  der  Verurteilte  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen einen  Schadenersatz  zu  leisten,  der  auf  Grund  eines  gerichtlichen  Gutachtens 
als  einmalige  Abfindungssumme  festgesetzt  wird. 

Der  Verletzte  oder  dessen  Hinterbliebene  erhalten  jedenfalls  von  der  Versicherungs- 
anstalt die  in  den  §§  4  und  5  festgesetzte  Vergütung  ausbezahlt.  In  dem  Umfange,  in 
welchem  die  Versicherungsanstalt  und  die  betreffende  Krankenkasse  Auslagen  und  Ver- 
pflichtungen zu  tragen  hat,  gehen  die  Entschädigungsansprüche  des  Verletzten  auf  diese 
über.  Wenn  der  volle  Betrag  der  Entschädigung  nicht  zu  erhalten  ist,  so  wird  dem  Ver- 
letzten oder  dessen  Hinterbliebenen  dennoch  die  ihnen  zustehende  Entschädigungssumme 
ausbezahlt,  bevor  die  Forderungen  der  genannten  Behörden  beMedigt  sind. 

§  33. 

Der  Arbeitgeber  oder  Betriebsinhaber  haftet  nicht  für  die  seinem  Vertreter,  Meister 
Bevollmächtigten,  Arbeitsaufseher,  Vorarbeiter  oder  dergleichen  in  den  vorgenannten  Fällen 
obliegenden  Verpflichtungen. 

§34. 

Ist  ein  Betrieb  im  Besitze  einer  offenen  Handelsgesellschaft,  gleichviel  ob  die  Firma 
die  IKamen  der  Mitglieder  oder  eine  andere  Bezeichnung  enthält,  so  haftet  die  Gesellschafk 
für  die  Entschädigung,  welche  ein  Mitglied  derselben  nach  den  Bestimmungen  des  §  32 
zu  leisten  hat.  Gleichermassen  haftet  eine  Aktiengesellschaft  oder  eine  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung  far  die  Entschädigung,  welche  der  Direktion  oder  einem  einzelnen 
Mitgliede  der  letzteren  zur  Last  föllt. 

§  35. 
Die  in  den  vorstehenden  Paragraphen  behandelten  Ansprüche  können  auch,  ohne  dass 
die  Sache  durch  Strafurteil  entschieden  wird,    geltend  gemacht  werden,  wenn  die  Ursache, 
dass  der  Schuldige  nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden   kann,   im  Tode   oder  in  der 
Abwesenheit  des  Betreffenden  oder  in  einem  ähnlichen  Grunde  zu  suchen  ist 


*)  Betrilft  Wahrung  des  Fabrikgeheimnisaes. 

•)  Unter  Exekution  wird  hier  eine  Zwangsvollstreckung  auf  Grund  eines  richterlichen 
Urteils,  unter  Auspfändung  eine  Zwangsvollstreckpng  auf  Grund  einer  administrativen  Ver- 
fügong  verstanden. 
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§  36. 
Trediemands  Ansvar  for  ülykker  omhandlede  i  denne  Lot  forbliver  nberert  af  sammeB 
Bestemmelser.  Dog  gaar  de  Erstatningsberettigedes  Fordriog  paa  Trediemand  OTer  paa 
Forsikringsindretningen  og  yedkommende  Sygekasse  i  det  Omfang,  hvori  Ulykken  for  disse 
medferer  Udgifter,  overensstemmende  med  Begleme  i  §  32,  2det  Passus.  Denne  Erstat* 
ningsfordring  afgjares  efter  loyligt  Skjen  med  en  Sum  bestemt  en  Gang  for  alle. 


§  37. 
Forsaavidt  Personer,  der  forsikres  efter  denne  Lot^  paa  den  Tid,  Loven  trseder  i 
Kraft,  Ted  Kontrakt  med  noget  privat  Selskab  maatte  vsere  forsikrede  mod  Felgeme  af 
Ulykker,  der  medferer  Erstatning  efter  denne  Lovs  Bestemmelser,  er  yedkommende  Forsik- 
ringstager  berettiget  til  at  overfere  sine  Bettigheder  og  PDgter  efter  nsevnte  Kontrakt 
paa  den  ifolge  n^ervserende  Loy  oprettede  Forsikringsindretning,  der  isaafald  yil  baye  at 
udrede  den  til  den  gjenstaaende  Forsikringstid  syarende  af  Prämien  samt,  i  Tilfaelde,  at 
oppeb»re  den  ifelge  Kontrakten  faldende  Erstatning. 


§  38. 

Undladelse  af  til  rette  Tid  at  afgiye  de  i  Loyen  paabudte  Anmeldelser  samt  Afgi- 
yelse  af  urigtig  Opgaye  af  Tiden  for  en  Bedrifts  Paabegyndelse  eller  af  Arbeiderantal  eller 
Lonninger  samt  Nedssettelse  i  Lonnen  af  Hensyn  til  Forsikringsprsemien,  straffes  med 
Beder,  forsaayidt  Gjemingen  ikke  efter  sin  Beskaffenbed  indgaar  under  et  strengere  Straffe- 
bud.  Er  paa  Grund  af  den  [manglende  eller]  ^)  urigtige  Anmeldelse  beberig  Prsemie  ikke 
bleyen  erlagt,  ber  Bedeme  i  Begelen  ikke  s^ettes  layere  end  det  tredobbelte  Beleb  af  det 
for  lidet  betalte. 

Bedeme  tilfalder  Forsikringsindretningen.  Sager,  der  reiser  sig  af  Oyertrsedelser  af 
nservserende  Loy,  bebandles  som  Politisager. 


§  39. 
Frivillig  Forsikring  i  det  i  Loyen  angiyne  Omfang  skal,  paa  de  nsermere  Vilkaar  og 
efter  de  Begier  foreyrigt,   som  af  Kongen  fastssettes,   kunne  tages  i  Forsikringsindret- 
ningen: 

a)  af  Indehayere  af  forsikringspligtige  Bedrifter; 

b)  for  Arbeidere  i  ikke  forsikringspligtige  Bedrifter,    saayel   koUektiyt   af  deres  Ar- 
beidsgiyere  som  af  dem  sely  enkeltyis; 

c)  af  de  Arbeidsgiyere,  der  forsikrer  sine  Arbeidere  i  Henbold  til  Litr.  b. 

§  40. 

Den  i  g  19  omhandlede  Kommission  bar  yed  Siden  af  sit  der  samt  i  §g  6,  13,  14, 
16,  26  og  27  nsevnte  Hyenr  tillige  paa  Forlangende  af  yedkommende  Myndigheder  at  giye 
Baad  og  Betsenkning  med  Hensyn  til  Anliggender,  der  yedkommer  Arbeiderforsikringen. 

Kommissionens  Medlemmer  tilkommer  Betaling  for  sine  Moder  samt  i  Tilfaelde  af 
Reiser  Skyds-  og  Kostgodtgjerelse  efter  et  af  Kongen  fastsat  Begulaüy. 


^)  I  loyen  af  6.  August  1897  er  de  inklamiede  ord  udstreget,  for  at  holde  sig  fra  un0yen- 
dige  strenghed;  den  anden  sstning  af  f0nte  a&ats  bliyer  en  fäsats  for  sig  alene  og  saa  ^Iger 
en  ny  trefie  afeats:  „Naegter  en  arbejdsgiyer  efter  ilagt  bod  fremdeles  at  efterkomme  sine  ror- 
pligtäser  kan  hau  ils^ges  fomyet  bod,  der  ikke  b0r  ssettes  til  layere  bel0b  en  det  dobbelte  af 
det  sidst  id0mte.^ 
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§  36. 
Die  Haftang  Dritter  für  die  in  diesem  Gesetze  behandelten  ünföUe  bleibt  von  den 
Bestimmungen  desselben  unberührt.  Jedoch  geht  die  Fordenmg  der  Entschädigongs- 
berechtigten  an  den  Dritten  auf  die  Yersichemngsanstalt  und  die  betreffende  Krankenkasse 
insoweit  über,  als  der  Unfall  den  letztgedachten  Behörden  in  Übereinstimmung  mit  den 
Bestimmungen  des  §  82  Abs.  2  Kosten  verursacht  hat.  Die  Höhe  dieser  Entschädigungs- 
forderung wird  durch  ein  gerichtliches  Gutachten  festgesetzt,  wobei  eine  einmalige  Ab- 
findungssumme in  Ansatz  gebracht  wird. 

§  37. 
Insoweit  Personen,  welche  nach  diesem  Gesetz  versichert  werden,  zur  Zeit  des  In- 
krafttretens desselben  durch  einen  Vertrag  mit  einer  Privatgesellschaft  gegen  die  Folgen 
von  Unföllen,  welche  eine  Entschädigung  auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmungen  be- 
gründen, versichert  sein  sollten,  ist  der  in  Betracht  kommende  Versicherte  berechtigt,  seine 
Bechte  und  Pflichten  aus  diesem  Vertrage  auf  die  durch  gegenwärtiges  Gesetz  ins  Leben 
gerufene  Versicherungsanstalt  zu  übertragen,  welche  in  diesem  Falle  den  für  die  ausstehende 
Versicherungszeit  zu  zahlenden  Teil  der  Prämie  zu  entrichten  und  die  nach  dem  Vertrage 
etwa  zu  leistende  Entschädigung  zu  erheben  hat. 

§  38. 

Betriebsuntemehmer,  welche  die  rechtzeitige  Erstattung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Meldungen  unterlassen,  sowie  unrichtige  Angaben  über  den  Zeitpunkt  des  Beginns  des 
Betriebes  oder  der  Arbeiterzahl  oder  der  Löhne  einreichen,  sowie  die  Arbeiterlöhne  mit 
Bücksicht  auf  die  Versicherungsprämie  herabsetzen,  werden  mit  Geldstrafen  belegt,  falls 
ihre  That  nicht  ihrer  Beschaffenheit  nach  einem  härteren  Strafmasse  unterliegt.  Ist  auf 
Grund  einer  [fehlenden  oder]^)  unrichtigen  Meldung  die  Bezahlung  der  angemessenen  Prämie 
unterblieben,  so  sind  die  Geldstrafen  in  der  Begel  nicht  niedriger  als  auf  das  Dreifache 
des  zu  wenig  bezahlten  Betrages  zu  bemessen. 

Die  Geldstrafen  fallen  der  Versicherungsanstalt  zu.  Strafte,  welche  aus  Über- 
tretungen des  gegenwärtigen  Gesetzes  entstehen,  werden  als  Polizeisachen  behandelt. 


Freiwillige  Versicherungen  in  dem  im  Gesetze  angegebenen  Umfange  können  unter 
den  näheren  Beding^gen  und  den  übrigen  Begeln,  welche  vom  Könige  hierfar  festzusetzen 
sind,  mit  der  Versicherungsanstalt  abgeschlossen  werden: 

a)  von  Inhabern  versicherungspflichtiger  Betriebe; 

b)  für  Arbeiter  in   nicht  versicherungspflichtigen  Betrieben,    sowohl   kollektiv   durch 
ihren  Arbeitgeber  als  auch  von  jedem  einzelnen  Arbeiter  für  sich; 

c)  von  den  Arbeitgebern,  welche  ihre  Arbeiter  gemäss  lit.  b  versichern. 

§  40. 

Die  im  §  19  aufgef^rte  Kommission  hat  neben  den  dort,  sowie  in  den  §§  6,  13, 
14,  15,  26  und  27  aufgezählten  Obliegenheiten  auch  auf  Verlangen  der  zuständigen  Be- 
hörden bezüglich  aUer  die  Versicherung  von  Arbeitern  betreffenden  Angelegenheiten  Bat- 
sehläge  und  Gutachten  zu  erteilen. 

Die  Kommissionsmitglieder  erhalten  für  ihre  Sitzungen  eine  Vergütung  sowie  fßr 
Beisen  Fuhr-  und  Zehrgelder  nach  einem  vom  Könige  festgesetzten  Begulativ. 


^)  Die  Novelle  vom  6.  August  1897  hat  die  eingeklammerten  Worte  gestrichen,  um  unnötige 
Härten  zu  vermeiden,  aus  dem  2.  Satz  des  Absatz  1  einen  selbständigen  Absatz  gebildet  und 
diesem  noch  folgenden  neuen  Absatz  angefügt: 

,, Verweigert  ein  Arbeitgeber  nach  auferlegter  (Geldstrafe  dennoch  seinen  Verpflichtungen 
nachzukommen,  so  kann  ihm  eine  erneute  Geldstrafe  auferlegt  weiden,  welche  nicht  auf  einen 
geringeren  Betrag  als  das  Doppelte  der  letzten  Geldstrafe  festgesetzt  werden  darf.^ 
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§  41. 
Sager,  der  reiser  sig  af  denne  Lot,  er  fritagne  for  Bets-  og  Skrivergebyr  samt  for 
Benyttelse  af  stemplet  Papir. 

StsBYnevidners  Gebyrer  udredes  af  det  Offentlige. 
Postforsendelser  yedkommende  Forsikriogen  er  portofrie. 

§  42- 

Denne  Loy  trseder  }  Kraft  den  Iste  Juli  nseste  Aar.  Fra  samme  Tid  ophseves  de 
mod  samme  stridende  Bestemmelser  i  §  4  No.  10  og  §  6  No.  10  i  Loy  om  Beros  Kob- 
berYffirk  af  12te  September  1818,  i  §  62  i  Loy  om  Bergyserksdnfteu  af  14de  Juli  1842, 
i  §  29  i  Loy  om  FattigYsesenet  i  Ejebstsedeme  af  6te  Juni  1863  og  i  §  30  i  Loy  af 
samme  Dato  am  FattigYsesenet  paa  Landet. 

Tbi  baYe  Vi  antaget  og  bekrseftet,  ligesom  Vi  henred  antage  og  bekrsefte  denne 
Beslntniug  som  Loy  nnder  Vor  Haand  og  Rigets  Segl. 

GiYet  paa  Marstrand,  den  23.  Juli  1894. 

gez.  Oscar. 
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§  41. 

Alle  auf  Grund  dieses  Gesetzes  entstehenden  Verhandlungen  und  Urkunden  sollen  yon 
Gerichts-  und  Schreibgebühren  sowie  von  der  Anwendung  von  Stempelbogen  befreit  bleiben. 

Die  Zeugengebühren  werden  auf  die  Staatskasse  übernommen.  Postsendungen,  welche 
die  Versicherung  betreifen,  sind  portofrei. 

§  42. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  nächsten  Jahres  in  Kraft.  Zur  selben  Zeit  werden 
die  im  Widerspruch  mit  demselben  stehenden  Bestimmungen  des  g  4  Kr.  10  und  des 
§  6  Nr.  10  des  Gesetzes  vom  12.  September  1818,  betreffend  das  Eupferwerk  in  Böros, 
des  §  62  des  Gesetzes  vom  14.  Juli  1842,  betreffend  den  Bergwerksbetrieb,  des  §  29 
des  Gesetzes  vom  6.  Juni  1863,  betreffend  das  Armenwesen  in  den  Stftdten,  sowie  des 
§  30  des  Gesetzes  yom  gleichen  Tage,  betreffend  das  Armenwesen  auf  dem  Lande,  auf- 
gehoben. 

So  haben  Wir  für  gut  befunden  und  beschlossen,  wie  Wir  auch  hiermit  für  gut  be- 
finden und  beschliessen,  das  yorstehende  Gesetz  mit  unserer  eigenhändigen  Unterschrift 
und  mit  dem  Beichssiegel  zu  yollziehen. 

Gegeben^  zu  Marstrand,  den  23.  Juli  1894. 

gez.  Oscar. 


V^  im  psMi.  'y 


Bearbeitet 


von 


Dr.  Zacher^ 

KaiterL  Gtoh .  Kegienugirmi  im  Beichi-Yeniohenmgsamt. 
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A.  SreMluL 


Alle  Rechte  vorbehalten. 


Dradc  von  Oscar  Brandstttter  in  Letptigf. 


Die  Arbeiterversicherimg  in  ErankreicL 


Einleitnng.  Die  sociaJpolitische  Erkenntnis,  daä  der  durch  die  moderne 
Gewerbetechnik  geschaffene  Lohnarbeiterstand,  dessen  wirtschaftliche  Lebens- 
stellmig  im  Wesentlichen  auf  der  Ausnutzung  der  persönlichen  Arbeitskraft  be- 
ruht, einer  besonderen  gesetzlich  geregelten  Fürsorge  bedarf,  wenn  diese  Erwerbs- 
quelle infolge  Ton  sogenannten  Qewerbekrankheiten,  Betriebsunfällen,  Beru&inva- 
Udität,  Altersschwäche  oder  vorzeitigen  Ablebens  zeitweise  oder  dauernd  versagt, 
ist  in  Frankreich  unter  der  traditionellen  Nachwirkung  der  von  der  grolsen 
Revolution  überkommenen  Ideen  ausgedehntester  formeller  Freiheit  und  Gleichheit 
sehr  langsam  durchgedrungen  und  hat  erst  in  allerletzter  Zeit  zu  gesetzgeberi- 
schen Vorstössen  g^hrt,  welche  einer  modernen  Sozialpolitik  Rechnung  tragen. 

Bis  dahin  wird  die  Gesetzgebung  in  rechtlicher  Beziehung  von  der  rein 
individualistischen,  antisozialen  Auffassung  des  römischen  Rechts  und  in  wirtschaft- 
licher Beziehung  von  dem  geistesverwandten  Manchestertum  beherrscht,  d.  h.  die 
Bekämpfung  der  angedeuteten  Notstände,  deren  Wechselbeziehungen  zum  modernen 
Gewerbebetrieb  man  noch  nicht  erkannte  oder  nicht  erkennen  wollte,  überliess 
man  nach  den  starren  Grundsätzen  der  individuellen  Selbstverantwortlichkeit  und 
des  allgemeinen  laisser  faire,  laisser  aller  der  persönlichen  Fürsorge  des  Ein- 
zelnen und,  soweit  dessen  Kräfte  nicht  auszureichen  schienen,  der  kollektiven 
Fürsorge  freiwilliger  Assoziationen,  denen  die  Gesetzgebung  erst  nach 
and  nach  freie  Bahn  und  endlich  staatliche  Unterstützung  gewährte. 

Wie  in  allen  anderen  Eulturstaaten  liess  auch  in  Frankreich  die  im  Ver- 
gleich zu  den  Zielpunkten  durchaus  mangelhafte  Entwicklung  dieser  freien  Ver- 
einigungen sehr  bald  erkennen,  dass  sie  den  bezüglichen  Anforderungen  in  keiner 
Weise  zu  genügen  vermochten,  zumal  sie  in  der  Regel  der  notwendigen  organi- 
satorischen und  versicherungstechnischen  Vorbedingungen  ermangelten  und  zur 
Lösung  grösserer  Aufgaben,  wie  der  Alters-  und  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisen- 
yersorgnng  sich  auch  finanziell  als  zu  schwach  erwiesen. 

Die  Gesetzgebung  suchte  daher  zunächst  an  diesen  Punkten  einzusetzen 
und  einerseits  den  bezüglichen  Organisationen  eine  gesetzlich  geordnete,  feste 
Ghnmdlage  zu  geben,  andererseits  ihre  Entwicklung  durch  besondere  staatliche 
Einrichtungen  und  Vergünstigungen  zu  befördern,  in  der  Hoffnung,  auf  diese 
Weise  allmählich  durch  die  freiwillige  Vereinsthätigkeit  der  Beteiligten  selbst 
jene  sozialen  Angaben  lösen  zu  können. 

Man  betrat  damit,  wie  in  anderen  Staaten,  den  Weg  der  staatlichen  Sub- 
vention, musste  aber,  wie  dort,  die  Erfahrung  machen,  dass  trotz  derartiger 
Vergünstigungen  doch  nur  ein  verschwindend  kleiner  Bruchteil  der  Arbeiterschaft 
—  in  der  R^el  kaum  10  ^/^  —  sich  derartigen,  dauernde  Beitragszahlungen  er- 
fordernden Organisationen  anzuschliessen  pflegt  und  dass  gerade  d^e  breite  Masse 
der  gewöhnlichen  Lohnarbeiter,  welche  der  Fürsorge  am  meisten  bedürfen,  in 
jenen  Notfällen  ungedeckt  bleibt  oder  der  Armenpflege  anheimfällt 

Unter  dem  Eindruck  dieser  Misserfolge  einerseits  und  der  durchgreifenden 
Erfolge  der  deutschen  Arbeiterversicherungs-Gesetzgebung  andererseits,  macht  sich 
nenerdings  mehr  und  mehr  die  Anschauung  geltend,  die  durch  Krankheit,  Unfall, 
^  1* 
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Invalidität,  Alter  und  Tod  geschaffenen  Notfälle  der  heutigen  Lohnarbeiter  als 
typische  Begleiterscheinungen  des  modernen  Qewei'bewesens,  also  als  soziale 
Schäden  aufzufassen,  deren  wirksame  Bekämpfung  nicht  im  Wege  freiwilliger 
Versicherung,  sondern  nach  dem  zielbewussten  Vorgange  Deutschlands  lediglich 
auf  dem  Wege  der  Zwangsversicherung  zu  erreichen  sei.  Diesem  Grundgedanken 
sucht  die  neuere  Gesetzgebung  mehr  oder  minder  Rechnung  zu  tragen. 

Im  Nachstehenden  sollen  nunmehr  diese  verschiedenen  Phasen  der  firanzö- 
sischen  Gesetzgebung  und  ihre  Wirkungen  zur  Darstellung  gelangen. 

L  Die  Bltere  C^esetzgebnng,  ^) 

Die  französische  Revolution  hatte  in  dem  Bestreben,  jedem  Einzelnen  für 
die  freie  Enfaltung  seiner  Kräfte  den  weitesten  Spielraum  zu  gewähren^  die 
frühere  gewerbliche  Ordnung  und  damit  auch  das  Arbeiter-Unterstützungswesen 
beseitigt,  ohne  etwas  anderes  an  die  Stelle  zu  setzen;  im  Gegenteil  hatte  man, 
in  der  Ueberzeugung,  dass  jede  Vereinigung  mehrerer  die  individuelle  Freiheit 
nur  gefährden  könne,  selbst  alle  beruflichen  Vereinigungen  verboten  (Gesetz  vom 
14. — 27.  Juni  1791)  und  dieses  Verbot  wurde  sogar  in  die  spätere  Gesetzgebung 
(G^etz  vom  12.  April  1803  und  Code  p6nal,  Art.  416)  übernommen.  Die  That- 
sachen  erwiesen  sich  jedoch  stärker  als  der  Wille  der  Gesetzgeber. 

Die  gewerblichen  Arbeiter  vermissten  sehr  bald  den  starken  Rückhalt,  den 
sie  früher  an  ihren  Gesellenverbänden  und  Brüderschaften  durch  die  Unterstützung 
auf  der  Wanderung,  bei  Krankheit,  Unglück,  Alter  und  Tod  gefunden  hatten, 
und  so  suchten  sie  diesen  Bedürfnissen  dadurch  Rechnung  zu  tragen,  dass  sie 
gegenseitige  Unterstützungsvereine  begründeten  und  diese,  um  mit  den  Gesetzen 
und  Behörden  nicht  in  Widerstreit  zu  kommen,  thunlichst  geheim  hielten.  Erst 
allmählich,  insbesondere  seit  1808,  nachdem  inzwischen  einerseits  das  Bedürfnis, 
andererseits  die  Ungefährlichkeit  solcher  Eülfsvereine  offenbar  geworden  war, 
wurden  sie  seitens  der  Regierung  stillschweigend  geduldet  und  in  ihrer  Aus- 
breitung noch  mittelbar  dadurch  gefördert,  dass  das  Vereinsgesetz  vom  10.  April 
1834  die  Begründung  anderer  (politischer)  Vereine  durchweg  von  der  behörd- 
lichen (jederzeit  widerruflichen)  Erlaubnis  abhängig  machte.  So  wurden  in  dem 
Zeitraum  von  1830  bis  1848  etwa  1088  Hilfsvereine  begründet  —  Paris  zählte 
im  Jahre  1848  etwa  250  Vereine  mit  24000  MitgUedem  —  und  das  Sparkassen- 
gesetz vom  22.  Juli  1845  erwähnte  sie  zum  ersten  Mal  unter  dem  Titel  „Soci6t6s 
de  secours  mutuels^;  im  Jahre  1847  hatten  bereits  2056  Hil&vereine  Einlagen 
im  Gesamtbetrag  von  5720220  Fr.  gemacht 

Trotzdem  kam  es  sehr  häufig  zum  finanziellen  Zusammenbruch  solcher 
Vereine,  weil  sie  —  abgesehen  von  der  oft  geringen  Zahl  der  Mitglieder  und 
der  schlecht  geregelten  Verwaltung  —  sich  nicht  darauf  beschränkten,  bei  vorüber- 
gehenden Krankheiten  Hilfe  zu  leisten  und  für  ein  ordentliches  Begräbnis  zu 
sorgen,  sondern,  den  früheren  Ueberlieferungen  getreu,  ihre  Mitglieder  in  allen 
Notfallen  des  Lebens  zu  unterstützen  suchten  und  so,  namentlich  mit  der  üeber- 
nahme  der  Invaliden-  und  Alters-,  Witwen-  und  Waisenuntersttttzung  über  ihr 
versicherungstechnisches  und  finanzielles  Können  weit  hinausgingen.  Genügten 
für  die  ersteren  Zwecke  kleinere,  örtliche  Vereine  und  ein  einfaches  Umlage- 
verfahren, so  erforderten  die  dauernden  Unterstützungsfalle  zur  Ausgleichung 
der  Risiken  naturgemäss  breitere  Grundlagen  und  zur  Balancierung  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  sichere  versicherungstechnische  Unterlagen. 

So  entstand  allmählich  die  Ueberzeugung,  dass  es  Aufgabe  der  Gesetz- 
gebung sei,  hier  regelnd  einzugreifen,  um  einerseits  den  Hilfsvereinen  eine  gesetz- 
Uch  geordnete  Grundlage  zu  geben,  andererseits  ihnen  besondere  staatliche  Ver- 
sicherungskassen zur  Verfügung  zu  stellen  und  mit  deren  Hilfe  auch  jene  weiter- 


^)  Die  einschläfrigen  nachstehend  unter  Z.  1—4  behandelten  (besetze  und  Dekrete  sind 
abgedruckt  in  der  Sammlung  des  Ministerums  des  Innern:  Soci6t6s  de  secours  mutuels;  Statutes 
m^Mes,  Lois  et  d6crets;  XXVI*  Edition,  Melun,  Imprimerie  administrative,  1897;  in  deutscher 
Uebersetzung  bei  v.  d.  Osten,  Die  Arbeiterversicherung  in  Frankreich,  Leipzig  1884,  S.  160%. 
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gehenden  Ziele  erreichbar  zu  machen.  Diesen  Gesichtspunkten  hat  die  mit  dem 
Jahr  1850  einsetzende  Gesetzgebung  einerseits  durch  Regelung  des  Vereinswesens 
(s.  unten  Z.  1  u.  2),  anderseits  durch  die  Schaffung  staatlicher  Versicherungskassen 
(für  Alters-,  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenversorgung,  s.  Z.  3.  u.  4),  Rechnung  zu 
tragen  gesucht. 

1.  Die  Hilfs vereine^)  (Soci6tes  de  secours  mutuels):  Gesetz  vom  15.  Juli 
1850,  Dekret  vom  26.  März  1852  und  26.  April  1856;  neues  organisches  Gesetz 
vom  1.  April  1898  (s.  Anlage  1). 

a)  Organisation.  Neben  den  freien  sogenannten  zugelassenen  Vereinen 
(associations  libres),  welche  gemäis  Code  pönal  Art.  291  und  Gesetz  vom  10.  April 
1834  zu  ihrer  Zulassung  der  behördlichen  (jederzeit  widerruflichen)  Erlaubnis 
(autorisation,  daher  soci6t6s  autoris6es)  bedürfen,  aber  dadurch  keinerlei  Vor- 
rechte, insbesondere  nicht  Rechtsfähigkeit  (juristische  Persönlichkeit)  erlangen, 
schuf  das  Gesetz  vom  15.  Juli  1850,  um  die  auf  Gewährung  vorübergehender 
Unterstützungen  an  erkrankte,  verletzte  und  sieche  Mitglieder,  einschliesslich 
Begräbnisgelder,  gerichteten  Vereinigungen  (soci6t6s  de  secours  mutuels)  zu  fördern, 
die  Klasse  der  als  gemeinnützig  anerkannten  Vereine  (sociötte  reconnues 
conime  6tablissements  d'utilit6  publique),  welche  mit  dieser  an  gewisse  Vor- 
bedingungen geknüpften  Anerkennung  Rechtsfähigkeit,  Gebührenfreiheit  und 
anderweite  Vorteil^,  erhielten.  Da  dieses  Gesetz  gleichwohl  wirkungslos  blieb,  er- 
ging als  weiteres  organisches  Gesetz  das  Dekret  vom  26.  März  1852,  welches 
als  eine  3.  Klasse  der  behördlich  bestätigten  Vereine  die  genehmigten  Vereine 
(Soci6t6s  de  secours  mutuels  approuv6es)  schuf. 

Nach  den  Bestimmungen  des  Dekrets  soll  in  jeder  Gemeinde,  wo  ein  Be- 
dürfnis dazu  vorliegt,  auf  Veranlassung  des  Ortsvorstehers  (Bürgermeisters)  und 
Pfarrers  ein  Verein  für  gegenseitige  Hilfeleistung  eingerichtet  werden.  Die 
Vereine  umfassen  aktive  Mitglieder  (membres  participants)  und  zahlende  Ehren- 
mitglieder (membres  honoraires);  nur  die  ersteren  haben  Anrecht  auf  die  statu- 
tarischen Unterstützungen.  Der  aufeichtsfuhrende  Vorsitzende  des  Vereins  wird 
behördlich  (vom  Präsidenten  der  Republik)  ernannt,  der  geschäftsführende  Vor- 
stand (seit  Dekret  vom  18.  Juni  1864  und  27.  Oktober  1870  auch  der  Vorsitzende) 
von  den  Vereinsmitgliedem  gewählt;  in  der  Regel  soll  die  Zahl  der  aktiven 
Mitglieder  nicht  500  überschreiten.  Zweck  der  Vereine  ist,  vorübergehende 
Unterstützungen  an  erkrankte,  verletzte  oder  sieche  Mitglieder  und  Begräbnis- 
beihülfen  zu  gewähren;  dagegen  dürfen  Altersrenten  nur  bei  einer  binläng- 
länglichen  Zahl  von  Ehrenmitgliedern  zugesichert  werden.  Die  Statuten,  welche 
die  Beiträge  der  aktiven  Mitglieder  nach  den  behördlich  bestätigten  Krankheits-  und 
Sterblichkeitstafeln  festsetzen  müssen,  unterliegen  der  staatlichen  Genehmigung 
(des  Präfekten  bezw.  des  Ministers  des  Innern  im  Seine-Departement).  Die  so 
genehmigten  Hilfevereine  haben  Rechtspersönlichkeit,  Gebührenfreiheit  und  Anspruch 
auf  kostenfreie  Hergabe  der  nötigen  Versammlungsräume,  sowie  Bücher  und 
R^ister  seitens  der  Gemeinden.  Kassenbestände  über  1000  Fr.  bei  nur  100  Mit- 
gliedern, sonst  über  3000  Fr.  sind  bei  der  staatlichen  Depositenkasse  (caisse 
nationale  des  dfepöts  et  consignations,  Gesetz  vom  28.  April  1816)  einzuzahlen, 
welche  die  Gelder  mit  4V2^/o  zu  verzinsen  hat;  auch  können  Einlagen  bei  den 
Sparkassen  bis  zur  Höhe,*)  welche  für  die  persönlichen  Einzahlungen  (Höchst- 
betrag 1000  Fr.)  aller  einzelnen  Vereinsmitglieder  zusammen  erlaubt  wäre,*) 
gemacht  und  bei  der  Altersrentenkasse  (caisse  nationale  des  retraites  pour  la 
vieillesse)  die  am  Jahresschluss  verbliebenen  Ueberschüsse  auf  den  Namen  der 
aktiven  Mitglieder  eingezahlt  werden.  Die  behördliche  Auflösung  des  Vereins 
(durch  den  Präfekten)  darf  nur  wegen  schlechter  Geschäftsführung,  Nichtausführung 
der  Statuten  oder  Verletzung  der  gesetzlichen  Vorschriften  erfolgen. 

Die  Vorrechte  der  genehmigten  Hilfevereine  stehen  auch  den  als  gemeinnützig 


*)  Vgl.  Y.  d.  Osten,  Die  Arbeiterversicherung  in  Frankreich,  Leipzig  1884,  S.  26—77, 
130-135,  149—159,  168-170. 

')  Die  bloss  zugelassenen  Hilfsvereine  durften  nach  dem  Gesetz  vom  30.  Jan!  1851  nur  bis 
8000  Fr.  bei  den  Sparkassen  einzaUen. 

>)  Seit  Gesetz  vom  20.  Juli  1895  auf  den  Höchstbetrag  von  15000  Fr.  beschränkt 
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anerkannten  Hilfsyereinen  zu.  Znr  Förderung  beider  dient  eine  dem  Ministerium 
des  Innern  zur  Seite  gestellte  commission  sup6rieure  d'encouragement  et  de  surveil- 
lance  (seit  1870  durch  den  Minister  des  Innern  ersetzt),  welche  alljährlich  auf  Grund 
der  von  allen  Hilfsvereinen  den  Präfekten  einzuliefernden  Rechenschaftsberichten 
einen  mit  gutachtlichen  Aeusserungen  versehenen  Gesamtbericht  an  den  Präsidenten 
der  Republik  zu  erstatten  hat 

Seit  dem  Dekret  vom  26.  April  1856  dürfen  die  genehmigten  bezw.  an- 
erkannten Hilfs  vereine  bei  der  Depositenkasse  besondere  (staatlich  subventionierte) 
Altersrentenfonds  ansammeln,  aus  denen  gemäss  Beschluss  der  Generalver- 
sammlung des  Vereins  durch  Eapitalzahlung  auf  den  Namen  älterer  Mitglieder 
(mit  mindestens  50  Lebens-  und  10  Mitgliedsjahren),  mit  oder  ohne  Rückgewähr 
des  Kapitals  an  den  Verein  beim  Tode  des  Rentners^)  Renten  (bis  zum  10 fachen 
Betrag  des  jährlichen  Mitgliedsbeitrages)  bei  der  Alterskasse  erkauft  werden 
können.  Die  Fonds  werden  aus  den  Zahlungen  der  Vereine,  aus  den  fast  aus- 
schliesslich hierzu  verwendeten  Staatssubventionen,  sowie  aus  Schenkungen  und 
Vermächtnissen  gespeist. 

Der  Zweck  dieses  Dekrets  war  mithin,  die  Bildung  besonderer  Altersrenten- 
fonds zu  ermöglichen  und  durch  Gewährung  proportionaler  Staatszuschüsse  zu 
begünstigen;  daher  wurden  von  den  Zinsen  der  Dotation  von  10  Millionen  Fr., 
welche  durch  Dekret  vom  22.  Januar  1852  und  28.  November  1853  aus  dem 
eingezogenen  Vermögen  Louis  Philipps  den  „anerkannten"  bezw.  „genehmigten" 
Hilfsvereinen  überwiesen  war,  jährlich  200000  Fr.  zur  Unterstützung  solcher 
Hilfsvereine  bestimmt,  die  sich  verpflichteten,  einen  Teil  ihres  Reservekapitals 
zur  Bildung  von  Altersrentenfonds  zu  verwenden. 

Das  neue  organische  Gesetz  vom  1.  April  1898®)  sucht  den  inzwischen  ge- 
steigerten Bedürfnissen  entsprechend,  den  Wirkungskreis  der  Hilfisvereine  be- 
deutend zu  erweitem  und  demgemäss  auch  die  versicherungstechnischen  Grund- 
lagen bezw.  die  staatliche  Aufsicht  zu  verstärken. 

So  bezeichnet  das  Gesetz  als  Hilfevereine  auf  Gegenseitigkeit  (soci6t6s  de 
secours  mutuels)  Fürsorgevereine  (associations  de  prövoyance),  welche  einen  oder 
mehrere  der  folgenden  Zwecke  verfolgen:  ihren  aktiven  Mitgliedern  (membres 
partidpants)  und  deren  Familien  Unterstützungen  bei  Krankheit,  Unfall  oder 
Invalidität  zu  sicheru,  sowie  Altersrenten  zu  begründen,  Einzel-  oder  Sammel- 
versicherungen auf  den  Lebens-  oder  Todesfall  oder  gegen  Unfälle  zu  vermitteln, 
endlich  bei  Todesfällen  Begräbniskosten  und  Untei^stützungen  an  die  Hinter- 
bliebenen (Eltern,  Ehegatten,  Kinder  der  verstorbenen  aktiven  Mitglieder)  vor- 
zusehen; ausserdem  können  die  Hilfsvereine  mittels  besonderer  Beiträge  oder 
Einnahmen  zu  Gunsten  ihrer  Mitglieder  Fachunterricht,  kostenfreien  Arbeits- 
nachweis und  Unterstützung  bei  Arbeitslosigkeit  einführen.  Allen  aktiven  Mit- 
gliedern müssen  die  gleichen  Anrechte  eingeräumt  werden,  soweit  Dicht  die  Ver- 
schiedenheit der  Beiträge  oder  der  Risiken  eine  Abweichung  bedingen.  Auch 
Frauen  können  den  Hilfe  vereinen  beitreten  oder  solche  selbst  begründen;  der 
Beitritt  ist  für  verheiratete  Frauen  und  Minderjährige  an  die  Zustimmung  des 
Ehemannes  oder  Vormundes  nicht  gebunden.  Einen  Monat  vor  Beginn  der  Vereins- 
thätigkeit  sind  die  Statuten  und  das  Namensverzeicbnis  der  Vorstandsmitglieder 
der  zuständigen  Behörde  einzureichen.  Die  Statuten  müssen  u.  a.  genaue  Be- 
stimmungen über  den  Sitz  des  Vereins,  die  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder 
bezw.  des  Vorstandes,  die  Vermögensverwaltung  und  die  Altersrentenversicherung 
enthalten.  Innerhalb  der  ersten  3  Monate  eines  jeden  Jahres  haben  die  Hilfe- 
vereine durch  Vermittlung  der  Präfekten  dem  Minister  des  Innern  nach  einem 
von  diesem  vorgeschriebenen  Formulare  einen  Geschäftsbericht  zu  erstatten.  Die 
Hilfevereine  dürfen  sich  untereinander  zu  Verbänden  (unions)  zusammenschliessen 


*)  Beim  Vorbehalt  der  RückgewSlir  des  Kapitals  fällt  das  beim  Tode  des  Rentners  frei- 
werdenae  Kapital  wieder  an  den  Altersrentenfonds  des  Vereins  zurück,  während  bei  Aufgabe  des 
Kapitals  dieses  dem  Vereine  verloren  geht  bezw.  durch  den  Genuss  der  entsprechend  höheren 
Rente  aufgebraucht  wird;  der  vom  Staat  herrührende  Teil  des  Fonds  bleibt  stets  unveräusserlich. 
*)  Abgedruckt  in  dem  Bulletin  de  TOffice  du  travail,  5*  ann6e  p.  309—319,  Paris  1898,  und 
besprochen  in  der  Revue  de  la  pr^voyance  et  la  mutualitö,  9*  ann6e  No.  4,  Paris  1898. 
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(insbesondere  ftlr  die  Zwecke  der  Kentenversichenmgen,  der  langwierigen^Erank- 
heitsäLUe,  des  Arbeitsnachweises  and  der  Freizfigigkeit  unter  den  Mitgliedern) 
und  bei   der  staatlichen  Lebens-  und  Unfallversicherungskasse  (s.  n.  Z.  4)  zu 
Gunsten  ihrer  Mitglieder  bevorzugte  Sammelversicherungen  eingeben,  welche  die 
Einzelversicherungen  nicht  ausschliessen.   Die  Zwangsauflösung  durch  das  Gericht 
kann  erfolgen,  wenn  ein  Hilfsverein  dem  Gesetz  oder  Statut  trotz  Einspruch  des 
Prftfekten  fortgesetzt  zuwiderhandelt;  gegen  das  Urteil  steht  Berufung  offen. 
Sftmtliche  Unterstützungs-  oder  Rentenbezfige  der  Mitglieder  sind  bis  zum  Betrage 
von  360  Fr.  jÄhrlich  bezw.  an  versichertem  Kapital  bis  3000  Fr.  weder  pfänd- 
bar noch  äbertragbar.    Hil&vereine^  welche  allen  diesen  Vorschriften  entsprechen, 
haben  Prozessfähigkeit  d.  h.  können  durch  ihren  Vorsitzenden  oder  einen  dazu 
besonders  bevollmächtigten  Vertreter  vor  Gericht  klagen  oder  verklagt  werden. 
Im  Uebrigen  unterscheidet  das  Gesetz  zwischen  freien,  genehmigten  und  (als 
gemeinnützig)  anerkannten  Hilfsvereinen,  je  nach  dem  Grade  der  ihnen  ver- 
Uehenen  Bechtsfähigkeit  und  Vorrechte.    Die  ersteren  (soci6t6s  libres),  welche 
ihre  Statuten  bei  der  Behörde  lediglich  hinterlegen,  dttrfen  Gmndstücke  nicht  er- 
werben, vielmehr  nur  mieten,  soweit  die  Vereinsverwaltung  solches  erfordert  Die 
genehmigten  Hilfisvereine  (soci6t6s  approuv6es)  dagegen,  d.  h.  solche,  welche 
flir  ihre  Statuten  die  ministerielle  Genehmigung  nachsuchen  —  dieselbe  darf  nur 
wegen  Nichtübereinstimmung  der  Statuten  mit  dem  Gesetz  oder  wegen  Miss- 
verhältnisses zwischen  den  Einnahmen  und  Ausgaben  in  Bezug  auf  Alters-,  Lebens-, 
Todes-  oder  Unfallversicherung  versagt  werden,  wogegen  Bekurs  an  den  Staatsrat 
offensteht  —  können  Schenkungen  und  Vermächtnisse  frei  annehmen  und  mit 
Genehmigung  des  Staatsrates  auch  Grundstücke  erwerben,  sofern  diese  für  ihren 
Verwaltungs^    oder  Krankenffirsorgedienst  notwendig  oder   Vermächtnis-   bezw. 
sehenkungsweise  übertragen  sind.    Femer  können  sie  von  den  Gemeinden  die 
kostenfreie  Hergabe  der  nötigen  Versammlungsräume  und  Verwaltungsdrucksachen 
beanspruchen;  auch  geniessen  sie  für  sämtliche  Bechtshandlungen  (ausser  bei 
Vennögensübertragungen)  Gebührenfreiheit.    Die  Kapitalien  sind  im|Depot  bei 
den  Sparkassen  oder  der  Depositenkasse,  in  Staatsrenten,  Staatspapieren  oder 
anderen  staaüich  garantierten  Wertpapieren,  in  Provinzial-  und^  Gemeindeobligatio- 
nen anzulegen.  Ausserdem  dürfen  die  genehmigten  Hil&vereine'  (mit  ^L  Mehrheits- 
besehluss  bei  Anwesenheit  mindestens  der  Hälfte  der  Mitglieder)  ihr  Vermögen  bis 
KU  drei  Vierteln  in  Grundstücken  anlegen;  Wertpapiere  sind  bei  der  Depositen- 
kasse zu  hinterlegen.    Des  Weiteren  dürfen  diese  Vereine  bei  der  Depositenkasse 
Kapitalien  als  jederzeit  verfügbares  Baarkonto  (Betriebsfonds)  oder  als  ein  für 
die  ganze  Dauer  des  Vereins  zur  Bildung  eines  eisernen  Vereinsfonds  bestimmtes 
Konto  einzahlen;  in  letzterer  Beziehung  sollen  die  Statuten  regelmässig  darüber 
Bestimmung  treffen,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  ein  eiserner  Vereinsfonds 
gebildet  werden  soll,  und  welche  Mittel,  insbesondere  ob  und  zu  welchen  Teilen 
die  Staatszuschüsse,  Schenkungen,  Vermächtnisse  und  Beiträge  der  Ehrenmitglieder 
ihm  znfliessen  sollen.    Beide  Fonds  werden  zu  dem  Zinsfusse  der  Altersrenten- 
kasse verzinst,  wobei  die  Differenz  gegen  den  durch  Dekret  vom  26.  März  1852 
und  27.  April  1856  (s.  0.)  auf  ^V^^/o  festgesetzten  Zinsfnss  jedem  genehmigten 
oder  anerkannten  Hilfsverein  im  Verhältnis  zu  seinem  Guthaben  bei  der  Depositen- 
kasse mittels  eines  jährlich  im  Budget  des  Ministers  des  Innern  vorgesehenen 
Kredits  als  Staatszuschuss  vergütet  wird.    Nicht  verwendete  Zinsen  werden  am 
Jahresschlnss  dem  Kapital  zugeschlagen.    Die  Depositenkasse  darf  über  die  auf 
die  vorbezeichneten  Konten  eingezahlten  Fonds  gemäss  den  für  die  Fonds  der 
Sparkassen  geltenden  Bestimmungen  verfügen.    Die  Altersrenten  können  entweder 
auf  den  eisernen  Vereinsfonds   oder  auf  das  persönliche  Konto  des   Inhabers 
(Pensionsbuch)  begründet  werden.    Im  ersteren  Fall  werden  sie  unter  Vorbehalt 
des  Kapitals  zu  Gunsten  des  Vereins  von  diesem  unmittelbar  aus  den  Zinsen  des 
Vereinsfonds  oder  durch  Vermittelung  der  Altersrentenkasse  geleistet,  vorausgesetzt, 
dass  der  Bentenanwärter  mindestens  das  50.  Lebensjahr  erreicht,  15  Jahre  lang 
seinen  Vereinsbeitrag  gezahlt  und  die  statutarischen  Vorbedingungen  zur  Er- 
langung der  Rente  erfüllt  hat.    Alle  5  Jahre  haben  die  Vereine  dem  Minister 
des  Innern  eine  bezügliche  Vermögensübersicht  einzureichen  und  darnach  für  er- 
forderlich erachtete  Statutenänderungen  vorzunehmen. 
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Die  Altersrenten  anf  persönliches  Konto  werden  mit  Hilfe  der  Altersrenten- 
kasse oder  einer  selbständigen  Kasse  gemäss  den  Statuten  mittels  der  vom  Verein 
anf  das  Konto  jedes  aktiven  Mitgliedes  bewirkten  Einzahlungen  (darunter  des 
besonderen  Altersrentenbeitrages  oder  eines  Teiles  des  allgemeinen  Vereinsbeitrages) 
begründet;  diese  Einzahlungen  erfolgen  je  nach  den  Statuten  unter  Aufgabe  des 
Kapitals  (ä  capital  ali6n6)  oder  unter  Vorbehalt  desselben  (ä  capital  r^servö)  zu 
Gunsten  des  Vereins,  bezw.  nach  Wahl  des  Mitgliedes  zu  Gunsten  seiner  Rechts- 
nachfolger bezüglich  der  eigenen  Beitragszahlungen. 

Abgesehen  von  den  Renten  dürfen  die  Vereine  ihren  Mitgliedern  zwar  nicht 
lebenslängliche,  aber  jährliche  Beihilfen  aus  den  verfögbaren  Mitteln  gewähren; 
die  Generalversammlung  setzt  jährlich  den  Betrag  dafür  fest  und  bezeichnet  die 
Anwärter,  welche  mindestens  das  50.  Lebensjahr  vollendet  und  15  Jahre  lang 
den  Vereinsbeitrag  gezahlt  haben  müssen.  Auch  dürfen  gleichartige  (dem  Reserve- 
fonds zu  entnehmende)  Geldunterstützungen  siechen  oder  unheilbaren  Mitgliedern 
gewährt  werden,  welche  das  zum  Rentenbezug  statutmässig  vorgeschriebene  Alter 
noch  nicht  erreicht  haben. 

Mit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  sollen  ans  den  Dotationen  und  den 
jährlichen  (im  Budget  des  Ministers  des  Innern  vorgesehenen)  Staatssubventionen 
den  Vereinen  Zuschüsse  bewilligt  werden,  um  die  Altersrentenversicherung  zu 
fördern,  um  die  seit  dem  1.  Januar  1895  fälligen  Renten,  deren  Betrag  einschliesslich 
des  Staatszuschusses  300  Fr.  nicht  übersteigt,  zu  erhöhen  und  solchen  Vereinen, 
welche  keine  Rentenversicherung  haben,  in  Ansehung  ihrer  Mitgliederzahl  Bei- 
hälfen zu  gewähren;  jedoch  soll  vor  den  bezüglichen  (nach  Vorschriften  des  Ministers 
des  Innern  bezw.  des  Oberen  Rates  auszuführenden)  Verteilungen  alljährlich  ein 
von  dem  Oberen  Rate  zu  bestimmender  Betrag  (bis  zu  5^/^  der  Gesamtsumme) 
vorweggenommen  werden,  um  solchen  Vereinen  zu  Hilfe  zu  kommen,  welche  in 
Folge  von  Epidemien  oder  anderen  Ursachen  höherer  Gewalt  augenblicklich  ausser 
Stande  sein  sollten,  ihren  Verbindlichkeiten  nachzukommen. 

Einer  besonderen  Verordnung  sind  die  Bestimmungen  über  die  Zulassung 
selbständiger  Vereinskassen  vorbehalten,  welche  der  Altersrenten-,  Lebens-,  Todes- 
oder Unfallversicherung  dienen  sollen.  Hilfevereine,  welche  ihren  Mitgliedern 
Tagegelder  über  5  Fr.,  Jahresrenten  über  360  Fi\  und  Versicherungssummen 
über  3000  Fr.  gewähren,  nehmen  weder  an  den  Staatssubventionen  noch  an  dem 
Vorzugszinsfuss  der  Dekrete  vom  26.  März  1852  und  26.  April  1856  Teil.  Die- 
jenigen, welche  mehreren  Hilfsvereinen  beitreten,  um  sich  eine  höhere  Rente  als 
360  Fr.  oder  eine  höhere  Versicherungssumme  als  3000  Fr.  zu  verschaffen,  sollen 
aus  ihren  Vereinen  ausgeschlossen  werden,  widrigenfalls  die  letzteren  die  durch 
das  Gesetz  eingeräumten  Vorrechte  verlieren.  Innerhalb  der  ersten  3  Monate 
jeden  Jahres  haben  die  Vereine  dem  Minister  des  Innern  durch  Vermittelung  des 
Präfekten  nach  dem  vorgeschriebenen  Formular  einen  Rechenschaftsbericht  ein- 
zureichen. Bei  Nichtausführung  der  Statuten  oder  Verletzung  des  Gesetzes  kann 
die  Grenehmigung  auf  Antrag  des  Ministers  des  Innern  und  nach  Anhörung  des 
Oberen  Rates  durch  ein  Dekret  des  Staatsrates  zurückgenommen  werden,  wogegen 
Rekurs  an  den  letzteren  offen  steht.  Für  den  Fall  der  (freiwilligen  oder  zwangs- 
weisen) Auflösung  des  Vereins  sind  genaue  Vorschriften  über  die  Liquidation 
des  Vereinsvermögens  gegeben. 

Die  (als  gemeinnützig)  anerkannten  Hilfevereine  (soci6t6s  reconnues 
comme  6tablissements  d'utilitfe  publique)  d.  h.  solche,  welche  unter  Vorlegung  der 
Statuten  und  des  Mitgliederverzeichnisses  diese  Anerkennung  beim  Präfekten  nach- 
suchen und  durch  besonderes  Dekret  verliehen  erhalten,  geniessen  die  gleichen 
Vorrechte,  wie  die  genehmigten  Hilfsvereine. 

Ein  aus  36  Mitgliedern  bestehender  „Oberrat  für  Hilfsvereine**  (darunter 
18  gewählte  Vertreter  der  Hilfsvereine)  mit  dem  Minister  des  Innern  als  Präsi- 
dentöh  dient  als  sachverständiger  Beirat;  ein  ständiger  Ausschuss  von  7  (vom 
Minister  des  Innern  ernannten)  Mitgliedern  bearbeitet  die  laufenden  Geschäfte. 

Der  Minister  des  Innern  hat  alljährlich  dem  Präsidenten  der  Republik  einen 
dem  Senat  und  der  Abgeordnetenkammer  vorzulegenden  Bericht  über  die  Ge- 
schäftsführung der  Hilfsvereine  und  über  die  Arbeiten  des  Oberrats  einzureichen. 
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Binnen  zwei  Jahren  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  haben  die  Minister 
des  Innern  und  des  Handels  Sterblichkeits-  und  Erankheitstafeln  für  die  Hilfs- 
vereine aufzustellen. 

Binnen  gleicher  Frist  haben  die  bisher  bestätigten  oder  genehmigten  Hilfs- 
yereine  sich  den  Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  anzupassen,  sofern  sie  nicht 
ausschliesslich  auf  die  Krankenversicherung  sich  beschränken. 

Die  nach  dem  Gesetz  vom  21.  März  1884  begründeten  Berufs  vereine 
(syndicats  professionnels),  welche  ihren  Mitgliedern  statutarische  Unterstützungs- 
ansprüche einräumen,  erlangen  ebenfalls  die  Vorrechte  aus  dem  Gesetz  vom 
1.  April  1898,  sofern  sie  sich  dessen  Vorschriften  anpassen.  — 

Der  Hauptvorzug  dieses  Gesetzes,  welches  seit  1881  zwischen  beiden  Kam- 
mern hin-  und  hergegangen  war,  wird  in  der  gegenüber  der  Gesetzgebung  der 
fünfziger  Jahre  viel  freieren  Auffassung  und  in  den  mannigfachen,  den  praktischen 
Anforderungen  entsprechenden  Verbesserungen  erblickt  Die  wesentlichen  Ab- 
weichungen sind  folgende:  1.  Zur  Begründung  von  Hilfsvereinen  auf  Gegenseitig- 
keit bedarf  es  nicht  mehr  der  behörfiichen  (nach  Art  291  Code  p6nal  und  Gesetz 
vom  10.  April  1834  jederzeit  widerruflichen)  Bestätigung  (autorisation),  vielmehr 
nur  der  Hinterlegung  der  Statuten  und  des  Verzeichnisses  der  Vorstandsmitglieder, 
womit  der  Verein  ohne  Weiteres  eine  wenn  auch  beschränkte  (Ausschluss  von 
Grunderwerb)  Rechtsfähigkeit  erlangt;  daher  werden  solche  Vereine  als  soci6tfes 
libres,  nicht  mehr  als  soci6t6s  autoris6es  bezeichnet  2.  Die  zur  Erlangung  der 
staatlichen  Vergünstigungen  erforderliche  ministerielle  Genehmigung  (approbation, 
daher  soci6t68  approuv6es)  darf  nur  aus  bestimmten  Gründen  versagt  oder  zurück- 
genommen werden,  wogegen  noch  Rekurs  an  den  Staatsrat  offen  steht  3.  Während 
früher  für  genehmigte  Hilfevereine  die  vorübergehende  Unterstützung  kranker, 
verletzter  und  siecher  Mitglieder  obligatorisch,  die  Gewährung  von  Renten  aber 
Multativ  war,  ist  fortan  für  alle  HUfsvereine  der  Wirkungskreis  erheblich  er- 
weitert, ihnen  zwischen  den  verschiedenen  Unterstützungszweigen  freie  Wahl 
gelassen  und  die  Bildung  von  Verbänden  (unions)  für  geraeinsame  Zwecke  ge- 
stattet, so  dass  voraussichtlich  der  Schwerpunkt  für  die  vorübergehenden  Unter- 
statznngsföUe  in  die  örtlichen  Einzel  vereine,  für  die  dauernden  Unterstützungs- 
fiQle  (Rentenversicherung)  in  jene  Verbände  fallen  wird,  mittels  welcher  den 
Vereinsmitgliedern  auch  beim  Ortswechsel  ihre  Anrechte  erhalten  werden  können. 
4-  Der  Zutritt  von  Frauen  und  Minderjährigen  ist  erleichtert.  5.  Die  durch 
Dekret  vom  26.  März  1852  als  sachverständiges  Organ  eingeführte,  aber  1870 
wieder  abgeschaffte  Oberkommission  ist  in  dem  „Oberrath"  wiederhergestellt; 
da  ihm  die  statistischen  Jahresnachweisungen  der  Hilfevereine  zugehen  sollen, 
wird  er  bei  der  Aufstellung  der  binnen  zwei  Jahren  nach  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  amtlich  aufzustellenden  Krankheits-  und  Sterblichkeitstafeln  (welche 
schon  nach  dem  Dekret  vom  26.  März  1852  vorgeschrieben,  aber  bisher  nicht 
erlassen  waren)  in  erster  Reihe  mitzuwirken  haben.  6.  Die  genehmigten  Hilfs- 
vereine sind  nicht  mehr  auf  die  Benutzung  der  staatlichen  Versicherungskassen 
beschränkt,  vielmehr  dürfen  sie  auch  eigne  Versicherungskassen  begründen  und 
bis  zu  Dreiviertel  der  Bestände  in  Grundstücken  anlegen.  7.  Die  Altersrenten 
können  auf  persönliche  Rentenbücher  der  Mitglieder  und  gesonderte  Beiträge 
derselben  begründet  werden,  so  dass  das  zahlende  Mitglied  wenigstens  die  durch 
die  eigenen  Beiträge  bedingte  Höhe  der  Rente  voraussehen  kann,  während  er 
nach  den  bisherigen  Methoden  der  Rentenbestellung  meist  im  Ungewissen  darüber 
blieb,  ob  und  welche  Altersrente  ihm  überhaupt  jemals  zu  Teil  werden  würde. 
Dagegen  haben  die  versicherungstechnischen  Vorschriften  im  Uebrigen  keine  be- 
friedigende Regelung  gefunden,  vielmehr  gehen  sie  den  Einen  zu  weit,  den  Andern 
wieder  nicht  weit  genug,  jenachdem  man  die  Hilfsvereine  als  blosse  Uuter- 
'  Stützungsvereine,  oder  als  wirkliche  Versicherungskassen  ansieht.  Es  wäre  an 
sich  wohl  richtiger  gewesen,  die  ordentlichen,  statutgemäss  feststehenden  Einnahmen 
(Mitgliederbeiträge)  von  den  ausserordentlichen,  ganz  ungewissen  Einnahmen 
(Schenkungen,  Vermächtnisse  eta)  zu  trennen,  lediglich  die  ersteren  mit  den  Renten- 
leistungen in  versicherungstechnische  Wechselbeziehung  zu  bringen  und  die  ausser- 
ordentlichen Einnahmen  für  die  anderweiten  oder  Zuschussleistungen  zu  verwenden; 
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indessen  ist  trotz  der  yieljährigen  Parlamentsverhandlnngen  hierüber  ein  Ausgleich 
nicht  zu  erzielen  gewesen,  so  dass  die  versicherungstechnische  Seite  nach  wie 
vor  viel  zu  wünschen  übrig  lassen  wird. 

Nach  dem  letzten  vom  Minister  des  Innern  gemäss  Dekret  vom  26.  März 
1852  (unter  dem  1.  November  1897)  an  den  Präsidenten  der  Republik  erstattete 
Bericht  (Rapport  sur  les  Operations  des  soci6t6s  de  secours  mutuels  pendant 
rann6e  1895,  Melun,  Imprimerie  administrative,  1897)  ergab  sich  für  das  Ge- 
schäftsjahr 1895  (die  eingeklammerten  Zahlen  betreffen  das  Vorjahr  1894)  folgende: 


Gesamtübersicht 


a)  Genehm.  HUfsvereine. 

b)  Zügel. . 

Bilfsyereine. 

c)  Insgesamt. 

Zahl  der  Vereine  .... 

7  696^) 

(7  518) 

2  892 

(2  810) 

10  588 

(10  328) 

Mitglieder!  ^l^^'  ■ 

1039  783«) 
216  247 

(999  212) 
(208  447) 

314  656 

28  752 

(347  492) 
(28  318) 

1354  439 
244  999 

(1  346  704) 
(236  765) 

ZuBammen 

1  256  030 

(1  207  659) 

343  408 

(375  810) 

1599  438 

(1583  469) 

Ii 

1  tausend 

Frank 

B. 

Eiinnahmen 

Ausgaben 

24  278 
21643 

(23  625) 
(20  248) 

8  572 
8  084 

(9  063) 
(7  318) 

32  850 
29  727 

(32  688) 
(27  566) 

üeberschußs 

2  635 

(3  377) 

0488 

(1745) 

8123 

(5  122) 

T7«,«x«.««  /  Rentenfonds     . 
Vö™ög«^| Reservefonds    . 

115  253 
73  491 

(109  333) 
(69  473) 

Zusammen 

188  744 

36  944 
2  641 

(178  806) 

38  238 

(38  310) 

226  982 

(217  116) 

Zahl  der  Rentner.    .    .    . 
GezahlteRenten  (in  1000  Fr.) 

(35  415) 
(2  520) 

Rentendurchschnitt  fFr.)    . 
(einschl.  Staatszuschuss) 

71,30 

(71,17) 

Die  Staatszuschüsse  für  die  genehmigten  und  anerkannten  Hilfsvereine 
betrugen  810000  Fr.  zur  Unterstützung  derjenigen  Vereine,  welche  Zahlungen 
zu  ihren  Rentenfonds  leisten,  und  1200000  Fr.  zur  Erhöhung  der  Altersrenten 
gemäss  Gesetz  vom  31.  Dezember  1895  (s.  u.  Z.  3d).  Von  der  ersteren  Summe 
sind  nur  521423  Fr.  und  von  der  letzteren  gar  nur  336028  Fr.  verwendet 
worden;  da  einerseits  der  hohe  Zinsfuss,  welchen  die  Depositenkasse  für  die  bei 
ihr  auf  laufendes  Konto  deponierten  Fonds  (etwa  40  Millionen  Fr.)  gewährt 
(*V«^/o  S^^^  3^9^/0  der  bei  der  Altersrentenkasse  angelegten  Rentenfonds, 
wonach  sich  letztere  einschliesslich  der  Staatszuschüsse  nur  mit  etwa  4^/^  ver- 
zinsen), für  die  Vereine  nur  in  beschränktem  Umfange  Zahlungen  an  ihre  Renten- 
fonds nötig  machte,  und  andererseits  die  Anzahl  der  Fälle  für  Rentenzuschüsse  hinter 
den  Voranschlägen  erheblich  zurückgeblieben  war.  Zu  diesen  Staatssubventionen 
würden  erstmalig  für  das  Geschäftsjahr  1896  noch  85443  Fr.  hinzukommen,  da 
nach  dem  neuen  Sparkassengesetz  vom  20.  Juli  1895  (§  20)  die  Bestände  der 
verjährten  Konten  zu  ^j^  den  Sparkassen  und  zu  ^1^  den  mit  Rentenkassen  aus- 
gestatteten Hilfsvereinen  zufallen  sollen. 


^)  Darunter  285  Vereine,  welche  nicht  Rechnung  gelegt  haben,  und  16  (als  gemeinnützig) 
anerkannte  Vereine  mit  54075  (6833  Ehren-  und  47242  aktiven)  Mitgliedern  and  14563069  Fr. 
Vermögen. 

')  Darunter  170574  Frauen  und  34335  Kinder  (letztere  werden  seit  1880  als  ausserordent- 
liche Mitglieder  —  bei  z.  Z.  588  Vereinen  —  zugelassen  und  behufs  Förderung  dieser  Bewegung 
bei  den  Staatszuschüssen  als  aktive  Mitglieder  mitgerechnet. 
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Die  Provinzial-  und  Qemeindezuschttsse  betrugen  134537  S'r.  bezw. 
331371  Fr.  an  genehmigte  und  anerkannte  Hüj&vereine  und  6926  Fr.  bezw. 
16084  Fr.  an  zugelassene  Hilfsvereine,  insgesamt  488918  Fr.  (1896:  542633  Fr.). 

Beruflich  organisiert  waren  im  Jahre  1895  im  Ganzen  3013  Hilfsvereine 
mit  543476  zahlenden  Mitgliedern  und  rund  100  Millionen  Fr.  Vermögen  gegen- 
über 2163  Gewerkschaften  (Syndicats  d'ouvriers  professionnels)  mit  420000  (nicht 
regelmässig  beitragzahlenden)  Mitgliedern. 

Seit  1887  ist  die  gegenseitige  Hilfethätigkeit  im  Wege  freier  Vereinsfür- 
sor^e  von  Paris  aus  auch  auf  die  Volksschulen  ausgedehnt,  indem  für  jeden 
zwischen  3  und  13  Jahre  alten  Schüler  ein  Wochenbeitrag  von  10  c.  erhoben 
wird,  wovon  5  c.  für  die  ErankenfÜrsorge  verwendet  und  5  c.  auf  ein  persön- 
liches Buch  bezw.  Konto  bei  der  Altersrentenkasse  eingezahlt  werden.  Die 
Minister  des  Innern  und  des  Unterrichts  suchen  diese  Bewegung  thunlichst  zu 
fördern,  so  dass  im  Jahre  1896  schon  mehr  als  100  derartige  Schüler-Hilfsvereine 
gezahlt  werden  konnten.  Da  die  Schulpflicht  mit  dem  13.  Lebengahr  endigt, 
die  Hilfsvereine  aber  ihre  Mitglieder  erst  mit  dem  16.  Lebensjahr  aufnehmen, 
so  ist  den  letzteren  nahegelegt,  ihre  Statuten  behufs  Beseitigung  dieser  Lücke 
entsprechend  abzuändern.  Desgleichen  wird  eine  Statutenänderung  zur  Beseitigung 
der  bisherigen  Doppelentschä^gung  bei  haftpflichtigen  Unfällen  anheimgegeben, 
da  das  von  dem  haftpflichtigen  Unternehmer  bereits  entschädigte  Vereinsmitglied 
der  herrschenden  Rechtsprechung  gemäss  gleichwohl  seinem  Hil&verein  gegen- 
über die  statutarischen  Bezüge  voll  beanspruchen  kann;  es  soll  deshalb  ähnlich 
wie  bei  den  privaten  Vei*sicherungsgesellschaften  in  das  Statut  die  Bestimmung 
aufgenommen  werden,  dass  das  von  einem  Unfall  betroffene  Vereinsmitglied, 
welches  dafür  von  dem  verantwortlichen  Urheber  entschädigt  wird,  dem  Verein 
die  aus  demselben  Unfall  verursachten  Kosten  ersetzt  oder  dass  der  Verein  für 
das  seinerseits  Verauslagte  in  die  Rechte  des  verletzten  Mitgliedes  gegen  den 
fiär  den  Unfall  Haftpflichtigen  eintritt  (vgl.  Rundschreiben  des  Ministers  des 
Lmei-n  vom  15.  Dezember  1897,  abgedinickt  in  der  Revue  de  Legislation  ouvri^re 
et  sociale,  Ann6e  1897,  4«  Trimestre  p.  121,  Paris  1897).  Im  Uebrigen  wird, 
wie  schon  in  früheren  Ministerial-Rundschreiben,  wiederum  über  die  „geradezu 
beunruhigende^  Steigerung  der  Erankheitskosten  geklagt,  welche  einerseits  auf 
den  Missbrauch  mit  ärztlichen  Verordnungen,  andererseits  auf  die  missbränchliche 
Zulassung  von  Ehrenmitgliedern  zu  den  Vereins-Unterstützungsbezügen  zurück- 
geführt wird,  indem  nach  der  Qrundtendenz  der  Gesetzgebung  die  den  wohl- 
habenden Klassen  entnommenen  Ehrenmitglieder  sich  zwar  mit  Rat  und  That  in 
den  Dienst  der  guten  Sache  zu  Gunsten  der  arbeitenden  Klassen  stellen,  aber 
an  den  bezüglichen  Vergünstigungen  (insbesondere  den  ermässigten  Arzt-  und 
Arzneikosten)  nicht  selbst  teilnehmen  sollen.  (Vgl.  Rundschreiben  vom  1.  Dezember 
1897  a.  a.  0.  S.  120).  Durch  die  Bildung  ärztlicher  Syndikate,  welche  das 
Gesetz  vom  30.  November  1892  (§  13,  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Dezember  1893) 
in  den  Formen  des  Gesetzes  ttber  die  Berufsvereine  (syndicats  professionnels) 
Tom  21.  März  1884  (s.  u.)  auch  dem  ärztlichen  Stande  gestattet^),  scheint  sich 
diese  Lage  lediglich  verschlimmert  zu  haben,  indem  die  Aerztesyndikate  den 
Hilfsvereinen  gegenüber  unter  Zusicherung  entsprechender  Disziplinarmassregeln 
gegen  missbränchliche  Verordnungen  zunächst  eine  Erhöhung  der  Arzthonorare 
durchzusetzen  wussten.  So  sind  von  1894  auf  1895  gestiegen:  die  Arztkosten 
von  2775570  Fr.  auf  2917363  Fr.,  d.  h.  um  141793  Fr.,  während  die  duich- 
schnittliche  und  normale  Steigerung,  welche  der  jährlichen  Zunahme  der  Zahl  der 
Vereine  und  Mitglieder  entspricht,  seit  1891  nur  40000  Fr.  beträgt;  die  Arznei- 
kosten von  3399397  Fr.  auf  3593598  Fr.  d.  h.  um  194201  Fr.,  obwohl  die 
durchschnittliche,  normale  Steigerung  seit  1891  nur  23473  Fr.  beträgt;  die 
Krankengelder  von  5211957  Fr.  auf  5777962  Fr.,  d.  h.  um  566005  Fr.,  die 


^)  Vgl  Anniiaire  des  syndicats  professionnels,  9*  ann^e,  Paris  1897,  p.  XXTTT.  Ein  urteil 
des  Eaceationshofes  vom  27.  Joni  1885  hatte  das  Syndikats-Gesetz  vom  21.  März  1884  anf  den 
ärztlichen  Stand  nicht  fttr  anwendbar  erklärt,  da  das  Gesetz  nur  (bewerbe,  Handel  and  Landwirt- 
schaft behandle/ nnd  die  Aerzte  weder  im  Gesetz  genannt  seien,  noch  auch  gewerbliche,  kauf- 
männische oder  landwirtschaftliche  Interessen  zu  yerfolgen  hätten. 
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gesamteb  Erankenkosten  von  11386924  Fr.  auf  12288923  Fr.,  cL  h.  um 
901999  Fr.,  also  nahezu  eine  Million  Fr.,  obwohl  keinerlei  Epidemie  etwa  für 
diese  Anomalie  eine  Erklärung  giebt  Der  Ministerialbericht  glaubt  vielmehr 
diese  dreifache  Steigerung  der  ^zt-,  der  Arznei-  und  der  Erankengeldkosten 
vornehmlich  darauf  zurückführen  zu  sollen,  dass  infolge  der  vorerwähnten  Ein- 
wirkungen der  Arzt-Syndikate  an  Stelle  der  bisher  üblich  gewesenen  Pauschal- 
verträge das  sogenannte  Besuchssystem  getreten  ist,  bei  welchen  die  Honorierung 
der  Aerzte  nach  der  Zahl  der  dem  Kranken  abgestatteten  Besuche  berechnet  und 
demgemäss  ein  starker  Anreiz  gegeben  wird,  die  Besuche  zu  vermehren,  deren 
jeder  eine  mehr  oder  minder  beptodete  Verordnung  an  Arznei  und  Arbeits- 
enthaltung nachsichzuziehen  pflegen. 

Aus  dem  mit  ausserordentlicher  SorgMt  angestellten,  fast  1000  grosse 
Quartseiten  umfassenden  Ministerial-Bericht  sollen  nunmehr  die  Hauptübersichten 
über  die  bisherige  Wirksamkeit  der  Hilfsvereine  folgen,  um  einen  Anhalt  dafür 
zu  geben,  ob  und  inwieweit  es  gelungen  ist,  den  A^ordemngen  einer  modernen 
Arbeiterversicherung  im  Wege  der  lediglich  freien,  wenn  auch  staatlich  stark 
subventionierten  Vereinsthätigkeit  Genüge  zu  leisten. 


Gesamtübersicht  für  die  Jahre  1886 — 1895  (am  Jahresschluss).^) 


Jahr: 

1886 

1^7 

1888 

1889 

1890 

1891 

1898 

1898 

1894 

1896 

1 

8 

8 

1       * 

6       1       6       I       7 

8 

9 

1            ^^ 

11 

a) 

(Genehmigte  Hilfsverei 

ne. 

Zahl  der  Yexeine     .    .    . 

6909 

6098 

6279 

6456 

6674 

6863 

7070 

7896  (7081)  «j 

7618  (7195)«) 

7696    (7411)«) 

«'«««^»{ä'J^a': 

808176 
161046 

838677 
167  722 

868178 
170  216 

891533 
175028 

911 955 
179197 

930  216 
184843 

952490 
194  859 

974946 
200402 

999  918 

908  447 

1089  783 
816  S47 

969  222 

1006899 

1038  894 

1066561 

1  091 168 

1141569 

1147  849 

1175  348 

1207  669 

1866  080 

Einnahmen  (in  1000  Fr.) . 
Ausgaben 

17  900 
16  821 

18448 
16680 

19278 
17  588 

80  549 

17  818 

90972 
19  891 

21686 
18  957 

88  348 

20  481 

28  886 
19  789 

28  685 

80  848 

84  878 
21649 

Uebersehuss 

1679 

1762 

1689 

8  787 

1581 

8  729 

1760 

8  536 

3  377 

8635 

v<^»,>K»««  /Bentenlonds . 
Vermögen  Iß^^^j^^^g 

64  498 
47  179 

69567 
49  892 

74  959 
51061 

80468 
54491 

85  875 
56  804 

91230 

69112 

150  342 

97  790 

63  398 

161188 

108  528 

66608 

169124 

109  838 
69  478 

116  858 
78  491«) 

Zusammen 

111  671 

118  949 

126020 

184954 

141679 

178  806 

188  744 

Zahl  der  Rentner   .    .    . 
Gezahlte  Beuten     .    .    . 
(in  1000  Fr.) 

21651 
1688 

23  271 

1706 

24663 
1806 

96  311 
1988 

27  787 
2088 

89  907 
8178 

81810 

82  705 
2  847 

86  416 
3488 

36  944 
2568 

b)! 

Zugelassene  HUfsyereü 

ne. 

Zahl  der  Vereine    .    .    . 

9  264 

899  231 

23  902 

2  384 

291786 
84553 

2410 

801781 

25293 

8488 
311800 
88  818 

2470 

820112 

25102 

85« 

338  619 

85207 

3698 

330  631 

85  617 

2708  (2487)*) 
888  262 
26  852 

8810  (8666)  •) 
88  818 

8898    (8607)«) 

814  656 

88  758 

Zusammen 

823  133 

316  889 

327  074 

335118 

845  214 

357  786 

356  048 

365114 

376  810 

848  408 

Einnahmen  (in  1000  Fr.) . 
Ausgaben 

7  708 
6  782 

7416 
6134 

7  698 
6  397 

7  901 
6  378 

8  293 
7006 

8965 
6998 

9118 
6  981 

8916 
7  844 

9  068 
7  818 

8  578 
8084 

Uebersehuss 

0  976 

1281 

1296 

1583 

1288 

1968 

3137 

1571 

1745 

0488 

Vermögen 

27  611 

28043 

89879 

80681 

81793 

83  846 

84760 

86646 

88  810 

88  838 

c)  Insgesamt. 

Zahl  der  Vereine    .    .    . 
Mitglieder  ^n  1000)    .    . 

8  233 
1292 

8427 
1323 

8  689 
1865 

8883 
1408 

9141 
1436 

9  414 
1478 

9662 
1503 

9997  (9508)«) 
1640 

10328  (9750)») 
1688 

10588  (10018)*) 
1  599 

Vermögen  (in  1000  Fr.)   . 

139  282 

146  992 

166899 

165536 

178  478 

183  688 

195  938 

805  769 

217  116 

896  988 

»)  Vgl.  S.  202  fg.  des  Berichts. 
')  Zahl  der  Vereine,  welche  Bericht  erstattet  haben. 

*)  Davon  40,2MiIl.Fr.  bei  der  Depositenbank  zu  4,5<^/o  auf  laufendes  Konto  deponiert  und 
33,2  Miil.  Fr.  bei  Sparkassen  etc.  eingezahlt. 
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Sonderfibersicht  fiber  die  genehmigten  Hilfsvereine: 
1.  Arten  der  Einnahmen  (in  ^/o).^ 


Jthr: 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890       i       1891 

1898 

1898 

1894 

1895 

1 

2 

8 

4 

6 

6 

7          !          8 

9                   10 

11 

Betii«i  /  Ehnsnmitgl. 
te     \  akt.  Mitgl.  . 

Slii^elder 

BatrittgeUer  .... 

Ziiaea 

Tmdnedeae    .... 

6 

10 
64 

1 
11 
6,6 

6 

10 
66 

1,5 
1,6 

11 

6 

11 
7 

5.8 

9,9 
68,7 

1,6 
1,5 

10,6 

7 

5,8 

9,8 
68.6 

1.6 
1,6 

10,1 

7,6 

6,8 

9,7 
62,7 

1,7 

1,5 

10,6 
8.1 

6,2 

10,0 
62,7 

1.7 
1,6 

10,8 

7 

6,0 

\i 

11,5 
7 

7,4 

9,6 
61,0 

1,7 
1,6 

11,4 

7,5 

7,0 

9,7 
61,6 

1.8 
1,5 

11,6 

7 

ElwBBBitglieder  , 


2.  Durchschnittliche  Beiträge  (pro  Mitglied  in  Fr.).*) 


Zusammen 


EBder 


11,1  (16,9) 

16,1  (89,2) 
11,5  (19) 


14,5  (26,5) 
8,4 


11.1  (17,6) 

14,8  (24,7) 

11.2  (17,8) 


14,2  (22,8) 
«,7 


11,1  (17,2) 


16,4  (27,8) 
11,7  (18,2) 


11,5  (19,4) 


11.6  (19,8) 

15.7  (27,9) 

11,8  (18,9) 

14,7  (26,2)  ,  15      (25,8)' I  15     (26,2) 

8,6       I         8,8       I         8,6 


15,6  (27,8) 
11,8  (18,1) 


11,4  (18,7) 

15,6  (27) 
11,9  (18,4) 


14.9  (25) 
8,8 


11,4  (18,7)  I  10,7  (17,1) 

16,6  (26,6)  ;  15,8  (26,8) 
12     (18,4)  I  11,7  (17,6) 


15     (24,8) 
4,8 


16,7  (24,8) 


10,9  (16,6) 

16.8  (25,8) 

11.9  (18,1) 
U,8  ('28,7) 

6 


10,8  (16,7) 

15,8  (25,5) 
11,8  (17,9) 
14,8  (28,8) 

4,6 


3.  iänzahlungen  der  Vereine  zu  ihren  Altersrentenkassen  und  Beiträge  der  Ehrenmitglieder 

(in  1000  Fr.).*) 


Y«fciiM 


.  I      8,848 
i       1,"" 


,779 


2,829 

3,088 

2,966 

2,708 

2,648 

8,662 

2,508 

2,707 

2,787 

1,868 

1,886 

2,088 

2,060 

2,094 

2,217 

8,142 

2,273 

2,847 

4.  Beiträge  der  Ehren-  und  aktiven  Mitglieder  (in  1000  Fr.  und  7o)0 

rcrefae I  1,779(18,5)1  1,858(18,7)1  1,886(13,1)!  2,088(18,5)1  2,061(13,6)[  2,094(13,4)1  2,217(18,8)1  2,149(18,4)1  2,278(18,6)1  2,847(18,6) 

EbrauaitgUeder  .     .     .  |ll,876(86,5)|ll,606(86,2)|l2,460(86,9)jlS,086(86,6)|l3,315(86,6)|l8,688(86,7)|l8,864(86,2)|18,892(86,6) 


Keo  eiasetretene       \ 

akäre  MitgUeder  / 

Ebtrittagelder     .    .    . 

Dofcbseliiiitt    .    .     .    . 


5.  Eintrittsgelder  (in  1000  Fr.  und  im  Darchschnitt).*) 


62  701 

287,1 
4,57 


66  680 

67  748 

66077 

71824 

75207 

72  584 

72666 

78  854 

298,1 
4,47 

288,9 
4,16 

807,9 
V8 

826,2 
4,56 

882,2 
4,49 

881,9 
4,58 

828,4 
4,45 

841,4 
4,65 

84600 

854,9 
4,20 


Kitfrüeder    . 
DiBchachaitt 


6.  Strafgelder  (in  1000  Fr.  und  im  Durchschnitt).  •) 


786  607 

817  096 

846174 

866456 

884604 

908968 

926  581 

946  771 

967  476 

810,8 

818,8 

326,5 

829.5 

841.0 

860,9 

880,9 

897  2 

406,5 

0,40 

0,88 

0,88 

0,88 

0,89 

0,40 

0,41 

0.48 

0,41 

1005  448 
481,2 
0,48 


7.  Durchschnittliche  Gesamteinnahmen  (auf  ein  aktives  Mitglied).') 

BetE^  (in  Fr)     .    .    .|      22,76      {      22,57      |      22,78      |       28,72      |       28,71      |       28,99      |       24,08      |       23,58      |      24,42 


23,94 


AiXBei 

Isvattden-Untentütig. 

Witwen-  o-  Waisen-  'l 

rment&txang  / 

Cader-ünteratAtsong . 

BcfAsdakotten  .    . 

VoviHongBkoaten  .    . 

Sadkgen  zum  Alten-'l 


8.  Arten  der  Ausgaben  (in  ^/o).®) 


25,9 
18,2 
16,6 
6,6 

25,6 

18,8 

16,6 

7,1 

26,0 
18,8 
16,6 
8,8 

25,6 

18,4 

16,7 

6,9 

28,2 
18,6 
17,9 
6,5 

26,2 
13,7 
17,6 
7,2 

25,7 
18,1 
16,3 
7,2 

26,7 

18,6 

16,9 

6,7 

25,7 

18,8 

16,8 

7.1 

2,8 

»,8 

2,0 

1,8 

1,8 

1,8 

2,0 

8,1 

2,2 

0,4 
44 
4,4 

H 

0,8 

0,8 
4,8 
4,6 

0,8 
4,8 
4,5 

25 

4.5 

0,8 
4,8 
4,4 

0,8 
4,5 
4,6 

0,8 
4,5 
4,7 

17,7 

17,8 

18,0 

18,2 

14,7 

14,3 

17,7 

12,9 

14,0 

8,8 

7,4 

7,6 

8,0 

8,1 

9,7 

8,9 

11,6 

11,0 

*)  Vgl.  8.  28  des  Berichts.  —  ■)  S.  29  a.  a.  0.  Die  eingeklamu 
Seine-Departement.  —  »)  S.  31  a.  a.  0.  —  *)  S.  32  a,  a.  0.  —  *)  8.  33 
—  ')  8.  86  a.  a.  0.  —  ^)  8.  40  a.  a.  0. 


eklammerten  Zahlen  betreffen  das 
a.  a.  0.  -  •)  8.  84  a.  a.  0. 


26,7 
13,5 
16,6 
7,6 

2.1 
0,4 
4,5 
4,7 
18,2 
10,7 
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9. 

Kranke  (in  <>/o).^) 

Jahr: 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1 

8 

8 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

Gesamtzahl 

203  037 
26,7\oR  Q 

211  118 

219  235 

232  138 
28,2\«g- 
81,8/^'^ 

292  533 
36,7^3-. 
36,1/^'* 

270  826 
32,9\.-- 
S4,8/'»'^ 

280  893 

288  445 

289  518 

312  156 

10.  Krankentage  (in  »/o).*) 

P^MU^UedlMS»-;!    *.jJm|    J;|j.,,|    J;f}4.,|    V J  *^  |    J;«}  5.5  |    - j  5.0  |    m}  5,  ]    J;»}  m      »;?}  5.2  I    v}  5.6 


11.  Krankheitskosten  (in  Fr.).*) 


Aret 

Arznei 

Krankengeld    .    .    .    .  |      20,73 
Zusammen  |         — 

Arzt 

Arznei 

Krankengeld    .    .    .    .  |         1,22 

Zusammen  |         — 

12. 

Durchschnittsbetrag     .  I       56,00 
Todesfälle  (auflOOMtgl.)  |         1,62 


20,26 


20,69 


a)  Auf  1  Kranken. 
8,94 


19,61 


11,84 
18,69 


9,59 
12,29 
18,87 


9,52 
11,91 
18,74 


9,33 
11,57 
18,31 


b)  Auf  1  Krankentag. 


9,69 
11,74 
18,00 


89,47      I        40,25      |        40,17      |        39,21      |        89,33 


1,21 

1,22 

1,25 

0,59 
0,79 
1.24 

0.64 
0,82 
1,22 

0,68 
0,77 
1,21 

0,61 
0,76 
1,20 

0,60 
0,74 
1,14 

10,63 
14,47 
28,00 


47,10 


0,65 
0,88 
1,83 


-         I 


2,62 


2,68 


2,60 


2,57 


Begräbniskosten  (in  Fr.)  und  Todesfälle  (in  ®/o).*) 


2,48 


2,86 


67,65 

65,89 

62,74 

61,80 

69,42 

68,06 

65,89 

66.84 

64,18 

1,60 

1,64 

l.*Ö 

1,64 

1,72 

1,65 

1,66 

1,78 

1,80 

13.  Invaliden-Unterstützungen.*^; 

1 

ünU««U.e{«!f-: 

— 

— 

— 

— 

8635 
434 

8720 
984 

4256 
938 

4397 
1122 

8858 
767 

4702 
1254 

Zusammen 

— 

- 

- 

— 

4069 

4704 

6194 

5619 

4610 

5956 

Betrftge     /  Männer . 
(in  1000  Fr.)\  Frauen  . 

— 

— 

- 



684,0 
76,4 

610,8 
121,2 

751,6 
72,4 

644,8 
75,1 

679,7 
78,9 

794,8 
146,9 

Zusammen 

- 

- 

— 

— 

6660,4 

731,5 

824,0 

719,9 

758,6 

941,2 

Durchschnitts- r  MAnn. 
betrag  (in  Fr.)\  Frauen 

— 

— 



__ 

160,7 
176,0 

164,0 
123,2 

176,6 
77,2 

146,6 
66,9 

176,4 
104.3 

168,5 
117,1 

Zusammen 

— 

- 

— 

— 

162,8 

155,5 

158,7 

130,4 

164,6 

168,0 

Gesamt-Betrag     .    .    . 

(in  1000  Fr.) 
Durchschn.-     f  Witwen 
Betrag  (in  Fr.)  \  Waisen 


14.  Witwen-  und  Waisen-Üntersttttzungen.*) 


866,8 

880,7 

847,7 

887,8 

874,7 

364,0 

410,8 

80,46 
97,43 

65,46 
86,90 

88,76 
86,15 

74,64 
88.80 

66,88 
34,80 

67,26 
34,08 

77,89 
37,43      , 

414,3 


80,64 
53.26 


440,0 

77.79 
68,92 


461,7 

80,84 
46,07 


15.  Durchschnittliche  Einnahmen,  Ausgaben  und  üeberschüsse  (in  Fr.  auf  1  Mitglied).') 


Einnahmen 

Ausgaben  (ohne  Bück- 
lagen zum  Altersren- 
tenionda) 

UeberschoBS     .... 


82,76 
16,97 

26,57 
16,77 

22,78 
17,04 

28,48 
17,88 

28,02 
19,87 

88,16 
18,87 

83,08 
18,93 

22,60 
18,69 

28.60 
18,41 

5,79 

5,80 

5,74 

5,55 

8,15 

4,29 

4.16 

4,01 

6,09 

28,81 
18,89 


4,38 


16.  Altersrenten-Versicherung. 


PjoaentaatK  . 


a)  Mitg-li&der  Übei  55  Jahre  alt  (Anzahl  und  Prozentsatz).®) 

VAOhd/i    I      t35»S4    I       138994    1      144205    1      150818    1      162468    i      160348    1      162611    1      168149    1      1698U 
16      I  IB      \  17       I         16,42     I         16,64    |         16,99     |         17,82     |         17,18     |         17,88     |         16,89 


^)  9,  40  a,  a.  0.  —  ^)  S,  41  a.  a.  0.  Zehnjähriger  Durchschnitt  der  Krankentage: 
pro  Mit^Jied;    5^09  für  Männer,  3,85  für  Frauen,  4,90  insgesamt, 
pro  Kmaken:  16,67     „        „       12,00    „        „       15,88        „ 

8)  S.  54  a-  Ä.  0.  —  *)  S,  61  und  75  a.  a.  0.  Zehnjähriger  Durchschnitt  der  Todesfälle  1,66. 
—  *)  S.  61  fg.  Ä.  ft.  0.  Bei  diesen  Invaliden -Unterstützungen  handelt  es  sich  um  lediglich 
fakultati?e,  je  nach  Lage  der  disponiblen  (Eeserve-)Fonds  alljährlich  von  der  Generalversammlung 
bestLmmtti  Znwcniluiigeti  an  soliihc  Mitglieder,  welche  vor  Erreichung  des  für  die  Erlangung  der 
AJtersTtntti  statutarieeli  featgesetjcten  Mters  invalide  werden,  bezw.  bei  Vereinen  ohne  bestimmt« 
Ältersreuten fond h  uia  wi derruf Ik he  Altersrenten.  Zu  den  obligatorischen  Vereinsleistungen  ' 
gehören  rrnr  die  Kmiikheitö-{Arzt,  Arznei,  und  Krankengeld)ko8ten;  für  die  fakultativen 
Leifitungeu  werden  iu  der  Regel  die  Einkünfte  aus  den  Beiträgen  der  Ehrenmitglieder,  aus  den 
äi^henkung-en  nod  Yemiächtuisseu,  und  aus  anderen  ausserordentlichen  Einnahmen  verwendet 
(ß.  71  a.  a.  0.).  —  **)  S.  65  a.  a,  O.  —  ')  S.  71  a.  a.  0.  —  ^  S.  76  a.  a.  0, 
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b)  ErgebniBse  der  Altersrenten-Yersichening  für  das  Jabnehnt  1886— 1895.  \ 

1 

Jahr 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

189t 

1892 

1898 

1894 

1895 

1 

2 

8 

4 

5 

6 

7 

8 

9          1         10 

11 

Ajuakl  md  Prosentaatz 

derYfxciBe     .... 

8834 

8420 

8504 

8689 

8  677 

8  742 

8829 

3886 

3966 

4  071«) 

(m.  Utenmitenfondt) 

56,0 

56,0 

56,0 

66,0 

66,0 

54,5 

64,1 

58,3 

62,7 

62,9«) 

BetnfdeaAltersrenten- 

faadiOnlOOOFr.)  .    . 

64  491,6 

69^56,9 

74958,9 

80468,1 

85  874,9 

91229,7 

97  790,7 

108  581,6 

109  388,4 

115  268,4*) 

ZftU  der  Rentner     .    . 

21651 

23  271 

24668 

26  811 

27  787 

29  907 

31310 

32  705 

85  416 

37  036») 

DaT«D/Zahl     .     .    . 

1608 

1819 

1985 

2024 

2265 

2464 

2597 

2002 

2  769 

8140 

pitactai\Pkosent8atz . 
Dil  wWhH  tta^l  tw     rl4»r 

7,48 

7,81 

8,05 

7,69 

8,15 

8,24 

8,29 

7,96 

7,82 

8,48 

78 

73 

72 

78 

72 

78 

78 

72 

73 

72 

Augsahlte  Beuten.    . 

1582,6 

1706,5 

1806,1 

1928,8 

2  038,1 

2 178,4 

2  266,6 

2  847,2 

2  520,4») 

2  640,6«) 

(in  1000  Fr.)  0    .     .    . 

Dnckiduüttsbetng  der 

Beuten  ^  Fr.)     .    . 

(1068,7) 

(1 184,7) 

(1462,9) 

(1238,3) 

(1269,4) 

(1859,6) 

(1469,2) 

(1829,9) 

(1433,1) 

(1960,2)-) 

78,10 

78,83 

78,28 

78,29 

78,85 

72.84 

72,88 

71,77 

71,17 

71,81 

In  Bcc1man«sjahr  be- 

vüfigti  Renten      .    . 

8  889 

8  360 

8  869 

8  566 

8  746 

4584 

8999 

8  998 

5  470 

4  761») 

Bctzis   dkaer     Renten 

ralÄOFr.)      .     .    . 

830,9 

284,9 

847,6 

266,5 

268,8 

821,1 

2HS 

278,8 

870,1 

345,7 

DuiMaAUsb^tr.iFrA 

69,36 

69,94 

78,47 

71,98 

78,04 

70,06 

69,92 

68,86 

67,57 

72,6O»<0 

/       der 
i\  Vereine 


ZaUmid 
Pmentatx  ^ 
Knahiimgen 

IIB  1000  Fr.) 
Dvr^KfanitMbekr.  (Fr.) 


o)  DecknngsmitteL 

Zahlungen  der  Vereine  aar  Altersrentenkaase.  **) 


1406 

42 

2848,0 

1441 

42 

2829,4 

1501 

48 

8037.9 

1697 

44 

2964,9 

1661 

42 

2708,8 

1601 

48 

2648,4 

1648 

40 

8662,4 

1678 

40 

8508,4 

1718 

48 

8706,7 

9088 

1968 

S024 

1867 

1782 

1651 

8869 

1591 

1675 

1727 

42 

2787,1 

1686 


BeMfe  ^  1000  Fr.)  .  |        800,8    | 


51,2 


Schenkungen  und  yennlohtniaae.  **) 
74,8    I  99,1     I        180,1     I  60,0 


I       180,7    I         97,7      I       106,1      | 


88,4 


%cW«e  Qa  1000  Fr.) 
Dnchtdadttibetraff 

(inPr.) 
Aaf  1  Fr.  Tenlns- 


SubTenUonen. ") 


811,0 
677 

827,2 
674 

877,1 
690 

915,0 
568 

900,0 
576 

986,9 
686 

1187,4 
771 

948,2 
601 

1009,1 
688 

0,88 

0,28 

0,89 

0,29 

0,18 

0,84 

0,86 

0.88 

0,88 

1081,8 
697 


0,38 


ZiU 


I 


109 


Vereine  mit  mehr  als  100000  Fr.  AiterBrentenfonda. ") 

I        111        I        117        I        127       I        189       I        151 


I       160       I       165       I 


178 


l 


S.  79fiBr.  a.  a.  0. 
,  Darunter  148  Vereine  mit  89801  (2547Ebren-  und  87  254  aktiven)  Mitgliedern,  einflchliess- 
lich  der  ärztlichen  Hilfevereine,  welche  nur  Altersrenten-  (aber  nicht  Eranken-JYersicherung  be- 
treiben, und  67  Vereine  mit  14814  Mitgliedern,  welche  zu  Gunsten  ihrer  Mitglieder  Sammel- 
versichemngen  auf  den  Todesfall  für  das  Jahr  1895  abgeschlossen,  dafür  bei  durchschnittlich 
296,48  Fr.  Versicherungssumme  93399,65  Fr.  als  Prämie  gezahlt  und  97925,75  Fr.  ausgezahlt 
erhalten  haben  (S.  78  a.  a.  0.)- 

>)  Der  Prozentsatz  der  HUfsvereine  mit  Altersrentenkassen  ist  seit  1856  mit  70 ^/o  fast  be- 
ständig gesunken  (S.  81  a.  a.  0.). 

*)  Davon  65791151  Fr.  für  laufende  Pensionen  festgelegt,  und  49462291  Fr.  84  Cts.  noch 
fOr  Pensionsbewilligungen  verfügbar  (S.  VII,  79  a.  a.  0.). 

')  Darunter  92  Renten  k  capital  ali6n6,  die  übrigen  36944  &  capital  r^erv6,  unter  letzteren 
5193  =  14,06<>/o  mit  Jahresbeträgen  zwischen  101  und  650  Fr.  (S.  79,  96fg.  a.  a.  0.). 

2  Unter  Einrechnung  der  seit  1894  staatlich  gewährten  Pensionszuschüssa  (S.  82, 86, 128  a.  a.  0.). 
^  Die  eingeklammerten  Zahlen  betreffen  die  nicht  durch  Vermittelung  der  Altersrentenkasse 
aus  besonderem  iütersrentenfonds,  sondern  unmittelbar  aus  den  freien  (Re66rve-)Fonds  der  Vereine 
bewilligten  Altersrenten  (S.  83  a.  a.  0.). 

")  Davon   entfallen   1150000  Fr.   auf  11545  Renten,   und   810200  Fr.   auf  8995  Renten- 
soschflsse  (S.  88  a.  a.  0.). 

*)  Bei  durchschnittlichem  Lebensalter  von  64  Jahren  11  Monaten  28  Tagen  und  durchschnitt- 
licher Mitgliedschaft  von  26  Jahren  7  Monaten  6  Tagen. 

^)  Mit  Einrechnung  der  staatlichen  Pensionszuschüsse,  ohne  diese  64,88 Fr.  (S.  VI,  86, 128  a.  a.  0.). 
")  S.  lOlfe.  a.  a.  0. 
»5  S.  100  a.  a.  0. 

^')  S.  106 fSg.  a.  a.  0.  Diese  alljährlichen  Staatszuschüsse  setzen  sich  zusammen  aus  a)  25  ^/^ 
der  Vereinsziüilung,  b)  1  Fr.  pro  aktives  Mitglied,  c)  1  Fr.  pro  Mitglied  über  55  Jahre  mit  der 
Beschränkung,  dass  der  Gesamtzuschuss  für  den  einzdnen  Verein  nicht  übersteigen  darf:  den  Be- 
trag der  Vereinszahlung  oder  den  Betrag  von  3000  Fr.  bei  weniger  als  1000  Mitgliedern  bezw.  bei 
mehr  MitgUedem  den  dreifachen  Betrag  der  Mitgliederzahl  oder  den  Höchst  betrag  von  10000  Fr. 
**)  S.  117.  a.a.O.  —  Der  gesamte  Altersrentenfonds  am  31.Dezember  1895  von  115253442  Fr. 
34  C.  setzte  sich  (abzüglich  75169  Fr.  39  C.  Rückerstattungen)  zusammen  aus:  57300455  Fr.  65  C. 
Vereinszahlungen,  21 421 784  Fr.  66  C.  Staatssubventionen,  2 105416  Fr.  36  C.  Schenkungen  und  Ver- 
mächtnissen, $4500955  Fr.  6  C.  kapitalisierten  Zinsen  (S.  111  a.  a.  0.) 


188 


16 


Die  AibeiteTvenichenuig  in  Frankreich. 


Jahr:                        1886              1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1898              1894 

1895 

1                                2845                    6                    789                   10                    11 

Dotation  (Zinsen)'). 
Subventionen  *)  .  . 
Eentenzuachüsse^)   . 


d)  Bewilligte  Staatemittei  (in  1000  Fr.).*) 


610 
810 

610 
375 

610 
400 

510 
450 

510 
475 

510 
625 

510 
675 

510 
725+400 

1125 

510 
775 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

400 

820 

885 

910 

960 

985 

1135 

1185 

1635 

1685 

838,9 

829,8 

847,9 

892,2 

940,8 

938,5 

960,5 

1233,3 

966,44-389,9 

1305,3 

610 

810 

120O 


Zusammen 
Davon  sind  verwendet . 


2690 

1026,94-886,2 

1363,1 


e)  Tarif  für  die  Rentenzuschtisse.  *) 

Staatsznschnss 

Betrag 

Entsprechender  Rentenbetrag  bei  einen 

i  Lebensalter  von 

der 
Renten 

für  Altersrenten« 

für  Hilfsvereine 
in  Rente 

vereine  in 
Kapital 

50 
Jahren 

65 
Jahren 

60 
Jahren 

65 
Jahren 

70 
Jahren 

76 
Jahren 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

27—  30 

5 

45               =           8,20 

8,62 

4,19 

5.01 

6,Ä) 

7,93 

31—  40 

6 

54               =           8,85 

4,35 

5,03 

6,01 

7,45 

9.58 

41—  50 

7 

63                =            4,49 

5,07 

5,86 

7.01 

8.69 

11,11 

51—  60 

8 

72                =            5,13 

5,80 

6,70 

8,01 

9,98 

12,69 

61—  80 

9 

81                =           5,77 

6.52 

7,54 

9,01 

11,17 

14,28 

81—100 

10 

90                =           6,42 

7,24 

8,88 

10,01 

12,41 

15,87 

101—120 

11 

99                =           7,06 

7,97 

9,22 

11,01 

18,65 

17,45 

121—150 

12 

108                 =            7,70 

8,69 

10,06 

12,02 

14,89 

19,04 

151—200 

18 

117                 =            8,34 

9,42 

10,89 

13,02 

16,18 

20,68 

201—250 

14 

126                 =            8.98 

10,14 

11,78 

14,02 

17,00 

22,21 

261—360 

15 

135 

9,62 

10,87 

12,57 

15,02 

18,82 

28,80 

^)  S.  87,  127,  218fg.  a.  a.  0. 

•)  Die  Dotation  von  10  MilL  Fr.  wnrde  durch  Dekret  vom  22.  Januar  und  27.  März  1852  bewilligt 
nnd  später  (Dekret  vom  24.  März  1860)  zum  Ankauf  3^/o  Staatsrenten  verwendet,  deren  Zinsen  mit 
510000  Fr.  nach  den  S.  15,  Note  13  mitgeteilten  Grundsätzen  an  die  Hilfsvereine  verteilt  werden. 

*)  Durch  die  verschiedenen  Finanz-(Etat-)Gesetze  bewilligt  (S.  128  a.  a.  0.). 

*j  Diese  seit  1894  bewilligten  Sonderkredite  sind  dazu  bestimmt,  Altersrenten  unter  360  Fr., 
welche  im  Laufe  des  Rechnungsjahres  bewilligt  worden  sind  (1895  hatten  von  4694  bewilligten 
Altersrenten  nur  18  diesen  Betrag  überschritten),  zu  erhöhen  bezw.  die  Vereine  für  die  durch  die 
Herabsetzung  des  Zinsfusses  bedingten  Verluste  schadlos  zu  halten.  Nach  den  bezüglichen  Be- 
rechnungen hatte  sich  ergeben,  dass  das  zur  Konstituierung  der  Altersrenten  bestimmte  Vereins- 
kapital bei  Mitrechnung  der  Staatszuschüsse  sich  durchschnittlich  mit  4^/^  verzinste,  so  dass  die 
Hi&svereine  gegenüber  dem  tarifinässigen  Zinsfuss  der  Altersrentenkasse  von  3Va^/o  niit  Vi^/o  ^^ 
vorzufirt  sind.  —  Die  Verteilung  der  Rentenzuschüsse  erfolgt  bei  den  eigentlichen  Hilfsvereinen 
(mit  kranken-  und  Altersversicherung),  auf  welche  der  1894  mit  400000  Fr.  bewilligte  Kredit 
beschränkt  war,  in  Rentenform,  dagegen  bei  den  sich  lediglich  auf  die  Altersversicherung  be- 
schränkenden Vereinen  in  Kapitalform,  weil  sie  andernfalls  (d.  h.  bei  Gewährung  der  Zuschüsse 
in  Rentenform)  den  eigentlichen  Hilfsvereinen  gegenüber  insofern  bevorzugt  sein  würden,  als  sie 
—  durch  die  Krankenversicherung  nicht  belastet  —  die  Altersrenten  an  entsprechend  jüngere 
Altersklassen  bewilligen  können  und  demgemäss  auch  längere  Zeit  im  Genuss  der  Zuschüsse  bleiben 
würden.  Da  nach  den  bezüglichen  Berechnungen  9  Fr.  Kapital  erforderlich  sind,  um  1  Fr.  Rente 
ZM  erhalten,  so  ist  dieser  Satz  dem  oben  mitgeteilten  Verteilungstarif  zu  Grunde  gelegt  worden 
und  sind  darnach  im  Jahre  1895  im  (Ganzen  37072  Fr.  in  Rente  und  336028  Fr.  in  Kapital  zur 
Erhühun^:  (lex  Altersrenten  bewilligt  worden.    Vgl.  S.  86,  127  und  216  fg.  a.  a.  0. 

Der  Zinsfuss  für  die  tarifmässige  Berechnung  der  Renten  bei  der  Altersrentenkasse  ist 
bisher  wie  fol^t  festgesetzt  worden  (S.  98  a.  a  0.): 


Zins- 
fuss 

Zeitdauer 

Gesetz  (Dekret) 

Kapital 

für 

100  Fr.  Rente 

Fr. 

5 

18.  Juni  1850  bis  12.  Juni  1861. 

18.  Juni  1850. 

2000 

n 

12.  Juni  1861  bis  I.Januar  1873. 

12.  Juni  1861. 

2222 

5 

1.  Januar  1873  bis  1.  Januar  1883. 

20.  Dezember  1872. 

2000 

4V. 

1.  Januar  1883  bis  31.  Dezember  1886. 

29.  Dezember  1882. 

2222 

4 

1.  Januar  1887  bis  31.  Dezember  1891. 

20.  Dezember  1886. 

2500 

31/, 

Seit  1.  Januar  1892. 

29.  Dezember  1891. 

2857 
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Sonderübersicht  ffir  die  zugelassenen  Hilfsvereine. 
1.  Arten  der  Einnahmen  in  (^o)-*) 


Jahr: 

188« 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1898 

1894 

1896 

1 

2 

8 

4 

6 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

Scbflukmiipen  / 

Beitxice  f  Elirenmitid. 
der     \«ktiT.  Mitgl. 

StnMifer 

Eüiöfttogelder.    .    .    . 

ZJBMD 

8,6 

4 
68 

li 

14 
6^ 

6^ 

68 

8,6 

1 

14,6 
8 

8 

4 
68 

«,6 

1 

14,6 
7 

11 

4 
61,6 

8,6 

1 

14 
6 

»,1 

8,9 
61,1 

1,8 
18,9 
8,4 

13,6 

8,8 
60,0 

M 
1,1 

18,6 

6,6 

IM 

8.4 
67,6 

2,1 
1,1 

14,8 

12,6 

8.7 
69.6 

2,2 
1,0 

16,0 
6 

11,1 

.4,0 
69,9 

2,8 
1,0 

16,1 

6,6 

8,2 

16,8 
18,4 

Ehrmmltgi jeder   .     . 


2.  Durchsclinittliche  Beiträge  (pro  Mitglied  in  Fr.).*) 


Zoaammen 


KiDder 


13,2  (20,9) 

17.4  (22,8) 

10.5  (16,7) 


16,6  (22,2) 
6,6 


IV  (20,9) 

16,6  (17,0) 
10,2  (18,8) 


14,8  (16,6) 
6,8 


12,8  (18,4) 

17.0  (21,9) 

10.1  (18,6) 


16,1  (21,0) 
6,8 


12,6  (18,8) 

16,8  (80,7) 
9,8  (18,0) 


16,8  (19,7) 
8,1 


12,8  (17,6) 

17,1  (20,8) 
9,8  (16,6) 


16,1  (80,2) 
8,7 


18,4  (23,8) 

17,4  (22,8) 
10,4  (17,7) 
16,4  (21,7) 

4.9 


12,8  (18,6) 

17,1  (22,1) 
9,9  (14,5) 


16,1  (21,0) 
6,6 


18,2  (17,2)  I  12,8  (19,5) 


17,0  (22,2) 
9,6  (14,6) 
15,9  (21,2) 

8,6 


16,9  (21,9) 

'  '    14,5) 


16,9  (1 
9,8  (; 


11,7  (19,1) 

16,2  (21,8) 
10,1  (15,4) 


16,8  (21,0)  j  16,8  (21,1) 
9,6        I         7,4 


EhRBBitflieder   . 
AktiTt  WtgUeder 


3.  Beiträge  (in  1000  Fr.  und  %).') 

.  I  816,0  (6,1)1  886,6  (7,3)1  822,9  (6,8)1  297,0  (5,8)1  828,8  (6,0)1  886,8  (6,9)1  814,8  (6,6)1  827,6  (6,9)1  368,8  (6,3)  {  386,6  (6,7) 
.  14877,8 (98,9)14276,2 (92,7)14794,7  (9S,7)|4848,7 (94,2)  5046,0 (94,0) |6849,6 (94,1)  15244,6 (94,8)|5266,6 (94,1) |5378,8  (98,7) ,4718,4  (93,3) 


Nea  tincetretene  \ 

ftkü^e  Mitglieder  I 

Eiotiittftgelder      .  . 
DaxchiciuBilt   .    . 


4.  Eintrittsgelder  (in  1000  Fr.  und  im  Durchschnitt).*) 


29861 

104,4 
8,66 


80298 

82  768 

86098 

87687 

41648 

86001 

81887 

35187 

98,0 
8,06 

101,7 
8,10 

96,8 
2,64 

100,9 
2,69 

100,8 
2,42 

108,8 
2,95 

98,4 
2,94 

94,4 
2,68 

88102 

100,8 
8,04 


5.  Strafgelder  (in  1000  Fr.  und  im  Durchschnitt).*^) 


MitflMcr  . 


296  889 
176,9 
0,69 


287  842 
186,9 
0,66 


297  680 

806  691 

818  292 

189,2 

184,6 

196.6 

0,68 

0,60 

0,68 

826  987  I  824  086  >  830  966 
199,7   I   196,7      197,6 
0,61  I     0,60  I     0,60 


889  196  I  807  665 

210,4   I   166,6 

0,62  I     0,64 


Betng  (in  Fr.) 


6.  Durchschnittliche  Gesamteinnahmen  (auf  1  aktives  Mitglied).*) 


.  I      26,06 


86,76      I      86,85 


25,77 


86,47 


2739 


28,14 


26,94      I      26,72 


27,86 


KiankengeM    .    .    .    . 

Artt 

▲naei 

laraHdeii-IJntent&tcg. 
Witven-  und  Waisen- 

Untent&tsiuig 
Kiodar-Untent&tcang 
BegfObniakcNiten  .    .    , 
Terwaltamgakosten  .    , 
B&eklagen  xamAltert- 

xcAtenlondi 


7.  Arten  der  Ausgaben  (in  ^/o).') 


88,7 
9,9 

14,7 
9,6 

84,0 
9,7 
12,6 
11.9 

88,9 
9,9 
12,8 
103 

823 
10,0 
18,3 
11.1 

84,7 
9,4 

14.0 
93 

883 

9.4 

133 

103 

383 
9.4 

14.2 
63 

813 
9,9 
14,2 
11,8 

6.0 

6,2 

4.8 

4,8 

43 

4.7 

4,8 

4,4 

6.8 

03 
4,8 
6,2 

0,6 
4,2 
6.8 

03 
83 
6,1 

13 
43 
8,7 

03 
83 
8,4 

0.6 
8,4 
83 

0,8 
8,6 
43 

8.0 

7,7 

93 

93 

93 

113 

163 

103 

9,6 

9.0 

83 

83 

83 

8,4 

83 

10,0 

813  I  26,6 

9.4  '  73 

183  '  10,4 

12,7  i  63 


4,0 

03 
8,2 

8,8 

12,4 
9.1 


2,7 
0,3 
33 
8,8 

80,4 
8,6 


^*'~»*"^   {pMuen  '. 


68906 

88.71 
203f 


?^J}283 


8.  Kranke  (in  ^/o).*) 


68286 

70  940 

76  880 

100748 

96178 

92086 

108  764 
373\a7, 


99864 
34,6j3^g 


86  684 
8431 8*»* 


««l^^^fRauen 


»«»^««edl-SSS: 


9.  Krankentage  (in  ^/o)*) 


20,01 

163  J 


4?}«»^ 


19,9 
18,9 

*A 


18,9  f"'' 


*.?}  6.6 


11}  •.» 


JS;J}i6.9 

11}  ».• 


1231^®»" 
6,1 
4.6 


«'H  ^« 


1)  S.  158  a.  a.  0.   —   «)  S.  154  a.  a.  0.   —   •)  S.  155  a.  a.  0.  —   *)  S.  156  a.  a.  0.    — 
8. 157  a.  a.  0.  —  •)  S.  158  a.  a.  0,  —  »)  S.  162  a.  a.  0.  -  »)  S.  168  a.  a.  0.  —  »)  S.  164  a.  a.  0. 


DJährigeT  Durchschnitt  der  Ejrankentage: 

pro  Mitglied:    5,86  für  Männer,  4,42  für  Frauen,  5,68  insgesamt, 
pro  Kranken:  18,92    „  „      14,86    „         „     18,85 

3e 
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10.  Krankheitskosten  (in  Fr.).^ 

Jahr: 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1898 

1894 

1895 

1 

2 

8 

4          1          6          1          6                    7 

8 

9 

10 

11 

a)  Anf  1  Kranken. 


Arzt  .  .  . 
Arznei  .  . 
Krankengeld 


9,68 
14,86 
82,02 


8,60 
11,16 
90,15 


8,94 
11,68 


8,26 
11,08 
97,22 


6,57 

9,72 

94,15 


6,86 
10,07 
84,45 


7,12 
10,78 
25.46 


Zusammen  |      56,06 


Arzt  .  .  . 
Arznei  .  . 
Krankengeld 


0,48 
0,70 
1,57 


Zusammen  |       2,75 


49,91 


0,41 
0,54 
1,45 
2,40 


50,20 


0,44 
0,56 
1,45 


j       46,51       I       40,44      I 
b)  Auf  1  Krankentag. 


0,43 
0,58 
1,42 


0,39 
0,57 
1,43 


41,88 


0,40 
0,59 
1,44 


43,36 


0,41 
0,61 
1,45 


6,54 
10,0i 
22,54 


6,98 
10,18 
22,81 


10,71 
18,38 
29,83 


9,10      I       89,92 


0,41 
0,63 
1,42 


0,41 
0,60 
1,35 


58,86 


0^ 
0,98 
1^8 


2,45 


2,48 


2,89 


2,43 


2,47 


11.  Begräbniskosten  (in  Fr.)  und  Todesfälle 


Durchschnittabetrag     .  1      58,06 
TodeafBlle  (auflOOMtgl.)  |        1,69 


51,29 
1,81 


53,18 
1,69 


53,43 
1,61 


56,22 
1,72 


53,63 
1.64 


I        2,46 

(in  XV) 

50,05      I      59,59 
1,60       I        1,60 


I        2,36 


65,60 
1,56 


3,08 


66,56 
1,66 


12.  Invaliden-Unterstützungen.*) 

Unt«.«W.{^SS?: 



— 

— 

— 

— 

4888 
628 

4833 
467 

4289 
763 

4799 
859 

8916 
585 

Zusammen 

— 

— 

— 

— 

— 

4916 

4700 

6052 

5658 

4501 

Betrage  (in  f  Mftnner  . 
1000  Fr.)    t  Frauen  . 

- 

- 

z 

z 

- 

731,1 
84,5 

405,5 
87,2 

811,2 
55,8 

847,9 
78,4 

460,0 
69,1 

Zusammen 

— 

— 

— 

— 

— 

765,6 

432,7 

867.0 

926,3 

529,1 

Durchschnitts-  /  ICftnner 
betrag  (in  Fr.)  l  Frauen 



— 



— 

- 

170,5 
54,9 

95,8 
58,8 

189,1 
78,1 

176,7 
91,2 

117,6 
118,8 

Zusammen 

— 

- 

— 

— 

165,7 

98,1 

171,6 

168,7 

117,6 

13.  Witwen-  und  Waisen-Unterstütungen.*) 


Geeamt-Betrag     .    .    . 

(in  1000  Fr.) 
Durchschn.-       Witwen 
Betrag  (inFr.)  Waisen 


835,4 

819,0 

806,1 

805,5 

886,9 

826,6 

338,1 

820,9 

294,8 

145,84 
87,14 

120,71 
60^2 

180,64 
54,85 

132,90 
85,43 

138,85 
82,72 

156,97 
108,09 

148,95 
115,00 

143,47 
111,64 

189,87 
85,46 

816,8 

111,68 
181,07 


14.  Durchschnittliche  Einnahmen,  Ausgaben  und  Ueberschttsse  (in  Fr.  auf  1  Mitglied.)*) 


Einnahmen 

Ausgaben     

(ohne   Rücklagen    für 

Altersrenten) 
Ueberschuss     .    .    .    . 


86,05 
80,99 

85,78 
19,68 

25,85 
19,45 

25,98 
81,42 

26,68 
28,87 

27,71 
28.80 

88,75 
81,01 

87,99 
82,94 

5,18 

6,08 

6,40 

4,56 

3,16 

5,51 

7,74 

5,05 

Anzahl     .    . 
Prozentsatz 


15.  Mitglieder  über  55  Jahre  alt  (Anzahl  und  Prozentsatz).*) 

1 


42001 
14 


48340 
15 


42624 
14 


44882 
14 


42856 
13,58 


13,67 


43207 
18,33 


44864 
18,40 


87,13 
81,85 


5,88 


43551 
18,84 


95,61 
80,51 


5,00 


43582 
14,17 


2.  Ble  BerofsTerelne  (Syndicats  professionnels):  Gesetz  vom  21.  März  1884. 

a)  Organisation.  Durch  dieses  Gesetz  ist  unter  Auf hebung  der  bisherigen 
gesetzlichen  Beschränkungen  allen  beruflichen  Vereinigungen  (der  Arbeiter  wie 
Unternehmer)  das  Recht  gegeben,  gegen  einfache  Niederlegung  der  Statuten  und  des 
Verzeichnisses  der  Vorstandsmitglieder  bei  der  Ortsbehörde  sich  zur  Wahrung  der 
wirtschaftlichen  (gewerblichen,  kaufmännischen,  landwirtschaftlichen)  Inter- 
essen ohne  behördliche  Genehmigung  frei  zu  konstituieren  und  damit  Rechtsfähig- 
keit zu  erlangen  (welche  lediglich  für  den  Erwerb  von  Grundbesitz  auf  die  für  die 
Vereinszwecke  —  Versammlungs-,  Bibliothek- und  Fachschulräume  —  erforderlichen 
Grundstücke  eingeschränkt  ist).  Die  Vereine  können  sich  untereinander  zu  Verbänden 
zusammenschliessen  und  für  ihre  Mitglieder  besondere  ünterstützungs-  und  Ver- 
sicherungskassen, sowie  Arbeitsnachweise  einrichten.  Die  gerichtliche  Schliessung 
eines  Vereins  darf  nur  wegen  bestimmter  Gesetzesverletzungen  erfolgen. 

b)  Ergebnisse.  Nach  dem  vom  Minister  flir  Handel  und  Gewerbe  heraus- 
gegebenen Annuaire  des  syndicats  professionnels  gab  es: 

*)  S.  166  fg.  a.  a.  0.  —  •)  S.  179,  192  a.  a.  0.  Zehnjähriger  Durchschnitt  der  TodesfäUe 
1,66.  —  •)  S.  181  a.  a.  0.  —  *)  S.  183  a.  a.  0.  —  ^)  S.  188  a.  a.  0.  —  •)  S.  193  a.  a.  0.  — 
Unter  den  2892  zugelassenen  Vereinen  im  Jahre  1895  befinden  sich  62,  welche  fast  ausschliesslich 
Altersrenten-  (aber  nicht  Kranken-)  Versicherung  betreiben;  sie  hatten  am  31.  Dezember  1895: 
1456  Ehrenmitglieder,  44506  aktive  Mitglieder,  1858496  Fr.  80  C.  Einnahmen  (darunter  753711  Fr. 
Beiträge),  745  769  Fr.  41  C.  Ausgaben  (darunter  516923  Fr.  35  C.  Rücklagen  für  Alterwenten)  und 
11496964  Fr.  96  C.  Vermögen. 
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am  1.  Juli  1893  im  Ganzen  4448  Berufsvereine  mit  117  Verbänden  und 
900236  Mitgliedern  (einschliesslich  952  landwirtschaftlicher  Berufsvereine  mit 
16  Verbänden  und  358883  Mitgliedern),  darunter  1926  gewerbliche  Arbeiter- 
Berufevereine  mit  61  Verbänden  und  402125  Mitgliedern; 

am  1.  Juli  1896  im  Ganzen  5419  Berufsvereine  mit  1018479  Mitgliedern 
(einschliesslich  1275  landwirtschaftlicher  Berufsvereine  mit  423492  Mitgliedern) 
und  darunter  2243  gewerbliche  Arbeiter-Berufsvereine  mit  422777  Mitgliedern, 
von  welchen  103  Vereine  Beiseunterstützungskassen  und  108  Arbeitslosen-  und 
Streikkassen  bezw.  441  Arbeitsnachweise  eingerichtet  hatten.  * 

am  1.  Juli  1897  im  Ganzen  5680  Berufsvereine  mit  166  Verbänden  und 
1061920  Mitgliedern  (einschliesslich  1371  landwirtschaftlichen  Berufevereinen  mit 
20  Verbänden  und  438596  Mitgliedern)  und  darunter  2316  gewerbliche  Arbeiter- 
Berufevereine  mit  92  Verbänden  und  431794  Mitgliedern,  von  welchen  nur  100 
Vereine  Beiseunterstützungskassen,  128  Vereine  Arbeitslosenunterstützungskassen, 
32  Altersunterstützungskassen,  7  Unfalluntei-stützungskassen,  330  Kranken-  und 
sonstige  Hilfekassen  und  380  Arbeitsnachweise  eingerichtet  hatten. 


Gesamtübersicht  seit  189C 

a)  Unternehmer- V.    b)  Arbeiter-V.    c)  Germischte  V 

.    d)  LändHche  V. 

Jahr: 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1 

2 

8 

4 

6 

6 

7 

8 

9 

Zahl  der  Ver-f  b 

eine         1  c 

Id 

1004 

1006 

97 

648 

1127 

1250 

126 

750 

1212 

1589 

147 

863 

1897 

1926 

173 

952 

1518 

2178 

177 

1092 

1622 

2168 

178 

1188 

1780 

2258 

169 

1275 

1828 

2816 

170 

1371 

Zusammen 

ZaU  der  Mit- [  b 

glieder        |  c 

l  d 

2755 

93411 
139  692 

14  096 
234  234 

3253 

106  157 

205  152 

15  778 

269298 

3811 

102  549 

288  770 

18  561 

813  800 

723"  680 

24 

47 

8 

14 

4448 

114176 

402  125 

30  052 

358883 

4965 

121  914 

408  440 

29124 

878  750 

5146 

131  081 

419  781 

81126 

403  261 

5427 

141  877 

422  777 
80  833 

423  492 

5680 

159  298 

481  794 

32  237 

438  596 

Zusammen 

Zahl  der  Ver-  r  a 

bände  (und  der  1  b 

zngehörenden      c 

Vereine)       l  d 

481  433 

22 
24 

1 
9 

596  380 

22 
87 

5 

9 

900  286 

29 
61 
11 
16 

933  228 

29  (498) 

72  (896) 

9     (85) 

15  (729) 

985  199 

88  (672) 

79(1191) 

9     (35) 

17  (821) 

1018479 

42  (780) 

86(1248) 

8     (84) 

19  (876) 

1  061  920 

46  (788) 

92(1820 1 

8     (36 

20(1006) 

Zusammen 

Zahl   der  Mit-  [  b 

glieder        |   c 

l  d 

56 

63 

93 
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126(2158) 

61509 

182  982 

2  894 

537  966 

143(2719) 

80  261 

384  824 

2  518 

565  318 

155(2888) 

84  677 

836  491 

2  807 

590  121 

166(3142) 

89  046 

826  835 

8  895 

596  534 

Zusammen 

— 

~~ 

— 

— 

734  851 

982  921 

1014  096 

1  015  810 

Von  d.  Arbeiter-(gesam- r 

ten)  Vereinen  hatten    \ 

ünterstützungskassen  für  [ 

Eranken- 

unter- 
stützung 

Eeise- 
Unter- 
stützung 

Arbeitslosen- 

nnterstützungs- 

und  Streikkassen 

Invaliden- 
u.  Alters- 
versiche- 
rung 

Unfallver- 
sicherung 

Hilf 8- und 
Spar- 
kassen 

im  Jahre  1896    .... 
»       n      1897    .... 

289  (411) 
330  (488) 

102  (103) 
100  (101) 

103  (108) 
128  (133) 

80(40) 
32  (45) 

6(21) 
7(22) 

43  (55) 
45  (57) 

3.  Die  Altersrentenkasse  (Oaisse  nationale  des  retraites  pour  la  vieil- 
Gesetz  vom  18.  Juni  1850  bezw.  28.  März  1853,  12.  Juni  1861  und 
4  Mai  1864;  neues  organisches  Gesetz  vom  20.  Juli  1886  und  Dekret  vom 
28.  Dezember  1886,  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Januar  1887. 

a)  Organisation.  Die  Kasse  dient  dem  Zweck,  durch  freiwillige  Ein- 
zahlungen (in  vollen  Franks)  Altersrenten  zu  erwerben.*)  Nach  den  für  die  Ein- 
heit von  1  Fr.  und  Vierteljahr  berechneten  Tarifen  wird  für  jede  Einzahlung 
die  entsprechende  jährliche  Teilrente  festgestellt;  die  Gesamtrente  ist  die  Summe 

^)  Vgl.  Annuaire  des  Syndicats  professionnels  (industriels,  commerciaux  et  agricoiee), 
^  Ann4e,  Paris  |g|,  p.  ^,  ^g,  ^^  et  suiv.  -  «)  Vgl.  v.  d.  Osten,  ,Die  Arbeiterversiche- 
nmg  in  Prankreich",  Leipzig  1884,  S.  8—25,  78—96,  119—180,  160—168. 
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der  Teilrenten.  Die  Zahlung  kann  mit  Vorbehalt  der  Bückgewähr  nach  dem 
Tode  an  Dritte  erfolgen,  der  Vorbehalt  nachträglich  fallen  gelassen  werden; 
Zahlungen  zu  Gunsten  Dritter,  auch  mit  Vorbehalt  der  Rückgewähr  an  den 
Geber,  sind  zulässig.  Der  Rentenbezug  ist  zwischen  50  und  65  Jahren  zu  wählen, 
kann  nachträglich  hinausgeschoben  werden/)  im  Fall  völliger  Erwerbsunfähigkeit 
(in  Folge  schwerer  Verletzungen  oder  vorzeitigen  Siechtums)  auch  früher  begonnen 
werden;  seit  1887  ist  Ergänzung  dieser  vorzeitigen  und  demgemäss  geringeren 
Rente  bis  360  Fr.  aus  Staatsmitteln  zulässig.  Die  Tarife,  früher  nach  D6par- 
cieux,  seit  1887  nach  den  eigenen  Erfahrungen  der  Easse  berechnet,  gehen  vom 
3.  bis  65.  Lebensjahr;  der  Zinsfnss  früher  gesetzlich  festgelc^,  wird  seit  1886 
jährlich  im  Dezember  nach  dem  bei  der  Kapitalanlage  erreichten  Jahresmittel 
für  die  Einzahlungen  des  kommenden  Jahres  durch  Dekret  festgestellt.^)  Die 
Höhe  der  Einzahlungen  war  anfangs  frei,  wurde  durch  die  späteren  Gesetze 
1853  auf  2000,  1861  auf  3000,  1864  auf  4000,  1886  auf  1000  und  seit  1892 
auf  500  Fr.  jährlich  für  den  Eopf  beschränkt;  einzelne  privilegierte  Zahlungen 
(u.  a.  der  genehmigten  Hilfsvereine)  unterliegen  dieser  Beschränkung  nicht,  doch 
darf  der  Höchstbetrag  der  Rente  (anfangs  600,  seit  1861  1000,  seit  1864  1500  und 
seit  1886  1200  Fr.)  nicht  überschritten  werden.  Bis  zum  Betrag  von  360  Fr.  sind  die 
Renten  weder  pfändbar  noch  übertragbar.  Alle  Papiere  gemessen  ausgedehnte  Ge- 
bührenfreiheit. Die  Kosten  der  von  der  staatlichen  Depositenkasse  zu  Paris  geführten 
Verwaltung  (1896:  942618  Fr.  73  C.)  trägt  der  Staat;  Nebenstellen  sind  die  Regie- 
rungshaupt- und  Steuerkassen  bezw.  Postämter.  Zahlreiche  Arbeitgeber,  Betriebs- 
verwaltungen und  Vereine  haben  die  Vermittlung  von  Einzahlungen  übernommen. 
Dem  Quittungsbuch,  in  welches  neben  der  Zahlung  die  Teilrente  eingetragen  wird, 
entspricht  ein  Konto  bei  der  Depositenkasse;  umständliche  Kontrole  (vgl.  das  Aus- 
führungsdekret vom  28.  Dezember  1886).  Die  von  der  Depositenkasse  auszuwerfenden 
Gesamtrenten  werden  seit  1886  in  ein  besonderes  Staatsschuldbuch  eingetragen 
und  von  den  Regierungshaupt-  und  Steuerkassen  ausgezahlt.  Die  Depositenkasse 
legt  ihre  Bestände  in  Staats-,  Provinzial-,  Kommunal-  oder  sonst  garantierten 
Werten  an  und  hat  bei  der  Staatskasse  ein  Depot  für  den  Auszahlungsdienst 
(seit  1886  bis  50  Millionen  Fr.),  welches  den  tarifmässigen  Jahreszins  bringt 
Jährliche  Bilanz  der  Kasse  und  Bericht  durch  die  dem  Handelsministerium  an- 
gegliederte Oberkommission. 

b.  Die  finanzielle  Entwicklung  der  Kasse  war  wesentlich  dadurch  be- 
einflusst,  dass,  sobald  beim  Ankauf  von  Staatspapieren  auf  offenem  Markt  nicht 
der  Kassenzinsfuss  zu  erzielen  war,  für  Kapitalisten,  namentlich  50jährige,  ein 
Anreiz  bestand,  Altersrenten  unter  dem  Vorbehalt  der  Rückgewähr  zu  erwerben, 
um  so  für  ihre  Lebenszeit  einen  höheren  Zins  bei  gleich  sicherer  Anlage  zu 
erzielen.  Je  nachdem  der  kleine  Rentner  oder  nur  der  Arbeiter  berücksichtigt 
werden  sollte,  wurden  die  Höchstbeträge  der  Einzahlungen  und  Renten  verändert 
(siehe  oben).  Bei  Erhöhung  des  Kassenzinsfusses  von  4^2  auf  5^/^  vom  1.  Januar 
1873  ab  (durch  Gesetz  vom  20.  Dezember  1872)  stiegen  die  Jahreseinzahlungen 
von  9,6  Millionen  im  Jahre  1873  auf  68,0  im  Jahi-e  1881. 

Nachdem  die  Kasse,  die  bis  1886  nur  in  Staatsrenten  anlegen  durfte,  bei 
deren  hohem  Kurs  gegen  die  Erwartung  des  Tarifs  einen  Verlust  von  40  Millionen 
erlitten  hatte,  der  wegen  der  ausfallenden  Zinsen  bis  zum  Erlöschen  der  entsprechen- 
den Altersrenten  100  Millionen  bedeutete,  wurde  vom  1.  Januar  1883  ab  der  Zins 
durch  Gesetz  vom  29.  Dezember  1882  auf  4Va®/o  herabgesetzt.  Die  Einzahlungen 
sanken  dann  auf  37,7  Millionen  im  Jahre  1884.  Nach  den  durch  das  Gesetz 
vom  20.  Juli  1886  seit  1.  Januar  1887  eingeführten  Aenderungen  (Höchstbeträge 
der  Einzahlungen  und  Renten,  Beweglickeit  des  Zinsfusses  bezw.  weitere  Herab- 
setzung desselben  durch  Dekret  vom  20.  Dezember  1886  auf  4^/^  vom  1.  Januar 
1887  ab)  gingen  die  1886  wieder  auf  49,2  Millionen  gestiegenen  Einzahlungen 
auf  23,5  Millionen  im  Jahre  1887  zurück. 

Die  Deckung  des  Defizits  war  am  30.  Januar  1884  aus  der  Staatskasse  in 
eigenartiger  Weise  erfolgt.    Bis  dahin  war  beim  Beginn  des  Rentenbezugs  der 


*)  Seit  dem  Gesetz  vom  29.  März  1897  (§  45)  ist  die  Hinausschiebung  des  Rentenbezugs 
nicht  mehr  von  Jahr  zn  Jahr,  sondern  nur  auf  je  5  Jahre  zulässig,  unbeschadet  des  Rechts,  aucli 
während  dieses  5  jährigen  Zeitraumes  bei  Vollendung  eines  Lebensjahres  die  Liquidation  der  Rente 
zu  verlanjgn.  —  *)  Zuletzt  durch  Dekret  von  24.  Dezember  1897  für  das  Jahr  1898  auf  3Vi^/ä 
Vlg.  die    überBicht  auf  S.  16. 
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Eapitalwert  der  betreffenden  Rente  in  Staatspapieren  der  Schuldentilgungskasse 
üb^*wiesen  worden,  welche  die  letztere  vernichtete  und  die  Zahlung  der  Alters- 
rente fibemahm;  mit  dem  Tode  des  Rentners  waren  die  Staatspapiere  effektiv 
getilgt  1884  betrug  die  in  dieser  Weise  auf  Schuldentilgung  verwandte  Summe 
d.  h.  der  Mehrbetrag  der  Altersrenten  über  die  ersparten  Zinsen  der  vernichteten 
Staatspapiere  15  Millionen  (26  Millionen  Renten  gegen  11  Millionen  ersparte 
Zinsen).  Um  das  Defizit  des  Budgets  1884  zu  decken,  wurde  dieser  Zusammen- 
hang gelöst,  die  Rentenlast  der  Altersrentenkasse  selbst  au^ebürdet  und  ihr 
in  Ansehung  der  erlittenen  Verluste  nicht  nur  der  Wert  der  noch  laufenden 
Renten,  sondern  dei*  Gesamtwert  der  seit  1850  annullierten  Papiere  durch 
Uebergabe  von  11  Millionen  3^/^  tilgbarer  Rente  im  Kurswert  von  286  Millionen 
Fr.  erstattet.  Die  Trennung  wurde  bis  1886  durchgeführt  und  ergab  am 
31.  Dezember  1886  folgende  Bilanz  (in  Millionen  Fr.):  Aktiva  620  Staatspapiere 
mit  25,2  Zinsertrag  und  Depot  62,  Summa  682;  Passiva  25  zahlbar,  230  Wert 
der  laufenden  Renten,  368  der  künftigen  Belastung,  Summa  623;  üeberschuss  58. 
Durchschnittszins  der  Anlagen  seit  1850  3,99  ^/q. 

c)  Ueber  die  Beteiligung  der  Arbeiter  ist  bekannt,  dass  1862  unter 
46000  Versicherten  18000  Arbeiter,  dagegen  2800  Beamte  und  24  200  Chaussee- 
und  Forstwärter  sich  befanden.  Seitdem  ist  man  auf  die  Erfahrung  angewiesen, 
dass  die  Zahlungen  der  Arbeiter  wesentlich  durch  Vermittler,  namentlich  solche 
Arbeitgeber  und  Betriebsverwaltungen  erfolgen,  welche  zwangsweise  Lohnabzüge 
machen  und  dieselben  meist  sofort  auf  den  Namen  des  Arbeiters,  dessen  Frei- 
zügigkeit so  gewahrt  bleibt,  einzahlen,  während  sie  Zuschüsse,  die  sie  häufig  in 
gleicher  Höhe  zusagen,  erst  nach  einer  Reihe  von  Dienstjahren  hinzufügen. 
1886  finden  sich  unter  den  16,5  Millionen  Zahlungen  von  120  Vermittlem  6  aus 
den  Altersrentenfonds  der  genehmigten  Hilfsvereine,  5,8  von  Eisenbahnen  (Or- 
leans 2,9),  0,7  der  Staatswerkstätten,  1,5  der  Chausseeverwaltung,  0,5  der  Berg- 
und  Hüttenwerke  Creuzot,  0,5  eines  Handlungsgehilfenvereins,  0,2  der  Louvre- 
magazine  u.  s.  w.  Aus  folgender  Statistik: 
Jahr  Eüusahlungen     Betrag  Mittel        Einzahlungen      Betrag  Mittel 

(Tausend)         (MiU.)  Fr.  (Tansend)         (Mill.)  Fr. 

durch  Vermittler  unmittelbar 

1877  419  8,7  20,7  7  8,7  1253 

1881  640  13,0  25,6  31  55  1746 

1884  (Zinsfiiss  inzwischen  auf  4V>®/o  herabgesetzt)  20  23  1192 

1886  609  16,5  27  24  32,7  1352 

1887  659  15,9  24  18  7,6  422 

und  zwar  mit  Au^be  des  Kapitals 

1877                    251                2,9                          11,6                     6  7,5  1516 

1881                    812                4,4                          14,2                    11  15,7  1372 

1886  321                4,2                          13,1                    15  17,9  1169 

1887  341       3,7           10,8        12  5,2  432 

mit  Vorbehalt  der  Rüokgewähr 

1877        168       5,8           34,3  2        1,3  621 

1881        228       8,6           37,2  20  39  1962 

1886  289      12,3           42,6  9  14,8  1664 

1887  318      12,2           38,3  5        2,4  480 

Einzahlungen  insgesamt:  mit  Aufgabe;  unter  Bückgewähr 

1877        256      10,4  40,6        170       7,1  41 

1881        323      20,1  62,2       248       47,6  192 

1886  836      22,1  65,7        298       27,1  91 

1887  353       8,9  25,1        323       14,6  45 

ergiebt  sich,  dass  die  unmittelbaren  Zahlungen  (versements  individuels),  deren 
durchschnittliche  Höhe  die  Kräfte  des  Arbeiters  weit  übersteigt,  die  Krisen  der 
Kasse  verursacht  haben  und  von  den  gesetzlichen  Aenderungen  betroffen  worden 
sind,  während  die  Zahlungen  durch  Vermittler  (versements  collectifs)  in  dauern- 
dem gleichmässigen  Steigen  sind  und  1887  kaum  gelitten  haben  (vgl.  auch  die 
unten  mitgeteilte  Statistik).  Die  unmittelbaren  Zahlungen  sind  meist  mit  Vor- 
behalt der  Rttckgewähr  erfolgt,  doch  ist  diese  Art  der  Einzahlung  auch  bei 
den  Arbeitern  mehr  und  mehr  in  Gebrauch  gekommen.  Die  Rückzahlungen,  im 
Betrage  von  durchschnittlich  2000  Fr.,  stiegen  allmählich  von  1,9  auf  10,5  Mil- 
lionen im  Jahre  1887.  Die  Zahl  der  jährlich  ausgefertigten  Bücher  beträgt  bis. 
dahin  durchschnittlich  30000  (Grenzen  23—86),  seit  1850  im  Ganzen  725000 
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Die  Arbeiterversicherang  in  Frankreich. 


1.  Einnahmen,  Ausgaben  und  Ueberschüsse 


Rechnnngs-Jahre : 


1851  bis 
1886 


1887 


1888 


1889 


Einnahmen  (in  Mill.  ¥r.)\ 


Einzel-Beiträge 
(yersements  individuels) 


Anzahl  (in  1000)  .  . 
Beträge  (in  Mill.  Fr.) 
DurclSchnitt  (in  Fr.) 


Sammel-Beiträge      (^(;?,S^^^ 
(versements  collectifs)|  D^j^^^iitt  (in  Fr.) 


Gesamte  Beiträge 


Anzahl  (in  1000)  .  . 
Beträge  (in  MilL  Fr.) 
Durchschnitt  (in  Fr.) 


Ausgaben  (in  Mill.  Fr.) 


r  Anzahl  (in  1000  Fr.)  . 
Rentenzahlungen  <  Beträge  (in  Mill.  Fr.) 
[  Durchschnitt  (in  Fr.)  . 


'^  Eapital-Rttckzahlungen  < 
Ueberschüsse  (in  MilL  Fr.) 


Anzahl  (in  1000}    . 
Beträge  (in  Mill.  Fr.) 
Durcl^chnitt  (in  Fr.) 


845,9 

387,6 
418,3 
1240 

10604,1 
223,2 
21 

10941,7 
641,6 

58 

158,1 

1272,5 
73,6 
58 

49,4 
76,6 
1550 

692,8 


51,8 

18,0 
7,6 
422 

658,6 
15,8 
24 

676,6 
23,5 

39,4 

479,1 
28,6 
59 

5,3 
10,5 
2000 

12,4 


54,6 

21,5 

8,3 
386 

690,9 
15,9 
23 

712,4 
24,2 
34 

40,6 

491,1 
29,2 
59 

5,7 
11,3 
2000 

14,0 


55,2 

25,3 
9,5 
375 

729,1 
16,5 
22 

754,4 
26,1 
34 

41,1 

504,2 
29,4 
58 

6,7 
11,5 
2017 

14,1 


Rentenbestand  am  Anfang  des  Jahres 

Zugang  im  Laufe  des  Jahres 

Abgang  im  Laufe  des  Jahres 

Rentenbestand  am  Schluss  des  Jahres 

Rentenbetrag  am  Schluss  des  Jahres  (in  1000  Fr.) 
Durchschnittsbetrag  (in  Fr.) 




154416 

156  501 



36  884 

29  606 



34  799 

24  200 



156  501 

161907 

— 

30  434,4 

30  832,7 

— 

194 

190 

Renten  von 


2—    50  Fr 

51—  200   „      .... 

201-  860   „      .... 

861—  600   „      .... 

601—1200   „      .    .    .    . 

1201-1500   „      .... 

Gesamtzahl  der  Renten 

Gesamtbetrag  der  Renten  (in  1000  Fr.) 
Durchschnitt  (in  Fr.) 


2.   Rentenbewegung  für 

161  907 

29166 

24  354 

165  719 

31 049,2 

187 

3.  Anzahl  und  Höhe  der  (jährlich  neu 

10  039 

9  700 

712 

340 

294 

78 


129  531 

11007 

10  794 

106  371 

10  217 

9  686 

35  215 

1505 

726 

26  771 

1415 

422 

4  064 

322 

218 

881 

138 

77 

302  833 

24  604 

21923 

40184,8 

2  831,4 

1  909,4 

182 

113 

87 

21223 
1  920,0 
91 


^)  Vgl.  Rapport  de  la  Commission  sup^rieure  de  la  Caisse  nationale  des  retraites  pour  la 
vieillesse  au  Pr^ident  de  la  Republique  sur  les  Operations  et  la  Situation  de  cette  caisse,  Ann^e 
1896,  Paris  (Imprimerie  nationale)  1897,  p.  38,  65,  82  fg. 

^)  Darunter  11 757  Einzahlungen  unter  dem  Hdchstbetrag  von  500  Fr.  im  Gesamtbetrag  von 
1126132  Fr.,  im  Durchschnitt  95,8  Fr.  (S.  9,  65  a.  a.  0.)  Der  Rückgang  in  der  Anzahl  der  Ein- 
zahlungen in  den  Jahren  1892/1893,  und  der  mit  1894  wiedereinsetzende  Zuwachs  wird  auf  die  seit 
1.  Januar  1892  eingetretene  Herabsetzung  des  Höchstbetra^es  der  Einzeleinzahlung  von  1000  auf 
500  Fr.  zurückgeführt,  welche  anfänglich  die  grösseren  Einzahlungen  der  Altersrentenkasse  ent- 
fremdete, dann  ihr  aber  wieder  zuführte,  da  der  von  der  Kasse  gewährte  Zinsfuss  (SVa^/o)  bei 
Kapitalanlagen  in  Staatsrenten  nicht  zu  erreichen  war  (S.  8  a.  a.  0.). 

»)  Darunter  400158  Beitragszahlungen  in  Höhe  von  3400619  Fr.  31  C.  seitens  der  Berg- 
werksgesellschaften gemäss  dem  Gesetz  über  die  Hilfskassen  der  Bergarbeiter  vom  29.  Juni  1894, 
welches  erst  im  Jahre  1896  zur  vollen  Durchführung  gelangte  (vgl.  S.  8  a.  a.  0.  u.  unten  S.  33  fg.). 

*)  Diese  37,9  Mill.  Fr.  verteilen  sich  auf  554895  Konti,  von  welchen  nur  5247  mit  9,4  MiL 
Fr.  auf  die  genehmigten  Hilfsvereine  (einschliesslich  der  Staatszuschüsse,  gemäss  Dekret  vom 
26.  April  1856  entfallen,  indem  eine  Anzahl  dieser  Vereine  es  für  vorteilhafter  hält,  statt  bei  der 
Altersrentenkasse  besondere  nur  mit  S^a^/o  verzinste,  wenngleich  staatlich  subventionierte  Fonds 
festzulegen,  lieber  ihre  Fonds  als  laufendes  Konto  bei  der  Depositenkasse  mit  4^/,^/^  zu  verzinsen 
und  die  Altersrenten  auf  diese  Fonds  und  deren  Zinsen  zu  verweisen  (S.  9,  19,  76  a.  a.  0.). 

')  Die  Beträge  dieser  Rückzahlungen  stehen  in  Wechselbeziehung  zu  der  einerseits  steigen- 
den Tendenz  der  kleineren  Einzahlungen,  weil  die  Einzahler  wegen  der  Herabsetzung  des 
Zinsfusses  zur  Erlangung  der  jetzigen  Höchstrente  von  1200  Fr.  mehr  ah»  früher  bei  höherem 
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der  Altersrentenkasse  seit  1851.^) 


1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1395 

1896 

1851  bis 
1896 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

18 

18 

59,9 

64,7 

68,4 

66,1 

61,8 

63,8 

73,4 

1459,1 

29,4 
12,8 
435 

32,6 
14,8 
454 

30,6 
13,0 
425 

29,0 
12,1 
417 

29,3 
6,6 
225 

32,2 
7,0 
217 

85,4«) 

7,2«) 
203 

621,0 
517,4 
883 

755,2 
17,3 
23 

807,9 
19,5 
24 

841,9 
19,8 
23 

947,8 
21,7 
23 

1012,4 
24,4 
24 

1306,6 
25,6 
20 

1776,8») 
80,7») 
17 

20130,9 
480,6 
21 

784,6 
80,0 
88 

840,5 
34,3 
41 

872.6 
82,8 
88 

976,8 
33,8 
35 

1041,7 
31,0 
30 

1388,8 
32,6 
24 

1811,7 
87,9*) 
21 

20751,9 
947,9 
41 

42,2 

43,5 

46,1 

45,8 

46,2 

48,4 

46,4 

592,9 

514,8 
29,9 
58 

534,0 
80,3 
57 

566,6 
80,8 
54 

578,2 
81,0 
52 

591,4 
31,2 
52 

606,1 
81,3 
51 

627,4 
31,8 
50 

6765,4 

377,3 

55 

6,0 
11.9 
1988 

6,6 
13,1 
2000 

7,1 
14,4 
2028 

7,2 
18,8 
1917 

7,6 
14,1 
1835 

8,4 
16,0 
1905 

7,6 

18,1 

1756») 

116,6 
206,3 
1769 

17,7 

21,2 

17,3 

19,3 

15,6 

14,9 

27,0 

866,2») 

das  Jahrzehnt  1887-1896.') 

165  719 

173388 

180  470 

187  846 

189498 

196  987 

200  740 

31657 

34478 

35  994 

32  758 

31565 

82  841 

35  805») 

28  988 

27  896 

29118 

30  601 

24076 

29  088 

28  304 

J73  888 

180470 

187  846 

189  498 

196  987 

200  740 

208  241 

31  722,7 

32  237,3 

82  771,6 

32  908,2 

33  216,1 

33  151,2 

33  396,9 

183 

179 

175 

173 

168 

165 

160 

hinzugekommenen)  Beuten  seit  1851 

.•) 

11335 

12  744 

18  587 

10  878 

12159 

12  866 

16  413 

249  853 

10  651 

11162 

11879 

11430 

10  895 

10  254 

10015 

211  820 

794 

858 

1000 

991 

936 

1021 

1084 

44  787 

357 

386 

425 

428 

417 

481 

508 

81950 

307 

317 

325 

300 

375 

869 

351 

7  242 

69 

44 

40 

42 

30 

43 

82 

1474 

23  513 

25  506 

26  756 

23  569 

24  812 

25  034 

27  353*0) 

647  126 

2  077,9 

2  193,0 

2  800,5 

2  185,0 

2 143,4 

2124,7 

2147,2»«) 

62  017,4 

86 

84 

85 

91 

86 

85 

80 

111 

Zinsfass  zur  Erreichung  der  Höchstrente  von  1500  Fr.  einzuzahlen  genötigt  sind,  und  zu  der 
andererseits  sinkenden  Tendenz  der  grösseren  Einzahlungen,  da  die  Herabsetzung  des  Höchst- 
betrages von  8.  Z.  4000  Fr.  bis  auf  den  jetzigen  Jahresbetrag  von  500  Fr.  älteren  Personen  die 
Einzahlung  beträchtlicher  Summen  nicht  mehr  gestattet  (S.  12,  22  a.  a.  0.). 

»)  Dieser  Bestand  vom  31.  Dezember  1896  war,  bis  auf  ein  laufendes  Konto  bei  der  Staats- 
kasse im  Betrage  von  46,6  Mill.  Fr.,  angelegt:  zu  687,5  Mill.  Fr.  in  3  bis  3Va*/o  Staatsrenten, 
zn  13,5  Mill.  Fr.  in  3«/o  Eisenbahn-Obligationen  und  zu  118,6  Mill.  Fr.  in  3,55  bis  4,40 <>/o  Depar- 
tements- und  Gemeinde-Obligationen  (meist  für  Wege-  und  Schulbauten  verwendet);  die  durch- 
schnittliche Verzinsung  betrug  3,76<>/o  (S.  16,  39  u.  103  fg.  a.  a.  0.) 

»)  Vgl.  S.  70  a.  a.  0. 

»)  Darunter  245  Beuten  im  Jahresbetrage  von  22993  Fr.,  welche  gemäss  §  11  des  Gesetzes 
vom  20.  Juli  1886  vor  Erreichung  der  vorgeschriebenen  Altersgrenze  bewilligt  worden  sind,  weil 
die  Erwerbsunfähigkeit  durch  schwere  Verletzungen  oder  vorzeitiges  Siechtum  herbeigeführt  war; 
darauf  hat  die  Oberkommission  der  Altersrentenkasse  in  35  Fällen  noch  Subventionen  im  Gesamt- 
betrage von  2201  Fr.  Bentenzuschüsse  =  32337  Fr.  Kapital  bewilligt,  in  Verrechnung  auf  den 
bezüglichen  Sonderkredit  von  15000  Fr.  im  1896  er  Budget  bezw.  auf  die  Einkünfte  aus  dem 
(gemäss  §  4  des  Gesetzes  vom  81.  Dezember  1895  betr.  die  Bentenzuschüsse  hierfür  zur  Hälfte 
vorbehcdtene)  Erlöse  der  Kronjuwelen  (S.  11  a.  a.  0.  und  unten  litt.  d). 

")  Vgl.  S.  10  und  78  fg.  a.  a.  0. 

*«)  Darunter  2462  Zuschussrenten  (gemäss  Gesetz  vom  31.  Dezember  1895)  im  Gesamtbetrage 
von  85562  Fr.  oder  im  Mittel  von  15  Fr.;  die  Differenz  gegen  die  unter  Note  8  angegebene 
grössere  Gesamtziüil  der  1896  hinzugekommenen  Beuten  erklärt  sich  daraus,  dass  dort  noch  8452 
wiederhergestellte  ^tere  Beuten  hinzugerechnet  worden  sind  (vgl.  S.  1 1  a.  a.  0.). 
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Die  ArbeiterverBioherong  in  Frankreich. 


4.  Statistik  der  (neuen)  Einzahler.*) 


Rechnungsjahre: 

1851  bis 
1869 

1870  biß 
1883 

1884  bis 
1893 

1894 

1895 

1896 

1851  bis 
1896 

1 

8 

8 

4 

6 

6 

7 

8 

Unverheiratete  .    .    . 
Verheiratete  .    :    .    . 
Verwitwete    und    Ge- 
schiedene .... 


Zusammen 


3—19  Jahre 
20-29  „ 
30-39  „ 
40—49  „ 
50—65  „ 
über 65      „ 


50—54  Jahre 
55-59      „ 
60-65      „ 
über 65      „ 


Zusammen 


nach  dem  Civilstand. 


77  510 
284856 

7^66^ 
319  632 


84  694 
219  421 

87  001 
241  558 

11600 
31361 

48  843 
104  957 

36  255 

62  088 

345  908 
894  241 

16  586 

18  804 

1868 

3  272 

2  321 

50117 

320  701 

347  363 

44829 

157  072 

100  664 

1  290  261 

nach  dem  Beitrittsalter. 


22  484 

29442 

31496 

4491 

25  786 

17  533 

181222 

100  570 

110153 

123  621 

18  401 

54  345 

38142 

445  282 

110430 

87166 

90  938 

11333 

42  739 

24  524 

367130 

51670 

85  886 

28  952 

2  932 

20  514 

10  280 

150  234 

28  267 

42  241 

46  602 

5044 

11188 

7  789 

141 131 

6  211 

15  813 

25  764 

2  628 

2  500 

2  396 

65  312 

[nmen 

319  632 

320  701 

347  368 

44  829 

157  072 

100  664 

1290  261 

127  414 
48  775 

134  051 
14  892 


Zusammen   319  632 


Arbeiter 77195 

Handwerker  1  «  äco 

Händler    /  '  '  •  ^^^^ 

Dienstboten  ....  2850 

Beamte 108  900 

Eisenbahner  ....  99954 

Landleute 693 

Rentiers  etc 19  670 

Minderjähr,  ohne  Beruf  7  717 


nach  dem  Berechtigungsalter. 

151  836  189  241  25  671 

44500  48640  7  608 

100  906  75  685  8 122 

23  459  33  797  3  428 


320  701   847  363   44  829 


24122 

116  596 

11786 

4  568 


nach  dem  Beruf. 


319  632 


90  429 
8189 

4  868 
94  377 
78  035 

1820 
34  541 
18492 


820  701 


104583 


4  501 
82  500 

102  866 

5  409 
27  621 
16  250 


847  363 


12  588 
473 

396 

8  968 

15  936 

669 
2458 
3  896 


44  829 


157  072 

127  048 

643 

457 

8  623 

13  008 

644 

2  886 

3  818 


25168 

62  886 

8  729 

3  886 


157  072 


100  664 

66  294 
2138 

301 

6061 

19161 

690 
1959 
4  060 


548  447 

824  005 

889  279 

88  530 


100  664 


1  290  261 

478037 

12  739 

13378 

809  429 

328  960 

9  925 

89  080 

48  718 


1  290  261 


(5.  Statistik  der  Rentner  s.  S.  26,27.) 


6.  Statistik  der  laufenden  Renten  (am  31.  Dezember  1896).*) 


Höhe  der  Renten 

1 
Zahl  der 
Rentner 

klänner 
Betrag  der 
Renten 

Mittel 

] 
Zahl  der 
Rentner 

Frauen 
Betrag  der 
Renten 

Mittel 

Zu 
Zahl  der 
Rentner 

sammen 

Betrag  der 

Renten 

Mittel 

1 

2 

8 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

von   2—  50  Fr. 

n       51-  200  „ 
„     201-  360  „ 
„  361—  600  „ 
„   601-1200  „ 
„  1201-1500  „ 

41162 
47  599 
8  664 
5  856 
4  667 
1285 

Fr. 

1  216  748 
5  083  078 

2  295  537 
2  739  515 

4  060  888 
1  848  637 

Fr. 

29 
106 
264 
467 
870 
1438 

34  034 

36  695 

9  579 

7  069 

4  782 

944 

Fr. 

953  142 
4  052  409 

2  554  430 

3  292  308 
8  958  153 
1342  019 

Fr. 

28 
107 
266 
465 
836 
1421 

75196 
85  294 
18  243 
12  925 
9  399 
2  229 

Fr. 

2  169  890 
9  135  487 
4  849  967 
6  031  823 
8  019  041 
8  190  656 

Fr. 
28 
107 
265 
466 
858 
1431 

Zusammen 

109  233 

17  244  403 

158 

94  053 

16  152  461 

171 

203  286») 

83  396  864 

164 

*)  Vgl.  S.  17  u.  72  fg.  a.  a.  0.  Der  Prozentsatz  der  Einzahler,  für  welche  die  Einzahlungen 
durch  Vermittelung  (der  Arbeitgeber)  bewirkt  waren,  betrug  1890:  80,93«/o,  1891:  85,48«/o,  1892: 
84,08«/o,  1893:  91,79»/^,  1894:  87,59o/p  1895:  96,35%  und  1896:  94,01o/^;  der  Zuwachs  von  1892 
zu  1893  bezw.  von  1894  zu  1895  ist  im  Wesentlichen  auf  den  Beitritt  einer  grösseren  Eisenbahn- 
gesellschaft (Paris-Lyon-Marseille)  und  der  Bergwerksgesellschaften  (zu  Folge  des  Gesetzes  vom 
29.  Juni  1894)  zurückzuführen.  Unter  den  100  664  Einzahlern  des  Jahres  1896  befinden  sich 
36  447  Frauen  und  64  217  Männer.  —  «)  Vgl.  S.  77  a.  a.  0.  —  *)  Die  Zahl  der  Rentner  deckt  sich 
nicht  mit  der  Zahl  der  Renten  (208  241,  s.  oben  Z.  2,  Sp.  12),  weil  in  der  Zahl  der  letzteren  auch 
die  Zuschussrenten  enthalten  sind  (s.  oben  Fussnote  10  zu  Z.  8). 
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d)  Rentenzuschüsse: ^)  Gesetz  vom  31.  Dezember  1895,  betr.  die  Erhöhung 
der  Renten  der  Altei^srentenkasse.  Dieses  Gesetz  stellt  gewissennassen  eine  Ab- 
schlagszahlung auf  dem  Gebiete  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
dar,  über  welche  das  Parlament  trotz  langjähriger  Verhandlungen  noch  immer 
nicht  hat  schlüssig  werden  können.  Danach  soll  ein  jährlich  im  Etat  unter  dem 
Titel  „Boniflcation  pour  les  pensions  de  retraite  des  ouvriers"  einzustellender 
Staatszuschuss  (von  2  Mill.  Fr.)  dazu  verwendet  werden,  die  Altersrenten  von 
Mitgliedern  der  Altersrentenkasse  oder  der  mit  Altersrentenfonds  versehenen  Hilfs- 
vereine bis  auf  den  Jahresbetrag  von  360  Fr.  zu  erhöhen,  sofern  der  Rentner 
bereits  70  Jahre  alt  ist,  25  Beitragsjahre  nachweisen  kann  und  einschliesslich 
seiner  Altersrente  nicht  mehr  als  360  Fr.  Jahreseinkommen  hat;  daneben  dürfen 
auf  Vorschlag  der  Oberkommission  Eltern  mit  mehi'  als  3  Kindern  besondere  Zu- 
schüsse bewilligt  werden.  Ausserdem  sind  (unbeschadet  des  nach  §  11  des  Gesetzes 
vom  20.  Juli  1886  im  Budget  des  Ministeriums  des  Innern  hierfür  einzustellenden 
jährlichen  Sonderkredites)  die  Einkünfte  aus  dem  Erlös  der  Kronjuwelen  (zur 
Hälfte)  zur  Aufbesserung  derjenigen  Renten  bestimmt,  welche  nach  §  11 
a.  a.  0.  (bei  schweren  Unfällen  und  anderweit  vorzeitig  eingetretener  völliger 
Arbeitsunfähigkeit)  schon  vor  dem  für  die  Erlangung  der  Altersrente  sonst  vor- 
geschriebenen Lebensalter  gewährt  werden  dürfen.  —  Nach  §  25  des  Gesetzes 
vom  13.  Juli  1896  dürfen  die  Rentenzuschüsse  nicht  ^/^  des  Jahresbetrages  der 
betreffenden  Rente  übersteigen.  Bis  zum  Abschluss  des  Berichtes  der  Ober- 
kommission der  Altersrentenkasse  über  das  Geschäftsjahr  1896,  d.  h.  bis  zum 
1.  April  1897,  waren  im  Ganzen  18200  Gesuche  um  Rentenzuschüsse  eingegangen 
and  in  15648  Fällen  zusammen  320305  Fr.  Rentenzuschüsse  bewilligt  worden; 
ausserdem  wurde  den  Eltern  mit  4  Kindern  (unter  15  Jahren)  ein  Rentenzuschlag 
von  16%  bezw.  von  4%  für  jedes  weitere  Kind  gewährt  (Vgl.  S.  15  des  Be- 
richtes und  Ministerialbeschluss  vom  5.  Januar  1898.) 

e)  Rentensicherung:*)  Gesetz  vom  27.  Dezember  1895,  betreffend  die  zu 
Gunsten  der  Arbeiter  und  Angestellten  errichteten  Pensions-,  Hilfs-  und  Unter- 
stätzungskassen. Dieses  Gesetz  verfolgt  den  Zweck,  die  Vermögensbestände 
solcher  Kassen  sicherzustellen,  welche  von  Betriebsunternehmem  zu  Gunsten  ihres 
Personals,  sei  es  mit  oder  ohne  Beitragszwang  des  letzteren,  errichtet  sind,  um 
diesem  unter  gewissen  Voraussetzungen  bestimmte  Rechtsansprüche  auf  Pensionen 
oder  sonstige  Unterstützungen  zu  gewähren.  Veranlassung  zu  diesem  gesetz- 
geberischen Vorgehen  hatten  die  Fallissements  zweier  grosser  Unternehmen  im 
Jahre  1888  (der  Compagnie  de  Terrenoire,  Lavoutte  et  Bessfeges  und  des  Comptoir 
national  d'escompte)  gegeben,  wobei  auch  die  Bestände  der  für  das  Personal  er- 
richteten Pensionskassen  mit  1,7  und  1,4  Mill.  Fr.  von  den  Konkursgläubigern 
mit  Erfolg  in  Anspruch  genommen  waren,  so  dass  die  Kassenmitglieder  selbst 
leer  ausgingen.  Der  aus  diesem  Anlass  am  20.  Dezember  1890  von  der  Regierung 
der  Deputiertenkammer  vorgelegte  Gesetzentwurf  ging  dann  mehrmals  zwischen 
Kammer  und  Senat  hin  und  her,  bis  er  endlich  am  21.  Dezember  1895  endgiltig 
angenommen  wurde. 

Nach  diesem  Gesetz  haben  die  Mitglieder  solcher  Pensions-  und  Hilfskassen, 
zu  deren  Gunsten  der  Betriebsunternehmer  Lohnabzüge  macht  oder  Zuwendungen 
von  Dritten  empfängt  oder  solche  selbst  zu  leisten  übernommen  hat,  bei  Konkurs 
oder  Zahlungseinstellung  des  Betriebsunternehmers  fortan  ein  Aussonderungsrecht 
an  dem  gesamten  Kassenvermögen  einschliesslich  Zinsen,  soweit  dasselbe  nicht 
statutgemäss  Verwendung  gefunden  hat.  Die  Depositenkasse  hat  die  Vermögens- 
bestände der  Kassen  als  Depot  anzunehmen  und  zu  dem  für  die  Sparkassen  vor- 
geschriebenen Zinsfusse  zu  verzinsen.  Binnen  3  Monaten  nach  dem  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  sind  alle  ferneren  (zur  Begründung  von  Rentenansprüchen  etc.  be- 
stimmten) Kasseneingänge  bei  der  Altersrentenkasse  oder  bei  der  Depositenkasse 
oder  bei  einer  durch  besonderes  Dekret  genehmigten  und  staatlich  beaufsichtigten 


*)  BuUetin  duComitö  permanent  k  Paris,  VI  (1895)  683—711. 

•)  Bevne  de  Lögislation  ouvxiöre  et  sociale,  Ann6e  1897,  4*  Trimestrep.  97—114,  Paris,  und 
BuUetin  du  Comite  permanent  a  Paris,  H  (1891)  10—32  et  IV  (1893)  10—26. 
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Die  Arbeiteryeraichenmg  in  Frankreich. 


5.  Statistik  der  Rentner  (nach  dem 

a)  Zahl  der  Bentner,  b)  Betrag  der  Eenten 


Bechnnngq'ahre: 


1851  biß 
1886 


1887 


1888 


1889 


13-49  Jahre |b 

50  Jahre '  •  1^ 

51—54  Jahre ib 

55  Jahre ^b 

fa 
56—59  Jahre ^b 

60  Jahre Jb 

61—64  Jahre ib 

65  Jahre ^b 

66—69  Jahre |b 

70-74  Jahre ]b 

75—79  Jahre h 

80  Jahre  nnd  darüber ^b 

Zusammen    <  b 
U 


460 
36,5 
80 

81800 

4  203,8 
131 

25  496 
4494,5 
176 

16  987 

2  228,3 
131 

32  543 

5  997,4 
187 

43923 

3  871,1 

88 

40  962 
7  036,8 
171 

33  099 

3  960,1 
120 

42  822 

4  789,2 
111 

24  287 
2  505,5 
104 

8064 
802,1 
100 

2  390 
259,5 

108 


42 
105 

2  558 
373,6 
125 

2  088 
311,2 
150 

1344 

178,8 
137 

2  942 
476,6 
164 

3  793 
848,1 

91 

3  728 
517,4 
140 

2  392 
241,9 
100 

2  993 

207,0 
70 

1902 
118,5 
62 

621 
42,9 
71 

201 
11,0 
55 


51 
4,0 
80 

2  605 
319,8 
106 

1624 
158,3 
99 

1209 
125,2 
104 

2172 
238,9 
109 

8  798 
325,6 
86 

3  399 
306,0 

90 

2131 
182,3 

87 

2  709 
138,3 
51 

1615 
81,2 
50 

484 
23,0 
48 

126 
6,7 
56 


50 
6,0 
120 

2  494 
367,3 
147 

1560 
149,5 
93 

1169 
120,7 
110 

2175 
283,9 
106 

3  653 
303,2 

84 

3  090 
300,0 
97 

2128 
188,8 
89 

2  650 
137,2 
50 

1531 
79,6 
53 

578 
27,1 
48 

145 
7,6 

54 


302  833 
40  184,8 
132 


24  604 
2  831,4 
111 


21923 
1  909,4 
87 


21223 
1  920,0 
91 


M  Vgl.  S.  80  a.  a.  0. 
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Alter  bei  Eintritt  in  den  Rentengennss).^) 
in  1000  Fr.,  c)  Durchschnittsbetrag  in  Franks. 


1890 

1891 

1892 

1898 

1894 

1895 

'   1896 

1 

1851  bis 
1896 

6 

7 

8 

9 

10 

u 

18 

18 

73 
5,7 
78 

92 
9,9 
107 

96 
9,0 
94 

85 
6,5 
76 

87 
6,0 
70 

102 

8,7 
85 

113 
7,3 
64 

1251 
104,1 
83 

2  585 
351,2 
135 

2  568 
342,3 
131 

2  718 
360,0 
183 

2  694 
330,0 
122 

2  850 
342,3 
122 

3024 
376,5 
125 

2  874 
829,0 
118 

58  770 
7  695.7 
131 

1692 
1594 
93 

2  077 
193,5 
92 

2  347 
203,1 
90 

2  334 

208,0 
90 

2452 
196,0 
80 

2169 
164,3 
75 

2103 
163,0 

78 

45  942 
6  400,5 
140 

1361 
181,9 
97 

1401 
143,7 
102 

1566 
156,1 
100 

1359 
152,5 

108 

1887 
141,4 
101 

1385 
140,7 
101 

1409 
137,1 
98 

30  577 
3  656,4 
119 

2  382 
271,9 
113 

2  838 
301,5 
108 

3  355 
859,1 
106 

3168 
856,8 
111 

3  217 
344,2 
107 

3121 
320,8 
103 

3  016 
831,9 
110 

60  929 
9  233,1 
151 

4044 
855,3 

88 

3  976 
350,1 
88 

4  081 
361,3 
88 

3  823 
859,0 
94 

4168 
389,5 
93 

4  584 
423,6 
92 

4  541 
426,4 
95 

84  384 
7  513,3 
89 

3143 
309,1 
99 

8  506 
328,5 
94 

8  799 
349,8 
92 

3  340 
323,9 

98 

3  321 
800,0 
91 

8  345 
287,9 
87 

3  487 
294,9 

84 

75120 
10  353,7 
138 

2141 
181,7 
86 

2  331 
199,5 
86 

2437 
207,9 
86 

1984 
188,5 
95 

2129 
187,3 
90 

2  252 

184,6 
84 

2158 
164,1 
80 

55177 
5  886,2 
107 

3192 
167,8 
52 

3  589 
175,2 
49 

3  530 
164,8 

47 

2  608 
145,9 
48 

2  707 
121,2 
45 

2  711 
115,7 
42 

2  997 
182,2 
44 

72  508 
6  294,4 
88 

1967 
102,1 
51 

2132 
104,5 
52 

1950 
90,8 
48 

1460 
80,0 
53 

1744 

82,4 
48 

1615 
70,5 
44 

2  888 
105,7 
40 

43  091 
8  421,0 
80 

692 
31,0 
44 

774 
34,2 
43 

649 
29,0 
48 

552 
26,4 
48 

562 
25,7 
46 

547 
28,7 
44 

1341 
42,7 

40 

14  864 
1 107,8 
73 

241 
11,1 
42 

222 
10,0 
45 

228 

162 

7,6 
47 

188 

7,5 
40 

179 

431 
13,1 
40 

4  513 
351,2 

78 

23  513 

2077,9 
90 

25  506 
2 193,0 
88 

26  756 
2  800,5 
85 

23  569 
2 185,0 
95 

24  812 
2143  3 

66 

25  034 
2124.7 
85 

27  353 
2 147,2 

80 

547  126 
62  017.4 
113 

4e* 


28  I^ie  Aibeiterversichening  in  Frankreich. 

Syndikats-  oder  Patronatskasse  zu  hinterlegen  (bezw.  im  letzteren  Falle  in  Staats- 
papieren oder  sonst  garantierten  Werten  anzulegen).  Auf  Grund  dieser  Hinter- 
legung erlangen  die  Kassenmitglieder  an  den  hinterlegten  Summen  ein  Pfand- 
recht gemäss  Artikel  2073  des  Code  civil;  ausserdem  haben  sie  bezüglich  der 
zur  Zeit  der  Konkurseröffnung  oder  Zahlungseinstellung  noch  nicht  hinterlegten 
Summen  für  das  laufende  und  das  letzlvergangene  Jahr  ein  gleiches  Vorrecht 
am  Gesamtvermögen  des  Betriebsunternehmers  wie  bei  rückständigem  Lohne  ge- 
mäss Artikel  2101  des  Code  civil.  Die  näheren  Vorschriften  über  die  Hinter- 
legung und  Zurückziehung  der  Kassenbestände  ist  einem  besonderen  Reglement 
vorbehalten,  welches  erst  am  14.  Oktober  1897  erlassen  wurde  und  die  Vor- 
schriften des  Gesetzes,  anscheinend  unter  dem  Drucke  der  diesen  Neuerungen 
abgeneigten  Industriellen,  mehrfach  abschwächte.  So  ist  für  die  Depots  bei  der 
Depositenkasse  —  bei  der  Altersrentenkasse  müssen  bestimmungsgemäss  die 
Einzahlungen  stets  in  bar  und  auf  das  persönliche  Konto  des  Pensionsanwärters 
erfolgen  —  auch  die  Hinterlegung  beliebiger  Wertpapiere  zugelassen  und  die 
Zurückziehung  des  Depots  gegen  bloss  nachträgliche  Benachrichtigung  der 
Kassenmitglieder  jederzeit  gestattet.  Die  Pati-onats-  und  Syndikatskassen  sind 
erst  auf  Veranlassung  des  Senates  in  das  Gesetz  eingefügt  worden,  um  neben 
den  beiden  genannten  Staatskassen  auch  die  der  privaten  Initiative  der  Unter- 
nehmer entsprungenen  Kassenarten  zu  erhalten  und  zu  fördern.  Die  Patronats- 
kassen  (für  einzelne  Grossbetriebe  durch  deren  Chef  begründet)  und  die  Syndikats- 
kassen (von  einer  Mehrheit  von  Unternehmern  für  ihre  Betriebe  insgesamt 
begründet)  erlangen  durch  die  vom  Nachweis  der  Lebensfähigkeit  und  dem  Gut- 
achten einer  (durch  Dekret  vom  10.  Januar  1896  geschaffenen,  dem  Handels- 
ministerium angegliederten)  Sachverständigenkommission  abhängig  gemachte  Be- 
stätigung Rechtspersönlichkeit,  womit  das  Kassen  vermögen  auch  rechtlich  aus 
dem  sonstigen  Vermögen  der  Begi-ünder  ausscheidet;  im  übrigen  bestimmen  sich 
ihre  Rechtsverhältnisse  nach  dem  Inhalte  der  behördlich  (durch  Dekret)  be- 
stätigten Statuten. 

4.  Die  Lebens-  und  Unfallversielierungskasse^)  (Caisse  nationale  d'assu- 
rance  en  cas  de  d6c6s  et  en  cas  d'accidents) :  Gesetz  vom  11.  Juli  1868  und  Dekret 
vom  13.  August  1877.  Seit  1868  verwaltet  die  Depositenkasse  (Caisse  nationale 
des  d6p6ts  et  consignations)  je  eine  Lebens-  und  Unfallversicherungskasse. 

A.  Die  Lebensversicherungskasse,  a)  Organisation.  Bei  dieser  Kasse 
können  bis  zur  Höhe  von  3000  Fr.  Versicherungen  gegen  einmalige  oder  wieder- 
holte (jährliche)  Prämienzahlungen  abgeschlossen  werden,  welche  letztere  bei 
längerer  Unterlassung  der  Zahlung  in  eine  einmalige  Prämie  umgerechnet  werden. 
Die  beim  Tode  der  Versicherten  auszuzahlende  Summe  wird  nach  Tarifen  bestimmt, 
welchen  eine  4^/^,  Verzinsung  der  Prämienzahlungen  und  die  D6parcieux'schen 
Sterblichkeitstafeln  zu  Grunde  liegen.  Eine  ärztliche  Untersuchung  findet  nicht 
statt,  doch  wird  bei  Tod  innerhalb  der  ersten  zwei  Jahre  nicht  die  versicherte 
Summe  gewährt,  sondern  die  Einzahlung  nebst  (4^/^)  Zinsen  erstattet.  Die  Ver- 
sicherung ist  weder  vor  dem  16.  noch  nach  dem  60.  Lebensjahre  statthaft  Die 
versicherte  Summe  ist  zur  Hälfte,  mindestens  bis  zum  Betrage  von  600  Fr. 
weder  pfändbar,  noch  übertragbar.  Genehmigte  Hilfsvereine  dürfen  ausserdem 
jährliche  Sammel Versicherungen  bis  1000  Fr.  für  den  Kopf  der  Mitglieder  (auf 
Grund  einer  Namens-  und  Altersliste)  eingehen  und  haben  von  dieser  Befugnis 
vielfach  zur  Deckung  der  Begräbniskosten  Gebrauch  gemacht.  Verfügbare  Be- 
stände der  Kasse  sind  binnen  8  Tagen  in  Staatsrenten  anzulegen. 

b)  Ergebnisse.  Bis  1887  waren  51  Versicherungen  gegen  einmalige, 
1340  gegen  wiederholte  Prämienzahlung  mit  2,7  Mill.  Fr.  Versicherungssumme 
abgeschlossen,  davon  736  zu  dem  Höchstbetrage  von  3000  Fr.  Dem  Arbeiter- 
stande gehörten  ein  Drittel  der  Versicherten  an,  ein  Drittel  waren  Beamte,  der 


0  Vgl.  V.  d.  Osten,   „Die  Arbeiterversicherung  in   Frankreich",   Leipzig  1884,  S.  97—113, 
135—148,  171—174. 
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Best  verschiedenen  Berufes.  Ausgezahlt  waren  195000  Fr.  Versicherungssumme, 
ruckgewährt  bei  Tod  in'  den  ersten  2  Jahren  5000  Fr.  und  wegen  vorschrifts- 
widriger Zahlung  2000  Fr.,  so  dass  von  469000  Fr.  Einnahmen  aus  Einzelver- 
sicherungen und  Zinsen  309000  Fr  Uebersehuss  blieben.  Die  versicherte  Summe 
betrug  am  31.  Dezember  1887  2  Mill.  Fr.  Dagegen  haben  die  Sammelversiche- 
rungen der  Hilfsvereine  wegen  zu  niedriger  Prämien  das  Ergebnis  gehabt,  dass 
bei  den  bis  1887  für  je  1  Jahr  und  244000  Mitglieder  eingegangenen  999  Ver- 
trägen auf  meist  100 — 200  Fr.  Versicherungssumme  für  den  Kopf  rund  944000  Fr. 
Prämien  eingezahlt,  aber  1142000  Fr.  an  die  Vereine  ausgezahlt  wurden,  sodass 
ein  Verlust  von  198000  Fr.  stattfand  und  die  Kasse  bei  einem  Gesamtüber- 
schusse von  nur  111000  Fr.  nicht  gerade  sehr  leistungsfähig  erschien. 

Bis  81.  Dezember  1893  waren  2279  Einzelversicherungen  mit  einem 
versicherten  Kapitale  von  4043031  Fr.  89  C.  und  1448  Sammel Versicherungen, 
mit  insgesamt  351513  Köpfen  abgeschlossen.  Der  inzwischen  auf  779622  Fr. 
32  C.  angewachsene  Fehlbetrag  wurde  darauf  zurückgeführt,  dass  die  mittlere 
Sterblichkeit  der  Einleger  thatsächlich  eine  höhere  war,  als  sie  die  D6parcieux'schen 
Sterblichkeitstafeln  vorgesehen  hatten.  Insbesondere  hatte  sich  dies  bei  den  Hilfs- 
vereinen  herausgestellt,  welche  auf  ihre  Sammelversicherungen  bis  Ende  1890 
durchschnittlich  einen  Gewinn  von  30®/o  der  eingezahlten  Prämien  gemacht  hatten. 
Es  war  daher  schon  durch  Dekret  vom  28.  November  1890  bestimmt  worden, 
dass  vom  1.  Dezember  1890  ab  die  tarifmässigen  Prämien  dem  für  den  einzelnen 
Verein  aus  einem  je  5jährigen  Durchschnitt  sich  ergebenden  Sterblichkeits- 
koefBzienten  entsprechend  erhöht  oder  erniedrigt  werden  sollten,  ohne  dass  diese 
Erhöhungen  das  Doppelte  der  tarifmässigen  Prämie  überschreiten  oder  die  Herab- 
setzungen unter  deren  Hälfte  herabgehen  durften.  Demgemäss  sank  der  durch- 
schnittliche Gewinn  der  Hilfsvereine  bis  Ende  1894  bereits  auf  26%  und  bis 
Ende  1895  weiter  auf  24,85  ^L,  während  die  seit  dem  Dekret  vom  28.  November 
1890  abgeschlossenen  Sammelversicherungen,  auf  welche  dieses  voll  zur  An- 
wendung kam,  nur  noch  0,75  ^/^  Gewinn  brachten. 

Aber  auch  bei  den  Einzelversicherungen  hatte  die  Kasse  nach  und  nach 
zuzusetzen.  So  betrug  der  Verlust  aus  den  Einzelversicherungen  im  Jahre  1892 
3433  Fr.  7  C.  und  im  Jahre  1893  3097  Fr.  10  C.  Diese  Ergebnisse  deuteten 
darauf  hin,  dass  die  bei  der  staatlichen  Kasse  im  Gegensatz  zu  den  privaten 
Versicherungsgesellschaften  nachgelassene  ärztliche  Untersuchung  der  zu  Ver- 
sichernden in  der  blossen  Annullierung  des  Versicherungsvertrages,  falls  der  Ver- 
sicherte innerhalb  zweier  Jahre  nach  Abschluss  des  Vertrages  stirbt,  keinen  ge- 
nügenden Ausgleich  fand,  zumal  die  Kasse  die  Einlagen  mit  4%  zu  verzinsen 
hatte,  aber  diesen  Prozentsatz  bei  dem  allgemein  sinkenden  Zinsfusse  für  ihre 
eigenen  Kapitalanlagen  nicht  mehr  zu  erreichen  vermochte. 

Zur  Deckung  der  Verluste  der  Kasse  ermächtigte  daher  das  Finanzgesetz 
vom  26.  Juli  1893  die  Depositenkasse,  den  Beständen  der  wohlsituierten  Unfall- 
versicherungskasse den  Betrag  von  1  Mill.  Fr.  zu  entnehmen  und  ihn  der  Lebens- 
versicherungskasse als  Dotation  sowohl  zur  Deckung  ihrer  Verluste,  wie  zur 
Bildung  eines  Reservefonds  zu  überweisen;  ausserdem  wurde  bestimmt,  dass  die 
notwendigen  Abänderungen  der  (bisher  nur  alle  5  Jahre  nachzuprüfenden  und 
erforderlichenfalls  durch  Gesetz  abzuändernden)  Tarife  der  Kasse  in  Bezug  auf 
den  Zinsfuss  und  die  Sterblichkeitswahrscheinlichkeit  fortan  sobald  als  erforder- 
lich durch  Dekret  des  Präsidenten  der  Republik  nach  Anhörung  der  (als  Sach- 
verständigenkommission fungierenden)  Oberkommission  und  bezüglich  des  Zins- 
fasses unter  Berücksichtigung  der  angelegten  Gelder  erfolgen  können.  Demgemäss 
wurde  bereits  durch  Dekret  vom  28.  Dezember  1893  der  den  neuen  Tarifen  zu 
Grunde  zu  legende  Zinsfuss  von  4  auf  3^/^  herabgesetzt.  Ein  neues  Feld  der 
Thätigkeit  erhielt  die  Kasse  durch  das  Gesetz  vom  30.  November  1894  betreffend 
Beschaffung  billiger  Wohnungen,  welches  sie  (§  7)  ermächtigte,  zeitweise  Ver- 
sicherungen behufs  Sicherstellung  der  Zahlung  des  billigen  Wohnhauses  für  den 
Fall  des  vorzeitigen  Ablebens  des  Familienhauptes  einzugehen;  jedoch  ist  von 
dieser  Ermächtigung  bisher  kein  Gebrauch  gemacht  worden. 
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Am  31.  Dezember  1896^)  betrugen  die  versicherten  Kapitalien  insgesamt 
3  Mill.  Fr.,  einschliesslich  der  im  Jahre  1896  hinzugekommenen  83  Einzelversiche- 
rungen mit  117447  Fr.  92  C.  Versicherungssumme  und  69  Sammel Versicherungen 
mit  13336  Köpfen  und  76750  Fr.  Prämienzahlungen.  Die  Einzelversicherungen 
brachten  einen  Ueberschuss  von  57792  Fr.  65  C,  die  Sammelversicherungen 
wiederum  einen  Fehlbetrag  von  16029  Fr.  65  C,  so  dass  der  Jahresüberschuss 
nur  41763  Fr.  ausmachte  und  zuzüglich  des  Restbestandes  vom  31.  Dezember 
1895  mit  50131  Fr.  99  C.  einen  Qesamtüberschuss  von  nur  91894  Fr.  99  C.  ergab. 

Insgesamt  waren  vom  11.  Juli  1868  bis  31.  Dezember  1896  2571  Einzel- 
versicherungen mit  4,5  Mill.  Fr.  Versicherungssumme  (welche  sich  zufolge  be- 
züglicher Aus-  und  Rückzahlungen  bis  zum  31.  Dezember  1896  auf  die  oben 
angegebenen  3  Mill.  Fr.  vermindert  hatten)  abgeschlossen;  die  Einnahmen  dieses 
Kontos  betrugen  1213659  Fr.  28  C,  die  Ausgaben  613109  Fr.  53  C,  mithin 
Ueberschuss  600549  Fr.  75  C.  Die  insgesamt  1647  Sammelversicherungen  mit 
392644  Köpfen  brachten  dagegen  1731977  Fr.  64  C.  Einnahmen  und  2066101  Fr. 
Ausgaben,  mithin  einen  Fehlbetrag  von  334123  Fr.  36  C.  Hiernach  ergab  sich 
im  Ganzen  noch  ein  Ueberschuss  von  rund  266000  Fr.,  welcher  zuzüglich  der 
nach  dem  Gesetz  vom  26.  Juli  1893  überwiesenen  1  Mill.  Fr.  (s.  oben)  sich  im 
Endergebnis  auf  1264249  Fr.  39  C.  stellte;  diese  Summe  war  bis  auf  einen 
Barbestand  von  66926  Fr.  97  C.  in  4840  Fr.  3V«%  und  33030  Fr.  8^/o  Staats- 
renten angelegt  (durchschnittliche  Verzinsung  3,1 6  ^/<>). 

B.  Die  Unfallversicherungskasse,  a)  Organisation.  Diese  Kasse  giebt 
für  3,  5  oder  8  Fr.  Jahresprämie  (keine  Gefahrenklassen!)  bei  dauernder  Unfähigkeit 
zur  Fortsetzung  des  bisher  ausgeführten  Berufes  dem  Verletzten  das  320  fache  der 
Prämie,  ba  auf  Grund  der  Erfahrungen  bei  Bergwerken  angenommen  wurde,  dass  auf 
100000  Versicherte  320  Unfälle  kommen  würden,  so  dass,  da  i  VW  ®  rund  320  giebt, 
jeder  derVerletzten  jene  Summe  erhalten  kann;  bei  völliger  Erwerbsunfähigkeit  wird 
dieselbe  ausser  einer  jährlich  durch  das  Finanzgesetz  festgesetzten  Staatssubvention 
(2,1  Million  Fr.  bezw.  aus  den  der  Kasse  etwa  zugeflossenen  Schenkungen  und 
Vermächtnissen)  verdoppelt.  Die  Renten,  welche  bei  3  bezw.  5  Fr.  Jahresprämie 
nicht  unter  150  bezw.  200  Fr.  betragen  sollen,  sind  weder  pfändbar  noch  über- 
tragbai-.  Ueber  die  Frage  der  Erwerbsunfähigkeit  entscheidet  ein  Schiedsgericht 
(1  Arzt,  1  Techniker,  1  Arbeitgeber,  1  Arbeiter)  unter  Vorsitz  des  Präfekten. 
Die  Versicherungssumme  wird  bei  der  Altersrentenkasse  zur  Bestellung  einer 
(nach  dem  Alter  des  Verletzten  abgestuften)  Leibrente  eingezahlt.  Hinterbliebene 
erhalten  2  Jahresraten  der  Leibrente,  welche  dem  Verletzten  gebührt  hätte. 
Sammelversicherungen  sind  auch  hier  zulässig.  Um  die  Vorteile  dieser  Kasse 
vorzugsweise  dem  Arbeiterstande  zukommen  zu  lassen,  war  die  Versicherung 
auf  die  bei  gewerblichen  oder  landwirtschaftlichen  Betrieben  erlittenen  Unfälle 
beschränkt. 

b)  Ergebnisse.  Bis  1887  waren  25000  Personen  versichert;  darunter 
nur  ein  kleiner  Bruchteil  Arbeiter,  und  149000  Fr.  Prämien  gezahlt,  bei  2,4 
Millionen  Fr.  Zinsen  beliefen  sich  die  Gesamteinnahmen  auf  4,6  Millionen  Fr. 
einschliesslich  der  Subvention.  Für  42  Unfälle  (darunter  8  tötliche)  waren 
92000  Fr.  bei  der  Arbeiterrentenkasse  und  7500  Fr.  an  Witwen  und  Waisen, 
insgesamt  101200  Fr.  ausgezahlt,  so  dass  ein  Ueberschuss  von  4,5  Millionen  Fr. 
verblieb.  ' 

Bis  31.  Dezember  1893  waren  34880  (im  Mittel  jährlich  1395)  Personen 
versichert  und  218848  Fr.  82  C.  Prämien  gezahlt;  der  Ueberschuss  der  Einnah- 
men über  die  Ausgaben  betrug  am  31.  Dezember  1893  5821612  Fr.  41  C.  bei 
2100000  Fr.  Staatszuschuss,  3658090  Fr.  Zinsen  und  1000  Fr.  Schenkungen. 
Für  67  Unfälle  (darunter  16  tötliche  und  51  mit  dauernder  Arbeitsunfähigkeit) 
—  1,92  auf  1000  Versicherte  —  waren  insgesammt  156326  Fr.  41  C.  ausgezahlt, 
sodass  die  Einlagen  der  Versicherten  allein  schon  einen  Ueberschuss  von  62522 
Fr.  41  C.  lieferten. 


^)  Rapport  de  la  Commission  sap^rieure  des  Caisses  d'assnrances  en  cas  de  d6c^s  et  en 
cas  d'accidents  ä  M.  le  President  de  la  Kepublique  sur  les  Operations  et  la  Situation  de  ces  deux 
caisses,  Ann^e  1896,  Paris  (Imprimerie  nationale)  1897. 
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Im  Jahre  1896^)  waren  1488  Prämien  (806  i  8  Fr.,  483  ä  5  Fr.  nnd  199 
ä  3  Fr.)  im  Gesamtbetrage  von  9460  Fr.  gezahlt  worden;  die  Einnahmen  be- 
trugen (einschliesslich  202,781  Fr.  75  C.  Zinsen)  212713  Fr.  67  C,  die  Ausgaben 
nur  7475  Fr.  Ol  C,  so  dass  sich  am  81.  Dezember  1896  ein  Ueberschuss 
von  205238  Fr.  61  C.  nnd  zuzüglich  des  Restbestandes  vom  31.  Dezember  1895 
11911  Fr.  66  C.  ein  Qesamtüberschuss  von  217150  Fr.  27  C.  ergab. 

Insgesamt  waren  vom  11.  Juli  1868  bis  31.  Dezember  1896  89654  Personen 
versichert,  251515  Fr.  96  C.  Prämien  eingezahlt  und  190216  Fr.  48  C.  an  Ent- 
schädigungen u.  s.  w.  ausgezahlt  worden,  so  dass  sich  ein  Ueberschuss  von 
61299  Fr.  48  C.  ergab,  welcher  im  Ganzen  zuzüglich  des  Staatszuschusses  von 
2,1  Million  Fr.,  4,3  Million  Zinsen  und  1000  Fr.  Schenkung  sich  am  31.  Dezember 
1896  auf  6413549  Fr.  48  C.  stellte;  diese  Gelder  waren  bis  auf  einen  Barbestand  von 
22320  Fr.  25  C.  in  Staatsrenten  angelegt  und  hatten  sich  durchschnittlich  mit 
3,22®/^  verzinst  Die  durchschnittliche  Zahl  der  jährlich  versicherten  Personen 
betrug  nur  1416.  An  Unfällen  waren  im  Ganzen  nur  81  (darunter  20  tötliche 
mid  61  mit  dauernder  Arbeitsunfähigkeit)  —  2,04  auf  1000  Versicherte  —  ent- 
schädigt worden.  Diese  geringe  Wirksamkeit  der  Kasse  wird  darauf  zurück- 
geführt, dass  sie  den  Bedürfhissen  weder  der  Arbeiter  noch  der  Unternehmer 
genügend  entspricht,  da  sie  den  ersteren  für  vorübergehende,  bezw.  teilweise 
Arbeitsunfähigkeit,  den  letzteren  für  die  eigene  Haftpflicht  keine  Deckung 
bietet. 


Vergleicht  man  die  gesamten  Ergebnisse  dieser  komplizierten,  fast  einhalbes 
Jahrhundert  lang  wirksamen  Gesetzgebung  mit  dem  eigentlichen  Ziel,  die  Lohn- 
arbeiter gegen  die  unvermeidlichen  Notlagen  des  modernen  Erwerbslebens  sicher- 
zustellen, so  wird  man  dem  Ausspruch  eines  früheren  französischen  Ressort- 
ministers dahin  beipflichten  müssen,  dass  dieses  Ziel  bisher  bei  Weitem  nicht 
erreicht  worden  sei  und  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  überhaupt  nicht  zu 
erreichen  sei.  Trotz  aller  staatlichen  Vergünstigungen  ist  es  in  nahezu50  Jahren 
nur  gelungen,  bei  38,3  Millionen  Einwohnern  und  fast  10  Millionen  Lohn- 
arbeitern') (einschliesslich  der  landwirtschaftlichen)  knapp  1  Million  Arbeiter  um 
die  Fahne  der  freiwilligen  Vereinsthätigkeit  zu  sammeln  und  nur  ein  Bruchteil 
dieser  Vereine  hat  regelrechte  Unterstützungs-  oder  Versicherungskassen  aufzu- 
weisen. Die  letzteren  haben  trotz  der  fremden  Beihülfen  u.  a.  nur  eine  mittlere 
Altersrente  von  64,88  Fr.  zu  erzielen  vermocht;  ein  Betrag,  der  noch  nicht  ein- 
mal die  Hälfte  der  in  Deutschland  gezahlten  Mindestrente  erreicht.*)  Selbst  die 
staatliche  Altersrentenkasse,  deren  Kundschaft  nur  zu  einem  Bruchteil  der  Arbeiter- 
schaft angehört,  gewährt  keine  höhere  Durchschnittsrente  als  die  deutsche  In- 
validitäts-  und  Altersversicherung,*)  kann  es  aber  nicht  wie  diese  verhüten, 
dass  die  einzelne  dem  Arbeitsinvaliden  gezahlte  Rente  auf  wirtschaftlich  ganz 
unzulängliche  Beträge  herabsinkt.  Die  anderen  beiden  staatlichen  (Lebens-  und 
Unfall-)Versicherungskassen  sind  aber  für  den  Arbeiterstand  als  solchen  vollends 
wirkungslos  geblieben.*) 

Die  Entwickelungsgeschichte  der  französischen  Soci6t6s  de  secours  mutuels 
und  Syndicats  professionnels  bestätigt  also  nur  wie  diejenige  der  englischen 
Friendly  Societies  und  Trade  Unions,  der  italienischen  Societä  di  mutuo  soccorso 
und  Associazoni  operaie,  der  belgischen  Soci6t6s  mutualistes  und  Associations 
ouvriöres,  und  der  deutschen  freien  Hilfekassen  und  Gewerkschaften  die  Erfahrung, 
dass  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversicherung  durchgreifende  Erfolge  im 
Wege  freiwilliger  Fürsorge  nicht  zu  erreichen  sind.  Lediglich  auf  dem 
Gebiete  des  einfachen  Unterstützungs wesens,  wo  es  sich  um  mehr  vorüber- 
gehende Leistungen  wie  Krankengeld,  Begräbnisbeihilfe,  Wöchnerinnen-  und 


*)  Vgl.  Note  1  zu  S.  30. 

^  Vgl.  die  oben  zu.  den  Abschnitten  1  bis  4  mitgeteilte  Statistik,  sowie  die  statistischen 
Tafeln  in  meinem  „Leitfaden  zur  Arbeiter^eisichening  des  deutschen  Reichs^,  Berlin  1898  (Ver- 
lag Ton  A.  Asher  &  Co.),  femer  BuUetin  du  Comit6  permanent  h  Paris,  11  (1891)  267  und  Bulletin 
de  rOffice  du  trayaü  k  Paris,  V  (1898)  513. 
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Familien-Unterstützung,  Reisegeldzuschuss  beim  Wechsel  der  Arbeitsstelle  u.  s.  w. 
handelt,  haben  diese  Vereine  im  Wege  der  Selbsthilfe  nennenswerte  Erfolge  erringen 
können,  weil  solche  Leistungen  einerseits  nicht  über  ihre  Kräfte  hinausgehen  und 
andererseits  keine  rechnerischen  Schwierigkeiten  bieten.  So  war  es  für  die  fran- 
zösischen soci6t6s  de  secours  mutuels  einfacher  Erfahrungsgrundsatz,  den  monat- 
lichen Beitrag  nach  dem  Betrage  des  täglichen  Krankengeldes  festzusetzen,  weil 
durchschnittlich  auf  jedes  Vereinsmitglied  jährlich  ö  Krankentage  entfielen  und 
die  täglichen  Kosten  an  Arzt  und  Arznei  etwa  dem  Krankengelde  gleichkamen; 
es  genügt  da  ein  einfaches  Umlageverfahren,  welches  sich  den  jeweiligen  Verhält- 
nissen durch  zeitweise  Erhöhung  oder  Erniedrigung  der  Leistungen  und  Beiträge 
ohne  Schaden  für  das  Oanze  anpassen  kann.  Ganz  anders  liegt  aber  die  Sache, 
sobald  das  Gebiet  der  Rentenversicherung  d.  h.  der  dauernden  Unterstützungs- 
fälle betreten  wird,  da  diese  Aufgaben  einerseits  erfahrungsgemäss  die  finanziellen 
Kräfte  der  Arbeiter  allein  übersteigen,  andererseits  ein  dauernd  geordnetes 
Kassenwesen,  d.  h.  veraicherungstechnische  Grundlagen  zur  Voraussetzung  haben. 
Die  erstere  Schwierigkeit  hat  die  fi'anzösische  Gesetzgebung  durch  Zuwendung 
staatlicher  Zuschüsse  und  anderweiter  Vorteile  zu  beheben  versucht,  die  andern 
aber  selbst  in  dem  neuen  Hilfskassengesetz  vom  1.  April  1898  nicht  zu  lösen 
vermocht.  Gleichwohl  haben  sich  jene  Begünstigungen  nicht  als  stark  genug 
erwiesen,  um  die  breiten  Massen  der  gewöhnlichen  Lohnarbeiter  den  Hilfsvereinen 
zuzuführen  und  ebensowenig  wird  sich  eine  versicherungstechnische  Gesundung 
dieser  erzielen  lassen,  solange  die  Einnahmen  und  damit  das  ganze  Kassenwesen 
der  Vereine  auf  derart  schwankenden  Unterlagen  beruhen.  Und  doch  ist  gerade 
die  Rentenversicherung,  d.  h.  eine  sichere  Fürsorge  in  dauernden  Notfällen 
der  Angelpunkt  der  modernen  Arbeiterfürsorge. 

Sind  aber  die  bisherigen  Subventionen  ausschliesslich  der  Elite  der  gewerb- 
lichen Arbeiterschaft,  also  den  ohnehin  schon  besser  gelohnten  Arbeiterkreisen 
zu  Gute  gekommen  und  die  gerade  der  Fürsorge  am  Bedürftigsten,  d.  h.  die 
breite  Masse  der  gewöhnlichen  Lohnarbeiter  leer  ausgegangen,  so  erscheint  die 
Hoflfhung,  auch  diese  Schichten  durch  noch  stärkere  Subventionen  und  weitere 
Aufklärung  nach  und  nach  für  die  freiwillige  Vereinsthätigkeit  ebenfalls  zu  ge- 
winnen, um  so  trügerischer,  als  die  zu  überwindenden  Schwierigkeiten  natur- 
gemäss  immer  grösser  werden,  je  weiter  man  nach  unten  hinabsteigt.  Man  würde 
da  sehr  bald  zu  einem  Punkt  gelangen,  wo  die  fremden  Beihilfen,  um  überhaupt 
noch  etwas  zu  erreichen,  die  eigenen  Beiträge  der  Arbeiter  bedeutend  übersteigen 
müssten,  und  so  sich  in  bedenklicher  Weise  der  sozialdemokratischen  Forderung 
nähern,  die  gesamte  Arbeiterversicherung  auf  Kosten  der  Gesamtheit  im  Wege 
einer  besonderen  Steuer  durchzufuhren. 

Will  der  französische  Gesetzgeber  dieses  vermeiden,  und  gleichwohl  durch- 
greifende Erfolge,  d.  h.  der  gesamten  Arbeiterschaft,  nicht  bloss  der  Elite 
derselben  wirksame  Hilfe  bringen,  so  wird  er  allerdings  die  Grundsätze  der 
bisherigen  Gesetzgebung  verlassen  müssen. 

Dieselbe  hat  keine  soziale  Grundauffassung,  ist  vielmehr  ein  Gemisch  indi- 
vidualistischer und  staatssozialistischer  Anschaunngen;  statt  von  dem  Arbeits- 
verhältnis auszugehen  und  demgemäss  die  Mitwirkung  beider  Teile,  Arbeitgeber 
wie  Arbeitnehmer,  für  die  Lösung  der  gemeinsamen  Fragen  in  Anspruch  zu 
nehmen,  verweist  die  bisherige  Gesetzgebung  den  Arbeiter  als  den  persönlich 
leidenden  und  wirtschaftlich  schwächeren  Teil  auf  die  eigne  Selbsthilfe  und  sucht, 
in  der  richtigen  Erkenntnis,  ihm  damit  etwas  Unmögliches  zuzumuten,  ihm  über 
diese  Schwierigkeiten  durch  willkürliche  Zuschüsse  und  anderweite  Zuwendungen 
hinwegzuhelfen. 

Diese  Erfahrungen  und  Erwägungen  haben  in  neuerer  Zeit  wiederholt  zu 
parlamentarischen  Erörterungen  von  Gesetzentwürfen^)  geführt,  welche  die  alten 
Bahnen  verlassen  wollten  und  sich  auf  den  Boden  der  in  Deutschland  bereits  er- 
probten staatlichen  Zwangsversicherung  stellten  und,  obwohl  die  Umwandlung 


1)  Vgl.  V.  d.  Osten  a.  a.  0.  S.  114  fg. 
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der  Anschauungen  zu  Gunsten  der  letzteren  ebenso  wie  z.  B.  in  England  und 
Italien  sehr  langsam  vor  sich  geht,  so  haben  diese  Vorstösse  doch  schon  wie 
in  jenen  beiden  Ländern  neuerdings  zu  einzelnen  G^etzen  gef&hrt,  welche  den  An- 
forderungen der  modernen  Sozialpolitik  mehr  oder  minder  Rechnung  tragen.  In 
Folgendem  sollen  nunmehr  diese  Gesetze  und  ihre  statistischen  Ergebnisse,  soweit 
solche  bisher  vorliegen,  zur  Darstellung  gelangen. 


n.  Die  neuere  Gesetzge1)ung. 

1.  Die  Bergmannskasseii :  Gesetz,  betreffend  die  Hilts-  und  Pensionskassen 
der  Bergarbeiter  vom  29.  Juni  1894  bezw.  19.  Dezember  1894  und  Ausführungs- 
verordnung vom  25.  Juli  und  14.  August  1894.^) 

a)  Organisation.  Mit  diesem  Gesetz,  wdches  nach  14jährigen  Yerhand- 
lungen  zwischen  Senat  und  Kammer  in  der  letzteren  endlich  am  9.  Juni  1894 
mit  481  gegen  1  Stimme  angenommen  wurde,  ist  der  erste  Schritt  auf  dem  Wege 
der  Zwangsversicherung  gemacht  worden.  Bis  dahin  war  das  (auf  Grund 
des  Art  50*)  des  Berggesetzes  von  1810)  erlassene  Dekret  vom  3.  Januar  1813 
der  einzige  Gesetzesakt,  welcher  den  Bergwerksbesitzern  besondere  Pflichten  gegen 
ihre  Arbeiter  auferlegte,  nämlich  „in  ihren  Werken  je  nach  der  Zahl  der  Arbeiter 
und  der  Ausdehnung  des  Abbaues  diejenigen  Arznei-  und  Hil&mittel  zu  unter- 
halten, welche  ihnen  durch  den  Minister  angegeben  werden".  Allmählich  hatten 
sich  dann  im  Anschluss  an  diese  Fürsorge  in  fast  allen  Bergwerken  teils  von 
den  Unternehmern  allein  unterhaltene,  teils  aus  Lohnabzügen  (im  Mittel  3^/^) 
mid  üntemehmerzuschüssen  gespeiste  eigenartige  ünterstützungskassen  ent- 
wickelt Im  Allgemeinen  genügten  diese  Kassen  den  alltäglichen  Bedürfiiissen 
bei  vorübergehenden  Krankheitsfällen,  leichteren  Unfällen  u.  s.  w.,  versagten  aber 
in  Ermangelung  ausreichender  statistischer  Erfahrungen  und  finanzieller  Grund- 
lagen regelmässig  bezüglich  der  Sicherstellung  der  Invdiden-  und  Alters-,  Witwen- 
und  Waisenrenten.  Die  grösseren  Berg  Werksgesellschaften,  wie  die  von  Anzin, 
Be^^es,  Ronchamp  u.  a.  m.  suchten  daher  behufs  Verbesserung  des  Kassen- 
wesens die  vei*schiedenen  Fürsorgezweige  getrennt  zu  behandeln,  indem  sie  die 
Unfallfürsorge  auf  alleinige  Rechnung  übernahmen,  die  KrankenfÜrsorge  für 
Rechnung  der  Arbeiter  führten  und  für  die  Invalidenfürsorge  persönliche  Konto- 
bücher bei  der  staatlichen  Altersrentenkasse  zu  Gunsten  der  Pensionsanwärter 
auf  gemeinsame  Kosten  errichteten. 

Nach  einer  summarischen  Uebersicht  vom  Jahre  1882  waren  von  111000 
in  308  Kohlenbergwerken  beschäftigten  Personen  98^/^  in  146  Kassen  mit  215 
Werken  beteiligt.  24  Kassen  mit  29000  Arbeitern  wurden  durch  1,5  Millionen  Fr. 
Zahlungen  der  Arbeitgeber  unterhalten;  50  Kassen  mit  50000  Arbeitern  wurden 
aus  1,6  Millionen  Fr.  Lohnabzügen  und  1  Million  Fr.  festen  Zuschüssen,  72  Kassen 
mit  31000  Arbeitern  aus  1  Million  Fr.  Abzügen  und  300000  Fr.  gelegentlichen 
Zuschüssen  gespeist.  Ausserdem  waren  374000  Fr.  unmittelbar  von  den  Unter- 
nehmern an  Verletzte  gezahlt  worden,  sodass  2,6  Millionen  Fr.  aus  Lohnabzügen 
und  3,2  Millionen  Fr.  aus  Zuschüssen  zu  3,9  Millionen  Fr.  Pensionen  und  Unter- 
stützungen, 1;3  Millionen  Fr.  Heilkosten  und  0,6  Millionen  Fr.  Schulausgaben 
verwendet  werden  konnten. 

Eine  im  Jahre  1892  vom  Korps  der  Mineningenieure  über  die  Pensions- 
kassen angestellte  Erhebung  brachte  folgende  Ergebnisse:  Die  Belegschaft  der 
firanzösischen  Bergwerke  betrug  146500  (darunter  etwa  4000  weibliche  und 
10000  jugendliche)  iirbeiter.  Die  Umfrage  erstreckte  sich  auf  97  Betriebe  mit 
126000  Arbeitern.  Li  allen  diesen  Betrieben  waren  Pensionskassen  vorhanden, 
entweder  ausschliesslich  zur  Unterstützung  für  das  Alter  oder  zur  Entschädigung 
bei  UnflÜlen  oder  auch  für  Renten  an  Witwen  und  Waisen  der  tötlich  Verletzten; 


*)  Abgedruckt  im  BuUetin  de  rOffice  du  trayail  Paris  1894,  Tome  I,  p.  358—365,  425—429, 
477—479. 

*)  „Wenn  die  Ausnutzung  des  Bergwerks  die  Gesundheit  der  Arbeiter  gefährdet,  hat  der 
Präfekt  deswegen  Vorsorge  zu  treffen". 
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die  Lasten  trugen  teils  die  Unternehmer  allein,  teils  beide  Teile  gemeinsam. 
Pensionskassen  zu  Lasten  der  Unternehmer  gab  es  in  34  Betrieben  mit  50225 
Arbeitern  bei  einer  jährlichen  Lohnsumme  von  74,3  Millionen  Fr.  Die  mittleren 
Renten  betrugen  für  Verletzte  337  Fr.,  für  Witwen  und  Aszendenten  224  Fr., 
für  Waisen  80  Fr.,  fttr  Invalide  205  Fr.,  im  Gesamtmittel  212  Fr.  für  jede 
Rente.  Die  jährlichen  Ausgaben  zu  Lasten  der  Unternehmer  betrugen  1192349 
Fr.  =  l,6^/o  der  gezahlten  Jahi'eslöhne.  Die  vorhandenen  Reserven  blieben 
aber  hinter  dem  versicherungstechnisch  erforderlichen  Deckungskapitel  von  12,7 
Millionen  Fr.  mit  9,3  Millionen  Fr.  zurück. 

Pensionskassen  zu  Lasten  beider  Teile  gab  es  in  67  Betrieben  mit  88556 
Arbeitern  und  114,2  Millionen  Fr.  Lohnsumme.  Der  Gesamtbetrag  der  Jahres- 
renten erreichte  mit  2  Millionen  Fr.  etwa  1,8  ^/^  der  Jahreslöhne.  Die  mittleren 
Renten  betrugen  für  Verletzte  365  Fr.,  für  Witwen  und  Aszendenten  225  Fr^ 
für  Waisen  83  Fr.,,  für  Invalide  281  Fr.,  im  Gesamtmittel  242  Fr.  für  jede 
Rente.  Die  vorhandenen  Reserven  blieben  hinter  dem  versicherungstechnisch 
erforderlichen  Deckungskapital  von  19,3  Millionen  Fr.  mit  14,4  Millionen  Fr.  zurück. 

Daneben  wurden  noch  von  beiden  Eassenarten  mehrfach  Leibrenten  in  einem 
bestimmten  Lebensalter  (meist  zwischen  dem  50.  und  60.  Lebensjahr)  und  nach 
einer  gewissen  Dienstzeit  (von  mindestens  15  bis  30  Jahren)  im  Mittel  von 
300  Fr.  gewährt. 

Die  Ruhegehälter  waren  in  den  meisten  Fällen  auf  die  Witwe  übertragbar 
und  erreichte  der  ihr  zustehende  Teil  in  der  Regel  ^/g  bis  ^/g,  mitunter  auch  ^/^ 
der  anrechnungsfähigen  Invalidenrente. 

Nicht  minder  wie  in  der  Vielheit  der  Ziele  und  Formen,  der  Unzulänglich- 
keit und  Unsicherheit  der  Leistungen,  dem  Verlust  der  Anrechte  beim  Wechsel 
der  Arbeitsstelle  treten  die  Mängel  des  Kassenwesens  insbesondere  auch  in  der 
Art  der  Verwaltung  hervor,  zu  welcher  die  Arbeiter  entweder  gar  nicht  oder 
nur  in  sehr  beschränktem  Mass  zugezogen  wurden. 

Diesen  Mängeln  sucht  das  neue  Gesetz  vom  29.  Juni  1894  entgegen- 
zutreten, indem  es  unter  grundsätzlicher  Aufhebung  der  bisherigen  Kassenein- 
richtungen die  Versicherung  in  bestimmten  Formen  und  Grenzen  obligatorisch 
macht,  zu  den  Lasten  derselben  beide  Teile,  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  und 
—  unter  Ausscheidung  der  dem  allgemeinen  Unfallversicherungsgesetz  vor- 
behaltenen Unfallversicherung  —  die  vorübergehenden  Fälle  (Kranken- 
versicherung) von  den  dauernden  Fällen  (Alters-  und  Invalidenversicherung) 
getrennt  behandelt  (caisses  de  secours  für  die  ersteren,  caisses  de  retraites 
flir  die  letzteren). 

Behufe  Bildung  der  erforderlichen  Rentenfonds  hat  der  Betriebsunter- 
nehmer monatlich  4%  der  gezahlten  Löhne  (davon  die  Hälfte  zu  Lasten  der 
Arbeiter)  an  die  staatliche  Altersrentenkasse  oder  an  eine  durch  Dekret  be- 
stätigte und  staatlich  beaufsichtigte  Patronats-  oder  Syndikatskasse  abzuführen. 
Der  Versicherte  erhält  ein  auf  seinen  Namen  lautendes  Quittungsbuch,  in 
welchem  die  Einzahlungen  einzutragen  sind;  dieselben  können  nach  Uebereinkunft 
auch  erhöht  werden.  Das  Pensionsrecht  regelt  sich  nach  den  Bestimmungen  des 
AJtersrenten-Kassengesetzes  vom  20.  Juli  1886  (s.  oben  Abschnitt  I,  Z.  3)  und 
tritt  mit  dem  55.  Lebensjahr  in  Kraft,  mit  welchem  die  Beitragspflicht  erlischt, 
auch  wenn  der  Zeitpunkt  für  den  Rwitenbezug  auf  Antrag  des  Versicherten 
weiter  hinausgeschoben  wird.  Durch  die  obligatorische  Einführung  des  Quittungs- 
buches ist  das  Rentenrecht  der  Versicherten  von  dem  Wechsel  der  Arbeitsstelle 
unabhängig  gemacht  worden. 

An  die  Kranken-(Hilfs-)Kassen  hat  der  Unternehmer  bis  zu  2®^  der 
gezahlten  Löhne  zu  Lasten  der  Arbeiter  und  dazu  die  Hälfte  dieser  Summe  aus 
eigner  Tasche  abzuführen.  Art  und  Höhe  der  Unterstützungen  an  Kranke  oder 
sieche  Mitglieder  und  im  Falle  des  Todes  an  deren  Familien  müssen  in  den  Kassen- 
statuten genau  bestimmt  sein;  neben  diesen  obligatorischen  Leistungen  können 
die  Statuten  die  Gewährung  von  Krankengeld  und  Arzthilfe  an  die  Familien- 
mitglieder, Tagegelder  zu  Gunsten  der  Frauen  und  Kinder  der  zu  militärischen 
Dienstleistungen  eingezogenen  Mitglieder  und   ausserordentliche,   widerrufliche 
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ünterstatzongen  an  die  Witwen  und  Kinder  yerstorbener  Mitglieder  zulassen 
Für  jeden  Krankheitsfall  mit  mehr  als  4tägiger  Arbeitsunfähigkeit  hat  die 
Krankenkasse  am  Ende  jedes  Halbjahres  auf  das  Konto  der  einer  Altersrenten- 
kasse angehörenden  Mitglieder  mindestens  5^/^  des  statutenmftssigen  Kranken- 
geldes fftr  die  ganze  Dauer  des  Bezugs  des  letzteren  einzuzahlen.  Die  Kassen- 
statuten und  alle  Abänderungen  derselben  unterliegen  der  ministeriellen  Geneh- 
migung, die  KassenfOhrung  der  staatlichen  AuGsicht  Jede  Krankenkasse  wird 
durch  einen  Vorstand  aus  9  Mitgliedern  verwaltet,  von  welchen  Vs  vom  Unter- 
nehmer bestimmt,  '/,  von  den  Versicherten  selbst  gewfiMt  werden  (Wahl  stets 
Sonntags).  Derselbe  hat  alljährlich  einen  Rechenschaftsbericht  an  die  Eessort- 
minister  in  den  von  diesen  vorgeschriebenen  Formen  zu  erstatten  und  am  Jahres- 
schluss  die  zum  Kassenbetrieb  nicht  erforderlichen  Bestände  binnen  Monatsfrist 
bei  der  Depositenkasse  zu  hinterlegen;  der  Reservefonds  soll  nicht  das  Doppelte 
der  Jahresausgaben  überschreiten.  Wegen  Nichtausföhrung  der  Statuten  oder 
Verletzungen  des  Gesetzes  kann  der  Vorstand  durch  den  Ressortminister  aufgelöst 
and  die  Kasse  bis  zu  der  binnen  2  Monaten  vorzunehmenden  Neuwahl  dnrdi 
einen  Beauftragten  des  Präfekten  verwaltet  werden.  Im  Uebrigen  sollen  diese 
Bergmannskassen  dieselben  Vergünstigungen  gemessen,  wie  die  sonstigen  Hilfe- 
kassen  (Soci6t6s  de  secours  mutuels,  s.  oben  Abschnitt  I,  Z.  1).  Arbeiter  und 
Betriebsbeamte  mit  einem  2400  Fr.  übersteigenden  Jahresverdienst  gemessen  nur 
bis  zu  diesem  Betrage  die  Wohlthaten  des  Gesetzes. 

Die  üebergangsvorschriften  des  Gesetzes  behandeln  die  Liquidation  der 
bestehenden  Kasseneinrichtungen;  die  anfänglich  auf  6  Monate  begrenzte  Ueber- 
gangsfrist  ist  durch  das  Nachtragsgesetz  vom  81.  Dezember  1894  bis  zum  1.  Juli 
1895  verlängert  worden,  doch  konnten  der  sich  bietenden  Schwierigkeiten  halber 
die  neuen  Bestimmungen  erst  mit  dem  1.  Januar  1896  in  Kraft  gesetzt  werden. 
Durch  Dekret  des  Staatsrats  können  auf  Antrag  des  Ministers  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  auf  Gräbereien  und  Steinbrüche  ausgedehnt  werden. 

Die  zur  Ausführung  des  Gesetzes  erlassenen  Verordnungen  enthalten  u.  a. 
über  die  Einrichtung  und  Führung  der  Quittungsbücher  so  komplizierte  Vor- 
schriften, dass  das  deutsche  Markensystem  im  Vergleich  dazu  viel  einfacher, 
bequemer  und  sicherer  erscheint 

Die  voraussichtliche  Belastung  des  Bergbaus  aus  diesem  Gesetz  wurde 
(einschliesslich  der  Arbeiterbeiträge)  auf  10^/^  (7^/^  für  die  neuen,  S^o  ^  die 
bereits  laufenden  Verpflichtungen)  und  zuzüglich  der  Unfallversicherung  (s.  unten 
Z.  3)  insgesamt  auf  15^/^  der  Lohnsummen  (166,5  Millionen  Fr.)  oder  1  Fr.  pro 
Tonne  Förderung^)  veranschlagt. 

b)  Die  Ergebnisse  des  ersten  Rechnungsjahres  (1896)  sind  folgende: 

Es  bestanden  190  Kassen  mit  154696  Mitgliedern,  darunter  14  Kassen  mit 
weniger  als  50  Mitgliedern,  20  mit  50  bis  100  Mitgl.,  37  mit  100  bis  200  Mitgl., 
19  mit  200  bis  300  Mitgl.,  22  mit  300  bis  500  Mitgl.,  11  mit  500  bis  700  Mitgl., 
17  mit  700  bis  1000  Mitgl.,  21  mit  1000  bis  1500  Mitgl.,  14  mit  1500  bis  2000 
HitgL,  die  übrigen  15  mit  mehr  als  2000  Mitgl.  Die  Zahl  der  Erkrankten  be- 
trug 103981  (67,22^  auf  100  Mitgl.),  der  Krankentage  1543874  (14,85  Tage 
pro  Kranken  und  9,98  Tage  pro  Mitgl.),  der  tötlichen  Unfälle  184  (0,12  pro 
100  MitgL).  Die  Einnahmen  betrugen  4876413  Fr.  86  C.  (darunter  60,5% 
Arbeiterbeiträge  und  30,3%  üntemehmerbeiträge  oder  pro  Mitglied  19,07  und 
9,56  Fr.),  die  Ausgaben  4350040  Fr.  50  C.  (darunter  1950832  Fr.  Krankengeld 
=  12,62  Fr.  pro  Mitglied,  18,59  Fr.  pro  Kranken  und  1,31  Fr.  pro  Krankentag, 
1583599  Fr.  Arzt-  und  Arzneikosten  mit  Einschluss  der  Familienangehörigen 
oder  ohne  diese,  4,50  und  5,90  Fr.  Arzt-  und  Arzneikosten  pro  Mitglied,  8,60 
und  11,32  Fr.  pro  Kranken,  0,54  und  0,75  Fr.  pro  Krankentag);  der  Ueberschuss 

M  Nach  einer  im  Auftrage  der  prenssischen  Bergbauyereine  yom  Verein  für  die  bergban- 
lichen  Interessen  im  Oberbergwerksbezirk  Dortmnnd  angestellten  Erhebung  stellte  sich  die  bezüg- 
liche Belastong  des  deutschen  Bergbaues  auf  70  Pf.  pro  Tonne.  Die  Belastung  des  englischen 
Beigbaues  aus  dem  neuen  Unfallentschädigungsgesetz  yom  6.  August  1897  wird  auf  9  Pence  =  80  P. 
yeranschlagt 
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526373  Fr.  36  C.  and  der  am  Schloss  des  Jahres  vorhandene  Reservefonds 
1331381  Fr.  52  C. 

2.  Die  Seemannskassen:  Gesetz,  betreffend  die  Seemanns-Invalidenkasse 
vom  13.  Mal  1791  bezw.  11.  April  1881,  8.  August  1885  und  17.  November  1885; 
Gesetz,  betreffend  die  Seemanns-Unfallkasse  vom  21.  April  1898. 

a)  Die  Invalidenkasse.  Die  im  Jahre  1673  gegründete,  durch  das  Gesetz 
vom  13.  Mai  1791  näher  geregelte  und  dem  Marineminister  unterstellte  Invaliden- 
kasse gewährt  den  Seeleuten  der  Handelsmarine  gegen  einen  3  ^/^ igen  Lohnabzug 
und  staatliche  Zuschüsse  nach  25jähriger  Dienstzeit  beim  Eintritt  der  Berufe- 
invalidität eine  nach  5  Lohnklassen  abgestufte  Invalidenrente  (Halbsold),  welche 
niemals  weniger  als  96  Fr.  und  nicht  mehr  als  600  Fr.  betragen  darf,  aber  für 
völlige  Arbeitsunfähigkeit  und  für  Familienväter  um  einen  monatlichen  Zuschuss 
von  6  Fr.  bezw.  je  2  Fr.  für  jedes  noch  nicht  10  Jahre  alte  Kind  erhöht  wird. 
Die  Witwen  der  Invalidenrentner  oder  der  nach  30  Dienstjahren  verstorbenen 
Seeleute  erhalten  die  Hälfte,  die  hinterbliebenen  Waisen  (bis  zum  vollendeten 
14.  Lebensjahr)  und  Eltern  pro  Kopf  ein  Drittel  jener  Renten.  Reichen  die 
Kassenmittel  nicht  aus,  um  alle  Rentenansprüche  zu  befriedigen,  so  gehen  bei 
der  jährlichen  Aufetellung  der  Pensionsliste  die  dem  Lebens-  und  Dienstalter 
nach  Aelteren  den  Jüngeren  vor. 

Das  Gesetz  vom  11.  April  1881  stellte  einen  neuen  Rententarif  auf 
(abgestuft  nach  Lohn-  und  Berufsklassen  mit  den  Untergrenzen  von  204  bis  780  Fr. 
und  den  Obergrenzen  von  384  bis  1068  Fr.  jährlich)  und  machte  den  Bezug  der 
Invalidenrente  regelmässig  von  der  Vollendung  des  50.  Lebensjahres  abhängig; 
die  Witwenrente  wurde  auf  die  Hälfte  des  Höchstbetrages  der  Invalidenrente 
des  Mannes  festgesetzt  und  den  Waisen  (bis  zur  Vollendung  des  21.  Lebensjahres 
des  jüngsten  Kindes)  die  Witwenrente  belassen.  Ausserdem  wurden  die  Beiträge 
der  auf  Gewinnanteil  angestellten  Seeleute  in  festen  Monatsbeiträgen  tarifiert  und 
endlich  die  Wirksamkeit  der  Kasse  auf  die  ftkr  den  Seedienst  eingeschriebenen 
Mannschaften  beschränkt. 

Das  Gesetz  vom  17.  November  1885  trennte  den  bis  dahin  von  der  Invaliden- 
kasse  mitbesorgten  Verwaltungsdienst  der  Invalidenpensionen  der  Kriegsmarine 
ab  und  übertrug  diesen  vom  1.  Januar  1886  ab  der  allgemeinen  Staatskasse. 
Der  letzte  Rechnungsabschluss  (für  das  Jahr  1896)  ergab:  17,6  Millionen  Fr.  Ein- 
nahmen (darunter  1,9  Millionen  Lohnabzüge,  3,6  Millionen  Zinsen  und  9,4  Millionen 
Staatsubvention),  16,6  Millionen  Fr.  Ausgaben  (darunter  14,1  Millionen  Renten, 
1,3  Millionen  widerrufliche  Unterstützungen  und  0,4  Millionen  Verwaltungskosten) 
mithin  1  Million  Fr.  Ueberschuss.  Die  Mängel  dieser  Kasse  bestehen  haupt- 
sächlich in  den  unzureichenden  versicherungstechnischen  Grnüdlagen  und  der  Un- 
sicherheit, in  den  Genuss  der  Invalidenrente  zu  kommen,  zumal  für  solche,  welche 
den  beim  Seemannsdienst  besonders  ins  Gewicht  fallenden  Betriebsgefahren  vor- 
zeitig unterliegen.  Zwar  ist  für  solche  Fälle  ein  besonderer  Unterstützungsfonds 
(1  Mül.  Fr.)  vorbehalten,  aus  welchem  widerrufliche  Hilfsgelder  an  die  Verun- 
glückten oder  deren  Hinterbliebene  gezahlt  werden  können,  indessen  wurde  diese 
Lösung  allgemein  als  unzulänglich  anerkannt  —  im  Jahre  1894  waren  z.  B.  auf 
diese  Weise  26486  Personen  zu  unterstützen,  so  dass  auf  den  Kopf  nur  38  Fr. 
kamen  —  und  die  Einführung  einer  besonderen  Kasseneinrichtung  für  erforder- 
lich erachtet 

b)  Die  Unfallkasse.  Diese  durch  Gesetz  vom  21.  April  1898  begründete 
Kasse  soll  die  vorbezeichnete  Lücke  ausfüllen.  Alle  für  den  Seedienst  einge- 
schriebenen Mannschaften  (einschliesslich  der  Kapitäne,  Offiziere,  Maschinisten, 
Lootsen)  sind  vom  10.  Lebensjahre  ab  bei  ihr  gegen  die  Betriebsgefahren  und 
-Unfälle  zwangsversichert.  Die  Einnahmen  der  Kasse,  welche  Rechtspersönlich- 
keit besitzt,  bestehen  aus  den  Beiträgen  der  Versicherten  (=  der  Hälfte  der 
Invalidenkassenbeiträge),  den  gleichhohen  Einlagen  der  Unternehmer,  etwaigen 
Schenkungen  und  Vermächtnissen  bezw.  sonstigen  Zuwendungen  und  erforder- 
lichen Falls  staatlichen  unverzinslichen  Vorschüssen. 
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Die  Kasse  gewährt:  dem  Verletzten  oder  Erkrankten  bei  dauernder 
Berufsunf&bigkeit  die  tarifmässige  Halbsoldrente  (je  nach  der  Charge  zwischen 
204  und  300  Fr.),  und  in  vorübergehenden  Fällen  eine  zeitweise  oder  wider- 
rufliche Entschädigung,  der  Witwe,  (sofern  die  Ehe  vor  dem  Unfall  oder  der 
Erkrankung  geschlossen  ist)  und  nach  deren  Tode  oder  Fortfall  den  Waisen 
(bis  zur  Vollendung  des  16.  LebensjaJires  seitens  des  jüngsten  Kindes)  eine 
etwas  geringere  Rente  (zwischen  192  und  250  Fr.),  ausserdem  dem  Invaliden- 
rentner bezw.  seiner  Witwe  für  jedes  Kind  unter  10  Jahren  einen  jährlichen 
Zuschuss  (zwischen  24  und  36  Fr.),  endlich  in  Ermangelung  der  vorbezeichneten 
Anwärter  den  hinterbliebenen  mindestens  60  Jahre  alten  und  alimentationsberech- 
tigten Eltern  je  eine  Aszendentenrente  =  der  Hälfte  der  Witwen-  bezw.  Waisen- 
rente (zwischen  96  und  125  Fr.). 

Sämtliche  Renten  sind  weder  abtretbar  noch  pfändbar,  werden  aber  um  die 
Hälfte  gekürzt,  wenn  der  Rentenberechtigte  schon  eine  anderweite  Rente  bezieht; 
sie  beginnen  für  den  Invaliden  selbst  mit  dem  Fortfall  der  Löhnung  (Code  de 
commerce  art.  262),  für  die  Hinterbliebenen  mit  dem  Tage  des  Todes  oder  (im 
Fall  des  Verschollenseins)  der  letzten  Nachrichten.  Ist  der  Unfall  oder  die  zur 
Rentenzahlung  führende  Gefahr  vorsätzlich  oder  grobfahrlässig  herbeigeführt,  so 
können  die  Rentenberechtigten  den  nach  gemeinem  Recht  Haftpflichtigen  auf  den 
vollen  Schadenersatz  in  Anspruch  nehmen,  müssen  sich  aber  ihre  gesetzlichen 
Renten  darauf  abrechnen  lassen.  Um  das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen 
und  Ausgaben  herzustellen,  schreibt  das  Gesetz  für  die  in  jedem  Jahr  bewilligten 
Renten  die  Kapitaldeckung  nach  den  für  die  staatliche  Altersrentenkasse  mass- 
gebenden Grundsätzen  und  die  Ansammlung  eines  Reservefonds  von  mindestens 
0,5  und  höchstens  1,5  Millionen  Fr.  (bezw.  die  zeitweise  Erhöhung  oder  Er- 
niedrigung der  Beiträge,  wenn  der  Fonds  diese  Greuzbeträge  unter-  oder  über- 
schreitet) vor  und  sichert  fftr  den  Fall,  dass  die  Einnahmen  auch  mit  Zuhilfenahme 
des  Reservefonds  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Kapitaldeckung  nicht  aus- 
reichen sollten,  unverzinsliche  staatliche  Vorschüsse  zu,  welche  aus  späteren 
üebei-schüssen  der  Kasse  zurückzuerstatten  sind;  sofern  solche  Vorschüsse  wieder- 
holt nötig  werden,  können  die  Beiträge  bis  zur  Herstellung  des  Gleichgewichts 
zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Kasse  bis  auf  ein  Drittel  der  vor- 
geschriebenen Beiträge  erhöht  werden.  Alle  Abänderungen  (Erhöhungen  oder 
Erniedrigungen)  der  letzteren,  sowie  die  Festsetzung  der  Rückerstattungen  an 
den  Staat  erfolgen  durch  besonderes  Dekret  Auch  diese  Kasse  ist  der  Aufsicht 
des  Marineministers  unterstellt  und  wird  von  der  Verwaltung  der  Invalidenkasse 
mitverwaltet;  dem  ersteren  ist  ein  besonderer  Verwaltungsrat,  in  welchem  auch 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  gleicher  Anzahl  vertreten  sind,  als  sachkundiger 
Beirat  zur  Seite  gestellt 

Die  Rentenansprüche  sind  zur  Vermeidung  der  Verjährung  seitens  der  Ver- 
letzten oder  Erkrankten  binnen  2  Monaten  nach  der  Landung  bezw.  der  Rück- 
kehr nach  Frankreich  und  seitens  der  Hinterbliebenen  binnen  Jahresfrist  nach  dem 
Tode  bezw.  im  Fall  des  Verschollenseins  binnen  2  Jahren  seit  den  letzten  Nach- 
richten beim  zuständigen  Seeamt  anzumelden. 

Das  Renten-Feststellungsverfahren  vollzieht  sich  in  den  gleichen  For- 
men wie  bei  der  Invalidenkasse  (vor  besonderen  Kommissionen).  Ueber  die  Be- 
wilUgung  vorübergehender  (widerruflicher)  Entschädigungen  dagegen  entscheidet  bis 
zur  Dauer  von  6  Monaten  der  Minister;  nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  kann  die 
Entschädigung  mit  Zustimmung  der  Renten-Festsetzungskommission  in  eine  von 
6  zu  6  Monaten  widerrufliche  Entschädigung  umgewandelt  werden,  welche  nach 
Verlauf  von  insgesamt  3  Jahren  entweder  einzustellen  oder  in  eine  Halbsoldrente 
umzuwandeln  ist  Die  Auszahlung  der  Renten  und  Entschädigungen  erfolgt  in 
dreimonatlichen  Raten.  Die  Fonds  der  Kasse  sind  in  Staatsrenten  oder  sonst 
garantierten  Werten  anzulegen.  Im  Uebrigen  geniesst  auch  diese  Kasse  G^bühren- 
freiheit  und  folgt  den  sonstigen  Vorschriften  der  Invalidenkasse.  Das  Gesetz 
soll  mit  dem  1.  Januar  1899  in  Kraft  treten. 

Die  Vorzüge  dieses  Gesetzes  sind  wie  bei  dem  Bergmannskassen-Gesetz 
vom  29.  Juni  1894  (s.  oben  Z.  1)  hauptsächlich  darin  zu  finden,  dass  es  den 
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Versicherungs zwang  einftthrt,  beide  Teile,  Arbeitnehmer  nnd  Arbeitgeber,  zn 
den  Lasten  derselben  heranzieht  and  gewisse  versichernngstechnische 
Garantieen  zu  schaffen  sucht  Allerdings  sind  die  letzteren  so  wenig  durch- 
gebildet, dass  die  Kasse  noch  nicht  als  eine  Versicherungskasse  im  eigentlichen 
Sinne  angesehen  werden  kann,  und  aus  diesem  Grunde  wurde  der  im  Gesetz- 
entwurf gewählte  Titel  Caisse  d'assurances  mutuelles  entre  les  marins  fran^s 
contre  les  risques  et  accidents  de  leur  profession  von  der  Kommission  der  Depu- 
tiertenkammer umgewandelt  in  Caisse  de  pr6voyance  etc. 

3.  Die  UnfallTersiclieraiig:  Gesetz  vom  9.  April  1898.  Dieses  Gesetz 
hat  eine  fast  20jährige  Vorbereitung^)  erfordert  und  ist,  wie  auch  die  Unfall- 
versicherungs-Gesetzgebung anderer  Staaten,  durch  die  Mängel  des  privatrecht- 
lichen Haftpflichtrechts  gegenüber  dem  modernen  Gewerbebetriebe  veranlasst 
worden.  Die  privatrechtUche  Haftpflicht  regelte  sich  nach  dem  in  Artikel  1382 
bis  1884  des  Code  civil  wiedergegebenen  römischrechtlichen  Grundsatz,  dass 
jeder  für  den  Schaden  einzustehen  hat,  den  er  selbst  oder  sein  Personal  einem 
Anderen  verursacht.  Danach  konnte  ein  bei  der  Arbeit  zu  Schaden  gekommener 
Arbeiter  nur  dann  einen  Ersatz  dieses  Schadens  beanspruchen,  wenn  derselbe 
durch  den  Arbeitgeber  oder  dessen  Angestellte  verschuldet  war.  Diese  Eechtslage 
mochte  für  den  einfachen  Handwerksbetrieb  genügen,  wo  der  einzelne  Arbeiter 
mehr  oder  minder  Herr  seiner  Arbeitsthätigkeit  war  und  es  daher  im  Wesent- 
lichen von  seinem  eigenen  Verhalten  abhing,  ob  und  wie  er  bei  der  Arbeit  zu 
Schaden  kam.  Die  gewerbliche  Entwickelung  zum  industriellen  Maschinenbetrieb 
hatte  aber  diese  Rechtslage  zu  Ungunsten  der  Arbeiter  vollständig  verändert 
Der  einzelne  Arbeiter  war  nicht  mehr  Herr  seiner  Arbeit,  sondern  die  Maschine 
bestimmte  Gang,  Oertlichkeit,  Art  und  Schnelligkeit  des  Arbeitsprozesses;  der 
Maschinenbetrieb  selbst  brachte  femer  für  den  Arbeiter  zahlreiche  neue  Gefahren 
mit  sich,  denen  er  sich  als  Einzelner  umsoweniger  entziehen  konnte,  als  er  bei 
der  weitgehenden  Arbeitsteilung  immer  nur  ein  Glied  in  der  grossen  Kette  war 
und  sich  dem  organisierten  Betriebe  ohne  Weiteres  einzufügen  hatte;  je  grösser 
aber  der  Betrieb  wurde,  um  so  entfernter  wurden  auch  die  Beziehungen  zwischen 
Arbeiter  und  Unternehmer  und  bei  den  meisten  „Betriebsunfällen"  trat  dies  persön- 
liche Verschulden  des  Einen  wie  des  Anderen  gegenüber  den  rein  zufälligen  oder 
sonst  unvermeidlichen  Betriebsgefahren  völlig  in  den  Hintergrund.  So  hatte 
z.  B.  die  schweizerische  Unfallstatistik  ergeben,  dass  im  Fabrikbetriebe  von  100 
Unfällen  durchschnittlich  nur  12  bezw.  20  auf  ein  Verschulden  des  Unternehmers 
bezw.  der  Arbeiter  zurückzuführen  seien,  dass  aber  bei  68  der  Grund  in  der 
Arbeit  selbst  und  höherer  Gewalt  liege. 

Hiernach  gewährte  also  das  bestehende  Recht  dem  verunglückten  Arbeiter 
nur  bei  einem  verschwindend  kleinen  Bruchteil  der  Unfälle  einen  Entschädigungs- 
anspruch überhaupt  und  die  Verwirklichung  desselben  scheiterte  noch  in  den 
meisten  Fällen  an  der  Schwierigkeit,  gerade  das  Verschulden  des  Unternehmei's 
oder  seiner  Angestellten  nachzuweisen,  an  der  Kostspieligkeit  und  Langwierig- 
keit des  ordentlichen  Prozessverfahrens  und  an  der  Fruchtlosigkeit  der  Zwangs- 
vollstreckung bei  Zahlungsunfähigkeit  des  Haftpflichtigen.  Dazu  kam  noch,  dass 
selbst  in  solchen  Fällen,  wo  der  Unternehmer  seine  Arbeiter  gegen  Betriebs- 
unfälle bei  einer  Versicherungsgesellschaft  versichert  hatte,  diese  es  regelmässig 
auf  den  Prozess  ankommen  Hess,  so  dass  der  V^:amglückte  meist  einen  mageren 
Vergleich  dem  langwierigen  Prozessverfahren  vorzog.  So  waren  z.  B.  nach  einer 
Statistik  der  4.  Civilkammer  in  Paris  in  den  Jahren  1878  bis  1881  von  349 
Entschädigungsprozessen  nur  152  zu  Gunsten  der  Verunglückten  entschieden 
und  nur  51  vor  Jahresfrist  beendigt  worden,  während  159  ein  bis  zwei,  73  zwei 
bis  drei  und  36  länger  als  drei  Jahre  (einer  sogar  7  Jahre)  gedauert  hatten, 
obwohl  in  203  Fällen  das  Armenrecht  erteilt  worden  war.  Hiemach  konnte; 
man  mit  Recht  annehmen,  dass  von  allen  Betriebsunfällen  kaum  5^/^  zu| 
einer  ordnungsmässigen  Entschädigung  führten!    Ein  solcher  Zustand' 


^)  Vgl.  hiersn  die  S.  58  angeführte  Litteratur. 
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erschien  unhaltbar  und  so  wurden  die  verschiedensten  Versuche  angestellt,  im 
Wege  der  Gesetzgebung  eine  befriedigende  Lösung  zu  finden,  sei  es  durch  blosse 
Abänderung  des  bestehenden  Privatrechts,  sei  es  durch  Einschlagung  ganz  neuer 
Bahnen  nach  dem  Voi^nge  der  deutschen  Arbeiterversicherungs-G^e»Btzgebung, 
welche  mit  der  sozialpolitischen  Botschaft  Kaiser  Wilhelm  I.  am  17.  November 
1881  eingeleitet  war. 

Die  verschiedenen  Phasen  dieses  Entwickelungsganges^  welche  sich  im  Laufe 
der  Jahre  in  zahllosen  Gesetzesvorschlägen  verkörperten,  waren  im  Wesentlichen 
die  folgenden: 

Den  ersten  Anstoss  f&r  die  Beformbewegung  gab  der  vielgenannte  Antrag 
Nadaud  vom  29.  Mai  1880,  welcher  lediglich  eine  Umkehrung  der  Beweislast 
und  ein  vereinfachtes  Prozessverfahren  anstrebte,  d.  h.  der  Unternehmer 
sollte  fUr  alle  Betriebsunfälle  haften,  sofern  er  nicht  ein  Verschulden  des  Ver- 
unglückten nachweisen  konnte,  und  über  die  Entschädigungsansprüche  sollte  das 
Qewerbeschiedsgericht  (in  Ermangelung  eines  solchen  der  Friedensrichter)  in  erster 
und  das  Appellgericht  in  zweiter  und  letzter  Instanz  entscheiden. 

Gegen  diesen  Vorschlag  wurde  eingewendet,  dass  er  die  Lösung  auf  dem 
Boden  des  Privatrechts  anstrebe,  aber  mit  dessen  Grundsätzen  in  unlösbaren 
Widerspruch  trete,  da  er  den  Unternehmer  auch  in  solchen  Fällen  haftbar  mache, 
wo  ein  menschliches  Verschulden  überhaupt  nicht  vorliege,  vielmehr  nur  Zufall 
oder  höhere  Gewalt  den  Unfall  herbeiführe,  und  diese  Fälle  bildeten  gerade  die 
grosse  Mehrheit  Der  letztere  Umstand  wurde  wiederum  denjenigen  mit  Ehfolg 
entgegengehalten,  welche  die  angedeuteten  Schwierigkeiten  dadurch  umgehen 
woUten^  dass  sie  dem  vom  Verunglückten  in  Anspruch  genommenen  Unternehmer 
anch  die  Einrede  des  Zufalls  und  der  höheren  Gewalt  zugestehen  wollten,  da  ja 
dann  die  Mehrzahl  der  Unfälle  wieder  unentschädigt  geblieben  wäre.  Um  aus 
diesen  Widersprüchen  und  Schwierigkeiten  herauszukommen,  verstieg  man  sich 
selbst  zu  juristischen  Spitzfindigkeiten,  indem  man  den  in  Artikel  1384  bis 
1386  des  Code  civil  wiederkehrenden  Grundgedanken  der  lex  Aquilia  (den  Be- 
sitzer gewisser  Sachen  für  den  durch  diese  Dritten  verursachten  Schaden  haft- 
bar zu  machen)  auf  den  modernen  Fabrikbetrieb  übertragen  und  den  Betriebs- 
untemehmer  für  allen  durch  die  Maschinen  und  sonstigen  Fabrikeinrichtungen 
entstehenden  Schaden  als  Besitzer  dieser  G^enstände  persönlich  haftbar  machen 
wollte.^) 

Erst  die  Erfindung  der  Theorie  des  sogenannten  risque  professionnel 
zeigte  den  Ausweg  aus  diesem  juristischen  Labyrinth;  diese  Erfindung  war  aber 
nichts  weiter  als  eiue  französische  Etikette  für  das  dem  deutschen  Unfallver- 
sicherungsgesetz vom  6.  Juli  1884  zu  Grunde  liegende  Prinzip,  alle  durch  die 
Industrie  hervorgerufenen  Unfälle  auch  dieser  zur  Last  zu'legen,  d.  h. 
von  dem  regelmässig  vergeblichen  Versuche,  das  ausschliessliche  Verschulden  einer 
bestimmten  Persönlichkeit  für  einen  Betriebsunfall  im  modeiiien  Gewerbebetriebe 
feststellen  zu  wollen,  grundsätzlich  abzusehen  und  die  mit  den  Industriebetrieben 
naturgemäss  verbundenen  Unfälle  demgemäss  nicht  den  einzelnen  Unternehmern, 
sondern  der  Gesamtheit  dieser  als  einen  Teil  der  Produktionskosten  au&uladen. 

Brachte  dieser  Grundsatz  an  sich  eine  klare  Bahn,  so  fand  er  trotzdem 
keineswegs  allgemeinen  Beifall.  Zunächst  trat  der  Gegensatz  zwischen  den  An- 
hängern der  privatrechtlichen  Beform  und  denen  der  neuen  Ordnung  um  so 
schärfer  hervor;  die  ersteren  widersetzten  sich  der  Durchbrechung  der  bisherigen 
Bechtsgrundsätze  und  befürchteten  eine  übermässige  Belastung^)  der  Industrie, 
die  anderen  wieder  betonten  die  Notwendigkeit  der  Reform  und  die  Unmöglich- 
keit, diese  auf  dem  Boden  des  Privatrechtes  durchzuführen.  Sodann  entspann 
sich  ein  ebenso  heftiger  wie  langwieriger  Streit  über  die  Frage,  ob  und  inwie- 


^)  Vgl.  Bulletin  du  Comitö  permanent  da  Congr^  international  des  Accidents  du  TraTail, 
Paris  1892,  HI  201-221. 

^  Man  hatte  dieselbe  nach  dem  Kapitaldeckungssystem  bei  etwa  4  Millionen  Versicherten 
und  einem  jährlichen  Durchschnittslohn  von  1000  Fr.  auf  100  Mill  Fr.  jährlich  und  die  Kapital- 
ansammlung im  Beharrungszustande  auf  2,8  Milliarden  yeranschlagt.  Vgl  H.  Darcy,  La  loi  des^ 
accidents  du  trayail  deyant  le  S6nat  en  1898,  Paris  1898,  und  die  daselbst  angezogenen  Quellen. 
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weit  die  vom  Arbeiter  selbstverschuldeten  Unfälle  von  der  Entschädigung 
ausgeschlossen  bleiben  sollten.  Einig  war  man  nur  darüber,  dass  jedenfalls,  wie 
im  deutschen  Gesetz,  die  vorsätzlich  herbeigeführten  Unfälle  ausscheiden  mfissten, 
da  bei  diesen  die  Ursache  des  Unfalls  nicht  in  den  Gefahren  des  Betriebes,  sondern 
in  dem  Willen  des  Verletzten  zu  suchen  sei.  Dagegen  setzte  sich  der  Streit  über  die 
Entschädigungspflicht  bei  faute  lourde  d.  h.  bei  den  durch  grobes  Versehen 
(culpa  lata)  des  Arbeiters  herbeigeführten  Unfilllen  bis  in  die  neueste  Zeit  fort.^) 
Den  Einen  schien  es  rechtlich  und  moralich  gleich  verwerflich,  einem  Arbeiter, 
der  vielleicht  gerade  durch  die  grobfahrlässige  Ausserachtlassung  einer  bestimmten 
Unfallverhütungsvorschrift  zu  l^haden  gekommen,  gleichwohl  die  Entschädigung 
wie  jedem  anderen  ohne  sein  Verschulden  Verunglückten  zuzugestehen;  die  Anderen 
wieder  wiesen  darauf  hin,  dass  ein  solches,  wenn  auch  unbedachtes  Verhalten 
meist  gerade  durch  die  Intensität  und  Eigentümlichkeit  des  modernen  Industrie- 
betriebes hervorgerufen  werde  und  der  alltägliche  Umgang  mit  solchen  Gefahren 
eifahrungsgemäss  die  Arbeiter  gegen  dieselben  gleichgiltiger  mache  —  man  müsse 
aber  gerade  hier  mit  den  Verhältnissen  rechnen,  wie  sie  thatsächlich  liegen,  und 
nicht,  wie  sie  sein  sollten  oder  könnten.  Es  soll  weiter  unten,  bei  der  Besprechung 
des  Gesetzes  selbst,  gezeigt  werden,  in  welchem  Eompromiss  dieser  prinzipielle, 
langjährige  Streit  schliesslich  seine  Lösung  gefunden  hat 

Weitere,  ebenso  scharfe  und  andauernde  Gegensätze  traten  bei  dem  Versuch 
hervor,  für  die  praktische  Durchführung  des  neuen  Prinzips  in  Bezug  auf  Aus- 
mass,  Art  und  Sicherstellung  der  Entschädigung  eine  befriedigende  Lösung 
zu  finden. 

Einigkeit  herrschte  hierbei  nur  über  den  einen  Punkt,  dass  bei  der  neuen 
Ordnung  der  Dinge  keinesfalls  mehr  eine  individuelle,  sondern  nur  eine  durch- 
schnittliche (Pauschal-)  Entschädigungsabmessung  Platz  greifen  könne;  dagegen 
wollten  die  Einen  im  engeren  Anschluss  an  die  bisherigen  Verhältnisse  die  Fest- 
stellung der  Höhe  der  Entschädigung  je  nach  dem  Grade  des  Verschuldens  der  Beteilig- 
ten innerhalb  gesetzlich  bestimmter  Unter-  und  Obergrenzen  dem  richterlichen 
Ermessen  überlassen  und  die  Entschädigung  selbst  in  Eapitalform  gewähren, 
während  von  der  Gegenseite  gerade  im  Interesse  der  Arbeiter  selbst  und  dem 
Vorbilde  der  deutschen  Gesetzgebung  entsprechend  bestimmten  Durchschnitts- 
sätzen (indemnitä  forfaitaire)  und  der  Renten foim  der  Vorzug  gegeben  wurde. 
Die  grössten  Meinungsverschiedenheiten  riefen  aber  die  vielfachen  Bemühungen 
hervor,  die  in  Aussicht  genommenen  Entschädigungen  dem  Berechtigten  auch  in 
jedem  Falle  sicher  zu  stellen,  zumal  diese  Frage  mit  der  gesamten  Organisations- 
frage im  engsten  Zusammenhange  stand.  Auch  hier  standen  sich  die  alte  und  die 
neue  Richtung  schroff  gegenüber  —  Gegensätze,  die  in  den  mehrfachen  Be- 
schlüssen des  Senats  einerseits  und  der  Deputiertenkammer  andererseits  wieder- 
holt zu  Tage  traten.  Die  Privatrechtler  wollten,  unter  grundsätzlicher  Fest- 
haltung an  der  Haftung  des  einzelnen  Unternehmers  und  dem  ordentlichen 
Prozessverfahren,  dem  Arbeiter  für  seinen  Entschädigungsanspruch  lediglich  ein 
nach  Artikel  2101  des  Code  civil  (wie  bei  rückständigem  Lohn)  im  Konkurs  be- 
vorzugtes Forderungsrecht  und  ein  abgekürztes  (summarisches)  Prozessverfahren 
zugestehen  —  eine  Lösung,  wie  sie  das  neue  englische  Unfallversicherungsgesetz 
vom  6.  August  1897  bietet*)  Die  Hauptschwächen  dieses  Vorschlages  bestanden 
darin,  dass  der  einzelne  Unfall  einerseits,  namentlich  bei  Eapitaldeckung,  den  weniger 
leistungsfähigen  Unternehmer  ruinieren  konnte,  andererseits  bei  Unvermögen  des 
letzteren,  zumal  wenn  gegen  das  Unfallrisiko  nicht  bei  einer  Versicherungsgesell- 
schaft Deckung  genommen  war  oder  auch  diese  zahlungsunfähig  blieb,  den  Ver- 
unglückten ganz  leer  ausgehen  liess;  ausserdem  verblieb  es  nach  wie  vor  bei  den 
verbitternden  Prozessen  von  Person  zu  Person,  zwischen  dem  Verunglückten  und 
seinem  Arbeitgeber,  und  gerade  dies  sollte  im  Interesse  des  soziiJen  Friedens 
vermieden  werden. 


^)  YgL  die  Verhandlmigen  des  letzten  Internationalen  Arbeiteryersichercings-Eongresses  zu 
Brüssel  vom  26.— 81.  Juli  1897. 

*)  Vgl.  meinen  Aufisatz  in  Nr.  31  der  „Sozialen  Praxis"  yon  5.  Mai  1898,  Sp.  806—810 
Berlin  1898. 
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Die  Anhänger  einer  gründlichen  Beform,  darunter  die  Regierung,  verwarfen 
daher  diese  Lösung  als  unzulänglich  und  vertraten  die  öffentlich-rechtliche 
Versicherung  mit  allgemeinem  Versicherungszwang  gegen  die  Betriebsunter- 
nehmer, wie  sie  sich  in  der  deutschen  Gesetzgebung  verkörperte.  Träger  der 
£ntschädigungslast  sollte  mithin  nicht  mehr  der  einzelne  Unternehmer,  sondern 
die  in  beruflichen  oder  territorialen  Verbänden  zusammenzufassende  Gesamtheit 
der  Unternehmer  sein,  zu  deren  Lasten  die  einzelnen  Mitglieder,  wie  in  Deutsch- 
land, nach  Massgabe  der  Lohnsumme  und  Gefährlichkeit  ihrer  Betriebe  beizu- 
steuern hätten,  und  die  Entschädigungsfeststellung  in  einem  besonderen,  f&r 
den  Arbeiter  kostenfreien  und  vereinfachten  Schiedsgerichtsverfahren  erfolgen, 
bei  welchem  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu  gleichen  Rechten  mitzuwirken 
hätten.  Dieser  Vorschlag  stellte  lediglich  die  folgerichtige  Schlussfolgerung  aus 
dem  in  Ermangelung  eines  Besseren  endlich  allseitig  angenommenen  Grundsatz 
des  risque  professionnel  dar;  gleichwohl  fand  er  die  lebhafteste  Anfechtung,  wenn 
auch  weniger  aus  sachlich  überzeugenden  Gründen,  als  vielmehr  weil  man  die 
„importierten  Ideen"  und  den  einfachen  Abklatsch  der  deutschen  Gesetzgebung 
nicht  wohl  mochte.  So  wurden,  namentlich  in  den  Senatsverhandlungen,  um  die 
fortgesetzt  ablehnende  Haltung  wenigstens  nach  aussen  hin  einigermassen'zu 
rechtfertigen,  die  so  oft  gehörten  Vorwürfe  gegen  die  Zwangsversicherung,  dass 
diese  das  Verantwortlichkeitsgefühl  beider  Teile,  Unternehmer  wie  Arbeiter, 
einschläfere,^)  die  Zahl  der  Unfälle  und  Prozesse  ins  Ungemessene  vermehre,*) 
übermässige  Verwaltuugskosten  verursache^)  etc.  stets  aufs  Nene  wiederholt,  ob- 


*)  Vgl.  hierzu  die  gewerbliche  Unfallstatistik  für  die  Jahre  1887  und  1897  (letztere  noch 
in  der  Vorbereitung),  auch  meinen  „Leitfaden  zur  Arbeiteryersicherung  des  deutschen  Reichs**, 
Berlin  1898,  S.  18  und  31.  Ein  Vergleich  mit  der  ausländischen  Unfallstatistik  ergiebt  für  die 
obige  Behauptung  keine  thatsächlichen  Unterlagen;  im  Gegenteil  ist  die  sinkende  Tendenz 
der  schweren  Unfälle  (Tod  und  Invalidität )  bei  der  deutschen  Zwangs  Versicherung  gerade  eine 
Yolge  der  berufsgenossenschaftlichen,  d.  h.  im  Wege  der  freien  Selbstverwaltung  entwickelten 
lyBtematiBchen  Unfallverhütung  und  Unfall(kranken)fürsorge,  also  ein  Beweis  tlir  das  er- 
höhte VerantwortlichkeitBgefÜhl  der  Unternehmer. 

■)  Vgl.  meine  Aufsätze  „Unfallversicherung  in  Italien"  in  der  „Zeitschrift  für  Sozialwissen- 
sehaft",  Berlin  1898^  1.  Jahrg.,  Heft  4  und  6,  S.  302  und  443  fg.  und  die  daselbst  angeführte 
litteratur,  welche  wie  die  oben  mitgeteilte  schweizerische  Unfall  Statistik  ergiebt,  dass  die  Länder 
mit  Zwangsyersichemng  in  diesen  Beziehungen  keineswegs  ungünstigere  Ergebnisse  liefern  als 
die  Länder  ohne  Zwangsversicherung.  Die  amtliche  Statistik  ergiebt  vielmelu:,  dass  trotz  der 
ausserordentlichen  Entwicklung  und  Anspannung  der  deutschen  Industrie  die 
tödlichen  Unfälle  (infolge  der  berufsgenossenschaf^lichen  Unfallverhütung)  nicht  gestiegen,  die 
EUle  mit  Yoll-Invalidität  (auch  zufolge  der  beru&genossenschaftlichen  Ui^allkrankenftlrsorge)  er- 
heUich  zurückgegangen  sind  und  die  Fälle  mit  Teil  Invalidität  (unter  Berücksichtigung  der 
neueren  Ergebnisse)  ihren  Höhepunkt  schon  überschritten  haben.  (Vgl.  die  Uebersichten 
für  das  erste  Jahrzehnt  der  Unfallversicherung  in  den  Amtlichen  Nachrichten  des  Reichs- Versiche- 
rungsamts Jahrg.  1895,  Teil  11,  S.  73fg.  und  1897,  S.  231,  279fg.).  Dass  „früher  weniger  pro- 
zessiert** wurde,  hat  seinen  einfachen  Grund  darin,  dass  unter  der  Herrschaft  des  Haftpflicht- 
rechts die  verunglückten  Arbeiter  bei  fast  80<^/o  der  Unfälle  überhaupt  keinen  Entschä- 
digungsauspruch  hatten  und  für  den  Rest  der  Fälle  auf  ein  kostspieliges  und  langwieriges 
Prozessverfahren  gegen  ihre  Arbeitgeber  angewiesen  waren.  Heute  steht  ihnen  ein  völlig 
kostenfreies  und  lediglich  gegen  die  Berufsgenossenschaft  zu  richtendes  Verfahren 
offen,  und  wenn  trotzdem  nur  durchschnittlich  Vs  der  Bescheide  der  letzteren  angefochten  werden 
und  nur  5®/o  sämtlicher  Bescheide  bis  an  das  Reichs- Versicherungsamt  als  die  letzte  Instanz  ge- 
langen, so  kann  dieses  Ergebnis  keineswegs  als  unbefriedigend  bezeichnet  werden. 

•)  Auch  die  Unrichtigkeit  dieser  immer  wieder  aufgestellten  Behauptung  ist  durch  zahl- 
reiche, in-  und  ausländische,  auch  französische  Statistiken  längst  dargetlian  und  sogar  nach- 
gewiesen, dass  die  deutsche  bezw.  österreichische  Zwangsversicherung  etwa  dreimal  so  billig 
arbeitet  wie  die  Privat- Versicherungsgesellschaften,  obwohl  die  Verwaltungskosten  der  Zwangs- 
versicherung auch  die  Kosten  der  Unfallfeststellung,  der  Schiedsgerichte  und  der  Unfallver- 
hütung bezw.  Ueberwachung  der  Betriebe  mitenthalten.  Vgl.  meinen  Aufsatz  „Unfallversiche- 
rung** im  11.  Supplementband  des  Handwörterbuchs  der  Staats  Wissenschaften,  Jena  1897,  bezw. 
die  daselbst  angezogene  Litteratur,  und  „Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des  Deutscheu 
Reichs'',  6.  Ausgabe,  Berlin  1898  (Drittes  Hunderttausend),  S.  25  und  27—30,  Tafel  A  bis  D; 
SdunoUers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich, 
22.  Jahrg.,  S.  134,  Leipzig  1898  bezw.  Ehrenzweig's  Assekuranz-Jahrbuch,  Wien,  Jahrg.  1898 
S.  207;  Reohnnngsergebnisse  der  österreichischen  Arbeiter-Unfall-Versicherungsanstalten  für  das  Jahr 
1894,  (S.  4)  Wien  1896  und  Geschäftsbericht  der  U.-V.-A.  für  das  Königreich  Böhmen  in  Prag  für  das 
Jahr  1896  S.  17,  Prag  1897;  Bulletin  duCk)mit6  permanent  du  Gongr^s  international  desAccidents 
da  travail  et  des  Assurances  sociales,  VIII*  ann^e,  p.  29,  Paris  1897. 
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wohl  sich  überzeugende  Beweise  dafür  nicht  erbringen  Hessen,  so  lange  man  der 
deutschen  Statistik^)  nicht  missverständliche  Deutungen  unterlegte. 

Zwischen  den  beiden  Gegenpolen  der  privatrechtlichen  Haftpflicht  und  der 
öffentlichrechtlichen  Versicherung  suchte  eine  dritte  Richtung  zu  vermitteln;  die- 
selbe wollte  zwar  an  der  persönlichen  Haftung  des  einzelnen  Unternehmers  fest- 
halten, aber  diesen  dem  Versicherungszwange  unterwerfen  d.  h.  die  einzelnen 
Unternehmer  sollten  gehalten  sein,  sich  gegen  das  Unfallrisiko  ihrer  Betriebe 
anderweit  zu  versichern,  jedoch  sollten  sie  nicht  Zwangsmitglieder  einer  bestimmten 
allgemeinen  Organisation  werden,  sondern  zwischen  verschiedenen  Versicherungs- 
formen die  freie  Wahl  haben,  sei  es,  dass  sie  die  Versicherung  bei  der  staatlichen 
Unfallkasse  oder  bei  einer  privaten  (staatlich  zugelassenen  bezw.  beaufsichtigten) 
Versicherungsgesellschaft  oder  bei  einem  beruflich  bezw.  territorial  gebildeten 
Untemehmersyndikat  eingehen  oder  (bei  Qrossbetrieben)  gegen  entsprechende 
Sicherstellung  auf  eigene  Rechnung  übernehmen  mochten.  Man  wollte  also  den 
Versicherungszwang,  nicht  al^r  die  Zwangsversicherung  annehmen  — 
mithin  eine  Lösung,  wie  sie  jüngst  nach  fast  ebenso  langwierigen  Vorverhand- 
luBgen  das  neue  italienische  Unfallversicherungsgesetz  vom  17.  März  1898  ge- 
bracht hat.*)  Insbesondere  wurden  die  deutschen  Berufsgenossenschaften  als  dem 
französischen  Volkscharakter  widersprechende  „staatlich  reglementierte  Zwangs- 
gebilde" grundsätzlich  abgelehnt,  weil  mau  augenscheinlich  von  dem  wirklichen 
Wesen  und  der  freien  Selbstverwaltung  dieser  Körperschaften  ganz  unrichtige 
Vorstellungen  hatte,  wie  dies  noch  letzthin  die  Verhandlungen  des  Internationalen 
Arbeiterversicherungskongresses  in  Brüssel  (25.— 31.  Juli  1898)  deutlich  dar- 
gethan  haben.') 

Auch  die  vermittelnde  Richtung  fand  keine  Mehrheit,  da  diese  jedweden 
Zwang  ablehnte,  und  so  drohte  das  ganze  Gesetzgebungswerk  an  dem  anscheinend 
unüberbrückbaren  Gegensatz  der  beiden  Gegenströmungen  wiederum  zu  scheitern, 
als  noch  in  letzter  Stunde  eine  eigenartige  Lösung  gefunden  wurde,  auf  welche 
bei  der  Besprechung  des  Gesetzes  selbst  näher  eingegangen  werden  soll 

Bevor  wir  uns  diesem  zuwenden,  mag  hier  noch  der  Vollständigkeit  halber 
erwähnt  werden,  dass  im  Laufe  der  Parlaments-  und  ebenso  der  vorerwähnten 
Kongressverhandlungen*)  u.  a.  auch  das  deutsche  Umlageverfahren  gegenüber 
dem  Prämiensystem  und  Kapitaldeckungsverfahren  als  versicherungstechnisch 
und  volkswirtschaftlich  gleich  verwerflich  bezeichnet  wurde.  Ohne  auf  die  ver- 
schiedenen Vorzüge  und  Nachteile  dieser  Systeme  hier  näher  eingehen  zu  wollen,*) 
müssen  doch  jene  Vorwürfe  als  durchaus  unberechtigt  zurücl^ewiesen  werden. 
Wer  mit  seinen  Anschauungen  lediglich  auf  dem  Boden  der  privatrechtlichen 
Haftpflicht  und  an  der  dafür  typischen  Erscheinung  der  privaten  Versicherungs- 
gesellschaft haften  bleibt,  mag  mit  jener  Behauptung  von  seinem  Standpunkte 
aus  ganz  Recht  haben  —  aber  dieser  Standpunkt  ist  dann  ein  durchaus  verfehlter, 
wenn  es  sich,  wie  bei  der  deutschen  Unfallversicherung,  um  öffentlichrechtliche 
Zwangsverbände  auf  breitester  Grundlage  handelt,  welche  nicht  wie  einfache 
Privatgesellschaften  heute  entstehen  und  morgen  vergehen,  sondern  die  Gewähr 
ihres  Bestandes  und  ihrer  Leistungsfähigkeit  in  sich  selbst  tragen.  Man  be- 
hauptet nun,  dass  das  Umlageverfahren  „theurer"  sei,  weil  es  anfänglich  zwar 
geringere,  später  aber  etwa  doppelt  so  hohe  Prämien  verlange  als  ein  ver- 
sicherungstechnisch durchgebildetes  System  —  ganz  zu  Unrecht,  denn  es  wird 
im  Endergebnis  auch  nicht  ein  Pfennig  mehr  an  Entschädigungen  gezahlt  als 
auch  unter  dem  letzteren  Systeme  zu  zahlen  wäre,  sondern  es  findet  lediglich 


*)  Vgl.  meine  Aufsätze  „Unfallßtatistik"  und  „Unfallversiclierung"  im  II.  Supplementband 
des  „Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaften^,  Jena  1897,  bezw.  die  daselbst  angezogene  amt- 
liche Statistik  und  Litteratur. 

•)  Vgl.  Note  2  auf  S.  41. 

*)  Ck)ngr^  international  des  accidents  du  travaU  et  des  assurances  sociales,  4*  Session, 
Broxelles  1897. 

*)  Vgl.  das  Nähere  in  meiner  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Heft  II:  Die  Arbeiter- 
Versicherung  in  Schweden,  S.  30  fg.,  Berlin  (Verlag  von  A.  Troschel)  1898. 
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eine  verschiedene  Verteilung  der  Lasten  auf  die  verschiedenen  Zeiträmne  statt; 
wenn  aber  dadurch  die  Zukunft  stärker  belastet  wird,  als  die  Gegenwart,  so  ist 
darin  etwas  volkswirtschaftlich  Verwerfliches  ebensowenig  zu  finden  wie  in  der 
Deckung  augenblicklicher  StaatsbedUrfnisse  durch  Anleihen,  welche  auch  erst  die 
Zukunft  zu  tragen  hat.  Es  liesse  sich  mit  viel  besserem  Rechte  gerade  die  um- 
gekehrte Behauptung  aufstellen,  dass  es  volkswirtschaftlich  verkehrt  sei,  lediglich 
versicherungstechnischen  Grundsätzen  zuliebe  Millionen  oder  gar  Milliarden  werben- 
den Kapitals  dem  gewerblichen  Verkehr  zu  entziehen,  obwohl  die  Sicherstellung 
der  Entschädigungsleistungen  an  sich  dies  unter  den  erwähnten  Voraussetzungen 
gar  nicht  notwendig  macht. 

Wenden  wir  uns  nun  dem  Gesetze  selbst  zu,  so  kann  es  nach  den  lang- 
jährigen und  vielfach  gegensätzlichen  Vorverhandlungen  nicht  weiter  überraschen, 
dass  dasselbe  eine  eigenartige  Mischung  von  Haftpflicht  und  Versicherung  dar- 
stellt und  etwa  eine  Mittelstellung  zwischen  den  neuen  englischen  und  dänischen 
Unfallentschädigungsgesetzen  vom  6.  August  1897  und  7.  Januar  1898  einerseits 
und  dem  italienischen  Unfall  Versicherungsgesetz  vom  17.  März  1898  andererseits 
einnimmt.^)  Ueber  die  ersteren,  die  im  Grunde  nur  erweiterte  Haftpflichtgesetze 
sind,  geht  das  französische  Gesetz  insofern  hinaus,  als  es  dem  Entschädigungs- 
berechtigten neben  dem  im  Konkurs  bevorzugten  Forderungsrecht  gegen  den  Ent- 
schädigungspflichtigen noch  eine  eigenartige  subsidiäre  Bflrgschaft  durch  den 
Staat  gewährt;  dagegen  bleibt  es  hinter  dem  italienischen  Gesetz  dadurch  zurück, 
dass  es  nicht  wie  dieses  für  die  Unternehmer  den  Versicherungs  zwang  (bei  freier 
Wahl  der  Versicherungsform)  angenommen  hat,  sondern  sich  damit  begnügt,  in 
der  wesentlich  verschärfteji  Haftpflicht  einen  unmittelbaren  Antrieb  zur  Versicherug 
zu  geben. 

Dass  nur  34  Paragraphen  umfassende  Gesetz  behandelt  in  5  verschiedenen 
Titeln  die  Unfallentschädigung  (§§  1—10),  die  Unfalluntersuchung  (§§  11—14), 
das  Prozessverfahren  (§§  15-22),  die  Sicherstellung  der  Entschädigung  (§§  23—28) 
und  allgemeine  Bestimmungen  (§§29—34). 

Das  Gesetz  beschränkt  sich  im  Wesentlichen  auf  die  Industrie  und  sichert 
eine  Entschädigung  für  Betriebsunfälle,  die  eine  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als 
vier  Tagen  zur.  Folge  haben,  zu  Lasten  des  Betriebsunternehmers  den  Arbeitern 
und  Betriebsbeamten  zu,  welche  beschäftigt  sind:  in  Fabriken,  Hüttenwerken, 
Werften,  Bau-,  Transport-,  Speditions-,  Lade-  und  Lagerbetrieben,  Bergwerken, 
Gräbereien  und  Steinbrüchen,  sowie  in  solchen  Betrieben  oder  Betriebsteilen,  in 
welchen  eine  durch  mechanische  (nicht  menschliche  oder  tierische)  Kraft  ge- 
triebene Maschine  Verwendung  findet  oder  Sprengstoffe  hergestellt  bezw.  ver- 
wendet werden.  Der  Umfang  der  Versicherung  deckt  sich  also  im  Ganzen  mit 
der  deutschen  bezw.  österreichischen  industriellen  Unfallversicherung  und  umfasst 
wie  die  letztere  auch  die  landwirtschaftlichen  Motorenbetriebe,  während  die  Aus- 
dehnung der  Versicherung  auf  die  Land-  und  Forstwirtschaft  als  solche 
einem  besonderen  Gesetz  vorbehalten  und  die  Seeschiffahrt  in  dem  Gesetz  vom 
21.  April  1898  (s.  oben  Z.  2)  behandelt  worden  ist. 

Sofern  der  Jahresarbeitsverdienst  2400  Fr.  übersteigt,  giebt  der  Mehrbetrag, 
in  Ermangelung  besonderer  Vereinbarungen,  nur  Anrecht  auf  ein  Viertel  der 
gesetzmässigen  Entschädigungen. 

Die  letzteren  sind,  im  Wesentlichen  nach  dem  Vorbilde  der  deutschen  Gesetz- 
gebung, wie  folgt  festgesetzt: 

1.  Der  Verletzte  erhält: 

a)  für  dauernde  völlige  Erwerbsunfähigkeit  eine  Rente  =  */3  des  Jahres- 
lohnes, 

b)  für  dauernde  teilweise  Erwerbsunfähigkeit  eine  Rente  =  VaO  d^r 
durch  den  Unfall  bedingten  Lohnminderung, 


*)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande**,  Heft  I:  Die  Arbeiterversicherung  in 
Dänemark,  Berlin  1898  und  meine  Aufsätze  über  die  dänische,  englische  und  italienische  Unfall- 
Terdchernng  in  der  „Sozialen  Praxis"  (Nr.  20,  25,  31  und  38),  Berlin  1898  bezw.  in  der  „Zeit- 
Bchrift  für  Sozialwissenschaft"  (Jahrg.  I,  Heft  4  und  6,  S.  302  und  443  fg.),  Berlin  1898. 
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c)  für  vorttbergehende  Erwerbsunf&higkeit  (vom  5.  Tage  ab)  ein  Tage- 
geld —  ^/,*)  des  z.  Z.  des  Unfalles  verdienten  Lohnes; 

2.  Die  Hinterbliebenen  erhalten,  wenn  der  Unfall  den  Tod  herbeigeffthrt 
hat,  vom  Todestage  ab: 

a)  die  Witwe  oder  der  Witwer,  sofern  die  Ehe  vor  dem  Unfall  ge- 
schlossen ist  nn4  z.  Z.  des  Unfalles  noch  fortgedauert  hat,  eine 
Rente  =  20  ^/^  des  Jahreslohnes  des  Verstorbenen,  welche  bei  Wieder- 
verheiratung mit  dem  dreifachen  Jahresbetrag  abgelöst  wird, 

b)  die  vater-  oder  mutterlos  gewordenen  Kinder  bis  zum  16.  Lebens- 
jahr eine  Rente  =15,  25,  35  und  40  ^/^  des  Jahreslohnes,  je  nachdem 
1,  2,  8  oder  4  und  mehr  Kinder  hinterblieben  sind,  dagegen  vater- 
und  mutterlose  Kinder  jedes  eine  Rente  =  20 ^/^  des  Jahreslohnes 
der  Verstorbenen,  jedoch  dürfen  die  Kinderrenten  insgesamt  im  ersteren 
Falle  40  und  im  letzteren  Falle  60^  1^  des  Jahreslohnes  nicht  über- 
steigen, 

c)  die  Ascendenten  und  Descendenten  (in  Ermangelung  der  zu  a  und  b 
bezeichneten  Personen)  jeder  eine  Rente  (auf  Lebenszeit  bezw.  bis  zum 
16.  Lebensjahr)  =  10^/^,  doch  insgesamt  nicht  mehr  als  30^1^  des 
Jahreslohnes  des  Verstorbenen. 

Sämtliche  Renten  sind  weder  pfändbar  noch  abtretbar  und  vierteljährlich 
zahlbar.  Ausländer,  welche  dauernd  Frankreich  verlassen,  werden  mit  dem  drei- 
fachen Jahresbetrage  der  Rente  abgefunden;  die  Hinterbliebenen  eines  Ausländers 
erhalten  keine  Entschädigung,  wenn  sie  z.  Z.  des  Unfalles  in  Frankreich  keinen 
Wohnsitz  hatten. 

Ausser  den  aufgeführten  Entschädigungen  hat  der  Betriebsuntemehmer  noch 
die  Arzt-,  Arznei-  und  Begräbniskosten  zu  tragen,  letztere  bis  zum  Höchst- 
betrage von  100  Fr.  und  erstere,  falls  der  Verletzte  sich  den  Arzt  selbst  gewählt 
hat,  bis  zu  dem  vom  Friedensrichter  nach  der  Armenmedizinaltaxe  festzusetzenden 
Betrage.  Jedoch  können  die  Betriebsuntemehmer  sich  von  der  Zahlung  der 
Krankenkosten  und  der  Tagegelder  für  vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit  während 
der  ersten  30,  60  oder  90  Tage  nach  dem  Unfall  freimachen,  wenn  sie  nach- 
weisen, dass  ihre  Arbeiter  Hilfsvereinen  angehören,  zu  welchen  sie  (die  Unter- 
nehmer) mindestens  Vs  ^^^  Beiträge  auf  eigene  Kosten  beisteuern  und  welche 
ihren  Mitgliedern  bei  ünfallverletzungen  während  30,  60  oder  90  Tagen  Kranken- 
pflege und  Krankengeld  zusichern;  falls  das  letztere  die  Hälfte  des  Tagelohnes 
des  Verletzten  nicht  erreicht,  hat  der  Unternehmer  die  Differenz  zuzuzahlen. 
Wo  Bergmannskassen  gemäss  dem  Gesetz  vom  29.  Juni  1894  bestehen  (s.  oben 
Z.  1),  können  die  Unternehmer  sich  von  den  vorerwähnten  Verpflichtungen  da- 
durch befreien,  dass  sie  zu  diesen  Kassen  einen  vom  Ressortminister  näher  fest- 
zusetzenden Jahresbeitrag  beisteuern,  und  dieselbe  Berechtigung  steht  allen  übrigen 
Betriebsunternehmem  zu,  sofern  sie  su  Gunsten  ihrer  Arbeiter  besondere  Betriebs- 
krankenkassen gemäss  den  Vorschriften  des  vorbezeichneten  Gesetzes  errichten. 

Als  Jahreslohn  ist  der  Rentenberechnung  der  thatsächliche  Verdienst  zu 
Grunde  zu  legen,  welchen  der  Verletzte  während  der  letzten  12  Monate  vor  dem 
Unfall  im  Betriebe,  sei  es  in  bar  oder  in  Naturalleistungen,  bezogen  hat;  wenn 
er  noch  nicht  volle  12  Monate  im  Betriebe  beschäftigt  war,  sollen  der  seit  dem 
Eintritt  in  den  Betrieb  bis  zum  Unfall  von  ihm  selbst  und  für  die  an  den 
12  Monaten  fehlende  Zeit  der  von  gleichartigen  Arbeitern  durchschnittlich  ver- 
diente Lohnbetrag  zusammengerechnet  werden.  Bei  Saisonbetrieben  ist  der  Jahres- 
lohn nach  dem  Lohne  während  der  Betriebszeit  und  dem  anderweiten  Verdienste 
des  Verletzten  während  des  Restes  des  Jahres  zu  berechnen. 

^)  Das  hier,  in  Abweichung  von  der  deutschen  Gesetzgebung,  eingeführte  Pauschalsystem 
(Systeme  forfaitaire)  soll  einerseits  die  Berechnung  der  ünfallnsiken  erleichtem,  andererseits  den 
Entschädigungsstreitigkeiten  vorbeugen;  ob  das  letztere  in  der  Praxis  zutreffen  wird,  erscheint 
zweifelhaft,  jedenfalls  hat  dieses  System  gegenüber  dem  deutschen,  welches  die  Entschädigung 
dem  Grade  der  Beschränkung  der  ErwerbsfUiigkeit  anpasst.  den  Nachteil,  dass  die  EntBcMdigung 
im  einzelnen  Falle  bald  zu  hoch,  bald  zu  niedrig  sein  wird. 
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Für  jugendliche  Arbeiter  unter  16  Jahren  und  für  Lehrlinge  darf  der  den 
Entschädigungen  zu  Orunde  zu  legende  Jahreslohn  nicht  unter  dem  Betrage  des 
niedrigsten  Lohnes  gesunder  Arbeiter  gleicher  Art  im  Betriebe  festgesetzt  werden 
und  andererseits  das  für  vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit  zu  zahlende  Tage- 
geld den  thatsächUch  bezogenen  Lohn  nicht  übersteigen. 

Die  Entschädigungsansprüche  der  Verletzten  gegen  Dritte  bleiben  unberührt, 
entlasten  aber  bis  zur  Höhe  des  Erhaltenen  den  Betriebsuuternehmer,  welcher 
den  haftpflichtigen  Dritten  auch  selbständig  d.  h.  an  Stelle  des  Verletzten  auf 
eigene  Bechnung  und  Gefahr  in  Anspruch  nehmen  darf.  Die  Rentenform  ist 
die  regelmässige  Art  der  Entschädigungszalilung,  jedoch  kann  der  Rentenempfänger 
auf  seinen  Antrag  unter  gerichtlicher  Zustimmung  bis  zu  V«  des  tarifmässigen 
Kapitaldeckungsbetrages  ausgezahlt,  auch  an  Stelle  seiner  Unfallrente  eine  dem 
bezüglichen  Eapitalbetrage  entsprechende,  bis  zur  Hälfte  auf  seinen  Ehegatten 
übertragbare  Leibrente  angewiesen  erhalten. 

Jeder  Unfall,  der  eine  Arbeitsunfähigkeit  zur  Folge  hat,  ist  binnen  48  Stunden 
vom  Unternehmer  dem  Gemeindevorstand  zur  Vermeidung  einer  Ordnungsstrafe 
bis  zu  15  Fr.  anzuzeigen,  unter  Angabe  der  Augenzeugen  und  Beifügung  eines 
Arztgutachtens,  über  die  voraussichtlichen  Folgen  des  Unfalles  und  den  Zeitpunkt, 
wann  darüber  voraussichtlich  ein  abschliessendes  Urteil  zu  erlangen  sein  wird. 
Diese  Unfallanzeige  kann  auch  seitens  des  Verletzten  oder  seiner  Hinter- 
bliebenen erfolgen.  Der  Ortsvorstand  hat  den  Unfall  sofort  dem  Gewerbeinspektor 
bezw.  Bergingenieur  mitzuteilen  und  in  schweren  Fällen,  d.  h.  sofern  nach  dem 
Arztattest  der  Tod  oder  eine  dauernde  sei  es  völlige  oder  teilweise  Arbeits- 
unfähigkeit zu  befürchten  ist,  eine  Abschrift  der  Unfallanzeige  und  des  Artzgut- 
achtens  dem  Friedensrichter  (Amtsrichter)  zu  übersenden,  welcher  seinerseits 
binnen  24  Stunden  die  Unfalluntersuchung  vorzunehmen  hat  behufs  Fest- 
stellung L  der  Ursache,  Art  und  Umstände  des  Unfalles,  2.  der  Verletzten,  3.  der 
Art  der  Verletzungen,  4.  der  Entschädigungsberechtigten,  5.  des  Tage-  und  Jahres- 
lohnes der  Verletzten.  Das  Verfahren  ist  in  Gegenwart  der  Parteien  nach  den 
Vorschriften  der  Civilprozessordnung  (Artikel  35 — 39)  vorzunehmen,  erforderlichen- 
falls unter  Beiziehung  eines  Arztes  oder  sonstigen  Sachverständigen.  Die  Unfall- 
untersuchung ist  binnen  längstens  zehn  Tagen  nach  dem  Unfall  abzuschliessen 
und  das  Protokoll  zur  Einsicht  für  die  Parteien  in  der  Gerichtsschreiberei  während 
fünf  Tagen  auszulegen,  wovon  die  letzteren  durch  den  Friedensrichter  zu  benach- 
richtigen sind;  auf  Verlangen  ist  den  Parteien  eine  gebührenfreie  Abschrift  des 
Protokolls  zu  erteilen.  Nach  Ablauf  der  fünftägigen  Frist  ist  das  Protokoll  dem 
Präsidenten  des  Civilgerichtes  (Landgerichtes)  zu  übersenden. 

Was  das  Entschädigungsfeststellungsverfahren  betriflft,  so  werden 
die  Streitigkeiten  zwischen  den  Verletzten  und  Unternehmern,  welche  nur  Krank- 
heitskosten,  Tagegelder  (für  vorübergebende  Erwerbsunfähigkeit)  oder  Begräbnis- 
kosten betreffen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Streitgegenstandes  vom  Friedens- 
richter endgiltig  entschieden.  In  den  übrigen  Fällen  hat  der  Präsident  des  Civil- 
gerichtes binnen  fünf  Tagen  nach  Empfang  der  Unfallakten  die  Parteien  behufs 
Vergleichs  vorzuladen.  Kommt  ein  solcher  zu  stände,  so  wird  die  Entschädigung 
durch  Verfügung  des  Gerichtspräsidenten  endgiltig  festgesetzt,  anderenfalls  vom 
Gerichtshof  im  abgekürzten  (summarischen)  Verfahren  festgestellt.  So  lange  die 
gerichtliche  Entscheidung  noch  nicht  erfolgen  kann,  ist  die  vorübergehende  Ent- 
schädigung fortzugewähren,  »auch  kann  der  Gerichtshof  erforderlichenfalls  dem 
Unternehmer  vorschussweise  Zahlungen  auferlegen.  Die  gerichtliche  Entscheidung 
kann  binnen  vierzehn  Tagen  mit  der  Berufung  und  weiterhin  noch  mit  der  Nichtig- 
keitsbeschwerde angefochten  werden.^)  Der  Entschädigungsanspruch  verjährt 
binnen  Jahresfrist  nach  dem  Unfall.  Binnen  drei  Jahren  nach  dem  Vergleich 
oder  dem  endgiltigen  Urteil  über  die  Entschädigung  kann  eine  Abänderung  der- 


^)  Der  Versuch,  für  die  Feststellung  der  Unfallentschädigungen  ein  besonderes,  kosten- 
freies Schiedsgericbtsyerfahren,  wie  in  Deutschland,  einzuführen,  scheiterte  an  dem  Widerstände 
des  Senates. 
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selben  wegen  veränderter  Verhältnisse  (Verschlimmerung  oder  Besserung  im  Zu- 
stande des  Verletzten  oder  Ableben  desselben  infolge  des  Unfalles)  beansprucht 
werden  und  erst  nach  Ablauf  dieser  drei  Jahre  erhält  der  Verletzte  die  Pensions- 
urkunde ausgestellt 

Bei  vorsätzlicher  Herbeiführung  des  Unfalles  hat  der  Verletzte  keinen 
Anspruch  auf  Entschädigung.  Der  langjährige  Streit  daiüber,  ob  auch  faute 
lourde  (grobes  Versehen)  dem  Grundgedanken  des  Haftpflichtrechtes  entsprechend 
jede  Entschädigung  ausschliessen  oder  dem  Versicherungsprinzip  gemäss  mitgedeckt 
sein  soll  (s.  oben),  hat  im  Gesetz  seine  endliche  Lösung  dahin  gefunden,  dass  bei 
faute  inexcusable  (unentschuldbares  Versehen)  auf  Seiten  des  Arbeiters  die 
Entschädigung  herabgesetzt,  auf  Seiten  des  Unternehmers  bezw.  seines 
Personals  aber  bis  zum  vollen  Betrage  des  Jahreslohnes  bezw.  der  Lohneinbusse 
des  Verletzten  erhöht  werden  darf.  Den  juristischen  Unterschied  zwischen  einem 
„groben"  und  einem  „unentschuldbaren*'  Versehen  festzustellen,  wird  der  künftigen 
Rechtsprechung  vorbehalten  sein;  auch  wird  erst  die  Erfahrung  lehren,  inwieweit 
die  Befürchtung  begründet  ist,  dass  jene  Bestimmung  die  streitenden  Parteien 
veranlassen  könnte,  durch  die  Behauptung  eines  unentschuldbaren  Versehens  auf 
Seiten  des  Gegners  die  Entschädigung  herabzudrücken  oder  hinaufzuschrauben. 
Nach  der  Feststellung  der  Unfallrente  kann  zwischen  den  Beteiligten  an  deren 
Stelle  auch  jede  andere  Art  der  Entschädigung  vereinbart  werden,  jedoch  Kapital- 
abfindung nur  dann,  wenn  die  Rente  nicht  mehr  als  100  Fr.  jährlich  beträgt 

Das  Feststellungsverfahren  ist  für  die  Entschädigungsberechtigten  in  der 
ersten  Instanz  grundsätzlich  kostenfrei,  in  der  Appell-  und  Eassationsinstanz  jedoch 
nur  auf  Antrag  d.  h.  bei  Bewilligung  des  Armenrechtes  im  einzelnen  Falla 

Bezüglich  der  Sicherstellung  der  Entschädigung  hat  die  grundsätz- 
liche Streitfrage,  ob  nach  dem  Vorbilde  der  englischen  und  dänischen  Gesetz- 
gebung ein  im  Konkurse  bevorzugtes  Forderungsrecht  gegen  den  haftpflichtigen 
Unternehmer  genüge  oder  ob  darüber  hinaus  nach  dem  Vorgange  der  deutschen 
und  österreichischen  Gesetzgebung  eine  unbedingte  Sicherheit  durch  die  Gesamt- 
heit der  (in  beruflichen  oder  territorialen  Verbänden  zusammenzuschliessenden) 
versicherungspflichtigen  Unternehmer  zu  gewähren  sei,  noch  in  letzter  Stunde 
(s.  oben)  eine  eigenartige  Lösung  gefunden.  Danach  gewährt  das  Gesetz  dem 
Entschädigungsberechtigten  grundsätzlich  ein  nach  Artikel  2101  des  Code  civil 
bevorzugtes  Forderungsrecht  und  darüber  hinaus  in  den  schwereren  Fällen  d.  h. 
wenn  der  Unfall  den  Tod  oder  eine  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  zur  Folge  hat, 
eine  staatliche  Garantie  vermittelst  eines  besonderen,  von  der  staatlichen  Alters- 
rentenkasse verwalteten  Fonds,  der  durch  einen  zunächst  vierprozentigen  Zuschlag 
zur  Gewerbesteuer  (bezw.  bei  den  dieser  Steuer  nicht  unterworfenen  Bergbau 
durch  eine  Abgabe  von  5  C.  pro  Hektar)  gebildet  wird.  Man  hatte  nämlich  die 
durch  Zahlungsunfähigkeit  bedingten  Ausfälle  bei  der  französischen  Gewerbe- 
steuer zwischen  4  und  5^/^,  bei  den  deutschen  Uufallberufsgenossenschaften 
zwischen  8  und  6^/^^  veranschlagt  und  den  sich  hiernach  ergebenden  Durch- 
schnittssatz von  rund  0,5  \  der  Sicherheit  halber  auf  1^/^,  erhöht,  und  da  die 
jährlichen  Unfallentschädigungen  auf  72  Mill.  Fr.  geschätzt  waren,  einen  Zu- 
schlag von  zunächst  4^/^  zu  der  18  Mill.  Fr.  betragenden  Gewerbesteuer  für 
erforderlich  erachtet;^)  doch  darf  dieser  Prozentsatz  fernerhin  in  dem  jähr- 
lichen Finanzgesetz  je  nach  Bedarf  erhöht  oder  erniedrigt  werden.  Die  staat- 
liche Altersrentenkasse  hat  in  den  bezüglichen  Fäjlen  die  Renten  an  die  Ent- 
schädigungsberechtigten auszuzahlen  und  gegen  den  haftpflichtigen  Unternehmer, 
oder  wenn  dieser  sich  versichert  hatte,  gegen  das  betreffende  Versicherungs- 
institut ihrerseits  Regress  zu  nehmen,  wobei  ihr  ebenso  wie  den  Entschädigungs- 
berechtigten selbst  das  Vorzugsrecht  gemäss  Artikel  2101  Code  civil  zur  Seite 
steht.  Sämtliche  Versicherungsinstitute,  welche  die  Unfallversicherung  über- 
nehmen wollen,  seien  es  Privat-  oder  Gegenseitigkeitsgesellschaften  oder 
Garantieverbände  (mit  Solidarhaft  der  Mitglieder),  sind  der  staatlichen  Aufsicht 


*)  Vgl.  Bulletin  du  Comit^  pennanent  i  Paris,  VUI  (1897)  p.  406—418. 
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unterworfen  und  müssen  entsprechende  Sicherheit  bestellen.  Die  Entschädigungs- 
pflichtigen können,  um  ihre  Ersatzverbindlichkeit  ein  für  allemal  abzulösen,  das 
derRepte  entsprechende  Kapital  bei  der  Altersrentenkasse  einzahlen;  lediglich  bei 
Aufgabe  des  Betriebes  muss  der  Unternehmer  auf  Verlangen  des  Entschädigungs- 
berechtigten das  bezügliche  Deckungskapital  bei  der  genannten  Kasse  einzahlen, 
sofern  nicht  anderweite  Sicherheit  gewährt  werden  kann.  Alle  näheren  Be- 
stimmungen zur  Regelung  dieser  schwierigen  Materie  sind  besonderen  Ausführungs- 
verordnungen vorbehalten. 

Die  Folge  dieses  Kompromisses  war,  dass  man  einerseits  an  der  Zwangs- 
organisation der  Unternehmer  zwar  vorbeikam,  andererseits  aber  nunmehr  die 
sämtlichen  Versicherungsinstitute,  bei  welchen  die  einzelnen  Unternehmer  ihrer- 
seits die  notwendige  Deckung  suchen^  einer  genauen  staatlichen  Aufsicht  unter- 
stellen musste,  um  die  Staatsgarantie  innerhalb  angemessener  Grenzen  zu  halten. 
Mit  anderen  Worten,  an  die  Stelle  des  unmittelbaren  Zwanges  gegen  die 
einzelnen  Unternehmer,  sich  einem  beruflichen  oder  territorialen  Verbände  anzu- 
schliessen,  tritt  der  mittelbare  Zwang,  für  das  Unfallrisiko  anderweite  Deckung 
zu  suchen,  und  an  die  Stelle  der  berufsgenossenschaftlichen  freien  Selbstver- 
waltung jener  das  ganze  Gewerbe  organisch  gruppierenden  Zwangsverbände 
tritt  eine  subtile  Staatskontrole  aller  jener  Versicherungsinstitute,  bei  welchen 
sich  die  Unfallversicherungen  der  Unternehmer  und  die  etwaigen  Bestrebungen 
auf  dem  Gebiete  der  Unfallverhütung  zersplittern.  Ob  die  Vorzüge  dieses  Systems 
die  Schattenseiten  desselben  überwiegen,  wird  erst  die  Erfahrung  lehren;  indessen 
ist  bereits  bei  den  Parlamentsverhandlungen  über  dieses  Kompromiss  darauf  hin- 
gewiesen worden,  dass  der  Garantiezuschlag,  zumal  die  Kreise  der  gewerbesteuer- 
pflichtigen und  der  Unfallversicherungspflichtigen  Unternehmer  sich  keineswegs 
decken,  eigentlich  nichts  anderes  sei  als  der  erste  Ansatz  zu  der  besonderen 
Steuer,  welche  die  Sozialisten  grundsätzlich  zur  Deckung  der  gesamten  Lasten 
der  Arbeiterversicherung  einführen  wollten. 

Endlich  erklärt  das  Gesetz  alle  entgegenstehenden  Vereinbarungen  für  nichtig, 
gewährt  weitgehende  Gebührenfreiheit,  schreibt  den  Anschlag  des  (Gesetzes  und 
der  Ausführungsvorschriften  in  jedem  Betriebe  vor  und  bestimmt,  dass  seine  Vor- 
schriften erst  drei  Monate  nach  Erlass  der  Ausftthrungsvorschriften  ^)  in  Kraft 
treten  sollen. 

4.  Die  Alters-  und  InTaliditStsversIchernng  steht  auf  der  parlamen- 
tarischen Tagesordnung,  seitdem  die  Unzulänglichkeit  der  bezüglichen  Leistungen 
der  Altersrentenkasse  und  der  Hilfsvereine  trotz  aller  Gesetzesänderungen  immer 
deutlicher  zu  Tage  getreten  ist. 

Schon  von  der  Kommission,  welche  durch  das  Gesetz  vom  24.  April  1872 
eingesetzt  wurde,  um  die  Arbeitsverhältnisse  zu  prüfen,  wurden  mehrere  auf  die 
Altersversorgung  bezügliche  Gesetzentwürfe  beraten.  Einer  derselben  erstrebte 
die  Versicherung  aller  Kinder  bei  der  Geburt  für  eine  Summe  von  1000  Fr., 
wofür  die  Mittel  durch  eine  Erbschaftssteuer  aufgebracht  werden  sollten;  ein 
anderer  bezweckte  die  obligatorische  Vemcherung  der  gewerblichen  und  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  durch  Beiträge  des  Staates,  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer; ein  dritter  wieder  wollte  eine  Pensionskasse  zu  Gunsten  der  alten  Land- 
arbeiter auf  Kosten  der  Grundbesitzer  ins  Leben  rufen.  Die  Zahl  der  Gesetzes- 
vorschläge mehrte  sich  noch  in  den  folgenden  Jahren,  so  dass  der  im  Jahre  1890 
ernannten  Commission  du  travail  zuletzt  zehn  Entwürfe  vorlagen,  darunter  der 
ausführlich  begründete  Gesetzentwurf  des  damaligen  Ministers  des  Innern,  Constans, 
vom  6.  Juni  1891.  Dieser  Entwurf*)  verliess  noch  nicht  den  Grundgedanken 
der  bisherigen  Gesetzgebung  und  bezweckte  lediglich  die  freiwillige  Versiche- 
rung, wenn  auch  in  kräftigerer  Weise  als  bisher,  zu  fordern,  obwohl  er  sich  sonst 
die  Erfahrungen  der  deutschen  Gesetzgebung  mehrfach  zu  Nutzen  gemacht  hatte. 

»)  VgL  BuUetin  du  Comit6  pennanent  k  Paris,  IX  (1898)  p.  28. 

»)  Vgl  BuUetin  du  Comite  pennanent  k  Paris,  H  (1891)  p.  248—282,  514—519. 
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Der  Entwurf  beabsichtigte  die  Qrttndung  einer  dei*  staatlichen  Altersrenten- 
kasse (s.  S.  19)  anzugliedernden,  besonderen  Caisse  nationale  des  retraites  ouvriöres 
auf  folgender  Grundlage: 

Bei  der  Easse  sollten  alle  französischen  Arbeiter  mit  Jahreseinkommen  bis 
3000  Fr.  versichert  werden,  sofern  sie  nicht  vor  der  Ortsbehörde  eine  entgegen- 
gesetzte Erklärung  (an  der  Versicherung  nicht  teilnehmen  zu  wollen)  abgeben 
würden.  Die  Beiträge  sollten  vom  25.  bis  55.  Lebensjahre  geleistet  werden  und 
5  bis  10  C.  für  jeden  Arbeitstag  betragen;  der  Beitrag  des  Arbeiters  zog  obli- 
gatorisch einen  ebensogrossen  Beitrag  des  Arbeitgebers  nach  sich  und  der  Staat 
sollte  seinerseits  ^j^  dieser  Beiträge  als  Zuschuss  leisten.  Alle  diese  Beitrags- 
zahlungen waren  im  Quittungsbuch  des  Versicherten  einzutragen.  Bei  Stellung 
des  Pensionsantrags  hatte  der  Antragsteller  zu  bezeugen,  dass  er  kein  600  Fr. 
übersteigendes  Einkommen  besitze.  Ausserdem  waren  die  so  versicherten  Arbeiter 
berechtigt,  bei  der  staatlichen  Lebensversicherungskasse  (s.  S.  28)  zu  Gunsten 
ihrer  Familien  für  den  Todesfall  ein  Kapital  von  500  bis  1000  Fr.  gegen 
3^/<j  Jahresprämien  zu  versichern,  wobei  der  Staat  ^/g  der  Prämien  tragen  soUte. 
Ein  besonderer  Fonds,  der  hauptsächlich  duixh  eine  Steuer  auf  die  Verwendung 
ausländischer  Arbeiter  (10  C.  pro  Arbeitstag)  gespeist  werden  sollte,  war  dazu 
bestimmt,  die  durch  Vermittelung  der  Hilfsvereine  begründeten  Altersrenten  um 
die  Hälfte  zu  erhöhen,  die  frühere  Auszahlung  der  Renten  an  vorzeitig  invalide 
Gewordene  zu  ermöglichen  und  die  durch  Unfall  vorübergehend  arbeitsunfähig 
Gewordenen  zu  unterstützen,  damit  die  Beiträge  von  ihnen  weitergezahlt  werden 
könnten. 

Nach  den  Motiven  des  Gesetzentwurfs  sollten  die  Beitragszahlungen  der 
Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  von  je  5  bis  10  C.  pro  Arbeitstag  —  bei  durch- 
schnittlich 290  Arbeitstagen  im  Jahr  —  nach  80  Jahren  eine  Jahresrente  von 
180  bis  360  Fr.  begründen,  welche  durch  den  Staatszuschuss  auf  300  bis  600  Fr. 
gebracht  werden  sollte.  Man  hatte  die  Zahl  der  Versicherungsberechtigten 
auf  5760000  und  für  den  Beharrungszustand  die  Zahl  der  thatsächlich  Ver- 
sicherten auf  rund  3000000  Personen,  die  jährlichen  Beiträge  auf  230  Millionen 
Fr.,  darunter  den  Staatszuschuss  auf  100  Millionen  Fr.,  die  Zahl  der  Rentner 
auf  IV,  Millionen,  die  Summe  der  Jahresrenten  auf  675  Millionen  Fr.  und  die 
Kapitalbestände  auf  12  Millionen  Fr.  veranschlagt. 

Die  Kommission  hatte  an  diesem  Entwurf  verschiedene  grundsätzliche 
Aenderungen  *)  vorgenommen,  u.  a.  auch  den  bedingten  Versicherungszwang  wieder 
beseitigt,  und  am  11.  Februar  1893  unter  teilweiser  Verwertung  der  übrigen 
Gesetzesvorschläge,  insoweit  diese  nicht  lediglich  eine  Reform  der  Armenpflege 
anstrebten,  einen  vollständig  umgearbeiteten  Gesetzentwurf*)  vorgelegt,  der  jedoch 
wegen  Sessionsschlusses  nicht  mehr  zur  Beratung  gelangte.  Nach  diesem  Ent- 
wurf sollten  der  zu  begründenden  Caisse  nationale  ouvrifere  de  pr6voyance  alle 
Lohnarbeiter,  Betriebsbeamten  und  Kleinunternehmer  (mit  nicht  mehr  als  2  Gte- 
hilfen)  angehören,  sofern  sie  vor  der  Ortsbehörde  ihren  Beitritt  erklären.  Die 
Beiträge  sind  freiwillig,  doch  zieht  jeder  Jahresbeitrag  des  versicherten  Arbeiters 
einen  gleichen  Zuschuss  auf  Kosten  des  Unternehmers  und  des  Staates  nach  sich; 
doch  sollen  diese  Zuschüsse  30  Fr.  pro  Kopf  und  Jahr  (entsprechend  einem 
mittleren  Mitgliedsbeitrag  von  .10  c.  pro  Arbeitstag)  bezw.  beim  Staatszuschuss 
den  Gesamtbetrag  von  1000  Fr.  nicht  überschreiten,  Die  Kassenmitglieder  haben 
zwischen  verschiedenen  Versicherungsformen  —  Leibrenten-,  Lebens-  oder  Todes- 
fallvei'sicherung  —  völlig  freie  Wahl;  im  letzteren  Fall  gewährt  der  Staat  noch 
eine  besondere  Subvention  in  Höhe  eines  Drittels  dei*  für  die  Versicherung  auf 
den  Todesfall  erforderlichen  Beiträge.  Es  sollte  u.  a.  die  Leistung  eines  Jahres- 
beitrags von  10  Fr.  während  30  Jahren  (vom  25.  Lebensjahr  ab)  dem  Ver- 
sicherten bezw.  seinen  Hinterbliebenen  folgende  Kapitalbeträge  gewähren:  572  Fr. 
bei  voller  Lebensversicherung  ohne  Rücksicht  auf  die  Zeit  des  Ablebens,  413  Fr. 
bei  gemischter  Versicherung,  d.  h.  zahlbar  bei  Erreichung  des  55.  Lebensjahres 


M  Yergl.  BoUetm  du  Oomit6  pennanent  ä  Paris,  XU  (1892)  284—293. 
•)  Daselbst,  IV  (1893)  1—10  und  VI  (1895)  657—673. 
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oder  bei  vorzeitigem  Ableben,  433  Fr.  bei  zeitlich  begrenzter  Versicherung, 
d.  h.  zahlbar  beim  Ableben  zwischen  dem  25.  und  55.  Lebensjahr  und  671  Fr. 
bei  hinausgeschobener  Versicherung,  d.  h.  zahlbar  bei  Erreichung  des  55.  Lebens- 
jahrs. Die  Kasse  selbst  sollte  der  staatlichen  Depositenkasse  zu  Paris  angegliedert 
werden,  aber  im  ganzen  Lande  Filialen  besitzen,  welche  zur  Vermeidung  der 
Konzentrierung  so  grosser  Kapitalbestände  wie  nach  dem  Gonstanz'schen  Entwurf 
die  in  ihrem  Bezirk  eingehenden  Gelder  selbständig  anzulegen  hatten;  die  näheren 
Vorschriften  über  den  Kassenbetrieb  waren  einem  besonderen  Reglement  bezw. 
Oberrat  in  Paiis  vorbehalten.  Jedes  Kassenmitglied  erhält  ein  auf  den  Namen 
lautendes  Qiüttungsbuch,  in  welchem  alle  Beitragszahlungen  zu  vermerken  sind; 
die  letzteren  sind  einzustellen,  sobald  sie  ausreichen,  um  fär  das  50.  Lebensjahr 
eine  Leibrente  von  600  Fr.  zu  begründen.  Unternehmer,  welche  fremde  Arbeiter 
beschäftigen,  haben  die  doppelten  Zuschüsse  zu  zahlen,  welche  zu  besonderen 
Invalidenfonds  abgeführt  werden,  um  den  vor  dem  50.  LebensTJahr  invalide  ge- 
wordenen Arbeitern  Leibrenten  oder  den  vorübergehend  Erkrankten  behufs  Ermög- 
lichung ihrer  Beitragszahlungen  zeitweilige  Unterstützungen  zu  gewähren. 

Die  in  der  folgenden  (6.)  Legislaturperiode  eingesetzte  Kommission  d'assurance 
et  de  pr6voyance  sociales  hatte  sich  Ende  1895  bereits  mit  15  verschiedenen 
Gesetzesvorschlägen ^)  zu  befassen,  welche  teils  im  Sinne  der  bisherigen  Gesetz- 
gebung (wie  u.  a.  der  vorbesprochene,  am  23.  November  1893  wieder  aufgenommene 
Gesetzentwurf)  die  freiwillige  Versicherung  der  Arbeiter  durch  entsprechende 
Unternehmer-  und  Staatszuschüsse  fördern,  teils  nach  Art  des  dänischen  Alters- 
versorgungsgesetzes?) lediglich  das  Armenwesen  reformieren,  teils  nach  dem 
Vorgang  der  deutschen  Gesetzgebung  den  Weg  der  Zwangsversicherung  betreten 
wollten. 

In  dem  am  19.  Dezember  1896  ei*statteten  Bericht^)  stellte  auch  diese  Kom- 
mission sich  auf  den  Boden  der  bisherigen  Tradition  und  legte  einen  nur  10 
Paragraphen  umfassenden,  aber  ausführlich  begründeten  Gesetzentwurf  vor,  wel- 
cher zwischen  den  3  vorbezeichneten  Richtungen  wieder  die  Mitte  hielt  Die 
Kommission  erkennt  an  sich  die  Notwendigkeit  einer  Versicherung  der  Arbeiter 
gegen  Krankheit,  Unfall,  Invalidität,  Alter  und  vorzeitigen  Tod  (Witwen-  und 
Waisen  Versicherung)  an,  lehnt  aber  grundsätzlich  jeden  Zwang  ab  —  „car  la 
vertu  ne  se  d6cr6te  pas"  — ,  will  vielmehr  die  schon  jetzt  Zahlungsfähigen  durch 
verbesserte  Erziehung  zum  Sparen  anhalten  und  die  z.  Z.  noch  nicht  Zahlungs- 
ßLhigen  durch  Hebung  der  nationalen  Produktion  zu  jener  Stufe  erheben.  Dem- 
gemäss  soll  der  Gesetzentwuif  das  Sparen  nur  erleichtern  und  fördern  durch: 
Schaffung  genügender  Kassen,  Gewährung  staatlicher  Zuschüsse,  gegenseitige 
Verpflichtung  von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu  gleich  hohem  Beitrag,  sobald 
einer  von  beiden  die  Versicherung  eingeht.  Wenn  dem  gegenüber  die  Zwangs- 
versicherung als  diesen  ethischen  Entwickelungsgang  gefährdend  grundsätzlich 
verworfen  wird,  so  ist  dies  wohl  darauf  zurückzuführen,  dass  der  ethische  Wert 
und  die  soziale  Bedeutung  der  deutschen  Arbeiterversicherung  in  Ermangelung 
ausreichender  Kenntnis  ihrer  mannigfaltigen  Einwirkungen  auf  das  gesamte 
Kultur-  und  Wirtschaftsleben  der  Nation  noch  völlig  verkannt  wird.  Es  mag 
in  dieser  Beziehung  auf  die  treflFliche  Darstellung  von  Professor  Dr.  van  der 
Borght*)  verwiesen  werden,  welcher  mit  Recht  darauf  hinweist,  dass  die  Arbeiter 
durch  die  dauernde  Gewöhnung  an  die  Versicherung  gerade  auf  den  Weg  ver- 
nünftiger Selbsthilfe  verwiesen,  durch  die  Mitwirkung  bei  Durchführung  der 
Versicherungsgesetze  zur  ordnungsmässigen  Verwaltung  eigener  und  fremder 
Wohlfahrtseinrichtungen  geradezu  erzogen  werden,  dass  die  Arbeiterversicherungs- 
G^setzgebung  mit  ihrer  Einwirkung  auf  fast  jede  Häuslichkeit  auch  das  sozial- 


»)  Vergl.  Bulletin  du  Comitö  permanent  k  Paris,  VI  (1895)  673—711. 

*)  VergL  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslände",  Heft  I:  Die  Arbeiterversicherung  in 
Dänemarkj*S.  3  und  16  fg.,  Berlin  (A.  Troschel)  1898. 

3>  Vergl.  BuUetin  du  Comit6  permanent  k  Paris,  Vm  (1897)  60—124. 

*)  „Die  soziale  Bedeutung  der  deutschen  Arbeiterversicherung"  von  Prof.  Dr.  R.  van  der  Borght, 
Jena  1898.  Vgl.  auch  ünger,  Die  sociale  und  ethische  Wirkung  der  Arbeiter- Versicherung,  Berlin 
(Siemenroth  &  Troschel)  1897. 
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politische  Verständnis  der  übrigen  Bevölkerungskreise  geweckt  habe,  mit  einem 
Wort,  dass  die  Arbeiterversicherung  eine  Schule  der  Sozialpolitik  für 
die  gesamte  Bevölkerung  sei  und  gerade  als  Zwangsversicherung  weil  auf 
breitester  Grundlage  fussend  zu  Gunsten  der  Wohlfahrt  und  Wehrkraft  der 
ganzen  Nation  jene  Erfolge  ermöglicht  habe,  welche  im  Wege  einer  freiwilligen 
Versicherung  in  absehbaren  Zeiten  schlechterdings  nicht  zu  erreichen  seien. 

Entsprechend  den  von  der  Kommission  vertretenen  Grundsätzen  sollte  das 
zur  Begründung  einer  Altersrente  nötige  Kapital  durch  Einzahlungen  bei  der 
staatlichen  Altersrentenkasse  oder  einer  Patronats-,  bezw.  Syndikats-(Betriebs)kasse 
oder  einer  (anerkannten)  Hilfiskasse  gebildet  werden.  Jeder  Beitrag  eines  Arbeit- 
nehmers verpflichtet  den  Arbeitgeber  zu  gleichem  Beitrag  und  umgekehrt,  bis 
zur  Gesamthöhe  von  4%  des  Lohnes  (je  zur  Hälfte),  falls  nicht  ein  höherer 
Satz  vereinbart  wird.  Auch  kann  der  Arbeitgeber  nur  mit  seinem  Einverständ- 
nis gehalten  werden,  einen  höheren  Beitrag  zu  leisten,  als  solcher  einem  Jahres- 
lohn von  2400  Fr.  entsprechen  würde.  Die  Beiträge  sind  in  der  Regel  viertel- 
jährlich durch  den  Arbeitgeber  zu  zahlen.  Neben  der  Leibrentenversicherung 
darf  der  Versicherte  auch  Kapitalversicherung  in  Höhe  von  500  bis  1000  Fr.  zu 
Gunsten  seiner  Familie  bezw.  seiner  eigenen  Person  mittels  besonderer  Jahres- 
prämien eingehen,  deren  Anzahl  so  zu  bestimmen  ist,  dass  sie  spätestens  mit 
dem  60.  Lebensjahr  aufhören;  das  den  Hinterbliebenen  anheimfallende  Kapital 
erhöht  der  Staat  durch  einen  Zuschuss  von  10^ Iq. 

Die  Altersrenten  werden  mit  dem  60.  Lebensjahr  mittels  persönlichen 
Quittungsbuchs  nach  den  für  die  staatliche  Altersrentenkasse  geltenden  Vor- 
schriften einvorben  und  durch  Staatszuschuss  um  ^/g,  jedoch  nicht  über  360  Ft. 
erhöht;  bei  einer  durch  Unfall  oder  Siechtum  vorzeitig  eintretenden  Invalidität 
kann  die  Rente  entsprechend  den  bis  dahin  gezahlten  Beiträgen  und  mit  dem 
nach  §  11,  Gesetz  vom  20.  Juli  1886  (s.  A.  8)  vorgesehenen  Staatszuschuss  auch 
schon  früher  beansprucht  werden. 

Im  Uebrigen  macht  der  Entwurf  zwischen  In-  und  Ausländem  keinen 
Unterschied,  schliesst  aber  die  letzteren  von  den  Staatszuschüssen  aus,  und  behält 
alle  Einzelheiten  besonderen  Ausführungsverordnungen  vor.  Bezüglich  der  durch 
eine  Altersversicherung  bedingten  Kosten  hatte  man  berechnet  dass  die  Gewäh- 
rung einer  Altersrente  von  860  Fr.  jährlich  erfordern  würde: 

bei  6449935  Versicherten  über  55  Jahre  2321976600  Fr. 
„    4685302  „  „     60       „      1685708720   „ 

„   3178857  „  „     65       „      1180388520    „ 

Hierzu  würden  noch  die  vor  Erreichung  dieser  Lebensjahre  zu  zahlenden 
Invalidenrenten  hinzukommen,  andererseits  alle  diejenigen  Personen  abzurechnen 
sein,  welche  schon  anderweite  Einkünfte  von  mindestens  360  Fr.  jährlich  hätten.^) 
Für  den  Entwurf  waren  bei  einer  Anfangszahl  von  900  000  Versicherten  (zwischen 
25  und  55  Jahren)  und  einem  jährlichen  Zuwachs  von  100000  Versicherten 
(mit  durchschnittlich  25  JaJiren)  für  den  Beharrungszustand  (im  80.  Jahr)  bei 
4038000  Versicherten,  d.  h.  etwa  der  Hälfte  der  versicherungsberechtigten 
Personen  und  1008358  mit  60  Jahren  pensionierten  Rentnern  der  Staatszuschuss 
auf  45376000  Fr.  und  die  Kapital  bestände  auf  4760000000  Fr.  veranschlagt 
worden;  diese  Summen  würden  sich  auf  das  Doppelte  erhöhen,  falls  sämtliche 
Versicherungsber echtigte  von  der  Versicherung  Gebrauch  machen  sollten.*) 

Auch  dieser  Kommissionsentwurf  kam  nicht  weiter  zur  Verhandlung. 
Inzwischen  schien  sich  aber  mehr  und  mehr  die  üeberzeugung  Bahn  zu  brechen, 
dass  ebenso  wie  auf  dem  Gebiet  der  Unfallversicherung  auch  auf  dem  der  Alters- 
und Invaliditätsversorgung  das  allseitig  für  notwendig  erkannte  Ziel  in  abseh- 
barer Zeit  nur  auf  dem  Wege  der  Zwangsversicherung  erreichen  lasse.  So 
hatte  u.  a.  schon  zu  Anfang  des  Jahres  1896  der  frühere  Handelsminister  Andr6  J 
Lebon  einen  Gesetzentwurf  eingebracht,  der  sich  in  den  Grundzügen  durchaus  ( 

*)  Vergl.  BuUetin  du  Comit6  pennanent  a  Paris,  VIII  (1897)  86. 
«)  Vergl.  daselbst,  Vm  (1897)  100-101,  112—124. 
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dem  deatschen  Invaliditäts-  and  Altersversicherungsgesetz  anschloss.  Danach 
sollten  alle  Lohnarbeiter  mit  einem  2400  Fr.  nicht  übersteigenden  Jahresver- 
dienst  dem  Versichemngszwang  unterliegen  und  die  Altersrenten  durch  r^^l- 
massige,  je  zur  Hälfte  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu  tragende  Beiträge 
mit  hinzuti-etendem  Staatszuschuss  begründet  werden;  die  Beiträge  waren  nach 
4  verschiedenen  Lohnklassen  (bis  500,  800,  1200  Fr.  und  darüber)  auf  50,  68, 
80  und  96  C.  für  die  Woche  und  die  jährlichen  Staatszuschüsse  für  die  ersten 
15  Jahre  auf  25,  für  die  nächsten  25  Jahre  auf  80,  für  die  10  folgenden  Jahre 
auf  25,  für  weitere  20  Jahre  auf  20  und  dann  vom  70.  Jahre  (dem  Beharrungs- 
zustande)  ab  dauernd  auf  15  Millionen  Fr.  berechnet  Zur  Durchführung  der 
Versicherung  sollte  eine  besondere  staatliche  Easse  mit  Filialen  im  ganzen  Lande 
eingerichtet  werden. 

Ein  anderer  Gesetzesvorschlag  von  Jaques  Escuyer,^)  der  sich  in  gleicher 
Sichtung  bewegte  und  die  Zustimmung  verschiedener  Arbeiterkongresse  gefunden 
hatte,  wurde  im  Jahre  1897  in  der  Deputiertenkammer  eingebracht  und  der 
oben  erwähnten  Kommission  überwiesen.  Dieser  ausführlich  begründete  Gesetz- 
entwurf geht  von  dem  Grundgedanken  aus,  dass  es  eine  unabweisbare  Pflicht 
des  Staates  sei,  dafür  Vorsorge  zu  treften,  dass  den  durch  Verlust  der  Arbeits- 
kraft dauernd  oder  zeitweise  hilflos  Gewordenen  mindestens  ein  Existenzminimum 
gesichert  werde,  d.  h.  eine  Alters-,  bezw.  Invalidenrente  von  500  Fr.  (bezw. 
ein  Bruchteil  davon  bei  teilweiser  Invalidität,  250  Fr.  für  die  hinterbleibende 
Witwe  und  400  Fr.  für  Unverheiratete)  jährlich  vom  60.  Lebenqahre  ab  bezw. 
bei  vorher  eintretender  Invalidität  und  freie  Arzthilfe  mit  einem  täglichen 
Krankengeld  von  1,50  Fr.  bei  vorübergehend  durch  Krankheit  bedingter  Arbeits- 
unfähigkeit. Demgemäss  sollten  alle,  welche  der  Hauptsache  nach  von  ihrer 
Hände  Ai'beit  leben  —  Arbeiter,  Betriebsbeamte,  Kleinuntemehmer,  insgesamt 
etwa  10  Millionen  Personen  —  der  Versicherungspflicht  unterworfen  und  die 
erforderlichen  Mittel,  wie  auch  bei  allen  ähnlichen  G^esetzen  und  Entwürfen,  von 
den  Arbeitgebern,  Arbeitnehmern  und  dem  Staat  gemeinsam  aufgebradit  werden. 
Um  jedoch  die  Versicherung  sofort  wirksam  zu  machen,  wird  von  jeder  Warte- 
zeit und  den  üblichen  versicherungstechnischen  Methoden  Abstand  genommen; 
vielmehr  sollen  die  eingehenden  Beiträge  sofort  zu  Gunsten  der  vorhandenen 
Hüfsbedürftigen  die  vorgeschlagene  Verwendung  finden,  weil  ein  solches  auf 
breitester  Grundlage  beruJiendes  nationales  Unternehmen  die  finanzielle  Gewähr 
in  sich  selbst  trage;  wo  die  Nation  als  solche  den  Versicherungskörper  bilde, 
bedürfe  es  der  Ar  private  Versicherungsinstitute  notwendigen  Reserven  und 
Kautelen  nicht,  ebensowenig  wie  der  Staat  f^r  die  Beamtenpensionen  Kapital- 
deckung vorsehe.  Auf  diese  Weise  würden  zugleich  die  grundsätzlichen  Be- 
denken beseitigt,  welche  bisher  gegen  alle  früheren  Entwürfe  aus  den  gewaltigen 
Kapitalanhäufungen  und  der  dadurch  bedingten  weiteren  Herabdrückung  des  Zins- 
fusses  hergeleitet  seien.  An  Beiträgen  sollten  die  Versicherungspflichtigen  monat- 
lich je  1  Fr.,  die  Arbeitgeber  pro  Arbeiter  1,50  Fr.  und  für  ausländische  Arbeiter 
2,50  Fr.  zahlen;  die  Einzahlung  der  Beiträge  hatte  durch  den  Arbeitgeber  unter 
entprechendem  Lohnabzug  zu  erfolgen  und  war  im  Bentenbuch  des  Versicherten 
zu  vermerken.  Die  bereits  in  den  G^nuss  der  Rente  getretenen  zahlen  den 
Monatsbeitrag  von  1  Fr.  weiter  und  erhalten  dafür  freie  Arzthilfe.  Wer  ein 
schon  anderweit  gesichertes  Einkommen  über  500  Mark  jährlich  besitzt,  hat 
kein  Anrecht  auf  Rente,  bezw.  bei  geringerem  Einkommen  nur  auf  die  Differenz; 
jedoch  bleiben  Renten  unter  800  Fr.,  welche  durch  die  Mitgliedschaft  bei  Hilfs- 
vereinen  erworben  sind,  hierbei  ausser  Betracht.  Wer  mit  mehr  als  10  bezw. 
20  oder  80  Monatsbeiträgen  im  Rückstand  bleibt,  verwirkt  die  Rente  für  1  bezw. 
2  Jahre  oder  überhaupt  alle  Anrechte,  kann  jedoch  diese  durch  entsprechende 
Nachzahlung  jederzeit  wieder  herstellen.  Eine  in  jedem  Departement  einzurichtende, 
auf  Gemeinde-  und  Departementszuschüsse  bezw.  Schenkungen  angewiesene  Hilfs- 
kasse  soll   die   Beitragszahlung  in  besonderen   Notfällen    durch   entsprechende 
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Untei*stfitzuugen  erleiclitern.  Die  zur  Durchführung  des  Plans  vorgeschlagene 
Caisse  nationale  de  preyoyance  sollte  dem  Finanzministerium  unterstellt  werden 
und  im  Wesentlichen  mit  dessen  Organen  die  finanziellen  Geschäfte  erledigen, 
im  Uebrigen  aber  die  Verwaltung  durch  besondere  Gemeinde-  und  Departements- 
ausschüsse dezentralisiert  werden.  Die  Gesamtkosten  wurden  bei  10,6  Millionen 
Versicherten  jährlich  auf  683  Millionen  Fr.  (zu  Lasten  des  Staats  358,  der 
Unternehmer  196  und  der  Arbeiter  129)  oder  pro  Versicherten  auf  64  Fr.  (zu 
Lasten  des  Staates  337«,  der  Unternehmer  18^9  und  der  Arbeiter  12)  ver- 
anschlagt. 

Em  dritter  Entwurf^)  endlich,  welcher  ebenfalls  dem  Grundsatz  der  Zwangs- 
versicherung folgt,  aber  sich  einen  engeren  Rahmen  steckt,  wurde  noch  vor  Schluss 
des  Jahres  1897  von  Guieysse,  Ricard  und  Maruejouls  eingebracht  und  gleich- 
falls der  Gommission  d'assurance  et  de  pr^voyance  sociales  überwiesen.  Dieser 
Entwurf  beschränkt  die  Versichemngspflicht  zunächst  auf  die  Industriearbeiter, 
d.  h.  auf  diejenigen,  welche  in  den  der  Fabrikaufsicht  unterworfenen  Betrieben 
arbeiten;  es  kämen  hiemach  etwa  2700000  Arbeiter  in  Frage,  von  denen  bei 
Festsetzung  des  rentenfähigen  Alters  auf  das  60.  Leben^ahr  ungefähr  500000 
Anspruch  auf  Pension  hätten.  Die  Altersrente  soll  regelmässig  mit  dem  60.  Lebens- 
jahr erworben,  aber  auf  Antrag  auch  weiter  hinausgeschoben  werden  können, 
und  bei  vorzeitiger  Invalidität,  insofern  diese  nicht  durch  die  Unfallversicherung 
gedeckt  sei,  auch  schon  früher  gewährt  werden.  Behufs  Aufbringung  der  erforder- 
lichen Mittel  haben  die  Unternehmer  monatlich  4®/^  der  Löhne,  davon  die  Hälfte 
zu  Lasten  der  Arbeiter,  einzuzahlen  und  sind  diese  Zahlungen  im  Rentenbuch 
des  Versicherten  einzutragen;  der  Staat  erhöht  die  durch  diese  Beitragszahlungen 
nach  den  für  die  staatliche  Altersrentenkasse  massgebenden  Grundsätzen  zu  be- 
rechnenden Renten  um  den  gleichen  Betrag,  jedoch  nicht  über  den  Jahresbetrag 
von  500  Fr.  hinaus.  Mit  gegenseitigem  Einverständnis  können  die  Arbeiter 
und  Unternehmer  auch  höhere  Beiträge  zahlen,  ohne  dass  aber  diese  Erhöhung 
auf  einen  entsprechenden  Staatszuschuss  Anspruch  giebt  Um  dem  Gesetze  eine 
sofortige  Wirksamkeit  zu  geben,  sollen  die  eingehenden  Untemehmerbeiträge  so- 
fort dazu  verwendet  werden,  den  über  60  Jahre  alten  und  30  Jahre  in  Industrie- 
betrieben beschäftigten  Arbeitern  eine  (zur  Hälfte  auf  die  fiberlebende  Witwe 
tibergehende)  Rente  von  100  Fr.  zu  gewähren.  Endlich  sollen  solche  Unter- 
nehmer der  Versicherungspflicht  nicht  unterliegen,  welche  nach  dem  Gesetz  vom 
27.  Dezember  1895  (s.  oben  S.  25)  eigene  Betriebskassen  eingerichtet  haben 
und  zu  diesen  Kassen  die  Hälfte  der  Beiträge  bezw.  mindestens  2%  der  Löhne 
beisteuern. 

Trotz  der  zahlreichen  Entwürfe  kam  auch  die  6.  Legislaturperiode  zum 
Schluss,  ohne  dass  eine  Lösung  der  Frage  gefunden  war.  Da  aber  bei  den 
Neuwahlen  im  Frühjahr  1898  die  Regelung  der  Altersversorgung  auf  dem  Pro- 
^amm  aller  Parteien  gestanden  hat  und  auch  die  neue  Regierung  dieselbe  als 
eine  der  dringlichsten  Reformen  anerkannt  hat,  so  ist  anzunehmen,  dass  die  An- 
gelegenheit nunmehr  auf  dem  einen  oder  anderen  der  bisher  versuchten  Wege  in 
absehbarer  Zeit  ihre  Lösung  finden  wird. 
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Anlage  1» 


Loi 


relative  aux  Booiötös  de  secoura  mutuels 

du  1  avril  1898. 


Titre  L 
Dlspositlons  commimes  ä  tontes  les  Socl4t6s. 

Art.  1. 

Les  Soci6t6s  de  seconrs  mntnels  sont  des  associations  de  prövoyance  qni  se  proposent 
d*atteindre  un  on  plnsieiirs  des  bnts  suiYants:  assnrer  ä  lenrs  membres  participants  et  ä 
lenr  famille  des  secours  en  cas  de  maladie,  blessnres  on  mfirmit6s;  leur  constitner  des 
pensions  de  retraites;  contracter,  ä  lenr  profit,  des  assnrances  individuelles  ou  colleetives 
en  cas  de  vie,  de  döcds  ou  d*accidents;  ponrvoir  aux  ^is  des  fnnörailles  et  allouer  des 
seconrs  aux  ascendants,  aux  yenÜB,  venves  ou  orphelins  des  membres  participants  d6c6dös. 

EUes  peuvent  en  outre  accessoirement  cr^er,  au  profit  de  lenrs  membres,  des  cours 
professionnels,  des  Offices  gratuits  de  placement,  et  accorder  des  allocations  en  cas  de 
chömage,  ä  la  condition  qn*il  seit  pourvu  ä  ces  trois  ordres  de  döpenses  au  moyen  de 
cotisations  ou  de  recettes  speciales. 

Art.  2. 
Ne  sont  pas  consid^r^es  comme  Sociötto  de  secours  mutuels  les  associations  qni, 
tont  en  organisant,  sous  un  titre  quelconque,  tout  ou  partie  des  Services  prövus  ä  Tartide 
pr^c^dent,  cr^nt,  au  profit  de  teile  ou  teile  cat6gorie  de  lenrs  membres  et  au  dötriment 
des  antres,  des  avantages  particuliers.  Les  Sociöt^s  de  secours  mutuels  sont  tennes  de 
garantir  ä  tous  lenrs  membres  participants  les  m^mes  avantages,  sans  autre  distinction 
que  Celle  qni  Insulte  des  cotisations  fonmies  et  des  risques  apport^s. 

Art.  3. 

Les  Soci6t6s  de  secours  mutuels  penvent  se  composer  de  membres  participants  et  de 
membres  honoraires;  les  membres  honoraires  payent  la  colisation  fix^e  ou  fönt  des  dons 
iL  Tassociation,  sans  prendre  part  aux  b^nöfices  attribn^  aux  membres  participants;  mais 
les  Statuts  penvent  contenir  des  dispositions  speciales  pour  faciliter  leur  admission  au  titre 
de  membres  participants,  ä  la  suite  de  revers  de  fortune. 

Les  femmes  peuvent  faire  partie  des  Sociöt^s  et  en  cr6er:  les  femmes  marines  exercent 
ce  droit  sans  Tassistance  de  leur  mari;  les  mineurs  peuvent  fieiire  partie  de  ces  Sociötös 
sans  rintervention  de  leur  repr^entant  l^al 

L'administration  et  la  direction  des  Soci^tös  de  secours  mutuels  ne  peuvent  dtre  con- 
fi^es  qu*a  des  Franfais  majeurs,  de  Tun  ou  Tautre  sexe,  non  döchns  de  lenrs  droits  civils 
ou  civiques,  sous  röserve,  pour  les  femmes  marines,  des  autorisations  de  droit  commun. 

Les  Soci6t6s  de  seconrs  mntnels  constitu^es  entre  ötrangers  ne  peuvent  exister  qu*en 
vertu  d'un  srr^U  minist^riel  tonjours  rövocable.  Par  exception,  elles  peuvent  choisir  lenrs 
administrateurs  parmi  lenrs  membres. 
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Les  membres  du  Conseil  d'administration  et  da  burean  des  Sociötös  de  seeonrs  rnntaels 
seront  nomm^  par  le  yote  au  bnlletin  secret. 

Les  administratenrs  et  directenrs  ne  pourront  6tre  choisis  qne  parmi  les  membres 
participants  et  honoraires  de  la  Soei6t6. 

Art  4. 

ün  mois  avant  le  fonctionnement  d*ane  Soci6t6  de  seeonrs  mntnels,  ses  fondateurs 
devTont  d^poser  en  donble  exemplaire:  1^  les  statats  de  ladite  association;  2^  la  liste  des 
noms  et  adresses  de  toutes  les  personnes  qni,  sous  nn  titre  quelconqne,  seront  charg^es, 
ä  rorigine,  de  Tadministration  on  de  la  direction. 

Le  d^pöt  ä  lien,  contre  röc^piss^,  ä  la  sons-pr^fectnre  de  rarrondissement  oü  la 
Sociöt^  a  son  si^ge  social  on  ä  la  pr^fectnre  dn  d^partement. 

Le  maire  de  la  commnne  en  est  inform^  imm^diatement  par  les  soins  dn  prüfet  on 
dn  sons-pr^et. 

Un  extrait  des  statnts  sera  ins6r6  dans  le  recneil  des  actes  de  la  pr^fectnre. 

Tont  changement  dans  les  statnts  on  dans  la  direction  sera  notifi^  et  pnbliö  selon 
les  formes  indiqnöes  ci-dessns. 

Art.  5. 
Les  statnts  döterminent: 

1®.  Le  si^ge  social,  qni  ne  pent  6tre  sitnö  aillenrs  qn*en  territoire  fran9ais; 

2^.  Les  conditions  et  les  modes  d'admission  et  d*6xclnsion,  tant  des  membres  parti- 
cipants qne  des  membres  honoraires; 

3^.  La  composition  dn  bnrean  et  dn  conseil  d'administration,  le  mode  d*61ection 
de  lenrs  membres,  la  natnre  et  la  dnr6e  de  lenrs  ponvoirs,  les  conditions  dn 
vote  ä  Tassemblöe  g6n6rale  et  dn  droit  ponr  les  soci6taires  de  s'y  faire  reprösenter; 

4^.  Les  Obligations  et  les  anvantages  des  membres  participants; 

5^.  Le  montant  et  Temploi  des  cotisations  des  membres,  soit  honoraires,  seit  parti- 
cipants, les  modes  de  placement  et  de  retrait  des  fonds; 

6^.  Les  conditions  de  la  dissolntion  volontaire  de  la  Soci6t6; 

7^.  Les  bases  de  la  liqnidation  ä,  intervenir  si  la  dissolntion  a  lien; 

8^.  Le  mode  de  conservation  des  docnments  interessant  la  Soci^t^; 

9^  Le  mode  de  Constitution  des  retraites  ponr  lesqnelles  il  n'a  pas  6t6  pris  d'en- 
gagement   forme   et   dont   l'importance   est   snbordonnöe   anx  ressonrces  de  la 
Soci^te; 
10^.  L*organisation  des  retraites  garanties,  et  sp^cialement  la  fixation  de  lenr  qnotitö 

et  de  Tage  de  Tentr^e  en  jonissance; 
11^.  Les  pr^l^yements  ä  op6rer  snr  les  cotisations  ponr  le  seryice  special  des  retraites, 
lorsqne,  conform^ment  ä  la  clause  pröc^dente,  les  cotisations  des  membres 
honoraires  on  participants  devront  6tre  affectöes,  ponr  partie,  ä,  la  Constitution 
de  retraites  garanties,  qne  ce  soit  au  moyen  d'un  fonds  commun  on  de  livrets 
indiyidnels  ouverts  au  nom  des  sociötaires. 

Art.  6. 

Lorsqne  Tassemblöe  generale  sera  convoqn6e,  les  ponvoirs  dont  les  sociötaires  seront 
porteurs,  si  les  Statuts  antorisent  le  yote  par  procuration,  pourront  6tre  donnös  sous  seing 
priYö  et  seront  affranchis  de  tons  droits  de  timbre  et  d'enregistrement;  ils  seront  döposös 
an  siöge  social 

Les  contestations  sur  la  yaliditö  des  Operations  eiectorales  sont  portöes,  dans  le  deiai 
de  quinze  jours  ä  dater  de  Teiection,  devant  le  juge  de  paix  dn  siöge  de  la  Societö.  EUes 
sont  introdnites  par  simple  d^claration  au  greffe. 

Le  juge  de  paix  statne,  dans  les  quinze  jours  de  cette  döclaration,  sans  frais  ni 
forme  de  procMure  et  sur  simple  avertissement  donnö  trois  jours  ä  Tavance  ä  toutes  les 
parties  interess^es. 

La  decision  du  juge  de  paix  est  en  demier  ressort,  mais  eile  pent  dtre  defer6e  ä  la 
Cour  de  Cassation.  Le  pourvoi  n'est  recevable  qne  s'il  est  forme  dans  les  dix  jours  de 
la  notification  de  la  decision.     II  est  forme  par  simple  requete  deposee  au  greffe  de  la 
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justice  de  paix  et  dönoncöe  am  d^fendenrs  dans  les  dix  jours  qni  soiyent.  II  est  dispens^ 
da  minist^re  d'un  avocat  ä  la  cour  et  jng4  d*argence,  sans  frais  ni  amende. 

Les  pi^ces  et  m^moires  fonmis  par  les  parties  sont  transmis  sans  frais  par  le 
greffier  de  la  justice  de  paix  an  greffier  de  la  Conr  de  Cassation.  La  cbambre  cirile  de 
cette  cour  statue  directement  sur  le  pourvoi. 

Tons  les  actes  sont  dispens6s  du  timbre  et  enregistr6s  gratis. 

Art.  7. 
Dans  les  trois  premiers  mois  de  cbaquo  aiin^e,  les  Soci6t^  de  secours  mutuels, 
doivent  adresser,  par  rintermMiairo  dos  Pr6fets  au  Ministro  do  llnt^rienr,  et  dans  les 
formes  qui  seront  determin^es  par  lui,  la  statistique  de  leur  effectif,  du  nombre  et  de  la 
nature  des  cas  de  maladie  de  leurs  membres,  teile  qu'elle  est  preschte  par  la  loi  du 
30  novembre  1892. 

Art.  8. 
II  peut  6tre  stabil,   entre  les  Sociöt^  de  secours  mutuels,   en  conservant  d^ailleurs 
^  cbacune  d'elles  son  autonomie,  des  unions,  ayant  pour  objet  notamment: 

a)  Lorganisation,  en  faveur  des  membres  participants,  des  soins  et  secours  6num6r6s 
dans  Tarticle  premier,  notamment  la  cr^ation  de  pbarmacies,  dans  les  conditions 
d6termin6es  par  les  lois  speciales  sur  la  matiöre; 

b)  Ladmission  des  membres  participants  qui  ont  cbang^  de  r^sidence^ 

c)  Le  röglement  de  leurs  pensions  viag^res  de  retraite; 

d)  ^Organisation  d*assurances  mutuelles  pour  les  risques  divers  auxquels  les  Sociöt^ 
se  sont  engag^es  ä  pourvoir,  notamment  la  cr^tion  de  caisses  de  retraites  et 
d'assurances  communes  ä  plusieurs  Sociöt^s  pour  les  Operations  ä  long  terme  et 
les  maladies  de  longue  dur^; 

e)  Le  Service  des  placements  gratuits. 

Art.  9. 

Les  Societ^s  de  secours  mutuels  sont  admises  ä  contracter  des  assurances,  soit  en 
cas  de  döcös,  soit  en  cas  d'accidents,  aus  caisses  d'assurances  institu^es  par  la  loi  du 
11  juillet  1868,  en  se  conformant  aux  prescriptions  des  articles  7  et  15  de  ladite  loi. 

Oes  assurances  peuvent  se  cumuler  avec  les  assurances  individuelles. 


Art.  10. 

Les  infractions  aux  dispositions  de  la  prösente  loi  seront  poursuivies  contre  les  ad- 
ministrateurs  ou  les  directeurs  et  punies  d'une  amende  de  un  ä  quinze  francs  (1  ä  15  fr.) 
inclusivement. 

Si  une  Soci6t6  est  d6toum6e  de  son  but  de  Soci6t6  de  secours  mutuels  et  si,  trois 
mois  aprös  un  avertissement  donn6  par  arr6t6  du  prüfet  du  d6partement,  cette  Soci6t6  per- 
siste  ä  ne  pas  se  conformer  aux  prescriptions  de  la  präsente  loi  ou  aux  dispositions  de 
ses  Statuts,  la  dissolution  pourra  en  Stre  prononc^e  par  le  tribunal  civil  de  Tarron- 
dissement. 

Le  minist^re  public  introduira  Taction  en  dissolution  par  un  memoire  pr6sent6  au 
President  du  tribunal  ^non^ant  les  fsdts  et  accompagnö  des  piöces  justificatives;  ce  me- 
moire sera  notifi^  au  pr^sideut  de  la  Soci6t4,  avec  assignation  ä  jour  fixe. 

Le  tribunal  jugera  en  audience  publique,  sur  les  r^quisitions  du  procureur  de  la 
B6publique,  le  prösident  de  la  sociöt^  entendu  ou  r^gulidrement  appel6. 

Le  jugement  sera  susceptible  d"appel. 

L'assistance  de  Tavonö  ne  sera  obligatoire  ni  en  premiöre  instance,  ni  en  appel. 

En  cas  de  fausse  döclaration  faite  de  mauvaise  foi  ou  de  toutes  autres  manoBUvres 
tendant  k  dissimuler,  sous  le  nom  de  Soci^t^  de  secours  mutuels,  des  associations  ayant 
un  autre  objet,  les  juges  de  r^pression  auront  la  facult^  de  prononcer  la  dissolution,  k  la 
requöte  du  ministdre  public.  Les  administrateurs  et  directeurs  seront  passibles  d*une  amende 
de  seize  ä  cinq  cents  francs  (16  4  500  fr.). 
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'Art.  11. 

La  dissolütion  Tolontaire  d'nne  Soci6t6  de  secoürs  mntnels  ne  pent  6tre  prononc^e 
qtie  dans  nne  assembl^e  conyoqn^e  d,  cet  effet,  par  nn  avis  indiqnant  Tobjet  de  la  rdnnion 
et  la  conditon  de  rennir  4  la  fois  une  m^orit^  des  denx  tiers  des  membres  pr^sents  et 
la  majorit^  des  membres  inscrits. 

En  cas  de  dissolütion  par  les  tribnnanx,  le  jngement  d^signe  an  administratear 
chargö  de  procMer  4  la  liqnidation  definitive. 

Ancon  encaissement  de  cotisations  antres  qae  Celles  Zehnes  au  jonr  de  la  liqnidation 
ne  pent  plus  etre  effectue. 

Commnnication  sera  faite  ä  Tadministrateur  des  livres,  registres,  procös-verbanx  et 
pi^ces  de  tonte  natnre:  .la  commnnication  anra  lien  sans  d^placement,  sanf  le  cas  oü  le 
tribnnal  en  anrait  ordonn^  antrement. 

La  liqnidation  s^op^rera  conform^ment  am  statnts;  eile  sera  bomologn^e  sans  frais 
par  le  tribnnal,  ä  la  diligence  dn  procnrenr  de  le  Böpnbliqne. 

Art.  12. 
Les  seconrs,  pensions,    contrats  d'assnrance,  livrets,   et  gön^ralement  tontes  sommes 
et  tons  titres  ä  remettre  par  les  Soci^t^s  de  seconrs  mntnels  ä  lenrs  membres  participants 
sont  incessibles  et  insaisissables,  jnsqn*ä  concnrrence  de  trois  cent  soixante  francs  (360  fr.) 
par  an  ponr  les  rentes  et  de  trois  millo  francs  (3.000  fr.)  ponr  les  capitanx  assnr^. 

Art.  13. 
Les  Sociöt^s  de  seconrs  mntnels  ayant  satis&it  anx  prescriptions  des  articles  pr6c6- 
dents  ont  le  droit  d*ester  en  justice,  tant  en  demandant  qn'en  d^fendant,  par  le  pr6sident 
on  par  le  d6l^6  ayant  mandat  special  ä  cet  effet,    et  penvent  obtenir  l'assistance  jndi- 
ciaire,  anx  conditions  imposöes  par  la  loi  dn  22  janvier  1851. 

Art.  14. 
Les  Soci6t6s  de  seconrs  mntnels  se  divisent  en  trois  cat^ories: 
1®.  Les  Soci6t6s  libres; 
2®.  Les  Soci6t6s  appronv6es; 
3^.  Les  Society  reconnnes  comme  Etablissements  d'ntilitE  publique. 


Titre  ü. 
Bes  Soci^t^s  libres. 

Art.  15. 

Les  Sociötös  libres  et  unions  de  Sociöt^  libres  penvent  recevoir  et  employer  les 
sommes  provenant  des  cotisations  des  membres  honoraires  et  participants,  et  gänöralement 
faire  des  actes  de  simple  administration:  elles  penvent  poss^der  des  objets  mobiliers,  prendre 
des  immenbles  ä  bail  ponr  Tinstallation  de  lenrs  divers  Services. 

Elles  penvent,  avec  Tautoritation  dn  pr6fet,  recevoir  des  dons  et  legs  mobiliers. 

Toutefois,  si  la  Iib6ralit6  est  faite  ä  nne  Soci6t6  dont  la  circonscription  comprend 
des  communes  sitnöes  dans  des  döpartements  diff6rents,  il  est  statuE  par  nn  d^cret.  S*il 
y  a  r^clamation  des  höritiers  du  testateur,  il  est  statuE  par  nn  d^ret  du  President  de  la 
B6publique,  le  Conseil  d'^tat  entendu. 

Lorsqne  Temploi  des  dons  et  legs  n*est  pas  d^terminö  par  le  donateur  ou  testateur, 
cet  emploi  sera  prescht  par  Tarr^tE  on  le  döcret  d'antorisation,  en  exöcntion  de  Tarticle  4 
de  Tordonnance  du  2  avril  1817. 

Les  Soci^t^s  libres  ne  penvent  acquörir  des  immenbles,  sous  quelqne  forme  que  ce 
soit,  ä  peine  de  nullit^,  sauf  les  immenbles  exclusivement  affect^s  ä,  lenrs  Services.  Elles 
ne  penvent,   ä  peine  de  nullit^,    recevoir  des  dons  ou  legs  immobiliers  qu*4  la  Charge  de 
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las  aliöner  et  d^obtenir  rantorisation  mentioim^e  an  paragraphe  3  ci-dessns.  La  nnllitö  sera 
prononc^  en  justice,  soit  snr  la  demande  des  parties  int^ress^s,  soit  d*office  snr  les  r6- 
quisitions  dn  nünistdre  public. 


Titre  IH. 
Des  Soci^t^s  approar^es. 

Art.  16. 

Les  Sociötös  de  secours  mutuels  et  les  unions  de  Soci6t6s  pröYues  ä,  Tartdcle  8  qui 
auront  fait  approuyer  leurs  Statuts  par  arr6t6  minist^riel  auront  tous  les  droits  accord^s 
anx  Sociötto  libres  et  unions  de  Soci^t^s  libres  et  jouiront  des  ayantages  concöd^s  par  les 
articles  suivants. 

L*approbation  ne  peut  ötre  refus^  que  dans  les  deux  cas  suivants: 

1^.  Pour  non-conformit^  des  Statuts  avec  les  dispositious  de  la  loi; 

2^.  Si  les  Statuts  ne  prövoient  pas  des  recettes  proportionn^es  aux  döpenses,  pour 
la  Constitution  des  retraites  garanties  ou  des  assurances  en  cas  de  yie,  de 
döc^s  ou  d*accident. 

L*approbation  ou  le  refus  d'approbation  doit  ayoir  lieu  dans  le  d^lai  de  trois  mois. 
Le  refus  d'approbation  doit  dtre  motivö  par  une  infiraction  aux  lois,  et  notamment  aux  dis- 
positions  du  paragraphe  4  du  prtoent  article. 

En  cas  de  refus  d'approbation,  un  recours  peut  dtre  form^  deyant  le  Conseil  d'^tat. 
Ce  recours  sera  dispensö  de  tous  droits:  il  pourra  dtre  formö  sans  minist^re  d'avocat. 

Tout  changement  dans  les  Statuts  d'une  Soci^t^  approuv^  doit  dtre  l'objet  d*nne 
nonvelle  demande  d^appcobation,  et  aucune  modification  statutaire  ne  peut  6tre  mise  ä  ex6- 
cution  si  eile  n'a  pas  6t^  pr^alablenient  approuy^. 

II  sera  proc^dö,  pour  les  changements  dans  les  Statuts,  comme  en  matidre  de  Statuts 
primitifs^  pour  tout  ce  qui  conceme  les  d^pOts,  les  d^lais  et  les  recours. 

Art.  17. 

Les  Sociöt^s  de  secours  mutuels  approuyöes  pourront,  sous  r6serye  de  rantorisation 
du  Conseil  d*£tat,  receyoir  des  dons  et  legs  immobiliers. 

Les  immeubles  compris  dans  un  acte  de  donation  ou  dans  une  disposition  testa- 
mentaire  que  les  Soci6t6s  n*auront  pas  ^U  autorisöes  ä  conserver,  seront  aliön^s  dans  les 
d^lais  et  la  forme  prescrits  par  le  d6cret  qui  en  autorise  Tacceptation;  le  d^lai  pourra, 
en  cas  de  n^cessit^,  6tre  prorogö. 

Les  Soci^tto  de  secours  mutuels  et  les  unions  approuy^es  pr^yues  ä  Tarticle  8  peu- 
yeut  dtre  autoris6es,  par  döcret  rendu  en  Conseil  d'^tat,  ä  acqu6rir  les  immeubles  n^ces- 
saires,  soit  ä  leurs  seryices  d*administration,  soit  ä  leur  seryice  dliospitalisation. 

Art.  18. 

Les  communes  sont  tenues  de  foumir  aux  Soci6t^s  approuy^es  qui  le  demandent  les 
locaux  nöcessaires  ä.  leurs  r6unions,  ainsi  que  les  liyrets  et  registres  n^ssaires  ä  l'ad- 
ministration  et  ä  la  comptabilit6.  En  cas  d'insuffiisance  des  ressources  des  communes, 
cette  döpense  est  mise  ä.  la  Charge  des  departements.  Dans  le  cas  ou  la  Sociötö  s'ötend 
sur  plusieurs  communes  ou  sur  plusieurs  departements,  cette  Obligation  incombe  d'abord 
ä  la  commune  dans  laqnelle  est  6tabli  le  si^e  social,  ensuite  au  döpartement  auquel  ap- 
partient  cette  commune. 

Dans  les  villes  oü  il  existe  une  taxe  municipale  sur  les  conyois,  il  est  accordö  aux 
Sociöt^s  approuy^es  remise  des  deux  tiers  des  droits  sur  les  conyois  dont  elles  peuyent 
ayoir  ä  supporter  les  frais,  aux  termes  de  leurs  Statuts. 

Art.  19. 
Tous  les  actes  interessant  les  Societ6s  approuy^es  sont  exempts  des  droits  de  timbre 
et  d'enregistrement. 

Sont  egalement  exempts  du  droit  de  timbre  de  quittance  les   re^us   de   cotisations 
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des  membres  honoraires  on  participants,  les  re^ns  des  sommes  yersöes  aox  pensionnaires 
ainsi  qne  les  registres  k  soaches  qoi  servent  au  payemtot  des  jonm^es  de  maladies. 

Gette  disposition  n'est  pas  applicable  anx  transmissions  de  propriöt^,  d'nsnfrait  on 
de  jonissance  de  biens,  meubles  et  immeubles,  soit  entre  vifs,  soit  par  d^cds. 

Conformöment  anx  articles  19  de  la  loi  du  11  jnillet  1868  et  24  de  la  loi  du 
20jmllet  1886,  les  certificats,  actes  des  niatori^tö  et  antres  pi4ces  exclasiyement  relatives 
i  Fexöcntion  des  lois  pr^it6es  et  de  la  pr^ente  loi  seront  ddivrös  gratnitement  et  exempts 
des  droits  de  timbre  et  d*enregistrement. 


Art.  20. 

Les  placements  des  Sociöt6s  de  seconrs  rnntnels  appronv^es  doiyent  6tre  effectn^s 
en  d6p6t  anx  Oaisses  d'^pargne,  ä  la  Gaisse  des  d^pöts  et  consignations,  en  rentes  snr 
r£taty  bons  dn  Trösor  on  antres  yalenrs  cr^es  on  garanties  par  T^tat,  en  Obligation  des 
d^partements  et  des  commnnes,  dn  Credit  foncier  de  France  on  des  Compagnies  franfaises 
de  chemins  de  fer  qni  ont  nne  garantie  d'intör^ts  de  T^tat. 

Les  Soci^tte  de  seconrs  rnntnels  appronvöes  ponrront,  en  ontre,  possöder  et  acqnörir 
des  immenbles,  jnsqn'ä  concnrrence  des  trois  qnarts  de  lenr  avoir,  les  vendre  et  les 
öchanger. 

Ponr  6tre  yalables,  ces  Operations  devront  dtre  vot^s  k  la  majoritö  des  trois  qnarts 
des  yoix  par  nne  assembUe  generale  extraordinaire  compos^  an  moins  de  la  moitiö  des 
membres  de  la  Sociötö,  pr6sents  on  repr6sent6s. 

Les  titres  et  yalenrs  an  portenr  appartenant  anx  Sociötös  de  seconrs  rnntnels  ap- 
prony6es  seront  d6pos6s  ä  la  Caisse  des  döpöts  et  consignations,  qni  sera  cbargöe  de  Ten- 
caissement  des  arrörages,  conpons  et  primes  de  rembonrsement  de  ces  titres  et  en  portera 
le  montant  an  compte  de  döpOt  de  chaqne  Sociötö. 


Art.  21. 

Les  Society  de  seconrs  mntnels  approny^es  sont  admises  ä  yerser  des  capitanx  &  la 
Caisse  des  döpOts  et  consignations: 

1^  En  compte  conrant  disponible; 

2^  En  nn  compte  affectö,    ponr  tonte  la  dnr6e  de  la  Sociötö,    ä  la   formation  et  ä. 
Taccroissement  d*nn  fonds  commnn  inaliönable. 

Le  fonds  commnn  de  retraites  existant  an  jonr  de  la  promnlgation  de  la  loi  ne  pent 
6tre  snpprimö. 

ü  pent  6tre  placö  soit  ä.  la  Caisse  des  döpöts  et  consignations,  soit  en  yalenrs  on. 
immenbles,  conformöment  anx  articles  17  et  20,  soit  ä  la  Caisse  des  retraites. 

Ponr  Tavenir,  les  statnts  de  chaqne  Sociötö  döterminent  si  eile  entend  nser  de  cette 
fsu^nltö  de  constitner  nn  fonds  commnn  et  dans  qnelles  conditions;  ils  röglent  les  moyens 
de  Talimenter,  qu*il  s*agisse  d*nn  fonds  commnn  conservö  on  d'nn  fonds  commnn  ä  cröer. 
Hs  döcident  notamment  si  la  Sociötö  deyra  yerser  ä.  ce  fonds,  en  totalitö  on  en  partie,  les 
snbyentions  de  TlStat,  les  dons  et  legs,  les  cotisations  des  membres  honoraires  et  les 
antres  ressonrces  disponibles. 

Le  compte  conrant  et  le  fonds  commnn  portent  intöröt  k  nn  tanx  ögal  ii  celni  de  la 
Caisse  nationale  des  retraites  ponr  la  yieülesse. 

La  difförence  entre  le  tanx  fix6  par  le  paragraphe  pröcödent  et  le  tanx  de  4^/^^/^ 
d6termin6  par  le  d6cret-loi  dn  26  mars  1852  et  le  d6cret  dn  26  ayril  1856  sera  yersöe, 
ä  titre  de  bonification,  ä  chaqne  Sociötö  de  seconrs  mntnels  appronvöe  on  reconnne  d'ntilitö 
pnbliqne,  en  raison  de  son  ayoir  ä  la  Caisse  des  d6pöts  et  consignations  (fonds  libres  et 
fonds  de  retraites),  an  moyen  d*nn  crMit  inscrit  chaqne  annöe  an  bndget  dn  ministere  de 
rintörienr. 

Les  intöröts  qni  ne  re9oiyent  pas  d'emploi  an  conrs  de  Tann^  sont  capitalis^ 
tons  les  ans. 

La  Caisse  des  d6pöts  et  consignations  anra  la  facnlt^  de  faire  emploi  des  fonds 
vers^  anx  comptes  ci-dessns  dösignös,  dans  les  mdmes  conditions  qne  ponr  les  fonds  des 
Caisses  d'öpargne. 


60  Loi  relative  anx  soci^tes  de  secours  mutuels  du  1  ayiil  1898. 

Art.  22. 
Les  pensions  de  retraites  penvent  6tre  constitnöes,   soit  snr  le  fonds   commun,    soit 
snr  le  livret  indivldnel  qni  appartient  en  tonte  propri6t^  ä  son  titnlaire,  ä  capital   ali^n^ 
ou  röservö. 

Art.  23. 

Les  pensions  de  retraites  aliment^es  par  le  fonds  commun  sont  constita^es  t  capital 
r6serv6  au  profit  de  la  Soci6t6.  Elles  sont  servies  directement  par  la  Soci6t6  k  Taide  des 
int4r6ts  de  ce  fonds^  ou  par  Tintenn^diaire  de  la  Caisse  nationale  des  retraites. 

Pour  b6n6ficier  de  ces  pensions,  les  membres  participants  doivent  6tre  ägto  d'an  moins 
cinquante  ans,  ayoir  acquitt^  la  cotisation  sociale  pendant  quinze  ans  au  moins  et  remplir 
les  conditions  statutaires  fix^es  pour  Tobtention  de  la  pension. 

Les  Soci^t^s  qui  constituent  snr  le  fonds  commun  des  pensions  de  retraites  garanties, 
sont  tenues  de  produire,  tous  les  cinq  ans  au  moins,  au  Ministre  de  l'Int^rieur,  la  Situation 
de  leurs  engagements,  ^yentuels  ou  liquides,  et  des  ressources  correspondantes  en  se  con- 
formant  aux  moddles  qui  leur  sont  fournis  par  TAdministration  comp^tente.  Elles  devront 
modifier,  s'il  y  a  lieu,  leurs  Statuts,  d'aprds  les  v6sultats  de  ces  inventaires  au  moins 
quinquennaux. 


Art.  24. 
Les  pensions  de  retraites  constituöes  par  le  livret  individuel,  ä  Taide  de  la  Caisse 
nationale  des  retraites  ou  d'une  Caisse  autonome,  sont  form^es,  en  conformit^  des  Statuts, 
au  moyen  de  versements  effectu^s  par  la  Sociöt^  au  compte  de  chacun  de  ses  membres 
participants. 

Ces  versements  proviennent: 

1^  de  la  cotisation  speciale  que  le  soci^taire  a  lui-m6me  acquitt^  en  vue  de  la 

retraite,  ou  de  la  portion  de  la  cotisation  unique  pr6lev6e  en  vue  de  ce  service; 

2^  De  tout  ou  partie   des  arr^rages   annuels  du  fonds  commun  inalienable  s'il  en 

existe  un; 
3^  Des  autres  ressources  dont  les  Statuts  autorisent  Temploi  en   capital  au  profit 

des  livrets  individuels. 

Les   versements  effectu6s  par  la  Soci^t^  sur  le  livret  individuel  le  sont  ä  capital 

ali^nö  ou  ä  capital  r^serv^,  au  profit  de  la  Soci6t6;  suivant  que  les  Statuts  en  auront  d6cid6. 

Quant   aux  versements  qui  proviennent  des  cotisations  du  membre  participant,  ils 

peuvent  6tre,  au  cboix  de  ce  membre,  faits  ii  capital  aliön^  ou  k  capital  r6serv6,  au  profit 

de  ses  ayants  droit. 

""  Pour  la  liquidation  des  pensions  de  retraites  constitu6es  k  capital  ali^n6  et  ä  jouis- 

sance  immödiate  par  les  Soci^t^  de  secours  mutuels,  les  tarifs  ä  la  Caisse  nationale  des 
retraites  seront  calculto  jusqu'ii  quatre-vingts  ans. 


Art.  25. 

En  dehors  des  retraites  garanties  on  non  garanties,  constituöes  soit  k  Taide  du  fonds 
commun,  soit  au  moyen  du  livret  individuel,  dans  les  conditions  pr6vues  aux  articles  23  et  24, 
les  Soci4t6s  peuvent  accorder  ä  leurs  membres  des  allocations,  non  pas  viageres,  mais 
annuelles,  prises  sur  les  ressources  disponibles.  Le  montant  en  sera  fix6  chaquo  ann^e 
par  l'assembl^e  gön^rale.  Les  titulaires  sont  d6sign6s  par  eile,  parmi  les  membres  ägös 
de  plus  de  cinquante  ans  et  ayant  acquitt6  la  cotisation  sociale  au  moins  pendant 
quinze  ans. 

Les  Statuts  d6terminent  les   autres  conditions   que   doivent  remplir  les  b6n6ficiaires. 

Le  Service  de  ces  allocations  annuelles  s'effectue  ä  Taide  des  arr6rages  du  fonds 
commun  inalienable  on  des  autres  ressources  disponibles. 

Une  indemnite  p^cuniaire,  fix^e  6galement  cbaque  ann^e  en  assembl6e  g6n6rale  et 
pr6l6v6e  sur  les  fonds  de  r^serve  peut  6tre  allou6e  aux  membres  participants  devenus  in- 
firmes ou  incurables  avant  l'Age  fix6  par  les  Statuts  pour  6tre  adniissibles  ä  la  pension 
viagöre  de  retraite. 
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Art.  26. 

A  partir  de  la  Promulgation  de  la  präsente  loi,  les  arr^rages  des  dotations  et  les 
snbventions  annuellement  inscrites  au  budget  du  Ministöre  de  Tlntörieur  au  profit  des 
Soci^tto  de  secours  mutuels  seront  employös  ä  accorder  ä  ces  Sociötto  des  allocations: 
1^  poar  encourager  la  formation  des  pensions  de  retraites  ä  Taide  du  fonds  commun  ou 
du  livret  individuel;  2®  pour  bonifier  les  pensions  liquidöes  d,  partu:  du  1®'  janvier  1895 
et  dont  le  montant,  y  compris  la  Subvention  de  TEtat,  ne  sera  ])as  sup6rieur  ^  360  francs; 
3^  pour  donner,  en  raison  du  nombre  de  leurs  membres,  des  snbventions  aux  Sociötös  qui 
ne  constituent  pas  de  retraites. 

Pour  chacune  de  ces  affectations,  la  röpartition  du  credit  aura  lieu  dans  les  propor- 
tions  et  suivant  les  bardmes  arrdtös  par  le  Ministre  de  Tlntörieur,  aprös  avis  du  Conseil 
sup6rieur. 

U  sera,  pröalablement  ä  toute  r^partion,  opör6,  chaque  annöe,  sur  les  dotations  et 
sabyentioDS^  un  prölövement  d^terminö  par  le  Conseil  supörieur,  qui  ne  pourra  d^passer 
dnq  pour  cent  (5  ^/q)  de  Vactif  total,  pour  venir  en  aide  aux  Soci^t^s  de  secours  mutuels 
qui,  ]}ar  suite  d'6pid6mies  ou  de  toute  autre  cause  de  force  majeure,  seraient  momentanö- 
ment  hors  d*6tat  de  remplir  leurs  engagements. 

Les  subventions  de  T^tat,  en  vue  de  la  retraite  par  livret  individuel,  profiteront 
aux  ötrangers,  lorsque  leur  pays  d'origine  aura  garanti,  par  un  trait^,  des  avantages 
Univalents  ä  nos  nationaux. 

Les  pensions  allou^es  sur  le  fonds  commun  ne  pourront  dtre  servies  aux  ^trangers 
qae  dans  le  cas  oü  ils  rtoideront  en  territoire  firan9ais. 


Art.  27. 
ün  röglement  d'administration  publique  dötermine  les  conditions  et  les  garanties  ä 
exigei  pour  Torganisation  des  Caisses  autonomes  que  les  Soci6tös  ou  les  ünions  pourront 
constitüer,  soit  pour  servir  des  pensions  de  retraites,  soit  pour  röaliser  l'assurance  en  cas 
de  vie,  de  d^cös  ou  d'accident  et,  d'une  maniöre  gönörale,  toutes  les  mesures  d'application 
destin^es  ä  assurer  Texöcution  de  la  loi. 

Les  fonds  versös  dans  ces  caisses  devront  ötres  employös  en  rentes  sur  T^tat,  en 
valenrs  du  Trösor  ou  garanties  par  le  Tresor,  en  obligations  döpartementales  ou  en  valeurs 
6niim6r6es  au  paragraphe  1^'  de  Tarticle  20. 

La  gestion  de  ces  caisses  sera  soumise  ä  la  vörification  de  Tinspection  des  finances 
et  au  contröle  du  receveur  particulier  de  Tarrondissement  du  siege  de  la  caisse. 

La  Caisse  des  d6pöts  et  consignations  est  tenue  d'envoyer,  dans  le  courant  du  premier 
trimestre  de  cbaque  ann^,  aux  pr6sidents  des  sociötös  de  secours  mutuels  ayant  constitu^ 
des  pensions  de  retraites  en  faveur  de  leurs  membres  participants,  la  liste  des  retraitös 
qui,  dans  Tann^e  pröcödente,  n'auront  pas  touch^  leurs  arrörages. 

Art.  28. 

Les  Sociöt^  de  secours  mutuels  qui  accordent  ä  leurs  membres  ou  ä  quelques-uns 
seulement  des  indemnit^s  moyennes  ou  supörieurs  k  5  francs  par  jour,  des  allocations  an- 
nnelles  ou  des  pensions  supörieures  ä  360  francs  et  des  capitaux  en  cas  de  vie  ou  de 
d^cds  sup^rieurs  ä  3.000  francs  ne  participent  pas  aux  subventions  de  T^tat  et  ne  b6n6- 
ficient  ni  du  taux  special  d'int^röt  üxö  par  les  döcrets  des  26  mars  1852^  26  avril  1856, 
ni  des  avantages  accordös  par  la  präsente  loi  sous  forme  de  remise  de  droits  d'enregistre- 
ment  et  de  frais  de  justice. 

Les  soci6taires  qui  s'affilieront  ä  plusieurs  sociöt^s  en  vue  de  se  constitüer  une  pension 
snpörieure  ä  360  francs  ou  des  capitaux  en  cas  de  vie  ou  de  d^cös  supörieurs  ä  3.000  francs 
seront  exclus  des  Soci6tös  de  secours  mutuels  dont  ils  fönt  partie,  sous  peine,  pour  la 
Soci6t6;  de  perdre  les  avantages  conc^dös  par  la  präsente  loi. 

Art.  29. 
Dans  les  trois   premiers  mois  de  chaque  ann6e,   les  Sociöt^   de  secours   mutuels 
approuv6es  doivent  adresser  au  Ministre  de  Tlnt^rieur,   par  Tintermödiaire  des  pröfets  et 
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dans  les  formes  prescrites,  indöpendamment  de  la  statistiqne  exigöe  par  Tarticle  8,  le 
compte  rendn  de  lenr  Situation  morale  et  financi^re. 

Elles  sont  tennes  de  commrmiqner  leurs  livres,  registres,  procdsTerbanx  et  piöces 
comptables  de  tonte  natare  anx  pr^fets,  sons-pr6fets  ou  ä  lenrs  d6l4ga6s.  Oette  commrini- 
cation  a  lien  sans  d^placement,  sauf  le  cas  oü  il  en  serait  antrement  ordonn^  par  slxtM 
du  pr6fet. 

Les  infiractions  anx  prescriptions  dn  paragraphe  2  du  präsent  article  seront  punies 
d'une  amende  de  seize  ä  cinq  cents  francs  (16^500  fr.). 


Art.  30. 

Dans  le  cas  d*inex4cution  des  Statuts  ou  de  violation  des  dispositions  de  la  pr^nte 
loi,  Tapprobation  peut  dtre  retir^  par  un  d^ret  rendu  en  Conseil  d'!^tat,  sur  la  proposition 
motiy^e  du  Ministre  de  Tlnt^rieur  et  apr^s  avis  du  Conseil  sup^rieur  des  Soci^t^  de 
secours  mutuels,  lequel  sera  covoquö  dans  le  plus  bref  d^lai. 

La  döcision  portant  retrait  d'approbation  sera  susceptible  d'un  recours  au  contentieux 
deyant  le  Conseil  d'!^tat,  sans  ministdre  d'ayocat  et  avec  dispense  de  tous  droits.    * 

Art.  31. 
Lorsque  la  dissolution  d'une   Soci6t6   approuY^  est  Yot6e  par  Tassembl^  gön^rale 
conform^ment  aux  Statuts  ou  ordonn^e  par  le  tribunal,   la  liquidation  est  poursuivie  sous 
la  surveillance  du  prüfet  ou  de  son  döl^^. 

n  est  pr^ley^  sur  Tactif  social,  y  compris  le  fonds  commun  inali6nable  de  retraites 
d^posö  ä  la  Caisse  des  döpOts  et  consignations  et  dans  Tordre  suiyant: 
1^  Le  montant  des  engagements  contract^s  vis-ä-yis  des  tiers; 
2^  Les    sommes   n6cessaires  pour  remplir  les  engagements   contractu  vis-ä-yis  des 
membres  participants,  notamment  en  ce  qui  conceme  les  pensions  viagöres  et  les 
assurances  en  cas  de  d6c6s,  de  yie  ou  d'accident; 
3®  a)  Une  somme  6gale  au  montant  des  subyentions  et  secours  accordös  depuis  Torigine 
de  la  Soci^tö  par  T^tat,  4  titre  inaliönable,   sur  les  fonds  de  la  dotation  ou 
autres,  pour  dtre,  ladite  somme,  yers6e  au  compte  de  la  dotation  des  Soci^t^s 
de  secours  mutuels; 

b)  Des  sommes  Egales  au  montant  des  subyentions  et  secours  accord^s  depuis 
Torigine  de  la  Soci6t6  par  les  d6partements  et  les  communes,  ä  titre  inalitoable, 
pour  6tre,  lesdites  sommes,  r^int^r6es  dans  leus  caisses; 

c)  Des  sommes  Egales  au  montant  des  dons  et  legs  faits,  k  titre  inali^nable, 
pour  6tre  employ6es  conformöment  aux  yolont^s  des  donateurs  et  testateurs, 
s'ils  ont  prövu  le  cas  de  liquidation,  ou  si  leur  volontö  n'a  pas  6t6  exprim6e, 
pour  6tre  ajout^s  au  compte  de  dotation  des  Soci6t^s  de  secours  mutuels. 

Si,  aprös  le  payement  des  engagements  contractu  yis-ä-yis  des  tiers  et  des  soci^- 
taires,  il  ne  reste  pas  de  fonds  suffisants  pour  le  plein  des  pr^l^yements  pr^yus  au  para- 
graphe 3  ci-dessus,  ces  pr^l^yements  auront  lieu  au  marc  le  franc  des  yersements  faits 
respectivement  par  T^tat,  les  d^partements,  les  communes,  les  particuliers. 

Le  surplus  de  Tactif  social  sera,  s'il  y  a  lieu,  r^parti  entre  les  membres  partici- 
pants  appartenant  ä  la  Soci6t6  au  jour  de  la  dissolution  et  non  pouryus  d^une  pension 
ou  indemnit^  annuelle,  au  prorata  des  yersements  op^r6s  par  chacun  d'eux  depuis  leur 
entröe  dans  la  Soci6t^,  sans  qu'ils  puissent  recevoir  une  somme  sup^rieure  ä  leur  contribu- 
tion  personnelle.     Le  reliquat  sera  attribu4  au  fonds  de  dotation. 


Titre  IV. 
Des  Soci^t^s  reconnues  comme  Etablissements  d^atilitE  publiqae. 

Art.  32. 
Les  Soci^t^s  de  secours  mutuels  et  les  Unions  sont  reconnues  comme  Etablissements 
d'utilitö  publique  par  döcret  rendu  dans  la  forme  des  röglements  d'administration  publiquiV 
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La  demande  est  adressöe  an  prüfet  avec  les  pidces  smyantes:  la  liste  nominatiye 
des  personnes  qni  y  ont  adb^rö  et  trois  exemplaires  des  projets  de  statats  et  dn  rdglement 
intörienr. 

Art.  33. 
Les  Sociötte  reconnnes  comme  Etablissements  d'ntilitö  pnbliqne  jonissent  des  ayan- 
tages  accordös  anx  Sociötto  approny^es.   Ellas  penyent  en  ontre  possMer  et  acqnörir,  yendre 
et  ^banger  des  immenbleS;  dans  les  conditions  dötenninöes  par  le  d6cret  döclarant  Fntilitö 
pnbliqne.     EUes  sont  sonmises  anx  obligations  de  Tarticle  11  qn\  pröcdde. 


Türe  V. 
Conseil  sup^rieur.  —  Bapports  annuels.  —  Tables  statistiques« 

Art.  34. 

n  est  institnE,  pr^s  le  Minist^re  de  Tlntörienr,  nn  Conseil  snpörienr  de  Sod^tte  de 
seconrs  mntnels.     Ce  conseil  est  composE  de  trente-six  membres^  sayoir: 

Denx  sEnatenrs  ^ns  par  lenrs  colldgnes; 

Denx  d^pntto  ^ns  par  lenrs  collögnes; 

Denx  conseillers  d'Etat  41ns  par  lenrs  collEgnes; 

Un  d6l6gn6  dn  Ministre  de  TlntErienr; 

Un  d6l^4  dn  Ministre  de  rAgricnltnre; 

Un  d^l^E  dn  Ministre  dn  Commerce; 

Un  membre  de  TAcadömie  des  sciences  morales  et  politiqnes  dtoignö  par  l'Acad^mie; 

Un  membre  dn  Conseil  snp^rienr  dn  Trayail  nomm6  par  ses  collögnes; 

Denx  membres  agr^ös  de  Tlnstitnt  des  actnaires  firan9ais  design^s  par  le  Ministre 
de  rintörienr; 

Le  directenr  g^n^ral  de  la  comptabilitö  an  Ministdre  des  Finances; 

Le  directenr  dn  monyement  g^n^ral  des  fonds  an  mdme  Ministöre; 

Le  directenr  g6n6ral  de  la  Caisse  des  döpöts  et  consignations; 

Un  membre  de  TAcadömie  de  mödecine,  dösignö  par  TAcadömie,  et  nn  repr^entant 
des  syndicats  m^canx,  ^n  par  les  döl^ös  de  ces  syndicats,  dans  les  formes  qni  seront 
d^rmin^s  par  nn  rdglement  d'administration  pnbliqne; 

Dix-bnit  reprösentants  de  Soci^t^  de  seconrs  mntnels,  dont  six  appartenant  ans 
Sociötto  libres,  61ns  par  les  d^^es  des  Soci6t6s  dans  des  formes  qni  seront  döterminöes 
par  nn  röglement  d'administration  pnbliqne. 

Chaqne  reprösentant  des  Soci6t6s  appronyöes  sera  41n  par  nn  coUöge  comprenant  nn 
certain  nombre  de  döpartements. 

Cette  diyision  sera  falte  par  le  rdglement  d'administration  pnbliqne  ä  interyenir,  de 
teile  Sorte  qne  chaqne  College  comprenne  nn  nombre  k  pen  prös  ^al  de  mntnalistes. 

Tons  les  membres  sont  nommös  ponr  qnatre  ans;  lenrs  ponyoirs  sont  renonyelables; 
lenrs  fonctions  sont  gratnites. 

Le  Ministre  de  Tlntörienr  est  pr^sident  de  droit  dn  Conseil  snpörienr  des  Sociöt^s 
de  seconrs  mntnels. 

Le  Conseil  choisit  parmi  ses  membres  ses  denx  yice-pr6sidents  et  son  seorötaire.  n 
est  conyoqn^  par  le  Ministre  comp4tent  an  moins  nne  fois  tons  les  six  mois  et  tontes  les 
fois  qne  cela  Ini  parattra  nöcessaire. 

n  regelt  commnnication  des  ötats  statistiqnes  et  des  comptes  rendns  de  la  sitnation 
financidre  fonmis  par  les  Sociötös  de  seconrs  mntnels ,  ainsi  qne  des  inyentaires  an  mois 
qninqnennanx  et  des  antres  docnments  fonmis  par  les  Sociötte  de  seconrs  mntnels,  en 
exöcntion  des  articles  8,  23  et  29  d-dessns. 

n  donne  son  ayis  snr  tontes  les  dispositions  r^lementaires  on  antres  qni  concement 
le  fonctionnement  des  Sociötös  de  seconrs  mntnels,  et  notamment  snr  le  mode  de  röparti- 
tion  des  snbyentions  et  seconrs  qni  seront  attribnös  snr  les  m^mes  bases  et  dans  les  m6mes 
proportions  ponr  les  retraites  constitnöes  soit  ä  Taide  dn  fonds  commnn,  seit  k  Taide  de 
liyrets  indiyidnels. 
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Art.   35. 

Sept  membres  nomm^s  par  le  Ministre,  dont  qnatre  pris  parmi  cenx  qni  procedent 
de  r^lection,  constitnent  une  section  permanente. 

La  section  permanente  a  pour  fonctions  de  donner  son  avis  snr  tontes  les  questions 
qui  lui  sont  renvoy^es,  soit  par  le  Conseil  8up6rieur,  soit  par  le  Ministre. 

Le  Ministre  de  Tlnt^rieur  soomet,  chaque  ann^,  au  President  de  la  Eöpnblique^  un 
rapport,  qni  est  pr6sent6  au  S^nat  et  ä  la  Ghambre  des  D^putös,  sur  les  Operations  des 
Soci6t^  de  secours  mutuels  et  sur  les  travaux  du  Conseil  sup^rieur. 

Art.  36. 
Dans  un  d6lai  de  deux  ans  aprds  la  Promulgation  de  la  präsente  loi,   les  Ministres 
de  rint^rieur  et  du  Commerce  feront  6tablir  des  tables  de  mortalit^  et  de  morbidit^  applic- 
ables  aus  Societ^s  de  secours  mutuels. 

Dispositions  transitoires. 

Art.  37. 

Les  Society  de  secours  mutuels  ant^rieurement  antoris^es  ou  approuv^es  sont  tenues, 
dans  de  d^lai  de  deux  ans,  de  se  conformer  aux  prescriptions  de  la  präsente  loi.  Jusqu'ä 
Texpiration  de  ce  dölai,  elles  continueront  ä  s'administrer  conform^ment  ä  leurs  Statuts. 

Les  Soci6t68  approuv6es  qui  ne  solliciteront  pas,  dans  ce  d6lai,  ou  n'obtiendront  pas 
Tapprobation  de  leurs  Statuts  devront  placer  leur  fonds  commun  en  valeurs  nominatives, 
conformöment  ä  Tarticle  20  ci-dessus,  et  d6poser  leurs  titres  ä  la  Caisse  des  d^pöts  et 
consignations.  L^inex^ution  de  ces  dispositions  entralnera  Tapplication  des  articles  10  et  30 
de  la  pr^ente  loi. 

Tontefois  les  Soci4t6s  qui  assurent  leurs  membres  exclusivement  contre  la  maladie 
sont  dispens^s  de  solliciter  de  nouveau  cette  approbation. 

Le  Ministre  de  Tlnterieur,  aprös  avis  du  Conseil  sup6rieur  pr6vu  ä  Farticle  34, 
determinera  dans  quelle  mesure  il  pourra  6tre  fait  exception,  pour  le  pass6,  aux  prescrip- 
tions de  Tarticle  2  en  faveur  des  Soci^t^  de  secours  mutuels  qui,  stabiles  en  Tue  de 
Tassurance  contre  la  maladie,  auront  accordö  certains  avantages  ä  ceux  de  leurs  membres 
entr6s  dans  la  Soci6t6  ä  un  äge  relativement  avauc6  et  n'ayant  pu  arriver  ä  la  liquidation 
de  leur  pension,  en  satisfaisant  aux  conditions  normales  de  stage. 

Art.  38. 
Les  articles  13,  18,  19  et  21  de  la  prösente  loi,   ä  Texception,  pour  ce  dernier,   de 
ce  qui  conceme  le  fonds  commun,   s'appliquent  aux  Soci^t^s  r^guli^rement  constituöes,   en 
conformitö  du  titre  lü  de  la  loi  du  29  juin  1894  dont  Tarticle  20  est  abrog6. 

Art.  39. 

Le  d^cret-loi  du  27  mars  1858  est  ainsi  modific: 

cLes  personnes  auxquelles  le  gouvemement  de  la  E6publique  aura  accord6  des  mödaiUes 
d'honneur,  en  leur  qualit6  de  membres  d'une  Soci^t^  de  secours  mutuels,  libre  ou  approuv^e, 
pourront  porter  publiquement  ces  r^compenses.» 

Art.  40. 
Les  syndicats  professionnels  constitu^s  lögalement  aux  termes  de  la  loi  du  21  mars  1884, 
qui  ont  pr^vu  dans  leurs  Statuts  les  secours  mutuels  entre  leurs  membres  adh6rents,  b6n6- 
ficieront  des  avantages  de  la  pr^ente  loi,  ä,  la  condition  de  se  conformer  ä  ses  prescriptions. 

Art.   41. 
Toutes  les  dispositions  contraires  ä,  la  pr^ente  loi  sont  abrog^es. 
Deiib6r6  en  s^ance  publique,  ä  Paris,  le  22  mars  1898. 


Anlage  2« 


Loi 


sur  les  Caisses  de  secours  et  de  retraites  des  Ouvriers  mineun 

du  29.  Juin  1894. 


Titre  I. 
Dtspositions  O^n^rales^ 

Art.  1. 

Dans  le  dölai  de  six  mois  k  partir  de  la  Promulgation  de  la  prtoente  loi^  les  ex- 
ploitants  des  mines,  et  les  ouvriers  et  employ^s  de  ces  exploitations,  seront  somnis  anx 
obligations  et  joniront  des  ayantages  4dict^  par  les  titres  U  et  UI  ci-aprös,  pour  ce  qni 
tonche  I'organisation  et  le  fonctionnemeDt  des  caisses  de  retraites  et  des  caisses  de  secoars. 

Les  employös  et  onyriers  dont  les  appointements  döpassent  denx  mille  qnatre  cents 
fraocs  (2,40(/)  ne  b6n6ficieront  qne  jnsqn'ä.  concnrrence  de  cette  somme  des  dispositions 
de  la  präsente  loi. 


•          Titre  IL 
Des  Pensions  de  Betraite. 

Art.  2. 

L'exploitant  yersera  chaqne  mois,  soit  ä  la  caisse  nationale  des  rotrait-es  ponr  la 
vieillesse^  soit  dans  nne  des  caisses  pr^vnes  ä  Tarticle  4,  ponr  la  formation  dn  capital 
constitntif  des  pensions  de  retraite,  nne  somme  ^ale  k  qnatre  ponr  cent  (4  ^/q)  dn 
salaire  des  onyriers  on  employös,  dont  moitiö  ä  pr^leyer  snr  le  salaire  et  moiti^  ä  fonmir 
par  l'exploitant  Ini-möme. 

Les  yersements  ponrront  6tre  angment^  par  Taccord  des  denx  parties  int^ress^. 
Ces  Yersements  seront  inscrits  snr  nn  liyret  indiyidnel  an  nom  de  chaqne  onxn^^  on  employ^. 
Ils  seront  faits  ä  capital  ali^n^.  Tontefois,  si  le  titnlaire  dn  liyret  le  demande,  le  yerse- 
ment  de  la  part  pr4ley6e  snr  son  salaire  sera  fait  ä  capital  r^sery^. 

L'exploitant  ponrra  prendre  ä  sa  Charge  nne  fraction  snp^rienre  ä  la  moiti^  dn  yerse- 
ment  on  sa  totalit^. 

Art.  3. 

Les  pensions  sont  acqnises  et  liqnid^es  dans  les  conditions  pr^ynes  ä  la  loi  dn 
20  jnillet  1886  snr  la  caisse  nationale  des  retraites  ponr  la  yieillesse. 

L'entr^  en  jonissance  est  fix^e  ä  cinqnante-cinq  ans;  eile  ponrra  6tre  diffi§r6e  snr 
la  demande  de  Tayant  »droit,  mais  les  yersements  cesseront^  ä  partir  de  cet  äge,  d'etre 
ol)ligatoires. 
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Art.  4. 

Les  exploitants  de  mines  ponrront  obtenir  Tautorisation  de  cr^r  des  caisses  syn- 
dicales  on  patronales  de  retraite  ponr  les  Oüvries  oa  employ^s  occnp^s  dans  leturs  ex- 
ploitations. 

L'antorisation  sera  donn^e  par  d^cret  rendn  dans  la  forme  des  röglements  d'admini- 
stration  pnbliqne.  Le  d^cret  fixera  les  limites  du  district,  les  conditions  du  fouctionnement 
de  la  caisse  et  son  mode  de  liqoidation.  H  presciira  Clement  les  mesnres  k  prendre 
ponr  assnrer  le  transfert^  soit  ä  nne  antre  caisse  syndicale  on  patronale,  soit  k  la  caisse 
nationale  des  retraites  ponr  la  vieillesse,  des  sommes  inscrites  an  livret  de  chaqne  int6ress6. 

Les  fonds  versus  par  les  exploitants  dans  la  caisse  syndicale  on  patronale  devront 
dtre  employto  en  rentes  snr  T^tat,  en  yalenrs  dn  Tresor  on  garanties  par  le  Tresor,  en 
obligations  d^partementales  on  commnnales;  les  titres  seront  nominatifs. 

La  gestion  des  caisses  syndicales  on  patronales  sera  sonmise  ä  la  y^riücation  de 
rinspection  des  finances  et  an  contrOle  dn  recevenr  particnlier  de  Tarrondissement  dn  si^ge 
de  la  csüsse. 

Art.  5. 

Si  des  Conventions  speciales  intervlennent  entre  les  exploitants  et  lenrs  onvriers  on 
employös  dans  le  bnt  d'assnrer  ä  cenx-ci,  ä  lenrs  yenves  on  ä  lenrs  enfants,  soit  nn  snppl6- 
ment  de  rente  yiagdre,  soit  des  rentes  temporaires  on  des  indemnit6s  d^termin^s  d'avance, 
le  capital  formant  la  garantie  des  engagements  r6snltant  desdites  Conventions  devra  6tre 
vers6  on  repr^sent^  k  la  cai§se  des  d^pOts  et  consignations  on  dans  les  caisses  ä  cr6er 
en  vertn  de  Tarticle  4. 

Les  exploitants  adresseront  chaqne  ann^,  par  rintermMiaire  dn  prüfet,  an  ministre 
des  travanx  pnblics^  et  dans  les  formes  d^terminöes  par  Ini,  le  compte  rendn  des  mesnres 
prises  en  ex6cntion  dn  pr^c^dent  paragraphe. 


Titre  IIL 
Des  Soci6t6s  de  Secours. 

Art.  6. 
La  caisse  de  chaqne  soci^t^  de  seconrs  sera  aliment6e  par: 
1^  ün  pr^ldvement  snr  le  salaire  de  chaqne  onvrier  on   employ^,    dont   le   montant 

sera  fixö  par  le  conseil  d'administration  de  la  soci6t^,  sans  ponvoir  d^passer  denx 

ponr  Cent  (2  ^Jq)  du  salaire; 
2^  ün  versement  de  Texploitant  egal  ä,  la  moiti6  de  celni  des  onvriers  onemploy6s; 
3^  Les  sommes  allon^es  par  l'Etat  snr  les   fonds   de   snbventions   anx   soci^tto    de 

seconrs  mntnels; 
4^  Les  dons  et  legs; 
5^  Le  prodnit  des  amendes  enconmes  ponr  infraction  anx  Statuts  et  de  Celles  infligees 

anx  membres  participants  par  application  du  röglement   Interieur  de  Tentreprise. 

Art.  7. 
Les  Statuts  des  soci^t^s  de  secours  doivent  fixer: 

1^  La  nature  et  la  quotit^  des  secours  et  des  soins  d.  donner  anx  membres    parti- 
cipants que  la  msdadie  on  des  infirmitös  empächeraient  de  travailler; 
2^  En  cas  de  d^c^s  des  membres  participants,  la  nature  et  la  quotitö  des  snbventions 

k  alloner  k  lenrs  famillos  ou  ayants  droit. 
Les  Statuts  peuvent  antoriser  Tallocation  de  secours  en  argent  et  de  soins  m^dicanx 
et  pharmacentiques  anx  femmes  et  enfants  des  membres.  participants  et  k  lenrs  ascendants. 
Ils  peuvent  anssi  pr6voir  des  seconrs  Jonmaliers  en  faveur  des  femmes  et  des  enfants  des 
röservistes  de  Tarm^e  active  et  des  hommes  de  Tarmöe  territoriale  appel6s  ä  rejoind  re  leur 
Corps,  enfin  des  allocations  exceptionnelles  et  renonvelables  en  faveur  des  veuves  ou  or  pbelins 
d'onvriers  on  employ^s  d6cM6s,  aprös  avoir  participö  k  la  soci6t6  de  secours. 
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Art.  8. 

En  cas  de  maladie  entratnant  nne  incapacitö  de  travail  de  plus  de  qnatre  jonrs, 
ayec  snppression  de  salaire,  la  caisse  de  la  soci^t^  de  seconrs  yersera,  ä  la  fin  de  chaque 
semestre,  an  compte  individnel  du  soci^tair'e  participant  ä,  nne  caisse  de  retraites,  nne 
somme  an  moins  6gale  ä  cinq  ponr  cent  (5  ^/J  de  Tindemnit^  de  maladie  prövne  par 
les  statnts. 

L'obligation  de  ce  yersement  cessera  avec  rindemnit6  de  maladie  elle-möme. 

Art.  9. 

A  d^fant  d*accord  entre  les  int^ressös,  la  circonscription  de  chaqne  soci6t6  de  seconrs 
sera  fixöe  par  nn  d^cret  rendn  en  conseil  d*^tat. 

Une    möme   exploitation  ponrra  §tre  divis6e  en  plnsienrs  circonscriptions  de  seconrs. 

üne  senle  soci6t6  ponrra  6tre  ^tablie  ponr  les  concessions  on  exploitations  Yoisines, 
appartenaut  soit  k  nn  senl  exploitant,  soit  ä  plnsienrs  concessionnaires. 

Les  indnstries  annexes  des  exploitations  de  mines  ponrront,  ä.  la  demande  des  parties 
mt^iessöes,  et  sons  Tantorisation  dn  ministre  de  trayanx  pnblics,  6tre  agr6g6es  anx  circon- 
scriptions des  soci^t^s  de  seconrs  des  mines. 

Art.  10. 

La  sociöt^  est  administr^e  par  nn  conseil  compos6  de  nenf  membres  an  moins. 

ün  tiers  des  membres  est  d^signö  par  Texploitant;  lex  denx  antres  tiers  sont  6lns 
par  les  onyriers  on  employ^s  parmi  les  membres  participants  dans  les  conditions  indiqn^es 
anx  ariicles  sniyants. 

II  sera  proc^6  en  m6me  temps,  et  dans  les  m^mes  conditions,  k  la  nomination  de 
tiois  membres  snppl6ants  destin^s  ä  remplacer,  en  cas  d*absence  on  de  yacance,  les  membres 
titalaiieB. 

Si  Texploitant  renonce,  an  moment  d'nne  6lection,  ä  faire  nsage  en  tont  on  en  partie 
de  la  facnlt^  qni  Ini  est  rösery^e  par  le  pr^cödent  paragraphe^  les  membres  dn  conseil 
noD  d6sign6s  par  Texploitant  sont  61ns  par  les  onyriers  et  employ6s. 

Les  d^cisions  prises  par  le  conseil  ne  sont  yalables  qne  si  plns  des  denx  tiers  des 
snfirages  ont  6t6  exprim^s;  n^anmoins,  aprös  nne  seconde  conyocation  faite  dans  la  forme 
ordinaire,  les  döcisions  sont  prises  k  la  majorit^,  qnel  qne  soit  le  nombre  des  snffrages 
exprimös. 

Le  conseil  nomme  parmi  ses  membres  nn  prösident,  nn  secrötaire,  nn  tr^sorier. 

Art.  11. 

Sont  6lectenrs  tons  les  onyriers  et  employös,  dn  fond  et  dn  jonr,  Fran9ais,  jonissant 
de  lenrs  droits  politiqnes,  inscrits  snr  la  fenille  de  la  demiere  paye. 

Sont  6ligibles,  ä  la  condition  de  sayoir  lire  et  6crire,  et,  en  ontre,  de  n'ayoir  jamais 
encoum  de  condamnations  anx  termes  des  dispositions,  soit  de  la  präsente  loi,  soit  de  la 
loi  da  21  ayril  1810  et  dn  döcret  dn  2  janyier  1813,  soit  des  articles  414  et  415  dn 
Code  p6nal,  les  6lectenrs  ägös  de  vingt-cinq  ans  accomplis  occnpös  depnis  plus  de  cinq 
ans  dans  Texploitation  ä  laqnelle  se  rattache  la  soci6t6  de  seconrs.  Tontefois,  dans  les 
cinq  premi^res  ann6es  de  Texploitation,  le  nombre  des  annöes  de  seryice  exig^es  sera  r^dnit 
ä  la   dnr6e  de  Texploitation  elle-mßme. 

Les  6lectenrs  sont  convoqn^s  ponr  la  premiere  fois  par  nn  arr6te  dn  prüfet  qni  fixe 
la  date  de  Mection,  ainsi  qne  les  henres  d*onyertnre  et  de  fermeture  dn  scmtin. 

Le  yote  a  lieu  ä  la  mairie  de  la  commune  d6sign6e  dans  Tarr^tö  de  conyocation 
parmi  Celles  snr  le  territoire  desqnelles  s*6tend  la  circonscription.  Le  bnrean  6lectoral  est 
pr6sid6  par  le  maire. 

Larrätö  est  publik  et  affich^,  dans  les  commnnes  int^ress^es,  qninze  jours  an  moins 
ayant  Täection.     II   est  notifi^  ä  Texploitant. 

Dans  les  huit  jours  qni  sniyent  cette  notification,  les  listes  6lectorales  de  la  circon- 
scription sont  afßcb^es,  ä  la  diligence  de  Texploitant,  an  lienx  babitnels  ponr  les  ayis 
donn^s  anx  onyriers. 
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ün  doüble  de  ces  listes  est,  par  les  soins  de  Texploitant,  remis  an  maire  qui  est 
charg^  de  prtoider  le  bnrean. 

Sera  puni  des  peines  pröYues  aux  articles  93  et  suivants  de  la  loi  du  21  avril  1810 
Texploitant    qui   refuserait  ou  n6gligerait  de-se  confonner  aux  prescriptions  qui  pr6c4dent. 

Le  prüfet  pent,  en  outre,  faire  dresser  et  afßcher  les  listes  ^ectorales  aux  frais  de 
Texploitant;  les  frais  rendus  ex^cutoires  par  le  prüfet  seront  recouvr^s  comme  en  matiöre 
de  contributions  publiques. 

Les  Operations  4lectorales  subsequentes  ont  lieu  dans  le  local  indiqu^,  suivant  les 
formes  et  aux  conditions  prescrites  par  les  Statuts. 

Art.  12. 

Le  Yote  a  toujours  lieu^  au  scrutin  de  liste,  un  dimanche.  Nul  n^est  ein  au  premier 
tour  de  scrutin  s'il  n*a  obtenu  la  majorit^  absolue  des  suffrages  exprim^  et  un  nombre 
de  voix  6gal  au  quart  du  nombre  des  6lecteurs  inscrits.  Au  deuxiöme  tour  de  scrutin, 
auquel  il  doit  dtre  procM^  le  dimanche  suivant,  la  majoritö  relative  suffit.  En  cas  d'^galit^ 
de  sufifrages,  le  plus  äg6  des  candidats  est  6lu. 

Les  membres  du  conseil  sont  eins  pour  trois  ans  et  renouvelables  par  tiers  chaque  ann^. 

II 'est  pourvu,  dans  les  six  mois  qui  suivent  la  vacance,  au  remplacement  des  membres 
d^c^des,  dömissionaires  ou  d^chus  des  qualit^s  requises  pour  T^ligibilit^.  Les  nouveaux 
6lus  sont  nomm^s  pour  le  temps  restant  ä  courir  jusqu*au  terme  assign^  aux  fonctions  de 
ceux  qu'ils  remplacent. 

Art.  13. 

Les  contestations  sur  la  formation  des  listes  et  sur  la  validit^  des  Operations  6lecto- 
rales  sont  portöes,  dans  le  delai  de  quinze  jours  ä  dater  de  Teiection,  devant  le  juge  de 
paix  de  la  commune  oii  les  Operations  ont  eu  lieu.'  Elles  sont  introduites  par  simple 
declaration  au  greffe. 

Le  juge  de  paix  statue  dans  les  quinze  jours  de  cette  declaration,  sans  frais  ni 
forme  de  procedure  et  sur  simple  avertissement  donne  trois  jours  ä  Tavance  4  toutes  les 
parties  interess^es. 

La  decision  du  juge  de  paix  est  en  demier  ressort,  mais  eile  peut  6tre  deforme  ä,  la 
cour  de  Cassation. 

Le  pourvoi  n'est  recevable  que  8*il  est  forme  dans  les  dix  jours  de  la  notificaüon 
de  la  decision.  II  n'est  pas  suspensif.  H  est  forme  par  simple  requete  deposee  an  greffe 
de  la  justice  de  paix,  denoncee  aux  defendeurs  dans  les  dix  jours  qui  suivent.  ü  est 
dispense  du  ministere  d*un  avocat  ä  la  cour  et  juge  d'urgence  sans  frais  ni  amende. 

Les  pieces  et  memoires  foumis  par  les  parties  sont  transmis  sans  frais  par  le 
greffier  de  la  justice  de  paix  au  grefßer  de  la  cour  de  Cassation.  La  cbambre  des 
requetes  statue  definitivement  sur  le  pourvoi. 

Tous  les  actes  sont  dispenses  du  timbre  et  enregistres  gratis. 

Art.  14. 

Les  Statuts  sont  dresses  par  le  premier  conseil;  ils  sont  soumis,  par  Tintennediaire 
du  prefet,  k  Tapprobation  du  ministre  des  travaux  publics.  Apres  Tapprobation,  ils  sont 
notifies  ä  Texploitant. 

La  decision  du  ministre  peut  etre  deferee  au  Conseil  d'^tat,  au  contentienx.  Le 
recours  est  dispense  des  droits  de  timbre  et  d'enregistrement  et  peut  etre  forme  sans 
ministere  d*avocat. 

Toute  modification  aux  Statuts  comporte  une  nouvelle  approbation  ministerielle.  Les 
Statuts  sont  afQches  en  permanence,  par  les  soins  de  l'exploitant,  aux  lieux  habituels  des 
avis  donnes  aux  ouvriers.  ün  exemplaire  en  est  remis  par  Texploitant,  comme  röc^pisse. 
ä  chaque  ouvrier  ou  employe  lors  de  Tembauchage. 

Art.  15. 
Les  societes  de  secours  sont  tenues  de  communiquer  leurs  livres,    proces-verbanx  et 
pieces    comptable    de   toute   nature   au   prefet   et  aux  ingenieurs    des   mines.     Cette  com- 
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mtmicaiion  a  lieu  sans  d^placement,   sauf  dans  le  cas  oü  11  en  serait  ordonnö  antrement 
par  arrät^  du  prüfet. 

Les  sod^t^  adressont  chaque  ann6e,  par  rintermödiaire  du  prüfet,  aux  minlstres  des 
trayaux  publica  et  de  rint^rieur,  et  dans  les .  formes  d6tennin6es  par  eux^  le  compte  rendu 
de  leur  Situation  financiöre  et  un  6tat  des  cas  de  maladie  ou  de  mort  6prouY6s  par  les 
participants  dans  le  cours  de  l'ann^e. 

Art.  16. 

A  la  fin  de  chaque  annöe,  le  conseil  d*administration  fixe,  sur  les  exc6dents  dis- 
ponibles, les  sommes  ä  laisser  dans  la  caisse  pour  eti  assurer  le  senrice,  et  Celles  ä  d6- 
poser  ä.  la  caisse  des  d^pOts  et  consignations.  Ce  d^pOt  devra  ötre  effectu^  par  le  conseil 
d*administration  dans  le  dölai  d'un  mois,  sous  la  responsabilit^  solidaire  de  ses  membres, 
sans  pr6judice,  le  cas  ^6ant,  de  Tapplication  de  Tarticle  408  du  Code  p4nal 

Les  administrations  qui  auraient  effectuö  ou  laiss^  effectuer  un  emploi  de  fonds  non 
autoristo  par  les  Statuts  encourent  la  m6me  responsabilit^  et  les  m6mes  p^nalit^s. 

Le  total  de  la  rdserve  ne  pourra  döpasser  le  double  des  recettes  de  Tannöe. 

Art.  17. 

Dans  le  cas  d*inex6cution  des  Statuts  ou  de  violation  des  dispositions  de  la  pr^ente 
loi,  la  dissolution  du  conseil  d'administration  peut  6tre  prononc^  par  le  ministre  des 
trayaux  publics,  aprös  ayis  du  conseil  g6n6ral  des  mines,  sans  pr^judice  de  la  responsabilitö 
ciyile  ou  pönale  encourue  par  les  administrateurs. 

Les  61ecteurs  deyront  6tre  r^unis  pour  proc^der  ä.  la  nomination  du  nouyeau  conseil, 
au  plus  tard  dans  un  d^lai  de  deux  mois.  Dans  Tinteryalle,  la  caisse  sera  g6r6e  paruu 
d^l^e  du  prüfet. 

Art  18. 
Les  sod^t^s  de  secours  actuellement  existantes,  et  dont  les  statuta  sont  r6gulidrement 
approuTäs  par  Tautorit^  administratiye  conseryeront  leur  Organisation  et  leur  mode  de 
fonctionnement  pour  ce  qui  touche  les  obligations  du  präsent  titre,  sauf  dans  le  cas  oid 
leur  transformation  serait  reconnue  nöcessaire  par  le  ministre  des  trayaux  publics,  sur 
l'ayis  dn  conseil  g^n6ral  des  mines. 

EUes  jouiront  d'ailleurs  des  recettes  pr^yues  par  Tarticle  6  qui  pröedde. 

Art.  19. 
Les  Statuts  pourront  d^cider  que  le  seryice  des  secours  sera  confi6  ä  une  compagnie 
d'assurances. 

Art.  20.^) 
Les  80ci6t6s  röguliörement  constitu^es  en  conformit^  des  articles  qui  pröcödent  b6n6- 
ficieront  des  dispositions  des  lois  sur  les  soci6t66  de  secours  mutuels   et   seront   soumises 
aux  obligations  d^coulant  de  ces  lois. 


Titre  IV. 
Dispositions  Transitoires  et  B6glementaires. 

Art.  21. 
Les  pensions  d^jä  acquises  ä  un  titre  quelconque,  dont  le  seryice  incombe  k  Texploitant, 
seront  foumies  comme  pr6c6demment,  suiyant  les  rßglements  particuliers  de  Tentreprise. 


*)  Dieser  Paragraph  ist  durch  §  38  des  Gesetzes  yom  1.  April  1898  betr.  die  Hilfsyereine 
aufgehoben  (s.  Anlage  1  und  das  erläuternde  Rundschreiben  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten 
vom  25.  April  1898,  abgedruckt  in  der  Revue  de  16gislation  ouvri^re  et  sociale  von  M.  Georges 
Faulet,  Paris  1898,  p.  173). 
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Art.  22. 

Le  montani  des  pensions  en  conrs  d'acqnisition,  dont  le  service  incombe  ä  Texploitani, 
sera  calcnl4  par  application  des  rdglements  on  des  nsages  en  vertu  desquels  ces  pensions 
^taient  pr6c6demment  accord^s. 

Si  la  rento  acqoise  ä  raison  des  versements  effectn^s  en  ex^cntion  de  l'article  2  est 
införienre  an  montant  de  la  pension  calcnl6e  comme  il  vient  d*6tre  dit,  la  diff^rence  restera 
ä  la  Charge  de  l'exploitant. 

II  ponrra  6tre  d^rog^  aox  dispositions  des  denx  paragraphes  qni  pr^cddent  par  des 
Conventions  librement  intervenues  entre  les  exploitants  et  leors  onvriers  on  employös. 

Art.  23. 

A  partir  de  la  mise  en  application  de  la  pr^ente  loi,  les  caisses  de  pr^voyance 
pr6c6demment  organis^es  avec  le  concours  des  onvriers  et  employ^,  en  vne  d'assnrer  des 
secours  et  de  constitner  des  rentes  temporaires,  des  pensions  de  retraite  d'äge,  d*invalidit^ 
on  d'accidents,  fonctionneront  exclusivement  pour  Tex^cntion  des  engagements  ant^rieurement 
contract6s  par  lesdites  caisses  en  ce  qni  conceme  tant  les  pensions  acquises  ä  un  titre 
quelconque  qne  les  pensions  de  retraite  en  conrs  d*acquisition. 

Toutefois,  dans  le  premier  mois,  les  caisses  assureront  les  secours  et  les  soins  aux 
malades  en  traitement. 

Art  24. 

Les  intöressös  seront  appel^s  ä  se  prononoer,  dans  nn  d61ai  maximnm  de  six  mois, 
snr  les  mesnres  ä  prendre  ä  raison  des  engagements  pr^cit^s,  et  sur  le  mode  de  r^Iisation 
des  mesnres  n^ssaires. 

A  d^faut  d*entente  entre  les  exploitants,  d'une  part,  et  la  majorit^  des  onvriers  et 
employ^s,  d'antre  part,  les  denx  parties  ponrront  d^cider  qne  le  r^lement  des  mesnres  ä 
prendre  et  la  fixation  des  versements  ä  op^rer  seront  confi^  i,  la  commission  arbitrale 
institn^e  par  Tarticle  26  ci-aprös. 

Si  les  exploitants  et  la  majorit^  des  onvriers  et  employ^s  ne  penvent  se  mettre 
d'accord  dans  le  d^lai  de  six  mois  snsindiqn6,  ni  sur  les  mesnres  k  adopter,  ni  sur  le 
reconrs  ä  la  commission  arbitrale,  les  tribnnaux  nommeront,  ä  la  requ^te  de  la  partie  la 
plus  diligente,  un  liquidateur  charg6  d'assurer,  au  mieux  des  int^röts  en  pr^ence,  la 
liquidation  de  la  caisse  de  pr6voyance. 

Le  rapport  du  liquidateur  sera  soumis  ä  Thomologation  du  tribunal. 

Art.  25. 

Tont  ouvrier  ou  employö  au  profit  duquel  une  pension  de  retraite  d'äge  ou  d*invalidit6 
est  actuellement  en  conrs  d'acquisition  sera  dispens^  de  la  retenue  prescrite  par  Tarticle  2, 
s*il  döclare  devant  le  maire  de  la  commune  de  sa  r6sidence  qu'il  entend  renoncer  au  b6n6- 
fice  de  cet  article. 

n  lui  sera  d^livrö  röc^piss^  de  cette  d^claration. 

Dans  ce  cas  et  pendant  tonte  la  dur6e  de  la  renonciation,  Texploitant  sera  ^Element 
dispens^  du  versement  qni  lui  incombe  aux  termes  du  mdme  article  2. 

Art.  26. 

La  commission  arbitrale  pr^vue  par  Tarticle  24  sera  composöe  de  sept  membres 
permanents,  nomm^s: 

Denx  par  le  conseil  g^n^ral  des  mines; 

Deux  par  la  commission  sup^rieure  de  la  caisse  nationale  des  retraites  pour  la 
vieillesse; 

Deux  par  la  cour  d'appel  de  Paris,  parmi  les  conseillers  de  la  cour; 

ün  par  la  cour  des  comptes,  parmi  les  conseillers  de  la  cour. 

La  commission  6lira  son  pr6sident  et  son  secr6taire;  eile  si6gera  au  ministere  des 
travaux  publics;  ses  fonctions  seront  gratnites. 
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Le  nombre  des  membres  de  la  commission  arbitrale  sera  port4  k  nenf  par  Tadjenction 
dans  chaqne  affaire  de  denx  membres  d6sign6s:  Tan  par  les  eiploitants,  Tantre  par  la 
majoritö  des  onvriers  et  employ^s. 

La  proc6dare  se  fera  sans  frais  d'ancane  sorte;  tons  actes,  docmnents  et  pi^ces 
qnelconqnes  k  prodnire  seroBt  dispens^  da  timbre  et  enregistr^s  gratis. 

Art.  27. 

Ponr  les  diffdrends  qni  nattraient  de  Texöcntion  de  la  pr^ente  loi  et  qai  seraient 
d^för^s  anx  tribnnanx  civils,   il  sera  Statut  comme  en  mati^re  sommaire  et  jag6  d'nrgence. 

Les  intöress^s  b^n^ficieront  de  l'assistance  jndiciaire. 

Tons  actes,  docnmeots  et  pidces  qnelconqaes  k  prodnire  seront  dispensös  du  timbre 
et  enregistr^s  gratis. 

Les  int6ress6s  agissant  en  nom  coUectif  seront  repr6sent^  par  nn  mandataire  nomm^  par 
enx  ä  la  majorit^  des  yoix,  sans  pr6jndice,  ponr  chacnn  d'enx,  dn  droit  d*interyention 
hidiyidnelle. 

Art.  28. 

Le  capital  constitntif  des  rentes  incombant  soit  anx  exploitants,  seit  anx  caisses  de 

pr6Toyance,  ponrra  6tre  d6pos6,  en  totalitö  on  par  ann6es  sncessives,  A  la  caisse  nationale 

des  retraites  ponr  la  yieillesse  qni  deyra,  en  ce  cas,  inscrire  les  rentes  an  livret  individnel 

de   chaqne  ayant  droit  et  en  effectner  le  payement  ä  partir  de  Tage  fix6  ponr  l'entröe  en 

jouissance. 

• 

Art.  29. 
ün  rdglement  d*administration  pnbliqne  d^terminera:  la  proc^dnre  ä  snivre  ponr 
rintrodnctlon,  Tinstmction  et  la  solntion  des  affaires  sonmises  ä  la  commission  arbitrale; 
\e  nombre»  le  mode  de  nomination  et  les  attribntions  des  anxiliaires  de  Tinstmction;  le 
mode  de  nomination  dn  mandataire  pr^yn  ä  Tarticle  27,  et,  d*nne  maniere  g6n6rale,  les 
mesnres  o^cessaires  k  Tapplication  des  prescriptions  de  la  präsente  loi. 

Art  30. 

Les  infractions  anx  dispositions  de  l'article  5,  paragraphe  2,  et  des  articles  15  et  23 
seront  pnnies  d*nne  amende  de  seize  k  denx  cents  francs  (16  ä  200^. 

En  cas  de  manvaise  foi,  le  chiffre  de  Tamende  ponrra  6tre  port^  ä  cinq  cents  francs 
(oOO*).  Les  infractions  ponrront  6tre  constatöes,  concnrremment  avec  les  officiers  de  police 
jndiciaire,  par  les  ing^nienrs  et  contrOlenrs  des  mines. 

Ari  31. 

Les  exploitations  de  minieres  et  carri^res  sonterraines  on  ä  ciel  onvert  ponrront  dtre 
assimilöes  anx  exploitations  de  mines  ponr  Tapplication  de  la  präsente  loi,  en  vertn  de 
d^crets  rendns  en  conseil  d'^^tat,  snr  la  proposition  dn  ministre  des  travanx  pnblics. 

La  präsente  loi,  d^lib^r^e  et  adopt^e  par  le  S^nat  et  par  la  Chambre  des  d^pnt^s, 
sera  «xecnt^e  comme  loi  de  Tl^at. 

Paris,  le  29  Jnin  1894. 


Anlage  8, 


Loi 

ayant  pour  objet  la  oräaüon  d'une  caisse  de  prävoyanoe  entre  les 
marins  fran(ai8  oontre  les  risques  et  accidents  de  leur  profession 

du  21  ayril  1898. 


Titre  L 
Constituttons,  Bessonrces,  Charges  de  la  Calsse. 

Art.  1. 

n  est  cr66  an  profit  des  marins  fran9ais  nne  caisse  nationale  de  pr^vojance  contre 
les  risqnes  et  accidents  de  lenr  profession»  annex6e  ä  la  caisse  des  invalides,  mais  ayant 
son  existence  ind^pendente. 

Font  obligatoirement  et  exclnsivement  partie  de  cet  Etablissement  tons  les  inscrits 
maritimes  ä  partir  de  Tage  de  dix  ans. 

Art.  2. 
La  caisse  est  reydtne  de  la  personnalitö  civile. 
Elle  est  aliment6e: 

1^  Par  la  cotisation  des  participants ; 

2^  Par  les  apports  des  propriötaires  on  armatenrs  de  na^ires  on  bateaux; 

3^  Par  les  dons  on  legs  des  particoliers  et  par  les  sabsides  ^ventuels  des  döparte- 

ments,  des  commnnes,  des  Etablissements  publics  et  des  associations; 
4^  Lorsqu'il  y  a  liea,   par  des  ayances  de  TJ^tat  non   prodnctives   d'int^rdts,    fixöes 

conform6ment  anx  dispositions  de  Tarticle  14. 
Les  dons,  legs  et  snbsides  penvent  Stre  acceptto  alors  mdme  qa*ils  ont  ponr  affec- 
tation  speciale  la  concession  d'indemnitös,  seconrs  on  pensions  supplEmentaires  dans  des 
cas  döterminös  on  an  profit  des  r^gions  expressöment  dösign^es. 

Art.  3. 

Les  cotisations  ä  yerser  par  les  inscrits  maritimes  sont  fix^es  ä  la  moitiö  des  taxes 

per9nes  snr  lenrs  gains  et  salaires  en  fayenrs  de  la  caisse   des   inyalides   de   la   marine, 

Sans  tontefois  qne  ces  cotisations  pnissent  excMer  denx  francs  (2  fr.)  par  mois  ponr  les 

inscrits  appartenant  anx  denx  demidres  catögories  dn  tarif  faisant  snite  ä  la  präsente  loi. 

Art.  4. 

Les  propriötaires  on  armatenrs  de  bateanx  armös  ponr  le  long  conrs,  le  cabotage, 
la  grande  et  la  petite  pdche,  le  pilotage  et  le  bomage,  ainsi  qne  les  propri6taires  de  bäti- 
ments  de  plaisance  mnnis  de  rOles  d'öqnipage,  sont  assnjettis  an  yersement  d'nne  cotisation 
egale  an  montant  de  celle  acqnitt^e  par  lenrs  öqnipages. 

Par  exception,  les  patrons  propri^taires  de  bateanx  se  liyrant  ä  la  petite  p6che,   an 
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pilotage  on  an  bomage,  qni  montent  enx-mömes  lesdits  bateaox,  ne  sont  assnjettis  qu'au 
versement  des  cotisatioDS  annaelles,  fixöes  comme  il  sait: 

1^  Ponr  les  bateanx  exer^ant  la  nayigation  exclnsivement  dans  la  partie  maritime 
des  fieuves,  riviöres,   Stange  on  cananx  abontissant  k  la  mer  et  dans  Tintörienr 
des  ports  et  bassins,  trois  francs  (3  fr.)  par  homme; 
2^  Ponr  les  bätiments  et  embarcations   pratiqnant  la  petite  p6che,   le  bomage  on 
le  pilotage  en  mer,  qnatre  francs  (4  fr.)  par  homme. 

Art.  5. 

Les  inscrits  maritimes  qni  sont  atteints  de  blessnres  on  de  maladies  ayant  lenr  canse 
directe  dans  nn  accident  on  nn  risque  de  lenr  profession  snrvenn  pendant  la  dnr6e  de 
lenr  demier  embarqnement  snr  nn  navire  fran9ais  et  les  mettant  dans  Timpossibilit^  absolne 
et  definitive  de  continner  la  nayigation,  ont  droit  ä  nne  pension  viag^re  dite  >demi-solde 
d'infirmite«,  fix6e  conform^ment  an  tarif  annex^  ä  la  präsente  loi. 

Si  rimpossibilite  de  continner  la  nayigation  n'est  pas  definitive,  ils  refoivent  nne  in- 
denmite  temporaire  on  renonvelable  calcnlöe  d'aprds  le  tanx  annnel  pr^vn  andit  tarif. 

Art.  6. 

Ont  egalement  droit  ä  nne  pension  fixöe  conform^ment  an  tarif  snsvisö  les  venves 
des  inscrits  maritimes  qni  sont  tn^s  on  p^rissent  par  snite  des  canses  ot  dans  les  con- 
ditions  pr^vnes  ä  Tarticle  pröcedent,  on  qni  menrent  des  conseqnences  des  blessnres  on 
des  maladies  6nonc6s  andit  article,  ponrvn  qne  le  mariage  soit  antörienr  ä  Forigine  des- 
dites  blessnres  on  maladies. 

Si  la  femme  titnlaire  de  la  pension  institn6e  par  le  präsent  article  se  remarie  et 
redevient  venve,  eUe  ne  pent  pr^tendre,  dn  chef  de  son  second  mari,  ä  nne  denxiöme 
pension  de  m^me  natnre  qne  la  premi^re,  ä  moins  qn'elle  ne  renonce  ä  celle  dont  eile 
jonissaät  dej^. 

Ont  droit  ä  la  mdme  pension  les  venves  de  marins  morts  en  possession  d'nne  des 
pen^ons  d6termin6es  par  Farticle  5,  si  le  mariage  est  ant6rienr  ä  Taccident  on  ä  la  ma- 
iadie  qni  a  detemüne  Toctroi  de  cette  pension. 

La  pension  n'est  jamais  acqnise  ä  la  femme  divorc^e  on  contre  laqnelle  a  etö  pro- 
nonc^e  la  Separation  de  corps. 

Art.  7. 

Apres  le  dec^s  dn  pdre  et  de  la  mdre  on  lorsqne  la  m^re  venve  se  tronve  confor- 
mement  an  demier  paragraphe  de  Tarticle  6,  dechne  de  ses  droits  ä  la  pension,  les  orphe- 
lins  des  inscrits  decedes  dans  les  conditions  snsdefinies  on  en  possession  d'nne  demi-solde 
dlnfirmite,  rejoivent,  qnel  qne  soit  lenr  nombre,  et  jnsqn'ä  ce  qne  le  plns  jeune  ait  ac- 
compli  Tage  de  seize  ans,  nn  seconrs  annnel  nniqne  de  tanx  egal  ä  celni  de  la  pension 
qne  lenr  mere  avait  on  anrait  obtenne. 

Est  egalement,  et  dans  les  memes  conditions,  devolne,  comme  seconrs  annnel,  anx 
orphelins  dn  pOre,  la  pension  de  venve  demenree  libre  par  snite  de  l'option  exercee  con- 
formement  an  paragraphe  2  de  Tarticle  precedent.  Tontefois,  les  arrerages  dn  seconrs 
annnel  sont,  dans  ce  cas,  payables  ä  la  mere  tntrice  des  orphelins. 

Les  enfants  natnrels  reconnns  avant  Vorigine  de  la  blessnre  on  de  la  maladie  d'on 
procede  le  droit  participent  an  seconrs  dans  la  memo  mesnre  qne  les  enfants  legitimes. 

A  mesnre  qne  les  alnes  atteignent  Tage  de  seize  ans,  lenr  part  est  reversee  snr  les 
plus  jennes. 

En  cas  de  coexistence  d'orphelins  de  differents  lits  venant  en  concnrrence  entre  enx 
on  avec  la  venve,  la  division  dn  seconrs  a  lien  comme  en  matiere  de  demisolde,  sons  la 
r^erve  de  la  disposition  enoncee  an  denxieme  paragraphe  dn  present  article. 

Art.  8. 
ü  est  allone  anx  inscrits  et  anx  venves  titnlaires  des  pensions  et  indemnites  ac- 
cordees  en  vertn  des  articles  5  et  6  ci-dessns,  ponr  chacnn  de  lenrs  enfsrnts  äges  de  moins 
de  dix  ans,  nn  snppiement  annnel  determine  par  le  tarif  annexe  ä  la  presente  loi,  ä  moins 
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f 
qne,  se  tronyant  en  possession  d*ime  demi-solde  on  d'une  pension  d6riy6e  de  la  demi-solde, 
Us  ne  re^oivent  d^ja  ce  sapplöment. 

Art.  9. 

Lorsqne  les  inscrits  maritiiDes  visös  k  Tarticle  5  ne  laissent  apr^  enx  ni  yenyes  ni 
orphelins,  nn  seconrs  annnel  et  yiager  dont  le  tanx  est  d^termin^  par  le  tarif  annexö  k 
la  präsente  loi  est  accordö  ä  chacun  de  lenrs  ascendants  an  premier  degr6. 

En  cas  de  pr^d^s  de  Tnn  des  ascendants  on  de  d^s  cons6cntif  des  denx  ascen- 
dants an  Premier  degr^,  le  seconrs  qni  anrait  6t6  on  a  6t6  attribn^  ä  chacnn  des  ascen- 
dants d6c^68  est  report^  snr  les  ascendants  de  degrös  snpörienrs  de  la  mdme  brancbe 
s'il  en  existe;  il  est  partag6  ^galement  entre  ces  demiers,  ayec  r^yersion  snr  le  on  les 
snryiyants. 

Les  seconrs  d^termin^  par  le  präsent  article  ne  sont  pay^s  qn*anx  ascendants  ägto 
d'an  moins  soixante  ans  et  qni  anndent  en  droit  ä  nne  pension  alimentaire.  En  ontre, 
le  mdme  ascendant  ne  pent  dtre  titnlaire  de  plns  d*nn  des  seconrs  accord^s  en  yertn  dn 
präsent  article. 

Art.  10. 
Les  pensions  et  allocations  accord^  en  yertn  des  articles  pr^cMents  sont  rödnites 
de   moiti^   si   les   ayants   droit  jonissent   d6j4   soit   d'nne   pension  militaire  on  ciyile  on 
d*an  seconrs  d'orpbelins   pay6s   snr   les  fonds  de  T^^tat,    soit   d'nne   demi-solde  on   d*nne 
pension  de  seconrs  d'orpbelüis  d^riy^e  de  la  demi-solde. 

Art  11. 

Les  dispositions  ci-dessns  ne  fönt  pas  obstacle  k  ce  qne  Tinscrit,  ses  ayants  canse 
on  la  caisse  nationale  de  pr^yoyance  snbrog6e  k  lenrs  droits  demandent  directement, 
sniyant  les  principes  et  rögles  dn  droit  common,  des  indemnitto  anx  personnes  respon- 
sables  des  faits  intentionnels  on  fantes  lonrdes  ayant  d^terminö  la  r^alisation  des  acci- 
dents  on  risqnes  dont  lesdits  inscrits  anront  6t^  yictimes. 

Les  indemnitös  qni,  dans  ce  cas,  anront  ^t^  consenties  par  les  int^ress6s  on  impo- 
s^s  par  les  tribnnanx  compötents  yiendront  en  dMnction  des  sommes  k  payer  en  yertn 
de  la  präsente  loi. 

Art.  12. 

Les  pensions  et  antres  allocations  accord^es  en  yertn  de  la  präsente  loi  sont  inces- 
sibles  et  insaisissables. 

Elles  prennent  conrs: 

Ponr  les  inscrits,  dn  jonr  on  ils  ont  cess6  de  receyoir  lenrs  salaires,  conform^ment 
k  Tarticle  262  dn  code  de  commerce; 

Ponr  les  yenyes,  les  orphelins  et  les  ascendants,  dn  jonr  dn  d6c68  qni  y  onyre  des 
droits  on,  en  cas  de  disparition  k  la  mer,  dn  jonr  des  demieres  nonyelles. 

Art.  13. 
La  demi-solde  d*infirmitte  est  ray6e  si,    k  qnelqne  ^poqne  qne  ce   soit,    le  titnlaire 
embarqne  k  titre  professionnel  snr  nn  nayire  on  batean  de  commerce  on  de  p^che,  on  snr 
nn  bätiment  de  plaisance  ponryn  d*nn  rOle  d*6qnipage. 

Art.  14. 

Le  payement  des  pensions,  seconrs  et  indemnit^s  k  la  Charge  de  la  caisse  de  pr6- 
yoyance  est  garanti  an  moyen  de  la  constitntion  annnelle  dn  capital  pr^snm^  n^cessaire 
ponr  seryir,  jnsqn*^  lenr  extinction,  les  allocations  accord^  en  yertn  de  la  präsente  loi 
pendant  Tann^  6conl6e. 

Le  capital  est  calcnl6  en  appliqnant  an  montant  des  pensions  et  seconrs  concM^s 
pendant  Tann^e  les  rdgles  sniyies  par  la  caisse  nationale  des  retraites,  et  en  ajontant  an 
prodnit  ainsi  obtenn  la  somme  des  indemnit^s  allon^es  et  des  frais  d*administration  d6- 
pensto  pendant  ladite  ann^e.     ü  est  r^alis^  dans  la  caisse  de  Tinstitntion  an  moyen: 
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1^  Des  trois  premi^res  espdces  de  recette  pr^vnes  4  rarticle  2  et  aff6rentes  äTann^e, 

ä  rexcinsion  tontefois  des  dons,  legs  et  snbsides  ayant  one  affectation  speciale  et 

8nppl6mentaire; 
2^  S*il  y  a  lien,  d'an  pröldvement  snr  le  fonds   de   r^enre   constitnö   en   vertu   de 

Tarticle  15  de  la  präsente  loi; 
3^  En  cas  d'insaffisance  de  ces  ressonrces,  d'avances  remboorsables  de  TlStat  Egales 

an  deficit. 

Art.  15. 

Lorsqne  le  prodnit  des  ressources  ordinaires  de  la  caisse  d^passe  le  chiffire  du 
capital  nöcessaire,  Texc^dent  constitne  nne  r^senre  destin^e  ä  convrir,  jasqn'^  dne  con- 
currence,  les  döficits  qoi  ponrraient  se  prodnire  nlt^rieorement  et  ä  rembonrser  les  avances 
de  rfitat 

Lorsqne  le  montant  de  cette  r^senre  yient  k  atteindre  nn  million  et  dem!  de  firancs 
(1,500,000  fr.)  net,  la  cotisation  &  verser  par  les  inscrits  maritimes,  en  vertu  de  l'article 
3,  pent  dtre  r^dnite  dans  la  proportion  n^cessaire  ponr  ne  pas  angmenter  la  rtoerve  an 
deU  de  ce  chiffire.  Les  versements  d,  affectner  par  les  propri^taires  on  armatenrs  de 
bätiments  et  patrons  propriötaires  de  bateanx,  en  ex^ntion  de  Tarticle  4,  sont  r^dnits  dans 
la  mßme  proportion. 

Si  le  fonds  de  r6serve  vient  ä  tomber  andessons  de  cinq  cent  mille  francs  (500,000 
francs),  les  contribntions  önnm^r^s  an  pr6c6dent  paragraphe  sont  relev^s  dans  nne  pro- 
portion commune  en  vue  de  ramener  ce  fonds  k  son  maximum. 

Art.  16. 

Si  le  prodnit  des  ressources  ^num^r^es  aux  alineas  num^rot^s  1^  et  2^  de  Tarticle 
14  ne  suffisent  pas  pour  constituer  le  capital  n^cessaire  et  que  T^tat  seit  Obligo  de  par- 
faire  le  deficit  au  moyen  d'avances,  ces  avances  devront,  pröalablement  ä,  tonte  röduction 
des  cotisations  et  des  versements  des  participants,  §tre  remboursöes  ä  l'^tat,  lorsqne  les 
recettes  Tiendront  k  Temporter  sur  les  cbarges. 

£n  cas  de  succession  de  d^ficits  annuels  ayant  entraln^  des  avances  de  T^tat,  le 
taox  des  cotisations  ou  versements  pourra  6tre  momentan^ment  relev^  dans  la  proportion 
n^essaire  pour  mettre  la  caisse  ä  meme  d'öquilibrer  ses  recettes  et  ses  cbarges,  sans  que 
toutefois  ce  reldvement  puisse  exender  un  tiers  des  contribntions  exig^s  des  participants 
en  confonnit6  des  articles  3  et  4. 

Art.  17. 
Le  taux  des  rMuctions  et  des  relövements  des  cotisations  ou  versements  pr^vus  aux 
articles  15  et  16,  de  möme  que  le  montant  des  remboursements  ^  T^tat  sont  fix6s  par 
d^rets  rendus  sur  la  proposition  des  ministres  de  la  marine  et  des  finances,  sur  avis 
conforme  du  conseil  d'administration  institu^  par  Tarticle  19.  Les  modifications  de  taux 
sont  applicables  ä  partir  du  1.  janvier  de  Tann^e  qui  suit  le  d^ret  qui  les  prononce. 


Titre  H. 
Administration  de  la  caisse.    Dispositions  direrses. 

Art.  18. 

Le  ministre  de  la  marine  est  cbarg^  de  la  gestion  de  la  caisse  de  pr^voyance,  avec 
le  concours  des  fonctionnaires  et  agents  ayant  Tadministration  et  la  gestion  de  la  caisse 
des  invalides  de  la  marine. 

Le  contröle  financier  de  Tinstitution  appartient  ä  la  commission  sup6rieure  de 
r^tablissement  des  invalides. 

Art.  19. 
II  est  cr66   au  minist^re   de  la   marine  un    conseil   d'administration    special   de   la 
caisse  de  pr^voyance. 
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Oe  conseil  est  compos^: 

1^  Des  membres  titnlaires  de  la  commission  8np6rieare  des  invalides; 
2^  D'on  nombre  d'inscrits  maritimes  et  d'armatenrs  ögal  ä  celni  des  membres  de  la 
commission  pr^it6e,   pris  par  moiti6   dans   chacnne   de   ces    denx   cat^gories   et 
nomm6s,  par  d^ret,  ponr  nne  doröe  de  trois  ans. 
II  est  spöcialement  consnlt^  snr  Temploi  et  le  placement   des  fonds  de  la  caisse  et 
donne  son  avis  sur  les   qaestions  et  projets   relatifs  k  Torganisation  et  k  la  r^gleinenta- 
tion  de  Tinstitution. 

Art  20. 

Le  calcnl  des  cotisations  ä  percevoir  en  conformit6  des  articles  3  et  4  a  ponr  base 
les  röles  de  ddsarmement  des  navires  et  embarcations  dress^  par  Tadministration  de  la 
marine. 

La  r^glementation  relative  an  reconvrement  des  droits  dns  k  la  caisse  des  invalides 
de  la  marine  est  appliqnöe  ponr  la  perception  des  cotisations. 

Art.  21. 

Ponr  faire  valoir  ses  titres  k  Tnne  des  allocations  pr6vnes  dans  Tarticle  5,  Tinscrit 
doit,  sons  peine  de  d6ch6ance,  adresser  an  commissaire  de  Finscription  maritime,  dans  le 
d^lai  de  denx  mois  qni  snit  son  döbarqnement  on  son  retonr  en  France,  s'il  est  d<^barqn6 
k  r^tranger  on  anx  colonies,  nne  demande  ^rite  on  verbale  dont  il  Ini  est  donn^  r^c^piss^. 

La  m6me  demande,  dont  il  est  6galement  donn4  r^c6piss6,  doit,  sons  peine  de  d6- 
cb6ance,  dtre  adress^e  dans  le  d^lai  d'nn  an  k  partir  dn  jonr  de  la  mort  de  l'inscrit,  on 
dans  le  d6lai  de  denx  ans  k  partir  dn  jonr  de  ses  demi^res  nonvelles,  s*il  a  dispam  en 
mer,  par  les  venves,  orphelins,  ascendants  on  tntenrs  qni  invoqnent  le  b^n6fice  des  articles 
6  k  10.  Dans  le  cas  de  disparition,  la  demande  est  instmite  d^s  la  d6cision  du  ministre 
de  la  marine  ^tablissant  la  disparition  du  marin  on  la  perte  corps  et  biens  dn  bätiment 
ou  de  Tembarcation  qn'il  montait. 

Un  rdglement  d'administration  publique  d^terminera  les  justifications  k  produire  ponr 
r^tablissement  du  droit,  ainsi  que  les  d^lais  dans  lesqnels  ces  justifications  devront  dtre 
pr^sent^es.  En  ce  qni  conceme  la  demi-solde  d'infirmit^,  Tinstruction  comportera  la  visite 
par  la  commission  speciale  Institute  par  Tarticle  1.  de  la  loi  du  11  avril  1881  et  la 
constatation  par  cette  commission  que  Tetat  de  Vimp^trant  provient  des  causes  et  prodnit 
les  cons^nences  sp6cifi^s  k  Tarticle  5. 

Art.  22. 

Les  demi-soldes  dlnfirmit6,  les  pensions  de  venves  et  les  secours  anx  orpbelins  on 
ascendants  qni  en  d6rivent  sont  accordös  suivant  la  procMure  en  vigueur  ponr  la  con- 
cession  de  la  demi-solde. 

L^indemnit^  temporaire  est  accord^  par  d^cision  du  ministre,  apr^s  enqu^te  admi- 
nistrative et  ponr  nne  dur6e  qni  ne  pourra  excMer  six  mois. 

Au  deU  de  ce  terme,  eile  peut,  sur  avis  conforme  de  la  commission  de  visite  insü- 
tu6e  par  Tarticle  1.  de  la  loi  du  11  avril  1881,  Ötre  transformöe,  par  döcision  du  mi- 
nistre, en  nne  indemnit6  renonvelable  de  six  mois  en  six  mois,  cbaque  renouvellement  ayant 
lieu  apr^s  enqnSte.  Au  bout  de  trois  ann^es  k  partir  de  la  d^cision  ministörielle  sp6cifi^ 
au  pr6c6dent  paragrapbe,  cette  indemnit6  renonvelable  est  supprim^e  ou  convertie,  apr^s  nne 
nouvelle  visite,  en  demi-solde  d*infimiit6,  conform6ment  k  Tarticle  pr6c6dent. 

Art.  23. 
Les  fonds  de  la  caisse  de  pr6voyance  sont  employ^s  en  rentes  snr  T^tat,  en  valenrs 
du  Tresor  et  en  obligations  garanties  par  T^tat. 

Art.  24. 

n  est  tenu  k  Tadministration  centrale  de  T^tablissement  des  invalides  nn  grand 
livre  snr  leqnel  sont  enregiströs  les  pensions  et  secours  annuels  au  für  et  k  mesure  de 
lenr  Constitution. 

Un  certificat  d'inscription  formant  titre  est  d6livr6  k  Tayant  droit. 


Gesetz  betr.  die  Seemanns-Unfallkasse  yom  21.  April  1898.  77 

Art  25. 
Les  arr^rages  des  pensioBS  yiag^res  et  des  secoors  anBnels  de  la  caisse  de  pr^voyance 
sont  pay^s  par  trimestre  sur  la  production  d'ns  certificat  de  vie. 

Art.  26. 

Les  pensions  et  seconrs  annnels  sont  ray^s  du  grand  livre  apr^s  trois  ans  de  non- 
r^damation  des  arr^rages,  sans  qne  lenr  r^tabHssement  donne  lien  ä  aacnn  rappel  d'arrö- 
rages  ant^rienrs  ä  la  r^clamation. 

La  m^me  d^ch^ance  est  applicable  anx  h^ritiers  on  ayants  cause  des  pensionnaires 
qni  n*anront  pas  prodnit  les  jostifications  de  lenrs  droits  dans  les  trois  ans  qni  suivront 
la  date  da  d^c^s  de  lenr  antenr. 

Les  arr6rages  de  pension  non  pay6s,  mais  rödamös  dans  les  trois  ans  qni  ont 
sniyi  le  d^s  dn  pensionnaire»  ne  sont  plns  passibles  qne  de  la  prescription  qninqnennale. 

Art.  27. 
Les  actes  de  l'^tat  civil»  les  certificats  de  notori6t6  et  antres  pidces  relatives  k  Tex^- 
cntion  de  la  präsente  loi  sont  dölivrto  gratnitement  par  les  maires  on  par  les  syndics  des 
gens  de  mer,  et  dispens^  des  droits  de  timbre  et  d*enregistrement. 

Art.  28. 
Les  rdgles  en  vignenr  en  ce  qni  conceme  la  liqnidation  et  le  payement  des  pensions 
dites  de  demi-solde  sont  applicables  anx  pensions  et  seconrs  annnels  conc^d^s  snr  la  caisse 
de  pr6voyance  ponr  tont  ce  qni  n'est  pas  spöcifi^  par  la  präsente  loi. 

Art.  29. 
La  caisse  de  pr6voyance  snpporte  les  d^penses  speciales  d*administration  qn*entralne 
son  fonctionnement. 

Art.  30. 

La  präsente  loi  est  applicable  ä  TAlg^rie,  ä  la  Martinique,  k  la  Guadeloupe,  ä  la 
B/6union,  ä  la  Guyane,  anx  lies  Saint -Pierre  et  Miquelon  et  ä  tontes  antres  colonies  oü 
serait  lögalement  organis^e  Tinscription  maritime. 

Elle  deviendra  ex6cutoire  k  partir  du  1.  janvier  qui  suivra  la  date  de  la  Promul- 
gation de  la  präsente  loi. 

La  pr^ente  loi,  d^b^r^e  et  adopt^e  par  le  S6nat  et  par  la  Ohambre  des  d^put^s, 
sera  ex^ut6e  comme  loi  de  T^tat. 

Fait  ä  Paris,  le  21  april  1898. 


Anlage  4. 


Loi 

concemant  les  responsabilitÖB  des  aooidents  dont  les  ouvriers  sont 

victimes  dans  leur  travail 

du  9  avril  1898. 


Titre  L 
Indemnit^s  en  eas  d^aeeldents. 

Art.  1. 

Les  accidents  survenns  par  le  £ait  dn  trayail,  on  ä  Toccasion  dn  trayail^  anx  oayriers 
et  employös  occnp^s  dans  rindustrie  du  bätiment,  les  usines,  manufactores,  chanüers,  les 
entreprises  de  transport  par  terre  et  par  ean,  de  chargement  et  de  d^chargement,  les  maga- 
sins  pnblics,  mines,  minieres,  carridres  et,  en  ontre,  dans  tonte  eiploitation  on  partie  d*ex- 
ploitation  dans  laqnelle  sont  fabriqn6es  on  mises  en  CBnvre  des  matidres  explosives,  on 
dans  laqnelle  il  est  fait  nsage  d*nne  machine  mne  par  nne  force  antre  qne  celle  de  Thomme 
on  des  animanx,  donnent  droit,  an  profit  de  la  victime  on  de  ses  reprösentants,  k  nne 
indemnit6  ä  la  Charge  dn  chef  d'entreprise,  ä  la  condition  qne  Tintermption  de  travail  alt 
dnr^  plns  de  qnatre  jonrs. 

Les  onvriers  qni  travaillent  senls  d'ordinaire  ne  ponrront  6tre  assnjettis  ä  la  präsente 
loi  par  le  fait  de  la  collaboration  accidentelle  d'nn  on  de  plnsienrs  de  lenrs  camarades. 

Art.  2. 

Les  onvriers  et  emploj^s  d^ign^s  ä  Farticle  pr^c^dent  ne  penvent  se  pr^valoir,  k 
raison  des  accidents  dont  ils  sont  victimes  dans  leur  travail,  d'ancnnes  dispositions  antres 
qne  Celles  de  la  präsente  loi. 

Cenx  dont  le  salaire  annnel  d^passe  denx  mille  qnatre  cents  francs  (2400  fr.)  ne 
b6n6ficient  de  ces  dispositions  qne  jnsqn'^  concnrrence  de  cette  somme.  Ponr  le  surplns, 
ils  n'ont  droit  qn*an  quart  des  rentes  on  indemnit^s  stipnl^es  k  Tarticle  3,  ä  moins  de 
Conventions  contraires  quant  an  chiffre  de  la  qnotit^. 

Art.  3. 

Dans  les  cas  pr^vns  ä  Tarticle  1,  Vonvrier  on  Temploj^  a  droit: 

Ponr  rincapacit^  absolne  et  permanente,  ä  nne  rente  ^gale  anx  denx  tiers  de  son 
salaire  annnel; 

Ponr  rincapacit^  partielle  et  permanente,  4  nne  rente  ^ale  k  la  moiti^  de  la  rMnc- 
tion  qne  Taccident  anra  fait  snbir  an  salaire; 

Ponr  rincapacitö  temporaire,  ä  nne  indemnit6  jonmaliöre  6gale  ä  la  moitiö  dn  sa- 
laire tonchö  an  moment  de  Taccident,  si  Tincapacit^  de  travail  a  dnr4  plns  de 
qnatre  jonrs  et  ä  partir  dn  cinqniöme  jonr. 

Lorsqne  Taccident  est  snivi  de  mort,  nne  pension  est  servie  anx  personnes  ci-apr^a 
d68ign6es,  k  partir  dn  döcds,  dans  les  conditions  snivantes: 
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A.  Une  rente  viagöre  ^ale  ä  20  p.  100  dn  salaire  annael  de  la  yictime  poor  le 
conjoint  sorvivant  non  divorc6  on  s6par6  de  corps,  ä  la  condition  qne  le  mariago 
alt  6t6  contractu  ant^rienrement  ä  Taccident 

En  cas  de  nonvean  mariage,  le  conjoint  cesse  d'avoir  droit  ä  la  rente  men- 
tionnöe  ci-dessns;  il  Ini  sera  alloaö»  dans  ce  cas,  le  triple  de  cette  rente  ätitre 
d'indenmitö  totale. 

B.  Poor  les  en&nts,  legitimes  oa  natnrels,  reconnns  ayant  Taccident,  orphelins  de 
pdre  on  de  möre,  ftg^s  de  moins  de  seize  anö,  nne  rente  calcnl^e  sor  le  salaire 
annnel  de  la  yictime  ä  raison  de  15  p.  100  de  ce  salaire  s'il  n'j  a  qn*nn  en- 
&nt,  de  26  p.  100  s'il  y  en  a  denx,  de  36  p.  100  s'U  y  en  a  trois,  et  40 
p.  100  s'il  y  en  a  qnatre  on  nn  plns  grand  nombre. 

Pour  les  enüants,  orphelins  de  pdre  et  de  mdre,  la  rente  est  port6e  poor  cha- 
cnn  d*enx  a  20  p.  100  dn  salaire. 

L'ensemble  de  ces  rentes  ne  pent,  dans  le  premier  cas»  döpasser  40  p.  100 
dn  salaire  ni  60  p.  100  dans  le  second« 

0.  Si  la  yictime  n'a  ni  conjoint  ni  enfant  dans  les  termes  des  paragraphes  A  et  B| 
chacnn  des  ascendants  et  descendants  qni  6tait  ä  sa  Charge  receyra  nne  rente 
yiagdre  ponr  les  ascendants  et  payable  jnsqn'4  seize  ans  ponr  les  descendants. 
Cette  rente  sera  6gale  ä  10  p.  100  dn  salaire  annnel  de  la  yictime,  sans  qne 
le  montant  total  des  rentes  ainsi  allonöes  pnisse  d^passer  30  p.  100. 

Ohacnne  des  rentes  pr^ynes  par  le  paragraphe  C  est,  le  cas  6ch6ant,  r6dnite 
proportionellement. 

Les  rentes  constitn^s  en  yertn  de  la  pftoente  loi  sont  payables  par  tnmestre; 
elles  sont  incessibles  et  insaisissables. 

Les  onyriers  ^trangers,  yictimes  d*accidents  qni  cesseront  de  rteider  snr  le 
territoire  fran9ais  receyront,  ponr  tonte  indemnit^,  nn  capital  6gal  ä  trois  fois  la 
rente  qni  lenr  ayait  6t6  allon^. 

Les  reprtoentants  d'nn  onyrier  ^tranger  ne  receyront  ancnne  indemnitö  si,  an 
moment  de  Taccident,  ils  ne  rösidaient  pas  snr  le  territoire  fran9ais. 


Art  4. 
Le  chef  d*entreprise  snpporte  en  ontre  les  frais  mödicanx  et  pharmacentiqnes  et  les 
frais  fnnöraires.     Ces  demiers    sont    ^yaln^s   ä   la   somme   de   cent  -francs   (100  &)   an 

mATiTniini- 

Qnant  anx  firais  m^dicanx  et  pharmacentiqnes,  si  la  yictime  a  Mt  choix  elle-mdme 
de  son  mMicin,  le  chef  d'entreprise  ne  peut  6tre  tenn  qne  jnsqn*ä  concnrrence  de  la  somme 
fix^  par  le  jnge  de  paix  dn  canton,  conform^ment  anx  tarifs  adoptös'  dans  chaqne  d^- 
partement  ponr  l'assistance  mMicale  gratnite. 


Art.  5. 
Les  chefe  d'entreprise  penyent  se  d^harger  pendant  les  trente,   soixante  on  qnatre- 
yiDgt-dix  Premiers  jonrs  ^  partir  de  Taccident,    de  Tobligation  de  payer  anx  yictimes  les 
frais   de   maladie   et  Tindemnit^  temporaire,   on  nne  partie  senlement  de  cette  indemnit^, 
eomme  il  est  sp^dfiö  ci-apres,  s*ils  jnstifient: 

1^  Qn*ils  önt  affiliö  lenrs  onyriers  ä  des  soci^tös  de  seconrs  mntnels  et  pris  ä  lenr 
Charge  nne  qnote-part  de  la  cotisation  qni  anra  M  d^termin6e  d'nn  commnn  ac- 
cord,  et  en  se  conformant  anx  statns-type  approny^s  par  le  ministre  comp^tent, 
mais  qni  ne  deyra  pas  dtre  inf§rienre  an  tiers  de  cette  cotisation; 
2^  Qne  ces  soci^tto  assnrent  ä  lenrs  membres,  en  cas  de  blessnres,  pendant  trente, 
soixante  an  qnatre-yingt-dix  jonrs»  les  soins  mMicanx  et  pharmacentiqnes  et  nne 
indemnit6  jonmalidre. 

Si  rindemnitö  jonmalidre  seryie  par  la  soci^U  est  inf^rienre  ä  la  moitiö  dn 
salaire  qnotidien  de  la  yictime,  le  chef  d*entreprise  est  tenn  de  Ini  yerser  la 
diförence. 
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Art.  6. 

Les  exploitants  des  mines,  minieres  et  carri^res,  peuvent  se  d^charger  des  frais  et 
indemnit^  mentioiiB^s  ä  Tarticle  pr^c^ent  moyennant  nne  Subvention  annnelle  vers^ 
aox  caisses  oa  sociöt^s  de  seconrs  constitn^s  dans  ces  entreprises  en  vertu  de  la  loi  dn 
29  jnin  1894. 

Le  montant  et  les  conditions  de  cette  Subvention  devront  dtre  acceptös  par  la  so- 
ci^t^  et  approuv6s  par  le  ministre  des  travaux  publics. 

Ces  deux  dispositions  seront  applicables  ä  tous  autres  chefs  d'industrie  qui  auront 
cr6e  en  faveur  de  leurs  ouvriers  des  caisses  particuliöres  de  secours  en  conformit6  du  titre 
III  de  la  loi  du  29juin  1894.  L*approbation  pr6vue  ci-dessus  sera,  en  ce  qui  les  con- 
ceme,  donn^  par  le  ministre  du  commerce  et  de  Tindustrie. 

Art.  7. 

Ind6pendamment  de  Taction  rösultant  de  la  präsente  loi,  la  victime  ou  ses  repr^ 
sentants  conservent,  contre  les  auteurs  de  Taccident  autres  que  le  patron  ou  ses  ouvriers 
et  pr^pos^,  le  droit  de  röclamer  la  r^paration  du  pr^judice  caus6,  conform^ent  aux  rdgles 
du  droit  commun. 

L*indemnit6  qui  leur  sera  allou6e  exon^rera  ä  due  concurrence  le  chef  d'entreprise 
des  obligations  mises  ä  sa  cbarge. 

Cette  action  contre  les  tiers  responsables  pourra  mdme  dtre  exerc^e  par  le  chef  d'en- 
treprise,  ä  ses  risques  et  p^rils,  au  lieu  et  place  de  la  victime  ou  de  ses  ayants  droit, 
si  ceux-ci  n^gligent  d*en  faire  usage. 

Art.  8. 

Le  salaire  qui  servira  de  base  ä  la  fixation  de  Tindemnit^  allou^e  ä  Touvrier  ftg6 
de  moins  de  seize  ans  ou  ä  Tapprenti  victime  d'un  accident  ne  sera  pas  inferieur  au  sa- 
laire le  plus  bas  des  ouvriers  valides  de  la  mtoe  cat^orie  occup^s  dans  Tentreprise. 

Toutefois,  dans  le  cas  d'incapacitö  temporaire,  Tindemnit^  de  Touvrier  äg6  de  moins 
de  seize  ans  ne  pourra  pas  d^passer  le  montant  de  son  salaire. 

Art.  9. 

Lors  du  röglement  d6finitif  de  la  rente  viag^re,  apr^  le  d^lai  de  revision  pr6vu  k 
Tarticle  19,  la  victime  peut  demander  que  le  quart  au  plus  du  capital  n^ssaire  ä,  l'^ta- 
blissement  de  cette  rente,  calculö  d'aprös  les  tarifs  dressös  pour  les  victimes  d'accidents 
par  la  caisse  des  retraites  pour  la  vieillesse,  lui  soit  attribu6  en  esp^ces. 

Elle  peut  aussi  demander  que  ce  capital,  ou  ce  capital  r^duit  du  quart  au  plus 
comme  il  vient  d*6tre  dit,  serve  ä  constituer  sur  sa  töte  une  rente  viagöre  reversible,  pour 
moitiö  au  plus,  sur  la  töte  de  son  coi^joint.  Dans  ce  cas,  la  rente  viagöre  sera  diminuöe 
de  fajon  qu*il  ne  rösulte  de  la  röversibilitö  aucune  augmentation  de  charges  pour  le  chef 
d'entreprise. 

Le  tribunal,  en  chambre  du  conseil,  statuera  sur  ces  demandes. 

Art.  10. 

Le  salaire  servant  de  base  ä  la  fixation  des  rentes  s*entend,  pour  Tonvrier  occupö 
dans  Tenteprise  pendant  les  douze  mois  öcoulös  avant  Taccident,  de  la  römunöration  effec- 
tive  qui  lui  a  ötö  allouöe  pendant  ce  temps,  soit  en  argent,  soit  en  nature. 

Pour  les  ouvriers  occupös  pendant  moins  de  douze  mois  avant  Taccident,  11  doit 
s'entendre  de  la  römunöration  effective  qu'ils  ont  re9ue  depuis  leur  entröe  dans  Tentreprise, 
augmentöe  de  la  römunöration  moyenne  qu*ont  re9ue,  pendant  la  pöriode  nöcessaire  pour 
complöter  les  douze  mois,  les  ouvriers  de  la  möme  catögorie. 

Si  le  travail  n'est  pas  continu,  le  salaire  annuel  est  calculö  tant  d'aprös  la  römunö- 
ration  repue  pendant  la  pöriode  d'activitö  que  d'aprös  le  gain  de  l'ouvrier  pendant  le  reste 
de  Tannöe. 
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Titre  IL 
D^claratlon  des  Accidents  et  Enqudte. 

Art.  11. 

Toat  accident  ayant  occasionn^  nne  incapacit^  de  travail  doit  6tre  d^lar^,  dans 
les  quarante-hait  henres,  par  le  chef  d'entreprise  on  ses  pr6pos6s,  aa  maire  de  la  commnne 
qni  en  dresse  procös-verbaL 

Cette  d6claration  doit  centenir  les  noms  et  adresses  des  t^moins  de  Faccident.  ü  y  est 
Joint  nn  certificat  de  mödecin  indiqnant  T^tat  de  la  victime,  les  snites  probables  de  Tacci- 
dent  et  T^poqne  a  laqaelle  il  sera  possible  d'en  connaltre  le  r^sultat  d^finitif. 

La  m^me  d^claration  ponrra  6tre  faite  par  la  yictime  ou  ses  reprösentants. 

H^piss6  de  la  d6claration  et  du  certificat  du  m^decin  est  remis  par  le  maire  au 
dödarant. 

Avis  de  Taccident  est  donn^  imm^diatement  par  le  maire  ä  Vinspectear  diyision- 
naire  on  d^partemental  du  travail  on  a  Tingönienr  ordinaire  des  mines  charg6  de  la  snr- 
veillance  de  Tentreprise. 

Uarticle  15  de  la  loi  dn  2  novembre  1892  et  Tarticle  11  de  la  loi  dn  12  jnin  1893 
cessent  d*6tre  applicables  dans  les  cas  vis6s  par  la  präsente  loi. 

Art  12. 

Lorsque,  d*aprös  le  certificat  m^dical,  la  blessure  paralt  devoir  entralner  la  mort  on 
nne  incapacit^  permanente  absolue  on  partielle  de  travail,  le  maire  transmet  imm^atement 
copie  de  la  d^claration  et  le  certificat  m^dical  an  jnge  de  paix  dn  canton  oü  Taccident 
•  s'est  prodnit. 

Dans  les  vingt-quatre  henres  de  la  r^ception  de  cet  avis,  le  jnge  de  paix  procöde 
ä  nne  enqn6te  ä  l'effet  de  rechercher: 

1^  La  canse,  la  natnre  et  les  circonstances  de  Taccident; 

2^  Les  personnes  victimes  et  le  lien  oü  elles  se  tronvent; 

3^  La  natnre  des  l6sions; 

4^  Les  ayants  droit  ponvant,  le  cas  ^h^ant,  prötendre  ä  nne  indenmit^; 

5^  Le  salaire  qnotidien  et  le  salaire  annnel  des  victimes. 

Art.  13. 
L*enqn6te  a  lien  contradictoirement  dans  les  formes  prescrites  par  les    articles  35, 
36,  37,  38  et  39  dn   code   de   proc^nre   civile,    en   pr^ence  des  parties  int^ressöes  on 
celles-ci  convoqnöes  d'nrgence  par  lettre  recommandöe. 

Le  jnge  de  paix  doit  se  transporter  anpr^s  de  la  victime  de  Taccident  qni  se  tronve 
dans  rimpossibilit^  d'assister  ä  Tenqnöte. 

Lorsqne  le  certificat  m6dical  ne  Ini  paraltra  pas  süffisant,  le  jnge  de  paix  ponrra 
d^igner  nn  m^decin  ponr  examiner  le  bless6. 

ü  pent  anssi  commettre  nn  expert  ponr  Tassister  dans  Tenqn^te. 
II  n'y  a  pas  lien,  tontefois,  ä  noniination  d'expert  dans  les  entreprises  administrati- 
vement  snrveill^es,  ni  dans  Celles  de  TEtat  plac^s  sons  le  controle  d*nn  service  distinct 
dn  Service  de  gestion,  ni  dans  les  Etablissements  nationanx  oü  s'effectnent  des  travanx  que 
la  86cnrit6  pnbliqne  oblige  ä  tenir  secrets.  Dans  ces  divers  cas,  les  fonctionnaires  charg6s 
de  la  snrveillance  on  dn  controle  de  ces  Etablissements  on  entreprises  et,  en  ce  qni  con- 
ceme  les  exploitations  minieres,  les  dElEgnEs  ä  la  sEcurit6  des  ouvriers  minenrs,  trans- 
mettent  an  jnge  de  paix,  ponr  6tre  Joint  an  procEs-verbal  d'enqndte,  nn  exemplaire  de 
lenr  rapport. 

Sanf  les  cas  d'impossibilitE  materielle  düment  constatEs  dans  le  procds-verbal,  Ten- 
qnEte  doit  Etre  close  dans  le  plns  bref  dElai  et,  an  plns  tard,  dans  les  dix  jonrs  ä  partir 
de  Faccident.  Le  jnge  de  paix  avertit,  par  lettre  recommandEe,  les  parties  de  la  clOtnre 
de  FenqnEte  et  da  dEpOt  de  la  minnte  an  greffe,  on  elles  ponrront,  pendant  nn  d6lai  de 
cinq  jonrs,  en  prendre  connaissance  et  s*en  faire  dElivrer  nne  expEdition,  afifranchie  dn 
timbre  et  de  Tenregistrement.  A  Texpiration  de  ce  dElai  de  cinq  jonrs,  le  dossier  de 
Venqnete  est  transmis  an  prEsident  dn  tribnnal  civil  de  Tarrondissement. 
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Art.  14. 

Sont  pnnis  d'nne  amende  de  nn  ä  qninze  firancs  (1  a  15  fr.)  les  chefs  d'industrie 
on  lenrs  pr6posto  qni  ont  contrevenn  anx  dispositions  de  Tarticle  11. 

En  cas  de  r^cidive  dans  Tannöe,  Tarnende  pent  6tre  6ley^  de  seize  ä  trois  cents 
francs  (16  ä  300  fr.). 

L'article  463  dn  code  p^nal  est  applicable  anx  contraventions  pr^vnes  par  le  pr68ent 
artide. 


Titre  HI. 
Comp6tenee.  —  Jnridletions.  —  Proc^dnre  BeTision. 

Art.  15. 
Les  contestations  entre  les  victimes  d*accidents  et  les  chefs  d'entreprise,  relatives  anx 
frais  frm^raires,  anx  frais  de  maladie  on  anx  indemnit^s  temporaires,  sont  jng^s  en  demier 
ressort  par  le  jnge  de  paix  dn  canton  on  Taccident  s'est  prodnit,  ä,  qnelqne  chiffre  qne  la 
demande  pnisse  s'ölever. 

Art.  16. 

En  ce  qni  tonche  les  antres  indemnit^  pr^vnes  par  la  präsente  loi,  le  prösident  dn 
tribnnal  de  Tarrondissement  convoqne,  dans  les  cinq  jonrs  ä,  partir  de  la  transmission  dn 
dossier,  la  victime  on  ses  ayants  droit  et  le  chef  d*entreprise,  qni  pent  se  faire  reprösenter. 

S*il  7  a  accord  des  parties  int^ressöes,  Tindemnit^  est  d^finitivement  fix^e  par  Tordon- 
nance  dn  prösident,  qni  donne  acte  de  cet  accord. 

Si  Taccord  n'a  pas  lien,  Taffaire  est  renvoy^  devant  le  tribnnal,  qni  statne  comme 
en  matiöre  sommaire,  conform6ment  an  titre  XXIY  dn  livre  n  dn  code  de  proc^nre  civile. 

Si  la  canse  n'est  pas  en  6tat»  le  tribnnal  snrsoit  ä  statner  et  Tindemnitö  temporaire 
continnera  ä  6tre  servie  jnsqn'ä  la  d^cision  definitive. 

Le  tribnnal  ponrra  condamner  le  chef  d'entreprise  ä  payer  nne  Provision^  sa  d^cision 
snr  ce  point  sera  ex^ntoire  nonobstant  appel. 

Art.  17. 

Les  jngements  rendns  en  vertn  de  la  präsente  loi  sont  snsceptibles  d'appel  selon  les 
rdgles  dn  droit  commnn.  Tontefois,  Tappel  devra  6tre  inteijet6  dans  les  qninze  jonrs  de 
la  dato  dn  jngement  s'il  est  contradictoire  et,  s'il  est  par  d^fant,  dans  la  qninzaine  k 
partir  dn  jonr  on  l'opposition  ne  sera  plns  recevable. 

L*opposition  ne  sera  plns  recevable  en  cas  de  jngement  par  d^fant  contre  partie, 
lorsqne  le  jngement  anra  M  signifi^  ä  personne,  pass^  le  d^lai  de  qninze  jonrs  ä  partir 
de  cette  signification. 

La  conr  statnera  d'nrgence  dans  le  mois  de  Tacte  d'appel.  Les  parties  ponrront  se 
ponrvoir  en  Cassation. 

Art.  18. 
L'action  en  indemnit^  pr^vne  par  le  präsente  loi  se  prescht  par  nn  an  ä  dater  dn 
jonr  de  l'accident. 

Art.  19. 
La  demande  en  revision  de  Tindemnitö  fond^  snr  nne  aggravation  on  nne  att6nna- 
tion  de  Tinfirmite  de  la  victime  on  son  d^c^s  par  snite  des  cons^qnences  de  Taccident, 
est  onverte  pendant  trois  ans  ä  dater  de  Taccord  intervenn  entre  les  parties  on  de  la 
d^cision  definitive. 

Le  titre  de  pension  n'est  remis  ä  la  victime  qn'ä  Texpiration  des  trois  ans. 

Art.  20. 
Ancnne  des  indemnit^s  determin^es  par  la  präsente  loi  ne  pent  etre  attribnöe  ä  la 
victime  qni  a  intentionnellement  provoqne  Taccident. 
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Le  tribnnal  a  le  droit,  8*il  est  proav6  qae  Taccident  est  du  4  nne  fante  inezcnsable 
de  l'ouvrier,  de  diminuer  la  pension  fix6e  aa  titre  P'. 

Lorsqn'il  est  proav^  que  racddent  est  du  ä  la  fante  inexcnsable  dn  patron  on  de 
ceux  qn'il  s*est  Substitut  dans  la  direction,  rindemnitö  ponrra  dtre  major^e,  mais  saDS  qne 
la  rente  on  le  total  des  rentes  allon^es  pnisse  d^passer  soit  la  rMnction  seit  le  montant 
dn  salaire  annnel. 

Art.  21. 

Les  parties  penvent  tonjonrs,  apr^s  d^termination  da  chiffi-e  de  rindemnit^  dne  ä  la 
yictime  de  raccident,  d^ider  qne  le  Service  de  la  pension  sera  snspendn  et  remplac^,  tant 
qne  Taccord  snbsistera^  par  tont  antre  mode  de  r^paration. 

Sanf  dans  le  cas  pr^yn  t  l'article  3,  paragraphe  A,  la  pension  ne  ponrra  6tre  rem- 
plac^  par  le  pajement  d'nn  capital  qne  si  eile  n'est  pas  snp^rienre  ^  100  fr. 

Art.  22. 

Le  b^n^fice  de  Tassistance  jndiciaire  est  accord^  de  plein  droit,  snr  le  Tisa  dn  pro- 
cnrenr  de  la  B^pnbliqne,  ^  la  victime  de  Taccident  on  ä  ses  ayants  droit,  devant  le  tribnnal. 

A  cet  effet,  le  pr^ident  dn  tribnnal  adresse  an  procnrenr  de  la  B^pnbliqne,  dans 
les  trois  jonrs  de  la  compamtion  des  parties  pr^vne  par  Tarticle  16,  nn  extrait  de  son 
proc^-verbal  de  non-conciliation;  il  y  Joint  les  piöces  de  Taffaire. 

Le  procnrenr  de  la  K6pnbliqne  procöde  comme  il  est  prescrit  ä  Tarticle  13  (para- 
graphes  2  et  snivants)  de  la  loi  dn  22  janvier  1851. 

Le  b6n6fice  de  Fassistance  jndiciaire  s'^tend  de  plein  droit  anx  instances  devant  le 
jnge  de  paix,  ä  tons  les  actes  d'ex^cntion  mobili^re  et  immobili^re^  et  ä  tonte  contestation 
incidente  ä  Tex^ntion  des  d^cisions  jndiciaires. 


Titre  IV. 
C^aranties. 


Art.  23. 

La  creance  de  la  victime  de  Taccident  on  de  ses  ayants  droit  relative  anx  frais 
m6dicanx,  pharmacentiqnes  et  fnn^raires  ainsi  qn'anx  indemnit^s  allon^es  ä  la  snite  de 
rincapacit^  temporaire  de  travail^  est  garantie  par  le  privil^ge  de  Tarticle  2101  dn  code 
civil  et  y  sera  inscrite  sons  le  n^  6. 

Le  payement  des  indemnitto  ponr  incapacit^  permanente  de  travail  on  accidents  snivis 
de  mort  est  garanti  conform^ment  anx  dispositions  des  articles  snivants. 

Art.  24. 
A  d^fant,  soit  par  les  chefs  d'entreprise  d6bitenrs,  soit  par  les  soci^t^  d'assnrances 
a  primes  fixes  on  mntnelles,  on  les  syndicats  de  garantie  liant  solidairement  tons  lenrs 
adh^rents,  de  s'acqnitter,  an  moment  de  lenr  exigibilit^,  des  indemnit^s  mises  ä  lenr  cbarge 
ä  la  snite  d'accidents  ayant  entraln^  la  mort  on  nne  incapacit^  permanente  de  travail,  le 
payement  en  sera  assnr^  anx  int^ress6s  par  les  soins  de  la  caisse  nationale  des  retraites 
ponr  la  vieillesse,  an  moyen  d'nn  fonds  sp^ial  de  garantie  constitn^  comme  il  va  dtre  dit 
et  dont  la  gestion  sera  confi^  ^  ladite  caisse. 

Art  25. 

Ponr  la  constitntion  dn  fonds  special  de  garantie,  il  sera  ajont^  an  principal  de  la 
contribntion  des  patentes  des  indnstriels  visto  par  Tarticle  1^',  qnatre  Centimes  (0  fr.  04) 
additionnels.  ü  sera  perpn  snr  les  mines  nne  taxe  de  cinq  Centimes  (0  fr.  05)  par 
bectare  concöd6. 

Ces  taxes  ponrront,  snivant  les  besoins,  6tre  major^es  on  r^dnites  par  la  loi  de 
finances. 
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Art.  26. 

La  caisse  nationale  des  retraites  exercera  nn  reconrs  contre  les  cbefs  d'entreprise 
d^biteurs,  ponr  le  compte  desqnels  des  sommes  aaront  6t6  pay^es  par  eile,  conform^ment 
aux  dispositions  qni  pr6cddent. 

En  cas  d'assnrance  du  chef  d'entreprise,  eile  jouira,  pour  le  remboursement  de  ses 
avances,  du  privilöge  de  Tarticle  2102  du  code  civil  sur  Tindemnitö  due  par  Tassureur  et 
n'aura  plus  de  recours  contre  le  chef  d'entreprise. 

Un  r^glement  d'administration  publique  d^terminera  les  conditions  d'organisation  et 
de  fonctionnement  du  Service  conf^r^  par  les  dispositions  pr6c4dentes  k  la  caisse  nationale 
des  retraites  et,  notamment,  les  formes  du  recours  ä  exercer  contre  les  chefs  d'entreprise 
döbiteurs  ou  les  soci^t^  d'assurances  et  les  syndicats  de  garantie,  ainsi  que  les  conditions 
dans  lesquelles  les  victimes  d'accidents  ou  leurs  ayants  droit  seront  admis  ä  r^lamer  a 
la  caisse  le  payement  de  leurs  indemnit^. 

Les  d^cisions  judiciaires  n'emporteront  hypothöque  que  si  elles  sont  rendues  au 
profit  de  la  caisse  des  retraites  exer9ant  son  recours  contre  les  chefs  d'entreprise  ou  les 
compagnies  d'assurances. 

Art.  27. 

Les  compagnies  d'assurances  mutuelles  ou  ä,  primes  fixes  contre  les  accidents,  fran- 
9aises  ou  6trang6res,  sont  soumises  ä  la  surveillance  et  au  contröle  de  l'i^tat  et  astreintes 
ä  constituer  des  reserves  ou  cautionnements  dans  les  conditions  d^tennin^es  par  un  reg- 
lement  d'administration  publique. 

Le  montant  des  reserves  ou  cautionnements  sera  affect^  par  privil^ge  au  payement 
des  pensions  et  indemnit6s. 

Les  syndicats  de  garantie  seront  soumis  ä.  la  m6me  surveillance  et  un  reglement 
d'administration  publique  d^terminera  les  conditions  de  leur  cr^ation  et  de  leur  fonction- 
nement. 

Les  frais  de  toute  nature  r^sultant  de  la  surveillance  et  du  contröle  seront  couverts 
au  moyen  de  contributions  proportionnelles  au  montant  des  reserves  ou  cautionnements, 
et  fix^s  annuellement,  pour  chaque  compagnie  ou  association,  par  arr6t6  du  ministre  du 
commerce. 

Art.  28. 

Le  versement  du  capital  repr^entatif  des  pensions  allou6es  en  vertu  de  la  pr^ente 
loi  ne  peut  6tre  exig6  des  d^biteurs. 

Toutefois,  les  d^biteurs  qui  d^ireront  se  lib^rer  en  une  fois  pourront  verser  le  capi- 
tal repr6sentatif  de  ces  pensions  ä  la  caisse  nationale  des  retraites,  qui  6tablira  a  cet 
effet,  dans  les  six  mois  de  la  Promulgation  de  la  prösente  loi,  un  tarif  tenant  compte  de 
la  mortalitö  des  victimes  d'accidents  et  de  leurs  ayants  droit. 

Lorsqu'un  chef  d'entreprise  cesse  son  Industrie,  soit  volontairement,  seit  par  d^c^s, 
liquidation  judiciaire  ou  faillite,  soit  par  cession  d'6tablissement,  le  capital  repr^entatif 
des  pensions  k  sa  Charge  devient  exigible  de  plein  droit  et  sera  vers6  ä  la  caisse  nationale 
des  retraites.  Ce  capital  sera  d6termin6  au  jour  de  son  exigibilitö,  d'aprös  le  tarif  vise 
au  paragraphe  pr6c6dent. 

Toutefois,  le  chef  d'entreprise  ou  ses  ayants  droit  peuvent  6tre  exonörös  du  ver- 
sement de  ce  capital,  s'ils  foumissent  des  garanties  qui  seront  ä  döterminer  par  un  reg- 
lement d'administration  publique. 


Titre  V. 
Dispositions  g^n^rales. 

Art.  29. 
Les  proces-verbaux,  certificats,  actes  de  notori6t^,  significaüons,  jugements  et  autres 
actes  faits  ou  rendus  en  v^rtu  et  pour  l'ex^cution   de  la  präsente  loi,  sont  d^livrte  gra^ 
tuitement,  vis^  pour  timbre  et  enregisrös  gratis  lorsqu'il  y  a  lieu  ä.  la  formalit6  de  l'en- 
registrement. 
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Dans  les  six  mois  de  la  promnlgatioii  de  la  präsente  loi,  an  d6cret  d^terminera  les 
6molaments  des  greffiers  de  justice  de  paix  ponr  lenr  assistance  et  la  rMaction  des  actes 
de  notori6t4,  proc^s-verbanx,  certificats,  significations,  jngements,  envois  de  lettres  recom- 
mand^s,  extraits,  d^pOts  de  la  minute  d*enqü6te  an  greffe,  et  ponr  tons  les  actes  n^cessit^s 
par  l'application  de  la  pr6sente  loi,  ainsi  qne  les  frais  de  transport  anpr^s  des  victimes 
et  d'enqn^te  sur  place. 

Art.  30. 
Tonte  Convention  contraire  ä  la  pr^ente  loi  est  nnlle  de  plein  droit. 

Art.  31. 

Les  chefs  d'entreprise  sont  tenns,  sons  peine  d*nne  amende  de  nn  ä  qninze  francs 
(1  ä  15  fr),  de  faire  afficher  dans  chaqne  atelier  la  präsente  loi  et  les  r^glements  d'ad- 
ministration  relatifs  ä  son  ex6cntion. 

£n  cas  de  r^idive  dans  la  mtoe  annöe,  Tarnende  sera  de  seize  4  cent  francs 
(16  ä  100  fr.) 

Les  infractions  anx  dispositions  des  articles  11  et  31  ponrront  6tre  constat^s  par 
les  inspectenrs  dn  travail. 

Art.  32. 
II  n'est  point  d^rogö  anx  lois,    ordonnances    et   röglements   concemant  les  pensions 
des  oavriers,  apprentis  et  Jonmaliers  appartenant  anx  ateliers  de  la  marine  et  Celles  des 
onvriers  immatricnl^s  des  mannfactnres  d'armes  d^pendant  dn  ministöre  de  la  gnerre. 

Art.  33. 
La  präsente  loi  ne  sera  applicable  qne  trois  mois  apres  la  pnblication  ofQcielle  des 
decrets  d'administration  pnbliqne  qni  doivent  en  r^ler  Texöcntion. 

Art.  34. 

Un  r^lement  d*administration  pnbliqne  d6terminera  les  conditions  dans  lesqnelles  la 
pr^ente  loi  ponrra  ßtre  appliqn6e  ä  TAlgörie  et  anx  colonies. 

La  präsente  loi,  döUböröe  et  adoptöe  par  le  Sönat  et  par  la  Ohambre  des  döpntös, 
sera  exöcnt^  comme  loi  de  TEtat. 

Fait  ^  Paris,  le  9  avril  1898. 


V^  im  ikäxOt.  y 
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A.  TroMheL 


Alle  Rechte  rorbehalten. 


Drnek  tob  Oswr  Bnndit«ttor  in  Leipzig 


Die  Arbeiterversicherung  in  England. 


Einleitung.  Es  darf  nicht  weiter  befremden,  wenn  England,  das  Mutter- 
land des  Manchestertnms  und  des  help  yourself,  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiter- 
yersicherung  im  Vergleich  zu  Deutschland,  Oesterreich  und  anderen  Staaten  noch 
erheblich  zur&ck  ist,  indem  man  auch  diese  Seite  der  socialen  Frage  auf  dem 
herkfimmlichen  Wege  der  freien  Selbsthilfe  zu  lösen  hoffte.  Erst  das  eigenartige, 
systematische  und  erfolgreiche  Vorgehen  Deutschlands  scheint  zun&chst  zu  Ver- 
gleichen, und  als  man  die  Unzulänglichkeit  der  heimischen  Zust&nde  erkannte, 
zu  Reformversuchen  geführt  zu  haben.  ^) 

So  brachte  das  Jahr  1896  den  Friendly  Societies  Act  und  den  CoUecting 
Sodeties  and  Industrial  Assurance  C!ompanies  Act,  welche  das  ffir  die  Eranken- 
und  Begr&bniskassen  geltende  und  bis  dahin  in  zahlreichen  Gesetzen  niedergelegte 
Recht  kodifizierten,  um  diesen  Kassen  einen  klaren  Rechtsboden  zu  schaffen  und  den 
allseitig  anerkannten  Misst&nden  wirksamer  als  bisher  entgegenzutreten  (s.  Ab- 
schnitt I);  im  Jahre  1897  folgte  dann  der  Workmen's  Compensation  Act,  welcher 
^e  gnmdsätzliche  Reform  der  Haftpflicht  der  Unternehmer  bei  Betriebsunfällen 
brachte  und  wohl  nur  eine  Uebergangsstufe  zur  förmlichen  Unfallversicherung 
darstellt  (s.  Abschn.  11),  und  neuerdings  treten  auch  die  Versuche,  die  Frage 
der  Alters-  bezw.  der  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisen  Versorgung  in  der  einen 
oder  anderen  Weise  zu  lösen,  immer  mehr  in  den  Vordergrund  (s.  Abschn.  III). 

Die  folgenden  Abschnitte  sollen  den  gegenwärtigen  Stand  der  Gesetzgebung 
und  der  gesetzgeberischen  Vorarbeiten  auf  diesen  drei  Gebieten  (Kranken-,  Un- 
M-,  Alters-  und  Invalidenversicherung)  mit  der  einschlägigen  Statistik  behandeln. 

L  Krmkenversielieraiig« 

Wie  in  anderen  Ländern  hat  auch  in  England  die  flreie  Selbsthilfe  der 
Beteiligten  auf  dem  Gebiet  der  KrankenfOrsorge  noch  das  Meiste  geleistet,  weil 
einerseits  das  Bedfirfiiis  einer  solchen  Ftlrsorge  ein  allgemein  empfundenes  und 
sehr  dringliches  ist,  und  andererseits  die  ExankenfOrsorge  meist  nur  vor&ber- 
gehende,  f&r  den  Arbeiterstand  noch  erschwingbare  und  versicherungstechnische 
Qnmdlagen  nicht  erheischende  Leistungen  erfordert.  Von  den  Organisationen, 
welche  ^ich  mit  der  Krankenfllrsorge  befassen,  kommen  insbesondere  1.  die 
Friendly  Societies  (Hilfsvereine),  2.  die  C!ollecting  Societies  (Begräbniskassen) 
und  Industrial  Assurance  C!ompanies  (Versicherungsgesellschaften),  3.  die  Trade 
ünions  (Gewerkvereine)  in  Betracht 

1.  Die  Friendly  Societies  (Hilfisivereine):  Friendly  Societies  Act  vom 
7.  Augrnst  1896,  59  &  60  Vict  c.  25  (Anlage  1). 

Die  Friendly  Societies  sind  freie  Hilftvereine,  welche  sich  den  jeweiligen 
Bedfirfioissen  entsprechend  bald  in  bezirklicher,  bald  in  beruflicher  Abgrenzung 
bildeten,  um  den  Mitgliedern  und  deren  Familienangehörigen  bei  Krankheits- 
fällen ein  Krankengeld  bezw.  freie  Arzthilfe  und  Arzneimittel,  und  bei  Todes- 
fällen ein  Begräbnisgeld  zu  sichern.  Da  die  Gesetzgebung  diesen  Vereinigungen 
gegenüber  lange  Zeit  ganz  passiv  blieb,  d.  h.  ihnen  weder  einen  besonderen  Schutz 
gewährte,  noch  sie  irgend  welcher  Kontrolle  untei^warf,  so  konnte  es  nicht  aus- 

1)  Tgl  Baemreither,  Die  en^chen  Arbeiterverbände  u.  ihr  Becht,  Tttbingen  1886,  S.  352  fg. 
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bleiben,  dass  diese  lediglich  von  den  Arbeitern  selbst  verwalteten  Kassen  man- 
nigfaltige Qebrechen  zeigten,  insbesondere  eine  ordnnngsmässige  Verwaltung 
yermissen  liessen,  und  in  Ermangelung  einer  zuverlässigen  Erankheitsstatistik 
häufig  finanziell  zusammenbrachen.  Es  wurde  daher  sehr  bald  das  Bestreben 
der  Gesetzgebung,  durch  Anbieten  gewisser  Vorteile  und  VoiTechte  die  bestehen- 
den Vereine  zu  bestimmen,  solche  gesetzliche  Forderungen  zu  erfüllen,  welche 
eine  gedeihliche  Wirksamkeit  herbeizufahren  versprachen.  Diese  „permissive 
legislation^  begann  bereits  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  mit  einem  Gesetz 
vom  Jahre  1793,  führte  im  Laufe  der  folgenden  Jahrzehnte  zu  verschiedenen 
parlamentarischen  EnquSten  und  zahlreichen  weiteren  Gesetzen^)  und  fand  end- 
lich ihren  kodifizierenden  Abschluss  in  dem  Eingangs  erwähnten  Gesetz  vom 
7.  August  1896. 

Die  Tendenz  dieser  Gesetzgebung  ging  darauf  hinaus,  den  Hilfsvereinen  eine 
klare  gesetzliche  Grundlage  zu  geben  und  solchen  Vereinen,  welche  sich  gegen 
Erfallung  gewisser  Vorschriften  bei  der  dazu  bestellten  Behörde  „eintragen** 
Hessen,  einerseits  die  juristische  Persönlichkeit  und  anderweite  Vorrechte  zu 
gewähren,  andererseits  gewisse  Pflichten,  insbesondere  die  regelmässige  Ver- 
öffentlichung ordnungsmässiger  Bilanzen  und  die  Einreichung  der  Jahresabschlüsse 
an  die  gedachte  Aufsichtsbehörde  aufzuerlegen.  Das  Gesetz  vom  7.  August  1896 
(Anlage  1),  welches  mit  dem  1.  Januar  1897  in  Kraft  trat,  behandelt  in  §§  1 — 7 
das  Eintragungsamt  (Registry  Ofßce),  §§8—22  die  Eintragung  von  Vereinen, 
§§  23 — 75  die  Rechte  und  Pflichten,  insbesondere  die  Vermögensverwaltung  der 
eingetragenen  Vereine,  §§  76—83  das  staatliche  Aufsichtsrecht,  und  §§  84 — 109 
die  Straf-  und  Schlussbestimmungen. 

Nach  diesem  Gesetz  können  als  Friendly  Societies  alle  aus  mindestens 
7  Personen  bestehenden  Hilfevereine  eingetragen  werden,  welche  a)  durch  frei- 
willige Beiträge  der  Mitglieder,  mit  oder  ohne  Beihilfe  von  Schenkungen,  Unter- 
stützung oder  Unterhalt  gewähren  an  Mitglieder,  deren  Männer,  Frauen,  Kinder, 
Väter,  Mütter,  Brüder  oder  Schwestern,  Neffien  oder  Nichten  oder  Waisen  bei 
Krankheit  oder  anderer  (sei  es  körperlicher  oder  geistiger)  Invalidität,  im 
Alter  (von  mehr  als  50  Jahren)  oder  während  der  Witwenschaft  bezw.  Minder- 
jährigkeit; oder  b)  welche  eine  Geldsumme  versichern,  die  zahlbar  ist  bei  der 
Geburt  eines  Kindes  eines  Mitgliedes  oder  beim  Tode  eines  Mitgliedes  oder 
zur  Bestreitung  der  Begräbniskosten  des  Mannes,  der  Frau  oder  des  Kindes 
eines  Mitgliedes  oder  der  Witwe  eines  verstorbenen  Mitgliedes,  oder  bezüglich 
jüdischer  Mitglieder  während  der  rituellen  Trauerzeit  bezw.  der  dadurch  bedingten 
Arbeitsenthaltung;  oder  c)  welche  Unterstützung  oder  Unterhalt  gewähren  an 
Mitglieder  auf  der  Reise  (beim  Aufsuchen  von  Arbeitsgelegenheit),  in  Not- 
fällen oder  bei  Schiffbruch  oder  Verlust  bezw.  Beschädigung  von  Booten 
oder  Netzen;  oder  d)  welche  Mitglieder  oder  von  Mitgliedern  benannte  Personen 
ausstatten;  oder  e)  welche  die  Versicherung  des  Werk-  oder  Arbeitszeuges 
der  Mitglieder  gegen  eine  Summe  bis  zu  höchstens  15  £  übernehmen.  Im  Uebrigen 
ist  die  Versicherung  der  eingetragenen  Hilfskassen  auf  die  Höchstbeträge  von 
200  £  Kapital  und  50  £  Jahresrente  begrenzt  und  bei  Zusicherung  bestimmter 
Jahresrenten  von  der  Beibringung  einer  versicherungstechnisch  und  behördlich 
bestätig1;en  Prämientabelle  abhängig  gemacht 

Die  Eintragung  ist  in  England  bei  dem  Chief  registrar,  in  Schottland  und 
Irland  bei  dem  ihm  unterstellten  Assistant  registrar  for  Scotland  bezw.  for 
Ireland  unter  Vorlegung  der  Statuten  und  der  Liste  der  Vorstandsmitglieder 
nachzusuchen  und  zu  erteilen,  sobald  die  Statuten  den  gesetzlichen  Vorschriften 
entsprechen,  insbesondere  Bestimmung  treffen:  über  den  Sitz  der  Kasse,  die  Ver- 
sicherungszwecke, die  Bedingungen  der  Mitgliedschaft,  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Mitglieder,  die  Ernennung  des  Vorstandes  und  der  Beamten,  die  Vermögens- 
anlagen und  Kassenführung,  die  Jahresabschlüsse  und  technische  Bilanz,  die  Aus- 
tragung von  Streitigkeiten  (Schiedsgericht),  Statutenänderungen  und  Auflösung 


')  Vgl.   hierzu  Conrad's  Handwörterbach   der  Staatswissenschaften,   IL  Aufl.,  Jena  1898, 
IS.'  ~  -     -  -  -    --- 


Bd.  1  S.  662—664,  und  Baernieither  a.  a.  0.,  S.  141,  219,  296,  441  fg. 
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der  Easse.  Gegen  die  Ablehnung  der  Eintragung  steht  in  Schottland  und  Irland 
die  Berufung  an  den  Chief  Registrar  und  gegen  dessen  ablehnenden  Bescheid 
in  England  der  Bekurs  an  das  ordentliche  Gericht  offen. 

Mit  der  Eintragung  erlangen  die  Hilfsvereine  neben  der  Rechtspersönlich- 
keit verschiedene  Vorrechte,  insbesondere  a^  Vorzugsrecht  ihrer  Forderungen 
beim  Tode,  Batikerott  u.  s.  w.  ihrer  Bevollmächtigten  und  Kassen  Verwalter; 
b)  ausgedehnte  Stempelfreiheit;  c)  gewisse  Begünstigungen  bei  der  Anlegung  der 
Reserven;  d)  Verzinsung  ihrer  Kapitalien  durch  die  Staatsschulden  Verwaltung 
zu  einem  nach  der  Zeit  der  Gründung  der  Vereine  abgestuften  Zinsfuss  (2  £  15  sh. 
bis  i  £  11  sh.  3  d.);  e)  Zulassung  minderjähriger  (aber  über  ein  Jahr  alter)  Per- 
sonen als  Mitglieder  u.  s.  w.  Andererseits  legt  das  G^esetz  den  eingeschriebenen 
Hilfskassen  gewisse  Pflichten  auf,  um  die  grösstmögliche  Klarheit  über  ihre 
jeweilige  finanzielle  Lage  zu  verbreiten  und  die  Mitglieder  zu  einer  geordneten 
Verwaltung  zu  erziehen.  So  hat  jede  Kasse  alljährlich  der  Aufsichtsbehörde 
einen  durch  einen  Rechnungs- Revisor  geprüften  Jahresabschluss  (annual 
retum)  einzureichen,  welcher  über  Einnahmen  und  Ausgaben  (letztere  getrennt 
nach  den  verschiedenen  Versicherungszweigen),  Kapitalien  und  Effekten  Au^ 
schluss  geben  und  von  einem  Rechnungsrevisor  nachgeprüft  und  bestätigt  sein  muss. 

Ferner  hat  jede  Kasse  alle  5  Jahre  eine  versicherungstechnische  Bilanz 
(quinquennial  valuation)  herbeizuführen  und  einen  Bericht  über  die  finanzielle 
Lage  der  Kasse  der  Aufsichtsbehörde  zu  erstatten  oder  dieser  die  bezüglichen 
Rechnungsunterlagen  behufs  Herbeiführung  der  Bilanz  einzusenden.  Abschriften 
der  letzten  Jahresabschlüsse  und  Bilanzen  mit  den  etwaigen  Bemerkungen  der 
Revisoren  sind  in  den  Geschäftsräumen  der  Kasse  stets  auszuhängen  und  auf 
Verlangen  jedem  Mitgliede  abschriftlich  mitzuteilen;  auch  ist  den  Mitgliedern 
jederzeit  Einsicht  in  die  Bücher  zu  gestatten.  Die  Aufsichtsbehörde  kann  die 
Eassenvorstände  zur  Erfüllung  aller  dieser  Obliegenheiten  anhalten,  auf  Antrag 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern  die  finanzielle  Lage  einer  eingetragenen 
Hil&kasse  durch  Revisoren  jederzeit  feststellen  lassen,  oder  eine  ausserordentliche 
Generalversammlung  einberufen  bezw.  bei  Leistungsunfähigkeit  der  Kasse  die 
Auflösung  derselben  herbeiführen,  und  Kassen,  welche  ihre  Eintragung  irrtümlich 
oder  durch  Betrug  erlangt  haben,  ungesetzliche  Zwecke  verfolgen  oder  die  ge- 
setzlichen Vorschriften  fortgesetzt  verletzen,  zeitweise  suspendieren  oder  gänzlich 
streichen,  womit  der  Verlust  aller  Vorrechte  verbunden  ist  Endlich  hat  die 
Aufiäichtsbehörde  die  zur  Ausführung  des  G^esetzes  erforderlichen  Vorschriften, 
Formulare  (für  Jahresabschlüsse,  Bilanzen  und  versicherungstechnische  Revisionen) 
und  Musterstatuten^)  zu  erlassen,  auf  Grund  des  ihr  zufliessenden  Materials 
statistische  Krankheits-  und  Sterblichkeits-  bezw.  Rententafeln  aufzustellen  und 
dem  Parlament  alljährlich  einen  Bericht  über  die  Lage  der  Friendly  Societies  zu 
erstatten. 

Ueber  die  bisherige  Ausbreitung  und  Wirksamkeit  der  Friendly  Societies 
giebt  es  leider  noch  immer  keine  zuverlässige  Statistik,*)  da  die  amtlichen  Be- 
richte des  Chief  Registrar  lediglich  die  jährlichen  Eintragungen  unter  den  ver- 
schiedenen Titeln  des  Gesetzes  behandeln,  aber  keine  abschliessende  Statistik 
über  die  Zahl  der  Hüfskassen  und  ihrer  Mitglieder,  über  die  Summen  der  Ein- 
nahmen, Ausgaben  und  Vermögensbestände  u.  s.  w.  bringen. 

Die  Gesamtzahl  der  Friendly  Societies  d.  h.  aller  eingetragenen,  auf  Gegen- 
seitigkeit begründeten  Hilfsvereine  (nicht  bloss  der  Kranken-  und  Begräbnis- 
kassen) wird  im  letzten  dieser  Berichte  (für  das  Jahr  1896,  S.  2)  auf  24555 
mit  4445047  Mitgliedern  und  23289847  £  Vermögen  (im  Durchschnitt  181  Mit- 
glieder und  5  £  4  s.  9  d.  pro  Mitglied)  angegeben. 

Nach  einer  anderen  Zusammenstellung*)  waren  die  Verhältnisse  der  10 
grössten  Hil&kassen  im  letzten  Jahrzehnt  folgende: 

*)  VgL  Report  of  the  Chief  Reg:istrar  of  Friendly  Societies  for  the  year  1896,  Part.  A, 
p.  148—195,  London  1897. 

^  Vgl  Conrad's  HandwÖTterbuch  der  Staatswissenschaften,  1.  Ausg.,  Bd.  1,  S.  549,  Jena  1890. 

')  YgL  Zeitschrift  der  Centralstelle  für  Arbeiter- Wohlfahrtseinrichtungen,  Berlin,  No.  10 
▼om  15.  Mai  1897.  j 
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Jahr 

HitgUeder 

Einkommen 

Unteisttttznngen 

Yeimögen 

1885 
1895 

1,7 
2,2 

2,5 
3,5 

1,6 
2,5 

11,0 
16,7 

Steigerung  in  ^j^ 

82 

89 

58 

52 

Auf  der  letzten  Nationalyersammlong^)  waren  im  ganzen  31  Verbände  mit 
rund  3  Millionen  Mitgliedern  und  22,5  MUlionen  £  Vermögen  vertreten,  darunter 
die  bekannten  grossen  Orden  der  Oddfellows  (Manchester  Unity)  mit  769969  Mit- 
gliedern und  9,4  Mill.  £  Vermögen,  und  der  Foresters  mit  726403  Mitgliedern 
und  5,7  Mill.  £  Vermögen.  Der  Jahresabschluss  (1897)  des  letzteren  stellte  sich 
für  4021  Zweigvereine  mit  660574  Mitgliedern  wie  folgt:  Es  betrugen  die  Ein- 
nahmen des  Kranken-  und  Begräbnisfonds  1000619  £  19  s.  4  d.  (darunter  701083  £ 
Mitgliederbeiträge  und  157098  £  Zinsen),  die  Ausgaben  an  Kranken-  und  Be- 
gräbnisunterstützung 811692  £  12  s.  10  d.,  der  Ueberschuss  188927  £;  die  Ein- 
nahmen an  Eintrittsgeldern  3021  £  18  s.  6  d.  oder  1  s.  7'/^  d.  f&r  jedes  neu- 
eingetretene Mitglied;  der  durchschnittliche  Mitgliedsbeitrag  21  s.  2^«  d.  gegen 
20  s.  10^/^  d.  im  Vorjahr;  die  für  die  Kapitalanlagen  durchschnittlich  er- 
zielten Zinsen  3£  13  s.  2^^  d.  pro  100  £  oder  4  s.  9d.  pro  Mitglied;  die 
durchschnittliche  Kranken  Unterstützung  16  s.  6V4  d.  pro  Mitglied  gegen  15  s. 
7V4d.  im  Voijahr;  die  Verwaltungskosten  102580  £  18  s.  6d.  oder  3  s.  1^4  d. 
pro  Mitglied;  der  gesamte  Vermögensbestand  5331672  £  18  s.  10  d«  (darunter 
der  Kranken-  und  Begräbnisfonds  mit  4479243  £  3  s.  Id.  und  der  Altersrenten- 
fonds mit  4520  £  12  s.  9  d.)  oder  8  £  1  s.  5  d.  pro  Mitglied  gegen  7  £lWß, 
6^/a  d.  im  Vorjahr. 

Ausweislich  des  letzten  Berichtes  des  Chief  Registrar  (für  das  Jahr  1896, 
S.  18  fg.)  sind  auf  Grund  der  füni^ährigen  Rechnungsausweise  der  eingetragenen 
Eilfsvereine  aus  den  Jahren  1856—1880  gemäss  §  2  des  Gesetzes  vom  7.  August 
1896  Krankheits-  und  Sterblichkeits-  bezw.  Rententafeln  angestellt  und  zur 
praktischen  Benutzung  für  die  Hilfskassen  yom  Versicherungstechniker  des  Ein- 
tragungsamtes Mr.  Sutton  in  einem  1367  Seiten  umfassenden  Bande  mit  ent- 
sprechenden Erörterungen  zusammengestellt  worden;  insbesondere  sind  diese 
Tafeln  dazu  bestimmt,  den  Hilfsvereinen  die  vorgeschriebenen  versicherungs- 
technischen  Nachprüfungen  darüber,  ob  die  statutarischen  Beitrs^  und  die 
Unterstützungsleistungen  miteinander  in  Einklang  stehen,  zu  erleichtem.  Bei 
diesen  Untersuchungen  ist  die  Wahrnehmung  gemacht  worden,  dass  oft  ganz 
gleichartige  Kassen  durchaus  abweichende  finanzielle  Ergebnisse  zeigen,  und  es 
wird  daraus  der  Schluss  gezogen,  dass  bei  den  Hilfsvereinen  die  £rt  der  Ver- 
waltung von  grösster  Bedeutung  ist,  insbesondere  eine  sorgsame  Kontrolle  der 
Krankengeldansprüche  mehr  als  irgend  etwas  sonst  die  Leistungsfähigkeit  und 
das  Gedeihen  der  Kasse  beeinflusst  Um  eine  Anschauung  davon  zu  geben,  welche 
Bedeutung  schon  der  Verschiedenheit  des  Zinsfusses  zukommt,  werden  in  dem 
Bericht  (S.  21)  beispielsweise  folgende  Tafeln  mitgeteilt: 


Lebens- 
alter 


10 
20 
30 
40 
50 
60 
70 
80 
90 


Eapitalwert  eines  wöchentlichen  Krankengeldes  von  1  £  anf  Lebenszeit: 


2Vi^    I    2'///o    I      30/,      I    8V//0    I    8V,o/o    I    3«///,    I      40/0 


46,96 

55,65 

65,55 

78,21 

98,87 

115,23 

137,64 

150,86 

122,41 


£       \       £       \       £ 
MÄnner  (1876—1880). 


42,69 

38,93 

35,62 

32,69 

80,09 

51,17 

47,16 

43,56 

40,33 

87,41 

ei,03 

56,92 

53,17 

49,74 

46,61 

f3,84 

69,79 

66,03 

62,53 

59,29 

89,90 

86,14 

82,61 

79,27 

76,11 

111,98 

108,76 

105,73 

102,82 

100,02 

185,27 

132,98 

130,74 

128,58 

126,47 

149,30 

147,75 

146,26 

144,79 

143,34 

121,84 

121,26 

120,71 

120,15 

119,61 

27,78 

34,80 

43,74 

56,27 

73,12 

97,34 

124,42 

141,92 

119,08 


*)  Vgl.  Report  of  the  National  Conference  of  Friendly  Societies  at  London,  Jannary  21gt,  1898. 
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Lebens- 

Eapitalwert  eines  wöchentlichen  Krankengeldes  yon 

1  jf  auf  Lebenszeit: 

alter 

2V.% 

2»/4X 

3% 

8V4X 

3V.X 

3»/4% 

4% 

£ 

d 

£ 

£       1       £ 

d 

d 

Frauen  (1856—1875) 

10 

58,60 

— 

44,48 

— 



—. 

81,77 

20 

68,73 

— 

54,15 

— 



— 

40,21 

80 

75,86 

— 

65,95 

— 



— 

50,82 

40 

90,85 

— 

80,59 

— 



— 

64,97 

50 

105,08 

— 

96,14 

— 





81,17 

60 

124,09 

— 

117,07 

—       '       — 

— 

104,65 

70 

128,48 

— 

124,07 

—       1       — 

— 

116,06 

80 

128,98 

— 

121,46 

— 

116,68 

90 

104,69 

— 

108,75 

— 

— 

101,94 

Hiernach  wfirden  z.  B.  bei  Annahme  eines  Zinsfnsses  von  3%  jedem  Prämien- 
beitrag der  M&nner  folgende  Prämienbeitrftge  der  Frauen  gegenttbersteben: 


Alter 


d. 


10 

2. 

10. 

20 

8. 

_ 

80 

8. 

2. 

40 

8. 

1. 

50 

2. 

4. 

60 

1. 

6. 

70 

, 

18. 

8. 

80 

. 

17. 

1. 

90 

Seitens  der  Nationalversammlung  der  Friendly  Societies  war  der  Wunsch 
geltend  gemacht  worden,  die  Sutton'schen  Erankheits-  und  Sterblichkeitstafeln  in 
eine  f&r  den  praktischen  Gebrauch  vereinfachte  Form  zu  bringen,  indess  hat  sich 
das  noch  nicht  bewirken  lassen.^]) 

2.  Die  Gollecting  Societies  und  Industrial  Assurance  Gompanies 
(Begräbnis-Kassen  und  Versicherungsgesellschaften):  Gollecting  Societies  and  In- 
dusüial  Assurance  Gompanies  Act  vom  7.  August  1896,  59  und  60  Vict  c.  26  (Anl.  2). 

Die  Rechtsverhältnisse  dieser  Vereinigungen,  welche  gegen  geringe  Wochen- 
prämien ein  kleines,  beim  Tode  des  Versicherten  den  Hinterbliebenen  zahlbares 
(meist  zur  Deckung  der  Begräbniskosten  bestimmtes)  Kapital  versichern,  waren 
bis  zum  Jahr  1896  in  der  Gesetzgebung  gemeinsam  mit  denen  der  Hülfsvereine 
behandelt  worden,  was  mehrfach  zu  Unklarheiten  und  Missverständnissen  geführt 
hatte.  Bei  der  Kodifizierung  der  gesammten  Rechtsmaterie  erschien  es  daher 
umsomehi*  geboten,  die  auf  die  Eingangs  erwähnten  Institute  bezOglichen  Be- 
stimmungen zu  einem  besonderen  Gesetz  auszuscheiden,  als  auch  innere  sachliche 
Grfinde  daf&r  sprachen.  So  standen  den  oben  {Zl)  erwähnten  24555  Hilfs- 
vereinen mit  4445047  Mitgliedern  und  23,289,847  £  Vermögen  nur  43  Gollecting 
Societies  mit  3875215  Mitgliedern  und  2713214  £  Vermögen  gegenttber,  oder  im 
Durchschnitt  181  Mitglieder  mit  5  £  4  s.  9  d.  pro  Mitglied  gegen  90121  Mitglieder 
mit  14  s.  pro  Mitglied;  die  ersteren  hatten  also  durchschnittlich  nur  wenig  Mit- 
glieder, aber  einen  höheren  Vermögensantheil,  die  anderen  gerade  umgekehrt, 
viel  Mitglieder,  aber  einen  geringeren  Vermögensanteil;  die  ersteren  verfolgten 
wie  die  meisten  Unterstützungsvereine  die  verschiedensten  Versicherungszwecke 
und  hatten  meist  ehrenamtliche  und  deshalb  billige  Selbstverwaltung,  die  letzteren 
beschränkten  sich  wie  die  Industrial  Assurance  Gompanies  (Versicherungsgesell- 
schaften) im  Wesentlichen  auf  die  Begräbnisgeldversicherung  und  zeigten  eine 
durchaus  bureankratische,  teure  Verwfidtung  (meist  bis  40^/^  der  Prämienein- 
nahmenl).  Da  eine  gesonderte  gesetzgeberische  Behandlung  auch  den  Wünschen 
der  beteiligten  Kreise  entsprach,  so  wurde  gleichzeitig  mit  dem  Friendly  Societies 
Act  der  Gollecting  Societies  and  Industrial  Assurance  Gompanies  Act  erlassen. 


*)  Vgl  Beport  of  the  National  Ck>nfeT6noe  of  Friendly  SodeUes  at  London,  Jannaiy  21  st, 
1898  p.  4  and  12. 
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Diesem  Gesetz  unterliegen  solche  Begräbniskassen  und  Versicherungsgesell- 
schaften, welche  die  Beitr&ge  oder  Prämien  durch  Sammler  in  einer  grösseren 
Entfernung  als  10  Meilen  (=  16,1  km)  vom  Sitz  des  Geschäfts  erheben  lassen;  doch 
bleiben  Versicherungsgesellschaften,  welche  mehr  als  20  £  versichern  und  Prämien 
in  längeren  Zeiträumen  als  2  Monaten  erheben,  vom  G^etz  ausgeschlossen. 

Das  Gesetz  verlangt  insbesondere  Folgendes:  a)  den  Mitgliedern  mttssen 
Statuten  und  Policen  gegen  einen  Preis  von  nicht  melu*  als  je  1  p.  ausgehändigt 
werden;  b)  die  Mitglieder  müssen  eine  Benachrichtigung  erhalten,  bevor  ihre  Police 
verfällt;  c)  niemand  darf  ohne  seine  schriftliche  Einwüligung  oder  diejenige  seines 
Vaters  oder  Vormundes  in  eine  andere  Easse  oder  Gesellschaft  Übertragen 
werden;  d)  kein  Sammler  darf  Mitglied  des  Vorstandes  sein,  eine  andere  Stellung 
als  die  eines  Aufsehers  über  die  Sammler  bekleiden  oder  in  Versammlungen  mit- 
stimmen; e)  es  muss  jährlich  wenigstens  eine  vorschriftsmässig  einberufene 
Generalversammlung  abgehalten  werden;  f)  ein  Abdruck  der  letzten  Jahresbilanz 
muss  7  Tage  vor  der  zur  Prüfung  einberufenen  Versammlung  zur  Einsicht  offen 
liegen;  g)  der  Jahresabschluss  muss  von  einem  öffentlichen  Rechnungsrevisor, 
der  nicht  Beamter  der  Easse  ist,  bestätigt  sein;  h)  bei  Streitigkeiten  darf  jedes 
Mitglied,  auch  wenn  die  Statuten  das  Gegenteil  bestimmen,  sich  an  das  ordent- 
liche Gericht  wenden.  Im  übrigen  stehen  der  Au&ichtsbehörde  hinsichtlich  der  ver- 
sicherungstechnischen Revision,  der  Einberufung  ausserordentlicher  Versammlungen 
und  der  Auflösung  leistungsunfähiger  Eassen  die  gleichen  Befugnisse  wie  den 
Friendly  Societies  gegenüber  zu. 

lieber  die  Ausdehnung  und  Wirksamkeit  der  Collecting  Societies  und 
Industrial  Assurance  Companies  giebt  es  leider  auch  noch  keine  fortlaufende 
Statistik,  doch  lässt  sich  wohl  annehmen,  dass  diese  im  Wesentlichen  die  Eapital- 
versicherung  verfolgenden  Anstalten  lediglich  einem  Bruchteil  der  bestgelohnten 
Arbeiter  zu  Gute  kommen,  dagegen  für  die  grosse  Masse  der  Lohnarbeiter  eben- 
sowenig Bedeutung  erlangt  haben,  wie  die  durch  Gesetz  vom  Jahre  1882  (45/46 
Vict.  c.  51)  eingeführte  staatliche  Alters-  und  Lebensversicherung,  welche  unter 
Benutzung  der  alten  Sparkassen  (Trustee  Savings  Banks)  sowie  der  Post- 
sparkassen (Postoffice  Savings  Banks)  die  Renten-  und  Eapital-  (insbesondere 
Begräbnisgeld-)Versicherung  bis  zum  Höchstbetrag  von  100  £  gestattet  Nach 
dem  letzten  Jahresbericht  des  Chief  Registrar  (für  das  Jahr  1896  S.  2)  gab  es 
neben  den  vorerwähnten  43  eingetragenen  Collecting  Societies  etwa  ebensoviele 
Industrial  Assurance  Companies,  während  die  Anzahl  der  nicht  eingetragenen 
Collecting  Societies  ganz  unbekannt  ist. 

Nach  einer  die  Jahre  1892  und  1893  betreffenden  Zusammenstellung  des 
Board  of  Trade  ^)  hatten  die  fast  ausschliesslich  unter  den  Arbeitern  und  den 
Mitgliedern  der  Friendly  Societies  verbreiteten  Industrial  Assurance  Companies 
(Eollektiwersicherung  gemäss  Sondertarif)  im  ganzen  auf  rund  13  Millionen  Policen 
3  Milliarden  Fr.  Eapitalien  versichert,  142,7  bezw.  148,2  Mill.  Fr.  an  Prämien 
vereinnahmt  und  61,3  bezw.  63,7  Mill.  Fr.  an  Entschädigungen  ausgezahlt,  so  dass 
im  Durchschnitt  die  Jahres-Prämie  etwa  11  Fr.  und  die  versicherte  Eapi tal- 
summe 235  Fr.  betrugen,  während  die  Verwaltungskosten  nahezu  die  Hälfte  (43  ®/o) 
der  Prämieneinnahme  verschlangen!  Die  ausserordentliche  Höhe  der  Verwaltungs- 
kosten wurde  insbesondere  dadurch  bedingt,  dass  zur  Einsammlung  der  meist 
wöchentlich  erhobenen  Prämien  und  zur  Anwerbung  neuer  Mitglieder,  wodurch 
oft  die  fernere  Leistungsfähigkeit  der  Gesellschaft  bedingt  war,  ein  zahlreiches 
Agentenpersonal  unterhalten  werden  musste. 

Nach  derselben  Zusammenstellung  hatte  man  im  Jahre  1888  im  ganzen 
52  Collecting  Societies  gezählt,  von  welchen  nur  5  mehr  als  je  100000  Versicherte 
zählten;  es  betrug  im  ganzen  das  versicherte  Eapital  durchschnittlich  nur  150  Fr., 
die  wöchentlich  eingesammelte  Prämie  nur  10—30  Cent.,  und  bei  den  beiden 
grössten  Gesellschaften  (mit  1,2  bezw.  0,5  Millionen  Mitgliedern)  die  ausgezahlten 
Entschädigungen  55  bezw.  53%  die  Verwaltungskosten  dagegen  36  bezw.  37  ^/o 
der  Prämieneinnahmen. 


^)  AosKiigBweiBe  mitgeteilt  im  BnUetin  du  Comit^  pennanent  k  PariB,  Bd.  VI  (1895)  S.  641i(g. 

/ 


Kiankenversicherang.  9 

3.  Die  Trade  Unions  (Gewerkvereine):  Trade  Union  Acts  vom  29/6  1871 
nnd  30/6  1876,  34  &  35  Vict  Ch.  31  und  39  &  40  Vict.  Ch.  22. 

Die  Qewerkvereine  verfolgen  entsprechend  ihrem  Hauptzweck,  die  beruflichen 
Arbeitsbedingungen  zu  verbessern,  auf  dem  Gebiet  des  Unterstützungswesens 
vornehmlich  die  Uqterstützung  streikender  und  arbeitsloser  bezw.  arbeitsuchender 
Mitglieder,  daneben  aber  auch  andere  Unterstützungszwecke  (bei  Krankheit, 
Unfall,  Invalidit&t,  Alter  und  Ableben  der  Mitglieder),  um  die  Mitglieder  dauernd 
an  den  Verein  zu  fesseln.  Versicherungstechnische  Grundsätze  sind  ihnen  regel- 
mässig fremd,  vielmehr  fliessen  die  Eintrittsgelder  und  Beiträge  der  Mitglieder 
einem  gemeinsamen  Fonds  zu,  aus  welchem  die  gedachten  Unterstützimgen  nach 
Massgabe  der  jeweiligen  Bedürftiisse  und  verfügbaren  Mittel  bestritten  werden; 
in  ausserordentlichen  Bedarfsfällen  wird  das  finanzielle  Gleichgewicht  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  durch  besondere  „Umlagen^  herzusteUen  gesucht.  Die 
Gtewerkvereine  sind  also  keine  eigentlichen  Versicherungsgesellschafteu,  sondern 
lediglich  auf  Gegenseitigkeit  begründete  Unterstützungsvereine.  Nur  die  grösseren 
und  älteren  Gewerkvereine,  wie  derjenige  der  vereinigten  Maschinenbauer^) 
betreiben  sämtliche  angeführte  Unterstützungszweige;  die  schwächeren  Vereine 
beschränken  sich  —  neben  der  Streik-  und  Arbeitslosenunterstützung  —  auf 
die  Kranken-  und  Begräbnissunterstützung,  während  die  erst  seit  dem  grossen 
Dockarbeiterstreik  im  Jahre  1889  ins  Leben  gerufenen  „neuen^  G^werkvereine 
(der  „ungelernten^  Arbeiter)  in  Ermangelung  ausreichender  Löhne  und  &äfte 
es  zu  einem  irgendwie  geordneten  Unterstützungswesen  überhaupt  noch  nicht 
gebracht  haben.*)  Seit  den  Eingangs  erwähnten  Gesetzen  von  1871  und  1876 
geniessen  die  Gewerkvereine  gesetzliche  Anerkennung  und,  sofern  sie  sich  unter 
Vorlegung  der  Statuten  und  Vorstandsverzeichnisse  „eintragen"  lassen,  die  Rechte 
der  juristischen  Persönlichkeit,  wogegen  sie  ebenso  wie  die  eingetragenen  Hilfs- 
vereine ihre  Statuten  den  gesetzlichen  Anforderungen  anzupassen  und  alljährlich 
der  Aufsichtsbehörde  (Registrar  of  Friendly  Societies)  einen  Kassenabschluss 
einzureichen  haben,  der  über  Einnahmen,  Ausgaben  und  Vermögensstand  genauen 
Au&chluss  geben  soll. 

Ueber  die  Ausbreitung  und  Wirksamkeit  der  Gewerkvereine  giebt  es  eben- 
falls noch  keine  vollständige  fortlaufende  Statistik.  ^  Nach  dem  letzten  amtlichen 


^)  Die  Einnahmen  dieses  Gewerkvereins,  welcher  seit  1851  besteht  mid  im  Jahr  1890  bei 
67928  Mitgliedern  183569  £  Einnahmen,  153739  £  Ausgaben  und  239509  £  Vermögen  hatte, 
setzen  sich  zusammen  ans:  1.  den  Eintrittsgeldern  (zwischen  15  s.  für  Personen  unter  25  Jahren 
nnd  50  s.  für  Personen  über  40  Jahre,  je  nach  dem  Alter  der  Eintretenden),  2.  den  wöchentlichen 
Beiträgen  von  1  s.  pro  Mitglied,  3.  ausserodentlichen  Umlagen,  sobald  der  Eassenbestand  und  die 
Bedürfiiisse  solches  erheischen.  Dafür  erhalten  die  Mitglieder:  1.  bei  Arbeitslosigkeit  wäh- 
rend der  ersten  14  Wochen  je  10  s.,  während  der  nächsten  30  Wochen  je  7  s.  und  für  jede  weitere 
Woche  6  s.;  bei  Krankheit  während  der  ersten  26  Wochen  je  10  s.  und  für  jede  weitere  Kranken- 
Woche  5  s.;  3.  bei  Unfall  (mit  dauernder  Arbeitsunfähigkeit)  100  j^;  4.  bei  Invalidität  (nach 
dem  50  Lebensjahr)  18,  9  oder  7  s.  pro  Woche,  je  nachdem  der  Betrefifende  dem  Verein  30,  25  oder 
nur  18  Jahre  angehört  hat;  bei  Todesfall  a)  5  j^  beim  Tode  der  Ehefrau,  b)  15  bezw.  7  £ 
beim  Tode  des  verheirateten  bezw.  verwitweten  Mitgliedes  z.  H.  der  Hinterbliebenen.  Vgl.  die 
eingehendere  Statistik  für  die  Jahre  1851—1890  in  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
wissenschirften,  1.  Ausg.  Bd.  IV,  S.  17—18,  Jena  1892.  —  Ein  anderer  ansehnlicher  Qewerkverein, 
die  1834  begründete  Boilermakers'  Society,  welcher  1896  bei  41500  Mitgliedern  127987  £  Ein- 
nahmen aufzuweisen  hatte,  gewährte  gegen  einen  Wochenbeitrag  von  1  s.  6  d.  (in  Wirklichkeit 
durchschnittlich  nur  1  s.  oder  2,10  ^  pro  Jahr,  da  im  allgemeinen  auf  die  20— 40  jährigen  Mit- 
glieder 9,  auf  die  60 jährigen  sogar  54  Krankentage  entfielen)  bei  einer  durch  Krankheit  oder 
Unfall  herbeigeführten  Erwerbsunfähigkeit  wöchentlich  10  s.  während  der  ersten  6  Monate,  5  s. 
während  der  nächsten  6  Monate,  dann  4  s.;  femer  4 — 7  s.  wöchentlich  aninvalide  und  Alters- 
schwache, endlich  12  j^  bei  Todesfällen.  Im  Jahre  1896  waren  65318  i^  für  solche  Unter- 
stützungen und  3848  £  für  Streiks,  von  1867—1897  im  Ganzen  1337748  £  an  Unterstützungen 
und  89043  £  für  Streiks  verausgabt.  Vgl.  Oongr^  international  des  accidents  du  travail  et  des 
assurances  sociales,  4*  session  tenue  ä  Bruxelles  du  26  au  31  juillet  1897,  Bruxelles  1897, 
p.  628-630. 

*)  Diese  neuere  Richtung  steht  dem  Unterstützungswesen  sogar  ablehnend  gegenüber, 
weil  dasselbe  die  Gewerkvereine  ihrer  eigentlichen  Aufgabe  entfremde;  nach  dieser  Schule 
sollen  die  Trade  Unions  „fighting  bodies",  aber  nicht  blosse  „benefit  societies"  (»sick  and  burial 
clubs")  sein.  Vgl.  Dr.  Max  Hirsch,  Die  Entwicklung  der  Arbeiter-Berufsvereine  in  Grossbritanniea 
und  Deutschland,  Berlin  1896,  S.  18  u.  54fg. 

»)  Vgl.  Braun's  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Bd.  12,  S.  449 fg.  Berlin  1898. 
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Bericht  (für  das  Jahr  1896,  S.  XVI)^)  wird  die  Gesamtmitgliederzahl  auf  rund 
IV«  MiUionen  (darunter  1,4  MiUionen  Männer  =  20%  und  100000 Frauen  =  ll^o 
der  bezüglichen  Lohnarbeiterschaft)  angegeben;  im  ganzen  hatten  1330  Qewerk- 
vereine  mit  12807  Zweigvereinen  und  1487562  Mitgliedern  statistische  Angaben 
gemacht,  jedoch  konnten  die  finanziellen  Ergebnisse  nur  bei  100  der  grössten 
Gfewerkvereine,  welche  fast  65%  der  gesamten  Mitgliederschaft  und  82%  der 
gesamten  Einnahmen  umfassen,  festgestellt  werden.*)  Die  Hauptergebnisse  stellten 
sich  hiemach  wie  folgt: 

I.  Qesamtübersicht  ffir  das  Jahr  1896.^) 
1.   Anzahl  der  Gewerkrereine,  Zweigvereine  nnd  Mitglieder  überhaupt. 


Bemfsgnippe 


Gtewerk- 
yereine 


Zweigyereine 


Hitglieder 


Prozentsatz 

der  Mit- 
gliederschaft 


Bangewerbe 

Bergban  n.  Steinbrach.  . 
Maschinen-  und  SohiA^bau 
Textilindustrie  .... 
Bekleidungsindustrie  .  . 
Transportgewerbe     .    .    . 

Buchdruckerei 

Holzindustrie 

Sonstige  Gewerbe     .    .    . 
Insgesamt .... 


187 

86 

281 

288 

51 

59 

55 

112 

266 


2  768 

1711 

2  815 

521 

653 

1061 

871 

556 

2857 


196  288 

284  806 

801506 

212491 

76  800 

138  774 

50  913 

86141 

194  848 


18,2 

1Ö,1 

20,8 

14,3 

5,2 

9,0 

8,4 

2,4 

13,1 


1,8 


12,807 


1487  562 


100,0 


2.   Anzahl  der  Gewerkyereine  mit  weiblichen  Mitgliedern. 


Gemischte  Vereine 

Frauen-Vereine 

Berufiigruppe 

Zahl 

Mann 
Zahl  J 

er 

Frau 
Zahl 

&n 

Zusammen 

Zahl 

MitgUeder 

Metallindustrie     .    .    . 
Baumwollindustrie    .    . 
Woll-  u.  Eammffam-Ind. 
Sonstige  Textilindustrie 
Bekleidungsindustrie 
Sonstige  Gewerbe     .    . 

1 
62 

8 
15 

5 
21 

1422 

37199 

2254 

5  876 

959 

47  964 

87 
80 
57 
38 
83 
92 

210 

86  037 

1728 

9476 

198 

8  955 

13 
70 
43 
62 

17 
8 

1682 
128  236 

3  982 
15  852 

1157 
51919 

1 

5 
8 
6 

80 

2075 
2918 
1906 

Insgesamt .    .    . 

107 

95  674 

48 

101604 

52 

197  278 

20 

6974 

3.  Mitglieder,  Einnahmen,  Ausgaben  und  Vermögen  von  100  der  grössten  GtowerkTcreine. 


Bemfsgruppe 


Zahl  der 
Mitglieder 


iiinnahmen 

üebwhaapt    proEopf 


Ausgaben 

üeberhaopt    pro  Eopf 


Vermögen 

üeberhAiq[>t    pro  Kopf 


Baugewerbe  .    .    . 
Bergbau  u.  Steinbruch 
Maschinen-u.SohiffBbau 
Textilindustrie  . 
Bekleidungsindustrie 
Transportgewerbe 
Buchdrackerei    . 
Holzindustrie 
Sonstige  Gewerbe 


Insgesamt' 


159  284 

195  658 

208  297 

104489 

60475 

95  749 

37018 

21019 

84969 


277  437 

221640 

667  451 

166  334 

75  209 

92440 

69406 

40885 

74848 


£  s.    d. 
1. 14. 10 
1.   2.   8 
3.   3.   IV 
1. 11. 10 
1.   4.10V, 
0.19.   3V< 

1.17.  6 

1. 18.  lOV. 
0.17.   7V, 


£ 

231  893 

156  472 

473  991 

104268 

57  344 

68429 

54229 

33  861 

63  748 


j^   s.    d. 

1.  9.  IV, 
0.16.   0 

2.  5.  6V4 
0. 19.  IIV, 
0. 18.  IIV» 
0.13.   3 

1.  9. 
1.12. 
0.15. 


£ 

277  604 

315  908 

701021 

334809 

65  656 

275  767 

106167 

41387 

70675 


£  B.    d. 
1. 14.  IOV4 
1.12.   8V, 

2.  7.   ''"' 

3.  4. 
1.  1. 
2.13. 
2.17. 
1.19. 
0.16. 


r'- 


966  953 


1675  645 


1.14.   8 


1289  230 


1.   5.   7V. 


2168989 


2.  4.IOV4 


^)  Ninth  Report  by  the  Chief  Labour  Correspondent  of  the  Board  of  Trade  on  Trade  Unions 
for  the  year  1896,  London  1897.  —  ■)  VgL  a.  a.  0.  S.  Xmfg.  —  *)  Vgl  a.  a.  0.  8.  XVn^.  Nach 
dem  während  der  Drucklegung  erschienenen  Tenth  Report  on  Tnde  Unions  (pro  1897),  London  1898, 
ffab  es  Ende  1897  1287  Gewerkyereine  mit  13335  Zweigereinen  und  1609909  Mitgliedern,  darunter 
25  Frauenvereine  mit  7935  Mitgliedern  und  114  gemischte  Vereine  mit  161529  männlichen  und 
111840  weiblichen  Mitgliedern  (s.  S.  XVII  u.  XXI  daselbst);  yon  den  1287  Gewerkvereinen  hatten 
sich  nur  567  mit  1189610  Mitgliedern  (74^/^  der  gesamten  Mitgliedschaft)  gemäss  den  Trade 
Unions  Acts  „eintragen"  lassen  („The  Labour  Gazette",  London,  January  1899,  No.  1  toL  Vn  p.  5). 
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4.  Verteilung  der  (Gesamtausgaben  (Zu  Z.  8). 


Unterstütsungsfälle 

Gesamt- 
ausgabe 

Betrag 
pro  Kopf 

Prozentsatz 
der  Gesamt- 
ausgabe 

Arbeitslosigkeit 

Streik 

Krankheit  und  Unfall    .... 
Alter  und  Inyaüdität     .... 

Begräbnis 

Sonstige  Fälle 

Verwidtnngskosten  etc. .... 

£ 
285  277 
155128 
246  838 
141988 
75  395 
64  681 
270428 

J^   s.     d. 
0.  5.  10»/4 
0.  8.    2^9 
0.5.    IV4 
0.  2.  IIV4 
0.  1.    6«/, 
0.  1.    4 
0.  5.     7 

23,0 
12,5 
19,9 
11,5 

6,1 
5,2 

21,8 

Insgesamt 

1289  230 

1.  5.    7V. 

100,0 

5.  Alter  der  bestehenden  G^werkyereine. 


Zeit  der  Gründung 

Gewerkyereine 

HitgUeder 

Zahl               Pxozentutc 

Z«hl 

ProientMte 

Vor  1825 
1825-29 
1880-89 
1840—49 
1850    59 
1860-69 
1870-79 
1880-89 
1890—96 
Unbekannt 

33  2,5 
9                  0,7 

34  2,6 
42                  3,2 
68                  4,7 

111                  8,3 
164                 12,3 
360                 27,1 
485                 86,4 
29                   2,2 

88338 

8  563 

102471 

68078 
215  711 
289  119 
289  135 
405  629 
159  873 

10  650 

2,6 

0,6 

6,9 

4,6 

14,5 

16,1 

16,1 

27,2 

10,7 

0,7 

Insgesamt  .... 

1 830               100,0 

1487  562 

100,0 

IL  Vergleichende  üebersicht  für  die  Jahre  1892—1896.^) 

1.  Anzahl  (a)  und  Mitglieder  (b)  aller  Gewerkyereine. 


Berufegruppe 

1892 

1893        1        1894 

1 

1895 

1896 

Baugewerbe    .    .    .    .  |^ 
Be^bau  u.  Steinbruch  |  ^ 
Maschinen- u.Schiffiibau  {^ 
Textilindustrie    •    •    •  {^ 

Bekleidungsindustrie   .  w 

Transport  (zu  Landen,  fa 
zu  Wasser)           \  b 

Landwirtschaft  und        fa 
Fischerei                 \b 

Buehdruckerei     •    •    •  {^ 
Holidndustrie.    •         •  {^ 
Sonstige  Gewerbe  .    .  |  ^ 

147 
160594 

84 
328  297 

267 
264  596 

212 
200085 

89 
82086 

54 
150996 

11 
86279 

49 
44830 

99 
80  516 

224 
168  521 

^            156    ^ 
175  715 

89 
827  432 

269 
255  905 

216 
201160 

42 

79  672 

55 
189351 

11 
82  287 

54 

46258 

102 

80  879 

245 
165  533 

171 
181 077 

89 
314412 

271 
260128 

226 

209  237 

42 

80  805 

59 
122161 

7  970«) 

55 
47  745 

105 
30293 

256 
171 118 

178 
182489 

90 
285  922 

272 
264991 

235 
211694 

47 
77  667 

60 
119  108 

9 
3585 

54 
49  014 

109 
81097 

262 
172420 

187 
196288 

86 
284806 

281 
801506 

288 
212491 

51 

76  800 

59 
188  774 

7 
8546 

55 
50918 

112 
86141 

259 
191  802 

Insgesamt     .    .  <  ^ 

1184 
1461800 

1239 
1 453  692 

1285 
1424941 

1816 

1  397  887 

1830 
1 487  562 

M  Vgl  S.  XXin  fe.  a.  a.  0. 

*)  Dieser  Rttckganf  ist  auf  die  Auflösung  der  National  Agricultural  Labourers'  Union  und 
der  Eastem  Counties'  Labour  Föderation  mit  fast  30000  Mitgliedern  zurttckzufOhren.  Vgl.  auch 
Braun's  Archiv  fUr  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Bd.  12  S.  460,  Beriin  1898. 
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2.  Anzahl  (a)  und  Mitglieder  (b)  von  100  der  grössten  Gewerkvereine. 


Bernfsgrnppe 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

Baugewerbe  .    .    . 

{5 

14 
183  551 

14 
146114 

14 
149  884 

14 
150250 

14 
159  284 

Bergbau  u.  Steinbruch 

'{: 

14 
201696 

14 
204180 

14 
208  826 

14 
198148 

14 
195  658 

Haschinen-  u.Schrffsban 

{: 

14 
178  222 

14 
179 137 

14 
184  385 

14 
188149 

14 
208297 

Textilindustrie    .    . 

Ja 
Ib 

16 
102  542 

16 
104054 

16 
107  654 

16 
105  565 

16 
104489 

Bekleidungsindustrie 

{S 

5 
68  494 

5 
66  277 

5 
68  209 

7 
64324 

5 
60475 

Transport  (zu  Lande  u 
zu  Wasser) 

{: 

10 

90  388 

10 
85  932 

10 

88282 

10 
85  234 

10 
95  749 

Bnchdmckerei     .    . 

{t 

7 
82421 

7 
83  835 

7 
34293 

7 
85  994 

7 
87  018 

Holzindustrie.    .    .    . 

{i 

7 
17  570 

7 
17  790 

7 
17  068 

7 
17  422 

7 
21019 

Sonstige  Gewerbe   .    . 

a 
b 

13 

88  869 

18 

80  677 

18 
78  839 

13 
76  600 

18 
84969 

Insgesamt     .    . 

a 
b 

100 
913  759 

100 
917  496 

100 
981440 

100 
921686 

100 
966  958 

8.  Einnahmen  (a),  Ausgaben  (b)  und  Vermögen  (c)  yon  100  der  grössten  Gewerkvereine^). 


1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

Ueberhaupt 

^ 

£ 

£ 

^ 

£ 

Einnahmen 

Ausgaben 

Vermögen 

{^ 

1458  415 
1420  766 
1595  432 

1  626  683 
1858  300») 
1868  815») 

1649  858 
1446  927 
1  566  746 

1578928 
1408  095 
1782574 

1675  645 
1289280 
2168  989 

Nach  Berufsgruppen: 
Baugewerbe     .    .     .    .  <b 

206602 
192  948 
169606 

242  076 
226  206 

185  476 

252  423 
280  515 
207  384 

256  878 
282 197 
232060 

277  487 
231  898 
277  604 

Bergbau  u.  Steinbruch    . 

l 

265  868 
225  799 
297  885 

848  564 
529  995») 
115  904») 

846  720 
249111 
218  513 

226  811 
189089 
250  735 

221640 
156  472 
815  903 

Maschinen-  u.  Schiffsbau 

l 

495  720 
510  297 
577  981 

511  745 
589  802 
529  924 

530  248 
577  251 
482  916 

577  619 
542974 
517  561 

657  451 
478  991 
701021 

Textilindustrie     .    .    . 

{! 

179  852 
205  887 
168  711 

205  908 
228410 
146  209 

188428 
107  081 
222  551 

166  575 
116  383 
272  743 

166  884 
104  268 
334809 

Bekleidungsinstrie    .    . 

{= 

74815 
73  662 
54440 

77  822 
69  951 
62  311 

79  820 
64274 
77  857 

85  718 

115  284 

47  791 

75  209 
57  344 
65  656 

^)  Mit  65  ^/o  der  gesamten  Mitgliedschaft  und  (im  Jahre  1894)  82<^/o  der  gesamten  Ein- 
nahmen aller  Gewerkvereme. 

»)  Einwirkung  des  grossen  Bergarbeiterstreiks  im  Jahre  1893;  imUebrigen  entsprechen  die 
Schwankungen  in  den  Ausgaben  dem  Wechsel  der  guten  imd  schlechten  G^chäftsjahre  (Arbeits- 
losen  und  Streik-Unterstützung!)  Vgl.  die  Statistik  S.  11  zu  Z.  4  und  Braun's  Archiy,  Bd.  12 
8. 464  (Berlin  1898),  wonach  der  Prozentsatz  der  Arbeitslosen  bei  den  berichterstattenden  Gewerk- 
vereinen in  den  Jahren  1887-1896  jÄhriich  8,2,  4,9,  2,1,  2,1,  3,5,  6,3,  7,5,  6,9,  5,8  u.  3,4  betrug. 
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1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

£ 

£ 

£ 

£ 

£ 

Transportgewerbe 

•E 

82  053 

62  387 

165  608 

80  832 

75  067 

171883 

86324 

58287 

199470 

86  506 

59  220 

226  756 

92  440 

68429 

255  767 

Bnchdruckerei .    .    . 

■l 

52059 
55989 
70  808 

55  396 
50  679 
75  025 

59  788 
56  279 
78  534 

66  549 
54  093 
90990 

69  406 

54229 

106167 

Holzindustrie   .     .    . 

.    b 
c 

33291 
30188 
24  667 

36  295 
36  803 
24159 

40  266 
84  010 
80  415 

37  576 

38  628 
34363 

40885 
33  861 
41387 

Sonstige  Gewerbe     . 

■{? 

68160 
63  658 
66  776 

68  045 
81397 
53421 

71851 
70169 
54  606 

70196 
65  227 
59  575 

74  843 
68  743 
70  675 

Insgesamt  .    . 

•{! 

1458  415 
1  420  765 
1595  432 

1626  683 
1858300 
1  863  815 

1649  858 
1446  927 
1  566  746 

1573923 
1408  095 
1782  574 

1675  645 
1239230 
2108989 

4.   Verteilimg  der  (Gesamtausgaben  (zn  Z.  3)  nach  a)  Betrag  (in  £),  b)  Eopfteil  (in  s.  nnd  d.), 

c)  Prozentsatz. 

UnterstützungsfäUe 

1892 

1898 

1894 

1895 

1896 

Arbeitslosigkeit    .    .    .  |b 
Streik jb 

Krankheit  n.  UnfaU  .    .  |b 

a 
AHer  n.  Invalidität  i) .    .  {  b 

Ta 
Begräbnis {b 

Sonstige  Fälle.    .    .    .  |b 

Yerwaltongskosteneto. .  <b 

349  841 
7.  8 
24,6 

357  887 
7.  9V4 
25,1 

208  231 

4.  6V4 
14,7 

102  081 

7,2 

69  098 

V- 

82  954 

\r'' 

251173 

5.  6 
17,7 

459259 

10.  OV4 

24,7 

594776 

12.11V, 

82,0 

240883 
5.  8 
12,9 

112252 

6,0 

76845 

V' 

128  478 

V- 

252  307 
5.  6 
13,6 

463187 

9.1  IV4 
32,0 

158  711 
3.  5 
11,0 

229  783 

4.IIV4 
15,9 

122050 

v- 

69  846 
1.  0 
4,8 

122  569 

V 

280781 
6.  OV4 
19,4 

438215 
9.  6'/, 
81,1 

190418 

4.  1'/, 
18,6 

263  846 

5.  8«/« 
18,8 

131611 

76205 

1.  VI, 
5,4 

49815 
1.  1 
3,5 

258090 

5.  7V4 
18,8 

286277 
5.10'/4 
28,0 

155128 
8.  2V. 
12,5 

246  388 

5.    l'/4 

19,9 

141983 

2.IIV4 
11,6 

76  395 

V 

64681 
1.  4 
5,2 

270428 
5.  7 
21,8 

Insgesamt {b 

1 420  765 
81.  IV4 
100,0 

1858  300 
40.  6 
100,0 

1446927 
31.  0»/4 
100,0 

1408095 
80.  6'/4 
100,' 

1289  280 
25.  7V. 
100,0 

^)  Die  Ausgaben  dieses  Titels  steigern  sich  natnrgemäss  mit  dem  zunehmenden  Alter 
der  betreffenden  dewerkvereine. 
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5.   Betläge  der  Alters-  und  Inyalidenuntersttttzungen  bei  89^)  Gewerkrereinen. 


Bemfsgrappe 

1892 

1893 

1894 

1895                1896 

Baugewerbe    .... 

18122 

68  454 
1589 
5  026 
2163 
4077 
8  970 
8  730 

14  722 
75  414 
1488 
5  588 
2170 
4  773 
4059 
4038 

17  054 
80  605 
1366 
6  452 
2  517 
5  282 
4444 
4  330 

£                   £ 
19  217              21  127 

Haschinen-  u.  ScküSsba 
Textilindustrie     .    . 
Bekleidungsindustrie 
Transportgewerbe    . 
Buchtockerei     .    . 
Holzindustrie  .    .    . 

u 

86  507 
1596 
7195 
1991 
5  735 
4  916 
4354 

92  682 
1890 
7383 
2132 
7116 
5079 

Sonstige  Gewerbe    . 

4574 

Insgesamt .    . 

102  081 

112  252 

122  050 

131  511 

141  983 

Eine  andere  Zorammenstellang,^  welche  sämtliche  Oewerkyereine  umfasst, 
die  Berichte  erstattet  hatten,  zeigt  mr  die  Jahre  1893  und  1894  folgende  Er- 


a)  Gewerkvereine,  b)  Mitglieder,  c)  Ausgaben  (in  Fr.),  d^  Ausgaben  in  %  der  Gesamtausgaben,') 

e)  Ausgaben  pro  Mitglied  (in  Fr.). 


Art  der  Ausgaben 


Krankheit 


Unfall 


Alter 


Begrftbnis. 


Insgesamt. 


1893 


204 
600  206 
5  905  000 
10,82 
9,84 

89 

401  792 

641000 

1,17 

1,60 

85 
442  724 
2  931  000 
5,37 
6,62 

852 
947  754 
2320000 
4,25 
2,44 

21,61 
20,50 


1894 


225 
645  402 
5  647  000 
13,28 
8,75 

97 

890000 

587  000 

1,38 

1,50 


436101 
3  186  000 
7,87 
7,19 

349 
962  950 
2  099  000 
4,94 
2,18 

26,97 
19,62 


^)  Sechs  von  diesen  89  Gewerkvereinen  mit  481 507  Mitgliedern  zahlen  60  ^/^  der  gesamten 
Unterstützungen;  yon  den  481507  Mitgliedern  bezogen  im  Jahr  1896  im  Ganzen7 856  Personen 
Alters-  und  Inyalidenunterstützungen  (ygl.  a.  a.  0.  S.  I  V;  auch  den  wahrend  der  Drucklegung  er- 
schienenen Tenth  Report  on  Trade  Unions  in  1897,  London  1898,  p.  XXXIV  and  252—261).  — 
Nach  einer  anderweiten  Zusammenstellung  (ygL  No.  10  der  Zeitschrift  der  Centralstelle  für 
Arbeiter  -  Wohlfahrteeinrichtungen,  Berlin,  15.  Mai  1896)  hatten  im  Jahre  1893  677  Gewerkrereine 
mit  1 V«  Mill.  Mitgliedern,  83  Mill.  Mk.  Vermögen,  40  Mill.  Mk.  Einnahmen  und  44  Mill.  Mk.  Ausgaben, 
im  Ganzen  ausgegeben:  15  Mill.  Mk.  für  Streikunterstützung,  10  Mill.  Mk.  für  Reise-  und  Arbeits- 
losenunterstützung, 5  Mill.  Mk.  für  Erankenunterstützung  und  je  2  Mill.  Mk.  für  Alters-  und  Be- 
sräbnisunterstützung;  darunter  hatten  80  Gewerkvereine  mit  450000  Mitgliedern  fast  2 Vi  Mill.  Mk. 
Sir  Alterspensionen  ausgezahlt  d.  h.  durchschnittlich  6—8  Mk.  Wochenrente  an  Mitglieder,  welche 
mindestens  30  Jahre  lang  dem  Verein  angehört,  das  60.  Lebensjahr  zurückgelegt  hatten  und  dann 
arbeitsunfähig  geworden  waren.  

■)  Vrf.  Bulletin  du  Comitö  permanent  &  Paris,  Tome  Vm  (1897)  p.  173—174. 

')  Dieselben  betrugen  für  das  Jahr  1893  bei  572  Gewerkvereinen  mit  1199816  Mitgliedern 
54596000  Fr.;  1894  bei  572  Gewerkvereinen  mit  1178072  Mitgliedern  42518000  Fr. 


Krankenversicheitug.  X5 

Um  sich  nun  eine  annähernde  Vorstellung  davon  zu  machen,  was  etwa  diese 
freiwillige  Erankenfürsorge  in  England  im  Vergleich  zur  zwangsgesetz- 
lichen in  Deutschland  an  Umfang  und  Inhalt  leistet,  mögen  die  beiderseitigen 
Leistungen,  soweit  die  statistischen  Unterlagen  dazu  ausreichen,  einander  gegen- 
über gestellt  werden. 

Da  die  mit  der  Erankenfttrsorge  sich  befassenden  Vereinigungen  (Friendly 
bezw.  Gollecting  Sodeties  und  Trade  Unions)  sich  im  wesentlichen  aus  den  näm- 
lichen (gewerblichen)  Arbeiterkreisen  rekrutieren,  also  vielfach  dieselben  Mitglieder 
haben,  und  andererseits  keineswegs  durchweg  eine  geordnete  ErankenftUwrge 
betreiben  vielmehr  meist  nur  Krankengeld  zahlen,  so  wird  man  die  Erfolge  dieser 
freiwilligen  Erankenf&rsorge  kaum  höher  veranschlagen  können,  als  in  Deutsch- 
land vor  EinftLhrung  der  Zwangsversicherung  d.  h.  es  dOrfte  kaum  die  HUfte 
der  gewerblichen  Arbeiterschaft  eine  Erankenf&rsorge  überhaupt  gemessen  und 
diese  in  ihren  Leistungen  hinter  der  zwangsgesetzlichen  Fürsorge  in  Deutsch- 
land schon  deshalb  zurück  bleiben,  weil  die  letztere  nicht  bloss  die  gesamte 
gewerbliche  Arbeiterschaft  umfasst,  sondern  auch  in  jedem  Erankheitefall  ein- 
tritt und  regelmässig  Ei*ankengeld  und  freie  ärtztliche  Behandlung  bezw. 
Erankenhauspflege  gewährt. 

Nach  der  oben  (S.  6)  mitgeteilten  Statistik  zahlen  die  Friendly  Societies 
durchschnittlich  an  Untersttitzungen  1  £  pro  Mitglied  und  Jahr;  dabei  ist  aber 
zu  beachten,  dass  diese  Unterstützungen  häufig  in  die  Lücken  der  Unfall-, 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung  eintreten,  indem  solchen  Mitgliedern,  welche 
die  Erankenversicherung  auf  Lebenszeit  eingegangen  sind,  bei  Arbeitsunfähigkeit 
infolge  von  Unfall,  Invalidität  oder  Altersschwäche  nach  Ablauf  einer  gewissen 
Frist  mit  vollem  Erankengeldbezug  ein  Bruchteil  desselben  fortgewährt  wird.^) 
Hiemach  würde  also  der  durchschnittliche  Jahresaufwand  für  die  eigentliche 
Ei^JikenfÜrsorge  sich  auf  einen  viel  geringeren  Betrag  als  1  £  pro  Mitglied  stellen. 

Noch  weiter  bleiben  die  gleichartigen  Aufwendungen  der  Trade  Unions 
zurück.  Dieselben  haben  für  Eranken-,  Unfall-  und  Begräbnisunterstützung  im 
Jahre  1896  (s.  oben  S.  11)  nicht  viel  mehr  als  für  blosse  Verwaltungskosten 
ausgegeben,  d.h.  19,9  +  6>l  =  26^/o  gegenüber  21,8%  der  Gesamtausgaben  oder 
5  s.  IV4P. +  l8-  6'/4p.  =  6s.  8  p.  gegenüber  5  s.  7  p.  pro  Mitglied  oder  wenn  man 
die  Statistik  für  die  Jahre  1892—1896  (s.  oben  S.  13)  zu  Grunde  legt:  17  bis  26®/o 
gegenüber  13,1  bis  21,8*^/^,  der  Gesamtausgabe  und  6s.  '/^p.  bis  7s.  4V,p.  gegenüber 
5s.  6p.  bis  68.  ^/^p  pro  Mitglied;  die  Yei*waltungskosten  der  Ciollecting  Societies 
bezw.  Industrial  Assurance  Companies  erreichen  sogar  37  bezw.  43%  der  Prä- 
mien-Einnahmen (s.  oben  S.  8  u.  9).  Zieht  man  noch  den  Unterschied  der  Eaufkraft 
des  Geldes  in  England  und  in  Deutschland  in  Betracht,  so  dürften  die  vorbezeich- 
neten  Leistungen  hinter  denen  der  deutschen  Erankenversicherung,  welche  durch- 
schnittlich pro  Versicherten  15  Mk.  an  Entschädigungen,  aber  noch  nicht  1  Mk. 
an  Verwaltungskosten  (=4,7  bezw.  4,4  ^/^  der  Gesamtausgabe  bezw.  Einnahme) 
aufwendet,*)  erheblich  zurückbleiben. 

Fasst  man  femer  die  Schwierigkeiten  ins  Auge,  welche  gerade  den  zahl- 
reichen niedriggelohnten  („ungelernten^)  Arbeitern  entgegenstehen,  um  zu  einem 
irgendwie  geordneten  Unterstützungswesen  zu  gelangen  und  wie  überaus  langsam 
überhaupt  die  ganze  Entwickelung  der  freiwilligen  Erankenfürsorge  in  den 
Arbeiterkreisen  vor  sich  geht,  so  wird  sich  kaum  behaupten  lassen,  dass  in  volks- 
wirtschaftlicher und  sozialpolitischer  Beziehung  der  bestehende  Zustand  befriedigt 
oder  auch  nur  eine  befriedigende  Lösung  für  die  Zukunft  verspricht  Gerade 
die  bedürftigsten  Volkskreise  werden  unter  der  Herrschaft  dieses  Systems  stets 
ins  Freie  fallen^)  und  somit  nach  Erschöpfting  ihrer  finanziellen  und  körperlichen 

^)  Neuerdings  wird  geplant,  schön  ans  yersicherongstecbnischen  Grflnden  an  Stelle  dieses 
gekürzten  Krankengeldes  yom  65.  Lebensjahr  ab  eine  feste  wöchentlich  zahlbare  Altersrente  treten 
zu  lassen.  Vgl.  Report  of  the  National  Conference  of  Friendly  Societies  at  London,  Jannary  21  st, 
1898,  p.  6,  12,  16,  22.  —  *)  Vgl.  meinen  „Leitfaden  znr  Arbeiteryersichenmg  des  Dentschen 
Beichs,  (3.  Hnnderttansend),  Berlin  1898,  S.  4  fg.  nnd  Taf.  A  u.  B,  S.  27  n.  28;  in  deutscher,  eng- 
lischer n.  französischer  Ausgabe  bei  Asher  &  Co.,  Berlin  W.,  unter  den  Linden  18,  zum  Partiepreise 
Ton  10  Pf.  das  Exemplar  erhältlich.  —  •)  Vgl.  Braun's  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik,  Bd.  12  S.  400fg.,  Berlin  1898,  und  Congrös  international  des  accidents  du  travail  et 
des   assurances  sociales,  4*  Session,  Bruxelles  1897,  p.  633. 
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Kräfte  regelmässig  der  Armenpflege  zur  Last  fallen,  deren  Ausgaben  alljährlich 
steigen^)  und  schliesslich  von  den  Steuerzahlern  getragen  werden  müssen.  Gerade 
die  umfassenden  Erfahrungen  der  deutschen  Arb^iterversicherung  haben  Klarheit 
darüber  geschaffen,  dass  es  volkswirtschaftlich  richtiger  ist,  unndthigen  Verlusten 
an  produktiver  Volkskraft  und  unproduktiven  Ausgaben  des  Staates  durch  recht- 
zeitige und  zweckentsprechende  Massnahmen  vorzubeugen.^)  Je  schärfer  der 
wirtscht^nJiche  Wettbewerb  unter  den  modernen  Industriestaaten  sich  von  Jahr 
zu  Jahr  gestaltet,  um  so  eher  wird  sich  die  Wagschale  zu  Gunsten  desjenigen 
Staates  neigen,  welcher  trotz  der  schädlichen  Einwirkungen  des  modernen  In- 
dustrialismus  sich  gleichwohl  die  gesundeste  und  leistungsfähigste  Arbeiterschaft 
zu  erhalten  verstehen  wird;  dazu  gehört  aber  in  erster  Linie  eine  allgemeine 
und  ausreichende  KrankenfÜrsorge. 

IL  ünflallversielierimg. 

Auf  diesem  Gebiet  der  Arbeiterfärsorge  erschien  eine  Reform  am  dring- 
lichsten, da  die  zunehmende  Entwicklung  der  Industrie  die  Zahl  der  Betriebs- 
unfälle fortgesetzt  erheblich  steigerte*)  und  die  Opfer  dieser  Unfälle  bei  der  Un- 
zulänglichkeit des  derzeit  bestehenden  Bechtszustandes  in  den  allermeisten  Fällen 
unentschädigt  blieben  und  schliesslich  der  Armenpflege  anheim  fielen,  sodass  diese 
durch  die  Industrie  herbeigeführten  Lasten  der  Hauptsache  nach  nicht  von  dieser, 
sondern  von  der  Allgemeinheit  bezw.  den  Gemeinden  getragen  wurden.  Je  mehr 
die  Verbesserung  dieser  Unfallstatistik^)  und  die  im  Laufe  der  Jahre  gesammelten 
Erfahrungen^)  die  Unhaltbarkeit  dieser  Zustände  darlegten,  um  so  lebhafter 
machte  sich  das  Bedürfnis  nach  Beformen  geltend;  der  Gang  derselben  war  im 
wesentlichen  der  folgende: 

Bis  zum  Jahr  1880  hatte  der  englische  Arbeiter  bei  Betriebsunfällen  ledig- 
lich den  Schutz  des  gemeinen  Rechts  (common  law).  Dies  folgt,  wie  auf  dem 
Festlande,  ausschliesslich  den  engen,  antisozialen  Anschauungen  des  römischen 
Rechts.  Der  im  Betriebe  verunglückte  Arbeiter  konnte  —  wie  in  Deutschland  bis 
zum  Erlass  des  Haftpflichtgesetzes  vom  7.  Juni  1871  —  nur  dann  eine  Entschädigung 
erlangen,  wenn  er  dem  Betriebsunternehmer  ein  persönliches  Verschulden 
nachzuweisen  vermochte,  sei  es  ein  unmittelbares  oder  ein  mittelbares  (culpa  in 
eligendo)  d.  h.  Fahrlässigkeit  bei  Auswahl  des  Aufsichtspersonals,  durch  dessen 
Schuld  der  Arbeiter  zu  Schaden  gekommen.  Diese  an  sich  schon  schwierige 
Rechtslage  wurde  in  England  durch  ein  unverständliches  Formelwesen  und  ein 
damit  untrennbar  verbundenes  rabulistisches  Advokatentum  zu  Ungunsten  des 
rechtsunkundigen  und  unbemittelten  Arbeiters  noch  bedeutend  verschlechtert 
So  hatten  geschäftsgewandte  Advokaten  schon  in  den  dreissiger  Jahren  die  Theorie 
des  common  employment*)  erfunden  und  in  die  Rechtsprechung  mit  Erfolg  ein- 


^)  So  ist  z.  B.  von  1895—1896  allem  für  England  nnd  Wales  mit  einer  Gesamtbevölkenin^ 
Ton  rund  30  Millionen  die  Zahl  der  Panpers  Ton  796913  anf  836674  und  der  bezttgliche  Aufwand 
von  9,9  auf  10,2  Mill.  £  gestiegen« 

^)  Vgl.  u.  a.  Prof.  Dr.  B.  van  der  Borght  „Die  soziale  Bedeutung  der  deutschen  Arbeiter- 
versicherung'', Jena  1898,  und  ünger,  ,Die  soziale  und  ethische  Wirkung  der  Arbeiterversiche- 
rung",  Berlin  1897,  sowie  die  Ergebnisse  der  gewerblichen  bezw.  landwirtschaftlichen  Unfall- 
statistik für  das  Jahr  1887  bezw.  1891  und  der  Statistik  der  Ursachen  der  Erwerbsunfähigkeit 
(Invalidität)  nach  dem  Invaliditäts-  und  Alters  Versicherungsgesetz,  Amtl.  Nachrichten  des  Eeichs- 
Versicherungsamts  in  Berlin,  Jahrg.  1890,  S.  199  tg^  1893  S.  231  fg.,  und  1898  S.329  bezw.  Beiheft  des 
Jahrg.  1898,  endlich  die  bisherigen  Erfolge  der  Uebemahme  des  Heilverfahrens  seitens  der  Unfall- 
BernlBgenossenschaften  und  der  Invaliditäts  -  Versicherungsanstalten  während  der  sogenannten 
Wartezeit,  Amtl.  Nachr.  des  R.-V.-A.,  Jahrg.  1898  S.161,  171  und  223  fg.  bezw.  Jahrg.  1897  S.321. 

3  So  noch  in  den  beiden  letzten  Jahren  (1896— 1897)  von  33557  anf  40474.  Annnal  report 
hief  Inspector  ofFactories  and  Workshops  for  the  year  1897,  London  1898. 

*)  Vgl.  §§  18-21  des  Factory  and  Workshop  Act  vom  6.  Juli  1895,  in  deutscher  üeber- 
setzung  in  Braun's  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  Bd.  8  S.  658,  Berlin  1895, 
und  in  französischer  Uebersetzung  im  Bulletin  du  Comit^  permanent  a  Paris,  Tome  VI  p.  567, 
Paris  1895. 

*)  Vgl.  Henry  Wolff,  Employers'  Liability  —  what  ought  it  to  be?,  London  1897,  und  Dr. 
Otto  Bielefeld,  Eine  neue  Aera  englischer  Sozialgesetzgebung,  Leipzig  1898. 

^)  Vgl  Congr^  intemation^  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales,  3*  session 
tenne  ä  Milan  du  1  an  6  octobre  1894,  Milan  1894,  Tome  I  p.  541  suiv. 
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zufahren  verstanden.  Danach  galt  es  als  eine  praesumtio  joris  (rechtliche 
Yermntnng),  dass  der  Arbeiter  bei  Eingehung  des  Arbeitsvertrags  bezw.  mit  dem 
Eintritt  in  den  Betrieb  die  aus  der  „gemeinschaftlichen  Beschäftigung'',  d.  h.  aus 
dem  Zusammenarbeiten  des  Personals  entstehenden  Gefahren  auf  eigenes  Risiko 
stillschweigend  mitübernommen  habe  und  in  dem  vereinbarten  Arbeitslohn  den 
bezuglichen  Ausgleich  miterhalte.  Diese  Rechtspraxis  führte  nicht  bloss  zur 
Beseitigung  der  mittelbaren  Haftpflicht  des  Unternehmers,  sondern  weiterhin 
auch  zur  Yersagung  der  Entschädigung  in  allen  solchen  Fällen,  in  welchen  ein 
Mitverschulden  des  Verletzten  (contributory  negligence)  nachweisbar  war,  und 
wo  liess  sich  ein  solches,  wenn  man  gerade  darauf  ausging,  nicht  nachweisen! 
So  blieb  von  der  ganzen  Haftpflicht  des  Unternehmers,  zumal  bei  der  über- 
mässigen Kostspieligkeit  des  englischen  Processveifahrens,^)  dem  Arbeiter  gegen- 
über kaum  noch  etwas  übrig,  und  man  wird  hiernach  die  von  Sachkennern  auf- 
gestellte Behauptung,  dass  kaum  S^o  &Uer  Betriebsunfälle  zur  Entschädigung 
gelangten,  sehr  wohl  als  zutreffend  ansehen  können.  Das  Recht  des  Stärkeren 
trat  hier  mit  einer  brutalen  Deutlichkeit  in  die  Schranken,  und  wenn  man  den 
anschaulichen  Schilderungen  folgt,  welche  Henry  Wolff  in  seiner  sachkundigen 
Schrift  Employers'  Liability  —  what  ought  it  to  be?  (London  1897)  über  diese 
Vergewaltigung  des  Rechts  zu  Ungunsten  der  industriellen  Arbeiterschaft  entrollt, 
so  erscheint  es  fast  unverständlich,  wie  in  einem  Lande,  dessen  reicher  Handels- 
verkehr derzeit  die  ganze  Welt  beherrschte,  so  unwürdige  Zustände  überhaupt 
so  lange  geduldet  werden  konnten. 

Erst  allmählich  erwachte  auch  auf  diesem  Gebiete  das  soziale  Gewissen, 
und  sowohl  die  organisierte  Arbeiterschaft  wie  die  öffentliche  Meinung  traten 
energisch  für  die  Abstellung  jener  Missbräuche  ein.  So  erging  endlich  im  Jahre 
1880  das  sogenannte  Haftpflichtgesetz  (Employers'  Liability  Act,  48  &  44 
Vict  C.  42),  welches  im  wesentlichen  nur  den  Zweck  verfolgte,  dem  verunglückten 
Arbeiter  dieselben  Rechte  wie  jedem  Dritten  gegen  den  Unternehmer  zu  gewähr- 
leisten, d.  h.  jene  Rechtsbeugungen  abzuschneiden.  Gleichwohl  hatte  dieses 
Gesetz  nur  geringen  Erfolg.  Schon  im  Gesetz  selbst  war  das  Entschädi- 
gungsrecht des  Arbeiters  erheblich  eingeengt;  es  ging  verloren,  wenn  der  Ver- 
letzte die  Ursache  des  Unfalls  (z.  B.  die  Mangelhaftigkeit  einer  Betriebseinrich- 
tung) vorher  gekannt,  aber  nicht  angezeigt  hatte,  wenn  der  Anspruch  nicht 
binnen  6  Wochen  nach  dem  Unfall  angemeldet  und  binnen  6  Monaten  eingeklagt 
war,  und  endlich  war  die  Entschädigung  im  Höchstbetrage  auf  das  Dreifache 
des  durchschnittlichen  Jahreslohns  begrenzt,  sogar  der  völlige  Verzicht  auf  Ent- 
schädigung ausdrücklich  gestattet  worden.  Da  hiemach  der  Nachweis  eines 
persönlichen  Verschuldens  des  Betriebsuntemehmers  nach  wie  vor  die  gesetzliche 
Vorbedingung  für  den  Ersatzanspruch  des  Arbeiters  blieb,  die  Einrede  der  mit- 
wirkenden Selbstschuld  des  Verletzten  oder  fremder  Mitschuld  nach  wie  vor  mit 
Erfolg  geltend  gemacht  wurde  und  die  Streitigkeiten  über  diese  wechselseitige 
Abgrenzung  der  Schuldfrage,  zumal  bei  der  unverständlichen  Fassung  des  Gesetzes 
und  der  Unsicherheit  der  Spruchpraxis,  zahllose.  Prozesse  heraufbeschworen,  so 
war  im  Grunde  die  Rechtslage  des  Arbeiters  gegen  früher  um  nichts  gebessert.*) 

Verschiedene  in  den  Jahren  1886,  1888  und  1890  unternommene  An- 
läufe, diesen  Misständen  durch  eine  Abänderung  des  Gesetzes  entgegenzutreten, 
führten  zu  keinem  Ergebnis.*)  Endlich  brachte  im  Jahre  1893  die  liberale 
R^erung  einen  neuen  Gesetzentwurf^)  (nach  dem  damaligen  Staatssekretär  des 

*)  Nach  Heniy  Wolff  (Employers'  Liability  —  what  ought  it  to  be?,  London  1897,  p.  33) 
betragen  die  Kosten  eines  gewöhnlichen  Haftpflichtprozesses  gemftss  den  Erfahrnngen  einer  be- 
deutenden Haftpflichtyersicherungsgesellschaft  durchschnittlich  etwa  450  Mk.;  selbst  die  Kosten 
eines  ohne  Anwalt  gefdhrten  Bagatellprozesses  um  20  j^pror  dem  Ghrafechaftsgericht  (Amtsgericht) 
belaufen  sich  nach  Charles  Dilke  (Braun's  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Bd.  10 
S.  939,  Berlin  1897)  schon  auf  4  ^  10  s.  bis  5  46*  6  s.,  also  rund  25«/o  der  Streitsumme! 

^  VgL  Congr^  international  des  accidents  du  travail  et  des  assuiances  sociales,  3*se8sion, 
Milan  1894,  Tome  I  p.  529. 

•)  BeUom,  Les  lois  d'assurance  ä  T^tranger,  Tome  II:  Assuiance  contre  les  accidents,  2*  partie, 
p.  1001-1015,  Paris  1896. 

*)  Vgl.  Congrfts  international  ä  Milan  1894  a.  a.  0.  S.  585  fg.  und  Bödiker,  ..Die  Arbeiter- 
veTBichening  in  den  europäischen  Staaten,  Leipzig  1895,  S.  178—192. 


lg  Die  Arbeiterrenichernng  in  England. 

Innern  meist  Asqnith  Bill  genannt)  ein,  welcher  im  wesentlichen  etwa  die  gleichen 
Ziele  verfolgte  wie  das  deutsche  Haftpflichtgesetz  vom  7.  Juni  1871,  d.  h.  dem 
Unternehmer  für  die  in  seinem  Betriebe  vorkommenden  Unfälle  und  insbesondere 
ffir  die  Vernachlässigung  seiner  Angestellten  eine  selbständige  Verantwortlich- 
keit auferlegte.  Danach  sollte  also  die  Einrede  des  common  employment  endgültig 
beseitigt  werden,  wogegen  die  Einrede  der  eigenen  Mitschuld  des  Verletzten  — 
da  auch  diese  Bill  auf  dem  Boden  des  privatrechtlichen  Verschuldungsprinzips 
verblieb  —  nicht  beseitigt  wurde.  Die  Parlamentsverhandlungen  Aber  diesen 
Gesetzentwurf,  welche  ein  volles  Jahr  währten  (vom  2.  Februar  1893  bis  20. 
Februar  1894),  liessen  die  Eückständigkeit,  wenn  nicht  den  völligen  Mangel 
sozialpolitischer  Anschauungen  auf  diesem  Gebiete  erkennen.  Der  älteste  und 
reichste  Industriestaat  der  Welt  schickte  sich  an,  eine  durch  und  durch  verfehlte 
Gesetzgebung,  unter  deren  Mängeln  gerade  die  zahlreichsten  und  unbemittelten 
Schichten  seiner  Bevölkerung  seit  Jahrzehnten  bittere  Not  litten,  nach  einem 
Rezept  zu  reformieren,  welches  Deutschland,  als  der  jüngste  Industriestaat 
vor  fast  einem  Menschenalter  versucht  und  alsbald  als  völlig  unbrauchbar  mit 
kraftvollem  EntscUuss  über  Bord  geworfen  hatte! 

Der  gänzliche  Misserfolg  des  deutschen  Haftpflichtgesetzes,  welcher  nach 
dem  üebergang  Deutschlands  zur  sozialen  G^esetzgebung  (öffentlich-rechtlichen 
Zwangsversicherung)  auch  Österreich  veranlasste,  von  den  römisch-rechtlichen 
Gnuuisätzen  unmittelbar  zu  dem  neuen  Eechtssystem  überzugehen,  und  die  Fülle 
praktischer  Erfahrungen,  welche  diesen  Umschwung  in  beiden  Eontinentalstaaten 
binnen  kurzer  Frist  zu  Stande  gebracht  hatten  —  alles  dies  war  an  England 
spurlos  vorübergegangen  1  Ja,  als  im  Laufe  der  Debatten  der  Führer  der  unio- 
nistischen  Partei  Mr.  Chamberlain  (Urheber  der  späteren  Workmen's  Gompensation 
Bill),  um  gewisaermassen  einen  Fühler  für  seine  eigenen  weitergehenden  Pläne 
auszustrecken,  unter  Anspielungen  auf  die  deutsche  Arbeiterversicherung  als  die 
allein  folgerichtige  Gesetzgebung  den  Antrag  einbrachte,  grundsätzlich  alle  (nicht 
vom  Arbeiter  selbst  verschuldeten)  Betriebsunfälle  zu  Lasten  der  Industrie 
zu  entschädigen,  stiess  er  auf  ein  so  grosses  Mass  von  Unkenntnis  und  miss- 
verständlichen Auffassungen  der  deutschen  Gesetzgebung,  dass  er  seinen  Antrag 
als  zur  Zeit  völlig  aussichtslos  selbst  zurückzog.  So  glaubte  man  aus  der, 
namentlich  in  den  Anfang&sjahren  bemerkten  (lediglich  durch  die  schrittweise 
Durchführung  der  Unfallversicherung  bedingte)  Steigerung  der  entschädigungs- 
pflichtigen Unfälle  schliessen  zu  sollen,  dass  „die  Zwangsversicherung  die  UnfUle 
vermehre",  weil  sie  —  durch  Aufgebung  des  privatrechtlichen  Verschuldungs- 
prinzips —  auf  beiden  Seiten,  bei  Arbeitern  wie  Unternehmern,  das  persönliche 
Verantwortlichkeitsgefühl  aufhebe.  In  ebenso  missverständlicher  Weise  suchte 
man  aus  dem  anscheinenden  Missverhältniss  zwischen  Verwaltungskosten  und 
Entschädigungsleistungen  (welches  durch  das  anfänglich  nur  mit  geringfügigen 
Entschädigungszahlungen,  aber  sofort  mit  den  vollen  Verwaltungskosten  belastete 
Umlageverfahren  bedingt  war)  die  „unsinnige  Kostspieligkeit  des  ganzen  Organi- 
sationsapparates" nachzuweisen.  Und  in  dem  auf  seine  Selbstverwaltung  so 
stolzen  England  wurden  die  auf  eben  diese  Selbstverwaltung  begründeten 
deutschen  Berufisgenossenschaften  in  völliger  Verkennung  der  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse als  durchaus  bureaukratische,  vom  Staat  auf  Schritt  und  Tritt  gegängelte, 
leblose  Gebilde  hingestellt 

Leider  wurden  diese  missverständlichen  Auffassungen  und  Vorurteile 
von  der  kapitalfreundlichen,  aber  reformfeindlichen  Presse  noch  geflissentlich 
genährt  und  merkwürdigerweise  sogar  von  der  Trade  Unions-Presse  ^)  unterstützt 
Ja,  die  Gesetzesvorlage  selbst  scheiterte  schliesslich  daran,  dass  man  es  nicht 
wie  in  Deutschland  bei  Einführung  der  Arbeiterversicherungsgesetze  verstanden 
hatte,  schon  bestehende  Einrichtungen  für  die  neue  Ordnung  der  Dinge  mit  zu 
verwerten.    Die  liberjJe  Regierung  wollte  nämlich,  den  Wünschen  der  Trade 

>)  Dieselbe  glaubte,  in  yöUiger  UnkeimtiiiB  der  deutschen  ünfaUveraicherung,  gerade  in 
der  Verschärfung  der  persönlichen  Haftpflicht  des  Unternehmers  bis  zur  strafrechtlichen  Verant- 
wortlichkeit das  wirksamste  Mittel  zur  Verhütung  von  Betriebsunfällen  zu  erblicken. 
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Unions  entsprechend,  das  gesetzliche  Entschädigungssystem  nicht  durch  abweichende 
Privatabmachnngen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  dnrchlGchem  lassen 
nnd  hatte  deshalb  in  ihrem  Entwurf  das  sogenannte  contracting-out  verboten. 
Dieses  Verbot  wurde  aber  vom  Oberhause  gestrichen,  weil  man  dort  die  Hebung 
gewisser  unvermeidlicher  Mängel  des  Qesetzes,  insbesondere  die  Sicherstellung 
des  Verletzten  bei  Zahlungsunfähigkeit  seines  haftpflichtigen  Arbeitgebers  und 
die  notwendige  Erweiterung  der  gesetzlichen  Mindestleistungen,  gerade  von 
einer  weiteren  Ausbreitung  solcher  privaten  Unfallversicherungsverbände  erhoffte. 
Solche  Verbände  waren  besonders  in  der  Montanindustrie  (die  Miners'  permanent 
relief  fimd-Qesellschaften  z.  B.  umfassen  etwa  300000  Bergarbeiter  nnd  verfolgen 
ähnliche  Zwecke  wie  die  deutschen  Knappschaften)  und  bei  den  grossen  Eisenbahn- 
gesellschaften seit  Jahren  mit  Erfolg  thätig,  wenngleich  die  Arbeiter  dabei  in 
der  Regel  den  grössten  Teil  der  Lasten  selbst  zu  tragen  hatten,  im  Fall  der 
Entlassung  ihrer  Beiträge  und  Anrechte  meist  verlustig  gingen,  auch  bei  der 
Verwaltung  oft  nur  eine  beschränkte  Mitwirkung  besassen. 

Nachdem  im  Juni  1895  die  liberale  Regierung  durch  eine  konservativ- 
unionistische  ersetzt  und  von  der  letzteren  beim  Wahlkampf  die  Regelung  der 
Unfallfrage  bindend  zugesagt  war,  wurde  am  8.  Mai  1897  dem  Unterhause  ein 
Unfallentschädigungs-G^etzentwui*f(Workmen'scompensation  bill)^)  vorgelegt; 
welcher  Chamberlain  zum  Urheber  hatte  und  an  dessen  Vorschlag  vom  Jahre 
1893  anknüpfte.  Nach  diesem  Entwurf  sollten  alle  Betriebsunfälle  (insoweit  sie 
nicht  von  den  verletzten  Arbeitern  selbst  vorsätzlich  herbeigeführt  waren)  in 
den  gefährlicheren  Industriezweigen  (eine  Ausdehnung  auf  die  übrigen  und  die 
Schiffikhrt  war  vorbehalten)  nach  iNBstimmten,  im  Gesetz  selbst  festgelegten 
Sätzen  (regelmässig  in  Eapitalform)  *)  von  der  dritten  Woche  nach  dem  Unfall 
entschädigt  werden  und  die  Entschädigungen  ausschliesslich  von  den  betreffenden 
Betriebsuntemehmem  getragen  werden.  Die  Verhandlungen  über  diese  Vorlage 
ergaben,  dass  man  inzwischen  schon  ein  besseres  .Verständnis  von  dem  Wert 
der  vorbildlichen  Gesetzgebung  Deutschlands  und  Österreichs  gewonnen  hatte; 
vereinzelt  erhoben  sich  sogar  in  beiden  Häusern  Stimmen  zu  Gunsten  der  deutschen 
Zwangsversicherung.  Eine  grundsätzliche  Ablehnung  des  Gesetzesvorschlags 
wurde  daher  von  keiner  Seite  mehr  versucht,  wenngleich  eine  Organisation  nach 
der  Art  der  deutschen  Berufsgenossenschaften  befremdlicher  Weise  nach  wie  vor 
als  —  unenglisch  abgelehnt  wui'de.  Die  lebhafteste  Opposition  machten  gerade 
die  grossen  Eohlenbergwerkbesitzer,  welche  die  aus  der  Gesetzesvorlage  zu  er- 
wartende Belastung  des  Kohlenbergbaues  auf  3  d  pro  Tonne  veranschlagten  und 
aus  dieser  Steigerung  der  Förderungskosten  den  Verlust  des  Exports,  insbesondere 
nach  Deutschland,  befürchteten. 

Das  Unterhaus  nahm  mehrere  Abänderungen  des  Entwurfes  vor,  teils  zu 
Gunsten,  teils  zu  Ungunsten  der  Arbeiter.  In  letzterer  Beziehung  wurde  unter 
Anderem  mit  233  gegen  123  Stimmen  die  Versagung  der  Unfallentschädigung 
auch  auf  die  ausschliesslich  durch  grobe  Fahrlässigkeit  (bisher  nur 
durch  Vorsatz)  des  Verletzten  herbeigeführten  Unfälle  ausgedehnt,  anderer- 
seits dem  Entschädigungsberechtigten  zur  Sicherung  seines  Anq[)ruches  ein  gesetz- 
liches Vorrecht  an  dem  Vermögen  des  entschädigungspflichtigen  Unternehmers 
eingeräumt,  jedoch  der  weitergehende  Antrag,  die  Entschädigung  regelmässig 
in  Rentenform  (statt  einmaliger  Kapitalzahlung)  zu  gewähren,  mit  der  Begrün- 
dung abgelehnt,  dass  sonst  die  Entschädigungen  zu  belastend  ausfallen  und  von 
der  wechselnden  Vermögenslage  der  Entschädigungspflichtigen  zu  sehr  abhängen 
würden. 

Das  Contracting-out  hatte  der  Entwurf  unter  der  Bedingung  zugelajssen, 


^)  Erläutert  und  übersetzt  von  Sir  Charles  Dilke  in  Braun's  Archiv  für  soziale  Gesetz- 
gebung und  Statistik,  Bd.  X  S.  937—947,  Berlin  1897,  bezw.  Congrte  international  des  accidents 
du  travail  et  des  assurances  sociales,  Bruxelles  1897,  p.  277-294.  Vgl.  auch  Bulletin  du  Comit^ 
permanent  ä  Paris,  Tome  Vin  (1897)  p.  247—272,  454—482,  und  Bellom  a.  a.  0. 

*)  Die  Entschädigung  sollte  zwar  bei  nicht  tätlichen  Verletzungen  in  Beute  festgesetzt 
werden,  konnte  aber  schon  nach  6  Monaten  durch  den  Zahlungspflichtigen  in  Kapitalzahlung  ab- 
gegolten werden. 
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dass  solche  privaten  Versichernngseinrichtangen  ffir  die  danach  versicherten 
Arbeiter  nicht  hinter  den  gesetzlichen  Mindestleistungen  zurückbleiben  und  dies 
von  der  Au&ichtsbehGrde  der  auf  Gegenseitigkeit  begründeten  Versicherungs- 
und  Unterstützungsvereine  (Eegistrar  of  friendly  societies)  bescheinigt  wird; 
ausserdem  war  für  den  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  einer  solchen  Sonderein- 
richtung eine  subsidiäre  Haftpflicht  des  Betriebsuntemehmers  bis  zur  Höhe  der 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Entschädigung  vorgesehen.  Diese  letztere  Bestimmung, 
welche  praktisch  einem  völligen  Verbot  des  contracting-out  gleichkam,  wurde 
vom  Ob^hause  gestrichen,  ebenso  das  Antragsrecht  des  Verletzten,  an  Stelle 
einer  laufenden  Beute  nach  sechs  Monaten  seinerseits  eine  einmalige  Kapital- 
abfindung  zu  beanspruchen.  Ausserdem  verschlechterte  das  Oberhaus  die  oben 
erwähnte  Zusatzbestimmung  des  Unterhauses  bezüglich  der  Versagung  der  Ent- 
schädigung bei  den  ausschliesslich  dui-ch  grobe  Fahrlässigkeit  der  Verletzten 
herbeigeführten  Unfällen  noch  durch  Streichung  des  WGrtchens  „ausschliesslich^, 
so  dass  damit  leider  der  Einrede  der  Mitschuld  der  Verletzten  wieder  Thfir  und 
Thor  geöffnet  ist  und  demgemäss  zahllose  Processe  zu  erwarten  sind.  Nachdem 
das  Unterhaus  sich  mit  diesen  Abänderungen  einverstanden  erklärt  hatte,  wurde 
der  G^etzentwurf  am  8.  August  1897  im  Oberhause  endgiltig  angenommen  und 
am  6.  August  1897  ahs  Workmen's  Gompensation  Act^)  mit  Gesetzeskraft  vom 
1.  Juli  1898  publiziert. 

Wenngleich  diese  Regelung  der  Unfallversicherung  an  Umfang  des  Personen- 
und  Gefahrenkreises,*)  Höhe,  Axt  und  Sicherheit  der  Entschädigungsleistungen ^ 
Ausgestaltung  des  Entschädigungsverfahrens,*)  Förderung  der  Unfallverhütung^) 
u.  s.  w.  hinter  der  deutschen  Unfallversicherung  erheblich  zurückbleibt  und  in  dei 
Vermengung  von  Haftpflicht  und  Versicherung  eine  eigenartige  Mittelstellung 
zwischen  beiden  einnimmt,  so  bedeutet  dieses  an  sich  unvollkommene  Gesetz  für 
englische  Verhältnisse  nichs  destoweniger  einen  ganz  ausserordentlichen  Fort- 
sctoitt.  Die  Annahme  des  Grundsatzes,  dass  die  durch  die  Industrie  hervor- 
gerufenen Betriebsunfälle  auch  dieser  als  ein  Teil  der  Produktionskosten  zur 
Last  fallen  sollen,  ist  ein  Bruch  mit  dem  bisherigen  Rechtssystem  und  bildet  nur 
den  ersten  Schritt  zu  einer  modernen  Sozialpolitik.  Wer  aber  die  ultra-konser- 
vative  Stabilität  englischer  Zustände  kennt,  wird  zugeben,  dass  dieser  Vorgang 
einer  völligen  Revolution  in  den  traditionellen  Anschauungen  und  Auffassungen 
des  Arbeitsverhältnisses  gleichkommt.  Gerade  die  Unvollkommenheiten  des  vor- 
liegenden Gesetzes,  insbesondere  die  völlige  Unsicherheit  und  die  wirtschaftliche 
Unzulänglichkeit  der  Entschädigungen  sowie  die  sehr  wahrscheinliche  Erdrückung 
kleinerer  Betriebe  durch  die  bezüglichen  Lasten,  werden,  wie  in  England  selbst 
sachkundige  Kreise  schon  jetzt  behaupten,  sehr  bald  zu  einem  weiteren  Ausbau 
dieser  Gesetzgebung  zwingen  und,  da  man  den  einmal  gethanen  Schritt  nicht 
wieder  zurückmachen  kann,  in  notwendiger  Fortentwicklung  zur  allgemeinen 
Zwangsversicherung  führen.    Bemerkenswert  ist  in  dieser  Beziehung,  dass  die 


*)  Erläutert  und  übersetzt  von  Henry  Wolff  in  Braunes  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung 
und  Statistik,  Bd.  XI  S.  688—725,  Berlin  1897,  bezw.  von  BeUom  im  Bulletin  du  Comit^  perma- 
nent k  Paris,  Tome  Vm  (1897)  p.  454-482. 

*)  Das  englische  Gesetz  umfasst  nur  die  gefährlicheren  Industriezweige  (etwa  im  umfange 
des  deutschen  Stammgesetzes  vom  6.  Juli  1884)  mit  6  Millionen  Arbeitern,  während  die  übrigen 
Industriezweige,  Handwerk,  Handel,  Seeschiffahrt  und  Landwirtschaft,  mit  7  Millionen  Arbeitern 
noch  ausgeschlossen  bleiben.  Auch  der  Begriff  des  Betriebsunfalles  ist  enger  als  nach  deutschem 
Recht,  cUk  nichttötliche  Verletzungen  dann  nicht  darunter  fallen,  wenn  die  Unfallfolgen  binnen 
2  Wochen  beseitigt  sind;  später  auftretende  Folgen  bleiben  also  unentschädigt. 

')  Im  Fall  a)  der  Tötung:  Kapitalabfindung  für  die  Hinterbliebenen  bis  zum  Dreil^hen 
des  durchschnittlichen  Jahreslohnes,  aber  höchstens  300  £j  unter  Abzug  der  etwa  bei  Lebzeiten 
an  den  Verletzten  gemäss  lit.  b.  gezahlten  Renten  (Umwandlung  in  Leibrenten  zulässig),  b)  der 
Körperverletzung  mit  völliger  oder  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit:  für  den  Verletzten  von  der 
3.  Woche  nach  dem  Unfall  eine  Wochenrente  bis  zu  50  ^/o  des  durchschnittlichen  Wochenlohnes 
(aber  höchstens  1  ^),  welche  schon  nach  6  Monaten  auf  Antrag  des  Arbeitgebers  durch  einmalige 
Kapitalzahlung  abgelöst  werden  kann.  Keine  Kosten  des  Heilverfahrens,  keine  Krankenhaus- 
pflege! Verlust  des  Entschädigungsanspniches  bei  Zahlungsunfähigkeit  des  Unt-emehmers;  Ver- 
jährung des  Anspruchs  in  6  Monaten! 

*)  Kein  kostenfreies  Verfahren,  keine  Sondergerichte! 

''')  Keine  Sondervorschriffen  darüber! 
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beiden  letzten  Trade  Ünions-Eongresse  in  Birmingham  and  Bristol  (September 
1897  o.  1898)  wenngleich  sie  die  grossen  Vorteile  des  nenen  Gesetzes  rftckhalt- 
los  anerkannten,  bereits  die  Ausdehnung  auf  alle  Arbeiter  beiderlei  Geschlechtes 
zu  Lande  und  zu  Wasser,  die  Beseitigung  der  (zweiwöchigen)  Wai^tezeit,  die 
Abschaffung  der  Einrede  des  Selbstverschuldens  und  das  völlige  Verbot  des 
contracting-out  als  unerlässlich  bezeichneten.  Auch  wurde  bereits  im  Februar  1898 
im  Parlament  der  Antrag  eingebracht^  f&r  die  dem  neuen  Gesetz  noch  nicht 
unterstellten  Betriebe  wenigstens  schon  jetzt  die  Einrede  des  common  employ- 
ment  bei  Betriebsunfällen  gesetzlich  auszuschliessen. 

Das  Gesetz  (s.  Anhang  No.  3)  beschränkt  sich,  ähnlich  wie  das  deutsche 
Stammgesetz  vom  6.  Juli  1884,  zunächst  auf  die  gefährlicheren  Gewerbezweige: 
Fabriken,  Bergwerke,  Steinbruche,  Eisenbahnen,  Eonstruktionswerke  und  Bauten 
über  80  Fuss  Höhe,  bei  welchen  Gerüste  oder  Maschinen  zur  Anwendung  kommen  (§  7). 

Für  Unfälle,  welche  die  in  diesen  Betrieben  beschäftigten  Personen  ^)  in  Folge 
und  im  Laufe  ihrer  Beschäftigung  betreffen  und  länger  als  zwei  Wochen  arbeits- 
unfähig machen,  hat  der  Unternehmer  des  unfallbringenden  Betriebes  nach  den 
im  G^tz  selbst  festgelegten  Sätzen  Entschädigung  zu  leisten,  sofern  nicht  der 
Verletzte  selbst  den  Unfall  vorsätzlich  oder  mutwillig  (durch  serious  and  wilful 
miscondnct)  herbeigeführt  hat;  andererseits  hat  bei  vorsätzlichem  oder  schuld- 
haftem Verhalten  (personal  negligence  or  wilful  act)  des  Unternehmers  der  Ver- 
letzte die  Wahl,  ob  er  die  Entschädigung  nach  dem  bisherigen  Haftpflichtrecht 
oder  nach  dem  neuen  Gesetz,  aber  in  jedem  Fall  nach  dem  zulässig  höchsten 
Ausmass,  beanspruchen  will  (§  1).  Zur  Wahrung  seines  Entschädigungsanspruches 
hat  der  Verletzte  den  Unfall  alsbald  und  jedenfalls  vor  der  Ausscheidung  aus 
dem  Betriebe  seinem  Arbeitgeber  anzuzeigen  und  seinen  Anspruch  binnen  6  Mo- 
naten geltend  zu  machen,  auch  sich  auf  Verlangen  seines  Arbeitgebers  durch 
einen  von  diesem  zu  bestellenden  und  zu  bezahlenden  Arzt  untersuchen  zu  lassen; 
die  Unfallanzeige  muss  Namen  und  Wohnort  des  Verletzten  sowie  Tag  und 
Ursache  des  Unfalls  enthalten,  und  kann  mündlich  oder  schriftlich  erstattet 
werden  (§  2). 

Als  Schadenersatz  soll  (gemäss  Anhang  I  des  Gesetzes)  gewährt  werden: 

1.  bei  Körperverletzung  mit  völliger  oder  teilweiser  Enirerbsunfthigkeit 
von  der  3.  Woche  nach  dem  Unfall  eine  Wochenrente  bis  zu  50  ^^  des  durch- 
schnittlichen Wochenlohnes,  jedoch  nicht  über  1  £  wöchentlich,  wobei  der  Ver- 
dienst vor  und  nach  dem  Unfall  in  Betracht  zu  ziehen  ist;  2.  im  Fall  der 
Tötung  eine  Eapitalabfindung  für  die  Hinterbliebenen  bis  zum  Dreifachen  des 
durchschnittlichen  Jahreslohns  des  Getöteten  oder  eine  Pauschalsumme  von  150  £, 
jedoch  in  keinem  Fall  mehr  als  800  £  (unter  Abzug  der  etwa  bei  Lebzeiten  an 
den  Verletzten  bereits  gezahlten  Wochenrenten),  oder,  wenn  Angehörige  nicht 
hinterbleiben,  die  angemessenen  Arzt-  und  Begräbniskosten,  jedoch  nicht  über 
10  £;  die  Hinterbliebenen-Entschädigungen  können  in  Leibrenten  verwandelt 
werden.  Während  des  Rentenbezugs  hat  sich  der  Verletzte  zur  Vermeidung 
sofortiger  Renteneinstellung  auf  Verlangen  des  Rentenzahlers  von  Zeit  zu  Zeit 
durch  einen  von  diesem  zu  bestellenden  Arzt  oder,  wenn  der  Verletzte  dies  vor- 
zieht, durch  einen  staatlich  hierfür  angestellten  Arzt  untersuchen  zu  lassen,  um 
die  Rente  —  sei  es  auf  Antrag  des  Unternehmers  oder  des  Arbeiters  —  ander- 
weit festsetzen  zu  können.  Ist  die  Rente  6  Monate  gezahlt  worden,  so  kann  sie 
auf  Antrag  des  Arbeitgebers  —  nicht  auch  des  Arbeiters  —  durch  eine  Pauschal- 
zahlung abgelöst  werden.  Die  [Jnfallentschädigungen  sind  weder  übertragbar  noch 
verpfändbar.  Streitigkeiten  über  die  Entschädigungspflicht  oder  über  Umfang 
und  Art  der  Entschädigung  werden  gemäss  Anhang  II  des  Gesetzes  durch  ein 
von  den  Parteien  zu  bildendes  Schiedsgericht,  andernfalls  durch  den  Grafschafts- 
ricbter  (Amtsrichter)  entschieden,  in  der  Regel  endgültig  und  gegen  ermässigte, 
keinesfalls  vor  dem  Urteil  einziehbare  Prozessgebühren. 


*)  Nach  einer  Zußammenstelluiig  des  „Friendly  Societies  Eecorder"  (Nr.  174,  London,  7.  Jan. 
1899)  3,6  MUl.  in  Fabriken,  0,7  MiU.  in  Bergwerken,  0,1  Mill.  in  Steinbrüchen,  0,5  Mill.  bei  Eisen- 
bahnen, 0,8  Mill.  bei  Konstruktion.swerken,  0,7  Mill.  bei  Bauten,  in  Summa  6,4  MilL  Personen. 
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Träger  der  Entscbädigangspflicht  ist  regelmässig  der  Unternehmer  des 
Betriebes,  in  welchem  der  Unf^  eingetreten  ist;  im  Fall  des  Konkurses  steht 
dem  Entschädignngsberechtigten  ein  gesetzliches  Vorrecht  zu.  (§§1,  5.)  Der 
Unternehmer  kann  sich  aber  dieser  persönlichen  Haftpflicht  dadurch  entziehen, 
dass  er  mit  seinen  Arbeitern  eine  auf  Gegenseitigkeit  begründete  Versiche- 
rung eingeht.  Dieses  contracting  out  ist  jedoch  auf  Andrängen  der  Friendly 
Societies  und  Trade  Unions,  welche  die  Unabhängigkeit  der  Arbeiter  gewahrt 
wissen  wollten,^)  mit  gewissen  Garantieen  umgeben  worden:  einmal  muss  ein 
solcher  Versicherungsplan  dem  Registrar  of  Friendly  Societies  zur  Bestätigung 
vorgelegt  werden,  welche  nur  dann  erteilt  werden  darf^  wenn  die  danach  ver- 
sicherten Arbeiter  nicht  schlechter  als  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  gestellt 
sind;  sodann  darf  die  Einstellung  des  Arbeiters  in  den  Betrieb  nicht  vom  Beitritt 
zu  dem  Versicherungsplan  abhängig  gemacht  werden;  auch  kann  die  Bestätigung 
des  letzteren,  wenn  die  Voraussetzungen  daf&r  später  hinfällig  werden,  auf 
Betreiben  der  Arbeiter  jederzeit  widerrufen  werden;  und  endlich  haben  solche 
Versicherungspläne  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  ohne  die  behördliche  Bestä- 
tigung überhaupt  nicht  mehr  Gültigkeit  (§  3). 

Im  übrigen  bleibt  der  Unternehmer  auch  beim  Vergeben  einzelner  Arbeiten 
an  Zwischenuntemehmer  den  bei  diesen*  Arbeiten  verunglückten  Arbeitern  — 
vorbehaltlich  seines  B^^esses  an  den  sonst  Entschädigungspflichtigen  —  regel- 
mässig selbst  verantwortlich,  während  der  Arbeiter  die  Wahl  hat,  ob  er  sich 
an  seinen  Arbeitgeber  oder  den  sonst  haftpflichtigen  Dritten  halten  will  (§§  4,6). 

Bein  äusserUch  betrachtet  hat  dieses  englische  Gesetz  gegenüber  dem 
deutschen  Unfallversicherungsgesetz  den  Vorzug  der  Kürze  und  Klarheit:  in  nur 
10  Artikeln  wird  der  Grundsatz  festgelegt,  dass  für  Betriebsunfälle  regelmässig 
der  Unternehmer  des  Betriebes  nach  bestimmten  Normen  Schadenersatz  zu  leisten 
hat.  Indessen  ist  dieser  Vorzug  nur  ein  scheinbarer.  Abgesehen  davon,  dass 
dem  englischen  Gesetz  zur  Erläuterung  der  Entschädigungsnormen  und  des  Ent- 
schädigungsverfahrens noch  zwei  Anhänge  beigegeben  sind,  während  das  deutsche 
Gesetz  die  ganze  Materie  selbst  regelt,  enthält  das  letztere  auch  die  Vor- 
schriften über  die  Organisation  der  Unfallversicherung  (Beru&genossenschaften, 
Schiedsgerichte,  Eeichsversicherungsamt),  welche  das  grundsätzlich  auf  dem  Boden 
der  persönlichen  Haftpflicht  verbleibende  englische  Gesetz  überhaupt  nicht  regelt. 
Sodann  ist  man  wenigstens  in  juristischen  Kreisen  schon  heute  darüber  einig,  dass 
das  englische  Gesetz  kaum  einen  Begriff  enthält,  der  nicht  erst  durch  die  Eecht- 
sprechung  festzulegen  wäre,  und  da  eine  einheitliche  Rechtsprechung  wie  in  Deutsch- 
land durch  Scha^ng  des  Reichs- Versicherungsamts  nicht  vorgesehen  ist,  so  wird 
die  Auslegung  des  G^etzes  voraussichtlich  ebenso  verschiedenartig  ausfallen,  wie 
dies  bei  der  österreichischen  Unfallversichening  allgemein  beklagt  wird. 

Es  ist  aber  zu  befürchten,  dass  das  neue  Gesetz  um  so  mehr  zu  zahlreichen 
Prozessen  Veranlassung  geben  wird,  als  es  dem  Unternehmer  gestattet,  die  Ent- 
schädigung abzulehnen,  sobald  der  Unfall  dem  eigenen  mutwilligen  Verhalten 
(wilftQ  misconduct  §  1)  des  verletzten  Arbeiters  zuzuschreiben  ist;  damit  wird  die 
bereits  unter  dem  Haftpflichtgesetz  verurteilte  Theorie  der  contributory  negligence 
(Mitschuld  des  Verletzten)  aufs  neue  lebendig  gemacht  und  der  Wert  des  Gesetzes 


^)  Bei  solchen  Yersicheranggabkommen  pflegten  die  Unternehmer  nur  Zuschüsse  bis  zn 
25%  zu  leisten,  während  die  Arbeiter  die  Hauptlast  selbst  zu  tragen  hatten,  in  der  Verwaltung 
der  Fonds  häufig  beschränkt  waren  und  bei  Verlust  ihrer  Arbeitsstelle  auch  aüe  Beiträge  und 
Anrechte  verloren.  Abgesehen  von  der  wirtschaftlichen  Abhängigkeit  der  Mitglieder  solcher  Be- 
triebskassen  von  ihren  Arbeitgebern,  befürchteten  die  Friendly  Societies  und  Trade  ünions  auch 
die  Verkümmerung  ihrer  eigenen  Entwicklung  durch  solche  Zwangskassen.  VgL  Report  of  the 
National  Conference  of  Friendly  Societies  at  London,  January  21  st,  1898,  p.  8-10,  18,  16-17,  21 
und  Congr^s  international  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales,  3*  session,  Milan 
1894,  p.  534  et  544  suiv.  Neuerdings  scheint  diese  Abneigung  mehr  zu  schwinden,  seitdem  die 
meisten  der  bisher  unter  dem  neuen  Gesetz  bestätigten  „contracting-out  schemes"  oder  richtiger 
„mutual  benefit  schemes^,  den  Arbeitern  bedeutende  Vorteile  (Streichung  der  Wartezeit,  Zusiche- 
rung von  Altersrenten  u.  s.  w.)  zugestanden  haben  und  die  Kautelen  des  neuen  Gesetzes  die  Aus- 
gestaltung dieser  Abkommen  zu  Gunsten  der  Arbeiter  wesentlich  beeinflussen.  VgL  „Friendly 
Societies  Recorder",  London,  No.  174  v.  7.  Jan.  1899. 
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ZU  Ungunsten  der  Arbeiter  erheblich  beeinträchtigt.  Gerade  in  dieser  Ein- 
schleppung der  „faute  lonrde"  zeigt  sich  wie  bei  den  neuen  Unfallgesetzen 
Frankreichs,  Italiens  und  Dänemarks^)  —  im  Gegensatz  zum  deutschen  G^tz  — 
die  einer  gesunden  Regelung  durchaus  entgegenstehende  Verquickung  zweier 
grundsätzlich  sich  gegenseitig  ausschliessender  Systeme,  nämlich  der  ihrem  ganzen 
Wesen  nach  stets  zu  persönlichen  Rechtsstreitigkeiten  fuhrenden  Haftpflicht 
und  der  sich  rein  geschäftlich  regelnden  Versicherung.  Zu  der  letzteren  konnte 
auch  der  englische  Gesetzgeber  nicht  gelangen,  weil  er  sich  mit  der  f&r  die 
DurchftLhrung  einer  kollektiven  Versicherung  unentbehrlichen  Organisation,  wie 
sie  u.  a.  in  den  deutschen  Beru&genossenschaften  verkörpert  ist,  noch  nicht  zu 
befreunden  vermochte;  eine  solche  Organisation  wurde  als  dem  englischen  Geist 
widersprechend  und  zu  kostspielig  abgelehnt,  augenscheinlich  weil  man  über  das 
eigentliche  Wesen  und  Wirken  der  deutschen  Berufsgenossenschaften  nur  mangel- 
haft unterrichtet  war.  So  hat  schon  Henry  Wolff*)  mit  Recht  darauf  hingewiesen, 
dass  die  deutsche  Berufsgenossenschaft  im  Grunde  nichts  anderes  als  das  alt- 
englische Tithing  ist  und  dass  sich  in  England  gerade  auf  dem  Gebiet  des  Haft- 
pflichtwesens,  sobald  das  erste  G^etz  darüber  erging,  überall  freie  Vereinigungen 
zur  gemeinsamen  Tragung  der  Last  gebildet  haben.  In  dieser  Beziehung  mag 
darauf  hingewiesen  werden,  dass  besonders  in  den  Grossbetrieben  (Bergbau 
und  Eisenbahnwesen)  derartige  auf  Gegenseitigkeit  begründete  Berufsgenossen- 
schaften ^)  seit  Jahren  mit  bestem  Erfolge  thätig  sind,  und  dass  man  gerade  von 


')  Vgl.  meine  „Arbeiterversichening  im  Auslände",  Heft  I:  Dänemark,  Heft  IV:  Frank- 
reich, Berlm  1898,  und  meinen  Aufsatz:  „Zur  ünfallyersichening  in  Italien''  in  der  Zeitschrift 
für  Sozialwissenschaft  1.  Jahrg.  S.  802  fg.,  Berlin  1898. 

5  Vgl.  Brami's  Archiv  Bd.  11  S.  710. 

*}  So  haben  sich  z.B.  für  den  Bergbau  in  England  und  Wales  zu  Regelung  der  ünfall- 
entschftdigungen  9  Miners'  permanent  relief  mnds  gebildet,  bei  welchen  von  den  im  Bergbau  beschäf- 
tigten 610000  Arbeitern  269000  versichert  sind;  es  betragen  u.  a.  die  Entschädigungszahlungen 
für  die  Jahre  1885—1890  171000  £  oder  Va  d.  pro  Tonne  Förderung,  die  Gesamteinnahmen  seit 
Bestehen  der  Genossenschaften  —  die  älteste  war  1862  gegründet  worden  —  bis  zum  Jahre  1891 
1 106040  iß*  (daranter  973 14  i  £  Beiträge  der  Arbeiter  und  81096  £  Zuschttsse  der  Unternehmer) 
und  die  Verwaltnngskosten  durchschniUlich  10  ^/^  der  Beiträge.  (Vgl.  den  Anfsatz  The  Labour 
Question  von  J.  Chamberlain  in  Nineteenth  Century,  London,  November  1892,  und  Bulletin  du 
Comit6  permanent  ä  Paris,  Tome  VI  (1895)  p.  560-566). 

Die  älteste  dieser  Genossenschaften  ist  der  am  7.  Juni  1862  aus  Anlass  eines  grossen  Gruben- 
unglücks zur  Regelung  der  Unfallfürsorge  begründete  Northumberland  and  Durhun  miners*  per- 
manent relief  fund,  welchem  Ende  1896  von  den  in  Nordengland  beschäftigten  155700  Berfifleuten 
122257  als  Mitglieder  angehörten.  Das  Statut  unterscheidet  fuU  members  (über  18  Jahre  alt)  und 
half-members  (unter  18  Jahre  alt);  die  ersteren  haben  4  d.  wöchentlichen  Beitrag,  die  letzteren 
nur  die  Hälfte  davon  zu  zahlen,  demgemäss  aber  auch  nur  auf  die  Hälfte  der  Unterstützungen 
Ansprach.  Als  solche  gewiüirt  die  Genossenschaft  a)  beim  Tode  eines  ledigen  Mitgliedes  24^ 
an  die  Erben,  sonst  an  die  Witwe,  neben  5  £  Begräbnisgeld,  eine  Wochenrente  von  5  s.  bis  zu 
ihrem  Tode  oder  ihrer  Wiederverheiratung  und  für  jedes  Kind  2  s.  wöchentlich  bis  zum  14.  Lebens- 
jahr; b)  bei  Körperverletzungen  an  den  Verletzten  eine  Wochenrente  von  5  s.  während  der 
ersten  6  Monate,  dann  8  s.  für  die  feraere  Dauer  der  Invalidität.  Seit  1862  hatte  diese  Genossen- 
schaft 4188  tötliche  Unfälle  (1,88  auf  1000  Mitglieder),  und  4541  schwerere  UnfäUe  (mit  Arbeits- 
unfähigkeit von  mehr  als  26  Wochen;  2,12  auf  100  Mitglieder,  mit  einer  durchschnittlichen 
Unterstützungsdauer  von  8,8  Jahren)  entschädigt  und  zvrar  in  den  ersten  Fällen  2368  Witwen 
und  4656  Kinder;  von  den  Witwen  pflegten  sich  77,5 ^/^  binnen  5  Jahren  nach  dem  UnfaQ  wieder 
zu  verheiraten.  Ende  1896  waren  noch  zu  unterstützen:  1136  Witwen,  1199  Kinder,  761  Unfall- 
invaliden  uud  3404  Altersinvaliden.  Letztere  bezogen  ihre  Renten  aus  einem  1875  begründeten 
besonderen  Altersrentenfonds,  weldier  solche  Mitgueder,  die  10  Jahre  lang  zu  dem  Genossen- 
schaftsfonds  gesteuert  und  das  60.  Lebensjahr  zurückgelegt  hatten,  zum  Bezüge  von  Altersrenten 
berechtigt;  jene  3404  AJtersrentner  hatten  aber  durchschnittlich  erst  im  Alter  von  67,8  Jahren 
den  Rentenantrag  gestellt  und  unter  den  seit  1875  im  Gkinzen  bewilligten  9031  Altersrenten 
hatten  in  2483  Fällen  die  Antragsteller  bereits  das  70.  Jahr  zurückgelegt.  Von  1862  bis  Ende 
1896  hatte  die  Genossenschaft  über  1  Mill.  £  an  Unterstützungen  angezahlt,  und  zwar  365 132  jf 
an  Witwen  und  Kinder  tötlich  Veranglückter,  114551  bezw.  270492  £  an  Unfallverletzte  mit 
dauerader  bezw.  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  und  417463  £  an  Altersrentner.  In  den 
letzten  5  Jahren  (1892—96)  betrugen  die  Beitragseinnahmen  459538  £  und  die  Unterstützungs- 
ausgaben 398010  jf;  der  Yermögensstand  Ende  1896  belief  sich  auf  227819  i^;  versicherangs- 
technische  Deckung  der  Rentenverbindlichkeiten  fehlt  (1896  Defizi*.  bereits  73000  £\  Vgl.  Con- 
grte  interaational  des  accidents  du  travail  et  des  assurances,  4*  Session  tenue  ä  Bruxelles  du  26 
au  31.  juillet  1897,  Bruxelles,  p.  630-634;  8*  Session  tenue  ä  Milan  du  1.  au  6.  Oktobre  1894, 
Milan,  p.  582-585;  auch  Bärnreither  a.  a.  0.,  S.  408  (g. 
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der  Aas-  and  Umbildang  solcher  Genossenschaften,  welche  einerseits  das  für  den 
vereinzelten  Unternehmer  völlig  nnübersehbäre  Bisiko  gewissermassen  kontingen- 
tieren and  andererseits  dem  Verletzten  seine  Entschädigung  sicherstellen,  eine 
gedeihliche  Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes  erhofft  Sollte  diese  Erwartung 
sich  bestätigen  —  und  bis  Ende  1898  waren  bereits  55  solcher  Genossenschaften  mit 
rund  150000  Arbeitern  (darunter  39  mit  22370  Arbeitern  dem  Kohlenbergbau  und 
2  mit  34938  Arbeitern  dem  Eisenbahnwesen  angehörend)  genehmigt  —  so  würde 
man  also  auf  diesem  Wege  auch  zu  „Berufsgenossenschaften^  gelangen;  nur  würden 
diese  ,,freien^  Beru&genossenschaften  den  Nachteil  haben,  dass  kleinere  Unter- 
nehmer in  ihnen  kaum  Platz  finden  und  wegen  der  hohen  Prämien  sich  auch 
anderweit  nicht  versichern  würden,  so  dass  die  in  solchen  Betrieben  verunglückten 
Arbeiter  dann  trotz  des  neuen  Gresetzes  nach  wie  vor  ins  Freie  fallen  würden. 

Auch  die  angebliche  Höhe  der  Yerwaltungskosten  der  deutschen  Unfallversiche- 
rung wird  man  gegen  eine  solche  Organisation  ernstlich  kaum  ins  Feld  Itihren  können, 
im  Gegenteil  bleibt  der  Yerwaltungsaufwand  der  deutschen  Beru&genossenschaften 
obwohl  die  Kosten  der  Unfallfeststellung,  der  Schiedsgerichte  und  der  Unfall- 
verhütung bezw.  Ueberwachung  der  Betriebe  darin  mitenthalten  sind,  noch 
erheblich  hinter  demjenigen  der  freien  englischen  Genossenschaften  zui*ück;  so 
betragen  die  Verwaltungskosten  bei  den  ersteren  durchschnittlich  nur  11^/^  der 
Einnahmen  bezw.  15^/^  der  Ausgaben,  dagegen  bei  den  Trade  Unions  17 
bezw.  20^0?  ^i  ^^^  Friendly  Societies  etwa  15^©  bezw.  17*^/o,  und  bei  den 
CoUecting  Societies  und  Industrial  Assurance  Companies  sogai*  37  bis  43^/^  der 
Prämieneinnahmen  —  die  letzteren  Zahlen  bieten  gerade  einen  neuen  Belag 
dafür,  dass  die  allgemeine  Zwangsversicherung  etwa  dreimal  so  billig  arbeitet^ 
wie  die  freie  Privatversicherung.  ^) 

Die  Ablehnung  einer  besonderen  Organisation  für  die  Unfallversicherung 
bezw.  das  Festhalten  an  der  persönlichen  Haftbarkeit  des  einzelnen  Unter- 
nehmers hat  aber  erhebliche  Mängel  des  Gesetzes  zur  Folge  gehabt.  So  hat  man 
die  kleineren  Bauunternehmer  aus  dem  Gesetze  herausgelassen,  weil  sie  als 
Träger  der  bezüglichen  Lasten  zu  schwach  erschienen  und  eine  Verteilung 
der  Lasten  auf  breitere  Schulteren  innerhalb  des  Rahmens  des  vorliegenden  Ge- 
setzes ausgeschlossen  war;  es  sind  daher  nur  grössere  Bauten  (über  30Fuss  Höhe 
unter  Anwendung  von  Gerüsten  oder  Maschinen)  dem  Gesetz  unterstellt,  mithin 
wird  nur  ein  Teil  der  Bauarbeiter  die  Vorteile  des  neuen  Gesetzes  gemessen 
und  der  andere  Teil  nach  wie  vor  leer  ausgehen;  es  liegt  aber  auf  der  Hand, 
dass  dies  zu  erheblicher  Unzufriedenheit  in  den  beteiligten  Arbeiterkreisen 
fahren  wird. 

Des  weiteren  hat  die  Beibehaltung  der  individuellen  Haftpflicht  dazu  geführt, 
der  Hauptsache  nach  die  Unfallentschädigungen  in  Kapitalform  zu  gewähren, 
indem  auch  laufende  Unfallrenten  schon  nach  6  Monaten  vom  haftpflichtigen 
Unternehmer  durch  Kapitalzahlung  abgelöst  werden  können,  und  kapitalkräftige 
Unternehmer  werden  dies  als  das  für  sie  Vorteilhaftere  regelmässig  vorziehen. 
Dem  Arbeiter  wird  aber  damit  in  den  wenigsten  Fällen  gedient  sein,  denn  das, 
was  ihm  regelmässig  not  thut,  ist  ein  fortlaufend  gesicherter  Unterhalt,  und  einen 
solchen  kann  eine  einmalige  Kapitalzahlung  —  von  Einzelfällen  abgesehen  — 
erfahrungsgemäss  nicht  gewährleisten.*)  Behält  dagegen  der  Arbeiter  seine  BentC; 
so  ist  er  nach  dem  englischen  G^etz  bei  etwa  eintretender  Zahlungsunfähigkeit 
des  Unternehmers  ohne  jeden  Schutz;  in  dieser  Beziehung  steht  das  englische  Ge- 
setz noch  hinter  dem  französischen  und  italienischen  Gesetz  zurück,  welche  dem 
Arbeiter  wenigstens  gewisse  Gfu*antieen  sichern.')    Abgesehen  davon  bleiben  die 


*)  Vgl  meine  „Aibeiterversicherung  im  Auslande*',  Heft  IV:  Die  Aibeiterveraioherung  in 
Frankreich,  Berlin  1898,  S.  41  und  das  daselbst  angezogene  statistische  Material. 

^)  Vgl.  die  Ausführungen  von  Henry  Wolff  in  Braun's  Archiv,  Bd.  11,  S.  705. 

')  VgL  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Heft  IV:  Die  Arbeiterversicherung  in 
Frankreich,  S.  46  und  meinen  Aufsatz  „Zur  Unfallversicherung  in  Italien",  Zeitschrift  für  Sozial- 
wissenschaft, L  Jahrg.,  8.  302 fg.,  Berlin  1898.  Das  S.  22  a.  A.  erwähnte  Vorzugsrecht  des  Ar- 
beiters bei  Eonkurs  des  Unternehmers  nach  dem  englischen  Gesetz  beschränkt  sich  auf  den  FaU 
der  Versicherung  der  Arbeiter  seitens  des  Unternehmers  bei  einer  Versicherungsgesellschaft,  bezw. 
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Rentensätze  gegenüber  demjenigen  der  deutschen  und  österreichischen  Zwangs- 
versicherung, welche  überdies  den  Arbeitern  ein  kostenfreies  Verfahren  gewährt, 
erheblich  zurück  (höchstens  50%  des  durchschnittlichen  Arbeitsverdienstes  gegen- 
über 66*/.  nach  deutschem  und  60%  nach  österr.  Gesetz). 

Vielleicht  der  grösste  Mangel  des  Gesetzes  ist  aber  der,  dass  es  nichts  vor- 
sieht, was  auf  die  Verhütung  von  Unfällen  abzielt.  Wie  Henry  Wolff  mit 
Secht  hervorhebt,  hatten  die  englischen  Arbeiter  einmal  über  das  andere  erklärt, 
dass  ihnen  weit  weniger  an  der  Entschädigung  als  an  der  Abwendung  der  Un- 
fälle gelegen  sei,  dass  sie  kein  Geld,  sondern  heile  Knochen  und  Glieder  wollten. 
Gerade  deshalb  bekämpften  die  Trade  Unions,  wie  oben  bemerkt,  das  Prinzip 
der  Zwangsversicherung,  von  welchem  sie  irrtümlicherweise  eine  Abschwächung 
des  VerantwortlichkeitsgefÜhls  des  einzelnen  Unternehmers  und  demgemäss  eine 
Vermehrung  der  Unfälle  befürchteten,  und  so  glaubten  sie  umgekehrt  nur  durch 
eine  noch  weitere,  möglichst  bis  zu  strafrechtlichen  Vorschriften  führende  Ver- 
schärfung der  persönUchen  Haftpflicht  eine  Abminderung  der  Betriebsunfälle 
erreichen  zu  können.^) 

Nun  hat  freilich  das  am  1.  Januar  1896  in  Kraft  getretene  „Gesetz  zur 
Ergänzung  und  Ausdehnung  der  Bestimmungen  über  Fabriken  und  Werkstätten 
vom  6.  Jiüi  1895"*)  die  in  den  früheren  Fabrik-  und  Werkstättengesetzen  von 
1878  und  1891  (41  &  42  Vict.  c.  16  und  54  &  55  Vict.  c.  75)  enthaltenen 
Arbeiterschutzbestimmungen  im  Sinne  der  Beschlüsse  der  internationalen  Arbeiter- 
schutzkonferenz zu  Berlin^)  (15. — 29.  März  i890)  und  nach  ähnlichen  Grundsätzen 
wie  in  der  Novelle  zur  deutschen  (Gewerbeordnung^)  vom  1.  Juni  1891  weiter  aus- 
gebildet, insbesondere  auch  die  auf  Verhütung  von  Gewerbekrankheiten  und  Be- 
triebsunfällen abzielenden  Vorschriften  nicht  unerheblich  erweitert^);  indessen  ist 
damit  noch  keineswegs  dargethan,  dass  die  Einfügung  besonderer  Bestimmungen 
über  die  Unfallverhütung  in  das  englische  Gesetz  im  wohlverstandenen  Inter- 
esse aller  Beteiligten  nicht  ebenso  nützlich  und  notwendig  gewesen  wäre,  wie 
dies  8.  Z.  bei  Erlass  des  deutschen  Unfallversicherungsgesetzes  (§§  78 — 86)  un- 
geachtet der  allgemeinen  Schutzvorschriften  der  Gewerbeordnung  und,  wie  die 
Erfahrung  gelehri;  hat,  mit  bestem  Erfolge,  geschehen  ist. 

Dem  erwähnten  englischen  Arbeiterschutz-Gesetz  unterliegen  nicht  weniger  als 
200000  Fabriken  und  Werkstätten  mit  4,5  Millionen  darin  beschäftigter  Personen 
(3  Mill.  Männer  und  1,5  Mill.  Frauen;  davon  ca.  4  Mill.  in  Fabriken  und  ^/^  Mill.  in 
Werkstätten);  zur  Durchführung  der  staatlichen  Aufsicht  sind  aber  nur  114  Fabrik- 
inspektoren vorhanden,  sodass  durchschnittlich  auf  einen  Aufsichtsbeamten  nahezu 
ie  2000  Betriebsstätten  und  40000  Arbeiter  entfallen.*)  Es  ist  daher  begreiflich, 
wenn  die  Aufeichtsbeamten  vor  der  zur  Untersuchung  der  Arbeitsverhältnisse 
eing^etzten  Labour-Ciommission  mehrfach  erklärt  haben,  die  zur  wirksamen  Durch- 
ffiluiing  des  Gesetzes  erforderliche  Au&icht  gar  nicht  leisten  zu  können,^)  und  dass 

auf  die  von  dieser  dem  UntemehmeT  geschuldete  Versicheruiigssumine;  dagegen  sind  die  Ver- 
.  suche,  dem  Arbeiter  bezüglich  der  Unfallentschädigung  dassdbe  Vorrecht  wie  bezüglich  rück- 
stUndiger  Lohnforderungen  am  Vermögen  des  Unternehmers  einzuräumen,  als  kreditschädigend 
ffir  den  letzteren  im  Parlament  abgelehnt  worden  („Friendly  Societies  Recorder'',  London,  No.  174 
Tom  7.  Januar  1899). 

^)  Vgl.  auch  Gongräs  international  des  accidents  du  travail  ä  Hilan,  Tome  I  p.  544-560, 
Milan  1894,  und  die  daselbst  mitgeteilte  Unfallstatistik  englischer  Eisenbahn-  and  Bergwerks- 
betriebe. 

*)  In  deutscher  üebersetzung  abgedruckt  und  von  Vaughan  Nash  in  London  erläutert  in 
Braun's  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Bd.  8  S.  645—681  nnd  Bd.  9  8. 187—227. 

*)  Vgl.  Dr.  Zacher,  Arbeiterversicherung  und  Sozialreform  in  Deutschland,  Berlin  1898,  S.  20. 

*)  Vgl.  Evert,  Handbuch  des  gewerblichen  Arbeiterschutzes,  Berlin  1897,  nnd  Konservatives 
Handbuch,  8.  Aufl.,  Berlin  1898,  S.  26  fg.  unter  „Arbeiterschutzgesetzgebung". 

^)  So  sind  u.  a.  die  Einspruchsrechte  der  staatlichen  Aufsichtsorgane  gegen  lebens-  und 
gesundheitsgefihrliche  Betriebe  nicht  unwesentlich  erweitert  und  zur  besseren  Regelung  des 
Unfallmelde-  und  -feststdlungsverfahrens  besondere  Vorschriften  erlassen  worden;  vgL  §§  2,  4, 
9,  18 — 21  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1895  a.  a.  0.  und  die  Erläuterungen  dazu  von  Vaughan  Nash 
a.  a.  0.  Bd.- 9  S.  9,  S.  192,  199,  203,  218,  222. 

•)  VgL  Annual  report  of  the  Chief  LMpectx)r  of  Factories  and  Workshops  for  the  year  1897, 
London  1898,  p.  4,  148,  181,  232. 

')  Vgl.  u.  a.  die  Ausführungen  von  Henry  Wolff  in  Braunes  Archiv,  Bd.  11  S.  709  fg. 


26  ^ie  Arbdteryenichemnfi:  in  England. 

das  staatliche  Au&ichtspersonal  in  England  ebensowenig  wie  in  anderen  Industrie- 
staaten den  stets  steigenden  Anforderungen  gerecht  zu  werden  vermag.  Es  erscheint 
daher  wie  auf  anderen  Gebieten  unseres  modernen  Erwerbslebens  auch  hier  eine 
Arbeitsteilung  geboten  und  dies  umsomehr,  als  gerade  die  gewerbetechnischen 
Fortschritte  unserer  Zeit  so  zahlreiche  und  mannigfaltige  sind,  dass  ein  Au&ichts- 
beamter  eines  grosseren,  die  verschiedenartigsten  Gewerbezweige  umfassenden  Bezirks 
oft  beim  besten  Willen  gar  nicht  in  der  Lage  sein  wird,  sich  neben  seinen  zeit- 
raubenden Dienstgeschä^n  auch  noch  in  allen  einschlägigen  Fächern  fortlaufend 
auf  der  Höhe  zu  erhalten;  vielmehr  werden  hier  deigenigen,  welche  den  Verhält- 
nissen näher  stehen,  also  dauernd  in  bestimmten  Gewerbezweigen  thätig  sind, 
f&r  diese  Gewerbezweige  regelmässig  eingehendere  Kenntnisse  und  reichere  prak- 
tische Erfahrungen  zur  Seite  stehen.  1^  war  daher  ein  besonders  glücklicher 
Gedanke  des  deutschen  Gesetzes  sich  diese  reichen  Kenntnisse  und  Erfahrungen 
der  unmittelbar  Beteiligten  zum  Zweck  einer  wirksamen  Unfallverhütung  zu 
Nutze  zu  machen.  Dieser  Gedanke  hat  aber  in  dem  deutschen  Gesetz  (§§  78  bis 
86)  die  denkbar  einfachste  Lösung  gefunden,  und  von  einer  „tyrannischen 
Einmischung  des  Staates  in  Privatangelegenheiten^,  wie  man  in  England  viel- 
fach annimmt,  ist  dabei  gar  keine  Eede  —  ganz  im  G^enteil,  das  Gesetz 
statuiert  gar  nicht  einmal  den  Zwang,  sondern  nur  die  Befugnis  zum  Erlass 
von  ünfallverhütungsvorschriften,  und  wenn  trotzdem  fest  sämtliche  gewerb- 
liche Berufegenossenschaften  ^)  solche  Vorschriften  erlassen  haben  und  mit  Erfolg 
durchzuftLhren  bestrebt  sind,  so  hat  sie  eben  ihr  eigenes  Interesse  dazu  ver- 
anlasst, da  „Unfälle  verhüten"  billiger  ist,  als  „Unfallrenten  zahlen"  —  ganz 
abgesehen  davon,  dass  mit  diesen  Interessen  auch  die  der  Arbeiter,  welche  beim 
Erlass  solcher  Vorschriften  mitzuwirken  berufen  sind,  und  das  Allgemeininteresse, 
unnötigen  Verlusten  an  Arbeitskraft  nach  Möglichkeit  vorzubeugen,  miteinander 
Hand  in  Hand  gehen.  Nicht  der  Staat,  sondern  die  Berufegenossenschaften 
selbst  geben  sich  also  solche  Vorschriften,  und  die  Durchführung  derselben  wird 
ebensowenig  von  staatlichen  Organen,  sondern  wiederum  von  den  eigenen  Beamten 
der  Berufegenossenschaften  überwacht,  und  jeder  Betrieb  nach  Massgabe  seiner 
Geftlhrlichkeit  zu  den  Gesamtunfalllasten  herangezogen;  um  hierfür  eine  feste 
Unterlage  zu  gewinnen,  wird  auf  Grund  der  Erfahrungen  über  die  Gefähr- 
lichkeit der  verschiedenen  Betriebsarten  von  der  Berufegenossenschaftsversamm- 
lung,  also  wieder  von  den  Beteiligten  selbst,  ein  (periodisch  zu  revidierender) 
Gefahrentarif  (§  28)  aufgestellt,  zu  dessen  Gefahrenklassen  die  einzelnen  Be- 
triebe eingeschätzt  werden.  Ist  der  einzelne  Unternehmer  mit  dieser  Einschätzung 
nicht  zufrieden  oder  befürchtet  er  von  der  Besichtigung  seines  Betriebs  durch 
den  berufsgenossenschaftlichen  Beamten  einen  geschäftlichen  Nachteil,  („die 
Verletzung  eines  Fabrikgeheimnisses  oder  die  Schädigung  seiner  Geschäfts- 
interessen"), so  kann  er  im  letztem  Fall  eine  andere  geeignete  Persönlichkeit 
in  Vorschlag  bringen  und  stehen  ihm  im  übrigen  die  nötigen  Rechtsmittel 
bezw.  die  Beschwerde  bis  an  das  Reichs- Versicherungsamt  jederzeit  offen,  jedoch 
werden  diese  Rechtsmittel  verhältnissmäsig  nur  selten  in  Anspruch  genommen, 
obwohl  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Unfallverhütungsvorschriften  eine  erhöhte 
Einschätzung  des  Betriebes  (bis  zum  Doppelten  der  Beiträge!)  nach  sich  ziehen. 
Es  liegt  also  eine  Selbstverwaltung')  im  besten  Sinne  des  Wortes  vor,  wie  sie 
gerade  in  England  auf  so  vielen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  bereits  an- 
zutreffen ist 

Wenn  hiemach  das  engUschen  Unfallentschädigungsgesetz  im  Vergleich  zum 
deutschen  Gesetz  auch  noch  erhebliche  Mängel  und  Lücken  zeigt,  so  ist  damit 
gegenüber  dem  bisherigen  Rechtszustande  immerhin  die  Grundlage  für  eine  ge- 
sunde Fortentwicklung  geschaffen  worden  und  dieser  Fortschritt  im  wesentlichen 
dem  geschickten  und  auf  das  zur  Zeit  Erreichbare  gerichteten  Vorgehen  des 
Urhebers  dieser  sozialpolitischen  Aktion,  Ministers  Chamberlain,  zu  danken,  von 


*)  Vgl.  m.  „Leitfaden  zur  Arbeitervereicherung  des  deutschen  Reichs",  Berlin  1898,  S.  12. 
•)  Vgl.  S.  9,  a.  a.  0. 
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dessen  Energie  und  Emdcht  man  allgemein  noch  weitere  bahnbrechende  Fort- 
sehritte anf  sozialpolitischem  Gebiet  erwartet  — 

IIL  Alters-  und  InyallditltsTersiehenuig« 

Ist  anf  dem  Gebiet  der  Erankenf&rsorge  durch  die  freie  Vereinsthätigkeit 
der  Friendly  Sodeties  nnd  Trade  ünions  wenigstens  f&r  den  bessergelohnten  Brach- 
teil der  gewerblichen  Arbeiter  ein  sichtbarer  Erfolg  erreicht  und  auf  dem  Gebiete 
der    ünfallfUrsorge   durch   das   neue  ünfallentschadignngsgesetz   immerhin   die 
Grundlage  f&r  eine  der  Arbeiterschaft  gfinstige  FortentwicUnng  geschaffen  worden, 
so  bleibt  auf  dem  Gebiet  der  Alters-  und  Invaliden-  bezw.  Witwen-  und  Wusen- 
f&rsorge  noch  so  gut  wie  alles  zu  geschehen.    Hier,  wo  es  sich  der  Hauptsache 
nach  um  Rentenversorgungen  handelt,   hat  die  freie  Vereinsthätigkeit  bisher 
YöUig  versagt  und  das  Parlament  sich  darauf  beschränkt,  von  Zeit  zu  Zeit 
Kommissionen    einzusetzen,   deren  Arbeiten   regelmässig    ergebnislos   verliefen. 
Wenn  die  Friendly  Sodeties,  CoUecting  Societies,  Indnstrial  Assurance  Gompanies 
und  Trade  ünions  auf  diesem  Gebiet  der  dauernden  FOrsorge  über  blosse  Ansätze 
nicht  hinausgekommen  sind  (vgl  die  oben  in  Abschnitt  I.  und  U  mitgeteilten  Stati- 
stiken), so  wird  damit  lediglich  die  auch  in  andern  Ländern  gemachte  ErfiGihrung^) 
bestätigt,    dass   ein    geordnetes  Bentenversorgungssystem   fiber   das   finanzielle 
und  technische  Können  gewöhnlicher  Arbeitervereine  regelmässig  weit  hinausgeht; 
es  mag  hierbei  z.  B.  an  das  Schicksal  der  Invalidenkasse  der  deutschen  Gewerk- 
vereine erinnert  werden,  welche  schon  nach  wenigen  Jahren  ihres  Bestehens 
liquidieren  musste,  da  sich  die  versicherungstechnischen  Grundlagen  als  völlig 
unzulänglich  erwiesen  und  die  zur  Sanierung  der  Kasse  erforderliche  Erhöhung 
der  Beiträge  nicht  durchführbar  erschien.    Auch  in  den  Kreisen  der  englischen 
MutuiJisten  sieht  man  da,  wo  den  Vereinsmitgliedem  solche  Rentenansprüche 
statutarisch  eingeräumt  worden  sind,  der  zukünftigen  Entwickelung  mit  Besorgnis 
entgegen,  indem  von  einer  rationellen  Kapitaldeckung  —  und  diese  bietet  bei 
ganz  freien  Vereinigungen  die  einzige  Sicherheit  —  nirgends  die  Bede  ist 
und  der  jährliche  Abgang  von  Bentnem  einerseits  bzw.  Zugang  von  Neuein- 
tretenden andererseits  das  finanzielle  Gleichgewicht  zwischen  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen keineswegs  gewährleistet;  naturgemäss  muss  aber  die  Bentenlast  bis  zum 
Eintritt  des  Beharrungszustandes  noch  stetig  wachsen,  und  da  diesser  bei  der 
verhältnissmäsig  jungen  Einrichtung   noch  nirgends  erreicht  ist,    andererseits 
weder  eine  dauernde  Erhöhung  der  Beiträge  —  dies  würde  dem  Beitritt  neuer 
Hitglieder  gerade   entgegenwirken  —  noch  eine  Herabsetzung  der  laufenden 
Beuten  möglich  ist,  so  behilft  man  sich  bis  auf  weiteres  mit  „ausserordentlichen 
Umlagen^,  ohne  damit  zu  einer  befriedigenden  Lösung  gelangen  zu  können.    Es 
ist  auch  ein  öffentliches  Geheimnis,  dass  Vereine  mit  derartigen  Bentenkassen 
fast  durchweg  mit  versicherungstechnischen  Deficits')  arbeiten,  und  dieser  Zu- 
stand erklärt  vielleicht  die  Scheu  so  vieler  Vereine,  ihre  BUanzen  der  Auf- 
sichtsbehörde (Begistrar  of  Friendly  Societies)  einzureichen,  obwohl  das  Gesetz 
dies  unter  Strafandrohung  ausdrücklich  vorschreibt  (vgl.  oben  Abschnitt  I Z.  1  bis  3). 
Besonders  vorsichtige  Vereine  suchen  diesen  finanziellen  Schwierigkeiten  dadurch 
aus  dem  Wege  zu  gehen,  dass  sie  etwaige  Beuten  nur  nach  Massgabe  der  ver- 
fügbaren Kassenmittel  gewähren;  es  liegt  aber  auf  der  Hand,  dass  unter  solchen 
Umständen  von  einem  planmässig  entwickelten  Bentensystem  keine  Bede  sein 
kann.  Wenn  nun  auch  das  neue  Friendly  Societies-Gesetz  vom  7.  August  1896  (§  16) 
die  statutarische  Zusicherung  bestimmter  Jahresrenten  nach  wie  vor  von  der  Bei- 
bringung einer  versicherungstechnisch  und  behördlich  bestätigten  Prämientabelle 

^)  Vgl  Heft  I  ig.  meiner  „Arbeiterversichenuig  im  Auslände'',  Berlin  1898,  Verlag  von  A. 
TroBcheL  —  *)  Yel.  BäinreitheT  a.  a.  0.,  S.  328  fg.  So  hatten  bereits  im  Jahie  1883  in  Eni^d  und 
Wales  yon  6567  iBmgetragenen  HilfsTereinen  nnr  1537  mit  4002070^  Vermögen  einen  üeberschnss 
▼on  885382  £.  dagegen  5030  mit  4378781  £  Vermögen  ein  Tersicherungstechnisches  Deficit 
▼on  5155816  d  (s.  S.  828  a.  a.  0.)  nnd  bei  dem  Ancient  ärder  of  Foresters  hatten  nach  der  letzten 
▼eisicherangstechniBchen  Absdiätzung  (quinqnennial  valuation  for  1889-1896)  yon  3973  Zweig- 
yerdnen  8038  =  76V|®/o  ein  Deficit  von  2  788 157  d^  =  19^  der  abgeschätzten  Verpflichtungen 
(„The  Labour  Gazette^,  London  January  1899,  No.  1  vol.  Vu  p.  8). 
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abhängig  macht  (s.  oben  Abschnitt  I  S.  4),  so  wird  damit  an  nnd  f&r  sich  die 
weitere  Entwicklang  der  Rentenversicherung  kaam  gefördert  werden,  da  die 
wenigsten  Vereine  ihren  Mitgliedern  die  darnach  erforderlichen  Prämienzahlungen 
auferlegen  können.^) 

Im  flbrigen  hat  die  Gfesetzgebung  ganz  im  Gegensatz  zu  der  Entwicklung 
in  Frankreich,  zur  Förderung  der  freiwilligen  Rentenversicherung  in  den  Arbeiter- 
ki*eisen  noch  nichts  geleistet.  Zwar  ist  im  Jahre  1882  ein  Government  Annuities 
Act  (45  &  46  Vict.  c.  51)  erlassen  worden,  welches  in  Erweiterung  der  bis- 
herigen Bestimmungen,^)  ähnlich  wie  das  französische  Altersrentengesetz  vom 
20.  Juli  1886,*)  aber  ohne  staatliche  Subventionen,  unter  Benutzung  der  Spar- 
kassen bezw.  der  Staatsschuldenverwaltung  und  amtlicher  Prämientafeln  jeder- 
mann die  Eingehung  einer  Leibrentenversicherung  bis  zum  Jahresbetrag  von  100  £ 
bezw.  einer  Eapitalversicherung  auf  den  Todesfall  in  gleicher  Höhe  gestattet; 
indessen  ist  dieses  Gesetz  f&r  die  Arbeiterkreise  nahezu  wirkungslos  geblieben, 
da  hohe  und  regelmässige  Prämienzahlungen  ohne  fremde  Zuschüsse  von  den 
wenigsten  Arbeitern  geleistet  werden  können  und  die  ErfUlung  bureaukra- 
tischer  Formalitäten  den  Gewohnheiten  der  Arbeiter  nicht  entspricht^)  - 

^)  VgL  hienn  die  Entwickelung  der  französischen  Hilfs-  und  Beru&reieine  in  m.  ,  Arbeiter- 
yersichernng  im  Aaslande'',  Heft  IV:  Die  Arbeitersicherung  in  Frankreich,  Berlin  1898,  S.  1—83. 

*)  Schon  im  Jahr  1838  war  eine  staatliche  Bentenkasse  für  die  Gewährung  sofort  oder  künftig 
föUiger  Beuten  im  Betrage  von  4— 20i^  errichtet  worden;  die  Annahme  der  Prämien  und  die  Aus- 
zahlung der  fälligen  Summen  sollten  die  Sparkassen  und  andere  zu  diesem  Zweck  errichtete  Banken 
überehmen  Im  Jahre  1858  wurde  die  Kapitalyersicherung  bis  zum  Betrage  Ton  100^  hinzu- 
gefügt; der  Versicherungsvertrag  konnte  nun  auch  unmittelbar  von  der  Staatsschuldenverwaltung 
abgeschlossen  werden.  Hierzu  kam  dann  im  Jahre  1864  die  Beuten-  und  Eapitalversicherung 
durch  die  Postsparkasse;  damit  die  Versicherungsgesellschaften  und  die  Begräbniskassen  nicht 
geschädigt  würde  n,  bestimmte  das  Gesetz,  dass  keine  Beute  jährlich  50  j^  übersteigen  und  die 
Kapitalversicherung  (hauptsächlich  die  Begräbnisgeldv^rsicherung)  nicht  unter  20  £  und  nicht 
über  100  £  betragen  sollte.  Da  diese  Bestimmung  die  Wirksamkeit  der  Staatsversidierung  sehr 
erschwerte^  —  in  den  Jahren  1865  bis  1882  waren  bei  den  Post-Sparkassen  im  ganzen  nur  6524 
Lebensversicherungs-  und  11646  Leibrentenverträge  abgeschlossen  worden  —  auch  die  grossen 
Begräbniskassen  und  die  dasselbe  Geschäft  betreibenden  Versicherungs  c^ellschaften  nach  wie  vor 
Grund  zu  vielen  Klagen  gaben,  so  beseitigte  das  Gesetz  von  1882  die  Untergrenze  für  die 
Kapitalversicherung  und  setzte  die  Obergrenze  für  Beuten-  und  Kapitalversicherung  auf  100  £ 
fest.  Vgl.  Bulletin  du  Comit6  permanent  k  Paris,  Tome  m  (1892)  p.  235  bis  237;  Conrad*s  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften,  2.  Ausgabe,  Jena  1898,  Bd.  1  S.  657  und  665.;  Bämreither 
a.  a.  0.,  S.  340  fg. 

")  Vgl.  die  Note  1  oben. 

^)  So  hatte  ein  Mann  von  30  Jahren,  um  sich  vom  60.  Jahre  ab  eine  jährliche  Leibrente  von 
250  Fr.  zu  sichern,  eine  einmalige  Einzahlung  von  604,15  Fr.  oder  lährliche  Prämien  von  34,41  Fr. 
(eine  Frau  gleichen  Alters  870,41  Fr.  einmalig  oder  46,87  Fr.  jährlich)  zu  leisten,  während  eine 
monatliche  Prämie  von  10  Fr.  (vom  30'  bis  60.  Lebensjahr)  eine  monatliche  Beute  von  59,06  Fr. 
(bezw.  54,72  Fr.)  sicherte  —  jedesmal  unter  der  Voraussetzung,  dass  eine  Bttckerstattung  der  Ein- 
zahlungen (bei  miher  eintretendem  Tode  oder  Einstellung  der  Prämienzahlungen)  aosgeschlossen 
blieb;  andernfalls  erhöhte  sich  die  einmalige  Einzahlung  auf  1011,45  Fr.  (bezw.  1176,04  Fr.)  und 
die  jährliche  Prämie  auf  51,14  Fr.  (bezw.  59,37  Fr.),  während  sich  die  monatliche  Beute  (bei 
10  Fr.  monatlicher  Prämie)  auf  42,70  Fr.  (bezw.  36,66  Fr.)  erniedrigte.  Nach  den  Tabellen  der 
Foresters  bezw.  der  Manchester  ünity  fs.  Bämreither  a.  a.  0.,  S.  445)  hatte  ein  Arbeiter,  um 
sich  vom  65.  Lebensjahr  ab  eine  wöchentliche  Altersrente  von  5  s.  zu  sichern,  vom  25.  Lebensjahr 
ab  jährlich  13Vt  bezw.  17  s.  und  vom  30.  Lebenswahre  ab  18^«  bezw.  22  s.  jährlich  beizusteuern.  — 
Solche  Zahlungen  sind  die  wenigsten  Arbeiter  regelmässig  zu  leisten  im  stände,  in  dem  die 
von  den  Begräbniskassen  und  Hi&vereinen  wöchentlich  abgeholten  Beiträge  in  der  Begel  1  d. 
(10  cts.)  nicht  übersteigen.  Daher  sind  die  Erfolge  dieser  Staatsversicherug  noch  erheblich 
hinter  denen  der  französischen  Altersrentenkasse  zurückgeblieben»  indem  sich  z.  B.  für  die  Jahre 
1879—1884  folgender  Jahresdurchschnitt  ergab: 


1.   Sofort  fällige  Beuten, 
je  Betrag  der  Bentei 

876  362600  F-.  414  Fr. 


Zahl  der  Vertilge  Betrag  der  Benten  Mittel 

3r 


2.   Künftig  fällige  Benten. 

a)  unter  Aufgabe   des  Kapitals. 

18  7775  Fr.  482  Fr. 

b)  Unter  Vorbehalt  des  Kapitals. 

48  26200  Fr.  546  Fr. 


Im  Ganzen  waren  von 
1865— 1890  nur  19379  so- 
fort föUige  und  1728  künf- 
tig fällige  Benten  erwor- 
ben, daru;iter  1890  als  in 
einem  der  bestabschlies- 
senden  Jahre  948  sofort 
und  116  künftig  föUige 
Benten. 
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Das  Vorgehen  Deutschlands  mit  seiner  umfassenden  Zwangsy^mchemng 
der  Arbeiter  auf  Grund  der  Kaiserlichen  Botschaft  vom  17.  November  1881^) 
lenkte  auch  in  England  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  diesen  Verhältnissen  mehr 
und  mehr  zu;*)  das  Parlament  begann  sich  ernstlich  damit  zu  befassen  und  setzte 
wiederholt  Ausschüsse  nieder,  um  insbesondere  auch  der  Frage  einer  Alters- 
versorgung der  Arbeiter  näher  zu  treten  und  entsprechende  Gesetzentwürfe  vor- 
zubereiten. Auf  Grund  solcher  Erfahrungen  gelangte  man  seitens  aller  Parteien 
einm&tig  zu  der  Ansicht,  dass  die  bestehenden  Zustände  allerdings  unhaltbar  seien, 
da  u.  a.  sich  herausgestellt  hatte,  dass  von  den  über  65  Jahre  alten  Arbeitern 
nahezu  die  Hälfte  ohne  eigenes  Verschulden  der  Armenpflege  anheimfiel,^  ein 
Zustand,  der  für  das  reiche  England  freilich  beschämend  genug  war  und  die 
Mckständigkeit  der  manchesterlichen  Grundsätze  mit  erschreckender  Deutlich- 
keit klarlegte;  indessen  gingen  die  Ansichten  über  die  Wege  der  einzuschlagen- 
den Eeformen  sehr  auseinander.  Die  einen  glaubten  sich  mit  einer  wenn  auch 
durchgreifenden  Beform  der  Armenpflege  begnügen  zu  können,  andere  wieder 
neigten  dem  deutschen  Vorbilde  einer  allgemeinen  Zwangsversicherung  als  dem 
einzigen  zum  Ziel  fährenden  Wege  zu,  während  eine  starke  MittelstrOmung  durch 
staatliche  Subventionen  die  freie  Selbsthülfe  der  beteiligten  Kreise,  insbesondere 
der  Hilfevereine  und  Gewerkvereine,  fördern  und  so  zur  Lösung  der  Frage  stark 
machen  wollte.  Der  Hauptsache  nach  war  der  Gang  dieser  Entwicklung  etwa 
der  folgende:^) 

Als  man  anfangs  der  80  er  Jahre  in  Deutschland  das  grosse  Werk  der  so- 
zialen Versicherung  in  Angriff  nahm,  bildete  sich  in  England  zum  Studium  dieser 
Fragen  die  „National  Provident  League  for  the  promotion  of  national  compulsory 
insurance  against  destitution  in  sickness,  infirmity  and  old  age^,  und  auf  ihr 
Betreiben  wurde  bereits  1885  vom  Unterhause  eine  Komnussion  eingesetzt,  um 
das  beste  staatliche  Versicherungs-  und  Versorgungssystem  zu  ergründen.  Die 
Kommission  beschränkte  ihre  Tbätigkeit  auf  die  Frage  der  Altersversorgung 
und  insbesondere  auf  die  Prüfung  eines  von  Eev.  William  Levery  Blackley, 
Domherrn  von  Winchester,  ausgearbeiteten  Gesetzentwurfs.^) 

Dieser  Entwurf  ging  von  dem  Gedanken  der  allgemeinen  Zwangsversicherung 
aus  und  wollte  jedermann  gegen  die  einmalige  Einzahlung  von  10  £,  welche 
zwischen  dem  18.  und  21.  Lebensjahr  bei  einer  staatlichen  Versicherungskasse 
erfolgen  sollte,  eine  wöchentliche  Unterstützung  von  8sh.  in  Krankheitsfällen 
und  eine  wOdientliche  Beute  von  4  sh.  nach  zurückgelegtem  70.  Lebensjahr  ge- 
währleisten. Die  Kommission  erachtete  jedoch  den  Plan  nicht  für  ausführbar. 
Nach  einer  versicherungstechnischen  Nachprüfung  würden  zur  Sicherung  der  in 
Aassicht  gestellten  Bezüge  nicht  10  £,  sondern,  zu  3^/^  gerechnet,  18  £  also  fast 
das  Doppelte  einzuzahlen  sein  —  ein  Betrag,  der  von  einem  grossen  Teil  der 
Arbeiterbevölkerung  gar  nicht  oder  (insbesondere  bei  unregelmässiger  Beschäf- 
tigung) nur  mit  grössten  Schwierigkeiten  beizutreiben  sein  würde.  Dazu  käme 
noch  die  Gefahr  der  Simulation  in  Krankheitsfällen,  die  Schwierigkeit,  solchen 
Missbräuchen  zu  begegnen,  und  die  Gefahr,  dass  demgemäss  die  Krankengelder 
eine  unerschwingliche  Höhe  erreichen  würden;  des  weiteren  die  bereits  den 
Friendly  Societies  verderblich  gewordene  Verquickung  von  Kranken-  und  Alters- 


wäbrend  die  französische  Altersrentenkasse  im  Jahre  1894  rund  83  MiU.  Fr.  Leibrenten  an  200000 
Altersrentner,  d.  h.  mehr  als  die  Hälfte  der  gesamten  Yon  den  französischen  Lebensversicherungs- 
geseOschaften  gewährten  Beuten  (etwa  60  Mill.  Fr.)  zahlte.  Vgl.  Bnlletin  du  Comit^  permanent  du 
Congrös  international  des  accidents  du  trayail  et  des  assuranoes  &  Paris,  TomelU  (1892)  p.  236  et 
Tome  VI  (1895)  p.  650,  und  Spender,  The  State  and  pensions  in  old  age,  London  1892,  p.  116—119 
sowie  Bftmreither  a.  a.  0.,  S.  340  ^.  i'^ 

^)  Auszugsweise  abgedruckt  m  meinem  „Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des  deutschen 
Reichs",  Berlin  1898,  S.  3—4. 

*)  Vgl  Spender,  The  State  and  pensions  in  old  age,  London  1892,  p.  64  bis  97. 

^  Vgl.  Charles  Booth,  Panperism  and  the  endowment  of  old  age,  London  1892,  p.  158foll. 

*)  Vgl.  BuUetin  du  Oomit6  permanent  etc.  k  Paris,  Tome  IH  (1892)  p.  238-258  et  Tome  VI 
(1895)  p.  567-569,  641-651,  sowie  J.  Chamberlain's  Abhandlung  „The  labour  question"  im  Ninc- 
teenth  Century,  November  1892,  London. 

*)  Vgl.  Charles  Booth  a.  a.  0.,  S.  182fg.  und  Bämreither  a.  a.  0.,  S.  358fg. 
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yersichemng^)  nnd  endlich  noch  die  lebhafte  Opposition  der  Hil&yereine,  welche 
durch  eine  derartige  Zwangsversichernng  sich  in  ihrer  eigenen  Entwickelung 
bedroht  fühlten,  sowie  der  mittleren  und  oberen  Klassen,  welche  ans  der  neuen  Ein- 
richtung nur  Lasten,  abco*  kaum  Vorteile  ffir  sich  selbst  zu  erwarten  bitten,  da 
die  letzteren  auf  die  „Lolinarbeiter"  beschränkt  bleiben  sollten.  In  ihrem  Be- 
richt vom  2.  August  1887  glaubte  daher  die  Kommission  den  Gedanken  der 
Zwangsversicherung  ablehnen  zu  sollen,  zumal  ihrer  Meinung  nach  die  grosse 
Mehrheit  der  Arbeiterschaft  es  vorziehen  würde,  die  Frage  im  Wege  der  Selbst- 
hilfe zu  lösen,  und  jede  Ablenkung  von  diesem  We^e  nur  verderbliche  Folgen 
haben  könnte;  die  Mängel  aber,  welche  die  Geschäftsführung  der  Hilfsvereine 
hierbei  bisher  gezeigt  hätten  —  mangelhafte  versicherungstechnische  Grundsätee, 
Verlust  der  Anrechte  der  Mitglieder  beim  Wechsel  des  Aufenthaltorts,  keine 
Absonderung  der  verschiedenen  Versicherungszweige,  unzureichende  Altersver- 
sorgung u.  s.  w.  —  würden  sich  durch  eine  verschärft  staatliche  Aufisicht  und  ent- 
sprecliende  Beform  der  Hilfsvereine  überwinden  lassen.*) 

Trotz  dieses  negativen  Ergebnisses  setzte  die  National  Provident  League  ihre 
Propaganda  fort  und  hatte  die  Genugthuung,  dass  die  Angelegenheit  durch  einen  von 
ihrem  Mitglied  und  Abgeordneten  fOr  Sheffield,  Howard  Vincent,  am  14.  April  1891 
im  Parlament  gestellten  Antrag,  eine  Enquete  über  die  im  Auslande  bestehenden 
Altersversorgungssysteme  zu  veranlassen,  aufs  neue  in  Fluss  gebracht  wurde.  Der 
Antrag  führte  bereits  am  13.  Mai  1891  zur  Einsetzung  einer  besonderen  Kommission 
und  einer  Rundfrage  bei  den  europäischen  Regierungen,  deren  Ergebnis  dem  Parla- 
ment im  Juli  desselben  Jahres  vorgelegt  wurde.  ^)  Die  Kommission  betraute 
eine  Subkommission  (Chamberlain,  Dr.  Hunter,  R.  Mellock  und  James  Rankin, 
Präsident  der  Liga)  mit  der  Ausarbeitung  eines  vorläufigen  Entwurfs,  welcher 
von  ihr  am  16.  März  1892  vorgelegt  und  von  der  Kommission  am  17.  Mai  1892 
als  Grundlage  für  die  zukünftige  Gesetzgebung  angenommen  wurde. 

Nach  diesem  Entwurf  sollte: 

1.  eine  staatliche  Pensionskasse  geschaffen  werden,  zu  welcher  Staat  und 
Gemeinden  jährliche  Zuschüsse  zu  leisten  hätten. 

2.  Um  eine  Alterspension  von  13  £  vom  65.  Lebensjahr  ab  zu  erlangen, 
sollte  jeder  Mann  vor  seinem  25.  Lebensjahr  eine  Summe  von  5  £  (15  £  Znschuss 
sollte  die  staatliche  Pensionskasse  leisten)  und  dann  bis  zu  seinem  65.  Lebens- 
jahr (also  40  Jahre  lang)  jährlich  1  £  bei  der  Postsparkasse  einzahlen.  Starb 
der  Versicherte  vor  Biegung  des  dritten  Jahresbeitrages,  so  war  die  Ein- 
zahlung von  5  £  der  Witwe  oder  den  sonst  Berechtigten  zurückzuzahlen; 
starb  der  Versicherte  erst  nach  Erlegung  des  3.  Jahresbeitrages,  aber  vor  Er- 
reicliung  des  65.  Lebensjahres,  so  waren  der  Witwe  26  Wochen  lang  je  5  sh. 
und  für  jedes  Kind  bis  zur  Vollendung  des  12.  Lebensjahres  je  2  sh.,  jedoch  im 
Ganzen  nicht  mehr  als  12  sh.  für  die  ersten  26  Wochen  und  88h.  für  die  folgenden 
Wochen  zu  zahlen;  andernfalls  waren  die  eingezahlten  5  £  dem  sonstigen  Rechts- 
nachfolger des  Verstorbenen  zurückzuzahlen.  Jeder  noch  nicht  25jährige  Mann 
sollte  ferner  sich  ffir  eine  höhere  Rente  als  13  £,  aber  nicht  über  26  £  jähr- 
lich versicheiTi  können,  und  zwar  sollte  die  Pension  für  jedes  über  die  5  «  vor 
dem  25.  Jahr  eingezahlte  ganze  £  um  5  sh.  4  d.  jährlich  und  für  jedes  über  1  £ 
Jahresbeitrag  zwischen  dem  25.  und  65.  Lebensjahr  jährlich  gezahlte  V«  ^  ^^ 
8  £  6  sh.  8  d.  jährlich  steigen;  im  Fall  vorzeitigen  Todes  sollten  diese  Mehr- 
zahlungen  den  Hinterbliebenen  oder  dem  sonstigen  Rechtsnachfolger  neben  ihren 
obenerwähnten  Ansprüchen  zurückerstattet  werden. 


^)  Wo  die  Friendly  Societies  ihren  Mitgliedern  ein  Krankengeld  auf  Lebenszeit  zosicherten, 
hatte  sich  der  Brauch  oder  Missbrauch  eingebürgert,  altersschwachen,  aber  nicht  kranken  Mit- 
gliedern gleichwohl  das  Krankengeld  bis  an  ihr  Lebensende  zu  gewSluren,  wodurch  das  Gleich- 
gewicht zwischen  Beiträgen  und  Ausgaben  gftnzlich  veischoben  wurde.  Vgl.  Spender  a.  a.  0., 
p.  121-125,  153,  160,  und  B&mreither  a.  a.  0.,  S.  444. 

*)  üeber  die  ünznlänglichkeit  der  bezüglichen  Leistungen  der  Friendly  Societies  und  Trade 
Unions  Tgl.  Spender,  The  State  and  pensions  in  old  age,  London  1892,  p.  47—68. 

*)  Reports  from  Her  Mi^esty's  representatives  in  Europe  respecting  assistance  afforded  or 
facilities  given  by  foreign  govenunents  to  the  proyision  of  the  indnstrial  popnlation  for  old  age. 
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3.  Bei  Verzicht  auf  die  Sttckerstattung  der  EinzahluDgen  bedurfte  es  zur 
Erlangung  derselben  Rente  (von  18  £  vom  65.  Lebensjahr  ab)  nur  der  halben 
Einzahlung  (27,  £,  zu  welchem  10  £  Staatszuschuss  hinzutraten)  und  des  halben 
Jahresbeitrags  (^/^  £)  bis  zum  65.  Lebensjahr,  und  es  konnte  auch  hier  die  Rente 
durch  Mehrzahlungen  (für  jedes  £  über  2V«  £  Einzahlung  um  11  sh.  8  d.  jähr- 
lich und  für  jedes  V4  *  über  V«  £  Jahresbeitrag  um  2  £  16  sh.  10  d.  jährlich)  bis 
zu  26  £  gesteigert  werden. 

4.  Jede  Frauensperson  konnte  durch  einmalige  Einzahlung  von  lV,£(wozu 
ein  Staatszuschuss  von  3  £  hinzutrat)  und  jährliche  Beiträge  von  8  sh.  8  d.  nnter 
sonst  gleichen  Bedingungen  eine  Altersrente  von  7£  16  sh.  jährlich  erlangen  und 
diese  ebenfalls  durch  Mehrzahlungen  (für  jedes  £  über  Vj^  £  Einzahlung  um 
8  sh.  4  d.  und  fttr  jede  4  sh.  4  d.  über  8  sh.  8  d.  Jahresbeitrag  um  1  £  18  sh. 
3  d.  jährlich)  bis  zu  26  £  steigern. 

5.  Blieb  der  Versicherte  länger  als  5  Jahre  mit  seinen  Jahresbeiträgen 
im  RQckstande,  so  verlor  er  alle  seine  Anrechte  an  die  Easse;  doch  konnte  er  binnen 
jenes  Zeitraums  durch  Nachzahlung  der  Rückstände  nebst  5^/^  Zinsen  seine  An- 
rechte wahren. 

6.  Anderweit  bereits  versicherte  Personen  konnten  Zuschussrenten  erwerben 
und  zwar  Männer  (Frauen),  welche  mit  einer  Rente  von  mindestens  6  £  10  sh. 
(3  £  18  sh.)  anderweit  versichert  waren,  eine  Zuschussrente  in  dieser  Höhe  durch 
Einzahlung  von  2£  10  sh.  (1  £  10  sh.)  bei  der  Postsparkasse  vor  dem  25.  Lebensjahr. 

7.  Für  Personen,  welche  bei  Annahme  des  Gesetzes  bereits  das  25.  Lebens- 
jahr zurückgelegt  hatten,  waren  folgende  Übergangsbestimmungen  vorgesehen: 

Männer  (Frauen),  welche  während  der  3  ersten  Jahre  nach  Inkrafttreten 
des  Gesetzes,  aber  vor  Vollendung  des  50.  Lebensjahres  bei  der  Postsparkasse 

4  (3)    £  vor  dem  30.  Lebensjahr 

5  (4)     „     „       „     35.  „ 
6(5)     „     ,,       „     40. 

8(6)      w      w         n     45.  „ 

10(7V,)„     .       «     50. 
einzahlen  und  nachweisen,  dass  sie  bei  der  Postsparkasse  oder  anderweit  mit  einer 
jährlichen  Rente  von  mindestens  6  £  10  sh.  (3  £  18  sh.)  versichert  sind,  sollten 
vom  65.  Lebensjahr  ab  eine  Zuschusspension  in  dieser  Hohe  erhalten. 

8.  Staatsbeamte  sollten  der  Versicherungspflicht  unterliegen  und  der  Staat 
das  Recht  haben,  gegen  Zahlung  der  bezfigUchen  Beiträge  den  Betrag  der  ent- 
sprechenden Rente  von  der  Staatspension  abzuziehen. 

9.  Arbeitgeber  konnten  für  jede  von  ihnen  beschäftigte  Person  ein  Konto 
bei  der  Staatsrentenkasse  eröffnen  und  dasselbe,  falls  der  Versicherte  vor  Ein- 
tritt in  den  Rentengenuss  aus  der  Beschäftigung  ausschied,  auf  seine  Nachfolger, 
nnter  entsprechender  Berücksichtigung  des  Altersunterschiedes,  übertragen  lassen. 

10.  Jede  Rente  sollte  unveräusserlich  und  unverpfändbar  sein. 

11.  Endlich  sollte  jedermann  das  Recht  zustehen,  an  Stelle  der  jährlichen 
Beitragszahlungen  durch  eine  einmalige  Einzahlung  (nach  einem  dafür  besonders 
aufzustellenden  Tarif)  den  Anspruch  auf  die  Rente  zu  erwerben.^) 

Auch  diese  Kommission  hatte  den  Versicherungszwang  abgelehnt,  weil 
ihrer  Meinung  nach  die  Beitreibung  der  Zwangsbeiträge  bei  unständigen  und 
solchen  Arbeitern,  die  auf  eigne  I^hnung  arbeiteten,  unausführbar  sein  sollte, 
so  dass  die  Versicherung  nur  die  ständigen  Lohnarbeiter  erfassen,  die  übiigen 
aber  nach  wie  vor  ins  Freie  fallen  lassen  würde,  und  weil  überdies  die  Zwangsver- 
sicherung, abgesehen  von  ihrem  unenglischen  Wesen,  einen  grossen  Verwaltungs- 
apparat und  demgemäss  ausserordentlich  hohe  Verwaltungskosten  erfordern  würde. 
Augenscheinlich  hat  man  sich  hierbei  durch  die  auch  in  Deutschland  vielfach 


^)  Den  sämtlicben  Berechnungen  waren  die  amtlichen  Sterblichkeitstafeln  nnd^  ein  ZinsfuM 
zu  Gm  -  -  .        .   ^      -  ^    ^  ^    ,     ^    .. 

187%. 


von  2Vt%  «u  Grunde  gelegt  worden.    Vgl  auch  Spender  a.  a.  0.,  S.  182—148,  u.  Charles  Booth 
a.  a.  0.,  8. 
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irrtümlich  aasgelegten  Erstlingsergebnisse  des  deutschen  Invaliditfits-  und  Alters- 
versicherungsgesetzes  beeinflussen  lassen.  Die  weitere  Durchffihrung  dieses 
Gesetzes  hat  aber  bewiesen,  dass  die  vorerwähnten  Schwierigkeiten  zu  über- 
winden sind,  und  wenn  die  jährlichen  Verwaltungskosten  durchschnittlich  nur 
40—  50  Pfennige  pro  Kopf  der  Versicherten  ausmachen,  so  wird  man  diesen  Be- 
trag angesichts  der  oben  mitgeteilten  englischen  Statistiken  als  einen  massigen 
anerkennen  müssen.^) 

Mehr  als  durch  diese  nach  aussen  hin  geltend  gemachten  Gr&nde  scheint 
aber  die  Kommission  zur  Ablehnung  der  Zwangsversicherung  durch  die  starke 
Gegenströmung  seitens  der  organisierten  Arbeitei'schaft  selbst  gedrängt  worden 
zu  sein,  da  die  Friendly  Societies  und  Trade  Unions  als  notwendige  Folge  der 
mit  der  Zwangsversicherung  gewährten  Staatshilfe  (State  aid)  nach  wie  vor  eine 
ihre  Unabhängigkeit  (self-government)  bedrohende  staatliche  Einmischung  und 
Kontrolle  (state  interference,  State  control)  bef&rchteten,^)  und  augenscheinlich  sollte 
dieser  Gegenströmung  durch  die  unter  Ziffer  6  des  Entwurfs  getroffene  Ein- 
schaltung der  „anderweiten''  Versicherungen  Rechnung  getragen  werden.  Diese 
Verbände,  welche  vornehmlich  die  Elite  der  industriellen  Arbeiterschaft  umfassen, 
aber  auf  die  gesamte  Arbeiterschaft  einen  tonangebenden  Einfluss  ausüben,  standen 
in  sozialpolitischer  Beziehung  derzeit  noch  auf  dem  Itoden  manchesterlicher 
Auffassung,  verwarfen  grundsätzlich  jede  sogenannte  Staatshilfe  und  verliessen 
sich  auf  die  Macht  der  beruflichen  Orgranisation  der  Arbeiter  selbst.*)  So  erklärte 
z.  B.  eines  der  angesehensten  Genos^enschaftsblätter,  The  Unity:  „Uns  eine  staat- 
liche Subvention  verleihen,  heisst  zugestehen,  dass  die  Löhne  der  Arbeiter  that- 
sächlich  unzureichend  sind.  Dann  ist  es  aber  an  uns,  alle  Anstrengungen  zu 
machen,  um  eine  gerechte  und  notwendige  Erhöhung  der  Löhne  herbeizutlihren, 
nicht  aber  unter  dem  trügerischen  Titel  von  St^atspensionären  in  dem  Zustande 
des  Pauperismus  zu  verharren''.  Eine  solche  Auffassung  macht  den  beteiligten 
Kreisen  zwar  alle  Ehre,  kann  aber  angesichts  der  wirklichen  Verhältnisse  zu 
keinem  Erfolge  führen.  Es  mag  daran  erinnert  werden,  dass  selbst  einer  der 
ältesten  und  ausgebreitetsten  Gewerkevereine,  die  Boilermakers'  Society,  erst  in 
60  Jahren  eine  Erhöhung  der  Löhne  um  50 ^/^  hat  erreichen  können,*)  und  nun 
gar  die  grosse  Masse  der  Lohnarbeiter  auf  diesen  Weg  verweisen,  hiesse  einfach 
die  ganze  Frage  ad  calendas  graecas  vertagen  und  die  Arbeitsinvaliden  nach 
wie  vor  und  entgegen  den  heutigen  vorgeschrittenen  sozialen  Anschauungen  der 
entwürdigenden  Armenpflege  überlassen.*^) 

Freilich  konnte  dieses  auch  der  Entwurf  der  Kommission  nicht  verhüten, 
da  er  auf  halbem  Wege  stehen  blieb.  Mit  Recht  wurde  dem  Entwurf  entgegen- 
gehalten, dass  er  wegen  der  erforderten  Kapitaleinzahlung  und  regelmässigen 
Jahresbeiträge  nur  dem  4.  Stande,  d.  h.  der  in  den  Trade  Unions  und  Friendly 
Societies  organisierten  Arbeiterschaft,  also  gerade  derjenigen  Schicht,  welche  im 
Vertrauen  auf  ihre  Selbstkraft  die  Staatshülfe  ablehnt,  zu  Gute  kommen,  dagegen 
den  5.  Stand,  d.  h.  die  ungelernten  Lohnarbeiter,  die  grosse  Mehrheit  der  Land- 
arbeiter und  die  ganze  misera  plebs  nach  wie  vor  ihrem  Elende  überlassen  würde. 


^)  Vgl.  meinen  Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des  deutschen  Beichs,  Berlin  1898, 
S.  17—26  und  Tafeln  A  und  D,  sowie  die  jährlichen  Geschäftsberichte  des  Beichs-Versicherungs- 
amts  zu  Berlin  in  dessen  „Amtlichen  Nachrichten'*. 

^}  VgL  Spender  a.  a.  0.,  S.  115—131;  Chamberlain,  The  Labour  Question  (im  Nineteenth 
Centuiy),  London  1892;  Bulletin  du  Comit^  permanent  ä  Paris,  Tome  VI  (1895)  p.  560. 

*)  Erst  die  S.  9  Note  2  gekennzeichnete  „neuere  Bichtung**  führte  zu  emem  Umschwung 
der  Anpassung  (zu  Gunsten  der  ^legislation"  an  Stelle  der  „yoluntary  action**),  welche  z.  B.  in 
den  mehrfachen  „legal  eight  hours'  day'-Resolutionen  der  neueren  Trade  Ünions-Eongresse  deutlich 
zum  Ausdruck  gelangte.  Ebenso  tritt  neuerdings  das  führende  Organ  der  Friendly  Societies  für 
eine  gesetzliche  Begelung  der  Altersversicherang  mit  staatlicher  Beihilfe  ein  „we  accept  now 
the  prindple  of  State  aid**)  als  die  einzig  wirksame  Lösung  dieser  „buming  question^ :  „Fri^dly 
Societies*  Becorder"*,  London,  No.  174  vom  7.  Jan.  1899;  ygl.  auch  Journal  of  the  Boyal  Statisticd 
Society,  London  31  st  December  1898,  Vol.  61  p.  6:i3. 

*)  Cungrds  international  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales,  4*  session  tenue 
k  BruxeUes  du  .'6  au  31  juillet  1897,  Bmxelles  1897,  p.  629. 

^)  Nur  2^Iq  der  über  65  Jahre  alten  Armen  sind  Mitglieder  Ton  Friendly  Societies  gewesen 
(„Daily  Ch^omcle^  London,  17.  Jan.  1899,  p.  6). 
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Natttrlich  fehlte  es  nicht  an  Oegenentwfirfen  und  erre^  von  diesen  ein 
von  Charles  Booth  ausgehender  Vorschlag  durch  seine  Einfachheit  wie  Gross- 
artigkeit die  allgemeine  Aufmerksamkeit. 

Nach  diesem  Yorsdilag  sollte  jeder,  der  das  65.  Lebensjahr  zurückgelegt 
hat,  ohne  Nachweis  der  Bedürftigkeit  oder  selbstgezahlter  Beiträge  bei  seiner 
Ortsbehörde  eine  Altersrente  von  5sh.  wöchentlich  beanspruchen  dürfen  und  der 
dafür  erforderliche  Aufwand  —  etwa  20  Mill.  £^)  für  das  gesamte  Königreich  — 
durch  eine  Einkommensteuer  aufgebracht  werden;  hierbei  wurde  angenommen, 
dass  so  die  Reichen  ihrer  sozialen  Pflicht  gemäss  für  die  Armen  eintreten,  die 
mittlere  Schicht  ungefähr  so  viel  zurückerhalten  als  einzahlen  und  die  Arbeiter 
im  grossen  und  ganzen  ein  Drittel  zu  ihren  eigenen  Renten  beisteuern  würden. 
Als  besonderer  Vorzug  dieses  Plans  wurde  noch  hervor jehoben,  dass  er  keines 
weiteren  Verwaltungsapparates  bedürfte,  sofort  eingeführt,  auch  jederzeit  wieder 
aufgehoben  werden  köunte  und  die  jährlich  8-  9  Mill.  £  beti*agenden  Armen- 
lasten erheblich  herabmindern  würde. 

Oleichwohl  wurde  dieser  Vorschlag,  welcher  in  seinem  Endergebnis  ähnlich 
wie  das  dänische  Altersversorgungsgesetz  vom  9.  April  1891  auf  eine  anderweite 
Regelung  der  Armenpflege  hinauslief,*)  nicht  für  annehmbar  erachtet,  obwohl  im 
übrigen  sowohl  die  National  Provident  League  wie  die  Poor  Law  Reform  Ansociation 
mit  der  gesamten  Öffentlichen  Meinung  dahin  einig  waren,  dass  der  übermässigen 
Inanspruchnahme  der  Armenpflege  seitens  invalider  Arbeiter  durch  ein  organisiertes 
Rentenversorgnngss]rstem  vorgebeugt  werden  müsse.  Insbesondere  kam  dem  Vor- 
sitzenden der  Kommission  und  Führer  der  modernen  sozialpolitisclien  Richtung, 
J.  Chamberlain,^)  das  Verdienst  zu,  durch  seine  unermüdliche  Propaganda  diesen 
Umschwung  in  der  Öffentlichen  Meinung  herbeigeführt  zu  haben;  „better  to  keep 
tQgether  the  home  than  to  break  up  a  kingdom^  war  u.  a.  das  Motto  einer  noch  am 
18.  November  1891  vor  seinen  Wählern  in  Birmingham  gehaltenen  Rede,  in  welcher 
er  die  Notwendigkeit  einer  sozialen  Reformgesetzgebung  dem  Phantom  eines 
irischen  Home  inüe  gegenüberstellte  und  darauf  hinwies,  wie  schon  die  von  der 
Kommission  vorgeschlagene  Altersversicherung  Hunderttausende  dem  Elend  ent- 
reissen  und  in  echt  demokratische!*  Weise  dem  Oesamtwohl  der  Nation  zu  Qute 
kommen  würde. 

Nachdem  der  Weg  einer  Alters  versich*erung  sich  zunächst  als  ungangbar 
erwiesen  hatte,  wollte  man  es  mit  einer  Altersversorgung,  einer  Reform  der 
Armenpflege,  versuchen,  und  es  wurde  dieserhalb  am  7.  Januar  1893  eine  EOnigl. 
Kommission  eingesetzt,  um  zu  untersuchen,  „ob  Veränderungen  in  dem  bestehenden 
System  der  Armenpflege  zu  Gunsten  arbeitsunfähiger  alter  Leute  zweckdienlich 
wären  oder  welche  Hülfe  denselben  anderweit  zu  teil  werden  kOnne''. 

Gegen  das  bestehende  System  der  Armenpflege  wurden  insbesondere  zwei 
Ausstellungen  gemacht,  einmal  das  unterschiedlose  Zusammenwerfen  der  unver- 
schuldet Hil&bedürftigen  mit  Landstreichem  und  Verbrechern  in  den  Armen- 
häusern, sodann,  dass  die  Anzahl  der  ersteren  einen  unverhältnismässig  grossen 
Bestandteil  der  Bevölkerung  ausmachte.  So  hatte  schon  der  Census  von  1891 
ergeben,  dass  allein  in  England  und  Wales  von  den  über  65  Jahre  alten 
1371422  Personen  (605505  Männern  und  765917  Frauen)  401904  oder  29,28<>/o 


^)  Der  Census  von  1891  hatte  ffir  England  und  Wales  bei  einer  Bevölkerung  Ton  27«5  und 
1,5  MilL  Einwohnern  1B71422  (605505  M.  und  705917  Fr.)  fiber  65  Jahre  alte  Personen  ergeben, 
so  dass  der  Bedarf  an  Altersrenten  auf  13x1,3  =  17  MilL  0  veranschlaflrt  wurde;  dazu  soUten  ffir 
Schottland  und  Irland  bei  einer  Bevölkerung  von  4,0  und  4,7  Mill.  Einwohnern  be«w.  201000 
(83000  M.  und  118000  Fr.)  und  291000  (144000  M.  und  147000  Fr.)  ttber  65  Jahre  alten  Personen 
noch  etwa  7  MilL  £  hinzutreten,  also  der  Gesamtbedarf  sich  auf  24  Mill.  j^  stellen,  aber  dieser 
durch  Ersparung  von  etwa  4  MilL  j^  an  Armenlasten  sich  auf  20  Mill.  j^  herabmindern 
YgL  Chamberlain's  Aufsatz  The  Labour  Question  im  Nineteenth  Century  vom  November  1H92; 
Report  of  the  Oomittee  on  old  age  Pensions,  London  1898,  p.  19;  Spender,  a.  a.  0.,  S.  133;  Charles 
Booth,  Pauperism  and  the  endowment  of  old  age,  London  1882,  p.  196,  226. 

•)  VgL  meine  „Arbeiterversicherung  im  Ausland",  Heft  1 :  Die  Arbeiterversicherung  in 
Dänemark,  Beriin  1898,  S.  3  und  16  fg. 

^)  y^  dessen  sozialpolitisches  Programm  in  dem  Aufeatz:  The  Labour  Question  im  Nine- 
teenth Century,  London,  November  1892. 
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der  Armenpflege  (114144  innerhalb  nnd  287760  aosserhalb  der  Armenhäuser) 
anheimfielen;  im  ganzen  bezogen  Armenunterstfitzong: 
5^/^  der  Gesamtbevölkerung, 
10  ^/o  der  Bevölkerung  zwischen  60  u.  65  Jahren 
20«/o    „  ,  „         65U.70      , 

SOO/o    „  „  „         70U.75      „ 

40%    n  .  „         über  75      „ 

und  ca.  45 ^/q,  also  nahezu  die  Hälfte,  der  Ober  65  Jahre  alten  Arbeiter!  Und 
obwohl  die  Zalil  der  Armenhäusler  z.  B.  fhr  England  und  Wales  von  977000  auf 
812000  zurückgegangen  war,  hatte  sich  trotz  der  stetig  gefallenen  Lebens- 
mittelpreise der  bezügliche  Kostenaufwand  von  200  auf  230  Mill.  Frcs.  gesteigert. 
Man  glaubte  nun  diesen  Missständen  dadui*ch  begegnen  zu  können,  dass  zwischen 
den  unverschuldet  und  den  durch  Selbstschuld  der  Armenpflege  Anheimfallenden 
streng  geschieden  und  den  ersteren  die  notwendigen  Unterstfitzungen  in  der 
ßechlsform  fester  (ev.  nach  dem  Maass  eigener  Vorsorge  abzustufender)  Alters- 
renten gewährt  werden  sollte.  Gleichwohl  fand  die  Kommission  auch  diesen 
Weg  nicht  gangbar  und  legte  nach  zwe^ähriger  Arbeit  (im  Februar  1895)  einen 
zwar  mit  reichem  statistischem  Material  versehenen,  im  fibrigen  aber  lediglich 
negativen  Bericht  vor.  Die  ebenfalls  in  die  Untersuchungen  hineingezogenen  ver- 
schiedenen Pläne,  die  vorliegende  B'rage  im  Wege  der  allgemeinen  Zwangsver- 
sicherung oder  der  subventionierten  freiwilligen  Versicherung  zu  lösen,  wurden  aus 
ähnlichen  Gründen  wie  seitens  der  früheren  Kommission  —  teils  als  dem  eng- 
lischen Volkscharakter  widersprechende,  teils  als  volkswirtschaftlich  bedenkliche 
Massnahmen  —  abgelehnt,  eine  Keform  der  Armenpflege  im  angedeuteten  Sinn  aber 
als  „zu  teuer^  befunden,  da  das  jährliche  Erfordernis  auf  14—15  Mill.  £  geschätzt 
wurda  Die  Kommission  glaubte  somit  die  Notwendigkeit  einer  grundlegenden 
Beform  selbst  des  Armenwesens  verneinen  zu  sollen  und  es  ffir  ausreichend  zu 
erachten,  wenn  bei  der  Armenhauspflege  Tindoor  relief),  welche  Überdies  kaum 
10  ^/o  der  fiber  65  Jahre  alten  Personen  umfasse,  eine  strengere  Scheidung  zwischen 
ehrbaren  und  liederlichen  Armen  getroffen  und  die  sonstigen  Armenunterstfitzungen 
(outdoor  relief)  mehr  dem  wirklichen  Notbedarf  der  einzelnen  Almosenempfänger 
angepasst  werde. 

Eine  nicht  unerhebliche  Minderheit  der  Kommission  war  mit  diesem  Stand- 
punkt keineswegs  einverstanden  und  machte  in  einem  von  Chamberlain,  Hunter, 
Booth  ü.  a.  unterzeichneten  Gegenbericbt  der  Kommission  zum  Vorwurf,  dass  sie 
ihre  eigentliche  Au%abe,  positive  Reform-Vorschläge  zu  machen,  gänzlich  ausser 
Acht  gelassen  hätte. 

Da  bei  den  Neuwahlen  im  Jahre  1895  die  Beform  der  AltersfOrsorge 
allen  Partei-Programmen  einverleibt  war,  und  die  Tagespresse  sich  mit  diesem 
Problem  immer  eingehender  beschäftigte,  wurde  am  21.  Juli  1896  zum  Studium 
desselben  abermals  eine  Kommission  eingesetzt,  welche  nach  zweijähriger  Arbeit 
unter  dem  7.  Juni  1898  einen  zwar  selu*  umfangreichen,  aber  leider  wiederum 
ergebnislosen  Bericht  erstattete.^) 

Die  Aufgabe  der  Kommission  war:  „alle  ihr  unterbreiteten  Vorschläge  zu 
prüfen,  welche  mittels  staatlicher  Beihälfe  oder  sonstwie  die  industrielle  Be- 
völkerung zur  eignen  Fürsorge  für  das  Alter  antreiben  wollten,  und  darüber  zu 
berichten,  ob  sie  auf  Grund  dieser  Vorschläge  oder  unabhängig  davon  einen  der- 
artigen Plan  zur  Annahme  empfehlen  könnte,  letzterenfalls  unter  besonderer  Be- 
rücksichtigung des  Kostenaufwandes  und  der  voraussichtlichen  finanziellen  Ein- 
wirkungen auf  den  Staatsfonds  und  die  Gemeindesteuern,  ferner  der  Rückwirkungen 
auf  den  Sparsinn  und  die  Selbstverantwortlichkeit,  endlich  des  Einflusses  auf  das 
Gedeihen  der  Friendly  Societies  und  der  Möglichkeit,  sich  deren  praktische  Ein- 
wirkung zu  sichern." 

Der  Kommission  lagen  über  100  Vorschläge  zur  Prüfung  vor,  welche  sie 
nach  den  zu  Grunde  liegenden  Prinzipien  in  folgende  4  Gruppen  schied: 


^)  Report  of  the  Committee  on  Old  Age  Pensionfl,  represented  to  both  houses  of  pariiament 
by  command  of  Her  Majesty,  London  1898. 
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1.  Vorschläge,  welche  nach  dem  Vorbilde  der  deutschen  Arbeiterversicherang 
die  Frage  im  Wege  der  allgemeinen  Zwangsversichemng  lOsen  wollten; 

2.  Vorschläge,  welche  unter  Anlehnung  an  das  dänische  Altersversorgungs- 
gesetz  vom  9.  April  1891  allen,  welche  ein  bestimmtes  Alter  erreicht  hatten,  ohne 
eigne  Beitragsleistungen  entsprechende  Renten  gewährleisteten; 

3.  Vorschläge,  welche  auf  dem  Boden  der  bestehenden  Einrichtungen  die 
freiwillige  Versicherung  durch  Gewährung  gewisser  Erleichterungen  und  staatlicher 
Subventionen  zu  fördern  bezweckten; 

4.  Vorschläge,  welche  die  staatliche  Förderung  auf  die  Friendly  Societies 
beschränken  wollten. 

Die  Kommission  glaubte,  von  ihren  Untersuchungen  die  beiden  ersten  Gruppen 
als  ausserhalb  ihrer  Aufgabe  liegend  und  ebenso  die  letzte,  nur  einen  Teil  der 
Arbeiterschaft  berücksichtigende  Gruppe  von  vornherein  ausscheiden  zu  sollen, 
und  beschäftigte  sich  demgetnäss  nur  mit  der  dritten  Gruppe.  Im  allgemeinen  hielten 
die  in  diese  Gruppe  fallenden  Vorschläge  daran  fest,  dass  die  sich  Versichernden 
bis  zum  25.  Leben^jahr  eine  bestimmte  Einzahlung^)  und  dann  bis  zum  65.  Lebens- 
jahr fortlaufende  Jahresbeiträge  zahlen  sollten,  um  sich  vom  65.  Lebensjahr  ab 
eine  entsprechende  Altersrente  zu  sichern,  und  dass  behufe  Erleichterung  dieser 
Zahlungen  und  Erhöhung  der  Rente  auf  mindestens  5  sh.  wöchentlich  bestimmte 
staatliche  Beihilfen  bezw.  Zuschüsse  gewährt  werden  sollten;  im  übrigen  zeigten 
sie  noch  verschiedene  Kombinationen,  je  nachdem  auch  eine  Witwen-  und  Waisen- 
versoi^gung  (bei  vorzeitigem  Ableben  des  Versicherten)  oder  die  Mitwirkung  der 
Friendly  Societies  und  Trade  Unions  vorgesehen  war  oder  nicht*) 

Die  Kommission  hielt  aber  alle  diese  Vorschläge  für  ungangbar,  insbesondere 
weil  trotz  des  Anreizes  der  staatlichen  Subventionen  —  und  hierin  gaben  ihr 
die  in  Frankreich  gemachten  Erfahrungen  wohl  Recht*)  —  sich  doch  nur  die 
Elite  der  Arbeiterschaft  versichern  oder  die  Versicherung  einhalten  und  diese 


^)  Durch  diese  Einzahlnng  soUte  der  Antrieb  zur  Einhaltung  der  laufenden  Beitragszahlungen 
verstärkt  werden. 

*)  Vgl.  8  3  fg.  und  187  fg.  des  Eommissionsberichtes.  Die  Vorschläge  auf  Heranziehung 
der  Friendly  Societies  liefen  darauf  hinaus,  allen  Mitgliedern  der  Hilfsvereine  bei  Erreichung  eines 
bestimmten  Lebensalters  nach  Ablauf  einer  gewissen  Dauer  der  Mitgliedschaft  entweder  staat- 
liche Altersrenten  überhaupt  oder  doch  staatliche  Zuschussrenten  zu  gewähren.  Unter  den  letzteren 
Vorschlägen  waren  besonders  bemerkenswert  der  soff.  „Bristol  Plan"  und  der  „Chester  Plan". 
Nach  dem  ersteren  sollte  Jedes  Mitglied  eines  eingeschriebenen  Hilfisvereins  eine  vom  Staat  be- 
zahlte Jahresrente  von  6  jT  10  s.  erhalten,  wenn  1)  das  65.  Lebensjahr  zurückgelegt  war,  2)  die 
Mitgliedschaft  mindestens  25  Jahre  gewUirt  hatte,  8)  der  betreffende  Hil&verein  zahiungsfiUiig 
war  oder  höchstens  eine  ünterbilanz  von  lO^/o  aufzuweisen  hatte,  4)  dem  Mitglied  seitens  des 
Hilfsvereins  eine  lebenslängliche  Jahresrente  von  mindestens  6  ^  io  s.  zustand,  5)  das  Mitglied 
für  den  Best  seines  Lebens  von  Beiträgen  zu  Kranken-  oder  Beffräbnissunterstützungen  frei  war, 
und  6)  keine  Armenunterstützung  bezog;  nach  den  statistischen  Erfahrungen  der  Friendly  Societies 
musste  aber  ein  Mitglied,  um  vom  65.  Lebeniy'ahre  ab  an  Stelle  des  Krankengeldes  eine  Alters- 
rente von  2  s.  6  d.  wöchentlich  oder  6  jf  10  e.  jährlich  zu  erhalten,  vom  25.  Lebensjahr  ab  einen 
wöchentlichen  Beitragszuschuss  von  VU  d-  zahlen.  Nach  dem  „ehester  Plan"  sollten  lediglich 
solche  eingetragene  Hilfsvereine,  welche  nach  amtlicher  Feststellung  sich  als  zahlungs-  und  lebens- 
fähig erwiesen,  zur  Altersrentenveisichemng  zugelassen  nnd  derart  staatlich  unterstützt  werden, 
dass  alle  Mitglieder  von  mindestens  50  Lebens-  und  20  Yereinsjahren  bei  Erreichung  des  60.  Lebens- 
jahres und  Unvermögen,  sidi  selbst  zu  nnterhalten,  (an  Stelle  des  Krankengeldes)  eine  wöchent- 
liche Altersrente  von  5  s.  erhalten  soUten,  welche  zur  Hälfte  aus  Staatsmitteln,  zur  andern  Hälfte 
ans  dem  bezüglichen  Rentenfonds  des  Vereins  gedeckt  werden  sollte.  Gegen  diese  Vorschläge 
wurde  eingewendet,  dass  eine  amtliche  Feststellnng  der  Zahlungsfähigkeit  der  Hilfsvereine,  zumal 
bei  deren  Abneigung  gegen  jede  behördliche  ]^nmischung  und  Kontrole,  unttbersteiglichen 
Schwierigkeiten  l^egnen  würde,  dass  die  wenigsten  Mitglieder  geneigt  sein  würden,  das  Recht 
auf  das  reichlichere  Krankengeld  gegen  die  schmälere  Altersrente  einzutauschen,  und  dass  die 
Gewährung  der  staatlichen  Zuschüsse  eine  unberechtigte  Bevorzugung  der  Hilfsvereine  bedeuten 
würde.  Die  Trade  Unions  wurden  seitens  der  Kommission  noch  viel  weniger  als  geeignet  er- 
achtet, eine  Rentenversorgun^  zu  übernehmen,  da  bei  ihnen  der  Regel  nach  ein  ungeteilter  Fonds 
den  verschiedensten  Bedürfnissen  dient,  die  Mitglieder  bei  Nichtachtung  der  Lohntarife  ihre 
sämtlichen  Unterstützungsansprüche  verlieren  und  diese,  da  die  Trade  Unions  keine  Korporations- 
rechte haben,  auch  nicht  einmal  einklagen  können. 

•)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Ausland",  Heft  IV:  Die  Arbeiterversicherung  in 
Frankreich,  Berlin  1898,  S.  8^. 
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erst  nach  40  Jahren  wirksam  werden  würde,  auch  wfirden  sich,  nm  die  Renten 
durch  entsprechende  Eapitaldecknng  sicherzustellen,  übermässige  Eapitalbestände 
anfsammelu,  anf  den  Zinsfüss  drücken  und  damit  wieder  die  rechnerischen  Grund- 
lagen ven*ücken;  und  endlich  seien  auch  die  Friendly  Societies  und  die  Trade 
Unions  zur  LOsung  dieser  Au^aben  nicht  verwendbar,  weil  sie  —  ganz  abgesehen 
von  der  Unzulänglichkeit  ihrer  Mittel^)  —  die  mit  einer  versicherungstechnischen 
Beorganisation  notwendigerweise  verbundene  Staatsaufsicht  ablehnten. 

Um  nicht  mit  ganz  leeren  Händen  zu  kommen,  machte  die  Kommission 
einen  eignen  Vorschlag,  der  im  wesentlichen  dahin  ging,  allen  65  Jahr  alten 
Personen,  welche  weder  ein  eigenes  festes  Einkommen  unter  2^9  oder  über  5  sh. 
wöchentlich  haben,  noch  dem  Armen-  oder  Erankenhause  zu  überweisen  sind, 
durch  entsprechende  Znschussleistungen  zu  Lasten  des  Staates  und  der  Gemeinden 
mindestens  eine  Wochenrente  von  5  sh.  zu  gewährleisten  und  die  Durchflihruug 
dieser  Massnahmen  den  ArmenbehOrden  zu  übertragen.  Als  besondere  Vorzüge 
dieses  Systems  machte  die  Eommission  geltend,  dass  dasselbe  sofort  und  nicht 
erst  nach  langen  Jahren  in  volle  Wirksamkeit  treten  könne,  die  persönliche  Frei- 
heit, nach  eigenem  Willen  und  Belieben  Vorsorge  zu  treffen,  in  keiner  Weise 
beinträchtige  und  die  bedenklichen  Eapitalansammlungen  gänzlich  vermeide. 
Andererseits  wurde  eingeräumt,  dass  auch  dieses  System  erhebliche  Bedenken 
gegen  sich  habe.  So  würde  es  für  den  gerade  der  Fürsorge  bedürftigsten 
und  grössten  Teil  der  Arbeiterschaft  ebenfalls  wirkungslos  sein^)  bezw.  die  Ge- 

^)  Nach  den  Erhebungen  der  EommisBion  hatten  z.  B.  im  Jahre  1896  yon  84  Hil&yereinen 
mit  22608  Zweigyereinen  und  2851150  Mitgliedern  nur  2  Hilfsvereine  und  5049  Zweigvereine 
üeberschttBse  aufzuweisen  und  nur  19  Vereine  mit  1558155  Mitgliedern  hatten  bei  44278  über 
65  Jahre  alten  Mitgliedern  an  15750  derselben  im  ganzen  118791  £  oder  dorchschnittlich  7,5  i£ 
Altersonterstützung  (meist  ^4  l>is  Vs  des  vollen  Krankengeldes)  gezahlt  VgiS.  188  des  Berichts, 
sowie  Spender  a.  a.  0.,  S.  1,  23,  47,  115,  182  und  144  fg.  auch  Note  2  zu  S.  27  oben. 

*)  Es  erfordert  z.  B.  einer  der  grössten  Hilfevereine  (Manchester  ünity  of  Odd  Fellows) 
von  seinen  Mitgliedern  folgende  Wochenbeiträge:  je  4  d.  vom  25.  bis  zum  65.  Lebensjahr,  um 
einerseits  ein  Krankengeld  von  10  s.  für  die  ersten  26  bezw.  5  sh.  für  die  folgenden  Wochen  und 
Begräbnisunterstützung,  andererseits  eine  wöchentliche  Altersrente  von  5  s.  vom  65.  Lebensjahr 
ab  zu  gewähren,  oder  4'/4  d.  für  lebenslängliche  Krankenversicherung  und  Begräbnisunter- 
stützung, so  dass  die  Gewährung  der  Altersrente  von  5  s.  einen  Beitrag  von  8^4  d.  wöchentlich, 
also  nahezu  eine  Verdoppelung  der  gewöhnlichen  Beiträge  und  die  Sicherung  einer  Altersrente 
von  nur  2*/«  s.  noch  immerhin  einen  Extrabeitrag  von  2  d.  erfordern  würde.  Um  eine  Altersrente 
von  2  s.  6  d.  vom  65.  Lebensjahr  ab  durch  Yermittelunfi:  der  staatlichen  Postsparkasse  zu  erhalten, 
bedarf  es  eines  regelmässigen  Wochenbeitrags  von  2  d.  oder  2^«  d.,  je  nachdem  diese  Zahlungen 
schon  mit  dem  20.  oder  erst  mit  dem  25.  Lebensjahr  begonnen  werden.  Vgl.  S.  11,  18  und  189 
des  Berichts.  Nach  den  nachstehend  mitgeteilten  B.ententafdn,  welche  William  Sutton,  Versicherungs- 
techniker des  Begisteramts  der  Friendly  Societies  im  Jahre  1891  auf  Grund  der  bis  dahin  ge- 
sammelten Erfahrungen  aufgestellt  hatte,  erfordert  eine  wöchentliche  Altersrente  von  5  s.  (vom 
65.  Jahre  ab)  einen  wöchentlichen  Beitrag  von  8V4  oder  4  d.  vom  20.  Lebensjahr  ab,  je  nach- 
dem man  einen  Zinsfnss  von  8  oder  2^9^/0  zu  Grunde  legt,  Trährend  die  gleiche  Altersrente 
unter  Benutzung  der  staatlichen  Postsparkasse  (bei  ^^\%^\^  sogar  einen  wöchentlichen  Beitrag 
von  5  d.  vom  25.  Lebensjahr  ab  erfordert    (Vgl.  Spender  a.  a.  0.,  S.  186—141). 

Altersrenten  vom  65.  Lebensjahr  ab: 


ohne  Beitragsrttckerstattung  bei  vorzeitigen  Tode 

m  i  t  Beitragsrüokerstattung 
(ohne  Zinsen) 

Alter 

gegen  1  ä  Einzahlung 
im  Alter  (x) 

gegen  1  £  Einzahlung  im 

Alter  (x)  und  jedem  folgenden 

Lebensjahr 

gegen  1^  Ein- 
aüüg.  im  Alter  (x) 

gegen  1  ^  Ein- 
sahig. im  Alter  (x) 
u.  jedem  folgen- 
den Lebensjahr 

2VaVo 

30/, 

2Va^ 

3<^/o 

30/0 

3% 

£ 

£ 

£ 

£ 

£ 

£ 

18 

0,7444 

0,9692 

17,2379 

20,7732 

0,7125 

15,0761 

19 

0,7241 

0,9845 

16,4985 

19,8040 

0,6844 

14,8686 

20 

0,6982 

0,9005 

15,7724       >        18,8695 

0,6572 

18,6792 

21 

0,6756 

0,8670 

15,0742       '       17,9690 

0,6810      ,      18,0220 

22 

0,6586 

0,8346 

14,8986 

17,1020 

0,6058             12,8910 

28 

0,6828 

0,8088 

18,7450 

16,2674 

0,5814      1      11,7852 

24 

0,6112 

0,7780 

18,1127 

15,4641 

0,5560             11,2088 

25 

0,5910 

0,7489 

12,5015 

14,6911 

0,5856             10,0458 

26 

0,5718 

0,7155 

11,9010 

18,9472 

0,5140 

10,1102 

Alton-  vBcl  IiiTalidit&t«T0nieh«rii]i^. 
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samtbevölkenmg  lediglich  zu  gonsten  einer  privilegierten  Minderheit  belasten, 
femer  den  Spartrieb  nnr  bis  zn  der  Einkommensgrenze  von  2V,  sh.  wöchentlich 
f&rdern,  einen  Druck  auf  die  Arbeitslöhne  ausfiben,^)  erhebliche  Verwaltongs- 
schwierigkeiten  bereiten  n.  s.  w. 


ohne  Beitngsrttokentattung  bei  vorzeitigem  Tode 

mit  BeitragsrtlckerBtattung 
(ohne  Zinsen) 

Alter 

im  Alter  (x) 

gegen  1  £  Einzahlnng  im 
Alter  (x)  und  jedem  folgenden 

gesell  1  JEin- 
nUf.imAlterCx) 

gegen  1  J  Eiii* 

aüilg.imAlter(z) 
Q.  Jedem  folgen- 

^    ' 

Lebensjahr 

denLebenfiahr 

2V.»/o 

s% 

2V.^/o 

3o/o 

3o/^ 

8^ 

jf 

ä 

£ 

ä 

£ 

£ 

27 

0,5522 

0,6882 

11,8892 

18,2817 

0,4929 

9,5962 

28 

0,5836 

0,6618 

10,7870 

12,5485 

0,4729 

9,1033 

29 

0,5155 

0,6864 

10,2534 

11,8817 

0,4537 

8,6304 

30 

0,4980 

0,6116 

9,7379 

11,2453 

0,4851 

8,1867 

31 

0,4810 

0,5879 

9,2399 

10,6837 

0,4173 

7,7436 

82 

0,4643 

0,5649 

8,7589 

10,0458 

0,4002 

7,3248    1 

88 

0,4483 

0,5426 

8,2946 

9,4809 

0,8887 

6,9241 

84 

0,4327 

0,5212 

7,8463 

8,9383 

0,3679 

6,5408 

35 

0,4175 

0,5005 
0,4804 

7,4186 

8,4171 

0,3528 

6,1725 

36 

0,4027 

6,9961 

7,9166 

0,3382 

5,8197 

37 

0,3883 

0,4610 

6,5984 

7,4362 

0,3242 

5,4815 

88 

0,8744 

0,4428 

6,2051 

6,9752 

0,3107 

5,1578 

39 

0,8608 

0,4241 

5,8807 

6,5829 

0,2979 

4,8466 

40 

0,8475 

0,4066 

5,4699 

6,1088 

8|2737 

4,5487 

41 

0,8847 

0,8897 

5,1224 

5,7022 

4,2632 

42 

0,8222 

0,8783 

4,7877 

5,3125 

0,2624 

8,9895 

48 

0,8100 

0,8574 

4,4655 

4,9392 

0,2515 

3,7271 

44 

0,2980 

0.8420 

4,1555 

4,5818 

0,2410 

8,4756 

45 

0,2864 

0,8271 

8,8575 

4,2398 

0,2812 

8,2346 

46 

0,2752 

0,3127 

8,5711 

8,9127 

0,2216 

3,0084 

47 

0,2642 

0,2987 

8,2959 

8,6006 

0,2125 

2,7818 

48 

0,2585 

0,2852 

8,0817 

3,8013 

0,2088 

2,5698 

48 

0,2429 

0,2721 

2,7782 

8,0161 

0,1955 

2,3655 

50 

0,2828 

0,2594 

2,5853 

2,7440 

0,1876 

2,1700 

51 

0,2228 

0,2471 

2,8025 

2,4846 

0,1800 

1,9824 

52 

0,2180 

0,2350 

2,0797 

2,2875 

0,1728 

1,8024 

53 

0,2083 

0,2288 

1,8667 

2,0025 

0,1659 

1,6296 

54 

0,1940 

0,2120 

1,6634 

1,7792 

0,1594 

1,4687 

55 

0,1848 

0,2010 

1,4694 

1,5672 

0,1532 

1,8043 

56 

0,1759 

0,1904 

1,2846 

1,3662 

0,1474 

1,1511 

67 

0,1671 

0,1801 

1,1087 

1,1758 

0,1419 

1,0087 

58 

0,1586 

0,1700 

0,9416 

0,9957 

0,1366 

0,8618 

59 

0,1508 

0,1608 

0,7886 

0,8257 

0,1316 

0,7252 

60 

0,1422 

0,1509 

0,6827 

0.6654 

0,1270 

0,5986 

61 

0,1342 

0,1417 

0,4905 

0,5145 

0,1226 

0,4666 

62 

0,1264 

0,1828 

0,8563 

0,3728 

0,1184 

0,3440 

68 

0,1187 

0,1242 

0,2400 

0,2400 

0,1146 

0,2256 

64 

0,1112 

0,1158 

0,1112 

0,1158 

0,1110 

0,1110 

Der  nach  dem  Vonchlaff  der  Kommission  erforderliche  Anfwand  wurde  fttr  das  Jahr  1898 
bei  rund  2  Millionen  Ober  65  Jahre  alten  Personen  und  unter  der  Annahme,  dass  Ton  diesen 
Vt  keiner  Hilfe  bedürftig  seien  und  yon  den  übrigen  %  (1330000)  nur  ^/s  (448338)  zu  einer 
rension  Ton  durchschnittlich  2  s.  wöchentlich  oder  5  £4  s.  jährlich  berechtigt  sein  würden,  auf 
2800000  £  (ohne  die  Yerwaltungskosten)  geschätzt,    vgl.  S.  12  des  Berichts. 

^)  Die  in  den  parlamentarischen  Verhandlungen  des  Auslandes  immer  wiederkehrende 
Bdiauptung  oder  Annahme,  dass  eine  allgemeine  Zwangsversicherung  der  Arbeiter  durch  Ueber- 
wälzong  der  bezüglichen  Lasten  auf  diese  die  Arbeitslöhne  drücke  und  in  ihren  Rückwirkungen 
die  gesamte  industrielle  Entwickelung  bedrohe,  ist  jedenfalls  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  zu- 
trel^nd  and  wird  durch  die  in  Deutschland  gemachten  Erfahrungen  keineswegs  bestätigt  Im 
Geg^teil  ergiebt  die  amtliche  Gewerbe-  und  Handelsstatistik  des  Deutschen  Reichs  (bearbeitet 
und  herausgegeben  yom  Kaiserl.  Statistischen  Amt  in  Berlin)),  dass  trotz  der  erheblichen  Belastung 
durch  die  Arbeiterversichemng  —  täglich  1  Million  Mark  und  bisher  (1885—1897)  im  Ganzen 
8  Milliarden  Marie  (s.  mein^  „Leitfaden  zur  ArbeiterTcrsicherung  des  Deutschen  Reichs",  Berlin 
1898,  8.26^.)  —  die  Arbeitslohne  in  Deutschland  nicht  gesunken,  die  Arbeitsgelegenheit  nicht 
ges^nüUert,  die  indnstridle  Entwickelung  nicht  gehemmt  und  die  internationale  Konkurrenz- 
fähigkeit nicht  beeintriU'htigt  worden  sind.    Mit  Recht  hat  Prof.  yon  der  Borght  in  seiner  Ab- 

5e* 


38  ^^  ArlieitflrTBniofaeniitg:  in  England. 

Hiernach  batte  schon  die  Kommission  selbst  den  einzigen  poedtiven  Vor- 
schlag,  den  ihre  zweyährigen  Arbeiten  zu  Ti^  egefördert  hatten,  mit  einer  solchen 
Menge  von  Bedenken  belastet,  dass  auch  diesmal  das  Gesamtergebnis  wiedemm 
ein  negatives  war.  Gleichwohl  ist  bei  dem  Interesse,  welches  diesem  Problem 
nunmehr  allseitig  zugewendet  wird,  anzunehmen,  dass  die  .Frage  der  Alters- 
versicherung nicht  eher  von  der  Tagesordnung  verschwinden  wird,  als  bis  sie 
in  der  einen  oder  anderen  Weise  ibre  Lösung  gefunden  hat,  und  es  gewinnt 
immer  mehr  den  Anschein,  als  ob  der  neueste  Vorschlag,  allen  fiber  65  Jahre 
alten  Personen,  welche  bis  dahin  die  Armenpflege  nicht  in  Anspruch  genommen 
haben,  eine  staatliche  Altersrente  zu  gewähren  und  die  Durchführung  dieser  Alters- 
versorgung, um  ihr  nicht  das  Stigma  der  Armenpflege  aufzudrücken,  nicht  den 
Armenbehörden,  sondern  den  Grafschaftsräten  zu  übertragen,  noch  die  meiste  Aus- 
sicht hat,  allseitige  Zustimmung  zu  finden;^)  Hand  in  Hand  damit  würde  dann 
wohl  die  gleichfaUs  allseitig  verlangte  Beform  der  Armenpflege  gehen,  um  eine 
den  verschiedenen  Gründen  der  Hilfsbedürftigkeit  besser  angepasste  Behandlungs- 
weise  eintreten  zu  lassen  und  insbesondere  die  unverschuldet  Hilfsbedürftigen  von 
den  übrigen  zu  sondern.^)   Freilich  würde  eine  derartige  Beform  sich  kaum  über 


handlnng  „Die  soziale  Bedentung  der  deutschen  Aibeiterversichernng''  (Jena  1898)  darauf  hin- 
gewiesen, dass  die  den  denUchen  Arbeitern  bisher  an  Entschädigungen  ausgezahlten,  nur  zum 
kleineren  Teil  aus  ihren  eigenen  Beiträgen  gedeckten  Milliarden  mittelbar  eine  entsprechende 
Lohnerhöhung  bedeuten,  zumal  die  Arbeitslöhne  ihre  stetig  steigende  Tendenz  beibehalten 
haben.  Freilich  ist  es  sehr  schwierig  und  eine  kaum  zu  lösende  Aufgabe,  im  Einzelnen  nach- 
zuweisen, wer  nun  in  letzter  Linie  diese  Lasten  trägt,  oder  wie  dieselben  sich  auf  Arbeit- 
nehmer (Löhne),  Arbeitgeber  (Untemehmergewinne)  und  Konsumenten  (Kaufpreise)  yerteilen, 
da  hier  die  mannigfalti^ten  Umstände  zusammenwirken.  Indessen  wird  man  aus  bestimmten 
Wahrnehmungen  immerhin  einzelne  Rttckschlfisse  ziehen  können.  So  hängt  es  an^nscheinlich 
mit  der  Knappheit  der  weiblichen  Dienstboten  in  den  grossen  Städten  und  der  ländlichen  Dienst- 
leute in  den  östlichen  Teilen  Deutschlands  zusammen,  wenn  dort  die  Lasten  für  die  Liyaliditäts- 
und  Alters-  bezw.  auch  Krankenversicherung  auf  die  Arbeitgeber  abgewälzt  werden,  indem 
diese,  nor  um  ihre  Leute  zu  behalten,  deren  Beitragsanteile  mitbezahlen.  Bei  der  Unfall- 
versicherung  dagegen  wird,  wenigstens  für  bestimmte  E^portindustrieen,  die  stetige  gleiche  Auf- 
wärtsbewegung der  Arbeitslöhne  wie  der  Untemehmergewinne  den  Bückschluss  gestatten,  dass 
die  infolge  des  Umlageverfahrens  ebenfalls  steigenden  Unfallasten  der  Hauptsache  nach  von  den 
ausländischen  Konsumenten  getragen  werden  —  jedenfalls  der  Tom  nationalen  Standpunkt  aus 
wünschenswerteste  Zustand.  Wenn  aber  Deutschland  nicht  davor  zurückgeschreckt  ist,  für  sich 
die  Konsequenzen  seiner  fortgeschrittenen  Anschauungen  über  soziale  Gerechtigkeit  zu  ziehen, 
und  die  deutsche  Lidustrie  trotz  dieser  sozialpolitischen  Vorbelastung  sich  in  allen  Erdteilen 
unaufhaltsam  Bahn  bricht,  so  erscheint  die  Frage  berechtigt,  ob  diese  Fortschritte  nicht  gerade 
durch  jene  Opfer  fi^ezeitigt  worden  sind,  denn  eine  gegen  die  unvermeidlichen  Notfälle  des 
modernen  Erwerbslebens  sichergestellte  Arbeiterschaft  ist  jedenfalls  leistungsfähiger  und  arbeits- 
freudiger als  eine  solche,  welche  diese  materieUen  und  eUiischen  Vorteile  entbehren  muss.  Bei 
der  noch  jungen  Lutitution  der  deutschen  Arbeiterversicherung  machen  sich  aber  derartige 
Einwirkungen  naturgemäss  nur  langsam  geltend  und  so  darf  man  von  der  weiteren  Entwickelung 
derselben  in  wirtschaftlicher,  sozialer  und  kulturdler  Beziehung  noch  die  wohlthätigsten  Rück- 
wirkungen auf  das  gesamte  Volksleben  erwarten. 

M  Die  jährlichen  Unkosten  dafür  werden  auf  8  bis  5  Hill.  £  veranschlagt. 

*)  In  £eser  Richtung  bewegt  sich  auch  ein  am  15.  Nov.  1898  in  der  Kgl.  Statistischen 
Gesellschaft  zu  London  erörterter  Vorschlag  von  Sir  Henry  Burdett.  Derselbe  geht  im  wesent- 
lichen dahin,  die  ordentlichen  Armen  von  den  liederlichen  zu  trennen,  den  ersteren  die  Wahl  zu 
lassen  zwischen  einer  Altersrente  von  wöchentlich  7  s.  (für  Ehepaare  12  s.,  und  der  Aufnahme 
in  für  sie  besonders  zu  reservierende  Pflege-Anstalten  (durch  Aussonderung  aus  den  zahlreich  vor- 
handenen, meist  nicht  voll  besetzten  Armenhäusern,  deren  es  z.  B.  für  England  und  Wales  allein 
626  für  200000  Insassen  giebt)  und  die  bezügliche  Verwaltung  besonderen  Grafschaftsbehörden 
zu  übertragen,  andererseits  aber  die  freiwillige  Alters-  und  Invfüiditätsversicherung  durch  Staat»^ 
Zuschüsse  (auf  jährlich  etwa  800  000  i^  veranschlagt)  auch  Arbeitern  mit  höchstens  20  s.  Wochenlohn 
^  24^ Iq  der  7  Mill.  männlichen  Lohnarbeiter)  zu  ermögliehen,  um  jedem  Arbeiter,  welcher  v<mi 
20.  bis  zum  60.  Lebensjahr  mindestens  jährlich  40  s.,  alM  etwa  pro  Arbeitswoche  1  s.,  beisteuert, 
^e  Altersrente  von  mindestens  7  s.  wöchentlich  oder  18  £  jährlich  zu  sichern,  wobei  für  die 
bereits  mehr  als  20  aber  noch  nicht  60  Jahr  alten  Personen  gewisse  Übergangsbestimmungen 
gelten  sollten.  Dieser  Plan  sollte  an  öffentlichen  Mitteln  weit  weniger  erfordern  als  das  be- 
stehende Armenpflegesystem,  da  z.  B.  die  Armenlasteu  in  London  von  1874  bis  1897  von  1 638 182 
auf  8108393  £  oder  pro  Armen  Ton  14  ^  4  s.  auf  26  ^  5  s.  2V9  d.  =^  Q0\  gestiegen  waren,  ob- 
wohl die  Zahl  der  Paupers  auf  1000  der  Bevölkerung  von  84,1  auf  26,8  gefallen  war,  so  dass 
die  jährlichen  Durchschnittskosten  sich  pro  Out-door  pauper  auf  1 T  ^  11s.  und  pro  In-door 
pauper  sogar  auf  34  j^  8  s.  6  d.  stellten!  Vgl.  Journal  of  the  Royal  Statistical  Society»  London 
31  st  December  1898,  VoL  LXI  Part.  IV  p.  597-639. 
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das  Niveau  einer  verbesserten  Armenpflege  erheben  und  im  Vergleich  zu  den 
weiten  Zielen  der  deutschen  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  hinter  dieser 
erheblich  zurückbleiben.  Gerade  f&r  England,  als  den  fortgeschrittensten  Industrie- 
staat der  Welt,  hat  aber  die  Frage  der  Altersversicherung  einem  ganz  besondere 
Bedeutung,  da  die  Anforderungen,  welche  die  moderne  Entwickdung  der  Industrie 
an  die  Spannkraft  der  Arbeiter  stellt,  sich  derart  gesteigert  haben,  dass  ein  Mann 
mit  45 — 50  Jahren  im  allgemeinen  schon  als  „ausgedient''  gilt  und  schwer  noch 
in  seinem  Beruf  anderweite  Beschäftigung  zu  normalem  Lohn  findet  und  seinen 
Arbeitsverdienst  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  dahinschwinden  sieht,  so  dass  eine,  wenn 
auch  bescheidene,  aber  sichere  Altersrente  diese  Ausfälle  decken  und  ihm  nach 
einem  arbeitsreichen  Leben  wenigstens  einen  freundlicheren  Lebensabend  bereiten 
wfirda  Eine  so  reiche  Nation  wie  die  englische  sollte  aber  nicht  länger  zaudern, 
diese  Ehrenschuld  gegenüber  den  Schichten  der  Bevölkerung,  welche  zu  dem 
nationalen  Wohlstand  so  erheblich  beitragen,  endlich  einzulösen.^)  — 

^)  Vgl  Journal  of  the  Royal  Staüatieal  Society  a.  a.  0.,  S.  607. 
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Anlage  1, 


Act 

to  oonsolidate  the  Law  relating  to  Friendly  and  other  SooieÜeSy^) 

7th  knguBt  189«. 


Be  it  enacted  by  the  Qaeen'8  most  Excellent  Migesty,  by  and  with  the  advice 

and  consent  of  the  Lords  Spiritaal  and  Temporal,  and  Commons,  in  tUs  present 

Parliament  assembied,  and  by  the  authority  of  the  same,  as  foUows: 

The  Registry  Offlee. 

Art.  1. 

1.  There  shall  oontinne  to  be  a  chief  registrar  of  friendlj  societies  (in  this  Act  called 
^the  Chief  reg^trar"),  and  one  or  more  assistant  reg^trars  of  friendlj  societies  for  England 
(in  this  Act  called  „assistant  reg^trars  for  England"),  and  the  chief  registrar  and 
assistant  reg^trars  for  England  shall  continne  to  constitnte  the  central  offtce  of  the 
registiy  of  Mendlj  societies. 

2.  There  shall  continne  to  he  an  assistant  registrar  of  Mendlj  societies  for  Scot- 
land  (in  this  Act  called  ''assistant  registrar  for  Scotland"),  and  an  assistant  registrar  of 
Mendlj  societies  for  Ireland  (in  this  Act  called  „assistant  registrar  for  Ireland"). 

3.  Everj  chief  registrar  and  assistant  registrar  shall  be  appointed  hj  and  shall  hold 
his  Office  dnring  the  pleasnre  of  the  Treasorj. 

4.  The  Chief  registrar  shall  be  a  barrister  of  not  less  tiian  twelye  jears  standing, 
and  one  at  least  of  the  assistant  registrars  for  England,  and  the  assistant  registrar  for 
Ireland,  shall  be  a  barrister  or  solicitor  of  not  less  than  seven  jears  standing,  and  the 
assistant  registrar  for  Scotland  shall  be  an  adyocate,  writer  to  the  signet,  or  solicitor  of 
not  less  than  seven  jears  standing. 

5.  The  central  office  maj,  with  the  approval  of  the  Treasnrj,  have  attached  to  it 
such  assistants  skilled  in  the  bnsiness  of  an  actaarj  and  an  acconntant  as  maj  be  reqnired 
for  discharging  the  dnties  imposed  on  the  office  bj  this  Act. 

Art  2. 
1.  The   central   office  shall  continne  to  exercise  the  fimctions  and  powers  formerlj 
yested  — 

a)  as  respects  trade  nnions,  in  the  registrar  of  Mendlj  societies  in  England;  and 

b)  as  respects  bnilding  societies,  in  the  registrar  of  bnilding  societies  in  Eng- 
land; and 

c)  as  respects  nnincorporated  benefit  bnilding  societies,  loan  societies,  and  societies 
institated  for  pnrposes  of  science  literatare  or  the  fine  arts,  in  the  barristers 
appointed  to  certifj   the  roles  of  sayings  banks  or  Mendlj  societies, 

and  shall  be  entitled  to  receive  all  fees  pajable  to  those  registrars  and  barristers;  and 
all  enactments  relating  to  those  registrars  and  barristers  shall,  so  far  as  respects  trade 
nnions  and  snch  societies  as  aforesaid,  be  constraed  as  appljing  to  the  central  office. 


^)  Die  üebersetzang  musste  aas  Mangel  an  Raum  fortbleiben. 
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2.  The  central  office  shall,  with  the  approyal  of  the  Treasnry  — 

a)  prepare  and  canse  to  be  circolated,  for  the  ose  of  societies,  model  forms  of 
acconnts,  balance  sheets,  and  valnations;  and 

b)  collect  firom  the  returns  nnder  this  Act  and  from  other  sonrceSy  and  publish 
and  circnlate,  either  generally  or  in  any  particnlar  district,  or  otherwise  make 
known,  such  Information  on  the  sabject  of  the  statistics  of  life  and  sickness, 
and  the  application  thereof  to  the  bosiness  of  firiendly  societies,  and  snch 
particolars  of  their  retams  and  valnations,  and  such  other  information  nsefol 
to  the  members  of  or  to  persons  interested  in  societies  registered  or  capable 
of  being  registered  nnder  this  Act,  as  the  chief  registrar  may  think  fit;  and 

a)  canse  to  be  constmcted  and  published  tables  for  the  payment  of  snms  of 
money  on  death,  in  sickness,  or  old  age,  or  on  any  other  contingency  forming 
the  subject  of  an  assnrance  authorised  nnder  this  Act  which  may  j^pear  to 
be  calcnlable:  ProTided  that  the  adoption  of  the  tables  by  asociety  shall  be 
optional. 

Art  3. 

1.  The  assistant  registrars  shall,  except  as  in  this  Act  proTided,  be  snbordinate 
to  the  Chief  registrar. 

2.  They  shall,  within  the  parte  of  the  United  Kingdom  for  which  they  are  respec- 
tiyely  appointed,  exercise  all  fnnctionsand  powers  by  this  Act  given  to  the  registrar,  and 
may  also  by  the  written  anthority  of  the  chief  registrar,  exercise  such  of  the  fanctions 
and  powers  by  this  Act  giyen  to  the  chief  registrar  as  he  may  delegate  to  them. 

Art.  4. 

1.  Subject  to  any  regulations  to  be  made  nnder  this  Act,  the  assistant  registrars 
for  Scotland  and  Ireland  respectlTely  shall  continne  to  exercise  the  fanctions  and  powors 
formerly  vested  — 

a)  as  respects  trade  unions,  in  the  registrars  of  friendly  societies  in  Scotland 
and  Ireland;  and 

b)  as  respects  bnilding  societies,  in  the  registrars  of  bnüding  societies  in  Scot- 
land and  Ireland;  and 

c)  as  respects  benefit  bnilding  societies  and  societies  institnted  for  pnrposes  of  sdence 
literatnre  or  the  flne  arts,  in  Scotland,  in  the  Lord  Advocate  or  bis  depntes 
appointed  to  certify  the  mies  of  any  snch  societies,  and,  in  Ireland,  in  any 
barristers  appointed  for  the  like  pnrpose; 

and  shall  be  entitled  to  receiye  all  fees  payable  to  those  registrars,  the  Lord  Advocate  or 
bis  depntes  and  those  barristers  respectively;  and  all  provisions  in  any  Acts  of  Parliament 
relating  to  those  persons  respectively  shall  be  constmed  as  applying  to  those  assistant 
registrars, 

2.  Subject   as   aforesaid,   the   assistant  registrars  for  Scotland  and  Ireland  shall — 

a)  send  to  the  central  ofQce  copies  of  all  such  documents  registered  or  reoorded 
by  them  as  the  chief  registrar  may  direct:  and 

b)  record  such  documents  and  matters  as  may  be  sent  to  them  for  record  from 
the  central  office,  and  such  other  documents  aud  matters  as  are  in  this  Act 
required  to  be  recorded:  and 

c)  circulate  and  publish,  or  transmit  to  or  from  societies  registered  in  Scotland 
(nr  Ireland  respectively,  from  or  to  the  central  office,  such  information  and 
documents  relating  to  the  pnrposes  of  this  Act  as  the  chief  registrar  may, 
with  the  approval  of  the  Treasnry,  direct:  and 

d)  report  their  proceedings  to  the  chief  registrar  as  he  may  direct. 

3.  An  assistant  registrar  for  Scotland  or  Ireland  shall  not  refuse  to  record  any 
mies  or  amendments  of  mies  which  have  been  registered  by  the  central  office. 

Art.  5. 

The  Treasnry  shall,   out  of  money  to  be  provided  by  Parliament,   pay  to  the  chief 

and    assistant   registrars   such  salaries  or  other  remunerations,   and  such  sums  of  money 

for   defraying  the  expenses  of  office   rent,   salaries  of  assistants,   derks,   and  servants, 
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renmneiation  for  actnarieS;  acconntants,  and  inspectors,  compataüon  of  tables,  publication  of 
docninents,  diffasion  of  infonnation,  expenses  of  prosecntions,  trayelling  expenses  and  other 
allowances  of  the  Chief  or  any  assistant  registrar,  and  other  expenses  which  may  be 
incnrred  for  carrying  out  the  pnrposes  of  this  Act,  as  the  Treasnry  may  allow. 

Art.  6. 
The  Chief  registrar  shall  every  year  make  a  report  of  bis  proceedings  and  of  those 
of  the  assistant  reg^trars,  and  of  the  principal  matters  transacted  by  him  and  them  and 
of  the   yaluations   retamed  to  or   caosed   to  be   made  by  the  registrar  dnring  the  year 
preceding,  and  that  report  shall  be  laid  before  Parliament. 

Art.  7. 
All  docnments   by  this  Act  reqoired  to  be  sent  to  the  registrar  shall  be  deposited 
with   the   mies  of  the  societies  to  which  the  docnments  respectively  relate,  and  shall  be 
registered  or  recorded  by  the  registrar,  with  snch  obsenrations  thereon,  if  any,  as  the  chief 
registrar  may  dired 

Registry  of  Societies. 

Art.  8. 
The  following  societies  may  be  registered  under  this  Act: — 

1.  Societies  (in  this  Act  called  friendly  societies)  for  the  porpose  of  proTiding  by 
Tolnntary  snbscriptions  of  the  members  thereof,  with  or  withont  the  aid  of  donations,  for — 

a)  the  relief  or  maintenance  of  the  members,  their  husbands,  wives,  children,  fathers, 
mothers,  brothers,  or  sisters,  nephews  or  nieces,  or  wards  being  orphans, 
dnring  sickness  or  other  infirmity,  whether  bodily  or  mental,  in  old  age  (which 
shall  mean  any  age  after  fifty)  or  in  widowhood,  or  for  the  relief  or  mainte- 
nance of  the  orphan  children  of  members  dnring  minority;  or 

b)  insoring  money  to  be  paid  on  the  birth  of  a  member's  child,  or  on  the  death 
of  a  member,  or  for  the  foneral  expenses  of  the  hnsband,  wife,  or  child  ot  a 
member,  or  of  the  widow  of  a  deceased  member,  or,  as  respects  persons  of 
the  Jewish  persnasion,  for  the  payment  of  a  som  of  money  dnring  the  period 
of  confined  monming;  or 

c)  the  relief  or  maintenance  of  the  members  when  on  travel  in  search  of  employ- 
ment,  or  when  in  distressed  circnmstances,  or  in  case  of  shipwreck,  or  loss  or 
damage  of  or  to  boats  or  nets;  or 

d)  the  endowment  of  members  or  nominees  ol  members  at  any  age;  or 

e)  the  insnrance  against  Are,  to  any  amonnt  not  exceeding  fifteen  poonds,  of  the 
tools  or  implements  of  the  trade  or  calling  of  the  members. 

ProTided  that  a  Mendly  sodety  which  contracts  with  any  person  for  the  assnrance  of  an 
aimnity  exceeding  fifty  ponnds  per  annnm  or  of  a  gross  snm  exceeding  two  hnndred  ponnds, 
shall  not  be  registered  nnter  this  Act: 

2.  Societies  (in  this  Act  called  cattle  insnrance  societies)  for  the  purpose  of  in- 
snrance to  any  amonnt  against  loss  of  neat  cattle,  sheep,  lambs,  swine,  horses,  and  other 
animals  by  death  from  disease  or  otherwise: 

3.  Societies  (in  this  Act  called  beneyolent  societies)  for  any  benevolent  or  charitable 
pnipose:  « 

4.  Societies  (in  this  Act  called  working-men*s  clnbs)  for  pnrposes  of  social  inter- 
conrse,  mntnal  helpfiilness,  mental  and  moral  improvement,  and  rational  recreation: 

5.  Societies  (in  this  Act  called  specially  anthorised  societies)  for  any  pnrpose  which 
tiie  Treasury  may  authorise  as  a  pnrpose  to  which  the  provisions  of  this  Act,  or  snch  of 
them  as  are  specified  in  the  anthority,  onght  to  be  extended. 

Art.  9. 
1.  A   Society   shall  not  be  registered  nnder  this  Act,  nnless  it  consists  of  seven 
persons  at  leasi 

3.  For   the   pnrpose  of  registry  there  shall  be  sent  to  the  registrar  an  application 
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to  register  the  society,  signed  by  seven  members  and  ihe  secretary,  and  copids  of  tbe 
nües,  togeiher  with  a  list  of  the  names  of  the  secretary  and  of  every  trostee  or  other 
ofScer  intended  to  be  anthorised  to  sne  and  be  sned  on  behalf  of  the  society. 

3.  The  rnles  of  the  society  so  sent  shall,  according  to  the  class  in  which  the 
society  is  to  be  registered,  contain  provisions  in  respect  of  the  several  matters  men- 
tioned  in  the  First  Schedole  to  this  Act 

4.  If  the  list  is  signed  by  the  secretary  and  every  trostee  and  other  ofi&cer  named 
therein,  it  shall  on  the  registry  of  the  society  be  evidence  that  the  persons  so  named 
have  been  doly  appointed. 

Art.  10. 
A   society   shall   not  be   registered  nnder  a  name  identical  with  that  nnder  which 
any  other  ezisting  society  is  reg^tered,  er  so  nearly  resembling  that  name  as  to  be  likely, 
or  in  any  name  likely,   in   the   opinion   of  the  registrar,  to  deceive  ttie  members  or  the 
public  as  to  its  natcure  or  its  identity. 

Art.  11. 
The  registrar,  on  being  satisfied  that  a  society  has  complied  with  the  provisions  of 
this  Act  as  to  reg^try,  shall  issue  to  that  society  an  acknowledgment  of  reg^try  speci- 
fying  the  designation  of  the  society,  according  to  the  Classification  set  forth  in  this  Act, 
and  this  acknowledgment  shall  be  conclnsive  evidence  that  the  society  therein  mentioned 
is  duly  registered,  nnless  it  is  proyed  that  the  registry  of  the  society  has  been  sospended 
or  cancelled. 

Art.  12. 

1.  From  a  refosal  to  register  a  society  an  appeal  shall  lie  as  foUows: — 

a)  if  the  assistant  registrar  for  Scotland  or  for  Ireland  refoses  to  register,  the 
sociöty  may  appeal  to  the  Chief  registrar,  and  if  he  refhses,  to  the  Court  of 
Session  in  Scotland,  or  to  the  High  Gonrt  in  Ireland: 

b)  if  the  central  of&ce  refnses,  the  society  may  appeal  to  the  High  Gonrt  in  England. 

2.  If  the  reftisal  to  register  is  oremled  on  appeal,  the  registrar  shall  gire  an 
acknowledgment  of  registry  to  the  society. 

Art.  13. 

1.  An  amendment  of  a  nüe  made  by  a  registered  society  shall  not  be  valid  ontil 
the  amendment  has  been  registered  ander  üiis  Act,  for  which  purpose  copies  of  the  amend- 
ment, signed  by  three  members  and  the  secretary,  shall  be  sent  to  the  reg^trar. 

2.  The  registrar  shall,  on  being  satisfied  that  any  amendment  of  a  nüe  is  not 
contmry  to  tbe  providons  of  this  Act,  issue  to  the  society  an  acknowledgment  of  registry 
of  the  amendm«tit,  and  that  acknowledgment  shall  be  conclusive  eyidence  that  the  amend- 
ment is  duly  registered 

3.  The  proviaions  of  this  Act  as  to  appeals  from  a  refusal  to  register  a  society  shall 
apply  to  a  refasal  to  register  an  amendment  of  a  rule. 

Art.  14. 

1,  A  Bocietj  carrying  or  intending  to  carry  on  business  in  more  than  one  part  of 
the  United  Kingdom  shall  be  registered  in  the  part  in  which  its  reg^tered  offtce  is  situate; 
but  the  Tulee  and  registered  amendments  of  rules  of  any  such  society  shall  be  recorded  by 
the  rogi^tiars  of  the  other  parts,  and  for  that  purpose  copies  of  the  rules  and  amendments 
shall  be  sent  to  those  registrars. 

2.  Unti]  the  mies  are  so  recorded  the  society  shall  not  be  entitled  to  any  of  the 
prlyilegeB  of  this  Act  in  the  part  of  the  United  Eingdom  m  which  the  rules  have  not 
been  recorded,  and  nntil  the  amendments  of  rules  are  recorded  they  shall  not  take  effect 
in  that  part. 

Art.  15. 
A  aociety    (other   than   a  benevolent   society   or   working-men*s  club)   shall  not  be 
disentitled  to  registry  by  reason  of  any  rule    for   or  practice  of  dividing  any  part  of  the 
fhnds  thereof  if  the    rules  of  the  society  contain  distinct  Provision  for  meetijag  all  Claims 
upon  the  aociety  exiating  at  the  time  of  division  before  any  sacli  diyision  takes  place. 
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Art.  16. 
A  Society   assnring  a   certain  annaity  shall  not  be  entitled  to  registry,  nnless  the 
tables  of  contribatioDs  for  the  assorance,  certified  by  the  National  Debt  Commissioners,  er 
by   some   actnary  approved  by  the  Treasory,  who  has  exercised  the  profession  of  actoary 
for  at  least  five  years,  are  sent  to  the  registrar  with  the  application  for  registry. 

Soeieties  with  Branehes. 

Art  17. 

1.  Where  a  society  has  branehes,  the  application  for  registry  shall  be  accompanied 
with — 

a)  a  list  of  all  the  branehes,  and  notice  of  the  place  where  the  registered  ofßce 
of  each  branch  is  sitoated;  and 

b)  if  any  branch  is  to  have  tmstees  or  DfQcers  anthorised  to  sue  and  be  sued 
on  its  behalf,  other  than  the  tmstees  or  officers  anthorised  to  sue  and  be 
sned  on  behalf  of  society,  a  list  of  the  names  of  all  such  trustees  or  ofBcers, 
distinguishing  the  branehes  for  which  they  are  anthorised  to  sue  and  be  saed;  and 

c)  if  the  roles  of  all  the  branehes  (in  this  Act  caUed  branch  roles)  are  or  are 
intended  to  be  identical,  a  Statement  to  that  effect  and  copies  of  those 
roles;  and 

d)  if  the  branch  roles  are  not  or  are  not  intended  to  be  identieal,  a  Statement 
to  that  effect,  and  copies  of  all  branch  roles. 

2.  A  society  having  a  ftind  onder  the  eontrol  of  a  central  body  to  which  every 
braneh  is  boond  to  contribute  may  be  registered  as  a  Single  society,  and  where  any  soch 
soeiety  has  branehes  in  more  than  one  part  of  the  United  Eingdom  the  proyision  of  this 
Act  as  to  the  registry  of  soeieties  doing  bosiness  in  more  than  one  soch  part  shall  apply 
to  that  society. 

Art.  18. 

1.  There  shall  be  sent  onder  the  band  of  the  secretary  of  a  registered  soeiety  to 
the  registrar — 

a)  notice  of  the  establishment  of  every  new  braneh  of  the  soeiety;  and 

b)  notice  of  the  place  where  the  registered  of&ce  of  the  branch  is  sitoate;   and 

e)  if  the  braneh  is  to  have  tmstees  or  of&cers  anthorised  to  soe  and  be  soed 
on  its  behalf  other  than  the  tmstees  or  offieers  anthorised  to  soe  and  be 
soed  on  behalf  of  the  society,  a  list  of  the  names  of  soch  tmstees  or 
ofßcers;  and 

d)  a  Statement  whether  or  not  the  mies  of  the  braneh  are  ideutical  with  those 
of  the  other  branehes  of  the  society,  and,  if  not  so,  a  copy  of  the  mies  of 
the  braneh. 

2.  Where  the  roles  of  the  new  braneh  are  not  identieal  with  those  of  the  other 
branehes  of  the  soeiety,  the  soeiety  shall  not  be  entitled  to  any  of  the  Privileges  of  this 
Act  in  respeet  of  that  braneh  ontil  that  braneh  has  been  registered  in  the  part  of  the 
United  Eingdom  in  which  the  registered  office  of  the  braneh  is  to  be  sitoate. 

Art.  19. 

The  provisions  of  this  Act  as  to — 

a)  the  acknowledgment  of  registry  of  soöieties   and  amendments  of  roles;   and 

b)  appeals  from  refdsals  to  register  soeieties  and  amendments  of  roles  and  the 
resolt  thereof;  and 

e)  the  registiy  of  amendments  of  roles;  and 

d)  evidence  of  registry  and  of  the  appointment  of  tmstees  and  of&eers 
shall  apply  to  branehes  and  amendments  of  braneh  roles. 

Art.  20. 
1.  A  body  which  has  been  registered  as  a  braneh  of  a  soeiety  shall  not  be  regis- 
tered as  a  society  exeept  on  prodoetion  to  the  registrar  of  a  certificate   onder  the  band 
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of  the  Chief  secretary  or  oiher  principal  officer  of  the  society  of  which  it  was  a  brauch, 
that  the  body  has  wholly  seceded  or  has  been  expelled  from  the  society. 

2.  An  appeal  shall  lie  from  the  refüsal  of  the  Chief  secretary  or  other  principal 
ofßcer  of  the  society,  or  his  Omission  after  three  months  f^om  the  receipt  of  a  reqnest 
in  writing  made  od  behalf  of  the  body  to  grant  a  certificate,  to  the  Bigh  Court  in  Eng- 
land or  Ireland  or  to  the  Court  of  Session  in  Scotland. 

Art.  21. 
A  body  which,   haying  been  a  brauch   of  a  society,   has  wholly  seceded  or  been 
expelled  trom  that  society  shall  not  thereafter  use  the  name  of  that  society  or  any  name 
implying  that  it  is  a  branch  thereof ,   or  the   number   by   which  it  was   designated  as 
such  branch. 

Art.  22. 

1.  A  registered  society  or  branch  may  contribute  to  the  fnnds  and  take  part  by 
delegates  or  otherwise  in  tiie  goyemment  of  any  other  registered  society  or  registered 
branch  of  a  society,  as  provided  in  the  rules  of  that  first-named  society  or  brauch,  without 
becoming  a  branch  under  this  Act  of  that  other  society  or  brauch. 

2.  This  section  shall  in  respect  of  coutribuüug  to  the  fnnds  and  taking  part  in  the 
goyemment  of  a  medical  society,  that  is  to  say,  a  society  for  the  purpose  of  relief  in 
sickuess  by  proyiding  medical  attendance  and  medicine,  extend  to  any  registered  trade 
Union  or  brauch  of  a  registered  trade  union. 

3.  A  registered  society  or  trade  union  or  branch  shall  not  withdraw  from  contri* 
buting  to  the  funds  of  any  such  medical  society  except  on  three  months  notice  to  the 
society  and  on  payment  of  all  contributions  accmed  or  accming  due  to  the  date  of  the 
expiration  of  the  notice. 


Consequenees  of  Registry. 

Art.  23. 
Saye  as  proyided  by  section  thirty-one  of  this  Act,   the   subscription  of  a  person 
being  or  haying  been  a  member  of  a  registered  society  or  branch  shall  not  be  reco- 
yerable  at  law. 

Art.  24. 

1.  £yery  registered  society  and  branch  shall  ha^e  a  registered  office  to  which  all 
Communications  and  notices  may  be  addressed,  and  shall  send  to  the  registrar  notice  of 
the  Situation  of  that  Office,  and  of  eyery  change  therein. 

2.  In  the  case  of  a  branch  the  notice  shall  be  sent  to  the  registrar  through  an 
officer  appointed  in  that  behalf  by  the  society  of  which  the  branch  forms  part. 

Art.  25. 

1.  Eyery  registered  society  and  branch  shall  haye  one  or  more  trustees. 

2.  The  trustees  shall  be  appointed  at  a  meeting  of  the  society  or  branch,  and  by 
a  resolution  of  a  majority  of  the  members  present  and  entitled  to  yote  thereat. 

3.  The  society  or  branch  shall  send  to  the  registrar  a  copy  of  eyery  resolution 
appointing  a  trustee,  signed  by  the  trustee  so  appointed,  and  by  the  secretary  of  the 
society  or  branch. 

4.  The  same  person  shall  not  be  secretary  or  treasurer  of  a  registered  society  or 
branch,  and  a  trustee  of  that  society  or  branch. 

5.  In  the  case  of  a  branch  the  copy  of  the  resolution  shall  be  sent  to  the  registrar 
through  an  officer  appointed  in  that  behalf  by  the  society  of  which  the  branch  forms  part. 

Art.  26. 
1.  Eyery  registered  society  and  branch  shall  once  at  least  in  eyery  year  submit  its 
accounts  for  audit  either  to  one  of  the  public  auditors  appointed  as  in  this  Act  mentioned, 
or  to  two  or  more  persons  appointed  as  the  rules  of  the  society  or  branch  proyide. 
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2.  The  auditors  shall  haye  access  to  all  the  books  and  accoimts  of  the  society  or 
branch,  and  shall  examine  the  annnal  retnrn  mentioned  in  ihis  Act,  and  yerify  the  annnal 
retam  with  the  accounts  and  vouchers  relating  thereto,  and  shall  either  sign  the  annnal 
retom  as  fonnd  by  them  to  be  correct,  dnly  vonched,  and  in  accordance  with  law,  or  specially 
report  to  the  society  or  branch  in  what  respects  they  find  it  incorrect,  nnvouched,  or  not 
in  accordance  with  law. 


Art.  27. 

1.  Erery  registered  society  and  branch  shall  once  m  eyery  year,  not  later  than  the 
thirty-first  day  of  May,  send  to  the  registrar  a  retom  (in  this  Act  called  the  annnal 
retom)  of  the  receipts  and  expenditore,  fonds,  and  effects  of  the  society  or  branch 
as  aodited. 

2.  The  annnal  retom  mnst — 

a)  show  separately  the  expenditore  in  respect  of  the  seyeral  objects  of  the  society 
or  branch}  and 

b)  be  made  oot  to  the  tbirty-first   day  of  December  theo  last  indosiyely;   and 

c)  State  whether  the  aodit  has  been  condocted  by  a  poblic  aoditor  appointed  as 
by  this  Act  proyided,  and  by  whom,  and,  if  by  persons  other  than  a  poblic 
aaditor,  State  the  name,  address,  and  calling  or  profession  of  eyery  such  person, 
and  the  manner  in  which,   and  the  aothority  onder  which,  he  is  appointed. 

3.  The  society  or  branch  shall,  together  with  the  annnal  retom,  send  a  copy  of 
any  special  report  of  the  aoditors. 

4.  In  the  case  of  a  branch  the  annnal  retom  shall  be  sent  to  the  registrar  throogh 
an  officer  appointed  in  that  behalf  by  the  society  of  which  the  branch  forme  part. 


Art.  28. 

1.  Eyery  registered  society  and  branch  shall,  except  as  in  this  section  proyided, 
once  at  least  in  every  five  years  either — 

a)  caose  its  assets  and  liabilities  to  yalned  by  a  yaloer  to  be  appointed  by  the 
society  or  branch  and  send  to  the  registrar  a  report  on  the  condition  of  the 
sodely  or  branch;  or 

b)  send  to  the  registrar  a  retom  of  the  benefits  assored  and  contribotions  recei- 
yable  from  all  the  members  of  the  society  or  branch,  and  of  all  its  fonds 
and  effects,  debts  and  credits,  accompanied  by  soch  eyidence  in  sopport  thereof 
as  the  Chief  registrar  prescribes. 

2.  If  the  society  or  branch  sends  to  the  registrar  soch  report  as  aforesaid,  the 
report  most — 

a^  be  signed  by  the  yalner;  and 

b)  State  the  address  and  calling  or  profession  of  the  yaloer;  and 

c)  contain  an  abstract  to  be  made  by  the  yaloer  of  the  resolts  of  his  yaloation, 
together  with  a  statement  containing  soch  Information  with  respect  to  the 
benefits  assnred  and  the  contribotions  receiyable  by  the  society  or  branch, 
and  of  its  fonds  and  effects,  debts  and  credits,  as  the  registrar  may  reqoire. 

3.  If  the  society  or  branch  sends  to  the  registrar  soch  retom  as  aforesaid  he  shall 
caose  the  assets  and  liabilities  of  the  society  or  branch  to  be  yalned  and  reported  on  by 
some  actoary,  and  shall  send  to  the  society  or  branch  a  copy  of  the  report  and  an 
abstract  of  tiie  resolts  of  the  yaloation. 

4.  Proyided  that  this  section  shall  not  apply  to — 

a)  a  beneyolent  society,  working-men*s  clob,  cattle  insorance  society  or  branch 
thereof;  or 

b)  a  specially  aothorised  society  or  branch  onless  it  is  so  directed  in  the  aothority 
for  registering  that  society  or  branch. 

5.  Proyided  also  that  the  chief  registrar  may,  with  the  approyal  of  the  Treasory, 
dispoue  with  the  proyisions  of  this  section  in  respect  of  societies  or  branches  to  whose 
pnrposes  or  to  the  natore  of  whose  Operations  he  may  deem  those  proyisions  inapplicable. 
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Art.  29. 
Every  registered  society  and  branch  shall  keep  a  copy  of  the  last  annual  balance 
sheet,  and  of  the  last  qninqnennial  yalnation,   together   with   any  special   report  of  the 
auditors,  always  hong  np  in  a  conspicuous  place  at  the  registered  office  of  the  society 
or  branch. 

Art.  30. 

1.  For  the  pnrpose  of  andits  and  yalnations  to  be  made  nnder  this  Act  the  Treasnry 
may  appoint  public  auditors  and  valuers  And  may  determine  the  rates  of  remnneration  to 
be  paid  by  societies  and  branches  for  the  Services  of  those  anditors  and  yalners;  bat  the 
employment  of  those  auditors  and  valuers  shall  not  be  compulsory. 

2.  The  Treasury  may  out  of  money  to  be  provided  by  Parliament  pay  to  the  public 
auditors  and  valuers  such  remnneration  (if  any)  as  the  Treasury  may  allow. 

Art.  31. 

1.  The  rules  of  a  registered  cattle  insurance  society  or  branch,  and  of  such  spedally 
authorised  societies  or  branches  thereof  as  the  Treasury  may  aUow  to  take  the  benefit  of 
this  section,  shall  bind  the  society  or  branch  and  the  members  thereof,  and  all  persons 
claiming  through  them  respectively,  to  the  same  extent  as  if  each  member  had  subscribed 
his  name  and  affixed  his  seal  thereto,  and  there  were  in  the  rules  contüned  a  covenant 
on  the  part  of  himself,  his  heirs,  executors,  and  administrators,  to  conform  to  the  rules 
subject  to  the  provisions  of  this  Act. 

2.  All  sums  of  money  payable  by  a  member  to  such  society  or  branch  as  «foresaid 
shall  be  deemed  to  be  a  debt  due  from  the  member  to  the  society  or  branch,  and  shall 
be  recoverable  as  such  in  the  county  court  of  the  district  in  which  the  member  resides. 

PrlTileges  of  Registered  Societies. 

Art  32. 

1.  A  registered  society  or  branch  or  a  meeting  of  a  registered  society  or  branch 
shall  not  be  affected  by  any  of  the  provisions  of  the  Unlawfhl  Societies  Act,  1799,  or 
of  the  Seditious  Meetings  Act,  1817,  if  in  the  society  or  branch  or  at  the  meeting  no 
business  is  transacted  other  than  that  which  directly  and  immediately  relates  to  the  objects 
of  the  society  or  branch  as  declared  in  the  nües  thereof;  but  the  society  or  branch,  and 
all  ofßcers  Üiereof  shall,  on  request  in  writing  by  two  justices  of  the  peace,  give  to 
such  justices  fuU  Information  of  the  nature,  objects,  proceedings,  and  practices  of  the 
society  or  branch. 

2.  If  the  society  or  branch  when  so  required  falls  to  give  such  information  as 
aforesaid,  the  provisions  of  those  Acts  shall,  so  far  as  applicable,  be  in  force  in  respect 
of  the  society  or  branch. 

Art.  33. 
Stamp  duty  shall  not  be  chargeable  upon  any  of  the  foUowing  documents: — 

a)  Draft  or  order  or  receipt  given  by  or  to  a  registered  society  or  branch  in 
respect  of  money  payable  by  virtue  of  its  rules  or  of  this  Act: 

b)  Letter  or  power  of  attomey  granted  by  any  person  as  trustee  for  the  transfer 
of  any  money  of  a  registered  society  or  branch  invested  in  his  name  in  the 
public  funds: 

c)  Bond  given  to  or  on  account  of  a  registered  society  or  branch  or  by  the 
treasurer  or  other  officer  thereof: 

d)  Policy  of  insurance  or  appointment  or  revocation  of  appointment  of  agent  or 
other  document  required  or  authorised  by  this  Act  or  by  the  rules  of  a 
registered  society  or  branch. 

Art.  34. 
1.  In  any  of  the  foUowing  cases,  namely: — 

i)  where  a  person  being  or  having  been  a  trustee  of  a  registered  society  or 
branch,  and  whether  appointed  before  or  after  the  registry  thereof,  in  whose 
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name  any  stock  belonging  to  that  sodety  or  branch  transferable  at  the  Bank 
of  England  or  Bank  of  Ireland  is  standing,  either  jointly  with  another  or 
others,  or  solely — 

a)  is  absent  from  the  British  Islands;  or 

b)  becomes  bankmpt  or  files  any  petition  or  execates  any  deed  for  liqoidation 
of  bis  aSiairs  by  assignment  or  arrangement,  or  for  composition  with  bis 
creditors;  or 

c)  becomes  Innatic  or  is  dead;  or 

d)  has  been  remoyed  from  bis  ofßce  of  tnistee;  or 

ii)  if  it  is  onknown  whether  snch  person  is  liring  or  dead, 
the  Chief  registrar  may,  on  application  in  writing  from  ihe  secretary  and  ihree  members 
of  the  Society  or  branch,   and  on  proof  satiusfactory  to  him,    direct  the  transfer  of  the 
stock  into  the  names  of  any  other  persons  as  trastees  for  the  society  or  branch. 

2.  The  transfer  shall  be  made  by  the  snrviying  or  continoing  trustees,  or  if  there 
is  no  snch  trostee,  or  if  the  tmstees  refdse  or  are  nnable  to  make  the  transfer,  and  the 
Chief  registrar  so  directs,  then  by  the  Acconntant  General  or  Depnty  or  Assistant  Acconn- 
tant  General  of  tbe  Bank  of  England  or  Bank  of  Ireland,  as  the  case  may  be. 

3)  The  Bank  of  England  and  the  Bank  of  Ireland  are  hereby  indemnified  for  any- 
thing  done  by  them  or  any  of  their  of&cers  in  pnrsoance  of  this  section  agunst  any 
daim  or  demand  of  any  person  iigorionsly  affected  thereby. 

Art.  36. 

1.  In  the  foUowing  cases,  namely — 

a)  npon  the  death  or  bankmptcy  of  any  of&cer  of  a  registered  society  or  branch 
haying  in  bis  possession  by  yirtne  of  bis  ofßce  any  money  or  property 
belonging  to  the  society  or  branch;  or 

b)  if  any  execntion,  attachment,  or  other  process  is  issned,  or  action  or  diligence 
raised  against  any  snch  officer  or  against  bis  property, 

bis  heirs,  execntors,  or  administrators,  or  tnistee  in  bankmptcy,  or  the  sheriff  or  other 
person  executing  the  process,  or  the  party  nsing  the  action  or  diligence  respectively  shall, 
npon  demand  in  writing  of  the  trastees  of  the  society  or  branch,  or  of  any  two  of  them, 
or  of  any  person  anthorised  by  the  society  or  branch,  or  by  the  committee  thereof,  to 
make  the  demand,  pay  the  money,  and  deliver  over  ihe  property  to  the  trastees  of  the 
sodety  or  branch  in  preference  to  any  other  debt  or  claim  against  the  estate  of  the  ofiftcer. 

2.  In  this  section  the  expression  ''bankraptcy"  shall  inclnde  liquidation  of  a  debtor^s 
affiairs  by  arrangement  in  England,  cessio  bononim  of  a  deptor  in  Scotland,  and  a  petition 
for  arrangement  with  creditors  in  Ireland;  and  the  expression  '^trastee  in  bankraptcy" 
shall  inclnde  a  judidal  factor  in  Scotland,  and  an  assignee  in  Ireland. 

Art.  36. 

1.  The  roles  of  a  registered  society  or  branch  may  proyide  for  the  admission  of  a 
person  nnder  twenty-one  years  of  age  bnt  above  one  year  of  age  as  a  member. 

2.  Any  snch  member  may,  if  he  is  over  sixteen  years  of  age  by  himself,  and  if  he 
is  nnder  that  age  by  his  parent  or  gnardian,  execnte  all  Instruments  and  give  all  acquittances 
necessary  to  be  executed  or  giyen  under  the  rules,  but  shall  not  be  a  member  of  the 
committee,  or  a  trnstee,  manager,  or  treasurer  of  the  society  or  branch. 

Art.  37. 
A  registered  sodety   or  branch  may   subscribe   out  of  its  funds  to   any  hospital, 
infirmary,    charitable  or  provident  Institution,    any  annual  or  other  sum  which  may  be 
neoessary  to  secure  to  members  of  the  sodety  or  branch  and  their  Cunilies  the  benefits 
of  the  hospital,  infirmary,  or  other  institution,  according  to  its  rules. 
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Rights  of  Members. 

Art.  38. 
Eyery  registered  socieiy  and  branch  shall  deliver  to  every  person  on  demand,  on 
payment  of  a  snm  not  exceeding  one  Shilling,  a  copy  of  the  roles  of  the  society  or  brauch. 

Art.  39. 
Every  registered  society  and  branch  shall  snpply  gratoitonsly  to  every  member  or 
person  interested  in  its  fdnds,  on  his  application,  either 

a)  a  copy  of  the  last  annnal  retnm  of  the  socieiy  or  branch;  or 

b)  a  balance  sheet  or  other  docament  dnly  aadited  containing  the  same  particnlars 
as  to  the  receipts  and  ezpenditnre,  fands,  and  effects,  of  ihe  society  or  branch 
as  are  contained  in  the  annnal  retom. 

Art  40. 
A  member  or  person  haying  an  interest  in  the  fhnds  of  a  registered  society  or 
branch  may  inspect  the  books  at  all  reasonable  honrs  at  the  registered  Office  of  the 
society  or  branch,  or  at  any  place  where  the  books  are  kept^  except  that  the  member  or 
person  shall  not,  nnless  he  is  an  officer  of  the  society  or  branch,  or  is  specially  anthorised 
by  a  resolntion  of  the  society  or  branch  to  do  so,  have  the  right  to  inspect  the  loan 
acconnt  of  any  other  member  withont  the  written  consent  of  that  member. 

Art.  41. 

1.  A  member,  or  person  claiming  throngh  a  member,  of  a  registered  ftiendly  society  or 
branch,  shall  not  be  entitled  to  receiye  more  than  two  handred  ponnds  by  way  of  gross 
snm,  together  with  any  bonnses  or  additions  declared  npon  assorances  not  exceeding  that 
amonnt,  or  (except  as  proTided  by  this  Act)  fifty  ponnds  a  year  by  way  of  annnity,  from 
any  one  or  more  snch  sodeties  or  branches. 

2.  Any  snch  society  or  branch  may  reqnire  a  member,  or  person  claiming  throngh 
a  member,  to  make  and  sign  a  statntory  declaration  that  the  total  amonnt  to  which  that 
member  or  person  is  entitled  firom  one  or  more  snch  societies  or  branches  does  not 
exceed  the  snms  aforesaid. 

Art.  42. 
The  mies  of  a  registered  society  or  branch  may  provide  for  accnmnlating  at  interest, 
for  the  nse  of  any  member,  any  snrplns  of  his  conkibntions  to  the  fnnds  of  the  society 
or  branch  which  may  remain  after  proyiding  for  any  assnrance  in  respect  of  which  they 
are  paid  and  for  the  withdrawal  of  the  accnmnlations. 

Art.  43. 

1.  A  person  shall  not,  by  reason  of  his  enrolment  or  Service  in  the  militia  or  as 
a  naval  coast  volnnteer,  Boyal  Naval  volnnteer,  naval  artillery  volonteer,  or  in  any  corps 
of  yeomanry  or  volnnteers  whatsoever,  lose  or  forfeit  any  interest  in  a  friendly  society  or 
branch  whether  registered  or  nnregistered  which  he  possesses  at  the  üme  of  his  being 
so  enroUed  or  serving,  or  be  fined  for  absence  from  or  non-attendance  at  any  meeting  of 
the  society  or  branch,  if  his  absence  or  non-attendance  is  occasioned  by  the  discharge 
of  his  military  or  naval  dnty  as  certified  by  his  commanding  ofi&cer,  any  mies  of  the 
society  or  branch  to  the  contrary  notwithstancÜng. 

2.  A  dispute  between  any  snch  society  or  branch  and  person  by  reason  of  ttiat 
enrolment  or  Service  shall  be  decided  by  a  conrt  of  snmmary  Jurisdiction. 

3.  If  the  mies  of  a  society  or  branch  certified  before  the  twentythird  day  of  Jnly 
one  thoüsand  eight  hnndred  and  fifty -five,  and  in  force  at  the  time  of  the  enrolment  or 
Service,  provide  that  a  member  shall  be  deprived  of  any  benefit  by  reason  of  that  enrolment 
or  Service,  the  society  or  branch  may  reqnire  of  the  member  a  contribntion  exceeding  the 
rate  of  contribntion  otherwise  payable  by  him  to  an  amonnt  not  exceeding  one  tenth  of 
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that  rate  dnring  the  time  the  member  is  senring  out  of  the  United  Eingpdom,  or  may 
snspend  all  claim  of  the  member  to  any  benefits  assnred  bj  the  society  or  branch,  and 
all  daim  ef  the  society  or  branch  to  any  contributions  payable  by  the  member,  dnring 
the  time  only  he  is  serving  ont  of  the  United  Eingdom,  bat  so  that  if  he  retnms  to  the 
United  Kingdom  he  shall  forthwith  be  replaced  on  the  same  footing  as  before  he  went 
abroad  on  seryice. 


Property,  Funds,  and  Inyestments. 

Art.  44. 

1.  The  tmstees  of  a  registered  society  or  branch  may,  with  the  consent  of  the 
committee  or  of  a  majority  of  the  members  present  and  entitled  to  vote  in  general  meeting, 
inyest  the  fnnds  of  the  society  or  branch,  or  any  part  thereof ,  to  any  amonnt  in  any  of 
the  föllowing  ways: 

a)  in  the  Post  Office  Sayings  Bank,  or  in  any  sayings  bank  certifled  ander  the 
Trustee  Sayings  Bank  Act,  1863;  or 

b)  in  the  public  fünds;  or 

c)  with  the  National  Debt  Commissioners  as  in  this  Act  proTided;  or 

d)  in  the  porchase  of  land,  or  in  the  erection  or  alteration  of  Offices  or  other 
boildings  thereon;  or 

e)  upon  any  other  secnrity  expressly  directed  by  the  roles  of  the  society  or 
branch,  not  being  personal  secnrity,  except  as  in  this  Act  anthorised  with 
respect  to  loans. 

2.  The  roles  of  a  society  with  branches  and  of  any  branch  thereof  may  provide 
for  the  inyestment  of  fnnds  of  the  society  or  of  that  branch  by  the  trastees  of  any  branch, 
or  by  the  trastees  of  the  society,  and  the  consent  reqoired  for  any  such  Investment  shall 
be  the  consent  of  the  committee,  or  of  snch  majority  as  aforesaid  of  the  society  or  branch 
by  whom  the  fdnds  are  invested. 

irt.  46. 

1.  A  registered  society  and,  sabject  to  the  roles  of  the  society,  a  registered  branch 
may  advance  to  a  member  of  at  least  one  fall  year's  standing  any  som  not  exceeding 
one  half  of  the  amonnt  of  an  assorance  on  his  lifo,  on  the  written  secnrity  of  himself 
and  two  satisfactory  soreties  for  repaymeni 

2.  The  amonnt  so  advanced,  with  all  interest  thereon,  may  be  dedocted  from  the 
som  assored,  withoot  prejodice  in  the  meantime  to  the  Operation  of  the  secnrity. 

Art.  46. 
A  registered  society  may,  oot  of  any  separate  loan  fond  to  be  formed  by  contribo- 
tions  or  deposits  of  its  members,  make  loans  to  members  on  their  personal  secnrity,  with 
or  withoot  soreties,  as  may  be  provided  by  the  roles,  sobjecttothe  foUowing  restrictions: 

a)  a  loan  shall  not  at  any  time  be  made  oot  of  money  contribnted  for  the  other 
poiposes  of  the  society: 

b)  a  member  shall  not  be  capable  of  holding  any  interest  in  the  loan  fand 
exceeding  two  hnndred  ponnds: 

c)  a  society  shall  not  make  any  loan  to  a  member  on  personal  secnrity  beyond 
the  amonnt  fixed  by  the  roles,  or  make  any  loan  which,  together  with  any 
money  owing  by  a  member  to  the  society,  exceeds  fifty  ponnds: 

d)  a  society  shall  not  hold  at  any  one  time  on  deposit  from  its  members  any 
money  beyond  the  amonnt  fixed  by  the  roles,  and  the  amonnt  so  fixed  shall 
not  exceed  two  thirds  of  the  total  soms  owing  to  the  society  by  the  members 
who  haye  borrowed  from  the  loan  fand. 

Art.  47. 
1.  A  registered  society  or  branch  may  (if  the  roles  thereof  so  provide)  hold,  porchase, 
or  take  on  lease  in  the  names  of  the  trastees  of  the  society   or   branch   any  land,  and 
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may  seil,  exchange,  mortgage,  lease,  or  boild  npon  that  land  (with  power  to  alter  and  pull 
down  bnildings  and  again  reboild),  and  a  pnrchaser,  assignee,  mor^fagee,  or  tenant  shall 
not  be  bonnd  to  inqnire  as  to  the  anthority  for  any  sale,  exchange,  mortgage,  or  lease 
by  the  tnistees,  and  the  receipt  of  the  trostees  shall  be  a  discharge  for  all  smns  of 
money  arising  from  or  in  connexion  with  the  sale,  exchange,  mortgage,  or  lease. 

2.  A  branch  of  a  registered  society  need  not  for  the  pniposes  of  this  section  be 
separately  registered. 

3.  Nothing  in  this  section  shall  anthorise  a  benevolent  society  to  hold  land  exceeding 
one  acre  in  extent. 

Art.  48. 
Where  a  registered  society  or  branch  is  entitled  in  eqnity  to  any  hweditaments  of 
copyhold  or  cnstomary  tennre,  either  absolntely  or  by  way  of  mortgage  or  secority,  the 
lord  of  the  manor  of  which  the  hereditaments  are  held  shall,  if  the  society  or  branch  so 
reqnires,  admit  not  more  than  three  tmstees  of  the  society  or  branch  as  tcoiants  in  respect 
of  such  hereditaments,  on  payment  of  the  nsual  fines,  fees,  and  other  dnes  payable  on 
the  admission  of  a  Single  tenant. 

Art.  49. 

1.  All  property  belonging  to  a  registered  society,  whether  acquired  before  or  after 
the  society  is  registered,  shall  vest  in  the  tmstees  for  the  time  being  of  the  society,  for 
the  ose  and  benefit  of  the  society  and  the  members  thereof,  and  of  all  persons  claiming 
throngh  the  members  according  to  the  mies  of  the  society. 

2.  The  property  of  a  registered  branch  of  a  society  shall  Test  wholly  or  parüy  in 
the  tnistees  for  tiie  time  being  of  that  branch  or  of  any  other  branch  of  which  that 
branch  forms  part  (or,  if  the  mies  of  the  society  so  provide,  in  the  tmstees  for  the  time 
being  of  the  society),  for  the  nse  and  benefit  either  of  the  members  of  any  such  branch 
and  persons  claiming  throngh  those  members,  or  of  the  members  of  the  society  generally, 
and  persons  claiming  throngh  them,  according  to  the  mies  of  the  society. 

3.  The  tmstees  shall  not  be  liable  to  make  good  any  deficiency  in  the  fnnds  of 
the  society  or  branch,  bnt  shall  be  liable  only  for  snms  of  money  actually  received  by 
them  respectively  on  acconnt  of  the  society  or  branch. 

Art.  50. 
Upon  the  death,  resignation,  or  removal  of  a  trastee  of  a  reg^istered  society  or  branch, 
the  property  yested  in  that  tmstee  shall,  withont  conveyance  or  assignment,  and  whether 
the  property  is  real  or  personal,  vest,  as  personal  estate  snbject  to  the  same  tmsts,  in 
the  succeeding  tmstees  of  that  society  or  branch  either  solely  or  together  with  any  snrvi- 
ving  or  continuing  tmstees,  and,  nntil  the  appointment  of  sncceeding  tmstees,  shall  so 
Test  in  the  surviving  or  continning  tmstees  only,  or  in  the  execntors  or  administrators  of 
the  last  snrviving  or  continning  tmstee,  except  that  Stocks  and  secnrities  in  the  public 
fnnds  of  Great  Britain  and  Ireland  shall  be  transferred  into  the  names  of  the  sncceeding 
tmstees,  either  solely  or  jointly  with  any  snryiving  or  continning  tmstees. 

Art.  51. 
In  all  legal  proceedings   whatsoever  conceming  any  property  vested  in  the  tmstees 
of  a  registered  society  or  branch,    the  property  may  be  stated  to  be  the  property  of  the 
tmstees  in   their  proper  names   as   tmstees   for  the   society   or  branch  withont  fürther 
description. 

Art.  52. 
1.  A  registered  society  or  branch  may  pay  to  the  acconnt  of  the  National  Debt 
Gommissioners  at  the  Bank  of  England  or  the  Bank  of  Ireland,  as  the  case  may  reqnire, 
any  snm  of  money  not  less  than  fifty  ponnds  npon  a  declaration  of  the  tnistees  of  the 
society  or  branch,  or  any  two  of  them,  that  the  money  belongs  exclnsiyely  to  the  society 
or  branch. 
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Threepence  per  centam 
per  diem. 


2.  The  casbier  of  the  Bank  shall  receiTe  all  such  sums  of  monej  and  place  them 
to  the  accoTint  of  the  Oommissioners  in  the  book  of  the  bank  named  '*The  Fund  for 
Friendlj  Societies.** 

3.  A  som  of  money  paid  in  opon  a  false  declaration  shall  be  forfeited  to  the 
Oommissioners,  and  applied  by  them  in  the  manner  directed  bj  section  twelve  of  the 
Sayings  Banks  Act,  1891. 

4.  The  provisions  of  sections  twenty-one,  twenty-two,  twenty-fonr,  twenty-fiye,  twenty- 
siz,  twenty-seyen,  and  twenty-eight  of  the  Tnstee  Savings  Banks  Act,  1863,  as  to  the 
regnlation  of  receipts,  certificates,  and  Orders,  shall  apply  to  money  paid  nnder  this  section. 

5.  A  Society  or  branch  so  inyesting  money  with  the  Oommissioners  shall  be  entiüed 
to  a  receipt  entitÜng  to  interest  at  the  foUowing  rates: — 

To  a  Mendly  society  or  branch  legally  established  before 

the  twenty-eighth  of  Joly  one  thonsand  eight  hnndred 

and  twenty-eight,   which  had   inyested  fdnds   with   the 

Oommissioners  before  the  twenty-third  of  Joly  one  thoosand 

eight  hnndred  and  fifty-fiye,  a  rate  of  interest  in  respect 

of  any  assnrance  made   before   the  fifteenth   of  August 

one  thonsand  eight  hnndred  and  fifty  of  - 

To  a  friendly  society  or  branch  legally  established  between 

the  twenty-eighth  of  Jnly  one  thonsand  eight  hnndred  and 

twenty-eight  and  the  fifteenth  of  Angast  one  thonsand 

eight  hnndred  and  fifty,  which  had  inyested  fdnds  with 

the  Oommissioners  before  the  twenty-third  of  Jnly  one 

thonsand  eight  hnndred  and  fifty-fiye,  a  rate  of  interest 

in  respect  of  any  assnrance  made  before  the  fifteenth  of 

August  one  thonsand  eight  hundred  and  fifty  of 
To  a  Mendly  society  or  branch  legally  established  before 

the  twenty-eighth  of  June  one  thonsand  eight  hnndred 

and   eighiy-eight,   which   had   inyested   fnnds  with  the 

Oommissioners    before    the    first    day    of   January    one 

thonsand  eight  hundred  and  ninety-six,  a  rate  of  interest 

in  respect  of  any  assnrance  made  on  ore  before  the  said 

twenty-eighth  day  of  June  of         - 

To  a  society  or  branch  in  respect  of  any  inyestment  with 
the  Oommisioners,  other  than  as  herein-before  in  this 
section  mentioned,  a  rate  of  interest  of  - 


Twopence  hal^enny  per 
centum  per  diem. 


Twopence    per    centum 
per  diem. 


Two  pounds  fifbeen 

Shillings  per  centum  per 

annum. 

6.  A  society  or  branch  withdrawing  money  so  inyested  with  the  Oommissioners  shall 
not  be  entiüed  to  make  any  fürther  deposit  without  their  consent 

7.  A  society  or  branch  so  inyesting  money  with  the  Oommissioners  shall  fumish 
such  retums  as  may  be  required  by  the  Oommissioners,  in  respect  of  the  funds  deposited 
with  them,  and  the  assurances  to  which  those  fhnds  relate. 

8.  A  society  or  branch  haying  fnnds  inyested  with  the  Oommissioners  at  a  rate 
higher  than  two  pounds  fifteen  Shillings  per  centum  per  annum  shall  retain  at  that  rate 
so  much  only  of  its  fnnds  as  arises  from  assurances  made  before  the  dato  applicable  to 
that  rate,  after  deducting  all  benefit  payments  and  management  expenses  incurred  on 
account  of  those  assurances;  and  wheneyer  the  society  or  branch  falls  to  satisfy  the 
Oommissioners  of  its  title  to  retain  at  that  rate  any  part  of  its  fnnds,  the  Oommissioners 
shall  require  the  withdrawal  thereof ,  or  the  transfer  thereof  to  the  rate  of  twopence  per 
centum  per  diem^  or  two  pounds  fifteen  Shillings  per  centum  per  annum,  as  the  case  may 
require,  and  in  default  of  withdrawal  within  thirty  days,  shall  transfer  the  same  in  their 
books  accordingly,  and  shall  notify  the  transfer  to  the  society  or  branch. 

9.  Wheneyer  it  appears  to  the  Oommissioners  that  all  the  members  of  a  society 
or  branch  assured  before  the  fifteenth  day  of  August  one  thonsand  eight  hnndred  and 
fifty  haye  died  or  ceased  to  be  members,  the  Oommissioners  shall  forthwith  transfer  in 
their  books  to  the  rate  of  twopence  per  centum  per  diem,  or  two  pounds  fifteen  Shillings 
per  centum  per  annum,  as  the  case  may  require,  all  fnnds  of  the  society  or  branch 
remaining  inyested  at  any  higher  rate,  and  shall  notify  the  transfer  to  the  society  or  branch. 
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Art.  53. 

1.  A  receipt  ander  the  hands  of  the  tmstees  of  a  registered  society  or  branch, 
conntersigned  by  the  secretary,  for  all  smns  of  money  secured  to  the  society  or  branch 
by  any  mortgage  or  other  assnrance,  being  in  the  form  prescribed  by  this  Act,  if  endorsed 
npon  or  annexed  to  the  mortgage  or  other  assnrance,  shall  vacate  the  mortgage  or 
assnrance  and  vest  the  property  therein  comprised  in  the  person  entiüed  to  the  eqoity  of 
redemption  of  that  property,  withont  reconveyance  or  resorrender. 

2.  If  the  mortgage  or  other  assnrance  has  been  registered  nnder  any  Act  for  the 
registration  or  record  of  deeds  or  titles,  or  is  of  copyholds  or  of  lands  of  cnstomary 
tennre  and  entered  on  any  conrt  rolls,  the  registrar  nnder  any  such  Act,  or  recording 
officer,  or  steward  of  the  manor,  or  keeper  of  the  register,  shall  on  prodnction  of  the 
receipt,  verified  by  oath  of  any  person^  enter  satisfaction  of  the  mortgage  or  Charge  made 
by  the  assnrance  on  the  register  or  conrt  rolls^  and  shall  grant  a  certificate,  either  npon 
the  mortgage  or  assnrance,  or  separately  to  the  like  effect. 

3.  The  certificate  shall  be  received  in  eyidence  in  all  conrts  and  proceedings  withont 
farther  proof. 

4.  The  person  making  the  entry  shall  be  entitled  for  maMng  the  said  entry  and 
granting  the  said  certificate  to  a  fee  of  two  Shillings  and  sixpence,  which  in  Ireland 
shall  be  paid  by  stamps  and  applied  in  accordance  with  the  Public  Offices  Fees  Act,  1879. 

5.  This  section  shall  not  extend  to  Scotland  or  the  Island  of  Jersey. 


Officers  in  Receipt  or  Charge  of  Money. 

Art.  54. 
Every  officer  of  a  registered  society  or  branch  having  receipt  or  Charge  of  money 
shall,  if  the  mies  of  the  society  or  branch  so  reqnire,  before  taking  npon  himself  the 
execntion  of  bis  ofifice,  become  bonnd  with  one  snfficient  snrety  at  the  least  in  a  bond 
or  give  the  secnrity  of  a  gnarantee  society,  in  such  snm  as  the  society  or  branch  directs, 
conditioned  for  bis  rendering  a  jnst  and  trne  acconnt  of  all  snms  of  money  received  and 
paid  by  him  on  acconnt  of  the  society  or  branch  at  such  times  as  its  mies  appoint,  or 
as  the  society  or  branch  or  the  tmstees  or  committee  thereof  reqnire  him  to  do,  and  for 
the  payment  by  him  of  all  snms  dne  from  him  to  the  society  or  branch. 

Art.  55. 

1.  Every  officer  of  a  registered  society  or  branch  having  receipt  or  Charge  of  money 
shall,  at  such  times  as  by  the  mies  of  the  society  or  branch  he  shonld  render  acconnt, 
or  npon  demand  made,  or  notice  in  writing  given  or  left  at  bis  last  or  nsnal  place  of 
residence,  give  in  bis  acconnt  as  may  be  reqnired  by  the  society  or  branch,  or  by  the 
tmstees  or  committee  thereof,  to  be  examined  and  allowed  or  disallowed  by  them,  and 
shall,  on  the  like  demand  or  notice,  pay  over  all  snms  of  money  and  deliyer  all  property 
in  bis  hands  or  cnstody  to  such  person  as  the  society  or  branch,  or  the  committee  or  the 
tmstees,  appoint. 

2.  Li  case  of  any  neglect  or  refasal  to  deliver  the  acconnt,  or  to  pay  over  the 
snms  of  money  or  to  deliver  the  property  in  manner  aforesaid,  the  tmstees  or  anthorised 
officers  of  the  society  or  branch  may  sne  npon  the  bond  or  secnrity  before  mentioned, 
or  may  apply  to  the  connty  conrt  or  to  a  conrt  of  snmmary  Jurisdiction,  and  the  order 
of  either  such  conrt  shall  be  final  and  conclnsive. 


Payments  on  Death  generally. 

Art.  56. 

1.  A  member  of  a  registered  society  (other  than  a  benevolent  society  or  woridng- 

men*8  clnb)  or  branch  thereof,  not  being  nnder  the  age  of  sixteen  years,  may,  by  writing 

nnder  bis  band  delivered  at  or  sent  to  the  registered  office  of  the  society   or  branch,   or 

made  in  a  book  kept  at  that  office,   nominate   a  person   to   whom   any  snm  of  money 
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payable  by  the  society  or  branch  on  the  death  of  that  member,  not  exceeding  one  hnndred 
poTinds,  shall  be  paid  at  bis  decease. 

2.  Tbe  sum  of  money  payable  by  tbe  society  or  brancb  on  the  death  of  a  member, 
shall  include  sums  of  money  contribnted  to  or  deposited  in  the  separate  loan  acconnt 
and  the  smns  of  money  accmnnlated  for  the  ose  of  the  member  ander  the  proyisions  of 
this  Act  with  interest  thereon. 

3.  The  person  so  nominated  mnst  not  be  an  officer  or  servant  of  the  society  or 
branch,  nnless  that  officer  or  servant  is  the  hosband,  wife,  father,  mother,  child,  brother, 
sister,  nephew,  or  niece  of  the  nominator. 

4.  A  nomination  so  made  may  be  revoked  and  varied  by  any  similar  docnment 
ander  the  band  of  the  nominator,  delivered,  sent,  or  made  as  aforesaid. 

5.  The  marriage  of  a  member  of  a  society  or  branch  shall  operate  as  a  revocation 
of  any  nomination  theretofore  made  by  that  member  ander  this  section. 


Art.  67. 
,    1.  On  receiving  satisfactory  proof  of  the  death  of  a  nominator,  the  society  or  branch 
shall  pay  to  the  nominee  the  amoant  dae  to  the  deceased  member,  not  exceeding  the  said 
som  of  one  handred  poands. 

2.  The  receipt  of  a  nominee  oyer  sixteen  years  of  age  for  any  amoant  so  paid 
shall  be  yalid. 

3.  If  the  total  sam  in  respect  to  which  a  nomination  may  be  made  ander  this  Act 
by  a  member,  after  dedacting  any  sams  of  money  payable  ander  [the  rales  of  the  society 
or  branch,  or  otherwise,  for  the  parpose  of  defraying  faneral  expenses,  exceeds  at  the 
time  of  the  death  of  that  member  eighty  poands,  the  society  or  branch  shall  before 
making  any  payment  reqaire  the  prodaction  of  a  doly  stamped  receipt  for  the  saccession 
or  legacy  daty  payable  thereon,  or  a  letter  or  certificate  from  the  Commissioners  of  Inland 
Beyenae  stating  that  no  sach  daty  is  payable. 

4.  The  Commissioners  shall  giye  sach  receipt,  letter,  or  certificate  on  the  payment 
of  the  daty  or  satisfetctory  proof  of  no  daty  being  payable,  as  the  case  may  be. 


Art.  68. 

1.  If  any  member  of  a  registered  society  or  branch,  entitled  from  the  fonds  thereof 
to  a  sam  not  exceeding  one  hnndred  poands,  dies  intestate  and  withoat  haying  made 
any  nomination  thereof  then  sabsisting,  the  society  or  branch  may,  withoat  letters  of 
administration,  distribate  the  sam  among  sach  persons  as  appear  to  a  majority  of  the 
trostees,  apon  sach  eyidence  as  they  may  deem  satisfactory,  to  be  entitied  by  law  to 
receiye  that  sam,  sabject,  if  that  sam,  after  making  sach  dedactions  as  aforesaid,  exceeds 
eighty  poands,  to  the  obtaining  from  the  Commissioners  of  Inland  Beyenae  a  receipt  for 
the  saccession  or  legacy  daty  payable  thereon,  or  a  letter  or  certificate  stating  that  no 
sach  daty  is  payable. 

2.  If  any  sach  members  is  illegitimate,  the  trastees  may  pay  the  sam  of  money 
which  that  member  might  haye  nominated  to  or  among  the  persons  who,  in  the  opinion 
of  a  majority  of  them,  woald  haye  been  entitied  thereto  if  that  member  had  been  legiti- 
mate,  or  if  there  are  no  sach  persons,  the  society  or  branch  shall  deal  with  the  money 
as  the  Treasaiy  may  direct. 

Art.  69. 
When  the  principsd  yalne  of  the  estate  in  respect  of  which  estate  daty  is  payable 
of  any  person  entitied  to  make  a  nomination  ander  this  Act  exceeds  one  hnndred  poands, 
any  som  paid  ander  this  Act  withoat  probate  or  letters  of  administration  shall,  notwith- 
standing  sach  nomination  or  payment,  be  liable  to  estate  daty  as  part  of  the  amoant  on 
which  that  daty  is  charged,  and  the  trastees  of  the  society  or  branch  may  before  making 
any  sach  payment  reqaire  a  statatory  declaration  by  the  claimant,  or  by  one  of  the  clai- 
mants,  that  the  principal  yalne  of  that  estate,  inclnding  the  sam  in  qnestion,  does  not 
after   dednction   of  debts   and  faneral  expenses  exceed  the  yalne  of  one  hnndred  poands. 
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Art.  60. 

1.  A  payment  made  by  a  registered  society  or  brancb,  under  the  foregoing  pro^isions  of 
this  Act  witb  respect  to  payments  on  deatb  generally  to  the  person  wbo  at  the  time  appears 
to  a  majority  of  the  trnstees  to  be  eutitled  therenndor,  shall  be  yalid  and  effectoal  against 
any  demand  made  npon  the  trnstees  or  the  society  or  branch  by  any  other  person,  bnt  the 
next  of  Idn  or  lawfnl  representative  of  the  deceased  member  shall  have  remedy  for  recoyery 
of  the  money,  so  paid  as  aforesaid^  against  the  person  wfao  has  received  that  money. 

2.  Where  the  society  or  branch  has  paid  money  to  a  nominee  in  ignorance  of  a 
marriage  snbseqnent  to  the  nomination,  the  receipt  of  the  nominee  shall  be  a  Talid 
discharge  to  the  society  or  branch. 

Art.  61. 

1.  A  registered  society  or  branch  shall  not  pay  any  snm  of  money  npon  the  death 
of  a  member  or  other  person  whose  death  is  or  onght  to  be  entered  in  any  register  of 
deaths,  except  npon  the  production  of  that  death  nnder  the  band  of  the  registrar  of  deaths 
or  other  person  haying  care  of  the  register  of  deaths  in  which  that  death  is  or  onght  to 
be  entered.  » 

2.  This  section  shall  not  apply  to  deaths  at  sea,  nor  to  a  death  by  colliery  explosion 
or  other  accident  where  the  body  cannot  be  foond,  nor  to  any  death  certified  by  a  coroner 
or  procnrator  fiscal  to  be  the  subject  of  a  pending  inqnest  or  inqoiry. 


Payments  on  Beath  of  Children. 

Art.  62. 
A  society  or  branch,  whether  registered  or  unregistered,  shall  not  insnre  or  pay  on 
the  death  of  a  child  ander  fiye  jears  of  age  any  snm  of  money  which,  added  to  any 
amonnt  payable  on  the  death  of  that  child  by  any  other  society  or  branch,  exceeds  six 
ponnds,  or  on  the  death  of  a  child  nnder  ten  years  of  age  any  snm  of  money  which, 
added  to  any  amonnt  payable  on  the  death  of  that  child  by  any  other  society  or  branch, 
exceeds  ten  ponnds. 

Art.  63. 
A  society  or  branch,  whether  registered  or  nnregistered  shall  not  pay  any  snm  on 
the  death  of  a  child  nnder  ten  years  of  age  except  to  the  parent  of  the  child,  or  to  the 
personal  representatiye  of  the  parent,  and  npon  the  prodnction  by  the  parent  or  bis  personal 
representatiye  of  a  certificate  of  death  issned  by  the  registrar  of  deaths,  or  other  person 
haying  the  care  of  the  register  of  deaths,  containing  the  particnlars  mentioned  in  this  Aci 

Art.  64. 

1.  Where  application  is  made  for  a  certificate  of  the  decath  of  a  child  for  the  pnr- 
pose  of  obtaining  a  snm  of  money  from  a  society  or  branch,  the  name  of  the  society  or 
branch,  and  the  snm  songht  to  be  obtained  therefrom  shall  be  stated  to  the  registrar 
of  deaths. 

2.  The  registrar  of  deaths  shall  write  on  or  at  the  foot  of  the  certificate  the  words 
"to  be  prodnced  to  the  society  or  branch  (naming  the  same)  said  to  be  liable  for  payment 
ot  the  snm  of  {.  (stating  the  same)." 

3.  All  certificates  of  the  same  death  shall  be  nnmbered  in  consecntiye  order. 

Art.  65. 

1.  A  registrar  of  deaths  shall  not  giye  any  one  or  more  certificates  of  death  for 
the  payment  in  the  whole  of  any  snm  of  money  exceeding  six  ponnds  on  the  death  of 
a  child  nnder  fiye  years,  or  for  the  payment  in  tiie  whole  of  a  snm  exceeding  ten  ponnds 
on  the  death  of  a  child  under  ten  years. 

2.  A  registrar  of  deaths  shall  not  grant  any  snch  certificate  nnless  the  canse  of 
death  as  been  preyionsly  entered  in  the  register  of  deaths  on  the  certificate  of  a  coroner 
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or  of  a  registered  medical  praetitioner  who  attended  the  deceased  child  doring  its  last  iUness, 
or  ezcept  npon  the  prodaction  of  a  certificate  of  the  probable  cause  of  death  nnder  thc 
hand  of  a  registered  medical  praetitioner,  or  of  other  satisfactory  evidence  tbereof. 

Art.  66. 
A  Society   or  branch,   whether   registered  or  unregistered^   to  which   is  prodnced  a 
certificate   of  the   death   of  a  child  which  does  not  pnrport  to  be  the  first  shall,    before 
paying  any  money  theron,  inqnire  whether  any  and  what  snms  of  money  have  been  paid 
on  the  same  deaäi  by  any  other  society  or  branch. 

Art.  67. 
Nothing   in   this  Act  respecting   payments  on  the  death  of  children  shall  apply  to 
insorances  on  the  lives  of  diildren  of  any  age,  where  the  person  insuring  has  an  interest 
in  the  lifo  of  the  person  insnred. 


Disputes. 

Art.  68. 

1.  Every  dispute  between — 

a)  a  member  or  person  claiming  throngh  a  member  or  nnder  the  mies  of  a 
registered  society  or  branch,  and  the  society  or  branch  or  an  of&cer  thereof ;  or 

b)  any  person  aggrieved  who  has  for  not  more  than  siz  months  ceased  to  be 
a  member  of  a  registered  society  or  branch,  or  any  person  claiming  throngh 
snch  person  aggrieved,  and  the  society  or  branch,    or   an  officer   thereof;   or 

c)  any  registered  branch  of  any  society  or  branch  and  the  society  or  branch  of 
wMch  it  is  a  branch;  or 

d)  an  officer  of  any  such  registered  branch  and  the  society  or  branch  of  which 
that  registered  branch  is  a  branch;  or 

e)  any  two  or  more  registered  branches  of  any  society  or  branch,  or  any  ofßcers 
thereof  respectively, 

shaü  be  decided  in  manner  directed  by  the  roles  of  the  society  or  branch,  and  the  dedsion 
80  giyen  shall  be  binding  and  conclnsive  on  all  parties  withont  appeal,  and  shall  not 
be  remoyable  into  any  conrt  of  law  or  restrainable  by  injnnction;  and  application  for  the 
enforcement  thereof  may  be  made  to  the  connty  conrt. 

2.  The  parties  to  a  dispute  in  a  registered  society  or  branch  may,  by  consent 
(nnless  the  mies  of  the  society  or  branch  expressly  iorbid  it),  refer  the  dispute  to  the 
Chief  registrar,  or  in  Scotland  or  Ireland  to  the  assistant  registi*ar. 

3.  The  Chief  or  other  registrar  to  whom  a  dispute  is  referred  shall,  with  the  consent 
of  the  Treasury,  either  by  himself  or  by  any  other  registrar,  hear  and  determine  the  dispute, 
and  shall  have  power  to  order  the  expenses  of  determining  the  dispute  to  be  paid  either 
out  of  the  funds  of  the  society  or  branch  or  by  such  parties  to  the  dispute  as  he  may 
think  fit,  and  bis  determination  and  order  shall  have  the  same  effect  and  be  enforceable 
in  like  manner  as  a  decision  made  in  the  manner  directed  by  the  rules  of  the  society 
or  branch. 

4.  The  Chief  or  other  registrar  to  whom  a  dispute  is  referred  may  administer  oaths, 
and  may  require  the  attendance  of  all  parties  concemed,  and  of  witnesses,  and  the  pro- 
duction  of  all  books  and  documents  relating  to  the  matter  in  question. 

5.  Where  the  nües  of  a  registered  society  or  branch  direct  that  disputes  shall  be 
referred  to  justices,  the  dispute  shall  be  determined  by  a  court  of  summary  Jurisdiction,  or 
if  the  parties  thereto  consent,  by  the  connty  conrt. 

6.  Where  the  mies  contain  no  direction  as  to  disputes,  or  where  no  decision  is 
made  on  a  dispute  within  forty  days  after  application  to  the  society  or  branch  for  a  refe- 
rence  nnder  its  rules,  the  member  or  person  aggrieved  may  apply  either  to  the  connty 
court  or  to  a  court  of  summary  Jurisdiction,  and  the  court  to  wich  application  is  so  made 
may  hear  and  determine  the  matter  in  dispute;  but  in  the  case  of  a  society  with 
branches  the    said  forty  days  shall  not  begin  to  run  until  application  has  been  made  in 
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succesion  to  all  the  bodies  cntitled  to  detennine  the  dispute  under  the  mies  of  the  society 
or  brancb,  bo  however  that  no  mies  shall  reqnire  a  greater  delaj  than  three  months  be- 
tween  each  snccessive  detennmatioD. 

7.  Notwithstanding  anytbing  coBtained  in  the  Arbitration  Act,  1889,  or  in  anj 
other  Act,  the  court  and  the  chief  or  other  registrar  or  any  arbitrator  or  umpire  to  whom 
a  dispute  is  referred  nnder  the  nües  of  a  registered  society  or  branch  shall  not  be  com- 
pelled  to  State  a  special  case  on  anj  question  of  law  arising  in  the  case,  bnt  the  court, 
or  Chief  or  other  registrar,  may,  at  the  reqnest  of  either  party,  state  a  case  for  the  opinion 
in  England  or  Ireland  of  the  Supreme  Gonrt,  and  in  Scotland  of  either  division  of  the  Inner 
HoQse  of  the  court  of  Session,  of  any  question  of  law,  and  may  also  grant  to  either  party 
such  discovery  as  to  documents  and  otherwise,  or  such  inspection  of  documents,  and  in 
Scotland  may  grant  Warrant  for  the  recoyery  of  documents  and  examination  of  hayers, 
as  might  be  granted  by  any  court  of  law  or  equity,  and  the  discovery  shall  be  made  on 
behalf  of  the  society  or  brandi  by  such  officer  thereof  as  the  court  or  registrar  may  detennine. 


Chftnge  of  Name,  ▲malgamation  and  ConTersion  of  Socletles. 

Art.  69. 

1.  A  registered  society  may,  by  special  resolution,  with  the  approTal  in  writing  of 
the  Chief  registrar,  or  in  the  case  of  societies  registered  and  doing  business  exclusiyely, 
in  Scotland  or  Ireland  the  assistant  registrar  for  Scotland  or  Ireland  respectively,  change 
its  name,  and  shall  not  change  its  name  in  any  other  manner. 

2.  Any  such  change  of  name  shall  not  affect  any  right  or  Obligation  of  the  society, 
or  of  any  member  thereof,  and  any  pending  legal  proceedings  may  be  continued,  by  or 
against  the  trustees  of  the  society,  or  any  other  officer  who  may  sue  or  be  sued  on  behalf 
of  the  society,  notwithstanding  its  new  name. 

Art.  70. 

1.  Any  two  or  more  registered  societies  may,  by  special  resolution  of  both  or  all 
such  societies,  become  amalgamated  together  as  one  society,  with  or  without  any  dissolution 
or  division  of  the  fnnds  of  those  societies  or  either  of  them. 

2.  A  registered  society  may,  by  special  resolution,  transfer  its  engagements  to  any 
other  registered  society  which  may  undertake  to  ftdfil  the  engagements  of  that  society. 

3.  A  special  resolution  by  a  registered  fnendly  society  for  an  amalgamation  or 
transfer  of  engagements  under  tMs  Act  shall  not  be  valid  without — 

a)  the  assent  thereto  of  five-sixths  in  value  of  the  members,  given  either  at  the 
meetings  at  which  the  resolution  is,  according  to  the  provisions  of  this  Act, 
passed  and  confirmed,  or  at  one  of  them,  or,  if  the  members  were  not  present 
thereat,  in  writing;  and 

b)  the  written  consent  of  every  person  receiving  or  entitled  to  any  reliei^  annuity, 
or  other  benefit  from  the  fünds  of  the  society,  unless  the  Claim  of  that  person 
is  first  duly  satisfied,  or  adequate  provisiors  is  made  for  satisfying  that  claim. 

4.  Provided  that  on  application  of  the  trustees  or  committee  of  a  registered  Mendly 
society  desiring  to  amalgamate  or  transfer  its  engagements,  and  upon  notice  of  that  appli- 
cation being  published  in  the  Gazette,  the  Chief  registrar,  after  heanng  the  trustees 
or  committee  and  any  other  persons  whom  he  considers  entitled  to  be  heard  upon  the 
application,  may,  with  the  consent  of  the  Treasury,  Order  that  any  of  the  assents,  consents, 
and  conditions  required  by  this  Act,  or  by  any  regulations  made  under  this  Act,  be  dis- 
pensed  with,  and  may  confirm  the  amalgamation  or  transfer. 

5.  A  registered  society  consisting  whoUy  of  members  under  twenty-one  years  of  age, 
and  a  registered  society  or  branch  or  branches  of  a  society  having  members  above  twenty- 
one  years  of  age,  may,  by  resolutions  registered  in  the  manner  required  for  the  registration 
of  an  amendment  of  rules,  become  amalgamated  together  as  one  society  or  brauch,  or 
proyide  for  distributing  among  several  branches  the  members  of  a  society  consisting  wholly 
of  members  under  twenty-one  years  of  age,  and  the  other  provisions  of  this  section  shall 
not  apply  to  that  amalgamation. 
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6.  The  value  of  membera  shall  be  asoertained  by  giying  one  vote  to  every  member, 
and  an  additional  vote  for  every  five  years  that  he  has  been  a  member,  bat  to.  no  one 
member  more  than  fiye  votes  in  the  whole. 

7.  If  any  member  of  a  friendly  society  which  has  amalgamated  or  transferred  its  engage- 
ments,  or  if  any  person  daiming  any  relief,  annnity,  or  other  benefit,  from  the  fonds 
thereof,  is  dissatisfied  with  the  Provision  made  for  satisfying  his  claim,  that  member  or 
person  may  apply  to  the  connty  coort  of  the  district  within  which  the  chief  or  any  other 
place  of  business  of  the  sociely  is  situate  for  relief  or  other  order,  and  that  court  shall 
havo  the  same  powers  in  the  matter  as  in  regard  to  the  settlement  of  disputes  nnder 
this  Act 

Art  71. 

1.  A  registered  society  may,  by  special  resolntion,  determine  to  convert  itself  into 
a  Company  ander  the  Companies  Acts,  1862  to  1890,  or  to  amalgamate  with  or  transfer 
its  engagements  to  any  sach  Company. 

2.  If  a  special  resolntion  for  Converting  a  society  into  a  Company  contains  the  parti- 
calars  reqaired  by  the  Companies  Acts,  1862  to  1890,  to  be  contained  in  the  memorandom 
of  association  of  a  Company,  and  a  copy  thereof  has  been  registered  at  the  central  Office, 
a  copy  of  that  resolntion  ander  the  seal  or  stamp  of  the  central  office  shall  have  the 
samo  effect  as  a  memorandnm  of  association  dnly  signed  and  attested  ander  the  said  Acts. 

3.  If  a  society  is  registered  as,  or  amalgamates  with,  or  transfers  all  its  engage- 
ments to,  a  Company,  the  registry  of  the  society  ander  this  Act  shall  therenpon  become 
void,  and  shall  be  cancelled  by  the  chief  registrar  or  by  the  assistant  registrar  for  Scot- 
land  or  Ireland  ander  his  direction ;  bat  the  registration  of  a  society  as  a  Company  shall 
not  affect  any  right  or  daim  sabsisting  against  that  society,  or  any  penalty  incarred  by 
that  society;  and  for  the  porpose  of  enforcing  any  sach  right,  claim,  or  penalty,  the 
society  may  be  saed  and  proceeded  against  in  the  same  manner,  as  if  it  had  not  become 
registered  as  a  Company;  and  every  sach  right  or  claim,  or  the  liability  to  any  sach 
penalty,  shall  have  priority,  as  against  the  property  of  the  Company,  over  all  other  rights 
OT  Claims  against  or  liabilities  of  the  Company. 

Art.  72. 
An   amalgamation   or  transfer  of  engagements   in  pnrsoance  of  this  Act  shall  not 
prejadice  any  right  of  a  creditor  of  either  or  any  society  party  thereto. 

Art.  73. 

1.  A  registered  society  may,  by  a  resolntion  passed  by  a  majority  of  the  membera 
or  delegates  present  and  entltled  to  vote  at  any  general  meeting,  of  which  notice  specifying 
the  Intention  to  propose  any  sach  resolation  has  been  daly  given  according  to  the  roles, 
determine  to  become  a  branch  of  any  other  registered  society,  and  also,  if  thonght  fit,  of 
any  registered  branch  thereof. 

2.  If  the  rnles  of  the  society  do  not  comply  with  all  the  provisions  of  this  Act 
and  of  the  Treasary  regalations  in  respect  of  the  registry  ol  branches,  the  meeting  at 
which  any  sach  resolation  is  passed  may  amend  the  rales  so  as  to  bring  the  rales  into 
compliance  with  this  Act  and  with  the  Treasary  regalations. 

3.  A  copy  of  the  rales  of  the  society  marked  to  show  the  amendments,  if  any, 
made  at  the  meeting,  and  two  copies  of  the  resolation  and  of  sach  amendment  of  rales, 
if  any,  as  aforesaid,  each  signed  by  the  chairman  of  the  meeting  and  by  the  secretary 
of  the  society  so  determining  to  become  a  branch  of  another  society,  and  coantersigned 
by  the  secretary  of  that  other  society,  shall  be  sent  to  the  registrar. 

4.  If  the  registrar  finds  that  the  rales,  with  or  withoat  sach  amei)dment  as  afore- 
said, comply  with  the  provisions  of  this  Act  and  of  the  Treasary  reg^alations,  he  shall 
cancd  the  registry  of  the  flrst-mentioned  society  and  register  it  as  a  branch  ofthat  other 
sodety,  and  also,  if  so  specified  in  the  resolation  before  mentioned,  of  any  branch  of  that 
other  sodety  withoat  farther  reqaest  or  notice,  and  shall  register  sach  amendment  of 
roles  withoat  flurther  application  or  evidence,  and  nntil  sach  registry  as  aforesaid  the 
resolation  shall  not  take  effect 
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6.  An  advertisement  of  anj  cancoDing  of  registry  tmder  this  section  sball  not  be 
reqnisite. 

6.  The  rnles  of  a  society  which  becomes  a  brancb  nnder  this  section  sball,  so  £ar 
as  they  are  not  contrary  to  any  express  proyision  of  the  Treasnry  regnlations,  and  snbject 
to  any  such  amendment  thereof  as  aforesaid,  continae  in  force  as  the  roles  of  the  branch 
nntil  amended. 

7.  This  section  shall  apply  only  to  societies  registered  before  the  first  day  of  Januaiy 
one  tboosand  eight  hondred  and  seventy-six. 

Art.  74. 
For  the  porposes  of  this  Act  a  special  resolution  shall  mean  a  resolntion  which  is — 

a)  passed  by  a  majority  of  not  less  than  three  foorths  of  snch  membres  of  a 
registered  society,  entitled  nnder  the  roles  to  vote  as  may  be  present  in  person 
or  by  proxy  (where  the  roles  allow  proxies)  at  any  general  meeting  of  which 
notice  specifying  the  intention  to  propose  that  resolntion  has  been  doly  given 
according  to  the  roles;  and 

b)  confirmed  by  a  majority  of  snch  members  entitled  nnder  the  mies  to  vote  as 
may  be  present  in  person  or  by  proxy  (where  the  roles  allow  proxies),  at  a 
sobseqoent  general  meeting  of  which  notice  has  been  doly  given,  hcdd  not 
less  than  fonrteen  days  nor  more  than  one  month  from  the  day  of  the  meeting 
at  which  snch  resolntion  was  first  passed. 

At  any  meeting   mentioned  in  this  section  a  declaration  by  the  chairman  that  the  reso- 
lntion has  been  carried  shall  be  conclnsive  evidence  of  the  fact. 

Art.  76. 
A  copy  of  every  special  resolntion  for  any  of  the  porposes  mentioned  in  this  Act, 
signed  by  the  chairman  of  the  meeting  and  conntersigned  by  the  secretary,  shall  be  sent 
to  the  central  office  and  registered  there,  and  ontil  that  copy  is  so  registered  the  special 
resolntion  shall  not  take  effect 


Inspeetion:  Caneelling  and  Suspension  of  Registry:  Bissolution. 

Art.  76. 

1.  Upon  the  application — 

a)  of  one  fifth  of  the  whole  nomber  of  members  of  a  registered  society;  or 

b)  in  the  case  of  a  registered  sodety  of  one  thonsand  members  and  not  exceeding 
ten  thonsand,  of  one  hondred  members:  or 

c)  in  the  case  of  a  registered  society  of  more   than   ten  thonsand  members,  of 
five  hondred  members, 

the  Chief  registrar,  or  in  cases  of  societies  registered  and  doing  bosiness  exclnsiyely  in  Scot- 
land  or  in  Ireland  the  assistant  registrars  for  Scotland  and  Ireland  respectively,  bot  with 
the  consent  of  the  Treasoiy  in  eyery  case,  may — 

a)  appoint  an  inspector  or  inspectors  to  examine  into  and  report  on  the  afEairs 
of  the  society;  or 

b)  call  a  special  meeting  of  the  society. 

2.  The  application  nnder  thb  sectioil  shall  be  snpported  by  snch  evidence,  for  the 
pnrpose  of  showing  that  the  applicants  haye  good  reason  for  reqoiring  an  inspeetion  to 
be  made  or  meeting  to  be  called,  and  that  they  are  not  actnated  by  malicioos  motives 
in  their  application,  and  snch  notice  thereof  shall  be  given  to  the  society,  as  the  Chief 
registrar  directs. 

3.  The  Chief  or  assistant  registrar  may,  if  he  thinks  fit,  reqoire  the  applicants  to 
give  secority  for  the  costs  of  the  proposed  inspeetion  or  meeting,  before  appointing  any 
inspector  or  calling  the  meeting. 

4.  All  expenses  of  and  incidental  to  any  snch  inspeetion  or  meeting  shall  be  de- 
frayed   by   the  members   applying  therefor  or  ont  of  the  fonds  of  the  society,  or  by  the 
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memben  or  ofBcen,  or  former  members  or  ofBcen,  of  the  sodety  in  such  proportions  as 
tlie  ehitf  or  assistaiit  regisirar  direets. 

6.  An  inspector  appointed  nnder  ihis  section  may  reqoire  ihe  prodnction  of  all  or 
any  of  the  books  and  docnments  of  ihe  society,  and  may  examine  on  oath  iis  of&cers, 
members,  agents,  and  senrants  in  relaüon  to  its  bnainess,  and  may  administer  such  oath 
aceordingly. 

6.  The  Chief  or  assistant  registrar  may  direct  at  what  time  and  place  a  special 
meeting  nnder  this  secüon  is  to  be  held  and  what  matters  are  to  be  discossed  and  deter- 
mined  at  that  meeting,  and  the  meeting  shall  haye  all  the  powers  of  a  meeting,  called 
according  to  the  mies  of  the  socieiy,  and  shall  in  all  cases  have  power  to  appoint  its  own 
chairmau,  any  role  of  the  sodety  to  the  contrary  notwithstanding. 

7.  This  section  shall  not  apply  to  a  society  with  branches,  ezcept  with  the  consent 
of  the  central  body  of  that  socieiy. 


Art.  77. 

1.  The  Chief  registrar,  or,  in  the  case  of  a  socieiy  registered  and  doing  bosiness 
in  Scotland  or  Ireland  exclosiTely,  the  assistant  registrar  for  Scotland  or  Ireland,  may— 

a)  if  he  thinks  fit,  at  the  reqnest  of  a  society,  to  be  evidenced  in  such  manner 
as  he  may  direct:  or 

b)  with  the  approTal  of  the  Treasniy,  on  proof  to  bis  satisfaction  that  an  ack- 
nowledgment  of  registiy  has  been  obtained  by  frand  or  mistake,  or  that  a 
society  exists  for  an  illegal  porpose^  or  has  wUfülly  and  after  notice  from  a 
registrar  whom  it  may  concem  yiolated  any  of  the  provisions  of  this  Act,  or 
has  eeased  to  exist, 

by  writing  nnder  bis  band  cancel  the  registry  of  a  society. 

2.  The  Chief  or  assistant  registrar,  in  any  case  in  which  he  might,  with  the  approTal 
of  the  Treasnry,  cancel  the  registry  of  a  society,  may  by  writing  ander  bis  band,  snspend 
the  registiy  for  any  term  not  exceedlng  three  months,  and  may,  with  the  approTal  of  the 
Treasnry,  renew  the  snspension  for  the  like  period. 

3.  ünless  the  chief  or  assistant  registrar  has  given  to  a  registered  socieiy  not  less 
than  two  months  previons  notice  in  writing,  specifying  briefly  the  gronnd  of  any  proposed 
cancelling  or  snspension,  the  registry  of  the  society  shall  not  be  cancelled  (except  at  its 
reqnest)  or  snspended. 

4.  Whmre  the  registry  of  a  society  has  been  cancelled  or  sospended,  notice  thereof 
shall  forthwith  be  advertised. 

5.  Where  the  registry  of  a  society  has  been  snspended  or  cancelled,  the  society  shall 
firom  the  time  of  snspension  or  cancelling  (bnt  if  snspended,  only  while  the  snspension 
lasts,  and  snbject  also  to  the  right  of  appeal  g^yen  by  this  section)  absolntely  cease  to 
enjoy  as  snch  the  Privileges  of  a  registered  society,  bat  withont  prejadice  to  any  liability 
actnally  incnrred  by  the  society,  and  any  snch  liability  may  be  enforced  against  the  sodeiy 
as  if  the  snspension  or  cancelling  had  not  taken  place. 

6.  A  society  may  appeal  from  the  cancelling  of  its  registry,  or  from  any  snspension 
thereof  which  is  renewed  after  six  months,  as  follows: — 

a)  from  the  assistant  registrar  for  Scotland  or  Ireland  to  the  chief  registrar, 
and  from  him  to  the  Conrt  of  Session  in  Scotland  or  the  High  Conrt  in  Ire- 
land respectiTely;  and 

b)  from  the  chief  registrar,  in  cases  not  relating  exclnsively  either  to  Scotland  or 
to  Ireland,  to  the  High  Conrt  in  England. 


Art.  78. 
1.  Snbject  to  the  proyision  of  this  Act  as  to  the  dissolntion  of  societies  with  branches, 
a  registered   sodety  or  branch   may  terminate   or  be  dissolyed  in  any  of  the  following 
ways: — 

a)  npon  the  happening  of  any  eyent  declared  by  the  rales  to  be  the  termination 
of  the  society  or  oranch;  or 
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b)  as  respects  societies  or  branches  other  than  friendlj  sooieties  or  braoches, 
bj  tbe  consent  of  three-fourths  of  the  memberS;  testified  bj  tbeir  signatnres  to 
the  instnunent  of  dissolution;  or 

c)  as  respects  friendly  societies  or  branches,  by  the  consent  of  fiye-sixths  in 
value  of  the  members  (including  honorary  members,  if  any),  testified  by  their 
signatnres,  to  the  instmment  of  dissolution,  and  also  by  tiie  written  consent  of 
every  person  receiving  or  entitled  to  receiye  any  reUef,  annnity,  or  other  bene- 
fit  from  the  fands  of  the  society  or  branch,  nnless  tiie  claim  of  that  person 
is  first  duly  satisfied,  or  adeqoate  Provision  made  for  satisfying  that  daim, 
and,  in  the  case  of  a  branch,  with  the  consent  of  the  cwitral  body  of  the 
society,   or  in  accordance  with  the  general  rales  of  the  society;  or 

d)  by  the  award  of  the  cMef  registrar  or  assistant  registrars  in  the  cases  speci- 
fied  in  this  Act. 

2.  The  provisions  of  this  Act  as  to  the  method  of  calcnlating  the  valae  of  members 
and  the  remedy  of  members  and  person  dissatisfied  with  the  provisions  made  for  satisfying 
their  Claims  in  the  case  of  the  amalgamation,  or  transfer  of  engagements  of  a  registered 
friendly  society  shall  apply  to  the  dissolution  of  a  registered  friendly   society   or   branch. 

Art.  79. 
When  a  registered  socieiy  or  branch  is  terminated  by  an  instnunent  of  dissolution: — 

1.  The  Instrument  sball  set  forth — 

a)  the  liabilities  and  assets  of  the  society  or  branch  in  detail;  and 

b)  the  nnmber  of  members  and  the  nature  of  their  interests  in  the  society  or 
branch;  and 

c)  the  Claims  of  creditors  (if  any),  and  the  Provision  to  be  made  for  their  pay- 
ment;  and 

d)  the  intended  appropriation  or  division  of  the  funds  and  property  of  the  society 
or  branch  unless  the  appropriation  or  division  is  stated  in  the  instmment  of 
dissolution  to  be  left  to  the  award  of  the  cMef  registrar. 

2.  Alterations  in  the  instmment  of  dissolution  may  be  made  with  the  like  consents 
as  are  in  this  Act  required  for  the  dissolution  of  a  society  or  branch,  testified  in  the 
same  manner. 

3.  A  statutory  declaration  shall  be  made  by  one  of  the  tmstees,  or  by  three  members 
and  the  secretary  of  the  society  or  branch,  that  the  provisions  of  this  Act  have  been 
complied  with,  and  shall  be  sent  to  the  registrar  with  the  indtmment  of  dissolution. 

4.  The  instmment  shall  not  in  the  case  of  a  registered  friendly  society  or  brauch 
direct  or  contain  any  provision  for  a  division  or  appropriation  of  the  funds  of  the  society 
or  branch,  or  any  part  thereof,  otherwise  than  for  the  purpose  of  carrying  into  effectthe 
objects  of  the  society  or  branch  as  declared  in  the  rales  thereof,  unless  tiie  claim  of 
every  member  or  person  claiming  any  relief,  annuity,  or  other  benefit  from  the  funds 
thereof  is  first  duly  satisfied,  or  adequate  provisions  are  made  for  satisfying  those  Claims. 

6.  The  instmment  of  dissolution  and  all  alterations  therein  shall  be  registered  in 
manner  in  this  Act  provided  for  the  registry  of  amendments  of  mies,  and  shall  be  bindmg 
upon  all  the  members  of  the  society  or  branch. 

6.  The  registrar  shall  cause  a  notice  of  the  dissolution  to  be  advertised  at  the 
eipense  of  the  society  or  branch,  a'bd,  unless  within  three  months  from  the  date  of  the 
Gazette  in  which  the  advertisement  appears,  a  member  or  other  person  interested  in  or 
having  any  cMm  on  the  funds  of  the  society  or  branch  commences  proceedings  to  set 
aside  the  dissolution  of  the  society  or  branch,  and  the  dissolution  is  set  aside  accordingly, 
the  society  or  branch  shall  be  legally  dissolved  from  the  date  of  that  advertisement,  and 
the  requisite  consents  to  the  instmment  of  dissolution  shall  be  considered  to  have  been 
duly  obtained  without  proof  of  the  signatnres  thereto. 

Art.  80. 
1.  Upon  the  application  made  in  writing  under  their  hands — 

a)  of  one  fifth  of  the  whole  nnmber  of  members  of  a  registered  society  or 
braudi;  or 
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b)  in  the  case  of  a  registered  sodety  or  brauch  of  one  thousand  members  and 
not  exceeding  ton  thoosand,  of  one  bundred  members;  or 

c)  in  the  case  of  a  registered  socieiy  or  branch  of  more  than  ten  thonsand 
members,  of  fiye  hnndred  members, 

the  Chief  registrar  may  by  himself,  or  by  any  assistant  registrar,  or  by  any  actnary  or 
public  auditor  whom  the  cUef  registrar  may  appoint  in  writing  under  his  band,  in?estigate 
the  affairs  of  the  society  or  branch,  but  shall  give  not  less  than  two  months  previous 
notice  in  writing  to  the  society  or  branch  whose  affairs  are  to  be  investigated. 

2.  The  application  shall — 

a)  State  that  the  funds  of  the  socieiy  or  branch  are  insufficient  to  meet  the 
existing  Claims  thereon,  or  that  the  rates  of  contnbution  fixed  in  the  rules 
of  the  society  or  branch  are  insufficient  to  cover  the  benefits  assured;  and 

b)  set  forth  the  grounds  on  which  the  insufficiency  is  alleged;  and 

c)  request  an  investigation  into  the  affairs  of  the  society  or  branch  with  a  view 
to  the  dissolution  thereot 

3.  If  upon  the  investigation  it  appears  that  the  funds  of  the  socieiy  or  branch  are 
insufficient  to  meet  the  existing  Claims  thereon,  or  that  the  rates  of  contnbution  fixed  in 
the  mies  of  the  socieiy  or  branch  are  insufficient  to  cover  the  benefits  assured  to  be 
given  by  the  society  or  branch,  the  chief  registrar  may,  if  he  considers  it  expedient  so 
to  do,  award  that  the  socieiy  or  branch  be  dissolved,  and  its  affairs  wound  up,  and  shall 
direct  in  what  manner  the  assets  of  the  socieiy  or  branch  shall  be  divided  or  appropriated: 
Provided  always,  that  the  chief  registrar  may  suspend  his  award  for  such  period  as  he 
may  deem  necessary  to  enable  the  socieiy  or  branch  to  make  such  alterations  and  adjust- 
ment  of  contributions  and  benefits  as  will  in  his  judgment  pre^ent  the  necessity  of  the 
award  of  dissolution  being  made. 

4.  A  registrar  proceeding  under  this  section  shall  have  all  the  same  powers  and 
aui^orities,  enforceable  by  the  same  penalties,  as  in  the  case  of  a  dispute  referred  to  him 
under  this  Act. 

5.  Every  award  under  this  section,  whether  for  dissolution  or  distribution  of  funds, 
shall  be  final  and  conclusive  on  the  society  or  branch  in  respect  of  which  the  award  is 
made,  and  on  all  members  of  the  socieiy  or  branch  and  on  all  other  persons  having  any 
Claim  on  the  funds  of  the  society  or  branch,  without  appeal,  and  shall  be  enforced  in 
the  same  manner  as  a  decision  on  a  dispute  under  this  Act. 

6.  The  expenses  of  every  investigation  and  award,  and  of  Publishing  every  notice 
of  dissolution,  shall  be  paid  out  of  the  fimds  of  the  society  or  branch  before  any  other 
appropriation  thereof  is  made. 

7.  Notice  of  every  award  for  dissolution  shall,  within  twenty-one  days  after  the 
award  has  been  made,  be  advertised  by  the  central  office  and  unless,  within  three  months 
from  the  date  on  which  that  advertisement  appears,  a  member  or  person  interested  in  or 
having  any  claim  on  the  funds  of  the  socieiy  or  branch  commences  proceedings  to  set 
aside  the  dissolution  of  the  society  or  branch  consequent  upon  such  award,  and  the  disso- 
lution is  set  aside  accordingly,  the  society  or  branch  shall  be  legally  dissolved  from  the 
date  of  the  advertisement,  and  the  requisite  consents  to  the  application  to  the  registrar 
shall  be  considered  to  have  been  duly  obtained  without  proof  of  the  signatures  thereto. 

Art.  81. 
A  notice  required  by  this  Act  to  be  advertised   shall   be   published  in  the  Gazette 
and   in    some   newspaper   in   general    circulation   in   the  neighbourhood  of  the  registered 
Office  of  the  socieiy  or  branch. 

Art.  82. 
The  provisions  of  this  Act  respecting   the   dissolution    of  societies    shall  not  apply 
to  any  society  having  branches  except  with  the  consent  of  the  central  body  of  the  society. 

Art.  83. 
1.  Where  a  person  takes  any  proceedmg  to  set  aside  the  dissolution  of  a  society 
or  branch,  he  shall  give  notice  of  the  proceeding  to  the  central  office  not  less  than  seven 
days  before  the  proceeding  is  commenced. 
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2.  Where  an  order  is  made  setting  aaide  the  dissolation  of  a  society  or  brauch, 
the  Society  or  branch  shall  give  notice  of  the  order  to  the  central  ofBce  within  seyen  days 
after  the  order  has  been  made. 


Offences,  Penalties,  and  Legal  Proceedlngs. 

Art  84. 
It  shall  be  an  offence  nnder  this  Act  if — 

a)  a  registered  society  or  branch  or  an  officer  or  member  thereof  Ms  to  giye 
any  notice,  send  any  retam  or  docoment,  do  or  allow  to  be  done  any  thing 
which  the  socieiy,  branch  officer,  or  person  is  by  this  Act  reqoired  to  giye, 
send,  do,  or  allow  to  be  done:  or 

b)  a  registered  society  or  branch  or  an  officer  or  member  thereof  wilfdlly  neglects 
or  refdses  to  do  any  act  or  to  fomish  any  Information  reqnired  for  the  pnrposes 
of  this  Act  by  the  chief  or  other  registrar  or  by  any  other  person  anthorised 
nnder  this  Act,  or  does  any  thing  forbidden  by  this  Act:  or 

c)  a  registered  society  or  branch  or  an  ofßcer  or  member  thereof  makes  a  retnm 
or  wilfally  fomishes  information  in  any  respect  &lse  or  insnfficient:  or 

d)  an  officer  or  member  of  a  body  which,  having  been  a  branch  of  a  society, 
has  wholly  seceded  or  been  expelled  firom  that  society,  thereafter  nses  the 
name  of  that  society  or  any  name  implying  that  the  body  is  a  branch  of 
that  society,  or  the  nnmber  by  which  that  body  was  designated  as  snch 
branch:  or 

e)  where  a  dispute  is  referred  nnder  this  Act  to  the  chief  or  other  registrar,  a 
person  refdses  to  attend  or  to  produce  any  documents,  or  to  giye  evidence 
before  the  chief  or  other  registrar:   or 

f)  a  society  or  branch  wheiier  registered  or  onregistered  pays  money  on  the 
death  of  a  child  nnder  ten  years  of  age  otherwise  than  is  provided  by  this 
Act:  or 

g)  a  parent  or  personal  representative  of  a  parent  claiming  money  on  the  death 
of  a  child  produces  a  certificate  of  the  death  other  than  is  in  this  Act 
provided  to  .the  society  or  branch  from  which  the  money  is  claimed,  or 
produces  a  false  certificate,  or  one  frandnlently  obtained,  or  in  any  way 
attempts  to  defeat  the  provisions  of  this  Act  with  respect  to  payments  npon 
the  death  of  children. 

Art.  85. 
Where  a  registered  society  or  branch  is  goilty  of  an  offence  nnder  this  Act  evety 
officer  of  the  society  or  branch  bound  by  the  roles  thereof  to  fulfil  any  dnty  whereof  the 
offence  is  a  breach,  or  if  there  is  no  snch  officer,  then  every  member  of  the  committee, 
nnless  that  member  is  proved  to  have  been  ignorant  of  or  to  have  attempted  to  preyent 
the  commission  of  the  offence,  shall  be  liable  to  the  same  penalty,  as  if  he  had  committed 
the  offence. 

Art.  86. 
Every  defanlt  ander  this  Act  constitnting  an  offence,  if  continned,  shall  constitnte 
a  new  offence  in  eyery  week  dnring  which  the  default  continues. 

Art.  87. 
1.  If  any  person,  with  intent  to  mislead  or  defraud,  giyes  to  any  other  person  a 
copy  of  any  rules,  laws,  regulations,  or  other  documents,  other  than  the  rules  of  a 
registered  society  or  branch,  on  the  pretence  that  they  are  the  existing  rules  of  that 
society  or  branch,  or  that  there  are  no  other  rules  of  the  society  or  branch,  or  g^yes  to 
any  person  a  copy  of  any  rules  on  the  pretence  that  those  rules  are  the  rules  of  a  registered 
society  or  branch  when  Üie  society  or  branch  is  not  registered,  the  person  so  ofiending 
shall  bo  goilty  of  a  misdemeanor. 
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2.  If  any  person  knowingly  makes  a  false  or  fraudnlent  statement  in  anj  itatatory 
dedaration  reqoired  by  this  Act,  be  sball  be  guilty  of  a  misdemeanor. 

3.  If  any  person  obtains  possession  by  üalse  representation  or  imposition  of  any 
property  of  a  registered  society  or  brancb,  or  withbolds  or  misapplies  any  sacb  properly 
in  bis  possession,  or  wilfcilly  applies  any  pari  tbereof  to  parposes  otber  than  those 
expressed  or  directed  in  tbe  roles  of  ibe  society  or  brancb  and  anihorised  by  tbis  Act^ 
be  sball,  on  sucb  complaint  as  is  in  this  section  mentioned,  be  liable  on  snmmaiy  conyic- 
tion  to  a  fine  not  exceeding  twenty  ponnds,  and  costs,  and  to  be  ordered  to  deliver  np 
all  sucb  property,  or  to  repay  all  soms  of  money  applied  improperly,  and  in  defanlt  of 
sncb  delivery  or  repayment,  or  of  tbe  payment  of  sncb  fine  and  costs  as  aforesaid,  to 
be  imprisoned,  witb  or  witbont  bard  labonr,  for  any  time  not  exceeding  tbree  montbs. 

4.  Complaint  ander  tbis  section  may  be  made — 

a)  in  tbe  case  of  a  registered  society,  by  tbe  society  or  any  member  aatborised 
by  tbe  society,  or  tbe  tmstees  or  committee  of  tbe  society;  or 

b)  in  tbe  case  of  a  registered  brancb,  by 

i)  tbe  brancb  or  any  member  aatborised   by   tbe   brancb  or  tbe  tmstees  or 

committee  tbereof;  or 
ii)  tbe  central  body  of  tbe  society  of  wbicb  tbe  brancb  forms  part;  or 
üi)  any  member  of  tbe  society  or  brancb  aatborised  by  tbe  central  body;    or 

c)  in  any  case,  by  tbe  cbief  registrar  or  any  assistant  registrar  by  bis  aatbority, 
or  by  any  member  of  tbe  society  or  brancb  aatborised  by  tbe  central  Office. 

5.  Notbing  in  tbis  Act  sball  prevent  any  sacb  person  from  being  proceeded  against 
by  way  of  indictment,  if  not  previoasly  convicted  of  tbe  same  offence  ander  tbe  provisions 
of  tbis  Act. 

Art.  88. 
If  any  person  wilfally  makes,  Orders,  or  allows  to  be  made,  any  entry,  erasnre  in, 
or  Omission  from  a  balance  sbeet  of  a  registered  society  or  brancb,  or  a  retam  or 
docoment  reqnired  to  be  sent,  prodaced,  or  delivered  for  tbe  parposes  of  tbis  Act,  witb 
intent  to  falsify  tbe  same,  or  to  eyade  any  of  tbe  proTisions  of  tbis  Act,  be  sball  be 
liable  to  a  fine  not  exceeding  fifty  poands. 

Art.  89. 
A  society   or  brancb,   and   an  officer  or  member  of  a  society  or  brancb,   or  otber 
person   gailty   of  an   offence  ander  tbis  Act  for  wbicb  a  fine  is  not  expressly  provided 
sball  be  liable  to  a  fine  of  not  more  tban  five  poands. 

Art  90. 

If  an  officer  or  person  aids  or  abets  in  tbe  amalgamation  or  transfer  of  engagements 

or   in   tbe   dissolation  of  a   friendly  society   otherwise   tban  as  in  tbis  Act  provided  be 

sball  be   liable   on   sammary   conviction   to  tbe   fine   imposed   by  tbis  Act  for  offences 

tbereander,  or  to  be  imprisoned  witb  bard  laboar  for  a  term  not  exceedmg  tbree  montbs. 

Art.  91. 

1.  A  fine  imposed  by  tbis  Act,  or  by  any  regalations  tbereander,  or  by  tbe  rales 
of  a  registered  society  or  brancb,  sball  be  recoverable  in  a  coart  of  sammary  jarisdiction. 

2.  Any  sncb  fine  sbaU  be  recoverable  at  tbe  sait  of  tbe  cbief  registrar  or  of  any 
assistant  registrar,  or  of  any  person  aggrieved. 

Art.  92. 
In  England  and  Ireland  all  offences  and  fines  ander  tbis  Act  may  be  prosecated 
and  recoTered  in  tbe  manner  directed  by  tbe  Sammary  Jarisdiction  Acts  eitber — 

a)  at  tbe  place  wbere  tbe  offence  was  committed;  or 

b)  as  respects  a  prosecation  against  a  registered  society  or  brancb  or  an  officer 
tbereof  at  tbe  place  wbere  tbe  registered  Office  of  tbe  society  or  brancb  ii 
sitoated;  or 
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c)  as  respects  a  prosecntion  against  a  person  other  than  a  registered  society  or 
branch  or  an  officer  thereof,  at  the  place  where  the  person  is  resident  at  the 
time  of  the  institation  of  the  prosecntion. 

Art.  93. 

1.  In  England  or  Ireland  any  person  may  appeal  to  qoarter  sessions  from  any  Order 
or  conviction  made  by  a  court  of  snmmary  Jurisdiction  under  this  Act. 

2.  In  Scotland  any  person  may  appeal  from  any  order  or  conviction  ander  this  Act 
in  accordance  with  the  proyisions  of  the  Snmmary  Jurisdiction  (Scotland)  Acts. 

Art.  94. 

1.  The  trustees  of  a  registered  society  or  brauch ,  or  any  other  officers  authorised 
by  the  mies  thereof,  may  bring  or  defend,  or  cause  to  be  brought  or  defended,  any 
action  or  other  legal  procoeding  in  any  court  whatsoever,  touching  or  conceming  any 
property,  right,  or  claim  of  the  socieiy  or  branch,  and  may  sne  and  be  saed  in  their 
proper  names,  without  other  description  than  the  title  of  their  office. 

2.  In  legal  proceedings  brought  under  this  Act  by  a  member,  or  person  claiming 
through  a  member,  a  registered  society  or  branch  may  also  be  sued  in  the  name,  as 
defendant,  of  any  ofßcer  or  person  who  receives  contributions  or  issues  policies  on  behalf 
of  the  society  or  branch  within  the  Jurisdiction  of  the  court  in  which  the  legal  proceeding 
is  brought,  with  the  addition  of  the  words  ''on  behalf  of  the  society  or  branch"  (namiug 
the  same). 

3.  A  legal  proceeding  shall  not  abate  or  be  discontinued  by  the  death,  resignation, 
or  removal  from  ofQce  of  any  officer,  or  by  any  act  of  any  such  officer  after  the  commence- 
ment  of  the  proceedings. 

4.  The  summons,  writ,  process,  or  other  proceeding,  to  be  issued  to  or  against  the 
officer  or  other  person  sued  on  behalf  of  a  registered  society  or  branch,  shall  be  sufificiently 
served  by  personally  serving  that  officer  or  other  person,  or  by  leaving  a  true  copy 
thereof  at  the  registered  office  of  the  society  or  branch,  or  at  any  place  of  business  of 
the  society  or  branch  within  the  Jurisdiction  of  the  court  in  which  the  proceeding  is 
brought,  or,  if  that  office  or  place  of  business  is  closed,  by  posting  the  copy  on  the 
outer  door  of  that  office  or  place  of  business. 

5.  In  all  cases  where  the  said  summons,  writ,  process,  or  other  proceeding  is  not 
sorved  by  means  of  such  personal  Service  or  by  leaving  a  true  copy  thereof  at  the 
registered  office  of  the  society  or  branch  as  aforesaid,  a  copy  thereof  shall  be  sent  in  a 
registered  lettsr  addressed  to  the  committce  at  the  registered  office  of  the  society  or 
branch  I  and  posted  at  least  six  days  before  any  fnrther  step  is  taken  on  the  proceeding. 


Fees:  Forma:  Regolations:  Evldence. 

Art.  95. 
The  registrars  £ind  high  bailiffs  of  the  county  courts   shall  be  remunerated  for  the 
dittiea    to  be  performed   by  them   under  this  Act   in  such  manner  as  the  Treasury,    witli 
the  consent  of  the  Lord  ChanceUor;  may  dircct. 

Art.  96. 
L  The    Treasury   may   determine   a   scale    of  fees   to    be   paid   for  matters  to  be 
transacted  or  for  Üie  inspection  of  documents  under  this  Act. 

2.  A    fee    ahall    not  be   payable    on    the    registry   of  any  friendly,    benevolent,  or 
cattle  insurance  society,  or  working-men's  club,  or  of  any  amendment  of  the  mies  thereof. 

3,  All  fees  which  may  be  received  by  any  registrar  under  or  by  virtue  of  this  Act 
fihall  be  paid  into  the  Exchequer. 

Art.  97. 
1.  For  the  pErpose  of  this  Act  a  certificate  of  the  birth  or  death  of  any  member 
of  or  person  insurcd  or  to  be  insured  with  a  reg^tered  friendly  society  or  branch  shall, 
on    applicatiou    beinj^r   made  as  in  this  Act  provided,  be   given    under   bis    iiand    by  tlie 
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registrar  of  births  or  deaths,  for  a  snm  not  exceeding  one  Shilling»  in  place  of  all  fees 
or  payments  otherwise  payable  in  respect  thereof. 

2.  Wheneyer  application  is  made  at  one  time  to  any  sitch  registrar  for  more  certi- 
fieates  than  one  of  the  same  birth  or  death  for  the  pnrposes  of  and  in  the  manner 
prescribed  bj  this  Act,  the  sum  charged  for  eveiy  such  certificate  other  than  the  first 
shall  not  exceed  sixpence. 

3.  Whenever  the  registrar  is  reqoired  by  the  person  applying  for  any  certificate  of 
birth  or  death  to  fill  np  the  form  of  application,  he  may  demand  a  snm  not  exceeding 
threepence  for  so  doing. 

4.  For  the  pniposes  of  this  section  the  expression  ^registrar  of  births  or  deaths" 
shall  indnde  any  person  having  the  care  of  the  register  of  births  or  deaths  in  which  the 
birth  or  death  is  entered. 

Art  98. 

1.  The  forms  to  be  osed  for  registiy  shall  be  those  contained  in  Part  I.  of  the 
Second  Schedole  to  this  Act  or  such  other  forms  as  are  prescribed  by  Treasnry  regnlations. 

2.  The  acknowledgment  of  registry  of  a  brauch  and  of  any  amendment  of  the  mies 
of  a  branch  shaU  be  in  the  forms  proTided  in  Part  II.  of  the  same  schednle. 

3.  Every  annnal  or  other  retum,  abstract  of  valuation,  and  other  docoment  reqoired 
for  the  pnrposes  of  this  Act,  shall  be  made  in  snch  form  and  shall  contain  snch  parti- 
colars  as  the  chief  registrar  prescribes. 

4.  A  receipt  nnder  this  Act  endorsed  npon  or  annexed  to  a  mortgage  or  other 
assnrance  shall  be  ine  the  form  set  forth  in  Part  lU.  of  the  same  schednle,  or  in  any 
form  spedfied  in  the  mies  of  the  society  or  branch  or  any  schednle  thereto,  and  a  bond 
to  be  giyen  by  an  ofBcer  in  receipt  or  Charge  of  money  shall  be  in  one  of  the  forms  set 
forth  in  the  said  part. 

6.  Applications  for  certificates  of  births  and  deaths  nnder  this  Act  shall  be  in  snch 
form  and  nnder  snch  regnlations  as  may  be  approTed  of  by  the  registrar-genoral  of  births, 
deatiis,  and  marriages  for  England,  Scotland,  and  Ireland  respectively. 

Art.  99. 

1.  The  Treasnry  may  make  regnlations  respecting  registiy  and  procednre  nnder  this 
Act,  and  the  seal  to  be  nsed  for  registry,  and  the  dnties  and  fnnctions  of  the  registrar, 
and  the  inspection  of  docnments  kept  by  the  registrar  nnder  this  Act,  and  generally  for 
carrying  this  Act  into  effect. 

2.  All  snch  regnlations  shall  forthwith  be  laid  before  both  Honses  of  Pariiament. 

Art.  100. 
Eyery  docnment  bearing  the  seal  or  stamp  of  the  central  ofßce  shaU  be  received  in 
evidence  withont  fnrther  proof ;  and  eyery  docnment  pnrporting  to  be  signed  by  the  chief 
or  any  assistant  registrar,  or  any  inspector,  or  pnblic  anditor  or  yalner  nnder  this  Act, 
shall,  in  the  absence  of  any  eyidence  to  the  contrary,  be  receiyed  in  eyidence  withont 
proof  of  the  Signatare. 


Application  of  Act 

Art  101. 

1.  This  Act  shall  apply  to  societies  and  branches  snbsisüng  at  the  coromencement 
of  this  Act  which  or  the  mies  of  which  haye  been  registered,  enroUed,  or  certified,  nnder 
any  Act  relating  to  friendly  societies  or  cattle  insnrance  societies,  as  if  they  had  been 
registered  nnder  this  Act,  and  the  mies  of  those  societies  and  branches  shall,  so  (at  as 
they  are  not  contrary  to  any  express  proyision  of  this  Act,  continne  in  force  ontil  altered 
or  rescinded. 

2.  Where  the  contingent  annnal  payments  to  which  the  members  or  the  nominees 
of  the  members  of  friendly  societies  or  branches,   established  before   the  fifteenth  day  of 
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Angngt  one  ^onsand  eight  himdred  and  fifty,  may  become  entitled  exceed  the  limit  fixed 
by  this  Act,  the  niles  of  those  societies  and  branches  shall  continne  to  be  yalid,  anything 
in  this  Act  to  the  contraty  notwithstanding. 

Art.  102. 
In  the  application  of  this  Act  to  Scotland: — 

The  eipression  "land*'  shall  inclade  heritable  sabjects  of  whatever  description; 
The  eipression  "court  of  summary  Jurisdiction"  and  "connty  court"  shall  mean  the 

sheriff  court  of  the  county; 
The  eipression  ^administration"  shall  mean  confinnation; 
The  expression  ^misdemeanor"  shall  mean  crime  and  offence. 

Art.  108. 
This  Act  shall  apply  to  the  Isle  of  Man  as  if  it  were  part  of  England,  snbject  to  the 
following  yariations: — 

1.  The  expressions  ^Supreme  Gonrt"  and  ^coanty  coort"  shall  respectiTely  mean 
the  Chancery  Division  of  the  High  Court  of  the  said  isle,  in  which  court  the  proceedings 
nnder  this  Act  may  be  regulated  by  nil<*8  and  Orders  to  be  made  in  that  behalf  by  the 
court,  and,  until  otherwise  pro?ided,  shall  be  regulated  according  to  the  ordinaty  pracüce 
of  that  court: 

2.  The  expression  ^the  Companies  Acts  1862  to  1890"  shall  mean  the  law  for 
the  time  being  in  force  in  the  said  isle  for  the  regulating  and  winding  up  of  companies: 

3.  The  expression  ^Summaiy  Jurisdiction  Acts"  shall  mean  the  laws  for  tiie  time 
being  in  force  in  the  said  isle  for  regulating  the  exerdse  of  summary  Jurisdiction  by  jus- 
tices  of  the  peace: 

4.  All  offences  and  fines  under  this  Act  shall  be  prosecuted  and  recoTered  sunmarily 
before  a  high  bailiff  or  two  jusüces  of  the  peace  at  the  suit  or  instance,  except  in  tbe 
case  of  a  complaint  under  section  eighty-seyen  of  this  Act,  of  a  registrar  or  of  a  head 
constable,  and  a  misd«'meanor  under  this  Act  shall  be  punishable  by  fine  or  imprisonment: 

6.  All  fines  recovered  under  this  Act  shall  be  pdd  to  the  treasurer  of  the  said 
isle,  and  be  added  to  the  general  revenue  of  the  said  isle: 

6.  A  person  may  appeal  from  aiiy  order  or  conviction  to  be  made  in  a  case  of 
summary  Jurisdiction  under  this  Act  in  the  manner  prescribed  by  the  law  in  force  in  tbe 
said  isle  as  to  appeals  in  cases  of  summary  Jurisdiction. 

Arij.  104. 
This  Act  shall  apply  to  the  Channel  Islands  as  if  they  were  part  of  England,  sub- 
ject  to  the  following  yariations: — 

1.  As  respects  the  Island  of  Jersey, 

a)  The  expression  ^county  court"  shall  mean  the  court  for  the  recovery  of  petty 
debts,  in  all  cases  in  which  the  claim  or  demand  shall  not  exceed  the  sum 
of  ten  pounds  Sterling,  and  in  all  other  cases  the  inferior  number  of  the  Boyal 
Court  of  the  said  Island,  composed  of  the  bailiff  and  two  jurats  of  the  said 
court: 

b)  The  expression  ^court  of  summary  Jurisdiction"  shall  have  in  civil  cases  the 
same  meaning  as  the  expression  county  court: 

c)  All  misdemeanors  under  this  Act  shall  be  prosecuted^  tried,  and  punished  in 
tho  form  and  manner  prescribed  by  the  law  and  custom  of  the  said  Island 
with  respect  tc  crimes  and  offences  (crimes  et  däits): 

d)  All  other  offences  and  all  fines  under  this  Act  shall  be  prosecuted  and 
recovered  summarily  before  the  magistrate  of  the  court  for  the  repression 
of  minor  offences,  in  all  cases  of  bis  competency,  at  the  suit  or  instance, 
except  in  the  case  of  a  complaint  under  section  eighty-seven  of  this  Act, 
of  tiie  constable  of  the  parish  in  which  the  offence  or  othw  unlawfnl  act 
haa  been  committed,  and  in  all  other  cases  before  the  bailiff  and  two  jurats 
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of  the  Boyal  Conrt,  at  the  snit  or  instance  (except  as  aforesaid)  of  Her  Majesty'i 
Procnrator  Oeneral  for  the  said  Island: 

e)  All  fines  recovered  ander  this  Act  shall  be  paid  to  the  officers  wbo  by  the 
law  and  practice  of  the  said  Island  are  entitled  to  receiYe  fines  leTied  by 
Order  of  the  said  conrts  respectiyely,  and  shall  by  such  officers  be  acconnted 
for  and  paid  to  Her  Majesty's  Beceiyer  Oeneral  in  the  said  island  on  behalf 
of  the  Crown: 

f)  All  proceed  ngs  onter  this  Act  in  any  of  the  coarts  of  the  said  island  shall 
be  regnlated  according  to  the  ordinary  practice  of  those  conrts  respectiTely, 
and  all  fines  shall  in  defanlt  of  payment  be  enforced  in  the  same  manner  as 
fines  payable  to  the  Crown  in  the  said  island: 

g)  The  mies  prescribed  by  the  law  of  the  said  island  with  respect  to  appeals 
in  civil  and  criminal  cases  shall  be  foUowed  as  to  appeals  from  any  Orders, 
jndgments,  or  convictions  made  in  cases  of  summary  jorisdictlon  nnder  this  Act: 

h)  The  expression  ''the  Companies  Acts,  1862  to  1890,**  shall  mean  the  law 
for  the  time  being  in  force  in  the  said  island  for  the  formation,  regolation, 
and  winding  up  of  com|>anies: 
i)  All  friendly  societies  and  branches  within  the  bailiwick  of  the  said  island  may 
invest  any  part  of  their  fnnds  in  any  of  the  pnplic  fonds  ander  the  gaarantee 
of  the  States  of  the  said  island. 
2.  As  respects  the  b^tiliwick  of  the  Island  of  Gaemsey: 

a)  The  Coart  of  Primary  Instance  within  the  b.tiliwick  shall  haye  all  sach  powers 
and  aothorities  as  are  by  this  Act  conferred  either  on  coarts  of  sammary  jaris- 
diction  or  on  coanty  coarts  in  England:  Provided  thnt  a  sentence  may  be 
appealed  from,  if  the  case  admits  of  an  appeal  ander  the  Orders  in  Coancil 
now  in  force  within  the  bailiwick,  bat  that  the  decision  of  the  Boyal  Coort, 
when  sitting  in  a  body  as  a  coart  of  appeal  shall  be  final: 

b)  All  friendly  societies  and  branches  within  the  bailiwick  shall  be  aathorised 
to  invest  any  part  of  their  fands  in  the  State  bonds  either  of  Gaernsey  or  of 
Aldemey: 

c)  The  expression  ''the  Companies  Acts,  1862  to  1890**  shall  mean  the  law 
for  the  time  being  in  force  in  the  said  bailiwick  for  the  regalation  and  wind- 
ing np  of  companies: 

d)  All  offt^nces  and  fines  ander  this  Act  shall  be  prosecated  and  recovered  samma- 
rily  before  the  coort  of  primary  jarisdiction  at  the  sait  or  instance,  except 
in  the  case  of  a  complaint  ander  section  eighty-seven  of  this  Act,  of  the  law 
ofißcers  of  the  Crown  or  of  a  constable  of  a  parish: 

e)  All  fines  recovered  ander  this  Act  shall  be  paid  to  the  Beceiver  General,  to 
be  by  him  carried  to  the  accoant  of  the  Crown  Bevenae. 

Art.  105. 
As  respects  the  Channel  Islands  and  the  Isle  of  Man,  when  any  sam  of  money  be- 
comes  payable  ön  the  death  of  a  person  entitled  to  make  a  nomination  ander  this  Act 
that  sam  shall,  in  defoalt  of  any  sach  nomination,  be  paid  to  the  deceased  member's 
l^^l  representative,  according  to  the  law  of  the  island  in  which  that  deceased  member 
was  domiciled. 


Supplemental. 

Art.  106. 
In  this  Act,  nnless  a  contraiy  Intention  appears: 

The  expression  "the  regbtrar**  shall  mean  for  England  the  central  Office  and  for 

Scotland  or  Ireland  the  assistant  registrar  for  Scotland  or  Ireland: 
The  expression  "land"  shall  inclnde  any  interest  in  land: 
The  expression  "property"  shall  extend  to  all  property  whether  real  or  personal 
(inclading  books  and  papers): 
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The  eipressioD   ^registered  sodetj"   shall  mean  a  societjr  regisiered  ander  thia 

Act,  and  shall  inclnde  sodeties  sabsisüng  atthe  commencemeut  ofthis Actio 

wbich  the  provisions  of  this  Act  apply: 
The  expreasion  "amendment  of  role"  shall  inclnde  a  new  nüe,  and  a  resolntion 

rescinding  a  rnle: 
The   expiesBion  "branch"  shall  mean  any  nomber  of  the  members  of  a  sodetj, 

nnder  the  control  of  a  central  body,  having  a  separate  fand,  administered  by 

themselves  or  by  a  committee  or  officers  appointed  by  themselfes,  and  boond 

to  contribnte  to  a  fand  ander  the  control  of  a  central  body: 
The  expression  ^committee"  shall  mean  the  committee  of  management  or  other  direc- 

ting  body  of  a  sodety  or  branch: 
The  expression  ''persona  chiiming  throngh  a  member"  shall  indade  the  nomineea 

of  the  member  where  nomination  is  allowed: 
The  expression  ''officer"  shall  inclnde  any  trnstee,  treasarer,  secretaiy,  or  member 

of  the  committee  of  management  of  a  sodety  or  branch,  or  person  appointed 

by  the  sodeiy  or  branch  to  sae  and  be  saed  on  its  behalf: 
The  expression  ''meeting"  shall  inclnde  (where  the  rales  of  a  society  or  branch 

so  allow)  a  meeting  of  delegates  appointed  by  members: 
The  expression  ''gazette"  shall  mean  the  London  Gazette  for  England,  the  Edin- 

baigh  Gazette  for  Scotland,  and  the  Dnblin  Gazette  for  Ireland: 
The  expression  ''Treasnry  regalations*'  shall  mean  any  regalations  made  and  approTed 

by  the  Treasnry  and  in  Corce  ander  this  Act 

Art  107. 
The  Acts  mentioned  in  the  Third  Schednle  to  this  Act  are  hereby  repealed  to  the 
extent  mentioned  in  the  third  colnmn  of  that  schednle. 

Art.  108. 
This  Act  shall  come  into  Operation  un  the  first  day  af  Jannaiy  next  after  the  passing 
thereof  and  shall  extend  to  the  whole  of  the  British  Islands. 

Art.  109. 
This  Act  may  be  cited  as  the  Friendly  Societies  Act,  1896. 


SCHEDULES. 


THE  FIRST  SCHEDULE. 


MaTTSBS  TO  BS  PBOVIDBD  VOB  BT  THB  BuLBS  OF  S0CIBTIB8  BKGISTBBBD  UKDBB  THSI  AOT. 

1.  The  name  and  idace  of  office  of  the  society. 

2.  The  whole  of  the  objects  for  which  the  society  is  to  be  established,  the  purposes  for 
which  the  fnnds  thereof  shall  be  applicable,  the  tenns  of  admission  of  members,  the  conditions 
nnder  which  any  member  may  become  entiüed  to  any  benefit  asrared  thereby,  and  the  fines  and 
forfeitores  to  be  imposed  on  any  member,  and  the  consequenses  of  nonpayment  of  any  subsorip- 
tion  OT  fine. 

8.  The  mode  of  holding  meetings  and  right  of  voting,  and  the  manner  of  making,  altering, 
or  rescinding  mies. 

4.  The  appointment  and  removal  of  a  committee  of  management  (by  whatever  name)»  of 
a  treasorer  and  other  officers,  and  of  trustees,  and  in  the  case  of  a  society  with  branches,  the 
oompositton  and  powers  of  the  central  body,  and  the  conditions  ander  which  a  branch  may  secede 
from  the  society. 

5.  The  investment  of  the  fnnds,  the  keeping  of  the  acconnts,  and  the  audit  of  the  same 
onee  a  year  at  least. 

6.  Annual  retums  to  the  registrar  of  the  receipts,  fnnds,  effects,  and  expenditnre,  and 
ntimbers  of  members,  of  the  societ^. 

7.  The  inspection  of  the  books  of  the  society  by  eyery  person  haying  an  interest  in  the 
fandfl  of  the  society. 

8.  The  manner  in  which  disputes  shall  be  settled. 

9.  In  case  of  dividing  societies,  a  proyision  for  meeting  all  Claims  npon  the  society  existing 
at  the  time  of  diyision  before  any  such  diyision  takes  place. 

And  also  in  the  case  of  friendly  and  cattle  insurance  societies:— 

10.  The  keeping  separate  acconnts  of  all  moneys  received  or  paid  on  acconnt  of  every  par- 
ticnlar  fund  or  benefit  assured  for  which  a  separate  table  of  contributions  payable  shall  have  been 
adopted,  and  the  keepinp  separate  acconnt  of  the  expenses  of  management,  and  of  all  contribu- 
tions on  acconnt  thereof. 

11.  (Except  as  to  cattle  insurance  societies)  a  valuation  once  at  least  in  every  five  years 
of  the  assets  and  liabilities  of  the  society,  including  the  estimated  risks  and  contributions. 

12.  The  voluntary  dissolution  of  the  society  by  consent  in  a  friendly  society  of  not  less 
than  five  sixths  of  the  members,  and  of  every  person  for  the  time  being  entitled  to  any  benefit 
from  the  fnnds  of  the  society,  unless  his  claim  be  first  satisfied  or  adequately  provided  for;  and 
in  a  cattle  insurance  society  by  consent  of  three  fonrths  in  number  of  the  members. 

13.  The  ri^ht  of  one  fifth  of  the  total  number  of  members,  or  of  one  hundred  members  in 
the  case  of  a  society  of  one  thonsand  members  and  not  excceeding  ten  thousand,  or  of  five  hundred 
members  in  the  case  of  a  society  of  more  than  ten  thousand  members,  to  apply  to  the  chief  re- 
gistrar, or  in  case  of  societies  legistered  and  doing  bnsiness  exclusively  in  Scotland  or  Ireland 
to  the  assistant  registrar  for  ScoUimd  or  Lreland,  for  an  investigation  of  the  aflfairs  of  the  society, 
or  for  windiug  up  the  same. 


72  Sohednlas. 

THE  SECOND  SCHEDULE. 


FOBMS. 

Pabt  L 

Acknowledgement  of  Registry  of  Society. 

The  Society  is  registered  as  a  [friendly  society^  catüe  inawrance  soeiety, 

benevoUnt  society,  working-men's  dMb,  or  $pec%aüy  auiharised  iocieiy]  under  the  Friendly  Societiee 
Act,  1896,  thi8  day  of  ^        . 

[Seal  or  atawtp  of  central  office,  or  aimiaiwre  of  Äjutstant 
Begistar  for  Seotiand  or  Irekmd,] 


Acknowledgment  of  Begistry  of  Amendment  of  Bnles. 

The  foregoinff  amendment  of  the  rules  of  the  Society  is  registered  nnder 

the  Friendly  Socieües  Act,  1896,  this  day  of 

[Seal  or  stamp  of  central  offiee,  or  signature  of  AßeUtaiUf 
Begiatrar  for  Seotiand  or  Irdand.J 


Pabt  n. 

Acknowledgment  of  Begistry  of  Brauch. 

The  is  registered  as  a  branch  of  the 

Society  [and  of  the  branch  of  the  same]  under  the  Friendly  Societies  Act, 

1896,  this  day  of 

[Seal  of  central  office,  or  signature  of  Äsaista/nt  Begittrar 
for  Seotiand  or  IrelandJ 


Acknowledgment  of  Begistry  of  Amendment  of  Branch  Bules. 

The  foregoing  amendment  of  the  branch  rules  of  the 

is  registered  nnder  the  Friendly  Societies  Act.  1896,  this 
day  of 

[Seal  of  central  office  or  eignaJtwre  of  Assistant  Begistar 
for  Seotiand  or  Irdand, 


Pabt  HL 

FOBM  OF  BOND. 

(1.)— In  England  or  Ireland. 

Knew  all  men  by  these  presents,  that  we,  A^,  of  ,  one  of  the 

officers  of  the  Society  [or  of  the  branch  of  the 

Society]  having  its  registered  office  at  ,  in  the  county  of  , 

and  CD.  of  fas  surety  on  behalf  of  the  said  A.B,),  are 

jointly  and  severally  held  and  firmly  bonnd  to  E.F,  of  , 

0.H,  of  ,  and  LK  of  ,  the  trustees  of  the  said 

Society  lor  branch],  in  the  sum  of  to  be  paid  to  Ükt 

said  Mp-f  Q,H.j  and  LK,j  as  snch  tmstees  or  their  successors,  tmstees  for  the  time  being,   or 
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their  certain  attoniey;  for  which  payment  well  and  tnily  to  be  made  we  joinüy  and  seTdraUy 
bind  ouTselves,  and  eacb  of  ns  by  himself  our  and  each  of  oui  heirs,  ezecutora,  and  administra- 
toTB,  fiimly  by  tbese  presentB.    Sealed  with  our  seals.    Dated  the  day  of 

in  the  yeai  of  our  Lord 

Whereas  the  above-bounden  AB.  bas  been  duly  appointed  to  the  office  of 
of  the  Society  [ar  of  the  branch  of  the 

Society]  haying  itB  registered  ofnce  sitnate  of  aforesaid,  and  he,  together  with  the  above-bounden 
CJ>*  as  bis  Borety,  &ye  entered  into  the  aboye-written  bond,  subjeot  to  the  condition  herein- 
after  contained:  Now  therefore  the  condition  of  the  aboye-written  bond  is  Budi,  that  if  the  Baid 
AB.  do  render  a  just  and  true  account  of  all  moneys  receiyed  and  paid  by  bim  on  account  of 
the  Bald  Bociety  [or  branch],  at  such  times  as  the  rules  thereof  appoint,  and  do  pay  over  all  the 
moneys  remaining  in  hiB  handB,  and  aBsign  and  transfer  or  deliyer  all  property  (indnding  books 
and  papers)  belonging  to  the  said  society  [or  branch]  in  bis  handB  or  cuBtody  to  Buch  person  or 
peraonB  as  the  said  society  [or  branch],  or  the  trustees  or  committee  of  management  thereof.  shall 
appoint,  according  to  the  nües  of  the  said  society  [or  brauch],  together  with  the  proper  and  legal 
receipts  or  youchers  for  such  payments,  then  the  aboye-written  bond  shall  be  yoid,  otherwise  sali 
remain  in  fall  force. 

Sealed  and  deliyered  in  the  presence  of  [two  witnesies.] 


(2.)— In  Scotland. 

I,  A.B,  of  ,  h^by  bind  and  oblige  myself,  to  the 

extent  of  £  at  most,  as  cantion  and  surety  for  CJ),,  a  person  employed  by  the 

Society  [or  the  branch  of  the  Society], 

that  he,  the  said  CD.,  shall  on  demand  faithfuUy  and  truly  account  for  all  moneys  receiyed  and 
paid  to  him  for  behoof  of  the  said  society  [or  branch],  and  also  assign  and  transfer  or  deliyer 
all  property  (induding  books  and  papers)  belonging  to  the  said  society  [or  branch]  in  bis  hands 
Ol  custody,  and  that  to  such  person  or  persons  as  the  said  society  [or  branch],  or  the  trustees 
thereof  shall  appoint,  according  to  the  rules  of  the  said  society  [or  brauch]. 

Dated  at  this  day  of 

Signature  of  CauHoner. 

E.F.  of  witneaa. 
G.H.  of  witnesB, 
The  above  bond  shall  not  require  a  testiug  clause  or  subscription  dause,  and  may  be  whoUy 
pnnted,  or  pcurtly  written  and  partly  printed. 


Form  of  Becbipt  to  be  sndobsbd  on  Mobtoaob  ob  Fubthbb  Chabqb. 

In  En^nd  or  Irdand. 

The  trustees  of  the  Sodety  [or  th  branch  of  the 

Society]  hereby  acknowledge  to  haye  recdved  all  moneys  intended  to  be  secured  by  the  within 
[or  aboye]  written  deed. 

Signed  [Signaturea  of  Trtuiees.] 

TruBtees. 
CounterBigned  [Signature  of  Seeretary] 
Secretaiy. 
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Scheduleb. 


THE  TUIKD  SCHEDULE. 


Session  and  Chapter 


Title  or  Short  Title 


Eztent  of  Bepeal 


38  &  89  Vict  c.  60.  - 

46  &  47  Vict  c.  47.  - 
50  &  51  Vict.  c,  56.  - 


51  &  52  Vict.  c  15.  - 

56  &  57  Vict  c  30.  - 
58  &  59  Vict  c  26.  - 


Tbe  Friendly  Sodeties  Act,  1875 


The  Proyident  Nominations  and  Small 
Intestacies  Act,  1883. 

The  Friendly  Sodeties  Act,   1887  - 


The   National    Deht    (Supplemental) 
Act,  1888. 

The  Friendly  Sodeties  Act,  1898  - 

The  Friendly  Sodeties  Act,  1895  - 


The  whole  Act,  except  so  far  as 
it  relates  to  societies  to  which 
section  thirty  applies  and  to  in- 
dnstrial  assniance  companies. 

So  much  as  relates  to  registered 
societies. 

The  whole  Act,  except  in  sectionß 
two  so  much  as  relates  to  section 
thirty  of  the  Friendly  Societies 
Act,  1875,  and  snbsection  two 
of  section  eight,  suhsection  foor 
of  section  nine,  and  sections 
twdve  and  eighteen. 

Section  six. 


The  whole  Act 

The  whole  Act,   except  sections 
fifteen  and  nineteen. 


Appendix  2> 


Act 

to  consolidate  the  Bnaotments  relaüng  to  Friendly  SooietieB  and  In- 

diistrial  Assuranoe  Oompanies  whioh  reoeive  Oontributlons  and 

PremitunB  by  means  of  OoUeotora, 

7th  August  1896. 


Be  it  enacted  by  the  Qaeen'ä  most  Excellent  Majesty,  by  and  with  the 
advice  and  consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal,  and  Commons,  in  this 
pr^ent  Farliament  assembled,  and  by  the  authority  of  the  same^  as  follows: 

Art.  1. 

This  Act  shall  apply  to  eyery  snch — 

a)  Mendly  sociely  er  brauch,  whether  registered  er  nnregistered  (in  this  Act  re- 
ferred  to  as  a  collecting  society);  and 

b)  person  er  body  of  persons,  whether  corporate  or  unincorporate,  granting 
assnrances  on  any  one  life  for  a  less  siun  than  twenty  ponnds  (in  this  Act 
referred  to  as  an  indnstrial  assnrance  Company), 

as  receiyes  contribntions  or  preminms  by  means  of  coUectors  at  a  greater  distance  than 
ten  miles  from  the  registered  ofßce  or  principal  place  of  bnsiness  of  the  society  or  Com- 
pany, and,  in  the  case  of  an  indastrial  assnrance  Company,  at  less  periodical  intervals 
than  two  months: 

Provided  that  nothing  in  this  Act  shall,  except  as  expressly  provided  thereby,  apply 
to  any  assnrance  with  an  indnstrial  assnrance  Company  the  preminms  in  respect  of 
which  are  receiyable  at  greater  periodical  intenrals  than  two  months. 

Art.  2. 

1.  A  coUecting  society  shall  deliyer  to  eyery  person,  on  his  becoming  a  member  of 
or  insnring  with  the  society,  a  copy  of  the  mies  of  the  society,  together  with  a  printed 
policy  signed  by  two  of  the  committee  and  by  the  secretary,  at  a  price  not  exceeding 
one  penny  for  the  mies  and  one  penny  for  the  policy. 

2.  In  the  case  of  a  family  enrolled  in  one  book  or  card,  one  copy  of  mies  and  one 
family  policy  shall  be  snfQcient. 

Art.  3. 
A  forfeitnre  shall  not  be  incnrred  by  any  member  or  person  insored  in  a  collecting 
society  or  indnstrial  assnrance  Company  by  reason  of  any  defanlt  in  paying  any  contri- 
bution  nntü  after — 

a)  notice  stating  the  amonnt  dne  by  him,  and  informing  him  that  in  case  of 
de£anlt  of  payment  by  him  within  a  reasonable  time,  not  being  less  than 
fonrteen  days,  and  at  a  place  to  be  specified  in  the  notice,  his  interest  or 
benefit  will  be  forfeited,  has  been  seryed  npon  him  by  or  on  behalf  of  the 
society  or  Company;  and 

b)  de£anlt  has  been  made  by  him  in  paying  his  contribntion  in  accordance  with 
that  notice. 
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Art.  4. 

1.  A  member  of  or  person  insnred  with  a  coUecting  society  or  indnstrial  assnrance 
Company  shall  not,  except  in  fhe  case  of — 

a)  as  respects  a  coUecting  society,   an  amalgamation  transfer  of  engagements  or 
conyersion  into  a  Company  ander  the  Friendly  Sodeties  Act,  1896;  or 

b)  as  respects  an  indnstrial  assnrance  Company,  an  amalgamation  or  transfer  of 
bnsiness  ander  the  Life  Assnrance  Companies  Acts,  1870  to  1872, 

bocome  or  be  made  a  member  of  or  be  insored  with  any  other  snch  society  or  Company 
withoat  bis  written  consent,  or,  in  the  case  of  an  in&nt,  withont  the  consent  of  bis  father 
or  other  gnardian. 

2.  The  society  or  Company  to  wbich  the  member  or  person  is  songht  to  be  trans- 
ferred shall,  within  seven  days  from  bis  appUcation  for  admission  to  that  society  or  Com- 
pany, giye  notice  thereof  in  writing  to  the  society  or  Company  from  which  he  is  senget 
to  be  transferred. 

Art.  5. 

1.  At  least  one  general  meeting  of  eyery  coUecting  society  and  indnstrial  assnrance 
Company  shaU  be  held  in  eyery  year. 

2.  Except  where  the  day,  honr,  and  place  of  an  annnal  or  other  periodical  meeting 
is  fixed  by  the  mies,  notice  of  eyery  general  meeting  shaU  either  be  giYen  by  the  society 
or  Company  to  the  members  by  adyertisement  to  be  pnbüshed  at  least  twice  in  two  or 
more  of  the  newspapers  in  general  circnlation  in  eyery  connty  where  the  society  or  Com- 
pany carries  on  bnsiness,  or  be  senred  npon  eyery  member. 

3.  The  notice  shaU  specify  the  day,  honr,  and  place,  and  the  objects  of  the  meeting, 
and  in  case  any  amendment  of  a  mle  is  intended  to  be  proposed  shaU  contain  a  copy 
of  eyery  snch  amendment. 

4.  The  society  or  Company  shaU  pnblish  the  last  of  snch  adyertisements,  or  serye 
snch  notice  as  aforesaid,  at  least  fonrteen  days  before  the  day  appointed  for  the  meeting, 
and  shaU  dnring  those  fonrteen  days  keep  a  copy  of  the  notice  in  legible  characters  af- 
fixed  in  some  conspicnons  place  in  or  ontside  eyery  office  at  which  the  bnsiness  of  the 
society  or  Company  is  carried  on. 

5.  For  the  pniposes  of  this  section  the  seyeral  ridings  of  the  connty  of  York,  the 
seyeral  Channel  Islands,  and  the  Isle  of  Man  respectiyely,  shaU  be  deemed  to  be  connties. 

Art.  6. 

1.  A  copy  of  eyery  balance  sheet  of  a  coUecting  society  shall,  dnring  the  seyen  days 
nezt  preceding  the  meeting  at  which  the  balance  sheet  is  to  be  presented,  be  kept  open 
by  the  society  for  inspeddon  at  eyery  ofßce  at  which  the  bnsiness  of  the  society  is  car- 
ried on,  and  shall  be  deliyered  or  sent  by  post  to  eyeiy  member  on  demand. 

2.  The  annnal  retnms  reqnired  to  be  sent  to  the  registrar  nnder  the  Friendly  So- 
cieties  Act,  1896,  shaU,  in  the  case  of  a  coUecting  society,  be  certified  by  some  person 
not  an  ofQcer  of  the  society  (otherwise  than  as  anditor  thereof)  carrying  on  pnbUcly  the 
bnsiness  of  an  acconntant,  and  if  not  so  certified  shaU  be  deemed  not  haye  been  made. 

Art  7. 
In  aU  dispntes  between  a  coUecting  society  or  indnstrial  assnrance  Company  and 
any  member  or  person  insnred,  or  any  person  claiming  throngh  a  member  or  person  insnred, 
or  nnder  the  mies,  that  member  a  person  may,  notwithstanding  any  proyisions  of  the  mies 
of  the  society  or  Company  to  tiie  contrary,  apply  to  the  connty  conrt,  or  to  the  conrt  of 
snmmary  Jurisdiction  for  the  place  where  that  member  or  other  person  resides,  and  the 
conrt  may  settle  that  dispute  according  to  the  proyisions  of  the  Friendly  Societies  Act,  1896. 

Art.  8. 
A  coUector  of  a  coUecting  society  or  indnstrial  assnrance  Company  shaU  not,  whUst 
he  is  snch,  be  capable  of  — 

a)  being  a  member  of  the  committee;  or 
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b)  holding  anj  other  office  in  tbe  sociefy  or  Company  except  that  of  snperinten- 
ding  collectors  within  a  specified  area;  or 

c)  Yoting  at  or  taking  pari   in   tbe   proceedings  of  any  meeting  of  tbe  soeiety 
or  Company. 

Art  9. 
In  tbe  case  of  any  coUecting  society  registered  after  tiie  tbiriy-first  day  of  December 
one  tbonsand  eigbt  bondred  and  ninety-fiye,  fhe  last  words  in  tbe  name  of  tbe  society 
sball  be  "coUecting  society." 

Art.  10. 
Tbe  foregoing  provisions  of  tbis  Act  sball  be  set  fortb  in  tbe  mies  of  every  coUec- 
ting society  and,  where  applicable,  of  every  indnstrial  assnrance  Company  estabUsbed  after 
tbe  thirty-first  day  of  December  one  tbonsand  eigbt  bnndred  and  seyenty-fiye. 

Art.  11. 

Tbe  cbief  reglstrar  may,    on  tbe   appUcation  of  a  coUocting   society   registered   or 

applying  for  registry,  witb  the  approval  in  eacb  case  of  tbe  Treasory,  grant  to  tbe  society 

a  certificate  of  exemptiion  from  tbe  foregoing  proTisions  of  tbis  Act,  in  any  case  in  wbieb 

be  is  of  opinion  tbat  tbe  society  is  not  one  to  wbicb  those  provisions  ongbt  to  apply. 

2.  Tbe  certificate  sball  be  snbject  to  revocation  by  tbe  cbief  registrar,  witb  tbe 
approyal  in  eacb  case  of  the  Treasnry,  bnt  sbaU  remain  in  force  ontU  so  reyoked,  and 
until  notice  of  tbe  reyocation  bas  been  adyertised  in  tbe  London  Gazette  and  in  some 
newspaper  in  general  circolation  in  tbe  neigbboorbood  of  tbe  registered  ofQce  of  tbe  society, 
and  also  transmitted  by  a  registered  letter  to  the  society. 

3.  So  long  as  tbe  certificate  is  in  force  tbe  society  shaU  be  snbject  to  aU  tbe 
proyisions  and  entitled  to  aU  tbe  priyüeges  of  the  Friendly  Societies  Act,  1896,  as  if  it 
were  a  friendly  society  not  receiying  contribntions  by  means  of  coUectors  at  a  greater 
distance  than  ten  mües  firom  tbe  registered  office. 

Art.  12. 
The  proyisions  of  section  seyenty-six  and  sections  seyentyeigbt  to  eighty-three  of 
the  Friendly  Societies  Act,  1896,  relating  to  the  appointment  of  inspectors,  the  calling 
of  special  meetings,  and  the  dissolntion  of  registered  societies,  shaU  apply  to  eyery  col- 
lecting  society,  and  in  tbe  case  of  a  society  baying  branches  shaU  so  apply  witbont  the 
consent  of  the  central  body  of  the  society. 

Art.  13. 

1.  The  proyisions  of  sections  sixty-two  to  sixty-seyen  and  section  eigbty-fonr  of 
the  Friendly  Societies  Act,  1896,  relatbg  to  payments  on  the  death  of  chUdren,  shaU 
extend  to  indnstrial  assnrance  companies,  as  if  tbe  word  society  where  nsed  in  those 
sections  inclnded  aU  indnstrial  companies  assnring  the  payment  of  money  on  the  death 
of  chUdren  nndw  the  age  of  ten  years. 

2.  An  assnrance  made,  or  to  be  made  by  an  indnstrial  assnrance  Company,  of  a 
snm  of  money  payable  on  the  death  of  a  chüd  nnder  the  age  of  ten  years,  which  wonld 
be  yaüd  if  effected  witb  a  registered  society,  shaU  not  be  inyaUdated  by  reason  of  any 
proyision  contained  in  the  Life  Assnrance  Act,  1774. 

3.  The  provisions  of  tbis  section  shaU  extend  to  indnstrial  assnrance  companies 
which  do  not  receive  preminms  by  means  of  coUectors  at  a  greater  distance  than  ten 
mUes  from  their  principal  place  of  bnsiness,  and  to  assnrances  witb  any  snch  Company 
the  preminms  in  respect  of  which  are  receivable  at  greater  periodical  intervals  than  two 
months. 

Art.  14. 
1.  It  shaU  be  an  offence  nnder  tbis  Act  if  — 

a)  a  coUector  of  a  coUecting  society  or  mdnstrial   assnrance   Company   becomes 
a  member  of  the  committee,  or  bolds  any  other  ofBce  (except  as  in  tbis  Act 
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proYided)  in  the  society  or  Company,  or  a  member  of  the  commitec  becomes 
a  coUecior,  or  a  collector  yotes  at  or  takes  pari  in  the  proceedings  of  a 
general  meoting; 

b)  a  person  attempts  to  transfer  a  member  or  person  insnred  from  one  collecting 
society  or  indnstrial  assarance  Company  to  another  withont  sncb  written  con- 
sent as  is  by  this  Act  riqnired; 

c)  a  collecting  society  or  indnstrial  assnrance  Company  to  which  a  member  or 
person  is  songht  to  be  transferred  fiuls  to  giye  sncb  notice  as  is  by  tbis 
Act  reqnired. 

2.  The  proYisions  of  the  Friendly  Societies  Act^  1896,  with  respect  to  offences 
ander  tbat  Act  and  the  procednre  relating  thereto,  shaU  apply  in  the  case  of  offences 
nnder  this  Act,  and  as  so  applied  shall  extend  to  nnregistered  collecting  societies  and 
indnstrial  assnrance  companies  as  if  they  were  registered  societies. 

Art.  16. 

If  any  person  wilftiUy  makes,  Orders,  or  allows  to  be  made  any  entry,  erasnre  in, 
or  Omission  from  a  contribntion  or  collecting  book,  with  intent  to  &lsify  that  book,  or 
to  eyade  any  of  the  provisions  of  this  Act,  he  shall  be  liable  to  a  fine  not  exceeding 
fifty  ponnds  recoyerable  at  the  snit  of  the  chief  or  any  assistant  registrar,  or  of  any 
person  aggrieyed. 

Art  16. 

Where  any  notice  is  reqnired  by  this  Act  to  be  seryed  npon  any  member  or  other 
person,  tbe  notice  shall  be  in  writing,  and  either  deliyered  or  sent  by  post  to  him,  or, 
in  the  case  of  a  notice  of  defanlt,  left  at  bis  last  known  place  of  abode. 

Art.  17. 

1.  In  this  Act,  nnless  the  context  otherwise  reqnires,  — 

The  expression  ''collector^  shall  inclnde  every  paid  officer,  agent,  or  person,  how- 
soeyer  remnnerated,  who,  by  himself  or  by  any  depnty  or  snbstitnte,  collects 
contribntions  for  a  collecting  society  or  indnstrial  assnrance  Company,  or  holds 
any  interest  in  a  collecting  book  thereof,  bat  shall  not  inclnde  — 

a)  tbe  secretary  or  other  officer  of  a  branch  of  a  society  wbo  receires  contri- 
bntions on  behalf  of  the  society  or  of  any  other  branch  thereof;  or 

b)  any  officer  appointed  to  snperintend  and  receiye  moneys  from  coUectors 
within  a  specified  area,  not  being  himself  a  collector;  or 

c)  any  agent  appointed  and  remnnerated  by  members,  and  not  nnder  the  control 
of  the  society  or  Company,  or  of  any  officer  thereof. 

Other  expressions  haye  the  same  meaning  as  in  the  Friendly  Societies  Act,  1896. 

2.  The  power  of  the  Treasnry  to  make  regnlations  for  canying  the  Friendly  Socie- 
ties Act,  1896,  into  effect  shall  extend  to  the  making  of  regnlations  for  carrying  this 
Act  into  effect. 

3.  The  application  of  this  Act  to  Scotiand,  the  Isle  of  Man,  and  the  Channel 
Islands  shall  be  snbject  to  the  same  modifications  as  are  expressed  in  the  Friendly  Socie- 
ties Act,  1896,  with  respect  to  the  application  of  that  Act. 

Art.  18. 
The  Acts  mentioned  in  the  schednle  to  this  Act  are  hereby  repealed  to  the  extent 
mentioned  in  the  third  colnmn  of  that  schednle. 

Art.  19. 
This   Act   shaU   come   into    Operation  on   the  first  day  of  Jannary  next  after  the 
passing  thereof,  and  sball  extend  to  the  whole  of  the  British  Islands. 

Art.  20. 
This  Act  may  be  cited  as  the  Collecting  Societies   and  Indnstrial  Assnrance   Com- 
panies Act,  1896. 


Schedule. 
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SCHEDULE. 


Session  and  Chapter. 

Short  Title. 

Extent  of  Bepeal. 

88  &  39  Vict.  c.  60.  - 

TheFriendlySocietiesAct,  1875. 

The  whole  Act  so  far  as  it  is 
onrepealed. 

50  &  51  Vict.  c.  58.  - 

TheFriendlySocieties  Act,  1887. 

The  whole  Act  so  far  as  it  is 
oniepealed. 

52  &  53  Vict.  c.  22.  - 

TheFriendlySocietiesAct,  1889. 

The  whole  Act. 

58  &  59  Vict.  c.  26.  - 

TheFriendlySocietiesAct,  1895. 

The  whole  Act  so  far  as  it  is 
unrepealed. 

Appendix  j. 


Act 

to  amend  the  Law  with  respeot  to  OompenBation  to  Workmen  for 
aooidental  Injtiries  Buffered  in  the  oourse  of  their  Employment, 

6th  August  1897.^) 


Be  it  enacted  by  the  Queen's  most  Excellent  Majesty^  by  and  with  the  advice 

and  consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal,  and  Commons,  in  this  present 

Parliament  assembled,  and  by  the  authority  of  the  same,  as  follows:— 

Art.  1. 

1.  If  in  anj  employment  to  which  ihis  Act  applies  personal  i^jnry  by  accident 
arising  ont  of  and  in  the  conrse  of  the  employment  is  cansed  to  a  workman,  his  employer 
shaU,  snbject  as  herein-after  mentioned,  be  liable  to  pay  compensation  in  accordance  with 
the  First  Schedole  to  this  Act. 

2.  ProTided  that: — 

a)  The  employer  shall  not  be  liable  nnder  this  Act  in  respect  of  any  injory 
which  does  not  disable  the  workman  for  a  period  of  at  least  two  weeks  from 
earning  fall  wages  at  the  work  at  which  he  was  employed; 

b)  When  the  injnry  was  caosed  by  the  personal  negligence  or  wüftil  act  of  the 
employer,  or  of  some  person  for  whose  act  or  de&olt  the  employer  is  respon- 
sible,  nothing  in  this  Act  shall  affect  any  civil  liability  of  the  employer,  bnt 
in  that  case  the  workman  may,  at  his  Option,  either  claim  compensation  ander 
this  Act,  or  take  the  same  proceedings  as  were  open  to  him  before  the 
commencement  of  this  Act;  bat  the  employer  shall  not  be  liable  to  pay 
compensation  for  iigory  to  a  workman  by  accident  arising  oat  of  and  in  the 
coarse  of  the  employment  both  independently  of  and  also  ander  this  Act^  and 
shall  not  be  liable  to  any  proceedings  independently  of  this  Act,  except  in 
case  of  sach  personal  negligence  or  wilfal  act  as  aforesaid; 


e)  If  it  is  proved   that   the  ii^ory   to  a  workman  is  attribatable  to  the  serioas 

and  wilfal  miscondact  of  that  workman,  any  compensation  claimed  in  respect 

of  that  injary  shall  be  disaUowed. 

3.  If  any  qaestion  arises  in  any  proceedings  ander  this  Act  as  to  the  liability  to 

pay  compensation  ander  this  Act  (inclading  any  qaestion  as  to  whether  the  employment 

is  one  to  which  this  Act  applies),  or  as  to  the  amoant  or  daration  of  compensation  ander 


^)  Besprochen  und  übersetzt  von  Henry  Wolff-London  in  Braun's  Archiv  für  sociale  Gesetz- 
gebung und  Statistik,  Berlin  1898,  Bd.  XI,  S.  688  fg.,  und  von  Maurice  Bellom-Paris  im  Bulletin 
du  Comit^  permanent  etc.,  Paris  lö97,  Tome  Vlli,  p.  725  suiv. 


Anlage  i> 


Gesetz 

zur  Abänderung  des  Entsohädigungareoht»  der  Arbeiter 
bei  Betriebsunfällen, 

6.  August  1897.^) 


Durch  der  Königin  ausgezeichnetste  Migestät  wird  unter  Zustimmung  der  im 
gegenwärtigen  Parlament  versammelten  geistlichen  und  zeitlichen  Lords  und  der 

Gemeinen  bestimmt,  wie  folgt: 

Art.  1. 

1.  Sofern  in  irgend  einer  Beschftfligangsart,  auf  welche  dieses  Gesetz  Bezug  hat, 
einem  Arbeiter  durch  einen  in  Folge  und  im  Laufe  seiner  Beschäftigung  sich  ereignenden 
UnMl  eine  persönliche  Verletzung  zustösst,  so  soll  der  Arbeitgeber,  den  weiterfolgenden 
Bestimmungen  entsprechend,  gehalten  sein,  gemäss  dem  ersten  Anhange  zu  diesem  Gesetz 
Entschädigung  zu  leisten. 

2.  Vorbehalten  bleibt,  dass  • 

a)  der  Arbeitgeber  nicht  auf  Gnmd  dieses  Gesetzes  yerantwortlich  sein  soll  in- 
betreff  eiaer  Verletzung,  welche  den  Arbeiter  nicht  während  einer  Frist  yon 
mindestens  zwei  Wochen  unfähig  macht  in  der  Arbeit,  bei  welcher  er  beschäftigt 
war,  vollen  Lohn  zu  verdienen; 

b)  Sofern  die  Verletzung  durch  eine  persönliche  Fahrlässigkeit  oder  mutwillige 
Handlung  des  Arbeitgebers  oder  einer  Person,  für  deren  Handlung  oder  Ver- 
gehen der  Arbeitgeber  verantwortlich  ist,  verursacht  wurde,  so  soll  dieses 
Gesetz  die  civürechtliche  Verbindlichkeit  des  Arbeitgebers  nicht  in  Wegfall 
bringen,  sondern  es  soll  in  solchem  Falle  der  Arbeiter  befugt  sein,  nach  seiner 
eigenen  Wahl,  entweder  Schadenersatz  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu  ver- 
langen, oder  in  derselben  Weise  vorzugehen,  wie  es  ihm  vor  Beginn  dieses 
Gesetzes  frei  stand;  indessen  soll  der  Arbeitgeber  nicht  verbunden  sein  aus 
Anlass  einer  Verletzung,  welche  dem  Arbeiter  in  Folge  und  im  Laufe  seiner 
Beschäftigung  zustösst,  doppelt,  unabhängig  von  diesem  Gesetz  und  auch  auf 
Grund  desselben,  Entschädigung  zu  leisten,  auch  darf  er  anders  als  anf  Grund 
dieses  Gesetzes  nicht  belangt  werden,  sofern  nicht  ein  Fall  solcher  persön- 
licher Fahrlässigkeit  oder  mutwilliger  Handlung,   wie  oben  b^nerkt,   vorliegt; 

c)  Wird  nachgewiesen,  dass  der  Unfall  von  dem  Arbeiter  selbst  vorsätzlich  oder 
mutwillig  herbeigeführt  ist,  so  soll  eiae  Entschädigung,  welche  auf  (kund 
solcher  Verletzung  beansprucht  wird,  nicht  gewährt  werden. 

3.  Wenn  im  Laufe  eines  VerfEihrens  nach  diesem  (besetz  Streit  entsteht  über  die  Ver- 
bindUchkeit,  in  Verfolg  dieses  Gesetzes  Entschädigung  zu  leisten,  (einschliesslich  darüber, 
ob  die  Beschäftigung  eine  derartige  ist,   auf  welche  dieses  Gesetz  Bezug  hat),   oder  über 


^)  Vgl.  auch  „Annnaire  de  la  16gislation  du  travail",  publik  par  TOffice  du  travaü  de  Bel- 


gique,  !•  ann^e  1897,  Bruxelles  1898,  p.  2068uiv. 
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this  Act,  the  qaestion,  if  not  settled  by  agreement,  shall,  sabject  to  the  provisions  of  the 
First  Schednle  to  this  Act,  be  settled  bj  arbitration,  in  accordance  with  the  Second 
Schedole  to  this  Act 

4.  If,  within  the  time  herein-after  in  this  Act  limited  for  taking  proceedings,  an 
action  is  bronght  to  recover  damages  independently  of  this  Act  for  ii^ory  cansed  by  any 
accident,  and  it  is  determined  in  snch  action  that  the  injnry  is  one  for  which  the  employer 
is  not  liable  in  snch  action,  bat  that  he  woold  haye  been  liable  to  pay  compensation 
ander  the  provisions  of  this  Act,  the  action  sball  be  dismissed;  bat  the  coort  in  which 
the  action  is  tried  shall,  if  the  plaintiff  shall  so  choose,  proceed  to  assess  such  compen- 
sation, and  shall  be  at  liberty  to  dednct  firom  snch  compensation  all  the  costs  which,  in 
its  jadgment,  haye  been  cansed  by  the  plaintiff  bringing  the  action  instead  of  proceeding 
ander  this  Act. 

In  any  proceeding  ander  this  subsection,  when  the  Coort  assesses  the  compensation 
it  shall  giye  a  certificate  of  the  compensation  it  has  awarded  and  the  directions  it  has 
giyen  as  to  the  dednction  for  costs,  and  snch  certificate  shall  haye  the  force  and  effect 
of  an  award  ander  this  Act 

5.  Nothing  in  this  Act  shall  affect  any  proceeding  for  a  fine  ander  the  enactments 
relating  to  mines  or  £Ekctories,  or  the  application  of  any  sach  fine,  bat  if  any  snch  fine, 
or  any  part  thereof,  has  been  applied  for  the  benefit  of  the  person  injared,  the  amoant 
so  applied  shaU  be  taken  into  accoant  in  estimating  the  compensation  ander  this  Act. 


Art.  2. 
1.  Proceedings  for  the  recoyery  ander  this  Act  of  compensation  for  an  injnry  shall 
not  be  maintainable  anless  notice  of  the  accident  has  been  giyen  as  soon  as  practicable 
after  the  happening  thereof  and  before  the  workman  has  yolantarily  left  the  employment 
in  which  he  was  iigaredf  and  anless  the  claim  for  compensation  with  respect  to  sach 
accident  has  been  made  within  siz  months  firom  the  occarrence  of  the  accident  caosing 
the  injnry,  or,  in  case  of  death,  within  six  months  firom  the  time  of  death.  Proyided 
always  that  the  want  of  or  any  defect  or  inaccnracy  in  snch  notice  shall  not  be  a  bar 
to  the  maintenance  of  snch  proceedings,  if  it  is  foand  in  the  proceedings  for  settling  the 
Claim  that  the  employer  is  not  prejadiced  in  his  defence  by  the  want,  defect,  or  inaccnracy, 
or  that  snch  want,  defect,  or  inaccnracy  was  occasioned  by  mistake  or  other  reaso- 
nable  canse. 


2.  Notice  in  respect  of  an  injnry  ander  this  Act  shall  giye  the  name  and  address 
of  the  person  injared,  and  shall  state  in  ordinary  langnage  the  caase  of  the  ii^ory  and 
the  date  at  which  it  was  snstained,  and  shall  be  seryed  on  the  employer,  or,  if  there  is 
more  than  one  employer,  npon  one  of  snch  employers. 

3.  The  notice  may  be  senred  by  deliyering  the  same  to  or  at  the  residence  or  place 
of  bnsiness  of  the  person  on  whom  it  is  to  be  seryed. 

4.  The  notice  may  also  be  seryed  by  post  by  a  registered  letter  addressed  to  the 
person  on  whom  it  is  to  be  senred  at  Us  last  known  place  of  residence  or  place  of 
bnsiness,  and  if  seryed  by  post  shall  be  deemed  to  haye  been  seryed  at  the  time,  when 
the  letter  containing  the  same  woald  haye  been  deliyered  in  the  ordinaiy  conrse  of  post, 
and  in  proying  the  seryice  of  snch  notice  it  shall  be  snfßcient  to  proye  that  the  notice 
was  properiy  addressed  and  registered. 

5.  Where  the  employer  is  a  body  of  persons  corporate  or  nnincorporate,  the  notice 
may  also  be  seryed  by  deUyering  the  same  at,  or  by  sending  it  by  post  in  a  registered 
letter  addressed  to  the  employer  at,  the  Office,  or,  iif  there  be  more  than  one  office,  uiy 
one  of  the  Offices  of  sach  body. 


UnfallentschMigungsgOBetK  Tom  6.  Augnst  1897.  83 

die  Höhe  oder  Dauer  der  Entschädignngsleistiing,  so  sollen  diese  Streitfragen,  sofern  sie 
nicht  durch  Vereinbarung  geregelt  werden,  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  im  ersten 
Anhang  zu  diesem  G^etz,  nach  Massgabe  des  zweiten  Anhanges  durch  Schiedsrichter- 
spruch geregelt  werden. 

4.  Sollte  inneriialb  der  Frist,  auf  welche  weiterhin  in  diesem  (besetz  die  Einleitung 
des  Verfahrens  beschränkt  ist,  eine  Klage  auf  Schadenersatz  anders  als  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  inbetreff  einer  durch  Unfall  verursachten  Verletzung  erhoben  und  das  Urteil  in 
dem  so  eingeleiteten  Prozess  dahin  abgegeben  werden,*  dass  die  Verletzung  eine  solche  ist, 
für  welche  der  Arbeitgeber  nicht  in  solchem  Prozess,  wohl  aber  auf  Grund  der  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  verbindlich  ist,  so  soll  die  Klage  zurückgewiesen  werden;  allein  der 
Gerichtshof,  bei  welchem  der  Prozess  eingeleitet  ist,  soll  auf  Antrag  des  Klägers  solche 
Entschädigung  abschätzen  und  befugt  sein,  alle  Kosten,  welche  nach  Urteil  des  Gerichts- 
höfe durch  die  Einleitung  des  Prozesses  seitens  des  Klägers  an  Stelle  eines  Vorgehens 
nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  erwachsen,  von  der  Entschädigung  in  Abzug  zu  bringen. 

Im  Falle  eines  VerfiEthrens  auf  Grund  dieser  Bestimmung  soll  der  Gerichtshof  ge- 
halten sein,  wenn  er  die  Enstschädigung  abschätzt,  einen  Ausweis  fiber  die  zukommende 
Entschädigung  und  über  die  in  Abzug  gebrachten  Kosten  abzugeben,  und  ein  solcher 
Ausweis  soll  die  Kraft  und  Wirkung  eines  Zuerkenntnisses  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
besitzen. 

5.  Dieses  Gesetz  berührt  nicht  das  Verfahren  betreib  Geldstrafen  auf  Grund  der 
Bestimmungen  über  Bergwerke  und  Fabriken,  noch  auch  die  Verwendung  solcher  Geld- 
strafen; indessen  sollen  solche  Geldstrafen,  wenn  sie  ganz  oder  teilweise  zu  Gunsten  der 
verletzten  Person  verwendet  worden  sind,  bei  Abschätzung  der  nach  diesem  Gesetz  zu 
leistenden  Entschädigung  in  Abrechnung  gebracht  werden. 


Art  2. 

1.  Das  Verfahren  zur  Erlangung  einer  Entschädigung  far  eine  erlittene  Verletzung 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  soll  nicht  statthafb  sein,  sofern  nicht  der  UnfEill  sobald  als 
thunlich  nach  dem  Eintritt  desselben  und  bevor  der  Arbeiter  aus  freien  Stücken  die  Be- 
schäftigung aufgegeben  hat,  in  welcher  er  die  Verletzung  erlitt,  angezeigt  worden  ist,  und 
sofern  nicht  der  Entschädigungsanspruch  inbetreff  eines  solchen  Unfalles  binnen  sechs 
Monaten  nach  Eintritt  des  Unfalls,  der  die  Verletzung  zur  Folge  hatte,  oder,  im  Falle 
des  Todes,  binnen  sechs  Monaten  nach  Eintritt  des  Todes  geltend  gemacht  worden  ist. 
Indessen  soll  das  Ausbleiben  solcher  Anzeige  oder  irgendwelcher  Mangel  oder  irgendwelche 
Ungenauigkeit  in  derselben  kein  Hindernis  zur  Verfolgung  des  Entschädigungsanspruches 
bilden,  sofern  es  sich  in  dem  Verfahren  zur  Begelung  des  Anspruches  herausstellt,  dass 
das  Ausbleiben,  der  Mangel  oder  die  Ungenauigkeit  der  Unfallanzeige  den  Arbeitgeber 
seinerseits  nicht  benachteiligt,  oder  nur  durch  Irrtum  oder  einen  anderen  annehmbaren 
Grund  verursacht  wurde. 

2.  Die  Unfallanzeige  muss  den  Namen  und  die  Adresse  der  verletzten  Person  an- 
geben, und  in  deutlicher  Weise  die  Ursache  der  Verietzung  und  den  Tag,  an  welchem 
sie  erlitten  wurde,  bezeichnen,  und  dem  Arbeitgeber,  oder,  wenn  es  mehrere  Arbeit- 
geber giebt,  einem  derselben  zugestellt  werden. 

3.  Die  Anzeige  kann  dadurch  zugestellt  werden,  dass  sie  an  die  Person,  welcher 
sie  zuzustellen  ist,  oder  in  deren  Wohn-  oder  G^eschäftshaus  abgegeben  wird. 

4.  Die  Anzeige  kann  auch  durch  die  Post  mittelst  eingeschriebenen  Briefes  zugestellt 
werden,  welcher  an  den  letztbekannten  Wohnort  oder  Geschäftsplatz  der  Person,  welcher  sie 
zuzustellen  ist,  gerichtet  ist  Bei  solcher  Zustellung  durch  die  Post  soll  die  Anzeige  als  zu 
der  Zeit  zugestellt  gelten,  zu  welcher  der  Brief  in  dem  gewöhnlichen  Laufe  des  Postdienstes 
abgeliefert  worden  sein  würde,  und  es  soll  zum  Beweise  der  Zustellung  genügen  nach- 
zuweisen, dass  die  Anzeige  richtig  adressiert  und  eingeschrieben  war. 

5.  Wo  der  Arbeitgeber  aus  einer  Anzahl  von  Personen  besteht,  gleichviel  ob  deren 
Vereinigung  eine  Korporation  bildet  oder  nicht,  darf  die  Anzeige  auch  dadurch  zugestellt 
werdm,  dass  sie  in  dem  Bureau,  oder  wenn  es  mehrere  solche  Bureaus  giebt,  in  einem 
der  Bureaus  der  genannten  Vereinigung  abgegeben  oder  mittels  eingeschriebenen,  an  den 
Arbeitgeber  adressierten  Brief  durch  die  Post  eingesendet  wird. 
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Art.  3. 
1.  If  the  Begistrar  of  Friendly  Societies,  after  taking  steps  to  ascertain  the  yiews 
of  the  emplojer  and  workmen,  certifies  that  any  scheine  of  compensation,  benefit,  or 
insnrance  for  the  workmen  of  an  emplojer  ul  any  employment,  whether  or  not  snch  scheme 
inclndes  other  employers  and  their  workmen,  is  on  the  whole  not  less  fayonrable  to  the 
general  body  of  workmen  and  their  dependants  than  the  proyisions  of  this  Act,  the 
employer  may^  nntil  the  certificate  is  reyoked,  contract  with  any  of  those  workmen  that 
the  proyisions  of  the  scheme  shall  be  snbstitnted  for  the  proyisions  of  this  Act,  and 
therenpon  the  employer  shall  be  liable  only  in  accordance  with  the  scheme,  bnt,  saye  as 
aforesaid,  this  Act  shall  apply  notwithstanding  any  contract  to  the  contrary  made  afber 
the  commencement  of  this  Act. 


2.  The  registrar  may  giye  a  certificate  to  expire  at  the  end  ef  a  limited  period  not 
less  than  fiye  years. 

3.  No  scheme  shall  be  so  certified  which  contains  an  Obligation  npon  the  workmen 
to  join  the  scheme  as  a  condition  of  their  hiring. 

4.  If  complaint  is  made  to  the  Begistrar  of  Friendly  Societies  by  or  on  behalf  of  the 
workmen  of  any  employer  that  the  proyisions  of  any  scheme  are  no  longer  on  the  whole 
so  fayonrable  to  the  general  body  of  workmen  of  snch  employer  and  their  dependants  as 
the  proyisions  of  this  Act,  or  that  the  proyisions  of  snch  scheme  are  being  yiolated,  or 
that  the  scheme  is  not  being  fairly  administered,  or  that  satisfactory  reasons  exist  for 
reyoking  the  certificate,  the  registrar  shall  examine  into  the  complaint^  and,  if  satisfied 
that  good  cause  exists  for  snch  complaint,  shall,  nnless  the  canse  of  complaint  is  remoyed, 
reyoke  the  certificate. 

5.  When  a  certificate  is  reyoked  or  expires  any  moneys  or  secnrities  held  for  the 
pnrpose  of  the  scheme  shall  be  distribnted  as  may  be  arranged  between  the  employer  and 
workmen,  or  as  may  be  determined  by  the  Begistrar  of  Friendly  Societies  in  the  eyent  of 
a  difference  of  opinion. 

6.  Wheneyer  a  scheme  has  been  certified  as  aforesaid,  it  shall  be  the  dnty  of  the 
employer  to  answer  all  snch  inqniries  and  to  frnnish  all  snch  accoonts  in  regard  to  the 
scheme  as  may  be  made  or  reqnired  by  the  Begistrar  of  Friendly  Societies. 

7.  The  Chief  Begistrar  of  Friendly  Societies  shall  inclnde  in  his  annnal  report  the 
particnlars  of  the  proceedings  of  the  Begistrar  nnder  this  Act. 


Art  4. 
Where,  in  an  employment  to  which  this  Act  applies,  the  nndertakers  as  herein-after 
defined  contract  with  any  person  for  the  execntion  by  or  nnder  snch  contractor  of  any 
work,  and  the  nndertakers  wonld,  if  snch  work  were  execnted  by  workmen  immediately 
employed  by  them,  be  liable  to  pay  compensation  nnder  this  Act  to  those  workmen  in 
respect  of  any  acddent  arising  ont  of  and  in  the  conrse  of  their  employment,  the  nnder- 
takers shall  be  liable  to  pay  to  any  workman  employed  in  the  execntion  of  the  work  any 
compensation  which  is  payable  to  the  workman  (whether  nnder  this  Act  or  in  respect  of 
personal  negligence  or  wilfol  act  independently  of  this  Act)  by  snch  contractor,  or  wonld 
be  80  payable  if  snch  contractor  were  an  employer  to  whom  this  Act  applies. 


Proyided  that  the  nndertakers  shall  be  entiüed  to  be  indemnified  by  any  other  person 
who  wonld  haye  been  liable  independently  of  this  section. 

This  section  shall  not  apply  to  any  contract  with  any  person  for  the  execntion  by 
or  nnder  snch  contractor  of  any  work  which  is  merely  ancillary  or  inddental  to,  and  is 
no  part  of,  or  process  in,  the  trade  or  bnsiness  carried  on  by  snch  nndertakers  respeetiyely. 
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Art.  3. 

1.  Sofern  der  Begistrator  von  Hilfeyereinen,  nach  Anhörung  der  Ansichten  des 
Arbeitgebers  nnd  der  Arbeiter,  beglaubigt,  dass  irgend  ein  Plan  zur  Entschädigung,  Unter- 
stützung oder  Yersicherung  der  Arbeiter  eines  Arbeitgebers  in  irgendwelcher  Beschäftigung 
im  allgemeinen  der  grossen  Anzahl  der  Arbeiter  und  ihrer  Angehörigen  nicht  minder 
günstig  ist  als  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  gleichviel  ob  solcher  Plan  andere  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  einschliesst  oder  nicht,  so  soll  der  Arbeitgeber  befugt  sein,  bis  zum 
Widerruf  dieser  Beglaubigung,  mit  irgendwelchen  jener  Arbeiter  ein  Abkommen  dahin  zu 
treffen,  dass  die  Bestimmungen  des  erwähnten  Planes  an  Stelle  der  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  treten,  und  demnach  soll  der  betreffende  Arbeitgeber  nur  gemäss  solchem  Plane 
verbindlich  sein;  doch  soll  das  Gesetz,  mit  Ausnahme  dieser  Bestimmung,  in  Wirkung 
treten,  ungeachtet  irgendwelchen  Vertrages  im  gegenteiligen  Sinne,  welcher  nach  Beginn 
dieses  Gesetzes  abgeschlossen  wird. 

2.  Der  Begistrator  darf  eine  Beglaubigung  euf  eine  beschränkte  Frist  von  nicht 
weniger  als  fünf  Jahren  erteilen. 

3.  Kein  solcher  Plan  soll  in  der  genannten  Weise  beglaubigt  werden,  sofern  er 
eine  Bestimmung  enthält,  welche  die  Arbeiter  verpflichtet,  als  Beding^ung  ihrer  Inarbeit- 
nahme  dem  Plane  beizutreten. 

4.  Wird  bei  dem  Begistrator  von  Hülfsvereinen  von  Seiten  der  Arbeiter  irgend  eines 
Arbeitgebers  oder  in  ihrem  Auftrage  Beschwerde  darüber  geführt,  dass  die  Bestimmungen 
eines  solchen  Planes  nicht  länger  im  allgemeinen  der  grossen  Anzahl  der  Arbeiter  und 
ihrer  Angehörigen  so  günstig  ist  wie  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  oder  dass  die 
Bestimmungen  des  Planes  nicht  eingehalten  werden,  oder  dass  das  Abkommen  nicht  billig 
gehandhabt  wird,  oder  dass  genügende  Gründe  vorliegen,  um  die  Beglaubigung  zurück- 
zuziehen, so  soll  der  Begistrator  die  Beschwerde  einer  Prüfung  unterwerfen  und,  sofern 
er  sich  davon  überzeugt,  dass  guter  Grund  für  die  Beschwerde  vorliegt,  die  Beglaubigung 
zurückziehen,  falls  der  Grund  der  Beschwerde  nicht  beseitigt  wird. 

5.  Wird  eine  Beglaubigung  zurückgezogen,  oder  läuft  sie  ab,  so  sollen  die  vor- 
handenen Gelder  und  Effekten  nach  Verabredung  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  den 
Arbeitern,  oder  im  Fall  einer  Meinungsverschiedenheit  nach  Entscheid  des  Begistrators  zur 
Verteilung  kommen. 

6.  Wenn  ein  Abkommen  in  obengenannter  Weise  beglaubigt  ist,  so  soll  es  Pflicht 
des  Arbeitgebers  sein,  auf  alle  bezüglichen  Anfragen,  welche  der  Begistrator  an  ihn  stellt, 
Auskunft  zu  geben  und  auch  alle  Bechnungsnachweise,  welche  der  Begistrator  verlangt, 
zu  liefern. 

7.  Der  Hauptregistrator  von  Hilfsvereinen  soll  seinem  Jahresberichte  die  Einzel- 
heiten über  Vornahmen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  beifügen. 


Art  4. 

Wo  in  einer  Beschäftigung,  auf  welche  dieses  Gesetz  Anwendung  findet,  die  Unter- 
nehmer, wie  sie  weiterhin  näher  bezeichnet  werden,  mit  irgend  einer  Person  inbetreff  der 
Ausfahrung  einer  Arbeit  durch  solchen  Zwischenuntemehmer  einen  Vertrag  abschliessen 
und  die  Hauptuntemehmer,  sofern  solche  Arbeit  durch  Arbeiter  in  ihrer  unmittelbaren  Be- 
schäftigung ausgeführt  würde,  hinsichtlich  eines  in  Folge  und  im  Laufe  solcher  Beschäftigung 
erwachsenden  Unfalles  auf  Grund  dieses  Gesetzes  Entschädigung  zu  leisten  haben  würden, 
sollen  die  Hauptuntemehmer  verpflichtet  sein,  den  bei  der  Ausführung  der  Arbeit  be- 
schäftigten Arbeitern  die  Entschädigung  zu  leisten,  welche  solchem  Arbeiter  (sei  es  auf 
Grund  dieses  (Gesetzes  oder  unabhängig  davon  wegen  persönlicher  Fahrlässigkeit  oder  mut- 
willigen Verhaltens)  von  dem  Zwischenuntemehmer  zahlbar  ist  oder  zahlbar  sein  würde, 
wenn  dieser  Zwischenuntemehmer  selbst  ein  Arbeitgeber  wäre,  auf  welchen  dieses  Gesetz 
Bezug  haben  würde. 

Bloch  sollen  die  Hauptuntemehmer  berechtigt  sein,  sich  an  anderen  Personen  schad- 
los zu  halten,  fedls  solche  haftbar  sein  sollten. 

Dieser  Abschnitt  soll  auf  Verträge  behu£3  Ausfühmng  einer  Arbeit  durch  Zwischen- 
untemehmer nicht  Anwendung  finden,  wenn  solche  Arbeit  far  das  Geschäft  oder  Gewerbe, 
welches  die  Hauptuntemehmer  betreiben,  nur  ergänzend  oder  demselben  untergeordnet  ist. 
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Art.  5. 

1.  Where  any  employer  becomes  liable  nnder  this  Act  to  pay  compensation  in  respect 
of  any  accident,  and  is  entitled  to  any  snm  from  insorers  in  respect  of  the  amonnt 
dne  to  a  workman  nnder  snch  liabiUty,  then  in  the  event  of  the  employer  becoming 
bankmpt,  or  making  a  composition  or  arrangement  with  hi8  creditors.  or  if  the  employer 
is  a  Company  of  the  Company  haying  commenced  to  be  wonnd  np,  snch  workman  shall 
have  a  first  Charge  npon  the  snm  aforesaid  for  the  amonnt  so  dne,  and  the  jndge  of  the 
county  conrt  may  direct  the  insnrers  to  pay  snch  snm  into  the  Post  Ofäce  Savings  Bank 
in  the  namc  of  the  registrar  of  snch  conrt,  and  Order  the  same  to  be  inyested  or  applied 
in  accordance  with  the  proTisions  of  the  First  Schednle  hereto  with  reference  to  the  Invest- 
ment in  the  Post  Office  Savings  Bank  of  any  snm  allotted  as  compensation,  and  those 
proTisions  shall  apply  accordingly. 

2.  In  the  application  of  this  seetion  to  Scotland,  the  words  ^haye  a  first  Charge 
npon^  shall  mean  ^'be  preferentially  entitled  to." 


Art.  6. 
Where  the  injnry  for  which  compensation  is  payable  nnder  this  Act  was  cansed 
nnder  circnmstances  creating  a  legal  liability  in  some  person  other  than  the  employer  to 
pay  damages  in  respect  thereo^  the  workman  may,  at  hls  Option,  proceed,  either  at  law 
against  that  person  to  recoyer  damages,  or  against  his  employer  for  compensation  nnder 
this  Act,  bnt  not  against  both,  and  if  compensation  be  paid  nnder  this  Act,  the  employer 
shall  be  entitled  to  be  indemnified  by  the  said  other  person. 


Art.  7. 

1.  This  Act  shall  apply  only  to  employment  by  the  nndertakers  as  herein-after 
defined,  on  or  in  or  abont  a  railway,  factory,  mine,  qnarry,  or  engineering  work,  and  to 
employment  by  the  nndertakers  as  herein-after  defined  on  in  or  abont  any  bnilding  which 
exceeds  thirty  feet  in  height,  and  is  either  being  constmcted  or  repaired  by  means  of  a 
scaffolding,  or  being  demolished,  or  on  which  machinery  driyen  by  steam,  water,  or  other 
mechanical  power,  is  being  nsed  for  the  pnrpose  of  üie  constmction,  repair,  or  demoli- 
tion  thereof. 

2.  In  this  Act — 

^Bailway"  means  the  railway  of  any  railway  Company  to  which  the  Begnlation 
of  Bailways  Act,  1873,  applies,  and  inclndes  a  light  railway  made  nnder 
the  Light  Bailways  Act,  1896;  and  ''railway^  and  "railway  Company*'  haye 
the  same  meaning  as  in  the  said  Acts  of  1873  and  1896: 


^Factory"  has  the  same  meaning  as  in  the  Factory  and  Workshop  Acts,  1878 
to  1891,  and  also  inclndes  any  dock,  wharf,  qnay,  warehonse,  machinery,  or 
plant,  to  which  any  proyision  of  the  Factoiy  Acts  is  applied  by  the  Factory 
and  Workshop  Act,  1895,  and  eyeiy  lanndry  worked  by  steam,  water,  or 
other  mechanical  power: 


"Mine"    means  a  mine   to  which  the  Goal  Mines  Begnlation  Act,  1887,    or  the 
Metalliferons  Mines  Begnlation  Act,  1872,  applies: 


^Onany"  means  a  qnany  nnder  the  Qnarries  Act,  1894: 
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Art.  5. 

1.  Wo  ein  Arbeitgeber  auf  Grund  dieses  G^etzes  verbindlich  wird,  aus  Anlass  eines 
UnÜEtlls  Entschftdignung  zu  leisten,  und  inbetrefl  der  einem  Arbeiter  auf  Grund  solcher 
Verbindlichkeit  zustehenden  Entschädigung  einen  Anspruch  bei  Yersicherem  besitzt,  so 
soll  in  dem  Falle,  dass  der  Unternehmer  in  Konkurs  gerät,  oder  einen  Akkord  mit  seinen 
Gläubigem  abschliesst,  oder,  wenn  eine  Aktiengesellschalt  Arbeitgeber  ist,  eine  Liqui- 
dation dieser  Aktiengesellschaft  ins  Werk  gesetzt  wird,  der  betreffende  Arbeiter  den  ersten 
Anspruch  auf  vorbesagten  Betrag  in  Bücksicht  auf  die  ihm  zukommende  Entschädigung 
besitzen,  und  der  Grafschafksrichter  kann  die  Versicherer  anweisen,  besagten  Betrag  auf 
den  Namen  des  Begistrators  genannten  Gerichtshofes  in  die  Postsparkasse  einzuzahlen, 
und  diesen  Betrag  gemäss  den  Bestimmungen  des  ersten  hier  beigefügten  Anhanges,  be- 
treffend die  Anlage  von  Entschädigungsbeträgen,  in  der  Postsparkasse  anlegen  lassen,  und 
jene  Bestimmungen  sollen  dann  entsprechende  Anwendung  finden. 

2.  In  der  Anwendung  dieses  Abschnittes  auf  Schottland  sollen  die  Worte  „have  a 
first  Charge  upon^  gleichbedeutend  sein  mit  „be  preferentially  entiüed  to.^ 


Art.  6. 
Wo  die  Verletzungen,  bezüglich  welcher  nach  diesen  Gesetzen  Entschädigung  zu 
leisten  ist,  unter  umständen  erfolgen,  welche  einer  anderen  Person  als  der  des  Arbeit- 
gebers aus  Anlass  der  Verletzung  eine  Verbiadlichkeit  auflegen,  so  ist  der  Arbeiter  be- 
fngi;,  je  nach  seinem  Wunsche,  entweder  solche  Person  auf  Schadenersatz  gerichtlich  zu 
belangen,  oder  auf  Grund  dieses  (Gesetzes  gegen  seinen  Arbeitgeber  yorzugehen,  doch  darf 
er  nicht  gegen  beide  zugleich  Yorgehen;  und  wenn  auf  Grund  dieses  Gesetzes  Entschädigung 
geleistet  wird,  so  hat  der  Arbeitgeber  das  Becht,  sich  an  der  erwähnten  anderen  Person 
schadlos  zu  halten. 

Art.  7. 

1.  Dieses  Gesetz  soll  nur  auf  Beschäftigung  durch  Unternehmer,  wie  sie  weiterhin 
bezeichnet  sind,  Anwendung  finden,  nämlich  auf  Beschäftigung  an,  in  oder  bei  einer  Eisen- 
bahn, Fabrik,  einem  Bergwerk,  einem  Steinbruch,  oder  einer  Ingenieurarbeit  und  auf  Be- 
schäftigung durch  Unternehmer,  wie  weiterhin  bezeichnet,  an,  ia  oder  bei  irgendwelchem 
Banwerk,  welches  mehr  als  dreissig  Fuss  Hohe  hat  und  mit  Hilfe  eines  Gerüstes  erbaut, 
ausgebessert  oder  niedergerissen  wird,  oder  bei  welchem  durch  Dampf,  Wasser  oder  andere 
mechanische  Kraft  getriebene  Maschinen  zum  Bau,  zur  Beparatur  oder  zum  Niederreissen 
Verwendung  finden. 

2.  In  diesem  Gesetz  — 

bedeutet 

„Eisenbahn^  die  Eisenbahn  irgendwelcher  Eisenbahngesellschaft,  auf  welche  die 
Begulation  of  Baüways  Act  y.  J.  1873  Anwendung  findet,  und  schliesst 
leichte  Eisenbahnen  ein,  welche  auf  Grund  des  Light  Bailways  Act  y.  J.  1896 
ausgeführt  werden;  und  »Eisenbahn«  und  »Eisenbahngesellschaft«  haben  die- 
selbe Bedeutung  wie  in  den  genannten  Gesetzen  y.  d.  J.  1873  und  1896; 


hat 


„Fabrik"  dieselbe  Bedeutung  wie  in  den  Factory  and  Workshop  Acts  Yon  den 
Jahren  1878  und  1891  und  schliesst  auch  alle  Docks,  Werften,  Kais,  Lager- 
häuser, Maschinenanlageu  und  dergleichen  ein,  auf  welche  irgend  eine  Be- 
stimmung der  Fabrikgesetze  nach  dem  Factory  and  Workshop  Act  y.  J.  1895 
Anwendung  findet,  und  ebenso  jede  durch  Dampi  Wasser  oder  andere  mechanische 
Kraft  betriebene  Waschanstalt; 


bedeutet 


»■■ 


,  Bergwerk"  jedes  Bergwerk,  worauf  die  Goal  Mines  Begulation  Act  y.  J.  1887 
oder  die  MetalUferous  Mines  Begulation  Act  y.  J.  1892  Beziehung  hat; 

bedeutet 

„Steinbruch"  einen  Steinbruch  im  Sinne  des  Quarries  Act  y.  J.   1894; 
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^^Engineering  work"  means  any  work  of  constrnction  or  alteration  or  repair  of  a 
railroad,  harbonr,  dock,  canal,  or  sewer,  and  inclndes  any  other  work  for  the 
constmktion,  alteration,  or  repair  of  which  machinery  driven  by  steam,  water, 
or  other  mechanical  power  is  nsed: 


^ündertakers**  in  the  case  of  a  railway  means  the  railway  Company;  in  the  case 
of  a  factory,  qnarry,  or  lanndiy  means  the  occnpier  thereof  within  the  meaning 
of  the  Factory  and  Workshop  Acts,  1878  to  1896;  in  the  case  of  a  mine 
means  the  owner  thereof  within  the  meaning  of  the  Goal  Mines  Begolation 
Act,  1887,  or  the  Metalliferoas  Mines  Begalation  Act,  1872,  as  the  case 
may  be,  and  in  the  case  of  an  engineering  work  means  the  person  nnder- 
taMng  the  constmction,  alteration,  or  repair;  and  in  the  case  of  a  bnilding 
means  the  persons  nndertaking  the  constrnction,  repair,  or  demolition: 


^Employef*   inclndes   any   body    of  persons   corporate  or  onincorporate  and  the 
legal  personal  representatiye  of  a  deceased  employer: 


''Workman**  inclndes  every  person  who  is  engaged  in  an  employment  to  which 
this  Act  applies,  whether  by  way  of  mannal  laboor  or  otherwise,  and  whether 
his  agreement  is  one  of  Service  or  apprenticeship  or  otherwise,  and  is  expressed 
or  implied,  is  oral  or  in  writing.  Any  reference  to  a  workman  who  has  been 
injnred  shall,  where  the  workman  is  dead,  inclnde  a  reference  to  his  legal 
personal  representatiye  or  to  his  dependants,  or  other  person  to  whom  compen- 
sation is  payable: 


"Dependants*'  means — 

a)  in  England  and  Ireland,  snch  members  of  the  workman*s  family  spedfied 
in  the  Fatal  Accidents  Act,  1846,  as  were  whoUy  or  in  part  dependent 
npon  the  eamings  of  the  workman  at  the  time  of  his  death;  and 

b)  in  Scotland,  snch  of  the  persons  entitled  according  to  the  law  of  Scotland 
to  sne  the  employer  for  damages  or  solatinm  in  respect  of  the  death  of 
the  workman,  as  were  whoUy  or  in  part  dependent  npon  the  eamings  of 
the  workman  at  the  time  of  his  death. 

3.  A  workman  employed  in  a  factory  >hich  is  a  shipbnilding  yard  shaU  not  be 
excluded  from  this  Act  by  reason  only  that  the  accident  arose  ontside  the  yard  in  the  conrse 
of  his  work  npon  a  vessel  in  any  dock,  riyer,  or  tidal  water  near  the  yard. 


Art.  8. 

1.  This  Act  shall  not  apply  to  persons  in  the  nayal  or  mUitaiy  Service  of  the 
Crown,  bnt  otherwise  shall  apply  to  any  employment  by  or  nnder  the  Crown  to  which 
this  Act  wonld  apply  if  the  employer  were  a  private  person. 

2.  The  Treasniy  may,  by  Warrant  laid  before  Parliament,  modify  for  tiie  pnrposes 
of  this  Act  their  Warrant  made  nnder  section  one  of  the  Snperannnaüon  Act,  1887,  and 
notwithstanding  anything  in  that  Act,  or  any  snch  Warrant,  may  firame  a  scheme  with 
a  view  to  its  being  certified  by  the  Begistrar  of  Friendly  Societies  nnder  this  Act. 


/ 
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bedeutet 


schliesst 


schliesst 


bedeutet 

„Ingenieararbeit^  jedes  Werk  zar  Herstellung,  Ausbesserung  oder  Aenderung 
einer  Eisenbahn,  in  einem  Hafen,  Dock,  Kanal  oder  einer  Kanalisation,  und 
schliesst  jede  andere  Arbeit  zum  Bau^  zur  Aenderung  oder  Ausbesserung  ein, 
bei  welcher  Dampf,  Wasser  oder  andere  mechanische  Kraft  Verwendung  findet; 

„Unternehmer"  in  dem  Falle  einer  Eisenbahn  die  Eisenbahngesellschafb;  im 
Falle  einer  Fabrik,  eines  Steinbruchs  oder  einer  Waschanstalt  den  Inhaber 
derselben  nach  der  Erklärung  der  Factoiy  and  Workshop  Acts  y.  d.  J.  1878 
und  1895;  in  dem  Falle  eines  Bergwerks  den  Eigentümer  desselben  im  Sinne 
der  Goal  Mines  Begulation  Act  v.  J.  1887  bezw.  der  Metalliferous  Mines  Act 
V.  J.  1872,  und  im  Falle  einer  Ingenieurarbeit  die  Person,  welche  den  Bau, 
die  Ausbesserung  oder  Aenderung  des  Werkes  übernimmt;  und  im  Falle  eines 
Baues  die  Personen,  welche  den  Bau,  die  Ausbesserung  oder  die  Niederreissung 
unternehmen ; 

„Arbeitgeber"  jede  G^nossenschafb  von  Personen  ein,  gleichviel  ob  sie  incorporiert 
ist  oder  nicht,  und  den  gesetzmftssigen  persönlichen  Vertreter  eines  yerstorbenen 
Arbeitgebers; 

„Arbeiter"  jede  Person  ein,  welche  in  einer  Arbeit,  auf  welche  dieses  Glesetz 
Bezug  hat,  Beschäftigung  findet,  gleichviel  ob  ihre  Beschäftigung  in  Hand- 
arbeit oder  anderer  Arbeit  besteht,  und  ob  der  Arbeitsvertrag  ein  Dienst- 
oder ein  Lehrlingsvertrag  oder  ein  anderweitiger  ist,  und  ob  er  ausgesprochen 
oder  stillschweigend,  mündlich  oder  schriftlich  geschlossen  ist;  jede  Bezugnahme 
auf  einen  verletzten  Arbeiter  soll,  wo  der  Arbeiter  tot  ist,  eine  Bezugnahme 
auf  seinen  gesetzmässigen  persönlichen  Stellvertreter  oder  seine  „Angehörigen", 
oder  andere  Personen  einschliessen,  an  welche  die  Entschädigung  zu  leisten  ist; 

„Angehörige" 

a)  in  England  und  Irland  solche  Qlieder  der  Familie  des  Arbeiters  wie  sie 
in  dem  Fatal  Accidents  Act  vom  J.  1846  angeführt  sind,  welche  zur 
Zeit  des  Todes  des  Arbeiters  ganz  oder  zum  Teil  auf  seinem  Verdienst  an- 
gewiesen waren;  und 

b)  in  Schottland  solche  Personen,  welche  nach  schottischem  Bechte  befähigt 
sind,  von  einem  Arbeitgeber  aus  Anlass  des  Todes  des  Arbeiters  Ent- 
schädigung oder  Unterstützung  zu  verlangen,  und  welche  zur  Zeit  des 
Todes  dieses  Arbeiters  gänzlich  oder  zum  Teil  auf  seinen  Verdienst  an- 
gewiesen waren. 

3.  Ein  Arbeiter,  welcher  in  einer  Fabrik  beschäftigt  ist,  welche  eine  Schiffsbauwerft 
ist,  soll  von  diesem  Gesetze  nicht  dadurch  ausgeschlossen  sein,  dass  der  Unfall  ausserhalb 
der  Werft  während  seiner  Beschäftigung  auf  einem  Schiffe  in  einem  Dock,  auf  einem 
Flosse  oder  auf  einem  der  Ebbe  und  Flut  ausgesetztem  Wasser  in  Kähe  der  Werft 
stattfand. 


bedeutet 


Art.  8. 

1.  Dieses  Gesetz  soll  nicht  auf  Personen  in  dem  Flotten-  und  Heeresdienste  der 
Krone  Anwendung  finden,  aber  auf  jede  andere  seitens  der  Krone  gewährte  Beschäftigung, 
auf  welche  dieses  Gesetz  Anwendung  finden  würde,  wenn  der  Arbeitgeber  eine  Privat- 
person wäre. 

*2.  Das  Schatzamt  ist  befugt,  durch  dem  Parlament  vorzulegende  Verfügung  in 
Bezug  auf  dieses  Gesetz  seine  Verfügung  abzuändern,  welche  auf  Grund  des  I.Abschnittes 
des  Pensionsgesetzes  v.  J.  1887  erlassen  wurde,  und  ohne  Bücksichtnahme  auf  jene  Be- 
stinmiungen  einen  Pensionierungsplan  auszuarbeiten,  um  ihn  dem  Begistrator  der  Hilfs- 
vereine auf  Grund  dieses  Gesetzes  zur  Beglaubigung  vorzulegen. 
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Art  9. 
Any  contract  existing  at  the  commencement  of  this  Act,  wherebj  a  workman 
relinqnislies  any  right  to  compensation  firom  the  emplojer  for  personal  injury  arising  ont 
of  and  in  the  conrse  of  bis  employment,  shall  not,  for  the  porposes  of  this  Act,  be 
deemed  to  continne  after  the  time  at  which  the  workman's  contract  of  Service  wonld 
determine,  if  notice  of  the  determination  thereof  were  giyen  at  the  commencement  of 
this  Act 

Art.   10. 

1.  This  Act  shall  come  into  Operation  on  the  first  daj  of  Jnly  one  thonsand  eight 
hnndred  and  ninety-eight. 

2.  This  Act  may  be  cited  as  the  Workmra's  Compensation  Act,  1897. 


Unfällen tschädigungsgesetz  vom  6.  August  1897.  91 

Art.  9. 
Irgend  welcher  Vertrag,  welcher  bei  Beginn  dieses  Gesetzes  besteht,  nnd  wodurch 
ein  Arbeiter  anf  sein  Recht  zu  einer  Entschädigung  yon  selten  seines  Arbeitgebers  in- 
betracht  persönlichen  Schadens,  welcher  in^Folge  und  im  Lanfe  seiner  Arbeit  ihm  znstossen 
kann,  yerzichtet,  soD,  so  weit  dieses  (besetz  inbetracht  kommt,  nach  dem  Zeitpunkte,  an 
welchem  der  Dienstyertrag  des  Arbeiters  aufhören  würde,  sofern  derselbe  bei  Beginn  dieses 
Gresetzes  aufkündigt  worden  wäre,  nicht  als  länger  andauernd  angesehen  werden. 

Art.  10. 

1.  Dieses  Gesetz  soll  am  1.  Juli  1898  in  Kraft  treten. 

2.  Dieses  Gesetz  kann  als  das  Arbeiter-Entschädigungs-Gesetz,  1897  angeführt  werden. 


8CHEDÜLBS. 


FnUST  SCHEDÜIjB. 


SCALE  AND  CONDITIONS  OF  COMPENSATION. 

8eaU. 

1.  The  amoimt  of  oompenBatioB  nnder  this  Act  shall  be— 
a)  where  death  resalts  from  Uie  injniy— 

i.)  if  the  woikman  leaves  any  dependants  wholly  dependent  apon  his  earningB  at 
the  time  of  his  death,  a  svaa  eqaal  to  his  earnings  in  the  employment  ol  tbe 
same  employer  dnriiig  the  thiee  yean  next  preceding  the  iigaiy,  or  the  snm 
of  one  hundred  and  fifty  ponndB,  whicheyer  of  those  soms  is  the  laiger,  bat  not 
exceeding  in  any  case  three  hundred  pounds,  proTided  that  the  amoimt  of  anj 
weekly  payments  made  ander  this  Act  shall  be  dedacted  from  sach  sam,  and  if 
the  period  of  the  workman's  employment  by  the  said  employer  has  been  lesa 
than  the  aaid  three  years,  then  the  amoant  of  his  eaminffs  during  the  said  three 
years  shaU  be  deemed  to  be  156  times  his  average  weeUy  eamings  dnriog  the 
period  of  his  actoal  employment  ander  the  said  employer; 


ii.)  if  the  workman  does  not  leave  any  sach  dependants,  bat  leaves  any  dependants 
in  part  dependent  apon  his  eamings  at  the  time  of  his  death,  sach  sum,  not 
exceeding  in  any  case  the  amonnt  payable  ander  the  foregoing  proyisions,  as 
may  be  agred  apon,  or,  in  defaalt  of  agreement,  may  be  determined,  on  arbi- 
tration  ander  this  Act,  to  be  reasonable  and  proportionate  to  the  injary  to  the 
said  dependants;  and 

üL)  if  he  leayes  no  dependants,  the  reasonable  expenses  of  his  medical  attendance 
and  barial,  not  exceeding  ten  poands; 

b)  where  total  or  partiel  incapacity  for  work  resalts  from  the  injary,  a  weekly  payment 
daring  the  incapacity  after  the  second  week  not  exceeding  fifty  per  cent  of  his 
ayerage  weekly  eamings  during  the  preyioas  twelve  months,  if  he  has  been  so  long 
employed,  bat  if  not,  then  for  any  less  period  during  which  he  has  been  in  the 
employment  of  the  same  employer,  such  weekly  payment  not  to  exceed  one  poond. 

2.  Xn  üxtng  the  amount  of  the  weeckly  payment,  regard  shall  he  had  to  the  düFerence 
between  the  amount  of  the  average  weekly  eamings  of  the  workman  before  the  accident  and 
tbe  äTerage  nmoant  which  be  i&  able  to  eam  after  the  accident,  and  to  any  payment  not  being 
wskgts  whicb  he  maj  receJTe  from  the  employer  in  respect  of  his  injary  daring  the  period  of  his 
incapacity, 

d.  Where  a  workman  has  given  notice  of  an  accident,  he  shall,  if  so  required  by  the 
empIo^Qr^  pubinit  himself  ^oi  eiamination  by  a  duly  qualified  medical  practitioner  provided  and 
paid  hy  the  employer,  and  if  hfi  refuses  to  submit  himself  to  such  examination,  or  in  any  way 
obstruct«  tbe  »ame,  hi£  ligbt  to  compensation,  and  any  proceeding  ander  this  Act  in  relation  to 
oompAcsation,  shall  be  eutpended  until  such  examination  takes  place. 


Anhänge. 


Erster  Anhang. 


MasBstab  und  Bedingung  der  Entschädigung. 

MasBftab. 

1.  Der  Betrag  der  auf  Gmnd  dieses  Gesetzes  zu  leistenden  Entschädigung  umfasst: 

a)  wo  i^e  Verletzung  den  Tod  nach  sich  zieht, 

I.  sofern  der  Arbeiter  Angehörige  hinterlässt,  die  zur  Zeit  seines  Todes  gänzlich 
auf  seinen  Verdienst  angewiesen  waren,  eine  Summe,  welche  seinem  Verdienste 
in  der  Beschäftigung  desselben  Arbeitgebers  im  Laufe  der  drei  dem  (Jnfall  an- 
mittelbar vorhergehenden  Jahre  gleichkommt,  oder  den  Betrag  yon  hundertund- 
fttnfzig  Pfund,  und  zwar  den  grössten  dieser  beiden  Beträge,  aber  in  keinem 
FaU  mehr  als  dreihundert  Phind,  wobei  zu  beobachten  ist,  dass  irgend- 
welche wöchentliche  Zahlungen,  welche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  geleistet 
wurden,  von  solchem  Betrage  in  Abzug  zu  bringen  sind,  und,  sofern  der  Zeit- 
raum, während  welches  der  Arbeiter  bei  dem  besagten  Arbeitgeber  in  Arbeit 
stand,  kürzer  war  ds  drei  Jahre,  so  soll  der  Betrag  seines  Verdienstes  während 
der  erwähnten  drei  Jahre  süs  gleichbedeutend  gelten  mit  dem  156  fachen  Betrage 
seines  durchschnittlichen  Wochenverdienstes  während  der  Zeit,  da  er  bei  besagtem 
Arbeitgeber  thatsächlich  in  Arbeit  stand; 
n.  sofern  der  Arbeitgeber  keine  solche  Angehörige  hinterlässt,  dagegen  andere  An- 
gehörige, die  zur  Zeit  seines  Ablebens  teilweise  auf  seinen  Verdienst  angewiesen 
waren,  einen  Betrag,  welcher  in  keinem  Falle  den  auf  Grund  vorstehender  Be- 
stimmungen zahlbaren  Betrag  übersteigen  darf,  und  welcher  durch  freie  Verein- 
barung oder  in  Ermangelung  eines  solchen,  durch  Schiedsrichterspruch  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  für  billig  und  dem  Schaden  der  genannten  Angehörigen  ent- 
sprechend befunden  wird;  und 
m.  sofern  er  keine  Angehörigen  hinterlässt,  die  angemessenen  Ausgaben  für 
ärztliche  Behandlung  und  Begräbnis,  welche  jedoch  zehn  Pfund  nicht  über- 
steigen dürfen; 

b)  wo  der  Unfall  gänzliche  oder  teilweise  Arbeitsunfähigkeit  nach  sich  zieht,  eine 
wöchentliche  Beute  während  solcher  Arbeitsunfähifi^keit  vom  Schluss  der  zweiten 
Woehe  an  gerechnet,  in  Höhe  von  höchstens  fünnsig  Prozent  seines  durchschnitt- 
lichen Wochenverdienstes  während  der  vorhergehenden  zwölf  Monate,  wenn  er  sich 
so  lange  in  seiner  Beschäftigung  befunden  hat,  sonst  während  des  kürzeren  Zeit- 
raumes, in  welchem  er  in  der  Arbeit  desselben  Arbeitgebers  gestanden  hat,  in  keinem 
Falle  aber  mehr  als  ein  Pfund  pro  Woche. 

2.  Bei  Feststellung  dieser  wöchentlichen  Zahlung  soll  auf  den  Unterschied  zwischen  dem 
Betrage  des  durchschnitüichen  Wochenverdienstes  des  Arbeiters  vor  dem  Unfälle  und  dena  durch- 
schnittlichen Betrage,  welchen  er  nach  dem  Unfälle  zu  verdienen  im  Stande  ist,  Bücksicht  ge- 
nommen werden,  und  gleichfalls  auf  jede  Zahlung,  welche  er  während  der  Zeit  seiner  Arbeits- 
unfähigkeit nicht  als  Lohn  von  dem  Arbeitgeber  ans  Anlass  des  Unfalles  etwa  erhalten  hat. 

3.  Wo  ein  Arbeiter  über  einen  Unfall  Anzeige  gemacht  hat,  soll  er,  wenn  der  Arbeitgeber 
dies  verlangt,  gehalten  sein,  sich  einer  Untersuchung  durch  einen  vom  Arbeitgeber  zu  bestellen- 
den und  zu  besoldenden  rechtsmässig  befähigten  Arzt  zu  unterwerfen,  und  sofern  er  sich  weigert, 
sich  solcher  Untersuchung  zu  unterwerfen,  oder  sofern  er  solche  in  irgend  welcher  Weise  hindert, 
soll  seine  Berechtigung  auf  Entschädigung,  und  jedes  Verfahren  auf  Grund  dieses  Gesetzes  in- 
betreff  der  Entschädigung,  in  Fortfall  kommen,  bis  die  erwähnte  Untersuchung  stattfindet 
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4.  The  payment  shall,  in  case  of  death,  be  made  to  the  legal  personal  representative  of  the 
workman.  or,  üf  he  has  no  legal  personal  representative,  to  or  for  the  benefit  of  bis  dependants, 
or,  if  he  leaves  no  depentants,  to  the  person  to  whom  the  expenses  are  due;  and  if  made  to  the 
legal  personal  representative  shall  be  paid  by  him  to  or  for  the  benefit  of  the  dependants  or 
other  person  entitüed  thereto  under  this  Act. 

5.  Any  qnestion  as  to  who  is  a  dependant,  or  as  to  the  amount  payable  to  each  dependant, 
shall,  in  default  of  agreement,  be  settled  by  arbitration  under  this  Act 

6.  The  sum  allotted  as  compensation  to  a  dependant  may  be  invested  or  otherwise  applied 
for  the  benefit  of  the  person  entitled  thereto,  as  agreed,  or  as  ordered  by  the  committee  or  other 
arbitrator. 

7.  Any  sum  which  is  agreed  or  is  ordered  by  the  committee  or  arbitrator  to  be  inyested 
may  be  inyested  in  whole  or  in  part  in  the  Post  Office  Sayings  Bank  by  the  registrar  of  the 
county  court  in  bis  name  as  registrar. 

8.  Any  sum  to  be  so  invested  may  be  inyested  in  the  purchase  of  an  annuity  from  the 
National  Debt  Commissioners  trough  the  Post  Office  Sayings  Bank,  or  be  accepted  by  the  Post- 
master-G^neral  as  a  deposit  in  the  name  of  the  registrar  as  snch,  and  the  proyisions  of  any 
Statute  or  regulations  respecting  the  limits  of  deposits  in  sayings  bank,  and  the  dedaration  to 
be  made  by  a  depositor,  shall  not  apply  to  such  sums. 

9.  No  part  of  any  money  inyested  in  the  name  of  the  registrar  of  any  county  court  in 
the  Post  Office  Sayings  Bank  under  this  Act  shall  pe  paid  out,  except  upon  anthorithy  addressed 
to  the  Postmaster-General  by  the  Treasury  or  by  the  judge  of  the  oounty  court 

10.  Any  person  deriying  any  benefit  f^om  any  moneys  inyested  in  a  post  office  sayings 
bank  under  the  proyisions  of  this  Act  may,  neyertheless,  open  an  acoount  in  a  post  office  sayings 
bank  or  in  any  other  sayings  bank  in  bis  own  name  without  being  liable  to  any  penalties  im- 
posed  by  any  Statute  or  re^üations  in  respect  of  the  opening  of  accounts  in  two  sayings  banks, 
or  of  two  accounts  in  the  same  sayings  bank. 

11.  Any  workman  receiying  weekly  payments  under  this  Act  shall,  if  so  required  by  the 
employer,  or  by  any  person  by  whom  the  employer  is  entitled  under  this  Act  to  be  indemnified, 
from  time  to  time  submit  himself  for  examination  by  a  duly  qualified  medical  practitioner  pro- 
yided  and  paid  by  the  employer,  or  such  other  person;  but  if  the  workman  objects  to  an  exar 
mination  by  that  medical  practitioner,  or  is  dissatisfied  by  the  certificate  of  such  practitioner 
npon  bis  condition  when  communicated  to  him,  he  may  submit  himself  for  examination  to  one 
of  the  medical  practitioners  appointed  for  the  purposes  of  this  Act,  as  mentioned  in  the  Second 
Schedule  to  this  Act,  and  the  certificate  of  that  medical  practitioner  as  to  the  condition  of  the 
workman  at  the  time  of  the  examination  shall  be  giyen  to  the  employer  and  workman,  and  shall 
be  condusiye  eyidence  of  that  condition.  If  the  workman  refuses  to  submit  himself  to  such 
examination,  or  in  any  way  obstructs  the  same,  bis  right  to  such  weekly  payments  shall  be 
suspended  until  snch  examination  has  taken  place. 

12.  Any  weekly  payment  may  be  reyiewed  at  the  request  either  of  the  em^oyer  or  of  the 
workman,  and  on  such  reyiew  may  be  ended,  diminished  or  increased,  subject  to  tiie  maximum 
aboye  proyided,  and  the  amonnt  of  payment  shall,  in  default  of  agreement,  be  settled  by  arbi- 
tration under  this  Act 

13.  Where  any  weekly  payment  has  been  continued  for  not  less  than  six  months,  the  liabi- 
lity  therefor  may,  on  the  application  by  or  on  bebalf  of  the  employer,  be  redeemed  by  the  pay- 
ment of  a  lump  sum,  to  be  settled,  in  default  of  agreement,  by  arbitration  ander  this  Act,  and 
such  lump  sum  may  be  ordered  by  the  committee  or  arbitrator  to  be  inyested  or  otherwise  applied 
as  aboye  mentioned. 

14.  A  weekly  payment,  or  a  sum  paid  by  way  of  redemption  thereof,  shall  not  be  capable 
of  being  assigned,  charged,  or  attached,  and  shall  not  pass  to  any  other  person  by  Operation  of 
law,  nor  shall  any  daim  be  set  off  against  the  same. 

15.  Where  a  scheme  certified  under  this  Act  proyides  for  payment  of  compensation  by  a 
friendly  soclety,  the  proyisions  of  the  proyiso  to  the  first  subsection  of  section  eight,  section 
sixteen,  and  section  forty-one  of  the  Friendly  Societies  Act,  1896,  shall  not  apply  to  snch  sode^ 
in  respect  of  such  scheme. 

16.  In  the  application  of  this  schedule  to  Scotland  the  expression  ^registrar  of  the  county 
court"  means  "sheriff  derk  of  the  county,"  and  "judge  of  the  county  court"  means  "sheriff." 

17.  In  the  application  of  this  Act  to  Ireland  the  proyisons  of  the  County  Officers  and 
Courts  (Ireland)  Act,  1877,  with  respect  to  money  deposited  in  the  Post  Office  Sayings  Bank  under 
that  Act  shall  apply  to  money  inyested  in  the  Post  Office  Sayings  Bank  under  this  Act 


UnfallentBchädiguiigBg:e8etz  vom  6.  August  1897.  95 

4.  Die  Zahlung  ist,  im  Falle  des  Todes,  an  den  gesetzmässigen  persönlichen  Stellvertreter 
des  Arbeiters  zu  leisten,  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  an  seine  Angehörigen,  und  in  Er- 
mangelung aach  solcher  an  diejenigen,  welchem  die  erwachsenen  Ausgaben  zu  erstatten  sind;  und 
wenn  die  Zahlung  an  den  gesetzmässigen  persönlichen  Stellvertreter  geschieht,  so  soll  sie  durch 
diesen  an  die  Angehörigen  oder  anderen  Personen,  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  dazu  berechtigt 
sind,  abgeführt  oder  zu  ihrem  Nutzen  verwendet  werden. 

5.  Streitigkeiten  darüber,  wer  ein  Angehöriger  ist,  oder  über  den  Betrag,  welcher  jedem 
einzelnen  Angehörigen  zukommt,  sollen,  wenn  keine  gütliche  Vereinbarung  zu  erreichen  ist,  durch 
Schiedsrichterspruch  auf  Grund  dieses  G^esetzes  geregelt  werden. 

6.  Die  einem  Angehörigen  zuerkannte  Entschädi^^g  darf  je  nach  Vereinbarung  oder  nach 
Entscheid  des  Ausschusses  oder  eines  anderen  Schiedsnchters  zum  Nutzen  der  dazu  berechtigten 
Person  angelegt  oder  anderweitig  verwendet  werden. 

7.  Ein  Betrag,  welcher  in  Folge  einer  Vereinbarung  oder  nach  Entscheid  des  Ausschusses 
oder  Schiedrichters  zur  Anlegung  bestimmt  ist,  kann  ganz  oder  teilweise  durch  den  Eegistrator 
des  Gra&chaftsgerichts  auf  seinen  Namen  als  Registrator  in  die  Postsparkasse  eingelegt  werden. 

8.  Ein  so  eingelegter  Betrag  kann  zum  Ankauf  einer  Leibrente  von  der  Staatsschulden- 
kommission vermittelst  der  Postsparkasse  verwendet  oder  von  dem  Generalpostmeister  als  Einlage 
auf  den  Namen  des  Registrators  angenommen  werden,  und  es  soll  auf  solche  Beträge  die  Be- 
stimmung irgend  eines  Gesetzes  oder  irgend  eines  Regulativs  betreffend  die  Beschränkung  von 
Spareinlagen  in  Sparkassen  und  die  Erklärung,  welche  ein  Einleger  darüber  abzugeben  hat,  keine 
Anwendung  finden. 

9.  Von  dem  auf  den  Namen  des  Registrators  irgend  eines  Gra&chaftsgerichts  in  die  Post- 
sparkasse auf  Grund  dieses  Gesetzes  eingezahlten  Gelde  soll  kein  Teil  anders  als  auf  Grund  einer 
von  Seiten  des  Schatzamtes  oder  des  Grafschaftsrichters  an  den  Generalpostmeister  zn  richtenden 
Anweisung  ausbezahlt  werden. 

10.^  Eine  Person, '  welche  aus  den  nach  diesem  Gesetz  in  einer  Postsparkasse  eingelegten 
Geldern  Nutzen  zieht,  darf  dessenungeachtet  in  einer  Postsparkasse  oder  in  irgend  einer  anderen 
Sparkasse  ein  Einlagekonto  in  ihrem  eigenen  Namen  eröffnen,  ohne  den  Strafen  ausgesetzt  zu  sein, 
welche  ein  G^etz  oder  Regulativ  über  diejenigen  verhängen,  welche  zugleich  Einlagenkonti  in 
zwei  verschiedenen  Sparkassen  oder  zwei  Eonti  in  derselben  Sparkasse  eröffnen. 

11.  Jeder  Arbeiter,  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eine  Wochenrente  bezieht,  soll  auf  Ver- 
langen des  Arbeitgebers  oder  irgend  einer  Person,  an  welcher  der  Arbeitgeber  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  sich  schadlos  halten  darf,  gehalten  sein,  sich  von  Zeit  zu  Zeit  zur  Untersuchung  durch 
einen  ordentlich  befähigten  Arzt,  der  vom  Arbeitgeber  oder  von  der  erwähnten  anderen  Person 
zu  bestellen  und  zu  besolden  ist,  zu  stellen.  Doch  steht  es  dem  Arbeiter  frei,  falls  er  sich  solchem 
Arzte  nicht  zur  Untersuchung  zu  stellen  wünscht,  oder  wenn  er  mit  dem  ihm  mitgeteilten 
Gutachten  eines  solchen  Arztes  nicht  zufrieden  ist,  sich  der  Untersuchung  eines  der  Aerzte  zu 
unterwerfen,  welche  dem  zweiten  Anhang  dieses  Gesetzes  gemäss  zu  den  Zwecken  dieses  Ge- 
setzes zu  ernennen  sind;  das  Gutachten  dieses  anderen  Arztes  über  den  Zustand  des  Arbeiters 
zur  2^it  der  Untersuchung  soll  dem  Arbeitgeber  sowie  dem  Arbeiter  ausgehändigt  werden  und 
als  ausschlaggebendes  Zeugnis  über  solchen  Zustand  gelten.  Weigert  sich  der  Arbeiter,  sich 
solcher  Untersuchung  zu  unterwerfen,  oder  hindert  er  dieselbe  in  irgendwelcher  Weise,  so  soll 
sein  Anspruch  auf  die  genannte  Wochenrente  in  Fortfall  kommen,  bis  er  sich  solcher  Unter- 
suchung unterwirft. 

12.  Jede  wöchentlich  zahlbare  Rente  kann  auf  Verlangen  entweder  des  Arbeitgebers  oder 
des  Arbeiters  einer  neuen  Prüfung  unterworfen  und  solcher  neuen  Prüfung  zufolge  entweder  ein- 
gestellt, vermindert  oder  erhöht  werden,  das  letztere  nur  innerhalb  der  oben  festgesetzten  Grenzen, 
und  der  Betrag  solcher  Rente  soll,  wenn  eine  gütliche  Vereinbarung  nicht  möglich  ist,  durch 
Schiedsrichterspruch  gemäss  dieses  Gesetzes  festgesetzt  werden. 

18.  Wo  eine  wöchentliche  Rente  nicht  weniger  als  sechs  Monate  lang  bezahlt  worden  ist, 
darf  die  Verbindlichkeit  dazu  auf  Antrag  des  Arbeitgebers  durch  eine  Pauschalsumme  abgelöst 
werden,  welche  in  Ermangelung  einer  gütlichen  Vereinbarung  durch  Schiedsrichterspruch  in  Ver- 
folg dieses  Gesetzes  festzustellen  ist,  und  solche  Pauschalsumme  kann  auf  Anweisung  des  Aus- 
schusses oder  des  Schiedsrichters,  wie  schon  oben  erwähnt,  verzinslich  angelegt  oder  anders  ver- 
wendet werden. 

14.  Eine  wöchentlich  zahlbare  Rente,  und  ebenso  die  zur  Ablösung  derselben  zahlbare 
Pauschalsumme  darf  nicht  überwiesen,  aufgerechnet  oder  mit  Beschlag  belegt  werden,  auch  nicht 
an  eine  andere  Person  übertragen  oder  gegen  irgend  welche  Verbindlichkeit  in  Anrechnung  ge- 
bracht werden. 

15.  Wo  ein  auf  Grund  dieses  Gesetzes  genehmigter  Entschädigungsplan  die  Bezahlung  einer 
Entschädigung  durch  eine  freiwillige  Hilfskasse  bestimmt,  sollen  die  Bestimmungen  des  Vorbehaltes 
zu  dem  achten,  sechzehnten  und  einund vierzigsten  Abschnitte  des  Friendly  Societies  Akt,  1896, 
nicht  auf  solche  Kasse  in  Betreff  des  erwähnten  Planes  zur  Anwendung  kommen. 

16.  In  der  Anwendung  dieses  Anhanges  auf  Schottland  soll  der  Ausdruck  Registrar  of  the 
Connty  Court  als  gleichbedeutend  gelten  mitSheriff  derk  of  theConnty,  undJudge  of  theCounty 
Court  als  gleichbedeutend  mit  Shenff. 

17.  In  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  Irland  sollen  die  Bestimmungen  des  County  Officers 
and  Courts  (Ireland)  Act,  1877,  mit  Bezug  auf  die  auf  Grund  jener  Akte  bei  Postsparkassen  ein- 
gelegten Gelder,  auf  Gelder  Anwendung  finden,  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  bei  der  Postspar- 
kasse eingezahlt  werden. 
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SEOOND  SOHBDULB. 


ARBITßATION. 

The  following  proTisioiiB  Bhall  apply  for  settling  any  matter  which  under  this  Act  is  to 
be  Bettled  by  arbitration:— 

1.  If  any  committee,  repreBentative  of  an  employer  and  bis  workmen  exists  witb  power  to 
Bettle  mattere  under  this  Act  in  the  case  of  the  employer  and  workman,  the  matter  sball,  nnless 
either  party  objects,  by  notice  in  writing  sent  to  the  other  party  before  the  committee  meet  to 
consider  the  matter,  be  settled  by  the  arbitration  of  such  committee,  or  be  referred  by  them  in 
their  discretion  to  arbitiation  as  herein-after  provided. 

2.  If  either  party  so  objects,  or  there  is  no  such  committee,  or  the  committee  so  refers 
the  matter  or  fails  to  settle  the  matter  within  three  months  from  the  date  of  the  claim,  the 
matter  shall  be  settled  by  a  Single  arbitrator  agreed  on  by  the  parties,  or  in  the  absence  of 
agreement  by  the  county  court  judge,  according  to  the  procedure  prescribed  by  roles  of  court, 
or  if  in  England  the  Lord  Chancellor  so  anthorises,  according  to  the  like  procedure,  by  a  Bingle 
arbitrator  appointed  by  such  county  court  judge. 

8.  Any  arbitrator  appointed  by  the  county  court  judge  shall,  for  the  purposes  of  this  Act, 
haye  all  the  powers  of  a  county  court  judge,  and  shall  be  paid  out  of  moneys  to  be  provided 
by  Parliament  in  accordance  with  regulations  to  be  made  by  the  Treasury. 

4.  The  Arbitration  Act,  1889,  shall  not  apply  to  any  arbitration  under  this  Act;  but  an 
arbitrator  may,  if  he  thinks  fit,  submit  any  question  of  law  for  the  decision  of  the  county  court 
judge,  and  the  decision  of  the  judge  on  ony  question  of  law,  either  on  such  Submission,  or  in 
any  case  where  he  himself  settles  Sie  matter  under  this  Act,  shall  be  final,  unless  within  the  time 
and  in  accordance  with  the  conditions  prescribed  by  rules  of  the  Supreme  Court  either  party  ap- 
peals  to  the  Court  of  Appeal;  and  the  county  court  judge,  or  the  arbitrator  appointed  by  him, 
shall,  for  the  purpose  of  an  arbitration  under  this  Act,  haye  the  same  powers  of  procuring  the 
attendance  of  witnesses  and  the  production  of  documents  as  if  the  claun  for  compensation  had 
been  made  by  plaint  in  the  county  court. 

5.  Bules  of  court  may  make  provIsion  for  the  appearance  in  any  arbitration  under  this  Act 
of  any  party  by  some  other  person. 

6.  The  costs  of  and  incident  to  the  arbitration  and  proceedings  connected  therewith  shall 
be  in  the  discretion  of  the  arbitrator.  The  costs,  whether  before  an  arbitrator  or  in  the  county 
court,  shall  not  exceed  the  limit  prescribed  by  rules  of  court,  and  shall  be  taxed  in  manner  pre- 
scribed by  those  rules. 

7.  In  the  case  of  the  death  or  refusal  or  inability  to  act  of  an  arbitrator,  a  Judge  of  the 
High  Court  at  Chsonbers  may,  on  the  application  of  any  party,  appoint  a  new  arbitrator. 

8.  Where  the  amount  of  compensation  under  this  Act  shall  have  been  ascertained,  or  any 
weekly  payment  varied,  or  any  other  matter  decided,  under  this  Act,  either  by  a  committee  er 
by  an  arbitrator  or  by  agreement,  a  memorandum  thereof  shall  be  sent,  in  manner  prescribed  by 
rules  court,  by  the  said  committee  or  arbitrator,  or  by  any  party  interested,  to  the  registrar  of 
the  county  court  for  the  district  in  which  any  person  entitled  to  such  compensation  resides,  who 
Bhall,  subject,  to  such  rules,  on  being  satisfied  as  to  its  genuineness,  record  such  memorandum 
in  a  special  regis'-ier  without  fee,  and  thereupon  the  said  memorandum  shall  for  all  purposes  be 
enforceable  as  a  county  court  judgment  Provided  that  the  county  court  judge  may  at  any  time 
rectify  sudi  register. 

9.  Where  any  matter  under  this  Act  is  to  be  done  in  a  county  court,  or  by  to  or  before  the 
judge  or  registrar  of  a  county  court,  then,  unless  the  contrary  intention  appear,  the  same  shall, 
subject  to  rules  of  court,  be  done  in,  or  by  to  or  before  the  judge  or  registrar  of,  the  county 
court  of  the  district  in  which  all  the  parties  concemed  reside,  or  if  they  reside  in  different  districts 
the  district  in  which  the  accident  out  of  which  Üie  said  matter  arose  occurred,  without  prejudice 
to  any  transfer  in  manner  provided  by  rules  of  court 

10.  The  duty  of  a  county  court  judge  under  this  Act,  or  of  an  arbitrator  appointed  by 
him,  shall,  subject  to  rules  of  court,  be  part  of  the  duties  of  the  county  court,  and  the  officers 
of  the  court  shall  act  accordingly,  and  riiles  of  court  may  be  made  both  for  any  purpose  for  which 
this  Act  authorises  rules  of  court  to  be  made,  and  also  generally  for  carrying  into  effect  this 
Act  80  far  as  it  affects  the  county  court,  or  an  arbitrator  appointed  by  tihe  judge  of  the  county 
court,  and  proceedings  in  the  county  court  or  before  any  such  arbitrator,  and  such  rulee  may,  in 
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Zweiter  Anhang. 

Schiedsgericht 

Zur  Begelang  der  Streitigkeiten,  welche  auf  Grand  dieses  Geeetses  dorch  Schiedsgericht 
SU  entscheiden  sind,  finden  folgende  Bestinunnngen  Anwendung: 

1.  Sofern  ein  Aosschufes,  welcher  sowohl  den  Arbeitgeber  wie  seine  Arbeiter  vertritt,  mit 
der  Befugnis,  Streitigkeiten  anf  Grund  dieses  G^etzes  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitern  zu 
entscheiden,  besteht,  so  soll  die  streitige  Frage,  voraasgesetzt,  dass  keine  der  beiden  Parteien 
sich  dem  widersetzt  und  der  anderen  Partei  ihren  Einspruch  vor  Zusammentritt  des  Ausschusses 
zur  Begelung  solcher  Fragen  schriftlich  mitgeteilt  hat,  durch  Schiedsspruch  dieses  Aasschusses 
entschi^en,  oder  von  ihm  nach  seinem  Gntdttnken,  wie  weiterhin  bestimmt,  zur  schiedsrichterlichen 
Entscheidung  verwiesen  werden. 

2.  FaUs  eine  der  beiden  Parteien  in  dieser  Weise  Einspruch  erhebt,  oder  ein  derartiger 
Ausschuss  nicht  besteht,  oder  ein  solcher  Ausschuss  die  Frage  anderweit  zur  Entscheidung  ver- 
weist oder  innerhalb  drei  Monaten  von  der  Anmeldung  des  Anspruches  ab  gerechnet  keine  Ent- 
scheidung giebt,  so  soll  die  Streitfrage  durch  einen  von  beiden  Parteien  zu  ernennenden  Schieds- 
richter, oder,  in  Ermangelung  solcher  Vereinbarung,  durch  den  Grafschaftsrichter  gemäss  der 
Prozessordnung,  oder,  sofern  in  England  der  Lord-Eiuizler  dazu  seine  Genehmigung  erteilt,  durch 
einen  vom  Grafscbaftsrichter  zu  ernennenden  Schiedsrichter  entschieden  werden. 

8.  Ein  auf  diese  Weise  vom  Grafschaftsrichter  ernannter  Schiedsrichter  geniesst,  so  weit 
seine  Tbätigkeit  auf  Grund  dieses  Gesetzes  in  Betracht  kommt,  alle  Befugnisse  des  Grafschafts- 
richters und  ist  aus  den  vom  Parlam^t  auszuwerfenden  Mitteln  nach  den  vom  Schatsamte  auf- 
zustellenden Bestimmungen  zu  besolden. 

4.  Das  Schiedsgerichtsgesetz  vom  Jahr  1889  soll  auf  keine  auf  Grund  dieses  Gesetzes  vor- 
zunehmende Schiedsrichterth&ti^keit  Anwendung  finden;  doch  darf  der  Schiedsrichter,  wenn  ihm 
dies  wflnschenswert  erscheint,  irgend  eine  Rechtsfrage  dem  Grafechaftsrichter  unterbreiten,  und 
der  Entscheid  des  Richters  in  Bezug  auf  eine  Rechtsfrage,  sei  es  auf  Grund  solcher  Unterbreitunff, 
sei  es  im  Falle,  dass  er  selbst  auf  Grund  dieses  Gesetzes  die  Sache  in  die  Hand  nimmt,  soll  als 
ausschlaggebend  gelten,  sofern  nicht  eine  oder  die  andere  Partei  innerhalb  der  in  den  Bestim- 
mungen des  Obergerichts  festgesetzten  Frist  und  gemäss  den  dort  niedergelegten  Bedingungen 
beim  Appellhofe  Berufung  einlegt;  auch  soll  der  Gra&chaftsrichter  oder  der  von  ihm  ernannte 
Schiedsrichter,  innerhalb  des  l^^ens  der  Rechtsprechung  auf  Grund  dieses  Gesetzes,  dieselben 
Befognisse  zur  Vorladung  von  Zeugen  und  Vorlegung  von  Urkunden  austiben,  als  ob  der  Ent- 
schädigungsanspruch im  Wege  der  Klage  bei  dem  Grafechaftsgericht  anhängig  gemacht  worden  wäre. 

5.  Ueber  die  Vertretung  der  Parteien  im  SchiedsverffSuren  auf  Grund  dieses  Gesetzes  durch 
andere  Personen  können  Bestimmungen  getroffen  werden. 

6.  Die  Festsetzung  der  Kosten,  welche  im  Zusammenhang  mit  dem  Schiedsverfahren  und 
den  sich  daran  knfipfenden  Vorgängen  erwachsen,  bleibt  dem  Gutachten  des  Schiedsg^chts  vor- 
behalten. Solche  Kosten,  gleichvid  ob  die  Sache  vor  einem  Schiedsrichter  oder  bei  dem  Graf- 
schaftsgericht zum  Austrag  kommt,  sollen  indessen  nicht  die  Höhe  der  in  der  Gerichtsordnung 
festgesetzten  überschreiten  und  sollen  auf  die  in  dieser  Gerichtsordnung  vorgeschriebene  Weise 
gepröft  werden. 

7.  Im  Falle  des  Todes  eines  Schiedsrichters,  oder  seiner  Weigerung  oder  Unfähigkeit  das 
Amt  zu  übernehmen,  kann  ein  Richter  des  Obergerichts  auf  Antrag  einer  der  beiden  Parteien 
einen  neuen  Schiedsrichter  ernennen. 

8.  Wo  der  Betrag  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  leistenden  Entschädigung  festgesetzt, 
oder  die  Wochenrente  verändert  oder  irgend  eine  andere  Sache  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ent- 
schieden worden  ist,  sei  es  durch  einen  Ausschuss  oder  durch  einen  Schiedsrichter  oder  durch 
Vereinbarung,  so  soll  ein  Vermerk  darüber,  in  der  von  der  (Gerichtsordnung  vorgeschriebenen 
Weise,  von  solchem  Ausschusse  oder  Schiedsrichter  oder  von  der  beteiligten  Partei  dem  Regi- 
strator  des  Grafschaftsgerichts  für  den  Bezirk,  in  welchem  die  zu  der  Entschädigung  berechtigte 
Person  ihren  Wohnsitz  hat,  zugestellt  werden,  und  dieser  soll,  nach  Massgabe  der  Gerichtsord- 
nung, sobald  er  sich  von  der  Gültigkeit  des  Vermerks  überzeugt  hat,  diesen  Vermerk  gebühren- 
frei in  ein  besonderes  Register  eintragen,  und  danach  soll  der  erwähnte  Vermerk  in  jeder  Weise 
wie  ein  Grafschaftsgerichtsurteil  vollstreckbar  sein.  Doch  steht  es  dem  Gra&chaftsrichter  frei,  zu 
irgend  einer  Zeit  das  besagte  Register  richtig  zu  stellen. 

9.  Wo  im  Verfolg  dieses  (Netzes  irgend  eine  Handlung  bei  einem  Grafschaft8|:ericht  oder 
durch  oder  vor  dem  Richter  bezw.  Registrator  eines  Grafschaftsgerichts  zu  vollziehen  ist,  soll  die- 
selbe gemäss  der  Gerichtsordnung  vor  dem  Gnifschaftsgericht,  oder  durch  oder  vor  dem  Richter 
bezw.  Registrator  des  Grafschaftsgerichts  des  Bezirkes,  in  welchem  die  beteiligten  Parteien  wohnen, 
oder,  falls  die  Parteien  in  verschiedenen  Bezirken  wohnen,  des  Bezirkes,  in  welchem  der  bezüg- 
liche Unfall  sich  zutrug,  vollzogen  werden,  doch  ohne  eine  Verweisung  an  einen  anderen  Bezirk 
nach  Massgabe  der  Gerichtsordnung  auszuschliessen. 

10.  Die  dem  Grafschaftsrichter  oder  dem  von  ihm  ernannten  Schiedsrichter  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  zufallende  Amtsbefugnis  soll  gemäss  der  (Gerichtsordnung  als  ein  Teil  der  Amtsbefugnis 
des  GrafiBchaftsgerichts  gelten,  und  die  Beamten  des  Gerichtshof s~ sollen  dementsprechend  handeln, 
und  es  dürfen  Prozessvorschriften  sowohl  für  irgend  einen  Zweck,  für  welchen  dieses  Gesetz  die 
Festsetzung  solcher  Vorschriften  vorsieht,  wie  auch  im  allgemeinen  zum  Zwecke  der  Vollziehung 
dieses  Gesetzes,  soweit  sie  das  Grafischaftsgericht  oder  einen  vom  Grafschaftsrichter  ernannten 
Schiedsrichter,   und  Verhandlungen   vor  dem  (^ra&chaftsgericht  oder  vor  solchem  Schiedsrichter 
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England,  be  made  by  the  five  judges  of  the  county  coorts  appointed  for  the  making  of  mies 
under  section  one  hundied  and  sixty-four  of  the  County  ConrtB  Act,  1888,  and  when  allowed 
by  the  Lord  Chancellor,  as  provided  by  that  section,  shall  have  füll  effect  without  any  further 
consent. 

11.  No  couit  fee  shall  be  payable  by  any  party  in  lespect  of  any  proceeding  under  this 
Act  in  the  county  court  prior  to  the  award. 

12.  Any  sum  awarded  as  compensation  shall  be  paid  on  the  «receipt  of  the  person  to  whom 
it  is  payable  under  any  agreement  or  award,  and  his  solicitor  or  agent  shall  not  be  entitled  to 
recover  from  him,  or  to  claim  a  lien  on,  or  deduct  any  amount  for  costs  from,  the  said  snm 
awarded,  except  snch  sum  as  may  be  awarded  by  the  arbitrator  or  county  court  judge,  on  an 
application  made  by  either  party  to  determine  the  amount  of  costs  to  be  paid  to  the  said  soli- 
citor or  agent,  such  sum  to  be  awarded  subject  to  taxation  and  to  the  Bcalb  of  costs  prescribed 
by  mies  of  court 

13.  The  Secretary  of  State  may  appoint  legally  quaMed  medical  practitioners  for  the  pur- 
pose  of  this  Act,  and  any  committee,  arbitrator,  or  judge  may,  subject  to  regulations  made  by 
the  Secretary  of  State  and  the  Treasuiy,  appoint  any  such  practitioner  to  report  on  any  matter 
which  seems  material  to  any  question  arising  in  the  arbitration;  and  the  expense  of  any  such 
medical  practitioner  shall,  subject  to  Treasuiy  regulations,  be  paid  out  of  moneys  to  be  proyided 
by  Parliament. 

U.  In  the  application  of  this  schedole  to  Scotland— 

(a)  "Shenff^  shall  be  substituted  for  "county  court  jud^^e,*'  "sherifF  court"  for  "county 
court,"  "action"  for  "plaint,"  "sheriff  derk"  for  "registrar  of  the  county  court,"  and 
"act  of  sederunt"  for  "rules  of  court:" 
(h)Asiy  award  or  agreement  as  to  compensation  under  this  Act  may  be  competently 
recorded  for  execution  in  the  books  of  Council  and  Session  or  sheriff  court  books, 
and  shall  be  enforceable  in  like  manner  as  a  recorded  decree  arbitral: 

(c)  Any  application  to  the  sheriff  as  arbitrator  shall  be  heard,  tried,  and  determined 
summunly  in  the  manner  proyided  by  the  fifty-second  section  of  the  Sheriff  Ck)urts 
(Scotland)  Act,  1876,  saye  only  that  parties  may  be  represented  by  any  person  autho- 
rised  in  writing  to  appear  for  them,  and  subject  to  äie  declaration  that  it  shall  be 
competant  to  either  party  within  the  time  and  in  acoordance  with  the  conditions 
prescribed  by  act  of  sederunt  to  require  the  sheriff  to  State  a  case  on  any  question 
of  law  determined  by  him,  and  his  decision  thereon  in  such  case  may  be  submitted 
to  either  division  of  the  Court  of  Session,  who  may  hear  and  determine  the  same 
finally,  and  remit  to  the  sheriff  with  instruction  as  to  the  judgment  to  be  pronounced. 

15.  Paragraphs  fonr  and  seven  of  this  schedule  shall  not  apply  to  Scotland. 

16.  In  the  application  of  this  schedule  to  Ireland  the  expresdon  "county  court  judge"  shall 
include  the  recorder  of  any  city  or  town. 
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betreffen,  in  £ugland  von  den  fünf  Richtern  der  Grafschaftsgerichte  vorgeschrieben  werden,  welche 
durch  den  Abschnitt  164  des  Orafschaftgerichts-Gesetzes  vom  Jahre  1888  mit  dem  &lass  solcher 
Vorschriften  betraut  sind,  und  sobald  solche  Vorschriften,  wie  dies  im  genannten  Abschnitte  vor- 
gesehen ist,  vom  Lord-Kanzler  gutgeheissen  sind,  sollen  sie  ohne  weitere  Zustimmung  volle 
Wirkung  erlangen« 

11.  Für  Verhandlungen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  haben  die  Parteien  keine  Gerichtskosten 
beim  Grafschaftsgericht  zu  zahlen,  bis  das  Erkenntnis  gefällt  ist. 

12.  Die  zuerkannten  Entschädigunjgsgelder  sollen  gegen  Quittung  der  Person,  an  welche 
sie  auf  Grund  einer  Vereinbarung  oder  eines  Schiedsspniches  zahlbar  sind,  ausgehändigt  werden, 
und  der  Anwalt  oder  Vertreter  solcher  Person  soll  kein  Recht  besitzen,  von  solcher  Person  auf 
dem  Rechtswege  Kosten  zu  erheben,  oder  ein  Anrecht  auf  die  Entschädigungssumme  zu  bean- 
spruchen, oder  die  Kosten  von  solcher  Zahlung  in  Abzug  bringen  zu  lassen,  abgesehen  von  dem 
Betrag,  welchen  der  Schiedsrichter  oder  der  Grafschaftsrichter  auf  Antrag  einer  der  beiden  Par- 
teien als  Kosten  für  den  genannten  Anwalt  oder  Vertreter  zuerkennen  mag,  wobei  zu  beobachten 
ist,  dass  dieser  Betrag  der  in  der  Gerichtsordnung  vorgeschriebenen  Prüfung  zu  unterwerfen  und 
mit  den  in  der  Gerichtsordnung  festgestellten  Sätzen  in  Einklang  zu  bringen  ist. 

13.  Der  Staatssekretär  ist  befugt,  gesetzlich  befähigte  Aerzte  für  die  Zwecke  dieses  Ge- 
setzes zu  bestellen,  und  gemäss  den  vom  Staatssekretär  und  vom  Schatzamt  festgesetzten  Be- 
stimmungen kann  jeder  Ausschuss,  Schiedsrichter  oder  Richter  einen  so  bestellten  Arzt  dazu  be- 
rufen, über  irgend  eine  in  dem  Schiedsverfahren  sich  ergebende  Streitfrage,  welche  von  wesent- 
licher Bedeutung  erscheint,  sich  zu  äussern;  die  Kosten  solcher  Aerzte  sind,  den  Schatzamtsregulative 
gemäss,  aus  den  Mitteln  zu  bestreiten,  welche  das  Parlament  dazu  verfügbar  zu  machen  hat. 

14.  In  der  Anwendung  dieses  Anhanges  auf  Schottland 

a)  soll  „Sheriff"  für  „County  court  judge",  „Sheriff  court**  für  „County  court*,  „action* 
für  „plaint",  „shenff  clerk"  für  „registrar  of  the  County  court",  und  „Act  of  Sede- 
runt"  für  «rules  of  court*  als  gleichbedeutend  gelten; 

b)  darf  jeder  Schiedsrichterspruch  und  jede  Vereinbarung  inbetreff  einer  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  zuerkannten  Entschädigung  in  gültiger  Weise  zur  Ausführung  in  die  books 
of  Council  and  Session  oder  die  sheril  court  books  eingetragen  werden  und  soll  dann 
in  gleicher  Weise  vollstreckbar  sein  wie  ein  eingetragener  Schiedsgerichtsspruch; 

c)  soll  jedes  Gesuch  an  den  Sheriff  oder  den  Schiedsrichter  summarisch  in  der  Weise, 
wie  sie  der  52.  Abschnitt  der  Sheriff  Courts  (Scotland)  Act  vom  Jahre  1896  vor- 
schreibt, angehört,  geprüft  und  entschieden  werden;  doch  dürfen  Parteien  durch 
eine  andere  Person  vertreten  werden,  welche  von  ihnen  dazu  schriftlich  beauftragt 
wird,  und  es  soll  auch  jeder  Partei  gestattet  sein,  binnen  der  in  der  Gerichtsordnung 
festgesetzten  Frist  und  bei  Einhaltung  der  daselbst  festgesetzten  Bedingungen  von 
dem  Sheriff  einen  Entscheid  über  irgend  eine  Rechtsfrage  zu  verlangen,  und  seine 
^tscheidung  in  solcher  Sache  darf  sodann  einer  der  Abteilungen  des  Gerichtshofes 
vorgelegt  werden,  welcher  die  Sache  prüfen  und  darüber  endgültig  erkennen  und  sie 
sodann  an  den  Sheriff  mit  einer  Anweisung,  in  welcher  Weise  das  Urteil  zu  fällen 
ist,  zurückverweisen  kann. 

15.  Die  Paragraphen  4  und  9  dieses  Anhanges  haben  auf  Schottland  keine  Anwendung. 

16.  In  der  Anwendung  dieses  Anhanges  auf  Irland  schliest  der  Ausdruck  „County  Court 
judge"  den  Recorder  einer  Bischofs-  oder  anderen  Stadt  ein. 


V  in  jfBslaiiie.  ^ 
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Die  Arbeiterversicherung  in  Italien. 


In  Italien  haben  die  noch  geringe  Entwicklung  der  Industrie  und  finanzielle 
Schwierigkeiten,  andererseits  die  bis  in  die  neueste  Zeit  festgehaltene  Manchester- 
lehre und  die  den  romanischen  Völkern  eigentümliche  Abneigung  gegen  staatliche 
Eingriffe  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eine  sozialpolitiBche  Gesetzgebung 
im  modernen  Sinne  lange  Zeit  hintenangehalten.  Erst  in  neuester  Zei^  woU 
unter  Nachwirkung  der  bahnbrechenden  Gesetzgebung  Deutschlands  und  der  Ver- 
handlungen des  Internationalen  Unfallkongresses  in  Mailand  (1.  bis  6.  Oktober  1894) 
hat  auch  Italien  mit  dem  Unfallversicherungsgesetz  vom  17.  Mftrz  1898 
und  dem  Alters-  und  Invaliditätsversicherungsgeset  z  vom  17.  Juli  1898 
diesen  Weg  betreten,  nachdem  eine  Förderung  der  Krankenversicherung 
bereits  durch  das  Gesetz  aber  die  freien  Hilfsvereine  (Societi  di  mutuo  soccorso) 
Yom  15.  April  1886  angebahnt  worden  wai*. 

L  KrankeiiTersiehening. 

Societä  di  mutuo  soccorso  (Hilfevereine  zu  gegenseitiger  ünterst&tzung), 
Gesetz  yom  15.  April  1886  (Anlage  1).  Diese  an  die  alten  Handwerker- 
yereinigungen  ankn&pfenden  Vereine  haben  erst  in  der  zweiten  H&lfte  unseres 
Jahrhunderts  eine  grössere  Bedeutung  und  Ausbreitung  gewonnen,  seitdem  die 
politische  Einigung  und  die  wirtschaftliche  Entwickelung  Italiens  die  Vorbedin- 
gungen dafOr  geschaffen.  Wie  die  gleichartigen  Vereine  in  Frankreich  (Sodöt&s 
de  secours  mutuels^)  verfolgen  sie  den  Zweck,  ihre  Mitglieder  in  den  verschie- 
densten Notfällen  des  Lebens,  insbesondere  bei  Erankheits-  und  Todesfällen,  zu 
unterst&tzen.  Anfangs  spielten  bei  der  Gründung  und  Verwaltung  solcher  Vereine, 
ähnlich  wie  in  Frankreich,  die  den  höheren  Gesellschaftsschichten  angehörenden 
„Ehrenmitglieder^  eine  besondere  Rolle,  welche  mit  ihren  reicheren  Erfahrungen 
und  Mittd^  den  Arbeitern  zu  Hilfe  kamen,  zumal  die  derzeitige  Gesetzgebung 
solchen  Vereinen  keinerlei  Schutz  gewährte;  diese  bestanden  vielmehr  einfach 
als  Personenvereinigungen,  ohne  den  Charakter  von  juristischen  Personen,  daher 
auch  ohne  die  Fähigkeit,  im  eigenen  Namen  Rechte  zu  erwerben  oder  Verpflich- 
tungen einzugehen,  zu  erben  oder  irgend  welche  anderen  bürgerlichen  Rechte  aus- 
zuüben, und  bezüglich  der  Erhaltung  und  Verwaltung  ihres  Vermögens  waren 
sie  ganz  auf  die  bona  fides  der  damit  betrauten  Personen  angewiesen.  Als 
aber  diese  fürsorgliche  Einwirkung  der  Ehrenmitglieder  mit  dem  zunehmenden 
Selbstgefühl  der  Arbeiterschaft  nach  und  nach  in  den  Hintergrund  trat  und  die 
Hilfsvereine  ihre  Unterstützungszwecke  nicht  mehi*  auf  vorübergehende 
Erankenunterstützungen  und  einmalige  Begräbnisbeihülfen  beschränkten,  sondern 
auch  dauernde  (Renten-)Leistnngen  (bei  Siechtum,  Unfall,  Altersschwäche  und 
vorzeitigem  Ableben^  übernahmen,  konnte  es  nicht  ausbleiben,  dass  sich  aus 
gleichen  Gründen,  wie  s.  Z.  bei  den  französischen  und  englischen  Hil£svereinen*), 

^)  Vgl  meine  „Arbeiterreisicheruiig  im  Auslande*',  Heft  IV  (Frankreich)  S.  4^.,  Berlin  1898. 
^  Vgl  meine  ,,AjbeiteryeT8icbemng  im  Auslande*',  Heft  IV  (Frankreich)  S.  4  ig.  und  Heft  V 
(England)  8.  8  u.  27  fg. 
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alsbald  die  ärgsten  Missstände  zeigten,  da  für  derartige  Kentenzosicherangen 
die  finanziellen  und  versicherangstechnischen  Vorbedingungen  dorchaos  fehlten. 
Die  Notwendigkeit  einer  gesetzlichen  Regelung  machte  sich  daher  immer  fühl- 
barer und  trat  vollends  klar  zu  Tage,  als  eine  im  Jahre  1882  von  der  Regierung 
veranlasste  Erhebung  über  die  finanzielle  Lage  der  HU&vereine  die  erheblichsten 
Missstände  biossiegte.  ^)  So  hatten  von  1200  Vereinen  265  ihren  Mitgliedern 
statutarisch  bestimmte  Renten  bei  Arbeitsunfähigkeit  infolge  Alters,  Siechtums 
oder  Unfalls  zugesichert;  die  versicherungstechnischen  Nachprüfungen  ergaben 
jedoch  zwischen  den  versprochenen  und  den  berechneten  Renten  (d.  h. 
solchen,  welche  man  wirklich  bezahlen  konnte)  ganz  erhebliche  Unterschiede, 
denn  bei  478  verschiedenen  Kontroiberechnungen  war  in  51  Fällen  die  berech- 
nete Rente  gleich  Null,  da  der  einzige  Beitrag,  der  gezahlt  wurde,  nicht  einmal 
zur  Erankenunterstützung  ausreichte,  in  399  Fällen  war  die  berechnete  Rente 
bei  weitem  kleiner  als  die  versprochene  und  nur  in  28 -Fällen  deckte  sie  die 
letztere.  Viele  Vereine,  welche  ihren  Mitgliedern  Renten  zusicherten,  garantierten 
keinen  bestimmten  Betrag,  sondern  verpflichteten  sich  nur,  sie  nach  Massgabe 
der  vorhandenen  Eassenmittel  zu  zahlen;  auch  garantierten  sie  nicht  die  regel- 
mässige Zahlung  einmal  gewährter  Renten,  indem  sie  sich  vorbehielten,  die 
Renten  je  nach  dem  Eassenbestande  und  der  Anzahl  der  Rentenempfänger  zu 
veningem.  Fast  durchweg  fehlte  es  an  einer  buchmässigen  Trennung  der  ver- 
schiedenen Versicherungszweige,  einer  entsprechenden  Abstufung  der  Beiträge 
und  den  sonstigen  versicherungstechnischen  Grundlagen. 

Dass  unter  solchen  Umständen  eine  gesetzliche  Regelung  notwendig  war, 
wurde  allseitig  anerkannt,  auch  seitens  der  Hilfsvereine  selbst,  welche  ein  höheres 
Mass  von  Rechtsschutz  erstrebten;  indessen  gingen  die  Ansichten  über  die  Art 
und  die  Grenzen  des  zu  schaffenden  Gesetzes  erheblich  auseinander.  Es  traten 
hierbei  dieselben  Gegensätze  zu  Tage  wie  s.  Z.  in  Frankreich  und  England  bei 
der  gesetzlichen  Regelung  der  dortigen  Hilfevereine.^)  Die  Streitfrage  war  die: 
sollte  das  Gesetz  bloss  formaler  Natur  sein  d.  h.  nur  die  äusseren  Bedingungen 
festsetzen,  welche  sich  auf  die  Begründung  des  Vereins,  die  Haftung  des  Vor- 
standes, die  VeröflFentlichung  der  Bilanzen,  die  Einberufung  der  Generalversamm- 
lungen und  andere  Förmlichkeiten  beziehen?  oder  sollte  das  Gesetz  die  rechtliche 
Anerkennung  der  Vereine  von  der  Erfüllung  gewisser  innerer  Bedingungen  d.  h. 
der  Sicherung  des  Gleichgewichts  zwischen  Beiträgen  und  (einmaligen  oder 
dauernden)  Leistungen,  ordnungsmässiger  Eassenführung  und  Vermögensverwaltung, 
regelmässiger  Rechnungslegung,  Erfüllung  bestimmter  versicherungstechnischer  An- 
forderungen u.  s.  w.  abhängig  machen?  Die  Regierung  vertrat  den  letzteren 
Standpunkt,  da  die  1882  er  Erhebung  gezeigt  hatte,  dass  fast  sämtliche  Ettlfs- 
vereine,  welche  eine  Rentenversicherung  übernommen  hatten,  ihrem  finanziellen 
Zusammenbruche  entgegengingen.  Die  Hilfsvereine  selbst  jedoch  lehnten  jede 
derartige  staatliche  Einmischung  und  Eontrolle  ab  und,  wenn  sie  auch  die  Vorzüge 
eines  schon  früher  dem  Parlament  unterbreiteten  bezüglichen  Gesetzentwurfs 
keineswegs  verkannten,  so  hatten  sie  doch  auf  mehreren  Eongressen  die  Erklärung 
abgegeben,  dass  sie  es  vorzögen,  solche  Bestimmungen  aus  freiem  Willen  anzu- 
wenden, statt  sie  sich  vom  Gesetze  aufzwingen  zu  lassen.  Die  letztere  Richtung 
drang  schliesslich  durch  und  das  Gesetz  vom  15.  April  1886  ist  rein  formaler 
Natur:  es  triflft  lediglich  einige  Bestimmungen  über  Inhalt  und  Aushang  der 
Satzungen,  sowie  über  die  Haftung  des  Vorstandes  und  hat  im  übrigen  keinen 
zwingenden  Charakter,  da  Vereine,  welche  sich  ihm  nicht  unterwerfen,  nach 
wie  vor  als  blosse  Personenvereinigungen  (ohne  juristische  Persönlichkeit)  fort- 
bestehen können. 

Nach  dem  „Gesetz  vom  15.  April  1886,  betreffend  die  Bestätigung  der 
gesetzlichen  Begründung  von  Vereinen  zu  gegenseitiger  Unterstützung"  (s.  Anhang  1) 
können  die  juristische  Persönlichkeit  erlangen  alle  solche  Arbeiter-Unterstützungs- 

1)  Vgl.  Oonrad^B  Handwörterbuch   der  Staatswissenschaften,  Jena  1890,   Bd.  1  S.  571,  und 
Braim's  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Tübingen  1890,  Bd.  3  S.  91. 
«)  Vgl  Note  2,  S.  3. 
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vereiney  welche  den  Zweck  verfolgen:  1.  den  Mitgliedern  in  Fällen  von  Krankheit, 
Arbeitsanfähigkeit  oder  Altersschwäche  eine  Unterstfltzang  zu  sichern,  2.  die 
Familien  verstorbener  Mitglieder  zu  unterstfitzen^  ferner  3.  bei  der  Erziehung 
und  Ausbildung  der  Mitglieder  und  ihrer  Familien  mitzuwirken,  die  Mitglieder 
behufe  Anschaffung  von  Arbeitswerkzeug  zu  unterstützen  und  anderweite  Ein- 
richtungen wirtschaftlicher  Fürsorge  zu  fordern,  vorausgesetzt,  dass  in  diesen 
Fällen  (Z.  8)  eine  Spezifizierung  der  Ausgaben  und  deren  Deckung  in  der  Jahres- 
bilanz vorgesehen  sind  (Art  1  und  2  des  Gesetzes). 

Die  Begründung  der  Vereine  und  die  Billigung  der  Satzungen  müssen  unter 
Beobachtung  der  Vorschriften  des  Art.  186  des  Handelsgesetzbuchs  (über  anonyme 
Gesellschaften)  notariell  beglaubigt  sein. 

Die  Satzungen  müssen  ausdrücklich  bestimmen:  den  Sitz  des  Vereins,  seinen 
Zweck,  die  Bedingungen  für  Eintritt  und  Ausschliessung  der  Mitglieder,  die 
Bechte  und  Pflichten  derselben,  die  Grundsätze  und  Sicherheitsmassregeln  für  die 
Verwendung  und  Anlegung  des  Vereinsvermögens,  die  Vorschriften  fiir  die  Ein- 
berufung der  Generalversammlung  und  die  Vornahme  von  Wahlen  und  Beschlüssen; 
femer  die  Verpflichtung,  über  die  Verhandlungen  der  Generalversammlungen, 
Vorstandssitzungen  und  Kevisionsbefunde  Protokolle  au&unehmen,  die  Bildung 
des  Vorstandes  und  eines  Revisionsausschusses  mit  Angabe  ihrer  Befugnisse; 
die  Vertretung  des  Vereins  vor  Gericht  und  nach  aussen;  endlich  die  besonderen 
Massnahmen  bei  Auflösung  oder  Suspendierung  des  Vereins  oder  bei  Abänderung 
der  Satzungen  (Art  3  a.  a.  0.).  Der  Antrag  auf  Eintragung  des  Vereins  ist 
unter  Beif^ng  einer  beglaubigten  Abschrift  des  Begründungsakts  und  der 
Satzungen  des  Vereins  beim  ordentlichen  Gericht  einzubringen,  welches  nach 
Prüfung  der  Erfüllung  der  gesetzlichen  Vorbedingungen  die  Eintragung  gemäss 
Art  91  des  Handelsgesetzbuchs,  unter  Aushang  der  Satzungen,  anordnet,  womit 
der  Verein  ohne  weiteres  die  Rechte  einer  juristischen  Person  und  gewisse  Vor- 
rechte erwirbt;  Abänderungen  des  Gründungsakts  oder  der  Satzungen  bedürfen 
zu  ihrer  Rechtsgültigkeit  derselben  Förmlichkeit  (Art  4,  9  a.  a.  0.).  Andererseits 
haben  die  eingetragenen  Vereine  alljährlich  dem  Minister  für  Ackerbau,  Industrie 
und  Handel  eine  Abschrift  der  Bilanz  und  etwa  sonst  verlangte  statistische 
Nachweise  einzureichen  (Art  10  a.  a.  0.).  Im  übrigen  enthält  das  Gesetz  noch 
Vorschriften  über  die  Haftbarkeit  des  Vorstandes  gegenüber  den  Mitgliedern  des 
Vereins  (Art  5  und  6),  über  die  Annahme  von  Vermächtnissen  und  Schenkungen 
(Art  7)  und  über  die  Streichung  des  Vereins  aus  der  Liste  der  eingetragenen 
Vereine  bei  wiederholter  G^etzesverletzung  (Art  7).  Das  Gesetz  wurde  vom 
Minister  Grimiüdi  mit  einem  Rundschreiben  begleitet,  in  welchem  es  hiess: 

„Das  vorliegende  Gesetz  ist  im  höchsten  Masse  liberal.  Das  Parlament  und 
die  R^erung  waren  bei  Erlass  des  Gesetzes  von  den  Wünschen  geleitet,  welche 
die  Arbeitervereinigungen  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  geäussert  haben,  und 
von  dem  Vertrauen  in  die  Gesinnung  der  italienischen  Arbeiterschaft,  die  gezeigt 
hat,  dass  sie  es  versteht,  ihre  Freiheit  einsichtsvoll  im  Interesse  ihres  wirtschaft- 
lichen und  sittlichen  Fortschrittes  zu  verwerten.  Deshalb  wird  die  Regierung 
zu  keinerlei  Einmischung  in  das  Leben  dieser  Vereinigungen  befugt;  das  Gesetz 
bestimmt  ihre  Thätigkeit;  die  Satzungen  organisieren  die  Vereinigungen  innerhalb 
der  durch  das  Gesetz  gezogenen  Grenzen;  die  richterliche  Gewalt  kontrolliert 
die  inneren  Verhältnisse  und  ermahnt  die  Vereinigungen  zur  Beobachtung  des 
Gesetzes,  wenn  sie  sich  von  dem  Ziel  entfernen,  in  dessen  Interesse  der  Staat 
ihnen  weitgehende  Vergünstigungen  eingeräumt  bat.'^ 

Hiemach  stellt  das  italienische  Gesetz  ebenso  wie  die  französische  und 
englische  Gesetzgebung  es  ganz  in  das  Belieben  der  Hilfisvereine,  ob  sie  sich 
dem  Gesetz  unterwerfen  wollen  oder  nicht,  dagegen  bleibt  es  bezüglich  des 
Masses  der  staatlichen  Aufsicht  und  Förderung  hinter  beiden  erheblich  zurück.^) 

Bei  der  Abgrenzung  der  den  eingetragenen  Hilfsvereinen  frei  zu  lassenden 
Zwecke  wollte  man  einerseits  der  Gefahr  vorbeugen,  dass  Vereine  mit  politischen 
Zwecken  sich  unter  solchen  zu  wechselseitiger  Unterstützung  verbergen,  anderer- 

0  Vi^  Note  2  S.  3. 
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seits  aber  nicht  verhindern,  dass  die  Hil&vereine  auch  der  Verbreitung  mannig- 
faltiger, auf  die  Verbesserung  der  sozialen  Lage  der  Arbeiter  abzielender  Ein- 
richtungen (Konsum-,  Spar-,  Vorschuss-,  Bau-,  Produktivrereine  u.  s.  w.)  dienen.  Den 
Ausdruck  „Renten"  hat  das  Gesetz  vermieden,  dagegen  die  Alters-  und  Invaliden- 
Unterstützung  ausdrücklich  aufgezählt;  hierunter  fallen  aber  sowohl  einmalige  wie 
auch  laufende  Unterstützungen,  wenngleich  Renten  im  eigentlichen  Sinn  d.  h.  feste 
und  vorausbestimmte,  lebenslängliche  Zahlungen  nach  der  Fassung  und  Absicht 
des  Gesetzes  ausgeschlossen  sind.^) 

Kurz  vor  Erlass  des  besprochenen  Gesetzes,  Ende  1885,  gab  es  im  Ganzen 
etwa  5000  Hil&vereine  mit  800000  Mitgliedern,  jedoch  waren  genauere  statistische 
Nachweise  nur  von  einer  viel  kleineren  Anzahl  von  Vereinen  zu  erlangen.  So 
zählten  3705  Vereine  581047  männliche  und  35853  weibliche  =  566  909  wirk- 
liche und  52763  Ehrenmitglieder  oder  durchschnittlich  143  männliche  und  9  weib- 
liche =  152  wirkliche  und  14  Ehrenmitglieder;  die  letzteren  zahlen  einmalige 
oder  laufende  Beiträge  oder  gewähren  unentgeltliche  Beihülfe  als  Verwaltungs- 
beamte, Aerzte  oder  Rechtsbeistände,  haben  aber  kein  Anrecht  auf  die  Unter- 
stützungsleistungen des  Vereins.  AIb  solche  gewährten  sämtliche  Hilfsvereine 
Krankeuunterstützung  und  zwar  in  Geld,  ärztlicher  Hilfe,  Arzneien  oder  alles 
dies  zusammen;  femer  gewährten  von  jenen  3705  Vereinen 

384  Unterstützung  an  Wöchnerinnen, 
1176  „  an  die  Hinterbliebenen, 

1700  Beihülfen  zu  Begräbniskosten, 

271  Unterstützung  bei  Todesfällen, 

588  „  „    tötlichen  Unfällen, 

184  „  „    Arbeitslosigkeit, 

1801  Invalidenrenten, 
1401  Unfallrenten, 
1545  Altersrenten, 

520  Hinterbliebenenrenten. 

Viele  Vereine  suchten  die  Bildung  der  Mitglieder  durch  Abend-  und  Feier- 
tagsunterricht in  den  Elementargegenständen,  im  Zeichnen,  in  Kunst  und  Hand- 
werk, femer  durch  Leihbibliotheken  und  gesellige  Zusammenkünfte,  andererseits 
die  wirtschaftliche  Lage  der  Mitglieder  durch  Arbeitsvermittelung,  Kredit- 
gewährung, Konsumvereine,  Produktivgenossenschaften  u.  s.  w.  zu  fördern. 

Bei  den  meisten  Vereinen  zahlten  die  Mitglieder  nur  einen  einzigen  und 
für  alle  Altersstufen  gleichen  Monatsbeitrag  für  sämtliche  Vereinszwecke;  nur 
wenige  Vereine  hatten  gesonderte  Beiträge  und  Fonds  für  Krankenunterstützungen 
einerseits  und  Rentenleistungen  andererseits.  In  Ermangelung  entsprechender 
Krankheits-  und  Sterblichkeitstafeln  wurden  Krankheits-  und  Rentenbeiträge  den 
Umständen  und  Bedürfnissen  angepasst  und  richtete  ihre  Höhe  sich  nicht  so  sehr 
nach  dem  Masse  der  statutarischen  Verbindlichkeiten  als  nach  der  Steuerkraft 
der  Mitglieder. 

So  stellten  sich  z.  B.  für  das  Jahr  1885  die  durchschnittlichen  Einnahmen 
und  Ausgaben  auf  den  Kopf  eines  jeden  wirklichen  Mitgliedes  wie  folgt: 

Durchschnittseinnahme.  Durchschnittsausgabe. 

Mitglieder-Beitrag  9,28  L.  Krankenunterstützung  4,57  L. 
Beisteuer  der  Ehrenmitglieder  0,47  „  Renten  1,44  „ 
Sonstige  Einnahmen  4,27  „  Sonstige  Unterstützungen  0,61  „ 
zusammen  14,02  L.  Verwaltungskosten  etc.  3,35  „ 
(l  Lira  =  1  Franc  =  80  Pf)               zusammen  9,97  L. 


M  So  heisst  es  in  einem  Ministerial-Bundschreiben  vom  2.  Juli  1886  ausdrücklich:  Es  ist 
nötig,  dass  die  Gerichte,  be?or  sie  dem  Antrag  auf  Eintragung  Folge  geben,  sich  rergewissem, 
dass  die  Vereine  sich  nicht  verpflichten,  ^Alters-  bezw.  Invalidenrenten"  zu  gewähren.  Diese 
Aufgabe,  so  lobenswert  sie  an  sich  auch  ist,  würde  nicht  ohne  (Gefahr  in  Angriff  genommen 
werden  können,  wenn  die  Vereine  nicht  auf  technischen  Grundlagen  begründet  wären,  welche  vor 
Bestätigung  der  Satzungen  eine  Prüfung  darüber  erfordern  würden,  ob  die  dem  Vereine  zur  Ver- 
füfifung  stehenden  Mittel  auch  ausreichen  zur  Deckung  der  künftigen  Verbindlichkeiten  (vgl  Elenco 
ddle  Societä  di  Mutuo  Soccorso,  Roma  1898,  p.  X). 
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Die  durchschnittliche  Oesamteinnahme  liefert  also  nur  einen  Betrag,  den 
in  Deutschland^)  allein  schon  die  Krankenversicherung  in  Anspruch  nimmt, 
während  hier  daraus  noch  alle  ttbrigen  Unterstatzungen  und  Rentenleistnngen 
zu  bestreiten  waren.  Unter  solchen  Umständen  konnten  die  Erankenunterstfitzungen, 
auch  wenn  sie  in  der  Regel  aus  den  verfOgbaren  Vereinsmitteln  vorweg  bestritten 
wurden,  nur  dürftig  ausfallen  —  kaum  Vs  ^^  ^  Deutschland  Geleisteten;^) 
insbesondere  fand  die  unentgeltliche  Qewährung  von  Arzneimitteln  und  ärztlicher 
Hilfe  nicht  so  häufig  statt,  als  es  wünschenswert  gewesen  wäre,  und  selbst  das 
knappe  Krankengeld  wurde  erst  nach  längerer  Wartezeit  (Nord-Italien  3—4,  Süd- 
Italien  8—10  Tage)  und  Mitgliedschaft  (1  bezw.  3 — i  Jahre)  gezahlt 

Bei  2906  Vereinen  mit  zusammen  463  088  wirklichen  Mitgliedern  betrug 
im  Jahre  1885  die  Zahl  der  wegen  Krankheit  unterstützten  Mitglieder  104386 
(22,55^/o  ^1^^  Bezugsberechtigten),  die  Zahl  der  Krankheitstage,  für  welche 
Krankengeld  gezahlt  war,  2102  881  oder  20,14  Tage  für  jedes  erkrankte  und 
4,54  Tage  für  jedes  wirkliche  Mitglied.  Die  thatsächlichen  Krankheitskoefäzienten 
sind  aber  erheblich  grösser,  da  in  diesen  Ziffern  die  Krankheitstage  während  der 
Wartezeit  bezw.  nach  Ablauf  der  Unterstützungsfrist  nicht  mitgerechnet  sind. 
So  hatte  eine  von  der  statistischen  G^neraldirektion  in  Born  auf  Grund  von 
138584  Beobachtungen  während  der  Jahre  1866—1875  angefertigte  Sterblichkeits- 
tafel bezüglich  der  männlichen  Vereinsmitglieder  ergeben,  dass  auf  je  100  ein- 
geschriebene 25  kranke  Mitglieder  mit  durchschnittlich  27,31  Krankheitstagen 
auf  jedes  kranke  und  6,91  Krankheitstagen  auf  jedes  eingeschriebene  Mitglied 
entfielen.  Hiernach  nahm  man  an,  dass  im  Ganzen  nur  bei  zwei  Drittel  aller 
Krankheitsfälle  Krankengeld  gezahlt  wurde. 

Unterstützungen  wegen  zeitlicher  Arbeitsunfähigkeit  wurden  solchen  Mit- 
gliedern gewährt,  welche  nach  Auflauf  der  Krankenunterstützung  noch  nicht 
arbeitsfähig  waren. 

An  Renten  liefen  im  Jahr  1885  bei  2128  Vereinen,  welche  solche  zu- 
sicherten, zu  Anfang  des  Jahres  6562  und  zu  Ende  desselben  7165;  im  Laufe  des 
Jahres  waren  636  durch  Todesfall  und  andere  Ursachen  fortgefallen,  aber  1239, 
also  ungefähr  die  doppelte  Anzahl,  neu  hinzugekommen!  Von  den  am  31.  Dezbr.  1885 
vorhandenen  7165  Bentnem  waren  5528  männliche,  419  weibliche  Mitglieder, 
680  Witwen  von  Mitgliedern,  350  männliche  und  188  weibliche  Waisen. 

Da  bei  dem  noch  jugendlichen  Alter  der  italienischen  Hil&vereine  (s.  die 
Statistik  S.  9)  von  einem  Beharrungszustande  in  der  Bentenbewegung  noch 
keine  Bede  sein  kann,  vielmehr  diese  sich  erst  in  den  ersten  Anfängen  befindet, 
so  ist  es  begreiflich,  dass  die  grosse  Mehrzahl  der  Hil&ver^e  sich  den  drohenden 
finanziellen  Schwierigkeiten  dtäurch  zu  entziehen  sucht,  dass  sie  keine  festen 
Beuten,  sondern  nur  unbestimmte  fortlaufende  Unterstützungen  versprechen. 

So  heisst  es  in  der  1885  er  Statistik:  „Wenn  mit  dem  Wort  ,Benten'  nur 
die  zu  Gunsten  bestimmter  Personen  für  ihre  Lebenszeit  nach  vorher  bestimmten 
Normen  flüssig  zu  machenden  Jahresbeträge  zu  bezeichnen  sind,  dann  kann  man 
in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  bei  den  Hilfevereinen  nur  ganz  uneigentlich 
von  Beuten  sprechen.  In  den  Satzungen  sind  die  Beuten  für  Unfall,  Siechtum  und 
Alter  häufig  miteinander  vermengt  und  selten  sind  die  Ansprüche  der  Mitglieder 
nach  ihrer  Höhe  im  voraus  bestimmt.  Das  gilt  nicht  nur  von  jenen  Vereinen, 
welche  weder  besondere  Fonds  noch  besondere  6eiti*äge  für  die  Beuten  haben, 
sondern  auch  ftr  jene,  die  sowohl  das  eine  wie  das  andere  besitzen  und  darum 
als  am  besten  ausgerüstet  zur  Erreichung  ihres  Zweckes  gelten  müssen.  Um 
ein  Beispiel  aus  der  Beihe  der  blühendsten  Hilfevereine  anzuführen,  mag  jener 
der  Arbeiter  von  Mailand  erwähnt  sein.  Nachdem  die  Satzungen  gesagt  haben, 
dass  alle  siechen  und  bejahrten  Mitglieder  Anspruch  auf  Beuten  haben,  setzen 
sie  fest,  dass  die  Höhe  dei'selben  alle  5  Jahre  in  Bücksicht  auf  den  Stand  der 
beiden  Spezialfonds  für  Alter  und  Invalidität  bestimmt   werden  wird.     Noch 


^)  Vgl.  meinen  „Leitfaden  znr  Aibeiteryersichenmg  des  Deutschen  Kelchs,  Berlin  1898, 
S.  27/28,  (Verlag  von  Asher  &  Co.,  Berlin  W.,  Unter  den  Linden  18,  3.  Hunderttausend,  Partie- 
preis  10  Pfg.). 
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weniger  genau  sind  die  Bestimmungen  der  Satzungen  der  Societä  generale  operaia 
in  Som.  Dieselben  schreiben  vor,  dass  die  Generalversammlung  aUjährlich  die 
Summe  f&r  die  Unterstützung  der  Arbeitsunfähigen  bestimmen  soll  und  zwar  in 
einer  Höhe,  die  die  Gesamteinnahme  des  Fonds  für  Alters-  und  Invalidenunter- 
Stützung  nicht  übersteigt,  da  das  Kapital  dieses  Fonds  unangreifbar  sein  BdH. 
Viele  Vereine  sind  nicht  einmal  im  Stande,  die  periodische  Festsetzung  der  Beuten- 
höhe  zu  sichern,  sondern  verpflichten  sich  nur,  die  Beuten  innerhalb  der  Grenzen 
der  verfügbaren  Mittel  zu  gewähren.  Sie  garantieren  auch  nicht  die  Auszahlung 
der  schon  zugestandenen  Beuten,  sondern  behalten  sich  das  Becht  vor,  sie  nach 
dem  Bestände  der  Kasse  und  nach  der  Zahl  der  Bentner  herabzusetzen.^ 

Ueber  die  Ausbreitung  und  Wirksamkeit  der  Hilfsvereine  sind  bisher 
amtliche  Statistiken  für  die  Jahre  1862, 1873, 1878, 1885  und  1895^)  veröffentlii^t 
worden,  welche,  soweit  statistische  Angaben  von  den  Vereinen  zu  erlangen  waren, 
im  wesentlichen  folgendes  ergeben: 

1.  Anzahl,  Mitgliederstand  und  Vermögen  der  Hil&vereine.*) 


Jahr 

Zalil  der  Vereine 

Von  diesen  Vereinen  haben 

überhaupt 

Vereine 

Mitglieder») 

Vereine 

YenaSgea 

1862 

448 

443 

111608 

871 

L. 
271574» 

1878 

1447 

1146 

218822 

1095 

»851580 

1878 

2091 

1981 

381548 

1949 

21 141  662 

1885 

4900 

4772 

781  491 

3520 

32  200840 

1895 

6725 

6587*) 

994 183 

-"" 

— 

^)  Statistica  (Blenco)  delle  societjk  di  mutuo  Boccorao  nel  1862,  1878,  1878,  1885,  1896, 
Borna  1864.  1875,  1880,  1888,  1898;  Annuario  statistico  italiano  1897  e  1898,  Borna  1897  e  1898. 
Vgl.  auch  Braunes  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Tübinfiren  1890,  Bd.  8  S.  79  fg., 
bezw.  Berlin  1893,  Bd.  6,  S.  203£g.  und  Bulletin  de  Toffice  du  travaü,  Paris  1898,  5*  ann6e 
(1898)  p.  628. 

^  Ueber  die  Gewerkyereine  (Associazioni  operaie  oder  „Sodetä  di  resistenza*,  wie  sie 
sich  im  Gegensatz  zu  den  „Society  di  mutuo  soccorso''  nennen),  welche  erst  seit  Gewährung  der 
Koalitionsfreiheit  (1890)  sich  zu  entwickeln  beginnen  und  im  Gegensatz  zu  den  Hilfsvereinen  in 
erster  Linie  die  Verbesserung  der  beruflichen  ^beitsbedingungen  anstreben,  giebt  es  bisher  noch 
keine  f erlaufende  Statistik.  Im  Gegensatz  zu  den  Ge  werk  vereinen  beschränken  sich  die  Hilfe- 
vereine  (societä  di  mutuo  soccorso)  weder  auf  den  Arbeiterstand  als  solchen,  noch  auf  bestimmte 
Berufe,  vielmehr  haben  sie  auch  zahlreiche  Mitglieder  unter  den  Handwerkern,  Kleinbauern  und 
Kleingewerbetreibenden  und  nehmen  in  der  Regel  Mitglieder  der  verschiedensten  Berufe  auf;  so 
hatten  im  Jahre  1895  von  6587  Hilfsvereinen  mit  994183  Mitgliedern:  4021  Vereine  mit  581609 
Mitgliedern  keinen  beruflichen  Charakter  (solche  gemischte  vereine  finden  sich  vornehmlich  in 
den  kleineren  Gemeinden),  1624  mit  298522  Mitgliedern  nur  Mitglieder  desselben  Beruft  oder 
verwandter  Berufe,  241  mit  29526  Mitgliedern  nur  Bauern  und  701  mit  84526  Mitgliedern  so- 
wohl Bauern  wie  Handwerker  und  Lohnarbeiter  zu  Mitgliedern.  Vgl.  Ck)nrad^s  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaften,  Jena  1892,  Bd.  4  S.  41 ;  Braunes  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung 
und  Statistik,  Berlin  1898,  Bd.  6  S.  204 fg.;  Menco  delle  Societä  di  mutuo  soccorso,  Boma  1898, 
p.  rv  seg. 

')  Der  durchschnittliche  Mitgliederstand  pro  Verein  betrug  im  Jahre  1862 :  252,  1878 :  191, 
1878 :  167,  1885 :  164,  1895 :  151,  so  dass  bei  üebertragung  der  letzten  beiden  Durchsdmittszahlen 
auf  die  Vereine,  welche  keine  statistischen  Angaben  gemacht  hatten,  sich  die  gesamte  Mitglied- 
schaft der  Hilfsvereine  für  1885  auf  804000  und  für  1895  auf  1015485  stellen  würde.  Auf  je 
100000  Einwohner  entfielen  an  Mitgliedern  der  Vereine,  weiche  statistisehe  Angaben  geliefert 
hatten,  im  Jahre  1878:817,  1878:1165,  1885: 2657  und  1895:3216.  Während  die  Zahl  der 
Vereine  im  letzten  Jahrzehnt  um  37  ^L  gestiegen  war,  betrug  die  Zunahme  an  Mitgliedern  nur 
26o/o.    Vgl.  S.  Vn  fg.  a.  a.  0. 

*)  Von  diesen  6725  Vereinen  (darunter  188  Frauen- Vereine  mit  24580  Mitgliedern;  vgl. 
S.  VI  a.  a.  0.)  hatten  nur  1172  die  Bechte  der  juristischen  Person  gemäss  dem  Gesets  Yom 
15.  April  1886,  28  durch  Königl.  Dekret  (gemäss  Art.  2  des  BttrgeiL  Gesetzbuchs)  und  22  ak 
Genossenschaften  nach  dem  Handelsgesetzbuch  erlangt,  so  dass  5508  als  blosse  Personen- 
vereinigungen  bestanden;  vgl  S.  X  a.  a.  0. 


Krankenveratchenmg. 


2.  Einnahmen  der  Hilfsvereine. 


Rechnungsjahr 

1862 

1873 

1878 

1885 

Zahl  der  Vereine     .    .    . 

1.  Einkünfte  des  Vereini- 
TermSgens 

2.  Vermächtnisse  und 
Schenkungen  .... 

8.  Eintrittsgelder,  Bei- 
träge, Strafgelder    .    . 

4.  Beisteuern  der  Ehren- 
mitglieder   

unbekannt 

1101 
L. 

612  132 

244177 

2  205  129 

146  884 

1940 
L. 

1  013  626 

688191 

3338  885 

189  120 
5179822 

8566 
L. 

1440  622 
851  881^ 

5  026  367 
247  807 

Gesamteinnahmen  . 

1 

3207  822 

[    7  566128 

Zahl  der  Vereine 


3.  Ausgaben  der  Hil&vereine. 

1108  1901 


1.  Krankenunterstütsung: 
a^  Arzthilfe  u.  Arznei  . 
b)  Krankengeld  .    .    . 

2.  Sterbegeld  u.  Begräbnis 
8.  Wöchnerinnen -Unterst. 

4.  ZeitL  Invaliden-Unterst 

5.  Arbeitslosen-Unterst.    . 

6.  Sonstige  Unterst     .    . 

7.  Eenten  an{fif^^- 

8.  Verwaltungskosten  .    . 

9.  Anderweite  Ausgaben . 


Gesamtsausgaben 


L. 

132448 

991  200 

76906 


48  263  I 

105  718  j 

348  378  I 

400  477  , 


L. 
192  508 
1579088 
155  037 


83145 

591845 

642454 
371  968 


3602 
L. 

808255 
2165  645 

127  009 
14182 
34940 
82  787 

122478 

699624 

62  704 

1892  553 

444028 


2  098  890 


8  565  490 


5  404205 


4.  Die  Hil&vereine  im  Jahre  1895, 
a)  nach  Grftndungsjahr  und  MitgliederzahL 


GrOndungsjahr 

MitgUederzahl 

Zahl  der  Vereine 

Vor  1850 

72 

Unter  100 

3649 

1850-1860 

219 

101—  200 

1779 

1861-1870 

818 

201—  300 

620 

1871—1875 

694 

301—  400 

249 

1876—1880 

887 

401—  500 

102 

1881-1885 

1785 

501-  600 

54 

1886-1890 

1217 

601-  700 

85 

1891 

236 

701—  800 

26 

1892 

271 

801-  900 

18 

1893 

261 

901—1000 

11 

1894 

241 

1001—1500 

26 

Unbekannt 

74 

1501-2000 

5 

Summa  6725 

2001-3000 

5 

3001—5000 

4 

ttber  5000 

4 

Unbekannt 

138 
Summa:  6725 

10 


Die  Arbeüenrerricherung  in  Italien, 
b)  nach  den  üntersttttzungsleistungen.  ^) 


Art  der  Leistungen 

Zahl  der 
Vereine 

Art  der  Leistungen 

Zahl  der 
Vereine 

Laufende  Renten  bezw. 
üntCTßtützung  an  Alters- 
schwache, be£w.  Sieche  n. 
Hinterbliebene 

i    2256 

Arbeitslosenunterstützung 

Unterstützung  an  Arbeit- 
suchende 

234 
}      429 

Ausserordentliche  Unter- 

sttttzoDgen  an  Liyalide, 

Witwen  und  Waisen 

i    2478 

Arbeitsnachweis 
Darlehen 

545 
1151 

Wöchnerinnen-Unterst. 

451 

Konsumvereine 

409 

Erziehungbeihülfen 

417 

Kooperativvereine«) 

174 

Begräbnifibeihfilfen 

1891 

Abend-  nnd  Sonntags- 
Schnlen 

1      467 

Sterbegelder 

241 

UnfallnnterstütEungen 

489 

>)  Worüber  4983  Vereine  nähere  Angaben  gemacht  hatten,  während  Krankenonterstfitzung 
von  sämtlichen  Hilfsvereinen  geleistet  wird;  vgl.  S.  X a.  a.  0.  undAnnnario  stadstio  itaUano  1898, 
Roma  1898,  p.  803. 

^  Solche  Gewerksgenossenschaften  haben  sich  vornehmlich  im  letzten  Jahrzehnt  gebildet, 
seitdem  dnrch  (besetz  vom  11.  Juli  1889  bestimmt  ist,  dass  diePräfekten  der  69  Provinzen  ibrbeiten, 
bei  denen  der  Arbeitslohn  Tohne  Materiallieferung)  100000  Lire  nicht  übersteigt,  an  Arbeiter- 

Senossenschaften  vergeben  können,  ohne  vorher  eine  Submissionsausschreibung  ergehen  zu 
ssen.  Die  Arbeitergenossenschaften  sind  zum  Teil  aus  den  Unterstfitzungsvereinen  hervorgegangen. 
Um  das  Recht  der  Uebemahme  von  Regierangsarbeiten  zn  erhalten,  müssen  sich  die  Genossen- 
schaften in  eines  der  69  Register  eintragen  lassen,  wobei  die  Einreichnng  eines  Mitgliederverzeich- 
nisses erforderlich  nnd  der  Nachweis  zu  führen  ist,  dass  nur  Arbeiter  Mitglieder  der  Genossen- 
schaft sind^  Die  Verdienste  müssen  nach  Gewerkschaftsgrundsätzen  an  die  Mitg^eder .  verteilt 
werden,  welche  bei  der  Arbeit  beteiligt  waren.  Auf  die  Anteilscheine  der  Genossenschaft  diurf 
nur  eine  Dividende  von  höchstens  6  Prozent  gezahlt  werden.  Von  der  Summe,  wdche  für  die 
übernommene  Arbeit  zn  zahlen  ist,  haben  £e  Präfekten  Abschlagszahlungen  von  je  ^/,o  des 
Gesamtbetrages  zu  leisten. 

Im  Oktober  1898  tagte  in  Turin  ein  von  der  Nationalen  Liga  der  Genossenschaften  (Sitz  in 
Mailand)  einberufener  Kongress  der  Genossenschaften,  auf  welchem  beschlossen  wnrde,  bei  der 
Regierung  zu  beantragen,  das  Gesetz  dahin  zu  ändern,  dass  der  Höchstbetrag  des  zu  vergeben- 
den Arbeitsobjektes  von  100000  auf  200000  Lire  erhöht  wird. 

Ueber  die  Zahl  der  nach  dem  Gesetz  zwischen  den  öffentlichen  Behörden  nnd  den  Genossen- 
schaften geschlossenen  Kontrakte  berichtete  der  «Credito  e  Gooperazione*',  wie  folgt: 


Kontrakte,  welche  von  öffent- 

lichen Behörden  mit  Gewerks- 

Jahr 

genossenschaften  abgeschlossen 

wurden 

Anzahl 

Betrag  (in  Mark) 

1889 

26 

330  040 

1890 

157 

2  928100 

1891 

120 

1814  840 

1892 

106 

1  481  320 

1893 

177 

2  063  220 

1894 

215 

1  617  900 

1895 

159 

1  707  340 

1896 

200 

1598  580 

1897 

125 

1459  020 

Zusamm< 

m:    1285 

14  450  369 

Unter  den  1285  in  der  Tabelle  aufgeführten  Kontrakten  waren  abgeschlossen:  639  mit 
dem  Betrage  von  10861380  M.  für  Strom-  und  Uferarbeiten;  66  mit  1910120  M.  für  Brücken 
nnd  Landstrassen;  40  im  Betrage  von  422720  M.  für  die  erforderlichen  Arbeiten  in  den  ponti- 
nischen  Sümpfen;  451  mit  618320  M.  für  Steinhauer-  und  Maurerarbeiten;  24  im  Betrage  von 
264240  M.  für  Eisenarbeiten  nnd  12  im  Betrage  von  206700  M.  für  militärische  Ausrüstung. 
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Vei'gleicht  man  die  Ergebnisse  der  freiwilligen  Kranken ffirsorge,  welche 
die  italienischen  Hilfsvereine  von  allen  Unterstützungszweigen  noch  am  meisten 
gefördert  haben,  mit  denjenigen  der  französischen  nnd  englischen  Hil&vereine,^) 
so  ergiebt  sich,  dass  sie  hinter  diesen  nicht  nur  absolat,  sondern  auch  relativ 
erheblich  zurückbleiben. 

Die  Qründe  dafür  sind  verschiedener  Art.  Einmal  machte  die  niediige 
Lohnhaltnng  der  italienischer  Arbeiter  gegenüber  den  hohen  Löhnen  Englands 
und  den  erheblichen  Staatssubventionen  Frankreichs  die  Lage  der  italienischen 
Hil&vereine  von  vornherein  schwieriger,  sodann  mussten  diese  ungleich  jüngeren 
Vereine  erst  allmählich  die  Erfahrungen  sammeln,  welche  die  englischen  und  franzö- 
sischen Hilfsvereine  bereits  hinter  sich  hatten,  um  wie  diese  auf  empirischem  Wege 
zu  Fortschritten  zu  gelangen;  dazu  kam,  dass  die  Gesetzgebung  in  Italien  erst 
sehr  spät  und  mehr  tastend  als  führend  eingriff,  und  endlich,  dass  der  niedrige 
Bildungsstand  und  der  ungebundene  Yolkscharakter  jeder  strafferen  Organisation 
und  Regelung  abhold  war.  Unter  solchen  Verhältnissen  werden  die  Leistungen 
auf  dem  Gebiet  der  ErankenfÜrsorge  in  Italien  hinter  denen  anderer  Staaten, 
insbesondere  Deutschlands,  dessen  Zwangs  Versicherung  die  gesamte  gewerbliche 
Lohnarbeiterschaft  auch  gegen  Krankheit  ausreichend  sicher  stellt,  noch  lange 
zurückbleiben  und,  wenn  auch  die  in  Italien  so  zahlreichen  Wohlthätigkeitsanstalten 
(opere  pie)^  in  diese  Lücken  einigermassen  eintreten  mögen,  so  können  derartige 
Hilfemittel  und  Wohlthätigkeitsbestrebungen  den  Arbeiter  doch  niemals  die  in 
allen  Fällen  gesicherte  und  festbestimmte  Fürsorge  bieten,  auf  welche  der  deutsche 
Arbeiter  dank  der  staatlichen  Zwangsversicherung  allemal  ein  Recht  hat. 

Der  Bttckgang  der  Summen  in  den  letzten  zwei  Jahren  Ist  zufolge  der  Angaben  haupt- 
sächlich doTch  die  Venninderung  der  öffentlichen  Arbeiten  Yerur&acht.  ^  kommt  aber  weiter 
in  Betracht,  dass  einige  leistungsföhige  (Genossenschaften  auch  begonnen  haben,  mit  den  Privat- 
Unternehmern  bei  Vergebung  der  Arbeiten  mit  höheren  Beträfiren  in  Konkurrenz  zu  treten.  Die 
Tabelle  enthält  aber  nur  die  Eontrakte,  welche,  entsprechend  dem  Gesetz,  bis  zum  Höchstbetrage 
Ton  100000  Lire  mit  den  Genossenschaften  abgeschlossen  sind. 

Die  Gesamtzahl  der  Genossenschaften,  welche  unter  dem  G^etze  Kontrakte  abgeschlossen, 
war  218.  Seit  Annahme  des  Gesetzes  im  Jahre  1889  bis  Ende  1897  wurden  515  Genossenschaften, 
auf  welche  das  Gesetz  Bezug  hat  („Genossenschaften  zur  Warenerzeugung  und  Arbeit"),  als  ge- 
eignet, die  Privilegien  des  Gesetzes  auszunutzen,  bei  den  Präfekten  eingetra^n.  Jedoch  wurde 
die  iäntragung  von  214  Genossenschaften  gelöscht,  in  einigen  Fällen,  weil  die  Genossenschaften 
in  Liquidation  gerieten,  in  anderen,  weil  sie  ihre  Statuten  nicht  befolgten  oder  die  Zwecke  ihrer 
Gründung  nicht  ausführten. 

Ueber  die  Art,  in  welcher  die  Genossenschaften  die  ihnen  übertragene  Arbeit  verrichteten, 
wird  angegeben,  dass  während  des  in  Betracht  kommenden  Zeitraumes  sechs  Kontrakte  (im  Ge- 
samtwerte von  113600  M.)  angehoben  nnd  40  Genossenschaf ten  Strafen  im  Betrage  von  48000  M. 
auferlegt  wurden,  aber  aass  im  allgemeinen  die  Genossenschaften  ihre  Kontrakte  in  zufrieden- 
stellender Weise  ausführten. 

Die  Vorschriften  zur  Ausführung  des  Gesetzes,  betreffend  Abschliessung  öffentlicher  Kon- 
trakte mit  Gewerksgenossenschaften,  sind  dorch  Erlass  vom  9.  Juni  1898  in  gewisser  Hinsicht 
abg^ndert.  Besonders  wird  bemerkt,  dass,  während  die  früheren  Vorschriften  den  kontrakt- 
scMiessenden  Behörden  erlaubten,  für  die  nötigen  Arbeiten  und  Materialien  besondere  Kontrakte 
abznschliessen,  diese  Teilung  jetzt  verboten  ist,  mit  Ausnahme  der  Fälle^  in  welchen  eine  Ver- 
bindung thatröchlich  unthuiSich  wäre.  Femer  ist  vorgesehen,  dass,  soweit  dieses  ausführbar  ist, 
besondere  Kontrakte  ftbr  Arbeiten,  welche  bestimmten  Gewerben  zukommen,  abgeschlossen  werden 
soUen.  V^.  „Korrespondenzblatt  der  Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands,  No.  48, 
8.  Jabrg.,  Hamburg,  28.  November  1898. 


M  Vgl.  Note  2  S.  3. 


Das  Gesetz  vom  17.  Juli  1890,  welches  die  Verhältnisse  der  öffentlichen  Wohlthätigkeits- 
aiistaltein  r^g;eln  sollte,  bestimmt  in  §  1 :  „Als  dem  gegenwärtigen  Gesetz  unterworfene  Wohlthätigkeits- 
anstalten w^en  die  Opere  pie  und  füle  diejenigen  anderen  Stiftungen  betrachtet,  welche  ausschliesslich 
oder  zum  Teil  folgende  Zwecke  verfolgen:  a)  gesunde  oder  kranke  Arme  zu  unterstützen;  b)  Unter- 
richt, Erziehung  oder  Ausbildung  für  einen  Beruf,  ein  Handwerk,  eine  Kunst  zu  gewähren  oder 
in  irgend  einer  anderen  Weise  moralische  und  wirtschaftliche  Förderung  zu  leisten''.  Zur  Kenn- 
zeichnung der  mit  diesem  Gesetz  zu  bekämpfenden  Zustände  mag  darauf  hingewiesen  werden, 
dass  Oispi  zur  Begründung  desselben  im  Senat  u.  a.  erklärte:  „Wir  haben  nur  eine  Absicht: 
das  Patrimonium  der  Enterbten  den  Händen  ungetreuer  Verwalter  zu  entziehen  und  der  Begehr- 
lichkeit der  Verschwender  und  Prasser  zu  entreissen.  Wir  wollen  einfach,  dass  die  beiden 
Milliarden,  die  gegenwärtig  für  kaum  noch  mildtbätig  zu  nennende  Zwecke  vergeudet  werden, 
ihrer  wohlthätigen  Bestimmung  wiedergegeben  werden. **  So  waren  von  135430089  L.,  über 
welche  die  „opere  pie"  derzeit  verfügten,  allein  6012441  L.  für  Kultuszwecke  und  48870441  L. 
für  Verwaltungskosten  verausgabt  worden!  Vgl.  Braun*s  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik,  Berlin  1897,  Bd.  11  S.  744. 
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IL  ünfallTersicherimg. 

L  Cassa  nazionale  di  assicurazione  per  gli  infortnni  deglioperai 
sul  lavoro  (Nationale  Unfallversicherongskasse),  Gesetz  vom  8.  Juli  1883. 
2.  Legge  per  gli  infortuni  degli  operai  sul  lavoro,  del  17  Marzo  1898; 
Unfallversicherangsgesetz  vom  17.  März  1898  (Anlage  2). 

Die  erste  Schöpfung  auf  dem  Gebiet  der  Unfallversicherung  war  die  durch 
das  Gesetz  vom  8.  Juli  1883  eingeführte  Nationalkasse  für  die  Versicherung 
der  Arbeiter  gegen  Betriebsunfälle.  Mittels  dieser  Kasse,  welche  ihre 
Entstehung  einem  zwischen  dem  Minister  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel 
und  den  Vertretern  von  zehn  der  bedeutendsten  Kredit-  und  Sparanstalten  am 
18.  Februar  1883  getroffenen  Abkommen  (Convenzione)  verdankte,  gedachte  man 
den  Unternehmern  eine  billigere  und  den  Arbeitern  eine  ausgiebigere  Deckung 
gegen  Betriebsunfälle  zu  bieten,  als  dies  auf  dem  Boden  des  gemeinen  Bechts 
und  der  bestehenden  Versicherungseinrichtungeu  möglich  war.^)  Das  nur  vier 
Paragraphen  umfassende  Gesetz  bestimmt  die  Verfassung  und  Aufgaben  dieser 
Versicherungskasse  wie  folgt: 

§  1.  Es  wird  hiermit  bestätigt  das  am  18.  Februar  1883  in  Rom  verein- 
barte Abkommen  zwischen. dem  Minister  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel 
und  der  Sparkasse  zu  Mailand,  der  Sparkasse  zu  Turin,  der  Sparkasse  zu  Bologna, 
der  Kasse  Monti  dei  Paschi  zu  Siena,  der  Leihanstalt  und  Sparkasse  zu  G^enua, 
der  Sparkasse  zu  Rom,  der  Sparkasse  zu  Venedig,  der  Sparkasse  zu  Cagliari, 
der  Bank  von  Neapel  und  der  Bank  fSr  Sizilien,  betreffend  die  Gründung  einer 
nationalen  Kasse,  welcher  die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Betriebsunfälle 
obliegt 

§  2.  Die  Regierung  bewilligt  auf  Antrag  der  Kasse  kostenlos  die  Mit- 
wirkung der  Postspai*kassen  beim  Abschluss  der  Versicherungsverträge  und  allen 
damit  zusammenhängenden  Geschäften,  einschliesslich  der  Vereinnahmung  der 
Prämien  und  der  Auszahlung  der  Entschädigungssummen. 

§  3.  Die  Satzungen  der  Kasse,  die  künftigen  Zusatz-  und  Abänderungs- 
bestimmungen, die  Policen,  Register,  Gutachten,  Beglaubigungen  und  andere 
Urkunden,  deren  die  Kasse  oder  ihre  Versicherten  bedürfen,  sind  hinsichtlich  der 
Ausführung  dieses  Gesetzes  frei  von  Stempeln,  Eintragegebühren  und  Regierungs- 
konzessionen. 

§  4.  Die  nationale  Versicherungskasse  unterliegt  nicht  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuchs  über  die  Handelsgesellschaften.^) 

Hiernach  ist  die  Nationale  Unfall- Versicherungskasse,  deren  Verwaltung  der 
Mailänder  Sparkasse  als  der  grössten  und  meistbeteiligten  übertragen  ist,  keine 
staatliche  Anstalt,  sondern  der  Staat  hat  sie  lediglich  als  öffentliche  Anstalt 
anerkannt,  ihr  die  Mitwirkung  der  Postsparkassen  und  Gemeindebehörden  ge- 


^)  Der  am  1.  Januar  1866  in  Kraft  getretene  Oodice  civile  hatte  im  Art.  1151  fg.  lediglich 
die  Vorschriften  des  französischen  Code  civil  (Art  1882  fg.)  über  die  Haftpflicht  übernommen, 
welche  sich  mit  der  fortschreitenden  Entwickelnng  der  Industrie  auch  in  Itiüien  bald  als  ebenso 
unzulänglich  erwiesen  wie  in  den  anderen  Ländern.  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Aus- 
lände«, Berlin  1898,  Verlag  von  A.  Troschel,  Heft  1  (Dänemark),  Heft  2  und  8  (Schweden  und 
Norwegen),  Heft  4  (Frankreich),  Heft  5  (England)  und  meinen  „LeitfMien  zur  Arbetterversicherang 
des  Deutschen  Beiches^,  Berlin  1898,  Verlag  von  A.  Asher  &  Ck>.,  in  den  Abschnitten  „Unfall- 
versicherung^. 

*)  Das  Gesetz  ist  später  ergänzt  und  abgeändert  durch:  l.Kgl.  Dekret  vom  26.Mäiz  1884, 
welches  das  Reglement  und  den  Tarif  zur  Durchfuhrung  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1888  genehmigt; 
2.  Kgl.  Dekret  vom  3.  Juli  1884,  welches  versuchsweise  das  General-Reglement  der  Versicherongs- 
kasse  genehmigt;  3.  £gL  Dekret  vom  1.  September  1884,  welches  die  Beziehungen  zwkchen  wm 
Versicherungskasse  und  den  Postämtern  bezw.  Gemeindebehörden  regelt;  4.  G^esetz  vom  28.  Dezem- 
ber 1886  betr.  Abänderungen  der  nConvenzione  constitutiva  della  Cassa  Nazionale*' ;  5.  KgL  Dekret 
vom  24.  JuU  1887,  welches  solche  Abänderungen  genehmigt;  6.  KgL  Dekret  rom  22.  Novemb«r 
1888,  welches  weitere  Abänderungen  der  Konvention  und  des  Reglements  vom  8.  Juli  1884  ge- 
nehmigt; 7.  K^  Dekret  vom  29.  Dezember  1888,  wodurch  das  Prämien-Reglement  und  die  Tanle 
der  ^Gassa  Nadonala^  erneut  genehmigt  werden.  Vgl.  Bellom,  Les  lois  d'assuranoe  oavridrs 
ä  r^tranger,  Paris  1896,  Tome  11  p.  1050-1098. 
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Stattet,  sie  mit  flskaUschen  Vorrechten  ausgestattet  und  mittels  königlicher  Dekrete^) 
ihre  innere  Einrichtung  und  die  Normen  f&r  ihre  Thätigkeit  bestätigt;  im  Übrigen 
blieb  sie  in  ihrer  Verwaltung  vollkommen  frei  und  die  Versichemng  seitens  der 
Unternehmer  und  Arbeiter  war  eine  lediglich  freiwillige  —  den  Versicherangs« 
zwang  hatte  man  im  Oegensatz  znr  deutschen  Gesetzgebung  als  dem  italienischen 
Volkscharakter  wiedersprechend,  auch  volkswirtschafüich  bedenklich,  abgelehnt 
Die  oberste  Leitung  der  Kasse  ist  einem  Oberrat  (Consiglio  superiore)  anvertraut, 
wdcher  aus  dem  Verwaltungsausschuss  der  Mailänder  Sparkasse  und  je  einem 
Vertreter  der  übrigen  Grftndungsinstitute  besteht,  und  der  Kegierung  ist  ausser  d^ 
Genehmigung  der  Eegulative  und  der  alle  5  Jalu*e  zu  revidierenden  Tarife  keine 
sonstige  Einwirkung  gestattet  Die  Kasse  wirkte  d^ngemäss  wie  die  gewöhn- 
liche Versicherungsgesellschaften,  konnte  aber  viel  gflnstigere  Tarife  als  diese 
gewähren,  da  die  Gründungsinstitute  auf  jeden  Untemehmungsgewinn  verzichteten 
und  die  Verwaltungskosten  bei  der  unentgeltlichen  Mitwirkung  der  Post-  und 
Gemeindebehörden  und  der   weitgehenden  Gebührenfreiheit  nur  gering  waren. 

Die  Gründungsinstitute  hatten  einen  Garantiefonds  von  insgesamt  1^/,  MilL 
Idre*)  gebildet,  welcher  aus  den  Ueberschüssen  der  Kasse  zurückgezahlt  werden 
sollte,  nachdem  aus  denselben  ein  Reservefonds  von  500  000  Lire  geschaffen  sein 
würde.  Die  Betriebsmittel  der  Kasse  bestehen  aus  den  Versicherung^rämien, 
den  Zinserträgen  der  Kapitalanlagen,  aus  Vermächtnissen,  Schenkungen  und 
sonstigen  Zuwendungen. 

Die  Kasse  bezweckt  die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Betriebsunfälle, 
welche  den  Tod,  völlige  oder  teilweise  InviJidität  (dauernde  Erwerbsunfähigkeit) 
oder  vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr  als  vier  Wochen  (seit  Dekret  vom 
24.  Juli  1887 :  5  Tagen)^  zur  Folge  haben,  und  lässt  drei  Formen  der  Versicherung  zu : 

a)  Individual-Versicherung,  von  einzelnen  Arbeitern  für  ihre  eigene 
Person  abgeschlossen; 

b)  einfache  Kollektiv-Versicherung,  abgeschlossen  von  Unternehmern, 
Unterstützungskassen  (Societä  di  mutuo  soccorso)  oder  sonstigen  Unternehmungen 
und  Verwaltungen  zu  Gunsten  des  ganzen  Personals; 

c)  kombinierte  Kollektiv-Versicherung,  abgeschlossen  von  Unterneh- 
mern wie  zu  b)  und  ausserdem  zur  eigenen  Deckung  gegen  civilrechtliche  Ent- 
schädigungsansprüche. 


^)  Vgl.  Parlamentsakten  der  Deputiertenkammer,  15.  Legislaturperiode,  1.  Session  1882  bis 

1883,  Drucksache  No.  74  S.  3. 

*)  Zu  diesem  Fonds  hatten  die  einzelnen  Institute  wie  folgt  beigetragen:  Mailand  625000  L.; 
Neapd  200000  L.;  Rom,  Bologna,  Turin,  Siena,  Sizilien  je  100000  L  ;  Qenua  75r000  L.;  Venedig 
und  Cagliari  je  50000  L. 

')  Die  ursprüngliche  Festsetzung  der  Wartezeit  auf  4  Wochen  war  in  der  Voraussetzung 
geschehen,  dass  die  Arbeiter-HiLkvereine  für  die  ersten  4  Wochen  eintreten  sollten.  Dadurch 
waren  aber  gerade  die  leichteren  und  häufigsten  Unfälle,  deren  Ftb^orge  den  Arbeitern  am  Nächsten 
liegt,  Ton  der  Versicherung  ausgeschlossen,  während  die  durch  diese  gedeckten  schwereren  ünföUe 
ihnen  weniger  im  Bereich  der  Möglichkeit  zu  Hegen  scheinen.  Um  daher  die  Kasse  den  Arbeitern 
zugänglicher  zu  machen,  wurde  seit  1887  die  Wartezeit  auf  5  Tage  beschränkt,  so  dass  die  Ver- 
sicherung der  Kasse  kaum  noch  10  ^/o  aller  Unfälle  ungedeckt  liess.  So  betrugen  nach  der  ersten 
zdinjähi^en  Statistik  (1884—1893)  der  Kasse  die  Unfälle  mit  Arbeitsunfähigkeit  bis  zu: 

5T&gen  8,47% 

10  „  27,92% 

15  „  49,20% 

20  „  64,64% 

25  „  73,95% 

30  „  80,73% 

90  „  97,60  % 

aller  UnfiUle.  Vgl.  BeUom  a.  a.  0.,  p.  1050-1098;  Congrte  international  des  accidents  du  travail 
et  des  assnrances  sociales,  4*  Session  tenue  &  Bruxelles  du  26  au  31  juillet  1897,  Bruxelles  1897, 
p.  599-622,  et  8*  Session  tenue  ä  Milan  du  1  an  6  octobre  1894,  Milan  1894,  Tome  I  p.  915-936, 
bezw.  die  daselbst  (S.  932)  angezogenen  Ministerial-Rundschreiben  vom  17.  Juli  1883  und  11.  April 

1884,  welche  die  Arbeiter-Hilfsyereine  unter  Hinweis  auf  die  ihnen  für  KollektiyTersicherungen 
bei  der  Nationalkasse  gewährten  Vergünstigungen  zu  Mittlem  zwischen  den  Arbeiterkreisen  and 
der  Kasse  zu  machen  Yersuchten. 
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Versichert  werden  können  alle  in  Italien  wohnhaften  Personen,  welche  das 
10.  Lebenfijjahr  erreicht  haben  nnd  Lohnarbeiten  verrichten. 

Jede  der  darin  bezeichneten  Arten  der  Versichemng  wird  anf  Omnd  eines  beson- 
deren (vom  Verwaltnngsansschnss  vorgeschlagenen  nnd  von  dem  Oberrat  nnd  der 
Bc^enmg  genehmigten)  Tarife  abgeschlossen,  welcher  die  Prämien  nach  Hassgabe 
der  Ge&hr,  der  die  Arbeiter  ansg^tzt  sind^  nnd  im  Verhältnis  znr  versicherten 
Entschädigung  bestimmt  Die  Versicherung  wird  auf  besonderen  Antrag  gewährt, 
in  welchem  die  Betriebsart,  die  Zahl  der  zu  versichernden  Personen  nebst  deren 
Jahreslohn  nnd  alle  sonst  eiforderlichen  Aufklärungen  anzugeben  sind.  Die 
normale  Dauer  der  Versicherung  ist  ein  Jahr,  doch  kann  sie  in  Ausnahmefällen 
bis  auf  5  Jahre  ausgedehnt  werden;  wegen  Eintritts  wesentlicher  Veränderungen 
oder,  wenn  der  Versicherte  den  vertragmässigen  Bestimmungen  zuwiderhandelt, 
kann  die  Police  vor  ihrem  Ablauf  annulliert  werden.  Für  den  Betrieb  der 
Kasse  bestehen  10  Bezirke  mit  dem  Sitz  dieser  Verwaltungsstellen  bei  den 
Orflndungsinstituten  (Centrale  in  Hailand).  Jede  Bezirksstelle  ist  ermächtigt, 
für  den  eigenen  Bezirk  Policen  auszustellen,  und  an  sie  sind  die  Versicherungs- 
anträge zu  richten,  doch  können  diese  auch  durch  Vermittelung  der  Filialen  der 
betreffenden  Institute  oder  der  Post-  und  Gemeindebehörden  eingereicht  werden. 
Der  Versicherte  hat  den  Unfall  binnen  24  Stunden  anzuzeigen  und  innerhalb  der 
nächsten  5  Tage  die  näheren  Einzelheiten  des  Vorgangs  bekannt  zu  geben.  Die 
Entschädigungen  werden  regelmässig  in  Form  einmaliger  Eapitalabfindung 
gewährt,  können  aber  auf  Verlangen  der  Entschädigungsberechtigten  auch  in 
eine  zeitliche  oder  lebenslängliche  Rente  verwandelt  werden;  sie  umfassen  die 
FäUe  der  Tötung,  der  gänzlichen  oder  teilweisen  Invalidität  (dauernde  Erwerbs- 
unfähigkeit) und  der  vorübergehenden  Erwerbsunfähigkeit  (s.  oben). 

Es  wird  gewährt:  1.  im  Todesfall  die  ganze  in  der  Police  eingetragene 
Summe,  jedoch  nicht  mehr  als  10000  L.;  2.  bei  völliger  Invalidität  der  volle 
Betrag  wie  im  Todesfall;  3.  bei  teilweiser  Invalidität  eine  Summe  im  Verhältnis 
zur  Schweife  der  Verletzung  und  zu  der  für  den  Fall  völliger  Invalidität  ver- 
sicherten Summe;  4.  bei  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  ein  in  der  Police 
festgesetztes  Tagegeld  bis  zur  längsten  Dauer  von  360  Tagen.  Gewöhnlich 
beti^gt  die  für  den  Fall  der  Tötung  oder  völliger  Invalidität  versicherte  Summe 
gegen  1000  L.  und  das  Tagegeld  bei  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  1  L. 

Die  bisherigen  Erfolge  der  Nationalen  ünfallversichemngskasse  sind  trotz 
aller  Begünstigungen  seitens  der  Regierung  und  der  Patronate^)  hinter  den  ge- 
hegten Erwartungen  weit  zurückgeblieben  und,  wie  die  nachstehende  Statistik 
(S.  15)  ergiebt,  geradezu  verschwindende. 

Der  Grund  für  diesen  Misserfolg  wird  wie  bei  der  ähnlichen  französischen 
Nationalen  Ünfallversichemngskasse*)  vornehmlich  darin  zu  suchen  sein,  dassdie 
Versicherung  hier  wie  dort  eine  l^iglich  freiwillige  ist,  und  dass  bei  einem 
solchen  System  erfahrungsgemäss  gerade  die  zahlreichsten  und  der  Versicherung 
am  meisten  bedürftigen  Arbeiterkreise  stets  ungedeckt  bleiben. 

2.  Das  Unfallversicherungsgesetz  vom  17.  März  1898  (Legge  per 
gli  infortuni  degli  operai  sul  lavoro,  del  17  Marzo  1898,  N.  80),  welches  mit 


^)  Solche  WohlfahrtSYereine,  welche  zn  Gunsten  der  Arbeiter  die  ünfallfttrsorice  durch  Rat 
und  That  zu  fördern  suchen,  bestehen  in  yerschiedenen  Städten,  so  besonders  in  Mailand,  dem 
Mittelpunkt  der  oberitalienischen  Lidustrie:  1.  Das  „Patronat  für  Veisichening  und  ünterstdtzung 
bei  UnfiUlen',  welches  durch  Verordnung  yom  11. September  1883  die  Eorporationsrechte  erhielt; 

2.  die  im  Anschluss  an  den  8.  Internationalen  UnfaU-Eongress  in  Mailand  (1.— 6.  Oktober  1894) 
und  nach  dem  Vorbilde  der  bekannten  MOlhausener  „Qesellschaft  zur  Verhütung  yon  Fabrik- 
unfimen"  begründete  Associazione  degli  industriali  dltalia  per  prevenire  gli  infortuni  del  lavoro; 

3.  die  ein  Jahr  später  begründete  A^ciazione  per  Tassistenza  medica  negF  infortoni  del  lavoro. 
VgL  Atti  della  Cassa  Nazionale  di  assicurazione  per  gli  infortuni  degli  operai  sul  lavoro  (Bilancio 
consontivo  del  1896),  Milano  1898,  p.  34-36;  Congrto  international  etc.  k  Milan  da  1  an  6  octobre 
1894,  Tome  I  p.  903-914  (Patronats  pour  les  acadents  du  travail)  et  ä  Bmxelles  du  26—81  jniUet 
1897:  L'oeuvre  da  „Patronato  d'assicurazione  e  soccorso  per  gli  infortuni  del  lavoro**  de  Milan, 
1883-1897,  Milan  1897;  Conrad's  Handwdrterbuch  der  Staatswissenschaften,  2.  Aufl.,  Jena  1898. 
Bd.  1  S.  685,  bezw.  1.  Aufl.,  Jena  1890,  Bd.  1  S.  578  fg. 

•)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande*,  Berlin  1898,  Heft  IV  (Prankreich) 
8.  28  fg. 
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Ergebnisse  der  Nationalen  Unfkllversicheningskasse  von  1884—1897.^) 


Versicherte  Entschädigung 

T^V_ 

Tianfende 

Versicherte 

Jährliche  . 

An- 

Vorttber- 

Jahr 

Policen 

Arbeiter 

Pränie 

geseigte 
UnfäUe 

Tod 

Völlige 
InyaUdit&t 

gehende 

Erwerbs- 

unföhigkeit 

L. 

L.       L. 

L. 

1884 

50 

448 

1015 

_ 

2858600  ' 

888 

1885 

852 

12  987 

87  790 

70 

18687487 

7^85 

1886 

801 

81295 

130507 

696 

87  092  738 

80570 

1887 

1415 

45  251 

173817 

1525 

48908  519 

40182 

1888 

2058 

65185 

261180 

8  563 

72  397  841 

68924 

1889 

1991 

86  871 

833214 

4  898 

95  965  845 

98  808 

1890 

2658 

101041 

442192 

5  508 

108  212478 

108227 

1891 

2694 

107  880 

453274 

5  928 

118  214058 

117  481 

1892 

2845 

112  293 

459  848 

6020 

128111989 

128154 

1898 

2885 

120274 

466  946 

7  320 

149022661 

131854 

1894 

3170 

129288 

506070 

7  991 

148 131 081 

189196 

1899 

8678 

142858 

547  580 

8  787 

178824  775 

162 196 

1896 

8894 

158071 

589058 

10  269 

197  0494611197  005  461 
187  273145 

174688 

1897 

4311 

162855 

669  918 

12  619 

171258 

dem  1.  Oktober  1898  in  Kraft  getreten  ist  nnd  die  Unfallversicherong  auf 
neuer  Gnindlage  zn  regeln  sucht,  hat  —  ähnlich  wie  das  in  demselben  Jahr 
ergangene  französische  ünfallversicherungsgesetz  (vom  9.  April  1898)^  —  eine 
&st  zwanzigjährige  Vorgeschichte. 

Da  die  B^mmungen  des  Codice  civile  (Art  1151%.)  Aber  die  Haft- 
pflicht sich  für  die  in  der  modernen  Industrie  verunglfickten  Arbeiter  alsbald 
ebenso  unwirksam  zeigten*)  wie  die  gleichartigen  gemeinrechtlichen  Bestimmungen 
in  anderen  Staaten,  d.  h.  kaum  ein  Zehntel  aller  Betriebsunfälle  zu  einer  ord- 
nungsmässigen  Eotschädigung  gelangen  liessen/)  so  wurde  bereits  in  den  Jahren 
1879  und  1880  durch  verschiedene  parlamentarische  Anträge  (der  Abgeordneten 
Pericoli  vom  17.  März  1879;  Minghetti,  Luzzatti,  ViUari  u.  Sonnino  vom  9.  Juni  1880) 
auf  eine  Erwdterung  der  Haftpflicht  nach  Art  des  deutschen  Haftpflichtgesetzes 
vom  7.  Juni  1871*)  hinzuwirken  versucht,  jedoch  kamen  diese  Anträge  wegen 
Sessionsschlusses  nicht  zur  Verhandlung.  Es  folgte  dann  eine  ganze  Beihe  von 
Begierungsentwarfen  (B^ti-Zanardelli  28.  Juni  1881  und  19.  Februar  1883, 
Orimaldi  17.  Juni  1885,  Miceli  8.  Februai*  1890,  Chimirri  13.  April  1891,  Lacava 
1.  Dezember  1892,  Barazzuoli  13.  Juni  1895  und  Quicdardini  13.  April  1897), 
welche  die  verschiedenen  Entwickelungsstufen  von  der  lediglich  persönlichen 
zur  erweiterten  Haftpflicht  des  Betriebsuntemehmers  und  Umkehrung  der  Be- 
weislast zu  Qunsten  der  verunglückten  Arbeiter,  zur  Anerkennung  einer  besonderen 
Betriebsgefahr  (rischio  professionale)  und  des  Entschädigungszwanges  zu  Qunsten 
der  Verletzten  nach  gesetzlich  festgesetzten  Normen,  zum  Versicherungszwang 


*)  Vgl  Atti  della  Cassa  Nasionale  etc.,  Milanol898,  Büaiicio  consuntivo  del  1897  p.  66-67, 
77-78  e  del  1896  p.  54-55,  sowie  BoUetin  da  Comit6  permanent  etc.,  Paris  1895,  Tome  VI  p.  208-218, 
544-546,  und  Bellom,  .Les  lois  d'assuiance  ouyriöre  k  T^tranger'',  Paris  1896,  Tome  n  p.  1089-1098, 
wonach  die  Nationale  UnfaUversicheningskasse  im  eisten  Jahnsehnt  (vom  19.  Augnst  1884  bis 
81.  December  1893)  im  Gänsen  nur  18  660  Policen  über  726  098  versicherte  Arbeiter  ausgegeben 
nnd  auf  85  513  angemeldete  Unfälle  2 120219  L.  88  C.  an  Entschädigungen  ausgesahlt  hat;  die 
durchschnittlidie  Jahrespffftmie  pro  Arbeiter  betrug  8,7  L.,  also  rund  1  cSnt  pro  Arbeitstag. 

*)  VgL  meine  „Arbeiterveisicherung  im  Auslände",  Berlin  1898,  Heft  IV  (Frankreich), 
8.38  fg.  und  78  fg. 

*)  Vgl.  Ck)nrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  2.  Aufl.,  Jena  1898,  Bd.  1 S.  669fg., 
und  Ferraris,  „Gli  infortuni  sul  layoro  e  la  legge"  (Belasione  al  Consiglio  della  Proyidensa,  S^- 
sione  del  1897),  Boma  1897,  p.  86  e  segg. 

*)  VgL  meine  „Axbeiterversicherung  imAusknde",  Berlin  1898/99  (Verlag  von  A.Troschel): 
Heft  I  (D&nemark)  S.  7  fg.,  H^  n/m  (Schweden-Norwegen)  8.  3  u.  70  fg.,  Heft  IV  (Frankreich) 
S.  38  fg.,  Heft  V  (England)  S.  16  fg. 

*)  VgL  meinen  „Leitfaden  sur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reiches',  Berlin  1898, 
(Verlag  von  A.  Asher  &  Co.,  3.  Hunderttausend;  Partiepreis  10  Pf.)  S.  9. 
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gegen  die  Unternehmer  behn&  Decknng  dieses  Eisikos  (bei  freier  Wahl  der  Ver- 
sicherungsanstalt) und  endlich  zur  Zwangsversichenmg  nach  deutschem  Vorbild 
deutlich  erkennen  liessen. 

Die  Entwürfe  bis  zum  Jahre  1885  ti'ugen  noch  den  Stempel  der  ersten 
Phase  ^)  —  Ausdehnung  der  Haftpflicht  des  Unternehmers  auf  Verschulden  seiner 
Angestellten  und  Umkehrung  der  Beweislast  zu  Gunsten  des  Verletzten  — ,  blieben 
aber  ohne  Erfolg,  da  sie  teils  wegen  Sessionsschlusses  nicht  zur  Verhandlung 
gelangten,  teils  vom  Senat  abgelehnt  wurden;  soweit  die  Entwflrfe  an  parlamen- 
tarische Kommissionen  verwiesen  waren,  hatten  diese  sich  grundsätzlich  gegen 
die  ümkehrung  der  Beweislast  ausgesprochen,  weil  die  Betriebsuntemehmer  aus- 
weislich der  Statistik  nur  an  lO^L  der  Unfälle  schuld  seien,  es  mithin  unbUlig 
wäre,  ihnen  für  die  übrigen  OO^o  den  Gegenbeweis  aufbürden  zu  wollen,  und 
hieraus  eine  Unmenge  von  Prozessen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnelunem 
zu  befürchten  wäre,  obwohl  man  den  Konflikten  zwischen  beiden  gerade  yor- 
beugen  wollte. 

Inzwischen  war  das  deutsche  UnfaUversicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884 
in  Kraft  getreten  und  hatte,  wie  in  anderen  Ländern,  so  auch  in  Italien  neue 
Auffassungen  zur  Geltung  gebracht^  Man  überzeugte  sich  davon,  dass  auf  den 
bisher  betretenen  Wegen  eine  befriedigende  L(ysung  nicht  zu  erlangen  sei,  weil 
bei  Festhaltung  der  persönlichen  Haftpflicht  des  Betriebsuntemehmers  die  über- 
grosse Mehrheit  der  Betriebsunfälle  nach  wie  vor  unentschädigt  bleiben  würde, 
und  so  bekannte  man  sich  allmählich  zu  dem  der  deutschen  Gesetzgebung  zu 
Grunde  liegenden  Prinzip,  alle  durch  die  Industrie  hervorgerufenen  Un- 
fälle auch  dieser  zur  Last  zu  legen,  d.h.  von  dem  vergeblichen  Versuche, 
das  ausschliessliche  Verschulden  einer  bestimmten  Persönlichkeit  für  einen  Betriebs- 
unfall im  modernen  Gewerbebetriebe  feststellen  zu  wollen,  grundsätzlich  abzusehen 
und  die  mit  den  Industriebetrieben  naturgemäss  verbundenen  Unfälle  demgemäss 
nicht  den  einzelnen  Unternehmern,  sondern  der  Gesamtheit  dieser  als  einen  Teil 
der  Produktionskosten  aufzubürden.  Damit  gelangte,  wie  auch  in  Frankreich 
die  Theorie  des  sogenannten  rischio  professionale  (risque  professionnel)  zum  Durch- 
bruch und  seitdem  beherrschte  dieser  Grundgedanke  einer  dem  modernen  Ge- 
werbebetriebe eigentümlichen  Berufsgefahr  und  der  daraus  abgeleiteten  sozialen 
Pflicht  der  Betriebsuntemehmer  sowohl  zur  Unfallverhütung  wie  zur  Un&U- 
entschädigung  alle  weiteren  Gesetzentwürfe. 

So  hatten  die  vergeblichen  Versuche,  ein  G^etz  über  die  erweiterte  Haft- 
pflicht zustande  zu  bringen  und  die  überaus  geringin  Fortschritte  der  Nationalen 
Unfall  Versicherungskasse  (s.  oben  Ziffer  1)  bereits  im  Jahre  1889  den  Handels- 
minister Miceli  bewogen,  den  als  Kenner  des  Arbeiterversicherungswesens  besonders 
geschätzten  Professor  Carlo  Ferraris  in  Padua  zu  beauftragen,  der  Central- 
kommission  für  Hilfs-  und  Sparanstalten  ^  einen  Bericht  über  die  Frage  der 
Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Betriebsunftlle  zu  erstatten.*)  Als  die  einzig 
richtige  Lösung  dieser  Frage  schlug  Ferraris  die  Einführung  der  Zwangs- 
versicherung vor  und,  nachdem  die  Kommission  diesen  Vorschlag  wenn  auch 
nach  heftigen  Debatten  im  November  1889  angenommen  hatte,  wurde  am 
8.  Februar  1890  der  erste  auf  diesen  neuen  Grundlagen  ausgearbeitete  Gesetz- 


^)  Vgl.  hierzu  die  Abhandlung  ^»l^tat  des  travaux  l^gislatifs  en  Italie  pour  la  protection 
des  ouYiiers  et  Tassarance  contre  les  accidents  du  travail^  von  Dr.  Y.  Magaldi-Bom  (Congrte 
international  des  accidents  du  trayail  et  des  assnrances  sociales,  8*  session  tenue  k  Milan  du  1  au 
6  Octobre  1894,  Tome  I  p.  561-619;  4*  session  tenue  k  BruxeUes  du  26  au  81  jaiUet  1897,  p.  549-581, 
943-952). 

*)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande**,  a.  a.  0.  (Note  4  8.  15)  und  Ooniad's 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  2.  Aufl.  Jena  1898,  Bd.  1  S.  672  £g.,  sowie  S.  584  £g.  der 
in  Note  1  angezogenen  Abhandlung. 

")  Seit  1894  führt  diese  Kommission  den  Titel:  Consiglio  della  Previdenza;  sie  besteht  a«s 
14  auf  4  Jahre  durch  Kgl.  Dekret  ernannten  Mitgliedern  und  8  Direktoren  (der  Statistik,  der 
Hilfs-  und  Sparanstalten,  des  Gewerbes  und  Handels)  im  Ministerium  für  Ackerbau,  Lidustrie 
und  Handel 

^)  Vgl.  Ferraris  „L'assicurazione  obbligatoria  e  la  responsabilitÄ  dei  padroni  ed  imprenditori 
per  gli  infortnni  sul  lavoro,  2  ediz.,  Borna  1890. 
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entwarf  ^)  dem  Parlament  vorgelegt.  Der  Gesetzentwurf  gelangte  in  eine  Kommission, 
in  welcher  der  frühere  Minister  Lnzzatti  das  System  der  freien  Versicherung  als 
ein  dem  Qeiste  der  romanischen  Völker  kongenialeres  aufe  wärmste  yerteicUgte; 
gleichwohl  bekannte  sich  die  Kommission  in  ihrem  von  dem  späteren  Minister 
Ghimirri  verfassten  Bericht*)  vom  7.  Juni  1890  einmütig  zu  dem  Ginndsatz  der 
Zwangsversicherung,  und  auf  diesem  basierte  auch  der  nach  Auflösung  der  Kammer 
von  Ghimirri  selbst  (als  Nachfolger  des  Ministers  Miceli)  am  13.  April  1891 
eingebrachte  Gesetzentwurf,  welcher  nach  einigen  Abänderungen  am  3.  März  1892 
die  Zustimmung  des  Senats  erhielt,  am  26.  desselben  Monats  der  Deputierten- 
kammer zuging,  aber  wegen  Schliessung  der  Parlamentssession  nicht  weiter  zur 
Beratung  kam.^  Am  1.  Dezember  1892  folgte  dann  ein  im  wesentlichen  den 
Vorschlägen  Miceli's  und  Chimirri's  entsprechender  Entwuif  des  Ministers  Lacava, 
welcher  von  der  Kommission  der  Deputiertenkammer  am  5.  Mai  1893  angenommen 
wurde,  aber  wegen  Sessionsschlusses  ebenfalls  nicht  zur  Verabschiedung  gelangte.^) 
Erst  am  13.  Juni  1895  legte  Barazzuoli,  Handelsminister  im  Ministerium  Crispi, 
einen  weiteren  Gesetzentwurf  vor,  der  sich  ebenfalls  ziemlich  eng  an  die  früheren 
Vorlagen  anschloss  und  wie  diese  auf  dem  Grundsatz  der  staatlichen  Zwangs- 
versicherung aufgebaut  war.  Dieser  Entwurf  wurde  am  27.  Mai  1896  von  der 
Deputiertenkammer  mit  136  gegen  83  Stimmen  angenommen,  aber  vom  Senat 
am  16.  Dezember  1896  unter  plötzlicher  Wiederaufstellung  eines  auf  die  persön- 
liche Haftpflicht  zurückkommenden  Gesetzentwurfs  abgelehnt  und  bei  dieser 
gegensätzlichen  Haltung  beider  Häuser  am  18.  Dezember  1896  von  der  Regierung 
zurückgezogen.^)  Das  wechselreiche  Schicksal  dieses  Entwurfs,  der  im  wesentlichen 
die  Grundlagen  für  das  gegenwärtige  Unfallversicherungsgesetz  abgegeben  hat, 
ist  von  Ferraris  in  einem  anderweiten  an  den  „Versicherungsbeirat"  erstatteten 
Bericht*)  eingehend  behandelt  worden. 

Nach  diesem  Bericht,  welcher  bemerkenswerte  Aufschlüsse  über  die  aus- 
ländische Beurteilung  und  Verwertung  der  deutschen  Arbeiterversicherung  giebt, 
war  im  Verlauf  der  Kammerverhandlungen  in  beiden  Häusern  die  Befürchtung 
laut  geworden,  dass  die  Zwangsversicherung  einerseits  die  Industrie  zu  sehr 
belasten,  andererseits  den  verunglückten  Arbeiter  im  Vergleich  zu  der  sehr  weit- 
gehenden Bechtsprechung  in  Haftpflichtprozessen  schlechter  stellen  würde,  und 
dass  daher  eine  weitere  Ausdehnung  der  persönlichen  Haftpflicht  für  beide  Teile, 
Unternehmer  wie  Arbeiter,  vorteilhafter  erscheine  und  darüber  hinaus  die  ergänzende 
Fürsorge  der  freien  Initiative  und  Assoziation  der  Beteiligten  zu  überlassen  sei; 
von  der  Einfuhrung  der  Zwangsversicherung  befürchtete  man  im  Gegenteil  gerade 
eine  Abschwächung  des  beiderseitigen  Verantwortlichkeitsgefühls  und  demgemäss 
eine  erhebliche  Vermehrung  der  Unfälle  und  der  Entschädigungsstreitigkeiten  — 
alles  Einwendungen,  welche  auch  in  den  französischen  und  englischen 
Parlamentsverhandlungen  über  die  dortigen  Unfallversicberungs-Gesetzeutwürfe 
stets  wiederkehrten.') 

Der  Berichterstatter  hat  an  der  Hand  der  praktischen  Erfahrungen,  welche 
man  einerseits  mit  der  Zwangsversicherung  in  Deutschland  und  Oesterreich, 
andererseits  mit  den  Haftpflichtgesetzen  in  diesen  und  anderen  Ländern  gemacht 
hat,  diese  Einwendungen  eingehend  widerlegt. 

*)  Erläutert  und  übersetzt  von  E.  Gruner-Paris  im  Bulletin  du  ComM  permanent  du  Con- 
gr^  international  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales,  Paris  1890,  Tome  I 
p.  12-22. 

*)  Vffl.  BnUetin  du  Comit6  permanent  etc.,  Paris  1890,  Tome  I  p.  420-430. 

')  Eriäutert  und  übersetzt  von  R  Gruner-Paris  im  Bulletin  du  Comit6  permanent  etc.,  Paris 
1891/92,  Tome  n  p.  294-303  et  Tome  IH  p.  4-21,  227-232. 

*)  YgL  die  deutschen  bezw.  französischen  Uebersetzungen  der  Gesetz-Entwürfe  vom  1.  De- 
zember 1892  und  5.  Mai  1893  bei  Bödiker  „Die  Arbeiteryersichenmg  in  den  europäischen  Staaten"*, 
J^ipog  1895,  S.  295—308,  bezw.  yon  E.  Gruner-Paris  im  BuUetin  da  Comit^  permanent  etc.,  Paris 
1894,  Tome  V  p.  2-17. 

^)  Erläutert  und  ttbersetzt  von  E.  Gruner-Paris  im  Bulletin  du  Comit^  permanent  etc.,  Paris 
1895/96.  Tome  VI  p.  433-444  et  Tome  YII  p.  505-508.  Ygl  auch  Atti  parlamentari  (Senate  del 
R^o),  Legislatura  XIX  1*  sessione  1895-96,  documenti  m,  161,  161A,  161B. 

•)  VgL  Ferraris  „Gli  infortnni  sul  lavoro  e  la  legge,  2  ediz.,  Verona-Padova  1897. 

')  Vgl.  Note  4  S.  15. 
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Zunächst  wird  unter  Hinweis  auf  die  bisherigen  Versicherungsbestrebungen 
der  deutschen  Gewerkschaften  und  Hilfekassen,  der  englischen  Trade  Unions  und 
Friendly  Societies,  der  französischen  Syndicats  professionnels  und  Soci6t6s  de 
secours  mutuels,  der  italienischen  Associazioni  operaie  und  Societä,  di  mutuo  soccorso 
dargethan,  dass  dieselben  nennenswerte  Erfolge  nur  für  die  mehr  vorüber- 
gehenden undleichteren  Versicherungsfälle  (durch  Gewährung  von  Kranken- 
geld, Begräbnisbeihülfe,  Wöchnerinnen-  bezw.  Familienunterstützung,  Reisegeld- 
zuschuss  beim  Wechsel  der  Arbeitsstelle  u.  s.  w.)  aufzuweisen  haben,  dass  dagegen 
weitergehende  Bestrebungen  stets  an  der  Unzulänglichkeit  der  Mittel  und  dem 
Mangel  versicherungstechnischer  Grundlagen  gescheitert  sind.  Die  von  den  Unter- 
nehmern ihrerseits  ins  Leben  gerufenen  Versicherungskassen  beträfen  aber  immer 
nur  einen  verschwindend  kleinen  Bruchteil  der  Arbeiter,  ohne  selbst  diesen  ihres 
„Wohlthätigkeits"-Charakters  halber  befriedigen  zu  können.  Wie  wenig  auf 
diesen  Wegen  auch  in  Italien  bisher  zu  erreichen  gewesen  sei,  ergebe  sich  schon 
daraus,  dass  trotz  der  zahlreichen  milden  Stiftungen  im  Lande*)  das  Armenbudget 
jährlich  weit  über  20  Millionen  Lire  betrage. 

Durchgreifende  Erfolge  biete  nur  die  staatliche  Zwangsversicherung. 
Sie  erfasse  alle  versicherungsbedurftigen  Kreise  der  Bevölkerung,  verbillige  ver- 
möge der  Ausgleichung  der  Risiken  die  Prämien  bezw.  durch  Fortfall  der  Acqui- 
sitionskosten  und  Dividenden  die  geschäftlichen  Unkosten,  ermögliche  deshalb  die 
Ausdehnung  der  Wohlthaten  der  Versicherung  auch  auf  wirtschaftlich  schwächere 
Erwerbskreise,  welche  bisher  gerade  davon  ausgeschlossen  blieben,  und  gewähre 
den  Versicherten  selbst  für  die  gesetzlich  festgelegten  Entschädigungsansprüche 
eine  unbedingte  Sicherheit.  Insbesondere  habe  die  Zwangsversicherung  auf  dem 
Gebiet  der  Unfallversicherung  den  Vorzug,  dass  sie  in  den  einzelnen  Industrien 
die  Unternehmer  gleichmässig  belaste,  also  einerseits  für  die  Arbeiter  eine  mittel- 
bare Lohnerhöhung  zu  Gunsten  der  Versicherungsdeckung,  andererseits  für  die 
Unternehmer  einen  Produktionsaufechlag  bedeute,  welchen  diese  in  der  Regel 
durch  erhöhte  Warenpreise  auf  die  Konsumenten  abwälzten.  Endlich  habe  die 
Zwangsversicherung  noch  den  weiteren  Vorzug,  beide  Teile,  Unternehmer  und 
Arbeiter,  in  gemeinsamer  Arbeit  sozial  einander  zu  nähern,  während  das  Haft- 
pflichtrecht sie  im  Kampf  um  das  Entschädigungsrecht  als  Gegner  einander 
gegenübei-stelle. 

Das  Haftpflichtrecht  sei  überdies  ganz  unzulänglich,  weil  es  die  über- 
grosse Mehrheit  aller  Unfälle  (bei  Zufall,  höherer  Gewalt,  Schuld  der  Mitarbeiter, 
Selbstschuld  der  Verletzten)  —  nach  der  deutschen  Unfallstatistik  vom  Jahre  1887 
rund  80®L  sämtlicher  Betriebsunfälle!^)  —  überhaupt  nicht  treffe  und  in  den 
wenigen  übrig  bleibenden  Fällen  die  Entschädigung  von  dem  ungewissen  Ausgange 
eines  kostspieligen,  langwierigen  und  verbitternden  Prozesses  abhängig  und  bei 
Zahlungsunfähigkeit  des  Haftpflichtigen  ganz  hinfällig  mache.  So  habe  z.  B.  das 
reiche  England  unter  der  Herrschaft  des  Haftpflichtrechts  im  Jahre  1894 
an  Unfallentschädigungen  ganze  —  283  575  Lire  aufgewendet,  während  in 
Deutschland  in  demselben  Jahre  55  852170  Lire  für  die  gleichen  Zwecke  ver- 
aasgabt worden  seien. 

Wenn  nun  der  italienische  Senat  in  seinem  Gegenentwurf  den  Grundsatz 
des  sogenannten  risque  professionnel  anerkenne,  d.  h.  dass  alle  Betriebsunfälle 
als  unvermeidlicher  Ausfluss  der  modernen  Industrie  von  dieser  zu  tragen  seien, 
andererseits  aber  diese  erweiterte  Haftung  —  dem  Beispiel  des  französischen 
Senats  und  belgischer  Gesetzesvorschläge  folgend  (vergl.  auch  das  neue  englische 
und  dänische  Unfallentschädigungsgesetz  vom  6.  August  1897  und  und  7.  Januar  1898 
in  m.  Sammlung  „Die  Arbeiterversicherung  im  Auslande"  Heft  I  und  V,  Berlin 
1 898  und  1899)  —  in  ganz  missverständlicher  Auslegung  der  gemeinrechtlichen 
Grundsätze  über  persönliche  Schadenshaftung  (Art.  1153  bezw.  1384  ff.  des 
italienischen  bezw.  französischen  C!ode  civil)  dem  Unternehmer  des  unfallbringenden 

^)  Im  Jahre  1880  gab  es  deren  21 769  mit  einer  Bruttorente  von  90  Kill.  Lire  und  einem 
BrnttOYermögen  von  1890  Mill.  Lire. 

*)  Vgl.  meinen  „Leitfaden  «ur  Arbeiterrersicherung  des  deutschen  Reichs",  Berlin  1898, 
S.  13. 
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Betriebes  aufladen  wolle,  so  sei  das  nur  ein  vergeblicher  Versuch,  zwei  einander 
grundsätzlich  ausschliessende  Begriffe  gleichwoU  miteinander  verschmelzen  zu 
wollen.  Das  persönliche  Haftpflichtrecht  habe  stets  eine  subjektive  Grundlage, 
von  der  es  nicht  losgelöst  werden  könne,  ohne  sein  Wesen  selbst  zu  verlieren. 
Die  Zwangsversicherung  dagegen  bezwecke  die  Deckung  aller  objektiven 
Schäden,  ohne  Bücksicht  auf  subjektive  Umstände,  und  brauche  diese  aus 
juristischen  Gründen  in  die  Entschädigungsfrage  überhaupt  nicht  hineinzuziehen. 
Der  Berichterstatter  will  deshalb  in  dem  rein  sozial  gedachten  Versicherungs- 
verhältnis zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  lediglich  das  strafbare  Ver- 
schulden, ähnlich  wie  in  §§  95,  96  des  deutschen  U.  V.  G.,  berücksichtigt  wissen 
und  nur  in  dem  mehr  kapitalistischen  Bechtsverhältnis  zwischen  Unternehmer 
und  Versicherungsanstalt  auf  subjektives  Verschulden  im  privatrechtlichen  Sinn 
zurückgehen. 

Den  Vorwurf,  dass  die  Zwangsversicherung  die  Unfälle  vermehre  bezw.  das 
Verantwortlichkeitsgefühl  der  Unternehmer  abschwäche  —  Einwendungen,  welche 
in  missverständlicher  Auffassung  der  deutschen  und  österreichischen  Unfallstatistik 
auch  im  französischen  und  englischen  Parlament  wiederkehrten,  ja  selbst  von 
den  englischen  Arbeitervereinen  (Trade  Unions)  geltend  gemacht  wurden,^)  — 
widerlegt  der  Berichterstatter  durch  die  Statistik  der  Industriestaaten  ohne 
Zwangsversicherung,*)  welche  eine  gleiche  Steigerung  der  Betriebsunfälle  darthut, 
andererseits  durch  den  Hinweis  darauf,  dass  die  Gesetze  über  Zwangsversicherung 
durch  die  darin  vorgesehenen  Unfallverhütungsvorschriften,  die  schärfere  Belastung 
der  unfallreicheren  Betriebe,  die  straf-  und  privatrechtlichen  Folgen  gegen  sorglose 
Unternehmer  ein  genügendes  Gegengewicht  böten  —  ganz  abgesehen  davon,  dass 
hier  gerade  von  moralischen  Einwirkungen  und  technischen  Verbesserungen  viel 
zu  erhoffen  sei. 

Wenn  aber  der  italienische  wie  französische  Senat  in  dem  Bestreben,  dem 
Verunglückten  in  allen  Fällen  die  ihm  gebührende  Entschädigung  auch  zu  sichern, 
soweit  gehen  wollten,  demselben  nicht  bloss  ein  gesetzliches  Vorrecht  am  Ver- 
mögen des  Unternehmers  einzuräumen,  sondern  auch  diesen,  sofern  er  es  unter- 
lasse, seine  Arbeiter  gegen  Betriebsunfälle  zu  versichern,  strafrechtlich  zu  verfolgen 
und  sogar  dem  Gericht  die  abnorme  Befugnis  zuzugestehen,  erforderlichen  Falls 
eine  sofortige  Zwangsvollstreckung  in  das  Vermögen  des  Unternehmers  anzuordnen, 
so  sei  es  eigentlich  unverständlich,  weshalb  man  nicht  mit  klaren  Worten  im 
Gesetz  selbst  den  Versicherungszwang  aussprecht  wolle,  den  man  sich  nicht 
scheue,  so  durch  eine  Hinterthüre  gleichwohl  einzuführen.  — 

Der  Versicherungsbeirat  (Consiglio  della  Previdenza),  welchem  dieser  Bericht 
vorgelegt  wurde,  trat  wieder  einstimmig  für  die  Zwangsversicherung  ein  und 
schlug  einige  Verbesserungen  an  dem  letzten  Gesetzentwuif  vor.  Auf  Grund 
dieser  Vorarbeiten  legte  dann  Guicciardini,  Minister  für  Ackerbau,  Industrie  und 
Handel,  dem  Senat  einen  neuen  Gesetzentwurf*)  vor,  welcher  wie  sein  Vorgänger 
(vom  13.  Juni  1895)  von  dem  Grundsatz  der  Zwangsversicherung  ausging. 
Den  beiden  Hauptbedenken,  welche  den  Senat  zur  Aufstellung  des  Gesetzentwurfs 
vom  16.  Dezember  1896  veranlasst  hatten,  nämlich,  dass  die  Zwangsversicherung 
einerseits  das  Verantwortlichkeitsgefühl  der  Unternehmer  abschwächen,  andererseits 
die  Industrie  zu  schwer  belasten  würde,  begegnete  der  Regierungsentwurf  mit 
dem  Hinweis  auf  die  gegenteiligen  praktischen  Erfahrungen  der  Deutschen  Unfall- 
versicherung und  der  eigenen  Nationalen  Unfallversicherungskasse.*)  Bei  der 
letzteren  seien  gegenwärtig  323  industrielle  Betriebe  mit  112364  Arbeitern  ver- 
sichert und  betrage  die  mittlere  Jahresprämie  pro  Arbeiter  3,87  Lire,  selbst 
wenn  sich  diese  nach  dem  neuen  Tarif  bis  auf  6  Lire  steigern  sollte,  so  werde 


»)  Vgl  Note  4  S.  15. 

5  Vgl.  auch  Congrös  international  etc.,  Bruxelles  1897,  p.  261,  599-622. 

*)  Atti  parlamentari  (Senato  del  Kegno),  Legißlatura  XX,  I'  sessione  1897,  No.  16,  besw. 
Uebenetzung  von  E.  Gruner-Paris  im  Bulletin  du  Comit§  permanent,  Paria  1897,  Tome  VIII 
p.  215-228. 

*)  „Grinfortuni  del  lavoro",  Nota  del  dott.  Riccardo  Fabris,  direttore  della  Cassa  Nazionale 
d'assicurazione  per  gFinfortuni  degli  operai  sul  lavoro,  Milano  1897. 
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man  kaum  behaupten  können,  dass  eine  Belastung  von  nur  2  Gentimes  pro 
Arbeitstag  die  Industrie  ernstlich  beschweren  wtti*de.^) 

In  dem  Eommissionsbericht  des  Senates  vom  22.  Juni  1897')  wurden  dem- 
gemäss  die  früheren  Bedenken  fallen  gelassen,  nachdem  man  aus  den  statistischen 
Erfahrungen  die  Ueberzeugung  gewonnen  hatte,  dass  die  gesamten  Unfallkosten 
noch  nicht  2  Prozent  der  Arbeitslöhne  erreichen  und  die  Produktionskosten  nur  um 
^/^  bis  höchstens  */«  Prozent  steigern  würden.  Dagegen  vermochte  sich  die  Senats- 
kommission hinsichtlich  der  Organisationsfrage  nicht  mit  dem  Regierungsvorschlage 
zu  befreunden,  den  Betriebsuntemehmem  die  Versicherung  lediglich  l^i  der  staat- 
lichen Unfallversicherungskasse  oder  bei  beruflichen  Gegenseitigkeitsverbänden, 
also  unter  Ausschluss  der  (für  diesen  Zweck  freilich  unter  besondere  staatliche 
AuMcht  zu  stellenden)  Privatgesellschaften  zu  gestatten;  vielmehr  versprach  sich 
die  Kommission  gerade  von  der  Zulassung  der  letzteren  eine  Verbilligung  der 
Prämien  sowie  eine  bessere  Anpassung  an  die  besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Industrieen  und  hielt  daneben  ffav  grössere  Betriebe  (mit  mindestens  2000  Arbeitern) 
auch  die  Zulassung  eigener  Unfallversicherungskassen  für  zweckmässig.  Im 
übrigen  wurde  der  Entwurf  vom  Senat  am  5.  Juli  1897  ohne  grundsätzliche 
Aenderung  angenommen  und  am  7.  Juli  desselben  Jahres  der  Deputiertenkammer 
vorgelegt.^) 

Der  Kommissionsbericht  der  Deputiertenkammer  vom  10.  Februar  1898*) 
bezeichnete  die  grundsätzliche  Anerkennung  einer  besonderen  Berufsgefahr  (rischio 
professionale)  zu  Lasten  der  modernen  Industrie  nunmehr  als  eine  communis  opinio, 
wies  aber  unter  Bezugnahme  auf  die  Verhandlungen  des  4.  Internationalen 
Arbeiterversicherungskongresses  zu  Brüssel  (25.  bis  31.  Juli  1897)  darauf  hin, 
dass  über  die  zum  Ziele  führenden  Wege  noch  grosse  Meinungsverschiedenheiten 
beständen;  insbesondere  ständen  sich  zwei  Hauptanschauungen  gegenüber:  die 
einen  wollten  dem  einzelnen  Unternehmer  völlig  freie  Wahl  lassen,  ob  und  wie 
er  sich  gegen  dieses  Risiko  versichern  wolle,  die  andern  seien  im  Interesse  aller 
Beteiligten  für  den  Versicherungszwang.  Gleichwohl  habe  auch  in  Italien  wie 
in  anderen  Ländern  die  Erfahrung  gelehrt,  dass  man  mit  der  freiwilligen  Ver- 
sicherung das  Ziel  nicht  erreichen  könne,  denn  trotz  einer  vierzehnjährigen 
Wirksamkeit  der  staatlichen  Unfallversicherungskasse  seien  gegenwärtig  alles  in 
allem  nicht  mehr  als  170000  Arbeiter,  d.  h.  kaum  der  zehnte  Teil  der  indusüiellen 
Arbeiterschaft  gegen  Betriebsunfälle  versichert.*)  Der  Kommissionsbericht  stellte 
sich  deshalb  auf  den  Boden  der  Regierungsvorlage  und  empfahl  unter  Hinweis 
auf  die  mehrfachen  Verbesserungen,  welche  der  gegenwärtige  Entwurf  gegenüber 
dem  1895  er  zu  Gunsten  der  Arbeiter  zeigte,  seine  unveränderte  Annahme,  welche 
auch  am  15.  März  1898  mit  172  gegen  60  Stimmen  erfolgte.  Ausserdem  hatte 
der  Bericht  noch  empfohlen,  den  obersten  Arbeitsrat  (consiglio  superiore  del 
lavoro),  welchen  die  Deputierteukammer  bereits  dem  1895  er  Entwurf  eingefügt, 
der  Senat  aber  wieder  beseitigt  hatte,  als  sachkundigen  Beirat  für  den  Minister 
neben  dem  Gesetz  durch  Königliche  Verordnung  einzuführen;  nach  dem  früheren 
Vorschlage  sollte  dieser  Arbeitsrat  aus  zwei  Senatoren  und  zwei  Deputierten 
nach  Wahl  der  beiden  Kammern  und  aus  acht  vom  Minister  ernannten  Sach- 
verständigen (darunter  auch  Vertretern  der  Arbeiter)  bestehen. 

Das  nur  28  Paragraphen  umfassende  Gesetz  (Legge  sugli  infortuni  degli 
operai  sul  lavoro)  zerfällt  in  vier  verschiedene  Abschnitte,  von  welchen  der  erste 
den  Umfang  der  Versicherung  (§§  1  bis  2),  der  zweite  die  Unfallverhütung 
(§§  3  bis  5),  der  dritte  das  Versicherungsverhältnis  (§§  6  bis  18)  und  der  letzte 
allgemeine  Bestinunungen  (§§  19  bis  28)  behandelt  (s.  Anlage  2). 

^)  Vgl.  auch  meinen  „Leitfaden  zur  Arbeiter- Versicherung  des  Deutschen  Reiches,  Beriin 
1898  (Verlag  von  Asher  &  Co.),  S.  25  Abs.  2. 

•)  Atti  parlamentari  etc.  No.  16A. 

*)  Atti  parlamentari  etc.,  Camera  dei  Deputati,  No.  146. 

*)  Atti  parlamentari  etc.,  No.  146  A. 

*)  Nach  der  letzten  Volkszählung  rom  Jahre  1881  entfielen  von  28,5  Millionen  (14,3  Männer 
und  14,2  Frauen)  der  Gesamtbevölkerung  8,5  (5,4  Männer  und  3,1  Frauen)  auf  die  Landwirt- 
schaft und  4,3  (2,3  Männer  und  ^,0  Frauen)  auf  die  Industrie;  1892  wurde  die  GesamtbevOlkerong 
auf  80,5  MiU.  berechnet 
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Der  Umfang  der  Versicherang  deckt  sich  ungefähr  mit  dem  der  deut- 
schen bezw.  österreichischen  industriellen  Unfallversicherung  und  umfasst  einerseits 
die  an  sich  gefährlichen  Gewerbebetriebe  wie  Bergwerke,  Steinbrüche,  Gas-,  Elek- 
tricitäts-,  Täephon-,  Sprengstoff-  u.  s.  w.  Anlagen,  andererseits  solche  Gewerbe- 
betriebe, welche  durch  Verwendung  von  Maschinen  bezw.  von  mehr  als  fünf 
Arbeitern  den  Charakter  der  modernen  Industrie  annehmen,  gegen  deren  Gefahren 
die  darin  beschäftigten  Lohnarbeiter  (einschliesslich  der  Lehrlinge)  und  Betriebs- 
beamten (mit  GehtJt  bis  zu  7  L.  für  den  Tag)  versichert  sein  sollen.  Man  nimmt 
an,  dass  IVt  bis  1^4  Millionen  von  den  mehr  als  2  Millionen  industriellen 
Arbeitern  dem  Unfallversicherungsgesetz  unterfallen  und  die  gesamten  Unfallasten 
jährlich  gegen  10  Millionen  Lire  betragen  werden.  Ausgeschlossen  von  der 
Unfallversicherung  bleiben  bis  auf  weiteres  die  Land-  und  Forstwirtschaft,  die 
Seeschiffahrt,  Handel,  Handwerk  und  Kleingewerbe. 

Das  Gebiet  der  Unfallverhütung  ist  dem  Minister  (für  Ackerbau,  Industrie 
und  Handel)  überwiesen,  welcher  auf  Vorschlag  der  versicherungspflichtigen 
Betriebsuntemehmer  und  nach  Anhörung  der  Gewerberäte  die  entsprechenden 
Reglements  (teils  allgemeiner  Art  für  sämtliche  Betriebe,  teils  besonderer  Art 
für  einzelne  Betriebe  oder  Betriebsarten)  zu  entwerfen  und  nach  Zustimmung 
des  Staatsrats  und  königlicher  Bestätigung  ihre  Durchführung  zu  bewirken  hat; 
hierbei  darf  er  sich  auch  des  technischen  Personals  der  Unfallverhütungsgesell- 
schaften ^)  und  der  Unfallversicherungsverbände  bedienen,  da  die  staatliche 
Gewerbeinspektion  sich  bisher  in  der  Hauptsache  auf  den  Bergbau  (Gesetz  vom 
80.  März  1893)  beschränkt  hat.^)  Diese  Regelung  stellt  lediglich  ein  Eom- 
promiss  zwischen  den  beiden  während  der  Parlamentsverhandlungen  zu  Tage 
getretenen  gegnerischen  Auffassungen  dar,  von  welchen  die  eine  das  Gebiet 
der  Unfallverhütung  ausschliesslich  den  staatlichen  Organen,  die  andere 
dagegen  der  Selbstverwaltung  der  Versicherungsorgane  übertragen 
wissen  wollte.') 

Die  Versicherung  geht  für  alleinige  Rechnung  der  Betriebuntemehmer 
und  entschädigt  alle  Betriebsunfälle,  deren  Folgen  länger  als  fünf  Tage  andauern; 
eine  längere  Wartezeit  erschien  nicht  angängig,  da  eine  Krankenversicherung, 
welcher  nach  dem  Vorgange  der  deutschen  und  österreichischen  Gesetzgebung  die 
grosse  Menge  der  leichteren  Unfälle  zu  überweisen  wäre,  in  Italien  noch  nicht 
eingeführt  ist  und  die  freien  Hilfsvereine  grössere  Lasten  zu  übernehmen  auch 
nicht  fähig  erscheinen  (s.  oben  Abschnitt  I). 

Der  binnen  drei  Monaten  nach  dem  Unfälle  festzustellende  Schadensersatz 
besteht  1)  bei  dauernder  völliger  Erwerbsunfähigkeit  im  fünffachen  Betrag  des 
Jahresverdienstes  (d.  h.  des  300  fachen  Tagesverdienstes  bis  zur  Höchstgrenze  von 
2000  L.),  jedoch  nicht  unter  3000  L.;  diese  Kapitalabflndung  ist  regelmässig  in 
eine  Leibrente  (bei  der  staatlichen  Invaliditäts-  und  Altersversicherungskasse  und, 
so  lange  diese  noch  nicht  eingerichtet  ist,  bei  einer  konzessionierten  Lebensversiche- 
rungsgesellschaft) umzuwandeln  und  darf  nur  in  Ausnahmefällen  mit  Genehmigung 
des  Amtsrichters  in  bar  ausgezahlt  werden;  2)  bei  dauernder  teilweiser  Er- 
werbsunfähigkeit im  fünffachen  Betrag  der  bezüglichen  Minderung  des  Jahres- 
arbeitsverdienstes; 3)  bei  vorübergehender  völliger  Erwerbsunfähigkeit  für  die 
Dauer  derselben  in  einem  Tagegeld  gleich  der  Hälfte  des  durchschnittlichen  Tage- 
lohns, welcher  der  Teilung  des  Arbeitsverdienstes  der  letzten  fünf  Wochen  durch 
die  Zahl  der  geleisteten  Arbeitstage  entspricht;  4)  bei  vorübergehender  teil- 
weiser Erwerbsunfähigkeit  für  die  Dauer  derselben  in  einem  der  Hälfte  des 
bezüglichen  Lohnausfalls  entsprechenden  Tagegeld;  5)  bei  tötlichen  Unfällen 
im  ftnffachen  Betrag  des  Jahresarbeitsver^enstes  wie  zu  1.     Ausserdem  hat 


^ 


Vgl  Note  1  8.  14. 

Vgl.  Biaan*B  Archiv  etc.  Bd.  6  S.  201,  Bd.  11  S.  738,  Bd.  12  S.727,  sowie  Conrad's  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften,  2.  Aufl.  Jena  1898,  Bd.  1  S.  568.  Danach  giebt  es  zwar 
38  Bergwerksinspektoren,  aber  nur  8  Fabrikinspektoren. 

^  „Die  Arbeiter-UnfaUversicherung  in  Italien*',  von  Dr.  Amoldo  Broschettini,  Professor  des 
Handelnechts  an  der  Universität  Perugia,  in  A.  Ehrenzweig's  Assekoranz-Jahrbnch,  XVIIL  Jahrg. 
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bei  jedem  Unfall  der  Betriebsanternehmer  f&r  die  erste  Hülfeleistang  Sorge 
zu  tragen. 

Binnen  zwei  Jahren  nach  dem  Unfall  können  beide  Teile,  Versicherte  wie 
Versichemngsanstalt,  eine  anderweite  Festsetzung  der  Entschädigung  wegen 
veränderter  Verhältnisse  in  dem  körperlichen  Zustande  des  Verletzten  oder 
wegen  offensichtlichen  Irrtums  bei  der  ersten  Beurteilung  dieses  Zustandes  bean- 
spruchen. 

Entschädigungsstreitigkeiten  im  Fall  vorttbergehender  Erwerbs- 
unfähigkeit entscheidet  das  G^e Werbeschiedsgericht  ^)  oder  in  Ermangelung  eines 
solchen  der  Amtsrichter  und  zwar  bis  zum  Betrage  von  200  L.  endgültig;  bei 
höherem  Streitgegenstand  entscheidet  das  ordentliche  Gericht  (Prozessgebühr  0,50 
bezw.  1  L.  bei  Streitwert  bis  50  bezw.  von  50  bis  100  L.  und  2  L.  für  jede 
weiteren  100  L.).  Die  Unfallentschädigungen  sind  weder  pfändbar  noch  abtretbar 
und  müssen  zur  Vermeidung  der  Verjährung  binnen  Jahresfrist  nach  dem  Unfall 
geltend  gemacht  werden. 

Die  Versicherung  erfolgt  für  Staats-,  Provinzial-  und  Eommunalbetriebe 
stets  bei  der  durch  Gesetz  vom  8.  Juli  1883  errichteten  Nationalen  Unfallver- 
sicherungskasse, kann  für  die  übrigen  Betriebe  aber  auch  bei  konzessionierten 
Privatversicherungsgesellschaften  nach  Massgabe  eines  darüber  vorbehaltenen 
Reglements  genommen  werden. 

Von  der  Verpflichtung  zur  Versicherung  bei  der  National-Easse  oder  bei 
Privatgesellschaften  sind  befreit:  1.  der  Staat  für  die  bereits  durch  Sondergesetze 
gegen  Betriebsunfälle  sicher  gestellten  Arbeiter;  2.  die  Eisenbahngesellscbaften, 
sofern  sie  ihre  Pensions-  und  Hülfskassen  dem  vorliegenden  Gesetz  anpassen;  3.  die 
Unternehmer  versicherungspflichtiger  Betriebe,  welche  für  diese  auf  eigene  Eosten 
besondere,  mindestens  500  Arbeiter  umfassende  und  gleichwertige  Entschädigungen 
bietende,  durch  Gesetz  oder  königliche  Verordnung  bestätigte  Eassen  errichtet 
und  die  vorschriftsmässige  Eaution  hinterlegt  haben;  4.  diejenigen  Unternehmer, 
welche  sich  auf  Grund  ministeriell  genehmigter  Statuten  zu  Gegenseitigkeits- 
verbändeu  (Syndikaten)  zusammengeschlossen  haben,  sofern  diese  mindestens 
4000  Arbeiter  umfassen  und  eine  Kaution  von  10  L.  pro  Arbeiter  bis  zum  Höchst- 
betrage von  500000  L.  hinterlegt  haben.  Man  hofft,  dass  gerade  diese  Verbände 
ähnlich  wie  in  Deutschland  die  Berufsgenossenschaften  sich  zum  Hauptträger  der 
Unfallversicherung  herausbilden  werden. 

Innerhalb  eines  Monats  nach  Inkrafttretens  des  Gesetzes  (1.  Oktober  1898) 
haben  die  Unternehmer  ihre  Betriebe  und  die  Anzahl  der  darin  beschäftigten 
Arbeiter  dem  Pi*äfekten  der  Provinz  anzuzeigen  und  innerhalb  eines  weiteren 
Monats  den  Versicherungsvertrag  (mit  der  Nationalkasse  oder  einer  Privat- 
gesellschaft) abzuschliessen  oder  den  Nachweis  einer  anderweiten  nach  dem  Gesetz 
zugelassenen  Versicherung  zu  fahren;  für  neue  Betriebe  hat  beides  binnen  zehn 
Tagen  nach  Beginn  der  Arbeiten  zu  geschehen.  Binnen  15  Tagen  nach  Abschluss 
des  Versicherungsvertrages  ist  dies  dem  Präfekten  der  Provinz  anzuzeigen,  welcher 
an  jedem  Monatsschluss  dem  Minister  eine  Liste  sämtlicher  Versicherungsverträge 
einzusenden  hat.  Unternehmer,  welche  diesen  Vorschriften  nicht  nachkommen, 
haben  pro  Tag  und  Arbeiter  5  L.  Geldstrafe  bis  zum  Höchstbetrage  von  4000  L. 
und  ausserdem  bei  Eintritt  eines  Unfalls  nicht  nur  dem  Verletzten  die  ihm  sonst 
von  der  Versicherungsanstalt  festzusetzende  Entschädigung  selbst  zu  zahlen, 
sondern  auch  den  gleichen  Betrag  an  einen  Spezialfonds  abzuführen,  in  welchen 
auch  die  sonstigen  Geldstrafen  fliessen  und  dessen  Einkünfte  bestimmt  sind: 
1.  zur  Unterstützung  solcher  Arbeiter,  welche  im  vorbezeichneten  Fall  wegen 
Zahlungsunfähigkeit  des  Haftpflichtigen  die  Entschädigung  nicht  haben  erlangen 
können;  2.  zur  Subventionierung  von  Hilfsvereinen,  welche  die  Fürsorge  für  die 


*)  Die  Gewerbeschiedsgerichte  —  Coliegii  dei  Probiviri  —  sind  nach  dem  Vorbilde  der 
französischen  Conseils  des  Prud'hommes  dnrch  Gesetz  vom  15.  Juni  1898  eingeführt,  bestehen  aas 
einem  richterlichen  Vorsitzenden  und  gewählten  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
als  Beisitzern  und  entscheiden  in  Streitsachen  bis  200  Lire  regelmässig  endgültig.  Vgl.  die  Er- 
läuterung und  üebersetzung  des  Gesetzes  von  Werner  Sombart  in  Braun's  Archiv  et«.,  Beriin  1893, 
Bd.  6  S.  549  fg.,  sowie  Bd.  11  S.  745  fg.  und  Bd.  12  S.  729. 
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ersten  fünf  Erankheitstage  oder  die  ärztliche  Hilfeleistung  fdr  Unfallverletzte 
äbemehmen;  3.  zur  Prämierung  neuer  Unfallverhütungseinrichtungen.  Ferner  ist 
jeder  Unfall  vom  Betriebsuntemehmer  binnen  2  Tagen  bei  Vermeidung  einer 
Geldstrafe  von  50 — 100  L.  der  Ortspolizeibehörde  anzuzeigen.  Im  übrigen  sind 
alle  näheren  Ausfahrungsvorschriften  einer  besonderen  Königlichen  Verordnung 
vorbehalten. 

Bezüglich  der  privatrechtlichen  Haftpflicht  bestimmt  das  Gesetz,  dass 
die  Unternehmer  der  versicherungspflichtigen  Betriebe  durch  die  Uebernahme  der 
Unfallversicherung  in  den  gesetzlidi  vorgeschriebenen  Formen  von  jeder  pei-sön- 
lichen  Haftung  grundsätzlich  befreit  werden  und  nur  dann  der  Versicherungs- 
anstalt fdr  die  dem  Verletzten  geleistete  Entschädigung  bezw.  dem  Verletzten 
selbst  für  den  diese  Entschädigung  übersteigenden  Mehrbetrag  des  gerichtlichen 
Schadenersatzes  persönlich  haften,  wenn  sie  wegen  der  Umstände,  die  den  Unfall 
veranlasst  haben,  zufolge  öffentlicher  Anklage  bestraft  worden  sind;  ist 
in  einem  solchen  Strafurteil  gegen  den  Verletzten  selbst  festgestellt,  dass  er 
den  Unfall  vorsätzlich  herbeigeführt  hat,  so  geht  er  seines  Entschädigungs- 
anspruches gegen  die  Vereicherungsanstalt  verlustig  bezw.  wird  dieser  für  das 
bereits  Erhaltene  in  gleicher  Weise  regresspflichtig.  Hiermit  erscheint  einer  der 
umstrittensten  Punkte^)  der  langen  parlamentarischen  Vorverhandlungen  gemäss 
den  Vorschlägen  Ferraris'  in  einer  eben  so  einfachen  wie  praktischen  Weise 
geregelt,  indem  die  Hereinziehung  der  Schuldfrage  in  das  Feststellungsverfahren 
der  Unfallentschädigungen  grundsätzlich  vermieden  wird  und  die  besagten  privat- 
rechtlichen Folgen  nur  dann  eintreten,  wenn  zuvor  im  öffentlich-rechtlichen  Straf- 
verfahren festgestellt  ist,  dass  die  Herbeiführung  des  Unfalls  sei  es  dem  Unter- 
nehmer oder  dem  Arbeiter  selbst  zur  Last  zu  legen  ist,  wobei  noch  zu  Gunsten 
des  Letzteren  die  Verwirkung  der  Unfallentschädigung  auf  die  vorsätzliche 
Herbeifiihrung  des  Unfalls  beschränkt  bleibt.  Noch  bei  den  1896  er  Parlaments- 
verhandlungen standen  sich  hier  die  Ansichten,  namentlich  zwischen  Senat  und 
Deputiertenkammer,  schroff  gegenüber.  Beiderseits  hatte  man  den  Grundsatz 
einer  besonderen  Berufegefahr  (rischio  professionale)  zwar  angenommen;  aber 
während  die  einen  diese  Belastung  lediglich  auf  die  wirklich  unvermeidbai*en 
Unfälle  beschränken  und  demgemäss  fdr  die  sei  es  durch  den  Unternehmer  oder 
den  Arbeiter  selbst  verschuldeten  Unfälle  (bei  dolus  und  culpa  lata)  nach  wie 
vor  die  privatrechtlichen  Grundsätze  bestehen  lassen  wollten,  verwarfen  die 
andern  diese  Scheidung  und  wollten  durch  die  öffentlich-rechtliche  Unfallversiche- 
rung grundsätzlich  alle  Betriebsunfälle  (mit  einziger  Ausnahme  der  vorsätzlich 
herbeigeführten)  gedeckt  wissen.®)  Durch  die  im  Gesetz  getroffene  Regelung 
werden  also  die  Unfallverhütungsvorschriften  beiden  Teilen,  Unternehmern  wie 
Arbeitern,  gegenüber  insofern  unter  einen  erhöhten  Schutz  gestellt,  als  abgesehen 
von  den  sonstigen  Folgen  auf  Grund  eines  bezüglichen  Strafurteüs  wegen  Ver- 
letzung der  U^allverhütungsvorschiiften  einerseits  der  schuldige  Unternehmer 
die  Last  der  persönlichen  Haftpflicht  behält,  andererseits  der  schuldige  Arbeiter 
den  voi-sätzlich  selbst  herbeigeMhrten  Schaden  auch  selbst  zu  tragen  hat,  d.  h. 
der  Unfallentschädigung  verlustig  geht. 

Hiemach  decken  sich  diese  Vorschriften,  insoweit  Vorsatz  (dolus)  des 
Unternehmers  in  Frage  kommt,  mit  den  gleichartigen  Bestimmungen  des  deutschen 
(§  95)  und  österreichischen  (§  46)  Unfallversicherungsgesetzes,  gehen  aber  bei 
qualifizierter  Fahrlässigkeit  des  Unternehmers  (Verletzung  einer  Berufs-  oder 
Gewerbepflicht,  bezw.  der  Unfallverhütungsvorschriften)  insofern  weiter,  als  auch 
in  diesem  Fall  der  Unternehmer  dem  Verletzten  für  vollen  Schadensersatz 
bezw.  für  den  die  Unfallentschädigung  übersteigenden  Mehrbetrag  haftbar  bleibt, 
wogegen  der  versicherte  Arbeiter  lediglich  bei  strafrechtlich  festgestelltem  Vorsatz 
(dolus)  sein  Entschädigungsrecht  verliert  bezw.  für  das  bereits  Erhaltene  dem 
betreffenden  Versicherungsinstitut  ersatzpflichtig  wird. 


^)  Vgl.  die  Abhandlung  „La  faute  lourde  dans  la  legislation  relative  aux  accidcnts  du 
travail*  von  B.  CMmirri:  Congrds  international  etc.,  BrnxeUes  1897,  p.  245-275. 

")  Vgl.  BruBchettini  a.  a.  0.  und  Fusinato  (Professor  der  Rechtswissenschaften  an  der  Uni- 
versität zu  Turin)  „Grinfortuni  sul  lavoro  e  il  diritto  civile." 
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Vorbedingung  in  allen  Fällen  ist  aber  ein  auf  An  trag  des  Staatsanwalts 
eingeleitetes  Stra^erfahren/)  eine  Vorschrift,  mit  welcher  man  chikanösen  Pro- 
zessen vorbeugen  wollte. 

Seinem  Grundzuge  nach  steht  das  italienische  Unfallversicherungsgesetz  in 
der  Mitte  zwischen  dem  französischen  und  dem  deutschen  Gesetz;  über  das  erstere 
geht  es  durch  die  Einführung  des  Versicherungszwanges  hinaus  und  hinter  dem 
letzteren  bleibt  es  dadurch  zurück,  dass  es  den  Organisationszwang  ablehnt, 
vielmehr  den  versicherungspflichtigen  Unternehmern  die  Wahl  zwischen  mehreren 
Formen  lässt  Nach  dem  Vorschlage  von  Ferraris  (s.  oben  S.  17  fg.),  dem  auch  der 
Versicherungsbeirat  und  die  Regierung  beigetreten  waren,  sollte  neben  der  Natio- 
nalen Unfallversicherungskasse  als  der  normalen  Versicherungsform  und  dem 
Staat  für  seine  eigenen  Anstalten  lediglich  noch  Untemehmerverbände  in  freier 
Nachbildung  der  deutschen  Berufsgenossenschaften  und  die  4  grossen  öffentlichen 
Eisenbahngesellschaften  (ftlr  das  adriatische,  mittelmeerländische,  siziUsche  und 
sardinische  Netz)  als  Träger  der  Unfallversicherung  zugelassen  werden;  aber  in 
den  parlamentarischen  Körperschaften  kam  man  unter  dem  bekannten  Schlagwort 
„Kassenzwang,  nicht  Zwangskassen",  auch  zur  Zulassung  der  privaten  Versiche- 
rungsgesellschaften und  privaten  Betriebskassen,  sodass  im  ganzen  fünf  verschie- 
dene Versicherungsformen  eingeführt  sind  (s.  Art  16  und  17  des  Gesetzes). 

Wenn  das  italienische  Gesetz,  gegenüber  den  111  Paragraphen  des  deutschen 
Gesetzes  deren  nur  28  aufweist,  so  ist  inbetracht  zu  ziehen,  dass  das  deutsche  Gesetz 
auch  die  gesamte  Organisation  der  Unfallversicherung  (Berufsgenossenschaften, 
Schiedsgerichte,  Reichsversicherungsamt)  regelt  und  keine  besonderen  Ausführungs- 
vorschriften erfordert  hat,  während  das  italienische  Gesetz  im  wesentlichen  nur 
die  Grundlinien  festlegt  und  die  Regelung  der  für  die  praktische  Durchführung 
schwierigen  Einzelheiten  ähnlich  wie  das  ebenso  kurzgefasste  französische  Unfall- 
versicherungsgesetz besonderen  Ausfuhrungs Vorschriften  überlässt;  gemäss  Art  27 
des  Gesetzes  sollen  dieselben  nach  Anhörung  des  Versicherungsbeirats  und  des 
Staatsrats  durch  Königliche  Verordnung  erlassen  werden.  Eine  solche  Verordnung 
ist  unter  dem  25.  September  1898  (s.  Anlage  3)  ergangen  und  trifft  in  nicht 
weniger  als  102  Artikeln  die  zur  Ausführung  des  Gesetzes  erforderlichen  Be- 
stimmungen. Im  1.  Titel  „Allgemeine  Bestimmungen"  (Art  1 — 10)  werden  die 
Begriffe  Betrieb,  Unternehmer,  Arbeiter  und  Lohn  näher  abgegrenzt,  wobei  mehrfach 
wie  z.  B.  in  All;.  7  und  9  Anklänge  an  das  deutsche  Gesetz  uaverkennbar 
sind.  Der  2.  Titel  „Anmeldung  der  Gewerbebetriebe  und  der  Versicherungs- 
verträge" (Art.  11 — 24)  trifft  eingehende  Bestimmungen  darüber,  wann,  wo, 
durch  wen  und  in  welchen  Formen  diese  Anmeldungen  zu  erfolgen  haben,  sowie 
über  die  Führung  der  Lohnbücher  und  Katasterverzeichnisse.  Im  3.  Titel 
„Privatkassen  und  Versicherungs-(Berufs-  oder  Bezirks-)Genossenschaften"  (Art 
25— 41)  werden  die  inneren  und  äusseren  Verhältnisse  dieser  Versicherungsträger, 
die  Bedingungen  für  die  ministerielle  Genehmigung  ihrer  Satzungen  und  die 
staatlichen  Aufsichtsrechte  geregelt  Der  4.  Titel  „Vermehrung,  Freigebung, 
Wiederersetzung  der  Kaution  der  Privatkassen  und  Versicherungsverbände"  (Art. 
42 — 50)  trifft  Vorkehrungen  dafür,  dass  die  Kautionen  den  wechselnden  Verhält- 
nissen (Vermehrung  oder  Verminderung  der  Arbeiterzahlen  und  der  Gefahren- 
stufen, Organisationsveränderungen  bei  den  Versicherungsträgem,  Erlöschen  der 
Verbindlichkeiten,  Erschöpfung  der  geleisteten  Kaution)  stets  angepasst  werden 
und  in  welchen  Formen  dieselben  zu  leisten  sind.  Der  5.  Titel  „Nationale  Kasse 
für  Versicherang  gegen  die  Betriebsunfälle  der  Arbeiter"  (Art  51 — 53)  bestimmt, 
dass  die  Kasse  dem  Ministerium  die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  zur 
Bestätigung  vorzulegen  und  allmonatlich  die  abgeschlossenen  Versicherungsverträge 
mitzuteilen  hat,  auch  dass  sie  keine  Versicherungspflichtigen  zurückweisen  darf. 
Der  6.  Titel  „Privatversicherungsgesellschaften"  (Art.  54—63)  bestimmt  die  Be- 


^)  Nach  italienischem  Becht  bei  Tötung,  schwerer  Körperverletzung  oder  mindestens  lOtägiger 
Krankheit  bezw.  Erwerbsunfähigkeit.  Vgl.  Art  371,  372,  375  des  Codice  penale,  wdche  etwa  den 
§§  222,  224,  230  des  deutschen  Strafgesetzbuches  entsprechen,  sowie  Braun's  Archiv  etc.,  Bd.  12 
S.  731  fg. 
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dingungen  für  ihre  Zulassung  zur  Uebernahme  der  Unfallversicherung  (Kautions- 
stellung, getrennte  Geschftftsfiihrung,  staatliche  Aufsicht).  Titel  7  „Anzeige  und 
Untersuchung  der  Unfälle"  (Art.  64—72)  regelt  diese  Verhältnisse  nach  ähnlichen 
Gesichtspunkten  wie  das  deutsche  G^tz.  Titel  8  „Feststellung  und  Zahlung 
der  Entschädigungen"  (Art.  73  und  87)  stellt  —  abweichend  von  allen  sonstigen 
Unfallversicherungsgesetzen  und  augenscheinlich  in  der  Absicht^  die  Durchfuhrung 
des  Gesetzes  zu  erleichtem,  —  detaillierte  Entschädigungsskalen  auf,  sucht  die 
Begriflfe  der  verschiedenen  Arten  und  Grade  von  Beschränkung  der  Erwerbsfähigkeit 
zu  erläutern  und  setzt  die  Normen  für  das  Entschädigungsverfahren,  insbesondere 
auch  für  die  erste  Hülfeleistung,  näher  fest  Titel  9  „Besichtigungen,  Fest- 
steUung  von  Zuwiderhandlungen  und  Strafen"  (Art  88 — 99)  ordnet  den  gesamten 
Ueberwachungsdienst,  insbesondere  die  Obliegenheiten  der  damit  betrauten  Organe, 
und  der  10.  Titel  endlich  behandelt  noch  einige  „Verschiedene  und  Uebergangs- 
bestimmungen"  (Art.  100—102). 

Dieses  „Reglement  zur  Ausführung  des  Unfallversicherungsgesetzes  vom 
17.  März  1898"  ist  mit  dem  Text  des  letzteren  durch  ein  Ministerial-Rundschreiben 
vom  30.  September  1898*)  sämtlichen  Präfekten  mitgeteilt  und  mit  dem  1.  Oktober 
1898  in  Kraft  gstreten;  in^esem  Rundschreiben  wjrd  den  Präfekten  insbesondere 
nahegelegt,  die  Bildung  von  Betriebskassen  und  Beru&genossenschaften  gemäss 
Art  17  in  jeder  Weise  zu  fördern. 

Die  Nationale  Unfallversicherungskasse,  bei  welcher  die  Staats-, 
Provinzial-  und  Kommunalbetriebe  ihre  Arbeiter  versichern  müssen,  die  übrigen 
Betriebe  vereichem  können,  wird  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Gesetzes 
voraussichtlich  an  Bedeutung  erheblich  gewinnen  und  mit  ihren  staatlich  geprüften 
Tarifen  (Art  11  der  Convention)  gewissermassen  zum  Regulator  der  gesamten 
Unfallversicherung  werden,  zumal  nach  Art.  51  des  Ausführungsreglements  vom 
25.  September  1898  auch  die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  ihrer  Policen, 
soweit  diese  die  versicherungspflichtigen  Betriebe  betreffen,  der  ministeriellen 
Genehmigung  unterworfen  sind.  Um  sich  dem  Gesetze  anzupassen  und  den  er- 
weiterten Aufgaben  entsprechen  zu  können,  hat  der  Kassenvorstand  bereits  eine 
Reorganisation  der  Verwaltung  eingeleitet,  um  in  allen  Bezirken  und  Ortschaften 
entsprechende  Organe  zur  Verfügung  zu  haben,  und  an  Stelle  der  alten  (durch 
KgL  Dekret  vom  22.  Dezember  1888  bestätigten)  Prämien-  und  Entschädigungs- 
bezw.  Gefahrenklassen-Tarife  auf  Grund  der  deutsch -österreichischen  Unf^- 
statistik  revidierte  Tarife  („Regolamento  dei  premi  e  delle  indennitä";  „Tarife", 
„Classiflcazione  delle  Industrie,  arti,  mestieri  e  condizioni  secondo  il  grado  di  rischio 
per  tutte  le  specie  d'assicurazione")  ausgearbeitet,  welche  nach  Bestätigung  durch 
kgL  Dekret  vom  30.  Oktober  1898  sogleich  in  Kraft  getreten  sind.*)  Dieselben 
lauten  wie  folgt: 

Tarif  A:  Einzelversicherung  (assicurazione  individuale). 
Jährliche  Prämie  zur  Versicherung  folgender  Entschädigungen: 

a)  im  Fall  des  Todes  1000  Lire; 

b)  im  Fall  dauernder  völliger  Erwerbsunfähigkeit  1000  L.  und  ein  ent- 
sprechender Teilbetrag  bei  dauernder  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit; 

c)  im  Fall  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  ein  Tagegeld  von  1  L. 


Versicherungs- 

Gefahrenklassen 

faU 

I 

II 

in 

IV 

V 

VI 

vn 

VIII 

IX 

X 

XI 

XII 

xin 

XIV 

a)  Tod  ...    . 

b)  InyaUdität     . 

1.00 

1.12 

1.85 

1.57 

1.85 

1.99 

2.24 

2.73 

3.29 

4,60 

6.13 

8.05 

10.05 

18.00 

^)  Vgl  Bulletin  du  CJomitö  pennanent  etc.  k  Paris,  Tome  IX  (1898)  p.  278-288. 

*j  Vgl.  Atti  deUa  Gassa  nasionale  di  assicurazione  per  gli  infortuni  degli  operai  sul  lavoro, 
Milaao  1898,  p.  19-59,  79-128,  beew.  kgL  Dekret  vom  80.  October  1898  (Staatsanzeiger  No.  4 
Tom  5.  Januar  1899),  welches  die  neuen  Tarife  Yorläufig  auf  2  Jahre  genehmigt  hat.  —  Fttr  die  Ver- 
nchemng  gegen  die  nach  Art.  22  des  U.-V.-6.  noch  verbliebene  civilrechtliche  Haftpflicht  der 
Unternehmer  wird  denselben  ein  Zuschlag  von  8— 6^/^  der  normalen  Prämie  berechnet. 
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VerdcheTUDge- 

Gefahrenklassen 

fall 

I  1  n 

m 

IV 

V 

VI  1 VII 

vin 

IX 

X 

XI 

xn 

xm 

XIV 

a)  Tod  ...     . 

b)  InvaliditÄt .    . 

c)  voTüberg.    Er- 
werbsunfÄhig- 
keit   .... 

1.50 

1.68 

2.03 

2.35 

2.77 

2.99 

3.36 

4.13 

4.93 

6.90 

9.20 

12.08 

15.02 

19.50 

NB.  Bei  Versicherung  der  doppelten,  dreifachen  u.  s.  w.  Entschädigung  erhöht 
sich  die  Prämie  dementsprechend. 


Tarif  B:  Einfache  Gesamtversicherung  (assicurazione  collettiva 

semplice). 

Jährliche  Prämie  pro  Kopf  zur  Versicherung  folgender  Entschädigungen: 

a)  im  Fall  des  Todes  1000  Lire; 

b)  im  Fall  dauernder  völliger  Erwerbsunfähigkeit  1000  L.  und  ein  ent- 
sprechender Teilbetrag  bei  dauernder  teil  weiser  Erwerbsunfähigkeit; 

c)  im  Fall  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  ein  Tagegeld  von  1  L. 


Versicherungs- 

Gefahrenklassen 

fall 

I 

0.72 

n 

III 

IV 

V 

VI 

vn 

VIII 1  IX 

X 

XI 

XTI 

xm 

XIV 

a)  Tod  .    .    .    .  1 

b)  InvaUdität     .  [ 

0.80  0.96 

1.12 

1.28 

1.44 

1.60 

1.99 

2.40 

3.20 

4.80 

7.20 

9.60 

12.00 

a)  Tod  ...    . 

b)  InvaUdität .    . 

c)  vorüberg.    Er- 
werbsuiÄlhig- 
keit    .... 

1.08 

1.20 

1.44 

1.68 

1.92 

2.16 

2.40 

2.99 

3.60 

4.80 

7.20 

10.80 

14.40 

.18.00 

Bei  Versicherung  der  doppelten,  dreifachen  u.  s.  w.  Entschädigung  erhöht 
sich  die  Prämie  dementsprechend. 

NB.  Dieser  Tarif  ist  nur  anwendbar  auf  Hilfsvereine  (societä  di  mutuo  soc- 
corso),  organisierte  Korps  (wie  Feuerwehren,  Schutzmannschaften  u.  s.  w.)  und 
Betriebe,  welche  ein  Namensverzeichnis  des  versicherten  Personals  vorlegen;  in 
jedem  Fall  bedarf  er  der  vorhergehenden  Genehmigung  des  Hauptvorstandes  (der 
Kasse)  für  die  Ausstellung  der  Police. 


Tarif  C:  Einfache  Gesamtversicherung  (assicurazione  collettiva 

semplice). 

Prämie  pro  1000  L.  Lohn  zur  Versicherung  folgender  Entschädigungen: 

a)  im  Fall  des  Todes  ein  Kapital  zum  300-,  600  fachen  u.  s.  w.  Betrag 
des  Tagelohnes  des  vom  Unfall  betroffenen  Arbeiters,  je  nach  dem 
Inhalt  der  Police; 

b)  im  Fall  dauernder  völliger  Erwerbsunfähigkeit  ein  Kapital  wie  im 
Todesfall  und  ein  entsprechender  Teilbetrag  bei  dauernder  teilweiser 
Erwerbsunfähigkeit; 

c)  im  Fall  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  ein  Tagegeld  im  Betrage 
von  Viooo  des  für  den  Todesfall  versicherten  Kapitals. 
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Entschädigmig 
im  TodesM  zum 

Gefahrenklassen 

ifachenTagrelohn 

I 

n 

in     IV     V  1  VI 

vn  1  vm !  IX  j  x  ^  xi  j  xii 

Xlll  ,  XIV 

300 

1.08 

1.20!  1.44!  1.68J  1.92 

2.16 

2.40 

2.99 

3.60    4.80    7.20 

10.80  14.40 

18.00 

400 

1.47 

1.60 

1.91;  2.24' 2.56 

2.88 

8.23 

4.01 

4.85    6.50    9.69 

15.46  19.21 

28.97 

500 

1.88|  2.01 

2.38;  2.80|  3.20 

3.62 

4.061  5.03 

6.10    8.20  12.19 

18.12  24.02 

29.95 

600 

2.29  2.43 

2.87,  3.36;  3.84 

4.34 

4.88 

6.04 

7.35    9.83  14.69 

21.77  28.84 

35  91 

700 

2.60  2.81 

3.321  3.88!  4.42 

5.03 

5.66 

7.00 

8.51 

11.46  17.00 

25.19 

38.37 

41.56 

800 

2.91  3.19 

3.78  4.41' 5.00 

5.71 

6.44 

7.97 

9.67 

18.03  19.32 

28.61 

37.91 

47.21 

900 

3.24  8.58 

4.24  4.94  5.66 

6.89 

7.23 

8.92 

10.83 

14.59  21.64 

32.04 

42.44 

52.84 

1000 

3.56  3.93 

1 

4.64  5.44  6.24 

7.02 

7.94 

9.80 

11.90 

16.031  23.77;  35.22 

46.67 

58.10 

NB.  Bei  Ausschlass  der  Yersicherong  der  Tagegelder  f&r  vorübergebende 
Erwerbsunfähigkeit  vermindert  sich  die  Prämie  um  ein  Drittel. 

Tarif  D:  Kombinierte  Gesamtversicherung  (assicurazione  collettiva 

combinata). 

Jährliche  Prämie  pro  Kopf  zur  Versicherung  folgender  Entschädigungen: 

a)  im  Fall  des  Todes  1000  Lire; 

b)  im  Fall  dauernder  völliger  Erwerbsunfähigkeit  1000  L.  und  ein  ent- 
sprechender Teilbetrag  bei  dauernder  teil  weiser  Erwerbsunfähigkeit; 

c)  im  Fall  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  ein  Tagegeld  von  1  L.; 

d)  im  Fall  civilrechtlicher  Haftpflicht  eine  Schadloshaltung  bis  zum 
Höchstbetrage  von  8000  L.  für  jeden  Unfallverletzten  und  gemäss 
den  sonstigen  in  den  allgemeinen  Policebedingungen  festgesetzten  Ein- 
schränkungen. 


Versicherang 
(einschl.  Haft- 
pflicht) 


a)  Tod  .    .     . 

b)  Inyalidität . 


Gefahrenklassen 


J_£ 


m    IV  !  V  1  VI !  VII !  viii !  ix  !  x  1  xi  !  xii  1  xm  1  xiv 


1.03 


1.41!  1.55;  1.87'  2.17  2.44,  2.95!  3.54 


I 


1.391 1.81|2.03|  2.43 


2.81;  3.161  3.75 


4.54 


4.47 


6.87  I  8.94 


I 


12.40 


15.86 


19.33 


5.67 


7.97 


11.34   16.00 


20.66 


25.33 


a)  Tod  .     .    .     .  . 
h)  Invalidität .    .  | 
c)voTÜberg.    Er-  j 
werhsTinfähigk.  ' 

Bei  Versicherung  der  doppelten,  dreifachen  u.  s.  w.  Entschädigung  erhöht 
sich  die  Prämie  dementsprechend. 

NB.  Dieser  Tarif  ist  nur  anwendbar  auf  Betriebe,  bezüglich  deren  ein 
Namensverzeichnis  des  versicherten  Personals  vorgelegt  wird;  in  jedem  Fall  be- 
darf es  der  vorhergehenden  Genehmigung  des  Hauptvorstandes  (der  Kasse)  für 
die  Ausstellung  der  Police. 

Tarif  E:  Kombinierte  Gesamtversicherung  (assicurazione  collettiva 

combinata). 

Prämie  pro  1000  L.  Lohn  zur  Versicherung  folgender  Entschädigungen: 

a)  im  Fall  des  Todes  ein  Kapital  zum  300-,  600  fachen  u.  s.  w.  Betrag 
des  Tagelohns  des  vom  Unfall  betroflfenen  Arbeiters,  je  nach  dem  Inhalt 
der  Police; 

b)  im  Fall  dauernder  völliger  Erwerbsunfähigkeit  ein  Kapital  wie  im 
Todesfall  und  ein  entsprechender  Teilbetrag  bei  dauernder  teilweiser 
Erwerbsunfähigkeit ; 

c)  im  Fall  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  ein  Tagegeld  im  Betrage 
von  Viooo  des  für  den  Todesfall  versicherten  Kapitals; 
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d)  im  Fall  civilrechtlicher  Haftpflicht  eine  Schadloshaltnng  bis  zum 
Höchstbetrag  von  8000  L.  für  jeden  Unfallverletzten  and  gem&ss  den 
sonstigen  in  den  allgemeinen  Policebedingnngen  festgesetzten  Be- 
schränkungen. 


Entschädigung 

im  Todesfall 

Gefahrenklassen 

(einschl.  Haft- 

pflicht) zum  X- 
f  achen  Tagelohn 

I 

n 

m 

IV 

V 

VI 

Vll 

vm 

IX 

X 

XI 

xn 

xm 

XIV 

300 

1.39 

1.81 

2.08 

2.48 

2.81  3.16 

3.75 

4.54 

5.67 

7.97 

11.84 

16.00 

20.66 

25.33 

400 

1.75 

2.14 

2.43 

2.90 

3.84 

3.76 

4.41 

5.37 

6.66 

9.28 

18.82 

19.02 

24.69 

30.39 

500 

2.12 

2.47 

2.83 

3.37 

3.87 

4.37 

5.07 

6.20 

7.65 

10.58 

15.80 

22.02 

28.72 

85.45 

600 

2.49 

2.81 

3.24 

8.83 

4.40 

4.97 

5.72 

7.02 

8.64 

11.88 

17.28 

25.02 

82.76 

40.50 

700 

2.76 

3.11 

3.62 

4.26 

4.87 

5.58 

6.38 

7.79 

9.54 

13.05 

19.08 

27.79 

86.51 

45.28 

800 

3.03 

8.41 

4.00 

4.69 

5.84 

6.09 

6.94 

8.56 

10.44 

14.22 

20.88 

80.56 

40.26 

49.96 

900 

3.82 

8.78 

4.37 

5.13 

5.89 

6.64 

7.66 

9.82 

11.84 

15.39 

22.68 

88.34 

44.00 

54.68 

1000 

8.60 

4.00 

4.72 

5.54 

6.36 

7.15 

8.10 

10.00 

12.15 

16.43 

24.30 

35.87 

47.44 

59.02 

NB.  Bei  Ansschluss  der  Versicherung  der  Tagegelder  fftr  vorübergehende 
Erwerbsonfilhigkeit  vermindert  sich  die  Ftämie  um  ein  Drittel 


Tarif  F:  Versicherung  der  Entschädigungen  gemäss  dem  Unfall- 
versicherungsgesetz vom  17.  März  1898. 

Prämie  pro  1000  L.  Lohn  zur  Versicherung  folgender  Entschädigungen: 

a)  im  Fall  des  Todes  ein  Kapital  gleich  dem  fünffachen  Jahreslohn 
(1500  Tagelöhne)  des  Unfallversicherten; 

b)  im  Fall  dauernder  völliger  ErwerbsunflUiigkeit  ein  Kapital  wie  im 
Todesfall; 

c)  im  Fall  dauernder  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  ein  der  Schwere  der 
Verletzung  entsprechendes  Kapital; 

d)  im  Fall  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  ein  Tagegeld  gleich  der 
Hälfte  des  Tagelohnes  des  Verletzten  vom  6.  Tage  der  Arbeitsunfähig- 
keit ab; 

e)  im  Fall  civilrechtlichei*  Haftpflicht  eine  Schadloshaltung  bis  zum  Höchst- 
betrag von  8000  L.  für  jeden  Unfallverletzten  und  gemäss  den  sonstigen 
in  den  allgemeinen  Policebedingungen  festgesetzten  Einschränkungen.  ^) 


*)  Nach  Art.  Öl  der  „Allgemeinea  Policebedingiingen"  darf  die  Schadloshaltung  im  Fall 
civilrechtlicher  Haftpflicht  folgende  S&tze  nicht  übersteigen:  a)  8000  L.  für  Jeden  UnfaUverietzten; 
b)  ^/«o  oder  '/^q  des  vom  selbstversicherten  Betriebsnntemehmer  geschuldeten  Schadeneraatzes,  je 
nachdem  der  yersicherte  Betrieb  einer  der  sieben  ersten  oder  der  sieben  letzten  Qefahrenklassen 
angehört ;  c)  60  000  L.  für  jeden  Hassenunf all,  ohne  Unterschied  der  Zahl  der  Verletzten ;  d)  120  000  L. 
in  ein  und  demselben  Jahr,  Tom  Beginn  des  Versicherungsvertrages  ab  gerechnet;  es  f&llt  aber 
jede  Schadloshaltung  für  civilrechtliche  Haftpflicht  fort,  wenn  gemäss  Art  22  Abs.  1  der  Ü.-V.-O. 
strafrechtlich  festgestellt  ist,  dass  der  versicherte  Unternehmer  selbst  (nicht  einer  seiner  An- 
gestellten) vorsätzlich  oder  grobfahrlässig  den  Unfall  herbeigeführt  hat. 

Diese  letztere  Bestimmung  steUt  einen  Ausgleich  zwischen  den  beiden  Gegenströmungen 
dar,  von  welchen  die  eine  die  Schadloshaltung  des  Unternehmers  im  Fall  civilrechtlicher  Haft- 
pflicht grundsätzlich  beibehalten,  die  andere  grundsätzlich  ausgeschlossen  wissen  wollte.  Die 
ersteren  hielten  es  für  unmoralisch  und  der  Tendenz  des  U.-V.-G.  zuwiderlaufend,  wenn  der  für 
einen  Unfall  strafrechtlich  als  verantwortlich  befundene  Unternehmer  sich  durch  Eingehung  einer 
derartigen  Rückversicherung  gleichwohl  sollte  schadlos  halten  dürfen;  die  anderen  wiesen  darauf 
hin,  dass  die  Nationale  Unffdlversicherungdcasse,  bei  welcher  die  Unternehmer  versicherungs- 
pflichtiger Betriebe  regelmässig  die  Versicherung  nehmen  müssten,  hinsichtlich  der  Versicherungs- 
bedingungen  hinter  den  privaten  Versicherongsgesellschaften  und  dem  allgemeinen  Bedürfnis  nicht 
zurückbleiben  dürfe  und  mit  der  Uebemahme  der  Haftpflichtversicherung,  bei  der  engen  Be- 
grenzung derselben  durch  das  U.-V.-6.  und  der  Seltenheit  solcher  FäUe,  auch  kein  besonderes 
Risiko  übernehme.  Vgl.  Atti  dclla  cassa  nazionale  di  assicurazione  etc.,  Milano  1898.  p  24-28 
e  121. 
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Gesamt- Versiche- 

Qef ahrenklaBsen 

Tmg 

I 

n 

m 

IV 

V 

VI 

vn 

vra 

IX 

X 

XI 

XII 

xin 

XIV 

einfiu^e  (ohne    1 
Haftpflicht)       / 

4.19 

4.60 

5.43 

6.87 

7.81 

8.28 

9.29 

11.48 

18.98 

18.76 

27.88 

41.26 

54.68 

68.08 

kombinierte  (ein-  \ 
schl.  Haftpflicht)   / 

4.81 

4.82 

5.66 

6.66 

7.65 

8.61 

9.79 

12.07 

14.70 

19.96 

29.40 

48.21 

67.01 

70.84 

Endlich  bleibt  noch  zu  erwähnen,  dass  unter  dem  5.  Dezember  1898  ein 
nur  ans  einem  Artikel^)  bestehender  Gesetzentwurf  eingebracht  worden  ist,  welcher 
den  in  den  staatlichen  Verwaltungen  des  Tabaks-  und  Salzmonopols  beschäftigten 
(etwa  16000)  Personen  die  aus  dem  neuen  ünfallversicherungsgesetz  sich  ergeben- 
den Entschädigungsrechte  ausdrScklich  zusichert,  damit  diese  Arbeiter  gemäss 
Art.  17  des  U.-V.-G.  dann  nicht  erst  bei  der  Nationalen  Unfall versicherungskasse 
oder  bei  privaten  Versicherungsgesellschaften  besonders  versichert  zu  weitlen 
brauchen. 


nL  Alters-  und  InTaliditfttsTerslchemiig. 

Cassa  Nazionale  di  previdenza  per  la  vecchia  e  per  la  invaliditä 
degli  operai;  Legge  del  17  Luglio  1898  (Nationalkasse  far  die  Alters-  und 
Invalidenversorgung  der  Arbeiter;  Gesetz  vom  17.  Juli  1898). 

Auch  das  Alters  und-  Invaliditätsversicherungsgesetz  hat,  wie  das  Unfall- 
versicherungsgesetz, eine  fast  zwanzigjährige  Vorgeschichte. 

Schon  im  Jahre  1879  hatten  auf  eine  Anregung  des  Handwerkervereins 
von  Bologna,  der  eine  „Nationalkasse  f&r  Alterspensionen"  begründen  wollte,  die 
Minister  Cairoli  und  Villa  eine  Kommission  zum  Studium  dieser  Frage  eingesetzt, 
welche  nach  längeren  Vorarbeiten  einen  Gesetzentwurf  mit  folgenden  Grund- 
gedanken vorlegte:  Der  Staat  sollte  eine  Pensionskasse  begrfinden,  bei  der  sich 
die  Arbeiter  bis  zum  Höchstbetrage  von  600  Lire  versichern  könnten.  Als  ört- 
liche Hil&stellen  dieser  Kasse  sollten  die  Postämter  dienen  und  die  Kassengeschäfte 
von  der  *  „Depositen-  und  Dahrlehnskasse"  geführt  werden.  Die  Einkünfte  der 
Kasse  sollten  sich  zusammensetzen:  aus  den  ordentlichen  Beiträgen  der  sich  ver- 
sichernden Arbeiter,  aus  den  ausserordentlichen  Einnahmen  von  Schenkungen  und 
Vermächtnissen  und  endlich  aus  gewissen  Beihilfen  des  Staates.  Die  Ausgaben 
f&r  Einrichtung  und  Verwaltung  der  Kasse  sollten  vom  Staat  vorgeschossen  und 
aus  den  ausserordentlichen  EinnsSimen  der  Kasse  allmählich  zurückerstattet  werden. 
Den  Hilfsvereinen  (societä  di  mutuo  soccorso),  welche  Altersrenten  gewährten, 
wurde  gestattet,  diese  bei  der  Nationalkasse  eintragen  zu  lassen,  und  mehrere 
Vereine  konnten  sich  vereinigen,  um  unabhängig  von  der  Nationalkasse  die  Ver- 
waltung der  Rentenangelegenheiten  gemeinsam  zu  fuhren,  indem  ihnen  für  die 
Einziehung  der  Beiträge  und  die  Auszahlung  der  Beuten  die  Postsparkassen 
kostenfrei  zur  Verfügung  stehen  sollten. 

Auf  Grund  dieser  Vorarbeiten  brachte  der  Minister  Berti  am  30.  November 
1881  einen  Gesetzentwurf  über  Einrichtung  einer  „Nationalkasse  für  Arbeiter- 
pensionen" ein  und  zwar  sollten  die  staatlichen  Beihilfen,  um  den  Arbeitern  die 
Versicherung  zu  erleichtem  und  diese  gewissermassen  zu  prämiieren,  in  der 
Ueberweisung  von  je  */io  der  Erträge  der  gewöhnlichen  und  der  Post-Sparkassen 
bestehen. 

Diese  Vorlage  wurde  aber  von  allen  Seiten  lebhafk  bekämpft,  namentlich 
von  den  Sparkassen  selbst,  welche  in  der  geplanten  Ueberweisung  eines  Teils  ihrer 
Erträge  an  die  Nationalkasse  ebensowohl  eine  Verletzung  ihrer  Bechte  als  eine 


')  Dieser  Artikel  lautet:  Die  in  der  staatHchen  Verwaltung  der  Tabak-  und  Salzmonopole 
beschäftigten  Arbeiter  sind  berechtigt,  bei  BetriebsunfäUen  von  der  Finanzyerwaltnng  die  Ent- 
schädigong  zu  beanspruchen,  welche  ihnen  innerhalb  der  Grenzen  und  unter  den  Bedingungen 
des  Gesetzes  vom  17.  März  1898  zukommen  wflrde.  Vgl.  Atti  Parlamentär!  (Camera  dei  Deputati) 
LegislaturaXX  2*ses8ione  1898,  Documenti  No.  105  e  105 A. 
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Gefährdung  ihrer  eigenen  Obliegenheiten  erblickten.  Andererseits  schien  die 
Kasse  ohne  solche  Beihilfen  bei  den  unzureichenden  Beiträgen  der  Arbeiter  selbst 
nicht  genügende  Existenzmittel  zu  haben  und  eine  Bereitstellung  unmittelbarer 
Staatszuschüsse  ohne  Vermehrung  der  ohnehin  drückenden  Steuern  ausgeschlossen. 
Demgemäss  ersetzte  Minister  Berti  den  Entwurf  am  19.  Februar  1883  durch 
einen  anderen,  in  welchem  die  Ueberweisung  von  */io  der  Erträge  der  (gewöhn- 
lichen) Sparkassen  durch  anderweite  Einkünfte  (z.  B.  die  Zinsen  des  üeber- 
schusses  bei  der  Verwaltung  des  Kulturfonds  u.  s.  w.)  ersetzt  waren.  Die  Ver- 
waltung der  Pensionskasse  war  der  „Depositen-  und  Dahrlehnskasse"  übertragen; 
sie  sollte  nur  für  die  Arbeiter  bestimmt  sein  und  der  monatliche  Beitrag  dem- 
gemäss nicht  weniger  als  1  L.  und  nicht  mehr  als  4  L.  betragen;  Ein- und  Aus- 
zahlungen sollten  durch  die  Postsparkassen  besorgt  werden. 

Auch  dieser  Entwurf  kam  nicht  zur  parlamentarischen  Beratung  und  wurde 
am  1.  Juni  1885  vom  Minister  Grimaldi  durch  einen  3.  Entwurf  ersetzt,  der  sich 
von  seinen  beiden  Vorläufern  wesentlich  unterschied.  Da  man  diesen  den  Vorwurf 
des  Staatssozialismus  und  zu  grosser  Zentralisierung  gemacht  hatte,  so  wollte 
der  neue  Entwurf  die  staatliche  Pensionskasse  durch  Ortskassen  ersetzen,  welche 
von  den  gewöhnlichen  Sparkassen,  sei  es  einzeln  oder  gemeinsam,  errichtet  werden 
und  nur  der  Aufsicht  des  Staates  unterstehen  sollten.  Diese  örtlichen  Pensions- 
kassen sollten  von  den  Sparkassen  mit  einem  Reservefonds  von  nicht  weniger 
als  50000  L.  ausgestattet  werden  und  ausserdem  vom  Staate  einen  Zuschuss 
erhalten,  der  unter  die  Versicherten  zu  verteilen  war;  auch  durften  sich  die 
einzelnen  Pensionskassen  miteinander  vereinigen,  und  es  sollten  die  Postsparkassen 
bezw.  die  Depositen-  und  Darlehnskasse  verpflichtet  sein,  Ein-  und  Auszahlungen 
kostenfrei  zu  besorgen  u.  s.  w.  Wegen  Auflösung  der  Kammer  konnte  auch 
dieser  Entwurf  nicht  zur  Beratung  gelangen. 

Es  folgte  dann  am  9.  Dezember  1887  ein  von  den  Abgeordneten  Vacchelli 
und  Fen*ari  eingebrachter  Entwurf,  welcher  unter  dem  Titel  „Bestimmungen  zu 
Gunsten  von  Arbeiter-Pensiouskassen^^  bei  der  Depositen-  und  Darlehnskasse 
einen  bezüglichen  Spezialfonds  vorsah  und  neben  dieser  Zeutralkasse  die  gewöhn- 
lichen Sparkassen,  die  Hilfsvereine  und  die  Lebensversicherungsgesellschaften  auf 
Gegenseitigkeit  als  Ortskassen  zulassen  wollte.  Dieser  Entwurf  wurde  einer 
parlamentarischen  Kommission  überwiesen,  welche  ihren  Bericht  am  2.  Juli  1888 
erstattete,  blieb  aber  wegen  des  Sessionsschlusses  ebenfalls  unerledigt;  er  wurde 
von  seinen  Urhebern  am  11.  Dezember  1889  nochmals  eingebracht  und  wiederum 
einer  Kommission  überwiesen,  welche  am  11.  Juli  1890  einen  Gesetzentwurf  vor- 
legte, der  zwar  die  autonomen  Ortskassen  beibehielt,  jedoch  die  finanzielle  Organi- 
sation mehrfach  abweichend  gestaltete.  Beide  Entwürfe  blieben  wegen  Sessions- 
schlusses unerledigt. 

Am  23.  Februar  1893  folgte  ein  neuer  Entwurf*)  (des  Ministers  Lacava) 
betr.  die  Errichtung  einer  Nationalkasse  für  die  Invaliden  der  Arbeit.  Die 
Statuten  dieser  für  das  ganze  Königreich  zuständigen  Kasse,  welche  deren  Organi- 
sation (Zentral-,  Provinzial-  und  Bezirksstellen)  zu  regeln  hatten,  sollten  der 
Bestätigung  durch  Kgl.  Dekret  unterliegen  und  der  im  übrigen  ganz  autonomen 
Kasse  die  Rechte  einer  juristischen  Person  verleihen  (Art.  1).  Bei  dieser  Kasse 
konnten  sich  alle  italienische  Lohnarbeiter  vom  18.  Lebensjahre  ab  versichern 
(Art.  2).  Der  Rentenfonds  sollte  gebildet  werden  aus  den  Beitragszahlungen  der 
sich  Versichernden,  aus  gewissen  staatlichen  Beihilfen  und  aus  Schenkungen,  Ver- 
mächtnissen und  sonstigen  Zuwendungen  (Art.  3).  Die  Versicherung  konnte  je 
nach  Wahl  der  Kassenmitglieder  entweder  auf  Individualkonto  oder  auf 
Gegenseitigkeitskonto  erfolgen;  die  jährlichen  Beiträge  sollten  nicht  weniger 
als  12  L.  und  nicht  mehr  als  100  L.,  jede  Einzahlung  mindestens  1  L.  betragen; 
zur  Erlangung  des  Rentenrechts  musste  man  während  mindestens  15  Jahren 
Beiträge  gezahlt  und  das  60.  Lebensjahr  vollendet  haben  (Art.  4  und  5).    Die 


*)  Deutsche  Uebenetzung  bei  Bödiker,  „Die  ArbeiterveraicheruDg  in  den  europäischen 
Staaten«,  Leipzig  1895,  S.  809  £g.  und  fifanzösische  üebersetzung  im  Bulletin  du  Comite  perma- 
nent etc.  k  Paris,  Tome  V  (1894)  p.  275  suiv. 
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Versichenmg  auf  Individualkonto  gab  das  Becht,  entweder  die  Zahlung  einer 
Leibrente,  welche  nach  Massgabe  des  aus  den  eigenen  Beiträgen  und  den  staat- 
lichen Zuschüssen  nebst  Zinsen  bestehenden  Gesamtguthabens  der  Versicherten 
tarifinässig  berechnet  wurde,  oder  die  Zahlung  eines  Kapitals  im  Betrage  dieses 
Oesamtguthabens  zu  verlangen;  auch  konnte  der  Versicherte  das  Kapital  ganz 
oder  teilweise  als  Depot  bei  der  Kasse  belassen  und  die  laufenden  Zinsen  ab- 
heben, in  welchem  Fall  bei  seinem  Tode  das  Restguthaben  seinen  Erben  zufiel. 
Starb  der  Versicherte  vor  Eintritt  in  den  Rentengenuss,  so  erhielten  seine  Erben 
seine  gesamten  Einzahlungen  nebst  Zinsen  zurückgezahlt  und,  wenn  der  Versicherte 
zwar  nach  Eintritt  des  Rentenbezugsrechts,  aber  vor  Auszahlung  der  Rente  starb, 
so  erhielten  die  Erben  ein  Kapital  in  der  Höhe,  wie  es  der  Verstorbene  erhalten 
hätte,  wenn  er  am  Tage  seines  Todes  die  Kapitalabfindung  beansprucht  hätte 
(Art.  6  Abs.  2,  8  und  Art.  8).  Die  Versicherung  auf  Gegenseitigkeitskonto  bot 
den  Vorteil,  dass  die  Leibrente  höher  ausfiel,  indem  auch  die  Anteile  der  aus  diesem 
Konto  vorzeitig  ausscheidenden  Mitglieder  mit  in  Anrechnung  kamen,  dagegen  fiel 
das  Recht  auf  Kapitalabfindung  und  das  Anrecht  der  Erben  fort  (Art  6  Abs.  1). 
Bei  gleichzeitiger  Versicherung  in  beiden  Konten  sollten  die  Jahresbeiträge  min- 
destens je  12  L.,  aber  zusammen  höchstens  100  L.  betragen;  femer  durften  die  auf 
Individualkonto  versicherten  Mitglieder  jederzeit  in  das  Gegenseitigkeitskonto  über- 
treten, dagegen  Mitglieder  des  letzteren  nur  während  der  ersten  10  Jahre  ihrer 
Mitgliedschaft  zur  Versicherung  auf  Individualkonto  übergehen  (Art.  7).  Zwei- 
jährige Nichtzahlung  der  Beiträge  verwirkte  den  Rentenanspruch  und  beliess  dem 
auf  Individualkonto  Versicherten  nur  das  Recht,  ein  Drittel  seiner  Einzahlungen  mit 
der  Hälfte  der  bezüglichen  Zinsen  zurückzufordern,  während  die  auf  Qegenseitigkeits- 
konto  Versicherten  entweder  nur  die  Hälfte  der  selbstgezahlten  und  ein  Drittel  der  für 
sie  eingezahlten  Beiträge  oder  überhaupt  nichts  zurückfordern  durften,  je  nachdem 
der  Verfall  des  Rentenanspruchs  erst  nach  zehnjähriger  Mitgliedschaft  oder  schon 
früher  eintrat  (Art.  9).  Vorzeitige  Invalidität  sollte  ebenfalls  Anspruch  auf  Rente 
oder  Kapitalabfindung  geben,  je  nachdem  die  Versicherung  auf  Gegenseitigkeits- 
oder auf  Individualkonto  abgeschlossen  war  (Art.  18).  Art.  11  des  Entwurfs 
regelte  die  Berechnung  der  Staatszuschüsse  (nicht  über  60  L.  pro  Mitglied  und 
Mitgliedsjahr),  Art.  12  die  Bildung  des  Reservefonds  (V20  des  Gesamtwertes  der 
Verflichtungen  der  Kasse  gegen  die  Mitglieder),  Art.  18  die  Anlegung  der  Kapitalien ; 
Art  14  gestattete  den  „eingetragenen  Hilfsvereinen"  die  Versicherung  ihrer  Mit- 
glieder bei  der  Kasse  zu  bevorzugten  Bedingungen;  Art.  15  entzog  die  Renten- 
und  sonstigen  Ansprüche  der  Kassenmitglieder  der  Beschlagnahme  oder  Cession; 
Art.  16  machte  die  Festsetzung  des  Zinsfusses,  der  Sterblichkeits-  und  der  Renten- 
tafeln von  der  Bestätigung  durch  Kgl.  Dekret  abhängig;  Art.  17  stellte  der  Kasse 
für  den  Ein-  und  Auszahlungsdienst  die  Postämter  und  Postsparkassen  kosten- 
frei zur  Verfügung;  Art  18  gewährte  der  Kasse  völlige  Porto-  und  Stempelfreiheit; 
Art  19  unterstellte  die  Kasse  der  Aufeicht  des  Ministers  für  Ackerbau,  Industrie 
und  Handel,  welchem  die  Jahresabschlüsse,  die  fün^ährigen  versicherungstech- 
nischen Bilanzen  und  etwa  sonst  erforderte  Aufetellungen  einzureichen  waren,  und 
der  Schlussartikel  20  endlich  sah  noch  durch  KgL  Dekret  zu  genehmigende 
„Ausführungsvorschriften"  vor. 

Auch  dieser  Entwurf  gelangte  wegen  Sessionsschlusses  nicht  zur  Ver- 
abschiedung. 

Alle  diese  Entwürfe  hatten  trotz  ihrer  sonstigen  Vei'schiedenheiten  gewisse 
gemeinsame  Grundzüge:  Autonomie  der  Versicherungskörper,  Erlangung  des 
Rentenrechts  durch  persönliche  Beitragsleistungen;  staatliche  Beihilfe,  aber  ohne 
Gewährleistung  der  Rentenzahlungen  oder  bestimmter  Mindestrenten ;  vorwiegend 
In dividual Versicherung  und  lediglich  freiwillige  Versicherung. 

Im  wesentlichen  von  denselben  Grundsätzen  ging  auch  der  letzte  Entwurf*) 
aus,  welcher  am  13.  April  1897   vom  Minister  Guicciardini  eingebracht  wurde 


^)  Besprochen  und  übenetzt  Ton  BeUom   im  BuUetin  du  Comite  permanent  etc.  ä  Paris, 
Tome  Vm  (1897)  p.  228-246. 
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und  dem  gegenwärtigen  Alters-  und  Inyalidit&tsyersicherangsgesetz  Tom  17.  Joli 
1898  zu  Grande  gelegen  hat. 

Man  wollte  den  Gewinn,  den  der  Staat  ans  dem  Spartrieb  der  Bevölkerung 
zieht,  dieser  wieder  dadurch  zuwenden,  dass  die  Versorgung  der  alten  und  inva- 
liden Arbeiter  durch  entsprechende  Beihilfen  gef5rdert  werden  sollte.  Die  allein 
bei  den  Postsparkassen  niedergelegten  Erapamisse  waren  von  1876  (dem  Gr&n- 
dungsjahr  dieser  Kassen)  mit  2^9  Mill.  L.  in  10  Jahren  auf  220  und  bis  Ende 
1896  auf  fast  500  MilL  L.  gestiegen,  welche  sich  auf  3  Mill.  Sparbftcher  verteilten, 
deren  grosse  Mehrheit  sich  im  Besitze  von  Arbeitern  fand.  Dem  Staat  war  aus 
der  Anlage  dieser  Kapitalien  in  den  zwanzig  Jahren  des  Bestehens  der  Post- 
sparkassen nach  Abzug  der  an  die  Sparbnchbesitzer  verteilten  Dividenden  ein 
verfügbarer  Ueberschuss  von  16,9  Mill.  L.  verblieben,  welchen  im  Jahr  1896 
weitere  2,7  MilL  L.  hinzutraten.  Von  diesen  19,6  Mill.  L.  sollten  5  Mill.  L.  mit 
weiteren  5  Mill.  verfallener  Konsortialnoten  zur  Bildung  des  Grundstocks  der 
geplanten  „Nationalkasse  für  Alters-  und  Invaliditätsversichemng  der  Arbeiter" 
verwendet  werden  und  dieses  Grundkapital  durch  teilweise  üeberweisung  gewisser 
staatlicher  Einkünfte  (im  Jahresdurchnitt  von  1,2  bis  1,5  Mill.  L.)^)  und  der  Zinsen 
des  Kapitals  binnen  10  Jahren  auf  die  Höhe  von  16  MilL  L.  gebracht  werden.  Man 
wollte  auf  diese  Weise  ebenso  wie  in  allen  früheren  Entwürfen  jede  dauernde  und 
unmittelbare  Belastung  des  Staatsbudgets  vermeiden,  da  das  letztere  eine  solche 
nach  wie  vor  nicht  gestattete,  und  die  Nationalkasse  sollte  keinen  weiteren  Zweck 
haben,  als  lediglich  den  Arbeitern  die  Spareinlagen  für  den  gedachten  Zweck  zu  er- 
leichtem, dieselben  durch  gewisse  Zuschüsse  zu  erhöhen  und  alle  diese  Zahlungen 
nebst  Zinsen  schliesslich  in  eine  entsprechende  Leibrente  umzuwandeln. 

Auch  dieser  Entwurf  liess  den  Arbeitern  die  Wahl  zwischen  der  Individual- 
und  der  G^egenseitigkeits- Versicherung,  obwohl  die  letztere  als  die  an  sich  vor- 
teilhaftere erkannt  wurde,  indem  man  anderenfalls,  wenn  der  Arbeiter  jede 
Verfügung  über  seine  Einzahlungen  verlor  und  im  Falle  vorzeitigen  Todes  diese 
auch  seinen  Kindern  verloren  gingen,  die  Arbeiter  von  der  Versicherung  eher 
abzuschrecken  befürchtete.  Um  jedoch  denjenigen,  welche  sich  einmal  versichert 
hatten,  den  Ansporn  zu  geben,  die  Versicherung  auch  weiter  aufrecht  zu  erhalten, 
sollten  die  auf  Individualkonto  Versicherten  erst  nach  Sjähriger  Mitgliedschaft 
berechtigt  sein,  lediglich  die  selbst  eingezahlten  Beträge  mit  der  Hälfte  der 
dafür  aufgelaufenen  Zinsen  (also  unter  Verlust  der  anderen  Zinshälfte  und  der 
bezüglichen  Staatszuschüsse)  zurückzuverlangen;  im  Fall  vorzeitigen  Todes  konnten 
aber  die  Erben  die  Bückerstattung  der  Beiträge  nebst  ungekürzten  Zinsen  ver- 
langen. Die  Versicherung  auf  Gegenseitigkeitskonto  dagegen  gewährte  keinerlei 
solche  Bückerstattungsrechte.  Die  Unterschiede  der  beiden  Versicherungsarten 
in  ihren  Endergebnissen  veranschaulicht  die  folgende  Tabelle: 


Jährlich 

e  Leibrenten,  entsprechend  einem  Jahresbeitrag  von  1  L. 

Beitrittsalter 

60  Ji 
Gegenseitigkeits-K. 

Fälligkeit  der  Be 
ihren 
Wert  der  Rente  be 
Individnal-K. 

nte  im  Alter  von 
1                          65  J 
i  Versicherung  anf 
Gegenseitigkeits-K. 

ahren 

Indiyidnal-E. 

25 
30 
85 
40 

L. 

11,40 

8,36 

5,95 

4,07 

L. 

7,87 

5,99 

4,45 

3,18 

L. 
21,08 
15,66 
11,37 

8,02 

L. 
12,87 
9,59 
7,30 
5,42 

Um  dem  vorzeitig  arbeitsunfähig  gewordenen  Versicherten  eine  entsprechende 
Invalidenrente  zu  sichern,  sollte  ein  besonderer  Invalidenfonds  gebildet  und 


*)  Aus  diesen  Einkünften  sollten  auch  die  Verwaltungskosten  und  gewisse  Zuschläge 
zu  einem  besonderen  „Inyalidenfonds*'  und  zu  einem  ,.aus8erordentlidien  Beseryefonds**  bestritten 
werden. 
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aus  diesem  entsprechende  Zuschüsse  zu  den  eigenen  Beiträgen  der  Versicherten 
geleistet  bezw.  die  letzteren  beim  Zusammentreffen  mit  Unfallentschädigungen 
oder  freigebigen  Zuwendungen  unter  Zusammenrechnung  mit  diesen  in  entsprechende 
Leibrenten  umgewandelt  werden;  anderenfalls  sollte  Kapitalabflndung  zulässig 
sein,  falls  die  durch  Krankheit,  Invalidität  oder  sonstige  Gründe  unterbrochenen 
Beitragszahlungen  eine  zu  geringfügige  Rente  ergeben  würden.  Endlich  sollten 
auch  teilweise  Renten-  und  teilweise  Eapitalzahlung  zulässig  sein  und  den  ein- 
getragenen Hilfsvereinen  und  Genossenschaften  gewisse  Vergünstigungen  bei  der 
Versicherung  ihi*er  Mitglieder  zustehen. 

Der  Entwurf  wurde  einer  Kommission  überwiesen,  ohne  wesentliche  Ab- 
änderungen am  20.  April  1898  von  der  Deputiertenkammer ^  am  4.  Juli  1898 
Tom  Senat  angenommen  und  am  17.  Juli  1898  als  ,  Gesetz  betr.  die  National- 
kasse für  die  Alters-  und  Invalidenversicherung  der  Arbeiter^  verkündet  (Anlage  4). 

Dieses  Gesetz  verordnet  die  Einrichtung  einer  völlig  selbständigen  „National- 
kasse f&r  die  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  der  Arbeiter^  mit  dem  Hauptsitz 
in  Rom  und  Nebenstellen  für  die  einzelnen  Departements,  Provinzen  oder  Ge- 
meinden, je  nach  den  Bestimmungen  der  die  Organisation  angebenden  und  der 
königlichen  Bestätigung  unterliegenden  Satzungen  (Art.  1).  Artikel  2  bestimmt  das 
oben  erwähnte  Grundkapital  von  10  Mill.  L.,  Art.  3  die  weiteren  zur  Vergrösserung 
dieses  Grundkapitals  bestimmten  Zuwendungen  und  Art  4  die  jährlichen  laufenden 
Staatszuschüsse  bezw.  sonstigen  Einkünfte,  welche  nach  Art.  5  zur  Deckung  der 
Verwaltungskosten  und  während  der  ersten  10  Jahre  zur  weiteren  Vergrösserung 
des  Grundkapitals  bis  zum  Betrage  von  mindestens  16  Mill.  Lire  dienen  sollen. 

Bei  der  Nationalkasse  können  sich  italienische  Lohnarbeiter  beiderlei  Ge- 
schlechts versichern,  wobei  Ehefrauen  und  Minderjährige  der  Zustimmung  des 
Ehemannes  oder  des  gesetzlichen  Vertreters  nicht  bedürfen;  für  jeden  Versicherten 
müssen  jährlich  Beiträge  eingezahlt  werden,  welche  in  Raten  von  mindestens 
0,50  L.  zu  leisten  sind  und  den  Gesamtbetrag  von  100  L.  nicht  übersteigen  dürfen, 
aber  mindestens  6  L.  jährlich  betragen  müssen,  um  das  Anrecht  auf  die  Zuschuss- 
anteile aus  den  jährlich  verfügbaren  Nettoeingängen  der  Kasse  zu  geben;  auch  muss 
bei  Eingehung  der  Versicherung  eine  Erklärung  darüber  abgegeben  werden,  ob 
Individual-  oder  Gegenseitigkeits- Versicherung  genommen  wird  (Art  6). 

Die  Beträge,  welche  von  den  in  Art.  4  erwähnten  jährlichen  Netto- 
eingängen nach  Abzug  der  Verwaltungskosten  und  der  Zuschläge  zum  Grund- 
kapital übrig  bleiben,  sind  alljährlich  zu  Gunsten  der  Versicherten  gleichmässig 
nach  den  näheren  Vorschriften  der  Satzungen  zu  verteilen,  doch  sollen*  diese 
Zuschüsse  während  der  ersten  5  Jahre  12  L.  jährlich  für  das  Mitglied  nicht  über- 
steigen, weil  sonst  bei  der  anfangs  noch  geringen  Anzahl  von  Versicherten  der 
Zuschuss  im  Verhältnis  zu  den  eigenen  Beitragszahlungen  zu  hoch  sein  würde; 
was  nach  dieser  Verteilung  noch  übrig  bleibt,  soll  zu  */,o  dem  in  Art.  11  be- 
handelten „Invalidenfonds",  ^)  zu  ^/j^  dem  in  Art.  17  vorgesehenen  „ausserordent- 
lichen Reservefonds"  und  zu  ^/j^  dem  nächsten  Rechnungsjahr  überwiesen  werden 
(Art.  7).  Keinen  Anteil  an  der  Verteilung  jener  Zuschüsse  haben  solche 
Versicherte,  welchen  bereits  anderweit  gesetzlich  sichergestellte  Ansprüche  auf 
Altei-s-  oder  Invalidenrenten  gegen  Staat^  Gemeinde  oder  Privatgesellschaften 
zustehen  (Art.  8).  Für  jeden  Versicherten  ist  ein  persönliches  Konto  einzurichten, 
welches  nach  Massgabe  der  gesetzlichen  und  statutarischen  Vorschriften  ver- 
schieden zu  behandeln  ist,  je  nachdem  Individual-  oder  Gegenseitigkeits- Versiche- 
rung gewählt  ist  (Art.  9).  Regelmässig  ist  dieses  Konto  nach  mindestens  25 
Jahren,  von  der  ersten  Beitragszahlung  ab,  und  sofern  der  Versicherte  das  60.  oder 
65.  Lebensjahr  vollendet  hat,  abzuschliessen  und  aufzurechnen;  doch  kann  dies 
ausnahmsweise  —  bei  vorzeitiger  Invalidität  —  auch  schon  nach  5jähriger  Bei- 
tragszahlung und  ohne  Rücksicht  auf  das  Lebensalter  des  Versicherten  erfolgen, 
desgleichen  auf  Antrag  des  Versicherten  während  einer  zweijährigen  Uebergangs- 


*)  Die  Gemeindeii  und  WohltMtigkeitsanstalten  sollen  zu  diesem  Fonds  jene  Summen  beisteuern, 
welche  sie  gesetzmässig  den  Arbeitsunföhigen  zahlen  müssten,  wenn  dieselben  unversichert  wären 
und  80  keine  Invaliden-  oder  Altersrente  bekommen  könnten. 
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frist  vom  Inkrafttreten  des  Gesetzes  ab,  wenn  für  eine  20,  15  oder  10 jährige 
Periode  Beiträge  gezahlt  und  für  den  an  der  normalen  Periode  von  25  Jahren 
fehlenden  Zeitraum  die  bezüglichen  Beiträge  nebst  Zinsen  nachgezahlt  werden. 
In  der  Regel  vollzieht  sich  die  Abschliessung  des  Kontos  durch  Umrechnung 
aller  darauf  gebuchten  Summen  in  eine  sofort  fällige  Leibrente  zu  Gunsten  des 
Versicherten,  doch  können  nach  Massgabe  der  näheren  Bestimmungen  der  Satzungen 
bezw.  des  „technischen  Reglements"  der  Kasse  auch  Kapitalabflndungen  zugelassen 
werden,  sei  es^  dass  zugleich  Kapital-  und  Rentenzahlung  an  den  Versicherten  selbst 
stattfindet,  oder  dass  diesem  nur  eine  Leibrente  und  bei  seinem  Tode  den  Erben  ein 
Kapital  ausgezahlt  wird  (Art.  10).  Artikel  11  sieht  einen  besonderen  „Invaliden- 
fonds" vor,  aus  welchem  die  Renten  der  vorzeitig  invalide  gewordenen  Versicherten 
entsprechende  Zuschüsse  erhalten  sollen,  um  dadurch  auf  eine  angemessene  Höhe 
gebracht  zu  werden.  Stirbt  der  auf  Individualkonto  (d.  h.  unter  Vorbehalt  der 
Rückzahlung  seiner  Beiträge  bei  vorzeitigem  Tode  an  seine  Familie)  Versicherte 
vor  dem  Rentenanfall,  so  werden  die  von  ihm  und  für  ihn  eingezahlten  Beiträge 
ohne  Zinsen  ausschliesslich  an  den  überlebenden  Ehegatten,  die  minderjährigen 
Söhne,  die  unverheirateten  Töchter  und  die  Ascendenten  ausgezahlt,  sofern  diese 
binnen  3  Jahren  darauf  antragen;  die  Verteilung  erfolgt  so,  dass  der  überlebende 
Ehegatte  '/^  und  die  Kinder  '/^  erhalten,  während  bei  Ausfall  des  einen  oder 
des  andern  Teils  dessen  Anteil  dem  anderen  zuwächst  (Art  12).  Die  Artikel 
13  und  14  treffen  nähere  Bestimmungen  darüber,  wie  im  übrigen  die  durch  vor- 
zeitigen Tod  des  Versicherten  freigewordenen  Anteile  des  betreflfenden  Individual- 
oder  Gegenseitigkeitskontos  den  überlebenden  Versicherten  gutzuschreiben  sind. 
Nach  Art.  15  dürfen  der  Nationalkasse  auch  Unfallentschädigungen  und  ebenso  die 
von  Korporationen  oder  Privatpersonen  zur  Unterstützung  alter  und  invalider  Ar- 
beiter bestimmten  Summen  behufs  kostenfi*eier  Umwandlung  in  Leibrenten  überwiesen 
werden.  Desgleichen  wii'd  die  Nationalkasse  nach  Art.  16  den  Arbeiter-Hilfe- 
und  -Unterstützungsvereinen,  sowie  den  staatlichen  und  privaten  Betriebskassen 
für  die  Zwecke  der  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  zur  Verfügung  gestellt. 

Die  zur  Begründung  der  Leibrenten  bestimmten  Kapitalien  der  National- 
kasse bilden  einen  besonderen  „Leibrentenfonds",  welcher  mindestens  alle  5  Jahre 
einer  versicherungstechnischen  Nachprüfung  zu  unterwerfen  ist  und  ausserdem 
noch  durch  einen  „ausserordentlichen  Reservefonds"  sichergestellt  wird,  um  etwaige 
versicherungstechnische  Fehlbeträge  dai*aus  decken  zu  können  (Art.  17).  Die 
Kapitalien  der  Kasse  sollen  in  staatlich  emittierten  oder  garantierten  Werten 
oder  «in  zinstragenden  Depots  bei  der  Depositen-  und  Darlehnskasse  angelegt 
werden  und  die  Kasse  keinerlei  Grundstücke  besitzen  (Art.  18).  Die  alljährlich 
den  Individualkonten  zuzuschreibenden  Zinsen  sollen  nach  dem  bei  den  Kapital- 
anlagen der  Kasse  im  Jahre  durchschnittlich  erreichten  Zinsfuss  berechnet  werden 
und  ebenso  wie  die  übrigen  Zuschreibungen  (aus  Art  7,  13  und  14)  steuerfrei 
sein  (Art.  19).  Die  Leibrenten  sowie  alle  sonstigen  Kassenguthaben  der  Ver- 
sicherten sind  bis  zum  Jahresbetrag  von  400  L.  weder  pfändbar  noch  übertragbar 
und  dürfen  nur  im  Fall  ärztlich  b^cheinigter  Krankheit  oder  ortspolizeilich  be- 
stätigter Verhinderung  durch  Stellvertreter  abgehoben  werden;  fftr  verlorene 
Rentenbücher  werden  den  Versicherten  Duplikate  nach  den  Bestimmungen  über 
Postsparkassenbücher  ausgestellt  (Art  20). 

Die  Einschreibungen  zur  Versicherung  bei  der  Nationalkasse,  die  Einziehung 
der  Beiträge,  die  Auszahlung  der  Renten  und  aller  anderen  Summen  erfolgen 
kostenfrei  durch  die  Postämter  und  Postsparkassen;  ebenso  ist  der  Briefverkehr 
der  Nationalkasse  mit  den  Behörden  und  Versicherten  portofrei  und  der  sonstige 
Geschäftsverkehr  der  Kasse  von  allen  fiskalischen  Gebühren  befreit  (Art  21,  22). 

Binnen  2  Monaten  nach  Verkündigung  des  Gesetzes  soll  ein  selbständiger 
Verwaltungsrat  fftr  die  Kasse  durch  kgl.  Erlass  eingesetzt  werden,  unter  ent- 
sprechender Mitbeteiligung  der  Sparkassen  oder  anderer  zur  Nationalkasse  bei- 
steuexnden  Korporationen  und  (bis  zu  einem  Viertel  der  Mitgliederzahl  des  Ver- 
waltungsrats) der  bei  der  Kasse  versicherten  Arbeiter,  während  je  ein  Vertreter  der 
drei  beteiligten  Ministerien  —  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel,  für  Finanzwesen, 
für  Post  und  Telegraphie  —  dem  Verwaltungsrat  der  Kasse  von  Rechtswegen 
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angehören  (Art.  23).  Binnen  6  Monaten  nach  Verkündung  des  Gesetzes  soll  der 
Verwaltnngsrat  a)  die  Satzungen  der  Kasse  entwerfen;  b)  die  Grundsätze  über  die 
Einrichtung  von  Nebenstellen,  deren  Obliegenheiten  und  Bezirke,  die  Verwaltung 
ihrer  Fonds,  die  Vorschriften  für  ihre  Geschäftsführung  und  ihre  Stellung  zur 
Centrale  bestimmen  ;0  c)  das  technische  Reglement  (Anlage  5)  und  die  Rententafeln 
ausarbeiten.  Das  Eassenstatut^  das  technische  Reglement,  die  Vorschriften  für^die 
Nebenstellen,  die  Rententafeln,  die  statistischen  Tabellen  und  der  diesen  Berech- 
nungen zu  gründe  gelegte  Zinsfuss  sowie  alle  bezüglichen  Abänderungen  derselben 
unterli^en  der  staatlichen  Genehmigung  (durch  kgl.  Erlass  nach  Anhörung  des 
Versicherungsbeirats  und  des  Staatsrats  und  nach  Vorschlag  des  Ministers  für 
Ackerbau,  Industrie  und  Handel  im  Einvernehmen  mit  den  Ministern  der  Finanzen 
und  für  Post  und  Telegraphie,  Art.  24).  Durch  kgl.  Erlass  kann  die  Kasse  er- 
mächtigt werden,  auch  jeden  anderen  Versicherungzweig  zu  betreiben,  dessen 
Ueberschüsse  dann  den  jährlichen  Einnahmen  der  Kasse  (gemäss  Art.  4)  zu- 
fliessen  sollen  (Art.  25).  Die  Kasse  unterliegt  der  Au&icht  des  Ministers  für 
Ackerbau,  Industrie  und  Handel  und  hat  diesem  alljährlich  den  General- 
abschluss  und  die  Sonderabschlüsse  der  Nebenstellen,  die  technischen  Bilanzen 
und  aUe  sonst  etwa  erforderten  Berichte  einzureichen  (Art.  26).  Die  Auf- 
bewahrung der  Werte  und  der  Kassendienst  werden  von  der  Depositen-  und 
Darlehnskasse  kostenfrei  besorgt  (Art.  27).  Einen  Monat  nach  der  Bestätigung 
ihrer  Satzungen  soll  die  Nationalkasse  ihre  Thätigkeit  beginnen  (Art  28). 

Wenn  der  italienische  Gesetzgeber  bei  der  Alters-  i^nd  Invaliditätsversiche- 
rung,  abweichend  von  der  Unfallversicherung,  aicht  dem  deutschen,  sondern  dem 
französischen  Vorbilde  gefolgt  ist,  so  ist  dies  im  wesentlichen  darauf  zurück- 
zuführen, dass  er  die  finanziellen  Folgerungen  einer  Zwangsversicherung  noch 
scheute;  eine  solche  wäre  bei  den  durchschnittlich  niedrigen  Löhnen  der  Arbeiter 
nur  unter  Mitheranziehung  der  Arbeitgeber  und  stärkerer  Beteiligung  des  Staates 
durchfahrbar  gewesen  —  eine  weitere  Belastung  der  Arbeitgeber  erschien  aber 
im  Hinblick  auf  die  soeben  eingeführte,  ihnen  allein  zur  Last  fallende  Un- 
fallversicherung zunächst  bedenklich  und  eine  weitere  und  dauernde  Belastung 
des  Staatsbudgets  nach  dessen  Gesamtlage  einstweilen  ausgeschlossen.  So  ent- 
schloss  man  sich,  zunächst  nach  denselben  Grundsätzen  wie  in  Frankreich  zu 
verfahren,  d.  h.  den  Arbeitern  für  die  Zwecke  der  Alters-  und  Invaliditätsver- 
sicherung eine  entsprechende  Kasseneinrichtung  unentgeltlich  zur  Verfügung  zu 
stellen  und  durch  staatliche  Beihilfen  und  Vergünstigungen  die  freiwillige  Ver- 
sicherung der  Arbeiter  in  jeder  Weise  zu  fördern.  Wenn  aber  in  dem  reichen 
Frankreich  und  bei  den  dort  sehr  viel  höheren  Subventionen  die  französische 
Altersversicherungskasse  es  in  den  fast  50  Jahren  ihres  Bestehens  kaum  über  einen 
sogenannten  Anstandserfolg  gebracht  hat,^  so  wird  man  von  der  italienischen 
Nationalkasse  um  so  geringere  Erfolge  erwarten  dürfen,  als  die  übergrosse  Masse 
der  8  bis  9  Millionen  Arbeiter  gar  nicht  in  der  Lage  ist,  die  zur  Erlangung 
des  Staatszuschusses  erforderlichen  Jahresbeiträge  von  6  L.  regelmässig  zu  zahlen, 
und  diejenigen,  welche  einen  solchen  Betrag  zwar  ersparen  könnten,  aber  bisher 
nicht  wollten,  auch  durch  einen  jährlichen  Staatszuschuss  von  nur  12  L.*)  kaum 


^)  Mit  dieser  Bestimmung  über  die  Aasgestaltong  der  Organisation  der  Kasse  woUte  man 
zwischen  der  vOUigen  CentraUsiernng  einerseits  und  der  vOUigen  Decentralisiemng  andererseits, 
wie  sie  die  früheren  Gesetzentwürfe  vorgesehen  hatten,  einen  praktischen  Mittelweg  einschlagen, 
nm  die  Vorteile  beider  Systeme  miteinander  zu  verbinden  und  gleichwohl  der  Verschiedenheit 
der  örtlichen  Verhältnisse  Bechnnng  zu  trafen,  zumal  der  italienische  Arbeiter  sich  lieber  mit 
ihm  nahegelegenen  und  bereits  bekannten  Einrichtungen  (Sparkasse)  einlässt,  als  sich  mit  ent- 
fernten neuen  Schöpfungen  befreundet,  auch  wenn  solche  zu  seinen  Gunsten  geschaffen  werden. 
Das  Eassenstatnt  nimmt  als  „NebensteUen*'  in  Aussicht:  Sparkassen,  öffentliche  Wolüfahrts- 
anstalten,  Volksbanken,  Emissionsbanken,  sowie  Versorgungsvereine,  Patronate,  gewerbliche  und 
landwirtschaftliche  Verbände,  sofern  sie  gesetzlich  anerkannt  sind. 

«)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Heft  IV  (Frankreich)  S.  19  fg.,  Berlin 
1898,  Verlor  von  A.  Troschel. 

")  Dieser  Staatszuschuss  würde  bei  den  beschränkten  Mitteln  der  Kasse  sogar  anf  einen 
kaum  nennenswerten  Betrag  zusammenschrumpfen,  falls  die  Anzahl  der  Versicherten  sich  Über 
100000  hinaus  wesentlich  steigern  sollte. 

3* 


36  IHe  AibeiterTcniehenBg  n  lUUeB. 

dazu  yeranlasBt  werden  dttrften;  hattoi  doch  selbst  die  Arbeitgeber  von  der 
Ycrteilhaften  Benatzmig  der  Nationalen  UnfiEÜlyersicherangskasse  nnr  in  ganz 
verschwindendem  Hasse  Gebraoch  gemacht  Man  wird  daher  das  gegenwärtige 
Alters-  nnd  InyaUditätsyersicherangsgesetz  lediglich  als  einen  arsten  Schritt  «^ 
diesem  Gebiet  der  Arbeiterversichernng  betrachten  und  der  Hoffiinng  sein  dürfen, 
dass  ebenso  wie  bei  der  Nationalen  Unfallyersichemngskasse  auch  hier  die  mangel- 
haften Ergebnisse  in  nicht  zn  femer  Zeit  nnter  Mitheranziehnng  der  Arbeitgeber 
nnd  des  Staates  znr  Zwangsversichernng  fuhren  werden,  nm  diese  Wohlthaten 
gerade  der  grossen  Masse  derjenigen  zuzuwenden,  welche  derselben  am  aller- 
dringendsten  bedürfen. 
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Dr.  Zacher. 


AlUgato  1. 


Legge 


che  approva  la  costitazioiie  legale  delle  aocieta  di  nmtao  socoorso, 

15  aprfle  1886. 


Umberto  I, 

Per  Grazia  di  Dio  e  per  Volantä  della  Nazione  Be  dltalia 

n  Senato  e  la  Camera  dei  depatati  hanno  approvato; 
Noi  abbiamo  sanzionato  e  promnlghiamo  qnanto  segue: 

Art.  1. 

Possono  cons^^oire  la  personaliU  ginridica,  nei  modi  stabiliti  da  qnesta  legge,  le 
sodetä  operaie  di  mntao  soccorso   che  si  propongono  tatti  od  alcono  dei  fini  s^aenti: 

Assicorare  ai  sod  im  sossidio  nei  casi  di  malattU,  di  impotenza  al  layoro  o  di 
recchiaia; 

Venire  in  ainto  alle  ÜEuniglie  dei  soci  defimti. 


Art.  2. 

Le  sodeU  di  mntao  soccorso  potranno  inoltre  cooperare  all'edncasione  dei  soci  e 
delle  loro  famiglie;  dare  ainto  ai  soci  per  Tacquisto  degli  attrezzi  dei  loro  mestiere  ed 
esercitare  altri  nffid  propri  delle  istitnzioni  di  preyidenza  economica.  Perö  in  qnesti  casi 
deTe  specificarsi  la  spesa  e  il  modo  di  fand  fronte  nell'annno  bilando. 

Eccettnate  le  spese  di  amministrazione,  il  danaro  sociale  non  pnö  essere  erogato  a 
fini  diTersi  da  qnelli  indicati  in  qaest*articolo  e  nei  precedente. 


Art  3. 
La  costitnzione  della  societä  e  Tapproyazione  dello  statato  debbono  risnltare  da  atto 
notarile  salvo  il  disposto  degli  articoli  11  e  12  di  qaesta  legge,  sotto  l'ossenranza  dell*art.  136 
dei  codice  di  commercio. 

Lo  statato  deye  determinare  espressamente: 

La  sede  della  societä; 

I  fini  per  i  qaali  d  costitnita; 

Le  condizioni  e  le  modalitä  di  ammissione  e  di  eliminazione  dei  sod;  i  doyeri  che 
i  soci  contraggono,  e  i  diritti  che  acqoistano; 

Le  norme  e  le  caatele  per  Timpiego  e  la  conseryazione  dei  patrimonio  sociale; 


jinlag^  1. 


Gesetz 

über  die  Bestätigrung  der  gesetzlichen  Begrtlnduiig  von  Vereinen  zu 

gegenseitiger  Untersttttznng^ 

15.  April  1886. 


Hombert  I«, 

von  Gottes  Qnaden  und  durch  Volkes  Willen  König  von  Italien. 

Nach  Zustimmung  des  Senats  und  des  Abgeordnetenhauses  haben  Wir  be- 
stätigt und  geben  kund  was  folgt: 

Art.  1. 

Arbeitervereinigungen  zu  gegenseitiger  ünterstütKung  können  gemäss  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  die  Rechte  einer  juristischen  Person  erlangen,  falls  sie  alle  oder  einzelne 
der  folgenden  Zwecke  verfolgen: 

Den  Mitgliedern  im  Falle  von  Krankheit,  Arbeitsunfähigkeit  oder  Alter  eine  Unter- 
stützung zu  gewähren; 

die  Familien  verstorbener  Mitglieder  zu  unterstützen. 

Art.  2. 

Die  Vereine  zu  gegenseitiger  Unterstützung  kOnnen  femer  zur  Erziehung  der  Mit- 
glieder und  ihrer  Familien  beitragen;  den  Mitgliedern  Beihülfen  zur  Erwerbung  von  Werk- 
zeugen für  ihr  Handwerk  gewähren  und  sonstige  Einrichtangen  wirtschaftiicher  Fürsorge 
fördern.  Jedoch  müssen  in  diesen  Fällen  die  Ausgaben  und  Art  ihrer  Deckung  in  der 
jährlichen  Bilanz  specifiziert  sein. 

Mit  Ausnahme  der  Verwaltungskosten  darf  das  Vereinsvermögen  für  andere  als  die 
in  diesem  und  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Zwecke  nicht  verwendet  werden. 

Art.  3. 
Die  Begründung  des  Hilfsvereins  und  die  Bestätigung  der  Satzungen   müssen  durch 
notariellen  Akt  gemäss  den  Bestimmungen   der  Artikel  11  und  12  dieses  Gesetzes,  unter 
Beobachtung  des  Artikels  136  des  Handelsgesetzbuchs,  erfolgen. 

Die  Satzungen  müssen  ausdrücklich  bestimmen: 
den  Sitz  des  Vereins; 
den  Zweck  der  Gründung; 
die  Bedingungen  und  Formen  far  Eintritt  und  Austritt  der  Mitglieder;  die  Pflichten, 

welche  die  Mitglieder  auf  sich  nehmen,  und  die  Bechte,  welche  sie  erwerben; 
die   Normen   und   Eautelen    für   die   Verwendung    und   Anlegung   des   Vereins- 

vermOgens, 
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Le  discipline  alla  coi  osserransa  ö  condizionata  la  yaliditä  delle  assemblee  generali, 
delle  elezioni  e  delle  deliberazioni; 

L*obbligo  di  redigere  processo  verbale  delle  asemblee  generali,  delle  adonanze  degli 
offici  esecntivi  e  di  quelle  del  comitato  dei  sindaci; 

La  formazione  degli  offici  esecntivi  e  di  nn  comitato  di  sindaci  coUa  indicazione 
delle  loro  attribnzioni; 

La  costitnzione  della  rappresentanza  della  societä,  in  gindizio  e  fhori; 

Le  particolari  cantele  con  cni  possono  essere  deliberati  lo  scioglimento,  la  proroga 
della  societä  e  le  modificazioni  dello  statnto,  semprechö  le  medesime  non  sieno  contrario 
alle  disposizioni  contennte  negli  articoli  precedenti. 


Art.  4. 

La  domanda  per  la  registrazione  della  societä  sarä  presentata  alla  cancelleiia  del 
tribnnale  civile  insieme  a  copia  antentica  dell'atto  costitativo  e  degli  statati. 

n  tribnnale  verificato  Tadempimento  delle  condizioni  volnte  dalla  presente  legge, 
ordina  la  trascrizione  e  Tafiftssione  degli  statnti  nei  modi  e  nelle  forme  stabilite  dall'articolo  91 
del  codice  di  commercio. 

Adempinte  qneste  formalitä,  la  societä  ha  consegnita  la  personalitä  ginridica  e  costi- 
tnisce  nn  ente  collettivo  distinto  dalle  persone  dei  soci. 

I  cambiamenti  dall*atto  costitntivo  o  dello  statnto,  non  avranno  effetto  fino  a  ehe 
non  sieno  compinte  le  stesse  formalitä  prescritte  per  la  prima  costitnzione. 


Art.  6. 
Gli  amministratori  di  nna  societä  debbono  essere  iscritti  fira  i  soci  effettivi  di  essa. 
Essi  sono  mandatari  temporanei  revocabili  senza  obbligo  di  dare  canzione,  salvo  che 
sia  richiesta  da  speciale  disposizione  degli  statnti; 

Essi  sono  personalmente  e  solidalmente  responsabili; 
Dell*adempimento  dei  doveri  inerenti  al  loro  mandato; 
Della  veritä  dei  £atti  esposti  nei  resoconti  sociali; 
Della  piena  osservanza  degli  statnti  sociali. 

Tale  responsabilitä  per  gli  atti  di  omissione  degli  amministratori,  non  ricadr^  sopra 
qnello  di  essi  che  avesse  fiatto  notare  senza  ritardo  il  sno  dissenso  nei  registro  delle  deli- 
berazioni dandone  notizia  immediata  per  iscritto  ai  sindaci. 

Non  sarä  responsabile  nemmeno  qneiramministratore  che  non  abbia  preso  parte  per 
assenza  ginstillcata,  alla  deliberazione  da  cni  la  responsabilitä  scatnrisce. 

Oltre  alla  responsabilitä  civile,  gli  amministratori,  direttori,  sindaci  o  liqnidatori  della 
societä  di  mntno  soccorso  che  abbiano  scientemente  ennnciato  fatti  £alsi  snlle  condizioni 
della  societä  o  abbiano  scientemente  in  tntto  o  in  parte  nascosti  fatti  rignardanti  le  con- 
dizioni medesime  nei  rendiconti,  nelle  sitnazioni  patrimoniali  od  in  relazione  rivolte 
all'assemblea  generale  od  al  tribnnale  saranno  pnniti  colla  pena  di  lire  100,  salvo  le 
maggiori  stabilite  dal  codice  pönale. 


Art.  6. 

Qnando  siavi  fondato  sospetto  di  grave  irregolaritä  nell'adempimento  degli  obblighi 
degli  amministratori  o  dei  sindaci  delle  societä  di  mutao  soccorso,  registrate  in  conformitä 
di  questa  legge,  i  soci  in  numero  non  minore  del  ventesimo  di  quelli  iscritti  nella  societii, 
possono  denunziare  i  fatti  al  tribnnale  civile. 

Questo,  ove  trovi  fondata  Taccusa  prowederä  in  conformitä  al  disposto  dell'articolo  153 
del  codice  di  commercio,  meno  per  la  cauzione  dei  richiedenti. 
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die  Vorschriften,   welche   die  Gültigkeit   der  GeDeralYersammlangen,  der  Wahlen 

and  der  Beschlüsse  bedingen; 
die  Verpflichtung,  Protokolle  zu  führen  über  die  GenenÜTersammlungen,  die  Sitzungen 

des  Vorstandes  und  des  Bevisionsansschosses; 
die  Bildnng  des  Vorstandes  and  des  Beyisionsaasschasses  mit  Angabe  ihrer  Be- 

fagnisse; 
die  Vertretang  des  Vereins  vor  Gericht  and  nach  aossen; 
die  besonderen  Eaatelen,  anter  denen  eine  Aaflösang  oder  Fortführang  des  Vereins 

oder  Satzangsftnderangen  beschlossen  werden  können,  Yoraasgesetzt,  dass  die 

letzteren  den  in  den  vorhergehenden  Artikeln  enthaltenen  Bestimmongen  nicht 

widersprechen. 

Art  4. 

Der  Antrag  aaf  Eintragung  des  Vereins  mass  bei  der  Kanzlei  des  Civilgerichts  mit 
einer  beglanbig^n  Abschrift  des  Begründnngsakts  and  der  Satzangen  eingereicht  werden. 

Das  Gericht  ordnet  nach  Prüfang  der  Erföllang  der  darch  dieses  Gesetz  gestellten 
Bedingangen  die  Eintragang  and  den  Aashang  der  Satzangen  gemfiss  den  Bestimmangen 
des  Art.  91  des  Handelsgesetzbaches  an. 

Mit  der  ErfUlang  dieser  Vorschriften  erlangt  der  Verein  die  Bechte  einer  jaristischen 
Person  and  bildet  eine  von  den  Personen  der  Mitglieder  anterschiedene  Eollektiv- 
genossenschaft. 

Abftnderangen  des  Begründangsaktes  oder  der  Satzangen  haben  nar  Gültigkeit, 
wenn  die  gleichen  Förmlichkeiten  wie  die  für  den  ersten  Begründongsakt  vorgeschriebenen 
erf&llt  sind. 

Art;.  5. 

Die  Verwalter  des  Vereins  müssen  ans  der  Zahl  der  wirklichen  Mitglieder  gewählt 
werden; 

sie  sind  jederzeit  widerrafliche  Bevollmächtigt  ohne  die  Verpflichtang,  Kaation  za 
stellen,  aasser  wenn  dies  darch  besondere  Bestimmangen  der  Satzangen  ge- 
fordert wird; 

sie  sind  persönlich  and  solidarisch  verantwortlich: 

für  die  Erfüllang  der  ihrer  Stellang  obliegenden  Pflichten; 

für  die  Bichtigkeit  der  Eintragangen  in  die  Genossenschaftsbücher; 

für  die  volle  Beobachtang  der  Vereinssatzangen. 

Eine  solche  Verantwortlichkeit  f&r  Versäamnisse  der  Verwalter  trifft  denjenigen  der- 
selben nicht,  welcher  ohne  Verzag  seine  Meinangsverschiedenheit  za  Protokoll  gegeben 
and  sofort  Anzeige  darüber  darch  Zaschrift  an  die  Bevisoren  gemacht  hat. 

Ebenso  trifft  keine  Verantwortlichkeit  den  Verwalter,  der  an  der  betreffenden  Sitzang, 
aas  deren  Beschlüssen  die  Verantwortlichkeit  entspringt,  nicht  teilgenommen  hat. 

Unabhängig  von  der  dvilrechtlichen  Verantwortlichkeit  werden  die  Verwalter,  Direk- 
toren, Bevisoren  oder  Liquidatoren  eines  Hilfisvereins,  welche  wissentlich  fälsche  Thatsachen 
über  Lage  des  Vereins  mitgeteilt  oder  wissentlich,  sei  es  ganz  oder  teilweise,  derartige 
Thatsachen  in  den  EASsenbüchem,  Vermögensbilanzen  oder  den  der  Generalversammlang  oder 
dem  Gericht  erstatteten  Berichten  anterdrückt  haben,  mit  einer  Geldstrafe  von  100  Lire 
bestraft,  nnbeschadet  der  darch  das  Strafgesetz  festgesetzten  höheren  Strafe. 


Art.  6. 

Wenn  begründeter  Verdacht  grober  Unregelmässigkeiten  bei  der  Erfallang  der  Pflichten 
der  Verwalter  oder  der  Bevisoren  eines  eingetragenen  Hilfsvereins  vorliegt,  können  die  Mit- 
glieder, aber  nicht  weniger  als  zwanzig  der  eingetragenen  Vereinsmitglieder,  die  Thatsachen 
dem  Gericht  anzeigen. 

Dieses  trifft,  falls  die  Anschaldigang  begründet  ist,  gemäss  der  Vorschrift  in  Art.  153 
des  Handelsgesetzbaches  die  nötigen  Massregeln,  jedoch  aaf  Gefahr  der  Antragsteller. 
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Art.  7. 

Qualora  nna  societä  di  mntno  soccorso  contrayyenisse  all*art.  2  della  presente  legg^e, 
11  tribimale  civile  snlla  istanza  del  pnbblico  ministero  o  di  alcono  dei  soci,  la  inTiteiA  a 
confonnarvisi  entro  nn  termine  non  maggiore  di  qnindici  giomL 

Decorso  inntümente  qaesto  termine  il  tribnnale  civile,  dietro  dtazione  della  rappresen- 
tanza  della  societä,  ordinerä  la  radiazione  della  stessa  dal  registro  delle  societä  legalmente 
costitnite. 

Art.  8. 

I  lasciti  0  le  donazioni  che  nna  societä  avesse  consegnito  o  consegnisse  per  nn  fine 
determinato  ed  avente  carattere  di  perpetnitä,  saranno  tennti  distinti  dal  patnmonio  sociale, 
e  le  rendite  derivanti  da  essi  dovranno  essere  erogate  in  conformitä  della  destinazione  fissata 
dal  testatore  o  dal  donatore. 

Se  la  societä'  fosse  liqnidata,  come  pnre  se  essa  perdesse  semplicemente  la  perso- 
nalitä  ginndica,  si  applicheranno  a  qnesti  lasciti  e  a  qneste  donazioni  le  norme  vigenti 
snlle  opere  pie. 

Art.  9. 
Le  societä  di  mntno  soccorso  registrate  in  conformitä  alla  presente  legge,  godono: 

1.  L'esenzione  dalle  tasse  di  boUo  e  registro  confenta  alle  societä  cooperaÜTe 
dall*art.  228  del  codice  di  commercio; 

2.  La  esenzione  dalla  tassa  snlle  assicnrazioni,  e  dall'imposta  di  ricchezza  mobile 
come  all*art.  8  del  teste  nnico  delle  leggi  d'imposta  sni  redditi  della  ricchezza 
mobile  24  agosto  1877,  n.  4021. 

3.  La  parificazione  alle  opere  pie  pel  gratnito  patrocinio,  per  la  esenzione  dalle 
tasse  di  bollo  e  registro  e  per  la  misnra  dell'imposta  di  snccessione  o  di 
trasmissione  per  atti  tra  yiyi. 

4.  La  esenzione  di  seqnestro  e  pignoramento  dei  snssidi  domti  dalle  societa 
ai  soci. 


Art.  10. 
Le    societä   registrate   dovranno   trasmettere   al  ministro   di  agricoltnra,  indnstria  e 
commercio  per  mezzo  del  sindaco  del  comnne  in  cni  risiedono,  nna  copia  dei  propri  statnti 
e  del   resoconto  di  ciascnn  anno.     Dovranno  pnre  trasmettere   alle   stesso   ministero  le 
notizie  statistiche,  che  fossero  ad  esse  domandate. 


Art.  11. 
Le  societä  di  mntno  soccorso  giä,  esistenti  al  momento  della  promnlgazione  della 
presente  e  giä  erette  in  corpo  morale,  per  ottenere  la  registrazione  ei  i  vantaggi  da  essa 
consegnenti,  dovranno  fame  domanda,   riformando,  se  occorre,  il  proprio  statnto  in  con- 
formitä  delFart.  3  di  qnesta  legge. 

Art.  12. 

Le  societä  giä  esistenti  al  momento  della  promnlgazione  della  presente  legge,  e  non 
riconoscinte  come  corpi  morali,  il  cni  statnto  sia  conforme  alle  disposizioni  dei  precedenü 
articoli  1,  2  e  3,  presenteranno  nnitamente  alla  domanda  di  registrazione,  nna  copia 
antentica  di  esso,  restando  dispensate  da  ogni  formalitä  di  costitnzione  sociale. 

Le  societä  pnre  esistenti  al  momento  della  promnlgazione  di  qnesta  legge,  il  cni 
statnto  non  sia  conforme  ai  snddetti  articoli,  saranno  anche  esse  dispensate  dalle  formalitä 
di  costitnzione,  ma  dovranno  riformare  lo  statnto   stesso  in  afisemblea  generale  espressa- 
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Art.  7. 

Falls  ein  Hilfsyerein  gegen  Art.  2  dieses  Gesetzes  Verstössen  hat,  so  fordert  das 
Gericht  ihn  anf  Ersuchen  der  Aufsichtsbehörde  oder  eines  Yereinsmitgliedes  auf,  binnen 
längstens  14  Tagen  sich  dem  Gesetze  zn  fQgen. 

Ist  diese  Frist  nnbenntzt  yerstrichen,  so  ordnet  das  Gericht  nach  Vorladung  des 
Vorstandes  des  Vereins  die  Löschung  desselben  in  dem  Register  der  gesetzlich  begründeten 
Vereine  an. 

Art.  8. 

Vermächtnisse  oder  Schenkungen,  welche  ein  Verein  zu  einem  bestimmten  und 
dauernden  Zweck  erhält,  sind  von  dem  Vereinsvermögen  getrennt  zu  halten  und  die 
bezfiglichen  Zinsen  gemäss  den  Bestimmungen  des  Testators  oder  des  Geschenkgebers  zu 
yerwenden. 

Falls  der  Verein  sich  auflöst  oder  auch  nur  die  Rechte  einer  juristischen  Person 
verliert,  so  sind  auf  solche  Vermächtnisse  und  Geschenke  die  für  milde  Stiftungen  gültigen 
Bestimmungen  anzuwenden. 

Art.  9. 

Die  Vereine  zu  wechselseitiger  Unterstützung,  welche  gemäss  diesem  Gesetze  einge- 
tragen sind,  gemessen: 

1.  Befreiung  von  Stempel-  und  Registerkosten  wie  die  Genossenschaften  nach  Art.  228 
des  Handelsgesetzbuches; 

2.  Befreiung  von  den  Versicherungstaxen  und  von  der  Steuer  auf  bewegliches 
Vermögen  nach  Art.  8  des  Gesetzes  über  die  Einkommensteuer  am  Mobiliar- 
vermögen vom  24.  August  1877,  Nr.  4021; 

3.  Gleichstellung  mit  den  milden  Stiftungen  in  Bezug  auf  unentgeltlichen  Rechts- 
schutz, Befreiung  von  Stempel-  und  Reg^terkosten,  und  Ausmass  der  Steuer  bei 
Erwerbungen  durch  Erbschaften  oder  durch  Verträge  zwischen  lebenden  Personen; 

4.  Befreiung  von  Beschlagnahme  und  Pfilndung  der  den  Vereinsmitgliedem'  ge- 
währten Unterstützungen. 

Art.  10. 
Die  eingetragenen  HUfsvereine  haben  dem  Minister  für  Landwirtschaft,  Lidustrie  und 
Handel  durch  den  Syndikus  der  (Gemeinde,  in  welcher  sie  ihren  Sitz  haben,  eine  Abschrift 
ihrer  Satzungen  und  des  jedesmaligen  Jahresabschlusses  einzureichen.     Ebenso  haben  sie 
diesem  Minister  die  etwa  sonst  verlangten  statistischen  Nachweisungen  zu  übermittehi. 


Art  11. 
Diejenigen  Hilfsvereine,  welche  bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  schon  bestehen  und 
schon   Eorporationsrechte   besitzen,   müssen,   um   die  Eintragung   und   deren  Vorteile   zu 
erlangen,  ein  bezügliches  Gesuch  stellen,  indem  sie,  Ms  erforderlich,  ihre  Satzungen  gemäss 
Art.  3  dieses  Gesetzes  umändern. 


Art  12. 

Diejenigen  Hilfisvereine,  welche  bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  schon  bestehen,  aber 
keine  Eorporationsrechte  besitzen,  haben,  fsdls  ihre  Satzungen  den  Bestimmungen  der 
Artikel  1,  2  und  3  entsprechen,  zugleich  mit  dem  Gesuch  um  Eintragung,  eine  beglaubigt 
Abschrift  derselben  einreichen  und  bleiben  dann  von  allen  weiteren  Förmlichkeiten  der 
Vereinsgründung  befreit 

Die  bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  schon  bestehenden  Vereine,  deren  Satzungen 
den  genannten  Artikeln  nicht  entsprechen,  bleiben  gleich&lls  von  den  Förmlichkeiten  der 
Vereinsgründung  befreit,  müssen  aber  ihre  Satzungen  in  einer  besonders  dazu  einberufenen 
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mente  convocata.  Unitamente  alla  domanda  di  registrazione,  esse  presenteranno  una  copia 
antentica  dello  statato  cosl  rifonnato,  ed  una  copia  del  processo  yerbale  dell*asembleat 
nella  qnale  fnrono  approvate  le  riforme. 

Le  attiviU  e  passiviU  di  tali  societä  dovranno  essere  nel  temÜDe  di  mesi  sei 
trasferite  nel  nome  del  nnoYO  ente  coUettiTO  e  per  gli  atti  a  tale  scopo  necessari,  venA 
applicata  Tesenzione  di  cni  all'articolo  9. 

Ordiniamo  che  la  presente,  munita  del  sigillo  dello  Stato,  sia  inserta  nella  laccolta 
officiale  delle  leggi  e  del  decreti  del  Regno  dltalia,  mandando  a  chinnqne  spetti  di  osser- 
▼arla  e  di  farla  osserrare  come  legge  dello  Stato. 

Data  a  Borna,  add\  15  aprile  1886. 

(L.  8.)  UMBERTO. 
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(^enenÜYersammlimg  entsprechend  abändern.  Zugleich  mit  dem  Gesuch  am  Eintragung 
müssen  sie  eine  beglaubigt  Abschrift  dieser  abgeänderten  Satzungen  einreichen,  ebenso 
eine  Abschrift  des  Protokolls  der  Versammlung,  in  welcher  diese  Abänderungen  bestätigt 
worden  sind. 

Die  AkÜYa  und  Passiva  solcher  Vereine  müssen  binnen  6  Monaten  auf  den  Namen 
der  neuen  Gesamtheit  und  auf  die  dafnr  vorgeschriebene  Weise  übertragen  werden,  um 
der  in  Art.  9  genannten  Vorteile  teilhaftig  zu  werden. 

Wir  verordnen,  dass  das  vorliegende  Gesetz  mit  dem  Staatssiegel  versehen  in  die 
amtliche  Sanmilung  der  Gesetze  und  Verordnungen  des  Königreichs  Italien  aufgenommen 
werde,  und  verfügen,  dass  jedermann,  den  es  angeht,  es  als  Staatsgesetz  befolge  und 
zur  Befolgung  bringe. 

Gegeben  zu  Bom,  den  15.  April  1886. 

(L.  S.)  HÜMBERT. 


AUegato  2. 


Legge 


del  17  Marzo  1898,  N.  80 
per  gli  Infortuni  degli  Operai  sul  Lavoro 

(pubblicata  nel  N.  75  della  Qazzetta  üfficiale  del  Begno  in  data  31  marzo  1898). 


Umberto  I, 

per  Grazia  di  Dio  e  per  volontä  della  Nazione  Be  d'Italia. 

n  Senate  e  la  Camera  dei  depntati  hanno  approvato; 
No   abbiamo  sanzionato  e  promulghiamo  quanto  segne: 


Titolo  I. 
Lhniti  di  appllcazione  della  presente  legge. 

Art.  1. 
La  presente  legge  si  applica  agli  operai  addetti: 

1^  all'esercezia  delle  miniere,  cave  e  torbiere;  alle  imprese  di  costruzioni  edilizie; 
alle  imprese  per  prodnzione  di  gas  o  di  forza  elettrica  e  alle  imprese  telefo- 
niche;  alle  indnstrie  che  trattano  od  applicano  materie  esplodenti;  agli  arse- 
nali  0  cantieri  di  costmzioni  marittime; 
2^  alle  costmzioni  ed  imprese  segaenti,  qnalora  vi  siano  impiegati  piü  di  cinqne 
operai:  costmzione  o  esercizio  di  strade  ferrate,  di  mezzi  di  trasporto  per 
fiami,  canali  e  laghi,  di  tramvie  a  trazione  meccanica;  layori  di  bonificamento 
idranlico;  costmzioni  e  restaari  di  porti,  canali  ed  argini;  costmzioni  e  restanri 
di  ponti,  gallerie  e  strade  ordinarie,  nazionali  e  provinciali; 

3^  agli  opifici  indnstriali  nei  qnali  si  fa  nso  di  maccbine  messe  da  agenti  inanimati 
0  da  animali,  qnalora  Ti  siano  occnpati  piü  di  cinqne  operai. 

Art.  2. 
ä  considerato  come  operaio  agli  effetti  della  presente  legge: 

1^  cbinnqne,  in  modo  permanente  o  ayyentizio  e  con  rimnnerazione  fissa  o  a  cottimo, 

ö  occnpato  nel  lavoro  fnori  della  propria  abitazione; 
2^  chionqne,  nelle  stesse  condizioni,  anche  senza  partecipare  materialmente  al  layoro 
sopraintende  al  layoro  di  altri,  pnrchd  la  sna  mercede  fissa  non  snperi  sette 
lire  al  giomo,  e  la  riscnota  a  periodi  non  maggiori  d'nn  mese; 

3®  Tapprendista,  con  o  senza  salario,  che  partecipa  alla  esecnzione  del  layoro. 


Anlage  2> 


Gesetz 

vom  17.  März  1898,  N.  80 

über  die  Unfälle  der  Arbeiter  beim  Betriebe 

(yeröffentlicht  in  No.  75  des  Staatsanzeigers  vom  81.  März  1898). 


Hnmbert  I., 

von  Gottes  Gnaden  und  durch  Volkes  Willen  König  von  Italien. 

Nach  Zustimmung  des  Senats  und  des  Abgeordnetenhauses  haben  Wir  be- 
stätigt und  verordnen,  was  folgt: 


Titel  I. 
Umfang  der  Anwendung  des  gegenwärtigen  Cfesetzes. 

Art.  1. 
Dieses  Gesetz  findet  auf  die  Arbeiter  Anwendung,  welche  beschäftigt  sind: 

1.  in  Bergwerken,  Steinbrüchen  und  Torfgräbereien;  im  Baugewerbe;  in  Unter- 
nehmungen zur  Erzeugung  von  Gas  oder  elektrischer  Kraft  und  zum  Telephon- 
betrieb; in  (bewerben,  welche  explodierende  Stoffe  erzeugen  oder  verwenden; 
in  Arsenalen  oder  Schiffswerften. 

2.  in  folgenden  Betrieben,  wenn  in  denselben  mehr  als  fünf  Arbeiter  beschäftigt 
werden:  Bau  oder  Betrieb  von  Eisenbahnen,  BefÖrdenmgsmitteln  für  Flüsse, 
Kanäle  und  Seen,  mechanisch  bewegten  Tramways;  kulturtechnischen  Arbeiten: 
Bau  und  Wiederherstellung  von  Häfen,  Kanälen  und  Dämmen;  Bau  und 
Wiederherstellung  von  Brücken,  Tunneln  und  gewöhnlicher  Staats-  und  Provinzial- 
strässen; 

3.  in  Gewerbe-Betrieben,  wo  durch  elementare  oder  tierische  Kraft  bewegte 
Maschinen  zur  Verwendung  kommen  nnd  mehr  als  fünf  Arbeiter  thätig  sind. 

Art.  2. 
Als  Arbeiter  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt: 

1.  wer  in  dauernder  oder  wechselnder  Art  und  mit  Zeit-  oder  Stücklohn  bei 
Arbeiten  ausserhalb  seiner  eigenen  Wohnung  beschäftigt  wird; 

2.  wer,  unter  denselben  Bedingungen,  auch  ohne  an  der  Arbeit  selbst  teil- 
znnehmen,  die  Arbeit  anderer  Personen  überwacht,  wenn  sein  fester  Arbeits- 
verdienst  nicht  sieben  Lire  für  den  Tag  übersteigt  und  ihm  in  nicht  längeren 
als  monatlichen  Fristen  bezahlt  wird; 

3.  der  Lehrling,  welcher,  mit  oder  ohne  Lohn,  an  der  Ausfühnrng  der  Arbeit 
teünimmt. 
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Titolo  IL 
Regolamenti  prerentiTl. 

Art.  3. 

I  capi  0  esercenti  delle  imprese,  indnstrie  e  costrozioni  indicate  all'articolo  1  debbono 
adottare  le  misare  prescritte  dalle  leggi  e  dai  regolamenti  per  preyenire  grinfortuni  e  proteggere 
la  Tita  e  la  integritä  personale  degli  operaL 

Qoando  disposizioni  speciali  non  stabiliscano  penalitä  ai  contrayyentori,  qnesti  sobo 
pnniti  a  norma  delFarticolo  434  del  Oodice  penale,  senza  pregiadizio  delle  responsabiliU 
civil!  e  penali  in  caso  d'infortnnio. 

Art.  4. 

U  ministro  di  agricoltura,  indosiria  e  commercio,  raccolte  le  proposte  dei  capi  o 
esercenti,  singoli  o  consodati,  delle  imprese,  indnstrie  e  costmzioni,  di  cni  all'articolo  1, 
e  sentito  il  parere  dei  Consigli  tecnici  govemativi,  formnlerä  i  regolamenti  enonciati  nel- 
l'articolo  precedente,  i  quali  doyruino  essere  approvati  con  decreto  reale,  sentito  il  Consiglio 
di  Stato,  e  potranno  essere  modificati  con  le  norme  richieste  per  la  formazione  di  essi. 

Potranno  in  egnal  modo  essere  approvati  e  resi  obbligatori  regolamenti  specialis  per 
singoli  stabilimenti  o  consorzi  di  essi,  sopra  proposta  dei  loro  capi. 


Art.  5. 
U  Ministero  di  agricoltura,  indnstria  e  commercio  yigilerä  all'osservanza  delle  norme 
preventive   contenute   nelle   leggi   speciali   e   nei   regolamenti   salle   imprese,   indnstrie    e 
costmzioni  di  cni  negli  articoli  precedenti,  e  degli  obbligbi  imposti  con  la  presente  legge. 

Per  le  ispezioni  intese  ad  accertare  l'osservanza  dei  regolamenti  preventivi,  il  Ministero, 
oltre  dei  fanzionari  dipendenti  dallo  Stato,  si  varrä  principalmente  del  personale  tecnico 
delle  Associazioni  per  la  prevenzione  degli  infortnni  e  dei  sindacati  di  assicurazione  mntna. 

Gli  ispettori  incaricati  delle  ispezioni  che  accedono  nelle  fabbriche  e  nei  cantieri, 
possono  prendere  cognizione  del  contratto  originario  di  assicurazione.  Essi  devono  astenersi, 
per  quanto  ö  possibile,  dalHndagare  processi  di  lavorazione  che  vogliono  tenersi  segreti  e 
serbare  poi  sempre  il  segreto  sopra  quelli  che  venissero  a  loro  conoscenza  per  ragione 
deirufficio,  sotto  pena  di  multa  di  lire  500  a  1000,  oltre  il  risarcimento  dei  danni,  e 
salvo,  in  caso  di  rivelazione  dolosa,  le  pene  comminate  dalFarticolo  298  del  Codice  pönale. 

fc  vietato  agli  ispettori  o  delegati  d*intraprendere  per  conto  proprio  o  di  terzi,  alcuna 
impresa,  industria  o  costruzione,  come  pure  di  essend  interessati  o  impiegati  come  ingegneri, 
chimici,  medici  e  meccanici. 


Titolo  III. 
Asslcnrazlone. 

Art.  6. 

Debbono  essere  assicurati  contro  gl'infortuni  sul  lavoro,  in  conformit^  alle  prescrizioni 
della  presente  legge,  gli  operai  occupati  nelle  imprese,  indnstrie  e  costmzioni  di  cni 
all'articolo  1®. 

Devono  essere  assicurati  anche  gli  operai  che  prestano  servizio  tecnico  presse  caldaie 
a  vapore  fnnzionanti  fuori  degli  opifici. 
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Titel  n. 
ÜBfallTerhfitungsTorseliriften. 

Art.  3. 
.   Die  Unternehmer  der  im  ersten  Artikel  bezeichneten  Betriebe  müssen  die  durch  die 
Gesetze  und  Verordnungen  zur  Verhütung  der  Unfälle  vorgeschriebenen  Massnahmen  zum 
Schutze  TOB  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  treffen. 

Sofern  auf  Zuwiderhandlungen  andere  Strafbestimmungen  keine  Anwendung  finden, 
werden  sie,  unbeschadet  der  dvil-  und  strafrechtlichen  Haftung  für  Unfälle,  nach  dem 
Artikel  434^)  des  Strafgesetzbuches  bestraft. 

Art.  4. 

Der  Minister  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  hat,  nachdem  er  die  Vorschläge 
der  Unternehmer  der  im  ersten  Artikel  bezeichneten  Betriebe  und  das  Gutachten  der  tech- 
nischen Begierungsräte  eingeholt  hat,  die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Verordnungen 
zu  erlassen,  welche  durch  königliche  Verordnung  nach  Begutachtung  des  Staatsrates  zu  ge- 
nehmigen sind  und  nur  unter  den  für  ihren  Erlass  vorgeschriebenen  Normen  abgeändert 
werden  können. 

Auf  gleiche  Weise  können  besondere  Verordnungen  für  einzehie  Betriebe  oder  Ver- 
bände derselben,  nach  Vorschlag  der  Unternehmer,  genehmigt  und  vorgeschrieben  werden. 

Art.  5. 

Das  Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  hat  die  Beobachtung  der  Unfall- 
verhütungsvorschriften,  welche  in  den  besonderen  Gesetzen  und  in  den  für  die  vorbezeichneten 
Industrieen  und  Gewerbe  erlassenen  Verordnungen  enthalten  sind,  und  der  durch  dieses 
Gesetz  auferlegten  Pflichten  zu  überwachen. 

Für  die  Ueberwachung  der  Ausführung  der  UnfEdlverhütungsvorschriften  hat  das 
Ministerium  ausser  den  Staatsbeamten  hauptsächlich  das  technische  Personal  der  Gesell- 
schaften zur  Unfällverhütung  und  der  Untemehmerverbände  zur  UnfiEmversicherung  auf 
Gregenseitigkeit  zu  verwenden. 

Die  mit  der  Besichtigung  der  Fabriken  und  Bauplätze  beauftragten  Personen  dürfen 
von  dem  Original  des  Versicherungsvertrages  Kenntnis  nehmen.  Sie  sollen,  soweit  möglich, 
sich  enthalten,  geheimen  Fabrikationsprozessen  nachzuforschen  und  stets  über  diejenigen, 
welche  in  der  Ausübung  ihres  Amtes  ihnen  bekannt  geworden  sind,  Verschwiegenheit  beob- 
achten, zur  Vermeidung  einer  Geldstrafe  von  500  bis  1000  Lire,  abgesehen  von 
dem  Schadenersatze  und,  im  Fall  eines  vorsätzlichen  Verrats,  von  den  im  Art.  298  des 
Strafgesetzbuches  angedrohten  Strafen. 

Es  ist  den  Inspektoren  und  den  mit  den  Inspektionen  beauftragten  Personen  ver- 
boten, für  eigene  oder  eines  Dritten  Bechnung  Unternehmungen,  Gewerbe  oder  Bauarbeiten 
zu  betreiben,  sowie  dabei  als  Ingenieure,  Chemiker,  Aerzte  und  Mechaniker  beteiligt  oder 
beschäftigt  zu  sein. 

Titel  III. 
Versicherung. 

Art.  6. 

Die  Arbeiter,  welche  in  den  im  ersten  Artikel  bezeichneten  Betrieben  beschäftigt 
^d,  müssen  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gegen  die  Folgen  der 
beim  Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle  versichert  werden. 

Es  müssen  auch  die  Arbeiter  versichert  werden,  welche  einen  technischen  Dienst  bei 
den  ausserhalb  der  Fabriken  verwendeten  Dampf kessehi  verrichten.^ 


^)  Mit  Geldstrafe  von  20  bis  800  Lire  oder  mit  Haft  bis  zu  1  Monat. 
•)  Hiernach   unterliegen   auch   die  landwirtschaftlichen  Motorenbetriebe,   wie   nach  öster- 
reichischem Gesetz,  der  UnfaUversicherung. 
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Kobbligo  dell'assicarazione  degli  operai  ha  luogo  anche  qnando  le  imprese,  indnstrie 
e  costrnzioni  sono  esercitäte  dallo  Stato,  dalle  provincie,  dai  comnni,  dai  consom,  oyyero 
da  BOcieU  o  da  imprenditori  che  ne  abbiano  aynto  da  loro  la  concessione. 

Per  le  imprese,  indnstrie  e  costrozioni  nelle  qnali  il  layoro  non  ö  continnatiTO,  Tob- 
bligo  deirassicnrazione  6  limitato  alla  dnrata  del  lavoro. 

Art  7. 

L'assicnrazione  deve  essere  fatta  a  cnra  e  spese  del  capo  o  dell'esercente  deU^impresa, 
indnstria  o  coBtmzione  per  tntti  i  casi  di  morte  o  lesioni  personaU  provenienti  da  infortonio, 
che  ayrenga  per  cansa  Tiolenta  in  occasione  di  layoro,  le  cni  consegnenze  abbiano  nna 
dnrata  maggiore  di  cinqne  giomi. 

Se  il  lavoro  d  fatto  per  conto  dello  Stato,  di  provinde,  comnni,  consorzi  o  pnbblici 
stabilimenti  e  segne  per  concessione  o  appalto,  Tobbligo  dell'assicnrazione  4  a  carico  del- 
Tappaltatore  o  concessionario. 

Art.  8. 

Oye  risnlti  che  ii  nnmero  degli  operai  assicorati  sia  inferiore  a  qnello  che  il  capo 
0  esercente  dell^impresa,  indnstria  o  costmzione  occnpa  in  media  abitnalmente,  Fispettore 
delegato  lo  dennnzierä  all'antoritä  gindiziaria  competente. 

Le  dichiarazioni  false  o  inesatte  sono  pnnite  con  mnlta  da  lire  50  a  lire  1000,  salyo 
Fobbligo  dell'assicnrazione  supplementäre  da  farsi  a  carico  del  capo  o  esercente,  anche  di 
nfficio,  a  cnra  del  Ministero  di  agricoltara,  indnstria  e  commercio. 

Art.  9. 
La  misnra  delle  indennit^  assicnrate  agli  operai  in  caso  di  infortnnio,  doyrä,  secondo 
i  casi,  essere  la  segnen te: 

1^  Nel  caso  di  inabilitä  permanente  assolnta,  Tindennitä  sarA  eguale  a  cinqne 
salari  annni  e  non  mai  minore  di  lire  3000; 

2^  Nel  caso  di  inabiUtä  permanente  parziale,  Tindennitä  sarä  egnale  a  cinqne 
yolte  la  parte  di  cni  ^  stato  o  pnö  essere  ridotto  il  salario  annno; 

3^  Nol  caso  d'inabilitä  temporanea  assolnta,  Tindonnitä  sarä  giomaliera  ed  egnale 
alla  metä  del  salario  medio,  e  doyrä  pagarsi  per  tntta  la  dnrata  dell*inabilitä 
cominciando  dal  sesto  giomo; 

4^  Nel  caso  di  inabilitä  temporanea  parziale,  Tindennitä  sarä  egnale  alla  metä 
della  ridnzione,  che  doyrä  snbire  il  salario  medio  per  effetto  della  inabilitä 
stessa  e  dovrä  pagarsi  per  tntta  la  dnrata  della  inabilitä  cominciando  dal 
sesto  giomo; 

5^  Nel  caso  di  morto,  Tindennitä  sarä  egnale  a  cinqne  salari  annni  e  sarä 
deyolnta  secondo  le  norme  del  Codice  civile  agli  eredi  testamentari  o  legittimi. 

In  mancanza  di  eredi,  Tindennitä  sarä  yersata  al  fondo  speciale  stabilito  coll*articolo  26. 

L'indennitä  doyr^  essere  liqnidata  e  pagata  entro  tre  mesi  dal  giomo  dell*ayyennto 
infortnnio  e  nel  caso  di  ritardo  decorrerä  sopra  di  essa  depo  i  tre  mesi  Tinteresse  neUa 
misnra  normale. 

Le  indennitä^  doynte  agli  apprendisti  sono  calcolate  in  base  al  salario  piü  basso 
percepito  dagli  operai  occnpati  nella  medesima  indnstria  e  nella  stessa  categoria  degli 
apprendisti. 

In  ogni  infortnnio,  il  capo  o  esercente  dell*impresa,  indnstria  o  costmzione  d  obbligato 
a  sostenere  la  spesa  per  le  prime  immediate  eure  di  assistenza  medica  e  farmacentica. 

Art;.  10. 
I  criteri  per  determinare  i  casi  d^inabilitä  permanente  e  qnelli  d'inabilitä  temporanea 
saranno  stabiliti  col  regolamento,  di  cni  allo  articolo  27  della  presente  legg^. 
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Die  Yersichenmgspflicht  zugunsten  der  Arbeiter  erstreckt  sich  auch  auf  die  Betriebe, 
welche  entweder  Yom  Staate,  von  Provinzen,  Gemeinden,  Yerbfinden  oder  von  (Gesellschaften 
und  Unternehmern,  die  von  jenen  die  Eonzession  dazu  erhalten  haben,  betrieben  werden. 

In  intermittierenden  Betrieben  ist  die  Yersicherungspflicht  auf  die  Dauer  der  Arbeit 
begrenzt. 

Art.  7. 

Die  Versicherung  hat  auf  Betreiben  und  Kosten  der  Unternehmer  far  alle  durch 
den  Betrieb  verursachten  UnfiÜle  zu  erfolgen,  welche  den  Tod  oder  körperliche  Verletzung 
von  mehr  als  fünftägiger  Dauer  zur  Folge  hatten. 

Wenn  die  Arbeit  f&r  Rechnung  des  Staates,  von  Provinzen,  Gemeinden,  Verbänden 
oder  öffentlichen  Anstalten  erfolgt  und  infolge  des  Akkordes  oder  der  Submission  zuerteilt 
ist,  fällt  die  Versicherungspflicht  dem  betreffenden  Unternehmer  zur  Last 

Art  8. 

Sofern  sich  ergiebt,  dass  die  Zahl  der  versicherten  Arbeiter  kleiner  ist  als  die  der 
im  Betrieb  gewöhnlich  im  Durchschnitt  Beschäftigten,  so  hat  der  abgeordnete  Inspektor 
den  Unternehmer  beim  zuständigen  Gericht  anzuzeigen. 

Falsche  oder  ungenaue  Angaben  werden  mit  einer  Geldstrafe  von  50  bis  1000  Lire 
bestraft,  abgesehen  von  der  Pflicht  zur  Ergänzungsversicherung,  welche  zu  Lasten  des 
Unternehmers,  auch  von  Amtswegen,  vom  Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel 
zu  bewirken  ist. 

Art  9. 

Der  den  Arbeitern  versicherte  Schadenersatz  bei  Eintritt  von  Unfällen  soll,  je  nach 
den  besonderen  Fällen,  der  folgende  sein: 

1.  im  Falle  völliger  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  soll  die  Entschädigung  dem 
fnnfTachen  Betrag  des  jährlichen  Arbeitsverdienstes  entsprechen  und  nie  geringer 
als  3000  Lire  sein; 

2.  im  Falle  teilweiser  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  soll  die  Entschädigung  dem 
fünffachen  des  Teils  gleich  sein,  um  welchen  der  jährliche  Arbeitsverdienst 
vermindert  ist  oder  vermindert  werden  kann; 

3.  im  Falle  völliger  zeitweiliger  Erwerbsunföhigkeit  soll  die  Entschädigung  eine 
tägliche  sein,  der  Hälfte  des  durchschnittlichen  Arbeitsverdienstes  entsprechen 
und  fcLr  die  ganze  Dauer  der  Erwerbsunföhigkeit  vom  Beginn  des  sechsten 
Tages  ab  gezahlt  werden; 

4.  im  Falle  teilweiser  zeitweiliger  Erwerbsunfähigkeit  soll  die  Entschädigung  der 
Hälfte  der  Verminderung  gleich  sein,  welche  der  durchschnittliche  Arbeits- 
verdienst durch  die  Erwerbsunfähigkeit  erleidet,  und  fQr  die  ganze  Dauer  der 
Erwerbsunfähigkeit  vom  sechsten  Tage  ab  gezahlt  werden; 

5.  im  Todesfalle  soll  die  Entschädigung  dem  fünffachen  Betrag  des  jährlichen 
Arbeitsverdienstes  entsprechen  und  nach  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches  den  testamentarischen  oder  gesetzlichen  Erben  gezahlt  werden. 

Wenn  Erben  nicht  vorhanden  sind,  soll  die  Entschädigung  an  den  im  Art.  26  vor- 
gesehenen Spezialfonds  abgeführt  werden. 

Die  Entschädigung  soll  binnen  drei  Monaten  nach  Eintritt  des  Unfalles  festgestellt 
und  gezahlt  werden,  und  im  Verzögerungsfalle  nach  den  drei  Monaten  der  gesetzliche 
Normalzins  hinzutreten. 

Die  den  Lehrlingen  zustehenden  Entschädigungen  werden  auf  Grund  des  niedrigsten 
Lohnes  festgesetzt,  welchen  die  in  demselben  Gewerbe  und  in  derselben  Kategorie  wie  die 
Lehrlinge  beschäftigten  Arbeiter  erhalten. 

Bei  jedem  Unfall  ist  der  Betriebsuntemehmer  verpflichtet,  die  Kosten  der  ersten 
ärztlichen  und  pharmaceutischen  Behandlung  zu  bestreiten. 

Ari;.  10. 
Die  im  Artikel  27   dieses  Gesetzes  vorgesehene  Verordnung   wird  die  Normen,  auf 
Grund  welcher   die  Fälle   der  dauernden   und   der  zeitweiligen  Erwerbsunfähigkeit   zu  be- 
stimmen sind,  enthalten.  4* 
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Per  determinare  la  misnra  delle  indennitä  fissate  nei  nnmeri  1,  2  e  5  dell'arücolo  9, 
il  salario  annno  si  yalnta  come  egaale  a  300  volte  il  salario  o  mercede  giomaliera,  sino 
al  limite  massimo  di  lire  2000. 

n  salario  giomaliero  risulta  dividendo  la  somma  dei  guadagni  percepiti  dalFoperaio 
nelle  oltime  cinqne  settimane  di  lavoro  pel  nnmero  di  giomi  effettivi  di  lavoro  nello 
stesso  periodo. 

Art.  11. 

Nel  termine  di  dne  aimi  dal  giomo  dello  infortonio  Toperaio  e  gli  Istitoti  assicnratoii 
ayranno  facolU  di  chiedere  la  revisione  del  giadizio  sulla  natura  della  inabilitä,  qaalora 
lo  stato  di  fatto  manifesti  erroneo  il  primo  giadizio  o  nelle  condizioni  fisiclie  dell'operaio 
siano  intervennte  modificazioni  derivanti  dallo  infortonio. 

Ove  sorga  controversia  stQla  determinazione  delle  indennitä,  e  si  tratti  d*inabilitä 
temporanea,  giudica  il  CoUegio  dei  probiviri,  che  prononcia  inappellabilmente  fino  a  lire  200, 
osserrimdo  le  norme  stabilite  dalla  legge  15  gingno  1893;  n.  295. 

In  mancanza  del  Collegio  dei  probiviri  gindica  inappellabilmente  fino  aUa  somma 
predetta  il  pretore  del  laogo  ove  awenne  Tinfortunio. 

Di  tntte  le  controyersie  il  yalore  delle  qnali  ecceda  le  lire  200  giudica  il  magistrato 
ordinario  del  Inogo  doye  avyenga  Tinfortünio,  secondo  lo  norme  generali  di  competenza  e 
di  procedimento. 

Per  le  cause  contemplate  nel  presente  articolo  non  ö  necessario  ministero  di  ayyocato 
0  di  procuratore. 

A  tutti  gli  atti  del  procedimento  relatiyo  a  queste  cause  e  ai  provyedim^ti  di  qualunque 
natura  sono  applicabili  le  disposizioni  delFarticolo  44  della  legge  15  guigno  1893,  n.  295. 

Per  le  sentenze  sono  doyuti  i  diritti  seguenti: 

Quando  il  yalore  della  controyersia  non  superi  le  lire  50,  centesimi  50;  da  lire  50 
a  lire  100,  una  lira;  e  per  ogni  lire  100  in  piA,  lire  due. 

In  pendenza  della  controyersia  sulla  indennitä,  giomaliera,  Tlstituto  assicuratore  ö 
tenuto  al  pagamento  di  essa,  salyo  Teyentuale  azione  di  regresso  contro  chi  di  diritto. 

Le  indennitä  pagate  a  titolo  di  proyyisionale  sono  computate  nella  Uquidazione  definitiya. 

Art.  12. 
Qualunque  patto  inteso  ad  eludere  il  pagamento  delle  indennitä  o  scemame  la  misura 
Stabilita  con  le  disposizioni  dell'articolo  9  4  nuUo. 

Art.  13. 

In  caso  di  inabilitä  permanente  assoluta  la  indennitä,  liquidata  a  norma  dell'articolo  9, 

n.  1,  sarä,   di  regola,    conyertita  in  rendita  yitalizia  presse  la  Cassa  Nazionale  di  preyi- 

denza  per  la  yecchiaia  e  per  Tinyaliditä.  degli  operai,    e,    finchd  questa  non  sia  instituita, 

presse  una  delle  Sociotä  di  assicurazione  sulla  yita  che  esercitano  legalmente   nel  Regno. 

La  Societä,  assicuratrice  sarä,  designata  dalla  persona  colpita  dall'infortunio. 
In  casi  eccezionali,    il  pretore,   nella  cui  giurisdizione  Toperaio  ö  domiciliato,   potr^ 
autorizzare  il  pagamento  in  capitale  dell^indennitä  contemplata  nel  presente  articolo. 


Art.  14. 
II  credito  dell'intennitä  o  della  rendita  non  puö  essere  ceduto,  n^  pignorato,  n^  se- 
questrato,    e  gode  del  priyilegio  iscritto  all  n.  6  dell*articolo  1958  del  Codice  ciyUe    sui 
yalori  depositati  a  cautela  del  relative  pagamento. 
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Um  den  Betrag  der  in  den  Ziffern  1,  2  nnd  5  des  Artikels  ,9  festgesetzten  Ent- 
schädigungen zu  bestimmen,  gilt  als  Jahresarbeitsverdienst  das  Dreilmndertfacbe  des  täg- 
lichen Arbeitsverdienstes  oder  Lohnes  bis  znr  Höchstgrenze  von  2000  Lire. 

Der  Tagelohn  wird  berechnet,  indem  man  den  gesamten  Verdienst  des  Arbeiters  in 
den  letzten  fünf  Arbeitswochen  durch  die  Zahl  der  wirklichen  Arbeitstage  in  derselben 
Periode  teilt. 

Art.  11. 

Binnen  zwei  Jahren  nach  dem  Eintritt  des  Unfalles  ist  es  dem  Arbeiter  und  den 
Versicherungsanstalten  gestattet,  die  Bevision  des  Bescheides  über  die  Art  der  Erwerbs- 
unfähigkeit zu  verlangen,  wenn  der  thatsächliche  Zustand  den  früheren  Bescheid  als  fehler- 
haft erkennen  lässt,  oder  in  dem  körperlichen  Zustande  des  Arbeiters  als  Folgen  des  Unüalles 
zu  betrachtende  Veränderungen  eingetreten  sind. 

Streitigkeiten  über  die  Feststellung  der  Entschädigungen  im  Falle  von  zeitweiliger 
Erwerbsunfähigkeit  entscheidet  das  Gewerbegericht  endgültig,  wenn  die  Summe  nicht  200  Lire 
übersteigt,  auf  Grund  der  Bestimmungen*  des  C^setzes  vom  15.  Juni  1893,  Nr.  295. 

Wo  ein  Gewerbegericht  nicht  besteht,  entscheidet  der  Amtsrichter  des  Ortes,  wo  der 
Unfall  sich  ereignete,  ebenfalls  endgültig  bis  zur  genannten  Summe. 

Alle  Streitigkeiten,  deren  Wert  200  Lire  übersteiget,  entscheidet  das  ordentliche 
Gericht  des  Ortes,  wo  der  Unfall  sich  ereignete,  nach  den  allgemeinen  B^eln  der  Zu- 
ständigkeit und  der  Prozessordnung. 

Für  die  in  diesem  Artikel  vorhergesehenen  Streitigkeiten  ist  die  Mitwirkung  eines 
Advokaten  oder  Anwalts  nicht  erforderlich. 

Auf  alle  Teile  eines  solchen  Verfahrens  und  auf  alle  bezüglichen  Massnahmen  findet 
der  Artikel  44^)  des  (jesetzes  vom  15.  Juni  1893,  Nr.  295,  Anwendung. 

Für  die  Entscheidungen  werden  folgende  Gebühren  bezahlt:  wenn  der  Wert  der 
Streitigkeit  50  Lire  nicht  übersteigt,  ^/^  Lira;  von  50  bis  100  Lire  1  Lira;  und  für  jede 
weitere  100  Lire  2  Lire. 

Die  Versicherungsanstalt  ist  verpflichtet,  die  tägliche  Entschädigung  während  des 
schwebenden  Streitverfahrens  zu  zahlen,  vorbehaltlich  des  Ersatzanspruchs  gegen  die  etwa 
haftpflichtigen  Personen. 

Einstweilig  gezahlte  Entschädigungen  werden  in  die  endgültige  Liquidation  eingerechnet 

Art.  12. 
Jeder  Vertrag,   welcher  bezweckt,   entweder  die  Bezahlung  der  Entschädigung  un- 
wirksam zu  machen  oder  den  im  Artikel  9  festgesetzten  Betrag  zu  schmälern,  ist  nichtig. 

Art.  13. 

Im  Falle  völliger  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  ist  die  nach  Artikel  9,  Ziffer  1, 
festgestellte  Entschädigung  regelmässig  in  eine  Leibrente  bei  der  Nationalkasse  für  Alters- 
und Invaliditätsversicherung  der  Arbeiter,  und,  falls  die  Nationalkasse  noch  nicht  ein- 
gerichtet ist,  bei  einer  der  Lebensversicherungsgesellschaften,  welche  im  Königreich  gesetz- 
lich zugelassen  sind,  umzuwandeln. 

Die  Gesellschaft  wird  von  der  vom  Unfall  betroffenen  Person  gewählt. 

In  Ausnahmefällen  kann  der  Amtsrichter,  in  dessen  Gerichtsbezirk  der  Arbeiter  seinen 
Wohnsitz  hat,  die  Abfindung  der  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Entschädigung  durch 
eine  entsprechende  Kapitalzahlung  gestatten. 

Art.  14. 
Die  Entsdiädigungs-  oder  Bentenforderung  kann  weder  auf  Dritte  übertragen,   noch 
verpfilndet,   noch  gepfändet  werden,   und  geniesst  das  Vorrecht,   welches   im  bürgerlichen 
Gesetzbuch  Art.  1958,  Ziffer  6,  über  die  zur  Bürgschaft  der  Bezahlung  hinterlegten  Werte 
vorgesehen  ist. 


*)  Art  44  a.  a.  0.  gewährt  für  alle  bezüglichen  Schriftstücke  Stempel-  und  Abgabenfreiheit 
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Art.  15. 
L*azioiie  per  consegoire  le  indenniU  stabilite   dalla   presente  legge  si  prescrive  nel 
termine  di  nn  anno  dal  giomo  dell^awennto  infortanio. 

Art.  16. 

L'assicnrazione  deve  farsi  presse  la  Cassa  Nazionale  di  assicnrazione  per  grinfortoni 
degli  operai  sul  lavoro,  creata  dalla  legge  8  luglio  1883,  n.  1473  (serie  3»),  per  i  laTori 
esegtiiti  dallo  Stato,  dalle  provincie  e  dai  comani  direttamente  o  per  mezzo  d'appaltatori 
0  concessionari. 

Le  altre  persone  possono  stipnlarla  anche  presso  Societä  o  imprese  private  d'assi- 
cnrazione  antorizzate  ad  operare  nel  Eegno  con  quelle  speciali  norme  e  cauzioni  che 
saranno  stabilite  nel  regolamento. 

Art.  17. 

Sono  esonerati  dall'obbligo  dell'assicurazione  presso  la  Cassa  Nazionale  o  presso 
Societä  0  Compagnie  private: 

1^  Lo  State  per  gli  operai  de'suoi  stabilimenti,  ai  quali  da  leggi  speciali  siano 
giä  assegnate  indennitä  in  caso  d'infortuni. 

2^  Coloro  che,  avendo  stabilimenti  o  esercitando  imprese  del  genere  di  quelle 
indicate  nell'articolo  6,  banno  fondato  o  fonderanno  a  loro  cura  e  spese  Gasse 
riconosciute  per  legge  o  per  decreto  reale,  le  qnali  prowedano  in  modo  per- 
manente ad  un  numero  di  operai  superiore  a  500  ed  assegnino  agli  operai 
indennitä  per  infortuni  del  lavoro  non  inferiori  a  quelle  fissate  in  conformitä 
dell'articolo  9,  e  depositino  presso  la  Cassa  deposiü  e  prestiti  in  titoli  emessi 
0  garantiti  dallo  State  una  cauzione  nella  forma  e  nella  misnra  che  saranno 
determinate  con  norme  aventi  carattere  generale  dal  Ministero  di  agricoltura, 
industria  e  commercio. 

La  cauzione  non  poträ  mai  essere  inferiore  a  cinque  volte  Timporto  del 
premio  cbe  si  dovrebbe  annualmente  pagare  alla  Cassa  Nazionale  per  assicurare 
gli  operai  cui  prowede  la  Cassa  privata. 

Qualora  le  Casse  non  abbiano  fondi  sufißcienti  al  pagamento  delle  indennitä, 
saranno  tenuti  a  pagarle  coloro  cbe  avrebbero  avuto  Tobbligo  di  assicurare  gli 
operai  colpiti  da  infortunio. 

3^  Grindustriali  consociati  in  Sindacato  di  assicnrazione  mutua,  in  base  di  statuti 
debitamente  approvati  dal  ministro  di  agricoltura,  industria  e  commercio. 

I  Sindacati  per  costituirsi  devono  comprendere  almeno  quattromila  operai 
e  avere  versato,  in  titoli  emessi  o  garentiti  dallo  State,  nella  Cassa  dei  depositi 
e  prestiti,  una  cauzione  ragguagliata  alla  somma  di  lire  10  per  ogni  operaio 
occupato  fino  ad  un  massimo  di  lire  cinquecentomila. 

All'atto  della  costituzione  pel  primo  anno  in  via  provvisionale  grindustriali 
consociati  devono  versare  anticipatamente  nella  Cassa  del  Sindacato,  in  conto 
delle  contribuzioni  annue  che  saranno  loro  assegnate,  una  somma  eguale  alla 
metä  dei  premi  che  sarebbero  richiesti  dalla  Cassa  Nazionale  per  assicurare 
ai  loro  operai  le  indennitä  previste  dalla  logge. 

Nel  caso  che  la  somma  cosi  anticipata  superi  Timporto  totale  delle  in- 
dennitä  liquidate  nell*anno  e  definitivamente  accertate,  Teccedenza  sarä  rimborsata 
agli  indastriali  consociati. 

Negli  anni  snccessivi  ed  all^inizio  di  ogni  anno  gli  industriali  consociati 
verseranno  un  premio  annuale  nella  misura  che  verrä  determinata  in  base  alle 
indennitä  liquidate  nell^anno  precedente. 

Grindustriali  riuniti  in  Sindacato  rispondono  in  solide  per  la  esecuzione 
degli  obblighi  della  presente  legge  e  le  contribuzioni  dovute  dagli  associati  si 
esigono  con  le  norme  prescritte  e  coi  privilegi  stabiliti  per  Tesazione  delle 
imposte  dirette. 
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Art.  15. 
Der  Anspruch   auf  Schadenersatz   nach   Massgabe   dieses   Gesetzes   verjährt   binnen 
Jahresfrist  nach  Eintritt  des  ünÜEilles. 

Art  16. 

Die  Yersichenmg  ist  bei  der  Nationalkasse  für  die  Versichenmg  der  Arbeiter  gegen 
Betriebsunfälle,  welche  dnrch  das  Gesetz  Tom  8.  Juli  1883  Nr.  1473  gegründet  wurde, 
abznschliessen,  wenn  die  Arbeiten  für  Eechnung  des  Staates,  der  Provinzen  und  der  Ge- 
meinden unmittelbar  oder  durch  Akkordanten  oder  Submittenten  ausgeführt  werden. 

Die  übrigen  Personen  dürfen  die  Versicherung  auch  bei  den  privaten  Versicherungs- 
Gesellschaften  oder  -Unternehmungen  abschliessen,  welche  nach  den  in  der  Verordnung 
festzusetzenden  Normen  und  Bürgschaften  im  Königreich  gesetzlich  zugelassen  sind. 

Art.  17. 
Von   der   Versicherungspflicht  bei   der    Nationalkasse   oder   bei   Privatgesellschaften 
sind  befreit: 

1.  Der  Staat  für  die  Arbeiter  seiner  Anstalten,  denen  durch  besondere  Gesetze 
schon  Entschädigungen  für  Betriebsunfälle  zugesichert  sind. 

2.  Diejenigen,  welche  eine  im  Artikel  6  bezeichnete  Fabrik  oder  Unternehmung 
betreiben  und  auf  eigene  Kosten  besondere,  durch  Gesetz  oder  königliche 
Verordnung  anerkannte  Kassen  gegründet  haben  oder  gründen  werden,  sofern 
diese  Kassen  mehr  als  500  Arbeiter  dauernd  umfassen  und  Entschädigungen 
zusichern,  die  nicht  kleiner  als  die  im  Artikel  9  vorgesehenen  sind.  Auch 
muss  bei  der  Depositen-  und  Darlehnskasse  in  staatlich  emittierten  oder 
garantierten  Wertpapieren  eine  Bürgschaft,  deren  Form  und  Betrag  vom 
Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  allgemein  zu  bestimmen  ist, 
hinterlegt  werden. 

Diese  Bürgschaft  darf  nicht  geringer  als  der  fünffache  Betrag  der  Prämien 
sein,  welche  jährlich  der  Nationalkasse  zu  bezahlen  wären,  um  die  zur  Privat- 
kasse gehörenden  Arbeiter  zu  versichern. 

Wenn  die  Kassen  genügende  Mittel  zur  Bezahlung  der  Entschädigungen 
nicht  haben,  sind  zur  Bezahlung  jene  Personen  verpflichtet,  welche  die  vom 
Unfall  betroffenen  Arbeiter  versichern  sollten. 

3.  Diejenigen  Unternehmer,  welche  einen  Verband  zur  gegenseitigen  Versicherung 
bilden,  dessen  Satzungen  vom  Minister  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel 
bestätiget  worden  sind. 

Solche  Untemehmerverbände  müssen  wenigstens  4000  Arbeiter  umfassen 
und  bei  der  Depositen-  und  Darlehnskasse  in  staatlich  emittierten  oder  garan- 
tierten Wertpapieren  eine  Bürgschaft  hinterlegen,  welche  10  Lire  für  jeden 
beschäftigten  Arbeiter,  bis  zum  Höchstbetrage  von  500000  Lire,  betragen  soll. 

Bei  der  Bildung  des  Verbandes  haben  die  Verbandsmitglieder  für  das  erste 
Jahr  vorschussweise,  in  Anrechnung  auf  die  ihnen  künftighin  aufzuerlegenden 
jährlichen  Beiträge,  zur  Verbandskasse  eine  Summe  einzuzählen,  die  der  Hälfte 
der  Prämien  entsprechen  muss,  welche  die  Nationalkasse,  um  ihren  Arbeitern 
die  von  (besetze  bestimmten  Entschädigungen  zu  sichern,  fordern  würde. 

FaUs  die  so  vorausbezahlte  Summe  den  Gesamtbetrag  der  im  Jahre  fest- 
gestellten und  endgültig  anerkannten  Entschädigungen  übersteigt,  soll  der 
Überschuss  den  Verbandsmitgliedem  zurückerstattet  werden. 

In  den  folgenden  Jahren  und  zwar  beim  Beginn  jedes  Jahres  haben  die 
Verbandsmitglieder  eine  jährliche  Prämie  zu  zahlen,  welche  nach  dem  Betrage 
der  im  vorhergehenden  Jahre  ausgezahlten  Entschädigungen  festgesetzt  wird. 

Die  Verbandsmitglieder  haften  solidarisch  für  die  Erfüllung  der  ihnen  nach 
diesem  Gesetze  obliegenden  Pflichten  und  ihre  Beiträge  werden  nach  denselben 
Normen  und  Vorrechten  wie  die  direkten  Steuern  erhoben. 
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Le  norme  per  ranmento,  lo  svincolo  e  la  reintegrazione  della  canzione 
delle  Gasse  private  e  dei  Sindacati  saranno  detenninate  ne  regolamento,  di 
ctii  airarticolo  27. 

Le  disposizioni  deirarticolo  3  della  legge  8  luglio  1883;  n.  1473,  saranno 
appliate,  per  le  operazioni  da  qnesta  legge  contemplate,  anche  alle  Gasse  ed 
ai  Sindacati  costitniti  secondo  le  prescrizioni  di  qaesto  articolo. 


Art.  18. 

Le  Societä  esercenti  le  reti  ferroviarie,  in  forza  della  legge  27  aprile  1885,  n.  3048, 
saranno  esonerate  daU'obbligo  di  assicurare  gli  operai  presso  gli  Istituti  indicati  nell*articolo  16, 
qnalora  modifichino  gli  statuti  delle  rispettiye  Gasse  pensioni  e  di  soccorso  di  cai  agli 
articolo  31  e  35  dei  relativi  capitolati  di  oneri,  in  modo  da  renderli  conformi  alle  dis- 
posizioni della  presente  legge,  senza  che  restino  pregiudicati  i  diritti  che  dai  medesimi 
statati  derivano  alle  persone  inscritte  alle  predette  Gasse. 

La  Gompagnia  Beale  delle  ferrovie  sarde  sarä  pure  esonerata  dall'obbligo  di  assicurare 
i  saoi  operai  qnalora  renda  conformi  a  questa  legge  gli  ordinamenti  delle  rispettiye  Gasse 
di  soccorso  e  previdenza. 

Le  modificazioni  introdotte  negli  statati  menzionati  dovranno  essere  approvate  dal 
Ministero  di  agricoltura,  industria  e  commercio,  di  concerto  col  Ministero  dei  lavori  pubblici. 

Le  Societä  ferroviarie  predette  non  saranno  obbligate  a  prestar  canzione,  cosi  per  le 
Gasse  esistenti  come  per  altre  che  Yolessero  fondare  agli  effetti  della  presente  legge. 


Titolo  IV. 
Disposizioni  generali« 

Art.  19. 

Nel  termine  di  un  mese  dalla  entrata  in  vigore  della  presente  legge,  i  capi  od 
esercenti  di  imprese,  Industrie  o  costruzioni  obbligati  airassicnrazione  degli  operai  a  termine 
dell'articolo  6,  devono  denunziare  la  natura  della  loro  impresa  o  industria  e  il  numero  dei 
loro  operai  ed  apprendisti  al  prefetto  della  provincia,  che  ne  darä  subito  notizia  al  Ministero 
di  agricoltnra,  industria  e  commercio. 

Entro  un  mese  dalla  data  della  denunzia  al  prefetto,  deve  essere  stipulato  il  contratto 
di  assicurazione  presso  l'Istituto  di  cui  all'articolo  16,  o  deve  esser  data  prova  che  fu 
proweduto  a*  termini  degli  articoU  17  e  18. 

I  capi  0  esercenti  d'imprese,  industrie  o  costruzioni  di  nuovo  impianto  debbono 
assicurare  gli  operai  entro  dieci  giomi  dal  cominciamento  dei  lavori  e  nello  stesso  periodo 
di  tempo  debbono  fare  la  denunzia  di  cui  nella  prima  parte  dei  presente  articolo. 

Art.  20. 

ü  capo  0  esercente  dell*impresa,  industria  o  costruzione  deve,  nel  termine  di  quindici 
giomi  dalla  stipulazione  dei  contratto  d'assicurazione,  dame  notizia  al  prefetto  della  pro- 
vincia direttamente  o  per  mezzo  dei  sindaco,  che  dovrä  trasmetterla  immediatamente 
al  prefetto. 

n  prefetto  trasmetterä  alle  fine  di  ogni  mese  al  Ministero  di  agricoltura,  industria 
6  commercio,  la  lista  completa  dei  contratti  di  assicurazione,  che  gli  furono  denunziati 
nel  mese  stesso. 

Le  variazioni  dei  numero  degli  operai  e  delle  corrispondenti  assicurazioni  dovranno 
essere  notificate  nello  stesso  modo  nei  primi  dieci  giomi  dei  mese  succesivo  a  quello  in 
cui  sono  avvenute.  II  prefetto  ne  darä  subito  notizia  al  Ministero  di  agricoltura,  in- 
dustria e  commercio. 
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Die  Bageln  für  die  Yermehrang,  die  Zorückzahlong  und  die  Emeuercmg 
der  Bürgschaft  der  Privatkassen  nnd  der  üntemehmeryerbfinde  sollen  durch  die 
im  Artikel  27  Yorgesehene  Yerordnnng  bestimmt  werden. 

Die  Vorschriften  des  Artikels  3  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1883,  Nr.  1473, 
finden  l^nsichtlich  der  nach  diesem  Gesetze  stattfindenden  Operationen  auch  auf 
die  nach  den  Bestimmungen  dieses  Artikels  gebildeten  Kassen  and  Untemehmer- 
yerbände  Anwendung. 

Art.  18. 

Die  Gesellschaften,  welche  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  27.  April  1885,  Nr.  3048, 
die  Eisenbahnen  betreiben,  sind  von  der  Pflicht,  ihre  Arbeiter  bei  den  im  Artikel  16  be- 
zeichneten Anstalten  zu  versichern,  befreit,  wenn  sie  die  Satzungen  der  von  ihnen  auf  Grund 
der  Artikel  31  und  35  der  Betriebsnormen  verwalteten  Pensions-  und  Hilfskassen  den  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  anpassen,  ohne  dass  dadurch  die  erworbenen  Bechte  der  diesen 
Kassen  angehörenden  Personen  beeinträchtigt  werden. 

Die  Königliche  Gesellschaft  der  sardinischen  Eisenbahnen  wird  auch  von  der  Pflicht, 
ihre  Arbeiter  zu  versichern,  befreit,  wenn  sie  die  Einrichtung  ihrer  Hilfs-  und  Pensions- 
kassen den  Vorschriften  dieses  C^setzes  anpassi 

Die  Abänderungen  der  genannten  Satzungen  müssen  vom  Ministerium  für  Ackerbau, 
Gewerbe  und  Handel,  mit  Zustimmung  des  Ministeriums  der  Öffentlichen  Arbeiten,  be- 
stätigt werden. 

Die  obengenannten  Eisenbahngesellschafton  sind  nicht  rerpflichtet,  weder  für  die 
bestehenden  Kassen  noch  für  jene,  die  sie  nach  Massgabe  dieses  G^esetzes  in  Zukunft 
gründen  sollten,  Bürgschaft  zu  leisten. 


Titel  IV. 
AUgemelne  Bestiminimgen« 

Art.  19. 
Binnen  einem  Monat  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  haben  die  Unternehmer 
der  nach  Artikel  6  versicherungspflichtigen  Betriebe  die  Art  ihrer  Betriebe  und  die  Zahl 
ihrer  Arbeiter  und  Lehrlinge  dem  Präfekten  der  Provinz  anzumelden,  der  hierüber  sogleich 
dem  Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  zu  berichten  hat. 

Binnen  einem  Monat,  von  dem  Tage  der  Anzeige  an  den  Präfekten  ab  gerechnet, 
ist  der  Versicherungsvertrag  bei  den  im  Artikel  16  bezeichneten  Anstalten  abzuschliessen 
oder  nachzuweisen,  dass  den  Bestimmungen  der  Artikel  17  und  18  gemäss  Vorsorge 
getroffen  ist. 

Bei  neu  errichteten  Betrieben  haben  die  Unternehmer  ihre  Arbeiter  binnen  zehn 
Tagen  nach  dem  Beginn  der  Arbeiten  zu  versichern  und  in  derselben  Frist  die  im  ersten 
Absatz  dieses  Artikels  vorgesehene  Anmeldung  zu  erstatten. 

Art.  20. 
Binn^  15  Tagen  nach  Abschliessung  des  Versicherungsvertrages  müssen  die  Betriebs- 
untemehmer  denselben   direkt  oder  durch   den  Ortsbürgermeister,   welcher  die   Nachricht 
sogleich  abzusenden  hat,  dem  Präfekten  der  Provinz  anmelden. 

Der  Präfßkt  hat  am  Ende  jedes  Monats  dem  Ministerium  für  Ackerbau,  Gewebe 
und  Handel  das  vollständige  Verzeichnis  der  ihm  im  Monate  mitgeteilten  Versicherangs- 
yertrfige  einzusenden. 

Die  Veränderungen  in  der  Zahl  der  Arbeiter  und  der  entsprechenden  Versicherungen 
sollen  auf  gleiche  Weise  in  den  ersten  zehn  Tagen  des  auf  ihren  Eintritt  folgenden  Monats 
gemeldet  werden;  der  Präfekt  hat  sogleich  davon  das  Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe 
nnd  Handel  zu  benachrichtigen. 
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Le  norme  per  la  dennnzia  e  le  indicazioni  che  dovrä  contenere,  saranno  fissate  nel 
regolamento  di  cni  all'articolo  27. 

Le  omissioni  della  dennnzia  e  delle  notificazioni  predette  saranno  pnnite  con  am- 
menda  da  50  a  100  lire. 

Art  21. 
Coloro  che  non  adempiono  all'obhligo  della  assicurazione  nel  termine  stabilito,  o, 
scaduta  la  polizza,  non  la  rinnovano,  o  non  la  completano  qnando  anmenta  il  nnmero 
degli  operai,  owero  danno  moÜTO  alla  risolnzione  del  contra!^,  sono  poniti  con  nna 
ammenda  di  lire  5  per  ogni  opendo  e  per  ogni  giomo  di  ritardo  nella  stipnlazione,  com- 
pletamento  o  rinnovazione  fino  al  massimo  di  lire  4000;  ed  inoltre,  in  caso  d'infortonio, 
sono  tennti  a  pagare  le  indennitä  agli  operai  nella  misnra  che  sarebbe  corrisposta  dal- 
ristitato  assicnratore  e  inoltre  a  yersare  an  ngnale  ammontare  nella  Cassa  che  viene 
Stabilita  dall'articolo  26  di  qnesta  legge. 


Art.  22. 

Non  ostante  Fassicnrazione  effettnata  coUe  norme  da  qnesta  legge  stabilite  rimane 
la  responsabilitä  civile  a  carico  di  coloro  che  siano  assoggettati  a  condanna  penale  pel 
fatto  dal  qnale  Tinfortnnio  d  deriyato. 

Bimane  anche  la  responsabilitä  civile  al  proprietario  o  capo  od  esercente  dell'impresa, 
indostria  o  costmzione  qnando  la  sentenza  penale  stabilisca  che  Tinfortonio  sia  awennto 
per  fatto  impntabile  a  coloro  che  egli  ha  preposto  alla  direzione  o  sorreglianza  del  lavoro 
se  del  fatto  di  essi  debba  rispondere  secondo  il  Oodice  civile. 

Le  precedenti  disposizioni  di  qnesto  articolo  si  applicano  soltanto  qnando  il  fatto 
dal  qnale  Tinfortnnio  ö  derivato  costitnisce  reato  d'azione  pnbblica. 

Qnalora  venise  dichiarato  non  essere  Inogo  a  procedimento  perchd  Tazione  penale 
sia  estinta  per  amnistia  o  per  morte,  dietro  domanda  gindiziale  degrinteressati  proposta 
entro  nn  anno  da  tale  dichiarazione,  jl  gindice  civile  deciderä  se,  per  fatti  che  avrebbero 
costitnito  reato,  snssista  la  responsabilitä  civile  a  norma  dei  tre  primi  comma  di  qnesto  articolo. 


Non  si  fa  Inogo  a  risarcimento  qnalora  il  gindice  riconosca  che  non  ascende  a 
somma  maggiore  della  indennitä  che  il  danneggiato  o  i  snoi  eredi  ricevono  per  effetto  di 
qnesta  legge. 

Qnando  si  £accia  Inogo  a  risarcimento  il  danneggiato  od  i  snoi  eredi  avranno  diritto 
al  pagamento  deUa  sola  parte  che  eccede  le  indennitä  liqnidate  a  norma  di  qnesta  legge. 

Art.  23. 

Gli  Istitnti  assicnratori,  i  Sindacati  e  le  Casse  speciali  debbono  pagare  le  indennitä 
anche  nei  casi  previsti  dal  precedente  articolo,  salvo  il  diritto  di  regresso  che  loro  com- 
peterä  delle  somme  pagate  a  titolo  d*indennit£i  e  delle  spese  accessorie  contro  le  persone 
civilmente  responsabili,  qnando  Tinfortanio  sia  awennto  per  le  canse  previste  daIl*articolo 
precedente. 

La  sentenza,  che  accerterä  la  responsabilitä  civile  a  norma  del  precedente  articolo, 
basterä  per  il  caso  predetto  a  costitnire  Tlstitnto  assicnratore  in  credito  verso  la  persona 
civilmente  responsabUe. 

Competerä  la  stessa  azione  di  regresso  contro  Toperaio  offeso  qnando  Vinfortanio  sia 
awennto  per  dolo  del  danneggiato.  La  prova  del  dolo  deve  risnltare  da  sentenza  penale. 
Qnesta  prova  poträ  raccogliersi  nelle  forme  stabilite  dal  Codice  di  procedura  civüe,  qnando 
per  morte  deÜlmpntato  o  per  amnistia  non  possa  prosegnirsi  il  gindizio  penale,  e  ü 
relative  gindizio  civile  non  poträ  piü  istitnirsi  depo  trascorso  nn  anno  dalla  dichianizione 
che  Tazione  6  rimasta  per  le  dette  canse  estinta. 

Lazione  di  regresso  si  prescrive  nel  termine  di  nn  anno  dal  giomo  nel  qnale  la 
sentenza  ^  passata  in  cosa  gindicata. 
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Die  Begebi  for  die  Anmeldimg  nod  die  darin  za  machenden  Mitteilungen  wird  die 
im  Artikel  27  vorgesehene  Yerordnung  bestimmen. 

Die  Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Anmeldungen  wird  mit  einer  Busse  von  50  bis 
100  Lire  bestraft. 

Art  21. 
Diejenigen,  welche  in  der  vorgeschriebenen  Frist  entweder  der  Versichenmgspflicht 
nicht  genügen,  oder  den  Yersicherongsvertrag  nach  Ablauf  der  Police  nicht  erneuern  oder 
im  Verhältnis  zur  vermehrten  Zahl  der  Arbeiter  nicht  ergänzen,  oder  zur  Aufhebung  des 
Vertrages  Anlass  geben,  werden  mit  einer  Busse  von  5  Lire  fOr  jeden  Arbeiter  und  f&r 
jeden  Tag  der  Verzögerung  der  Abschliessung,  Ergänzung  oder  Erneuerung  des  Vertrages 
bis  zum  Höchstbetrage  von  4000  Lire  bestraft  und  müssen  ausserdem,  wenn  ein  Unfall 
sich  ereignet,  den  Arbeitern  die  Entschädigung  in  dem  Betrage,  den  die  Versicherungs- 
anstalt geleistet  hätte,  und  weiter  einen  gleichen  Betrag  der  im  Artikel  26  dieses  Gesetzes 
vorgesehenen  Kasse  bezahlen. 

Art.  22. 

Diejenigen,  gegen  welche  durch  strafgerichtliches  Urteil  festgestellt  worden  ist,  dass 
sie  den  Unfall  herbeigeführt  haben,  bleiben  auch  civürechtlich  haftbar,  wenngleich  sie  nach 
Massgabe  dieses  Gesetzes  die  Versicherung  abgeschlossen  haben. 

Die  Betriebsuntemehmer  bleiben  nach  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches auch  für  ihre  Betriebs-Direktoren  und  -Aufseher  haftbar,  wenn  durch  strafgerichtliches 
Urteil  festgestellt  wurde,  dass  diese  den  Unfall  herbeigeführt  haben. 

Die  vorhergehenden  Bestimmungen  dieses  Artikels  finden  nur  dann  Anwendung,  wenn 
die  Handlung,  auf  welche  der  Unfall  zurückzuführen  ist,  ein  öffentlicher  Anklage  unter- 
liegendes Vergehen  darstellt. 

Wenn  erklärt  worden  ist,  dass  kein  Strafverfahren  mehr  stattfinden  kann,  weil  die 
Strafverfolgung  durch  Begnadigung  oder  Tod  aufgehoben  wurde,  so  hat,  auf  den  Antrag  der 
Berechtigten,  welcher  binnen  einem  Jahre  nach  der  obenerwähnten  Erklärung  gestellt  sein 
muss,  der  Civilrichter  zu  entscheiden,  ob  für  die  Handlungen,  welche  als  Vergehen  zu 
betrachten  gewesen  wären,  die  civilrechtliche  Haftung  nach  den  Bestimmungen  der  drei 
ersten  Absätze  dieses  Artikels  besteht. 

Es  lieget  kein  Grund  zur  Schadloshaltung  vor,  wenn  der  Bichter  erkennt,  dass  die- 
selbe nicht  höher  sein  würde  als  die  Entschädigung,  welche  der  vom  Unfall  Betroffene 
oder  seine  Hinterbliebenen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erhalten. 

In  den  anderen  Fällen  beschränkt  sich  der  Anspruch  der  Berechtigten  auf  den  Be- 
trag, um  welchen  die  Entschädigung  diejenige  übersteiget,  auf  welche  sie  nach  diesem 
Gresetze  Anspruch  haben. 

Arii.  23. 

Die  Versicherungsanstalten,  die  Untemohmerverbände  und  die  Privatkassen  haben 
auch  in  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen  die  Entschädigungen  zu  zahlen, 
aber  Anspruch  auf  Ersatz  der  bezahlten  Entschädigungen  und  der  Nebenaufwendnngen 
gegen  die  civürechtlich  haftenden  Personen,  wenn  der  Unfall  wegen  der  im  vorhergehenden 
Artikel  vorgesehenen  Ursachen  sich  ereignete. 

Der  Urteilsspruch,  welcher  auf  Grund  des  vorhergehenden  Artikels  die  civilrechtliche 
Haftung  feststellt,  giebt  zugleich  der  Versicherungsanstalt  das  Becht  auf  Ersatz  gegen  die 
haftpfiichtige  Person. 

Derselbe  Anspruch  auf  Ersatz  entsteht  gegen  den  verletzten  Arbeiter,  wenn  er  den 
Unfall  vorsätzlich  herbeigeführt  hat.  Der  Beweis  des  Vorsatzes  muss  aus  einem  straf- 
gerichtlichen Urteile  erhellen.  Dieser  Beweis  kann  nach  den  Begeln  des  Givilprozess- 
rechtes  geführt  werden,  wenn  durch  den  Tod  des  Schuldigen  oder  durch  Begnadigung  das 
Strafverfahren  aufgehoben  wurde;  das  betreffende  civilrechtliche  Verfahren  kann  jedoch 
nicht  mehr  stattfinden,  wenn  ein  Jahr  nach  der  Erklärung,  dass  das  strafrechtliche  Ver- 
fahren aufgehoben  wurde,  verflossen  ist. 

Der  Ersatzanspruch  verjährt  binnen  Jahresfrist  von  dem  Tage  an,  an  dem  das  Straf- 
urteil rechtskräftig  geworden  ist. 
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Art.  24. 
Salvo  i  casi  previsti  dall*articolo  22,  i  capi  o  esercenid  d'imprese^  indastrie  o  costra- 
zioni  di  cni  agli  articolo  1  e  6  dopo  stipcdata  Tassicnrazloue  o  dopo  ayere  proYvednto  ai 
termini  degli   articoli  17  e  18,   restano   esonerati   dalla   responsabÜitä   ciTÜe  per  gli  ^i- 
fortoni  sul  lavoro. 

Art.  25. 
I  capi  0  esercenti  d^imprese,   Industrie  o  costmzioni,   anche   se   non   indicate  nel- 
Tarticolo  1,    deyono  nel  termine  di  dae  giomi  dare  notizia  di  ogni  infortonio  snl  laToro 
all'autorit^  locale  di  pubblica  sicnrezza,   sotto  pena  di  una  ammenda  da  lire  50  a  100. 

Art.  26. 
Le  somme  riscosse  per  contrayyenziooi  aUa  presente  legge  saranno  Tersate  nella 
Cassa  dei  depositi  e  prestiti.  Qaeste  somme  e  le  altre  versate  a  mente  dell'articolo  9,  n.  5, 
e  Tammontare  corrispondente  alFindennitä  nel  caso  preyisto  dalVarticolo  21  saranno  dal 
Ministero  d'agricoltora,  industria  e  commercio  adibite  ai  segnenti  scopi  e  nell*ordine  di 
precedenza  con  cui  yengono  indicati: 

1**  Per  sovyenire  gli  operai  che  non  ayessero  potnto  conseguire  Tindennitä  per 
insolvenza  delle  persone  incorse  nelle  sanzioni  dell*articolo  21; 

2^  Per  sassidiare  nei  modi  e  nella  misura  stabiliü  dal  regolamento,  le  Societä 
che  assumomo  Tobbligo  di  soccorrere  gli  operai  feriti  snl  lavoro  nei  primi 
cinque  giomi  di  malattia; 

3^  Per  creare  premi  a  fiavore  degFinventori  di  nnovi  congegni  protettori; 

4^  Per  sassidiare  le  Associazioni  ed  Istitati  che  provyedono  all'assistenza  medica 
dei  feriti  snl  layoro. 

Art.  27. 
Alla  esecozione  della  presente  legge  sarä  proyyednto  con  regolamento  da  approvarsi 
con  regio  decreto,  sentito  il  Consiglio  della  previdenza  e  il  Consiglio  di  Stato. 

Art.  28. 

La  presente  legge  entrerä  in  yigore  dopo  sei  mesi  dalla  pnbblicaziano  nella  Gazzetta 
üfficiale  dei  Regno. 

Ordiniamo  che  la  presente,  mnnita  dei  sigillo  dello  Stato,  sia  inserta  nella  Baccolta 
nfficiale  delle  leggi  e  dei  decreti  dei  Eegno  dltalia,  mandando  a  chinnque  spetti  di  osaer- 
yarla  e  di  farla  osservare  come  legge  dello  Stato. 

Data  a  Koma,  addl  17  marzo  1898. 

(L.  S.)  UMBERTO. 

F.  Cocco-Ortu. 


Unfallyersicherniigsgesetz  vom  17.  März  1898.  gl 

Art.  24. 
Mit  Ansnahme  der  im  Artikel  22  vorgesehenen   Fälle   werden   die  Unternehmer  der 
in  den  Artikeln  1  nnd  6  bezeichneten  Betriebe,   wenn  sie  die  Yersicherong  abgeschlossen 
oder  anf  Grund  der  Artikel  17  nnd  18  Vorsorge  getroffen  haben,  von  der  civilrechtlichen 
Haltong  für  Betriebsnnfölle  befreit. 

Art.  25. 

Die  Unternehmer  von  gewerblichen  Anlagen  nnd  Bauten  sollen,  auch  wenn  diese 
nicht  im  Artikel  1  erwähnt  sind,  binnen  zwei  Tagen  nach  dem  Eintritt  jeden  Betriebs- 
un£Edl  der  ortspolizeilichen  Behörde  zur  Vermeidung  einer  Geldstrafe  von  50  bis  100  Lire 
anmelden. 

Art.  26. 

Die  als  Busse  für  Übertretungen  dieses  Gesetzes  bezahlten  Beträge  sind  an  die 
Depositen-  und  Darlehnskasse  abzuführen.  Diese  und  die  anderen  auf  Grund  des  Artikel  9, 
Ziffer  5,  sowie  die  auf  Grund  des  Artikels  21  bezahlten  Beträge  sind  vom  Ministerium  für 
Adkerbau,  Gewerbe  und  Handel  zu  folgenden  Zwecken,  nach  derselben  Beihenfolge  wie  sie 
erwähnt  sind^  zu  verwenden: 

1.  um  solchen  Arbeitern,  welche  wegen  Zahlungsunfilhigkeit  der  nach  Artikel  21 
haftenden  Personen  keine  Entschädigung  erlangen  konnten,  Unterstützungen 
zu  gewähren; 

2.  um  nach  den  Bestimmungen  der  Verordnung  solche  Vereine  zu  unterstützen, 
welche  die  Pflicht  übernehmen,  die  vom  Unfall  betroffenen  Arbeiter  in  den 
ersten  fünf  Tagen  der  Krankheit  zu  unterstützen; 

3.  um  Preise  zugunsten  der  Erfinder  von  neuen  Einrichtungen  zur  Unfallverhütung 
auszuschreiben; 

4.  um  den  Gesellschaften  und  Anstalten,  welche  den  bei  der  Arbeit  Verletzten 
ärztlichen  Beistand  gewähren,  Beihülfen  zu  bewilligen. 

Art.  27. 
Zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  wird  eine,  nach  Anhörung  des  Versicherungs-Bates 
und  des  Staatsrates  durch  königliches  Dekret  bestätigte  Verordnung  erlassen  werden. 

Art.  28. 

Dieses  Gesetz  soll  sechs  Monate  nach  seiner  Veröffentlichung  im  Staatsanzeiger  in 
Kraft  treten. 

Wir  verordnen,  dass  das  vorliegende  Gesetz,  mit  dem  Staatssiegel  versehen,  in  die 
amtliche  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  des  Königreichs  Italien  aufgenommen 
werde,  und  verfugen,  dass  jedermann,  den  es  angeht,  es  als  Staatsgesetz  befolge  und  zur 
Befolgung  bringe. 

Gegeben  Rom,  den  17.  März  1898. 

(L.  S.)  HUMBEET. 

F.  Cocco-Ortu. 


AUegftto  t. 


Regolamento 


per  resecuzlone  della  legge  17  marzo  1898,  xl  80,  per  gli  infortuxd 

degU  operai  sul  lavoro,  approvato  oon  Begio  decreto  del 

26  settembre  1898,  n.  411. 


Umberto  I, 

Per  Grazia  di  Dio  e  per  volontä  della  Nazione  Be  d'Italia. 

Veduta  la  legge  17  marzo  1898,  n.  80,  per  gli  infortuni  sul  lavoro: 

Sentito  il  Consiglio  della  Previdenza; 

Sentito  il  Consiglio  di  State; 

Sulla  proposta  del  Nostro  Ministro  Segretario  di  State  per  Fagricoltura, 

rindastria  ed  il  commerdo; 
Abbiamo  decretate  e  decretiamo: 


Articolo  unico« 

ti  approTato  Funito  Eegolamento  per  Tesecnzioiie  della  legge  17  marzo  1898,  n.  80, 
per  gli  infortmii  sul  lavoro,  visto  d'ordine  Nostra,  dal  Ministro  proponente. 

Ordiniamo  che  il  presente  decreto,  monito  del  sigillo  dello  Stato,  sia  inserto  nella 
Baccolto  nfficiale  delle  leggi  e  dei  decreti  del  Begno  dltalia,  mandando  a  cbionque  spetti 
di  osseryarlo  e  di  farlo  osservare. 


Dato  a  Sant'Anna  di  Yaldieri,  Add)  25  settembre  1898. 
(L.  S.)  UMBERTO. 


A.  Fortis. 


AiÜHT^  <« 


Verordnung 

zur  AusfUhrang  des  UnfSEdlversicherungsgesetzes  vom  17.  März  1898. 


Wir  Hnmbert  L, 

von  Gottes  Gnaden  und  dorch  Volkes  Willen  König  von  Italien, 

haben  in  Ansehung  des  Gesetzes  vom  17.  März  1898  (No.  80),  betreffend  die  Un« 
fälle  beim  Betriebe: 

nach  Anhörung  des  Versicherungsrates; 

nach  Anhörung  des  Staatsrates; 

auf  den  Vorschlag  Unseres  Ministers  und  Staatssekretärs  für  Ackerbau, 
Industrie  und  Handel; 
beschlossen  und  verordnen: 


Einziger  Artikel. 

Es  wird  genehmigt  die  angeschlossene  Yorschrift  zur  Ansfohnmg  des  Gresetzes  Yom 
17.  März  1898  (Nr.  80),  betreffend  die  Unfälle  beim  Betriebe,  nachdem  sie  auf  ünsem 
Befehl  von  dem  Yorschlagenden  Minister  eingesehen  worden  ist. 

Wir  verordnen,  dass  die  gegenwärtige  Verordnung,  nachdem  sie  mit  dem  Staatssiegel 
versehen  ist,  in  die  amtliche  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  des  Königreichs 
Italien  aufgenommen  werde,  indem  Wir  Jedem,  den  sie  angeht,  befehlen,  sie  zu  beobachten 
und  beobachten  zu  lassen. 


Gegeben  zu  Sant'Anna  di  Valdieri^  am  25.  September  1898. 
(L.  S.)  HÜMBERT. 


A.  Fortis. 


Regolamento 


per  la  esecuzione  della  legge  17  marzo  1898,  n.  80  per  gU  infortoni 

degU  operai  sul  lavoro. 


Titolo  I. 
Disposizioni  generali. 

Art.  1. 
L*6S6rcizio  delle  miniere,    caye  e  torbiere  comprende,    oltre  lo  scavo  e  la  estrazione 
del  minerale,  ancfae  la  sna  layoirazione  snl  laogo  e  il  trasporto  oi  pimti  dl  earicamento. 

Nell'esercicio  delle  caye  di  marmo  o  di  altre  pietre  sono  compresi:  la  ridazione, 
riquadratura,  sbozzatara  e  il  taglio  con  seghe  del  materiale  estratto,  tanto  solle  caye 
qnanto  sui  relatiyi  depositi,  come  pure  la  lizzatara. 

Art.  2. 
Sotto  la  denominazione  ^imprese  di  costruzioni  edüizie  sone   comprese  tatte  quelle 
che  compiono  layori  di  costmzione,  restauro,  rifinitnra,  modificazione  o  demolizione  di  edi- 
fici,  sia  in  cittä  che  in  campagna. 

Art.  3. 
Sotto   la   denominazione   di   tramvie  a  traziane  meccanica  sono  comprese  anche  le 
ferroyie  fnnicolari. 

Art.  4. 
n  bonificamento  idraalica  comprende  i  layori  che  si  compiono  allo  scopo  di  risanare 
e  di  ridnrre  a  coltora  i  terreni  di  an  comprensorio  di  bonifica  sia  col  mezzo  di  canali  di 
scolo  0  di  fognatore,  sia  col  mezzo  di  colmate  natorali  o  artificiali,  sia  col  mezzo  di  pro- 
sciugamento  meccanico. 

Art.  5. 
Per  gli  stabilimenti  indnstriali  nei  qnali  si  fia  nso  di  macchine^  Tobbligo  della  assi- 
carazione  si  applica  anche  per  gli  operai  i  qnali  layorano  in  locali  diyersi  e  separati  da 
quello  in  coi  agisce  la  macchina,   anche   quando    siano  addetti  a  layori   complementari  o 
snssidiari  a  qnelli  deUa  indnstria  principale. 

Art.  6. 
Non   sono   compresi   fira   gli   opifici   indastriali   contemplati  nell'articolo   1^   n.  3^ 
della  legge: 

a)  qnelli   nei   qnali   le   macchine   siano  adoperate   solo  in  yia  transitoria  e  non 
periodica; 

b)  qnelli  nei  qnali  le  macchine  non  seryano  direttamente  ad  operazioni  attinenti 
all'esercizio  dell*indnstria  che  forma  oggetto  di  essi; 


Verordnung 


zur  AusftUimng  des  Gesetzes  vom  17.  März  1888  (Nr.  80),  betreffend 

die  XJnfitlle  beim  Betriebe. 


Titel  I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1. 

Der  Betrieb  der  Bergwerke,  Graben  and  Torfstiche  mnfasst,  ausser  der  Ausgrabung 
und  Forderung  des  Minerals,  auch  seine  Bearbeitung  an  Ort  und  Stelle  und  die  Beför- 
derung nach  den  Verladungspunkten. 

In  den  Betrieb  der  Marmor-  oder  sonstigen  Steinbrüche  sind  inbegriffen:  die  Zer- 
kleinerung, das  Yierkantigmachen,  die  Zurichtung  und  das  Zersägen  des  gewonnenen 
Materials,  sowohl  in  den  Brüchen  als  auf  den  Lagerstätten,  ebenso  das  Polieren. 

Art.  2. 
Unter   der   Bezeichnung    „Unternehmungen   yon   Bauausführungen^    sind   alle   die- 
jenigen Arbeiten   einbegriffen,  bei  welchen  es  sich  um  Erbauung,  Ausbesserang,  Vollen- 
dung,  Abänderang   oder   Abbrach   yon   Gebäuden,   sei   es   in   der   Stadt   oder   auf  dem 
Lande,  handelt. 

Art.  3. 
Unter   der   Bezeichnung    „Trambahnen   mit   mechanischem  Betrieb^    sind  auch   die 
Drahtseilbahnen  einbegriffen. 

Art.  4. 
Die  kulturtechnischen  Arbeiten  umfassen  Arbeiten,  welche  zu  dem  Zweck  ausgeführt 
werden,  Landstrecken  eines  Entwässerungsbezirks,  sei  es  durch  Abfluss-  oder  Abzugskanäle, 
sei    es   durch   natürliche   oder   künstliche   Bodenauffüllungen,    sei   es   durch   mechanische 
Trockenlegung,  gesund  und  urbar  zu  machen. 

Ari  5. 

Für  die  Gewerbebetriebe,  in  denen  Maschinen  verwendet  werden,  besteht  die  Ver- 
pflichtung zur  Versicherung  auch  hinsichtlich  derjenigen  Arbeiter,  welche  in  Bäumen 
arbeiten,  die  yon  den  Maschinenräumen  yerschieden  und  getrennt  sind,  auch  wenn  sie  nur 
zur  Ausführung  yon  Ergänzungs-   oder  Hilfsarbeiten   des  Hauptbetriebes   bestimmt  sind. 

Art.  6. 
Unter  den  in  Artikel  1,  Nr.  3  des  Gesetzes  erwähnten  Gewerbebetrieben  sind  nicht 
einbegriffen: 

a)  diejenigen,  in  welchen  die  Maschinen  nur  yorübergehend  und  nicht  periodisch 
benutzt  werden;  • 

b)  diejenigen,   in   welchen   die   Maschinen   nicht   unmittelbar   zu   Verrichtungen 
dienen,  welche  zum  Betriebe  der  betreffenden  Lidustrie  gehören; 
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c)  gli  opifici  annessi  a  scnole  indnBtriali  e  professionali  e  di  altre  specie  a  scopo 
di  istmzione  ed  esercitazione  pratica  degli  allievi; 

d)  gli  opifici  annoBBi  a  ospizi,  ospedali  o  altri  istitnti  pnbblici  di  beneficenza, 
per  il  serrizio  intemo  degli  istitnti  stessi  o  per  layori  che  esegoiscono  i  ri- 
coverati. 

Debbono  perö  in  tatti  i  casi  anzidetti  essere  afisicnrati  operai  addetti  al  sernzio 
delle  macchine. 

Art  7. 

Capo  0  esercente  di  imprese  o  indostrie  d  colm  in  nome  o  per  conto  del  qnale  le 
imprese  o  indnstrie  sono  condotte. 

Capo  della  costnizione  ö  coloi  che  ne  ha  assunto  Tesecozione,  e,  in  mancanza  di 
qaesto,  colai  in  nome  o  per  conto  del  qaale  costnizione  ^  esegoita. 

Art.  8. 

La  determinazione  del  nnmero  degli  operai,  agli  effetti  dei  nnmeri  2  e  3  dell'arü- 
colo  1^  della  legge,  satä  fatta  tenendo  conto  del  nnmero  complessiyo  di  essi,  qnando 
anche  layorino  altematiyamente  in  ore  diyerse  del  giomo  o  della  notte. 

Qnando  i  componenti  la  famiglia  del  capo  o  esercente  partecipino  materialmente  al 
layoro,  o  yi  sopraintendano,  e  ricorrano  inoltre  le  condizioni  indicate  nelFailiicolo  2  della 
^^SS^9  Tassicnrazione  ^  obbligatoria  anche  per  i  detti  componenti. 

Art.  9. 

Sotto  il  nome  di  scUario  si  comprende  ogni  rimnnerazione  che  Foperalo  riceye  dal 
capo  e  esercente  dell'impresa,  indnstria  o  costmzione  come  retribnzione  del  layoro. 

Se  il  salario  consiste  in  parte  o  totalmente  nella  gtatnitä  dell'alloggio  o  in  presta- 
zioni  in  natnra,  ne  d  determinato  il  yalore  in  ragione  dei  prezzi  medi  locali. 

Per  il  personale  yiaggiante  delle  imprese  di  trasporto  sono  compresi  nel  salaiio  gli 
assegni  yariabili,  come  le  indennitä  chilometriche,  a  tempo  determinato  e  simüi 

Nei  layori  esegniti  a  cottimo  intendesi  per  gnadagno  il  prezzo  del  cottimo,  deporato 
delle  spese  fatte  a  proprio  carico  dal  cottimista. 

Art.  10. 
Le  Societä  cooperatiye  di  prodnzione  e  layoro,    le   qnali   assnmono   o   esercitano  le 
imprese,  indnstrie  o  costmzioni  indicate  nella  legge,    sono  soggette  all*obbligo  dell*assicn- 
razione,  qnando  anche  coloro  che  yi  sono  impiegati  siano  soci. 


Titolo  n. 
Denanzia  deiresereizio  delle  Industrie  e  dei  contratti  di  assienrazione. 

Art.  11. 
I  capi  0  esercenti  di  stabilimenti  indnstriali  o  di  imprese  debbono  presentare  la  de- 
nnnzia  di  cni  all'articolo  19  della  legge  al  Prefetto  della   proyincia   nelle  qnale  d  la  sede 
^ello  stabilimento  indnstriale  o  della  impresa. 

La  locnzione  sede  dello  stahilimento  industrielle  o  deUHmpresa,  significa: 

a)  per  lo  stabilimento  indnstriale  il  Inogo  doye  qnesto  ha  la  sede  principale; 

b)  per  la  impresa  il  Inogo  doye  ha  domicilio   il   capo  e  esercente  di   essa.     Se 
rimpresa   sia   esercitata   da  nna  Societä,   la  sede  di  qnesta,    se  la  Societä  6 

•  nazionale,  o  il  Inogo  doye  6  la  rappresentanza  legale  nel  Begno,  se  straniera, 

si  cunsidera  come  sede  dell^impresa. 
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c)  diejenigen,  welche  an  Gewerbe-,  Fach-  und  anderen  Schulen  zum  Zweck  der 
Unterweisung  und  praktischen  Ausbildung  der  Sdiüler  angeschlossen  sind; 

d)  diejenigen,  welche  an  Stifte,  Krankenhäuser  oder  andere  öffentliche  Wohlthfttig- 
keits-Anstalten  für  den  inneren  Betrieb  derselben  oder  für  Arbeiten,  welche 
die  Insassen  ansfuhren,  angeschlossen  sind. 

In  allen  obengenannten  Fällen  müssen  jedoch  die  zur  Bedienung  der  Maschinen 
yerwendeten  Arbeiter  yersichert  sein. 

Art.  7. 

Betriebsuntemehmer  ist  deijenige,  in  dessen  Namen  oder  für  dessen  Bechnung  der 
Betrieb  ausgeübt  wird. 

Bauunternehmer  ist  derjenige,  welcher  die  Ausführung  des  Baues  übernommen  hat, 
und  in  Ermangelung  desselben  derjenige,  in  dessen  Namen  oder  für  dessen  Bechnung  der 
Bau  ausgeführt  wird. 

Art.  8. 

Bei  der  Bestimmung  der  Anzahl  der  Arbeiter,  im  Sinne  der  Ziffern  2  und  3  des 
Artikels  1  des  Gesetzes,  ist  die  Gesamtzahl  derselben  in  Bechnung  zu  ziehen,  auch  wenn 
sie  abwechsehad  zu  yerschiedenen  Stunden  des  Tages  oder  der  Nacht  beschäftigt  werden. 

Wenn  die  Familienmitglieder  des  Betriebsuntemehmers  an  der  Arbeit  teilnehmen 
oder  dieselbe  überwachen  und  ausserdem  die  in  Artikel  2  des  Gesetzes  angegebenen  Be- 
dingungen auf  sie  zutreffen, '  so  ist  die  Versicherung  auch  für  diese  Familienmitglieder 
obligatorisch. 

Art.  9. 

Unter  der  Bezeichnung  „Lohn"  ist  jede  Vergütung  zu  verstehen,  welche  der  Arbeiter 
von  dem  Betriebsuntemehmer  als  Entschädigung  für  die  Arbeit  erhält. 

Wenn  der  Lohn  teilweise  oder  gänzlich  in  freier  Wohnung  oder  in  Naturalleistungen 
besteht,  so  wird  sein  Wert  nach  Massgabe  der  örtlichen  Durchschnittspreise  bestimmt. 

Bei  dem  auf  der  Reise  befindlichen  Personal  der  Transport-Gesellschaften  sind  in 
dem  Lohn  auch  die  verschiedenen  Nebenbezüge,  wie  Kilometergelder,  Tagegelder  und  ähn- 
liche, mit  einbegriffen. 

Bei  Akkordarbeiten  wird  unter  dem  Verdienst  der  Akkordpreis,  nach  Abzug  der  dem 
Akkordarbeiter  erwachsenen  Unkosten,  verstanden. 

Art.  10. 
Produktions-  und  Arbeitsgenossenschaften,  welche  Betriebe  der  im  G^esetz  bezeich- 
neten Art  übernehmen  oder  ausüben,  unterliegen  der  Versicherungspflicht,  wenn  auch  die- 
jenigen, welche  daselbst  beschäftigt  werden,  Genossenschafter  sind. 


Titel  IL 
Anmeldangen  der  Betriebe  und  YersieheruiigsTertrSge. 

Art.  11. 

Die  Betriebsuntemehmer  müssen  die  Anmeldung,  von  welcher  in  Artikel  19  des 
Gesetzes  die  Bede  ist,  dem  Präfekten  der  Provinz  erstatten,  in  welcher  der  Betrieb  seinen 
Sitz  hat. 

Der  Ausdruck  „Sitz  des  Betriebes"  bedeutet: 

a)  für  eine  industrielle  Anlage  den  Ort,  wo  dieselbe  den  Hauptsitz  hat; 

b)  für  ein  sonstiges  Unternehmen  den  Ort,  wo  der  Betriebsuntemehmer  seinen 
Wohnsitz  hat.  Wenn  das  Unternehmen  von  einer  Gesellschaft  betrieben  wird, 
so  wird  der  Sitz  der  letzteren,  falls  die  Gesellschaft  eine  inländische  ist,  und 
im  Fall  einer  auswärtigen  Gesellschaft;,  der  Ort,  wo  die  letztere  ihre  gesetz- 
liche Vertretung   im  Königreiche  hat,  als  Sitz  des  Unternehmens  angesehen. 
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Art.  12. 
La  dennnzia  deye  essere  fatta  e  firmata  dal  capo  o  esercente,  e,  in  sna  assenza  o 
impedimento,  dalla  persona  alla  qnale  d  affidata  la  direzione  o  la  sor?eglianza  del  layoro. 

Per  le  imprese,  indnstrie  e  costrozioni  esercitate  dello  Stato,  dalle  proyincie,  dai 
comoni  e  dai  consorzi  la  dennnzia  sarä  fatta  da  chi  diiige  o  sorveglia  i  lavori,  al  Pre- 
fetto  della  provincia  nella  qnale  qnesti  sono  esegniti. 


Art.  13. 
Qnalora  la  sede  dello  stabilimento  indnstriale  e  della  impresa  sia  trasferita  altroTe, 
doyrä,   entro  otto  giomi  dal  trasferimento,   esseme   data   dennnzia  tanto  al  Prefetto  della 
proTincia   di   origine,    qnanto  al  Prefetto  della  proTincia  nella  qnale  si  effettna  il  trasfe- 
rimento. 

Art.  14. 
Alle  imprese,  indnstrie  e  costmzioni  di  nnoYO  impianto,  di  cni  nell*articolo  19,  ultimo 
alinea,  della  legge,  sono  parificate  quelle  giä  esistenti,  le  qnali,  avendo  modificato  le  con- 
dizioni  di  esercizio,   sia  rispetto  al  nnmero  degli  operai,    sia  rispetto  alle  materie  ed  ai 
meccanismi  adoperati^  cadono  sotto  le  disposizioni  della  legge. 

Per  dette  imprese,  indnstrie  e  costmzioni,  il  termine  di  dieci  giomi  fissato  nell*nltimo 
alinea  dell*articolo  19  della  legge,  decorre  dall*attnazione  del  mntamento  nelle  condizioni 
di  esercizio. 

Art.  15. 
La  dennnzia  deye  indicare: 

1^  nome,  cognome,  Ditta,  ragione  o  denominazione  sociale  del  capo  o  esercente 

la  impresa,  indnstria  o  costrazione; 
2^  Toggetto  della  impresa,  indnstria  o  costmzione; 
3^  la  sede  dello   stabilimento   principale,   il   domicilio   dell^imprenditore,   la   sede 

principale  della  Societä  assnntrice  e  le  sedi  o  gli  stabilimenti  secondari; 
4^  la  data  dell*incominciamento  dei  layori,   qnalora  si  tratti  dlmpresa  di  nnoyo 
impianto; 

5®  il  nnmero  delle  persone  occnpate  nelle  condizioni  di  cni  alFarticolo  2^  della 
legge,  indicando  distintamente  il  nnmero  degli  apprendisti  e  il  nnmero  di 
coloro  che,  senza  partecipare  materialmente  al  layoro,  sopraintendano  al 
layoro  di  altri; 

6^  La  natura  dei  motori  e  delle  macchine  adoperate. 

Art.  16. 
La  dennnzia  della  stipnlazione  del  contratto  di  assicnrazione  da  farsi  al  medesimo 
Prefetto  al  qnale  si  presenta  la  dennnzia  degli  stabilimenti  industriali,    ^yrä  contenere, 
oltre  le  indicazioni  di  cni  ai  nnmeri  1,  2  e  3  dell'articolo  precedente,  le  seguenti: 

1^  la  Ditta,  la  ragione  o  la  denominazione  sociale  e  la  sede  o  la  rappresentenza 
nel  regno  della  Societä,  impresa  priyata  o  Istituto  di  assicnrazione; 

2®  la  data  e  la  durata  del  contratto  di  assicnrazione; 

3^  il  nnmero  degli  operai  assicurati  ai  termini  della  legge,  con  indicazione  distinta 
del  nnmero  degli  apprendisti  e  del  nnmero  dei  sopraintendenti; 

4^  la  dichiarazione  che  le  indennitä  assicurate  sono  eguali  o  superiori  a  quelle 
stabilite  nell'articolo  9  della  legge. 

Si  applicano  anche  a  questa  dennnzia  le  disposizioni  contenute  nelFarticolo  12  del 
presente  regolamento. 
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Art.  12. 

Die  Amneldong  mnss  yon  dem  Betriebsuntemehmer  und  bei  seiner  Abwesenheit  oder 
Behindernng  von  deijenigen  Person  erstattet  werden,  welcher  die  Leitung  oder  Ueberwachong 
der  Arbeit  anyertrant  ist. 

Für  die  Yom  Staate^  von  Provinzen,  (xemeinden  und  Gesellschaften  ausgeübten  Be- 
triebe ist  die  Anmeldung  von  der  mit  der  Leitung  oder  Ueberwachung  der  Arbeiten  beauf- 
tragten Person  dem  Präfekten  derjenigen  Provinz  zu  erstatten,  in  welcher  die  Ausfuhrung 
der  Arbeiten  stattfindet. 

Art.  13. 
Wenn  der  Sitz  des  Betriebes  anderswohin  verlegt  wird,  ist  binnen  acht  Tagen  nach 
erfolgter  Verlegung  hiervon  sowohl   dem  Präfekten   der   ursprünglichen  Provinz    als   auch 
dem  Präfekten   derjenigen  Provinz,   nach   welcher   die  Verlegung   erfolgt   ist,   Anzeige  zu 
erstatten. 

Art.  14. 

Den  neuerrichteten  Betrieben,  von  welchen  im  letzten  Absatz  des  Artikels  19  des 
(Gesetzes  die  Bede  ist,  werden  diejenigen  bereits  bestehenden  gleichgestellt,  welche  nach 
Aenderung  der  Betriebsbedingungen,  sei  es  hinsichtlich  der  Zahl  der  Arbeiter  oder  hin- 
sichtlich der  verwendeten  Materialien  und  mechanischen  Einrichtungen,  unter  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  fallen. 

Für  Betriebe  dieser  Art  beginnt  die  im  letzten  Absatz  des  Artikels  19  des  Gesetzes 
bestimmte  Frist  von  zehn  Tagen  mit  dem  Eintritt  der  Betriebsveränderungen. 

Art.  15. 
Die  Anmeldung  muss  ergeben: 

1.  Vor-  und  Zunamen,  Firma,  Stand  oder  Titel  des  Betriebsuntemehmers; 

2.  die  Art  des  Betriebes; 

3.  den  Sitz  des  Hauptbetriebes,  den  Wohnsitz  des  Unternehmers  oder  den 
Hauptsitz  der  Unternehmer-Gesellschaft,  sowie  die  Nebenbetriebe  und  deren 
Sitze ; 

4.  den  Zeitpunkt  des  Beginns  der  Arbeiten,  wenn  es  sich  um  ein  neu  gegrün- 
detes Unternehmen  handelt; 

6.  die  Anzahl  der  Personen,  welche  unter  den  in  Artikel  2  des  Gesetzes  bezeich- 
neten Bedingungen  beschäftigt  werden,  wobei  die  Zahl  der  Lehrlinge  und  die 
Zahl  derjenigen,  welche,  ohne  sich  an  der  Arbeit  selbst  zu  beteiligen,  die 
Arbeit  anderer  überwachen,  gesondert  aufzuführen  sind; 

6.  die  Art  der  verwendeten  Motoren  und  Maschinen. 

Art.  16. 
Die  Anzeige  von  dem  Abschluss  des  Versicherungsvertrages,  die  demselben  Präfekten 
zu  erstatten  ist,  bei  welchem  die  Anmeldung  des  Betriebes  erfolgt,  muss  ausser  den   in 
den  Ziffern  1,  2  und  3  des  vorhergehenden  Artikels  geforderten  Angaben  nach  die  fol- 
genden enthalten: 

1.  die  Firma  oder  den  Handelsnamen  und  den  Sitz  oder  die  Vertretung  im 
Königreich  bezüglich  der  Gesellschaft  oder  Anstalt,  bei  welcher  die  Versicherung 
abgeschlossen  ist; 

2.  das  Datum  und  die  Dauer  des  Versicherungsvertrages; 

3.  die  Anzahl  der  gemäss  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  versicherten  Arbeiter, 
mit  besonderer  Aufführung  der  Zahl  der  Lehrlinge  und  der  Zahl  der  Betriebs- 
beamten; 

4.  die  Erklärung,  dass  die  versicherten  Entschädigungen  gleich  oder  hoher  sind 
als  die  in  Artikel  9  des  Gesetzes  verordneten. 

Auf  diese  Anzeige  finden  auch  die  in  Artikel  12  der  gegenwärtigen  Verordnung 
enthaltenen  Bestimmungen  Anwendung. 


70  Regolamento  per  la  esecuzione  della  legge  17  mano  1898. 

Art.  17. 
Qualora  stabilimenti  indnstriali  o  imprese  fondino  Gasse  private,  costitoiscano  Sin- 
dacati  0  si  associno  a  Gasse  private  o  a  Sindacati  giä  esistenti,  i  capi  o  esercenti  dl  essi 
debbono  fame  notificazione  al  Profetto  della  provincia  al  qnale  dovrebbe  essere  &tta  la 
denimzia  del  coniratto  di  assicnrazione,  ai  sensi  dell'articolo  16,  e  nello  stesso  termine 
e  sotto  le  stesse  penalitä  stabilite  per  qnesta  denanzia. 

Art.  18. 
Per  le  dennnzie  di  cni  agli  articoli  15  e  16  e  per  le  notificazioni  delle  yariazioiü 
del  ntunero  degli  operai  e  delle  corrispondenti  assicnrazioni,  saranno  predisposti  appositi 
modelli  dal  Ministero  d'agricoltnra,  iBdnstria  e  commercio;  il  qnale  ha  focoltä  di  chiedere 
eon  essi  quelle  altre  indicazioni  che  Tesperienza  poträ  dimostrare  necessarie  per  Tappli- 
cazione  della  legge. 

Art  19. 

Ogni  capo  o  esercente  di  imprese,  indostrie  o  costrozioni  soggette  all'obbligo  del- 
Tassicurazione,  deve  tenere  an  libro  di  paga  nel  qnale  sia  indicato  il  nome  e  cognome  di 
ogni  operaio  nelle  condizioni  indicate  nell'articolo  2  della  legge,  la  speciale  occapazione, 
il  salario  giomaliero,  la  data  della  ammissione  in  servizio  e  qnella  del  licenziamento. 

n  libro  deve  essere  tennto  in  giomata.  Gli  operai  che  non  yi  fossero  inscritti  e 
qnelli  dei  qnali  non  fossero  segnati  i  giomi  di  presenza  e  il  relative  salario  entro  tre  giomi 
dalla  abitnale  scadenza  (giomaliera,  settimanale,  qnindidnale  o  mensile)  del  pagamento  dei 
salari  si  riterranno  come  non  compresi  nella  assicnrazione,  e  si  applicheranno  in  tal  caso 
le  penalitä  sancite  nelVarticolo  21  della  legge. 


Art.  20. 

Per  i  layori  dati  a  cottimo  debbono  essere  indicate  nel  libro  di  paga  le  somme 
liqoidate  al  cottimista  entro  tre  giomi  da  ciascnna  liquidazione. 

Se  il  cottimista  per  Tesecnzione  del  lavoro  si  yalga  di  altri  operai  da  loi  assnnti 
e  pagati,  dovrä  tenere  an  libretto  ansiliario  al  libro  di  paga  per  segnare  il  nome  e  cognome 
dei  detti  operai,  la  speciale  occapazione,  la  data  deU'ammissione  in  servizio  e  qaella  del 
licenziamento,  i  giomi  di  presenza  ed  il  salario  giomaliero  o  prezzo  di  lavoro.  Nello  stesso 
libretto  dovranno  essere  registrate  le  altre  spese  fatte  a  proprio  carico  dal  cottimista  per 
Tesecazione  del  lavoro. 

Le  indicazioni  contenate  nel  libretto  del  cottimista  debbono  essere  riportate  nel  libro 
di  paga  ad  ogni  variazione  del  namero  degli  operai  e  ad  ogni  pagamento  di  salario  o 
prezzo  di  lavoro  e  il  capo  o  esercente^  dedotte  dal  libretto  le  accennate  indicazioni,  lo 
restitairä  al  cottimista  depo  avervi  apposto  la  propria  firma  sotto  la  altima  scrittarazione. 


Ari;.  21. 

11  libro  di  paga  dovrä  essere  presentato  ad  ogni  richiesta  ai  delegati  govemativi  per 
le  ispezioni  e  agli  Istitati  assicaratori. 

L*imprenditore  o  Tindastriale  dovrä  dare  tatti  gli  schiarimenti  necessari  per  com- 
provare  Tesattezza  della  registrazione  e  fomire  ogni  altra  notizia  complementare. 

n  Ministero  di  agricoltara,  indastria  e  commercio  poträ,  sa  richiesta  del  capo  o 
esercente  di  impresa,  indastria  o  costrazione,  proporre  Faso  di  moduli  speciali  per  il 
libro  di  paga. 

Per  le  Societd  ferroviarie,  di  cai  all'aiticolo  18  della  legge,  terranno  laogo  del  libro 
di  paga  i  registri  o  raoli  di  paga,  tenati  a  forma  dei  rispettivi  regolamenti. 

n  Ministero  ha  facoltä  di  dispensare  dalla  tenata  del  libro  di  paga  le  amministra- 
zioni  pabbliche,  qaando  risulti  che  da  qaeste  sia  provveduto  efficacemente  con  fogli  o 
raoli  di  paga. 
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Art.  17. 
Falls  die  Betriebsnntemehmer  Privatkassen  begronden,  Verbände  bilden  oder  bereits 
bestehenden  Priratkassen  oder  Verbänden  beitreten,  so  haben  sie  dies  dem  Präfekten 
der  Provinz,  welchem  die  Anzeige  von  dem  Versichernngsvertrag  hätte  erstattet  werden 
müssen,  nach  Massgabe  des  Artikels  16,  in  derselben  Frist  and  bei  gleichen  Strafen,  an- 
zuzeigen. 

Art.  18. 

Für  die  in  den  Artikeln  15  und  16  vorgeschriebenen  Anzeigen  and  die  Anmel- 
dungen über  Aendenmgen  in  der  Zahl  der  Arbeiter  and  der  entsprechenden  Versicherungen 
werden  vom  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  geeignete  Formulare  fest- 
gesetzt werden.  Das  Ministerium  ist  belugt,  mittels  derselben  auch  anderweite  Angaben 
zu  verlangen,  welche  die  Erüahrung  fQr  die  Durchführung  des  Gesetzes  etwa  als  notwendig 
erweisen  sollte. 

Art;.  19. 

Die  Unternehmer  versicherungspflichtiger  Betriebe  haben  Lohnbücher  zu  führen,  in 
welche  Vor-  und  Zuname  jedes  unter  den  in  Artikel  2  des  Gesetzes  angegebenen  Be- 
dingungen beschäftigten  Arbeiters,  die  besondere  Beschäftigung,  der  Tagelohn,  das  Datum 
der  Annahme  zum  Dienst  und   dasjenige  der  Entlassung  einzutragen  sind. 

Das  Lohnbuch  muss  von  Tag  zu  Tag  fortgeführt  werden.  Die  Arbeiter,  welche  in 
dem  Buche  nicht  eingetragen  sein  sollten,  und  diejenigen,  bei  welchen  die  Arbeitstage  und 
der  bezügliche  Lohn  innerhalb  drei  Tagen  nach  der  üblichen  (sei  es  täglichen,  wöchentlichen, 
halbmonatlichen  oder  monatlichen)  Fälligkeit  des  Lohns  nicht  eingetragen  sind,  werden  als 
in  die  Versicherung  nicht  einbegriffen  angesehen  und  in  solchem  Falle  die  in  Artikel  21 
des  Gesetzes  verordneten  Strafen  zur  Anwendung  kommen. 

Art.  20. 

Bei  Akkordarbeiten  müssen  in  dem  Lohnbuch  die  dem  Akkordarbeiter  gezahlten 
Summen  innerhalb  drei  Tagen  nach  jeder  Abrechnung  vermerkt  werden. 

Wenn  der  Akkordant  sich  far  die  Ausfahrung  der  Arbeit  anderer  von  ihm  an- 
genommener und  bezahlter  Arbeiter  bedient,  so  ist  neben  dem  Lohnbuch  ein  Ergänzungsbuch 
zu  halten,  in  welches  der  Vor-  und  Zunahme  der  besagten  Arbeiter,  die  besondere  Be- 
schäftigung, das  Datum  des  Dienstantritts  und  dasjenige  der  Entlassung,  die  Arbeitstage 
und  der  Tages-  oder  Stücklohn  einzutragen  sind.  In  dieses  Ergänzungsbuch  sind  auch 
die  sonstigen,  dem  Akkordanten  durch  die'  Ausführung  der  Arbeit  erwachsenden  Unkosten 
einzutragen. 

Die  in  dem  Ergänzungsbuch  des  Akkordanten  enthaltenen  Angaben  sind  bei  jeder 
Aenderung  der  Zahl  der  Arbeiter  und  bei  jeder  Lohnzahlung  in  das  Lohnbuch  zu  über- 
tragen und  der  Betriebsuntemehmer  hat,  nachdem  er  dem  Ergänzungsbuch  die  erwähnten 
Angaben  entnommen  und  unter  die  letzte  Eintragung  die  eigene  Namensunterschriffc  gesetzt 
hat,  dasselbe  dem  Akkordanten  wieder  auszuhändigen. 

Art.  21. 

Das  Lohnbuch  ist  den  Aufeichtsbeamten  und  den  Versipherungsanstalten  auf  jedes* 
maliges  Verlangen  vorzulegen. 

Der  Unternehmer  hat  alle  zum  Beweise  der  Richtigkeit  der  Eintragungen  etwa  er- 
forderlichen Aufklärungen  und  jeden  sonstigen  Aufschluss  zu  geben. 

Das  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  kann  auf  Antrag  der  Betriebs- 
untemehmer den  Gebrauch  besonderer  Formulare  für  das  Lohnbuch  vorschlagen. 

Für  die  in  Artikel  18  des  Gesetzes  erwähnten  Eisenbahn-Gesellschaften  treten  an 
Stelle  des  Lohnbuchs  die  nach  Massgabe  der  bezüglichen  Beglements  gehaltenen  Lohn- 
register oder  Lohnrollen. 

Das  lOnisterium  ist  befugt,  die  öffentlichen  Verwaltungen  von  der  Führung  des 
Lohnbuches  zu  entbinden,  wenn  sich  ergiebt,  dass  von  diesen  durch  Lohnblätter  oder  Lohn- 
rollen wirksam  Vorsorge  getroffen  ist. 
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Art  22. 

I  Prefetti  compileranno  in  base  alle  deniinzie  im  elenco  di  tatte  le  mdnstne,  imprese 
e  costrozioni  esistenti  nelle  rispettiye  provinde,  con  la  indicazione  dell'oggetto  e  della 
natura  di  dascnna  di  esse  e  del  nnmero  degli  operai  obbligati  aU'assicnnuuone  nella 
medesima  impiegati. 

Negli  elencbi  doyranno  registrarsi  tatte  le  snccessive  Tariaaoni  che  si  Teiificheranno. 

Per  le  Industrie,  imprese  e  costrozioni  per  le  qnali  non  sia  stata  fatta  la  dovnta 
denonzia,  il  Prefetto  darä  al  Ministero  di  agricoltnra,  indostria  e  commerdo  le  informazioni 
che  sono  a  soa  cognizione  e  le  registrerä  nell*elenco. 

Art.  23. 

La  cessazione  delle  operazioni  di  uno  stabilimento  indnskiale  o  di  nna  impresa 
soggetti  all'obbligo  dell'assicorazione,  deye  essere,  a  cora  del  capo  o  esercaite,  notificata 
al  Prefetto  della  proyincia. 

Deve  essere  notificata  al  Prefetto  anche  la  institnzione  o  la  soppressione  di  sedi  o 
stabilimenti  secondari,  entro  died  giorni  dalla  istitnzione  o  dalla  soppressione. 

Art.  24. 
Le  denonzie  ai  Prefetti  di  coi  nel  präsente   titolo,   potranno   essere  fatte   anche  a 
mezzo  di  piego  raccomandato. 


Titolo  in. 
Casse  prlrate  e  Sindaeati  di  assleurazione  mutua. 

Art.  25. 

n  capo  0  esercente  di  nna  impresa,  indostria  o  costrnzione  che  YOglia  fondare  nna 
Gassa,  ai  sensi  e  per  gli  effetti  delFarticolo  17  della  legge,  deve  presentare  al  Ministero 
di  agricoltara,  indostria  e  commercio  la  domanda  accompagnata  dallo  statoto,  dall*elenco 
degli  operai  occopati  da  assicorare,  da  ona  dichiarazione  della  Cassa  nazionale  di  assl- 
eurazione degli  operai  contro  gFinfortoni  sol  layoro,  dalla  qoale  risolti  Fammontare  del 
premio  annoo  che  essa  richiederebbe  per  Tassicorazione  di  qoegli  operai  e  dalla  polizza 
0  dichiarazione  prowisoria  di  ricevota  del  deposito  della  caozione  presse  la  Cassa  dei 
depositi  e  prestiti. 

La  caozione  in  titoli  emessi  o  goarentiti  dallo  Stato,  con  vincolo  a  favore  degli 
operai  inscritti  alla  Cassa  che,  ai  termini  di  legge,  dovrebbero  essere  assicorati,  dowä 
essere  egoale  a  cinqoe  yolte  Timporto  dal  premio  che  si  doyrebbe  pagare  annoalmente  alla 
Cassa  nazionale  per  assicorare  gli  operai  coi  proyyede  la  Cassa  priyata. 

n  yalore  dei  titoli  costitoenti  la  caozione  sarä  fissato  in  ragione  del  prezzo  fatto 
nella  Borsa  pio  yicina.  Esso  doyrä  essere  riyedoto  alla  fine  di  ciascon  semestre,  e  se  da 
qoesta  reyisione  risolterä  che,  per  effetto  del  deprezzamento  dei  titoli  stessi,  la  caozione  6 
diminoita,  si  proyyederä  a  reintegrarla  nel  termine  di  on  mese. 

Art.  26. 

I  capi  0  esercenti  di  imprese,  indostrie  e  costrozioni  simili  od  affini  o  che  siano  in 
on  comone  o  in  comoni  yicini,  possono  rionirsi  in  consorzio  alle  scopo  di  fondare  nell*inter- 
esse  comone  ona  Cassa  priyata. 

La  costitozione  del  Consorzio  e  la  formazione  dello  statoto  della  Cassa  consorziale 
debbono  risoltare  da  atto  pobblico. 

n  riconosdmento  della  Cassa  consorziale,  ai  sensi  dell'articolo  17  della  legge,  d 
sobordinato  alla  presentazione  al  Ministero  di  agricoltora,  indostria  e  commercio  dell'atto 
costitotiyo  e  degli  altri  docomenti  indicati  nell'articolo  precedente. 
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Art.  22. 

Die  Prftfekten  haben  auf  Gmnd  der  Anmeldungen  ein  Verzeichnis  aller  in  den  be- 
züglichen Provinzen  bestehenden  Betriebe  zusammenzustellen,  unter  Aufführung  des  Gegen- 
standes und  der  Art  jedes  derselben  sowie  der  Zahl  der  darin  beschäftigten  versicherungs- 
pflichtigen Arbeiter. 

In  diese  Verzeichnisse  sind  alle  nacheinander  eintretenden  Aenderungen,  welche  zur 
Anzeige  gelangen,  einzutragen. 

Hinsichtlich  derjenigen  Betriebe,  für  welche  die  gebotene  Anmeldung  nicht  statt- 
gefunden hat,  muss  der  Präfekt  dem  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  die 
zu  seiner  Kenntnis  gelangten  Angaben  mitteilen  und  sie  in  das  Verzeichnis  eintragen. 

Arii.  23. 
Die  Einstellung   eines  Betriebes,   welcher   der  Versicherungspflicht  unterliegt,   muss 
vom  Betriebsuntemehmer  dem  Präfekten  der  Provinz  angezeigt  werden. 

Dem  Präfekten  muss  auch  die  Errichtung  oder  Einstellung  von  Nebenbetrieben 
innerhalb  zehn  Tagen  nach  der  Errichtung  oder  Einstellung  gemeldet  werden. 

Art.  24. 
Die   im   gegenwärtigen  Titel   erwähnten  Anzeigen   an   den  Präfekten   können   auch 
mittels  eingeschriebenen  Briefes  erfolgen. 


Titel  m. 
PriTatkassen  und  Yersieherangs-YerbSiide  auf  Gegenseitigkeit 

Ajt.  25. 
Betriebsuntemehmer,  welche  eine  Kasse  im  Sinne  des  Artikels  17  des  Gesetzes 
gründen  wollen,  haben  das  entsprechende  Gesuch  dem  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie 
imd  Handel  vorzulegen,  unter  Beif&gung  der  Satzungen,  des  Verzeichnisses  der  beschäf- 
tigten Arbeiter,  welche  zu  versichern  sind,  einer  Erklärung  der  Nationalen  Unfallversiche- 
rungskasse,  aus  welcher  der  Betrag  der  jährlichen  Prämie  erhellt^  den  diese  für  die 
Versicherung  jener  Arbeiter  fordern  würde,  und  der  einstweiligen  Empfangsbescheinigung 
der  Depositen-  und  Darlehnskasse  über  die  bei  ihr  hinterlegte  Kaution. 

Die  Kaution,  welche  in  staatlich  emittierten  oder  garantierten  Werten  zu  gunsten 
der  bei  der  Kasse  eingeschriebenen,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  zu  versichern- 
den Arbeiter  zu  hinterlegen  ist,  muss  dem  fünffachen  Betrage  der  Prämie  gleich  sein, 
welche  jährlich  an  die  National-Kasse  zu  zahlen  wäre,  um  die  Arbeiter  zu  versichern, 
deren  Versorgung  die  Privatkasse  übernimmt. 

Der  Wert  der  die  Kaution  bildenden  Titel  ist  nach  Massgabe  ihres  Kurses  an  der 
nächstgelegenen  Börse  festzusetzen.  Er  ist  am  Ende  eines  jeden  Halbjahres  nachzuprüfen 
und,  wenn  sich  dabei  ergiebt,  dass  infolge  Kursfalls  der  Titel  die  Kaution  sich  verringert 
hat,  so  ist  sie  binnen  einem  Monat  wieder  auf  die  frühere  Hohe  zu  bringen. 

Art.  26. 

Die  Dntemehmer  gleichartiger  bezw.  verwandter  oder  in  einer  Gemeinde  bezw.  in  benach- 
barten Gemeinden  liegender  Betriebe  können  sich  zu  einer  Genossenschaft  vereinigen,  um 
im  gemeinsamen  Interesse  eine  Privatkasse  zu  gründen. 

Die  Bildung  der  Genossenschaft  und  die  Festsetzung  der  Satzungen  der  Genossenschafts- 
kasse müssen  durch  notariellen  Akt  erfolgen. 

Die  Anerkennung  der  Genossenschaftekasse  im  Sinne  des  Artikels  17  des  Gesetzes 
ist  abhängig  von  der  Vorlegung  des  Begründungsaktes  und  der  weiteren,  im  vorhergehenden 
Artikel  bezeichneten  Urkunde  beim  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel. 
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Art.  27. 
Lo  statnto  della  Cassa  privata  deye  contenere: 

1^  la  denominazione  della  Cassa  e  il  laogo  dove  qnesta  ha  sede; 
2^  gli  scopi  e  le  entrate  della  Cassa  e  i  modi  di  impiego  di  qneste; 

3^  le  nonae  per  ramministrazione  e  per  la  rappresentanza  della  Cassa  giudizial- 

mente  e  stragindizialmente ; 
4^  la  determinazione  della  misnra  delle  indenniU  assegnate  agli  operai  colpiti  da 

infortanio  sul  layoro,  non  mal  inferiore  al  minimo  stabilito  dalla  legge; 

5^  le  norme  per  la  formazione  dei  rendiconti  annnali. 

Qnalora  la  Cassa  sia  fondata   da  nn   Consorzio,   lo   statnto,    oltre   le   disposizioni 
snddette,  deve  contenere: 

6^  la  indicazione  della  dnrata  del  Consorzio; 

7^  la  procedura  da  segnire  per  determinare   il   rischio   proprio  di  ogni  impresa, 
indnstria  o  costmzione  üacente  parte  del  Consorzio  e  per  fissare  il  contribnto 
dovnto  da  ciascnno  dei  consorziati; 
8^  Tobbligo  per  tnü  i  consorziati  di  rispondere  in  solide  per  la  esecnzione  degli 

impegni  che  assnmono  in  dipendenza  della  legge; 
9^  le  condizioni  per  la  partecipazione  di  altri  stabilimenti  o  imprese  al  Consorzio; 
10^  le  condizioni  di  validitä  delle  adananze  e  deliberazioni  del  Consorzio; 

11^  le  norme  con  le  qnali  poträ  essere  modificato  lo  statnto  della  Cassa; 
12^  i  casi  nei  qnali  poträ  essere  deliberato  lo  scioglimento  del  Consorzio  e  le  cantele 
con  le  qnali  dorrä  essere  presa  tale  deliberazione. 


Art.  28. 

Qnando  il  nnmero  degli  operai  inscritti  alla  Cassa  sia  ridotto  a  meno  di  Cinquecento 
e  nel  termine  di  nn  mese  non  ragginnga  nnoyamente  qnesta  cifra,  la  impresa  o  le  imprese 
che  rhanno  fondata  dovranno,  nel  termine  di  15  giomi,  prowedere  alla  assicnrazione  degli 
operai  nei  modi  di  legge. 

Finchd  non  sia  scadnto  il  termine  di  qnindici  giomi  indicato  nell*alinea  precedente, 
la  Cassa  priyata  continnerä  a  fiinzionare  per  tatti  gli  effetti  della  legge  17  marzo  1898, 
n.  80,  per  gFinforhini  snl  layoro,  e  del  presente  regolamento. 

Art.  29. 

n  Ministero  di  agricoltnra,  indnstria  e  commercio  ha  facoltä  di  introdnrre  modi- 
flcazioni  negli  statnti  delle  Casse  di  cni  all*articolo  27,  e  ne  promuoyerä  il  regio  Decreto 
di  approyazione,  sentito  11  Consiglio  di  State. 

Per  le  snccessiye  modificazioni  degli  statnti  si  segnirii  la  medesima  procedura. 

Art.  30. 
I  Sindacati  di  assicurazione  mutua  debbono  costituirsi  per  atto  pubblico,    dal  quäle 
per  ciascnno  degli  industriali  che  intendono  parteciparyi  deye  risultare: 

1^  nome,  cognome,  ditta,  ragione  o  denominazione  sociale; 

2^  la  natura  della  indnstria  o  impresa  esercitata; 

3^  la  sede  principale  dello  stabilimento  o  della  impresa  e  quella  degli  stabilimenti 

0  delle  imprese  secondarie  che  intendono  comprendersi  nel  Sindacato; 
4^  il  nnmero  degli   operai   abitualmente   occupati   che   doyrebbwo    assicurarsi  ai 

termini  della  legge. 
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Art  27. 
Die  Satenngen  der  Priyatkasse  müssen  enthalten: 

1.  die  Bezeichnung  der  Kasse  und  den  Ort,  wo  sie  ihren  Sitz  hat; 

2.  die  Angabe  des  Zwecks  und  der  Einnahmen  der  Easse,  sowie  der  Art  und 
Weise,  wie  die  Einnahmen  verwendet  werden  sollen; 

3.  die  Normen  för  die  Verwaltung  und  für  die  gerichtliche  und  aussergerichtliche 
Vertretung  der  Kasse; 

4.  die  Fortsetzung  des  Masses  der  Entschädigungen  für  die  von  Betriebsunföllen 
betroffenen  Arbeiter,  welches  aber  nicht  geringer  s^in  darf  als  der  vom  Gesetz 
festgestellte  Miiidestbetrag ; 

5.  die  Vorschriften  für  die  jährlichen  Rechnungslegungen. 

Wird    die   Kasse    von    einer   Genossenschaft    gegründet,    so    müssen    die 
Satzungen  ausser  den  vorstehend  aufjgeführten  Bestimmungen  noch  enthalten: 

6.  die  Angabe  der  Dauer  der  Genossenschaft; 

7.  das  Verfahren  zur  Bestimmung  der  Gefährlichkeit  jedes  zur  Genossenschaft 
gehörenden  Betriebes  und  zur  Festsetzung  des  von  jedem  der  Genossenschafter 
zu  entrichtenden  Beitrages; 

8.  die  Verpflichtung  für  alle  Genossenschafter,  solidarisch  für  die  Erfüllung  der 
Obliegenheiten  einzustehen,  welche  sie  gemäss  dem  Gesetze  übernehmen; 

9.  die  Bedingungen  für  den  Beitritt  anderer  Betriebe  zur  Genossenschaft; 

10.  die  Bedingungen  für  die  Gültigkeit  der  Versammlungen  und  Beschlüsse  der 
Genossenschaft; 

11.  die  Normen,  unter  welchen  die  Satzungen  der  Kasse  abgeändert  werden  dürfen; 

12.  die  Fälle,  in  welchen  die  Auflösung  der  Genossenschaft  beschlossen  werden 
darf,  und  die  Bedingungen ,  unter  welchen  ein  derartiger  Beschluss  zu 
fassen  ist. 

Art.  28. 

Wenn  die  Zahl  der  bei  der  Kasse  eingeschriebenen  Arbeiter  auf  weniger  als  fünf- 
hundert zurückgeht  und  binnen  einem  Monat  diese  Ziffer  nicht  von  neuem  erreicht  wird, 
so  müssen  die  betreffenden  Betriebsuntemehmer  innerhalb  14  Tagen  für  die  Versicherung 
der  Arbeiter  in  den  gesetzlichen  Formen  Sorge  tragen. 

Bis  zum  Ablauf  der  im  vorhergehenden  Absatz  angegebenen  Frist  von  14  Tagen 
bleibt  die  Privatkasse  für  alle  Zwecke  des  Unfallversicherungsgesetzes  vom  17.  März  1898 
(Nr.  80)  und  der  gegenwärtigen  Verordnung  in  Wirksamkeit. 

Art.  29. 

Das  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  ist  befugt,  Aenderungen  in 
den  in  Artikel  27  behandelten  Satzungen  der  Kassen  vorzunehmen  und  deren  Genehmigung 
durch  königliche  Verordnung,  nach  Zustimmungen  des  Staatsrates,  herbeizuführen. 

Bei  wiederholten  Abänderungen  der  Satzungen  ist  das  gleiche  Verfahren  zu  be- 
obachten. 

Art.  30. 
Die  Versicherungsverbände   auf  Gegenseitigkeit  müssen   sich   durch  notariellen  Akt 
konstituieren,    aus   welchem   sich   bezüglich  jedes   einzelnen   der   beteiligten   Unternehmer 
ergeben  muss: 

1.  Vor-  und  Zuname,  Firma,  Stand  oder  Titel; 

2.  die  Art  des  Betriebes; 

3.  der  Sitz  des  Hauptbetriebes  und  der  Nebenbetriebe,  welche  dem  Verbände 
angehören  sollen; 

4.  die  Zahl  der  für  gewöhnlich  beschäftigten  Arbeiter,  welche  gemäss  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  versichert  werden  sollen. 
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Dall*atto  costitutivo  deve  inoltre  risnltare: 

5^  11  versamento  in  titoli  emessi  o  garantiti  dallo  Stato  nella  Cassa  dei  depositi 
e  prestiti  della  cauzione  raggaagliata  alla  misnra  de  lire  10  per  ogni  operaio 
occnpato  fino  ad  nn  massimo  di  500000  lire,  con  yincolo  a  fiavore  degli 
operai  dipendenti  dal  Sindacato  che,  a  termini  di  legge,  doyrebbero  essere 
assicnrati.  Come  prova  di  tale  versamento  ramministrazione  della  Cassa  dei 
depositi  e  prestiti,  rilascia  a  chi  lo  eseguisce  nna  dichiarazione  proYvisoria 
di  ricevnta  o  polizza  con  Tannotazione  che  esso  d  esegnito  per  la  costitnzione 
di  nn  Sindacato  di  assicnrazione  mntna  a  termini  dell*articolo  17,  n.  3^  della 
legge,  fra  gVindustriali  per  cni  conto  il  deposito  d  fatto  e  dei  qnali  dovrä 
essere  indicato  nella  dichiarazione  o  polizza  il  nome,  cognome,  ditta,  ragione 
0  denominazione  sociale.  La  dichiarazione  o  polizza  dovrä  essere  esibita  al 
notaio  che  stipola  Tatto  costitutiTO; 

6^  il  versamento  di  nna  somma  egnale  alla  metä  dei  premi  annni  che  sarebbero 
richiesti  della  Cassa  Nazionale  per  assicnrare  agli  operai  compresi  nel  Sindacato 
le  indennitä  stabilite  dalla  legge.  II  versamento  sarä  fatto,  in  via  prowisionale, 
nella  Cassa  dei  depositi  e  prestiti  o  presse  an  Istitnto  di  emissione.  La  somma 
depositata  non  pn6  essere  restitnita  che  agli  amministratori  nominati  dal 
Sindacato  che  presentino  copia  dei  decreto  dei  Ministro  di  agricoltora,  in- 
dostria  e  commercio  che  approva  lo  statnto  dei  Sindacato  stesso,  e,  qoalora 
Tapprovazione  non  sia  concessa,  agli  industriali  per  conto  dei  qnali  ü  versa- 
mento fa  fatto; 

7^  Tapprovazione   dello    statnto   dei  Sindacato  da  parte  degli  indnstriali  che  in- 
tendano  costitnirlo. 
Alla  stipnlazione  dell*atto  costitutivo  grindustriali  debbono  intervenire  personalmente 
0  per  mezzo  di  delegati  mnniti  di  regolare  mandato. 

Art.  31. 
Lo  Statute  dei  Sindacato  deve  determinare: 

1^  il  nome,  la  sede  e  le  sezioni  dei  Sindacato; 

2^  la  rappresentanza  dei  Sindacato,  giudizialmente  e  stragiudizialmente; 
3^  la  specie  delle  Industrie,  imprese  o  costruzioni  per  le  qnali  d  costituito; 
4^  la  durata  dei  Sindacato; 

5^  le  norme  per  la  convocazione  delle  assemblee,  le  materie  a  queste  attribuite 
e  le  condizioni  di  validitä  delle  adunanze  e  delle  deliberazioni  di  esse; 

6^  il  diritto  di  voto  dei  soci,  ü  numero  dei  voti  attribuito  a  ciascuno  di  essi  e 
le  modalitä  per  Tesame  delle  delegazioni; 

7^  le  condizioni  e  le  modalitä  per  Tammissione,  eliminazione  e  recesso  dei  soci, 
e  la  procedura  da  segnire  nei  casi  di  mutamenti  nell'esercizio  della  impresa  o 
industria  o  nella  persona  dell'imprenditore  o  industriale; 

8^  la  composizione  e  la  rinnovazione  dei  Consiglio  di  amministrazione  e  le  attri- 
bnzioni  di  questo; 

9^  la  forma  per  la  convocazione  dei  Consiglio  di  amministrazione  e  le  condizioni 
per  la  validitä  delle  sue  adunanze  e  deliberazioni; 
10^  le  norme  per  il  servizio  di  cassa  e  i  modi  d*impiego  dei  fondi  dei  Sindacato; 

11^  la  procedura  da  osservarsi  dal  Consiglio  di  amministrazione  nella  ripartizione 

degli  stabilimenti  che  ne  fanno  parte  per  classi  di  rischio; 
12^  i  provvedimenti   che   debbono   prendersi  nei  casi  di  chinsura  di  stabilimenti; 
13^  le  norme  per  la  formazione,   revisione  e  approvazione  dei   rendiconti  annuali; 


^. 
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Aus  dem  Begründnngsakt  mass  ausserdem  hervorgehen: 

5.  die  Einzahlung  der  anf  10  Lire  für  jeden  beschäftigten  Arbeiter  bis  znm 
Höchstbetrage  yon  500000  Lire  festgesetzten  Kaution  in  staatlich  emittierten 
oder  garantierten  Werten  bei  der  Depositen-  und  Darlehnskasse  zu  gunsten  der 
zum  Verband  gehörenden  Arbeiter,  welche  gemäss  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
versichert  werden  sollen.  Als  Beweis  für  die  Einzahlung  stellt  die  Verwaltung 
der  Depositen-  und  Darlehnskasse  denjenigen,  welcher  sie  bewirkt,  eine  einst- 
weilige Empfongsbescheinigung  mit  dem  Vermerk  aus,  dass  die  Einzahlung 
erfolgt  ist  infolge  der  Begründung  eines  Versicherungs- Verbandes  auf  Gegen- 
seitigkeit gemäss  den  Bestimmungen  des  Artikels  17  Ziffer  3  des  Gesetzes 
zwischen  den  Unternehmern,  für  deren  Bechnung  die  Hinterlegung  erfolgt  ist 
und  deren  Vor-  und  Zuname,  Firma,  Stand  oder  Titel  in  der  Bescheinigung 
anzugeben  sind.  Die  Bescheinigung  ist  dem  Notar  vorzulegen,  welcher  den 
Begründungsakt  aufiiimmt; 

6.  die  Einzahlung  einer  Summe,  welche  gleich  der  Hälfte  der  jährlichen  Prämien 
ist,  welche  von  der  National-Easse  verlangt  werden  würden,  um  den  dem 
Verbände  zugehörenden  Arbeitern  die  vom  Gesetz  verordneten  Entschädigungen 
zu  sichern.  Die  Einzahlung  ist  einstweilig  bei  der  Depositen-  und  Darlehns- 
kasse oder  bei  einem  Emissions-Institut  zu  bewirken.  Die  hinterlegte  Summe 
kann  nur  den  vom  Verbände  ernannten  Verwaltern,  welche  eine  Abschrift  des 
die  Verbandssatzungen  genehmigenden  Dekrets  des  Ministers  far  Ackerbau, 
Industrie  und  Handel  vorlegen,  und,  so  lange  die  Genehmigung  noch  nicht 
erteilt  ist,  den  Unternehmern,  für  deren  Bechnung  die  Einzahlung  bewirkt 
wurde,  ausgefolgt  werden; 

7.  die  Genehmigung  der  Satzungen  des  Verbandes  seitens  der  Unternehmer,  welche 
denselben  zu  bilden  beabsichtigen. 

Bei  der  Aufnahme  des  Begründungsaktes  müssen  die  Unternehmer  persönlich  zugegen 
sein  oder  sich  durch  ordnungmässige  bevollmächtigte  Delegierte  vertreten  lassen. 

Art.  31. 
Die  Satzungen  des  Verbandes  müssen  angeben: 

1.  den  Namen,  den  Sitz  und  die  Abteilungen  des  Verbandes; 

2.  die  Vertretung  des  Verbandes  vor  Grericht  und  ausserhalb  des  Gerichts; 

3.  die  Arten  der  Betriebe,  für  welche  der  Verband  gebildet  ist; 

4.  die  Dauer  des  Verbandes; 

5.  die  Vorschriften  für  die  Einberufung  der  Versammlungen,  die  den  letzteren  zu 
überweisenden  Gegenstände  und  die  Bedingungen  far  die  Gültigkeit  der  Ver- 
sammlungen und  der  Beschlüsse  in  denselben; 

6.  das  (Stimmrecht  der  Mitglieder,  die  Zahl  der  jedem  der  Mitglieder  zuerteilten 
Stimmen,  die  Bedingungen  für  die  Prüfung  der  Vollmachten; 

7.  die  Bedingungen  für  die  Zulassung,  Ausschliessung  und  den  Rücktritt  der 
Mitglieder,  sowie  das  bei  Aenderungen  im  Betriebe  oder  in  der  Person  des 
Unternehmers  zu  beobachtende  Verfahren; 

8.  die  Zusammensetzung  und  Erneuerung  des  Verwaltungsrates  und  die  Obliegen- 
heiten desselben; 

9.  die  Form  für  die  Zusammenberufung  des  Verwaltungsrates  und  die  Bedingungen 
für  die  Gültigkeit  seiner  Versammlungen  und  Beschlüsse; 

10.  die  Vorschriften  für  die  Kassenführung  und  die  Art  und  Weise  der  Verwendung 
der  Fonds  des  Verbandes; 

11.  das  vom  Verwaltungsrat  bei  der  Einteilung  der  Betriebe  nach  Gefahrenklassen 
zu  beobachtende  Verfahren; 

12.  die  bei  Betriebseinstellungen  zu  ergreifenden  Massnahmen; 

13.  die  Normen   für   die  Aufstellung,  Prüfung   und   G^enehmigung   der  jährlichen 
Bechnungslegungen ; 
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14^  i  modi  di  risoWere  le  contestazioni  sorie  nel  Sindacato; 

16^  le  norme  e  condizioni  con  le  qnali  il  Sindacato  poM  sorregliare  gli  stabili- 

menti  che  ne  £umo  parte; 
16^  le  condizioni  e  le  modalitä  con  le  qnali  possono  essere  deliberati  lo  sdogli- 

mento  e  la  proroga  del  Sindacato  e  le  modificazioni  dello  statnto  di  esso. 


Art.  32. 
Qnalora  lo  Statute  ammetta  la  costitozione  di  sezioni  del  Sindacato,  ai  termini  del- 
Tarticolo   precedente,   deve   pnre   avere  norme  snlla  sede  e  circoscrizione  di   esse,    solla 
formazione  dell^amministrazione   delle   medesime  e  snlla  estensione   delle  loro  attribnzioni. 


Art  33. 

L'atto  costitativo  e  lo  Statute  del  Sindacato  debbono  essere  rimessi,  per  Tapproyazione, 
al  Ministero  di  agricoltura,  industria  e  commercio,  con  apposita  domanda.  A  questa  debbono 
essere  allegati: 

1^  le  polizze  o  dichiarazioni  provYisorie  comproYanti  la  prestazione  della  canzione 
e  il  yersamento  di  cui  al  n.  6  dell'articolo  28; 

2^  una  dichiarazione  rilasciata  dalla  Cassa  Nazionale  d*assicurazione  contro  gFin- 
fortnni,  dalla  quäle  risulti  il  premio  che  gVindustriali  associati  al  Sindacato 
dovrebbero  pagare  per  Fassicurazione  dei  loro  opend  presse  quell*Istitato; 

3^  Telenco  delle  imprese  o  industrie  che  fanno  parte  del  Sindacato; 
4^  la  indicazione   del   numero    degll   operai  attualmente  occupati  in  ciascuna  di 
esse  che  devono  essere  assicurati. 

II  Ministero  ha  üacoltä,  prima  di  approvare  lo  Statute,  di  introdurre  modificazioni 
od  aggiunte  al  medesime. 

Le  riforme  statutarie  non  saranno  esecntive  senza  TapproYazione  del  IGnistero. 

Art.  34. 

Intervenuta  Tapproyazione  dello  Statute,  il  Sindacato  si  intende  legalmente  costituito 
ed  acquista  la  personalitä  ginridica. 

Art.  35. 
Gli  amministratori  di  una  Cassa  consorziale  o  di  un  Sindacato  hanno   Tobbligo  di 
denunziare   al   Ministero   di   agricoltura,    industria   e   commercio,    nei    primi    15    giomi 
di  ogni  mese: 

1^  il  nome,  cognome,  la  Ditta,  ragione  o  denominazione  sociale  dell^esercente 
degli  stabilimenti  industriali  e  delle  imprese  ammessi  nella  Cassa  consorziale 
0  nel  Sindacato  nel  mese  precedente,  indicando  per  ciascuno  di  essi  Toggetto 
e  la  sede  dello  stabilimento  o  della  impresa  e  il  numero  degli  operai  ai  quali 
proyyede  la  Cassa  consorziale  o  il  Sindacato; 

2^  le  yariazioni  ayyenute  durante  il  mese  precedente  nel  numero  degli  operai 
compresi  nella  Cassa  consorziale  o  nel  Sindacato,  indicando  la  denominazione, 
la  sede  e  Toggetto  dello  stabilimento  o  della  impresa  in  cui  ayyenne  la  yariazione; 

3^  gli  stabilimenti  o  le  imprese  che,  per  qualsiasi  motiyo,  hanno  cessato  nel  mese 
precedente  di  far  parte  della  Cassa  consorziale  o  del  Sindacato. 

Art.  36. 
Le  amministrazioni  delle  Casse  priyate  e  dei  Sindacati  debbono  inyiare  al  Ministero 
di  agricoltura,  industria  e  commercio  i  rendiconti  annuali,  e  tutte  le  notizie  statistiche  che 
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14.  die  Weisungen  für  die  Entscheidong  der  innerhalb  des  Verbandes  entstehenden 
Streitigkeiten; 

15.  die  Vorschriften  und  Bedingungen,  anter  welchen  der  Verband  die  Betriebe 
überwachen  darf; 

16.  die  Bedingungen  and  Förmlichkeiten,  anter  welchen  über  die  Aaflösang  oder 
Fortführang  des  Verbandes,  sowie  über  Aenderongen  der  Satzangen  beraten 
werden  darf. 

Art.  32. 
Wenn  die  Satsangen  die  Bildung  yon  Abteilangen  des  Verbandes  gemäss  den  Be- 
stimmangeQ  des  yorhergehenden  Artikels  zalässt,  so  mass  es  aach  Vorschriften   über  den 
Sitz  and  den  Bezirk  dieser  Abteilangen,  über  die  Bildung  ihrer  Verwaltung  und  die  Aus- 
dehnung ihrer  Obliegenheiten  enthalten. 

Art.  33. 
Der  Begründungakt  und  die  Satzungen  des  Verbandes  müssen  behu&  der  Genehmigung 
dem  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel   mit  einem  entsprechenden  Gesuch 
übersandt  werden.     Dem  letzteren  sind  beizufügen: 

1.  die  provisorischen  Bescheinigungen,  welche  die  Leistung  der  Kaution  und  die 
in  Ziffer  6  des  Artikels  30  erwähnte  Einzahlung  darthun; 

2.  eine  yon  der  Nationalen  Unfallyersicherungskasse  ausgestellte  Erklärung,  aus 
welcher  sich  die  Prämie  ergiebt,  welche  die  im  Verbände  yereinigten  Unter- 
nehmer für  die  Versicherung  ihrer  Arbeiter  bei  jenem  Institut  würden  zahlen 
müssen; 

3.  das  Verzeichnis  der  Betriebe,  welche  an  dem  Verbände  teilnehmen; 

4.  die  Angabe  der  Zahl  der  Arbeiter,  welche  zur  Zeit  in  jedem  dieser  Betriebe 
beschäftigt  sind  und  der  Versicherung  unterliegen. 

Das  Ministerium   ist   befugt,   yor   der   Genehmigung   der   Satzungen   dieselben   mit 
Aenderungen  oder  Zusätzen  zu  yersehen. 

Aenderungen  der  Satzungen  sind  ohne  Genehmigung  des  Ministeriums  nicht  statthaft. 

Ari;.  34. 
Ist   die  Genehmigung   der   Satzungen    erfolgt,    so    gilt   der  Verband   als  gesetzlich 
konstituiert  und  erwirbt  die  juristische  Persönlichkeit. 

Art.  35. 
Die  Verwalter  einer  Genossenschaftskasse  oder  eines  Verbandes  sind  yerpflichtet,  dem 
Ministerium  für  Ackerbau,   Industrie  und  Handel  in   den  ersten  15  Tagen  jedes  Monats 
anzugeben : 

1.  Vor-  und  Zunamen,  Firma,  Stand  oder  Titel  der  Unternehmer  der  im  yorher- 
gehenden Monat  in  die  Genossenschaftskasse  oder  in  den  Verband  aufgenommenen 
Betriebe,  Zweck  und  Sitz  jedes  einzelnen  Betriebes  und  die  Zahl  der  Arbeiter, 
für  welche  die  Genossenschaftskasse  oder  der  Verband  Vorsorge  trifft; 

2.  die  Aenderungen,  welche  während  des  vorhergehenden  Monats  in  der  Zahl  der 
der  Genossenschaftskasse  oder  dem  Verband  zugehOrenden  Arbeiter  eingetreten 
sind,  unter  Anführung  yon  Namen,  Sitz  und  Zweck  oder  Gegenstand  der 
Anstalt  oder  des  Betriebes,  in  welchem  die  Aenderung  eingetreten  ist; 

3.  die  Betriebe,  welche  aus  irgend  einem  Grunde  im  yorhergehenden  Monat  aus 
der  Genossenschaftskasse  oder  dem  Verbände  ausgeschieden  sind. 

Art.  36. 
Die  Verwaltung   der   Priyatkassen   und   der  Verbände   haben   dem   Ministerium   für 
Ackerbau,  Industrie  und  Handel  die  jährlichen  Eechnungsergebnisse  und  alle  statistischen 
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saraimo   ad   eese   richieste  intorno  agli  infortani  e  alla  specie  e  miBara  delle   indenniU 
liqnidate. 

DoTranno  per  dö  tenere  nn  registro  in  cni  sia  indicato: 

a)  nome,  cognome,    ditta  o  ragione  sociale  del  capo,   o  esercente  deüa  impresa 
nella  qnale  d  ayyeniito  rinfortcmio; 

b)  il  laogo,  il  giome  e  Tora  deirinfortnnio; 

c)  la  natara  e  le  canse  accertate  o  presonte  deU^infortimio; 

d)  il  nome  e  cognome  delle  yittime  e  le  consegnenze  dell'inibrtonio ; 

e)  Tammontare  dell'indenniU  liqnidata  per  dascnn  operaio  colpito. 

Art.  37. 
Grindustriali  i  qnali  per  Tolontario  recesso,  o  per  qnalsiasi  altro  moti^o,  cessano  di 
far  parte  del  consorzio  che  ha  fondato  nna  Cassa  pri^ata  o  di  nn   Sindacato,    debbono 
prowedere  immediatamente  in  altro  modo  agli  obblighi  ad  essi  imposti  dalla  legge  sotto 
le  sanzioni  stabilite  nell*articolo  21  della  legge  stessa. 

Art.  38. 

Qoando  piü  Sindacati  di  assicorazione  matoa  si  fondono  in  nn  Sindacato  nnico, 
tatti  i  diritti  e  i  do^eri  dei  primi  passano  nel  nnoTO  Sindacato  dal  momento  in  cni  la 
fusione  d  ayvennta. 

Lo  statato  del  nnoTO  Sindacato  doYrä  essere  appro^ato  con  le  regole  stabilite  nel- 
Tarticolo  33. 

Art.  39. 

Qoando  alcnni  stabilimenti  indnsthali  o  imprese  si  separano  da  nn  Sindacato  e  si 
associano  ad  nn  altro  o  formano  nn  nnovo  Sindacato,  tntti  i  diritti  ad  indennitä  che  si 
erano  matnrati  contro  il  primo  Sindacato  per  i  casi  di  infortanio  verificatisi  negli  stabili- 
menti 0  nelle  imprese  che  si  separano,  debbono  essere  da  qnesto  sodis£atti. 

Art.  40. 
Qualora  il  numero  degli  operai  compresi  nel  Sindacato  sia  ridotto  a  meno  di  4000  e 
nel  termine  di  nn  anno  non  ragginnga  nnovamente  qnesta  cifra,   il  Sindacato   sarä  con 
decreto  del  Ministro  di  agricoltnra,  indnstria  e  commercio  dichiarato  sciolto. 

Art.  41. 
Scaduto  il  termine  fissato  per  la  dnrata  del  Sindacato,  o  pnre  deliberato  dai  sod  o 
decretato  dal  Ministro  di  agricoltnra,  indnstria  e  commercio,  lo  scioglimento  di  esso,  i 
componenti  del  Sindacato  dovranno  prowedere  in  altro  modo  agli  obblighi  ad  essi  imposti 
dalla  legge  entro  qnindici  giomi  dalla  data  della  cessazione  o  del  decreto  di  sdoglimento 
del  Sindacato,  sotto  le  sanzioni  stabilite  nell*articolo  21  della  legge. 


Fino  a  che  non  sia  trascorso  il  termine  di  qnindici  giomi  indicato  nell*alinea  prece- 
dente,  non  ha  effetto  legale  lo  scioglimento  del  Sindacato. 


Titolo  IV. 

Aomeiito,  sTineolo,  relntegrazione  della  eanzione  delle  Casse  piirate  e 
del  Slndaeatl  dl  asslcnrazlone  mntua. 

Art.  42. 
Alla  fine  di   ciascnn    semestre,    in  base  alle  variazioni  nel  nnmero  degli  operai  in- 
scritti  ad  nna  Cassa  pri^ata  o  nelle  classi  di  rischio  in  cni  si  dividono  gli  operai  stessi 
rispetto  all'assicnrazione,  dovrä  effetnarsi  Tanmento  della  eanzione  prestata  e  poträ  richie- 
dersene  la  diminnzione. 
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Angaben    zn   übersenden,  welche   von   ihnen   bezüglich  der  Unfälle  und  der  Art  und  des 
Betrages  der  gezahlten  Entschädigungen  gefordert  werden  sollten. 

Sie  haben  zu  dem  Zweck  ein  Begister  zu  führen,  in  welches  einzutragen  ist: 

a)  Vor-   und   Zuname,  Firma  oder  Stand  des   Unternehmers,  in  dessen  Betrieb 
sich  der  Unfall  ereignet  hat; 

b)  Ort,  Tag  und  Stunde  des  Unfalls; 

c)  die  Art,  sowie  die  festgestellten  oder  vermuteten  Ursachen  des  Unfalls; 

d)  Vor-  und  Zuname  des  Verletzten  und  die  Folgen  des  Unfalls; 

e)  der  Betrag  der  für  jeden  verletzten  Arbeiter  gezahlten  Entschädigung. 

Art.  37. 

Betriebsuntemehmer,  welche  durch  freiwilligen  Bücktritt  oder  aus  irgend  einem  anderen 
Grunde  aus  der  Genossenschaft,  die  eine  Privatkasse  gegründet  hat,  oder  aus  einem  Vor- 
bände ausscheiden,  müssen  sofort  in  anderer  Weise  den  Verpflichtungen  nachkommen, 
welche  ihnen  durch  das  Gesetz  unter  den  in  Artikel  21  desselben  angedrohten  Strafen 
auferlegt  sind. 

Art.  38. 

Wenn  mehrere  Versicherungs-Verbände  auf  Gegenseitigkeit  sich  zu  einem  einzigen 
Verbände  verschmelzen,  so  gehen  alle  Eechte  und  Pflichten  derselben,  von  dem  Augen- 
blick ab,  in  welchem   die  Fusion  stattgefunden  hat,   auf  den  neuen  Verband  über. 

Die  Satzungen  des  neuen  Verbandes  müssen  nach  Massgabe  des  Artikels  33  ge- 
nehmigt werden. 

Art.  39. 

Wenn  einzelne  Betriebe  aus  dem  Verbände  ausscheiden  und  zu  einem  anderen  über- 
treten oder  einen  neuen  Verband  bilden,  so  müssen  alle  Entschädigungsansprüche,  welche 
gegen  den  ersten  Verband  aus  Unfällen  in  den  ausscheidenden  Betrieben  erwachsen  waren, 
von  diesen  befriedigt  werden. 

Art.  40. 
Wenn  die  Zahl  der  dem  Verband  zugehöreuden  Arbeiter  unter  4000  sinkt  und  diese 
Ziffer  innerhalb  eines  Jahres  nicht  wieder  erreicht  wird,  so  ist  der  Verband  durch  Dekret 
des  Ministers  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  für  aufgelöst  zu  erklären. 

Art.  41. 

Nach  Ablauf  der  für  die  Dauer  des  Verbands  festgesetzten  Frist  oder,  nachdem  die 
Auflösung  des  Verbands  von  den  Mitgliedern  beschlossen  oder  vom  Ministerium  für  Ackerbau, 
Industrie  und  Handel  angeordnet  ist,  müssen  die  Mitglieder  des  Verbands  in  anderer  Weise 
den  Verpflichtungen  nachkommen,  welche  ihnen  durch  das  Gesetz  auferlegt  sind,  und  zwar 
binnen  vierzehn  Tagen,  von  dem  Datum  der  Auflösung  des  Verbands  oder  des  seine  Auf- 
lösung anordnenden  Dekrets  ab  gerechnet,  bei  Vermeidung  der  in  Artikel  21  des  Gesetzes 
angedrohten  Strafen. 

So  lange  die  im  vorhergehenden  Absatz  angegebene  Frist  nicht  überschritten  ist, 
hat  die  Auflösung  des  Verbands  keine  gesetzliche  Wirkung. 


Titel  IV. 

Yermehriing,  Freigebnng,  Wiederersetznng  der  Kaution  der  Privatkassen 
und  der  YerbSnde  aaf  Gegenseitigkeit. 

Art.  42. 
Am  Schlüsse  jedes  Halbjahrs  ist  auf  Grund  der  Aenderungen  in  der  Zahl  der  bei 
einer  Privatkasse  eingeschriebenen  Arbeiter  oder  in  den  Gefahrenklassen,  in  welche  die- 
selben Arbeiter  hinsichtlich  der  Versicherung  geteilt  werden,  die  Vermehrung  der  geleisteten 
Kaution  zu  bewirken;  es  kann  aber  auch,  wenn  die  Umstände  dazu  angethan  sind,  deren 
Verminderung  gefordert  werden.  6 
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Nel  caso  di  anmento  della  cauzione,  ramministrazione  della  Cassa  dovii  esibire  al 
Ministero  di  agricoltara,  indüstria  e  commercio,  entro  quindici  giomi  dalla  chiusura  del 
semestre,  la  polizza  del  deposito  addizionale. 

Qnalora  sia  diminnito  il  nomero  degli  operai  inscritti  alla  Cassa  o  qnesti  siano 
passati  in  classi  di  rischio  inferiori,  ramministrazione  della  Cassa  poträ  chiedere  lo  svin- 
colo  della  corrispondente  parte  della  canzione,  con  domanda  docnmentata  al  lOnistero  di 
agricoltora,  indnstria  e  commercio. 

Tanto  nel  primo  qaanto  nel  secondo  caso,  ramministrazione  della  Cassa  dovrä  pre- 
presentare  nna  dichiarazione  della  Cassa  Nazionale  di  assicurazione  degli  operai  contro 
grinfortoni  sul  lavoro  dalla  qoale  risnlti  Tammontare  del  premio  annno  che  essa  richiede- 
rebbe  per  Tassicarazione  degli  operai  esistenti  alla  fine  del  semestre. 

Ari  43. 
U  Ministero  di  agricoltnra,  indnstria  e  commercio,   esaminati  la  domanda  e  i  docn- 
menti  per  lo  svincolo  parziale  della  canzione  della  Cassa,   antorizza   con   sno   decreto   la 
Cassa  dei  depositi  e  prestiti  a  svincolare  e  a  restitnire  i  titoli  corrispondenti  e  particolar- 
mente  specificati. 

Art.  44. 
Nel   caso   di   cessazione   di   nna  Cassa   privata,   la   domanda  per  lo  STincolo  della 
canzione   dovr^   essere   accompagnata  dai  docnmenti  che  proTino  di  a^ere  provrednto  alla 
assicnrazione  degli  operai  inscritti  alla  Cassa  e  che  dimostrino  che  la  Cassa  non  ha  pin 
impegni  di  alcnna  specie  con  gli  inscritti  e  gli  aventi  cansa. 

Art.  46. 

Qnando  la  canzione,  per  il  pagamento  d'indennitä  dovnte  dalla  Cassa,  venga  espro- 
priata  in  tntto  o  in  parte,  essa  de^e  essere  reintegrata  nel  termine  di  nn  mese,  e  Taiii- 
ministrazione  della  Cassa  no  dovrä  dare  la  pro^a  al  Ministero  di  agricoltnra,  indnstria  e 
commercio. 

Se,  scadnto  il  termine  di  an  mese,  la  canzione  non  ö  stata  reintegrata,  sarA  re^o- 
cato  il  decreto  di  riconoscimento  della  Cassa,  e  grindnstriali  che  llianno  fondata  dovranno 
proTTodere  entro  dieci  giomi,  dalla  data  del  decreto  di  re^oca,  alla  assicnrazione  degli 
operai. 

Art.  46. 

L'anmento  o  la  diminnzione  constatato  alla  fine  di  ciascon  semestre  nel  nomero  degli 
operai  feu^enti  parte  di  nn  Sindacato  di  assisurazione  mntna,  da  Inogo  ad  nn  corrispon- 
dente anmento,  nei  limiti  del  massimo  stabilito  dalla  legge,  e  ad  nna  corrispondente  di- 
minnzione della  canzione  prestata. 

Nel  caso  di  anmento  della  canzione,  ramministrazione  del  Sindacato  dovrä  esibire 
al  Ministero  di  agricoltnra,  indnstria  e  commercio,  entro  qnindici  giomi  dalla  chinsnra 
del  semestre,  la  polizza  del  deposito  addizionale. 

Qnalora  sia  diminnito  il  nnmero  degli  operai,  ramministrazione  del  Sindacato  poträ 
chiedere  lo  svincolo  deUa  parte  corrispondente  della  canzione,  con  domanda  docnmentata, 
al  Ministero  di  agricoltnra,  indnstria  e  commercio,  il  qnale  con  sno  decreto  antorizzerä 
la  Cassa  dei  depositi  e  prestiti  a  svincolare  e  a  restitnire  i  titoli  corrispondenti. 

II  yalore  dei  titoli  costitnenti  la  canzione  sarä  fissato  e  rivednto  a  tenore  dell'nltimo 
alinea  dell'articolo  25. 

Art.  47. 
Qnando  alcnni  stabilimenti  indnstriali  si  separano  da  nn  Sindacato  e  si  associano 
ad  nn  altro  o  costitniscono  nn  nnovo  Sindacato,  la  canzione  relativa  ägli  operai  addeti  agli 
stabilimenti  che  si  separano,  sodisfatti  gli  impegni  del  Sindacato  al  momento  della  sepa- 
razione,  deve  essere  attribnita  al  Sindacato  al  qnale  si  agginngono  o  al  nonvo  Sindacato, 
mediante  decreto  del  Ministro  d'agricoltnra,  indnstria  e  commercio. 
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Im  Falle  der  Yermehrnng  der  Eantion  mnss  die  Verwaltung  der  Kasse  dem  Ministerium 
für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  Schluss  des  Halbjahrs 
den  Zusatzhinterlegungsschein  vorlegen. 

Hat  sich  die  Zahl  der  bei  der  Kasse  eingeschriebenen  Arbeiter  vermindert  oder  sind 
die  letzteren  in  geringere  Gefahrenklassen  übergetreten,  so  kann  die  Verwaltung  der  Kasse 
die  Freigebung  des  entsprechenden  Teils  der  Kaution  unter  Beibringung  des  Beweismaterials 
beim  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  nachsuchen. 

Sowohl  im  ersten  wie  im  zweiten  Falle  hat  die  Verwaltung  der  Kasse  eine  Erklärung 
der  Nationalen  Unfallversicherungskasse  vorzulegen,  aus  welcher  der  Betrag  der  jährlichen 
Prämie  hervorgeht,  welche  dieselbe  für  die  Versicherung  der  am  Schluss  des  Halbjahrs 
vorhandenen  Arbeiter  fordern  würde. 

Art.  43. 
Das  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  ermächtigt,  nach  Prüfung  des 
Gesuchs   und  der  Urkunde  wegen  teilweiser  Freigebung   der  Kaution   der  Kasse,   mittelst 
Dekrets  die  Depositen-  und  Darlehnskasse  die  entsprechenden  und  besonders  bezeichneten 
Werte  freizugeben  und  auszufolgen. 

Art.  44. 

Im  Falle  des  Aufhörens  einer  Privatkasse  muss  das  Gesuch  um  Freigebung  der 
Kaution  von  Urkunden  begleitet  sein,  welche  beweisen,  dass  für  die  Versicherung  der  bei 
der  Kasse  eingeschriebenen  Arbeiter  Vorsorge  getroffen  ist,  und  darthun,  dass  die  Kasse 
gegenüber  den  Eingeschriebenen  und  deren  Bechtsnachfolgem  keinerlei  Verpflichtungen 
mehr  hat. 

Art.  45. 

Wenn  die  Kaution  durch  die  Zahlung  von  Entschädigungen,  zu  welchen  die  Kasse 
verpflichtet  ist^  ganz  oder  teilweise  aufgebraucht  ist,  so  muss  sie  binnen  einem  Monat  ersetzt 
oder  ergänzt  werden,  und  die  Verwaltung  der  Kasse  hat  hierfür  dem  Ministerium  für 
Ackerbau,  Industrie  und  Handel  den  Nachweis  zu  erbringen. 

Ist  nach  Ablauf  eines  Monats  die  Kaution  nicht  wiederhergestellt  worden,  so  ist 
die  Verordnung,  durch  welche  die  Kasse  anerkannt  worden  ist,  zu  widerrufen  und  die  Unter- 
nehmer, welche  die  Kasse  gegründet  haben,  sind  gehalten,  binnen  zehn  Tagen,  vom  Datum 
des  den  Widerruf  aussprechenden  Dekrets  ab  gerechnet,  für  die  Versicherung  der  Arbeiter 
Vorsorge  zu  treffen. 

Ari;.  46. 

Die  am  Schluss  jedes  Halbjahres  festgestellte  Zunahme  oder  Abnahme  der  Zahl  der 
in  einen  Versicherungs-Verband  auf  Gegenseitigkeit  einbezogenen  Arbeiter  ist  Gruud  zu 
einer  entsprechenden  Vermehrung  —  innerhalb  der  vom  Gesetz  bestimmten  Höchstgrenzen  — 
oder  zu  einer  entsprechenden  Verminderung  der  hinterlegten  Kaution. 

Im  Falle  der  Vermehrung  der  Kaution  hat  die  Verwaltung  des  Verbandes  dem 
Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  binnen  vierzehn  Tagen  nach  Schluss  des 
Halbjahrs  den  Zusatz-Hinterlegungsschein  vorzulegen. 

Hat  die  Zahl  der  Arbeiter  abgenommen,  so  kann  die  Verwaltung  des  Verbandes 
die  Freigebung  des  entsprechenden  Teils  der  Kaution  unter  Beibringung  der  erforderlichen 
Nachweise  beim  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  nachsuchen;  dieses  hat 
mittels  Dekrets  die  Depositen-  und  Darlehnskasse  zu  ermächtigen,  die  entsprechenden  Werte 
freizugeben  und  auszufolgen. 

Der  Wert  der  die  Kaution  bildenden  Titel  ist  nach  Massgabe  des  letzten  Absatzes 
des  Artikels  25  festzusetzen  und  nachzuprüfen. 

Ari;.  47. 
Wenn  einzelne  Betriebe  aus  einem  Verbände  ausscheiden  und  einem  anderen  beitreten 
oder  einen  neuen  Verband  bilden,  so  ist  die  auf  die  Arbeiter  der  ausscheidenden  Betriebe 
bezügliche  Kaution,  nachdem  den  Verpflichtungen  des  Verbandes  im  Augenblick  der  Aus- 
scheidung genügt  worden  ist,  durch  Dekret  des  Ministers  für  Ackerbau,  Industrie  und 
Handel  dem  Verband,  welchem  die  Betriebe  beigetreten  sind,  oder  dem  neugebildeten  Ver- 
band zu  überweisen. 
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Art.  48. 
Nel  caso  di  scioglimento  di  un  Sindacato,  la  domanda  deUo  svincolo  deHa  cansione 
doYrä  essere  accompagnata  dai  docmnenti  comprovanti  la  segnita  assicnrazione  degli  operai 
adetti  a  tntti  gli  stabilimenti  che  fnceyano  parte  del  Sindacato  e  la  estinzione  di  qnalsiasi 
obbligo  od  imp^no  del  Sindacato  Terso  gli  operai  e  gli  ayenti  cansa. 

Art.  49. 
Qoando   la   canzione,   per   il   pagamento  di  indennitä  dornte  dal  Sindacato,   Teiiga 
espropiata,  in  totto  o  in  parte,  ramministrazione  del  Sindacato  de^e  reintegrarla  nel  ter- 
mine  di  nn  mese,  dandone  la  pro^a  al  Ministero  di  agricoltnra,  indnslaria  e  commercio. 

Se,  scadnto  il  termine  di  nn  mese,  la  canzione  non  ö  stata  reinte^^ta,  sar^  reyo- 
cato  il  decreto  di  costitozione  del  Sindacato  e  g^  stabilimenti  che  lo  componeyano  doyranno, 
entro  qnindici  giomi  dal  decreto  di  reTOca,  prorvedere  alla  assicnrazione  dei  loro  operai. 


Art.  50. 
Qnando  le  Gasse  private  o  i  Sindacati   di   assicnrazione   mntna   non   anmentino   la 
canzione   nei   termini  stabiliti  dagli  articoli  42  e  46,    ciascnna   delle   persone   alle   qnali 
spetta  di  esegnire  gli  atti  occorenti  d  pnnita  con  pena  pecnniaria  che  pnö  estendersi  sino 
a  cinqnanta  lire  per  ogni  giomo  di  ritardo. 


Titolo  V. 

Cassa  Nazlonale  di  asslcurazfone  eontro  gli  infortuni  degli  operai 

siü  laToro« 

Art.  51. 
La  Cassa  Nazionale   de^e   presentare  al  Ministero  di   agricoltnra,    indnstria  e  com- 
mercio le  condlzioni  generali  di  polizza  per  i  contratti  da  stipnlarsi  in   base    alla   legge, 
le  qnali  non  potranno  essere  applicate  senza  TapproTazione  del  Ministero. 

Se  i  contratti  di  assicnrazione  saranno  stipnlati  per  nna  durata  snperiore  ad  nn 
anno  doTrä  essere  riservata  alle  parti  contraenti  la  facoltä  di  dennnziare  la  risolnzione  del 
contratto  dne  mesi  prima  della  fine  di  ciascnn  anno. 

Art.  52. 

La  Cassa  Nazionale  deve  comunicare  al  Ministero,  nei  primi  qnindici  giomi  di 
ciascnn  mese^  i  contratti  di  assicnrazione  stipnlati  nel  mese  precedente. 

Deve  inoltre  dennnziare,  nei  primi  qnindici  giomi  di  ciascnn  mese,  le  assicnrazioni 
cessate,  le  rinnovate  e  le  variazioni  ayvenate  nel  mese  precedente,  in  qnelle  in  corso. 

Si  applicano  alla  Cassa  Nazionale  le  disposizioni  dell'articolo  36. 

Art.  53. 

La  Cassa  Nazionale  dovrä  accettar^  tntte  le  proposte  di  assicnrazione  che  le  verranne 
presentate  da  capi  o  esercenti  di  imprese,  Industrie  o  costrazioni,  sogetti  all'obbligo  della 
assicnrazione. 

Qnando  per6  si  tratti  di  imprese,  Industrie  o  costrazioni  che  siano  esercitate  in 
special!  condlzioni  di  rischio  rispetto  ad  altre  della  stessa  categoria,  la  Cassa  nazionale 
avrä  £acoltä  di  vincolare  Taccettazione  deUa  proposta  alla  condizione  di  inscrivere  Timpresa, 
indnstria  o  costmzione  in  nna  classe  superiore  di  rischio. 
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Art.  48. 
Im  Falle  der  Auflösung  eines  Verbands  muss  das  Gesuch  um  Freigebung  der  Kaution 
Ton  Urkunden  begleitet  sein,  welche  die  fernere  Versicherung  der  zu  dem  beteiligten  Be- 
trieben gehörenden  Arbeiter   und  die  Tilgung  aller  Verpflichtungen  und  Verbindlichkeiten 
gegen  die  Arbeiter  und  deren  Bechtsnachfolger  erweisen. 

Art.  4S. 

Wenn  die  Kaution  durch  die  Zahlung  von  Entschädigungen,  zu  welchen  der  Ver- 
band verpflichtet  ist,  ganz  oder  teilweise  aufbraucht  ist,  so  muss  die  Verwaltung  des 
Verbands  sie  binnen  einem  Monat  wiederersetzen  und,  dass  dies  geschehen,  dem  Ministerium 
f&r  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  nachweisen. 

Ist  nach  Ablauf  eines  Monats  die  Kaution  nicht  wiederhergestellt  worden,'  so  ist 
das  Dekret,  durch  welches  die  Begründung  des  Verbands  genehmigt  wurde,  zu  widerrufen, 
und  die  Unternehmer,  welche  ihn  gebildet  haben,  sind  gehalten, .  bmnen  vierzehn  Tagen 
nach  Erlass  des  Widerrufungs  -  Dekrets  för  die  Versicherung  ihrer  Arbeiter  Vorsorge 
zu  treffen. 

Art.  50. 
Wenn  die  Privatkassen  oder  Versicherungsverbände  auf  Gegenseitigkeit  die  Kaution 
gemäss  den  in  den  Artikeln  42  und  46  vorgesehenen  Bestimmungen  nicht  vermehren,  so 
wird  jede  der  Personen,  denen  die  Ausführung  der  erforderlichen  Handlungen  obliegt,  mit 
Geldbusse  bestraft,  welche  bis  zum  Betrage  von  fünfzig  Lire  för  jeden  Tag  der  Verzögerung 
festgesetzt  werden  kann. 


Titel  V. 
Nationalkasse  fttr  Yersiehernng  gegen  die  BetriebsunfSUe  der  Arbeiter. 

Art.  51. 

Die  Nationalkasse  hat  dem  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  die 
allgemeinen  Police-Bedingungen  für  den  Abschluss  von  Verträgen  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vorzulegen;  dieselben  dürfen  ohne  Bestätigung  des  Ministeriums  nicht  angewendet 
werden. 

Wenn  die  Versicherungsverträge  auf  länger  als  ein  Jahr  abgeschlossen  werden,  so 
ist  den  Vertragschliessenden  die  Befugnis  vorzubehalten,  die  Aufhebung  des  Vertrages 
zwei  Monate  vor  dem  Schluss  jedes  Jahres  anzukündigen. 

Art.  52. 

Die  Nationalkasse  hat  dem  Ministerium  in  den  ersten  fünfzehn  Tagen  jedes  Monats 
die  im  vorhergehenden  Monat  abgeschlossenen  Versicherungsverträge  mitzuteilen. 

Sie  hat  ausserdem  in  den  ersten  fünfzehn  Tagen  jedes  Monats  anzugeben,  welche 
Versicherungen  in  dem  vorhergehenden  Monat  aufgehört  haben,  welche  erneuert  worden 
sind,  und  welche  Veränderungen  in  den  bestehenden  Versicherungen  eingetreten  sind. 

Auf  die  Nationalkasse  finden  die  Bestimmungen  des  Artikels  36  Anwendung. 

Art.  53. 
Die  Nationalkasse   hat   alle  Versicherungsanträge   anzunehmen,    welche   von    Unter- 
nehmern solcher  Betriebe,  die  der  Versicherungspflicht  unterliegen,  gestellt  werden. 

Wenn  es  sich  jedoch  um  Betriebe  handelt,  welche  im  Vergleich  zu  anderen  derselben 
Art  mit  besonderen  Ge&hren  verbunden  sind,  so  ist  die  Nationalkasse  befugt,  die  Annahme 
des  Antrages  von  der  Einschreibung  des  Betriebs  in  eine  höhere  Gefahrenklasse  abhängig 
zu  machen. 
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Titolo  VI. 
SoeietA  o  Imprese  prirate  di  assieiirazione. 

Art.  64. 

Le  Societä  o  imprese  private  per  eserdtare  le  assicnrazioni  contro  gli  mforkuü  del 

laTorOy   agli   affetü   della   legge,   debbono   teneme   la  gestione  destinta  da  qu^la  di  ogni 

altro  ramo  o  categoria  di  assicnrazione.     Debbono  inolla^  compilare  il  rendiconto  separato 

di  qnesta  gestione  e  presentarlo  al  Ministero,  assieme  al  rendiconto  generale  della  Societä. 

Le  Societä  straniere  che  operano  legalmente  nel  Begno  debbono  inoltre  tenere  presse 
la  rappresentanza,  tntti  i  libri,  registri  e  documenti  relatiyi  alle  assicnrazioni  contro  gli 
infortoni  stipnlate  nel  Begno. 


Art.  55. 
La  canzione  iniziale  che  debbono  prestare  le  Societä  o  imprese  private  per  esercitare 
le  assicnrazione  contro  gli  infortnni  del  lavoro  deye  essere  di  200000  lire,  e  non  poträ 
in  nesson  caso  essere  ridotta  a  somma  inferiore.  Fermo  qnesto  limite  minimo,  le  Society 
0  Imprese  predette  doYranno  prowedere  che,  alla  fine  di  ogni  anno,  la  canzione  corri- 
sponda  ai  dae  terzi  dei  premi  annnali  riscossi  nell'anno  stesso  per  gli  operai  assicnrati. 

La  canzione  sarä  costitnita  in  titoli  emessi  o  goarentiti  dallo  State  depositati  presse 
la  Oassa  dei  depositi  e  prestiti,  vincolati  a  fävore  dello  State  e  delle  assicnrazione  stipnlate. 

n  yalore  dei  titoli  sarä  fissato  e  rivednto  e  tenore  dell'nltimo  alinea  dell*articolo  25. 


Art.  56. 

Le  Societä  o  imprese  private  per  essere  antorizzate  ad  esercitare  le  assicnrazioni 
contro  gli  infortoni  del  lavoro,  debbono  presentare  al  Ministero  di  agricoltnra,  indnstna 
e  commercio  la  prova  delFesegnito  deposito  della  canzione,  le  tariffe  normali  dei  premi, 
le  condizioni  generali  di  polizza  e  le  norme  con  le  qüali  debbono  essere  calcolati  i  riporti 
dei  premi  per  i  nschi  in  corso  alla  fine  di  ogni  esercizio. 

Le  tariffe  normali  dei  premi  debbono  essere  stabilite  in  modo  che  nessan  operaio 
possa  essere  escluso  dalla  assicnrazione. 

II  Ministero,  esaminate  le  condizioni  generali  di  polizza  e  le  tariffe  dei  premi,  anto- 
rizza  le  Societä  ad  esercitare  Tassicarazione. 

Le  modificazione  alle  tariffe  normali  dei  premi  ed  alle  condizioni  generali  di  polizza 
dovranno  essere  comnnicate  al  Ministero  e  qneste  nltime  non  potranno  essere  applicate, 
senza  aver  ottennto  il  visto  di  approvazione. 

Ai  contratti  di  assicnrazione  si  applica  la  disposizione  del  secondo  alinea  dell'arti- 
colo  51. 

Art.  57. 

Un  esemplare  della  polizza  di  assicnrazione,  mnnito  del  visto  di  approvazione  del 
Ministro  di  agricoltnra,  industria  e  commercio,  dovrä  essere  tennto  dalla  Societä  o  impresa 
a  disposizione  degli  ispettori  e  degli  assicnrati. 

Tntte  le  polizze  emesse  dovranno  essere  conformi  airesemplare  approvato  e  portame 
esplicita  dichiarazione. 

Qnalora  le  Societä  o  imprese  stipnlino  contratti  di  assicnrazione  recanti  condizioni 
generali  diverse  da  qnelle  stabilite  nel  modnlo  di  polizza  approvato  dal  Ministero,  incor- 
rono  nella  pena  pecnniaria  da  lire  100  a  lire  5000,  senza  pregindizio  delle  maggiori 
pene  comminate  dal  Codice  penale.  In  caso  di  recidiva  pnö  ad  esse  revocarsi  Fanto- 
rizzazione  concessa. 
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Titel  VI. 

PriTatTersiehenmgs-C^esellschafteii. 

Art  54. 

Pri?at-Gesellschaften  für  Yersicherong  gegen  Betriebsunfälle  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
müssen  die  Geschäfte  dieses  Zweiges  von  denjenigen  jedes  anderen  Yersicherungszweiges 
getrennt  fuhren.  Sie  müssen  ausserdem  den  Bechenschaffcsbericht  für  diesen  Zweig  ihres 
Geschäfts  gesondert  aufstellen  und  ihn  zugleich  mit  dem  allgemeinen  Bechenschaftsbericht 
der  G^ellschafb  dem  Ministerium  vorlegen. 

Ausländische  Gesellschaften,  welche  im  Königreich  in  gesetzlicher  Weise  thätig  sind, 
müssen  femer  bei  ihrer  Vertretung  alle  Bücher,  Begister  und  Urkunden  halten,  welche 
auf  die  im  Königreich  gegen  die  Unfälle  abgeschlossenen  Versicherungen  Bezug  haben. 


Art.  55. 

Die  Anfiangskaution,  welche  die  Privat-C^esellschaften  für  Versicherung  gegen  Betriebs- 
un^e  zu  hinterlegen  haben,  soll  200000  Lire  betragen  und  darf  in  keinem  Falle  auf 
eine  geringere  Summe  angesetzt  werden.  Abgesehen  von  dieser  Untergrenze,  welche 
unveränderlich  ist,  haben  die  vorgenannten  Gesellschaften  dafür  zu  sorgen,  dass  am  Schlüsse 
jedes  Jahres  die  Kaution  zwei  Dritteln  der  Prämien  entspricht,  welche  im  Laufe  des  Jahres 
für  die  versicherten  Arbeiter  vereinnahmt  worden  sind. 

Die  Kaution  muss  in  staatlich  emittierten  oder  garantierten  Werten  bestehen,  welche 
bei  der  Depositen-  und  Darlehnskasse  hinterlegt  und  zu  Gunsten  des  Staates  und  der 
abgeschlossenen  Versicherungen  gesperrt  werden. 

Der  Wert  der  Titel  ist  nach  Massgabe  des  letzten  Absatzes  des  Artikels  25  zu  be- 
stimmen und  nachzuprüfen. 

Art.  56. 

Um  die  Ermächtigung  zum  Abschluss  von  Versicherungen  gegen  Betriebsunfälle  zu 
erhalten,  müssen  die  Privatgesellschaften  dem  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und 
Handel  den  Nachweis  der  erfolgten  Hinterlegung  der  Kaution,  die  Normalprämientarifo, 
die  allgemeinen  Police-Bedingungen  und  die  Normen  vorlegen,  nach  welchen  am  Schlüsse 
jedes  Geschäftsjahres  die  Uebertragung  der  Prämien  für  laufende  Bisiken  zu  berechnen  ist. 

Die  Normaltarife  müssen  derart  aufgestellt  sein,  dass  kein  Arbeiter  von  der  Ver- 
sicherung ausgeschlossen  werden  kann. 

Nach  Prüfung  der  allgemeinen  Police-Bedingungen  und  der  Prämientarife  ermächtigt 
das  Ministerium  die  Gesellschaft  zur  Ausübung  des  Versicherungsgeschäfts. 

Aenderungen  in  den  Normalprämientarifen  und  allgemeinen  Police-Bedingungen 
müssen  dem  Ministerium  mitgeteilt  werden  und  dürfen,  ohne  den  Genehmigungsvermerk 
erhalten  zu  haben,  nicht  angewendet  werden. 

Auf  die  Versicherungsverträge  findet  die  Bestimmung  des  zweiten  Absatzes  des 
Artikels  51  Anwendung. 

Art.  57. 

Ein  mit  dem  Genehmigungsvermerk  des  Ministeriums  für  Ackerbau,  Industrie  und 
Handel  versehenes  Exemplar  der  Versicherungspolice  muss  von  der  Gesellschaft  zur  Ver- 
fügung der  Aufsichtsbeamten  und  Versicherten  gehalten  werden. 

AUe  zur  Ausgabe  kommenden  Policen  müssen  dem  genehmigten  Exemplar  entsprechen 
nnd  dies  ausdrücklich  bestätigen. 

Wenn  die  GreseUschaften  Versicherungsverträge  abschliessen,  deren  allgemeine  Be- 
dingungen von  denjenigen  des  ministeriell  genehmigten  Policemusters  abweichen,  so  verfallen 
sie  in  eine  Geldstrafe  von  100  bis  5000  Lire,  unbeschadet  der  vom  Strafgesetz  angedrohten 
höheren  Strafen.  Im  Rückfalle  kann  die  erteUte  Ermächtigung  zum  Betriebe  des  Vor- 
sicherungsgeschäfts widerrufen  werden. 
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Art.  68. 
Le  Societä  o  imprese  private  d'assicurazione  dovranno  commnnicare  al  Ministero  Dei 
primi  quindici  giomi  di  ciascon  mese  i  contratti  di  assicarazione  stipnlati  nel  mese  pre- 
cedente.  DoTranno  inoltre  denoDziare  nello  stesso  periodo  di  tempo  le  assicurazioni  ces- 
säte,  le  rinnovate  e  le  variazioni  awenute  in  quelle  in  corso  e  rimettere  al  Ministero 
tntte  le  notizie  statistiche  che  saranno  ad  esse  richieste  intomo  agli  infortnni  e  alla 
qnalitä  e  misnra  delle  indennltä  liqoidate.  A  qnesto  scopo  esse  terranno  11  registro  di 
cm  all'articolo  36. 

Art.  59. 

L'anmento  della  canzione  delle  Societä  o  imprese  di  assicarazione  dovrä  effettaarsi 
nei  primi  dne  mesi  dell'anuo  snccessivo,  e  le  Societä  o  imprese  dovranno  commnnicare  al 
Ministero  la  prova  dell'esegnito  deposito. 

Qualora  nel  termine  dei  dne  mesi  non  si  sia  effettnato  Tanmento  della  canzione,  le 
Societä  0  imprese  di  assicarazione  incorrono  nella  penalitä  comminate  con  Tarticolo  50. 

Art.  60. 
Qnando  alla  fine  dell'anno  si  constati  nna  diminnzione  nell'importo  dei  premi  an- 
nnali,  la  Societä  o  impresa  pnö  chiedere  lo  svincolo  di  nna  parte  corrispondente  della 
canzione,  con  domanda  docnmentata  al  Ministero  di  agricoltara,  indnstria  e  commercio;  il 
qnale,  fiatte  le  debite  verificazioni,  antorizza,  con  sno  decreto,  la  Oassa  dei  depositi  e  pre- 
stiti  a  svincolare  e  a  restitoire  alla  Societä  o  impresa  i  titoli  corrispondenti. 

In  nessnn  caso  la  canzione  poträ  essere  ridotta  a  somma  inferiore  al  limite  minimo 
indicato  nell*articolo  65. 

Art.  61. 

Se  la  Society  o  impresa,  per  qualsiasi  motivo,  cessa  dall'esercizio  delle  assicarazioni 
coutro  grinfortoni  dei  lavoro,  TAmministrazione  o  la  rappresentanza  nel  Regno  di  essa 
pnö  chiedere  lo  svincolo  totale  della  canzione. 

In  tal  caso  la  Societä  o  impresa  dovrä  presentare  al  Ministero  di  agricoltara,  indnstria 
e  commercio,  assieme  alla  domanda,  le  prove  della  estinzione  di  qnalsiasi  obbligo  od  im- 
pegno  assnnto  con  le  assicnrazioni. 

II  Ministero,  fette  le  debite  verificazioni,  antorizza  con  sno  decreto  lo  svincolo  dei 
titoli  depositati  a  canzione. 

Art.  62. 
Qnando  la  cauzione,  per  il  pagamento  di  indennitä  dovnte  dalla  Society  o  impresa, 
veiiga  espropiata,  in  tntto  o  in  parte,   la  Societ^l  o  impresa  deve  reintegrarla  nel  termine 
di  an  mese,  dandone  la  prova  al  Ministero  di  agricoltnra,  indnstria  e  commercio. 

Qnalora  la  Societä  o  impresa,  scadnto  il  termine  di  an  mese,  non  reintegri  la  canzione, 
sai^  revocata  Tantorizzazione,  e  i  contratti  di  assicnrazione  in  corso  saranno  considerati 
risulnti  e  gli  indnstriali  dovranno  assicnrare  entro  dieci  giomi  i  loro  operai  presse  nn 
altro  Istitnto;  salvo  il  diritto  di  qnesti  ad  ottenere  dalla  Society  o  impresa  il  rimborso 
doi  premi  pagati  e  il  risarcimento  dei  danni  e\entuali. 

Art.  63. 

Qnalora  Societä  o  imprese  private  assnmano  assicarazioni  contro  grinfortnni  dei  la- 
voro agli  effetti  della  legge,  senza  aveme  ottennto  la  aatorizzazione,  incorrono  in  nna  pena 
pecaniaria  estensibile  a  lire  miile  per  ogni  contratto  di  assicnrazione  stipalato,  il  qaale  6 
dicliiarato  nuUo,  applicandosi  airindastiiale  le  penalitä  comminate  con  l'articolo  21  della 
legge. 

La  Society  o  impresa  dovrä  restitoire  all'assicurato  i  premi  riscossi  e  risarcirlo  dei 
danni  eventaali. 
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Art.  58. 
Die  Privatversicherungsgesellschaflen  haben  dem  Ministerium  in  den  ersten  fünfzehn 
Tagen  jedes  Monats  die  im  vorhergehenden  Monat  abgeschlossenen  Yersichernngsverträge 
mitzuteilen.  Ausserdem  haben  sie  innerhalb  derselben  Frist  anzugeben,  welche  erneuert 
worden  und  welche  Aenderungen  in  den  bestehenden  eingetreten  sind ;  sie  haben  femer  alle 
statistischen  Mitteilungen  zu  machen,  welche  Ton  ihnen  bezüglich  der  Unfälle  und  der  Art 
und  H6he  der  gezahlten  Entschädigungen  etwa  gefordert  werden  sollten.  Zu  diesem  Zweck 
haben  die  Gesellschaften  das  in  Artikel  36  vorgesehene  Begister  zu  fuhren. 

Art.  59. 

Die  Vermehrung  der  Kaution  der  Versicherungsgesellschaften  muss  in  den  ersten 
beiden  Monaten  des  folgenden  Jahres  bewirkt  werden  und  die  Gesellschaften  haben  dem 
Ministerium  den  Nachweis  der  erfolgten  Hinterlegung  mitzuteilen. 

Wenn  innerhalb  der  beiden  Monate  die  Vermehrung  der  Kaution  nicht  bewirkt  ist, 
so  verfellen  die  Versicherungsgesellschaften  den  in  Artikel  50  angedrohten  Strafen. 

Art.  60. 

Wenn  am  Schlüsse  des  Jahres  eine  Verminderung  im  Betrage  der  jährlichen  Prämien 
festgestellt  wird,  so  kann  die  Gesellschaft  die  Freigebung  eines  entsprechenden  Teils  der 
Kaution  unter  Beibringung  des  erforderlichen  Beweismaterials  beim  Ministerium  für  Ackerbau, 
Industrie  und  Handel  nachsuchen ;  letzteres  ermächtigt  nach  Vornahme  der  Prüfung  mittels 
Dekrets  die  Depositen-  und  Hinterlegungskasse,  die  entsprechenden  Werte  freizugeben  und 
der  Gesellschaft  zurückzugeben. 

In  keinem  Falle  darf  die  Kaution  auf  eine  geringere  Summe  als  die  in  Artikel  55 
angegebene  üntergrenze  gebracht  werden. 

Art.  61. 

Wenn  die  Gesellschaft  aus  irgend  einem  Grmide  von  dem  Abschluss  von  Versiche- 
rungen gegen  Betriebsunfälle  Abstand  nimmt,  so  kann  die  Verwaltung  oder  die  Vertretung 
derselben  im  Königreich  die  gänzliche  Freigebung  der  Kaution  verlangen. 

In  solchem  Falle  muss  die  Gesellschaft  dem  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrio 
und  Handel,  zugleich  mit  dem  Gesuch,  die  Beweise  für  die  Tilgung  aller  mit  den  Ver- 
sicherungen übernommenen  Verpflichtungen  und  Verbindlichkeiten  vorlegen. 

Nach  Vornahme  der  erforderlichen  Prüfung  genehmigt  das  Ministerium  mittels  Dekrets 
die  Freigebung  der  als  Kaution  hinterlegten  Werte. 

Art.  62. 

Wenn  die  Kaution  durch  die  Zahlung  von  Entschädigungen,  zu  welchen  die  Gesell- 
schaft verpflichtet  ist,  ganz  oder  teilweise  aufgebraucht  wird,  so  muss  sie  binnen  einem 
Monat  wieder  ersetzt  werden,  worüber  dem  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel 
der  Nachweis  zu  erbringen  ist. 

Hat  die  Gesellschaft  nach  Ablauf  eines  Monats  die  Kaution  nicht  wieder  ersetzt,  so 
ist  die  Genehmigung  zu  widerrufen,  die  laufenden  Versicherungsverträge  gelten  als  erloschen 
und  die  Unternehmer  sind  gehalten,  binnen  zehn  Tagen  ihre  Arbeiter  bei  einer  anderen 
Anstalt  zu  versichern,  unbeschadet  ihres  Rechts,  von  der  Gesellschaft  die  Erstattung  der 
gezahlten  Prämien  und  den  Ersatz  etwaiger  Schäden  zu  erhalten. 

Art.  63. 

Wenn  Privatgesellschaften  Versicherungen  gegen  Betriebsunfälle  im  Sinne  des  Gesetzes 
übernehmen,  ohne  dazu  die  Genehmigung  erhalten  zu  haben,  so  verfallen  sie  in  eine  Geld- 
strafe bis  zu  1000  Lire  für  jeden  abgesclilossenen  Versicherungsvertrag;  der  letztere  wird 
für  nichtig  erklärt,  und  auf  den  Unternehmer  findet  die  in  Artikel  21  des  Gesetzes  an- 
gedrohte Strafe  Anwendung. 

Die  G^esellschaft  hat  den  Versicherten  die  vereinnahmten  Prämien  zu  erstatten  und 
für  etwaige  Schäden  Ersatz  zu  leisten. 
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Titolo  Vn. 
Denunzla  degli  infortuni  e  Inehlesta. 

Art.  64. 

La  dennnzia  di  ogni  infortunio  contemplato  daU'articolo  7  della  legge,  ayyennto  in 
uno  stabilimento  indnstriale,  in  nna  impresa,  in  ona  costruzione,  anche  se  non  soggetä 
all'obbligo  della  assicnrazione,  dovrä  essere  fatta  dal  capo  o  esercente,  in  doppio  esem- 
plare,  nel  termine  di  doe  giomi,  all'antoritä  di  pnbblica  sicnrezza  del  commnne  in  coi  d 
ayyennto  Tinfortunio. 

Se  rinfortnnio  sia  avvenato  in  viaggio  e  sopra  territorio  siraniero,  la  dennnzia  sarä 
fatta  all'antoritä  di  pnbblica  sicnrezza  nella  cni  circoscrizione  4  compreso  il  primo  Inogo 
di  fermata  sopra  territorio  italiano. 

La  dennnzia  pa6  essere  fatta  anche  da  colni  che,  al  momento  dell*infortnnio,  aveva 
la  direzione  o  la  sorveglianza  della  parte  dello  stabilimento  in  cni  Tinfortnnio  d  awenato ; 
in  caso  di  assenza  o  impedimento  del  capo  o  esercente,  egli  vi  ö  obbligato. 

L'antoritä  di  pubblica  sicnrezza  cni  4  presentata  la.  dennnzia,  de^e  rilasdanie  ri- 
cevnta. 

Gli  uffici  di  pnbblica  sicnrezza  debbono  tenere  nn  elenco  degli .  infortnni  dennnziati. 

Art.  65. 
.    Per  le  imprese,   Industrie  e  costmzioni   esercitate    dallo  State,    dalle   provinde,    dal 
commnni  e  dai  consorzi,    la   dennnzia   deve    essere  fatta  da  chi  dirigeva  o  sorvegliava  il 
lavoro  al  momento  in  cni  ö  awennto  Tinfortnnio. 

Art.  66. 
La  dennnzia  deve  indicare: 

1^  il  nome,  cognome,  la  ditta,  ragione  o  denominazione  sociale  del  capo  o  eser- 
cente della  impresa,  indnstria  o  costmzione; 

2^  il  luogo,  il  giomo  e  Tora  in  cni  awenne  Tinfortonio; 

3^  la  natura  e  la  cansa  accertata  o  presnnta  dell*infortnnio  ; 

4^  il  nome  e  cognome  delle  persone  rimaste  lese  e,  in  base  a  certificate  medico 
da  nnirsi  alla  dennnzia,  lo  stato  di  ciascnna  di  esse,  le  consegnenze  probabili 
dell*infortnnio  e  il  tempo  in  cni  sarä  possibile  conosceme  Tesito  definitive; 

5^  il  nome,  il  cognome  e  Tindirizzo  del  testimoni  dell*infortnnio. 

Per  le  imprese,  Industrie  e  costmzioni  soggette  all*obbligo  deirassicurazione,  la  de- 
nnnzia dovrä  essere  fatta  secondo  un  modulo  stabilito  dal  Ministero  di  agricoltura,  indnstria 
e  commercio,  e  dovrä  esseme  inviata  copia  anche  alllstituto  assicuratore  nel  termine  da 
questo  prescritto. 

Art.  67. 

Per  ogni  caso  dennnziato  di  infortunio  per  il  quäle  un  operaio  sia  rimasto  ucciso 
od  abbia  sofferto  lesioni  tali  da  doversene  preyedere  la  morte  o  nna  incapacitä  al  layoro 
superiore  ai  dieci  giomi,  e  si  tratti  di  imprese,  industrie  e  costruzioni  sogette  all*obbligo 
della  assicnrazione,  Tautoritä  di  pubblica  sicnrezza  deye  immediamente  rimettere  un  esem- 
plare  della  dennnzia  e  il  certificate  medico  al  Pretore  nella  cui  circoscrizione  ö  ayrenuto 
rinfortnnio. 

Nel  piü  breve  tempo  possibile  e,  in  ogni  caso,  entro  48  ore,  depo  ricevuta  la  de- 
nnnzia e  il  certificate  medico,  il  Pretore  o  un  ufficiale  di  polizia  gindiziaria  da  lui  dele- 
gato  procede  ad  una  inchiesta,  con  la  quäle  deve  accertare: 

1^  la  causa  e  la  natura  deirinfortunio; 

2^  TidenditA  delle  persone  rimaste  lese  e  il  luogo  ovo  esse  si  trovano; 
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Titel^VIL 
Anzeige  und  üntersnehong  der  ünfSlle. 

Art  64. 

Die  Anzeige  jedes  Unfalls  im  Sinne  des  Artikels  7  des  Gesetzes,  welcher  sich  in 
einer  Fabrik,  in  einem  Gewerbebetrieb  oder  bei  einem  Bau  ereignet,  auch  wenn  diese  nicht 
der  Versichenmgspflicht  unterliegen,  mnss  von  dem  Unternehmer  in  zwei  Exemplaren  binnen 
zwei  Tagen  der  Polizeibehörde  der  Gemeinde,  in  welcher  der  Unfall  vorgekommen  ist,  er- 
stattet werden. 

Wenn  sich  der  Unfsdl  auf  der  Reise  and  auf  ausländischem  Gebiet  ereignet,  so  ist 
die  Anzeige  deijenigen  Polizeibehörde  zu  erstatten,  in  deren  Bezirk  der  erste  Aufenthalt 
auf  italienischem  (Gebiet  genommen  wird. 

Die  Anzeige  kann  auch  Yon  denjenigen  erstattet  werden,  welcher  im  Augenblick  des 
Unfalls  die  Leitung  oder  Überwachung  in  dem  Teile  des  Betriebes  hatte,  in  welchem  sich 
der  Unfall  ereignet  hat;  im  Falle  der  Abwesenheit  oder  der  Behinderung  des  Betriebs- 
untemehmers  ist  der  Betreffende  dazu  verpflichtet. 

Die  Polizeibehörde,  welcher  die  Anzeige  erstattet  ist,  hat  deren  Empfang  zu  bescheinigen. 

Die  Polizeibehörden  haben  über  die  angezeigten  Unfälle  ein  Verzeichnis    zu   führen. 

Art.  65. 
Für  die  vom  Staate,  von   Provinzen,    Gemeinden   und   Genossenschaften   ausgeübten 
Betriebe  ist  die  Anzeige  von  denjenigen  zu   erstatten,    welcher   in   dem  Augenblicke,    als 
der  Unfall  sich  ereignete,  die  Arbeiten  leitete  oder  überwachte. 

Art.  66. 
Die  Anzeige  muss  ergeben: 

1.  Vor-  und  Zunamen,  Firma,  Stand  oder  Titel  des  Betriebsuntemehmers ; 

2.  Ort,  Tag  und  Stunde  des  Unfalls; 

3.  die  Art,  sowie  die  festgestellte  oder  vermutete  Ursache  des  Unfalls; 

4.  Vor-  und  Zunamen  der  verletzten  Personen  und,  auf  Grund  des  der  Anzeige 
beizufügenden  ärztlichen  Zeugnisses,  den  Zustand  jeder  derselben,  die  wahr- 
scheinlichen Folgen  des  Unfalls  und  den  Zeitraum,  in  welchem  es  möglich 
sein  wird,  den  endgültigen  Ausgang  des  Unfalls  zu  erkennen; 

5.  Vor-  und  Zunamen  nebst  Adresse  der  Zeugen  des  Unfalls. 

Für  die  der  Versicherungspflicht  unterliegenden  Betriebe  ist  die  Anzeige  nach 
einem  vom  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  festgesetzten  Formular  zu  er- 
statten und  eine  Abschrift  der  Versicherungsanstalt  innerhalb  der  von  dieser  vorgeschriebenen 
Frist  zu  übersenden. 

Art.  67. 

Für  jeden  angezeigten  Unfall,  durch  welchen  ein  Arbeiter  getötet  worden  ist  oder 
solche  Verletzungen  davongetragen  hat,  dass  der  Tod  oder  eine  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr 
als  zehn  Tagen  vorauszusehen  ist,  hat  die  Polizeibehörde,  sofern  es  sich  um  Betriebe 
handelt,  welche  der  Versicherungspflicht  unterliegen,  unmittelbar  ein  Exemplar  der  Anzeige 
und  das  ärztliche  Zeugnis  dem  Amtsrichter  zu  übergeben,  in  dessen  Bezirk  sich  der  Unfall 
ereignet  hat 

In  kürzester  Frist,  jedenfalls  binnen  48  Stunden  nach  Empfang  der  Anzeige  und  des 
ärztlichen  Zeugnisses,  hat  der  Amtsrichter  oder  ein  von  ihm  abgeordneter  Beamter  der 
Gerichtspolizei  zu  einer  Untersuchung  zu  schreiten,  durch  welche  festzustellen  ist: 

1.  die  Ursache  und  die  Art  des  Unfalls; 

2.  die  Identität  der  verletzten  Personen  und  der  Ort,  wo  sie  sich  befinden; 
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3^  la  natura  delle  lesioni; 

4^  lo  stato  dei  feriti; 

5^  il  salario  giomaliero  degli  operai  colpiti  daU'infortanio; 

6^  la  condizione  di  famiglia  degli  accisi. 

Art.  68. 

Uindicaziono  della  data  e  del  luogo  deirinchieBta  deve  essere  subito  commonicata, 
a  cura  del  Pretore  o  del  suo  delegato,  con  lettera  raccomandata  o  della  qnale  si  sia  riti- 
rata  riceyuta,  al  capo,  esercente  o  direttore  dello  stabilimento  o  dell^impresa,  all'operaio 
ferito  0  ai  suoi  aventi  causa  e  airamministrazioBe  della  Cassa  privata,  del  Sindacato  di 
assicurazioue  mutua  o  delllstituto  assicuratore. 

L'inchiesta  sarä  fatta  in  contradditorio  degli  interessati  o  dei  loro  delegati  e  doyr^ 
versare  esclusivamente  sulla  specificazione  dei  fatti  e  delle  circostanze  di  Mto  che  pro- 
dussero  ed  accompagnarono  Tinfortunio. 

Art.  69. 

Non  e  ammesso  Imtervento  dei  periti  negii  stabilimenti  dello  Stato  sottoposti  a 
speciale  sorveglianza  e  negli  stabilimenti  nei  quali  si  compiono  la^ori  che,  per  la  sicnrezza 
dello  Stato,  debbono  essere  tenuti  segreti. 

In  questi  casi  i  funzionari  preposti  alla  sorveglianza  degli  stabilimenti,  presentano 
al  Pretore  una  relazione  sulle  cause  deHnfortunio  che  sarä  unita  al  processo  verbale  della 
inchiesta. 

Art.  70. 
Salvo  il  caso  di  impedimenti  constatati  nel  processo  verbale,  Tinchiesta  dovrä  essere 
compiuta  nel  piü  breve  termine  e  non  oltre  il  decimo  giomo  da  quelle  dell*infortunio. 

Della  inchiesta  si  stende  processo  verbale,  nel  quäle  grintervenuti  hanno  diritto  di 
fare  inserire  le  proprio  dichiarazioni. 

n  processo  verbale  e  sottoscritto  dal  Pretore  o  dal  suo  delegato  e  depositato  nella 
Cancelleria  della  Pretura. 

Kntro  cinque  giomi  dal  deposito  le  parti  interessate  hanno  facoltä  di  prendeme  cogni- 
zione  e  trarne  copia  in  carta  libera. 

Art.  71. 
Spirati  i  cinque  giorni,  il  processo  verbale  della  inchiesta  4  communicato  all*autoritä 
giudiziaha  competente,  la  quäle  prowede,  se  del  caso,  a  norma  di  legge. 

Art.  72. 

Gli  ufhciali  sanitari  e  i  medici  condotti  non  possono,  senza  motivo  giustificato,  ri- 
fiutare  Topera  loro  quando  sia  richiesta  per  accertare  le  conseguenze  degli  infortnni  sul 
lavoro.     I  certificati  sono  esenti  da  bollo. 

Le  indennitä    spettanti   agli   ufficiali  sanitari  e  ai  medici  condotti  sono  le  seguenti: 

1^  pagamento  delle  spese  di  viaggio  in  seconda  classe  sulle  strade  ferrate  e  nella 

misura  di  25  centisimi  per  chilometro  sulle  strade  ordinarie; 
2^  lire  due  per  ogni  certificate  medico  rilasciato. 


Titolo  VIU. 
Llquldazione  e  pagamento  delle  Indennltä. 

Art.  73. 
Agli  effetti  della  liquidazione  della  indennitä  nei  casi  di  inabilitä  permanente,  asso- 
luta  0  parziale,  debbono  osservarsi  i  criteri  seguenti: 
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3.  die  Art  der  Verletzungen; 

4.  der  Zustand  der  Verletzten; 

5.  der  Tagelohn  der  vom  Unfall  betroffenen  Arbeiter; 

6.  die  Familienverhältnisse  der  Getöteten. 

Art.  68. 

Die  Angaben  der  Zeit  und  des  Ortes  der  Untersuchung  ist  seitens  des  Bichters  oder 
des  von  ihm  abgeordneten  Beamten  mittels  eingeschriebenen  Briefes  oder  eines  solchen, 
über  welchen  eine  Empfangsbescheinigung  eingezogen  wird,  dem  Betriebsuntemehmer,  dem 
verletzten  Arbeiter  oder  seinen  Bechtsnachfolgern  und  der  Verwaltung  der  Privatkasse,  des 
Versicherungsverbandes  auf  Gegenseitigkeit  oder  der  Versicherungsanstalt  mitzuteilen. 

Die  Untersuchung  ist  im  Beisein  und  unter  Anhörung  der  Beteiligten  oder  ihrer 
Bevollmächtigten  vorzunehmen  und  hat  sich  ausschliesslich  auf  die  nähere  Feststellung  der 
Thatsachen  und  Umstände  zu  erstrecken,  welche  den  Unfsdl  hervorgerufen  und  begleitet  haben. 

Art.  69. 

In  Staatsbetrieben,  welche  besonderer  Ueberwachung  unterstellt  sind,  und  in  Betrieben, 
in  weldien  Arbeiten  ausgeführt  werden,  die  im  Interesse  der  Sidierheit  des  Staates  geheim 
gehalten  werden  müssen,  wird  Sachverständigen  kein  Zutritt  gewährt 

In  diesen  Fällen  haben  die  mit  der  Ueberwachung  der  Betriebe  beauftaragten  Beamten 
dem  Bichter  einen  Bericht  über  die  Ursachen  des  Unfalls  vorzulegen,  welcher  mit  dem 
Untersuchungsprotokoll  zu  verbinden  ist. 

Arij.  70. 

Ausgenommen  den  Fall  von  Behinderungen,  welche  im  Protokoll  anzugeben  sind, 
muss  die  Untersuchung  in  kürzester  Zeit  und  nicht  später  als  am  zehnten  Tage  nach  dem 
UnfaQe  zu  Ende  geführt  sein. 

Ueber  die  Untersuchung  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  in  welches  die  Beteiligten 
ihre  eigenen  Erklärungen  eintragen  lassen  dürfen. 

Das  Protokoll  ist  von  dem  Bichter  oder  seinem  Vertreter  zu  unterzeichnen  und  in 
der  Gerichtsschreiberei  niederzulegen. 

Binnen  fünf  Tagen  nach  der  Niederlegung  haben  die  Beteiligten  das  Becht,  von 
dem  Protokoll  Kenntnis  und  stempelfreie  Abschrift  zu  nehmen. 

Ari;.  71. 
Nach  Ablauf  der  fünf  Tage  wird  das  Untersuchungsprotokoll  der  zuständigen  Gerichts- 
behörde mitgeteilt,  welche  dem  Gesetze  gemäss  verfährt. 

Art.  72. 

Die  Sanitätsbeamten  und  die  (^emeindeärzte  dürfen  ohne  gerechten  Grund  ihre  Mit- 
wirkung nicht  verweigern,  wenn  dieselbe  beansprucht  werden  sollte,  um  die  Folgen  von 
Betriebsunfällen  festzustellen.     Die  Zeugnisse  sind  stempelfrei. 

Die  den  Sanitätsbeamten  und  Gemeindeärzten  zustehenden  Entschädigungen  sind 
folgende: 

1.  Zahlung  der  Beisekosten  in  der   zweiten   Kasse   auf  Eisenbahnen   nach   dem 
Satze  von  25  Oentesimi  für  das  Kilometer  auf  gewöhnlichen  Wegen; 

2.  zwei  Lire  für  jedes  ausgestellte  ärztliche  Zeugnis. 


Titel  Vm. 
Feststellnng  und  Zahlung  der  EntschSdigungen. 

Art.  73. 
Für  die  Zwecke  der  Feststellung  der  Entschädigungen  in  den  Fällen  dauernder,  sei 
es  völliger  oder  teilweiser,  Erwerbsunfähigkeit  sind  folgende  Grundsätze  zu  beobachten: 
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1^  Deve  ritenersi  come  invalidilÄ  permanente  assolnta: 

a)  la  perdita  totale  delle  dae  braccia  o  delle  dne  nuuni; 

b)  la  perdita  totale  delle  dne  gambe  o  dei  dne  piedi; 

c)  la  perdita  di  nn  braccio  e  di  nna  gamba,   o  di  nna  mano  e  di  nn  piede; 

d)  la  perdita  totale  della  forza  visiva  dei  dne  occhi; 

e)  Talienazione  mentale  non  gnaribile  che  esdnda  qnalnnqne  lavoro. 

2^  Deye  ritenersi  come  mvaliditä  permanente  parziale  la  consegnenza  di  nn  in- 
fortnnio  la  qnale  deminnisca  in  parte,  ma  essenzialmente  e  per  tntta  la  vita, 
rattitndine  al  lavoro. 


Art.  74. 

Nei  casi  di  inyaliditä  permanente  parziale,  il  salario  si  considera  ridotto  agli  effetti 
della  liqnidazione  delle  indennitä,  nelle  proporzioni  segaenti: 

per  la  perdita  totale  dei  braccio  destro  o  dell'ayambraccio  destro  al  terzo  snpe- 

riore,  delFSO  per  cento; 
per  la  perdita  totale  dei  braccio  sinistro  o  dell'avambraccio  sinistro  al  terzo  snpe- 

riore,  dell  75  per  cento; 
per  la  perdita  totale  della  mano  destra  o  deUe  cinqne  dita  della  mano  destra  o 
dell'ayambraccio  destro  al  terzo  inferiore,  o  di  una  coscia,   dei  70  per  cento; 

per  la  perdita  totale  della  mano  sinistra  o  delle  cinqne  dita  deUa  mano  sinistra 

0  dell'ayambraccio  sinistro  al  terzo  inferiore,  dei  65  per  cento; 
per  la  perdita  totale  della  gamba  al  terzo  superiore,  dei  60  per  cento; 
per   la   perdita  totale  di  nn  piede  o   di  nna  gamba   al  terzo  inferiore,   dei  50 

per  cento; 
per  la  perdita  totale  della  forza  yisiya  di  nn  occhio  conginnta  con  la  graye   di- 

minuzione  della  üacoltä  yisiya  dell*altro,  dei  50  per  cento; 
per  la  perdita  totale  dell*ndito,  dei  40  per  cento; 
per  la  perdita  totale  della  yorza  yisiya  di  nn  occhio,  dei  35  per  cento; 
per  la  perdita  totale  dei  poUice  della  mano  destra,  dei  30  per  cento; 
per  la  perdita  totale  dei  pollice  della  mano  sinistra,  dei  25  per  cento; 
per  la  perdita  totale  dell'indice  della  mano  destra,  dei  20  per  cento; 
per  la  perdita  totale  dell'indice  della  mano  sinistra,  dei  15  per  cento; 
per  la  perdita  della  seconda  ÜEilange  dei  pollice  della  mano  destra,  dei  15  per  cento; 
per  Temia  inguinale  o  cmrale  doppia,  dei  15  per  cento; 
per  la  perdita  totale  dei  mignolo  della  mano,  dei  12  per  cento; 
per  la  sorditA  completa  di  nn  orecchio  o  per  Temia  inguinale  o  cmrale  semplice, 

dei  10  per  cento; 
per  la  perdita  dei  medio  o  annlare  di  una  mano^  delFalluce  e  dei  corrispondente 

metatarso,  deirs  per  cento; 
per  la  perdita  dell'alluce  o  di  un  altro  dito  dei  piede ,   o  di  una  falange  di  un 

dito  della  mano,  dei  5  per  cento. 

Per  la  graye  perturbazione  mentale  che  non  esclude  il  layoro  manuale,  il  salario  si 
considera  ridotto  nella  misura  dei  50  per  cento. 

In  caso  di  perdita  di  piü  membra  od  arti,  la  riduzione  dei  salario  corrisponde  alla 
somma  delle  quote  relative  alle  singole  riduzioni,  da  non  oltrepassare  perö  la  misura 
dell'80  per  cento. 

La  paralisi  totale  ed  inguaribile  di  membra  o  di  arti  resi  completamente  inseryibili 
^  equiparata  alla  perdita  totale  di  essi.  Quando  invece  li  renda  soltanto  parzialmente 
inseryibili,  la  riduzione  dei  salario  si  considera  nella  misura  immediatamente  inferiore,  da 
non  oltrepassare  il  limite  minimo  dei  5  per  cento. 
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Als  dauernde  völlige  Invalidität  ist  anzusehen: 

a)  der  gänzliche  Verlust  beider  Arme  oder  beider  Hände; 

b)  der  gänzliche  Verlust  beider  Beine  oder  beider  Füsse; 

c)  der  Verlust  eines  Armes  und  eines  Beines  oder  einer  Hand  und  eines  Fusses; 

d)  der  gänzliche  Verlust  der  Sehkraft  beider  Augen; 

e)  unheilbare  Geisteskrankheit,  welche  jede  Arbeit  ausschliesst. 

Als  dauernde  teilweise  Invalidität  gilt   die   Folge   eines   Unfalls,   welcher   die 
Arbeitsfähigkeit  nur  teilweise,  aber  wesentlich  und  für  das  ganze  Leben  vermindert. 


Art.  74. 

In  Fällen  dauernder  teilweiser  Invalidität  gilt  der  Verdienst  behufe  Feststellung  der 
Entschädigungen  als  auf  folgende  Sätze  herabgesetzt: 

bei  gänzlichem  Verlust  des  rechten  Armes  oder  des  rechten  Vorderarmes  bis  zum 

oberen  Drittel  auf  80  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  des  linken  Armes  oder  des   linken  Vorderarmes  bis  zum 

oberen  Drittel  auf  75  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  der  rechten  Hand  oder  der  fünf  Finger  der  rechten  Hand 

oder  des  rechten  Vorderarmes  bis  zum  unteren   Drittel    oder   eines   Schenkels 

auf  70  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  der  linken  Hand  oder  der  fänf  Finger   der   linken  Hand 

oder  des  linken  Vorderarmes  bis  zum  unteren  Drittel  auf  65  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  des  Beines  bis  zum  oberen  Drittel  auf  60  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  eines  Fusses  oder  eines  Beines  bis    zum   unteren   Drittel 

auf  50  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  der  Sehkraft  des   einen  Auges,   verbunden   mit   schwerer 

Verminderung  der  Sehkraft  des  andern,  auf  50  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  des  Gehörs  auf  40  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  der  Sehkraft  eines  Anges  auf  35  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  des  Daumens  der  rechten  Hand  auf  30  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  des  Daumens  der  linken  Hand  auf  25  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  des  Zeigefingers  der  rechten  Hand  auf  20  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  des  Zeigefingers  der  linken  Hand  auf  15  Prozent; 
bei  Verlust  des  zweiten  Gliedes  des  Daumens  der  rechten  Hand  auf  15  Prozent; 
bei  doppelten  Leistenbruch  oder  Schenkelbruch  auf  15  Prozent; 
bei  gänzlichem  Verlust  des  kleinen  Fingers  auf  12  Prozent; 
bei  völliger  Taubheit  eines  Ohres  oder  bei  einfachem  Leisten-  oder  Schenkelbruch 

auf  10  Prozent; 
bei  Verlust  des  Mittel-  oder  Ringfingers  einer  Hand,    der   grossen  Zehe  und  des 

entsprechenden  Mittelfusses  auf  8  Prozent; 
bei  Verlust  der  grossen  Zehe  oder  einer  anderen  Zehe   oder   eines    Gliedes  eines 

Fingers  auf  5  Prozent. 

Bei  schwerer  Geistesstörung,  welche  die  Handarbeit  nicht  ausschliesst,  gilt  der  Lohn 
als  auf  50  Prozent  zurückgefahrt. 

Im  Falle  des  Verlustes  mehrerer  Gliedmassen  oder  Glieder  entspricht  die  Herabsetzung 
des  Verdienstes  der  Summe  der  auf  die  einzelnen  Herabsetzungen  bezüglichen  Quoten;  sie 
darf  jedoch  den  Satz  von  80  Prozent  nicht  übersteigen. 

Die  gänzliche  und  unheilbare  Lähmung  dadurch  völlig  unbrauchbar  gemachter  Glied- 
massen oder  Glieder  wird  dem  gänzlichen  Verlust  derselben  gleichgeachtet.  Ist  nur  teil- 
weise ünbrauchbarkeit  vorhanden,  so  gilt  der  Verdienst  als  auf  die  nächst  niedere  Stufe 
herabgesetzt,  doch  darf  unter  die  Mindestgrenze  von  5  Prozent  nicht  heruntergegangen  werden. 
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Art.   76. 

Si  considera  come  inabilitä  temporanea  totale  la  consegnenza  di  on  infortnnio  che 
impedisca  totalmente  e  per  un  determinato  periodo  di  tempo  di  attendere  al  lavoro. 

La  inabilitä  temporanea  parziale  6  qaella  che  diminaisce  solo  in  parte  e  per  an 
determinato  periodo  di  tempo  la  attitudine  al  lavoro. 

Art.  76. 
Per  gli  effetti  dell'articolo  9  nn.  3  e  4  della  legge,    s'intende  per  Balario  medio,  il 
salario  giomaliero  calcolato  a  norma  dell'ültimo  aünea  delFarticolo  10  della  legge   stessa. 


Art.  77. 
Bicevnta  la  denunzia  dell'infortunio,  ed  accertati  la  specie  e  il  grado  della  inabilitä, 
ristitnti  assicaratore,    nel  piu  breve   termine,   comnnica  airopendo  ferito  la  misnra  della 
indennitä  liquidatagli,  indicando  gli  elementi  che  servirono  di  base  a  tale  liqnidazione;  e  cioe: 

1^  la  specie  e  il  grado  della  inabilitil; 

2®  la  misnra  del  salario; 

3^  la  ridnzione  che  il  salario  pnö  subire  nel  caso  di  inabilitä  parziale. 

Se  Toperaio  accetta  la  liqnidazione,  ne  dara  notizia  airistitnto  assicnratore,  il  qnale 
dovr^  proYvedere  al  pagamento  della  indennitä  entro  cinqne  giomi  da  qnello  in  cni  avrä 
ricevnto  la  notizia. 

Art.  78. 
Qnalora  Toperaio  non  accetti  la  liqnidazione  dell'Istitnto  assicnratore,  comnnicheni  a 
qnesto  le  sue  osservazioni  con  lettera  raccomandata,  o  della  qnale  abbia  ritirato  riceynta, 
e,  non  ricevendo  risposta  nel  termine  di  qnindici  giorni  da  qnello  della  spedizione  della 
lettera  raccomandata,  o  dalla  data  della  ricevnta,  o  qnalora  la  risposta  non  gli  sembri 
sodisfacente,  poträ,  convenire  in  gindizio  Tlstitnto  assicnratore  nei  modi  e  con  le  norme 
stabiliti  neÜ'articolo  11  della  legge. 


Art.  79. 

Per  ottenere  il  pagamento  in  capitale  della  indennitä  in  caso  di  inabilitä  permanente 
assoluta,  Toperaio  dovrä  fame  domanda  al  Pretore  nella  cni  ginrisdizione  ^  domiciliato, 
indicando  la  misnra  della  indennitä  spettantegli  e  i  motivi  pei  qnali  chiede  il  pagamento 
in  capitale. 

AUa  domanda  dovrä  essere  nnito  lo  stato  di  famiglia  e  il  certificate  di  bnona  con- 
dotta  dell*operaio  rilasciato  dal  Sindaco  del  comnne  in  cni  esso  ö  domiciliato.  II  Pretore 
ha  facoltA  di  assnmere  tntte  qnelle  altre  informazioni  che  riterrä  necessarie. 


Art.  80. 
Dalle  indennitä  dovnte  nei  casi  di  inabilitä  permanente,  parziale  o  assolnta,  saranno 
dedotte  le  indennitä  giomaliere  o  provvisionali  eventnalmente  corrisposte  airoperaio  colpito 
da  infortnnio. 

Art.  81. 
In  caso  di  morte  delFoperaic,  i  snoi  eredi,  comprovando  qnesta  loro  qualitä,  presen- 
tano  airistituto  assicnratore  domanda  per  ottenere  la  indennitä. 

Per  gli  eredi  che  non  presentino  la  domanda  entro  tre  mesi  dal  giomo  deiravrennto 
infortnnio,  Tinteresse  normale  snlla  indennitä  dovnta  decorrerä  soltanto  dal  giomo  della 
presentazione  della  domanda. 


Verordnung  zur  Außfühnrng  des  Ü.V.G.  vom  17.  März  1870.  97 

Art.  75. 

Als  YÖllige  zeitweilige  Arbeitsnnföhigkeit  wird  die  Folge  eines  Un£all8  angesehen, 
welcher  gänzlich  und  für  einen  bestimmten  Zeitraum  hindert  Arbeit  zu  verrichten. 

Teilweise  zeitweilige  Arbeitsnnföhigkeit  ist  diejenige,  welche  nur  zum  Teil  und  for 
einen  bestimmten  Zeitraum  an  der  Verrichtung  von  Arbeit  hindert. 

Art.  76. 
Im  Sinne  des  Artikels  9,  Ziffer  3  und  4  des  Gesetzes   ist  unter  durchschnittlichem 
Arbeitsverdienst   der   gemäss   dem   letzten  Absatz  des  Artikels  10  desselben  Gesetzes  be- 
rechnete Tagesverdienst  zu  verstehen. 

Art.  77. 
Nach  Empüang  der  Anzeige   des   Unfalls   und   nach   Feststellung   der  Art  und  des 
Grades  der  Arbeitsunfähigkeit  teilt  die  Versicherungsanstalt  in  kürzester  Frist  dem  verletzten 
Arbeiter  die  Höhe  der  ihm  zu  zahlenden  Entschädigung  mit,  unter  Angabe  der  Unterlagen, 
welche  als  Grundlage  für  die  Berechnung  derselben  gedient  haben,  nämlich: 

1.  der  Art  und  des  Grades  der  Arbeitsunfähigkeit; 

2.  der  Höhe  des  Arbeitsverdienstes; 

3.  der   Herabsetzung,   welcher   der   Lohn   im   Falle   teilweiser  Arbeitsunföhigkeit 
unterliegen  kann. 

Wenn  der  Arbeiter  die  Entschädigungsberechnung  annimmt,  so  hat  er  die  Ver- 
sicherungsanstalt davon  in  Kenntnis  zu  setzen,  welche  daraufhin  die  Zahlung  der  Ent- 
schädigung binnen  fünf  Tagen  nach  Empfang  der  bezüglichen  Benachrichtigung  zu  be- 
wirken hat. 

Art.  78. 

Nimmt  der  Arbeiter  die  Entschädigungsberechnung  der  Versicherungsanstalt  nicht 
an,  so  hat  er  dieser  seine  Einwendungen  mittels  eingeschriebenen  Briefes  oder  eines  Briefes, 
über  welchen  eine  Empfangsbescheinigung  eingezogen  wird,  mitzuteilen;  erhält  er  binnen 
14  Tagen  nach  dem  Tage  der  Absendung  des  eingeschriebenen  Briefes  oder  von  dem  Datum 
der  Empfangsbescheinigung  ab  gerechnet  keine  Antwort  oder  erscheint  ihm  die  Antwort 
nicht  befriedigend,  so  kann  er  die  Versicherungsanstalt  nach  Massgabe  der  Vorschriften 
in  Artikel  11  des  Gesetzes  vor  Gericht  laden. 

Art.  79. 

Um  im  Falle  dauernder  völliger  Arbeitsunfähigkeit  die  Entschädigung  in  Kapital 
ausgezahlt  zu  erhalten,  hat  der  Arbeiter  dem  Amtsrichter,  in  dessen  Bezirk  er  seinen 
Wohnsitz  hat,  ein  entsprechendes  Gesuch  einzureichen,  in  welchem  die  Höhe  der  ihm 
zustehenden  Entschädigung  und  die  Gründe  für  sein  Begehren  anzugeben  sind. 

Dem  Gesuche  müssen  ein  Nachweis  des  Familienstandes  des  Arbeiters  und  ein 
Zeugnis  über  gute  Führung  beigefügt  sein,  welche  vom  Ortsvorstand  der  Gemeinde  aus- 
zustellen sind,  in  welcher  der  Arbeiter  seinen  Wohnsitz  hat.  Der  Richter  ist  befugt,  alle 
ferneren  Auskünfte  einzuholen,  welche  er  für  notwendig  erachtet. 

Arii.  80. 
Von  der  in  den  Fällen  dauernder,  sei  es  teilweiser  oder  völliger,  Arbeitsunfähigkeit  ge- 
bührenden Entschädigung   sind  die  täglichen   oder  vorläufigen  Entschädigungen  in  Abzug 
zu  bringen,  welche  dem  vom  Unfall  betroffenen  Arbeiter  etwa  gezahlt  worden  sind. 

AtL  81. 
Im  Falle  des  Todes  des  Arbeiters   haben    seine   Erben,   unter   Nachweisung   dieser 
ihr«r  Eigenschaft,  der  Versicherungsanstalt  das  Gesuch  um  Gewährung  der  Entschädigung 
einzureichen. 

Für  die  Erben,  welche  das  Gesuch  nicht  binnen  drei  Monaten,  vom  Tage  des  Unfalls 
ab  gerechnet,  einreichen,  läuft  die  übliche  Verzinsung  der  Entschädigung  erst  vom  Tage 
der  Vorlegung  des  Gesuchs  ab. 
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Nel  termine  dl  quindici  giomi  dal  riceyimento  della  domanda,  Tlstitato  assicnratore 
notificherä  a  coloro  che  l*hanno  presentata,  Tammontare  della  indenniU  liquidata,  indicando 
la  misnra  del  salario  che  servi  di  base  alla  Hqoidazione  e  Tammontare  delle  indenniU 
giornaliere  o  proyyisionali  che  Toperalo  abesse  gik  percepite  prima  della  morie,  le  qoali 
saranno  dedotte  dalla  indennitd,  complessiva. 

Art.  82. 

Nei  casi  previsti  nella  prima  parte  dell'articolo  11  della  legge,  Toperaio  ha  fecolti 
di  presentare  domanda  alllstituto  assicnratore  per  ottenere  ona  nnova  liqnidazione  della 
indennitÄ.  Alla  domanda  dovrä  essere  nnito  im  certificato  medico  dal  qaale  risolti  che  11 
primo  giudizio  fa  erroneo  o  che  si  ö  yerificato  nn  aggravamento  nelle  consegaenze  del- 
hnfortmiio. 

L'Istitnto  assicnratore  nel  termine  di  nn  mese  dal  ricevimento  della  domanda  deve 
liqnidare  la  nnova  indennitä  o  respingere,  indicandone  i  motiii,  la  domanda.  In  qnesto 
caso  Toperaio  potr^  convenire  Tlstitnto  assicnratore  dinanzi  al  magistrato  competente  del 
Inogo  nel  qnale  ö  avvennto  l'infortnnio. 

La  revisione  del  gindizio  snlla  inabilitä  pnö  essere  chiesta  dairistitnto  assicnratore 
all*antoritä  gindiziaria  competente. 

Art.  83. 

I  capi  0  esercenti  d*imprese,  indnstrie  e  costmzioni  i  qnali  abbiano  a  proprio  spese, 
soli  0  associati,  organizzato  nn  regolare  servizio  di  assistenza  medica  o  farmacentica  per 
prestare  le  prime  immediate  cnre  agli  operai  feriti  in  consegnenza  d'infortnni,  possono  fare 
domanda  al  Prefetto  della  provincia  per  essere  esonerati  dall'obbligo  di  prowedere  altri- 
menti  alle  spese  per  la  predetta  cnra. 

II  Prefetto  esamina^  caso  per  caso,  se  Torganizzazione  del  servizio  medico  e  farma- 
centico  sia  tale  da  corrispondere  al  fine  della  legge,  e,  ndito  il  medico  provindale,  concede 
Tesenzione  richiesta. 

n  Prefetto  proTvederä  che  dal  medico  proiindale  o  dagli  nfficiali  sanitari  comnnali, 
siano  esegnite,  almeno  dne  volte  Tanno,  ispezioni  per  accertare  che  il  servizio  di  assistenza 
medica  o  &rmacentica  sia  mantennto  in  condizione  di  normale  fnnzionamento;  e  potra 
revocare  il  decreto  che  concesse  la  esenzione. 

Qnando  le  imprese,  indnstrie  o  costmzioni  abbiano  stabilimenti  o  lavori  in  pin 
provincie,  la  domanda  deve  essere  presentata  al  Ministero  di  agricoltnra,  indnstria  e  com- 
mercio,  il  qnale  proYvede,  sentite  le  antoritä  locali,  ed  esercita  la  sorreglianza  col  mezzo 
degU  nfficiali  sanitari. 

Art.  84. 

Qnando  in  nno  stabilimento  indnstriale  d  nna  infermeria  institnita  per  cnra  e  a  spese 
del  capo  0  esercente  il  medesimo,  e  gli  operai  sono  consnetamente  cnrati  in  qnesta  in- 
fermeria, per  ogni  operaio  colpito  da  infortnnio  che  yenga  col  sno  consenso  in  essa  rico- 
yerato,  Tlstitnto  assicnratore  doyrä  preleyare  nn  terzo  della  indennit^  giomaliera  spettante 
all'operaio  e  yersarlo  nella  cassa  deirinfermeria  stessa,  a  partire  dal  sesto  giomo  del- 
Fayyennto  infortnnio. 


Art.  85. 

Le  trasgressioni  degli  Istitnti  assicnratori  alle  disposizioni  contennte  nel  presente 
Titolo,  sono  passibili  di  nna  pena  pecnniaria  non  inferiore  a  lire  40,  senza  pregindizio 
delle  maggiori  pene  comminate  dal  Codice  penale. 


Art.  86. 

Le  disposizioni  del  presente  Titolo  si  applicano  anche  alle  Gasse  priyate  e  ai  Sin- 
dacati  d*assicnrazione  mntna. 
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Binnen  yierzehn  Tagen  nach  Empfang  des  Gesnchs  hat  die  Yersicheningsanstalt  dem 
Antragsteller  den  Betrag  der  festgestellten  Entschädigung  mitzuteilen,  nnter  Angabe  des 
Arbeitsyerdienstes,  welcher  der  Berechnung  zu  Grunde  liegt,  und  des  Betrages  der  Ton  der 
Gesamtentschädigung  in  Abzug  zu  bringenden  täglichen  oder  vorläufigen  Entschädigungen, 
welche  der  Arbeiter  etwa  vor  seinem  Tode  schon  bezogen  hatte. 


Art.  82. 

In  den  im  ersten  Teil  des  Artikels  11  des  Gesetzes  vorgesehenen  Fällen  ist  der 
Arbeiter  beftigt,  bei  der  Versicherungsanstalt  ein  Gesuch  um  Neuberechnung  der  Ent- 
schädigung einzureichen.  Dem  Gesuche  ist  ein  ärztliches  Zeugnis  beizufügen,  aus  welchem 
hervorgeht,  dass  das  erste  Urteil  irrig  war,  oder  dass  eine  Verschlimmerung  in  den  Folgen 
des  Un&lls  eingetreten  ist. 

Die  Versicherungsanstalt  hat  binnen  einem  Monat  nach  Empfang  des  Gesuchs  die 
neue  Entschädigung  festzusetzen  oder  das  Gesuch  unter  Angabe  der  Gründe  abzuweisen. 
In  diesem  Falle  kann  der  Arbeiter  die  Versicherungsanstalt  vor  den  zuständigen  Amts- 
richter des  Ortes  laden,  in  welchem  der  UnfEdl  sich  ereignet  hat. 

Die  Bevision  des  Urteils  über  die  Erwerbsunfähigkeit  kann  auch  von  der  Versicherungs- 
anstalt bei  dem  zuständigen  Gericht  beantragt  werden. 

Art.  83. 

Betriebsuntemehmer,  welche  auf  eigene  Kosten,  einzeln  oder  vereinigt,  einen  regel- 
rechten Dienst  für  ärztlichen  oder  pharmazeutischen  Beistand  organisiert  haben,  um  den 
durch  Unfälle  verletzten  Arbeitern  die  erste  Hülfe  zu  leisten,  kennen  bei  dem  Präfekten 
der  Provinz  um  Befreiung  von  der  Verpflichtung  nachsuchen,  in  anderer  Weise  für  die 
Kosten  der  ersten  Hilfe  Vorsorge  zu  treffen. 

Der  Präfekt  prüft  Fall  für  Fall,  ob  die  Einrichtung  des  ärztlichen  und  pharma- 
zeutischen Dienstes  derart  ist,  dass  sie  dem  Zwecke  des  Gesetzes  entspricht,  und  gewährt, 
nach  Anhörung  des  Bezirksarztes,  die  nachgesuchte  Befreiung. 

Der  Präfekt  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  von  dem  Bezirksarzt  oder  von  den  Gemeinde- 
Sanitätsbeamten  wenigstens  zweimal  im  Jahre  Besichtigungen  vorgenommen  werden,  um 
festzustellen,  ob  der  ärztliche  oder  pharmazeutische  Hilfsdienst  ordnungsmässig  ausgeübt 
wird;  er  kann  den  Erlass,  welcher  die  Befreiung  gewährt,  widerrufen. 

Wenn  die  Betriebe  sich  über  mehrere  Provinzen  erstrecken,  so  ist  das  Gresuch  beim 
Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  einzureichen,  welches  nach  Anhörung  der 
Ortsbehörden  das  Weitere  veranlasst  und  die  Überwachung  durch  die  Sanitätsbeamten  ausübt. 


Art.  84. 

Wenn  sich  in  einer  Fabrik  eine  von  dem  Betriebsuntemehmer  auf  eigene  Kosten 
eingerichtete  Krankenstube  befindet  und  die  Arbeiter  in  derselben  gewohnheitsmässig  be- 
handelt werden,  so  hat  die  Versicherungsanstalt  für  jeden  von  einem  Unfall  betroffenen 
Arbeiter,  welcher  mit  seiner  Zustimmung  in  diese  Krankenstube  aufgenommen  wird,  ein 
Drittel  der  dem  Arbeiter  zustehenden  täglichen  Entschädigung  vom  sechsten  Tage  ab  nach 
Eintritt  des  Unfalls  in  die  Kasse  der  Krankenstube  einzuzahlen. 


Art.  85. 

Zuwiderhandlungen  der  Versicherungsanstalten  gegen  die  im  gegenwärtigen  Titel  ent- 
haltenen Bestimmungen  werden  mit  einer  Geldstrafe  von  mindestens  40  Lire  bestraft, 
unbeschadet  der  im  Strafgesetzbuch  angedrohten  höheren  Strafen. 

Art.  86. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Titels  finden  auch  Anwendung  auf  die  Privat- 
kassen und  die  Versicherungsverbände  auf  Gegenseitigkeit. 
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Art.  87. 

La  domanda  giadiziale  per  consegnire  le  indennitil  deve  essere  proposta  nel  termine 
stabilito  dall'articolo  15  della  legge,  innanzi  all*antoritÄ  gindiziaria  competente  del  luogo 
nel  qnale  awenne  rinfortonio. 


Titolo  IX. 
Ispezloni,  aecertamento  delle  contraTTenzionl  e  penalitiL 

Art.  88. 

Per  le  ispesdoni  intese  ad  accertare  la  esecnzione  della  legge,  del  presente  regola- 
mento e  dei  regolamenti  preyentiii  il  Ministero  di  agricoltnra,  indnstria  e  commercio  si 
yarrä  degli  ispettori  delle  Industrie,  degli  ispettori  ed  ingegneri  del  Beal  Gorpo  delle  miniere 
e,  preyio  concerto  col  Ministero  dei  lavori  pnbblici,  degli  ispettori  e  ingegneri  appartenenti 
d  Corpo  del  genio  civile.  Potr4  d^legare  per  le  ispezioni  anche  altri  pnbblid  fnnzionari 
specialmente  competenti. 

Osservando  la  disposizione  del  secondo  alinea  delFarticolo  5  della  legge,  il  Ministero 
si  vani  per  le  dette  ispezioni  del  personale  tecnico  delle  Associazioni  per  la  prevenzione 
degU  infortani  e  dei  Sindacati  di  assicnrazione  motna. 

Per  le  imprese,  industrie  e  costrnzioni  soggette  a  speciale  yigilanza  tecnica  gover- 
natiya,  per  la  sicurezza  e  regolaritä  dell*essercizio,  le  ispezioni  saranno  esegnite  dall*afficio 
al  qnale  tale  yigilanza  d  affidata. 

Airufificio  stesso  si  riyolgeranno  i  Prefetti  nel  caso  dell'articolo  90. 

Art.  89. 

Con  Regio  decreto,  promosso  dopo  il  yoto  fayoreyole  del  Consiglio  dell'indnstria  e 
del  commercio,  saranno  determinati  i  titoli  e  i  requisiti  necessari,  affinchd  il  personale 
tecnico  delle  Associazioni  per  la  preyenzione  degli  infortani  e  dei  Sindacati  di  assicnrazione 
mntna  possa  essere  delegato  ad  esegnire  le  ispezioni. 

Art.  90. 

Le  ispezioni  sono  ordinarie  e  straordinarie.  Le  ordinarie  sono  esegnite  almeno  nna 
yolta  ogni  dae  anni;  le  straordinarie  quando  il  Ministero  ne  rayyisi  la  necessitit. 

I  prefetti  hanno  facoltä  di  fare  esegnire  ispezioni  straordinarie  e  prendere  proyye- 
dimenti  di  nrgenza,  dandone  immediato  ayyiso  al  Ministero  e  comnnicandogli  poi  i  risnltati 
delle  ispezioni. 

Art  91. 
Gl'ispettori  debbono,  tanto  nelle  ispezioni  ordinarie  qnanto  nelle  straordinarie,  accertare: 

1^  Tosseryanza  delle  misnre  preyentiye  stabüite  nelle  leggi  e  nei  regolamenti  di 

prevenzione; 
2^  il  nnmero  degli  operai  impiegati  nello  stabilimento  o  nella  impresa; 
3^  se  lo  stabilimento  o  Timpresa  4  diretto  dall'imprenditore  o  da  persona  stipen- 

diata  e  il  nnmero  delle  persone  preposte  alla  sorveglianza  dei  layori; 

4^  se  gli  operai  impiegati  sono  tntti  assicnrati; 

5^  Vosseryanza  delle  disposizioni  contennte  nella  legge  e  nel  presente  regolamento. 


Verordnung  zur  Ausführung  des  U.V.G.  vom  17.  März  1898.  101 

Art.  87. 

.  Das  Gesuch  um  Gewährung  der  Entschädigung  muss  in  der  im  Artikel  15  des 
Gesetzes  vorgesehenen  Frist  bei  dem  zuständigen  Gericht  des  Ortes,  in  welchem  der  Unfall 
sich  zugelaragen  hat,  gestellt  werden. 


Titel  IX. 
Besiclitigiiiigeii,  Feststellung  Ton  Zaiflderhaiidliiiigeii  und  Strafen. 

Art.  88. 

Für  die  Besichtigungen,  welche  behufis  Feststellung  der  Ausfuhrung  des  Gesetzes, 
der  gegenwärtigen  Verordnung  und  der  ünfallverhütungsvorschriften  vorzunehmen  sind,  hat 
sich  das  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  der  Gewerbe-Inspektoren,  der 
Inspektoren  und  Ingenieure  des  königlichen  Bergwerkskorps  und,  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  der  dem  Begierungsbaumeisterkorps  angehörenden 
Inspektoren  und  Ingenieure  zu  bedienen.  Zu  den  Besichtigungen  können  auch  andere 
besonders  geeignete  Beamte  abgeordnet  werden. 

Gemäss  den  Bestimmungen  des  zweiten  Absatzes  des  Artikels  5  des  Gesetzes  kann 
sich  das  Ministerium  für  die  fraglichen  Besichtigungen  auch  des  technischsn  Personals  der 
ünfeUverhütungsgenossenschaften  und  der  Versicherungsverbände  bedienen. 

Bei  Betrieben,  welche  regierungsseitig  einer  besonderen  technischen  üeberwachung 
in  Hinsicht  auf  die  Sicherheit  und  Begelmässigkeit  des  Betriebes  unterliegen,  sind  die 
Besichtigungen  von  den  Beamten  auszuführen,  welchen  diese  Üeberwachung  anvertraut  ist. 

An  diese  Beamten  haben  sich  die  Präfekten   im   Falle    des  Artikels  90  zu  wenden. 

Ari;.  89. 

Mittels  königlicher  Verordnung,  welche  nach  Zustimmung  des  Industrie-  und  Gewerbe- 
rats zu  erlassen  ist,  wird  das  Erforderliche  bestimmt  werden,  damit  das  technische  Per- 
sonal der  Unfallverhütungsgenossenschaften  und  der  Versicherungsverbände  zur  Vornahme 
der  Besichtigungen  abgeordnet  werden  kann. 

Ari;.  90. 

Die  Besichtigungen  sind  ordentliche  und  ausserordentliche;  die  ordentlichen  sind 
wenigstens  einmal  alle  zwei  Jahre  auszuführen,  die  ausserordentlichen,  wenn  das  Ministerium 
sie  für  notwendig  erachtet. 

Die  Präfekten  sind  befugt,  ausserordentliche  Besichtigungen  ausführen  zu  lassen  und 
dringliche  Vorkehrungen  anzuordnen;  sie  haben  das  Ministerium  davon  unmittelbar  in  Kenntnis 
zu  setzen  und  ihm  demnächst  die  Ergebnisse  der  Besichtigungen  mitzuteilen. 

Arij.  91. 

Die  Inspektoren  müssen  sowohl  bei  den  ordentlichen  wie  bei  den  ausserordentlichen 
Berichtigungen  feststellen: 

1.  die  Beobachtung  der  in  den  Gesetzen  und  Verordnungen  getroffenen  ünfall- 
verhütungsvorschriffcen ; 

2.  die  Zahl  der  im  Betriebe  beschäftigten  Arbeiter; 

3.  ob  der  Betrieb  von  dem  Unternehmer  oder  von  einer  besoldeten  Person  geleitet 
wird,  und  die  Zahl  der  Personen,  welchen  die  Üeberwachung  der  Arbeiten 
übertragen  ist; 

4.  ob  die  beschäftigten  Arbeiter  sämtlich  versichert  sind; 

5.  die  Beobachtung  der  in  dem  Gesetz  und  in  der  gegenwärtigen  Verordnung 
enthaltenen  Bestimmungen. 
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Art.  92. 
Grispettori  hanno  piena  facoltä  di  entrare  nelle  miniere,  cave  e  torbiere,  negli  opifici, 
nei  cantieri  di  costmzioni  e  in  generale  in  tntti  i  luogbi  nei  qnali  si  esercitano  Industrie 
e  si  esegniscono  lavori  della  specie  e  con  le  condizioni  indicate  nell'articolo  1^  della  legge. 
Essi  possono: 

1®  visitare  in  tutte  le  loro  parti  le  miniere,  cave  e  torbiere,  le  officine,  i  laboratori, 
le  opere  di  costnizione  e  i  locali  attinenti,  esclusi  qnelli  destinati  ad  abitazione ; 

2^  interrogare,  oltre  i  capi  o  esercenti,  i  gerenti,  i  direttori,  i  sorveglianti,  i  cotti- 
misti,  gli  operai  ed  ogni  altra  persona  presente  nei  luogbi  yisitati; 

3^  esaminare  il  libro  o  i  fogli  di  paga  degli  operai,  il  contratto  originario  di 
assicorazione,  i  contratti  addizionali,  i  regolamenti  intemi  di  üabbrica  e  tatti 
gli  altri  libri  e  registri  da  cni  possano  trarre  elementi  ntili  per  Tadempimento 
del  loro  officio. 

Qnando  incontrino  opposizioni  od  ostacoli  nell'esercizio  delle  loro  fimzioni,  gFispettori 
possono  hcbiedere,  col  mezzo  dell*antoritit  competente,  Tinterrento  della  forza  pnbblica. 

Art.  93. 
GFispettori  nei  presentarsi  per  adempiere  il  loro  ufficio,    debbono,   a  ncbiesta,  fare 
constare  della  loro  identitit,  mostrando  la  carta  di  riconoscimento,  cbe  sarä  ad  essi  rilasciata 
dal  Ministero  d*agricoltnra,  indostria  e  commercio. 

Art.  94. 
Grispettori  accertano  le  contrawenzioni  alle  disposizioni  della  legge,  del  presente 
regolamento  e  dei  regolamenti  di  prevenzione  mediante  apposito  processa-yerbale  in  cni 
debbono  determinare  con  chiarezza  e  precisione:  la  natura  del  fatto  con  le  sue  circostanze 
e  specialmente  quelle  di  tempo  e  di  luogo;  le  disposizioni  alle  quali  si  d  contrawenuto; 
le  informazioni  raccolte  intomo  ai  presunti  contrawentori  e  tutti  gli  elementi  che  siano 
necessari  per  il  giudizio  sulla  contrawenzione. 

n  processo-yerbale,  compilato  alla  presenza  del  capo  o  esercente  o  di  quegli  che  ha 
la  direzione  o  la  soryeglianza  del  lavoro,  deve  essere  sottoscritto  dal  medesimo,  dall*ispettore 
e  dagli  agenti  dalla  forza  pubblica,  quando  siano  intervenuti. 

n  rappresentante  dello  stabilimento  o  della  impresa  ha  diritto  di  fare  insenre  nei 
processo-yerbale  le  dichiarazioni  che  crederä  nei  suo  Interesse  conyenientL 

Qualora  si  rifiuti  di  firmare  il  processo-yerbale,  Tispettore  ne  fa  menzione,  indicando 
le  ragioni  del  rifiuto. 

II  verbale  di  contrayyenzione  deve  essere  rimesso  dall'ispettore,  entro  due  giomi 
dalla  sua  data,  alFautoritä  gindiziana  competente,  comunicandone  copia  al  Prefetto 
della  provincia. 

Art.  95. 
Grispettori  presenteranno  al  Ministero  d'agricoltura,  industria  e  commercio  una  relazione 
sui  risnltati  della  ispezione  eseguita,  nella  quäle  esporranno  anche  le  loro  osservazioni  sulla 
efficacia  delle  disposizioni  di  prevenzione  vigenti.     Proporranno  anche  Tadozione  di  quelle 
altre  misure  preventive  delle  quali  la  esperienza  abbia  dimostrato  la  utilitit. 

Le  relazioni  debbono  essere  spedite  al  Ministero  entro  dieci  giomi  dalla  chiusura 
della  ispezione. 

Quando  le  ispezioni  abbracciano  piü  stabilimenti  o  imprese,  la  relazione  di  esse  dovrä 
mandarsi  entro  un  mese  dal  compimento  del  giro  di  ispezione. 

Quando  Tispezione  abbia  dimostrato  che  sia  urgente  prendere  provvedimenti,  Tlspettore 
ne  riferirä  in  modo  sommario  immediatamente  al  Ministero,  salvo  a  rimettere  la  relazione 
nei  termini  stabiliti. 
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Art.  92. 
Die  Inspektoren  haben  voll^  Befognis,    die   Bergwerke,    Gruben  und  Tor£9tiche,    die 
Fabriken,   Bauplätze  und  im  allgemeinen  alle  Orte  zu  beketen,   in  welchen  Betriebe  und 
Arbeiten  von  der  Art  und  unter  den  Bedingungen  ausgeführt  werden,  wie  fide  in  Artikel  1 
des  Gesetzes  angegeben  sind.     Dieselben  dürfen: 

1.  die  Bergwerke,  Gruben  und  Torfstiche,  die  Werkstätten,  Laboratorien,  Bauwerke 
und  zugehörigen  Bäumlichkeiten,  mit  Ausnahme  der  zum  Bewohnen  bestimmten, 
in  allen  ihren  Teilen  besichtigen; 

2.  die  Betriebsuntemehmer,  Geschäftsfährer,  Direktoren,  Aufseher,  Akkordarbeiter, 
Arbeiter  und  jede  andere  in  den  besichtigten  Bäumlichkeiten  anwesende 
Person  befiragen; 

3.  das  Lohnbuch  oder  die  Lohnzettel  der  Arbeiter,  den  Originalyersicherungstertrag, 
die  Zusatzverträge,  die  inneren  Fabrikreglements  und  alle  sonstigen  Bücher  und 
Register  prüfen,  aus  welchen  sie  Material,  das  für  die  Wahrnehmung  ihres 
Amtes  von  Nutzen  ist,  entnehmen  können. 

Wenn  die  Lispektoren  bei  der  Ausübung  ihrer  Obliegenheiten  auf  Widerstand  oder 
Hindemisse  stossen,  so  können  sie  durch  Yermittelung  der  zuständigen  Behörde  das  Ein- 
schreiten der  Polizei  fordern. 

Art.  93. 

Die  Inspektoren  müssen,  wenn  sie  sich  behufs  Wahrnehmung  ihres  Amtes  vorstellen, 
auf  Verlangen  ihre  Identität  durch  Vorzeigung  einer  Erkennungskarte  nachweisen,  welche 
ihnen  vom  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  ausgestellt  werden  wird. 

Art;.  94. 

Die  Inspektoren  stellen  die  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes, 
der  gegenwärtigen  Verordnung  und  der  ünfallverhütungsvorschriften  durch  Aufiiahme  eines 
Protokolls  fest,  in  welchem  klar  und  genau  verzeichnet  sein  müssen:  die  Art  des  That- 
bestandes  mit  seinen  Umständen,  insbesondere  denjenigen  der  Zeit  und  des  Ortes;  die 
Bestimmungen,  welche  übertreten  sind;  die  hinsichtlich  der  vermutlichen  Uebertreter  ein- 
gezogenen Erkundig^gen,  sowie  alles  Material,  welches  für  die  Feststellung  der  üeber- 
tretung  notwendig  ist. 

Das  Protokoll,  welches  in  Gegenwart  des  Betriebsuntemehmers  oder  desjenigen, 
welchem  die  Leitung  oder  Ueberwachung  des  Betriebes  obliegt,  aufzunehmen  ist,  muss  von 
diesem,  dem  Inspektor  und  dem  Beamten  der  Polizeibehörde,  falls  diese  eingeschritten  ist, 
unterzeichnet  werden. 

Der  Betriebsuntemehmer  hat  das  Eecht,  in  das  Protokoll  die  Erklärungen,  welche 
er  in  seinem  Interesse  für  angebracht  hält,  aufiiehmen  zu  lassen. 

Wird  die  Unterzeichnung  des  Protokolls  verweigert,  so  hat  der  Inspektor  dies  unter 
Angabe  der  Gründe  der  Verweigerung  zu  erwähnen. 

Das  Protokoll  über  die  üebertretung  ist  von  dem  Inspektor,  binnen  zwei  Tagen 
nach  der  Aufiiahme,  dem  zuständigen  Gericht  zu  übersenden  und  eine  Abschrift  desselben 
dem  Präfekten  der  Provinz  mitzuteilen. 

Art.  96. 

Die  Inspektoren  haben  dem  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  einen 
Bericht  über  die  Ergebnisse  der  ausgeführten  Besichtigung  vorzulegen,  in  welchem  sie  auch 
ihre  Beobachtungen  über  die  Wirkung  der  geltenden  ünfallverhütungsvorschriften  mit- 
zuteilen haben.  Sie  haben  auch  diejenigen  anderen  Vorsichtsmassregeln  zur  Annahme 
vorzuschlagen,  deren  Nützlichkeit  durch  die  Erfahrung  dargethan  ist. 

Die  Berichte  sind  dem  Ministerium  binnen  zehn  Tagen  nach  Beendigung  der  Be- 
sichtigung zu  übersenden. 

Wenn  die  Besichtigungen  mehrere  Betriebe  umfassen,  so  ist  der  Bericht  binnen 
einem  Monat  nach  Beendigung  der  Inspeküonstour  zu  übersenden. 

Hat  die  Besichtigung  ergeben,  dass  es  dringend  notwendig  ist,  gewisse  Vorkehrungen 
zu  treffen,  so  hat  der  Inspektor  darüber  unmittelbar  dem  Ministerium  summarisch  zu 
berichten,  unbeschadet  des  in  den  festgesetzten  Fristen  zu  erstattenden  Berichts. 
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Art.  96. 

Le  omissioni  delle  denanzie  e  delle  notificazioni,  di  cni  agli  articoü  19  e  20  della 
legge  e  agli  articoli  13,  17,  23  e  35  del  presente  regolamento»  sono  dal  Prefetto  dennn- 
siate  al  Pretore  competente. 

Le  contrawenzioni  alle  disposizioni  dell*articolo  25  della  legge  sono  accertate  e 
dennnziate  al  Pretore  dall*aatoritä  locale  di  pabblica  sicarezza,  mediante  processo-verbale 
scritto  e  sottoscritto,  come  d  indicato  nell'articolo  94. 

Art.  97. 
La  omissione  delle  denanzie  e  notificazioni  di  coi  agli  articoli  13,  23,  35,  52  e  58 
e  dell*inyio  dei  rendiconti  di  cni  agli  articoli  36  e  54  del  presente  regolamento;  la  man- 
canza  e  la  irregolare  tenata  del  registro  di  cm  all'articolo  36;  la  mancanza  di  qaalcmio 
dei  libri,  registri  o  documenti  che,  a  termini  dell'articolo  54,  debbono  trovarsi  presse  la 
rappresentanza  di  una  Society  estera  di  assicurazione;  il  rifinto  di  ammettere  nello  stabili- 
mento  Tispettore  e  ogni  altro  ostacolo  opposto  al  regolare  eserdzio  del  sno  ufficio;  il  rifinto 
di  hspondere  alle  domande  dell'ispettore,  di  esibire  ad  esso  i  documenti  richiesti,  sono 
puniti  con  Tammenda  da  lire  20  a  lire  300,  a  termini  deEarticolo  434  del  Codice  pönale, 
senza  pregindizio  delle  pene  maggiori  comminate  dal  Codice  stesso. 


Art.  98. 
II  Ministero  di  agricoltnra,    indostria  e  commercio  farä  esegnire  ispezioni  ordinarie 
agli  Istitati  assicoratori,    alle  Casse  private  ed  ai  Sindacati  di  assicorazione  mntna,    allo 
scopo  di  accertare: 

1^  se  le  canzioni  depositate  corrispondano  alla  misara  indicata  nella  legge  e  nel 

regolamento; 
2^  se  le  polizze  emesse  corrispondano  alla  polizza  normale  approvata  dal  Ministero ; 

3^  se  i  rendiconti  della  gestione  delle  assicurazioni  per  grinfortoni  del  lavoro 
sono  conformi  alle  risnltanze  dei  libri  e  registri  di  contabilitä; 

4^  se  i  yersamenti  nella  cassa  del  Sindacato  sono  stati  esegniti  nella  misara  e 
con  le  regole  stabilite  nell*articolo  17  della  legge; 

5^  se  sono  occorse  variazioni  nella  composizione  del  Sindacato; 

6^  il  numero  degli  operai  inscritti  alla  Cassa  privata  o  al  Sindacato; 

7^  se  le  informazioni  fomite  al  Ministero  sono  conformi  al  vero. 

Art.  99. 
II  Ministero  pu6  ordinäre  ispezioni  straordinarie  qnando  lo  creda  opportano. 

L'amministrazione  o  la  rappresentanza  doiristituto  assicoratore  e  Tamministrazione 
della  Cassa  privata  o  del  Sindacato  hanno  Tobbligo  di  fomire  tutte  le  spiegazioni  e  rendere 
ostensibili  tatti  i  docomenti  richiesti  dagli  Ispettori. 

I  risaltati  di  ogni  ispezione  debbono  essere  cousegnati  in  an  processo  verbale. 
Qualora  sorga  contestazione  fra  Tispettore  e  la  amministrazione  dell*Istituto ,  della  Cassa 
0  del  Sindacato,  deve  farsene  particolare  monzione  nel  processo  verbale.  Questo  deve  essere 
sottoscritto  da  tatti  gli  intervenati,  ciascano  dei  qaali  puö  farvi  inserire  le  dichiarazioni 
che  ritenga  opportane. 
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Art.  96. 

Die  Unterlassung  der  Anzeigen  und  Benachrichtignngen,  von  welchen  in  den  Artikeln  19 
und  20  des  Gesetzes  und  in  den  Artikeln  13,  17,  23  nnd  34  der  gegenwärtigen  Ver- 
ordnung die  Bede  ist,  hat  der  Präfekt  dem  zuständigen  Bichter  mitzuteilen. 

Die  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  des  Artikels  25  des  Gesetzes  sind 
Yon  der  Ortspolizeibehörde  durch  Aufhahme  und  Unterzeichnung  eines  Protokolls,  wie  in 
Artikel  94  angegeben,  festzustellen  und  dem  Bichter  anzuzeigen. 

Art.  97. 
Die  Unterlassung  der  Anzeigen  und  Benachrichtigungen,  Ton  welchen  in  den  Artikeln 
13,  23,  35,  52  und  58  der  gegenwärtigen  Verordnung  die  Bede  ist,  und  der  Uebersendung 
der  in  den  Artikeln  36  und  54  erwähnten  Bechenschaftsberichte,  das  Fehlen  und  die 
unregelmässige  Führung  des  im  Artikel  36  yorgesehenen  Begisters,  das  Fehlen  eines  der 
Bücher,  Begister  oder  Dokumente,  welche  gemäss  Artikel  54  sich  bei  der  Veitretung  einer 
ausländischen  Versicherungsgesellschaft  yorfinden  sollen,  die  Weigerung,  den  Inspektor  in  die 
Anstalt  eintreten  zu  lassen,  und  jedes  andere  Hindernis,  welches  der  regelrechten  Ausübung 
seines  Amtes  entgegengesetzt  wird,  die  Weigerung,  dem  Ersuchen  des  Inspektors  zu  ent- 
sprechen, demselben  die  geforderten  Urkunden  vorzuzeigen,  werden  mit  Geldstrafe  von 
20  bis  300  Lire  gemäss  Artikel  434  des  Strafgesetzbuches  bestraft,  unbeschadet  der  in 
diesem  Gresetzbuch  angedrohten  höheren  Strafen. 

Art.  98. 
Das  Ministerium  far  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  hat  ordentliche  Besichtigungen 
bei   den   Versicherungsanstalten,   Privatkassen    und   Versicherungsverbänden   ausführen    zu 
lassen,  um  festzustellen: 

1.  ob  die  hinterlegten  Kautionen  den  im  Gesetz  und  in  der  Verordnung  vor- 
geschriebenen Beträgen  entsprechen; 

2.  ob  die  ausgegebenen  Policen  der  vom  Ministerium  genehmigten  Normalpolice 
entsprechen ; 

3.  ob  die  Bechenschaftsberichte  über  die  Verwaltung  der  Versicherungen  gegen 
Betriebsunfälle  den  Ergebnissen  der  Bechnungsbücher  und  -Begister  entsprechen; 

4.  ob  die  Einzahlungen  in  die  Verbandskasse  in  dem  Masse  und  nach  den  Vor- 
schriften bewirkt  worden  sind,  wie  dies  im  Artikel  17  des  Gesetzes  vor- 
geschrieben ist; 

5.  ob  Veränderungen  in  der  Zusammensetzung  des  Verbandes  eingetreten  sind; 

6.  die  Zahl  der  bei  der  Privatkasse  oder  beim  Verbände  eingeschriebenen  Arbeiter; 

7.  ob  die  dem  Ministerium  gelieferten  Angaben  der  Wahrheit  entsprechen. 

Art.  99. 

Das  Ministerium  kann  ausserordentliche  Besichtigungen  anordnen,  wenn  es  dies  für 
angezeigt  hält. 

Die  Verwaltung  oder  die  Vertretung  der  Versicherungsanstalt  und  die  Verwaltung  der 
Privatkasse  oder  des  Verbandes  ist  verpflichtet,  alle  Erläuterungen  zu  geben  und  alle 
Urkunden  vorzulegen,  welche  von  den  Inspektoren  gefordert  werden. 

Die  Ergebnisse  jeder  Besichtigung  sind  in  einem  Protokoll  niederzulegen.  Wenn 
zwischen  dem  Inspektor  und  der  Verwaltung  der  Versicherungsanstalt,  der  Kasse  oder  des 
Verbandes  ein  Streit  entsteht,  so  ist  desselben  im  Protokoll  besonders  Erwähnung  zu  thun. 
Das  Protokoll  ist  von  allen  Beteiligten  zu  unterschreiben;  jeder  von  ihnen  kann  in  das- 
selbe diejenigen  Erklärungen  aufiiehmen  lassen,  welche  er  für  angebracht  hält. 
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Titolo  X. 

Disposizloni  dlrerse  e  trmsitorl. 

Art.  100. 
Per  la  esecnzione  dell'articolo   26   della   legge,   rAmministrazione   della   Caasa   dei 
depositi  e  prestiti  rimetterä,  alla  fine  di  ogni  anno,   al  Ministero  d'agricoltnra  indnstna  e 
commercio  la  sitnazione  del  fondo  costitnito  con  le  somme  di  cni  nel  detto  articolo. 

Qaando  il  fondo  avtä  snperato  lire  5000,  la  parte  eccedente  pokä  essere  erogata 
per  gli  scopi  di  cni  ai  nn.  2,  3  e  4  delFarticolo  predetto,  e  qneste  erogaüoni,  qnando 
il  fondo  sia  ridotto  a  meno  di  lire  5000,  doTranno  essere  sospese,  finchö  esso  non  sia 
reintegrato. 

Le  assegnazioni  dei  sussidi  di  cni  dal  n.  2,  saranno  fatte  ad  intervalli  non  minori 
di  nn  qninqnennio. 

Qnando  le  condizioni  del  fondo  lo  consentiranno,  il  Ministero  d'agricoltnra,  indnstria 
e  commercio,  per  mezzo  di  circolare  ai  pre&tti,  inviterä  le  Societä  di  mntno  soccorso  che 
YOgliano  ottenere  i  snssidi  a  fame  domanda  nnendovi: 

1®  copia  dei  loro  statnti; 

2^  copia  dei  rendiconti  annnali  yelativi  all'nltimo  qninqnennio; 

3^  nn  elenco  in  cni  siano  indicati: 

a)  il  nome  dei  soci  che  nel  precedente  qninqnennio  o  nel  maggior  periodo 
indicato  nella  circolare  ai  prefetti^  fiirono  snssidiati  nei  primi  cinqne  giomi 
per  infermitä  derivanti  da  infortmiio  snl  lavoro; 

b)  Tammontare  dei  snssidi  concessi  nei  cinqne  giomi; 

c)  lo  stahilimento  o  la  impresa  presse  cni  Toperaio  lavorava  qnando  ayrenne 
rinfortunio ; 

d)  il  Inogo  e  il  giomo  in  cni  avrenne  Finfortnnio; 

e)  nna  dichiarazione  sottoscritta  dall'operaio  o  dai  snoi  eredi  che  attesti  ayer 
egli  ricevnto  i  snssidi  indicati. 

Per  ogni  Societä  la  misnra  del  snssidio  da  assegnare  non  poträ  essere  snperiore 
all'anmiontare  dei  snssidi  da  essa  corrisposti  agli  opend  colpiti  da  infortnnio,  nei  primi 
cinqne  giomi. 

I  premi  e  i  snssidi,  di  cni  ai  nn.  3  e  4  deirarticolo  26  della  legge,  saranno  con- 
cessi, di  regola,  in  segnito  a  concorso  e  con  le  norme  che  di  yolta  in  Tolta  saranno 
stabilite  con  decreto  del  Ministro  d'agricoltnra,  indnstria  e  commercio. 


Art.  101. 

Gristituti  assicnraiori  i  qnali  ricbiedano  ed  ottengano  Tantorizzazione  ad  esercitare 
Tassicnrazione  contro  gli  infortnni  del  lavoro,  agli  efifetti  della  legge,  dovranno,  entro  dne 
mesi  dalla  attnazione  di  qnesta,  nniformarsi  alle  disposizloni  della  legge  medesima  e  del 
presente  regolamento,  anche  per  i  contratti  in  corso  con  capi  o  esercenti  di  imprese,  in- 
dnstrie  e  costmzioni  soggetti  all'obbllgo  dell'assicnrazione. 

Qnesta  disposizione  si  applica  anche  alla  Gassa  Nazionale  di  assicnrazione  contro 
gli  infortnni  degli  operai  snl  lavoro. 

Art.  102. 

H  presente  regolamento  entrerii  in  vigore  il  1®  ottobre  1898. 

Yisto  d'ordine  di  S.  M. 

II  Ministro  di  Agricoltnra,  Indnstria  e  Commercio 

A.  Fortis. 
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Titel  X. 

Yersehiedeiie  und  Übergangsbesthmiiiiiigeii. 

Art.  100. 

Behofis  Ausföhrang  des  Artikels  26  des  Gesetzes  hat  die  Yerwaltong  der  Depositen- 
nnd  Darlehnskasse  am  Ende  jedes  Jahres  dem  Ministerium  far  Ackerbau,  Industrie  mid 
Handel  eine  Nachweisong  über  den  Stand  des  Fonds  zu  übergeben,  welcher  aus  den  in 
diesem  Artikel  erwähnten  Summen  gebildet  ist. 

Hat  der  Fonds  die  Höhe  von  5000  Lire  überschritten,  so  kann  der  überschiessende 
Teil  für  die  in  den  Ziffern  2,  3  und  4  des  vorgenannten  Artikels  erwähnten  Zwecke  ver- 
wendet werden;  geht  der  Fonds  unter  5000  Lire  herunter,  so  sind  diese  Verwendungen 
so  lange  einzustellen,  bis  der  Fonds  wieder  ergänzt  ist 

Die  Ueberweisungen  der  in  Ziffer  2  a.  a.  0.  vorgesehenen  Beihülfen  haben  in  Zwischen- 
räumen von  nicht  unter  fünf  Jahren  zu  erfolgen. 

Wenn  die  Lage  des  Fonds  dies  gestattet,  hat  der  Minister  for  Ackerbau,  Lidustrie 
und  Handel  mittels  Bunderlasses  an  die  Präfekten  die  Hül&vereine  far  gegenseitige  Unter- 
stützung, welche  die  Beihülfen  zu  erhalten  wünschen,  au&ufordem,  ein  entsprechendes 
Gesuch  zu  stellen  und  demselben  beizufägen: 

1.  Abschrift  ihrer  Satzungen; 

2.  Abschrift  der  auf  die  letzten  fünf  Jahre  bezüglichen  jährlichen  Rechenschafts- 
berichte; 

3.  ein  Yerzeichnis,  in  welchem  angegeben  sind: 

a)  die  Namen  der  Genossen^  welche  in  den  vorhergehenden  fönf  Jahren  oder 
in  dem  in  dem  Bunderlass  an  die  Präfekten  angegebenen  grösseren  Zeitraum 
während  der  ersten  fünf  Tage  ihrer  von  einem  Betriebsunfisdle  herrührenden 
Erkrankung  unterstützt  wurden; 

b)  der  Betrag  der  in  den  fanf  Tagen  gewährten  Unterstützungen; 

c)  der  Betrieb,  in  welchem  der  Arbeiter  beschäftigt  war,  als  der  Unfall  sich 
ereignete; 

d)  Ort  und  Tag  des  Unfalls; 

e)  eine  von  dem  Arbeiter  oder  seinen  Erben  unterschriebene  Erklärung,  welche 
bescheinigt,  dass  er  die  angegebene  Unterstützung  empfangen  habe. 

Bei  keinem  Hülüsverein  darf  die  Höhe  der  zu  überweisenden  Beihülfe  grösser  sein, 
als  der  Betrag  der  von  ihm  den  von  Unfällen  betroffenen  Arbeitern  in  den  ersten  fünf 
Tagen  gewährten  Unterstützungen. 

Die  Prämien  und  Beihülfen,  von  welchen  in  den  Ziffern  3  und  4  des  Artikels  26 
des  Gesetzes  die  Bede  ist,  sind  in  der  Begel  im  Verfolg  von  Bewerbungen  und  nach  Mass- 
gabe der  Vorschriften  zu  gewähren,  welche  mittels  Dekrets  des  Ministers  für  Ackerbau, 
L[idustrie  und  Handel  werden  erlassen  werden. 

Art.  101. 

Die  Versicherungsanstalten,  welche  die  Genehmigung  zur  Ausübung  der  Versicherung 
gegen  Betriebsunfälle  gemäss  dem  Gesetze  nachsuchen  und  erhalten,  haben  sich,  binnen 
zwei  Monaten  nach  dem  Inkrafttreten  desselben,  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und 
der  gegenwärtigen  Verordnung  anzupassen,  auch  bezüglich  der  laufenden  Vertrage  mit 
Unternehmern  von  Bekieban,  welche  der  Versicherungspflicht  unterliegen. 

Diese  Bestimmung  findet  auch  auf  die  Nationale  Unfall-Versicherungskasse  An- 
wendung. 

Art.  102. 

Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  Oktober  1898  in  Kraft. 

Gesehen  auf  Befehl  S.  M. 

Der  Minister  für  Ackerbau,  Lidustrie  und  Handel. 
A.  Fortis. 
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Legge 


del  17  lugUo  1898,  n.  350. 

Cassa  nazionale  di  Previdenza  per  la  vecchiaia  e  per  la  invalidita 

degli  operaL 

(Pubblicata  nel  No.  186  della  Gazzetta  üMciale  del  Regno  in  data  dell'  11  agosto  1898.) 


rmberto  I 

per  Grazia  di  Dio  e  per  Volontä  della  Nazione  Be  dltalia. 

U  Senato  e  la  Camera  del  deputati  banno  approvato; 
Noi  abbiamo  sanzionato  e  promulghiamo  quanto  segue: 

Art.  1. 

&  istituita  una  Cassa  Nazionale  di  preridenza  per  la  invalidita  e  per  la  vecchiaia 
degli  operai.  Essa  costituisce  nn  ente  morale  aatonomo,  con  sede  centrale  in  Roma  e  con 
sedi  secondarie,  o  compartimentali  o  provinciali  o  comnnali,  secondo  le  norme  che  saranno 
contennte  nello  statnto  organico  della  Cassa,  da  approvarsi  con  decreto  Beale,  sentito  il 
Consiglio  della  previdenza  e  il  Consiglio  di  Stato. 

Come  ente  antonomo  la  detta  Cassa  Nazionale  avrä  nna  rappresentanza  e  mi*am- 
ministrazione  propria,  affatto  distinta  da  quella  dello  Stato,  il  qnale  non  incontrerä  mai 
altra  responsabilitä,  nd  avrä  altri  oneri  alllnfnori  del  concorso  e  della  vigilanza  di  che 
negli  articoli  seguenti. 

Art.  2. 
La  dotazione  iniziale  della  Cassa  Nazionale  di  previdenza  ö  costitaita  da  nn  fondo 
patrimoniale  di  dieci  nülioni  di  lire,  formato: 

a)  con  Tassegnazione  di  cinqne  milioni  di  lire  solla  somma  dei  biglietti  consorziali 
definitivi  prescritti  per  effetto  della  legge  7  aprile  1881,  n.  133,  sull*abolizione 
del  corso  forzoso; 

b)  con  il  prelevamento  di  cinque  milioni  di  lire  sulla  somma  degli  utili  netti 
e  disponibili,  al  31  dicembre  1896,  delle  Casse  postali  di  risparmio. 

Art.  3. 
La  dotazione  della  Cassa  Nazionale  veni  in  segaito  accrescendosi  degli  assegni  a 
favore  del  sno  fondo  patrimoniale  qui  sotto  indicati: 

a)  nna  metä  del  valore  dei  biglietti  che  saranno  prescritti  per  effetto  dell*articolo  8 
della  legge  10  agosto  1893,  n.  449,  snl  riordinamento  degli  Istitnti  di  emissione; 


Anlage  4^ 


Gesetz 

vom  17.  Juli  1898,  No.  850. 

National-Kasse  für  Alters-  und  Invaliditats-VersiolLerang 

der  Arbeiter. 

(Veröffentlicht  jn  No.  186  des  Staatsanzeigers  vom  11.  August  1898.) 


Wir  Humbert  L, 

durch  Gottes  Gnade  und  des  Volkes  Willen  König  von  Italien, 

verordnen  unter  Zustimmung  des  Senats  und  der  Deputiertenkammer  und  thun 

kund,  was  folgt: 

Art.  1. 

Es  wird  eine  Nationalkasse  far  Inyaliditäts-  und  Altersyersichemng  der  Arbeiter 
eingerichtet.  Sie  stellt  eine  selbständige  Körperschaft  dar  mit  dem  Hanptsitz  in  Eom 
und  Nebenstellen  in  den  Departements,  Provinzen  oder  Gemeinden  gemäss  den  näheren 
Bestimmungen  in  den  Satzungen  der  Kasse,  welche  nach  AnhOrong  des  Versichenmgs- 
beirats  und  des  Staatsrats  der  Genehmigung  durch  königliche  Verordnung  bedürfen. 

Als  selbständige  Körperschaft  wird  die  Nationalkasse  eine  eigene  Vertretung  und 
Verwaltung  haben,  ganz  unabhängig  von  der  des  Staates,  welchem  keine  weitere  Verant- 
wortlichkeit und  Mitwirkung  zufallt,  als  in  den  nachstehenden  Artikeln  bestimmt  ist. 

Art.  2. 
Die  Anfangs-Dotation  der  Nationalen  Versichemngskasse  besteht  aus  einem  Stamm- 
fonds von  10  Millionen  Lire,  gebildet: 

a)  aus  einer  Ueberweisnng  von  5  Mill.  L.  aus  dem  Betrage  der  Consorzialnoten, 
welche  nach  dem  Gesetz  vom  7.  April  1881,  Nr.  133,  über  die  Aufhebung 
des  Zwangskurses  verjährt  sind; 

b)  aus  der  Vorwegnahme  von  5  Mill.  L.  von  dem  Betrage  der  am  31.  Dezember 
1896  verfügbaren  Ueberschüsse  der  Postsparkassen. 

Art.  3. 
Die  Dotation  der  Nationalkasse  soll  später  durch  folgende  Beiträge  zu  dem  Stamm- 
fonds vergrössert  werden: 

a)  die  Hälfte  des  Wertes  der  Banknoten,  welche  nach  Artikel  8  des  Gesetzes 
vom  10.  August  1893,  Nr.  449,  über  die  Beorganisation  der  Emissionsbanken 
der  Verjährung  verfallen; 
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b)  le  somme  dei  libretti  di  risparmio  postali  cai  sia  stata  applicala  la  preacrizione 
determinata  dall'articolo  10  della  legge  27  maggio  1875,  n.  2779;  le  qnali 
somme  dall  detto  ariicolo  erano  assegnate  a  yantaggio  della  Casaa  dei  depositi 
e  prestiti; 

c)  il  capitale  dei  depositi  fatti  nella  Cassa  dei  depositi  e  presiiii  colpiii  dalla 
prescrizione  stabilita  dall'articolo  14  della  legge  17  maggio  1863,  n.  1270; 

d)  an  deeimo  dell'ayanzo  dei  Fondo  per  il  colto,  deTolnto  allo  Stato  in  yirta 
dell'articolo  36  della  legge  7  Inglio  1866,  n.  3036; 

e)  i  conferimenti,  i  legati  e  le  donazioni  fatte  da  enti  morali  o  da  priTati,  e  che 
non  siano  Yincolati  a  speciale  destinazione  individnale  o  colletiva  per  nn 
complesso  di  inscritti; 

f)  nna  qnota  delle  entrate  ordinarie  annnali  della  Cassa,  di  cni  nei  snccessm 
articoli  4  e  5. 

Art.  4. 
Le  entrate  annnali  ordinarie  della  Oaasa  Nazionale  sono  le  segnenti: 

a)  nna  terza  parte  degli  ntili  netti  annnali  delle  Gasse  postali  di  risparmio,  di 
cni  all'articolo  15  della  legge  27  maggio  1875,  n.  2779,  per  ciascnno  dei 
dne  anni  1897  e  1898;  e  dal  1®  gennaio  1899  in  atanti,  cinqne  decimi  dei  detti 
ntili  annnali;  e  di  piü,  qnando  la  somma  dei  depositi  a  risparmio  nelle  Gasse 
postali  ragginngesse  lire  500  milioni,  la  maggior  partecipazione  in  ragione  di 
sette  decimi,  per  la  parte  di  ntili  che  proporzionalmente  corrisponda  all'am- 
montare  dei  depositi  al  di  sopra  dei  500  milioni; 

b)  nna  qnarta  parte  degli  ntili  netti  annnali  della  gestiöne  dei  depositi  gindiziali, 
di  cni  all'articolo  8  della  legge  29  gingno  1882,  n.  835,  per  ciascnno  dei 
dne  anni  1897  e  1898:  e  dal  1®  gennaio  1899  in  avanti,  la  metä  degli  ntili  stessi; 

c)  rimporto  delle  ereditä  yacanti  devolnte  allo  Stato,  ai  sensi  degli  articolo  742 
e  758  dei  Codice  civile; 

d)  i  frntti  annnali  dei  fondo  patrimoniale  della  Cassa  stessa,  di  cni  nei  precedenti 
articoli  2  e  3; 

e)  ogni  altro  provento  eventnalmente  assegnato  alla  Cassa. 

Art.  5. 
Nei  primi  dieci  anni  compinti  dopo  qnello  nei  qnale  ayyerrä  la  costitnzione  della 
Cassa  Nazionale,  nna  parte  delle  entrate  annnali  indicate  nei  precedente  articolo,  dopo 
dedotte  le  spese  di  amministrazione,  sarä  preyelata  e  messa  ad  incremento  dei  fondo  pa- 
trimoniale della  Cassa.  Tale  prelevamento  yerrä  fotto  nella  misnra  da  determinarsi  di 
anno  in  anno  dal  Consiglio  d'amministrazione,  in  modo  perö  che  al  termine  dei  deeimo  anno 
il  fondo  patrimoniale  ragginnga  nn  importo  non  minore  di  sedici  milioni  di  lire. 

Art.  6. 

Alla  Cassa  Nazionale  possono  essere  inscritti  i  cittadini  italiani  d'ambo  i  sessi  che 
attendano  a  layori  mannali,  oyyero  prestino  seryizio  ad  opera  o  a  giomata. 

Le  donne  maritate  possono  inscriyersi  senza  bisogno  dei  consenso  dei  marito,  e  i  mi- 
norenni,  senza  bisogno  dell'antorizzazione  di  chi  esercita  la  patria  potestä  o  la  tntela. 

Per  ciascnn  inscritto  doyrä  essere  corrisposto  alla  Cassa,  direttamente  dall'inschtto 
stesso  0  da  altri  per  conto  di  Ini,  in  ogni  anno,  nn  contribnto  che  non  poträ  snperare  la 
somma  di  lire  100  e  che  poträ  essere  yersato  anche  a  rate  non  minore  di  centesimi  50. 

Tale  contribnto  perö  doyrä  ragginngere  almeno  le  lire  sei  per  anno,  afßnchö  l'inscritto 
sia  ammesso  a  partecipare  alle  qnote  di  concorso  di  che  all'articolo  segnente. 
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1))  die  Siuninon  der  Postsparkassenbücher,  welche  gem&ss  Artikel  10  des  Gesetzes 
Tom  27.  Mai  1875,  Nr.  2779,  der  Yeijähnmg  anheimMen  und  deren  Beträge 
bisher  der  Depositen-  und  Darlehnskasse  zufielen; 

c)  das  Kapital  der  bei  der  Depositen-  und  Darlehnskasse  geschehenen  Einzah- 
lungen, welche  gemäss  Artikel  14  des  Gesetzes  Tom  17.  Mai  1863,  Nr.  1270, 
der  Yeijährnng  anheimÜEdlen; 

d)  ein  Zehntel  des  üeberschnsses  des  Enltusfonds,  welcher  gemäss  Artikel  35 
des  Gesetzes  vom  7.  Joli  1866,  Nr.  3036,  dem  Staate  anheimMt; 

e)  die  Yennächtnisse  nnd  Schenkungen,  welche  von  Korporationen  oder  Privaten 
gemacht  werden  und  deren  Yerwendong  nicht  zn  Gunsten  bestimmter  PetBonen 
oder  Mitgliedsgmppen  Torbehalten  ist; 

{)  einen  Teil  der  ordentlichen  Jahreseinnahmen,  welche  in  den  Aitikeln  4  und  5 
näher  bestimmt  werden. 

Art.  4. 
Die  ordentlichen  Jahreseinnahmen  der  Nationalkasse  sind  die  folgenden: 

a)  ein  Drittel  der  jährlichen  Beinerträge  der  Postsparkassen,  welche  Artikel  15 
des  Gesetzes  Tom  27.  Mai  1875,  Nr.  2779,  behandelt,  für  jedes  der  beiden 
Jahre  1897  nnd  1898,  und  vom  1.  Jannar  1899  ab  5  Zehntel  der  genannten 
Erträge;  nnd  später,  wenn  die  Summe  der  Spareinlagen  bei  den  Postkassen  500 
Ifiüionen  erreicht,  einen  grösseren  Anteil  mit  Berechnung  von  7  Zehnteln 
bezüglich  der  Erträge,  welche  dem  üeberschuss  der  Einlagen  über  die  500 
Millionen  entsprechen; 

b)  ein  Yiertel  der  jährlichen  Beinerträge  der  Yerwaltung  der  gerichtlichen  Depots, 
welche  Artikel  8  des  Gesetzes  vom  29.. Juni  1882,  Nr.  835,  betrifft,  för  jedes 
der  beiden  Jahre  1897  und  1898,  und  vom  1.  Januar  1899  ab  die  Hälfte 
dieser  Erträge; 

c)  der  Ertrag  der  dem  Staate  verfallenden  Erbschaften  im  Sinne  der  Artikel  742 
und  758  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs; 

d)  die  jährlichen  Zinsen  des  in  Artikel  2  und  3  erwähnten  Stammfonds  der 
Kasse  selbst; 

e)  jeder  sonst  noch  der  Kasse  etwa  zugewendete  Vorteil. 

Art.  5. 

In  den  ersten  10  Jahren  nach  Einrichtung  der  Nationalkasse  soll  ein  Teil  der  im 
vorhergehenden  Artikel  genannten  jährlichen  Einkünfte,  nach  Abzug  der  Yerwaltungskosten, 
zur  Yergrösserung  des  Stammfonds  vorweg  verwendet  werden. 

Diese  Yorwegnahme  soll  in  einer  von  Jahr  zu  Jahr  vom  Yerwaltungsrat  zu  be- 
stimmenden Höhe  in  der  Art  erfolgen,  dass  nach  Verlauf  von  10  Jahren  der  Stanmifonds 
eine  Höhe  von  mindestens  16  Millionen  Lire  erreicht  hat. 

Art.  6. 

Bei  der  Nationalkasse  können  italienische  Bürger  beiderlei  Geschlechts  eingeschrieben 
werden,  welche  Handarbeit  leisten  oder  gegen  Stück-  oder  Tagelohn  arbeiten. 

Verheiratete  Frauen  können  sich  einschreiben  lassen,  ohne  dass  die  Zustimmung 
des  Ehemanns  erforderlich  ist,  ebenso  Minderjährige  ohne  Zustimmung  dessen,  der  die 
väterliche  Gewalt  oder  Vormundschaft  über  sie  ausübt. 

Für  jeden  Beigetretenen  muss  bei  der  Kasse  entweder  von  diesem  selbst  oder  von 
einem  anderen  auf  sein  Konto  in  jedem  Jahr  ein  Beitrag  eingezahlt  werden,  welcher  die 
Summe  von  100  Lire  nicht  übersteigen  darf  und  auch  in  Batenzahlungen  von  nicht  weniger 
als  50  Centesimi  gezahlt  werden  kann. 

Der  Beitrag  muss  jährlich  mindestens  6  Lire  betragen,  damit  der  Eingeschriebene 
zur  Anteilnahme  an  den  im  folgenden  Artikel  behandelten  Zuschüssen  zugelassen  wird. 
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Chi  presenta  la  dimanda  d'inscrizione  alla  Cassa  doTiä  dichiarare  se  intende  di 
ymcolare  intieramente  i  contribati  annuali  alla  mntaalitä,  oyrero,  se  preferisca  di  iiser?are 
dorante  il  periodo  di  accnmolazione  i  contribüti  stessi,  affinchd  qnesti,  in  caso  di  morte 
prima  della  liqaidazione  di  cui  all'articolo  10,  siano  restitaiti  alle  persone  indicate 
nell*articolo  12. 

Art.  7. 

La  parte  delle  entrate  nette  annnali  della  Cassa  indicata  nell'articolo  4,  che  non 
vada  gi4  attribnita  al  fondo  patrimoniale,  ai  termini  dell'articolo  6,  sahL  disponibile  in 
ciascnn  anno  per  Tassegnazione  di  qaote  di  concorso  della  Cassa  a  foyore  degli  inscritti, 
che  si  troyino  nelle  condizioni  previste  dal  penoltimo  alinea  dell*articolo  6. 

La  qaota  di  concorso  dovrä  essere  egöale  per  tntti  gli  inscritti  che  ▼!  hanno  diritto; 
e  sarä  determioata  nei  modi  e  coi  limiti  stabiliti  nello  statato  di  cni  alFarticolo  1.  In 
nesson  caso  perö  la  qnota  annna  di  concorso,  nel  primo  qninqnennio  dalla  costitazione 
della  Cassa,  poträ  snperare  le  lire  dodici  per  ciascnn  inscritto« 

L'avanzo  che  sarä  per  risnltare  della  detta  somma  disponibile,  depo  il  riparto  fra 
gli  inscritti,  sarä  assegnato  per  qnattro  decimi  al  fondo  d'invaliditä  di  coi  all'articolo  11, 
per  an  decimo  alla  riserva  straordinaria  di  cni  all'articolo  17,  e  per  gli  altri  cinqne 
decimi  verrä  riportato  in  anmento  della  somma  disponibile  nelFanno  snccessivo. 


Art.  8. 

Non  sono  ammessi  al  riparto  delle  somme  disponibili  di  coi  nell*articolo  precedente 
gli  operai  a  favore  dei  qnali^  nei  casi  di  yecchiaia  o  di  invaliditä  non  derivante  da  infortnnio 
snl  lavoro,  siano  stabiliti  assegni  annnali  dallo  State  o  da  Amministrazioni  pnbliche,  o  da 
Imprese  private,  dipendentemente  da  disposizioni  di  legge. 


Art.  9. 

La  formazione  dei  capitali  a  favore  degl'inscritti,  sia  per  coloro  che  abbiano  intieramente 
vincolato  i  contribnti  airaccumulazione  mntna,  sia  per  coloro  che  abbiano  richiesto  la 
riserva  della  restitnzione  dei  contribnti  alle  persone  indicate  nell*articolo  12  in  caso  di 
morte  dnrante  il  periodo  di  accnmnlazione,  si  svolge  coi  sistema  dei  conti  individnali,  con 
le  norme  indicate  nella  presente  legge  e  con  le  altre  che  saranno  stabilite  nello  statnto 
e  in  apposito  regolameuto  tecnico  della  Cassa  Nazionale,  da  approvarsi  con  decreto  Beale, 
sn  proposta  dei  Ministro  d'agricoltura,  industria  e  commercio,  sentiti  il  Consiglio  della 
previdenza  e  il  Consiglio  di  Stato. 

Per  ciascnn  inscritto  la  Cassa  apre  un  nnico  conto,  nel  qnale  sono  annotati. 

L  Nel  caso  di  intiera  accnmnlazione  mntna  dei  contribnti: 

a)  i  contribnti  annnali  versati  dall'inscritto  o  da  altri  per  Ini; 

b)  i  contribnti  lasciati  vacanti  dagli  inscritti  premorti,   ai  sensi  dell*articolo  14; 

c)  le  qnote  annnali  di  riparto  da  accreditarsi  all'inscritto,  a  sensi  dell*articolo  7; 

d)  le  qnote  di  riparto  state  giä  assegnate  ad  altri  inscritti  e  divennte  disponibili 
per  morte,  ai  sensi  dell*articolo  13; 

e)  ogni  altra  somma  eventnale   da   chinnqne   assegnata   a  beneficio   dell*inscritto 
0  di  nna  singnla  classe  o  categoria  di  lavoratori  a  cni  egli  appartenga; 

f)  gVinteressi  composti  dei  cespiti  precedenti,   separatamente  per  i  tre  gmppi  di 
cni  alle  lottere  a)  e  b),  c)  e  d),  ed  e). 
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Wer  den  Antrag  snr  Aufiiahme  in  die  Eaase  stellt,  rnoM  mh  dar&ber  erklären,  ob 
er  die  j&hilidien  Beiträge  ,,aiif  Gegenseitigkeit"  oder  ,,iinter  Vorbehalt"  eintahlen  will^ 
damit  im  letzteren  Fall  die  während  der  Wartezeit  angesammelten  Beiträge  bei  Torseitigem 
Tode  (Art.  10)  den  in  Artikel  12  graannten  Personen  zurückerstattet  werden. 


Art.  7. 

Der  Teil  der  in  Art.  4  bezeichneten  jährlichen  Nettoeingänge  der  Kasse,  welcher 
nicht  schon  gemäss  Artikel  6  dem  Stammfonds  znfliesst,  bleibt  al]|jährlich  zur  Verteilung 
von  Zuschüssen  an  solche  IGtglieder  verfügbar,  welche  den  Bedingungen  des  Torletzten 
Absatzes  des  Artikels  6  entsprechen. 

Der  Verieüungsmassstab  muss  für  alle,  die  ein  Anrecht  daran  haben,  gleich  sein 
und  regelt  sich  nach  den  näheren  Vorschriften  der  in  Artikel  1  erwähnten  Satzungen. 

In  keinem  Fall  darf  der  jährliche  Zuschuss  in  den  ersten  5  Jahren  des  Bestehens 
der  Kasse  12  Lire  fir  jedes  Mitglied  überschreiten. 

Der  Ueberschuss,  welcher  von  der  yerfQgbaren  Summe  nach  VerteQung  der  Zuschüsse 
unter  die  Mitglieder  noch  Terbleibt,  wird  zu  Tier  Zehnteln  dem  Lnraliditätsfonds  (Art.  11), 
zu  einem  Zehntel  dem  ausserordentlichen  Beseryefonds  (Art.  17)  zugeführt  und  zu  den  übrigen 
6  Zehnteln  zur  Vermehrung  der  verfügbaren  Summe  des  folgenden  Jahres  verwendet. 


Art  8. 

Keinen  Anteil  an  der  Verteilung  der  im  vorhergehenden  Artikel  behandelten  verfüg- 
baren Summe  haben  die  Arbeiter,  zu  deren  Gunsten  für  die  Fälle  der  Altersschwäche  oder 
der  nicht  von  einem  Betriebsunfall  herrührenden  Invalidität  gesetzlich  festgelegte  Jahres- 
bezüge vom  Staat  oder  von  Öffentlichen  Verwaltungen  oder  privaten  Unternehmungen  aus- 
geworfen önd. 

Art.  9. 

Die  Anlage  der  Kapitalien  zu  Gunstoi  der  Mitglieder,  mögen  diese  ihre  Beiträge 
ohne  Vorbehalt  der  Bückerstattung  oder  unter  Vorbehalt  der  Bückerstattung  bei  Ab- 
leben während  der  Wartezeit  an  die  in  Artikel  12  genannten  Personen  einzahlen,  erfolgt 
nach  dem  System  der  persönlichen  Konten,  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  (Jesetzes  und 
den  weiteren  Vorschriften  der  Satzungen  und  des  dazugehörenden  technischen  Beglements, 
wekbef  nach  Vorsehlag  des  Ministers  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  und  nach  Zu- 
stimmung des  Versicherungsbeirats  und  des  Staatsrats  der  Bestätigung  durch  Kgl.  Verord- 
nung unteriiegi 

Für  jedes  Mitglied  eröffnet  die  Kasse  ein  einziges  Konto,  in  welchem  aufgeführt 
werden: 

I.  Im  Falle  der  Versicherung   auf  Gegenseitigkeit  (ohne  Vorbehalt   einer  Bück- 
erstattung  von  Beiträgen); 

a)  die  von  dem  Mitgliede  oder  von  Anderen  für  ihn  jährlich  eingezahlten 
Beiträge; 

b)  die  durch  vorzeitiges  Absterben  von  Versicherten  freigewordenen  Beiträge 
im  Sinne  des  Artikels  14; 

c)  die  bei  der  jährlichen  Verteilung  dem  Mitgliede  zuzuschreibenden  Zuschüsse 
im  Sinne  des  Artikels  7; 

d)  die  schon  anderen  Mitgliedern  zugeschriebenen,  aber  durch  deren  Tod  frei- 
gewordenen Zuschüsse  gemäss  Artikel  13; 

e)  jede  sonstige  Summe,  welche  von  irgend  jemand  zu  Gunsten  des  Mitgliedes 
oder  einer  einzelnen  Klasse  oder  Gruppe  von  Arbeitern,  der  er  angehört, 
bestimmt  sein  sollte; 

f)  die  au^laufenen  Zinsen  der  vorbezeichneten  Posten  und  zwar  gesondert 
nach  den  drei  unter  a  und  b,  c  und  d,  und  e  aufgeführten  Gruppen. 
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n.  Nel  caso  di  accumalazione  dei  contribati  sotto  riserva  deila  restitimone  agli  eredi, 
nel  conto  si  inscriTono  i  cespiii  di  cai  alla  lottere  a)«  c),  d),  e),  f),  e  gli  interessi  matonti 
soi  contribati  degli  inscritti  premortL 

AI  titolare  del  conto  individnale  viene  rilasciato  dallaCassann  libretto  d'inscrizione, 
sul  qnale  saranno  riportate  tatte  le  indicazioni  del  conto. 


Art.  10. 

La  chinsora  e  liqoidazione  del  conto  individnale  ö  fiatta  depo  almeno  25  anni  dal 
giomo  del  versamento  della  prima  rata  di  contribnto,  purchd  Tinscritto  abbia  compiuto  ü 
60®  0  il  65®  anno  di  et&,  aecondo  che  sarä  stabilito  nello  statato.  In  Tia  eccezionale, 
la  cbinsnra  e  liqnidazione  ö  ßitta  a  qnalnnqne  etä,  qnalora  sia  debitamente  accertata  la 
invaliditii  dell^inscritto,  non  prima  per6  che  siano  trascorsi  ahneno  cinqne  anni  dalla  sna 
inscrizione  alla  Cassa. 

In  Tia  transitoria,  e  per  nn  termine  di  dne  anni  dal  giomo  dell^attoasione  della 
legge^  saranno  accolte  inscrizioni  condizionate  alla  chinsara  ed  alla  liqnidazione  del  conto 
depo  periodi  di  contribnzione  di  20,  15  o  10  anni  soltanto,  porchd  dagli  inscritti  si 
paghino  in  nna  volta  tanto  cogli  interessi  composti  i  contribati  arretrati  degli  anni  man- 
canti  al  periodo  normale  di  25  anni 

La  liqnidazione  del  conto,  per  regola»  sarä  effettaata  trasformando  il  capitale,  costi- 
taito  da  tatte  le  somme  annotate  nel  conto,  in  nna  rendita  Titalizia  immediata  a  fovore 
deirinscritto. 

Nel  regolamento  tecnico  della  Cassa  di  che  nel  primo  comma  del  precedente  articolo, 
saranno  stabiliti  i  casi  speciali,  nei  qnali  la  liqoidazione  poträ  essere  £Bktta  col  pagamento 
immediato  di  an  capitale:  ovrero,  insieme  di  an  capitale  e  di  ona  rendita  vitalizia:  OTvero» 
di  ana  rendita  Titalizia  immediata  a  fiaTore  dell'inscritto  e  di  an  capitale  da  corrispondersi, 
alla  saa  morte,  ai  saoi  eredi  legittimi  o  testamentarl 


Art.  11. 

Per  il  caso  d*inTaliditä  debitamente  accertata,  la  rendita  Titalizia  risaltante  dalla 
liqnidazione  del  conto  dell'inscritto  Bara  anmentata  mediante  an  fondo  speciale  che  sari 
alTnopo  costitoito: 

a)  con  le  somme  che  saranno  corrisposte  da  chi,  per  legge,  d  chiamato  a  proT- 
Tedere  agli  inabili  al  laToro; 

b)  con  le  qnote  risaltanti  in  ciascnn  anno  dal  riparto  delle  somme  di  cai  negli 
articoli  7  e  13; 

c)  con  le  donazioni,   con  i  legati  e  con  tatte  le  altre  entrate  straordinarie,   che 
siano  destinate  a  benefido  degli  inTalidi; 

d)  con  gli  interessi  annnali  del  fondo  medesimo. 


Art.  12. 

Qnando  dorante  il  periodo  di  accamalazione  aTTenga  la  morte  di  an  operaio  inscritto 
colla  condizione  della  riserra  indicata  nell*altimo  alinea  dell*articolo  6,  i  contribati  Tersati 
dall*inscritto  e  le  somme  di  cai  alla  lettera  e)  dell*articolo  9,  senza  gli  interessi  accama- 
lati,  saranno  pagati  esclnsiTamente  al  coninge  saperstite,  ai  figli  minorenni,  alle  figUe 
nnbili  e  agli  ascendenti,  che  doTranno  fame  domanda  entro  tre  anni,  a  pena  di  decadenia. 


La  distribnzione  fra  le  persone  anzidette  si  farä  assegnando  ana  qaota  di  tre  qainti 
ai  figli  minorenni  ed  alle  flglie  nnbili  e  dne  qainti  al  conioge.    Se  l'operaio  inscritto  non 
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n»  Im  Falle  der  Individnalyereidherang'  (unter  Yorbehali  der  Rückerstattung  der 
Beiträge  an  die  Erben)  worden  in  dem  Konto  die  unter  a,  c,  d,  e  und  f  ge- 
nannten Posten  und  die  für  die  Beiträge  vorzeitig  Verstorbener  fiÜUg^  Zinsen 
eingetragen. 

Für  jeden  Inhaber  eines  persönlichen  Kontos  wird  Ton  der  Kasse  ein  Mitglieds- 
buch ausgestellt,  in  welches  alle  Kontoeintragungen  übertragen  werden. 


Art.  10. 

Der  Abschluss  und  die  Aufrechnung  des  persönlichen  Kontos  hat  nach  mindestens 
25  Jahren  vom  Tage  der  ersten  Beitragszahlung  an  zu  geschehen,  sofern  das  Mitglied, 
je  nach  den  Bestimmungen  der  Satzungen,  das  60.  oder  das  65.  Lebensjahr  vollendet 
hat  Ausnahmsweise  kann  der  Abschluss  und  die  Aufrechnung  in  jedem  Alter  erfolgen, 
sofern  die  Inralidität  des  Mitgliedes  festgestellt  wird,  und  mindestens  5  Jahre  seit  seinem 
Beitritt  zur  Kasse  vergangen  sind. 

Während  einer  Uebergangszeit  von  2  Jahren,  vom  Tage  des  Inkrafttretens  des  Ge- 
setzes ab,  werden  Anträge  auf  Abschluss  und  Aufrechnung  des  Kontos  auch  nach  einer 
Beitragsperiode  von  nur  20,  15  oder  10  Jahren  zugelassen,  Mls  für  die  Mitglieder  mit  einem 
Male  soviel  nachgezahlt  wird,  als  die  gesamten  Zinsen  und  Beiträge  für  die  an  der  nor- 
malen Periode  von  25  Jahren  fehlenden  Jahre  ausmachen. 

Die  Aufrechnung  des  Kontos  geschieht  in  der  Begel  durch  Umwandlung  aller  darin 
verzeichneten  Summen  in  eine  für  das  Mitglied  sofort  fiUlige  Leibrente. 

In  dem  technischen  Beglement  der  Kasse,  welches  im  ersten  Absatz  des  vorher- 
gehenden Artikels  erwähnt  ist,  sind  die  besonderen  Fälle  aufzuführen,  in  welchen  die  Auf- 
rechnung durch  unmittelbare  Zahlung 'eines  Kapitals  erfolgen  kann:  entweder  durch  gleich- 
zeitige Zahlung  von  Kapital  und  Beute,  od^r  durch  Zahlung  einer  Leibrente  far  das 
Mitglied  und  eines  entsprechenden  Kapitals  bei  seinem  Tode  an  seine  gesetzlichen  oder 
testamentarischen  Erben. 


Art.  11. 

Im  Fall  nachgewiesener  Invalidität  wird  die  sich  aus  der  Aufrechnung  des  Kontos 
des  Mitgliedes  ergebende  Leibrente  noch  aus  einem  zu  diesem  Zwecke  begründeten  Sonder- 
fonds vergrOssert: 

a)  durch  die  Beträge,  welche  von  den  gesetzlich  zur  Fürsorge  für   die  Arbeits- 
unfähigen Berufenen  beigesteuert  werden  sollten; 

b)  durch   die  Beträge,    welche    sich  in  jedem  Jahre   aus   der  Verteilung   der  in 
Art.  7  und  13  erwähnten  Summen  ergeben; 

c)  durch  Schenkungen,  Vermächtnisse   und   sonstige   ausserordentliche  Eingänge, 
welche  zum  Besten  der  Invaliden  bestinunt  sind; 

d)  aus  den  jährlichen  Zinsen  des  Invalidenfonds  selbst. 


Art.  12. 

Tritt  während  der  Wartezeit  der  Tod  eines  Arbeiters  ein,  welcher  sich  unter  dem 
im  letzten  Absatz  des  Art.  6  behandelten  Vorbehalt  versichert  hat,  so  werden  die  voa 
ihm  eingezahlten  Beiträge  und  die  unter  litt,  e  des  Art.  9  erwähnten  Beträge,  ohne  die 
aufgelaiitenen  Zinsen,  ausschliesslich  dem  überlebenden  Ehegatten,  den  minderjährigen 
Sühnen,  den  unverheirateten  Töchtern  und  den  Ascendenten  ausgezahlt,  welche  jedoch, 
bei  Vermeidung  des  Verlustes  ihrer  Ansprüche,  diese  binnen  3  Jahren  geltend  machen 
müssen. 

Die  Verteilung  unter  die  vorbezeichneten  Personen  geschieht  so,  dass  drei  Fünftel 
den  mindeijährigen  Söhnen  und  unverheirateten  Töchtern  und  zwei  Fünftel  dem  Ehegatten 
zufallen.   Wenn  der  versicherte  Arbeiter  keine  Descondenten,  aber  Ascendenten  hinterlässt. 
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laeda  discendenti,  ma  ascendenti,  la  quota  del  coninge  d  di  tre  qniiiti.     In  Hiancanza  di 
ateono  dd  cbiamati,  la  qnota  rispetttTa  ra  a  beneftdo  degli  attii 

Nel  regolaiiieiito  tecnico  sanumo  siabifite  le  nome  per  la  regolare  nMificazioiie  della 
morte  degli  inscritti. 

Art  13. 

Le  soinme  di  cni  alle  lettere  c)  e  d)  dell'articolo  9,  che  siano  diyeonte  diaponibili 
per  morte  degli  inscritti,  8ono  assegnate  aOa  fine  di  ogni  anno,  insieme  con  i  rispettivi 
interessi  accnmnlati,  per  nn  qninto  al  londo  di  invalidit^  di  cni  all'artkolo  11,  per  nn 
qninto  alla  riser?a  straordinaria  di  rischio,  di  cni  all'articolo  17,  e  per  i  rimanenti  tre 
qninti  a  fiaYore  di  tntti  gFinsciitti  che  nell'anno  äbbiano  pagato  nn  contiibnto  di  6  lire 
almeno. 

Nel  regolamento  tecnico  saranno  stabilite  le  norme,  in  base  alle  qnali  ei  esegoiri 
la  ripartizione  fra  grinscritti,  distinti  secondo  Tetä,  delle  somme  indicate  nel  comma 
precedrate. 

La  qnota  assegnata  a  üascnn  inBcritto  viene  registrata  nel  conto  indifidnale,  m- 
sieme  alla  qnota  di  riparto  a  loi  spettante  snlle  somme,  di  cni  all'articolo  7. 


Art  14. 

Le  somme  di  cni  alle  lettere  a)  e  b)  dell*articolo  9,  insieme  ai  relativi  interessi, 
divennte  disponibili  per  morte  di  inscritti  a  contribnto  intieramente  yincolato  alla  mntn- 
afitä,  saianno  ripartite  fra  coloro  che  abbiano  parimente  Yincolato  i  loro  contribnti  intiera- 
mente Tincolato  alla  mntnalit^  La  qnota  spettante  a  ciascnno  dei  detti  inscritti  sarä  regi- 
strata nel  conto  individnale  in  agginnta  ai  contribnti  annnalL 

Gli  interessi  accnmnlati  snlle  somme  di  cni  alle  lettere  a)  ed  e)  dell'articolo  9  e, 
nel  caso  di  mancansa  delle  persone  indicate  nell'articolo  12,  le  somme  stesse,  diyennte 
disponibili  per  morte  d*inscritti  con  la  riserva  della  restitnzione  dei  contribnti,  saranno 
ripartite  fra  coloro  che  abbiano  fatto  identica  riserva.  La  qnota  spettante  a  ciascnno  dei 
detti  incritti  sari  rigistrata  nel  conto  individnale,  separatamente  dei  contribnti  annnali. 

n  riparto  delle  somme  e  degli  interessi  accnmnlati,  di  cni  nel  primo  e  nel  secondo 
alinea  del  presente  articolo,  si  farA  ogni  anno  con  le  norme  indicate  nel  secondo  alinea 
del  Tarticolo  13. 


Art.  15. 

Alla  Cassa  Nazionale  potranno  essere  yersate,  per  la  trasformasione  in  annnalit^ 
Titalizie,  le  indennitä  dovnte  agli  opend  divennti  inabili  per  infortnni  snl  layoro,  e  parimente 
le  somme  erogate  da  enti  morali  o  da  priyati  per  sovrenire  operai  inabili  al  laToro  per 
cansa  di  vecchiaia  o  di  infermitä. 


Art.  16. 

Le  8ociet&  opende  di  mntno  soccorso,  e  le  altre  congeneri  Assodadoni  operaie  di 
preyidenza  che  abbiano  fra  i  loro  scopi  qnello  dei  snssidi  di  vecchiaia  e  di  inyaliditä,  potranno 
Tersare  alla  Cassa  Nazionale  i  fondi  giä  all*nopo  raccolti  e,  snccessiyamente,  le  qnote  dd 
contribnti  dei  soci  destinate  ai  detti  scopi. 

La  Cassa  Nazionale  poträ  assnmere  la  gestione  degli  speciali  Istitnti  che,  daUe  Am- 
ministrazioni  o  imprese  di  cni  nell'articolo  8,  siano  stati  fbndati  per  provredere  alla 
Tecchiaia  ed  inyaliditä  dei  loro  operai. 

Le  condizioni  e  le  norme  per  dette  gestione  doTranno,  nei  singoli  casi,  essere  sta- 
bilite dal  Consiglio  della  Cassa  Nadonale  ed  approTate  dal  Goremo,  sentito  il  Consiglio 
di  State. 
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80  beirftgt  der  Anteil  des  Ehegatten  drei  Fünftel.     Bei  Wegfell  eines  der  Anwärter   fiült 
der  l>etr8ffende  Anteil  den  anderen  zu. 

In  dem  technischen  Beglement  sind  die  Ycnrschriften  für  die  ordnongsmässige  Ab- 
meldnng  des  Todes  der  Mitglieder  festzusetzen. 

Art  13. 

Die  nnter  litt  c  ind  d  des  Art.  9  bezeichneten  Summen,  welche  durch  den  Tod 
der  Hitglieder  yerfugbar  werden«  sind  am  Ende  eines  jeden  Jahres  samt  den  aB^olanfeDeii 
Zinsen  zu  einem  Fünftel  dem  Inyaliditfttsfonds  (Art.  11),  zn  einem  Fünftel  dem  ansser- 
ordentlichen  Beserrefonds  (Art.  17)  nnd  mit  den  übrigen  3  Fünfteln  den  Mitgliedern  gnt- 
ZQSchreiben,  welche  in  dam  Jahre  einen  Beitrag  von  wenigstens  6  lire  gezahlt  haboi. 

In  dem  technischen  Beglement  sind  die  Grundsätze  festzusetzen,  nach  welchen  die 
Yerteilnng  der  im  Torheigeheaiden  Absatz  erwähnten  Summen  nnter  die  »ach  dem  Alter 
gesonderten  Mitglieder  eifolg^i  solL 

Der  überwiesene  Betrag  wird  dem  pers6nlichen  Konto  jedes  Mitgliedes  gatgesduiebenv 
zugleich  mit  dem  ihm  nach  Artikel  7  zufEdlenden  Anteil. 


Art.  14. 

Die  unter  litt,  a  und  b  des  Artikel  9  bezeichneten  Beträge  samt  Zinsen,  welche 
durch  den  Tod  eines  auf  Gegraseitigkeit  yersicherten  Mitgliedes  yerfugbar  werden,  surf 
unter  die  in  gleicher  Art  Versicherten  zu  yerteilen.  Der  jedem  dieser  Mitglieder  zufEillende 
Anteil  wird  auf  dem  persönlidien  Konto  im  Anschluss  an  die  jährlichen  Beiträge  gebucht 

Die  au%elan£Bnen  Zinsen  der  unter  litt  a  und  e  des  Artikel  9  bezeichnetoi  Summen 
und,  falls  keine  der  in  Artikel  12  bezeichneten  Personen  yorhandra  sind,  audi  die  Be- 
träge, welche  durch  Ableben  der  unter  Yorbehalt  der  Bückerstattung  Versicherten  yerfugbar 
geworden,  sind  unter  diejenigen  zu  yerteilen,  welche  den  glichen  Vorbehalt  gemacht 
haben.  Der  jedem  dieser  Mitglieder  zufallende  Anteil  wird  in  dem  persönlichen  Konto, 
gesondert  yon  den  jährlichen  Beiträgen,  eingetragen. 

Die  Verteilung  der  in  Absatz  1  und  2  dieses  Artikels  bezeichneten  Beträge  und  Zinsen 
erfolgt  aUjähiüch  nach  den  in  Absatz  2  des  Art.  13  erwähnten  Vorschriften. 


Art.  15. 

Bei  der  Nationalkasse  können  behufs  Umwandlung  in  jährliche  Leibrenten  auch 
Entschädigungen  eingezahlt  werden,  welche  den  durch  Betriebsunfall  arbeitsimfähig  ge- 
wordenen Arbeitern  zu  zahlen  sind,  und  ebenso  die  Summen,  welche  yon  Korporationen 
oder  Priyatpersonen  zur  Unterstützung  der  durch  Alter  oder  Inyalidität  arbeitsun^ig  ge- 
wordenen Arbeiter  ausgeworfen  sind. 


Art."  16. 

Die  Arbeitenrereine  zu  g^nseitiger  Unterstützung  und  gleichartige  Arbeiter-Hilfs- 
yereine,  welche  die  Unterstützung  bei  Alter  und  Inyalidität  zum  Zwecke  haben,  können 
die  dafür  bereits  gesammelten  Fonds  und  fortlaufend  die  bezüglichen  Beiträge  der  Mitglieder 
bei  der  Nationalkasse  einzahlen. 

Die  Nationalkasse  kann  die  Verwaltung  der  Betriebskassen  übernehmen,  welche  yon 
den  in  Art.  8  genannten  Betriebsyerwahungen  für  die  Alters-  und  Inyaüditäts-Versorgung 
ibrer  Arbeiter  gegründet  worden  sind. 

Die  Bedingungen  und  Vorschriften  dafür  werden  in  jedem  einzelnen  Falle  yon  dem 
Verwaltungsmt  der  Nationalkasse  festgesetzt  und  yon  der  Regierung  nach  Anhörung  des 
Staatsrates  genehmigt. 
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Art.  17. 

I  capitali,  in  base  ai  qnali  sono  cosütaite  le  rendite  yitalizie  liqnidate  dalla  Cassa 
Nazionale,  fonnano  an  fondo  separato,  denominato:  »Fondo  delle  rendite  yitalizie  c. 

Nel  regolamento  indicato  nelParticolo  9  sarranno  fissati  i  periodi  di  tempo,  non 
maggiori  di  nn  qninqaennio,  al  termine  dei  qnali  doyranno  essere  stabiliti  i  biland  tecnici 
del  detto  Fondo  e  le  norme  per  la  compilazione  di  essi. 

A  gnarentigia  del  Fondo  delle  rendite  Vitalizie,  sarä  costitoita  nna  riserva  straordi- 
naria  di  rischio,  formata  con  le  somme  di  cni  negli  articoli  7  e  13,  con  le  altre  assegna- 
zioni  speciali  che  potranno  essere  determinate  nel  regolamento  con  le  eccedenze  del  Fondo 
risnltanti  dai  bilanci  tecnici  e  coi  fimtti  dei  snoi  capitali. 

La  riserra  straordinaria  di  riscbio  d  destinata  a  colmare  le  eyentoali  defidenze  del 
Fondo  delle  rendite  yitalizie,  in  confironto  alle  riserve  matematiche  calcolate  col  büando 
tecnico. 

Nel  regolamento  sarä  fissato  il  limite  massimo,  a  cni  pn6  raggoagliarsi  la  riserva 
straordinaria  e  saranno  stabiliti  i  prowedimenti  speciali  da  adotarsi,  in  caso  ehe  la  riserva 
fltessa  non  sia  snfficiente  a  coprire  la  deflcienza  constatata  nel  Fondo  delle  rendite  yitalizie. 


Art.  18. 

I  capitali  dei  singoli  fondi  della  Cassa  Nazionale  deyono  essere  rinyestiti,  con  le 
norme  e  nei  limiti  da  fissarsi  nel  regolamento,  in  titoli  emessi  o  garantiti  dallo  State 
italiano  e  in  depositi  frnttiferi  presse  la  Cassa  dei  depositi  e  prestitL 

I  beni  Immobili  o  i  beni  mobüi  di  specie  diyersa  da  quelle  sopra  Indicate,  che  per 
qnalsiyoglia  titolo  peryemissero  alla  Cassa,  doyranno,  nel  termine  di  nn  qninqnennio,  essere 
alienati  e  conyertiti  in  danaro,  da  impiegarsi  neue  forme  prescritte. 

II  detto  termine  pn6  essere  prorogato  per  decreto  Beale,  sn  proposta  del  Ministro 
di  agricoltnra,  indostria  e  commerdo,  sentito  il  Consiglio  di  Stato. 

La  Cassa  Nazionale  non  poträ  acqnistare  beni  immobili,  nemmeno  per  destinarli  a 
residenza  dei  propri  nffid. 

Art.  19. 

GFinteressi  da  attribnirsi  in  ogni  anno  ai  conti  indiyidnali,  in  ragione  delle  somme 
inscritteyi,  saranno  stabiliti  in  nna  misnra  media  percentoale  del  reddito  ricayato  nell'anno 
dall'impiego  dei  fondi  della  Cassa  Nazionale. 

Grinteressi  assegnati  ai  conti  indiyidnali  e  le  qnote  deyolnte  ai  conti  stessi  per  i 
riparti  delle  somme  di  cni  negli  articoli  7,  13  e  14,  non  sono  soggetti  all'imposta  di 
ricchezza  mobile. 

Art.  20. 

Le  annnalitii  yitalizie  liqnidate  dalla  Cassa,  come  ogni  altro  credito  d^li  inscritti, 
non  potranno  essere  espropriate,  seqnestrate,  nd  cednte,  se  non  per  la  parte  che  snperi 
le  lire  400  annne;  e  potranno  esigersi  per  procura  soltanto  nei  casi  di  malattia  attestata 
da  certificate  medico,  o  di  impedimanto  constatato  con  certificato  del  sindaco  del  cemnne 
nel  quäle  ha  dimora  Tinscritto. 

In  caso  di  smarrimento  di  libretti  rilasciati  agli  inscritti  dalla  Cassa  Nazionale, 
saranno  emessi  i  duplicati,  con  le  norme  stabilite  per  i  libretti  deUe  Casse  postali 
di  risparmio. 

Art.  21. 

n  senrizio  delle  inscrizioni  alla  Cassa  Nazionale,  delle  riscessioni  dei  contribnti,  e 
dei  pagamenti  di  annualitä  o  di  ogni  altra  somma,  doyrä  essere  fotte,  senza  onere  da  parte 
della  Cassa  Nazionale,  dagli  nfßd  postali  e  dalle  Casse  postali  di  risparmio. 

Le  corrispondenze  della  Cassa  con  gli  nffid  pubblid  e  con  gl'inscritti  sono  ammesse 
in  firanchigia  postale. 
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Art.  17. 

Die  £iH[>italieii,  auf  Gnmd  welcher  die  Leibrenten  bei  der  Nationalkasse  begrnndet 
irwden,  bilden  einen  besonderen  Fonds,  benannt:  „Fonds  der  Leibrenten^. 

Li  dem  in  Artikel  9  genannten  Beglement  sind  die  Zeitrftnme  von  nicht  mehr  als 
5  Jahren  festzusetzen,  innerhalb  welcher  die  technischen  Bilanzen  dieses  Fonds  und  die 
bezögUchai  Grundsätze  aoÜEUstellen  sind. 

Zar  Sicherang  des  Leibrentenfonds  wird  ein  aosserordentlicher  Beservefonds  gebildet, 
welcher  sich  aas  den  in  Art  7  and  13  genannten  Summen,  aas  den  im  Beglement 
sonst  noch  bestimmten  üeberweisungen  und  aus  den  bei  den  technischen  Bilanzen  sich 
ergebenden  Ueberschüssen  des  Fonds  und  den  Zinsen  der  ihn  bildenden  Kapitalien 
zusammensetzt. 

Der  ausserordentliche  Beservefonds  ist  dazu  bestimmt,  etwaige  AusfUle  des  Leibrenten- 
fonds zu  decken,  welche  sich  bei  dem  Vergleich  mit  den  yersicherungstechnischen  Bilanzen 
ergeben  sollten. 

Li  dem  Beglement  ist  der  HOchstbetrag  zu  bestinmien,  bis  zu  welchem  der  ausser- 
ordentUche  Bes«r?efonds  g^en  darf,  und  Vorsorge  fax  den  Fall  zu  treffen,  dass  der 
Besenrefonds  zur  Deckung  des  bei  dem  Ldbr^tenfonds  festgestellten  Ausfalles  nicht 
ausreicht. 

Art.  18. 

Die  Kapitalien  der  einzelnen  Fonds  der  Nationalkasse  sind  gemäss  den  im  Begle- 
ment näher  festzusetzenden  Vorschriften  in  Tom  italienischen  Staate  emittierten  oder  garan- 
tierten Werten  und  in  verzinslichen  Depots  der  Depositen-  und  Darlehnskasse  anzulegen. 

Die  oben  erwähnten  Immobilien  oderMobilien  verschiedener  Art,  welche  unter  irgend 
einem  Titel  der  Kasse  zugewendet  werden,  müssen  im  Verlauf  von  5  Jahren  veräussert 
werden,  um  in  der  vorbeschriebenen  Art  angelegt  zu  werden. 

Diese  Frist  darf  durch  KgL  Verfügung  auf  Vorschlag  des  Ministers  fOr  Ackerbau, 
Industrie  und  Handel  und  nach  Anhörung  des  Staatsrates  verlängert  werden. 

Die  Nationalkasse  darf  keine  Grundstücke  erwerben,  nicht  einmal  behufs  Beschaffang 
eigener  Geschäftsräume. 

Art,  19t 

Die  alj^jährlich  den  persönlichen  Konten  im  Verhältnis  zu  den  gebuditen  Summen 
gutzuschreibenden  Zinsen  werden  nach  dem  bei  Anlegung  der  Fonds  im  Geschäftejahr  von 
der  Naiionalkasse  durchschnittlich  erzielten  Zinssatz  berechnet 

Die  den  persönlichen  Konten  zukommenden  Zinsen  und  die  diesen  Konten  durch 
Verteilung  der  in  Art.  7,  13  und  14  genannten  Summen  zufliessenden  Beträge  sind  der 
Vermögenssteuer  nicht  unterworfen. 

Art,  20. 

Die  von  der  Kasse  zu  zahlenden  Leibrenten,  wie  auch  jedes  andere  Guthaben  der 
Mitglieder,  können  nur  mit  einem  jährlich  400  Lire  übersteigenden  Betrag  beschlagnahmt 
oder  abgetreten  und  nur  im  Falle  einer  ärztlich  bescheinigten  Krankheit  oder  einer  durch 
den  zuständigen  Ortsvorsteher  beglaubigten  Verhinderung  durch  Stellvertreter  eingezogen 
werden. 

Im  Falle  des  Verlustes  der  den  Mitgliedern  von  der  Nationalkasse  überwiesenen 
Bücher  werden  Duplikate  nach  den  für  Postsparkassenbücher  erlassenen  Bestunmungen 
ausgestellt. 

Art.  21. 

Die  Einschreibung  zur  Versicherung  bei  der  Nationalkasse,  die  Einziehung  der  Bei- 
träge, die  Auszahlungen  der  Beuten  und  aller  sonstigen  Beträge  sollen  ohne  jede  Belastung 
der  Nationalkasse  durch  die  Postanstalten  und  Postsparkassen  erfolgen. 

Der  Brief?erkehr  der  Kasse  mit  den  Behörden  und  den  Mitgliedern  ist  portofrei. 
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Art.  22. 

La  CasM  Nasionale  flniflce  delle  stesM  esenzkmi  fiscali  die  8<»io  o  sanano  ooncesse 
alle  Casse  di  rispamiio  postali  e  ordinarie.  Alle  operaiioiii  di  trasfomazioiie  dei  ea^taü 
m  rendite  THaHzie  e  di  ogm  altra  i^^ede  di  aesicniasioDe  ralla  Tita,  £itte  dalla  Casaa 
Nazionale,  non  rä  applicano  le  tasse  solle  astioirazioiii  e  soi  eoniratti  ntaliiL 

Sono  esenti  dalle  tasse  di  registro  e  boUo  e  da  qnaldasi  altra  tassa  o  apesa,  i 
tramutaiD^ii  dei  titoli  di  debüo  pubUico  in  ciii  eiano  riuvettiU  i  capitaH  deüa  Cassa,  i 
registriy  i  certiflcati,  gli  atti  di  notorieta  e  gü  altri  docimieiiti  che  poMono  occcnrrere  taalo 
alla  Cataa  per  ad  ttessa,  qaanto  ai  priTaü,  per  la  esecuäOBe  delJa  preeoite  legge. 

Sono  pure  esenti  dalle  tasse  di  boUo,  registro,  ipotecarie  e  di  manomorta,  le  doMsioii 
e  le  elargizioni  fvtte  alla  Cassa,  per  atto  tra  nri  o  per  causa  di  OMHrte. 

Art.  23. 

Entro  dne  mesi  dalla  promidgazione  della  presente  legge  sahi  prorrednto  oon  decrito 
Beale  alla  costitazione  dell'amministraiione  antonoma  della  Oassa  Nazionala  di  prefidenxa, 
chiamando  a  fame  parte  anche  rappresentanti  delle  Casse  di  risparmio  od  altri  enti  norali» 
che  concorressero  mediante  contribnü  a  favore  della  Cassa  Nationale.  SoccessiTamente 
saranno  pnre  chiamati  a  far  parte  dei  Oonsiglio  di  amministrazione,  nella  proporzione  di 
nn  qnarto  dei  nomero  dei  snoi  componenti,  n^ppresentanti  degli  operai  inscritti  nella  Cassa. 

Faranno  parte  di  diritto  dei  Consiglio  di  amministrazione  nn  rappresentante  di  das- 
cnno  dei  tre  Ministeri,  di  agricoltura,  indnstria  e  commercio,  dei  tesoro  e  delle  poste 
e  telegrafi. 

Art.  24. 

n  Consiglio  d'amministrazione  della  Cassa  Nazionale,  entro  sei  med  dalla  promnlgazione 
delle  presente  legge,  dorrA: 

a)  predisporre  lo  statnto  organico  della  Cassa; 

b)  Stabilire  le  norme  con  le  qnali  possono  essere  istitnite  le  sedi  secondaiie  della 
Cassa,  le  attribnzioni  di  esse,  i  limiti  di  azione,  le  gestioni  di  fondi  alle 
medesime  affidate,  i  regolamenti  amministratiYi  che  le  govemano  ed  i  rapporti 
di  dipendenza  delle  sedi  secondiurie  con  qnella  principale; 

c)  compilare  11  regolamento  teoiico  della  Cassa  Nazionale,  e  le  tariffe  per  la 
liqnidazione  delle  rendite  yitalizie. 

Lo  Statute  e  il  regolamento  tecnico  della  Cassa  Nazionale,  i  regolamenti  delle  sedi 
secondarie,  le  tariffe  delle  rendite  yitalizie,  le  tavole  statistiche  e  il  saggio  d'interesse,  in 
base  a  cni  saranno  calcolate  le  tariffe  stesse,  dovranno  essere  approyati  con  decreto  Beale, 
sentiü  il  Consiglio  della  preYidenza  ed  il  Consiglio  di  State,  promosso  dal  Ministro  di 
agricoltura,  indnstria  e  commerdo  di  cencerto  coi  Ministri  dei  tesoro  e  delle  poste  e 
dei  telegrafi. 

Con  le  medisime  norme  dovranno  essere  approvate  le  modificazioni  dello  statnto  e 
dei  regolamenti,  e  le  Tariazioni  dei  saggio  d'interesse,  delle  taTole  statistiche  e  delle  con- 
segnenti  tariffe,  per  la  liqnidazione  delle  rendite  vitalizie. 

Art.  25. 

La  Cassa  Nazionale  poträ  essere  antorizzata  con  decreto  Beale  ad  esercitare  alcnni 
rami  di  assicnrazione. 

Gli  ntili  disponibili  derivanti  dalla  speciale  gestione  di  qnelle  assicnrazioni  saranno 
destinati  in  anmento  delle  entrate  annuali  della  Cassa  di  cni  all*art.  4. 

Art.  26. 

La  Cassa  Nazionale  ö  sottoposta  alla  vigilanza  dei  Ministero  di  agricoltnra,  indnstria 
e   commerdo,    al    qnale   dovrä   trasmettere    i   bilanci   annnali   generali   e   qnelli    spedali 
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Art  22. 

Die  Kationalkasse  geniesst  dieselben  Oebührenfreiheiten,  welche  den  Post-  und 
anderen  Sparkassen  zugebilligt  sind.  Die  Umwandlungen  Ton  Kapitalien  in  Leibrenten 
nnd  aller  sonstigen  dnrch  die  Nationalkasse  Termitteltoi  LebensTendohenuigen  sind  den 
Taxen  für  Yersicherongen  nnd  LeibrentenTertrftge  nicht  nnterworfen. 

Es  sind  von  den  Begister-  und  Stempeltaxen  nnd  Ton  allen  andeieo  Taxen  nnd 
Abgaben  befreit:  die  Umschreibungen  der  OffBotlichen  SdinldseheinOt  in  welchen  die  Kapi- 
talien der  Kasse  angelegt  werden,  die  Begister,  Certifikate,  Notariatsakte  nnd  sonstigen 
Urkunden,  welche  in  AusfQhrung  des  gegenwftrtigen  Gesetzes  entweder  f&r  die  Kasse  selbst 
oder  für  Private  erforderlich  worden. 

Abgabenfrei  sind  auch  Schenkungen  und  sonstige  Zuwendungen,  welche  der  Kasse, 
sei  es  unter  Lebende  oder  für  den  Todesfall,  gemacht  werden. 

Art.  23. 

Innerhalb  zweier  Monate  nach  Yerkündung  dieses  Gesetzes  soll  durch  Königliche 
Verordnung  eine  selbständige  Verwaltung  der  Nationalen  Versicherungskasse  eingesetzt 
werden,  an  welcher  auch  Vertreter  der  Sparkassen  oder  anderer  zur  NaUooalkasse  ent- 
sprechrad  beisteuernder  Anstalten  zu  beteiligen  sind. 

Allmählich  sind  auch  Vertreter  der  der  Kasse  beigetretenen  Arbeiter  bis  zu  einem 
Viertel  der  Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrates  einznberufen. 

Von  Geeetceswegen  nelmien  an  dem  Verwaltungsrat  teil  je  ein  Vertreter  der  drei 
IGnister  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel,  für  die  Finanzen,  für  Post  und  Telegraphie. 


Art.  24. 

Der  Verwaltungsrat  der  Nationalkasse  hat  binnen  6  Monaten  nach  Veikündung 
des  Gesetzes: 

a)  die  Satzungen  der  Kasse  zu  entwerfen; 

b)  die  Grundsätze  festzusetzen  fOr  die  Bildung  von  Nebenstellen,  deren  Befugnisse 
und  Bezirke,  die  Verwaltung  ihrer  Fonds,  die  Vorschriften  für  ihre  Geschäfts- 
führung und  ihr  Verhältnis  zur  Centrale; 

c)  das  technische  Beglement  der  Nationalkasse  festzusetzen  und  die  Tarife  für  die 
Berechnung  der  Leibrenten  aufinistellen. 

Die  Satzungen  und  das  technische  Beglement  der  Nationalkasse,  die  Beglements  der 
Nebenstellen,  die  Leibrententarife,  die  statistischen  Tabellen  und  der  Zinsfuss,  welche  durch 
diese  Tarife  aufstellen  sind,  unterliegen  der  Bestätigung  durch  Kgl.  Verordnung  nach 
Anhörung  des  Versicherungsbeirates  und  des  Staatsrates  auf  Vorschlag  des  Ministers  für 
Ackerbau,  Industrie  und  Handel  im  Einvernehmen  mit  den  Ministem  der  Finanzen  und  der 
Post  und  Telegraphie. 

Denselben  Förmlichkeiten  unterliegen  auch  die  Abänderungen  der  Satzungen  und 
Beglements,  die  Aenderungen  des  Zinsfnsses,  der  statistischen  Tabellen  und  der  ent^ 
sprechenden  Tarife  für  die  Berechnung  der  Leibrenten. 

Art  26. 

Die  Nationalkasse  kann  durch  Königliche  Verordnung  ermächtigt  werden,  jeden 
sonstigen  Versicherungszweig  zu  betreiben. 

Die  verfügbaren  Ueberschüsse  daraus  werden  zur  Vergrösserung  der  in  Art.  4  er- 
wähnten jährlichen  Einkünfte  der  Kasse  bestimmt 

Art  26. 

Die  Nationalkasse  untersteht  der  Aufsicht  des  Ministers  für  Ackerbau,  Industrie 
und  Handel,  welchem  alljährlich  die  Generalabschlüsse  der  Kasse  und  die  Sonderabsdilüsse 
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delle   sedi   secoiidarie,   i  bilanci  tecnici,   e  tatte  le  notizie  e  i  laggoagli  che  le   saraono 
richiestl 

I  bilanci  tecnici  dovranno  essere  comimicati  anche  al  Ministero  del  tesoro. 

Art.  27. 

La  custodia  dei  Talori  e  il  aerrixio  di  cassa  della  Cassa  Nazionale  sono  affidati 
giataitamente  alla  Cassa  dei  deposiü  e  prestiti. 

Art.  28. 

La  Cassa  Nazionale  di  previdenza  per  la  Tecchiaia  e  per  la  ]n¥alidit4  deg^  operai 
cominiderä  le  proprio  operazioni  nn  mese  depo  la  pnbblicazione  del  Begio  decreto  approTante 
il  sno  Statute. 

Ordiniamo  che  la  presente  legge,  mnnita  del  sigiüo  dello  State,  sia  inserita  nella 
Baccolta  officiale  delle  leggi  e  dei  decreti  del  Begno  dltalia,  mandando  a  chinnqne  spetti 
di  osservarla  e  di  &rla  ossenrare  come  legge  dello  State. 

Data  a  Borna,  addi  17  Inglio  1898. 

(L.  S.)  UMBERTO. 

A.  Portis  —  Yaocheüi 
Carcano  —  Kimzio  NasL 
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der  KebensteUen,  die  technischen  Bilanzen  nnd  alle  sonst  etwa  erforderlichen  Berichte  ein- 
zureichen sind. 

Die  technischen  Bilanzen  mfissen  auch  dem  Minister  der  Finanzen  vorgelegt  werden. 

Art.  27. 

Die  Aofbewahrang  der  Wertpapiere  nnd  die  Kassenverwaltong  der  Nationalkasse 
werden  kostenfrei  von  der  Depositen-  nnd  Darlehnskasse  besorgt 

Art.  28. 

Die  Nationalkasse  för  Alters-  nnd  InyaliditätsTersichening  der  Arbeiter  soll  die 
eigene  Oeschftftsthätigkeit  einen  Monat  nach  Yerkündnng  der  ihre  Satzungen  genehmigenden 
Egl.  Verordnung  beginnen. 

Wir  verordnen,  dass  das  gegenw&rtige  Gesetz,  mit  dem  Staatssiegel  versehen,  in  der 
amtlichen  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  des  Königreichs  Italien  veröffentlicht 
wird,  und  befdilen  einem  jeden,  den  es  angeht,  es  als  Staatsgesetz  zu  beaditen  und  be« 
achten  zu  lassen. 

Gegeben  zu  Bom,  den  17.  Juli  1898. 

(L.  S.)  HÜMBERT. 

A.  Fortis  —  Vacchelli 
Carcano  —  Nunzio  Nasi. 


Anlage  g> 


Technisches  Reglement 

der 
NaÜonalkaMie  fOr  Alten*  und  InTaliditätovenj^ehenrng  der  Arbeiter. 

(Gebilligt  Tom  Yersicherungsbeirat  in  den  Sitsungen  Tom  16.,  17.  nnd  18.  Februar  1899.)^) 


Kapitel  1. 
Einschreibung  der  Arbeiter  und  Zahlung  der  BeitrSge. 

Art.  1. 

Die  Zablnngeii  der  Beiträge  der  der  National-Easse  beigetretenen  Arbeiter  dürfen 
nicht  weniger  als  jedes  Mal  50  Centisimi  betragen  nnd  sind  entweder  bei  den  Postämtern 
des  Beichs  oder  bei  der  Hanptstelle  oder  den  Nebenstellen  der  Kasse  selbst  zu  bewirken. 

Bei  der  ersten  Einzahlung  hat  der  Arbeiter  der  betreffenden  Stelle  Yomamen,  Namen, 
Herkunft,  Civilstand,  (Geburtstag,  Beruf  und  Wohnung  anzugeben.  Ausserdem  muss  er 
seinen  Geburtsschein  und  eine  Erklärung  seines  GlemeindeYorstehers  fiber  die  Art  des  aus- 
geübten Berufs  beibringen. 

Diese  Bescheinigungen  werden  kostenlos  erteilt  und  sind  im  Sinne  des  Art.  22  des 
Gesetzes  von  jeder  Abgabe  befreit:  es  muss  in  ihnen  der  Zweck,  zu  dem  sie  ausgestellt 
werden,  angegeben  sein. 

Der  Arbeiter  muss  ausserdem  erklären,  ob  er  seine  Beiträge  auf  Gegenseitigkeit  ein- 
zahlen will  oder  sich  für  den  TodesfieJl  die  Verfügung  über  die  gemachten  Einzahlung^ 
zu  Gunsten  der  in  Art.  12  des  Gesetzes  genannten  Personen  vorbehält. 

Art.  2. 
Geschieht  die  erste  Einzahlung  von  einem  Anderen  zu  Gunsten  eines  oder  mehrerer 
Arbeiter,  so  hat  dieser  die  im  Yorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Angaben  und  Beschei- 
nigungen in  Betreff  des  Arbeiters  oder  der  Arbeiter  seinerseits  zu  veranlassen. 

Art.  3. 

Falls  ein  der  Nationalkasse  mit  der  Bedingung  der  Gegenseitigkeit  beigetretener 
Arbeiter  später  die  freie  Yerfägung  for  den  Todesfall  zu  erlangen  beabsichtigt,  so  hat  er 
hiervon  die  Hauptstelle  der  Nationalkasse  durch  die  Postanstalt  oder  Nebenstelle,  welcher 
er  zuerst  seine  Erklärung  abgiebt,  zu  benachrichtigen. 

In  solchem  Falle  verbleiben  die  bis  zum  Tage  der  Erklärung  geschehenen  Ein- 
zahlungen dem  (Gegenseitigkeitsfonds. 

Wenn  andererseits  ein  Arbeiter,  der  sich  die  Verfügung  über  seine  Beiträge  vor- 
behalten hat,  zur  (Gegenseitigkeitsversicherung  übergehen  will,  so  hat  er  dies  zu  erklären; 
und  in  solchem  Falle  fliessen  alle  bisher  zu  dem  vorbehaltenen  Fonds  geschehenen  Ein- 
zahlungen in  den  Gegenseitigkeitsfonds. 


^)  Die  Bestätigung  gemäss  Art.  24  des  Gesetzes  steht  noch  aus. 
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Art.  4. 

IMe  in  Artikel  1  und  3  beieidmeten  Erklfimiigeii  müssen  ftr  jedes  Ifitglied  auf 
einem  yorgeschriebenen  Foimnlar  geschehen,  welches  Ton  dem  Mitglied  oder  seinem  Stell-^ 
Tertreler  und  dem  Eastindigen  Beamten  nntersdirieben  SMn  moss. 

Falls  das  Mits^ied  oder  sein  SteUvertreter  nicht  schreiben  kann,  mnss  der  Beamte 
dies  aaf  dam  Fonanlar  besonders  bemeiten  nnd  Ton  swd  Zengen  nnterschreiben  lassoi. 


Art.  6. 

Der  Beamte,  welcher  den  ersten  Beitrag  empfibigt,  giebt  dem  Einzahler  eine 
Interims-Qoittang. 

Falls  die  Einzahlung  bei  einem  Postamt  geschieht,  hat  dieses  dnrch  Vermittlmig 
des  Ministers  ffir  Post-  nnd  Telegraphie  sofort  der  HanptsteUe  der  Nationalkasse  das  im 
Yorhergehenden  Artikel  erwfihnte  Formular  nebst  Anlagen  zn  übersenden. 


Art.  6. 

Die  HanptsteUe  der  Nationalkasse  stellt  nach  Emp&ng  des  Formulars  nebst  An- 
lagen anf  den  Arbeiter  ein  Mitgliedsbuch  aus  Und  trügt  ihn  in  das  entsprechende  Ver- 
zeichnis ein. 

Das  Buch  muss  mit  dem  Stempel  der  Nationalkasse  und  der  Unterschrift  des  Oeneral-* 
direktere  und  eines  Beige(»rdneten  yersehen  sein. 

Das  Buch  trügt  eine  Ordnungsnummer  gemüss  deren  MitgUederrerzeiehms,  enthih 
Yomamen,  Namen,  Geburtsort,  CiTilstand,  Geburtstag,  Beruf  und  Wohnort  des  Eingetragenen 
und  alle  Umstünde,  welche  aus  den  in  Art  1  erwähnten  Erklftrungen  und  Urtiundea  hervor- 
gehen, femer  einen  Auszug  der  gesetzUchen  Bestimmungen  und  Beglements,  deren  Kenntnis 
für  das  Mitglied  nOtig  ist. 

Die  Bücher  der  beiden  Mitgliederrerzeichnisse  müssen  yerschiedenfarbige  Deckel 
haben. 

Die  Oidnungsnummer  und  die  Bintragongen  des  Buches  werden  in  dem  persünlichen 
Konto  des  betreffenden  Mitgliederrerzeichnisses  wiederholt. 

Art.  7. 

Falls  die  Erklürungen  und  Urkunden  zweifelhafte  Angaben  enthalten,  welche  nicht 
au£Bttklüren  sind,  so  hält  die  Hanptstelle  der  Nationalkasse  die  Audiändigung  des  Buches 
an  und  verlangt  entsprechende  Aufklärungen  oder  die  Beibringung  neuer  Urkunden  von 
d«  Stelle,  welche  sie  aufgenommen  hat. 

Falls  die  Haoptstelle  das  Gesudi  abwmst,  wird  dem  Arbeiter  durch  die  Aufnahme- 
stelle  hiervon  Mitteilung  gemacht  und  ihm  die  eingezahlte  Summe  zurückerstattet 


Art.  8. 
Nach  Ausstellung   des  Buches   übersendet   die  Hauptstelle   dasselbe  dem  Postamt, 
welches  das  Eintrittsgesuch  in  Empfiuig  genommen  hat,  und  dieses  hat  es  dem  Einzahler 
unter  Wiedereinziehung  der  Interims-Quittung  auszuhändigen. 


Art.  9. 

Falls  die  erste  Einzahlung  bei  einer  Nebenstelle  geschieht,  hat  diese  der  Haupt- 
stelle der  Nationalkasse  das  Au&ahmegesuch  mit  den  in  Art.  1  erwähnten  Erklärungen 
und  Anlagen  einzusenden. 

Die  Nebenstelle  hat  ihr  Gutachten  über  die  Annahmefähigkeit  des  Gesuches  ab- 
zugeben. 

Die  Hauptstelle  übersendet  nach  Erföllung  der  in  Art.  6  erwähnten  Förmlichkeiten 
das  Buch  an  die  Nebenstelle,  welche  dasselbe  dem  Antragsteller  gegen  Rückgabe  der 
provisorischen  finp&ngsbestätigung  aushändigt. 
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Art.  10. 

Die  folg«odeii  Emzahlmigen  kftiinen  auch  bei  einem  anderen  Poetaat  erfolgen,  als 
bei  welchem  die  erste  Rjnmhliing  geedtehen  ist 

Die  PoetSmter  liaben  bd  Empfrng  Ton  Beitrftgen  diese  in  dem  Bach  sn  Terzeiclinen 
und  den  Poststempel  nnd  die  eigene  Unterschrift  beiznf&gen.  AnsMcdem  nAssen  sie  auch 
im  Begister  eine  Eintragung  madien«  welche  f&r  jede  Zahlong  die  Nrnnmor  des  Buches^ 
Yomamen,  Namen,  Gebortsort  nnd  Wohnort  des  Betreffenden  enthält. 

Das  Postamt  übersendet  dnrdi  Yermittelmig  des  Ministers  f&r  Post  nnd  Telegraphie 
der  Hanptstelle  der  Kationalkasse  die  AnÜBteDmig  der  erhaltenen  Einzahlongen  nach  Mass- 
gabe der  for  die  Postspaikassen  erlassenen  Vorschriften. 

Art.  11. 
Die  Postämter  haben  die  Summen,  welche  aas  den  Beiträgen  der  bei  der  Kationalkasse 
versicherten  Arbeiter   eingegangen   sind,   dnrch  Yeimittelang  des  Ministers   for  Post   and 
Telegraphie   an   die  Spar-   nnd  Darlehnskasse   nach  Massgabe   der  Bestimmangen  f&r  die 
Einzahlangen  der  Spareinlagen  abzuführen. 

Art.  12. 

Wenn  die  erste  Einzahlung  bei  einer  Nebenstelle  der  Nationalkasse  gemacht  ist,  so 
können  die  folgenden  Beiträge  bei  derselben  Stelle  eingezahlt  werden.  Falls  der  ein- 
geschriebene Arbeiter  den  Wohnsitz  wechselt,  kOnnen  die  nachfolgenden  Einzahlangen  auch 
bei  dem  Postamt  gemacht  werden. 

Die  Nebenstelle  überweist  die  emgegangenen  Beiträge  am  1.  und  16.  jeden  Monats 
an  die  Spar-  und  Dahrlehnskasse,  oder,  fidls  dieser  ein  Festtag  ist,  am  darauffolgenden 
Tage. 

Art.  13. 

Die  bei  der  Nationalkasse  eingeschriebenen  Arbeiter  müssen  im  Mai  jeden  Jahres 
der  Hanptstelle  ihre  Bucher  durch  die  Postämter  oder  Nebenstellen  gegen  Emp&ng  einer 
Quittung  einsenden. 

Die  Hauptstelle  prüft  die  Uebereinstimmung  der  in  den  Büchern  eingetragenen 
Summen  mit  den  in  den  entsprechenden  Personal-Konten  aufgeführten,  macht  die  Berech- 
nung der  Zinsen  und  der  anderen  jedem  Konto  zufedlenden  Summen  und  trägt  dieselben 
in  die  Bücher  ein. 

Die  Zinsen  für  die  Mitglieder  laufen  rom  1.  Tage  des  auf  die  Beitragszahlung  folgen- 
den Monats. 

Nach  Erledigung  dieser  Angelegenheiten  stellt  die  Hauptstelle  den  üebersendung- 
Stellen  die  Bücher  wieder  zu,  welche  sie  den  Berechtigten  gegen  Bückgabe  der  Quittung 
wieder  aushändigen. 

Art.  14. 

Die  Arbeiter  dürfen  den  Mindestbeitrag  von  50  Centisimi  durch  Aufkleben  von  Brief- 
marken auf  Karten  beibringen,  welche  hierzu  von  den  Postämtern,  der  Hanptstelle  und 
den  Nebenstellen  der  Nationalkasse  kostenlos  ausgegeben  werden. 

Diese  Karten  müssen  den  Namen  und  Yomamen  des  Berechtigten  ersichtlich  machen. 

Die  Briefinarken  werden  in  die  Abteilungen  geklebt,  in  welche  die  Karte  eingeteilt 
ist;  wenn  die  Summe  von  50  Centesimi  angesammelt  ist,  kann  die  Karte  dem  Postamt, 
der  Hanptstelle  oder  den  Nebenstellen  übermittelt  werden,  welche  sie  wie  Geld  anrechnen, 
felis  die  Freimarken  nicht  entwertet,  ausser  Kurs  gesetzt,  beschmutzt,  zerrissen  oder  aus 
mehreren  Stücken  zusammengesetzt  sind. 

Art.  15. 
Sind  die  Karten  der  Hauptstelle  oder  den  Nebenstellen  der  Nationalkasse  übennittelt, 
so   haben   diese   sie   durch   die  Ortsbehörden  dem  Minister  für  Post-  und  Telegraphie  zu 
übersenden,  welcher  den  bezüglichen  Betrag,  ohne  Abzug  eines  Agio,  der  Spar-  und  Darlehns- 
kasse überweist  und  den  Uebersendungsstdlen  entsprechende  Abrechnung  giebt. 
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Art  16. 

Itaüeiiigche  Arbiter»  welche  yorübergehend  oder  zn  danemdem  Anfentiialte  sich 
ansserhalb  des  Beicbes  befinden,  kOnnen  der  Nationalkasee  beitreten. 

Bas  Anfhahmegesncb  mit  den  betreffenden  Beilagen  kann  dem  italienischen  Eon- 
snlaragenten  des  Bezirks,  in  welchem  sich  der  Arbeiter  befindet,  oder  solchen  StelleD 
fibergeben  werden,  welche  vom  Yerwaltongsrat  dazn  bestimmt  werden,  nnd  ist  von  diesen 
der  Hanptstelle  der  Easse  zn  fiberweisen. 


Kapitel  IL 
Teller  die  Bildiing  der  persSnliehen  Konten. 

Art.  17. 

Die  Hanptstelle  der  Nationalkasse  erOi&iet  ffir  jedes  liQtglied  ein  persönliches  Konto, 
gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  6. 

Ffir  die  in  dem  Oegenseitigkeitskonto  eingetragenen  Arbeiter  zerföllt  das  persönliche 
Konto  in  drei  Teile. 

A.  Im  ersten  Tdl  sind  anzugeben: 

1.  Die  von  dem  Arbeiter  oder  ffir  ihn  gezahlten  Beiträge  (Art.  9,  la  des  Ge- 
setzes); 

2.  die  Anteile  an  den  durch  Todesfiill  verffigbar  gewordenen  Beiträgen  der  auf 
Oegenseitigkeit  eingetragenen  Ifitglieder  (Art.  9,  Ib); 

3.  die  den  Beträgen  zu  1«  und  2.  jährlich  zukommenden  Zinsen  (Art.  9,  If). 

B.  Im  zweiten  Teil  sind  anzugeben: 

1.  Der  Anteil  des  Zuschusses  der  Nationalkasse  zu  Gunsten  des  Mitgliedes 
(Art.  9,  Ic); 

2.  die  Anteile  an  den  zu  Gunsten  der  Mitglieder  durch  Todesfall  verffigbar  ge- 
wordenen Zuschüssen  (Art  9,  I  d) ; 

3.  die  den  Beiträgen  zu  1.  und  2.  zukommenden  Zinsen  (Art  9,  I  f). 

C.  Im  ^tten  Teil  sind  anzugeben: 

1.  Die  etwa  von  Priyaten  oder  Gesellschaften  zu  Gunsten  des  Mitgliedes  ein- 
gezahlten Summen  (Art.  9,  le); 

2.  die  diesen  Beträgen  jährlich  zukommenden  Zinsen  (Art.  9,  If). 

Art.  18. 
Ffir  die  in  dem  Konto  der  reservierten  Beiträge  eingetragenen  Arbeiter  besteht  das 
persönliche  Konto  aus  drei  Teilen. 

A.  Im  ersten  Teil  sind  anzugeben: 

1.  Die  vom  Arbeiter  oder  ffir  ihn  gezahlten  Beiträge  (Art.  9,  Ha); 

2.  die  aufgelaufenen  Zinsen  von  den  durch  Todesfiall  verffigbar  gewordenen  Ein- 
zahlungen der  in  dem  Konto  der  reservierten  Beiträge  Eingetragenen  und  die 
Beiträge  der  in  demselben  Konto  Eingetragenen,  welche  verstorben  sind,  ohne 
die  in  Art.  12  des  Gesetzes  genannten  Erben  zu  hinterlassen  (Art  9,  II  und 
Art.  14,  al.  2); 

3.  die  den  Beiträgen  zu  1.  und  2.  jährlich  zukommenden  Zinsen  (Art.  9,  Ilf). 

B.  Im  zweiten  Teil  sind  anzugeben: 

1.  Der  Anteil  des  Zuschusses  der  Nationalkasse  zu  Gunsten  des  Mitgliedes 
(Art.  9,  Hc); 

2.  die  Anteile  an  den  zu  Gunsten  des  Mitgliedes  durch  Todesfi&ll  verffigbar  ge- 
wordenen Zuschfissen  (Art.  9,  II  d); 

3.  die  den  Beträgen  zu  1.  und  2.  jährlich  zukommenden  Zinsen  (Art.  9,  Ilf). 


C.  Im  iüUm  Teil 
1.  Di« 


(Alt  f.  nf). 


Die  nmytttftU  itt 
QiMMMiüAMUktMiU^  Fi  ffgf4f  fgfw  ftr  m 

iUwrilnin   lad   T«rtcfli  Acm  Beteffe 

Di0  6iikiigiii  AüeriHiMMi  beginMi  nt  das  Alte  tm  0  te  5  Ji 


Art.  tO. 
Fftr  die  YerMliiig  der  tat  d«fi  2m§damm  der  TfiiimialkaiiiMi  ftiMditi« 
weldM  dtKk  defi  Tod  der  Mttgliader  in  eiiMM  der  beiden  Konten  rerfigfesr  verta 
die  HaopteMle  tm  Endo  jeiM  Jalufee  die   renioiteBen  Mitglieder  in   bj^kogm 
Uti,  beetisuBi  die  H6be  der  SauMn  ftr  dioM  AMmMimm  od  ymUHL  4nt  FiafM 
donelben  gleiduniidg  asf  die  pofiOnlidiW  Konten  der  ttedebenden  MHgiwder 
AttereUiüey  welehe  in  dem  Jahre  einen  Beitrag  Ton  wenigstens  6  Lire  gfiieW 

Art.  21. 

Zur  Peststeltalg  des  Todes  der  bei  der  Nationalkasse  eingesehnebeoen  Aibeiter 
sendot  die  Haoptstelle  am  Sehlnsse  jedes  Jahres  an  jede  Oemeinde  des  Reiches  einen  Ans- 
sog  der  in  der  Oemeinde  ansässigen  Mttc^iedor,  wdche  seit  mmdestens  6  Monaten  mü  der 
Beitragszshlaog  aufgebort  haben. 

Die  Oemeinderenraltoog  sendet  den  Auszug  binnen  Monatsfrist  der  Haiq^tsteUe  mü 
der  Anzeige  der  Todesfälle  und  der  Umzfige  der  Yersicherten  in  andere  Gemeinden  huMl 
Dem  Anszog  sind  die  Totenscheine  brnznfügen. 


Kapitel  HI. 
liqnidatltft  der  pendnlleheH  Konten  utd  ZaUug  der  Leibrente. 

Art.  22. 

Der  Abschlnss  und  die  regelm&ssige  Liqnidation  des  perstalichen  Kontos  fbidot  statt, 
wenn  das  Mitglied  das  60.  Lebensjahr  yollendet,  yoraosgesetst,  dass  wenigstens  25  Jahre 
Yom  Tage  der  ersten  Beitragszahlung  rerflossen  sind. 

Das  Mitglied  wird  Ton  der  Kasse  benachrichtigt;  dass  es  das  Becht  auf  Abschlnss 
nnd  Liquidation  seines  Kontos  erlangt  hat,  nnd  wird  aufgefordert,  sich  darüber  zu  erklären, 
ob  Abschlnss  nnd  Liqnidation  sogleich  erfolgen  oder  aufgeschoben  werden  sollen. 

Falls  Abschlnss  und  Liquidation  sogleich  gefordert  wird,  hat  der  Antragsteller  zu 
erklären,  ob  die  Umwandlung  lediglich  in  eine  Leibrente  erfolgen  soll,  oder  in  einer  anderen 
nach  Art.  1  letzten  Absatz  des  Gesetzes  Torgesehenen  Form,  Mls  die  Bestimmungen  dieses 
Beglements  ihn  dazu  berechtigen. 

Der  Aubchub  des  Abschlusses  und  der  Liquidation  kann  ron  dem  Mitglied  von 
Jahr  zu  Jahr  verlangt  werden,  bis  zum  65.  Lebeniqahre,  nach  dessen  Vollendung  kein 
Auftchub  mehr  zulässig  ist. 

Das  G^esuch  um  Auftichub  muss  im  ersten  Halbjahr  jedes  Jahres  eingereicht  werden; 
geschieht  das  nicht,  so  werden  Abschlnss  und  Liquidation  von  Amtswegen  vorgenommen 
und  es  erfolgt  lediglich  die  Umrechnung  in  eine  Leibrente. 

Falls  ein  Mitglied  ein  Aufechubsgesuch  als  das  letzte  einreicht,  so  hat  es  die  von 
ihm  gewtQSchte  Fonn  der  Liquidation  gemäss  Abs.  3  dieses  Artikels  anzugeben. 
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Dieselbe  Erklänmg  muss  dem  Anfschnbsgesnch  far  das  letzte  Jahr  beigefügt  sein; 
fehlt  eine  solche  Erkläning,  so  erfolgt  die  Liquidation  lediglich  durch  Umrechnung  in 
eine  Leibrente. 

Art.  23. 

In  der  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Erklärung  über  die  Form  der  Liqui- 
dation hat  sich  das  Mitglied  darüber  zu  äussern,  ob  die  ganze  angelaufene  Summe  seines 
Eontos  in  eine  Leibrente  für  ihn  umgewandelt  werden  soll;  oder  ob  er  einen  Teil  der- 
selben als  Kapital  und  einen  Teil  als  Leibrente  haben  will;  oder  ob  ein  Teil  ihm  sofort 
als  Leibrente  und  ein  Teil  als  Kapital  bei  seinem  Tode  seinen  gesetzlichen  oder  testa- 
mentarischen Erben  oder  sonst  von  ihm  bestimmten  Personen  gezahlt  werden  soll,  vor- 
behaltlich der  in  diesem  und  dem  folgenden  Artikel  dieses  Reglements  gemachten  Aus- 
nahmen. 

Bas  Mitglied  kann  die  Auszahlung  eines  Teiles  der  aufgelaufenen  Summe  seines 
Kontos  als  Kapital  fordern,  falls  die  entsprechende  Leibrente  aus  der  aufgelaufenen  Summe 
180  Lire  für  das  Jahr  übersteigt.  In  diesem  Fall  kann  die  Nationalkasse,  nach  an- 
gestellter Prüfung  über  die  Zulässigkeit  der  Erfüllung  des  Gesuches,  die  sofortige  Aus- 
zahlung eines  solchen  Kapitals  anordnen,  dass  der  Best  zur  Einrichtung  einer  jährlichen 
Leibrente  von  180  Lire  noch  hinreicht. 

In  keinem  Falle  darf  das  dem  Mitgliede  sofort  ausgezahlte  Kapital  zwei  Drittel  der 
im  Ganzen  von  dem  Mitgliede  oder  für  dasselbe  gezahlten  Beiträge  übersteigen. 

Art.  24. 
Falls  aus  der  dem  Konto  des  Arbeiters  gutgeschriebenen  Summe  sich  eine  Leibrente 
von  weniger  als  36  Lire  jährlich  ergiebt,  darf  die  Nationalkasse,  wenn  kein  Widerspruch 
des  Mitgliedes  erfolgt,  das  Konto  durch  Auszahlung  der  aufgelaufenen  Summe  liquidieren. 

Art.  25. 

Nach  Eingang  des  Antrages  und  vorausgesetzt,  dass  der  Arbeiter  die  Bedingungen 
des  Gesetzes  und  des  Beglements  erfüllt  hat,  schreitet  die  Hauptstelle  der  Nationalkasse 
unverzüglich  zum  Abschluss  und  zur  Liquidation  des  Kontos. 

Die  auf  Grund  des  Antrages  des  Mitgliedes  und  der  Aufrechnung  seines  Kontos 
festgestellte  Beute  läuft  vom  ersten  Tage  des  auf  den  Eingang  des  Antrages  folgenden  Monats. 

Die  von  Amtswegen  festgesetzte  Beute  beginnt  mit  dem  1.  Tage  des  Monats,  der 
dengenigen  Monat  folgt,  in  welchem  der  Versicherte  das  Lebensjahr  vollendet  hat,  nach 
welchem  ein  Aufschub  des  Abschlusses  und  der  Liquidation  des  Kontos  nach  Art.  22 
nicht  mehr  zulässig  ist. 

Art.  26. 

Die  Hauptstelle  der  Nationalkasse  überträgt  den  Bentner  von  dem  bisherigen  Konto 
auf  das  Leibrentenkonto,  zieht  das  Quittungsbuch  ein  und  stellt  einen  Leibrentenausweis 
auf  den  Namen  des  Bentners  aus. 

Der  Leibrentenausweis  wird  dem  Postamt  oder  der  Nebenstelle,  welche  den  Antrag 
in  Empfang  genommen  hat,  übersandt  und  dem  Berechtigten  gegen  Empfangschein  aus- 
gehändigt. 

Wird  ein  Konto  von  Amtswegen  abgeschlossen  und  liquidiert,  so  macht  die  Hanpt- 
stelle  dem  Mitgliede  hiervon  durch  den  Vorstand  der  Gemeinde,  in  de^  es  seinen  Wohnsitz 
hat,  Mitteilung  und  übermittelt  ihm  durch  denselben  den  Bentenausweis. 

Art.  27. 
Ein  Gesuch  um  vorzeitige  Liquidation   des  Kontos,  im  Falle  dauernder  gänzlicher 
Arbeitsunfähigkeit,   muss   der  Hauptstelle   der  Nationalkasse  unmittelbar  oder  durch  Ver- 
mittelung  der  Postämter  oder  Nebenstellen  übersandt  werden. 

Dem  Gesuch  müssen  die  Urkunden  beigefügt  sein,  aus  denen  hervorgeht,  dass  das 
Mitglied  dauernd  und  völlig  erwerbsunfähig  ist,  und  zwar  erst  nach  seinem  Beitritt  zur  Kasse. 
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Biese  nach  Art.  22  des  Gesetzes  gfinzlich  stempelfreien  ürknnden  müssen  be- 
stehen in: 

a)  einem  beglaubigten  ärztlichen  Gutachten  gemäss  einem  von  der  Kasse  gelieferten 
Formular; 

b)  einer    vom   Vorstände    der   Wohnortsgemeinde    des   Arbeiters   ausgestellten   Be- 
scheinigung; 

c)  eyentuell  in  einer  Bescheinigung  des  Unternehmers,  in  dessen  Betrieb  der  Arbeiter 
Ton  der  dauernden  und  völligen  Invalidität  betroffen  wurde. 

Art.  28. 

Die  Hauptstelle  der  Nationalkasse  kann  sich,  nach  Eingang  des  Gesuches,  die  In- 
validität des  Mitgliedes  noch  von  einem  von  ihr  hierzu  bestimmten  Arzt  bescheinigen  lassen. 

Sobald  die  Invalidität  bestätigt  ist,  schreitet  die  Hauptstelle  zur  Liquidation  des 
Eontos  und  fugt  der  Endsumme  einen  entsprechenden  Zuschuss  aus  dem  in  Art.  11  des 
Gesetzes  behandelten  Invaliditätsfonds  hinzu. 

Die  Höhe  dieses  Zuschusses  wird  auf  Grund  des  aufgelaufenen  Betrages  des  Eontos 
des  Mitgliedes  nach  den  Normen  bestimmt,  welche  hierfür  vom  Yerwaltungsrat  6  Monate 
vor  Eintritt  jedes  5jährigen  Geschäfbsabschnittes  der  Nationalkasse  aufgestellt  werden. 

Nach  Liquidation  des  Eontos  fertigt  die  Hauptstelle  den  Bentenausweis  nach  den  in 
Art.  25  und  26  vorgeschriebenen  Formen  aus. 

Für  die  Liquidation  der  Eonten  im  Falle  der  Invalidität  sind  die  Bestimmungen 
der  Art.  21,  23  und  24  anwendbar. 

Die  Nationalkasse  darf  den  Mitgliedern  Unterstützungen  irgend  welcher  Art,  welche 
im  Gesetz  nicht  vorgesehen  sind,  nicht  bewilligen. 

Art.  29. 
Die  Entschädigung,  welche  im  Falle  einer  von  einem  Unfälle  herrührenden  dauernden 
und  völligen  Invalidität  zur  Nationalkasse,  auf  Grund  des  Art.  13  des  Gesetzes  vom 
17.  März  1898,  No.  80,  gezahlt  werden  muss,  wird  zu  Gunsten  des  verletzten  Arbeiters 
in  eine  Leibrente  verwandelt  und  der  bezügliche  Bentenausweis  dem  Arbeiter  durch  den 
Gemeindevorsteher  seines  Wohnorts  ausgehändigt. 

Art.  30. 

Die  Leibrenten  werden  viertel jabrsweise  nachträglich  am  1.  März,  1.  Juni,  1.  September 
und  1.  Dezember  jedes  Jahres  von  dem  Postamt  oder  der  Nebenstelle  gezahlt. 

Die  Zahlung  geschieht  an  den  Bentenempfänger  oder  seinen  gesetzlichen  Vertreter, 
nach  Vorlage  des  Bentenausweises  und  der  Lebensbescheinigung. 

Die  Lebensbescheinigungen  werden  kostenlos  ausgestellt  und  sind  gemäss  Art  22 
des  Gesetzes  von  allen  Abgaben  frei. 

Art.  31. 

Die  Inhaber  der  Bentenausweise  können  von  der  Hauptstelle  der  Nationalkasse  die 
Auszahlung  der  Vierteljahrsraten  bei  anderen  Postämtern  und  Nebenstellen  fordern,  als  bei 
denen  das  Gesuch  um  Liquidation  des  Eontos  eingereicht  worden  ist. 

Auf  dem  Benienausweis  muss  bei  jeder  Zahlung  der  Stempel  beigefügt  werden, 
gleichzeitig  muss  der  Empfänger  eine  doppelte  Quittung  ausstellen. 

Art.  32. 

Die  Postämter,  und  zwar  durch  Vermittelung  des  Ministers  für  Post  und  Telegraphier 
und  die  Nebenstellen  der  Nationalkasse  müssen  der  Hauptstelle  in  dem  Monat  nach  Ab- 
lauf des  Quartals  eine  Aufstellung  über  die  gezahlten  Leibrenten  einreichen. 

Der  Aufstellung  müssen  die  Lebensbescheinigungen  und  je  eines  von  den  Quittungs- 
exemplaren beigefügt  sein. 
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Art.  33. 

Das  Oesnch  nm  Abschlüss  und  Liquidation  des  Eontos  der  im  Auslände  befindlichen 
Versicherten  wird  der  Hanptstelle  der  Nationalkasse  durch  den  Konsularagenten  oder  durch 
die  vom  Yerwaltungsrat  dafür  bestimmten  Stellen  eingereicht. 

Der  Bentenausweis  wird  den  Mitgliedern  durch  die  Konsularagenten  oder  die  vor- 
bezeichneten  Stellen  ausgehändigt.  Diese  besorgen  auch  die  Auszahlung  der  Yierteljahrs- 
raten  der  Leibrenten. 

Art.  34. 

Die  während  eines  Jahres  nicht  abgehobenen  Beuten  werden  eingestellt  und  nicht 
mehr  in  die  Zahlungslisten  eingetragen. 

Um  wieder  in  den  vorigen  Stand  eingesetzt  zu  werden,  muss  der  Eentenberechtigte 
ein  von  einer  Lebensbescheinigung  begleitetes  Gesuch  an  die  Hauptstelle  der  Nationalkasse 
richten. 

Art.  35. 

Die  Renten  erlöschen  mit  dem  Todestage  des  Rentners.  Seine  Erben  können  auf 
Grund  der  gesetzlichen  Erbesbescheinigungen  die  Auszahlung  der  Yierteljahrsraten  oder  des 
noch  nicht  gezahlen  Restes  einer  solchen  innerhalb  dreier  Jahre,  von  dem  Tode  des  Rentners 
ab,  fordern,  zur  Vermeidung  des  Verfalles. 

Die  bei  Lebzeiten  nicht  abgehobenen  Renten  yerjähren  in  dem  vom  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  festgesetzten  Zeitraum  von  5  Jahren. 

Art.  36. 
Die  Auszahlung  der  nach  Art.  12  des  G^etzes  den  Erben  Torbehaltenen  Beiträge 
wird  auf  Antrag  innerhalb  des  im  gedachten  Artikel  bestimmten  Zeitraumes  von  der  Haupt- 
stelle  der  Nationalkasse  angeordnet.  Dem  Antrag  müssen  der  Totenschein  des  Rentners 
und  die  den  Grad  der  Verwandtschaft;,  das  Alter  und  den  Civilstand  der  Antragsteller  be- 
zeugenden Urkunden  beigefügt  sein. 

Art.  37. 
Wenn  der  Arbeiter  gemäss  Art.  23  dieses  Reglements  bestimmt  hat,  dass  ein  Teil 
der  auf  seinem  Konto  aufgelaufenen  Summe  bei  seinem  Tode  als  Kapital  seinen  gesetz- 
lichen oder  testamentarischen  Erben  oder  einem  derselben  ausgezahlt  werden  soll,  so 
haben  diese  ein  Gesuch  an  die  Hauptstelle  der  Nationalkasse  zu  richten,'  unter  Beifügung 
des  Totenscheines  des  Rentners  und  einer  Erbbescheinigung. 

Art.  38. 
Alle  in  Art.  35,  36  und  37   aufgeführten  Urkunden  sind  gemäss  Art.  22  des  Ge- 
setzes gebühren-  und  stempelfrei. 


Kapitel  IV. 
Yerschledeiie  Bestimmungen. 

Art.  39. 

Die  technische  Bilanz  des  in  Art.  17  des  Gesetzes  behandelten  Leibrentenfonds  ist 
am  Schluss  jeder  fünQährigen  Rechnungsperiode,  vom  1.  Januar  des  Jahres  ab  gerechnet, 
in  welchem  der  erste  Rentenausweis  erteilt  ist,  aufzustellen. 

Die  technische  Bilanz  hat  den  Kapitalwert  der  vom  Ausstellungstage  laufenden  Leib- 
renten auf  Grund  der  statistischen  Tafeln  über  Lebensdauer  und  Inyalidität  gemäss  den 
Koefficienten  der  Leibrenten  und  dem  vom  Verwaltungsrat  der  Nationalkasse  festgesetzten 
Zinssatz  zu  rechnen. 
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Art.  40. 
Zn  dem  in  Art.  17  des  Gesetzes  behandelten  ansserordentlichen  Reservefonds 
werden  die  hierzn  nach  Art.  7  nnd  13  des  Gesetzes  bestimmten  Fonds  während  der  Dauer 
Yon  15  Jahren  von  Gründung  der  Nationalkasse  ab  geschlagen.  Später  ergänzt  sich  der 
ausserordentliche  Reservefonds  aus  den  vorgenannten  Fonds,  bis  er  den  Höchstbetrag  mit 
einem  Fünftel  des  Eapitalwertes  der  Leibrenten  erreicht. 

Art.  41. 

Falls  der  ausserordentliche  Reservefonds  nicht  hinreicht,  um  das  im  Leibrentenfonds 
etwa  festgestellte  Defizit  zu  decken,  so  werden  von  den  jährlichen  Einkünften  der  National- 
kasse die  nötigen  Beträge  genommen,  um  den  vorgenannten  Fonds  in  einem  oder  mehreren 
Rechnungsjahren  je  nach  den  vom  Yerwaltungsrat  getroffenen  Bestimmungen  zu  ergänzen. 

Gleichzeitig  sind  die  Eoefficienten  der  Leibrenten  mit  den  Ergebnissen  der  tech- 
nischen Bilanz  in  Übereinstimmung  zu  bringen.  — 
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Die  Arbeiterversicherung  in  Oesterreich. 


Einleitung.  In  Oesterreich  herrschte  bis  zu  den  1880er  Jahren,  als 
man  im  Anschloss  an  die  sozialpolitische  Gesetzgebung  Deutschlands  auch  dort 
diesen  Weg  beschritt,  ungef&hr  der  nämliche  Rechtszustand  wie  im  Deutschen 
Reich.  Abgesehen  von  einigen  dttrftigen  Bestimmungen  in  der  Gewerbeordnung 
und  einzelnen  ebenso  dürftigen  Sondergesetzen  war  <Ue  Kranken-,  Unfall-,  In- 
validit&ts-  und  Altersfttrsorge  der  Arbeiter  nirgends  näher  geregelt, 
vielmehr  beschränkten  sich  die  bestehenden  Vorschi^iften  im  wesentlichen  auf 
Folgendes: 

1.  Durch  ein  Hofdekret  vom  18.  Februar  1837,  Z.  12356  (sog.  Verpflegs- 
kosten-Normale)  war  die  in  der  Gesindeordnung  vom  1.  Mai  1810  aus- 
gesprochene Verpflichtung  der  Dienstherrschaft,  fftr  erkranktes  Gesinde  eine 
mindestens  vierwöchige  Krankenf&rsorge  zu  tragen,  auf  Fabrikanten,  Gewerbe- 
und  Handeltreibende  bezüglich  ihrer  Arbeiter  oder  Gesellen  ausgedehnt  worden. 

2.  Das  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  (§§  210  fg.)  legte  den  Bergwerksbesitzem 
die  Errichtung  von  Bruderladen,  nach  dem  Vorbilde  der  deutschen  Enappschafts- 
kassen,  auf;  jedoch  fehlte  es  an  den  näheren  Vorschriften  über  die  versicherungs- 
technischen Grundlagen,  die  Vertretung  der  Arbeiter,  den  Mindestumfang  der 
einzelnen  Bruderladen  und  die  Zwangsbefngnis  der  Aufsichtsbehörde,  erforderlichen 
Falls  von  Amtswegen  die  Errichtung  solcher  Kassen  zu  veranlassen. 

3.  Die  Gewerbeordnung  vom  20.  Dezember  1859  (R.G.B1.  No.  227)  schuf  die  ge- 
werblichen Fabriks-  und  Genossenschaf ts-Erankenkassen.  Nach  §85  sollten 
die  grösseren  Gewerbeuntemehmer  (mit  mehr  als  20  Arbeitern)  für  ihre  Arbeiter  be- 
sondere Unterstützungskassen  errichten,  „wenn  mit  Rücksicht  auf  die  grosse  Zahl 
der  Arbeiter  oder  die  Natur  der  Beschäftigung  eine  besondere  Vorsorge  für  die 
Unterstützung  der  Arbeiter  in  FäUen  der  Verunglückung  oder  Erkrankung  nötig 
erscheint";  schon  die  Unbestimmtheit  dieser  Verpflichtung,  die  Verquickung  der 
Kranken-  und  Unfallversicherung,  sowie  der  gänzliche  Mangel  an  Normen  über 
die  Organisation  derartiger  Kassen  hatten  zur  Folge,  dass  die  Vorschrift 
entweder  gar  nicht  ausgefährt  wurde  oder  nur  zu  ganz  unvollkommenen  Kassen 
führte.  Ebenso  lückenhaft  waren  die  Bestimmungen  über  die  Genossenschafts- 
(Innungs-)  Krankenkassen,  welche  §  114  G.O.  als  eine  Aufgabe  der  Gewerbe- 
genossenschaft (Innung)  —  zur  Unterstützung  der  Mitglieder  und  Angehörigen 
der  Genossenschaft  in  FäUen  der  Erkrankung  oder  sonstiger  Notlagen  —  bezeichnete, 
ohne  jedoch  Massregeln  zur  Erfüllung  und  Sicherung  dieser  Aufgabe  anzugeben, 
so  dass  auch  hier  £e  Entwickelung  eine  ganz  unvollkommene  blieb. 

4.  Das  Vereinsgesetz  vom  15.  November  1867  (RG.B1.,  No.  134)  gewährte 
den  freien  Hilfsvereinen  eine  grössere  Bewegungsfreiheit  als  das  ältere  Gesetz 
vom  26.  November  1852  (RG.Bl.  No.  253),  indem  sie  nicht  mehr  als  Versiche- 
rungsvereine im  Sinne  dieses  Gesetzes,  sondern  als  (an  versicherungstech- 
nische Voraussetzungen  nicht  gebundene)  Wohlthätigkeitsvereine  angesehen 
wurden;   indessen  kam  man  im  Jahre  1880  bei  Regelung  der  Staatsaufsicht 
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Ober  die  Versicherungsinstitnte^)  von  dieser  Anffassnng  wieder  zurück,  wodurch 
die  Entwickelung  der  freien  Hil&kassen  eingeengt  wurde. 

5.  Endlich  machte  das  Gesetz  vom  5.  März  1869  (RG.B1.  No.  27)  „be- 
treffend die  Haftung  der  Eisenbahnunternehmungen  f&r  die  durch 
Ereignungen  auf  Eisenbahnen  herbeigef&hrten  körperlichen  Verletzungen  oder 
Tötungen  von  Menschen"  die  Eisenbahnunternehmungen  für  alle  Betriebsunflllle 
verantwortlich,  insofern  sie  nicht  höhere  Gewalt  oder  eigenes  Verschulden  des 
Verletzten  nachzuweisen  vermochten.  Im  übrigen  bestimmte  sich  die  Haftpflicht 
der  Unternehmer  für  Betriebsunfälle  lediglich  nach  dem  gemeinen  Privatrecht 
(des  Allg.  Bürgert.  Gesetzbuchs  vom  Jahre  1811),  welches  aus  den  gleichen 
Gründen  wie  in  anderen  Staaten^  die  übergrosse  Mehrzahl  der  UnfUle  un- 
entschädigt  Hess. 

Da  die  Mängel  dieses  Bechtszustandes  sich  mit  der  zunehmenden  Entwickelung 
der  Industrie  immer  fühlbarer  machten,  so  versuchte  man  zunächst  im  Zusammen- 
hang mit  der  Reform  der  Gewerbeordnung  (1874,  1877,  1879,  1880)  einerseits 
den  Unternehmern  eine  erweiterte  Haftpflicht  für  BetriebsunÄlle  (im  Sinne 
des  Eisenbahn-Hafipflichtgesetzes)  au&uerlegen,  andererseits  die  Genossenschafts- 
Erankenkassen  bezw.  bei  Reform  des  Berggesetzes  auch  die  Bruderladen  in 
eingehend  geregelte  Zwangskassen  umzuwandeln.  Erst  der  vierte  Entwurf 
(vom  16.  Dezember  1880)  kam  zur  parlamentarischen  Behandlung  und  führte  zu 
den  beiden  Novellen  vom  15.  März  1883  (K.G.B1.  No.  39)  und  vom  8.  März  1885 
(E.G.BL  No.  22),  von  welchen  die  erstere  (§§  121— 121h)  die  Genossenschafts- 
(Innungs-)  Krankenkassen  ordnete  und  die  letztere  (§  89)  die  Fabrikanten  d.  h. 
solche  Gewerbe-Unternehmer,  welche  keiner  Zwangs-Genossenschaft  (Innung)  an- 
gehöi1;en,  zur  Errichtung  besonderer  Betriebs-(Fabriks-)Krankenkassen^  und  im 
übrigen  sie  (§  74)  zu  Schutzvorrichtungen  im  Interesse  der  Arbeiter  verpflichtete, 
indem  die  Haftpflichtfrage  wegen  der  inzwischen  erfolgten  Vorlegung  eines  be- 
sonderen Unfallversicherungsgesetzes  ausgeschieden  war.  Dieser  Entwurf  vom 
4.  Dezember  1883  betr.  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter  (Beilage  No.  783  zu 
den  Protokollen  der  9.  Session)  folgte  bereits  dem  deutschen  Grundsatz  der 
Zwangsversicherung  und  bildete  den  Ausgangspunkt  der  neueren  Gesetz- 
gebung, welche  sich  unverkennbar  unter  dem  Einfluss  der  deutschen  Arbeiter- 
versicherungsgesetzgebung entwickelte. 


L  KrankenTerslchenuig. 

1.  €^esetz  vom  30.  MBrz  1888,  betreffend  die  Erankerverslcherung  der 
Arbeiter,  R.G.B1.  No.  33,  und  Novelle  vom  4.  April  1889,  R.G.BL  No.  39 
(Anlage  1  und  2).  Noch  vor  Abschluss  der  Beratungen  des  Gewerbeausschusses 
des  Abgeordnetenhauses  über  den  vorbezeichneten  Entwurf  zur  Unfallversicherung 
hatte  die  Regierung  dem  Reichsrat  Anfangs  1885  den  ersten  Entwurf  zur  Kranken- 
vei-sicherung  der  Arbeiter  vorgelegt  (Beilage  No.  1052  zu  den  Protokollen  der 
9.  Session).  Derselbe  kam  wegen  Sessionsschlusses  nicht  mehr  zur  Verhandlung, 
wurde  aber  Anfangs  1886,  nachdem  die  den  neuen  Reichsrat  eröffnende  Thron- 
rede vom  26.  September  1885  sozialpolitische  Reformen  zu  Gunsten  der  arbeitenden 
Klassen  bereits  angekündigt  hatte,  fast  gleichzeitig  mit  dem  zweiten  Entwurf 


*)  Vgl  MiniBterial-Verordnimg  vom  18.  Augfußt  1880,  B.G.Bl.  No.  110  (sogenanntea  Ver- 
Bicherungs-Regulativ,  später  ersetzt  durch  die  Ministerial-Verordnung  vom  5.  März  1896,  R.G.BL 
No.  31). 

")  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande"  Heft  I  fg.  in  den  Abschnitten  „Unfall- 
versicherung* und  Conrad's  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  nnd  Statistik.  Jena  1888,  Neue 
Folge,  Bd.  17  S.  430—487. 

»)  Durch  eine  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  5.  Dezember  1883,  Z.  2488, 
waren  die  näheren  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Genossenschafts-(Innungs-)Kranken- 
kassen  auch  auf  die  Betrieb8-(Fabrik-)Krankenkas8en  für  anwendbar  erklärt  und  damit  die 
letzteren  auf  eine  festere  Rechtsgrundlage  gestellt  worden. 
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des  (in  der  abgeschlossenen  Session  ebenfalls  unerledigt  gebliebenen)  Unfall- 
versicherungsgesetzes  dem  Abgeordnetenhause  wiederum  vorgelegt.  Beide  Entwürfe 
zeigten  deutlich  die  Einwirkung  der  deutschen  Beichsgesetzgebung,  deren  Grundlinien 
sie  im  allgemeinen  folgten,  wenngleich  sie  auch  in  einzelnen  Punkten,  namentlich 
hinsichtlich  der  Träger  der  Versicherung,  entsprechend  den  abweichenden  wirt- 
schaftlichen, sozialen  und  politischen  Verhältnissen,  ihre  eigenen  Wege  einschlugen. 

Wie  das  deutsche  Erankenversicherungsgesetz  vom  15.  Juni  1883  ging 
auch  der  österreichische  Entwurf  von  dem  Grundsatz  der  Zwangsversicherung 
aus  und  knüpfte  an  die  schon  bestehenden  Easseneinrichtungen  der  Genossen- 
schafts-(Innungs-),  Betriebs- (Fabriks-)Erankenkassen,  der  Bruderladen 
(Enappschaftskassen)  und  der  freien  Hilfskassen  an,  deren  Organisation  — 
neben  den  auch  im  deutschen  Gesetz  vorgesehenen  Bau-Erankenkassen  — 
noch  die  Bezirks-Erankenkassen  hinzutraten,  um  alle  diejenigen  Versicherungs- 
pflichtigen aufzunehmen,  welche  keiner  der  vorbezeichneten  Eassen  angehören. 
Diese  Bezirkskrankenkassen  beruhten,  abweichend  von  den  beruflich  gegliederten 
Ortskrankenkassen  des  deutschen  Gesetzes  und  entsprechend  der  minder  ent- 
wickelten gewerblichen  Gliederung  der  österreichischen  Arbeiterschaft,  auf  terri- 
torialer Grundlage  und  sollten  von  der  Staatsverwaltung  regelmässig  für  den 
Sprengel  eines  Bezirksgerichts  gebildet  werden.  In  Bezug  auf  den  Umfang  der 
Versicherung  folgte  der  Entwurf  wiederum  dem  deutschen  Vorbilde  dahin,  dass 
das  gesamte  Gewerbe  dem  Versicherungszwange  unterstellt,  die  Einbeziehung  der 
Land-  und  Forstwirtschaft  aber  noch  vorbehalten  wurde,  und  die  Mindestleistungen 
der  Versicherung  ebenfalls  dem  deutschen  Gesetz  entsprechend  (freie  ArztMlfe 
nebst  Arznei  und  der  halbe  Tagelohn  als  Erankengeld  für  13  Wochen)  normiert 
wurden;  desgleichen  sollten  die  Lasten  wie  in  Deutschland  zu  Vs  ^^^  ^^^  Arbeit- 
gebern und  zu  '/g  von  den  Arbeitern  selbst  getragen,  auch  dementsprechend  der 
Anteil  an  der  Verwaltung  bemessen  werden.  Endlich  ifblgten  auch  die  Vorschriften 
Ober  die  innere  Einrichtung  der  Eassen  und  über  die  staatliche  Aufsicht  im  wesent- 
lichen der  deutschen  Gesetzgebung. 

Der  Gewerbeausschuss,  dem  dieser  Entwurf  überwiesen  wurde,  rückte  die 
Bezirks-Erankenkassen  mehr  in  den  Vordergrund,  indem  die  Errichtung  von 
Betriebs-Erankenkassen  untersagt  werden  sollte,  falls  durch  dieselben  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Bezirks-Erankenkassen  gefährdet  erschien,  und  vereinigte  die  Bezirks- 
Erankenkassen  zu  Zwangsverbänden,  deren  Sprengel  mit  dem  der  UnfaUversiche- 
rungsanstalten  zusammenfallen  und  deren  Verwaltung  von  den  Vorständen  dieser 
Anstalten  besorgt  werden  sollte.  Durch  diese  Eassenverbände  wollte  man  einerseits 
die  Bezirks-Erankenkassen  in  ihrem  Bestände  kräftigen  und  andererseits  eine 
organische  Verbindung  zwischen  Eranken-  und  Unfallversicherung  anbahnen;  ihnen 
soUte  die  Bildung  eines  Verbandsreservefonds,  die  Eapitalsanlage  für  die  Verbands- 
kassen, die  Verwaltungskontrolle  derselben  und  die  Besorgung  der  Statistik  ob- 
liegen, im  übrigen  aber  die  Anstellung  gemeinsamer  Beamten,  die  Abschliessung 
gemeinsamer  Verträge  mit  Aerzten,  Apothekern  und  Erankenkassen,  die  Ein- 
richtung gemeinsamer  Heilanstalten  und  die  Verfolgung  sonstiger  gemeinsamer 
Zwecke  freistehen.  Femer  wurde  auch  die  Mindestdauer  der  Erankenfursorge 
von  13  auf  20  Wochen  erweitert  und  für  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten 
über  Unterstützungsansprüche  (an  Stelle  der  politischen  Aufsichtsbehörden)  beson- 
dere statutarisch  zu  bildende  Schiedsgerichte  vorgesehen. 

Nach  zweimaliger  Beratung  in  beiden  Eammern  (vgl.  die  Beilagen  No.  185 
und  431  bezw.  No.  143  und  203  zu  den  Protokollen  des  Abgeordneten  bezw. 
Herrenhauses,  10.  Session,  1887)  kam  der  Entwurf  mit  einigen  weiteren  Abände- 
rungen zur  Verabschiedung  und  wurde  als  „Gesetz  vom  30.  März  1888,  be- 
treffend die  Erankenversicherung  der  Arbeiter"  (R.G.B1.  No.  33)  publiziert; 
gemäss  Ministerial- Verordnung  vom  14.  Juni  1889  (K.Q.B1.  No.  94)  trat  es  mit 
dem  1.  August  1889  in  Eraft,  nachdem  noch  inzwischen  eine  kurze  Novelle 
vom  4.  April  1889  (R.G.B1.  No.  39)  auf  Grund  zahlreicher  Petitionen  das 
Institut  der  Reserveanteile  (§  13  Z.  6,  §  28  des  E.V.G.)  beseitigt  und  hin- 
sichtlich der  Lehrlingsversicherung  (in  Ausdehnung  des  §  4  des  E.V.G.)  gewisse 
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Erleichterungen  zugestanden  hatta    (Vgl.  Beilage  Nr.  753  zu  den  Protokollen 
des  AbgeordjQetenhauses,  10.  Session.)^) 

Das  Erankenversicherungs-Gresetz  bestimmt  im  wesentlichen  folgendes: 

a)  Umfang  der  Versicherung.  Das  Gesetz  kennt  nur  eine  gesetzliche, 
nicht  auch  eine  statutarische  Versicherungspf licht  und  ausserdem  ein  Ver- 
sicherungs  recht  Der  ersteren  unterliegen  alle  der  Unfallversicherung  unter- 
worfenen Personen,  also  im  wesentlichen  die  Arbeiter  (einschliesslich  Betriebs- 
beamte und  Lehrlinge)  der  Industrie,  femer  die  auch  nicht  ständigen  Arbeiter 
der  sonstigen  Grewerbe  (einschliesslich  Bergwerke,  Eisenbahn-  und  Binnenschiff- 
fahrtsbetriebe); ausgeschlossen  sind:  die  Land-  und  Forstwirtschaft,  die  Haus- 
industrie, die  Seeschiffahrt  und  -Fischerei,  sowie  die  in  Staats-  oder  Eommunal- 
betrieben  angestellten  Beamten,  doch  steht  bezüglich  der  beiden  ersten  Gruppen 
den  einzelnen  Arbeitgebern  das  Recht  zu,  mit  den  von  ihnen  beschäftigten 
Personen  unter  deren  Zustimmung  der  Erankenyersicherung  beizutreten;  endlich 
können  von  der  Yersicherungspflicht  befreit  werden:  Personen,  welche  im  Krank- 
heitsfall mindestens  ftlr  20  Wochen  auf  Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung 
in  der  Familie  des  Arbeitgebers  oder  auf  Fortzahlung  des  Lohns  bezw.  Gehalts 
Anspruch  haben,  sowie  Lehrlinge,  denen  die  Gewerbegenossenschaften  fär  mindestens 
20  Wochen  Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung  gewähren  (§§  1 — 4).  Alle  nicht 
versicherungspflichtigen  Personen,  die  das  35.  Lebensjahr  nicht  überschritten  haben, 
sind  berechtigt,  sich  den  Bezirks-Erankenkassen  anzuschliessen  (§  13  Z.  4). 

b)  Träger  der  Versicherung  sind  nach  dem  Gesetz  sechs  verschiedene 
Eassenarten  (§  11): 

1.  Die  Bezirks-Erankenkassen  (§§  12^.),  welche  in  der  Segel  f&r  jeden 
Gerichtsbezirk  am  Sitze  des  Bezirksgerichts  von  der  Staatsverwaltung  unter 
Mitwirkung  der  Beteiligten  nach  einem  behördlich  festgesetzten  Musterstatut 
einzurichten  sind  und  die  sämtlichen  im  Bezirk  beschäftigten  Versicherungs- 
pflichtigen ohne  Unterschied  des  Berufe  umfassen,  soweit  sie  nicht  schon  einer 
anderen  nach  dem  Gesetz  zugelassenen  Erankenkasse  angehören; 

2.  die  Betriebs-Erankenkassen  (§§  42%.),  welche  die  einer  gewerblichen 
Genossen8chaft(Innung)  nicht  angehörenden  Unternehmer  grösserer  Betriebe  (mit 
mindestens  100  Arbeitern)  für  ihre  Arbeiter  unter  deren  Mitwirkung  errichten 
können  bezw.  müssen  und  denen  diese  ohne  weiteres  angehören,  soweit  sie  nicht 
einer  (den  Vorschriften  des  Gesetzes  genügenden)  freien  Hilfekasse  (Vereins- 
Erankenkasse)  angehören; 

3.  die  Bau-Erankenkassen  (§§  54  fg.),  welche  die  Bauherren  vorübergehender 
Baubetriebe  für  die  darin  Beschäftigten  zu  errichten  haben; 

4.  die  Genossenschafts-(Innungs-)Erankenkassen  (§  58),  welche  auf  Grund 
der  Gewerbeordnung  errichtet  sind; 

5.  die  Bruderladen  (Enappschaftskassen,  §  59),  welche  auf  berggesetzlichen 
Vorschriften  beruhen; 

6.  die  (freien)  Vereins-Erankenkassen  (§  60),  für  welche  die  Vereinsgesetz- 
gebung die  gesetzliche  Unterlage  bildet. 

Für  die  drei  letztgenannten  Eassenarten  bleiben  in  der  Hauptsache  die 
einschlägigen  Sonderbestimmungen  bestehen,  doch  sind  ihre  Mitglieder  von  der 
Zugehörigkeit  zu  einer  der  gesetzlichen  Zwangskassen  (Bezirks-,  Betriebs-  oder 
Bau-Erankenkassen)  nur  dann  befreit,  wenn  die  statutarischen  Leistungen  jener 


*)  Mittels  der  Beserveanteile  hatte  man  eine  längere  Versorgung  zeitweilig  Erwerbsloser 
und  eine  Erleichterung  der  Freizügigkeit  zwischen  den  verschiedenen  Krankenkassen  bezweckt, 
doch  wurde  diese  Einrichtung  aus  kassentechnischen  Gründen,  noch  bevor  sie  ins  Leben  getreten 
war,  fallen  gelassen.  Andererseits  sollten  im  Sinne  des  §  4  K.V.G.  Lehrlinge  auch  dann  von  der 
yersicherungspflicht  befreit  werden  können,  wenn  ihnen  gemäss  §  114  der  Gewerbeordnung  seitens 
der  Gewerbegenossenschaft  freie  Kur  und  Verpflegung  in  einem  Erankenhause  für  minde- 
stens 20  Wochen  zugesichert  war.  Vgl.  Ck>nrad'8  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik, 
Jena  1889,  Neue  Folge,  Bd.  19  S.  276—281  und  (wegen  der  Abweichungen  von  der  deutschen 
Gesetzgebung)  Bd.  17  8.491-512. 
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Kassen  hinter  den  gesetzlichen  Mindestleistungen  nicht  zurückbleiben  bezw.  die 
Eassenmitglieder  nicht  ungünstiger  als  bei  den  gesetzlichen  Zwangskassen  stellen 
(§§  58 — 60).  Nur  den  Vereins-Krankenkassen  ist  gestattet,  statt  der  ärztlichen 
Behandlung  nebst  Arznei  einen  Geldbetrag  in  Höhe  des  halben  gesetzlichen 
Krankengeldes  (neben  dem  letzteren)  zu  gewähren  (§  60).  Da  die  (Genossen- 
schafts-(Innungs-)Krankenkassen  und  die  Bruderladen  (Knappschaftskassen)  nur 
für  bestimmte  Berufsarten,  die  Vereins-Krankenkassen  aber  auf  dem  Grundsatz 
der  Freiwilligkeit  beruhen,  so  fällt  das  Schwergewicht  des  Gesetzes  auf  die 
Zwangskassenformen  (Bezirks-,  Betriebs-  und  Bau-Krankenkassen),  welchen  die 
in  den  betreffenden  Bezirken  und  Betrieben  beschäftigten  versicherungspflichtigen 
Personen,  soweit  sie  nicht  durch  Zugehörigkeit  zu  einer  der  anderen  genannten 
Kassen  befreit  sind,  mit  der  Aufnahme  ihrer  Beschäftigung  ohne  weiteres  zufallen. 
Im  übrigen  gelten  in  Bezug  auf  An-  und  Abmeldung  der  versicherungspflichtigen 
Personen,  die  freiwillige  Fortsetzung  des  Versicherungsverhältnisses,  die  Ver- 
waltung der  Kassen  und  die  staatliche  Aufsicht  über  dieselben  ähnliche  Vor- 
schriften wie  im  deutschen  KV.G.  (§§31,  61,  67;  12  Z.  2;  19—21,  40,  72,  76, 
78  bezw.  47,  57,  60). 

c)  Leistungen  der  Versicherung.  Die  gesetzlichen  Mindestleistungen 
gewähren  für  die  Dauer  der  Krankheit  oder  mindestens  20  Wochen: 

1.  freie  ärztliche  Behandlung  einschliesslich  des  geburtshilflichen  Beistandes, 
sowie  die  notwendigen  Heilmittel  und  sonstigen  therapeutischen  Behelfe; 

2.  bei  Erwerbsunfähigkeit  von  mehi'  als  3  Tagen  für  jeden  Tag  ein  Kranken- 
geld in  der  Höhe  von  60  ^/^  des  ortsüblichen  (für  männliche  und  weibliche, 
jugendliche  und  erwachsene  Arbeiter  behördlich  festgesetzten)  Tagelohns  gewöhn- 
licher versicherungspflichtiger  Arbeiter, 

oder  an  Stelle  dieser  beiden  Leistungen: 
freie  Kur  und  Verpflegung  in  einem  Krankenhause  nach  der  letzten  Klasse  ein- 
schliesslich freien  Transports  für  den  Erkrankten  und  das  halbe  Krankengeld 
für  seine  Angehörigen; 

3.  für  Wöchnerinnen  eine  vierwöchige  Krankenunterstützung; 

4.  für  den  Todesfall  eines  Versicherten  Ersatz  der  Beerdigungskosten  an 
die  Hinterbliebenen  im  20  fachen  Betrage  des  vorbezeichneten  Tagelohns  (§§  6 — 8). 

Eine  Erweiterung  dieser  Mindestleistungen  durch  Statut  ist  zulässig  und  zwar 
in  folgenden  Grenzen:  1;  Berechnung  des  Krankengeldes  nach  höheren  Lohnsätzen 
(bis  zu  2  Gulden  für  den  Tag;  1  österr.  Gulden  =  1,70  Reichsmark);  2.  Erhöhung 
des  Krankengeldes  bis  zu  75 ^/^  des  zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes;  3.  Aus- 
dehnung der  Krankenunterstützung  bis  zur  Dauer  eines  Jahres;  4.  Erhöhung  des 
Beerdi^mgsgeldes  bis  zu  50  Gulden  (§  9). 

d)  die  Aufbringung  der  Mittel  erfolgt  bei  den  gesetzlichen  Zwangskassen 
(Bezirks^,  Betriebs-  und  Bau-Krankenkassen)  in  Prozenten  des  der  Berechnung  des 
Krankengeldes  zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes  durch  periodische  Beiträge,  welche 
mit  */3  den  Arbeitern,  mit  Vs  ^^^  Arbeitgebern  zur  Last  fallen  und  nach  ver- 
sicherungstechnischen Grundsätzen  behufe  Deckung  der  Entschädigungsleistungen, 
Verwaltungskosten  und  Sücklagen  zum  Beservefonds  (mindestens  das  Doppelte 
der  durchschnittlichen  Jahresausgabe)  statutarisch  derart  festzusetzen  sind, 
dass  sie  für  die  versicherungspflichtigen  Kassenmitglieder  regelmässig  3^/^  des 
der  Krankengeldberechnung  zu  Grunde  gelegten  Lohnes  nicht  übersteigen  (§§  25—30, 
33—36;  47;  57).  Hinsichtlich  der  übrigen  Kassenarten,  deren  Verhältnisse  sich 
nach  den  bezüglichen  sondergesetzlichen  Bestimmungen  regeln,  schreibt  das 
K.V.G.  nur  vor,  dass  die  Leistungen  der  Arbeitgeber  bei  den  Genossenschafts- 
Krankenkassen   den   im  K.V.G.  vorgeschriebenen   gleichkommen  müssen  (§  58). 

2.  Die  6enosseiiscliafts-(Innungs-) Krankenkassen:  Gewerbeordnung 
§§  121— 121h.  Auf  diese  Kassen  finden  zunächst  die  Vorschriften  der  Gewerbe- 
ordnung, das  K.V.G.  aber  nur  insoweit  Anwendung,  als  es  gemeinsame  Be- 
stimmungen für  alle  Krankenkassen  trifft  und  gewisse  Normen  für  die  Genossen- 
schaftskassen aufstellt,  um  diese  hinsichtlich  der  Unterstützungsleistungen  den 
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gesetzlichen  Zwangskassen  gleichwertig  zu  machen.^)  Die  Errichtung  der  Ge- 
nossenschaftskassen erfolgt  auf  Grund  eines  Beschlusses  der  gewerblichen  Ge- 
nossenschaft (Innung),  welche  das  der  staatlichen  Genehmigung  unterli^ende 
Kassenstatut  festzustellen  hat.  Die  bei  den  (Zwangs-  oder  freiwilligen)  Mitgliedern 
der  Innung  beschäftigten  Hilfearbeiter  werden  schon  durch  den  Eintritt  in  die 
Beschäftigung  Mitglieder  der  Genossenschaftkasse;  diese  ist  daher  eine  Zwangs- 
kasse und  befreit  —  abweichend  von  den  Vorschriften  fftr  Betriebs-Krankenkassen 
und  der  Bestimmung  des  §  73  Abs.  2  des  deutschen  K  V.  G.  —  selbst  der 
Eintritt  in  eine  freie  Hilfskasse  nicht  Yon  der  Mitgliedschaft  bei  der  Genossen- 
schaftskrankenkasse. Neben  den  Kassenmitgliedem  haben  auch  die  Gewerbe- 
untemehmer  einen  Anteil  an  der  Verwaltung,  und  zwar  steht  ihnen  in  der 
Generalversammlung  die  Hälfte,  im  Vorstande  —  entsprechend  ihrer  Beitragspflicht 
—  ein  Drittel  der  Stimmen  zu  Gebot  Neben  dem  Vorstande  und  der  General- 
yersammlung  fungiert  noch  ein  Überwachungsausschuss  und  fttr  die  Entscheidung 
von  Streitigkeiten  über  die  ünterstQtzungsansprttche  ein  schiedsgerichtlicher  Aus- 
schuss.  Die  Auflösung  yon  Genossenschaftskassen  kann  durch  Beschluss  der  General- 
versammlung „im  Falle  eines  Eingehens  der  Genossenschaft^  oder  deren  Schliessung 
bei  Gesetzes-  und  Statutenverletzungen  durch  Verfügung  der  staatlichen  Aufsichts- 
behörde erfolgen.  Im  übrigen  haben  die  Genossenschafts-Krankenkassen  juristische 
Persönlichkeit,  da  sie  selbständige  Organe  und  einen  selbständigen  Zweck  besitzen 
und  ihr  Statut  —  abweichend  von  den  deutschen  Innungs-Krankenkassen  — 
keineswegs  bloss  als  ein  Nebenstatut  der  Genossenschaft  (Innung)  erscheint. 

3.  Die  Bruderladen  (Enappschaftskassen):  Gesetz  vom  28.  Juli  1889, 
R.G.B1.  Nr.  127. 

Da  die  Vorschriften  des  Berggesetzes  vom  28.  Mai  1854,  wie  schon  oben  (S.  3) 
erwähnt,  sich  als  ganz  unzulänglich  erwiesen  hatten  und  das  rechnungsmässige 
Defizit  einer  grossen  Anzahl  yon  Bruderladen  von  Jahr  zu  Jahr  sich  steigerte, 
so  hatte  die  Regierung  behufs  Beformierung  dieser  Kassen  bereits  im  Jahre  1872 
„Grundzüge  betr.  das  Unterstützungswesen  der  Bergarbeiter^  angestellt,  nach 
welchen  den  bisherigen,  meist  auf  ein  einzelnes  Bergwerk  beschränkten  Knapp- 
schaftskassen nur  die  Krankenversicherung  verbleiben,  dagegen  als  Träger  für 
die  anderen  Versorgungszweige  (Invaliden-,  Witwen-,  Waisenversorgung)  grössere 
ünterstützungsverbände  ins  Leben  treten  sollten. 

Nach  Einholung  von  Gutachten  wurden  diese  Bestimmungen  in  den  1876  er 
Entwurf  eines  neuen  Berggesetzes  (§§  138—157)  aufgenommen.  Im  weiteren 
Verlauf  der  Verhandlungen  drang  jedoch  die  Ansicht  durch,  das  geltende  Berg- 
gesetz schrittweise  zu  reformieren  und  insbesondere  das  Knappscha^wesen  durch 
ein  Sondergesetz  zu  regeln,  zumal  die  inzwischen  angebahnte  Gesetzgebung  über 
die  Kranken-  und  Unfallversicherung  eine  Anpassung  der  Vorschriften  über  die 
Unterstützung  der  Bergarbeiter  an  die  allgemeine  Organisation  der  Arbeiterversiche- 
rung wünschenswert  machte.  Die  Beformbestrebungen  wurden  demgemäss  im 
Jahre  1882  wieder  angenommen  jedoch  unter  Aufgabe  einer  Trennung  der  Bruder- 
laden in  zwei  verschiedene  Kasseneinrichtungen  (für  Krankenversicherung  einerseits 
und  Invaliden-  bezw.  Witwen-  und  Waisenversicherung  andererseits),  vielmehr  glaubte 
man  den  bisherigen  Missständen  durch  eine  rechnungsmässige  Trennung  der  Ver- 
sicherungszweige und  gesunde  versicherungstechnische  Grundlagen  abhelfen  zu 
können.  Nachdem  die  Regierung  noch  mehrfache  Erhebungen  über  die  Zustände  der 
bestehenden  Bruderladen  angestellt  hatte,  erfolgte  auf  Grund  dieser  Vorarbeiten 
die  Ausarbeitung  eines  besonderen  Gesetzentwurfs,  welcher  dem  Reichsrat  am 
1.  Februar  1887  zuging  (Beilage  No.  300  zu  den  Protokollen  des  Abgeordnetenhauses, 
10.  Session)  und  den  angedeuteten  Gesichtspunkten  Rechnung  zu  tragen  suchte. 
Danach  sollten  die  Bruderladen  einerseits  Krankenunterstützung,  andererseits 
Provisionen,  d.  h.  Renten  an  Invalide  bezw.  an  Witwen  und  Waisen  ver- 
storbener Mitglieder  gewähren,  die  ersteren  nach  den  Normen  des  K.V.G.,  die 


')  Vgl.  das  dementsprechend  umgearbeitete  Normalstatut  für  GenoBsengchafts-ErankenkaBsen: 
Amtliche  Nachrichten  des  Ministeriums  des  Innern,  betr.  die  Unfall-  und  Krankenversicherung  der 
Arbeiter,  Bd.  1  S.  207,  337. 
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letzteren,  sofern  die  Inyalidität  oder  der  Tod  durch  einen  Betriebsunfall  ver- 
ursacht war,  nach  den  Normen  des  U.V.G.,  anderenfalls  nach  Massgabe  der 
Statuten.  Die  zur  Deckung  dieser  Leistungen  erforderlichen  Mittel  sollten  zu 
•/g  von  den  Versicherten,  zu  ^L  von  den  Unternehmern  beigesteuert  und 
diese  Beiträge  behufs  Wahrung  des  Gleichgewichts  zwischen  Knnahmen  und 
Ausgaben  nach  versicherungstechnischen  Grundsätzen  berechnet  werden.  Passive 
Bruderladen  (mit  rechnungsmässigem  Defizit)  sollten  liquidieren,  falls  sich  das 
Defizit  durch  Erhöhung  der  Beiträge  und  durch  Aufteilung  auf  sämtliche 
Mitglieder  nicht  beseitigen  Hess.  Im  übrigen  waren  die  Bruderladen  überwiegend 
nach  dem  Vorbild  der  Betriebs-Erankenkassen  geregelt. 

Im  Gtowerbeausschuss,  dem  dieser  Entwmf  überwiesen  wurde,  kam  man 
wieder  auf  eine  Trennung  der  Kassen  in  zwei  verschiedene  Gruppen  zurück 
(Werk -Bruderladen  für  die  Krankenversicherung,  Revier-Bruderladen  für  die 
Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenversorgung)  und  brachte  als  letztes  Mittel  zur 
Sanierung  passiver  Bruderladen  staatliche  Subventionen  in  Vorschlag.  Indessen 
entschied  sich  schliesslich  (Anfangs  1889)  die  Mehrheit  doch  für  die  Begierungs- 
vorlage unter  folgenden  Abänderungen: 

Die  Beiträge  der  Werksbesitzer  wurden  auf  die  Hälfte  der  gesamten 
Beiträge  erhöht,  die  Provisionsansprüche  aus  Betriebsunfällen  nicht  abweichend 
geregelt,  jedoch  für  alle  Provisionsansprttche  ein  gesetzliches  Mindestmass  fest- 
gesetzt, die  versicherungstechnischen  Grundlagen  ausführlicher  normiert,  ins- 
besondere zur  Sicherung  gegen  grO&ere  Unglücksfälle  ein  besonderer  Central- 
Beservefonds  vorgesehen,  en^ch  eine  Auflösung  bestehender  passiver  Bruderladen 
für  unzulässig  erklärt  und  zum  Zwecke  der  Sanierung  zunächst  eine  Erhöhung 
der  Beiträge,  dann  eine  Herabsetzung  der  zukünftigen  Leistungen,  weiter  eine 
Herabsetzung  der  bereits  liquiden  Ansprüche  und  die  Gewährung  eines  Zu- 
schusses aus  dem  Central-Reservefonds  vorgeschlagen.  Das  Abgeordnetenhaus 
modifizierte  jedoch  diese  Sanierungsvorschläge  daUn,  dass  zunächst  eine  Er- 
höhung der  Beiträge,  anderenfalls  eine  Kürzung  der  Ansprüche  bis  zur  Hälfte 
der  gesetzlichen  Mindestleistungen,  weiterhin  Beitragszuschläge  fOr  den  Werk- 
besitzer bis  zu  2®/q  vom  Lohn  und  endlich  eine  Herabsetzung  der  liquiden 
Provisionen  eintreten  sollten.  Nach  einigen  weiteren  Abänderungen  im  Abgeord- 
netenhause gelangte  der  Entwurf  auch  zur  Annahme  im  Herrenhause  (vergl. 
Beilagen  Nr.  729  bezw.  381  zu  den  Protokollen  des  Abg.-H.  bezw.  Herren-H., 
10.  Session)  und  wurde  demnächst  als  „Gesetz  vom  28.  Juli  1889,  betr.  die 
Regelung  der  nach  dem  allgemeinen  Berggesetz  errichteten  oder  noch  zu  errich- 
tenden Bruderladen"  (RG.Bl.  Nr.  127)  publiziert^) 

Nach  dem  Berggesetz  (§  20)  ist  jeder  Bergwerksbesitzer  verpflichtet,  entweder 
bei  seinem  Werke  eine  selbständige  Bruderlade  zu  errichten,  oder  sich  mit 
anderen  Werkbesitzem  zu  diesem  Zweck  zu  vereinigen.  Die  Grundlage  für  die 
Verfassung  und  Verwaltung  der  Bruderladen  bilden  die  nach  den  Vorschriften 
des  Bruderladengesetzes  abzufassenden  Statuten,  welche  unter  Mitwirkung  des 
Knappschaftsausschusses  vom  Bergwerksbesitzer  zu  entwerfen  sind  und  der 
bergbehördlichen  Genehmigung  unterliegen;  diese  ist  u.a.  zu  versagen,  wenn  nach 
dem    einzuholenden  Gutachten    des   versicherungstechnischen    Departements   des 


*)  Vgl.  Ausführungs-VeToidnung  vom  11.  September  1889,  R.G.Bl.  No.  148,  und  das  ^Muster- 
Btatut"  vom  15.  November  1890,  Beiblatt  zu  den  Amtl.  Nachr.  I  289—808,  bezw.  die  „Anleitung" 
dazu  a.  a.  0.  V  1—34.  Da  sich  der  Durchführung  des  Gesetzes  praktische  Schwierigkeiten  ent- 
gegenstellten, wurden  noch  mehrfache  Abänderungen  des  Gesetzes  erforderlich.  Zunächst  wurden 
durch  die  Novelle  vom  17.  Januar  1890  (R.G.B1  No.  14)  die  Vorschriften  über  die  Schiedsgerichte  der 
Braderladen  und  über  die  Verwaltung  des  Central-Reservefonds  abgeändert.  Sodann  wurde,  da  die  oben 
erwähnten  Sanierungsmassregeln  nicht  durchführbar  waren,  durch  die  Novelle  vom  80.  Dezember 
1891  (B.G.B1.  1892,  No.  3)  bestimmt,  dass  die  Krankenversicherung  für  die  Bergarbeiter  sogleich, 
d.  h.  mit  dem  1.  Januar  1892  in  Kraft  treten  soUte,  wSJirend  die  Sanierung  bezüglich  der  Pro- 
visionsleistungen  durch  die  Novelle  vom  17.  September  1892  (R.G.B1.  No.  178)  den  Verhältnissen 
der  einzelnen  Sraderlade  angepasst,  d.  h.  in  erster  Linie  ihr  selbst  und  dem  Werkbesitzer  über- 
lassen, ev.  aber  durch  25— 30jährige  den  Kassenmitgliedem  und  Werkbesitzem  gleichzeitig  auf- 
zuerlegende Annuitäten  herbeigeführt  werden  soUte.  (Vgl.  die  Beilagen  No.  193  und  458  zu  den  Proto- 
kollen des  Abgeordn.-Hauses,  11.  Session). 
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Ministeriums  des  Innern^)  die  statntenmässigen  Beiträge  znr  Gew&hmng  der 
zugesicherten  ünterstützongen  nicht  ausreichen,  oder  wenn  die  Leistungsfähigkeit 
der  Kasse  w^en  zu  geringer  Mitgliederzahl  nicht  gewährleistet  erscheint  Die 
wesentlichen  Organe  der  Bruderlade  sind  der  Vorstand  und  die  Greneralyersanun- 
lung,  in  welchen  den  Werkbesitzem  je  ein  Drittel  der  Stimmen  (einschliesslich 
des  Vorsitzes  im  Vorstande)  zustehen.  Die  staatliche  Aufsicht  üben  die  Berg- 
behörden aus,  denen  auch  die  Bechnungsabschlüsse  zur  Prüfung  und  Genehmigung 
einzureichen  sind.  Die  Finanzverwaltung  ist  f&r  die  beiden  Kassenabteilungen 
(Krankenkasse  und  Provisionskasse)*)  getrennt  zu  fuhren,  und  gilt  fOr  beide 
Abteilungen  der  Grundsatz,  dass  die  Einnahmen  zur  Deckung  der  ünterstatzungen, 
Verwaltungskosten  und  Rücklagen  ausreichen  müssen.  Ergiebt  der  Jahresabschluss 
der  Krankenkasse  ein  Ueberwiegen  der  Einnahmen  oder  Ausgaben,  so  sollen 
die  Beiträge  herabgesetzt  bezw.  erhöht  oder  die  Unterstützungen  erhöht  bezw. 
in  den  Grenzen  der  gesetzlichen  Mindestleistungen  herabgesetzt  werden;  der 
Reservefonds  soll  mindestens  den  zweifachen  durchschnittlichen  Jahresausgaben 
gleichkommmen.  Die  Proyisionskasse  hat  alle  5  Jahre  eine  yersicherungs- 
technische  Bilanz  au&ustellen  und  diese  der  Aufsichtsbehörde  zur  Prüfung  durch 
das  yersicherungstechnische  Departement  einzureichen;  ergiebt  sich  dann,  dass 
die  Einnahmen  das  Erfordernis  zur  Deckung  der  Verpflichtungen  fibersteigen,  so 
sind  die  Beiträge  zu  eimässigen  oder  die  Leistungen  zu  erhöhen,  anderenfalls  das 
yersicherungstechnische  Defizit  durch  Ermässigung  der  Leistungen  innerhalb  der 
gesetzlich  zulässigen  Grenzen  oder  durch  eine  Erhöhung  der  Beiträge  auszu- 
gleichen; der  Kapitaldeckungsfonds  soll  die  Prämienreseryen,  d.  h.  den  Wert  der 
laufenden  und  zukünftigen  Verpflichtungen  abzüglich  des  Wertes  der  zukünftigen 
Einnahmen  decken.  Die  Gelder  der  beiden  Bruderladenfonds  dürfen  nur  wie 
Mündelgelder  angelegt  werden.  Die  Au&ichtsbehörde  kann  zwangsweise  mehrere 
Bruderladen  ihres  Bezirks  zusammenlegen,  wenn  dieselben  wegen  zu  geringer 
Mitgliederzahl  nach  dem  Gutachten  des  yersicherungstechnischen  Departements 
einzeln  nicht  leistungsfähig  erscheinen.  Endlich  soll  der  einer  selbständigen 
Kommission  in  Wien  unterstellte  „Central-Reseryefonds^;  zu  welchem  sämtliche 
Bergwerksbesitzer  nach  Massgabe  der  jährlich  ausgezahlten  Löhne  (bis  zu  0,1  ^/^  der 
Lohnsumme)  beizusteueren  haben,  die  Proyisionskassen  gegen  Massenunfälle  (d.  h. 
wenn  mehr  als  5  Personen  invalide  geworden  oder  getötet  worden  sind)  sicher- 
stellen. Eine  andere  Hilfseinrichtung  der  Bruderladen  bilden  die  zur  Entscheidung 
der  einschlägigen  Streitigkeiten  berufenen  Schiedsgerichte,  welche  nach  dem 
Vorbilde  der  Unfallschiedsgerichte  (s.  unten  Abschnitt  II)  durch  die  Min.-Verord. 
vom  11.  September  1889,  RG.BL  Nr.  149,  geregelt  worden  sind. 

4.   Die   eingeschriebenen    (9,registrierten^^)   Hilfskassen: 

Gesetz  yom  16.  Juli  1892,  R.G.B1.  No.  202.«) 


^)  Als  fachliches  Organ  für  die  Beaufsichtigung  des  Versicherungswesens  durch  die  Hinisterial- 
Verordnung  vom  18.  August  1880  (B.GBl.  No.  110,  sog.  Versicherungs-Regulativ)  errichtet 

^  Die  ^yKrankenkaBse"  hat  mindestens  die  üntersttttzungsleistungen  der  Krankenversicherung 
gemäss  §§  6—8  des  K.V.G.  vom  30.  März  1888  zu  gewähren,  während  die  „Provisionskasse"  ver- 
pflichtet ist:  1.  „einem  infolge  Krankheit  oder  Alters  oder  Betriehsunf alles  dauernd  erwerbsunfähig 
gewordenen  Mitgliede  eine  Rente  (Provision)  zu  gewähren,  welche  in  einem  entweder  für  aUe 
Mitglieder  gleichen  oder  mit  der  Dauer  der  MitgUedschaft  steigenden  Ausmasse  festzusetzen  ist, 
und  mindestens  100  fl.  ö.  W.  für  männliche  und  50  fl.  6.  W.  nir  weibliche  Arbeiter  jährlich  zu 
betragen  hat,^  und  2.  „für  den  Todesfall  eines  Mitgliedes  oder  Provisionisten  den  Hinterbliebenen 
nachstehende  Unterstützungen  zu  gewähren:  a)  der  Witwe  auf  Lebenszeit  bezw.  bis  zur  etwaigen 
Wiederverheiratung  eine  Rente  (Witwenprovision)  im  Mindestbetrage  eines  Drittels  der  dem  ver- 
storbenen Ehegatten  nach  Z.  1  zukommenden  Rente  (Provision),  b)  den  ehelichen  Kindern  bis 
zum  zurückgelegten  14.  Leben^ahre  Renten  (Waisenprovisionen),  und  zwar  jedem  vaterlosen  Kinde 
im  Mindestbetrage  eines  Sechstels,  jedem  vater-  und  mutterlosen  im  Mindestbetrage  eines  Drittels 
der  dem  verstorbenen  Vater  nach  Z.  1  gebührenden  Provision,"  jedoch  mit  der  Bedingung,  dass 
die  Gesamtsumme  der  Witwen-  und  Waisenprovisionen  drei  Viertel  der  dem  Verstorbenen  n«jh  Z.  1 
zukommenden  Provision  nicht  übersteigen  darf  (vgl.  §§  3—5  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1889). 

•)  Durch  dieses  Gesetz  soUte  der  durch  die  strengen  Vorschriften  des  Vereinsgesetzes  vom 
26.  November  1852  eingeengten  Entwickelung  der  freien  ünterstützungskassen  ein  weiterer  Spiel- 
raum und,  sofern  sie  sich  den  Anforderungen  des  K.V.G.  anpassten,  auch  ein  Platz  unter  den 
übrigen  zugelassenen  ELrankenkassen  gegeben  werden. 
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Dieses  Gesetz  lässt  neben  den  in  §  60  der  E.V.G.  bebandelten  (g^emäss 
dem  Vereinsgesetz  vom  26.  November  1852  errichteten)  freien  Vereinskranken- 
kassen auch  die  freien  Hilfskrankenkassen  als  Träger  der  Krankenversicherung 
zu,  sofern  sie  nach  den  näheren  Vorschriften  des  Gesetzes  sich  konstituieren  und 
ihren  Mitgliedern  die  Mindestleistungen  der  Krankenversicherung  gewähren; 
erhalten  sie  von  der  Aufsichtsbehörde  die  Bescheinigung,  dass  ihre  Statuten 
diesen  Anforderungen  (§  60  KV.G.)  genügen,  so  sind  ihre  Mitglieder  vom 
Beitrittszwang  zu  anderen  Krankenkassen  befreit.  Im  letzteren  Fall  unter- 
liegen sie  als  Träger  der  gesetzlichen  Krankenversicherung  ebenso  wie  die 
Vereins-Krankenkassen  der  staatlichen  AuMcht  nach  Massgabe  der  §§  19  und  20 
der  KV.G. 

Im  allgemeinen  entsprechen  diese  eingeschriebenen  Hilfskassen  in  Bezug 
auf  die  Krankenunterstützung  denen  des  deutschen  Gesetzes  vom  7.  April  1876 
bezw.  1.  Juni  1884  (RG.B1.  Nr.  125  bezw.  54),  haben  aber  bei  weitem  nicht 
eine  solche  Verbreitung^)  wie  diese  gefrinden,  obwohl  das  Gesetz  ihnen  auch  die 
Versicherung  von  Invaliditäts-  und  Altersrenten,  von  Witwen-  und  Waisenunter- 
stützungen, von  Heirats-  und  Kinderausstattungen,  endlich  (in  getrennter  Ge- 
schäftsführung) die  Gewährung  von  Unterstützungen  an  arbeitslose  und  Arbeit 
suchende  Mitglieder  gestattet  und  zur  Erleichterung  der  Errichtung  solcher  Kassen 
ein  „Musterstatut"  mit  eingehender  „Gebrauchsanleitung"  und  einem  technischen 
„Versicherungsplan"  für  die  Alters-,  Witwen-  und  Waisenrenten-  und  Kinder- 
ausstattungs- Versicherung  einschliesslich  der  erforderlichen  Prämientarife  durch 
Ministerialerlass  vom  30.  Dezember  1894  bezw.  2.  September  1895  (Z.  3  bezw. 
26629  ex  1895)  bekannt  gegeben  worden  ist.') 

5.  Statistik«  Nach  den  vom  Ministerium  des  Innern  zu  Wien  als  der 
obersten  Aufsichtsbehörde  gemäss  §  72  K.V.G.  alljährlich  veröffentlichten  Be- 
richten über  „die  Gebarung  und  die  Ergebnisse  der  Krankheitsstatistik  der 
nach  dem  Gesetz  vom  30.  März  1888,  betr.  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter, 
eingerichteten  Krankenkassen''  ergeben  sich  folgende  Zusammenstellungen:') 


Ergebnisse  der  a)  Bezirks-,  b)  Betriebs-,  c)  Bau-,  d)  Genossenschafts-, 
e)  Vereins-E[rankenkassen>) 


Eassenart 


1889 


1890 


1891 


1892 


1893 


1894 


1895 


1896 


Zahl  der  Kassen. 

a 

524 

549 

554 

553 

552 

557 

561 

566 

b 

1317 

1455 

1654 

1438 

1425 

1411 

1895 

1382 

c 

2 

4 

5 

4 

7 

9 

4 

7 

d 

525 

673 

720 

751 

787 

833 

842 

844 

e 

34 

59 

79 

91 

105 

105 

113 

122 

Summa 

2402 

2740 

2822 

2837 

2876 

2915 

2915 

2921 

*)  Ende  1896  bestanden  erst  24  „registrierte  Hilfskassen"  mit  etwa  33000  Mitgliedern, 
141733fl.Ge8amteinahme,  86334  fl.  Gesamtansgabe  und  185511  fl.  Vermögen,  welche  ihre  Thätigkeit 
fast  ausschliesslich  auf  die  Kranken-  and  Begräbnisgeldversicherung  beschränkten. 

•)  Vgl.  Amtl.  Nachr.,  Jahrg.  1895  S.  18/801  fg.,  sowie  die  Abhandlung  von  Bellom  im 
„BuUetin  du  Ck)mite  permanent  du  Congrte  international  des  accidents  du  travail  et  des  assurances 
sociales«,  Paris  1893,  Tome  IV  p.  108-154. 

•)  Vgl.  auch  Braun's  Archiv  fttr  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Bd.  12  (Berlin  1898) 
S.  678  fg. 

^)  Einschliesslich  der  eingeschriebenen  Hilfskassen,  deren  es  im  Jahre  1896  im  ganzen  11  gab 
(5  für  Wien,  3  ftlr  Böhmen,  je  1  für  Nieder-,  Ober-Oesterreich  and  Steiermark). 
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Die  Arbeitervenicherang  in  Oesterreich. 


Eassenart 


1889 


1890 


1891 


1892 


1893 


1894 


1895 


1896 


Zahl  der  Mitglieder  (durchschnittlich)  in  1000  Personen. 


a 

433,0 

550,6 

592,0 

641,3 

685,7 

740,8 

814,2 

880,8 

b 

460,0 

505,6 

531,4 

529,0 

543,2 

549,5 

564,9 

586,5 

c 

1,0 

0,7 

0,5 

0,8 

1,8 

3,5 

0,3 

1,5 

d 

185,8 

230,6 

256,0 

273,0 

302,2 

326,9 

341,1 

857,2 

e 

230,6 

261,3 

286,9 

297,0 

307,1 

820,8 

345,9 

362,0 

Snnuna 

1310,4 

1548,8 

1666,8 

1741,1 

1840,0 

1941,0 

2066,4 

2188,00 

Beiträge  und  Eintrittsgelder  in  1000  Qulden  österr.  W&hrung. 


a 

1 123,8 

3  497,3 

3  807,6 

4  182,2 

4518,0 

4  936,2 

5  702,9 

6  249,9 

b 

1  941,3 

4  038,2 

4356,4 

4  372,0 

4  505,7 

4684,2 

4  871,9 

5  248,7 

c 

3,3 

5,0 

5,0 

6,4 

15,4 

37,9 

4,2 

17,4 

d 

668,6 

1646,0 

1  776,8 

1  947,0 

2  158,9 

2  366,6 

2  558,4 

2  797,5 

e 

1  704,6 

2  334,7 

2  555,1 

2  762,5 

2  935,6 

3129,0 

3  340,3 

3  561,4 

Summa 

5  431,6 

11521,5 

12  501,5 

13  270,2 

14  133,8 

15  154,2 

16  477,7 

17  874,9 

Gesamteinnahmen  in  1000  Gulden  österr.  Währung. 


a 

1 125,2 

3  617,4 

b 

2  025,4 

4  567,0 

c 

3,3 

5,4 

d 

666,8 

1  747,6 

e 

1  722,1 

2  422,3 

Summa 

5  542,9 

12  359,7 

3  994,3 

4  701,» 

5,1 

1  886,3 

2  745,0 


13  332,4 


4  425,9 
4  757.6 
6,9 
2  063,7 
2  859,3 


4804,7 

4  918,1 

16,2 

2  290,1 

3  033,5 


14113,4  I  15  062,6 


5  245,6 

6  034,8 

6  626,6 

5  160,1 

5837,1 

5  835,6 

39,0 

4,4 

17,9 

2  504,7 

2  713,2 

2  968,8 

3  231,9 

3  454,7 

8  693,5 

16  181,4 

17  544,2 

19  142,2 

Gesamtausgaben  (ausschl.  Kapitalanlagen)  in  1000  Gulden  österr.  Währung. 


Summa 


803,4 

3  272,0 

3  633,6 

4096,0 

4489,7 

4  706,4 

5  540,4 

6  170,2 

1  605,3 

3  980,0 

3  973,7 

4  172,8 

4  466,1 

4  538,0 

4  902,5 

5  098,1 

3,9 

7,9 

5,0 

8,0 

17,5_ 

40,3 

4,3 

16,0 

554,9 

1554,6 

1  652,5 

1  813,3 

2  045,9^ 

2 192,1 

2  442,9 

2  703,5 

1  569,2 

2  482,9 

2  601,1 

2  773,9 

2  805,0 

2  943,8 

3  244,2 

3  359,2 

4  527,4 

11  297,3 

11865,5 

12  863,9 

13  824,4 

14  420,6 

16  134;3 

17  847,0 

Yerwaltungskosten  in  1000  Gulden  österr.  Währung. 


a 

221,7 

523,2 

572,3 

582,9 

617,1 

647,1 

704,9 

753,7 

b 

50,5 

38,7 

32,5 

32,6 

29,0 

26,9 

26,0 

34,0 

c 

0,4 

0,2 

0,0 

0,1 

0,6 

2,3 

0,0 

1,0 

d 

97,0 

203,1 

210,4 

233,3 

260,3 

285,5 

301,9 

328,6 

e 

103,6 

132,7 

156,7 

179,5 

191,1 

213,2 

240,0 

261,6 

Summa 

473,2 

898,0 

971,9 

1028,5 

1098,1 

1175,0 

1272,8 

1378,9 

Vermögensbestand  (am  Schluss  des  Jahres)  in  1000  Gulden  österr.  Währung. 


a 

324.7 

624,3 

942,3 

1224,6 

1  503,2 

2  001,5 

2  453,6 

2  870,1 

b 

2  291,5 

3  080,2 

3  826,7 

4  389,2 

4  834,5 

5  475,8 

5  900,3 

6  651,3 

c 

2,2 

0,3 

3,0 

2,2 

0,5 

0,3 

1,3 

3,3 

d 

371,0 

641,6 

874,8 

1  122,6 

1  377,8 

1  683,1 

1  950,9 

2  212,5 

e 

631,7 

701,3 

929,9 

1  034,4 

1  285,1 

1  630,6 

1  837,4 

2180,1 

Summa 

3  621,1 

5  047,8 

6  576,7 

7  773,1 

9  001,0 

10  790,7 

12  143,5 

13  907,3 

0  Auf  1  Krankenkasse  entfallen  durchschnittlich  750  Mitglieder,  so  dass  besttglich  der 
Durchschnittsgrösse  einer  Kraukenkasse  der  österreichischen  Organisation  etwa  zwei  Kranken- 
kassen der  deutschen  Organisation  entsprechen;  das  Prozentverhältnis  zwischen  männlichen  und 
weiblichen  Kassenmitfifliedem  stellt  sich  seit  1890  durchschnittlich  wie  78 :  22.  —  Nach  den  vor- 
läufigen Zusammenstellungen  für  das  Jahr  1897  waren  durchschnittlich  2285283  Personen  bei 
2927  Kassen  versichert,  und  betrugen  die  Einnahmen  20265544  fl.  (darunter  18932879  fl.  Bei- 
träge), die  Ausgaben  19007831  fl.  (darunter  16745507  fl.  Entschädigungen). 
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Kassenart 


1889 


1890 


1891 


1892 


1893 


1894 


1895 


1896 


Summa 


Erkrankungsfälle  (in  1000  Fällen).^) 


71,7 

141,6 

0,3 

84,9 
104,5 


353,1 


232,6 

802,7 

0,5 

75,8 

159,4 


770,9 


229,9 

268,2 

0,4 

72,6 

148,5 


719,5 


262,6 

284,1 

0,4 

79,6 

160,6 


787,3 


291,9 

307,2 

1,3 

95,3 

168,5 


840,1 


292,8 

284,9 

2,6 

96,4 

163,6 


840,3 


355,0 

378,7 

324,3 

327,8 

0,2 

1;3 

106,8 

114,0 

185,4 

178,8 

971,7 

1000,6 

Erankheitstage  (in  1000  Tagen).  ^ 


a 

717,7 

3265,2 

3  607,6 

4119,3 

4  562,6 

4  759,8 

6  604,0 

6  081,4 

b 

1  749,1 

4  548,7 

4439,2 

4  678,2 

5  022,1 

5  132,8 

5  512,4 

5  560,3 

c 

3,5 

7,4 

4,4 

7,6 

16,0 

23,3 

4,3 

14,4 

d 

474,8 

1295,1 

1308,6 

1488,9 

1  673,7 

1  750,1 

1  978,5 

2134,4 

e 

1  798,7 

2  603,2 

2  579,9 

2  766,8 

2  872,3 

2  943,9 

3  293,2 

3  285,6 

Summa 

4  728,7 

11  719,4 

11  989,7 

13  010,8 

14  146,8 

14  610,0 

16  892,4 

17  026,1 

Durchschnittsergebnisse 

a)  fto  1890-1896. 

Jahr 

Erkrankongsprocent 
m.            w.          sns. 

Durchschn.  Krank- 
heitsdaner 
(in  Tagen) 

m.       w.      zus. 

Krankentage  pro  Mitgl. 
(Morbidit&t) 

m.         w.         zus. 

Sterblichkeitsprozent 
m.       w.      zus. 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 

49,9    49,5(57,4)    49,8 

48.6  41,6(50,1)    43,2 

45.7  43,6(52,1)    45,2 

47.8  44,1(52,9)    47,0 

44.1  40,6(49,7)    43,3 

47.9  44,0(53,1)    47,0 

47.2  40,5(49,8)    45,7 

14,7      17,1     15,2 
16,0      18,7     16,6 
16,0      18,4     16,5 
15,9      18,2     16,4 
16,9      19,1     17,4 
16,3      18,7     16,9 
16,5      19,1      17,0 

7,32   0,44(10,48)   8,01 
6,99   7,78(10,03)   7,65 
7,32   8,00(10,25)   7,97 
7,59   8,04(10,33)   8,20 
7,47   7,74(10,11)   8,05 
7,85   8,23(10,68)   8,48 
7,80   7,73(10,24)  8,35 

1,00 
0,98 
0,90 

-  1,03 

-  1,00 

-  0,99 

-  1,00 
1,00     1,00 
0,96     0,97 
0,90     0,94 

Die  eingeklammerten  Zahlen  schliessen  die  Entbindungen  mit  ein. 


b)  für  1890-94.  •) 


Auf  1  Versicherten  kommen 
jährlich  Gulden  ö.  W. 


Beiträge 
der 

Arbeit- 
geber 


neh' 


Kosten  Mr 


Krank*      Tar- 
halt    wKltang 


Auf  1  Er- 
krankungsfall 
kommen 

Krankheits- 
tage I  Kosten 


Auf  lOOy  ersicherte 
kommen 


Erkrankte 


m. 


Qber- 
I  haupt 


Auf  100  Gulden  Gesamtausgaben 
kommen 


I 


jt 


2,3  I  5,3 


6,5  I  0,59 


M 


16,4  I    12,95 


41,1  I  43,7  I  45,7 


1^ 


TiJ 


"871 


52J 


5,1 


^ 


äjs 


^)  Mit  Ausschluss  der  Fälle,  in  welchen  die  Erwerbsfähigkeit  nicht  gestört  war,  mithin  ein 
Anspruch  auf  Krankengeld  nicht  bestand. 

*)  Die  Kosten  ffir  Arzthilfe  bezw.  Arznei  steUen  sich  seit  1890  durchschnittlich  pro  Kranken- 
tag auf  0,15  bezw.  0,11  fl.;  die  Verwaltungskosten  erforderten  1896  wie  im  Voijahre  7,7<^/q  der 
laufenden  Kassenbeit^ge.  —  An  Bezirkskrankenkassen-Verbänden  (§39  K.V.G.)  gab  es  Ende  1896 
sieben  (je  einen  am  Sitz  jeder  UnfaUversicherungsanstalt)  mit  582  Verbandskassen,  einem  Kassen- 
fonds von  28711,83  fl.  und  einem  Reservefonds  von  156435,90  fl. 

")  Ein  Vergleich  zwischen  den  beiderseitigen  Leistungen  der  österreichischen  und  deutschen 
Krankenversicherung  schlägt  im  allgemeinen  zu  Gunsten  der  letzteren  aus,  insbesondere  werden 
die  geringeren  Morbiditätsziffern  und  die  sparsamere  Verwaltung  der  kleineren,  grundsätzlich 
beruflich  gegliederten  Krankenkassen  Deutschlands  gefi^entlber  den  grösseren,  rein  territorial  orga- 
nisierten Klinkenkassen  Oesterreichs  darauf  zurfickgenthrt,  dass  im  engeren  berufsgenossenschaft- 
lichen Kreise  den  Simulationsgefahren  wirksamer  begegnet  werden  kann.  Vgl.  König,  „Die  Er- 
gebnisse der  Krankenversicherung  in  Oesterreich  im  Vergleich  mit  der  des  Deutschen  Reichs" 
Wien  1896,  und  meinen  „Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reiches**,  Berlin  1898 
(Verlag  von  A.  Asher  &  Co.,  3.  Hunderttausend,  Partiepreis  10  Pf.),  S.  6 fg.  und  die  Tafeln  A-B, 
S.  27—28;  femer  aber  Amtl.  Nachr.,  Wien  1895,  S.  674  fg. 
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An  LeUrlingskrankenkassen  gemäss  Gesetz  Yom  4.  April  1889,  wonach 
Lehrlinge  von  der  Versichemngspflicht  befreit  sind,  falls  ihnen  durch  Fürsorge 
der  gewerblichen  Genossenschaft  (Innung)  im  Krankheitsfall  mindestens  Ar 
20  Wochen  freie  Arzthilfe  und  Verpflegung  zugesichert  ist,  bestanden  im  Jahre 
1896  im  ganzen  317  mit  55302  Mitgliedern  (davon  83077  in  Wien),  158040  fl. 
Gesamteinnahme,  128507  fl.  Gesamtausgabe  und  165791  fl.  Reservefonds;  im 
Durchschnitt  stellte  sich:  das  Erkrankungsprozent  auf  19,11,  die  Erankheitsdauer 
auf  14,29  Tage  und  die  Morbidität  auf  2,73  Tage,  das  Sterblichkeitsprozent 
auf  0,3. 

Ergebnisse  der  Bergwerks-Bruderladen.^) 


Reohnungqalur: 


1893 


1894 


1895 


Zahl  der  Brnderladen  fiberhaupt 

A)  KrankenkaBsen 

^?Srljg,[derK.K.  mit  voUat.  ßtat.  Nachweisungen 

Durchschnittliche  Mitgliederzahl  pro  Kasse    .... 

PH>zent«t.  der  {  rSSSSTiÄ"  !    i    :    i 
Gesamteinnahmen  (in  1000  Gulden) 

darunter  laufende  Beiträge}  JSf^'Wt^L  (inGuld.j 

Gesamtausgaben 

^^ .^  f  Krankenunterstützung 

darunter  |  Verwaltungskosten 

Vermögensbestand  {  ^o'mSlied*(in  Gulden)   ! 


274 

222 

209 

112456 

587 

94,4 

5,6 

1171,9 

1064,5 

9,5 

1062,7 

990,1 

45,1 

211,1 
1,9 


271 

219 

208 

142  559 

685 

94,5 

5,5 

1717,1 

1610,3 

11,3 

1504,2 

1369,6 
98,5 

520,8 
3,6 


272 

219 

209 

144  841 


94,7 
5,3 

1788,8 

1689,1 

11,7 

1658,2 

1482,9 

134,6 

647,2 
4,5 


Durchschnittsergebnisse  (in  Gulden). 


Jahresbeitrag  eines  Mitgliedes . 
Jahresleistung  f&r  ein  Hitglied 
üeberschuss 


Kosten  eines  Krankentages  .    . 

r  Krankengeld    .    . 

darunter  <  Arzt  und  Arznei . 

[  Anstaltspflege  .    . 

Kosten  eines  Erkrankungsfalles 


f  Krankengeld    .    , 
Arzt  und  Arznei 


darunter 

(  Anstaltspflege 

Kosten  eines  Sterbefalles 

Krankentage  pro  Jahr  und  Mitglied  (Morbididät) 

Erkrankungsprozent  (auf  100  Mitgl.)      .... 

Dauer  eines  Erkrankungsfalles  (in  Tagen)     .    . 

Sterblichkeitsprozent  (auf  100  Mitgl.)    .... 


4,59 

5,76 

6,02 

8,81 

9,61 

10,24 

4,22 

3,85 

4,22 

0,86 

0,90 

0,87 

0,43 
0,37 
0,06 

0,46 
0,37 
0,07 

0,45 
0,36 
0,06 

11,12 

11,59 

11,33 

5,50 
4,78 
0,84 

5,92 
4,81 
0,86 

5,82 
4,68 
0,83 

29,09 

32,78 

37,85 

9,73 

10,16 

11,13 

75,5 

78,4 

85,2 

12,9 

12,9 

13,0 

1,02 

1,08 

0,95 

^)  Vgl.  statistisches  Jahrbuch  des  k.  k.  Ackerbau-Ministeriums  für  1897,  Zweites  Heft  („Der 
Berg^erksbetrieb  Oesterreichs  im  Jahre  1896^),  dritte  Lieferung:  Die  Gebarung  und  die  Ek'geb- 
nisse  der  Krankheits-,  Mortalitäts-  und  Inyaliditätsstatistik  der  Bergwerksbruderladen  im  Jahre 
1895,  Wien  1898,  bezw.  Beiblatt  zu  den  AmtL  Nachr.  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern,  9.  Jahrg., 
No.  4,  S.  55—239. 
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Bechnungsjahr: 


1893 


1894 


1895 


B)  ProyisionskaBsen 

jH^lj^gylderKaMen  m.yollBt.Btati8t.Nachwei8imgeii 

Durchschnittliche  Mitgliedenahl  pro  Kasse  .... 
Gesamteiimahinen  (in  1000  Golden) 

Daronter  laufende  Beiti^lge 

Gesamtausgaben 

Darunter  Proyisionsleistongen 

Vermögensbestand  {  JJf  Jl^^ed*  (ii  Gülden)   !    .' 


265 

247 

115  320 

519 
4692,8 
8558,5 
2009,1 

20242,6 
175,5 


yoU 


DnrchschnittBergebnisse  (in  Gulden): 
Jahresbeitrag  eines  ^^^T  ^  berechtigten  Mitgliedes  < 

Jahresproyisionen 

{fttr  1  Inyaüden 
„    1  Witwe 
,    1  Waise  . 

b)  nach  einem  vernnglttckten  f  ^  ]  w7^f  *^ 
minderberecht.  MitgHed      ^  •    i  witwe  . 


ff  ür  1  In^ 

.    IWi 

L    IWa 


Waise 


289 
119  069 

549 
5001,5 
8598,2 
2126,8 
1964,7 

28050,9 
198,6 


259 

242 

125  320 

578 
4847,4 
3652,6 
2878,6 
2090,7 

25  655,8 
204,7 


— 

14,55 
4,68 

14,08 
4,29 

00,52 
41,78 
15,39 

108,09 
41,87 
15,68 

108,78 
48,22 
15,69 

"~~ 

78,15 
34,07 
11,78 

84,57 
47,86 
12,36 

n.  rnfallTerslehenuig: 

L  (besetz  rom  28.  Dezember  1887  betr.  die  ünfaUTerslchenmg  der 
Arbeiter  (B.«^.BL  1888,  Kr.  1).  3.  besetz  Tom  30.  JnU  1894,  betr.  die 
Ausdehnuiig  der  UnfaUTerslcherong  (R.€^.BL  Kr.  168)   (Anlage  3  und  4). 

Nachdem  noch  Ende  1882  von  der  Regierung  eine  Reform  der  Haftpflicht- 
gesetzgebong  in  Aussicht  gestellt,  fast  gleichzeitig  aber  schon  ein  parlamentarischer 
Initiativantrag  auf  Einf&hrung  einer  obligatorischen  Unfallyersicherung  eingebracht 
worden  war,^)  yoUzog  sich  zu  Gunsten  der  letzteren,  wohl  unter  dem  Einfluss 
der  deutschen  Vorgänge,  alsbald  ein  Umschwung  der  Meinungen,  so  dass  bereits 
am  4.  Dezember  1883  ein  dementsprechender  Gesetzentwurf  von  der  Regierung 
vorgelegt  wurde.*) 

Dieser  Entwurf  schloss  sich  im  Grundgedanken  —  Zwangsversicherung  — 
an  die  bis  dahin  veröffentlichten  beiden  ersten  Entwürfe  der  deutschen  Reichs- 
regierung an,  zeigte  aber  in  Bezug  auf  die  Organisation  der  Unfallversicherung 
erhebliche  Abweichungen.  Während  der  erste  deutsche  Entwurf  eine  einheitliche 
Reichs-Versicherungsanstalt  mit  Prämien -Deckungsverfahren  zu  gemeinsamen 
Lasten  der  Unternehmer,  der  Versicherten  und  des  Reichs'),  der  zweite  Entwurf 
aber  nach  Gefahrenklassen  territorial  geordnete  „Betriebsgenossenschaften^  mit 
Umlageverfahren  zu  Lasten  der  Unternehmer  (75  ^/J  und  des  Reiches  (25  ^/J*) 
vorgesehen  hatte,  schlug  der  Osterreichische  Entwurf  territoriale  Versicherungs- 

^)  Vgl.  Sitzung  des  Abg.-Hanses  vom  5.  Dezember  1882  and  Beilage  No.  596  zu  den  Pro- 
tokollen der  9.  Session. 

*)  Beilage  No.  788  a.  a.  0. 

")  Nachdem  der  Reichstag  die  Beichs-Versichemngsanstalt  durch  Landes-Yersicherungs- 
anstalten  ersetzt  und  den  Beic^Zoschuss  beseitigt  hatte,  wurde  der  Entwurf  zurückgezogen. 

^)  Die  Beitragsleistung  der  Arbeiter  fiel  fort,  doch  sollte  dafür  die  Wartezeit  yon  4  auf 
13  Wochen  erweitert  werden;  der  Beichstag  lehnte  den  Beichszuschuss  wiederom  ab,  ebenso  die 
Yorgeschlagene  Organisationsfonn.  Vgl.  das  Nähere  in  meinem  Aufsatz  „Unfallversicherung'^: 
Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Jena  1894,  Bd.  6  S.  309  fg.,  sowie  die  Grttnde 
fUr  die  Abweichungen  der  österreichischen  yon  der  deutschen  Gesetzgebung  in  dem  Bericht  der 
ATbeiter-Unfallversicherungsanstalt  für  das  Königreich  Böhmen  in  Prag  betr.  Studium  der  Organi- 
sation der  deutschen  Ben^enossenschaften,  Prag  1897. 
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anstalten  vor,  deren  Sprengel  regelmassig  mit  den  Bezirken  der  Handels-  and 
Qewerbekammem  zusammenfallen,  alle  darin  belegenen  yersichemngspflichtigen 
Betriebe  ohne  Bücksicht  auf  die  Gleichartigkeit  des  Bem&  oder  der  ün&llsgefahr 
zu  einer  Korporation  vereinigen  und  sowohl  die  Unternehmer  wie  die  versicherten 
Arbeiter  als  Mitglieder  (mit  gleichmässiger  Vertretung  im  Vorstande)  umfassen 
sollten.  Die  Beiträge  sollten  nach  dem  Kapitaldeckungsverfahren  auf  Grund 
fester,  aber  f&r  die  verschiedenen  Betriebe  nach  G^efahrenklassen  und  Prozenten 
tarifinässig  abgestuften  Prämien  zu  75  ^/^  von  den  Unternehmern  und  zu  25^/^ 
von  den  Versicherten  (falls  deren  täglicher  Arbeitsverdienst  mindestens  1  Gulden 
erreichte)  erhoben  werden,  während  der  Staat  weder  einen  Zuschuss  noch  auch 
eine  Bürgschaft  für  den  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  leistete.  Die  Wartezeit 
war,  wie  im  ersten  deutschen  Entwurf,  auf  4  Wochen  begrenzt.  Auch  der  Kreis 
der  versicherungspflichtigen  Betriebe  war  ähnlich  wie  in  den  deutschen  Entwürfen 
abgegrenzt,  nur  dass  die  land(forst)wirtschaftlichen  Motorenbetriebe  noch  ein-, 
dagegen  die  Schiffahrts-  und  die  Eisenbahnbetriebe,  insoweit  auf  diese  das  Haft- 
pflichtgesetz vom  Jahre  1869  Anwendung  fand,  ausgeschlossen  waren.  Der 
Grewerbeausschuss,  welchem  der  Entwurf  vom  Abgeordnetenhause  aberwiesen  war, 
wollte  laut  Bericht  vom  24.  Februar  1885^)  an  die  Stelle  der  Handels-  und 
Gewerbekammerbezirke  die  Königreiche  und  Länder  als  die  regelmässigen  Sprengel 
der  Unfallversicherungsanstalten  setzen,  neben  diesen  territorialen  Anstalten 
unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  bei*u&genossenschaftliche  Verbände  zulassen 
und  die  Arbeiterbeiträge  unterschiedslos  auf  lO^/o  festsetzen;  nach  den  Beschlüssen 
der  Minderheit  dagegen,  welche  mehr  dem  inzwischen  verOfientlichten  dritten 
deutschen  Entwurf  (vom  6.  März  1884)*)  gefolgt  war,  sollten  die  Berufsgenossen- 
schaften die  regelmässigen  Träger  der  Unfallversicherung  bilden,  an  die  Stelle 
^  des  Deckungs-  das  Umlageverfahren  treten,  die  Arbeiter  keine  Beiträge  zahlen 
und  dafftr  die  Wartezeit  von  4  auf  6  Wochen  erweitert  werden.  W^^en 
Sessionsschlusses  kamen  beide  Ausschussberichte  nicht  mehr  zur  weiteren 
Beratung. 

Am  28.  Januar  1886  wurde  dann,  gemäss  dei*  Thronrede  vom  26.  Septbr.  1885, 
mit  welcher  der  neue  Beichsrat  eröffnet  und  soziale  Beformen  zu  Gunsten  der 
arbeitenden  Klassen  bereits  angekündigt  waren,  ein  anderweiter  Entwurf  zur 
Unfallversicherung  vorgelegt,  welcher  die  zum  ersten  Entwurf  gefassten  Mehr- 
heitsbeschlüsse des  Gewerbeausschusses  grösstenteils  berücksichtigte.^  Die  Mehr- 
heit des  Gewerbeausschusses,  welchem  die  neue  Vorlage  wiederum  zuging,  trat 
derselben  laut  Bericht  vom  24.  März  1886^)  im  wesentlichen  bei,  während  die 
Minderheit  an  ihrem  vorbezeichneten  Standpunkt  festhielt.  Nachdem  dann  der 
Entwurf  beide  Kammern  in  doppelter  Beratung  passiert  hatte,*)  wurde  er  endlich 
als  „Gesetz  betr.  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter  vom  28.  Dezember  1887" 
in  Nr.  1  des  RG.BL  vom  Jahre  1888  publiziert  (Anlage  3). 

Soweit  das  Gesetz  grundsätzliche  Abweichungen  von  der  deutschen  Unfall- 
versicherung aufweist,  so  namentlich  in  der  Organisation,  sind  dieselben  im 
wesentlichen  auf  die  grossen  Verschiedenheiten  in  den  wirtschaftlich-sozialen 
und  politisch-nationalen  Zuständen  zurückzuführen.*) 

Der  Umfang  der  Unfallversicherung  (§§  1—4)  deckt  sich  ungefähr 
mit  dem  des  deutschen  Stammgesetzes  vom  6.  Juli  1884,  so  dass  vorwiegend  nur 
das  Grossgewerbe,  nicht  aber  Mittel-  und  Kleingewerbe,  Land-  und  Forstwirtschaft 


^)  Beilage  No.  1091  zu  dem  stenographischen  Protokoll  der  9.  Session. 

•)  Vgl.  Note  4  S.  15. 

*)  Beilage  No.  75  zu  den  stenographischen  Protokollen  der  10.  Session  des  Abg.-Hanses. 

*)  Beüage  No.  148  a.  a.  0. 

*)  Beilage  No.  107  hezw.  881  zu  den  Protokollen  der  10.  Session  des  Herren-  bezw.  Abg.- 
Hauses. 

•)  Vgl.  die  Gegenüberstellung  der  Bestimmungen  des  deutschen  und  des  österreichischen 
Ü.V.G.bei  Bödiker,  Die  Arbeiterversicherung  in  den  europäischen  Staaten,  Leipzig  1895,  S.44fg.; 
Conrad's  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Jena  1894,  Neue  Folge,  Bd.  17  S.  430— 437 
und  Braun's  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Tübingen  1888,  B.  1  S.  583—571. 
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(abgesehen  von  den  Motorenbetrieben)  dem  Versicherungszwang  unterliegen.  Doch 
kann  der  Minister  des  Innern  yersichemngspflichtige  Betriebe,  welche  mit  ünfall- 
gefahr  fftr  die  darin  beschäftigten  Personen  nicht  verbunden  sind,  von  der  Ver- 
sicherungspflicht ausschliessen  und  nichtversicherungspflichtige  Betriebe,  welche 
mit  Unfallgefahr,  namentlich  mit  besonderer  Feuersgefahr,  verbunden  sind,  der 
Versicherungspflicht  unterwerfen;  solche  Verfügungen  sind  dem  Eeichsrat  all- 
jährlich mitzuteilen. 

Der  Versicherung  unterliegen  alle  in  versicherungspflichtigen  Betrieben 
beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten,  letztere  —  abweichend  vom  deutschen 
Gesetz  (§§  1, 2)  —  ohne  Beschränkung  auf  einen  bestimmten  Jahresarbeitsverdienst; 
dagegen  sind  wie  nach  deutschem  Becht  die  in  Staats-,  Landes-  oder  Gemeinde- 
betrieben mit  Pensionsberechtigung  angestellten  Beamten  von  der  Versicherung 
ausgeschlossen,  sofern  die  beim  Eintritt  eines  Betriebsunfalls  zu  gewährende 
Pension  mindestens  der  gesetzlichen  ünfallrente  gleichkommt.  Eine  Ve^cherung»- 
berechtigung,  wie  sie  das  deutsche  Gesetz  (§  2)  den  Unternehmern  versiche- 
rungspflichtiger Betriebe  f&r  sich  selbst  oder  andere  nichtversicherungspflichtige 
Personen  gestattet,  kennt  das  österreichische  Gesetz  nicht.  ^) 

Träger  der  Unfallversicherung  (§  9—13)  sind  nicht,  wie  in  Deutsch- 
land, Beru&genoss^nschaften,  sondern  territoriale  (auf  Gegenseitigkeit  beruhende) 
Versicherungsanstalten  (in  der  Regel  eine  fttr'  jedes  Kronland')  in  der 
Landeshauptstadt),  welche  der  staatlichen  Aufeicht')  (der  politischen  Verwaltungs- 
behörde am  Sitz  der  Versicherungsanstalt  und  in  letzter  Instanz  des  Ministeriums 
des  Innern)  unterliegen;  Anstellung  und  Entlassung  des  leitenden  Beamten,  Ver- 
sicherungstechnikers und  Buchhalters  bedürfen  staatlicher  Genehmigung.  Der 
Vorstand,  dem  die  gesamte  Geschäftsföhrung  und  die  Vertretung  der  Versiche- 
rungsanstalt obliegt,  besteht  je  zu  einem  Drittel  aus  gewählten  Vertretern  der 
Unternehmer  wie  Arbeiter  und  regierungsseitig  berufenen  (mit  den  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  des  Bezirks  vertrauten)  Personen;  Sektionen  und  örtliche 
Organe  (Vertrauensmänner)  sind  nicht  vorgesehen. 

Für  jede  Versicherungsanstalt  ist  nach  dem  Vorbilde  eines  amtlichen  Muster- 
statuts*) zur  Regelung  der  Beziehungen  zwischen  der  Versicherungsanstalt  und 
ihren  Mitgliedein  (Unternehmern  und  Arbeitern)  ein  Statut  aufzustellen,  welches 
zur  Gültigkeit  der  staatlichen  Genehmigung  bedarf.  Neben  den  Versicherungs- 
anstalten können  unter  bestimmten  Voraussetzungen  (gleichwertige  Anrechte  der 
Versicherten,  Leistungsfähigkeit,  widerrufliche  Genehmigung)  auch  Berufsge- 
nossenschaften*)  und  Privatinstitute  zugelassen  werden  (§§  57—59). 

Gegenstand  der  Unfallversicherung  (§§5— 8)  ist,  wie  in  Deutschland,  der 
Schadensersatz  für  Körperverletzung  und  Tötung,  jedoch  mit  engerer  Umgrenzung.^) 
Das  Gesetz  gewährt  nämlich:  a)  dem  Verletzten  an  Unfallrente  (von  der 
5.  Woche  ab  im  Anschluss  an  die  Krankenversicherung)  bei  völliger  Erwerbs- 
unfäliigkeit  nur  60  (in  D.  66*/.),  bei  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  höchstens  50 
(in  D.  bis  66^/3)  Prozent  des  tfahresverdienstes,  jedoch  (nach  Ablauf  der  gesetz- 
lichen Krankenfürsorge)  keine  freie  Kur  oder  Anstaltspflege  (welche  iuD.  „bis  zum 
beendigten  Heilverfahren"  zu  gewähren  sind);  b)  den  Hinterbliebenen  an  Be- 


*)  Ministerial-Erlass  vom  2.  Dezember  1889,  Amtl.  Nachr.,  Suppl.-Bd.  No.  25. 

")  Durch  Minist-Verordnung  vom  22.  Januar  1889  (R.G.B1.  No.  11)  sind  7  Versicherungs« 
auBtalten  eingerichtet,  und  zwar  fttr:  1.  Böhmen  (Prag),  2.  Nieder-Oesterreich  (Wien),  8.  Ober- 
Oesterreich,  Salzburg,  Tirol  und  Vorarlberg  (Salzburg),  4.  Steiermark  und  Kämthen  (Graz)^ 
5.  Mähren  und  Schlesien  (Brunn),  6.  Galizien  und  Bukowina  (Lemberg),  7.  Istrien,  Krain  una 
Dalmatien  (Triest). 

•)  Vgl.  Minist.-Verordnung  vom  18.  August  1880,  R.Q.B1.  No.  110  (sogen.  Versicherung»-^ 
Begulativ). 

*)  Minist-Verordnung  vom  24.  Januar  1889,  B.G.B1.  No.  18. 

*)  Durch  Minist-Erlass  vom  18.  September  1889  (AmÜ.  Nachr.,  SuppL-Bd.  No.  11)  ist  die 
„berufsgenossenschaftliche  Unfall-Versicherungsanstalt  der  österreichischen  Eisenbahnen''  genehmigt 
worden. 

^)  Vgl.  hierzu  meinen  ^Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Beichs",  Berlia 
1898  (3.  Hunderttausend,  Verlag  von  A.  Asher  &  Co.;  Partiepreis  10  Pf.),  S.  11  u.  29. 
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erdignngskosten  höchstens  25  Golden  (in  D.  das  20  fache  des  durchschnittlichen 
Tagelohns,  jedoch  mindestens  80  Mk.)  und  an  Unfallrenten  der  Witwe  bezw.  dem 
arbeitsunfähigen  Witwer  und  den  hinterbliebenen  Kindern  zusammen  höchstens 
50  (in  D.  60)  Prozent,  den  Ascendenten  20  Prozent  des  Jahresarbeitsverdienstes. 
Als  solcher  gilt  (wie  in  D.)  das  300  fache  des  letztjährigen  Durchschnittstagelohns 
des  Versicherten,  jedoch  mit  der  Obergrenze  von  1200  (bei  Lehrlingen  u.  s.  w. 
300)  Gulden  und  ohne  Untergrenze,  während  in  Deutschland  bei  hochgelohnten 
Arbeitern  und  Betriebsbeamten  der  4  Mk.  pro  Tag  äbersteigende  Betrag  noch 
mit  einem  Drittel  in  Anrechnung  kommt  und  andererseits  durch  Festsetzung  des 
oi*tsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  Tagearbeiter  als  Untergrenze  fär  die  Be- 
rechnung der  Unfallrenten  das  Herabsinken  derselben  auf  unzulängliche  Beträge 
verhindert  wird  (vgl.  §§  3  und  5  des  deutschen  U.  V,  G.  vom  6.  Juli  1884). 

Ueber  die  Anzeige  und  Untersuchung  der  Unfälle  bestehen  ähnliche 
Vorschriften  wie  im  deutschen  Gesetz  (§§  29 — 32).^) 

Die  Feststellung  der  Entschädigung  (§§  33 — 41)  geschieht  wie  in 
Deutschland,  jedoch  mit  endgültiger  Entscheidung  des  am  Sitz  jeder  Versicherungs- 
anstalt errichteten  Schiedsgerichts.  Dassell]^  besteht  aus  einem  richterlichen 
Staatsbeamten  als  Vorsitzenden,  zwei  von  der  Regierung  ernannten  technischen 
Beisitzern  und  je  einem  seitens  der  Unternehmer  wie  Arbeiter  gewählten  Beisitzer 
(§  38,  bezw.  Minist. -Verord.  vom  10.  April  1889,  R.G.BL  Nr.  47),  Die  Aus- 
zahlung der  Renten  erfolgt  in  monatlichen  Baten  durch  die  Versicherungs- 
anstalten (mittelst  Postsparkassen -Cheks  bezw.  während  der  Dauer  des  Heil- 
verfahrens durch  Vermittelung  der  Krankenkassen).  Auch  gestattet  das  Ge- 
setz (anders  wie  in  D.)  durchweg  die  vertragsmässige  Abfindung  des  Renten- 
berechtigten (bei  Zustimmung  seiner  Armenbehörde)  durch  entsprechende  Eapital- 
zahlung  und  die  gänzliche  oder  teilweise  Einstellung  der  Rente  für  Invalide, 
solange  diese  wieder  lohnbringende  Beschäftigung  ausüben. 

Die  Kosten  der  Unfallversicherung(§§  14—17)  werden  behufs  versicherungs- 
technischer  Deckung*)  der  Entschädigungen,  Verwaltungskosten  undReserverücklagen 
von  den  Mitgliedern  der  Versicherungsanstalten  (den  Unternehmern  zu  90  ^/^^  den 
Arbeitern  zu  10^/^)  nach  dem  Kapitaldeckungsverfahren  durch  „Versicherungs 
beitrage"  aufgebracht,  welche  nach  Massgabe  des  Arbeitslohnes  und  der  Unfallgefahr 
zu  entrichten  sind.  Zur  Abmessung  der  letzteren  werden  sämtliche  Betriebe  nach 
Prozentsätzen  in  (12)  Gefahrenklassen  eingeteilt  (höchstes  Risiko  =  100). •) 

Diese  Einteilung  erfolgt  auf  Grund  der  Ergebnisse  der  Unfallstatistik  im 
Verordnungswege,  während  die  Einreihung  der  einer  Gefahrenklasse  zugehörigen 
Betriebe  in  die  einzelnen  Prozentsätze  dieser  Klasse  (nach  Massgabe  der  Unfall- 
gefahr der  einzelnen  Betriebe  und  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  bei  den- 
selben bestehenden  Unfallverhütungseinrichtungen)  den  Versicherungsanstalten 
obliegt.  Zur  Bemessung  der  Beiträge  hat  jede  Versicherungsanstalt  einen  (staatlich 
zu  genehmigenden)  Tanf  *)  aufzustellen,  welchem  der  für  je  1  Gefahrenprozent  und 
1  Lohngulden  als  erforderlich  ermittelte  Beitragssatz  zu  Grunde  zu  legen  ist.  Den 
Jahresbeitrag  zum  Reservefonds,  der  höchstens  10^/^  der  Kapitaldeckung  der 
Versicherungsanstalt  betragen  darf,  bestimmt  der  Minister  des  Innern;  ^/g  aller  Rück- 
lagen sind  zum  Spezial-Reservefonds  der  Versicherungsanstalt  Vg  zur  Bildung  eines  für 
alle  Versicherungsanstalten  gemeinsamen  Reservefonds  zu  verwenden.  Unfall- 
verhütungsvorschriften zu  erlassen,  wie  die  deutschen  Beru&genossenschaften, 
sind  die  Versicherungsanstalten  nicht  befügt,  viehnehr  können  sie  solche  nur  durch  Ver- 
mittelung des  Gewerbeinspektors  und  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  erwirken. 


[ 


*)  Vgl  das  durch  MinisL-Verordiiuiig  vom  24.  Januar  1889  yorgeschriebene  Unfallanzeige- 
Formular  im  R.G.BI.  vom  26.  Januar  1889  No.  12. 

^  Vgl.  hierzu  „Darstellung  der  Methode  und  der  Grundlagen  für  die  Berechnung  des  Tarifs 
der  Unfall- Versicherungsanstalten  und  Durchführung  der  Bechnung^,  Amtl.  Nachr.  des  Hinisterinms 
des  Innern,  Wien  1889,  I.  Jahrg.  S.  178—206. 

«)  Minist-Verordnung  vom  22.  Mai  1889,  R.GJB1.  No.  76. 

*)  Der  Tarif  für  das  1.  Betriehsjahr  wurde  gemäss  §  16  Abs.  3  des  U.V.G.  durch  Minist- 
Verordnung  vom  22.  Mai  1889,  R.G.BI.  No.  77  festgestellt  (s.  u.  S.  19). 
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Die  Vertretung  der  Versicherten,  welche  wie  ihre  Arbeitgeber 
(anders  wie  in  D.)  zahlende  Mitglieder  der  Versicherungsanstalt  sind,  erfolgt  zu  gleichen 
Rechten  mit  jenen  (§§  10,  12).  Ein  die  einheitliche  Rechtsprechung  yerbürgendes 
Organ  wie  das  deutsche  Reichs- Versicherungsamt  ist  nicht  vorgesehen,  doch 
f&hrt  im  übrigen  die  Oberaufsicht  der  Minister  des  Innern,  im  Beistande  eines 
aus  Fachmännern  zusammengesetzten  „Versicherungsbeirats"  (§§  48,  49,  bezw. 
Minist-Verord.  vom  80.  März  1888,  RG.Bl.  Nr.  34). 

Das  Verhältnis  der  Unfallversicherung  zur  Haftpflicht 
(§§  45—47)  stellt  sich  ähnlich  wie  in  Deutschland,  doch  ist  die  Haftpflicht  der  Unter- 
nehmer und  Betriebsbeamten  nicht  durch  strafgerichtliche  Feststellung  des  Ver- 
schuldens bedingt 

Für  die  ersten  4  Wochen  (Wartezeit)  haben  die  Krankenkassen  bew.  die 
Unternehmer  einzutreten.  Im  übrigen  bleibt  deren  Verpflichtung  für  mindestens 
20  Wochen  freie  Kur  und  Krankengeld  oder  freie  Anstaltspflege  zu  gewähren, 
ebenso  wie  die  Füraorgepflicht  der  Armen  verbände  unberührt;  doch  findet  zur 
Vermeidung  von  Doppelleistungen  (wie  nach  §  8  des  deutschen  ü.  V.  G.)  wechsel- 
seitige Aufrechnung  statt,  so  dass  der  Versicherte  immer  nur  eine  (bezw.  die 
höhere)  Unterstützung  erhält  (§  61  des  U.  V.  G.  und  §  65  des  K.  V.  G.  vom 
30.  März  1888).  Da  die  Versicherungsanstalten  als  solche  mit  der  Kur  der 
Unfallverletzten  nichts  zu  thun  haben,  sind  die  sämtlichen  Bezirkskrankenkassen 
desselben  Anstaltssprengels  zu  einem  Kassenverbande  vereinigt,  dessen  Verwaltung 
(unter  Aufsicht  der  Verwaltungsbehörde)  durch  den  Vorstand  der  Versicherungs- 
anstalt erfolgt  (s.  oben  S.  5  und  §  39  K.  V.  G.). 

In  Wirksamkeit  getreten  ist  die  Unfallversicherung  mit  dem  1.  November  1889, 
(Min.-Verord.  v.  14.  Juni  1889,  R.G.B1.  Nr.  95),  nachdem  für  das  erste  Betriebs- 
jahr (durch  Minist-Verord.  vom  22.  Mai  1889  R.G.BL  Nr.  77)  folgender 
Beitragstarif^)  festgesetzt  worden  war: 


Für  je  100  Gtdden  der 

Für  je  100  Gulden  der 

n^oi>-A«* 

gezahlten  oder  anrechen- 

Gefahren- 

gezahlten  oder  anrechen- 

vteifto 

X  «SU- 

baren  Lohnsumme  zu 

baren  Lohnsumme  zu 

entrichtender  Gesamt- 

1 

entrichtender  Gesamt- 

Klaeae 

Prozent 

Yersicherungsbeitrag 

Klasse 

Prozent 

yersichemngsbeitrag 

f 

5 

0,28 

22 

1,25 

I 

6 

0,34 

23 

1,30 

1 

7 

0,40 

vr 

24 

1,36 

T  X 

25 

1,42 

-   1 

8 
9 

0,45 
0,51 

26 

27 

1,47 
1,53 

l 

10 

0,57 

28 
29 

1,59 
1,64 

' 

11 

0,62 

30 

1,70 

m    1 

12 

0,68 

vn 

31 

1,76 

• 

13 

0,74 

32 
83 

1,81 

1,87 

r 

14 

0,79 

34 

1,93 

IV 

15 
16 
17 

0,85 
0,91 
0,96 

35 
36 
37 

1,98 
2,04 
2,10 

r 

18 

1,02 

vm  1 

38 
39 

2,15 
2,21 

' 

19 

1,08 

40 

2,27 

20 

1,13 

41 

2,32 

i 

21 

1,19 

42 

2,38 

^)  Vgl.  die  Darstellung  der  Methode  und  der  Grundlagen  für  die  Berechnung  des  Tarifes 
für  die  ünfaU-Versicherungsanstalten  und  Durchführung  der  Rechnung**,  Amtl.  Nachr.  1888/89 
S.  173  fg.,  und  die  bezügliche  „Anleitung**  im  Ministerial-Erlass  you  19.  Juni  1889,  Z.  11689, 
S.  529  daselbst.  —  Dieser  Beitragstarif  wurde  (mit  den  S.  20  erwähnten  Ergänzungen)  you  den 
ünfaU-Yersicherungsanstalten  während  der  Betriebsperioden  1890  bis  1896  uuYerändert  beibehalten; 
derselbe  wurde  bei  der  Anstalt  Wien  Yom  1.  Juli  1897,  bei  den  Anstalten  Prag  und  Lemberg  Yom 
1.  Januar  1898  an  um  je  10  Prozent  erhöht 
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Für  je  100  Gulden  der 

Fttr  je  100  Gulden  der 
gezahlten  oder  anrechen- 
baren Lohnflamme  zu 

Gefahren- 

gezahlten  oder  anrechen- 
baren LohnBumme  zu 

Gefahren- 

1 

entrichtender  Geeamt- 

1 

entrichtender  G^esamt- 

Elasfle 

Proient 

Yendcherungsbeitnig 

Xlatse 

Prozent 

vendehernngsbeitrag 

43 

2,44 

■ 

72 

4,08 

44 

2,49 

78 

4,14 

45 

2,55 

74 

4,19 

46 

2,61 

75 

4,25 

IX 

47 

2,66 

XI 

76 

4,31 

48 

2,72 

77 

4,36 

49 

2,78 

78 

4,42 

50 

2,83 

79 

4,48 

51 

2,89 

80 

4,53 

52 

2,95 

81 

4,59 

53 

8,00 

82 

4,65 

54 

8,06 

88 

4,70 

55 

8,12 

84 

4,76 

56 

3,17 

85 

4,82 

57 

3,23 

86 

4,87 

X 

58 

3,29 

87 

4,93 

59 

3,34 

88 

4,99 

60 

3,40 

89 

5,04 

61 

62 

3,46 
3,51 

xn 

90 
91 

5,10 
5,16 

68 

3,57 

92 

5,21 

64 

3,63 

93 

5,27 

94 

5,38 

XI 

65 
66 
67 
68 
69 
70 

3,68 
3,74 
3,80 
3,85 
3,91 
3,97 

95 
96 
97 
98 
99 
.    100 

5,38 
5,44 
5,50 
5,55 
5,61 
5,67 

71 

4,02 

Die  diesem  Tarif  zu  Grunde  liegende  Gefahrenklassifikation  wurde 
gemäss  §  14  (6.  Absatz)  des  XJ.V.G.  durch  die  Ministerial- Verordnung  vom  20.  Juli 
1894  (R.G.BL  No.  167)^)  auf  Grund  der  in  den  ersten  beiden  Betriebsjahren  1890/91 
(vgl.  Amtl.  Nachr.  1892,  S.  27  fg.  und  1893  S.  191  fg.)  und  sonst  gesammelten  Er- 
fahrungen dahin  revidiert,  dass  einerseits  vor  der  Gefahrenklasse  I  noch  zwei 
UnterUassen  A  und  B  mit  den  Prozentsätzen  1 — 2  bezw.  8—4  (Versicherungs- 
beitrag: 0,06;  0,11;  0,17;  0,23  Gulden  pro  100  Gulden  Löhne)  eingeschoben 
wurden,  um  auch  Betriebsgattungen  mit  so  geringen  ünfallsgefahren  gebührend 
Rechnung  zu  tragen,  und  andererseits  eine  Dreiteilung  der  Gefahrenklassen  mit 
den  Rubriken:  „bei  geringerer  Gefahr",  „bei  gewöhnlicher  Gefahr"  und  „bei  er- 
höhter Gefahr"  vorgesehen  wurde,  um  auch  innerhalb  der  nämlichen  Betriebs- 
gattung solche  Gefahrenunterschiede  der  Betriebe,  welche  über  den  in  den  Prozent- 
sätzen einer  Gefahrenklasse  gebotenen  Spielraum  hinausgehen,  zu  berücksichtigen 
und  den  Versicherungsanstalten  die  Möglichkeit  zu  bieten,  die  bezüglichen  Er- 
fahrungen im  eigenen  Bezirk  entsprechend  zu  verwerten.  (Vgl.  den  unten  S.  24  er- 
wähnten Bericht  der  Wiener  Versicherungsanstalt  S.  22  fg.)  Zugleich  wurden 
für  das  bei  Anwendung  der  Gefahrenklasseneinteilung  zu  beobachtende  Verfahren 
bestimmte  Vorschriften')  erlassen,  um  die  Einhaltung  gleichmässiger  Grundsätze 

*)  Die  späteren  Mmi8t.-Verordiiniigen  vom  10.  November  1894  (R.G.BL  No.  216)  und  vom 
16.  Dezember  1896  (R.G.61.  No.  240  ex  1896)  betreffen  das  Ausdehnungsgesetz  vom  20.  Juli  1894 
(E.G.BL  No.  168),  bezw.  einzelne  Ergänzungen  und  Abänderungen  der  Gefahrenklasseneinteilung 
der  versicherungspfdchtigen  Betriebe. 

•)  Dieselben  lauten  wie  folgt:  g  ^ 

Die  Einreibung  der  einzelnen  unfaliversichemngspflichtigen  Betriebe  in  die  Gefahrenklassen 
und  in  die  Prozentsätze  dieser  Gefahrenklassen  hat  in  Gemässheit  der  in  den  Anlagen  1  (.Schema 
der  Gefahrenklassifikation  samt  Prozentsätzen^)  und  2  („Einteilung  der  unfaUversicheningspmchtigen 
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bei  den  einzelnen  Versicherungsanstalten  herbeiznf&hren.  Diese  Vorschriften  traten 
samt  der  revidierten  Qefahrenklassifikation  am  1.  Januar  1895  in  Kraft  und  unter- 
liegen gemäss  §  14  (6.  Absatz)  U.V.G.  erst  zum  1.  Januar  1900  einer  anderweiten 
Revision  (vgl  auch  Amtl.  Nachr.  1893,  S.  833  fg.  und  1894,  S.  755/880  fij.)- 


Betriebe  in  Gefahrenklassen*')  enthaltenen  Vorachriften  und  mit  Beachtung  der  nachstehenden 
GmndtötEe  su  eifolf en. 

§2. 

Bei  Entscheidung  ttber  die  Geffthrenklasseneinieihung  solcher  Betriebe,  für  welche  in  der 
Gefahrenklasseneinteilnng  (Anlage  2)  zwischen  .tgeringerer*',  „gewöhnlicher*'  und  „erii5hter"  Gefahr 
unterschieden  ist,  wird  dann,  wenn  keine  besonderen  Umstände  vorliegen,  welche  zu  der  Annahme 
einer  wesentlichen  Gefahrenverringerung  oder  Gefiüirenerhöhung  berechtigen,  die  in  der  mittleren 
Spalte  eingezeichnete  Gefahrenklasse  zu  wählen  sein. 

Eine  Gefahrenverringerung  oder  -Erhöhung  Tfird  anzunehmen  sein: 

1.  wenn  die  zu  einzelnen  Titeln  der  Gefahrenklasseneinteilung  hierfür  au^esteUten  Merkmale 
zutreffen,  dann  auch 

2.  wenn  der  zu  klassifizierende  Betrieb  in  einer  von  der  gewöhnlichen  Betriebsart  besonders 
abweichenden  Weise  betrieben  wird,  derart,  dass  das  Mass  der  Unfallsgefahr  soweit  herabgedriickt, 
beziehungsweise  eriitfht  erscheint,  dass  der  Betrieb  mit  Btteksicht  auf  die  ihm  zukommende  UnfaUs- 
gefahr  nicht  mehr  als  gleichwertig  mit  den  anderen  Betrieben  des  zugehörigen  Titels  angesehen 
werden  kann,  oder  wenn  die  Beschaffenheit  der  baulichen  Betriebsanlagen  und  der  Betnebeein- 
richtungen, dann  die  Einrichtungen  zur  UnfaUverhtttung  und  die  technische  Betriebsführung 
(letztere  auch  mit  Btteksicht  auf  die  Qualifikation  der  Arbeiter  zu  den  ihnen  obliegenden  Ver- 
richtungen und  die  Betriebsaufeicht)  allen  Anforderungen  entsprechen,  beziehungsweise  ganz 
ungenügende  sind. 

8.  Bei  Entscheidung  darttber,  ob  geringere  oder  erhöhte  Gefahr  anzunehmen  ist,  wird  femer 
auch  auf  die  Erfahrungen  der  Versicherungsanstalt  bei  Versicherung  der  Betriebe  des  betreffenden 
Titels  und  auf  die  Erfahrungen  bei  Versicherung  des  einzelnen  zu  klassifizierenden  Betriebes 
wlUirend  der  letzten  drei  Jahre  Btteksicht  zu  nehmen  sein,  dies  jedoch  nur  dann,  wenn  die  Zahl 
der  Arbeiter  in  den  Betrieben  des  betreffenden  Titels,  beziehungsweise  in  dem  konkreten  zu 
klassifizierenden  Betriebe  eine  fttr  bezttgliche  Schlüsse  hinreichende  ist.  Hierbei  wird  die  Ver- 
sicherungsanstalt in  erster  Linie  auf  die  hinsichtlich  des  konkreten  Betriebe  vorliegenden  Erfah- 
rungen Bedacht  zu  nehmen  haben. 

Ergeben  sich  bei  einem  Betriebe  sowohl  Momente,  welche  fttr  eine  Gefahrenverringerung, 
als  auch  solche,  welche  fttr  eine  Gefahrenerhöhung  sprechen,  so  werden  dieselben  gegenseitig 
abzuwägen  sein. 

§8. 

Als  „Betriebe  ohne  Verwendimg  von  Motoren"  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind  solche 
Betriebe  anzusehen,  bei  welchen  keinerlei  versicherte  Arbeiter  in  Bäumen  beschlStigt  werden, 
woselbst  sich  Dampfkessel,  Dampfapparate  (Holzkocher,  Hademkocher,  Dampftrockenapparate  etc.), 
Kraftmaschinen,  Transmissionen  oder  mechanisch  betriebene  Arbeitsmaschinen  befinden. 

§4. 

Ist  die  einem  Betriebe  zukommende  Gefahrenklasse  ermittelt,  so  ist  bei  der  weiteren  Ein- 
schätzung desselben  in  den  Gefahrenprozentsatz  dieser  Gefahrenklasse  auf  das  Gewicht  der  einzelnen 
Gefahrenquellen,  beziehungsweise  auf  den  Einfiuss  des  Abhandenseins  oder  der  Verringerung 
gewisser  (Gefahrenquellen  Bedacht  zu  nehmen. 

Bei  der  Einschätzung  in  das  Gefahrenprozent  darf  ttber  die  Grenze  der  betreffenden 
Gefahrenklasse  nicht  hinausgegangen  werden. 

§5. 
Wenn  ein  Betrieb  unter  keinen  der  in  der  G^efahrenklasseneinteilung  bezeichneten  Titel 
subsumiert  werden  kann,  ohne  dass  er  dadurch  mit  Betrieben  von  ganz  anderer  Art  und  augen- 
scheinlich wesentlich  verschiedener  Unfallsgefahr  in  eine  Beihe  gestellt  würde,  so  ist  jene 
Betriebsgattung  zu  suchen,  welcher  der  betreffende  Betrieb  sowohl  seinem  Gegenstande,  als  auch 
seiner  Ari;  und  Unfallsgefahr  nach  am  nächsten  steht,  und  ist  derselbe  sodann  unter  ausdrücklicher 
Beziehung  auf  diesen  Einteilungsgrund  der  Gefahrenklasse  dieser  Betriebe  zuzuteilen. 

§6. 

Fttr  Unternehmungen,  welche  derart  zusammengesetzt  sind,  dass  mit  dem  Hauptbetriebe 
gewisse  in  der  Gefahr^klasseneinteilung  (Anlage  2)  bei  dem  betreffenden  Betriebstitel  nicht 
berttcksichtigte  Nebenbetriebe  in  Verbindung  stehen,  oder  welche  mangels  einer  bezüglichen 
Vorschrift  in  der  Gtefahrenklasseneinteilung  nicht  ihrer  Gtänze  nach,  sondern  nur  hinsichtlich  der 
einzednen  Betriebsteüe  klassifiziert  werden  können,  ist  die  GefahrenMasse  und  das  Gefahrenprozent 
nach  der  in  §  7  bezeichneten  Bechnung  fttr  „gemischte  Betriebe*'  zu  bestimmen. 

Dasselbe  gilt  fttr  solche  Betriebe,  fttr  welche  die  G^ahrenklasseneinteilung  eine  Unter- 
scheidung der  Arbeiterkategorien  vorschreibt  (z.  B.  Titel:  „Badeanstalten",  Gruppe  Xmb,  oder: 
„Zttndhölzchenfabriken",  Gruppe  Vlld). 
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Für  die  Berechnung  der  Kapitalswerte  der  ünfallrenten  hatte  das 
Ministerium  des  Innern  durch  Erlass  vom  8.  Oktober  1889,  Z.  19175  (Amtl.  Nachr. 
1888/89,  Suppl.-Bd.  S.  32fg.)  den  Unfall- Versicherungsanstalten  die  folgenden  Ta- 
bellen (Zinsfuss  3^2 ^/o)  angegeben: 


8  7. 

Hinsichtlich  der  ,,gemischten  Betriebe**  (§  6^  ist  vorerst  fttr  die  einzelnen  Betriebsteile, 
beziehungsweise  fttr  den  Haupt-  und  die  Nebenbetriebe,  beziehungsweise  für  die  einzelnen 
Arbeiterkategorien  die  Gefahrenklasse  und  das  Gefahrenprozent  nach  Vorschrift  der  §§  2—5  zu 
bestimnien,  sodann  sind  die  ermittelten  Gefabrenprozentsätze  mit  den  durchschnittlichen  Jahres- 
lohnsummen  der  betreffenden  Betriebsteile,  beziehungsweise  Haupt-  und  Nebenbetriebe,  beziehungs- 
weise Arbeiterkategorien  zu  vervielfachen,  und  ist  die  Summe  dieser  Produkte  durch  die  gesamte 
Jahreslohnsumme  zu  teilen. 

Die  so  erhaltene  Zahl  stellt  das  Gefahrtnprozent  dar,  in  welches  die  gesamte  Unternehmung 
einzureihen  ist. 

Erscheint  bei  Durchführung  der  vorstehenden  Rechnung  die  Verwendung  der  durchschnitt- 
lichen Lohnsummen  unthunlich,  so  sind  an  Stelle  dieser  in  der  Rechnung  die  betreffenden 
Arbeiterzahlen  zu  verwenden,  und  zwar,  insofern  wesentliche  Verschiedenheiten  in  der  durch- 
schnittlichen Arbeitszeit  der  einzelnen  Teile  bestehen,  die  entsprechenden  Zahlen  der  Vollarbeiter, 
das  sind  die  auf  eine  SOOtägige  Arbeitszeit  bezogenen  Arbeit^rzahlen.  Arbeiter  und  Betriebs- 
beamte, welche  nicht  einem  TeUe  der  Unternehmung  besonders  angehören,  sondern  aUen  Teilen 
gemeinsam  sind,  bezw.  deren  Lohnsummen  sind  ausser  Rechnung  zu  stellen. 

§8. 

Die  im  §  7  bezeichnete  Rechnung  wird  dann  nicht  anzuwenden  sein,  wenn  die  Teile  einer 
Unternehmung  eine  solche  Selbständigkeit  besitzen,  dass  jeder  derselben  für  sich  als  beson- 
derer abgeschlossener  Betrieb  anzusehen  ist,  oder  wenn  durch  einen  Betriebsteil  auch  die 
Arbeiter  der  übrigen  Betriebsteile  gefährdet  werden,  demnach  eine  gemeinsame  gleiche  UnfaUs- 
gefahr  besteht. 

Im  ersteren  Falle,  dessen  Vorhandensein  insbesondere  dann  anzunehmen  sein  wird,  wenn 
die  einzelnen  Teile  der  Unternehmung  besonderen  Betriebsleitungen   unterstellt   sind,   und  wenn 

fetrennte  Lohnaufschreibungen  für  dieselben  geführt  werden,  ist  jeder  Teil  als  Einzelbetrieb  in 
en  Betriebskataster  aufzunehmen  und  zu  klassifizieren. 

Bei  Vorhandensein  einer  mehreren  Teilen  einer  Unternehmung  gemeinsamen  Unfallsgefahr 
sind  aUe  diese  Teile  der  Unternehmung  in  jene  Gef^irenklassen  einzureihen,  beziehungsweise  mit 
jener  Gefahrenklasse  in  Rechnung  zu  ziehen,  welche  dem  die  Arbeiter  der  übrigen  Betriebsteile 
mitgefährdenden  Betriebsteile  zukommt. 

§9. 

Treten  in  den  Verhältnissen,  welche  für  die  Berechnung  des  Gefahrenprozentes  für  einen 
gemischten  Betrieb  massgebend  waren  (g  7),  wesentliche  Veränderungen  ein,  so  ist  im  Sinne  der 
^  19  und  20  des  Unfallversicherungsgesetzes  mit  einer  neuerlichen  Entscheidung  über  die 
Gefahrenklasse  und  das  Gefahrenprozent  vorzugehen. 

Als  wesentliche  Veränderungen  sind  jedoch  vorübergehende  Schwankungen  in  den  Zahlen 
der  Arbeiter,  oder  solche  dauernde  Aendemngen,  welche  das  Resultat  der  Rechnung  nicht  um 
mehr  als  zwei  Grefahrenprozente  verändern,  in  der  Regel  nicht  anzusehen. 

§  10. 

Die  Betriebsuntemehmer  sind  verpflichtet,  den  Arbeiter-Unfallversicherungsanstalten  über 
Verlangen  jene  Aufschlüsse  über  die  Art  ihrer  Betriebe  zu  geben,  welche  zur  Einreihung  derselben 
in  die  Gefahrenklassen  und  Gefahrenprozentsätze  nach  Massgabe  der  gegenwärtigen  Verordnung 
erforderlich  sind. 

In  den  zufolge  der  gegenwärtigen  Verordnung  von  den  Arbeiter-Unfallversicherungsanstalten 
KU  erteilenden  Bescheiden  über  die  revidierte  Einteilung  der  ihnen  zugehörigen  Betriebe  in  die 
Gefahrenklassen  und  Gefahrenprozentsätze  ist  der  betreffende  Titel  der  Gefahrenklasseneinteilung 
(Anlage  2),  welcher  die  Unterlage  für  die  Einreihung  des  einzelnen  Betriebes  bildete,  genau  zu 
bezeichnen  und  ist  hinsichtlich  jener  Unternehmungen,  deren  Gefahrenklasse  und  Gefahrenprozent 
nach  der  im  §  7  für  gemischte  Betriebe  vorgesc&iebenen  Art  ermittelt  wurde,  der  Gang  der 
bezüglichen  Rechnung  darzusteUen. 

In  diesen  Bescheiden  sind  femer,  insoweit  erhöhte  Gefahr  angenommen  und  demzufolge 
die  für  erhöhte  Ge&üir  vorgeschriebene  Gefahrenklasse  oder  ein  über  der  Mitte  liegendes  Gefahren- 
prozent gewählt  wurde,  die  hierfür  massgebenden  Gründe  anzuführen. 

§11. 
Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  mit  1.  Jänner  1895  in  Wirksamkeit 
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Tabelle  1.    Invalidenrente. 
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Kapitalswert  einer  Leibrente  von  jährlich  1  Gulden,  zahlbar  in  monatlichen 
Vorausraten  an  eine  infolge  eines  Betriebsunfalles  dauernd  (gänzlich  oder  teil- 
weise) erwerbsunfähig  gewordene  Person  oder  an  einen  entschädigungsberech- 
tigten d.  i.  erwerbsunfähigen  Witwer  nach  einer  tödtlich  verunglückten  Frau. 


Alter 

Wert  der 

Alter 

Wert  der 

Alter 

Wert  der 

Alter 

Wert  der 

des 

Rente 

des 

Rente 

des 

Rente 

des 

Rente 

Inyaliden 

in  Gulden 

Invaliden 

in  Gulden 

Invaliden 

in  Gulden 

Invaliden 

in  Gulden 

15 



87 

13.960 

59 

9.468 

80 

3.728 

16 

14.154 

88 

13.849 

60 

9.171 

81 

3.581 

17 

14.255 

89 

13.736 

61 

8.870 

82 

8.351 

18 

14.851 

40 

18.618 

62 

8.568 

88 

8.181 

19 

14.441 

41 

18.492 

63 

8.266 

84 

3.022 

20 

14.526 

42 

13.852 

64 

7.964 

85 

2.878 

21 

14.608 

48 

13.200 

65 

7.665 

86 

2.734 

22 

14.672 

44 

18.038 

66 

7.367 

87 

2.604 

28 

14.731 

45 

12.855 

67 

7.069 

88 

2.482 

24 

14.774 

46 

12.665 

68 

6.773 

89 

2.367 

25 

14.800 

47 

12.468 

69 

6.478 

90 

2.258 

26 

14.808 

48 

12.263 

70 

6.185 

91 

2.154 

27 

14.800 

49 

12.050 

71 

5.898 

92 

2.052 

28 

14.771 

50 

11.831 

72 

5.619 

93 

1.952 

29 

14.724 

51 

11.604 

78 

5.349 

94 

1.850 

30 

14.657 

52 

11.867 

74 

5.037 

95 

1.744 

31 

14.573 

53 

11.121 

75 

4.835 

96 

1.628 

32 

14.478 

54 

10.864 

76 

4.592 

97 

1.489 

83 

14.380 

65 

10.599 

77 

4.360 

98 

1.306 

84 

14.279 

56 

10.326 

78 

4.137 

99 

1.028 

85 

14.175 

57 

10.047 

79 

3.925 

100 

0.536 

86 

14.069 

58 

9.760 

Tabelle  2.    Witwenrente. 

Kapitalswert  einer  Rente  von  jährlich  1  Gulden,  zahlbar  in  monatlichen 
Vorausraten  an  eine  Witwe  bis  zu  deren  Tode  oder  Wiederverheiratung  unter 
Einbeziehung  des  Wertes  der  im  letzteren  Fall  fällig  werdenden  Abfertigung  im 
dreifachen  Betrage  der  Rente. 


Alter 

Wert  der 

Alter 

Wert  der 

Alter 

Wert  der 

Alter 

Wert  der 

der 

Rente 

der 

Rente 

der 

Rente 

der 

Rente 

Witwe 

in  Gulden 

Witwe 

in  Golden 

Witwe 

in  Gulden 

Witwe 

in  Gulden 

15 

__ 

87 

14.584 

59 

10.083 

80 

3.825 

16 

8.581 

88 

14.769 

60 

9.723 

81 

8.629 

17 

8.741 

39 

14.901 

61 

9.868 

82 

8.442 

18 

8.891 

40 

14.979 

62 

9.017 

83 

3.263 

19 

9.029 

41 

15.004 

63 

8.670 

84 

8.094 

20 

9.162 

42 

14.976 

64 

8.328 

85 

2.937 

21 

9.811 

43 

14.898 

65 

7.991 

86 

2.789 

22 

9.481 

44 

14.774 

66 

7.659 

87 

2.652 

28 

9.684 

45 

14.606 

67 

7.831 

88 

2.525 

24 

9.920 

46 

14.399 

68 

7.008 

89 

2.404 

25 

10.195 

47 

14.158 

69 

6.609 

90 

2.291 

26 

10.519 

48 

13.888 

70 

6.375 

91 

2.184 

27 

10.887 

49 

18.598 

71 

6.067 

92 

2.075 

28 

11.287 

50 

18.277 

72 

5.768 

93 

1.971 

29 

11.726 

51 

12.946 

73 

5.480 

94 

1.879 

80 

11.171 

52 

12.601 

74 

5.206 

95 

1.770 

31 

12.612 

58 

12.252 

75 

4.945 

96 

1.640 

32 

18.026 

54 

11.898 

76 

4.698 

97 

1.478 

88 

18.418 

55 

11.588 

77 

4.464 

98 

1.809 

84 

18.768 

56 

11.176 

78 

4.242 

99 

1.027 

85 

14.087 

57 

10.811 

79 

4.029 

100 

0.536 

86 

14.859 

58 

10.446 
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Die  Aibeitervenicherang  in  OeBterreich. 
Tabelle  3.    Ascendentenrente. 


Eapitalswert  einer  Leibrente  von  jährlich  1  Gulden,  zahlbar  in  monatlichen 
Voransraten  an  einen  entschädigungsberechtigten  Ascendenten  (Vater,  Mutter» 
Grossvater,  Grossmutter)  nach  einer  tödlich  verunglückten  Person. 


Alter  des 

Wert' der 

Alter  des 

Wert  der 

Alter  des 

Wert  der 

Alter  des 

Wert  der 

Ascen- 

Bente 

Ascen- 

Rente 

Ascen- 

Bente 

Ascen- 

Bente 

denten 

in  Gulden 

denten 

in  Gulden 

denten 

in  Gnlden 

denten 

in  Gulden 

30 

17.866 

48 

13.153 

66 

7.393 

88 

3.181 

31 

17.640 

49 

12.853 

67 

7.083 

84 

3.022 

32 

17.409 

50 

12.549 

68 

6.778 

85 

2.878 

33 

17.173 

51 

12.242 

69 

6.478 

86 

2.734 

34 

16.933 

52 

11.932 

70 

6.185 

87 

2.604 

35 

16.688 

53 

11.617 

71 

5.898 

88 

2.482 

36 

16.440 

54 

11.299 

72 

5.619 

89 

2.367 

37 

16.188 

55 

10.978 

73 

5.849 

90 

2.258 

38 

15.932 

56 

10.654 

74 

5.087 

91 

2.154 

39 

15.673 

57 

10.327 

75 

4.835 

92 

2.052 

40 

15.411 

58 

9.998 

76 

4.592 

93 

1.952 

41 

15.144 

59 

9.667 

77 

4.360 

94 

1.850 

42 

14.873 

60 

9.337 

78 

4.137 

95 

1.744 

43 

14.596 

61 

9.007 

79 

8.925 

96 

1.628 

44 

14.316 

62 

8.678 

80 

3.723 

97 

1.489 

45 

14.031 

63 

8.351 

81 

3.531 

98 

1.306 

46 

13.742 

64 

8028 

82 

3.351 

99 

1.028 

47 

13.449 

65 

7.709 

100 

0.536 

Tabelle  4.    Einderrente. 

Kapitalswert  einer  Leibrente  von  jährlich  1  Gulden,  zahlbar  in  monatlichen 
Yorausraten  an  ein  hinterbliebenes  Kind  einer  tödlich  verunglückten  Person  bis 
zu  dessen  zurückgelegtem  15.  Lebenqahr. 


Alter 

Wert  der 

Alter 

Wert  der 

Alter 

Wert  der 

Alter 

Wert  der 

des 

Rente 

des 

Bente 

des 

Bente 

des 

Bente 

Kindes 

in  Gulden 

Kindes 

in  Gnlden 

Kindes 

in  Gulden 

Kindes 

in  Gulden 

0 

7.804 

4 

8.725 

8 

6.124      . 

12 

2.840 

1 

9.603 

5 

8.158 

9 

5.358 

13 

1.929 

2 

9.572 

6 

7.529 

10 

4.555 

14 

0.983 

3 

9.209 

7 

6.849 

11 

3.715 

15 

0.000 

Die  Untersuchungen  über  die  Zulftnglichkeit  dieser  Tafeln,  bei  deren  Aufistellung  eigene 
statistische  Erfahrungen  über  die  Sterblicl£eit  und  die  Beaktivierung  der  ünfallinyaliden  noch 
fehlten,  auf  Grund  der  ünfallzählkarten  für  die  Zeit  yom  Beginn  der  Unfallyersicherung,  d.  h. 
1.  November  1889  bis  zum  1.  Juni  1895  haben  ergeben,  dass  £eses  Material  für  die  Aufstellnnjg: 
neuer  Bententafeln  zwar  noch  nicht  ausreicht,  dass  aber  eine  über  das  thatsächliche  Erfordernis 
hinausgehende  Kapitaldeckung  zufolge  zu  hoher  Berechnung  der  Deckungskapitalien  nicht  statt- 
gefunden hat,  so  dass  das  zunehmende  yersicherungstechnische  Defizit  der  Versicherungsanstalten 
im  wesentlichen  auf  die  über  die  Voranschläge  hinausgehende  starke  Zunahme  der  entschädigungs- 
pflichtigen Unfälle  zurückgeführt  wird.  Vgl.  die  Unfallstatistik  für  das  Jahr  1895,  Wien  1897, 
S.  16  und  Protokoll  des  Versicherungsbeirats,  Wien  1896,  S.  131  und  150,  sowie  „Bericht  des 
Vorstandes  der  Arbeiter-Unfallversichernngsanstalt  für  Niederösterreich  in  Wien,  vom  26.  März 
1896,  erstattet  im  Nachhange  zu  dem  Berichte  Tom  30.  November  1894  (s.  o.  Note  2  S.  27),  betreffend 
die  zur  Beseitigung  des  Betriebsdefizits  dienlichen  Massni^men  sowie  zu  dem  Berichte  über  die 
V.  Gebahrungsperiode  d.  h.  die  Zeit  yom  1.  Jänner  bis  31.  Dezember  1894  mit  einem  Anhang 
betr.  die  Betriebs-  und  Unfallstatistik  der  Jahre  1890—1892'',  Wien  1896,  S.  7  fg. 

3.  Die  Ausdehnung  der  ünfallTersieherung:  Gesetz  vom  20.  Juli  1894, 
R.Q.B1.  No.  168  (Anlage  5). 

Wie  in  Deutschland  wollte  man  auch  in  Oesterreich  die  Unfallyersicherung 
schrittweise   durchf&hren   und   hatte   deshalb   in  gleicher  Weise  zunächst  die 
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Industrie  der  Unfall vermchemng  unterworfen,  deren  Ausdehnung  auf  die 
Transportgewerbe  aber  einer  Novelle  zum  Stammgesetz  vom  28.  Dezember  1887 
und  die  Einbeziehung  der  Land-  und  Forstwirtschaft  einem  späteren  Sondergesetz 
vorbehalten.  Erst  nach  mehrjährigen  Verhandlungen  kam  jene  Novelle  in  der 
Form  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1894,  betr;  die  Ausdehnung  der  Unfallversiche- 
rung, zu  Stande,  während  von  einer  Mnbeziehung  der  Land-  und  Forstwirtschi^ 
und  ebenso  von  einer  grundsätzlichen  Einbeziehung  des  Handwerks  und  Klein- 
gewerbes in  die  Unfallversicherung  im  wesentlichen  aus  Rücksicht  auf  die 
schwierige  wirtschaftliche  Lage  dieser  Berufsgruppen  bis  auf  weiteres  noch  Ab- 
stand genommen  wurde. 

Das  sog.  Ausdehnungsgesetz  vom  20.  Juli  1894  umfasst  im  wesentlichen  wie 
das  deutsche  Ausdehnungsgesetz  vom  28.  Mai  1885^)  die  grossen  (Land-  und 
Wasser-)  Transportbetriebe  des  Binnenlandes  und  die  Lagereibetriebe,  sodann  die 
Theaterbetriebe,  Berufsfeuerwehren,  Gewerbetriebe  der  Strassenreiniger,  Eanal- 
ränmer  und  Rauchfangkehrer,  endlich  die  Giswerbebetriebe  der  Steinmetze,  Brunnen- 
macher und  Eisenkonstrukteure,  soweit  diese  Betriebe  in  die  Unfallversicherung 
noch  nicht  einbezogen  waren,  insgesamt  etwa  150000  Personen  (Art.  I).*) 
Besondere  Schwierigkeiten  hatte  die  Einbeziehung  der  Eisenbahnbetriebe  geboten, 
da  das  Stammgesetz  vom  28.  Dezember  1887  (§  2)  das  Haftpflichtgesetz  vom 
5.  März  1869  ^G.BL  Nr.  27)  ausdrücklich  aufrecht  erhalten  und  nur  das  nicht 
unter  dieses  Gesetz  fallende  Personal  der  Unfallversicherung  unterstellt  hatte,  so 
dass  f&r  das  Fahrpersonal  das  Haftpflichtgesetz,  für  das  Bau-  und  Werkstätten- 
personal aber  das  U.V.G.  galt;  durch  einfache  Einbeziehung  auch  des  Fahrpersonals 
in  die  Unfallversicherung  fOrchtete  man  dieses  aber  insofern  zu  schädigen,  als 
das  U.V.G.  nur  bis  zu  einem  Jahresarbeitsverdienst  von  1200  Gulden  entschädigte, 
während  die  Einkünfte  des  Eisenbahn-Fahrpersonals  diesen  Satz  häufig  über- 
schritten. Da  es  gleichwohl  wünschenswert  erschien,  den  gesamten  Eisenbahn- 
betrieb, unter  grundsätzlicher  Beseitigung  der  persönlichen  Haftpflicht,  der 
Unfallversicherung  zu  unterwerfen,  so  wurde  im  Interesse  der  Eisenbahnbediensteten, 
um  sie  nicht  ungünstiger  als  bisher  zu  stellen,  die  besondere  Bestimmung  getroffen, 
dass  diese  Personen  mit  ihrem  vollen  Jahresarbeitsverdienst  einschliesslich  der 
veränderlichen  Bezüge  (Kilometer-  und  Stundengelder  u.  s.  w.)  in  die  Unfall- 
versicherung einzubeziehen  und  die  flkr  sie  zu  leistenden  Beiträge  von  dem 
Betriebsuntemehmer  allein  zu  tragen  sind,  femer  dass  in  solchen  Fällen,  wo 
dem  Unfallverletzten  oder  seinen  Hinterbliebenen  ein  Entschädigungsanspruch 
auf  Grund  des  Haftpflichtgesetzes  zustehen  würde,  die  dem  Verletzten  ans  der 
Unfidlversicherung  gebührende  Rente  um  die  Hälfte,  bezw.  bei  dauerndem  Siechtum 
bis   zum   doppelten  Betrage   (120  ^/o   des    vollen   Jahresarbeitsverdienstes)   und 


*)  VgL  mdnen  „Leitfaden  zni  Arbeiter-yenicherung  des  Deutschen  Reiches*',  Beriin 
1898,  S.  15. 

^  üeber  die  Gründe  für  die  Begrenzung  der  Ausdehnung  des  Stammgesetzes  auf  die  oben- 
besseichneten  Betriebsgruppen  vgl.  die  Motive  zur  Begiernngsvorkge  und  den  Bericht  des  Ge- 
werbeausschnsses  vom  Febroar  1898  No.  286,  649  und  982  der  Beilagen  sn  den  stenographischen 
Protokollen  des  Abg.-Hauses,  XI.  Session  1898/94.  Damach  sollte  das  im  wesentlichen  auf  die  Gross- 
industrie  zugeschnittene  Stammgesetz  hauptsächlich  auf  die  derselben  Terwandten  grossen  Trans- 
portbetriebe (mit  Ausschluss  der  bereits  nach  §  2  Abs.  2  des  Stammgesetzes  einem  Sondergesetz 
Yorbehaltenen  See-Schiffahrtsbetriebe)  und  einige  schon  teilweise  yersicherungspflichtige  Bau-  und 
fthnliche. Betriebe  ausgedehnt  werden,  um  nflnentlich  in  letzterer  Beziehung  die  unerfreuliche 
Teilung  gewisser  Gewerbebetriebe  in  einen  versicherten  Teil  (Bauarbeiten)  und  einen  nichtver- 
sicherten  Teil  (Werkstattarbeiten)thunlich8t  zu  vermeiden;  wenn  man  sich  hierbei  auf  nur  einige 
wenige  Kategorieen  beschriüikte,  so  hatte  dies  darin  seinen  Grund,  dass  man  einerseits  die  Orga- 
nisationsformen des  Stammgesetzee  nicht  ohne  weiteres  auf  das  Handwerk  und  Kleingewerbe 
übertragen  konnte,  und  andererseits  volkswirtschaftliche  Bedenken  trug,  diese  beiden  Berufs- 
gruppen schon  jetzt  mit  den  Lasten  einer  allgemeinen  und  überdies  noch  nicht  für  so  dringlich 
erachteten  Unfallversicherung  zu  beschweren.  Von  einer  sofortigen  Einbeziehung  der  durch  das 
deutsche  Ausdehnungsgesets  vom  28.  Mai  1885  in  die  Unfallversicherung  einbezogenen  Gesamt- 
betriebe der  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung  hatte  der  Begierungsentwurf  lediglich  aus 
technischen  Gründen  (wegen  der  Verschiedenheit  der  Dienstverhältnisse,  der  Beschäftigungsarten, 
der  Gefahrenmomente,  sowie  wegen  budgetärer  Verhältnisse)  abgesehen  und  die  bezügliche  Bege- 
lang einer  späteren  Gesetzesvorkge  vorbehalten. 


Die  Arbeiterrersichemiig  in  Oesterreich. 


die  den  Hinterbliebenen  gebührende  Rente  um  zwei  Drittel  zu  erhöhen^)  ist 
(Art.  VII*);  endlich  sucht  der  Art.  11  des  Gesetzes  den  aus  der  Natur  der 
Transportbetriebe  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  zu  begegnen,  sofern  diese  Be- 
triebe ins  Ausland  übergreifen. 

In  Ergänzung  des  Stammgesetzes  hat  das  Ausdehnungsgesetz,  um  wenig- 
stens die  Möglichkeit  einer  noch  weiteren  Ausdehnung  der  Unfallversicherung 
zu  bieten,  die  Institution  der  freiwilligen  Versicherung*)  eingeführt,  d.  h. 
die  Unternehmer  der  versicherungspflichtigen  Betriebe  dürfen  sich  selbst,  ihre 
Bevollmächtigten  und  andere  den  Gefahren  des  Betriebes  ausgesetzte  Personen 
bei  der  zuständigen  Versicherungsanstalt  freiwillig  versichern,  und  dasselbe 
Becht  ist  auch  den  Unternehmern  n  i  c  h  t  versicherungspflichtiger  Betriebe  neben 
der  korporativen  Versicherung  ihres  Betriebspersonals  eingeräumt  worden  (Art 
V  und  VI). 

3.  Statistisehes.  Die  nachfolgenden  Zusammenstellungen,  welche  die 
7  territorialen  Versicherungsanstalten  (Wien,  Salzburg,  Prag,  Brunn,  Graz,  Triest, 
Lemberg)  und  die  berufsgenossenschaftliche  Anstalt  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen umfassen,  sind  den  seit  1891  vom  Ministerium  des  Innern  zu  Wien 
gemäss  §  60  des  U.V.G.  alljährlich  veröffentlichten  Berichten  über  „die  Gebahrung 
und  die  Ergebnisse  der  Unfallstatistik  der  im  Grunde  des  Gesetzes  vom 
28.  Dezember  1887  (RG.Bl.  Nr.  1  ex  1888),  betreffend  die  Unfallversicherung 
der  Arbeiter,  errichteten  Arbeiter- Versicherungsanstalten"  entnommen.*) 

1.  Umfang  der  Versicherung. 


Jahr 

Ver- 
sicherte 
Betriebe 

Versicherte  Personen 

Lohn- 
summe 

in  MilL 
Gulden 

unmne 

Jahr 

a)  gewerbliche, 

b)  landwirtsch. 

Betriebe 

Durch- 

schnittl. 

Zahl 

VoU- 
arbeiter*) 

an- 
gexeigte 

auf 

1000 

VoU- 

arbeit. 

ent- 
Bcha- 
digte 

auf 
1000 
Voll- 
arbeit. 

a)  gewerbliche, 

b)  landwirtsch. 
Betriebe 

1 

8 

8 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

1890        {l 

53193 
78133 

893  324 
388  494 

795  758 
27  408 

235,26 

1,68 

15  613 

428 

19,62 
15,62 

6  417 
324 

8,06 
11,82 

»}        1890 

Zusammen    . 

131  326 

1  231  818 

823  166 

236,94 

16  041 

19,49 

6  741 

8,19 

.    Zusammen 

1891        {» 


Zusammen 


58  386  1 
86  923 


957  525 
412  238 


145  309  1 1  869  763 


882  702 
24  582 


257,981  20  774 

2,74!       542 


857  284    260,671  21  316  24,86|    8  784  10,25 


24,951 
22,051 


8  377 
407 


10,06 
16,56 


b} ^S^l 


Zusanmien 


^)  Demgemäss  betrug  im  Jahre  1896  das  dnrchschnittliche  Ansmass  der  Beute  für  einen 
dauernd  gänzlich  Erwerbsunfähigen  bei  der  berufsgenossenschaftlichen  Anstalt  der  Eisenbahnen 
nahezu  80®/»  des  Jahresarbeitsverdienstes  gegenüber  der  im  §  6  U.V.G.  normierten  vollen  Rente 
von  60  ^/o,  und  in  ähnlicher  Weise  steUten  sich  auch  die  übrigen  Beuten  bei  dieser  Anstalt  höher 
als  bei  den  territorialen  Anstalten. 

')  Vgl.  hierzu  die  Mitteilungen  aus  den  Gesetzesmaterialien  bei  Man  dl,  Gesetz  vom 
20.  Juli  1894,  betr.  die  Ausdehnung  der  Unfallversicherung,  Wien  1894,  S.  5—12  und  19—28. 

^)  Auf  diesem  Wege  sollte  n.  a.  nach  dem  Vorgange  der  deutschen  Gesetzgebung  die  Selbst- 
versicherung der  Kleinuntemehmer,  sowie  die  Versicherung  von  Schülern  in  Lehrwerkstätten  und 
gewerblichen  Lehranstalten,  der  von  Privatunternehmern  beschäftigten  Strafgefangenen  und  des 
Personals  der  freiwilligen  Feuerwehrvereine,  deren  es  Ende  1890  nicht  weniger  als  5561  mit  an- 
nähernd 500000  Mitgliedern  gab,  ermöglicht  werden. 

*)  Vgl.  auch  Braun's  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Bd.  12  (Berlin  1898) 
S.  647  fg.  —  Nach  der  letzten  Volkszählung  (von  1890)  hatte  Oesterreich  23,9  Millionen  ai,7 
männliche,  12,2  weibliche)  Einwohner,  wovon  13,8  auf  Land-  und  Forstwirtschaft,  6,1  auf  In- 
dustrie und  Gewerbe,  2,1  auf  Handel  und  Verkehr  entfielen.  Von  den  8084814  Arbeitern  und 
1102656  Tagelöhnern  =  9187470  wirtschaftlich  unselbständigen  Personen  entfielen  5615133  Ar- 
beiter und  824894  Tagelöhner  =  6440027  Personen  auf  die  Land-  und  Forstwirtschaft,  aber  nur 
2144606  Arbeiter  und  99122  Tagelöhner  =  2248784  Personen  auf  Industrie  und  Gewerbe,  so 
dass  die  österreichische  Arbeiterversichemng  (s.  die  Tabellen  S.  11  und  26  fg.)  im  Gegensatz  zur 
deutschen,  noch  nicht  einmal  die  gewerbliche  Arbeiterschaft  ganz  deckt,  von  den  gesamten  Lohn- 
arbeitern aber  kaum  ein  Viertel  umfasst.  Vgl.  meinen  „Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des 
Deutschen  Reichs»,  Berlin  1898,  Tafel  A  bis  D  S.  27— 31,  undWokurek,  Die  österreichische  Unfall- 
versicherung, Leipzig-Wien  1898,  S.  3  fg. 

^)  Die  Zahl  der  „Vollarbeiter*' entspricht  der  auf  eine  800  tägige  Arbeitszeit  zurückgeführten 
Arbeiterzahl. 
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Jahr 

Ver- 
sicherte 
Betriebe 

Versicherte  Personen 

Lohn- 
summe 

in  Mill. 
Quid») 

UnfäUe«) 

Jahr 

a)  gewerbliche, 

b)  landwirtsch. 

Betriebe 

Durch- 

schnittl. 

Zahl 

VoU- 
arbeiter 

an- 
gezeigte 

auf 
1000 
Voll- 
arbeit. 

ent- 
schä- 
digte 

auf 
1000 
Voll- 
arbeit 

a)  gewerbliche, 

b)  landwirtsch. 
Betriebe 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

1892        g 

61645 

88  588 

1 003  306 
377  575 

866  836 
27  046 

276,70 
3,35 

25  716 
582 

29,67 

21,52 

9  029 
393 

10,41 

14,53 

b}        18Ö2 

Zusammen 

150  233 

1  380  881 

893  882 

280,05 

26  298 

29,42 

9  422 

10,54 

.    Zusammen 

1893 


Zusammen 


64  441 
95  916 


1894 


ß 


Zusammen    . 


160  357 

66  690 
125  336 


1070428 
395  842 


1  466  270 

1124  675 
473  729 


915  083 
25  860 


298,501  32  335 
8,40   582 


85,34 
22  50 


10  510 
391 


\iZ}    '''' 


192  026    1598  404 


940  343    301,901  32  917  34,98  10  901  11,59|  .    Zusammen 

12,541 

17,60| 


962  877  I  320,98 
271101      3,96 


39  571 

688 


989  987  I  324,94  40  259  40,67  12  552  12,68| 


41,10 
25,38 


12  075 

477 


12,54|  aj 


1894 


1895 


ft 


81  516  1 1  381  807  1 1  189  148 
184  257   495  887    27  583 


Zusammen 


433,331  53  763 
3,99|       799 


45,21 

28,97 


15  842 
553 


13,32 
20,05 


Zusammen 
1895 


1896 


{; 


1 215  773  1 1  877  194  1 1  216  731  437,32|  54  562  44,84  16  395  13,47  .  Zusammen 

1    1896 


86  658 
137  649 


1  471  275 
503  369 


1  257  551 

25  882 


470,25 

8,84 


63  808 
847 


50,741  17  993 
32,72   551 


14,31 
21,29 


Zusammen    .  1 224  307    1  974  644    1  283  433   474,09  64  655  50,38|  18  544  14,45 

2.  EinnahiDen,  Ausgaben  und  Vermögensstand. 


Zusammen 


Einnahmen  (einRchl.  Zinsen) 

Ausgaben  (einschl.  Rücklagen) 

darunter  (Sp.  4) 

Gebahrungs- 

Jahr 

insgesamt 

(Sp.  2)  Ver- 
sicherungs- 
beiträge 

insgesamt 

Entschädi- 
gungs- 
beiträge 

Verwaltungs- 
kosten 

überschuss, 
-abgang 

Jahr 

1 

2 

8 

4 

6 

6 

7 

8 

1890 

3854,8 

3785,3 

3290,3 

205,6 

367,2 

+   564,5 

1890 

1891 

4272,1 

3824,2 

4215,8 

586,2 

433,8 

--     56,3 

1891 

1892 

4866,9 

4270,1 

4939,3 

887,6 

506,5 

—     72,3 

1892 

1893 

5261,8 

4559,8 

5812,3 

1248,8 

587,7 

—    550,6 

1898 

1894 

5718,8 

4790,5 

6698,6 

1691,2 

678,9 

-    979,8 

1894 

1895 

7561,8 

6901,^ 

8429,2 

2259,3 

753,3 

-    867,5 

1895 

1896 

8480,9 

7557,3 

11842,9 

3153,4 

813,7 

-  3362,0 

1896 

Die  mit  dem  Jahre  1895  einsetzende  bemerkbare  Steigerung  in  den  Zahlen 
der  vorstehenden  Tabellen  ist  im  wesentlichen  auf  das  mit  diesem  Jahr  in  Kraft 
getretene  Ansdehnungsgesetz  zurückzuführen,  welches  der  Unfallyersicherung 
einen  nicht  unerheblichen  Zuwachs  brachte.  Die  zunehmende  Verschlechterung 
der  Finanzlage  der  Versicherangsanstalten  (Tab.  2  Sp.  7)  wird  einerseits  auf 
die  andauernde  Steigerang  der  Zahl  der  entschädigungspflichtigen  Unfälle,  anderer- 
seits auf  gewisse  Mängel  des  Gesetzes  (s.  u.  Z.  4),  insbesondere  die  nur  teilweise 
Einbeziehung  der  land(forst-)wirtschaftlichen  und  gewisser  gewerblicher  Betriebs- 
gattungen, sowie  den  unzureichenden  Schutz  gegen  Beitragshinterziehungen, 
zurückgeführt.*) 

^)  Der  anrechenbare  durchschnitüiche  Tagelohn  betrug  1890:  1,08,  1891:  1,03,  1892:  1,06, 
1893:  1,09,  1894:  1,11,  1895:  1,21,  1896:  1,24  Gulden. 

*)  Nach  den  vorläufigen  Zusammenstellungen  für  die  Jahre  1897  und  1898  betrug  die  Zahl 
der  gemeldeten  Unfälle  69938  bezw.  73985,  die  der  entschädigten  UnfäUe  19913  bezw.  21480,  fOr 
welche  3959887  bezw.  4770296  fl.  an  Entschädigungen  gezahlt  worden  sind.  Vgl.  Amtl.  Nachr., 
No.  HS.  133  fg.,  Wien,  den  1.  Juni  1899. 

*)  Vgl  hierzu  Ergebnisse  der  Unfallstatistik  für  das  Jahr  1894,  Wien  1896,  S.  15  und  Be- 
richt des  Vorstandes  der  Arbeiter-UnfaUyersicherungsanstalt  für  Niederösterreich  in  Wien  über 
die  Massnahmen  zur  Beseitigung  des  Betriebsdefizits  vom  30.  November  1894,  Wien  1894,  sowie 
oben  8.  24.  —  Eine  Unfallstatistik  bezüglich  der  weiblichen  und  jugendlichen  Arbeiter  für  die 
Jahre  1895  und  1896  findet  sich  in  den  „Mitteilungen  der  Arbeiter-UnfaUversicherungsanstalt 
für  Niederößterreich  in  Wien",  No.  12  vom  20.  November  1898,  S.  106—110. 
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Um  Vergleichungen  zwischen  der  österreichischen  und  der  deutschen  Unfall- 
statistik zu  ermöglichen,  sollen  in  den  folgenden  Tabellen  den  Ergebnissen  der 
österreichischen  Versicherungsanstalten ,  welche  —  abgesehen  von  den  land- 
wirtschaftlichen Motorenbetrieben  —  nur  gewerbliche  Betriebe  umfassen,  die- 
jenigen der  deutschen  gewerblichen  Berufegenossenschaften  gegenübergestellt 
werden.^) 

8.  Oesterreichische  Unfallstatistik. 
a)  Zahl  der  gemeldeten  mid  entschädigten  ünfiüle  bei  den  Osten-.  Versicheningsanstalten. 


Gemeldete  ünfiUle 

Binnen  4  Wochen  erledigte 
Unfälle  (zu  Lasten  der 
Erankenversicherang) 

Entschädigte  ünfäUe 

(zu  Lasten  der  UnfaU- 

yersicherung) 

Jahr 

Zahl 

auf  1000  VoU- 
arbeiter 

Zahl 

anflOOOVoU- 
arbeiter 

Zahl 

auf  1000  VoU. 
arbeiter 

1 

t 

8 

4 

5 

6 

7 

1890 
1891 
1892 
1898 
1894 
1895 
1896 

16  041 
21816 
26  298 
82  917 
40  259 
54562 
64  655 

19,5      . 

24,9 

29,4 

85,0 

40,7 

44,8 

50,4 

9800 
12582 
16  876 
22  016 
27  707 
88167 
46111 

11,8 
14,6 
18,9 
28,4 
28,0 
81,4 
85,7 

6  741 
8  784 
9422 
10  901 
12  552 
16  895 
18  544 

8,2      (42,1) 
10,2      (41,0) 

10.5  (85,7) 

11.6  83,1) 

12.7  (81,2) 
13,5      (80.0) 
14,4      (28,7) 

1890/1896 
1890/1894 

256  048 
186  881 

85,0 
29,9 

172  709 

88481 

28,4 
19,2 

83  889 
48400 

11.6  (82,5) 

10.7  (85,8) 

Die  einfi^eklammerten  Zahlen  in  Sp.  7  bezeichnen  das  Prozentverhältnis  der  entschädigten 
zu  den  gemeloeten  Unfällen. 


b)  Folgen  der  UnfaUyerletznngen. 

rr 

_  j 

Dauernde  Erwerbsunfähigkeit 

Vorttberg.  Erwerbsnnfähigk. 

Jahr 

Tgu 

TOUige       teUweiBe   yOUige    {  teilweiae 

(von  mehr  als  4  Wochen) 

Zahl  der 

auf  1000  VoU- 

Zahl  der 

auf  1000  VoU- 

Zahl  der 

auf  1000  VoU- 

UnföUe 

arbeiter 

Unfälle 

arbeiter 

Unmie 

arbeiter 

1 

8 

8 

4 

6 

« 

7 

8 

9 

1890 

548 

0,67 

100 

1498 

0,12 

1,81 

4  600 

5,59 

1891 

565 

0,66 

105 

2046 

0,12 

2,89 

6  068 

7,08 

1892 

574 

0,64 

120 

2410 

0,18 

2,70 

6  318 

7,07 

1898 

649 

0,69 

115 

8129 

0,12 

8,83 

7  008 

7,45 

1894 

670 

0,68 

116 

8585 

0,12 

8,62 

8181 

8,26 

1895 

885 

0,68 

208 

4721 

0,17 

8,88 

10  636 

8,74 

1896 

929 

0,72 

200 

5199 

0,16 

4,05 

12  216 

9,52 

1890/96 

4770 

0,67 

959 

22  588 

0,18 

8,14 

55  027 

7,67 

1890/94 

8006 

0,67 

556 

12  668 

0,12 

2,77 

82175 

7,09 

c)  Unfälle  mit  dauernder  Erwerbsunfähigkeit 
(nach  dem  Rentensatz  in  Prozenten  des  Jahresarbeitsverdienstes; 

.' 

Jahr 

O-200/o 

2I-8O0/0 

81-40  «/o 

41-50«/o 

60<^/o(v«lige  Er- 
werbsnnfähigk.) 

Zahl  der 
ünOlle 

auf  1000 

VoU- 
arbelter 

Zahl  der 
UnfiUe 

auf  1000 

Voll- 
arbeiter 

Zahl  der 
Unflile 

auf  1000 

VoU- 
arbeiter 

Zahl  der 
UnfUle 

auf  1000 

VoU- 

arbeiter 

Zahl  der 
ünfiUle 

auf  1000 

Voll- 
arbeiter 

1 

2 

8 

4 

5 

6 

L        7         [         8        J 

9 

10 

[       11 

1890 
1891 
1892 
1898 
1894 
1895 
1896 

791 
1272 
1570 
1986 
2  521 
8  252 
8  619 

0,96 
1,48 
1,76 

2,11 
2,55 
2,67 
2,82 

868 
871 
878 
584 
531 
695 
817 

0,45 

0,48 
0,42 
0,62 
0,58 
0,57 
0,64 

143 
140 
216 
289 
257 
878 
846 

0,17 
0,16 
0,24 
0,25 
0,26 
0,81 
0,27 

191 
268 
251 
820 
276 
896 
417 

0,28 
0,81 
0,28 
0,84 
0,28 
0,82 
0,82 

100 
105 
120 
115 
116 
208 
200 

0,12 
0,12 
0,18 

0,12 
0,12 
0,17 
0,16 

1890/96 
1890/94 

14811 
7  940 

2,05 

1,77 

8  989 
2  427 

0,53 
0,49 

1719 
995 

0,24 
0,22 

2114 
1301 

0,80 
0,29 

959 
556 

0,18 
0,12 

^)  VgL  AmtL  Nachr.  des  Beichs-Versicherungsamts,  Jahrg.  1897  S.  281  fg. 
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4.  Deutsche  Unfallstatistik. 

a)  Zahl  der  gemeldeten  und  entschädigten  Unfälle  bei  den  deutschen  Berafegenossenschaften. 


Jahr 

Gemeldete  üniälle 

Binnen  13  Wochen  erledigte 
Unfälle  (EU  Lasten  der 
Krankenversicherung) 

Entschädigte  Unfälle  (zu 
Lasten  der  Unfallversicherung) 

Zahl 

auf  1000  Ver- 
sicherte 

Zahl 

auf  1000  Ver- 
sicherte 

Zahl 

auf  1000  Ver- 
sicherte 

1 

2 

8 

4 

6 

6 

7 

1886 

82  596 

28,78 

72  873 

20,98 

9  723 

2,80      (11,7) 
4,14      (15,1 

1887 

105  897 

27,42 

89  909 

28,28 

15  970 

1888 

121164 

28,04 

102  355 

23,69 

18  809 

4,35      (15,5) 

1889 

189  549 

29,42 

117  209 

24,71 

22  340 

4,71       (16,7) 

1890 

149188 

30,28 

122  785 

24,92 

26403 

5,36      (17,6) 

1891 

161  674 

81,74 

133  385 

26,19 

28  289 

5,55      (17,5) 

1892 

165003 

82,49 

136  384 

26,85 

28  619 

5,64      (17,8) 

1893 

182  120 

35,23 

150949 

29,20 

31171 

6,03      (17,1) 

1894 

190  744 

86,37 

157  947 

30,12 

32  797 

6,25      (17,1) 

1895 

205  019 

37,90 

171291 

31,66 

38  728 

6,24      (16,4) 

1886/95 

1502  954 

81,76 

1  255  105 

26,52 

247  849 

5,24      (16,5) 

1896 

283  319 

40,69 

194  781 

83,97 

38588 

6,72      (16,5) 
6,91       (16,5) 

1897 

252  382 

41,77 

210  686 

34,86 

41746 

Die  eingeklammerten  Zahlen  in  Sp.  7  bezeichnen  das  Prozentverhältnis  der  entschädigten 
zu  den  gemeldeten  Unfällen. 


b)  Folgen  der  Unfallverietzungen. 

') 

Vorübergehende  Er- 

Tod 

Dauernde  Erwerbsunfähigkeit 

werbsunföhigkeit 

Jahr 

(von  mehr  als  13  W.) 

Zahl  der 
UnfäUe 

auf  1000 

Ver- 
sicherte 

völlige  j  teilweise 
Zahl  der  Unfillle 

völlige  1  teüweise 
auf  1000  Versicherte 

Zahl  der 
UnfäUe 

auf  1000 

Ver- 
sicherte 

1 

t 

8 

4                       b 

6 

7 

8 

9 

1886 

2422 

0,70 

1548 

3  780 

0,44 

1,09 

1973 

0,57 

1887 

2  956 

0,77 

2  827 

8126 

0,73 

2,11 

2061 

0,53 

1888 

2943 

0,68 

1886 

10  270 

0,43 

2,38 

3  710 

0,86 

1889 

3  382 

0,71 

2  331 

12  788 

0,49 

2,70 

8839 

0,81 

1890 

8  597 

0,78 

1869 

16109 

0,38 

3,27 

4  828 

0,98 

1891 

3  634 

0,71 

1570 

17  481 

0,32 

3,42 

5  604 

1,10 

1892 

3  282 

0,65 

1507 

18  049 

0,30 

3,55 

5  781 

1,14 

1893 

8  589 

0,69 

1377 

19  740 

0,27 

3,82 

6465 

1,25 

1894 

3  488 

0,65 

855 

20  225 

0,16 

3,82 

8479 

1,62 

1895 

3  644 

0,67 

780 

19  312 

0,15 

3,57 

9  992 

1,85 

1886/95 

32  887 

0,70 

16  550 

145  680 

0,35 

8,08 

52  732 

1,11 

1896 

4040 

0,71 

595 

20  251 

0,10 

3,53 

13  652 

2,38 

1897 

4  252 

0,70 

625 

21247 

0,10 

8,52 

15  622 

.  2,59 

Eme  Vergleichung  der  deutschen  und  österreichischen  Unfallstatistik  führt  im 
wesentlichen  zu  den  nämlichen  Endergebnissen.  Zunächst  zeigt  sich  in  beiden  Ge- 
bieten eine  erhebliche,  noch  immer  andauernde  Steigerung  in  der  Gesamtzahl  der 
ünf&lle,  sowohl  der  gemeldeten  wie  der  entschädigten  (vgl.  Tab.  3/4  Sp.  3/7).  Es  ist 
bekannt,  dass  diese  Erscheinung  von  mancher  Seite  und  namentlich  seitens  der  Gegner 
der  Zwangsversicherung  mit  cQeser  in  ursächlichen  Zusammenhang  gebracht  wird» 
Wäre  diese  Annahme  richtig,  so  müsste  in  den  Ländern  ohne  Zwangsversiche- 
rung die  gegenteilige  Erfahrung  gemacht  worden  sein;  das  ist  aber  nicht  der 
Fall,  vielmehr  weisen  die  Unfallstatistiken  solcher  Länder  gleichfalls  eine 
andauernde  Zunahme  der  Betriebsunfälle  auf,  wie  dies  auch  mehrfach  auf  Grund 


^)  Vgl.  AmtL  Nachrichten  des  Beiohs-Versichemngsamts  Jahrg.  1898/99  S.  7. 
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amtlichen  Materials  nachgewiesen  worden  ist^)  Man  wird  daher  die  Erklärung 
für  die  in  allen  modernen  Industriestaaten  gleichmässig  auftretende  Erscheinung 
der  Hauptsache  nach  auch  in  der  nämlichen  Grundursache  suchen  dürfen,  d.  h. 
in  der  zunehmenden  Gefährlichkeit  der  modernen  Industrie,  welche  stets  neue, 
noch  ungeschulte  Arbeitskräfte  in  ihren  Bereich  zieht,  immer  grössere  Arbeiter- 
massen auf  derselben  Arbeitsstelle  zusammenballt,  zu  stets  intensiverem  Maschinen- 
betrieb übergeht,  mit  gefährlicheren  Stoffen  hantiert  u.  s.  w.,  ohne  dass  diese 
Steigerung  der  Risiken  bisher  durch  die  technischen  Unfallverhütungseinrichtungen 
ganz  ausgeglichen  werden  konnte.  Wenn  aber  die  Steigerung  der  Unfall  zahlen 
in  den  Ländern  der  Zwangs  Versicherung  ein  schnelleres  Tempo  zeigt  als  in 
anderen  Staaten,  so  findet  dies  seine  einfache  Erklärung  darin,  dass  unter  dem 
Zwang  einer  solchen  Gesetzgebung  —  zu  Gunsten  der  Betroffenen  und  aller 
Beteiligten  —  auch  eine  Masse  leichterer  Verletzungen  angezeigt  und  entschädigt 
werden,  welche  anderswo  lediglich  unbekannt  bleiben.  So  hatte  z.  B.  in  England 
das  Gesetz  vom  6.  Juli  1895,  welches  eine  verschärfte  Anzeigepflicht  für  Betriebs-' 
Unfälle  einführte,  alsbald  eine  ausserordentliche  Steigerung  —  nicht  der  Unfälle, 
aber  der  Unfallmeldungen  —  zur  Folge.') 

Diese  Auffassung  dürfte  auch  bei  Vergleichung  der  Unfallsfolgen  eine 
weitere  Bestätigung  finden.  Die  beiderseitigen  Statistiken  (vgl.  Tab.  3/4  litt,  b 
Sp.  3,  6,  7,  9)  zeigen  bei  den  schweren  Unfällen  (Tod  und  Invalidität)  eine 
stabile  (in  Deutschland  eher  sinkende)  Tendenz,  dagegen  bei  den  leichteren 
Unfällen  (Teilinvalidität  und  vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit)  eine  erhebliche 
Steigerung.  Wenn  hiernach  die  Todes-  und  Invaliditätsfälle  trotz  der  zuneh- 
menden Risiken  nicht  gestiegen  sind,  so  dürfte  dies  immerhin  schon  als  ein 
Fortschritt  und  gerade  als  ein  Erfolg  der  Zwangsversicherung  anzusehen  sein, 
weil  deren  Träger  im  eigensten  Interesse  auf  die  Abminderung  der  bezüglichen 
Lasten,  also  soweit  möglich  auf  die  Verhütung  schwerer  Unfälle  und  Unfallsfolgen 
bedacht  sein  müssen.  Soweit  hierbei  die  deutsche  Statistik  (Tab.  4b  Sp.  3  u.  6) 
trotz  des  ausserordentlichen  Aufschwunges  der  deutschen  Industrie  bereits  die 
Ansätze  einer  sinkenden  Tendenz  zeigt,  wird  dies  vornehmlich  auf  die  intensivere 
Unfallverhütung  und  Unfallkrankenbehandlung  der  Berufsgenossen- 
schaften^  zurückzuführen  sein  —  beides  gewichtige  Selbstverwaltungsbefugnisse, 
welche  den  österreichischen  Versicherungsanstalten  versagt  sind.  Dass  die  leichteren 
Unfälle  dagegen  in  beiden  Ländern  eine  andauernde  Steigerung  zeigen,  dürfte  nicht  so 
sehr  befremden,  da  unter  dem  Zwange  der  Unfallversicherungsgesetze  auch  solche 
Unfälle  in  immer  weiterem  Umfange  zur  Anmeldung  und  Entschädigung  gelangen, 
und  andererseits  die  Verhütung  dieser  Unfälle  weniger  auf  technischem,  als  auf 
psychologischem  Gebiet  zu  suchen  ist.  Es  ist  eine  sattsam  bekannte  Erfahrung, 
dass  Arbeiter,  welche  tagtäglich  sich  denselben  Gefahren  gegenübersehen,  allmählich 
dagegen  gleichgültiger  werden,  ja  selbst  Unfallverhütungseinrichtungen  an  gefähr- 
lichen Maschinen^  wie  z.  B.  Kreissägen,  absichtlich  entfernen,  sei  es  aus  blossem 
Wagemut,  sei  es,  um  sich  die  Arbeit  zu  erleichtem.  So  hat  z.  B.  die  deutsche 
Unfallstatistik  vom  Jahre  1887  ergeben,  dass  von  allen  in  diesem  Jahr  entschä- 
digten gewei'blichen  Betriebsunfällen  allein  25,64  <*/(>  dem  eigenen  Verschulden  der 
Verletzten  zuzuschreiben  waren*),  und  es  ist  deshidb  die  Frage  angeworfen 
worden,  ob  der  Gesetzgeber  nicht  wenigstens  in  Fällen  absichtlicher  oder  gröblicher 
Verletzung  bestehender  Unfallverhütungsvorschriften  die  Entschädigung  ganz  oder 
teilweise  versagen  sollte.  Indessen  kommen  solche  Fälle  nach  den  bisherigen  Wahr- 
nehmungen doch  so  verhältnismässig  selten  vor,  dass  eine  solche  in  der  praktischen 
Durchführung  immerhin  schwierige  Vorschrift  an  dem  Gesamtergebnis  kaum  etwas 
ändern  würde;  vielmehr  wird  man  hier  durch  entsprechende  Aufklärungen  und  regere 


*)  Vgl  u.a.  meine  „Arbeiterversichenrng  im  Auslande"  (Verlag  vonA.TroBchel,Berlinl898/99), 
Heft  IV  (Frankreich)  S.  38  fg.,  Heft  V  (England)  S.  16  fg.  und  Heft  VT  (ItaUen)  S.  12  fg. 

*)  Vgl.  Note  1  a.  a.  0. 

")  Vgl.  meinen  „Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des  deutschen  Reichs",   Berlin  1898, 
S.  12-18,  sowie  Rundschreiben  des  R.V.A.  vom  5.  Januar  1899,  Amtl.  Nachrichten  1899,  S.  162  fg 
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Mitbeteiligang  der  Arbeiter  selbst  an  der  praktischen  Ausgestaltung  und  Durch- 
führung der  gesamten  Unfallverhütung  wohl  nachhaltigere  Erfolge  erzielen 
können.  Will  man  aber  einen  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  dieser  Zu- 
nahme der  leichteren  Unfälle  und  der  Zwangsversicherung  darin  finden,  dass 
unter  ihrer  Herrschaft  eine  Menge  von  Unfällen  angemeldet  und  entschädigt 
wird,  welche  da,  wo  den  Arbeitern  ein  kostenfreies  und  leicht  zugängliches 
Entschädigungsverfahren  nicht  zur  Verfügung  steht,  auf  den  Verunglückten  bezw. 
den  Armenbehörden  hängen  bleiben,  so  kann  dies  der  Zwangsversicherung  nur 
zum  Ruhme  gereichen,  indem  sie  tausendfältiges  Unrecht  endlich  sühnt.  Nach 
der  deutschen  Statistik  (Tab.  4  b  Sp.  7)  lässt  sich  sogar  annehmen,  dass  der 
Höhepunkt  für  die  Fälle  der  teilweisen  Invalidität  bereits  erreicht  ist,  und 
dass  das  intensive  Heilverfahren  der  Bemfisgenossenschaften  hierzu  mitbei- 
getragen hat^) 

Im  übrigen  muss  darauf  hingewiesen  werden,  dass  die  oben  mitgeteilten 
Jahresnachweisungen  über  die  Folgen  der  Unfälle  nach  deren  Schwere  (Tod, 
völlige  und  teilweise  Invalidität,  vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit)  naturgemäss 
diese  Verhältnisse  nur  so  wiedergeben  können,  wie  sie  sich  zur  Zeit  der  Auf- 
stellung der  Tabellen,  d.  h.  bald  nach  Ablauf  des  einzelnen  Rechnungsjahres, 
darstellen  oder  beurteilen  lassen;  unzweifelhaft  feststehend  sind  zu  dieser  Zeit 
aber  nur  die  bis  dahin  thatsächlich  eingetretenen  Todesfälle  und  einzelne  schwere 
Invaliditätsfälle  (mit  lebenslänglicher  Arbeitsunfähigkeit  infolge  Verlustes  wichtiger 
Organe,  wie  beider  Augen  oder  beider  Arme),  wogegen  die  Rubricierung  der 
sonstigen  Fälle  unter  die  drei  Spalten:  Vollinvalidität,  Teilinvalidität  und  vorüber- 
gehende Erwerbsunfähigkeit  selbst  bei  noch  so  sorgfältigen  Erwägungen  Irrtümer 
nicht  ausschliesst,  indem  die  Unfallsfolgen  späterhin  doch  häufig  anders  verlaufen, 
als  zur  Zeit  der  Registrierung  angenommen  wurde.  Es  sind  daher  sowohl  in 
Deutschland  wie  in  Oesterreich  im  Interesse  der  nachträglichen  Richtigstellung 
der  Tabellen  Erhebungen  über  den  thatsächlichen  Verlauf  der  Unfallsfolgen 
für  die  rückliegenden  Jahre  bereits  eingeleitet  worden;  insbesondere  hat  das 
österreichische  Ministerium  des  Innern  für  die  Zwecke  der  bevorstehenden  zweiten 
G^efahrenklassenrevision  (s.  oben  S.  21)  eine  entsprechende  Revision  der  Unfall- 
statistik für  die  Jahre  1890—1896  (durch  Eriass  vom  18.  Dezember  1897, 
Z.  38223,  AmtL  Nachrichten  1898  S.  17  fg.)  angeordnet  und  in  Aussicht  ge- 
nommen, solche  besondere  statistische  Aufstellungen  von  5  zu  5  Jahren  zu 
wiederholen.*) 

Auch  über  die  Bedeutung  der  sog.  Wartezeit  (Karenzzeit,  der  zeitlichen 
Scheidegrenze  zwischen  Kranken-  und  Unfallversicherung)  giebt  die  beiderseitige 
Unfallstatistik  bemerkenswerte  Aufschlüsse.  Während  man  in  Deutschland  beim 
Eriass  des  Unfallversicherungsgesetzes  in  Anlehnung  an  die  historische  Entwicke- 
lung  des  Krankenkassenwesens  und  aus  rein  praktischen  Gründen  die  Fürsorge 
für  die  Unfallverletzten  während  der  ei*sten  dreizehn  Wochen  nach  dem  Unfall, 
also  im  wesentlichen  die  grosse  Zahl  der  leichteren  Unfälle  (mit  rasch  vorüber- 
gehenden Folgen)  nach  wie  vor  den  örtlich  organisierten  und  deshalb  leicht 
erreichbaren  Krankenkassen  beliess  und  nur  die  weniger  zahlreichen,  aber  finanziell 
schwerwiegenden  Unfälle  mit  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  oder  tödlichem  Aus- 
gange den  über  das  ganze  Reichsgebiet  bezw.  grössere  Bezirke  organisierten 
und  deshalb  leistungsfähigeren  Unfall-Berufsgenossenschaften  zuwies,  glaubte  man  in 
Oesterreich  sich  angesichts  der  mehrfach  ungünstigen  Finanzlage  der  Krankenkassen 


»)  Vgl.  Note  8  S.  30. 

«)  Vgl.  ftbp  Oesterreich:  Ergebnisse  der  UnfaUstatistik  fUr  das  Jahr  1895/1896,  Wien 
1897/1898,  S.  43/26,  sowie:  Ergebnisse  der  zum  Zwecke  der  Revision  der  Oefahrenklasseneinteilung 
überprüften  ünfaU-Statistik  der  Jahre  1890—1896,  Wien  1899,  und  für  Deutschland:  Amtl.  Nach- 
richten des  RVJL.  Jahrgang  1899  S.  7  bezw.  die  daselbst  angezogenen  Rundschreiben  des  Reichs- 
Versicherongsamts  Tom  10.  Februar  1895  und  20.  Februar  1897,  Amtl.  Nachrichten  1895/1897 
S.  131/243  li.;  nach  den  bisherigen  Erhebungen  steHte  sich  der  weitere  Verlauf  der  UnfiaUsfolgen 
hinsichtlich  der  Schwere  der  Unfälle  erheblich  günstiger  als  nach  den  einzelnen  Jahresnachweisungen 
bei  deren  AufsteUung  angenommen  worden  ist. 
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mit  einer  nur  vierwöchigen  Wartezeit  begnfigen  zu  sollen,  zumal  die 
Arbeiter  auch  zur  Unfallversicherung  einen  dii'ekten  Beitrag  von  10  ^/^  beisteuern 
sollten.  Diese  kurze  Befristung  hat  sich  aber  in  der  Praxis  keineswegs  bewährt; 
vielmehr  haben  die  bisherigen  Erfahrungen  ergeben,  dass  die  f&r  cße  zentrali- 
sierte Organisation  der  österreichischen  Arbeiter-Unfallversicherungsanstalten  über- 
aus schwierige  und  kostspielige  Behandlung  der  zahlreichen  leichteren  Unfälle,  deren 
Folgen  sich  zwischen  dem  Ablauf  der  4.  und  dem  Beginn  der  14.  Woche 
erledigen,  allein  an  Regiekosten  nahezu  50  ^/o  des  bezfiglichen  Entschädigungs- 
erfordernisses und  insgesamt  23  ^/^  aller  Verwaltungskosten  verschlungen  hat. 
Es  zeigte  sich  daher  mehr&ch  das  Bestreben,  bei  der  geplanten  Reform  des 
österreichischen  U.  V.  G.  (s.  unten  Ziffer  4)  die  Wartezeit  nach  deutschem  Vor- 
bilde auf  13  Wochen  auszudehnen,  erforderlichen  Falls  unter  Schadloshaltung 
der  Krankenkassen  seitens  der  Versicherungsanstalten  fAr  die  bezügliche  Mehr- 
belastung, um  dadurch  dem  auf  gänzliche  Aufhebung  der  Wartezeit  gerichteten 
Verlangen  der  Krankenkassen  zu  begegnen.^) 

In  Deutschland  wollte  dagegen  <Ue  mit  der  Beratung  der  Un&Uversiche- 
rungsnovelle  vom  17.  Novemt^r  1896  befasste  Reichstagskommission')  gerade 
umgekehrt  die  Wartezeit  nach  österreichischem  Muster  von  13  auf  4  Wochen 
herabsetzen^  im  wesentlichen  mit  der  Begründung,  dass  die  Krankenkassen 
gegenwärtig  die  allermeisten  Unfälle  selbst  zu  tragen  hätten  und  dadurch 
ungebührlich  belastet  würden.  Die  gewerbliche  Unfallstatistik  ergiebt  aber, 
dass  die  finanzielle  Belastung  der  Krankenkassen  durch  die  Unfälle  während 
der  ersten  13  Wochen  zu  der  Belastung  der  Berufisgenossenschaften  durch  die 
übrigen  Unfälle  in  einem  geradezu  umgekehrten  Verhältnis  steht,  wie  die  blosse 
Anzahl  der  den  Krankenkassen  einerseits  und  den  Beru&genossenschaften  anderer- 
seits zufallenden  Unfälle: 


Unfallstatistik: 

1881«) 

1886-1895*) 

Zahl  der 
UnfftUe 

Finanz.  Be- 
lastung 

Zahl  der 
UnmUe 

Finanz.  Be- 
lastung 

KraiiVenkAfTsen 

93,4% 
6,6% 

16,5% 
88,6% 

88,5% 
16,5% 

12% 
88% 

Berufsgenossenschaften 

Hiemach  tragen  die  Berufsgenossenschaften  nur  ^L  aller  Unfälle,  aber  '/g 
der  Unfalllasten,  die  Krankenkassen  zwar  **/^  der  Un&lle,  aber  nur  ^/g  der 
Unfalllasten. 

Da  femer  die  Beiträge  zur  Krankenversicherung  zu  ^/j  von  den  Arbeit- 
gebem  aufgebracht  werden,  so  tragen  die  deutschen  Arbeiter  selbst  zu  den 
Unfalllasten  nur  '/g  von  12^/^  =  8^1^  bei,  wofür  sie  bei  der  Unfalluntersuchung, 
Unfallverhütung  und  Unfallrechtsprechung  zu  gleichen  Rechten  mit  den  Arbeit- 
gebern beteiligt  sind.  Hiemach  kann  von  einer  Ueberlastung  der  Arbeiter  durch 
die  13  wöchige  Wartezeit  der  deutschen  Unfallversicherung  um  so  weniger  die 
Rede  sein,   als  in  Oesterreich  die  Arbeiter  sogar   einen  direkten  Beiti'ag  von 


0  Vgl.  hierzu  v.  Woedtke,  Kommentar  zum  deutschen  U.V.G.,  4.  AufL,  Berlin  1889  S.  21, 
58,  115,  123  fg.;  Ergehnisse  der  österreichischen  Unfallstatistik  im  Jahre  1892,  Wien  1894^  S.  4  fg.; 
Geschäftshericht  der  Niederöstermchischen  Versichernngsanstalt  fttr  das  Jahr  1892,  Wien  1898, 
S.  36,  59-62;  Stenographisches  Protokoll  des  Abg.-Hauses.  XI.  Session  1898,  S.  11745  fg.;  Denk- 
Schrift  des  niederösterreichischen  Gewerbevereins  zur  Reiorm  des  Ü.V.G.,  Wien  1895,  8.  24  fg.; 
Mitteilungen  der  Arbeiter-UnfallYersicherungsanstalt  für  Niederösterreich  in  Wien  (No.  15  vom 
10.  Januar  1894  S.  10  fg.],  bezw.  Bericht  des  Vorstandes  derselben  Versicherungsanstalt  betr.  die 
zur  Beseitigung  des  Betriebsdefizits  dienlichen  Massnahmen,  Wien  1896,  S.  60  fg.  und  ProtokoU 
über  die  Verhandlungen  des  Versicherungsbeirats,  Wien  1896,  S.  11,  98,  103  fg.,  sowie  Note  5  S.  34. 

«)  Vgl.  Eeichstags-Drucksache  No.  909'  (S.  26  fg.),  9.  Legislaturperiode,  IV.  Session  1895/97. 

')  Vgl.  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Jena  1894,  Bd.  6,  S.  804; 
Statistik  des  deutschen  Beichs,  Neue  Folge  Bd.  24  S.  121;  v.  Woedtke,  Kommentar  zum  Ü.V.G., 
4.  AufL,  Berlin  1889,  S.  127. 

*)  Vgl  Tabelle  4  S.  29. 
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10%  ziir  Unfallversichenmg  zu  leisten  und  ausserdem  noch  indirekt,  d.  L  mittel« 
der  Krankenkassen  alle  Unfälle  während  der  vierwöchigen  Wartezeit  oder  % 
s&mtlicher  Unfälle  (s.  oben  Tab.  3  a  S.  28)  mitzutragen  haben.  Eine  Verkürzung 
der  Wartezeit  von  13  auf  4  Wochen  würde  vielmehr  nach  den  derzeitigen 
Erfahrungen  der  beiderseitigen  Unfallstatistiken  (1890 — 94  bezw.  1886—95, 
Tab.  3/4  S.  28/29)  die  Zahl  der  entschädigungspflichtigen  Unfillle  überhaupt 
verdoppelt,  die  der  leichteren  Unfälle  (mit  nur  vorübergehender  Erwerbsunfähig- 
keit) sogar  auf  das  Siebenfache  gesteigert  haben: 


auf  1000  gemeldete 
UnfäUe 


auf  1000  YeTsicherte 
Personen 


13  Wochen 


bei  einer  Wartezeit  von 

4  Wochen       13  Wochen      4  Wochen 


Entschädigungspflichtige  Unfälle  fiherh. 
Unfälle  mit  Torüberg.  Erwerbsunfähigk. 


16,5 
3,5 


35,8 
23,8 


5,24 
1,11 


10,7 
7,09 


Besondere  Interessen  der  Versicherten  oder  der  Berufsgenossenschaften 
Hessen  sich  für  eine  solche  Verkürzung  der  Wartezeit  umsoweniger  geltend 
machen,  als  den  letzteren  dui*ch  §  76c  der  Erankenkassennovelle  vom  10.  Aprilr  1892 
(RG.B1.  S.  379/417)  bereits  die  Befugnis  eingeräumt  war,  in  Unfall-Erkrankungs- 
failen  das  Heilverfahren  sofort  auf  eigne  Kosten  zu  übernehmen  —  eine  Befugnis, 
von  welcher  in  den  dazu  geeigneten  Fällen  im  allseitigen  Interesse  bereits  ein 
häufiger  Gebrauch  gemacht  wird.^)  Eine  Uebertraguug  sämtlicher  Unfälle 
vom  Beginn  der  5.  Woche  ab  auf  die  dafür  in  ihrer  Organisation  ganz  ungeeig- 
neten Berufsgenossenschaften  würde  lediglich  wie  in  Oesterreich  sehr  erhebliche 
Verwaltungskosten  verursacht  haben,  ohne  den  Krankenkassen  eine  nennenswerte 
Entlastung  oder  den  Versicherten  selbst  greifbare  Vorteile  zu  bringen.*)  Auf 
Grund  dieser  Erwägungen  erfolgte  bei  der  2.  Lesung  der  Reichstagskommissioa 
(Mai  1897)  ein  Kompromiss  dahin,  dass  es  zwar  bei  der  bestehenden  Wartezeit 
von  13  Wochen  verbleiben,  aber  die  entschädigungspflichtige  Berufsgenossenschaft 
der  Krankenkasse  für  die  Dauer  der  vom  Ablauf  der  4.  Woche  nach  Eintritt 
des  Unfalls  ab  gewährten  Fürsorge  den  gesetzlichen  Mindestbetrag  des  Kranken- 
geldes vergüten  sollte.*) 

Einen  Anhalt  für  die  Vergleichung  der  Beitrags-  und  Entschädigungs- 
leistungen auf  Seiten  der  österreichischen  Versicherungsanstalten  einerseits  und 
der  deutschen  Berufsgenossenschaften  andererseits  gewährt  die  Gegenüberstellung 
dieser  Leistungen  und  der  versicherten  Lohnsummen: 


^)  Vgl.  Rnndschreiben  des  EeichB-VersicherangBamts  vom  5.  Januar  1899,  Amtl.  Na<^ 
richten  1899,  S.  162  fg. 

2  Legt  man  z.  B.  die  SSahl  der  durch  BetriehsunMl  yerursachten  Erankentage  zu  Grande, 
en  die  Krankenkassen,  da  nach  einer  Sonderstatistik  fQr  das  Jahr  1885  auf  100  Kassen- 
Mitglieder  überhaupt  607,5  Krankentage,  aber  nur  40,4  durch  BetriebsunfaU  herbeigeführte  Kranken- 
tage  entfielen,  bei  Aufhebung  der  ganzen  Wartezeit  ^*|^^lo  der  G^amtbelastung  oder  noch  nicht 
4,5^/o  der  Arbeiterbeitragslast  ersparen,  welche  Sätze  sich  bei  Begrenzung  der  Wartezeit  auf 
4  Wochen  sogar  noch  weiter  ermässigen  würden,  da  nach  der  gewerblichen  Unfallstatistik  von 
1881  sich  über  *L  aller  Unf&lle  innerhalb  der  ersten  4  Wochen  erledigen.  Im  übrigen  ist  den 
ünfaUyerletzten  oereits  nach  §  5  Abs.  9  des  Unfall- Versicherungsgesetzes  vom  Beginn  der  5.  Woche 
nach  Eintritt  des  Unfalls  ein  auf  mindestens  zwei  Drittel  des  bezüglichen  Arbeitslohnes  zu  erhöhendes 
Krankengeld  zu  gewähren,  so  dass  erhebliche  Unterschiede  zwischen  dem  bis  zum  Ablauf  der 
Wartezeit  zu  gewährenden  Krankengeld  und  der  dann  eintretenden  ebenfalls  auf  zwei  Drittel 
des  bezüglichen  Arbeitslohnes  beschränkten  Unfallrente  im  allgemeinen  ausgeschlossen  sind.  (V^, 
die  Noten  1  S.  82  und  die  folgende  Note). 

*)  Vgl.  Drucksachen  des  deutschen  Reichstags,  9.  Legislaturperiode,  IV.  Session  1895^97, 
No.  909*  S.  26  fg.  und  ad  No.  909*  §  5  f ;  wegen  Sessionsschlusses  kam  der  Kommissionsbencht 
nicht  mehr  zur  Beratung. 
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Die  ArbeitervetBioheniBg  in  Oesteireich. 


■1 

Entschädigungen  in  ^/oo  der 

BeitÄge  in  % 

1er  Lohnsummen 

■g 

Lohnsummen  bei  den 

bei  den                    | 

1 

Jahr 

Jahr 

Österreichischen 

deutschen*) 

österreichischen 

deutschen*) 

•§ 

Versicherangs- 

gewerbL  Berufe- 

Versicherungs- 

gewerbL Berufs- 

pS 

anstalten 

genossenschaften 

anstalten 

genossenschaften 

1. 

1890  :  0,76 

1886  :  0,60 

1890 

1396 

1,00 

1890 

2. 

1891  :  2,25 

1887  :  1,94 

1891 

1,366 

1,15 

1891 

8. 

1892  :  3,17 

1888  :  2,91 

1892 

1,372 

1,17 

1892 

4. 

1893  :  4,13 

1889  :  3,75 

1893 

1,869 

1,21 

1893 

5. 

1894  :  5,20 

1890  :  4,70 

1894 

1,865 

1,24 

1894 

6. 

1895  :  5,17 

1891  :  5,64 

1895 

1,52  •) 

1,26 

1895 

7. 

1896  :  6,65 

1892  :  6,66 

1896 

1,56 

1,20») 

1896 

Verwaltungskosten.  *) 
a)  Der  deutschen  gewerblichen  Ünfall-Berufsgenossenschaften. 


Auf  1000  Mk. 

Auf  100  Mk. 

Auf  100  Mk. 

Auf 

1    'RftfriAh 

Auf 

Jahr 

anrechnungs- 

Versiche- 

Unfall-Ent- 

1  versicherte 

Jahr 

fUiige  Lölme 

mngsbeitri^ 

schftdignngen 

Person 

Mk. 

Bfk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1 

8 

8 

4 

6 

6 

7 

1886 

1,48 

26,09 

186,46 

11,86 

0,92 

1886 

1887 

1,61 

19,64 

71,62 

12,05 

1,00 

1887 

1888 

1,58 

16,12 

48,16 

11,90 

0,97 

1888 

1889 

1,55 

14,57 

37,25 

12,29 

0,96 

1889 

1890 

1,58 

14,23 

29,81 

12,46 

0,99 

1890 

1891 

1,68 

13,58 

26,56 

13,29 

1,06 

1891 

1892 

1,78 

18,75 

23,80 

13,74 

1,12 

1892 

1898 

1,83 

13,84 

22,41 

14,63 

1,19 

1893 

1894 

1,95 

14,40 

21,47 

15,66 

1,27 

1894 

1895 

2,01 

14,61 

20,81 

16,49 

1,83 

1895 

1886/90 

1,54 

16,75 

46,57 

12,13 

0,97 

1886/90 

1886if95 

1,70 
b)  Der  öst 

28,49 
erreichischen  j 

28,49 
Irbeiter-ünfaU 

18,60 
yersicherungsfl 

1,09 
mstalten.*) 

1886/95 

1890 

1,35 

9,7 

180 

11,78 

0,70 

1890 

1891 

1,66 

11,8 

78 

12,63 

0,77 

1891 

1892 

1,81 

11,9 

57 

13,97 

0,85 

1892 

1893 

1,95 

12,9 

47 

15,50 

0,94 

1893 

1894 

2,09 

14,2 

40 

17,31 

1,02 

1894 

1890/94 

1,83 

12,1 

55,7 

14,38 

0,87 

1890/94 

1895 

1,72 

10,9 

33 

15,71 

0,92 

1895 

1896 

1,72 

10,8 

26 

15,96 

0,94 

1896 

*)  Ohne  die  Enappschafts-BerufiBgenossenschaft,  da  die  Bergwerke  auf  yorbehaltene  Mine- 
ralien und  die  dazu  gehörenden  Anlagen  nach  §  1  Abs.  5  des  österreichischen  Ü.V.G.  vom  28.  Dezem- 
ber 1887  in  die  Unfallversicherung  nicht  einbezogen  worden  sind. 

^  Die  mit  dem  Jahr  1895  einsetzende  Steigerung  ist  auf  die  Einwirkung  des  mit  dem 
1.  Januar  1895  in  Kraft  getretenen  „Revidierten  Tarifs*'  und  „Ausdehnungsgesetzes*'  zurfickznftkhren. 

*)  Dieser  Rückgang  erklärt  sich  aus  der  ausserordentlichen  Steigerung  der  Löhne  im  Ver- 
gleidi  zum  Voijahr:  von  8577,4  auf  3923,0  Millionen  Mark,  wfthrend  die  Zahl  der  Versicherten 
nur  von  5,4  auf  5,7  MilL  Personen  gestiegen  war,  so  dass  der  Durchschnittslohn  sich  von  662  Mark 
auf  rund  700  Mark  erhöht  hatte.  Vgl  die  Rechnungsergebnisse  der  gewerblichen  Berufsgenoesen- 
schaften  für  die  Jahre  1895  und  1896,  Amtl.  Nachrichten  des  Reichs-Versicherungsamts,  Jahr- 
gang 1897  und  1898  No.  1. 

^)  Kosten  der  Unfallfeststellung,  der  Schiedsgerichte,  der  Unfallverhfitung  (Ueberwachung 
der  Betriebe)  und  allgemeine  (laufende)  Verwaltungskosten. 

Bei  Benutzung  der  österreichischen  Unfallstatistik  ist  1  Gulden  =  1  Mk.  70  PL  fferedinet 
und  in  den  Spalten  5/6  die  Gruppe  der  landwirtschaftlichen  Motorenbetriebe  ausgeschieden. 

^)  Vgl  die  Ergebnisse  der  Unfallstatistik  fOr  das  Jahr  1896,  Wien  1898,  S.  17,  und  fiber 
die  Einwirkung  einer  zu  kurzen  Wartezeit  auf  die  Verwaltungskosten  der  Unkll-Vendoherungs- 


ünfallyenicheTang.  35 

Hinsichtlich  der  Verwaltangskosten  ergeben  die  vorstehenden  Zosammen- 
stellnngen,  dass  die  territoriale  Organisation  zwar  nicht  billiger  als  die  bemfs- 
genossenschaftliche  arbeitet,  dagegen  wirtschaften  erfahrungsgemftss  die  privaten 
Yersichemngsgesellschaften  schon  wegen  der  hohen  Anwerbekosten,  welche 
bei  der  staatiichen  Zwangsversichemng  ganz  fortfallen,  etwa  dreimal  so  teuer 
wie  diese.  ^)  Da  die  privaten  Yersichemngsgesellschaften  überdies  die  Versichemngs- 
geschäfte  in  erster  Linie  des  Profits  hä^r  betreiben,  so  können  sie  trotz  aller 
Konkurrenz  selbstverständlich  niemals  so  billige  Yersicherungsbedingungen  wie 
eine  lediglich  der  Sache  dienende  Zwangsversicherung  bieten;  daher  ist  es  z.  B. 
gar  nicht  befremdlich,  wenn  van  der  Borght  in  seinen  ^Mitteilungen  des  deut- 
schen Haftpflichtschutzverbandes"  (No,  6  vom  Dezember  1896,  S.  48,  Berlin  1897)  die 
Prämienkosten  für  die  Deckung  der  versicherungspflichtigen  Betriebsuntemehmer 
gegen  die  Haftpflichtreste  aus  §§  96 — 98  des  deutschen  U.Y.G.  bei  den  Privat- 
Versicherungsgesellschaften  auf  13,61  ®/o,  bei  üebemahme  dieser  Yersicherung 
durch  die  Berufsgenossenschaften  aber  nur  auf  3,06  ^/^  der  Unfallumlagen  be- 
rechnet. 

Yon  der  (seit  1.  Januar  1895)  zulässigen  freiwilligen  Yersicherung  endlich 
ist  bisher  nur  wenig  Gebrauch  gemacht  worden,  da  die  Statistik  für  1896  (1895) 
nur  4256  (3035)  derart  versicherte  Betriebe  mit  11682  (7245)  darin  beschäftigten 
Personen  und  324232  (103244)  Gulden  anrechnungsfähigen  Löhnen   aufweist.*) 

4.  Beform  der  rnfaliverslehemiig.  Obwohl  die  Österreichische  Unfall- 
versicherung in  den  wesentlichen  Grundzügen  dem  Yorbilde  der  deutschen  Gesetz- 
gebung gefolgt  ist,  bietet  sie  doch  in  verschiedenen  Punkten  erhebliche  Abwei- 
chungen von  dieser.  So  ist  die  Organisation  nicht  berufsgenossenschaftlich, 
sondern  territorial  gegliedert,  die  versicherungstechnische  Grundlage  bildet  nicht 
das  Umlage-,  sondern  das  Eapitaldeckungsverfahren,^)  auch  sind  cUe  Yersicherten 


anstalten  n.  a.  die  Ausftthnmgen  in  dem  2./3.  GFeschäftsbericht  der  Niederösterreichischen  Ver- 
aichenmgs- Anstalt  pro  1891/1892,  Wien  1892/1893,  S.  7,  30/36,  59-62,  wonach  die  blossen  Ver- 
waltnngikosten  für  die  Instmierung  der  zwischen  dem  Ablanf  der  4.  und  18.  Woche  nach  dem 
TJnMlstage  sich  erledigenden  ünf&lle  mehr  aasmachen,  als  die  schliessliche  Differenz  zwischen  dem 
Krankengeld  nnd  der  Unfallrente  zn  Gunsten  der  Versicherten  ergiebt. 

^)  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Jena  1897,  ü.  Supplementband  S.  912; 
Oesterreichisohe  Unfallstatistik  Jahrg.  1894  S.  4  und  Bericht  der  Arbeiter -Unf allversicherungs- 
anstalt  für  das  Konisch  Böhmen  in  Prag  für  das  Jahr  1896,  Prag  1897,  S.  17/18,  sowie 
Wokurek,  Die  österreichische  Unfall -Versicherung,  Leipzig -Wien  1898,  S.  36  fg.;  Bulletin  du 
Comit6  permanent  du  Congr6s  international  des  accidents  du  travail  et  des  ascurances  sociales, 
Paris  1897,  Tome  Vm  p.  29;  Ehrenzweig's  Assekuranz-Jahrbuch,  Wien  1898,  19.  Jahrg.  S.  207. 

*)  Vgl.  die  Ergebnisse  der  Unfallstatistik  fflr  das  Jahr  1896,  Wien  1898,  S.  147,  179,  308  i^. 

^)  Ueber  die  Unterschiede  zwischen  Umlage-,  Kapitaldeckungs-  und  Prämien- 
yerfahren  ver^l.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Heft  n/III  (Schweden,  Norwegen) 
S.  30 fg.,  sowie  van  der  Borght,  Umlage-  oder  Kapitaldeckungs-(Prämien-) Verfahren  bei  der 
obligatorischen  Unfallversicherung  (Referat  zum  IV.  internationalen  Aongress  ffir  ArbeiterunMle 
und  so^e  Versicherungen  in  Brüssel,  26.— 31.  Juli  1897),  Berlin  1897.  Danach  rechnet  das 
reine  Um  läge  verfahren  lediglich  mit  den  im  abgelaufenen  Rechnungsjahr  thatsächlich  entstan- 
denen Ausgaben,  welche  auf  die  Beitragspflichtigen  nach  bestimmten  Grundsätzen  verteilt 
werden,  so  dass  die  Beiträge  stets  im  Nachhinein  bestimmt  werden  und  wegen  der  allmählich 
zunehmenden  Rentenlasten  von  Jahr  zu  Jahr  ansteigen,  bis  die  Rentenzugänge  und  Renten- 
abgänge sich  gegenseitig  ausgleichen  und  damit  der  Höhepunkt  (Beharrungszustand)  erreicht 
wird.  Im  Gegensatz  dazu  sucht  das  reine  Prämien  verfahren  die  voraussichtlichen  Gesamtkosten 
(durch  Veranschlagung  der  einmaligen  bezw.  vorübergehenden  und  durch  Kapitalisierung  der  dauernden 
Verpflichtungen)  im  voraus  festzustellen  und  diese  durch  feste,  im  voraus  tari&ässig  berech- 
nete Beiträge  (Prämien)  zu  decken.  Dazwischen  steht  das  sog.  Kapitaldeckungs verfahren, 
welches  entweder  (wie  z.  B.  bei  der  deutschen  Tiefbau-Berufsgenossenschaft  nach  dem  Bau-U.V.G. 
v.  11.  Juli  1887,  §  10)  ein  modifiziertes  Umlageverfahren  sein  kann,  indem  bei  der  jährlichen 
Umlage  für  die  im  abgelaufenen  Rechnungsjahr  entstandenen  Rentenverpflich- 
tungen der  entsprechende  Eapitalwert  eingestellt  wird,  so  dass  im  Grunde  jedes  Jahr  seine 
eigene  Rentenlast  trägt  und  die  dem  reinen  UmLageverfahren  eigentümliche  Steigerung  der 
jährlichen  Beiträge  vermieden  wird;  oder  es  kann  ein  modifiziertes  Prämienverfahren  sein,  indem 
(wie  z.  B  bei  den  deutschen  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalten  aus  dem  Gesetz  vom 
22.  Juni  1889,  §  20)  die  Vorausberechnung  der  entstehenden  G^esamtlasten  auf  bestimmte 
Perioden  besclu:änkt  wird,  so  dass  grundsätzlich  jede  Periode  ihre  eigenen  Lasten  trägt  und 
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gleich  den  Arbeitgebern  Mitglieder  der  „Versicherungsanstalten^  und  tragen  als 
solche  ein  Zehntel  der  Beitragslasten.  Die  für  die  einzelnen  Eronländer  gebildeten 
Versicherungsanstalten  entbehren  jeder  Dezentralisation  und  der  Beftignis,  die 
Betriebe  ihrer  Mitglieder  auf  die  Betriebssicherheit  hin  durch  eigene  Oi^ane  zu 
revidieren,  vielmehr  sind  sie  in  dieser  Beziehung,  ebenso  wie  fär  die  gesamte 
Unfallverhütung  auf  die  Vermittelung  der  ohnehin  stark  belasteten  Gewerbe- 
inspektoren angewiesen.  Femer  fehlt  es  an  einer  nach  Art  des  deutschen  Beichs- 
versicherungsamts  die  ganze  Organisation  abschliessenden  Oberinstanz,  welche 
die  Einheit  der  Rechtsprechung  und  Verwaltung  gewährleistet.  Die  Versiche- 
rungsanstalten selbst  sind  blosse  Rentenzahlungsanstalten  und  haben  mit  dem 
Heilverfahren  der  Verletzten  nichts  zu  schaffen,  vielmehr  verbleibt  dieses  aus- 
schliesslich den  Krankenkassen,  sodass  nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Eranken- 
försorge  der  Verletzte  bezüglich  etwaiger  Nachbehandlungen  sich  selbst  über- 
lassen und  lediglich  auf  die  Rente  angewiesen  bleibt  Die  Renten  haben  sich 
aber  vielfach  als  unzulänglich  erwiesen,  so  dass  noch  häufig  die  Armenpflege 
daneben  einzutreten  hat.  So  ist  die  Rente  für  völlige  Erwerbsunfähigkeit  in 
Oesterreich  auf  60^ j^  (gegen  öC'/g^/o  in  Deutschland),  die  Teilrente  auf  50 ^/^ 
(in  D.  freie  Abschätzung)  und  die  Hinterbliebenenrente  auf  50**L  (in  D.  60  ^/J 
des  Jahresarbeitsverdienstes  und  dieser  selbst  allgemein  auf  die  Obergrenze  von 
1200  fl.,  aber  (abgesehen  von  den  Lehrlingen,  Volontären  u.  s.  w.)  auf  keine 
üntergrenze  (in  D.  ist  dies  der  ortsübliche  Tagelohn  gewöhnlicher  Tagearbeiter) 
beschränkt,  so  dass  die  an  sich  schon  knappen  Renten  nicht  selten  nach  einem 
noch  unter  dem  ortsüblichen  Tagelohn  gewöhnlicher  Arbeiter  stehenden  Arbeits^ 
verdienst  bemessen  werden.  Endlich  ist  die  Wartezeit  auf  4  Wochen  (gegen 
13  in  D.)  begrenzt,  so  dass  die  grosse  Masse  der  kleineren  Unfälle  nicht  den 
Krankenkassen,  sondern  den  Versicherungsanstalten  zur  Last  fällt;  da  diese  aber 
mit  dem  Heilverfahren  nicht  betraut  sind,  hat  man  in  jedem  Anstaltssprengel 
die  Bezirks-Erankenkassen  in  der  Form  eines  Ki-ankenkassenverbandes  der  Ver- 
waltung des  Anstaltsvorstandes  unterstellt,  was  zu  mancherlei  Reibungen  zwischen 
den  beiderseitigen  Organen  geführt  hat. 

Wie  schon  angedeutet,  haben  diese  Abweichungen  von  der  deutschen 
Gesetzgebung  sich  nicht  durchweg  in  der  Praxis  bewährt  und  alsbald  das  Ver- 
langen nach  einer  Reform  des  U.V.Q.  wachgerufen.  So  hatte  sich  berdts  der 
Gewerbeausschuss  des  Abgeordnetenhauses  gelegentlich  der  Beratung 
der  Ausdehnungsnovelle  eingehend  mit  der  Reform  des  Stammgesetzes  befasst, 
obwohl  damals  eine  erst  dreijährige  Geschäftsperiode  (1890—1892)  vorlag.  In 
dem  Ende  Februar  1893  erstatteten  Bericht*)  wurde  namentlich  in  organi- 
satorischer Beziehung  bemängelt,  dass  die  nach  dem  amtlichen  Musterstatut') 


die  Beiträge  zwar  innerhalb  der  einzelnen  Periode  gleichbleiben,  dagegen  von  Periode  zu  Periode 
bis  zur  Erreichung  des  Beharmngsznstandes  noch  ansteigen  können.  Während  also  das  Umlage- 
yerfahren  ohne  Bttcksicht  auf  spätere  Belastungen  die  jeweiligen  Jahresbeiträge  lediglich  den 
thatsächlichen  Ausgaben  anpasst,  das  Prämienverfahren  aber  durch  Vorausberechnung  des 
Beharmngszustandes  einen  dauernd  gleichbleibenden  Durchschnittsbeitrag  zu  finden  sucht,  bezweckt 
das  Eapitoldeckungsverfahren,  durch  eine  Verschmelzung  beider  Systeme  wenigstens  für  li^timmte 
Zeitabschnitte  soldie  Durchschnittsbeiträge  zu  gewinnen.  —  Nach  dem  Umlageverfahren  ist  erst 
mit  dem  17.  Jahr  diejenige  Beitragshöhe  zu  erwarten,  welche  bei  Ansammlung  der  Deckung»^ 
kapitalien  von  Anfang  an  nötig  sein  würde,  und  wenn  die  deutschen  Berufsgenossenschaften  schon 
jetzt  fast  den  gleichen  Prozentsatz  der  Lohnsummen  an  Umlagen  wie  die  österreichischen  Versiche- 
rungsanstalten an  Prämien  zu  zahlen  haben  (s.  oben  S.  84),  so  darf  dabei  nicht  übersehen  werden, 
dass  die  letzteren  bereits  Ende  1895  (bei  einer  durchschnittlichen  Belastung  von  14^/oo  nach  dem 
Kapitaldeckungsverfahren  gegen  12®/oo  nach  dem  Umlageverfahren)  mit  einem  auf  6<*/oo  veran- 
schlagten Defizit  belastet  waren,  die  deutschen  Berufsgenossenschaften  sich  aber  finanziell  normal  ent» 
wickelt  haben.  Vgl.  Amtl.  Nachrichten  des  R.  V.  A.,  Jahrg.  1899  S.  297 ;  van  der  Borght  a.  a.  0.,  S.  27  fg. ; 
Amtl.  Nachrichten  des  Minist,  des  Innern,  Wien,  Jahrg.  1894  S.  34—40  u.  1896  S.  952—957; 
den  S.  41  Note  3  angezogenen  Studienbericht  der  Ftager  Versicherungsanstalt  S.  20  fg.  bezw.  deren 
Geschäftsbericht  pro  1896  S.  17  fg.  und  das  S.  73  angezogene  Protokoll  des  Versicherungsbeirats  S.  148. 

^)  Nr«  649  der  Beilagen  zu  den  stenogr.  Protokollen  des  Abg.-Hauses,  XI.  Session  1898 
a  14  fg. 

^  Abgedruckt  unter  Nr.  13  im  Eeichsgesetzblatt  1889  S.  15—32  und  in  den  Amtl.  Nach- 
richten des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  betr.  die  Unfallversicherung  und  die  Erankenversiche- 
rung  der  Arbeiter,  Wien  1889,  I.  Jahrgang  1888/89  S.  270—294. 
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eingerichteten  Versicherungsanstalten  ebenso  wie  der  durch  die  AusfÜhioings- 
Verordnung  vom  30.  März  1888  (R.GJB1.  Nr.  34;  abgedruckt  bei  Bödiker,  die 
Arbeiter  Versicherung  in  den  europäischen  St«^ten,  Leipzig  1895,  S.  292)  in 
seinem  Wirkungskreise  erheblich  beschränkte  Versicherungsbeirat,  im  Gegensatz 
zu  der  freien  Selbstverwaltung  der  deutschen  Unfallversicherung,  von  vornherein 
viel  zu  bureaukratisch  veranlagt  worden  seien,  und  dass  der  gesamten  Organisation 
der  im  deutschen  Reichs- Versicherungsamt  so  glücklich  verkörperte  einheitliche 
Abschluss  ermangele,  welcher  die  gleichmässige  Durchführung  der  gesamten 
Unfallversicherung  gewährleiste.^)  Auch  wurde  die  Einbeziehung  der  landwirt- 
schaftlichen Motorenbetriebe  in  die  industrielle  Unfallversicherung  als  ein  beson- 
derer Mis^iff  bezeichnet,  weil  diese  sehr  zahlreichen,  aber  nur  wenige  Tage  im 
Jahr  thätigen  Betriebe  ein  um  ein  vielfaches  grösseres  Gefahrenrisiko,*)  als 
vorausgesetzt  worden,  böten  und  mit  ihren  minimalen,  nur  schwer  einziehbaren 
Beiträgen  kaum  die  Verwaltungskosten  deckten.  Im  übrigen  sprach  sich  der 
Bericht  behufs  Klarstellung  dieser  und  anderer  Reformpunkte  für  die  Veranstal- 
tung einer  mündlichen  Enquete  aus,  um  die  von  der  Regierung  schon  am 
27.  November  1892  bei  den  Versicherungsanstalten  zu  demselben  Zweck  ein- 
geleitete   schriftliche    Umfrage*)    durch    unmittelbare   Auslassungen    von   Ver^ 


^)  Ans  diesem  Bedürfnis  heraus  hatten  sich  die  Versicherungsanstalten  schon  am  7.  Februar 
1890  zu  einem  „Verband*'  zusammengethan,  um  sich  Über  prinzipielle  Fragen  im  Interesse  einer 
einheitlichen  Durchführung  ihrer  Aufgaben  gemeinsam  zu  verständigen.  Vgl.  1.  Geschäftsbericht 
der  Versicherungsanstalt  Ar  Nieder-Oesterreich,  Wien  1891,  S.  7. 

*)  So  stellten  sich  für  1890  die  Unfallziffem  wie  folgt: 

Auf  je  10000  Versicherte  bei  den 


Unfälle,  deren  Folge  war: 

Tod 

Dauernde  Erwerbsunfähigkeit 

Vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit  (von  mehr  als 
4  Wochen) 


gewerbL  Betrieben 
5,8 
16,1 

49,9 


landw.  Betrieben 
14,4 
76,2 

70,7 


Den  53193  gewerblichen  Betrieben  mit  893314  Versicherten  oder  795758  Vollarbeitem 
standen  78133  landwirtschaftliche  Betriebe  mit  338494  Versicherten  oder  nur  27408  Vollarbeitem 
gegenüber,  da  diese  Arbeiter  im  Durchschnitt  nur  17,8  Tage  im  Jahr  im  Motorenbetrieb  be- 
schäftigt waren,  wofür  auf  den  einzelnen  Betrieb  ein  Versicherungsbeitrag  von  durchschnittlich 
60  Kr.  jährlich  entfiel.  Vgl.  Nr.  649  der  Beilagen  zn  dem  stenogr.  Protok.  des  Abg.-Hauses, 
XI.  Session  1893,  S.  19. 

^  Diese  Umfrage  bezog  sich  im  wesentlichen  auf  folgende  Punkte:  1.  Einführung  des  sog. 
Lohnlistenzwanges,  d.  h.  der  Verpflichtung  für  die  Unternehmer,  solche  Aufschreibungen  zu 
führen  und  durch  einige  Zeit  aufzubewahren,  die  zur  Ermittelung  der  Bezüge  der  Versicherten 
nötig  sind,  um  den  zahlreichen  Beitragshinterziehungen  wirksamer  entgegenzutreten;  2.  Erteilung 
der  Berechtigung  an  die  Versicherungsanstalten,  durch  ihre  Beauftragten  auch  die  Betriebs- 
anlagen der  versicherten  Unternehmungen  besichtigen  zu  lassen,  um  den  Versicherungsanstalten 
die  i^tscheidung  über  die  Versicherungspflicht  und  die  Gefahreneinreihung  der  Betriebe  auf 
Grund  eigener  Informationen  zn  ermöglichen;  3.  Förderung  der  Unfallverhütung  durch  Organi- 
sierung £eser  Bestrebungen  unter  staatlicher  Einflussnahme  und  werkthätiger  Mitwirkung  aller 
beteiligten  Faktoren;  4.  Beschleunigung  der  Unfall-  undEntschädigungsfeststellungen 
durch  entsprechende  Vereinfachungen  des  Verfahrens;  5.  Erweiterung  der  Rente i^leistungen, 
insbesondere  Einführung  einer  Untergrenze  für  die  Rentenberechnung  nach  Analogie  des  deutsehen 
Ü.V.G.  (§  5  Abs.  5,  in  Form  des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Tagearbeiter)  — ,  die  Durch- 
schnittsrenten betrugen  im  Jahre  1891  (1890)  für  Vollinv^de  195,47  (184,93),  Witwen  67,92  (68,86), 
Kinder  44,69  (41,91)  und  Ascendenten  49,39  (50,42)  FL  — ,  um  die  Inanspruchnahme  der  Armenpflege 
thunlichst  auszuschliessen.  6.  Erteilung  der  Berechtigung  an  die  Versicherungsanstalten,  auf  das 
Heilverfahren  der  Verletzten  (nach^alogie  des  deutschen  U.V.G.  vom  6.  Juli  1884  §  5  und  des 
K.V.G.  vom  10.  April  1892  §  76")  zum  Zwecke  der  Herabminderung  der  Dauer  und  des  Grades 
der  Erwerbsunfähigkeit  Einfluss  zu  nehmen.  7.  Einführung  einer  Rekursinstanz  zur  Sicherung 
einer  einheitlichen  Rechtsprechung  bezw.  Rentenzumessung,  sowie  8.  eines  obligatorischen  Ver- 
bandes der  Versicherungsanstalten  im  Interesse  einer  einheitlicheren  Verwaltung. 

Die  weiteren  Umfragen  vom  25.  Februar  und  28.  Dezember  1893  betrafen  noch  die  etwaige 
Abänderung  der  Bestimmungen  über  die  Reservefonds,  sowie  die  Beseitigung  der  geringen  Renten- 
sätze (unter  10  oder  25 ^/o)  und  eine  Erweiterung  der  Obergrenze  der  Teilrenten  und  Vollrenten  (über 
50  bezw.  60^/o  hinaus).  Vgl.  hierzu  die  Minist.  Erlasse  vom  27.  November  1892,  25.  Februar  und 
28.  Dezember  1893,  AmtL  Nachrichten  1893  S.  2/155  und  1894  S.  31  fg.,  sowie  die  darauf  bezüg- 
liche  „Aeussemng  der  Arbeiter -Unfallversicherangsanstalt  für  Niederösterreich  in  Wien^  vom 
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tretem  der  beteiligten  Kreise,  insbesondere  auch  der  Arbeiter  entsprechend  za 
ergänzen. 

In  ähnlicher  Weise  hatte  sich  bald  darauf  der  „Zentralverband  der 
deutschen  Industriellen  Oesterreichs"  auf  seinem  ersten  Verbandsti^  zu 
Wien)  (17.  April  1898)  über  die  Reformbedürftigkeit  der  Unfallversicherung 
ausgesprochen,  und  in  einer  an  das  Abgeordnetenhaus  gerichteten  Petition  unter 
Hinweis  auf  die  erheblichen  Vorteile,  welche  eine  berufsgenossenschaftliche 
Verwaltung  für  die  wirksame  Ausgestaltung  der  Gefahrentarifierung  und  der 
noch  wichtigeren  Unfallverhütung  darböte,  insbesondere  die  weiteste  Zulassung 
der  Bildung  von  Berufsgenossenschaften  nach  deutschem  Vorbilde  lebhaft  befür- 
wortet 

Auch  ein  auf  die  vorerwähnte  ministerielle  Umfrage  unter  dem  23.  Juni  1893 
erstatteter  Bericht  der  Niederösterreichischen  Versicherungsanstalt, 
welcher  ebenso  wie  ein  Nachtragsbericht  vom  26.  März  1896  die  in  der  Praxis 
hervorgeü'etenen  Mängel  des  U.V.G.  eingehend  beleuchtet,  kommt  im  Endergebnis 
darauf  hinaus,  diese  Punkte  nach  den  vorbildlichen  Bestimmungen  der  deutschen 
Gesetzgebung  zu  reformieren,^)  zugleich  aber  die  Uqfall-  und  Krankenversiche- 
rung, unter  Ausscheidung  der  landwirtschaftlichen  Motorenbetriebe  aus  der  gewerb- 
lichen Unfallversicherung,  durch  ein  Sondergesetz  auf  die  gesamte  Land-  und 
Forstwirtschaft  auszudehnen,  Kleingewerbe,  Hausindustrie  und  Handel  in  die 
gewerbliche  Unfallversicherung  einzubeziehen,  ebenso  die  Seeschiffahrt  der  Unfall- 
versicherungspflicht zu  unterwerfen  und  endlich  der  gesamten  Arbeiterversiche- 
rung durch  baldige  Einführung  der  obligatorischen  Invaliditäts-  und  Altersversor- 
gung —  schon  im  Interesse  einer  sachlichen  Abgrenzung  des  Pflichtenkreises  der 
Unfallversicherung*)  —  den  notwendigen  Abschluss  zu  geben. 

Aehnliche  Forderungen  vertrat  der  vornehmlich  die  Grossindustrie  re- 
präsentierende Niederösterreichische  Gewerbeverein  in  seiner  „Denk- 
schrift an  das  Abgeordnetenhaus  des  österreichischen  Beichsrats  in  betreff 
der  Reform  des  Unfall  Versicherungsgesetzes "  vom  4.  Januar  1895.  Ins- 
besondere wurde  die  Regelung  der  gesamten  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung  in  einem  Sondergesetz  nach  Art  des  deutschen 
Gesetzes  vom  5.  Mai  1886  befürwortet,  da  die  Einbeziehung  der  land- 
wirtschaftlichen Motorenbetriebe  in  die  industrielle  Unfallversicherung  zu  un- 


23.  Juni  1893  im  3.  Geschäftsbericht  (pro  1892)  Wien  1893,  Beilage  9  S.  33-52,  bezw.  den  Nach- 
tragsbericht vom  23.  März  1896  im  Geschäftsbericht  (pro  1894),  Wien  1896,  S.  5  fg.,  wonach 
n.  a.  auch  die  Verlängerung  der  Wartezeit,  eine  gesetzliche  Regelung  des  Verhältnisses  zwischen 
Krankenkassen  und  Versicherungsanstalten,  die  Beseitigung  der  Arbeiterbeiträge,  die  Verein- 
fachung der  Rentenzahlung,  Schaffung  eines  Reichs- Versicherungsamts  u.  s.  w.  nach  Analogie  der 
deutschen  Gesetzgebung  befürwortet  wird.  Insbesondere  führte  die  Unzulänglichkeit  der  bestehen- 
den Gesetzgebung  —  §  74  Gewerbeordnung,  welcher  lediglich  den  einzelnen  Betriebsuntemehmer 
SU  ünfallverhütungseinrichtungen  verpflichtet,  und  §  28  Ü.V.G.,  wonach  die  Versicherungsanstalt 
lediglich  durch  Vermittelung  der  Gkwerbeinspektoren  bei  der  Verwaltungsbehörde  die  Anordnung 
solcher  Einrichtungen  von  Fall  zu  Fall  beantragen  darf,  —  angesichts  der  fortgesetzt  steigen- 
den Zahl  der  entschädigungspflichtigen  Unfälle  seitens  der  Versicherungsanstalten  u.  a.  zu  den 
Anträgen,  dui^h  Erweiterung  des  §  74  der  Gewerbeordnung  nach  Art  der  §§  120*  fg.  der  deutschen 
(Gewerbeordnung  die  gesetzliche  Handhabe  zur  Verordnung  allgemein  verbindlicher,  bezw. 
für  ganze  Betriebsarten  geltender  Unfallverhütnngsvorschriften  zu  schaffen  und  als  beratendes 
Organ  dafür  eine  besondere  Unfallverhütungs-Eommission  einzusetzen  bezw.  eine  ausgiebige 
Vertretung  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  dabei  vorzusehen,  um  auf  diese  Weise  dem  Hincu- 
tritt neuerer  UnföUe  wirksamer  als  bisher  entgegenzuarbeiten  (vgl.  „Mitteilungen  der  Arbeitor- 
UnfaUversicherungsanstalt  für  Niederösterreich  in  Wien'',  No.  12  vom  20.  November  1898);  dem 
Vernehmen  nach  ist  eine  Reorganisation  der  Gewerbeaufsicht  und  Vermehrung  des  Aufisichts- 
personals  in  der  angedeuteten  Richtung  bereits  in  Vorbereitung. 

^)  Vgl.  Beilage  9  zum  3.  Geschäftsbericht  (pro  1892),  Wien  1893,  S.  33  fg.  und  den  5.  Ge- 
schäftsbericht (pro  1894),  Wien  1896,  S.  52  fg. 

*)  Das  steigende  Defizit  der  Versicherungsanstalten  wurde  n.  A.  auch  darauf  zurückgeführt, 
dass  dieselben  in  Ermangelung  einer  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  oft  in  die  Zwangslage 
kämen,  Entschädigungsanspriiche  anzuerkennen,  wo  es  zwar  zweifelhaft  sei,  ob  eine  Unfalls-  oder 
eine  Erankheitsinvalidität  vorliege,  wo  aber  die  Anstalten  im  Geiste  der  sozialpolitischen  Gtsetz- 
gebung  und  im  Interesse  der  Versicherten  den  für  diese  günstigeren  FaU  präsumieren  zu  soUen 
glaubten. 
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haltbaren  Zuständen  geführt  habe  und  die  Industrie  zur  Ungebühr  belaste,^) 
sowie  femer  die  Ausdehnung  der  Unfallversicherung  auf  Kleingewerbe  und 
Handel  nach  Art  der  deutschen  Regierungsvorlage  vom  Juni  1894  ^eichsanzeiger 
Nr.  144)  empfohlen,  da  die  bisherige  Unfallstatistik  (1890 — 92)  bereits  ergebe, 
dass  nur  86,5 ^/^  der  Unfälle  durch  der  Industrie  eigentümliche  Veranlassungen,^ 
63,5 ^/o  aber  durch  anderweite,  auch  den  sonstigen  Gewerben  eigentümliche 
Umstände  herbeigeführt  würden,  zumal  von  einer  Ueberwachung  der  Betriebe 
und  Unfallverhütungsmassnahmen  beim  Kleingewerbe  kaum  die  Rede  sei.  Die 
Abänderungsvorschläge  zum  geltenden  U.Y.G.  gingen  im  wesentlichen  dahin,  die 
in  der  Organisation  und  Verwaltung  hervorgetretenen  Mängel  nach  den  prak- 
tischen Erfahrungen  der  deut^hen  Gesetzgebung  zu  reformieren,  so  insbesondere 
„im  Interesse  einer  raschen  und  nach  einheitlichen  Grundsätzen  vorgehenden 
Verwaltung  und  Rechtsprechung  ein  Reichs -Versicherungsamt  zu  schaffen'', 
behufs  wirksamer  Unfallverhütung  und  gerechter  Gefahrentarifierung  die  Ueber- 
nahme  der  Unfallversicherung  durch  Berv^enossenschaften  im  weiteren  Umfange 
zu  gestatten,  die  Wartezeit  aus  den  oben  erörterten  Gründen  auf  13  Wochen  zu 
erweitem,  das  Unfallfeststellungs-  und  Entschädigungsverfahren  zu  vereinfachen, 
vom  Kapitaldeckungsverfahren,  für  welches  jetzt  noch  keine  ausreichenden 
statistischen  Unterlagen  zu  beschaffen  seien,  zum  Umlageverfahren  überzu- 
gehen u.  s.  w. 

An  Stelle  der  oben  angeregten  parlamentarischen  Enquete  veranlasste  die 
Regierung  Ende  1895  eine  eingehende  Beratung  über  die  Reform  des  U.V.G. 
durch  den  Versicherungsbeirat,  der  zu  diesem  Zweck  durch  zahlreiche  Ver- 
treter aus  den  beteiligten  Berufskreisen,  darunter  auch  mehrere  Arbeitervertreter, 
verstärkt  wurde.  Ausweislich  des  „Protokolls  über  die  in  der  Zeit  vom 
25.  November  bis  5.  Dezember  1895  abgeführten  Verhandlungen  des  durch 
Experte  verstärkten  Versicherungsbeirates,  beti'effend  angeregte  Abänderungen 
des  Arbeiter-Unfallversicherungsgesetzes^  ^  herrschte  Einmütigkeit  darüber,  den 

^)  Auf  je  10000  yersicherte  VoUarbeiter  entfielen  Unfälle,  deren  Folgen  wai: 


1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

rry  .    /  Industrie 
^^^   \  Landw. 

6.5 
14.2 

6.5 
10.2 

6.4 

7.0 

6.8 
9.3 

6.7 
8.5 

vöUige  oder  teilweise  Invalidität   |  ^wid^^ 

18.2 
76.2 

23.4 
81.8 

27.1 
65.5 

33.5 
70.0 

36.0 
84.4 

vorQbergehende  Erwerbsunfähigkeit  f  Industrie 
Yon  mehr  als  4  Wochen          (^  Landw. 

55.9 
70.7 

70.7 
73.6 

70.6 

72.8 

74.6 
71.9 

82.6 
83.0 

Vgl.  „Mitteilungen  der  Arbeiter-Unfallversicherungsanstalt  für  Niederösterreich  in  Wien**,  No.  6 
Yom  1.  Joni  1896  S.  38. 

*)  Der  Prozentsatz  der  durch  Maschinen  herbeigeführten  UnMle  steUt  sich  wie  folgt: 


a)  bei  den  Oesterreichischen  Versicherungs- 
anstalten 

b)  bei  den 
Berufsgeno 

Gewerbe 

deutschen 
9senschaften 

Landw. 

Jahr 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1887 

1891 

Motoren     .    .    . 
Transmissionen  . 
Arbeitsmaschinen 
Hebezeuge     .    . 

1,6 

4,2 

31,1 

2,5 

1,2 

4,4 

26,6 

2,1 

1,1 

4,0 

25,9 

2,3 

1,0 

3,6 

23,9 

2,0 

1,0 

3,1 

24,0 

1,9 

0,9 

3,1 

20,1 

1,8 

0,8 

2,9 

18,8 

1,4 

1,35 

2,31 

17,55 

5,63 

0,74 

1,18 

11,33 

0,72 

Zusammen      .    . 

89,4 

34,8 

88,3 

30,5 

30,0 

25,4 

23,9 

26,84 

13,97 

Vgl  Oesterreichische  Unfallstatistik  für  das  Jahr  1896,  Wien  1898,  S.  36;  deutsche  Unfallstatistik 
/  Industrie  pro  1887  \  ,  ,  ^,  ,  .  ,  ,  ^  .  1890  S.  210,  242 
Uandwirtschaft  pro  1891/'    ^^^'  Nachrichten  des  Reich8versicherang9amt»  


adwirtschaft  pro  1891/'    ^"-   ^.»«unvutcu   ««  ^xui»yc«icuoriui8i«iu«  jggg  g  242,  282- 

*)  Eine  Zusammenstellung  der  wesentlichsten  Ergebnisse  diesw  Verhandlungen  findet  sidi 
in  den  „Mitteilungen  der  Arbeiter -Unfallyersicherungsanstalt  für  Niederösterreich  in  Wien,* 
No.  1  vom  1.  Januar  1896  S.  8—7. 
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Yersicherangszwang  grandsätzlich  auf  die  gesamte  Lohnarbeiterschaft  auszu- 
dehnen, die  Lücken  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  durch  Einführung  der 
Invalidität»-  und  Altersversicherung  auszufüllen,  die  Ausmessung  der  Unfallrenten 
durch  Festsetzung  einer  Untergrenze  und  Erweiterung  der  Obergrenze  auskömm- 
licher zu  gestalten,  das  Unfallentschädigungsverfahren  zu  vereinfachen  und  durch 
Schaffung  eines  Reichsversicherungsamts  einheitliche  Rechtsprechung  und  ßenten- 
zumessung  herbeizuführen.^)  Dagegen  gingen  die  Anschauungen  der  verschiedenen 
Interessengruppen  über  die  einzelnen  Abänderungsvorschläge  zum  U.V.G.  (vgl 
Note  3  S.  37)  erheblich  auseinander. 

So  gaben  u.  a.  die  Unternehmervertreter,  insbesondere  der  Qrossindustrie, 
vorwiegend  der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  mit  Umlage- 
verfahren gegenüber  den  territorialen  Versicherungsanstalten  mit  Eapital- 
deckung  den  Vorzug,  weil  nur  die  berufsgenossenschaftliche  Selbstverwaltung  wie 
in  Deutschland  eine  gerechte  Gefahrentariflerung  und  eine  wirksame  Unftdlver- 
hütung  bezw.  Erankenbehandlung  ermögliche,  das  Umlageverfahren  aber  mit 
seinen  allmählich  ansteigenden  Beiträgen  den  Produzenten  nicht  unnötigerweise 
Millionen  werbenden  Kapitals  entziehe,  von  den  Schwankungen  des  Zinsfusses 
unabhängig  sei,  die  Konkurrenz  gegenüber  dem  noch  nicht  mit  der  Unfallversiche- 
rung belasteten  Ungarn  erleichtere  und  den  Versicherten  ausreichende  Sicherheit 
biete,  indem  Gewerbe  und  Industrie  ebenso  wie  der  Staat  eine  derartige  Gewähr 
in  sich  selbst  trügen,  auch  der  letztere  bei  seiner  ungleich  grösseren  Finanz- 
wirtschaft sich  mit  dem  Umlageverfahren  begnüge,  wogegen  das  Kapitaldeckungs- 
verfahren bei  den  noch  ganz  unsicheren  statistischen  Erfahrungen  die  unvermeid- 
lichen Irrtümer  in  der  Gefahrenklassifikation,  Beitragstarifierung  und  Renten- 
kapitalisierung ungemein  verschärfe,  auch  der  Einführung  der  Alters-  und 
Invalidenversicherung  durch  Vorwegnahme  der  verfügbaren  Mittel  geradezu 
entgegenwirke  Die  Vertreter  der  Arbeiter  und  der  Versicherungsanstalten  hielten 
dagegen  fast  durchweg  eine  berufsgenossenschaftliche  Organisation  in  dem  viel- 
sprachigen und  industriell  minder  entwickelten  Oesterreich  für  praktisch  undurch- 
führbar,*) auch  dem  weiteren  Ausbau  der  Arbeiterversicherung  (Ausdehnung  der 
Unfallversicherung  auf  Handwerk  und  Kleingewerbe,  Einführung  der  Invaliditäts- 
und Altersversicherung)  fttr  hinderlich,  und  das  Kapitaldeckungsverfahren  für 
sicherer,  auch  gerechter  als  das  Umlageverfahren,  da  es  im  Gegensatz  zu  diesem 
nicht  die  Gegenwart  zu  Ungunsten  der  Zukunft  entlaste,  durch  das  Zurückgehen 


^)  üeber  die  vielfach  entgegengesetzte  Anslegnng  und  Handhabung  selbst  grundsätzlicher 
Bestinunungen  des  U.V.G.  seitens  der  verschiedenen  Versicherungsanstalten  und  Schiedsgerichte 
wurden  andauernd  lebhafte  Klagen  geführt.  So  hatte  z.  B.  ein  Teil  der  Versicherungsorgane  die 
dem  österr.  U.V.G.  eigentümliche,  aber  bisher  nicht  praktisch  gewordene  Ausnahmebestimmung 
des  §  40,  wonach  im  Fall  der  Wiederbeschäftigung  eines  Vollrentners  zum  annähernd  frühere 
Lohn  die  Unfallrente  zeitweilig  ganz  oder  teilweise  eingestellt  werden  darf,  ganz  allgemein  auf 
den  §  39  (Abänderung  laufender  Renten  wegen  „veränderter  Verhältnisse")  übertragen  und  dem- 
gemäss  Teilrenten  regelmässig  eingezogen,  sobald  und  solange  der  Verletzte,  ohne  Aenderung 
seines  körperlichen  Zustandes,  sei  es  aus  Wohlwollen  des  Arbeitgebers  oder  wegen  Er- 
langung einer  besser  gelohnten  Stellung  u.  s.  w.,  gleichwohl  den  gleichen  Lohn  wie  vor  dem  Un£äU 
bezog,  während  die  übrigen  Organe  in  Uebereinstimmung  mit  der  Rechtsprechung  des  deutschen 
Reichs- Versicherungsamts  zu  dem  gleichartigen  §  65  des  deutschen  U.V.G.  solche  Rentenabände- 
rungen lediglich  bei  Veränderung  der  Arbeitsfähigkeit  (des  körperlichen  Zustandes),  nicht  der 
Arbeitsgelegenheit  (des  Lohnverhältnisses)  für  zulässig  erachtete.  Ebenso  gingen  die  instan- 
zieUen  Entscheidungen  auch  bei  der  BegrifEsbestimmung  des  „Betriebsunfalles**,  bei  Feststellung 
des  Jahresarbeitsverdienstes,  beiZumessung  der  Rentensätze  für  gleichartige  Uni^dlschäden  (woran 
auch  die  Aufstellung  einer  bezüglichen  Rentenskala  nichts  änderte)  und  bei  Auslegung  anderer 
grundsätzlicher  Gesetzesvorschriften  vielfach  auseinander.  Vgl.  das  Protokoll  über  die  Verhand- 
lungen des  Versicherungsbeirats  vom  25.  November  bis  5.  Dezember  1895,  Wien  1896,  S.  210— 227; 
Note  3  S.  37;  Handbuch  der  (deutschen)  Unfallversicherung,  2.  Aufl.,  Leipzig  1897,  S.  361. 

*)  Um  die  Vorzüge  der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  den  Territorial-Anstalten 
gleichwohl  zugänglich  zu  machen,  wurde  der  Vorschlag  gemacht,  denselben  zum  Zweck  einer 
richtigen  Gefahrentariflerung  und  zur  Pflege  der  Unfallverhütung  „berufsgenossenschaftliche  Fach- 
abteilungen'' anzugliedern  und  zwar  durch  Umwandlung  der  bestehenden  12  G^efahrenklassen  in 
ebenso  viele  Berufsgruppen,  deren  jede  in  Zukunft  die  dazu  gehörenden  Betriebe  selbst  ein- 
schätzen und  die  darin  vorkommenden  UnfäUe  selbst  tragen  soUte.  Vgl.  S.  140,  244,  261  des 
Protokolls,  sowie  den  S.  41  Note  8  angezogenen  Studienbericht  der  böhmischen  Versicherungs- 
anstalt vom  Jahr  1897  S.  4  fg. 
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oder  Eingehen  selbst  ganzer  Betriebszweige  nicht  beeinflusst  werde,  neuentstehende 
Betriebe  nicht  mit  fremden  Verbindlichkeiten  belaste  und  endlich  den  Vorzug  fester 
Prämien  biete.  ^)  Im  übrigen  herrschte  Einmütigkeit  darüber,  den  Arbeiterbeitrag 
(lO^/o  der  Unfallbelastung),  ohne  Schmälerung  der  Rechte  der  Arbeitervertreter, 
fallen  zu  lassen,  da  die  Berechnung  und  Einziehung  dieser  Quote  in  der  Praxis 
zu  erheblichen  Unzuträglichkeiten  und  Missbräuchen  geführt  habe. 

In  der  Frage  der  Wartezeit  entschied  sich  die  überwiegende  Mehrheit 
im  Sinne  der  Vertreter  der  Erankenkassen  für  die  gänzliche  Beseitigung  der 
Wartezeit,  wohl  in  der  irrtümlichen  Annahme,  dass  die  den  Krankenkassen 
numerisch  mit  zwei  Dritteln  zur  Last  fallenden  Unfälle  dieselben  auch  finan- 
ziell entsprechend  belasten  (s.  oben  S.  31  fg.),  obwohl  die  Vertreter  der  Ver- 
sicherungsanstalten an  Hana  der  praktischen  Erfahrungen  darauf  hinwiesen,  dass 
die  Versicherungsanstalten  dann  durch  die  umständlichen  Unfalluntersuchungen 
in  einer  übergrossen  Zahl  vorübergehender  Fälle  mit  ganz  unverhältnismässigen 
Verwaltungskosten  belastet  werden  würden,  oline  dass  für  die  Krankenkassen 
eine  nennenswerte  Entlastung  oder  für  die  Versicherten  erhebliche  Vorteile  zu 
erzielen  wären;  wolle  man  aber  den  unerquicklichen  Reibungen  und  Kompetenz- 
streitigkeiten zwischen  Krankenkassen  und  Unfall- Versicherungsanstalten  ein  Ende 
machen,  so  würde  es  viel  zweckmässiger  sein,  anstatt  die  Wartezeit  ganz  aufzu- 
heben, diese  wie  in  Deutschland  auf  13  Wochen  zu  verlängern,  die  Krankenkassen 
behufe  Abwickelung  aller  vorübergehenden  Fälle  zu  örtlichen  Organen 
der  Unfallversicherung  umzugestalten,  diesen  selbst  nur  die  dauernden  Renten- 
fälle vorzubehalten  und  die  Unfall- Versicherungsanstalten  zur  Vermeidung  einer 
Mehrbelastung  der  Krankenkassen  diesen  für  ihre  Mehrleistungen  lediglich  finan- 
ziell (nach  gewissen  Pauschalsätzen)  ersatzpflichtig  zu  machen.') 

Zu 'gleichartigen  Reform  vorschlagen  wie  die  niederösterreichische  Versiche- 
rungsanstalt gelangte  auch  die  böhmische  Versicherungsanstalt,^)  welche 
im  Jahre  1897  über  das  zunehmende  Betriebsdeflzit  eingehende  Untersuchungen 
angestellt  und  auf  Grund  in  Deutschland  selbst  gemachter  Studien  das  öster- 
reichische Kapitaldeckungsverfahren  (mit  festen,  im  Voraus  berechneten 
Prämienbeiträgen)  und  das  deutsche  Umlageverfahren  (mit  steigenden, 
im  Nachhinein  berechneten  Umlagebeiträgen)  in  ihren  beiderseitigen  Wir- 
kungen g^enübergestellt  hatte,  um  klarzulegen,  ob  das  Betriebsdefizit  der  öster- 
reichischen Versicherungsanstalten  bei  Annahme  des  deutschen  Umlageverfahrens 
zu  überwinden  sein  würde.  Auch  in  diesen  Untersuchungen  wurde  das  Betriebs- 
deflzit, neben  der  über  die  Voranschläge  weit  hinausgehenden  Zunahme  der 
entschädigungspflichtigen  Betriebsunfälle,  auf  verwaltungs-  und  versicherungs- 
technische Mängel  des  Gesetzes  zurückgeführt  und  dargethan,  wie  auch  die 
revidierte  Gefahrenklassiflkation  die  bestehenden  Unbilligkeiten,  wonach  im  Ver- 
hältnis zu  den  thatsächlichen  Risiken  manche  Betriebsgruppen  zu  viel,  andere 
wieder  viel  zu  wenig  zahlten,  keineswegs  beseitigt,  noch  die  weitere  Zunahme 
der  Betriebsdeflzits  aufzuhalten  vermocht  hätte,  und  dass  eine  bis  zu  dessen 
Tilgung  gesteigerte  Erhöhung  des  Tarifs  (36  ^/^I)  jene  Unbilligkeiten  lediglich 
verschärfen,  gegen  den  Grundsatz  des  Kapitaldeckungsverfahrens,  die  Zukunft 
nicht  mit  den  Schulden  der  Gegenwart  zu  beladen,  arg  Verstössen  und  im  übrigen 
praktisch  nicht  durchführbar  sein  würde. 

In  Uebereinstimmung  mit  den   gleichartigen  Untersuchungen   der  Nieder- 


*)  Vgl.  S.  6,  35-88,  41,  51,  130—156,  242-262  des  ProtokoUs. 

«)  Vgl.  S.  11,  14,  21,  35,  42,  98—111  des  ProtokoUs. 

')  ^gl-  «Bericht  des  Direktors  Dr.  Jacob  Hanbner  und  des  Rechtskonzipisten  Dr.  Robert 
Marschner  der  Arbeiter-Ünfallversicherungsanstalt  für  das  Königreich  Böhmen  in  Prag  über  die 
im  Auftrage  des  Vorstandes  nach  dem  Deutschen  Reich  unternommene  Reise  zum  Zwecke  des 
Studiums  der  Organisation  und  der  Gebahrungsergebnisse  der  deutschen  Berufsgenossenschaften, 
samt  einer  ZnsammensteUnng  über  die  finanzielle  Lage  der  Arbeiter-UnfaUversicherungsanstalt 
für  das  Königreich  Böhmen  in  Prag,  wie  sich  dieselbe  bei  Anwendung  der  bei  den  reichsdentschen 
Berufsgenossenschaften  geltenden  Normen  darstellen  würde,  femer  über  Unfallverhütung,  Unfall- 
heilung und  Gefahrenklassifikation*'  (mit  21  Tabellen),  Prag  1897,  und  die  Geschäftsberichte  der- 
selben Versicherangsanstalt  für  die  Jahre  1896  und  1897,  Prag  1897  und  1898. 
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österreichischen  Versicherungsanstalt^)  wird  u.  a.  die  Auffassung  vertreten,  dass 
ein  richtiger  Prämientarif,  welcher  die  Deckung  der  entstehenden  Verbind- 
lichkeiten thatsächlich  gewährleistet  und  diese  Lasten  auf  die  verschiedenen 
Betriebsgruppen  gerecht  verteilt,  in  Ermangelung  ausreichender  Erfahrungen 
sich  überhaupt  noch  nicht  aufstellen  lasse,  und  da^  diese  Schwierigkeiten  nach 
Lage  der  bestehenden  Gesetzgebung  noch  verschärft  werden,  weil  die  nicht 
selbständig  fär  die  einzelnen  Länder  bezw.  Versicherungsanstalten,  sondern  ein- 
heitlich Ar  das  ganze  Reichsgebiet  vorzunehmende  Gefahrenklassifikation  die 
oft  erheblichen  Gefahrenunterschiede  der  nämlichen  Betriebsgattungen  in  den 
verschiedenen  Territorien  nicht  genfigend  berücksichtigen  und  demgemäss  nicht 
verhindern  könne,  dass  die  nämlichen  Betriebstitel  bei  der  einen  Anstalt  passiv, 
bei  der  andern  aktiv  erscheinen. 

Zur  Vermeidung  dieser  Missstände  wird  es  als  wünschenswert  erachtet, 
einerseits  im  Interesse  einer  den  thatsächlichen  Verhältnissen  anzupassenden 
Individualisierung  der  Unfallrisiken  den  Versicherungsanstalten  bezüglich  der 
Gefahrenklassifizierung  und  Tariflerung  eine  ähnliche  Selbstverwaltungsbefngnis 
wie  den  deutschen  Berufsgenossenschaften  zuzugestehen  oder  wenigstens  den 
dafür  zuständigen  Landesbehörden  für  die  einzelnen  Berufegruppen  aus  Unter- 
nehmer- und  Arbeiter-Vertretern  gebildete  Sachverständigen-Kommissionen  zur  Seite 
zu  stellen,  andererseits  aber  zur  Vermeidung  weiterer  Betriebsabgänge  (versiche- 
rungstechnischer Defizits)  einstweilen  nach  dem  Vorgange  des  deutschen  Bau- 
U.V.G.  vom  11.  Juli  1887  (§  10)*)  bei  jeder  Versicherungsanstalt  alljährlich  das 
durch  die  erwachsenen  Verbindlichkeiten  bedingte  Gesamtentschädigungserfordemis 
(Barentschädigungen,  Deckungskapitalien,  Entschädigmngsreserven  und  Verwaltungs- 
auslagen) auf  die  versicherten  Betriebe  nach  Massgabe  der  gezahlten  Lohnsummen 
und  der  thatsächlichen  Unfallgefahr  (Gefahrenziffem)  umzulegen  und  erst  bei 
Erreichung  des  Beharrungszustandes  auf  Grund  der  bis  dahin  gewonnenen  festen 
Unterlagen  zu  dem  grundsätzlich  richtigen  Prämiensystem  des  bestehenden  Ge- 
setzes zurückzukehren. 

Neben  diesen  finanztechnischen  Vorschlägen,  welche  lediglich  auf  eine 
zuverlässige  Feststellung  und  gerechte  Verteilung  der  alljährlich  entstehenden 
Unfallasten  abzielen,  wird  aber  behufs  Abminderung  dieser  selbst,  unter  Hinweis 
auf  die  erheblichen  Vorzüge  der  deutschen  Gesetzgebung,^  empfohlen,  den  öster- 
reichischen Versicherungsanstalten  eine  ähnliche  selbständige  Einwirkung  auf 
das  Unfall-Heilverfahren  wie  den  deutschen  Berufsgenossenschaften  bei- 
zulegen, vor  allem  aber  die  in  Oesterreich  fast  noch  ganz  vernachlässigte 
Unfallverhütung  systematisch  zu  fördern  und  auch  hierbei  die  vorerwähnten 
beruflichen  Sachverständigen-Kommissionen  zu  beteiligen,  um  die  Vorteile  der 
staatlichen  und  der  berufsgenossenschaftlichen  Unfallverhütung  thunlichst  zu  ver- 
einigen und  die  letztere  den  eigentümlichen  Verhältnissen  der  einzelnen  Betriebs- 
gruppen und  Betriebsarten  entsprechend  anzupassen. 

Auf  diesem  Wege  hoffte  man  unter  Beibehaltung  der  territorialen  Organi- 
sation —  abgesehen  von  dem  schon  bestehenden  Defizit,  für  dessen  Tilgung 
besondere  Massnahmen  vorgeschlagen  wurden  —  wenigstens  weiteren  Jahres- 
abgängen ohne  Tariferhöhungen  begegnen  zu  können^  indem  man  einerseits  die 
Fehlerquellen^)  des  bisherigen  Eapitaldeckungssjrstems  (mit  Prämien  verfahren) 


*)  Vgl.  die  S.  38  angezogenen  Berichte  dieser  VerBicherungsanstalt  vom  23.  Juni  1893  und 
26.  März  1896,  betr.  die  zur  BeseitigTing  des  Betriebsdefizits  dienlichen  Massnahmen. 

*)  YgL  meinen  „Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Beichs*',  Berlin  1898, 
S.  16. 

•)  Vgl  §  76-  des  K.V.G.  vom  10.  April  1892,  8§  78—86  des  Ü.V.G.  vom  6.  Juli  1884  und 
das  sogenannte  Arbeiterschutzgesetz  vom  1.  Juni  1891  (Gew.-Ord.  |§  120  fg.)  bezw.  meinen  «Leit- 
faden  zur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reichs*',  Bwlin  1898,  S.  11  fg.,  und  Konservatives 
Handbach,  3.  Aufl.,  Berlin  1898,  S.  26  fg.,  sowie  den  8.41  Note  8  angezogenen  Bericht  S.49£g. 

*)  Dieselben  wurden  vornehmlich  darin  gefunden,  dass  mangels  ausreichender  Erfahrungen 
und  statistischer  ünteriagen  weder  a)  die  Q^amtziJü  der  jährlidi  zu  erwartenden  Unfille  und 
ünfallart^i,  noch  b)  die  bezü^che  Eapitaldeckung  (in  Ermangelang  zuveriftssiger  Absterbe-  und 
Reaktivierungstafeln),  noch  c)  die  richtige  Verteilung  dieser  Lasten  auf  die  verschiedenen  Betriebs- 
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durch  Bemessung  des  alljährlich  umzulegenden  Deckungserfordemisses  nach  den 
thatsächlich  erwachsenen  Verbindlichkeiten  fernerhin  vermeiden  und  andererseits 
dem  weiteren  Anschwellen  dieser  Lasten  durch  eine  systematische  Ausbildung 
des  Unfallheilver&hrens  und  der  Unfallverhütung  vorbeugen  wollte.  Insbe- 
sondere versprach  man  sich  von  der  Mitwirkung  der  Beteiligten  bei  der  Durch- 
f&hrung  der  angeregten  Massnahmen  auf  Orund  eigner  Sachkunde  das  bisher 
bei  den  Mitgliedern  der  Versicherungsanstalten  —  sowohl  Unternehmern 
wie  Arbeitern  —  durchweg  vermisste  Interesse  zu  erwecken  und  damit  die 
ganze  Institution  der  Unfallversicherung  volkstümlicher  und  praktischer  zu 
machen. 

Auf  Grund  aller  dieser  und  anderer  Vorarbeiten  werden  Vorlagen  über  die 
Beform  und  Ergänzung  der  Unfallvei-sicherung  vorbereitet,  welche  die  Wohl- 
thaten  derselben  voraussichtlich  wieder  weiteren  Kreisen  der  Bevölkerung  zu- 
gänglich machen  werden. 


lU.  InvallditSts-  und  Altersversichenmg. 

Seitdem  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  in  Deutschland  mit  dem 
1.  Januar  1891  in  Kraft  getreten  ist,  steht  diese  Frage  auch  in  Oesterreich 
beständig  auf  der  Tagesordnung,  zumal  das  weitere  Einleben  der  Kranken-  und 
Unfallversicherung  die  vorhandenen  Lücken  der  bestehenden  Arbeiterversicherungs- 
gesetzgebung immer  deutlicher  hervortreten  lässt  Die  Krankenversicherung 
deckt  nur  gegen  vorübergehende  Erkrankungen,  aber  nicht  gegen  andauerndes 
Siechtum,  die  Unfallversicherung  nur  gegen  Unfallverletzungen,  aber  nicht  gegen 
sog.  Gewerbekrankheiten  und  sonstige  Invalidität,  und  eine  Altersversorgung 
bietet  weder  die  eine,  noch  die  andere.  Es  kann  daher  nicht  weiter  befremden, 
wenn  unter  dem  Zwange  solcher  Verhältnisse  einerseits  sich  das  Bestreben  zeigt, 
die  Kranken-  und  Unfallversicherung  auch  für  solche  Fälle  auszunutzen,  welche 
strenggenommen  ausserhalb  des  Bahmens  dieser  Gesetzgebung  liegen  (s.  S.  38),  und 
wenn  andererseits,  insoweit  dies  nicht  ausführbar  ist,  die  Gemeinden  als  Träger  der 
Armenlasten  für  Leistungen  eintreten  müssen,  denen  sie  auf  die  Dauer  nicht  ge- 
wachsen erscheinen.    Alles  dies  drängt  nach  einer  befriedigenden  Lösung. 

So  wurde  bereits  am  22.  April  1891  dem  Gewerbeausschuss  des  Abgeordneten- 
hauses ein  Antrag  der  Abgeordneten  Prade  und  Genossen  überwiesen,  worin  die  Begie- 
rung  aufgefordert  wurde,  „mit  thunlichster  Beschleunigung  einen  Gesetzentwurf  betr. 
die  Invaßditäts-  und  Altersversicherung  der  Arbeiter,  im  Beichsrat  einzubringen''. 
Der  Gewerbeausschuss  erstattete  darüber  unter  dem  13.  Dezember  1892  einen 
Bericht^),  in  welchem  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  nur  als  der  erste 
Schritt  auf  der  Bahn  bezeichnet  werden,  welche  weiter  verfolgt  werden  müsse, 
wenn  man  ernstlich  soziale  Reformen  wolle  und  sich  der  Hoffnung  hingebe, 
durch  Massnahmen  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  die  sozialen  Gegensätze 
und  die  daraus  entspringenden  Gefahren  für  die  heutige  Gesellschaftsordnung 
mildem  zu  können.  Ein  weiterer  Ausbau  der  Arbeiterversicherung  sei  aber  um 
so  dringender  geboten,  als  sich  aus  den  gegenwärtig  noch  nicht  versicherten 
Gruppen  von  Erwerbsunfähigen  zumeist  die  Bewohner  von  Ai*menhäusern  und 
jene  Unglücklichen  rekrutierten,  welche  in  ihren  Heimatsgemeinden  im  „Abschub- 
wege"  verpflegt  oder  vielmehr  nicht  verpflegt  würden.  Die  Armen-  und  Heimats- 
gesetzgebung könne  auch  bei  entsprechender  Beform  keine  genügende  Abhilfe 
schaffen,  die  private  Alters-  und  Invalidenversorgung  seitens  der  Arbeitgeber 
greife  aber  nur  in  den  allerseltensten  Fällen  Platz,  und  die  wenigen  Indu- 
striellen und  Grossgrundbesitzer,  welche  eine  Altersvei*sorgung  gewährten,  thäten 


gruppen  und  Betriebsarten  sich  im  Voraus  mit  hinlänglicher  Sicherheit  feststeUen  Hess  —  alles 
FehlerqneUen,  welche  bei  dem  lediglich  mit  dem  thatsächlichen  Jahresbedarf  rechnenden  Um- 
li^eveifahren  Termieden,  beim  Eapitaldecknngsyeifahren  aber  in  ihren  Nachwirkungen  gane 
wesentlich  yerschärft  werden. 

^)  Vgl.  No.  568  der  Beilagen  su  den  stenographischen  ProtokoUen  des  Abgeordnetenhauses, 
XL  Session  1892. 
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dies  meist  nur  im  Gnadenwege,  ohne  dem  Arbeiter  einen  Rechtsanspruch  zu 
gewähren.  Eine  allgemeine  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  könne  selbst  bei 
bescheidenen  Leistungen  unendlich  viel  Elend  mildern,  die  fortschreitende 
Proletarisierung  hemmen  und  wohl  auch  eine  aufsteigende  Klassenbewegung  fördern. 
Gleichviel  ob  man  darin  eine  wirkliche  Vei-sicherung  oder  nur  eine  anderweite 
Verteilung  der  Armenlast  erblicke,  sei  die  Livaliditäts-  und  Altersversicherung 
geeignet,  die  Armenversorgung  zum  grössten  Teil  zu  ersetzen,  beziehungsweise 
eine  solche  überhaupt  erst  zu  schaffen. 

Der  Bericht  befasst  sich  dann  mit  dem  Vorbilde  der  deutschen  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  (Eeichsgesetz  vom  22.  Juni  1889)^)  und  weist  daraufhin, 
dass,  wenn  man  diesem  Beispiel  in  Oesterreich  auch  nicht  durchweg  werde 
folgen  können,  so  doch  jedenfalls  die  Einführung  einer  allgemeinen  Zwangs- 
versicherung in  öffentlichrechtlichen  Organisationen  auf  gemein- 
wirtschaftlicher Grundlage  und  die  Beteiligung  des  Staates  an  den  bezüg- 
lichen Gesamtlasten  nicht  zu  umgehen  sein  dlUften.  Der  Bericht  schloss  mit 
der  Aufforderung  an  die  Regierung,  „die  Vorarbeiten  für  die  Einfuhrung  der 
allgemeinen  zwangsweisen  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  thunlichst  zu 
beschleunigen  und  über  den  Stand  derselben  dem  Abgeordnetenhause  ehestens 
Bericht  zu  erstatten^. 

Aehnliche  Resolutionen  ergingen  auch  in  den  Landtagen  einzelner  Länder, 
so  hatte  z.  B.  der  Landtag  des  Königreichs  Böhmen  am  2.  April  1892  einstimmig 
die  k.  k.  Regierung  aufgefordert:  „Ehethunlichst  dem  österreichischen  Reichs- 
rat einen  Gesetzentwurf,  betr.  die  obligatorische  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rung der  Arbeiter,  zur  verfassungsmässigen  Behandlung  vorzulegen''. 

Im  März  1895  wurde  dann  seitens  der  Abgeordneten  Dr.  Dvorak  und  Ge- 
nossen betreffs  des  Standes  der  Angelegenheit  eine  Interpellation  eingebracht, 
in  welcher  es  u.  A.  hiess:  „Durch  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  der 
Arbeiter  wurde  wohl  unstreitig  dem  Bedürfnis  der  sozialen  Reformen  in  jenen 
Richtungen  entsprochen,  in  welchen  dasselbe  am  dringendsten  war.  Allein  es 
erübrigt  noch  ein  grosses  und  bedeutungsvolles  Gebiet,  die  Versicherung  für 
den  Alters-  und  Todesfall,  sowie  für  den  Fall  vorzeitiger  Invalidität  der  Ar- 
beiter, soweit  dieselbe  nicht  Gegenstand  der  Unfallversicherung  ist.  Der  ver- 
nehmlichste Zweck  der  Arbeiterversicherung  liegt  gewiss  darin,  dass  dieselbe 
nach  und  nach  einen  Theil  jener  Aufgaben  ersetze,  welche  bisher  der  öffent- 
lichen Armenpflege  in  den  Gemeinden  zukommen,  und  zwar,  dass  sie  diese 
letzteren  in  einer  Weise  ersetze,  welche  das  sittliche  Bewusstsein  der  be- 
teiligten Schichten  der  Arbeiterbevölkerung  dadurch  hebt,  dass  sie  dieselben  dazu 
führt,  zur  Sicherung  des  eigenen  Unterhalts  in  Zeiten  vorübergehender  oder 
dauernder  Verdienstlosigkeit  selbst  mitzuwirken.  Aber  nicht  weniger  ist  es 
Gebot  der  Humanität  und  Pflicht  des  Arbeitgebers,  insbesondere  eines  Industriellen, 
dessen  materiellen  Interessen  soviele  physische  Kräfte  der  Arbeiter  anheim- 
fallen, dass  derselbe  angehalten  werde,  hierfür  auch  für  die  vorzeitige  Invalidität 
seiner  Arbeitskräfte  mit  einem  entsprechenden  Tribut  beizutragen.  Denn  es  ist 
unleugbar  weder  billig  noch  gerecht,  umsoweniger  jedoch  human,  dass  der  Ar- 
beiter, nachdem  er  durch  vorzeitigen  Verlust  seiner  physischen  Ejräfte  und  seiner 
Arbeitsfähigkeit  brotlos  geworden  ist,  auf  die  Almosen  einer  Heimatgemeinde 
angewiesen  werde,  und  dass  es  ihm,  als  einem  armen  Bettler  beschieden  wäre, 
seiner  Heimatgemeinde  zur  Last  zu  fallen". 

Die  Interpellation  schloss  mit  der  Anfrage:  „Ist  die  k.  k.  Regierung  geneigt, 
der  Aufforderung  des  Königreichs  Böhmen  vom  2.  April  1892  zu  entsprechen 
und  dem  Abgeordnetenhause  einen  Gesetzentwurf,  betr.  die  obligatorische  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  der  Arbeiter,  zur  verfassungsmässigen  Behandlung  ehe- 
thunlichst  vorzulegen?"^) 


*)  Vgl  meinen  „Leitfaden  zur  Arbeiterveisichenmg  des  deutschen  Reichs",   Berlin  1898, 
ai7fg.  ^ 

*)  Vgl.  Stenogr.  Protokoll  des  Abgeordnetenhauses  vom  28.  März  1895. 
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Kurz  vorher  (am  22.  Februar  1895)  hatten  schon  die  Abgeordneten  yon 
Troll  und  Genossen  eine  die  gesamte  Arbeiterversicherung  betreffende  Interpellation 
eingebracht:  „Ist  die  k.  k.  Regierung  gewillt,  mit  thunlicbster  Beschleunigung 
die  Frage  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  aller  Arbeiter  zu  lösen  und 
bei  dieser  Gelegenheit  eine  Vereinfachung  der  Organisation  dahin  eintreten  zu 
lassen,  dass  die  ünfallversicherungsanstalten  mit  der  Durchführung  der  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  betraut  werden,  und  die  Krankenversicherung  von  terri- 
torial zu  organisierenden  Zwangskassen  besorgt  wird,  welche  gleichzeitig  als  Lokal- 
organe der  erstgenannten  Institute  zu  fungieren  haben;  ist  sie  geneigt,  bei  dieser  Ge- 
legenheit dieselbe  Bemessungsgrundlage  für  die  Entschädigung  aus  dem  Titel  der 
Kranken-,  Unfall-,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  derart  Platz  greifen  zu 
lassen,  dass  Lohnklassen  gebildet  werden,  in  welche  (Ue  Versicherten  nach  ihrem 
Arbeitsverdienst  einzureihen  sind;  ist  sie  endlich  eventuell  geneigt,  den  selbst- 
ständigen Fortbestand  der  Unfallversicherung  zu  negiren  und  die  durch  Betriebs- 
unfälle Verletzten  nach  denselben  Grundsätzen  wie  die  sonstigen  Invaliden  zu 
entschädigen?"  ^) 

Diese  Interpellationen  wurden  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom 
9.  Mai  1895  vom  Minister  des  Innern,  Marquis  Bacquehem,  dahin  beantwortet,, 
daas  die  Frage  der  Einführung  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  der 
Arbeiter  den  Gegenstand  des  Studiums  der  Regierung  bilde,  dass  aber  ein  be- 
stimmter Termin  ffir  die  Erstattung  konkreter  Gesetzesvorschläge  in  dieser  Richtung 
noch  nicht  in  Aussicht  gestellt  werden  könne,  weil  es  sich  dabei  um  die  Lösung 
einer  sowohl  hinsichtlich  der  Organisation  als  der  Aufbringung  der  Mittel  äusserst 
schwierigen  Frage  handle,  auch  bei  Einführung  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
Versicherung  die  Frage  einer  entsprechenden  Organisation  der  gesamten  Arbeiter- 
versicherung in  Erwägung  zu  ziehen  sein  werde. 

Neuerdings  ist  die  Angelegenheit  durch  einen  Ende  1898  aus  der  Regierungs- 
mehrheit im  Abgeordnetenhause  eingebrachten  Antrag  auf  Einführung  einer  „all- 
gemeinen Alters-  und  Invaliditätsrentenversicherung"  aufs  Neue  angeregt  worden. 
In  der  Begründung  dieses  Antrags,  welcher  die  Regierung  zur  baldigen  Vor- 
legung eines  bezüglichen  Gesetzentwurfs  auffordert,  wird  darauf  verwiesen,  dass 
für  eine  solche  Versicherung  bereits  zahlreiche  Vereine,  Genossenschaften  und 
Kassen  errichtet  worden  seien,  und  dass  zahlreiche  Petitionen  weiter  dies  Ziel  an- 
strebten; die  Notwendigkeit  einer  solchen  Versicherung  nach  deutschem  Muster 
äussere  sich  in  gleicher  Weise  für  alle  Angehörigen  der  im  Reichsrat  vertretenen 
Länder;  durch  Einführung  einer  nicht  bloss  partiellen,  sondern  allgemeinen 
Rentenversicherung  werde  bei  den  heutigen  verschärften  Konkurrenzverhältnissen 
Millionen  von  Arbeitern,  Gewerbsleuten,  Landwirten,  Privatbeamten  u.  s.  w.  difr 
alles  hemmende  und  verzehrende  Besorgnis  um  die  Existenz  für  die  Fälle  der 
Arbeits-  und  Verdienstunfähigkeit  benommen;  es  genüge  die  Versicherung  von 
minimalen  Renten,  so  dass  dadurch  die  Privatversicherung  von  höheren  Renten 
wie  bisher  nicht  ausgeschlossen  werde.  Der  Antrag  schliesst  wie  folgt:  „ Durch, 
die  allgemeine,  also  für  sämtliche  Staatsbürger  einzuführende  Renten- 
versicherung, die  als  humane  Institution  durch  Herbeiziehung  der  bestehenden 
Steuerämter  als  Geldsammelstellen  und  der  Gemeindeämter  als  Verwaltungsorgane 
länderweise  ohne  namhafte  Manipulationsauslagen  bewerkstelligt  werden  könnte, 
würde  die  schwierigste  Partie  der  Heimatsgesetzgebung,  nämlich  die  Armen- 
versorgung  erledigt  werden  —  es  entfielen  zum  grössten  Teil  die  für  die  Land- 
wirtschaft drückenden  Ausgedinge  — ,  es  wäre  dies  ein  vorbereitender  Schritt  für 
die  Regelung  und  Stabilisierung  des  Zinsfusses,  der  Löhne,  ja  für  die  Entlastung 
des  bäuerlichen  Grundbesitzes.  Diese  Institution  ist  der  Schlüssel  zur  Lösung 
mancher  drohender  Sozialfragen". 

Dieser  Antrag  geht  allerdings  über  die  früheren  Anträge  weit  hinaus  und 
identifiziert  sich  zum  Teil  mit  den  bekannten  Vorschlägen  von  Charles  Booth  u.  A. 
in  England,  welche  seit  Jahren  für  die  Einführung  einer  allgemeinen  d.  h.  für 
alle  Staatsbürger  gleichmässig  verbindlichen  Altersversicherung  Propaganda  machen,. 

^)  Vgl.  Stenogr.  FrotokoU  des  AbgeordnetenhanseB  Yom  22.  Februar  1895» 
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wonach  jeder  mit  dem  65.  Lebensjahr  den  Ansprach  anf  eine  Leibrente  von  5  sh. 
w(k;hentlich  erhalten  und  der  Staat  die  erforderlichen  Mittel  durch  eine  Mnkommen- 
steaer  bereit  stellen  solL^)  Mit  solchen  Vorschlägen  wird  freilidi  der  Boden 
einer  Arbeiterversicherung  bereits  verlassen  und  deren  eigentliche  Bedeutung 
verkannt 

Von  den  Gegnern  der  staatlichen  Zwangsversicherung,  wie  sie  in  Deutsch- 
land ihren  Ausgangspunkt  nahm  und  jetzt  nahezu  die  gesamte  Lohnarbeiterschaft 
umfasst,  und  namentlich  in  den  westlichen  Staaten  Europas  wird  auch  heute 
noch  diesem  System  der  Vorwurf  gemacht,  dass  dasselbe  die  Selbstverantwortlich- 
keit des  Einzelnen  abschwäche,  die  Entfaltung  der  freien  Vereinsthätigkeit 
unterbinde  und  dem  Gesamtfortschritt  des  Volkes  deshalb  eher  schädlich  als  förderlich 
sei;  auch  konnten  diese  Stimmen  —  bis  vor  Kurzem  wenigstens  —  sich  mit  einem 
Schein  des  Bechts  auf  Auslassungen  der  Arbeiterschaft  selbst,  so  auf  den  Typus 
der  modernen  Lohnarbeiter,  die  englischen  Hilfs-  und  Gewerkvereine  (Friendly 
Societies,  Trade  Unions)  berufen,  welche  auf  ihren  Jahreskongressen  sich  wiederholt 
unter  demonstrativer  Ablehnung  jeder  „bevormundenden  Staatshülfe^  (state  aide 
and  State  interference)  dahin  erklärt  hatten,  die  Hebung  ihrer  materiellen  Lage 
und  die  Fftrsorge  f&r  kranke,  invalide  und  altersschwache  Genossen  lediglich  der 
organisierten  Selbsthülfe  verdanken  zu  wollen.^ 

Bei  oberflächlicher  Betrachtung  haben  solche  Einwendungen  gewiss  etwas 
Bestechendes  und  erscheinen  begründet;  sie  zerfallen  aber  in  sich  selbst^  sobald 
man  der  Sache  auf  den  Grund  geht. 

Es  darf  nicht  übei^hen  werden,  dass  die  deutsche  Arbeiteirversicherung 
zwar  eine  eigenartige  Erscheinung  unseres  Zeit^ters  ist,  aber  keineswegs 
„erfunden^  worden,  sondern  aus  den  realen  Bedür&issen  herausgewachsen  ist  d.  h. 
ihren  Grund  in  einer  anderen  Erscheinung  unserer  Zeit,  dem  modernen  Lohn- 
arbeiterstande, gefunden  hat  Früher,  zu  den  Zeiten  der  rechtlichen  und 
wirtschaftlichen  Gebundenheit,  hatten  die  Arbeiter  in  Stadt  und  Land  eine,  wenn 
auch  begrenzte,  so  doch  gesicherte  Existenz  und  bei  besonderen  Notfällen  in 
dem  persönlichen  Verhältnis  zum  Arbeitgeber  noch  einen  gewissen  Rückhalt 
Alles  dieses  änderte  sich,  als  die  moderne  Gewerbe-  und  Verkehrsfreiheit  den 
Arbeitern  den  „freien  Arbeitsvertrag"  brachte.  An  die  Stelle  der  früheren  Ge- 
bundenheit, aber  Existenzsicherheit  trat  rechtliche  Freiheit^  aber  Existenzunsicher- 
heit Mit  den  wechselnden  Konjunkturen  des  modernen  Marktes  stiegen  und 
sanken  auch  die  Löhne,  wechselten  reicher  Verdienst  und  völlige  Verdienstlosigkeit; 
in  den  jungen  und  ledigen  Jahren  war  das  Einkommen  am  reichlichsten,  um 
in  den  späteren  Lebensjahren  —  fiir  die  Masse  der  Lohnarbeiter  wenigstens  — 
im  umgekehrten  Verhältnis  zu  den  zunehmenden  Ansprüchen  des  wachsenden 
Familienhaushaltes  gerade  herabzugehen  und  frühzeitig  ganz  zu  schwinden  *); 
das  steigende  Defizit  an  den  Einnahmen  des  Familienhauptes  musste  dann  durch 
Ausnutzung  der  Frauen-  und  Einderarbeit  wieder  eingebracht  werden,  bis  die 
Gesetzgebung  dieser  Masseneinwanderung  von  Hausfrauen  und  Kindern  in  die 
Fabriken  ein  Ziel  setzte. 

So  sah  sich  der  Arbeiter  überall  neuen  und  wechselnden  Verhältnissen 
gegenüber,  welche  an  sein  Wollen  und  Können  Ansprüche  stellten,  denen  der 
grosse  Durchschnitt  wenigstens  keineswegs  gewachsen  war,  zumal  Elementar-, 
Fortbildungs-  und  Fachschulunterricht,  Arbeitsnachweis  und  andere  Einrichtungen, 
welche  den  Uebergang  von  einem  Beruf  zum  andern  und  die  Auffindung  neuer 
Arbeitsgelegenheit  erleichtem,  erst  aUmählich  mit  dem  steigenden  Bedürftiis  zur 
Entwickelung  gelangten. 

Es  ist  nun  freilich  leicht  zu  sagen:  hat  der  Arbeiter  in  der  Jugend  und 
in  guten  Zeiten  reichlichen  Verdienst,  so  ist  es  seine  Sache,  für  die  späteren 
Jahre  und  schlechtere  Zeiten  das  Nötige  rechtzeitig  zurückzul^en,  um  sich  so 


*)  VgL  meine  „Arbeiterversicherong  im  Auslände",  Berlin  1898,  HeftV  (England),  S.38fig:. 

«)  VgL  S.  32  a.  a.  0. 

•)  Vgl  mfeine  »Arbeiterversicherung  im  Auslände**,  Berlin  1898,  Heft  V  (England),  8. 89. 
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ein  dnrchschnittliGhes  Ezistenzminimum  auch  fOr  die  anvermeidlicben  NotfiUle  des 
Lebens  selbst  zu  sichern.  Es  Messe  aber,  die  menschliche  Natnr  verkennen  nnd 
sich  schweren  IrrtOmem  hingeben,  wenn  man  solche  Anfordemngen  an  einen 
Normalmenschen  ohne  Weiteres  auf  die  breite  Masse  der  Arbeiter  übertragen 
nnd  mit  solchen  Grundsätzen  praktische  Sozialpolitik  betreiben  wollte.  Allerdings 
wird  der  Arbeiter,  wie  jeder  andere  Staatsbürger  auch,  in  erster  Linie  für  sich 
und  die  Seinen  selbst  zu  sorgen  haben,  also  durch  angemessene  Verwertung 
seiner  Arbeitskraft  und  verständige  Wirtschaftsführung  seine  Existenz  sich  selbst 
sichern  müssen,  und  diese  Sorge  wird  ihm  ebensowenig  wie  irgend  einem  anderen 
Berufisstande  abgenommen  werden  können,  wenngleich  sie  durch  staatliche  und 
berufliche  Einrichtungen  der  vorerwähnten  Art  wesentlich  erleichtert  werden 
kann.  Dass  die  Arbeiterschaft  dieser  Anforderung  sich  gewachsen  gezeigt  hat 
und  ihr  im  Grossen  und  Ganzen  auch  gerecht  wird,  dürfte  u.  A.  schon  aus  der 
progressiven  Steigerung  der  Durchschnittslöhne,  den  wachsenden  Spareinlagen 
auch  seitens  der  Arbeiterkreise  und  der  im  Verhältnis  zur  Bevölkerungszunahme 
sinkenden  Zahl  der  Armenunterstützten  zu  entnehmen  sein.  Eine  andere  Frage  ist 
aber,  ob  die  Arbeiterschaft  auch  im  stände  ist,  über  diese  Vorsorge  (är  das 
tägliche  Brod  hinaus  aus  eigener  Kraft  sich  gegen  aussergewöhnliche  Notfälle 
des  Lebens  zu  sichern,  wie  sie  gerade  der  moderne  Gewerbebetrieb  mit  den  sog. 
Gewerbekrankheiten,  BetriebsunßLllen  und  vorzeitiger  Berufisinvalidität  uüt  sich 
bringt^  und  welche  den  Arbeiter  weit  härter  als  andere  Bemfestände  treffen,  da 
sie  ihm  mit  der  zeitweiligen  oder  dauernden  Lahmlegung  seiner  Arbeitskraft  die 
einzige  Einkommensquelle  und  damit  die  Grundlage  seiner  Existenz  nehmen. 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  dürfte  ebensowohl  auf  psychologischem 
wie  auf  wirtschaftlichem  Boden  zu  suchen  sein.  Dem  einfachen  Arbeiter  wird 
man  es  noch  viel  weniger  als  anderen  Beru&ständen  zum  Vorwurf  machen  dürfen, 
wenn  er  im  Gefühl  seiner  Kraft  und  Gesundheit  und  in  der  Sorge  um  die  Gegen- 
wart den  Gedanken  an  die  möglichen  Gefahren  seines  Berufs  und  an  die  so 
fernen  Tage  des  Alters  nicht  besonders  nachhängt,  zumal  der  alltägliche  Um- 
gang mit  denselben  Gefahren  bald  abstumpft  und  die  ungewisse  Zukunft  in 
nebelhafter  Feme  liegt  Dazu  kommt  noch,  dass  diese  Risiken,  insbesondere  die 
immer  neuhervortretenden  Gewerbe-  und  Bem&krankheiten,  von  den  Arbeitern 
selbst  meist  unterschätzt  werden,  da  sie  ihnen  in  Ermangelung  ausreichender  Statis- 
tiken in  ihrer  Massenhaftigkeit  und  Kausalität  mit  dem  Betriebe  und  Beruf  kaum  zum 
Uaren  Bewusstsein  kommen.  Es  ist  gerade  ein  Verdienst  der  staatlichen  Zwangs- 
versichemng,  dass  erst  sie  durch  ihre  umfassenden  Massenbeobachtungen  Licht  in 
dieses  Dunkel  gebracht  und  damit  die  Vorbedingungen  für  vorbeugende  Mass- 
nahmen geschaffen  hat 

Hiemach  kann  es  nicht  weiter  befremden,  wenn  die  freien  Arbeiterorgani- 
sationen aller  Länder,  insoweit  sie  diesem  Gebiet  ihre  Aufmerksamkeit  überhaupt 
zugewendet  haben,  sich  in  der  Regel  auf  die  den  Alltagsbedürfiiissen  naheliegende, 
gewöhnliche  Krankenfürsorge  —  für  vorübergehende  Krankheitsfälle  —  be- 
sdiränken,  im  Uebrigen  aber  nur  Unterstützungen  von  Fall  zu  Fall  vorsehen 
oder  doch  über  blosse  Ansätze  einer  geordneten  Rentenversorgung  —  für  dauemde 
Hilfebedürftigkeit  —  nicht  hinausgekommen  sind.^)  Und  dies  führt  uns  zu  der 
finanziellen  Seite  der  Angelegenheit 

Soweit  über  die  Ausbreitung  und  Wii*ksamkeit  der  freien  Arbeiterorganisationen 
statistische  Ausweise  zu  erlangen  sind^  zeigt  sich  in  allen  Ländern  die  überein- 
stimmende Thatsache,  dass  nur  ein  überaus  kleiner  Bmchteil  der  Lohnarbeiter  — 
durchschnittlich  kaum  10  ^/^  —  überhaupt  für  dauemde  Organisation  zu  gewinnen  ist, 
und  dass  ein  noch  kleinerer  Teil  davon  sich  zu  regelmässigen  und  ausreichenden  Bei- 
tragszahlungen versteht  Da  diese  aber  die  unerlässliche  Vorbedingung  für  ein  irgend- 
wie geordnetes  Rentenversorgungssjrstem  bilden,  so  konnte  es  gar  nicht  ausbleiben, 
dass  die  Arbeiter-Unterstützungskassen,  sobald  sie  auch  Unfall-,  Invaliden-,  Alters-, 
Witwen-  oder  Waisenrenten  in  ihren  Gteschäftskreis  zogen,  über  blosse  Ansätze  nicht 


^)  Vgl  meine  „Arbeiteryersichemng  im  Auslände**,  Berlin  1898/99,  Heft  Ifg.  and  Coniad'B 
HandwOrterbnch  der  Staatswissenschaften,  I.  Supplementband,  Jena  1895,  S.  881  tg. 
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hinauskamen  oder  diese  Bestrebungen  als  über  ihre  Kräfte  hinausgehend  alsbald  auf- 
geben mussten.  Selbst  die  englischen  Arbeitervereine,  welche  zum  Teil  bis  in  das 
vorige  Jahrhundert  zurückreichen,  neben  der  traditionellen  Vereinsdisciplin  noch 
Jahrzehnte  lang,  entsprechend  der  wirtschaftlichen  Vorherrschaft  Englands,  den 
weiteren  Vorteü  der  höchsten  Arbeitslöhne  voraus  hatten,  und  ebenso  die  franzö- 
sischenHilfsvereine,  denen  der  Staat  seit  einem  halben  Jahrhundert  reichliche  Sub- 
ventionen und  jede  sonstige  Förderung  zu  Teil  werden  lässt,  haben  die  Schwierig- 
keiten auf  diesem  Gebiet  der  Arbeiterfürsorge  nicht  zu  lösen  vermocht  und  sich 
den  Anforderungen  keineswegs  gewachsen  gezeigt.^) 

Wenn  also  in  zwei  so  reichen  Ländern  und  unter  so  günstigen  Vor- 
bedingungen die  Selbsthülfe  der  Arbeiter  auf  diesem  Gebiet  versagt  hat,  so  wird 
man  darauf  schliessen  dürfen,  dass  es  hier  nicht  so  sehr  am  „Wollen"  als  am 
„Können"  mangelt  Und  in  der  That  stellt,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  ein  ge- 
ordnetes Eentenversorgungssystem  in  technischer  und  finanzieller  Hinsicht  An- 
forderungen, welche  einfache  Arbeitervereine  ohne  fremde  Beihülfe  schlechterdings 
nicht  zu  erfüllen  vermögen.  So  ist  es  ein  offenes  Geheimnis,  dass  selbst  die 
englischen  Friendly  Societies,  soweit  sie  eine  Eentenversorgung  verfolgen,  zumeist 
mit  versicherungstechnischem  Defizit  arbeiten,  obwohl  der  sog.  Beharrungszustand 
noch  lange  nicht  erreicht  ist,  ebensowie  die  Trade  Unions  sich  in  der  Regel 
mit  einem  modifizierten  ümlageverfahren  begnügen,  welches  bei  dem  schwanken- 
den Bestände  eines  Arbeiterverbandes  für  die  dauernde  Einlösung  der  Renten- 
verbindlichkeiten selbstverständlich  keine  ausreichende  Sicherheit  bietet.')  An 
diesem  negativen  Gesamtergebnis  wird  auch  nichts  geändert,  wenn  einzelne  wenige, 
besonders  stabile  und  leistungsföhige  Vereine  hochgelohnter  Arbeitergruppen  mit 
ihren  gefällten  Kassen  anscheinend  florieren,  denn  einmal  fehlt  der  Nachweis, 
dass  sie  die  statutarisch  zugesicherten  Renten  auch  dauernd  zu  leisten  vermögen, 
und  andererseits  sind  solche  Erfolge  für  die  grosse  Masse  der  Arbeiter  auch  bei 
noch  so  guter  Organisation  und  Verwaltung  schon  deshalb  ganz  unerreichbar, 
weil  die  ebenso  schwankenden  wie  wechselnden  Erwerbsbedingungen  und  die 
durch  die  Konkurrenzverhältnisse  in  ihrer  Höhe  begrenzten  Löhne  solches  für 
absehbare  Zeit  völlig  ausschliessen.  Wenn  trotzdem  die  Gegner  der  Zwangs- 
versicherung unter  Hinweis  auf  solche  ganz  vereinzelte  Typen  die  Arbeiter 
lediglich  auf  die  Selbsthülfe  verweisen,  so  verrät  dies  entweder  eine  arge  Selbst- 
täuschung oder  eine  grausame  Gleichgültigkeit  gegen  das  Elend  von  Millionen 
ihrer  Mitbürger,  welchen  sie  statt  sofortiger  Abhülfe  eine  leere  Vertröstung  auf 
die  Zukunft  bieten. 

Neue  Zeiten  stellen  neue  Anforderungen.  Zufolge  der  modernen  Errungen- 
schaften auf  dem  Gebiet  der  Technik  und  des  Verkehrs  befinden  wir  uns  in 
einem  volkswirtschaftlichen  ümbildungsprozess,  welcher,  wie  die  verschiedenen 
Berufs-  und  Gewerbestatistiken  ergeben,  die  einzelnen  Bevölkerungsschichten  voll- 
ständig verschiebt  und  als  charakteristische  Erscheinung  unserer  Zeit  die  breite 
Schicht  der  Lohnarbeiter  in  den  Vordergrund  treten  lässt.  Dieser  neue  Stand 
wächst  noch  von  Jahr  zu  Jahr  und  hat  demgemäss  auch  noch  zu  keiner  Festigung 
gelangen  können;  man  wird  daher  von  ihm  auch  noch  nicht  die  Lösung  von 
Aufgaben  erwarten  dürfen,  welche  ebenfalls  ganz  eigenartig  hervortreten  und  in 
ihrer  Lösung  die  schwierigsten  Probleme  der  gesamten  Volkswirtschaft  berühren. 

In  solche  Sturm-  und  Drangperioden  des  Volkes  mit  kraftvoller  Hand  zu 
Gunsten  der  Schwachen  einzugreifen,  war  von  jeher  ein  schönes  Vorrecht  der 
Hohenzollern  und  ebendiese  Tradition  wurde  von  dem  jungen  deutschen  Kaisertum 
mit  dem  stolzen  Bau  der  Arbeiterversicherung  in  glänzendster  Weise  fortgesetzt. 
Was  für  den  preussischen  Agrarstaat  zu  Anfang  unseres  Jahrhunderts  die  Stein- 
Hardenberg'sche  Reformgesetzgebung  war,  das  bedeutet  am  Ende  des  Jahrhunderts 
für  den  deutschen  Industriestaat  die  sozialpolitische  Reichsgesetzgebung.  Und 
mit  welcher  Energie  wurde  dieselbe  durchgeführt!  Kaum  ein  Jahrzehnt  war 
seit   der  politischen  Einigung  Deutschlands  verflossen,  als  schon  die  kaiserliche 


1)  Vgl.  S.  47  Note  1. 

•)  Vgl.  S.  46  Note  1  u.  S.  27  fg.  a.  a.  0. 
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Botschaft  vom  17.  November  1881  den  Grandriss  dieser  Aktion  christlicher  Ge- 
rechtigkeit verkfindete,  nnd  noch  kein  weiteres  Jahrzehnt  war  ins  Land  ge- 
gangen, als  Abs  ganze  Werk  bereits  vollendet  war  nnd  Millionen  von  Hi&s- 
bedflrftigen  den  Beistand  gewährleistete,  anf  den  sie  nach  dem  edlen  Sinn  des 
greisen  Kaisers  Wilhelm  L  „in  einem  anf  den  sittlichen  Fundamenten  des  christ- 
lichen Volkslebens  stehenden  Gemeinwesen  einen  Anspruch  hatten".^) 

Ein  rechter  Massstab  für  die  richtige  Würdigung  dieser  Schöpfung  lässt 
sich  erst  gewinnen,  wenn  man  sich  die  Zust&nde  vergegenwärtigt,  welche  wir 
ohne  diese  „Zwangsversicherung"  hätten,  und  wenn  man  einen  Vergleich  mit 
den  ähnlichen  Bestrebungen  des  Auslandes  zieht. 

Nach  dem  neuesten  Geschäftsbericht  des  Reichs- Versicherungsamts  ^)  und 
nach  der  letzten  Zusammenstellung  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts  in  Berlin^) 
hatten  im  letzten  Rechnungegahre  (1897  bezw.  1896)  die  Wohlthaten  der  Arbeiter 
Versicherung  genossen: 

1.  Unfallversicherung. 

433485  Verletzte 
40965  Witwen         ^ 
72061  Kinder  }  Getöteter 

2515  Ascendenten  ) 

loi^fl  ?l!f£!;^®"     1  als  Angehörige  der  in  Krankenhäusern 
'l93  wLnten  1  ^^^«^^  ^^^^^^^^^ 

Zusammen  581995  Personen  mit  71,1  Millionen  Mark  Entschädigungen; 

2.  Invaliditäts-  und  Altersversicherung. 

294000  Invalidenrentner  mit  34,4  Millionen  Mark  Renten 
222500  Altersrentner        „    27^        „  „  „ 

516500  Rentner  überhaupt  „    61,9        n  n         n 

dazu  146000  Personen „      4,5        „ „      Beitragserstattungen 

Zusammen  662500  Personen  mit  66,4  Millionen  Mark  Entschädigungen; 

3.  Krankenversicherung  (ohne  Knappschaftskassen). 

2763757  Erkrankte  mit  109,7  Millionen  Mark  Entschädigungen 
(mit  448348232  Krankentagen)       (an  Kranken-  und  Sterbegelder,  Kurkosten); 

also  schon  in  einem  Jahr  rund  4  Millionen  Personen  mit  fast  150  Millionen 
Mark  Entschädigungen,  und  insgesamt  haben  in  den  Jahren  1885 — 1897  auf 
Grund  der  Arbeiterversicherungs-G^isetzgebung,  obwohl  das  umfassendste  Gesetz 
(für  Invaliditäts-  und  Altersveraicherung)  erst  mit  dem  1.  Januar  1891  in  Kraft 
getreten  ist,  31486243  Personen  Entschädigungen  im  Gesamtbetrage  von 
1702184100  Mark,  also  nahezu  1*/^  Milliarden  erhalten.*) 

Man  vergegenwärtige  sich,  welche  Unsumme  menschlichen  Elends  auf 
diese  Weise  wenigstens  I^nderung  und  Trost  gefunden  hat,  und  dass  die  Hilfs- 
bedürftigen diese  Beihilfe  nicht  als  Almosen,  sondern  als  ein  selbst  erworbenes 
Recht  in  Anspruch  nehmen  durften. 

Wäre  es  nach  dem  Willen  der  Sozialdemokratie  und  der  sonstigen  Gegner 


^)  VgL  den  auseogsweisen  Abdruck  dieser  Botschaft  in  meinem  „Leitfaden  zur  Arbeiter- 
veTsicbernng  des  Deutschen  Reichs",   Berlin  1898,  8.  3/4. 

«)  Vgl.  „AmÜ.  Nachrichten  des  R.V.A.«,  Jahrg.  1899,  S.  297/338. 

•)  VgL  „Statistik  der  Krankenversicherung  im  Jahre  1896",  Statistik  des  Deutschen  Reichs, 
Nene  Folge,  Bd.  96  S.  55,  Berlin  1898. 

*)  Vgl.  meinen  „Leitfaden   zur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reichs",   Berlin  1898, 
S.  26. 

4 


50  I^i®  ArboiterTcrsichcning  in  Oesterreich. 

der  Zwangsversichenmg  gegangen,  welche  im  Reichstag  diese  Gesetze  stets 
niederzustimmen  suchten,  so  würden  jene  Millionen  von  Unglücklichen  ihrer 
ttbergrossen  Mehrzahl  nach  auch  heute  noch  in  Not  und  Elend  verharren  oder  in 
Armenhäusern  verkümmern.  Hatten  doch  die  Vorerhebungen  für  die  Einführung 
der  Zwangsversicherung  bereits  ergeben,  dass  trotz  der  Förderung  durch  die  der- 
zeitige Gesetzgebung  sich  nur  ein  Bruchteil  der  bessergelohnten  Arbeiter  frei- 
willig gegen  Krankheit  versichert  hatte  —  von  Unfall-,  Invaliditäts-  und  Alters- 
farsorge  ganz  zu  schweigen. 

Und  ein  Blick  auf  das  Ausland  genügt,  um  diese  Erfahrung  auch  dort 
bestätigt  zu  finden.^)  So  haben  sich  in  dem  so  reichen  und  durch  seinen 
Selbständigkeitssinn  stets  ausgezeichneten  England  von  den  insgesamt  etwa 
13  Millionen  Lohnarbeitern  trotz  einer  bis  in  das  vorige  Jahrhundert  zurück- 
reichenden kasuistischen  Gesetzgebung  knapp  ein  Drittel  (bezw.  von  der  ge- 
werblichen Arbeiterschaft  kaum  die  Hälfte)  eine  bescheidene  Eranken- 
fürsorge  gesichert,  deren  Leistungen  überdies  im  Gegensatz  zur  deutschen 
Krankenversicherung  keineswegs  durchweg  gesichert  sind  und  zumeist  nur  in 
Geldzahlungen  bestehen.  Ein  sogenanntes  Unfall  Versicherungsgesetz,  welches 
sich  lediglich  auf  die  Industrie  beschränkt  und  für  die  Betriebsuntemehmer 
nur  den  Entschädigungszwang,  nicht  den  Versicherungszwang  einführt,  mithin 
für  die  überdies  sehr  bescheiden  bemessenen  Entechädigungen  dem  Arbeiter 
keinerlei  Sicherheit  bietet,  ist  erst  nach  vieljährigen  Anläufen  zustande  gekommen, 
nachdem  sich  das  Haftpflichtgesetz  vom  Jahre  1880  sehr  bald  als  völlig  unzu- 
länglich herausgestellt  hatte.  Von  einer  gesetzgeberischen  Aktion  zu  Gunsten 
der  Invaliden  und  Altersschwachen  ist  aber  auch  heute  noch  nichts  zu  Tage 
gefördert;  obwohl  es  schon  seit  einem  Jahrzehnt  bekannt  geworden  ist,  dass  von 
allen  über  65  Jahre  alten  Arbeitern  nahezu  die  Hälfte  ihr  Dasein  im  —  Armen- 
hause oder  als  Almosenempfänger  beschliesst! 

Das  gleiche  Bild  in  dem  so  wohl  situierten  Frankreich.  Trotz  einer 
halbhundertjährigen  treibhausartigen  Förderung  durch  Staat  und  Gesetzgebung 
umfassen  die  freiwilligen  Hilfsvereine,  welche  im  wesentlichen  die  Kranken- 
fürsorge betreiben,  von  den  rund  10  Millionen  Lohnarbeitern  gar  nur  ein  Zehntel 
und  auch  hier  t)leibt  die  Krankenfürsorge  an  Sicherheit  und  Umfang  hinter 
den  Leistungen  der  deutschen  Krankenversicherung  erheblich  zurück.  Das  mit 
dem  1.  Juli  d.  J.  in  Kraft  tretende  Unfall  Versicherungsgesetz  ist  erst  nach 
20  jährigem  Ringen  zu  stände  gekommen  und  geht  gleichwohl  über  den  knappen 
Rahmen  des  englischen  Gesetzes  kaum  hinaus.  Hinsichtlich  der  Invaliditäts- 
und Altersfürsorge  der  Arbeiter  glaubt  man  mit  der  Schaffung  staatlicher 
Versicherungskassen,  bei  welchen  sich  alle,  die  Lust  und  Geld  dazu  haben,  ver- 
sichern können,  die  sozialpolitischen  Pflichten  bereits  erfüllt  zu  haben,  ti*otzdem 
die  Statistiken  dieser  Kassen  jahrein  jahraus  ergeben,  dass  sie  für  die  breite 
Masse  der  Arbeiter  ohne  jede  Bedeutung  geblieben  sind.  Gerade  die  lange 
Leidensgeschichte  der  französischen  und  englischen  Unfallversicherungsgesetze, 
deren  zahlreiche  Vorlagen  immer  wieder  an  der  Selbstsucht  und  Kurzsichtigkeit 
der  interessierten  Parteien  und  Berufskreise  scheiterten,  muss  den  deutschen 
Arbeiterstand  mit  dankbarem  Stolz  erfüllen,  dass  er  unter  dem  fürsorgliclien 
Schutz  eines  starken  Kaisertums  sich  bereits  seit  einem  Jahrzehnt  der  Wohl- 
thaten  einer  Gesetzgebung  erfreut,  wie  sie  in  dieser  Ausdehnung  kein  anderes 
Land  der  Welt  seinen  Arbeitern  bietet. 

Es  ist  auch  nicht  richtig,  dass  die  Zwangsversicherung,  wie  namentlich 
im  Auslande  noch  immer  behauptet  wird,  die  persönliche  Selbstverantwort- 
lichkeit abschwächt,  die  freie  Entwickelung  der  organisierten  Selbsthülfe 
verhindert  und  eine  kraftvolle  Selbsterziehung  des  Volkes  ausschliesst 

Wohl  gilt  in  dem  Leben  der  Einzelnen,  wie  in  dem  der  Völker  der  Grund- 
satz „durch  Schaden  wird  man  klug",  und  die  Schule  der  Erfahrung  ist  jeden- 
falls die  wirksamste.  Aber  ob  man,  wie  hier,  Millionen  von  Mitbürgern 
diesen    ebenso    langwierigen    wie   kostspieligen  Lehrgang   machen    lassen   soll. 
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dürfte  doch  von  sozialpolitischen  and  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkten  aus 
gleich  bedenklich  sein.  Da  in  einem  Kultai*staat  unserer  Zeit  Arbeitsunfähige, 
welche  ohne  Existenzmittel  sind,  nicht  mehr  sich  selbst  überlassen  bleiben,  so 
wird  für  alle  diejenigen,  welche  aus  eigner  Kraft  nicht  versorgen  konnten  oder 
wollten,  das  Notwendigste  zwar  im  Wege  der  Armenpflege  vorgekehrt,  aber 
damit  die  Last,  welche  von  Rechtswegen  andere  Schultern  tragen  sollten,  in 
letzter  Linie  der  Gesamtzahl  der  Steuerzahler  und  damit  der  Hauptsache  nach 
wieder  den  minderbemittelten  Volksschichten  aufgebürdet;  was  aber  auf  diesem 
Versorgungswege  an  physischen  und  sittlichen  Kräften  der  Nation  verloren  geht, 
lässt  sich  in  Qeldform  überhaupt  nicht  veranschlagen.  Bei  solchem  Lehrgange 
würden  die  kräftigeren  Elemente  allerdings  nach  und  nach  sich  emporringen,  die 
breite  Masse  aber  noch  auf  Menschenalter  hinaus  auf  dem  Status  quo  verharren. 
Die  Zwangs  Versicherung  dagegen  setzt  diese  passive  Masse  sofort  in  Bewegung; 
sie  gewöhnt  sie  daran,  auch  von  knappen  Löhnen  regelmässig  bestimmte  Not- 
groschen für  die  Tage  der  Krankheit  oder  sonstiger  Invalidität  zurückzulegen 
und  mahnt  durch  die  entsprechende  Beitragspflicht  der  Arbeitgeber  auch  diese 
ständig  an  die  sittlichen  Pflichten  gegenüber  dei^enigen,  mit  deren  Beihülfe  sie 
selbst  emporsteigen;  durch  die  gemeinsame  Beteiligung  beider  Teile  an  der  Ver- 
waltung bringt  sie  wieder  beide  einander  näher  und  führt  diejenigen,  welche 
durch  utopische  Theorien  irregeführt  die  praktischen  Lebensinteressen  aus  den 
Augen  verloren  haben,  wieder  auf  diesen  Boden  zurück.  Dieser  erzieherische 
Einfluss  verliert  aber  den  Charakter  des  Aufgezwungenen  in  demselben  Masse, 
wie  mit  den  von  Jahr  zu  Jahr  handgreiflicheren  Vorteilen  der  Arbeiterversiche- 
rung auch  das  Interesse  und  Verständnis  der  Beteiligten  für  diese  Einrichtung 
wächst.  Nach  einem  Menschenalter  wird  die  ganze  Arbeiterversicherung  der 
Bevölkerung  derart  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen  sein,  dass  es  des  äusseren 
Zwanges  weiterhin  gar  nicht  mehr  bedürfen  würde,  während  die  Anhänger  der 
freien  Selbsthülfe  dann  mit  ihrer  Erziehungsmethode  sich  vermutlich  noch  auf 
dem  nämlichen  Fleck  wie  heute  befinden  dürften. 

Auch  die  Entwickelung  der  organisierten  Selbsthülfe  wird  durch  die  Zwangs- 
versicherung keineswegs  gehemmt,  ganz  im  Gegenteil  findet  die  freie  Vereins- 
thätigkeit  an  den  Selbstverwaltungskörpern  der  Arbeiterversicherung  gerade  einen 
starken  Rückhalt. 

Es  entspricht  lediglich  dem  Charakter  einer  Zwangs  Versicherung,  wenn 
sie  diesen  Zwang  nur  auf  solche  Schichten  der  Bevölkerung  erstreckt,  welche 
sich  aus  eigner  Kraft  die  notwendige  Fürsorge  nicht  dauernd  zu  sichern  ver- 
mögen, und  wenn  sie  diese  Fürsorge  auf  ein  gewisses  Durchschnittsmass  begrenzt 
Hierin  liegt  die  grundsätzliche  Scheidelinie  zwischen  einer  Arbeiterversicherung, 
wie  sie  in  Deutschland  besteht,  und  einer  allgemeinen,  für  sämtliche  Staatsbürger 
verbindlichen  V  o  1  k  s  Versicherung,  wie  sie  die  obenerwähnten  Anträge  zum 
Gegenstande  haben.  Hier  aus  blosser  Gleichmacherei  alles  über  einen  Kamm 
scheren  wollen,  ohne  Rücksicht  auf  das  wirtschaftliche  Bedürfnis  und  die  soziale 
Schichtung  der  Bevölkerung,  dürfte  weder  sozialpolitisch  noch  volkswirtschaftlich 
zu  rechtfertigen  sein. 

Die  Arbeiterversicherung  steht  aber  in  Wechselbeziehung  zur  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung.  Will  diese  den  Arbeitern  durch  Sicherung  von  Leben  und 
Gesundheit  die  Arbeitsfähigkeit  erhalten,  so  bezweckt  jene  in  solchen  Fällen, 
wo  gleichwohl  durch  Krankheit,  Unfall  oder  sonstige  Invalidität  die  Arbeits- 
fähigkeit zeitweise  oder  dauernd  verloren  geht,  diese  wiederherzustellen 
oder  entsprechende  Entschädigung  zu  leisten,  um  —  im  Gegensatz  zur  blosöcn 
Armenpflege  —  dem  Znsammenbruch  der  wirtschaftlichen  Existenz  der  Hülfs- 
bedürftigen  vorzubeugen.  Somit  bleibt  es  den  Zwangsversicherten  und  gerade 
den  bessergelohnten  und  organisierten  Arbeitern,  welchen  die  Bezüge  der  Zwangs- 
versicherung nicht  genügen,  unbenommen,  sich  mittels  ihrer  freien  Vereins- 
thätigkeit,  wie  es  auch  thatsächlich  vielfach  geschieht,  entsprechende  Zuschuss- 
leistungen zu  sichern;  und  hierzu  werden  sie  unter  der  Herrschaft  der  Zwangs- 
versicherung um  so  leichter  in  der  Lage  sein,  als  diese  ihnen  durch  ihre  „Selbst- 
verwaltung" eine  bessere  Schulung  für  Vereins-  und  Kassenverwaltung,  andererseits 
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dnrch  die  Beitragspflicht  der  Arbeitgeber  gegen  früher  eine  derartige  Erleichte- 
rung gewährt,  dass  nunmehr  auch  Arbeiterschichten  mit  geringerem  Einkommen 
solche  freiwilUge  Hülüsthätigkeit  ansähen  können.^) 

Mit  voller  Absicht  hat  daher  die  deutsche  Arbeiterversicherung  sowohl 
für  den  Kreis  der  versicherungspflichtigen  Personen  als  f&r  das  Ausmass  der 
Entschädigungen  ganz  bestimmte  Grenzen  gezogen,  insbesondere  Betriebsbeamte 
und  Handlungsgehfilfen  mit  einem  Jahresgehalt  von  mehr  als  2000  Mk,  sowie 
selbständige  Unternehmer  dem  Versicherungszwang  nicht  unterstellt 

Der  weitere  Einwand,  dass  die  Zwangsversicherung  den  Unternehmungsgeist 
hemme,  die  Produktion  ungebührlich  belaste  und  die  nationale  Konkurrenzfähigkeit 
bedrohe,  dürfte  für  Deutschland  wenigstens  widerlegt  sein,  da  die  steigenden 
Lasten  der  Arbeiterversicherung  den  wirtschaftlichen  Au&chwung  des  Landes  in 
keiner  Weise  aufgehalten  haben,  und  insbesondere  beweist  die  fortgesetzte  Stei- 
gerung der  Arbeitslöhne,  dass  auch  von  einer  Ueberwälzung  der  bezüglichen  Lasten 
auf  die  Arbeiter  keine  Bede  sein  kann.  Statt  der  nationalen  Entwickelung  zu 
schaden,  hat  die  Arbeiterversicherung  sich  derselben  ganz  im  Gegenteil  als  sehr 
förderlich  erwiesen,  indem  sie  durch  Zusammenfassung  der  realen  Kräfte  und 
Mittel  der  Nation  die  Lösung  ganz  neuer  Aufgaben  ermöglicht.  Es  mag  hier 
nur  daran  erinnert  werden,  dass  z.  B.  die  Heilbehandlung  von  Unfallkranken  seitens 
der  Unfall-Beiiifisgenossenschaften  und  von  Teilinvaliden  seitens  der  Invälidität»- 
und  Altersversicherungsanstalten  auf  dem  Boden  der  deutschen  Arbeiterver- 
sicherung das  ganze  Heilverfahren  in  völlig  neue  Bahnen  gelenkt  hat  und  Erfolge 
verspricht,  welche  für  die  nationale  Wohlfahrt  von  grosser  Bedeutung  sein  müssen. 

So  hat  erst  die  Selbstverwaltung  der  „BemÜBgenossenschaften"  dahin  geführt, 
bei  der  Heilbehandlung  von  Unfeülverletzten  die  Erhaltung  der  Arbeits- 
fähigkeit in  den  Vordergrund  zu  stellen,  nicht  aber  die  gebrochenen  Glieder 
lediglich  auszuheilen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  nachher  zur  Arbeit  ver- 
wendbar sind  oder  nicht.  In  dieser  Beziehung  erwies  sich  die  schnellste  und 
beste  Behandlung  auch  als  die  billigste.  So  entstanden  berufsgenossenschaftliche 
Krankenpaläste,  welche  lediglich  für  diese  Zwecke  mit  allen  Vorzügen  der  Neuzeit 
aufis  reichste  ausgestattet  zwar  Millionen  kosteten,  aber  auch  Millionen  an  Beuten 
ersparen  und,  was  noch  erfreulicher  ist,  Tausende  von  Verunglückten  ihrem  Erwerb 
wieder  zuführen  und  als  nützliche  Mitglieder  der  Gesellschaft  erhalten,  der  sie 
früher  zeitlebens  als  Krüppel  zur  Last  fielen.^ 

Noch  umfassendere  Erfolge  versprechen  die  Bestrebungen  der  „Invaliditäts- 
und Altersversicherungsanstalten'',  welche  darauf  abzielen,  solche  Arbeiter,  die 
den  Keim  einer  dauernden  Invalidität  in  sich  tragen,  aber  noch  heilungsfähig 
sind,  durch  eine  rechtzeitige  Kur  dieser  Gefahr  zu  entziehen. 

Hier  kommt  in  erster  Linie  die  Tuberkulose  in  Betracht,  über  deren  ver- 
heerende Wirkungen  erst  die  auf  dem  Boden  der  Arbeiterversicherung  ermöglichte 
Statistik  des  Reichs- Versicherungsamts  zum  ersten  Mal  authentischen  Aufschluss 


*)  Auf  Grund  der  ArbeiterveTsicherungs-Gesetzgebung;  haben  in  den  Jahren  1885  bis  1897 
die  Versicherten  im  Ganzen  (ohne  Einrechnnng  der  Knappschaftskassen)  nahezu  P/^  Milliarden  Mk. 
an  Entschädigungen  ausgezahlt  erhalten  und  dabei  die  Arbeitgeber  1,3  Milliarden,  die  Arbeit- 
nehmer 1,1  Milliarden  an  Beiträgen  eingezahlt,  so  dass  die  Arbeiter  bereits  ttber  V2^^^ai^6  id^ 
an  Entschädigungen  erhalten  als  an  Beiträgen  gezahlt  haben  (vgl.  meinen  „Leitfaden  zur  Arbeiter- 
versicherung des  Deutschen  Reichs",  Berlin  1898,  S.  26).  Diese  Millionen  —  und  es  werden  zur  Zeit 
schon  alltäglich  in  Deutschland  1  Million  Mark  für  die  Zwecke  der  Arbeiterversicherung  auf- 
gewendet —  haben  aber  die  Bedeutung  einer  mittelbaren  Lohnerhöhung  zu  Gunsten  der  deutschen 
Arbeiter,  da  die  Arbeiter  des  Auslandes,  wo  keine  Zwangsversicherung  besteht,  die  gleichartigen 
Bedürfnisse  der  Hauptsache  nach  aus  ihrem  Lohneinkommen  allein  decken  müssen,  oder  mit 
anderen  Worten:  für  die  nämlichen  Zwecke  haben  die  deutschen  Arbeiter  —  trotz  einer  weit 
umfassenderen  Fürsorge  —  noch  nicht  einmal  die  Hälfte,  die  ausländischen  Arbeiter 
aber  fast  das  Ganze  zu  zahlen.  Die  Arbeiterversicherung  wirkt  in  dieser  Beziehung  also  auch 
regelnd  auf  die  Lohnverhältnisse  zu  Gunsten  der  Arbeiter  ein,  und  dies  am  so  mekr,  je  mehr 
die  Lasten  der  Arbeiterversicherung  noch  ansteigen;  diese  Lohnregelung  hat  gegenüber  den  orga- 
nisierten Lohnkämpfen  des  Auslandes  noch  den  Vorzug,  dass  sie  den  Arbeitern  nichts  kostet 
und  bleibende  Erfolge  bietet. 

•)  Vgl.  die  Zusammenstellung  des  Reichs- Versicherungsamts  über  den  Umfang  und  die  Erfolge 
des  berufsgenossenschaftlichen  Heilverfahrens  in  den  Amtl.  Nachrichten,  Jahrg.  1899  8.  162—168. 


Inyaliditäts-  und  AlteraverBicherang.  53 

giebt^)  Auch  hier  boten  erst  die  Erfahrungen  und  die  reichen  Mittel  der 
„Inyaliditäts-  und  Altersversicherongsanstalten"  die  Möglichkeit,  mit  zweck- 
entsprechenden Einrichtungen  vorzugehen.  Nachdem  einzelne  Versicherungs- 
anstalten sehr  bald  aus  eigenem  Antriebe,  ähnlich  wie  die  Berufsgenossenschaften 
für  ihre  Unfallkranken,  eigene  „Heilstätten  f&r  Lungenkranke^  eingerichtet,  und 
die  dabei  gesammelten  Erfahrungen  sich  alsbald  bewährt  hatten,  erregte  diese 
Angelegenheit  die  Interessen  und  Sympathieen  der  weitesten  Kreise,  so  dass  sich 
bereits  im  Herbst  1895  unter  dem  Allerhöchsten  Protektorat  Ihrer  Majestät  der 
Kaiserin  und  Königin  ein  „Deutscher  Central-Verein  zur  Errichtung  von  Heil- 
stätten f&r  Lungenkranke^  bildete,  um  der  ganzen  Bewegung  eine  zielbewusste 
Richtung  zu  geben.  Der  zum  24.  bis  27.  Mai  1899  nach  Berlin  einberufene 
„Kongress  zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose  als  Volkskrankheit''  sollte  yornehmlich 
diesem  Zweck  dienen  und  wird  voraussichtlich  der  Ausgangspunkt  i&r  eine  Aktion 
im  grössten  Style  werden,  um  dieser  am  Marke  der  Nation  zehrenden  Volksseuche 
soweit  möglich  Herr  zu  werden. 

Dass  bei  allen  solchen  Bestrebungen  zum  Wohl  der  leidenden  Menschheit  die 
Organe  der  Arbeiterversicherung  mit  denen  der  freiwilligen  Hilfsthätigkeit  zusammen- 
wirken und  diesen  einen  starken  Rückhalt  gewähren,  ja  alle  diese  Fortschritte 
erst  ermöglichen,  dttrfte  am  deutlichsten  darthun,  wie  das  feste  Gef&ge  der 
Arbeiterversicherung  mit  seinen  konzentrierten  Mitteln  und  Kräften  den  freien 
Organisationen  erst  recht  zur  thatkräftigen  Entwicklung  verhilft.  So  ist  es 
lediglich  einem  solchen  Zusammenwirken  der  Arbeiterversicherungsorgane  mit 
den  über  das  ganze  Reichsgebiet  verbreiteten  ,  Vereinen  zum  roten  Kreuz"  und 
„Vaterländischen  Frauenvereinen",  welche  der  Gesundheitspflege  in  Kriegs-  und 
Friedenszeiten  dienen,  zu  verdanken,  wenn  nunmehr  auch  für  die  kleinsten  und 
ärmsten  Landgemeinden  eine  geordnete  Krankenpflege  beschafft  werden  kann.^) 

Daneben  suchen  die  Versicherungsanstalten  ihre  reichen  Mittel  auch  noch 
anderen  Wohlfahrtszwecken,  namentlich  der  Beschaffung  von  Arbeiterwohnungen, 
in  immer  weiterem  Umfange  dienstbar  zu  machen,  wie  dies  die  jährlichen  Ueber- 
sichten  des  Reichs-Versicherungsamts  näher  darthun.') 

Obwohl  alles  dies  nur  erste  Ansätze  zu  kulturellen  Fortschritten  sind, 
deren  weitere  Entwickelung  in  ihren  Rückwirkungen  auf  die  nationale  Wohlfahrt 
noch  gar  nicht  abzusehen  ist,  so  lässt  sich  doch  schon  jetzt  erkennen,  dass  die 
Arbeiterversicherung,  statt  den  fi*eien  Schaffensdrang  korporativer  Selbsthfllfe 
zu  ertöten,  dieser  gerade  erst  grossartige  Wirkungskreise  erschlossen  hat  und 
sich  immer  mehr  als  eine  sozialpolitische  Schule  der  ganzen  Nation  erweist^ 
indem  sie  nicht  bloss  dem  Einzelnen  seine  sozialen  Pflichten  tagtäglich  vor  Augen 
führt,  sondern  auch  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  vereint  in  den  Dienst  gemein- 
samer Aufgaben  stellt  und  durch  die  Zusammenfassung  der  realen  Kräfte  des 
Volkslebens  in  der  Form  freier  Selbstverwaltungskörper  bisher  ungeahnte  Ziele 
erreichbar  macht 

Abgesehen  von  den  Einwendungen  gegen  das  System  der  Zwangsversiche- 
mng  an  sich  wird  der  deutschen  Arbeiterversicherung  noch  der  Vorwurf  gemacht, 
dass  „der  ganze  Apparat  zu  schwerfällig  und  zu  kostspielig  sei."    Vorweg  wäre  dem 

•)  Vgl.  die  „Statistik  der  Ursachen  der  Erwerbsunfähigkeit  (Invalidität)  nach  dem  Invali- 
ditftts-  und  Altersversicherungsgesetz*,  aufgestellt  vom  Reichs- Versicherungsamt,  Berlin  1898, 
sowie  die  „Statistik  der  Heilbehandluug  bei  den  Versicherungsanstalten  und  zugelassenen  Eassen- 
einrichtungen  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  fttr  die  Jahre  1897  u.  1898",  Amtl.  Nach- 
richten des  R.V.A.,  Jahrg.  1899  S.  236—279  u.  471—531. 

•)  Vgl.  das  Rundschreiben  des  R.V.A.  vom  29.  Mai  1897,  betr.  „Zusammenwirken  der  Ein- 
richtungen des  Vaterländischen  Frauenvereins  mit  den  Organen  der  Arbeiterversicherung",  Amtl. 
Nachrichten,  Jahrg.  1897  S.  821,  sowie  die  Zeitschrift  „Das  rothe  Kreuz",  Berlin  (seit  1882). 

»)  Vgl.  Amtl.  Nachrichten  des  R.V.A.,  Jahrg.  1899  S.  227—235,  wonach  bis  Ende  1898  von 
den  Versichemngsanstidten  folgende  Beträge  verwendet  worden  sind:  a)für  den  Bau  von  Arbeiter- 
wohnungen 35,4  Mill.  Mk.,  b)  zur  Befriedigung  des  landwirtschaftlichen  Kreditbedürfnisses  (Hypo- 
theken, Kleinbahnen,  Land-  und  Wegeverbesserungen,  Hebung  der  Viehzucht  u.  s.  w.)  35,8  Mill.  Mk., 
c)  für  den  Bau  von  Kranken-  und  Genesungshäusem,  Volksheilstätten,  Gemeinde-Pflegestationen, 
Herbergen  zur  Heimat,  Volksbädern,  Blindenheimen,  Klein-Kinderschulen,  Schlachthäusern,  Wasser- 
leitungs-,  Kanalisations-  und  Entwässerungsanlagen,  Strassenbauten,  Spar-  und  Konsumvereine 
und  ähnliche  Wohlfahrtseinrichtungen  13,7  Mill.  Mk.,   insgesamt  rund  85  Millionen  MarL 
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gegentiber  zu  bemerken,  dass  ein  Apparat  mit  12  Millionen  Versicherten  selbst- 
verständlich kein  ganz  einfacher  sein  kann,  und  wenn  man  beiläufig  die  deutsche 
Arbeiterversicherungs-Gesetzgebung  mit  der  ähnlichen  Zielen,  wenngleich  vergeblich, 
zustrebenden  Geset^ebung  Frankreichs  vergleichen  wollte,  so  dürfte  dieser  Ver- 
gleich kaum  zu  Ungunsten  Deutschlands  ausfiallen.  Sodann  daj^  man  nicht  vergessen, 
dass  eine  so  umfassende  und  noch  jeden  Vorbildes  ermangelnde  Gesetzgebung 
sich  nicht  sofort  aus  einem  Guss  herstellen  liess,  sondern  dass  man  nur  schritt- 
weise vorgehen  konnte  und  schon  Bestehendes  thunlichst  verwerten  wollte.  So 
entstand  die  Dreiteilung:  Krankenversicherung,  Unfallversicherung,  Invali- 
ditäts-  und  Altersversicherung,  mit  verschiedenen  organisatorischen  und  ver- 
sicherungstechnischen  Grundlagen,  und  damit  allerdings  ein  etwas  reichhaltiges 
Gesamtbild,  dessen  „Vereinfachung"  von  allen  Seiten  angestrebt  wird.  Aber  das 
Ausland  wird  Deutschland  nur  daiikbar  sein  können,  wenn  es  ihm  eine  so  reich- 
haltige Musterkarte  von  Versicherungsformen  kostenfirei  zur  Verfügung  stellt 
und  ihm  auf  Grund  der  inzwischen  gesammelten  Erfahrungen  die  Möglichkeit 
gewährt,  nunmehr  das  für  die  eigenen  Verhältnisse  Passend^  auszuwählen. 

Dass  eine  „Vereinfachung"  allseitig  gewünscht  wird,  ist  ganz  natürlich, 
denn  das  Nebeneinander  so  vieler  Organe,  welche  alle  demselben  Ziele  zustreben, 
erzeugt  unwillkürlich  viele  Beibungen,  welche  ohne  Nutzen  Ar  den  Gesamtzweck 
Kräfte  und  Mittel  unnötig  aufeehren.  Dieses  zu  vermeiden,  wird  das  Hauptziel  der 
bereits  geplanten  Beform  sein,  ohne  dass  die  Grundzüge  der  Gesetzgebung  selbst  dabei 
in  Frage  kommen.  Ueber  die  zum  Ziel  fuhrenden  Wege  gehen  die  Aikchten  aber 
noch  weit  auseinander,  so  dass  die  Sache  zur  Zeit  noch  nicht  spruchreif  erscheint  ^) 

Die  beiden  Gegenpole  werden  durch  die  Anhänger  der  territorialen 
Organisation  mit  versicherungstechnischer  Kapitaldeckung  einerseits  und 
der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  mit  einfachem  Umlage- 
verfahren andererseits  vertreten.  Die  ersteren  fassen  lediglich  die  Versicherungs- 
zwecke als  solche  ins  Auge,  halten  hierflir  die  territoriale  Organisation  als  die 
zweckmässigste  und  beftS'Worten  deshalb  die  Ueberweisung  aller  dauernden 
Invaliditätsfälle,  ohne  Unterscheidung  nach  den  Ursachen  der  Invalidität  (also 
unter  Aufhebung  der  besonderen  Unfallversicherung  und  Beru&genossenschaffcen)^) 
an  die  bestehenden  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalten,  während  die 
vorübergehenden  Fälle  wie  bisher  den  Krankenkassen  verbleiben  und  diese 
(durch  Gentralisierung  der  Ortskrankenkassen)  zu  örtlichen  Hilfeorganen  der 
Versicherungsanstalten  umgewandelt  werden  sollen,  damit  Arbeitnehmer  wie 
Arbeitgeber  in  allen  Versicherungsangelegenheiten  es  stets  nur  mit  einer 
und  regelmässig  persönlich  erreichbaren  Geschäftsstelle  zu  thun  haben  (vgl  hierzu 
die  S.  45  erwähnte  Interpellation).     Die  Gegner  dagegen  gehen  von  weiteren 

^)  Vgl.  hierzu  a)  über  die  arsprüngliche  Absicht,  die  Unfall-BernfsgenoBsenschaften  auch 
zu  Trägern  der  Invaliaitäts-  und  Altersversicherung  zu  machen,  die  Begründung  der  im  Dezem- 
ber 1887  Teröffentlichten  „Grundzttge  zur  Alters-  und  InvaliditätsTersicherung  der  Arbeiter" 
(§  19);  b)  über  die  Gründe  für  das  Fallenlassen  dieses  Planes,  die  „Begründung"  zu  dem  späteren 
Gesetzentwurf  vom  22.  November  1888  (§  30) ;  und  c)  über  die  Schwierigkeiten  einer  „Zusammen- 
legung" der  drei  Versicherongszweige  die  Begründung  zu  dem  „Entwurf  eines  Invalidenversiche- 
rungsgesetzes" vom  26.  Februar  1897,  (Reichstagsdrucksache  No.  696, 9.  Legislatur-Periode  IV.  Session 
1895/97,  S.  138—147)  bezw.  vom  19.  Januar  1899  (Reichstagsdrucksache  No.  93,  10.  Legislatur- 
Periode,  I.  Session  1898/99,  S.  163);  ferner  Baumgartner*s  Zeitschrift  für  Versicherungsrecht  und 
-V^issenschaft,  Leipzig  1896,  Bd.  I  Heft  4  S.  681—729  und  die  daselbst  besprochene  Litteratur. 

^  Hierfür  wird  geltend  gemacht:  1.  dass  es  für  das  Versorgungsbedürfnis  und  Verständnis 
der  Arbeiter  gleichgiltig  sei,  auf  welche  Ursache  die  Arbeitsunfähigkeit  zurückzuführen  sei; 
2.  dass  durch  Verschmeliung  beider  Versicherungszweige  die  zahlreichen  und  schwierigen  Qrenz- 
streitigkeiten  darüber,  ob  Unfalls-  oder  sonstige  Invalidität,  insbesondere  ob  „Betriebsunfall" 
oder  „Gewerbekrankheit"  vorliegt,  wegfallen  würden;  3.  dass  es  den  Interessen  der  Arbeiter  mehr 
entsprechen  wtlrde,  auch  teilweise  £ivalidität  —  etwa  in  runden  Sätzen  von  Viertel-,  Halb-  und 
Dreiviertel-Renten  —  zu  entschädigen,  weil  die  bisherigen  Erfahrungen  ergeben  hätten,  dass  die 
Unfallrenten  unter  25 ^/^  sich  zumeist  nur  als  Lohnzulagen  darstellen,  also  wirtschaftlich  nicht 
notwendig  erscheinen,  während  die  höheren  Unfall-  und  die  Invalidenrenten  nicht  immer  die  er- 
gänzende Inanspruchnahme  der  Armenpflege  ausgeschlossen  hätten,  so  dass  die  durch  Ausschaltung 
der  kleinen  Teilrenten  (unter  25  ®/^))  ersparten  Mittel  zweckmässiger  zur  reichlicheren  Bemessung 
der  höheren  Teilrenten  bezw.  der  Invalidenrenten  verwendet  werden  könnten;  4.  endlich  würden 
Rechtsprechung  und  Verwaltung  dadurch  sehr  vereinfacht  werden.  (Vgl.  Seelmann,  Das  Streit- 
verfahren in  den  ReichsverBichemugsgesetzen.    Berlin  1899,  A.  Troschel.) 
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Gesichtspunkten  ans;  sie  wollen  die  berufsgenossenschaftliche  Organisation  nicht 
blofe  den  Zwecken  der  Arbeiterversicherung,  sondern  auch  weiteren  sozialpolitischen 
Aufgaben  dienstbar  machen*,  wie  dies  seiner  Zeit  bei  Erlass  der  Kaiserlichen 
Botschaft  vom  17.  November  1881  und  bei  Errichtung  der  Berufsgenossenschaften 
geplant  worden  sei,  und  erblicken  demgemäss  in  diesen  die  organisatorische 
Grundlage  für  eine  korporative  Berufsgliederung  der  gesamten  Produktion  und 
fbr  die  Anbahnung  einer  gewerblichen  Selbstverwaltung  im  grossen  Stil;  deshalb 
glauben  sie  f&r  die  Finanzwirtschaft  solcher  öffentlichrechtlicher  Selbstverwaltungs- 
körper auch  in  gleicher  Weise  wie  bei  Staat  und  Gemeinde  von  den  versicherungs- 
technischen Grundsätzen  blosser  Versicherungsgesellschaften  absehen   zu  dürfen. 

Eine  Mittelströmung  geht  dahin,  die  Vorteile  beider  Systeme  miteinander 
zu  verschmelzen;  danach  würde  unter  der  Voraussetzung,  dass  durch  entsprechende 
Ergänzung  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  die  gesamte  Arbeiterversicherung 
durchweg  auf  dieselben  Personenkreise  erstreckt  wird,  die  Territorialorganisation 
als  die  massgebende  Grundform  zu  acceptieren,  dagegen  die  Abhebung  von  der- 
selben in  der  Gestalt  von  „Berufägenosseuschaften"  —  nach  Art  des  österr.  U.V.G. 
§  58  und  des  deutschen  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes  §  5  —  auf 
Antrag  solchen  Berufsgruppen  zu  gestatten  sein,  welche  in  sich  selbst  eine 
genügende  Stetigkeit  und  Leistungsfähigkeit  tragen,  um  ihreraeits  die  bezüglichen 
Rentenlasten  zu  übernehmen,  während  für  beide  Organisationen  —  Territorial- 
anstalten wie  Berufegenossenschaften  —  durch  eine  vereinfachte  und  engere 
Angliederung  der  Krankenkassen,  denen  die  gewöhnliche  Krankenfürsorge  nach 
wie  vor  verbliebe,  die  fti*  die  Abwickelung  der  örtlichen  Geschltfte  erforderlichen 
Organe  zu  beschaffen  wären;  in  finanzieller  Beziehung  würde  es  für  die  Renten- 
versicherung bei  dem  in  der  bisherigen  Unfallversicherung  bewährten,  durch  ent- 
sprechende Kapitalrücklagen  ausreichend  gesicherten  Umlageverfahren,  im  übrigen 
bei  dem  in  der  Krankenversicherung  herkömmlichen  Verfahren  zu  belassen  sein. 

Dieser  vermittelnde  Vorschlag  würde  den  Vorzug  haben,  in  die  bestehende 
Organisation  am  wenigsten  einzugreifen,  und  andererseits  noch  den  Vorteil 
bieten,  durch  organische  Eingliederung  entsprechender  Arbeitervertretungen  auch 
dem  immer  lebendiger  werdenden  Organisationsbedürftiis  des  Arbeiterstandes 
Rechnung  zu  tragen,  ohne  sich  den  sozialpolitischen  oder  volkswirtschaftlichen 
Gefahren  auszusetzen,  welche  einander  als  Kampfesorganisationen  gegenüber- 
stehende Sonderorganisationen  von  Unternehmern  und  Arbeitern  zum  Schaden 
beider  Teile  und  der  Gesamtinteressen  stets  niiteichbringen,  wie  dies  die  lang- 
jährigen Erfahrungen  Englands,  Frankreichs  und  Amerikas  zur  Genüge  lehren.^) 


*)  Wenn  es  z.  B.  in  dem  „freien"  Amerika  (vgl.  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schalten,  1.  Supplementband,  Jena  1895,  S.  417  fg.)  an  der  Tagesordnung  ist,  Lohnstreitigkeiten 
im  blutigen  Waffengange  zwischen  den  Vertragsparteien  auszutragen,  so  dürfte  ein  solches  Ver- 
fahren eines  modernen  Staatswesens  kaum  würdig  sein,  znmal  die  Kriegskosten  einer  so  rohen 
Ausgleichun^smethode  allenfalls  von  jungen,  in  elementarer  Entwickelung  begriffenen  Staaten  wie 
Amerika,  nicht  aber  von  solchen  Staaten,  welche  ihre  wirtschaftlichen  Positionen  gegen  den 
internationalen  Ansturm  zu  vertheidigen  haben,  auf  die  Dauer  ertragen  werden  können,  wie  dies 
u.  a.  die  neuere  Entwickelungsgeschichte  der  englischen  Textil-,  Meteil-  und  Montanindustrie  zur 
Genüge  darthut.  Einmal  verlorene  Märkte  sind  erfahrungsgemäss  nur  unter  schweren  Opfern, 
oft  überhaupt  nicht  zurückzugewinnen.  Dazu  kommt  noch  die  besondere  Brutalität,  welche  der- 
artige Massenstreiks  durch  Terrorisierung  der  widerstrebenden  Arbeit^genossen  und  durch  Rninie- 
rung  ganz  unbeteiligter  Kreise  (z.  B.  Kleingewerbetreibender  im  Streikbezirk  und  Arbeiter  ab- 
hängiger Industriezweige)  regelmässig  mit  sich  bringen.  Ist  es  aber  in  modernen  Staatswesen 
schon  dem  Einzelnen  verwehrt,  Selbsthilfe  zu  üben,  und  muss  er  sich  zur  Erlangung  seines  wirk- 
lichen oder  vermeintlichen  Rechts  an  die  dafür  geschaffenen  Stellen  wenden,  so  sollte  den  Massen 
ein  solches  Faustrecht  um  so  weniger  gestattet,  vielmehr  für  die  Austragung  derartiger  Interessen- 
streitigkeiten geeignete  und  vertrauenswürdige  Instanzen  geschaffen  werden,  zumal  die  bisherigen 
Methoden  sich  nirgends  bewährt  haben,  vielmehr  zwischen  den  Beteiligten  sozial  zersetzend 
wirken,  Unbeteiligte  schädigen,  die  nationalwirtschaftliche  Entwickelung  hemmen  und  dem  Volks- 
vermögen ungezählte  Millionen  kosten.  Die  Auffassung,  dass  die  Arbeitsbedingungen  im  modernen 
Grossbetriebe  zwischen  Unternehmer-  und  Arbeiter-Koalitionen  nach  gleichen  Grundsätzen  wie 
seiner  Zeit  im  einfachen  Handwerksbetriebe  zwischen  Meister  und  Gesellen  geregelt  werden 
könnten,  bedeutet  eine  mechanische  üebertragung  privatrechtlicher  Auffassungen  auf  ein  Gebiet, 
welches  daHir  zu  weit  ist  und  auch  hier,  wie  auf  dem  Gebiet  der  Arbeiterversicherung,  neue 
Formen  erheischt;  der  weitere  Ausbau  der  Arbeiterversicherung  würde  es  ermöglichen,  zweck- 
entsprechende Formen  zu  finden. 
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Unter  der  Voranssetzang  entsprechender  Mitwirkung  der  Arbeiter  wfirde  es  dann 
anch  kanm  einem  Bedenken  unterliegen,  den  Bemfsgenossenschaften  im  Anschlnss 
an  die  Unfallverhütnng  nnd  die  bezügliche  Ueberwachnng  der  Betriebe  (§§  78 fg. 
desU.V.G.)  anch  die  Erankheitsveriiütnng  und  allmählich  vielleicht  dieDurch- 
fOhrung  des  gesamten  Arbeiterschutzes  im  Sinne  der§§120a^.  der  Gewerbe- 
ordnung (unter  entsprechender  staatlicher  Oberau&icht)  zu  ttbertragen,  da  solche 
Berufsgenossenschaften  mit  ihrer  mehr  ins  einzelne  gehenden  Sachkenntnis  und 
Erfahrung  die  erforderlichen  Einrichtung^  der  Eigenart  der  einzdnen  Betriebs- 
arten besser  anpaasen  könnten  und  angesichts  der  statistisch  yerfolgbaren 
Wechselwirkung  zwischen  den  vorbeugenden  Massnahmen  und  den  abnehm^iden 
Lasten  schon  durch  das  eigenste  Interesse  dazu  getrieben  werden  würden,  das 
erreichbar  Vollkommenste  auf  diesen  Gebieten  zu  leisten. 

Es  wäre  femer  nicht  ausgeschlossen,  die  Berufsgenossenschaften,  auf  deren 
gemeinsamem  Boden  beide  Teile,  Unternehmer  wie  Arbeiter,  unter  sachgemässer 
Abgrenzung  der  beiderseitigen  Interessensphären,  ihre  zweckent^rechende  Ver- 
tretung fänden,  durch  Gewährung  statutarischer  Bewegungsfreiheit  auch  für  die 
Förderung  anderweiter  Berufsinteressen  verwendbar  zu  machen,  so  etwa  für  die 
Begelung  der  Arbeitsbedingungen,  des  Arbeitsnachweises,  etwaiger  Arbeits- 
losenunterstützung („Wartegeld'')  und  eine  rationelle  Austragung  der  Lohn- 
streitigkeiten durch  Schaffung  der  dafür  geeigneten  Einrichtungen,  für  die 
Anbahnung  einer  Regelung  der  Produktion  und  des  Absatzes  in  der  Rich- 
tung der  heutigen  Kartell-  und  Syndikatsbestrebungen  und  für  die  sonstigen 
Zwecke  der  freien  Interessenvereinigungen,  wcdche  sich  in  manchen  Ber&- 
zweigen  schon  heute  mit  den  bestehenden  „Berufsgenossenschaften''  decken,  aber 
nach  Lage  der  Gesetzgebung  deren  Organisation  nicht  benutzen  dürfen. 

Mag  aber  die  i^form  der  Arbeiterversicherung  und  deren  weitere  Ent- 
wickelung  sich  in  der  einen  oder  der  anderen  Richtung  voUziehen,  soviel  lässt 
sich  schon  heute  mit  Sicherheit  erkennen,  dass  diese  Schöpfung  des  sozialen 
Friedens  mit  ihren  vielseitigen  Einwirkungen  auf  das  ganze  Volksleben  die 
Arbeitskraft  und  Wehrkraft  der  Nation  für  den  Wettstreit  unter  den  Völkern 
ausserordentlich  stärken  und  ihr  solchen  Staaten  gegenüber,  deren  Arbeiterschaft 
eine  ausreichende  Fürsorge  versagt  bleibt,  ein  moralisch  und  wirtschaftlich  be- 
deutsames Uebergewicht  verleihen  muss. 


Lltterator. 


Amtliche  Nachrichten  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern,  betr.  die  Unfall-  nnd  Kranken- 
versicherung der  Arbeiter,  Wien  seit  1889.  Bericht  a)  des  Vorstandes  der  Arbeiter-Unfall- 
yersichemngsanstalt  für  NiederOsterreich  in  Wien  (erstattet  im  Nachhange  zu  dem  Berichte  vom 
30.  November  1894)  betr.  die  znr  Beseitigung  des  Betriebsdefizits  dienlichen  Massnahmen,  sowie 
zu  dem  Berichte  über  die  V.  Gebahrungsperiode,  d.  h.  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  81.  Dezember 
1894,  mit  einem  Anhang  betr.  die  Betriebs-  und  UnfaUstatistik  der  Jahre  1890—92,  Wien  1896; 
b)  des  Direktors  Dr.  Jacob  Haubner  und  des  Rechtskonzipisten  Dr.  Bobert  Marschner  der  Arbeiter- 
Unfallversicherungsanstalt  für  das  Königreich  Böhmen  in  Prag  über  die  im  Auftrage  des  Vor- 
standes der  Anstalt  nach  dem  Deutschen  Reiche  unternommene  Reise  zum  Zwecke  des  Studiums 
der  Organisation  und  Gebahrungsergebnisse  der  deutschen  Bemfsgenossenschaften,  samt  einer  Zu- 
sammenstellung über  die  finauzieUe  Lage  der  Arbeiter-Unfallversicherangsanstalt  für  das  Königreich 
Böhmen  in  Prag,  wie  sich  dieselbe  bei  Anwendung  der  bei  den  reichsdeutschen  Berufsgenossen- 
schaften geltenden  Normen  darstellen  würde,  femer  über  Unfallverhütung,  Unf allheilun|:  und  Gefahren- 
klassifikation. (Mit  21  Tabellen),  Prag  1897.  Bödiker,  a)  „Ueber  den  Einfluss  der  Unmilversicherung 
auf  die  bessere  Heilung  der  Verletzten  nnd  die  Wiedererlangung  grösserer  ErwerbsfUiigkeit^ 
nnd  yUeber  die  Durchführung  der  Invalidit&ts-  nnd  Altersversichemn^  in  Deutschland^ :  Congrte 
international  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales,  8*  Session  tenne  k  Milan  du  1*  an 
6  octobre  1894,  p.  323—837  et  889—847;  b)  „Die  Arbeiterversichemng  in  den  enrop&ischen 
Staaten",  Leipzig  1895,  S.  39—75  u.  243—294;  c)  „Die  Reichs-Versichemngsgesetzgebung« 
Leipzig  1898  (auch  abgedruckt  in  Schmoller's  „Staats- und  sozialwissenschaftlichen  Forschungen**, 
Bd.  XVI  Heft  4,  Leipzig  1898).  Bellom,  a)  Les  lois  d'assnrance  ouvriöre  i Tötranger,  Tome  I,  Assu- 
rance  contre  la  maladie,  Paris  1892,  p.  157—254;  Tomell  2*partie,  Aasurance  contre  les  accidents, 
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Paris  1896,  p.  681-980;  b)  La  question  des  retraites  ouvriöres,  Paris  1897,  p.  55-73.  Bulletin  du  comitö 
permanent  du  congr^  international  des  accidents  du  trayail  et  des  assnrances  sociales,  Paris, 
Tome  IV  (1893)  p.  108-154,  387-441,  449-455  et  Tome  VI  (1895)  p.  616  suiv.  Braun's  Archiv 
für  soziale  Gesetz&febung  und  Statistik,  Tübingen,  Bd.  1  (1888)  S.  583—571;  Bd.  3  (1890) 
S.  95—114,  262—^83;  Bd.  12  (1898)  8.  647—694.  Conrad's  a)  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften, 1.  Auflage,  Jena  1890  fg.,  Bd.  1  S.  530—535,  Bd.  4  S.  247,  866—872,  I.  Supple- 
mentband S.  611,  n.  Snpplementband  S.  570,  902,  912fg.  and  2.  Auflage,  Jena  1898,  Bd.  1 
S.  628—638;  b)  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Jena  1888/1889,  Neue  Folge, 
Bd.  17  S.  430—437,  491  —  512  und  Bd.  19  S.  276  —  281.  Denkschrift  des  niederöster- 
reichischen Gewerbeyereins  zur  Reform  des  Unfallyersicherungsgesetses,  Wien  1895,  Hand- 
ausgabe der  österr.  Gesetze  und  Verordnungen,  Heft  88*,  betr.  die  UnfaUTersicherung  der 
Arbeiter  (3.  Aufl.),  Wien  1898.  Enorr,  „Entwurf  einer  Berufbgenossenschaftsordnung".  (Ein 
Versuch  der  Reform  der  gesetzlichen  Arbeiterfürsorge),  München  1891.  König,  Die  ^gebnisse 
der  Krankenversicherung  in  Gestenreich  im  Vergleidi  mit  der  des  Deutschen  Reichs,  Wien  1896. 
Mandl,  a)  Gesetz  vom  28.  Deeemher  1887  (R.G.BL  1888  No.  1),  betr.  die  UnfaUversicherung  der 
Arbeiter,  mit  den  einschlägigen  Verordnungen  und  Erläuterungen  aus  der  österreichischen  und 
deutschen  Spruchpraxis,  Wien  1898;  b)  Gesetz  vom  20.  JuU  1894  (R.G.BL  No.  168),  betr.  die  Aus- 
dehnung der  ünällversicherunff,  sowie  die  revidierte  Einteilung  der  Betriebe  in  G^ahrenklassen 
und  die  Durchführungsvorschrinen,  mit  Erläuterungen  aus  den  Materialien,  Wien  1894.  Menzel, 
Die  Arbeiterversicherung  nach  österreichischem  Rechte,  Leipzig  1893.  Protokoll  über  die  in 
der  Zeit  vom  25.  November  bis  5.  Dezember  1895  abgeführten  Verhandlungen  des  durch  Experte 
verstärkten  Versicherungsbeirates,  betr.  angeregte  Abänderungen  des  Arbeiterversicherungsgesetzes, 
Wien  1896.  Schiff,  Die  Reform  der  österreicmschen  Arbeiter-UnfiEdlyerBicherung,  1893.  Schmol- 
ler's  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich,  Leipzig, 
12.  Jahn:.  (1888)  S.  657— 684.  Wokurek,  Die  österreichischen  UnfaUversicherung,  Leipzig-Wien 
1898.  Zacher,  a)  ,»Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reichs*',  Berlin  1898  (Ver- 
lag von  A.  Asher  &  Ck>.,  Unter  den  Linden  18;  3.  Hunderttausend,  Partiepreis  10  Pf.);  b)  die  Auf- 
sätze über  «Arbeiterversicherung*'  in  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissensohaften  a.  a.  0. 
Zell  er,  „Die  Vereinfachung  und  Verschmelzung  der  Arbeiterversicherung**  in  Baumgartner's 
Zeitschrift  für  Versicherungsrecht  und  -Wissenschaft,  Leipzig  1896,  Bd.  I  Heft  4  S.  681—729. 

BerliDi  Juni  1899. 

Dr.  Zaeher. 


Anlage  1* 


Gesetz  vom  30.  März  1888, 

betreffend  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter. 


Mit  Znstimmang  der  beiden  Häuser  des  Beicbsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

L  Allgemeine  Bestlmmiingen. 

§1. 

Alle  in  Gemässheit  des  Gesetzes,  betreffend  die  Unfallversicherung  der  Arheiter 
gegen  die  Folgen  der  beim  Betriebe  sich ,  ereignenden  Unfälle  versicherten  Arbeiter  und 
Betriebsbeamten  werden  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  für  den  Krank- 
heitsfall versichert. 

Dasselbe  gilt  auch  von  allen  Arbeitern  und  Betriebsbeamten,  welche  in  Bergwerken 
auf  vorbehaltenc  Mineralien  und  den  dazu  gehörigen  Anlagen  oder  in  einer  unter  die 
Gewerbeordnung  fallenden  oder  einer  sonstigen  gewerbsmässig  betriebenen  Unternehmung, 
femer  beim  Eisenbahn-  und  Binnenschiffahrtsbetriebe  beschäftigt  sind.  Diese  Bestimmung 
findet  keine  Anwendung  auf  solche  Personen,  welche  in  einem  den  Seegesetzen  unter- 
liegenden Schiffahrtsbetriebe  auf  dem  Meere  oder  bei  der  Seefischerei  beschäftigt  sind. 

Als  Arbeiter,  beziehungsweise  als  Betriebsbeamte  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  auch 
Lehrlinge,  Volontäre,  Praktikanten  und  andere  Personen  anzusehen,  welche  wegen  noch 
nicht  beendeter  Ausbildung  keinen  oder  einen  niedrigeren  Arbeitsverdienst  beziehen. 

§2. 

Die  im  §  1  auggesprochene  Yersicherungspflicht  erstreckt  sich  nicht  auf  Bedienstete, 
welche  in  einom  Bt^triebe  des  Staates,  eines  Landes,  eines  Bezirkes,  einer  Gremeinde  oder 
&ine§  Öffentlichen  Fondes  mit  festem  Gehalte  angestellt  sind« 

§  3. 

DiP!  Knmkönver&icherung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Betriebs- 
boamten  wird  darcb  besondere  Landesgesetze  geregelt  werden.  So  lange  diese  Regelung 
nicht  tjrffllgt  ist,  tritt  auch  die  im  §  1  für  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter 
und  Betriflbshnamten  fr^Btgesetzte  Krankenversicherungspflicht  nicht  ein  und  hat  der  Unter- 
nehmer für  die  Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung  jedes  Arbeiters  und  Betriebsbeamten, 
welcher  in  seinem  iti  die  Unfallversicherung  einbezogenen  Betriebe  verletzt  wurde,  unver- 
Äöglicli  8orgB  YM  tragen.  Für  die  Kosten  bis  zum  Ablaufe  von  vier  Wochen  nach  dem 
Eintritte  des  Üafa]U<6  bat  der  Betriebsuiitemehmer  aus  eigenen  Mitteln  aufzakommen. 
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Die  Unternehmer  von  iand-  and  forstwirtschaftlichen  Betrieben  sind  jedoch  berechtigt, 
mit  ihren  Arbeitern,  beziehungsweise  Betriebsbeamten  unter  Zustimmung  derselben  der 
Krankenversicherung  in  der  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  Weise  beizutreten.  Soweit 
ein  solcher  Beitritt  erfolgt,  sind  die  bezeichneten  Unternehmer  von  der  im  ersten  Absätze 
ihnen  auferlegten  Verpflichtung  befreit. 

Auch  solche  Unternehmer,  in  deren  Auftrag  und  für  deren  Bechnung  selbständige 
Arbeiter  in  eigenen  Betriebsstätten  persönlich  oder  unter  Mitwirkung  der  Angehörigen  des 
eigenen  Hausstandes,  jedoch  ohne  anderweitige  Hilfsarbeiter  mit  der  Herstellung  oder 
Bearbeitung  industrieller  Erzeugnisse  beschäftigt  sind  (Hansindustrie),  sind  berechtigt,  mit 
diesen  Arbeitern  unter  Zustimmung  derselben  der  Krankenversicherung  in  der  in  diesem 
Gesetze  vorgesehenen  Weise  beizutreten. 

§4. 

Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  sind  berechtigt,  Personen,  welche  im  Krank- 
heitsfalle mindestens  for  zwanzig  Wochen  auf  Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung  in 
der  Familie  des  Arbeitgebers  oder  auf  Fortzahlung  des  Gehaltes  oder  des  Lohnes  Anspruch 
haben,  mit  ihrer  Zustimmung  nach  Untersuchung  der  Sachlage  von  der  Versicherungspflicht 
zu  befreien. 

§6. 

Als  Gehalt  oder  Lohn  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  auch  Tantiemen  und 
Naturalbezüge.  Der  Wert  der  letzteren  ist  nach  den  örtlichen  Durchschnittspreisen  in 
Ansatz  zu  bringen. 

§6. 
Den  Gegenstand  der  im  §  1   bezeichneten  Versicherung  bildet  die  Gewährung  von 
Krankenunterstützungen  und  Beerdigungskosten  in  der  durch  dieses  Gesetz  bestimmten  Art 
und  Höhe. 

Als  Krankenunterstützung  ist  mindestens  zu  gewähren: 

1.  vom  Beginn  der  Krankheit  an  freie  ärztliche  Behandlung  mit  Inbegriff  des 
geburtshilflichen  Beistandes,  sowie  die  notwendigen  Heilmittel  und  sonstigen 
therapeutischen  Behelfe; 

2.  im  Falle  die  Krankheit  mehr  als  drei  Tage  dauert  und  der  Kranke  erwerbs- 
unfähig ist,  vom  Tage  der  Erkrankung  an  für  jeden  Tag  ein  Krankengeld 
in  der  Höhe  von  60  Prozent  des  im  Gerichtsbezirke  üblichen  Tagelohns 
gewöhnlicher,  der  Versicherungspflicht  unterliegender  Arbeiter. 

Die  Krankenunterstützung  ist,  so  lange  die  Krankheit  dauert,  und,  wenn  sie  nicht 
früher  endet,  durch  mindestens  zwanzig  Wochen,  vom  Beginn  der  Krankheit,  und  zwar 
wöchentlich  im  nachhinein  zu  gewähren. 

Wöchnerinnen  ist  bei  normalem  Verlaufe  des  Wochenbetts  die  Krankenunterstützung 
auf  die  Dauer  von  mindestens  vier  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  zu  gewähren. 

Für  den  Todesfall  eines  Versicherten  sind  den  Hinterbliebenen  die  Beerdigungs- 
kosten wenigstens  im  zwanzigfachen  Betrage  des  in  Z.  2  bezeichneten  Tagelohnes  zu 
gewähren. 

§7. 

Die  Höhe  des  in  jedem  Gerichtsbezirke  üblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher,  der  Ver- 
sicherungspflicht unterliegender  Arbeiter  wird  von  der  politischen  Behörde  erster  Instanz 
nach  Anhörung  von  Vertrauensmännern  und  in  denjenigen  Ländern,  in  welchen  Bezirks- 
vertretungen bestehen,  auch  nach  Einvernehmung  des  betreffenden  Bezirksausschusses 
periodisch  festgesetzt.  Ergeben  sich  hiebei  sehr  erhebliche  Verschiedenheiten,  so  kann 
der  übliche  Tagelohn  in  mehreren  Kategorien  festgesetzt  werden. 

Die  Festsetzung  findet  für  männliche  und  weibliche,  für  jugendliche  und  erwachsene 
Arbeiter  besonders  statt.  Für  Lehrlinge,  Volontäre,  Praktikanten  und  andere  Personen, 
welche  wegen  noch  nicht  beendeter  Ausbildung  keinen  oder  einen  niedrigeren  Arbeitsverdienst 
beziehen,  gilt  die  für  jugendliche  Arbeiter  getroffene  Feststellung. 
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§8. 
An  Stelle  der   freien   ärztlichen  Behandlung,    der   notwendigen  Heilmittel   and   des 
Krankengeldes  kann  freie  Kar  and  Verpflegang  in   einem  Krankenhaase  nach  der  letzten 
Klasse  aaf  Kosten  der  Krankenkasse  gewährt  werden,  and  zwar: 

1.  für  diejenigen,  welche  mit  ihrem  Ehegatten  oder  mit  anderen  Gliedern  ihrer 
Familie  im  gemeinsamen  Haashalte  leben,  beziehangsweise  anderweitige  häas- 
liehe  Pflege  geniessen,  mit  Zastimmang  des  Erkrankten  oder  anabhängig  von 
derselben  in  dem  Falle,  wenn  die  Art  der  Krankheit  es  erfordert; 

2.  für  sonstige  Erkrankte  anbedingt. 

Nebst  freier  Kar  and  Verpflegang  in  einem  Krankenhaase  ist  aach  die  kostenfreie 
Befurderang  in  dasselbe  za  gewähren. 

Wird  ein  yersicherter  Erkrankter  in  einer  Öffentlichen  Krankenanstalt  verpflegt,  so 
ist  die  Krankenkasse,  soweit  dieselbe  in  Gemässheit  der  vorstehenden  Bestimmungen  nicht 
weitergehende  Verpflichtungen  freiwillig  übernommen  hat,  verpflichtet,  die  far  Kur  und 
Verpflegung  nach  der  letzten  Klasse  entfallenden  Kosten  bis  zur  Dauer  von  vier  Wochen 
der  Krankenanstalt  zu  ersetzen. 

Hat  der  im  Krankenhause  Untergebrachte  Angehörige,  deren  Unterhalt  er  bisher 
aus  seinem  Arbeitsverdienste  bestritten  hat,  so  ist  far  jene  Zeit,  während  welcher  die 
Kur  und  Verpflegung  im  Krankenhause  auf  Kosten  der  Krankenkasse  erfolgt,  von  dieser 
letzteren  mindestens  die  Hälfte  des  Krankengeldes  zu  leisten. 

§9. 
Eine  Erhöhung  und  Erweiterung  der  Leistungen  fiber  das  in  den  §§  6  bis  8  bezeich- 
nete Mindestausmass  ist  durch  Statut  zulässig;  jedoch  kann  die  Krankenversicherung  nicht 
mit  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenversicherung  verbunden  werden  und  sind  die  Kranken- 
kassen nachstehenden  Beschränkungen  unterworfen: 

1.  Wird  bei  Berechnung  des  Krankengeldes  anstatt  des  im  (^erichtsbezirke 
üblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher,  der  Versicherungspflicht  unterliegender 
Arbeiter  (§  7)  ein  anderer  Lohnbetrag  zu  Grunde  gelegt,  so  darf  derselbe  nicht 
geringer  sein  als  der  bezeichnete  Taglohn  und  darf  anderseits  den  Betrag 
von  zwei  Gulden  für  den  Arbeitstag  nicht  übersteigen.  Ein  diesen  Betrag 
übersteigender  Arbeitsverdienst  hat  ausser  Berechnung  zu  bleiben. 

2.  Das  Krankengeld  kann  nicht  höher  als  mit  76  Prozent  des  bei  der  Berech- 
nung desselben  zu  Grunde  gelegten  Lohnbetrages  festgesetzt  werden. 

3.  Die  Dauer  der  Krankenunterstützung  kann  höchstens  auf  ein  Jahr  bestimmt 
werden. 

4.  Die  Beerdigungskosten  können  höchstens  mit  dem  Betrage  von  50  fl.  fest- 
gesetzt werden. 

§  10. 
Die  nach  §  9  erhöhten  und  erweiterten  Klassenleistungen  können  durch  Statut 
ermässigt,  beziehangsweise  wieder  auf  das  in  den  §§  6  bis  8  festgesetzte  Mindestausmass 
herabgesetzt  werden.  Derartige  Statutenänderungen  finden  jedoch  auf  solche  Versicherte, 
welchen  zur  Zeit  der  behördlichen  Genehmigung  der  Abänderung  ein  Unterstützungsanspruch 
wegen  vorher  eingetretener  Krankheit  zusteht,  far  die  Dauer  dieser  Krankheit  keine  An- 
wendung. 

§11. 

Die  im  §  1  vorgeschriebene  Versicherung  erfolgt  durch  nachstehende  Kategorien 
von  Krankenkassen: 

1.  durch  Bezirkskrankenkassen, 

2.  durch  Betriebskrankenkassen, 

3.  durch  Baukrankenkassen, 

4.  durch  Genossenschaftskrankenkassen, 
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5.  durch  Bmderladen  (Enappschaftskassen), 

6.  durch    in  Gemässheit   der   geltenden  Vereinsgesetzgebnng    errichtete  Krankon- 
kassen (Yereinskrankenkassen). 


II.  Bezirkskrankenkassen, 

§  12. 

Die  znm  Zweck  der  Erankenyersicherang  neu  zu  errichtenden  Bezirkskrankenkassen 
beruhen  auf  dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit 

In  der  Begel  soll  für  jeden  Gerichtsbezirk  eine  solche  Krankenkasse  am  Sitze  des 
Bezirksgerichtes  errichtet  werden.  Die  politische  Landesbehörde  ist  jedoch  berechtigt,  mit 
Bücksicht  auf  die  besonderen  Verhältnisse  einzelner  Bezirke  den  Sprengel  dieser  Kassen 
in  anderer  Weise  festzustellen  und  namentlich  anzuordnen,  dass  für  mehrere  Gerichts- 
bezirke eines  und  desselben  Landes  nur  eine  Krankenkasse,  oder  dass  für  einen  Gerichts- 
bezirk mehrere  Krankenkassen  errichtet  werden.  In  gleicher  Weise,  ist  die  politische 
Landesbehörde  berechtigt,  im  einzelnen  Falle   den  Sitz  der  Krankenkassen  zu  bestimmen. 

Den  politischen  Landesbehörden  ist  femer  das  Becht  Yorbehalten,  innerhalb  der 
Grenzen  eines  und  desselben  Landes  die  Sprengel  der  Bezirkskrankenkassen  zu  ändern, 
mehrere  solche  Kassen  zu  einer  einzigen  zu  vereinigen  oder  die  Teilung  einer  solchen 
Kasse  anzuordnen.  Vor  jeder  solcher  Verfügung  sind  die  beteiligten  Kassen  einzuyer- 
nehmen. 

Die  besoldeten  Beamten  der  Bezirkskrankenkassen  sind  in  Eid  und  Pflicht  zv 
nehmen. 

§  13. 

In  Bezug  auf  die  Mitglieder  der  Bezirkskrankenkassen  haben  nachfolgende  Be- 
stimmungen zu  gelten: 

1.  Mitglieder  einer  Bezirkskrankenkasse  sind  zunächst  die  im  Sprengel  derselben 
beschäftigten,  versicherungspflichtigen  Personen,  welche  nicht  bei  einer  der  übrigen 
im  §  11  bezeichneten  Kassen  in  der  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen  Art  und 
Höhe  gegen  Krankheit  versichert  sind.     (§  61.) 

Die  Mitgliedschaft  dieser  Personen  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  sie 
in  die  betreffende  Beschäftigung  eintreten. 

Ihr  Austritt  aus  der  Bezirkskrankenkasse  kann,  solange  ihre,  die  Ver- 
sicherungspflicht begründende  Beschäftigung  im  Sprengel  dieser  Kasse  andauert, 
nur  erfolgen,  wenn  sie  nachweisen|  dass  sie  bei  einer  anderen  der  im  §  11 
bezeichneten  Kassen  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gegen 
Krankheit  versicheri^  sind. 

2.  Versicherungspflichtige  Kassenmitglieder,  welche  aus  der  die  Mitgliedschaft 
begründenden  Beschäftigung  ausscheiden  und  nicht  zu  einer  Beschäftigung 
übergehen,  vermöge  deren  sie  Mitglieder  einer  anderen  Bezirkskrankenkasse 
oder  einer  der  sonstigen  im  §  11  bezeichneten  Kassen  werden,  bleiben  solange 
Mitglieder,  als  sie  sich  in  den  im  Beichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  aufhalten  und  die  vollen  statutenmässigen  Beiträge  (§  34,  Absatz  3) 
bezahlen.  Die  Mitgliedschaft  dieser  Personen  imd  mit  derselben  das  Becht  auf 
die  Kassenleistungen  erlischt,  wenn  die  Beiträge  durch  vier  aufeinanderfolgende 
Wochen  nicht  geleistet  werden. 

3.  Kassenmitglieder  der  vorstehend  bezeichneten  Arten,  welche  die  Beiträge  infolge 
eingetretener  Erwerbslosigkeit  nicht  einzahlen  können,  behalten  die  Mitglied- 
schaft und  mit  derselben  das  Becht  auf  die  Kassenleistungen  für  solange,  als 
ihr  Beserveanteil  (§  28)  zur  Bestreitung  der  vollen  statutenmässigen  Beiträge 
ausreicht,  in  jedem  Falle  aber  durch  mindestens  sechs  Wochen. 

4.  Personen,  welche  der  Versicherungspflicht  nicht  unterliegen,  sind,  wenn  sie  das 
35.  Lebensjahr  nicht  überschritten  haben,  berechtigt,  der  Bezirkskrankenkasse 
beizutreten. 
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Die  Mitgliedschaft  dieser  Personen  beginnt  mit  dem  Tage  der  Anmeldung; 
jedoch  kann  rücksichtlich  der  nach  §  3,  Absatz  2  nnd  3,  versicherten  Personen 
die  Anmeldung  erst  auf  Grund  der  nach  §  37,  Absatz  1,  mit  der  Bezirks- 
krankenkasse getroffenen  Vereinbarung  erfolgen. 

Der  Austritt  steht  nicht  versicherungspflichtigen  Personen  jederzeit  frei. 
Sie  sind  als  ausgetreten  zu  erachten,  wenn  sie  Versicherungsbeiträge  (§  34, 
Absatz  3)  durch  vier  aufeinanderfolgende  Wochen  nicht  geleistet  haben. 

5.  Von  versicherungspflichtigen  Personen  darf  beim  Eintritt  in  die  Kasse  ein 
Eintrittsgeld  nicht  verlangt  werden.  Für  Mitglieder,  welche  der  Versicherungs- 
pflicht nicht  unterliegen,  ist  durch  das  Statut  ein  Eintrittsgeld  festzusetzen, 
welches  mindestens  den  Betrag  des  vollen,  far  sechs  Wochen  zu  leistenden 
Kassenbeitrages  erreichen  muss.  Die  Eintrittsgelder  fliessen  in  den  Beserve- 
fonds  der  Kasse. 

6.  Wenn  Mitglieder  aus  der  Kasse  ausscheiden,  so  ist  ihr  Beserveanteil  (§  28), 
soweit  derselbe  nicht  etwa  in  Gemässheit  der  unter  Ziffer  3  enthaltenen  Be- 
stimmung zur  Bestreitung  von  Versicherungsbeiträgen  verwendet  worden  ist, 
in  dem  Falle,  als  diese  Personen  innerhalb  eines  Jahres  nach  ihrem  Aus- 
scheiden in  eine  andere  Bezirkskrankenkasse  oder  in  eine  Betriebs-,  eine 
Genossenschafts-  oder  eine  Vereinskrankenkasse  eintreten,  dieser  letzteren  Kasse 
zu  überweisen.  In  allen  anderen  Fällen  verbleibt  der  bezeichnete  Beserveanteil 
der  Kasse,  aus  welcher  das  Mitglied  ausgeschieden  ist. 


§  14. 

Für  jede  neu  zu  bildende  Bezirkskrankenkasse  ist  nach  dem  Vorbilde  eines  im  Ver- 
ordnungswege zu  veröffentlichenden  Musterstatutes  von  der  politischen  BezirksbehOrde,  in 
deren  Sprengel  die  Kasse  errichtet  wird,  nach  Vernehmung  von  Vertrauensmännern  der 
Arbeitgeber  und  der  versicherungspflichtigen  Personen  ein  besonderes  Statut  zu  errichten, 
welches,  sowie  alle  späteren  Abänderungen  desselben,  zur  Giltigkeit  der  Genehmigung 
durch  die  politische  Landesbehörde  bedarf. 

Sollen  bei  der  Neubildung  einer  Bezirkskrankenkasse  in  das  Statut  Leistungen  auf- 
genommen werden,  welche  das  in  den  §§  6  bis  8  bezeichnete  Mindestausmass  übersteigen, 
so  sind  ausserdem  der  Gewerbeinspektor  und  die  Handels-  und  Gewerbekammer  gutachtlich 
einzuvemehmen. 

Das  Statut  muss  insbesondere  Bestimmungen  enthalten: 

1.  über  die  Art  und  den  Umfang  der  Unterstützungen; 

2.  über  die  Höhe  der  Beiträge; 

3.  über  die  Bildung  des  Beservefondes; 

4.  über   die  Bildung  des  Vorstandes   und  .den  Umfang   seiner  Befugnisse,   sowie 
die  Dauer  seiner  Amtsperiode; 

5.  über  die  Bildung  eines  Ueberwachungsausschusses,  über  dessen  Wirkungskreis 
und  die  Dauer  seiner  Amtsperiode; 

G.  über   die  Zusanmicnsetzung  und  Berufung  der  Generalversammlung,   über   die 
Art  ihrer  Beschlussfassung  und  die  ihr  vorbehaltenen  Angelegenheiten; 

7.  über  die  Zusammensetzung  und  Berufung  des  Schiedsgerichtes  und  über  dessen 
Wirkungskreis; 

8.  über  die  An-  und  Abmeldung  der^  Krankheitsfälle,  sowie  über  die  Ausübung 
der  Krankenkontrolle; 

9.  über  die  Bedingungen  einer  Abänderung  des  Statutes; 
10.  über  die  AuiBstellung  und  Prüfung  der  Jahresrechnung. 

§  16. 
Die  Bezirkskrankenkasse  kann  unter  ihrem  Namen  Rechte  erwerben  und  Verbindlich- 
keiten eingehen,  vor  Gericht  klagen  und  geklagt  werden. 
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Für  alle  Verbindlichkeiten  der  Kasse  haftet  den  Kassegläubigem  nnr  das  Vermögen 
der  Kasse. 

Ihr  ordentlicher  Gerichtsstand  ist  jenes  Gericht,  in  dessen  Bezirk  sie  ihren  Sitz  hat. 

§  16. 

Der  Vorstand  der  Bezirkskrankenkasse  wird  von  der  Generalversammlung,  unbeschadet 
der  Bestimmungen  des  §  18,  aus  den  Kassenmitgliedem  gewählt  Demselben  steht  die 
gesamte  Geschäftsführung  und  Vertretung  mit  Ausnahme  jener  Angelegenheiten  zu,  die 
durch  das  Statut  ausdrücklich  der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  vorbehalten 
sind.  Insbesondere  liegt  ihm  die  entsprechende  Durchführung  einer  wirksamen  Kranken- 
kontrolle ob. 

Die  Wahl  findet  unter  Leitung  des  bisherigen  Vorstandes  statt.  Nur  die  erste 
Wahl  nach  Errichtung  der  Kasse,  sowie  spätere  Wahlen,  bei  welchen  ein  Vorstand  nicht 
anwesend  ist,  werden  von  einem  Vertreter  der  Aufsichtsbehörde  geleitet. 

§  17. 

Die  Generalversammlung  besteht  nach  der  Bestimmung  des  Statuts,  unbeschadet  der 
Vorschrift  des  §  18,  entweder  aus  den  eigenberechtigten  Kassenmitgliedem  oder  aus 
Delegierten,  welche  von  den  Mitgliedem  aus  ihrer  Mitte  gewählt  werden. 

Die  Generalversammlung  muss  aus  Delegierten  bestehen,  wenn  die  Kasse  mehr  als 
dreihundert  Mitglieder  zählt. 

lieber  die  Anzahl  und  Wahl  der  Delegierten,  sowie  die  Dauer  ihrer  Amtsperiode 
hat  das  Statut  die  erforderlichen  Bestimmungen  zu  enthalten. 

Der  Generalversammlung  ist  nebst  der  im  §  16  bezeichneten  Wahl  des  Vorstandes 
jedenfalls  vorzubehalten: 

1.  die  Wahl  des  Ueberwachungsausschusses; 

2.  die  Beschlussfassung  über  den  Jahresbericht  des  Vorstandes  und  über  die 
Entlastung  des  letzteren; 

3.  die  Verfolgung  von  Ansprüchen,  welche  der  Kasse  gegen  Mitglieder  des  Vor- 
standes oder  des  Ueberwachungsausschusses  aus  deren  Amtsführang  erwachsen, 
und  die  Wahl  der  zur  Verfolgung  dieser  Ansprüche  Beauftragten; 

4.  die  Beschlussfassung  über  die  Abänderung  des  Statuts. 

§  18. 

Die  Arbeitgeber,  welche  versicherungspflichtige  Mitglieder  einer  Bezirkskrankenkasse 
beschäftigen,  oder  welche  einer  Bezirkskrankenkasse  nach  §  3,  Absatz  2  oder  3  beigetreten 
sind,  haben  eine  angemessene  Vertretung  im  Vorstande,  im  Ueberwachungsausschusse  und 
in  der  Generalversammlung  der  Kasse. 

Die  Vertretung  ist  durch  Statut  nach  dem  Verhältnis  der  von  solchen  Arbeitgebern 
aus  eigenen  Mitteln  zu  zahlenden  Beiträge  zu  dem  Gesamtbetrage  der  Beiträge  zu 
bemessen.  Mehr  als  ein  Drittel  der  Stimmen  darf  den  Arbeitgebem  weder  in  der  General- 
versammlung, noch   im  Vorstande,  noch   im  Ueberwachungsausschusse  eingeräumt  werden. 

Durch  das  Statut  ist  auch  festzusetzen,  in  welcher  Weise  die  Vertretung  der  Arbeit- 
geber in  der  Generalversammlung  zu  bilden  ist.  Denselben  bleibt  in  jedem  Falle  vor- 
behalteU;  sich  durch  ihre  Betriebsbeamten  vertreten  zu  lassen. 

Die  Wahlen  der  Generalversammlung  zum  Vorstande  und  zum  Ueberwachungs- 
ausschusse werden  getrennt  von  den  Kassenmitgliedem  und  den  Arbeitgebem  vor- 
genommen. 

§  19. 

Die  Bezirkskrankenkassen  unterliegen  der  staatlichen  Aufsicht  nach  Massgabe  der 
f&r  andere  Versichemngsvereine  geltenden  uud  der  besonderen,  in  diesem  Gesetze  enthaltenen 
Bestimmungen. 

Zur  Uebung  der  staatlichen  Aufsicht  sind  zunächst  die  politischen  Behörden  erster 
Instanz  als  Aufsichtsbehörden  berafen. 
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Die  Anfisichtsbehörde  überwacht  die  Befolgung  der  gesetzlichen  nnd  Btatntari8ch«i 
Vorschriften  nnd  kann  dieselbe  durch  Androhung,  Verhängung  und  Vollstreckung  yon 
Geldstrafen  bis  zu  100  fl.  und  im  Nichteinbringungsfalle  mit  Arreststrafen  bis  zu  14  Tagen 
gegen  die  Mitglieder  des  Vorstandes  erzwingen. 

Sie  ist  zum  Zwecke  der  Ueberwachung  befugt,  Ton  allen  Büchern,  Bechnungen, 
Correspondenzen  und  sonstigen  Papieren  der  Bezirkskrankenkasse  Einsicht  zu  nehmen,  die 
Kasse  zu  reyidieren  und  zu  allen  Versammlungen  und  Sitzungen  der  Eassenorgane  einen 
Vertreter  abzuordnen. 

In  höherer  Instanz  sind  zur  Uebung  der  staatlichen  AufiBicht  über  die  Bezirkskranken- 
kassen die  politischen  LandesbehOrden  und  das  Ministerium  des  Innern  berufm. 


§  20. 

Die  AuMchtsbehOrde  kann  die  Berufung  der  Kassenorgane  zu  Versammlungen  und 
Sitzungen  begehren  und,  fEdls  diesem  Verlangen  nicht  entsprochen  wird,  diese  Versamm- 
lungen und  Sitzungen  selbst  anberaumen.  In  den  auf  ihren  Anlass  anberaumten  Ver- 
sammlungen und  Sitzungen  kann  sie  nOtigen&lls  durch  einen  Vertreter  die  Leitung  über- 
nehmen. 

Solange  der  Vorstand  nicht  bestellt  ist  oder  die  Generalversammlung  nicht  zustande 
kommt,  oder  wenn  die  Organe  der  Kasse  die  Erfüllung  ihrer  gesetzlichen  oder  statuten- 
mässigen  Obliegenheiten  verweigern,  kann  die  Aufsichtsbehörde  die  Befugnisse  und  Obliegen- 
heiten der  Kassenorgane  selbst  oder  durch  von  ihr  zu  bestellende  Vertreter  auf  Kosten 
der  Kasse  ausüben. 

Sie  kann  auch,  wenn  die  Wahl  des  Vorstandes  von  der  Generalvwsammlung  oder 
die  Wahl  der  Delegierten  zur  Generalversammlung  durch  die  Wahlberechtigten  verweigert 
wird,  die  Mitglieder  des  Vorstandes,  beziehungsweise  die  Delegierten  selbst  emenn^d. 


§  21. 

Die  politische  Landesbehörde  ist  befugt,  über  die  Art  und  Form  der  Bechnungs- 
führung  der  Kassen  Vorschriften  zu  erlassen. 

Der  Bechnungsabschluss  jeder  Kasse  und  das  Ergebnis  der  Prüfung  desselben  ist 
alljährlich  der  Aufsichtsbehörde  vorzulegen. 

§  22. 

Das  Becht  der  Unterstützung  beginnt  für  versicherungspflichtige  Kassenmitglieder 
mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  sie  Mitglieder  der  Kasse  geworden  sind  (§  13,  Z.  1, 
Absatz  2). 

Für  Mitglieder,  welche  der  Versicherungspflicht  nicht  unterliegen  und  freiwillig  der 
Kasse  beigetreten  sind,  beginnt  das  Becht  auf  Unterstützung  erst  nach  Ablauf  einer  im 
Statute  festzusetzenden,  von  ihrer  Anmeldung  (§  13,  Z.  4,  Absatz  2)  an  zu  berechnenden 
Frist,  welche  mindestens  vier  und  höchstens  acht  Wochen  betragen  muss.  Für  eine  bereits 
zur  Zeit  der  Anmeldung  eingetretene  Erkrankung  steht  solchen  Mitgliedern  in  keinem  Falle 
ein  Anspruch  auf  Unterstützung  zu. 

§  23. 

Die  Ansprüche  der  im  §  13,  Z.  3,  bezeichneten  Mitglieder  beschränken  sich  in 
jedem  Falle  auf  die  in  den  §§  6  bis  8  festgesetzten  gesetzlichen  Mindestleistungen  der 
Krankenversicherungskassen. 

§  24. 
Durch  das  Statut  kann  bestimmt  werden: 

1.  dass  fQr  Mitglieder  der  im  §  13,  Z.  2,  bezeichneten  Art,  welche  sich  nicht 
im  Sprengel  der  Kasse  aufhalten,  an  Stelle  der  im  §  6,  Z.  1,  bezeich- 
neten Leistungen  eine  Erhöhung  des  Krankengeldes  um  die  Hälfte  seines 
Betrages  tritt; 
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2.  dass  Mitgliedern,  welche  sich  die  Krankheit  vorsätzlich  oder  durch  schnldhafte 
Beteiligong  bei  Schlägereien  oder  Banfhfindeln  oder  durch  Tronksncht  m- 
gezogen  haben,  das  statatenmässige  Krankengeld  gar  nicht  oder  nur  teilweise 
zu  gewähren  ist 

§  26. 

Die  nach  yersicherungstechnischen  Grundsätzen  erforderlichen  Mittel  zur  Bestreitung 
der  Yon  den  Bezirkskrankenkassen  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  und  des  Statuts  zu 
gewährenden  Leistungen  und  der  Yerwaltungskosten,  sowie  zur  Dotierung  der  Beserve 
werden  durch  Beiträge  aufgebracht,  welche  in  Prozenten  des  bei  Berechnung  des  Kranken- 
geldes zu  Grunde  gelegten  Lohnbetrages  zu  bemessen  sind  (§  9,  Z.  1). 

Zu  anderen  als  den  bezeichneten  Zwecken  dürfen  weder  Beiträge  erhoben  werden, 
noch  Verwendungen  aus  dem  Yermögen  der  Kasse  erfolgen.. 

§  26« 

Zur  Deckung  des  gesetzlichen  Mindesterfordemisses  der  Krankenversicherung  dürfen 
die  Beiträge,  sofern  sie  den  versicherungspflichtigen  Mitgliedern  zur  Last  £&llen  (§  34, 
Absatz  1),  nicht  über  drei  Prozent  des  bei  Berechnung  des  Krankengeldes  zugrunde 
gelegten  Lohnbetrages  (§  9,  Z.  1)  festgesetzt  werden«  Eine  Erhöhung  dieser  Beiträge 
zu  obigem  Zwecke  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  dieselbe  in  der  Generalversammlung,  sowohl 
von  den  Vertretern  der  zu  Beiträgen  verpflichteten  Arbeitgeber,  als  von  deigenigen  der 
Kassenmitglieder  nach  gesonderter  Beratung  und  in  gesonderter  Abstimmung,  und 
zwar  bei  jeder  Abstinmiung  mit  einer  Majorität  von  drei  Vierteilen  der  Anwesenden 
beschlossen  wird. 

Sollen  im  Statute  Leistungen  festgesetzt  werden,  welche  über  das  gesetzliche  Mindest- 
ausmass  hinausgehen,  so  dürfen  die  obbezeichneten  Beiträge  bei  der  Errichtung  der  Kasse 
nicht  über  zwei  Prozent  des  bei  Berechnung  des  Krankengeldes  zu  Grunde  gelegten  Lohn- 
betrages festgesetzt  werden.  Ein  spätere  Erhöhung  dieser  Beiträge  ist  nur  bis  zur  Höhe 
von  drei  Prozent  dieses  Lohnbetrages  und  nur  dann  zulässig,  wenn  dieselbe  in  der 
Generalversammlung  sowohl  von  den  Vertretern  der  zu  den  Beiträgen  verpflichteten  Arbeit- 
geber, als  von  denjenigen  der  Kassenmitglieder  nach  gesonderter  Beratung  und  in  geson- 
derter Abstimmung,  und  zwar  bei  jeder  Abstimmung  mit  absoluter  Majorität  der  Anwesenden 
beschlossen  wird. 

§  27. 

Bei  jeder  Bezirkskrankenkasse  sind  zur  Bildung  der  Reserve  jährlich  mindestens 
zwei  Zehntel  des  Jahresbetrages  der  Kassenbeiträge  zu  verwenden.  Von  diesem  Betrage 
ist  ein  nach  §  39  zu  bestimmender  Teil  dem  Beservefonde  des  Kassenverbandes  zuzuführen; 
der  Best  dient  zur  Bildung  des  Beservefondes  der  Kasse,  welcher  mindestens  im  Betrage 
der  zweifachen  durchschnittlichen  Jahresausgabe  anzusammeln  und  erforderlichenfalls  wieder 
bis  zu  dieser  Höhe  zu  ergänzen  ist. 

Für  die  Anlage  der  Beservefonde  ^ind  die  Bestimmungen  über  die  Anlage  von 
Pupillarvermögen  massgebend. 

§  28. 

Am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  hat  die  Kasse  das  Verhältnis  der  Höhe  ihres 
Beservefondes  zu  der  Gesamtsumme  der  von  den  am  Jahresschlüsse  verbleibenden  Mitgliedern 
während  der  Dauer  ihrer  Mitgliedschaft  geleisteten  Einzahlungen  in  Prozenten  fest- 
zustellen. 

Ergiebt  sich  in  dem  auf  diese  Feststellung  folgenden  Jahre  die  Notwendigkeit  der 
Ermittelting  des  Beserveanteiles  einzelner  Mitglieder  (§  13,  Z.  3  und  6),  so  gilt  als 
solcher  der  Betrag,  welcher  der  festgestellten  Anzahl  von  Prozenten  der  Gesamtsumme 
der  von  dem  betreffenden  Mitgliede  während  der  Dauer  seiner  Mitgliedschaft  geleisteten 
Einzahlungen  entspricht. 

§  29. 
Die  politische  Landesbehörde  hat  vor  Genehmigung  des  Kassenstatutes,  nötigenfedls 
unter  Beiziehung  von  Sachverständigen  zu  prüfen,  ob  die  im  Statute  festgesetzten  Beiträge 
zur  Bestreitung  der  statutenmässigen  Leistungen,  der  Verwaltungskosten  und  zur  Dotierung 
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der  Besenre  ausreichen.  Falls  sich  ans  dieser  Präfnng  die  Unznlftnglichkeit  der  Beitr&ge 
ergiebt,  so  ist  die  Erteilong  der  Genehmigimg  Ton  einer  Erhöhung  der  Beiträge  (§  26 
oder  von  einer  Minderung  der  ünterstfitzungen  bis  auf  den  gesetzlichen  Mindestbetrag 
(§§  6  bis  8)  abhängig  zu  machen. 

§  30. 

Ergiebt  sich  aus  den  Jahresabschlüssen  der  Kasse,  dass  die  Einnahmen  derselben 
zur  Deckung  ihrer  Verpflichtungen  einschliesslich  der  zur  statutenmässigen  Dotierung  der 
Besenre  erforderlichen  Beiträge  nicht  ausreichen,  so  ist,  sofern  nicht  durch  eine  ent- 
sprechende Aenderung  in  der  Verwaltung  oder  Kontrolle  eine  Besserung  der  Verhältnisse 
in  sicherer  Aussicht  steht,  entweder  unter  Berücksichtigung  der  Vorschriften  des  §  26  eine 
Erhöhung  der  Beiträge  oder  eine  Herabminderung  der  Kassenleistungen  in  den  Grenzen 
der  gesetzlichen  Mindestleistungen  (§§  6  bis  8)  zu  beschliessen. 

Ergiebt  sich  dagegen  aus  den  Jahresabschlüssen,  dass  Jahreseinnahmen  den  zur 
Deckung  der  Kasseverpflichtungen  erforderlichen  Betrag  übersteigen,  so  ist,  nachdem  der 
Beservefond  die  statutenmässige  Maximalhöhe  erreicht  hat,  entweder  eine  entsprechende 
Ermässigpung  der  Beiträge  oder  unter  Berücksichtigung  der  Vorschriften  des  §  9  eine  Er- 
höhung der  Kassenleistungen  in  der  im  §  26,  Absatz  2,  bezeichneten  Art  zu  beschliessen. 

Werden  die  den  Bestimmungen  der  vorstehenden  Absätze  entsprechenden  Beschlüsse 
nicht  gefasst,  so  hat  die  politische  Landesbehörde  zu  der  bezüglichen  Beschlussfassung 
au&ufordem.  Falls  dieser  Aufforderung  keine  Folge  geleistet  wird,  hat  die  genannte 
Behörde  die  erforderliche  Abänderung  des  Kassenstatutes  yon  amtswegen  mit  rechtsverbind- 
licher Wirkung  vorzunehmen. 

§  31. 
Die  Arbeitergeber  sind  verpflichtet,  die  von  ihnen  beschäftigten  versicherungspflichtigen 
Personen,  sofern  ihre  Beschäftigung  die  Mitgliedschaft  zu  der  Bezirkskrankenkasse  begründet, 
bei  einer  von  der  politischen  Landesbehörde  zu  bestimmenden  Stelle  anzumelden.  Die 
erste,  bei  der  Errichtung  der  Kasse  zu  erstattende  Anzeige  hat  binnen  einer  von  der 
politischen  Landesbehörde  festzusetzenden  Frist  zu  geschehen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist 
sind  die  Arbeitgeber  verpflichtet,  jede  in  Beschäftigung  tretende  versicherungspflichtige 
Person  spätestens  am  dritten  Tage  nach  Beginn  der  Beschäftigung  anzumelden  und  jede 
aus  der  Beschäftigung  tretende  Person  spätestens  am  dritten  Tage  nach  Beendigung  des 
Arbeitsverhältnisses  wieder  abzumelden. 

§  32. 
Arbeitgeber,  welche  ihrer  Anmeldepflicht  nicht  genügen,    sind,    unbeschadet   der  im 
§  67  bezeichneten  Strafiälligkeit^  verpflichtet,  der  Kasse  den  gesamten  Aufwand  zu  erstatten, 
welchen  dieselbe  auf  Grund  gesetzlicher  oder  statutarischer  Vorschrift  zur  Unterstützung 
einer  gar  nicht  oder  erst  nach  der  Erkrankung  angemeldeten  Person  gemacht  hat. 

§  33. 
Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  die  vollen  Beiträge,  welche  nach  gesetzlicher  oder 
statutarischer  Vorschrift  far  die  von  ihnen  beschäftigten  versicherungspflichtigen  Personen 
an  die  Kasse  zu  entrichten  sind,  zu  den  durch  das  Statut  festgesetzten  Zahlungsterminen 
einzuzahlen.  Die  Beiträge  sind  so  lange  fortzuzahlen,  bis  die  vorschriftsmässige  Ab- 
meldung (§  31)  erfolgt  ist,  und  von  der  Kasse  an  den  Arbeitgeber  für  den  betreffenden 
Zeitteil  zurückzuerstatten,  wenn  die  abgemeldete  Person  innerhalb  der  Zahlungsperiode  aus 
der  Beschäftigung  bei  dem  bisherigen  Arbeitgeber  ausscheidet 

§  34. 

Von  den  statutenmässigen  Beiträgen  (§  25),  welche  für  die  im  §  13,  Z.  1,  genannten,' 
versicherungspflichtigen  Mitglieder  entfallen,  sind  zwei  Drittel  von  dem  Mitgliede  und  ein 
Drittel  von  dem  Arbeitgeber,  bei  welchem  das  versicherungspflichtige  Mitglied  beschäftigt 
ist,  aus  eigenen  Mittehi  zu  leisten.  Für  jene  versicherungspflichtigen  Mitglieder,  welche 
einen  Arbeitsverdienst  in  Geld  nicht  beziehen,  ist  der  Betrag  in  seiner  €^ze  von  dem 
Arbeitgeber  aus  eigenen  lifitteln  zu  leisten. 

Das  Verhältnis  der  Beitragsleistung   der  versicherungspflichtigen  Mitglieder  zu  jene 
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der  Arbeitgeber  kann  zu  Gunsten  der  ersteren  geändert  werden,  wenn  dies  in  der  Genend- 
Tersammlnng  Yorerst  von  der  Vertretung  der  Arbeitgeber  und  hierauf  Yon  deijenigen  der 
Eassenmitglieder  nach  gesonderter  Beratung  und  in  gesonderter  Abstimmung,  und  zwar 
bei  jeder  Abstimmung  mit  absoluter  Migoritftt  der  Anwesenden  beschlossen  wird. 

Mitglieder,  welche  nicht  yersicherungspflichtig  und  auch  nicht  nach  §  3,  Absatz  2 
und  3  yersichert  sind,  sowie  die  im  §  13»  Z.  2,  bezeichneten  Mitglieder,  ferner  jene 
Betriebsbeamten,  deren  Jahresarbeitsyerdienst  1200  Gulden  übersteigt  und  die  Volontäre 
haben  die  yoUen  statutenmässigen  Beiträge  aus  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten  und  unmittelbar 
bei  den  Kassen  zu  entrichten. 

§  35. 

Solchen  Mitgliedern,  welche  die  Kasse  durch  Simulation  geschädigt  haben,  kann 
ausser  den  in  Gemässheit  des  Statuts  yon  ihnen  zu  leistenden  Beiträgen  und  bis  zu  der  Höhe 
derselben  eine  weitere  Beitragsleistung  aus  eigenen  Mitteln  für  eine  bestimmte  Zeit  straf- 
weise auferlegt  werden. 

Die  Entscheidung  hierüber  steht  dem  Vorstande  der  Krankenkasse  zu.  Gkgen  den 
eine  solche  Beitragsleistung  auferlegenden  Ausspruch  kann  innerhalb  einer  im  Statute 
festzusetzenden  Frist  die  Beschwerde  an  das  Schiedsgericht  ergriffen  werden.  Die  Straf- 
beträge sind  yon  den  betreffenden  Mitgliedern  unmittelbar  bei  der  Kasse  zu  entrichten  und 
fliessen  in  den  Beseryefond  derselben. 

Durch  die  yorstehenden  Bestimmungen  wird  die  Zulässigkeit  der  strafgerichtlichen 
Verfolgung  eines  Mitgliedes  wegen  des  im  ersten  Absätze  bezeichneten  Verhaltens  nicht 
berührt. 

§  36. 

Die  Arbeitgeber  sind  berechtigt,  den  yon  ihnen  beschäftigten  Personen  die  für  dieselben 
nach  §  33  eingezahlten  Beiträge,  soweit  sie  diese  Beiträge  nicht  nach  §  34  aus  eigenen 
Mitteln  zu  leistiBn  haben,  bei  jeder  regelmässigen  Lohn-  oder  Gehaltszulage  mit  dem  Betrage 
in  Abzug  zu  bringen,  welcher  auf  diese  Lohn-  oder  Gehaltszahlungsperiode  anteilweise 
entfällt. 

Macht  der  Arbeitgeber  yon  dem  ihm  zustehenden  Abzugsrechte  bei  einer  Lohn-  oder 
Gehaltszahlung  keinen  Gebrauch,  so  kann  er  bei  späteren  Lohn-  oder  Gehaltszahlungen 
dieses  Becht  bezüglich  der  seinerzeit  nicht  zurückgehaltenen  Quote  nur  insofern  ausüben, 
als  seit  der  betreffenden  Lohn-  oder  Gehaltszahlung  nicht  mehr  als  ein  Monat  yer- 
flossen  ist. 

§  37. 

Liwieweit  die  Vorschrift  des  §  13,  Z.  4,  wonach  Personen,  welche  der  Versicherungs- 
pflicht nicht  unterliegen,  nur  dann  berechtigt  sind,  der  Bezirkskrankenkasse  beizutreten, 
wenn  sie  das  35.  Lebensjahr  nicht  überschritten  haben,  femer  die  Vorschrift  des  §  13, 
Z.  5,  über  das  yon  nicht  yersicherungspflichtigen  Mitgliedern  zu  entrichtende  Eintrittsgeld, 
sowie  die  Vorschriften  der  §§  22,  Absatz  2,  31,  32,  33,  34,  Absatz  1  und  36  auch 
auf  die  nach  §  3,  Absatz  2  und  3,  der  Bezirkskrankenkasse  beigetretenen  Personen  An- 
wendung zu  finden,  oder  welche  anderweitigen  Bestimmungen  an  die  Stelle  dieser  Vor- 
schriften zu  treten  haben,  ist  in  den  in  §  3,  Absatz  2  und  3,  bezeichneten  Fällen  durch 
besondere  mit  der  Bezirkskrankenkasse  unter  Mitwirkung  der  Aufsichtsbehörde  zu  treffende 
Vereinbarungen  zu  regeln. 

Liwieweit  die  Vorschriften  der  §§  31  bis  34  und  des  §  36  auf  die  Arbeitgeber 
derjenigen  Personen  Anwendung  finden,  deren  Beschäftigung  ihrer  Natur  nach  nur  eine 
yorübergehende  oder  durch  den  Arbeitsvertrag  im  yoraus  auf  einen  Zeitraum  yon  weniger 
als  einer  Woche  beschränkt  ist,  wird  im  Statut  der  Bezirkskrankenkasse  geregelt. 

§  38. 
Bückständige  Versicherungsbeiträge  werden  im  Verwaltungswege  eingetrieben. 

§  39. 
Die  Bezirkskrankenkassen  werden  in  Verbände  yereinigt.    Sämtliche  Bezirkskranken- 
kassen, welche   in   dem  Sprengel   einer  gemäss  §  9  des  Gesetzes,   betreffend  die  ünfall- 
yersicherung  der  Arbeiter,  zu  errichtenden  Versicherungsanstalt  liegen,  bilden  einen  Verband. 
Die  Verwaltung  des  Kassenyerbandes  wird  nach  Massgabe  eines  besonderen  Statuts  yon  dem 
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YoTstand  der  ünfaUTersicherangsanstalt  besorgt.  Das  Siakit,  sowie  alle  Abändernngen 
desselben  unterliegen  der  Genehnügang  seitens  der  politiscben  LandesbebOrde,  in  deren 
Yerwaltongsgebiet  der  Sitz  des  YerbandsYorstandes  gelegen  ist  IMeselbe  politische 
LandesbebOrde  ist  ancb  zur  üebong  der  staatlichen  AnÜBicht  über  den  Verband  berufen. 
Den  Kassenrerbänden  liegt  jedenfalls  ob: 

1.  Die  Bildung  ond  Yerwaltnng  eines  Verbandsreservefonds  (§  27); 

2.  die  gemeinsame  Kapitalsanlage  für  die  Verbandskassen; 

3.  die  Kontrolle  der  Verwaltung  der  einzelnen  Verbandskassen  nOtigenfedls  durch 
Inspektoren; 

4.  die  Besorgung  der  Statistik. 

Ausserdem  kOnnen  diese  Kassenverbände  noch  freiwillig  andere  Zwecke  verfolgen» 
Teiche  sämtlichen  oder  mehreren  Verbandskassen  gemeinsam  sind,  und  zwar  insbesondere: 

1.  Die  Anstellung  gemeinsamer  Beamter; 

2.  die  Abschliessung  gemeinsamer  Verträge  mit  Aerzten,  Apotheken  und  Kranken- 
häusern; 

3.  die  Anlage  und  den  Betrieb  gemeinsamer  Heilanstalten  und  Apotheken. 

Bei  jedem  Kassenyerbande  hat  alljährlich  eine  Delegirtenversammlung  stattzufinden. 
Die  Vertretung  der  einzelnen  Verbandskassen  in  derselben  ist  nach  dem  Verhältnisse  der 
Mitgliederzahl  in  der  Weise  zu  regeln,  dass  jede  Kasse  mindestens  durch  einen  Delegirten 
yertreten  ist.  Die  Delegirtenversammlung  entscheidet  über  die  Höhe,  Aufbringung  und 
Verwendung  des  Verbandsreserrefondes,  sowie  über  die  Bedeckung  der  Auslagen  des 
Kassenyerbandes  und  die  Aufteilung  derselben  auf  die  einzelnen  Verbandskassen.  In  ihren 
Wirkungskreis  £SÜIt  auch  die  Beschlussfassung  über  Angelegenheiten  des  freiwilligen 
Wirkungskreises  des  Kassenverbandes. 

Der  VerbandsYorstand  hat  der  Delegirtenversammlung  über  seine  Gebahrung  alljährlich 
Bericht  zu  erstatten. 

Das  Schiedsgericht  der  Unfallversicherungsanstalten  hat  auch  als  Schiedsgericht  für 
die  Kassenyerbande  zu  dienen.  Dasselbe  ist  zur  Entscheidung  über  alle  von  einer  Ver- 
bandskasse an  die  andere  erhobenen  Ansprüche  ausschliesslich  zuständig.  Hierbei  haben 
die  Bestimmungen  des  §  38,  Absatz  4  und  5  des  Gesetzes,  betreffend  die  ünfallyersiche- 
rung  der  Arbeiter,  Anwendung  zu  finden. 

Die  Ansprüche  einer  Verbandskasse^gsgen  die  andere  sind  bei  Vermeidung  des  Aus- 
schlusses vor  Ablauf  eines  Jahres  nach  Eintritt  der  Fälligkeit  mittels  Klage  vor  dem 
Schiedsgerichte  zu  erheben. 

§  40. 
Die  Auflösung  einer  Bezirkskrankenkasse  ist  von  der  politischen  LandesbehOrde  unter 
Angabe  der  Gründe  zu  yerfagen: 

1.  wenn  die  Zahl  der  Mitglieder  dauernd  unter  hundert  sinkt; 

2.  wenn  sich  aus  den  Jahresabschlüssen  der  Kasse  ergiebt,  dass  auch  nach 
erfolgter  Erhöhung  der  Beiträge  der  Versicherten  auf  drei  Prozent  des  bei  Be- 
rechnung des  Krankengeldes  zugrunde  gelegten  Lohnbetrages  (§  9,  Z.  1)  die 
gesetzlichen  Mindestleistungen  der  Kasse  nicht  gedeckt  werden  kOnnen  und 
nicht  eine  entsprechende  Erhöhung  der  Beiträge  in  der  im  §  26,  Absatz  1, 
vorgesehenen  Weise  beschlossen  wird. 

Diese  Anordnungen  finden  keine  Anwendung,  wenn  die  Gewährung  der  gesetzlichen 
Mindestleistungen  durch  vorhandenes  Vermögen  oder  durch  andere  ausserordentliche  1K1&- 
quellen  gesichert  ist. 

Die  Auflösung  einer  Bezirkskrankenkasse  kann,  unbeschadet  der  Bestimmunfc  des  §  12, 
Absatz  3,  von  der  politischen  Landesbehörde  auch  dann  verfugt  werden,  wenn  sie  von  der 
Generalversammlung  beschlossen  wird. 

Zugleich  mit  der  Verfügung  der  Auflösung  sind  die  erforderlichen  Anordnungen  in 
Betreff  des  Eintrittes  der  Kassenmitglieder  in  andere  Krankenkassen  zu  treffen. 

Das  Vermögen  der  aufgelösten  Kasse  ist  zunächst  zur  Berichtigung  der  etwa  vor- 
handenen Schulden  und  zur  Deckung  der  vor  der  Auflösung  bereits  entstandenen  Unter- 
stützungsansprüche zu  verwenden.    Der  Best,  soweit  derselbe  das  gesetzliche  Minimnin  des 
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Beservefondes  nicht  übersteigt,  wird  nnter  diejenigen  Krankenkassen  rerhältnismässig  verteilt, 
in  welche  die  der  aufgelösten  Kasse  angehörigen  Mitglieder  eintreten.  Verbleibt  hierauf 
noch  ein  Yermögensüberschnss,  so  ist  derselbe  jenem  Kassenverbande  (§  39)  zuzuweisen, 
welchem  die  au^elOste  KASse  angehört  hat 

§  41. 

Streitigkeiten,  welche  zwischen  den  Arbeitgebern  und  den  von  ihnen  beschj^ftigten 
Personen  über  die  Berechnung  und  Zurückhaltung  der  auf  die  letzteren  ent&llenden  Beitrags- 
anteile (§  36)  entstehen,  dann  Streitigkeiten,  welche  zwischen  den  Arbeitgebern  und  den  Be- 
zirkskrankenkassen über  die  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Beiträgen,  oder  über  einen 
nach  §  32  zu  leistenden  Ersatz  entstehen,  werden  in  allen  Fällen  von  der  Aufsichtsbehörde 
entschieden. 

Streitigkeiten  zwischen  den  versicherten  Personen  und  den  Bezirkskrankenkassen 
über  Unterstützungsansprüche  gehören  zur  ausschliesslichen  Competenz  des  Schiedsgerichtes 
der  betreffenden  Kasse.  Bechtsmittel  oder  Klagen  gegen  das  schiedsgerichtliche  Erkenntnis 
sind  nicht  zulässig.  Zur  Vollstreckung  des  schiedsgerichtlichen  Erkenntnisses  oder  eines 
vor  dem  Schiedsgerichte  geschlossenen  Vergleiches  ist  das  zuständige  (Bericht  des  Schuldners 
berufen. 


IIL  Betriebskrankenkassen. 

§  42. 

Ein  Unternehmer,  welcher  in  einem  oder  in  mehreren  benachbarten  Betrieben  hundert 
oder  mehr  versicherungspflichtige  Personen  beschäftigt,  ist  berechtigt,  eine  Betriebskranken- 
kasse zu  errichten. 

Die  Errichtung  einer  Betriebskrankenkasse  kann  einem  solchen  Unternehmer  von  der 
politischen  LandesbehOide  nur  in  dem  Falle  untersagt  werden,  wenn  hierdurch  die  dauernde 
Leistungsfähigkeit  der  Bezirkskrankenkasse  gefährdet  würde. 

Dem  Unternehmer  eines  Betriebes,  in  welchem  weniger  als  hundert  Personen  be- 
schäftigt werden,  kann  die  Errichtung  einer  Betriebskrankenkasse  gestattet  werden,  wenn 
die  dauernde  Leistungsföhigkeit  der  Kasse  in  einer  von  der  politischen  LandesbehOrde  für 
ausreichend  erkannten  Weise  sichergestellt  ist. 

§  43, 
Der  Unternehmer   eines,   für   die   von   ihm   beschäftigten   Personen   mit   besonderer 
Krankheitsgefahr  verbundenen  Betriebes  kann  ohne  Bücksicht  auf  die  Zahl  der  beschäftigten 
Personen  von  der  politischen  LandesbehOrde  zur  Errichtung  einer  Betriebskrankenkasse  ver- 
pflichtet werden. 

§44. 
Die  Bestimmungen  der  §§  42  und  43  finden  keine  Anwendung  auf  solche  Betriebs- 
untemehmer,  welche  auf  Grund  des  siebenten  Hauptstückes  der  (Gewerbeordnung  dem  Ver- 
bände einer  gewerblichen  Genossenschaft  angehören. 

§  45. 

Unternehmer;  welche  der  ihnen  auferlegten  Verpflichtung,  eine  Betriebskrankenkasse 
zu  errichten,  innerhalb  der  von  der  politischen  LandesbehOrde  zu  bestimmenden  Frist  nicht 
nachkommen,  sind  verpflichtet,  für  die  Zeit,  als  die  von  ihnen  beschäftigten,  versicherungs- 
pflichtigen Personen  infolge  dieses  Verhaltens  Mitglieder  der  Bezirkskrankenkasse  bleiben, 
ausser  den  in  Gemässheit  des  Statuts  dieser  letzteren  zu  leistenden  Untemehmerbeiträgen 
bis  zur  doppelten  Hohe  derselben  weitere  Beiträge  aus  eigenen  Mitteln  an  die  Bezirks- 
krankenkasse zu  leisten. 

Die  Hohe  der  zu  leistenden  Beiträge  wird  von  der  politischen  LandesbehOrde  nach 
Einvernehmung  der  Bezirkskrankenkasse  festgesetzt. 
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§  46. 

Mitglieder  einer  Betriebskrankenkasse  sind  die  in  dem  Betriebe,  för  welchen  dieselbe 
errichtet  ist,  beschäftigten  rersicheningspflichtigen  Personen,  welche  nicht  bei  einer  der  im 
§  11,  Z.  6,  bezeichneten  Kassen  in  der  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen  Art  and  Höhe 
gegen  Krankheit  versichert  sind. 

Die  Mitgliedschaft  solcher  Personen  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  sie  in  die 
betreffende  Beschäftigung  eintreten. 

Der  Anstritt  dieser  Personen  ans  einer  Betriebskrankenkasse  während  der  Daner  ihres 
Arbeitsverhältnisses  kann  nur  erfolgen,  wenn  sie  nachweisen,  dass  sie  bei  einer  der  §  11,  Z.  6, 
bezeichneten  Kassen  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gegen  Krankheit 
versichert  sind. 

§  47. 
Der  §  13,  ZZ.  3,  5  nnd  6,  dann  die  §§  14  bis  23,  24,  Z.  2,  25  bis  30,  33  bis  36, 
38  und  41   finden  anf  die   Betriebskrankenkassen  mit   nachstehenden   Abändemngen  nnd 
Ergänzungen  sinngemässe  Anwendung: 

1.  Das  Kaasenstatnt  (§14)  ist  von  dem  Betriebsnntemehmer  oder  einem  Beauf- 
tragten desselben  nach  gepflogener  Beratung  mit  den  in  dem  Betriebe  be- 
schäftigten versicherungspflichtigen  Personen  oder  den  von  denselben  gewählten 
Vertretern  zu  errichten. 

2.  Durch  das  Kassenstatut  kann  dem  Betriebsuntemehmer  oder  einem  Vertreter 
desselben  der  Vorsitz  im  Vorstande  und  in  der  Generalversammlung  über- 
tragen werden. 

3.  Die  Bechnungs-  und  Kassenfnhrung  ist  unter  Verantwortlichkeit  und  auf 
Kosten  des  Betriebsuntemehmers  durch  einen  von  demselben  zu  bestellenden 
Bechnungs-  und  Kassenfnhrer  zu  besorgen. 

4.  Wenn  der  Betrieb,  für  welchen  eine  Kasse  errichtet  wird,  sich  über  mehrere 
politische  Bezirke  desselben  Verwaltungsgebietes  erstreckt,  so  ist  die  Aufsichts- 
behörde von  der  politischen  Landesbehörde,  und  wenn  sich  derselbe  über 
mehrere  Verwaltungsgebiete  erstreckt,  vom  Ministerium  des  Innern  im  Ein- 
vernehmen mit  den  beteiligten  Ministerien  zu  bestimmen. 

5.  Die  Aufsichtsbehörde  ist  berechtigt,  Ansprüche,  welche  der  Kasse  gegen  den 
Betriebsuntemehmer  «lus  der  Bechnungs-  und  Kassenführung  erwachsen,  in 
Vertretung  der  Kasse  durch  die  Finanzprokuratur  geltend  zu  machen. 

6.  Sofern  nicht  die  Betriebskrank^nkasse  einem  Kassenverbande  angehört,  welchem 
ein  Teil  der  nach  §  27  zur  Beservebildung  zu  verwendenden  Beträge  zuzuführen 
ist,  haben  diese  Beträge  in  ihrer  Gesamtheit  zur  Bildung  des  Beservefonds 
der  Kasse  zu  dienen. 

7.  Beichen  die  Bestände  einer  Betriebskrankenkasse  nicht  aus,  um  die  laufenden 
Ausgaben  derselben  zu  decken,  so  sind  von  dem  Betriebsuntemehmer  die  er- 
forderlichen Vorschüsse  unverzinslich  zu  leisten. 

8.  Werden  die  gesetzlichen  Mindesüeistungen  der  Kasse  (§§  6  bis  8)  durch  die 
Beiträge,  nachdem  diese  für  die  Versicherten  drei  Prozent  des  bei  Berechnung 
des  Krankengeldes  zu  Grunde  gelegten  Lohnbetrages  (§  9,  Z.  1)  erreicht  haben, 
nicht  gedeckt,  so  hat  der  Betriebsuntemehmer  die  zur  Deckung  derselben  er- 
forderlichen Zuschüsse  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten. 

9.  Das  Vermös^n  der  Kasse  ist  dem  Betriebsuntemehmer  anvertraut  Im  Falle 
der  Betriebsuntemehmer  in  Konkurs  verfällt,  gehört  der  Anspmch  der  Kasse 
auf  ihr  von  dem  Betriebsuntemehmer  verwaltetes  Vermögen,  soweit  dieser 
Anspmch  nicht  als  Bückforderangsanspmch  sich  darstellt,  in  die  erste  Klasse 
der  Ansprüche  der  Konkursgläubiger  und  ist  mit  den  im  §  43  der  Konkurs- 
ordnung vom  25.  Dezember  1868  (B.G.B1.  1869,  Nr.  1)  unter  Zahl  1,  2  und  3 
angeführten  Fordemngen  nach  dem  Verhältnisse  der  einzelnen  Beträge  zu 
berichtigen. 
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§  48. 

Wird  der  Betrieb  oder  werden  die  Betriebe,  für  welche  die  Kasse  errichtet  ist,  zeit- 
weilig eingestellt  oder  zeitweilig  so  weit  eingeschränkt,  dass  die  Zahl  der  darin  beschäftigten 
yersicherongspflichtigen  Personen  unter  zwanzig  sinkt,  so  kann  die  Verwaltung  der  Kasse 
Yon  der  AnMchtsbehörde  übernommen  ond  dnrch  einen  von  ihr  zn  bestellenden  Vertreter 
besorgt  werden.  Das  vorhandene  KassenyermOgen,  die  Bücher,  Korrespondenzen  nnd 
sonstigen  Papiere  der  Kasse  sind  in  diesem  Falle  der  AnfeichtsbehOrde  zn  übergeben. 

Stellt  es  sich  jedoch  nachträglich  heraus,  dass  die  Einstellung,  beziehungsweise  Ein- 
schränkung des  Betriebs  dauernd  geworden  ist,  so  ist  nach  §  49  zu  yerfahren. 

S  49. 

Die  Auflösung  einer  Betriebskrankenkasse  ist  von  der  politischen  LandesbehOrde  unter 
Angabe  der  Gründe  zu  rerfügen: 

1.  wenn  der  Betrieb  oder  die  Betriebe,  für  welche  sie  errichtet  ist,  au^elöst 
werden; 

2.  wenn  die  Zahl  der  in  dem  Betriebe  beschäftigten  versicherungspflichtigen  Per- 
sonen dauernd  unter  die  gesetzliche  Minimalzahl  (§  42)  sinkt  und  auf  den 
Betrieb,  für  welchen  die  Kasse  errichtet  wurde,  weder  die  Vorschrift  des  §  43 
Anwendung  findet,  noch  auch  den  Voraussetzungen  des  §  42,  Absatz  3, 
genügt  wird; 

3.  wenn  der  Betriebsuntemehmer  es  unterlässt,  für  ordnungsmässige  Kassen-  und 
Bechnungsführung  Sorge  zu  tragen. 

In  dem  letzten  Falle  kann  gleichzeitig  mit  der  Auflösung  der  Kasse  dem  Betriebs- 
untemehmer die  im  §  45  vorgesehene  Verpflichtung  auferlegt  und  die  Errichtung  einer 
neuen  Betriebskrankenkasse  untersagt  werden.  Ausserdem  bleibt  der  Betriebsuntemehmer 
für  die  der  Kasse  durch  die  Unterlassung  der  ordnungsmässigen  Kass^-  und  Bechnungs- 
führung entstandenen  Nachteile  verantwortlich  (§  47,  Z.  5.) 

Die  Auflösung  einer  Betriebskrankenkasse  kann  von  der  politischen  Landesbehörde 
auch  dann  verfügt  werden,  wenn  sie  unter  Zustimmung  des  Betriebsuntemehmers  von  der 
Generalversammlung  beschlossen  wird. 

Zugleich  mit  der  Verfügung  der  Auflösung  sind  die  erforderlichen  Anordnungen  in 
betreff  des  Eintrittes  der  Kassenmitglieder  in  andere  Krankenkassen  zu  treffen.  Ergiebt 
sich  hierbei,  dass  die  zur  Deckung  bereits  entstandener  Unterstützungsansprüche  erforder- 
lichen Mittel  nicht  vorhanden  sind,  so  hat  der  Betriebsuntemehmer  für  den  Abgang  auf- 
zukommen. 

Auf  das  Vermögen  der  aufgelösten  Kassen  finden  die  Bestimmungen  des  letzten 
Absatzes  des  §  40  mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass  der  Best  des  Vermögens,  soweit 
derselbe  das  gesetzliche  Minirnnm  des  Beservefondes  übersteigt,  falls  das  Statut  hierüber 
keine  anderweitige  Bestimmung  enthält,  jenem  Verbände  (§  50),  welchem  die  au^elöste 
Kasse  angehört  hat  und  wenn  dies  nicht  der  Fall  war,  jener  Bezirkskrankenkasse  zuzuweisen 
ist,  in  deren  Bezirk  die  aufgelöste  Kasse  ihren  Sitz  hatte. 

§  50. 

Die  Betriebskrankenkassen  sind  berechtigt,  mit  Zustimmung  der  betreffenden  Betriebs- 
untemehmer untereinander  Verbände  zu  den  im  §  39  bezeichneten  Zwecken  zu  bilden. 
Das  Statut  eines  solchen  Verbandes,  sowie  alle  Abändemngen  desselben  unterliegen  der 
Genehmigung  seitens  der  politischen  Landesbehörde,  in  deren  Verwaltungsgebiet  der  Sitz 
des  Verbandsvorstandes  gelegen  ist.  Dieselbe  politische  Landesbehörde  ist  auch  zur  Uebung 
der  staatlichen  Aufsicht  über  den  Verband  berufen. 

Mit  Einwilligung  des  Betriebsuntemehmers  kann  eine  Betriebskrankenkasse  auch  in 
den  Verband  der  Bezirkskassen  eintreten,  in  dessen  Sprengel  sie  ihren  Sitz  hat 

§  51. 
Als  Betriebskrankenkassen  sind  auch  die  in  G^mässheit  des  §  85  der  Gewerbeordnung 
vom  20.  Dezember  1859,  B.G.B1.  Nr.  227,  zur  Unterstützung  der  Arbeiter  in  Fällen  der 
Erinrankung  errichteten  Unterstützungskassen,  sowie  die  in  Gemässheit  des  §  89  des  Gesetzes 
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fom  8.  März  1885,  B.GJBL  Nr.  22,  ron  jenen  Oewerbsinhabem,  welche  keiner  Genoesen- 
sehaft  angehören,  bei  ihren  EtaUiasements  errichteten  besonderai  Krankenkassen  anzos^en 
und  finden  die  Yorschriften  der  §§  46  bis  50  anch  anf  soldie  Kassen,  jedoch  mit  der 
Abftndemng  Anwendung,  dass  ffir  die  beim  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  bestehende 
Kassen  dieser  (Gattung  statt  der  im  §  49,  Z.  2,  genannten  gesetzlichen  Minimalzahl  Ton 
hundert  jene  ron  f&n£dg  zu  gelten  haben. 

Soweit  die  Statuten  dieser  Kassen  den  gesetzlichen  Bestimmungen  nidit  entsprechen, 
sind  dieselben  binnen  einer  im  Yerordnungswege  ÜBstzusetvenden  Frist  der  erforderiichen 
Abänderung  zu  untmdehen. 

Erfolgt  diese  Abänderung  der  Statute  innerhalb  der  bezeichneten  Frist  nidit  auf 
regelmässigem  Wege,  so  ist  sie  durch  die  politische  LandesbehOrde  mit  rechtsverbindlicher 
Wirkung  Torzunehmea 

§  52. 
Als   Betriebskassen    gelten  fiBiner  die  bei]  Eisenbahn-  und  bei   DampfiBchilffiJirts- 
betrieben,   welche   dem   Öffentlichen  Verkehre  dienen,  jedoch   nicht  rom  Staate  rerwaltet 
werden,  bestehenden  ünterstützungskassen,  sofern  :| 

a)  die  statutenmftssigen  Leistungen  derselben  in  KrankheitsfiÜlen  den  Betrag  der 
in  den  §§  6  bis  8  festgesetzten  gesetzlichen  Mindestleistungen  der  Kranken- 
rersicherung  erreichen; 

b)  der  Betriebsuntemehmer  zu  der  betreffenden  Kasse  mindestens  gleich  hohe 
Beitrftge  leistet,  als  er  nach  diesem  Gesetze  f&r  die  Krankenrersicherung  zu 
leisten  hätte; 

c)  die  Mitglieder  für  den  Fall  der  Erwerbslosigkeit  (§  13,  Z.  3),  femer  in  Bezug 
anf  das  Eintrittsgeld  (§  13,  Z.  5),  den  BeserveanteU  (§  13,  Z.  6,  §§  27  und  28), 
den  Beginn  des  ünterstfitzungsanspruches  (§22)  und  die  wegen  Simulation 
zulässigen  Strafen  (§  35)  nicht  ungünstiger  als  nach  diesem  Gesetze  gestellt 
sind  und  in  betreff  ihrer  Streitigkeiten  mit  den  Arbeitgebern  und  den  Unter- 
stützungskassen in  Gemässheit  des  §  41  der  Entscheidung  der  Aufsichtsbehörde, 
beziehungsweise  des  Schiedsgerichtes  unterworfen  werden. 

Der  Handelsminister  bestimmt  im  Yerordnungswege  die  Behörden,  welche  berufen 
sind,  die  staatliche  AuÜBicht  über  solche  Kassen  in  dem  in  diesem  Gesetze  festgesetzten 
Umfange  (§§  19  bis  21)  zu  üben.  Diesen  Behörden  steht  das  Becht  zu,  in  sinngemässer 
Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  jene  Verfügungen  zu  treffen,  sowie  jene 
Änderungen  des  Statuts  anzuordnen  und  nOtigenfidls  mit  rechtsyerbindlicher  Wirkung  ror- 
zunehmen,  welche  zur  gesicherten  Erreichung  des  Zweckes  der  Krankenversicherung  als 
erforderlich  sich  darstellen. 

An  die  Stelle  des  Vorstandes  und  der  Generalversammlung  kOnnen  bei  diesen  Unter- 
stützungskassen mit  Zustimmung  der  Aufsichtsbehörde  Ausschüsse  treten,  deren  Obmänner, 
sowie  die  Hälfte  ihrer  übrigen  Mitglieder  von  den  betreffenden  Betriebsuntemehmem  ernannt, 
die  andere  H&lfte  dagegen  von  Kassenmitgliedem  gewählt  werden.  Die  Ernennung  der  Ob- 
männer bedarf  der  Bestätigung  durch  die  Aufsichtsbehörde. 

§  53. 
Als   Betriebskassen    gelten    endlich    die    bei    Betrieben,    welche    vom   Staate    ver- 
waltet werden,  bestehenden,   für   die   nicht  unter  §  2  dieses  Gesetzes  fsdlenden  Personen 
bestimmten  Ünterstützungskassen,  sofern: 

a)  die  statutenmässigen  Leistungen  derselben  in  KrankheitsfUlen  den  Betrag  der 
in  den  §§  6  bis  8  festgesetzten  gesetzlichen  Mindestleistungen  der  Kranken- 
versicherung erreichen; 

b)  der  Staat  zu  der  betreffenden  Kasse  mindestens  gleich  hohe  Beiträge  leistet, 
als  er  nach  diesem  Gesetze  für  die  Krankenversicherung  zu  leisten  hätte; 

c)  die  Mitglieder  für  den  Fall  ihrer  Erwerbslosigkeit  (§  13,  Z.  3),  femer  in  Bezug 
auf  das  Eintrittsgeld  (§  13,  Z.  5),  den  BeserveanteU  (§  13,  Z.  6,  §§  27  und  28), 
den  Beginn  des  Unterstützungsanspruches  (§  22)  und  die  wegen  Simulation 
zulässigen  Strafen  (§  35)  nicht  ungünstiger  als  nach  diesem  Gesetze  gestellt  sind. 
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Im  übrigen  finden  auf  solche  Unterstützüngskassen  die  Bestimmnngen  der  §§  5  nnd  9, 
sowie  des  zweiten  und  dritten  Abschnittes  keine  Anwendung.  Diese  Kassen  bleiben  den 
ffir  sie  geltenden  besonderen  Vorschriften  and  der  An&icht  der  die  Verwaltung  der  be- 
treffenden Staatsbetriebe  leitenden  Behörden  unterworfen. 


IT.  Bankmikeiikasseiu 

§  64. 
Die   politische  Landesbehörde   kann   anordnen,   dass  f&r  die  bei  Weg-,  Eisenbahn-, 
Kanal-,    Strom-  und   Dammbanten,   sowie   in   anderen  Yorübergehenden  Baabetrieben  be- 
schäftigten Personen  yon  den  Bauherren,  wenn  dieselben  durch  längere  Zeit  eine  grössere 
Zahl  Ton  Arbeitern  beschäftigen,  Bankrankenkassen  zn  errichten  sind. 

§  56. 
Die  den  Bauherren  obliegende  Verpflichtung  kann  mit  Genehmigung  der  politischen 
Landesbehörde  auf  einen  oder  mehrere  Unternehmer,  welche  die  Ausführung  des  Baues  oder 
eines  Teiles  desselben  f&r  eigene  Bechnung  übernommen  haben,  übertragen  werden,  wenn 
dieselben  f&r  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  eine  nach  dem  Urteil  der  politischen 
Landesbehörde  ausreichende  Sicherheit  bestellen. 

§  66. 

Bauherren  und  beziehungsweise  Bauunternehmer,  welche  der  ihnen  nach  den  §§  64 
und  66  auferlegften  Verpflichtung  zur  Errichtung  einer  Baukrankenkasse  nicht  nachkommen, 
haben  den  ron  ihnen  beschäftigten  versicherungspflichtigen  Personen  f&r  den  Fall  einer 
Krankheit  und  im  Falle  des  Todes  derselben  ihren  Hinterbliebenen  die  in  den  §§  6  und  8 
Yorgeschriebenen  Mindestleistungen  aus  eigenen  Mitteln  zu  gewähroQ. 

Versicherungspflichtige  Personen,  bezüglich  welcher  die  in  dem  rorstehenden  Absätze 
geregelte  Haftpflicht  des  Bauherrn,  beziehungsweise  Bauunternehmers  besteht,  sind  f&r  die 
Dauer  dieser  Haftpflicht  Yon  der  Verpflichtung,  einer  Bezirkskrankenkasse  anzugehören,  befreit. 

§67. 
Die   in   Oemässheit  der   §§  54  und  65   errichteten   Krankenkassen   sind   yon   der 
politischen  Landesbehörde  unter  Angabe  der  Gründe  au&ulösen: 

1.  wenn  der  Betrieb,  für  welchen  sie  errichtet  sind,  au^elöst  wird; 

2.  wenn  der  Bauherr  oder  Unternehmer  es  unterlässt,  f&r  ordnungsmässige  Kassen- 
und  Bechnungsf&hmug  Sorge  zu  tragen. 

In  dem  letzten  Falle  trifft  den  Bauherrn  oder  Unternehmer  die  im  §  56  ausgesprochene 
Verpflichtung. 

Ln  übrigen  finden  auf  die  Baukrankenkassen  die  Vorschriften  der  §§  46  bis  49  mit 
nachstehenden  Änderungen  sinngemässe  Anwendung: 

1.  bei  Genehmigung  des  Kassenstatuts  hat  die  politische  Landesbehörde  zu  ent- 
scheiden; ob  und  in  welchem  Umfange  die  im  §  27  ausgesprochene  Verpflich- 
tung der  Kasse  zur  Ansammlung  und  Ergänzung  eines  Beservefondes  in  das 
Statut  aufsunehmen  ist: 

2.  über  die  Verwendung  des  bei  Auflösung  einer  Kasse  yerbleibenden  Bestes  des 
KassenYermögens  hat  das  Statut  die  erforderliche  Bestimmung  zu  treffen. 
Eine  Verwendung  dieses  Bestes  zu  Gunsten  des  Bauherrn  oder  Unternehmers 
ist  ausgeschlossen. 

Streitigkeiten  über  Unterstützungsansprüche,  welche  auf  Grund  des  §  66  gegen  den 
Bauherrn,  beziehungsweise  Bauunternehmer  erhoben  werden,  werden  Yon  der  Aufsichtsbehörde 
entschieden. 
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Y.  OendssensehftftokrankaikMseB. 

§  58. 
Für  Mitglieder   der   auf  Grund  der  Bestimnrangen   des  siebenten  Hanptstftckes  der 
Gewerbeordnung    errichteten    genossenschaftlichen  Krankenkassen   tritt   die   Yeipfliditong, 
einer  nach  Massgabe  der  Yorschriften  dieses  Gesetzes  errichteten  Krankenkasse  anzogehören, 
nicht  ein. 

Es  mfissen  jedoch: 

a)  die  statntenmAssigen  Leistungen  dieser  Kassen  in  Krankheitsfillen  für  alle 
Mitglieder  den  Betrag  der  in  den  §§  6  bis  8  festgesetzten  gesetzlichen  Mindest- 
leistungen der  KrankenYersicheningskassen  erreichen; 

b)  die  Beiträge  des  Betriebsnntemehmers  in  die  Kasse  mindestens  gleich  hoch 
sein,  als  diejenigen,  welche  er  nach  diesem  Gesetz  zn  leisten  hätte; 

c)  die  Mitglieder  für  den  Fall  ihrer  Erwerbslosigkeit  (§  13,  Z.  3),  femer  in  Bezng 
anf  das  Eintrittsgeld  (§  13,  Z.  5),  den  Beserveanteü  (§  13,  Z.  6,  §§  27  und  28), 
den  Beginn  des  Unterstützungsanspruches  (§  22)  und  die  wegen  Simulation 
zolässigen  Strafen  (§  35)  nicht  ungünstiger  als  nach  diesem  Gesetz  gestellt 
und  in  Betreff  ihrer  Streitigkeiten  mit  den  Arbeitgebern  und  den  Unterstfitzungs- 
kassen  in  (}emässheit  des  §  41  der  Entscheidung  der  Aufsichtsbehörde,  be- 
ziehungsweise des  Schiedsgerichtes  unterworfen  werden. 

Die  diesfalls  erforderliche  Abänderung  der  Statuten  ist,  soweit  sie  nicht  innerhalb 
einer  im  Yerordnungswege  festzusetzenden  Frist  auf  regelmässige  Weise  erfolgt,  durch  die 
politische  LandesbehOrde  in  rechtsverbindlicher  Wirkung  vorzunehmen. 

Im  übrigen  finden  auf  genossenschaftliche  Krankenkassen  die  Bestimmungen  der  §§  5 
und  9,  sowie  des  zweiten,  dritten  und  vierten  Abschnittes  keine  Anwendung. 


YI.  Braderlmden  (Knappsehaftskassen). 

§  59. 

Für  die  Mitglieder  der  auf  Grund  berggesetzlicher  Yorschriften  bestehenden  Kranken- 
kassen (Bruderladen,  Knappschaftskassen)  tritt  die  Yerpflicbtung,  einer  nach  Massgabe  der 
Yorschriften  dieses  Gesetzes  errichteten  Krankenkassen  anzugehören,  nicht  ein. 

Die  statutenmfissigen  Leistungen  dieser  Kassen  in  Krankheitsföllen  müssen  jedoch, 
sofern  sie  den  Betrag  der  in  d^n  §§  6  bis  8  festgetzten  gesetzlichen  Mindestleistungen 
der  Krankenversicherungskassen  nicht  erreichen,  spätestens  binnen  einer  im  Yerordnungs- 
wege festzusetzenden  Frist  für  sämtliche  Mitglieder  auf  diesen  Betrag  erhobt  werden. 

Die  hierzu  erforderliche  Abänderung  der  Statuten  ist,  soweit  sie  nicht  innerhalb  der 
bezeichneten  Frist  auf  regelmässigem  Wege  erfolgt,  durch  die  Berghauptmannschaft  mit 
rechtsverbindlicher  Wirkung  vorzunehmen. 

Im  übrigen  finden  auf  Bruderladen  (Knappschaftskassen)  die  Bestimmungen  der 
§§  5  und  9,  sowie  des  zweiten,  dritten  und  vierten  Abschnittes  keine  Anwendung. 


YII.  Yereinskrankenkasseii. 

§  60. 
Für   Mitglieder    der   in   Gemässheit   der   geltenden   Yereinsgesetzgebung   errichteten 
Krankenkassen  tritt  die  Yerpflicbtung,  einer  nach  Massgabe  der  Yorschriften  dieses  Gesetzes 
errichteten  Krankenkasse  anzugehören,  in  dem  Falle  nicht  ein,  wenn  die  betreffende  Kasse 
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auf  Grand   des  Vereinsgesetzes   yom  26.  ^oyember  1852,  B.G.BL  No.  253,   errichtet  ist 
oder  sich  nach  den  Yorschriften  desselben  nmgebildet  hat  nnd  wenn: 

a)  die  statatenmässigen  Leistongen  der  betreffenden  Kasse  in  ErankheitsftUen 
den  Betrag  der  in  den  §§  6  bis  8  festgesetzten  gesetzlichen  Mindestleistangen 
der  KrankenYersichening  erreichen; 

b)  die  Mitglieder  ffir  den  Fall  ihrer  Erwerbslosigkeit  (§  13,  Z.  3),  femer  in  Bezng 
anf  das  Eintrittsgeld  (§  13,  Z.  5),  den  Beserveanteil  (§  13,  Z.  6,  §  28),  nnd 
den  Beginn  des  Unterstützungsanspruches  (§  22)  nicht  ungünstiger  als  nach 
diesem  Gesetze  gestellt  sind. 

Kassen,  welche  freie  ärztliche  Behandlung,  die  notwendigen  Heilmittel  und  sonstige 
therapeutische  Behelfe  nicht  gewähren,  genügen  dieser  Bedingung  durch  Erhöhung  des 
Krankengeldes  um  die  Hälfte  seines  gesetzlichen  Mindestbetrages.  Diese  Bestimmung 
findet  auf  jene  Yereinskassen,  welche  von  den  Betriebsuntemehmem  Beiträge  in  der  Höhe 
von  mindestens  einem  Drittel  der  Gesamtbeiträge  beziehen,  keine  Anwendung. 

Die  staatliche  Bewilligung  zur  Umbildung  einer  bestehenden  Krankenkasse  nach  den 
Yorschriften  des  Yereinsgesetzes  rem  26.  November  1852,  R.G3.  No.  253,  darf  beim 
Eintritte  der  oben  bezeichneten  Yoraussetzungen  nur  dann  verweigert  werden: 

1.  wenn  die  Kasse  neben  der  Krankenversicherung  Zwecke  verfolgt,  welche  nicht 
erlaubt  sind  und  nach  dem  Gesetze  nicht  Gegenstand  eines  Yereines  sein 
dürfen; 

2.  wenn  der  Plan  der  Kasse  und  dessen  Belege  den  gesetzlichen  oder  versiche- 
rtmgstechnischen  Anforderungen  nicht  genügen. 

Die  staatliche  Aufsicht  über  die  Yereinskrankenkassen  ist  nach  den  §§  19  bis  21 
auszuüben.  Im  übrigen  finden  auf  die  Yereinskassen  die  Bestimmungen  der  §§  5  und  9, 
sowie  des  zweiten,  dritten  und  vierten  Abschnittes  keine  Anwendung. 


YIIL  Gemeinsame  SeUussbestimmungen. 

§  61. 
Krankenkassen,  deren  Mitgliedschaft  von  der  Yerpflichtung,  der  Bezirkskrankenkasse 
anzugehören,  befreit,  sind  verpflichtet,  jeden  Austritt  eines  Mitgliedes  binnen  14  Tagen 
bei  der  politischen  Behörde  erster  Instanz  zur  Anzeige  zu  bringen.  Zur  Erstattung  dieser 
Anzeige  ist  für  jede  Kasse,  sofern  deren  Yorstand  nicht  eine  andere  Person  benennt,  der 
Kassen-  und  Bechnungsfahrer  derselben  verpflichtet. 


§  62. 

Die  dem  Yersicherten  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zustehenden  Forderungen  kOnnen 
weder  in  Exekution  gezogen,  noch  durch  Sicherungsmassregeln  getroffen  werden.  Eine 
Ausnahme  hiervon  besteht  nur  zu  Gunsten  der  gegen  den  Yersicherten  nach  dem  Gesetze 
bestehenden  Forderungen  zur  Leistung  des  Unterhaltes. 

Soweit  Exekution  und  Sicherungsmassregeln  nicht  zulässig  sind,  ist  auch  jede  Yer- 
fügung  über  die  dem  Yersicherten  zustehenden,  oben  bezeichneten  Forderungen  durch  Gession, 
Anweisung,  Yerpfändung  oder  durch  ein  anderes  Bechtsgeschäft  ohne  rechtliche  Wirkung. 


-8  63. 
Weder  die  Arbeitgeber,  noch  die  in  diesem  Gesetze  bezeichneten  Krankenkassen  sind 
berechtigt,  die  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zum  Nachteile  der  Yersicherten 
durch  Yerträge  (Reglements)   im   voraus   auszuschliessen  oder  zu  beschränken.     Yertrags- 
bestimmungen,  welche  diesem  Yerbote  zuwiderlaufen,  sind  ohne  rechtliche  Wirkung. 
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§  64. 

Hat  eine  Gemeinde  oder  Korporation  anf  Grand  ihrer  gesetzlichen  oder  statatarischen 
Ferpflichtnng  znr  Armenversorgung  einer  Person,  welcher  an  eine  in  diesem  Gesetze  genannte 
Krankenkasse  ein  ünterstütznngsansprach  zusteht,  Erankennnterstütznngen  geleistet,  so  geht 
dieser  Ansprach  his  zum  Betrage  der  geleisteten  Unterstfitzong,  nnd  wenn  die  letztere  ihn 
erreicht  oder  übersteigt,  in  seiner  ganzen  Hohe  aof  die  Gemeinde  oder  Korporation  über, 
Tmd  ist  diese  Gemeinde,  böziehnngsweise  Korporation  allein  znr  Geltendmachang  des  über- 
gegangenen Anspruches  an  die  Krankenkasse  berechtigt. 

Die  vorstehende  Bestimmung  findet  auch  anf  Stiftongen  Anwendung,  welche  auf  Grund 
ihrer  Verpflichtung  zur  Armenversorgung  Krankenunterstützungen  geleistet  haben,  wdnn  die 
geleisteten  Unterstützungen  nach  den  stiftungsmässigen  Anordnungen  auch  anderen  Personen 
£Ls  dem  Empfänger  zugewendet  werden  können. 

Im  übrigen  werden  die  Ansprüche,  welche  den  auf  Grund  dieses  Gesetzes  Versicherten 
gegen  Gemeinden,  Korporationen  und  Stiftungen  aus  dem  Titel  der  Armenversorgung  zu- 
stehen, durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt.  Dies  gilt  auch  von  Ansprüchen  gegen  andere 
als  die  in  diesem  Gesetze  genannten  Unterstützungskassen  und  Versicherungsanstalten. 


§  66- 

Die  Verpflichtung  der  in  diesem  Gesetze  bezeichneten  Krankenkassen  zur  Leistung 
Ton  Unterstützungen  besteht  auch  in  dem  Falle,  wenn  die  Krankheit  die  Folge  eines 
Betriebsunfalles  ist.  Das  Gleiche  gilt  von  den  in  §  56  bezeichneten  Bauherren,  beziehungs- 
weise Bauunteraehmera.  Hat  eine  Krankenkasse  oder  ein  Arbeitgeber  in  einem  solchen 
Falle  Unterstützungen  für  einen  Zeitraum  geleistet,  für  welchen  dem  Unterstützten  ein  An- 
sprach an  eine  in  Gemässheit  des  (Gesetzes,  betreffend  die  Unfallyersicherung  der  Arbeiter, 
l>estehende  Versicherungsanstalt  zusteht,  so  geht  dieser  Ansprach  bis  zum  Betrage  der 
geleisteten  Unterstützung,  und  wenn  die  letztere  ihn  erreicht  oder  übersteigt,  in  seiner 
ganzen  Höhe  an  die  Krankenkasse,  beziehungsweise  an  den  Arbeitgeber  über,  welche  die 
Unterstützung  geleistet  haben,  und  ist  die  Krankenkasse, ,  beziehungsweise  der  Arbeitgeber 
allein  zur  Geltendmachung  des  übergangenen  Anspraches  an  die  Versicherungsanstalt 
berechtigt. 

Hat  eine  der  bezeichneten  Krankenkassen  Unterstützung  in  einem  Krankheitsfalle  geleistet, 
ifär  welchen  dem  Versicherten  ein  gesetzlicher  Entschädigungsansprach  gegen  einen  Dritten 
zusteht,  so  geht  gleichfalls  dieser  Ansprach  im  Betrage  der  geleisteten  Unterstützung  und 
wenn  die  letztere  ihn  erreicht  oder  übersteigt,  in  seiner  ganzen  Höhe  an  die  Krankenkasse 
über,  welche  die  Unterstützung  geleistet  hat,  und  ist  die  Krankenkasse  allein  zur  Geltend- 
machung des  übergegangenen  Anspraches  an  den  Dritten  berechtigt. 


§  66. 

Streitigkeiten,  welche  über  die  in  den  §§  64  und  65  bezeichneten  Ersatzansprüche 
zwischen  den  zur  Armenversorgung  verpflichteten  Gemeinden,  Stiftungen  und  Korporationen, 
den  in  G^emfissheit  des  Gesetzes,  betreffend  die  UnfEdlversicherung  der  Arbeiter  errichteten 
Versicherungsanstalten  und  den  in  diesem  Gesetze  bezeichneten  Krankenkassen  entstehen, 
werden  von  der  politischen  Landesbehörde  entschieden. 

Dasselbe  gilt  von  Streitigkeiten  über  Ersatzansprüche  der  Krankenanstalten  gegen 
die  in  diesem  Gesetze  bezeichneten  Krankenkassen,  sowie  von  Streitigkeiten  dieser  £[ranken- 
kassen  untereinander,  sofera  diese  letzteren  Streitigkeiten  nicht  durch  §  39  dem  Verbands- 
schiedsgerichte zugewiesen  worden  sind. 


§  67. 

Wer  der  ihm  nach  §  31  obliegenden  Pflicht  zur  An-  und  Abmeldung  oder  der  ihm 
nach  §  61  obliegenden  Anzeigepflicht  gar  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  nachkommt,  wird  für 
jeden  einzelnen  Fall  mit  Geld  bis  ^  zehn  Gulden  und  im  NichteinbringungsfiEdle  mit  Arrest 
bis  zu  zwei  Tagen  gestraft. 
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§  68. 

Arbeitgeber,  welche  den  von  Urnen  beschäftigten  yersicheningspflichtigen  Personen 
bei  der  Lohnzahlung  vorsätzlich  höhere  sds  die  nach  den  Statuten  zulässigen  Beträge  in 
Anrechnung  bringen,  oder  dem  Verbote  des  §  63  entgegenhandeln,  werden,  sofern  nicht 
der  Thatbestand  einer  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen  zu  bestrafenden  Handlung  yor- 
liegt,  mit  Geld  bis  zu  zweihundert  Gulden  und  im  Nichteinbringungsfalle  mit  Arrest  bis 
zu  einem  Monate  bestraft. 

Dasselbe  gilt  von  Mitgliedern  des  Vorstandes  der  Kasse,  welche  dem  §  63  zuwider- 
handeln. 

§  69. 

Die  Bestrafung  der  in  den  §§  67  und  68  bezeichneten  Gesetzesübertretungen  steht 
den  politischen  Behörden  zu.  Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  auferlegten  Geldstrafen  fliessen 
in  dem  im  §  68,  Absatz  2,  vorgesehenen  Falle  in  den  Beservefond  jener  Kasse,  welcher 
der  Bestrafte  als  Vorstandsmitglied  angehOrt,  in  allen  übrigen  Fällen  in  den  Beservefond 
jener  Bezirkskrankenkasse,  in  deren  Sprengel  der  Bestrafte  wohnt. 

§  70. 

Gegen  Entscheidungen  und  Verfügungen  der  politischen  Behörden  erster  Instanz  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  kann  binnen  14  Tagen  nach  der  Zustellung  der  Bekurs  an  die 
politische  LandesbehOrde  ergriffen  werden.  Gegen  Entscheidungen  und  Verfügungen  der 
politischen  LandesbehOrde  ist  binnen  derselben  Frist  der  Bekurs  an  das  Ministerium  des 
Luiem  zulässig. 

Der  Bekurs  ist  bei  jener  Behörde  zu  überreichen,  welche  in  erster  Listanz  entschieden 
hat,  hat  jedoch,  sofern  es  sich  um  Streitigkeiten  handelt,  welche  Unterstützungsansprüche 
betreffen,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§  71. 
Der   nach   dem   Gesetze,    betreffend   die  Unfallversicherung   der  Arbeiter,   bei   dem 
Ministerium  des  Innern   zu  bildende  Beirat  hat  auch  bei  der  nach  diesem  Gesetze  dem 
Ministerium  des  Innern  vorbehaltenen  Wirksamkeit  zu  dessen  Unterstützung  zu  dienen. 

§  72. 

Die  in  diesem  Gesetze  bezeichneten  Krankenkassen  sind  verpflichtet,  in  den  vor« 
geschriebenen  Fristen  und  nach  vorgeschriebenen  Formularien  Uebersichten  über  ihre  Mit- 
glieder, über  die  Krankheits-  und  Sterbefälle,  über  die  Zahl  der  Krankheitstage,  über  die 
eingenommenen  Beiträge  und  die  gewährten  Leistungen,  sowie  über  die  HOhe  und  Anlage 
des  Beservefondes  der  betreffenden  AufiBichtsbehOrde  vorzulegen.  Auch  die  Krankenkassen- 
verbände haben  ihren  Aufsichtsbehörden  über  die  Hohe  und  die  Anlage  der  Verb^ndsreserve* 
fonde  alljährlich  Bericht  zu  erstatten. 

Die  bezeichneten  Ausweise  und  Berichte  sind  an  den  Minister  des  Innern  zu  leiten 
imd  von  demselben  alljährlich  dem  Beichsrate  in  entsprechender  Bearbeitung  mitzuteilen. 

§  73. 
Die  Gemeinden   sind   verpflichtet,    über  Verlangen   der  politischen  Behörden  bei  der 
Ausführung  dieses  Gesetzes  mitzuwirken. 

§  74. 
Durch  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  wird  nicht  ausgeschlossen,   dass  die  Mit- 
glieder der  Verwaltung  oder  die  sonstigen  Funktionäre  der  in  diesem  Gesetze  bezeichneten 
Krankenkassen  auch  bei  anderen  Vereinen  und  Anstalten  die  Stellung  von  Mitgliedern  der 
Verwaltung  oder  sonstiger  Funktionäre  bekleiden. 

§  75. 
Alle  zur  Begründung  und  Abwicklung  der  Bechtsverhältnisse  zwischen  den  in  diesem 
Gesetze   bezeichneten  Krankenkassen   und   den  Versicherten   erforderlichen  Verhandlungen 
und  Urkunden,    dann  die  von  den  Arbeitgebern  oder  Kassen  nach  diesem  Gesetzen  zu  er- 
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stattenden  Anzeigen,  vorzulegenden  Answeise  und  sonstigen  Eingaben  samt  deren  Beilagen 
sind  gebühren-  nnd  stempelfireL 

Auf  die  in  diesem  Glotze  bezeichneten  Krankenkassen  finden  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  yom  15.  April  1885,  B.6.B1.  No.  51,  Anwendung. 

Die  Ton  den  Betriebsuntemehmem  zu  entrichtenden  Yersichemngsbeitr&ge  sind  in 
die  Besteuerungsgrundlage  für  die  betreffenden  Betriebe  nicht  einzubeziehen. 

§  76. 

Dieses  Gesetz  tritt  drei  Monate  nach  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Der  Zeitpunkt,  mit  welchem  die  im  §  1  bezeichnete  Versicherung  J[)eginnt,  wird 
jedoch  erst  nachträglich  durch   den  Minister  des  Innern  im  Yerordnungswege  festgesetzt. 

Zum  Zwecke  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  sind  die  politischen  Behörden  berechtigt, 
alle  erforderlichen  Erhebungen  zu  pflegen  und  namentlich  von  den  in  diesem  Gesetze 
bezeichneten  Krankenkassen,  sowie  von  den  Arbeitgebern,  welche  yersicherungspfiichtige 
Personen  beschäftigen,  alle  erforderlichen  Auskünfte  und  Nachweisungen  zu  begehren. 

§  77. 
Mit  dem  Eintritte  der  Wirksamkeit  der  im  §  1  bezeichneten  Versicherung  treten  alle 
auf  die  Gegenstände   dieses  Gesetzes   sich   beziehenden  Vorschriften,    soweit   sie  mit  dem 
Inhalte  desselben  nicht  yereinbar  sind,  ausser  Kraft. 

§  78. 
'   Mit   dem  Vollzuge    dieses  Gesetzes   ist  Mein  Minister  des  Innern  im  Einyemehmen 
mit  Meinen  übrigen  beteiligten  Ministem  betraut. 

Wien,  am  30.  März  1888. 

FRANZ  JOSEPH  m.  p. 

Taaffe  hl  p. 


Anlfe8> 


Gesetz  vom  4.  April  1889, 


womit  einige  Aenderongen  des  Gresetzes  vom  30.  März  1888 
(TBL.  6.  BL  No.  38),  betreffend  die  Krankenversioherang  der  Arbeiter, 

getroflbn  werden. 


Mit  Zustimmang  beider  Häuser  des  Reicharates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Der  §  4  des  Gesetzes  vom  30.  März  1888  (B.  G.  BL  No.  33)  hat  in  Zukunft  zu 
laaten,  wie  folgt: 

Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  sind  berechtigt,  Personen,  welche  im 
Krankheitsfälle  mindestens  fQr  20  Wochen  anf  Yerpflegnng  und  ärztliche  Be- 
handlang in  der  Familie  des  Arbeitgebers  oder  anf  Fortzahlung  des  Gehaltes 
oder  des  Lohnes  Anspruch  haben,  mit  ihrer  Zustimmung  nach  Untersuchung 
der  Sachlage  Ton  der  Versicherungspflicht  zu  befreien. 
Yen  dieser  Pflicht  können  durch  die  politischen  Behörden  erster  Instanz  auch  die 
bei  den  Mitgliedern  einer  Gewerbsgenossenschaft;  in  Verwendung  stehenden 
Lehrlinge  befreit  werden,  sofern  diese  Genossenschaft  im  Sinne  des  §  114, 
Absatz  2,  lit.  f  der  Gewerbeordnung  die  Fflrsorge  fQr  erkrankte  Lehrlinge  in 
der  Weise  übernimmt,  dass  dieselben  im  Erankheitsfcdle  mindestens  f&r  20 
Wochen  auf  Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung  Anspruch  haben. 

Artikel  IL 

Die  im  Gesetze  vom  30.  März  1888  (B.  G.  Bl.  No.  33)  enthaltenen  Bestimmungen, 
betreffend  die  Feststellung  und  üeberweisung  von  Beserveanteilen  f&r  Mitglieder  der  Kranken- 
kassen, werden  aufgehoben. 

Hierdurch  treten  §  13,  Z.  6  und  §  28  des  obbezeichneten  Gesetzes  ausser  Wirk- 
samkeit, erfiihren  die  §§  47,  52,  53,  58  und  60  entsprechende  Aenderung,  und  hat  §  13, 
Z.  3  jenes  (Gesetzes  in  Zukunft  zu  lauten,  wie  folgt: 

Kassenmitglieder  der  vorstehend  bezeichneten  Arten,  welche  die  Beiträge  infolge 
eingetretener  Erwerbslosigkeit  nicht  einzahlen  können,  behalten  die  Mitglied- 
schaft und  mit  derselben  das  Recht  auf  die  Kassenleistungen  durch  mindestens 
sechs  Wochen. 

Artikel  IIL 
Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Minister  des  Innern  im  Einyemehmen 
mit  Meinen  übrigen  beteiligten  üünistem  betraut. 

Wien,  am  4.  April  1889. 

FRANZ  JOSEPH  m.  p. 

Taaffe  m.  p. 


Amlmg»  t. 


Gesetz  vom  28.  Dezember  1887, 

betr.  die  TTnfEdlversicherang  der  Arbeiter. 


Mit  Zastimmang  beider  Häuser  des  Beichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

üm&ng  der  Yersieliening. 

§  1. 

Alle  in  Fabriken  und  Hüttenwerken,  in  Bergwerken  anf  nicht  yorbehaltene  Mineralien, 
anf  Werften,  Stapeln  nnd  in  Brüchen,  sowie  in  den  zu  diesen  Betrieben  gehörigen 
Anlagen  beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  sind  gegen  die  Folgen  der  beim 
Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  G^etzes 
versichert. 

Dasselbe  gilt  von  Arbeitern,  sowie  yon  Betriebsbeamten,  welche  in  Gewerbsbetrieben, 
die  sich  auf  die  Ausfnhrang  von  Bauarbeiten  erstrecken  oder  sonst  bei  der  Ausfühnmg 
Yon  Bauten  beschäftigt  sind.  Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung  auf  solche 
Arbeiter,  welche,  ohne  in  einem  Gewerbsbetriebe  der  bezeichneten  Art  beschäftigt  zu  sein, 
lediglich  einzelne  Beparatnrarbeiten  an  Bauten  ausführen.  Beim  Bau  ebenerdiger  Wohn- 
und  Wirtschaftsgebäude  auf  dem  fiachen  Lande,  sowie  bei  sonstigen  landwirtschaftlichen 
Bauten  findet  eine  Yersicherungspflicht  nicht  statt,  sofern  dabei  nur  der  Bauherr,  seine 
Hausgenossen  oder  andere  Bewohner  desselben  Ortes,  welche  solche  Bauausführungen  nicht 
gewerbemässig  betreiben,  beschäftigt  sind. 

Den  im  ersten  Absätze  angefahrten  Betrieben  gelten  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gleich: 

1.  Jene  Betriebe;  in  welchen  explodierende  Stoffe  erzeugt  oder  verwendet  werden; 

2.  jene  gewerblichen  oder  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe,  bei  denen 
Dampfkessel  oder  solche  Triebwerke  in  Verwendung  kommen,  die  durch 
elementare  Kraft  (Wind,  Wasser,  Dampf,  Leuchtgas,  Heissluft,  Elektricität 
u.  s.  w.)  oder  durch  Tiere  bewegt  werden.  Diese  Bestimmung  findet  keine 
Anwendung  auf  solche  Betriebe,  für  welche  nur  vorübergehend  eine  nidit  zn 
der  Betriebsanlage  gehörige  Kraftmaschine  benützt  wird. 

Wird  in  einem  versicherungspflichtigen  land-  oder  forstwirtschaftlichen  Betriebe  eine 
zu  der  Betriebsanlage  gehörige  Kraftmaschine  in  solcher  Weise  benützt,  dass  nur  eine 
bestimmte  Anzahl  von  Arbeitern  und  Betriebsbeamten  der  mit  dem  gesamten  Maschinen- 
betriebe verbundenen  Gefahr  ausgesetzt  sind,  so  beschränkt  sich  die  Yersichenmgspflicht 
auf  die  diesen  Gefahren  ausgesetzten  Personen. 

Die  Versicherung  der  in  Bergwerken  auf  vorbehaltene  Mineralien  und  den  dazn 
gehörigen  Anlagen  beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  gegen  die  Folgen  der  beun 
Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle  wird  durch  ein  besonderes  Gesetz  erfolgen. 
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Als  Arbeiter,  beziehungsweise  als  Betriebsbeamte  im  Simie  dieses  Gesetzes  sind 
auch  Lehrlinge,  Volontäre,  Praktikanten  nnd  andere  Personen  anzusehen,  welche  wegen 
noch  nicht  beendeter  Ausbildung  keinen  oder  einen  niedrigeren  Arbeitsyerdienst  beziehen. 


Anf  Eisenbahn-  und  Binnenschiffahrtsbetriebe  finden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
nnr  dann  Anwendung,  wenn  sie  als  integrierende  Bestandteile  eines  yersichenmgspflichtigen 
Betriebes  lediglich  für  diesen  bestimmt  sind.  Doch  bleiben  jene  Arbeiter  nnd  Betriebs- 
beamten den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterworfen,  welche  zwar  yon  Eisenbahn- 
untemehmungen  beschäftigt  werden,  auf  welche  jedoch  das  G^etz  yom  6.  März  1869, 
B.G.B1.  Nr.  27|  mit  Bücksicht  auf  ihre  Beschäftigung  ausserhalb  des  Verkehres  keine 
Anwendung  findet. 

Auf  Schiffahrtsbetriebe,  welche  den  Seegesetzen  unterliegen,  finden  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  keine  Anwendung. 

§3. 

Der  Minister  des  Innern  ist  ermächtigt,  für  einzelne  nach  §  1  yersicherungspflichtige 
Unternehmungen,  welche  mit  UnfaUsgeÜEkhr  für  die  darin  beschäftigten  Personen  nicht  yer- 
bunden  sind,  die  Versicherungspflicht  auszuschliessen. 

Desgleichen  ist  der  Minister  des  Innern  berechtigt,  andere  als  die  im  §  1  bezeich- 
neten Unternehmungen,  welche  mit  ünfEdlgefahr,  namentlich  mit  besonderer  Feuersgefahr 
yerbunden  sind,  der  Versicherungspflicht  zu  unterwerfen. 

Die  in  beiden  Richtungen  getroffenen  Verfoin^gen  sind  dem  Beichsrate  alljährlich 
mitzuteilen. 

Dem  Minister  des  Innern  steht  auch  zu,  erforderlichenfalls  Vorschriften  darüber  zu 
erlassen,  welche  mechanischen  Vorrichtungen  als  unter  die  im  §  1,  Absatz  3  erwähnten 
Triebwerke  gehörig  anzusehen  sind. 

§4. 
Dieses  Gesetz  findet  keine  Anwendung  auf  Bedienstete,  welche  in  einem  Betriebe 
des  Staates,  eines  Landes,  einer  Gemeinde  oder  eines  öffentlichen  Fondes  angestellt  sind, 
sofern  ihnen  und  ihren  Angehörigen  beim  Eintritte  eines  Betriebsunfalles  der  Anspruch 
auf  eine  Pension  zusteht,  welche  die  Höhe  der  in  den  §§  6  und  7  festgesetzten  Beute 
erreicht  oder  übersteigt. 


(Gegenstand  der  Yerslehening.    Umfang  nnd  Berechnung 
der  EntsehSdigung. 

§6. 

Den  Gegenstand  der  im  §  1  bezeichneten  Versicherung  bildet  der  durch  dieses 
Gesetz  bestimmte  Ersatz  des  Schadens,  welcher  durch  eine  Körpenrerletzung  oder  durch 
den  Tod  des  Versicherten  entsteht. 

§6- 

Im  Falle  einer  Körperyerletzung  soll  der  Schadenersatz  in  einer  dem  Verletzten 
yom  Beginne  der  fünften  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalles  angefangen  für  die  Dauer  der 
Erwerbsunfähigkeit  zu  gewährenden  Beute  bestehen. 

Für  die  Berechnung  der  Beute  wird  zunächst  der  Arbeitsyerdienst  ermittelt,  welchen 
der  Verletzte  während  des  letzten  Jahres  seiner  Beschäftigung  in  dem  Betriebe,  wo  der 
Unfall  sich  ereignete,  bezogen  hat.  War  der  Verletzte  in  dem  Betriebe  nicht  ein  yolles 
Jahr,  yon  dem  Unfedle  zurückgerechnet,  beschäftigt,  so  ist  für  die  Berechnung  der  Beute 
jener  Arbeitsyerdienst  massgebend,  welchen  während  dieses  Zeitraumes  Arbeiter  derselben 
Art  in  demselben  Betriebe  oder  in  benachbarten  gleichartigen  Betrieben  durchschnittlich 
bezogen  haben. 

findet  der  Betrieb  seiner  Natur  nach  nicht  während  des  ganzen  Jahres,  sondern 
nur  während  einer  gewissen  Betriebszeit  statt,    so  wird  demnach   bei  der  Berechnung  des 

6 


g2  Die  ArbeiterverBichenmii:  in  Oestemich. 

darcbschnittlichen  täglichen  Arbeitslohnes  nur  die  Zahl  der  Arbeitstage  während  der  Be- 
triebszeit berücksichtigt. 

ZnMLige  Betriebsnnterbrechnngen  haben  ansser  Betracht  zu  bleiben. 

Das  Dreihnndertfache  des  dorchschnittlichen  täglichen  Arbeitsrerdienstes  gilt  als 
Jahresarbeitsverdienst. 

üebersteigt  der  JahresarbeitsYerdienst  eines  Arbeiters  oder  Betriebsbeamten  die  Summe 
von  1200  Gulden;  so  bleibt  der  Mehrbetrag  ausser  Berechnung. 

Der  Jahresarbeitsverdienst  von  Lehrlingen,  Volontären,  Praktikanten  und  anderen 
Personen,  welche  wegen  noch  nicht  beendigter  Ausbildung  keinen  oder  einen  niedrigeren 
Arbeitsyerdienst  beziehen,  ist  in  derselben  Höhe  wie  der  niedrigste  Jahresarbeitsverdienst 
YoUgelohnter  Arbeiter,  beziehungsweise  Betriebsbeamter  jener  Beschäftigung,  för  welche 
die  Ausbildung  erfolgt,  jedoch  höchstens  mit  einem  Betrage  von  dreihundert  Gulden  zu 
bemessen. 

Die  Beute  beträgt: 

a)  im  Falle  gänzlicher  Erwerbsunföhigkeit  und  för  die  Dauer  derselben  60  Prozent 
des  Jahresarbeits Verdienstes; 

b)  im  Falle  teilweiser  Erwerbsunföhigkeit  und  für  die  Dauer  derselben  einen 
Bruchteil  der  unter  a  festgesetzten  Beute,  welche  nach  dem  Masse  der  ver- 
bliebenen Erwerbsföhigkeit  zu  bemessen  ist,  jedoch  nicht  über  50  Prozent  des 
Jahresarbeitsverdienstes  betragen  dart 

Dem  Verletzten  steht  ein  Anspruch  auf  Schadenersatz  nicht  zu,  wenn  er  den 
Betriebsunfall  vorsätzlich  herbeigefährt^hat 

§  7. 
Im  Falle  der  Tod  aus  dem  Betriebsunfälle  erfolgt  ist,  soll  der  Schadenersatz  ausser 
in  den  Leistungen,  welche  nach  §  6  dem  Verletzten  für  die  Zeit  vor  dem  Eintritte  des 
Todes  etwa  gebühren,  noch  bestehen: 

1.  in  den  Beerdigungskosten,  welche  nach  dem  Gebrauche  des  Ortes,  jedoch 
höchstens  mit  dem  Betrage  von  25  fl.  zu  bemessen  sind; 

2.  in  einer  den  unterbliebenen  des  Getöteten  vom  Todestage  angefwgen  zu 
gewährenden  Beute,  für  deren  Berechnung  die  Bestimmungen  des  §  6,  Absatz  2 
bis  7,  massgebend  sind. 

Diese  Beute  beträgt: 

a)  f&r  die  Witwe  des  Getöteten  bis  zu  deren  Tode  oder  Wiederverheiratung 
20  Prozent;  für  den  Witwer,  wenn  und  insolange  er  erwerbsunfBhig  ist, 
20  Prozent;  für  jedes  lünterbliebene  eheliche  Kind  bis  zu  dessen  zurück- 
gelegtem 15.  Lebensjahre  15  Prozent,  und  wenn  dasselbe  auch  den  zweiten 
Eltemteil  verloren  hat  oder  verliert,  20  Prozent  des  Jahresarbeitsverdienstes; 
für  jedes  hinterbliebene  uneheliche  Kind,  bis  zu  dessen  zurückgelegtem 
16u  Lebensjahre  10  Prozent  des  Jahresarbeitsverdienstes.  Die  Beuten  der 
Witwe,  beziehungsweise  des  Witwers  und  der  Kinder  können  zusammen 
50  Prozent  des  Jahresarbeitsverdienstes  nicht  übersteigen;  ergiebt  sich  aus 
den  obigen  Sätzen  ein  höherer  Betrag,  so  werden  die  einzelnen  Beuten  ver- 
hältnissmässig  gekürzt; 

b)  für  Ascendenten  des  Verstorbenen,  wenn  dieser  ihr  einziger  Ernährer  war, 
für  die  Zeit  bis  zu  ihrem  Tode  oder  bis  zum  Weg&U  der  Bedürftigkeit 
20  Prozent  des  Jahresarbeitsverdienstes.  Dieser  Betrag  darf  wegen  des  Vor- 
handenseins mehrerer  Berechtigter  nicht  überschritten  werden,  und  gebührt  in 
diesem  Falle  den  Eltern  der  Vorzug  vor  den  Grosseltem. 

Im  Falle  der  Wiederverheiratung  erhält  die  Witwe  den  dreifachen  Betrag  ihrer 
Jahresrente  als  Abfertigung. 

Hat  die  verletzte  Person  erst  nach  dem  Unfälle  eine  Ehe  geschlossen,  se  steht  nach 
ihrem  Tode  der  Witwe,  beziehungsweise  dem  Witwer  und  den  aus  einer  solchen  Ehe 
entsprossenen  Kindern  ein  Anspruch  nicht   zu.     Auch   den   unehelichen  Kindern,   welche 
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erst  nach   dem  Unfälle   erzengt  wnrden,   sowie   einem   ans   seinem  Yerscbnlden  nicht  in 
ehelicher  Gemeinschaft  lebenden  Ehegatten  steht  ein  Ansprach  nicht  zn. 

Wenn  Berechtigte  der  nnter  a  bezeichneten  Art  mit  Berechtigten  zns&mmentreffen, 
welche  nnter  b  bezeichnet  sind,  so  steht  den  letzteren  ein  Ansprach  nar  insoweit 
zn,  als  för  die  ersteren  der  bezeichnete  Höchstbetrag  der  Bente  nicht  in  Ansprach  ge- 
nommen wird. 

§  8. 

Als  Oehalt  oder  Lohn  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  anch  Tantiemen  and 
Naturalbezüge.  Der  Wert  der  letzteren  ist  nach  den  Örtlichen  Dnrchschnittspreisen  in 
Ansatz  zu  bringen. 


YersielieriiBgsaiistalteiu    Mitglieder  und  Yorstand  derselben. 

§9. 

Die  im  §  1  vorgeschriebene  Yersichernng  erfolgt  darch  besondere,  zu  diesem  Zwecke 
za  errichtende  Yersichenmgsanstalten,  welche  aaf  dem  Grandsatze  der  Gegenseitigkeit 
berahen. 

In  der  Begel  soll  fär  jedes  Land  in  der  Landeshauptstadt  eine  solche  Yersicherangs- 
anstalt  errichtet  werden.  Der  Minister  des  Innern  ist  jedoch  ermächtigt,  entweder  in 
einem  and  demselben  Lande  mehrere  Yersicherongsanstalten,  oder  für  mehrere  benachbarte 
Länder  eine  Yersicherongsanstalt  zn  errichten.  In  diesen  Fällen  bestimmt  der  Minister 
des  Innern  den  Sitz  der  Yersichenmgsanstalt.  Yor  jeder  solchen  Yerfägong  sind  von  den 
betreffenden  Landesaasschüssen  Gutachten  einzuholen. 

Dem  Minister  des  Innern  ist  femer  das  Becht  vorbehalten,  unter  Festhaltung  der 
im  zweiten  Absätze  bezeichneten  territorialen  Grenzen  die  Bezirke  der  in  Gemässheit  dieses 
Gesetzes  errichteten  Yersicherungsanstalten  zu  ändern,  mehrere  solche  Anstalten  zu  einer 
einzigen  zu  vereinigen,  oder  die  Teilung  einer  solchen  Anstalt  anzuordnen.  Yor  jeder 
solchen  Yerfugung  sind  die  beteiligen  Yersicherungsanstalten  einzuvemehmen,  sowie  von 
den  betreffenden  Landesausschüssen  Gutachten  einzuholen. 

Die  bezeichneten  Yersicherungsanstalten  unterliegen  der  staatlichen  Aufsicht  nach 
Mas&gabe  der  für  andere  Yersicherungsanstalten  geltenden  und  der  besonderen,  in  diesem 
Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen. 

Die  besoldeten  Beamten  dieser  Yersicherungsanstalten  sind  in  Eid  und  Pflicht  zu 
nehmen.  Sie  unterstehen  der  Disziplinargewalt  des  Yorstandes.  Zur  Anstellung  und  Ent- 
lassung der  leitenden  Beamten,  femer  des  Yersicherungstechnikers  und  des  Buchhalters  ist 
die  staatliche  Genehmigung  erforderlich. 

§  10. 
Mitglieder  der  im  §  9  bezeichneten  Yersicherungsanstalten  sind  die  Unternehmer  der 
in  dem  Bezirke  der  Anstalt  gelegenen  versicherungspflichtigen  Betriebe  und  die  in  denselben 
beschäftigten  im  §  1  bezeichneten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten. 

§  11. 

Als  Unternehmer  eines  versicherungspflichtigen  Betriebes  gilt  derjenige,  fOr  dessen 
Bechnung  der  Betrieb  erfolgt. 

Für  die  im  §  1,  Absatz  2  bezeichneten  Betriebe  gilt  als  Unternehmer,  soweit  es  sich  um 
Arbeiter  und  Betriebsbeamte  handelt,  welche  in  Gewerbsbetrieben  beschäftigt  sind,  die  sich 
auf  die  Ausführung  von  Bauarbeiten  erstrecken,  der  betreffende  Gewerbetreibende;  für 
sonstige  bei  der  Ausf&hrung  eines  Baues  beschäftigte  Personen  derjenige,  welcher  die  Aus- 
führung eines  Baues  als  Unternehmer  übernommen  hat,  und,  sofern  ein  solcher  nicht  vor- 
handen ist,  der  Bauherr. 

Für  die  bei  de^  im  §  1,  Absatz  3,  Ziffer  2  bezeichneten  Betrieben  vorübergehend 
benützten,  nicht  zu  der  Betriebsanlage  gehörigen  Kraftmaschinen  gilt  als  Untemehmer, 
soweit  es  sich  um  die  durch  diesen  Maschinenbetrieb  gefährdeten  Arbeiter  und  Betriebs- 
beamten handelt,  der  Eigentümer  der  Kraftmaschinen. 
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§   12. 

Der  Vorstand  der  nach  §  9  zn  errichtenden  Yersicheningsanstalten,  welchem  die 
gesamte  Geschäftsführnng  nnd  die  Vertretung  der  Anstalt  znsteht,  ist  als  ein  Eollegimn 
in  der  Weise  zu  organisieren,  dass  derselbe  ans  einer  dnrch  drei  teilbaren  Anzahl  von 
Mitgliedern  gebildet  wird,  von  welchen  ein  Drittel  aus  Vertretern  der  Betriebsnntemehmer, 
das  zweite  Drittel  ans  Vertretern  der  Versicherten  nnd  das  letzte  Drittel  ans  solchen  mit 
den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  des  Bezirkes  yertranten  Personen  besteht,  welche  von 
dem  Minister  des  Innern  nach  Einvemehmong  des  betreffenden  Landesaosschnsses  in  den 
Vorstand  berufen  werden.  Der  Vorstand  wählt  aus  seiner  Mitte  den  Obmann  und  dessen 
Stellvertreter. 

Der  Minister  des  Innern  ist  berechtigt,  den  Vorstand  einer  Versicherungsanstalt 
aufzulösen  und  die  (reschäftsfühmng  und  Vertretung  derselben  provisorisch  einem  Verwalter 
zu  übertragen.  Jedoch  ist  der  Minister  gehalten,  binnen  vier  Wochen  nach  der  Auflösung 
die   nötigen  Veranlassungen   behufis   neuerlicher  Konstituierung  des  Vorstandes  zu  treffen. 


Statut  der  Yersichemiigsanstalten« 

§  13. 

Für  jede  Versicherungsanstalt  ist  nach  dem  Vorbilde  eines  im  Verordnungswege  zu 
veröffentlichenden  Musterstatutes  ein  Statut  auszuarbeiten,  in  welches  namentlich  die 
näheren  Bestimmungen  über  das  active  und  passive  Wahlrecht  der  Mitglieder,  sowie  über 
die  Walil  der  im  §  12  bezeichneten  Vertreter  der  Betriebsnntemehmer  und  der  Versicherten, 
femer  über  die  Beitragsperiode  aufzunehmen  sind  und  welches,  sowie  alle  späteien  Ab- 
ändemngen  desselben,  zur  Giltigkeit  der  staatlichen  Genehmigung  bedarf. 

Das  Statut  hat  auch  die  erforderlichen  Bestimmungen  über  die  Form  und  den  Inhalt 
der  nach  diesem  Gesetze  von  den  Betriebsuntemehmem  an  die  Versichemngsanstalt  zu 
erstattenden  Anzeigen  und  derselben  zu  liefemden  Berechnungen  und  Nachweisungen,  sowie 
darüber  zu  enthalten,  in  welcher  Weise  diese  Anzeigen,  Berechnungen  und  Nachweisungen 
an  die  Versicherungsgesellschaft  zu  gelangen  haben. 


CfefSfthrenklasseiK 

§  14. 

Sämtliche  im  (xeltungsgebiete  dieses  Gesetzes  gelegenen  versicherungspflichtigen  Be- 
triebe werden  in  Gefahrenklassen  eingeteilt. 

Das  Verhältnis,  in  welchem  die  versichemngspflichtigen  Betriebe  hinsichtlich  des 
Durchschnittsmasses  ihrer  ünfiEdlsge&hr  zu  einander  stehen,  wird  ziffemmässig  in  der  Weise 
festgestellt,  dass  das  Durchschnittsmass  für  die  gefährlichsten  Betriebe  gleich  100  gesetzt 
und  damach  das  Durchschnittsmass  aller  übrigen  Betriebe  in  Prozentsätzen  bemessen  wird. 

Auf  Grund  dieser  Bemessung  erfolgt  die  Einreihung  der  versicherungspflichtigen 
Betriebe  in  die  einzelnen  Gefahrenklassen  in  der  Weise,  dass  jede  Gefahrenklasse  mehrere 
ziffermässig  unmittelbar  auf  einander  folgende  Prozentsätze  umfasst. 

Die  Einteilung  der  versicherungspflichtigen  Betriebe  in  Gefahrenklassen  und  die  Fest- 
stellung der  Prozentsätze  jeder  Gefahrenklasse  erfolgen  auf  Grund  der  Ergebnisse  der 
Unfallstatistik  im  Verordnungswege. 

Die  Einreihung  der  in  eine  Gefahrenklasse  gehörigen  Betriebe  in  die  einzelnen 
Prozentsätze  dieser  Klasse  erfolgt  durch  die  Versicherungsanstalt  nach  Massgabe  der  Unfalls- 
gefahr der  einzelnen  Betriebe  und  namentlich  mit  Bücksicht  auf  die  bei  denselben  be- 
stehenden Einrichtungen  zur  Verhütung  von  Unfällen.  Die  Gefahrenklassen  und  die  inner- 
halb derselben  festgesetzten  Prozentsätze  werden  mit  einem  Verzeichnisse  der  jeder 
Gefahrenklasse  angehörenden  Industriezweige  und  Betriebsarten  öffentlich  bekannt  gemacht 

Die  Einteilung  in  Gefahrenklassen  und  die  Feststellung  der  Prozentsätze  sind  auf 
Grund  der  Erfahrungen  sämtlicher  im  §  9  bezeichneten  Versicherangsanstalten  von  fünf  zu 


Gesetz  vom  28.  Dezember  1887,  betr.  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter.  85 

fünf  Jahren  einer  Bevision  zu  nnterziehen.  Diese  Bevision  hat  im  f&nften  Jahre  der 
betreffenden  Periode  in  der  Weise  stattzufinden,  dass  die  infolge  derselben  verfugten 
Aendenmgen  mit  Beginn  des  sechsten  Jahres  in  Wirksamkeit  treten  können. 

Die  erste  Bevision  ist  jedoch  schon  in  einem  früheren  Zeitpunkte  vorzunehmen,  wenn 
die  bis  dahin  gesammelten  Erfahrungen  hierzu  ausreichen. 


Beserrefonde. 

§  15. 

Bei  jeder  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  errichteten  Versicherungsanstalt  ist  zur 
Bildung  eines  Beservekapitals  jährlich  ein  Betrag  zu  verwenden,  dessen  Höhe  vom  Minister 
des  Innern  festgesetzt  wird.  Demselben  Zwecke  sind  auch  die  IJeberschüsse  aus  der  Ge- 
schäftsgebahrung  der  Anstalt  zuzuführen. 

Das  Beservekapital  darf  in  keinem  Falle  mehr  als  zehn  Prozent  des  zur  Deckung 
der  Verpflichtungen  der  Versicherungsanstalt  erforderlichen  Fondes  betragen. 

Von  den  gesamten,  bei  einer  Versicherungsanstalt  sich  ergebenden  Zuflüssen  zum 
Beservekapital  sind  zwei  Dritteile  zur  Bildung  eines  Spezialreservefondes  für  die  betreffende 
Versicherungsanstalt,  das  letzte  Dritteil  zur  Bildung  eines  gemeinsamen  Beservefondes  für 
sämtliche  im  Geltungsgebiete  dieses  (xesetzes  errichtete  Versicherungsanstalten  zu  verwenden. 

Die  Beservefonde  sind  zur  Deckung  der  Abgänge  bestimmt,  welche  bei  der  Auf- 
steUung  der  jährlichen  Bilanz  aus  der  Vergleichung  der  Höhe  der  nach  versicherungs- 
technischen Grundsätzen  berechneten  Verpflichtungen  der  Anstalt  mit  den  zur  Deckung 
dieser  Verpflichtungen  bestimmten  Aktiven  sich  ergeben.  Hierbei  ist  in  der  Weise  vor- 
zugehen, dass  f&r  den  bei  einer  Anstalt  sich  ergebenden  Abgang  zunächst  der  Spezial- 
reservefond  der  betreffenden  Anstalt  zu  verwenden  ist,  und  erst  nach  Aufzehrung  desselben 
der  gemeinsame  Beservefond  in  Anspruch  genommen  werden  kann. 

Der  gemeinsame  Beservefond  wird  vom  Staate  als  ein  besonderer  Fond  verwaltet. 
lieber  die  Verwendung  desselben  zu  den  oben  bezeichneten  Zwecken  entscheidet  von  Fall 
zu  Fall  der  Minister  des  Innern. 


Eapitalsdecknng.    Yersicheningsbelträge. 

§  16. 

Die  Mittel  zu  der  nach  versicherungstechnischen  Grundsätzen  zu  berechnenden  Deckung 
der  von  den  Versicherungsanstalten  nach  Massgabe  der  §§  6  und  7  zu  leistenden  Ersätze 
und  der  Verwaltungskosten,  sowie  des  nach  §  15  zur  Bildung  eines  Beservekapitals  zu 
verwendenden  Betrages  werden  durch  Beiträge  aufgebracht,  welche  von  den  Mitgliedern 
nach  Massgabe  des  von  den  Versicherten  bezogenen  Arbeitsverdienstes  zu  entrichten  sind 
(Versicherungsbeiträge).  Ein  Arbeitsverdienst,  welcher  den  Betrag  von  zwölfhundert  Gulden 
für  ein  Jahr  übersteigt,  kommt  nur  mit  diesem  letzteren  Betrage  in  Anrechnung.  Für 
die  im  §  6,  Absatz  7,  bezeichneten  Personen  ist  der  für  die  Höhe  ihrer  Versicherung 
massgebende  Arbeitsverdienst  in  Anrechnung  zu  bringen. 

Die  Versicherungsbeiträge  werden  nach  einem  von  der  Versicherungsanstalt  auf- 
zustellenden, staatlich  zu  genehmigenden  Tarife  bemessen.  Die  Anstellung  des  Tarifes 
hat  auf  Grund  des  Beitragssatzes  zu  erfolgen,  welcher  für  je  ein  GeMrenprozent  und 
einen  Gulden  des  Arbeitsverdienstes  als  erforderlich  ermittelt  wird. 

Für  das  erste  Betriebsjahr  wird  der  Tarif  im  Verordnungswege  festgestellt. 

Der  Minister  des  Innern  ist  berechtigt,  auf  Grund  des  Ergebnisses  der  Jahres- 
gebahrung  einer  Versicherungsanstalt  die  Erhöhung  oder  Herabsetzung  ihres  Tarifes  an- 
zuordnen. 

§  17. 

Von  den  tarifinässigen  Versicherungsbeiträgen  fallen  dem  Versicherten  zehn  Prozent, 
dem  Unternehmer  des  versicherungspflichtigen  Betriebes  neunzig  Prozent  zur  Last. 
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Die  tarifinftssigen  Versicherongsbeiträge  für  jene  Yersicberieny  welche  einen  Arbeits- 
yerdienst  in  (}eld  nicht  beziehen,  fallen  dem  Unternehmer  des  yersichenmgspflicbtigen 
Betriebes  allein  rar  Last. 


Feststellmig  der  Tersleheriiiigspfliehtigen  Betriebe  und  Einreihimg 

derselben. 

§  18. 

Die  Betriebsnntemehmer  (§  1 1)  sind  verpflichtet,  über  jeden  bestehenden  yersichenings- 
pflichtigen  Betrieb  binnen  einer  vom  Minister  des  Innern  im  Yerordnnngswege  festzusetzenden 
Frist  nnd  über  jeden  nach  Ablaof  dieser  Frist  'neu  begonnenen  yersicherongspflichtigen 
Betrieb  binnen  längstens  vierzehn  Tagen  an  jene  Yersichernngsanstalt,  in  deren  Bezirk 
der  yersichenmgspflichtige  Betrieb  gelegen  ist,  eine  Anzeige  zu  erstatten,  welche  den 
Gegenstand  nnd  die  Art  des  Betriebes,  die  Zahl  der  in  demselben  besdi&ftigten  yersichemngs- 
pflichtigen  Personen  und  die  Snmme  der  für  die  Yersicherong  dieser  Personen  massgebende 
Jahresarbertsyerdienste  (§  6,  Absatz  5,  6  und  7)  angiebt.  Für  die  nen  begonnenen  Be- 
triebe ist  in  der  Anzeige  anch  der  Tag  der  Betriebseröffiiiing  bekanntzugeben. 

Anch  die  politischen  Behörden  erster  Instanz  haben  über  die  in  ihrem  Sprengel  be- 
stehenden oder  nen  eröffneten  Versicherongspflichten  Betriebe  Mitteilungen  an  die  betreffende 
Yersichernngsanstalt  zu  richten. 

Nach  Empfang  einer  solchen  Anzeige  oder  Mitteilung  hat  der  Yorstand  der  Yer- 
sichernngsanstalt darüber  zu  entscheiden,  ob  ein  Betrieb  thatsächlich  versicherungspflichtig, 
und  im  bejahenden  Falle,  in  welche  Gefahrenklasse  und  unter  welchen  Prozentsatz  dieser 
Gefahrenklasse  derselbe  einzureihen  sei.  Yon  dieser  Entscheidung  ist  der  Betriebsnntemehmer 
unter  lütteilung  des  Tarifes  zu  verständigen.  Derselbe  ist  berechtigt,  binnen  vierzehn 
Tagen  nach  der  Zustellung  gegen  diese  Entscheidung  bei  der  politischen  LandesbehOrde 
Einspruch  zu  erheben.  Diese  letztere  Behörde  hat  über  den  Einspruch  die  Yersichernngs- 
anstalt einzuvemehmen  und  die  etwa  sonst  erforderlichen  Erhebungen  zu  pflegen  und  ent- 
scheidet hierauf  unter  Yorbehalt  des  Bechtszuges  an  das  Ministerium  des  Innern. 

Zur  Erhebung  des  bezeichneten  Einspruches  gegen  die  Entscheidung  der  Yersichernngs- 
anstalt ist  auch  das  bei  derselben  bestehende  Organ  der  Staatsaufsicht  berechtigt. 

Die  Erhebung  des  Einspruches  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§  19. 

Der  Betriebsnntemehmer  (§  11)  ist  verpflichtet,  jede  Aendemng  in  dem  Gegenstande 
oder  in  der  Art  des  Betriebes,  welche  fOr  die  Yersichenmgspflichtigkeit,  für  die  EinreUiung 
in  die  Gefahrenklasse  oder  in  den  Prozentsatz  einer  Gefahrenklasse  von  Bedeutung  sein 
kann,  binnen  acht  Tagen  der  Yersichernngsanstalt  anzuzeigen.  Diese  hat  darüber  zu  ent- 
scheiden, ob  infolge  der  eingetretenen  Aendemng  das  Untemehmen  aufgehört  hat,  ver- 
sicherungspflichtig zu  sein,  oder  ob  dasselbe  in  eine  andere  Gefahrenklasse  oder  in  einen 
anderen  Prozentsatz  derselben  Gefahrenklasse  einzureihen  ist. 

Bezüglich  der  Entscheidung  über  diese  Anzeige  und  des  Einspmches  gelangen  die 
Bestimmungen  des  §  18,  Absatz  3,  4  und  5,  zur  Anwendung. 

§  20. 

Gelangen  thatsächliche  Umstände,  welche  for  die  Einreihung  eines  versicherungs- 
pflichtigen Betriebes  in  eine  Gefahrenklasse  oder  in  den  Prozentsatz  einer  Gefahrenklasse 
von  Einfluss  sind,  erst  nach  einer  der  in  den  §§  18  und  19  bezeichneten  Entscheidungen  zur 
Kenntnis  der  Yersichernngsanstalt,  so  ist  dieselbe  berechtigt,  nach  Einvemehmung  ides 
Betriebsuntemehmers  zu  entscheiden,  dass  der  betreffende  Betrieb  vom  Zeitpunkte  dieser 
Entscheidung  in  eine  andere  Gefahrenklasse  oder  in  einen  anderen  Prozentsatz  derselben 
GrefEihrenklasse  eingereiht  werde. 

Bezüglich  dieser  Entscheidung  und  des  Einspmches  gegen  dieselbe  gelangen  die 
Bestimmungen  des  §  18,  Absatz  3,  4  und  5,  zur  Anwendung. 
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FeststeUnng  und  Elnliebiiiig  der  YersicIleningsbeitrBge. 

§  21. 

Binnen  yierzehn  Tagen  nach  Ablauf  jeder  statntenmässigen  Beitraggperiode  haben 
die  Betriebsnntemehmer  (§  11)  die  ron  ihnen  nnd  den  von  ihnen  beschäftigen  Personen 
zu  leistenden  Qnoten  des  tarifinässigen  Versicherangsbeitrages  unter  Beifagong  einer  Be- 
rechnung über  die  Höhe  des  Yersicherangsbeitrages  för  die  abgelaufene  Beitragsperiode  bei 
der  Anstalt  einzuzahlen. 

§  22. 

Die  Betriebsuntemehmer  sind  verpflichtet,  auch  die  den  Versicherten  zur  Last  fallende 
Quote  des  Versicherungsbeitrages  an  die  Versicherungsanstalt  zu  entrichten.  Sie  sind 
jedoch  berechtigt,  den  yon  ihnen  beschäftigten  Personen  den  Betrag,  welchen  die  letzteren 
nach  Massgabe  des  §  17  zu  dem  Versicherungsbeitrage  zu  leisten  haben,  bei  der  Lohn- 
oder (Gehaltszahlung  auf  den  verdienten  Lohn  oder  Gehalt  anzurechnen  und  von  demselben 
zurückzubehalten.  Die  Anrechnung  und  Zuruckbehaltung  erfolgt  bei  den  im  Laufe  der 
statutenmfissigen  Beitragsperiode,  für  welche  der  Versicherungsbeitrag  zu  leisten  ist,  statt- 
findenden Lohn-  und  Gehaltszahlungen  auf  Grund  einer  von  dem  Betriebsuntemehmer  zu 
verfassenden  Berechnung,  welche  sämtlichen  m  dem  Betriebe  beschäfügten  versicherten 
Personen  bekanntzugeben  ist. 

Ueber  Beschwerden  gegen  diese  Berechnung  entscheidet  die  politische  Behörde  erster 
Instanz  unter  Vorbehalt  des  weiteren  Bechtszuges. 

Macht  der  Betriebsuntemehmer  von  dem  ihm  zustehenden  Bechte  der  Anrechnung 
und  Zurückhehaltung  bei  einer  Lohn-  oder  Gehaltszahlung  keinen  Gebrauch,  so  kann  er 
bei  späteren  Lohn-  oder  Gehaltszahlungen  dieses  Becht  bezüglich  der  seinerzeit  nicht 
zurückbehaltenen  Quote  nur  insofern  ausüben«  als  seit  der  betreffenden  Lohn-  oder  Gehalts- 
zahlung nicht  mehr  als  ein  Monat  verflossen  ist. 

Nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  ist  auch  eine  anderweitige  Geltendmachung  des 
Forderungsrechtes  ausgeschlossen. 

§  23. 

Die  Versicherungsanstalt  prüft,  ob  die  von  den  Betriebsuntemehmem  eingereichten 
Berechnungen  über  die  Höhe  der  Versicherungsbeiträge  für  die  abgelaufene  Beitragsperiode  (§  21) 
richtig  sind. 

Zu  diesem  Ende  ist  sie  berechtigt,  durch  Beauftragte  an  Ort  und  Stelle  diejenigen 
Aufschreibungen  der  Betriebsuntemehmung  einsehen  zu  lassen,  welche  zur  Ermittlung  der 
Bezüge  der  Versicherten  nötig  sind. 

Die  Betriebsuntemehmer  sind  verpflichtet,  den  legitimierten  Vertretern  der  Versicherangs- 
anstalt  diese  Aufschreibungen  zur  Einsicht  vorzulegen.  Auf  Grund  der  vorgenommenen 
Prüfung  erfolgt  die  Feststellung  der  Versicherungsbeiträge  für  die  abgelaufene  Beitragsperiode. 

Kommt  der  Betriebsuntemehmer  der  ihm  nach  §  21  obliegenden  Pflicht  zur  Vorlage 
der  obigen  Berechnung  nicht  rechtzeitig  nach,  so  hat  die  Anstalt  den  Versichemngsbeitrag 
für  die  abgelaufene  Beitragsperiode  von  amtswegen  festzustellen.  Auch  in  diesem  Falle 
steht  ihr  das  Becht  zur  Einsicht  der  obenbezeichneten  Aufschreibungen  des  Betriebs- 
untemehmers  zu  und  obliegt  dem  letzteren  die  entsprechende  Verpflichtung  zur  Vorlage 
derselben. 

Von  dem  Ergebnisse  der  Feststellung  ist  der  Betriebsuntemehmer  zu  verständigen. 
Zugleich  ist  die  erforderliche  Veranlassung  wegen  einer  allfälligen  Nachzahlung  oder  Bück- 
vergütung zu  treffen. 

Der  Betriebsuntemehmer  ist  berechtigt,  binnen  14  Tagen  nach  erfolgter  Verständigung 
gegen  die  Feststellung  des  Versicherungsbeitrages  bei  der  politischen  Landesbehörde  Ein- 
spruch z«  edieben.  Diese  letztere  Behörde  hat  über  den  Einsprach  die  Versicherungsanstalt 
einzuvemehmen  und  die  etwa  sonst  erforderlichen  Erhebungen  zu  pflegen;  sie  entscheidet 
hierauf  unter  Vorbehalt  des  Bechtszuges  an  das  Ministerium  des  Innem. 

Zur  Erhebung  des  bezeichneten  Einspmches  gegen  die  Feststellung  des  Versichemngs- 
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beitrages   ist   auch   das  bei  der  Veroicherangsanstalt  bestehende  Organ  der  Staatsanfeicht 
berechtigt. 

Die  Erhebung  des  Einspruches  hat  keine  anfischiebende  Wirkong. 

§  24. 

Jene  Personen,  welche  von  einer  Yersichenmgsanstalt  beauftragt  wwden,  in  Gemäss- 
heit  des  §  23  in  die  Aufechreibungen  eines  Betriebsuntemehmers  Einsicht  zu  nehmen,  sind 
in  Eid  und  Pflicht  zu  nehmen,  und  namentlich  zur  Geheimhaltung  der  zu  ihrer  Kramtnis 
gelangten  Geschäfts-  und  Betiiebsrerhältnisse  zu  verpflichten. 

Diese  Personen  dürfen  für  ihre  diesbezüglichen  Verrichtungen  weder  von  den  Betriebs- 
untemehmem,  noch  von  den  Versicherten  eine  wie  immer  geartete  Vergütung  annehmoi 
und  haben  die  ihnen  von  demselben  angebotene  Gastfreundschaft  abzulehnm. 

Weder  diese  Personen,  noch  die  Versicherungsanstalten  selbst  dürfen  von  der  Finanz- 
yerwaltung  nach  irgend  einer  Sichtung  hin  in  Anspruch  genommen  werden. 

§  26. 

Wvtd  die  im  §  18  Torgeschriebene  Anzeige  gar  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  erstattet, 
und  gelangt  die  Versicherungsanstalt  infolge  dessen  erst  nachträglich  zur  Kenntnis  von 
dem  Bestände  eines  versicherungspflichtigen  Betriebes,  so  hat  jeder  Betriebsuntemehmer, 
welcher  die  obige  Anzeige  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  erstattet,  die  Versicherungsbeiträge 
für  die  während  der  Dauer  seines  Betriebes  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Ver- 
sicherungsanstalt von  dem  Bestände  des  betreffenden  Betriebes  Kenntnis  erhalten  hat,  ab- 
gelaufenen Beitragsperioden  allein  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Feststellung  der  rückständigen  Versicherungsbeiträge  und  des  Ein- 
spruches gegen  diese  Feststellung  gelangen  die  Bestimmungen  des  §  23,  Absatz  2  bis  6, 
zur  Anwendung. 

§  26. 
Bückständige  Versicherungsbeiträge  werden  im  Verwaltungswege  eingetrieben. 

§  27. 

Wird  ein  versicherungspflichtiger  Betrieb  eingestellt,  so  hat  der  Betriebsuntemehmer 
(§  11)  binnen  acht  Tagen  der  Versicherungsanstalt  davon  Anzeige  zu  machen.  Gleich- 
zeitig mit  der  Erstattung  der  Anzeige  ist  der  Versicherungsbeitrag  für  die  Zeit  seit  Ablauf 
der  letzten  statntenmässigen  Beitragsperiode,  unter  Beifügung  einer  Berechnung  (§  21), 
bei  der  Anstalt  einzuzahlen. 


Besiehtignng  der  Betrlebsanlagen. 

§  28. 

Die  Versicherungsanstalt  ist  berechtigt,  an  den  zuständigen  Gewerbeinspektor  das 
Ersuchen  zu  richten,  dass  er  den  versicherungspflichtigen  Betrieb  an  Ort  und  Stelle  be- 
sichtige. Der  Gewerbeinspektor  hat  diesem  Ersuchen  mit  thunlichster  Beschleunigung  zu 
entsprechen. 

Auf  die  bezeichneten  Besichtigungen  finden  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
17.  Juni  1883,  E.  G.  BL  No.  117,  volle  Anwendung.  Der  Betriebsuntemehmer,  sowie 
dessen  Beauftragte  sind  verpflichtet,  dem  Gewerbeinspektor  die  gewünschten  Auskünfte  ins- 
besondere über  jene  Verhältnisse  zu  geben,  welche  auf  die  mit  dem  Betriebe  verbundene 
ünfallsgefiahr  von  Einfluss  sind. 

Der  Gewerbeinspektor  hat  über  die  von  ihm  gemachten  Wahmehmungen  unmittelbar 
an  die  Versicherungsanstalt  die  entsprechenden  Mitteilungen  zu  richten.  Auf  Grund  dieser 
Mitteilungen  kann  die  Versicherungsanstalt  bei  der  politischen  Behörde  erster  Instanz,  in 
deren  Sprengel  der  versicherungspflichtige  Betrieb  gelegen  ist,  die  Erlassung  von  Anord- 
nungen über  die  von  dem  Betriebsuntemehmer  zur  Verhütung  von  ünfUlen  in  seinem  Be- 
triebe  zu   treffenden  Einrichtungen,   sowie   über   das    zu  demselben  Zwecke  von  dm  Ver- 
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sicherten  zu  beobachtende  Verhalten  beantragen.  Wird  seitens  der  politischen  Behörde 
erster  Instanz  dem  Antrage  der  Yersichemngsanstalt  stattgegeben,  so  sind  die  erlassenen 
Anordnungen^  gegen  welche  der  weitere  Bechtszng  offen  steht,  dem  Betriebsuntemehmer 
zQznstellen  und  in  der  Betriebsstätte  in  geeigneter  Weise  bekannt  zu  machen. 

Die  Kosten,  welche  durch  die  Uebertragung  der  im  ersten  Absätze  bezeichneten  Ver- 
richtungen an  die  Oewerbeinspektoren  überhaupt  und  namentlich  durch  die  hierdurch  als 
notwendig  sich  herausstellende  Vermehrung  der  Gewerbeinspektoren  entstehen,  sind  als 
Verwaltungskosten  der  Versicherungsanstalten  zu  behandeln.  Der  Gesamtbetrag  dieser 
Kosten  ist  rom  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  festzusetzen 
und  von  dem  letzteren  mit  Bücksicht  auf  den  Geschäftsumfang  der  einzehien  Versicherungs- 
anstalten auf  dieselben  zu  verteilen. 


PfllcM  zur  Anzeige  von  ünfUlen. 

§  29. 

Von  jedem  in  einem  yersicherungspflichtigen  Betriebe  vorkommenden  Unfälle,  durch 
welchen  eine  in  demselben  beschäftigte  Person  getötet  worden  ist  oder  eine  körperliche 
Verletzung  erlitten  hat,  welche  den  Tod  oder  eine  Arbeitsunföhigkeit  von  nicht  weniger 
als  drei  Tagen  zur  Folge  hatte,  ist  von  dem  Betriebsuntemehmer  oder  von  denjenigen, 
welcher  zur  Zeit  des  Unfalles  den  Betrieb  zu  leiten  hatte,  längstens  binnen  fünf  Tagen 
nach  dem  Unfälle  die  schriftliche  Anzeige  in  zwei  Exemplaren  an  die  politische  Behörde 
erster  Instanz  zu  erstatten. 

Form  und  Inhalt  dieser  Anzeige  wird  im  Verordnungswege  festgesetzt. 

§  30. 
Die  politische  Behörde  hat  von  jeder  bei  ihr  einlangenden  Unfallanzeige  (§  29)  ein 
Exemplar  ungesäumt  der  Versicherungsanstalt  zu  übersenden. 


Feststellung  der  EntsehBdiguiigsansprftelie. 

§  31. 
Gelangt  ein  Unfall  zur  Anzeige,  durch  welchen  eine  versicherte  Person  getötet  wird, 
oder   eine  Körperverletzung   erleidet,   welche   voraussichtlich   den  Tod   oder  eine  Erwerbs- 
unföhigkeit  von   mehr  als  vier  Wochen  zur  Folge  haben  wird,   so  hat  die  politische  Be- 
hörde durch  geeignete  Erhebungen  so  bald  als  möglich  insbesondere  festzustellen: 

1.  die  Veranlassung  und  die  Art  des  Unfalles; 

2.  die  getöteten  oder  verletzten  Personen; 

3.  den  Arbeitsverdienst  derselben; 

4.  die  Art  der  vorgekommenen  Verletzungen; 

5.  den  Aufenthalt  der  verletzten  Personen; 

6.  die  Hinterbliebenen  der  durch  den  Unfall  getöteten  Personen,  welche  nach  §  7 
zur  Erhebung  eines  Ersatzanspruches  berechtigt  sind. 

Die  Versicherungsanstalt  kann  durch  einen  Beauftragten  an  den  Erhebungen  sich 
beteiligen.  Zu  diesem  Ende  ist  ihr  von  der  Einleitung  derselben  rechtzeitig  Kenntnis  zu 
geben.  Die  allfälligen  Kosten  der  Erhebungen  und  namentlich  jene,  welche  durch  die 
erforderlichenfalls  etwa  beigezogenen  Sachverständigen  verursacht  werden,  sind  von  der 
Versicherungsanstalt  zu  tragen.  Das  Ergebnis  der  gepflogenen  Erhebungen  ist  der  Ver- 
sichenmgsanstalt  mitzuteilen. 

§  32. 
Die  Gemeindebehörden  sind  verpflichtet,  bei  Erhebung  derjenigen  Thatsachen  mitzu- 
wirken,  welche   für   die  Feststellung  der  Entschädigungsberechtigungen  und  die  Höhe  der 
Entschädigungen  in  Betracht  kommen. 
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§  33. 

Sind  yersicberte  Personen  infolge  des  Unfalles  getötet,  so  hat  die  Yersicberongsanstalt 
sofort  nach  Abschlnss  der  Erhebungen  (§  81)  oder,  falls  der  Tod  erst  später  eintritt,  so- 
bald sie  von  demselben  Kenntnis  erlangt,  die  Feststellung  der  nach  §  7  zn  leistenden 
Entschädigung  yorznnehmen. 

Sind  yersicberte  Personen  infolge  des  Unfalles  körperlich  yerletzt,  so  ist  nach  Ablauf 
yon  yier  Wochen,  nach  dem  Eintritt  des  Un&lles,  die  Feststellung  der  nach  §  6  gebühren- 
den Beute  f&r  diejenigen  yerletzten  Personen  yorzunehmen,  welche  zu  dieser  Zeit  noch 
yöllig  oder  teilweise  erwerbsunfähig  sind. 

Für  diejenigen  yerletzten  Personen,  welche  sich  nach  Ablauf  yon  yier  Wochen  noch 
in  ärztlicher  Behandlung  behufs  Heilung  der  erlittenen  Verletzungen  befinden,  ist  die  Fest- 
stellung zunächst  auf  die  bis  zur  Beendigung  des  Heilyerfahrens  zu  leistenden  Benten- 
zahlungen  zu  beschränken,  im  übrigen  aber  die  Feststellung  der  Beute  erst  nach  Beendi- 
gung des  Heilyerfahrens  yorzunehmen. 

§  34. 

Entschädigungsansprecher,  für  welche  die  Entschädigung  nicht  yon  amtswegen  fest- 
gestellt wurde,  haben  ihren  Anspruch  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses  yor  Ablauf  eines 
Jahres  nach  dem  Eintritte  des  Unfalles  bei  der  betreffenden  Versicherungsanstalt  an- 
zumelden. 

Wird  der  angemeldete  Entschädigungsanspruch  als  begründet  anerkannt,  so  ist  die 
Höhe  der  Entschädigung  sofort  festzustellen;  im  entgegengesetzten  Falle  ist  der  Entschä- 
digungsanspruch abzulehnen. 

§  36. 

Die  Betriebsuntemehmer  sind  yerpflichtet,  der  Versicherungsanstalt  über  Aufforderung 
binnen  acht  Tagen  über  den  Lohn  und  Oehalt  der  getöteten  und  yerletzten,  sowie  der  in 
ihren  Betrieben  beschäftigten  Personen  jene  Nachweisungen  zu  liefern,  welche  zur  Berech- 
nung des  Arbeitsyerdienstes  nach  §  6,  Absatz  2  bis  7,  erforderlich  sind. 


§  36. 

Ueber  die  Feststellung  der  yon  Amtswegen  oder  über  Anmeldung  der  Entschädigungs- 
ansprecher zuerkannten  Entschädigung  hat  die  Versicherungsanstalt  dem  Entschädigungs- 
berechtigten einen  schrifUichen  Bescheid  zu  erteilen,  aus  welchem  die  Höhe  der  zuerkannten 
Entschädigung  und  die  Art  ihrer  Berechnung  zu  ersehen  ist.  Bei  Entschädigungen  für 
erwerbsunfähig  gewordene  Verletzte  ist  namentlich  anzugeben,  ob  gänzliche  oder  teilweise 
Erwerbsunfähigkeit  und  im  letzteren  FaUe,  in  welchem  Masse  die  Erwerbsunföhigkeit  an- 
genommen wurde. 

Ebenso  hat  die  Ablehnung  eines  Entschädigungsanspruches  durch  schrifOichen  Be- 
scheid zu  erfolgen. 


Auszahlung  der  EntschSdigungsbetrSge. 

§  37. 

Bie  Kosten  der  Beerdigung  (§  7,  Z.  1)  sind  eine  Woche  nach  ihrer  Feststellung 
zu  zahlen. 

Die  Beuten  der  Verletzten  und  der  Hinterbliebenen  sind  gegen  Beibringung  der 
Lebensbestätigung  in  monatlichen  Baten  im  yoraus  zu  zahlen. 

Ueber  die  Erfordernisse  der  Lebensbestätigung,  sowie  über  die  Art  der  Auszahlung 
der  Beuten  und  der  Beerdigungskosten  hat  das  Statut  die  erforderlichen  Vorschrifiben  zu 
enthalten. 
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Sehledsgerieht. 

§  38. 

Für  jede  in  Oemfissheit  dieses  Gesetzes  errichtete  Yersichenmgsanstalt  wird  an  dem 
Sitze  derselben  ein  Schiedsgericht  errichtet,  welches  znr  Entscheidung  über  die  gegen  die 
Yersichenmgsanstalt  erhobenen,  Yon  derselben  nicht  anerkannten  Entschädigungsansprüche 
ausschliesslich  zuständig  ist 

Das  Schiedsgericht  besteht  aus  einem  ständigen  Vorsitzenden^  vier  Beisitzern  und 
den  notigen  Stellvertretern.  Der  Vorsitzende  und  sein  Stellyertftter  wird  vom  Justiz- 
ministerium im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  aus  der  Zahl  der  richterlichen 
Staatsbeamten  ernannt.  Von  den  Beisitzern  werden  zwei,  sowie  ihre  Stellvertreter,  welche 
sämtlich  technisch  gebildete  Personen  sein  müssen,  von  dem  Minister  des  Innern  im  Ein- 
vernehmen mit  den  beteiligten  Ministem  in  das  Sdüedsgericht  auf  bestimmte  Zeit  berufen. 
Ein  Beisitzer  und  sein  Stellvertreter  wird  von  den  versicherungspflichtigen  Betriebs- 
untemehmemy  der  letzte  Beisitzer  und  sein  Stellvertreter  von  den  Versicherten  gleichzeitig 
mit  der  Wahl  in  den  Vorstand  (§  12)  und  zwar  für  die  mit  der  Funktionsdaner  des 
letzteren  zusammenfallende  Zeit  gewählt.  Von  den  Mitgliedern  des  Schiedsgerichtes  darf 
keines  dem  Vorstande  der  Versicherungsgesellschaft  angehören  oder  in  dem  Dienste  der- 
selben stehen. 

Im  übrigen  wird  die  Zusammensetzung  des  Schiedsgerichtes  und  das  Verfahren  vor 
demselben,  sowie  eine  all&llige  Entlohnung  der  Schiedsrichter  im  Verordnungswege  geregelt. 
Die  mit  der  Einrichtung  und  Gebarung  des  Schiedsgerichtes  verbundenen  Kosten  sind  von 
der  Versicherungsanstalt  zu  tragen. 

Bechtsmittel  oder  Klagen  gegen  das  schiedsgerichtliche  Erkenntnis  sind  nicht  zulässig. 

Zur  Vollstreckung  des  schiedsgerichtlichen  Erkenntnisses  oder  eines  vor  dem  Schieds- 
gerichte geschlossenen  Vergleiches  ist  das  zuständige  (Bericht  des  Schuldners  berufen. 

Entschädigungsansprüche  gegen  die  Versicherungsanstalt  sind  vor  Ablauf  eines  Jahres 
von  der  Zustellung  des  im  §  36  bezeichneten  Bescheides  an  den  Ansprecher  bei  Ver- 
meidung des  Ausschlusses  mittelst  Klage  vor  dem  Schiedsgerichte  zu  erheben. 


Yerindernngen  in  den  Yoranssetznngen  des  EntsehSdlgnngsMispraehes. 

§  39. 

Tritt  in  den  Verhältnissen,  welche  für  die  Feststellung  der  Entschädigung  massgebend 
waren,  eine  wesentliche  Veränderung  ein,  so  kann  eine  anderweitige  Feststellung  derselben 
seitens  der  Versicherungsanstalt  auf  Antrag  oder  von  amtswegen  erfolgen. 

Ist  der  körperlich  Verletzte,  f&r  welchen  eine  Entschädigung  auf  Grund  des  §  6  fest- 
gestellt war,  infolge  der  Verletzung  gestorben,  so  muss  die  Anmeldung  des  Anspruches 
auf  Gewährung  einer  Entschädigung  für  die  Hinterbliebenen,  falls  deren  Feststellung  nicht 
von  amtswegen  erfolgt  ist,  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses  vor  Ablauf  eines  Jahres  nach 
dem  Tode  des  Verletzten  bei  der  Versicherungsanstalt  erfolgen. 

Eine  Erhöhung  der  festgestellten  Beute  kann  nur  für  die  Zeit  nach  Anmeldung  des 
höheren  Anspruches  gefordert  werden. 

Eine  Minderung  oder  Aufhebung  der  festgestellten  Beute  tritt  von  dem  Tage  ab  in 
Wirksamkeit,  an  welchem  der  dieselbe  aussprechende  Bescheid  (§  36)  dem  Entschädigungs- 
berechtigten zugesteUt  ist.  Die  gegen  diesen  Bescheid  bei  dem  Schiedsgerichte  erhobene 
Klage  (§  38)  hat  keine  aufechiebende  Wirkung. 

Ln  übrigen  finden  auf  das  Verfahren  in  den  vorstehenden  Fällen  die  §§  32,  34, 
Absatz  2,  36,  36  und  38  sinngemässe  Anwendung. 

§  40. 

Tritt  ein  durch  einen  Betriebsunfall  betroffener  Arbeiter  oder  Betriebsbeamter,  welchem 

in  Gemässheit  des  §  6,  Absatz  8,  lit.  a  eine  Bente  von  60  Prozent  des  Jahresarbeitsverdienstes 

zuerkannt  wurde,  bei  seinem  bisherigen  oder  bei  einem  anderen  Arbeitgeber  wieder  in  eine 

seinem  Zustande  angemessene  Beschäftigung,  so  kann  mit  Bücksicht  auf  den  ihm  hierfür 
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gewährten  Lohn  oder  (behalt  in  G^mfissheit  des  §  39,  Absatz  1,  die  zeitweilige,  gänzliche 
oder  teilweise  Einstellung  der  ihm  zuerkannten  Beute  erfolgen.  Wenn  in  einem  solchen 
Falle  der  dem  betreffenden  Arbeiter  oder  Betriebsbeamten  gewährte  Lohn  oder  Gehalt 
mindestens  80  Prozent  des  bei  der  Berechnung  seiner  Bente  zu  Grunde  gelegten  Jahres- 
arbeitsverdienstes  beträgt,  so  ist  die  Versicherungsanstalt  verpflichtet,  dem  nunmehrigen 
Arbeitgeber  ffir  die  Dauer  des  neuen  Dienstesverhältnisses  die  Hälfte  des  durch  die  gänz- 
liche oder  teilweise  Einstellung  der  Bente  in  Ersparung  gekommenen  Betrages  zu  yergüten. 

Yerzieht  auf  die  EntsehBdlgiingsreiite. 

§  41. 
Ein  üebereinkommen  zwischen  der  Yersicherungsanstalt  und  einem  zum  Bezüge  einer 
Bente  Berechtigten^  wonach  gegen  Yerzichüeistnng  auf  die  Bente  oder  einen  Teil  derselben 
der  derzeitige  Bentenwert  ganz  oder  teilweise  in  Kapital  ausgezahlt  werden  soll,  ist  nur 
dann  rechtsverbindlich,  wenn  diesem  üebereinkommen  die  zur  Armenversorgung  des  Bezugs- 
berechtigten verpflichtete  Gemeinde  zugestimmt  hat. 

AuslBndlsche  EntschBdigmigsberechtigte. 

§  42. 

Ist  der  Berechtigte  ein  Ausländer  und  hält  sich  derselbe  dauernd  im  Auslande  auf, 
so  ist  die  Versicherungsanstalt  berechtigt,  denselben  für  seinen  Bentenanspruch  mit  einem 
nach  den  Verhältnissen  des  Falles  zu  bemessenden  Kapitalsbetrage  abzuflnden. 

Diese  Bestimmung  flndet  auf  Angehörige  der  Länder  der  ungarischen  Krone  keine 
Anwendung,  wenn  in  diesen  Ländern  durch  eine  analoge  Gesetzgebung  die  gleich  gfinstige 
Behandlung  österreichischer  Staatsangehöriger  anerkannt  wird. 

rnzulBssigkeit  der  Exekution  auf  EntsehSdlgnngsfordeniiigeiu 

§  43. 

Die  dem  Entschädigungsberechtigten  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zustehenden  Forde- 
rungen gegen  die  Versicherungsanstalt  können  weder  in  Exekution  gezogen,  noch  durch 
Sicherungsmassregehi  getroffen  werden.  Eine  Ausnahme  hiervon  besteht  nur  zu  Gunsten  der 
gegen  den  Entschädigungsberechtigten  nach  dem  Gesetze  bestehenden  Forderungen  zur 
Leistung  des  Unterhaltes. 

Soweit  Exekution  und  Sicherungsmassregeln  nicht  zulässig  sind,  ist  auch  jede  Ver- 
fügung über  die  dem  Entschädigungsberechtigten  zustehenden,  oben  bezeichneten  Forderungen 
durch  Cession,  Anweisung,  Verpfändung  oder  durch  ein  anderes  Bechtsgeschäft  ohne  recht- 
liche V^irkung. 

Ausschluss  Ton  Yerelnbariingeiu 

§  44. 
Die  Versicherungsanstalten  sind  nicht  berechtigt,  die  Anwendung  der  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes   zu   ihrem  Vorteile   durch  Verträge  (Beglements)  im  voraus  auszuschliessen 
oder  zu  beschränken.     Vertragsbestimmungen,   welche  diesem  Verbote  zuwiderlaufen,   sind 
ohne  rechtliche  V^irkung. 

Haftung  der  Betriebsuntemehmer  und  dritter  Personen  fttr  ünfSlle. 

§  45. 
Der  Betriebsuntemehmer  (§  11)  ist  verpflichtet,  wenn  er  oder  im  Falle  seiner  Handlungs- 
unföhigkeit  sein  gesetzlicher  Vertreter  den  Unfall  vorsätzlich  oder  durch  grobes  Verschulden 
herbeigeführt  hat,  die  Versicherungsanstalt  für  alle  von  derselben  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
zu  leistenden  Entschädigungen  schadlos  zu  halten« 
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In  gleicher  Weise  haftet  eine  Aktiengesellschaft,  eine  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaft oder  ein  anderer  Verein,  wenn  ein  Mitglied  des  Vorstandes  oder  ein 
Liquidator,  sowie  eine  Handelsgesellschaft,  wenn  ein  znr  G^schäftsfähnmg  berechtigter 
Gesellschafter  oder  ein  Liquidator  den  Unfall  rorsätzlich  oder  durch  grobes  Verschulden 
herbeigeführt  hat. 

Als  Ersatz  für  die  Rente  kann  die  Versicherungsanstalt  in  den  vorstehend  bezeichneten 
Fallen  deren  Eapitalswert  fordern,  welcher  nach  den  für  die  Gebarung  der  Versicherungs- 
anstalt geltenden  Grundlagen  zu  berechnen  ist. 

Der  Ersatzanspruch  der  Versicherungsanstalt  verjährt  in  drei  Jahren  vom  Tage  des 
UnfEÜles  an  gerechnet. 

§  46. 

Der  Versicherte  oder  dessen  Hinterbliebene  sind  nur  in  dem  Falle  berechtigt,  gegen 
den  Betriebsuntemehmer  einen  Anspruch  auf  Schadenersatz  geltend  zu  machen,  wenn  der 
Betriebsunfall  von  einer  der  im  §  45,  Absatz  1  und  2  bezeichneten  Personen  vorsätzlich 
herbeigeführt  wurde. 

In  einem  solchen  Falle  beschränkt  sich  der  Anspruch  auf  den  Betrag,  um  welchen 
die  dem  Berechtigten  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  gebührende  Ent- 
schädigung (§§  1325  bis  1327  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches)  diejenige  über- 
steigt, auf  welche  er  nach  diesem  Gesetze  Anspruch  hat. 

§  47. 

Die  Haftung  der  Bevollmächtigten  oder  Repräsentanten  des  Betriebsuntemehmers, 
seiner  Betriebs-  oder  Arbeiteraufseher,  sowie  anderer  Personen,  welche  den  Unfall  vorsätzlich 
herbeigeführt  oder  durch  ein  Verschulden  veranlasst  haben,  bestimmt  sich  nach  den  be- 
stehenden gesetzlichen  Vorschriften. 

Der  aus  dieser  Haftung  entspringende  Entschädigungsanspruch  steht  jedoch  insoweit, 
als  die  Versicherungsanstalt  auf  Grund  dieses  (Gesetzes  zum  Schadenersatz  verpflichtet  ist, 
allem  der  Versicherungsanstalt,  und  nur  bezüglich  jenes  Betrages^  um  welchen  die  nach 
den  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  gebührende  Entschädigung  dasjenige  übersteigt, 
was  nach  diesem  Gesetze  von  der  Versicherungsanstalt  als  Schadenersatz  zu  leisten  ist, 
dem  Versicherten,  beziehungsweise  dessen  Hinterbliebenen  zu. 


Staafllehe  Au&ieht 

§  48. 
Die  staaüiche  Aufisicht  über  die  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  errichteten  Versicherungs- 
anstalten wird  von  der  politischen  Landesbehörde,  in  deren  Verwaltungsgebiet  der  Sitz  der 
betreffenden  Versicherungsanstalt  gelegen  ist,  und  dem  Minister  des  Lmem  ausgeübt.  Der 
Minister  des  Innern  ist  auch  berufen,  die  staatliche  Genehmigung  in  jenen  Fällen  zu 
erteUen,  in  welchen  sie  nach  diesem  Gesetze  erforderlich  ist. 


Yersichenmgsbelrat. 

§  49. 
Zur  Unterstützung  des  Ministers  des  Innern  bei  der  ihm  nach  diesem  Gesetze  vor- 
behaltenen Wirksamkeit  wird  ein  Beirat  aus  Fachmännern,  welche  dem  (Gebiete  der  Industrie 
und  der  im  §  1,  Absatz  3,  Z.  2,  bezeichneten  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe,  der 
mdustrieUen  und  der  Versicherungstechnik  angehören,  gebildet,  dessen  Zusammensetzung 
und  Wirkungskreis  durch  ein  besonderes,  im  Verordnungswege  zu  erlassendes  Reglement 
bestimmt  wird.     Die  Anhörung  dieses  Beirates  ist  namentlich  erforderlich: 

1.  Vor  der  Festsetzung  und  Aenderung  der  Bezirke  der  Versicherungsanstalten, 
sowie  vor  der  Vereinigung  und  Teilung  solcher  Anstalten  (§  9); 
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2.  Tor  Erlassong  der  Yerordnnng  über  das  Mnsterstatnt  für  die  Yersichenings- 
anstalten  (§  13); 

3.  vor  Erlassnng  der  Yerordnimgen  über  die  Einteilung  der  Tersicbenmgspflichtigen 
Betriebe  in  Gefahrenklassen  nnd  die  Feststellung  der  Prozentsätze  innerhalb 
der  Gefahrenklassen  (§  14); 

4.  vor  jeder  Verwendung  aus  dem  gemeinsamen  Beservefond  (§  15); 

5.  vor  der  Festsetzung  des  Tarifes  für  das  erste  Betriebsjahr  (§  16,  Absatz  3)  und 

6.  vor  der  Anordnung  einer  Erhöhung  oder  Herabsetzung  des  Tarifes  einer  Ver- 
sicherungsanstalt (§  16,  Absatz  4). 


Mltwlrkmig  der  politischen  BehSrden. 

§  60. 

Die  politischen  Behörden  sind  verpflichtet,  den  an  sie  gerichteten  Ersuchen  der  in 
Gemässheit  dieses  Gesetzes  zu  errichtenden  Versicherungsanstalten  nach  Thunlichkeit  zu 
entsprechen,  diesen  Anstalten  ihre  Unterstützung  angedeihen  und  ihnen  auch  unaufgefordert 
alle  Mitteilungen  zukommen  zu  lassen,  welche  für  den  Geschfiftsbetrieb  derselben  von 
Wichtigkeit  sein  können. 

Die  Versicherungsanstalten  sind  nicht  berechtigt,  die  Vertretung  durch  die  Finanz- 
prokuratur in  Anspruch  zu  nehmen. 


Strafbestimmimgeii. 

§  51. 

Wenn  die  nach  §§  18,  19  und  27  zu  erstattenden  Anzeigen,  die  nach  §§  21  und  27 
der  Versicherungsanstalt  zu  liefernden  Berechnungen  oder  die  nach  §  35  zu  liefernden 
Nachweisungen  unwahre  thatsächliche  Angaben  enthalten,  so  wird  der  Betriebsuntemehmer, 
welcher  diese  Anzeigen  erstattet  oder  diese  Berechnungen  oder  Kachweisungen  geliefert  hat, 
sofern  nicht  der  Thatbestand  einer  nach  den  allgemeinen  Stra^esetzen  zu  bestrafenden 
Handlung  vorliegt,  mit  (}eld  von  fünf  bis  fünfhundert  Gulden  und  im  NichteinbringungsMe 
mit  Arrest  von  einem  Tage  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

§  52. 

Betriebsuntemehmer,  welche  eine  der  ihnen  nach  den  §§  18,  19,  21,  23,  27  und  35 
obliegenden  Verpflichtungen  zur  Erstattung  von  Anzeigen,  zur  Lieferung  von  Berechnungen 
oder  Nachweisungen  oder  zur  Vorlage  von  Aufschreibungen  nicht  rechtzeitig  nachgekommen 
sind,  werden  mit  Geld  bis  100  Gulden  und  im  Nichteinbringungsfalle  mit  Arrest  bis  zu 
20  Tagen  bestraft. 

Das  Gleiche  gilt  von  dem  zur  Erstattung  der  im  §  29  bezeichneten  Anzeige  Ver- 
pflichteten, welcher  dieselbe  nicht  rechtzeitig  erstattet  hat. 

§  53. 

Wird  ein  versicherungspflichtiger  Betrieb  nicht  von  dem  Betriebsuntemehmer  selbst, 
sondern  durch  einen  Stellvertreter  (Geschäftsfahrer)  betrieben,  so  sind  die  in  den  §§51 
und  52,  Absatz  1,  bezeichneten  Strafen  gegen  den  letzteren  zu  verhängen.  Der  Betriebs- 
untemehmer haftet  jedoch  auch  in  diesem  Falle  für  die  verhängten  Geldstrafen. 

§  54. 

Die  Bestraftmg  der  in  den  §§  51  und  52  bezeichneten  G^etzesübertretungen  steht 
den  politischen  Behörden  zu. 

Die  (Geldstrafen  fliessen  in  den  Reservefond  der  betreffenden  Versicherangsanstalt. 
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BekHfse. 

§  66. 

Sofern  in  diesem  Oesetze  nicht  etwas  anderes  vorgesehen  ist,  sind  Beknrse  gegen 
Entscheidungen  der  politischen  Behörden,  welche  einem  Bechtsznge  unterliegen,  binnen 
14  Tagen  nach  Znstellang  der  in  Beschwerde  gezogenen  Entscheidung  bei  jener  Behörde 
zu  überreichen,  welche  in  erster  Instanz  entschieden  hat 


fteblUiren  und  Stempelfreiheit. 

§  66. 

Alle  zur  Begründung  und  Abwickelung  der  Bechtsrerhältnisse  zwischen  den  Ver- 
sicherungsanstalten einerseits  und  den  yersicherungspflichtigen  Betriebsuntemehmem  oder 
den  Versicherten  anderseits  erforderlichen  Verhandlungen  und  Urkunden  sind  gebühren- 
und  stempelfirei. 

Auf  die  nach  diesem  (besetze  errichteten  Versicherungsanstalten  finden  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  15.  April  1885,  B.G.61.  No.  51,  Anwendung. 

Die  Yon  den  Betriebsuntemehmem  zu  entrichtenden  Versicherungsbeiträge  sind  in 
die  Besteuerungsgnrundlage  für  die  betreffenden  yersicherungspflichtigen  Betriebe  nicht  ein- 
zubeziehen. 


AusgenoHunene  Betriebe.    Bernftgenossenseliaftliehe 
Yersieherangsanstalten. 

§  57. 

Wenn  bei  einer  yersicherungspflichtigen  Unternehmung  ein  Institut  besteht,  durch 
dessen  staatlich  genehmigte  Statuten  die  in  dieser  Untemehmung  beschäftigten,  im  §  1 
bezeichneten  Personen  gegen  die  Folgen  der  beim  Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle  mindestens 
in  gleichem  Masse  yersichert  sind  wie  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  und  wenn 
der  Betriebsuntemehmer  zu  diesem  Institute  mindestens  gleich  hohe  Beiträge  leistet,  als 
er  nach  diesem  Gesetze  zum  Zwecke  der  Unfallyersichenmg  zu  leisten  hätte,  so  ist  derselbe 
berechtigt  zu  begehren,  dass  die  Untemehmung  nicht  in  die  nach  §  9  zu  errichtenden 
Versicherangsanstalten  einbezogen  werde. 

Ueber  dieses  Begehren  entscheidet  der  Minister  des  Innern  nach  yorhergegangener 
Untersuchung  des  betreffenden  Institutes.  Das  Begehren  ist  abzuweisen,  wenn  der  Ver- 
mögensstand oder  die  Geschäftsgebamng  des  Institutes  nicht  yolle  Sicherheit  für  die  Er- 
füllung der  demselben  gegen  die  Versicherten  obliegenden  Verpflichtungen  gewähren. 

§  58. 

Wenn  eine  grössere  Anzahl  yon  Unternehmern  yersichemngspflichtiger  Betriebe, 
gleichyiel  ob  dieselben  dem  Bezirke  einer  und  derselben  oder  mehrerer  Versicherungsanstalten 
angehören,  sich  zu  dem  Zwecke  yereinigen,  um  die  in  diesem  Gesetze  yorgeschriebene 
Unfallyersichemng  durch  Errichtung  einer  besonderen  Versicherungsanstalt  selbst  zu  bewirken, 
so  kann  die  Bewilligung  hierzu  yon  dem  Minister  des  Innern  nach  Anhörung  der  betreffenden 
Versicherungsanstalten,  sowie  des  im  §  49  bezeichneten  Beirates  beim  Eintritte  nach- 
stehender Voraussetzungen  erteilt  werden: 

1.  wenn  der  yorzulegende  Statutenentwurf  die  Bestimmung  enthält,  dass  die  in 
den  betreffenden  Betrieben  beschäftigten  yersicherungspflichtigen  Personen  gegen 
die  Folgen  der  beim  Betriebe  sich  ereignenden  Unfölle  mindestens  in  gleichem 
Masse  yersichert  sind,  wie  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  zur 
Beitragsleistung  hierfür  nicht  in  höherem  Masse  herangezogen  werden,  als  es 
nach  diesem  Gesetze  gestattet  ist; 
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2.  wenn  durch  die  Ausscheidung  der  Betriebe  der  Gesuchsteller  aus  dem  Verbände 
der  betreffenden  Versicherungsanstalten  die  dauernde  Leistungsfähigkeit  dieser 
letzteren  nicht  gefährdet  erscheint; 

3.  wenn  die  von  den  Gesuchstellem  zu  gründende  neue  Versicherungsanstalt  in 
jeder  Hinsicht  volle  Sicherheit  für  die  Erfüllung  der  ihr  gegen  die  Versicherten 
obliegenden  Verpflichtungen  erwarten  lässt. 

üeber  die  Organisation  und  innere  Einrichtung,  sowie  über  die  Geschäftsgebarung 
einer  solchen  neu  zu  gründenden  Versicherungsanstalt  hat  das  der  staatlichen  Genehmigung 
unterliegende  Statut  derselben  die  erforderlichen  Bestimmungen  zu  enthalten,  und  sind  hierbei 
die  bezüglichen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zur  sinngemässen  Anwendung  zu  bringen. 
Dem  Minister  des  Innern  bleibt  jedoch  vorbehalten,  in  dieser  Hinsicht  die  durch  die  be- 
sonderen Verhältnisse  begründeten  Abweichungen  zu  gestatten. 

§  59. 

Die  im  §  57  bezeichneten  Institute  und  die  in  Gemässheit  des  §  58  gegründeten 
Versicherungsanstalten  unterliegen  der  staatlichen  Aufsicht.  Ergiebt  sich  bei  einer  späteren 
Untersuchung  eines  solchen  in  den  §§57  und  58  bezeichneten  Institutes,  dass  es  nach  seinem 
Vermögenstand  und  seiner  Geschäftsgebarung  nicht  mehr  voUe  Sicherheit  für  die  Erfüllung 
der  demselben  gegen  die  Versicherten  obliegenden  Verpflichtungen  gewährt,  so  ist  der 
Minister  des  Innern  berechtigt,  die  Einbeziehung  der  betreffenden  Unternehmungen  in  die 
Versicherungsanstalt  des  Bezirkes  anzuordnen. 

Beim  Eintritte  eines  Unfalles  sind  die  in  den  §§  57  und  58  bezeichneten  Institute 
verpflichtet,  den  Eapitalswert  der  dem  Versicherten  oder  seinen  Hinterbliebenen  nach  den 
Statuten  gebührenden  Beute  der  Versicherungsanstalt  des  Bezirkes  ungesäumt  auszufolgen, 
an  welche  letztere  hierdurch  die  Verpflichtung  zur  ferneren  Auszahlung  dieser  Beute  über- 
geht. Für  die  Ausfolgung  des  bezeichneten  Eapitalswertes,  welcher  nach  den  für  die  Ver- 
sicherungsanstalt des  Bezirkes  geltenden  Grundlagen  zu  berechnen  ist,  haften  die  betreffen- 
den Betriebsuntemehmer  als  Bürgen  und  Zahler.  Die  Bestimmungen  dieses  Absatzes 
finden  keine  Anwendung  auf  solche  Institute,  welche  bei  einer  vom  Staate  betriebenen  ver- 
sicherungspflichtigen Unternehmung  bestehen. 


Berichte  der  Yersichemngsanstalten. 

§  60. 

Die  in  Gemässheit  dieses  Gresetzes  errichteten  Versicherungsanstalten  sind  verpflichtet, 
für  jedes  Kalenderjahr  einen  Bericht  an  den  Minister  des  Innern  über  die  Ergebnisse  der 
Unfallstatistik,  femer  über  ihre  gesamte  Gebarung  und  insbesondere  über  den  Stand  und 
die  Anlage  ihrer  Fonds  zu  erstatten. 

Diese  Berichte,  welchen  ausserdem  ein  Ausweis  über  die  Gebarung,  den  Stand  und 
die  Anlage  des  gemeinsamen  Beservefonds  (§  15)  anzuschliessen  ist,  sind  alljährlich  dem 
Reichsrate  in  entsprechender  Bearbeitung  mitzuteilen. 


Yerhftltnis  zu  ünterstllteiuigskassen  und  zn  PriTatYersieheningsanstalteii. 

§  61. 

Die  Ansprüche,  welche  den  Versicherten  gegen  Bruderladen,  Kranken-,  Sterbe-,  In- 
validen- und  andere  Unterstützungskassen,  sowie  gegen  andere  als  die  in  Gemässheit 
dieses  Gesetzes  zu  errichtenden  Versicherungsanstalten  zustehen,  werden  durch  dieses  Gresetz 
nicht  berührt.  Dasselbe  gilt  von  der  Verpflichtung  der  Gemeinden  und  anderer  Korpora- 
tionen und  Stiftungen  zur  Armenversorgung. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  findet  nur  in  Betreff  solcher  Verträge  statt, 
welche  zwischen  einer  Privatversicherungsanstalt  und  dem  Unternehmer  eines  nach  diesem 
(besetze  versicherungspflichtigen  Betriebes  über  die  Versicherung  der  in  diesem  Betriebe 
beschäftigten,  unter  §  1  fallenden  Personen  gegen  Betriebsunfälle  vor  dem  1.  März  1886 
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abgeschlossen  wurden  nnd  deren  Dauer  in  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  Wirksamkeit 
der  im  §  1  bezeichneten  Versicherung  beginnt,  noch  nicht  abgelaufen  ist.  In  solche  Ver- 
träge tritt  nämlich  die  nach  §  9  errichtete  Versicherungsanstalt,  in  deren  Bezirk  der 
betreffende  Betrieb  gelegen  ist,  beziehungsweise  die  nach  §  58  errichtete  Versicherungs- 
anstalt, welcher  der  betreffende  Betriebsuntemehmer  beigetreten  ist,  an  Stelle  des  Betriebs- 
untemehmers  und  der  versicherten  Personen  kraft  des  Gesetzes  in  der  Weise  ein,  dass 
die  nach  diesem  Gesetze  errichtete  Versicherungsanstalt  für  die  noch  nicht  abgelaufene 
Dauer  des  Versicherungsvertrages  die  Prämie  zu  ihrer  jeweiligen  Fälligkeit  an  die  ver- 
sichernde Privatanstalt  zu  bezahlen  hat  und  dafür  alle  jene  Beträge  far  sich  in  Emp&ng 
nimmt,  welche  die  betreffende  Privatanstalt  infolge  vorkommender  Betriebsunfälle  laut  des 
Versicherungsvertrages  zu  entrichten  verpflichtet  ist. 

Die  Bestimmung  des  Vorstehenden  Absatzes  gelangt  nur  dann  zur  Anwendung,  wenn 
der  betreffende  Versicherungsvertrag  von  dem  Betriebsuntemehmer,  welcher  denselben  ab- 
geschlossen hat,  binnen  drei  Monaten  nach  dem  Eintritte  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
der  politischen  Behörde  erster  Instanz,  in  deren  Sprengel  der  versicherungspflichtige  Betrieb 
gelegen  ist,  unter  Vorlage  der  diesfäUigen  Police  angezeigt  wird. 


Uebergangsbestlmiiiimgeii. 

§  62. 
Die  Staatsverwaltung   wird   ermächtigt,   für   die  erste  Einrichtung  der  nach  §  9  zu 
errichtenden  Versicherungsanstalten   und   für   die  (Gebarung  derselben  bis  zum  Ablauf  der 
ersten  statutenmässigen  Beitragsperiode  Vorschüsse  zu  leisten,  welche  von  den  betreffenden 
Versicherungsanstalten  zu  ersetzen  sind. 

§  63. 

Dieses  Gesetz  tritt  drei  Monate  nach  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Der  Zeitpunkt,  mit  welchem  die  Wirksamkeit  der  im  §  1  bezeichneten  Versicherung 
beginnt,  wird  jedoch  erst  nachträglich  durch  den  Minister  des  Innern  im  Verordnungswege 
festgesetzt. 

Zum  Zwecke  der  Organisierung  der  im  §  9  bezeichneten  Versicherungsanstalten  ist 
der  Minister  des  Innern  berechtigt,  alle  erforderlichen  Erhebungen  zu  pflegen  und  nament- 
lich von  den  Unternehmern  versicherungspflichtiger  Betriebe  alle  dienlichen  Auskünfte  zu 
begehren. 

YoUzngsklansel. 

§  64. 
Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  Mein  Minister  des  Innern  und  Mein  Justiz- 
minister im  Einvernehmen  mit  Meinen  übrigen  beteiligten  Ministem  betraut. 

Wien,  am  28.  Dezember  1887. 

FRANZ  JOSEPH  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Prazak  m.  p. 


Anlag»  4, 


Gesetz  vom  20.  JuU  1894, 

betreffend  die  Ausdehnung  der  Unfallversioherung. 


t 


Mit  Zastimmang  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  L 

Die  nachstehend  bezeichneten  Unternehmnngen  werden,  insoweit  dieselben  nicht  bereits 
in  Qemässheit  des  Gesetzes  Tom  28.  Dezember  1887  (B.a.Bl  Nr.  1  ex  1888),  betreffend 
die  Unüallversichening  der  Arbeiter,  Tersicheningspflichtig  sind,  der  Versichemngspflicht 
nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  berufenen  Gesetzes  unterworfen: 

1.  Die  gesamten  Betriebe  der  Eisenbahnen,  gleichviel  mit  welcher  motorischen 
Kraft  sie  betrieben  werden. 

2.  Die  Betriebe  aller  sonstigen  Unternehmungen,  welche  sich  gewerbsmässig  mit 
dem  Transporte  von  Personen  oder  Sachen  zu  Lande  oder  anf  Flössen  und 
Binnengewässern  befassen,  unbeschadet  der  Ausnahmen,  welche  im  §  2  des 
berufenen  Gesetzes  bezuglich  der  den  Seegesetzen  unterliegenden  Schiffahrts- 
betriebe festgesetzt  sind. 

3.  Die  Baggereien. 

4.  Die  Unternehmungen,  welche  sich  gewerbsmässig  mit  der  Beinignng  von  Strassen 
und  Gebäuden  (Fenstern,  Dächern  n.  dergl.)  befassen. 

6.  Die  gewerbsmässig  betriebenen  Warenlageruntemehmungen,  einschliesslich  der 
Lagerhäuser  und  der  Betriebe  von  Holz-  und  Kohlenlagern  im  grossen. 

6.  Die  Unternehmungen  von  ständigen  Theatern,  auch  wenn  dieselben  nicht  das 
ganze  Jahr  hindurch  betrieben  werden,  bezüglich  aller  an  denselben  beschäftigten 
Arbeiter  und  Betriebsbeamten,  sowie  der  darstellenden  Personen. 

7.  Die  BerufiBfenerwehren. 

8.  Die  Gewerbsbetriebe  der  Eanalräumer. 

9.  Die  Gewerbsbetriebe  der  Bauchfangkehrer. 

10.  Die  Gewerbsbetriebe  der  Steinmetzen,  Bnmnenmacher  nnd  Eisenkonstroktenre, 
hinsichtlich  aller  jener  Betriebskategorien,  welche  in  die  Yersicherangspflicht 
noch  nipht  einbezogen  sind. 


Qesetz  yom  20.  Juli  1894,  betr.  die  Ansdehnung  der  Unfallyersichening. 


Artikel  n. 

Die  Yerpflichtang  der  inlfindischen  Eisenbahnmitemelimimgeii  (Artikel  I,  Z.  1)  and 
der  sonstigen  za  Lande  betriebenen  Transportontemelimangen  (Artikel  I,  Z.  2)  zur  Yersiche- 
nmg  ihrer  Bediensteten  gegen  die  Folgen  von  Betriebsan&Uen  erstreckt  sich  auch  anf 
jene  Arbeiter  und  Betriebsbeamten,  welche  im  Auslände  oder  in  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  vorübergehend  oder  auf  Anschlussstrecken  oder  in  Grenzstationen  dauernd  be- 
schäftigt sind;  doch  tritt  diese  Yerpflichtang  dann  nicht  ein^  wenn  die  bezeichneten 
Personen  bereits  nach  der  Gesetzgebung  des  anderen  Staates  gegen  die  Folgen  von  Betriebs- 
unfällen versichert  sind. 

Bei  den  nach  Artikel  I,  Ziffer  2,  in  die  Yersicherungspflicht  einbezogenen  Binnen- 
schiffahri»betrieben  erstreckt  sich  die  Yersicherungspflicht  nach  Massgabe  der  folgenden 
Bestimmungen  auf  alle  Unternehmungen,  welche  im  Geltungsgebiet  des  Gesetses  ihren  Sitz 
oder  eine  ständige  Yertretung  haben  und  deren  Fahrzeuge  entweder  ausschliesslich  oder 
doch  zeitweilig  im  Inlande  verkehren. 

Es  sind  die  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  dieser  Unternehmungen: 

a)  gegen  die  Folgen  von  Betriebsunfällen,  welche  sich  im  Geltungsgebiete  dieses 
Gesetzes  oder  in  Grenzgewässem  ereignen,  und 

b)  diejenigen  derselben,  welche  auf  den  zwischen  dem  Ldande  und  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone,  beziehungsweise  dem  Auslande  verkehrenden  Fahrzeugen 
bedienstet  sind,  überdies  auch  gegen  die  Folgen  aller  Betriebsunfölle  versichert, 
welche  sich  aus  Anlass  der  Fahrten  jener  Schiffe  ausserhalb  des  Geltungs- 
gebietes dieses  Gesetzes  ereignen. 

Für  die  unter  b)  bezeichneten  Personen  tritt  die  Yersicherungspflicht  nicht  ein,  wenn 
sie  bereits  nach  der  Gesetzgebung  des  anderen  Staates  gegen  die  Folgen  von  Betriebs- 
unfällen versichert  sind. 

Das  Yerfohren  bei  Feststellung  der  Entschädigungsansprüche  aus  Anlass  eines 
BetriebsunfEdles,  von  welchem  eine  versicherte  Person  in  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  oder  im  Auslande  betroffen  wird,  wird  im  Yerordnungswege  geregelt. 

Für  die  Zugehörigkeit  zu  einer  in  Gemässheit  des  Gesetzrs  vom  28.  Dezember  1887 
(B.G.BL  No.  1  ex  1888)  errichteten  Yersicherungsanstalt  ist  in  Ansehung  der  nach 
Artikel  I,  Z.  1  und  2  versicherungspflichtigen  Unternehmungen  der  Sitz  der  Unternehmung 
beziehungsweise  ihrer  ständigen  Yertretung  massgebend. 

In  den  Fällen,  in  welchen  das  eben  berufene  Gesetz  die  Amtshandlung  jener  politischen 
Behörde  erster  Instanz  in  Aussicht  nimmt,  in  deren  Sprengel  der  versicherungspflichtige 
Betrieb  gelegen  ist,  hat  in  Bezug  auf  die  Yersicherung  der  erwähnten  Betriebe  die  politische 
Behörde  der  ersten  Instanz  einzutreten,  in  deren  Bezirk  die  betreffende  Unternehmung  ihren 
Sitz,  beziehungsweise  ihre  ständige  Yertretung  hat. 


Artikel  m. 

Die  Frist,  binnen  welcher  die  Unternehmer  von  bereits  bestehenden  Betrieben  der 
in  Artikel  I,  Punkt  1  bis  10  bezeichneten  Art  die  in  §  18  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887 
(B.G.  Bl.  Nr.  1  ex  1888),  betreffend  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter,  vorgeschriebene 
Anzeige  zu  erstatten  haben,  sowie  der  Zeitpunkt,  mit  welchem  für  dieselbe  die  Wirksamkeit 
der  Yersicherung  beginnt,  wird  durch  den  Minister  des  Innern  im  Yerordnungswege  festgesetzt 


Artikel  lY. 

Auf  Yerträge,  welche  zwischen  einer  Privatversicherungsanstalt  und  dem  Unternehmer 
eines  nach  diesem  Gesetze  versicherungspflichtigen  Betriebes  über  die  Yersicherung  der  in 
diesem  Betriebe  beschäftigten  Personen  gegen  Betriebsunfälle  vor  dem  1.  November  1893 
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abgeschlossen  wurden  nnd  deren  Dauer  in  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  Wirksamkeit 
der  hier  bezeichneten  Yersichemng  beginnt,  noch  nicht  abgelaufen  ist,  finden  die  Be- 
stimmungen des  zweiten  Absatzes  des  §  61  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887  (B.G.B1. 
No.  1  ex  1888)  unter  der  Voraussetzung  Anwendung,  dass  der  betreffende  Yersicherongs- 
yertrag  von  dem  Betriebsuntemehmer,  welcher  denselben  abgeschlossen  hat,  binnen  drei 
Monaten  nach  dem  Eintritte  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  der  politischen  Behörde 
erster  Instanz,  in  deren  Sprengel  der  versicherungspflichtige  Betrieb  gelegen  ist  oder  die 
Schiffahrtsuntemehmung,  beziehungsweise  deren  ständige  Vertretung  ihren  Sitz  hat,  unter 
Vorlage  der  diesfäUigen  Police  angezeigt  wird. 


Artikel  V. 

Den  Unternehmern  von  unfallversicherungspflichtigen  Betrieben  ist  gestattet,  sich  selbst, 
ihre  Bevollmächtigten  oderBepräsentanten,  femer  andere  Personen,  welche,  ohne  versicherungs- 
pflichtig zu  sein,  den  Gefahren  des  Betriebes  ausgesetzt  sind,  gegen  die  Folgen  von 
Betriebsunfällen  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887 
(B.  G.  Bl.  No.  1  ex  1888)  bei  jener  Versicherungsanstalt,  welcher  den  Betrieb  angehört, 
zu  versichern. 

Wer  von  diesem  Rechte  Gebrauch  macht,  hat  bei  Abgabe  der  bezüglichen  Erklärung 
an  die  Versicherungsanstalt  f&r  jede  zu  versichernde  Person  nach  freiem  Ermessen  einen 
1200  Gulden  nicht  übersteigenden  Betrag  als  den  der  Beitragsleistung  des  Unternehmers  und 
der  Schadenersatzleistung  der  Anstalt  zu  Grunde  zu  legenden  Jahresarbeitsverdienst  an- 
zumelden. 

Die  Berechtigung  des  Unternehmers,  den  versicherten  Bevollmächtigten,  Repräsentanten 
und  den  anderen  nicht  versicherungspflichtigen,  jedoch  versicherten  Personen  eine  Quote 
des  Versicherungsbeitrages  bei  der  Lohn-  oder  Gehaltszahlung  in  Anrechnung  zu  bringen, 
beziehungsweise  von  dem  verdienten  Lohn  oder  Gehalt  zurückzuhalten,  hängt  von  der 
darüber  zwischen  dem  Unternehmer  und  dem  Versicherten  getroffenen  Vereinbarung  ab. 

Die  Bestimmungen  des  §  17  und  des  §  22,  Absatz  2,  3,  4  des  Gesetzes  vom 
28.  Dezember  1887  (B.  G.  BL  No.  1  ex  1888)  finden  auf  die  für  die  Versicherung  zu 
entrichtenden  Versicherungsbeiträge  keine  Anwendung. 

Die  nach  §  18  desselben  Gesetzes  zu  erstattenden  Anzeigen  und  die  nach  §  21  der 
Versicherungsanstalt  zu  liefernden  Berechnungen  haben  sich  auch  auf  die  nichtversicherungs- 
pflichtigen versicherten  Personen  zu  erstrecken. 

Die  Versicherung  beginnt  mit  dem  Tage  nach  Eintreffen  der  Anmeldung  bei  der 
Versicherungsanstalt  und  hört  mit  dem  Tage  der  Abmeldung,  frühestens  jedoch  nach  Ab- 
lauf eines  halben  Jahres,  auf. 


Artikel  VI. 

Unternehmern,  deren  Betriebe  gesetzlich  der  Versicherungspflicht  nicht  unterliegen, 
ist  gestattet,  sich  selbst,  ihre  Arbeiter  und  Betriebsbeamten,  sowie  die  übrigen,  im 
Artikel  V  bezeichneten  Personen  bei  jener  Versicherungsanstalt,  in  deren  Bezirk  der  Betrieb 
gelegen  ist,  gegen  die  Folgen  von  Betriebsun&llen  zu  versichern. 

Auf  einen  derart  freiwillig  zur  Versicherung  gemeldeten  Betrieb  haben  alle  Be- 
stimmungen des  G^esetzes  vom  28.  Dezember  1887  (B.G.B1.  No.  1  ex  1888)  mit  Ausnahme 
der  §§  17,  22,  Absatz  2,  3,  4  und  des  §  61,  2.  und  3.  Absatz  mit  der  Massgabe  sinn- 
gemässe Anwendung  zu  finden,  dass  die  Berechtigung  des  Unternehmers,  den  Versicherten 
eine  Quote  des  Versicherungsbeitrages  bei  der  Lohn-  oder  Gehaltszahlung  auf  den  ver- 
dienten Lohn  oder  Gehalt  anzurechnen,  beziehungsweise  von  demselben  zurückzuhalten, 
von  der  zwischen  dem  Unternehmer  und  den  versicherten  Personen  darüber  getroffenen 
Vereinbarung  abhängig  ist. 

Die  Versicherung  muss  korporativ  far  alle  in  den  betreffenden  Betrieben  beschäftigten 
Arbeiter   und  Betriebsbeamten    erfolgen.     Dieselbe  beginnt  mit  dem  Tage  nach  dem  Ein- 
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treffen  der  Anmeldimg  bei  der  Yersichernngsanstalt  und  hört  mit  dem  Tage  der  Abmeldung, 
frühestens  jedoch  nach  Ablauf  eines  halben  Jahres,  auf. 

Hinsichtlich  des  Unternehmers  und  der  übrigen  in  Artikel  Y  benannten  Personen 
gelte'h  die  Bestimmungen  des  bezeichneten  Artikels. 

Dem  Minister  des  Innern  ist  vorbehalten,  für  derlei  Betriebe  Gefahrenklassen  im  Yer- 
ordnungswege  festzusetzen,  und  unterliegt  die  hiemach  yon  der  Yersicherungsanstalt  auf  Grund 
des  §  18  des  berufenen  Gesetzes  yorgenommene  Einreihung  eines  einzebien  Betriebes  in 
eine  Gefahrenklasse  und  den  einzebien  Prozentsatz  dieser  Klasse  dem  daselbst  yorgesehenen 
Bechtszuge. 

Für  Betriebe,  für  welche  eine  Gefahrenklasse  im  Yerordnungswege  noch  nicht  fest- 
gesetzt ist,  erfolgt  die  Einreihung  in  Gefahrenklasse  und  Prozentsatz  durch  die  betreffende 
Yersicherungsanstalt  vorbehaltlich  der  staatlichen  Genehmigung. 

Auch  den  als  Yereine  konstituirten  freiwilligen  Feuerwehren  und  deren  Yerbänden 
ist  gestattet,  ihre  aktiven  Mitglieder  gegen  die  Folgen  von  UnfiQlen  im  Dienste  bei  jener 
Yersicherungsanstalt,  in  deren  Bezirk  der  betreffende  Yerein  oder  Yerband  seinen  Sitz  hat, 
korporativ  zu  versichern.  Auf  derart  freiwillig  zur  Yersicherung  gemeldete  Feuerwehren 
haben  die  für  Berufsfeuerwehren  (Artikel  I,  Punkt  7)  geltenden  Bestimmungen  entsprechende 
sinngemässe  Anwendung  zu  finden.  Die  Erlassungen  dieser  Bestimmungen,  insbesondere 
auch  die  Einreihung  dieser  Feuerwehren  in  eine  Gefiüirenklasse  erfolgt  im  Yerordnungs- 
wege durch  den  Minister  des  Innern. 


Artikel  YH. 

Die  Bestimmungen  des  §  6,  Absatz  6  und  6  und  des  §  16  Ü.Y.G.,  wonach  der  für 
die  Berechnung  des  Schadenersatzes,  beziehungsweise  des  Yersicherungsbeitrages  anrechen- 
bare Jahresarbeitsverdienst  eines  Arbeiters  oder  Betriebsbeamten  auf  das  Dreihundertfache 
des  durchschnittlichen  täglichen  Arbeitsverdienstes  und  auf  den  Betrag  von  1200  fl.  be- 
schränkt wird,  finden  auf  die  von  den  Eisenbahnuntemehmungen  in  Gemässheit  des  Artikels  I, 
Zahl  1  und  eventuell  nach  Artikel  Y  versicherten  Personen  keine  Anwendung. 

Diese  Personen  sind  mit  ihrem  vollen  Jahresarbeitsverdienste  einschliesslich  der  ver- 
änderlichen Bezüge  (Kilometer-,  Stundengelder  u. s.w.),  und  wenn  dieser  den  nach  dem 
Unfallversicherungsgesetze  sich  ergebenden  Jahresarbeitsverdienst  nicht  erreicht,  mit  dem 
letzteren  in  die  Yersicherung  einzubeziehen. 

Die  fQr  die  genannten  Personen  zu  leistenden  Beiträge  fedlen  zur  Gänze  dem  Betriebs- 
untemehmer  zur  Last. 

Auf  die  gemäss  Artikel  I,  Zahl  1  oder  Artikel  Y  versicherten  Eisenbahnbediensteten, 
sowie  auf  solche  gemäss  Artikel  Y  versicherte  Staatsbedienstete,  welche  nach  den  Konzessions- 
bedingungen oder  sonst  bestehenden  Yorschriften  seitens  der  Eisenbahn  ohne  Anspruch 
auf  Entgelt  befördert  werden  müssen,  findet,  wenn  ihnen  ein  Entschädigungsanspruch  nach 
den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  zusteht,  das  Gesetz  vom  5.  März  1869 
(R.G.B1.  Nr.  27),  abgesehen  von  den  Yorschriften  der  §§  46  und  47  U.Y.G.  keine  Anwendung. 

Sofern  jedoch  den  gedachten  Personen  oder  deren  Hinterbliebenen  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  5.  März  1869  (B.G.B1.  No.  27)  ein  Entschädigungsanspruch  zustehen  würde, 
ist  die  dem  Yerletzten  aus  der  Unfallversicherung  gebührende  Beute  um  die  Hälfte,  und 
im  Falle  eines  dauernden  Siechtums  in  einer  den  Umständen  entsprechenden  Weise  darüber 
hinaus  bis  zum  doppelten  Betrage,  das  ist  120  Prozent  des  vollen  Jahresarbeitsverdienstes, 
zu  erhöhen;  die  den  Hinterbliebenen  gebührende  Bente  ist  um  zwei  Drittel  zu  erhöhen. 


Artikel  YIÜ. 

Bezüglich  der  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  von  ungarischen  oder  ausländischen 
Bahnverwaltungen  geführten  Betriebe  erfolgt  die  Durchführung  der  Bestimmungen  der 
Artikel  I,  Z.  1  und  Artikel  YII  im  Yerordnungswege. 
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Artikel  IX. 
Die   Bestiminnngen    des    zweiten   Absatzes   des  §  59    des  ü.  Y.  G.   finden   auf  in 
Gemässheit   des   §  58  dieses   GcfBetzes    errichtete  Yersichernngsanstalten ,   bei  welcheh  die 
Zahl  der  Versicherten  50000  übersteigt,  keine  Anwendung. 


Artikel  X. 
Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Enndmachnng  in  Wirksamkeit. 
Mit  dem  Vollzüge  desselben  sind  Mein  Minister  des  Innern  and  Mein  Jastizminister 
im  Einyemehmen  mit  Meinen  übrigen  beteiligten  Ministem  betraut. 

Ischl,  den  20.  Jnli  1894. 

FEANZ  JOSFPH  m.  p. 
Windisch-Graetz  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

SchOnborn  m.  p. 
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Die  Arbeiterversicherung  in  Ungarn. 


Für  Ungarn  galt  auf  dem  Gebiet  der  Arbeiterfttrsorge  bis  zur  Wieder- 
herstellung der  sell]^tftndigen  Verfassung  (1867)  im  wesentlichen  derselbe  Bechts- 
zustand  wie  in  Oesterreich.  Seit  diesem  sogenannten  politischen  Ausgleich  fahrte 
der  rasche  Aufschwung  des  Landes  auch  alsbald  zu  einer  selbständigen  wirt- 
schaftlichen G^esetzgebung.  So  wurde  schon  im  Jahre  1872  die  österreichische 
Gewerbeordnung  von  1859  durch  den  Gesetz- Artikel  VIII^)  ersetzt,  welcher  im 
wesentlichen  den  liberalen  Grundsätzen  der  deutschen  Gewerbeordnung  vom 
Jahre  1869  folgte.  Mit  der  Aufhebung  der  bisherigen  Zwangsgenossenschaften 
fielen  demgemäss  auch  die  —  an  Zahl  und  Bedeutung  freilich  geringen  —  G  e- 
nossenschafts-  (Innungs-)  Krankenkassen  und  ebenso  die  —  gleichfalls 
vereinzelt  gebliebenen  —  Betriebs- (Fahr iks-)  Krankenkassen  (vgl.  Heft  Vn 
S.  4).  Die  neuen  Bestimmungen  zeigten  sich  aber  noch  unzulänglicher,  da  sie  zu 
Gunsten  der  im  Handwerk-  und  Fabrikbetrieben  beschäftigten  Arbeiter  nichts 
weiter  vorschrieben,  als  dass  die  in  der  Hausgenossenschaft  der  Meister  lebenden 
Lehrlinge  in  Krankheitsfällen  von  den  ersteren  zu  verpflegen  seien  (§  42),  und 
andererseits,  dass  die  Fabrikordnung  zu  enthalten  habe,  in  welcher  Weise  fiir 
die  Arbeiter  in  Fällen  der  Erkrankung  oder  Verunglückung  vorgesorgt  sei  (§  68). 
Die  lebhafte  Reaktion,  insbesondere  der  Handwerker,  welche  an  Stelle  der 
schrankenlosen  G^werbeft^eiheit  eine  festere  Organisation  dei*  Gewerbe  und  für 
gewisse  Handwerke  die  Einführung  des  Befähigungsnachweises  verlangten,  führten 
zu  dem  Gesetz- Artikel  XYII  des  Jahres  1884,  welcher  im  wesentlichen  der 
Osterreichischen  Gewerbenovelle  von  1883  entsprach  und  den  Wünschen  des 
Handwerks  durch  die  bedingungsweise  Zulassung  von  Zwangskorporationen  (bei 
*/,  Majorität)  und  des  Befähigungsnachweises  (für  gewisse  vom  Minister  des 
Innern  zu  bezeichende  Handwerke)  Rechnung  trug.  Auch  in  diesem  Gesetz  sind 
die  Bestimmungen  über  die  Kranken-  und  UiSiaUfürsorge  der  Arbeiter  nur  dürftig 
ausgefallen,  indem  sie  bezüglich  der  Fabrikarbeiter  über  die  früheren  Vor- 
schriften nicht  hinausgehen  und  den  Hilfsarbeitern  des  Kleingewerbes 
lediglich  die  Befugnis  geben,  gelegentlich  der  Wahlen  zum  genossenschaftlichen 
Schiedsgericht  die  Errichtung  einer  Krankenkasse  zu  beschliessen,  an  deren  Ver- 
waltung Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  gleicher  Anzahl  teilnehmen  sollen^ 
während  der  Vorsitz  dem  Präses  der  Gewerbekorporation  vorbehalten  ist.  In- 
zwischen hatte  noch  der  Gesetz-Artikel  XVni  vom  Jahre  1874  nach  Analogie 
des  österreichischen  Gesetzes  vom  5.  März  1869  die  Haftung  für  Betriebsunfälle 
auf  Eisenbahnen  geregelt,  der  Gesetz-Artikel  III  vom  Jahre  1875  festgesetzt, 
dass  Krankenhauskosten  von  Arbeitern  und  subsidiär  vom  Arbeitgeber 
(Fabrikanten,  Gewerbetreibenden)  für  höchstens  30  Tage  zu  entrichten  sind,  und 
der  Gesetz-Artikel  XIU  vom  Jahr  1876  bestimmt,  dass  Dienstboten  dem  Dienst- 
herm  gegenüber  Anspruch  auf  Krankenpflege  während  eines  Monats  haben,  wenn 
die  Krankheit  während  der  Dienstzeit  und  ohne  Verschulden  der  Dienstboten 
entstanden  ist;  für  die  Bergarbeiter  endlich  war  das  österreichische  Berggesetz 
vom  Jahr  1854  (s.  Heft  VII  S.  4)  in  Kraft  geblieben. 

Da  die  Erfolge  dieser  Gesetzgebung  hinter  den  gehegten  Erwartungen  weit 

')  Die  ungarische  Gesetzgebung  bezeichnet  die  einzelnen  im  Laufe  des  Jahres  ergehenden 
Gesetze  stets  nach  der  Reihenfolge,  so  dass  jede  Nummer  ein  besonderes  Gesetz  —  Gesetz- Artikel 
—  daiBtellt. 
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zurückblieben  und  namentlich  den  neueren  Anforderungen  der  gewerblichen  Ent- 
wickelung  kaum  entsprachen,  80  wurde  anfangs  der  90  er  Jahre  in  Nacbeifemng 
der  österreichischen  und  deutschen  Arbeiterversicherungs-Gesetzgebung  wenigstens 
für  die  gewerbliche  Arbeiterschaft  eine  besondere  Regelung  derEranken- 
und  Unfallfürsorge  in  Angriff  genommen. 

I.  ErankeiiTerslehemiig. 

(Gesetz-Artikel  XIV  vom  Jahre  1891.) 

Die  Yorbezeichneten  Beformbestrebungen  führten  zunächst  zu  dem  am 
9.  April  1891  sanktionierten  und  am  14.  April  1891  publizierten  Gesetz  über 
die  Unterstützung  im  Krankheitsfalle  der  in  Gewerbe-  und  Fabrik- 
betrieben Beschäftigten,  welches  mit  dem  1.  April  1892  in  Kraft  trat. 
(Anlage  1.)  Das  Gesetz  beruht  wie  das  österreichische  K.V.G.  auf  dem  Grundsatz 
der  Zwangsversicherung  und  folgt  im  wesentlichen  den  gleichartigen  Bestimmungen 
der  österreichischen  und  deutschen  Gesetzgebung.^) 

Der  Umfang  der  Versicherung  wird,  wie  dort,  auf  die  gewerbliche 
Arbeiterschaft  (einschliesslich  der  Lehrlinge  und  Betriebsbeamten)  beschränkt, 
sofern  der  auf  einen  Arbeitstag  entfallende  Lohn  den  Betrag  von  4  Gulden^  nicht 
übersteigt  und  die  Dauer  der  Beschäftigung  nicht  von  vornherein  auf  weniger 
als  8  Tage  vereinbart  worden  ist;  Landwirtschaft  und  Seeschi£Eahrt  sind  aus- 
geschlossen (§§  1—3).  Nichtversicherungspflichtig  sind  die  in  den  öffent- 
lichen (Staats-  und  Kommunal-)  Betrieben  fest  angestellten  Bediensteten,  sofern  sie 
nach  den  geltenden  Dienstvorschriften  mindestens  ihre  Bezüge  auch  in  Krankheits- 
fällen 20  Wochen  lang,  vom  Beginn  der  Krankheit  ab  gerechnet,  erhalten;  auch 
kann  die  Gewerbebehörde  das  Personal  privater  Betriebe  von  der  Versicherungs- 
pflicht befreien,  wenn  vom  Arbeitgeber  die  volle  Verpflegung  oder  Bezahlung  auf 
mindestens  20  Wochen  vertragsmässig  sichergestellt  ist  (§§  5,  6). 

Versicherungsberechtigt  sind:  a)  die  in  versicherungspflichtigen  Betrieben 
für  weniger  als  8  Tage  oder  gegen  mehr  als  1200  Gulden  jährlich  bezw.  4  Gulden 
täglich  beschäftigten  Personen;  b)  Hausindustrielle  und  selbständige  Gewerbe- 
treibende; c)  landwirtschaftliche  Arbeiter  und  Werkführer;  d)  Familienmitglieder 
der  Versicherung^flichtigen  und  Versicherungsberechtigten;  e)  alle  sonstigen 
Personen,  denen  die  Statuten  der  Krankenkasse  das  Beitrittsrecht  gewähren  (§4). 

Die  Mindestleistungen  der  Kranken-Versicherung  gewähren  für  die 
Dauer  von  20  Wochen  entweder  unentgeltliche  ärztliche  Behandlung  (einschliess- 
lich gebuHshilflichen  Beistandes)  nebst  freien  Arznei-  und  Heilmitteln  und  ein 
Krankengeld  in  Höhe  des  halben  Tage-  oder  Durchschnittslohnes  vom  Tage  der  Er- 
krankung ab,  falls  diese  mit  Erwerbsunfähigkeit  verbunden  ist  und  länger  als 
3  Tage  andauert  (bezw.  ein  um  die  Hälfte  erhöhtes  Krankengeld,  falls  die  Kasse 
freie  Arzt-  und  Arzneihilfe  nicht  gewährt)  oder  ö-eie  Krai^enhausverpflegung 
mit  dem  halben  Krankengelde  als  Familienunterstützung;  femer  Wodienbett- 
unterstützung  in  Höhe  des  Krankengeldes  flir  mindestens  4  Wochen  und  im 
Todesfall  einen  Beerdigungsbeitrag  bis  zum  20  fachen  Betrage  des  Tage-  oder 
Durchschnittlohnes  (§§  7,  12).  Durch  Statut  können  diese  Mindestleistungen  er- 
weitert werden  und  zwar  durch  Erhöhung  des  Krankengeldes  bis  zu  75^/^  und 
des  Beerdigungsbeitrages  bis  zum  40  fachen  Betrag  des  Tage-  oder  Durchsclmitts- 
lohnes,  durch  Ausdehnung  der  Krankenunterstützungsdauer  bis  zu  einem  Jahre, 
durch  Gewährung  fi*eier  Arzthilfe  nebst  Arznei  an  die  Familienmitglieder  und 
des  gesetzlichen  Beerdigungsbeitrages  beim  Tode  von  Familienmitgliäem  (§  8). 
Die  Unterstützungsleistungen  der  Krankenversicherung  treten  bis  zum  Erlass 
eines  Unfallversicherungsgesetzes  auch  in  den  durch  Betriebsunfall  versicherten 
Krankheits-  oder  Todesfällen  ein  (§  10). 

Die  Aufbringung  der  Mittel  zur  Deckung  der  Unterstützungsleistungen, 

')  Vgl.  die  bezüglichen  GegenübersteUungen  von  Bellom  im  BuUetin  du  Comitö  permanent 
du  congite  international  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales,  Paris,  Tome  IV  (1893) 
p.  455484. 

«)  1  Gulden  =  1,70  Reichsmark. 
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Verwaltongskosten  und  Rücklagen  (§  14)  erfolgt  durch  Beiträge  (§  16)  nach 
Massgabe  des  wirklichen  Tagelohns  oder  des  gewöhnlichen  ortsüblichen  Darch- 
schnittslohns,  welcher  von  der  Gewerbebehörde  gesondert  für  M&nner,  Frauen 
und  jugendliche  Arbeiter  (unter  18  Jahren)  periodisch  festgestellt  wird;  wenn 
der  wirkliche  Tagelohn  zu  Grunde  gelegt  wird,  so  darf  er  nicht  niedriger  als  der 
gewöhnliche  Durchschnittslohn  und  nicht  höher  als  2  Gulden  fBr  den  Tag  an- 
gerechnet werden.  Beziehen  die  Versicherungspflichtigen  Wochen-,  Monats-  oder 
Jahresgehalt,  so  dient  der  Betrag  des  wirklichen  Gehalts  ohne  jeden  Abzug  als  Grund- 
lage. Der  Wert  der  vertragsmässigen  Verköstigung  ist  mit  einzurechnen,  wogegen 
andere  Naturalbezüge  (Quartiergelder,  Zulagen,  Tantiemen)  ausser  Ansatz  bleibBU. 
Die  Beiträge  sollen  regelmässig  3%  des  zu  Grunde  zu  legenden  Lohns  oder 
Gehalts  nicht  übersteigen,  können  aber  mit  Genehmigung  des  Handelsministers 
bis  auf  5%  erhöht  werden,  falls  die  gesetzlichen  Mindestleistungen  anders  nicht 
zu  erreichen  sind;  reicht  auch  diese  Massnahme  nicht  aus,  so  ist  die  Kasse  auf- 
zulösen oder  mit  einer  anderen  zu  vereinigen  (§§  17,  21).  Die  Beiträge  der  ver- 
sicherungspflichtigen Eassenmitglieder  sind  vom  Arbeitgeber  einzuzahlen,  welcher 
^/s  bei  der  LohnziJüung  in  Abzug  bringen  kann,  so  dass  die  Arbeiter  '/,,  die 
Arbeitgeber  ^/^  beizusteuern  haben;  die  versicherungsberechtigten  Eassen- 
mitglieder haben  die  Beiträge  selbst  zu  leisten  (§§  22,  23). 

Die  Organisation  der  Krankenversicherung  umfasst  wie  in  Oesterreich 
folgende  sechs  Kassenarten  (§  28): 

1.  Bezirks-Krankenkassen  (§  29  fg.), 

2.  Betriebs- (Fabriks-)  Krankenkassen  (§  46%.), 

3.  Bau-Krankenkassen  (§  57%.), 

4.  Gewerbekorporations-  (Innungs-)  Krankenkassen  (§  63  fg.), 

5.  Bergwerks-Bruderladen  (§  70  fg.), 

6.  Vereins-Krankenkassen  (§  73  fg.). 

Die  Bezirks-Krankenkassen  bilden  wie  dort  die  Hauptkassenform;  sie 
gliedern  sich  rein  territorial  und  umfassen  alle  Versicherungspflichtigen  des  Bezirks, 
welche  nicht  einer  der  anderen  vorbezeichneten  Kassen  angehören.  Die  Anzahl, 
das  Gebiet  und  der  Sitz  der  Bezirks-Krankenkassen  werden  vom  Handelsminister 
im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  durch  Verordnung  festgestellt. 

Die  Satzungen  der  Kasse  sind  nach  dem  vom  Handelsminister  aufzustellenden 
Musterstatut  von  der  Gewerbebehörde,  nach  Anhörung  von  Vertrauensmännern 
der  versicherungspflichtigen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  wie  auch  der  zuständigen 
Handels-  und  Gewerbekammer,  zu  entwerfen  und  unterliegen  der  Genehmigung 
des  Handelsministei^  und  Ministers  des  Innern;  an  der  Verwaltung  der  Kasse  sind 
die  Arbeiter  und  Arbeitgeber  entsprechend  ihren  Beitragsanteilen  zu  beteiligen. 

Betriebs-  (Fabriks-)  Krankenkassen  errichten  können  Unternehmer, 
welche  mindestens  100  versicherungspflichtige  Personen  beschäftigen;  die  Er- 
richtung einer  solchen  Kasse  darf  vom  Handelsminister  nur  dann  untersagt 
werden,  wenn  sie  den  Bestand  der  Bezirks-Krankenkasse  gefährden  wfirde.  E^i 
genügenden  Garantien  kann  die  Gewerbehörde  auch  bei  geringerer  Arbeiterzahl 
die  Errichtung  der  Kasse  gestatten  bezw.  auch  erzwingen,  sofern  der  Betrieb  Leben 
und  Gesundheit  der  Arbeiter  besonders  gefährdet  Die  Satzungen  der  Kasse  hat 
der  Unternehmer  nach  Anhörung  seines  Personals  aufzustellen  und  durch  Ver- 
mittelung  der  Gewerbebehörde  dem  Handelsminister  zur  Genehmigung  einzureichen. 
Die  Verwaltungskosten  und  etwaige  Ausfälle  an  der  erforderlichen  Deckung 
hat  der  Unternehmer  aus  eigenen  Mitteln  zu  tragen. 

Bau-Krankenkassen  sind  auf  Anordnung  der  Gewerbebehörde  von  den 
Unternehmern  vorflbergehender  Baubetriebe  mit  grösserer  Arbeiterzahl  zu  errichten, 
widrigenfalls  der  Unternehmer  die  gesetzlichen  Mindestleistungen  der  Kranken- 
Versicherung  selbst  aufzubringen  hat. 

Gewerbekorporations-(Innungs-)Krankenkassenkönnen  von  Gewerbe- 
korporationen errichtet  werden,  bei  deren  Mitgliedern  insgesamt  mehr  als  200  Hil&- 
arbeiter  (Gehilfen  und  Lehrlinge)  beschäftigt  sind. 
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Im  übrigen  ist  die  Organisation  der  Bezirks-,  Betriebs-,  Bau-  und  Gewerbe- 
korporations-Erankenkassen  im  wesentlichen  die  nftmliche  wie  in  Oesterreich,  auch 
können  sie  ^ch  (mit  Ausnahme  der  Bau-Exankenkassen)  behufis  Förderung  gemein- 
samer Angelegenheiten  zu  Eassenverb&nden  zusammenschliessen  (§  43,  56). 

Die  Bergwerks-Krankenkassen  (Bruderladen)  regeln  sich  nach  den 
berggesetzlichen  Vorschriften,  müssen  aber,  wenn  sie  auch  andere  als  im  Berg- 
werks- und  Hüttenbetriebe  beschäftigte  Personen  aufnehmen,  bezüglich  dieser 
Mitglieder  das  Mindestmass  der  Leistungen  und  das  Höchstmass  der  Beiträge 
gemäss  dem  KV.G  innehalten. 

Freie  Yereins-Erankenkassen  mit  mindestens  200  Mitgliedern  können, 
sofern  sie  ihre  Satzungen  dem  KV.G.  anpassen,  vom  Handelsminister,  nach  An- 
hörung der  Handels-  und  Gewerbekammem  und  im  Einverständnis  mit  dem  Mi- 
nister des  Innern,  für  „anerkannte^  Kassen  erklärt  werden  und  gemessen  die  im 
G^esetz  festgestellten  Rechte  der  Krankenkassen,  wenn  sie  das  gesetzliche  Mindest- 
mass der  Unterstützungen  gewähren  und  das  gesetzliche  Höchstmass  der  Beiträge 
nicht  überschreiten. 

Die  anerkannten  freien  Vereinskassen  haben  nur  freiwillige  Mitglieder.  Die 
Bezirks-  und  Betriebs-Krankenkassen  haben  neben  den  zwangsweise  beitretenden 
auch  freiwillig  beitretende  Mitglieder,  da  sich  die  gesetzlich  oder  statutarisch 
Versicherungsberechtigten  anschliessen  können  (§§  31,  49).  Im  übrigen  besteht 
für  die  Zwangskassen  ein  Beitrittszwang  derart,  dass  mit  dem  Eintritt  in  die 
versicherungspflichtige  Beschäftigung  der  Versicherungspflichtige  von  selbst  Mit- 
glied derjenigen  Kasse  wird,  welche  für  den  betreffenden  Betrieb  in  Frage  kommt 

Von  diesem  Beitrittszwang  sind  jedoch  befreit: 

a)  bei  den  Bezirks-  und  Baukrankenkassen  diejenigen,  welche  bereits 
bei  einer  der  anderen  zugelassenen  Kassenarten  in  der  gesetzlichen  Weise  und 
Ausdehnung  versichert  sind  (§§  31,  59); 

b)  bei  den  Betriebskrankenkassen  diejenigen,  welche  bereits  der  für  den 
BetriefcMSsitz  zuständigen  Bezirks-  oder  Gewerbekorporations-Exankenkasse  an- 
gehören (§  49); 

c)  bei  den  Gewerbekorporations- Krankenkassen  diejenigen,  welche  bereits 
einer  für  den  Betriebssitz  zuständigen  Bezirks-,  Betriebs-,  Baugewerks-  oder  an- 
erkannten Vereins-Krankenkasse  angehören  (§  64). 

Die  Bezirks-Krankenkassen  sind  demnach  insbesondere  als  die  Versicherungs- 
stelle aller  sonst  nicht  untergebrachten  Versicherungspflichtigen  anzusehen.  Die 
An-  und  Abmeldepflicht  der  versicherungspflichtigen  Personen  ist  ähnlich  wie 
im  österreichischen  KV.G.  geregelt  (§§  26,  27). 

Die  Mitgliedschaft  versicherungspflichtiger  Personen  endet  an  sich  mit  der  Be- 
schäftigung, welche  die  Kassenzugehörigkeit  bedingt  Wennjedoch  die  neue  Beschäf- 
tigung sie  nicht  zum  Uebertritt  in  eine  andere  Kasse  verpflichtet,  können  sie  bei 
ihrer  bisherigen  (Bezirks-,  Betriebs-  oder  Bau^)Krankenkasse  durch  freiwillige 
Zahlung  der  Beiträge  solange  verbleiben,  als  sie  sich  in  Ungarn  aufhalten  (§  33); 
andernfalls  scheiden  sie  beim  Wechsel  des  Betriebes  aus  der  bisherigen  Betriebs- 
Krankenkasse  aus  und  können  sich  dann  nach  ihrer  Wahl  der  neuen  Betriebs- 
Krankenkasse  oder  der  für  den  neuen  Betrieb  zuständigen  Bezirks-  oder  Ge- 
werbekorporations- oder  anerkannten  Vereins-Krankenkasse  anschliessen  (§  49). 

Die  Mitgliedschaft  freiwilliger  Mitglieder  der  Bezirks-  und  Betriebs-Kranken- 
kassen hört  mit  dem  Austritt  aus  der  Kasse  auf,  bezw.  wenn  sie  die  Beiträge 
durch  vier  aufeinanderfolgende  Wochen  nicht  bezahlt  haben  (§  33). 

Streitigkeiten  zwischen  den  Versiclierten  und  E[rankenkassen  gehören  vor 
das  statutengemäss  gebildete  Schiedsgericht,  alle  übrigen  vor  die  Gewerbebehörde 
(§  76).  Die  staatliche  Aufsicht  wird  in  erster  Instanz  durch  die  Gewerbebehör- 
den, in  der  Oberinstanz  vom  Handelsminister  ausgeübt,  welchem  auch  die  vor- 
geschriebenen Jahresabschlüsse  und  Statistiken  einzureichen  sind  (§§  77  bis  82). 

Was  die  Ausbreitung  und  Wirksamkeit  der  Krankenkassen  betrifft, 
so  bestanden  nach  den  bezüglichen  Jahresberichten  Ende  1893^) 

^)  Vgl  Coniad'B Handwörterbuch  derStaatswissenschaften,  I.Supplementband,  Jena  1895,8.615. 


KiankenveTBichernng. 

79  Bezirkskrankenkassen 

83  Betriebskrankenkassen 

59  Qewerbekorporations-Krankenkassen 

52  Vereinskrankenkassen 

273  Krankenkassen, 
von  welchen  200  in  Thätigkeit  waren  und  folgendes  Ergebnis  aufwiesen: 

Einnahmen. 
Bestand  Ende  1892 fl.    299  040.12 
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Sonstige  Einnahmen   .    .    . 


.  .  .  .  „  1458  268.54 
.  .  .  .  ^  558170.70 
.    .     .    .     „     235  352.10 

Summa  fl.  2  550  831.46 
Ausgaben. 

Kranken-  und  Pflegegelder fl.    738  704.81 

Arzneien „     322  952.60 

Beerdigungsgelder „       82183.30 

Sonstige  Ausgaben „     927  205.11 

Summa  fl.  2  071045.82.  — 

Qesamt-Ergebnisse  der  Krankenversicherung  für  die  Jahre  1894—1897.^) 


a)  Ungarn,  b)  Fiume,  c)  Eroatien-Slayonien. 

Rechnungsjahr: 

1894 

1895 

1896 

1897 

Zahl  der  Krankenkassen  ib 

334 
14 

373 

3 

20 

ä95 

3 

20 

4Ü0 

3 

21 

Zosammen .    .    . 

MitgHeder  (am  Jahres-  J? 
BcUufls) {5 

348 

455178 

21501 

396 

516  795 

6  462 

29  470 

418 

533432 

7  210 

32  441 

424 

553  736 

6  988 

34  054 

Znsammen .    .    . 

fa 

Einnahmen  (in  1000  fl.)  <h 

476  679 
3494,9 
139,5 

552  727 

3  851,7 

59,0 

191,2 

573  083 

4  449,3 

88,6 

215,7 

594  778 

4697,0 

86,4 

262,9 

Zusammen .    .    . 

Darunter    Mitglieder-  /? 
beitrage    .    .    .    .  {J 

3  634,4 
1 905,5 

4 101,9 

3  265,1 

51,6 

163,2 

4  753,6 

3486,0 

73,6 

179,3 

5  046,3 

3  717,2 

70,5 

221,6 

Zusammen .    .    . 
Ausgaben  (in  1000  fl.)  .  jb 

1  905,0 

2  771,8 
130,3 

3  479,9 

3549,6 
56,2 

177,8 

3  738,9 

4156,7 

81,0 

204,4 

4  009,3 

4190,5 

80,7 

251,2 

Zusammen .    .    . 

Darunter                      fa 
1.  Untersttttznngen  .  <b 

2  902,1 

3  783,6 

2  677,6   (82,0)*) 

40,7   (78,9) 

124,6   (76,3) 

4442,1 

2  942,1    (84,4)*) 

54,6   (74,2) 

139,8   (78,0) 

4  522,5 

3  022,2   (81,3)*) 

53,8   (76,3) 

182,1    (82,2) 

Zusammen .    .    . 
2.  Verwaltungskosten  h 

IC 

— 

2  842,9      — 

468,9    (14,3) 

12.7  (24,6) 

40.8  (25,0) 

3136,5   (83,9) 

501,6    (14,3) 
12,4     16,9 
48,4    (24,2) 

3  258,1   (81,3) 

552,0    (14,9) 
10,4   (14,8) 
40,3    (18,2) 

Zusammen .    .    . 

— 

524,4      — 

1    557,4   (14,9) 

602,5   (15,0) 

*)  Die  eingeklammerten  Zahlen  bedeuten  den  Prozentsatz  der  Einnahmen  aus  Mitgliederbeitrftgen. 


^l  Vgl  Ma 
ach,   Neue 


yar  Statistikai  ErkOnjv,  III— V  ^oljam  1895—1897  (Ungarisches  statistisches 
Jahrbnch,  Neue  folge  ni— V  1895—1897),  Budapest  1896  S.  170—175,  1897  S.  194—202  und 
1899  S.  152—152.  —  Nach  der  letzten  Volkszählung  (1890)  hatte  Ungarn  17,5  MiU.  Einwohner 
(8,7  MilL  Männer  und  8,8  MiU.  Frauen),  von  welchen  10,9  MilL  der  Landwirtschaft  und  1,0  Mill. 
der  Industrie  angehörten. 
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Ergebnisse  der  verschiedenen  Eassen- 
a)  Besirks-,  b)  Genoasenschafts-  (Xnnnngs-), 


1894 


m&nnl. 
188  221 

59  321 
106  018 

66  864 


415  419 

ftberhanpt 

1099 

847 

1225 

824 


Oberhaupt 
984 
296 


85 

69 

120 

60 


1.  Ungarn 


884 

weibl. 

21805 
2  469 
7  861 

18  912 


45  547 

HitgL-B^trSge 
635 
195 
643 
482 


1905 

Entschädigongen 

547 

152 

728 

346 


1773 

12 
2 


zusammen 

205  026 

61790 

118  374 

80  774 


460  966 


Verwalt-Eosten 


2.  Kroatien- 


14 

weibL 
2209 

1001 
3  210 


zasammen 

24  228 

105 

1713 

26046 


Krankenversicherung:. 
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arten  fflr  die  Jahre  1894  bis  1897. 

c)  Betriebs-(FabrikB-),  d)  Vereins-Erankenkassen. 


1895 


1896 


1897 


und  Fimne. 


97 

97 

97 

80 

89 

95 

189 

150 

154 

60 

62 

57 

376 

398 

403 

männl. 

weibl. 

zusammen 

männL 

weibl. 

zusammen 

männl. 

weibl. 

zusammen 

210  003 

25  689 

235  692 

218  798 

25  794 

244  592 

228  939 

28318 

257  257 

70  842 

2  695 

73  537 

65  893 

8  379 

69  272 

69  267 

3  714 

72  981 

120  198 

7  668 

127  866 

135  147 

8  260 

143  407 

138  201 

9  627 

147  828 

72  590 

13  572 

86162 

69  303 

14  068 

83  371 

69  675 

12  983 

82  658 

473  633 

49  624 

523  257 

489141 

51501 

540642 

506  082 

54  642 

560  724 

überh. 

MitgL-Beitar. 

überh. 

MitgL-Beitr. 

überh. 

MitgL-Beitr. 

1535,9 

1282,1 

2017,9 

1427,5 

2039,3 

1496,9 

425,1 

351,1 

478,4 

389,9 

481,6 

408,7 

1255,6 

1082,3 

1350,7 

1145,3 

1580,4 

1296,7 

694,1 

601,1 

690,9 

596,9 

682,1 

590,3 

3910,7 

3316,7 

4537,9 

3559,6 

4788,4 

5787,6 

überh. 

Entsoh&djg. 

Verw.-Kost. 

überh. 

Entschädig. 

Verw.-Kost. 

überh. 

Entschädig. 

Verw.-Kost. 

1470,5 

955,2   (74,5) 

286,1    (22,3) 
86,1    (24,5) 

1938,1 

1096,5   (76,8) 
288,4   (74,0) 

308,4    (21,6) 

1896,1 

1133,9    (75,7) 

323,1    (21,6) 

387,1 

245,7   (69,9) 

436,5 

97,7    (25,1) 

426,6 

292,3    (72,4) 

97,9    (24,2) 

1100,2 

1012,0   (93,5) 
505,4   (84,1) 

9,4    (0,91 
100,1    (16,6) 

1235,4 

1122,2   (98,0) 

11,2    (  1,0 

1338,3 

1181,6    (91,1) 

15,6    (  1,2) 

684,0 

627,8 

489,6   (82,0) 

96,7    (16,2) 

610,2 

468,2    (79,3) 

125,8    (21,3) 

3605,8 

2718,3 

(81,9)1 

481,6    (14,5) 

4237,7 

2996,8 

(84,2)1 

514,1    (14,4) 

4271,2 

3076,0 

(81,2)1 

562,4    (14,8) 

Slavonien. 

14 

1 
5 

14 

1 
5 

14 

1 
6 

20 

20 

1                       1 

21 

männL 

weibL 

zusammen 

männL 

weibl. 

zusammen 

männl. 

weibL 

zusammen 

24595 
212 
824 

2  561 
1378 

27156 

212 
2102 

26  975 
326 
939 

2  680 
1521 

29  655 

326 

2  460 

28  031 

185 

1502 

2  743 
1598 

30  774 

185 

3095 

25  631 

3  839 

1 

29  470 

28  240 

4  201 

1 

32  441 

29  718 

4  336 

1 

34  054 

überh. 

MitgL-Beitr. 

überh. 

MitgL-Beitr. 

überh. 

Mi^ 

gL-Beitr. 

175,4 

0,8 

15,0 

153,4 
0,2 
9,6 

197,3 

0,7 

17,7 

167,2 

0,4 

11,7 

234,1 

0.7 

28,1 

200,8 

0,5 

20,3 

191,2 

163,2 

215,7 

179,3 

1 

262,9 

< 

221,6 

überh. 

Entschädig. 

Verw.-Kost. 

überh. 

Entschädig. 

Verw.-Kost. 

überh. 

Entschädig. 

Verw.-Kost. 

164,1 

0,7 

13,0 

118,8      (74,2) 

0,1      (65,2) 

10,7    (110,5) 

39,5    (25,8) 
0,3  (129,1) 
1,0    (10,3) 

188,3 

0,7 

15,4 

126,1      (75,4) 

0,3      (81,4) 

13,4    (114,6) 

42,6   (25,4) 
0,3    (66,4) 
0,6     (5,4) 

227,4 

0,6 
23,2 

162,0     - 

0,4     - 

19,7     - 

89,5    - 
0,2    - 
0,6    - 

177,8 

124,6 

(76,3) 

40,8    (25,0) 

204,4 

139,8 

(78,0) 

48,5    (24,2) 

251,2 

182,1 

-  1 

40,3    - 

Die  eingeklammerten  Zahlen  bedeuten  den  Prozentsatz  der  Einnahmen  aus  Mitgliederbeiträgen. 


112  Die  Arbeiterveraicheniiig  in  Ungarn. 


II.  UnfallTersieheriing. 

Schon  bei  Erlass  dts  E.Y.G.  war  aach  die  gesetzliche  Regelung  der  Unfall- 
versicherung  in  Aussicht  genommen,  indem  §  10  des  E.Y.G.  ausdrücklieb  be- 
stimmte, dass  die  Leistungen  der  Krankenversicherung  auch  in  den  durch  Betriebs- 
unfall verursachten  Erankheits-  und  Todesfällen  Platz  greifen  sollen,  „insolange 
die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Unfälle  nicht  duixh  ein  besonderes  G^esetz 
geregelt  ist^  Diese  Leistungen  beschränken  sich  aber  auf  eine  zeitlich  be- 
grenzte Erankenf&rsorge  und  in  Todesfällen  auf  eine  einfache  Begräbnisbeihilfe. 
Im  übrigen  gilt  für  die  Entschädigung  von  Betriebsunfällen  —  abgesehen  von 
dem  Berggesetz  vom  Jahre  1854  und  dem  Eisenbahnhaftpflichtgesetz  vom  Jahre 
1874  (s.  oben  S.  3)  —  lediglich  das  gemeine  Recht,  wonach  der  Betriebsunter- 
nehmer nur  dann  haftbar  ist,  wenn  ihm  eignes  Verschulden  nachgewiesen  werden 
kann.  Die  Rechtslage  der  Unfallverletzten  und  ihrer  Hinterbliebenen  war  dem- 
nach eine  sehr  wenig  befriedigende,  zumal  auch  noch  für  die  Verhütung  von  Be- 
triebsunfällen noch  80  gut  wie  nichts  geschehen  war. 

Diesen  Missständen  sollte  nun  in  Ergänzung  der  Erankenversicherung  eine 
besondere  Gesetzesvorlage  abhelfen,  welche  im  ersten  Teil  die  Unfallverhütung, 
im  zweiten  Teil  die  Unfallentschädigung  behandelte. 

Um  die  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  in  Fabrik-  und 
sonstigen  Gewerbebetrieben  thunlichst  einzuschränken,  hatte  der  Gesetzentwurf 
eingehende  Schutzvorschriften  vorgesehen,  für  deren  Durchführung  der  Betriebs- 
untemehmer  verantwortlich  sein  sollte,  und  der  Gewerbebehörde  das  Recht  vor- 
behalten, diese  Vorschriften  zu  erweitem  oder  zu  ergänzen.  Die  staatliche  Auf- 
sicht über  die  Durchführung  dieser  Schutzvorschriften  sollte  durch  Gewerbeinspek- 
toren ausgeübt  werden,  welche  alle  Gesetzesübertretungen  der  Gewerbehörde  an- 
zuzeigen hatten. 

Der  andere  Teil  des  Entwurfs  suchte  die  Unfallentschädigungsfrage  zu  Gunsten 
der  in  Fabrik-,  Motoren-  und  gefährlicheren  Gewerbebetrieben  beschäftigten  Ar- 
beiter zu  regeln.  Demgemäss  sollte  der  Betriebsunternehmer,  auch  wenn  er  die 
vorgeschriebenen  Unfall  Verhütungseinrichtungen  getroffen  hatte,  regelmässig  für 
alle  Betriebsunfälle  haftbar  sein,  insoweit  diese  nicht  durch  Vorsatz  des  Ver- 
letzten selbst  oder  durch  Erdbeben,  Erieg  oder  Aufruhr  verursacht  waren.  Die 
Entschädigungen  waren  wie  folgt  begrenzt: 

1.  Bei  Verletzungen  hatte  der  Verunglückte  a)  in  leichteren  Fällen  An- 
spruch auf  freie  ärztliche  Behandlung  und  Erankengeld  in  Höhe  des  gesetzlichen 
Erankengeldes,  sofern  er  einer  Erankenkasse  nicht  angehört,  anderfalls  auf  Weiter- 
gewährung dieser  Unterstützungen  über  die  durch  das  Eassenstatut  bestimmte 
Dauer  hinaus  bis  zur  Beendigung  des  Heilverfahrens  bezw.  Wiederherstellung  der 
Arbeitsfähigkeit;  b^  in  schwererenFällen  (mit  teilweiser  oder  völliger  Invalidität) 
neben  der  vorbezeichneten  Erankenf&rsorge  einen  Abflndungsauspruch  auf  den 
900fachen  Betrag  seines  Tagesverdienstes  bei  Vollinvalidität  und  airf  den  300-  bis 
eoofachen  Betrag  bei  Teilinvalidität; 

2.  im  Fall  der  Tötung  waren  a)  Beerdigungskosten  bis  zum  Betrage  von 
45  Gulden  und  b)  den  Hinterbliebenen  (Witwe,  Einder  unter  15  Jahren,  Enkel, 
Eltern  oder  Grosseltem,  sofern  diese  vom  Getöteten  unterhalten  waren)  eine  Ab- 
findung zum  600fachen  Betrag  des  Tagelohnes  des  Verstorbenen  zu  zahlen. 

Diese  Enschädigungsansprüche  vegährten  binnen  JahresfrUit  nach  dem  Ein- 
tritt des  Unfalls.  Höhere  Entschädigungen  bezw.  voller  Schadensersatz  konnten 
nur  in  solchen  Fällen  beansprucht  werden,  in  welchen  dem  Unternehmer  Vorsatz 
oder  grobes  Versehen  nachzuweisen  war. 

Die  Betriebsuntemehmer  konnten  behufs  Deckung  ihrer  Haftpflicht  entweder 
zu  Gegenseitigkeitsverbänden  zusammentreten  oder  ihr  Personal  bei  einer  gesetz- 
lich zugelassenen  Versicherungsgesellschaft  versichern;  bei  besonders  gefährlichen 
Betrieben  konnte  eine  solche  Versicherung  erzwungen  werden. 

Die  Gegenseitigkeitsverbände  mussten  mindestens  10  Betriebsuntemehmer 
mit  2000  Arbeitern  umfassen,  erlangten  durch  die  staatliche  Bestätigung  ihrer 
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Satzungen  Eorporationsrechte  und  konnten  ihre  Th&tigkeit  auch  anf  das  Gebiet 
der  Unfallverhütung  erstrecken.  Die  Mitglieder  des  Verbandes  hafteten  soli- 
darisch für  dessen  Verbindlichkeiten  nnd  hatten  nach  Massgabe  der  Arbeitslöhne 
und  der  Betriebsgefahren  zu  den  gemeinsamen  Lasten  beizusteuern.  Al^&hrlich 
war  der  Rechnungsabschluss  mit  dem  Namensverzeichnis  der  Mitglieder  und  der 
Angabe  der  Zahl  der  versicherten  Arbeiter  dem  Handelsminister  einzureichen. 

Private  Versicherungsgesellschaften  durften  die  Unfallversicherung  nur 
dann  übernehmen^  wenn  sie  sich  den  Bestimmungen  des  U.V.Q.  anpassten,  aus- 
reichende Qarantieen  boten  und  demgemäss  vom  Handelsminister  zum  Qeschäfts- 
betriebe  zugelassen  waren;  auch  sie  hatten  al^ährlich  einen  genauen  Bechnungs- 
abschluss  einzureichen. 

Während  der  Beratung  über  diesen  Gesetzentwurf  entstanden  lebhafte 
Bedenken  darüber,  ob  die  Lasten  einer  solchen  Unfallversicherung  für  die  sich 
erst  entwickelnde  ungarische  Industrie  nicht  zu  drückend  ausfallen  möchten, 
zumal  die  in  Deutschland  und  Oesterreich  gesammelten  Erfahrungen  noch  nicht 
für  ausreichend  erachtet  wurden,  um  schon  jetzt  die  bezüglichen  Rückwirkungen 
hinlänglich  übersehen  zu  können.  Mit  Bücksicht  darauf  wurde  der  zweite  Teil 
der  Vorlage  einstweilen  fallen  gelassen  und  nur  der  erstere  im  Jahre  1893  als 
Gesetz-Artikel  XXVIII  verabschiedet. 

Neuerdings  ist  jedoch  die  Frage  der  Unfallversicherung  wieder  angenommen 
worden  und  dem  Vernehmen  nach  ein  neuer  Gesetzentwurf  in  Vorbereitung.  — 
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Anlage  1, 


Gesetz-Artikel  XIV  vom  Jahre  1891, 

ttber  did  Üntentatzong  im  Krankheitsfalle  der  in  Gewerbe-  und 
Fabriksbetrieben  Beschäftigrten. 

(SaaktioBiert  am  9.  April  1891.   —  Kundgemacht  in  dar  Gaeeta-SammloBg  am  li.  April  1891.) 


L  Kapitel 
ülgMneiMe  Berttmimmggiu 

§  1. 
Zum   Zweck   der  Gewähnmg   der   in   diesem  Gesetze   bezeichneten   Unterstützungen 
dienen  Krankenkassen. 

§  2. 
Einer  Krankenkasse   mnss   ohne  Unterschied   des  OeschlecbteSv   des  Alters  wd  der 
StaataingehOrigkeit  jedet  angehören,  der  aaf  4em  Gebiete  d«r  Lftnder  der  wgamdieB  Krone: 

a)  bei  irgend  einer  unter  das  Gewerbegesetz  (G.-A.  XYII  vom  Jahre  1884)  fallen- 
den Bem&art,  einschliesslich  der  in  Punkt  d)  und  f)  des  §  183  aufgezählten 
Betriebe; 

b)  in  Berg-  und  Hüttenwerken,  oder  anderen,  Produkte  des  Bergbaues  verarbeiten- 
den Gewerken,  sowie  in  SteinbYÜcAien,  Sand-,  Schotter-  und  Lehmgruben; 

c)  bei  grosseren  Basten  (jg  57); 

d)  bei  den  Eisenbahnbetrieben  und  in  deren  Fabriken  und  Werkstätten,  bei  der 
Post,  dem  Telegraphen,  bei  Telephonanlagen; 

e)  bei  der  Schifahrt  und  dem  Schiffbau;  sowie 

f)  bei  dem  FrachtgeschAO,  bei  dem  SpedMeasmaen,  in  Kaginnea  und  kmot- 
männischen  Kellereien 

gegen  ein  Gehalt  oder  Lohn,  dessen  auf  dnen  Arbeitstag  entfallender  Betrag  4  fl.  nicht 
ibersteigt,  besehältigt  ist  und  mit  dem  der  AiiMitgeber  bei  Eintritt  in  die  Arbeit  nicht 
ftusdrfickliok  bedingen  iiat,  dass  die  Bauer  der  Bieschftftiguig  sich  anl  eine  kürzere  Frist 
als  auf  acht  Tage  erstrecken  werde. 

Auf  die  bei  der  SeeschUEahrt  und   der  Seefischerei   beschäftigten  Personen  erstreckt 
sich  dieses  Glesetz  nicht. 

§3. 
Als  in  «inem  G<ewerbe   beschäftig  werden   auch  angesehen  Lehrlinge,   Praktikanten 
und  soich  andere  Personen,   die  wegen   unvoUendeten  A^bachlusses  Surer  Ausbildung  Lohn 
oder  Gehalt  entweder  fberhaupt  ntoht  e4er  nur  in  gieringierem  ak  dein  üfbUclien  Ausmasse 
beeidien. 

§4. 
Auf  Onind  eigener  freier  fintscMiesBung  können  der  Krankenkasse  beitreten  und 
sind,  sofon  die  Statute  nichts  anderes  beslimmen,   in  die  betreffende  Kasse  aufinmehmen 
alle  Personen,  welche: 

8* 
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a)  bei  einem  der  in  §  2  angezählten  Betriebe  för  eine  kürzere  Zeit  als  acht 
Tage  sich  verdingen; 

b)  bei  einem  der  in  §  2  aufgezählten  Betriebe  ein  1200  fl.  übersteigendes  Jahres- 
gehalt oder  ein  4  fl.  übersteigendes  Tagesgehalt  oder  Tagelohn  beziehen; 

c)  Personen,  die  sich  mit  Hausindustrie  beschäftigten; 

d)  selbständige  Gewerbetreibende; 

e)  die  Werkfahrer  und  Arbeiter  den  Bestimmungen  des  G^werbegesetzes  zwar  nicht 
unterliegender  landwirtschaftlichen  Betriebe,  deren  Eintritt  jedoch  der  Unter- 
nehmer mit  Zustimmung  der  Betreffenden  wünscht; 

f )  die  Familienglieder  der  nach  §  2  für  den  Krankheitsfall  Yersichernngspflichtigen» 
sowie  der  nach  diesem  Paragraphen  infolge  eigener  Entschliessung  Versicherten; 

g)  alle  Personen,  deren  Eintritt  die  Statuten  der  betreffenden  Krankenkasse  ge- 
statten. 

§5. 
Die  bei  den  staatlichen,  munizipalen,  kommunalen  und  Fundational-Betrieben  ein- 
schliesslich der  Staatseinsenbahnen,  der  Post,  des  Telegraphen,  des  Telephons  und  der 
Fabriken  in  definitiTer  Eigenschaft  mit  festem  Gehalte  Angestellten  sind  zum  Eintritte  in 
die  im  Sinne  dieses  Gesetzes  organisierten  Krankenkassen  in  dem  Falle  nicht  verpflichtet, 
wenn  sie  laut  den  bei  diesen  Betrieben  in  Geltung  stehenden  Dienstreglements  auch  im 
Falle  der  Krankheit  auf  ihre  Bezüge,  vom  Beginn  der  Krankheit  gerechnet,  wenigstens 
zwanzig  Wochen  hindurch  Anspruch  haben. 

§  6. 

Wer  von  den  bei  einem  der  im  §  2  angezählten  Betriebe  Beschäftigten  im  Krank- 
heitsfiEdle  von  dem  Arbeitgeber  die  volle  Verpflegung  oder  seine  Bezahlung  vertragsmässig 
mindestens  auf  zwanzig  Wochen  beanspruchen  kann,  wird  von  der  Glewerbebebörde,  sofern 
sie  diese  Verpflegung  oder  Bezahlung  in  entsprechender  Weise  gesichert  findet,  der  Pflicht 
des  Beitrittes  zur  Krankenkasse  enthoben. 


IL  EapiteL 
Von  der  seitens  der  Krankenkasse  zu  gewShrenden  ünterstfttziing. 

§  7. 
Jede  auf  Grund  dieses  Gesetzes  bestehende  Krankenkasse  ist  verpflichtet,  ihren  Mit- 
gliedern mindestens  folgende  Unterstützungen  zu  gewähren: 

a)  Unentgeltliche  ärztliche  Hilfe  durch  einen  seitens  des  Vorstandes  der  Kasse  zu 
bezeichnenden,  zur  ärzlichen  Praxis  berechtigten  Arzt,  welche  IQlfe  indess  emem 
zusammenhängenden  Zeitraum  von  20  Wochen  nicht  übersteigen  darf;  femer 
im  Falle  der  Niederkunft  ebenfalls  unentgeltlich  die  erforderliche  Geburtshilfe 
und  ärztliche  Behandlung; 

b)  Arzneien  und  die  erforderlichen  ärztlichen  Hüfsmittel  (Brillen,  Krücken,  Bruch- 
bänder etc.)  zwanzig  Wochen  hindurch  ebenfalls  unentgeltlich; 

c)  Krankengeld  f&r  den  Fall,  wenn  die  Krankheit  mit  Erwerbsunfihigkeit  verbunden 
ist  und  länger  als  drei  Tage  andauert,  vom  Tage  der  Erkrankung  an  ge- 
rechnet f&r  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit,  und  zwar,  falls  die  Erwerbs^ 
unfBhigkeit  nicht  schon  früher  ein  Ende  erreicht,  mindestens  zwanzig  Woch^ 
hindurch  und  zwar  mit  der  Hälfte  des  zur  Grundlage  des  Mitgliedsbeitrages 
(§  16)  dienenden  Betrages; 

d)  Wöchnerinnen  eine  Wocheübett-Unterstützung,  welche'  in  einer  dem  Kranken- 
gelde gleichen  Betrage  auszufolgen  ist,  bereits  vom  ersten  Tage  der  Nieder- 
kunft an,  jedoch  mindestens  durch  vier  Wochen; 
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e)  in  TodesfS&Uen  einen  Leichenbestattongsbeitrag,  und  zwar  bis  zur  zwanzig- 
ÜEM^hen  Höbe  des  znr  Grundlage  der  Berecbnnng  des  Mitgliedsbeitrages  ge- 
nommenen Betrages  (§  16). 

§  8. 
Die  Krankenkasse  kann   nach  Massgabe   der  ihr  zur  Yerf&gnng  stehenden  Quellen 
und  im  Bahmen  der  im  Kapitel  III  dieses  (Gesetzes  enthaltenen  Bestimmungen  ihren  Mit- 
gliedern auch  eine  höhere  als  die  in  dem  vorhergehenden  Paragraphen  festgestellte  ünter- 
stfltzung  zu  teil  werden  lassen,  jedoch  darf 

a)  das  zu  gewährende  Krankengeld  nicht  75  Prozent  des  zur  Grundlage  der  Be- 
rechnung des  Mitgliedsbeitrages  genommenen  Betrages  (§  16)  übersteigen; 

b)  die  Krankenunterstützung  die  Dauer  eines  Jahres  nicht  überschreiten; 

c)  der  Leichenbestattungs-Beitrag  nicht  mehr  als  das  yierzigfache  des  als  Basis 
zur  Berechnung  des  IGtgliedsbeitrages  dienenden  Betrages  (§  16)  ausmachen; 

d)  nur  den  mit  den  Versicherten  im  gemeinsamen  Haushalt  lebenden  Familien- 
mitgliedern unentgeltlich  ärztliche  Hilfe  und  Arznei  gewährt  werden; 

e)  bei  einem  in  der  Familie  des  Versicherten  vorkommenden  Todesfalle  nur  ein 
Leichenbestattungsbeitrag  gewährt  werden,  welcher  nicht  grösser  sein  darf,  als 
der  im  §  7,  Punkt  e)  bestimmte  Betrag. 

Eine  darüber  hinausgehende  Unterstützung  darf  die  Krankenkasse  nicht  gewähren; 
insbesondere  darf  sie  die  Versorgung,  beziehungsweise  Unterstützung  von  Invaliden,  Witwen 
und  Waisen  nicht  in  ihren  Wirkungskreis  einbeziehen. 

§9- 

In  den  Statuten  kann  ausgesprochen  werden,  dass  derjenige  auf  Krankengeld  keinen 
Anspruch  hat,  der  seine  Krankheit  durch  eine  absichtliche  Handlung  oder  während  einer 
durch  eigenes  Verschulden  entstandenen  Schlägerei  oder  durch  ausschweifende  Lebensweise 
oder  Trunksucht  verursacht  hat. 

Das  Recht  der  Krankenkasse,  'die  Krankengelder  in  solchen  Fällen  entziehen  zu 
können,  ist  in  den  Statuten  festzustellen. 

§  10. 
Insolange  die  Versicherung  der  Arbeiter   gegen  Unfälle  nicht  durch  ein  besonderes 
Gesetz  geregelt  ist,  erstreckt  sich  die  im  §  7,  bezw.  §  8  dieses  Gesetzes  festgestellte  Unter- 
stützung  auch   auf  jene  Krankeits-,   bezw.  Todesfälle,   welche   durch  Unfölle  verursacht 
werden. 

§  11. 

Die  Krankengelder,  bezw.  Wochenbettbeiträge  sind  in  nachträglich  fälligen  wöchent- 
lichen Baten,  die  Beerdigungsbeiträge  aber  spätestens  am  Tage  nach  dem  TodesMle  aus- 
zubezahlen. 

Falls  eine  Krankenkasse  ihren  Mitgliedern  nicht  ärztliche  Hilfe  und  Arznei  gewährt 
(§  7,  Punkt  a  und  b),  so  ist  sie  verpflichtet,  den  gesetzlich  geringsten  Betrag  des  Kranken- 
geldes um  die  Hälfte  zu  erhöhen. 

§  12. 
Anstatt  der  in  Punkt  a — c  des  §  7  festgestellten  Unterstützungen  kann  von  der 
Krankenkasse  auch  voUständige  Krankenhausverpflegung  geboten  werden,  indes 

a)  einem  Kranken,  welcher  im  Ehestande  oder  mit  einem  Mitgliede  seiner  FamUie 
in  einem  Haushalt  lebt  oder  anderweitig  häuslicher  Pflege  teilhaftig  wird,  nur 
dann,  wenn  der  Erkrankte  in  die  Krankenhauspflege  willigt  oder  wenn  die 
Krankheit  ansteckend  oder  solcher  Natur  ist,  dass  sie  die  Pflege  im  Kranken- 
haus erforderlich  macht; 

b)  anderen  Kranken  hingegen  kann  anstatt  d^  Unterstützung  in  Geld  unbedingt 
Krankenhauspflege  gewährt  werden. 
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Wenn  aber  der  Kraoke  Angehdrige  hat,  welche  er  biB  dahin  ans  seinem  Verdienst 
elhalten  hat,  ist  för  die  Zeitdauer  der  Krankenhanspl^ffe  ausser  der  oneittgeltlichen  Yer- 
sorgnng  im  Erankenhans  för  diese  Angehörigen  anch  noch  die  Hälfte  des  kn  §  7  normirten 
Krankengeldes  zn  zahlen. 

Unter  der  unentgeltlichen  Erankenhan^flege  und  Yerpflegong  ist  anch  die  unentgelt- 
liche Beförderung  des  Kranken  in  das  Krankenhaus  zu  verstehen. 

§  18. 

Die  auf  diesem  Gesetze  basierenden  Ansprüche  des  Versicherten  können  nidit  fiber- 
tmgen,  nicht  YerpfBndet  und  nicht  exequiert  werden. 

Jede  Verfügung,  beziehungsweise  jedes  Beehtsgesdi&ft,  durch  welches  der  Versicherte 
der  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  beziehungsweise  im  Sinne  der  Statuten 
der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  gebildeten  Kassen  ihm  zukommenden  Unterstützung  zu  Gunst^ 
anderer  im  ganzen  oder  teilweise  entsagt,  ist  ungültig. 

§  14. 
Die  Krankenkassen  sind  verpflichtet,  für  einen  Besenrefonds  zu  sorgra,  welcher  min- 
destens bis  zum  Betrage  des  Durchschnitts  der  jährlichen  Ausgaben  der  letzten  fünf  Jahre 
zu  erhöhen  und  für  welchen,  bis  er  die  Höbe  erreicht,  mindestens  ein  Zehntel  der  jähr- 
lichen Einkünfte  zu  verwenden  ist.  (§  36.)  Ueber  das  Doppelte  des  hier  bestimmten 
Minimums  hinaus  kann  ein  Beservekapital  nur  gegen  vorherige  Bewilligung  des  Handels- 
ministers angesammelt  werden. 

§  16. 
Das  bei  der  Anlage  und  Verwaltung  des  Beservefonds  zu  befolgende  Verfahren  regelt 
der  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister  im  Verordnungswege. 


m.  Kapitel 
Von  den  BeitrSgen. 

§  16. 

Die  Beiträge  der  zum  Beitritt  zur  Krankenkasse  verpflichteten  Mitglieder  werden 
auf  Grund  des  durchnitüichen  gewöhnlichen  oder  des  in  Wirklichkeit  bezogenen  Tagelohnes 
festgestellt.  Das  Wertäquivalent  der  ausser  dem  Lohne  oder  statt  desselben  vertragsmässig 
vereinbarten  Beköstigung  ist  ebenfalls  in  Bechnung  zu  bringen. 

Welche  von  diesen  zwei  Lohngattungen  als  Grundlage  anzunehmen  sei,  bestimmen 
die  Statuten  der  betreffenden  Kasse. 

Den  durchschnittlichen  gewöhnlichen  Tagelohn,  sowie  den  Gleichwert  der  Verköstigung 
stellt  nach  Anhörung  von  Vertrauensmännern  und  der  betreffenden  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer die  nach  dem  Sitz  d&c  Kasse  kompetente  Gewerbebehörde  von  Zeit  zu  Zeit  fes^ 
und  zwar  gesondert  für  die  Männer,  für  die  Frauen  und  für  die  jugendlichen  Arbeiter 
unter  18  Jahren,  iffinsichüich  der  Lehrlinge,  Praktikanten  und  all  jen^;  welche  wegen 
unvollkommener  Ausbildung  noch  gar  keinen  oder  einen  verhältnismässig  geringeren  Lohn 
beziehen,  ist  der  für  die  jugendlichen  Arbeiter  unter  18  Jahren  festgestellte  Lohn  mass- 
gebend. 

Ist  anstatt  des  Durchschnittslohnes  in  den  Statuten  der  thatsächlich  verdiente  Lohn- 
betrag festgesteUt,  so  kann  der  bei  Feststellung  der  Beiträge  zu  Grunde  zu  legende  Lohn- 
betrag kein  geringerer  sein,  als  der  durdischnittliche  gewöhnlidie  Lehn  und  kein  höherer 
als  2  fl.  für  einen  Tag. 

Bei  G«hältem  i^  der  Betrag  des  Gebaltes  ohne  jeden  Abz«g  s«  Grundlage  zu 
nehmeiL 

Quartiergeld  oder  das  als  Aequivalent  des  Natnndquartiers,  Zfiflagen  (mit  Ausnahme 
von  Verköstignngszulagen)  und  l^titoaen  dürfen  bei  der  Festotdtaing  4e8  Lohnbetrages, 
oder  des  dem  Beitrage  zu  Grunde  zu  legenden  Gehaltes  nicht  m  Bechnung  gebracht  werden. 
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§  17. 

Wenn  die  Kasse  im  Sinne  der  Stotnteii  das  ^etzliah  gering^  Mass  der  Unter- 
stütsnngen  gewährt,  so  darf  der  Beitrag  drei  Prozent  des  nach  §  16  bestimmten  Tage- 
lohnes, bezw.  Oehaltes  nicht  übersteigen.  Wenn  aber  die  Kasse  im  Sinne  der  Statuten 
eine  gnrössere  Unterstfitzong  als  das  gesetzlich  bestimmte  geringste  Ansmass  bietet,  dann 
dürfen  die  Beiträge  zwei  Prozent  des  im  §  16  bestunmten  Tagdohnes,  besw.  Gehaltes  nicht 
überschreiten. 

Sollte  indess  die  Kasse  selbst  mit  dem  auf  drei  Prozent  festgestellten  Beitrage  nicht 
im  Stande  sein,  die  im  §  7  dieses  (Gesetzes  festgestellte  geringste  Unterstütenng  zu  lösten 
und  sollte  die  gesetzlich  bestimmte  geringste  Unterstützong  anch  im  Wege  der  YereinigiBg 
mit  einer  anderen  Kasse  ni^t  zn  erreichen  sein,  so  darf  der  Betrag  anf  Gnmd  vorher 
erwirkter  Genehmign>Bg  des  Handekministers  auf  fünf  Prozent  erhAht  werden. 


§  18. 

Unmittelbar  nach  Errichtung  der  Krankenkasse  kann  ein  höherer  Beitrag  als  zwei 
Prozent  nicht  eingehobw  werden. 

Kann  ans  den  Einnahmen,  die  ans  den  in  dieser  Höhe  festgestellten  Beiträgen  ein- 
fliessen,  die  im  §  7  dieses  Gesetzes  festgestellte  geringste  Unterstützung  nicht  gedeckt 
werdeii,  so  darf  das  Mass  des  Beitrages  bis  zu  dem  im  §  17  gestatteten  höchsten  Prozent- 
satze erhöht  werden. 

Sollten  indess  entweder  infolge  der  Znnahme  der  Anzahl  dar  Mitglieder,  oder  infolge 
anderer  Einnahmsquellen  die  Einnahmen  der  Kasse  sich  in  dem  Masse  heben,  dass  die 
festgestellte  Unterstatzung  auch  aus  Beiträgen  nach  einem  niedrigeren  Prozentsatze  sicher 
gedeckt  werden  kann,  so  ist  der  Prozentsatz  des  Beitrages  herabzusetzen. 


§  19. 

Die  in  diesem  Kapitel  festgestellten  Beiträge  können  zu  keinem  anderen  Zweck  ver- 
wendet werden,  als: 

a)  zu  der  im  §  7,  bezw.  §  8  dieses  Glesetzes  bestimmten  Unterstützung; 

b)  zur  Sammlung  und  AufrecliterhaLtung  des  im  §  14  festgestellten  Beeervefonds, 
ev.  zur  Beitragsleistang  zum  Beservefoads  des  Kassenv^bandes; 

c)  zur  Bedeckung  der  Gebarungskosten  der  Kasse  und  —  insofern  die  Kasse  zu 
einem  Kassenverbande  gehört  —  auch  zur  Bedeckung  der  Gebarungskosten 
des  letzteren. 

Ausser  den  im  Sinne  dieses  Kapitels  festzustellenden  Beiträgen  kann  die  Kasse  von 
ihren  Mitgliedern  keine  anderen  Leistungen  fordern. 

S  20. 

Ueber  einen  Antrag,  welcher  auf  eine  Erhöhung  der  im  §  7  festgestellten  gesetdich 
geringsten  Unterstützung  oder  der  bis  dahin  gezahlten  Beiträge  inneriiaU)  der  Grenzen 
dieses  Gtoetze«  abzielt,  stimmen  sowohl  die  Arbeitgeber  wie  die  obligatoriaeb  Versicherten  in 
besonderen  Gruppe  ab,  und  zur  Gültigkeit  des  Beschlusses  ist  in  jeder  der  beiden  Gruppen 
für  sich  die  Zustimmung  der  absoluten  Mehrheit  der  Anwesenden  «nd  die  Genehmigung 
des  Handelsministers  erforderlich. 

Eine  Ausnahme  greift  nur  dann  Platz,  wenn  der  Aibeitgeber  das  die  iwm  Prozent 
übersteigende  Pias  aus  Eigenem  ohne  Bdastung  der  Yeraicherteii  deckt 


§  21. 

SoUte  die  Kasse  trotz  der  im  gesetzUch  höchsten  Betrage  bemessenen  Beiträge  nicht 
im  Stande  sein,  die  im  §  7  festgestellte  geringste  Unterstützung  zu  bieten,  so  ist  düeßelbe 
anfeulösen,  bezw.  mit  einer  anderen  Kasse  zu  vereinigen. 
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IV.  Kapitel 
Ton  der  Zahlungspflieht. 


Die  Beiträge  der  beitrittopflicfatigen  Easseninitglieder  für  die  in  diesem  Gesetze  fest- 
gestellte Zeit,  bezw.  nach  der  in  den  Statuten  bestimmten  Fälligkeit  ist  der  Arbeitgeber 
zu  bezahle  yerpflichtet  und  zwar  in  der  Weise,  dass  er  ein  Drittel  der  Beiträge  ans 
Eigenem  zu  erlegen  hat,  zwei  Drittel  derselben  jedoch  von  dem  Lohne  bezw.  Oehalte  des 
obligatorisch  versicherten  Mitgliedes  in  Abzog  bringen  darf. 

Hat  der  Arbeitgeber  diesen  Betrag  zn  dem  für  die  Aaszahlung  des  Gehaltes,  bezw. 
Lohnes  üblichen  Zeitpunkte  nicht  abgezogen,  so  darf  er  diese  Bäte  später  nur  insowdt  in 
Abzug  bringen,  als  seit  der  Fälligkeit  des  Gehaltes  bezw.  Lohnes  noch  kein  Monat  ver- 
strichen ist. 

Verträge  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dem  von  ihm  Beschäftigten,  welche  diesen 
Bestimmungen  widersprechen,  sind,  insofern  dieselben  ffir  letzteren  nachteilig  wären, 
verboten  und  ungfiltig. 

Für  die  im  §  3  erwähnten  Personen  hat,  insofern  nicht  diesbezüglich  der  mit  den 
Eltern  oder  mit  dem  Vormund  geschlossene  Vertrag  anderes  verfügt,  der  Arbeitgeber  den 
ganzen  Beitrag  aus  eigenem  zu  leisten. 

Der  Handelsminister  wird  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister  im 
Verordnungswege  festzustellen,  wonach  die  Einzahlung  der  Beiträge  bei  der  k.  ung.  Post- 
sparkasse und  mit  Vermittlung  derselben  geschehen  kOnne. 

Zu  dem  Ende  kann  der  Handelsminister  die  Krankenkassen  dazu  verhalten,  dem 
Cheque-  und  Clearing- Verkehr  der  Postsparkasse  unter  den  gesetzlichen  Bedingungen  als 
Mitglieder  beizutreten. 

§  23. 

Die  Zahlungsverbindlichkeiten  der  nicht  beitrittspflichtigen  Mitglieder,  wie  auch  die 
Bedingungen  der  Einzahlung  ihrer  Beiträge  bestimmen  die  Statuten.  Zu  diesen  Beiträgen 
ist  der  Arbeitgeber,  wenn  kein  besonderer  Vertrag  besteht,  nicht  verpflichtet  aus  seinem 
Eigenen  irgend  etwas  beizutragen. 

Im  übrigen  sind  in  Bezug  auf  das  Mass  der  Beiträge  die  Bestimmungen  des  §  16 
dieses  (Gesetzes,  in  Bezug  auf  die  von  der  Krankenkasse  zu  gewährenden  Unterstützungen 
die  Bestimmungen  des  n.  Kapitels  dieses  Gesetzes,  jedoch  mit  der  Beschränkung  mass- 
gebend, dass  f&r  die  im  Sinne  des  §  4,  Punkt  f)  beitrittsberechtigten  solchen  Familien- 
glieder, die  keinen  Erwerb  besitzen,  der  Beitrag  auf  Grund  der  Hälfte  des  durchschnitt- 
lichen gewöhnlichen  Lohnbetrages  festzustellen  ist,  dass  aber  von  den  in  dieser  Weise  ver- 
sicherten Familiengliedem  nur  die  mit  dem  versicherungspflichtigen  Mitgliede  in  gemeinsamem 
Haushalt  lebende  Gattin  auf  das  in  Punkt  e)  des  §  7,  bezw.  in  Punkt  a)  des  §  8  fest- 
gestellte Krankengeld  Anspruch  hat. 

§  24. 

Die  zu  Gunsten  der  Krankenkassen  entfallenden  Beitragsrückstände  werden  im  admi- 
nistrativen Wege  nach  Art  der  öffentlichen  Steuern  ^gehoben. 

Die  Beitragsrückstände  der  Kassen,  von  denen  die  Kapitel  VUI,  IX  und  xn  dieses 
G^etzes  handeln,  dürfen  nur  dann  im  administrativen  Wege  nach  Art  der  öffentlichen 
Steuern  eingetrieben  werden,  wenn  der  als  Grundlage  dienende  Ausweis  zur  Bekräftigung 
seiner  üebereinstimmung  mit  dem  Kassenbuch  von  der  kompetenten  Gewerbebehörde  be- 
glaubigt ist. 

Insolange  ein  versichertes  Mitglied  infolge  seiner  Krankheit  nach  diesen  (besetze  als 
erwerbsunfähig  zu  betrachten  ist,  kann  weder  dieses  Mitglied  selbst,  noch  dessen  Arbeit- 
geber zur  Bezahlung  eines  Beitrages  verpflichtet  werden  (§  7). 

§  26. 

Kassenmitglieder,  welche  wegen  Erwerbslosigkeit  selbst  die  im  §  16  festgestellten 
geringsten  Mitgliedertaxen  zu  bezahlen  ausser  stände  sind,  gemessen  ihre  Mitgliederrechte, 
von  der  letzten  Einzahlung  gerechnet,  noch  sechs  Wochen  lang. 
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V.  Kapitel. 
Ton  der  Anmelduiigspflielit 


Der  Arbeitgeber  ist  gehalten,  jede  bei  ihm  beschäftigte,  zur  Yersichenmg  yerpflichtete 
Person  binnen  acht  Tagen  von  deren  Arbeitsantritt  in  der  von  der  GewerbebehOrde  zu 
bestimmtoden  W^e  bei  der  Ton  der  Gewerbebehdrde  f&r  jeden  Arbeitgeber  schon  im  Torans 
bezeichneten  Kasse  anzumelden. 

Falls  diese  Anmeldnng  verabsäumt  wird,  ist  der  Arbeitgeber  ausser  der  wegen  dieser 
Uebertretung  ober  ihn  zu  yerhfingenden  Strafe  verpflichtet,  die  Beiträge  für  die  Zeit  vom 
Tage  des  Arbeitsantrittes  bis  zur  faktischen  Anmeldung,  bezw.  fOr  die  bis  zur  Feststellung 
der  Anmeldungsversäumnis  sich  erstreckende  Zeit  aus  Eigenem  einzuzahlen  und  überdies 
dem  nicht  Angemeldeten  die  durch  etwa  vor  der  Anmeldung  eingetretene  Krankheit  er- 
wachsenen Kosten,  wie  auch  die  Kosten  des  Yerfiahrens  zu  ersetzen. 

Bei  der  Konstituirung  der  Kasse  ist  von  der  Oewerbebehörde  zur  Durchführung  der 
ersten  Anmeldung  ein  entsprechender  Termin  festzustellen  und  in  entsprechender  Weise 
kund  zu  machen. 

§  27. 
Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,   auch   die   aus   der  Arbeit   austretenden   beitrags- 
pflichtigen Mitglieder,  gleichMs  binnen  acht  Tagen,  bei  der  betreffenden  Kasse  abzumelden. 
Falls  er  dieser  Verpflichtung  nicht  nachkommt,  hat  er  die  Beiträge  bis  zur  thatsächlichen 
Anmeldung  des  Austrittes  aus  Eignem  zu  bezahlen. 


VI.  Kapitel. 
Die  Arten  der  KrankenkasseiL 

§  28. 
Die  in  dem  gegenwärtigen  Oesetze  festgestellte  Krankenunterstützung  leisten  folgende 

1.  die  Bezirks-Krankenkassen; 

2.  die  Krankenkassen  der  bei  Unternehmungen  und  in  Fabriken  Beschäftigten,  ein- 
schliesslich der  Krankenkassen  der  Verkehrsuntemehmungen; 

3.  die  Krankenkassen  der  bei  Bauuntemehmungen  Beschäftigten; 

4.  die  Gewerbekorporations-Krankenkassen; 

5.  die  Bergwerks-Bruderladen  und 

6.  die  im  Wege  privater  Vereinigung  errichteten  Krankenkassen. 


Vn.  Kapitel 
Von  den  Bezirks-Krankenkassen. 

§  29. 
Die  Bezirks-Krankenkassen  sind  auf  das  Prinzip  der  Gegenseitigkeit  begründet 

§  30. 
Die  Anzahl,  das  Gebiet  und  den  Sitz  der  Bezirks-Krankenkassen  stellt  der  Handels- 
minister im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  im  Verordnungswege  fest. 
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§  31. 
Mitglieder  der  Bezirks-Erankenkasseii  sisd: 

a)  die  im  Bezirke  bMciUftigtoa  veaicbenmfspfliclrtigeii  Personen,  insofern  sie 
nicht  bei  einer  der  im  §  28  aufgezählten  anderen  innerhalb  des  Bezirkes 
bestehenden  Kassen  in  der  im  Gesetze  festgestellten  Weise  und  nach  dem  ge- 
setzlichen Aasmasse  f&r  den  Erankheitsfell  versichert  sind,  mit  Ausnahme 
der  Angestellten  solcher  Yerkehrsanstalten,  deren  Betrieb  sidi  anf  das  Gebiet 
mehrerer  Bezirkskassen  erstreckt 

Für  solche  Angestellte  sind  die  Bestimmungen  des  §  49  massgebend; 

b)  alle   im  §  4  anfgezfiblten  Personen,  welche  dieser  Kasse  freiwillig  beitreten. 

§  82. 
Die  Mitgliedschaft  beginnt  für  die  beitrittspfliditigen  Mitglieder  mit  dem  Tage  des 
Eintritts  in  die  Besch&ftigiuig,   Ar  die  Niehtverpflichteten  mit  dem  Tage  der  mach  Yor- 
schrift  der  Statuten  erfolgten  Anfiiahme  in  die  Kasse. 

§  33. 

Beitrittspflichtige  IGtglieder  können  insolange,  als  ihre  Beschäftigong  auf  dem  Gebiete 
der  Bezirkskasse  währt,  ans  dem  Verbände  der  Bezirkskasse  nicht  aastreten,  wofern  sie 
nicht  nachweisen,  dass  sie  zn  einer  der  im  §  28  aafgezäfalten  anderen  Kaseen  —  anter 
Berftcksichtang  der  im  §  74  enthaltenen  Beschränkung  —  ordnungsmAssig  tbergetreten  md. 

Beitrittspflichtige  Mitglieder,  welcher  aus  einer  die  Mitgliedsehafts-Verpflichtang  be* 
gründenden  Beschäftigung  austreten  und  nidit  zu  einer  solchen  Beschäftigung  übertnteB, 
welche  sie  zum  Uebertritt  zu  einer  anderen  Bezirkskasse  oder  zu  einer  der  im  §  28  auf- 
gezählten sonstigen  Kassen  yerpflichtet,  kOnnen  auch  weiter  Mitglieder  der  Bezirkskasse 
bleiben,  insolange  sie  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone  sich  aufhalten 
und  die  Mitgliedsbeiträge  einzahlen. 

Das  Mitgliedsrecht  solcher  Mitglieder  erlischt  —  insofern  nicht  der  Fall  des  §  26 
vorliegt  —  nur  dann,  wenn  sie  Tier  aifeiaander  folgende  Wochen  hindurch  die  Beiträge 
einzuzahlen  verabsäumen. 

Nicht  beitrittspflichtige  Mitglieder  können  in  der  in  den  Statuten  festgestellten  Weise 
auatretan.  Im  Uebrigen  sind  solche  Mitglieder  als  freiwillig  ausgetreten  zu  betrachten, 
wenn  sie  die  Beiträge  durch  vier  aufeinander  folgende  Wochen  zu  entrichten  verabsäumen. 

§  34. 
Von  beitrittspflichtigen  Personen  dürfen  keine  Eintrittsgebühren  eingehoben  werden. 
Bezüglich   der  freiwillig   Beitretenden   sind   etwa   einzuhebende   Eintrittsgebühren   in  den 
Statuten  festzustellen. 

§  36. 

Die  Statuten  far  die  Bezirkskaasen  werden  nach  dem  yom  Handelsminister  kund  zn 
machenden  Muster  und  unter  Berücksichtigung  der  lokalen  Verhältnisse  nach  Anhörung 
der  von  dem  im  BeziriL  konskribirten  beitrittspflichtigen  Personale  und  von  den  Arbeit- 
gebern abgesondert  zu  wählenden  Vertrauensmännern,  wie  auch  der  zuständigen  Handels- 
und  Gewerbekammer  von  der  durch  den  Handelsminister  hiermit  betrauten  Gewerbebehörde 
entworfen  und  dem  Handelsminister  unterbreitet. 

Zur  Gültigkeit  der  Statuten,  wie  auch  jeder  Abänderung  derselben  ist  die  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  IGnister  des  Innern  zu  erteilende  Genehmigung  des  Handelsministers 
erforderlich. 

§  36. 
In  den  Statuten  ist  auf  jeden  Fall  Folgendes  festzustellen: 

a)  die  Organisation,  der  Gegenstand,  Titel  und  Sitz  der  Kasse; 

b)  die  Höbe  4er  Bettrtge; 

e)  die  ModaKiHt  der  Anmeldung  der  Kraokheitsfillle  und  die  KnankiheitBkoDi»^ 
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d)  Beginn,  Art  nnd  Mass  der  Unierstütznng; 

e)  die  Modalit&ten  der  Bildcmg^  des  Beservefonds; 

f)  die  Organisation,  die  Art  der  Wahl,  der  Wirknngskreis  nnd  die  Fanktionsdaner 
der  Direktion; 

g)  Organisaüon,  Wahlmodns  nnd  Fnnktionsdaner  des  üeberwachnngsansschnsses; 
h)  Einberofüngsart,  Ort  nnd  Zeit  der  Abhaltung,  Wirknngskreis,   Yerhandlnngs- 

ordnnng,   Art  nnd  Weise  der  Beschlnssfitssnng  der  Generalyersammlnng  nnd 

eine  Bestimmnng,  was  Ar  den  Fall  zn  geschehen  habe,  w^on  die  einberufene 

Generalyersammlnng  nicht  beschlnssföhig  war; 
i)  die  Modalitäten  der  Eonstitnimng,   der  Wirknngskreis  nnd  die  Fnnktionsdaner 

des  Schiedsgerichtes; 
j)  die  Modalitäten  der  Anfertigung  und  der  Prüfung  der  Jahresrechnungen  nnd  der 

Anfertigung  der  Bilanz; 
k)  das  bei  der  Abänderung  der  Statuten  zu  befolgende  Vorgehen. 

§  37. 

Die  Direktion  und  der  Ueberwachungs-Ausschuss  werden  Ton  der  Generalversammlung 
gewählt  und  zwar  unter  Beobachtung  der  in  den  §§  38  und  39  enthaltenen  Bestimmungen 
gesondert  von  der  Gruppe  der  versicherten  Mitglieder  und  von  jener  der  nichtVersicherten 
Arbeitgeber.  Der  Wirkungskreis  der  Direktion  erstreckt  sich  auf  alle  jene  Agenden, 
welche  durch  die  Statuten  nicht  ausdrücklich  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Die  erste  Direktion  und  der  erste  Ueberwachungs-Ausschuss  werden  bei  Errichtung 
der  Kasse  von  der  im  §  35  bezeichneten  GewerbebehOrde  auf  die  Dauer  eines  Jahres  er- 
nannt, welchen  Zeitraum  der  Handelsminister  den  YerhältnisseB  entsprechend  auch  er- 
strecken kann. 

§  38. 
Die  Generalversammlung  bilden: 

a)  sämtliche  versicherte  Mitglieder  (ausgenommen  die  Lehrlinge  und  Praktikanten), 
beziehungsweise  die  Delegirten  der  Kassenmitglieder; 

b)  die  nichtversichterten  Arbeitgeber  oder  deren  Vertreter. 

Wenn  die  Zahl  der  Versicherten  mehr  als  300  beträgt,  kOnnen  in  der  General- 
versammlung nur  Delegirte  erscheinen.  Die  nichtVersicherten  Arbeitgeber  können  sich 
durch  einen  ihrer  Geschäftsangestellt^  vertreten  lassen. 

Die  Zahl  der  Delegirten,  die  Modalität  ihrer  Wahl  und  die  Dauer  üirer  Funktion, 
sowie  auch  das  bei  der  Abstimmung  zu  befolgende  Verfahren,  wird  unter  Beobachtung  der 
Besümmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  in  den  Statuten  festgestellt. 

§  39. 

Die  nicht  versicherten  Arbeitgeber  stimmen  in  der  Generalversammlung  im  Verhältnis 
ihrer  Beiträge  und  müssen  in  der  Direktion  und  im  Ueberwachungs-Ausschu^se  mindestens 
im  Verhältnisse  zu  ihren  Beiträgen  vertreten  s^. 

§  40, 

Die  Bezirks-rKrankenkasae  kann  von  der  Gewerbebehtede  mit  Genehaigung  des  Handels- 
mimsters  für  au^elOst  erklärt,  beziehungsweise  mit  einer  anderen  Bezirks-Krankenkasse 
unbedingt,  mit  irgend  einer  sonstigen  Kasse  indes  nur  mit  Zustimmung  der  letzteren 
vereinigt  werden: 

a)  wenn  die  Generalversammlung  aus  wichtigen  Gründen  die  Auflösung  beschliesst; 

b)  wenn  die  Z^  der  Mitglieder  dauernd  auf  weniger  als  hundert  geschmolzen  ist; 

c)  wenn  aus  den  Jahfes-Schlussrechnungen  hervorgeht,  dass  die  Kasse  selbst  bei 
den  gesetzlich  höchsten  Beiträgen  nichi  im  Stande  ist,  die  f^esetzüch  geringste 


r 
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Untentoiziiiig  ra  gewäfaran  nnd  d«r  Abgang  weder 
fondfl    noeh    im  Weg»   einer    Tom  YertMoida   n 
enetct  werden  kann. 


Gleichzeitig  mit  der  Anordmmg  der  Anflöeong  hat  eine  Yeifilgmig  anch  nack  der 
Bichtong  zu  erfolgen,  daes  die  Yernchenrngspfliditigen  IGtglied«  sn  einer  andern  Ijanken- 
kaaee  Abertretoi  soüen,  die  freiwilligen  Mitglieder  aber  —  insofern  sie  diee  winacben  — 
xn  einer  solchen  Kaaae  übertreten  k(ynnen. 


§42. 

Das  Yermfigen  der  aoigeldsten  Krankenkasse,  welches  nach  Befriedignng  der  statoten- 
gemäss  filligen  Anspräche  der  Yersidierten  nnd  anderer  Yerpflichtongen  übrig  bleibt,  ist 
onter  jene  Krankenkassen  nach  dem  YeiiiAltnis  zn  yerteflen,  in  welchem  die  gewesenen 
Mitglieder  zu  ihnen  übergetreten  sind. 


§  43. 

Die  Bezirkskassen  können  sich  zn  einem  Kassenyerbande  yereinigen;  den  Amts- 
sitz, das  Gebiet  nnd  die  Liste  der  zn  diesem  Verbände  gehörenden  Kassen  genehmigt  nnd 
rerlanibart  der  Handelsminister  im  YeFOidnnngswege. 

Ein  solcher  Kassenrerband  hai  die  Anj^^abe; 

a)  einen  besonderen  Yerbands-Beserrefonds  zn  bilden,  die  Beiträge  der  einzdnen 
Kassen  zn  bestimmen  nnd  diesen  Fonds  zn  yerwalten  (§§  14  nnd  15); 

b)  das  Vermögen  der  einzelnen  Beziikskassen  gemeinsam  anzulegen  (§§  14  nnd  15); 

c)  die  Gesch&ftsgebamng  der  einzelnen  Beziricskassen  zn  kontrollieren; 

d)  die  (itosamt-Statistik  znsammenznstellen. 


§  44. 

Die  GleneralTersammlnng  des  Verbandes,  welche  jfihrlich  mindestens  einmal  abzuhalten 
ist,  besieht  ans  den  Delegirten  sämtlicher  zun  Verbände  gehörenden  Bezirkskassen.  Die 
Anzahl  der  Delegurten  wird  nach  dem  Zahlenyerh&ltnis  der  Mitglieder  der  Bezirkskasse 
durch  das  Statut  in  der  Weise  festgestellt,  dass  jede  Bezirkskasse  durch  mindestens  einen 
Delegirten  yertreten  seu 

Die  hauptsfichlichsten  Glegenstdnde  der  Generalyersammlung  sind: 

a)  die  Wahl  der  Direktion,  des  üeberwachungs- Ausschusses  und  des  Schiedsgerichtes ; 

b)  die  Bildung   des  Verbands-Besenrefonds   und   die  Feststellung   der  Höhe  nnd 
der  Verwendung  desselben  (§§14  und  15); 

c)  die  FeetstelluB^  der  Ausgaben  und  die  Verteilung  derselben  auf  die  einzelnen 
Bezirkskafi^en;  schliesslich 

d)  die  Regelung  sonstiger  Verbands-Angelegenheiten,    z.  B.:  die  Anstellung  yon 
gemeinsamea  ^V^rzten,  der  Abschlnss  yon  Verträgen  mit  Apotheken  u.  s.  w. 


§  45. 

Das  VerbaDdi-Schiedsgmcht  urteilt  in  den  zwischen  den  einzelnen  Bezirkskassen 
unter  emander»  wie  auch  in  den  zwischen  diesen  und  dem  Verbände  sich  ergebenden 
Streitfragao.  AUe  diäse  Streitfragen  müssen  bei  sonstiger  Verjährung  innerhalb  eines 
Jahres  nach  ihrem  Ent^oheti  anhängig  gemacht  werden. 
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Vm.  Kapitel. 
Von  den  Betriebs-  nnd  Fabriks-Erankenkassen. 

§  46. 

Ein  Unternehmer,  welcher  eine  oder  mehrere  benachbarte  Untemehmongen,  Betriebe 
oder  Anlagen  besitst,  in  welchen  zumindest  100  Tersichenmgspflichtige  Personen  beschäftigt 
sind,   ist  berechtigt,   eine  Betriebs-,   beziehungsweise  Fabriks- Krankenkasse  zu  errichten. 

Die  Errichtung  einer  solchen  Krankenkasse  kann  der  Handelsminister  nur  in  dem 
Falle  untersagen,  wenn  hierdurch  der  Bestand  der  betreffenden  Beiirks-Krankenkasse 
gefährdet  wurde. 

Die  Verordnung  des  Handelsministers,  mit  welcher  die  Errichtung  einer  Betriebe-,, 
beziehungsweise  Fabriks-Erankenkasse  untersagt  wird,  ist  samt  deren  MotiTen  kund  zu 
machen. 

§  47. 
Die  (}ewerbebehörde  kann  die  Errichtung  einer  solchen  Betriebs-Erankenkasse  auch 
einem  Unternehmer  gestatten,  bei  dem  weniger  als  100  versicherungspflichtige  Personen 
beschäftigt  sind,  wenn  der  Unternehmer  in  Betreff  des  Bestandes  und  der  Verpflichtungen 
der  Kasse,  beziehungsweise  hinsichtlich  der  (Bewährung  der  gesetzlich  geringsten  Unter- 
stützung entsprechende  Garantie  bietet 

§  48. 

Ist  eine  Unternehmung  mit  besonderer  Gefahr  für  di»  Gesundheit  oder  die  körperlich» 
Unversehrtheit  der  bei  ihr  Beschäftigten  verbunden,  so  kann  die  Gewerbebehörde  den  be* 
treffenden  Unternehmer  auch  in  dem  Falle  zur  Errichtung  einer  eigenen  Betriebs-Kranken- 
kasse verhalten,   wenn  bei  dem  Unternehmen  weniger  als  100  Personen  beschäftigt  sind. 

Der  Unternehmer,  welcher  einer  solchen  Anordnung  innerhalb  der  festgestellten  Frist 
nicht  Folge  leistet,  kann  verpflichtet  werden,  einen  bis  zu  5  Prozent  des  Lohnes,  beziehungs- 
weise des  Gehaltes  der  bei  ihm  Beschäftigten  reichenden  Beitrag  in  die  zuständige  Bezirks- 
Krankenkasse  einzuzahlen,  in  welchem  Falle  er  auch  das  Becht  verliert,  diesen  Beitrag 
ganz  oder  auch  nur  teilweise  von  dem  Lohne,  beziehungswrise  Gehalte  der  von  ihm  Be- 
schäftigten in  Abzug  bringen  zu  dürfen. 

§  49. 

Jeder  Versicherungspflichtige,  welcher  bei  einer  Unternehmung  beschäftigt  bt,  bei 
welcher  eine  genehmigte  Betriebs-Krankenkasse  besteht,  ist,  sofern  er  zur  Zeit  des  Arbeits- 
antrittes, beziehungsweise  der  Bestätigung  der  Statuten  einer  neuerrichteten  Kasse  noch 
nicht  Mitglied  einer  den  Sitz  des  Unternehmens  umfassenden  Bezirks-  oder  Gewerbe- 
korporations-Krankenkasse  ist,  gehalten,  der  Betriebs-Krankenkasse  beizutreten. 

Ein  Versicherungspflichtiger,  welcher  aus  einer  Unternehmung  oder  Fabrik  austritt 
und  bei  einer  anderen  Unternehmung  oder  Fabrik  Verwendung  findet,  hOrt  auf  Mitglied 
jener  Betriebs-  oder  Fabriks-Krankenkass^  zu  sein,  welcher  er  bis  dahin  angehörte,  und 
kann  nach  freier  Wahl  entweder  der  Krankenkasse  jener  Unternehmung  oder  Fabrik,  in 
welcher  er  Verwendung  gefunden,  oder  jener  Bezirks-,  beziehungsweise  Gewerbekorporations- 
Krankenkasse  oder  anerkannten  Vereins-Krankenkasse  (§  73)  beitreten,  in  deren  Bezirk, 
beziehungsweise  auf  deren  Gebiet  sich  der  Sitz  des  betreffenden  Unternehmens  befiudet. 

Mitglieder  der  Krankenkassen,  von  denen  dieses  Kapitel  handelt,  können  femer  alle 
jene  werden,  die  bei  dem  Unternehmen  in  einem  Dienstverhältnisse  stehen,  und  die  im 
Sinne  der  Statuten  aufgenommen  werden  dürfen  und  freiwillig  beitreten. 

§  50. 
Die  Statuten  der  Kasse  werden  vom  Unternehmer  nach  Anhörung  der  bei  ihm  Be* 
schäfitigten  oder  ihrer  Delegirten  ver&sst  und  im  Wege  der  Gewerbebehörde  dem  Handels* 
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minister  unterbreitet.  Die  genehmi^n  Statuten  können  nur  in  einer  G^eneralYersammlnng, 
in  welcher  zwei  Drittel  der  versicherten  mtgliedef  vertreten  sind,  mit  Zustimmung  des 
Unternehmers  abgeändert  werden. 

§  51. 
In  den  Statuten  kann  der  Vorsitz  in  der  Direktion  dauernd  dran  Unternehmer  oder 
dem  von  ihm  zu  bezeichnenden  Bevollmächtigten  übertragen  werden. 

§  52. 
Sofern  der  Kassenbestand  der  Betriebs-Erankenkasse  zur  Bedeckung  der  lattfenden 
Ausgaben  nicht  ausreicht,  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  den  Ausfall  duidi  ein  un- 
verzinsliches Darlehen  zu  ersetzen,  bezüglich  dessen  Bückzahlung  ein  Uebereinkommen 
zwisdMn  der  Kasse  und  dem  Unternehmer  zu  treffen  ist.  EOnnen  mdes  die  gesetzlichen 
Verpflichtungen  der  Kasse  aus  der  gesetzlidi  höchsten  Summe  der  Beiträge  dauernd  nicht 
gedeckt  werden,  so  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  den  Ausfall  aus  Eigenem  zu  decken. 

§  53. 

Die  Buchfihrung  und  die  Kassengebarung  ist  der  Unternehmer  auf  eigene  Kosten 
zu  versehen  verpflichtet  Mit  der  fruchtbringenden  Anlegung  der  Kassenbestände  ist  der 
Unternehmer  betraut,  und  die  der  Kasse  hieraus  erwachsenden  Ansprüche  sind  im  K<mkurs* 
fidle  in  eine  Klasse  mit  den  in  Punkt  1,  §  60  des  G.-A.  XVII,  1S81,  beziehungsweise 
hinsichtlich  Kroatien-Slavoniens  mit  den  in  Punkt  2  des  §  20  der  dort  in  Kraft  bestehenden 
Konkursordnung  enthaltenen  Ansprüchen  zu  reihen. 

Die  GewerbebehOrde  kann  die  Ansprüche,  welche  der  Kasse  dem  Unternehmer  gegen- 
über aus  der  Kassengebarung  und  den  Bechnungen  entstehen  könnten,  im  Prozesswege 
geltend  machra. 

§  54. 
Mehrere   Betriebs -Krankenkassen   können   mit   Zustimmung   der  Unternehmer   einen 
Kassenverband  bilden  oder  sich  dem  Verbände  der  Bezirkskassen  anschliessen. 

§  55. 
Die  Gtewerbebehörde  kann  die  Beiaiebs-(Fabrücs^)Krankenkasse  auflösen,  beziehungs- 
weise  deren  Vereinigung  mit  einer  anderen  Kasse  anordnen: 

a)  wenn  die  Unternehmung,  für  welche  sie  errichtet  wurde,  zu  bestehen  auf- 
gehört hat; 

b)  wenn  die  Zahl  der  Beschäftigten  dauernd  so  sehr  abnimmt,  dass  die  im  §  46 
erwähnten  Bedingungen  nicht  mehr  bestehen  und  der  Untemdun«r  die  erforder- 
liche Garantie  nicht  mehr  zu  leisten  gewillt  oder  fähig  ist; 

c)  wenn  der  Unternehmer  nicht  für  entsprediende  Budiführung  md  GMdgebanmg 
sorgt»  «nd 

d)  wenn  die  Generalversammlung  im  Elnvemehmen  mit  dem  Unternehmer  die 
Auflösung  ausspricht.  Hinsichtlich  der  Verwendung  des  Veftnögei»  der  anf* 
gelösten  Kasse  ist  §42  massgebend. 

Im  Falle  des  Punktes  c)  dieses  Paragraphen  kann  die  Gewerbebehörde  gleichzeitig 
mit  der  Auflösung  der  Betriebs-Krankenkasse  dem  Unternehmer  auch  die  Erfollung  der 
im  zweiten  Alinea  des  §  48  enthaltenen  Verpflichtungen  auferlegen  und  ihm  die  Bildung 
einer  neuen  Betriebs-Krankenkasse  untersagen.  Ausserdem  bleibt  der  Unternehmer  für  den 
durch  die  Vernachlässigung  der  ordnungsgemässen  Bnchfahrung  und  Geldgebarung  der 
Betriebs-Krankenkasse  verursachten  Schaden  verantwortlich. 

§  56. 
Im  übrigen  sind  auch  auf  die  Betriebs-Krankenkassen  die  Bestimmungen  der  §§  29, 
82,  88,  84,  86,  87,  88,  89,  41,  48  und  45   in   entsprechender  Weise  in  Anwendung 
z«  bnoDigen. 


Gesetz  vom  14.  April  18^1,  betr.  die  KraEkenyerftickenmg  der  Arbeiter.  127 

IX.  Kapitel 
l^on  den  Baa-Kninkenkasseii. 

§  51 
Wird  bei  Strassen-,  Eisenbabn-,  Wasser-  oder  Befestigangsbanten,  beziehungsweise 
znr  Dorchfühmng  Ton  Bauten  gebildeten  anderen  ähnlichen  Unternehmungen  nicht  dauernden 
Charakters  längere  Zeit  hindurch  eine  g^rössere  Anzahl  von  Arbeitern  beschfiftigt,  so  kann 
die  OewerbebehOrde  den  Bauunternehmer,  beziehungsweise  die  Unternehmung  zur  Errichtung 
einer  Krankenkasse  verhalten.  Seitens  der  Gewerbebehörde  kötmeü  mit  Bficksicht  auf  die 
obwaltenden  Verhältnisse  auch  mehrere  Bauunternehmer,  beziehungsweise  Unternehmungen 
zur  Errichtung  einer  gemeinsamen  Kasse  verhalten  werden. 

§  6Ä. 
Ein  Bauunternehmer,  welcher  den  von  Seite  der  Gewerbebehörde  mit  Bezug  auf  die 
Bildung  und  Erhaltung  der  Krankenkasse  dtlasbenen  Anweisungen  nicht  Folge  leistet,  ist 
gehalten,  sämtlichen  bei  ihm  in  Yerwendung  st^enden  Yersicherungspftichtigen,  betiehungs- 
weise  deren  Hinterbliebenen  die  im  gegenwärtigen  Gesette  festgestellte  geringste  Unter** 
stutzung  aus  Eigenem  und  ohne  Anspruch  auf  irgend  welchen  Abzug  zu  gewähren. 


§  5Ö. 

Der  Biem-Krankenkasse  beizutreten  ist  jeder  bei  d^n  Bau  Beschäftigte  verpflichtet, 
welcher  nicht  nfaebzuweisen  vBrnng,  dass  er  bei  einer  den  Sitz  der  Unternehmung  im- 
fiiflsenden  Bezitks-  oder  einer  anderen,  im  ^nne  dieses  Gesetzes  (§  28)  im  betreffende 
Orte  orgatiisirten  Krankenkasse  bereits  versichert  ist. 

Bei  derartigen  Bauuntemehmungen  provisorischen  Charakters  Beschäftigte  köoBen 
zum  Beitritte  zur  Bezirks-Krankenkasse  nicht  verhalten  werden. 


§  60. 
Bau-Krankenkassen  können  nicht  zur  Sammlung  eines  Beservefonds  verpflichtet  werden. 

§  61. 
Die  Gewerbebehörde  kaui  die  Bau-Krankenkasse  auflösen: 

a)  wenn  der  Bau  aufhört; 

b)  wenn  der  Bauunternehmer,  beziehungsweise  die  Unternehmung  die  ordnungs- 
gemäese  Buchföhruag  odw  Geldgebanmg  vernachlässigt.  In  letzterem  Falle 
belastet  den  Unternehmer,  beziehungsweise  die  Unternehmung  die  im  §  58 
festgestellte  YeiantwortUchkeit. 

Ausserdem  bleibt  der  Unternehmer  für  ;den  der  Bau-Krankenkasse  durdi  die  Ver- 
nachlässigung der  ordnungsgemässen  Buchffihrung  und  Geldgebahrung  verursachten  Schaden 
verantwortlich. 

Bezüglich  der  Verwendung  des  nach  der  Auflösung  etwa  verbleibenden  Vermögens 
verf&gen  die  Statuten.  In  Ermangelung  einer  diesbezöglichen  Verfügung  ist  der  Best  in 
die  betreffende  Bezirkskasse  einzuzahlen. 

Der  Bauunternehmer,  beziehungsweise  die  Bauuntemehmung  hat  keinen  Anspruch  auf 
den  Best 

§  62. 
Ita  übrigen  sind   auch  auf  die   Krankenkassen   der  bei   Bauuntemehmungen  Be- 
scMftigtoi  die  Bestimmmgen  dar  §§  29v  a2,  33,  34,  36^  37,  38,  39,  50,  51,  52  und  53 
dieses  Gesetses  entq^reckend  in  Anwemlung  zu  bringen. 
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X.  Kapitel 
Ton  den  C^ewefbekorporations-Krankenkassen. 

§  63. 

Eine  Oewerbekorporation,  bei  deren  Mitgliedern  insgesamt  mehr  als  zweihnndert 
Hilfsarbeiter  (Gehilfen  nnd  Lehrlinge)  beschäftigt  sind,  kann  eine  Gewerbekorporations- 
Erankenkasse  errichten. 

§  64. 

Der  Oewerbekoiporations-Erankenkasse  beizutreten  ist  ein  jeder  Glehilfe  oder  Lehrling 
yeipfiichtet,  welcher  bei  einem  Mitgliede  der  G^werbekorporation  in  Verwendung  steht,  wenn 
er  nicht  nachzuweisen  yermag,  dass  er  bereits  Mitglied  einer  den  Wohnsitz  des  Arbeit- 
gebers umfassenden  Bezirks-  oder  einer  anderen,  im  Sinne  dieses  Gesetzes  (§  28)  im  selben 
Orte  organisirten  Betriebs-Krankenkasse,  beziehungsweise  einer  Krankenkasse  yon  an- 
erkanntem Charakter  (§§  73,  74)  oder  einer  Bruderlade  (§  70)  ist. 

§  66. 

Die  ersten  Statuten  der  Kasse  werden  Y<m  der  Ausgleichs-Kommission  der  Gewerbe- 
korporation gemeinsam  mit  s&mtlichen  Gehilfen,  beziehungsweise  deren  Bevollmächtigten 
festgestellt  und  zur  Genehmigung  dem  Handelsminister  unterbreitet 

§  66. 
Betreffs  der  Organisation,  der  Statuten,  der  C^eneralyersammlung,  der  Direktion  und 
des  XJeberwachungs-Ausschusses  der  Gewerbekorporations-Krankenkasse  sind  die  im  YIL  Kapitel 
enthaltenen  Bestimmungen  dieses  G^etzes  mit  der  Ergänzung  massgebend,  dass  der  Ob- 
mann der  Direktion  stets  der  Obmann  der  Gewerbekorporation  oder  dessen  Stellvertreter 
ist,  und  dass  die  Lehrlingsmitglieder  der  Kasse  neben  dem  Anspruch  auf  Unterstützung 
keine  anderen  Bechte  ausüben  können. 

§  67. 
Die  Gewerb  ekorporaldons-Krankenkassen   können  unter  sich,   sowie  mit  den  Bezirks- 
kassen eine  Verbandskasse  bilden. 

§  68. 
Die  Kasse  kann  aufgelöst,  beziehungsweise  mit  einer  anderen  Krankenkasse  vereinigi 
werden: 

a)  wenn  die  Gewerbekorporation  au^elOst  wird; 

b)  wenn   die  Zahl   der  Mitglieder   der  Kasse  dauernd  unter  Hundert  herabsinkt; 

c)  wenn  die  Kasse  ihren  Verpflichtungen  nicht  nachzukommen  vermag. 

Betreffs  des  etwa  übrigbleibenden  Vermögens  der  aufgelösten  Kasse  kOnnen  die 
Statuten  verfugen;  in  Ermangelung  einer  solchen  Verfügung  ist  dasselbe  der  zuständigen 
Bezirks-Krankenkasse  zu  übergeben.  Im  Falle  der  Vereinigung  mit  einer  anderen  Kasse 
ist  das  Vermögen  der  Korporations-Krankenkasse  jener  Krankenkasse  zu  übergeben,  mit 
welcher  sie  vereinigt  wurde. 

§  69. 

Im  übrigen  sind  auch  für  die  Gewerbekorporations-Kassen  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  massgebend. 

XL  Kapitel. 
Ton  den  Ber^erks-Erankenkassen  (Bruderladen). 

§  70. 
Die   Mitglieder   der   auf  Grund   des   Berggesetzes   errichteten,   sowie   der  4Qn  Be- 
stimmungen  des   §  72   dieses  Gesetzes   entsprechenden  Bruderladen   sind  mit  Ausnahme 
der   in   §  49  erwähnten  FfiUe  nicht  verpflichtet   einer  anderen  Krankenkasse  beizutreten. 
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§  71. 
Die  Organisation  der  Bmderladen,  dass  Mass  der  Unterstützung,  die  Höhe  der  Bei- 
träge und  die  Art  der  Verwaltung  werden  durch  das  Berggesetz,  beziehungsweise  die  in 
Kraft  stehenden  Begierungs-yerordnungen  geregelt. 

§  72. 
Wenn  jedoch  irgend  eine  auf  Grund  des  Berggesetzes  errichtete  Bruderlade  die  von 
ihr  gewährte  Kranken-Unterstützung  ausser  den  im  Bergwerks-  und  Hüttenbetriebe  Be- 
schäftigten und  deren  Angehörigen  auch  auf  Andere  ausdehnt,  beziehungsweise  auch  Andere 
zu  Mitgliedern  aufiümmt,  so  ist  sie  verpflichtet,  sich  hinsichtlich  dieser  Mitglieder  bezüg- 
lich des  höchsten  Ausmasses  der  Beiträge  und  des  geringsten  Ausmasses  der  Unterstützung 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zu  unterwerfen. 


Xn.  Kapitel 
Ton  den  Im  Wege  prirater  Yerelnigang  errichteten  Krankenkassen. 

§  73. 
Der  Handelsminister  kann  nach  Anhörung  der  Handels-  und  Gewerbekammem  und 
im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  im  Wege  privater  Vereinigung  entstandene 
Krankenkassen,  welche  mindestens  200  Mitglieder  zählen,  insofern  sie  ihre  Statuten  im 
Sinne  dieses  G^etzes  abändern  beziehungsweise  feststellen,  für  in  die  Beihe  der  durch 
dieses  Oesetz  anerkannten  Krankenkassen  gehörend  erklären  und  er  kann  die  in  diesem 
Gesetze  den  Krankenkassen  gewährten  Bechte  auch  auf  derart  anerkannte  Kassen  unter  der 
ferneren  Bedingung  ausdehnen,  dass  sie  sowohl  bezüglich  des  niedrigsten  Masses  der 
Unterstützung  wie  bezüglich  des  höchsten  Masses  der  Beiträge  sich  den  Bestimmungen 
des  II.  und  lU.  Kapitels  dieses  Gesetzes  unterwerfen. 

§  74. 
Mitglieder  derart  anerkannter  Krankenkassen  sind,  mit  Ausnahme  der  im  §  49  auf- 
gezählten Fälle,   nicht   gehalten   einer  anderen  Krankenkasse  beizutreten.     Mitglieder  von 
Bezirks-,  Gewerbekorporations-   und  Bergwerks-Krankenkassen   dürfen   zu   einer  derartigen 
Yereinskasse  nicht  übertreten. 

§  76. 
Die  Gewerbebehörde  kann  eine  anerkannte  Yereins-Krankenkasse  auflösen: 

a)  wenn  die  Generalversammlung  im  Sinne  der  Statuten  die  Auflösung  ausspricht; 

b)  wenn  die  Zahl  ihrer  Mitglieder  unter  Hundert  herabsinkt; 

c)  wenn   die  Kasse   ihren  gesetzlichen  Verpflichtungen  nicht  nachkommen  kann. 

Wenn  die  Yereinskasse  yon  dem  Zweck  der  Krankenunterstützung  abweichende  Ziele 
verfolgen  sollte,  kann  ihr  der  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern 
den  Charakter  einer  anerkannten  Kasse  entziehen. 

Wofern  die  aufgelöste  Yereinskasse  nicht  in  eine  andere  Yereinskasse  verschmilzt, 
ist  das  verbleibende  Vermögen,  wenn  nicht  die  Statuten  anderweitig  verfügen,  der  betreffenden 
Bezirks-Krankenkasse  zu  übergeben.  Hat  die  aufgelöste  Yereinskasse  sich  auf  mehrere 
Bezirke  erstreckt,  so  bestimmt  die  Gewerbebehörde,  welcher  oder  welchen  Kassen  das  übrig- 
bleibende Vermögen  zu  übergeben  ist. 

Xm.  Kapitel 
Yon  dem  YerfaMren  bei  der  Entseheidung  Ton  Streitfragen. 

§  76. 
Jene  Streitfragen,  welche  im  allgemeinen  zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  bezüglich 
zurückbehaltener   Krankenkassenbeiträge   sich   ergeben,    sowie  jene,   welche   zwischen  der 
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Krankenkasse  and  Arbeitgebern  hinsichtlich  der  die  letzteren  belastenden  Einzahlongspflicht 
entstehen,  werden  von  der  Gtowerbebehörde,  beziehnngsweise  von  der  Ansgleichs-Kommission 
der  Gewerbekorporation  nach  §  176  des  G.-A.  XVII  t.  J.  1884  entschieden« 

Hingegen  gehören  Streitfragen,  welche  zwischen  den  yersicherten  Personen  and  der 
Krankenkasse  mit  Bezag  aaf  die  za  gewährende  Unterstützang  obschweben,  in  den  Wirkangs- 
kreis  des  im  Sinne  der  Statuten  der  Kasse  gebildeten  Schiedsgerichtes. 

Gegen  die  Urteile  des  Schiedsgerichtes  ist  kein  Bekors  statthaft  and  diese  Urteile 
werden  im  administrativen  Wege  Tollstreckt. 


XIV.  Kapitel 
Ton  den  kompetenten  Behörden. 

§  77. 

In  den  nach  diesem  Gesetze  za  erledigenden  Angelegenheiten  amtshandeln,  insofern 
dieses  G^esetz  keine  anderweitige  Yerfagong  enthält»  die  im  YII.  Kapitel  des  G.-A.  XYU 
V.  J.  1884  bestimmten  Gewerbebehörden  nach  den  dort  normirten  Modalitäten. 

§  78. 

Sofern  sich  der  Bezirk  einer  Krankenkasse  aaf  das  Gebiet  mehrerer  (JewerbebehOrden 
erstreckt,  wird  hinsichtlich  der  Kompetenz  Folgendes  bestimmt: 

a)  in  Streitfragen  zwischen  dem  Arbeitgeber  and  dem  za  Versichernden  beziehnngs- 
weise Versicherten   ist   die  Kompetenz   nach   dem  Gewerbegesetz  massgebend; 

b)  in  Streitfragen  zwischen  der  Krankenkasse  and  dem  Arbeitgeber,  beziehnngs- 
weise zwischen  dem  za  Versichernden  oder  Versicherten  entscheidet  die  nach 
dem  Sitz  der  Kasse  kompetente  Gewerbebehörde,  deren  rechtskräftige  Ent- 
scheidnngen  die  übrigen  Gewerbebehörden  darchzafohren  yerpflichtet  sind. 

Für  Kassen,  welche  sich  noch  nicht  konsütaiert  haben,  beziehnngsweise  deren  Sitz 
noch  nicht  festgestellt  wnrde,  bezeichnet  der  Handelsminister  die  kompetente  Gtowerbebehörde. 

§  79. 

Die  aaf  Grand  dieses  Gesetzes  organisirten  Krankenkassen  anterstehen  in  erster 
Linie  der  Aafsicht  and  Kontrolle  der  nach  ihrem  Sitze  kompetenten  Gewerbebehörde. 

Die  Gewerbebehörde  ist  strengstens  yerpflichtet,  die  pünktliche  Darchfohrang  der 
Bestimmangen  des  Gesetzes  and  der  Statuten  za  kontroliren,  and  ist  berechtigt,  zam 
Zweck  der  Darchfohrang  derselben  gegen  die  in  dieser  Hinsicht  yerantworüichen  Personen 
eine  in  die  vom  §  165  des  G.-A.  XVII  y.  J.  1884  bestimmte  Kasse  za  zahlende  and  f&r 
die  dort  bezeichneten  Zwecke  za  verwendende,  bis  za  100  fl.  reichende  Geldstrafe,  beziehnngs- 
weise im  Falle  der  üneinbringlichkeit  eine  Haft  bis  za  14  Tagen  za  verhängen. 

Die  Gewerbebehörde  ist  berechtigt,  in  die  Bücher,  Bechnnngen,  Korrespondenzen  and 
anderen  Akten  der  Krankenkasse  za  jeder  Zeit  Einsicht  za  nehmen  and  dieselben  za  prüfen; 
sie  kann  die  Einbernfong  der  Kassenorgane  anordnen  and  dieselben  anch  selbst  einberafen; 
an  den  Sitznngen  derselben  kann  sie  immer  teilnehmen,  die  Sitznngen  anch  darch  ihre 
eigenen  Organe  leiten  lassen,  and  insofern  die  Notwendigkeit  obschweben  würde,  die  Ver- 
waltang  der  Kasse  aaf  Kosten  der  ihren  statatarischen  Pflichten  nicht  nachkommenden 
Kassenorgane  oder  der  Kasse  darch  ihre  eigenen  Organe  bewerkstelligen  za  lassen. 

Sollte  die  Wahl  der  Direktion,  des  Üeberwachnngs-Ansschasses  oder  des  Schieds- 
gerichtes von  Seite  der  Generalversammlnng  oder  die  Wahl  dSc  Delegirten  in  die  General- 
yersammlnng  yon  Seite  der  Versicherten  oder  der  Arbeitgeber  verweigert  werden,  so  kann 
die  Gewerbebehörde  diese  Organe,  beziehnngsweise  die  Delegirten  in  die  Generalyersanmünng 
provisorisch  auch  ernennen. 

Bei  Wahmehmnng  von  Unregelmässigkeiten  oder  Missbränchen  der  Kassenverwaltang 
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ist  die  Gewerbebeh6rde  verpflichtet,  dem  Handelsminister,  nnd  insofern  die  Anzeichen  eines 
Verbrechens  oder  Vergehens  vorliegen  sollten,  dem  kompetenten  Gerichte  sofort  Anzeige 
zn  erstatten. 

§  80. 
Der  Handelsminister   stellt  die  Form,   Art  nnd  Eontrole  der  Bechnnngsf&hrer  der 
Kassen  im  Verordnnngswege  fest  und  kann  die  Gebarung  der  Kassen,  sowie  den  Umstand, 
ob  die  von  den  Gtowerbebehörden  ansznübende  Aufsicht  and  Kontrole  von  denselben  ent- 
sprechend ausgeübt  wird,  jederzeit  untersuchen  lassen. 

§  81. 
Die  Jahresrechnungen   der  Kranken-Ünterstützungskassen   sind   samt   dem   Besultat 
der    statutenmässigen  Prüfdng   derselben    spätestens   bis  Ende  März   des  folgenden  Jahres 
der   GewerbebehOrde   vorzulegen.     Die  GewerbebehGrde   ist   übrigens   berechtigt,    auch   im 
Laufe  des  Jahres  die  Vorlage  von  Bechnungsabschlüssen  zu  fordern. 

§  82. 
Die  Kasse  ist  verpflichtet,  die  vom  Handelsminister  im  Verordnungswege  zu  regelnden 
statistischen  Ausweise  zu  führen  und  dieselben  jährlich  der  Behörde  vorzulegen. 


XV.  Kapitel 
Strftfbestlmmmigen. 

§  83. 
Eine  üebertretung  begeht  und  ist,  sofern  nicht  nach  den  Strafgesetzen  eine  schwerere 
Imputation  und  Strafe  platzzugreifen  hat, 

a)  mit  einer  Geldbusse  bis  zu  20  fl.  zu  bestrafen,  wer  die  im  §  26  umschriebene 
Anmeldung  unterlässt  oder  nicht  rechtzeitig  macht; 

b)  mit  einer  Geldbusse  bis  zu  50  fl.  ist  zu  bestrafen  dasjenige  Kassenmitglied, 
welches  durch  Simulirung  einer  Krankheit  von  der  ünterstützungskasse  was 
immer  für  eine  Unterstützung  in  Anspruch  nimmt; 

c)  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  200  fl.  ist  zu  bestrafen  der  Arbeitgeber,  welcher 
einen  laut  §  22  verbotenen  Vertrag  abschliesst  oder  zu  Gunsten  eines  bei 
ihm  beschäftigten  Kassenmitgliedes  wissentlich  einen  höheren  Lohn  oder  höheren 
Gehalt  als  den  thatsächlichen  anrechnet. 

§  84. 

Li  den  im  vorhergehenden  Paragraphen  erwähnten  UebertretungsfäUen  haben  die  im 
G.-A.  XVn  V.  J.  1884  bezeichneten  Gewerbebehörden  nach  der  im  XIV.  Kapitel  dieses 
Gesetzes  festgestellten  Kompetenz  und  Modalität  vorzugehen. 

Die  Geldstrafen  fliessen  immer  jener  Bezirks-Krankenkasse  zu,  auf  deren  Gebiet  die 
verurteilende  Gewerbebehörde  erster  Instanz  ihren  Sitz  hat. 


XVL  Kapitel 
üebergangs-  nnd  Schlnssbestlmmnngen. 

§  86. 
Die   nach   diesem  Gesetze  organisirten  Krankenkassen  können  nicht   als   auf  Grund 
des  Handelsgesetzes   konstituirte  Genossenschaften   angesehen  werden.     Für  ihre  Verbind- 
lichkeiten haften  sie  nur  bis  zur  Höhe  des  Vermögens  der  Kasse. 

9* 
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Alle  Amtshandlangen  nnd  Dokumente,  welche  sich  auf  die  Feststellung  und  Abwick- 
lung der  Rechtsyerhältniase  zwischen  den  in  diesem  Gesetze  geregelten  Krankenkassen  und 
ihren  versicherten  Mitgliedern  beziehen,  sowie  die  von  den  Arbeitgebern  und  von  den  Kassen 
im  Sinne  des  gegenwärtigen  Gesetzes  zu  machenden  Anmeldungen,  Ausweise  und  Eingaben 
sind  samt  deren  Beilagen  gebühren-  und  stempelfrei. 

Die  Kassen  sind  nach  G.-A.  XXIT  v.  J.  1875,  §  2,  Punkt  7  von  der  Kapitalzins- 
und  Bentensteuer  und  nach  G.-A.  XLYII  v.  J.  1875,  §  2,  Punkt  4  von  dem  allgemeinen 
Einkommensteuerzuschlag  befreit. 

Ebenso  werden  sie  von  den  auf  diese  Steuern  ent&Uenden  munizipalen  und  kommu- 
nalen Zuschlägen  befreit. 

Die  im  Sinne  dieses  Gesetzes  von  den  unter  G.-A.  XXIV  :  1875  fallenden,  zu  öffent- 
*  lieber  Bechnungslegung  veipfiichteten  Unternehmungen  und  Vereinen,  von  den  unt^r  G.-A. 
XXVn :  1876  fallenden  Bergwerks -Unternehmungen,  sowie  von  den  der  Erwerbssteuer 
m.  Klasse  unterliegenden  Gewerbetreibenden,  Kaufleuten,  Fabrikanten  und  sonstigen  Unter- 
nehmungen zu  zahlenden  Beiträge  und  gesamten  Auslagen  sind  als  Betriebsauslagen  zu 
betrachten,  welche  im  Sinne  des  §  4  des  XXIV.  G.-A.  v.  J.  1875  und  des  §  6  des  XXYII. 
G.-A.  T.  J.  1875  bei  Feststellung  des  gesamten  Brutto-Einkommens  der  Unternehmungen 
bezw.  im  Sinne  des  §  15  des  G.-A.  XXIX  v.  J.  1875  bei  Feststellung  des  geschäftlichen 
Reingewinns  in  Abzug  zu  bringen  sind. 

§  86. 

Die  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  wird  der  Handelsminister  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  des  Innern  und  bezüglich  Kroatien-Slavoniens  im  Einvernehmen  mit  dem 
Banus  von  Kroatien-Slavonien-Dalmatien  feststellen  und  kund  machen. 

Von  diesem  Tage  an  werden  die  §§142  und  143  des  G.-A.  XYII  v.  J.  1884  ausser 
Kraft  gesetzt. 

§  87. 

Neben  den  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen  bleibt  das  Alinea  3  des 
§  16  des  G.-A.  XlV  v.  J.  1876  fcbr  das  Geltungsgebiet  dieses  letzteren  Gesetzes  auch 
fernerhin  unberührt. 

§  88. 

Die  zur  Zeit  des  Inslebenstretens  dieses  Gesetzes  bestehenden  Betriebs-  und  Fabriks- 
Krankenkassen,  einschliesslich  der  Krankenkassen  der  in  Privatverwaltung  stehenden  Yer- 
kehrsanstalten  können  auch  weiterhin  als  solche  fortbestehen,  wenn  die  Zahl  der  Mitglieder 
der  betreffenden  Kasse  mindestens  100  beträgt,  wenn  femer  das  Unternehmen  oder  der 
Betrieb  nicht  an  gewisse  Perioden  gebunden,  sondern  kontinuirlich  ist,  und  wenn  die  Kasse 
ihre  Statuten  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  insbesondere  der  Kapitel  ü,  ni,  lY  und 
ym  desselben  entsprechend  abändert. 

Die  demgemäss  abgeänderten  Statuten  sind  binnen  dreier  Monate  nach  dem  Insleben- 
treten  dieses  Gesetzes  im  Wege  der  GewerbebehOrde  in  Begleitung  von  Rechnungen  und 
sonstigen  Ausweisen  dem  Handelsminister  behufs  Ueberprüfung  und  Genehmigung  vor- 
zulegen. 

§  89. 

Zur  Zeit  des  Inslebentretens  dieses  Gesetzes  bestehende  Bau-,  Gewerbekorporations- 
und im  Wege  privater  Vereinigung  errichtete  Krankenkassen,  welche  im  Rahmen  dieses 
Gesetzes  zu  wirken  wünschen,  haben  ihre  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  entsprechend 
abgeänderten  Statuten  binnen  dreier  Monate  nach  dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  im 
Wege  der  GewerbebehOrde  in  Begleitung  ihrer  Rechnungen  und  sonstiger  Ausweise  dem 
Handelsminister  behufs  Ueberprüfung  und  Beurteilung  der  Zulässigkeit  ihrer  weiteren  Wirk- 
samkeit einzureichen. 

Erscheint  eine  erfolgreiche  Wirksamkeit  derselben  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gesichert, 
so  kann  der  Handelsminister  eine  solche  Kasse  unter  Genehmigung  der  Statuten  für  eine 
im  Sinne  dieses  (Gesetzes  anerkannte  erklären. 

§  90. 
Die  an  den  staatlich  verwalteten  Yerkehrsanstalten,    sowie   bei   den    staatlichen  Be- 
trieben und  Fabriken  zum  Zweck  der  Krankenunterstützung  bereits   bestehenden  Anstalten 
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bezw.  Kassen  —  mit  Ausnahme  der  auf  das  Berggesetz  begründeten  Bmderladen  —  sind 
binnen  sechs  Monaten  nach  dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  und  insbesondere  des  Kapitels  YIU  desselben  entsprechend  umzugestalten. 

Hinsichtlich  der  bei  den  staatlich  verwalteten  Yerkehrsuntemehmungen,  Betrieben  und 
Fabriken  organisirten  und  zu  organisirenden  Krankenkassen  übt  die  nach  diesem  Gesetze 
den  GewerbebehOrden  übertragenen  Agenden  der  Handelsminister,  bezw.  jener  Minister  aus, 
zu  dessen  Bessert  das  betreffende  Unternehmen  gehört. 

§  91. 
In  Eroatien-SlaYonien  verfügt  der  Banus  von  Kroatien-SIayonien-Dalmatien  in  all 
jenen  Angelegenheiten,  welche  in  diesem  Glesetze  dem  Handelsminister  und  dem  Minister 
des  Innern  vorbehalten  sind.  Die  Behörden  erster  Instanz  werden  in  Kroatien-Slavonien 
der  dortigen  Yerwaltungsorganisation  entsprechend  vom  Banus  von  Kroalden-Slavonien-Dal- 
matien  bezeichnet. 

§  92. 
Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  werden  der  Handelsminister,  der  Minister  des 
Innern  und  der  Finanzminister,    in  Kroatien-Slavonien  der  Banus  von  Kroatien-Slavonien- 
Dalmatien  betraut. 


A^  im  HasÜxOt  ^^ 


Bearbeitet 


Ton 


Dr.  Zacher, 

Kaiser!  Geh.  Begieniiigsmt  Im  Betdu-YemohfinrngMint 
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Die  Arbeiterversicherung  in  Russland, 


Einleitung.  Es  giebt  in  Eossland  noch  keine  staatliche  Versicherung 
der  Arbeiter  wider  die  Folgen  von  Unfall,  Krankheit. und  Alter.  Auch  ist  bis- 
her noch  kein  diesbezüglicher  Gesetzentwurf  im  Keichsrat,  d.  h.  derjenigen  Körper- 
schaft, welche  die  zu  erlassenden  Gesetze  durchzuberaten  und  ihr  Gutachten  zur 
Allerhöchsten  Bestätigung  vorzulegen  hat,  eingereicht  worden.  Selbst  in  den  be- 
teiligten Ministerien  ist  die  Ausarbeitung  eines  derartigen,  entweder  die  ganze 
Materie  oder  Teile  derselben  umfassenden  Gesetzes  noch  nicht  in  Angriff  genommen 
worden. 

Nichtsdestoweniger  verschliesst  die  russische  Begierung  sich  keineswegs  der 
Erwägung,  dass  den  wirtschaftlichen  Notständen  zu  begegnen  ist,  welche  aus 
dem  Umstände  erwachsen,  dass  hier  wie  überall  in  den  modernen  Staaten  ein 
grosser  Teil  der  Bevölkerung,  ohne  eigenes  Vermögen  zu  besitzen,  gezwungen  ist, 
sich  und  die  Seinigen  bloss  mit  einem  täglich  zu  erarbeitenden  Lohn  zu  erhalten. 
Daher  sind  die  regelmässigen  Erreger  dieser  Notstände  unter  den  Lohnarbeitern, 
nämlich  die  Fol;?en  von  Unfall,  Krankheit  und  Alter,  welche  man  in  neuerer 
Zeit  nach  dem  Vorgange  von  Deutschland  durch  obligatorische  Versicherung  zu 
bekämpfen  bestrebt  ist,  auch  in  Russland  in  letzter  Zeit  ununterbrochen  Gegen- 
stand von  Verhandlungen  und  Verordnungen  der  Regierung  gewesen.  Da  es  nun 
aber,  wie  bereits  angeführt,  nichtsdestoweniger  bislang  an  gesetzgeberischen,  das 
ganze  Gebiet  umfassenden  Akten  fehlt,  so  wird  es  sich  empfehlen,  die  Frage 
der  Arbeiterfürsorge  in  Russland  bezw.  die  Vorarbeiten  zur  Einführung  einer 
Arbeiterversicherung  nach  den  einzelnen  Materien  getrennt  und  zwar  in  drei 
Abschnitten  „Unfall-,"  „Krankheit-"  und  „Altersfürsorge"  zu  behandeln. 

I.  UnfallfArsorge. 

Bevor  überhaupt  die  Frage  der  staatlichen  Arbeiterversicherung  erwogen 
werden  kann^  muss  sich  der  Gesetzgeber  naturgemäss  darüber  schlüssig  werden, 
wem  und  in  welchem  Umfang  die  pekuniäre  Leistung,  d.  h.  Haftpflicht  für  die 
durch  Unfälle  liervorgerufene,  vorübergehende  oder  dauernde  Erwerbsunfähigkeit 
aufzuerlegen  ist;  weshalb  es  vollkommen  logisch  erscheint^  wenn  die  Bemühungen 
der  russischen  Regierung  zur  Zeit  in  erster  Reihe  auf  Feststellung  des  Umfangs 
der  Haftpflicht  der  Arbeitgeber  gerichtet  sind. 

Zur  Zeit  giebt  es  in  Russland  noch  kein  allgemeines  Haftpflichtgesetz,  sondern 
blos  ein  Sondergesetz  für  den  Eisenbahn-  und  Dampferverkehr  und  eine  ganz  all- 
gemein gehaltene  Bestimmung  hinsichtlich  landwirtschaftlicher  Arbeiter.  Es 
müssen  sich  demnach  sowohl  Arbeitgeber  als  Arbeiter  bei  Entschädigung  von 
Unfällen  die  Handhabung  der  allgemein  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Körper- 
verletzung gefallen  lassen. 

Diese  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  im  Band  X  Theil  I  der  Sammlung  der 
Gesetze  enthalten,  stammen  aus  dem  Jahre  1851  und  unterscheiden,  ob  die  Schuld 
des  Arbeitgebers  an  dem  Unfall  eine  strafrechtlich  verfolgbare  Handlung  darstellt, 
oder  ob  blos  eine  Schuld  im  civil  rechtlichen  Sinne  vorliegt. 

Nach  Art.  644  ist  derjenige,  welcher  eine  straffällige  Handlung  vorsätz- 
lich oder  fahrlässig  begangen  hat,  verpflichtet,  allen  hierdurch  unmittelbar  ent- 
standenen Schaden  zu  ersetzen.    Falls  jedoch  feststeht,  dass  die  strafbare  Hand- 
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lang  mit  der  Absicht  begangen  war,  dem  Verletzten  einen  vermögensrechtlichen 
Schaden  znznfügen,  so  soll  der  Schuldige  nach  Art  645  auch  f&r  den  mittelbar 
eingetretenen  Schaden  einstehen. 

Im  Besondem  ist  der  Schuldige  verpflichtet,  den  Hinterbliebenen  eines  Ge- 
töteten, falls  dieselben  nicht  selbst  genügende  Mittel  zu  ihrem  Unterhalt  be- 
sitzen, einen  ausreichenden  Unterhalt  zu  verabfolgen.  Ausserdem  ist  er  verpflichtet, 
den  Hinterbliebenen  die  Kosten  der  versuchten  Heilung,  der  Beerdigung,  sowie 
des  Unterhalts  des  Getöteten  bis  zu  dessen  Ableben  zu  ersetzen. 

Bei  Körperverletzung  soll  der  Schuldige  die  Heilungs-  und  Unterhalts- 
kosten für  den  Verletzten  und  seine  Familie  bis  zur  vollen  Wiederherstellung 
desselben  leisten  (Art.  660)  und  eine  unverheiratete  Frauensperson  bei  Entstellung 
ihres  Gesichts  durch  eine  Verletzung  bis  zu  ihrer  Verehelichung  unterhalten  (Art  662). 

Diese,  wenngleich  theoretisch  angesehen,  wenig  durchgesu*beiteten  und 
lückenhaften  Bestimmungen  geben  dem  Arbeiter  doch  einen  recht  kräftigen 
Schutz  in  allen  denjenigen  Fällen,  wo  dem  „v6rantwortlichen  Fabrikleiter**  (Be- 
sitzer oder  bei  Gesellschaften  ein  besonders  bezeichneter  Bevollmächtigter,  vgl 
§  16  der  Regeln  über  die  gegenseitigen  Beziehungen  der  Fabrikanten  und  Arbeiter^) 
irgend  eine  Fahrlässigkeit  in  den  Betriebsanlagen  zur  Last  gelegt  werden  kann, 
und  gereichen  den  unterbliebenen  des  Getödteten  sowohl  als  auch  den  Unfall- 
verletzten selbst  häufig  zum  Gegenstande  übermässiger  Bereicherung,  weil  die 
„Schuldigen**,  um  den  ^vilkläger  im  Strafgericht  zu  beseitigen,  zu  grossen  Opfern 
bereit  sind. 

Ausser  der  oben  geschilderten  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  der  Fabrik- 
besitzer wird  aber  auch  auf  Grund  von  civilrechtlichen,  durch  die  lex  Aquilia 
beeinflussten  Gesetzen  eine  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  fOr  Tod  oder  Körper- 
verletzung der  Arbeiter  festgestellt 

In  Grundlage  der  Art.  574  und  684  des  X.  Bandes  T.  I  a.  a.  0.,  welche  den 
Satz  au&tellen,  dass  jedermann  den  von  ihm  durch  seine  Handlungen  oder  Unter- 
lassungen verursachten  Schaden  ersetzen  muss,  hat  die  Gerichtspraxis  allmählig 
folgende  Grundsätze  festgestellt 

Der  Arbeitgeber  haftet  nicht  blos  für  seine  eignen  Handlungen,  sondern 
auch  für  die  Handlungen  oder  Unterlassungen  seiner  Untergebenen,  falls  dieselben 
als  Ursachen  eines  Unfalls  erscheinen. 

Zeitweilig  ging  die  Gerichtspraxis  noch  weiter,  indem  sie  den  Arbeitgebern 
die  Verantwortung  für  das  „professionelle  Risiko**  auferlegte,  wie  P.  Solowjew 
in  den  Verhandlungen  des  russischen  Handels-  und  Industriekongresses  in  Nischni- 
nowgorod  vom  Jahr  1896*)  richtig  feststellt  Zur  Zeit  ist  jedoch  diese  Gerichts- 
praxis wegen  ihrer  Unvereinbarkeit  mit  den  Gesetzen,  namentlich  dem  Art  647 
des  X.  Bandes  T.  I  („ein  Schaden,  welcher  ohne  jegliche  Unvorsichtigkeit  des 
Betreffenden  entstanden  ist,  unterliegt  keiner  Entschädigung**)  wohl  gänzlich  aitf- 
gegeben  worden. 

Wir  sehen  somit,  dass  die  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  in  Russland  recht 
beschränkt  erscheint. 

Was  den  Umfang  der  Entschädigung  betrifft,  so  besteht  dieselbe  nach  fest- 
stehender Gerichtspraxis  bei  Verlust  der  vollen  Erwerbsfähigkeit  in  einer  Leib- 
rente im  Umfang  des  vollen  Verdienstes  des  Verletzten  im  letzten  Jahr  und  bei 
teilweisem  Verlust  der  Erwerbsfähigkeit  in  einem  prozentualen  Teil  derjenigen 
Rente,  welche  ihm  fdr  den  Fall  des  vollständigen  Verlustes  der  Erwerbsfähigkeit 
zugestanden  hätte.  Personen,  welchen  das  Recht  auf  Bezug  einer  Leibrente  zu- 
steht, dOrfen  an  Stelle  dieser  Rente  die  Auskehrung  eines  Kapitals  beanspruchen, 
wobei  die  Leibrente  ganz  unabhängig  von  dem  Alter  des  Verletzten  mit  zehn 
multipliziert  wird. 

Hinsichtlich  des  Umfangs  der  Entschädigung  von  Hinterbliebenen  Getöteter 


^)  UpaBHja  0  Ha;i3op'§  aa  saseAeHljuiH  (})a5pHHHofi  npoMumjieHHocTH  h  o  BsaniiHHX'B  OTHome- 

014X1  4>a5pHKaHTOB'b  H  paOOHBX'b. 

«)  BcepocdftcKift  ToproBO-npoMHniJieHHHfi   01*3^1  1896  r.  bl  HHÄHeMvHoBropoA*.      üpic. 
IIoB.  Q.  CoiOBbeBi.    OrpaxOBaBie  pa6o*fHxi  on»  HecHacTBHX'b  cjiyqaeBi» 
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bat  sich  eine  feste  Praxis  bisher  nicht  ausgebildet  und  herrscht  in  den  Ent- 
scheidungen der  Gerichte  in  dieser  Frage  eine  bunte  Mannigfaltigkeit. 

Fest  steht  femer,  dass  der  für  schuldig  erkannte  Arbeitgeber  dem  Ver- 
letzten die  Heilungskosten  zu  ersetzen  hat,  sowie,  dass  er  f&r  den  Fall  vorüber- 
gehender Erwerbsunfähigkeit  dem  Verletzten  dessen  Lohn  bis  zur  Wiederherstellung 
der  Gesundheit  zu  zahlen  hat. 

An  Sondergesetzen  auf  dem  Gebiete  der  Haftpflicht  giebt  es  in  Russ- 
land zwei: 

Das  Gesetz  über  Anmietung  von  Landarbeitern^)  setzt  im  Art.  46  fest,  dass 
der  Arbeitgeber,  durch  dessen  Schuld  ein  Arbeiter  einen  Unfall  erleidet,  ihn  zu 
entschädigen  verpflichtet  ist,  wobei  in  einer  Anmerkung  festgestellt  wird,  dass 
diese  Verpflichtung  fortfällt,  wenn  der  Unfall  durch  eigene  Nachlässigkeit  des 
Arbeiters  oder  durch  Zufall  entstanden  ist. 

Viel  weiter  gehen  dagegen  die  für  die  Eisenbahnen  und  Dampfergesell- 
schaften festgesetzten  Regeln  (Art.  683  des  X.  Bandes  T.  II.)*) 

Die  Besitzer  von  Eisenbahnen  und  Dampfergesellschaften  sind  verpflichtet, 
jeden  durch  einen  Betriebsunfall  hervorgerufenen  Schaden  (nicht  blos  ihrer  Arbeiter 
und  Angestellten,  sondern  auch  fremder  Personen)  zu  ersetzen,  falls  sie  nicht  be- 
weisen, dass  das  Unglück  ohne  Schuld  der  Verwaltung  oder  ihrer  Beamten  oder 
aber  durch  höhere,  unabwendbare  Gewalt  hervorgerufen  worden  ist. 

Wenngleich  nach  dem  Sinne  dieses  Gesetzes,  was  auch  in  einem  ausführlich 
begründeten  Urteil  des  höchsten  Gerichtshofes  (Senat)  vom  Jahre  1894  Nr.  7  an- 
erkannt wird,  als  Voraussetzung  der  Ersatzpflicht  immerhin  ein  schuldhaftes  Ver- 
halten des  Verpflichteten  erscheint  und  der  Unterschied  zwischen  diesem  Gesetz 
und  dem  allgemeinen  Gesetze  nur  darin  besteht,  dass  hier  die  Schuld  des  Ver- 
pflichteten präsumiert  wird,  somit  eine  Verschiebung  der  Beweislast  von  dem 
Kläger  auf  den  Beklagten  festgestellt  wird,  so  ist  die  Wirksamkeit  dieses  Ge- 
setzes durch  wiederholte  Entscheidungen  des  Senats  bedeutend  ausgedehnt  worden 
und  namentlich  anerkannt  worden,  dass  keine  Befreiung  des  Ersatzpflichtigen  ein- 
tritt, wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Unfall  teilweise  durch  eigne  Unvorsichtigkeit 
des  Verletzten  herbeigeführt  worden  ist  (76/575).  Schliesslich  ist  sogar  in  vielen 
Senatsurteilen  anerkannt  worden,  dass  der  Verpflichtete  ganz  im  Allgemeinen  das 
mit  dem  Unternehmen  für  die  Körperintegrität  verbundene  Risiko,  d.  h.  das  sog. 
„professionelle  Risiko"  zu  tragen  habe,  (94/7,  87/68),  weshalb  die  Frage  nach 
Schuld  oder  Mitschuld  des  Verpflichteten  durch  die  Praxis  aus  diesem  Sonder- 
gesetz eliminiert  zu  sein  scheint,  und  auch  die  Frage  nach  der  Schuld  des  Ver- 
letzten nicht  mehr  befreiend  wirkt,  wenn  gleichzeitig  auch  der  Ersatzpflichtige 
nicht  ohne  Schuld  ist. 

Nehmen  wir  nun  noch  hinzu,  dass  die  Praxis  die  Möglichkeit  hat  und  die- 
selbe auch  ausnützt,  unter  dem  Titel  „mangelnde  Aufsicht,  Fehlen  warnender 
Anschläge  u.  s.  w.",  ein  schuldhaftes  Verhalten  des  Verpflichteten  nach  Wunsch 
anzunehmen,  so  ergiebt  sich,  dass  der  Ersatzpflichtige  thatsächlich  wohl  blos  in 
Ausnahmefällen  von  seiner  Verpflichtung  befreit  wird. 

Zu  bemerken  ist  hierbei  freilich,  dass  auch  bezüglich  der  Eisenbahn-  und 
Dampferunfälle  Bestimmungen  über  die  Höhe  der  Entschädigungen  fehlen,  sowie 
dass  die  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  gerade  im  Hinblick  auf  die  Lohn- 
arbeiter erlassen  sind,  sondern  vielmehr  für  alle  Verletzungen  gelten,  welche 
irgend  welchen  Personen  im  Eisenbahn-  oder  Dampferverkehr  zugefügt  worden  sind. 

Bei  so  lückenhaften  und  ungenügenden  Bestimmungen  über  die  Haftpflicht 
ist  es  erklärlich,  dass  schon  seit  geraumer  Zeit  eifrige  Reformbestrebungen  in 
dieser  Richtung  vorliegen. 


^)  0  Baffui  paöoHHxeibCKiji  pi  na  acÖOTU  on>  12  whh  1886  r. 

')  Vergl  GMepTb  h  yatibe   ups  SKcnioaTauiH  aL&iisflHxi»  Aopon  cocraBHjn  $.  OcoBei^siR. 
C.-IIcTep6ypri  MicHHSi  h  Puuani  1890. 
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Die  Haftpflichtsirage  kam  in  Fluss  durch  das  im  Jahre  1889  vom  Finanz- 
ministerium ausgearbeitete  sog.  „Wischnegradski'sche  Projekt". 

Dieses  Projekt  ist  in  der  Litteratur  durch  die  Arbeiten  von  A.  von  Koppen 
und  A.  von  Kobeljatzki  bekannt  geworden.^)  Es  dürfte  nicht  erforderlich  sein, 
die  einzelnen  Bestimmungen  dieses  fast  durchweg  verunglückten  und  deshalb  vom 
ßeichsrat  abgelehnten  Projektes  anzuführen,  sondern  es  dürfte  genügen,  festzu- 
stellen, dass  dasselbe  zu  einer  Zeit,  wo  die  Gerichtspraxis  die  Haftpflicht  möglichst 
auszudehnen  bestrebt  war,  klare  gesetzliche  Bestimmungen  schaffen  wollte,  welche 
den  Verletzten  die  volle  Beweislast  für  die  Schuld  des  Arbeitgebers  aufladen 
sollten,  weshalb  auch  die  Ablehnung  dieses  Projektes  durch  den  Reichsrat  keines- 
wegs zu  bedauern  war.  Dasselbe  Schicksal  hatte  übrigens  auch  der  im  Jahre 
1893  vom  Finanzminister  von  Witte  dem  Reichsrat  vorgelegte  Gesetzentwurf.  Dieser 
Gesetzentwurf,  —  abgedruckt  bei  Dr.  T.  Bödiker,  „Die  Arbeiterversicherung  in 
den  Europäischen  Staaten,"  Leipzig,  Verlag  Duncker  &  Humblot,  1895,  S.  217  fg., 
—  stellte  eine  Haftpflicht  der  Arbeitgeber  für  industrielle,  gewerbliche  und  Bau- 
betriebe fest,  wobei  landwirtschaftliche,  Speditions-,  Kellerei-  u.  s.  w.  Betriebe 
unberücksichtigt  blieben.  Die  Unternehmer  sollten  von  ihrer  Verpflichtung  blos 
befreit  sein,  falls  sie  beweisen,  dass  als  einzige  Ursache  des  Unfalls  erscheinen: 
1.  unabwendbare  (äussere  oder  elementare)  Gewalt,  2.  ein  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen, welches  dritten,  nicht  zum  Betriebe  gehörenden  Personen  zur  Last  fällt, 
und  3.  ausschliesslich  eigene  Schuld  oder  Absicht  des  Verletzten. 

Gleichzeitig  enthielt  dieser  Entwurf  eine  ganz  eigenartige  Bestimmung,  nach 
welcher  die  dem  Verletzten  zu  zahlende  Entschädigung  auf  */.  bis  ^/^  des  Normal- 
satzes herabgemindert  werden  kann,  wenn  als  Ursache  des  Unfalls  das  gemein- 
same Verschulden  des  Unternehmers  und  des  Arbeiters  erscheint,  wobei  für  die 
Herabminderung  der  Rente  der  grössere  oder  geringere  Grad  des  Verschuldens 
des  Verletzten  massgebend  ist. 

Femer  ist  die  auf  schweizerische  Anregung  zurückzuführende,  verunglückte 
Gleichstellung  von  sog.  „Berufskrankheiten"  mit  den  durch  Unfall  hervorgerufenen 
Körperverletzungen  durch  dieses  Projekt  zu  erwähnen.  Hauptsächlich  der  letzte 
Umstand  gab  den  Industriellen,  namentlich  dem  St.  Petersburger  Fabrikanten- 
verein Veranlassung,  in  energischer  Weise  gegen  das  Projekt  aufzutreten.  Gleich- 
zeitig erwuchsen  dem  Projekt  auch  in  anderen  Ministerien  heftige  Gegner  und 
fand  dasselbe  nicht  die  Billigung  der  gesetzgeberischen  Instanzen. 

Bald  nach  der  Ablehnung  dieses  Gesetzesvorschlages  begannen  in  den  Kreisen 
der  Industriellen  selbst  Bestrebungen,  welche  eine  autoritative  Festlegung  der 
Haftpflicht  erstrebten. 

Da  die  vornehmeren  Repräsentanten  der  Industrie  längst  das  Bestreben 
zeigten,  der  unzureichenden  und  gleichzeitig  chikanösen  Art,  in  welcher  ein  grosser 
Teil  ihrer  Berufsgenossen  Unfallentschädigungen  liquidierten,  entgegenzutreten, 
wobei  sie  sowohl  durch  humane  Bestrebungen  für  das  Wohl  der  Arbeiter,  als 
auch  durch  die  Erwägung  geleitet  wurden,  dass  es  dringend  erforderlich  sei, 
die  die  gegenseitigen  Beziehungen  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  verbitternden 
häufigen  „Unfallprozesse"  möglichst  zu  beschränken. 

Zuerst  stellte  eine  Gesellschaft  massgebender  St.  Petersburger  Fabrikanten 
ein  Statut  zur  Bildung  eines  auf  reiner  Gegenseitigkeit  beruhenden  Vereins  zur 
Versicherung  von  Arbeitern  wider  Unfälle  auf  und  bald  darauf  folgten  Riga  und 
Odessa. 

Während  die  St.  Petersburger  es  grundsätzlich  vermieden,  die  Frage  der 
Haftpflicht  im  Statut  zu  berühren,  indem  sie  blos  durch  in  konkreten  Fällen  von 
ihnen  zu  erlassende  Entscheidungen  in  dieser  Richtung  wirken  wollten,  und  es  im 
§  2  aussprachen,  dass  die  Gesellschaft  diejenigen  Schäden  verantworten  wolle, 
welche  die  Fabrikanten   auf  Grund  der  bestehenden  Gesetze  bei  Regulierung 


*)  Congrfes  international  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  Sociales.  Troisiöme 
Session  tenne  k  Milan  du  1"  au  6  octobre  1894.  Tome  preraier.  Milan,  Imprimerie  Henri  Reg- 
giani  1894. 
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von  Unfallentschädignngen  zu  prästieren  hätten,^)  wollte  der  Odessaer  Statuten- 
entwurf  alle  Schäden  ohne  AusDahme  prästieren. 

Anders  stellte  sich  Riga.  Es  wollte  die  damals  geltende  Gerichtspraxis  in 
ihren  für  die  Arbeiter  günstigen  Formen  statutarisch  festlegen,  um  so  eine  autori- 
tative Meinungsäusserung  dazu  berufener  Begierungsstellen  darüber  herbeizuführen, 
in  welchem  Rahmen  die  Haftpflicht  der  Arbeitgeber  anzuerkennen  wäre,  und 
glaubte  in  dieser  Weise  sowohl  der  Bechtsprechung  eine  Basis  zu  schaffen,  als 
auch  künftigen  gesetzgeberischen  Massregeln  vorarbeiten  zu  können. 

Hierbei  erfolgte  eine  soweit  thunliche  Anlehnung  an  das  Wittesche  Projekt, 
wobei  nach  Ablehnung  der  Haftpflicht  für  Berufskrankheiten  sowie  der  Folgen 
des  „gemeinsamen"  Verschuldens  (welche  Bestimmungen  die  Keime  eines  Pro- 
zesses fast  für  jeden  einzelnen  Fall  in  sich  getragen  hätten)  die  Grenzen  der 
Haftpflicht,  sowohl  als  auch  der  Umfang  der  zu  leistenden  Entschädigungen  in 
ganz  bestimmter  Form  festgestellt  wurden. 

Das  Statut  der  Bigaer  Fabrikanten  fand  Anerkennung  in  den  Ministerien 
der  Finanzen  und  des  Innern,  in  welchen  es  durchberaten  ward,  und  man  beschloss 
dort,  das  Statut  auf  gesetzgeberischem  Wege  bestätigen  und  als  Normalstatut 
edieren  zu  lassen,  was  auch  geschah. 

Es  enthalten  demnach  die  Bestimmungen  des  Bigaer  Statuts  über  die  Haft- 
pflicht diejenigen  Grundsätze,  welche  von  der  gesetzgeberischen  Gewalt  für  recht 
und  billig  anerkannt  und  ähnlichen,  sich  demnächst  etwa  bildenden  Genossen- 
schaften zur  Nachachtung  empfohlen  worden  sind,  weshalb  das  Bigaer  Statut  die 
erstmalige  Aeusserung  der  russischen  Begierung  darüber  darstellt,  in  welchem 
Umfang  eine  Haftpflicht  der  Arbeitgeber  anzuerkennen  ist  Der  Inhalt  des  Statuts, 
soweit  er  sich  auf  die  Haftpflicht  bezieht,  ist  abgedruckt  in  Anlage  I. 

Das  Bigasche  Statut  ist  bereits  von  den  Odessaer  Fabrikanten  acceptiert 
worden  und  dürften  sich  die  Grundsätze  derselben  demnächst  auch  noch  weiter 
verbreiten. 

Mittlerweile  sind  jedoch  die  Arbeiten  behufs  Feststellung  der  Haftpflicht 
auf  gesetzgeberischem  Wege  wieder  aufgenommen  worden  und  im  Frühjahr 
(1899)  ist  vom  Finanzministerium  wiederum  ein  Projekt  ausgearbeitet  worden,  auf 
welches  die  Festsetzungen  des  Bigaschen  Statuts  nicht  ohne  Einfluss  geblieben 
sind.  In  einem  Punkte  ist  das  Projekt  jedoch  gänzlich  original  für  Bussland. 
Zum  ersten  Mal  wird  die  Haftpflicht  für  das  „professionelle  Bisiko"  ohne  Ein- 
schränkung anerkannt  und  ist  die  Frage  nach  der  Schuld  des  Verletzten  über- 
haupt garnicht  erwähnt  worden,  was  als  ein  ungemeiner  Fortschritt  nur  leb- 
haft gebilligt  werden  kann. 

Zu  bemerken  ist  hierbei  freilich,  dass  sich  auch  dieses  Projekt  blos  auf  in- 
dustrielle Arbeiter  im  engeren  Sinn  beschränkt  und  landwirtschaftliche,  in  Spedition 
und  Kellerei  oder  bei  Bauten  beschäftigte  Arbeiter,  sowie  die  Arbeiter  in  kleineren 
Betrieben  (mit  weniger  als  15  Arbeitern),  falls  sie  nicht  Motoren  oder  Explosiv- 
stoffe verwenden  oder  letztere  herstellen,  ausschliesst 

Was  den  weiteren  Inhalt  dieses  Haftpflichtgesetzentwurfs  (abgedruckt  in 
Anlage  II)  betrifft,  so  sind  die  Entschädigungsbeträge  unter  Anlehnung  an  das 
Projekt  vom  Jahre  1893  sowie  das  Bigaer  Statut  gefunden  worden,  erscheinen 
aber  in  einigen  Sätzen  auch  original. 

Im  Falle  des  gänzlichen  Verlustes  der  Erwerbsfähigkeit  erhält  der 
Verletzte  eine  Leibrente  im  Umfange  von  zwei  Dritteln  seines  Jahresverdienstes 
und  im  Fall  des  teilweisen  Verlustes  der  Erwerbsfähigkeit  einen  entsprechenden 
Prozentsatz  von  ^/g  seines  Verdienstes.  Für  minderjährige  Verletzte  wird  die 
Entschädigung  blos  bis  zu  ihrer  Grossjährigkeit  in  der  oben  festgestellten  Grund- 
lage berechnet,  indem  nach  Erreichung  der  Grossjährigkeit  die  Entschädigungs- 
summe verdoppelt  wird. 

Bei  Tötung  eines  Arbeiters  sind  zu  zahlen:  die  Beerdigungskosten  im  Be- 


^t  npoeKTb  ycraea  OÖniecTsa  BjaHMHaro  CTpaxoBaniii  (|)a6pHRaaT0Bi  h  saBOx^HKOBi  on  ne- 
c<iacTHUX'h  cjiyqaeBi  ci  hzi  pa6o9RiiH  ii  cjymaiuRMH.  (CojOBbeBi  BcepoccificKiÄ  ToproBO-IIpo- 
MBDi.TCHnEifr  Cxi^Ai  1896  r.) 
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trage  von  30  Babel  ^)  f&r  Erwachsene  and  15  Babel  f&r  einen  mindeijährigen 
Arbeiter;  femer  der  Witwe  30%  den  Kindern  je  15  oder  20%  wenn  keiner 
der  Eltern  mehr  am  Leben  ist;  den  Verwandten  in  anfsteigender  Linie  je  15% 
Hierbei  wird  festgestellt,  dass  die  Samme  idler  dieser  Beträge  60  ^/^  des  Ver- 
dienstes  des  Getöteten  nicht  abersteigen  dürfe. 

Im  Lanfe  des  Winters  1899/1900  wird  dieses  Projekt  nanmehr  von  Kom- 
missionen, an  welchen  Vertreter  verschiedener  Ministerien  sowie  eingeladene 
Sachverständige  teilnehmen  werden,  geprüft  werden,  and  darf  man  hoffen,  dass 
dasselbe,  nachdem  es  die  Kommissionen  von  einigen  Schlacken  (Inappellabele 
Schiedsgerichte  der  Fabrikinspektoren,  obligatorische  Protokollanfiiahme  aach  bei 
den  kleinsten  Unfällen)  werden  gereinigt  haben,  die  Billigang  des  Beichsrats  and 
die  Allerhöchste  Bestätigang  finden  wird. 

Damit  aber  wäre  die  notwendige  Grandlage  f&r  eine  allgemeine  Unfall-Ver- 
sicherang der  Arbeiter  gegeben. 

Bisher  giebt  es  in  Bassland  weder  eine  staatliche  Unfallversicherong  noch 
eine  Versicherangskasse  mit  Zwangspflicht  anderer  Art 

Die  einzige  Form  der  Versicherang  war  bisher  die  von  verschiedenen 
Aktien- Versicherangsgesellschaften  übernommene  sog.  Kollektiv-Arbeiterversiche- 
rang,  wobei  der  Versicherer  (Arbeitgeber)  das  ihm  anf  Grand  der  Haftpflicht 
obliegende  pekaniäre  Bisiko  auf  die  Versichernngsgesellschaft  Übertrag  (vgl.  Nico- 
laas  von  Seeler  —  Gründang  and  Zweck  der  Bigaschen  gegenseitigen  Gesell- 
schaft znr  Versicherang  der  Fabrikanten  and  Handwerker  gegen  U^lle  ihrer 
Arbeiter  and  Angestellten  —  Biga.    Verlag  von  N.  Kymmel.  1898.) 

Der  Versicherangsvertag  wird  hierbei  durchweg  in  der  Form  abgeschlossen, 
dass  für  jeden  eintretenden  Unfall  eine  bestimmte  Entschädigangssnmme  festge- 
setzt wird,  bis  zu  welcher  die  Gesellschaft  dem  Arbeitgeber  haftet,  wobei  diese 
Summe  durchweg  in  durchaus  ungenügender  Höhe  flxiert  zu  werden  pflegt  So 
wird  für  den  Todesfall  gewöhnlich  der  SOOfache  oder  etwa  700fache  Ti4fesver- 
dienst,  für  den  Fall  des  Verlustes  der  vollen  Erwerbsf&higkeit  gewöhnlich  der 
1000  fache  oder  etwa  der  1500  fache  Tagesverdienst,  für  den  Fall  des  teilweisen 
Verlustes  der  Erwerbsfähigkeit  ein  entsprechender  Prozentsatz  des  1000-  bezw. 
1500fachen  Tagesverdienstes  festgesetzt  Ganz  vereinzelt  mögen  auch  gelegent- 
lieh  einmal  höhere  Beträge  versichert  worden  sein,  doch  sind  solche  FäUe  kaum 
bekannt  geworden;  jedenfalls  werden  den  Arbeitgebern  höhere  Beträge  von  den 
G^esellschaften  nicht  empfohlen. 

Es  kann  nun  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  diese  Beträge  nicht  als  wirk- 
liche Sicherstellung  und  Entschädigung  der  Verletzten  gelten  können.  Nehmen 
wir  z.  B.  an,  eine  Person  habe  einen  Tagesverdienst  von  80  Kopeken  oder  240 
Bubel  jährlich  (man  rechnet  800  Arbeitstage  im  Jahre).  In  diesem  Fall  würde 
die  Entschädigung  für  den  vollen  Verlust  der  Erwerbsf&higkeit  800  Bubel  bezw. 
gelegentlich  1200  Bubel  betragen,  während  der  Verletzte  doch  einen  Anspruch 
auf  ein  Kapital  hat^  welches  ihm  die  Möglichkeit  giebt,  sich  und  seine  Familie 
zu  ernähren. 

Dass  diese  Schlussfolgerung  richtig  ist,  war  im  übrigen  weder  den  Ver- 
sicherten, noch  den  Versicherungsgesellschaften  unbekannt,  und  es  entging  den 
Arbeitgebern  nicht,  dass  diese  Form  der  Versicherung  nicht  ausreichte,  falls  der 
Verletzte  die  Entgegennahme  dieser  ungenügenden  Summen  ablehnte  und  den 
schützenden  Arm  der  Gerechtigkeit  anrie£  Um  diese  Lücke  auszufüllen,  wurde 
daher  ein  Znsatz  auf  den  Policen  etwa  folgenden  Inhalts  gemacht: 

„Laut  gegenwärtiger  Police  übernimmt  die  Versicherungs-Gesellschaft  .  .  . 

die  volle  Haftpflicht  für  alle  Beru&unfälle,  welche  den  Tod  oder 

einen  Invaliditätsgrad  eines  der  laut  dieser  Police  versicherten  Arbeiter  bedingen 
und  zwar  so  weit  die  Fabrik  verantwortlich  ist  Desgleichen  trägt  die  Gesell- 
schaft sämtliche  Gerichts-  und  Advokatenkosten,  wogegen  der  Versicherungs- 
nehmer sich  verpflichtet,  nicht  nur  von  jedem  Unfall  der  Gesellschaft  rechtzeitig 
Anzeige  zu  erstatten,  sondern  auch  in  keinem  Fädle  mit  einem  verletzten  Arbeiter 

>)  1  Bubel  =  100  Kopeken  =»  2,25  Reichsmark. 
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einen  gütlichen  Vergleich  ohne  Wissen  and  vorherige  Einwilligang  der  Gesell- 
schaft za  treffen  and  dem  ihm  von  der  Gesellschaft  bezeichneten  Advokaten 
die  gesetzliche  Vollmacht  and  alle  übrigen  erforderlichen  Dokamente  anszastellen 
resp.  za  übergeben." 

Hierdnrch  war  die  sogenannte  „volle  Haftpflicht"  übernommen  and  der 
Arbeitgeber  war  nanmehr  gegen  alle  zivilrechtlichen  Folgen  des  Unfalls  gesichert, 
jedoch  keineswegs  der  Arbeiter,  denn  für  den  mittellosen  and  geschäftsunkundigen 
Mann  bietet  das  Recht,  die  Gerichte  anrufen  za  dürfen,  nar  einen  schwachen 
Schatz  gegen  BenachteUigang  namentlich  dann,  wenn  ihm  während  der  Daner 
des  Prozesses  die  nötigen  Existenzmittel  fehlen,  and  das  Gesetz  anklar  and 
lückenhaft  ist 

Somit  bietet  die  gegenwärtig  vorwiegend  gehandhabte  Versicheraog  der 
Arbeiter  gegen  Unfall  darch  die  Aktiengesellschaften  denselben  keine  Garantie; 
es  liegt  aach  gar  keine  wirkliche  Versicherung  der  Arbeiter  vor,  welche  diesen 
einen  anmittelbaren  Ansprach  gewährt,  sondern  blos  eine  Versicherung  der  Arbeit- 
geber wider  Zahlungen,  Prozesse  und  lästige  Verhandlungen  mit  den  Verletzten, 
wobei  bemerkt  werden  muss,  dass  deraiüge  Ergebnisse  durch  EoUektivversiche- 
mng  bei  Aktiengesellschaften  im  Wesen  der  Sache  zu  liegen  scheinen,  und  es 
offenbar  nicht  gelingen  wird,  auf  diesem  Wege  sozial  befriedigende  Formen  zu 
finden.  Das  beweist  unter  anderem  auch  nachstehende  Deduktion  des  Deputierten 
Felix  Faure  in  der  französischen  Kammer  im  Jahre  1882:  Die  meisten  Unfall- 
prozesse werden  unter  ganz  besonderen,  unmoralischen  Bedingungen  geführt 
Der  Arbeitgeber  versichert  sich  bei  einer  Gesellschaft  und  ist  dadurch  der  Zah- 
lungen enthoben,  welche  gerichtliche  Urteile  ihm  auferlegen  können;  durch  eine 
Klausel  lässt  sich  aber  die  Gesellschaft  das  Recht  abtreten,  den  Prozess  wider 
den  Arbeiter  zu  führen,  und  ihre  Taktik  besteht  darin,  den  Arbeiter  oder  seine 
Bechtsnachfolger  von  einem  Gericht  vor  das  andere  zu  schleppen,  bis  er  des 
Kampfes  müde  für  eine  geringe  Summe  verzichtet  (mitgeteilt  von  M.  von  der 
Osten  in  „Die  Arbeiterversicherung  in  Frankreich^,  Leipzig,  Duncker  &  Hum- 
blot  1884.) 

Um  gegen  diese  Übelstände  anzukämpfen  wurde  in  Riga  die  Gegenseitige 
Unfallversicherungsgesellschaft  gegründet  und  ihr  Statut  von  der  Regierung  Sis 
Normalstatut  anerkannt 

Durch  Gründung  dieser  .Gesellschaft  scheint  der  Weg  beschritten  zu  sein, 
auf  welchem  sich  die  Arbeiterversicherung  voraussichtlich  weiter  entwickeln  wird, 
und  wenngleich  den  bisher  auf  Grund  dieses  Statuts  bestehenden  Genossenschaften 
die  Konkurrenz  mit  den  Versicherungsgesellschaften,  welche,  da  sie  geringere 
Zahlungen  garantieren,  auch  billigere  Prämien  berechnen  können,  auch  recht 
erschwert  ist,  so  dürfte  doch  die  Feststellung  der  Haftpflicht  durch  ein  klares 
und  bestimmtes  Gesetz  jene  Vorteile  der  Aktiengesellschaften  aufheben.  Es  darf 
daher  angenommen  werden,  dass  mit  Erlass  des  Haftpflichtgesetzes,  welches  in 
Bälde  zu  erwarten  steht,  der  Gedanke  der  Gegenseitigkeits- Versicherung  an 
Boden  gewinnen  und  so  eine  Grundlage  geschaffen  werden  wird,  auf  welcher  die 
staatliche  Versicherung  durch  Verleihung  der  Zwangskörperschaft  an  die  Gegen- 
seitigkeits-Genossenschaften,  sowie  durch  eine  entsprechende  Aufsicht  über  die 
Geschäftsführung  derselben  eingeführt  werden  kann. 

Wieviel  Zeit  hierüber  vergehen  wird,  lässt  sich  freilich  nicht  feststellen, 
doch  glauben  wir  nicht  fehlzugehen,  wenn  wir  die  Durchführung  der  staatlichen 
Unfallversicherung  wenigstens  ftb*  die  westlichen  und  südlichen  Bezirke  des  Reichs 
in  keine  aUzufeme  Zukunft  setzen. 

U.  Krankenfllrsorge. 

Bei  der  Frage  nach  der  Fürsorge  für  kranke  Arbeiter  sind  folgende  Gebiete 
zu  unterscheiden: 

1.  die  Heilung  der  Kranken  und 

2.  der  Unterhalt  des  Kranken,  bezw.  seiner  Familie  während  der  Zeit,  in 
welcher  er  infolge  seiner  Krankheit  ohne  Erwerb  ist. 
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Was  den  ersten  Punkt,  die  Heilung  des  Kranken  betrifft,  so  steht  es  zur 
Zeit  thatsächlich  fest,  dass  die  Fabrikanten  verpflichtet  sind^  ihren  Arbeitern 
freie  ärztliche  Hilfe  zu  gewähren,  und  zwar  hat  das  Ministerium  der  Finanzen, 
von  welchem  das  Fabrikwesen  ressortiert,  diesen  Grundsatz  kraft  seiner  Aufsichts- 
organe, ohne  sich  auf  feste  gesetzliche  Bestimmungen  stützen  zu  können,  zur  that- 
sächlichen  Anwendung  zu  bringen  gewusst. 

Das  Ministerium  hat  sich  hierbei  folgender  gesetzlicher  Bestimmung  bedient. 

Durch  Allerhöchst  bestätigten  Beschluss  des  Ministerkomit6s  vom  26.  August 
1866  wurde  versuchsweise  verordnet,  dass  die  Fabrikbesitzer  verpflichtet  seien, 
bei  ihren  Fabriken  Krankenhäuser  zu  emchten,  und  zwar:  bei  1000  Arbeitern 
mit  10  Betten,  bei  mehr  als  1000  Arbeitern  mit  15  oder  mehr  Betten,  bei 
weniger  als  1000  Arbeitern  mit  5  oder  mehr  und  zwar  mit  je  einem  Bett  für 
100  Arbeiter. 

Diese  versuchsweise  erlassene  Anordnung  wurde  durch  Allerhöchst  bestätigten 
Beschluss  des  Reichsrats  vom  Jahre  1887  in  Kraft  belassen  und  wurde  da- 
durch Gesetz. 

Wenngleich  diese  Bestimmung  selbst  niemals  wirklich  durchgeführt  worden 
ist  (vgl.  „BcepocciricKifiToproBO-DpoMumjienHHfl  CitsAi»  1896  r.  Bt  HHÄHeMTb-Houro- 
po;^i.  —  Ä-pt  Me^.  E.  JI,eMeHTBeBi.  —  Bpaieönaa  nouoniE  paÖOMHM't  h  crpaxoBaHie 
Hxt  oTb  6oji43HeÄ")  denn  ein  Krankenhaus  im  wirklichen  Sinne  dieses  Wortes 
mit  1  oder  selbst  5  und  10  Betten  ist  eine  durchaus  unpraktische  Anlage,  wobei 
im  übrigen  derartige  Miniaturkrankenhäuser,  namentlich  in  Städten,  wo  durch- 
weg öffentliche  Krankenhäuser  bestehen,  auch  überflüssig  sind  —  so  war  diese 
gesetzliche  Bestimmung  doch  insofern  segensreich  für  das  Wohl  der  Arbeiter,  als 
die  Fabrikinspektoren,  welchen  eine  nicht  unbedeutende  Strafgewalt  über  die 
Fabrikbesitzer  zusteht,  es  unter  Androhung  des  Zwanges  zur  Einrichtung  von 
KrankenhäuseiTi  durchzusetzen  wussten,  dass  die  Fabrikanten  in  anderer  Richtung 
für  die  Heilung  der  kranken  Arbeiter  Sorge  trugen. 

Da  im  übrigen  bei  den  Fabrikanten  vielfach  selbst  der  Wunsch  bestand, 
die  sanitären  Verhältnisse  ihrer  Arbeiterschaft  zu  heben,  so  lassen  sich  zur  Zeit 
folgende  Ergebnisse  feststellen: 

1.  Fast  jede  Fabrik  (über  100  Arbeiter)  besitzt  einen  Fahrikarzt,  gi^össere 
Fabriken  auch  mehrere,  welche  verpflichtet  sind,  die  Arbeiter  und  deren  Familien 
kostenfrei  zu  behandeln  und  unständig  behandelte  Kranke  an  bestimmten  Tagen 
in  der  Fabrik  zu  empfangen; 

2.  Die  erforderlichen  Heilmittel  werden  von  den  Fabrik  Verwaltungen  bezahlt; 

3.  Die  Kosten  für  unständig  oder  ständig,  d.  h.  in  Krankenhäusern  behandelte 
Arbeiter  (nicht  auch  deren  Familienglieder)  werden  den  Fabrikanten  in  Rechnung 
gestellt  und  von  diesen  beglichen. 

Alle  diese  Unkosten  dürfen,  falls  sie  von  den  Fabrikanten  geleistet  wurden, 
nicht  auf  die  Arbeiter  abgewälzt  werden,  denn  nach  §  107  des  Gesetzes  über 
Anmietung  von  Fabrikarbeitern  ist  es  namentlich  verboten,  fttr  „ärztliche  Hilfe" 
von  den  Arbeitern  eine  Zahlung  zu  fordern,  und  schliesslich  ist  im  Besonderen 
noch  anerkannt  worden,  dass  der  aus  den  Strafgeldern  der  Arbeiter  gebildete, 
in  der  Verwaltung  der  Fabrikbesitzer  befindliche  sogenannte  Straffonds  nicht  zu 
diesem  Zwecke  verwendet  werden  darf. 

Somit  ist  hinsichtlich  der  Heilung  kranker  Arbeiter  in  Russland  thatsäch- 
lich alles  geschehen,  was  seitens  der  Staatsregierung  möglich  und  erreichbar  war, 
um  den  Zweck,  für  eine  ordnungsmässige  Heilung  Kranker  Sorge  zu  tragen, 
zu  erreichen. 

Was  jedoch  den  zweiten  Teil  der  Fürsorge  für  kranke  Arbeiter  betrifft, 
nämlich  den  Unterhalt  derselben,  sowie  deren  Familienglieder  wähi-end  der  Er- 
werbsunfähigkeit des  Arbeiters,  so  befinden  sich  die  Vorarbeiten  für  die  Lösung 
dieser  Frage  noch  in  vollem  Flusse. 

Einen  Unterhalt  geniesst  der  kranke  Arbeiter  nur,  wenn  er  ständig, 
(in  einem  Krankenhause)  behandelt  wird,  und  zwar  auf  Grund  des  Vorstehenden 
ausschliesslich  auf  Kosten  des  Fabrikanten,  ohne  sich  an  diesen  Ausgaben  selbst 


Kiankenfttisorge.  1 1 

beteiligen  oder  sie  zorttckerstatten  zu  müssen.  Dieser  Unterhalt  kommt  ihm  aber 
naturgemäss  bloss  persönlich  zu  Gute  und  seine  Familienglieder  können  an  dem- 
selben nicht  teilnehmen. 

Im  allgemeinen  gilt  der  Grundsatz,  dass  niemand  zum  Unterhalt  eines  kranken 
Arbeiters  oder  dessen  Familie  verpflichtet  ist. 

Diese  Thatsache  schliesst  freilich  den  Umstand  nicht  aus,  dass  in  einigen 
Fabrikcentren,  so  namentlich  in  den  baltischen  Provinzen  und  einigen  Bezirken 
Polen's  Arbeitervereinigungen,  sogenannte  „Kranken-  und  Sterbekassen"  in  grosser 
Anzahl  bestehen,  welche  von  der  Grösse  der  Einzahlung  abhängige  Kranken-  und 
Beerdigungsgelder  an  ihre  Mitglieder  verabfolgen. 

Ebenso  giebt  es  auch  unter  einer  gewissen  sowohl  administrativen  als  peku- 
niären Mitwirkung  der  Fabrikbesitzer  eine  giosse  Anzahl  von  Betriebskranken-  und 
Beerdigungskassen,  doch  fehlt  allen  diesen  Kassen,  sowohl  den  gegenseitigen  wie 
den  Betriebskassen,  der  Charakter  einer  Zwangskasse. 

Als  staatliche  Versuche  nach  dieser  Richtung  erscheinen  folgende  Unter- 
nehmungen: 

1.  Der  „Straffonds"  (vgl.  ct.  143=^14h  Ycraua  o  IIpoMHiu.iennocTH  (h^a.  1^87  r.) 
und  Ytb.  4  AeKaöpa  1890  r.  Mmhuctpomi  ^HnancoBt  IIpaBHJia  o  xpaneHiH  h  pacxo- 
Äonaniw  inTpa(|)naro  np«  4>a6pHKax'B  KnnwTajia),  worunter  ein  P'onds  verstanden 
wird,  welcher  bei  jeder  Fabrik  aus  den  Strafgeldern  der  Arbeiter  für  Abliefern  un- 
brauchbarer Arbeit,  Beschädigung  von  Instrumenten  und  Maschinen,  unentschul- 
digtes Fortbleiben  von  der  Arbeit  im  Laufe  eines  halben  Tages  und  Verletzung 
der  vorgeschriebenen  Ordnung  gebildet  wird. 

Aus  diesem  Fonds  können  neben  anderen  Unterstützungen  für  die  Arbeiter 
auch  kranken  Arbeitern  und  Wöchnerinnen  Unterstützungen  bewilligt,  sowie  Be- 
erdigungsgelder gezahlt  werden,  wobei  es  aber  bei  der  Geringfügigkeit  dieser 
Fonds  sich  immer  nur  um  in  ausserordentlichen  Fällen  zu  bewilligende  Unter- 
stützungen handeln  kann. 

2.  Eine  wirkliche  Krankenversicherung  ist  dagegen  durch  das  für  die  Berg- 
werke des  ehemaligen  Königreichs  Polen  erlassene  Statut  (abgedruckt  in  Anlage  III) 
begründet  worden. 

Nach  diesem  Statut  besteht  eine  Pflicht  zum  Beitritt  für  sämtliche  im  Berg- 
werk beschäftigte  Arbeiter  und  Aufseher,  falls  ihr  Verdienst  nicht  500  Rubel 
übersteigt,  während  den  übrigen  Angestellten  der  Beitritt  bloss  freisteht. 

Beiträge  an  die  Kasse  sind  zu  leisten  sowohl  von  den  Mitgliedern  als  auch 
von  der  Betriebsverwaltung  und  zwar  derart,  dass  die  Beiträge  der  Betriebs- 
verwaltung nicht  geringer  sind  als  diejenigen  der  Mitglieder.  Bei  Berechnung 
der  von  den  Mitgliedern  zu  erhebenden  Krankengeldern  steht  es  der  Kassen- 
verwaltung frei,  entweder  von  den  Mitgliedern  einen  Prozentsatz  (1^/^^  bis  3%) 
von  ihrem  Lohn  zu  erheben  oder  aber  die  Mitglieder  in  drei  Lohnklassen  zu 
teilen,  und  zwar: 

Klasse  A.   Verdienst  über  400  Rubel,  Beitrag  35  Kopeken  monatlich; 

Klasse  B.   Verdienst  200—400  Rubel,  Beitrag  25  Kopeken  monatlich; 

Klasse  C.   Verdienst  unter  200  Rubel,  Beitrag  15  Kopeken  monatlich. 

Die  Kasse  verpflichtet  sich  femer,  den  Mitgliedern,  deren  Frauen  und 
Kindern  unter  15  Jahren,  sowie  den  vom  Mitglied  unterhaltenen  Eltern  und  Ver- 
wandten freie  ärztliche  Hilfe  zu  gewähren,  wobei  aber  bemerkt  wird,  dass,  falls 
die  Mittel  der  Kasse  dazu  nicht  ausreichen  sollten,  diese  Verpflichtung  unab- 
hängig von  der  der  Betriebsverwaltung  obliegenden  Beitragspflicht  von  dieser 
letzteren  auf  allgemein  gesetzlicher  Grundlage  d.  h.  soweit  die  Arbeiter  persönlich 
in  Frage  kommen,  zu  leisten  ist. 

Femer  zahlt  die  Krankenkasse  Geldunterstützungen  an  die  Arbeiter  und 
zwar  bei  prozentualer  Berechnung  der  Beiträge  mindestens  30  Kopeken  täglich 
für  einen  verheirateten  und  20  Kopeken  für  einen  unverheirateten  Arbeiter,  bei 
Einteilung  in  Lohnklkssen  jedoch  A.  40  bezw.  30,  B.  30  bezw.  20  und  C.  20  bezw. 
12  Kopeken. 

Wenn  das  kranke  Familienhaupt  im  Krankenhause  verpflegt  wird,  empfängt 
die  Familie  bloss  die  Hälfte  des  Krankengeldes;  unverheiratete  Kranke  erhalten 
unter  der  gleichen  Voraussetzung  bloss  ein  Viertel  desselben. 


12  I>iA  Arbeiteryenichening  in  RuMland. 

An  Beerdigüngsgeld  wird  nicht  weniger  als  15  Rubel  gezahlt. 

Die  in  diesem  Statut  angestellten  Grundsätze,  namentlich  dass  die  Bei- 
steuer zur  Krankenkasse  zur  Hälfte  den  Betriebsyerwaltungen  aufzuerlegen  ist, 
sind  die  zur  Zeit  in  den  JUinisterien  massgebenden,  welche  auch  bei  andern  Oe- 
legeuheiteu  betont  worden  sind  (vergL  das  bereits  citierte  Werk  von  fifiuewrbeB'b 
(Dementjew). 

Hat  hiernach  die  bisherige  Bemühung  der  Regierung  in  ihrer  Fürsorge 
f&r  kranke  Arbeiter  hinsichtlich  des  Unterhalts  kranker  Arbeiter  und  deren 
Familien  noch  keine  nennenswerten  praktischen  Ergebnisse  gezeitigt,  so  er- 
scheint andererseits  die  Heilung  kranker  Arbeiter  bereits  ausreichend  geregelt 

IIL  AltersfOrsorge. 

Die  Frage  nach  der  Versorgung  der  durch  Alter  erwerbsunfähig  gewordenen 
Arbeiter  ist  in  Russland  noch  gar  nicht  in  FIuss  gekommen. 

Die  einzige  Andeutung,  dass  auch  diese  Frage  in  Erwägung  gezogen  wird, 
könnte  man  allenfalls  in  den  Bestimmungen  über  den  „Straffonds"  finden,  worin 
als  zulässige  Verwendung  desselben  auch  Unterstützungen  an  erwerbsunfähig 
gewordene  Arbeiter  aufgeführt  werden. 

Dieser  Bestimmung  dürfte  jedoch  bei  der  bereits  erwähnten  Gteringfügig- 
keit  der  Straffonds  ein  praktischer  Wert  nur  in  dem  bescheidensten  Rahmen  zu- 
zubilligen sein. 
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HpuoseBle  1. 


Bbinieb 


R3l 


Bnco^afime  yTBepxAeHnaro  yciaBa  PnacKaro  OßmecTBa  BsannHaro 

crpaxofiamfl  4>&(^PHKaHT0B'B  h  peiiecjieHHHEOBi  ot^  nec^acTHux'b  cjy- 

^aeBi  &b  nxi^  paÖo^nMH  h  cjiyxamHMH. 


§  21. 

Bc*  npioöpixaeMHa,  ea  ocHOBaniw  cero  YcTaea,  qjenoH'B  06iii.ecTBa  npaea  Ha 
BOSMi^n^eHic  HecnacTHux'b  cjy(iaeBi>  ci  ero  paöo^HMH  h  cJiysaii^HMH,  npHCBaHoaDTCH 
H  caMHifB  nocrpa^^aBiuHM'b  paöoHHiii»  h  cjiya^amHMi  hjih  ceMeficTBaMi  yHepuiHX'b 
pa($OHHX'L  H  cJiyatamHxi,  h  bx  CHjy  cero  nocrpaAasmeMy  hjih  ero  ceMeöcTBy  npH- 
Ha^^esHrb  npaBO  HenocpcACTBeHHaro  nipefl,iMBJiema  TpeöoBaflift  k'b  06ii;ecTBy  j^a 
nojyHBHifl  npeAOCTaBjflenux'B  CHifL  ycrasoifL  BOSHarpasAeHifi. 

§  29. 

OÖmecTBo  BHÄaert  noTepniBraeMy  B03Harpa»AeHie  bi»  pasiiipt,  onpeÄ'feJieHHOMi 
cyxeÖHEiifB  ptmeHiem,  ecjiM  OTHocHTejiBHo  yAOBjeTBopenia  noTepnl^Binaro  sa  yöuTKH, 
npHMHHeHHBie  HecHacTHBiii'b  cjiyqaeMi»!  nocjitAOBajio  ptmeHie  cy^a;  npH  HeH&itHiH  2ice 
cyAefiearo  pimeeiB  no  yBa:3aHHoiiy  npeAMeTy,  B03HarpasA6Hie  oBpe^'i^Hercfl  na 
ocHOBaHiH  cjrbA7K)mHxi>  npaBHJ'L: 

1.  B'L  cjiyHai  nojHofi  noTepH  cnocoöeocTH  k'l  Tpy^y,  BHÄaerca  nocTpa^aB- 
meMy  noBCHSHeeHaB  penra  wb  pa3)itpi^: 

a)  nojiHaro  nocjAfifinvo  ero  roAHHHaro  sapaöoTsa,  ecjos,  totb  h6  npesHmaji'b 
240  py6jiefi,  h 

6)  AByx'L  TpeTefi  Toro  se  sapaöOTsa  xoJocTnifb  h  senii^HHaM'b  h  75  ^/o 
Toro  T&e  3apa6oTBa  ceMeStfiBiu'b  paöoqHM'L  MyacecKaro  nojia,  ho  ne  Menhe 
240  pyÖJeft,  npH  npeBuuiaK)n;eH'B  240  pyÖ^efi  roAHqnoM'L  sapaöOTS'i^. 

2.  Et  cjy^a*  qacTHHHOfi  noTepH  chocoöhocth  ki  TpyAy,  CTenenb  xpyÄOcno- 
co6hocth  HOCTpa^aBHiaro  onpe^^tjüiexcH  B'L  npoueoTaxi»  h  nocrpa^aBoiifi 
Ewberb  npaBO  na  nojyqenie  copa3MipHofi  nacTH  Tofi  peeru,  KaBaa  npu- 
HHTajiacB  6hl  Bi  cjiyqat  nojHofl  noTepH  cnocoÖHocTH  ki»  Tpy^y. 

3.  EcjiH  paöoqiß  h.8H  cj[ya(aiii.ifi  yÖHTi  na  paöorb,  ceMbi  ero  BunjiaqHBaercji 
BosHarpasAeHie  bx  BH^'b  peHTu,  emeroAHufi  pasMtp'B  KOTopoü  onpe^t- 
jiaerca  no  cjitAy»meMy  pascqeTy: 

a)  BAOBi^  BJH  BA0Bii,y,  ecjiH  nocji^AHifi  no  cocroflniK)  cBoero  SAopoBBfl  ne- 
cnocoöeni»  caMi  sapaöaTUBaTB  ce6t  nponHTanie  —  b'b  pa3Mipi  30^/© 
nocjiisAHaro  roAnqnaro  3apa6oTBa  yÖHTaro  Jinua,  npn  qeii'B  npoH3BOACTBO 
peHTBi  npeKpan^aeTca  co  BCTynjienieii'B  b'b  noBufi  öpasB; 

6)  MajojiiTHHM'B  A*TflMi»  oöoero  nojia,  —  no  15®/o  Toro  ace  sapaÖOTKa  Ka»- 
AOMy  npH  SB3HH  OAHoro  uLS'h  pOAHTCJieft,  H  no  20<*/o  ocraron^HMca  Kpyr- 
JiHMH  cHpoTaMu;  npoH3BoecTBo  cefi  peHTu  npespan^aercfl  no  AocTHSeniH 
lÖ-TH  JI'bTHflrO  BOspacTa,  H 


Anlage  1, 


Auszug 


aus  dem  Allerhöchst  bestätigrteii  Statut  der  Biga'sohen  Gegenseitigkeits- 

(Jesellsohaft  zur  Versicherung  der  Fabrikanten  und  Handwerker 

gegen  Unfölle  ihrer  Arbeiter  und  Angestellten 

Yom  30.  Januar  1898. 


§  21. 
Alle  durch  dieses  Statnt  yon  den  Mitgliedern  der  Gesellschaft  auf  Entschädigung  für 
ünf&Ue  ihrer  Arbeiter  und  Angestellten  erworbenen  Bechte  erwerben  anch  die  verletzten 
Arbeiter  und  Angestellten,  sowie  die  Familien  verstorbener  Arbeiter  nnd  Angestellten, 
weshalb  der  Verletzte  oder  dessen  Familie  das  ßecht  haben,  unmittelbar  ihre  Forderungen 
wider  die  Gesellschaft  auf  Auskehrung  der  ihnen  laut  diesem  Statut  zustehenden  Ent- 
schädigungen zu  erheben. 

§  29. 
Falls   eine   gerichtliche   Entscheidung   hinsichtlich    der   Entschädigung   eines   durch 
einen  Unfall  Verletzten  vorliegt,    so  hat  die  Gesellschaft  die  Entschädigung  in  dem  durch 
das  Gericht  festgestellten  Umfang  zu  leisten;    liegt  eine   gerichtliche  Entscheidung  jedoch 
nicht  vor,  so  wird  die  Entschädigung  auf  Grund  nachstehender  Begeln  geleistet: 

1.  Im  Falle  des  gänzlichen  Verlustes  der  Erwerbsunfähigkeit  erhält  der  Verletzte 
eine  Leibrente  im  Umfange: 

a)  seines  vollen  Verdienstes  im  Laufe  des  letzten  Jahres,  falls  derselbe  die 
Summe  von  240  Bbl.  nicht  überstieg,  und 

b)  für  den  Fall,  dass  sein  Jahresverdienst  die  Summe  von  240  Bbl.  überstieg; 
zwei  Drittel  seines  Jahresverdienstes,  falls  der  Verletzte  unverheiratet  oder 
weiblichen  Geschlechtes  ist,  und  75  Prozent  seines  Verdienstes,  falls  er 
verheiratet  ist,  jedoch  niemals  weniger  als  240  Bbl. 

2.  Bei  teilweisem  Verluste  der  Erwerbsfähigkeit  wird  der  Grad  der  Erwerbsfähig- 
keit des  Verletzten  in  Prozenten  berechnet  und  der  Verletzte  hat  das  Becht 
auf  einen  entsprechenden  Teil  derjenigen  Beute,  welche  ihm  für  den  Fall  des 
vollständigen  Verlustes  der  Erwerbsfähigkeit  zugestanden  hätte. 

3.  Wenn  ein  Arbeiter  oder  Angestellter  bei  der  Arbeit  getötet  wird,  so  wird  der 
Familie  eine  Beute  als  Entschädigung  zugebilligt,  und  zwar  nach  folgenden 
Normen: 

a)  Witwe  oder  Witwer,  falls  letzterer  nach  dem  Zustande  seiner  Gesundheit 
selbst  erwerbsunfähig  ist,  haben  einen  Anspruch  auf  30  Prozent  des  Jahres- 
verdienstes des  Getöteten,  wobei  das  Becht  auf  den  Bezug  der  Beute  bei 
der  Wiederverheiratung  erlischt; 

b)  minderjährige  Kinder  beiderlei  Geschlechts  haben  einen  Anspruch  auf 
15  Prozent  des  Jahresverdienstes  für  jede  einzelne  Person,  felis  einer  der 
Eltern  am  Leben  ist,  dagegen  auf  20  Prozent,  wenn  keiner  der  Eltern 
mehr  am  Leben  ist.  Das  Becht  auf  Bezug  dieser  Beute  erlischt  mit  Er- 
reichung des  15.  Lebensjahres; 
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b)  poxHTeiflm  j6msT0f  ecjra  ohh  HaxoxuHCb  Ha  cro  Hs^raemH,  ^  no  Ib^j^ 
ynoHJiByraro  BHme  sapaöorsa  KasAOMy. 

Bei  noHMeHOBaHHiiui  BHme  pearH  vb  coBosynHocTH  He  uorjvb  npesHmaTB  60®/o 
nocxbMflüTO  roAHHHaro  sapaöorsa  norHÖmaro  jni^a,  npn  ^en'h  poACTBeBHHKH  vh 
Bocaoj^iwfii  jHHiH  HMiDTb  iipaBO  Ha  peHTj  vh  TOM'L  TOJBKO  cxjqat  E  wb  Toi  jamh 
HacTH,  Kor^a  h  HacBoibso  coBOKynHocTi»  BBi^aTB  ocraJiBHiufb  uenaM'L  ceMbH  MeHite 
60  ^/o.  EciH  coBosyiHocTB  oTM^bJibmix'b  BUM,mT>  npesocxoAHn  60  ^/o,  to  BH^a^H 
sasAOiiy  vh  ota^jibhocth  Hjeny  ce«i»H,  npn  yMeHi>nieHiH  o6n^ei  hx'b  cyxMKi  xo  60^/®, 
coKpan^avTca  Fb  oj^HHaKOBofi  nponopiuH. 

JlHuaM'b,  HMtD^HiTB  DpaBO  Ha  nojy^eHie  orb  OtfmecTBa  nosHsneHHoi  penm, 
opexocraBJiAeTCH  BsaMiH'b  sroft  peHTH  TpeöoBaTB  BHAa^H  KaiHTajia,  soropiifi  hcvh- 
ciaerca  na  ocHOBaHlH  §  62-ro,  sa  BmeroM'b  b^Uvh  noxbsj  pesepBHaro  ^oemjbl 

4.  B'L  ciy^ai  BpeMeHHoft  Hecnoco6HocTH  vl  rpjMj  ovb  nec^crnaro  cxy^afl, 
ecJH  OHa  cjiyauua  npeAMeroirb  crpaxoBaHui  (§  14)  h  npoxojusajucb  dojte 
HHTH  AHei,  BH^^aercH  BOSHarpasAeme  vh  pasiiipb  hojiobhhh  noinaro 
XH6BHoro  sapafiOTBa,  npH  ^eut  vb  Bas^oiitB  OTj^bHOM^B  ciyqal  on 
ycMOTpiniH  06n^ecTBa  saBHCHTi»  hobhchtb  yBasaHHHfi  pasH^pi^  Bosnarpas- 
xemn  no  coofipaseniD  Cb  ceMeftoiuirb  h  HHyn^ecTBeHHUM'L  noiosemeM^B 
nocrpa^aBmaro,  ho  ho  cBHme  OAHaBo  nojraaro  XHCBHoro  ero  sapaöOTRa. 
EcjH  sdLTkitb  nocrpa^aBiüift  naxoAHiCfl  na  Haie^efllH  vb  öoiEHHi^'b  h 
eoAepsame  vb  nocjitxHefi  6ilio  mm  nero  ie^uMTEsatb,  to  Otfn^ecTBOirb 
X^JiaeTCfl  BWierb  est>  BKiAaBaenuxrb  cyiuclL,  cooTBiTCTByDOufi  npoHcmex- 
mHMrb  orb  coAepsamH  b^b  CoxbEBn^b  cöepemematb  vb  xosaftcTBib  nocrpa- 
XaBmaro. 

IIpnic&HaHie.  Oauhi  h  Ton  se  HeciacTHiifl  ciy^ai  ;^ieTB  npaBO  toxbko  Ha 
OAHH^B  H3rb  ynoHJiHyTiixi&  Vb  cewb  §  poAOBi  BOSHarpasxeHiA.  Ecjh  se 
nocii  BUAft^H  BosHarpasAeniH  o;^Horo  po^a  —  sa  HHBajHAHOCTB  hjh  sa 
BpeMeHoy»  noTepD  chocoÖhocth  vb  Tpy^y  —  vb  Te^eBie  ro^a,  c^HTaa  co 
AHA  npHBJiDHeBiH  HecHacTBaro  cjywa»  noTepirbBniift  yiiperb  h  CMepTb  ero 
6jAeTb  npBMKiM'b  nocxbACTBieu'b  Toro  se  nec^aciBaro  ciy^aa,  to  Oön^ecTBo 
ynjiaqHBaen  ceMBi  ynepmaro  BosBarpasAenie  Ba  ocBOBaBiH  nyBBTa  3-ro 
cero  §,  sa  BiiqeToifi  ynjiaqeflBaro  yse  paHBme  BosBarpaasAeBifl.  Ror^a 
CMepTB  noTepntBmaro  uocÄ^jij&srb  uocxb  npomecTBia  ro^a  co  jifla  nec^acT- 
Baro  cjiyqaa,  to  b'b  06n;ecTBy  yse  Be  Mosen  öutb  npeAitABJeso  BOBaro 
TpeöoaaBiB  o  BOSBarpasAeHin. 
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c)  die  Eltern  des  Getöteten  haben,  üalls  sie  von  ihm  unterhalten  wurden,  einen 
Anspruch  auf  15  Prozent  des  Jahresverdienstes  für  jede  Person.  Alle  oben- 
erwähnten Bentenbeträge  zusammen  dürfen  60  Prozent  des  letzten  Jahres- 
verdienstes des  Gretöteten  nicht  übersteigen,  wobei  den  Verwandten  in  auf- 
steigender Linie  ein  Becht  auf  Bentenbezug  blos  für  den  Fall  und  in  dem 
Umfange  zusteht,  wenn  und  wie  weit  die  den  übrigen  Familiengliedem  zu- 
stehenden Bezüge  die  60  Prozent  nicht  erreichen.  Wenn  doch  die  Gesamt- 
heit der  einzelnen  Bezüge  60  Prozent  übersteigt,  so  werden  die  den  einzel- 
nen Familiengliedem  zustehenden  Bezüge  in  gleicher  Proportion  herab- 
gemindert bis  auf  den  Gesamtbetrag  von  60  Prozent.  Personen,  welchen 
das  Becht  auf  Bezug  einer  Leibrente  zusteht,  dürfen  an  Stelle  dieser 
Beute  die  Auskehrung  eines  Kapitals  beanspruchen,  welches  in  Grund- 
lage des  §  62  unter  Abzug  von  fönf  Prozent  zum  Besten  des  Beservefonds 
berechnet  wird. 

4.  Im  Falle  vorübergehender,  durch  einen  ünÜEdl  hervorgerufener  Erwerbsunfähig- 
keit, wenn  dieselbe  Gegenstand  des  Versicherungsvertrages  war  (§  14)  und 
länger  als  fünf  Tage  dauerte,  wird  die  Entschädigung  im  Umfange  eines  halben 
Tagesverdienstes  ausgezahlt,  wobei  es  in  jedem  einzeben  Falle  von  dem  Er- 
messen der  GeseUschaft  abhängt,  diesen  Betrag  unter  Berücksichtigung  der 
Familien-  und  VermOgensverhältnisse  des  Verletzten  zu  erhöhen,  jedoch  nicht 
über  den  Betrag  des  vollen  Tagesverdienstes.  Wenn  der  Verletzte  hierbei  in 
einem  Krankenhause  verpflegt  wurde  und  der  Unterhalt  in  demselben  für  ihn 
kostenfrei  war,  so  wird  von  der  Gesellschaft  ein  Abzug  von  der  Entschädigungs- 
summe gemacht;  welche  dem  hierdurch  hervorgerufenen  Ersparnis  im  Haus- 
halte des  Verletzten  entspricht. 

Anmerkung.  Ein  und  derselbe  Unfall  giebt  blos  einen  Anspruch  auf  eine  der 
in  diesem  Paragraphen  erwähnten  Entschädigungsformen.  Wenn  nach  Empfang 
einer  Entschädigung  für  Invalidität  oder  vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit  im 
Laufe  eines  Jahres,  gerechnet  vom  Tage  des  Unfalls,  der  Verletzte  verstirbt 
und  der  Todesfall  hierbei  als  direkte  Folge  dieses  Unfalles  festgestellt  wird, 
80  muss  die  GreseUschaft  der  Familie  des  Verstorbenen  eine  Entschädigung  in 
Grundlage  des  dritten  Punkes  dieses  Paragraphen  auszahlen,  wobei  die  bereits 
empfangenen  Summen  in  Abzug  gebracht  werden.  Falls  der  Tod  nach  Ablauf 
eines  Jahres,  vom  Tage  des  Unfalls  gerechnet,  erfolgt  ist,  so  kann  keine  neue 
Forderung  an  die  Gesellschaft  auf  Auszahlung  einer  Entschädigung  erhoben 
werden. 


npvAOseHle  2« 


üpoeKTl  SaSOHa  06l  OTBi^TCTBaHHOCTE  BJiaA'iimeBi  npOHHIIUieHEEIXl» 

npexnpiflTift  sa  tMqcbus,  noBpevAOHUE  n  cuepTB  pa6ouxi  h  cjiyaca- 
TBflXJb  vb  esxi  npeAnpiflTiiEX'E. 


§1. 

BJB[a;^'bIBI^I  (HacTHiui  iHi^a»  oön^ecTBa,  ropo^^cRk,  seMCRui,  BaseHHUJi  h  npaBH- 
TeACTBeHHHfl  j^esAeHUi)  saBCAeflii  ^aÖpHHHo-saBOACRoft,  ropHofi,  ropHO-npoMHCJO- 
Bofi  H  peMecjieHHofi  npoMBinijeHHocTH,  wb  ciynai  cuepTH  uh  jvbm>n  npH^HHeHHHX'b 
paÖoqeMy,  bo  BpeMA  hjh  Bcat^^crsie  xo^a  osHaneHHHX'b  aaBeAesifi,  oönsami  Bosna* 
rpa^HTB  ero  hjh  ero  ceMeficTBO  (ct.  12)  sa  BpeA'B  hjlh  jÖhtoex,  ovb  Toro  npoHcre- 
saDiiüe,  Ha  ocHOBaHiH  HHsensJioseHHiiix'L  npaBHjrB. 

üpHifi^aHie.  Ovb  x^ficTBüi  cero  saKOHa  HSiemroTCfl  saBeAeniA  ci  ^hcjiomi 
paÖoiHX'b,  MeHBmHHi  15  qeioBis'b;  b'l  toh'b,  o^HaKo,  cjiyHai,  ecJH  aase- 
Xemji:  a)  He  ynoTpeÖjrHurB  B'L  ^jlo  napoBuxi  kotjofb  hjh  ABHraTejiefi, 
AificTByDn^HX'L  CHJOK)  napa,  boau,  rasa,  saesTpH^ecTBa,  KepocHHa,  csararo 
HJH  HarpiTaro  BOSAyxa;  6)  ne  saHHMavrcfl  HsroroBieBieifB  h  He  nojiBsyDTCA 
npHHtHemeMi  b'b  npoHSBOACTBi  BSpHBqaTuxi,  jerKO   BocnjaMeHflDn^Hxcfl 

HJH  HAOBHTUX'L  Be^eCTB^B. 

§2. 

Orb  osHaqeHHoi  vb  ct.  1  orstTCTBeHBocTH  BJaA6jBi^ii  npeAnpuiTifl  ocbo6os- 
XaDTCfl  vh  rbi'h  jhhib  cjyqajix'b»  Bor^a  AosasyTi,  hto  eAHHCTBeHHOH)  npnHHBOD 
HaHeceHiH  npe^a  nocrpa^aBmeHy  ABJ^eTCfl:  hjh  1)  A^icTBie  BH^bmHefi  (HenpeoAOJHHoS 

HJH   CTHXifiHO&)  CHJH,   KOTOpoe   HCJBSH   6eIJ0    npe^yCMOTpiTB    H    npe^OTSpaTHTB,   HJH 

2)  npecrynjenie  hjh  npocrynoE'L  jhi^i,  ei>  npoMninjeHHOMy  npeAnpinTi»  ne  npn- 
«lacTHHxi,  HJH  3)  Tasüi  yMHmjeHmui  A^ficTBin  APjrnxrb  pa6oHHxi>,  EOTopiui  ne  bbi- 
TeKaH)Ti  Hsi  cyn^ecTBa  pa6oTi»  bi  npeAnpiaTin,  HJH-se  4)  sjofi  ymiceji  nocrpa- 
AaBmaro. 

§3. 

0  Hec^acTHoicB  cjynaft  BJa^^ei^i  npeAnpiaTifl  hjh  jhi^o»  saB^AUBaDn^ee 
OHHH'b,  oöasaHH  HeHeAJeHHO  xaTB  snaTB  6jHsafimeft  noJHi^eficBoft  Bjacrn  js^a  co- 
craBJCHiA  HaAJesaiii;aro  npoTosoja.  üpoTOEOji  cefi  AOJseH^b  coAepsaTB  B'B  ce6i 
jsasaHifl:  HMeHTB  nocTpaAaBmnxrB  jhai»,  CBHA^Tejefi  npoHcmecTBin,  onncame  o6ctoji- 
TCJBCTBi  HecHacTHaro  cjy^BH  no  irbcTHOiiy  ocMOTpy  h  po^a  TJbjecHaro  noBpesAQHifl. 

§4. 

^a  cocTaBjeeifl  npoTOSOja  aojshh  öhtb  npHrjameHH  Bjax^ei^'B  npeffipuiTui 
HJH  ero  ynujHOHOHeHHufi,  hjh  saKbA^BaDnqfi  npeAnpiBTieMi  TexHHsi,  Bpaqi  hjh 
4)eJBAniepi,  cairB  nocTpaAaBmii  (ecjH  MoseTi»),  onesHAi^H  npoHcmecTBifl  hsi  pa6o- 
^nx'B  h,  ecjH  MoaKHO,  nocTopoBHee  jhao»  CB^AyDii^ee  bi  pa6oTd^,  npn  soTopoS  npo- 


Anlage  2, 


Gesetzprojekt, 


betreffend  die  Haftpflicht  der  Besitzer  von  gewerbUohen 

Unternehmungen  für  Eörperbeschädigong  und  Tod  der  Arbeiter  und 

Angestellten  in  diesen  Unternehmungen, 


§  1. 
Die  Besitzer  (Privatpersonen,  Gesellschaften,  städtische,  landschaftliche,  Krons-  und 
Begierangsinstitutionen)  von  Fabriken,  Bergwerks-  nnd  Handwerksbetrieben  —  sind  ver- 
pflichtet, im  Fall  von  Tod  oder  Verstümmelung,  welche  einem  Arbeiter  während  oder  in- 
folge des  Betriebs  der  erwähnten  Unternehmungen  zugefugt  worden  sind,  denselben  oder 
seiner  Familie  (§  12)  für  den  hierdurch  erlittenen  Verlust  oder  Schaden  in  Grundlage  der 
nachstehenden  Begeln  zu  entschädigen. 

Anmerkung:  Von  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  sind  ausgenommen,  Unter- 
nehmungen mit  weniger  als  15  Arbeitern,  falls  diese  Anstalten:  a)  nicht  Dampf- 
kessel oder  Motore,  welche  mit  Dampf,  Wasser,  Gas,  Elektrizität,  Petroleum, 
komprimierter  oder  erhitzter  Luft  getrieben  werden,  verwenden,  b)  sich  nicht 
mit  der  Herstellung  von  explodierbaren  leicht  entzündlichen  oder  giftigen 
Stoffen  beschäftigen  oder  bei  ihrem  Betriebe  nicht  derartige  Stoffe  verwenden. 

§2. 
Von  der  im  §  1  erwähnten  Verantwortlichkeit  werden  die  Unternehmer  blos  in  den- 
jenigen Fällen  befreit,  wenn  sie  beweisen,  dass  als  einzige  Ursache  des  dem  Verletzten  zu- 
gefügten Schadens  erscheinen: 

1.  Unbezwingbare  äussere  oder  elementare  Gewalt,  welche  nicht  vorauszusehen 
oder  abzuwenden  war  oder 

2.  Vorbrechen  oder  Vergehen  von  Personen,  welche  nicht  zum  industriellen  Unter- 
nehmen gehören  oder 

3.  solche  bewusste  Handlungen  anderer  Arbeiter,  welche  nicht  aus  dem  Wesen  der 
ihnen  obliegenden  Arbeiten  fliessen  oder 

4.  böse  Absicht  des  Verletzten. 

§3. 

üeber  jeden  Unfall  ist  der  Unternehmer  oder  die  Person,  welche  dem  Unternehmen 
vorsteht,  verpflichtet,  sofort  der  nächsten  Polizeibehörde  Mitteilung  zu  machen  —  behufe 
Aufaahme  eines  Protokolls.  Das  Protokoll  soll  enthalten:  die  Namen  der  Verletzten,  die 
Zeugen  des  Vorganges,  die  Thatumstände  des  Unfalls  nach  erfolgter  Lokalinspektion  und 
die  Art  der  Verletzung. 

§4- 

Bei  Aufoahme  des  Protokolls  sind  hinzuzuziehen  —  der  Besitzer  des  Unternehmens 

oder  sein  Bevollmächtigter  oder  der  den  Betrieb  leitende  Techniker,  ein  Arzt  oder  Feldscher, 

der  Verletzte   selbst   (wenn  er  dazu  in   der  Lage  ist),   die  Zeugen   des  VorMs  aus   der 

Zahl   der  Arbeiter  und   ialls  möglich,  ein   unbeteüigter  Sachverständiger   der  Arbeit,  bei 

2* 
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Hsomjio  Hec^acrie.  0  iipoHcnieAnieMi&  HecqacTHOK  cjj^eA  HenexJieHHO  no  ycra- 
HOBjeHHofi  <{^opMi  HSB^iuaeTCfl  noAJesanufi  ^Si6pE^Eui  HHcneKTopi  iuh  ospyxHofi 
ropHHfi  BHseBepi,  BJiH-se  saiiiHJiDiiJ^ui  hxi  AOJisHocTBEifl  XBJUBu  KoniH  Ch  08Ha- 
^eHHaro  npoTosoja  bu^adtca  BJiafl^ijLhuj  opeAnpiaTiH  h  nocrpa^^aBmeHy  Hjra  o^BOiiy 
H8i  ueHOBX  ero  ceMBH,  a  Tasace  cooön^aDTca  nojuesan^eiiy  (t)a6pmHOM7  HHcneBTopy, 
HJiH  ORpysHOMy  HHseHepy,  Hjra-se  saMtHüDn^eiiy  hx^b  xoJiSHOCTHOMy  xbbj,  ecjH 

OHH  H6  IipHCyTCTBOBaJH  opH  COCXaBJieHiH  BpOTOKOia. 

§5. 

no  oiOHHamH  le^ieHÜi  oÖasaTejiBHO,  a  bi  Te^enie  BpeifeHH  le^emfl,  no  Tpe6o- 
BamD  CTopoH'B,  cocTaBJuerai  je^am^HiirB  Bpa^eiii  npoTOBOJ'B,  vb  KOTopom  aoisho 
6htb  x&ho  sauD^eHie  o  creneHH  nocroflHHofi  ejih  BpeiieflHofi  Hecaoco6HocTH  nocrpa^ 
XaBmaro  ri  Tpy^y;  A^u  cocraBjieBiji  cero  npoTOKOJia  no  sejutnii)  cropoKb  Moryrb 
6ht&  npnrjuuneHH  h  Apyrie  Bpa?H»  spoüft  le^EBmaro. 

§6. 

Hec^acTHHm^  cxjhmui»,  vb  sasAon'L  npoHunufeHnoifL  npexnpiflTiH,  BeAercn 
sanncB  vb  oco6oi  KBEri,  B^b  soTopyD  sanocflTcn  no  oco6ofi  4^op]ii  wA  cjiyqaji  no- 
BpesA^Hui 

§7. 
PasM^pi  B08Harpas;^eHifl  saBHCHTi  oti  crenenH  noneceHnaro  b*b  RasAOMi  or- 
AtjBHOM^B  cjiy^a'b  yni;ep6a  h  onpeA&inerca  no  cooöpaseniD  Cb  pasM^poifB  nojqr^aB- 
marocji  paöoinii'L   nocjrbAHflro  ro^oBaro   coAepsania,  cb  coCjaoffimewb  npaaurb, 
HBiosennuxi  nnse  vb  ct.  9—14. 

§8. 

^fl  onpex^enia  roAOBaro  coxepsaniji  nocrpa^B^aBniaro,  cyMMa,  npH^HraBmaflcn 

eiiy  B'b  nocji^AHex'b  ero  paöo^em»  ro^y»  A^ihtca  na  tocjio  ero  paöoqHxi  ^nei  «b 

BTOWb  ro^y  H  yMHOsaercfl  na  280.    Ecjh  nocTpaAanmifl  noiy^aji  on  BJa^^^i^a 

npeAnpifliiü  Rponi  Aenesnaro  BOsnarpasA^Hur,  HHoe  xoBOJiBCTBie  (sBapTHpa,  xapqn 

H  npoq.),  TO  npn  onpeA^ienin  roAOBaro  coAepsanin,  nocrpaAaBmaro  croHMOcrb  Ta- 

EOBaro  AOBOJiBCTBUi  AOJiSBa  6uTB  npHnaxa  bo  BHHManie  npn  onpeA'l^eniH  pasMd^- 

poBi  BosnarpasAenia.     Ecjih  noTepni^Bmifi  pa6oqifi  bobco  ne  nojyqa»  sapaöOTHofi 

njaTH,  HJKH  roAHqHBifi  sapaöOTOK'L  ero  6üJn>  MeHBme  100  py6 ,  to  paacqeirb  A^aorca 

no  cyMMi  100  py6. 

npHM&qaHie.    rjEaanoity  no  4>a6pHqH£iMi  h  ropHosaBOACSHMi  a^ami  DpHcyr- 

ctbId  npeAOcraBJflerca  BupaöOTaTB  nopitiii  Ao6aBoqHaro  BOsnarpasAeBia  A-m 

cjiyqaeBx,  sorAa  noxepnlBiuifi  noJBsoBajica  RBapTHpoD,  xapqaMH  h  ApyrniiH 

BHAaMH  naiypajiBHaro  AOBOJBCTBia. 

§9 

Bi  cxjnoA  Taaoro  yat^Ba  Hjra  noBpesAenin  SAopoBBa  nocxpaAaBmaro,  Koxopoe 
BjeqerrB  8a  coöo»  BpeMeneyi)  bjh  nocroaBoyK)  necnocoÖnocTB  ri>  TpyAy,  BJiaA^JieirB 
npeAnpiaria  otfasani  BosM^bcTHTB  nocTpaAaBmeiiy  juiAy  pacxoAH  no  JieqemD  h  yn^ep&B 
CT.  7)»  noneceHHuS  hmi  BpeMenno  uh  HaacerAa. 

§  10. 
leqenie  nocrpaAaamaro  npoBSBCAHTca  sa  c^erb  BjaA^^Jm^a  saBeAenia  b!b  ero 
(f»a6pHqHofi  6ojiBHHi^i,  num  hhomi»  jeqeÖHOMi  saBeAeem  no  sejiaHiD  nocTpaAaamaro. 
Bi  8T0M1&  nocid^AHem^  cjiyqai  BaiaA^Jei^rB  saaeAeHia  oöasani^  bosmi&cthtb  pacxoAH 
na  jenenie,  no  pascqery  maTH,  BSHHaeMofi  wb  MtcTHiixi  6ojiBnHuax'B  (ropoACKHxi, 
8eHCKHX!B  H  AP«)  Bi  cjiyqai  oraasa  nocTpaAaamaro  OTb  npaBH^iBHoS  BpaqeÖHofi 
noMon^B  BOBce  okb  TepaerB  npaao  na  BosnarpasAenie. 

§  11. 
Bi  B03BarpasAenie  sa  npnqBBeBBiifi  nocTpaAaameMy  yn^epöi  nasBaqaerca: 
a)  npB  nojBoi  noTep:b  naBcerAa  TpyAocnocoÖBOCTH  —  noacBsneHBaa,  cqBTaa 
CO  AHH  necqacTHaro  ciyqaa,  eaceroAnaa  AenesBaa  BHAaqa  b^b  pa8]rbp:b 
AByxi  TpeTefi  roAoaaro  coAepsania  pa6oqaro  (ct.  8); 
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welcher  der  Unfall  entstand.  Yon  dem  ünfoU  wird  nach  vorgeschriebener  Form  sofort  der 
Fabrikinspektor  benachrichtigt  oder  aber  der  Bezirksberginspektor  oder  deren  Stellvertreter. 
Abschriften  vom  erwähnten  Protokoll  sind  dem  Unternehmer  nnd  dem  Verletzten  oder  einem 
seiner  Familienglieder  auszureichen.  Auch  wird  dem  Fabrikinspektor,  dem  Bezirksberg- 
inspektor oder  ihren  Vertretern  eine  Abschrift  zugefertigt,  lEalls  sie  bei  der  Protokollauf- 
nahme nicht  zugegen  waren. 

§6. 

Nach  Abschluss  der  ärztlichen  Behandlung  muss  unbedingt,  sowie  während  der  Ver- 
handlung auf  Forderung  der  Parteien,  von  dem  behandelnden  Arzt  ein  Protokoll  aui^'- 
nommen  werden  über  den  Grad  der  dauernden  oder  zur  Zeit  vorliegenden  Arbeitsun&hig- 
keit  des  Verletzten.  Zur  Aufiiahme  dieses  Protokolls  sind  auf  Wunsch  der  Parteien  auch 
andere  Aerzte  ausser  dem  behandelnden  hinzuzuziehen. 

§6. 

Ueber  die  in  einem  jeden  Betriebe  vorgefallenen  Unfälle  wird  ein  besonderes  Buch 
gef&hrt,  in  welches  nach  einer  besonderen  Form  alle  Verletzungen  einzutragen  sind. 

§7. 
Der  Betrag  der  Entschädigung   hängt   in  jedem  einzelnen  Fall  von  dem  Grade  der 
Beschädigung  ab  und  wird  unter  Berücksichtigung  der  im  letzten  Jahre  vom  Arbeiter  ver- 
dienten Beträge  unter  Beobachtung  der  folgenden  §§  9 — 11  festgestellt 

§8. 
.Zur  Feststellung  des  Jahresverdienstes  eines  Arbeiters  wird  die  von  ihm  im  letzten 
Jahre  erworbene  Summe  durch  die  Zahl  seiner  Arbeitstage  dividiert  und  darauf  mit  280 
multipliciert.  Wenn  der  Verletzte  vom  Unternehmer  ausser  Bezahlung  in  G^ld  noch  andere 
Bezüge  (Wohnung,  Nahrung  u.  s.  w.)  empfing,  so  muss  der  Wert  solcher  Bezüge,  bei 
Berechnung  seines  Jahresverdienstes  zur  Feststellung  des  Betrages  der  Entschädigung  in 
Betracht  gezogen  werden.  Wenn  der  Verletzte  überhaupt  keine  Bezahlung  empfing  oder 
sein  Verdienst  unter  100  Bubel  betrug,  so  wird  als  Grundlage  zur  Berechnung  die  Summe 
von  100  Rubel  angenommen. 

Anmerkung:  Der  Hauptverwaltung  für  Fabriken  und  Bergwerke  wird  es  an- 
heimgestellt, Vorschriften  für  Zuschlagsentschädigungen  auszuarbeiten  für  Fälle, 
wo  der  Verletzte  freie  Wohnung,  Beköstigung  oder  andere  Materialbezüge 
empfing. 

§»• 

Im  Falle  einer  Verstümmelung  oder  anderer  Gesundheitsbeschädigung;  welche  vorüber- 
gehende oder  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  nach  sich  zieht,  ist  der  Unternehmer  verpflichtet, 
dem  Verletzten  die  Heilungskosten  und  den  Verlust,  welcher  ihm  vorübergehend  oder  dauernd 
zugefügt  worden  ist,  zu  ersetzen. 

§  10. 

Die  ärztliche  Behandlung  wird  für  Bechnung  des  Unternehmers  in  seinem  Fabrik- 
krankenhause oder  in  einer  anderen  Heilanstalt  nach  Wunsch  des  Verletzten  vorgenommen. 
Im  letzteren  Fall  ist  der  Unternehmer  verpflichtet  die  Kurkosten  nach  der  in  den  örtlichen 
(städtischen,  landschaftlichen  oder  andern)  Krankenhäusern  üblichen  Taxe  zu  ersetzen. 
Falls  der  Verletzte  eine  ordnungsmässige  ärztliche  Behandlung  ablehnt,  verliert  er  jeden 
Anspruch  auf  Entschädigung. 

§  11. 
Die  Entschädigung  für  die  dem  Verletzten  zugefügte  Beschädigung  wird  geleistet: 

a)  im  Falle  des  gänzlichen  Verlustes  der  ErwerbsunMigkeit  erhält  der  Verletzte 
eine  Leibrente  von  '/g  seines  Jahresverdienstes,  wobei  der  Bezug  der  Leib- 
rente vom  Tage  des  UnMs  gerechnet  wird  (§8). 
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6)  npH  ^acTH^Hoi  noTepib  HaBcer^a  TpyAocnoco6HocTH»  Tasaa  nacTb  orb  ysa- 
saHHaro  b'b  n.  a.  BosBarpas^eAlH,  KOTopaa  cooTetTcrayerB  creoeHH  yiceHi»- 
menur  nojHofl  Tpy;^ocaoco6HOCTH  nocrpa^aBinaro. 

lIpHHtHaHiel.  Jl^o  pasp'bnieHifl  a^m  o  BosHarpasxeHUi  BJiaxijiei^'L  saBej^ema 
o6fl3aHi  yiLiaqHBaTb  nocrpaxaBineiiy,  so  BpeMfl  ero  le^eeiH,  öO^/o  8apa6oTHoi 
njiaTii  no  qHCJiy  pa6oqHX'B  fiflei  saBe^^eHia,  npHxoji^ii^ixcfl  ea  Bpeiu  leneHifl. 

IIpHMtqaHie  2.  Docrpaj^aBuiHMi»  M&iojiiTHHiii&  pa6oqHMi  bi  ciyqaax^B,  ysa- 
saBHHxi  Bi  nn.  a  h  6»  B03Harpas;^eHi6  onpej^'bjuieTCfl  ea  HaiaeHeHHoiii  bi 
cefl  cruTbi  ocHOBaeiH  ^Hinb  ao  hx'b  coBepmeHflOJ^bTia,  no  AOCTHseHui  Koero 
paBHtpi  B03Harpas;^eHui  y^BaHBaerca. 

§  12. 

Bi  ciyqai  cHeprH  nocrpaj^aBmaro,  nocjri^xoBaBnie&  Henoq>eACTBeHHO  on  He- 
cqacTHaro  cjyqaa»  hjh  se  uocal  npeABapirrejBHoi  noTepH,  hjh  yiieBuneBLi  cnocofi- 
nocTE  E1&  TpyAy»  TaBHMi  cjiyqaeMtB  npH^HHeHHiixi,  BosHaipasAesie»  caepxi  pacxo- 
AOBi  Ha  jeqeHie,  onpeA'&JfleHux'B  corjacHO  craTBaifb  7  h  8,  aojsho  3aBjiDqaTL 
Bl  €66*6: 

1.  BosMin^eHie  pacxo^oBi»  na  norpeßeme  vh  pasnip'b  He  MeHie  30  py6.  na 
norpeöeaie  Bspociaro  h  15  py6.  itaJioj^bTHaro; 

2.  BOBHarpasxeflie  yrnfi^CHf  noHeceHHaro  BCjrbACTBie  CMepm  h  bo  BpeMji  jie- 
qeaiH  nocrpa^aBmaro,  HasHaqaeicoe  wb  cji'bjijB:>mjai>  pasMipaxi: 

a)  BA,ovb  BJH  BAOBay,  ecjH  owb  no  cocroHHiD  CBoero  sAopoBBa  Hecnocotfeni 
caM'L  8apa6aTUBaTB  ce&b  nponHTame»  —  nosHSfleBHaa  eseroAsaa  Bujiaqa 
He  CBume  30^/o  nocj^bAHaro  roAoaaro  coAepaKaHüi  yiiepmaro  hih  yMepmefl; 
npoH3BOACTBO  Bujifi.^E  HpeEpaii^aeTca  co  BCxynieHieMi  lyh  hoboA  6paR!B; 

6)  MajojiTflBM'L  A'i^TBH'B  o6oero  noia  eseroAHaa  BHAaqa  b'b  15^/o  BasAOMy» 
npH  acHSBH  OAHoro  hs'b  poAHTejiei,  h  vl  20^/o  RaacAOMy  h8i>  ocraDii^Hxca 
Kpynuxi  CBporB;  npoH3BOACTBO  chx'l  BiiA^qx  npeEpan^aercA  no  aocth- 
seaiH  AbTBHH  15  ä^tehvo  B03pacTa  h 

b)  poACTBeflHHRaM'b  no  BOCxoAan^efl  jehIh  (poAHTeiu,  js^xh  r  6a6Ba)  norep- 
niamaro,  a  Tasse  fipaTBaicrb  h  cecrpaMi»  BpyrJiuM'B  cHpoTaMi,  naxoAHB- 
mHMca  Ha  ero  usAHBenui  —  eseroxHaa  BUfifima.  KasAony  ne  CBBioie  15^/o 
nocirbAHaro  roAoaaro  coAepsanifl. 

§  13. 

Bdb  03HaqeHHKia  bi  npeAmeAmeS  (12)  craTBi  BHAaqn  vb  coBORynnocTH  ne 
AOJixHu  npeBfiunaTB  60^/o  no(u:bAHaro  no^inaro  roAOBaro  coAepsaBia  yiiepmaro 
jiHi;a,  npHqeMi  poACTBeHHHKH,  noHMeHOBannHe  bi  nyaEid^  b  (ct.  12),  BHiDrB  npano 
na  BUA^^y  Bi  TOMi  tojbko  cjiyqai  h  vb  Tofi  jnmB  qacTH,  sorAa  h  nacBoiBKo  co- 
BosynaocTB  auA^qi»  ocrtuihEuub  qjieHaH'B  ceMBH  Menibe  60^/o.  Ecjih  coBOKynaocTB 
CHX'B  OTA^JiBflHX'B  BUAa^*^  npeBocxoAHTTB  60^/o,  TO  BHAaqH  sasAOMy  FB  ota^Jibbocth 
qjesy  ceHBH,  npH  yueHBrneHüi  o6n^efi  hxi  cyiufu  ao  60^/o,  cospan^aDrca  b^b  OAHHa- 
KOBofi  nponopi^H.  BosHarpasAenie  ceifeficTBy  nocrpaAaBOiaro  HcqHCJaeTca  co  ahh 
ero  cMepTH. 

§14. 

CeMeficTBa  noTepniBniHX'B  xmn'b  HHocxpanHux'B  noAAaHHuxi,  nposHBaDnUe  b% 
PocciH,  nojiL3yH)Tca  npaBom»  Ha  nojyqeme  noBpeMCBBiix'B  bua&^'b  h  nocoöift  jihiub 
B'B  TOHi  cjyqai,  ecjiH  vb  MOHeHrB  cuepTH  noTepnlBmaro  ohh  naxoAHJUiCB  Ha  no- 
CToaBHom»  SHTejBCTBt  B'B  PoccIh. 

§  15. 

Bo3BarpasAeBie  ceiieficTBy  nocTpaAaamaro  pa6oqaro,  yMepmaro  nocji  npeA- 
BapHTeJBBofi  noTepH  njra  yMeHBrneaui  cnocoönocTH  B'B  TpyAy»  Ha3HaqaeTCfl  na  h3io- 
seHHHxi»  B'B  CT.  12  ocHOBaBiHX'B  Bi>  Toii'B  jEEHuiB  cjiyqat,  ecjiH  CMepTB  6ujia  nocjitA- 
CTBiem  yatqBH  hjih  noBpesAenia  SAopoBBa  h  nocjtAOBaia  ne  noase  oAHoro  roAa 
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b)  bei  danemdem  Verlost  der  teilweisen  Erwerbsföhigkeit  —  dei^enigen  Teil 
der  im  Punkt  a  festgestellten  Entschädigung,  welche  dem  Grade  der  Mindenmg 
seiner  voUen  Erwerbsfähigkeit  entspricht. 

Anmerkung:  Bis  zur  Entscheidung  der  Sache  über  die  entgiltige  Unfallent- 
schädigung ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  während  der  Heilungsdauer  dem 
Verletzten  50^/^  des  Verdienstes  nach  der  Anzahl  der  verflossenen  Arbeitstage 
des  Unternehmens  auszuzahlen. 

Anmerkung:  Für  mindeijährige  Verletzte  wird  die  Entschädigung  in  all  den 
Fällen^  welche  im  Punkt  a)  nnd  b)  angeführt  werden,  bloss  bis  zu  ihrer  Gross- 
jährigkeit  in  der  durch  diesen  Artikel  festgestellten  Grundlage  berechnet,  indem 
nach  Erreichung  der  Grossjährigkeit  die  Entschädigungssmnme  verdoppelt 
wird.  , 

§  12. 
Wenn  der  Arbeiter  verstirbt  und  zwar  unmittelbar  nach  dem  UnMl  oder  aber  nach 
Verlust  der  vollen  oder  teilweisen  Erwerbsunfähigkeit,  welche  durch  diesen  Unfall  hervor- 
gerufen wurde,  so  soll  die  Entschädigung  ausser  den  Ausgaben  für  die  Heilung  (§  7  und  6) 
noch  nachstehendes  umfassen: 

1 .  Ersatz  der  Beerdigungskosten  im  Betrage  von  nicht  weniger  als  80  Bubel  fflr 
einen  Erwachsenen  und  15  Bubel  für  einen  Mindeijährigen. 

2.  Den  Ersatz  des  Schadens,  welcher  durch  den  Tod  und  während  der  Heilung 
des  Verletzten  entstanden  ist  und  zwar  nach  folgenden  Normen: 

a)  Witwe  oder  Witwer,  falls  letzterer  nach  seinem  Gesundheitszustande  selbst 
erwerbsunfähig  ist,  haben  einen  Anspruch  auf  30^/^  des  Verdienstes  des  letzten 
Jahres  des  Getodteten,  wobei  das  Becht  auf  Bezug  der  Beute  bei  der  Wieder- 
verheiratung erlischt 

b)  Minderjährige  Kinder  beiderlei  Geschlechtes  haben  einen  Anspruch  auf  15  ^/o 
des  Jiüiresverdienstes  für  jede  einzebe  Person,  falls  einer  der  Eltern  am 
Leben  ist,  dagegen  auf  20^/^,  wenn  keiner  der  Eltern  mehr  am  Leben 
ist.  Das  Becht  auf  Bezug  dieser  Bente  erlischt  mit  Erreichung  des  fünf- 
zehnten Lebensjahres. 

c)  Verwandten  in  aufsteigender  Linie  (Eltern,  Grosseltem)  sowie  Geschwister, 
deren  Eltern  verstorben  sind,  falls  sie  vom  Getöteten  unterhalten  werden, 
haben  einen  Anspruch  auf  15^/^  des  Jahresverdienstes  für  jede  Person. 

§  13. 
Alle  oben  erwähnten  Bentenbeträge  zusammen  dürfen  60  ^/^  des  letzten  Jahres- 
verdienstes des  Getöteten  nicht  übersteigen,  wobei  den  Verwandten  in  aufsteigender  Linie 
ein  Becht  auf  Bentenbezug  blos  für  den  Fall  und  in  dem  Umfange  zusteht,  wenn  und 
wie  weit  die  den  übrigen  Familiengliedem  zustehenden  Bezüge  die  60^/^  nicht  erreichen. 
Wenn  doch  die  Gesammtheit  der  einzelnen  Bezüge  60^/^  übersteigt,  so  werden  die  den  ein- 
zelnen Familiengliedem  zustehenden  Bezüge  in  gleicher  Proportion  herabgemindert  bis  auf 
den  Gesamtbetrag  von  60^/^.  Der  der  Familie  des  Verletzten  zustehende  Entschädigungs- 
anspruch entsteht  am  Tage  seines  Todes. 

§  14. 
Die  Familien   von  verletzten  ausländischen  Unterthanen,   welche  in  Bussland  wohn- 
haft sind  haben  das  Becht  auf  Beutenbezug  und  Unterstützungen  blos  für  den  Fall,  wenn 
sie  zur  Zeit  des  Todes  ihren  dauernden  Wohnsitz  in  Bussland  hatten. 

§  16. 

Die  der  Familie  eines  verletzten  Arbeiters,    welcher  nach  vorgängigem  Verlust  oder 

Minderung   seiner  Arbeitsfähigkeit   verstorben   ist,   zustehende  Entschädigung  wird  in  der 

durch  den  Art.  12  festgestellten  Grundlage  bloss  dann  bewilligt,  wenn  der  Tod  die  Folge 

der  Verstümmelung  oder  G^sundheitsbeschädigung  war  und  nicht  später  als  ein  Jahr  (oder 
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(a  npH  HenpepHBHOM'B  nojbSOBaHiH  6oj[bhhhhhm'b  jenemeM'B  h  nosse  aroro  cpoxa), 
CO  AHA  npH^HHeeifl  cexi  noBpesAeeifi.  DpH  btom^b  npaßo,  na  nojiyqeme  ynoMaey- 
Taro  B03HarpasAeHiA  opeAOcraBJifleTai  baob^  h  A't>TflM'b  yM(  pmaro  vb  tomx  tojileo 
(xiy^ai,  ecjH  ohi  Cujli»  seearb  ao  nojiy^eHiA  yBi^bA  uh  ooBpesA^oiji  sAopoBbfl. 

§  16. 

OnpeA^esie  BH^a  BOSHarpasA^Hifl,  pasMtpa  h  cposa  ymaTH  oearo  npe^o- 
craBJueTCfl  Ao6poBOjibHoiiy  corjaineHiK)  cropoHi,  BOTopoe  aojubho  6utb  o6jie«ieHO 
BTB  (t)opMy  nHCBMeHHaro  AoroBOpa;  Tanie  AoroBopu  no^HTaDTCJi  A^CTBHTeiBHiuiH  h 
oBOHqaTejLHUMH  (hh  bx  saBOMi  cjiyqai  o6sajioBaHiD  ee  noAieasai^HiiH), 
ecJH  sacBHAiTejCTBOBaHH  4>a6pHqHiiM'B  HHcneBTopoM!B,  BeMCRHMi  HaHaju»HHBOii'b»  ro- 

pOACKHM'b,     HHpOBUMl    EJOL    rMHHHHlfb    Cy^Bei).        CIh    AOJSHOCTHUfl    JTOI^a    HMiDTTB 

npaBo  oTBasHBaTL  bi  sacBH^iTeJibCTBOBaHiH,  eciH  npHSHauTb  ^oroBopi  o^cbhaho  Ha- 
pymaDii^iiii^  HHTepecn  noxepirbBinefi  cropoiUL 

§  17. 

Ecke  patfo^Exi  hjih  ceMeficrFB  nxi^  o  BosHarpasAeHin  sa  yB^q^n  n  CMepTL  mo- 
Tjrh  6HTb  ci  ofioD^Haro  corjaciü  cropoHi,  paspimaeiiu  nopflASOU'b  npHimpHTeji»- 
Haro  pasÖHpaTCJiBCTBa  h  TpeTeficKHifB  cy^OMi  (Vct.  rp.  cyji.  ct.  ct.  1857—1400),  a 
Tasse  npeA'BflBJueMii  bi  pasCnpaTeJiBCTBy  noAJiesamaro  4>^^PK^h&i'o  HHcnesTopa, 
HJIH  ospysHaro  HHcnesTopa,  hjdi  saiiiHflDn^HX'B  hxi  aojshocthbixi  ihi^i,  au  pi* 
meHÜi  no  coBtcrn;  cocrouBiniiicfl  vh  nocji^ABem  cjiyqai  ptoeniA  c^HTaDTca  oboh- 
^arejiBHUMH  h  oÖsajoBam»  no  cyiuecTBy  ne  no^iesarB. 

Ct.  17  L  EcjH  bx  Mica^Hufi  cpoB'B  CO  AHfl  BecqacTHaro  cjy^afl  hjh  nojj- 
^enifl  noTepn^BmHMi  yAocroBtpeHia  o  CBoficroi  ero  öojiisHH  (ct.  5)  o6oDAHaro  co- 
nacifl  CTopoHi,  b'b  npeAHAymefi  ct.  17  ysadaHHaro,  ne  noc^^AOBajio,  to  Bas^afl  hsi 
CTopoHi  Bi  Te^eflie  Tpex'B  Mtcau.eB'B  MoserB  o6paTHTBCJi  B'B  OAHOsiy  hsi  y^pesA^Hift 

hjih  MiU,!»,   B'B  CT.   16  yEaSaHHUXl,   Cb  HpOCB6ofi    0    BH80B%  npOTHBHOfi    CTOpOBH   J^ia 

upHUHpHTejiBHaro  pa;56HpaTeiBCTBa.  Bi  dTOMi  cjiyqai  npoTHBHafl  CTopona,  ne  abhb- 
niaacfl  no  BusoBy  hjih  oTBadaBniaflCA  orB  npHiiHpHTeiBHaro  pasÖHpaTaiBCTBa,  bbo- 
cji^ACTBiH  npH  pimeHiH  A^a  bi  ea  oojiBsy  cyAOM'B,  jEHmaercfl  npaBa  na  cyAe^Hua 
H  sa  BCAeHie  A^a  HSAepssH.  Bi  ciy^ai  ee  cocTOJiBinarocfl  npHMnpeHia  hjih  h6- 
ABBH  BusuBaenofi  CTopoHu,  cocTaBJiaeTCJi  npoTOKOjii,  Bonifl  Boero  BHAaeTca  npo- 
CHTeJD;  B'B  dTOM'B  noc^^AHeMi  ciyqai  AaBHocTB  a^a  Ha^aTin  HCBa,  yBasaHHafl  b% 
CT.  27,  cwTaercA  co  aha  cocTaBJeeui  opoTOBOJia  o  HecocTOABmeMca  npHHHpemH 

CTOpOH^ 

§  18. 

EcjiH  AoßpocoBtcTHoe  corjiamenie  CTopoHi  o  B03Harpa«AeHiH  ne  coctohtcä,  to 
BOsnarpasA^'Hie  Hasna^aeTca  no  onpeA'^JieeiD  cyAa  bi  BHA'b  e»croAHO&  hjih  b'b 
onpeA^eHHue  cpoKH  ynjiaqHBaeMofi  A^nesHofi  BUAa^H  nocTpaAaßmeMy  hjih  ero  ce- 
MeficTBy,  Ha  ocHOBaHiflx'B,  yBasaHHQxi»  b'b  ct.-ct.  7 — 15.  Ho  Ao6poBOJiBHOMy  corjia- 
ci»  CTopoHB,  nopHAKOMi,  ysasaHHHM'B  B'B  CT.-CT.  16  H  17,  Ha3HaqeHHUfl  cyAOMx  ese- 
roAHHfl  HJLH  B'B  cpoBH  ynjiaqHBaeuHfl  AenesHua  BiiAa^H  MoryTi  6htb  saMiHeHH  eAH- 
HOBpeiieHHo  nojqrqaeMofi  cymiofi  bi  pasirbpt  He  Meffbe  mecTHBpaTHaro  nojiHaro  ro- 
AOBaro  coABpsama  nocTpaAaBmaro« 

§  19. 

B'B  pimeniH  no  Ea»AOMy  A^Jy  (ct.-ct.  16—18)  noAJie»annniH  jrai^aMH  hjth  cy- 
AOM'B  o6o3HaqaK)Tca:  a)  oÖCToaTeJBCTBa,  npn  BOTopux'B  npoH3omej'B  nec^acTHufi  cjiy- 
qafi,  6)  poA'B  noBpeacAeeia,  b)  npHseaHHaa  CTeneHB  yMeHBoiema  TpyAOcnocoÖHOCTH  h 
r)  BaBoe  npHcysA^HO  nocTpaAaBmsMy  BOSHarpasAenie  (bhax,  pasMip'B  h  cpoBi 
ynjiaTU  BOSHarpasAenia).  Konin  cb  ptmeeia  BUAaDTca  nocTpaAaameiiy  h  BjiaAtjBi^y 
npeAnpiaTia. 
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aber  bei  onanterbrochener  Behandlung  in  einem  Erankenhanse  auch  nach  längerer  Zeit) 
gerechnet  yom  Tage  des  Unfalls  erfolgte.  Hierbei  gemessen  Witwe  oder  Kinder  das  Becht 
aof  die  erwähnte  Entschädigung  bloss  in  demjenigen  Fall,  wenn  der  Verletzte  schon  Tor 
dem  Unfall  verheiratet  war. 

§  16. 
Die  Feststellung  der  Art  and  Höhe  der  Entschädigung  sowie  der  Zahlungsfristen 
wird  der  freien  Vereinbarung  der  Parteien  überlassen,  welche  schriftlich  Yollzogen  werden 
muss;  solche  Verträge  gelten  für  rechtskräftig  und  giltig  (und  nicht  dem  Beschwerdeweg 
unterliegend),  wenn  sie  vom  Fabrikinspektor,  dem  Landschaftshauptmann,  Stadt-  Friedens- 
und Geminnirichter  attestiert  sind.  Diese  Beamten  sind  berechtigt,  die  Attestierung  ab- 
zuweisen, wenn  sie  finden,  dass  der  Vertrag  die  Interessen  des  verletzten  Teiles  schädigt. 

§  17. 
Die  Klagen  der  Arbeiter  oder  ihrer  Familien  auf  Unfallentschädigung  können  mit 
beiderseitiger  Einwilligung  im  Wege  des  Schiedsvertrages  entschieden  werden  (Prozessordnung 
Art.  1357 — 1400)  aber  auch  dem  zuständigen  Fabrikinspektor  oder  den  sie  vertretenden 
Personen  nach  besten  Wissen  und  Gewissen  angetragen  werden.  Die  in  solchen  Fall  er- 
folgenden Entscheidungen  sind  entgiltig  und  unterliegen  keiner  Appellation  in  der  Thatfrage. 

§  17a. 
Wenn  in  Monatsfrist  vom  Tage  des  Unfalls  oder  des  Empfangs  der  Bescheinigung 
über  die  Art  der  Krankheit  (§  6)  eine  Einigung  der  Parteien,  wie  sie  im  §  17  vorge- 
sehen ist,  nicht  zu  Stande  gekommen  ist,  so  hat  jede  Partei  im  Laufe  dreier  Monate  das 
Becht,  sich  an  eine  der  im  §  16  bezeichneten  Institutionen  oder  Personen  mit  der  Bitte 
zu  wenden,  den  Gegner  zum  Schiedsgerichtsverfahren  zu  citieren.  In  diesem  Falle  verliert 
die  Partei,  welche  die  Citation  nicht  befolgt  oder  sich  auf  das  Schiedsgericht  nicht  ein- 
lassen will,  das  Becht,  fdls  das  Gericht  zu  ihren  Gunsten  entscheidet,  Gerichtskosten  zu 
beanspruchen.  Falls  die  Einigung  auf  ein  Schiedsgericht  nicht  zu  Stande  kommt  oder  die 
citierte  Partei  nicht  erscheint,  wird  darüber  ein  Protokoll  aufgenommen,  dessen  Abschrift 
dem  Antragsteller  ausgereicht  wird;  in  diesem  letzterem  Fall  läuft  die  Verjährung  für  die 
Anstellung  der  Klage  nach  §  27  vom  Tage  der  Protokollaufiiahme  über  die  nichterfolgte 
Einigung  der  Parteien  auf  ein  Schiedsgericht. 

§  18. 
Wenn  eine  freiwillige  Einigung  der  Parteien  über  die  Entschädigung  nicht  erfolgt, 
so  wird  dieselbe  durch  Verfügung  des  Gerichts  als  jährliche  oder  in  bestimmten  Fristen  zu 
zahlende  Beute  dem  Verletzten  oder  seiner  Familie  in  Grundlage  der  §§  7 — 16  zugebilligt. 
Nach  freiwilliger  Vereinbarung  der  Parteien,  welche  in  Grundlage  der  §§16  und  17  zu 
Stande  gekommen  ist^  können  die  vom  Gerichte  festgestellten  jährlichen  oder  in  bestimmten 
Fristen  zu  zahlenden  Beuten  durch  eine  einmalige  Zahlung  im  Umfang  von  nicht  weniger 
als  dem  sechsfachen  ganzen  Jahresverdienst  des  Verletzten  abgelöst  werden. 

§  19. 
In  dem  Urteil,  welches  von  den  Amtspersonen  oder  dem  Gericht  gefällt  wird,  sollen 
enthalten  sein: 

a)  die  Thatumstände  des  Unfalls, 

b)  der  festgestellte  Grad  der  Minderung  der  ErwerbsunfiUiigkeit, 

c)  die  Art  der  Verletzung  und 

d)  die  dem  Verletzten  zugesprochene  Entschädigung  (Art,  Umfang  und  Zahlungs- 
termin). 

Abschriften  von  der  Entscheidung  sind  dem  Verletzten  und  dem  Unternehmer  aus- 
zureichen. 
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§  20. 
BcflEk,  npej^mecTBOBaBinifl  Hec^acTHOM;  ciy^aD,  corjameHia,  EXOEam^ncä  jsrb 
orpaHRqeHiD  Easi  npasa  paÖo^HX'B  ea  nojy^eHie  BOSHarpasAeHia,  Tasi  h  pasMipa 
OHaro  npHSHaDTca  Hexi^ficTBHTejLHUiiH. 

§  21. 
Ha3HaqeHHEifl  eAHHOBpeMeHHUA  nocoöin  h  noBpeMeHHna  fifiuexsan  BHxa^iH  He 
uovjTb  6uTh  saKjaAHBaeMH  hjlh  nepeAaBaemi  TperLHMi  jiHo^aM^  h  hh  bi  saROM^ 
cjyqai  ne  no^BepraDTCH  apecry. 

§  22. 

RiaAiJBUH  npexnpiflTifi  o6H3HBaK)TCfl,  no  onpej^&remK)  cy^a  h  coraacHO  se- 
jiaHiD  junni»,  noj[yqai)m.Hxi  noBpeMeHHua  BujifimM,  npoHSBOj^HTB  bshocb  ohou  bi 
HasHaqeHHue  a<ia  tofo  cposH  bt>  m^^cthua  no  sHTejiLCTBy  nocrpa^aBinaro  hjh  ero 
ceMeficraa  BasHaneficTBa,  cÖeperaTeiLHiu  Raccu,  do^tobeui  y^pesAeHia,  BpyqaTB  ^e- 
pesi  BOJiocTHHfl  npaBjieHifl  h  t.  n. 

§23. 
BjiaAbjieu'B  npeAnpinTui,  HCHcnpaBHufi  bo  bshoc^  npHcysA^HHofi  ch  Hero  no- 
BpeiieHHofi  BUfifimE,  oöflsani,  no  npocBßi  nocrpa^aBmaro  h  no  pimenii)  cy^a,  Bnecrn 
vb  OABO  HS'B  MicTBHx^  |ca3Ha^eficTBi  BanHTajix,  Heo6xoAHMnft  a-ih  npannjiBHaro 
npoHSBOACTBa  BHAani  ao  CMepTH  noTepni^BmHX'B  hjdi  yrpaTH  hmh  npaBi  na  noJiy- 
qeHie  BHAa^'B. 

npEMi^anie.  PasMipi  BanHTaja,  AocraTO^nufi  a^&  norameHifl  eseroAHSixi 
BHAa^'B  AO  noJHano  hxi  npespan^eeia,  onpeA'bjiBeTCfl  no  Tafiani^airbi  yTBeps- 
AaeMUMi  na  cefi  npeAMer^b  MHHHCTpoirb  ^HHancoBi. 

§  24. 

npH  nepexoAt  npeAnpiariH  e'b  hobomy  BjraA^Biiy,  na  nocJi^Annro  Bosjaraercfl 
o6fl3aHHocTb  ynaa^HBaTB  Hasna^eHHiifl  pante  noco6ifl  h  noBpeiieHHiifl  bha^^h.  Bi 
cjiyqai  jiHEBHAai^iH  npeAnpiaiiA  no  HecocToareiBHocTH,  naaea^eHHiuE  noTepniBineiiy 
ÄEUj  HjiH  ero  ceMeficTBy  nocoöia  h  noBpeiieHHUJi  bua^^h  npH^HCJiBBOTca  Vh  AOJiraMi 
nepBaro  paspaA^  (<^-  600  7ct.  Topr.  necocr.)  h  nponsBOACXBO  cexi  noco6ifi  h  bh- 
fifim'h  oöesneqHBaercfl  nop^AEOifB,  yBaBanHUHi  bi  npeAmeAmefi  (23)  craTB'b.  Cefi 
nopjiAOB'B  oßesne^enifl  npoHSBOAHMaro  noxepn'bBnieiiy  hjih  ero  ceneficTBy  Bosnarpas- 
Aeeifl  eo6jii)AaeTca  h  vb  cjyqa^  Ao6poBOJiBHaro  BaspuTÜi  npeAnpiflTui. 

§  25. 
EcxsL  Bnoci^ACTBiH  otfnapysaTCfl  o6cToaTejiLCTBa,  EOTopua  ne  hm^hcb  bi  BBAy 
cyAa  npn  nocraHOBjreBiH  onpeA^enia  o  BosnarpaiKAeHiH,  to  pasMip'B  onaro  Mosen 
6uTB  Esuhuaewhf  wh  npeA^axi,  yEasanHHxi  b'b  ct.  9  n  12,  no  pimenii)  cyAa, 
ECÄifl^cThie  npocbÖH  o  tomi  cropon^;  ein  npocBÖH  MoryrB  6uTh  saaBJieHH  cropo- 
naicH  Vb  TOHeuie  xpexi  jAvb  co  BpeiieHH  HasnaHeHia  noco6ifi. 

§  26. 
3«Ja  na^aTia  hceobi  o  BOSHarpasA^Hin  nojiaraeTca  roAB^nnfi  cpoEi,  c^nrafl 
ero  A^a  nocrpaAaBraaro  —  co  Ana  nec^acTHaro  cayqaa  hjih  co  Ana  no^ynenia  ycra- 
HOBjieBHUii'b  Bi  ct.  5  HopaAEoifB  yAOCTOB^pema  o  CBoficTB:b  6ojb8HH  nocrpaAaB- 
maro,  a  ceMi>n  nocjrbAnaro  —  co  Ana  ero  cnepTH.  Ecjra  wb  Te^eHie  roAn^naro  cpofia 
BiaA'bJteu'B  npeAnpiaTia  BCTynnT^  bi  corjiamenie,  neBacBHA^TejLCTBOBaHHoe  nopaA- 
Eoifb,  ysaBaHHiiifB  b^  ct.  16,  cb  nocTpaAasniHH'B  hjth  Cb  ocTaBmeDca  nocji  nero 
ceMbe»  0  BOsnarpaacAeHiH  hjih  o  npeAocraBjeHiH  cpeACTB'b  cyn^ecTBOBaHia  h  bho- 
cj^ACTHiH  orb  HcnoJiHeHia  corjamenia  OTEaa&eTca»  to  nponyui.eflHufl  Ha  upeA'baBiesie 
HCBa  0  BosnarpasAeHiH  cposi  Moserb  6uTb  BoscTanoBjieHi  cyAOM^b. 

§  27. 
EcEH    0    BOsarpaacAeniH  (ct.  1)  noA^iesarb  npeA'baBjemi)  ei  BjaAiJbii^aMi 
npeAnpiaTia.     CiH  BJiaAtJibn^ii  HMtoTi  npaso  BosM^n^enia   npncysAeBHaro  cb  EBxb 
BosHarpasA^Hla  OTb  t^x^  jum^i»,  no  bhh%  bohx'b  nec^acTle  nponsoniio. 
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§  20. 
Alle   dem  Unfall   Torbergegangenen  Yereinbamngen,   welche    die  Einschränkung  der 
Rechte   der   Arbeiter   auf  Entschädigong,   oder   den   Umfang   derselben   zum  Gegenstande 
haben,  sind  nngiltig. 

§  21. 
Die   bewilligten   einmaligen   Unterstfitzangen  oder  periodischen   Leistongen   kOnnen 
weder  verpfändet  noch  codiert  oder  arretiert  werden. 

§  22. 

Die  Unternehmer  sind  Terpflichtet,  auf  Verffigong  des  Gerichts  oder  aof  Wnnsch  der  Pen- 
sionäre die  Bente  in  den  Terminen  an  —  am  Wohnort  derselben  befindlichen  Benteien, 
Sparkassen,  Postanstalten  oder  Gemeindeverwaltang  a.  s.  w.  za  schicken. 


Der  Unternehmer,  welcher  in  der  Zahlang  der  Benten  sich  säamig  erweist,  ist  Ter- 
pflichtet aaf  Ansachen  des  Verletzten  and  auf  Yerffigen  des  Gerichts  in  einer  der  ört- 
lichen Benteien  ein  Kapital  za  deponieren,  welches  aasreichend  ist,  am  die  Bente  bis  zam 
Tode  des  Verletzten  oder  bis  zam  Verlast  des  Bechtes  hierza  —  sicherzastellen. 

Anmerkang:  Die  GrOsse  des  Kapitals,  welches  genügend  ist,  zar  Aaszahlang 
der  Benten  bis  zam  Verfisül  derselben,  wird  darch  Tabellen  festgestellt,  welche 
hierza  vom  Minister  der  Finanzen  za  bestätigen  sind. 


Bei  Uebergang  des  Unternehmens  aaf  einen  neaen  Erwerber  wird  dem  letzteren  die 
Verpflichtang  aaferlegt,  die  Mher  festgestellten  Unterstätzangen  and'  Benten  za  zahlen. 
Im  Fall  der  Liqaidation  des  Unternehmens  wegen  Insolyenz,  werden  die  dem  Verletzten 
oder  seiner  Familie  zastehenden  Unterstfitzangen  oder  Benten  den  Schalden  erster  Kate- 
gorie (§  600  des  Handelsgesetzbaches)  zagerechnet  and  die  Aaszahlang  dieser  Unter- 
stfitzangen wird  in  Grandlage  des  Torstehenden  (23)  Paragraphen  sichergestellt.  Derselbe 
Modas  der  Sicherstellang  der  dem  Verletzten  oder  seiner  Familie  zastehenden  Entschä- 
digang  wird  aach  for  den  Fall  der  freiwilligen  Liqaidation  beobachtet. 

§  26. 
Wenn  in  der  Folge  Umstände  bekannt  werden,  welche  ?om  Gericht  bei  FäUong 
seines  Urteils  nicht  berficksichtigt  worden  sind,  so  kann  der  UmfiEUig  der  Entschädigang 
aaf  Antrag  der  Parteien  and  aaf  Verfügen  des  Gerichts  in  den  Grenzen  der  §§  9  and  12 
yerändert  werden.  Gesache  am  Abänderang  mfissen  innerhalb  drei  Jahren  Tom  Tage  der 
Feststellong  der  Bente  eingereicht  werden. 


Die  Anstellang  Ton  Klagen  fiber  Unfallentschädigang  mass  innerhalb  eines  Jahres 
erfolgen.  Die  Frist  läaft  ffir  den  Verletzten  Tom  Tage  des  Unfalls  oder  Tom  Tage  des 
Empfangs  des  im  §  6  festgestellten  Attestes  über  die  Art  der  Krankheit,  für  die  Familie 
desselben  aber  Tom  Tage  seines  Todes.  Wenn  der  Unternehmer  im  Laafe  dieses  Jahres 
eine  nicht  in  Grandlage  des  §  16  attestierte  Vereinbarang  mit  dem  Verletzten  oder  dessen 
Familie  fiber  Entschädigang  oder  Gewährang  Ton  Lebensanterhalt  abgeschlossen  hat  and 
sich  in  der  Folge  Ton  der  Erffillang  dieser  Verbindlichkeit  lossagt,  so  kann  die  zor  An- 
stellang der  Klage  yersäamte  Frist  Tom  Gericht  wieder  hergestellt  werden. 

§  27. 
Klagen  aaf  Entschädigang  (§  1)  sind  wider  die  Unternehmer  anzastellen«    Die  Unter- 
mehner  sind  berechtigt  den  Ersatz  der  ihnen  aaferlegten  Entschädigangen  Ton  deiqenigen 
Personen  beizatreiben,  darch  deren  Sobald  der  Unfall  entstanden  ist. 


28  ^io  Arbeiteryersicherung  in  Eussland. 

§  28. 
HcKH  B03earpa»ÄeHifl  sa  noHeceeHue  ovh  eec^acHaro  cxjneji  jöhteh  npe^'B- 
flB;iflK)TCfl,  no  aejiaHiK)  HCTD^a,  mh  tomj  cy^y,  Bt  OKpyrfi  KOTOparo  HecHacrie  npo- 
HBomjto,  EJLE  cyAy  no  irtcTy  »HTejiBCTBa  OTBiT^HKa  hjh  HaxoaÄCHiH  ero  bohtoph. 
CiH  HCEH  uoTjvh  6htb  npe^'MBjiHeMH  TOjiBKo  caMHMH  nocTpaAaBfflHMH,  Hjra,  no  ynoji- 
HOMoqi»  Exi,  JHiiiaiiH,  yKaaaHHHMH  Bt  CT.  389  Y^p.  CyÄ.  Ycr.,  Hjra  npHcaaBHira 
noBipeHHEiMH,  nasHaqeHHHHH  fi,jLn  cero  bi  nopjiAEi»  yoraHOBJieHHOMi  CTaTi>fliCH  367 
(n.  4),  396  (n.  1)  n  397,  Y^p.  CyA.  ycr.,  ^m  BOÄeHia  ä*J^  JH^l,  nojib8yi)ni;Hxca 
npaBOMx  ÖiAHocTH.  SaKJuoqeme  ycjioBift  o  BosHarpasAenin  noBipenHHX'B  cBepx's 
TaBCH  no  A^aMi  cero  po^a  Bocnpen^aercfl  n  ycjOBUi  ein  npHSHaiDTCfl  neAMcTBH- 

TCiLBHUKH. 

§29. 
EcjH  pa6oqifi,  nocrpa^aBmifi  otb  HecnacTnaro  cay^aa,  coctobjtb  HieHOMi  bcdo- 
MoraTejiBHofi  Kaccu,  BH^aDn^efi  nocoCui  nocrpa^aBniHMi,  hjh  Chji'b  sacrpaxoBaffB 
OTi  HecqacTHHxi  ciyqaeBi  wb  CTpaxoBoifB  o6n;ecTBi,  h  eciH  BJcaA^ei^i  npeAnpüma 
jijbxsüi'h  CO  CBoefi  cTopoHH,  BSHOCH  wb  jnouHEjD  Eaccy  HJH  ynacTBOBaji  vb  yniaT^ 
npeiiiH  crpaxoBOJiy  oCn^ecmy  no  crpaxoBaHiD  nocrpa^aBmaro,  to  no  npoH3BOÄCTBi 
B08HarpasAeHifl  nocTpa^aBmeny  nojraocTi»»  na  ocHOBaHiH  nacroflni^i  npaBHJi^B, 
npH^HTann^eecfl  nocrpa^aBnieny  wh  saccH  hjih  crpaxoBaro  oön^ecTBa  Bosnarpas- 
Acme  pasAiJUieTCA  uexjij  jasiflikähiifiwh  npeAnpiflrifl  h  nocrpaAaBniHM'B  cootb^t- 
CTBeHHO  pasMipaiTB  CAtJiaHHux^  HMH  BSHocoBi  B^  osHaHeHHiu  yqpeaBAeHifl. 

§  30. 
HsioseHHHfl  BHme  npaBua  (er.  1—29)  ao^shh  6iitb  noMini;aei[H  b%  pasc^er- 
HQxi  BHHttRaxi,  BiiA^UBaeMHxi  pado^HMi. 

§  31. 
üpaBiua  0  BOSHarpasACHiH  pafioHHX'B  (ct.  1—29)  npnid&HaDTCfl  vh  nojraofi 
vbpi  H  El  BosnarpasAeHii)  cjiysan^Hxi  bi  npoKHmjueHHHX'B  npeAnpüiTiflxi  (Texna- 
BOBiy  MacrepoBTB,  ynpaBUDn^HX'B  npeAnpüiTieM'B  h  t.  n.),  opH^eicB:  a)  noBpeueHHOA 
BUflflna  Tim  H8%  CHxi  ciysamExi,  nojiHoe  roAOBoe  coAepsaeie  EOTopHxi  npoBO- 
cxoAHTi  1200  py6.,  HcqncjuiDTca  na  ocHOBaniflxrB,  yEasaiiHUX'B  bi  ct.  9,  no  pasc^OTy 
osHaHOHHofi  cyMMH;  6)  noBpeMenHUJi  BHAaqn  qjenaii'B  ceveficTBi  ynoiuiHyTBix'B  cjiy- 
san^Hxi  (ct.  12)  ne  MoryrB  vb  coBOBynHOCTH  npeBocxoAHTB  720  py6.  vb  roA^ 

§  32. 
Bi  BOBHarpasAenie  sa  npnqHHeHHHfi  nocTpaAaBineMy  yn;ep6i  npn  BpeMeenofi 
noTopi  TpyAocnocofinocTH  HaBHaqaeTca  CAHHOBpeMeHHafl  BUAa^a  bx  pasM'bpi  60% 
8apa6oTHofi  njaTii  no  ^nciy  paöoqnx'B  Anefi  saBeABHiji,  npHxoAfln^Hxcfl  na  Bpeiui  ne- 
cnoco6HOCTE  nocTpaAaBmaro  BHnojiHJiTB  o6u^ejk>  ero  pa6oTy.  BoBnarpasAeme  bto 
BHAaercji  xamb  wb  tomi  cjiyqai^  ecjni  necnocoÖnocTB  e^  TpyAy  npoAoaauieTCJi  6ojAt 

TpeXl  CyTOB'B. 

§  33. 
MHHHCTpaiTB  ^HHaHcoBi,  BnyTpeHHHxi  JiM^^f  SeiueA^fl  h  rocyAapcTBeHnnx^b 
Hiiyn^ecTBi  h  IOcthiuh  npeAocTaaiJieTCfl,  no  BsaHMHOMy  MesAy  co6od  corjameniK), 
HSAaBaTB,  Vb  paBBExie  HacToan^aro  saEona,  npaBHJa  h  HHCTpysi^iH— cb  t^mi,  ttoöh 
TasoBHJi  ne  EacajuiCB  BonpocoB^B,  noAJiesan^ixi  paspimeniD  vb  8aE0E0AaTejiBB0Jf% 
nopjiAB& 

V. 

BjiaA'i^i^H  Bcüxb  6e8x  HCBiD^enifl  qacTHHxi  npoMumjieHHux'B  saBeAemfi  aa  ne 
Hcnonenie  jiesan^Hxi  na  hexi»,  corjiacHo  ct.  er.  3  h  6  ota*  I>  oÖflsaHHocreS  noA- 
BepraDTCfl  BaucEamK)  wb  pasMipi  orb  25  ao  100  py6.,  cb  o6pani^eHieii^  chxi  bsu- 
cBaHifl  Vb  AOXOAX  niTpa^HEixi  BanHTajoB'B  ue  bhhx^  y?pejEACHi&  fl,M  oEasania 
padoHEMi  BcnoMon^ecTBOBaniH,  a  sa  neEH'bnieM'B  ohiixi  —  vb  aoxoa^  EasoEL  Bb 
rbxb  MicTHOCTflX'B,  TA*  cyn^ecTByDTi  npBcyTCTBifl  no  4>aÖpH'JHHMi  h  ropno-saBOA- 
CEEM'B  jsfbjLhWb,  npaBO  najoaKenifl  ynoiuiHyTuxi  Bume  BSUCBaHifi  npBCBaEfiaeTca  cemi 
npncyTCTBiflHi. 


Gosetzprojekt,  betreff,  die  Haftpflicht  der  Besitzer  Ton  gewerbl.  Unternehmungen.        29 

§  28. 

Klagen  wegen  Ersatz  der  dnrch  Unfälle  herrorgernfenen  Schaden  können  je  nach 
Wunsch  des  Verletzten  angestellt  werden  entweder  bei  dem  Gericht,  in  welchem  der  Unfall 
Yor  sich  ging  oder  aber  nach  dem  Wohnort  des  Beklagten  oder  nach  der  Belegenheit 
seines  Eomptoirs. 

Die  Klage  kann  nnr  yon  dem  Verletzten  selbst  angestellt  werden  oder  in  Vollmacht 
Yon  Personen  gemäss  Art.  389  der  Gerichtsordnung  oder  aber  von  vereidigten  Bechts- 
anwälten,  welche  hierzu  in  Anleitung  der  §§  367  p.  4,  396  p.  1  und  397  der  Gerichts- 
ordnung als  Armenanwälte  ernannt  werden.  Vereinbarungen  über  Honorierung  von  Be- 
vollmächtigten, welche  höher  sind  als  die  far  Sachen  dieser  Art  festgestellte  Taxe,  sind 
verboten  und  werden  für  nichtig  angesehen. 


Wenn  ein  durch  einen  Unfall  verletzter  Arbeiter  Mitglied  einer  Hilfskasse  war,  welche 
Verletzten  Unterstützungen  gewährt  oder  aber  in  einer  Versicherungsgesellschaft  gegen  Unfall 
versichert  war  und  wenn  der  Unternehmer  seinerseits  Zahlungen  für  diese  Kasse  leistete  oder 
aber  sich  an  der  Prämienzahlung  für  die  Versicherung  des  Verletzten  beteiligte,  so  wird, 
nachdem  der  Verletzte  die  ihm  in  Grundlage  der  vorstehenden  Regeln  gebührende  Ent- 
schädigung empfangen  hat,  die  dem  Verletzten  aus  der  Kasse  oder  Versicherungsgesell- 
schaft zustehende  Entschädigung  zwischen  dem  Unternehmer  und  Verletzten  gemäss  den 
Umfang  der  von  ihnen  in  die  erwähnten  Institutionen  geleisteten  Zahlungen  geteilt. 

§  30. 
Die  obigen  Kegeln  (§§  1 — 29)  sind  in  den  Lohnbüchern  der  Arbeiter  abzudmcken. 

§  31. 
Die  Regeln  über  Entschädigung   von  Arbeitern  (§§  1—29)  werden  im  vollen  Um- 
fang  auch  far  die  Entschädigung  von  Beamten  gewerblicher  Unternehmungen  (Techniker, 
Meister,  Direktore  u.  s.  w.)  angewandt,  wobei 

a)  die  diesen  Personen  zustehenden  Renten,  falls  ihr  voller  Jahresverdienst  die 
Summe  von  1200  Rubel  übersteigt,  in  Grundlage  des  §9  unter  Zugrunde- 
legung  dieser  Summe  berechnet  wird, 

b)  die  den  Familiengliedem  der  erwähnten  Personen  zustehenden  Entschädigungen 
in  ihrer  Gesamtheit  720  Rubel  jährlich  nicht  übersteigen  dürfen. 

§  32. 

Als  Entschädigung  far  die  dem  Verletzten  zugefügten  Schaden  bei  vorübergehender 
Erwerbsun&higkeit  wird  eine  einmalige  Zahlung  von  50  ^/^  seines  Tagesverdienstes  nach 
der  Anzahl  derjenigen  Tage  feztgestellt,  an  welchen  in  dem  Unternehmen  während  seiner 
Unfähigkeit  die  gewohnte  Arbeit  zu  verrichten^  gearbeitet  wurde.  Die  Entschädigung  wird 
bloss  dann  gezahlt,  wenn  die  Unfähigkeit  zur  Arbeit  länger  als  drei  Tage  dauert. 

§  33. 
Den  Ministem  der  Finanzen,  des  Innern,  der  Landwirtschaft  und  der  Domänen  sowie 
dem  Minister   der  Justiz  ist  es  freigestellt,  nach  gegenseitigen  Einvernehmen,  in  Erweite- 
rung dieses  Gesetzes,    Veränderungen  und  Vorschriften    zu  erteilen,   welche  nicht  Fragen 
entscheiden,  welche  der  gesetzgeberischen  Gewalt  vorbehalten  sind. 

*)  Die  Besitzer  sämtlicher  privaten  gewerblichen  Unternehmungen  unterliegen  fßr 
Kichtbeobachtung  der  in  §§  3  und  6  enthaltenen  Verbindlichkeiten  einer  Geldstrafe  im 
Betrage  von  25  bis  100  Rubel,  wobei  diese  Summen  dem  Strafgelderkapital  oder  anderen, 
zur  Unterstützung  von  Arbeitern  bestimmten  Institutionen  zufliessen.  Falls  derartige 
Institutionen  nicht  vorhanden  sind,  so  fliessen  die  Gelder  der  Krone  zu.  In  den  Abschriften, 
wo  Behörden  für  Fabrik-  und  Bergwerksangelegenheiten  existieren,  wird  das  Recht  auf 
Erlass  derartiger  Strafbefehle  diesen  Behörden  zuerkannt. 


npvjioseBie  8. 


(ojDHiranHX'B  KaccB,  y^pesAaeHHxi  na  ropHHxi  saBOAaxx  h 
npoHHeiaxx  vh  ryÖepHiflxi  D^apeiBa  flojaeKaro. 


L  Hfbjsh  H  cocTaB'b  kocch. 

§  1. 

EojibHHqHafl  Bacca  Ha  N  sasoAt  (py^^HREt  hjih  sonn)  HM'beT'B  uikat)  upe^o- 
cra&iflTb  CBOHMi  HJCHan,  b'b  cjiy^ai  CojiisHH  iuh  CMepm,  noco6ifl,  onpeA'bJieHHUfl 
HacTOflü^HMi  ycraBoiii. 

§2. 

Beb  HajraqHHfl  Ha  N  saBOA^  (pyAHRE'b,  bohr)  pa6o^ie»  a  Tacse  aocmotp^hbh 
{uocjLiflflie,  ecjiH  pasKipi  B08Harpa»A6Hijiy  nojyHaeMaro  hmh  hsi  saBOACBofi  hjh 
py^HH^iHofi  KaccH,  He  npeBHniaeri  500  p.  bi  roA'b)  oÖJisaHH,  co  BpeiieHH  nocrynieHia 
na  pa6oTy  na  saBOA^  (p7Ahhb'&  hjih  bohh)  y^acTBOsaTB  b'b  6ojbhh?ho8  Bacdb. 

npHüinanie  1.  JI^ocMOTpn^nKHi  nojiy?ai)ii].ie  6ojiie  500  p.  vb  foa'b,  h  Bci 
npo^ie  saBOACEie  cjiysam.ie  hm^dtb  npano  ynacxBOBaTB  bi  Bacd^  na  OAHHa- 
BOBUxi  Ch  Apyi'HMH  paCo^HMH  ycjiOBiflX!B.  0  sejadH  ynacTBOBaTB  aojukho 
611TB  saHBieHO  HMH  npaBjeniK)  Baccu  nncBiieHHo. 

npHifb^anie  2.  Pa6oqie,  BanaTue  npn  Hcno^HeniH  oco6uxi  pa6oTi  qepes'B 
HOAPflA^iiBOBi  H  He  noJIyHaK)u^e  HHEaBofi  niaTU  H3x  saBOACsofi  hjih  pyA* 
HH^iHofi  Baccii,  He  oöflsami  y^acTBOBaxB  bi  6ojiBHH^Hofi  Bacci;  saBOAoynpaB- 
jieHie,  OAHaEo,  mwierh  npano,  no  corjiaineHiiD  ch  hoapha^heomi,  npHnaxB  B'B 
HJiena  fioJiBHHqnofi  Bacca  ero  pafio^Hii  Ha  OAHnaBOBHX'B  cb  ApyrHMH  pa6o- 

^HMH  yCJIOBiHX'B,  HO  HO  HHa^e,  BaBl  TOSe  HO  HHCBMeHHHltl  "Htl    HpOCBÖaKl. 


IL  BanHTajm  Baccu  h  bbhoch  HJieHOBi. 

§3. 

CpeACTBa  6ojiBHHqHofi  BaccH  cocraBjuiDTCfl: 

1.  H8l  eseHiCA^HUX'B  BSHOCOBl  pa60HHXl,  AOCMOTpn^HEOB'B  H  CJysaH^HXl  H 

2.  H3^  B3H0C0B'B  ropHOnpOMUHIJieHHHBOBX,  HO  BpafiBcfi  ütpi  paBHUXl  cyMMi 

osHa^eHBQxi  BB  n.  1  B3H0C0BB.     Pasiitpi  osHaqcHBux'B  B'B  n.  1  cero 

naparpa4)a  bshocobi  KOserB  Cutb  onpeA^JeHi  aboaeo: 
a)  HJIH  BctMH  ueHBMH  Baccii  BHocATCfl  eyHiui,  crporo  npoaopi^OHajBHaH 

8apa6oTBy  BasAaro  OTA^^naro  iHi^a  no  HSBicrnofi,   OAHHaEOBofi  axh 

BcixB  ^jieHOBi  Eaccu  npoueHTHofi  HopMi; 
6)  HjDi  ace  ^jeHEi  6oJu>HHHHofi  Eaccu  pasA^Ji^DTca  na  Tpn  paspaAa: 


Anlage  8> 


Statut 

der 

Krankenkassen,  welche  in  den  Bergwerken  der  Gtouvemements 
des  Königreichs  Polen  zu  gründen  sind 

Yom  27.  Januar  1895. 


L  Zweck  und  Bestand  der  Kasse. 

§  1. 
Die  Krankenkasse  im  Betriebe  N  hat  den  Zweck,  ihren  Oliedem  in  Krankheit  oder 
Todesfall  Unterstützungen  auf  Grundlage  des  Yorliegenden  Statuts  zu  bewilligen. 

§2. 

Alle  in  dem  Betriebe  beschäftigten  Arbeiter  und  Aufseher  (die  letzteren,  falls  der 
ihnen  aus  dem  Betriebe  zufliessende  Verdienst  nicht  500  Rbl.  im  Jahr  übersteigt)  sind 
verpflichtet,  bei  ihrem  Eintritt  in  den  Betrieb  auch  der  Krankenkasse  beizutreten. 

Anmerkung  1.  Die  Aufseher,  welche  mehr  als  600  Bbl.  im  Jahr  Terdienen 
und  alle  übrigen  Angestellten  des  Betriebes  haben  das  Becht^  der  Kasse  unter 
den  für  die  übrigen  Arbeiter  festgesteUten  Bedingungen  beizutreten.  Ihr 
Wunsch,  der  Kasse  beizutreten,  muss  der  Verwaltung  schriftlich  angezeigt 
werden. 

Anmerkung  2.  Die  Arbeiter,  welche  durch  Zwischenuntemehmer  mit  besonderen 
Arbeiten  beschäftigt  werden  und  keinerlei  Zahlungen  aus  der  Betriebskasse 
empfangen,  sind  nicht  verpflichtet,  der  Krankenkasse  beizutreten;  die  Betriebs- 
Verwaltung  ist  jedoch  berechtigt,  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Zwischen- 
untemehmer seine  Arbeiter  in  die  Krankenkasse  au&unehmen  und  zwar  unter 
den  für  die  anderen  Arbeiter  geltenden  Bedingungen,  jedoch  nicht  anders  als 
auf  Grund  des  schriftlich  geäusserten  Gesuches  der  Arbeiter  des  Zwischen- 
untemehmers. 

n.  Die  Kapitalien  der  Kasse  und  die  Zahlungen  der  Mitglieder. 

§3. 

Die  Mittel  der  Krankenkasse  bestehen: 

1.  aus  den  monatlichen  Zahlungen  der  Arbeiter,  Aufseher  und  Angestellten,  und 

2.  aus  den  Zahlungen  der  Betriebsuntemehmer,  welche  der  Summe  der  im 
Punkt  1  erwähnten  Zahlungen  mindestens  gleich  sein  müssen.  Die  Höhe  der 
im  Punkt  1  dieses  Paragraphen  erwähnten  Zahlung  kann  in  zweifacher  Weise 
festgestellt  werden: 

a)  entweder  zahlen  alle  Mitglieder  der  Kasse  Summen,  welche  in  einen  ge- 
nauen Verhältnis  zu  dem  Verdienst  jeder  einzelnen  Person  nach  einer  be- 
stimmten prozentualen  Norm,   welche  für  alle  Mitglieder  gleich  ist,  stehen 

b)  oder  die  Mitglieder  der  Kasse  werden  in  drei  Lohnklassen  geteilt: 


32  Irjt  ÄAtsienxTiUlemg  im  Rs^iaad. 

6aiie  400  p.  *s  rojiv 

FMspnxk  R    Jim,  aaiy^aDiiiU  ■»  siMjicna^  kdi  prjciram 

2(»— 4*^0  pu  »  rojCK 

TzipMX^  BL     Jbiu.  sojqruDiiufl  ■»  saMj(CXKa  kjm  pyj^BMUur^  ncn 
aefffte  M)  p.  v&  rox^ 

Ssi^iejeeie  men^rk  w%  nm  kjh  xpTrot  m  ptspuoirs  Epovsaoxnti  yiipt»- 
jeeie»  sasoxt  ^pjxuHia  bjs  com;.  Bs  cjyui  »ejamg  ^jesa  xaeca  Kpeini 
Mai  o^Boro  fxspnj^  tr^  xpjroi,  ocaoHuiiex«  MepeiOAt  ero  Aonca^  cijzm  japa- 
(oTon  ero  aa  Bocit^Bia  Tpi  vtcai^a. 

üpaatiaBieL  Jnzeiie  ropuonpoMiimjennnoBs  asHocaxH  vs  Tiasanoxi  n 
can  ■qkarpa^  paaiipfc  K  uöauaen  ns  an  ofiasanocn,  Boajaraaoi 
■a  HU%  sasoBOHS,  OKaniBan  6esB0&me^xao  xexBiuracsjD  Boxomk  (t.  e. 
eoxepzan  Bpau,  ^eAjunepa  ■  6aii>Hfli^  irpa  onpexfeJeHBon  ^Bcxt  qKK 
Batefi  BS  o6fliefi  öojibOHQt,  a  Bouuun  odaaBej^esievs  b  Bej^BBaMeraau) 
BS  TOB%  cjjn2L%  Bor^a  BaeceBBOD  bi  öojibbhhbjd  xaccy  ctxxod  norptr^BHü 
Ba  Cef  apeABen^  paexox'i  bc  BOBpUBaerca.  BiaxfcjKim  saBo^oBi  b  apo- 
uciOBiy  B  3a  BSflocoBi  Bi  öoj&BflqByD  Baccy  cjBXH,  norpeöHoi  Ba  ici 
pacxojiii  BO  6e3B03ve3XBoi  BejuiUBHCBofi  ooMon^fl  pa6o<iBxv  ne  ocBo6oaua- 
DTca  onk  odaaaflBOCTB  ycrpoHTB  öoJBBH^Hoe  noviiaeBie  npv  cbbobi  sasoxl 
BJB  npoBiicii,  a  Taxxe  b  on  npo<iBX'B  cbohtb  saaoHHEin  oöasaHBOcrei 
Wh  OTBomeBiB  MeiBUBHCBoi  noBoaui  pa6oHHfli,  bo  ckohmj  TaxoBBi  se 

BCflOJBflKTCa  BBtcrO  BBXl  60ABHHflOD  BBCCOD.     YlUaTB  ^UesaBB  BSBOCOn 

flo  paapaA^i  o6a3aT&ibfla  b  bo  i^bb  B^q^iiBa  aaBani  bo  cayiai)  Coftaim. 


§4. 

Pa3Bipi  BSfloca  ^ueaa  saccn  ßfiimewb  cocraBurrK  ne  Berte  oxBoro  b  le 
6oxie  Tpe»  npoaeflTOirB  Btcflqflaro  ero  sapaöoTEa.  Bi  ciy^ai  pacnpe;i:tJieflii 
ueaorB  no  paspHj^aBi  onpextiüDrcB  cjixyDnue  HaHseHBode  bshocb:  bo  paspuQr 
A  —  35  B^  no  fsapHßj  B  —  25  b,  no  pasp^xy  B  —  15  b.  rb  niaasj^]  bshocb 
dm  MorjTb  6uTB,  ci  corjacU  öojBnfHHCTsa  ueeovB  xacca  b  saBo^oyopaaieHU, 
]rBejiB>feflB,  ßfl  Taaoro,  oAHaao,  pasM^pa,  hto6h  ohh  oted^b  He  npeaamajai  3^« 
3apa6oTEa. 

yiLiaTa  uenaBH  bshocobi  no  paspa^aBi  otfaaaTejBHa  b  bo  bochb  megepun 
saHBiifi  no  cijqaD  öojri^HH. 

§5- 

B3B0CU  ueHOBi  60JIBBHHH0&  aaccH  h  bshoch  ropnonpoMinnieHHHBOBi  ne  bo- 
rjTb  6uTB  Mente  pasMtpa,  onpe^tjeHHaro  §  4 

HajEmesi  npExo^a  naj^'B  pacxoAoni  coeraBjjierB  nocroanniiifi  sanacaoi  lani- 
Tajnb  BaccH,  xoropufi  wb  ciyqa'b,  eciH  AOCTHrnerB  wh  q>e;^eMi  20  p.  Ha  ueaa 
BaccH,  MOseTB  6uTB  ynorpetijieH'B  na  yiyqmeHie  saBOxcRofl  öojbhhaii,  na  coopyxeme 
npB  6ojrBHHui  uepxBH,  mKo.iu  h  na  npoqifl  o6nufl  noTpeÖHocTH  ropHopaöo^HTB. 

EcjiH  npn  cocTaBieniH  npaRieHieMi  cntTu  na  npeAcrojinUfi  roj^i  OBasercs, 
qro  HeE36&KHäe  pacxoAU  ne  MoryrB  6utb  bhoih^  nospuTH  ozHxaeBHMH  nocryiue- 
HiBMH,  To  npaBJieHie  aaccu  oöadano  npHBATB  Mtpa  vh  ycraHOBieHii)  paBHOsiunii 
MesA7  npHxoAOM'B  h  pacxo^OM'B,  ne  beixo;^  hs^b  nopMH  BmeroFB,  ysasaHHofi  §  4. 

npHB^qaeie.  DocraHOBjeHiji  0  BumeynoBHHyroMX  nasHa^eniH  BSiHniKa  Kaccs 
H  o&b  yBeiH^eniH  bshocobi  uh  yMeHBrneniH  noco6ifi  MoryrB  coctoatbca 
TOJiBKO  vh  oCmfiWh  coÖpaeiH  ^jieHOBi  KaccH,  npH  newh  ^Äesu  saccii  0  sact- 
AaeiB  aojshh  6utb  yBi^oM^ieHii  sa  8  AHefi  ao  cpoEa,  Cb  osHaqemeMi  uoa- 
jiesan^HX^  o6cyaKA6Hii)  BonpocoFB;  nocraHOBjieHie  aro  j^ojzho  cocroATbCfl 
6ojiBmHHCTBOMi  HO  Mente  */t  roJocoBx  qaenoBi  saccCL 
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Klasse  A:  Personen,  deren  ans  dem  Betriebe  bezogener  Verdienst  400  Bbl  j&hr- 
jährlich  übersteigt; 

Klasae  B:  Personen,  deren  ans  dem  betriebe  bezogener  Verdienst  200 — 400  Bbl. 
lieh  beträgt; 

Klasse  C:  Personen,  deren  ans  dem  Betriebe  bezogener  Verdienst  200  Bbl.  jähr- 
lich nicht  erreicht. 

Die  Einstellnng  der  Mitglieder  in  die  eine  oder  andere  der  obigen  Klassen  erfolgt 
dnrch  die  Betriebsverwaltung.  Falls  ein  Mitglied  der  Kasse  ans  einer  Klasse  in  eine  andere 
überzugehen  wünscht,  so  ist  hierbei  die  Summe  seiner  Lohnbezüge  in  den  letzten  drei 
Monaten  als  massgebend  anzusehen. 

Anmerkung.  Die  Beteiligung  der  Betriebsuntemehmer  durch  Zahlungen  in  dem 
durch  diesen  Paragraph  angegebenen  Umfang  befreit  sie  nicht  Yon  der  ihnen 
durch  das  (besetz  obliegenden  Verpflichtung,  den  Arbeitern  unentgeltliche  ärzt- 
liche Hilfe  zu  leisten  (d.  h.  einen  Arzt  zu  unterhalten,  einen  Feldscher,  sowie 
ein  Krankenhaus  mit  der  gesetzlichen  Anzahl  yon  Betten,  allem  nötigen  Zu- 
behör und  Heilmittehi),  falls  durch  die  der  Kasse  gezahlte  Summe  der  für  diese 
Ausgaben  erforderliche  Aufwand  nicht  bestritten  werden  kann.  Die  Betriebs- 
untemehmer werden  auch  nach  Zahlung  derjenigen  Sunune  zum  Besten  der 
Krankenkassen,  welche  für  alle  Ausgaben  behufs  freier  ärztlicher  Hilfe  er- 
forderlich ist,  nicht  von  der  Verbindlichkeit  befreit,  ein  Kra,nkenhaus  bei  dem 
Betriebe  zu  unterhalten,  sowie  aUe  anderen  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  er- 
füllen, soweit  solche  nicht  für  sie  yon  der  Krankenkasse  erfallt  werden.  Die 
Erlegung  der  Mitgliedsbeiträge  nach  Lohnklassen  ist  obligatorisch,  auch  wäh- 
rend der  Zeit,  wo  die  Mitglieder  wegen  Krankheilj  ol^le  Beschäftigung  sind. 


§4. 

Die  Mitgliedsbeiträge  sollen  nicht  weniger  als  ein  Prozent  und  nicht  mehr  als  drei 
Prozent  des  Monatsyerdienstes  der  Mitglieder  betragen.  Falls  die  Mitglieder  in  Lohnklasse^ 
geteilt  sind,  so  sollen  nachstehende  Mindestbeiträge  erhoben  werden:  Ii;i  der  Klasse  A: 
35  Kop.,  in  der  Klasse  B:  25  Kop.  und  in  der  Klasse  G:  15  Kop.  monatlich;  diese 
Beiträge  kOnnen  mit  Zustimmung  der  Mehrheit  der  Mitglieder  UAd  der  Betriebsyerwaltung 
bis  zu  drei  Prozent  des  Verdienstes  der  Mitglieder  erhöht  werden.  Die  Erlegung  der 
Mitgliederbeiträge  ist  obligatorisch  auch  während  der  Zeit,  wo  die  Mitglieder  wegei^  K^wk- 
heit  ohne  Beschäftigung  sind. 


§5. 

Die  Einzahlungen  der  Mitglieder  der  Krankenkasse,  sowie  die  Einzahlungen  der  Be- 
triebsuntemehmer dürfen  nicht  niedriger  sein,   als  ^e  im  §  4  angegebene  Norm  bestimmt. 

Der  üeberschuss  der  Einnahme^  iil;^r  die  Ausgaben  bildet  den  Beseryefonds  der 
Kasse,  welcher,  falls  er  im  Durchschnitt  ^0  Bbl.  pro  Mitglied  beträgt,  zur  Verbesserung 
des  Betriebskrankenhauses,  oder  zum  Bau  einer  Kirche,  Schule  oder  zu  anderen  allgemeinen 
BedürMssen  der  Arbeiter  yerwendet  wei^den  darf. 

Wenn  bei  Aufstellung  des  Budgets  für  das  kommende  Jahr  sich  herausstellt,  dass 
die  notwendigen  Ausgaben  nicht  im  yoUen  Umfang  durch  die  zu  erwartenden  Eingänge 
gedeckt  werden  können,  so  ist  die  Verwaltung  der  Kasse  yerpflichtet,  Massregeln  zur  Her- 
stellmoig  des  Gleichgewichts  zwiachen  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  ergreifen,  ohne  jedoch 
die  im  §  4  für  die  Höhe  der  Mitgliedsbeiträge  angestellte  Norm  zu  überschreiten. 

Anmerkung.  Beschlüsse  über  die  oben  erwähnte  Verwendung  yon  Ueberschüssen, 
über  Erhöhung  yon  Mitgliedsbeiträgen  oder  Verringerung  der  zu  zahlenden 
Unterstützungen  können  nur  in  den  Generalyersammlungen  der  Kasse  be- 
schlossen werden,  wobei  den  Mitgliedern  acht  Tage  yorher  die  Tagesordnung 
der  Generalyersammlung  anzuzeigen  ist  Die  erwähnten  Beschlüsse  bedürfen 
zu  ihrer  Gültigkeit  */,  der  Stimmen  sämtlicher  Mitglieder. 

3 


S4  I^ie  Arbeiterrenicliemiig  in  EusalancL 

§6. 

M'6CflHHBe  B8H0CH  UeHOBI^  60JIBHHqH0&  BaCCH  npOHSBOXHTCfl  Hjnc  OOCpe^CTBOMrE 

y^epsaHifi  VLSI,  Bii^^aBaeMaro  hmi  sajiOBaHBA  hjih  dapafioTsa,  hjh  BHOcaTCfl  caKHMH 
ueflaMH  saccH,  ecjiH  ohh  BpenenHO  He  noijmiDTb  sajoeaBBA.  BsHOca  dTH  ne  nosse 
Tpexi  HOA^B  nocxb  orqerHaro  iticana  j^ojukhu  6HTb  npenpoBosAeHu  bi  Baccy, 
BMicrb  CO  B3HocaiiH  orb  ropHonpomamjieHHHROFL. 


III.  noco61fl. 

§7. 

BojrBHH^Hafl  Kacca  npexocraBJiieirB  cbohmi^  uenaMi^  no  MeHLmefi  M^pi^  BHze* 
ciijBiyDii^ifl  nocoöiji: 

a)  Bi  cjiy^aft  CojAsmi  caMHX'B  ^jchobi,  ext»  seH'B,  A'i^Tefi,  MOJose  15-th 
ji'bTBflro  BOBpacra,  bx%  poAHxeJiefi  h  po^CTBeHHEBOBi,  Haxo^fliUHxcji  Ha 
noneneHiH  hxi  —  öesiuaTHyi)  BpaneÖHyi)  noMon^B  h  j^xapcTBa. 

6)  AeaesHoe  noco6ie  bo  Bpeiifl  tfoiftsHH  Hjena  KaccH,  jniinHBnie&  6ojBHoro 
8apa6oTKa,  HCBJDqa«,  oAHaBO,  rbvb  ciy^aeBi,  Bor^^a  6ojii8HB  BUBBana 
6njia  yMunueHHo  npH^HHeHHiiifB  ce6t  BpeAciii,  hih  Ror^a  üph^hhod 
Öojri^HH  6iuo  üBAHCTBo  HJIH  AP^Ka,  npoHciue^^mafl  no  bhh^  nocrpa^aBinaro. 

b)  IIoco6ie  Ha  pacxo^Q  no  norpefiemi)  yKepnmxi  uobobi  KaccH  h  ynoiui- 
Hyraxi  FB  n.  a  uenoBi  hxi  ceiieBcTB^ 


8  8. 

Eas^Hfi  ueffB  KaccH,  Hüinnufi  npaBO  Ha  jinenie,  corjiacHo  npewAymeiiy 
naparpa4)y,  ofijiBaB'B  ofipan^axBCH  k%  Touy  Bpa^y,  vh  Ty  Coihmaij  h  rb  Ty  anTesy, 
KOTopue  6yAyTfB  eny  yKasanH  npaBjenieMi  RaccH. 

Ecjni  offB  o6paTHTCfl  vb  nocropoHHeMy  Bpa^  n  nocropoHHin  6ojaHH^a  h 
anresH,  to  pacxo^n  no  jte^eHiK)  ho  npHHHMaDTCA  na  cnen  Raccu. 

06%  BTOJn^  AOJUKHO  611TB  BUBimeno  ofifBABjenie  vh  cöopsiixi  AOMaxi  h  saBOA- 

CBOfi  KOHTOpi. 

§9. 

nOC06ui  BO  BpeMH  6oJI%8HH  BHAaiyrCfl,  ho  HCKJin^ftJI  npaBAHHTOHX'B  H  BOCRpec- 

nnxi  fiflet.    PasMipi  bthx'b  noco6ifl  npn  pacnpexiiteHiH  pa6o^Hxi  na  paspflA^i 
onpeA^JineTCfl  HHsearbxyDn^HMH  nopMaHH  vh  aohb: 

paspBAft  A  —  40  R.  aceHaTHiTB,  30  r.  xojiocTiurB 
^       B  —  30r.         „         20  R. 
n        B  —  20  R*  M  12  R.  f, 

IIpH  CHcreM^  BSHocoBi,  onpeA'i^eMHX'B  vb  npoi^eHxax^  ovh  sapatfoTRa,  cyro^- 
Hoe  noco6ie  bi  30  r.  seeaTHM^  h  20  r.  xojocthm'b  c^HTaercA  naHMeHBniHii'B.  IIo 
ycMOTpinii)  npaBJieHiA  pasMipi  nocoöift  MoserB  6htb  yBeiHHen^E  bi  oco6o  yBaasH- 
TeiBHHxi  cjiy^aaxi. 

EcJH  seHaTHfi  mewh  RaccH  naxo^HTCH  na  nojrBSOBaniH  vh  Coihwuni.  to  coMefi- 
CTBy  ero  BHxaercA  tojibro  nojioBHHa  npHnnTann^arocH  noco6iff.  Xojocrse  ^zeHu 
RaccH,  nojiBdyDnpecfl  Bpa^eÖHOD  noMonu»»  vb  6ojbhhi;^  nojiyqaDTi  Vi  noco6i& 

Qocoöie  BO  BpoMH  6oji^hh  BH^^aercH  Vh  npo^^oiseeie  He  6ojte  Tpex'B  M'bca- 
i^OBi;  Towo  TaRse  xb^eme  na  ;^OMy  hjih  nojiBBOBaHie  b'b  6ojiBHHi;i  KoserB  npo- 
;^ojiauiTBCA  ne  6oji^  Tpexi  M^CBi^eB'b;  vh  HCRiD^HTejiBHiix'B  o;^aRo,  h  0C060  yaa- 
sHTeaBHHX'B  ciiyqaaxi,  cpoRi  aroro,  no  pfimeBi»  npaBJieBifl,  mosctb  6utb  npo^oi- 
aROHi  ßfi  mecTH  jcicHi^eB'B, 
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§6. 

Die  monatUchen  Beiträge  der  Mitglieder  werden  entrichtet  entweder  dnrch  Abzüge 
Yon  ihren  Dienstbezügen  oder  ihrem  Lohn  oder  werden  yon  ihnen  selbst  entrichtet,  wenn 
sie  zeitweilig  keinen  Lohn  beziehen.  Die  Beiträge  müssen  nicht  später  als  drei  Wochen 
nach  Ablauf  des  Abrechnnngsmonats  an  die  Kasse  abgeführt  werden  nnd  zwar  gleich- 
zeitig mit  den  Beiträgen  des  Betriebsnntemehmers. 


IIL  IJiiterstfltziuigeii. 

§7. 

Die  Krankenkasse  gewährt  ihren  Mitgliedern  Unterstützungen  in  nachstehenden  Mindest- 
beträgen: 

a)  freie  ärztliche  Hilfe  nnd  Heilmittel  im  Fall  yon  Krankheit  der  Mitglieder,  ihrer 
Franen  nnd  Kinder  bis  znm  15.  Lebensjahr,  der  yon  ihnen  unterhaltenen  Eltern 
oder  Verwandten, 

b)  Krankengeld  während  der  Krankheit  des  Mitgliedes,  CeJIs  die  letztere  ihm  die 
Möglichkeit,  seinen  Lohn  zn  erarbeiten,  entzogen  hat,  wobei  diese  Unter- 
stützung jedoch  fortfällt,  falls  die  Krankheit  durch  absichtliche  Körperyerletzung, 
oder  Trunk  oder  yom  Verletzten  yerschuldete  Schlägerei  entstanden  war, 

c)  Beisteuer  zu  den  Kosten  der  Beerdigung  yerstorbener  Mitglieder  und  der  im 
Punkt  4  bezeichneten  Familienglieder  derselben. 


§8. 

Jedes  Kassenmitglied,  das  einen  Anspruch  auf  Heilung  hat,  ist  yerpflichtet,  sich  an 
dei^'enigen  Arzt,  an  dasjenige  Krankenhaus  oder  an  diejenige  Apotheke  zu  wenden,  welche 
ihm  yon  der  Verwaltung  der  Kasse  bezeichnet  werden. 

Wenn  sich  das  Mitglied  an  einen  anderen  Arzt,  ein  anderes  Krankenhaus  oder 
eine  andere  Apotheke  wendet,  so  werden  -die  Heilungskosten  nicht  yon  der  Krankenkasse 
ersetzt.  Hierüber  ist  eine  Bekanntmachung  an  den  Sammelpunkten  und  im  Betriebs- 
komptoir  anzuhängen. 

§  9. 

Die  Unterstützungen  während  der  Krankheit  werden  fSbr  jeden  Tag  der  Krankheit 
erteilt,  einschliesslich  Sonn-  und  Feiertage. 

Die  Unterstützungen  werden  bei  der  Einteilung  der  Arbeiter  in  Lohnklassen  in  nach- 
stehenden täglich  zuzubilligenden  Beträgen  gezahlt: 

Klasse  A:  40  Kop.  für  Verheiratete,  30  Kop.  fär  Unyerheiratete, 
„      B:  30    „       „  „  20    „       „  „ 

„       C:  20    „       „  w  12    „       „  „ 

Bei  den  nach  Prozenten  yom  Verdienst  zu  berechnenden  System  der  Beiträge  beträgt 
die  Tagesunterstützung  mindestens  30  Kop.  für  einen  Verheirateten  und  20  Kop.  für  einen 
Unyerheirateten.  Von  dem  Ermessen  der  Verwaltung  hängt  es  ab,  in  besonders  zu  be- 
rücksichtigenden Fällen  den  Betrag  der  Unterstützung  zu  erhöhen.  Wenn  ein  Verheirateter 
im  Krankenhause  yerpfleg^  wird,  so  empfängt  die  Familie  desselben  blos  die  Hälfte  des 
Unterstützungssatzes.  Unyerheiratete  Mitglieder,  welche  im  Krankenhanse  unterhalten 
werden,  empfangen  blos  ^/^  des  Unterstützungssatzes. 

Die  Krankenunterstützungen  werden  nicht  länger  als  drei  Monate  gezahlt;  desgleichen 
darf  die  ärztliche  Behandlung  im  Hause  oder  im  Krankenhause  nicht  länger  als  drei  Mo- 
nate dauern.  In  Ausnahmefällen,  bei  Vorhandensein  besonderer  Umstände,  kann  diese 
Frist  yon  der  Verwaltung  auf  sechs  Monate  yerlängert  werden. 

8* 
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§  10. 

B%  BHAi  nocotfui  ea  pacxo;(H  no  norpe6e&iD  yKepnmx'B  ueaoB^  BHxacrcH  mn 
saccH  ee  Meeie  15  p^  fia  norpetfenie  se  yMepnum  hbi  ceneficna  u^ea  xacca 
jmn'h  Mosen  6htl  BH^aBaeMo  h  Meeie^  no  ycMOipimi)  npaBiealfl. 

üpHiciHaHie.  IIoxopoHii  uenoB^B,  y6HTiixi^  npH  paCorb  hjdi  yjiepmHxi^  Bcrtx- 
CTBie  ysi«iBA,  noiyneHHaro  bo  Bpeica  pa6orB  Ha  saBO^i  (py^HEsfi  hih  sone)» 
npoHSBOAaTCfl  Ha  c^en  saBOAoynpaBjemH,  npH  Ren'h  paczoA^b  onpe^ijuieTCfl 
He  M enie  25  p. 

§  11. 

npH  HCBJDO^HTeiBHBXI^    HeC^aCTHHXl    CJyiaflX'B,    üp0A0J[SHT6JnH0fi  6ojfeHH  H 

T.  n^  npaBjeme  Mosen  BH^^aBarB  Ö^K^Wh  uenaMi  ^eSBu^afiHHH  hoco6üi  hbi  saccH. 

npHMtqanie.  Bnpe^B  lo  y^pes^emfl  ofin^efi  Kaccy,  oÖesnenBaDn^efi  cy^BSy 
ropH08aBO;^CKHX'B  yBi^^HHx^  baobtb  h  CHpon,  npaBJ6Hie  6oiBHH«ofi  saccH 
vb  npasi,  HacEojibKO  oho  Cjfifirh  pacnojaraxB  cpexcTBaiiH,  BuxaBaTB  ^pes- 

BU^a&HHH    n0C06iH    yBi^HSMl,    B^^OBaMl    H    CHpOTaMl    6lIBmHXl    pa6o?HXtB 

saBOAa  (pyAHHKa  hjh  bodh).  PaBSHMi  o6pa80Mi,  eciH  no  yqpesx^HiH  yno- 
MfläyroS  KaccH  osHa^efiBiie  yB%?Hne,  baobh  h  CHpoin  ne  (y^yrrB  BiiHcaHH 
Vb  HHCJio  oeHcioHepoBi  cei  Eaccn,  npesrnn  oTHomeHin  6ojrBHfiqHux:b  xacci 
K^b  HHM^b  npoAoisaDTca. 

§  12. 

^lewh  6ojaHHHHofi  xaccH,  ocraBHBmifi  pa6oTH  na  saBo^i^  (pyxBHB^  hih  kohh), 
Vb  soTopoMy  npHBa^iesHTB  dra  Bacca,  jnunaercH  cbohxi  uohckhxi  npaBi;  CA^ 
jiaHBiie  se  BWb  vb  Baccy  bshoch  hh  vb  BasoM^b  cjyTOft  ne  BosBpan^aDTca« 


lYt  ynpaBJieHie  Bacco»» 

§  13. 
SaB^AHBanie  Cojibhh^hoi)  Kacco»  BB^pflerca  npaBjieHix)  esL 

§  14. 

IIpaBjieHie  xaccH  cocronn  hsi  lerHaro  iHcn  uenoFB  ne  uewhe  6;  noioBHna 
dToro  ^HCJia  HasHaqaercfl  saBOAOBJiaAiJiBi^aHHy  a  Apyraa  noJOBHHa  BiiÖnpaerca  ue- 
HaHH  BaccH  HJH  H31  CBoefi  cpeAH,  HJH  H31  xixi  cjysaH^Hxi  Ha  saBOAi  (pyAHHirb 
HKH  bodh),  eoh  yqacTByDrB  bi  sacd^. 

Hsx  ^HCJia  ueHOBi  orb  saBOAOBjaA'&iBi^eBi  HasHaqaercfl  btbmh  nociiAHHHH 
npeAciA&TeiB  npaBieHiA  h  ero  TOBapnii^i. 

DpaBOMi  Bu6opa  nojiLsyDTCji  Bcrb  coBepmeHHOjrbTme  «chh  Mysecsaro  noja. 

Bu6opEi  npoHSBOAflTCfl  Bi  HasHa^eHHoe  sa  bocomb  AHefi  ao  cposa  BpeMfl,  o 
qeMi  BUBlu]HBaK>TCA  oÖ^BflBJieHifl  Bx  saBOACKHx^  BOBTopaxx  H  saHqeiapiaxi  H  c6op* 
Bäxx  AOMaxi. 

BiiÖopaHH  pyBOBOAHTi  CTapmii  Texensi  saBOAa  (pyABHKa  h^h  Bonn);  BH6opn 
npoHSBOAflTCB  CJI0B6CH0  HO  HpocTony  fiojBmHHCTBy  rojocoffb  Bctxi  y^aCtHRKOBl 
saccn.  EcjH  se  osasercfl  Heo6xoAHMUMi  Bu6opu  npOHSBecin  daKpnroic)  ffoAa^ei» 
rojocoBi,  To  CaxioTHpoBBi  noABepravTCfl  ABa  JiHiia,  nojiyqHBmiB  HaHfioiBmee  mäcm 
roJTocoBi.  B%  cJiy^aft  paBeHcxisa  rojiocoB^  opn  6ajijiOTHpoBB±,  BH6op!b  ptoaevcH 
HO  speöix). 

§  15. 
üpaBJieHie  HMien  ne^aTB  ci  H8o6pasetieMi  HaHHenoBaHifl  xaccii. 
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§  10.         ' 

Als  beistener  zu  den  Beerdigiingskosten  yerstorbener  Mitglieder  werden  ans  der  Kasse 
nicht  weniger  als  15  Bbl.  gezahlt  Als  Beerdignngsbeistener  kann  nach  Ermessen  der 
Yerwaltnng  anch  weniger  gezahlt  werden. 

Anmerknng.  Die  Beerdigung  Ten  Mitgliedern,  welche  bei  der  Arbeit  getötet 
worden  sind  oder  infolge  eines  Unfalles  während  der  Arbeit  yerftorboli  sind, 
wird  fär  Bechnnsg  des  Betriebsnntemehmers  aasgeführt,  wobei  hieif&r  nicht 
weniger  iJs  25  Ebl.  zu  yrnraosgaben  smd. 

§11. 

Aei  besonderen  Vnfälleh,  langwieriger  SranUieit  n.  s.  w.,  kann  clie  Verwaltung  arm^ 
ibtgliedem  airch  ausserordentliche  Unterstfttznngen  aus  der  Easse  yerabfo^n. 

Anmerknng.  Biti  t^  Begrdndnng  e&ier  aü^meinen  Easse,  welche  nnMVeüetzte 
Bergwerksärbeiter,  Witwen  und  Waisen  sicher  «teUt,  ist  di6  Verwaltung  der 
Krankenkasse  berechtigt,  soweit  sie  übet  die  nOtigeid  Mittel  verfugen  sollte, 
ausserordentliche  Unterstützungen  den  Unfallverletzten,  sowie  Witwen  und 
Waisen  früherer  Arbeiter  zu  erteilen. 

Ferner  bleiben,  falls  nach  Gründung  der  erwflhnten  Easse  ^e  bezeich- 
Un&llyerletzten,  T^twen  und  Waisen  nicht  in  die  Zahl  der  PensioBäre  diescAr 
Kasse  aufig^enonimen  werden  sollten,  die  Beziehmg«!  denelben  ta  der  Kraihken- 
kasse  bestehen. 

«  12. 

Eiii  Eassenmitglied,  Welches  seine  Arbeit  im  Betriebe  aufgiebt,  zu  weichein  die  Easse 
gehört,  yerlieit  seine  Bechte  als  Mitglied  und  seine  Einzahlungen  werden  ihm  in  keinem 
Fall  zurückyergütet. 


IT.  Die  Terwaltiuig  der  Easse. 

§  13. 
Die  Leitung  der  Easse  steht  der  Venraltong  zn. 

§  14. 

Die  Verwaltung  der  Easse  besteht  aus  einer  in  gerader  Zahl  erwfthlten  Anzahl  von 
Vorstands-Mit^liedem,  welche  nicht  weniger  als  sechs  betragen  clarf.  t)ie  fiälfte  derselben 
Wird  von  der  Betriebsverwaltung  ernannt,  die  andere  bälfke  von  den  Eassenmitgliedem 
gewä!hlt,  entweder  aus  ihrer  eigenen  Mitte  oder  aus  denjenigen  Angestellte  des  Betriebes, 
welche  bei  de)r  Easse  beteiligt  sind. 

Aus  der  2ahl  der  Vorstandsmitglieder,  welche  von  der  Betriebsverwaltung  emuint 
sind,  bestimmt  £e  letztere  den  Vorsitzenden  und  seinen  Vertreter. 

l)as  Wahlrecht  gemessen  alle  vol^ährigen  )S[assenmitglieder  mfinnlichen  Geschlechts. 

Die  Wahlen  werden  in  einer  Versammlung,  welche  acht  Tage  vorher  durch  Anschlag 
in  den  Fabrikkomptoiren,  Eanzleien  und  Sammelpunkten  bekannt  gemacht  worden  ist, 
vollzogen. 

Bei  den  Wahlen  prftsidiert  der  Älteste  Techniker  des  Betriebes.  Die  Wahlen  werden 
mündlich  mit  einfacher  Majorität  aller  Eassenmitglieder  vollzogen.  Wenn  es  erforderlich 
wird,  die  Wahlen  durch  verdeckte  Stimmenabgabe  zu  vollziehen,  so  werden  diejenigen  zwei 
Personen  der  Stichwahl  unterworfen,  welche  die  grösste  Stimmenzahl  empfiangen  haben. 
Im  Falle  von  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  15. 
Die  Eassen- Verwaltung  fOihrt  ein  Siegel  mit  ihrem  Namen. 


38  l^i^  Aibeiterveisicheniiig  in  BosslancL 

§  16. 

^jreHH  npaBjreeifl  sn^HpaDTca  Ha  TpH  ro^a.  Ecjih  se  vh  npo^ojisenie  sroro 
BpeneHH  hjechi  npaBjenia  Bufi^erB  hsi  Eaccu,  hjih  ocTaBHTB  saBOAi  (pjahebi  hih 
koub),  Ha  BOTopHxi  ciysHJi,  —  Ha  ero  Micro  HsÖBpaerca  HOBufi  ueH^  npaBjeek. 

§  17. 

^6HfiI    DpaBJ6Hifl    HCnOJHaDTl    CBOH    06H3aHH0CTH   HO    X^&Ml   EaCCH    6e3B08- 

MesABo,  H  TOJBBo  HSAepsEH,  noH6ceHHHji  HHH  HajiB^HUMH  xeHBrauH,  Cjfyvb  BOSBpa- 
H^aeMH,  ecjm  HensfitoHocTB  chxi  Hsxepses'B  6jfi,efrh  npHSHaHa  OpaBieHieifB. 

8  18. 

üpaBJieHie  BaBixHBaen  Bcfiitn  a^bhh  KacciL  Oho  saM^HHerB  Baccy  xaK% 
DpHAH^ecRoe  jmnflj  mosotb  AasaxB  ji^jvEWb  JtHiiaM^B  nopyqeHiH  h  AOßipeHHOCTH, 
HaCiDAaeri  sa  BaccoBQMi  h  OT^erHHii'B  nop^xBOMi,  cocraBJjierB  esero^HO  cutTf 
BaccH,  pascMaTpHBaen  nocTynannuH  xoAaTaficraa  h  p^aen  no  hhmi  OBOH^axeiBHo, 
HasHaqaeTB  neofixoAHMHx^  a^a  npHspieia  6ojibhhx%  h  ajui  xosaicTBeflHOfi  "lacTH 
Äm(%  H  saB^ABiBaerB  Bctm  HMyii^ecTBOMx  Baccu. 

§  19. 

Bi  npoMesyTKax'B  MOSAy  BaciAanuiMH  üpaBjeHüi  Bctmi  A^jraHH  vbj^&n 
npeAC^AaTejub,  BoxopEiS  coÖnpaerB  üpaBieHie  ne  Menie  OAHoro  pasa  vh  uiom'B  h 
Aaen  eMy  oTHora  o  cbohxi  a^Actbuix'b.  ]^a  sasoHHocTH  pimeHifi  Heo6xoAHM0, 
TTOÖn  HaxoAHjiHCB  Ha  Mfnoß  EpeActAaTeJB  hjh  ero  TOBapHo;^  h,  ho  Kpafineft  Mipi» 
TpH  ueea  npaBjenifl.  Bi  sac&AäHiflxi  flibs9,  pimaDTca  hpoctum'b  6ojiBmHHCTBOii'b 
roJOCOKB.    npn  paBencTst  ro^ocoBi  pimaerB  Tozoch  npeAc^AftTejfl. 

KasAOMy  BaclAaniv)  BOAercfl  npoxosoji'B,  soTopufi  AOJseHi  6nTB  noAnacaHi 
opeAciAflTejieM'B  h  ho  BpaBeefi  Mipi  AByna  HjieHaiiH  npaBienifl. 

McxoAflnUfl  6jKB,Tn  Bcasaro  poAa  h  AOBipeHHOCTH  noAnHcuBaDTca  otb  HMeBH 
üpaBjeHifl  HpeAC^A^TejeMi^  ero  h  Ha^Ha^eHHUM'B  a^  ^toA  uibia  ueHoic^  npaBieeifl. 

§  20. 

üpaBjeme  eseroAHO  npn  cocraBJieHiH  cm^th  onpeAiiflen  pasMipi^  AeHesEol 
cyMMH,  BOTopaa  AOJisna  HaxoAHTBca  na  lau^o  f^sL  yAOBjersopeeiH  Tesyn^Exi  pac- 

XOAOBl. 

nocTynieHifl,  npoBumann^iH  onpeAtiennyi)  TasHMi  o6pa80Mi  cyMMy  r  sanacHHi 

sanHTaj'B  aojishü  6utb  noMin^aemi  b'b  opaBHTeJBCTBeHHHX'B  hjih  rapaHTHpoBaHHHrB 

npaBHTejBCTBOM^  npoueHTHuxi  6yjfarax^;  6yMarH  bth  aojubhh  xpaHHTBca  b^b  oAHon 

HS'B  BpeAHTHuxi  y^pesAeHifi,  o6opoTHiiH  se  cyMKH  vh  sacct  saBOAa. 

üpHM'bqaHie.    Bö  Hcre^eHin  nasAaro  roAa  npaBjeHiem  cocTaBjuieTCfl  onen 

0  A^ficTBiflxi  saccu.    Ot^ot'b  btotb  BuctuaeTca  a^ka  CBtA^Hin,  b^  TopHufi 

AenapTaMeHTB  MHHHCTepcTBa  SeKJieAi^ifl  h  rocyAapcTBeHHux'B  Hiiyn^ecTB^B, 

BHCTaBjaercfl  vb  npoAOJiseHie  bocbmh  AHefi,  a-ih  uohob'b  BaccH,  sejiaDiiiHxi 

pascMOTpiTB  ero,  h  Mosen  6utb  neqaxaeMi  b'b  noBpeMeHBuxi  HSAanüixi. 

npBM^qaHie.    Bx  cjyqai  OTne^aTanifl  roAOBoro  ox^era,  a  xaKse  cero  ycraßa, 

vb  Topaufi  ^enapTaMeHT^  npeAcraBaAercH  ABa  dBseiiniflpa  oxqera  h  batb 

dBseMHJflpoB^B  ycraBa. 


Yt  npeBpaiii(eHie  A'^ftcTBift  BaccH. 

§  21. 
BojBHHqHaa  Bacca  MoseTB  6htb  BaEpura: 
a)  Wh  cjiyqaft  OEonqaTejBHaro  -npeEpamenifl  A^ficTBifi  N  sasoAa  (pyAHHBa, 
bohr),  b%  EoeMy  sacca  npHHBAJiesHrB.     Bi  TaEOiTB  cjiyqai  DpaBieBie 
HpeAcraBJuierB  na  pascxoTpiaie  qaenoBi  saccu  AOEjaA^  o  HasHaqeaiH, 
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§  16. 

Die  Mitglieder  der  Verwaltung  werden  auf  drei  Jahre  gewählt.  Wenn  im  laufe 
dieser  Zeit  ein  Mitglied  aus  der  Kasse  ausscheidet,  oder  seine  Beschäftigung  im  Betriebe 
aufgiebt,  so  wird  an  seiner  Stelle  ein  neues  Yerwaltungsmitglied  gewählt. 

§  17. 

Die  Mitglieder  der  Verwaltung  erfüllen  ihre  Obliegenheiten  in  Sachen  der  Kasse  un- 
entgeltlich und  blos  ihre  Barauslagen  werden  ihnen  ersetzt,  falls  die  Verwaltung  dieselben 
f&r  angemessen  hält. 

§  18. 

Die  Verwaltung  fuhrt  alle  Geschäfte  der  Kasse.  Sie  vertritt  die  Kasse  als  juristische 
Person,  kann  anderen  Personen  Aufträge  und  Vollmachten  erteilen,  prüft  die  Kasse  und 
die  Abrechnungen,  stellt  das  Budget  der  Kasse  auf,  entscheidet  endgültig  alle  einlaufenden 
Gesuche,  stellt  die  erforderlichen  Personen  zur  Pflege  und  Versorgung  der  Kranken  an 
und  verwaltet  das  gesamte  Vermögen  der  Kasse. 

§  19. 

In  der  Zwischenzeit,  von  einer  Sitzung  bis  zur  anderen,  verwaltet  der  Vorsitzende 
alle  Angelegenheiten,  welcher  die  Verwaltung  nicht  seltener  als  einmal  monatlich  versammelt 
und  ihr  Bechenschaft  über  seine  Thätigkeit  ablegt.  Zur  Beschlussföhigkeit  ist  erforderlich, 
dass  der  Vorsitzende  oder  sein  Vertreter  und  mindestens  drei  Mitglieder  anwesend  sind. 
In  der  Versammlung  werden  alle  Beschlüsse  mit  einfacher  Mehrheit  gefasst.  Bei  Stimmen- 
gleichheit giebt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

In  jeder  Sitzung  wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom  Vorsitzenden  und  mindestens 
zwei  Mitgliedern  unterschrieben  werden  muss. 

Die  ausgehenden  Schreiben  aller  Art  und  Vollmachten  werden  namens  der  Ver- 
waltung vom  Vorsitzenden  und  einem  dazu  von  der  Verwaltung  bezeichneten  Verwaltungs- 
mitgliede  unterschrieben. 

§  20. 

Die  Verwaltung  bestimmt  aUjährlich  bei  Aufteilung  des  Budgets  diejenige  Geld- 
summe, welche  zur  Befriedigung  der  laufenden  Ausgaben  vorhanden  sein  muss.  Falls  die 
durch  die  Eingänge  sich  ansammelnde  Summe  diesen  Betrag  übersteigt,  so  soll  dieselbe 
ebenso  wie  der  Reservefonds  in  staatlichen  oder  vom  Staat  garantierten  zinstragenden 
Papieren  angelegt  werden.  Diese  Wertpapiere  sollen  in  einer  Bank  aufbewahrt  werden, 
die  Barsumme  dagegen  in  der  Kasse  des  Betriebes. 

Anmerkung.  Am  Schlüsse  jedes  Jahres  erstattet  die  Verwaltung  einen  Bechen- 
schaftsbericht.  Dieser  Bericht  wird  zur  Kenntnisnahme  an  das  Bergdeparte- 
ment des  Ministeriums  der  Landwirtschaft  und  der  Staatsdomainen  gesandt,  zur 
Einsicht  der  Kassenmitglieder  im  Laufe  von  acht  Tagen  ausgehängt  und  kann 
in  den  Zeitungen  abgedruckt  werden. 

Anmerkung.  Falls  der  Jahresbericht  oder  dieses  Statut  gedruckt  werden  sollte, 
müssen  dem  Bergdepartement  zwei  Exemplare  des  Jahresberichts  und  fünf 
Exemplare  des  Statuts  übersandt  werden. 


y.  AuflOsnng  der  Kasse. 

§  21. 

Die  Krankenkasse  kann  geschlossen  werden: 

a)  bei  Einstellung  des  Betriebes,  zu  welchem  die  Kasse  gehört.  In  diesem  Fall 
legt  die  Verwaltung  der  Kasse  den  Kassenmitgliedem  ein  Gutachten  über 
die  Verwendung  des  Vermögens   der  Kasse  vor.     Der  Beschluss  der  Kassen- 
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soTopoe  cjAxjeTb  ßßHh  mtjwficniy  saccH,  nocraHOBieme  ueHOVB  Kaccn, 
cocTOABmeecfl  no  fiojBnniHCTBy  hx^b  voiocavh,  üpaBjeme  erb  cbohiii  sa- 
KMtyiemewh  opeAcraBueirB  Ha  yTBepvAeme  OEpyssaro  HHseBepa,  koto- 
pai  vb  CBOD  oqepcA'B,  b^b  cxy^ai  sarpy^Heeit,  060  BceM'h  npeAcraBJuerB 
Ha  OKOHiaTei&Hoe  pimeme  na^aiBHEica  sanaAnaro  ropHaro  yiipaueBifl: 
6)  vh  CJ^f^sAf  ecJiH  6h  xota  6h  Vt  uenoBi  Kaccn  nosejaen  npHcoexH- 
HHTBCfl  vh  Äpyroi,  yase  cyn^ecroyDiiieft,  6ojibHHqHoft  saccb,  xaKoe  npH- 
coeAHHeHie  iioserB  nocxbA^BaTB  no  ptmeeiK),  cocTOflBmeMyca  b^b  sacixaniH 
Bcix^B  ueBOBi  npaBJieHüi,  0  cpoirb  h  n^bja  ROToparo  ohh  6hjih  yaiAo- 
lueHH  Boceii&i)  ABHifH  paffbe;  npH  drowh  pimeHie  AOiasHO  6iitb  dXHHO- 
rjacHHHi. 

Bi  TasoM^B  cjiyqai  uyn^ecTBO  xaccH  nepexaerca  xofl  6oiBHHqHoi  xaccft,  ke 
loiq^  jpHCo^MHagtai  saBpuBaeiiaji  lacoa. 


b 
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niitglieder,  welcher  mit  Mehrheit  der  Stimmen  zn  erfolgen  hat,  wird  Yon  der 
Verwaltung  mit  deren  Gutachten  dem  dirigierenden  Ingenienr  zur  Bestätigung 
Torgelegt,  welcher  seinerseits^  falls  er  die  Frage  nicht  selbst  entscheiden  zu 
können  yermeint,  die  Sache  zur  endgültigen  Entscheidung  dem  Chef  der  west- 
lichen Bergwerksverwaltung  unterbreitet. 

b)  Falls  bloss  ein  Drittel  der  Eassenmitglieder  den  Wunsch  äussert,  einer  bereits 
bestehenden  anderen  Kasse  beizutreten,  so  kann  ein  solcher  Beitritt  auf  Be- 
schluss  der  Verwaltung  der  Kasse  erfolgen.  Bei  dieser  Sitzung  müssen  jedoch 
sämtliche  Kassenmitglieder  anwesend  sein  —  und  muss  ihnen  der  Termin  und 
Zweck  der  Sitzung  acht  Tage  Torher  angezeigt  sein.  Ausserdem  muss  die 
Entscheidung  einstimmig  erfolgen. 

In  diesem  Fall  wird  das  Vermögen  der  Kasse  derjenigen  Krankenkasse 
übergeben,  mit  welcher  die  au&ulösende  yereinigt  werden  soll. 
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Die  Arbeiterversicherung  in  Finland. 


Einleitung.  Die  Frage  der  Arbeiterversichernng  in  Finland  datiert  vom 
Jahre  1882  und  verdankt,  wie  überhaupt  die  meisten  Fortschritte  in  der  wirt- 
scht^Iichen  und  sozialen  Gesetzgebung  Finlands,  ihr  Dasein  der  Initiative  der 
finnländischen  Volksvertretung,  d.  h.  den  zum  Landtage  versammelten  Ständen. 
Ein  neues  Gewerbegesetz  war  nämlich  von  den  Ständen  1878  angenommen  und 
1879  verabschiedet  worden;  dasselbe  legte  aber  nur  im  allgemeinen  dem  Arbeit- 
geber die  Pflicht  au^  „die  notwendigen  Vorsichtsmassregeln  zu  treffen,  um  die 
Arbeiter  bei  der  Ausführung  der  ihnen  auferlegten  Arbeiten  gegen  körperliche 
Beschädigungen  zu  schätzen.^  Am  Landtage  des  Jahres  1882  wurde  von  sämt- 
lichen Ständen  eine  Petition  eingereicht,  die  Regierung  möchte,  —  zur  Vervoll- 
ständigung der  in  dieser  Hinsicht  zu  allgemein  gefassten  Bestimmungen  des  Ge- 
werbegesett^es,  —  durch  eine  Kommission  einen  Gesetzentwurf  ausarbeiten  lassen, 
sowohl  bezüglich  des  Schutzes  der  Arbeiter  in  den  industriellen  Betrieben,  als 
auch  betreffs  der  Haftung  des  Arbeitgebers  f&r  Körperschäden,  welche  den  Ar- 
beiter während  der  Arl^it  treffen.  Ein  Komitee  wurde  auch  im  Jahre  1883 
von  der  Begierung  eingesetzt,  und  am  10.  Mai  1884  erstattete  dasselbe  sein  Gut- 
achten. Darin  wurde  u.  a.  vorgeschlagen,  der  Arbeitgeber  sollte  verpflichtet  sein, 
den  Arbeiter  far  die  wirtschaftlichen  Folgen  eines  jeden  Unfalles,  der  seinen 
Grund  in  der  Art  der  Arbeit  hatte,  zu  entschädigen,  was  jedoch  anfangs  nur 
fflr  die  Grossindustrie  gelten  sollte.  Dieser  Gesetzentwurf  wurde  indessen  nicht 
von  der  Regierung  gutgeheissen,  und  die  Frage  blieb  unentschieden. 

Die  neue  Gesetzgebung,  betreflBs  der  Arbeiterversicherung  in  Deutschland, 
hielt  indessen  auch  in  Finland  das  Interesse  t&v  dieses  grosse  Problem  rege  und 
stellte  zugleich  eine  praktische  Lösung  desselben  in  Aussicht.  Am  Landtage  des 
Jahres  1888  reichten  abermals  sämtliche  Stände  eine  Petition  ein,  betreff  des 
Einsetzens  eines  Komitees,  welches  mit  der  Untersuchung  der  Frage,  „ob  und 
nach  welchen  Grundsätzen  eine  staatliche  Arbeiterversicherung  in  Finland  ein- 
geführt werden  könnte^,  und  mit  der  Ausarbeitung  eines  Gesetzentwurfs,  be- 
treffend die  Kranken-,  Unfall-  und  Altersversicherung  der  Arbeiter,  beauftragt 
werden  sollte. 

Dieses  zweite  Komitee,  welches  am  11.  Oktober  1889  ernannt  wurde,  nahm  es 
mit  seiner  Aufgabe  sehr  gründlich.  Dieses  war  um  so  mehr  von  nöten,  da 
nicht  nur  die  öffentiiche  Meinung,  sondern  auch  die  Ansichten  im  Komitee  selber 
betreflBs  der  Hauptfrage:  freiwMge  oder  obligatorische  Versicherung,  geteilt 
waren. 

In  erster  Reihe  wurden  statistische  Untersuchungen  angestellt,  teils  über 
die  im  Lande  bereits  bestehenden  Hil&kassen  für  Arbeiter,  teils  über  die  Un- 
fälle während  der  Arbeit.  Damach  wurden  vom  Komitee  verschiedene  Gesetz- 
entwürfe betreffs  der  obenerwähnten  drei  Versicherungsgebiete  ausgearbeitet 

Was  die  Krankenversicherung  anlangt,  so  gab  das  Komitee  im  Februar 
1892  ein  Gutachten  und  einen  Gesetzentwurf  ab,  nach  welchen  der  Gedanke 
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einer  obligatorischen  Versicherang  abgelehnt  wurde,  während  die  durch  private 
Initiative  entstandenen  oder  künftig  entstehenden  Krankenkassen  gewissen  Nor- 
mativbestimmongen  gemäss  reformiert  und  einer  staatlichen  An&icht  unterworfen 
werden  sollten,  sowie,  unter  gewissen  Bedingungen,  auch  Beihülfe  von  selten  des 
Staates  und  der  Gemeinde  bekommen,  könnten.  Eine  Minderheit  des  Komitees 
erstattete  dagegen  im  Mai  desselben  Jahres,  mit  Einwilligung  der  Regierung, 
ein  besonderes  Outachten,  in  welchem  die  obligatorische  Krankenversicherung 
empfohlen  wurde. 

Auch  hinsichtlich  der  Unfallversicherung  zerfielen  die  Ansichten  des 
Komitees  in  zwei  Richtungen.  Der  Mehrheit  des  Komitees  genügte  es,  in  seinem 
Gutachten  vom  November  1892  eine  verschärfte  und  allgemeine  Haftpflicht  der 
Arbeitgeber  vorzuschlagen,  während  die  Minderheit  in  ihrem  Gutachten  von  dem- 
selben Monat  einen  Gesetzentwurf  vorlegte,  in  welchem  der  obligatorischen 
Unfallversicherung  der  Arbeiter,  sowie  der  Bildung  einer  allgemeinen  Versiche- 
rungs-  und  Leibrentenanstalt  in  Finland  das  Wort  geredet  wurde. 

Was  schliesslich  die  Altersversicherung  der  Arbeiter  betrifft,  so  erklärte 
das  Komitee  in  einem  Gutachten  vom  November  1892  einstimmig,  eine  obliga- 
torische Versicherung  könnte  auf  diesem  Gebiete  nicht  durchgeführt  werden, 
sondern  es  schien  dem  Komitee  genügend,  dass  eine  staatliche  Aufsicht  über  die 
Pensionskassen  der  Arbeiter  in  derselben  Art  wie  die  der  Krankenkassen  ange- 
ordnet würde.  Eine  Minderheit  des  Komitees  machte  jedoch  nachträglich  den 
Vorschlag,  dass  eine  unter  staatlicher  Garantie  stehende  „Allgemeine  Unfall- 
versicherung- und  Leibrentenanstalt  in  Finland^  gegründet  werden  sollte,  bei 
welcher  u.  a.  auch  einzelne  Pensionskassen,  denen  gewisse  Vorteile  zuzusichern 
wären,  ihre  Teilnehmer  sollten  versichern  können. 

Die  Regierung  nun  holte,  ehe  sie  ihren  Standpunkt  bestimmte,  von  den 
Behörden  sowie  von  Arbeitgeber-  und  Arbeitervereinen  Gutachten  über  die  Vor- 
schläge des  Komitees,  betrefiis  der  Unfall-  und  Krankenversicherung,  ein.  Die 
auf  diese  Art  erlangten  Aeusserungen  der  betreffenden  Behörden  und  Vereine 
erwiesen,  wie  unentwickelt,  um  so  weniger  übereinstimmend  die  Ansichten  in  diesen 
Fragen  noch  waren.  Während  in  den  Kreisen  der  Arbeitgeber  die  Mehrzahl 
die  Vorschläge  einer  obligatorischen  Arbeiterversicherung  ablehnte,  erklärten 
sich  die  meisten  Arbeitervereine  fttr  einen  solchen  Zwang,  besonders  hinsichtlich 
der  Unfallversicherung. 

Schliesslich  traf  die  Regierung  ihre  Wahl  dahin,  zwischen  den  entgegen- 
gesetzten Ansichten  den  goldenen  Mittelweg  innezuhalten.  Während  sie  näi^ich 
die  Kranken- und  Altersversicherung  auch  künftighin  als  freiwillige  Einrich- 
tung den  einzelnen  Fabriks-  und  Arbeiter -Unterstütznngskassen  überlassen 
wollte,  —  jedoch  unter  der  Voraussetzung,  dass  dieselben  richtigen  versiche- 
rungstechnischen Grundsätzen  gemäss  reorganisiert  und  einer  staatlichen  Auf- 
sicht unterworfen  würden,  —  beschloss  sie,  auf  dem  Gebiete  der  Unfallver- 
sicherung das  Zwangsprinzip  zu  befürworten.  Der  Gesetzentwurf  der  Regierung 
wurde  den  im  Jahre  1894  zum  Landtage  versammelten  Ständen  Finlands  vor- 
gelegt 

Der  Gesetzentwurf  über  die  obligatorische  Unfallversicherung  der  Arbeiter 
wurde  jedoch  ei'st  nach  bedeutenden  Veränderungen  von  den  Ständen  angenommen, 
und  dann  die  von  den  Ständen  angenommene  Fassung  am  5.  Dezember  1895 
vom  Kaiser  und  Grossfürsten  bestätigt;  das  Gesetz  sollte  vom  1.  Januar  1898  an 
in  Kraft  treten  (Anlage  I).  Auf  Grund  dieses  G^esetzes  erliess  die  Regierung  am 
18.  Februar  1897  nähere  Ausffihrungsbestimmungen  (Anlage  II),  sowie  am 
9.  Dezember  1897  einen  Erlass  über  die  Berechnung  des  Invaliditätsgrades. 
(Anlage  IIL) 

Normativbestimmnngen  für  die  Kranken-  und  Pensionskassen  der  Arbeiter 
wurden  durch  eine  Verordnung  vom  2.  September  1897  von  der  Regierung  auf- 
gestellt; dieselbe  ordnet  zugleich  die  BeauMchtigung  dieser  Kassen  von  selten 
des  Staates  (Anlage  IV).  Für  diese  Verordnung  war,  dem  finländischen  Rechte 
gemäss,  das  Mitwirken  der  Stände  nicht  erforderlich. 

Dem  Landtage,  der  sich  im  Anfang  des  nächsten  Jahres  (1900)  wieder  ver^ 
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sammelt,  wird  die  Regierang  wahrscheinlich  einen  Gesetzentwarf  über  die  Aas- 
dehnang  der  Unfallversicherung  auf  die  Seeleate  vorlegen. 

Nach  diesem  allgemeinen  Ueberblick  sollen  nan  in  den  folgenden  Abschnitten 
die  drei  Versichernngszweige  im  einzelnen  behandelt  werden. 


L  Erankenyerslclierimg. 

Die  statistischen  Untersuchungen  fiber  die  Arbeiter-Hilfskassen  in  Finland 
umfassten  die  Jahre  1888—1889  und  lieferten  fftr  das  letzterwähnte  Jahr 
folgendes  Ergebnis: 


Kassen, 

Kassen,  die 

Kassen 

die  sowohl 

nur  Kranken- 

die  nur  Be- 

Kranken- 

unter- 
sttttzung 

gräbnis- 
hilfe geben 
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stützung als 

geben 

Begräbnis- 
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30 
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— 

21600 

10 

10 

48 
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1338 
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19424 
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9:40 
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Zahl  der  Kassen 

fz  ui  j     -äT'j.  1-  j     f  männlich 
Zahl  der  Mitgheder{^^.^y^j^ 

Zusammen  .   .   . 
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Einnahmen 

Ausgaben 

Vermögen 
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pro  Kopf  l^andere  Einnahmen 
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87 

6606 

3253 

9859 

42398 

135 

Mk. 

240466 

124082 

857766 

5:79 

18:60 

24:39 


85 

10810 

4733 

15543 

66527 

203 

Mk. 

323795 

179882 

1063317 

7:30 

13:53 

20:83 


Zur  Krankenunterstützung  waren  im  Jahre  1889  14978  Personen  oder 
38,1  ®/o,  zur  Begräbnishilfe  12039  oder  31  ^/^  der  ganzen  Anzahl  industrieller 
Arbeiter  berechtigt.  In  den  verschiedenen  Gtewerbezweigen  wechselten  diese 
Prozentsätze  beträchtlich,  indem  sie  bis  auf  80  und  90  ^/^  sämtlicher.  Arbeiter 
stiegen. 

Die  von  den  Kassen  gewährte  Krankenunterstützung  muss  im  allgemeinen 
als  genügend  bezeichnet  werden.  Die  Krankenunterstützung  in  barem  Gelde, 
sowie  die  Kosten  für  Arzt  und  Arznei  betrugen  im  Jahre  1888  für  jeden 
Krankentag  2  Mk.  22  Penni  und  im  Jahre  1889  1  Mk.  96  Penni;  die  ent- 
sprechenden Summen  betrugen  pro  Kassenmitglied  im  Jahre  1888  7  Mk.  73  Penni 
und  1889  8  Mk.  11  Penni. 

Die  Verwaltung  der  Kassen  war  im  allgemeinen  verhältnismässig  billig 
(im  Jahre  1889:  10,7  ^/^  der  gesamten  Ausgaben),  und  zwar  aus  dem  Grunde, 
dass  die  Mehrzahl  der  Kassen,  von  grösseren  Fabriken  gegründet,  in  den 
Comptoirs  der  Fabriken  und  unter  der  Verantwortung  des  Prinzipals  verwaltet 
wurden.  Unter  den  Einnahmen  der  Kassen  bildeten  übrigens  regelmässige  jähr- 
liche Beiträge  und  Gaben  der  Arbeitgeber  einen  beträchtlichen  Posten;  sie  be- 
liefen sich,  insbesondere  bei  den  Fabrikskassen,  auf  30,1  ^/^  sämtlicher  Ein- 
nahmen, während  die  Beiträge  der  Mitglieder  33,0  ^/^  ausmachten. 


*)  1  Mark  finnische  Währung  =  100  Penni  =  0,80  Eeichsmark. 
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Ausserdem  muss  noch  erwähnt  werden,  dass  bei  den  Hil&kassen  eine  un- 
verkennbare Tendenz  des  Zuwachses  sowohl  inbetreff  der  Summen,  als  auch  der 
Mitgliederzahl  bemerkbar  war.  Von  sämtlichen,  am  Ende  des  Jahres  1889  be- 
stehenden 127  Kassen  stammten  nicht  weniger  als  60  oder  47,2  %  aus  dem 
letzten  Jahrzehnt.  Die  Mitgliederzahl,  die  am  Schlüsse  des  Jahres  1887  14172 
und  Ende  1888  15309  ausmachte,  war  Ausgangs  1889  bis  auf  16889  gestiegen, 
in  dem  Verlauf  zweier  Jahre  also  ein  Zuwachs  von  19  ^j^. 

Gegen  diese  lichten  Seiten  des  BUfskassenwesens  hoben  sich  verschiedene 
Mängel,  namentlich  versicherungs- technischer  Art  ab.  Bei  mehreren  Kassen 
fehlten  geschriebene  Statuten;  IhbI  anderen  wiederum  waren  sowohl  die  Buch- 
fuhrung  als  auch  der  Rechenschaftsbericht  äusserst  mangelhaft  In  den  meisten 
Kassen  wurden,  unabgesehen  von  der  verschiedenartigen  Erkrankungsgefahr, 
also  ohne  dass  Alter,  Beruf  und  Gesundheitszustand  der  Mitglieder  in  Betracht 
gezogen  wurden,  gleich  grosse  jährliche  Beiträge  erhoben  Ein  anderer  Mangel 
war  es,  dass  die  Kassen  untereinander  keinerlei  Verbindung  hatten.  Wenn  em 
Arbeiter  sich  gezwungen  sah,  seinen  Arbeitsplatz  zu  verlassen,  schied  er  zugleich 
aus  der  mit  dem  Unternehmen  verbundenen  Hilfskasse  aus,  ohne  dass  seine  Ein- 
zahlungen ihn  künftighin  zur  Unterstützung  berechtigten,  oder  ihm  bei  etwaigem 
Eintreten  in  eine  andere  Hilfskasse  zu  gute  gerechnet  wurden. 

Dieser  Sachlage  gegenüber  verhielten  sich,  wie  schon  gesagt,  die  Mehrheit 
und  die  Minderheit  des  oben  erwähnten  Komitees  auf  verschiedene  Weise.  Die 
Mehrheit,  die  den  Grundsatz  der  Freiwilligkeit,  worauf  das  finländische  Hil&- 
kassenwesen  aufgewachsen  war,  nicht  verlassen  wollte,  betonte:  „es  müsse  wohl 
unwiderlegbar  als  recht  angesehen  werden,  erst  zu  prüfen,  welche  Ergebnisse 
die  mit  zweckmässigen  Mitteln  befBrderte  Entwicklung  und  Vervollkommnung 
eines  Systems  liefern  würde,  das  schon  seine  Fähigkeit,  gute  Früchte  zu  tragen, 
an  den  Tag  gelegt  hätte,  ehe  man  dasselbe  aufgebe,  um  sich  einem  andei^en 
zuzuwenden,  dessen  Zweckmässigkeit  für  die  Verhältnisse  des  Landes  noch  gar 
nicht  geprüft  worden  wäre.  Würden  die  Hoflftiungen  nicht  erfüllt,  die  man,  nach 
der  Ansicht  des  Komitees,  berechtigt  wäre,  auf  den  Erfolg  der  von  demselben 
vorgeschlagenen  Massregeln  zu  stellen,  so  sei  es  nicht  zu  spät,  dann  zu  dem 
Auswege  des  Versicherungszwanges  zu  greifen,  falls  dies  als  nötig  erschemen 
würde." 

Der  Gesetzentwurf  der  Mehrheit  des  Komitees  ging  somit  hauptsächlich 
auf  Folgendes  hinaus : 

a)  Für  die  Arbeiter-Krankenkassen  sollen  Statuten  festgestellt  werden,  welche 
insbesondere  Bestimmungen  in  Bezug  auf  nachstehende  Punkte  zu  enthalten  haben: 

1.  Benennung  und  Zweck  der  Kasse; 

2.  Bedingungen  für  den  Eintritt  in  die  Kasse  und  die  Ursachen,  welche 
den  Verlust  der  Mitgliedschaft  an  derselben  zur  Folge  haben  können; 

3.  Jahres-  und  andere  Abgaben,  welche  an  die  Kasse  erlegt  werden 
sollen; 

4.  Unterstützung  und  übrige  Vorteile,  welche  den  Mitgliedern  oder  den 
Wittwen  und  Kindern  verstorbener  Mitglieder  zukommen; 

5.  Handhabung  der  Verwaltung  der  Kasse,  Jahressitzung  und  Direktion 
nebst  Revision,  sowie  Sitz  der  Direktion; 

6.  Verwaltung  der  Mittel  der  Kasse,  nebst  Buchführung  und  Eechen- 
schaftstermin ; 

7.  Art  und  Weise  der  Vollziehung  von  Aenderungen  der  Statuten;  sowie 

8.  in  welchen  Fällen  und  wie  die  Kasse  aufzulösen  sei,  und  wie  die 
Mittel  angewendet  werden  sollen,  welche^  nachdem  sämtliche  Ver- 
bindlichkeiten der  Kasse  erfüllt  worden  sind,  etwa  übrig  bleiben. 

b)  Sind  Hil&kassen  bei  industriellen  Betrieben  eingerichtet,  so  sollen  die 
Statuten  der  Kasse,  ausser  den  vorstehenden  Bestimmungen,  noch  die  Vorschrift 
enthalten: 

9.  Welches  Verfahren  beobachtet  werden  soll,  falls  der  Betrieb  des 
Werkes  oder  Unternehmens  auf  längere  oder  kürzere  Zeit  einge- 
stellt wii'd. 
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Schon  bestehende  Kassen  sollen  ihre  Statuten  umarbeiten  und  sie  somit 
in  Uebereinstimmung  mit  den  vorstehenden  Bestimmungen  bringen. 

Femer  sollen  die  Kassen  jährlich  (einem  festgestellten  Formular  gemäss) 
der  Industriebehörde  einen  Bericht  über  ihre  Wirksamkeit  einsenden,  und,  falls 
es  sich  herausstellen  sollte,  dass  sie  gegen  die  Statuten  Verstössen  oder  sich 
nicht  an  erlassene  Vorschriften  halten,  ihnen  die  Fortsetzung  ihrer  Thätigkeit 
verboten  werden  können. 

Kassen,  welche  sich  gewissen  besonderen  Bestimmungen  unterwerfen,  sollen 
berechtigt  sein,  vom  Staate  eine  jährliche  Unterstützung,  gleich  15  ^1^  von  den 
Einzahlungen  der  Mitglieder  während  des  vergangenen  Jahres,  und  200  Mk.  zur 
Deckung  der  Yerwaltungskosten,  sowie  auch  von  der  Gemeinde  ein  freies  Lokal 
zu  erhsiten;  diese  letzte  Bestimmung  bezieht  sich  jedoch  nicht  auf  die  Fabriks- 
kassen. Die  Kassen  sollen  berechtigt  sein,  diese  Staatsunterstützung  20  Jahre 
lang  zu  erhalten.  Eine  Voraussetzung  dieser  Unterstützung  ist,  dass  die  Kasse 
wenigstens  50  Mitglieder  zählt;  wird  diese  Zahl  nicht  erreicht,  so  kann  eine 
Staatsunterstützung,  nur  falls  besondere  Umstände  solches  veranlassen,  von  der 
Regierung  dennoch  bewilligt  werden. 

Die  wichtigsten  der  besonderen  Bestimmungen,  denen  sich  die  „subventio- 
nierten Krankenkassen"  unterzuordnen  haben,  sind: 

1.  Eine  subventionierte  Krankenkasse  muss  vor  allem  den  Mitgliedern 
einen  Unterhaltsbeitrag  zusichern,  kann  aber  dazu  auch  ärztliche 
Hilfe,  Krankenpflege,  Arznei  u.  a.  m.  bewilligen. 

2.  Es  muss  bestimmt  werden,  dass  der  Unterhaltsbeitrag  von  einem  ge- 
wissen Tage  an  ausgezahlt  wird,  frühestens  dem  dritten  und  spätestens 
dem  achten  Tage  nach  der  Erkrankung,  und  soll  zugleich  die  längste 
Zeit,  wenigstens  90  und  höchstens  180  Tage,  festgesetzt  werden, 
während  welcher  ein  Mitglied  eines  solchen  Beitrages  in  einem  und 
demselben  Jahre  teilhaftig  werden  kann. 

3.  Der  Betrag  der  Unterstützung  wird  für  jeden  Krankentag  entweder 
zu  einer  bestimmten  Summe  oder  auch  zu  einem  gewissen  Teil  des 
Arbeitsvei*dienstes  bestimmt,  und  zwar  im  letzteren  Falle  wenigstens 
zur  Hälfte  und  höchstens  zum  ganzen  Arbeitsverdienste;  sie  darf  aber 
nicht  zwei  Drittel  fibersteigen,  wenn  ausserdem  ärztliche  Hilfe  und 
Arznei  gegeben  werden.  In  keinem  Falle  darf  der  tägliche  Unter- 
haltsbeitrag geringer  als  50  Penni  oder  grösser  als  S  Mk.  sein. 

4.  Giebt  die  Krankenkasse  auch  Begräbnishilfe,  so  soll  der  Betrag  der- 
selben höchstens  100  Mk.  sein. 

5.  Die  Abgaben  zur  Kasse  sollen  nach  versicherungstechnischen  Grund- 
sätzen im  Verhältnis  zu  den  versprochenen  Unterstützungen  berechnet 
werden. 

6.  Als  Mitglied  soll  deijenige  nicht  aufgenommen  werden,  der  die  fest- 
gesetzte Altersgrenze,  welche  55  Jahre  nicht  übersteigen  darf,  erreicht 
hat,  oder  der  an  unheilbarer  oder  schwerer  chronischer  Krankheit 
leidet,  oder  schon  Mitglied  einer  anderen  subventionierten  Kasse  ist. 

7.  Wer  eine  gewisse  Anzahl  von  Jahren,  die  nicht  10  Jahre  übersteigen 
darf,  Mitglied  einer  subventionierten  Fabrikskrankenkasse  gewesen, 
soll  auch  fernerhin  mit  unveränderten  Rechten  und  Verpfliditungen 
der  Kasse  anzugehören  berechtigt  sein,  falls  er,  infolge  seines  Alters 
oder  krankheitshalber  oder  ohne  eigenes  Verschulden,  genötigt  wird 
aus  derselben  auszuscheiden. 

8.  Der  Verwaltung  der  Kasse  liegt  die  Verpflichtung  ob,  durch  Kranken- 
besucher oder  auf  andere  Art  die  Unterstützungsempfänger  zu  über- 
wachen. 

9.  Der  obenerwähnte  Staatsbeitrag,  sowie  auch  ein  etwaiger  Ueberschuss, 
der  sich  beim  Abschluss  der  Jahresrechnungen  herausstellen  sollte, 
wird  zu  einem  Reservefonds  abgeführt,  bis  dieser  in  drei  aufeinander 
folgenden  Jahren  einen  Betrag  erreicht,  der  mindestens  dreimal  die 
Summe  der  Jahresbeiträge  übersteigt 
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Was  besonders  die  Fabrikskassen  anlangt,  so  schlag  das  Komitee  vor,  der 
Arbeitgeber  sei  sowohl  betreffs  der  subventionierten,  als  der  nicht  subventionierten 
Kassen  verpflichtet,  denselben  unentgeltlich  ein  Lokal  zur  Verfügung  zu  stellen, 
sowie  bei  der  Auszahlung  der  Arbeitslöhne  die  Kassenbeiträge  in  Empfang  zu 
nehmen. 

Die  Mehrzahl  des  Komitees  rechnete  darauf,  die  erwähnte  Subvention 
würde  das  Krankenkassenwesen  kräftig  befördeni,  nicht  nur  dadurch,  dass  die 
Anzahl  der  Kassen  zunehmen  würde,  sondern  auch  durch  die  bessere  Ausbildung 
derselben,  da  sie  sich  freiwillig  den  Normativbestimmungen  unterwerfen,  deren 
Einhalten  die  Bedingung  der  Subvention  ist. 

Die  Minderheit  des  Komitees  dagegen  gründete  ihren  Gesetzentwurf  auf 
den  Grundsatz  der  Zwangs  Versicherung.  Sie  hob  hervor,  es  sei  der  freiwilligen 
Versicherung  nirgendwo  gelungen,  die  ganze  oder  auch  nur  den  grösseren  Teil 
der  Arbeiterklasse  zu  umfassen.  Sie  wies  ferner  darauf  hin,  dass  ihrem  Vor- 
schlage gemäss,  der  es  doch  darauf  abgesehen  hatte,  anfangs  die  obligatorische 
Versicherung  nur  auf  die  am  leichtesten  administrierten  Arbeiterkreise  zu  be- 
schränken, die  Anzahl  der  krankenversicherten  Arbeiter  mit  etwa  20000,  oder 
von  40  bis  80  ^/^  sämtlicher  Industriearbeiter  verstärkt  würde.  Was  die  Be- 
merkung betrifft,  das  Zwangsprinzip  sei  dem  in  Frage  stehenden  Gebiete  fremd 
und  auf  demselben  unerprobt,  so  sei  dieselbe  nicht  richtig.  Unter  den  85  Kranken- 
kassen am  Ende  des  Jahres  1889  waren  die  meisten  oder  53  obligatorisch,  d.h. 
Arbeiter,  die  an  einer  Fabrik  angestellt  wurden,  waren  verpflichtet,  in  die  ünter- 
stützungskasse  derselben  einzutreten.  Die  Anzahl  der  Mitglieder  war  in  den 
obligatorischen  Kassen  12  733  oder  81,9  ^/o  und  in  den  freiwilligen  2810  oder 
18,1  ^/q.  Da  nun  somit  ein  Versicherungszwang  thatsächlich  schon  allgemein 
bestehe,  und  dieser  die  Arbeiter  nötige,  Mitglieder  von  mangelhaft  organisierten 
Kassen  zu  werden,  während  sie  zugleich  vom  Gutdünken  des  Arbeitgebers  ab- 
hängig seien,  so  wäre  es  besser,  wenn  der  Versicherungszwang  allgemein  durch- 
geführt und  die  obligatorischen  Krankenkassen  unter  dem  Mitwirken  des  Staates 
geordnet  würden. 

Der  Gesetzentwurf  der  Minderheit  enthielt  hauptsächlich  folgende  Be- 
stimmungen : 

1.  Gegen  Erkrankung  sollen  Arbeiter  mit  einem  Einkommen  von  höch- 
stens 2000  Mk.  versichert  werden,  und  zwar  solche,  die  angestellt 
sind  an  Hütten,  Fabriken,  Handwerken  und  anderen  gewerblichen 
Unternehmungen  in  einer  Stadt  oder  in  einem  gewissen  an  eine  Stadt 
grenzenden  Gebiet,  sowie  auch  in  grösseren  industriellen  Betrieben 
auf  dem  Lande,  die  wenigstens  50  festangestellte  Arbeiter  be- 
schäftigen. 

Jedoch  sind  Arbeiter,  deren  Beschäftigung  zufälliger  Art  ist,  der 
Krankenversicherung  nicht  unterworfen;  dasselbe  gilt  von  denen,  die 
beim  Eintreten  der  Versicherungspflicht  ein  Alter  von  55  Jahren 
en-eicht,  sowie  auch  denen,  die  an  einer  unheilbaren  oder  schweren 
chronischen  Krankheit  leiden. 

2.  Die  Krankenunterstützung  wird  vom  vierten  Tage  an  nach  Beginn 
der  Krankheit  ausgezahlt  und  entspricht  ^/g  des  Arbeitsverdienstes  in 
barem  Gelde,  den  der  Kranke  ein  Jahr  lang  vor  seiner  Erkrankung 
durchschnittlich  pro  Tag  erhalten  hat.  Dauert  die  Krankheit  länger 
als  14  Tage,  so  soll  die  Unterstützung  für  die  ganze  Zeit  des  Krank- 
seins ausgezahlt  werden.  Niemand  darf  jedoch  längere  Zeit  als  120 
Tage  in  einem  Jahre  der  Unterstützung  teilhaftig  werden. 

3*  Die  Versicherungsabgaben  werden  eingezahlt  in  der  Stadt:  a)  zur 
Gemeindekrankenkasse  oder  b)  zu  einer  anerkannten  freiwilligen 
Kasse,  sowie  auf  dem  Lande  c)  zur  betreffenden  Fabrikskranken- 
kasse. Es  liegt  der  Stadtgemeinde  sowie  dem  betreffenden  Arbeit- 
geber ob,  für  die  Errichtung  der  erwähnten  Kassen  zu  sorgen. 

4,  Die  Statuten  dieser  Kassen  sollen  von  der  Gemeindebehörde  oder 
dem  betreffenden  Industriellen  ausgearbeitet  werden,  und,  nachdem 
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diejenigen  Arbeiter,  welche  Eassenmitglieder  sind,  Grelegenheit  gehabt 
haben,  sich  über  die  Bestimmungen  derselben  auszusprechen,  der  In- 
dustriebehörde zur  Bestätigung  gesandt  werden. 

5.  Die  Verwaltung  der  Kasse  besteht  aus  wenigstens  vier  Mitgliedern, 
deren  halbe  Anzahl  in  der  Stadt  von  den  Vertretern  der  Stadt  und 
auf  dem  Lande  vom  Arbeitgeber  ernannt  wird. 

6.  Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  ihre  Arbeiter  in  der  gehörigen 
Krankenkasse  anzumelden  oder  zu  bescheinigen,  dass  sie  einer  aner- 
kannten freiwilligen  Kasse  angehören;  ausserdem  sollen  die  Arbeit- 
geber die  Kassenbeiträge  der  Arbeiter  empfangen  und  abliefern,  unter 
Gefahr  sonst  selber  genötigt  zu  sein,  die  Krankenhilfe  zu  zahlen  und 
ausserdem  in  eine  Geldbusse  zu  verfallen. 

7.  Die  Beiträge  zur  Krankenkasse  sollen  einen  gewissen,  f&r  alle  Mit- 
glieder gleichen  Prozentsatz  ihres  Arbeitsverdienstes  in  barem  Gelde 
ausmachen.  Die  Grösse  des  Beitrages  wird  das  erste  Mal  von  der 
Regierung  festgesetzt,  soll  aber  nach  zwei  Jahren,  und  nachher  alle 
drei  Jahre,  neuer  Prüfung  unterzogen  werden.  Erweist  es  sich  in  der 
Zwischenzeit,  dass  die  Einnahmen  zur  Deckung  der  Ausgaben  nicht 
genügen,  so  soll  in  der  Stadt  die  Gemeinde  und  auf  dem  Lande  der 
Arbeitgeber  die  nötigen  Mittel  vorschiesseU;  die  nebst  einer  Verzinsung 
von  4  ^/o,  so  bald  es  sich  als  möglich  erweist,  von  der  E^asse  zurück- 
bezahlt werden  sollen. 

8.  Die  Stadtgemeinde  und  auf  dem  Lande  der  Arbeitgeber  sind  ver- 
pflichtet, einer  obligatorischen  Kasse  kostenfrei  ein  Lokal  zur  Ver- 
fügung zu  stellen,  die  von  ihnen  erwählten  Verwaltungsmitglieder  zu 
bezahlen,  sowie  mit  der  Hälfte  an  den  übrigen  Verwaltungskosten 
teilzunehmen. 

9.  Eine  obligatorische  Krankenkasse  ist  berechtigt  für  nichtversicherungs- 
pflichtige Personen  eine  freiwillige  Krankenversicherung  anzuordnen. 
Auch  ein  versicherungspflichtiger  Arbeiter  soll  berechtigt  sein,  sich 
durch  eine  ähnliche  Versicherung  eine  erhöhte  Krankenhilfe  zuzu- 
sichern, doch  nicht  zu  höherem  Betrage  als  4  Mk. 

10.  Eine  freiwillige  Kasse,  welche  die  Rechte  der  anerkannten  Kranken- 
kassen, u.  a.  das  Recht,  obligatorische  Krankenversicherung  zu  über- 
nehmen, erwerben  will,  muss  zu  diesem  Zwecke  ein  Gesuch  der  Li- 
dustriebehörde  einreichen,  welche  dieses  Recht  gewährt,  wenn  die 
Statuten  und  die  Organisation  der  Kasse  als  den  Bestimmungen  über 
die  obligatorischen  Kassen  entsprechend  befunden  werden,  und  falls 
die  Mitglieder  der  Kasse  wenigstens  50  ausmachen. 

Nach  diesem  Gesetzentwurfe  sollte  die  Krankenversicherung,  —  ohne  Sub- 
vention seitens  des  Staates,  und  mit  einem  ziemlich  geringen  Beitrag  zu  den 
Verwaltungskosten  von  den  Stadtgemeinden  und  Arbeitgebern,  —  ganz  und  gar 
von  den  Arbeitern  selbst  getragen  werden.  Der  Voi*schlag  stützte  sich  hierin 
auf  den  Gedanken,  dass  andererseits  die  Arbeitgeber  allein  die  Kosten  der  Unfall- 
versicherung zu  tragen  hätten. 

Keiner  von  diesen  alternativen  Gesetzentwürfen  wurde  von  der  Regierung 
angenommen.  Nachdem  mehrere  Behörden  und  sowohl  Arbeitgeber-  als  Arbeiter- 
vereine ihre  Ansichten  über  die  Vorschläge  geäussert,  beschloss  die  Regierung 
keine  grössere  Reform  durchzusetzen.  Die  Regierung  erklärte,  dass  „eine  obliga- 
torische Krankenversicherung  in  dem  geringen  Umfttnge,  worin  sie  hinsichtlich 
der  Verhältnisse  des  Landes  und  der  Bedingungen  einer  derartigen  Versicherung 
durchgeführt  werden  könnte,  nicht  zweckmässig  sei."  Ebenso  wurde  der  Vor- 
schlag einer  Subvention  der  freiwilligen  Krankenkassen  abgelehnt.  Die  Re- 
gierung begnügte  sich  damit,  gewisse  allgemeine  Normativbestimmungen  für 
bestehende  oder  künftig  entstehende  Krankenkassen  festzustellen,  und  zwar  wurden 
diese  Bestimmungen  in  einer  administrativen  Verordnung  vom  2.  September  1897 
(Anlage  IV)  erlassen. 
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Eine  nähere  Anseinandersetzung  des  Inhalts  dieser  Verordnung  erscheint 
nicht  nötig.  Sie  ist  nämlich,  betreffs  der  Krankenkassen,  beinahe  wörtlich  Über- 
einstimmend mit  den  allgemeinen  Bestimmungen  in  dem  G^etzentwurf  der  oben- 
erwähnten Komitee-Mehrheit,^)  welcher  oben  (S.  6)  erörtert  worden  ist  und  worauf 
nur  hingewiesen  wird. 

Aus  der  ganzen  vorbereitenden  Behandlung  der  Frage  ergab  sich  also  nur 
diese  in  allgemeinen  Hauptzügen  gehaltene  Regelung  der  Arbeiter-Krankenkassen, 
eine  Regelung,  die  freilich  äusserst  notwendig  war.  Da,  laut  des  finländischen 
Rechts,  ein  Mitwirken  der  Stände  für  das  Zustandebringen  dieser  Verordnung 
nicht  nötig  war,  wurde  die  Frage  von  der  Krankenversicherung  der  Arbeiter 
gar  nicht  vom  Landtage  behandelt  Auch  hat  sich  die  öffentliche  Meinung  nicht 
weiter  mit  derselben  beschäftigt  Deswegen  sind  auch  keine  neuen  Vorschläge 
zur  Entwicklung  oder  Umbildung  der  Arbeiter -Krankenversicherung  in  Finland 
gemacht  worden.  Man  wünscht  jetzt  zunächst  zu  sehen,  wie  sich  das  Kranken- 
kassenwesen, so  wie  es  jetzt  unter  der  Au&icht  des  Staates  steht,  entwickeln 
wird^  und  in  welchem  Masse  es  seine  Aufgabe  unter  der  in  raschem  Zuwachs 
begriffenen  industriellen  Arbeiterklasse  des  Landes  auszufüllen  vermag. 

IL  Unfallverslcherimg. 

Schon  die  Mitteilungen  über  gewerbliche  Betriebsunfälle,  welche  das  Ko- 
mitee des  Jahres  1883  in  seinem  Berichte  machte,  zeigten,  so  unvollständig  sie 
auch  wareU;  dass  diese  Unfälle  sowohl  zahlreicher  als  auch  ernster  waren,  als 
man  überhaupt  anzunehmen  geneigt  war.  Die  statistischen  Untersuchungen,  die 
der  Verfasser  im  Auftrage  des  Komitees  vornahm,  bestätigten  dieses  Verhältnis. 
Dieselben  umfassten  die  Zeit  vom  1.  März  1890  bis  zum  28.  Februar  1891,  also 
ein  Jahr,  wo  die  Verordnung  von  1889,  betreffs  des  Schutzes  der  Arbeiter  in  den 
industriellen  Betrieben,  schon  gültig  war.*)  Sie  galten  nicht  nur  den  industriellen 
Arbeitern  in  den  Städten  und  auf  dem  Lande,  sondern  erstreckten  sich  auch  auf 
Personen,  die  im  Dienste  des  Ackerbaues  und  der  Seefahrt  standen,  sowie  auf 
das  Personal  der  Eisenbahnen  und  der  Bauuntemehmungen  des  Staates.  Aus 
der  statistischen  Bearbeitung  wurden  indessen  zufolge  ihrer  Unvollständigkeit 
die  Mitteilungen  über  die  in  Handwerksbetrieben  auf  dem  Lande  angestellten  Ar- 
beiter ausgeschlossen.  BetrefGs  der  Ackerbau- Arbeiter  wurden  nur  Angaben  von  11 
in  verschiedenen  Teilen  des  Landes  gelegenen  Verwaltungsbezirken  eingefordert 

Somit  waren  Mitteilungen  von  3267  verschiedenen  Unternehmungen  vor- 
handen, mit  zusammen  44993  Arbeitern,  wovon  auf  die  eigentliche  Industrie 
1889  Betriebe  und  26618  Arbeiter,  bezw.  29,2^/^  und  45,3  ^/^^  von  der  Gesamt- 
zahl, welche  die  Industriestatistik  Finlands  für  dieselbe  Zeit  aufzuweisen  hatte, 
kamen. 

Die  Gesamtzahl  gemeldeter  Unglücksfälle  war  953,  wovon  537  auf  die 
gewerblichen  Unternehmungen  kamen.  Von  diesen  Unfällen  hatten  63,  bezw.  13 
den  Tod  zur  Folge  gehabt;  155,  bezw.  98  hatten  bleibende  Invalidität  und  die 
übrigen  nur  vorübergehende  Arbeitsunfähigkeit  verursacht  Für  die  Industrie 
war  somit  die  prozentuale  Verteilung  dieser  Unfälle:  2,42  ^/o,  18,25  ®/o  und 
79,88  ^/q.  Von  den  in  der  Industrie  auf  10000  Arbeitern  vorgekommenen  202 
Unfällen  verursachten: 

den  Tod 5 

InvaUdität 87 

vorübergehende  Arbeitsunfähigkeit     .    .      160 
Gesamtzahl  der  Krankentage     ....    3200 

^)  In  der  YeTordnnng  vom  2.  September  1897  sind  die  §§  1—8  den  entsprechenden  §§  in 
dem  Vorschlag  des  Komitees  ähnlich;  die  §§  6—12  sind  den  §§  4—10  nnd  die  §§  13  und  14  den 
§§  32  und  33  ÄhnKch. 

*)  Siehe  meinen  Aufsatz  über  die  finländische  Gesetzgebung  über  den  Schutz  der  Arbeiter 
in  den  industrieUen  Gewerben  in  Braun's  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Bd.  DI, 
S.  643  ff.,  Tübingen  1890. 


ünfallyersiohenmg.  11 

Bei  vorübergehender  Arbeitsunfähigkeit  dauerte  dieselbe  1 — 14  Tage  in 
53,8  ^/o;  15—28  Tage  in  23,0  %;  29-42  Tage  in  13,6  «/o;  43—91  Tage  in 
8,0  <*/o  und  über  92  Tage  in  1,6  Vo  der  Fälle.  Hinsichtlich  der  Ursachen  der 
Unfälle  waren  17,9  ^/^  durch  Werkzeuge,  30,1  ®/o  durch  Maschinen  und  52,0  ^/^ 
anderweitig  veranlasst. 

In  den  verschiedenen  Gewerben  war  die  relative  Anzahl  der  von  Unfällen 
getroffenen  Arbeiter:  für  die  Lederindustrie  64,  fär  die  Papierindustrie  141,  für 
die  Textilindustrie  145,  fttr  die  Steinindustrie  147,  f&r  die  Bauuntemehmungen 
174;  für  die  Eisenhütten  und  mechanischen  Werkstätten  258,  für  die  chemische 
Industrie  430,  sowie  für  die  Sägemühlen  438,  —  also  eine  ziemlich  wechselnde 
Unfallgefahr  in  den  verschiedenen  Gewerben.  Hierbei  muss  erwähnt  werden, 
dass  kleine  Unternehmungen  in  Finland  verhältnismässig  viel  häufiger,  als  z.  B. 
in  Deutschland,  vorkommen  und  dazu  beitragen,  dass  die  Unfallfrequenz  eine 
verhältnismässig  geringe  ist. 

Eine  auf  Grund  der  Beträge  der  Ai-beitslöhne  vorgenommene  ungefähre 
Schätzung  des  wirtschaftlichen  Wertes,  bezw.  der  Einkünfte  von  der  Arbeits- 
kraft, die  unter  den  Industriearbeitern  durch  Unfälle  vernichtet  oder  zeitweise 
aufgehoben  worden  war,  ergab  eine  Summe  von  498614  Mk. 

Das  obenerwähnte  Komitee  war  einstimmig  der  Meinung,  dass  der  durch 
Unfälle  verursachte  wirtschaftliche  Verlust  zu  den  Produktionskosten  zu  zählen 
und  von  den  Arbeitgebern,  nicht  aber  von  den  einzelnen  Arbeitern  oder  der  all- 
gemeinen Armenpflege  zu  tragen  sei  Dagegen  aber  waren  die  Ansichten  gänz- 
lich geteilt  hinsichtlich  des  Systems,  das  bei  der  Entschädigung  der  Arbeiter  be- 
folgt werden  sollte. 

Die  Mehrzahl  war  der  Meinung,  dass  die  Frage  am  besten  ohne  Versiche- 
rungszwang gelöst  würde.  Als  der  wichtigste  Grund  hierzu  wurde  der  Umstand 
bezeichnet,  dass  durch  den  Versicherungszwang  das  Interesse  der  Arbeitgeber 
erschlaffen  würde,  weitere  Massregeln  als  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  zum 
Schutz  der  Arbeiter  zu  treffen;  femer  dass  die  Arbeiter  sich  leicht  zu  einer 
absichtlichen  oder  unabsichtlichen  Unvorsichtigkeit  und  Simulation  verleiten 
Hessen.  Als  Beweis  hierfür  führte  man  die  nach  der  Einführung  des  Ver- 
sicherungszwanges vermeintlich  wahrnehmbare  Vermehrung  der  Unfälle  in  Deutsch- 
land an.  Femer  wurde  hervorgehoben,  dass  bei  einer  obligatorischen  Versiehe- 
mng  die  Kosten,  namentlich  ^r  den  soliden,  ordentlichen  Arbeitgeber,  sich 
ungünstiger  stellten,  als  wenn  er  die  Wahl  hätte,  eine  wohlfeile,  freiwillige  Ver- 
sichemng  zu  benutzen  oder  selber  für  die  etwaigen  Folgen  zu  stehen.  Auch  für 
die  Arbeiter  würde  der  Versicherungszwang  nachteilig  sein,  da  dieser  eine  gewisse 
Wartezeit  voraussetzte,  während  welcher  den  Arbeitem  jegliche  Unterstützung 
fehlen  würde,  da  die  Arbeitgeber  sicherlich  nicht  geneigt  wären,  mehr  als  die 
vom  Gesetze  aufgezwungene  Unterstützung  zu  geben,  und  das  Erankenkassen- 
wesen  noch  wenig  entwickelt  wäre. 

Der  von  der  Komitee-Mehrheit  ausgearbeitete  Gesetzentwurf  besagte  somit: 
der  Arbeitgeber  sei  verpflichtet,  eine  Entschäd^ung  für  den  Körperschaden  aus- 
zuzahlen, der  den  Arbeiter  während  der  Arbeit  trifft,  falls  der  Arbeitgeber  nicht 
beweisen  könnte,  dass  1.  der  Beschädigte  selber  absichtlich  oder  durch  offenbare 
Nachlässigkeit  sich  den  Schaden  zugezogen;  oder  dass  2.  jemand  anderes  es  ab- 
sichtlich gethan;  oder  dass  S.  irgend  eine  Person,  der  die  Leitung  der  Arbeit 
oder  die  Au&icht  über  dieselbe  nicht  anvertraut  gewesen,  durch  Unvorsichtig- 
keit oder  Missgriff  den  Schaden  verursacht,  oder  schliesslich,  dass  4.  dieser  durch 
irgend  ein  Naturereignis  oder  eine  andisre  Begebenheit,  die  nicht  vorauszusehen 
oder  zu  verhindern  gewesen,  hervorgerufen  sei  Könnte  das  Unglück  wenigstens 
zum  Teil  dem  Beschädigten  selber  zugeschrieben  werden,  so  sollte  der  Betrag 
des  Schadenersatzes  danach  vermindert  werden.  Es  lag  in  den  erwähnten  Aus- 
nahmefällen dem  Arbeitgeber  ob,  die  nötigen  Beweise  zu  liefern. 

Die  Untemehmungen,  in  welchen  diese  Haftpflicht  dem  Arbeitgeber  zukäme, 
waren  in  der  Hauptsache  folgende: 

a)  Bergwerke,  Hütten,  Fabriken  und  andere  fabrikmässig  betriebene  Ge- 
werbe; 
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b)  Eisenbahn-,  Kanal-,  Hafen-,  Quai-  nnd  Br&ckenbanten,  sowie  grossere 
Baunnternehmnngen ; 

c)  Anlage   nnd    Unterhaltung   elektrischer   sowie  öffentlicher   Wasser-, 
Kloaken-  oder  Gasleitungen; 

d)  Eisenbahn-  nnd  anderer  öffentlicher  Schienenbahnbetrieb; 

e)  Ackerbau  und  ein  damit  verbundenes  Nebengewerbe,  zu  dessen  Be- 
trieb Dampf  benutzt  wird; 

f)  sonstige  Unternehmungen,  ausser  Schiffahrt,  bei  denen  Dampf  oder 
andere  mechanische  Treibkraft  benutzt  wird. 

Der  Schadenei-satz  sollte  nach  einer  Wartezeit  von  6  Tagen  berechnet 
werden,  und  zwar  teils  in  Form  einer  Entschädigung  von  höchstens  100  Mk.  fär 
ärztliche  Hilfe,  Arznei  und  andere  durch  den  Schaden  verursachte  Kosten,  teils 
als  Unterhaltsbeitrag,  dessen  Betrag  nach  dem  etwaigen  Verluste  oder  der  Herab- 
setzung der  Arbeitsfähigkeit  des  Beschädigten  abzumessen  sei.  Bei  völliger  Ar- 
beitsunfähigkeit vorabergehender  Art  sollte  der  Unterhaltsbeitrag  gO  Prozent 
von  dem  täglichen  durchschnittlichen  Arbeitsverdienst  des  Beschädigten  während 
des  letzten  Monats  ausmachen,  jedoch  nicht  2  Mk.  50  Penni  pro  Tag  übersteigen. 
Bei  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  wiederum  sollte  der  Schadenersatz  50  ®/o  von 
dem  Arbeitsverdienste  des  letzten  Jahres,  jedoch  in  keinem  Falle  mehr  als  360 
und  nicht  weniger  als  180  Mk.  jährlich  betragen.  —  Wenn  der  Beschädigte 
infolge  des  Unfalls  starb,  mUsste  der  Arbeitgeber  noch  ausserdem  zahlen  a)  eine 
Begräbnisbeihilfe  mit  5  ^/^  von  dem  Arbeitsverdienst  des  Verstorbenen  während 
des  letzten  Jahres,  doch  nicht  mehr  als  30  Mk.;  b)  eine  jährliche  Unterstützung 
von  20  ®/o  an  die  Wittwe,  so  lange  sie  unverheiratet  ist,  und  c^  einem  jeden 
hinterlassenen  Kinde,  bis  es  das  15.  Jahr  erreicht,  lO^j^y  oder  falls  beide  Eltern 
gestorben  sind,  20  ^j^.  Doch  sollte  die  Unterstützung  an  Wittwe  und  Kinder  des 
Verstorbenen  in  ihrer  Gesamtheit  nicht  40  ^/^  übersteigen,  sowie  bei  dieser  Be- 
rechnung nur  720  Mk.  von  dem  eventuell  jährlichen  Arbeitsverdienste  des  Ver- 
storbenen in  Betracht  kommen. 

Die  Minderheit  des  Komitees,  welche  der  Auffassung  der  Mehrheit,  betreffs 
der  Erfahrungen  von  der  obligatorischen  Unfallversicherung  in  Deutschland,  nicht 
huldigen  konnte,  empfahl  das  Durchsetzen  des  Zwangsprinzips  als  vom  staat- 
lichen Gesichtspunkte  aus  vollkommen  berechtigt,  und  betonte  zugleich,  dieses 
sei  die  einzige  befriedigende  praktische  Lösung  der  Frage.  Das  Interesse  der 
Arbeitgeber  für  gute  Schutzeinrichtungen  würde  durch  die  Zwangsversicherung 
keineswegs  erschlaffen,  da  diese  selbstverständlich  die  Versicherungsprämien,  die 
der  Arbeitgeber  allein  zu  zahlen  hätte,  beträchtlich  beeinflussten.  Die  Ansprüche 
der  Arbeiter  auf  Schadenersatz  würden  sichergestellt,  und  etwaige  Zwistigkeiten 
zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  vermieden.  Nach  dem  Gesetzentwurf  der 
Minderheit  sollte  der  Versicherungszwang  auf  dieselben  Unternehmungen  erstreckt 
werden,  für  welche  die  Mehrheit  des  Komitees  die  Schadenersatz- Verpflichtung 
der  Arbeitgeber  vorgeschlagen  hatte,  doch  wünschte  sie  gewerbsmässige  Löschung 
und  Ladung  von  Waren,  sowie  Rettungs-  und  Taucherunternehmungen  und 
Schornsteinfegerbetrieb  hinzuzufügen. 

Die  Minderheit  des  Komitees  schlug  femer  fast  dieselben  Schadenersatz- 
beträge wie  die  Mehrheit  vor,  nämlich:  a)  Ersatz  für  ärztliche  Hilfe  und  Arznei, 
jedoch  höchstens  50  Mk.;  b)  Unterhaltsbeitrag  bei  vollständiger  Arbeitsunfähig- 
keit vom  vierzehnten  Tage  an  nach  dem  UiSialle,  solange  dieselbe  währt,  mit 
60  ^Iq  von  dem  früheren  Arbeitsverdienst  des  Beschädigten,  jedoch  bei  dauernder 
Invalidität  nicht  mehr  als  2  Mk.  50  Penni  täglich  oder  540  Mk.  jährlich.  Ftt^ 
die  bei  Todesfällen  Hinterbliebenen  wurden  die  schon  erwähnten  Renten  vor- 
geschlagen; hinzugefügt  wurde  aber,  dass  ein  Wittwer,  der  von  dem  Arbeits- 
verdienst der  verstorbenen  Frau  abhängig  gewesen,  bO  lange  er  zur  Arbeit  unfähig 
ist  und  nicht  heiratet,  derselben  Unterstützung  teilhaftig  werden  müsse  wie  eine 
Wittwe,  und  dass  jeder  Verwandte  aufsteigender  Linie,  sowie  ein  jeder  Enkel 
oder  Enkelin  unter  15  Jahren,  dessen  Versorger  der  Verstorbene  gewesen,  10  /o 
von  dem  Arbeitsverdienst  des  letzteren  erhalten  sollte.  Der  Gesamtbetrag  des  an 
Verwandte  auszuzahlenden  Schadenersatzes  dürfe  höchstens  bis  zu  50  ^/o  steigen. 
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Der  Arbeitsverdienst  dürfte  in  keinem  Falle  höher  als  zu  900  Mk.  oder  geringer 
als  zu  500  Mk.  berechnet  werden,  doch  sollte  die  Jahresrente  für  einen  beschä- 
digten, über  21  Jahre  alten  Arbeiter  nicht  grösser  sein,  als  sein  jährliches  Ver- 
dienst gewesen. 

Der  Arbeitgeber  sollte  dafür  verantwortlich  sein,  dass  es  dem  Beschädigten 
während  seiner  Krankheit  weder  an  ärztlicher  Hilfe  noch  an  Pflege  fehlte;  und 
sei  der  erstere  zugleich  verpflichtet,  die  Kosten  hierfür  bis  zum  vierzehnten  Tage 
zu  tragen,  falls  der  Beschädigte  nicht  von  einer  Krankenkasse  Unterstützung 
erhält. 

Die  vorgeschlagene  obligatorische  Unfallversicherung  dürfte  der  Arbeitgeber 
abschliessen:  a)  mit  einer  privaten  finländischen  ünfallversicherungs- Anstalt; 
b)  mit  solchen  auf  gegenseitige  Verantwortlichkeit  der  Teilnehmer  gegründeten 
Unfiallversicherungs- Anstalten,  deren  Bildung  der  Senat  genehmigt  hatte;  c)  mit 
der  „Allgemeinen  Versicherungs-  und  Leibrenten- Anstalt  in  Finland",  deren  Grün- 
dung vorgeschlagen  wurde. 

Diese  vom  Staate  zu  garantierende  Anstalt  müsste  sowohl  obligatorische, 
als  auch  fi'eiwillige  Unfall-  und  Leibrentenversicherungen  für  Arbeiter  und  mit 
diesen  Gleichgestellten  gewähren,  und  zwar  dürfte  ein  versichertes  Kapital  nicht 
5000  Mk.,  eine  jährliche  Leibrente  nicht  600  Mk.  übersteigen.  Die  Leitung  der 
Anstalt  würde  einem  Verwaltungsrat  anvertraut,  der  von  den  Mitgliedern  der 
Anstalt,  d.  h.  den  Versicherungsnehmern  gewählt  würde;  ferner  sollte  an  der 
Spitze  derselben  eine  Direktion  stehen,  zu  welcher  der  Präsident  und  zwei  Mit- 
glieder vom  Senate,  die  zwei  übrigen,  sowie  ein  Suppleant  vom  Verwaltungsrat 
ernannt  würden;  und  schliesslich  ein  leitender  Hauptdirektor,  der  das  erste  Jahr 
vom  Senate,  dann  aber  vom  Verwaltungsrate  auf  eine  Zeit  von  je  fünf  Jahren 
gewählt  würde.  Das  Gehalt  der  Direktion  sollte  vom  Senate,  das  des  Verwäl- 
tungsrates  von  der  Generalversammlung  bestimmt  werden.  Den  Betrag  der 
Prämien  sollte  die  Direktion  der  Anstalt  feststellen.  Jedoch  müsste  derselbe  alle 
fünf  Jahre  einer  Revision  unterworfen  werden,  den  Grundsätzen  gemäss,  welche 
der  Senat  nach  dem  Vorschlage  der  Direktion  und  Anhörung  des  Verwal- 
tungsrates bestimmen  würde.  Es  läge  dem  Senate  ob,  durch  besondere  Bestim- 
mungen Näheres  über  die  Beamten  der  Anstalt  und  die  Thätigkeit  derselben  zu 
verordnen,  und  zwar  müsste  ein  Geschäftsbericht  jedem  Landtage  erstattet 
werden.  Diese  Anstalt,  die  somit  strengen  versicherungstechnischen  Grundsätzen 
gemäss  und  ohne  Subvention  von  selten  des  Staates  zu  leiten  wäre,  sollte  der 
Aufsicht  des  Senats  unterliegen  und  die  Verwaltung  derselben  zum  Teil  von  dem 
letzteren  bestimmt  werden. 

Für  die  gesetzliche  Regelung  der  Unfallversicherung,  welche  eine  Ab- 
änderung der  Gewerbeordnung  von  1879,  und  zugleich  ein  für  die  finländische 
Gesetzgebung  neues  Prinzip  enthielt,  nämlich  das  von  der  Haftpflicht  des  Arbeit- 
gebers für  Schaden,  den  er  nicht  verursacht,  waren  die  Mitwirkung  und  Zu- 
stimmung des  flnländischen  Landtags  erforderlich. 

Nach  einer  äusserst  lebhaften  Debatte  in  der  Zeitungspresse,  und  nachdem 
sowohl  Arbeitgeber  als  Arbeiter  sich  in  dieser  Frage  ausgesprochen,  die  ersteren 
meistens  gegen,  die  letzteren  für  obligatorische  Versicherung,  fasste  die  Regie- 
rung endlich  ihren  mit  Spannung  erwarteten  Ents^hluss,  und  legte  dem  Land- 
tage einen  vom  Kaiser  und  Grossfürsten,  am  22.  Februar  1894,  gutgeheissenen 
Gesetzentwurf  vor,  dem  das  Zwangsprinzip  zu  Grunde  lag.  In  der  Begründung 
zu  diesem  Gesetzentwurf  hiess  es  u.  a.:  „Seine  Kaiserliche  Majestät  habe  eine 
Gesetzgebung,  die  nur  die  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  feststellte  und  die  allge- 
meinen Grundsätze  für  die  Berechnung  des  Schadenersatzes  angab,  für  nicht  ge- 
eignet gehalten,  den  Arbeiter  gegen  die  Folgen  eines  Unfalls  genügend  sicher- 
zustellen. Eine  Gesetzgebung,  wie  diese,  biete  zu  viel  Gelegenheit  zu  Ent- 
täuschungen und  Prozessen,  die  das  gute  Einvernehmen,  das  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitern  zu  gegenseitigem  Vorteil  stets  herrschen  soll,  untergraben. 
Auch  wird  dem  Arbeiter  hierdurch  nicht  die  ihm  gesetzlich  zukommende  Ent- 
schädigung garantiert,  denn  die  industrielle  Arbeit,  wo  die  Betriebsgefahr  am 
grössten  ist,  ist  mehr  als  irgend  eine  andere  Thätigkeit  von  den  Koigunkturen, 
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dem  Angebot  and  der  Nachfrage  anf  dem  Weltmarkte  abhängig,  and  es  kommt 
deshalb  nicht  selten  vor,  dass  der  Arbeitgeber  zahlongsanf&hig  wird,  and  somit 
ausser  Stande  ist,  dem  Arbeiter  irgend  welche  Entschädigung  za  zahlen.  Einer 
solchen  Eventualität  wird  dei'  Arbeiter  nicht  ausgesetzt,  wenn  der  Arbeitgeber 
verpflichtet  ist,  ihn  gegen  Unfälle  zu  versichern.  Da  der  Grund  der  Unfälle 
in  der  Art  der  Arbeit  zu  suchen  ist,  so  folgt  hieraus,  dass  die  Kosten  zur  Er- 
füllung der  erwähnten  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  einen  Teil  der  Produktions- 
kosten ausmachen  und  zu  diesen  gezählt  werden  mttssen,  um  den  Arbeitgeber 
nicht  plötzlich  als  ein  unerwarteter  Verlust  zu  treffen.  Es  liegt  somit  im  Siter- 
esse  des  Arbeitgebers  nicht  weniger  als  dem  des  Arbeiters,  dass  die  Gesetz- 
gebung diese  Frage  auf  der  Grundlage  einer  obligatorischen  Arbeiterversiche- 
rung ordne. 

Von  öffentlich-rechtlichem  Gesichtspunkte  aus  ist  die  Gesellschaft  berechtigt 
von  den  Arbeitgebern,  und  insbesondere  von  denen,  in  deren  Unternehmungen 
die  Betriebsgefahr  grösser  ist,  zu  verlangen,  dass  dieselben  ihre  Arbeiter  durch 
Unfallversicherung  sicherstellen,  und  somit  die  Gesellschaft  von  der  Last  be- 
freien, welche  durch  Unfälle  beschädigte  Arbeiter  und  ihre  Familien  derselben 
auferlegen." 

Der  Gesetzentwuif  der  Regierung,  der  sich  hauptsächlich  auf  das  Gutachten 
der  oben  erwähnten  Komitee-Minderheit  stützte,  war  doch,  was  den  Betrag  der 
Entschädigung  anlangt,  weit  weniger  freigebig.  Die  Wartezeit  wurde  zu  28  Tagen 
vorgeschlagen,  während  welcher  Zeit  der  Arbeitgeber  jedoch  verpflichtet  wäre, 
für  die  Krankenpflege  des  Beschädigten  die  Kosten  zu  tragen.  Femer  sollte, 
diesem  Vorschlage  gemäss,  die  Beute  an  die  Wittwe,  sowie  an  jedes  Kind,  bis 
es  das  15.  Jahr  eiTeicht,  10  ®/o,  bezw.  8  7o>  ™d  zusammen  höchstens  35  ®/^  von 
dem  Arbeitsverdienst  des  Verstorbenen  betragen,  und  sollte  es  dem  Arbeitgeber 
freistehen,  die  Rente  durch  eine  Kapitalabfindung  zu  ersetzen.  Die  letztere 
sollte  für  die  Wittwe  den  Arbeitsverdienst  ihres  Mannes  für  Vj^  Jahre,  für  die 
Kinder  denselben  fUr  1  Jahr,  oder  zusammen  höchstens  das  Vierfache  des  jähr- 
lichen Arbeitsverdienstes  des  Verstorbenen  ausmachen.  Als  der  geringste  Betrag, 
zu  dem  der  Jahresverdienst  zu  diesem  Zwecke  berechnet  werden  dürfte,  wurde 
400  Mk.  und  als  der  höchste  720  Mk.  vorgeschlagen. 

Nach  langwierigen  Debatten,  in  welchen  es  an  heftigen  Angriffen  auf  die 
„unbillige  und  verhängnisvolle  Staats-Vormundschaft"  und  den  „ungerechten  Ein- 
griff derselben  in  die  Gewerbefreiheit"  nicht  fehlte,  gaben  die  Stände  schliess- 
lich dem  Gesetzentwurf  ihre  Billigung,  jedoch  erst  nachdem  derselbe  eine  durch- 
greifende Verändeimng  betreff  der  Form  und  eine  ebenfalls  nicht  unwesentliche 
betreff  des  Inhalts  erlitten  hatte.  Eine  von  den  wichtigsten  derselben  war  die, 
dass  die  Versicherungspflicht  für  Unfälle,  die  nur  vorübergehende  Arbeitsunfilhig- 
keit  verursachten,  nicht  angenommen  wurde.  Es  sollte  dem  Arbeitgeber  für 
solche  Unfälle  frei  stehen,  selbst  den  Schadenersatz  zu  zahlen,  oder  eine  Versiche- 
rung einzugehen,  oder  die  Schadenersatzpflicht  einer  Krankenkasse  zu  übertragen, 
zu  deren  Gesamtkosten  er  wenigstens  ein  Drittel  beitrüge.  Diese  Einschränkung 
des  Versicherungszwanges  ermöglichte  eine  nicht  unbeträchtliche  Reduktion  der 
Versicherungsprämien  und  stellte  ausserdem  eine  bessere  Kontrolle,  —  weil  von 
den  Krankenkassen  und  den  Arbeitgebern  von  nahe  ausgeübt,  —  über  die  klei- 
neren Elntschädigungsansprüche  in  Aussicht.  Die  unmittelbare  Schadenersatz- 
pflicht spornt  zugleich  jeden  einzelnen  Arbeitgeber  an,  durch  zweckmässige  Schutz- 
massregeln so  viel  wie  möglich  die  Betriebsgefahr  zu  vermindern. 

Femer  wurde  von  den  Ständen  die  Versicherungspflicht  nur  auf  solche 
grössere  Betriebe  beschränkt,  wo  eine  verschärfte  Haftpflicht  am  meisten  erforder- 
lich war,  und  wo  grössere  Schwierigkeiten  bei  Durchftlhrung  des  Versicherungs- 
zwanges nicht  zu  befürchten  waren;  so  z.  B.  wurden  der  Ackerbau  und  das 
Holzflössen  hiervon  ausgeschlossen.  Hinsichtlich  grosser  und  solider  Unter- 
nehmungen wurde  vorgeschlagen,  dass  sie  auf  besonderes  Ersuchen  und  für  eine 
bestimmte  Zeit  der  Versicherungspflicht  enthoben  werden  könnten.  Dem  Vor- 
bilde des  österreichischen  Unfallversicherungsgesetzes  gemäss  wurde  femer  den 
Arbeitgebern  das  Becht  befürwortet,  sich  durch  Beiträge  an  eine  Hilfskasse  von 
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der  Haftpflicht  hinsichtlich  der  ünlRÜle;  die  nur  vorübergehende  Arbeitsnnf&higkeit 
yemrsachten,  gänzlich  zu  befreien.  Schliesslich  wnrde  das  Lohnminimum,  wo- 
nach die  Unterstützungen  berechnet  werden  sollten,  von  400  auf  300  Mk.  herab- 
gesetzt. 

Dagegen  wurde  der  HOchstbetrag  für  Unterstützung  bei  vorübergehender 
Arbeitsunfähigkeit  von  2  Mk.  10  Penni  auf  2  Mark  50  Penni  pro  Tag  erhöht, 
sowie  für  die  Unterstützungen  an  Wittwe  und  Kinder  eines  Verunglückten  die 
vom  Komitee  befürworteten  höheren  Prozentsätze  festgestellt 

Was  schliesslich  die  eventuell  vorgeschlagene,  unter  die  Aufsicht  und 
Garantie  des  Staates  zu  stellende  Versicherungsanstalt  betrifft,  so  hielten  die 
Stände  dafür,  es  schiene  ihnen  freilich  zweifelhi^,  ob  die  Stiftung  einer 
solchen  vermieden  werden  könnte,  doch  wäre  es  erwünscht,  dass  eine  solche 
Staatsanstalt  nicht  zu  stände  käme,  ehe  die  Notwendigkeit  derselben  bestätigt 
sei.  Dagegen  müsste  wenigstens  ein  Jahr  nach  der  Verabschiedung  des  Gesetzes 
vergehen,  ehe  dasselbe  gesetzliche  Kraft  erlangte,  um  den  Arbeitgebern  die  nötige 
Frist  zu  gewähren,  selber  gegenseitige  Versicherungsanstalten  zu  gründen,  oder 
andere  Massregeln  zu  einer  möglichst  billigen  Versicherung  zu  treffen. 

Dieser  Gesetzentwurf,  dessen  Zwangsprinzip  seine  Billigung  von  Seiten  der 
Stände  nur  der  behutsamen  Schonung  der  Interessen  der  Arbeitgeber  verdankte, 
wurde,  wie  schon  erwähnt,  am  5.  Dezember  1895  vom  Kaiser  und  Qross- 
fürsten  mit  der  Bestimmung  bestätigt,  das  Gesetz  solle  erst  vom  Beginn  des 
Jahres  1898  in  Kraft  treten.  Auf  Grund  des  Gesetzes  (§§  18, 19  und  31)  wurden 
am  18.  Februar  1897  nähere  Ausführungsbestimmungen,  sowie  am  9.  Dezember 
1897  ein  Erlass  über  die  Berechnung  des  Invaliditätsgrades  gegeben  (An- 
lagen I— m.) 

Nach  diesem  Bericht  über  die  allgemeinen  Gesichtspunkte,  die  bei  der 
Gesetzgebung  in  dieser  Frage  entscheidend  gewesen  sind,  düi*fte  eine  weitere 
Auslegung  der  vorerwähnten  Verordnungen  überflüssig  sein. 

Einige  Worte  über  die  praktische  Verwertung  derselben  mögen  hier  jedoch 
Platz  finden.  Schon  bevor  das  Unfallversicherungsgesetz  rechtskräftig  wurde, 
und  auch  nachher,  haben  Industrielle  in  grösseren  Betrieben  (Sägemühlen,  Eisen- 
hütten und  mechanischen  Werkstätten,  Glashütten,  Papierfabriken  u.  a.)  auf 
gegenseitige  Verantwortlichkeit  begründete  Versicherungsgesellschaften  gebildet. 
In  diesen  wird  eine  der  Wahrscheinlichkeit  nach  berechnete  Prämie  gezahlt, 
deren  Betrag  dann  beim  Schluss  des  Geschäftsjahres  geregelt  wird.  Die  grösste 
Anzahl  der  Versicherungen  ist  jedoch  mit  privaten  Versicherungs-Aktiengesell- 
schaften abgeschlossen  worden;  von  diesen  sind  gegenwärtig  in  Finland  drei  ein- 
heimische und  fünf  ausländische  thätig.  Eine  Staatsversicberungsanstalt  besteht 
zur  Zeit  noch  nicht,  auch  ist  die  Errichtung  einer  solchen  noch  nicht  ver- 
langt worden.  Die  Konkurrenz  der  verschiedenen  Gesellschaften  unter  einander, 
sowie  die  über  die  wirkliche  Unfallgefahr  gemachten  Erfahrungen,  die  man 
anfangs  zu  überschätzen  geneigt  war,  haben  eine  allmähliche,  noch  fortgehende 
Senkung  der  Prämien  herbeigerufen. 

Eine  Statistik  über  das  Ergebnis  der  Arbeiterversicherung  ist  einstweilen 
noch  nicht  vorhanden;  auch  ist  es  noch  zu  früh,  sich  darüber  ein  Urteil  zu 
erlauben,  inwiefern  es  dieser  Einrichtung  gelingen  wird,  ihre  Aufgabe  zu  lösen 
oder  nicht.  Die  Thatsache,  dass  der  ehemals  so  heftige  Widerstand  der  Arbeit- 
geber gegen  die  Zwangsversicherung  allmählich  verstummt  ist,  sowie  die  unver- 
kennbare Zufriedenheit  der  Arbeiter  mit  der  bestehenden  Ordnung,  scheinen  zu 
beweisen,  dass  diese  Gesetzgebung,  welche  in  Finland  ihre  ersten  Schritte  auf 
einem  völlig  neuen  Gebiete  gemacht,  in  einer  zweckmässigen  Gestaltung  ein- 
geführt worden  ist. 

Es  versteht  sich  indessen  von  selbst,  dass  sie  einer  weiteren  Ausbildung 
bedar£  Das  allgemeine  Lohnmaximum  von  720  Mk.,  nach  welchem  die  Ent- 
schädigung höchstens  berechnet  wird,  lässt  den  geschickteren  Arbeitern,  die  das 
Zwei-  oder  Dreifache  dieser  Summe  verdienen,  nicht  volle  Gerechtigkeit  wider- 
fahren. Aus  Furcht,  eine  reichlichere  Entschädigung  könne  die  Zahl  der  Un- 
fälle vermehren,  übernehmen  auch  die  Versicherungsanstalten  gegenwärtig  keine 
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Versieberungen  einzelner  Arbeiter,  die  scbon  in  einer  obligatoriscben  Versicberung 
einbegriffen  sind. 

Es  ist  vorauszusehen,  dass  das  Erstrecken  der  obligatorischen  Arbeiter- 
versicherung auf  einzelne  Gebiete,  welche  die  jetzige  Gesetzgebung  noch  nicht 
hat  betreten  wollen,  nicht  lange  auf  sich  warten  lassen  wird.  Besonders  müssen 
hierbei  das  Hauptgewerbe  des  Landes,  die  Land-  und  Forstwirtschaft  in 
Betracht  kommen;  die  Unfallfrequenz  unter  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern 
ist,  der  obenerwähnten  Statistik  gemäss,  auffallend  gross,  ja  sogar  grösser  als 
in  der  Industrie,  oder  317  Unfälle  auf  10000  Arbeiter. 

Was  die  Schiffahrt  anlangt,  so  sind  schon  vorbereitende  Massregeln  zu 
einer  eventuellen  Ausdehnung  der  obligatorischen  Unfallversicherung  auf  die- 
selbe getroffen  worden.^)  Am  14.  Januar  1897  wurde  von  der  Regierung  ein 
Komitee  niedergesetzt,  das  u.  a.  den  Auftrag  erhielt,  diese  Frage  zu  untersuchen 
und  einen  Gesetzentwurf  auszuarbeiten.  Das  Komitee  gab  im  Juli  1898  sein 
Gutachten  ab,  in  welchem  eine  obligatorische  Versicherung  befürwortet  wird;  um 
eine  solche  zustande  zu  bringen,  wird  die  Errichtung  einer  allgemeinen  Unfall- 
versicherungsanstalt fQr  Seeleute  in  Finland  auf  Kosten  und  unter  der  Garantie 
des  Staates  vorgeschlagen.  Ein  bezüglicher  Gesetzentwurf  dürfte  dem  Landtage 
des  Jahres  1900  vorgelegt  werden. 


in.  Altersversichenmg. 

Die  Altersversicherung  in  Finland  ist  einzelnen  Kassen®)  überlassen,  von 
denen  die  meisten  auch  Unterstützungen  anderer  Art  geben.  Am  Schluss  des 
Jahres  1889  bestanden  41  Kassen,  die  sowohl  Pensionen  als  auch  Kranken-  und 
Begräbnishülfe  bewilligten,  und  27,  die  nur  Pensionen  gewährten.  Die  meisten 
dieser  Kassen  waren  noch  ziemlich  neu:  19  oder  26®/^  waren  in  den  70er  Jahren, 
und  30  oder  46  ^/^^  in  den  80  er  Jahren  gestiftet  worden.  Die  Zahl  der  Arbeiter- 
Mitglieder  sämtlicher  Kassen  —  viele  von  diesen  zählen  ihre  Mitglieder  haupt- 
sächlich unter  den  Handwerkern  —  war  10,105,  oder  26,0  ^/^  der  Gesamtzahl.  Aus 
diesen  Kassen  wurden  im  Jahre  1888  52,477  Mk.  und  im  Jahre  1889  54,991  Mk. 
an  Pensionen  ausgezahlt.  Die  Anzahl  der  letzteren  betrug  im  Jahre  1889  526, 
oder  49  auf  1000  Mitglieder,  mit  einem  durchschnittlichen  Betrag  von  104  ML 
55  Penni.  Die  meisten  dieser  Pensionen  (36,596  Mk.  im  Jahre  1889)  wurden  den 
Wittwen  und  Kindern  verstorbener  Mitglieder  ausgezahlt;  nur  ein  geringerer 
Teil  kam  den  alten  Mitgliedern  selber  zu  gute.  Von  den  eigentlichen  Pensions- 
kassen sind  die  grössten  und  auch  die  meisten  für  Handwerker  eingerichtet.  In 
den  Kassen  wiederum,  welche  auch  andere  Unterstützungen  als  Pensionen  bewil- 
ligen, bilden  die  letzteren  eigentlich  nur  eine  ergänzende  Form  der  Unterstützung. 
Oft  war  der  Betrag  der  Pensionen  nicht  bestimmt,  was  vom  finanziellen  Stand- 
punkte der  Kassen  aus  vorteilhaft  genug  war.  Was  dagegen  die  Kassen  an- 
langt, die  sich  verpflichtet  hatten,  bestimmte  Pensionen  auszuzahlen,  so  erwies 
es  sich  bei  der  obenerwähnten  statistischen  Untersuchung,  dass  dieselben  auf 
die  Dauer  ausser  stände  sein  würden,  ihre  Verpflichtungen  zu  erfüllen.  Unter 
solchen  Verhältnissen  muss  man  gestehen,  dass  eine  wirkliche  Altersveraicherung 
der  Arbeiter  nur  äusserst  selten  vorkommt. 

Indem  das  mehrerwähnte  Komitee  in  seinem  vom  November  1892  datierten 
Gutachten  diese  wenig  erfreuliche  Thatsache  feststellte,  lehnte  dasselbe  dennoch 
zugleich  entschieden  den  Gedanken  an  eine  allgemeine  obligatorische  Altersver- 


^)  Das  jetzige  Seegesetz,  vom  9.  Juni  1873,  enthält  die  Bestimmung:  Ein  Seemann,  der  im 
Dienste  erkrankt,  oder  von  einem  Unfälle  betroffen  wird,  soU,  solange  er  auf  dem  Schiffe  bleibt, 
Lohn,  Unterhalt,  Krankenpflege  und  Arznei  geniessen;  wenn  er  irgendwo  zurückgelassen  werden 
muss,  soU  der  Befehlshaber  für  seine  Pflege  Sorge  tragen,  während  einer  Zeit  von  höchstens  zwei 
Monaten.  Sämtliche  angemusterte  Seeleute  sind  verpflichtet  einer  gemeinsamen  Leibrenten-  und 
Pensionskasse  anzugehören,  welche  vom  Staate  eine  beträchtliche  Unterstützung  erhält. 

*)  Betreffs  der  Seeleute,  siehe  die  obige  Anmerkung. 
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sicbernng  der  Arbeiter  ab.  Das  Komitee  bielt  dafttr,  dass  diese  Art  yon  Ver- 
sieberang, die,  um  wirksam  zu  sein,  sämtlicbe  Gewerbezweige  umfassen  mflsste, 
auf  allzu  grosse  praktiscbe  Schwierigkeiten  in  unserem  dünn  bevölkerten,  an 
Kapitalien  armen  Lande  stiesse,  und  dass  dieselbe  in  Anbetracht  der  Bürden,  die  sie 
den  Arbeitern  auferlegte,  nur  allzu  geringe  Vorteile  zu  bieten  vermöchte.  Aehn- 
lich  wie  für  die  Krankenkassen,  schlug  das  Komitee  schliesslich  auch  hier 
die  Einführung  einer  öffentlichen  Kontrolle  über  die  Pensionskassen  für  Ar- 
beiter, Handwerker  und  mit  diesen  gleichgestellte  Personen  vor,  befürwortete 
dagegen  keine  Subvention,  weder  von  Seiten  des  Staates,  noch  von  selten  der 
Gfemeinde. 

Aus  dem  Gesetzentwurfe  des  Komitees,  welches  im  übrigen  mit  demjenigen 
betreff  der  Krankenkassen  genau  übereinstimmte,  verdienen  einige  Umstände 
hervorgehoben  zu  werden.  "Ea  kommen  Pensionskassen  vor,  deren  Statuten  die 
Bestimmung  enthalten,  dass  ein  Mitglied  derselben  bei  etwaigem  Wechsel  von 
Beruf  oder  Arbeitsstätte,  oder  beim  Wegzug  vom  Orte  gezwungen  ist,  aus  der 
Kasse  auszutreten.  Mit  Berücksichtigung  dieses  ümstandes  schlug  nun  das 
Komitee  vor,  dass,  wenn  ein  Mitglied  einer  solchen  Kasse  während  einer  in  den 
Statuten  festzustellenden  Zeit,  die  jedoch  5  Jahre  nicht  übersteigen  dürfe,  die 
gehörigen  Zshlxmgen  geleistet,  es  billig  wäre,  dass  seine  Wittwe  und  seine  Kinder 
eine  den  eingezahlten  Summen  entsprechende  Pension  erhielten.  Femer  hielt 
das  Komitee  dafür,  die  Unterstützung  aus  einer  Pensionskasse  dürfte  nicht  zum 
Zahlen  der  etwaigen  Schulden  des  Pensionsberechtigten  in  Anspruch  genommen 
und  auch  nicht  das  Recht  auf  eine  solche  Unterstützung  einem  Andern  über- 
tragen werden. 

Von  einer  Minderheit  wurde  ein  besonderer  Vorschlag  gemacht,  der  auf  die 
Errichtung  einer  allgemeinen,  vom  Staate  garantierten  Leibrentenanstalt  hinaus- 
ging; dieselbe  sollte  im  wesentlichen  ähnlich  organisiert  werden,  wie  die,  hin- 
sichtlich der  Unfallversicherung  vorgeschlagene  allgemeine  Versicherungsanstalt. 
(Siehe  Seite  13.)  Eine  solche  Anstalt  würde  den  kleineren  Pensionskassen  eine 
kräftige  Stütze  sein,  wie  es  auch  erwünscht  wäre,  dass  man  die  letzteren,  die 
sich  der  Unterstützung  der  Arbeitgeber  erfreuten,  und  somit  grössere  Vorteile, 
als  nur  die  durch  Mitgliederbeiträge  ermöglichten,  bieten  könnten,  so  viel  als 
möglich  befördern  würde.  Aehnlich  wie  in  Frankreich,  wo  man  von  einem  der- 
artigen System  erfreuliche  Resultate  gesehen,  sollte  somit  diese  Anstalt  den 
kleinen  lokalen  Pensionskassen  eine  Art  von  Rückversicherung  bieten.  Diese 
Kassen  sollten  das  Recht  erhalten,  fQr  ihre  Mitglieder  bestimmte  Prämien  an 
die  idlgemeine  Leibrentenanstalt  zu  zahlen,  und  zwar  zu  beliebiger  Zeit  und  von 
einem  beliebigen  Betrage;  jedoch  müsste  ein  gewisses  Minimum  eingehalten 
werden.  Die  übrigen  Einnahmen  der  lokalen  Pensionskassen  könnten  —  ausser 
zu  den  Verwaltungskosten  und  zum  Bilden  nötiger  Fonds  —  verwendet  werden: 
zur  Unterstützung  von  Mitgliedern,  die  arbeitsunfthig  geworden,  bevor  sie  noch 
das  zum  Erhalten  der  Leibrenten  festgestellte  Alter  erreicht;  zur  Zuschuss- 
Pension  an  Mitglieder,  die  das  erwähnte  Alter  eiTeicht;  zu  Pensionen  an  die 
Hinterbliebenen  verstorbener  Mitglieder  u.  s.  w.  Die  allgemeine  Leibrentenanstalt 
müsste  ihrerseits  jährlich  5  %  von  ihren  Einnahmen  zur  Verstäi'kung  der  Fonds 
der  lokalen  Kassen  abtreten. 

Diese  allgemeine  Versicherungsanstalt  sollte  ferner  vei^pflichtet  sein,  auch 
Unfallversicherungen  zu  übernehmen. 

In  dieser  Frage  nun  stellte  sich  die  Regierung,  wie  schon  in  der  Einleitung 
erwähnt,  auf  die  Seite  der  Mehrheit  des  Komitees,  indem  ihrer  Ansicht  nach 
gegenwärtig  weiter  nichts  zu  thun  sei,  als  eine  öffentliche  Kontrolle  über  die 
Arbeiter-Pensionskassen  anzuordnen  und  gewisse  reglementarische  Vorschriften 
über  die  Organisation  und  Verwaltung  derselben  festzustellen.  Der  Vorschlag 
von  einer  allgemeinen  Leibrenten-  und  Unfallversicherungsanstalt  unter  Au&icht 
und  Garantie  des  Staates  müsste  somit  verfallen. 

Die  obenerwähnten  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Pensionskassen  für 
Arbeiter  wurden  in  dieselbe  Verordnung  vom  2.  September  1897  (Anlage  IV) 
eingerückt,  von  der  schon  in  dem  Bericht  über  die  Krankenkassen  die  Rede 
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gewesen  ist.  Die  Kassen  sind  seitdem  verpflichtet  gewesen,  eine  Umarbeitiing 
üirer  Statuten  vorzunehmen,  za  welchem  Zwecke  Musterstatuten  vom  Versiche- 
rungsinspektor des  Staates  veröffentlicht  worden  sind.  Wie  sie  diese  durch- 
greifende Beform  mit  der  darin  verbundenen  Reduktion  der  ehemals  ver- 
sprochenen Pensionsbeträge  u.  s.  w.  durchgemacht  haben,  darüber  sind  noch 
keine  Mitteilungen  vorhanden. 
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Helsingfors,  Oktober  1899. 

Aug.  Bjelt« 


Anlage  !• 


Laki, 


koBkeva  työnantojau  vastuunalaisuutta  työntekijää  kohtaavasta, 

raumiinyammasta. 

Annettu  HelsingiflBä,  5  p:iiä  Joolukuuta  1895. 


Me  Nikolai  Toinen,  Jamalan  Armosta,  koko  Wenftjänmaan  Eeisari  ja  Itsevaltias, 
Paolanmaan  Tsaari,  Suomen  Snurirnbtinas  y.  m.,  y.  m.,  y.  m.,  Teemme  tiettä- 
Yäksi:  Snomenmaan  Valtiosä&tyjen  alamaisesta  esityksestä  Me  armossa  vahyis- 
tamme  seoraavan  lain  työnantajan  vastaunalaisaadesta  työntek^'ää  kohtaavasta 

rnamiinvammasta : 

I  Luku. 
Tleiset  perusteet. 

l§. 
Työnantaja  tämftn  lain  mftfiräysten  alaisessa  yrityksessä  olkoon  yelYollmen  mamiin- 
yammasta,  joka  yrityksessä  palvelevaa   työntekijää  kohtaa  työssä  sattoneen   tapatnrman 
johdosta,  snorittamaan  yahingonkorvansta  sen  mnkaan  koin  alempana  säädetään. 

Työssä  sattnneesta  tapatnrmasta  tnlleeksi  i  katsota  seUaista  rnnmünyammaa,  jonka 
on  tahaUisesti  tahi  tOrkeän  bnolimattomnnden  kantta  saannt  aikaan  yahingoittonnt  itse; 
taikka  tahaUisesti  joku  mnn  henkilö  knin  työnjohtaja  tai  katsastaja;  taikka  joka  on  tallat 
sellaisesta  yliyoimaisesta  tapanksesta  tai  mnnsta  sattnmasta,  mikä  ei  ole  yhteydessä  tehtäyän 
työn  laadnn  tai  niiden  olosnhteiden  kanssa,  joissa  työtä  on  toimitetta. 


Tämän  lain  määräysten  alaisia  yrityksiä  oyat: 

a)  ynorikaiyokset,  ynorilaitokset,  raokit,  kiyenlonhokset  ja  kiyenhakkiot,  sahalai- 
tokset,  panimot,  polttimot  sekä  ne  tehtaat  ja  mnnt  tehtaan  tayoin  harjoitettayat 
teollisnnslajit,  joissa  käytetään  snlatns-  tahi  liekkiaiineja,  höyrypanniga  taikka 
höyryn,  yeden,  tnnlen,  sähkön  tai  mann  Inonnonyoiman  aynlla  käypiä  koneita, 
sekä  ne  yritykset,  joissa  räjähtäyiä  aineita  yalmistetaan  tahi  ammatin  tapaan 
käytetään; 

b)  rantatien,  kanayan,  sataman,  satamalaitnrin  tai  majakan  rakennnsiyöt,  sekä 
ne  isonlaiset  siUanrakennnsiyöt;  jotka  tehdään  yaltion  tai  knnnan  knstan- 
nnksella; 
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Gesetz, 


betreffend  die  Haftung  des  Arbeitgebers  für  körperliche  Beschädigung, 

die  den  Arbeiter  trifft. 

Gegeben  in  Helsingfors,  den  5.  Dezember  1895. 


Wir  Nikolaus  der  Zweite,  Von  Gottes  Gnaden  Kaiser  und  Selbstherrscher 
von  ganz  Russland,  Tsar  von  Polen,  Grossfürst  von  Finland  etc.,  etc.,  etc.  Be- 
kunden: Auf  Grund  des  unterthänigen  Vorschlages  der  Stände  Finlands  wollen 
Wir  in  Gnaden  folgendes  Gesetz,  betreffend  die  Haftung  des  Arbeitgebers  fttr 
körperliche  Beschädigung,  die  den  Arbeiter  trifft,  bestätigen. 

I.  Kapitel. 
Allgemeine  CfrundsStze. 

§  1. 

Ein  Arbeitgeber  in  solchen  Unternehmungen,  die  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
unterworfen  sind,  ist  verpflichtet,  för  eine  körperliche  Beschädigung,  die  einen  am  Unter- 
nehmen angestellten  Arbeiter  infolge  eines  Unfalles  bei  ^er  Arbeit  trifft,  eine  Entschädigung 
gemäss  den  hier  unten  gegebenen  Bestimmungen  zu  zahlen. 

Als  körperliche  Beschädigung,  die  durch  Unfedl  bei  der  Arbeit  erfolgt,  wird  nicht 
eine  solche  Beschädigung  betrachtet,  die  absichtlich  oder  durch  grobe  Nachlässigkeit  des 
Beschädigten  selbst  veranlasst  wird,  oder  absichtlich  von  einer  anderen  Person  als  der- 
jenigen, der  die  Leitung  oder  die  Aufsicht  über  die  Arbeit  anvertraut  ist,  oder  durch  solch 
ein  übermächtiges  Geschehnis  oder  ein  anderes  Ereignis,  das  mit  der  Beschaffenheit  der 
ausgeführten  Arbeit  oder  den  Verhältnissen,  unter  denen  sie  betrieben  worden  ist,  in  keinem 
Zusammenhange  steht. 

§  2. 
Folgende  Unternehmungen  sind  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterworfen: 

a)  Gruben,  Bergwerke,  Fabriken,  Steinbrüche^  Steinmetzwerkstätten,  Sägemühlen, 
Brauereien,  Brennereien,  sowie  solche  Fabriken  und  sonstige  fabrikmässig 
betriebene  Gewerbe,  in  denen  Schmelz-  oder  Flammenöfen,  Dampfkessel  oder 
Maschinen  zur  Verwendung  kommen,  die  vermittels  Dampf,  Wasser,  Wind, 
Elektrizität  oder  einer  anderen  Elementarkraft  getrieben  werden,  sowie  Unter- 
nehmen, in  denen  explosive  Stoffe  verfertigt  oder  berufmässig  angewandt 
werden; 

b)  Bauuntemehmungen,  welche  Eisenbahnen,  Kanäle,  Häfen,  Quaibauten  oder  Leucht- 
türme betreffen,  sowie  grössere  Brückenbauten,  die  auf  Kosten  des  Staates  oder 
einer  Kommune  ausgefahrt  werden; 
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c)  kirkon-  ja  tehtaanrakennnstyöt;  niin  mjös  yhtä  kerrosta  korkeampien  hnonensten 
rakentaminen  kanpimgeiBsa  tai  kanppaloissa  sekä  samallamen  tyO  maalla,  kan 
se  toimitetaan  valtion,  konnan,  tai  mnnn  yhteisön  tarpeeksi; 

d)  j^eisten  TeBijohtojen,  likaviemilrien  tahi  kaastgohtojen  laittaminen  tai  konnossa- 
pitfiminen; 

e)  lüke,  jonka  tarkoitoksena  on  sfthköjohtojen  laittaminen  tai  knnnossapitSminen 
tidkka  lükenteen  kfiyttäminen  rantateillä  tai  mnilla  yleistä  kesknsliikettä  yarlen 
aiotnilla  ndtioteillä;  ja 

f)  lüke,  jossa  ammattina  baijoitetaan  tayarain  lossaosta  ja  lastansta  sekft  sa- 
mantapainen  pelastus-  ja  snkellostoimi;  niin  myös  nnohoojan  ammatti. 


3  §. 

Työnantaja  on  se,  jonka  hyyfiksi  2  §:88&  mainittoa  yritystft  toimitetaan  tahi  har- 
joitetaan. 

Jos  joka  on  jättänyt  2  §:n  b),  c)  tai  d)  kohdassa  mainiton  työn  tekemisen  kokonaan 
henkilöUe,  joka  on  ottannt  ammatDueen  semmoisten  tOiden  toimittamisen,  on  yümeksimai- 
nitta  kateottaya  työnantajaksi. 

Joka  toiselle  jättää  mfifir&tyn  osan  sellaisesta  tyOstä,  olkoon  oikentetta  hänen  täytet- 
t&Täkseen  siirlAmäJln  ne  yelyollisnadet,  jotka  työnantigalla  tftmfin  asetnksen  mnkaan  on; 
olkoon  knitenkin  itse  yastunnalainen  siitft,  mitä  toinen  yelyollisnoksistansa  laiminlyö. 

Työntekijä  on  tfimAn  lain  mnkaan  se,  joka  itse  on  työssä  käsin,  mntta  ei  se,  joka 
ainoastaan  yalyoo  fyöntekoa. 


4  8- 
Sellaisten  tapatonnien  yaralle,  joista  on  senranksena  iyökyyyn  ainaiseksi  menettfi- 
minen  tahi  yfihentyminen  (inyaliditeetti)  taikka  yahingoittnneen  kaolema,  on  työnantajan, 
joka  haijoittaa  2  §:ssä  mainittna  lükettä,  toryattaya  työntekij&insä  ja  beidSn  oikenden- 
haltyainsa  tähfin  lakiin  perostnya  oikens  ynotniseen  yahingonkonrankseen  yaknntoksen  hank- 
kimalla  jostakin  17  S:ss&  mainitusta  Mtoksesta,  jos  tfillaista  laitosta  on  maassa  olemassa 
ja  se  ottaa  yastaan  senlaatoisten  yritysten  yakuntoksia.  Nun  kanyan  knin  sellaista  ya- 
knutusta  pidetäSn  yoimassa,  olkoon  ^Onantaja  yapaa  yastannalaisandesta  nyt  sanottaa 
laatoa  oleyista  yahingoista,  ja  kftäntyköön  ijöntek^ä  snorastaan  laitoksen  pnoleen. 

Inyaliditeetin  yeroiseksi  katsotaan  tftssä  laissa  myöskin  tapatormasta  jobtnya  saiians, 
jota  kest&ä  pä&lle  sadankahdenkymmenen  pftiyfin  tapatunnan  jälkeen« 


6§. 

Tritykset,  joita  baijoitetaan  yaltion  tai  konnan  pnolesta,  eiyät  ole  4  §:ssä  mainiton 
yaknntasydyollisaaden  alaisia^ 


6§. 
Senaatti  yoipi  yapanttaa  tyOnantajan  tftmfin  lain  mnkaisesta  yaknntosyelyollisnadesta, 
Jos   bfin  siitft  että  hän  täyttftft  yelyollisantensa  niihin  tapatormün   n&bden,  jotka   oyat 
4  §:ss&  mainittna  laatoa,  panee  sellaisen  yaknnden,  että  Senaatti  sen  saattaa  byyfiksyft. 

Semmoista  yapantosta  ftlköön  knitenkaan  myönnettfikö  pitemmftksi  ajaksi  knin  kol- 
meksi  ynodeksi  kerrallaan. 

Knn  nyt  mainittna  laatoa  oleya  tapatorma  sattnn,  nondatfcakoon  työnantfya  sitä 
paitsi  mitft  15  §:ssft  sftftdetftftn. 
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c)  Kirchen-  und  Fabrikbanten;  ebenso  der  Bau  yon  mehr  als  einstöckigen  Häusern 
in  St&dten  oder  Flecken,  sowie  ähnliche  Arbeiten  auf  dem  Lande,  wenn  sie 
auf  Kosten  des  Staates,  einer  Kommune  oder  einer  anderen  Oemeinde  aus- 
geführt werden; 

d)  Anlage   oder  Unterhaltung   öffentlicher  Wasser-,  Kloaken-  oder  Gasleitungen; 

e)  Betriebe,  die  die  Anlage  oder  den  Unterhalt  elektrischer  Leitungen  oder  den 
öffentlichen  Verkehr  auf  Eisenbahnen  oder  anderen  Schienenwegen  zum  Zwecke 
haben;  und 

f)  Betriebe,  in  denen  das  Löschen  und  Laden  von  Waren  gewerbsmässig  erfolgt, 
sowie  auf  dieselbe  Weise  betriebene  Bergungs-  und  Taucheruntemehmungen 
und  schliesslich  Schomsteinfegerbetrieb. 

§8. 

Arbeitgeber  ist  deijenige,  fär  dessen  Bechnung  die  im  §  2  erwähnten  Unternehmungen 
ausgeführt  oder  betrieben  werden. 

Ist  die  Ausführung  Ton  Arbeiten,  die  in  den  Punkten  b),  c)  oder  d)  des  §  2 
erwähnt  sind,  in  ihrer  Gesamtheit  einer  Person  übertragen  worden,  die  die  Ausfuhrung 
derartiger  Arbeiten  berufsmässig  betreibt,  so  ist  diese  Person  als  Arbeitgeber  zu  betrachten. 
Überträgt  jemand  irgend  einen  bestimmten  Teil  einer  Arbeit  einer  anderen  Person,  so  hat 
er  das  Becht,  die  laut  diesem  G^etz  dem  Arbeitgeber  obliegenden  yerpflichtungen  dieser 
Person  aufraerlegen;  doch  ist  er  dafür  yerantwortlich,  dass  dieser  seine  Pflicht  erfällt. 

Unter  Arbeiter  ist  nach  diesem  Gesetze  derjenige  zu  verstehen,  der  sich  unmittel- 
bar mit  der  Ausführung  der  Arbeit  befasst,  aber  nicht  deijenige,  der  nur  die  Aufsicht 
über  die  Arbeit  hat. 

§4- 

Gegen  mögliche  Unfälle,  die  dauernden  Verlust  oder  dauernde  Verminderung  der 
Arbeitsfähigkeit  (Invalidität)  oder  den  Tod  des  Beschädigten  herbeiführen,  soll  ein  Arbeit- 
geber, der  ein  im  §  2  erwähntes  Unternehmen  betreibt,  das  seinen  Arbeitern  und  deren 
Bechtsnachfolgem  laut  diesem  Gesetz  zukommende  Becht  auf  jährliche  Entschädigung 
sicherstellen,  indem  er  sie  in  einer  der  im  §  17  genannten  Anstalten  versichert,  falls 
eine  solche  Anstalt  im  Lande  vorhanden  ist  und  derartige  Versicherungen  entgegennimmt. 
Solange  eine  derartige  Versicherung  aufrecht  erhalten  wird,  ist  der  Arbeitgeber  der  Ver- 
antwortlichkeit für  Beschädigungen  der  genannten  Art  entbunden,  und  der  Arbeiter  hat 
sich  unmittelbar  an  die  betreffende  Anstalt  zu  wenden. 

Der  Invalidität  wird  in  diesem  Gesetz  eine  von  einem  Unfall  herrührende  Krankheit 
gleichgestellt,  die  über  einhundertzwanzig  Tage  nach  dem  UnMl  andauert. 


Unternehmungen,  die  für  Bechnung  des  Staates  oder  einer  Kommune  betrieben  werden, 
sind  der  im  §  4  erwähnten  Versichenmgspfiicht  nicht  unterworfen. 

§6. 

Ein  Arbeitgeber  kann  vom  Senat  von  der  ihm  laut  diesem  Gesetz  obliegenden  Ver- 
sicherungspflicht  befreit  werden,  wenn  er  für  die  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  inbezug 
auf  etwaige  Unfälle  von  der  im  §  4  genannten  Art  eine  Sicherheit  stellt,  die  vom  Senat 
gutgeheissen  werden  kann. 

Eine  derartige  Befreiung  ist  jedoch  nur  für  höchstens  je  drei  Jahre  gestattet. 

Wenn  ein  Unfoll  der  eben  erwähnten  Art  eintritt^  hat  der  Arbeitgeber  ausserdem 
die  in  §  15  erwähnten  Bestimmungen  zu  beobachten. 


24  I^id  Arbeitenrenichenmg  in  Finland. 

7§. 
Jos  työnantaja  on  pnolestaan  snorittannt  Yähintftän  kolmannen  osan  ynosimakstga 
apnkassaan,  josta  työntekijä  on  oikentettn  nanttimaan  datasapna  sekä  tapatnnnan  kohdattoa 
työssä  että  sairandentapanksessa,  on  se  elatnsapn,  jonka  lyöntek^ä  on  työssä  kohdanneen 
tapatnnnan  takia  täUaisesta  kassasta  saannt,  Yähennettäva  siitä  Yahingonkorvanksesta,  joka 
iyönantajan  tnlee  tftmfin  lain  mnkaan  snoritiaa. 


n  Lnkn. 
YahlngonkorTaubsien  mftftrftstt. 

8§. 

Jos  työntekijä  on  iyössä  kohdanneen  tapatorman  kantta  saannt  sellaisen  rnomün- 
Yamman,  josta  on  seurannnt  ohimenevä  työkyvyttömyys,  on  hän,  jos  taUainen  kjrvyttömyys 
on  täydellinen,  seitsemännestä  päivästä  alkaen  tapatnnnan  jälkeen,  saapa  yahingonkonranfi^ 
knltaldn  päivälta,  mink&  työkyyyttömyyttä  kestää,  knnsikymmentä  prosenttia  keskimä&räisestft 
päivän  iyöansiostaan,  knitenkaan  ei  enempäft  knin  kaksi  markkaa  yüsikymmentä  penniä 
päiYältä. 

Jos  tapatnnnasta  on  senrannnt  ohimeneYä  työkyvyn  vähentyminen,  on  elatosaynksi 
snoritettava  tämän  Yähentymisen  mnkaan  sovitettn  osa  edellisessä  momentissa  säädetystA 
yahingonkorvanksesta. 

Keskimääräinen  päivän  työansio  on  laskettava  siten,  että  yahingoittoneen  työansio 
lükkeestä  sen  ynoden  ajalta,  joka  loppni  päiyää  ennen  tapatnnnaa,  jaetaan  InynÜa  360 
taikka,  jos  yahingoittnnnt  ei  ole  oUnt  koko  ynotta  sünä  lükkeessä  työssä,  niiden  päiyien 
Inyolla,  jotka  bän  on  sünä  ollnt,  snnnnntai-  ja  jnhlapäiyät  tähän  Inettnina. 

Jos  yahingoittnnnt  on  työskennellyt  sellaisessa  yrityksessä,  jossa  liikkeen  laadnn 
ynoksi  iyötä  pääasiallisesti  toimitetaan  ainoastaan  jonakin  aikana  ynodesta,  on  se  päiyän 
työansio,  jonka  hän  on  tapatnnnan  kantta  menettänyt,  aryioittaya  kohtnnÜisen  harkinnan 
mnkaan. 

9§. 

Jos  työntekijä  on  työssä  kohdanneen  tapatnnnan  kantta  saannt  ninmünyamman, 
josta  on  senranksena  työkyyyn  ainaiseksi  menettäminen  tahi  yäheniyminen,  on  hän  saapa 
ynotnista  yahingonkonransta  siitä  päiyästä  alkaen,  Jona  yamma  on  parantnnnt;  sen  määrän, 
joka,  Jos  työkyvyn  menettäminen  on  täydellinen,  yastaa  knnttakymmentä  prosenttia  hänen 
entisestä  ynotnisesta  työansiostansa  sekä,  milloin  yammasta  senraa  työkyyyn  yähentyminen, 
tekee  tämän  yähentymisen  mnkaan  soyitetnn  osan  siitä,  mitä  olisi  snoritettaya,  jos  työkyyyn 
menettäminen  olisi  täydellinen. 

Jos  yahingonkoryans  on  pienempi  knin  kaksikymmentä  markkaa  ynodelta,  saakoon 
sen,  Jos  asialliset  sopiyat,  yaihettaa  määrätyksi  kerta  kaikkiaan  snoritettayaksi  snmmaksi. 

Jos  mnmiinyamma  ei  ole  parantnnnt  sadankahdenkymmenen  päiyän  knlnessa  siitä 
knin  se  tnli,  olkoon  yahingoittnnnt  oikentettn  saamaan  1  momentin  mnkaan  laskettoa 
yahingonkoryansta  sadannenyhdennenkolmatta  päiyän  alnsta  lähtien,  knnnes  hän  jälleen  on 
teryeeksi  toUnt. 

Knnnes  mainittn  päiyälnkn  on  knlnnnt  nmpeen  tahi  yamma  sitä  ennen  parantnnnt, 
on  yahingonkoryansta  snoritettaya  8  §:n  mnkaan. 

Tässä  pykälä3sä  mainitnn  yahingonkonranksen  laskemisen  pernsteeksi  on  pantaya  se 
työansio,  joka  yahingoittnneella  on  ollat  edellisenä  ynonna  samassa  tahi  samallaisessa 
yrityksessä  taikka,  jos  hänellä  ei  ole  kokonaista  yaotta  oUnt  sellaista  tointa,  se  määrä, 
joksi  hänen  ynositnlonsa  kohtnnllisen  harkinnan  mnkaan  yoidaan  laskea,  knitenkin  nun 
ettei  ynositnloa  missään  tapanksessa  Ineta  seitsemääsataakahtakymmentä  markkaa  snnrem- 
maksi. 
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§7. 
Hat  der  Arbeitgeber  wenigstens  mit  einem  Drittel  zn  der  Einzahlung  in  die  Hilfe- 
kasse beigetragen,  ans  welcher  der  Arbeiter  berechtigt  ist,  sowohl  bei  ünfiUlen  in  der 
Arbeit  als  bei  Krankheiten  Unterstützungen  zn  empfangen,  so  ist  der  ünterstütznngs- 
betrag,  der  infolge  eines  Unfelles  in  der  Arbeit  ans  einer  solchen  Kasse  dem  Arbeiter  zn 
tdl  geworden  ist,  von  dem  Entsch&dignngsbetrag  abzuziehen,  den  der  Arbeitgeber  laut 
diesem  (besetz  Yerpflichtet  ist  zu  erlegen. 


U.  Kapitel 
Über  den  Betrag  der  EntsehSdigung. 

§  8. 

Ein  Arbeiter,  der  sich  durch  einen  XJnfell  bei  der  Arbeit  eine  körperliche  Be- 
schädigung zugezogen  hat,  die  eine  vorübergehende  Arbeitsunföhigkeit  zur  Folge  hat,  soll, 
falls  diese  Unfähigkeit  eine  völlige  ist,  vom  siebenten  Tage  nach  dem  Unfall,  solange 
die  Arbeitsunfähigkeit  dauert,  eine  tägliche  Entschädigung  von  sechzig  Prozent  von  seinem 
durchschnittlichen  Tagesverdienst  beziehen,  doch  nicht  mehr  als  zwei  [Finn.]  Mark  fön&ig 
Penni  für  den  Tag. 

Wenn  durch  den  Un£all  eine  vorübergehende  Yerminderung  der  Arbeitsföhigkeit  ver- 
anlasst wird,  so  ist  der  Beitrag  zum  Unterhalt  des  Beschädigten  mit  einem  dieser  yer- 
minderung angepassten  Bruchteil  der  im  vorigen  Punkt  bestimmten  Entschädigung  zu  erlegen. 

Der  durchschnittliche  Tagesverdienst  ist  in  der  Weise  zu  ermitteln,  dass  man  den 
Arbeitsverdienst,  den  der  Beschädigte  während  des  dem  UnÜEdltage  vorangegangenen  Jahres 
im  Unternehmen  gehabt  hat,  durch  360  teilt,  oder,  wenn  der  Beschädigte  nicht  das  ganze 
Jahr  im  Unternehmen  beschäftigt  gewesen  ist,  durch  die  Anzahl  der  Tage,  die  er  daselbst 
Beschäftigung  gehabt  hat.  Sonn-  und  Feiertage  mit  einberechnet. 

Ist  der  Beschädigte  in  einem  Unternehmen  beschäftigt  gewesen,  wo  infolge  der  Art 
des  Betriebes  die  Arbeit  vorzugsweise  nur  während  eines  Teils  des  Jahres  dauert,  so  ist 
der  Tagesverdienst,  dessen  er  verlustig  gegangen,  nach  Billigkeitsgründen  zu  schätzen. 

§9- 

Hat  ein  Arbeiter  durch  Unfall  bei  der  Arbeit  eine  körperliche  Beschädigung  erlitten, 
die  dauernden  Verlust  oder  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  zur  Folge  hat,  so  erhält  er 
eine  jährliche  Entschädigung  von  dem  Tage  an,  wo  die  körperliche  Beschädigung  geheilt 
worden;  der  Betrag  dieser  Entschädigung  entspricht  bei  vollständiger  Arbeitsunfähigkeit 
sechzig  Prozent  seines  früheren  Jahresverdienstes,  und,  wenn  nur  eine  Verminderung  der 
Arbeitsfähigkeit  infolge  der  Beschädigung  eingetreten  ist,  einem  dieser  Verminderung  an- 
gepassten Bruchteil  desjenigen  Betrages,  der  bei  vollständigem  Verlust  der  ArbeitsMigkeit 
zu  erlegen  wäre. 

Wenn  die  Entschädigung  weniger  als  zwanzig  Mark  im  Jähre  beträgt,  so  kann  die- 
selbe, falls  die  Parteien  darüber  übereinkommen,  gegen  einen  für  alle  mal  zu  zahlenden 
Betrag  eingetauscht  werden. 

Ist  eine  körperliche  Beschädigung  nicht  innerhalb  einhundertzwanzig  Tagen,  nach- 
dem sie  eingetreten,  geheilt  worden,  so  ist  der  Beschädigte  berechtigt,  vom  einhundert- 
einundzwanzigsten  Tage  an,  bis  er  wieder  hergestellt  ist,  eine  laut  Punkt  1  berechnete 
Entschädigung  zu  erhalten. 

Bis  die  eben  genannte  Anzahl  Tage  abgelaufen  oder  wenn  die  Beschädigung  etwa 
früher  geheilt  worden,  ist  die  Entschädigung  laut  §  8  zu  erlegen. 

Der  Berechnung  der  in  diesem  Paragraph  genannten  Entschädigung  ist  der  Arbeits- 
verdienst zu  Grunde  zu  legen,  den  der  Beschädigte  während  des  letzten  Jahres  in  dem- 
selben oder  einem  ähnlichen  Unternehmen  gehabt,  oder,  falls  er  nicht  ein  Jähr  lang 
eine  derartige  Anstellung  innegehabt  hat,  der  Betrag,  auf  welchen  seine  Jahreseinnahme 
biUigerweise  geschätzt  werden  kann,  doch  so,  dass  die  Jahreseinnahme  in  keinem  Fall 
höher  als  siebenhundertzwanzig  Mark  angesetzt  wird. 


26  ^0  AxbeüervendcheniDg  in  Finland. 

Jos  Tnoden  tjöansion  on  kolmeasataa  markkaa  yähempi,  on  tämä  snimna  knitenkm 
pantava  Yahingonkoryanksen  laskemiflen  perastokseksi,  matta  ftlköön  knnuninkaan  Tahin- 
goittnneelle  työntekyälle,  joka  on  täyitftnyt  yksikolmatta  ynotta,  annettako  snnrempaa 
ynotoista  valiüigonkonransta,  knin  hfinen  ynoden  työansionsa  on. 

10  §. 

Jos  työntekyä  on  työssa  kohdanneen  tapatarman  kantta  saannt  ranmiinyamman, 
josta  knolema  on  oUnt  senranksena,  on  sen  summan  lisäksi,  joka  8  ja  9  §:n  nojalla 
saattaa  tnlla  maksettavaksi,  Tuotoista  yahingonkoiraasta  snoritettaya  leskelle,  niin  kaayan 
knin  hfin  elää  naimattomana^  kaksikymmentä  prosenttia  yainajan  ynoden  työansiosta  ja 
jokaiselle  jfllkeenel&yäUe  lapseUe  yiidentoista  ynoden  ikään  asti  kymmenen  prosenttia  sano- 
tnsta  mäfirästäy  jos  jompiknmpi  yanhenunista  elftä,  yaan  kaksikymmentä  prosentüa,  jos 
molemmat  yanhemmat  oyat  knoUeet,  knitenkin  niin  että  leskelle  ja  lapsiUe  snoiitettayat 
yahingonkoryankset  yhteensft  eiyät  saa  tebdä  enempäft  knin  neljäkymmentä  prosenttia  yai- 
nqan  ynoden  tyOansioista. 

Vainigan  työansio  on  laskettaya  9  §:n  6  ja  6  momentissa  sftfidet^en  pemsteiden 
mnkaan. 

11  §. 

Työansioksi  Inetaan,  paitsi  rahapalkkaa,  myöskin  Inonnossa  maksettayat  ednt,  arvioit- 
tnina  paikkaknnnalla  k&yyfin  hinnan  mnkaan,  yoiton  osnns  ja  man  senmioinen. 


12  §. 

Jos  ayioliitto  on  rakennettn  sen  tapatarman  jfilkeen,  joka  sittemmin  on  yaikatfcannt 
yahingoittoneen  kaoleman,  ilkOOn  leskellä  ja  siitft  ayioliitosta  syntyneillä  lapsilla  olko 
oikentta  yahingonkoryankseen. 

Jos  ynotoista  yahingonkoryaosta  nanttiya  lesM  menee  nnsün  naimisün,  olkooa  hin 
oikeatetta  naimisiin  mennessAftn  kerran  kaikkiaan  saamaan  kahden  ynoden  yahingonkor- 
yaosta yastaayan  somman. 

13  §. 

Jos  Snomen  mies  saa  kansalaisoikeoden  toisessa  maassa  tai  toisen  maan  kansalainen 
on  sinne  palannnt,  lakatkoon  häneltä  yastaista  yarten  kaiUd  oikens  ynotniseen  yahingon- 
koryankseen, motta  annettakoon  hfinelle  rahamäärft,  joka  yastaa  mitä  hfin  olisi  oUot  kah- 
delta  yoodelta  saapa. 

14  §. 

yahingoittonot  tyOntekijä  olkoon  yelyollinen,  siksi  knin  on  parantnnnt,  8  §:ssä  sfifi- 
detyn  yahingonkonraoksen  s^asta  tyytymUn  sairashooneessa  annettayaan  hoitoon  ja  ela- 
tokseen. 

Siltft  ajalta,  jonka  semmoinen  hoito  sairashooneessa  kestftä,  tolee  pnolison  ja  yiittft- 
toista  yootta  noorempien  lapsien  saada  s^mnoista  yahingonkoryaosta  koin  10  §:ssfi  sanotaan. 

16  §. 
Jos  tyOnantaja  on  sen  mnkaan  koin  6  §:ssft  säfidetäftn  yapaotetto  tfimän  lain  ma- 
kaisesta  yakootosyelyollisoodestansa  taikka  jos  sitä  ei  yoida  t&yttftä  sentfthden  ettei  maassa 
ole  sellaista  laitosta,  joka  ottaisi  yrityksen  yakootokseen,  nun  on  työnantaja,  jos  tyOntek^i 
työssft  kohdanneen  tapatnrman  kaotta  on  saanot  sellaisen  roomünyamman  koin  4  §:s8i 
mainitaan,  yelyollinen  toryaamaan  yahingoittoneelle  tahi  hfinen  oikeodenhaltijoiUensa  toleyan 
yahingonkoryaoksen  sürtfimäUä  maksoyelyollisooden  elinkorkolaitokselle  taJii  elinkorico-va- 
kootosyhtiOUe,  jonka  pfi&hallinto  on  Soomessa.  Sellainen  siirto  on  tehtfiyä  kolmenkym- 
menen  pfiiyfin  koloessa  siitä  koin  yahingonkoryaoksen  sooroos  on  sopimoksella  tahi  lailli- 
sella  ioomiolla  mä&rätty. 
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Beträgt  der  jährliche  Arbeitsverdienst  weniger  als  dreihundert  Mark,  so  ist  dennoch 
dieser  Betrag  der  Berechnnng  der  Entsch&dignng  zu  Gninde  zn  legen,  doch  soll  ein  be« 
schfidigter  Arbeiter,  der  das  einimdzwanzigste  Jahr  erreicht  hat,  keine  grössere  jährliche 
Entschädigung  erhalten,  als  sein  ArbeitsTordienst  f^  das  Jahr  beträgt 

§  10. 
Hat  ein  Arbeiter  durch  einen  Unfall  bei  der  Arbeit  sich  mne  körperliche  Besehädigong 
zngezogen,  die  seinen  Tod  verarsacht  hat,  so  erhält,  ausser  dem  auf  Gnmd  der  §§  8  nnd  9 
in  Frage  kommenden  Betrage,  die  Wittwe,  so  lange  sie  nnverheiratet  bleibt,  als  jährliche 
Entschädigung  zwanzig  Prozent  vom  Jahresverdienst  des  Verstorbenen,  mid  jedes  der  über- 
lebenden Kinder,  bis  es  das  fünfzehnte  Jahr  erreicht  hat^  zehn  Prozent  vom  genannten 
Betrage,  &lls  einer  der  Eltern  lebt,  nnd  zwanzig  Prozent,  Mls  beide  Eltern  tot  sind;  dodi 
soll  die  gesammte  Entschädig^g  an  Wittwe  nnd  Kinder  nidit  vierzig  Prozent  vom  Jahres- 
verdienst des  Verstorbenen  übersteigen. 

Die  Berechnnng  des  Arbeitsverdienstes  des  Verstorbenen  hat  nach  den  in  §  9 
Punkt  6  und  6  festgesetzten  Grundsätzen  zu  geschehen. 

§  11. 
In  den  Arbeitsverdienst  werden  mit  einbegriffen,  ausser  dem  Lohne  in  barem  Gelde, 
auch  Naturalleistungen,  die  nach  dem  am  Orte  gangbaren  Preisen  zu  schätzen  sind,  Anteil 
am  Gewinn  und  ähnliches. 

§  12. 

Ist  eine  Ehe  nach  dem  ünfsOl  eingegangen  worden,  der  dann  den  Tod  des  Be- 
schädigten zur  Folge  gehabt  hat,  so  haben  die  Wittwe  und  das  in  der  Ehe  geborene  Kind 
kein  Becht  auf  Entschädigung. 

Wenn  eine  Wittwe,  die  eine  jährliche  Entschädigung  bezieht,  eine  neue  Ehe  eingeht, 
so  hat  sie  das  Becht,  beim  Eintritt  in  die  Ehe  ein  f&r  alle  mal  einen  Betrag  zu  erhalten, 
der  dieser  Entschädigung  für  zwei  Jahre  entspricht. 

§  13. 
Erwirbt  ein  Finländer  das  Bürgerrecht   in   einem  anderen  Lande,  oder  ist  eine  zu 
einem   solchen  Lande   gehörige  Person  dorthin  zurückgekehrt,   so  erlischt  jedes  Becht  auf 
eine  jährliche  Entschädigung   in  der  Zukunft,    doch  kann  ihm  eine  Geldsumme  zuerkannt 
werden,  in  der  Höhe,  die  er  im  Verlauf  von  zwei  Jahren  hätte  beziehen  dürfen. 

§  14. 
Ein  beschädigter  Arbeiter  ist  verpflichtet,  bis  er  geheilt  ist,   statt  der  im  §  8  be- 
stimmten Entschädigung  sich  mit  Pflege  nnd  Unterhalt  in  einem  Krankenhause  zu  begnügen. 

Während  der  Zeit,  wo  die  Krankenhauspflege  währt,  erhalten  die  Frau  und  die 
Kinder  unter  fünfzehn  Jahren  die  im  §  10  erwähnte  Unterstützung. 

§  15. 
Ist  ein  Arbeitgeber  laut  den  im  §  6  enthaltenen  Bestimmungen  von  der  ihm  gemäss 
diesem  Gesetz  zukommenden  Versicherungspflicht  entbunden  worden,  oder  kann  derselben 
nicht  genügt  werden,  weU  es  im  Lande  keine  Anstalt  giebt,  die  das  Unternehmen  zur 
Versicherung  annimmt,  so  ist  der  Arbeitgeber  verpflichtet,  wenn  ein  Arbeiter  durch  Unfall 
bei  der  Arbeit  sich  eine  im  §  4  erwähnte  Beschädigung  zugezogen  lutt,  den  Entschädigungs- 
betrag sicherzustellen,  die  dem  Beschädigten  oder  seinen  Rechtsnachfolgern  zukommen, 
indem  er  die  Zahlungspflicht  auf  eine  Lebensrentenanstalt  oder  eine  Lebensrentenversiche- 
rungsgesellschaft mit  Hauptverwaltung  in  Finland  überträgt.  Eine  solche  Massregel  soll 
innerhalb  dreissig  Tagen  geschehen,  nachdem  der  Betrag  der  Entschädigung  durch  Über- 
einkunft oder  richterliches  Urteil  festgestellt  worden« 
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m  Luku. 
Yakaatnksen  saorittamisesta  Ja  rakaatäslaitoksista. 

16  §. 

Yaknatnksen  toimittakoon  tyOnantaja  omalla  knstaDnoksellaan  kolmenkymmenen  päiyän 
knluesBa  sen  jälkeen  kain  tämä  laki  on  astunat  yoimaan  tahi,  sittemmin  perastetnn  liikkeen 
pnolesta,  jlitä  pitkässä  ajassa  liikkeen  alkamisesta  Inkien,  ja  pitäköön  täUalsen  yaknntnksen 
Sitten  Yoimassa. 

Jos  iyOntekijä,  ennen  yakantnssopimuksen  tekemistä,  on  tyOssä  kohdanneen  tapatnr- 
man  kantta  saannt  sellaisen  raomiinyamman  knin  4  §:8sä  mainitaan,  taikka  jos  tyOnantaja 
laiminljö  yakuntoksen  hankkimisen  tai  yoimmassapitfimisen  ja  jos  sitten  semmoinen  rnn- 
münyanuna  tnlee,  olkoon  tyOnantajaan  nähden  laki  nünknin  16  §:88ä  sanotaan. 

17  §. 

Yakuatassopirnnksen  tehkOön  työnantaja  jonMn  alempana  mainiton  laitoksen  kanssa: 

a)  Snomessa  oleyan  yaknntuslaitoksen,  joka  ehkä  yaltion  toimesta  pernstetaan; 

b)  jksitjisen  tapatarmayaknatasjhtiOn,  jonka  päähallinto  on  Snomessa,  jos  sel- 
lainen  yhtiO  hankkii  Senaatilta  Inyan  tämün  lain  mnkaisten  yaknntnsten  yas- 
taanottamiseen; 

c)  semmoisen,  osakasten  kesMnäisen  yastnnnalaisaaden  pohjalle  rakennetnn  tapa- 
tormayaknntnslaitoksen,  jonka  pernstamiseen  Senaatti,  hakemnksesta  ja  har- 
kittoaan  erittäinkin  laitoksen  kykyä  asianmnkaisesti  täyttää  yakaatnksen,  on 
antannt  layan;  sekä 

d)  olkomaisen  yaknntaslaitoksen  kanssa,  jonka  järjestysmnodossa  ja  hallinnossa 
Senaatti  katsoo  oleyan  tarpeeksi  takeita  tämänlaataisten  yakaatasten  myOntä- 
miseen;  knitenkin  sill&  ehdoUa,  että  kan  sattaa  seUainen  tapatarma,  josta 
4  §:ssä  pahataan,  on  yahingoittaneelle  taM  hänen  oikeadenhaltijoillensa  tale- 
yan  yaotaisen  yahingonkonranksen  saorittaminen  yaknataslaitoksen  toimesta 
taryattaya  sillä  tayoin  ja  silnä  ajassa  knin  15  §:ssä  säädetään. 


18  §. 

Senaatin  asia  on  antaa  määräjksiä  niiden  laitosten  silmälläpidosta,  jotka  oyat  saaneet 
layan  yastaanottaa  yakaataksia  tämän  lain  mnkaan. 


IV  Luku. 

Yahingonkorraakseii  mSSrSSmlsesta  Ja  maksändsesta,  niln  mySs  Tahin- 

gonkorrauksen  raatimlsi^asta. 

19  §. 

Enn  tyOntekijätft  on  kohdannnt  tapatarma,  joka  on  yaiknttanat  taikka  jonka  saattaa 
olettaa  yaikattayan  yahingoittaneen  kaoleman  taikka  hänen  työkykynsä  ainaiseksi  menet- 
tämisen  tai  yähentymisen,  on  ilmoitas  siitä  yahyistetan  kaayan  makaan  tjOnantajan  tai 
hänen  sijaisensa  yiipjmättä  annettaya  paikkakannan  polüsikamarille,  maistraatille,  järjestys- 
pikeadelle  taikka  Israanannimismiehelle  tatkinnon  toimittamista  yarten  tapatarmapaikalla 
niiden  tarkempien  määräysten  mnkaan,  joita  Senaatti  antaa. 
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m.  Kapitel. 
Ton  der  Aosftllirang  der  Yerslcherimg  und  ron  Yerslcheningsanstalten. 

§  16. 

Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  die  Yersichenmg  auf  seine  Kosten  zu  besorgen  und 
zwar  spätestens  dreissig  Tage,  nachdem  dieses  Gesetz  in  Erafb  getreten,  oder  för  Betriebe, 
die  später  entstehen,  innerhalb  derselben  Zeit  nach  der  Eröffiinng  des  Betriebes;  ebenso 
ist  er  verpflichtet,  die  Versicherung  aufrecht  zu  erhalten. 

Hat  ein  Arbeiter  vor  Abschluss  der  Versicherung  durch  Unfall  bei  der  Arbeit  sich 
eine  der  im  §  4  erwähnten,  körperlichen  Beschädigungen  zugezogen,  oder  versäumt  der 
Arbeitgeber  die  Versicherung  abzuschliessen  oder  aufrecht  zu  erhalten,  und  tritt  darauf 
eine  derartige  körperliche  Beschädigung  ein,  so  sind  auf  den  Arbeitgeber  die  im  §  15  ent- 
haltenen Bestimmungen  anzuwenden. 

§  17. 

Ein  Versicherungsvertrag  kann  vom  Arbeitgeber  mit  einer  der  folgenden  Anstalten 
abgeschlossen  werden: 

a)  solche  Versicherungsanstalten  in  Finland,  die  auf  Veranstaltung  des  Staates 
errichtet  werden  können; 

b)  private  ünfallversicherungsanstalten  mit  Hauptsitz  in  Finland,  falls  sie 
vom  Senat  die  Erlaubnis  erwirken,  nach  diesem  Gesetz  Versicherungen  ab- 
zuschliessen; 

c)  solche  auf  gegenseitige  Verantwortlichkeit  der  Teilnehmer  gegründete  ünfall- 
versicherungsanstalten, deren  Bildung  der  Senat  gestattet  hat,  nachdem  ins- 
besondere die  Fähigkeit  der  Anstalt,  die  Versicherungen  gehörig  zu  erfüllen, 
geprüft  worden;  und 

d)  ausländische  Versicherungsanstalten,  die  dem  Senat  genügende  Garantieen 
für  die  Abschliessung  von  Versicherungen  der  betreffenden  Art  zu  bieten 
scheinen;  doch  mit  dem  Vorbehalt,  dass,  wenn  einer  der  im  §  4  erwähnten 
Unfälle  eintritt,  die  Auszahlung  der  dem  Beschädigten  oder  seinen  Bechts- 
nachfolgem  zukommenden  jährlichen  Entschädigung  durch  Fürsorge  der  Ver- 
sicherungsanstalt auf  die  Weise  und  innerhalb  der  Frist,  die  im  §  16  an- 
gegeben ist,  sichergestellt  werden  soll. 

§  18. 

Dem  Senat  kommt  es  zu,  inbetreff  der  Aufsicht  über  die  Anstalten  zu  bestimmen, 
welche  Erlaubnis  erhalten  haben,  gemäss  diesem  Gesetz  Versicherungen  abzuschliessen. 


IV.  Kapitel. 

üeber  Feststellung  nnd  Auszahlung 

des  Entsehadignngsbetrages,  sowie  ttber  die  Frist  fOr  die  O^eltendmachnng 

Ton  Entschädigungsansprüchen. 

§  19. 

Ist  ein  Arbeiter  von  einem  Unfall  betroffen  worden,  der  d6n  Tod  des  Beschädigten 
oder  auch  dauernden  Verlust  oder  Verminderung  seiner  Arbeitsfähigkeit  zur  Folge  hat 
oder  zur  Folge  haben  kann,  so  soll  der  Arbeitgeber  oder  sein  Vertreter  darüber  unverzüg- 
lich nach  festgestelltem  Formular  beim  Polizeiamt,  Hagistrat,  Ordnungsgericht  oder  Erons- 
lehnsmann  des  Ortes  Meldung  machen,  damit  gemäss  den  vom  Senat  mitzuteilenden  näheren 
Vorschriften  eine  Untersuchung  an  Ort  und  Stelle  angestellt  werden  kann. 


30  ^i®  Arbeiterveraicherung  in  FiDlancL 

20  §. 

Tämftn  lain  mnkaista  yahingonkorvansta  on  TaknatiislaitokBelta  yaadittaya  jbden 
ynoden  kolnessa  tapatnrman  jälkeen,  tahi,  jos  kuolema  on  tallnt,  yhtä  pitkässä  i^'assa  sen 
perftstä. 

Yiimeistään  kolmenkymmenen  päivän  kolnessa  siitä  knin  yahingonkorvansta  on  ya- 
knntnslaitoksolta  yaadittn  sekä  ne  seikat  asianmnkaisesti  toteen  näytetty,  joiden  yarassa 
yahingonkorvanksen  määxä  on,  pitää  laitoksen  antaa  yahingoittnneelle  tahi  hänen  oikenden- 
haltijoillenBa  Mrjallinen  tieto  siitä,  maksetaanko  yahingonkorvansta  yai  eikO,  sekä,  jos 
maksetaan,  kninka  paljo;  ja  münittakoon  tässä  tiedonannossa  myöskin  päätOksen  syjt. 

Jos  mnmiinyamman  lopnllisia  senranksia  ei  yoida  yielä  riittäyän  yarmasti  arvostella 
yahingonkorvanksen  vaatimnsta  tehtäessä  tai  tntkittaessa,  määrättäköön  yahingonkorvanksen 
snnmns  toistaiseksi  ja  knnnes  jompiknmpi  asiallinen  hankkii  nnden  selviiyksen. 

Jos  vahingonkorvankseen  oikentettn  henkilO  ei  tyydj  vaknntnslaitoksen  antamaan  päätOk- 
seen,  nostakoon  siitä,  yhden  vnoden  knlnessa  tiedon  saamisesta,  kanteen  sünä  järjestyk- 
sessä  knin  30  §:ssä  säädetään. 

21  §. 

Ynotnista  yahingonkorvansta  on  maksettaya  ennakolta  neljästi  vnodessa  yhtä  pithin 
väüajoin;  knitenkin  saa,  jos  korvans  ei  ole  neljääkynunentä  markkaa  snnrempi,  sen  maksaa 
kaksin  erin  ja,  knn  se  ei  ole  kahtakymmentä  markkaa  snnrempi,  kerran  vnodessa. 

22  §. 

Yahingonkorvans,  jota  vaknntnslaitoksen  tnlee  tämän  lain  nojalla  snorittaa,  on  mak- 
settaya siinä  kanpnngissa  tahi,  jos  laitoksella  on  asiamiehiä  maalla,  sen  maalaisasiamiehen 
kantta,  jonka  korvanksensa^ja  määrää. 

23  §. 

Jos  ne  asianhaarat,  joiden  nojalla  vnotnisen  yahingonkorvanksen  määrä  on  yahvis- 
tettn,  vasitnisesti  mnnttnvat  ja  jos  korvauksensa^ja  taikka  yaknntnslaitos  sillä  pemsteella 
vaatü  sanotnn  määrän  oikaisemista,  eikä  asiasta  hyväUä  sovita,  tehtäköOn  siitä  kanne 
laillisessa  oikendessa. 


24  §. 
Jos  työntekijää  ei  ole  sen  mnkaan,  knin  ylempänä  on  säädetiy,  vaknntettn  tapatnr- 
man varalta,  tahi  jos  vaknntnsta  ei  ole  tämän  lain  mnkaan  tarvinnnt  tehdä,  taikka  jos 
tiedonantoa  ei  ole,  20  §:n  2  momentin  mnkaan,  vahingonkorvankseen  oikentetnlle  toimi- 
tettn,  nostakoon  se,  joka  katsoo  olevansa  tämän  lain  mnkaan  korvankseen  oikentettn, 
kanteen  siitä,  haasteen  nojalla,  kanpnngissa  kahden  vnoden  knlnessa  ja  maalla  vümeistään 
niissä  käräjissä,  jotka  kahden  vnoden  knlnttna  ensiksi  pidetään,  InMen,  jos  on  tnllnt 
vamma  vaan  ei  knolema,  tapatnrmapäivästäi  ja,  jos  on  tnllnt  knolema,  knolinpäivästä. 


V  Lnku. 
EdesTastanksesta  tSmSn  lain  rikkomisesta. 

26  §. 
Jos  työnantiga  tahi,  3  §:n  3  momentissa  mainitnssa  tapanksessa,   se,  joka  on  jon- 
tnnnt  hänen  pnolestaan  vaastnnnalaiseksi,  ei  4  ja  16  §:n  mnkaan  vaknnta  iyöntekij&änsä 
tapatnrman  varalta,  yetäk<M)n  sakkoa  v&hintään  vüsikymmentä  ja  enintään  tnhannen  mark- 
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§  20. 

Auf  dieses  (besetz  sich  stützende  Ansprüche  anf  Entschädig^nng  von  Yersichernngs- 
anstalten  sind  bei  der  betreffenden  Anstalt  spätestens  ein  Jahr  nach  dem  Unfälle  oder,  bei 
Todesfällen,  innerhalb  derselben  Zeit  nach  dem  TodesÜEtll  geltend  zn  machen. 

Spätestens  dreissig  Tage,  nachdem  ein  Ansprach  anf  Entschfidigimg  bei  einer  Yer- 
sichenmgsanstalt  geltend  gemacht,  nnd  die  Umstände,  von  denen  der  Betrag  der  Entschft- 
dignng  abhängt,  yorgeschriebenermassen  belegt  worden,  soll  von  selten  der  Anstalt  an  den 
Beschädigten  oder  seine  Bechtsnachfolger  eine  schriftliche  MitteUnng  darüber  erfolgen,  ob 
eine  Entschädigimg  aasgegeben  werden  wird  oder  nicht,  and  im  erstgenannten  Fall  mit 
welchem  Betrage;  in  dieser  Mitteilung  sind  zugleich  die  Gründe  des  Beschlusses  anzugeben. 

Können  die  schliesslichen  Folgen  einer  körperlichen  Beschädigang  noch  nicht  mit 
erforderlicher  Sicherheit  beurteilt  werden,  wenn  die  Ansprüche  auf  Entschädigung  geltend 
gemacht  oder  geprüft  werden,  so  ist  der  Betrag  der  Entschädigung  vorläufig  festzustellen, 
bis  eine  der  Parteien  neues  Material  zur  Beurteilung  des  Falles  beibringi 

Ist  eine  zu  einer  Entschädigung  berechtigte  Person  mit  dem  Beschlüsse  der  Ver- 
sicherungsanstalt nicht  zufrieden,  so  kann  sie  innerhalb  eines  Jahres,  nachdem  sie  vom 
Beschlüsse  Kenntnis  erhalten,  in  der  im  §  30  vorgeschriebenen  Weise  darüber  Klage  führen. 

§  21. 
Die  Auszahlung  einer  jährlichen  Entschädigung  soll  vorschussweise  viermal  jährlich 
in   gleichen  Zwischenräumen   erfolgen;   doch   kann,   wenn  der  Betrag  vierzig  Mark  nicht 
übersteigt,  die  Auszahlung  derselben  nur  zweimal  und,  wenn  er  zwanzig  Mark  nicht  über- 
steigt, einmal  im  Jahre  erfolgen. 

§  22. 
Die  Entschädigung,   die  eine  Versicherungsanstalt  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  er- 
legen  verpflichtet  ist,   soll  in  derjenigen  Stadt  oder,  wenn  die  Anstalt  Vertreter  auf  dem 
Lande  hat,  bei  dem  Vertreter  auf  dem  Lande  ausgezahlt  werden,  die  der  zur  Entschädigung 
Berechtigte  bestimmt 

§  23. 
Tritt  in  den  Verhältnissen,  die  bei  der  Feststellung  des  Betrages  einer  jährlichen 
Entschädigung  bestimmend  gewesen  sind,  eine  wesentliche  Veränderung  ein,  und  verlangt 
der  zur  Entschädigung  Berechtigte  oder  auch  die  Versicherungsanstalt  auf  Grund  dessen 
eine  Berichtigung  des  genannten  Betrages,  so  ist,  im  Fall  eine  gütliche  Uebereinkunft 
nicht  getroffen  werden  kann,  darüber  beim  zuständigen  Gericht  Klage  zu  führen. 

§  24. 
Ist  ein  Arbeiter  nicht  in  Gemässheit  der  oben  gegebenen  Bestimmungen  gegen  Un- 
fall versichert  worden,  oder  ist  eine  Versicherung  nach  diesem  (besetz  nicht  notwendig  ge- 
wesen, oder  ist  die  im  §  20  Punkt  2  erwähnte  Mitteilung  dem  zur  Entschädi^omg  Be- 
rechtigten nicht  zugestellt  worden,  so  kann  derjenige,  der  auf  Grund  dieses  (Gesetzes  ein 
Becht  auf  Entschädigung  zu  haben  glaubt,  darüber  Klage  fähren;  diese  Klage  soll  anhängig 
gemacht  werden  im  Stadtgericht  innerhalb  zwei  Jahren,  und  im  Landgericht  spätestens 
in  der  ersten  Gerichtssitzung,  die  nach  zwei  Jahren  stattfindet,  gerechnet  von  dem  Tage 
an,  an  dem  die  Beschädigung  erfolgt  ist,  falls  sie  keinen  tödlichen  Ausgang  hatte, 
und  vom  Todestage  an,  falls  die  Beschädigung  den  Tod  zur  Fplge  hatte. 


y.  EapiteL 
reber  Straffen  wegen  rebertaretnng  dieses  ftesetses. 

S  25. 

Unterlässt  ein  Arbeitgeber  oder,  in  dem  im  §  3  Absatz  3  erwähnten  Falle,  der- 
jenige, der  seine  Verantwortlichkeit  trägt,  in  Gemässheit  mit  den  in  den  §§  4  und  16 
enthaltenen  Bestimmungen   seine  Arbeiter  zu  versichern,   so   ist  er  einer  Geldbusse  von 
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kaa,  ja  velToittakoon  oikens,  määräten  soveliaan  nhkasakon,  hftnet  Tissin  ajani  korkeintaan 
kolmenkyminenen  päivän  kolnessa  hankkimaan  vakuntaksen. 

Jos  syyllisellä  katsotaan  olleen  syytä  olettaa,  ettei  yriiys  ole  tämän  lain  määräysten 
alainen,  yapaatettakoon  hftnet  sakosta. 

Batkaistessaan,  onko  yritys  nyt  mainittna  laatna,  hankkikoon  tnomioistoin,  milloin 
katsoo  tarpeelliseksiy  teoUisuashaUitnksen  lansnnnon. 


26  §. 

Jos  työnantaja  tahi  hänen  sijaisensa  taikka,  3  §:n  3  momentissa  mainitnssa  tapank- 
sessa,  se,  joka  on  jontnnnt  hänen  pnolestaan  vastannalaiseksi,  laiminlyO  jonkin  mnim, 
tämän  lain  mnkaisen  velTollisaatensa,  olkoon  sakko  enintäftn  kaksisataa  markkaa. 

Jos  tjönantaja  tahi  hänen  sijaisensa  tahallisesti  antaa  Täärän  tiedon,  vetäkOön  sakkoa 
▼ähintään  yiisikymmentä  ja  enintään  viisisataa  markkaa,  ellei  hän  yleisen  lain  mnkaan  ole 
koTempaan  rangaistokseen  yikapää. 


VI  Luku, 
Eritjrlsia  sSSniiSkslB. 

27  §. 

Työnantaja  on  velyollinen  palkasta  ja  mnista  ednista,  jotka  tjröntekijä  on  saanut, 
pitämään  semmoista  kirjaa,  että  siitä,  sitä  varten  koin  8,  9  ja  10  §:ssä  säädetään,  sel- 
Yästi  näkyj  se  tjöansio,  jonka  tämä  on  lükkeestä  saannt;  ja  on  kiija,  vaadittaessa,  am- 
maüntarkastajalle  ja  polüsiyiranomaiselle  näytettävä. 


28  §. 

Joka  tämän  lain  mnkaan  on  vahingonkorvansta  saannt,  olkoon  silti  oikentettn  yleisen 
lain  nojalla  vaatimaan  hyyitystä  hänelle  tolleen  ranmiinvamman  senranksista;  älkOön  koiten- 
kaan  sülä  tavoin  kannettako  enempää,  knin  minkä  verran  semmoinen  hyyitys  on  mainittna 
yahingonkorvansta  snnrempi. 

Työnantaja  ja  vaknntnslaitos  olkoot  myösMn  oikeutetnt  sivnlliselta,  joka  ehkä  vahin- 
gon  korraamiseen  velvoitetaan,  hakemaan  täyden  hyyityksen  siitä,  mitä  heidän  on  tämän 
lain  mnkaan  ollnt  pakko  maksaa. 


29  §. 

Sopimns,  jolla  tahdotaan  snpistaa  tahi  knmota  taikka  toiselle  Inovnttaa  tässä  laissa 
säädettyä  yahingonkonranksen  saamisen  oikentta,  on  mitätön;  älköön  myöskään  semmoista 
vahingonkorvansta  nlosmitattako. 


30  §. 

Biita,  joka  koskee  vahingonkorvansta  työssä  sattnneen  tapatnrman  johdosta,  on 
pantava  vireille  sünä  alioikendessa,  jonka  tnomiopürissä  tapatnrma  on  sattnnnt  tahi  jossa 
työnantaja  on  velvoUinen  vastaämaan  velka-asioissa. 
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fönfisig  bis  sa  eintausend  Mark  verfallen,  nnd  das  Gericht  hat  ihm  bei  Androhong  einer 
(Geldstrafe  yorzaschreiben,  dass  er  die  Yersicherong  innerhalb  einer  bestimmten^  dreissig 
Tage  nicht  überschreitenden  Frist,  vollziehe. 

Hat  der  Schuldige  Grund  zur  Annahme  gehabt,  dass  das  Unternehmen  den  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes   nicht   unterworfen  ist,   so  ist  er  von  der  Busse  zu  befreien. 

Inbetreff  der  Frage  ^  ob  ein  Unternehmen  von  der  eben  genannten  Beschaffenheit 
sei,  hat  das  Gericht,  wofern  es  f&r  nötig  befunden  wird,  das  Gutachten  der  Industrie- 
verwaltung einzuholen. 


Yersftumt  der  Arbeitgeber  oder  sein  Vertreter,  oder,  in  dem  im  §  3  Absatz  3  erwähnten 
Falle  derjenige,  der  seine  Verantwortlichkeit  trägt,  sonst  irgendwie  die  ihm  nach  diesem 
(Gesetz  obliegenden  Verpflichtungen,  so  ist  er  zu  einer  Geldbusse  bis  zu  zweihundert  Mark 
zu  verurteilen. 

Macht  ein  Arbeitgeber  oder  sein  Stellvertreter  wissentlich  falsche  Angaben,  so  wird 
er  zu  einer  Geldbusse  von  fanfzig  bis  fünfhundert  Mark  verurteilt,  Mls  nicht  das  all- 
gemeine Gesetz  eine  strengere  Strafe  vorschreibt. 


VI.  Kapitel 
Besondere  Bestimmungen. 

§  27. 

Ein  Arbeitgeber  ist  verpflichtet  über  den  Lohn  und  sonstige  Vergünstigugen,  die 
ein  Arbeiter  empfangen  hat,  in  der  Art  Buch  zu  führen,  dass  daraus  mit  Bücksicht  auf 
die  in  den  §§  8,  9  und  10  enthaltenen  Bestimmungen  deutlich  hervorgeht,  welchen  Arbeits- 
verdienst der  Arbeiter  im  Betrieb  gehabt  hat;  dieses  Buch  ist  auf  Verlangen  dem  (jlewerbe- 
inspektor  und  der  Polizeibehörde  vorzuzeigen. 


§  28. 

Wem  nach  diesem  Gesetz  eine  Entschädigung  zugesprochen,  der  ist  dadurch  nicht 
verhindert,  auf  Grund  des  allgemeinen  (]^setzes  für  die  Folgen  einer  erlittenen  körperlichen 
Beschädigung  Schadenersatz  zu  verlangen,  doch  darf  der  solchermassen  erhobene  Betrag 
nicht  höher  sein  als  die  Summe,  mit  der  ein  solcher  Schadensersatz  die  oben  erwähnte  Ent- 
schädigung übersteigt. 

Arbeitgeber  und  Versicherungsanstalt  sind  ebenfalls  berechtigt  von  einer  dritten 
Person,  die  zur  Zahlung  der  Entschädigung  verpflichtet  werden  kann,  vollen  Schadensersatz 
dafür  zu  verlangen,  was  sie  auf  Grund  dieses  (Gesetzes  zu  erlegen  gezwungen  sind. 


§  29. 

Verträge,  die  den  Zweck  haben,  das  in  diesem  (besetz  bestimmte  Becht  auf  Entschä- 
digung einzuschränken,  aufzuheben  oder  auf  eine  dritte  Person  zu  übertragen,  sind  ungültig; 
auch  darf  eine  solche  Entschädigung  nicht  gerichtlich  ausgepfändet  werden. 


§  30. 

Prozesse  wegen  Entschädigung  infolge  eines  Unfalls  bei  der  Arbeit  sind  in  der 
unteren,  gerichtlichen  Instanz  anhängig  zu  machen,  innerhalb  deren  Jurisdiktion  der  Unfall 
geschehen  ist,  oder  welcher  der  Arbeitgeber  in  Forderungsklagen  unterworfen  ist 
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31  §. 

Senaatin  asia  on  antaa  mftfträjksiä  ylempftnfi  säädetyn  Takuatoksen  täyttämisen  sil- 
mftUäpidosta  koin  mjOs  tarkempia  o^jeita,  jotka  ehkft  ovat  tarpeen  tämän  lain  Yoimaan 
saattamiseksi. 

32  §. 

Tämft  asetoB  tolee  noadatettavaksi  Tammikaim  1  pSivftnä  1898. 
Tätä  kaikki  asianomaiset  alamaisnndessa  nondattakoot. 

Helfimgissfty  6  p:ii&  Jonlnkauta  1895. 

Eeisarillisen  Majesteetin  Oman  Pä&tOksen  mokaan  ja  Hänen  Eorkeassa  Nimessä&n, 

Suomeen  asetettu  Senaattinsa. 
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§  31. 

Dem  Senat  kommt  es  zu,  darüber  zn  bestimmen,  in  welcher  Weise  die  Erfüllung  der 
oben  Yorgeschriebenen  Yersichenmg  zn  überwachen  sei,  sowie  die  näheren  Yorschriften 
mitzateileni  die  erforderlich  sein  kOnnen,  nm  dieses  Glesetz  znr  Ansführnng  zu  bringen. 

§  32. 
Dieses  Gesetz  tritt  den  1.  Janoar  1898  in  Kraft. 
Wonach  alle,  die  es  angeht,  sich  onterthfinigst  zn  richten  haben. 

HelsingforSy  den  6.  Dezember  1895. 

Laut  dem  Eigenen  Entschlnss  Seiner  Kaiserlichen  Majestät  and  in  Seinem  Hohen  Namen, 

Sein  Senat  für  Finland. 


Anlage  2. 


Keisarillisen  Majesteetin  Armollinen  Julistus, 

sisaltäva  tarkempia  määräyksiä  Joulukuun  6  pnä  1896  annetun, 

työnantajan  vastuunalaisuutta  työntekijää  kohtaavasta  ruumimvam- 

masta  koskevan  lain  käyttämisestä. 

Annetta  Helsingissä,  18  p:iiä  Helmiknnta  1897. 


Me  Nlolai  Toinen,  Jnmalan  Armosta,  koko  Wenäjänmaan  Eeisari  ja  Itse- 
valtias,  Puolanmaan  Tsaari,  Suomen  Suuriruhtinas  y.  m.,  y.  m.,  y.  m.  Teemme 
tiettäväksi:  Jonlokuun  5  p.nä  1895  annetun,  työnantajan  vastunnalaisuntta 
työntek\jää  kohtaavasta  raumiinvammasta  koskevan  lain  18,  19  ja  31  §:s8ä  ole- 
vain  säännösten  johdosta  olemme  Me  nähneet  hyväksi  armossa  antaa  searaavat 
tarkemmat  määräykset  mainitun  lain  käyttämisestä. 

Laitokslsta,  Jotka  ovat  oikentetnt  tekemBBn  soplmnsta  tySntekySin 
Taknnttamisesta  tapaturman  Taraita. 

1  §. 

Jos  tapatarmavaknutüslaitos  haluaa  saada  oikenden  sopimnksen  tekemiseen  työnte- 
kijäin  yakunttamisesta  tapatnrman  Taraita  Jonlakann  5  p:nä  1895  annetan,  työnantajan 
Ya&tnnnalaisaatta  työntekijää  kohtaavasta  raamiinvammasta  koskevan  lain  mnkaan,  tehköön 
siitä  hakemoksen  Eeisarilliseen  Snomen  Senaattiin  ja  liittäköön  hakemnkseensa  laitokselle 
Tahvistetat  säänöt. 

Vaaknntnslaitoksen,  jonka  päähallinto  on  maan  nlkopnolella,  talee  sen  ohessa  täl- 
laige&n  hakomakseen  liittää  ilmoitas  siitä  elinkorkolaitoksesta  tahi  elinkorkovakaatasyhtiOstä, 
pjiiiliallmnoLla  Saomessa,  joUe,  velvollisaas  maksaa  vaotaista  yahingonkorvaasta  sellaisen 
tapatnrman  johdosta,  josta  on  searaaksena  työkyvyn  ainaiseksi  menettäminen  tahi  vähenty- 
minen  taikka  vahingoittaneen  kaolema,  määräysten  makaan  edellämainitan  lain  15  §:s8ä 
ja  17  §:n  d)  momentissa  on  siirrettävä,  min  myöskin  sellaiselle  laitokselle  vahvistetat 
säünnöt  sekä  oikeaksi  todistettn  jä^ennös  laitoksen  kanssa  sünä  kohden  tehdystä  sopi- 
mnksesta, 

Tämä  määräys  koskee  kotimaistakin  tapatarmavakaatnslaitosta,  joka  ottaa  vakant- 
taaksensa  aillä  ehdolla,  että  saapi  siirtää  vnotnisen  vahingonkonranksen  maksamisen  sem- 
moiselle  elinkorkolaitokselle  tahi  elinkorko-vaknntnsyhtiölle,  jonka  päähallinto  on  Snomessa. 


Job  vaknntnslaitos,  joka  on  saannt  oikenden  sopimnksen  tekemiseen  työntekijäin  va- 
kanttamisesta  tapatarman  varalta  Joalokaan  5  p:nä  1895  annetan  lain  makaan,  lakkaa 
sellalBia  vakaataksia  vastaanottamasta,  ilmoittakoon  siitä  heti  Eaappa-  ja  Teollisnastoimi- 
tusknnnalle  ja  liittäkOön  ilmoitakseensa  vakaatastarkastelijan  antaman  todistaksen  siitä, 
Bttä  kaikki  laitoksen  ylempänä  mainittaa  laataa  olevat  sitoamokset  ovat  tnrvatnt. 


Anlage  2« 


Verordnung, 


nähere  Vorschriften  enthaltend  über  die  Ausfdhrung  des  Gesetzes 

vom  6.  Dezember  1896,  betreffend  die  Haftung  des  Arbeitgebers  für 

körperliche  Beschädigung,  die  den  Arbeiter  trifft. 

Gegeben  in  Helsingfors,  den  18.  Februar  1897. 


Wir  Nikolaus  der  Zweite,  mit  Gottes  Gnaden  Kaiser  und  Selbstherrscher  von 
ganz  Russland,  Tsar  von  Polen,  Grossfiirst  von  Finland  etc.  etc.  etc.  Bekunden: 
Auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§  18,  19  und  31  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember 
1895,  betreffend  die  Haftung  des  Arbeitgebers  für  körperliche  Beschädigung,  die 
den  Arbeiter  trifft,  wollen  Wir  hierdurch  in  Gnaden  folgende  nähere  Ausführungs- 
bestimmungen zu  dem  erwähnten  Gesetze  feststellen. 

üeber  Anstalten,  die  berechtigt  sind,  Verträge  betreffend  Yersleherong 
von  Arbeitern  gegen  Unfall  abzuschUessen. 

§  1. 

Wünscht  eine  Unfallversicherangsanstalt  das  Becht  zu  erhalten  gemäss  dem  Gesetz 
vom  5.  Dezember  1895,  betreffend  die  Haftung  des  Arbeitgebers  far  körperliche  Beschä- 
digmig,  die  den  Arbeiter  trifft,  Arbeiter  gegen  Unfall  zu  versichern,  so  hat  sie,  unter  Bei- 
fügung der  für  die  Anstalt  geltenden  Statuten,  ein  bezügliches  Gesuch  an  den  Kaiserlichen 
Senat  für  Finland  einzureichen. 

Eine  Versicherungsanstalt,  deren  Hauptverwaltung  sich  im  Auslande  befindet,  soll 
ausserdem  in  ihrem  Gesuch  diejenige  Lebensrentenanstalt  oder  Lebensversicherungsgesell- 
schaft mit  Hauptverwaltung  in  Finland  angeben,  auf  welche  gemäss  den  im  §  15  und 
§  17  Punkt  d.  des  obengenannten  G^etzes  enthaltenen  Bestimmungen  die  Verpflichtung 
übertragen  werden  soll,  bei  Unfällen,  die  dauernden  Verlust  oder  dauernde  Verminderung 
der  Arbeitsföhigkeit  oder  den  Tod  des  Beschädigten  herbeiführen,  eine  jährliche  Entschä- 
digung zu  zahlen;  zugleich  sind  dem  Gesuch  die  für  eine  derartige  Anstalt  geltenden 
Statuten  sowie  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Uebereinkommens  beizufügen,  das  mit  der  be- 
treffenden Anstalt  in  dieser  Beziehung  getroffen  worden. 

Dieselbe  Vorschrift  gilt  für  einheimische  Versicherungsanstalten,  welche  Versicherungen 
mit  dem  Vorbehalte  übernehmen,  die  Auszahlung  der  jährlichen  Entschädigung  auf  eine 
Lebensrentenanstalt  oder  Lebensrenten-Versicherungsgesellschaft  mit  Hauptverwaltung  in 
Finland  zu  übertragen. 

§2. 

Wenn  eine  Versicherungsanstalt,  die  das  Becht  erhalten  hat,  gemäss  dem  Gesetz  vom 
5.  Dezember  1895  Arbeiter  gegen  Unfall  zu  versichern,  aufhört,  solche  Versicherungen 
entgegenzunehem,  so  hat  sie  darüber  unverzüglich  bei  dem  Handels-  und  Industriedeparte- 
ment Anzeige  zu  machen,  sowie  eine  Bescheinigung  des  Versicherungsinspektors  darüber 
beizufügen,  dass  alle  der  Anstalt  obliegenden  Verpflichtungen  obengenannter  Art  sicher- 
gestellt sind. 
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3§. 

Eanppa-  ja  TeoUisnnstoimitnskanta  jnlistottaa  ynotoisesti  Jonluknim  knlnessa  maan 
Tirallisissa  sanomalehdissä  Inettelon  niistä  yakantoslaitoksista,  jol^  senjälkeisenä  ynonna 
ovat  oikentetat  haijoittamaan  pnheenalaista  laataa  olevaa  ya]nintn8liikett& 

Jos  laitos  haijoittaa  mnntakin  YakantoBlükettä  knin  tyOntekij&in  yakaattamista  tapa- 
tnrman  yaralta  Jonli^im  5  p:nä  1895  annetnn  lain  rnnkaan,  on  laitoksen  kiijanpito  min 
jäijestettäYä,  että  siitfi  yürnemainiton  yakantnshaaran  snhteen  selyftsti  näkyj: 

knnakin  ynonna  tehtyjen  yaknatnssopimnsten  lokmnfi&rä; 
konakin  ynonna  kannettn^en  yaknntoBmaks^jen  snmma; 
knnakin  ynonna  maksettn^en  koryansten  snnrnns; 
laitoksen  liikeknstannnkset;  sekä 

laitoksen  koko  yastnnsnmma  tästä  yaknntnshaarasta  knin  mjöskin  se  mfi&r&,  joka 
on  pantn  yaknntns-  tai  elinkorkorahastoon. 

6§- 

Yaknntns-  tai  elinkorkolaitoksessa,  joka  on  ottannt  omalla  yastnnllaan  maksaakseen 
ynotnisia  elatnsapiga,  on  pernstettaya  erityinen  yaknntnsrahasto,  joka  yastaa  laitoksen 
tässä  snhteessa  täytettäyänä  oleyain  sitonmnsten  pääomaaryoa,  laskettnna  yaknntnsteknil- 
listen  pernsteiden  rnnkaan. 

Jos  yaknntnslaitos  on  rakennettn  osakasten  keskinäisen  yastunnalaisnnden  polijalle, 
on  sen  lisäksi  mnodostettaya  yararahasto  laitoksen  säännöissä  määrättäyäin  ja  Senaatin 
yahyistettayain  pernsteiden  rnnkaan.  Yararahastoa  käytettäköön  ainoastaan  sünä  tapauk- 
sessa,  että  laitos  lakkantetaan,  laitoksen  yastattayina  oleyien  sitonmnsten  tnryaamiseen. 


6§. 
Sopimnksia  tehtäessä   tyOntek^äin    yaknnttamisesta   tapatnrman    yaralta  Jonlnknnn 
6  p:nä  1895  annetnn  lain  nojalla,  on  yaknntns-  tai  elinkorkolaitos  nimenomaan  yelyoitet- 
taya  mnkaantnmaan  kaikkün  edellfimainitnn  lain  ja  tämän  jnlistnksen  mä&räyksün. 

Laitos,  jonka  tnlee  maksaa  yahingonkorvansta  Jonlnknnn  5  p:nä  1895  annetnn  lain 
mnkaan,  olkoon  yelyollinen  pitämään  asiamiestä  jokaisessa  kanpnngissa,  missä  semmoista 
yahingonkonransta  on  snoritettaya.  Asiamiehen  nimestä  ja  asnnnosta  on  annettaya  tieto 
kanpnngin  maistraatille  tahi  järjestysoikendelle  joka  kerta  knin  nnsi  asiamies  otetaan. 

Jos  laitoksella  on  asiamies  maalla,  on  kihlaknnnan  kmnnnnyondille  ilmoitettaya  joka 
kerta  knin  nnsi  asiamies  otetaan. 

8§. 
Yaknatnslaitos  olkoon  yelyollinen  ynotnisesti  ennen  Helmiknnn  loppna  antamaan 
Teollisnnshallitnkseen  Inettelon  kaikista  tjönant^ista,  joiden  kanssa  tässä  jnlistnksessa 
mainittnja  yaknntnssopimnksia  läliinnä  edellisenä  ynonna  on  tehty;  ja  on  Inetteloon  myös 
merMttäyä  näiden  työnantajain  kotipaikka  ja  ne  yriiykset,  joita  yaknntns  käsittää,  sekä 
kaikki  ynoden  yarrella  sattnneet  tapatnrmat,  joista  laitos  on  maksannt  yahingonkoryansta 
joko  snorastaan  tahi  sürtämäUä  maksnyelyollisnnden  toiselle  laitokselle,  knin  myöskin  ne 
työnantajat,  joiden  Inona  tapatnrmat  oyat  tapahtnneet,  ja  onko  tapatnrmista  senrannnt 
työkyyyn  ainaiseksi  menettäminen  tahi  yähentyminen  (inyaliditeetti)  taikka  yahingoittnneen 
knolema.  Otteet  näistä  Inetteloista  tnlee  Teollisnnshallitnksen  toimittaa  asianomaisille  am- 
mattientarkasttgille. 
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§3. 
Das  Handels-  und  Indastriedepartement  Iftsst  jährlich  innerhalb  des  Monats  Dezember 
iii   den   offiziellen  Zeitungen  des  Landes  ein  Verzeichnis  deijenigen  Yersicherongsanstalten 
veröffentlichen,  die  während  des  darauffolgenden  Jahres  Yersicherungsgeschäfte  der  in  Sede 
stehenden  Art  betreiben  dürfen. 

§4- 
Wenn  die  Anstalt   ausser  der  Unfallversicherung  von  Arbeitern  gemäss  dem  Gesetz 
vom  5.  Dezember  1895  auch  andere  Yersicherungsgeschäfte  betreibt,  so  ist  die  Buchführung 
der  Anstalt   derart  zu   ordnen,   dass  aus  derselben  far  den  letztgenannten  Yersicherungs- 
zweig  deutlich  hervorgeht: 

die  Anzahl  der  während  des  Jahres  abgeschlossenen  Yersicherungen; 

die  Summe  der  während  des  Jahres  erhobenen  Prämien; 

der  Betrag  der  während  des  Jahres  ausgezahlten  Entschädigungen; 

die  Kosten  für  den  Betrieb  der  Gesellschaft;  und 

die   Totalsumme,   ffir   welche   die  Anstalt  in  diesem  Yersicherungszweige  haftet, 

sowie  der  Betrag,   der  zum  Yersicherungs-  oder  Lebensrentenfond  übertragen 

worden. 

§  ö. 

Eine  Yersicherungs-  oder  Lebensrentenanstalt,  die  auf  eigenes  Bisiko  die  Auszahlung 
jährlicher  Unterstützungen  unternommen,  hat  einen  besonderen  Yersichemngsfond  zu  bilden, 
welcher  dem  nach  versicherungstechnischen  Grundsätzen  berechneten  Kapitalwert  der  Yer- 
pflichtungen  entspricht,  die  der  Anstalt  in  dieser  Beziehung  obliegen. 

Ist  die  Yersicherungsanstalt  auf  die  gegenseitige  Yerantwortlichkeit  der  Teilnehmer 
gegründet,  so  ist  ausserdem  ein  Beservefond  zu  bilden,  und  zwar  nach  Grundsätzen,  die 
in  den  Statuten  der  Anstalt  bestimmt  sein  sollen  und  vom  Senat  festgestellt  werden.  Der 
Beservefond  darf  nur  im  Fall  der  Auflösung  der  Anstalt  angewandt  werden,  um  die  der 
Anstalt  obliegenden  Verpflichtungen  sicherzustellen. 

§  6. 

Bei  der  Versicherung  von  Arbeitern  gegen  Unfall  gemäss  dem  Gesetz  vom  5.  Dezember 
1895  soll  sich  die  Yersicherungs-  oder  Lebensrentenanstalt  ausdrücklich  verpflichten,  sich 
allen  in  dem  genannten  Gesetz  und  in  dieser  Verordnung  enthaltenen  Bestimmungen  zu 
unterwerfen. 

§  7. 

Eine  Anstalt,  die  nach  dem  Gesetz  vom  5.  Dezember  1895  Entschädigungen  zu 
zahlen  hat,  ist  verpflichtet,  in  jeder  Stadt,  wo  Auszahlungen  einer  solchen  Entschädigung 
erfolgen  sollen,  einen  Vertreter  zu  haben.  Name  und  Wohnort  des  Vertreters  sind  dem 
Magistrat  oder  Ordnungsgericht  der  Stadt  jedesmal  mitzuteilen,  wenn  ein  neuer  Vertreter 
angenommen  wird. 

Hat  die  Anstalt  einen  Vertreter  auf  dem  Lande,  so  ist  der  Kronsvogt  im  Ver- 
waltungsbezirk jedesmal  zu  benachrichtigen,  wenn  ein  neuer  Vertreter  angenommen  wird. 

§8. 
Eine  Versicherungsanstalt  ist  verpflichtet,  jährlich  innerhalb  des  Monats  Februar  der 
Industrieverwaltung  ein  Verzeichnis  sämtlicher  Arbeitgeber  einzureichen,  mit  denen  während 
des  vorhergegangenen  Jahres  Versicherungsverträge,  welche  diese  Bekanntmachung  betrifft, 
abgeschlossen  worden  sind,  nebst  Angabe  über  ihren  Wohnort  und  die  Unternehmungen, 
welche  die  Versicherung  umfasst,  sowie  alle  während  des  Jahres  erfolgten  UnföUe,  für 
welche  die  Anstalt  Entschädigungen  ausgezahlt  hat,  entweder  direkt  oder  durch  Ueber- 
tragung  der  Zahlungspflicht  auf  eine  andere  Anstalt,  indem  zugleich  die  Arbeitgeber  an- 
gegeben werden,  bei  denen  die  Unfälle  sich  ereigneten,  und  ob  die  Unfälle  dauernden  Ver- 
lust oder  dauernde  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  (Invalidität)  oder  den  Tod  des  Be- 
schädigten herbeigeführt  haben.  Die  Industrieverwaltung  soll  den  zuständigen  Gewerbe- 
inspektoren Auszüge  aus  diesen  Verzeichnissen  zustellen. 
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9%. 
Yakmitiistarkastelijaii  on  pidettftTä  sUmällä,  eiU  yakuotnslaitoe  asiaamnkaisMti  Uji- 
tft&  sHonrnnksensa,  sekä  erittäin  katsottava,  että  4  ja  5  §:d  g&äimöksii  noudatetaan.  Ya- 
kantoslaitos  on  TelvoUineii  yaknntostaikastelijalle  näytUmään  tililaskimsa,  milloin  hjySnsS 
h&n  siiä  Yaatii,  ja  mnntoin  antamaan  Yaküntostarkastelijalle  kaikki  ne  tiedot,  joi^  hin 
kataoo  tarpeellisekBi  Taatia. 


TySnantiOaii  TelTolUsniiksistJU 

10  §. 
TjOnantaja    olkoon   yelvollineii    aopiyiiii  ja   näkyyiin   paikkoihin   työhnoneessa  tald 
työpaiki^  jnlkmaolamaan: 

1,  TeollisQiiBhalliiakBeii  toimittamao  otieen  Jonloknon  5  p:nä  1896  annetosta 
laista  sekä  i&m&a  jnlistoksen  snomen  ja  raotsin  kielelUl; 

2.  selyftii  ilmoituksen  siitä  laitoksesta,  jossa  työntekijäi  OYat  tapatarman  Taraita 
yaknntetat,  sekä  laüoksen  sillä  paikkaknnnalla  tahi  lähimmässä  kanpiingissa 
asnvan  asiamiehen  nimestä  ja  aaniinosta. 

n  §• 

TyOnantaja  nüssä  jrityksissä,  jotka  Jonloknon  5  p:nä  1896  annetnn  lain  2  §:n  a) 
momentissa  mainitaan,  on  yelvoUinen  Tammiknnn  knlnessa  1898  sekä  myOhemmin  syntj- 
yissä  yrityksissä  kolmenkymmenen  päivän  knlnessa  siitä  knin  yrityksen  toiminta  on  alkanot 
lähettämään  sen  pürin  ammattientarkastajalle  vahyistetnn  kaavan  mnkaan  laaditnn  ilmoitok- 
sen  siitä  laitoksesta,  jonka  kanssa  sopimns  tyOntekijäin  vaknnttamisesta  on  tehty,  siitä 
ajasta,  minkä  sopimns  tnlee  olemaan  voimassa,  koskeeko  vaknntns  ainoastaan  inyaliditeetti- 
ja  knolemantapanksia  yaiko  myöskin  ohimeneyää  rnnmiinyammaa  sekä  yrityksessä  oleyain 
työntekijäin  likimääräisestä  Inynsta.  Thtdiäinen  ilmoitns  on  sen  jälkeen  joka  kerta  koin 
yaknntnssopimns  nndistetaan  tahi  nnsi  sopimns  tehdään  yhtä  pitkässä  ajassa  lähetettäy& 
ammattientarkastajalle. 

Mniden  sanotnssa  §:8sä  mainittojen  yaknntnsyelyollisnnden  alaisten  yritysten  pnolesta 
oyat  ylempänä  määrätyt  ilmoitokset  annettayat  paikkaknnnan  polüsiyiranomaiselle  taikka 
sille  erityiselle  katsontamieheUe,  josta  15  §:ssä  mainitaan. 

Yi^ntnssopimns  tahi  seMtys  siitä,  että  yahingonkonrans  on  tnryattn  Jonlokoon 
6  p:nä  1895  annetnn  lain  15  §:ssä  oleyan  säännOksen  mnkaan,  tnlee  työnantajan  yaadit- 
taessa  näyttää  ammattientarkastajalle,  polüsiyiranomaiselle  tahi,  missä  erityinen  katsontamies 
on  asetetto  pitämään  silmäUä  yaknntnsyelyollisnnden  alaista  yritystä,  täUe  yümemaimtalle. 


12  §. 
Työnantaja  tai  hänen  sijaisensa  olkoon  yelyollinen  paikkaknnnan  polüsikamarille, 
maistraatille,  järjestysoikendelle  taikka  kroonnnnimismiehelle  ilmoittamaan  hänen  työssään 
sattnneet  yaikeammat  tapatnrmat,  sillä  tayoin  knin  Jonlnknon  5  p:nä  1895  annetnn  lam 
19  §  määrää,  nun  myös  kaikista  tapatormista,  joista  on  senranksena  työkyyyttömyys  pitem- 
mäksi  knin  knnden  päiyän  ajaksi,  pitämään  yahyisteton  kaayan  mnkaan  tehtyä  Inetteloa^ 
johon  on  merkittäyä  yahingoittnneen  henkilOn  nimi,  aika  milloin  tapatnrma  sattoi  ja  miten 
se  tapahtni  sekä  yahingon  laatn  ja  senraamns  knin  myöskin  ilmoitns  tyOssä  oleyain  työn- 
tekijäin koko  Inknmäärästä. 

Tämä  Inettelo  on  alati  pidettäyä  ammattientarkastajan,  katsontamiehen,  polüsiyirano- 
maisen  ja  yaknotoslaitoksen  asiamiehen  saatayana,  jota  paitsi  ote  Inettelosta,  sisältäyä  mitä 
siihen   Inetteloon   on   lähinnä  edellisenä  kalenteriyoonna  kiijoitettn,    on  yootoisesti  ennen 
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§9. 

Die  Eontrolle  darüber,  dass  eine  Yersicherangsanstalt  die  von  ihr  übernommenen 
Verpflichtungen  in  gehöriger  Weise  erfüllt,  liegt  dem  Versicherungsinspektor  ob,  der  be- 
sonders darüber  zu  wachen  hat,  dass  die  in  den  §§  4  und  5  enthaltenen  Bestimmungen 
beobachtet  werden.  Die  Versicherungsanstalt  ist  verpflichtet,  dem  Versicherungsinspektor 
ihre  Bechnungsbücher  vorzulegen,  sobald  dieser  solches  verlangt,  und  im  übrigen  dem 
Versicherungsinspektor  alle  die  Aufklärungen  zu  geben,   die  diesem  notwendig  erscheinen. 


Heber  die  Terpfliehtimgeii  des  Arbeltgebers. 

§  10. 
Der  Arbeitgeber  ist  verpfliditet,  an  geeigneten  und  sichtbaren  Stellen  in  den  Arbeits- 
räumen oder  auf  den  Arbeitsplätzen  im  Freien  anzuschlagen: 

1.  einen  von  der  Industrieverwaltung  ausgefertigten  Auszug  des  Gesetzes  vom 
6.  Dezember  1895  und  der  vorliegenden  Verordnung  in  flnnischer  und  schwe- 
discher Sprache; 

2.  eine  deutliche  Angabe  über  die  Anstalt,  in  welcher  die  Arbeiter  gegen  ünfidl 
versichert  sind,  sowie  Namen  und  Wohnort  des  am  Orte  oder  in  der  nächsten 
Stadt  ansässigen  Vertreters  der  Anstalt. 

§  11. 

Ein  Arbeitgeber  in  Unternehmungen,  die  im  §  2  Punkt  a  des  (Gesetzes  vom  5.  De- 
zember 1895  erwähnt  sind,  soU  innerhalb  des  Monats  Januar  1898  und  in  Unternehmungen, 
die  nach  dieser  Zeit  entstehen,  innerhalb  dreissig  Tagen,  nachdem  das  Unternehmen  seine 
Thätigkeit  begonnen,  dem  Gewerbeinspektor  des  Distriktes  nach  festgestelltem  Formular 
Angaben  darüber  machen,  mit  welcher  Anstalt  der  Vertrag  über  Versicherung  der  Arbeiter 
geschlossen  worden,  wie  lange  der  Vertrag  Gültigkeit  hat,  ob  die  Versicherung  nur  Inva- 
lidität und  Todesfall  oder  auch  vorübergehende  körperliche  Beschädigung  untfasst,  sowie 
über  die  ungefähre  Anzahl  der  Arbeiter  am  Unternehmen.  Aehnliche  Angaben  sind  nachher 
jedesmal,  wenn  ein  Versicherungsvertrag  erneuert  oder  ein  neuer  Vertrag  geschlossen  wird, 
innerhalb  derselben  Zeit  dem  Glewerbeinspektor  einzureichen. 

Für  die  übrigen  im  zitirten  Paragraphen  angegebenen  versicherungspflichtigen  Unter- 
nehmungen sind  die  oben  vorgeschriebenen  Angaben  an  die  Polizeibehörde  des  Ortes  oder 
den  im  §  15  erwähnten  besonderen  Aufseher  einzureichen. 

Den  Versicherungsvertrag  oder  die  Beschemigung  darüber,  dass  die  Entschädigung 
gemäss  der  im  .§  15  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1895  enthaltenen  Bestimmung  sicher- 
gestellt worden,  hat  der  Arbeitgeber  auf  Verlangen  dem  (}ewerbeinspektor,  der  Polizei- 
behörde oder,  wo  behufs  Ueberwachung  eines  versicherungspflichtigen  Unternehmens  ein 
besonderer  Aufseher  angesteUt  ist,  diesem  vorzuweisen. 

§  12. 

Der  Arbeitgeber  oder  dessen  Stellvertreter  ist  verpflichtet,  nicht  nur  bei  der  Polizei- 
kammer, dem  Magistrat,  Ordnungsgericht  oder  Eronslehnsmann  des  Ortes  über  schwerere 
in  seinem  Unternehmen  vorgefallene  Unf&lle  in  der  im  §  19  des  (Gesetzes  vom  5.  Dezember 
1895  vorgeschriebenen  Weise  Anzeige  zu  machen,  sondern  auch  über  alle  UnföUe,  die  eine 
mehr  als  sechstägige  Arbeitsunfähigkeit  zur  Folge  haben,  nach  festgestelltem  Formular  ein 
Begister  zu  führen,  das  folgende  Angaben  enthalten  soll:  den  Namen  der  beschädigten 
Person,  die  Zeit,  wann  der  Unfall  eingetroffen,  und  den  Vorgang  bei  demselben,  die  Be- 
schaffenheit und  die  Folgen  der  Beschädigung  sowie  die  G^esamtanzahl  der  angestellten 
Arbeiter. 

Dieses  Verzeichnis  soll  dem  Gewerbeinspektor,  Aufseher,  der  Polizeibehörde  und  dem 
Vertreter  der  Versicherungsanstalt  stets  zur  Verfügung  stehen;  ein  Auszug  aus  diesem 
Verzeichnis,  der  die  während  des  vorhergegangenen  Ealendeijahres  eingeführten  Angaben 
enthält,  ist  jährlich  innerhalb  des  Monats  Februar  an  den  Magistrat   oder  das  Ordnungs- 
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Helmiknon  loppoa  annettava  maistraatille  tahi  järjestjoikendelle  kanpnngissa  ja  kniiinim- 
Yondille  maalla,  Teollisnnshallitnkseen  lähetettäTäksL 

Jos  Yuoden  knlaessa  ei  ole  jhtään  tapatarmaa  jrrityksessä  sattannt,  on  tieto  siitä 
sekä  ilmoitas  työntekijäin  Inkumäärästä,  sillä  tavoin  kain  edellisessä  momentissa  mainitaan, 
Teollisnnshallitnkseen  toimitettava. 

Jos  yritystä  harjoitetaan  yaltion  pnolesta,  lähetetään  edellämainitnt  tiedot  snoraan 
Teollisnnshallitnkseen  asianomaisen  viranomaisen  toimesta. 

13  §. 
Jos  työnantiga  tahi  hänen  sijaisensa  laiminljö  tämän  jnlistnksen  mnkaiset  yelToUi- 
snntensa,   rangaistakoon  sakolla  Jonlnknnn  6  p:nä  1895  annetnn  lain  26  §:n  1  momen- 
tin mnkaan* 


Erltyisia  siSnnSksia. 

14  §. 

Jos  ilmoitns  on  tehty  tapatnrmasta,  joka  on  vaiknttannt  taikka  jonka  saattaa  otaksna 
Taiknttayan  vahingoittnneen  knoleman  taikka  hänen  tyOkykynsä  ainaiseksi  menettämisen 
tai  y&hentymisen,  sillä  tayoin  knin  Jonlnknnn  5  p:nä  1895  annetnn  lain  19  §  määrää, 
taikka  jos  polüsiviranomainen  mnnlla  tayoin  on  saannt  tiedon  sellaisesta  tapatnrmasta,  on 
poliisiyiranomaisen  min  pian  knin   sninkin   toimitettaya   siitä   tntkmto  tapatnrmapaikalla. 

Tässä  tntkinnossa,  josta  ammattientarkastajalle  ja  yaknntnslaitokselle,  knn  sillä  on 
asiamies  paikkaknnnalla,  sekä  sellaiselle  erityiselle  katsontamiehelle  knin  15  §:ssä  msdni- 
taan,  on  annettaya  tieto  ja  johon  iyönantaja  tai  hänen  sijaisensa  sekä  asialliset  oyat  knt- 
snttayat,  jos  se  yiipymättä  yoi  tapaiitna,  on  mikäli  mahdollista  saataya  selyille: 

1.  tapatnrman  syy  ja  sitä  koskeyat  lähemmät  asianhaarat; 

2.  mitkä  henkilöt  sünä  oyat  yahingoittnneet  tai  knolleet; 

3.  yahingon  laatn  ja  ne  mnnt  seikat,  jotka  saattayat  yaiknttaa  yahingonkor- 
yankseen; 

4.  yahingoittnneen  tahi  knolleen  tyOansio  sünä  yrityksessä  yümeksi  knlxmeelta 
ynodelta  taikka,  jos  hän  ei  ole  ollnt  koko  ynotta  yrityksessä  työssä,  siitä 
ajalta,  jonka  hän  on  sünä  ollnt,  minkä  ohessa  lasknpernstnskin  on  mainit- 
läya;  sekä 

5.  mitä  yahingonkoryankseen  oikentettiija  omaisia  tnolla  pahoin  yahingoittxmeella 
tai  knolleella  työntekyäUä  on. 

Tntkinnosta  tehty  pöytäkiija  on  yümeistään  kahdeksan  päiyän  knlnessa  sen  jälkeen 
toimitettaya  työnantigaUe  tai  hänen  s^jaisellensa,  joka  on  yelyollinen,  jos  yaaditaan,  anta- 
maan  yahingoittnneelle  tai  hänen  oikendenhaltgoillensa  ja  yaknntnslaitokselle  oikeaksi  todis- 
tetnn  jäyennöksen  sütä. 

15  §. 

Yaknntnksen  täyttämisen  silmäUäpito  knnlnn  asianomaiselle  ammattientarkastajalle  ja 
polüsiyiranomaiselle  taikka,  jos  erityinen  katsontamies  mnntoin  on  asetettn  määrättyä  ya- 
knntnsyelyollisnnden  alaista  iyötä  tai  yritystä  yarten,  semmoiselle  katsontamiehelle. 

Sitä  yarten  tnlee  ammattientarkastajan  erittäin,  mikäli  mahdollista,  joka  ynosi  käydä 
tarkastamassa  mitä  yriiyksiä^  jotka  Jonlnknnn  5  p:nä  1895  annetnn  lain  2  §:n  a)  mo- 
mentissa mainitaan,  sekä  mahdollisnntta  myöten  pitää  silmällä  mnitakin  samassa  §:83a 
mainittiga  yaknntnsyelyollisnnden  alaisia  yrityksiä,  joita  yarten  eriiyistä  kantsontamiestä  ei 
ole  asetettn. 

Polüsiyiranomainen  on  yelyollinen  antamaan  ammattientarkastajalle  ja  edellämainitnlle 
katsontamiehelle  tarpeellista  yirka-apna  sekä  myöskin  pitämään  silmällä  pnheenaoleyan  ya- 
knntnksen täyttämistä  yleensä  ja  erittäinkin  miden  yritysten  snhteen,  jotka  sanoton  lain 
2  §.11  b),  c),  d),  e)  ja  Q  momenteissa  mainitaan. 
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gericht  in  der  Stadt  und  an  den  Kronsvogt  auf  dem  Lande  einzureichen,  nm  der  Indntrie- 
Verwaltung  zugesandt  zn  werden.  Ist  während  des  Jahres  kein  Unfall  im  Unternehmen 
eingetroffen,  so  ist  eine  Mitteilnng  hierüber  nebst  Angabe  der  Arbeiterzahl  in  der  im  vor- 
hergehenden Punkt  angegebenen  Weise  an  die  Industrieverwaltung  einzusenden. 

Wird  das  Unternehmen  für  Bechnung  des  Staates  betrieben,  so  sind  die  oben  er- 
wähnten Angaben  durch  die  zuständige  Behörde  unmittelbar  der  Industrieverwaltung  zu- 
zustellen. 

§  13. 
Versäumt  ein  Arbeitgeber  oder  dessen  Stellvertreter  die  ihm  nach  dieser  Verordnung 
obliegenden  Pflichten,  so  wird  er  gemäss  dem  §  26  Punkt  1  des  Gesetzes  vom  6.  Dezember 
1895  mit  einer  G^ldbusse  bestraft. 


Besondere  Bestünmimgeii. 

§  14. 

Ist  in  der  im  §  19  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1895  vorgeschriebenen  Weise 
über  einen  Unfall  Anzeige  gemacht  worden,  der  den  Tod  oder  die  Invalidität  des  Be- 
schädigten herbeigeführt  hat  oder  hätte  zur  Folge  haben  können,  oder  hat  die  Polizei- 
behörde in  anderer  Weise  von  einem  solchen  Unfall  Kenntnis  erhalten,  so  hat  die  Polizei- 
behörde 80  bald  wie  möglich  an  Ort  und  Stelle  eine  Untersuchung  vorzunehmen. 

Bei  dieser  Untersuchung,  über  welche  der  Gewerbeinspektor  und  die  Versicherungsanstalt, 
die  am  Ort  einen  Vertreter  hat,  sowie  der  im  §  15  erwähnte  besondere  Aufseher  zu  be- 
nachrichtigen sind,  und  zu  welcher  der  Arbeitgeber  oder  dessen  Stellvertreter  und  die  be- 
teiligten Parteien  vorgeladen  werden  sollen,  wenn  solches  ohne  Zeitverlust  geschehen  kann, 
ist  soweit  möglich  zu  ermitteln: 

1.  die  Ursache  des  Unfalles  und  die  näheren  Umstände  bei  demselben; 

2.  welche  Personen  dabei  beschädigt  oder  getötet  worden; 

3.  die  Beschaffenheit  der  Beschädigung  sowie  die  übrigen  Umstände,  die  auf  die 
zu  zahlende  Entschädigung  einwirken  können; 

4.  der  Arbeitsverdienst  des  Beschädigten  oder  Getöteten  am  Unternehmen  während 
des  zuletzt  verflossenen  Jahres  oder,  wenn  er  nicht  das  ganze  Jahr  daselbsrt 
angestellt  gewesen,  während  der  Zeit,  wo  er  am  Unternehmen  beschäftigt  ge- 
wesen, nebst  Angabe  des  Berechnungsgrundes;  und 

5.  welche  zur  Entschädigung  berechtige  Angehörige  ein  schwer  beschädigter  oder 
getöteter  Arbeiter  hat. 

Das  Protokoll  über  die  Untersuchung  soll  spätestens  innerhalb  acht  Tagen  darnach 
dem  Arbeitgeber  oder  dessen  Stellvertreter  zugestellt  werden,  dem  es  obliegt,  wenn  solches 
verlangt  wird,  dem  Beschädigten  oder  dessen  Bechtsinhabem  und  der  Versicherungsanstalt 
beglaubigte  Abschriften  desselben  auszufertigen. 

§  15. 

Dem  zuständigen  G^werbeinspektor  und  der  Polizeibehörde  oder,  wo  sonst  für  ein 
bestimmtes,  versicherungspflichtiges  Unternehmen  oder  Werk  ein  besonderer  Aufseher  angestellt 
ist,  diesem  Aufseher  liegt  es  ob,  darüber  zu  wachen,    dass  die  Versicherung  erfüllt  wird. 

In  dieser  Beziehung  hat  der  Gewerbeinspektor  insbesondere,  soweit  möglich,  jedes 
Jahr  die  im  §  2  Punkt  a  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1895  erwähnten  Unternehmungen 
zu  besuchen,  und  soweit  thunlich,  auch  die  übrigen  in  demselben  Paragraphen  genannten 
versicherungspflichtigen  Unternehmungen,  für  welche  kein  besonderer  Aufseher  eingesetzt  ist, 
zu  überwachen. 

Der  Polizeibehörde  liegt  es  ob,  den  Gewerbeinspektor  und  den  oben  erwähnten  Auf- 
seher wo  nötig  zu  unterstützen,  sowie  im  allgemeinen  darüber  zu  wachen,  dass  die  in  Bede 
stehende  Versicherung  erfüllt  wird  und  insbesondere  inbetreff  der  im  §  2  Punkt  b,  c,  d, 
e  und  f  des  erwähnten  (Gesetzes  genannten  Unternehmungen. 
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16  §. 

TeoUisnnsliallitaksen  on  velyoUisniis  yalmistattaa  sisä&ntolleet,  tilastolliset  tiedot  sat- 
tnneista  tapatarmista  ja  niiden  kanssa  yhteydessä  olevista  asianhaaroista. 

17  §. 

Teollisnashallitaksen  asiana  on  laatia  kaayat  Jonlukaim  5  p:ii&  1895  annetossa  laissa 
ja  tä8B&  jnlistnksessa  mäfträttjjä  ilmoitoksia  y.  m.  yarten. 

18  §. 

Inyaliditeetimfiärän  ja  siitä  riippnyan,  eri  ranmiinyammoista  johtayan  yahingonkor- 
yanksen  tutkimisestä  sekä  siitä  järjestyksestä,  jossa  on  mftär&fetäyft  i^hingonkoryanfita  tapa- 
tarmista, jotka  kohtaayat  tyOntekijöitä  sellaisessa  iyOssä  tahi  yrityksessä,  jota  haijoitetaan 
yaltion  pnolesta,  on  nondatettaya  mitä  siitä  ehkä  yielä  säädetään. 

Tätä  kaikki  asianomaiset  alamaisnndessa  nondattakoot. 

HelsingLBSä,  18  p:nä  Helmikunta  1897. 

Keisarillisen  Majesteetin  Eorkeassa  Nimessä, 
Hänen  Snomen  Senaattinsa. 
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§  16. 

Der  Indastrieyerwaltang  liegt  es  ob,  die  eingelaufenen  statistischen  Angaben  fiber 
geschehene  Unfälle  ond  damit  zusammenhängende  Umstände  bearbeiten  zu  lassen. 

§  17. 
Der  Indnstrieyerwaltong   kommt  es  zn,   die  im  Gesetz  vom  6.  Dezember  1895  ond 
in  dieser  Verordnung  vorgeschriebenen  Formulare  für  Anmeldnngen  n.  s.  w.  anszofertigen. 

§  18. 

Inbezng  auf  die  Beurteilung  des  Inyalidit&tsgrades  und  davon  abhängiger  Entschä- 
digung bei  verschiedenen  körperlichen  Beschädigpingen,  sowie  inbezug  auf  die  Begelung  von 
Entschädigpingsansprüchen  bei  UnMlen,  von  welchen  Arbeiter  bei  Unternehmungen  und 
Arbeiten,  die  für  Bechnung  des  Staates  betrieben  werden,  betroffen  werden,  gelten  diejenigen 
Bestimmungen,  die  noch  fernerhin  darüber  ausgefertigt  werden  können. 

Wonach  alle,  die  es  angeht,  sich  unterthänigst  zu  richten  haben. 

Helsingfors,  den  18.  Februar  1897. 

In  dem  Hohen  Namen  Seiner  Kaiserlichen  Migestät, 
Sein  Senat  für  Finland. 


Amlftge  Z. 


Keisarillisen  Majesteetin  ArmoUinen  Julistus 

niistä  perusteista,  joiden  rnukaan  invaliditeetüaste  on  arvioitava 
Bovellettaessa  Joulukutm  6  p:nä  1896  axmettua  lakia  työnantajan 
vastuunalaisuudesta  työntekijää  kohtaavasta  raumiinvaminasta. 

Annettu  Helsingissfl,  9  p:nä  Jonlukunta  1897. 


Me  Nikolai  Tomen,  Jumalan  Armosta,  koko  Wenäjänmaan  Eeisari  ja  Itse- 
valtias,  Puolanmaan  Tsaari,  Suomen  Suuriruhtinas,  y.  m.,  y.  m.,  y.  m.  Teemme 
tiettäväksi:  Työnantajan  vastuunalaisuudesta  työntekijää  kohtaayasta  mumün- 
vanunasta  Joulukuun  5  p:nä  1895  annetun  lain  31  §:ssä  olevan  säännöksen  joh- 
dosta  olemme  Me  nähneet  hyyäksi  armossa  antaa  seuraavat  tarkemmat  määräykset 
johteeksi  arvosteltaessa  niitä  ruumiinvammoja,  joiden  seurauksena  on  työkyyyn 
ainaiseksi  menettäminen  tahivähentyminen  ja  joiden  nojalla  työntekijä  tahi  hänen 
oikeudenomistajansa  mainitun  lain  mukaan  on  oikeutettu  saamaan  yaotuista  ya- 
hingonkoryausta. 

1  §. 
Bnnmünvammaksi,  joka  taottaa  ainsdsen  täydellisen  työkyyyttömjyden  (kokonaisinTa- 
liditeetin),  on  laettava  sellainen  vamma,  mikä  on  vaiknttannt  tapatnrman  kohtaaman  henki- 
sün  tai  rnnmiillisiin  yoimün  tahi  liiknntokykyyn  niin,  että  hänelle  sen  kantta  on  k&ynyt  koko- 
naan  mahdottomaksi  elättää  itseään  omalla  tjöllään,  kuten  kadottaessaan  molemmat  kätensä 
tahi  molemmat  jalkansa  taikka  niiden  yahingoittnessa  siten,  että  ne  kokonaan  oyat  menet- 
täneet  toimikykjnsä,  tai  myOskin  joko  kadottaessaan  sekä  toisen  kätensä  että  toisen  jal- 
kansa taikka  niiden  edellä  mainituÜa  tavalla  vahingoitiniessa,  sekä  molempain  silmSin  näkö- 
Yoiman  jondnttna  pilalle. 

2§. 
Jos  työntekijä  työssä  kohdanneen  tapatorman  kantta  on  saannt  momiinyamman,  joka 
ei  ole  tuottanut  täydellistä  työkyvyttömyyttä,  vaan  ainoastaan  iyökyvyn  vähenemisen  (osit- 
taisen  inyaliditeetin),  on  tätä  vähennystä  prosenteissa  täydellisestä  iyOkyyyttömyydestä  (in- 
yaliditeettiastetta)  määrättäessä,  alla  olevia  lasknpemsteita  noadatettava: 

Eun  menetetään 

a)  käsivarsi  tai  käsi oikea  50—76 ^/q,  vasen  40 — 66^/^ 

penkalo   yälikämmenen   Innn   kanssa  tai 

ilman  sitä ^  20—36  „         „  16 — 30  „ 

etusonni ^  10—26  „         „  6 — 20  „ 

mun  sormi ^  ö— 16  „         „  3—10  „ 


Anlage  8« 


Mass, 


betreffend  die  Grundsätze  zur  Schätzung  des  InvaUditätsgrades  bei 
Anwendung  des  Qesetzes  vom  5.  Dezember  1896  über  die  Haft- 
pflicht des  Arbeitgebers  fUr  körperliche  Beschädigung,  welche  die 

Arbeiter  trifft. 

Gegeben  in  Helsingfors,  den  9.  Dezember  1897. 


Wir,  Nikolaus  der  Zweite,  von  Qottes  Gnaden  Kaiser  und  Selbstherrscher 
von  ganz  Russland,  Tsar  von  Polen,  Grossfürst  von  Finland  etc.  etc.  etc.  Bekunden: 
In  Veranlassung  der  Vorschrift  im  §  31  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1895, 
betreffend  die  Haftung  des  Arbeitgebers  für  köi^erliche  Beschädigung,  welche 
den  Arbeiter  trifft,  haben  Wir  für  gut  befunden,  in  Gnaden  folgende  nähere 
Vorschriften  zu  erteilen  als  Anleitung  bei  Beurteilung  von  körperlichen  Schäden, 
welche  lebenslänglichen  Verlust  oder  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  zur 
Folge  haben,  und  gemäss  welchen  der  Arbeiter  oder  dessen  Bechtsinhaber  auf 
Grund  erwähnten  Gesetzes  zu  jährlichem  Schadenersatz  berechtigt  ist. 


Als  körperlicher  Schaden,  welcher  lebenslängliche,  vollständige  Arbeitsnnföhigkeit 
(totale  Invalidität)  zur  Folge  hat,  soll  derjenige  angesehen  werden,  welcher  auf  die  geistigen 
Fähigkeiten  des  Verunglückten,  auf  dessen  körperliche  Kräfte  oder  seine  Fähigkeit  sich  zu 
bewegen  derart  eingewirkt  hat,  dass  er  oder  sie  infolgedessen  vollständig  unfiLMg  ge- 
worden, sich  durch  eigene  Arbeit  zu  ernähren,  wie  der  Verlust  beider  Hände  oder  beider 
Füsse  oder  eine  solche  Beschädigung  derselben,  dass  sie  vollständig  ihre  Gebrauchs- 
fähigkeiten eingebüsst  haben,  oder  auch  der  Verlust  sowohl  der  einen  Hand  wie  des  einen 
Fusses  oder  eine  Beschädigung  oben  erwähnter  Art  davon,  sowie  der  Verlust  des  Seh- 
vermögens beider  Augen. 

§  2. 

Hat  der  Arbeiter  durch  Unfall  bei  der  Arbeit  einen  körperlichen  Schaden  erlitten, 
welcher  keine  vollständige  Unfähigkeit  zur  Arbeit,  sondern  nur  eme  Verminderung  der 
Arbeitsfähigkeit  (partielle  Invalidität)  zur  Folge  gehabt  hat,  so  sollen  bei  der  Bestimmung 
dieser  Verminderung,  in  Prozenten  der  vollständigen  Arbeitsunföhigkeit  (Invaliditätsgrad) 
ausgedruckt,  nachstehende  Berechnungsgrundlagen  zur  Leitung  dienen: 


Verlust  von 

a)  Arm  oder  Hand 

rechts 

50-75»/o, 

links    40—66"/ 

Daumen  mit  oder  ohne  Zwischenhand- 

knochen 

n 

20— 35„ 

„      15-30  „ 

Zeigefinger 

n 

10-26  „ 

»        ö-20„ 

einem  anderen  Finger 

n 

5-15  „ 

„        3-10  „ 
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peukalo  ja  etusormi oikea  30 — 56®/^,  vasen  20— -4 

peukalo  ja  muu  sonni „      20—45  „  „  15—40  „ 

kolme  sonnea „      30 — 60  „  „  20 — 50  „ 

neljä  sonnea „      30—65  „  „  20—55  „ 

kaikM  sonnet „      40—70  „  „  30—65  „ 

kaikki  sonnet  ynnä  osa  kädestä  .     .     ;  „      45 — 75  „  „  35 — 65  „ 


osia  sonnesta: 

sonnen  yiimeinen  nivel      ....        „  0 — 10  „  „  0 —  8  „ 
mnnn   sonnen   knin   peokalon   kaksi 

niveltä „  5—20  „  „  0—15  „ 

b)  Bääri  ja  reisi,  kokonaan  tai  osaksi      ....  (yasen  tai  oikeaj  60 — 80  „ 

koko  Bääri „       „  „  50—70  „ 

osa  säärestä „       „  „  40—60  „ 

koko  jalka „       „  „  30—50  „ 

yksi  tai  nseampi  yarvas „       „  „  0 — 10  „ 

osa  jalkaa  ynnä  yarpaat „       „  „  10 — 30 « 

c)  toisen  silmän  näköyoima „       „  „  20 — 35  „ 

d)  toisen  koryan  kuulo ^       „  „  0 — 10  „ 

molempain  koryain  kunlo „       „  „  10 — 50 ;, 

Mnistntns:   Yasenkätisiin  henkilöihin  nähden   koskeyat  ylemmät  aryot  yasenta  ja 
alemmat  aryot  oikeata  käsiyartta  tai  kattä. 


3  §. 
TyOkyyyn  yähentynüstä  anioitaessa  2  §:ssä  mainittnjen  lasknpenisteiden  mnkaan  on 
otettaya  hnomioon  kaikki  kysymykseen  yaiknttayat  asianhaarat,  kuten  yahingoittoneen  am- 
mattitoimessa  tanrittaya  sunrempi  tai  pienempi  taitaynas,  lükknyaisnas,  yoimanponnistns, 
hnomiokyky,  ajatnstoimi  y.  m.,  jotenka  alimpia  ngaanroja  on  käytettäyä  niissä  tapanksissa, 
joUoin  työkyky  on  yähemmässä  määrässä  riippnya  yahingoittnneesta  ninmünosasta,  ja  on 
ramniinyamma  yleensä  nnoremmalla  ijällä  amoitaya  pienemmäksi  knin  yanbemmalla  ij&ll& 
sekä  naiseen  nähden  annremmaksi  knin  mieheen. 

Jos,  yahingoittnneen  henkilön  ty5n  laatnnn  tahi  mnihin  asianbaaroihin  katsoen, 
niumiinyamman  yaikuttama  työkyyyn  yähentyminen  todistettayasti  on  sunrempi  tai  pienempi 
knin  mitä  mainitussa  §:ssä  aryioimisen  pemsteeksi  ilmoitetaan,  on  inyaliditeettiaste  määrät- 
täyä  silmällä  pitäen  työkyyyn  todellista  yähentymistä. 


4§. 
Jos  yabinko  yhtaikaa  kohtaa  useita  2  §:8sä  erittäin  mainittnja  runmünosia,  on  se  in- 
yaliditeettiaste, joka   saadaan   laskemalla   yhteen   sanotnssa   §:ssä   mainitnt  prosenttUaynt 
noista  eri  mnmiinyammoista,   yähennettäyä  sünä  snhteessa  knin  yahingoittuneella  yielä  on 
jäljellä  työkykyä. 


Jos  tyOntekiijäy  jota  iyössä  kohtaa  tapatarma,  jo  ennen  on  saannt  mnmünyamman 
tai  Jos  hänessä  on  mnmiinyika,  on  inyaliditeettiastetta  aryioitaessa  tarpeellista  hnondota 
pantaya  sühen  yähempään  työkykyyn,  joka  yahingoittuneella  on  oUnt  ennen  sen  tapatur- 
man  sattumista,  jonka  johdosta  oikeus  yahingonkoryaukseen  on  syntynyt. 
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n 
n 
n 


30— 55  0/0, 
20—45  „ 
30— 60„ 
30—65  „ 
40-70, 


Damnen  nnd  Zeigefinger  rechts 

Daumen  und  einem  anderen  Finger 

drei  Fingern 

vier  Fingern 

allen  Fingern 

allen  Fingern  nebst   einem  Teil   der 

Hand  „       45—75 , 

Teilen  von  Fingern: 

änsserstem  Gliede  eines  Fingers  „         0 — 10, 
zwei  Gliedern  eines  anderen  Fingers 

als  des  Daumens  „         5 — 20, 

b)  ünterbein  und  Schenkelbein,  ganz  oder 

Teil  davon 
ganzem  ünterbein 
Unterbein  teilweise 
ganzem  Fuss 

einer  oder  mehrerer  Zehen 
Teil  des  Fusses  nebst  Zehen 

c)  Sehvermögen  auf  einem  Auge 

d)  Gehör  auf  einem  Ohr 
Gehör  auf  beiden  Ohren 

Anmerkung:    Für  linkshändige  Personen  j 
und  die  niedrigeren  Werte  für  den  rechten  Arm  bezw.  Hand. 


links 


n 


20-45<>/o 
15—40  „ 
20—50  „ 
20—55  „ 
30—65  „ 

35—65  „ 


0—8 


0—15. 


links  oder 

rechts) 

60-80„ 

n           n 

n 

50—70  „ 

n           n 

n 

40-60  „ 

n           n 

n 

30-50  „ 

n           n 

n 

0-10„ 

n           n 

n 

10—30  „ 

n           n 

r> 

20—36  „ 

n           n 

n 

0-10  „ 

n           n 

n 

10-50  „ 

höheren  Werte  fßr  den  linken 

§  3. 

Bei  Taxierung  der  Yerminderung  der  Arbeitsfähigkeit  gemäss  den  im  §  2  angeführten 
Berechnungsgründen  soll  auf  alle  beeinflussenden  Umstände,  wie  z.  B.  zur  Berufethätigkeit 
des  Beschädigten  erforderliche  grössere  oder  geringere  Fertigkeit,  Beweglichkeit,  Kraft- 
entwickelung, Beobachtungsvermögen,  G^istesanstrengung  u.  dergl.,  Bücksicht  genommen 
werden,  in  welcher  Beziehung  die  niedrigsten  Grenzwerte  in  allen  den  Fällen  angewandt 
werden  sollen,  wo  die  Arbeitsfähigkeit  in  geringerem  Grade  von  dem  beschädigten  Körper- 
teile abhängig  ist,  und  soll  im  allgemeinen  ein  körperlicher  Schaden  bei  jüngeren  Jahren 
niedriger  als  im  höheren  Alter,  sowie  für  Frauen  höher  als  fßr  Männer  taxiert  werden. 

Ist  hinsichtlich  der  Art  der  Arbeit  des  Beschädigten  oder  anderer  Umstände  die 
durch  den  körperlichen  Schaden  verursachte  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  nachweis- 
lich grösser  oder  geringer  als  was  im  erwähnten  Paragraphen  als  Grund  der  Berechnung 
angegeben  wird,  so  soll  der  Invaliditätsgrad  mit  Bezug  auf  die  wirkliche  Verminderung 
der  Arbeits&higkeit  bestimmt  werden. 

§4. 
Trifft  der  Schaden  gleichzeitig  mehrere  Körperteile,  welche  im  §  2  getrennt  für  sich 
angegeben  sind,   so   soll   der  Invaliditätsgrad,  welchen  man  durch  Zusammenschlagen  der 
im  genannten  Paragraphen   angegebenen  Prozentsätze  für  die  verschiedenen  Körperschäden 
erhUt,  in  dem  Masse  reduziert  werden,  als  der  Beschädigte  noch  arbeitsfähig  ist. 


§5. 
Hat  der  vom  Un&ll  bei  der  Arbeit  betroffene  Arbeiter  schon  Mher  einen  körper- 
lichen Schaden  erlitten,  oder  ist  er  mit  körperlichen  Gebrechen  behaftet,  so  soll  bei  Ab- 
schätzung des  Invaliditätsgrades  die  nötige  Bücksicht  auf  die  geringere  Arbeitsföhigkeit 
genommen  werden,  welche  der  Beschädigte  besass,  ehe  der  ihn  zum  Schadensersatz  be- 
rechtigende UnfEill  eintrat. 
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6  §. 

Haettaessa  Yahingonkorvansta  ranmiinyainmasta,  josta  siinä  tutkimoksessa,  mikä 
JoTÜoknnn  5  p:nä  1895  annetnn  lain  19  §:n  mnkaan  tapatnrman  satnttaa  on  toimitettava, 
ei  ole  TOita  saada  täysin  Inotettavaa  selvitystä,  onko  ja  missä  määrin  raamünTammaan 
ollnt  syynä  työssft  kohdannnt  tapatnrma,  on  sen,  joka  yahingonkorvansta  yaatü,  Ififtkärin- 
todistnksella  tahi  mnnlla  tavoin  selvitettäyä  viimemainitnt  seikat  ja  on  inyaliditeettiaste 
mftärättäTä  ottamalla  hnomioon  se  tyOk3rv7n  yähentyminen,  joka  sanotnn  selyiiyksen  nojalla 
yoidaan  Inkea  lyössA  sattoneesta  tapatarmasta  johtuyaksi. 

Tätä  kaikki  asianomaiset  alamaisnndessa  noadattakoot. 

Helsingissä,  9  p:nä  Jonlnknnta  1897. 

Keisarillisen  Majesteetin  Eorkeaesa  Nimessft, 
Hänen  Snomen  Senaattinsa. 
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§  6. 

Wird  um  Ersatz  ffir  einen  körperlichen  Schaden  nachgesncht,  hinsichtlich  dessen  volle, 
Zuverlässige  Klarheit,  inwieweit  nnd  inwiefern  derselbe  durch  Unfall  bei  der  Arbeit  ver- 
ursacht wurde,  auf  Grund  der  im  §  19  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1895  nach  ein- 
getroffenem Unfälle  vorgesehenen  Untersuchung  nicht  gewonnen  werden  kann,  so  soll  der- 
jenige; welcher  Anspruch  auf  Schadenersatz  erhebt,  durch  ärztliche  Bescheinigung  oder 
anderweitig  letzterwähnte  Umstände  ins  Beine  bringen  und  soll  der  Invaliditätsgrad  unter 
Berücksichtigung  der  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit,  welche  laut  erwähnter  Elarlegung 
dem  Unfälle  zugeschrieben  werden  kann,  bestimmt  werden. 

Wonach  alle,  die  es  angeht,  sich  unterthänigst  zu  richten  haben. 

Helsingfors,  den  9.  Dezember  1897. 

In  dem  Hohen  Namen  Seiner  Kaiserlichen  Mi^estät, 
Sein  Senat  far  Finland. 


Anlage  L 


Keisarillisen  Majesteetin  Annollinen  Asetus 

tyOntekijäixi  apukassoista. 

Annettn  HelBingissä,  2  p:iiä  Syyskuuta  1897. 


Me  Nikolai  Toinen,  Jomalan  Armosta,  koko  Wenäjänmaan  Eeisari  ja  Itse- 
valtias,  Puolanmaan  Tsaari,  Suomen  Sauriruhtinas,  y.  m.,  y.  m.,  y.  m.  Teemme 
tiettäväksi:  Tehdystä  alamaisesta  esityksestä  olemme  Me  työntekijäin  apn- 
kassoista  nähneet  hyyäksi  armossa  säätää,  niinkain  senraa: 

1  §. 

Ne  apnkassat,  joita  tässä  asetoksessa  tarkoitetaan,  ovat  sairaskassat  ja  eläkekassat. 

Työntekijäm  sairaskassalla  tarkoitetaan  sellaista  käsityOläisiä,  ammatti-  ja  mnita 
tyOntekijöitä  talii  heihin  verrattavia  henkilOitä  varten  aiottna  yhdistjstä  tahi  laitosta,  jonka 
tarkoitnksena  on  osakkaiden  snoritettavia  maksiga  vastaan  vaknattaa  heille  eläkeapna  sairan- 
den  sattnessa;  lääkärinapna,  rohtoja,  sairaanhoitoa,  hantansapna  tahi  mnnta  sellaista  etna 
ja  jonka  yaikatas  ei  rajoitn  määrätiTihin,  kassaa  pernstettaessa  nimitettyihin  henkilOiliiii. 

Työntekijäin  eläkekassalla  tarkoitetaan  mnnten  samallaista  yhdistystä  tahi  laitosta, 
josta  edellisessä  kohdassa  mainitaan,  mntta  jonka  tarkoitnksena  on  antaa  osakkaille  ela- 
tnsapna  yanhnnden  tahi  kestäYän  työhOn  kykenemättömyyden  varalle  tahi  saorittaa  apna 
knolleen  osakkaan  leskelle  ja  lapsille. 

2  §. 

Apnkassaa  varten  ovat  säännöt  laadittavat  yhtäpitäiriksi  tämän  asetnksen  kanssa  ja 
tnlee  niiden  erittäin  sisältää  määräyksia  senraavissa  kohdissa: 

1.  kassan  nimi  ja  tarkoitas; 

2.  ehdot  kassan  osakkaaksi  pääsemiseen  ja  ne  syyt,  joista  senranksena  voipi  oUa 
osallisnnden  menettäminen; 

3.  maksat,  jotka  ovat  kassaan  snoritettayat; 

4.  apnrahat  ja  mnnt  ednt,  jotka  tnlevat  osakkaan  tahi  knolleen  osakkaan  lesken 
ja  lasten  osaksi; 

5.  rahastojen  pemstaminen,  jos  sellaiset  ovat  tarpeen  kassan  toiminnan  torvaa- 
miseksi; 

6.  kassan  asiain  hoito,  vnosikokons  ja  hallitns  sekä  tilintarkastns  ja  haUitnksen 
olopaikka; 

7.  kassan  varojen  hoito  sekä  kiijanpito  ja  tiliynosi; 

8.  tapa,  miten  mnntoksia  sääntöihin  on  aikaansaatava;  sekä 

9.  missä  tapanksessa  ja  miten  kassa  lakkantettakoon  sekä  kninka  ne  varat  ovat 
käytettäYät,  jotka  mahdollisesti  jäävät  jälelle,  sittenknin  kassan  kaikki  siton- 
miÜLset  OTat  snoritetat. 


iBlmy  L 


Verordnung, 

betreffend  Arbeiter-Unterstützungskassen. 

Gegeben  in  Helsingfora,  den  2.  September  1897. 


Wir,  Nikolaus  der  Zweite,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  und  Selbstherrscher 
von  ganz  Russland,  Tsar  von  Polen,  Grossfürst  von  Finland  etc.  etc.  etc.  Be- 
kunden: Auf  Grund  geschehener,  unterthäniger  Vorlage  haben  Wir  in  Beziehung 
auf  Arbeiteruntersttttzungskassen  für  gut  beftmden,  in  Gnaden  folgendes  zu  ver- 
ordnen: 

§  1. 

Die  ünterstütznngskassen,  auf  welche  sich  diese  Verordnung  bezieht,  sind  Eranken- 
kassen  nnd  Pensionskassen. 

Unter  Arbeiter-Krankenkassen  werden  solche  Vereine  oder  Anstalten  för  Handwerker, 
BemfiB-  nnd  andere  Arbeiter  oder  mit  denselben  zu  vergleichende  Personen  verstanden, 
welche  den  Zweck  haben,  gegen  Abgaben  der  Teilhaber  denselben  Unterhaltsbeitrag  in 
Krankheitsfällen,  ärztliche  Hülfe,  Heilmittel,  Krankenpflege,  Begräbnishilfe  oder  andere 
ähnliche  Vorteile  zuzusichern  nnd  deren  Wirksamkeit  sich  nicht  auf  gewisse,  bei  der  Grün- 
dung der  Kasse  bei  Namen  angegebene  Personen  beschränkt. 

Unter  Arbeiter-Pensionskassen  sind  Vereine  oder  Anstalten  von  im  übrigen  gleicher 
Art,  wie  der  vorhergehende  Absatz  angiebt,  zu  verstehen,  deren  Zweck  jedoch  ist,  den 
Teilhabern  Unterhaltsbeitrag  im  Alter  oder  bei  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  zuzusichern 
oder  den  Wittwen  und  Kindern  verstorbener  Teilhaber  Unterstützung  zu  gewähren. 


Für  die  Unterstützungskassen  sollen  mit  dieser  Verordnung  übereinstimmende  Sta- 
tuten festgestellt  werden,  welche  vornehmlich  Bestimmungen  in  Bezug  auf  Folgendes  zu 
enthalten  haben: 

1.  Benennung  und  Zweck  der  Kasse; 

2.  Bedingungen  für  den  Eintritt  in  die  Kasse  und  für  die  Ursachen,  welche  den 
Verlust  der  Teilhaberschaffe  zur  Folge  haben  können; 

3.  Abgaben,  welche  an  die  Kasse  erlegt  werden  sollen; 

4.  Unterstützung  und  übrige  Vorteile,  welche  den  Teilhabern  oder  den  Wittwen 
und  Kindern  verstorbener  Teilhaber  zukommen; 

5.  Bildung  von  Fonds,  wo  solche  zur  Sicherstellung  der  Wirksamkeit  der  Kasse 
erforderlich  sind; 

6.  Handhabung  der  Angelegenheiten  der  Kasse,  Jahressitzung  und  Direktion  nebst 
Bevision,  sowie  Sitz  der  Direktion; 

7.  Verwaltung  der  Mittel  der  Kasse,  nebst  Buchführung  undBechenschaftetermin; 

8.  Art  und  Weise  der  Vollziehung  von  Aenderungen  der  Statuten;  sowie 

9.  In  welchem  Falle  und  wie  die  Kasse  aufeulOsen  sei,  und  wie  die  Mittel  an- 
gewendet werden  sollen,  welche,  nachdem  sämtliche  Verbindlichkeiten  der 
Kasse  erfüllt  worden  sind,  übrig  bleiben  sollten. 
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Jos  apnkassa  on  perastotta  teoUisunslaitokseen  tahi  mnnliim  liikeyrilykseen  taikka 
mnntamün  sellaiBÜn  laitoksün  tai  yrityksiin  yhteisesti,  tnlee,  paitsi  ennen  mainittiua 
määräjksiä,  sellaisen  kassan  säännöissä  olla  säädettynä: 

10.  kninka  on  meneteltäTä,  jos  lüke  laitoksessa  tahi  yriiyksessä  pitemmäksi  tahi 
lyhyemmäksi  igaksi  keskeytetään. 

3§. 
Jos  maksnt  kassaan  ja  siitä  snoritettavat  apnrahat  määrätään  vissiksi  säännöissä 
yahvistetoiksi  snmmiksi,  on  pidettävä  hnolta  siitä,  että  kassan  käypi  mahdoUiseksi  täyttää 
sen  snoritettavina  oleyat  TelyoUisandet. 

Jos  työntekijäin  eläkekassan  säännOt  sisältäTät  sellaisen  määräyksen,  että  Osakas 
yaihtaessansa  ammattia  tahi  tyOpaikkaa  taikka  mnnttaessaan  sendnlta  on  pakoitettn  eroamaan 
kassasta,  ja  jos  sellainen  Osakas  on  määrätyn  säännöissä  vahvistetan  ajan  knlaessa  snorit- 
tannt  kassaan  säädetyt  maksnt,  on  hänelle  tahi  hänen  leskellensä  ja  lapsillensa  annettava 
snoritettnja  ynosimaksiga  vastaaya,  säännöissä  määrätiy  eläke  kassalle  voimassa  oleyain 
yleisten  pernsteiden  mnkaan. 

IQempänä  mainittaa  aikaa  älköön  missään  tapanksessa  määrättäkö  pitemmäksi 
kuin  viideksi  vnodeksi. 

5§- 
Eläkkeen  hankkimiseksi  työntekijäin  eläkekassan  osakkaaUe  tahi  hänen  leskellensä 
ja  lapsillensa  snoritettakoon  osakkaan  kassaan  menevät  maksnt,  kassan  välityksellä,  osak- 
kaan  hyväksi  sellaiseen  elinkorkolaitokseen  tahi  elinkorkovaknntns-yhtiöön,  jonka  päähal- 
linto  s^aitsee  Snomessa.  Jos  sünä  tarkoitnksessa  tehdään  sopimns  elinkorkolaitoksen  tahi 
elinkorkoTakaatnsyhtiön  kanssa,  pantakoon  myös  ehdoksi,  että  kassa  on  oikentettn  määrät- 
tyyn  vähennykseen  osakkaan  kassaan  snoritettavasta  ynosimaksnsta  tahi  mnasta  etnndesta, 
koitenkin  nun,  ett'eivät  eläkeednt  sen  kantta  mainittayammassa  määrässä  yähene  siitä  mitä 
Osakas  snoraan  maksamalla  elinkorkolaitokseen  tahi  elinkorkoyakantnsyhtiöön  olisi  saaynttannt. 


Säännöieeä  tnLee  tätä  tapansta  yarten  olla  tarpeelliset  määräykset. 

Eläke  etu^  joka  nyt  mainitolla  tayalla  on  yaknntettn  osakkaalle  tahi  hänen  leskel- 
lensä ja  lapsillenBa,  on  katsottaya  yastaayan  sitä,  mitä  heille  4  §:ssä  oleyan  määräyksen 

mokaan  munten  olisi  tnllnt. 

6§. 

Apnkassan  hallitnksen  ja  tilintarkastajat  yalitseyat  kassan  osakkaat,  joko  yälittömästi 
iaM  Talitsijainiesten  kantta. 

Jos  apukassa,  joka  on  pemstettn  teollisanslaitokseen  tahi  mnnhnn  liikeyritykseen, 
työnantajalta  nanttii  yarmaa,  säännöissä  määrättyä  apnlisää,  olkoon  työnantaja  oikentettn 
valitsemaan  osan  hallitnksen  jäsenistä  ja  tilintarkastajista,  ei  knitenkaan  nseampia  kuin 
pnolet. 

7§. 
Apukassan  varoja  älköön  käytettäkö  mnihin  tarkoitnksiin  knin  seUaisten,  säännöissä 
matnittnjen  apurabain  antamiseen,  joista  1  §:s8ä  pnhntaan,  sekä  hallintoknstannnsten  suorit- 
tamiseen  ja  tarpeellisten  rahastojen  pemstamiseen. 

Job  sairaekassa  ja  eläkekassa  oyat  pemstetnt  toistensa  yhteyteen,  tnlee  knmmallakin 
kassalla  oUa  erl  sääntönsä  ja  oyat  niiden  yarat  eriksensä  hoidettayat  ja  kiijoihin  pantavat. 

Sama  koekee  työntek^äin  apnkassaa^  joka  on  pemstettn  sellaisen  yhdistyksen,  laitok- 
sen  tabi  ka&aan  yhteyteen,  jolla  on  mnn  knin  1  §:ssä  mainittn  tarkoitns. 
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Sind  ünteratatznngskassen  bei  industriellen  Werken  oder  anderen  G^chfiftsnnter- 
nehmnngen  oder  anch  bei  gewissen  derartigen  Werken  oder  üntemehmnngen  gemeinschaft- 
lich eingerichtet,  so  sollen  die  Statuten  der  Kasse  ansser  vorstehenden  Bestimmungen  noch 
die  Vorschrift  enthalten: 

10.  Welches  Verfahren  beobachtet  werden  soll,  &Us  der  Betrieb  des  Werkes  oder 
Unternehmens  anf  liuigere  oder  kürzere  Zeit  abgebrochen  wird. 

§3. 

Werden  die  Abgaben  an  die  Kasse  nnd  die  Unterstützungen  ans  derselben  zn  ge- 
wissen in  den  Statnten  festgesetzten  Beträgen  bestimmt,  so  soll  daranf  gesehen  werden, 
dass  Aussicht  auf  Erfüllung  der  der  Kasse  auferlegten  Verpflichtungen  vorhanden  ist. 

§4- 

Enthalten  die  Statuten  der  Arbeiterpensionskasse  die  Bestimmung,  dass  Teilhaber 
bei  Wechsel  des  Berufes  oder  Arbeitsplatzes,  oder  bei  Wegzug  vom  Orte,  aus  der  Kasse 
auszuscheiden  genötigt  sind,  und  haben  diese  Teilhaber  während  einer  gewissen,  in  den 
Statuten  festgesetzten  Zeit  die  vorgeschriebenen  Einzahlungen  an  die  Kasse  gemacht,  so  soll 
ihnen  oder  ihren  Wittwen  und  Kindern  eine  den  bezahlten  Jahresabgaben  entsprechende, 
in  den  Statuten  bestimmte  Pension  laut  den  für  die  Kasse  geltenden  Begeln  zukommen. 

Oben  erwähnte  Zeit  soll  in  keinem  Falle  auf  mehr  als  fünf  Jahre  bestimmt  werden. 

§6- 

Für  Gewährung  von  Pension  an  die  Teilhaber  der  Arbeiterpensionskasse  oder  an 
deren  Wittwen  und  Kinder  sollen  die  an  die  Kasse  geleisteten  Abgaben  der  Teilhaber 
durch  Vermittelung  der  Kasse  für  Bechnung  der  Teilhaber  an  eine  Leibrentenanstalt  oder 
Leibrenten-Versicherungsgesellschaft  mit  Hauptverwaltung  in  Finland  eingezahlt  werden.  Wird 
eine  derartige  Abmachung  mit  einer  Leibrentenanstalt  oder  Leibrenten-^ Versicherungsgesellschaft 
getroffen^  so  soll  doch  der  Kasse  das  Becht  zu  einem  gewissen  Abzug  von  den  Jahresabgaben 
der  Teilhaber  oder  zu  anderen  Vorteilen  für  die  Kasse  vorbehalten  bleiben,  jedoch  dürfen 
die  Fensionsbezüge  nicht  wesentlich  den  Betrag  untersteigen,  auf  welchen  der  Teilhaber 
durch  direkte  Einzahlung  an  die  Leibrentenanstalt  oder  Leibrenten- Versicherungsanstalt  An- 
spruch zu  machen  hätte. 

Für  solche  Fälle  sollen  in  die  Statuten  die  nötigen  Bestimmungen'  aufgenommen 
werden. 

Die  Pension,  welche  in  obenerwähnter  Art  den  Teilhabern,  oder  deren  Wittwen  und 
Kindern  zugesichert  worden  ist,  soll  als  den  Vorteilen  entsprechend,  welche  laut  Statuten 
im  §  4  ihnen  sonst  zukommen  würden,  angesehen  werden. 

§6. 

Die  Direktoren  und  Bevisoren  der  Unterstützungskassen  werden  von  den  Teilhabem 
der  Kasse  entweder  unmittelbar  oder  durch  Wähler  ausersehen. 

(^eniesst  die  Unterstützungskasse,  welche  bei  einem  industriellen  Werk  oder  einer 
anderen  (^eschäftsuntemehmung  eingerichtet  ist^  vom  Arbeitgeber  einen  gewissen,  in  den 
Statuten  bestimmten  Beitrag,  so  kann  ein  Teil  der  Direktionsmitglieder  und  Bevisoren,  je- 
doch nicht  mehr  als  bis  zur  Hälfte  der  Anzahl,  vom  Arbeitgeber  gewählt  werden. 

§7- 

Die  Mittel  der  Unterstützungskasse  dürfen  zu  keinen  anderen  Zwecken,  als  zu  Be- 
währung der  in  den  Statuten  angegebenen  Unterstützungen  solcher  Art,  wie  sie  der  §  1  ver- 
meldet, sowie  zur  Bestreitung  der  Verwaltungskosten  und  zur  Bildung  erforderlicher  Fonds 
angewendet  werden« 

Sind  Krankenkassen  und  Fensionskassen  in  Verbindung  mit  einander  eingerichtet,  so 
soll  jede  der  Kassen  besondere  Statuten  haben,  sowie  deren  Mittel  getrennt  für  sich 
verwaltet  und  gebucht  werden. 

Dasselbe  gilt  auch,  wo  Arbeiterunterstützungskassen  in  Verbindung  mit  Vereinen, 
Anstalten  oder  Kassen,  welche  andere  Zwecke  als  die  im  §  1  genannten,  verfolgen,  ein- 
gerichtet sind. 
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8§. 
Jos  tjöntek^äin  apokassa  lakkantetaan,   ovat  kassan  varat,   krm  mnnt  sitonmnkset 
oyat  suoritetat,  etapftässä  käytettftyät  torvaamaan  sita   saatavaa,   mika   itseknllekiD,  joka 
on   oikeatetta   maärättyyn   etann   kassasta,    on   tehtjjen   maksigen   pemsteella  sääntöjen 
mukaan  tnleya. 

Tlijäämä,  joka.siten  mahdollisesti  syntyy,  käytettäkOön  amoastaan  sellaiseen  tar- 
koitokseen,  joka  vastaa  kassan  yleistä  tarkoitosperää  tahi  mautoin  tayoittaa  työYäestön 
parasta,  vaan  älkOön  sitä  missään  tapanksessa  jaettako  osakasten  kesken. 


9§- 

Tjöntek^äin  apükassan  toiminta  älkOön  alkako  ennenkuin  kassan  säännöt  ovat  yah- 
yistetat. 

Säftnnöt  tjöntek^äin  apakassalle,  jonka  tarkoitnksena  on  toünia  ainoastaan  yhdessa 
läänissä,  oyat  läänin  EnyernöOrin  harkittayat  ja  yahyistettayat  ja  on,  ennenkuin  yahyistns 
myOnnetäftn,  TeoUisnnshallitaksen  lansnnto  asiaan  hankittaya. 

Jos  apnkassan  toiminta  on  aiotta  nlotettayaksi  nseampaan  lääniin,  oyat  sftftnnOt  alis- 
tettayat  Senaatin  tntkittayiksi  ja  yahyistettayiksi,  sekä  sitä  yarten  jätettäyät  sen  läftnin 
Knyemöörille,  jossa  kassan  hallitns  tolee  s^aitsemaan ,  Enyemöörin,  oman  laosontonsa 
ohessa,  Senaattün  annettayiksi. 

Jos  apnkassa  on  pernstettn  ennenknin  tämä  asetns  astan  kä7tant6ön,  oyat  kassui 
säännöt  saatettayat  jhdenmnkaisiksi  tllmän  asetaksen  määräysten  kanssa  ja  on  hnolimatta 
siitä,  oyatko  kassan  säännöt  aikaisemmin  saaneet  yiranomaisten  yahyistaksen,  ynoden  kn- 
Inessa  siitä  koin  tämä  asetns  on  astannt  yoimaan,  hankittaya  yahyistns  säännOille.  Jos 
se  laiminlyödään,  MeltäköOn  asianomainen  Knyernööri,  kunnes  yahyistns  on  hankittn,  joko 
nnsien  osakkaiden  ottamisen  kassaan  tahi,  jos  asianhaarat  yaatiyat,  kassan  toiminnan. 


Mnntos  apnkassan  sääntöihin  ei  ole  laillinen  ennenknin  sille  on  yahyistns  saatn. 

Jos  sääntOehdotns  tahi  mnntos  sääntOihin  on  yhtäpitäyä  yleisen  lain  ja  tämän  ase- 
tnksen  kanssa,  älköön  yahyistnsta  kiellettäkö. 

Jos  apnkassan  sääntOjä,  joko  niihin  ehtoihin  nähden,  mitkä  oyat  määrätyt  yaroja 
lal^oitettaessa  kassaan,  tahi  mnnsta  syystä,  ei  ole  yoitn  laatia  tarkasti  yhdenmnkaisikai 
tämän  asetaksen  määräysten  kanssa,  tnlee  Senaatin  harkinnasta  riippnmaan  yoidaanko 
sellaista  apnkassaa  yarten  ehdotettnja  sääntOjä  knitenkin  yahyistaa,  jossa  tarkoitnksessa 
Enyemööri,  oman  lansnntonsa  ohessa,   lähettäköön  Senaattiin  asiassa  kerääntyneet  kiijat 


Apnkassaa  yarten  yahyistetnt  säännöt  tnlee  asianomaisen  yiraston  lähettää  TeoUisnns- 
hallitnksdle. 


10  §. 

Apnkassan  hallitaksen  tnlee  joka  ynosi  Minen  Tonkoknnn  loppna  asianomaLsen  En- 
yemöörin  kantta  lähettää  TeoUisnnshallitnkselle  seMtys  kassan  toiminnasta  edellisenä  tili- 
ynotena.  Selyityksen  tnlee  oUa  laadittn  TeoUisnnshallitaksen  yahyistaman  kaayan  mnkaan 
ja  sisältää  myOskin  ilmoitns  siitä,  miten  kassan  yarat  oyat  sijoitetat,  jonka  ohessa  sühen 
on  liitettäyä  yahyistettn  jä^ennös  sen  ynosikokonksen  pöytäkiijasta,  jossa  hallitaksen  sei- 
yitys  mainitnlta  yaodelta  sekä  tilintarkastigain  lansnnto  oyat  olleet  käsiteltäyinä,  ja  oyat 
hallitoksen  jäsenten  nimet  sünä  myOskin  mainittayat. 
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§8. 

Wird  die  Arbeiteninterstützimgskasse  aufgelöst,  so  sollen  die  Mittel  der  Easse  nach- 
dem alle  übrigen  Verbindlichkeiten  erfallt  sind,  in  erster  Linie  dazu  verwendet  werden, 
f&r  einen  jeden,  welcher  zu  gewissen  Bezügen  ans  der  Kasse  berechtigt  ist,  die  Empfsuig- 
nähme  dessen,  was  ihm  auf  Grand  gemachter  Einzahlungen  gemäss  der  Statuten  zukommt, 
sicherzustellen. 

XJeberschüsse,  welche  darüber  hinaus  entstehen  können,  sollen  nur  zu  Zwecken,  welche 
mit  den  allgemeinen  Zwecken  der  Kasse  übereinstimmen,  oder  sonst  zum  Besten  der  Ar- 
beiterbevölkerung  verwendet  werden,  und  dürfen  in  keinem  Falle  unter  die  Teilhaber  ver- 
teilt werden. 

§  9. 

Die  Wirksamkeit  der  Arbeiterunterstützungskasse  darf  nicht  eher  beginnen,  als 
bis  die  Statuten  für  die  Kasse  festgestellt  worden  sind. 

Die  Prüfung  und  Genehmigung  der  Statuten  der  Arbeiterunterstützungskasse,  welche 
nur  in  einem  Gouvernement  zu  wirken  bestimmt  ist,  unterliegt  dem  Gouverneur  des  Gou- 
vernements und  soll,  ehe  solche  Genehmigung  erteilt  wird,  die  Ansicht  der  Industrie- 
verwaltung über  diese  Sache  eingeholt  werden. 

ümfasst  der  Wirkungskreis  der  ünterstützungskasse  mehrere  Gouvernements,  so  sollen 
die  Statuten  der  Prüfung  und  Genehmigung  des  Senats  unterstellt  und  mit  Hinsicht  dar- 
auf dem  Gouverneur  des  Gouvernements,  in  welchem  die  Direktion  der  Kasse  ihren  Sitz 
haben  soll,  unterbreitet  werden,  um  vom  Gouverneur,  mit  dessen  Gutachten  versehen,  dann 
dem  Senat  eingereicht  zu  werden. 

Hat  die  Errichtung  voh  ünterstützungskassen  stattgefunden,  noch  ehe  die  Anwen- 
dung dieser  Verordnung  begonnen,  so  sollen  die  Statuten  der  Kasse  mit  den  Vorschriften 
dieser  Verordnung  in  üebereinstimmung  gebracht  und  ohne  Bücksichtnahme  darauf,  ob 
die  Statuten  früher  von  der  Behörde  bestätigt  worden,  innerhalb  eines  Jahres,  nachdem 
diese  Verordnung  in  Kraft  getreten,  die  Genehmigung  der  Statuten  eingeholt 
werden.  Wird  solches  ausser  Acht  gelassen,  so  soll  der  betreffende  Gouverneur,  bis  die 
Bestätigung  erwirkt  worden,  entweder  die  Aufoahme  neuer  Teilhaber  an  der  Kasse,  oder, 
wo  die  umstände  es  gebieten,  die  Ausübung  der  Wirksamkeit  der  Kasse  verbieten. 

Aenderungen  in  den  Statuten  der  Kasse  haben  keine  Gültigkeit,  ehe  deren  Bestätigung 
erlangt  ist 

Werden  Vorschläge  zu  den  Statuten  oder  Aenderungen  derselben  mit  den  allgemeinen 
Gesetzen  und  dieser  Verordnung  übereinstimmend  befunden,  so  soll  die  Bestätigung  nicht 
verweigert  werden. 

Falls  die  Statuten  für  die  Ünterstützungskasse,  sei  es  in  Bezug  auf  die  Bedingungen, 
welche  beim  Doniren  der  Mittel  für  die  Kasse  festgestellt,  oder  auch  sonst  in  nicht  ge- 
nauer üebereinstimmung  mit  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  abgefasst  worden,  so  beruht 
es  auf  der  Prüfung  des  Senats,  inwieweit  die  vorgeschlagenen  Statuten  für  eine  derartige 
ünterstützungskasse  trotzdem  genehmigt  werden  können,  in  welchem  Falle  der  Gouverneur 
nebst  eigenem  Gutachten  die  diese  Angelegenheit  betreffenden  Papiere  dem  Senat  einzu- 
senden hat 

Die  für  ünterstützungskassen  festgestellten  Statuten  sollen  von  der  betreffenden  Be- 
hörde der  Industrieverwaltung  mitgeteilt  werden. 


§  10. 

Die  Direktion  der  ünterstützungskasse  soll  jährlich  vor  Ausgang  des  Monats  Mai 
durch  den  betreffenden  Gouverneur  einen  Bericht  über  die  Wirksamkeit  der  Kasse  während 
des  vergangenen  Bechenschaftsjahres  an  die  Industrieverwaltung  einliefern.  Der  Bericht 
soll  auf  einem  von  der  Industrieverwaltung  festgestellten  Formular  abgefasst  sein  und 
neben  der  Au^be  über  die  Anlegung  der  Mttel  der  Kasse  auch  eine  beglaubigte  Abschrift 
des  bei  der  Jahressitzung  geführten  Protokolls  enthalten,  bei  welcher  Sitzung  der  Bericht 
der  Direktion  für  das  genannte  Jahr  nebst  dem  Gutachten  der  Bevisoren  zur  Behandlung 
vorgelegen,  auch  sollen  die  Namen  der  Direküonsmitglieder  angegeben  werden. 
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11  §. 

Jos  Teollisnnshallitos  ^havaitsee,  että  apnkassaa  et  hoideta  sen  8äänt6jen  ja  tämän 
asetnksen  määrftysten  mnkaisesti,  tahi  että  kassa  ilmeisesti  ei  taijoa  tarpeeksi  yarmnutta 
sitomnastensa  täyttämiseen  nähden,  ilmoittakoon  siitä  asianomaiseUe  EnvernOOrille,  jonka 
tnlee  käskefi  kassan  hallitnsta  ottamaan  asia  kesknsteltavaksi  ensi  ynosikokouksessa  tahi 
kassan  osakasten  kanssa  pidettävässä  ylimftftrftissessä  kokoxiksessa.  Ote  kokonksessa  asian 
johdosta  tehdystä  pOytäkiijasta  on  viipymättä  toimitettaya  EnyernOOrille,  joka  sittemmin 
saattaa  sen  TeollisQnshallitnksen  tietoon. 

Ellei  sellaisen  kftskyn  johdosta  ryhdytä  asianmnkaisiin  toimenpiteihin  hnomantettiijeii 
epäkohtain  poistamiseksi,  olkoon  KnyernOörin  yallassa  kieltää,  siksi  koin  epäkohdat  oyat 
tyydyttäyästi  koijatnt,  ottamasta  kassaan  nnsia  osakkaita,  talii,  jos  asianhaarat  yaatiyat, 
kassaa  jatkamasta  toimintaansa. 

12  §. 

Jos  apnkassa  on  päätetty  lakkanttaa,  on  tdstä  knin  myös  siitäMn,  mihin  kassan 
yaroja  on  aiottii  käyttää,  annettaya  tieto  Knyernöörille,  jonka  tulee  siitft  ilmoittaa  TeoUisnus- 
hällituk  seile, 

Jos  lüke  teollisnnslaitoksessa  tahi  mnnssa  sellaisessa  lükeyrityksessä,  johon  on  apa- 
ka&ga  perustettn,  joksikln  aikaa  lakkantetaan,  on  myös  siitä  samalla  lailla  TeoUisnnshalU- 
tukselle  ümoitettava. 

13  §. 

Apukassan  laillinen  tnomioistnin  on  alioikens  siinä  paikkaknnnassa,  jossa  kassan 
haUitne  Bijaitsee,     Kassan  pnolesta  pohnkoon  ja  yastatkoon  sen  hallitos. 


14  §. 

Jos  apakasBan  hallitas  jättää  nondattamatta  mitä  10,  11  ja  12  §  määrääyät,  yetä- 
kQ^t  baUitukBen  jäBenet  eakkoa  knkin  enintään  yiisikymmentä  markkaa. 

15  §. 

Se,  joka  on  tyytymätön  Knyemöörin   antamün  päätöksiin  yllämainituissa  kysymyk- 
slssä,  yaiittakoon  giitä  siinä  jäijestyksessä,  knin  talonsasioihin  nähden  yleensä  on  määrätty. 


16  §. 
Tämä  asetns  astnn  yoimaan  1  p:nä  Tammiknnta  1898  ja  on  Senaatin  asiana  antaa 
nütä  läbempiä  määrRyksiä,  jotka  sen  käyttämiseen  ekkä  oyat  tarpeen. 

Tätä  kaikki  asianomaiset  alamaisundessa  nondattakoot. 
Hekinglssä,  SyjBknon  2  p.nä  1897. 

Keisanllisen  Majesteetin  Oman  Päätöksen  mnkaan  ja  Hänen  Eorkeassa  Nimessään, 

Snomeen  asetettn  Senaattinsa. 
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§  11. 

Findet  die  Indnstrieyerwaltmig,  dass  die  Unterstützongskasse  nicht  nach  den  Statuten 
nnd  Bestimmmigen  dieser  Verordnung  verwaltet  wird,  oder  dass  die  Easse  offenbar  nicht 
die  erforderliche  Sicherheit  fnr  Erföllnng  der  übernommenen  Verbindlichkeiten  erbietet,  so 
soll  sie  den  betreffenden  Gonvemenr  davon  unterrichten,  welcher  seinerseits  die  Direktion 
der  Easse  zn  verständigen  hat,  die  Sache  bei  der  nächsten  Oeneralversammlang  oder 
bei  einer  besonderen  Sitzung  der  Teilhaber  der  Kasse  vorzulegen.  Ein  Auszug  des  bei 
dieser  Sitzung  geführten  Protokolls  soll  unverzüglich  dem  (Gouverneur  zugestellt  werden, 
welcher  dasselbe  sodann  der  Industrieverwaltung  weiterzugeben  hat. 

Wenn  nicht  infolge  solcher  Verständigung  die  gehörigen  Massregeln  zur  Entfernung 
der  getadelten  Missstände  ergriffen  werden,  so  soll  der  Gouverneur,  bis  die  nötigen  Schritte 
erfolgt,  gegen  Auftiahme  neuer  Mitglieder  in  die  Kasse  oder,  wo  die  Umstände  es  erfordern, 
gegen  Fortsetzung  der  Wirksamkeit  der  Kasse  Verbot  einlegen. 

§  12. 

Ist  ein  Beschluss  wegen  Auflösung  der  ünterstötznngskasse  gefEisst  worden,  so  soll 
die  Anzeige  darüber  mit  Angabe  der  beabsichtigten  Verwendung  der  Mittel  der  Kasse  dem 
Gouverneur  gemacht  werden,  welcher  die  Industrieverwaltung  davon  zu  unterrichten  hat. 

Wird  für  eme  gewisse  Zeit  der  Betrieb  eines  industriellen  Werkes  oder  anderen  Ge- 
schäftsuntemehmens,  bei  welchen  XJnterstützungskassen  errichtet  sind,  niedergelegt,  so  soll 
gleichfalls  auf  dieselbe  Art  der  Industrieverwaltung  Anzeige  gemacht  werden. 

§  13. 
Der  gesetzliche  Gerichtshof  für  die  ünterstützungskasse  ist  das  üntergericht  an  dem 
Orte,  wo  die  Direktion  der  Kasse  ihren  Sitz  hat.    Die  Direktion  hat  im  Namen  der  Kasse 
Klage  zu  führen  und  sich  zu  verantworten. 

§  14. 
Lässt  die  Direktion  der  ünterstützungskasse  das  in  den  §§10,  11  und  12  Gesagte 
ausser  Acht,    so  hat  jedes  der  Direktionsmitglieder  bis  zu  fünfzig  Mark  Strafe  zu  zahlen. 

§  15. 
Deijenige,  welcher  mit  dem  erteilten  Beschluss  des  Gouverneurs  in  vorerwähnten  Fragen 
unzufrieden   ist,   kann   darüber  in   der  Ordnung,  welche  für  ökonomische  Klagesachen  im 
allgemeinen  vorgeschrieben  ist,  Klage  führen. 

§  16. 
Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Januar  1898  in  Kraft  und  kommt  es  auf  den  Senat 
an,   die  näheren  Vorschriften,  welche  für  deren  Anwendung  erforderlich  sind,  auszuführen. 

Wonach  alle,  die  es  angeht,  sich  unterthänigst  zu  richten  haben. 

Helsingfors,  den  2.  September  1897. 

Laut  dem  Eigenen  Entschluss  Seiner  Kaiserlichen  Majestät  und  in  Seinem  Hohen  Namen, 

Sein  Senat  für  Finland. 
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Die  Arbeiterversicherung  in  der  Schweiz. 


A.  Die  ältere  Zeit  (bis  1890). 

Wenn  die  Schweiz  trotz  ihrer  fortgeschrittenen  Arbeiterschutz-CJesetz- 
gebung  zu  einer  Arbeiterversicherung  im  modernen  Sinn  gleichwohl  noch 
nicht  gelangt  ist,  so  wird  dies  zumeist  a^  die  eigenartigen,  wirtschaftlichen  und 
politischen  Zustände  des  Landes  zurückgeführt.  Der  Mangel  räumlich  konzen- 
trierter Industrien  und  die  noch  ganze  Gewerbszweige  (z.  B.  Uhrenmacherei, 
Stickerei,  Strohhutfabrikation,  Seiden-  und  Leineweberei)  beherrschende  Haus- 
industrie Hessen  einen  besonderen  Lohnarbeiterstand  und  das  Bedürfiiis  sozial- 
politischer Fürsorge  fttr  denselben  zunächst  nicht  so  deutlich  hervortreten  wie 
in  den  grossen  industriereichen  Nachbarstaaten.  Dazu  kam,  dass  in  dem  aus 
25  Kantonen  zusammengesetzten  demokratischen  Staatswesen  sich  wenig  Neigung 
zeigte,  im  Wege  der  Gesetzgebung  lediglich  zu  Gunsten  bestimmter  Schichten  der 
Bevölkerung  einzugreifen,  und  da  die  durch  den  Verlust  oder  Verbrauch  ihrer 
Arbeitskraft  hilfebedürftig  Gewordenen  dem  der  Armenpflege  zu  Grunde  liegen- 
den Heimatsprinzip  gemäss  nicht  da,  wo  sie  ihre  Kräfte  verbraucht  hatten,  son- 
dern in  ihrem  Heimatsort  unterstützungsberechtigt  wurden,  so  fühlten  die  In- 
dustrie-Kantone keinen  Antrieb,  die  Lasten  einer  rationellen  Arbeiterfftrsorge 
auf  eigene  Schultern  zu  übernehmen,  oder  hielten  sick  in  ihrer  Vereinzelung 
wohl  auch  zu  schwach  dazu,  während  dem  Bund  als  solchem  die  Kompetenz  für 
eine  derartige  Gesetzgebung  nicht  zustand. 

Unter  solchen  Umständen  konnte  von  einer  eigentlichen  Arbeiterversicherung 
keine  Rede  sein,  vielmehr  beschränkte  sich  die  landläufige  Fürsorge  bei  der  bunt- 
scheckigen und  mangelhaften  Gesetzgebung  der  25  Kantone  im  Wesentlichen  auf 
die  Krankenfürsorge,  und  auch  diese  beruhte  —  abgesehen  von  den  in  einzelnen 
Kantonen  während  der  40er  und  50  er  Jahre  obligatorisch  eingeführten,  aber  schon 
im  Absterben  begriffenen  „Gesellenladen"  —  lediglich  auf  den  schwankenden 
Grundlagen  der  „Freiwilligkeit"  und  „Kassenfreiheit",  da  unter  dem  Druck  der  demo- 
kratischen Anschauungen  selbst  die  grösseren  Arbeiterverbände,  wie  z.  B.  der 
„Grütli-Verein",  es  nicht  wagten,  ihren  Mitgliedern  den  Beitritt  zu  den  von 
ihnen  begrtlndeten  Hilfskassen  aufzuerlegen. 

Es  war  deshalb  auch  kaum  möglich,  die  eigentlichen  Arbeiter-Versicherungs- 
kassen von  der  allgemeinen  Personalversicherung  der  wirtschaftlich  schwächeren 
Schichten  auszusondern,  und  so  konnten  die  berflglichen  Versuche  der  Schweize- 
rischen statistischen  Gesellschaft  aus  den  Jahren  1865  und  1880,  durch  besondere 
Erhebungen  einige  Klarheit  über  die  Ausbreitung  und  Wirksamkeit  der  eigent- 
lichen ArbeiterhU&kassen  zu  gewinnen,  auch  nur  einzelne  Anhaltspunkte  liefern.^) 


*)  Vgl.  „Die  gegenseitigen  Hilfsgesellschaften  der  Schweiz  im  Jahr  1865  bezw.  1880**,  nach 
den  von  der  Schweizerischen  statistischen  Gesellschaft  gesammelten  Materialien  bearbeitet  yon 
Prof.  Dr.  H.  Einkelin,  Basel  1869  bei  G.  A.  Bonfantini  and  Bern  1887  bei  Schmid,  Franoke  &  Co., 
sowie  Conrad'8  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  ü.  Ausg.,  Jena  1898,  Bd.  1  S.  696  fg. 
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Im  Ganzen  worden  an  ^gegenseitigen  Hil&gesellschaften^  ennittelt: 

1865:    682  HUfisvereine  mit  96  003  Mitgliedern 
1880:  1085  „  „  209920  „ 

Das  Gtesamtvermögen  der  Vereine  betrug  1890:  16  652  989  Fr.,  die  Jahres- 
einnahme  3  858963  Fr.,  die  Jahresausgabe  2940481  Fr.;  hiervon  entfielen  auf: 

Erankenunterstützung 1349650  Fr. 

Invalidenpensionen 333  375    „ 

Witwen-  und  Waisenunterst&tzung .    .    418  842    „ 

Sterbegelder .    493  675    ,, 

insgesamt  2  595  542  Fr. 

Nach  der  Art  des  Beitritts  wurden  Kassen  mit  freiwilligem  und  mit  er- 
zwungenem Beitritt  unterschieden,  wobei  zur  letzteren  Gruppe  die  obligatorischen 
Fabrik-,  Eisenbahn-,  G^esellen-  und  Gewerkvereinskassen  gerechnet  wurden;  dar- 
nach ergaben  sich: 

1865  1880 

Vereine  mit  freiwilligem  Beitritt  383  =  63®/o    675  =  62^^ 
Vereine  mit  Zwangs-Beitritt  .   .  225  =  37®/o    410  =  38®/o, 

sodass  die  Vermehrung  der  Vereine  mit  Zwangsbeitritt  (zumeist  in  der  deutschen 
Schweiz)  kaum  nennenswert  war.  Die  meisten  Kassen  waren  erst  seit  1850 
begründet  worden. 

Den  Versicherungszwecken  nach  unterschied  man: 

Hilfegesellschaften  mit  Versicherung  fttr:  1865  1880 

Krankheit 131  300 

Krankheit  und  Sterbefall 308  527 

Krankheit  und  Gebrechlichkeit 11  5 

Krankheit,  Gebrechlichkeit,  Tod    ....  39  64 

Tod  (Sterbekassen) 15  82 

Alter  oder  Gebrechlichkeit 16  16 

Alter,. Witwen  und  Waisen 22  24 

Witwen  und  Waisen 39  31 

Gebrechlichkeit,  Tod,  Witwen  und  Waisen  36  31 

Sonstige  Fälle 15  5 

Die  eigenartigen  Zweige  der  Arbeiterversicherung,  insbesondere  die  Unfall- 
versicherung,  fehlen  gänzlich  in  dieser  Zusammenstellung.  Dagegen  enthält  sie 
eine  grössere  Zahl  von  Einrichtungen,  welche  kaum  noch  unter  den  Begriff 
der  Versicherung  fallen,  wie  Sparvereine,  Stiftungen  und  dergl.;  manche 
Sterbekassen  sind  sog.  Franken  vereine,  deren  Mitglieder  bei  jedem  Todesfall 
aus  ihrem  Kreise  einen  Franken  ffir  die  Hinterbliebenen  beisteuern.  Auch  wird 
das  Gesamtbild  durchs  Einschliessung  der  zahlreichen  Pensions-,  Witwen-  und 
Waisenkassen  fQr  Schullehrer,  GeisÜiche  und  andere  kantonale  Beamte  mehr 
getrabt  als  geklärt  Immerhin  lässt  sich  aus  den  Erhebungen  unter  Berfick- 
sichtigung  der  Detailnach Weisungen  ersehen,  dass  die  meisten  Kassen,  welche 
gegen  Krankheit  und  Sterbefall  versichern,  ihre  Mitglieder  vorzugsweise  den 
Arbeiterkreisen  entnehmen.  Auch  von  den  Altersversorgungs-,  Witwen- 
und  Waisenkassen  dttrfte  ein  beträchtlicher  Teil  ihnen  mit  zu  Gute  kommen; 
eigentliche  Arbeiter- Witwenkassen  weist  die  Aufetellung  für  1880  nur  3,  Inva- 
liden- und  Alterspensionskassen  für  Arbeiter  dagegen  11  auf,  von  denen  die 
Mehrzahl  aus  Fabrikkassen  besteht.  Ueberhaupt  wird  in  den  letzteren  haupt- 
sächlich das  aber  den  Krankheits-  und  Sterbefall  hinausgehende  Arbeiterver- 
sicherungswesen gepflegt,  wogegen  die  zahlreichen  Arbeitervereinigungen  —  ab- 
gesehen von  den  meist  örtlichen  Hil&kassen  —  ein  ausgebildetes  E^tssenwesen 
vermissen  lassen.^) 

^)  Im  Jahr  1896  nahm  die  Schweizerische  statistische  Gesellschaft  die  Frage  der  Weiter- 
ftthrung  der  statistiflchen  Erhebungen  über  den  Stand  und  die  Entwiökelang  der  gegenseitiges 
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Bei  so  mangelhaften  Unterlagen  lässt  sich  über  den  derzeitigen  Stand  der 
drei  Arbeiterversicherangszweige  (Krankheit,  Unfall,  Invalidität)  im  allgemeinen 
nur  folgendes  sagen: 

I.  Krankenfihrsorge. 

Wie  in  anderen  Ländern,  solange  das  Arbeitenrersicherangswesen  sich  ganz 
selbst  überlassen  blieb,  ^)  haben  auch  in  der  Schweiz  die  eigenen  Eraft- 
anstrengungen  der  Arbeiter  lediglich  auf  dem  Gebiete  der  Krankenfttrsorge 
einige  Erfolge  aufeuweisen,  für  welche  aber  in  Ermangelung  einer  gesetzlich 
geordneten  staatlichen  AuMcht  zuverlässiges  statistisches  Material  nicht  vorliegt. 
Nach  der  oben  erwähnten  Erhebung  von  1880  wurden  als  eigentliche  Kranken- 
kassen 890  ermittelt;  darunter  waren: 


fOr  eine  oder 


fOr  einen  Besirk 


Gemeinden       (Kreis,  Kmnton) 

Allgemeine  Krankenkassen 322  81  353 

Kassen  für  (Hand-,  Fabrik-)  Arbeiter,  Dienstboten  etc.  64  3  67 

Gesellen-Krankenkassen 71  12  83 

Berufliche  Krankenkassen 128  12  140 

Fabrik-Krankenkassen —  —  194 

Eisenbahn-Krankenkassen —  —  15 

Feuerwehr-Krankenkassen 11  —  11 

Handwerker-Krankenkassen 25  2  27 

Nach  Aussonderung  der  Handwerker-Krankenkassen,  insoweit  solche  ledig- 
lich Meisterkassen  betreffen,  sowie  der  Feuerwehrkassen  und  allgemeinen  Kranken- 
kassen verbleiben  etwa  500  reine  Arbeiterkassen,  wenngleich  auch  die  all- 
gemeinen Krankenkassen  als  hauptsächlich  von  Arbeitern  benutzt  angesehen 
werden  dürfen.  * 

Von  884  Kassen,  welche  hierüber  Angaben  gemacht  hatten,  gewährten: 

nur  Krankengeld 558  Kassen 

Krankengeld  und  Arztbehandlung  ....  129  „ 

Krankengeld,  Arzt  und  Arznei  oder  Spital.  83  „ 

Arzt  und  Ai^nei  oder  Spitalpflege  ....  111  „ 

nur  ärztliche  Behandlung 3  „     . 

Die  wöchentliche  Leistung  schwankte  bei  den  einzelnen  Kassen  zwischen 
2  und  24,5  Fr.,  die  Dauer  der  zulässigen  Unterstützung  für  die  nämliche  Krank- 
heit zwischen  4  Wochen  und  4  Jahren. 

Eine  für  das  Jahr  1886,  gelegentlich  einer  Unfallstatistik  (s.  u.  S.  13)  vom 
schweizerischen  Arbeiter -Sekretariat  veranstaltete  Ermittelung  stellte  1241 
Krankenkassen  fest,  welche  sich  auf  die  einzelnen  Kantone  wie  folgt  verteilten: 

Zürich    ....  216  Uri 4 

Bern 180  Schwyz  ....    19 

Luzem   ....    28  Unterwaiden   .    .    10 


Hil&gesellBchaften  der  Schweiz  wieder  auf  und  setzte  dieserhalb  eine  Kommission  ein,  welche  den 
YeTsicherangstechniker  des  Schweizerischen  Indnstriedepartements  Dr.  Moser  in  Bern  mit  der  Aus- 
arbeitung von  Vorschlägen  für  die  nächste  Jahresversammlung  betraute.  Diese  Vorschläge  gingen 
dahin,  die  Erhebungen  Ton  1865  und  1880  durch  eine  gleidiartige  neue  Au&ahme  nach  dem 
Stande  yom  31.  Dezember  1897  weiterzuführen,  und  wurde  Ton  der  1897er  Versammlung  der 
statistischen  Gesellschaft  (18./19.  Oktober  1897  in  Basel)  auch  materiell  ffutgeheissen ;  indessen 
wurde  die  Aufnahme  der  Erhebung  mit  Bttcksicht  auf  den  Stand  der  Qeseilschaftskasse  und  ihre 
Inanspruchnahme  durch  andere  Arbeiten  (schweizerische  Armenstatistik),  sowie  mit  Bttcksicht  auf 
die  derzeit  schwebenden  Verhandinngen  zur  Einführung  der  obligatorischen  Kranken-  und  Unfall- 
yersichemng  bis  auf  weiteres  yerschoben.  Vgl  „Vorschläge  zur  Weiterftthrung  der  Statistik  der 
gegenseitigen  HilfsgeseUschaften*'  von  Dr.  Moser,  Bern,  20.  September  1897  (Separatabdruck  ans 
der  6.  Liderung  der  „Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik^,  38.  Jahrg.,  1897). 

*)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande"  Heft  I  fg.,  Berlin  1898/99,  Verlag  yon 
A.  Troschel. 
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Glarus    .... 

46 

St.  Gallen  .    . 

236 

Zug 

8 

Graubttnden 

28 

Freiburg     .    .    . 

7 

Aargau  .    .    . 

103 

Solothnm    .    .    . 

38 

Thurgau      .    . 

77 

Basel-Stadt     .     . 

52 

Tessin    .    .    . 

12 

Basel-Land     .    . 

49 

Waadt    .    .    . 

7 

Schaffhausen   .    . 

15 

Neuenbürg  .    . 

47 

Appenzell  A.  Rh. 

57 

Genf  .... 

.    20 

Appenzell  I.  Rh. . 
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Genauere  Nachweise  lagen  auch  diesmal  nur  für  949  dieser  Krankenkassen 
mit  170  884  Mitgliedern  vor.  Davon  waren  Berufe-  oder  Fabrik-Kassen  386  mit 
66  946  Mitgliedern.,  Orts-  oder  gemischte  Kassen  563  mit  103  938  Mitgliedern, 
wobei  die  allgemeinen  Arbeiter-,  Dienstboten-  und  Gesellenkassen  zur  letzteren 
Gruppe  gereclmet  worden  sind. 

Dem  Wirkungskreise  nach  erstreckten  sich: 


auf  eine  Gemeinde 
„    mehrere  Gemeinden 
„    eine  Fabrik     .    . 
,,    eine  Eisenbahn    . 
„    einen  Kanton  .    . 
„    die  ganze  Schweiz 


555  Kassen  =  58,5  ^/o 

145        „      =  15,3  „ 

217        „      =  22,9 

18        ,      =    1,9 

11        ,      =    1,1 

3        „      =    0,3 


572  Kassen  waren  nur  für  Männer,  37  für  Frauen  und  340  für  beide  Geschlechter; 
von  den  Mitgliedern  waren  36682  oder  21,5^/^  weiblichen  Geschlechts. 

Die  Zahl  der  Erkrankungen  betrug  1886  im  ganzen  48977,  die  Zahl  der 
Krankentage  1025  525,  die  gezahlte  Krankenunterstützung  1687  882  Fr.  Ein 
Vergleich  mit  der  deutschen  Krankenstatistik  flir  das  gleiche  Jahr  (Statist  Jahrb. 
für  das  Deutscfie  Reich,  Bd.  IX,  S.  158)  ergiebt  kein  für  die  Schweiz  durchweg 
günstiges  Bild.    Es  betrug  nämlich  im  Jahr  1886  bei  den 

deutschen     schweizerischen 
Krankenkassen  Krankenkassen 
die  durchschnittl.  Mitgliederzahl  einer  Krankenkasse        226  180 

Auf  ein  Mitglied  entfielen: 

ErkrankungsfäUe 0,4  0,3 

Krankheitstage 6,2  6,0 

Krankheitskosten Mk.       12,4  7,9 

Auf  1  Erkrankungsfall  kamen: 

Tage 15,4  20,9 

Kosten Mk.       31,0  27,6 

Auf  1  Erkrankungstag  kamen: 

Kosten ML         2,0    -  1,3 

Bei  einer  verhältnismässig  günstigen  Morbidität  blieben  doch  die  Leistungen 
der  schweizerischen  Kassen  im  Durchschnitt  erheblich  hinter  denen  der  deutschen 
reichsgesetzlichen  Krankenversicherung  zurück.  Besondere  Bedenken  musste  die 
geringe  Durchschnittszahl  der  Mitglieder  erwecken.  Unter  den  949  Kassen  der 
Schweiz  gab  es: 


Krankenkassen  mit  einer 

Zahl  der 

Prozent  der 

Mitgliederzahl 

Kassen      Mitglieder 

Kassen 

Mitglieder 

unter    100 

500      i      27  401 

52,7 

16,0 

100—  200 

229 

33  035 

.24,1 

19,3 

200—  500 

166 

49  388 

17,5 

28,9 

500—1000 

42 

27  906 

4,4 

16,3 

über  1000 

12 

38154 

1,3 

19,4 

Mehr  als  die  Hälfte  der  Kassen  erreicht  somit  noch  nicht  100  Mitglieder, 
fast  der  7.  Teil  hatte  weniger  als  36!     Mit  der  grossen  Zahl  dieser  kleineren 
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Kassen,  welche  die  nötigen  versicherungs technischen  Garantieen  nicht  bieten 
können,  hängt  es  zusammen,  dass  das  Vermögen  sämtlicher  Kassen  ein  genügen- 
des Decknngskapital  der  künftigen  Verpflichtungen  nicht  darstellt,  vielmehr 
pflegten  die  Beiträge  lediglich  den  laufenden  Bedürfnissen  angepasst  zu  werden. 
Auch  die  Zeitdauer  der  Krankenunterstützung  war  vielfach  unzweckmässig. 
Es  gewährten  im  Jahre  1886  676  Krankenkassen  (70,2  ^/q)  ihre  Leistungen  be- 
dingungslos schon  vom  ersten  Tage  der  Krankheit  an,  86  unter  der  Bedingung  einer 
längeren  Dauer  derselben,  132  begannen  die  Unterstützung  erst  vom  2.,  3.  oder  4. 
Tage  an  und  55  von  einem  noch  späteren  Zeitpunkte  ab.  Die  Unterstützung  dauerte: 

bei  129  Krankenkassen  weniger  als     3  Monate 

w    307  „  .....     3        „ 

j?      82  „  3 — 5     „ 

„112  .  5-6     „ 

„175  „  ...  über     6        „ 

In  der  letzten  Reihe  finden  sich  Kassen,  welche  1 — 2  Jahre  ununter- 
brochen volle  Unterstützung  gewähren.  Ausserdem  gab  es  144  Kassen,  welche 
von  einem  gewissen  Zeitpunkte  ab  nur  die  Hälfte  des  Krankengeldes  weiter- 
zahlen. 

Zu  Ende  der  80  er  Jahre  wurde  die  gesamte  Mitgliedschaft  der  Arbeiter 
bei  den  Kranken-  und  Sterbekassen  auf  rund  200000,  d.  h.  kaum  den  dritten 
Teil  der  wirklich  Fürsorgebedürftigen  veranschlagt,  womit  lediglich  die  schon 
anderweit  gemachte  Erfahrung  bestätigt  wurde,  dass  unter  dem  System  der  frei- 
willigen Versicherung  gerade  die  der  Fürsorge  bedürftigste  Mehrheit  der  Arbeiter 
ins  Freie  fällt.  ^)  Abgesehen  davon  war  aber  auch  füi*  den  versicherten  Rest 
der  Arbeiter  bei  der  Zersplitterung  des  Kassenwesens  und  bei  dem  Mangel  ver- 
sicherungstechnischer Grundlagen,  ausreichender  Kontrolle  und  wechselseitiger 
Freizügigkeit  unter  den  Kassen  die  Fürsorge  eine  durchaus  unsichere  und  unzu- 
reichende. Es  war  daher  begreiflich,  dass  das  Verlangen  nach  einer  gründlichen 
Reform  durch  ein  einheitliches  Bundesgesetz  immer  lauter  wurde,  zumal  ver- 
schiedentliche  Anläufe,  aus  eignen  Kräften  (durch  Föderation  der  bestehenden 
freiwilligen  Kassenverbände)  oder  im  Wege  der  kantonalen  Gesetzgebung  (durch 
Einführung  einer  obligatorischen  Krankenversicherung)  die  vorhandenen  Miss- 
stände zu  überwinden,  zu  befriedigenden  Ergebnissen  nicht  geführt  hatten.*) 

n.  TJnfallfarsorge. 

Noch  weniger  befriedigend  waren  die  Zustände  auf  dem  Gebiete  der  Un- 
fallfürsorge, obwohl  der  Bund,  seitdem  ihm  Art.  34*)  der  neuen  Verfassung 
vom  19.  April  1874  die  Zuständigkeit  für  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  über- 
tragen hatte,  nach  dieser  Richtung  alsbald  thätig  wurde  und  bei  der  gesetzlichen 
Regelung  der  Haftpflicht  für  Betriebsunfälle  sogar  über  die  gleichartigen 
Bestimmungen  des  Auslandes  noch  hinausging. 

Man  begann  nach  dem  Vorbilde  des  deutschen  Haftpflichtgesetzes  vom 
7.  Juni  1871  (R.-G.-B1.  S.  207)  ebenfalls  mit  der  Haftpflicht  der  Eisenbahn- 
gesellschaften für  aUe  nicht  durch  höhere  Gewalt  oder  eigenes  Verschulden  des 
Verunglückten  bezw.  Dritter  verursachten  BetriebsunfäDe  und  erstreckte  diese 
Haftpflicht  auch  auf  die  Dampfschiff^ahrtsgesellschaften:  B.-G.  betr.  die  Haft- 
pflicht   der    Eisenbahn-    und    Dampfschiffahrt-Unternehmungen    bei 


^)  Vgl.  S.  5  Note  1  u.  S.  20. 

^  Vgl.  Coniad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  ü.  Ausg.,  Jena  1898,  Bd.  I, 
S.  699. 

•)  Dieser  Artikel  lautet:  „Der  Bund  ist  befugt,  einheitliche  Bestimmungen  über  die  Ver- 
wendung von  Kindern  in  den  Fabriken  und  ttber  die  Daner  der  Arbeit  erwacläener  Personen  in 
denselben  aufzustellen.  Ebenso  ist  er  berechtigt,  Vorschriften  zum  Schutz  der  Arbeiter  gegen 
einen  die  Gesundheit  und  Sicherheit  gefährdenden  Gewerbebetrieb  zu  erlassen." 
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Tödtungen  und  Verletzungen,  vom  1.  Juli  1875  (Amtl.  Sammlung  der 
Bundesgesetze  und  Verordnungen  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  Bern, 
Neue  Folge,  Bd.  1  S.  787).  Es  folgte  das  B.-G.  betr.  die  Arbeit  in  den 
Fabriken,  vom  23.  März  1877  (a.  a.  0.,  Bd.  3,  S.  241),  durch  dessen  Art.  5 
der  deutsche  Eisenbahn-Haftpflichtbegriff  provisorisch  auf  den  Fabrikbetrieb 
ausgedehnt  wurde,  und  als  dies  in  den  industriellen  Kreisen  als  zu  weit  gehend 
bekämpft  wurde,  stellt«  das  B.-G.  betr.  die  Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb, 
vom  25.  Juni  1881  (a.  a.  0.,  Bd.  5  S.  562)  unter  grundsätzlicher  Festhaltang 
der  erweiterten  Haftpflicht,  nach  englischem  Vorbilde^)  eine  Maximalgrenze  (bis 
zum  6  fachen  Jahresverdienst  des  Verunglückten  bezw.  bis  zu  6000  Fr.)  fest  und 
ermässigte  den  Haftpflichtanspruch  ausserdem  in  gewissen  Fällen  (bei  Zufall,  Mit- 
schuld des  Verunglückten,  insbesondere  Zuwiderhandlung  gegen  Fabrikreglements, 
und  Mitwirkung  alter  Schäden);  und  endlich  dehnte  das  B.-6.  betr.  die  Aus- 
dehnung der  Haftpflicht,  vom  26.  April  1887  (a.  a.  0.,  Bd.  10  S.  165)  den 
gleichen  Haftpflichtb€^;riff  grundsätzlich  auf  den  Gewerbebetrieb*)  au&  Hiemach 
ging  die  Haftpflichtgesetzgebung  der  Schweiz  über  die  des  Auslandes  *)  insofern 
hinaus,  als  sie  grundsätzlich  den  Betriebsuntemehmer  auch  bei  blossem  Zufall 
haftbar  machte,  ihm  die  Beweispflicht  (der  höheren  Gewalt  oder  Selbstschuld 
des  Verunglückten)  auferlegte  und  ausserdem  bei  gesundheitsgeffihrlichen*)  Ge- 
werben die  Haftpflicht  auch  auf  die  Berufskrankheiten^)  ausdehnte  (vgl  Art  5 
des  B.-G.  vom  23.  März  1877  und  Art.  3  des  B.-G.  vom  25.  Juni  1881). 

Daneben  wurde  auch  derünfajll-  und  Erankheitsverhütung  besondere 
Aufinerksamkeit  zugewendet  So  brachte  bereits  das  Fabrikgesetz  vom  23.  März  1877 
zum  Schutz  gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  bestimmte  Vor- 
schriften, welche  zwischen  der  ganz  allgemeinen  Fassung  des  6  120  der  damaligen 
deutschen  Gewerbeordnung  und  den  kasuistischen  Vorschriften  der  englischen 
Fabrikschutzgesetzgebung  etwa  die  Mitte  halten.  Der  grundsätzlichen  Bestinmiung: 
„In  jeder  Fabrik*)  sind  die  Arbeitsräume,  Maschinen  und  Werkgerätschaften  so 
herzustellen  und  zu  unterhalten,  dass  dadurch  Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter 
bestmöglich  gesichert  werden^,  folgen  besondere  Bestimmungen  über  Beleuchtung 
und  Lüftung  der  Arbeitsräume,  sowie  Einfiriedigung.  von  Maschinenteilen  und 
Treibriemen;  und  des  Weiteren  giebt  die  allgemeine  Vorschrift,  „überhaupt  alle 
erfahrungsgemäss  und  durch  den  jeweiligen  Stand  der  Technik,  sowie  durch  die 
gegebenen  Verhältnisse  ermöglichten  Schutzmittel  anzuwenden^,  dem  sachver- 
ständigen Eingreifen  der  Überwachungsbeamten  jede  wtlnschenswerte  Handhabe. 


^)  Vgl  meine  ^Arbeiterversicherung  im  Anslande'',  Heft  V  (England),  S.  16^. 

*)  AUe  Gewerbe,  in  welchen  explodierbare  Stoffe  gewerbsmässig  erzeugt  oder  verwendet 
werden,  nnd  bestimmte  (insbesondere  Ban-  und  YerkehrsO  Gewerbe,  Unternehmungen  und  Arbeiten, 
wenn  die  betreffenden  Arbeitgeber  während  der  Betrieoszeit  durchschnittlich  mehr  als  fünf  Ar- 
beiter beschäftigen  (Art.  1). 

')  Vgl.  Bödiker,  Die  UnfaUTersichemng  der  europäischen  Staaten,  Leipzig  1884,  bezw.  die 
daselbst  S.  55  u.  112  ig.  abgedruckten  schweizerischen  Bundesgesetze  vom  1.  Juli  1875  und 
25.  Juni  1881. 

*')  Die  Bestimmung  derselben  stand  dem  Bundesrat  zu. 

^)  Ueber  die  yerschiedenen  Versuche,  die  Vertheilung  der  Erankheitsrisiken  auf  die  Berufe 
bezw.  die  Berufskrankheiten  statistisch  festzustellen  und  über  die  schwierige  Abgrenzung  zwischen 
„Betriebsunfall"  und  „Gewerbekrankheit''  ygl.  u.  a.  für  die  Schweiz:  „Untersudiungen  über  die 
Gesundheitsrerhältnisse  der  Fabrikbeyölkerung  in  der  Schweiz,  mit  besonderer  Berücksichtigung 
des  Erankenkassenwesens''  von  Dr.  Schuler  und  Dr.  Burckhardt,  Aarau  1889;  für  Gestenreich: 
„Die  Gebarung  und  die  Ergebnisse  der  Erankheitsstatistik**,  Wien  1891/92,  1.  Jahrg.  für  das 
Jahr  1889  und  2.  Jahrg.  für  das  Jahr  1890,  Teil  U;  für  Deutschland:  „Ueber  gewerbliche  Be- 
rufskrankheiten*', Bericht  von  Prof.  yan  der  Borght  in  Aachen  für  den  Internationalen  Arbeiter- 
yersicherungs-Eongress  zu  Mailand,  1.— 6.  Oktober  1894;  „Die  Berufskrankheiten  und  ihre  Stellung 
in  der  staatlichen  Arbeitenrersicherung*'  yon  Dr.  Eley,  Eassel  1897;  „Handbuch  der  Gewerbe- 
krankheiten", mit  statistischen  Uebersichten  und  den  Bekanntmachungen  des  Bundesrats,  yon 
Dr.  med.  Th.  Sommerfeld,  Bd.  I,  Berlin  1898. 

*)  Für  „Fabrik"  giebt  Art  1  des  Gesetzes  folgende  Begriffsbestimmung ;  Als  Fabrik,  auf 
welche  gegenwärtiges  Gesetz  Anwendung  findet,  ist  jede  industrielle  Anstalt  zu  betrachten,  in 
welcher  gleichzeitig  und  regdmässig  eine  Mehrzahl  yon  Arbeitern  ausserhalb  ihrer  Wohnungen 
in  geschlossenen  Mumen  beschäftigt  wird. 


A.  Die  ftltere  Zeit.    Unfftllfttnorge.  9 

An  diese  und  gleichartige  Bestimmungen  f&r  die  Neueinrichtong  oder  Umgestal- 
tung von  Fabriken  (Art.  2—3)  scMiessen  sich  dann  (Art  4—5)  solche  ttl^  die 
dem  Betriebsuntemehmer  obliegende  Anzeigepflicht  bei  ünfiLllen,  deren  amtliche 
Feststellung  und  die  vorläufige  Ordnung  der  Hiaiftpflicht  in  dem  oben  beschriebenen 
umfange.^) 

Die  Durchführung  dieser  Schutzbestimmungen  liegt  den  Kantonsregierungen 
unter  Kontrolle  des  Bundesrates  ob,  der  auch  die  Fabrikinspektoren  ernennt  und 
deren  Rechte  und  Pflichten  festsetzt  (Instruktion  vom  18.  Juni  1883).  üeber 
die  behördliche  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  geben  die  jährlichen  Geschäfts- 
berichte des  eidgenössischen  Industrie-  und  Landwirtschafts-Departements  im 
,,Schweizerischen  Bundesblatt^  und  die  in  der  Begel  alle  2  Jahre  erscheinenden 
Berichte  der  Fabrikinspektoren  bezw.  der  Kantonalregierungen  Aufschluss.^ 
Während  im  Jahr  1880  dieser  Fabrikau&icht  8805  Betriebe  mit  152  S70 
Arbeitern  unterlagen,  belief  sich  1895  bezw.  1897  die  Zahl  der  Betriebe  auf 
4933  bezw.  5496  und  die  der  Arbeiter  auf  200199  bezw.  220000.  — 

Obwohl  die  schweizerische  Haftpflichtgesetzgebung  zu  gunsten  des  Arbeiters 
durch  Ausdehnung  der  Haftpflicht  auf  alle  nicht  durch  höhere  Gewalt  oder  Selbst- 
verschulden herbeigefährten  Unfälle  und  auf  fast  das  gesamte  Gewerbe  über  die 
gleichartige  Gesetzgebung  des  Auslandes  weit  hinausgegangen,  insbesondere  be- 
müht gewesen  war,  den  Entschädigungsberechtigten  die  Verfolgung  ihrer  An- 
sprüche (durch  Abnahme  der  Beweislast;  unentgeltlichen  Bechtsbeisritand,  Gebühren- 
freiheit und  beschleunigtes  Verfahren)  thunlichst  zu  erleichtem,  so  teilte  sie  doch 
mit  jener  den  Irrtum,  die  Entschädigungsfrage  lediglich  auf  privatrechtlichem 
Boden  lösen  zu  wollen.  Es  konnte  daher  gar  nicht  ausbleiben,  dass  auch  hier, 
trotz  aller  vermeintlichen  Fortschritte^  sich  alsbald  dieselben  Missstände  wie  im 
Auslande  herausstellten.  Dieselben  sind  auf  Grund  einer  langjährigen  eigenen 
Anwaltsprazis  von  dem  Nationalrat  Forrer  in  einer  im  Auftrag  des  Bundesrats 
veifassten  Denkschrift  in  anschaulichster  Weise  geschildert  worden.^ 

Die  Natur  des  Entschädigungsanspruchs  als  die  einer  civilrechüichen  Forde- 
rung an  den  einzelnen  Betriebsuntemehmer  und  die  Wirksamkeit  der  Einrede 
des  Selbstverschuldens  werden  als  die  Grundfehler  dieses  Systems  bezeichnet, 
da  es  „Arbeiter  und  Arbeitgeber  gegeneinander  hetze^.  Gerade  die  Einrede  des 
Seitetverschuldens  bezw.  Mitverschuldens  führe  häufig  zu  den  kostspieligsten 
Beweiserhebungen  und  jahrelangen  Prozessen,  bei  deren  Beendigung  dann  meist 
der  eine  oder  der  andere  Teil  ruiniert  sei.  Dazu  käme,  dass  der  Arbeiter, 
welcher  einen  Haftpflichtprozess  gegen  seinen  Brodherm  gewagt  habe,  nicht  so 
leicht  wieder  Arbeit  finde.  Andererseits  habe  wieder  die  persönliche  Haftpfiicht 
des  Untemehmers,  welche  den  grossen  wegen  des  Risikos  eines  Massenunglücks, 
den  kleinen  wegen  seiner  beschränkten  Betriebsmittel  gefährde,  den  Gesetzgeber 
veranlasst,  die  Haftpflicht  in  ganz  grundsatzloser  Weise  einzuschränken,  d.  h. 
1.  diejenigen  Gewerbe  auszunehmen,  welche  durchschnittlich  weniger  als  5  Arbeiter 
beschäftigen,  2.  die  Maximalgrenze  (6 fachen  Jahresverdienst  bezw.  6000  Fr.) 
einzufuhren,  und  3.  den  durch  das  Verschulden  des  Arbeitgebers  geschädigten 
Arbeiter  (sofem  nicht  strafbares  Verschulden  voifiegt)  erheblich  schlechter  zu 
stellen,  als  es  nach  dem  gemeinen  Recht  der  Fall  sein  würde.  Die  Versicherung 
der  Arbeiter  bei  Privatgesellschaften  diene  aber  meist  nur  zur  Rückendeckung 


^)  Das  B.-G.  yom  26.  April  1887  sichert  femer  den  Entschädigungsberechtigten  ein  be- 
schleunigtes Prozessyerfahren,  sowie  im  Falle  der  Bedürftigkeit  unentgeltlichen  Bechtsbeistand 
und  Gebtthrenfreiheit  (Art.  6  u.  7).  —  Bezüglich  der  Art  der  Entschädigung  hat  der  Richter  nur 
bei  den  Eisenbahn-  und  Dampfschilfebetrieben  die  freie  Wahl  zwischen  Kapital-  oder  Benten- 
entschädigung;  bei  den  übrigen  Betrieben  muss  er  auf  eine  Eapitalsumme  erkennen  und  darf  sie 
nur  mit  Zustimmung  aller  Beteiligten  in  eine  Beute  yerwandeln. 

*)  Die  letzten  Veröffentlichungen  dieser  Art  sind:  a)  „Berichte  der  eidgenössischen  Fabrik- 
und  Bergwerkmspektoren  über  ihre  Amtsthätigkeit  in  den  Jahren  1896  und  1897*',  yeröffentlicht 
yom  schweizerischen  Industriedepartement,  Aarau  1898;  b)  „Berichte  der  Eantonalregierungen 
über  die  Ansfühmng  des  B.-G.,  betr.  die  Arbeit  in  Fabriken,  1897  und  1898",  yerOffen&cht  yom 
schweizerischen  Industriedepartement,  Aarau  1899. 

*)  Denkschrift  über  die  Einführung  einer  schweizerischen  Unfallyersicherung  yon  L.  Forrer. 
Winterthur,  den  15.  Noyember  1889. 
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des  Unternehmers,  gebe  dagegen  den  Arbeiter  allen  Chikanen  und  Winkelzügen 
der  lediglich  auf  ihren  eigenen  Vorteil  bedachten  Gesellschaften  schutzlos  preis, 
zumal  ihm  ein  selbständiger  Anspruch  gegen  diese  gar  nicht  zustehe.  Und  end- 
lich habe  die  an  sich  wohlgemeinte  Bestimmung  des  Art.  9  des  Fabrikhaftpflicht- 
gesetzes vom  25.  Juni  1881  (wonach  der  Betriebsuntemehmer  von  der  seinerseits 
geschuldeten  Entschädigung  die  dem  Verletzten  von  anderen  Versichenmgs- 
Kassen  oder  -Anstalten  bereits  gezahlten  Beträge  abrechnen  darf,  sofern  er  zu 
den  bezüglichen  Versicherungsprämien  des  Verunglückten  entsprechende  Zuschüsse 
geleistet  hat)  vielfach  zu  dem  Missbrauch  geführt,  dem  Arbeiter  die  ganze  Un- 
ffiJlprämie  aufzubürden.^)  Die  Untersuchung  schliesst  mit  den  Worten:  „Der 
Grundsatz  der  Haftpflicht  ist  an  sich  gut  und  gerecht;  bleiben  wir  also  dibei, 
dass  der  Betriebsunfall  regelmässig  von  dem  Betriebsunternehmer  getragen  werden 
muss.  Aber  ändern  wir  das  System,  welches  diesen  Grundsatz  verwirklichen 
soll.  Schaffen  wir  eine  breitere  Grundlage,  wo  nicht  Mann  gegen  Mann  steht, 
wo  der  gerechte  Anspruch  nicht  Gefahr  läuft,  wegen  des  Unvermögens  des 
Schuldners  verloren  zu  gehen;  wo  der  Schuldner  nicht  Gefahr  läuft,  ruiniert  zu 
werden.  Schaffen  wir  eine  Einrichtung,  in  welcher  auch  die  durch  Fahrlässig- 
keit verursachten  Unfälle  Raum  haben.  Errichten  wir  ein  Haus,  dessen  Thoi'e 
nicht  verschlossen  sind  fiir  die  Hälfte  jener  Unglücklichen.  Betreten  wir  ohne 
viel  Zaudern  den  Weg,  welchen  uns  die  thatsächliche  Ent Wickelung  des  Haft- 
pflichtsystems, welchen  uns  zwei  grosse  Nachbarreiche  durch  ihre  (Gesetzgebung 
vorgezeichnet  haben.  Versicherung  heisst  die  neue  Parole.  Haftpflicht 
bedeutet  den  Streit,  Versicherung  den  Frieden!" 

III.  Invalidenfdrsorge. 

Bezüglich  dieses  Zweiges  der  Arbeiterfürsorge  ist  —  abgesehen  von  den 
vereinzelten  Bestrebungen  einiger  freier  Hilfsvereine  (s.  oben  S.  4)  zu  erwähnen, 
dass  der  Bund  seit  1885  (gemäss  Art.  25  der  sog.  Normalkonzession)  bei  Erteilung 
von  Eisenbahnkonzessionen  den  Gesellschaften  die  Verpflichtung  auferlegt,  Pen- 
sions- und  Unterstützungskassen  für  ihr  Personal  einzurichten.  Zu  gunsten 
kleinerer  Unternehmungen  mit  wenig  Personal  erhielt  diese  Vorschrift  später 
folgenden  Wortlaut:  Die  Gesellschaft  ist  vei'pflichtet,  für  das  Personal  eine 
Kranken-  und  Unterstützungskasse  einzurichten  oder  dasselbe  bei  einer  Anstalt 
zu  versichern.  Die  darüber  aufzustellenden  besonderen  Vorschriften  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Bundesrats. 

Zur  näheren  Regelung  solcher  Kassen  erging  dann  das  B.-G.,  betr. 
die  Hilfskassen  der  Eisenbahn-  und  Dampfschiffsgesellschaften  vom 
28.  Juni  1889,  (Neue  Folge,  Bd.  XI,  S.  265).  Dasselbe  unterwirft  die  Statu- 
ten solcher  Kassen  allgemein  der  Genehmigung  des  Bundesrats  (Art  1)  und 
stellt  besondere  Anforderungen  (Art  2)  an  solche  Kassen,  welche  die  In- 
validitäts-.  Alters-  und  Todesversicherung  der  Angestellten  und  Ar- 
beiter jener  Verkehrsanstalten  zum  Zweck  haben.  Danach  müssen  die  Statuten 
dieser  Kassen  folgenden  Bedingungen  entsprechen:  1.  Die  Leistungen  der  Hilfe- 
kasse müssen  bei  massigen  Ansprüchen  an  die  Versicherten  dem  Versicherungs- 
zweck entsprechen;  2.  die  vorgesehenen  Einnahmen  sollen  versicherungstechnisch 
die  in  Aussicht  gestellten  Leistungen  der  Kasse  decken;  3.  es  dürfen  dem  Ver- 
sicherten ohne  Rücksicht  auf  das  Beitrittsalter  keine  Leistungen  auferlegt  werden, 
welche  den  wahrscheinlichen  Barwert  der  von  der  Kasse  versprochenen  Gegen- 


^)  Anch  in  den  Berichten  der  Fabrikinspektoren  bilden  die  Klagen  über  das  mangelhafte 
UnfaUanzeige-,  Feststellnngs-  und  Entschädigungsweeen  bis  in  die  neueste  Zeit  eine  stehende 
Rubrik.  Vgl.  die  S.  9  Note  2  angezogenen  Berichte  für  die  Jahre  1896/97  S.  25,  116  n.  219  fg. 
—  Im  Jahr  1896  dienten  in  der  Schweiz  der  Unfallversicherung:  13  Aktiengesellschaften 
(4  schweizerische,  5  deutsche  und  4  französische)  und  10  —  meist  erst  nach  der  Haftpflichtnovelle 
vom  26.  April  1887  begründete  —  Gegenseitigkeitsgesellschaften,  von  welchen  4  ganze  schweize- 
rische Gewerbezweige  umfassten,  während  die  übrigen  sich  anf  einzelne  Städte  oder  Bezirke  be- 
schränkten. Vgl.  hierzu :  „Schweizerische  Unfallversicherung  auf  Gegenseitigkeit*,  von  Dr.  Weg- 
mann, Bern  1897,  (Separatabdruck  aus  der  2.  Lieferung  der  „Zeitschrift  für  schweizerische 
Statistik«,  33.  Jahrg.  1897). 
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leistong  übersteigen;  4.  die  vor  Erlass  des  Gesetzes  Eingetretenen  sind  bezüglich 
ihrer  noch  zu  bezahlenden  periodischen  Beiträge  und  ihrer  Rechte  an  die  Kasse 
den  Neueintretenden  von  gleichem  Beitrittsalter  gleichzustellen;  5.  die  Abgangs- 
entschädigung  der  aus  dem  Unternehmen  Austretenden  ist  in  billigem  Verhältnis 
zu  den  geleisteten  Einlagen  und  dem  von  der  Kasse  getragenen  Risiko  zu  be- 
stimmen. Mit  dem  letzten  Punkt  wird  die  Freizügigkeit  des  Eisenbahn-  und 
Schiflfspersonals  zu  sichern  versucht,  wähi'end  die  Bestimmung  zu  3  verhindern 
soll,  dass  irrationell  veranlagte  Kassen,  um  das  richtige  Verhältnis  zwischen 
ihrem  Deckungskapital  und  ihren  künftigen  Vei*pflichtungen  herzustellen,  die 
Prämien  der  jüngeren  Mitglieder  zu  hoch  ansetzen. 

Mit  den  Statuten  ist  ferner  (nach  Art.  3)  eine  nach  versicherungstechnischen 
Grundsätzen  aufgestellte  Bilanz  dem  Bundesrat  zur  Prüfung  vorzulegen;  ergiebt 
sich  aus  derselben,  dass  die  Aktiva  der  Hilfskasse  und  der  Barwert  der  Statut- 
massigen  ordentlichen  Einnahmen  zusammengenommen  hinter  dem  Barwert  der 
den  Versicherten  noch  auszurichtenden  Leistungen  der  Kasse  zurückbleiben,  so 
ist  das  Defizit  von  der  Gesellschaft  in  Fristen  und  Raten,  die  vom  Bundesrat 
zu  bestimmen  sind,  der  Hilfskasse  zu  ersetzen.  Ausserdem  ist  regelmässig  alle 
5  Jahre  eine  versicherungstechnische  Bilanz  einzureichen  und  durch  den  Bundes- 
rat die  Grösse  des  etwaigen  von  der  Gesellschaft  zu  deckenden  Defizits  zu  be- 
stimmen. 

Im  übrigen  haben  die  Gesellschaften  über  ihre  Hilfskassen  jährlich  eine 
Abrechnung  nebst  Vermögensnachweis  dem  Bundesrat  vorzulegen  (Art.  5),  sind 
verpfiichtet,  für  möglichst  sichere  Anlage  des  Kassenvermögens  zu  sorgen,  und 
haften  für  etwaige  Verluste  (Art  6).  Endlich  darf  die  Liquidation  einer  BUlfskasse 
nur  mit  Bewilligung  und  unter  Aufsicht  des  Bundesrats  stattfinden  (Art.  7). 

Nach  der  „Schweizerischen  Eisenbahn- Statistik  für  das  Jahr  1897" 
(XXV.  Bd.  S.  130,  Bern  1889)  gab  es:  a)  Pensionskassen  bei  7  grösseren 
Eisenbahngesellschaften  mit  11 695  beitragspflichtigen  und  2777  unterstützten  Mit- 
gliedern, 4092  001  Fr.  Einnahmen  (darunter  1161744  Fr.  Mitgliederbeilrägen 
und  1938  963  Fr.  Gesellschaftsbeiträgen),  1682  984  Fr.  Ausgaben  (daiunter 
1 603  437  Unterstützungen  und  54  057  Fr.  Rückerstattungen)  und  27  105  699  Fr. 
Vermögen;  b)  Kranken-,  Spar-  und  Unterstützungskassen  bei  33  Eisen- 
bahngesellschaften mit  12  893  beitragspflichtigen  und  5981  unterstützten  Mit- 
gliedern (darunter  allein  5  der  grösseren  Eisenbahngesellschaften  mit  rund  11  500 
beitragspflichtigen  und  5600  unterstützten  Mitgliedern),  523  095  Fr.  Einnahmen 
(darunter  325 165  Mitgliederbeiträgen  und  120  516  Gesellschaftsbeiträgen), 
365  953  Fr.  Ausgaben  (darunter  317  021  Fr.  Unterstützungen  und  45  410  Fr. 
Rückerstattungen)  und  1523  049  Fr.  Vermögen. 
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(seit  der  Verfassungsänderung  vom  26.  Oktober  1890).^) 

Bei  der  geschilderten  Zersplitterung  des  Krankenkassenwesens  und  der 
völligen  Unzulänglichkeit  der  sonstigen  Arbeiterversicherungszweige  war  es  ganz 
natürlich,  dass  Reformbestrebungen  sich  um  so  lebhafter  geltend  machten,  je 
mehr  die  bestehenden  Missstände  mit  der  zunehmenden  industriellen  Entwicke- 
lung  sich  immer  fühlbarer  machten  und  zugleich  das  thatkräftige  Vorgehen  der 
beiden  Nachbarstaaten,  Deutschlands  und  Österreichs,  den  Anreiz  gab,  eine  Reform 
an  Haupt  und  Gliedern  vorzunehmen.  Insbesondere  befestigte  sich  immer  mehr 
die  Überzeugung,  dass  man  auf  diesem  Gebiet  ebenso  wie  auf  dem  des  Arbeiter- 
schutzes zu  befriedigenden  Zuständen  nur  im  Wege  einer  einheitlichen  Gesetz- 
gebung werde  gelangen  können. 


^)  ^gl-  n^otschaft  des  Bnndesrats  an  die  BnndesyersainmlQng,  betr.  Einführang  des  Gesetz- 
gebuDgsrechtes  über  Un&ll-  und  Kraukenversicherang^  (nebst  einem  Anhang  in  5  Beikgen),  Bern, 
den  28.  November  1889.    (Bundesblatt  1889,  Bd.  IV,  S.  825  fg.) 
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I.  Kranken-  und  UnfkUTersichemng. 

Bereits  im  Jahre  1885  hatte  der  Nationalrat  (2.  Kammer)  durch  Beschluss 
vom  25.  März  den  Bandesrat  eingeladen: 

1.  „Die  Gesetze  aber  die  Haftpflicht  vom  1.  Juli  1875  nnd  25.  Jani 
1881  im  Sinne  der  Ansdehnong  der  Haftpflicht  nnd  zum  Zweck  der 
Erleichterung  der  Geltendmachung  der  Entschädigungsansprüche  einer 
Beyision  zu  unterstellen;'' 

2.  „Die  Frage  zu  untersuchen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob 
nicht  eine  allgemeine  obligatorische  Arbeiterunfallyersicherung  anzu- 
streben seL" 

Wenn  dieser  Beschluss  anscheinend  zwei  einander  ausschliessende  Au^ben 
verfolgte,  so  fand  dieser  scheinbare  Widerspruch  nach  den  bezuglichen  Verhand- 
lungen darin  seine  Erklärung,  dass  man  von  der  Langwierigkeit  der  zu  Punkt  2 
erforderlichen  Vorarbeiten  von  yomherein  überzeugt  war  und  deshalb  inzwischen 
wenigstens  auf  dem  zu  1  bezeichneten  Wege  soweit  mOgUch  noch  fortschreiten 
wollte,  um  wenigstens  den  dringendsten  Bedürfiussen  alsbald  zu  entsprechen. 
Noch  während  der  Beratung  hierüber  hatten  die  schweizerischen  Arbdterver- 
bände  eine  gedruckte  Eingabe^)  an  die  Bundesvei^sammlung  gerichtet,  welche 
nach  Begründung  der  Notwendigkeit  einer  Bevision  des  Fabrik-Haftpflichtgesetzes 
mit  folgenden  Worten  schloss: 

„Fassen  Sie  aber  zugleich  die  Frage  der  Arbeiterversicherung  an 
Stelle  der  Haftpflicht  selbst  ins  Auge  und  überzeugen  Sie  sich  durch  das  Studium 
derselben,  dass  sie  das  Mittel  zur  richtigsten  Lösung  aller  bezüglichen  Schwierig- 
keiten bietet  Wir  verstehen  darunter  ein  Institut,  das  unter  der  Leitung  des 
Bundes  die  direkte  Versicherung  der  Arbeiter  und  kleinen  Unternehmer  gegen 
Unfall  besorgt,  auf  dem  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  beruht^  für  möglidist 
weite  Kreise  obligatorisch  ist  und  im  wesentlichen  durch  Beiträge  d«r 
Unternehmer  und  Arbeitgeber  alimentiert  wird.  Durch  eine  geeignete  Organi- 
sation der  einzelnen  Industrien  und  Arbeitsbranchen,  Verteilung  derselbe^  in 
bestimmte  Gefahrenklassen  mit  abgestuften  Prämiensätzen  und  unter  Anwendung 
des  sog.  Deckungssystems  ist  es  möglich,  dem  Privatkapital  die  hässliche  Speku- 
lation auf  das  Unglück  der  Arbeitskraft  zu  entziehen  und  kleine  Unternehmer 
gegen  alle  Folgen  von  Unfällen  sicherzustellen.''  Diese  Mngabe  bietet  zugleich 
einen  trefflichen  Beleg  für  den  praktischen  Sinn  der  schweizerischen  Arbeiter- 
schaft und  dafür,  dass  dieselbe  aus  den  derzeitigen  Arbeiterversicherungsvorlagcoi 
der  deutschen  Reichsregierung  besseren  Nutzen  zu  ziehen  verstanden  hatte,  als  die 
deutsche  sozialdemokratische  Partei,  welche  vorgeblich  die  Interessen  der  deutschen 
Arbeiter  vertrat,  aber  dennoch  im  Reichstage  gegen  diese  Gesetze  stimmte. 

Nachdem  dann  bei  der  Schlussberatung  über  die  Haftpflichtnovelle  der 
Nationalrat  am  1.  Dezember  1886  und  der  Ständerat  (1.  Kammer)  am  14.  April 
1887  eine  erneute  Resolution  auf  Einführung  der  obli^torischen  Unfallversiche- 
rung angenommen  hatten,  wurde  bei  der  gemeinsamen  Verabschiedung  der  Haft- 
pflichtnovelle am  26.  April  1887  zugleich  folgendes  Postulat  (No.  381)  zum  Bundes- 
beschluss  (vom  29.  April  1887)  erhoben: 

„Der  Bundesrat  ist  eingeladen,  beförderlichst  Bericht  und  Antrag 
betreffend  die  Einführung  der  allgemeinen,  obligatorischen,  staatlichen 
Unfallversicherung  der  Arbeiter  den  Räten  zu  unterbreiten.^ 

Insbesondere  war  in  den  Berichten  der  beiden  Kommissionen  (des  National- 
rats vom  11.  Oktober  1886  und  des  Ständerats  vom  13.  April  1887)  ausdrücklich 
betont  worden,  dass  mit  dem  Erlass  der  Haftpflichtnovelle  die  Angabe  der  Bundes- 
behörden, für  den  Schutz  des  Arbeiters  zu  sorgen,  keineswegs  erfüllt  sei,  viel- 
mehr sei  die  Novelle  lediglich  als  eine  an  die  dermalen  bestehenden  Verhältnisse 
angelehnte  Vorstufe  zur  allgemeinen,  obligatorischen  Unfallversicherung  anzu- 
sehen, welche  von  allen  politischen  Parteien,  von  Arbeitgebern  wie  Arbeitnehmern 


1)  „Die  Erweiterung:  der  Haftpflicht'',  Eingabe  des  Bchweizerischen  Grütli -Vereins,  de« 
Aktionskomitees  des  schweizerischen  Arbeitertages  nnd  des  schweizerischen  (^ewerkschaftsbundes, 
Chnr,  bei  Ck>nzett  &  Ebner,  1885. 
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in  seltenem  Einmut  verlangt  werde,  aber  zunächst  ganz  gewaltiger  Yorstndien, 
insbesondere  statistischer  Erhebungen  und  einer  Yolksz&hlung  bedürfe  behufs 
Beschaffung  der  nötigsten  Unterlagen. 

Zur  Förderung  und  Beschleunigung  dieser  Vorarbeiten  wurde  auf  Antrag  des 
Bundesrats  vom  5.  April  1887  die  erst  für  das  Jahr  1890  flülige  Volkszählung 
auf  den  1.  Dezember  1888  angesetzt.  Des  weiteren  wurde  durch  Bundesbe- 
schluss  vom  28.  Dezember  1887  bezw.  Ausf&hrungsdekret  des  Bundesrats  vom 
17.  Januar  1888  (AmtL  SammL,  Neue  Folge,  Bd.  X  S.  430/481)  eine  Zählung 
und  statistische  Bearbeitung  der  in  der  l^hweiz  während  der  drei  Jahre  vom 
1.  April  1888  bis  81.  März  1891  vorkommenden  Unfälle  angeordnet;  diese 
Statistik^)  sollte  alle  UnftUe  umfassen,  welche  Personen  von  mehr  als  14  Alters- 
jahren betreffen  und  den  Tod  oder  eine  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr  als 
6  Tagen  herbeif&hren.  Dieselbe  fand  demnächst  noch  ihre  Ergänzung  in  einer 
vom  schweizerischen  Arbeitersekretariat  gelieferten  Statistik  der  Körperver- 
letzungen und  Tötungen  von  Mitgliedern  der  schweizerischen  Kranken-  und  HU&- 
kassen  in  den  Jahren  1886,  1887  und  1888.^) 

Inzwischen  war  im  Hinblick  auf  die  offensichtlichen  Mängel  des  Kranken- 
kassenwesens in  der  Bundesversammlung  (1886)  ein  Antrag  gestellt  worden, 
wonach  der  Bundesrat  beauftragt  werden  sollte,  „zu  untersuchen,  ob  und  in 
welcher  Weise  sich  zwischen  den  in  der  Eidgenossenschaft  bestehenden  Vereinen 
mit  Kranken-  und  Sterbekassen  Freizügigkeit  erzielen  lasse^,  und  die  Bundes- 
versammlung hatte  darauf  unterm  15.  Juni  1886  eine  Sesolution  angenommen, 
welche  den  Bundesrat  mit  einer  Untersuchung  darüber  beauftragte,  „ob  und  auf 
welche  Weise  der  Bund  es  erreichen  könne,  die  Grundlagen  der  gegenseitigen 
Hilfisgesellschaften  zu  prüfen,  die  Garantieen  festzustellen,  welche  fiü*  die  Anlage 
ihrer  Gtelder  zu  verlangen  wären,  und  soweit  möglich,  ihre  engere  Verbindung 
zu  erleichtem''.  Da  die  nähere  Prüfung  der  Sache  durch  den  Bundesrat  in 
Ermangelung  der  verfassungsrechtlichen  Kompetenz  die  Unmöglichkeit  eines 
bezüglichen  Eingreifens  herausstellte,  und  andererseits,  wie  oben  dargethan,  auch 
das  Verlangen  nach  Einführung  einer  allgemeinen  Unfallversicherung  immer  leb- 
hafter wurde,  so  suchte  man  schliesslich  durch  eine  Revision  der  Bundesverfassung 
die  nötige  Kompetenz  für  die  bundesgesetzliche  Regelung  der  Arbeiterversicherung 
zu  schaffen.  Unter  Bezugnahme  auf  die  oben  geschilderten  Vorgänge  und  die 
sozialpolitische  Gesetzgebung  Deutschlands  und  Österreichs  beantragte  der  Bundes- 
rat mittels  besondei-er  Botschaft  vom  28.  November  1889  bei  der  Bundesversamm- 
lung die  Au&ahme  eines  Zusatzes  zur  Bundesverfassung  (als  Art.  84^^),  welcher  dem 
Bund  das  Gesetzgebungsrecht  bezüglich  der  Unfall-  und  Krankenversicherung*) 
verleihen  sollte.  Zur  näheren  Begründung  dieses  Antrages  waren  der  Botschaft 
noch  ein  Gutachten  des  Prof.  Dr.  Kinkelin  in  Basel  vom  25.  Oktober  1889  über 
die  Kranken-  und  Unfallversicherung  im  allgemeinen  und  eine  ausführliche  Denk- 
schrift des  Nationalrats  Forrer  in  Winterthur  vom  15.  November  1889  über  die 
Unfallversicherung  im  besonderen  beigefügt  worden  (vergl.  Bundesblatt  1889 
Bd.  IV  S.  825—960). 

In  dem  ersteren  Gutachten  wird  u.  a.  eine  organische  Verbindung  zwischen 
Kranken-  und  Unfallversicherung  als  untAinlich  bezeichnet,  da  die  erstere  (behufs 
Erzielung  wirksamer  Kontrolle)  örtlicher,  die  letztere  (zwecks  Ausgleichung  der 
Gefahren)  zentraler  Organisation  bedürfe,  und  die  erstere  im  wesentlichen  von 
den  Arbeitern,  die  letztere  von  den  Unternehmern  zu  tragen  sei.  Die 
Forrersche  Denkschrift  über  die  Unfallversicherung  übt  eine  vernichtende  Kritik 
an  dem  persönlichen  Haftpflichtsystem  (s.  oben  S.  9)  und  schliesst  die  Beform- 
vorschläge  mit  folgendem  „Kesum6  der  Grundzüge": 

„1.  Die  Unfallversicherungs- Anstalt  ist  staatlich.     Ihre  Organe  sind  ein 


^)  Siehe  S.  19,  Note  2. 

*)  Von  einer  sofortigen  Ausdehnung  der  Kompetenz  des  Bundes  auf  das  gesamte  Gebiet 
der  Arbeiterversicherung,  insbesondere  der  Inyaliditftts-  und  Alter syersicherung  glaubte  man 
im  Hinblick  auf  die  erhebliche  Tragweite  und  die  finanziellen  Anforderungen  der  zunächst  ge- 
planten Beform  der  Kranken-  und  Unfallfürsorge  bis  auf  weiteres  noch  absehen  sn  soUen. 
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eidgenossisches  Unfallyersicheningsamt  nnd  kantonale  Bezirksbeamte.    Der  Bond 
übernimmt  die  Kosten  der  ersten  Einrichtung  nnd  der  Verwaltung  der  Anstalt 

2.  Jeder  Arbeiter  eines  wirtschaftlichen  Betriebes  nnd  jeder  Dienstbote  ist 
mit  Bezug  anf  jeden  Unfall,  insofern  er  ihn  nicht  vorsätzlich  herbeig^uhrt  oder 
durch  gröbste  Fahrlässigkeit  verursacht,  nnd  insofern  der  Unfall  den  Tod  oder 
einen  bleibenden  körperUchen  Nachteil  oder  eine  mehr  als  4  Wochen  dauernde 
Krankheit  nach  sich  gezogen  hat,  bei  der  Anstalt  versichert 

3.  Kleinere  Unfälle,  welche  eine  Krankheit  von  weniger  als  4  Wochen  zur 
Folge  haben,  und  längere  Unfallskrankheiten  mit  Bezug  auf  die  ersten  4  Wochen 
sind  von  der  Krankenversicherung  zu  entschädigen.  Diese  ist  gleichzeitig  mit 
der  Unfallversicherung  von  Bundeswegen  zu  organisieren. 

4.  Die  Anstalt  ersetzt  zwei  Drittel  des  versicherten  Unfallschadens,  regel- 
mässig mittelst  einer  Rente.  Für  die  Grösse  ist  der  bisherige  Jahresverdienst 
massgebend,  soweit  er  2000  Fr.  nicht  übersteigt 

5.  Der  Schadensersatzanspruch  wird  durch  ein  Verfahren  innerhalb  der  An- 
stalt festgestellt,  bei  welchem  Vertreter  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  mitwirken. 

6.  Der  Bedarf  ist  nach  Massgabe  eines  Gefahrentarifs  von  den  Arbeitgebern 
aufzubringen.    Bei  der  Berechnung  des  Bedarfs  gilt  das  Deckungssystem. 

7.  Die  besondere  Haftpflicht  für  ArbeiteruiiSälle  wird  aufgehoben  und  das 
Obligationenrecht  mit  Bezug  auf  die  Folgen  des  Verschuldens  von  Arbeiter- 
unfällen modifiziert. 

8.  Selbständig  Erwerbende  können  für  das  eigene  Unfallrisiko,  im  oben 
beschriebenen  Masse,  auf  eigene  Kosten  bei  der  Anstalt  Versicherung  nehmen.^ 

Zur  Begrilndung  dieser  Thesen  wird  der  Hauptsache  nach  Folgendes  angeführt: 

1.  Man  bedürfe  nach  dem  Vorbilde  der  deutschen  und  österreichischen  Ge- 
setzgebung des  Versicherungszwanges,  um  durchgreifende  Erfolge  zu  erzielen, 
da  die  sonstigen  Systeme  sich  erfahrungsgemäss  als  unwirksam  erwiesen  hätten 

2.  Versicherungszwang  bedinge  aber  staatliche  Organisation,  umalle,aach 
die  schlechten  Risiken  unterzubringen.  Eine  staatliche  Organisation  ohne  Beitritts- 
zwang würde  aber,  wie  die  Beispiele  Frankreichs  und  Englands  mit  ihren  staat- 
lichen Versicherungskassen  lehrten,^)  ganz  wirkungslos  bleiben.  Interessant  ist,  wie 
hier  die  staatliche  Zwangsversicherung  vom  republikanischen  Standpunkt  aus  befür- 
wortet wird:  „Man  wirft  uns  vor,,  dass  wir  Republikaner,  indem  wir  die  Unfall- 
versicherung von  Staats  wegen  organisieren,  den  Pfaden  folgen,  welche  bis  jetzt 
ausschliesslich  von  den  zwei  Grossmonarchieen  im  Norden  und  Osten  betreten 
worden  sind.  Was  verschlägt  das?  Müssen  wir  uns  doch  sagen,  dass  zwar 
die  neue  Institution  dort  vielleicht  das  monarchische  System  befestigt,  unter 
allen  Umständen  aber  noch  viel  besser  in  die  Republik  passt  als  in  die  Monarchie. 
Man  weist  mit  Vorliebe  darauf  hin,  dass  unsere  Nachbarrepublik  im  Westen 
das  neue  System  verwirft.  Es  scheint  leider  so  zu  sein.*)  Glaube  man  aber 
nicht  etwa,  dass  es  so  sei,  weil  Frankreich  damit  dem  durch  die  glorreiche 
Revolution  proklamierten  Grundsatz  der  persönlichen  Freiheit  treu  bleiben  will. 
Das  kann  nicht  der  Beweggrund  sein.  Ist  doch  gerade  der  französische  National- 
konvent der  Vater  der  Idee  einer  staatlichen  Arbeiterversicherung.  Die  Umstände 
liegen  ganz  anders.  Der  wahre  Qrun^  jenes  abweisenden  Verhaltens  besteht  in 
dem  ungeheuren  Einfluss  der  Kapitalmächte  und  insbesondere  der  Aktiengesell- 
schaften, und  von  diesen  wieder  nicht  zum  wenigsten  der  grossen  Assekuranz- 
Gesellschaften  auf  das  öffentliche  Leben  in  Frankreich.  Jede  politische  Partei 
liegt  dort  im  Banne  dieses  Einflusses,  und  gerade  dieser  Einfluss  bildet  dort 
fortwährend  ^  die  grösste  Gefahr  für  den  Fortbestand  derjenigen  Staatsform, 
welcher  die  Überzeugung  unseres  Lebens  angehört."  Die  Übertragung  der  staat- 
lichen Organisation  an  den  Bund  wird  als  selbstverständlich  betrachtet,  da  dem- 
selben bereits  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  zustehe  und  die  Kantone  für  die 
Aufgabe  auch  zu  klein  seien. 


*)  Vgl  meine   „Arbeiterversicherung  im   Auslände",   Heft  IV  (Frankreich),  S.  19  ig,  mid 
Heft  V  (England),  S.  28  fg. 

•)  Vgl.  a.  a.  0.  IV  S.  38  fg. 
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3.  Hinsichtlich  des  ümfangs  der  Versicherung  wird  die  Ausdehnung  der- 
selben auf  sämtliche  Wirtschaftsbetriebe,  insbesondere  auf  Kleingewerbe  und 
Handwerk  einerseits,  sowie  Landwirtschaft  und  Gesindedienste  andererseits  befür- 
wortet, zumal  die  Unfallgefahr  der  letzteren  Gruppen  eine  verhältnismässig  hohe 
sei  So  hätten  u.  a.  die  Zusammenstellungen  aus  der  schweizerischen  Unfall- 
statistik vom  1.  April  1888  bis  31.  März  1889  folgendes  Bild  ergeben: 


Gesamtzahl  der  Bevölkerung  über  14  Jahre 
936424 
Landw.  Berölkerung  über  18  Jahre 
557969 


Gesamtzahl  der  UnföUe 
20159 

5068 


Davon  t($tliche 
1040 

411, 


Während  nach  einer  Zusammenstellung  der  tötlichen  Unf&Ue  flinfzehn-  und 
mehljähriger  Männer  pro  1879  bis  1884  (Bd.  63  S.  83  der  Schweiz.  Statistik) 
von  insgesamt  5957  oder  durchschnittlich  pro  Jahr  10,8  tötlichen  Unfällen  pro 
10,000  Berufegenossen  speziell  auf  die  Landwirtschaft  und  Viehzucht  2351  =  9,9, 
auf  die  Forstwirtschaft  95  =  27,4  und  auf  Gesindedienste  184  =  26,5  pro  10000 
Berufegenossen  entfielen. 

Demgemäss  sollen  sämtliche  Lohnarbeiter  und  Dienstboten  versiche- 
rungspflichtig werden,  was  insgesamt  die  runde  Zahl  von  750  000  Versicherten 
ergeben  würde  (darunter  160  000  Fabrikarbeiter,  200  000  Landarbeiter,  90000 
Dienstboten);  dagegen  soll  dem  wirtschaftlich  Selbständigen  nur  die  Versiche- 
rungsberechtigung zustehen. 

4.  Zur  Vermeidung  der  schwierigen  und  oft  spitzfindigen  Untersuchungen 
darüber,  ob  ein  Betriebsunfall  vorliege  oder  nicht,  sollen  alle  Unfälle  ent- 
schädigt werden,  zumal  sich  nach  der  vorerwähnten  Unfallstatistik  pro  1.  April 
1888/89  die  Zahl  der  Nicht-Berufsunfälle  zu  der  der  Berufs- Unfälle  nur  wie 
1 :  6  verhalte.^) 

5.  Bei  rund  3  Millionen  Einwohnern*)  mit  nur  750000  Versicherungspfiichtigen 
empfehle  sich  aber  die  Errichtung  einer  einzigen  staatlichen  Versiche- 
rungsanstalt für  sämtliche  versicherungspfiichtige  Betriebe,  da  die  Bildung 
leistungsfähiger  Berufegenossenschaften  nach  deutschem  Vorbilde  bei  den  gegebenen 
Verhältnissen  ausgeschlossen  sei. 

6.  Im  Verhältnis  zur  Krankenversicherung,  deren  Personenkreis  sich  mit 
dem  der  Unfallversicherung  decken  soll,  wird  aus  gleichen  Gründen  wie  in 
Deutschland  und  Oesterreich  die  Ueberweisung  der  kleineren  Unflllle  (mit  rasch 
vorübergehenden  Folgen)  sowie  der  Berufskrankheiten  an  die  Krankenkassen 
befürwortet  und  die  sog.  Wartezeit  wie  in  Österreich  auf  die  ersten  4  Wochen 
nach  dem  Unfall  begrenzt. 

Zur  Unterstützung  dessen  werden  folgende  Statistiken  über  die  Unfälle 
nach  der  Krankheitsdauer  angeführt:^) 


1)  Nach  der  dreijährigen  Unfallstatistik  pro  1888—1891  stellte  sich  dieses  Verhältnis 
auf  1:4. 

«)  Die  letzte  Volkszählung  (1888)  ergah  2  917754  Einwohner  (1417574  männliche  und 
1500180  weihliche). 

^)  Hierzu  ist  zu  hemerken,  dass  die  numerische  und  die  finanzielle  Belastung  der 
Krankenkassen  durch  die  Unfälle  während  der  sog.  Wartezeit  sich  keineswegs  mit  einander 
decken,  vielmehr  nach  den  Erfahrungen  der  deutschen  gewerblichen  Unfallstatistik,  d.  h.  selbst 
bei  13 wöchiger  Wartezeit,  sogar  im  umgekehrten  Verhältniss  zu  einander  stehen,  so  dass  die 
deutschen  Krankenkassen  zwar  ^/^  aller  Unfälle,  aber  nur  ^/g  der  Unfalllasten  und  die  deutschen 
Berufsgenossenschaften  nur  */e  der  Unfälle,  aber  '/g  der  Unfalllasten  tragen: 


Unfallstatistik 

1881 

1886-1895 

ZaU 
der  UnaUe 

Finandelle 
Belastung 

Zahl 
der  UnffiUe 

FinanzieUe 
Belastimg 

Krankenkassen 

93,40/0 

6,6  0/0 

16,5  o/o 
88,50/, 

88,50/0 
16,50/0 

12  OL 

Berufsgenossenschaften 

*''    /o 
88»/, 
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a)  Deutsche  Statistik  der  Betriebsunfftlle  vom  1.  August  bis  30.  November  1881. 

Gesamtzahl:  29575;  Tod  662,  bleibende  Inyaliditat  560;  Best  28352  =  100  V 
Eiankheitsdauer  bis  14  Tage;      bis  28  Tage;      ttber  28  Tage. 
16189  6532  5681 

56,9  o/o  28,1%  20,0  o/o 

b)  Deutsche  Statistik  der  angezeigten  Unfälle  pro  1887. 

Gesamtzahl:  115475;   Tod  8270;   Best  112205  =  100 «/o- 
Krankheitsdauer  bis  13  Wochen;    fiber  18  Wochen. 
98878  18832 

87,7  o/o  12,8  o/o 

c)  Unfallstatistik  der  Allgemeinen  Arbeiter-Kranken-  und  Invalidenkasse 

in  Wien  pro  1885. 
Gesamtzahl  8309  =  100  o/.. 
Krankheitedauer  bis  4  W.;    bis  6  W.;    bis  18  W.;    bis  26  W.;    über  26  Wochen. 
2792  249  198  59  11 

84,2  o/o  7,50/,  6,0  o/o  1,8  o/,  0,5  o/o 

d)  Unfallstatistik  der  schweizerischen  Krankenkassen  pro  1886. 
Gesamtzahl  5067;  Tod  52;  Best  5015  =  100  o/o. 
Krankheitsnntersttttznn^sdaner : 
bis  7  Tage;      15  Tage;      30  Tage;      2  Monate;      8  Monate;      6  Monate;      ttber  6  Monate. 
661  1556  1484  929  200  147  88 

13,2  0/,  81,0  o/o         29,6  o/,  18,6  o/o  4,0  %  2,9  %  0,8  % 

e)  Schweizerische  Unfallstatistik  vom  1.  April  1888  bis  81.  März  1889. 


Dauer  der  ErwerbsunfiUügkeit 

Tod 

Ober 

90 

Tage 

Total 

bis  80 
Tage 

81-60 
Tage 

61—90 
Tage 

dauernd 

Unbe- 

sümmte 

Dauer 

A.  Auf  eigene  Bechnung  Ar- 
beitende oder  Selbständige: 

1.  Fabrikanten 

2.  Andere  Gewerbe 

8.  Landwirtechaft 

4.  Persönl.  oder  häusl.  Dienste  . 

5.  Berufs-  oder  Erwerbslose     .    . 

8 

158 

259 

21 

122 

86 

1127 

1416 

68 

229 

30 
591 
976 

65 
185 

11 
187 

301 
29 
48 

8 

113 

252 

15 

40 

5 

57 
126 

8 
80 

1 

83 

85 

2 

9 

141 

2108 

3106 

187 

541 

Total  A  .   . 

568 

2926 

1847 

576 

428 

226 

80 

6083 

Total  Prozent .   . 

— 

50,6 

82,0 

10,0 

7,4 

— 

— 

— 

B.  Auf  fremde  Bechnung 
Arbeitende: 

1.  Fabrikarbeiter 

2.  Andere  Gewerbe 

8.  Landwirtschaft 

4.  Persönl.  oder  häusl.  Dienste  . 

75 
288 
152 

7 

3653 

4811 

759 

82 

834 

1074 

483 

55 

165 

268 

126 

19 

103 

146 

98 

5 

49 

81 

57 

5 

48 

84 

28 

8 

4852 

6464 

1551 

169 

Total  B  .   . 

472 

9305 

2446 

578 

852 

192 

168 

13036 

Total  Prozent .   . 

— 

73,4 

19,8 

4,5 

2,8 

— 

— 

— 

Total  A  u.  B  .   . 

1040 

12231 

4298 

1154 

780 

418 

243 

19119 

Total  Prozent .  . 

— 

66,3 

23,2 

6,2 

4,2 

— 

— 

6.  HinsichtHch  des  Umfangs  der  Entschädigung  wird  vorgeschlagen, 
dieselbe  auf  die  durch  blosse  Fahrlässigkeit  des  Arbeiters,  höhere  Gewalt  und 


Ebenso  ergab  die  scbweizeriscbe  Unfallstatistik  pro  1888—1891  bei  6  wöchiger  Wartexeit 
nur  18  ^/o  der  ünfallbelastnng  zn  Lasten  der  KrankenTersicherong. 

Vgl.  biersn  und  über  die  Bedeutong  der  Wartezeit  im  allgemeinen  meine  „Arbeite^ 
yersicherung  im  Auslande*,  Heft  VII  (Oesterreich),  S.  31  fg.  und  die  daselbst  angezogene 
liitterator. 


ite.. 
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Verbrechen  Dritter  verursachten  BetriebsunftUe,  sowie  alle  Nicht-Betriebsunf&lle 
auszudehnen,  ohne  jedoch  der  Gesamtheit  der  Arbeitgeber  eine  grössere  Last 
aufzuerlegen,  als  wie  sie  bisher  nach  dem  Haftpflichtsystem  von  den  Einzelnen 
zu  tragen  war.  Indem  das  Verhältnis  sämtlicher  Unfälle  zu  den  bisher  haft- 
pflichtigen Unfällen  wie  5  :  3  oder  3  :  2  veranschlagt  wird,  so  dass  von  den  nun- 
mehr versicherten  Eisiken  ^/^  bis  V?  bisher  nicht  durch  die  Haftpflicht  gedeckt 
gewesen  wären,  mithin  rund  ein  Drittel  neu  hinzukäme,  soll  die  Gesamtheit  der 
Arbeitgeber  nur  "/g  sämtlicher  versicherter  Unfälle  zu  100  %  oder  zwei  Drittel  des 
durch  sämtliche  versicherte  Unfälle  entstandenen  Schadens  tragen,  das  übrig 
bleibende  Drittel  aber  den  Arbeitern  zur  Last  fallen.  In  dieser  Beziehung  heisst  es: 
„Es  lassen  sich  dabei  verschiedene  Behandlungsweisen  denken.  Der  Verunglückte 
kann  für  dieses  Drittel  Selbstversicherer  sein  und  es  an  sich  tragen  müssen. 
Oder  die  Gesamtheit  der  versicherten  Arbeiter  bezahlt  das  Drittel  mittelst  Auf- 
bringung von  ^/g  der  Mittel,  die  nötig  sind,  damit  die  Anstalt  den  Schaden  voll 
trage,  wobei  die  auf  die  einzelnen  Arbeiter  entfallende  Quote  von  seinem  Arbeit- 
geber einbezahlt  und  dann  vom  Lohne  abgezogen  würde.  Oder  endlich  man 
vermischt,  wie  in  Oesterreich,  beide  Systeme  miteinander,  indem  man  die  nicht 
durch  die  Arbeitgeber  gedeckte  Schadensquote  auf  den  Verunglückten  und  die 
Gesamtheit  der  Arbeiter  verteilt.  Wir  halten  jedoch  dieses  System^)  für  zu 
kompliziert  und  sind  überhaupt  der  Meinung,  dass  man  dem  Arbeiter  bei  der 
Unfallversicherung  keine  Barleistung  auferlegen,  ihn  vielmehr  durch  die  teilweise 
Selbstversicherung,  d.  h.  dadurch,  dass  er  einen  erheblichen  Teil  des  Unfallschadens 
selbst  zu  tragen  hat,  in  wirksamer  Weise  an  der  Unfallverhütung  interessieren  sollte." 
7.  Behufe  gerechter  Verteilung  der  Lasten  auf  die  Unternehmer  wird 
nach  dem  Vorgange  der  deutschen  Unfallgesetzgebung  vorgeschlagen,  die  ver- 
sicherungspflichtigen Betriebe  nach  den  mehr  oder  minder  gefährlichen  Betriebs- 
arten in  entsprechende  Gefahrenklassen  einzuteilen,  und  dieses  System  an 
folgendem  Beispiel  veranschaulicht: 

„Nehmen  wir  30  Betriebe  an: 

10  mit  kleiner  Gefahr, 

10    „    mittlerer  „     , 

10    „    grosser  „     . 


Der  Gefahren-Tarif  bezw.  die  Gefahrenziffer  ist  für 

die  1.  Klasse  =  Mk.  —,50  (V,), 
die  2.      „      =    „       2,- (2), 
die  3.      „      -    „       2,50  (2V,). 


Die  Betriebe  jeder  der  3  Klassen  zahlen  je  1 000  000  Mark  Löhne  jährlich. 
An  der  Umlage  werden  also  teilnehmen: 

für  die  1.  Klasse  =  Mk.  1000  000  x    V«  oder     500000 

„      „    2.       „      =    „     1000000X2  „     2000000 

„      „    3.       „      =    „     1000  000x2V^      „     2  500000 

und  es  werden  im  Ganzen  Mk.  5  000000 

zur  Anrechnung  kommen. 

Nehmen  wir  femer  an,  der  Verband  habe  Mk.  10  000  zu  decken,  so  finden 

wir  als  Einheit  ^  oder  0,20  also  Vö  P^-  ^^^  ^  ^^^  die 

1.  Klasse  zahlen    500  000  X  0,20  Pf  =Mk.     1000 

2.  „  „       2  000000x0,20    „    =    „       4000 

3.  „  „       2  500000X0,20   „   =   „       5000 

zusammen  Mk.  10  000, 
welche  zu  decken  waren.  ^ 


^)  Dasselbe  hat  sich  auch  in  Oesterreich  erfahrungsgemäss  nicht  bewährt;  vgl.   meine 
„Aibeiterversiohenmg  im  Auslände*^,  Heft  VII  (Oesterreich),  S.  35  fg. 
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8.  Bezüglich  der  Art  der  Entschädigung  wird  dem  deutschen  Renten- 
system gegenüber  der  bisherigen  Kapitalabflndung  der  Vorzug  gegeben,  zumal 
das  erstere  auch  spätere  Abänderungen  der  Entschädigung  (bei  Veränderung  der 
Verhältnisse)  wesentlich  erleichtere. 

9.  Die  Organisation  endlich  soll  ganz  einfach  ausfallen:  ein  Zentralamt 
und  je  eine  Behörde  in  jedem  Unfallversicherungsbezirk  (in  der  Begel  die  Ean- 
tonalbehörde);  das  erstere  leitet  und  verwaltet  den  Betrieb  der  Anstalt,  stellt  den 
Gefahrentarif  auf  und  setzt  jährlich  die  Umlage  fest  (Rekurs  an  den  Bundesrat), 
während  die  Bezirksbehörde  die  Anordnungen  der  Zentralbehörde  vollzieht,  die 
Krankenkassen  kontroliert,  die  Versicherungskataster  führt,  die  Beiträge  einzieht 
und  sie  an  die  eidgenössische  Staatskasse  abfuhrt. 

Auch  das  Entschädigungsverfahren  soll  im  Interesse  der  Beschleunigung 
sich  unter  Ausschluss  der  ordentlichen  Gerichte  in  einfachem  und  unentgeltlichem 
Verfahren  vor  den  Organen  der  Versicherungsanstalt  vollziehen:  Erste  Instanz  ein 
Kollegium  aus  5  Mitgliedern  (der  Bezirksbeamte  als  Vorsitzender  mit  je  2  ge- 
wählten Vertretern  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  des  Bezirks  als  Beisitzern), 
Zweite  Instanz  ein  Kollegium  aus  5  Mitgliedern  (1  Direktor  des  Versicherungsamts 
als  Vorsitzender,  je  1  Mitglied  des  Bundesgerichts  und  eines  kantonalen  Obergerichts, 
und  je  1  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  als  Beisitzer). 

Der  Antrag  des  Bundesrats  auf  Abänderung  der  Verfassung  (s.  oben  S.  13) 
wurde  demnächst  am  13.  Juni  1890  von  der  Bundesversammlung  einhellig  und  am 
26.  Oktober  1890  auch  bei  der  Volksabstimmung  mit  283228  gegen  92200  Stimmen 
bezw.  von  18  ganzen  und  5  Halbkantonen  gegen  den  Kanton  Wallis  und  den  Halb- 
kanton Appenzell  J.  Rh.  in  folgender  Fassung  (Art  34*>")  angenommen: 

„Der  Bund  wird  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  die  Kranken-  und 
Unfallversicherung  einrichten,  unter  Berücksichtigung  der  bestehenden  Kranken- 


Er  kann  den  Beitritt  allgemein  oder  f&r  einzelne  Bevölkerungsklassen  obli- 
gatorisch erklären."^) 

Nachdem  so  die  notwendige  Vorbedingung  fftr  die  einheitliche  Inangriff- 
nahme der  Reformarbeiten  geschaffen  war,  erteilte  der  Bundesrat  im  weiteren 
Verfolg  der  oben  erwähnten  Vorarbeiten  und  besonderer  Studien  der  deutschen 
bezw.  österreichischen  Arbeiterversicherung  im  Dezember  1891  dem  Nationalrat 
Forrer  den  Auftrag,  die  zur  Ausfuhrung  des  Art.  34^"  der  Bundesverfassung 
erforderlichen  Gesetzentwürfe  über  Kranken-  und  Unfallversicherung  aufzustellen. 

Der  Genannte  entledigte  sich  dieses  Auftrags  anfangs  1893  durch  Vor- 
legung eines  innerlich  geschlossenen  Entwurfes,  dessen  Hauptgrundsätze  für  alle 
folgenden  Verhandlungen  massgebend  blieben.*)  Nach  Durchberatung  der  Ent- 
würfe in  einer  aus  40  Mitgliedern  bestehenden  Experten-Kommission  (15. — 20.  Mai 
und  2.— 14.  Oktober  1893),  deren  wesentlichste  Forderung  die  Beteiligung  des 
Bundes  an  den  Lasten  sowohl  der  Kranken-  wie  der  Unfallversicherung  betraf 
beauftragte  dann  das  Industrie -Departement  den  Verfasser  der  Gesetzentwürfe, 
dieselben  unter  angemessener  Berücksichtigung  der  Verhandlungen  der  Experten- 
Kommission  umzuarbeiten. 

Inzwischen  hatte  sich  in  den  Kreisen  der  organisierten  Arbeiter  eine  lebhafte 
Gegenbewegung  gegen  die  bei  der  Krankenversicherung  geplante  Beteiligung  der 
Arbeitgeber  an  den  Beitragszahlungen  (zur  Hälfte)  und  folgerichtig  an  der  Kassen- 
verwaltung geltend  gemacht.  Man  verlangte  die  gänzfiche  Ausscheidung  der 
Arbeitgeber  aus  der  Krankenversicherung  und  Ueberwälzung  der  ihnen  zugedachten 
Beiträge  auf  den  Staat  dergestalt,  dass  letzterer  die  Kosten  der  Krankenpflege 
für  alle  Einwohner  allein  übernähme,  während  die  Arbeiter  für  die  Kranken- 
unterstützung (Krankengeld Versicherung)  allein  aufkommen  und  demgemäss 
auch  die  Krankenkassen  in  eigener  unbeschränkter  Verwaltung  behalten  wollten. 
So  hatte  ein  zum  5.  November  1893  nach  Zürich  einberufener  ausserordentlicher 


M  Vgl.  Bundesblatt  1889,  Bd.  IV,  S.  825-960,  u.  1890,  Bd.  IV,  S.  1131-1133. 
*)  Vgl.  die   au8zug;8wei8e  Inhaltsangabe    bei  Bödiker,   Die  Arbeiterversicherung   in  den 
europäischen  Staaten,  Leipzig  1895,  S.  78—102. 
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Arbeitertag,  bei  welchem  190  913  Mitglieder  des  Schweizerischen  Arbeiterbundes 
durch  494  Delegierte  vertreten  waren,  den  Beschlussgefasst,  jeden  Gresetzentwurf  ab- 
zulehnen; der  diesen  Grundsätzen  nicht  entspräche,  und  die  „Volks-Initiative  für  un- 
entgeltliche Krankenpflege  und  Beschaffung  der  Mittel  hierfür  durch  das  Tabaks- 
monopol" zu  ergreifen.  Trotz  lebhafter  Agitation  gelang  es  jedoch  nicht,  in  der 
gesetzlichen  Frist  die  erforderlichen  50000  UnterschrÖlen  zusammenzubringen  und  die 
ganze  Bewegung  verlief  im  Sande.  Gleichwohl  ist  sie  auf  die  weitere  Gesetzgebungs- 
arbeit insofern  von  Einfluss  gewesen^  als  diese,  unter  Festhaltung  desVersicherungs- 
gedankens,  sich  bestrebt  hat,  „die  Thore  der  Krankenversicherungseinrichtungen 
ganz  zu  öffnen  und  allem  Volke  den  Eintritt  zu  ermöglichen". 

Erst  anfangs  1896  konnten  die  inzwischen  umgearbeiteten  Entwürfe  durch 
eine  Botschaft  vom  21.  Januar  1896  mit  ausführlicher  Begründung  der  Bundes- 
versammlung vorgelegt  werden.^) 

Die  hauptsächlichsten  Aenderungen  gegenüber  den  früheren  Entwürfen  be- 
standen in  der  Aufnahme  eines  Bundesbeitrags  an  die  Kranken-  und  eines 
höheren  als  des  früher  vorgesehenen  an  die  Unfallversicherung,  in  der  Einführung  der 
Halb  Versicherung  auf  ersterem  Gebiete,  in  der  Besserstellung  der  freien  Kranken- 
kassen und  in  der  Beschränkung  der  Unfallversicherung  auf  die  Zwangsversiche- 
rung. Auch  die  bereits  oben  erwähnten  Statistiken  (S.  13)*)  waren  inzwischen 
vollendet  und  bei  der  Umarbeitung  der  Gesetzentwürfe  verwertet  worden. 

Die  Botschaft  vom  21.  Januar  1896,  welche  allein  schon  276  Quartseiten 
umfasst,  behandelt  im  „Allgemeinen  Teil"  (S.  28  —  147)  die  wichtigsten  Grund- 
züge der  Entwürfe,  im  „Speziellen  Teil"  (S.  148 — 251)  die  Kranken-  und  die 
Unfallversicherung  im  besonderen  und  in  einem  dritten  Schlussabschnitt  (S.  252 
bis  275)  die  „finanzielle  Tragweite  der  Gesetzentwürfe";  von  diesen  umfasst  der- 
jenige der  Krankenversicherung  207  Artikel  und  der  der  Unfallversicherung 
101  Artikel,  sodass  die  gesamte  Vorlage  einen  fingerstarken  Quartband  bildete. 

Aus  dem  „Allgemeinen  Teil"  sind  hauptsächlich  die  grundsätzlichen  Er- 
örterungen über  die  Verbindung  zwischen  Kranken-  und  Unfallversicherung,  die 
Abgrenzung  der  versicherungspflichtigen  Kreise  und  die  organisatorische  und 
flnanz-technische  Ausgestaltung  beider  Versicherungszweige  von  Interesse. 

1.  Eine  Verschmelzung  beider  Versicherungen,  für  welche  auf  den 
ersten  Anblick  ihre  innere  Verwandtschaft  zu  sprechen  scheine,  wird  aus  ver- 
schiedenen Gründen  als  unthunlich  bezeichnet:  Einmal  sei  die  technische  Ver- 
waltung in  den  zwei  Versicherungsarten  notwendig  eine  verschiedene;  bei  der 
Krankenversicherung  das  einfache  Umlageverfahren,  bei  der  Unfallversicherung 
das  System  der  Kapitaldeckung;  in  der  Unfallversicherung  spiele  die  dem  ein- 
zelnen Betriebe  oder  der  einzelnen  Betriebsart  innewohnende  Gefahr  eine  bedeu- 
tende Rolle,  in  der  Krankenversicherung  nur  eine  untergeordnete.  Sodann 
erfordere  die  Verschiedenheit  der  Simulationsgefahr  eine  gesonderte  Be- 
handlung beider  Branchen.  Gerade  in  der  Krankenversicherung  sei  erfahrungs- 
gemäss  die  Möglichkeit  und  die  Versuchung  für  den  Versicherten,  sich  krank 
zu  stellen,  eine  weit  grössere  als  bei  der  Unfallversicherung,  wo  die  Unfallfolgen 
in  der  Mehrzahl  der  Fälle  offensichtlich  hervorträten.  Daher  könne  jener  Gefahr 
bei  der  Krankenversicherung  am  wirksamsten  nur  dadurch  begegnet  werden, 
dass  jeder  einzelne  Fall  unter  beständiger  Aufsicht  stehe  und  diese  Aufeicht  von 
Leuten  geübt  werde,  welche  ein  unmittelbares  und  erhebliches  Geldinteresse 
daran  besässen,  ob  der  gemeldete  Krankheitsfall  wirklich  bestehe  und  dass  die 
Versicherungsleistungen  mit  Bezug  auf  jeden  solchen  Fall  möglichst  geringe 
seien.  Hieraus  ergebe  sich  für  die  Krankenversicherung  die  Zweckmässigkeit 
verhältnismässig  kleinerer  Anstalten  mit  möglichst  grossem  unmittelbarem  Geld- 
interesse der  Versicherten  an  einem  günstigen  Ergebnis  des  Anstaltsbetriebes, 


^)  Vgl.  „Botschaft  des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung  zu  den  Entwürfen  von  zwei 
Bundesgesetzen,  betreffend  die  Kranken-  und  Unfallversicherung",  vom  21.  Januar  1896. 

^  „Ergebnisse  der  schweizerischen  Unfallzählung  vom  1.  April  1888  bis  31  März  1891",  95. 
Lieferung  der  schweizerischen  Statistik,  1894,  vom  eidg,  statistischen  Bureau  (deutsch  und  fran- 
zösisch) nnd  „Unfallstatistik  aus  den  Angaben  schweizerischer  Krankenkassen  von  den  Jahren 
1886,  1887  iHdd  1888,  im  Jahr  1891  vom  schweizerischen  Arbeitersekretariat  veröffentlicht. 

2* 
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während  fttr  die  ünfallversichenmg  der  Grundsatz  der  Vereinigung  möglichst 
vieler  Risiken  in  einer  Anstalt  massgebend  bleibe.  Deshalb  bedürfe  eben  diese 
mit  dem  komplizierteren  System  der  Gefahrenklassen  und  des  Kapitaldeckongs- 
verfahrens  grösserer  und  besonderer  Anstalten.  Endlich  würde  bei  der  Ver- 
schmelzung beider  Branchen  auch  die  Gefahr  einer  vorzeitigen  und  zweckwidrigen 
Verwendung  der  Deckungskapitalien  für  die  laufenden  Ausgaben  der  Kranken- 
versicherung vorliegen. 

Trotz  dieser  Zweiteilung  wird  doch  ein  organischer  Zusammenhang  zwischen 
beiden  Branchen  hergestellt  durch  die  Identität  der  beiderseits  versicherungs- 
pflichtigen Personenkreise,  der  staatlichen  Behörden  für  beide  Branchen,  durch 
Ueberweisung  aller  kleineren  Unfälle  ohne  dauernde  Folgen  und  auch  der  schwereren 
Unfallkrankheiten  für  die  ersten  Erankeitswochen  an  die  Erankenversicherung, 
desgleichen  durch  die  Uebertragung  der  Prämieneinziehung  auch  für  die  Unfall- 
versicherung. Im  übrigen  wird  unter  Hinweis  auf  die  in  Deutschland  und  Oester- 
reich  bereits  gemachten  Erfahrungen  betont,  dass  die  Unfallversicherung  sich 
auf  der  Krankenversicherung  aufbauen  müsse  und  richtigerweise  beide  Branchen 
miteinander  in  Angriff  zu  nehmen  seien. 

2.  Hinsichtlich  des  Versicherungszwanges  wird  die  Ausdehnung  des- 
selben auch  auf  die  Krankenfürsorge  damit  begründet,  dass  die  Gefahr  zu 
erkranken  im  allgemeinen  bedeutend  grösser  sei  als  die  Gefahr  einen  Unfall  zu 
erleiden,  und  dass  das  freiwillige  Kassenwesen  sich  als  ganz  unzureichend  erwiesen 
habe.  Nach  der  schweizerischen  Unfallstatistik  komme  auf  100  unselbständig 
erwerbende  Personen  jährlich  ein  Unfall  mit  tötlichem  Ausgang  oder  mit  mehr 
als  vierwöchiger  Krankheitsdauer.  Dagegen  erkrankten  von  den  E[rankenkassen- 
mitgliedem  erfahrungsgemäss  im  Jahr  gewöhnlich  20  bis  50  ^Z^.  Allerdings  würde 
dieses  für  die  Erkrankungsgefahr  hinsichtlich  der  Häufigkeit  sehr  ungünstige 
Verhältnis  gemildert  durch  die  grössere  Durchschnittsschwere  des  Unfalls  im 
Verhältnis  zur  Krankheit,  jedoch  nicht  in  entsprechendem  Masse.  Denn  die 
Belastung  der  Krankenversicherung  bleibe  bei  den  vorgeschlagenen  Entschädi- 
gungssätzen immer  noch  um  vieles  grösser,  als  die  Belastung  der  Unfallver- 
sicherung. 

Andererseits  beweise  schon  die  im  Verhältnis  zur  Gesamtbevölkerung  geringe 
Mitgliederzahl  der  freiwilligen  Krankenkassen,^)  dass  der  Staat  seiner  Aui^H 
der  Krankenversicherung  näher  zu  treten,  auf  dem  Boden  der  Freiwilligkeit  nicht 
genügen,  sondern  derselben  mit  Bezug  auf  diejenigen  Bevölkerungsklassen,  welche 
am  meisten  unter  den  nachteiligen  wirtschaftlichen  Folgen  der  Krankheiten  zu 
leiden  hätten,  nur  auf  dem  Wege  des  Versicherungszwanges  gerecht  werden 
könne. 

Es  wird  deshalb  die  Einführung  des  Versicherungszwanges  für  alle  un- 
selbständig erwerbenden  Personen,  sowohl  bezüglich  der  Unfall-  als  auch  der 
Krankenversicherung  empfohlen,  zumal  die  Identität  der  Personenkreise  dem 
guten  Betriebe  der  beiderlei  Anstalten  lediglich  förderlich  sein  würde.  Im 
übrigen  lässt  sich  die  Botschaft  des  Bundesrats  über  den  Versicherungszwang 
an  sich,  wie  folgt,  aus: 

„Nach  unseren  Wahrnehmungen  ist  man  im  Schweizervolk  nahezu 
allgemein  mit  dem  sog.  Obligatorium  einverstanden,  und  herrschen  in 
der  Hauptsache  lediglich  darüber  verschiedene  Anschauungen,  ob  das- 
selbe auf  die  Lohnarbeiter  zu  beschränken  oder  auf  die  gesamte  Be- 
völkerung auszudehnen  sei. 

Der  internationale  Unfallkongress,  welcher  vom  1.  bis  6.  Oktober  1894 
in  Mailand  stattfand,^)  zeigte  sich  allerdings  in  der  grossen  Mehrzahl 
der  Teilnehmer  jedem  Obligatorium  abgeneigt    Die  dort,  hauptsächlich 


1)  Vgl  S.  7  und  Note  1  daselbst. 

^  „Ck>iLgT^  intemational  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales'',  troisieme 
Session  tenue  k  Milan  du  1.  an  6.  Octobre  1894,  Milan  1894. 
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von  französischen,  italienischen  nnd  belgischen  Kednem,  dagegen  geltend 
gemachten  Gründe   sind   uns  jedoch   in    keiner  Weise   als   stichhaltig 
erschienen.   Insbesondere  ist  das  dort  vielfach  geltend  gemachte  Argument, 
dass  sich  beim  System  des  Yersicherungszwanges  die  Zi^  der  Unfälle 
erheblich  vermehre,  nicht  zutreffend.^)    Es  kann  ja  sein,  dass  der  eine 
oder  andere  dann  und  wann  bei  der  Arbeit  sich  weniger  in  acht  nimmt, 
wenn  er  von  vornherein  weiss,  dass  er,  faUs  ihm  ein  Unfall  passiert, 
den  Schaden,  wenigstens  zum  Teil,  ersetzt  bekommt    Diese  Schatten- 
seite ist  jedoch  nicht  nur  dem  Yersicherungszwang  und  nicht  nur  der 
Versicherung,  auch  der  freiwilligen,  eigen,  sondern  auch  dem  Haftpflicht- 
system, und  zwar  sowohl  dem  ausgesprochenen  schweizerischen  als  dem 
verkappten  des  Code  civil;  allerdings  dem  Yersicherungs-  mehr  als  dem 
Haftpflichtsystem  und  zwar  deswegen,  weil  letzteres  dem  Selbstverschulden 
eine  grössere  Bedeutung  beilegt  als  jenes.    Mit  ziemlich  dem  nämlichen 
Recht,  mit  welchem  man   um  der  drohenden  Unfallvermehrung  willen 
gegen  den  Yersicherungszwang  eifert,  kann  man  das  Haftpflichtsystem 
und  die  gegenwärtige  Auslegung  und  Anwendung  von  Art.  1384  des 
Code  civil  angreifen." 
Dagegen   wird   die  Ausdehnung   des  Yersicherungszwanges   auf  die   ge- 
samte Bevölkerung^)  als  unpraktisch  abgelehnt],  da  es  einerseits  nicht  an- 
gezeigt  erscheine,    auch  solche  Bevölkerungskreise  dem  Yersicherungszwang  zu 
unterstellen,  deren  Angehörige  sich  in  der  Regel  selbst  helfen  könnten,   und 
andererseits  der   staatliche  Zwang   nur  da  eintreten  dürfe,   wo  er  notwendig 
sei;  durch  die  Zulassung  der  freiwilligen  Versicherung,  insbesondere  der  Hall^ 
Versicherung  bei  der  Krankenversicherung  werde  hier  allen  berechtigten  An- 
forderungen genügt 

Die  Schwierigkeiten,  welche  sich  auf  dem  Grenzgebiet  zwischen  der 
versicherungspflichtigen  und  der  versicherungsfreien  Bevölkerung  ergeben,  d.  h. 
bei  den  Tagelöhnern,  welche  von  Tag  zu  Tag  den  Arbeitgeber  wechseln,  und 
bei  der  Hausindustrie  mit  ihren  vielfach  schwankenden  Verhältnissen,  wo  ein 
ständiger,  für  die  Prämieneinziehung  haftbar  zu  machender  Arbeitgeber  nicht 
vorhanden  ist,  werden  dadurch  zu  lösen  versucht,  dass  die  Einführung  des  Ver- 
sicherungszwanges für  diese  beiden  Gruppen  oder  einzelne  Unterabteilungen 
derselben  dem  Bundesbezirk  vorbehalten  wird,  der  dann  auch  für  den  rich- 
tigen Eingang  der  Prämien  seinerseits  haften  solL 

Mit  Bezug  auf  die  Organisation  wird  für  die  Unfallversicherung  aus  den 
schon  oben  (S.  13)  erörterten  Gründen  eine  Zentralanstalt  —  eidgenössisches 
Versicherungsamt  —  mit  kantonalen  Agenturen  vorgeschlagen,  während  die  Er- 
hebung der  Prämien,  die  Besorgung  der  Unfallkranken  und  die  Ausbezahlung 
der  &ankengelder  den  Organen  der  Krankenversicherung  zugewiesen  wird.  Als 
Typen  dieser  werden  mit  Bezug  auf  die  eigenartigen  Landesverhältnisse  in  erster 
Reihe,  unter  Anlehnung  an  die  politische  Emteilung,  (territoriale)  Gemeindeki*an- 
kenkassen  (in  der  Regel  je  eine  für  jede  Versicherungsgemeinde  mit  mindestens 
2000  Seelen)  und  daneben,  mit  Rücksicht  auf  die  bereits  bestehenden  Eisenbahn-, 
Dampfschiffs-,  Fabrik-  und  ähnlichen  Krankenkassen,  auch  (berufliche)  Betriebs- 
krankenkassen vorgesehen;  diese  beiden  Kassenarten  werden  im  Gegensatz  zu 
den  freien  (privaten)  Krankenkassen  als  „öffentliche^  bezeichnet.  Doch  können 
die  freien  Hilfskassen  durch  Erfüllung  bestimmter  gesetzlicher  Anforderungen 
die  Rechte  „eingeschriebener  Krankenkassen^  erlangen  und  als  solche  gleichfalls 
Organe  der  Zwangsversicherung  werden. 

Die  organische  Verbindung  zwischen  Kranken-  und  Unfallversicherung  ver- 
anschaulicht demnach  die  nachfolgende  Aufstellung: 


*)  Vgl.  meine  „Arbeiterveraichenmg  im  Auslände",  Heft  IV  (Frankreich),  S.  38;  Heft  V 
(England),  S.  16;  Heft  VI  (ItaUen),  S.  12  fg. 

•)  Vgl  hierzu  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Heft  Vn/VUE  (Oesterreich- 
Ungam),  S.  45  fg. 
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Krankenversicherung 


Unfallversichenmg 


Bund  —  Eidgenössisches  Versicherongsamt: 
Kanton  —  Kreisbehörde: 
Gemeinde  —  Oe£fentliche  Krankenkasse: 


obere  Anfsichtsstelle 

Aufsichtsstelle 

Hauptorgan 


Direktion 

Haaptagentur 

Hilfsorgan. 


4.  Was  endlich  die  Aufbringung  der  Mittel  zur  Deckung  der  im  wesent- 
lichen nach  deutschem  bezw.  österreichischem  Vorbilde  abgegrenzten  Entschädi- 
gungsbestimmungen anbetrifft,  so  wird  hier  hauptsächlich  die  Frage  erörtert,  ob 
und  in  welchem  Masse  der  Bund  zu  den  Lasten  beitragen  soll  Nach  den  frühe- 
ren Entwürfen  sollte  derselbe  die  Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten  der  Un- 
fallversicherung bestreiten  und  den  „öffentlichen"  Krankenkassen  für  deren  Bei- 
hilfe bei  dem  ünfallversicherungsgeschäft  jährlich  angemessene  Beiträge  zu  den 
Verwaltungskosten  leisten,  was  insgesamt  etwa  1  Million  Fr.  jährlich  zu  Lasten 
des  Bundes  betragen  hätte;  weiter  wollte  man  damals  nicht  gehen,  weil  die  ordent- 
lichen Einnahmen  des  Bundes  solches  nicht  zuliessen,  und  andererseits  etwa  verfüg- 
bare Mittel  für  die  Invaliditätsversicherung  zusammengehalten  werden  sollten. 
In  der  Expertenkommission  (s.  oben  S.  18)  wurde  aber,  namentlich  mit  Bezug 
auf  die  in  die  Unfallversicherung  einzubeziehende,  jedoch  durch  die  dabei  erfor- 
derlichen Prämien  zu  schwer  belastete  Landwirtschaft  ein  weitergehender  Bundes- 
beitrag zu  beiden  Versicherungen  einstimmig  befürwortet  und  demgemäss  in  den 
umgearbeiteten  Entwürfen  diese  Quote  für  die  ünfallversichernng  auf  ein  Viertel 
—  das  sog.  Bundesviertel  —  und  für  die  Krankenversicherung  auf  einen 
Rappen  pro  Versicherten  und  Versicherungstag  —  den  sog.  Bundesrappen  — 
festgesetzt.  Soweit  diese  Bundesleistung  nicht  ausreicht,  soll  der  Aufwand  der 
Kranken-  und  Unfallversicherung  durch  die  Beiträgt  der  Beteiligten  aufgebracht 
werden,  welche  bei  der  Krankenversicherung  „Auflage",  bei  der  Unfallversiche- 
rung „Prämie"  genannt  und  im  wesentlichen  nach  gleichen  Grundsätzen  wie  in 
der  deutschen  und  österreichischen  Gesetzgebung  geregelt  werden. 

Von  Interesse  sind  jedoch  die  eigenartigen  Ausführungen  über  die  Teilung 
der  Lasten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern: 

„In  der  Unfallversicherung  als  der  Nachfolgerin  des  Haftpflicht- 
systems werden  wir  die  Lasten  ganz  oder  zum  grössten  Teil  dem  Arbeit- 
geber überbinden.  Rechtfertigen  es  die  Mehrleistungen  der  Unfallver- 
sicherung im  Vergleich  zu  den  Leistungen  der  Haftpflicht,  dass  auch  der 
Arbeiter  die  dieser  Mehrleistung  entsprechende  Quote  selbst  trage?  An 
und  für  sich  muss  diese  Frage  bejaht  werden.  Es  ist  insbesondere  nicht 
einzusehen,  aus  welchem  inneren  Grunde  derjenige  Teil  der  Unfallprämie, 
welcher  das  Aequivalent  für  die  Versicherung  der  Nicht-Betriebsunfälle 
bildet,  ausschliesslich  vom  Arbeitgeber  getragen  werden  soll.  Wenn  wir 
uns  dennoch  dafür  entschieden  haben,  dass  der  Arbeitgeber  die  ganze 
Unfallprämie  allein  tragen  müsse,  so  geschah  es  aus  Gründen  der  Zweck- 
mäßigkeit. Es  konnte  sich  sowieso  nur  um  eine  kleinere  Quote  handeln, 
die  dem  Arbeiter  zu  überbinden  wäre,  um  Vg  ^^er,  wie  in  Oesterreich, 
um  '/lo-  ^^^  lohnt  es  sich  in  der  That  beinahe  nicht  der  Mühe  und 
erscheint  es  geradezu  kleinlich,  wenn  der  Arbeitgeber  die  Befugnis  er- 
halten und  ausüben  würde,  dem  Arbeiter  monatlich  ^/g  oder  ^/j^  der 
nach  Einführung  des  Bundesviertels  sowieso  nicht  mehr  bedeutenden 
Pränne  am  Lohne  abzuziehen.  Die  durchschnittliche  Netto-Unfallprämie, 
also  die  ünfallversicherungsprämie  ohne  Einrechnung  der  Verwaltungs- 
kosten beträgt,  wie  wir  später  sehen  werden,  2*^/^.  Nehmen  wir  die 
mittlere,  5.  Lohnklasse  mit  3  Fr.,  so  beträgt  die  monatliche  Prämie,  wenn 
der  Monat  25  Arbeitstage  zählt,  25  x  6  Rappen  =  1,50  Fr.,  betrüge  also 
der  Gesamtabzag  18  oder  15  Rappen,  auf  den  14tägigen  Zahltag  also  9 
oder  7  Rappen.  Das  System  hat  sich  denn  auch  in  Oesterreich  schlecht 
bewährt.   Die  meisten  Arbeitgeber  machen  von  ihrem  gesetzlichen  Recht, 
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dem  Arbeiter  ^/j^  der  Unfallprämien  vom  Lohne  abzuziehen,  keinen 
Gebrauch.  Die  natürliche  Folge  ist,  dass  diejenigen,  welche  ihr 
Recht  ausüben,  als  hart  und  als  Feinde  des  Arbeiterstandes  verschrieen 
werden. 

In  der  Expertenkommission  waren  es  vornehmlich  die  Vertreter 
der  Industrie,  welche  verlangten,  dass  der  Arbeiter  an  die  Unfallver- 
sicherung auch  etwas  beizutragen  habe.  Wir  anerkennen,  dass  der  Be- 
weggrund der  Antragsteller  nicht  etwa  in  dem  Bestreben,  den  Arbeit- 
geber auf  Kosten  des  Arbeiters  zu  entlasten,  sondern  hauptsächlich  in 
der  Rücksicht  auf  möglichste  Unfallverhütung  bestand.  Dieser  Beweg- 
grund erscheint  uns  jedoch  nicht  als  durchschlagend.  Der  Arbeiter, 
welcher  sich  der  Gefahr  aussetzt,  kann  in  99  von  100  Fällen  nicht 
wissen,  ob  ein  daraus  resultierender  Unfall  die  Krankenkasse,  an 
welcher  er  mitzuzahlen  hat,  oder  die  Unfallversicherungsanstalt  belasten 
werde.  Ausserdem  wird  ihm  ja  der  Schaden  nicht  ganz,  sondern  nur  zu 
^/g  ersetzt,  und  muss  er  die  in  den  körperlichen  Schmerzen  und  dem 
physischen  Ungemach  bestehenden  Unfallfolgen  sowieso  allein  tragen. 
Er  hat  also,  auch  wenn  er  von  der  Unfallprämie  befreit  wird,  noch 
immer  ein  grosses,  ja  regelmässig*  das  grösste  Interesse  an  der  Unfall- 
verhütung. 

Soviel  mit  Bezug  auf  die  Unfallversicherung.  Wie  nun  in  der 
Krankenversicherung?  Da  wäre  es  von  vornherein  ungerecht,  wenn 
der  Arbeitgeber  allein  zahlen  müsste.  Er  soll  die  Krankheitsgefahr 
seines  Betriebes  aushalten;  er  soll  zu  den  Kosten  der  Unfallkrankheiten, 
welche  ihm  unter  der  Herrschaft  des  Haftpflichtsystems  allein  zur  Last 
fielen  und  nunmehr  durch  die  Krankenversicherung  getragen  werden, 
seinen  Teil  beitragen;  er  besitzt  ein  grosses  Interesse  an  der  Gesundheit 
seiner  Arbeiter,  da  ihm  die  kranken  nichts  verdienen.  Andererseits  aber 
muss  berücksichtigt  werden,  dass  die  Ursache  der  meisten  Krankheiten 
entweder  unbekannt  ist  oder  nicht  in  der  verrichteten  Arbeit  gesucht 
werden  kann.  Bisher  hatte  der  Arbeiter  den  aus  der  Krankheit  resul- 
tierenden Schaden  regelmässig  an  sich  selbst  zu  tragen.  Nun  wird  er 
gegen  diese  Schadensfolgen  versichert.  Warum  soll  er  nicht  wenigstens 
einen  Teil  der  Prämie  selbst  bezahlen?  Und  schliesslich  giebt  es  ein 
sittliches  und  ein  sozialpolitisches  Moment,  welche  beide  gleichmässig 
zu  dem  bereits  gefundenen  Schlüsse  führen.  Einmal  wäre  die  Befreiung 
des  Arbeiters  von  aller  und  jeder  Prämienlast  sowohl  in  der  Unfall-  als 
auch  in  der  Krankenversicherung  der  Wertschätzung  des  Arbeiterstandes 
keineswegs  förderlich.  Sodann  würde  es  sich  alsdann  durchaus  nicht 
mehr  rechtfertigen,  den  Betrieb  der  Krankenkassen  den  Versicherten 
selbst  zu  übertragen.  Und  doch  legen  die  Arbeiterkreise  mit  Recht  ein 
grosses  Gewicht  darauf,  dass  die  Verwaltung  der  Kassen  gänzlich  oder 
in  der  Hauptsache  ihnen  überlassen  werden. 

In  Anbetracht  aller  dieser  Umstände  setzen  wir  fest,  dass  die  Auf- 
lage zu  gleichen  Teilen  vom  Arbeiter  und  Arbeitgeber  zu  tragen  sei. 

Wir  gelangen  noch  auf  einem  anderen  Wege  zu  dieser  Gleich teilung. 
Gehen  wir  von  der  Bestimmung  des  Art.  341  ^)  des  Obligationenrechts 
aus,  bauen  wir,  wie  es  in  der  Expertenkommission  von  gewichtiger  Seite 
verlangt  wurde,  auf  diesem  Grunde  auf  und  aus,  indem  wir  jene  Be- 
stimmung als  auf  jedes  Arbeitsverhältnis  anwendbar  erklären,  und  setzen 
wir  die  dort  vorgesehene  Dauer  auf  3  Wochen  fest,  so  dass  also  der 
Arbeitgeber  jede  Krankheit  des  Arbeiters  für  die  ersten  3  Wochen  aus- 
zuhalten hat.  Und  berechnen  wir  nun  die  hieraus  entstehende  Belastung 
im  Verhältnis  zum  Gesamtschaden,  welchen  sämtliche  Krankheiten  "des 


^)  Der  2.  Absatz  dieses  Artikels  lautet:  „Der  Arbeitgeber  hat  den  Dienstpflichtigen,  welcher 
mit  ihm  in  häuslicher  Gemeinschaft  lebt,  bei  vorübergehender,  unverschuldeter  Krankheit  auf 
eigene  Kosten  verpflegen  und  ärztlich  behandeln  zu  lassen.^ 
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Arbeiters  in  ihrer  ganzen  Daner  bis  anf  1  Jahr^)  vemrsachen.  Nach  den 
versichemngstechnischen  Berechnungen  beträgt  die  Belastung  der  ersten 
3  Wochen  49%  des  Gesamtschadens,  also  wiederum  nahezu  die  Hälfte. 
Wenn  wir  also  den  Grundsatz  jenes  Art  341  ausdehnen  und  die  daraus 
f&r  den  Arbeitgeber  erwachsende  Last  in  eine  entsprechende  Versiche- 
rungsprämie umsetzen ;  so  gelangen  wir  wiederum  zur  Gleichteilung  der 
Prämienlast."*) 
Die  Gesamtbelastung  ^)  wird  f&r  die  obligatorische 

Krankenversicherung  auf    15580000  Fr. 
Unfallversicherung  auf         9730000  Fr. 


zusammen    25260000  Fr. 

veranschlagt,  wobei  die  Gesamtzahl  der  Zwangsversicherten  auf  600000*),  die 
Gesamtsumme  der  anrechenbaren  Lohnsumme  (Maximum  7,50  Fr.  pro  Tag)  unter 
Annahme  eines  Durchschnittlohnes  von  2,50  Fr.  täglich  und  300  Arbeitstagen 
jährlich  auf  436,5  Millionen  Franken,'^)  die  Belastung  der  Krankenversicherung 
bei  Zugrundelegung  einer  gewöhnlichen  Krankheitsgefahr  auf  3^/,  Lohnprozente 
(einschliesslich  der  Verwaltungskosten  der  Krankenkassen)  und  die  der  Un&U- 
Versicherung  bei  Annahme  mittlerer  Unfedlsgefahr  auf  2  Lohnprozente  (ohne  Ein- 
rechnung  der  Verwaltungskosten)  berechnet  werden.  •) 

Die  Gesamtlast  von  25260000  Fr.  verteilt  sich  auf  Arbeitgeber,  Arbeiter 
und  Bund  wie  folgt: 


Kranken- 
versidienmg 

ünfaU- 
versichenmg 

Zosammen 

'1. 

Albeitgeber 

Arbeiter 

Bund 

6545000  Fr. 
6545000   „ 
2440000   „ 

6547000  Fr. 
3183000   l 

13092000  Fr. 
6545000   „ 
5623000   „ 

52 
26 
22 

Znaanunen  .   . 

15530000  Fr. 

9  730000  Fr. 

25260000  Fr. 

100 

^)  Die  Dauer  der  Normal-  bezw.  Mindesüeistungen  der  öffentlichen  Krankenkassen  war 
auf  ein  Jahr  festgesetzt  worden.  Wenn  man  die  Belastung  durch  sämtliche  Krankheiten,  welche 
ein  Jahr  nnd  weniger  als  ein  Jahr  dauern,  mit  100  beziffert,  gestaltet  sich  mit  Bezug  auf  die 
yerschiedeneu  Befnstungen  der  Eassenleistungen  das  Verhältnis  der  Belastung  der  Kranken- 
versicherung folgendermassen:  3  Wochen:  49:  6  Wochen:  66;  Vi  Jahr:  82;  ^L  Jahr:  93; 
»/4  Jahr:  97;    1  Jahr:  100. 

*)  Bei  Zusammenfassung  der  Kranken-  nnd  Unfallversichemng  stellte  sich  das  VerMltnis 
der  Belastung  des  Arbeitgebers  zu  der  des  Arbeiters  wie  ^/^ :  ^/s »  so  dass  die  Arbeitgeber  gerade 
doppelt  so  stark  belastet  waren  als  die  Arbeiter. 

^)  Vgl.  „Denkschrift  über  die  Höhe  der  finanziellen  Belastung,  welche  den  nach  dem 
Krankenversicherungsentwnrfe  einzurichtenden  Krankenkassen  voraussichtlich  erwachsen  wird" 
nnd  „Versicherungstechnische  Untersuchungen  über  die  nach  dem  Gesetzentwurf  einzurichtende 
Unfallversicherung"  von  Moser,  Versicherungstechniker  am  schweizerischen  Industriedepartement, 
Bern  1895  (deutsch  nnd  französisch). 

^)  Die  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1888  hatte  für  die  ganze  Schweiz  2917  754  Ein- 
wohner ergeben  nnd  zwar: 

1.  Im  Lohn  und  Dienst  anderer  Arbeitende  (unselbständig 

Erwerbende) 739056 

2.  In  eigenen  Betrieben  thätige  unmittelbare  Berufsange- 

hörige (selbständig  Erwerbende) 566594 

3.  Uebrige  Einwohner  (Unerwachsene,  erwerbslose  Erwach- 

sene, einschliesslich  deijenigen,  die  nur  im  Haushalt 

der  eigenen  Familie  thätig  sind) 1612104. 

^)  Von  den  insgesamt  2,50  x  300  x  600000  =  450  Millionen  Fr.  werden  3  <^/«  als  anf  die 
Zeiten  mit  ruhender  Prämienpflicht  (bei  Krankheit)  fallend  in  Abzug  gebracht. 

^)  Die  vom  Bund  zu  tragenden  Verwaltnngskosten  werden  für  die  Unfallversicherung  auf 
1  Mill.  Fr.,  für  die  Krankenversicherung  auf  ^/^  Mül.  Fr.  veranschlagt,  so  dass  sich  die  Be- 
lastung für  die 

ünfaUversichemng  auf     2  «/o  von  436,5  MiU.  Fr.  =  8  730000 -f  1000000=  9720000  Fr. 
Krankenversicherung  auf  3Va  ^/o  von  436,5  MilL  Fr.  =  15280000+    250000=  15530000  Fr. 

und  insgesamt  auf:  2401ÖÖ00-f  1250000  =  25260000  Fr. 
stellt. 
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Im  allgemeinen  verteilen  sich  hiemach 

die  Ausgaben  mit  |  tlUo  *^f  Jie  Krankenversiche^^^^ 
e     ^11  im    I  390^^  j^^f  ^g  Unfallversicherung 

152^1^  auf  die  Arbeitgeber 
26^1^  auf  die  Arbeiter 
227o  a^  den  Bund 

Der  Bundesbeitrag  von  5623000  Fr.  zerfällt  in:  1250000  Fr.  Verwaltungs- 
kosten (1  Million  Fr.  für  die  Unfallversicherung,  und  V4  Million  Fr.  fftr  die 
Krankenversicherung),  2190000  Fr.  „Buudesrappen"  für  600000  Krankenver- 
sicherte in  einem  gewöhnlichen  Jahre  von  365  Tagen,  und  2183000  Fr.  „Bundes- 
viertel" für  die  Unfallversicherung. 

Unter  Einbeziehung  der  freiwilligen  (Kranken-)  Versicherung  wurde  der 
gesamte  Bundesbeitrag  auf  7330000  Fr.  veranschlagt.  Da  die  Deckung  einer  so 
grossen  Summe  aus  den  ordentlichen  Einnahmen  des  Bundes  ausgeschlossen  er- 
schien, hatte  der  Bundesrat  die  Regelung  dieser  Finanzfrage  ebenso  wie  die 
der  Militärversicherung  besonderen  Vorlagen  vorbehalten. 

Der  Inhalt  der  mit  der  Botschaft  vom  21.  Januar  1896  an  die  Bundes- 
vei*samlung  gebrachten  Doppelvorlage  war,  nach  den  einzelnen  Titeln  geordnet, 
im  Wesentlichen  der  folgende: 

I.  Bundesgesetz,  betr.  die  Krankenversicherung. 

A.  Umfang  der  Versicherung  (Art  1 — 9).  Zwangsweise  versichert 
sind:  alle  unselbständig  erwerbenden  Personen  männlichen  oder  weiblichen 
Geschlechts,  welche  auf  schweizerischem  Gebiet  in  inländischen  (Transport-, 
industriellen,  gewerblichen,  kaufmännischen,  land-  und  forstwirtschaftlichen)  Be- 
trieben erwerben,  sowie  alle  Dienstboten  inländischer  Dienstherrschaften  vom 
zurückgelegten  14.  Altersjahr  an  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  von  Krank- 
heiten, sofern  nicht  die  Beschäftigung  durch  die  Natur  ihres  Gegenstandes  oder 
im  voraus  durch  den  Arbeitsvertiag  auf  einen  Zeitraum  von  weniger  als  einer 
Woche  beschränkt  ist.  Ausgenommen  von  der  Versicherungspflicht  sind  Be- 
amte und  Angestellte  mit  Jahresgehalt  über  5000  Fr.  Ausgedehnt  werden 
kann  der  Versicherungszwang  durch  Beschluss  jeder  Versicherungsgemeinde  auf: 
Tagelöhner  und  Hausindustrielle  der  betreffenden  Gemeinde.  Nichtver- 
sicherungspflichtige sind  berechtigt,  sich  der  Zwangsversicherung  freiwillig 
anzuschliessen,  und  müssen  aufgenommen  werden,  sofern  sie  im  Zeitpunkt  der 
Anmeldung  gesund  sind  und  das  Alter  von  45  Jahren  noch  nicht  erreicht  haben. 

B.  Einteilung  des  Gebietes  (Art  10—14).  Die  ganze  Schweiz  wird 
unter  Berücksichtigung  der  politischen  Einteilung  in  Versicherungskreise  und 
diese  in  Versicherungsgemeinden  (in  der  Kegel  jede  politische  Gemeinde  mit 
mindestens  2000  Einwohnern)  eingeteilt. 

C.  Organe  der  Zwangsversicherung  (Art.  15 — 175).  I.  Die  öffent- 
lichen Krankenkassen  (Art.  16—153)  welche  Rechtspersönlichkeit  und  Ge- 
bührenfreiheit besitzen,  zerfallen  in  die  territorialen  Gemeinde-Krankenkassen 
(G.K.K.)  und  die  beruflichen  Betriebs-Krankenkassen  (B.K.K);  vergl.  oben  S.  21. 

1.  Gemeinde-Krankenkassen  (Art.  24 — 128)  bestehen  in  der  Regel  je 
eine  für  jede  Gemeinde.  Versicherungspflichtige  werden  mit  der  Erwerbung  der 
die  Versicherungspflicht  begründenden  Eigenschaft,  bezw.  Tagelöhner  und  Haus- 
industrielle mit  der  Anmeldung  durch  die  Gemeindebehörde  oder  die  Pflichtigen 
selbst  obligatorische  Mitglieder  der  zuständigen  Gemeindekrankenkasse,  sofern 
sie  nicht  einer  Betriebskrankenkasse  oder  einer  „eingeschriebenen"  Krankenkasse 
angehören.  Die  Mitgliedschaft  erlischt  mit  dem  Wegfall  der  die  Versicherungs- 
pflicht voraussetzenden  Eigenschaft  von  selbst,  doch  bleiben  die  Entschädigungs- 
ansprüche noch  weitere  4  Wochen  in  Kraft.  Freiwillige  Mitglieder  (s.  oben) 
sind  entweder  Voll-  oder  Halbversicherte;  jene  haben  Anspruch  auf  Kranken- 
pflege und  Krankengeld,  diese  nur  auf  Krankenpflege.  Die  Statuten  können  ein 
Eintrittsgeld  (für  Halbversicherte  bis  25,  für  Vollversicherte  bis  50  Fr.)  festsetzen 
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durch  dessen  Zahlong  die  freiwillige  Mitgliedschalt  erst  in  Kraft  tritt;  dieselbe 
erlischt  durch  Ei'werb  der  Versicherongspflicht,  Wegzng  ans  dem  Kassengebiet, 
Austritt  oder  Ausschluss.  Jede  Gemeindekrankenkasse  hat  eine  Meldestelle 
einzurichten,  bei  welcher  die  Arbeitgeber  Eintritt  oder  Austritt  jedes  Versiche- 
rungspflichtigen binnen  2  Tagen  anzumelden  haben. 

Erkrankungsfälle  sind  von  den  Erkrankten  bezw.  deren  Arbeitgebern 
zur  Vermeidung  von  Rechtsnachteilen  binnen  gleicher  Frist  anzuzeigen.  Der 
Vorstand  der  Gemeindekrankenkasse  lässt  sodann  den  E^rankheitsfsdl  feststellen 
und  trifft  fortlaufend  die  nötigen  Anordnungen  zur  Heilung,  zur  zweckmässigen 
Behandlung,  sowie  zur  Feststellung  des  Krankheitsyerlaufs  und  der  Krankheits- 
dauer. Die  Kasse  gewährt:  a)  vom  Beginn  der  Krankheit  an  während  der  ganzen 
Dauer  derselben  (gleichviel  ob  inzwischen  die  Mitgliedschaft  aufhört)  jfreie  ärzt- 
liche Behandlung  und  Arznei  nebst  anderen  Heilmitteln  (Brillen,  Bruchbänder  etc.), 
sowie  Ersatz  notwendiger  Transport-  und  Reisekosten;  b)  im  Fall  gänzlicher 
Erwerbsunfähigkeit  vom  dritten  Tage  an  bis  zur  Dauer  eines  Jahres  für  jeden  Tag 
ein  am  Schluss  jeder  Woche  zu  zahlendes  Krankengeld  im  Betrage  von  */,  des  (nach 
9  Lohnklassen  durchschnittlich,  jedoch  nicht  über  7,50  Fr.  festgesetzten)  Tage- 
lohnes, bezw.  bei  nur  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  entsprechend  weniger;  c)  an 
Wöchnerinnen  (bei  mindestens  6  monatlicher  Mitgliedschaft)  bis  zur  Dauer  von 
6  Wochen  Ersatz  für  Kosten  des  geburtshilflichen  Beistandes  und  (bei  obli- 
gatorischer oder  freiwilliger  Voll  Versicherung!  auch  Krankengeld;  d)  im  Sterbe- 
fall ein  Begräbnisgeld  bis  zu  60  Fr. 

Den  Mitgliedern  der  Gemeindekrankenkasse  steht  die  Wahl  des  behandelnden 
Arztes  unter  den  am  Ort  praktizierenden  Aerzten  frei;  jedoch  ist  die  Kasse  nicht 
gehalten,  mehr  als  die  tarifmässigen  Gebühren  zu  bezahlen  oder  unnütze  Kosten 
zu  übernehmen.  Die  Kreisbehörde  stellt  für  die  öffentlichen  Krankenkassen  ihres 
Bezirks  Tarife  betreffend  die  Entschädigungen  für  ärztliche  Leistungen  auf;  welche 
der  Genehmigung  des  eidgenössischen  Versicherungsamtes  unterliegen.  Die  im  Ge- 
biet der  Versicherungsgemeinde  praktizierenden  Aerzte,  welche  den  Tarif  annehmen, 
sind  den  KassenmitgUedem  bekannt  zu  geben  („eingeschriebene  Aerzte"> 
Kranken,  welche  sich  den  ärztlichen  Anordnungen  nicht  fügen,  können  die  Kassen- 
leistungen für  die  Folgezeit  ganz  oder  teilweise  entzogen  werden. 

Die  Aufbringung  der  Mittel  erfolgt  durch  die  Auflagen  derMitgheder 
und  Arbeitgeber  und  den  Bundesrappen  (s.  oben  S.  22);  die  Auflagen  zer- 
fallen in  Voll  auflagen  (für  obligatorische  und  voll  versicherte  freiwillige  Mitglieder) 
und  Halb  auflagen  (für  halb  versicherte  freiwillige  Mitglieder).  Die  Vollauflage 
beträgt  höchstens  4  ^/^  des  Lohnes,  kann  jedoch  bei  Betrieben  mit  besonderer  Ör- 
krankungs-  und  Unfallgefahr  (zu  Lasten  des  Unternehmers)  bis  auf  das  Dreifache 
erhöht  werden;  sie  wird  vom  Arbeitgeber  monatlich  im  voraus  an  die  Kasse  gezahlt 
und  kann  zur  Hälfte  vom  Lohn  abgezogen  werden.  Tagelöhner  und  Hausindustrielle 
zahlen  die  Auflage  selbst  und  haftet  die  Versicherungsgemeinde  dafür.  Die 
höchste  Halbauflage  darf  die  unterste  Vollauflage  nicht  übersteigen.  Zur  Ab- 
stufung der  Beiträge  und  Leistungen  dienen  9  Lohnklassen  mit  dem  Höchst- 
lohn von  1.20,  1.50,  1.80,  2.40,  3,  3.60,  4.50,  6  und  7.50  Fr.  Reserven  sind  bis 
zum  doppelten  Jahresbedarf  anzusammeln. 

Organe  der  Gemeindekrankenkassen  sind  a)  die  Generalversammlung  der 
Mitglieder  (Arbeiter  bezw.  Delegierten)  und  das  Bureau  dieser  Generalversamm- 
lung; b)  die  Generalversammlung  und  der  Ausschuss  der  Arbeitgeber;  c)  der 
Vorstand  und  der  Kassierer;  d)  die  Rechnungsrevisoren.  Der  Generalversamm- 
lung der  Arbeiter  steht  u.  a.  zu  die  Wahl  des  Vorstandes,  der  Rechnungsrevi- 
soren und  Schiedsrichter,  die  Aenderung  der  Statuten,  die  Festsetzung  der  Auf- 
lagen, die  Abnahme  der  Jahresrechnung;  derjenigen  der  Arbeitgeber,  die  Wahl 
der  Schiedsrichter,  die  Beschlussfassung  über  Abänderung  der  Statuten  und  über 
Festsetzung  der  Auflagen,  die  Genehmigung  der  von  der  Generalversammlung 
der  Arbeiter  abgenommenen  Jahresrechnung.  Der  Vorstand,  welcher  aus  min- 
destens drei  (aus  der  Mitte  der  mindestens  20jährigen,  handlungsfähigen  Kassen- 
mitglieder zu  wählenden)  Mitgliedern  besteht,  betreibt  die  laufenden  Kassen- 
geschäfte, während  der  Kassierer  (unter  Aufsicht  des  Vorstandes)  das  Meldewesen, 
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die  EinDahmen  und  Ausgaben  der  Kasse,  und  die  Verwaltung  des  Kassenwesens 
zu  besorgen  hat  Die  Rechnungsrevisoren  sind  von  der  Arbeiter-Generalver- 
sammlung alljährlich  aus  deren  Mitte  zu  wählen,  haben  die  nächste  Jahres- 
rechnung an  Hand  der  Protokolle  und  Belege  zu  prüfen  und  ttber  dieselbe  der 
nächsten  Generalversanunlung  Bericht  zu  erstatten.  Im  Fall  der  Genehmigung 
werden  Jahresbericht,  Jahresrechnung  und  Kevisionsbericht  nebst  Genehmigungs- 
beschluss  unverzüglich  dem  Ausschuss  der  Generalversammlung  der  Arbeitgeber 
übermittelt,  worauf  diese  ihrerseits  darüber  verhandelt  und  beschliesst.  Der 
Ausschuss  übermittelt  dann  die  Unterlagen  an  das  zuständige  Organ  der  Ver- 
Sicherungsgemeinde  und  dieses  wieder  (mit  seinen  etwaigen  Ausstellungen)  an  den 
Kreisrat,  welcher  seinerseits  die  Jahresrechnung  festsetzt  und  hiervon  bezw.  von 
den  etwaigen  Ausstellungen  die  vorbezeichnete  Stelle  in  Kenntnis  setzt.  Im 
Fall  der  Nichtgenehmigung  der  Jahresrechnung  durch  die  Generalversammlung 
der  Arbeiter  hat  deren  Bureau  den  Kreisrat  sofoit  davon  zu  benachrichtigen, 
welcher  dann  die  Niedersetzung  einer  Untersuchungskommission  veranlasst;  die- 
selbe besteht  aus  einem  Mitglied  des  Kreisrats  als  Vorsitzendem  und  4  Beisitzern, 
von  welchen  2  von  der  Generalversammlung  der  Arbeiter  und  je  eines  von  der 
Generalversammlung  der  Arbeitgeber  und  der  betreffenden  Versicherungsgemeinde 
zu  wählen  sind,  und  hat  nach  vorgenommener  Untersuchung  die  Bechnung  fest- 
zustellen bezw.  die  nötigen  Anordnungen  zu  treffen. 

2.  Betriebskrankenkassen  (Art.  129—149)  können  für  Betriebe  mit 
mindestens  100  versicherungspflichtigen  Personen  auf  Antrag  des  Betriebsunter- 
nehmers und  für  besondere  gesundheits-  oder  unfallgefährliche  Betriebe  auch  bei 
geringerer  Arbeiterzahl  und  ohne  Antrag  des  Unternehmers  eingerichtet  werden. 

Die  Bewilligung  bezw.  Anordnung  derselben  ist  Sache  des  eidgenössischen 
Versicherungsamts,  gegen  dessen  Beschluss  der  Eekurs  an  den  Bundesrat  offen 
steht.  Sämtliche  im  Betriebe  beschäftigten  versicherungspflichtigen  Personen  sind 
obligatorische  Mitglieder  der  Betriebskrankenkasse,  sofern  sie  nicht  ihrer  Versiche- 
rungspflicht in  einer  „eingeschriebenen"  Krankenkasse  Genüge  leisten.  Im  übrigen 
gelten  für  die  Betriebskrankenkassen  im  wesentlichen  dieselben  Vorschriften  wie 
für  die  Gemeindekrankenkassen,  doch  tritt  an  Stelle  der  Generalversammlung  der 
Arbeitgeber  der  Betriebsunternehmer,  welcher  auch  ein  etwaiges  Deflzit  zu  ersetzen 
hat,  und  an  Stelle  der  Vei'sicherungsgemeinde  der  Kreisrat  als  Aufsichtsbehörde. 

Sowohl  einzelne  Gemeinde-  wie  Betriebs-Krankenkassen  desselben  Kreises 
können  zur  Bildung  und  Verwaltung  gemeinsamer  Reservefonds,  sowie  zur  gemein- 
samen Bestreitung  der  Kassenleistungen  (bis  zur  Hälfte  ihres  Gesamtbetrages) 
sich  zu  Beservenverbänden  zusammenschliessen. 

n.  Die  Kreisbehörden  (Art  154— 171),  deren  Kosten  vom  Bund  getragen 
werden,  sind:  1.  die  Kreisverwaltung,  2.  der  Kreisrat  und  3.  das  Kreis- 
schiedsgericht. Die  „Kreisverwaltung"  besteht  aus  dem  Kreisverwalter, 
einem  oder  mehreren  Kreisärzten  und  einem  oder  mehreren  Angestellten, 
welche  sämtlich  als  eidgenössische  Beamte  aus  der  Zahl  der  stimmberechtigten 
Schweizer  Bürger  durch  den  Bundesrat  gewählt  werden.  Der  Kreisverwalter 
ist  Vorsteher  der  Kreisverwaltung  und  Organ  des  eidgenöSbischen  Versiche- 
rungsamts, welchem  er  alljährlich  Bericht  über  die  Thätigkeit  der  Kreisbehörde 
zu  erstatten  hat;  er  führt  auch  die  Aufsicht  über  die  öffentlichen  Krankenkassen 
und  die  ihm  unterstellten  freiwilligen  Hilfskassen  des  Kreises.  Der  „Kreisrat" 
besteht  aus  dem  Kreisverwalter  als  Vorsitzendem  und  zwei  vom  Volk  des  Ver- 
sicherungskreises auf  je  3  Jahi-e  gewählten  Mitgliedern;  er  übt  die  ihm  durch  das 
Gesetz  oder  durch  Verordnung  des  Bundesrats  zugewiesenen  Befugnisse  aus.  Die 
Kreisbehörde  (Kreisverwaltung,  Kreisrat)  ist  erste  Beschwerdeinstanz  in  Ange- 
legenheiten der  öffentlichen  Krankenkassen;  gegen  ihre  Entscheidung  steht  binnen 
10  Tagen  der  Rekurs  an  das  Versicherungsamt  offen.  Das  „Kreisschiedsgericht" 
besteht  aus  dem  Kreisverwalter  als  Vorsitzendem  und  je  2  Schiedsrichtern  der 
Versicherten  und  der  Arbeitgeber  des  Kreises.  Die  Schiedsrichter  werden  aus 
den  mindestens  20  Jahre  alten  handlungsfähigen  schweizerischen  Mitgliedern  zu 
je  gleicher  Anzahl  alljährlich  von  der  Generalversammlung  der  Arbeiter  und  der 
Arbeitgeber  gewählt.  Das  Verfahren  vor  dem  Schiedsgericht,jwelches  über  Streitig- 
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keiten  aus  dem  Bereich  der  öffentlichen  Krankenkassen  entscheidet^  ist  mündlich, 
öffentlich  nnd  unentgeltlich;  gegen  das  Urteil  ist  nor  Revision  durch  das  Schieds- 
gericht selbst  zulässig. 

HL  Das  eidgenössische  Versicherungsamt  (Art.  177 — 175)  mit  dem  Sitz 
in  Bern,  besteht  aus  1  Direktor,  2  bis  3  Vizedirektoren  und  dem  erforderlichen 
Hilfspersonal,  welche  als  Bundesbeamte  durch  den  Bundesrat  bestellt  werden;  es 
übt  die  Aufsicht  über  die  Ereisbehörden  und  die  Oberaufsicht  über  die  öffent- 
lichen Kranken-  und  freiwilligen  Hilfskasseu,  entscheidet  über  Beschwerden  gegen 
die  Kreisbehörden  und  unterliegt  seinerseits  der  Au&icht  des  Bundesrats,  welchem 
es  alljährlich  Bericht  zu  erstatten  hat 

D.  Die  freiwilligen  Hilfskassen  (Art  176 — 184)  unterliegen  der  Auf- 
sicht des  Bundesrats,  welcher  darüber  die  nötigen  Verordnungen  erlässt  Frei- 
willige Hil&kassen,  welche  wenigstens  die  Mindestleistungen  der  Zwangskassen 
gewähren,  können  Anspruch  auf  den  Bundesrappen  erheben  und;  soweit  dadurch 
die  „öffentliche  Krankenkasse''  nicht  gefährdet  wird,  sich  in  der  Eigenschaft  als 
„eingeschriebene  Krankenkassen''  an  der  Zwangsversicherung  beteiligen  (s.  oben 
S.  21);  die  Entscheidung  hierüber  steht  dem  Versicherungsamt  zu,  gegen  welche 
der  Rekurs  an  den  Bundesrat  zulässig  ist  Die  beiden  letzten  Abschnitte  E 
und  F  enthalten  Straf-  bezw.  Schluss-  und  Uebergangsbestimmungen 
(Art.  185,  bezw.  186—207). 

II.  Bundesgesetz,  betr.  die  Unfallversicherung. 

A.  Die  Versicherungsanstalt  (Art  1—6)  wird  für  das  ganze  Gebiet 
der  Schweiz  mit  dem  Sitz  in  Bein  vom  Bund  eingerichtet  und  besitzt  Rechts- 
persönlichkeit und  Gebührenfreiheit. 

B.  Die  Bundesleistungen  (Art  7 — 11)  umfassen  a)  die  Einrichtungs-  und 
Verwaltungskosten  sowie  Beiträge  zur  Förderung  des  Samariter-  und  Unfall- 
verhütungswesens,  b)  das  sog.  Bundesviertel  (s.  oben  S.  22),  c)  die  Beiträge  zu 
den  Verwaltungskosten  der  öffentlichen  und  eingeschriebenen  Krankenkassen  f&r 
deren  Beihilfe  beim  Betriebe  der  eidgenössischen  Unfall- Versicherungsanstalt  Mit 
Bewilligung  des  Bundesrats  kann  diese:  a)  Heil-  oder  Kuranstalten,  sowie  Apo- 
theken errichten  und  betreiben,  b)  sich  an  deren  Errichtung  und  Betrieb  beteiligen, 
c)  Ki*ankenmobilien,  orthopädische  Gegenstände  und  andere  zur  Heilung  dienliche 
Waren  anschaffen.  Die  Bundesversammlung  erteilt  jährlich  die  erforderlichen 
Kredite,  während  der  Bundesrat  durch  Verordnung  die  weiteren  Bestimmungen  trifft 

C.  Die  Organe  der  Anstalt  sind  das  eidgenössische  Versicherungs- 
amt, welches  den  Versicherungsbetrieb  unmittelbar  oder  durch  Vermittelung  der 
Kreisverwaltungen  bezw.  der  öffentlichen  und  eingeschriebenen  Krankenkassen 
ausübt,  und  ein  demselben  beigegebener  Versicherungsrat,^)  welcher  bei  den 
wichtigeren  Verwaltungsangelegenheiten  (Bundesrats  -  Verordiiungen ,  Qefahren- 
tarifen ,  Unfallversicherungs  -  Vorschriften ,  Rentendeckungstarifen ,  Jahresrech- 
nungen, Reserverücklagen)  beratend  mitwirkt  Das  Versicherungsamt  steht  unter 
Aufsicht  des  Bundesrats,  an  welchen  gegen  Anordnungen  und  Verfügungen  des 
Amts  Rekurs  nur  in  gesetzlich  bestimmten  Fällen  binnen  10  Tagen  stattfindet 

D.  Berufsverbände  (Art.  18)  können  eine  Mitwirkung  beim  Versicherungs- 
betriebe der  Anstalt  beanspruchen,  insbesondere  mit  Bezug  auf  die  Feststellung 
der  Unfallereignisse,  die  Unfallverhütung  und  das  Gefahrentarif wesen;  die  näheren 
Bestimmungen  darüber  trifft  der  Bundesrat. 

E.  Der  Umfang  der  Versicherung  (Art.  19—21)  deckt  sich  bezüglich 
der  Personenkreise  mit  dem  der  Krankenversicherung,  so  dass  jede  krankenver- 
sicherungspflichtige  Person  auch  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  von  körper- 
lichen Unfällen  versichert  ist,   „sofern  und  soweit  diese  den  Tod  oder  einen 

^)  Derselbe  besteht  ausser  dem  Direktor  und  den  Vizedirektoren  der  Versicherungsanstalt 
aus  6  bis  16  zu  je  mindestens  drei  aus  der  Klasse  der  prämienpflichtigen  Arbeitgeber  und  der 
Tersicherten  Personen  auf  je  drei  Jahre  durch  den  Bundesrat  gewählten  Mitgliedern. 
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dauernden  körperlichen  Nachteil  oder  eine  mehr  als  6  Wochen  dauernde  &ank- 
heit  verursachen";  im  letzteren  Fall  bezieht  sich  die  Unfallversicherung  nur  auf 
die  6  Wochen  übersteigende  Dauer  der  Krankheit,  während  die  ersten  6  Wochen 
der  Krankenversicherung  zur  Last  fallen,  (sog.  Wartezeit;  s.  oben  S.  15).  Bei 
Aufhören  der  Zwangsversicherung  bleiben  die  Entschädigungsansprüche  wie  bei 
der  Krankenversicherung  noch  für  weitere  4  Wochen  in  Kraft.  Mit  Genehmigung 
des  Bundesrats  kann  die  Unfallversicherungsanstalt  a)  das  Geschäft  der  Anstalt 
auf  die  freiwillige  Versicherung  fiir  gleiche  oder  höhere  oder  niedrigere  als 
die  im  Gesetz  vorgeschriebenen  Leistungen  und  von  anderen  als  den  durch  das 
Gesetz  versicherten  Einwohnern  der  Schweiz  ausdehnen,  und  b)  für  einzelne 
Risiken  oder  einzelne  Kategorien  von  solchen  bei  einer  anderen  Versicherungs- 
anstalt oder  bei  anderen  Versicherungsanstalten  Bückversicherung  nehmen. 

F.  Die  Feststellung  der  Unfälle  (Art.  22—26)  erfolgt  auf  die  vor- 
geschriebene Anzeige  des  Verletzten  oder  seines  Arbeitgebers  durch  den  Vorstand 
der  zuständigen  (öffentlichen  oder  eingeschriebenen)  Krankenkasse,  welche  das 
Ergebnis  der  Erhebungen  der  Kreisverwaltung  mitteilt  und  die  entstandenen 
Barauslagen  von  der  Versicherungsanstalt  erstattet  bekommt. 

G.  Die  Leistungen  der  Anstalt  umfassen:  a)  unentgeltliche  Kranken- 
pflege und  Krankengeld,  b)  Invalidenrente,  c)  Bestattungsgeld  und  Hinterlassenen- 
rente.  Die  Leistungen  zu  a)  erfolgen  im  gleichen  Umfange  wie  bei  der  Kranken- 
versicherung und  zwar  entweder  seitens  der  Krankenkasse  für  Rechnung  der 
Anstalt  oder  seitens  dieser  selbst.  Die  Invalidenrente  beträgt  ^/g  des  entgehenden 
Jahresverdienstes  und  ist  bei  eintretender  Besserung  oder  Verschlimmerung  ent- 
sprechend zu  kürzen  oder  zu  erhöhen,  doch  darf  die  höchste  Rente  nicht  ^/g  des 
zur  Zeit  der  erstmaligen  Festsetzung  massgebend  gewesenen  Jahresverdienstes  über- 
steigen. Aus  der  nämlichen  Ursache  darf  nur  eine,  bezw.  die  dem  Verletzten 
günstigere  Entschädigung  (sei  es  aus  der  Unfallversicherung  oder  der  Kranken- 
versicherung) in  Anspruch  genommen  werden.  Im  Fall  der  Erkrankung  eines 
Unfallverletzten  oder  der  Unfallverletzung  eines  Erkrankten  tritt  eine  angemessene 
Verteilung  der  (*/g  des  Verdienstes  nicht  übersteigenden)  Belastung  zwischen 
Anstalt  und  Krankenkasse  ein.  Wird  dagegen  ein  Unfallrentner  von  einem  neuen 
entschädigungspflichtigen  Unfall  betroffen,  so  werden  beide  Unfallrenten  in  eine 
einheitliche  Rente  verschmolzen,  welche  jedoch  */.  des  Betrages,  den  der  Ver- 
sicherte ohne  die  Unwille  zur  Zeit  des  letzten  UnfaUs  mutmasslich  verdient  hätte, 
nicht  übersteigen  darf. 

Die  Leistungen  zu  c  (im  Todesfall)  umfassen,  neben  den  in  gleichem  Betrage 
wie  bei  der  Krankenversichrung  zu  zahlenden  Bestattungskosten  (bis  zu  60  Fr.), 
folgende  am  Tage  nach  dem  Todestage  beginnende  Renten  (in  Prozenten  des 
Jahresverdienstes  des  Verstorbenen):  1.  für  die  Witwe  bis  zu  deren  Tode  oder 
Wiederverheiratung  80  ^Z^;  2.  für  den  Witwer,  sofern  er  dauernd  erwerbsunfähig 
ist  oder  binnen  5  Jahren  seit  dem  Tode  der  Ehefrau  wird,  20  ^j^;  3.  für  jedes 
hinterbliebene  oder  nachgeborene  Kind  bis  zum  zurückgelegten  16.  Lebensjahr 
15  %  und,  wenn  es  noch  den  zweiten  Eltemteil  verliert  oder  bereits  ver- 
loren hat,  25  ®/^j;  4.  für  Verwandte  in  aufsteigender  Linie  und  solche  Geschwister, 
welche  das  16.  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  zu  gleichen  Rechten 
nach  Köpfen,  zusammen  20%;  doch  darf  der  Gesamtbetrag  aller  Renten  nicht 
50  %  des  Jahresverdienstes  des  Verstorbenen  übersteigen.  Bei  Wiederverhei- 
ratung erhält  die  Witwe  den  dreifachen  Betrag  der  Jahresrente  als  Abflndung; 
im  übrigen  kann  das  Versicherungsamt  Renten  an  im  Auslande  Wohnende  und 
Renten  unter  100  Fr.  jährlich  gegen  den  Willen  des  Berechtigten  auskaufen, 
jedoch  andere  Renten  nur  ausnahmsweise  auf  Antrag  des  Berechtigten. 

Das  Versicherungsamt  hat  für  jeden  Rentenfall  einen  die  Rentenschuld,  die 
Bezugsberechtigung  und  den  Beginn  derselben  festsetzenden  Rentenschein  aus- 
zustellen, der  als  öffentliche  Urkunde  gilt  und  bei  Eintritt  veränderter  Verhält- 
nisse entsprechend  abzuändern  ist.  Der  Rentenanspruch  verjährt  binnen  Jahres- 
frist seit  dem  Unfall,  der  Rentenschein  binnen  2  Jahren  seit  der  letzten  Renten- 
abhebung.   Die  Renten  werden  monatlich  im  voraus  durch  die  Post  gezahlt 

Bei  vorsätzlichem,  arglistigem  oder  strafbarem  Verhalten   des  Verletzten 
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können  die  gesetzlichen  Leistungen  wie  bei  der  Krankenversicherung  ganz  oder 
teilweise  entzogen,  bei  grober  Fahrlässigkeit  die  Geldleistungen  (Unfallrente, 
Krankengeld)  bis  zur  Hälfte  gekürzt  werden  (vergl.  Art.  60  K.V.6.  und  Art  50, 
51  Ü.V.G.). 

H.  Die  Prämie  (Art.  56—70)  wird  na«h  der  Höhe  der  ünfallgefahr  und 
des  Tagesverdienstes  abgestuft.  Das  Versicherungsamt  erlässt  zu  diesem  Behuf 
namens  der  Anstalt,  mit  Genehmigung  des  Bundesrats,  einen  (alljährlich  vor  dem 
1.  Oktober  mit  Wirkung  auf  das  nächste  Betriebsjahr  abänderbaren)  Gefahren- 
tarif, welcher  das  Verhältnis  der  Unfallgefahr  der  einzelnen  Betriebsarten  fest- 
setzt; die  Einschätzung  der  Betriebe  erfolgt  durch  die  Kreisverwaltung  und  kann 
binnen  10  Tagen  beim  Versicherungsamt  angefochten  werden.  Als  Tagesverdienst 
gilt  der  nach  dem  Krankenversicherungsgesetz  (Art.  78—79)  festgesetzte  Betrag, 
Die  Höhe  der  Tagesprämie  setzt  die  Krankenkasse  nach  Massgabe  des  Tages- 
verdienstes und  der  Gefahreneinschätzung  fest  Das  Bundesviertel  wird  durch 
die  Anstalt  selbst  bezogen;  die  Einziehung  der  Bestprämie  kann  die  Anstalt  selbst 
besorgen  oder  der  Krankenkasse  übertragen  (gemäss  einem  vom  Versicherungsamt 
zu  erlassenden  Eeglement).  Die  Prämie  ist  monatlich  im  voraus  vom  Arbeit- 
geber bezw.  bei  Tagelöhnern  und  Hausindustriellen  von  diesen  selbst  zu  zahlen. 

J.  Deckungsverfahren,  Reserven,  Jahresbericht  und  Jahresrech- 
nung (Art.  71—74).  Für  die  Aufbringung  der  Mittel  zur  Bestreitung  der  Ver- 
pflichtungen der  Anstalt  gilt  das  Verfahren  der  Kapitaldeckung  nach  Massgabe 
eines  vom  Versicherungsamt  aufzustellenden  Tarifs;  aus  den  Jahresüberschüssen 
sind  eine  „allgemeine  Reserve"  und  eine  Reserve  für  „Massenunfälle"  zu  bilden. 
Alljährlich,  spätestens  am  15.  September,  hat  das  Versicherungsamt  den  Jahres- 
bericht und  die  Jahresrechnung  der  Anstalt  für  das  verflossene  Betriebqahr  festr 
zustellen  und  beide  nebst  seinen  Anträgen  über  die  Verwendung  des  Ueberschusses 
dem  Bundesrat  zu  übermitteln,  der  sie  seinerseits  der  Bundesversammlung  zur 
Genehmigung  vorlegt. 

K.  Unfallverhütung  (Art.  75 — 79).  Die  Unternehmer  versicherungs- 
pflichtiger Betriebe  sind  verpflichtet,  die  erforderlichen  Unfallverhütungs-ESn- 
richtungen  zu  treffen,  und  das  Versicherungsamt  ist  befugt,  allgemeine  und  für 
einzelne  Betriebe  bezw.  Versicherte  besondere  Unfallverhütungs- Vorschriften  zu 
erlassen.  Bei  Zuwiderhandlungen  kann  es  das  Bundesviertel  ffir  eine  bestimmte 
Frist  als  verwirkt  erklären,  die  Prämie  bis  zum  Zehnfachen  erhöhen  und  die 
Versetzung  in  eine  höhere  Gefahrenklasse  vornehmen,  wogegen  binnen  10  Tagen 
Rekurs  an  den  Bundesrat  offensteht;  in  schweren  Fällen  kann  der  Bundesrat 
nach  zweimaliger  fruchtloser  Mahnung  die  zwangsweise  Einstellung  des  Betriebes 
anordnen. 

L.  Die  Rechtspflege  (Art.  80—81)  über  Entschädigungsstreitigkeiten  ist 
erst-  und  letztinstanzlich  dem  Bundesgericht  nach  Massgabe  einer  im  Einver- 
nehmen mit  ihm  vom  Bundesrat  festzusetzenden  Prozessordnung  übertragen. 

Die  beiden  letzten  Abschnitte  M  und  N  enthalten  Straf-  bezw.  Schluss- 
und  Uebergangsbestimmungen  (Art.  82—93  und  94—101).  — 

Die  beiden  mit  der  Botschaft  vom  21.  Januar  1896  gleichzeitig  vorgelegten 
Gesetzentwürfe^)  wurden  nach  längeren  Kommissionsverhandlungen  im  Ja^e  1897 
vom  Nationalrat,  1898  vom  Ständerat  durchberaten  ^)  und  hierbei  in  verschiedenen 
Punkten  nicht  unwesentlichen  Abänderungen  unterzogen,  so  namentlich  was  die 
Organisation,  das  Ausmass  der  Entschädigungen  und  die  Verteilung  der  Beitrags- 
last betrifft'^) 

In    letzterer    Beziehung  war    nach    der  Bundesratsvorlage  der   gesamte 

^)  Vgl.  „Botschaft  des  Bundesrats  an  die  Bundesversammlung  zu  den  Entwürfen  von  zwei 
Bundesgesetzen,  betr.  die  Kranken-  und  Unfallversicherung",  vom  21.  Januar  1896. 

")  Vgl.  „Amtl.  stenogr.  Bulletin  der  Schweiz.  Bundesversammlung",  Juni/Juli  1897,  Juni  1898 

und   Oktober/November  1898,   bezw.    „ProtokoU  über  die  Verhandlungen  der  ,    ...  ,  — 

.    .     ,  1896/1897 

Kommission",  ^^-r rr — ^-^^7^- 

*  Februar/ April  1898 

*)  Vgl.  „Kranken-  und  Unfallversicherung",  Vorlage  des  Bundesrats  (vom  21.  Januar  1896)> 


B.  Die  neuere  Zeit.    Kranken-  und  ünfaHversichening.  81 

Bundesbeitrag  auf  jährlich  7 — 8  Millionen  Fr.  veranschlagt  und,  da  die  Deckung 
einer  solchen  Summe  aus  den  laufenden  Bundeseinnahmen  ausgeschlossen  erschien, 
zur  Lösung  dieser  „Finanzfrage"  die  Einfuhrung  des  Tabakmonopols  oder  die 
Erschliessung  anderer  neuer  Einnahmequellen  in  Aussicht  genommen  worden 
(s.  oben  S.  25).  Da  diese  Lösung  bei  den  eidgenössischen  Bäten  wenig  Anklang 
fand,  auch  das  Schicksal  der  ganzen  Vorlage  gefthrden  konnte,  so  versuchte  man 
einerseits  durch  Herabdrückung  der  Leistungen  beider  Versicherungen,  anderer- 
seits durch  strenge  Nachprüfung  des  Budgets  das  erforderliche  Gleichgewicht 
ohne  Inanspruchnahme  neuer  Einnahmequellen  herzustellen.  Demgemäss  wurden 
die  Höchstbeträge  des  Krankengeldes  und  der  Unfallrente  von  66 ^/g^/^  auf  60^ j^ 
des  Tages-  bezw.  Jahresverdienstes  und  das  Sterbegeld  von  60  auf  40  Fr.,  ^) 
andererseits  der  „Bundesrappen"  auf  die  Hälfte  bezw.  5  Rappen  pro  Woche,  das 
Bundesviertel  bei  der  Unfallversicherung  auf  ein  Fünftel  herabgesetzt  und  zur 
Deckung  des  entsprechenden  Ausfalls  ein  Arbeiterbeitrag  von  ebenfalls  ein  Fünftel^) 
zur  gesamten  Unfalllast  vorgesehen,  so  dass  dann  der  gesamte  Bundeszuschuss 
zu  beiden  Versicherungen  sich  auf  nur  5  Millionen  Fr.')  stellte  und  aus  den 
laufenden  Bundeseinnahmen  gedeckt  werden  konnte.  Es  wurde  jedoch  der 
Bundesversammlung  die  Befugnis  vorbehalten,  jederzeit  die  Höchstbeträge  von 
6&^lz^lo  des  Tages-  bezw.  Jahresverdienstes  für  Krankengeld  und  Unfallrente 
wieder  herzustellen,  und  inzwischen  zur  Ausgleichung  etwaiger  Härten  bestimmt, 
dass  in  „schweren  Fällen  gänzlicher  Hilfslosigkeit"  die  Erhöhung  der  Bezüge  auf 
100*^/^j  zulässig  sein  sollte. 

Den  Abänderungen  in  der  Organisation  lag  hauptsächlich  das  Bestreben 
zugrunde,  dieselbe  noch  enger  an  die  bestehenden  Landeseinrichtungen  an- 
zuschliessen,  insbesondere  den  Kantonen  eine  weitergehende  Mitwirkung  ein- 
zuräumen und  zwischen  den  nationalen  und  föderalistischen  Interessen  einen 
billigen  Ausgleich  zu  finden.  Da  die  Unfallversicherung  ihrer  Natur  nach 
eine  centralisierte  Organisation  erforderte,  konnten  Konzessionen  an  die  Kantone 
nur  bei  der  Krankenversicherung  gemacht  werden,  vorbehaltlich  der  bundesrät- 
lichen Oberaufeicht  Demgemäss  wurde  die  „Versicherungsgemeinde"  ganz  ge- 
strichen und  die  Abgrenzung  der  „Versicherungskreise"  den  Kantonen  (unter 
Genehmigung  des  Bundesrats)  zugewiesen,  die  „Kreis  be  hör  de"  bei  der  Kranken- 
versicherung durch  die  Kantonalbehörde  („kantonale  Aufsichtsbehörde"),  bei 
der  Unfallversicherung  durch  (vom  Bundesrat  abzugrenzende)  Versicherungs- 
inspektorate,  die  „Gemeindekrankenkasse"  (G.  K.  K.)  durch  die  Kreiskran- 
kenkasse (K.  K.),  die  Zuständigkeit  des  Versicherungsamts  bei  der  Kranken- 
versicherung im  allgemeinen  durch  die  des  Bundesrats  und  das  „Bundesgericht" 
als  oberste  Spruchbehörde  behufs  Beschleunigung  und  Verbilligung  des  Prozess- 
verfahrens durch  ein  besonderes  Bundesversicherungsgericht  ersetzt;  endlich 
wurde  der  Instanzenzug  für  Verwaltung  und  Rechtsprechung  so  geordnet,  dass 
als  erste  Aufsichts-  und  Beschwerdeinstanz  auf  dem  Gebiete  der  Krankenver- 
sicherung die  kantonale  Aufsichtsbehörde  bezw.  bei  der  Unfallversicherung 
das  eidgenössische  Versicherungsamt  und  als  zweite  der  Bundesrat  eintreten 
sollten,  während  die  Rechtsprechung  erster  Instanz  bei  der  Krankenversicherung 


Beschlüsse  des  Nationalrats  (vom  12./ 13.  Oktober  1897)  und  Beschlüsse  des  Ständerats  (vom 
24.  Juni  1898);  (A.  Krankenversicherung,  B.  ünfaUversicherung,  1897  No.  369/370). 

*)  Auch  wurde  das  Anrecht  anf  die  Versicherungsleiatungen  für  Krankheiten  und  Unfälle 
innerhalb  vier  Wochen  nach  Ausscheiden  aus  dem  obligatorischen  Versicherungsverhältnis  davon 
abhängig  gemacht,  dass  die  obligatorische  Mitgliedschaft  bei  der  Krankenkasse  bezw.  Unfall- 
Versicherungsanstalt  mindestens  drei  Monate  ununterbrochen  gewährt  hatte.  Dieser  vier- 
wöchentliche „Nachgenuss",  welcher  mit  den  versicherungstechnischen  Grundsätzen  nicht  recht 
in  Einklang  steht,  sollte  dem  Arbeiter  bei  plötzlicher  Lösung  des  Dienst  vertrage  den  Uebertritt 
in  ein  neues  Dienst-  bezw.  Versicherungsverhältnis  erleichtem. 

*)  Derselbe  wurde  u.  a.  auch  mit  der  Einbeziehung  der  Nicht- Betriebsunfälle  und  dem 
allgemeinen  Verlangen  begründet,  im  Interesse  der  Unfallverhütung  auch  den  Arbeiter  grund- 
sätzlich an  der  Unfallprämie  zu  beteiligen. 

^  Vgl.  die  Denkschrift  des  schweizerischen  Industriedepartements:  „Beteiligung  des  Bundes, 
der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter  an  der  Aufbringung  der  Mittel",  Darstellung  nach  den  (1897  er) 
Beschlüssen  der  nationalrätlichen  Kommission  für  die  Kranken-  und  Unfallversicherung,  Bern  1897. 
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den  Ereisschiedsgerichten  verblieb^  dagegen  in  zweiter  und  letzter  Instanz 
bezw.  bei  der  Unfallversichernng  in  erster  und  letzter  Instanz  dem  Bandes- 
versichernngsgericht  zugewiesen  wurde.  Hiemach  ergab  sich  im  wesentlichen 
folgendes  Gesamtbild: 

A.  Organisation. 


Krankenversicherung 


Unfallversicherung 


Bundesrat  —  Bundesversicherungsgericht 
Eantonalbehörde  —  Kreisschiedsgericht 


Versicherungsamt  —  Bundesversiche- 
rungsgericht 
Versicherungsinspektorat  —  Bnndesversiche- 
rungsgericht 


Krankenkasse. 


B.  Beitragsleistungen. 


Bundesbeitrag  ^)     Fr.   2  540  000=0,5  Lohnproz. 
Arbeitgeberbeitr.«)  „    6000000=1,4        „ 
Arbeiterbeitrag«)      „    6000000=1,4        „ 

Summa:  Fr.  14540000  =3,3 Lohnproz. 


Bundesbeitrag»)  (Vj)  Fr.  2624000=0,6Lohiiproi. 
Arbeitgeberbeitr.CVß)  „  4872000=1,1      „ 
Arbeiterbeitrag  (Va)  „  1624000=0^4       „ 

Summa:  Fr.  9 120000=2,1  LohnproL 


Insgesamt:  Fr.  23660000  =  5,4  Lohnprozente. 

{Bund:  Fr.  5164000  =  1,1  Lohnproz.  =  22 <>/o  der  Gesamtlast; 

Arbeitgeber:    „10  872000  =  2,5         „        =46<>/o    „  „        ; 

Arbeiter:         „    7624000  =  1,8         „        —  82o/o    „  „ 

Die  sonstigen  Abänderungen  der  Bundesratsvorlage  betrafen  insbesondere 
folgende  Punkte: 

Zu  I.  Krankenversicherung. 

1.  An  Stelle  des  „Bundesrappen"  (pro  Versicherten  und  Versicherungstag) 
—  von  der  Herabsetzung  auf  die  Hälfte  bezw.  5  Bappen  pro  Woche  war  man 
wieder  abgekommen  —  sollte  ein  alljährlich  im  Voranschlag  des  Bundes  oder 
durch  besonderen  Beschluss  der  Bundesversammlung  je  für  das  folgende  Jahr 
festzusetzender  Beitrag  treten,  welcher  wenigstens  einen  Rappen  pro  Versicherten 
und  Tag  betragen  soll,  aber  för  die  der  Landwirtschaft,  dem  Handwerk 
und  dem  Kleingewerbe  angehörenden  obligatorischen  Mitglieder  durch  Be- 
schluss der  Bundesversammlung  verdoppelt^)  werden  kann,  wenn  und  solange  es 
die  Bundesflnanzen  erlauben.  Ausserdem  wurde  behufs  Erleichterung  der  Ver- 
sicherungslasten f&r  die  nämlichen  drei  Gruppen  bestimmt,  dass  f&r  die  mit  dem 
Arbeitgeber  in  häuslicher  Gemeinschaft  lebenden  obligatorischen  Mitglieder  der 
Kreiskrankenkassen  den  Beitragsleistungen  und  Kassenunterstützungen  nicht  der 
Gesamtlohn,  sondern  nur  der  Barlohn  zugrunde  gelegt  werden  soll,  sofern  nicht 
im  gegenseitigen  Einverständnis  die  Naturalleistungen  ganz  oder  teilweise  üi 
Anrechnung  gebracht  werden;  doch  soll  diese  Bestimmung  mit  Bezug  auf  die 
Prämie  und  die  obligatorischen  Leistungen  der  Unfallversicherung  keine  Geltung 
haben  und  ganz  fortfallen,  sobald  und  solange  die  Bundesversammlung  von  der 
vorerwähnten  Befugnis  Gebrauch  macht. 

2.  Die  Lohnklassen  wurden  anderweit  abgestuft,  und  zwar  nach  folgenden 
Tagesverdiensten:  bis  1.—,  1.50,  2.—,  2.50,  3.—,  3.50,  4.—,  5.—,  6.—  und 
7.50  Fr. 

3.  Um  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  thunlichst  einander  zu  nähern  und 
zu  gemeinsamer  Thätigkeit  anzuregen,  soll  mit  je  ^/^  Mehrheit  der  Kassenmit- 
glieder  und  der  Arbeitgeber  die  Verschmelzung  der  beiderseitigen  Generalversamm- 


^)  Hauptsächlich  1  Bappen  pro  Versicherten  täglich. 
^  D.  i.  je  die  Hälfte  des  Bestbeitrages. 
')  Einschliesslich  1  Million  Verwaltungskosten. 

*)  Die  jährliche  Mehrbelastung  wurde  bei  ungefähr  200000  Versicherten  auf  700000  Fr. 
veranschlagt. 
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lungen  and  die  gemeinsame  Verwaltung  der  Kasse  beschlossen,  desgleichen 
von  dem  Eassenvorstand  oder  dem  Aosschnss  der  Arbeitgeber  oder  einer  der 
beiden  Generalversammlungen  mit  Bezug  auf  bestimmte  Verhandlungsgegenstände 
eine  gemeinsame  Beratung  verlangt  werden  dürfen. 

4  Der  das  „eidgenossische  Versicherungsamt^  behandelnde  Titel  wurde  im 
Ej*ankenversichemngsgesetz  gestrichen,  da  die  Krankenversicherung  den  Kantonen 
vorbehalten  (s.  oben)  und  demgemäss  die  bezuglichen  Befugnisse  der  Versiche- 
rungsanstalt —  abgesehen  von  der  Aufsicht  über  solche  Krankenkassen,  deren 
Thätigkeit  sich  über  mehrere  Kantone  erstreckt  —  auf  den  Bundesrat  über- 
tragen waren. 

5.  Eine  wesentliche  Umgestaltung^)  erfuhr  endlich  der  Titel  über  die  „freien 
Krankenkassen".  Alle  diese  Kassen  werden  der  staatlichen  Aufeicht  —  durch 
die  kantonalen  Aufeichtsbehörden  unter  Oberaufsicht  des  Bundesrats  —  unterstellt 
und  das  Aufsichtsverfahren  durch  Verordnung  des  Bundesrats  näher  geregelt. 
Binnen  Jahresfrist  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  haben  die  freien  Kranken- 
kassen sich  dieser  Verordnung  anzupassen  oder  den  Geschäftsbetrieb  einzustellen. 
Als  „eingeschriebene  Krankenkassen^,  welche  mit  den  „öffentlichen"  Kranken- 
kassen gleiche  Vorrechte  (Rechtspersönlichkeit,  Gebtthrenfreiheit,  Bundesrappen) 
geniessen,  werden  zwei  verschiedene  Kassenarten  zugelassen:  A.  solche,  „welche 
mit  Bezug  tiuf  versicherungspflichtige  Personen  die  nämlichen  Leistungen  wie  die 
Kreis-Krankenkasse  gewähren",  und  B.  solche,  welche  nur  „die  Leistungen  der 
Kreis-Krankenkasse  in  der  Halbversicherung  und  ausserdem  ein  tägliches  Kranken- 
(Wöchnerinnen-)geld  von  wenigstens  1  Fr.  auf  die  für  die  Kreis-Krankenkasse 
vorgeschriebene  Dauer  gewähren."  Ueber  die  Zulassung  in  der  einen  oder  anderen 
Form  entscheidet  auf  Antrag  der  Bundesrat.  Jeder  Versicherungspflichtige  ist 
befugt,  seiner  Versicherungspflicht  in  einer  solchen  eingeschriebenen  Kasse  seines 
Wohnortes  oder  Beschäftigungsortes  zu  genügen;  doch  haben  auf  den  Arbeit- 
geberbeitrag nur  die.  eingeschriebenen  Krankenkassen  in  der  Klasse  A  An- 
spruch. 

Zu  IL  Unfallversicherung. 

1.  Als  Sitz  der  Versicherungsanstalt,  bezw.  des  „eidgenössischen  Versiche- 
rungsamts" und  des  „Bundesversicherungsgerichts"  wurde  Luzem  bestimmt, 
einerseits  um  nicht  alle  Zentralbehörden  in  Bern  zu  konzentrieren,  anderei-seits 
weil  Luzem  seiner  zentralen  Lage  halber  für  alle  Beteiligten  besser  erreichbar 
sei  Die  Ersetzung  des  Bundesgerichts  durch  ein  besonderes  Versicherungs- 
gericht wurde  hauptsächlich  damit  begründet,  dass  das  Bundesgericht  schon  jetzt 
überlastet  sei  und  für  die  vorliegende  Materie,  welche  mehr  ex  bono  et  aequo 
animo  als  nach  dem  Buchstaben  des  Gesetzes  zu  behandeln  sei,  seiner  ganzen 
Einrichtung  nach  wenig  geeignet  erscheine,  während  die  Uebertragung  der  Eecht- 
sprechung  auf  das  eidgenössisische  Versicherungsamt,  etwa  nach  dem  Vorbilde 
des  deutschen  Reichs- Versicherungsamts,  ausgeschlossen  sei,  weil  das  eidgenös- 
sische Versicherungsamt  selbst  Partei  sei,  also  nicht  Richter  und  Partei  zugleich 
sein  dürfe. 

2.  Der  Abschnitt  über  die  „Berufsverbände"  (Anspruch  auf  Mitwirkung  bei 
Unfalluntersuchung,  Unfallverhütung,  Gefahrentarif  und  Einschätzungswesen), 
welcher  seiner  Zeit  in  der  Expertenkommission  angestellt  wurde,  um  den  bezüg- 


^)  Dieselbe  stellt  sich  als  ein  Kompromiss  mit  der  F6d6ration  des  80ci6t6s  de  secours 
mutnels  de  la  Suisse  romande  dar,  welche  auf  die  Erhaltung  ihrer  „freien  Kassen*'  den  grössten 
Wert  legt;  daher  die  Einschaltung  der  Kassenart  B.  Das  weitere  Verlangen,  die  Natural- 
leistungen (freien  Arzt  und  Arznei)  durch  ein  erhöhtes  Krankengeld  abzulösen,  wurde  verworfen, 
und  zwar  im  wesentlichen  aus  den  nämlichen  Gründen,  welche  in  der  deutschen  Krankenkassen- 
Novelle  vom  10.  April  1892  zur  Abschaffung  dieses  Privilegs  der  deutschen  freien  Hilfskassen  ge- 

^1.^  1.  ^x        T7  I    j-    T.-      V    j         j    ,.x      Ti^jx    j.'  j      Nationalrat  7.  März  1897 

führt  hatten.    Vgl.  die  Eingabe  der  gedachten  F^döration  an  den    ^^„   . — —  vom  ^n  t^  i.    <o/.o 

*  *  ®  Ständerat  23.  Febr.  1898 

(t^.  ^,u  a     nationalrätHchen  ^        .    .      1896/1897,  S.  312fg.\ 
^ProtokoU  der   .^^^^^^tlichen    Kommission        ^8,  S.  61/73     J' 
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liehen  Wünschen  der  Industrie  entgegenzukommen,^)  wurde  abgeändert,  in  der 
Befürchtung,  dass  er  sonst  zu  unnötigen  Komplikationen  fähre  und  in  die  ganze 
Struktur  des  Gk^setzes  nicht  hineinpasse. 

3.  Die  Befugnis  der  Versicherungsanstalt,  ihren  Geschäftsbetrieb  auch  auf 
die  freiwilligeVersicherung*)  auszudehnen,  wurde  dahin  erweitert,  dass  jeder  Arbeit- 
geber befu^  sein  solle,  sich  zu  gleichen  Eechten  und  Pflichten  wie  ein  obliga- 
torisches Mitglied  einer  öffentlichen  Krankenkasse  zu  versichern,  solange  er  nach 
Massgabe  des  Unfallversicherungsgesetzes  zur  Prämienzahlung  verpflichtet  und 
gleichzeitig  vollversichertes  freiwilliges  Mitglied  einer  „öffentlichen"  Krankenkasse 
oder  Mitglied  einer  „eingeschriebenen''  Krankenkasse  ist. 

4.  Hinsichtlich  der  „Unfallverhütung"  soll  der  Bundesrat  durch  Verordnung 
„die  nötigen  Bestimmungen  bezüglich  der  Aufsicht  über  die  Durchführung  der 
Unfallverhütungsvorschriften  erlassen  und  insbesondere  feststellen,  welche  Ob- 
liegenheiten und  Befugnisse  den  eidgenössischen  Fabrikinspektoren  auf  diesem 
Gebiete  zukommen." 

5.  Endlich  wurden  noch  hinsichtlich  der  „Berufskrankheiten"  die  bisherigen 
haftpflichtgesetzlichen  Bestimmungen  mit  Bezug  auf  die  Mehrdauer  einer  Berufö- 
krankheit  über  die  durch  die  Krankenversicherung  gedeckte  Zeit  hinaus  aus- 
drücklich aufrecht  erhalten,  aber  zugleich  der  Bundesrat  durch  „Postulat"  ein- 
geladen, „mit  thunlichster  Beförderung  eine  SpezialVorlage  zu  machen,  durch 
welche  die  Haftpflicht  für  Berufskrankheit  mittelst  Einfahrung  einer  die  letztere 
deckenden  Versicherung  ersetzt  wird."*) 

Bei  den  Schlussabstimmungen  wurden  die  beiden  Vorlagen  mit  den  vor- 
erwähnten Abänderungen  nahezu  einstimmig  angenommen  und  zwar  nahm  der 
Nationalrat  am  12.  Oktober  1897  das  Krankenversicherungsgesetz  bei  26  Ab- 
senzen  und  9  Stimmenthaltungen  (äusserste  Bechte  und  Linke)  mit  101  gegen 
9  Stimmen  (äusserste  Hechte),  bezw.  am  13.  Oktober  1897  das  Unfallversiche- 
rungsgesetz bei  87  Absenzen  und  8  Stimmenthaltungen  (äusserste  Bechte  und 
Linke)  mit  96  gegen  5  Stimmen  (äusserste  Bechte)  und  der  Ständerat  am 
24.  Juni  1898  beide  Gesetze  einstimmig  —  das  Krankenversicherungsgesetz  mit  29, 
das  Unfallversicherungsgesetz  mit  27  Stimmen  —  an. 

Nachdem  dann  noch  am  2.  November  1898  eine  „abschliessende  Bereinigung 
der  materiellen  Differenzen"  (soweit  solche  zwischen  Nationalrat  und  Ständerat 
in  einzelnen  Punkten  noch  verblieben  waren)  bewirkt  war,  erfolgte  im  Dezember 
1898  die  Redaktion  des  Gesetzentwurfs,  wobei  die  Kranken-  und  Unfallversiche- 
rung unter  Angliederung  der  Militärversicherung*)  in  ein  einheitliches,  400  Ar- 


^)  Vgl.  u.  a.  die  Eingabe  des  „Schweizerischen  Gewerbevereins^  an  das  schweizerische 
Industriedepartement,  d.  d.  Zürich  15.  September  1896  (Protokoll  der  nationalrätlichen  Kommission 
1896/1897  S.  148—152). 

*)  Mit  der  Angliederung  der  „freiwilligen"  Versicherung  an  die  Zwangs  Versicherung, 
sowohl  bei  der  Krankenversicherung  wie  bei  der  Unfifidlversicherung,  wollte  man  einerseits  dem 
Einwände  der  Klassen-  oder  Ausnahmegesetzgebung  begegnen,  andererseits  den  Anhängern 
der  allgemeinen  Volks  Versicherung,  soweit  thunlich,  entgegenkommen. 

*)  Die  Einbeziehang  der  „Berufskrankheit"  in  die  Unfallversicherung  wurde  für  nnthnn- 
lich  erachtet,  weil  einerseits  die  begriffliche  Abgrenzung  überaus  schwierig  sei  (vgL  u.  a.  Ent- 
scheidung des  deutschen  Reichsgerichts,  IV.  Civilsenat,  vom  3.  Juli  1899,  abgedruckt  in  der 
„Arbeiterversorgung",  Berlin  bei  A.  Troschel,  Jahrg.  1899  S.  453  fg:),  und  andererseits  die  Unfall- 
versicherung ihrem  Wesen  nach  nur  die  Un falls invalidität,  nicht  jede  sonstige  Krankheits- 
invalidität zu  decken  bestimmt  sei» 

*)  Die  Einführung  der  obligatorischen  Militärversicherung,  welche  die  unzureichenden  Be- 
stimmungen des  liilitär-Pensionsgesetzes  vom  18.  November  1874  ersetzen  und  „den  im  Dienste 
des  Vaterlandes  erkrankten  oder  verwundeten  Wehrmännem,  sowie  deren  Hinterbliebenen  min- 
destens ebenso  hohe,  wenn  nicht  höhere  Entschädigungen  wie  den  im  Dienste  eines  privaten 
Arbeitgebers  Beschädigten"  sichern  sollte,  war  von  der  Bundesversammlung  schon  mehrfach 
(1890,  1892  und  1894)  angeregt  und  durch  statistische  Vorarbeiten  (1892/1893)  bezw.  Aus- 
arbeitung eines  Gesetzentwurfs  (1896)  seitens  des  Militärdepartements  vorbereitet  worden,  so  dass 
mit  Botschaft  vom  28.  Juni  1898  ein  41  Artikel  umfassender  Gesetzentwurf,  betreffend  Versiche- 
rung der  Militärpersonen  gegen  Krankheit  und  Unfall,  vorgelegt  werden  konnte,  welcher  sich  im 
wesentlichen  den  Gesetzentwürfen  über  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  anschloss,  jedoch 
mit  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse  im  Militärwesen  und  unter  thunlichster  Bei- 
behaltung der  bisherigen  Organisation.     Der  Entwurf  wurde  vom  Nationalrat  am  28.  Oktober 
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tikel  (K.-V.:  Art.  1—216,  U.-V.:  Art.  217—329,  M.-V.:  Art.  330—400)  umfassendes 
„Bundesgesetz  betr.  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  mit  Einschluss  der 
Miltärversicherung"  zusammengelegt  wurden.^) 

Bevor  man  zur  Schlussabstimmung  Ober  die  gesamte  Yersicherungsvorlage 
schritt,  erschien  es  angezeigt,  zunächst  die  bisher  in  der  Schwebe  gelassene 
„Finanzfrage"  (s.  oben  S.  25)  zur  LOsung  zu  bringen,  da  das  Inslebentreten  der 
Versicherung  und  die  Bestimmung  des  bezüglichen  Zeitpunktes  davon  abhängig 
war.^)  Demgemäss  beschloss  die  Bundesversammlung  in  der  Dezember-Session 
(1898),  die  abschliessende  Beratung  über  die  Gesamtvorlage  bis  zur  Vorlegung 
entsprechender  Finanzierungsvorschläge  seitens  der  Bundesregierung  zu  ver- 
schieben. 

Noch  unter  dem  13.  Februar  1897  hatte  der  Bundesrat  der  nationalrätlichen 
Kommission  für  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  auf  eine  bezügliche  Anfrage 
vom  22.  Dezember  1896  die  Erklärung  abgegeben,  „dass,  wenn  £e  Leistungen 
des  Bundes  nur  4  bis  höchstens  5  Millionen  Franken  betragen  würden,  diese  aus 
den  laufenden  Einnahmen  bestritten  werden  könnten,  dass  aber,  sofern  eine  Aus- 
gabe von  7—8  Millionen  Franken  für  die  beiden  Versicherungen  vorgesehen 
würde,  unbedingt  neue  Finanzquellen  geschaffen  werden  müssten,  und  diesen 
Standpunkt  in  einer  „Nachtragsbotschaft"  vom  13.  April  1897  eingehend  be- 
gründet^) Oleichwohl  glaubte  man  im  Hinblick  auf  die  günstigen  Finanz- 
abschlüsse der  letzten  Jt^re^)  und  wohl  gleichartige  Ueberschüsse  der  nächsten 
Jahre  wieder  auf  den  ursprünglichen  Umfang  der  Bundesleistungen  zurückgehen 
zu  dürfen,  so  insbesondere  durch  Wiederherstellung  des  vollen  (an  Stelle  des  auf 
die  Hälfte  bezw.  einen  Halbbatzen  =  5  Rappen  pro  Woche  herabzusetzenden) 
„Bundesrappen"  für  die  Krankenversicherung  bezw.  eines  doppelten  zu  Gunsten 
der  Landwirtschaft,  des  Handwerks  und  Kleingewerbes*^)  und  durch  Einführung 
einer  weiteren  Bundessubvention  an  die  Mehrkosten  der  ärztlichen  Behandlung 
in  entlegenen  Gebirgsgegenden*)  und  der  „freiwilligen  Unfallversicherung",  sodass 
nach  den  späteren  Nationalratsbeschlüssen  die  Bundesleistungen  selbst  bei  nur 
60%  igen  Krankheits-  und  Unfallentschädigungen  sich  doch  wieder  auf  mehr  als 
7  Millionen  Franken  beliefen:') 


1898  ohne  Widerspruch  mit  109  Stimmen  und  vom  Stftnderat  am  1.  November  1898  einstimmig 
(mit  80  Stimmen)  angenommen.  Vgl.  „Botschaft  des  Bundesrats  an  die  Bundesversammlung,  be- 
treffend Versicherung  der  Militftrpersonen  gegen  Krankheit  und  Unfall  (vom  28.  Juni  1898),  1897 
No.  244,  und  „Amtl.  stenogr.  Bulletin  der  Schweiz.  Bundesversammlung^,  1898  S.  427  fg, 

^)  Vgl.  die  „Anträge  der  Redaktionskommission  vom  Dezember  1898":  Bundesgesetz,  be- 
treffend die  Kranken-  und  ünfallversicherang  mit  Einschluss  der  Militärversicherung  (Datom  der 
Vorlage  des  Bundesrats  vom  21.  Januar  1896,  Beratung  und  Beschlussfassung  des  Nationalrats 
1897/1898,  bezw.  des  Ständerats  1898,  abschliessende  Bereinigung  der  materiellen  Differenzen  vom 
2.  November  1898,  Anträge  der  aus  Mitgliedern  des  Nationalrats  und  des  Ständerats  bestehenden 
BedaJttionskommission  vom  Dezember  1898),  1898  No.  432. 

')  Art.  888  der  Bedaktionsvorlage  lautete:  „Die  Bundesversammlung  bestimmt,  nach  ver- 
fassungsmässiger Sicherung  der  erforderlichen  Bundesmittel,  den  Beginn  des  Inkrafttretens  dieses 
Qesetzes,"  und  man  befUrditete,  dass  das  Volk  die  Gesetzesvorlage  mit  diesem  Artikel  nicht  an- 
nehmen würde,  ohne  zuvor  genauen  AnfscUuss  über  die  BeschafiEang  der  Bundesleistungen  zu 
erhalten. 

^  Vgl.  „Nachtrags-Botschaft  des  Bundesrats  an  die  Bundesversammlung  zu  den  Entwürfen 
von  zwei  Bandesgesetzen,  betreffend  die  Kranken-  und  ünfallversicherang"  (vom  13.  April  1897), 
1897  No.  148. 

*)  1895  mit  4,6  und  1896  mit  7,7  Millionen  Fr.  üeberschuss  (gegenüber  einem  gleich  hohen 
Defizit  pro  1898). 

^)  Vgl.  Protokoll  über  die  Verhandlungen  der  nationalrätlichen  Kommission  1896/1897 
S.  158,  160,  237,  242,  245,  320  fg.,  bezw.  der  ständerätlichen  Kommission  1898  S.  45,  125  fg. 

*)  VgL  die  Denkschrift  des  Schweiz.  Industriedepartements  vom  18.  August  1897:  „Ent- 
legene Gebiete  und  ärztliche  Hilfe",  Bern  1897. 

^  Vgl.  Denkschrift  des  Schweiz.  Industriedepartements  vom  5.  Februar  1898:  „Uebersichten 
und  Tabellen  über  die  Beteiligung  des  Bundes,  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter  an  der  Aaf- 
bringung  der  Mittel'^  (nach  den  Beschlüssen  des  Nationalrats),  Bern  1898,  und  „Bericht  des  Schweiz. 
Indastriedepartements  an  den  Bundesrat  über  die  finanzielle  Tragweite  der  Versicherungsprojekte** 
(vom  26.  April  1898),  1898  No.  175. 
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Vermehrung 
gegenüber  den  An- 
trägen der 
Kommission  des 
Nationalrats 

Dazu  die  Bundes- 

leistnngen  nach 

Massgabe  der 

Anträge  der 

Kommission  des 

Nationalrats 

Zusammen 

1.  Für  die  obligatorische  Versicherung 

(600000  Versicherte) 

2.  Pur  die  freiw.  Versicherung  .... 

(400000  Versicherte) 

924000  Pr. 
987000  Fr. 

4240000  Fr. 
1094000  Fr. 

5164000  Fr. 
2081000  Fr. 

Zusammen  .... 

1911000  Fr. 

5334000  Pr. 

7  245  000  Fr. 

Somit  steigerten  sich  die  Bundesleistungen  für  jede  der  beiden  Versiche- 
mngen  um  nahezu  1  Million  Franken  und  erforderten  schliesslich  nach  den  Be- 
schlüssen der  Bundes^rsammlung  (1898)  mit  Einschluss  der  Militärversichenmg 
insgesamt  wiederum  7 — 8  Millionen  Franken.  *) 

Dies  veranlasste  den  Bundesrat,  noch  vor  der  fftr  die  Schlussberatung  der 
Vorlage  in  Aussicht  genommenen  Frühjahrssession  1899,  in  einer  Botschaft  vom 
26.  Mai  1899  auf  seine  früheren  finanztechnischen  Bedenken  und  den  Vorschlag 
des  Tabakmonopols  als  neuer  Einnahmequelle')  wieder  zurückzukommen. 

Der  Nationalrat  kam  jedoch  auf  Grund  einer  Nachprüfung  des  mit  jener 
Botschaft  vorgelegten  Zukunftsbudgets  1900—1903  zu  dem  Ergebnis,  dass  sich 
durch  entsprechende  Minderausgaben  bezw.  Mehreinnahmen  bis  Ende  1903  statt 
des  vom  Bundesrat  berechneten  Einnahmeüberschusses  von  nur  154000  Fr.  ein 
solcher  von  2888000  Fr.  erzielen  lasse  und,  unter  Berücksichtigung  gewisser  an- 
derweiter  Mehreinnahmen  bezw.  Minderausgaben,  fftr  die  Durchführung  der  Ver- 
sicherungsgesetze im  Jahre  1904  im  ganzen  9732200  Fr.  und  ähnliche  Summen 
für  die  folgenden  Jahre  verfftgbar  sein  würden,*)  während  fftr  1903  ein  aus  den 
Ueberschüssen  der  Vorjahre  verfftgbarer  Fonds  von  8288809  Fr.  65  C.  berechnet 
wurde.  Demgemäss  schlug  die  nationalrätliche  Kommission  vor,  unter  Abstand- 
nahme von  der  Einführung  des  Tabakmonopols  oder  sonstiger  neuer  Einnahme- 
quellen das  Inkrafttreten  des  Versicherungsgesetzes  auf  den  1.  Januar  1903  ge- 
setzlich festzulegen.  Da  der  Vorschlag  des  Tabakmonopols  nach  wie  vor  keinen 
Anklang  fand,  auch  das  Schicksal  der  Versicherungsvorlage  in  Frage  zu  stellen 
schien,  so  zog  der  Bundesrat,  um  die  endliche  Verabschiedung  des  Versicherangs- 
werkes  nicht  weiter  zu  verzögern,  in  der  zum  25.  September  1899  einberufenen 
ausserordentlichen  Session  seine  Bedenken  zurück,  so  dass  die  gesamte  Vorlage 
auf  der  Grundlage  einer  erneuten  Redaktion  vom  Juni  1899*)  ohne  wesentliche 
Abänderungen  —  dieselben  betrafen  nur  die  „Schluss-  und  Uebergangsbestim- 
mungen"*)  (Art  378— 400)  —  angenommen  wurde,  im  Nationalrat  am  2.  Oktober 
1899  bei  12  Stimmenenthaltungen  und  19  Absenzen  mit  113  gegen  1  Stimme, 
im  Ständerat  am  5.  Oktober  1899  einstimmig  (mit  35  Stimmen  bei  1  Stimm- 
enthaltung und  7  Absenzen). 

Die  Schluss-  und  üebergangsbestimmungen  regeln  hauptsächlich  die  Be- 

*)  Vgl.  die  Denkschrift  des  Schweiz.  Industriedepartements  vom  1.  März  1899:  „üebe^ 
sichten  und  Tabellen  über  die  Beteiligung  des  Bundes,  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter  an  der 
Aufbringung  der  Mittel*'  (nach  den  BescMüssen  der  Bundesyersammlung),  Bern  1899. 

•)  Die  Einnahmen  ans  dem  Tabaksmonopol  beliefen  sich  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung: 
in  Prankreich  auf  8  Fr.,  in  Italien  auf  5  Fr.,  in  Oesterreich  auf  4»/5  Fr.,  und  wurden  demnach 
bei  einem  mutmasslichen  Satz  von  8  Fr.  ^r  die  Schweiz  auf  9  MiU.  Fr.,  bezw.  nach  der  Bot- 
schaft vom  18.  April  1897  (s.  oben  S.  85)  auf  8  MiU.  Fr.  (einschliesslich  P/,  Mm.  Fr.  für  Ver- 
zinsung und  Amortisation  des  Entschädigungskapitals)  veranschlagt 

')  Vgl.  „Bericht  der  nationabfttlichen  Kommission,  betr.  die  Finanzlage  des  Bandes"  (Tom 
12.  September  1899),  1899  No.  287. 

«)  Vgl.  „Bedaktionsanträge  vom  Juni  1899*",  1899  No.  190. 

^)  Doch  wurde  bei  der  Unfallversicherung  der  „Nachgenuss"  (s.  oben  S.  81,  Note  1)  g^ 
strichen,  um  es  zu  vermeiden,  dass  der  Berechtigte  dann  für  die  der  Krankenversicherung  ob- 
liegende Wartezeit  ins  Freie  faUen  könnte.   Vgl.  Art.  288  Abs.  8  des  Gesetzes. 
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Ziehungen  zu  anderen,  insbesondere  den  Haftpflichtgesetzen ^)  (Art.  880 — 387), 
gewähren  gewisse  Vergünstigungen  fiir  die  Uebergangszeit  (Art  390—896)  und 
betreffen  das  Inkrafttreten  (1.  Janaar  1903)  bezw.  die  Vollziehung  des  Gc^tzes 
(Art.  388/389  bezw.  397—400).  Unter  dem  11.  Oktober  1899  erfolgte  die  Publi- 
kation des  Gesetzes  durch  das  Bundesblatt  als  ,,  Bundesgesetz,  betr.  die 
Kranken-  und  Unfallversicherung  mit  Einschluss  der  Militäryer- 
sicherung^,  vom  S.Oktober  1899,  so  dass,  wenn  nicht  binnen  3  Monaten  die 
Volksabstimmung  (von  mindestens  30000  Schweizerbtlrgernj  verlangt  wird,  das 
Gesetz  mit  dem  I.Januar  1903  in  volle  Wirksamkeit  tritt^)  — 

Eine  Vergleichung  mit  der  deutschen  und  österreichischen  Kranken-  und 
Unfallversicherung  ergiebt,  dass  die  schweizerische  Gesetzgebung  in  den  Grund- 
zügen und  vielen  Einzelbestimmungen,  so  namentlich  in  dem  Grundgedanken  des 
Versicherungszwanges  für  die  unselbständig  Erwerbenden,  der  Uebertragung  der 
Risiken  bei  der  Krankenversicherung  auf  lokale,  bei  der  Unfallversicherung  auf 
centrale  Körperschaften,  der  Feststellung  der  läitsch&digungsleistungen  und  der 
Aufbringung  der  Mittel,  jenen  Vorbildern  gefolgt  ist,  dagegen  vielfach  auch  ihre 
eigenen  Wege  eingeschlagen  hat  und  hierbei  den  Vorteil,  dass  sie  nicht  wie  jene 
einen  Versicherungszweig  nach  dem  anderen  aufzubauen  brauchte,  sondern  aus 
einem  Guss  heraus  ein  harmonisches  Ganzes  schaffen  konnte,  richtig  auszunutzen 
verstanden  hat 

So  ist  es  als  ein  erheblicher  Vorzug  anzusehen  und  wird  der  glatteren 
Durchführung  der  Versicherung  wesentlich  zu  gute  kommen^  dass  die  versiche- 
rungspflichtigen Kreise  beider  Versicherungszweige  sich  gegenseitig  decken  und 
sehr  weit  gezogen  sind;  femer  dass  Kranken-  und  Unfallversicherung  organisch 
miteinander  verbunden  sind  und  sich  gegenseitig  in  die  Hände  arbeiten  können, 
wenngleich  die  ursprünglich  einfache  und  durchsichtige  Organisation  der  Forrer- 
schen  Vorentwürfe  (Ej*ankenkasse,  Kreisbehörde,  Versicherungsamt)  dem  „Kan- 
tönligeist^ hat  manche  Konzessionen  machen  müssen.  Zu  weiterer  Vereinfachung, 
auch  Befriedigung  der  Arbeiter,  wird  es  dienen,  dass  die  so  schwierige  Schei- 
dung zwischen  Betriebsunfall  und  Nichtbetiiebsunfall^)  fortfällt,  da  grund- 
sätzlich alle  in  die  Versicherungszeit  fallenden  Unfälle  entschädigt  werden 
(Art  237, 238).  Endlich  hat  die  Mitheranziehung  des  Staates  zu  den  Versicherungs- 
lasten es  ermöglicht,  die  Wohlthaten  der  gesamten  Versicherung  auch  auf  die 
wirtschaftlich  schwächeren  Wirtschaftsgruppen,  Landwirtschaft,  Handwerk  und 
Kleingewerbe,  auszudehnen,  ohne  sie  mit  drückenden  Beitragslasten  zu  belegen. 

Als  ein  grosser  Nachteil  muss  es  aber  bezeichnet  werden,  dass  das  Gesetz 
erst  nach  drei  Jahren  in  Kraft  treten  soll,  und  dass  keine  Mittel  und  Wege  ge- 
funden worden  sind,  die  Wohlthaten  dieser  ersten  sozialpolitischen  Gesetzgebung 
grösseren  Stils  der  Arbeiterschaft  sofort  zugänglich  zu  machen.  In  dieser  Be- 
ziehung zeigt  sich  wieder  das  in  der  deutschen  Gesetzgebung  angenommene  Um- 
lageverfahren von  seiner  praktischen  Seite,  da  es  im  Gregensatz  zum  Kapital- 
deckungsverfahren in  der  Anfangszeit  nur  geringfügige  Mittel  erfordert  und  somit 
die  sofortige  Einführung  der  Versicherung  im  vollen  Umfange  wesentlich  erleich- 
tert, ohne  im  Endergebnis  irgendwie  teurer  als  das  Deckungssystem  zu  sein.^) 
In  der  dreijährigen  Wartezeit  wird  die  Geduld  der  Arbeiter  auf  eine  harte  Probe 
gestellt  und  es  kann  wohl  dahin  kommen,  dass  man  inzwischen  auf  Grund  wei- 


^)  Diese  vielerörterte  Streitfrage  fand  unter  Anlehnung  an  die  Bestimmunp^  des  deutschen 
nnd  Osterreichischen  Unfallversichernngsgesetzes  die  aus  Art.  882—884  ersichtliche  Lösung. 

*)  Inzwischen  ist  die  Referendnms-Bewegung  bereits  in  Gang  gebracht,  sodass  es  wohl 
noch  zu  einer  allgemeinen  Volksabstimmung  über  das  ganze  Versicherungsgesetz  kommen  wird, 
da  dasselbe  unter  einem  Teil  der  sozialdemokratischen  und  der  den  Haftpflichtgesetzen  unter- 
stehenden Arbeiter,  sowie  der  Handwerker  und  Kleinuntemehmer,  bezw.  auch  der  Ultramontan- 
Eonservativen  und  unter  den  Mitgliedern  einzelner  freier  Krankenkassen  zahlreidie  Gegner  hat. 

*)  Vgl.  hierzu  u.  a.:  „Handbuch  der  Unfallversicherung",  Leii>zig  1897,  2.  Aufl.  S.  82fg. 
und  die  dort  angezogenen  Entscheidungen  des  Deutschen  Reichsversicherungsamts  und  Reichs- 
gerichts. 

*)  Vgl  über  die  Unterschiede  zwischen  Umlage-,  Kapitaldeckungs-  und  Prftmienverfahren 
meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslände^,  Heft  Vn/Vni  (Oesterreich- Ungarn),  Beriin  1899 
S.  85  und  die  daselbst  Note  8  angezogene  Litteratur. 
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terer  Erfahrungen  der  ausländischen  Versicherungsgesetzgebung  die  eine  oder 
andere  Bestimmung  des  Gesetzes  geändert  sehen  möchte ,  noch  bevor  dasselbe 
thatsächlich  ins  Leben  getreten  ist 

IL  Alters-  und  TodesTersichenuig. 

Der  erste  gesetzgeberische  Schritt  auf  diesem  Gebiete  wurde  in  dem  in- 
dustriereichen Kanton  Neuenburg  gemacht.  Bald  nach  dem  Vorgehen  Deutsch- 
lands mit  seinen  Arbeiterversicherungsgesetzen  wurden  im  Neuenbnrger 
Parlament  wiederholt  (1885,  1889,  1892,  1893)  Anträge  an  die  Regierung  ge- 
richtet, dieser  Materie  gesetzgeberisch  näher  zu  treten;  der  letzte  dieser  Anträge 
ging  dahin,  das  Studium  der  staatlichen  Versicherung  für  den  Todesfall  auf  der 
Grundlage  eines  früheren  Entwurfes  des  Justizministeriums  wieder  au&unehmen. 
Diesem  Verlangen  gemäss  legte  der  Staatsrat  unter  dem  16.  Februar  1894 
einen  Gesetzentwurf  vor,  welcher  die  Errichtung  einer  unter  G^arantie  und  Auf- 
sicht des  Staates  stehenden  „Kantonalen  Easse  für  Todesyersicherung^  bezweckte, 
„um  jeder  Familie,  dessen  Oberhaupt  mit  Hinterlassung  minderjähriger  Kinder 
verstirbt,  eine  nach  der  Kinderzahl  al^estufte  Entschädigung  zu  sichern^.  Gegen 
diesen  Entwurf  erhob  sich  aber  die  lebhafteste  Opposition  seitens  der  freien 
Hilfsvereine  („Fratemitös**),  welche  vornehmlich  die  Todesversicherung  zu  gunsten 
ihrer  Mitglieder  betrieben  und  sich  durch  diese  staatliche  Konkurrenz  in  ihrem 
Bestände  ernstlich  bedroht  Ahlten. 

Man  legte  deshalb  den  Entwurf  zunächst  beiseite  und  beschloss,  vorerst 
dem  Vorschlage  einer  staatlichen  Subventionierung  der  freien  Hilfsvereine  näher 
zu  treten  und  dieserhalb  deren  finanzielle  Lage  festzustellen,  daneben  aber  auch 
eine  Regelung  der  Altersversicherung  ins  Auge  zu  fassen.  IMeser  Plan  wurde 
vom  Grossrat  am  7.  Mai  1894  gebilligt 

In  Ausführung  desselben  wurde  ein  Fachmann,  K.  Leubin  aus  Basel,  Be- 
amter   in   Bern,    unter    dem  29.  Juni  1894    beauftragt,   die   Finanzlage  der 
grössten  Hilfsvereine  (soci6t6s  de  secours  mutuels)  des  Kantons  versicherungs- 
technisch   zu   prüfen,   und   der   im  März  1895   hierüber   vorgelegte   Bericht^) 
bestätigte  lediglich  die  bereits  gehegte  Befürchtung,  dass  die  Vereine  durch- 
weg an  versicherungstechnischen  Defizits  krankten,   da  ihre  Finanzwirtschaft 
jeder  rationellen  Grundlage  entbehrte.     In  der  Regel  hatten  alle   derartigen 
Vereine,  insoweit  sie  die  Todesversicherung  betrieben,  mit  dem  einfachen  Undage- 
verfahren  begonnen,  indem  jedesmal  beim  Todesfall  eines  Mitgliedes  die  zuge- 
sicherte Versicherungssumme  auf  die  überlebenden  Mitglieder  repartiert  wurde. 
Da  aber  mit  dem  zunehmenden  Alter  der  Vereine  und  der  Mitglieder  auch  die 
Todesfälle  sich  mehrten,  und  demgemäss  solche  Umlagen  immer  häufiger  und 
drückender  wurden,  so  war  man  alsbald  zu  dem  Systeme  fester  (periodischer) 
Prämien  übergegangen,  ohne  damit  zu  besseren  Zuständen  zu  gelangen;  denn  in 
Ermangelung  einer  Abstufung  der  Prämien  nach  dem  Lebensalter  wurden  die 
jüngeren  Altersstufen  verhältnismässig  zu  hoch  besteuert  und  blieben  deshalb 
fort  oder  liefen  Gefahr,  wegen  vorzeitigen  Zusammenbruchs  der  Kasse  seinerzeit 
selbst  leer  auszugehen.     So  entsprachen  weder   die  Tarife   den  verschiedenen 
Risiken  noch  die  Reserven  den  zukünftigen  Verbindlichkeiten,  und  der  vöDige 
Zusammenbruch  der  freien  Hilfsvereine  war  lediglich  eine  Frage  der  Zeit*) 

Zur  Unterstützung  der  Regierung  bei  den  Reformarbeiten  wurde  dem  Mini- 
sterium des  Innern  auf  dessen  Antrag  durch  Staatsratsbeschluss  vom  3.  Juni  1895 
eine  Sachverständigen-Kommission  zur  Seite  gestellt,  welche  die  staatliche  Rege- 
lung der  Todes-  und  Altersversicherung  —  sei  es  als  obligatorischer  oder  als  frei- 
williger Versicherung  —  in  Beratung  zog.  Auf  Grund  dieser  Vorarbeiten  erhielt  dann 
unter  dem  13.  Juli  1896  R.  Leubin,  welcher  der  Sachverständigen-Kommission  als 

^)  „Expertise  technique  sor  la  Situation  financiöre  des  Soci^tes  neuch&teloises  de  secours 
mutuels'*,  61abor6  sur  rinvitation  du  Departement  de  Tlnt^rieur  de  la  r^publique  et  du  canton  de 
NeucMtel  par  B.  Leubin,  math^maticien,  Neuch&tel  1895. 

')  Vgl.  die  nämliche  Situation  bei  den  englischen  Friendly  Societies  in  Heft  V  meiner 
„Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Berlin  1899. 
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Versicherungstechniker  beigegeben  war,  den  Anftrag,  Aber  zwei  verschiedene 
Gesetzentwürfe  —  „obligatorische"  und  „fakultative"  Todesversicherung  —  welche 
zum  Herbst  dem  Orossrat  zur  Wahl  vorgelegt  werden  sollten,  ein  versicherungs- 
und  finanztechniscbes  Gutachten  abzugeben.^)  Da  sich  eine  allgemeine  Zwangs- 
versicherung hiemach  als  zu  teuer,  auch  praktisch  schwer  durchführbar  heraus- 
stellte, nahm  man  von  dieser  Versicherungsform  Abstand  und  legte  unter  dem 
17.  Mai  1897  einen  Gesetzentwurf  vor,  welcher  die  Errichtung  einer  „Kantonalen 
Kasse  für  Volksversicherung"  (Caisse  cantonale  d'assurance  populaire)  zwecks 
Erleichterung  freiwilliger  Todes-  und  Alters-Versicherung  in  Aussicht  nahm,*) 
nachdem  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  inzwischen  Bundessache  geworden 
war  (s.  oben  S.  18). 

Die  Begründung  dieses  Gesetzentwurfs  ging  davon  aus,  dass  zwar  den  be- 
stehenden „Fratemitös"  mit  ihren  9000  Mitgliedern  ebenso  Rechnung  getragen 
werden  mttsste,  wie  dies  bei  der  bundesgesetzlichen  Regelung  der  Kranken-  und 
Unfallversicherung  gegenüber  den  gesamten  schweizerischen  freien  Hilfskassen  mit 
ihren  160—200000  Mitgliedern  geschehen  sei  (a  unten  S.  7/33),  dass  aber  eine 
befriedigende  Reform  auf  dem  Boden  ihrer  eigenen  Organisation  ausgeschlossen 
sei;  vielmehr  bedürfe  es  einer  Allen  gleichmässig  zugänglichen  Versicherungsein- 
richtung, welche  den  verschiedenartigsten  Bedürfnissen  ü^hnung  trage  und  unbe- 
dingte Sicherheit  biete.  Zur  Unterstützung  dessen  wurde  darauf  hingewiesen, 
wie  die  freien  Hilfsvereine  schwächliche  und  kränkliche  Pei*sonen,  also  gerade 
die  der  Versicherung  Bedürftigsten  von  dieser  grundsätzlich  ausschlössen,  durch 
starre  Formulierung  der  Versicherungsbedingungen  (Todesversicherung  auf  500 
oder  1000  Fr.,  Verfall  der  Einzahlungen  bei  Säumnis  oder  Unvermögen  des  Bei- 
tragspflichtigen) der  Ausbreitung  der  Versicherung  geradezu  entgegenwirkten  und 
für  die  endliche  Einlösung  ihrer  Verbindlichkeiten  in  Ermangelung  jeglicher  tech- 
nischer Grundlagen  keinerlei  Sicherheit  gewährten.  Zu  ihren  Gunsten  könne 
daher  nicht  mehr  geschehen,  als  ihnen  den  kollektiven  Uebertritt  zu  der  geplanten 
Staatskasse,  unter  Reservierung  ihrer  Fonds  und  Gewährung  gewisser  Uebergangs- 
vergünstigungen,  offen  zu  halten.  Im  übrigen  ging  der  Entwurf  in  der  Absicht, 
die  Thore  der  Versicherung  möglichst  weit  zu  öflfiaen,  von  dem  Grundsatz  aus,, 
dem  Versicherten  die  denkbar  billigsten  Bedingungen  zu  gewähren,  d.  h.  ihm  nur 
die  durch  sein  eignes  Risiko  bedingte  Netto prämie  aufzuerlegen,  dagegen  die 
sonstigen  Unkosten  dem  Staate  zur  Last  zu  legen. 

Der  Entwurf  erlangte  unter  dem  29.  März  1898  Gesetzeskraft  und  trat 
mit  dem  1.  Februar  1899  in  Wirksamkeit:  Loi  instituant  une  Caisse  can- 
tonale d'assurance  populaire,  du  29  mars  1898. 

Die  unter  Beteiligung  des  Staats  begründete  „Kantonskasse  für  Volks- 
versicherung" bezweckt: 

a)  zu  den  günstigsten  Bedingungen  alle  in  dem  Gesetz  oder  etwaigen  Ergän- 
zungsgesetzen vorgesehenen  Versicherungen  auszuflihren;  b)  jede  Versicherung  und 
Versorgung  mittels  einer  rationellen  und  sicheren  Organisation  zu  befördern  (Ast  1). 
Die  enä  Gegenseitigkeit  begründete  Versicherungskasse  verfolgt  keinen  Gewinn 
und  erfordert  von  den  Versicherten  lediglich  Nettoprämien;  etwaige  Ueber- 
schüsse  über  die  technische  Reserve  sollen  zu  einem  Garantiefonds  bis  zur  Höhe 
einer  durchschnittlichen  Jahresausgabe  abgeführt  werden  (Art.  2).  Die  mit  Rechts- 
persönlichkeit ausgestattete  und  in  Neuchätel  domizilierte  Kasse  wird  unter  Mit- 
wirkung und  Aufeicht  des  Staates  von  den  Versicherten  verwaltet  (Art.  3 — 5). 

*)  „Examen  critique  des  divers  projets  pr^sent^s",  par  R.  Leubin,  La  Chaux-de-Fonds  1897. 

^)  Vgl.  hierzn:  I.  „Projet  de  loi  instituant  une  Caisse  neuch&teloise  d'assurance  populaire 
avec  Expos6  des  motife  (D6cös  et  Vieillesse)'*,  La  Chaux-de-Fonds,  1897;  11.  „Documents  annexös 
concement  Torganisation  d'une  caisse  neuchäteloise  d'assurance  populaire"  (s.  Note  1),  La  Chaux- 
de-Fonds  1897;  in.  fitude  sur  les  charges  financiöres  pouvant  rfeulter  pour  Tfitat  de  Neuch&tel 
d'une  assurance  cr6^e  sur  la  base  du  projet  de  loi  pr68ent^  au  Grand  Conseil  le  17  Mai  1897'', 
La  Chaux-de-Fonds  1897;  femer  „La  question  des  soci^t^s  de  secours  en  cas  de  d6c^,  et  la  So- 
lution, qui  lui  a  ^t^  donn^e  dans  le  Canton  de  Neuch&tel",  communication  prdsent^  par  M.  B. 
Leubin,  math^maticien,  k  Tassembl^e  annnelle  des  statisticiens  officiels  et  de  la  Soci^t^  suisse  de 
statistique,  tenue  k  Lausanne  en  1898. 
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Die  Arbeiterversicherung  in  der  Schweiz. 


Die  Kasse  beti'eibt  die  Versicherung  in  dreierlei  Formen: 

1.  die  Todesversicherung,  gemäss  Tarif  A,^)  wobei  im  Todesfall 
Versicherten  den  Erben  das  versicherte  Kapital  ausgezahlt  wird; 


^)  Tarif  der  Jahresprämien  für  Klasse  A  (Art.  6  und  28  des  Gesetzes  vom  29.  März 
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B.  Die  neuere  Zeit    Alten-  and  Todeßversicherang. 


41 


2.  die  Lebens-  oder  Altersversicherang,  gemäss  Tarif  B,^)  wonach 
der  Versicherte  bei  Vollendung  des  60.  Lebenqahres  eine  Leibrente 
erhält; 

3.  die  gemischte  Versicherung,  gemäss  Tarif  C,*)  wo  bei  vorzeitigem 
Ableben  des  Versicherten  (vor  Vollendung  des  60.  Lebensjahres)  seine 


^)  Tarif  der  Jahresprämien  für  Klasse  B  (Art.  6  und  28  des  Gesetzes  vom  29.  ICftiz  1898). 
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')  Tarif  der  Jahresprämien  für  Klasse  C  (Art  6  und  28  des  Gesetzes  vom  29.  März  1898). 
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2  25 

890 

28 

20 

2«0 

2  81  ,  0  46 

1  85 

4  62 

0  92 

3  70 

6  98 

1  38 

5  55 

924 

1  84 

740 

1155 

2  80 

925 

24 

20 

2  40 

2  89 

0  48 

1  91 

4  78 

0  96 

3  82 

7  17 

1  44 

6  78 

956 

1  92 

764 

1195 

2  40 

9  55 

26 

15 

1  85 

2  47 

0  37 

2  10 

4  94 

0  74 

4  20 

7  41 

1  11 

6  30 

988 

1  48 

840 

12  86 

1  86 

10  50 

26 

15 

1  95 

2  57 

0  39 

2  18 

5  14 

0  78 

4  36 

7  71 

1  17 

6  54 

10  28 

1  56 

8  72 

12  85 

1  96 

10  90 

27 

15 

2  — 

2  66 

0  40 

2  26 

5  32 

0  80 

4  52 

798 

1  20 

6  78 

10  64  !  1  60 

904 

18  80 

2  — 

1L80 

28. 

15 

2  05 

2  76 

0  41 

2  86 

5  52 

0  82 

4  70 

828 

1  23 

7  06 

11  04  ,  1  64 

940 

18  80 

2  05 

1176 

29 

15 

2  15 

2  87     0  43 

t 

2  44 

5  74 

0  86 

4  88 

8  61 

1  29 

7  82 

1148 

1  72 

9  76 

14  86 

2  15 

12  20 

30 

10 

L  50 

2  98 

0  80 

368 

5  96 

0  60 

586 

894 

0  90 

804 

1192 

1  20 

10  72 

14  90 

1  50 

18  40 

81 

10 

1  56 

8  11 

0  81 

2  80 

6  22 

0  62 

5  60 

988 

0  93 

8  40 

12  44 

1  24 

1120 

15  55 

1  65 

14  — 

32 

10 

1  60 

3  24 

0  82 

2  92 

648 

064 

5  84 

9  72 

0  96 

8  76 

12  96 

1  28 

1168 

16  20 

1  60 

14  60 

33 

10 

1  70 

8  88     084 

3  04 

6  76 

0  68 

6  08 

1014 

1  02 

9  12 

18  52  !  1  86 

1216 

16  90 

1  70 

16  20 

34 

10 

1 

1  75 

8  58 

1086 

8  18 

7  06 

l 

0  70 

6  86 

10  59 

1 

1  05 

9  54 

i 

14  12 

1 

1  40 

l 

12  72 

17  65 

1  75 

15  90 

i 
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Erben  das  versicherte  Kapital  erhalten  oder  der  Versicherte  bei  VoU- 
endnng  des  60.  Lebengahres  eine  Leibrente  wie  zu  2  oder  ausnahms- 
weise ein  Kapitalabfindung  erhält  (Art  6).^)    Die  versicherten  Kapi- 
talien dürfen  nicht  weniger  als  100  Fr.  und  nicht  mehr  als  5000  Ft., 
die  versicherten  Renten  nicht  weniger  als  30  Fr.  und  nicht  mehr  als 
100  Fr.  monatlich  betragen  (Art  7).*)    Mit  Genehmigung  des  Qross- 
rats  kann  aber  die  Kasse  ihre  Thätigkeit  auch  auf  andere  Yersiche- 
rungszweige  ausdehnen  (Ali;.  8).*) 
Alle  mindestens  18  Jahre  alten  und  im  Kanton  wohnhaften  Personen  beiderlei 
Geschlechts  haben  das  Becht^  sich  bei  der  Kasse  zu  versichern,  ohne  dass  die 
Prämie  nach  dem  Gesundheitszustande  abgestuft  wird;  der  letztere  ist  lediglich 
im  versicherungstechnischen  Interesse  der  Kasse  (um  die  zur  Berechnung  und  Klassi- 
fizierung der  Bisiken  erforderlichen  Unterlagen  zu  beschaffen)  durch  eine  ärztliche 
Untersuchung  festzustellen  (Ai*t.  9).   Doch  unterliegen  Personen  mit  nicht  normaler 
Gesundheit  einer  Wartezeit  von  3  Jahren  mit  der  Wirkung,  dass  bei  vorzeitigem 
Ableben   (innerhalb   der  Wartezeit)    ihre   Einzahlungen    an    ihre   Bechtsnach- 
folger  zurückerstattet  werden  (Art.  10).*)   Die  Anmeldung  zur  Versicherung  hat 
unter  Vorlegung  der  Geburtsurkunde  und  Bezeichnung  der  VersicherungsMasse 


j 

Prämien  für 

Prfimien  fOr 

Prftmien  für 

Prftmien  für 

Pifimien  f&r 

§ 

Höchster 

100  Fr.  Versiche- 

200  Fr.  Versiche- 

300 Fr.  Versiche- 

400 Fr.  Versiche- 

500 Fr.  Versiche- 

Staata- 

ningssumme 

rungssumme 

rungssumme 

rungssumme 

zuschuaa, 

Art.  6 

des 

1 

g 

ii 

s 

§ 
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5 

1 
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ii 

5 
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85 

5 

0  95 

8  70 

0  19 

8  51 
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0  88 

7  02 

11  lOi  0  57 

10  53 

14  80 

0  76 

14  04 

18  50 

0  95 

17  56 

86 

5 

1  — 

8  88 

0  20 

868 

7  76 

0  40 

786 

11  64'  0  60 

1104 

15  52 

0  80 

14  72 

19  40 

1  - 

18  40 

87 

5 

1  05 

4  07 

0  20 

8  87 

8  14 

0  40 

7  74 

12  21 

0  60 
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16  28 

0  80 

16  48 

80  85 

1  — 

19  S6 

88 

5 

1  05 

4  27 

0  21 
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8  16 

12  87 
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1  05 
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89 
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1  10 

4  52 
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18  08 

0  88 
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22  60 
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4  77 
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_ 
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— 
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2148 
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— 

86  85 
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5  71     — 

5  71 
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17  13 
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— 
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— 
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— 
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— 
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— 
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— 
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50  40 

— 
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— 
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— 

— 
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— 
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— 
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43  44 

57  92 
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72  40 

— 

78  40 

54 

— 

— 

16  85 

— 
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— 

33  70 

50  55 
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10125 

56 

— 
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— 

25  29 
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__ 

10116 
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— 
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57 

— 
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38  38 

— 

38  88 
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— 
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— 
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58 

— 

— 
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— 
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- 

- 
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- 
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- 
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302  58 

- 

302  58 

408  44 

- 

403  44 

604  80 

- 
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*)  Die  Hilfsvereine  beschränkten  neben  der  Krankenversicherung  ihre  Versichenmgsth&tig- 
keit  in  der  Regel  auf  die  Todes  Versicherung  (mit  500  oder  1000  Fr.  zu  Gunsten  der  Familie 
des  Verstorbenen);  das  Gesetz  will  durch  die  Einfügung  der  Altersversicherung  auch  die  Sicheistel- 
lung  des  Alters  zu  Gunsten  der  Versicherten  selbst  ermöglichen  und  durch  die  gemischte  Ver- 
sicherung den  verschiedenartigen  Bedürfnissen  des  praktischen  Lebens  Eechnung  tragen. 

•)  Diese  Obergrenzen  sind  dazu  bestimmt,  der  Versicherungskasse  den  Charakter  einer 
„Volksversicherung"  zu  erhalten. 

•)  Man  hat  dabei  insbesondere  an  die  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisen  Versicherung 
gedacht,  auch  sm  die  Angliederung  der  bundesgesetzlichen  Kranken-  und  Unfallversicherung. 

*)  Diese  Bestimmung  soll  einerseits  einer  Ausbeutung  der  Kasse  entgegenwirken,  anderer- 
seits zu  einer  rechtzeitigen,  bezw.  möglichst  frühzeitigen  Versicherung  anspornen. 


B.  Die  nenere  Zeit.    Alters-  und  Todesyeraicherang. 
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beim  Bezirksausschuss  schriftlich  zu  erfolgen  and  wird  nach  der  ärztlichen  Unter- 
suchung und  Bezahlung  der  ersten  Monatsprämie  durch  Aushändigung  der  Police 
vollzogen;  die  Prämien  werden  nach  dem  Eintrittsalter  des  Versicherten  abge- 
stuft und  sind  monatlich  im  voraus  zahlbai*  (Art  11 — 14). 

Jeder  Versicherte  kann  sich  —  vorbehaltlich  der  gesetzlichen  Obergrenzen  — 
auch  in  mehreren  Klassen  zugleich  versichern,  auch  seine  Versicherungen  behufs 
Erhöhung  oder  Erniedrigung  des  Betrags  abändern  oder  mit  seiner  technischen 
Reserve  von  einer  zur  andern  Klasse  übergehen  (Art.  15). 

Femer  kann  die  Versicherung  eines  Kapitals  für  den  Todesfall  oder  einer 
Leibrente  vom  60.  Lebensjahr  ab  auf  Wunsch  auch  durch  Einzahlung  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Prämien  oder  einer  einmaligen  Prämie  nach  einem  vom 
Verwaltungsrat  aufzustellenden  Tarif  erworben  werden  (Art.  16).  Versicherte, 
welche  ihren  Wohnsitz  ausserhalb  des  Kantons  nehmen,  können  mit  Genehmigung 
des  Verwaltungsrats  Mitglieder  der  Kasse  bleiben,  verlieren  aber  die  Ver- 
günstigung des  Staatszuschusses  (Art.  17).  Versicherte,  welche  sechs  Monate 
lang  ihre  Prämien  nicht  zu  zahlen  im  stände  sind,  können  eine  Herabsetzung  des 
versicherten  Kapitals  oder  die  Versetzung  in  eine  Versicherungsklasse  mit  ge- 
ringerer Prämie  beanspruchen;  wenn  aber  ein  Versicherter  seine  Prämienzah- 
lungen einstellt,  so  wird  der  Barwert  seiner  Police  ihm  gutgeschrieben  (assurance 
lib^r^e)  und  je  nach  den  Bedingungen  der  Police  seinen  Erben  oder,  falls  er  das 
Alter  von  60  Jahren  erreicht,  ihm  selbst  ausgezahlt;  endlich  kann  die  Gemeinde 
des  Versicherten,  falls  dieser  die  Prämienzahlungen  unterlässt,  in  dessen  Rechte 
und  Pflichten  mit  der  Wirkung  eintreten,  dass  alsdann  über  das  versicherte 
Kapital  nur  mit  ihrer  Zustimmung  verfügt  werden  darf  (Art.  18 — 20). 

Das  versicherte  Kapital  ist  beim  Tode  des  Versicherten  an  dessen  Erben, 
die  Leibrente  an  den  Versicherten  vom  Tage  der  Vollendung  des  60.  Lebens- 
jahres ab  in  monatlichen  Vorausraten  zu  zahlen;  doch  kann  die  Leibrente  aus- 
nahmsweise auf  Antrag  des  Berechtigten  (mit  Genehmigung  des  Verwaltungsrats 
nach  Anhörung  des  Bezirksausschusses)  oder  bei  ganz  geringfügigen  Reuten- 
beträgen  auch  ohne  Antrag  durch  einmalige  Kapitalabflndung  ausgekauft  werden 
(Art.  21—22). 

Besteht  die  Befürchtung,  dass  beim  Tode  des  Versicherten  das  dem  über- 
lebenden Gatten  oder  den  Eltern  zufallende  Versicherungskapital  vergeudet  werde, 
so  kann  der  Verwaltungsrat  oder  die  Gemeindebehörde  vom  Friedensrichter  die 
zur  Erhaltung  oder  vernünftigen  Verwendung  des  Kapitals  dienlichen  Anord- 
nungen kostenfrei  erwirken;  endlich  sind  die  versicherten  Beträge  bis  zum  Kapi- 
talbetrag von  1000  Fr.  und  bis  zum  Jahresrentenbetrag  von  600  Fr.  weder 
pfändbar  noch  abtretbar  (Art  25). 

Die  Staatszuschüsse  (Art.  26—28)  umfassen:  a)  die  Verwaltungskosten 
der  Kasse,  b)  die  Kosten  der  ärztlichen  Untersuchungen  der  Versicherten,  c)  die 
Deckung  der  erhöhten  Risiken,  welche  dadurch  entstehen,  dass  Versicherte  mit 
nicht  normaler  Gesundheit  ohne  Prämienerhöhung  zugelassen  werden,  d)  bare  Zu- 
schüsse zu  den  Nettoprämien  der  Versicherten  aller  Klassen  —  bis  zur  Abgrenzung 
einer  Versicherungssumme  von  500  Fr.  oder  einer  Leibrente  von  30  Fr.  monat- 
lich —  in  folgenden  Abstufungen:^) 


*)  Durch  diese  Abstufungen  soll  ebenfalls  auf  eine  thunlichst  frühzeitige  Versicherung  hin- 
gewirkt werden,  da  die  gewährten  Zuschüsse  um  so  höher  sind,  je  früher  die  Versicherung  ge- 
nommen wird,  wie  dies  z.  B.  die  folgende  Tabelle  yeranschaulicht : 


ESntrittK- 

Jährliche 
Nettoprämie 

Staatszuschuss 

Es  bleibt  zu  Lasten  des  Versicherten 

alter 

Prozent     1         Pr. 

eine  Jahresprämie 
von 

eine  Monatsprämie 
von 

24 
29 
34 
39 

11,- 
13,50 
16,50 
21,- 

20 

15 

10 

5 

2,20 
2,06 
1,65 
1,05 

8,80  Fr. 
11,45     „ 
14,85    „ 
19,95    „ 

0,75  Fr. 

1,-     n 
1,25    , 
1,70    „ 
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20  ^/o  der  Nettoprftmie  für  solche,  welche  sich  vor  YoUendetem  25.  Jahr  TeFsichem, 

*^/o>J  n  «n  n  n         n  n  ^O.        „  „ 

*^    /o      »  r  »  »  n  n         n  n  35.        „  „ 

Die  Organe  der  Kasse  (Art.  29—38)  sind:  die  „Generalversammlungen" 
der  Versicherten  in  jedem  Bezir^  die  „Bezirksausschüsse"  und  der  „Verwaltungs- 
rat" bezw.  der  von  diesem  fttr  die  technische  und  administrative  Leitung  der 
Kasse  bestellte  „technische  Direktor".  Die  Versicherten  eines  jeden  Bezirkes 
bilden  die  Generalversammlung,  welche  alle  drei  Jahre  zusammentritt,  um  den 
Bezirksausschuss  zu  wählen;  jeder  Bezirksausschüsse)  wählt  aus  seiner  Mitte  einen 
Delegierten  zum  Verwaltungsrat,  welcher  aus  9, Mitgliedern  besteht  (6  Bezirks- 
delegierte und  3  vom  Staatsrat  gewählte  Mitglieder),  die  Kasse  nach  aussen 
vertritt  und  alljährlich  einen  Verwaltungsbericht  und  eine  vom  technischen 
Direktor  aufzustellende  Bilanz  veröffentlicht.  Daneben  wird  vom  Staatsrat  für 
je  drei  Jahre  eine  „Kontrollkommission"  bestellt,  welche  die  Kassengeschäfte  zu 
flberwachen  und  alljährlich  darüber  zu  berichten  hat.  Streitigkeiten  zwischen 
der  Kasse  und  den  Versicherten  über  die  Auszahlung  versicherter  Beträge 
werden  vom  Kantonalgericht  im  mündlichen  und  kostenfreien  Verfahren  ent- 
schieden. 

Endlich  sind  noch  besondere  U eher gangs Vorschriften  (Art  39 — 44) 
vorgesehen,  um  den  freien  Hilfsvereinen  und  deren  Mitgliedern  die  Beteiligung 
an  der  Versichening  zu  erleichtem.  Damach  können  die  Hilfevereine  ohne  wei- 
tere Förmlichkeiten  sich  bei  der  Versicherungskasse  als  Versicherte  einschreiben 
lassen,  indem  sie  ihre  Reservefonds  lediglich  in  die  technische  Reserve  der  Kasse 
übertragen.  Alsdann  werden  diejenigen  Mitglieder  der  Hilfevereine,  welche  ihrer 
Altersstufe  gemäss  bei  der  Kantonalkasse  zu  günstigeren  Bedingungen  als  bei 
ihrem  Hilfsverein  versichert  sind,  ausgesondert;  für  die  übrigen  werden  gemäss 
deren  Uebertrittsalter  die  technischen  Reserven  (Differenz  zwischen  dem  Barwert 
der  zukünftigen  Ausgabe  —  Entschädigung  im  Todesfall  —  und  dem  Barwert  der 
zukünftigen  Einnahmen  —  Beiträge  — )  berechnet,  die  vorhandenen  Reservefonds 
dementsprechend  aufgeteilt,  die  bezüglichen  Anteile  den  Konten  der  Einzelnen 
gutgeschrieben,  und  diesen  Konten  entsprechend  die  Prämien  dem  Gesetze  gemäss 
berechnet.  Falls  die  so  berechneten  Prämien  höher  als  die  früheren  ausfallen, 
so  übernimmt  der  Staat  die  Differenz  bis  zur  Höchstgrenze  eines  Versicherungs- 
kapitals von  500  Fr.,  und  zwar  in  folgenden  Abstufungen: 

10  ^/o  der  neuen  Prämie  für  Versicherte  bis  zum  yoUendeten  85.  Jahre, 

^''    lo      n  n  n  r>  n  n         n  n  ""•         i» 

'■^    lo      n  n  n  n  n  r         n  n  ^'-         w 

'■^    lo      n  i>  n  n  n  r         n  n  5°'         n 

u.  s.  w.  je  l^/o  mehr  für  jedes  Jahr  bis  zum  52.  Jahr,  sodann  je  l^j^^lo  mehr  für 
jedes  weitere  Lebensjahr.'*) 

Alle  sonstigen  über  35  Jahre  alten  Personen,  welche  binnen  3  Monaten 
nach  Verkündung  des  Gesetzes  der  Kasse  beitreten,  sollen  die  gleichen  Vergün- 
stigungen bis  zur  Höchstgrenze  von  30^1  ^  der  neuen  Prämie  geniessen.  Alle 
weiteren  Ausftthrungsvorschriften  sind  dem  Staatsrat  vorbehalten.  Zur  Deckung 
der  durch  das  Gesetz  der  Staatskasse  erwachsenden  Ausgaben^  ist  durch  Dekret 


*)  Derselbe  vennittelt  den  Verkehr  zwischen  den  Versicherten  und  dem  Verwaltungsrat 
und  wirkt  somit  ähnlich  wie  die  Generalagenturen  bei  den  Versicherungsgesellschaften. 

*)  Diese  finanzielle  Regelung  der  üebemahme  der  freien  Hilfsvereine  beruht  auf  den  oben 
erwähnten  ^s.  S.  38)  Feststellungen,  dass  bei  diesen  Vereinen  die  jüngeren  Altersstufen  regel- 
mässig zu  Tiel,  die  älteren  zu  wenig  beisteuern  und  die  vorhandenen  Reservefonds  versicherun^;»- 
technisch  unzulänglich  sind. 

•)  Nach  den  Voranschlägen  zum  Gesetzentwurf  vom  17.  Mai  1897  wurden  die  Staats- 
zuschüsse für  die  Anfangszeit  auf  etwa  70000  Fr.,  für  die  spätere  Zeit  (d.  h.  nach  30  Jahren, 
wenn  die  Einwirkungen  der  üebergangsbestimmungen  fortfallen  und  ein  gewisser  Beharrungs- 
zustand  eintritt)  auf  etwa  84000  Fr.  berechnet.   Vgl.  S.  39  Note  2  Z.  m. 
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vom  22.  November  1898  ein  Zuschlag  von  20  C5ent.  zum  Satz  der  direkten  Ver- 
mögenssteuer bestimmt  worden. 

Nach  dem  vorstehend  wiedergegebenen  Inhalt  des  Gesetzes  wird  man  ein- 
räumen müssen,  dass  dasselbe  im  Vergleich  zu  den  ganz  unsicheren  und  unzu- 
reichenden Versicherungseinrichtungen  der  freien  Hilfsvereine  einen  grossen  Fort- 
schritt verbürgt,  und  dass  die  Einrichtungen  und  Leistungen  der  mit  dem 
1.  Februar  1899  ins  Leben  getretenen  „Volksversichemngskasse"  allen  billigen 
Anforderungen  Rechnung  tragen,  insbesondere  dass  die  gebotenen  Versicherungs- 
bedingungen ausserordentlich  günstige  sind  und  die  ganze  Einrichtung  den  Spar- 
und  Versicherungstrieb  der  arbeitenden  Klassen  wesentlich  fördern  wird.  Ob 
aber  diese  Vergünstigungen  und  Anregungen  sich  als  stark  genug  erweisen 
werden,  um  nicht  bloss  die  Elite  der  Arbeiterschaft,  sondern  auch  die  breite 
Masse  derselben,  also  gerade  die  Bedürftigsten  der  Versicherung  zuzuführen,  muss 
nach  den  in  den  Nachbarstaaten  und  anderweit  mit  diesem  Erziehungs-  und  Sub- 
ventionssystem gemachten  Erfahrungen^)  doch  wohl  bezweifelt  werden.  Auch 
die  Verfasser  des  Gesetzes  scheinen  in  dieser  Beziehung  einigen  Zweifel  gehegt 
zu  haben,  da  in  der  Begründung  des  Gesetzes  die  Einführung  der  Zwangs- 
versicherung hauptsächlich  zwar  aus  finanziellen  Gründen  abgelehnt  wird,  aber 
auch  „weil  man  zunächst  die  Erfahrungen  mit  der  bundesgesetzlichen  Zwangs- 
versicherung (Kranken-  und  Unfallversicherung)  abwarten  und  schliesslich  noch 
zeitig  genug  den  Weg  der  Zwangsversicherung  beschreiten  könne,  falls  die 
vorgeschlagene  Versicherungseinrichtung  sich  nur  ungenügend  entwickeln  und 
den  Erwartungen  nicht  entsprechen  sollte".  Wird  aber  nach  der  Begründung 
des  Gesetzes  ein  so  grosser  Wert  auf  die  erzieherischen  Wirkungen  desselben  — 
durch  Förderung  der  freiwilligen  Veraicherung  —  gelegt,  so  darf  doch  nicht 
übersehen  werden,  dass  solche  in  gleichem,  wenn  nicht  in  noch  höherem  Grade 
auch  dem  System  der  Zwangsversicherung  anhaften.  Es  ist  schon  an  anderer 
Stelle  dargethan  worden,  wie  gerade  die  deutsche  Arbeiterversicherung  zu  einer 
sozialpolitischen  Schule  des  ganzen  Volkes  geworden  ist*)  Beide  Me- 
thoden streben  demselben  Ziele  zu,  doch  mit  dem  gewichtigen  Unterschiede,  dass 
die  Zwangs  Versicherung  allen  Hilfsbedürftigen  den  erforderlichen  Beistand 
sofort  gewährleistet,  die  freiwillige  Vemcherung  erst  nach  Menschen- 
altern in  Aussicht  stellt  Für  das  Gebiet  der  modernen  ArbeiterfÜrsorge 
gilt  aber  mehr  wie  anderswo  der  goldene  Spruch:  bis  dat,  qui  cito  dat!  — 


in.  Arbeitslosenversichenuig. 

Es  ist  das  Verdienst  der  Schweiz,  auf  diesem  noch  so  strittigen  Gebiet 
der  Arbeiterversicherung  die  ersten  gesetzgeberischen  Verstösse  gewagt  zu  haben, 
und  wenn  dieselben  bisher,  wie  nicht  anders  zu  erwarten  war,  auch  noch  zu 
keiner  Lösung  des  Problems  geführt  haben,  so  haben  sie  doch  die  Angelegenheit 
in  Fluss  gebracht  und  zu  ähnlichen  Versuchen  in  anderen  Ländern  angeregt.*) 

Die  Frage  der  Arbeitslosenversicherung  bietet  dem  Sozialpolitiker  das  viel- 
leicht wichtigste  aber  auch  schwierigste  Problem  der  modernen  Arbeiterfürsorge: 
das  „wichtigste",  weil  es  sozial  wohl  noch  mehr  verbittert,  wenn  jemand,  der 
arbeitsfllhig  und  arbeitswillig  ist,  keine  Arbeit  findet,  und  dadurch  mit  seiner 
Familie  unverschuldet  ins  Elend  kommt,  als  wenn  ihn  Krankheit  oder  Invalidität 
verdienstlos  machen,  was  noch  eher  als  unvermeidliche  Schickung  des  mensch- 
lichen Lebens  hingenommen'  wird;  das  „schwierigste",  weil  die  mit  den  wech- 
selnden Konjunkturen  des  Marktes  erscheinende  und  verschwindende  Arbeitslosig- 
keit eine  bisher  unvermeidliche  Begleiterscheinung  der  modernen  Wirtschafts- 


*)  Vgl  meine  „Arbeiterveisicheruiig  im  Auslände",   Heft  IV  (Frankreich),   Heft  V  (Eng- 
I,  He'  ~   '   ..        ~    ..    


land),  Heft  VI  (Italien),  Berlin  1898/99. 

«)  Vgl.  a.  a.  0.  Heft  Vn/VHI  (Oesterreich-Üngarn),  S.  46  fg. 
')  Vgl.  die  am  Schloss  angezogene  Litteratui. 
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Verhältnisse  darstellt,  so  dass  die  Lösung  des  Problems  im  Grande  auf  eine 
fiegelang  der  Produktion  hinanslaafen  müsste.  Denn  es  würde  nor  eine  Ver- 
tagung, aber  keine  Lösung  des  Problems  bedeuten,  wenn  man  sich  lediglich  damit 
be^n^ügen  wollte,  die  mutmasslich  durchschnittliche  Zahl  der  unverschuldet  Arbeits- 
losen statistisch  zu  erfassen  und  auf  solcher  Grundlage  irgend  ein  Entschädi- 
gungssystem aufzubauen,  weil  damit  den  Ursachen  der  Arbeitslosigkeit  in  keiner 
Weise  näher  getreten  und  besten  Falls  nur  eine  mechanische  Lösung  zur  Be- 
kämpfung der  äusseren  Folgen  des  üebels  gefunden  wäre.  Berührt  so  diese 
Frage  die  schwierigsten  Seiten  der  gesamten  Volkswirtschaft,  so  kann  es  auch 
nicht  weiter  befremden,  wenn  die  Meinungen  über  die  Mittel  und  Wege  zu  einer 
Abhilfe  erheblich  auseinandergehen. 

Einig  ist  man  wohl  nur  in  dem  Ziel  d.  h.  in  der  Auffassung,  dass  die  Un- 
sicherheit der  wirtschaftlichen  Existenz  der  ausschliesslich  auf  ihrer  Hände  Arbeit 
angewiesenen,  breiten  Schichten  des  Volkes  eine  ernste  Getahr  für  das  G^samt- 
wobl  bedeutet,  und  dass  schon  die  Rücksicht  auf  dieses  entsprechende  Vorkeh- 
rungen erheischt,  damit  unvei'schuldete  Arbeitslosigkeit  nicht  zu  förmlichen 
Notständen  führt  und  die  davon  Betroffenen  nicht  der  Armenpflege  überantwortet 
Sehr  verschiedenartig  sind  aber  die  Ansichten  darüber,  ob  und  wie  das  Ziel  zu 
erreichen  sei.  Schon  das  „ob^  findet  zwei  ganz  entgegengesetzte  Strömungen. 
Die  Einen^  noch  in  den  antisozialen  Anschauungen  der  Manchesterschule  gross 
geworden,  sehen  in  der  periodischen  Arbeitslosigkeit  grösserer  Arbeitermassen 
lediglich  eine  unvermeidliche  Begleiterscheinung  der  modernen  Wirtschaftsent- 
wicklung, gegen  deren  zeitweiligl  nachteilige  Bückwirkungen  der  einzelne  Ar- 
beiter ebenso  wie  jeder  Andere  in  ähnlicher  Lage  sich  selbst  sichern  müsse;  die 
Anderen  dagegen  glauben,  dass  eine  solche  Auffassung  den  hentigen  Anforde- 
rungen nicht  mehr  entspreche,  den  arbeitenden  Klassen  gegenüber  eine  soziale 
Unbilligkeit  bedeute  und  der  schöpferischen  Kraft  der  heutigen  Gesellschaft  ein 
bedenkliches  Armutszeugnis  ausstellen,  ja  der  sozialdemokratischen  Behauptung, 
dass  dieselbe  zu  gründlichen  Reformen  ganz  unfähig  sei,  eine  gefährliche  Unter- 
lage bieten  würde.  Erfreulicher  Weise  hat  die  positive  Richtung  bereits  die  Mehr- 
heit hinter  sich  und  wenn  über  das  „wie^  die  Meinungen  auch  noch  so  weit  aus- 
einandergehen, so  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  und  dank  der  schweizerischen  Ver- 
suche doch  über  einzelne  Punkte  schon  eine  gewisse  Uebereinstimmung  herausgebildet. 

So  herrscht  im  allgemeinen  schon  darüber  Einigkeit,  dass  die  erste  Vor- 
bedingung für  eine  Lösung  der  Frage  die  Regelung  des  Arbeitsnachweises 
bildet,  denn  es  würde  an  sich  widersinnig  sein,  irgend  welche  Unterstützungen 
an  Arbeitslose  zu  gewähren^  solange  der  Arbeitsmarkt  noch  offene  Stellen  bietet. 
Sodann  geht  wohl  die  überwiegende  Ansicht  dahin,  dass  eine  Versorgung  der 
dann  noch  verbleibenden  Arbeitslosen  ebenso  wie  auf  den  anderen  Gebieten 
der  heutigen  Arbeiterfürsorge,  wo  die  Kraft  des  Einzelnen  nicht  ausreicht,  nur 
auf  dem  Wege  der  kollektiven  Versicherung  und  zwar  der  Zwangs  Ver- 
sicherung zu  erreichen  sei  Auch  darüber  ist  man  einig,  dass  zur  Vermeidung 
von  Simulation  und  Inanspruchnahme  übermässiger  Mittel  jede  Unterstützung  an 
Arbeitslose  nach  Beginn,  Höhe  und  Dauer  bestimmt  umgrenzt  sein  muss,  d.  h. 
dass  zunächst  eine  gewisse  Wartezeit  der  eigenen  Fürsorge  jedes  Einzelnen  über- 
lassen bleiben  muss  und  die  dann  eintretende  Unterstützung  nach  Art  der  Ent- 
schädigungen der  sonstigen  Arbeiterversicherungszweige  zwar  hinter  dem  ortsüb- 
lichen Lohn  zurückbleiben,  aber  doch  für  eine  gewisse  Uebergangszeit  die  wirt- 
schaftliche Existenz  sichern  muss. 

Dagegen  gehen  die  Ansichten  über  die  Ausgestaltung  der  erforderlichen 
Organisation  und  die  Aufbringung  der  Mittel  noch  sehr  weit  auseinander. 
Die  Einen  glauben  beides  den  zunächst  Interessierten,  d.  h.  den  Arbeitern 
selbst  überlassen  zu  sollen,  zumal  diese  in  ihren  zahlreichen  Unterstützungs- 
vereinen auch  die  Fürsorge  für  arbeitslose  Mitglieder  schon  seit  geraumer  2^t 
praktisch  in  Angriff  genommen  hätten  und  am  besten  in  der  Lage  wären, 
durch  passende  Kontrolle  im  eigenen  Kreise  etwaigen  Missbräuchen  vorzubeugen. 
Andere  wieder  weisen  darauf  hin,  dass  diese  Aufgabe  die  finanziellen  Kräfte  der 
Arbeiter  erfahrungsgemäss  weit  übersteige,  auch  neuerdings  wegen  ihrer  Aus- 
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sichtslosigkeit  mehr  und  mehr  aufgegeben  werde,  ^)  und  wollen  deshalb  die  Lasten 
den  Unternehmern  auferlegen,  da  die  Industrie  im  eigenen  Interesse  die  Ar- 
beitermassen zusammenziehe,  also  auch  dafOr  verantwortlich  zu  machen  sei,  wenn 
sie  sich  zeitweise  überzähliger  Arbeitskräfte  wieder  entledigen  wolle.  Dagegen 
wenden  sich  begreiflicher  Weise  wieder  die  Industriellen  sähst,  weil  die  zeit- 
weise Einschränkung  oder  Einstellung  der  Betriebe  meist  nicht  von  ihrem  Be- 
lieben abhänge,  sondern  durch  die  allgemeinen  Marktverhältnisse  erzwungen 
werde,  und  eine  derartige  Haftpflicht  die  heimische  Industrie  lediglich  ruinieren, 
also  das  Uebel  nur  vergrössem  würde. 

Zwei  andere  Eichtungen  wollen  deshalb  statt  der  berufegenossenschaftlichen 
Kreise  die  Gemeinde  oder  den  Staat  in  Anspruch  nehmen,  je  nachdem  die 
Lösung  der  Frage  nur  im  engeren  örtlichen  Kreise  oder  auf  breitester  Grundlage 
für  das  ganze  nationale  Wirtschaftsgebiet  erfolgen  soll,  was  dann  freilich  schon 
auf  eine  staatliche  Grewährleistung  des  „Rechts  auf  Arbeit"  hinauslaufen  würde. 
Zwischen  diesen  vier  typischen  Strömungen  giebt  es  aber  nun  die  ver- 
schiedensten Kombinationen,  welchen  wiederum  das  Bestreben  zu  Grunde  liegt, 
die  den  einseitigen  Systemen  anhaftenden  Schwächen  zu  vermeiden  und  so  zu 
einem  praktisch  brauchbaren  Ergebnis  zu  gelangen.  Im  allgemeinen  wird  wohl 
auch  hierbei,  insbesondere  nach  Erprobung  weiterer  praktischer  Versuche,  sich 
eine  Klärung  dahin  anbahnen,  die  Lösung  der  Schwierigkeiten  auf  einer 
gewissen  Mittellinie  zu  suchen,  d.  h.  in  erster  Linie  wenigstens  in  grösseren 
Industrieorten,  auf  berufsgenossenschaftlicher  Grundlage  und  nur  da,  wo 
lebenskräftige  Gebilde  der  Art  sich  nicht  schaffen  lassen,  auf  territorialer 
Grundlage,  d.  h.  nach  Bezirken,  aber  ebenfalls  unter  Heranziehung  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  vorzugehen.  *) 

Die  schweizerischen  Versuche  haben  sich  bisher  ausschliesslich  auf  der 
letzteren  Linie  bewegt 

Den  ersten  Anstoss  gab  ein  Antrag  der  schweizerischen  sozialdemokratischen 
Partei,  welche  auf  Grund  des  Art.  121  der  Bundesverfassung  und  des  Bundes- 
gesetzes vom  27.  Januar  1892  über  die  Volksinitiative  Anfangs  1893  eine  Agi- 
tation für  die  verfassungsrechtliche  Einführung  des  „Bechts  auf  Arbeit''  ins  Lel^n 
rief  und  nach  Zusammenbringung  der  erforderlichen  50000  Unterschriften  am 
4.  Juni  1894  in  der  Bundesversammlung  folgendes  Postulat  zur  Abstimmung 
brachte: 

„Das  Becht  auf  ausreichend  lohnende  Arbeit  ist  jedem  Schweizer- 
bürger gewährleistet.  Die  Gesetzgebung  des  Bundes  hat  diesem  Grund- 
satz unter  Mitwirkung  der  Kantone  und  Gemeinden  in  jeder  möglichen 
Weise  praktische  Geltung  zu  verschaffen. 

Insbesondere  sollen  Bestimmungen  getroffen  werden:  a)  zum  Zweck 
genügender  Fürsorge  für  Arbeitsgelegenheit,  namentlich  durch  eine  auf 
möglichst  viele  Gewerbe  und  Berufe  sich  erstreckende  Verkürzung  der 
Arbeitszeit;  b)  für  wirksamen  und  unentgeltlichen  Arbeitsnachweis,  ge- 
stützt auf  die  Fachorganisationen  der  Arbeiter;  c)  für  Schutz  der  Arbeiter 
und  Angestellten  gegen  ungerechtfertigte  Entlassung  und  Arbeitsent- 
ziehung; d)für  sichere  und  ausreichende  Unterstützung  unverschul- 
det ganz  oder  teilweise  Arbeitsloser,  sei  es  auf  dem  Wege  öffent- 
licher Versicherung  gegen  die  Polgen  der  Arbeitslosigkeit,  sei  es  durch 
Unterstützung  privater  Versicherungsanstalten  der  Arbeiter  aus  öffent- 
lichen Mitteln;  e)  für  praktischen  Schutz  der  Vereinsfreiheit,  insbesondere 
für  ungehinderte  Bildung  von  Arbeiterverbänden  zur  Wahrung  der  In- 
teressen der  Arbeiter  gegenüber  ihren  Arbeitgebern  und  für  ungehinderten 
Beitritt  zu  solchen  Verbänden;  f)  für  Begründung  und  Sicherung  einer 


*)  Vgl.  u.  a.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Heft  IV  (Frankreich},  S.  5/47  fg.; 
Heft  V  (England),  S.  3/27  fg.;  Heft  VI  (Italien),  S.  8/29 fg. 

")  Vgl.  hierzu  meinen  schon  1892  gemachten  Vorschlag,  die  deutschen  „Berufsgenossen- 
Schäften"  und  „Innungen"  nach  dieser  Richtung  hin  zu  yerwerten,  in  dem  Aufsatz:  „Schutz- 
mittel  gegen  Arbeitslosigkeit",  in  No.  14  des  „Deutschen  Wochenblatts"  vom  7.  April  1892, 
Berlin,  5.  Jahrg.  S.  164  fg. 
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öffentlichen  Rechtsstellnng  der  Arbeiter  gegenüber  den  Arbeitgebern  and 
fftr  demokratische  Organisation  der  Arbeit  in  den  Fabriken  nnd  ihn- 
lichen  Geschäften,  vorab  des  Staates  und  der  Gemeinden.^ 

Wenn  auch,  wie  vorauszusehen  war,  dies  Begehren  mit  erheblicher  Mehrheit 
(291 690  gegen  72  513  Stimmen)  abgelehnt  wurde,  so  war  doch  die  Arbeitslosen- 
frage damit  auf  die  sozialpolitische  Tagesordnung  gekommen  und  dies  führte  zu 
dem  folgenden  Rundschreiben,  welches  das  schweizerische  Industriedepartement 
am  30.  November  1894  an  die  Kantonsregierungen,  sowie  den  Handels-  und 
Industrieverein,  Grewerbeverein  und  Arbeiterbund  richtete: 

„Die  gesetzgebenden  Räte  haben  am  12./26.  Juni  1894  aus  Anlass  der  Ver- 
handlungen über^das  „Recht  auf  Arbeit"  folgendes  Postulat  beschlossen: 

„Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  zu  untersuchen,  und  darüber  Bericht 
zu  erstatten,  ob  und  eventuell  in  welcher  Weise  eine  Mitwirkung  des 
Bundes  bei  Institutionen  für  öffentlichen  Arbeitsnachweis  und  für  Schutz 
gegen  die  Folgen  unverschuldeter  Arbeitslosigkeit  möglich  und  gerecht- 
fertigt sei." 

Ausserdem  hat  der  Nationalrat  am  9.  Juni  1894  dem  Bundesrat  eine  vom 
6.  Juni  1894  datierte  Eingabe  der  Union  Helvetia  (Verein  schweizerischer  Hotel- 
angestellter) zum  Bericht  übei'wiesen,  welche  folgendes  Begehren  enthält: 

„Es  soll  eine  eidgenössische  Verordnung  erlassen  werden,   welche 

1.  sämtliche  Büi*eaus,  die  die  Stellenvermittelung  gewerbsmässig  betreiben, 
unter  Aufsicht  und  Kontrolle  der  zuständigen  Polizeibehörde  stellt.  Diese 
Bureaus  haben  Statut  und  Tarif  dem  Bundesrat  bezw.  der  Regierung 
zur  Genehmigung  vorzulegen; 

2.  als  Basis  der  zu  berechnenden  Taxen  und  Einschreibgebühren  dient  eine 
in  die  zu  erlassende  Verordnung  aufgestellte  Formel; 

3.  jedes  Bureau  hat  gegen  eine  festzusetzende  Gebühr  ein  Patent  zu  lösen; 
ausgenommen  sind  diejenigen  Bureaus,  die  unentgeltlich  plazieren; 

4.  Die  Plazierungstaxe  soll  zu  einer  Hälfte  vom  Plazierenden,  zur  andern 
vom  Engagierten  getragen  werden; 

5.  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Vorschriften  (Mehrforderungen  etc.)  haben 
eine  Geldbusse,  im  Wiederholungsfalle  Patententzug  zur  Folge." 

Beide  Aufträge  entbehren  nicht  einer  gewissen  Verwandtschaft  und  können 
zweckmässigerweise  mit  einander  behandelt  werden.  Wir  haben  es  uns  angelegen 
sein  lassen,  Umen  näher  zu  treten,  sind  aber  zu  deren  gedeihlicher  Förderung 
ganz  besonders  auf  Ihre  freundliche  Mitwirkung  angewiesen,  die  wir  hiermit  in 
Anspruch  zu  nehmen  uns  erlauben. 

Wenn  wir  Sie  also  zur  Berichterstattung  über  das  Postulat  der  Räte  und 
über  das  Gesuch  der  Union  Helvetia  einladen,  so  nennen  wir  nachstehend  noch, 
ohne  ihr  vorgreifen  zu  wollen,  einige  wesentliche  Punkte,  auf  die  Bedacht  zu 
nehmen  sein  wird: 

a)  Ursachen,  Umfang  und  Dauer  der  Arbeitslosigkeit  Hauptsächlich  be- 
troffene Berufsarten.  Verhältnis  der  Zahl  der  Unbeschäftigten  zu  derjenigen 
der  Beschäftigten  nach  Berufearten.  Für  die  Kenntnis  des  wirklichen  Bedürf- 
nisses wären  statistische  Angaben  sehr  erwünscht.  Ist  in  Ermangelung  solcher 
eine  eidgenössische  Statistik  anzustreben? 

b)  Bestand,  Organisation,  Leistungen  und  Erfahrungen  der  in  der  Schweiz 
bestehenden  Institutionen  für  öffentlichen  Arbeitsnachweis  und  für  Schutz  gegen 
Arbeitslosigkeit  (inbegriffen  die  sog.  Arbeitslosenversicherung).  Einnahmen,  Aus- 
gaben.   Vorhandene  Projekte. 

Es  wird  uns  erwünscht  sein,  auch  die  Drucksachen  zu  erhalten,  die  über 
diese  Punkte  Aufschluss  geben. 

c)  Ist  eine  Beteiligung  des  Bundes  an  den  genannten  bestehenden  oder  noch 
zu  grtbidenden  Einrichtungen  wünschenswert  oder  notwendig,  in  welcher  Form 
und  unter  welchen  Bedingungen? 

Eventuelle  Maximalleistung  des  Bundes  im  Verhältnis  zu  den  anderweitigen 
Beträgen  (von  Gemeinden,  Kantonen  etc.). 
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Aufsicht  des  Bundes;  Massregeln  für  die  Kontrolle  und  zum  Schutz  gegen 
Missbrauch. 

d)  Massnahmen  betreffend  gegenseitige  Unterstützung  der  Stellen  für  öffent- 
lichen Arbeitsnachweis,  allfällige  Centralisation  des  letzteren  und  Freizügigkeit 
zwischen  den  einzelnen  Hilfskassen  für  Arbeitslose. 

e)  Stellung  der  Berufsverbände.  Verhältnis  zu  Hilfskassen  von  Arbeiter- 
vereinigungen. (Beispiel:  Konditionslosenkasse  des  schweizerischen  Typographen- 
bundes). 

f)  Behandlung  der  Ausländer. 

g)  Sollten  dem  Bund  weitergehende  Aufgaben  zugewiesen  werden,  eventuell 
welche?  Sind  Organisationen  für  Arbeitsnachweis  und  gegen  Arbeitslosigkeit 
den  Gemeinden  und  Kantonen  oder  dem  Bund  zu  überlassen?  Für  den  letzteren 
Fall  in  Aussicht  zu  nehmende  Grundsätze.  Gewährung  von  Bundessubventionen 
oder  -Vorschüssen  in  grossen  Krisen. 

h)  Regelung  des  privaten  Arbeitsnachweises  (vergl.  Gesuch  Union  Helvetia). 

i)  Kompetenz  des  Bundes  für  eine  Bethätigung  in  dieser  oder  jener  Rich- 
tung.   Wäre  eventuell  eine  Verfassungsrevision  notwendig? 

Wir  ersuchen  Sie,  eine  gründliche  Prüfung  der  wichtigen  Angelegenheit  vor- 
nehmen und  uns  Ihren  Bericht  bis  zum  30.  Juni  1895  zukommen  lassen  zu  wollen." 

Noch  bevor  diese  Enquete  des  Bundes  zum  Abschluss  kam  —  die  Ant- 
worten liefen  übrigens  so  spärlich  ein,  dass  die  Sache  1897  bis  auf  weiteres 
vertagt  wurde,  —  gingen  einzelne  Kantone  mit  gesetzgeberischen  Versuchen  vor, 
welche  im  Nachstehenden  kurz  skizziert  werden  sollen.^) 

I.  Kanton  Bern. 

Schon  unter  dem  13.  Januar  1893  hatte  der  Stadtrat  zu  Bern  in  der  Ein- 
wägung, dass  die  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  eine  ständige  Begleiterscheinung 
der  heutigen  wirtschaftlichen  Zustände  geworden  sei  und  deshalb  der  bestehenden 
Gesellschaft  die  moralische  Verpflichtung  obliege,  Abhilfe  zu  schaffen,  zumal  die 
Ai'beiter  erfahrungsgemäss  allein  dazu  unvermögend  seien  und  andererseits  die 
Armenpflege  hier  gänzlich  versage,  folgenden  Beschluss  gefasst: 

„Auf  den  Vorschlag  des  Gemeinderates  vom  8.  November  1892, 
betreffend  Schutz-  und  Voreichtsmassregeln  gegen  Arbeitslosigkeit,  wird 
in  dem  Sinne  eingetreten,  dass  zur  Verhütung  der  üblen  Folgen  der 
Arbeitslosigkeit  auf  den  1.  April  1898  die  Einrichtung  einer  Versiche- 
rungskasse gegen  Arbeitslosigkeit  angestrebt  wird,  deren  Verwaltung 
die  Gemeinde  nach  Massgabe  des  nachfolgenden  Reglements  übernimmt." 

Reglement  über  die  Versicherungskasse  gegen  Arbeitslosigkeit  in  der 

Gemeinde  Bern. 

§  1. 
Die  Gemeinde  Bern  übernimmt,  in  der  Absicht,  den  üblen  Folgen  der  Arbeitslosig- 
keit wirksam  entgegenzutreten,  in  ihrem  Bureau  far  Arbeitsnachweis  die  Verwaltung  einer 
besonderen  Yersicherangskasse  gegen  Arbeitslosigkeit. 

§  2. 

Die  Verwaltung  wird  von  einer  Kommission  von  sieben  Mitgliedern,  welche  Schweizer- 
bürger sein  sollen,  besorgt.  Zwei  Mitglieder  werden  von  den  beitragleistenden  Arbeit- 
gebern, zwei  von  der  Arbeiterunion  Bern  bezeichnet,  die  übrigen  wählt  der  Gemeinderat, 
jedoch  soll  danmter  noch  ein  Vertreter  der  Mitglieder  der  Kasse  und,  wenn  möglich,  ein 
MitgUed  des  Hil&vereins  sich  befinden.  Die  Kommission  wählt  den  Präsidenten  ans  ihrer 
Mitte.  Der  Vorsteher  des  Arbeitsnachweisbureaus  wohnt  den  Sitzungen  der  Yerwaltungs- 
kommission  mit  beratender  Stinune  bei;  derselbe  führt  die  Rodel, ^)  das  Protokoll  und  die 


^)  Das  Nähere  siehe  in  der  am  Schloss  angezogenen  Litteratur* 
')  Bödel  =  Verzeichnis,  Mitgliederliste. 
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Kasse  und  besorgt  die  nötigen  Schreibereien.    Die  Amtsdaner  der  Kommission  beträgt  vor- 
l&nfig  zwei  Jahre  (vgl.  §  13  hienach). 

§  3. 
Die  Vesicheningskasse  gegen  Arbeitslosigkeit  wird  gespeist: 

1.  durch  die  Beiträge  der  Mitglieder  dieser  Kasse, 

2.  „       „         „  rj    Arbeitgeber, 

3.  „       „         „  „    Behörden, 

4.  „      freiwillige  Gaben. 

§4. 

Jeder  in  der  Gemeinde  Bern  sich  aufhaltende  oder  niedergelassene  Arbeiter  schwei- 
zerischer Herknnfl  kann  dieser  Kasse  beitreten;  der  Beitritt  geschieht  durch  Anmeldung 
bei  seinem  Arbeitgeber  oder  beim  Präsidenten  seines  Fachvereins  oder  direkt  beim  Vor- 
stand des  Arbeitsnachweisbureaus. 

§6- 

Jede  Anmeldestelle  der  Stadt  Bern  wird  je  auf  1.  April  und  1.  Oktober  aufgefordert, 
innert  8  Tagen  der  Verwaltung  der  Versicherungskasse  gegen  Arbeitslosigkeit  das  Ver- 
zeichnis der  neu  in  die  Kasse  eintretenden  Arbeiter  einzureichen;  auf  Ende  jeden  Monats 
kann  die  Anmeldestelle  weitere  Anmeldungen  folgen  lassen. 

§6. 
Jeder  in  die  Kasse  eingetretene  Arbeiter  ist  verpflichtet,  vom  Datum  der  Anmeldung 
an  monatlich  40  Gentimes  als  Beitrag  an  die  Kasse  zu  leisten. 

Die  im  Laufe  eines  Monats  eingetretenen  Arbeiter  haben  auf  Ende  dieses  Monats 
den  ganzen  Monatsbeitrag  zu  bezahlen. 

§  7. 
Jede  Anmeldestelle  übermittelt  monatlich  an  die  Kasse  mit  dem  namentlichen  Ver- 
zeichnis der  betreffenden  Mitglieder  den  Betrag  ihrer  Monatsprämien. 

§8. 
Die  Verwaltung  der  Versicherungskasse  sucht  bei  eintretender  Arbeislosigkeit  in  Ver- 
bindung mit  dem  IJnreau  für  Arbeitsnachweis  dem  Arbeitslosen  Arbeit  zu  verschaffen.  Bei 
faktisch  «ingetretenor  Arbeitslosigkeit  setzt  die  Verwaltung  den  täglichen  Beitrag  an  den 
Arbeitslosen  monatlicli  fest.  Derselbe  beträgt  im  Maximum  1  Franken  täglich  für  den 
^einstehenden  Arbeitslosen,  1^/,  Franken  täglich  für  denjenigen,  welcher  für  weitere 
Familienglieder  zu  Borgon  hat.  Die  Ausrichtung  dieses  Taggeldes  tritt  jedoch  erst  nach 
einer  Woche  wirklich  konstatierter  Arbeitslosigkeit  und  nach  mindestens  sechsmonatlicher 
Zugehörigkeit  zar  Kasse  und  vollständiger  Pflichterfüllung  gegen  dieselbe  ein. 

§9. 

Den  j^brlicheB  Fehlbetrag  der  Kasse  deckt  die  Glemeinde  aus  der  Spendkasse  im 
Maximum  mit  5000  Frcs.  per  Jahr.    . 

§  10. 

Die  Ausrichtung  der  Beiträge  an  die  Mitglieder  der  Kasse  erfolgt  unter  Berücksich- 
tigung von  g  B  unter  folgenden  Bedingungen: 

1.  Die  Mittel  der  Versicherungskasse  dürfen  nicht  zur  Unterstützung  solcher  ver- 
wendet werden,  welche  ihre  Arbeitslosigkeit  durch  Faulheit,  Liederlichkeit, 
TJnverträglichkeity  Ungehorsam  u.  dgl.  selbst  verschuldet  oder  angebotene  Arbeit 
ohne  gen6  senden  Grund  abgelehnt  haben. 

2.  Sie  dürfen  auch  nicht  verwendet  werden  zur  Unterstützung  solcher,  welche  in- 
folge von  Lohnstreitigkeiten  oder  Streiks  arbeitslos  geworden  sind. 

3.  Allfällige  Anstände  wegen  Ausrichtung  der  Arbeitslosenunterstützung  werden 
von  der  Kommission  erledigt. 

§  11. 

Die  Verwaltungskommission  stattet  jeweilen  auf  1.  Mai   dem  Gemeinderat  einen  de- 
tailUerten  Bericht  über  die  Thätigkeit  und  den  Stand  der  Kasse  ab. 
Der  Gemeinderat  teilt  diesen  Bericht  dem  Stadtrate  mit. 
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§  12. 
Sollten  sich  zwischen  der  Yerwaltong  and  Mitgliedern  der  Kasse  Anstände  erheben, 
so  entscheidet  dieselben  eüdgiltig  der  (Gerichtspräsident  von  Bern  als  Schiedsrichter. 

§  13. 
Das  vorstehende  Beglement  wird  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  vom  I.April  1893 
an  in  Kraft  erklärt.  — 

Zu  diesem  Eeglement  wurden  folgende  „Ausftthrungsbestimmungen"  erlassen: 

Art.  1. 

Die  Mitglieder  der  Yersichenmgskasse  gegen  Arbeitslosigkeit  in  der  (Gemeinde  Bern 
sind  verpflichtet,  regelmässig  ihre  monatlichen  Beiträge  zu  entrichten.  Die  Mitgliedschaft 
beginnt  mit  Anfang  desjenigen  Monats,  in  welchem  der  erste  Beitrag  entrichtet  wird. 

Art.  2. 
Die  Mitglieder  der  Yersichenmgskasse  gegen  Arbeitslosigkeit  erhalten  beim  Eintritt 
ein  besonderes  Mitgliederbüchlein.  Dasselbe  enthält  das  Beglement,  die  Ausfühnmgs- 
bestimmungen,  den  nötigen  Baum  zum  Einkleben  der  Yersicherungsmarken,  sowie  die 
Kontrolle  über  bezogene  Taggelder.  Die  Mitgliederbüchlein  des  Handlangerbundes  sind 
ebenfalls  giltig,  insofern  dieselben  den  Ausführungsbestimmungen  entsprechen. 

Art.  3. 
Die  Entrichtung  des  Beitrages  geschieht  vermittelst  Ankauf  von  Yersicherungsmarken 
und  Einkleben  derselben  in  die  Mitgliederbüchlein. 

Art.  4. 
Die  Marken   der  Yersichenmgskasse   gegen  Arbeitslosigkeit   in    der   (Gemeinde  Bern 
können  gekauft  werden:  « 

a)  im  Bureau  des  städtischen  Arbeitsnachweises, 

b)  im  Bureau  des  Arbeitersekretärs  und  bei  den  Ablagen  des  Handlangerbundes, 

c)  bei  denjenigen  Arbeitgebern,  welche  Anmeldungen  zum  Beitritt  entgegennehmen. 

Art.  5. 
Diejenigen  Mitglieder,  welche  ihre  Yersicherungsbeiträge  regelmässig  entrichtet  haben, 
sind  berechtigt^  bei  eingetretener  Arbeitslosigkeit  während  der  Monate  De- 
zember, Januar  und  Februar  Taggelder  aus  der  Yersicherungskasse  zu  be- 
ziehen, immerhin  höchstens  auf  die  Dauer  von  2  Monaten  während  eines  Winters.  Die 
Bezugsberechtigung  beginnt  erst  nach  sechsmonatlicher  Zugehörigkeit  zur  Yersicherungs- 
kasse und  richtet  sich  im  übrigen  nach  §§  8  und  10  des  Beglements.  Arbeitslosigkeit 
infolge  Arbeitsunfähigkeit  wird  von  der  Yersichenmgskasse  nicht  berücksichtigt. 

Art.  6. 
Die  Auszahlung  der  Taggelder  nach  §  10  des  Beglements  findet  jeweilen  am  Ende 
der  Woche  an  die  Berechtigten  statt. 

Art.  7. 

Für  die  ersten  30  arbeitslosen  Wochentage  beträgt  das  Taggeld  das  im  Beglement 

vorgesehene  Maximum,  nämlich  1  Frcs.   für  alleinstehende  Mitglieder  und   1,50  Frcs.   for 

solche,  welche  für  weitere  Familienglieder  zu  sorgen  haben.    Für  den  zweiten  Monat  wird 

das  Taggeld  je  nach  dem  Stand   der  Kasse   durch   die  Yerwaltungskommission   bestimmt. 

Art.  8. 
Die  als  arbeitslos  Angemeldeten  müssen  sich  täglich   zweimal   zum  Appell  melden. 
Zeit  und  Ort   werden  jeweilen   von   der  Yerwaltungskommission   bestimmt     Fehlen   beim 
Appell  oder  unrichtige  Angaben  haben  den  Entzug  des  Taggeldes  zur  Folge. 
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Art.  9. 
Alle  2  Monate  müssen  die  Mitgliederbüchlein   zur  Kontrollienmg  und  Abstempelang 
der  Marken  vorgewiesen  werden.     Bei  jährlicher   oder  halbjährlicher  Voransbezahlnng   der 
Yersicherongsbeiträge  wird  von  obiger  Bestimmung  eine  Ausnahme  gemacht.    Der  Ort  der 
Abstempelung  wird  jeweilen  im  Stadtanzeiger  bekannt  gegeben. 

Art.  10. 
Der  Beitritt  zur  Yersicherungskasse  ist   unentgeltlich.     Tritt   ein  Mitglied   aus,    so 
verliert  dasselbe  alle  Bechte  an  die  Yersicherungskasse.     Eine  Wiederaufnahme  kann  nur 
durch  Beschluss  der  Yerwaltungskommission  stattfinden,   welche   zugleich   die  Aufiiahme- 
bedingungen  feststellt. 

Art.  11. 
Die  Berechtigung  zum  Bezug  der  Taggelder  wird  bei   unregelmässigem  Zahlen   der 
Monatsbeiträge  entsprechend  verkürzt. 

Art.  12. 
Das  Oeschäftsjahr  der  Yersicherungskasse  beginnt  jeweilen  mit  dem  1.  April  und 
endigt  mit  dem  31.  März  des  folgenden  Jahres.  Auf  1.  Mai  jeden  Jahres  wird  die  Yer- 
waltungskommission dem  Oemeinderat  nach  §  11  des  Beglements  über  ihre  Thätigkeit,  so- 
wie über  den  Stand  der  Yersicherungskasse  ausführlich  Bericht  erstatten.  Der  Bericht 
und  die  Rechnung  sind  den  Mitgliedern  in  öffentlicher  Yersammlung,  an  welcher  auch 
allftUige  Wünsche  entgegengenommen  werden,  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Art.  13. 
Abänderungen  dieser  Ausführungsbestimmungen  können  durch  die  Yerwaltungskom- 
mission vorgenommen  werden,   unterliegen  jedoch  der  Genehmigung   durch   die  Gemeinde- 
behörde. 

Aus  dem  Berichte  über  das  erste  Geschäftsjahr  1893/94  dieser  „Versiche- 
rungskasse" ist  zu  entnehmen,  dass  nur  ein  sehr*  geringer  Teil  der  Bemer  Ar- 
beiterschaft sich  beteiligte.  Es  wurden  im  ganzen  404  Mitglieder  aufgenommen, 
von  ihnen  jedoch  wieder  50  gestrichen  teils  wegen  Nichtbezahlung  der  Beiträge 
teils  infolge  Wegzugs,  sodass  354  Mitglieder  verblieben,  welche  meist  zu  den 
;,ungelemten"  Arbeitern  gehörten. 

Als  arbeitslos  meldeten  sich  in  den  Monaten  Dezember  1893  bis  Februar 
1894  216  Personen  (118  im  Dezember,  92  im  Januar,  6  im  Februar);  von  diesen 
erhielten  51  zeitweise  wieder  Beschäftigung,  sodass  nur  an  165  Mitglieder  eine 
Woche  nach  der  Anmeldung  Tagegelder  ausbezahlt  wurden. 

Im  ganzen  wurden  6835,75  Fr.  oder  41,49  Fr.  im  Durchschnitt  aus- 
bezahlt, wogegen  nur  1124,80  Fr.  Beiträge  eingingen.  Der  höchste  Bezug  an 
Tagegeldern  während  des  Winters  seitens  eines  Mitgliedes  war  105  Fr.,  der 
niedrigste  50  Rappen. 

Die  G^ammtrechnung  der  Kasse  stellte  sich  wie  folgt: 

Einnahme:  Fr.  Ausgabe:  Fr. 

Mitgliederbeitäge       1124,80  Verwaltungskosten  954,30 

Arbeitgebeibt^iträge     949,60  Kosten  der  Wärmestube     25,65 

Freiwillige  Beiträge   1005,90  Tagegelder    ....    6825,75 

Einnahmen  3080,30  Ausgaben  7815,70 

Die  Mernach  sich  ergebenden  Mehrausgaben  im  Betrage  von  4735,40  Fr. 
wurden  aus  dem  von  der  Gemeinde  Bern  zu  diesem  Zwecke  ausgeworfenen  Fonds 
von  5000  Frcs.  gedeckt. 

Im  2.  Geschäftsjahr  (April  1894—1895)  betrug  die  Zahl  der  Mitglieder  333, 
die  der  Arbeitskisen  226.  Sieben  davon  erhielten  Beschäftigung  nachgewiesen, 
»0  dass  219  untei^tützt  wurden.  An  Tagegeldern  wurden  9684  Fr.  ausgezahlt, 
an  MitgliederbeLträgen  nur  1366  Fr.  eingenommen. 
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Im  3.  Geschäftsjahr  (April  1895 — 1896)  stieg  nach  Reorganisation^)  der 
Kasse  und  lebhafter  Agitation  die  Zahl  der  Mitglieder  auf  544,  von  denen  sich 
325  als  arbeitslos  meldeten.  Davon  erhielten  68  Arbeit  nachgewiesen,  so  dass 
257  Mitglieder  unterstützt  wurden.  An  Tagegeldern  wurden  10  011  Fr.  aus- 
gezahlt, an  Mitgliederbeiträgen  aber  nur  1610  Fr.  eingenommen. 

Im  4.  Geschäftsjahr  (April  1896—1897)  betrug  die  Zahl  der  Mitglieder  494, 
die  der  Arbeitslosen  242.  An  Tagegeldern  wurden  10  643  Fr.  ausgezahlt,  an 
Mitgliederbeiträgen  nur  1961  Fr.  vereinnahmt 

Konnte  hiemach  die  Bemer  Einrichtung  in  Ermangelung  jeglicher  versiche- 
rungstechnischen Grundlagen,  insbesondere  wegen  der  geringfügigen  Beiträge  der 
Mitglieder  und  der  unbestimmten  Leistungen  der  Kasse  lediglich  als  ein  erster 
Versuch  und  nur  als  eine  „Unterstützungs"-,  aber  keine  „Versicherungs"-Kas8e 
angesehen  werden,  so  hatte  man  sich  im  Kanton  St.  Gallen  schon  weitere  Ziele 
gesteckt. 

2.  Kanton  St  Gallen. 

Hier  war  im  November  1893  im  Grossen  Rat  der  Antrag  gestellt  worden, 
den  Regierungsrat  einzuladen:  „dem  Grossen  Rat  Bericht  und  Antrag  einzu- 
bringen, ob  nicht  auf  dem  Wege  der  Gresetzgebung  den  politischen  Gemeinden 
das  Recht  eingeräumt  werden  könne,  die  obligatorische  Arbeitslosenver- 
sicherung einzuführen."  Dieser  Antrag  wurde  angenommen  und  führte  schon 
im  Mai  1894  zu  dem  folgenden,  am  25.  Juni  1894  in  Kraft  getretenen  Gesetz: 

Art.  1. 
Die  politischen  Gemeinden  sind  berechtigt,  entweder  far  sich  allem  oder  in  Yer- 
bindnng  mit  anderen  Gemeinden   durch  Beschlnss   der  politischen  BürgerFersammlung  die 
obligatorische  Yersicherang  gegen  die  Folgen   der  Arbeitslosigkeit  nach  Massgabe   der 
folgenden  Bestimmmigen  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  einzufahren. 

Art.  2. 
Die  Arbeitslosenversicherong   steht   als   selbständiger   Yerwaltungszweig   innert   der 
Schranken  von  Art  4  Litt  a  unter   der  Leitung   und  AuÜBicht   des  Gemeinderates  ^    oder 
wenn  sich  mehrere  Gemeinden   zur  Gründung  einer  solchen  Kasse  mittelst  Verständigung 
vereinigt  haben,  der  sämtlichen  Glemeinderäte  der  beteiligten  Gemeinden. 

Art.  3. 

Der  Beitritt  zum  Yersicherungsverband  ist  für  alle  männlichen  Lohn- 
arbeiter, deren  durchschnittlicher  Tagelohn  5  Franken  nicht  übersteigt, 
obligatorisch. 

Männliche  Personen,  welche  mehr  als  den  erwähnten  durchschnittlichen  Tagelohn 
beziehen,  können  dem  obligatorischen  Yersichenrngsverbande  freiwillig  mit  den  gleichen 
Bechten  und  Pflichten,  wie  die  übrigen  Mitglieder,  beitreten. 

Dagegen  können  diejenigen  Personen,  welche  einem  freiwilligen  Yersichenmgsyerbande 
angehören  und  aus  dem  letzteren  mindestens  die  gleich  hohe  Unterstützung  im  Falle  der 
Arbeitslosigkeit  zu  beziehen  berechtigt  sind,  als  der  obligatorische  Yersicherungsverband 
gewährt,  auf  ihr  Begehren  und  auf  geleisteten  Ausweis  hin  von  der  Eintrittspflicht  in  den 
obhgatorischen  Yersicherungsverband  entbunden  werden. 

Es  bleibt  den  Statuten  eines  obligatorischen  Yersicherungsverbandes  vorbehalten, 
nach  BedürMs  den  weiblichen  Personen  den  Beitritt  zu  dem  Yerbande  zu  gestatten,  oder 
für  dieselben  den  Beitritt  obligatorisch  zu  erklären. 


')  Diese  bestand  hauptsächlich  in  der  Yereinigung  der  Yersichenmgskasse  mit  dem  städti- 
schen Arbeitsnachweis  unter  einer  Neunerkommission  (je  drei  Mitglieder  von  dem  Gemeinderat, 
den  Arbeitgebern  und  den  Arbeitnehmern  besteUt),  Erhöhung  des  jährlichen  Gemeindezuschnsses 
(neben  der  üebemahme  sämtlicher  Yerwaltungskosten),  von  5000  auf  7000  Fr.,  der  Mitglieder- 
beiträge von  40  auf  80  Gent,  monatlich  und  der  Tagegelder  für  alleinstehende  Arbeitslose  von 
1  auf  IVa,  für  Verheiratete  von  P/a  auf  2  Fr. 
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Art.  4. 

Die  Statuten  eines  solchen  Versicherungsverbandes  werden  unter  angemessener  Ver- 
tretung der  interessierten  Arbeiterkreise  von  dem  Oemeinderate,  oder  wenn  der  Verband 
mehrere  Gemeinden  umfiasst,  von  den  Gemeinderfiten  der  beteiligten  Gemeinden  gemeinsam 
festgesetzt 

Diese  Statuten  unterliegen  der  Genehmigung  des  Regierungsrates  und  sollen  über  die 
Organisation,  die  Beiträge  der  Mitglieder,  die  Bezugsberechtigung  derselben,  die  näheren 
Bestimmungen  enthalten,  bei  deren  Erlass  folgende  Grundsätze  zu  beachten  sind: 

a)  die  Verwaltung  der  Versicherungskasse  soll  einer  Kommission  von  mindestens 
fünf  Mitgliedern  übertragen  werden,  in  welcher  den  Verbandsmitgliedem  eine 
ihren  Leistungen  entsprechende  und  von  ihnen  selbst  zu  wählende  Vertretung 
einzuräumen  ist; 

b)  die  wöchentlichen  Beiträge  eines  Mitgliedes  sollen  30  Bp.  nicht  übersteigen 
dürfen; 

c)  Unterstützungen  während  der  Dauer  der  Arbeitslosigkeit  sollen  nur  solchen 
Verbandsangehörigen  verabreicht  werden,  welche  ohne  ihr  eigenes  Verschulden 
arbeitslos  geworden,  aber  arbeitsMig  sind  und  welchen  keine  ihrem  Berufe 
oder  ihren  Kräften  angemessene  Arbeit  zu  den  ortsüblichen  Tagespreisen  ange- 
wiesen werden  kann;  die  Bezugsberechtigung  eines  Mitgliedes  beginnt  erst, 
nachdem  dasselbe  mindestens  für  6  Monate  ununterbrochen  die  statutarischen 
Beiträge  bezahlt  haben  wird;  für  die  Ausländer  kann  eine  längere  Frist 
bestimmt  werden; 

d)  den  bezugsberechtijften  Mitgliedern  soll  mindestens  1  Fr.  für  den  Arbeitstag 
als  Taglohnausfall  gewährt  werden; 

e)  einmalige  Arbeitslosigkeit  unter  fünf  aufeinanderfolgenden  Tagen  innert  drei 
Monaten  berechtigt  zu  keinen  Geldbezügen; 

f)  an  dasselbe  Mitglied  wird  die  Geldunterstützung  bis  auf  höchstens  10  Wochen  = 
60  Tagen  während  eines  Jahres  geleistet; 

g)  in  den  Statuten  sind  Bestimmungen  über  deren  Revision  vorzusehen; 

h)  mit  jeder  Versicherungskasse  ist  wenigstens  ein  Arbeitsnachweisbureau  zu 
verbinden. 

Die  Verwaltungskosten  sind  von  der  Polizeikasse  zu  übernehmen. 

Art.  6. 
Die  Auslagen  der  Versicherungskasse  werden  bestritten: 

a)  durch  die  periodischen,  wöchentUch  oder  monatlich  zu  leistenden  Beiträge  der 

Verbandsmitglieder ; 
b^  durch  freiwillige  Beiträge,  Geschenke  und  Vermächtnisse; 
c)  durch   Zuschüsse  der  politischen   Gemeinden,   welche  jedoch  nicht  mehr   als 
2  Fr.  jährlich  und  für  jedes  Verbandsmitglied  betragen  sollen,  die  Verwaltungs- 
kosten nicht  mitgerechnet; 
d^  durch  Beiträge  des  Staates,  welche  durch  das  Budget  festgesetst  werden; 
e)  durch  allMige  Beiträge  des  Bundes. 
Sofern  die  vorbezeichneten  Einnahmen  zur  Deckung  der  Ausgaben  nicht  ausreichen, 
soll  das  Jahresdefizit  durch  die  politischen  Gemeinden  und  den  Staat  je  zur  Hälfte  gedeckt 
werden. 

Art.  6. 
Der  Staat  kann  auch  freiwilligen  Verbänden  für  Versicherung  gegen  die  Folgen  der 
Arbeitslosigkeit  Beiträge  gewähren,  sofern  diese  Verbände  ihren  Zweck  erfUlen  und  hier- 
über einen  genügenden  Ausweis  leisten. 

Art.  7. 

Diejenigen  Lohnarbeiter,  welche  zum  Eintritt  in  den  obligatorischen  Versicherungs- 
verband verpflichtet  sind,  jedoch  die  Bezahlung  der  statutarischen  Beiträge  trotz  erlassener 
Aufforderung  und  trotz  konstatierter  Zahlungsföhigkeit  verweigern,  sind  vom  Gemeinde- 
rate polizeilich  mit  einer  Busse  von  3  bis  25  Fr.  oder  im  Falle  der  ünerhebbarkeit  der 
Busse  mit  Geföngnis  von  1  bis  6  Tagen  zu  bestrafen. 

Wenn  die  Bezahlung  der  Beiträge  auch  nach   erfolgter  Bestrafung  noch   verweigert 
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wird,  oder  wenn  seit  der  Entrichtung  des  ersten  Beitrages  noch  nicht  sechs  Monate  ver- 
strichen sind,  so  ist  der  betreffende  Lohnarbeiter  im  Falle  der  ünterstütznngsbedürftigkeit 
wegen  Arbeitsmangel  von  der  Bezugsberechügnng  aus  der  Versicherungskasse  ausgeschlossen 
und  auf  das  Armenrecht  zu  verweisen. 

Art  8. 
Ein  Yerbandsmitglied,  welches  sich  durch  unwahre  Angaben  Unterstützungen  ver- 
schafft hat,  ist  verpflichtet,  die  erhaltenen  Beträge  zurückzuvergüten,  und  verliert  für  das 
laufende  Bechnungsjahr  die  Bezugsberechtigung,    üeberdies  werden  die  Bestimmungen  des 
Strafgesetzes  über  Betrug  vorbehalten. 

Art.  9. 
Anstände,  welche  sich  aus  der  Handhabung  dieses  Gesetzes  ergeben  sollten,  werden 
abschliesslich  vom  Begierungsrate  entschieden. 

Art.  10. 
Der  Begierungsrat  ist  mit  dem  weitem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Wie  aus  diesem  Gesetze  hervorgeht,  wül  dasselbe  nur  die  Hauptgrundsätze 
für  die  Organisation  der  Arbeitslosenversicherung  aufstellen,  die  Ausführung  im 
einzelnen  dagegen  den  verschiedenen  Gemeinden  überlassen.  Wesentlich  ist  dabei, 
dass  dieses  Gesetz  den  Versicherungszwang  für  alle  männlichen  Arbeiter  des 
Kantons  ausspricht,  deren  Tagesarbeitsverdienst  5  Fr.  nicht  übersteigt.  Für  die 
weiblichen  Arbeiter  wurde  der  Versicherungszwang  nicht  ausgesprochen,  weil 
hierfür  kein  Bedürfnis  vorliege.  Dagegen  wurde,  wie  aus  den  obigen  Bestim- 
mungen ersichtlich  ist,  den  Gemeinden  des  Kantons  das  Recht  zuerkannt,  durch 
Statut  auch  die  weiblichen  Arbeiter  dem  Versicherungszwang  zu  unterwerfen. 
Die  Motive  dieses  Gesetzes  nehmen  auf  Grund  der  in  St.  Gallen  obwaltenden 
Verhältnisse  an,  dass  bei  20  Centimes  wöchentlichen  Beiträgen  der  Versicherten 
2  Fr.  tägliche  Unterstützung  (60  Tage  lang)  gezahlt  werden  könnten,  wobei  sich 
allerdings  ein  Defizit  von  8000  Fr.  pro  Jahr  ergeben  würde,  was  von  der 
Gemeinde  zu  decken  sei. 

Auf  Grund  dieses  Gesetzes  wurde  im  Oktober  1894  für  die  Gemeinden 
St.  Gallen,  Tablat  und  Straubenzell,  welche  eine  gemeinsame  Regelung  der  Arbeits- 
losenversicherung beabsichtigen,  ein  Statut  ausgearbeitet,  das  die  Beiträge  nach 
dem  Lohn  abstiöt  (15  Cts.  bei  einem  Lohn  von  3  JV.,  20  Cts.  bei  einem  Lohn 
von  4  Fr.  und  30  Cts.  bei  einem  Lohn  von  5  Fr.)  und  die  tägliche  Unterstützung 
im  Falle  der  Arbeitslosigkeit  (bis  zu  60  Tagen)  je  auf  1.80,  2.10  und  2.40  Fr. 
festsetzt.  Dieses  Statut  wurde  von  der  Gemeinde  Tablat  durch  Volksabstimmung 
vom  21.  Oktober  1894  verworfen  und  dadurch  die  gemeinsame  Regelung  der 
Versicherung  dui'ch  die  drei  vorgenannten  Gtemeinden  vereitelt.  In  der  Gemeinde 
St.  Gallen  jedoch  wurde  das  Statut  mit  den  oben  angeführten  drei  Lohnklassen 
durch  die  Gemeindeversanmilung  am  23.  Juni  1895  mit  vorläufiger  Giltigkeit  bis 
Ende  1896  angenommen. 

Danach  ist  die  Versicherungskasse  der  Leitung  einer  neungliedrigen  Kom- 
mission unterstellt,  welche  aus  7  Arbeitervertretem  und  2  Mitgliedern  des  Ge- 
meinderats besteht;  fünf  Arbeitervertreter  wählt  die  Arbeiter-Union  und  2  der 
Gemeinderat.  Die  schweizerischen  Versicherten  werden  nach  sechsmonatlicher, 
die  ausländischen  nach  zwölf  monatlicher  Beitragsleistung  unterstützungsberechtigt. 
Die  Entschädigung  wird  höchstens  für  60  Tage  im  Jahre  gewährt.  Die  unter- 
stützten Arbeitslosen  haben  sich  täglich  zur  Kontrolle  zu  melden.  Keinen  An- 
spruch auf  Entschädigung  haben  Personen,  die  durch  grobes  Selbstverschulden 
arbeitslos  geworden  sind,  Streikende  und  solche,  die  nachgewiesene  Arbeit  ohne 
genügenden  Grund  anzunehmen  sich  weigern.  Die  Verwaltung  der  Kasse  besorgt 
die  Gemeindeverwaltung,  ebenso  die  Arbeitsvermittelung  für  die  versicherten 
Arbeitslosen.  Die  Zahl  der  für  die  Versicherung  in  Betracht  kommenden  Arbeiter 
wird  auf  3000,  die  Höhe  der  von  ihnen  zu  leistenden  Jahresbeiträge  auf  33000  Fr. 
und  die  Höhe  der  Unterstützungen  auf  37  800  Fr.  veranschlagt.    Die  hiemach 
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sich  ergebende  Mehrausgabe  wird  gedeckt  durch  den  von  der  Gemeinde  pro  Kopf 
des  versicherten  Arbeiters  zu  zahlenden  Beitrag  von  2  Fr.  =  6000  Fr.  Ein 
trotzdem  sich  ergebendes  Jahresdefizit  wird  nach  Massgabe  des  Gesetzes  je  zur 
Hälfte  von  der  Gemeinde  und  dem  Kanton  gedeckt. 

Bei  zufriedenstellenden  Ergebnissen  sollte  diese  Einrichtung  vom  1.  Januai* 
1897  ab  zu  einer  dauernden  gemacht  werden. 

Diese  Erwartung  erfüllte  sich  nicht,  vielmehr  scheitelte  die  ganze  Ein- 
richtung an  dem  Widerstände  der  besser  gestellten  („gelernten")  Arbeiter,  welche 
für  die  Risiken  fremder  Berufe,  insbesondere  des  während  des  Winters  i-uhenden 
Baugewerbes,  nicht  beisteuern  wollten,  so  dass  von  den  im  ganzen  4220  ver- 
sicherungspflichtigen Arbeitern  nahezu  die  Hälfte  mit  dem  Beitrage  im  Eück- 
stande  geblieben  bezw.  zu  deren  Bezahlung  nicht  zu  bewegen  gewesen  war. 
Die  Kasse  wurde  daher  (Ende  Juni  1897)  aufgelöst,  nachdem  im  1.  Geschäfts- 
jahr 363  Arbeitslose  (77  an  60  Tagen,  152  mehr  als  40  Tage,  255  mehi*  als 
20  Tage)  mit  23504  Fr.  unterstützt  worden  waren. 

3.  Kanton  Basel -Stadt 

Hier  erteilte  der  Regieiiingsrat  am  8.  Februar  1893  dem  Departement  des 
Innern  den  Auftrag,  ihm  über  die  Begründung  einer  Versicherungskasse  für  Ar- 
beitslosigkeit zu  berichten,  und  auf  Grund  sorgfältiger  Vorarbeiten  wurde  am 
8.  November  1894  dem  „Grossen  Rat"  (d.  h.  der  Kammer)  der  folgende  Gesetz- 
entwurf vorgelegt: 

I.  Umfang  der  Versicherung. 

§  1. 

Alle  unselbständig  erwerbenden  Personen,  welche  als  Bürger  oder 
Niedergelassene  seit  mehr  als  einem  Jahr  im  Gebiete  des  Kantons  Basel- 
Stadt  wohnen  and  in  den  dem  eidgenössischen  Fabrikgesetz  vom  23.  März 
1877  unterstellten  Betrieben  arbeiten  oder  als  Bau-  oder  Erdarbeiter  be- 
schäftigt sind,  werden  vom  zurückgelegten  vierzehnten  Altersjahre  an  nach 
Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gegen  unverschuldete  Arbeits- 
losigkeit zwangsweise  versichert,  es  sei  denn,  dass  ihre  Beschäftigung  im  voraus 
durch  den  Arbeitsvertrag  auf  einen  Zeitraum  von  weniger  als  einer  Woche  beschränkt  ist. 

Die  versicherten  Personen  bleiben,  wenn  sie  im  Auftrage  des  im  Eantonsgebiete 
liegenden  Betriebes  vorübergehend  in  anderen  Kantonen  oder  im  Auslande  arbeiten,  im 
Yersicherungsverband. 

§  2. 

Ausgenommen  von  dem  Yersicherungszwange  sind: 

a)  Diejenigen  unselbständig  erwerbenden  Personen,  deren  Lohn  bezw.  Gehalt 
Fr.  2000, —  oder  mehr  im  Jahr  beträgt; 

b)  diejenigen  weniger  als  18  Jahre  zählende  Lehrlinge  mid  Volontärs  der  im 
§  1  genannten  Betriebe,  welche  einen  Lohn  bezw.  Glehalt  von  weniger  als 
Fr.  200, —  per  Jahr  beziehen. 

Etwaige  vertragsmässige  Naturalleistungen  von  Arbeitgebern  an  Personen  dieser  beiden 
Klassen  sind  nach  ihrem  Geldwerte  zu  schätzen  und  bei  der  Berechnung  in  Anschlag  zu 
bringen. 

§  3. 
Wer  versicherungspflichtig  ist,  wird  mit  dem  Zeitpunkte  der  Erwerbung  der  die  Yer- 
sicherungspflicht  bedingenden  Eigenschaft;  Mitgüed  der  Yersicherungsanstali 

§4. 

Die  Versicherten  zerfallen  in  zwei  Klassen.  Zur  ersten  gehören  diejenigen,  weiche 
in  den  dem  Fabrikgesetz  unterstellten  Betrieben  arbeiten;  zur  zweiten  grundsätzlich  die- 
jenigen, welche  als  Bau-  oder  Erdarbeiter  beschäftigt  sind. 
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Der  Eegiernngsrat  wird  durch  Verordnung  diejenigen  Betriebe  für  Bau-  und  Erd- 
arbeiten bezeichnen,  welche  der  regelmässig  wiederkehrenden  Arbeitslosigkeit  in  geringerem 
Masse  unterworfen  sind  and  sie  der  ersten  Klasse  zuteilen. 

§5- 
Verliert  ein  Mitglied  diejenige  Eigenschaft,  welche  den  Grund  der  Versicherungspflicht 
bildet,   so  hört  die  Mitgliedschaft  durch  die  Thatsache  dieses  Verlustes  auf.     Vorbehalten 
suid  die  Bestimmungen  der  §§  37 — 39. 

n.  Die  Organe  der  Versicherungsanstalt. 

§6. 

Die  Verwaltung  der  Versicherungsanstalt  wird  durch  den  Vorsteher  derselben  (Ver- 
walter) unter  Mitwirkung  der  im  §  7  vorgesehenen  Kommission  geleitet.  Der  Verwalter 
wird  durch  den  Begierungsrat  auf  Vorschlag  der  Kommission  nach  erfolgter  Auskündung 
auf  eine  Amtsdauer  von  6  Jahren  gewählt  und  kann  nach  Ablauf  derselben  bestätigt  werden. 
Er  muss  Schweizerbürger  sein  und  in  bürgerlichen  Rechten  und  Ehren  stehen.  Seine  Be- 
soldung beträgt  Fr.  3500, —  bis  5000, —  und  wird  auf  Vorschlag  der  Kommission  durch 
den  Eegiernngsrat  festgesetzt. 

§  7. 
Die  Verwaltung  steht  unter  unmittelbarer  Aufisicht  der  y,Kommission  für  Versicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit^'  Dieselbe  besteht  aus  9  Mitgliedern,  welche  im  Kanton  wohnhafte 
Schweizerbürger  sein  müssen.  Der  Präsident  wird  durch  den  Eegiernngsrat  ernannt;  von 
den  Mitgliedern  werden  3  durch  die  beitragspflichtigen  Arbeitgeber,  5  durch  die  versiche- 
rungspflichtigen Arbeiter,  welche  nach  den  Bestimmungen  der  Verfiassung  in  kantonalen 
Angelegenheiten  stimmberechtigt  sind,  gewählt  Die  Amtsdauer  der  Kommission  beträgt 
3  Jahre.  Die  Mitglieder  derselben  erhalten  ein  Sitzungsgeld  von  Fr.  2, — ,  sofern  die 
Sitzungen  während  der  Arbeitszeit  stattfinden.  Der  Eegiernngsrat  wird  die  Wahlart  der 
Mitglieder  der  Kommission  durch  Verordnung  festsetzen  und  eine  Geschäftsordnung  für  die 
Kommission  erlassen. 

§  8. 
Die  Kommission  hat  die  Pflicht,    die  Geschäftsführung  der  Verwaltung  jederzeit    zu 
überwachen  und  soll  wenigstens  jeden  Monat  einmal  die  Akten  und  Eechnungsbücher  der- 
selben prüfen.     Ebenso  soll   sie   nötigenfalls   den  Erlass   neuer  oder  die  Abänderung  be- 
stehender Vorschrifben  beim  Eegiernngsrat  beantragen. 

§9. 
Die  Kommission  hat  die  Verpflichtung,  allmonatlich  einen  Auszug  aus  ihren  Proto- 
kollen dem  Departement  des  Innern  zu  Händen  des  Eegierungsrats  einzureichen.  Der  Ee- 
giernngsrat und  das  Departement  des  Innern  sind  berechtigt,  auch  ausserdem  jederzeit 
Spezialberichte  von  der  Kommission  zu  verlangen.  Der  Eegiernngsrat  kann  jederzeit  gesetz- 
widrige Verfügungen  und  Beschlüsse  der  Kommission  aufheben. 

§  10. 
Streitigkeiten   über   die   Versicherungs-   oder   Beitragspflicht   und   über    die   Unter- 
stützungsberechtigung werden  durch  die  Kommission  entschieden;  gegen  den  Entscheid  der- 
selben kann  innerhalb  einer  Woche  an  den  Eegiernngsrat  rekurriert  werden. 

§  11. 

Das  Betriebsjahr  der  Versicherungsanstalt  beginnt  mit  dem  1.  Mai.  Der  Verwalter 
hat  der  Kommission  bis  zum  31.  Mai  jeden  Jahres  die  Eechnung  und  den  Jahresbericht 
vorzulegen.  Die  Kommission  wird  beides  nach  Prüfung  dem  Eegierungsrate  übermitteln, 
welcher  3  Eechnungsrevisoren  zu  ernennen  und  deren  Bericht  zu  Händen  der  Versicherten 
und  des  Grossen  Eates  entgegenzunehmen  hat.  Die  Eechnungsrevisoren  beziehen  für  ihre 
Arbeit  eine  vom  Eegierungsrate  festzusetzende  Entschädigung. 
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§  12. 
Gegen  jede  Verfügung  des  Verwalters  der  Versicherungsanstalt  oder  seines  Stellver- 
treters kann  an  die  Eommission  rekurriert  werden. 

§  13. 
Mit  Genehmigung  des  Begierungsrates  kann  die  Kommission  einen  Stellvertreter  des 
Verwalters  und  weitere  ständige  Hilfsarbeiter  anstellen.  Die  Besoldung  derselben  wird 
durch  den  Kegieningsrat  festgesetzt  und  soll  für  den  Stellvertreter  des  Verwalters  Fr.  25OO9 — 
bis  3500, — ,  für  die  übrigen  ständigen  Hilfsarbeiter  Fr.  1200, —  bis  2500, —  betragen. 
Ausserdem  kann  die  Kommission  vorübergehend  Hilfisarbeiter  anstellen,  deren  Besoldung 
von  ihr  angesetzt  wird.  Femer  wählt  die  Kommission  einen  Abwart,  dessen  Besoldung 
Fr.  126, —  Ms  150, —  per  Monat  betragen  soll. 

III.   Zahlungen  an  die  Versicherungsanstalt. 

§  14. 
Die  Einnahmen  der  Versicherungsanstalt  bestehen  aus  den  Beiträgen: 
ä)  der  versich&rten  Arbeiter, 
b)  der  Arbeitgeber, 
e)  des  Staates  und 
d)  aus  Schenkungen  und  Legaten. 

§  15. 
Jeder  Versicherte  der  ersten  Klasse  (vergl.  §  4)  bezahlt; 

a)  bei  einem  Wochenlohn  bis  und  mit  Fr.  15. —  (erste  Lohnklasse)  jede  Woche 
20  Cts., 

b)  bei    einem  Wochenlohn   von   über  Fr.  15, —  bis  und   mit  Fr.  24, —    (zweite 
Lohnkiaflse)  30  Cts., 

cj  bei   einem  Wochenlohn  von  über  Fr.  24, —   (dritte  Lohnklasse)  jede  Woche 
40  Cts. 
Jeder  Versicherte  der  zweiten  Klasse  (vergl.  §  4)  bezahlt: 

a)  bei  einem  Wochenlohn  bis  und  mit  Fr.  15, —  (erste  Lohnklasse)  jede  Woche 
40  Cts., 

b)  bei  einem   Wochenlohn  von  über  Fr.  15, —   bis  und  mit  Fr.  24, —   (zweite 
Lohnklasse)  jede  Woche  50  Cts. 

c)  bei  einem  Wochenlohn  von  über   Fr.  24, —   (dritte  Lohnklasse)  jede  Woche 
60  Cts.    ■■ 

§  16. 
Der  Beitrag   der  Arbeitgeber   beträgt   für  jeden  versicherten  Arbeiter    in    der 
ersten  ElasBe  10  Cts.,  Ln  der  zweiten  Klasse  20  Cts.  wöchentlich. 

§  17. 
Die  Prämie  für  jeden  Versicherten  wird  durch  dessen  Arbeitgeber  mit  seinem  eigenen 
Beitrag  alle  4  Wochen  an  die  Kasse  entrichtet.    Der  Arbeitgeber  ist  berechtigt,  dem  Ver- 
sicherten, für  welchen  er  zahlen  muss,  die  für  diesen  bezahlte  Prämie  an  jeder  Lohnzah- 
lung abzuziehen, 

§  18. 
Jeder  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  der  Kasse  Mitteilung  zu  machen,  wenn  ein  von  ihm 
beschäftiglieB  Mitglied  der  Versicherungsanstalt  aus  einer  Lohnklasse  in  die  andere  übertritt 

§  19. 

Als  Wochenlohn  wird  das  Sechsfache  des  täglichen  Arbeitslohnes  angenommen.  Wo 
der  Erwerb  kein  alltäglich  gleichmässiger  ist,  zumal  bei  Akkordarbeit  und  Stundenlohn,  ist 
der  tägliche  Arbeits  verdienst  nach  dem  Durchschnitt  des  Verdienstes  zu  berechnen.  Begel- 
määäige    Qeldznlagen    und    andere   als    Geldeinnahmen    werden    bei    der   Berechnung    des 
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Wochenlohnes  mit  in  Anschlag  gebracht.  Sofern  der  Versicherte  in  einer  Woche  nicht 
mehr  als  3  Tage  arbeitet,  wird  för  diese  Woche  keine  Prämie  bezahlt.  Arbeitet  er  da- 
gegen mehr  als  3  Tage,  so  ist  die  Prämie  für  die  ganze  Woche  zn  entrichten. 

§  20. 

Der  Staat  bestreitet  die  Einrichtongs-  and  Verwaltongskosten  der  Versichernngs- 
anstalt.  Ausserdem  leistet  der  Staat  an  die  Yersicherongsanstalt  einen  jährlichen  Beitrag 
von  Pr.  25000,—. 

§  21. 

Gestützt  auf  die  Angaben  der  beteiligten  Arbeitgeber  und  nach  Vornahme  etwa 
nötiger  Erhebungen  setzt  der  Verwalter  der  Versicherungsanstalt  die  Wochenbeiträge  der 
einzelnen  Versicherten  fest  und  giebt  von  dem  Ergebnis  den  Arbeitgebern  schriftlich 
Kenntnis.  Die  Prämien  werden  auch  im  Falle  des  Rekurses  zunächst  nach  Massgabe 
dieser  Festsetzung  erhoben.  Führt  der  Rekurs  zu  einer  Abänderung,  so  wird  zu  viel  be- 
zogenes zurückbezahlt,  zu  wenig  berechnetes  nachträglich  erhoben. 


Der  Arbeitgeber  ist  nicht  berechtigt,  den  Prämienanteil  des  Arbeiters  anders  als 
durch  Lohnabzug  zu  erheben.  Hat  er  es  unterlassen,  den  Prämienanteil  bei  der  nächsten 
auf  die  Fälligkeit  folgenden  Lohnauszahlung  zu  erheben,  so  darf  er  dies  nur  bei  der 
nächstfolgenden  nachholen.  Verabredungen  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dem  Arbeiter, 
welche  eine  grössere  als  die  gesetzliche  Beitragsleistung  des  letzteren  festsetzen  ^  sind  un- 
giltig  und  der  etwa  schon  erhobene  Mehrbetrag  ist  dem  Arbeiter  Yon  dem  Arbeitgeber 
sofort  bar  zu  ersetzen. 

§  23. 

Für  die  Zeit  der  Arbeitslosigkeit  werden  vom  Versicherten  keine  Prämien  erhoben, 
ausgenommen  wenn  derselbe  auf  Grund  des  Haftpflichtgesetzes  seinen  YoUen  Lohn  bezieht. 
In  allen  Fällen  der  Arbeitslosigkeit  föllt  der  Beitrag  des  Arbeitgebers  dahin. 

IV.  Leistungen  der  Versicherungsanstalt. 

§  24. 

Jedes  Mitglied  der  Versicherungsanstalt  hat  im  Falle  eingetretener  Arbeitslosigkeit 
Anspruch  auf  Unterstützung.     Die  Unterstützung  ist  abzulehnen: 

a)  wenn  die  Arbeitslosigkeit  die  Folge  von  Lohnstreitigkeiten  (Streik  oder  Aus- 
sperrung) ist; 

b)  wenn  die  Arbeitslosigkeit  die  Folge  freiwilligen  Austritts  ist; 

c)  wenn  die  Arbeitslosigkeit  die  Folge  eines  Verhaltens  des  Versicherten  ist,  das 
nach  den  Bestimmungen  des  Obligationenrechtes  und  des  Fabrikgesetzes  zur 
sofortigen  Entlassung  berechtigt; 

d)  wenn  die  Arbeitslosigkeit  die  Folge  Yon  Krankheit  oder  Unfall  ist; 

e)  wenn  der  Versicherte  beim  Eintritt  der  Arbeitslosigkeit  weniger  als  26  Wochen 
lang  Beiträge  an  die  Easse  bezahlt  hat; 

f)  wenn  der  Versicherte  eine  ihm  angebotene  Arbeitsstelle  ohne  wichtige  Gründe 
ablehnt. 

§  26. 

Die  Versicherungsanstalt  hat  nicht  das  Recht,  Arbeitslosen  Stellen  anzubieten,  die 
durch  Streik  der  Arbeiter  oder  durch  Aussperrung  Yon  Seite  der  Arbeitgeber  frei  ge- 
worden sind. 

§  26. 

Die  Höhe  der  Unterstützung  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit  richtet  sich  nach  der 
Höhe  des  Wochenlohnes,  den  der  Versicherte  während  den  26  Arbeitswochen,  welche  der 
Arbeitslosigkeit  Yorangegangen  sind,  bezogen  hat 

Es  bestehen  folgende  Lohnklassen: 

Erste  Lohnklasse  mit  einem  Wochenlohn  bis  und  mit  Fr.  15, — . 
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Zweite  Lohnklasse  mit  einem  Wochenlohn  von  über  Fr.  15, —  bis  und  mit  Fr.  24, — . 
Dritte  Lohnklasse  mit  einem  Wochenlohn  von  über  Fr.  24, — . 
Hat  der  Versicherte  während  den  massgebenden  Arbeitswochen  yerschiedenen  Lohn- 
klassen  angehört,  so  richtet  sich  die  Unterstützung  nach  der  höheren  Lohnklasse. 

§  27. 

Die  Versicherungsanstalt  gewährt  den  Versicherten  der  ersten  Lohnklasse  im  Falle 
von  Arbeitslosigkeit: 

a)  eine  tägliche  Unterstützung  Yon  80  Cts. :  dem  unverheirateten  Mitgliede,  dem 
Wittwer  bezw.  der  Wittwe  ohne  Kinder  unter  14  Jahren  oder  der  verhei- 
rateten Frau; 

b)  eine  tägliche  Unterstützung  von  Fr.  1,20  dem  Wittwer  bezw.  der  Wittwe  mit 
mehr  als  einem  Kinde  unter  14  Jahren  oder  dem  verheirateten  Mann  ohne 
Kinder  oder  mit  einem  Kinde  unter  14  Jahren,  sofern  nicht  dessen  Frau  gleich- 
zeitig eine  regehnässige  volle  tägliche  Beschäftigung  gebende  Arbeitsstelle  yer- 
sieht,  oder  selbst  Arbeitslosenunterstützung  erhält,  in  welch'  letzteren  Fällen 
der  verheiratete  Mann  nur  80  Cts.  erhält; 

c)  eine  tägliche  Unterstützung  von  Fr.  1,50:  dem  verheirateten  Manne  mit  mehr 
als  einem  Kinde  unter  14  Jahren,  sofern  nicht  dessen  Frau  gleichzeitig  eine 
regelmässige,  volle,  tägliche  Beschäftigung  gebende  Arbeitsstelle  versieht,  oder 
selbst  Arbeitslosenunterstützung  erhält,  in  welch'  letzteren  Fällen  der  verhei- 
ratete Mann  nur  Fr.  1,20  erhält. 


Die  Versicherungsanstalt  gewährt  den  Versicherten  der  zweiten  Lohnklasse  im  Falle 
der  Arbeitslosigkeit; 

a)  in  den  Fällen  von  §  27  a  eine  tägliche  Unterstützung  von  Fr.  0,90; 

b)  in  den  Fällen  von  §  27b  eine  solche  von  Fr.  1,40  resp.  Fr.  0,90; 

c)  in  den  Fällen  von  §  27  c  eine  solche  von  Fr.  1,70  resp.  Fr.  1,40. 


Die  Versicherungsanstalt  gewährt  den  Versicherten  der  dritten  Lohnklasse  im  Falle 
der  Arbeitslosigkeit: 

a)  in  den  Fällen  von  §  27  a  eine  tägliche  Unterstützung  von  Fr.  1, — ; 

b)  in  den  Fällen  von  §  27b  eine  solche  von  Fr.  1,50  resp.  Fr.  1, — ; 

c)  in  den  Fällen  von  §  27  c  eine  solche  von  Fr.  2, —  resp.  Fr.  1,50. 

§  30. 
Die  in  den  §§  27 — 29  festgesetzte  Unterstützung  kann  durch  die  Versicherten   erst 
nach  Ablauf  einer  Woche  seit  dem  Beginn  der  Arbeitslosigkeit  angesprochen  werden.     Sie 
wird  auch  für  die  Sonn-  und  Feiertage  ausbezahlt. 

§  31. 
Der  Beginn  der  Arbeitslosigkeit  wird  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  das 
Mitglied  sich  bei  der  Versicherniigsanstalt  über  seine  Arbeitslosigkeit  ausweist. 

§  32. 

Ein  Mitglied  hat  im  Laufe  i^bes  Bechnungsjahres  Anspruch  auf  höchstens  91  Tage 
Arbeitslosi^n  tin  teratüt^tiug. 

§  33. 

Das  arbeitslose  Mitglied^  das  eine  Stelle  ausserhalb  des  Kantons  annimmt,  hat  An- 
spruch auf  einen  Zehrpfennig  und  Reisegeld.  Der  Zehrpfennig  beträgt  Fr.  1, —  pro  Beise- 
tag  für  denjenigen,  welcher  allein  reist.  Fr.  2,  —  pro  Reisetag  far  denjenigen,  welcher  mit 
sernttr  Familie  reist.  Das  Reisegeld  besteht  im  Ersätze  der  Kosten  für  die  Personenbeför- 
dt^rnng  dfis  Arbeitslosen  und  zugleich  auch  der  Familie  desselben,   wenn   dieselbe   gleich- 
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zeitig  die  Beise  nach  dem  Orte  der  neuen  Arbeitsstelle  antritt.  Doch  wird  das  Reisegeld 
nor  bis  zn  einer  Entfemong  von  höchstens  200  Kilometer  vergütet.  Andere  Kosten  für 
den  Umzng  werden  nicht  bezahlt. 

§  34. 

Wer  innerhalb  dreier  Tage  nach  Anmeldung  seiner  Arbeitslosigkeit  eine  Stelle  ausser- 
halb des  Kantons  nachgewiesen  erhält,  hat  nur  auf  den  Zehrpfennig  Anspruch. 

Wer  innerhalb  des  yierten  bis  und  mit  siebenten  Tages  nach  Anmeldung  seiner 
Arbeitslosigkeit  eine  Stelle  ausserhalb  des  Kantons  nachgewiesen  erhält,  hat  ausser  dem 
Zehrpfennig  nur  auf  Ersatz  eines  Drittels  der  Kosten  der  Personenbeförderung  Anspruch. 

Wer  innerhalb  des  achten  bis  und  mit  elften  Tages  nach  Anmeldung  seiner  Arbeits- 
losigkeit eine  Stelle  ausserhalb  des  Kantons  nachgewiesen  erhält,  hat  ausser  dem  Zehr- 
pfennig nur  auf  Ersatz  zweier  Drittel  der  Kosten  der  Personenbeförderung  Anspruch. 

§  35. 
Ein  Mitglied,  das  im  Laufe  eines  Bechnungsjahres  50  Tage  hindurch  oder  länger 
die  Arbeitslosen -Unterstützung  empfongen  hat,  hat  im  nächsten  Jahre  erst  dann  wieder 
ein  Anrecht  auf  Leistungen  der  Kasse,  wenn  es,  vom  Tage  nach  Empfang  der  letzten 
Unterstützung  an  gerechnet,  mindestens  26  Wochen  in  Arbeit  gewesen  ist  und  ebenso- 
lange zur  Kasse  der  Versicherungsanstalt  Beiträge  gezahlt  hat.  Zu  gunsten  der  Arbeits- 
losen wird  eine  aus  einem  Bechnungsjahr  ins  andere  hinüberziehende  Unterstützungsperiode 
als  ganz  ins  erste  Jahr  Mend  gerechnet. 

§  36. 
Die  Unterstützung  an  Arbeitslose  wird  wöchentlich  bezahlt.    Das  Beisegeld  und  der 
Zehrpfennig  werden  tmmittelbar  vor  Antritt  der  Beise  verabfolgt. 

§  37. 

Das  Mitglied,  welches  wegen  Unfalls  oder  Krankheit  von  der  Beitragspflicht  befreit 
ist,  behält  seine  vollen  Ansprüche,  die  es  zu  jenem  Zeitpunkt  inne  hatte,  wo  es  die  Zah- 
lung von  Beiträgen  einstellte.  Wenn  jedoch  die  Beiträge  26  Wochen  hintereinander  nicht 
bezahlt  worden  sind,  so  erlischt  die  Mitgliedschaft  mid  damit  jeder  Anspruch  an  die  Ver- 
sicherungsanstalt, bis  die  vollen  Bechte  des  Mitgliedes  wieder  durch  die  Einzahlung  von 
26  wöchentlichen  Beiträgen  erworben  werden. 

§  38. 

Ging  ein  Mitglied  der  Versicherungsanstalt  durch  Uebertritt  in  einen  nicht  versiche- 
rungspflichtigen Betrieb  seiner  Mitgliedschaft  verlustig,  so  besitzt  dasselbe  vom  Tage  des 
Erlöschens  der  Mitgliedschaft  an,  mit  Bezug  auf  eine  innerhalb  dieser  Zeit  beginnende 
Arbeitslosigkeit  die  gleichen  Ansprüche  an  die  Anstalt  wie  zuvor,  wenn  es  freiwillig  seine 
Beiträge  weiter  bezahlt  und  nachweislich  innerhalb  dieser  ganzen  Zeit  im  Gebiete  des 
Kantons  Basel-Stadt  beschäftigt  war. 

§  39. 

Ging  ein  Mitglied  der  Versicherungsanstalt  durch  Uebertritt  in  einen  Betrieb  ausser- 
halb des  Kantons  seiner  Mitgliedschaft  verlustig  und  nimmt  es  binnen  einem  Jahre,  vom 
Tage  des  Ausscheidens  aus  der  Versicherungsanstalt  gerechnet,  von  neuem  in  einem  ver- 
sicherungspflichtigen Betriebe  des  Kantons  Stellung,  so  gewinnt  es  alle  Rechtsansprüche, 
die  es  an  die  Versicherungsanstalt  im  Zeitpunkte  seines  Ausscheidens  hatte,  wieder,  sobald 
es  von  neuem  acht  Wochen  Mitglied  der  Versicherungsanstalt  war  und  ebenso  lange  seine 
Beiträge  bezahlte. 

§  40. 

Arbeitslose,  welche  eine  Kranken-  oder  Unfallunterstützung  erhalten,  haben  während 
der  Dauer  dieser  Bezüge  kein  Anrecht  auf  Unterstützung  durch  die  Versicherungsanstalt. 

§  41. 
Mitglieder,   welche  infolge  Stockung  in   der  Arbeit  die  Hälfte  ihres  Durchschnitts- 
lohnes oder  darüber  beziehen,   sind  nicht  als  Arbeitslose  zu  betrachten.     Dagegen  haben 
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alle  diejenigen,  welche  weniger  als  den  halben  Lohn  beziehen,  Ansprach  anf  zwei  Dritteile 
der  Arbeitslosenonterstfitzong. 

§  42. 

Mitglieder,  welche  eine  Unterstützong  empüangen,  sind  verpflichtet,  über  allf^Qligon 
Nebenverdienst  dnrch  Arbeit  dem  Verwalter  der  Versicherangsanstalt  spätestens  bei  der 
nächstfolgenden  Abrechnung  genaue  Mitteilung  zu  machen.  Ein  wöchentlicher  Arbeits- 
nebenverdienst bis  3  Franken  einschliesslich  bleibt  bei  der  Auszahlung  der  Arbeitslosen- 
unterstützung unberücksichtigt.  Bei  einem  höheren  wöchentlichen  Arbeitsnebenverdienst 
wird  die  an  den  Arbeitslosen  zu  zahlende  Unterstützung  geküizt  und  zwar  geschieht  diese 
Kürzung  in  der  Weise,  dass  immer  zwei  Dritteile  von  dem  Verdienst,  soweit  er  3  Franken 
übersteigt,  von  der  Unterstützung  in  Abzug  gebracht  werden. 

§  43. 

Verschweigfung  von  irgend  welchem  Arbeitsverdienst  oder  von  Empfang  einer  Kranken- 
oder  Unfallunterstützung  durch  den  Arbeitslosen  zieht  den  Verlust  der  Unterstützung  für 
die  jeweilige  Arbeitslosigkeit  nach  sich. 

§  44. 

Jeder  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  der  Versicherungsanstalt  den  Ein-  oder  Austritt 
jeder  versicherungspflichtigen  Person  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  erfolgtem  Ein-  oder 
Austritt  zu  melden. 

Das  Polizeidepartement  wird  bei  der  Kontrolle  über  die  Durchführung  dieser  Be- 
stimmung mitwirken. 

Bei  Unterlassung  der  rechtzeitigen  Anmeldung  müssen  die  nicht  bezahlten  Prämien 
nachbezahlt  werden  und  zwar  ausschliesslich  vom  Arbeitgeber,  so  dass  eine  Schadloshaltnng 
derselben  auf  Kosten  der  versicherten  Personen  ausgeschlossen  ist. 

V.  Kassenverwaltung  und  Reservefonds. 

§  45. 

Wenn  die  Jahresrechnung  einen  Einnahmeüberschuss  ergiebt,  ist  derselbe  zur  Bil- 
dung und  Ansammlung  eines  Beservefonds  zu  verwenden,  bis  der  letztere  die  Höhe  von 
Fr.  200000,—  erreicht  hat. 

§  46. 

Sobald  der  Beservefonds  Fr.  200000, —  erreicht  hat,  wird  der  Begierungsrat  dem 
Grossen  Bäte  Vorschläge  über  Verminderang  der  Beiträge  oder  über  Erhöhung  der  Leistungen 
der  Anstalt  unterbreiten. 

§  47. 

Zeigt  sich  bei  Abschluss  der  Jahresrechnung  ein  Fehlbetrag,  so  wird  derselbe  zu- 
nächst aus  dem  Beservefonds  gedeckt  Sollte  dieser  hierfür  nicht  ausreichen,  so  wird  der 
Staat  der  Anstalt  gegen  angemessene  Verzinsung  die  nötigen  Vorschüsse  machen.  Sobald 
dieser  Fall  eintritt,  oder  sofern  der  Ueberschuss  der  Jahresrechnung  nicht  ausreicht,  um 
den  Beservefonds  genügend  zu  speisen,  so  wird  der  Begierungsrat  dem  Grossen  Bäte  die 
nötigen  Vorschläge  über  gleichmässige  Erhöhung  der  Beiträge  der  Versicherten,  der 
Arbeitgeber  und  de»  Staates  machen.  Es  besteht  keine  direkte  Haftbarkeit  des  Staates 
für  die  Verbindlichkeiten  der  Versicherungsanstalt. 

§  48. 

Der  Begierungsrat  ist  ermächtigt,  der  Anstalt  fnr  den  Betrieb  die  erforderlichen 
VoracbüBse  gegen  Verzinsimg  zu  leisten. 

§  49. 
Das  Polizeistrafgesetz  vom  23.  September  1872  erhält  folgenden  Zusatz: 
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Uebertretungen  in  Bezug  auf  das  Gesetz,  betreffend:  Versicherung 

gegen  Arbeitslosigkeit. 

§  37a. 
Wer  den  Bestimmungen  des  Gesetzes,  betreffend  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit 
oder  der  darauf  bezüglichen  Verordnungen  zuwiderhandelt,   wird  mit  Geldbusse  oder  Haft 
bestraft.     Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzes. 

§  50. 
Der  Begiemngsrat  wird,  auch  wo  dies  im  Gesetz  nicht  schon  gesagt  ist,  zur  Aus- 
fahrung der  einzelnen  Bestimmungen  desselben  nach  Auhörung  der  Kommission  die  nötigen 
Verordnungen  erlassen, 

§  51. 

Der  Begierungsrat  wird  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  bestimmen. 

Nach  diesem  Entwurf  sollte  die  Versicherung  zwar  wie  in  St.  Gallen  obli- 
gatorisch sein,  sich  aber  zunächst  auf  die  am  meisten  bedürftigen  Elemente 
des  Arbeiterstandes:  die  Fabrik-  sowie  Bau-  und  Erdarbeiter  beschränken 
und  grundsätzlich  auch  die  Arbeitgeber  zui*  Beitragsleistung  und  -Entrichtung 
heranziehen;  auch  wiid  der  Versuch  gemacht,  den  Begriff  der  „unverschuldeten" 
Arbeitslosigkeit  festzustellen.  Eines  ausdrücklichen  Hinweises  auf  den  Arbeits- 
nachweis bedurfte  es  nicht,  da  deraelbe  in  Basel  ohnehin  staatlich  organisiert  war. 

Die  Zahl  der  dem  Gesetz  unterfallenden  Arbeiter  wurde  auf  9000,  die  durch- 
schnittliche Höchstzahl  der  Arbeitslosen  auf  20^0=1800  (1000  Verheiratete  und 
800  Unverheiratete)  und  die  durchschnittliche  Höchstdauer  der  Arbeitslosigkeit 
auf  67  Tage  bezw.  der  Unterstützungsdauer  auf  60  Tage  pro  Jahr  berechnet. 
Demgemäss  wurden  die  Kosten  sämtlicher  Arbeitslosenunterstützungen  auf  höchstens 
155100  Fr.,  die  Reiseunterstützungsgelder  auf  6000  Fr.  und  die  Verwaltungs- 
kosten auf  15  000  Fr.,  also  die  Gesamtauslagen  auf  176100  Fr.  jährlich  ver- 
anschlagt, die  Einnahmen  dagegen  aus  den  Beiträgen  der  Arbeiter  und  Arbeit- 
geber zusammen  auf  184  200  Fr.,  dazu  ein  Staatszuschuss  von  40000  Fr.  (15  000  Fr. 
Verwaltungskosten  und  25  000  Fr.  Reserven),  mithin  insgesamt  224  200  Fr.,  so 
dass  noch  ein  jährlicher  Ueberschuss  von  48 100  Fr.  erwartet  wurde. 

Bei  der  ersten  Beratung  im  Grossen  Rat  (14.  März  1895)  wurde  der  Entwurf 
einer  Kommission  überwiesen,  welche  u.  a.  zur  Förderung  der  freien  Arbeiterhilfs- 
kassen die  zusätzliche  Bestimmung  traf,  dass  vom  Beitritt  zur  staatlichen  Versiche- 
rung alle  Arbeiter  befreit  sein  sollten,  „die  den  Nachweis  leisten,  dass  sie  einer 
Kasse  zur  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  angehören,  deren  Versicherungsbe- 
dingungen und  Leistungen  als  genügend  erachtet  werden".  Die  Kommission  be- 
endigte ihre  Aufgabe  am  23.  April  1896  durch  Vorlegung  eines  Berichts,  worauf 
die  Beratung  im  Grossen  Rat  am  11./25.  März  1897  fortgesetzt  und  der  Entwurf 
wegen  einzelner  Paragraphen  an  die  Kommission  zurückverwiesen  wurde;  diese 
legte  den  umgearbeiteten  Entwurf^)  dem  Grossrat  unter  dem  20.  April  1899  vor, 
welcher  ihn  in  der  Schlussabstimmung  am  23.  November  1899  mit  46  gegen 
12  Stimmen  angenommen  hat. 

Ein  auf  ähnlicher  Grundlage  für  die  Stadt  Zürich  im  Jahr  1897  aufge- 
stellter Gesetzentwurf  zur  Einführung  der  obligatorischen  Arbeitslosenversicherung 
wurde  zwar  in  einer  Kommission  dui'chberaten,  aber  schliesslich  abgelehnt.  — 

Schon  diese  wenigen  Versuche  zeigen  zur  Genüge,  welcher  Fülle  von 
Schwierigkeiten  die  praktische  Durchführung  der  Arbeitslosenversicherung  selbst 
schon  bei  so  eng  gesteckten  Grenzen  begegnet,  und  dürften  darauf  hindeuten, 
die  Lösung  des  Problems  in  erster  Reihe,  wenigstens  für  grössere  Industriestaaten 
und  konzentriertere  Industriezweige,  auf  berufsgenossenschaftlicher,  Arbeit- 
nehmer wie  Arbeitgeber  umfassender  Grundlage  zu  suchen,  welche  dann  in  der 
gemeindlich  oder  sonst  territorial  geordneten  Versicherungsform  für  die  übrigen, 
namentlich  „ungelernten"  Arbeiter  lediglich  ihre  Ergänzung  finden  würde. 

^)  Vgl  „Bericht  und  Gesetzentwurf  der  Grossrats-Eommission,  betreffend  Errichtung:  einer 
Versicherungsanstalt  für  Arbeitslose"  (Vorlage  zur  zweiten  Beratung),  Basel  1899. 
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Lfitteratnr. 

A.   Kranken-  und  Unfallyersicherung. 

Berichte  a)  der  Eantonsregierungen  über  die  Ausführung  des  Bundesgesetses,  betr.  die 
Arbeit  in  Fabriken,  1897  u.  1898;  b)  der  eidflfenössischen  Fabrik-  und  Bergwerkinspektoien  über 
ihre  Amtsthätigkeit  in  den  Jahren  1896  und  1897;  beide  yeröffentlicht  yom  schweizerischen 
Industriedepartement,  Aaran  1898/1899.  Bellom,  Les  lois  d'assnrance  ouvrlöre  k  T^tranger, 
Tome  I  p.  278,  II  p.  1191  suiv.,  Paris  1892/1896.  Bödiker,  a)  Die  Unfall -Gesetzgebung  der 
europäischen  Staaten,  Leipzig  1884;  b)  Die  Arbeiterversicherung  in  den  europäischen  Staaten, 
Leipzig  1895.  yan  der  Borght,  Ueber  gewerbliche  Berufskrankheiten  (Bericht  für  den  inter- 
nationalen Arbeiteryersicherungs-Eongress  in  Mailand,  L— 6.  Oktober  1894).  Bulletin  du  co- 
mit6  permanent  du  congr^  international  des  accidents  du  trayail  et  des  assurances  sociales  k  Paris, 
Tome  I  (1890)  p.  285/580,  H  (1891)  p.  684,  IV  (1898)  p.  210,  VI  (1895)  p.  507,  VH  (1896)  p.  1, 
Vm  (1897)  p.  172/181,  X  (1899)  p.  79  suiy.  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften 
1.  Ausg.  Jena  1890  fg.,  Bd.  I  S.  448/561  fg.  u.  IV  S.  248;  2.  Ausg.  Jena  1898  fg.,  Bd.  L  S.  588  n. 
694  fg.  Forrer,  Denkschrift  über  die  Einführung  einer  schweizerischen  Unfallyersicherung, 
Wint^lhnr  1889.  Kley,  Die  Berufskrankheiten  und  ihre  Stellung  in  der  staatlichen  Arbeiter- 
yersichemng,  Kassel  1897.  Kinkelin,  Die  gegenseitigen  Hilfsgesellschaften  der  Schweiz  im 
Ji^  1865  bezw.  1880,  Basel  1869  u.  Bern  1887.  Moser:  a)  Ueber  die  schweizerische  Kranken- 
und  Unfallyersicherung,  insbesondere  über  ihre  ökonomische  Tragweite,  nach  den  in  Aussicht  ge- 
nommenen Bundesgesetzen  (Bericht  für  den  internationalen  Arbeitenrersicherungs-Kongress  in  Mai- 
land, 1.  bis  6.  Oktober  1894);  b)  Denkschrift  über  die  Höhe  der  finanziellen  Belastung,  welche  den 
nach  dem  Entwurf  zu  einem  Bnndesgesetz,  betr.  die  Krankenyerstcherung,  einzurichtenden  Kranken- 
kassen yoranssichtlich  erwachsen  wi^  (2.  Aufl.),  Bern  1895 ;  c)  Versicherungstechnische  Untersuchun- 
gen über  die  nach  dem  Entwurf  einzurichtende  Unfallyersicherung,  Bern  1895 ;  d)  Vorschläge  zur 
Weiterführung  der  Statistik  der  gegenseitigen  Hilfsgesellschaften,  Bern  1897  („Zeitschrift  für 
schweizerische  Statistik'^,  88.  Jahrg.,  1897).  Schuler  u.  Burckhardt,  Untersuchungen  über 
die  Gesundheitsyerhältnisse  der  Fabrikbeyölkerung  in  der  Schweiz,  mit  besonderer  Berücksichti- 
gung des  Krankenkassenwesens,  Aarau  1889.  Sommerfeld,  Handbuch  der  Gewerbekrankheiten, 
Berlin  1898.  „Unfallstatistik  aus  den  Angaben  schweizerischer  Krankenkassen  yon  den 
Jahren  1886,  1887  u.  1888",  im  Jahr  1891  yom  schweizerischen  Arbeitersekretariat  yeröffent- 
licht, und  „Ergebnisse  der  schweizerischen  Unfallzählung  yom  1.  April  1888  bis.  31.  März  1891'', 
95.  Lieferung  der  schweizerischen  Statistik,  1894.  Wegmann,  Schweizerische  Unfallyersiche- 
rung auf  Gegenseitigkeit,  Bern  1897  („Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik",  33.  Jahrg.,  1897). 
Zacher:  a)  „Die  Arbeiteryersicherung  im  Auslande",  Verlag  yon  A.  Troschel,  Berlin  1898  fg., 
Heft  I  Dänemark,  n  Schweden,  III  Norwegen,  IV  Frankreich,  V  England,  VI  Italien,  VH  Oester- 
reich,  VIII  Ungarn,  IX  Bussland,  X  Unland;  b)  „Leitfaden  zur  Arbeiteryersicherung  des 
Deutschen  Beicä,  Verlag  yon  A.  Asher  &  Ck).,  Berlin  1898  (3.  Hunderttausend,  Partiepreis 
10  Pf.). 

B.  Alters-  und  Todesyersicherung. 

Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  2.  Aufl.,  Jena  1898,  Bd.  I  S.  700 
Lenbin,  a)  Expertise  technique  sur  la  Situation  financiöre  des  soci6tte  neuch&teloises  de  secours 
mutuels,  Neuch&tel  1895;  b)  La  question  des  80ci4t6s  de  secours  en  cas  de  d4c^,  et  la  Solution, 
qui  lui  a  6t6  donn6e  dans  le  canton  de  Neuchätel,  Lausanne  1898. 

G.  Arbeitslosenyersicherung. 

Adler,  Ueber  die  Aufgaben  des  Staats  angesichts  der  Arbeitslosigkeit,  Tübingen  1894. 
Berndt,  Die  Arbeitslosigkeit,  ihre  Bekämpfung  und  Statistik.  Berlin,  Verlag  der  Arbeiter- 
yersorgung.  A.  Troschel,  1899.  Brooks,  Future  problem  of  charity  and  the  Unemployed,  Phila^ 
delphia  1894.  Buschmann,  Die  Arbeitslosigkeit  und  d ie  Benif sgenossenschaften,  Strassburg'  1 897. 
Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  2.  Aufl.,  Jena  1898,  Bd.I  S.920^.  Docu- 
ments  sur  la  question  du  chömage,  Paris  1896.  Eyck,  Die  Arbeitslosigkeit  und  die  Grundfragen 
der  Arbeitslosenyersicherung,  FranWurt  a.  M.  1899.  Garrelts,  Die  Gesetzgebung  der  Schweizer- 
kantone Bern,  St.  Gallen  und  Basel,  betreffend  eine  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  (in  chrono- 
logischer und  systematischer  Reihenfolge  tabellarisch  dargestdlt),  Göttingen  1896.  Jutzi,  Die 
Arbeitslosigkeit  und  ihre  Bekämpfung,  Darmstadt  1895.  Mus6e  social  k  Paris,  Circulaire  No.  2 
du  31.  Aoüt  1896:  L'assurance  contre  le  chömage  inyolontaire  en  Suisse.  Report  on  agencies  and 
methods  for  dealing  with  the  Unemployed,  London  1898.  Schanz:  a)  Zur  Frage  der  Arbeitslosen- 
yersicherung, Bamberg  1895 ;  b)  Neue  Beiträge  zur  Frage  der  Arbeitslosenyersicherung,  Berlin  1897. 
Weyl,  Das  Problem  einer  Arbeitslosenyersicherung  für  Deutschland  (Sonderabdruck  aus  der  „Zeit- 
schrift für  Versicherungs- Recht  und  -Wissenschaft",  Jahrg.  1897,  S.  106  fg.),  Leipzig  1897. 
Zacher:  a)  Schutzmittel  gegen  Arbeitslosigkeit  (im  „Deutschen  Wochenblatt",  No.  14  vom 
7.  April  1892,  5.  Jahrg.,  S.  164 fg.),  Berlin  1892;  b)  Arbeiterbewegung  und  Sozialreform  in 
Deutschland  (Vortrag,  gehalten  auf  dem  internationalen  Eongress  für  Arbeiterfragen  in  Chicago, 
August  1893),  Berlin  1893;  c)  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Arbeitslosigkeit  (in  der  „Zeit- 
schrift der  Oeuitralstelle  für  Arbeiterwohlfal^tseinrichtungen",  2.  Jahrg.  No.  1  u.  2),  Berlin  1895. 
Ausserdem  zu  A^C  die  im  Text  angezogenen  Gesetzesmaterialien. 

Berlin,  November  1899.  n      rw     x. 

'  Dr.  Zacher. 
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AnlAge  I. 


Bundesgesetz 


betreffend  die 

Kranken-  und  Unfallversicherung 

mit  Einschluss  der 

Militärversicherung. 

(Vom  5.  Oktober  1899.) 


Die  Bundesversammlnng  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

in  Aosf&hmng  des  Artikels  34^^",  sowie  des  Artikels  18,  Absatz  2,  der  Bondes- 

verfassung, 

beschliesst: 


Erster  Titel. 
Krankenversicherung. 


r 


A.  Die  Versichenmgspflicht 

Art  1. 

ABe  nnselbatäiidig  erwerbenden  Personen  männlichen  oder  weiblichen  Greschlechis, 
welche  auf  schweizerischein  Gebiet  in  inländischen  Betrieben,  die  Hausindustrie  inbegriffen, 
arbeiten,  sowie  sämtliche  Dienstboten  Yon  inländischen  Dienstherrschaften  sind  vom  zurück- 
gelegten Tierzebnten  Altersjahr  an  nach  Massgabe  der  nachstehenden  Bestimmungen  gegen 
die  wirtschaftliehen  Folgen  von  Krankheiten  obligatorisch  versichert,  sofern  nicht  die 
Beschäftigung  durch  die  Natur  ihres  Gegenstandes  oder  im  voraus  durch  den  Arbeits- 
vertrag auf  einen  Zeitraum  von  weniger  als  einer  Woche  beschränkt  ist. 

Ein  ausländischer  Betrieb,  welcher  in  der  Schweiz  eine  Zweigniederlassung  besitxt 
oder  grossere  Unternehmungen  ausfuhrt,  wird  mit  Bezug  auf  die  in  einer  solchen  Zweig- 
niederlassung oder  bei  solchen  Unternehmungen  beschäftigten  Personen  den  inländiscben 
Betrieben  gleichgehalten. 

Die  gemäss  Absatz  1  und  2  versicherten  Personen  verbleiben,  wenn  sie  im  Auftrag 
des  inländischen  Arbeitgebers  vorübergehend  im  Ausland  arbeiten,  im  Versicherungsverbani 

Art.  2. 

In  den  vorstehend  bezeichneten  Betrieben  sind  diejenigen,  welche  der  Eidgenossen- 
schaft oder  einem  Kantone  oder  einer  (Gemeinde  oder  einem  andern  öffentlichen  Verbände 
angehören^  inbegriffen.  Ebenso  erstreckt  sich  die  Yersicherungspflicht  auf  die  Angestellten 
und  Bediensteten  der  öffentlichen  Verwaltungen. 

Ausgenommen  sind  diejenigen  in  öffentlichen  wirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten 
Personen  und  diejenigen  Angestellten  und  Bediensteten  der  öffentlichen  Verwaltangen, 
welche  einen  Jahreggehalt  von  mehr  als  fünftausend  Franken  beziehen,  oder  deren  An- 
stellung einen  vorwiegend  öffentlich-rechtlichen  Charakter  besitzt 

Ari;.  3. 
Die  Direktoren  and  die  höheren  Angestellten  von  Privatbetrieben  sind  von  der  Ver- 
sichenmgspflicht ansgenonmien,  sofern  der  Jahresgehalt  den  Betrag  von  fünftausend  Franken 
übersteigt 

Arii.  4. 
Diejenigen  Lehrlinge,   Volontärs  und  Praktikanten,  welche  das  vierzehnte  Alterqahr 
Kurückgeiegt  haben,  sind  versicherungspflichtig,   auch  wenn  sie  keinen  Lohn  oder  Gehalt 
beliehen, 

Arii.  6. 
Jader   Arbeitgeber,    welcher   durchschnittlich   im   ganzen   mehr    als   fünf  Personen 
beschäftigt,  ist,  auch  wenn  er  nicht  unter  dem  Bundesgesetz  betreffend  die  Arbeit  in  den 
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Fabriken,   vom  23.  März  1877,   steht,   verpflichtet,    ein  geordnetes  Arbeiterverzeichnis  zu 
fuhren. 

Der  Bundesrat  wird  über  die  Form  dieses  Verzeichnisses  das  Nähere  festsetzen, 
sowie  diejenigen  Kategorien  von  Personen  bezeichnen,  welche  berechtigt  sind,  von  den 
Verzeichnissen  Einsicht  zu  nehmen. 

Art.  6. 

Jeder  Versicherungskreis  (Art.  10)  kann  jederzeit  durch  Mehrheitsbeschluss  die 
Versicherungspflicht  ausdehnen  auf 

a)  diejenigen  in   dem  Kreise  wohnhaflien  Tagelöhner   und  Tagelöhnerinnen   und 
andern  abwechselnd  im  Lohne  Dritter  arbeitenden  Personen,  sowie  auf 

b)  diejenigen  selbständig  erwerbenden  Angehörigen  der  in  dem  Kreise  befindlichen 
Hausindustriebetriebe, 

welche  das  vierzehnte  Altersjahr  zurückgelegt  haben. 

Es  ist  zulässig,  auch  nur  eine  dieser  zwei  Klassen  oder  nur  einzelne  Unterabteilungen 
dieser  Klassen  als  versicherungspflichtig  zu  erklären  und  das  Anfangsalter  für  diese  Klassen 
oder  diese  Unterabteilungen,  oder  eine  einzelne  der  beiden  Klassen  oder  der  Unterabtei- 
lungen höher  als  auf  das  zurückgelegte  vierzehnte  Altersjahr  anzusetzen. 

Ein  solcher  Beschluss  (Absatz  1  und  2  oben)  kann  erst  nach  Ablauf  von  drei 
Jahren  seit  dem  Geltungsbeginn  und  nur  auf  Jahresanfang  wieder  aufgehoben  oder  in  ein- 
schränkendem Sinne  abgeändert  werden,  und  es  bleiben  in  einem  solchen  Fall  die  Ansprüche 
von  Personen,  welche  bereits  erkrankt  waren,  als  der  neue  Beschluss  in  Kraft  trat,  mit 
Bezug  auf  diese  Krankheit  fortbestehen.  Hinsichtüch  der  Kreiskrankenkassen  (Art.  24) 
bleiben  die  Bestimmungen  von  Art.  29  vorbehalten. 

Jeder  Versicherungskreis,  welcher  die  obligatorische  Versicherung  nur  für  einen  Teil 
der  in  diesem  Artikel  bezeichneten  Klassen  von  Personen  eingeführt  hatte,  ist  jederzeit 
befugt,  durch  Mehrheitsbeschluss  die  Versicherungspflicht  auf  weitere  Teile  der  in  diesem 
Artikel  bezeichneten  Klassen  auszudehnen. 

Art.  7. 

Die  nämliche  Befugnis,  welche  Art.  6  den  Versicherungskreisen  einräumt,  steht  im 
nämlichen  Umfang  auch  jedem  Kanton  mit  Bezug  auf  die  zu  ihm  gehörenden  Versiche- 
rungskreise zu. 

Ein  Kanton,  welcher  von  dieser  Befugnis  nicht  selbst  Gebrauch  macht,  darf  jedoch 
den  Versicherungskreisen  nicht  verbieten,  die  denselben  in  Art.  6,  Absatz  1,  2  und  4, 
gewährten  Befugnisse  auszuüben.  Ebensowenig  darf  ein  Kanton,  welcher  von  seiner  Befugnis 
nur  im  Sinne  des  zweiten  Absatzes  von  Art.  6  Gebrauch  macht,  den  Versicherungskreisen 
verbieten,  die  Versicherungspflicht  innert  der  Schranken  des  ersten  Absatzes  von  Art.  6 
auszudehnen. 

Art.  8. 

Streitigkeiten  mit  Bezug  auf  die  Versicherungspflicht  bestimmter  Klassen  von  Per- 
sonen oder  bestimmter  Personen  werden  nach  Anhörung  der  Aufsichtsbehörde  durch  den 
Bundesrat  endgültig  entschieden. 

Ein  solcher  Entscheid  ist  auch  für  den  Bichter  massgebend,  so  oft  sein  Urteil  von 
der  Frage  der  Versichemngspflicht  abhängt. 

B.  Die  freiwillige  Versichenmg. 

Art  9. 

Die  freiwillige  Krankenversicherung  wird  durch  dieses  Gesetz  insofern  berührt, 
als  dasselbe 

a)  die  freiwillige  Mitgliedschaft  in  den  öffentlichen  Krankenkassen  einführt  (Art.  31 
und  153)  und 

b)  Bestimmungen  über  die  freien  Kassen  aufstellt  (Art.  188  bis  205). 

Die  freiwillige  Krankenversicherung  unterliegt  keinen  andern  als  den  in  diesem  oder 
einem  andern  Bundesgesetze  aufgestellten  Beschränkungen. 

5* 
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G.  Die  Versichfinmgskreise. 

Art.  10. 
Das  Gebiet  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  wird  in  Hinsicht  auf  die  Eranken- 
versichenmg  in  Yersichemngskreise  eingeteilt. 

Art.  11. 

Jeder  Kanton  bildet  einen  oder  mehrere  Versichemngskrelse  von  je  wenigstens  zwei- 
tausend Einwohnern.  Ausnahmen  hinsichtlich  dieser  Mindestzahl  können  vom  Bmidesrate 
in  besondem  Fällen  gestattet  werden. 

Eine  Aenderong  in  der  Feststellung  des  Gebietes  eines  Yersichenmgskreises  ist  auf 
den  Anfang  jedes  Jahres  zulässig. 

Bei  der  erstmaligen  Feststellung  ist  den  beteiligten  politischen  Gemeinden  und  als- 
dann mit  Bezug  auf  eine  beabsichtigte  Aenderung  überdies  den  beteiligten  Kreiskranken- 
kassen  Gelegenheit  zur  Vernehmlassung  zu  geben. 

Die  Feststellung  des  Gebietes  und  die  Benennung  der  einzelnen  Yersichemngskreise, 
ebenso  die  Abänderungen  erfolgen  auf  dem  Wege  der  kantonalen  Yollziehungsverordnnng, 
unterliegen  jedoch  der  Genehmigung  seitens  des  Bundesrates. 

Art.  12. 
Die  Kantone  verordnen: 

a)  durch  welche  Organe  diejenigen  Beschlüsse  gefasst,  sowie  diejenigen  Hand- 
lungen vorgenommen  werden,  welche  für  den  Yersicherungskreis  verbmdlich 
sind,  und  welche  Formen  und  Fristen  dabei  beobachtet  werden  müssen; 

b)  unter  welchen  Yoraussetzungen  und  vor  welchen  kantonalen  Oberbehördöi 
solche  Handlungen  und  Beschlüsse  (litt,  a)  angefochten  werden  können; 

c)  auf  welche  Weise  diejenigen  Ausgaben  der  Yersichemngskreise,  welche  nach 
Massgabe  dieses  Gesetzes  entstehen,  au&ubringen  sind. 

liGt  Bezug  auf  litt,  b  werden  die  Bestimmungen  von  Art.  6  und  von  Art.  7,  Ab- 
satz 2,  vorbehalten. 

Art.  13. 

Der  Kanton  haftet  für  die  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ent- 
stehenden Yerbindlichkeiten  seiner  Yersichemngskreise. 

Der  Kanton  wird  für  den  von  ihm  bezahlten  Betrag  Gläubiger  des  Yersichenmgs- 
kreises, sofern  die  kantonalen  Bestimmungen  nichts  anderes  vorsehen. 

Art.  14. 

Die  Zuteilung  einzelner  Enclaven  eines  Kantons  zu  einem  Yersicherungskreis  eines 
andern  Kantons  ist  zulässig. 

Eine  solche  Zuteilung  und  die  nötigen  Anordnungen  sind  Sache  der  beteiligten 
Kantone,  unterliegen  jedoch  der  Genehmigung  seitens  des  Bundesrates. 

D.  Die  öffentlichen  Krankenkassen. 

Art.  16. 

Das  öffentliche  Krankenversicherungsgeschäft  wird  durch  die  öffentlichen  Kranken- 
kassen betrieben.     Dieselben  zerfallen  in 
die  Kreiskrankenkassen  und 
die  Betriebskrankenkassen. 

1.  Gemeinsame  allgemeine  Bestimmungen* 

Art.  16. 
Die  öffentlichen  Krankenkassen  besitzen  kraft  dieses  Gesetzes  Fersönlichkeii 
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Art.  17. 

Das  Bnndesgesetz  aber  Scbnldbetreibnng  and  Eonkars,  vom  11.  April  1889,  findet 
gegenüber  den  öffentlichen  Krankenkassen  keine  Anwendung. 

Ist  eine  öffentliche  Krankenkasse  säumig  in  der  Erfallang  Yon  Schaldverpflichtongen, 
so  trifft  die  Aufsichtsbehörde  nach  erhaltener  Kenntnis  unYerzüglich  die  erforderlichen 
Anordnungen.     Nötigenfalls  wird  nach  Massgabe  ?on  Art.  136  vorgegangen. 

Art.  18. 
Die  öffentlichen  Krankenkassen  sind  steuerfrei,  mit  Ausnahme  des  nicht  unmittelbar 
dem  Kassenbetrieb  dienenden  Grundeigentums,   auf  welches  die  kantonalen  Bestimmungen 
über  die  Versteuerung  von  Grundeigentum  angewendet  werden  dürfen. 

Die  Urkunden,  welche  im  unmittelbaren  Kassenbetrieb  von  den  öffentlichen  Kranken- 
kassen oder  für  dieselben  ausgestellt  werden,  sind  von  Stempel-  und  andern  öffentlichen 
Gebühren  befreit. 

Streitigkeiten  über  die  Anwendung  dieses  Artikels  werden  durch  den  Bundesrat 
entschieden. 

Art.  19. 
Die  Organe  der  öffentlichen  Krankenkassen  werben   mit  Bezug  auf  die  Portofreiheit 
den  Gemeindebehörden  gleichgestellt. 

Art  20. 
Das  Betriebsjahr  der  öffentlichen  Krankenkassen  fällt  mit  dem  Kalenderjahr  zusammen. 

Art.  21. 
Jede  öffentliche  Krankenkasse  fahrt  ein  geordnetes  Verzeichnis  über 

a)  ihre  Mitglieder, 

b)  diejenigen  versicherungspflichtigen  Personen  im  Bereiche  der  öffentlichen  Kranken- 
kassen, welche  der  Versicherungspflicht  in  einer  eingeschriebenen  Krankenkasse 
Genüge  leisten, 

c)  sämtliche  Arbeitgeber  im  Bereiche  der  öffentlichen  Krankenkasse. 

Der  Bundesrat  wird  über  die  Form  dieser  Verzeichnisse  das  Nähere  festsetzen. 

Die  Verzeichnisse  stehen  jedem  Beteiligten,  soweit  er  ein  unmittelbares  Interesse 
besitzt,  zur  Einsichtnahme  offen. 

Der  Bundesrat  wird  diejenigen  Kategorien  von  Beamten,  sowie  diejenigen  Organe 
von  Berufsverbänden  (Art.  236)  bezeichnen,  welche  ebenfalls  zur  Einsichtnahme  befrigt  sind. 

Missbräuchliche  Verwertung  des  Inhalts  der  Verzeichnisse  begründet  die  Schaden- 
ersatzpflicht der  fehlbaren  Personen  und  zieht  die  versicherungspolizeiliche  Ahndung  gemäss 
Art.  207  gegenüber  den  diesen  Strafbestimmungen  unterstellten  Personen  nach  sich.  Fehl- 
bare Beamte  oder  öffentliche  Angestellte  sind  ihren  Oberbehörden  zu  verzeigen. 

Art.  22. 

Die  durch  die  Organe  der  öffentlichen  Krankenkassen  gefässten  Beschlüsse  von  all- 
gemeiner Tragweite  und  die  getroffenen  Wahlen  müssen  rechtzeitig  veröffentlicht  werden. 
Ausgenommen  sind  Beschlüsse  und  Wahlen  von  bloss  vorübergehender  Bedeutung  und  die 
Wahlen  von  Krankenbesuchen!. 

Der  Bundesrat  erlässt  hierüber  allgemeine  Vorschriften. 

Innert  der  Grenzen  dieser  Vorschriften  setzt  jede  öffentliche  Krankenkasse  für  sich 
die  Art  und  Weise  der  Veröffentlichung  fest. 

Die  öffentlichen  Krankenkassen  sind  verpflichtet,  der  Aufsichtsbehörde  die  verlangten 
Nachweise  und  statistischen  Angaben  unentgeltlich  und  rechtzeitig  einzureichen.  Die 
nötigen  Formularien  werden  von  derjenigen  Behörde,  welche  solche  Nachweise  und  Angaben 
verlangt,  unentgeltlich  abgegeben. 

Art.  23. 

Niemand  kann  gleichzeitig  Mitglied  von  zwei  oder  mehr  öffentlichen  Krankenkassen 
oder  gleichzeitig  Mitglied  einer  öffentlichen  und  einer  eingeschriebenen  Krankenkasse  (Art.  191) 
sein.  Ebensowenig  darf  eine  versicherungspflichtige  Person  gleichzeitig  zwei  oder  mehr 
eingeschriebenen  Krankenkassen  angehören. 
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2.  Die  Ereiskrankenkasseii. 
a.  Umfang  des  Gebietes. 

Art.  24. 
In  jedem  Versichenmgskreis  besteht  eine  Ereiskrankenkasse. 

Art,  26. 

Wenn  mit  Bezng  auf  den  Gebietsnmfang  von  Versicherungskreisen  eine  Aendenmg 
stattfindet,  so  werden  die  beteiligten  Ereiskrankenkassen  auf  den  Zeitpunkt,  in  welchem 
die  Aendenmg  in  Kraft  tritt,  aufgehoben,  und  findet  die  Neubildung  einer  oder  mehrerer 
Kreiskrankenkassen  nach  Massgabe  von  Art.  24,  sowie  der  Art  101  ffl  statt.  Die  Rechte 
und  Verpflichtungen  der  bisherigen  Kreiskrankenkassen  gehen,  unter  angemessener  Ver- 
teilung, auf  die  neuen  über. 

Ist  die  Aendenmg  eine  unbedeutende,  so  können  die  bishmgen  beteiligten  Kreis- 
krankenkassen fortbestehen,  und  sind  lediglich  die  hinsichtlich  des  Uebergangs  einzelner 
Betriebe  und  Mitglieder  von  der  einen  zur  anderen  Kreiskrankenkasse  notwendigen  An- 
ordnungen zu  treffen.  Je  nach  Umständen  kann  die  eine  Kreiskrankenkasse  zur  Abgabe 
eines  Teiles  ihres  Vermögens  oder  ihrer  Beserven,  oder  zu  einer  Entschädigung  an  die 
andere  verhalten  werden. 

Die  Anordnungen  im  Sinne  dieses  Artikels,  die  Verteilung  der  Bechte  und  Pflichten 
im  Sinne  von  Absatz  1,  sowie  die  Feststellung  der  Beträge  im  Sinne  von  Absatz  2  sind 
Sache  der  Kantone,  unterliegen  jedoch  der  Genehmigung  durch  den  Bundesrat.  Den 
beteiligten  politischen  Gemeinden  und  Kreiskrankenkassen  soll  in  allen  Fällen  Gelegenheit 
zur  Vernehmlassung  gegeben  werden. 

b.  Mitgliedschaft. 

a.    Obligatorische  Mitglieder. 

Art.  26. 

Wer  versicherungspflichtig  ist,  wird  mit  der  Erwerbung  der  die  Versicherungspflicht 
begründenden  Eigenschaft  obligatorisches  Mitglied  der  zuständigen  Kreiskrankenkasse. 

Tagelöhner,  Tagelöhnerinnen  und  andere  abwechselnd  im  Lohne  Dritter  arbeitende 
Personen  y  sowie  selbständig  erwerbende  Angehörige  von  Hausindustriebetrieben  erwerben, 
wenn  sie  versicherungspflichtig  werden  (Art  6  und  7),  die  Mitgliedschaft  durch  Anmeldung 
bei  der  zuständigen  Kreiskrankenkasse.  Die  Anmeldung  kann  durch  den  Pflichtigen  selbst 
oder  durch  das  zuständige  Organ  des  Versicherungskreises  erfolgen. 

Vorstehende  Bestimmxmgen  über  die  obligatorische  Mitgliedschaft  in  einer  Kreis- 
krankenkasse finden  auf  diejenigen  Personen  keine  Anwendung,  welche  obligatorische  Mit- 
glieder einer  Betriebskrankenkasse  sind  (Art.  151),  oder  in  einer  eingeschriebenen  Kranken- 
kasse der  Versicherungspflicht  Genüge  leisten  (Art.  193). 

Art.  27. 

Zuständig  ist  die  Kreiskrankenkasse  des  Orts,  an  welchem  der  obligatorisch  Ver- 
sicherte seine  regelmässige  Beschäftigung  hat.  Für  Tagelöhner,  Tagelöhnerinnen  und  andere 
abwechselnd  im  Lohne  Dritter  arbeitende  Personen  (Art.  6,  litt,  a)  ist  die  Kreiskranken- 
kasse des  Wohnortes  zuständig. 

Em  Streit  über  die  Frage  ^  welcher  Kreiskrankenkasse  ein  Versicherungspflichtiger 
zugehöre,  wird  erstinstanzlich  durch  die  kantonale  Aufsichtsbehörde,  oder,  wenn  Kreis- 
krankenkassen verschiedener  Kantone  in  Frage  kommen,  erst-  und  letztinstanzlich  durch 
den  Bundesrat  entschieden.  Der  Entscheid  besitzt  mit  Bezug  auf  die  Zeit  seit  dem  Beginn 
des  Streites  rückwirkende  Kraft. 

Art.  28. 

Verliert  ein  obligatorisches  Mitglied  diejenige  Eigenschaft,  welche  die  Voraussetzung 
der  Versicherungspflicht  bildet,  überhaupt  oder  im  Bereich  der  betreffenden  Kreiskranken- 
kasse, 80  hört  die  Mitgliedschaft  durch  die  Thatsache  dieses  Verlustes  auf. 
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Die  obligatorische  Mitgliedschaft  nach  Massgabe  von  Art.  6  nnd  7  erlischt,  sobald 
der  betreffende  Beschlnss  des  Yersicherongskreises  oder  des  Kantons  ausser  Kraft  tritt 

Diejenige  Person,  welche  in  eine  Betriebskrankenkasse  oder  in  eine  eingeschriebene 
Krankenkasse  übertritt,  hört  auf,  obligatorisches  Mitglied  der  Kreiskrankenkasse  zn  sein« 

Art  29. 

Wenn  innert  yier  Wochen,  vom  Tage  des  Anfhörens  der  obligatorischen  Mitgliedschaft 
an,  ein  gewesenes  obligatorisches  Mitglied,  welches,  Yon  jenem  Tage  zarückgerechnet, 
während  wenigstens  drei  Monaten  anunterbrochen  einer  Kreiskrankenkasse  angehört  hat, 
im  Inland  erkrankt  oder  im  Inland  stirbt,  so  finden  mit  Bezog  hierauf  die  nämlichen 
Kassenleistnngen  statt,  wie  wenn  eine  soldie  Thatsache  während  der  Dauer  der  Mitglied- 
schaft eingetreten  wäre. 

Dieser  Nachgenuss  fiQlt  dahin,  wenn  das  gewesene  Mitglied  in  eine,  öffentliche  oder 
freie,  Krankenkasse  eingetreten  ist,  welche,  gesetzlich  oder  statutengemäss,  för  jene 
Leistungen  auBsukommen  hat 

Die  Kosten,  welche  infolge  der  Gewährung  des  Nachgenusses  entstehen,  werden  auf 
die  yerschiedenen  beteiligten  Kreiskrankenkassen  verlegt,  wenn  der  Erkrankte  oder  Ver- 
storbene in  den  letzten  drei  Monaten  (Absatz  1)  Mitglied  von  mehr  als  einer  Kreiskranken- 
kasse gewesen  war.  Die  Verteilung  erfolgt  im  Verhältnis  der  Dauer  der  Zugehörigkeit 
zu  jeder  der  verschiedenen  Kreiskrankenkassen  innerhalb  der  letzten  drei  Monate. 

Hinsichtlich  der  Wöchnerinnen  gelten  die  Bestimmungen  von  Art  72  und  73. 

ß.  Freiwillige  Mitglieder. 

Art  30. 

Die  freiwilligen  Mitglieder  sind  entweder  vollversichert  oder  halbversichert. 

Die  Vollversicherten  besitzen,  gleich  den  obligatorischen  Mitgliedern,  Anspruch  auf 
Krankenpflege  und  Krankengeld,  die  Halbversicherten  lediglich  auf  Krankenpflege  (Art.  53, 
56  ff:). 

Mit  Bezug  auf  Wöchnerinnen  besteht  der  in  Art  72  festgesetzte  Unterschied. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  74  gelten  gleichmässig  fär  die  voll-  und  die  halbversicher- 
ten freiwilligen  Mitglieder. 

Ari;.  31. 

Jede  nicht  versicherungspflichtige  Person  kann  der  Kreiskrankenkasse  des  Wohn- 
gebiets als  freiwilliges  Mitglied  beitreten  und  muss  als  solches  aufgenommen  werden,  sofern 
der  Ausweis  dafür  erbracht  wird,  dass  sie  im  Zeitpunkt  der  Anmeldung  gesund  ist  und 
das  Alter  von  fanfundvierzig  Jahren  noch  nicht  erreicht  hat. 

Für  Vollversicherte   ist   überdies  ein  Mindestalter  von  vierzehn  Jahren  erforderlich. 

Die  Anmeldung  erfolgt  schriftlich  beim  Vorstand  oder  bei  einer  Meldestelle  (Art.  48) 
der  Kreiskrankenkasse. 

Die  freiwillige  Mitgliedschaft  beginnt  am  Tage  nach  dem  Eingang  der  Anmeldung. 
Ist  ein  Eintrittsgeld  vorgeschrieben  (Art.  32),  so  beginnt  jedoch  die  Mitgliedschaft  nicht 
früher  als  mit  dem  Tage  der  Zahlung  desselben. 

Art.  32. 

Die  Statuten  können  ein  Eintrittsgeld  vorschreiben,  welches  nach  dem  Eintrittsalter, 
und  för  Vollversicherte  überdies  nach  der  Verdiensthöhe  abgestuft  werden,  jedoch  far 
Halbversicherte  den  Betrag  von  fanfundzwanzig  Franken  und  für  Vollversicherte  den  Betrag 
von  fünfzig  Franken  nicht  übersteigen  darf.  Das  Eintrittsgeld  soll  für  den  Halbversicherten 
ausserdem  nie  mehr  betragen  als  das  niederste  Eintrittsgeld  für  den  Vollversicherten  vom 
gleichen  Eintrittsalter. 

Deijenigen  Person,  welche  schon  einmal  an  eine  öffentliche  Krankenkasse  des  In- 
landes Eintrittsgeld  entrichtet  hat,  wird  der  Betrag  desselben  an  dem  neuen  Eintrittsgeld 
angerechnet 
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Art.  33. 
Die  als  halbyersichertes  freiwilliges  Mitglied  angemeldete  Person  ist  von  dem  Nach- 
weis,   dass  sie   gesnnd   sei  und  das  Alter  von  fünfondvierzig  Jahren   noch  nicht  erreicht 
habe,  sowie  von  der  Bezahlung  eines  Eintrittsgeldes  befreit,  wenn 

a)  sie  bisher  freiwilliges  Mitglied  einer  anderen  öffentlichen  Krankenkasse  des 
Inlandes  war,  der  Aastritt  infolge  Wegzugs  stattgefunden  hat  und  die  An- 
meldung in  die  Exeiskrankenkasse  des  neuen  Wohnorts  nicht  später  als  vier 
Wochen  seit  jenem  Austritt  erfolgt,  oder 

b)  die  frühere  freiwillige  Mitgliedschaft  in  irgend  einer  öffentlichen  Krankenkasse 
des  Inlandes  lediglich  durch  die  obligatorische  Mitgliedschaft  in  dieser  oder 
einer  andern  öffentlichen  Krankenkasse  des  Inlandes  unterbrochen  worden  ist 
und  die  Anmeldung  für  die  freiwillige  Mitgliedschaft  nicht  später  als  vier 
Wochen  nach  dem  Aufhören   der  obligatorischen  Mitgliedschaft  erfolgt,  oder 

c)  die  angemeldete  Person,  vom  Anmeldungstag  zurückgerechnet,  im  Verlauf  der 
letzten  fünf  Jahre  zusammen  mindestens  zwei  Jahre  lang  und  im  Verlauf  des 
letzten  Jahres  zusammen  mindestens  sechs  Monate  lang  Mitglied  einer  öffent- 
lichen Krankenkasse  oder  yon  öffentlichen  Krankenkassen  des  Inlandes  ge- 
wesen ist. 

Art.  34. 
Die  als  yollversichertes  freiwilliges  Mitglied  angemeldete  Person  ist  yon  dem  Nach- 
weis, dass  sie  gesund  sei   und   das  Alter  von  fünfrmdyierzig  Jahren  noch  nicht  erreicht 
habe,  sowie  von  der  Bezahlung  eines  Eintrittsgeldes  befreit,  wenn 

a)  sie  bisher  Yollversichertes  freiwilliges  Mitglied  einer  andern  öffentlichen  Kranken- 
kasse des  Inlandes  war,  der  Austritt  infolge  Wegzugs  stattgefunden  hat  und 
die  Anmeldung  in  die  Kreiskrankenkasse  des  neuen  Wohnorts  nicht  später  als 
vier  Wochen  seit  jenem  Austritt  erfolgt,  oder 

b)  die  frühere  freiwillige  Mitgliedschaft  in  der  Klasse  der  Vollversicherten  irgend 
einer  öffentlichen  Krankenkasse  des  Inlandes  lediglich  durch  die  obligatorische 
Mitgliedschaft  in  dieser  oder  einer  andern  öffentlichen  Krankenkasse  des  In- 
landes unterbrochen  worden  ist  und  die  Anmeldung  für  die  freiwillige  Mit- 
gliedschaft nicht  später  als  vier  Wochen  nach  dem  Aufhören  der  obligatorischen 
Mitgliedschaft  erfolgt,  oder 

c)  die  angemeldete  Person,  yom  Anmeldungstag  zurückgerechnet,  im  Verlauf  der 
letzten  fünf  Jahre  zusammen  mindestens  zwei  Jahre  lang  und  im  Verlauf  des 
letzten  Jahres  zusammen  mindestens  sechs  Monate  lang  Mitglied  einer  öffent- 
lichen Krankenkasse  oder  yon  öffentlichen  Krankenkassen  des  Inlandes  ge- 
wesen ist. 

Art.  35. 
Jederzeit  auf  Monatsbeginn  ist  innerhalb  der  nämlichen  Kreiskrankenkasse  der  un- 
mittelbare üebertritt  aus  der  Klasse  der  Voll-  in   die  Klasse  der  Ealbyersicherten  ohne 
weiteres,  aus  der  Klasse  der  Halb-  in  die  Klasse  der  Vollyersicherten  dagegen  unter  der 
Bedingung  statthaft,  dass  die  hinübertretende  Person 


a)  das  yierzehnte  Altersjahr  zurückgelegt  hat. 


b)  noch  nicht  fünfdndyierzig  Jahre  alt  ist, 

c)  den  G^sundheitsausweis  erbringt, 

d)  den  allf&lligen  Mehrbetrag  des  Eintrittsgeldes,  welches  im  Zeitpunkt  des 
üebertrittes  yon  einem  neueintretenden  Vollyersicherten  im  Alter  des  Hinüber- 
tretenden bezahlt  werden  müsste,  erledigt. 

Von  der  Erfüllung  der  unter  litt,  b,  c  und  d  aufgestellten  Bedingungen  ist  befreit, 
wer  im  Verlauf  der  letzten  fünf  Jahre ,  yom  Anmeldungstag  zurückgerechnet,  zusammen 
mindestens  zwei  Jahre  lang  und  im  Verlauf  des  letzten  Jahres,  yom  Anmeldungstag  zurück- 
gerechnet, zusammen  mindestens  sechs  Monate  lang  Mitglied  einer  öffentlichen  Kranken- 
kasse oder  yon  öffentlichen  Krankenkassen  des  Inlandes  gewesen  ist. 

Art.  36. 
Durch  die  Statuten   kann   die  in  litt,   a  und  b  yon  Art.  33  und  34  festgesetzte 
Höchstzeit  bis  auf  das  Doppelte  yerlängert  und   ebenso  jede   der  beiden,   in  litt,  c  yon 
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Art.  33  and  34,  sowie  in  Art.  35,  Absatz  2,    festgesetzten   Mindestzeiten   bis   auf  die 
Hälfte  gekürzt  werden. 

Eine  solche  Verlängerung  oder  Yerkürzong  ist  jedoch  nur  bei  gleichmässiger  An- 
wendung auf  Art.  33,  Art.  34  und  Art.  35  zulässig. 

Art.  37. 
Für   solche   Personen,   welche   aus   einer   Öffentlichen   Krankenkasse   ausgeschlossen 
worden  sind,    beginnen   die   in  litt.  c.  von  Art.  33,  34,  35,  Absatz  2,   oder  durch  die 
Statuten,  gemäss  Art.  36,  festgesetzten  Mindestzeiten  erst  wieder  mit  dem  Ablauf  der  Aus- 
schlussdauer (Art.  40,  Absatz  3,  und  Art.  285)  und  zwar  von  vom  zu  laufen. 

Art.  38. 

Wo  ein  beträchtlicher  Teil  der  Bevölkerung  periodisch  auszuwandern  pflegt,  ist  es 
den  Kreiskrankenkassen  gestattet,  in  den  Statuten,  über  die  Bestimmungen  von  Art.  36 
hinaus,  zn  gunsten  der  periodischen  Auswanderer  noch  weiter  gehende  Ausnahmen  von 
den  Bestimmungen  der  Art.  33,  34  und  35  festzustellen.  Solche  Beschlüsse  bedürfen 
jedoch  der  Genehmigung  durch  den  Bundesrat. 

Die  Bestimmung  von  Art.  37  findet  entsprechende  Anwendung. 

Art  39. 
Die  freiwillige  Mitgliedschaft  hört  auf 

a)  im  Falle  von  Art.  1,  2  und  4  mit  dem  Beginn  der  Yersicherungspflicht; 

b)  im  Falle  von  Art.  6  und  7  mit  dem  Beginn  der  obligatorischen  Mitgliedschaft 
in  einer  Kreiskrankenkasse  oder  dem  Eintritt  in  eine  eingeschriebene  Kranken- 


c)  mit  dem  Beginn  der  freiwilligen  Mitgliedschaft  in  einer  Betriebskrankenkasse; 

d)  infolge  Wegzuges  aus  dem  Gebiet  der  Kreiskrankenkasse; 

e)  infolge  der  Austrittserklärung  welche  dem  Vorstand  schriftlich  einzureichen 
ist  und  alsdann  in  Bechten  und  Pflichten  auf  den  Beginn  des  nächsten 
Kalendermonats  wirksam  wird; 

f)  infolge  des  Ausschlusses  seitens  der  Kreiskrankenkasse  (Art.  40  und  41)  oder 
der  eidgenössischen  Unfallyersicherungsanstalt  (Art  285). 

Art;.  40. 
Der  Ausschluss  eines  freiwilligen  Mitgliedes  seitens  der  Kreiskrankenkasse  ist  statthaft, 

a)  ohne  yorgängige  Mahnung,  im  Falle  vorsätzlicher  schwerer  Verletzung  der 
Mitgliedspflichten, 

b)  nach  fruchtloser  vorausgegangener  schriftlicher  Mahnung,  im  Falle  beharrlicher 
Verletzung  oder  Vernachlässigung  der  Mitgliedspflichten, 

c)  Wenn  wenigstens  zwei  monatliche  Voll-  oder  Halbauflagen  ganz  oder  teil- 
weise im  Bückstande  sind,  nach  Ablauf  von  je  mindestens  vierzehn  Tagen 
sowohl  seit  der  Fälligkeit  der  zweiten  Monatsauf  läge  als  auch  seit  der  schrift- 
lichen Mahnung. 

Der  Ausschluss  befreit  nicht  von  der  Pflicht  zur  Zahlung  von  aufgelaufenen  Bei- 
trägen, Bussen  und  Strafgeldern. 

Gleichzeitig  mit  dem  Ausschluss  ist  der  Zeitraum  festzusetzen,  während  dessen  der 
Ausgeschlossene  unfähig  ist,  freiwilliges  Mitglied  einer  öffentlichen  Krankenkasse  zu  werden. 
Dieser  Zeitraum  muss  mindestens  sechs  Monate  und  darf  höchstens  fünf  Jahre  betragen^ 

Art;.  41. 

Der  Ausschluss  seitens  der  Kreiskrankenkasse  wird  dem  Ausgeschlossenen  mit  An- 
gabe des  Grundes  und  der  Ausschlussdauer  schriftlich,   gegen  Empfangsschein,  mitgeteilt. 

Der  Ausgeschlossene  ist  befugt,  den  Ausschluss  oder  ^e  Ausschlussdauer  zu  bestreiten. 
Eine  solche  Erklärung  ist  dem  Vorstand  der  Kreiskrankenkasse  innert  zwanzig  Tagen  seit 
der  Mitteilung  der  Ausschlussverfagung  schriftlich  einzureichen,  widrigenfaUs  diese  in 
Bechtskraft  erwächst. 
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Im  Falle  reclitzeitiger  Bestreitung  wird  der  Vorstand  der  Ereiskrankenkasse  die 
Akten  unTerzügllch  dem  Schiedsgericht  übermitteln. 

Wird  der  Auäschloss  nicht  rechtzeitig  bestritten  oder  wird  er  gerichtlich  g^tgeheissen, 
BO  ist  er  durch  den  Vorstand  der  Kreiskrankenkasse  zu  yerOffentlichen. 

Der  recbtskräflig  gewordene  Ausschluss  wirkt  in  Bechten  und  Pflichten  auf  den  Tag 
der  £rO&iujig  der  Auäschlussverfügung  (Absatz  1)  zurück. 

Art  42. 

Die  Bestimmung  betreffend  den  Nachgenuss  (Art.  29)  findet  auch  auf  eine  solche 
Person  Anwendung!  welche  infolge  Wegzugs  aufhört,  freiwilliges  Mitglied  der  Ereiskranken- 

koBBe  zu  sein. 

y.   Die  Vertreter  von  freiwilligen  Mitgliedern. 

Art  43. 

Für  jede  als  freiwilliges  Mitglied  angemeldete  Person,  welche  nicht  eigenen  Bechtes 
ist,  bezeichnet  die  am  Wohnort  dieser  Person  zuständige  Vormundschaftsbehörde  einen  im 
Gebiet  der  Ereiskrankenkasse  wohnhaften  handlungsfähigen  Vertreter  gegenüber  der  Ereis- 
krankenkaase. 

Die  Kantone  werden  über  die  Art  und  Weise  der  Bestellung  solcher  Vertreter,  sowie 
über  deren  Eechte  und  Pflichten  gegenüber  der  vertretenen  Person  das  Nähere  festsetzen. 
Diese  Besümmongen  unterliegen  der  Genehmigung  seitens  des  Bundesrates. 

Art.  44. 

Die  Geldleiätongen  der  Ereiskrankenkasse  erfolgen  an  den  Vertreter. 

Dieser  haftet  der  Ereiskrankenkasse  mit  dem  Vertretenen  solidarisch  für  die  Ent- 
richtung der  Auflagen. 

Die  versichenmgspolizeiliche  Ahndung,  sowie  die  Schadenersatzpflicht  trifft  je  nadi 
Umständen  das  Mitglied  oder  den  Vertreter  oder  beide. 

Ein  Vertreter,  welcher  von  einer  der  in  Art.  70  und  71  bezeichneten  Thatsachen 
Kenntnis  hat  und  nicht  unverzüglich  Anzeige  an  die  Ereiskrankenkasse  erstattet,  unter- 
liegt der  strafrechtlichen  oder  yersicherungspolizeilichen  Ahndung  und  kann  zur  Bezahlung 
von  Schadenersatz  und  (Art.  70)  Strafgeld  an  die  Ereiskrankenkasse  yerhalten  werden. 
Ueber  Schadenersatz  und  Strafgeld  entscheidet  im  Bestreitungsfall  das  Schiedsgericht 
(Art.   182,  litt.  d). 

Art.  45. 

Für  die  Eintritts-  und  die  Austrittserklärung  ist  die  Zustinunung  des  Vertreters 
erforderlich.  Die  Eintritts-^  ebenso  die  Austrittserklärung  wird  als  erst  in  dem  Zeitpunkt 
erfolgt  betrachtet,  in  welchem  die  Zustimmung  eintrifft. 

Die  Mahnung  gemäss  Art.  40,  litt  b  und  c,  oder  Art.  57  oder  Art  62,  Absatz  4, 
ebenao  die  Mitteilung  des  Ausschlusses  (Art.  41)  muss,  um  gültig  zu  sein,  dem  Vertreter 
schriftlich  zngeBtellt  werden. 

c.  Das  Meldewesen. 

Art.  46. 

Jeder  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  der  Ereiskrankenkasse  von  dem  Eintritt  oder  Aus- 
tritt jeder  vergichemtigspflichtigen  Person,  welche  nicht  einer  Betriebskrankenkasse  angehört, 
innert  vier  Tagen  Kenntnis  zu  geben. 

Die  gemäss  Art.  6  und  7  Versicherungspflichtigen  haben  sich  selbst  abzumelden, 
sobald  die  Veraicherungspflicht  aufhört.  Eine  Pflicht  zur  Abmeldung  besteht  für  dieselben 
jedoch  nicht,  wenn  die  obligatorische  Mitgliedschaft  infolge  der  Aufhebung  des  betreffenden 
Beschlnaäes  des  Verslüherungskreises  oder  des  Eantons  aufhört. 

Das  freiwillige  Mitglied,  welches  aus  dem  Gebiet  der  Ereiskrankenkasse  wegzieht, 
beziehungsweise  der  Vertreter  eines  solchen  Mitgliedes  (Art.  43),  ist  verpflichtet,  derselben 
hieiTon  Anzeige  zu  machen. 
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Die  Kantons-  and  die  Ortspolizei  werden  der  Kreiskrankenkasse  bei  Handhabong  des 
Meldewesens  anentgeltlich  Hand  bieten. 

Art.  47. 

Die  Unterlassang  der  rechtzeitigen  Anmeldang  befreit  nicht  von  der  Pflicht  znr 
Nachzahlang  der  Aaflage  and  hat  zar  Folge,  dass  der  Arbeitgeber  daza  verhalten  werden 
kann,  die  aaf  die  Zwischenzeit  entfisdlenden  Kassenleistangen  selbst  za  übernehmen  oder 
der  Kreiskrankenkasse  za  ersetzen. 

Im  Streitfall  entscheidet  das  Schiedsgericht  (Art  182,  litt.  d). 

Die  yersicherangspolizeiliche  Ahndang  far  jeden   einzelnen  Fall   bleibt   vorbehalten. 

Art  48. 

Jede  Kreiskrankenkasse  hat  öffentlich  ein  geeignetes  Lokal  (Meldestelle)  za  ver- 
zeigen,  woselbst  die  Meldangen  and  Beklamationen  anznbringen  sind. 

Die  Stataten  können  bestimmen  and  die  kantonale  Aafsichtsbehörde  kann  von  sich 
aas  anordnen,  dass  neben  dem  Haapüokal  eine  oder  mehrere  andere  Meldestellen  errichtet 
werden.     Diese  sind  eben&lls  öffentlich  za  yerzeigen. 

d.  Verfahren  bei  Erkrankungen;  Leistungen  der  Kreiskrankenkasse. 

Arii.  49. 

Jedes  obligatorische  Mitglied  ist  im  Erkrankangsfalle  verpflichtet,  yon  demselben 
seinen  Arbeitgeber  oder  dessen  Stellvertreter  oder  eine  Meldestelle  der  Kreiskrankenkasse 
innert  zwei  Tagen  in  Kenntnis  za  setzen.  Die  Pflicht  zar  Anzeige  an  eine  Meldestelle 
innert  der  nämlichen  Frist  liegt  aach  dem  freiwilligen  Mitglied  and  dem  Vertreter  (Art.  43) 
eines  solchen  ob. 

Ebenso  ist  jeder  Arbeitgeber,  sobald  er  oder  sein  Stellvertreter  die  Erkrankang  eines 
bei  ihm  beschäftigten  obligatorischen  Mitgliedes  erfährt,  verpflichtet,  innert  zwei  Tagen 
seit  dieser  Kenntnisnahme  einer  Meldestelle  Anzeige  za  erstatten. 

Die  ünterlassang  der  rechtzeitigen  Anzeige  an  den  Arbeitgeber,  beziehangsweise  an 
eine  Meldestelle,  hat,  wenn  die  Unterlassang  von  dem  Mitgliede  oder  dem  Vertreter  ver- 
schaldet  worden  ist,  abgesehen  von  der  versicherangspolizeilichen  Ahndang,  den  gänzlichen 
oder  teilweisen  Entzag  des  aaf  die  Zwischenzeit  entfallenden  Krankengeldes  zar  Folge. 

Ari;.  50. 

Der  Vorstand  der  Kreiskrankenkasse  lässt  nach  erhaltener  Kenntnis  von  der  Erkran- 
kang eines  Mitgliedes  den  Krankheitsfall  feststellen  and  trifft  fortwährend  die  nötigen 
Anordnangen  zar  zweckmässigen  Behandlang  and  zar  Eeilang  des  Kranken,  sowie  zar 
Feststellung  des  Krankheitsverlaafs  und  der  Krankheitsdauer. 

Dem  Kranken  oder  Grenesenden  kann^  so  oft  es  der  Vorstand  als  angezeigt  erachtet, 
aufgegeben  werden,  auf  Kosten  der  Kreiskrankenkasse  ein  ärztliches  Zeugnis  über  sein 
Befinden  beizubringen  und  sich  bei  einer  zu  bezeichnenden  Person  oder  Anstalt  zur  Fest- 
stellung seines  Zustandes  einzufinden.  Im  Falle  von  Art.  43  erfolgt  der  Auftrag  an  den 
Vertreter  zu  Händen  des  Mitgliedes. 

Der  Kranke,  beziehungsweise  der  Vertreter,  ist  gegenüber  dem  Arzte  und  gegenüber 
Personen,  welche  von  der  Kreiskrankenkasse  mit  der  Krankenkontrolle  betraut  sind  und 
sich  darüber  ausweisen,  zum  Einlass  in  das  Aufenthaltslokal  und  zu  wahren  Angaben 
verpflichtet. 

Bei  schuldhafter  Verletzung  dieser  Pflicht,  ebenso  bei  schuldhafter  Nichtbefolgung 
der  getrofTenen  Anordnungen  können,  abgesehen  von  der  versicherungspolizeilichen  Ahn- 
dung, die  Kassenleistungen  für  die  Folgezeit  ganz  oder  teilweise  entzogen  werden. 

Ari;.  51. 

Befindet  sich  der  Erkrankte  ausserhalb  des  Grebietes  deijenigen  Kreiskrankenkasse, 
welcher  er  angehört,  so  ist  diese  befugt,  deijenigen  Kreiskrankenkasse,  in  deren  Gebiet 
sich  der  Erkrankte  befindet,   die  Besorgung   des  Krankheitsfalles   und   die  Aufsicht   über 
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diesen  gegen  Ersatz  der  entstehenden  Auslagen  und  angemessene  Entschädigung  für  die 
verursachten  Bemühungen  zu  übertragen.  Ueber  die  Höhe  des  Ersatzes,  ebenso  über  den 
Betrag  der  Entschädigung  entscheidet  im  Streitfalle  die  Aufsichtsbehörde  deijenigen  Kreis* 
krankenkasse,  welche  mit  der  Besorgung  des  Krankheitsfalles  betraut  ist. 


Art  52. 

Wünscht  der  Kranke  oder  Genesende  sich  ins  Ausland  zu  begeben  oder,  wenn  er 
im  Auslande  erkrankt  ist,  dort  zu  verbleiben,  so  ist  er  verpflichtet,  bei  deijenigen  Kreis- 
krankenkasse, welche  den  Krankheitsfall  auszuhalten  hat,  die  Bewilligung  nachzusuchen. 
Wenn  er,  ohne  ein  solches  Gesuch  zu  stellen  oder  trotzdem  ihm  die  Bewilligung  verweigert 
wird,  dennoch  weggeht  oder  wegbleibt,  ebenso  wenn  er  sich  nicht  an  die  mit  der  Bewilli- 
gung verbundenen  Bedingungen  hält,  so  können  ihm,  im  Falle  des  Verschuldens,  abge- 
sehen von  der  versicherungspolizeilichen  Ahndung,  die  Kassenleistungen  für  die  Folgezeit 
ganz  oder  teilweise  entzogen  werden. 

Art.  53. 

Die  Kreiskrankenkasse  gewährt  jedem  erkrankten  Mitglied  während  der  Dauer  der 
Krankheit,  auch  wenn  inzwischen  die  Mitgliedschaft  aufhört,  vom  Beginn  an,  unentgeltlich^ 
ärztliche  Behandlung  und  Arznei,  sowie  andere  Heilmittel,  beschafft  die  zur  Heilung  dien- 
lichen Gegenstände,  und  trägt  die  notwendigen  Transport-  und  Beisekosten. 

Art.  54. 

Die  Kreiskrankenkasse  gewährt  ausserdem  jedem  erkrankten  obligatorischen  oder 
vollversicherten  freiwilligen  Mitglied  während  der  Dauer  der  Krankheit,  auch  wenn  inzwischen 
die  Mitgliedschaft  aufhört,  im  Falle  der  gänzlichen  Erwerbsunföhigkeit,  vom  dritten  Tag 
nach  dem  Tage  der  Erkrankung  an  ein  tägliches  Krankengeld  im  Betrage  von  60  ^/^ 
des  nach  Massgabe  von  Art.  88 — 91  festgesetzten  und  in  Betracht  kommenden  Tages- 
verdienstes. 

Bei  nur  teilweiser  Erwerbsunföhigkeit  wird  das  Krankengeld  entsprechend  gekürzt 
Im  Falle  gänzlicher  Hülflosigkeit  und  bei  gleichzeitigem  Notbedarf  kann  die  kan- 
tonale Aufsichtsbehörde,  nach  Anhörung  des  Vorstandes  der  Kreiskrankenkasse,  durch  end- 
gültige Verfügung  das  Krankengeld  für  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  bis  auf  100  ^/^ 
des  nach  Massgabe  von  Art.  88 — 91  festgesetzten  und  in  Betracht  kommenden  Tages- 
verdienstes erhöhen. 

Art.  55. 

Die  Bundesversammlung  ist  befugt,  den  Betrag  des  Krankengeldes  allgemein  auf 
66^/3  ^Iq  des  in  Betracht  kommenden  Tagesverdienstes  zu  erhöhen,  und  wird  in  einem 
solchen  Falle  gleichzeitig  festsetzen,  von  welchem  Zeitpunkte  an  die  Erhöhung  in  Wirk- 
samkeit tritt;  ob  und  wie  weit  die  Bestimmung  von  Art.  54,  Absatz  3,  fortbesteht  und 
in  welcher  Weise  die  Lohnklassen  (Art.  90,  Absatz  1)  zu  ändern  sind. 

Ein  solcher  Beschluss  ist  für  sämtliche  öffentlichen  Krankenkassen,  sowie,  mit  Bezug 
auf  die  versicherungspflichtigen  Mitglieder,  auch  für  die  eingeschriebenen  Krankenkassen 
verbindlich. 

Ein  nach  Massgabe  von  Absatz  1  gefasster  Beschluss  kann  auf  dem  nämlichen  Wege 
wieder  aufgehoben  werden. 

Art.  56. 

Jede  Leistung  auf  Bechnung  der  Kreiskrankenkasse,  mit  Ausnahme  des  Wöchnerinnen- 
geldes (Art.  72)  und  des  Sterbegeldes  (Art.   74),  hört  jedoch  für  die  Folgezeit  auf: 

a)  mit  dem  Ablauf  eines   Jahres   seit   dem   Beginn    der  Krankheit,    hinsichtlich 
dieser  Krankheit,  und  ebenso 

b)  mit  dem  Uebergang  des  Krankheitsfalles  an  die  eidgenössische  ünfallversiche- 
rungsanstalt  nach  Massgabe  von  Art.  247. 

Die  Bestimmungen  der  Art.  248.  250  und  251  bleiben  vorbehalten. 
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Art.  57. 

Dem  Kranken,  welcher  sich  weigert,  ärztliche  Hülfe  anznnehmen,  oder  welcher  sich 
den  ärztlichen  Anordnungen  nicht  fögt,  können,  nach  fruchtloser  Warnung,  die  Kassen- 
leistungen für  die  Folgezeit  ganz  oder  teilweise  entzogen  werden. 

Das  nämliche  gilt,  wenn  die  Weigerung  yom  Vertreter  ausgeht. 

Art.  58. 

Den  Mitgliedern  der  Kreiskrankenkasse  oder  den  Vertretern  steht  die  Wahl  des 
behandelnden  Arztes  unter  den  im  Gebiete  der  Kreiskrankenkasse  oder  in  den  angrenzenden 
Gebieten  regelmässig  praktizierenden  Aerzten  frei. 

Der  Vorstand  kann,  auf  Kosten  der  Kreiskrankenkasse,  die  Zuziehung  eines  zweiten 
Arztes  auf  Antrag  des  behandelnden  Arztes  oder  des  Kranken  oder  seiner  Familie  oder 
des  Vertreters  gestatten  oder  von  sich  aus  anordnen  und  behufs  genauer  Kontrolle  des 
Kranken  die  notwendigen  Untersuchungen  durch  den  Arzt,  gegebenenfalls  in  Verbindung 
mit  den  Krankenbesuchem ,  Yomehmen  lassen.  Die  Kreiskrankenkasse  ist  jedoch  nicht 
gehalten,  mehr  als  die  tarifinässigen  Gebühren  zu  bezahlen  oder  ungerechtfertigte  Kosten 
zu  übernehmen.     Mehrkosten  gegenüber  dem  Tarif  fallen  zu  Lasten  des  Versicherten. 

Die  Tarife  for  die  Entschädigung  ärztlicher  Leistungen  werden  unter  Berücksichtigung 
der  Ortlichen  Verhältnisse  von  der  zuständigen  kantonalen  Behörde  aufgestellt  und  unter- 
liegen der  Genehmigung  seitens  des  eidgenössischen  Versicherungsamtes.  Sie  dürfen  in 
keinem  Falle  die  ortsüblichen  Minimaltaxen  überschreiten.  Die  im  Gebiete  des  Versiche- 
rungskreises praktizierenden  Aerzte,  welche  den  Tarif  annehmen  (eingeschriebene 
Aerzte),  sind  den  Mitgliedern  bekannt  zu  geben. 

Aerzten,  welche  sich  einer  Krankenkasse  gegenüber  Missbräuche  zu  schulden  kommen 
lassen,  kann  die  zuständige  kantonale  Behörde,  auf  Antrag  des  Vorstandes  einer  Kranken- 
kasse oder  Yon  sich  aus,  nach  Feststellung  des  Missbrauchs  und  nach  Anhörung  von 
Sachverständigen,  das  Becht,  Versicherte  auf  Bechnung  der  öffentlichen  Krankenkassen 
ärztlich  zu  behandeln,  für  eine  bestimmte  Zeit  entziehen. 

Gegen  einen  solchen  Beschluss  ist  innert  zwanzig  Tagen  seit  der  schriftlichen  Mit- 
teilung die  Beschwerde  an  den  Bundesrat  zulässig. 

Der  Beschluss  wird  nach  erlangter  Bechtskraft  veröffentlicht. 

Als  Aerzte  im  Sinne  dieses  Artikels  gelten  solche,  welche  den  eidgenössischen 
Befähigungsausweis  besitzen. 

Art  69. 

Die  Arzneien  sind  durch  den  Arzt  zu  verschreiben  und  aus  einer  öffentlichen  Apo- 
theke zu  beziehen. 

An  Orten,  wo  mehrere  Apotheken  bestehen,  hat  der  Versicherte  oder  sein  Vertreter 
die  freie  Wahl  unter  denselben  zum  Bezug  der  ärztlich  verordneten  Medikamente. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  62,  Absatz  2,  und  Art.  118,  sowie  von  Art.  217, 
Absatz  3,  werden  vorbehalten. 

Das  eidgenössische  Versicherungsamt  stellt  für  die  öffentlichen  Krankenkassen  und 
die  eidgenössische  ünfallversicherungsanstalt  eine  einheitliche  Arzneitaxe  fest,  welche,  in 
ihren  Grundsätzen ,  der  Arzneitaxe  für  die  Lieferungen  an  die  eidgenössische  Militärver- 
waltung entsprechen  soll. 

Die  Bezahlung  von  Arzneien,  welche  nicht  durch  einen  zuständigen  Arzt  (Art.  58) 
verordnet  oder  nicht  aus  einer  öffentlichen  Apotheke  bezogen  worden  sind,  kann  von  dem 
Vorstande  ganz  oder  teilweise  abgelehnt  werden. 

Als  öffentliche  Apotheke  im  Sinne  dieses  Artikels  gilt  eine  solche,  deren  Inhaber 
oder  Leiter  das  eidgenössische  Apothekerdiplom  oder  als  Arzt  eine  kantonale  Bewilligung 
zur  Führung  einer  Apotheke  besitzt. 

Art.  60. 

Der  Bund  bezahlt  den  Kreiskrankenkassen  in  denjenigen  Gegenden,  in  welchen  infolge 
besonderer  Verhältnisse  die  ärztliche  Behandlung,  die  Beschaffung  der  Medikamente  in- 
begriffen, ausnahmsweise  grossen  Schwierigkeiten  begegnet,  an  die  Mehrkosten,  auf  erfolgte 
Anmeldung  hin,  angemessene  Beiträge. 

Die  Bundesversammlung  erteilt  alljährlich  den  nötigen  Kredit. 
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Der  Bundesrat  trifft  Bestimmimgen  über  die  Art  und  Weise  der  Berechnung  und 
Aosrichtnng  der  Beiträge  und  setzt  diese  jeweilen  im  einzelnen  endgültig  fest. 

Art.  61. 

Diejenigen  Kreiskrankenkassen,  deren  Gebiet  an  der  Landesgrenze  liegt,  können  mit 
Genehmigung  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde  in  den  Statuten  oder  auf  dem  Wege  eines 
besonderen  Beschlusses  (Art  123)  Bestimmungen  au£stellen,  welche  yon  den  in  Art.  52, 
Art.  58,  letzter  Absatz,  und  Art.  59,  letzter  Absatz,  enthaltenen  abweichen. 

Art.  62. 

Gebricht  es  dem  Kranken  an  der  nötigen  Wartung,  so  kann  ihm  die  Kreiskranken- 
kasse solche  auf  ihre  Kosten  yerordnen. 

Anstatt  der  ärztlichen  Behandlung  und  Wartung  zu  Hause  kann  die  Kreiskranken- 
kasse, jedoch  in  der  Begel  nur  mit  Zustimmung  des  Kranken  und  seiner  Angehörigen, 
die  Yerbringung  in  eine  Heilanstalt  und  die  Verpflegung  in  einer  solchen  auf  Kosten  der 
Kasse  anordnen. 

Wo  das  Gesundheitsinteresse  des  Kranken  oder  Genesenden  es  erheischt,  kann  der 
Aufenthalt  in  einer  Kuranstalt  oder  an  einem  Kurort  auf  Kosten  der  Kreiskrankenkasse 
angeordnet  oder  ein  Beitrag  an  eine  solche  Kur  gewährt  werden. 

Wird  einer  solchen  Anordnung  (Absatz  1,  2  und  3)  nicht  nachgelebt,  so  können, 
nach  erfolgloser  Mahnung,  die  Kassenleistungen  für  die  Folgezeit  ganz  oder  teilweise  ent- 
zogen werden. 

Auf  die  in  diesem  Artikel  yorgesehenen  Fälle  findet  die  Bestimmung  yon  Art.  56 
ebenfiEklls  Anwendung. 

Art.  63. 

Das  Krankengeld  wird,  anderweitige  Vereinbarung  im  einzelnen  Falle  yorbehalten, 
am  Schluss  jeder  Krankheitswoche  bar  ausbezahlt.  Im  Falle  des  Notbedarfs  sollen  schon 
im  Laufe  der  Woche  Anzahlungen  gemacht  werden. 

Die  Kreiskrankenkassen  sind  berechtigt,  sich  für  Zahlungen,  welche  im  Inland  auf 
erhebliche  Entfernungen  hin  zu  leisten  sind,  unentgeltlich  der  Vermittlung  der  eidgenössi- 
schen Post  zu  bedienen.     Der  Bundesrat  wird  hierüber  das  Nähere  festsetzen. 

Die  Sendung  yon  Zahlungsbeträgen  nach  dem  Ausland  erfolgt  auf  Kosten  des 
Empfängers. 

Art.  64. 

Das  Krankengeld  kann  weder  gepföndet,  noch  mit  Beschlag  belegt,  noch  in  den 
Konkurs  gezogen,  noch  yor  der  Zahlung  rechtsgültig  abgetreten  werden. 

Die  Kreiskrankenkasse  ist  befugt,  Massnahmen  zu  treffen,  damit  das  Krankengeld 
ganz  oder  teilweise  zum  Unterhalt  des  Kranken  und  derjenigen  Personen,  welche  er  zu 
unterhalten  hat,  yerwendet  werde. 

Die  Armenbehörde,  welche  während  der  Krankheit  für  den  Unterhalt  des  Kranken 
nnd  derjenigen  Personen,  für  welche  zu  sorgen  er  rechtlich  yerpflichtet  war,  Barbeträge 
ausgelegt  hat,  ist  bei  rechtzeitiger  Anmeldung  befugt,  das  auf  die  nämliche  Zeit  entfallende 
Krankengeld  bis  auf  den  Betrag  der  bereits  erfolgten  Leistung  bei  der  Kreiskrankenkasse 
zu  erheben. 

Die  Kreiskrankenkasse  besitzt,  abgesehen  yon  diesem  Falle,  sowie  den  Fällen  yon 
Art.  58  und  59  und  sofern  sie  nicht  besondere  Zusicherungen  erteilt  hat,  keinerlei  Ver- 
pflichtung gegenüber  dritten  Personen  für  deren  Leistungen  an  die  Mitglieder. 

Art.  65. 

Zur  Deckung  der  auf  der  Kreiskrankenkasse  lastenden  Kosten  der  besonderen  War- 
tung zu  Hause  oder  der  Unterbringung  in  einer  Heil-  oder  Kuranstalt  darf  das  Kranken- 
geld ganz  oder  teilweise  yerwendet  werden,  jedoch  dann,  wenn  der  Kranke  Angehörige  zu 
unterhalten  hat  und  deren  Unterhalt  es  erfordert,  in  keinem  hohem  Betrag  als  zur  Hälfte. 

Wird  das  Krankengeld  strafvreise  gekürzt,  so  findet  eine  entsprechende  Verminderung 
der  den  Angehörigen  yorbehaltenen  Hälfte  statt. 
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Art.  66. 
Wer  krank  in  die  Ereiskrankenkasse  eintritt,  besitzt  ihr  gegenüber  mit  Bezng  auf 
diese  Krankheit  keinen  Ansprach  aof  Kassenleistnngen. 

Art  67. 
Erkrankt  ein  üfitglied  im  Militärdienst,  so  ist  die  Kreiskrankenkasse  nicht  yerpflichtet, 
far  diese  Krankheit  aa&okommen. 

Art.  68. 

Wird  ein  Mitglied  verhaftet,  so  hören  die  Kassenleistnngen  för  die  Zeit  des  Yer- 
hafts  aa£ 

Glerät  ein  Mitglied  in  den  Strafyerhaft,  so  ist  die  Kreiskrankenkasse  nicht  yerpflichtet, 
för  eine  Krankheit  anMkommen,  welche  während  dieses  Yerhafts  aasgebrochen  ist  and 
nach  der  Freilassang  noch  fortdanert. 

Mit  Bezag  aaf  ein  Mitglied,  welches  in  ein  Korrektionshaas  oder  eine  ähnliche  An- 
stalt verbracht  wird,  fiült  ebenfEills  während  der  Daaer  der  ünterbringang  jede  Kassenleistnng 
dahin  and  es  kann  far  eine  daselbst  aasgebrochene  and  nach  der  Freilassnng  noch  fort- 
danemde  Krankheit  jede  Kassenleistnng  verweigert  werden. 

Art.  69. 

Hat  sich  der  Versicherte  die  Krankheit  dnrch  ein  Vergehen  oder  aaf  arglistige  Weise 
zagezogen  and  war  er  dabei  zarechnangsföhig,  so  kann  er  mit  Bezng  aaf  diese  Krankheit 
des  Ansprnchs  aaf  die  Kassenleistnngen  ganz  oder  teilweise  verlnstig  erklärt  werden. 

Hat  der  Versicherte  die  Krankheit  dnrch  grobe  Fahrlässigkeit  verschaldet  and  war 
er  dabei  znrechnnngsföhig,  so  kann  das  Krankengeld  bis  anf  die  Hälfte  gekürzt  werden. 

Art.  70. 
Ein  Mitglied,  welches  eine  gar  nicht  oder  nicht  mehr  bestehende  Krankheit  vor- 
schützt and  dadnrch  Kassenleistnngen  erwirkt,  ist  znm  Ersatz  dieser  Leistangen  verpflichtet, 
and  es  kann  ihm  überdies  ein  Strafgeld  bis  aaf  den  gleichen  Betrag  aaferlegt  werden. 
Ein  solches  Mitglied  verliert  den  Ansprach  anf  weitere  Kassenleistnngen  für  die  Zeit  bis 
zar  gänzlichen  Zahlnng  von  Schadenersatz  nnd  Strafgeld,  ohne  dass  far  diese  Zwischenzeit 
die  Beitragspflicht  anfhört  Die  strafrechtliche  oder  versicherangspolizeiliche  Ahndang, 
sowie  die  Bestimmnngen  betreffend  den  Ansschlass  (Art.  40)  bleiben  vorbehalten. 

Art.  71. 

Stellt  es  sich  heraas,  dass  ein  Mitglied  bereits  krank  war,  als  es  in  die  Kreis- 
krankenkasse eintrat,  so  kann  mit  Bezng  aaf  eine  solche  Krankheit  jede  weitere  Leistung 
eingestellt  werden.  Im  Falle  arglistigen  Verschweigens  kann  ausserdem  bereits  Geleistetes 
zarückgefordert  and  für  die  Zeit  bis  za  der  gänzlichen  Bückerstattnng  anch  mit  Bezag 
aaf  eine  spätere  Krankheit  jede  Leistnng  als  verwirkt  erklärt  werden. 

Die  strafrechtliche  oder  versicherangspolizeiliche  Ahndang,  sowie  die  Bestimmungen 
betreffend  den  Ansschlass  (Art.  40)  bleiben  vorbehalten. 

Art.  72. 

Eine  Wöchnerin,  welche  am  Tage  der  Niederkunft  seit  mindestens  sechs  Monaten 
ununterbrochen  Mitglied  der  Kreiskrankenkasse  war,  hat,  gleichviel  ob  sie  obligatorisches 
oder,  voll-  oder  halbversichertes,  freiwilliges  Mitglied  ist,  Anspruch  auf  ein  Wöchnerinnen- 
geld. Dieses  besteht  in  einem  massigen  Ersatz  der  Kosten  des  geburtshülflichen  Bei- 
standes und,  wenn  die  Wöchnerin  obligatorisches  oder  vollversichertes  freiwilliges  Mitglied 
ist,  überdies  im  Krankengeld  von  der  Niederkunft  an  bis  zur  Wiedererlangung  der  Erwerbs- 
fähigkeit und  höchstens  auf  die  Dauer  von  sechs  Wochen  seit  der  Niederkunft. 

Auf  die  gleichen  Leistungen  hat  ein  gewesenes,  obligatorisches  oder  infolge  Weg- 
zuges ausgetretenes  freiwilliges  Mitglied  Anspruch,  falls  es  am  Tage  des  Aufhörens  der 
Mitgliedschaft  seit  mindestens  sechs  Monaten  ununterbrochen  Mitglied  der  Kreiskranken- 
kasse gewesen  war,  und  innert  vier  Wochen  vom  Tage  des  Aufhörens  der  Mitgliedschaft 
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an  im  Inland  zur  Niederknnft  gelangt  Der  Ansprach  fällt  jedoch  dahin,  wenn  das  gewesene 
Mitglied  wieder  in  eine  Krankenkasse  eingetreten  ist  and  diese  statatengemäss  für  jene 
Leistangen  aa&okommen  hat. 

Die  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Leistangen  der  Kreiskrankenkasse  können  weder 
strafweise  verwirkt  noch  mit  Gegenansprüchen  verrechnet  werden. 

Die  Yorschnflien  von  Art.  64,  Absatz  1  and  2,  finden  anch  aaf  die  in  diesem 
Artikel  vorgesehenen  Leistangen  der  Kreiskrankenkasse  Anwendang. 

Art.  73. 

Erkrankt  ein  Mitglied  vor  der  Niederkanfi;  oder  im  Yerlaaf  des  Wochenbettes ,  so 
besitzt  es  für  diese  Krankheit  einen  Ansprach  aaf  die  gleichen  Kassenleistangen  wie  in 
einem  andern  Krankheitsfedle. 

Den  nämlichen  Ansprach  besitzt  ein  gewesenes  Mitglied ,  fEÜls  die  in  Art.  29  fest- 
gestellten Yoraassetzangen  zatreffen. 

Die  Bestimmang  von  Art  29,  Absatz  3»  findet  Anwendang. 

Der  Ansprach  aaf  Krankengeld  gemäss  Absatz  1  oder  2  schliesst  den  Ansprach 
aaf  die  nämliche  Leistang  gemäss  Art.  72  aas. 

Art.  74. 

Stirbt  ein  Mitglied,  so  bezahlt  die  Kreiskrankenkasse  ein  darch  die  Stataten  festzu- 
stellendes gleichmässiges  Sterbegeld  von  mindestens  zwanzig  and  höchstens  vierzig  Franken. 

Das  nämliche  Sterbegeld  wird  aach  dann  entrichtet,  wenn  ein  im  Inland  Yerstorbener 
zwar  im  Zeitpankte  des  Todes  nicht  mehr  Mitglied  war,  jedoch  für  die  Krankheit,  an  der 
er  verstorben  ist,  bis  za  seinem  Tode  Ansprach  aaf  Kassenleistangen  besass,  oder  wenn 
die  in  Art.  29  festgestellten  Yoraassetzangen  zatreffen. 

Das  Sterbegeld  ist  in  erster  Linie  für  die  Kosten  einer  anständigen  Bestattang  za 
verwenden,  sofern  dieselben  nicht  aas  Öffentlichen  Mitteln  bestritten  werden. 

Ln  übrigen  haben  aaf  das  Sterbegeld  Ansprach:  der  hinterlassene  Ehegatte,  mangels 
eines  solchen  die  Kinder,  and,  wenn  aach  keine  Kinder  vorhanden  sind,  der  Yater,  die 
Matter,  sowie  diejenigen  Geschwister^  welche  mit  dem  Yerstorbenen  in  häaslicher  Gemein- 
schaft gelebt  haben,  za  gleichen  Teilen. 

Die  in  diesem  Artikel  vorgesehene  Kassenleistang  kann  weder  strafweise  verwirkt 
noch  mit  Gegenansprüchen  verrechnet  werden. 

Die  Yorschrift  von  Art.  64,  Absatz  1,  findet  aach  aaf  das  Sterbegeld  Anwendang. 

Art.  75. 
Die  Kreiskrankenkasse  ist  berechtigt,  Ansprüche  aaf  Kassenleistangen  zarückzoweisen, 
wenn  die  Thatsache,  aaf  welche  der  Ansprach  gegründet  wird,  schon  seit  mehr  als  einem 
Jahr  vollendet  ist,   and  wenn  der  Ansprach  innert   der  genannten  Frist  nicht  schriftlich 
oder  mündlich  geltend  gemacht  worden  ist. 

Art.  76. 
Gegenüber  einem  Dritten,  welcher  mit  Bezag  aaf  eine  Krankheit  schadenersatzpfiichtig 
ist,   tritt  die  Kreiskrankenkasse,   bis  aaf  die  Höhe  der  von  ihr  geschaldeten  Leistangen, 
kraft  dieses  (Gesetzes  in  den  Ersatzansprach  ein. 

e.  Aufbringung  der  Mittel;  Reserve. 

Art.  77. 
Die  Betriebsaasgaben  der  Kreiskrankenkasse  werden  bestritten  aas 

a)  den  Bandesbeiträgen  an  die  Krankenversichenmg  (Art.  78  and  Art  60), 

b)  den  Yersicherangsbeiträgen  (Aaf lagen)  der  Mitglieder  and  Arbeitgeber,  sowie, 
im  Falle  von  Art  85,  des  Yersichenmgskreises, 

c)  dem  Eintrittsgeld  (Art.  32), 

d)  den  Yergütangen  seitens  des  Bandes  and  der  eidgenössischen  ünfidlversichenmgs- 
aastalt  für  die  Mitwirkang  beim  ünfallversichenmgsgeschäft  (Art.  226  o.  251), 
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e)  den  Entnahmen  aas  der  eigenen  Reserve  und  den  Leistangen  seitens  des  all- 
fälligen Eeservenverbandes, 

f)  den  Zuschüssen  des  Versicherungskreises,  im  Falle  von  Art.  98, 

g)  den  übrigen  Einnahmen  in  laufender  Rechnung. 

Bussen  (Art.  212)  und  Strafgelder  fallen  stets,  freigebige  Zuwendungen  dann,  wenn 
sie  nicht  ausdrücklich  für  die  laufenden  Ausgaben  bestimmt  werden,  in  die  Reserve  der 
Ereiskrankenkasse. 

Art.  78. 

Der  Bund  bezahlt  der  Kreiskrankenkasse  für  jedes  obligatorische  (Art.  26)  und  für 
jedes  schweizerische  freiwillige  Mitglied  einen  Beitrag  an  die  Auflage. 

Die  Höhe  des  Beitrages  wird  alljährlich  im  Voranschlag  des  Bandes  oder  durch 
besonderen  Beschluss  der  Bundesversammlung  je  für  das  folgende  Jahr  festgesetzt.  Der 
Beitrag  soll  jedoch  je  wenigstens  einen  Rappen  für  jeden  Tag  der  Mitgliedschaft  betragen. 

Die  Bundesversammlung  ist  befugt,  auf  dem  in  Absatz  2  festgestellten  Wege  für 
die  der  Landwirtschaft,  dem  Handweiir  und  dem  Kleingewerbe  angehörenden  obligatorischen 
Mitglieder  (Art.  26)  einen  weitem  Beitrag  von  einem  Rappen  für  jeden  Tag  der  Mitglied- 
schaft auszusetzen. 

Der  Bundesrat  trifft  Bestimmungen  über  die  Art  und  Weise  der  Berechnung  und  der 
Ausrichtung  des  Bundesbeitrages. 

Streitigkeiten  über  den  Bundesbeitrag  werden  durch  den  Bundesrat  endgültig  ent- 
schieden. 

Art.  79. 

Auf  jedes  obligatorische  oder  vollversicherte  freiwillige  Mitglied  entfällt  für  jeden 
Arbeitstag  ein  Versicherungsbeitrag  (die  Vollauflage),  welcher,  für  alle  solche  Mit- 
glieder der  nämlichen  Kreiskrankenkasse  gleichmässig,  nach  der  Höhe  des  in  Betracht 
kommenden  täglichen  Verdienstes  (Art.  88 — 91)  abgestuft  wird  und  einen  Prozentsatz 
desselben  beträgt. 

Vom  Eintritt  in  die  Kreiskrankenkasse  an  werden  sämtliche  Tage,  inbegriffen  der 
Anfangs-,  sowie  der  Endtag  der  Mitgliedschaft,  und  ausgenommen  die  Sonntage,  als  Ar- 
beitstage gerechnet.  Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  von  Art.  82,  letzter  Absatz, 
und  Art.  95,  Absatz  1  und  2. 

Art.  80. 
Auf  jedes  halbversicherte  freiwillige  Mitglied  entfällt  für  jeden  Monat  ein  Versiche- 
rungsbeitrag (die  Halbaaflage).     Derselbe   ist   für   alle   solchen  Mitglieder  gleich  hoch. 
Ausnahmsweise  und  mit  Genehmigung  des  Bundesrates  ist  eine  Abstufung  nach  Geschlecht, 
Alter  und  andern  sachlichen  Gesichtspunkten  zulässig. 

Art.  81. 

Der  Einheitssatz  für  die  Vollauflage,  sowie  der  Betrag  oder  die  Beträge  der  Halb- 
auflage werden  durch  die  einzelne  Kreiskrankenkasse  festgestellt.  Jedoch  darf  jener  Ein- 
heitssatz höchstens  vier  Prozent  des  in  Betracht  kommenden  täglichen  Verdienstes  (Art.  88 
bis  91)  and  die  höchste  Halbauflage  nicht  mehr  als  die  auf  die  unterste  Klasse  der  Voll- 
versicherten für  die  nämliche  Zeit  entfallende  Auflage  betragen. 

Bei  der  Feststellung  des  Einheitssatzes  fallen  die  Bandesbeiträge  an  die  Kranken- 
versicherung ausser  Betracht.  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  nicht  auf  einen  allfälligen 
weitem  Bundesbeitrag  nach  Massgabe  von  Art.  78,  Absatz  3. 

Art.  82. 

Die  Auflage  ist  für  jeden  Kalendermonat  zum  voraus  an  dem  von  der  Kreiskranken- 
kasse bezeichneten  Ort  an  dieselbe  zu  bezahlen  und  der  Bmchteil  eines  Rappens  mit 
Bezug  auf  den  gesamten  monatlichen  Betrag  der  Auflage  jedes  Mitgliedes  auf  den  ganzen 
Rappen  au&urunden. 

Begumt  die  Beitragspflicht  im  Laufe  des  Kalendermonats,  so  steht  es  der  Kreis- 
krankenkasse  frei,  die  auf  die  Zeit  bis  zum  Monatsende  entfallende  Auflage  zum  voraus 
oder  erst  auf  Monatsende  einzuverlangen. 

Endigt   die  Beitragspflicht   im  Laufe  des  Kalendermonats,    so   ist  der  auf  den  Mo- 
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natsrest  entfallende  Teil  einer  bereits  bezahlten  Auflage  znrnckzavergüten  oder  gatzn- 
schreiben. 

Diejenigen  Arbeitgeber,  die  einen  ausreichenden  Yorschuss  leisten,  können  verlangen, 
dass  die  Verrechnung  der  fälligen  Auflagen  erst  am  Schlüsse  des  Ealendermonats  erfolge. 

Der  Vorstand  setzt  die  Höhe  des  Vorschusses  fest.  Ein  solcher  Beschluss  ist  auf 
dem  Beschwerdewege  anfechtbar. 

Es  ist  Sache  des  Bundesrates,  im  Interesse  der  Vereinfachung  der  Berechnung  und 
des  Bezuges  der  Auflagen  die  erforderlichen  Vorschriften  aufzustellen. 

Art.  83. 
Die  Auflage   wird,    soweit  nicht   der  Bund  für  sie  aufkommt  (Art.  78),  der  Kreis- 
krankenkasse geschuldet 

a)  für  den  gemäss  Art.  1,  2  und  4  obligatorisch  Versicherten  von  seinem  Arbeit- 
geber, 

b)  für  den  gemäss  Art.  6  und  7  obligatonsih  Versicherten  von  diesem  selbst, 

c)  für  das  freiwillige  Mitglied,   welches  eigenen  Bechtes  ist,  yon  dem  Mitgliede 
selbst, 

d)  für  das  freiwillige  Mitglied,  welches  nicht  eigenen  Bechtes  ist,  solidarisch  von 
dem  Mitglied  selbst  und  dessen  Vertreter  (Art.  44,  Absatz  2). 

Im  Falle  gänzlicher  Erwerbslosigkeit  eines  freiwilligen  Mitgliedes  kann  vom  Vor- 
stand, unbeschadet  des  Bundesbeitrages  (Art.  78),  ein  gänzlicher  oder  teilweiser  Nachlass 
für  höchstens  vier  Wochen  gewährt  werden. 

Zur  Bückerstattung  einer  irrtümlich  bezahlten  Auflage  oder  zur  Verrechnung  einer 
solchen  mit  einer  spätem  Schuld  des  Bückfordemden  ist  die  Kreiskrankenkasse  nur  dann 
verpflichtet,  wenn  die  Beklamation  innert  drei  Monaten  seit  der  Zahlung  erhoben  wird. 

Art.  84. 
Der  Arbeitgeber  ist  berechtigt,  die  Hälfte  der  von  ihm  geschuldeten  Monatsauflage 
an  dem  nach  der  Fälligkeit  der  letzteren  ^lig  werdenden  Lohn  des  Versicherten  abzu- 
ziehen. Im  Falle  von  Art.  82,  Absatz  3,  ist  der  Arbeitgeber  verpflichtet,  den  zu  viel 
abgezogenen  Betrag  bar  zu  ersetzen,  widrigenfalls,  nach  erfolgloser  Mahnung  durch  den 
Kassenvorstand,  versicherungspolizeiliche  Ahndung  eintritt. 

Art.  85. 

Wenn  der  nach  Art.  6  und  7  Versicherte  die  Auflage  nicht  rechtzeitig  einbezahli, 
so  hat  der  Versicherungskreis  dieselbe  zu  entrichten  und  erhält  dafür  ein  Bückgriffisrecht 
auf  den  Schuldner. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  13  finden  Anwendung. 

Art.  86. 

Befinden  sich  in  einer  Kreiskrankenkasse  Angehörige  eines  Betriebes  oder  Betriebs- 
teils, welcher  mit  ausnahmsweise  hoher  Erkrankungs-  oder  Unfallgefahr  verbunden  ist,  so 
kann  die  auf  diesen  Betrieb  oder  Betriebsteil  entfallende  Auflage  bis  auf  das  Drei&che 
erhöht  werden.  Der  Unternehmer  ist  jedoch  auch  in  diesem  Falle  nicht  befugt,  den  Ar- 
beitern mehr  als  die  Hälfte  der  einfachen  Auflage  (Art.  84)  abzuziehen. 

Es  ist  Sache  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde  (Art.  175),  einen  Betrieb  als  mit  aus- 
nabmsweisü  hoi}«r  Erkrankungs-  oder  UnfEdlgefahr  verbunden  zu  erklären  und  das  Mass 
der  Beitragserböhung  zu  bestimmen. 

Der  Beschluss  kann  jederzeit  aufgehoben  oder  abgeändert  werden. 

Die  nämiiclm  Befugnis  (Absatz  2  und  3)  steht  dem  Bundesrat  zu,  und  zwar  auch 
dann,  wenn  kjme  Beschwerde  gegen  einen  Entscheid  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde 
vorliegt, 

Art.  87. 
Jeder  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  der  Kreiskrankenkasse  den  Lohn,  welchen  er  dem 
^bligatoriBclien  Mitgliede  auarichtet,  anzugeben  und  sie  von  jeder  erheblichen  Veränderung 
jn  den  Lohnv^rhältnissen  in  Kenntnis  zu  setzen. 
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Diese  Pflicht  der  AQsknnfterteilong  über  die  Erwerbsverhältnisse  liegt  im  Falle  der 
Art.  6  und  7  und  mit  Bezug  auf  die  freiwillige  Yollyersichenmg  dem  Mitglied  selbst  ob. 

Der  Bundesrat  wird  über  die  Form  solcher  Meldungen  nähere  Vorschriften  erlassen. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  21,  Absatz  3,  4  und  5,  finden  auch  auf  die  Erwerbs- 
angaben (Absatz  1  und  2  oben)  Anwendung. 

Art.  88. 

Bei  Jahresgehalt  wird  der  dreihundertste,  bei  Monatsgehalt  der  fünfiindzwanzigste 
Teil  als  Tagesverdienst  angenommen. 

Wo  der  Erwerb  kein  täglich  gleichmässiger  ist,  insbesondere  bei  Akkordarbeit  und 
Stundenlohn,  ist  der  Tagesverdienst  nach  dem  Durchschnitt  zu  berechnen. 

Regelmässige  Geldzulagen  und  andere  als  Geld-Bezüge  werden  mitberechnet. 

Besteht  der  Lohn  ausschliesslich  oder  in  der  Hauptsache  in  andern  als  Geld- 
Leistungen  oder  bezieht  der  Arbeiter  überhaupt  keine  oder  nur  eine  unverhältnismässig 
geringe  Gegenleistung,  so  ist  deijenige  Geldlohn  massgebend,  welcher  in  der  Gegend  für 
gleiche  oder  ähnliche  Arbeitsleistungen  ausgerichtet  wird. 

Für  solche  Lehrlinge,  Volontärs  und  jugendliche  Arbeiter^  welche  keinen  Lohn  be- 
ziehen, ist  der  niederste  Lohn  eines  erwachsenen  Arbeiters  in  dem  betreffenden  Betrieb 
oder  Betriebsteil,  beziehungsweise  in  den  nächstgelegenen  gleichen  oder  gleichartigen  Be- 
trieben, einzusetzen.  Dasselbe  gilt  für  Arbeiter  mit  einem  Anfangslohn,  sofern  jener 
niederste  Lohn  höher  ist.  Wo  besondere  Gründe  es  rechtfertigen,  kann  für  die  in  diesem 
Absatz  bezeichneten  Arten  von  Versicherten  ein  höherer  als  jener  niederste  Lohn  ange- 
nommen werden. 

Obige  Bestimmungen  finden  auf  die  Festsetzung  des  Tagesverdienstes  einer  selb- 
ständig erwerbenden  Person  entsprechende  Anwendung. 

Mit  Bezug  auf  die  Einschätzung  nichterwerbender  freiwilliger  Mitglieder  ist  die 
Grösse  des  Erwerbs  von  solchen  erwerbenden  Personen  massgebend,  welche  in  ähnlichen 
Verhältnissen,  wie  sie,  leben. 

Art.  89. 

Der  nach  Vorschrift  von  Artikel  88  ermittelte  Tagesverdienst  kommt  nur  in  Be- 
tracht, soweit  er  den  Betrag  von  7  Franken  50  Kappen  nicht  übersteigt. 

Art.  90. 
Die  obligatorischen  und  die  vollversicherten  freiwilligen  Mitglieder  werden  nach  Mass- 
gabe ihres  Tagesverdienstes  (Art.  88,  89  und  91)  in  folgender  Weise  in  Lohnklassen  ein- 
geteilt: 

I.  Klasse  Fr. — . —  bis  und  mit  Fr.  1. — 
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Die  oberste  Zahl  jeder  Klasse  gilt,  für  die  Berechnung  sowohl  der  Auflagen  als 
auch  des  Krankengeldes,  gleichmässig  als  der  Tagesverdienst  sämtlicher  zu  dieser  Klasse 
gehörenden  Mitglieder. 

Arij.  91. 

Bei  den  landwirtschaftlichen  Betrieben,  dem  Handwerk  und  dem  Kleingewerbe  gilt 
als  Tagesverdienst  eines  mit  dem  Arbeitgeber  in  häuslicher  Gemeinschaft  lebenden  obliga- 
torischen Mitgliedes  einer  Kreiskrankenkasse  der  Barlohn,  es  sei  denn,  dass,  im  gegen- 
seitigen Einverständiss  zwischen  einem  solchen  Mitgliede  und  seinem  Arbeitgeber,  die 
Naturalleistungen  ganz  oder  teilweise  in  Anrechnung  gebracht  werden. 

Diese  Bestimmung  besitzt  hinsichtlich  der  Militärversicherung,  sowie  mit  Bezug  auf 
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die  Pr&mien  nnd  die  obligatorischen  Leistungen  der  eidgenössischen  Unfallyersicherangs- 
anstalt  keine  Geltung,  wohl  aber  hinsichtlich  deijenigen  Leistungen,  welche  die  eidgenössi- 
sche ünfallyersicheningsanstalt  im  Falle  yon  Art.  250  för  die  ersten  sechs  Wochen  einer 
ünfallkrankheit  übernimmt. 

Wenn  die  Bundesversammlong  von  der  ihr  in  Art.  78,  Absatz  3,  eingeräumten  Be- 
fugnis Qebrauch  macht,  wird  sie  gleichzeitig  darüber  Beschlnss  fassen,  ob  und  inwieweit 
die  Bestimmung  von  Absatz  1  oben  weitere  Anwendung  finden  soll. 

Art.  92. 

Gestützt  auf  die  Angaben  der  Beteiligten  und  nach  allfälligen  weitem  Erhebungen 
setzt  der  Vorstand  der  Kreiskrankenkasse  den  Tagesverdienst  und  die  Klassenzugehörig- 
keit fest  und  giebt  davon  den  Beteiligten  schriftlich  Kenntnis. 

Die  Auflage  wird  im  Falle  der  Beschwerde  (Art.  176)  vorläufig  nach  Massgabe 
dieser  Festsetzung  erhoben.  Erfolgt  auf  dem  Beschwerdeweg  eine  Abänderung,  so  wird 
EU  viel  Bezogenes  vergütet,  zu  wenig  Berechnetes  nachbezogen. 

Art.  93. 

Der  Arbeitgeber  ist  nicht  berechtigt,  den  Auflagenanteil  des  Arbeiters  anders  als 
auf  dem  Wege  des  Lohnabzuges  zu  erheben.  Hat  er  es  unterlassen  oder  war  er  nicht 
m  der  Lage,  den  Aaflageanteil  bei  der  nächsten  auf  die  Fälligkeit  folgenden  Lohnauszah- 
luDg  abzuziehen,  so  darf  er  dies  nur  noch  bei  der  nächstfolgenden  nachholen.  Spätere 
Abzüge  Bind  unzulässig  und,  wenn  dennoch  erfolgt,  bar  zurückzuerstatten. 

Yerabredungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  durch  welche  eine  grössere  als 
die  gesetzliche  Beitragsleistung  des  letztem  festgesetzt  wird^  sind  unzulässig  und  ungültig, 
und  der  allfällig  bereits  erhobene  Mehrbetrag  ist  bar  zu  vergüten. 

Der  den  YoTSchrifben  dieses  Artikels  zuwiderhandelnde  Arbeitgeber  unterliegt  ver- 
sicherungspolizeüicber  Ahndung. 

Art.  94. 

Dem  Arbeitgeber,  welcher  trotz  Mahnung  die  verfsdlene  Auflage  nicht  einbezahlt, 
kann  über  diese  hinaus  ein  Strafgeld  bis  auf  den  fünffachen  Betrag  der  Bestanz  zu  Händen 
der  Eieiskrankenkasse  auferlegt  werden. 

Bei  offenbar  böswilliger  Säumnis  kann  ausserdem  versicherungspolizeiliche  Ahndung 
eintreten. 

Art.  95. 

Für  die  Zeit  der  Krankheit  wird  keine  Auflage,  wohl  aber  der  Bundesbeitrag 
(Art.  78)  erhoben. 

Bei  nur  teilweiser  durch  die  Krankheit  Verursachter  Erwerbsunfähigkeit  findet  ein 
Teilnacblass  der  Auflage  statt,  welcher  dem  Grade  dieser  Erwerbsunfilhigkeit  entsprechen 
solL  Alsdann  vermindert  sich  der  Betrag,  welcher  nach  Art.  84  vom  Lohne  abgezogen 
werden  darf,  in  entsprechendem  Masse. 

Stellt  es  sich  heraus,  dass  der  Nachlass  der  Auflage  durch  das  Vorschützen  einer 
Krankheit  herbeigeführt  wurde  (Art.  70  und  283),  so  ist  die  nachgelassene  Auflage  durch 
die  KreiekrankenkasBe  nachzuerheben.  Für  den  nacherhobenen  Betrag  besitzt  der  Arbeit- 
geber das  Recht  des  Bückgriffs  auf  den  Schuldigen. 

Art.  96. 
Wenn  die  Jahresrechnung  einen  Einnahmenüberschuss  ergiebt,  so  ist  stets  ein  ange- 
messener Teil  desselben  auf  neue  Bechnung  vorzutragen.    Der  Best  wird  jeweilen  in  erster 
Linie    zur  Bildung   und  Aeufhung   einer  Beserve   verwendet,  bis  diese  das  Doppelte   der 
durcbBGlmittlichen  Ausgaben  des  Bechnungs-  und  des  Vorjahres  erreicht. 

Art  97. 
Ergiebt   sich   aus   der  Jahresrechnung,   dass  die  bisherige  Auflage  nicht  ausreicht, 
und   lässt   sich    für   das   laufende  Jahr   ebenfalls  kein  günstiges  Betriebsergebnis  voraus- 
sehen, so  £ndet  eine  Erhöhung  der  Auflage  innert  der  in  Art.  81  aufgestellten  Schranken 
statt. 
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Art.  98. 
Zeigt   sich   bei  Abschlnss   der  Jahresrechnung  ein  Ansfall,   so  entscheidet  die  kan- 
tonale Aufsichtsbehörde  nach  Anhörung   der  Generalversammlungen   der  Versicherten   und 
der  Arbeitgeber,  sowie  des  zuständigen  Organs  des  Yersicherungskreises,  über  die  Deckung 
dieses  Ausfalles  durch 

a)  üebertrag  auf  neue  Bechnung; 
hS  Entnahme  aus  der  Eassenreserve; 

c)  Entnahme  aus  der  Yerbandsreserve  nach  Massgabe  des  Yerbandsvertrages; 

d)  Ersatz  durch  den  Yersicherungskreis. 

Der  zum  Ersatz  ausgelegte  Betrag  bildet  ein  unverzinsliches  Guthaben  des  Yer- 
sicherungskreises  an  die  Ereiskrankenkasse  und  ist,  fedls  es  nicht  nachgelassen  wird,  bei 
günstigen  Jahresergebnissen,  und  sofern  die  Eassenreserve  ihren  gesetzlichen  Höchstbetrag 
erreicht  hat,  ganz  oder  teilweise  zurückzuerstatten,  worüber  auf  die  im  Absatz  1  bezeichnete 
Weise  entschieden  wird. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  13  finden  Anwendung. 

Art.  99. 

Der  Yorstand  der  Ereiskrankenkasse  ist  verpflichtet,  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde 
dasjenige  Eassenamt  oder  öffentliche  Geldinstitut,  welchem  er  die  Yerwahrung  und  Ver- 
waltung der  Reserve  und  verfügbaren  Gelder  zu  übertragen  gedenkt,  behufs  Genehmigung 
zu  bezeichnen. 

Art.  100. 

Beicht  der  augenblickliche  Eassenbestand  zur  Deckung  der  fiOligen  Yerbindlichkeiten 
nicht  aus,  so  hat  der  Yorstand  der  Ereiskrankenkasse  sofort  die  kantonale  Aufsichts- 
behörde zu  benachrichtigen.  Diese  wird  die  erforderlichen  Massnahmen  treffen,  damit  die 
Ereiskrankenkasse  ihren  Yerpflichtungen  nachkommen  kann. 

f.  Organe,  Verfassung  und  Geschäftegang. 

a.  Die  Grundlagen  der  Organisation. 

Art.  101. 
Die  Ereiskrankenkassen  zerfallen  in 

solche  mit  getrennter  Yerwaltung  und 
solche  mit  gemeinsamer  Yerwaltung. 

Art  102. 

Der  Erriclitung  einer  Ereiskrankenkasse  vorgängig  ist  auf  Begehren  von  mindestens 
zehn  Personen,  die  inskünftig  der  Ereiskrankenkasse  als  stimmberechtigte  versicherungs- 
pflichtige Mitglieder  oder  als  stimmberechtigte  Arbeitgeber  angehören,  oder  auf  Begehren 
des  zuständigen  Organs  des  Yersicherungskreises  eine  Abstimmung  darüber  anzuordnen, 
ob  die  zu  errichtende  Ereiskrankenkasse  eine  solche  mit  getrennter  oder  eine  solche  mit 
gemeinsamer  Yerwaltung  werden  soll.  Ein  solches  Begehren  ist  innert  einer  durch  die 
kantonale  Aufsichtsbehörde  öffentlich  anzusetzenden  Frist  derselben  schriftlich  einzureichen. 

Die  kantonale  Aufsichtsbehörde  entscheidet  endgültig  darüber,  ob  die  Abstimmung 
in  je  einer  Generalversammlung  der  versicherungspflichtigen  Personen  und  der  Arbeitgeber 
oder  mittelst  der  Urne  zu  erfolgen  habe,  und  trifft  endgültig  die  nähern  Bestimmungen 
über  das  Yerfahren.  Hinsichtlich  der  Stimmberechtigung  gelten  die  Bestimmungen  der 
Art.  107  und  112.     Die  Beteiligung  ist  nicht  obligatorisch. 

Die  kantonale  Aufsichtsbehörde  stellt  das  Ergebnis  der  Abstimmung  endgültig  fest. 

Wenn  sich  in  der  Abstimmung  je  drei  Yierteile  der  sämtlichen  stimmberechtigten 
versicherungspflichtigen  Personen  und  der  sämtlichen  stimmberechtigten  Arbeitgeber  oder 
Yertreter  von  Arbeitgebern  für  die  gemeinsame  Yerwaltung  aussprechen,  so  wird  diesem 
Beschlüsse  Folge  gegeben. 

Wird  ein  Begehren  nach  Massgabe  von  Absatz  1  nicht  gestellt  oder  fällt  die  Ab- 
stimmung nicht  im  Sinne  von  Absatz  4  aus,  so  wird  die  Ereiskrankenkasse  als  eine  solche 
mit  getrennter  Yerwaltung  eingerichtet. 
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Art.  103. 

Jede  KreiskraDkenkasse  mit  getrennter  Verwaltung  kann  in  eine  Ereiskrankenkasse 
mit  gemeinsamer  Verwaltung  umgewandelt  werden,  wenn  je  drei  Vierteile  der  stimm- 
berechtigten Mitglieder  der  Generalversammlung  der  Versicherten  nnd  der  Generalversamm- 
lung der  Arbeitgeber  diese  Umwandlung  beschliessen.  Eine  solche  Abstimmung  ist  nur 
innerhalb  der  ersten  neun  Monate  des  Jahres  zulässig.  Sie  findet  statt,  wenn  sie  von 
wenigstens  einem  Zehnteil  der  sämtlichen  stimmberechtigten  Mitglieder  der  Generalver- 
sammlung der  Versicherten  oder  von  wenigstens  einem  Zehnteil  der  sämtlichen  stimmberech- 
tigten Mitglieder  der  Generalversammlung  der  Arbeitgeber  oder  von  dem  zuständigen 
Organ  des  Versicherungskreises  innerhalb  der  ersten  acht  Monate  des  Jahres  mittels 
Bchnitlicher  Eingabe  an  den  Vorstand  verlangt  wird. 

Die  Abstimmmig  erfolgt  mittels  der  Urne. 

Der  Ümwandlungsbeschluss  tritt  auf  den  Beginn  des  nächsten  Jahres  in  Kraft.  Die 
erste  gemeinsame  Generalversammlung,  die  Feststellung  der  neuen  Statuten  und  die  Wahl 
des  neuen  Vorstandes  finden  jedoch  noch  im  alten  Jahre  statt  Tritt  aus  irgend  einem 
Grunde  eine  Verzögerung  ein,  so  bleiben  die  alten  Statuten  so  lange  in  Kraft  und  der 
bigberige  Vorstand  so  lange  im  Amt,  bis  die  neuen  Statuten  Gültigkeit  erlangt  haben  und 
sich  der  neue  VorBtand  konstituiert  hat. 

Der  bisherige  Vorstand  trifft  die  nötigen  Anordnungen  im  Sinne  dieses  Artikels. 

Art.  104. 

Jede  Kreiskrankenkasse  mit  gemeinsamer  Verwaltung  kann  in  eine  Kreiskrankenkasse 
mit  getrennter  Verwaltung  umgewandelt  werden,  wenn  sich  das  absolute  Mehr  der  an 
der  Abstimmung  teilnehmenden  stimmberechtigten  Mitglieder  oder  das  absolute  Mehr  der 
an  der  Abstimmung  teilnehmenden  Arbeitgeber  oder  Vertreter  von  Arbeitgebern  (Art.  112) 
dafür  ausspricht.  Eine  solche  Abstimmung  ist  nur  innerhalb  der  ersten  neun  Monate  des 
Jahres  znlaBsig,  Sie  ßndet  statt,  wenn  sie  von  wenigstens  einem  Zehnteil  der  sämtlichen 
BtimmberBchtigtL^n  Mitglieder  oder  von  wenigstens  einem  Zehnteil  der  sämtlichen  stimm- 
berechtigten Arbeitgeber  oder  von  dem  zuständigen  Organ  des  Versicherungskreises,  inner- 
halb der  ersten  acht  Monate  des  Jahres^  mittels  schriftlicher  Eingabe  an  den  Vorstand 
verlangt  wird. 

Die  Abstimmung  erfolgt  mittels  der  Urne. 

Der  Umwandlnn^beschluss  tritt  auf  den  Beginn  des  nächsten  Jahres  in  Kraft.  Die 
erste  Generalversammlung  der  Versicherten,  sowie  die  erste  Generalversammlung  der  Arbeit- 
geber, die  Feststellung  der  neuen  Statuten  und  die  Wahl  des  neuen  Vorstandes^  sowie 
des  Ausschusses  finden  jedoch  noch  im  alten  Jahre  statt.  Tritt  aus  irgend  einem  Grunde 
eine  Verzögerung  ein,  so  bleiben  die  alten  Statuten  so  lange  in  Kraft  und  der  bisherig^ 
Vorstand  so  lange  im  Amt,  bis  die  neuen  Statuten  Gültigkeit  erlangt  haben  und  sich  der 
neue  Vorstand  konstituiert  hat. 

Der  bisherige  Vorstand  trifft  die  nötigen  Anordnungen  im  Sinne  dieses  Artikels. 

ß.   Die  Kreiskrankenkasssn  mit  getrennter  Verwaltung. 

Art.  105. 
Die  notwendigen  Organe  einer  Kreiskrankenkasse  mit  getrennter  Verwaltung  sind: 

1.  Die    Generalversammlung   der   Versicherten   und   das  Bureau   dieser   General- 
versammlung; 

2.  Die  Generalversammlung  und  der  Ausschuss  der  Arbeitgeber; 

3.  der  Vorstand  und  der  Kassierer; 

4.  die  Eechnungsrevisoren. 

Art.  106. 
Die  Generalversammlung  der  Versicherten  ist  entweder  eine  allgemeine  oder 
eine  solche  der  Abgeordneten. 

Die  Wahl  zwischen  diesen  beiden  Arten  der  Generalversanmilung  der  Versicherten 
i^teht,  mit  Beeng  auf  die  konstituierende  Generalversammlung,  der  kantonalen  Au&ichts- 
beh5rde  zu,  welche  darüber  endgültig  entscheidet,  und  ist  in  der  Folgezeit  Sache  der 
Statateü.     Eine  Aenderung  ist  alsdann  nur  je  auf  Jahresbeginn  statthaft. 
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Im  Falle  der  Umwandlung  einer  Kreiskrankenkasse  mit  gemeinsamer  Verwaltung  in 
eine  Kreiskrankenkasse  mit  getrennter  Verwaltung  ist  die  erste  Generalversammlung  der 
Versicherten,  je  nachdem  die  bisherige  gemeinsame  Generalversammlung  eine  allgemeine 
oder  eine  solche  der  Abgeordneten  war,  wiederum  eine  allgemeine  oder  eine  solche  der 
Abgeordneten. 

Art.  107. 

Die  allgemeine  Generalversammlung  der  Versicherten  besteht  aus  denjenigen, 
obligatorischen  und  freiwilligen,  Mitgliedern  der  Kreiskrankenkasse,  welche  das  zwanzigste 
Altersjahr  zurückgelegt  haben  und  nicht,  nach  Massgabe  von  Art.  4  und  5  des  Bundes- 
gesetzes betreffend  die  persönliche  Handlungsfähigkeit,  vom  22.  Brachmonat  1881,  hand- 
lungsunfähig oder  in  ihrer  Handlungsfähigkeit  beschränkt  sind. 

Art.  108. 

Die  Generalversammlung  der  Abgeordneten  wird  aus  der  Mitte  derjenigen 
Kassenmitglieder  bestellt,  welche  sich  im  Besitze  der  gemäss  Art  107  erforderlichen  Eigen- 
schaften befinden. 

Die  Zahl  der  Abgeordneten  und  die  Wahlart  weiden  für  die  konstituierende  General- 
versammlung durch  die  kantonale  Aufsichtsbehörde,  welche  endgültig  entscheidet,  fär  die 
Folgezeit  dagegen  durch  die  Statuten  festgestellt. 

Art.  109. 
Die  Statuten  können  mit  Bezug  auf  bestimmte  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
der  Abgeordneten  vorschreiben,  dass  diese  Beschlüsse  den  stimmberechtigten  Mitgliedern 
der  Kreiskrankenkasse  (Art.  107)  zur  Genehmigung  unterstellt  werden  müssen.  Eine  solche 
Urabstimmung  findet  stets  mittels  der  Urne  statt;  im  übrigen  wird  das  Verfahren  durch 
die  Statuten  des  näheren  festgesetzt. 

Art.  110. 

Die  Einberufung  und  Leitung  der  konstituierenden  Generalversammlung  der  Ver- 
sicherten erfolgt  durch  das  zuständige  Organ  des  Versicherungskreises. 

Die  Beteiligung  ist  obligatorisch. 

Die  konstituierende  Generalversammlung  der  Versicherten  erlässt,  nötigenfalls  in  fort- 
gesetzten Tagfahrten,  die  Statuten. 

Nachdem  dieselben  in  Bechtskraft  erwachsen  sind,  wird  die  erste  regelmässige  General- 
versanmüung  durch  das  zuständige  Organ  des  Versicherungskreises  angeordnet. 

Art.  111. 

Der  Generalversammlung  der  Versicherten  steht  zu: 

a)  die  Bestellung  des  Bureaus; 

b)  die  Wahl  des  Vorstandes  und  der  Kechnungsrevisoren ; 

c)  die  Wahl  von  Schiedsrichtern  (Art.  183); 

d)  der  Entscheid  über  Anträge  auf  Aenderung  der  Statuten,  und  im  Bejahungs- 
falle die  Vornahme  der  Aenderung; 

e)  die  Festsetzung  des  Einheitssatzes  der  Vollauflage,  sowie  des  Betrages  oder 
der  Beträge  der  Halbauflagen  (Art.  81); 

f)  die  Abnahme  der  Jahres-  und  anderer  Bechnungen  des  Vorstandes; 

g)  die  Genehmigung  der  Verträge  von  allgemeiner  oder  erheblicher  Ti-agweite, 
insbesondere  der  Verträge  mit  Gemeinden  (Art.  129)  und  der  Verbandsverträge 
(Ari;.  166  ff.), 

sowie   die  Erneuerung,   Kündigung,   Abänderung   und   Aufhebung   solcher 

Verträge; 
h)  die  Genehmigung   des   An-   und   Verkaufs    von   Liegenschaften,    soweit   nicht 

statutengemäss  der  Vorstand  zum  endgültigen  Abschluss  befugt  ist; 
i)  die  Feststellung,  Auf  hebung  und  Abänderung  der  Geschäftsordnung  (Art.  127); 
k)  die  Erledigung  von  andern  ihr  durch  ein  Bundesgesetz  oder  durch  die  Statuten 

zugewiesenen  Geschäften. 


88  I^ie  ArbeitervereieheTung  in  der  Schweiz. 


Art.  112. 


Die  Generalversammlung  der  Arbeitgeber  besteht  ans  demjenigen  Personen, 
welche  nach  Massgabe  von  Art.  83,  litt,  a,  beitragspflichtig  sind. 

Ein  ausserhalb  des  Yersicherungskreises  wohnhafter  Betriebsinhaber  ist,  statt  selbst 
zu  erscheinen,  berechtigt,  eine  im  Yersicherungskreise  wohnhafte,  handlungsfähige  Person, 
welche  nicht  Mitglied  der  Ereiskrankenkasse  ist,  als  Vertreter  zu  bezeichnen. 

An  die  Stelle  eines  handlungsunfähigen  oder  in  seiner  Handlungsfähigkeit  beschränk- 
ten Arbeitgebers  tritt  der  gesetzliche  Vertreter.  Dieser  ist,  wenn  er  nicht  selbst  im  Ver- 
sicherungskreise wohnt,  berechtigt,  statt  seiner  eine  dritte,  im  Versicherungskreise  wohn- 
hafte, handlungsföhige  Person,  welche  nicht  Mitglied  der  Ereiskrankenkasse  ist,  in  die 
Generalyersammlung  zu  entsenden. 

Eine  Vereinigung  mehrerer  Personen,  ebenso  eine  juristische  Person,  wird  durch  den- 
jenigen vertreten,  welcher  sich  hierfür  durch  eine  Vollmacht  der  Berechtigten  ausweist. 
Der  Vertreter  muss  handlungsfähig  und  darf  nicht  Mitglied  der  Ereiskrankenkasse  sem. 

Jede  anwesende  stimmberechtigte  Person  hat  Eine  Stimme. 

Art.  113. 

Die  konstituierende  Generalversammlung  der  Arbeitgeber  findet  innert  vier  Wochen 
seit  der  Feststellung  der  Statuten  durch  die  Generalversammlung  der  Arbeiter  statt. 

Die  Beteiligung  ist  nicht  obligatorisch. 

Die  Versammlung  entscheidet,  nötigenfalls  in  fortgesetzten  Tagfahrten,  über  die  Zu- 
stimmung zu  den  Statuten  und  erlässt  das  Beglement  (Art.  124). 

Nachdem  die  Statuten  und  das  Beglement  in  Bechtskraft  erwachsen  sind,  findet  die 
erste  regelmässige  Generalversammlung  der  Arbeitgeber  statt. 

Die  Einberufung  und  Leitung  der  konstituierenden  sowie  die  Einberufung  der  ersten 
regelmässigen  Generalversammlung  der  Arbeitgeber  erfolgt  durch  das  zuständige  Organ  des 
Versicherungskreises. 

Art.  114. 

Der  Generalversammlung  der  Arbeitgeber  steht  zu: 

a)  die  Bestellung  des  Bureaus  (Ausschusses); 

b)  die  Wahl  von  Schiedsrichtern  (Art.  183); 

c)  der  Entscheid  fiber  Anträge  auf  Aenderung  des  Beglements,  und  im  Bejahungs- 
falle die  Vornahme  der  Aenderung; 

d)  die  Beschlussfassung  über  die  Statuten  und  über  deren  Aenderung  (Art.  121 
und  122),  sowie  über  den  Einheitssatz  der  Vollauflage  und  des  Betniges  oder 
der  Beträge  der  Halbauflagen  (Art.  81); 

e)  die  Genehmigung  der  von  der  Generalversammlung  der  Versicherten  abge- 
nommenen Bechnungen  (Art.  111,  litt,  f); 

f)  die  Genehmigung  von  Beschlüssen,  welche  durch  die  Generalversammlung  der 
Versicherten  gefesst  worden  sind,  in  den  Fällen  von  Art.  111,  litt  g,  b 
und  i; 

g)  die  Erledigung  anderer  ihr  durch  ein  Bundesgesetz  zugewiesenen  Greschäfte. 
Die  Stelle  eines  Mitglieds  des  Ausschusses  ist  ein  unentgeltliches  Ehrenamt. 
Allfällige    Auslagen    für    Einberufung    einer   Generalversammlung,    Benützung    von 

Lokalitäten  für   diese,    Schreibmaterialien,    Drucksachen,    Publikationen   und  Porti  werden 
durch  die  Ereiskrankenkasse  getragen. 

Art.  115. 

Niemand  ist,  mit  Bezug  auf  die  nämliche  Ereiskrankenkasse,  gleichzeitig  in  der 
Generalversammlung  der  Versicherten  und  bei  einer  nach  Massgabe  von  Art.  109  statt- 
findenden Urabstimmung  einerseits,  sowie  in  der  Generalversammlung  der  Arbeitgeber  ander- 
seits stimmberechtigt.  Derjenige,  welcher  beiderlei  Eigenschafben  für  die  gleiche  Erei^-- 
krankenkasse  in  sich  vereinigt^  besitzt  die  Wahl  und  hat  von  seinem  Entscheid  dem  Vor- 
stand Eenntnis  zu  geben,  widrigenfalls  dieser  nach  fruchtlosem  Ablauf  der  zur  Ausübung 
der  Wahlbefugnis  angesetzten  Frist  von  sich  aus  entscheidet. 
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Art.  116. 
Sofern  von   dem  Vorstand   der  Kreiskrankenkasse  oder   dem  Aasschnss   der  Arbeit- 
geber oder  einer  der  beiden  Generalyersammlungen  mit  Bezug  auf  bestimmte  Terhandlnngs- 
gegenstände  eine  gemeinsame  Beratung  beschlossen  wird,  so  muss  eine  solche  stattfinden. 
Das  Bureau  der  Oeneralversammlung  der  Versicherten  bezeichnet  den  Vorsitzenden. 

Die  gemäss  Absatz  1   stattfindende  Versammlung  ist  nicht  befugt,   Beschlüsse  zu 
fassen. 

Art.  117. 
Die  Statuten  müssen  Bestimmungen  enthalten  über 

a)  die  Zusammensetzung  der  Generalyersammlung  (Art.  106)  und,  falls  letztere 
aus  den  Abgeordneten  besteht,  über  die  Zahl,  die  Wahlart  und  die  Amtsdauer, 
welche  höchstens  3  Jahre  betragen  darf; 

b)  die  Veröffentlichung  von  Anordnungen,  Beschlüssen  und  Wahlen  (Art.  22); 

c)  den  Zeitpunkt  der  ordentlichen  Generalyersammlungen,  die  Bedingungen  f&r 
Einberufung  ausserordentlicher  Generalversammlungen,  sowie  die  Art  der  Ein- 
berufung und  die  Frist  zwischen  Einberufung  und  Abhaltung; 

d)  die  Pflicht  oder  die  Freiheit  der  Beteiligung  an  der  Generalversammlung 
(Art.  106)  oder  an  einer  Urabstimmung  (Art.  109),  sowie,  im  Falle  des  Obli- 
gatoriums, über  die  Höhe  der  Busse,  welche  jedoch  einen  Franken  nicht  über- 
steigen darf; 

e)  die  für  die  Beschlussfähigkeit  einer  Generalversammlung  erforderliche  Mindest- 
zahl und  das  bei  Beschlussunfähigkeit  einzuschlagende  VerÜEÜiren; 

f)  die  Zusammensetzung  und  die  auf  höchstens  3  Jahre  anzusetzende  Amtsdauer 
des  Bureaus  der  Generalversammlung; 

g)  die  Art  der  Stimmgabe  bei  Wahlen  und  Beschlüssen  der  Generalversamm- 
lung; 

h)  die  auf  höchstens  3  Jahre  anzusetzende  Amtsdauer  deijenigen  Kassenorgane, 
deren  Wahl  der  Generalversammlung  (Art.  106)  zusteht,  und  über  die  Ab- 
berufung derselben; 
i)  die  auf  je  mindestens  drei  anzusetzende  Zahl  der  Mitglieder  und  der  Ersatz- 
männer des  Vorstandes  und  die  Zahl  der  Bechnungsrevisoren,  sowie  die  Art 
der  Wahl  des  Vorsitzenden  des  Vorstandes  und  seines  Stellvertreters; 
k)  die  Bechte  und  Obliegenheiten  des  Vorstandes; 

1)  die  Entgeltlichkeit  oder  ünentgeltlichkeit  der  Thätigkeit   der  Mitglieder,    der 
Ersatzmänner  und  des  Protokollführers  des  Vorstandes,  der  Bechnungsrevisoren, 
Krankenbesucher  und  Krankenbesucherinnen  und,  im  Falle  der  Entgeltlichkeit, 
über  die  Höhe  der  Entschädigung; 
m)  die  Art  der  Wahl  und  die  Anstellungsdauer  des  Kassierers,  des  Protokollfahrers 
und  von  andern  Angestellten  der  Kreiskrankenkasse,  sowie  über  die  Höhe  oder 
den  Höchstbetrag  der  Besoldung; 
n)  das  Meldewesen,  die  Art  und  Weise  der  Erhebung  der  Auflagen  und  der  Aus- 
richtung der  Kassenleistungen; 
o)  die  Kassaführung  und  die  Frage  der  Kautionsleistung  durch  den  Kassierer  und 

andere  Angestellte  der  Kreiskrankenkasse; 
p)  diejenigen  andern  Gegenstände,  deren  Erledigung  durch  ein  Bundesgesetz  den 
Statuten  zugewiesen  wird. 
Sache  der  Statuten   sind  femer  die  Festsetzung  eines  Eintrittsgeldes  (Art.  32)  und 
die  Aenderung  der  Freizügigkeitsfristen  (Art.  36),  die  Festsetzung  des  Sterbegeldes  (Art.  74), 
sowie  Bestimmungen  im  Sinne  der  Art.  61,  109,  127,  Absatz  5,  Art.  128,  Absatz  4,  und 
Art.  130. 

Art.  118. 
Die  Statuten  dürfen  Bestimmungen  enthalten  und  die  Generalversammlung  der  Ver- 
sicherten darf  Beschlüsse  fassen  über  in  diesem  Gesetz  nicht  vorgesehene,  jedoch  mit  der 
Krankenversicherung  zusammenhängende  Gegenstände,  so  über  die  Errichtung  und  den 
Betrieb  eigener  Heilanstalten,  über  die  Beteiligung  an  der  Errichtung  und  den  Betrieb 
solcher,  über  den  Ankauf  von  zur  Heilung  dienlichen  Gegenständen,  ebenso  über  die 
Verfolgung  der  in  Art.  53  und  Art.  62,  Absatz  1 — 3,  bezeichneten  Leistungen  an 
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a)  Mitglieder  über  die  in  Art.  56,  Absatz  1,  festgesetzte  Zeit  hinaus,  und 

b)  im  Versicherungskreise  wohnhafte  Nichtmitglieder, 

beides  gegen  Entschädigung,  welche  zum  mindesten  die  Selbstkosten  decken  soll. 

Art.  119. 
Es  ist  unzulässig,  in  die  Statuten  solche  Bestimmungen  aufzunehmen,  und  die  Organe 
der  Ereiskrankenkasse  dürfen  keine  solchen  Beschlüsse  fassen,  welche 

a)  mit  der  Erankenyersicherung  in  keinem  unmittelbaren  Zusammenhang  stehen,  oder 

b)  auf  eine  im  Gesetz  nicht  vorgesehene  Zu-  oder  Aberkennung,  Erhöhung  oder 
Verminderung  der  Kassenleistungen,  Verschärfung  oder  Erleichterung  der  Vor- 
aussetzungen der  Mitgliedschaft  gerichtet  sind,  oder 

c)  nach  Massgabe  der  bisherigen  Betriebsergebnisse  ein  Defizit  zur  Folge  haben, 
oder 

d)  die  Selbständigkeit  der  Ereiskrankenkasse  gefährden  würden. 

Art.  120. 

Sowohl  der  Vorstand,  als  jedes  stimmberechtigte  Mitglied  der  Generalversammlung 
der  Versicherten  kann  jederzeit  die  Aenderung  der  Statuten  beantragen. 

Ein  solcher  Antrag  muss  jedoch  den  Mitgliedern  der  Generalversammlung  der  Ver- 
sicherten spätestens  gleichzeitig  mit  der  Einberufung  bekannt  gegeben  werden. 

Art.  121. 

Die  Statuten  und  jede  Aenderung  derselben  bedürfen  der  Zustimmung  der  General- 
versammlung der  Arbeitgeber  wie  auch  der  Genehmigung  seitens  der  kantonalen  Aufsichts- 
behörde. 

Verweigert  die  Generalversammlung  der  Arbeitgeber  die  Zustimmung,  oder  wird  die 
Genehmigung  von  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde  abgelehnt,  so  setzt  diese  gleichzeitig 
den  Wortlaut  der  Statuten  fest.  Letzteres  findet  ebenso  seitens  des  Bundesrates  statt, 
wenn  gegen  den  Entscheid  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde  die  Beschwerde  ei^friffen  und 
dieselbe  ganz  oder  teilweise  gutgeheissep  wird. 

Art.  122. 
Sowohl  die  Generalversammlung  der  Arbeitgeber,  als  auch  das  zuständige  Organ  des 
Versicherungskreises,  sowie  die  kantonale  Aufsichtsbehörde  und  der  Bundesrat  sind  jeder- 
zeit berechtigt,  die  Aenderung  der  bestehenden  Statuten  zu  verlangen.  Wird  einem  solchen 
Begehren  nicht  innert  drei  Monaten  seit  der  Mitteilung  von  der  Generalversammlung  der 
Versicherten  entsprochen,  so  entscheidet  die  kantonale  Au&ichtsbehörde  oder,  im  Beschwerde- 
fälle,  der  Bundesrat. 

Art.  123. 
Die  Bestimmungen  der  Art.  121  und  122  finden  entsprechende  Anwendung  auf 

a)  die  Festsetzung  des  Einheitssatzes  der  Vollaufiage  und  der  Höhe  der  Halb- 
auflage, 

b)  die  Verträge  von  allgemeiner  oder  erheblicher  Tragweite,  insbesondere  die  Ver- 
träge mit  Gemeinden  (Art.  129)  und  die  Verbandsverträge  (Art.  166  ff.), 

sowie   die   Erneuerung,  Kündigung,    Abänderung    und   Aufhebung   solcher 
Verträge, 

c)  diejenigen  Beschlüsse,  welche  nach  Massgabe  von  Art.  61  oder  Art.  118  gefEisst 
worden  sind, 

d)  die  Genehmigung  des  An-  und  Verkaufs  von  Liegenschaften,  soweit  nicht 
statutengemäss  der  Vorstand  zum  endgültigen  Abschluss  befugt  ist, 

e)  die  Geschäftsordnung  (Art.  127). 

Art.  124. 
Das  Reglement  der  Generalversammlung  der  Arbeitgeber  muss  Bestimmungen  über 
a)  die  in  Art.  117,  litt,  c,  d,  e,  f  und  g,  bezeichneten  Gegenstände  hinsichtlich 
der  Generalversammlung  der  Arbeitgeber, 
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b)  das  in  Art.  131  festgestellte  Becht  auf  Bezeichnung  eines  Vertreters  im  Vor- 
stände, die  allfällige  Wahl  desselben,  seine  Amtsdaner,  die  auf  höchstens  drei 
Jahre  anzusetzen  ist,  und  seine  Abbemfting. 

Art.  125. 

Die  Aenderuug  des  Beglements  kann  sowohl  vom  Ausschuss,  als  auch  von  jeder 
nach  Art.  112  stimmberechtigten  Person  beantragt  werden. 

Ein  solcher  Antrag  muss  jedoch  den  Mitgliedern  der  (Generalversammlung  der  Arbeit- 
geber spätestens  gleichzeitig  mit  der  Einberufung  bekannt  gegeben  werden. 

Die  Art.  121  und  122  finden  entsprechende  Anwendung. 

Art  126. 

Als  Mitglieder  und  Ersatzmänner  des  Vorstandes  sind  nur  Mitglieder  der  Ereis- 
krankenkasse  wählbar.  Die  Wählbarkeit  ist  an  den  Besitz  des  schweizerischen  Aktivbürger- 
rechts geknüpft. 

Es  besteht  kein  Amtszwang. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  Wahlablehnung,  Austritt,  Entlassung  von  Mit- 
gliedern oder  Ersatzmännern  des  Vorstandes,  sowie  über  Ersatzwahlen  werden  vom  Bundes- 
rat festgestellt. 

Art.  127. 

Der  Vorstand  besorgt  die  Leitung  und  Verwaltung  der  Elreiskrankenkasse. 

Er  ist  zu  sparsamem  Kassenhaushalt  verpflichtet. 

Er  entscheidet  über  den  Eintritt  und  den  Austritt  der  obligatorischen  und  der  frei- 
willigen Mitglieder  und  übt  die  nach  einem  Bundesgesetze  oder  den  Statuten  ausdrücklich 
ihm,  sowie  die  nicht  durch  ein  Bundesgesetz  oder  die  Statuten  ausdrücklich  einem  andern 
Eassenorgane  zugewiesenen,  der  Ereiskrankenkasse  zustehenden  Befugnisse  und  Obliegen- 
heiten aus. 

Die  Generalversammlung  der  Versicherten  kann  mit  Bezug  auf  die  Befugnisse  und 
Obliegenheiten  des  Vorstandes,  des  Kassierers  und  der  übrigen  Angestellten  der  Kreiskranken- 
kasse, sowie  der  Krankenbesucher  und  Krankenbesucherinnen  eine  besondere  Geschäfts- 
ordnung erlassen,  auf  welche  die  Art.  121  und  122    entsprechende  Anwendung   finden. 

Der  Vorstand  wählt  den  Protokollführer,  welcher^  sofern  die  Statuten  nicht  anders 
bestimmen,  nicht  Eassenmitglied  zu  sein  braucht. 

Der  Vorsitzende  und  der  Protokollfahrer  des  Vorstandes  fuhren  die  Unterschrift 
namens  der  Ereiskrankenkasse. 

Ari;.   128. 

Der  Eassierer  besorgt  das  Meldewesen,  den  Eassen verkehr  und  die  Verwaltung  des 
Eassenvermögens. 

Dem  Eassierer  können  Gehülfen  und  andere  Angestellte  beigegeben  werden.  Ebenso 
ist  es  zulässig,  für  das  Meldewesen,  die  Verwaltung  des  Eassenvermögens  oder  einzelner 
Teile  desselben  besondere  Personen  anzustellen. 

Der  Eassierer  und  die  übrigen  Angestellten  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Vorstandes. 

Sie  brauchen,  sofern  die  Statuten  nicht  anders  bestimmen,  nicht  Mitglieder  der  Ereis- 
krankenkasse zu  sein. 

Art.  129. 

Auf  dem  Wege  der  Vereinbarung  zwischen  der  Ereiskrankenkasse  einerseits  und  dem 
Eanton  oder  dem  Versicherungskreise  oder  einer  politischen  oder  einer  Ortsgemeinde  anderseits 
können  der  Einzug  der  Beiträge  und  die  Auszahlung  der  Eassenleistungen,  sowie  das 
Meldewesen,  ebenso  die  Verwaltung  des  Eassenvermögens  einem  oder  mehreren  Gemeinde- 
organen gegen  Entschädigung  oder  ohne  eine  solche  für  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit 
übertragen  werden.  In  diesem  Falle  haftet  die  betreffende  Gemeinde  für  die  getreue  Amts- 
führung ihrer  Organe. 

Solche  Vereinbarungen,  sowie  die  Gemeindelokalitäten,  in  welchen  die  Meldungen 
entgegengenommen  werden,  sind  öffentlich  bekannt  zu  geben. 
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Art.  130. 
Der  Vorstand  bestellt  die  Krankenbesncher  nnd  die  Krankenbesncherinnen. 
Dieselben  stehen  nnter  der  Anfsicht  des  Vorstandes. 

Sie  brauchen,  sofern  die  Statuten  nicht  anders  bestimmen,  nicht  Mitglieder  der  Ereis- 
krankenkasse  zu  sein. 

Art.  131. 

Sowohl  das  zuständige  Organ  des  Versicherungskreises  als  auch  die  Generalversamm- 
lung der  Arbeitgeber  (Art.  124,  litt,  b)  sind  berechtigt,  sich  im  Vorstand  durch  je  eine 
Person  nach  ihrer  WaM  vertreten  zu  lassen.  Es  kann  jedoch  niemand  gleichzeitig  Mit- 
glied des  Vorstandes  und  ein  solcher  Vertreter  sein. 

Diese  Vertreter  besitzen  beratende  Stimme  und  das  Becht  der  Antragstellung.  Sie 
sind  befugt,  von  den  Protokollen,  der  Buchführung  und  den  Belegen  jederzeit  Einsicht  zu 
nehmen.     Sie  sind  nicht  für  die  Vorstandsbeschlüsse  verantwortlich. 

Art  132. 

Die  ordentliche  (Generalversammlung  der  Versicherten  wählt  aus  ihrer  Mitte  ai^ährlich 
die  Bechnungsrevisoren,  welche  die  nächste  Jahresrechnung  an  Hand  der  Protokolle 
und  Belege  zu  prüfen  und  mit  Bezug  auf  dieselbe  der  nächsten  ordentlichen  Generalver- 
sammlung Bericht  und  Antrag  zu  hinterbringen  haben. 

Art  126  findet  auch  auf  die  Bechnungsrevisoren  Anwendung. 

Art.  133. 
Der  Bundesrat  erlässt  nähere  Bestimmungen  über  Feststellung  der  Jahresrechnung 
und  des  Jahresberichts,  deren  Prüfung  durch  die  Bechnungsrevisoren  und  allfällig  beizu- 
ziehende Sachverständige,  sowie  über  die  Behandlung  der  Bechnung  und  des  Berichts 
durch  die  Generalversammlung  der  Versicherten  und  durch  die  Generalversammlung  der 
Arbeitgeber  und  über  die  im  Falle  der  Nichtgenehmigung  der  Bechnung  zu  treffenden 
Massnahmen. 

Art.  134. 

Die  schuldigen  Mitglieder  und  Ersatzmänner  des  Vorstandes,  sowie  die  schuldigen 
Bechnungsrevisoren  sind  der  Ereiskrankenkasse  solidarisch  für  denjenigen  Schaden  ver- 
antwortlich, welchen  sie  infolge  Verletzung  oder  Vernachlässigung  der  ihnen  obliegenden 
Pflichten  erleidet. 

Die  Verantwortlichkeitserklärung  gegen  bestimmte  Personen  kann  sowohl  von 
der  Generalversammlung  der  Versicherten  oder  der  Gleneralversammlung  der  Arbeitgeber, 
als  auch  von  dem  zuständigen  Organ  des  Versicherungskreises  oder  der  kantonalen  Auf- 
sichtsbehörde ausgehen.  Die  kantonale  Aufsichtsbehörde  entscheidet,  durch  wen  namens 
der  Ereiskrankenkasse  die  Schadenersatzklage  durchgeführt  werden  soll. 

Ein  Vergleich  oder  Abstand  von  der  Elage  bedarf  der  Zustimmung  der  kantonalen 
Aufsichtsbehörde. 

Gegen  den  zustimmenden,  ebenso  gegen  den  die  Zustimmung  ablehnenden  Entscheid 
ist  die  Beschwerde  an  den  Bundesrat  statthaft. 

Art.  135. 

Der  Protokollführer  des  Vorstandes,  der  Eassierer  und  seine  Gehülfen,  die  übrigen 
Angestellteiij  sowie  die  Erankenbesucher  und  Erankenbesucherinnen  sind  der  Ereiskranken- 
kasse nach  MasBgabe  von  Art.  113  des  Bundesgesetzes  über  das  Obligationenrecht,  vom 
14.  Brachmoiiat  1881,  für  den  von  ihnen  angerichteten  Schaden  verantwortlich. 

Der  Vorstand  kann  von  sich  aus  und  muss,  wenn  eine  der  beiden  Generalversamm- 
lungen oder  das  zuständige  Organ  des  Versicherungskreises  oder  die  kantonale  Aufsicbts- 
bobörde  es  verlangt,  die  Schadenersatzklage  vor  dem  zuständigen  Gerichte  anheben  und 
durchfahren. 

Ein  Vergleich  oder  Abstand  von  der  Elage  bedarf  der  Zustimmxmg  der  kantonalen 
Aufsichtsbehörde  und,  wenn  der  Vorstand  nicht  von  sich  aus  geklagt  hat,  der  Zustimmung 
von  deijöTiigen  Seite,  von  welcher  die  Elageanhebung  begehrt  worden  ist  (Absatz  2). 
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Gegen  den  znstimmenden,  ebenso  gegen  den  die  Znetimmmig  ablehnenden  Entscheid 
ist  die  Beschwerde  statthaft. 

Art.  136. 

Kann  infolge  von  beständigen  Wahlablehnnngen  das  Bnrean  der  Generalversamm- 
Inng  der  Versicherten  oder  der  Ansschuss  der  Arbeitgeber  oder  der  Vorstand  oder  die 
Bevisionsstelle  nicht  vollständig  besetzt  werden,  oder  länfk  ans  einem  andern  Gmnd  der 
ordnnngsmässige  Betrieb  des  Kassengeschäfte  ernstliche  Gefahr,  so  trifft  die  kantonale 
Anfsichtsbehörde  die  znr  Sicherang  des  Fortbetriebs  nötigen  Anordnungen  anf  Kosten  der 
Kreiskrankenkasse  und  bestimmt  die  Dauer  dieses  Ausnahmezustandes. 

Ist  dieser  durch  die  Pflichtverletzung  bestimmter  Personen  verschuldet,  so  sind  die- 
selben für  allen  Schaden  und  alle  besonderen  Kosten  verantwortlich,  und  entscheidet  die 
kantonale  Aufsichtsbehörde,  durch  wen  namens  der  Kreiskrankenkasse  und  gegen  wen  die 
Schadenersatzklage  vor  dem  zuständigen  Gerichte  gefuhrt  werden  soll,  sowie  über  einen 
Vergleich  und  über  den  Abstand  von  der  Klage. 

Die  Beschwerde  gegen  die  Entscheidung  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde  (Absatz  1 
oben)  besitzt  keine  aufschiebende  Wirkung. 

y.  Die  Kreiskrankenkassen  mit  gemeinsamer  Verwaltung. 

Art.  137. 
Die  Kreiskrankenkasse  mit  gemeinsamer  Verwaltung   unterscheidet  sich  dadurch  von 
der  Kreiskrankenkasse  mit  getrennter  Verwaltung,  dass  statt  der  Generalversammlung  der 
Versicherten  und  der  Generalversammlung  der  Arbeitgeber  nur  eine  gemeinsame  General- 
versammlung besteht. 

Art.  138. 
Die  gemeinsame  Generalversammlung  ist  entweder  eine  allgemeine  oder  eine  solche 
der  Abgeordneten. 

Art.  106  findet  entsprechende  Anwendung. 

Art.  139. 
Die  allgemeine  Greneralversammlung  besteht  aus  den  stimmberechtigten  Mitgliedern 
der  Kreiskrankenkasse  (Art  107)  und  den  Arbeitgebern  oder  ihren  Vertretern  (Art.  112). 

Art.  140. 

Die  Greneralversammlung  der  Abgeordneten  wird,  unterschiedslos  und  mit  gleicher 
Wählbarkeit,,  aus  der  Mitte  der  stimmberechtigten  Mitglieder  der  Kreiskrankenkasse  und 
der  Arbeitgeber  oder  ihrer  Vertreter  bestellt. 

Die  Zahl  der  Abgeordneten  und  die  Wahlart  werden  für  die  konstituierende  General- 
versammlung dur<;h  die  kantonale  Aufsichtsbehörde,  welche  endgültig  entscheidet,  für  die 
Folgezeit  dagegen  durch  die  Statuten  festgestellt. 

Art  141. 
Die  Statuten  können  mit  Bezug  auf  bestimmte  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
der  Abgeordneten  vorschreiben,  dass  diese  Beschlüsse  den  stimmberechtigten  Mitgliedern 
der  Kreiskrankenkasse  sowie  den  Arbeitgebern  zur  Entscheidung  unterbreitet  werden  müssen, 
wobei  das  absolute  Mehr  der  Glesamtheit  der  bejahenden  und  der  verneinenden  Stimmen 
entscheidet  Eine  solche  Urabstimmung  findet  stets  mittelst  der  Urne  statt;  im  übrigen 
wird  das  Verfahren  durch  die  Statuten  des  nähern  festgestellt 

Ari;.  142. 

In  der  gemeinsamen  Generalversammlung,  sei  dieselbe  eine  allgemeine  oder  eine  solche 
der  Abgeordneten,  hat  jede  anwesende  stimmberechtigte  Person  Eine  Stimme. 

Es  ist  Sache  der  Kantone,  hinsichtlich  der  Wahl  von  Schiedsrichtern  durch  die 
gemeinsame  Generalversammlung  die  nötigen  Bestimmungen  aufzustellen,  damit  der  Vor- 
schrift von  Art.  184,  Absatz  3^  Genüge  geschieht 
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Art.  143. 
Die  Bestimmungen  betreffend  die  Generalyersammlnng  der  Arbeitgeber,  den  Ansschnss 
der  Arbeitgeber  nnd  das  Beglement   (Art.  112,  114  und  124),    ebenso  die  Yorschriften 
von  Art.  125  und  116  fallen  in  einer  Kreiskrankenkasse  mit  gemeinsamer  Yerwaltimg  dahin. 

Art  144- 
Die  Beatlimnungen  der  Art.  117 — 123  finden  auch  auf  die  Statuten  und  Statuten- 
ähnlichen    Beschl&sBe   der   Ereiskrankenkassen   mit   gemeinsamer  Verwaltung  Anwendung, 
mit   dem   Unterschiede,    dass   die   Mitwirkung   der    Generalversammlung   der   Arbeitgeber 
wegfällt. 

Art.  146. 
Die  Bestimmungf^n  der  Art.  110,  111  und  126 — 136  finden  auf  die  Ereiskranken- 
kaBse  mit  gemeinsamer  Verwaltung  entsprechende  Anwendung,  mit  dem  Zusätze,  dass  sowohl 
die  Mehrheit  der  Mitglieder  des  Vorstandes  als  auch  die  Mehrheit  der  Ersatzmänner  des- 
selben ans  Mitgliedern  der  Kreiskrankenkasse  bestehen  muss.  Die  Vorschrift  von  Art.  131 
besieht  sich  nur  auf  die  Vertretung  des  Versicherungskreises  im  Vorstande. 

3*  Die  Betriebskrankenkassen. 

Art.  146. 
Beschäftigt  ein  Betrieb  durchschnittlich  mindestens   einhundert  Personen,  so  kann 
dem  Betriebsunt^mehmer,  sofern  er  es  beantragt  und  die  Mehrheit  der  im  Betriebe  beschäf- 
tigten versicherungspflichtigen  Personen  ihr  Einverständnis  erklärt,  für  diesen  Betrieb  die 
Errichtung  einer  eigenen  Betriebskrankenkasse  bewilligt  werden. 

Art.  147. 
Wenn  die  besondere  Art  des  Betriebes  es  als  angezeigt  erscheinen  lässt,  insbe- 
sondere wenn  der  Betrieb  mit  ausnahmsweise  hoher  Erkrankungs-  oder  ünfallgefahr  ver- 
bunden ist,  so  kann  dem  Botriebsuntemehmer,  auch  gegen  seinen  und  seiner  Arbeiter 
Willen,  und  auch  bei  geringerer  als  der  in  Art.  146  bezeichneten  Arbeiterzahl,  die  Er- 
richtung einer  eigenen  Bätriebskrankenkasse  aufgegeben  werden. 

Art.  148. 

Liegen  die  einzelnen  Teile  eines  Betriebes  örtlich  erheblich  auseinander,  so  kann,  für 
jeden  oder  für  einen,  oder  für  mehrere  dieser  Teile  einzeln  oder  zusammen,  die  Errichtung 
emer  besonderen  Betriebskrankenkasse  bewilligt  oder  aufgegeben  werden,  sofern  mit  Beeng 
auf  eine  solche  Betriebskrankenkasse  jeweilen  die  in  Art  146  oder  die  in  Art.  147  fest- 
gesetzten Erfordernisse  zutreffen. 

Im  übrigen  Ist  es  unzulässig,  nur  für  einzelne  Arbeiter  oder  einzelne  Klassen  von 
Arbeitern  des  nämlichen  Betriebes  oder  Betriebsteiles  eine  besondere  Betriebskrankenkasse 
zu  errichten. 

Ari;.  149. 

Die  Bewilligung,  ebenso  die  Anordnung  der  Errichtung  einer  Betriebskrankenkasse 
ist  Sache  des  Bundesrates»  welcher,  seiner  Entscheidung  vorgängig,  der  kantonalen  Anf- 
eichtabehörde,  sowie  in  der  Regel  dem  Vorstand  und,  sofern  eine  getrennte  Verwaltung 
besteht,  auch  dem  Arbeitgeberausschuss  der  Kreiskrankenkasse  (Gelegenheit  zur  Vemehm- 
lassting  geben  wird. 

Der  Bef^chlnss  des  Bundesrates  wird,  durch  das  Mittel  der  kantonalen  Aufsichts- 
behörde, den  Beteiligten  schriftlich  zur  Kenntnis  gebracht. 

Art  160. 
Ein  Betriebsnntemehmer,  welcher  der  gemäss  Art.  147  bis  149   an  ihn  erlassenen 
Anfforderung,   eine   eigene  Betriebskrankenkasse   zu  errichten,    nicht  innert  der   gesetzten 
Frist   nachkommt  I    kann   dazu  verhalten  werden,    der   Kreiskrankenkasse    solche    Kassen- 
lei stungen  zu  eiBetzei],   welche  im  Falle  rechtzeitiger  Errichtung  der  Betriebskrankenkasse 
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dieser  obgelegen  hätten,  nnd  der  Ereiskrankenkasse  mit  Bezug  auf  diese  Ersatzpflicht 
genügende  Kaution  zn  leisten. 

Es  ist  Sache  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde,  im  Sinne  von  Absatz  1  die  Frist  an- 
zusetzen, sowie  die  Höhe  des  Ersatzes  und  der  Kaution  zu  bestimmen. 

Die  Anwendung  von  Art.  86  und  die  versicherungspolizeiliche  Ahndung  bleiben 
vorbehalten. 

Art.  151. 

Sämtliche  versicherungspflichtige  Personen^  welche  in  demjenigen  Betriebe  oder  dem- 
jenigen Betriebsteile,  für  den  eine  Betriebskrankenkasse  besteht,  beschäftigt  sind  und  ihrer 
Versicherungspflicht  nicht  in  einer  eingeschriebenen  Krankenkasse  Genüge  leisten  (Art.  193), 
sind  obligatorische  Mitglieder  der  Betriebskrankenkasse. 

Entstehen  Streitigkeiten  über  die  Frage,  ob  ein  Versicherungspflichtiger  der  Kreis- 
krankenkasse oder  der  Betriebskrankenkasse  angehöre,  so  entscheidet  darüber  diejenige 
Aufsichtsbehörde,  welcher  die  Betriebskrankenkasse  unterstellt  ist,  mit  auf  den  Beginn  des 
Streites  rückwirkender  Kraft.  Bis  zum  rechtskräftigen  Entscheid  gilt  vorläufig  der  Ent- 
scheid des  Vorstandes  der  Kreiskrankenkasse. 


Art.  162. 

Die  obligatorische  Mitgliedschaft  hört  auf 

a)  mit  dem  Zeitpunkt  der  Auflösung  der  Betriebskrankenkasse  (Art.  162); 

b)  mit  dem  Austritt  aus  demjenigen  Betriebe  oder  Betriebsteile,   för  welchen  die 
Betriebskrankenkasse  besteht; 

c)  mit  dem  Eintritt  in  eine  eingeschriebene  Krankenkasse  (Art.  193). 
Hinsichtlich    der  Beendigung   der  obligatorischen  Mitgliedschaft  werden  die  Bestim- 
mungen von  Art.  165  vorbehalten. 

Die  Bestimmungen  betreffend  den  Nachgenuss  der  Leistungen  der  Kreiskrankenkasse, 
Art.  29,  Absatz  1  und  2,  Art.  72,  Absatz  2 — 4,  Art.  73,  Absatz  2  und  3,  und  Art.  74, 
Absatz  2,  gelten,  in  entsprechender  Anwendung,  auch  für  die  gewesenen  obligatorischen 
Mitglieder  einer  Betriebskrankenkasse  gegenüber  dieser  letzteren. 

Der  Anspruch  auf  den  Nachgenuss  ist  jedoch  hier  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass 
der  Kranke  oder  Verstorbene,  vom  Tage  des  Aufhörens'  der  obligatorischen  Mitgliedschaft 
in  der  Betriebskrankenkasse  an  zurückgerechnet,  während  wenigstens  drei  Monaten  ununter- 
brochen dieser  Betriebskrankenkasse  angehört  hat. 

Art.  153. 

Die  Statuten  können  die  freiwillige  Mitgliedschaft,  mit  Voll-  und  Halbversicherung 
oder  nur  Vollversicherung  oder  nur  Halb  Versicherung,  für  solche  der  obligatorischen  Ver- 
sicherung nicht  unterstellte  Personen  einfahren,  welche  dem  Betrieb  als  Angestellte  ange- 
hören oder  als  Unternehmer  oder  Angestellte  angehört  haben  oder  Glieder  der  Familie  des 
Unternehmers  oder  der  Familie  eines  Mitgliedes  der  Betriebskrankenkasse  sind. 

Eine  solche  Bestimmung  kann  auf  dem  Wege  der  Statutenänderung  wieder  aufge- 
hoben werden.  Der  Aufhebungsbeschluss  darf  sich  jedoch  nicht  auf  die  bisherigen  frei- 
willigen Mitglieder  beziehen. 

Der  Betriebsuntemehmer  selbst  kann    nicht  Mitglied   der  Betriebskrankenkasse  sein. 

Die  Statuten  setzen  die  Eintrittsbedingungen  innert  der  Schranken  von  Art.  32,  Ab- 
satz 2,  sowie  die  Voraussetzungen  des  freiwilligen  Austrittes  und  des  Ausschlusses  fest, 
dürfen  jedoch  mit  Bezug  auf  den  Ausschluss  keine  für  das  Mitglied  ungünstigeren  Be- 
stimmungen als  die  in  Art.  40,  Absatz  1,  enthaltenen  aufstellen. 

Die  Bestimmungen  von  Art  40,  Absatz  2  und  3,  Art.  41,  sowie  von  Art.  43,  44 
und  45  finden  auch  auf  die  freiwillige  Mitgliedschaft  in  einer  Betriebskrankenkasse  ent- 
sprechende Anwendung. 

Es  ist  Sache  der  Statuten,  zu  bestimmen,  ob  und  inwieweit  die  Vorschriften  be- 
treffend den  Nachgenuss  der  Leistungen  der  Kreiskrankenkasse,  Art.  29,  Absatz  1  und  2, 
Art.  72,  Absatz  2 — 4,  Art.  73,  Absatz  2  und  3,  und  Art.  74,  Absatz  2,  auf  die  frei- 
willigen Mitglieder  entsprechende  Anwendung  finden. 
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Art.  164. 

Der  Betriebsimtemehiner  hat  innerhalb  der  Betriebsränme  oder  in  der  Nähe  der- 
selben anf  seine  Kosten  ein  geeignetes  Lokal  far  den  Betrieb  der  Kasse  bereit  zu  halten, 
sowie  diejenigen  von  ihm  zn  löhnenden  Personen  innerhalb  des  Betriebs  zn  bezeichnen, 
bei  denen  die  auf  den  Kassenbetrieb  bezüglichen  Meldungen  und  Beklamationen  anzu- 
bringen sind. 

Solche  Lokale  nnd  Personen  sind  auf  Kosten  des  Unternehmers  öffentlich  zu  ver- 
zeigen. 

Art.  156. 

Mit  Bezug  auf  das  YerfEihren  bei  Erkrankungen  gelten  die  Bestimmungen  der 
Art.  49 — 52.  Im  Falle  von  Art.  62  ist  die  Bewilligung  bei  der  Betriebskrankenkasse 
einzuholen. 

Die  Statuten  setzen  die  Leistungen  der  Betriebskrankenkasse  fest. 

Diese  müssen  jedoch  sowohl  mit  Bezug  auf  die  voll-  als  auch  mit  Bezug  auf  die 
halbversicherten  Mitglieder  mindestens  dasjenige  betragen,  was  für  die  Kreiskrankenkasse 
vorgeschrieben  ist,  und  mindestens  ebensoviel  und  auf  mindestens  die  gleiche  Dauer. 

Die  für  die  Kreiskrankenkasse  festgestellten  Befugnisse  des  Vorstandes  mit  Bezug 
auf  die  in  sein  Ermessen  gestellten  Mehrleistungen  der  Kasse  dürfen  nicht  im  Sinne  der 
Verminderung  der  Kassenleistungen  beschränkt  werden. 

Der  Entzug  oder  eine  Verminderung  der  Kassenleistungen  darf  in  keinen  andern 
Fällen  und  nicht  in  höherem  Masse  und  nicht  bälder  stattfinden,  als  es  in  diesem  Gesetze 
mit  Bezug  auf  die  Kreiskrankenkasse  vorgeschrieben  oder  als  zulässig  erklärt  ist.  Die 
Bestimmung  von  Art.  163,  Absatz  6,  bleibt  vorbehalten. 

Im  übrigen  gelten  die  Bestimmungen  von  Art.  44,  Absatz  1,  Art.  67,  68,  69,  61 
bis  66,  76  und  76  auch  für  die  Betriebskrankenkasse. 

Art.  166. 

Hinsichtlich  der  Aufbringung  der  Mittel  und  der  Beserve  gelten  die  Bestimmimgen 
der  Art.  77—84,  87—90,  92,  93,  96 — 97  und  99  mit  den  nachstehenden  Abweichungen 
und  Ergänzungen. 

Fabrikbnssen  (Art.  7,  Absatz  3  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeit  in  den 
Fabriken,  vom  23.  März  1877)  fallen  in  die  Reserve  der  Betriebskrankenkasse.  Die  Mit- 
glieder und  Ersatzmänner  des  Vorstandes  sind  jederzeit  befugt,  vom  Bussen  Verzeichnis 
Einsicht  zu  nehmen. 

An  die  Stelle  der  Monatsauflage  (Art.  82)  kann  durch  die  Statuten  die  Zahltags- 
auflage gesetzt  werden.  Diese  gilt  alsdann  für  die  obligatorischen  wie  für  die  freiwilligen 
Mitglieder,  Fällt  der  Jahreswechsel  zwischen  zwei  Zahltage,  so  ist  nur  der  auf  das  alte 
Jahr  entfallende  Teil  der  Auflage  in  der  Jahresrechnung  als  Einnahme  zu  verrechnen. 

Zeigt  sich  bei  Abschluss  der  Jahresrechnung  ein  Ausfall,  so  entscheidet  die  kan- 
tonale An^ichtabohörde  nach  Anhörung  des  Betriebsuntemehmers  und  der  Generalversamm- 
lung der  VerBicherten  über  die  Deckung  dieses  AusMles  durch 

a)  Uebertrag  auf  neue  Rechnung; 

b)  Entnahme  aus  der  Kassenreserve; 

c)  Entnahme  aus  der  Verbandsreserve  nach  Massgabe  des  Verbandsvertrages; 

d)  Nachzablung  seitens  des  Betriebsuntemehmers. 

Der  Betriebsuntemehmer  ist  nicht  berechtigt,  sich  für  die  Nachzahlung  am  Arbeiter 
oder  an  den  andern  Kassenmitgliedem  oder  an  der  Betriebskrankenkasse  zu  erholen. 

Beicht  der  augenblickliche  Kassenbestand  zur  Deckung  der  fälligen  Verbindlichkeiten 
nicht  aus,  so  hat  der  Betriebsuntemehmer  den  Fehlbetrag  unverzinslich  vorzuschiessen. 

Der  Vorachnss  ist,  sobald  es  die  Kassenmittel  gestatten,  zu  verrechnen. 

Ari;.  167. 
Ist  der  Betriebsuntemehmer  säumig  in  der  Erfüllung  seiner  Verbmdlichkeiten  gegen- 
über der  Betriebakrankenkasse,  so  hat  der  Kassenvorstand  davon  sofort  die  kantonale  Anf- 
sichtsbeli5rde  in  Kenntnis  zu  setzen.    Diese  räumt  dem  Säumigen  eine  Erfüllungsfrist  von 
höchatena  zwei  Wochen    ein    und   kann   nach  frachtlosem  Ablauf  dieser  Frist  namens  der 
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Kasse  den  Konknrs  über  den  Säumigen  beantragen,  sowie  einen  Vertreter  der  Kasse  be- 
stellen, welcher  die  Bechte  derselben  im  Konknrs  des  Betriebsnntemehmers  zu  wahren  bat. 
Das  nämliche  Verfahren  findet  im  Interesse  der  Kreiskrankenkasse  statt,  wenn 
der  Betriebsnntemehmer  in  der  Leistung  der  in  Art.  160  vorgesehenen  Ersatzsnmme  oder 
Kantion  säomig  ist. 

Art.  168. 
HinsichtUch   der   Organe,   der  Verfassung   und   des   (Geschäftsganges   der   Betriebs- 
krankenkasse  gelten   die   für  Kreiskrankenkassen   mit   getrennter  Verwaltung  bestehenden 
Bestimmungen  (Art.  106 — 136)  mit  folgenden  Abänderungen: 

a)  An  die  Stelle  der  Generalversammlung  der  Arbeitgeher  tritt  der  Betriehsunter- 
nehmer.  Die  Bestimmungen  betreffend  das  Reglement  der  Generalversammlung 
der  Arbeitgeber  fallen  dahin.  Ist  eine  Vereinigfung  mehrerer  Personen  oder 
eine  juristische  Person  Betriebsuntemehmer,  so  wird  sie  durch  den  oder  die 
zur  Unterschrift  Berechtigten  vertreten.  An  die  Stelle  eines  handlungsunfähigen 
oder  in  seiner  Handlungsföhigkeit  beschränkten  Arheitgebers  tritt  der  gesetz- 
liche Vertreter. 

b)  Die  Einherufnng  der  konstituierenden  Greneralversammlung  der  Versicherten 
erfolgt  mindestens  zehn  Tage  zum  voraus,  öffentlich  oder  mittelst  Anschlages 
in  den  Betriehsräumen,  durch  den  Betriebsuntemehmer.  Dieser  oder  ein  von 
ihm  zu  bezeichnender  Stellvertreter  leitet  alsdann  die  Versammlung  und  be- 
zeichnet den  Protokollfahrer. 

c)  Die  Bestimmung  von  Art.  119,  litt,  b,  wird  durch  die  abweichenden  Bestim- 
mungen der  Art.  166  und  163  ersetzt. 

d)  Der  Versicherungskreis  besitzt  mit  Bezug  auf  die  Betriebskrankenkasse  weder 
Befugnisse  noch  Pflichten. 

Art.  169. 

Die  Betriebskrankenkasse  muss  aufgehoben  werden,  wenn  derjenige  Betrieb  oder 
Betriebsteil,  far  den  sie  besteht,  eingeht.  Der  Betriebsuntemehmer  ist  verpflichtet,  der 
kantonalen  Aufsichtsbehörde  von  der  bevorstehenden  Beendigung  des  Betriebs  rechtzeitig 
Anzeige  zu  machen. 

Die  Betriebskrankenkasse  muss  femer  aufgehoben  werden,  wenn  die  Zahl  der  Mit- 
glieder seit  mindestens  einem  Jahre  beständig  unter  einhundert  geblieben  und  nicht  anzu- 
nehmen ist,  dass  sie  in  der  nächsten  Zeit  die  Zahl  von  einhundert  wieder  erreiche.  Vor- 
behalten bleibt  der  Fall  von  Art.  147. 

Art.  160. 
Die  Betriebskrankenkasse  kann  jederzeit  aufgehoben  werden, 

a)  wenn  der  Betriebsuntemehmer  und  die  Generalversammlung  der  Versicherten 
es  beantragen,  oder 

b)  wenn,  auch  ohne  dass  ein  solcher  Antrag  vorliegt,  die  Bechte  der  ^Mitglieder 
oder  deren  Ansprüche  auf  Kassenleistungen  als  emstlich  und  dauemd  ge- 
fährdet erscheinen. 

Art.  161. 

Der  Bundesrat  entscheidet  über  die  Aufhebung  einer  Betriebskrankenkasse,  nachdem 
er  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde  und  den  Beteiligten  Gelegenheit  zur  Vemehmlassung 
gegeben  haben  wird. 

Der  Beschluss  wird,  durch  das  Mittel  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde,  den  Be- 
teiligten schriftlich  zur  Kenntnis  gebracht. 

Art.  162. 
Der  Bundesrat  setzt  den  Zeitpunkt  der  Auflösung  selbst  fest  oder  überträgt  dessen 
Festsetzung  der  kantonalen  Aufisichtsbehörde. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  treten  sämtliche  Organe  der  Betriebskrankenkasse  ausser 
Wirksamkeit  und  hört  jede  Mitgliedschaft  auf.  Die  bisherigen  Mitglieder  des  Vorstandes 
sind  jedoch  verpflichtet,  beförderlich  die  Betriebsrechnung  zu  stellen  und  der  kantonalen 
Aufsichtsbehörde  zu  übergeben,    und   bleiben   mit  Bezug  hierauf  der  gesetzlichen  Aufsicht 
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und  Disciplinargewalt   der   kantonalen    An&icbtsbehörde   (Art.  207),    sowie  der  YorBchrift 
von  Art.  134  unterstellt. 

Die  Betriebsrecbnung  wird  nacb  Anhörung  des  Betriebsuntemehmers  durch  die  kan- 
tonale Aufsichtsbehörde  festgesetzt.  Der  für  die  Erfüllung  der  mutmasslichen,  erst  nach 
der  Auflösung  fiQlig  werdenden  Verbindlichkeiten  der  Betriebskrankenkasse  erforderliche  Be- 
trag wird  in  Ausgabe  gebracht.  Sowohl  die  kantonale  Aufsichtsbehörde  als  auch  der  Be- 
triebsuntemehmer,  beziehungsweise  dessen  Bechtsnachfolger,  sind  befugt,  die  Yerantwort- 
lichkeitserklärung  gegen  bestimmte  Personen  zu  erlassen.  Die  kantonale  Aufsichtsbehörde 
kann  den  Bechtsstreit  betreffend  Schadenersatz  namens  der  Kasse  selbst  führen  oder  die 
Führung  dem  Betriebsuntemehmer,  beziehungsweise  dessen  Bechtsnachfolger,  überlassen. 
Wer  den  Bechtsstreit  fahrt,  kann  auch  den  Abstand  erklären  und  einen  Vergleich  ein- 
gehen. 

Die  kantonale  Aufsichtsbehörde  ist  befugt,  einen  Liquidator  zu  bestellen,  und  setzt 
alsdann  den  Zeitpunkt  des  Beginns  seiner  Thätigkeit,  sowie  seine  Bechte  und  Obliegen- 
heiten fest. 

Art.  163. 

Im  übrigen  gelten  mit  Bezug  auf  die  Auflösung  einer  Betriebskrankenkasse  folgende 
weitere  Bestimmungen. 

Die  Auflagepflicht  lauft  bis  zum  Tage  der  Auflösung  der  Betriebskrankenkasse. 

Ein  Deficit  ist  nach  Massgabe  von  Art.  156,  Absatz  4,  zu  decken.  Die  kantonale 
Aufsichtsbehörde  entscheidet  über  die  Höhe  der  Beserrenentnahme  und  des  zur  Deckung 
des  Deficits  beizuziehenden  Betrages  von  allfällig  ausser  der  Beserre  vorhandenem  Vermögen 
der  Betriebskrankenkasse. 

Hinsichtlich  der  Verbindlichkeiten  der  freiwilligen  Mitglieder  und  des  Betriebsunter- 
nehmers nach  Massgabe  von  Absatz  2  und  3  oben  gelten  die  Bestimmungen  von  Art.  157 
und  385.  Für  die  Deckung  des  nichterhältlichen  Betrages  dieser  Verbindlichkeiten  ist  die 
noch  vorhandene  Beserve  und  das  übrige  Vermögen  der  Betriebskrankenkasse  zu  verwenden. 

Der  Best  der  Beserve  und  des  übrigen  Vermögens  geht  auf  die  Kreiskrankenkasse 
über.  Erstreckt  sich  der  Betrieb,  für  welchen  die  Betriebskrankenkasse  bestand,  auf  das 
Gebiet  mehrerer  Kreiskrankenkassen,  so  findet  eine  angemessene  Verteilung  statt,  worüber 
die  kantonale  Aufsichtsbehörde  entscheidet. 

Wenn  der  Betriebskrankenkasse  freigebige  Zuwendungen  mit  der  Bedingung  zuge- 
flossen sind,  sie  im  Falle  der  Auflösung  der  Betriebskrankenkasse  oder  des  IJebergangs 
des  Betriebs  in  andere  Hände  auf  andere  als  die  in  Absatz  5  festgestellte  Weise  zu  ver- 
wenden, so  soll  dieser  Bedingung  Folge  gegeben  werden. 

Art.  164. 

Gtoht  der  Betrieb  in  andere  Hände  über,  so  ist  der  neue  Inhaber  zur  Anzeige  an 
die  kantonale  Aufsichtsbehörde  verpflichtet. 

Alsdann  entscheidet  der  Bundesrat  über  den  Fortbestand  oder  die  Auflösung  der 
Betriebskrankenkasse  und  im  ersteren  Falle  über  die  Haftbarkeit  des  bisherigen  und  des 
neuen  Inhabers  für  die  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  bestehenden  Verpflichtungen  des 
Betriebsuntemehmers  gegenüber  der  Betriebskrankenkasse. 

Im  Falle  des  Fortbestandes  der  Betriebskrankenkasse  gehen  sämtliche  gesetzliche 
und  statutarische  Befugnisse  des  bisherigen  Betriebsinhabers  an  den  Nachfolger  über. 

Art.  166. 

Wird  der  Betrieb  vorübergehend  eingestellt,  so  entscheidet  der  Bundesrat  über  den 
Fortbe&iand  oder  die  Auflösung  der  Betriebskrankenkasse. 

Im  erstem  Falle  bleiben  die  Organe  der  Betriebskrankenkasse  in  Thätigkeit,  und  es 
wird  jedeß  durch  die  Betriebseinstellung  arbeitslos  gewordene  obligatorische  Mitglied  der 
Betrieb skrankenkasse  auf  sein  Begehren  ohne  weiteres  vollversichertes  freiwilliges  Mitglied 
der  BetriebekrankenkasB«  mit  den  Bechten  und  Pflichten  eines  solchen  nach  Massgabe  der 
Statuten  oder,  in  Ermangelung  statutarischer  Bestimmungen  über  die  freiwillige  Mitglied- 
»cLaft  mit  Vollversicherting,  nach  Massgabe  der  durch  die  kantonale  Aufsichtsbehörde  fest- 
Äueetzenden  Beatimmungen, 
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Im  Falle  der  Anflösimg  der  Betriebskrankenkasse  wird  des  weitem  nach  den  Vor- 
schriften von  Art.  162,  163  und  164  verfehren. 

4.  Die  BeserrenTerbande. 

Art.  166. 

Einzelne  Ereiskrankenkassen  des  nämlichen  Kantons  können  nnter  sich  Reserven- 
verbände  bilden. 

Ebenso  können  einzelne  Betriebskrankenkassen  nnter  sich  Beservenverbände  bilden. 
Machen  Betriebskrankenkassen,  welche  verschiedenen  Kantonen  angehören,  von  dieser 
Befagnis  Gebranch,  so  ist  dafar  die  Zastimmong  des  eidgenössischen  Versichernngsamtes 
erforderlich. 

Solche  Verbände  können  wieder  aufgelöst  werden. 

Die  Auflösung  findet  statt  infolge  eines  Auflösungsvertrages  oder  einseitiger  Kün- 
digung oder  Eingehens  einer  der  Verbandskassen  (Art.  25  und  159 — 165). 

Bei  Bildung  eines  Beservenverbandes,  ebenso  mit  Bezug  auf  den  Auflösungsvertrag 
oder  die  Kündigung  ist  das  nämliche  Verfahren  zu  beobachten,  wie  bei  einer  Statuten- 
änderung. 

Art.  167. 

Die  Beservenverbände  besitzen  kraft  dieses  Gesetzes  Persönlichkeit.  Die  Bestim- 
mungen der  Art.  17,  18  und  19  finden  auf  dieselben  entsprechende  Anwendung. 

Die  Reservenverbände  können  sowohl  die  Bildung,  Aeufaung  und  Verwendung  eines 
gemeinsamen  Reservefonds,  als  auch  die  gemeinsame  Bestreitung  der  Kassenleistungen  zu 
einem  die  Hälfte  ihres  Gesamtbetrages  nicht  übersteigenden  Teil  zum  Zweck  haben. 

Der  Verbandsvertrag  bestimmt  darüber  das  Nähere. 

Die  Benützung  der  Verbandsreserve  muss  für  jede  Verbandskasse  unter  gleichen 
Verhältnissen  die  gleiche  sein. 

Art.  168. 

Es  ist  Sache  des  Verbandsvertrages,  dasjenige  Kassenamt  oder  öffentliche  Geld- 
institut zu  bezeichnen,  welchem  die  Verwahrung  und  Verwaltung  der  Verbandsreserve  zu 
übertragen  ist. 

Die  kantonale  Aufsichtsbehörde  stellt  die  Jahresrechnung  des  Reservenverbandes  fest 
und  entscheidet  nach  Massgabe  des  Verbandsvertrages  über  die  Reservenäufiaung  und 
Reservenentnahme,  sowie  über  den  Betrag  der  Vergütungen  der  einen  Verbandskasse  an 
die  andere. 

Mit  Bezug  auf  diejenigen  Reservenverbände,  für  deren  Bildung  die  Zustimmung  des 
eidgenössischen  Versicherungsamtes  erforderlich  ist,  tritt  dieses  an  die  Stelle  der  kantonalen 
Aufsichtsbehörde. 

Art.  169. 

Im  Falle  der  Auflösung  des  Verbandes  wird  der  Reservefonds  durch  die  zuständige 
Aufsichtsbehörde  (Art.  168,  Absatz  2  und  3)  nach  Massgabe  der  durchschnittlichen  Mit- 
gliederzahl der  Verbandskassen  im  letzt-  und  vorletztabgelaufenen  Rechnungsjahr  unter  die 
Reservefonds  der  einzehien  Verbandskassen  verteilt,  sofern  und  soweit  nicht,  im  Falle  der 
Gründung  eines  neuen  Reservenverbandes,  die  Anteile  der  einzelnen  diesen  neuen  Verband 
bildenden  Kassen  in  die  neue  Verbandsreserve  Men. 


E.  Die  AnfisiclLtsbelLörden. 

Art.  170. 

Die  Aufsicht  über  die  öffentlichen  Krankenkassen  wird  durch  die  Kantone  unter  der 
Oberaufisicht  des  Bundes  ausgeübt. 

Ausnahmsweise  tritt  die  Aufsicht  durch  das  eidgenössische  Versicherungsamt  an  die 
Stelle  der  kantonalen  Aufeicht  (Art.  179—181). 

Hinsichtlich    der   Aufsicht  über   die   freien  Kassen    gelten   die    Bestimmungen  j  von 
Art.  188. 
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L  Die  kantonalen  Aufsichtsbehörden. 

Art.  171. 

Jeder  Eanton  stellt  eine  kantonale  Aufsichtsbehörde  auf.  In  grösseren  Kan- 
tonen ist  die  Aufstellung  mehrerer  kantonaler  Aufisichtsbehörden,  mit  Einteilung  des 
Kantons  in  ebensoviele  Aufsichtbezirke,  zulässig. 

Die  Kantone  erlassen  die  erforderlichen  Vorschriften  über  die  Zusammensetzung, 
Wahlart  und  Amtsdauer,  sowie,  innert  der  Schranken  der  Bestimmungen  dieses  und  anderer 
Bnndesgesetze,  über  die  Befugnisse,  die  Obliegenheiten  und  den  Geschäftsgang. 

Die  in  Ausführung  dieses  Artikels  (Absatz  1  und  2)  aufgestellten  kantonalen  Gesetze 
und  Verordnungen,  ebenso  jede  Abänderung  unterliegen  der  Genehmigung  seitens  des 
Bundesrates.  Dieser  ist  in  der  Folge  jederzeit  befugt,  die  Abänderung  solcher  Gesetze 
und  Verordnungen  zu  verlangen. 

Nach  erfolgter  Genehmigung  seitens  des  Bundesrates  sind  die  (Jesetze  und  Verord- 
nungen Ton  der  zuständigen  kantonalen  Behörde  zu  veröffentlichen  und  den  öffentliclien 
Krankenkassen  des  Kantons  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Art.  172. 

Die  Bestellung  der  kantonalen  Aufsichtsbehörden  ist  Sache  der  Kantone.  Die  Ge- 
wählten stehen  unter  der  kantonalen  Oberbehörde  und  sind  derselben  v.erantwortlicb. 

Der  Bundesrat  ist  befugt,  von  den  Kantonen  die  Abberufung  eines  den  kantonalen 
Aufsichtsbehörden  angehörenden  Beamten  zu  verlangen,  wenn  dieser  sich  grober  oder 
wiederholter  Verletzung  der  Amtspflicht  schuldig  macht. 

Art.  173. 

Der  Kanton  trägt  die  Kosten  der  kantonalen  Aufsichtsbehörden.  Er  ist  nicht  befiigt, 
sich  für  diese  Kosten  ganz  oder  teilweise  an  den  Krankenkassen  zu  erholen. 

Entstehen  im  Falle  einer  Nichtgenehmigung  der  Jahresrechnung  oder  durch  das  in 
den  Art.  134 — 136  festgestellte  Verfahren  mit  Bezug  auf  eine  Kreiskrankenkasse  oder 
eine  Betriebskrankenkasse  besondere  erhebliche  Kosten,  so  können  dieselben  ganz  oder  teil- 
weise der  Kasse  oder  den  schuldigen  Personen  auferlegt  werden,  worüber  die  kantonale 
Aufsichtsbehörde  entscheidet. 

Art.  174. 

Die  nach  Massgabe  von  Art.  171  aufgestellten  kantonalen  Behörden  üben  die  ihnen 
durch  dieses  oder  andere  Bundesgesetze,  durch  die  Verordnungen  und  Weisungen  des 
Bundesrates,  sowie  durch  die  kantonalen  Vorschriften  (Art.  171)  übertragenen  Befugnisse 
und  Obliegenheiten  aus. 

Sie  beaufsichtigen  die  öffentlichen  Krankenkassen  des  Kantons.  Diese  werden  jährlich 
mindestens  einmal  durch  ein  oder  mehrere  Mitglieder  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde 
inspiziert.  Sie  erstatten  unmittelbar  oder  durch  das  Mittel  der  Kantonsregierungen  dem 
Bundesrat  alljährlich  Bericht  über  den  Gang  und  die  Ergebnisse  des  Betriebes  der  öffent- 
lichen Krankenkassen  und  der  Reservenverbände  des  Kantons,  sowie  über  die  eigene  Thätigkeit. 

Art.  175. 

Die  kantonale  Aufsichtsbehörde  beschliesst  in  den  ihr  durch  dieses  oder  ein  anderes 
Bundesgesetz  zugewiesenen  Angelegenheiten  der  öffentlichen  Krankenkassen  und  der  Beserven- 
verbände  erstinstanzlich. 

Die  kantonale  Aufsichtsbehöde  entscheidet  endgültig  in  den  Fällen  von  Art.  102, 
Absatz  2  und  3,  Art.  106,  Absatz  2,  Art.  138.  Absatz  2,  und  Art.  140,  Absatz  2. 

Art.  176. 
Die  kantonale  Au&ichtsbehörde  ist  erste  Beschwerdeinstanz  in  Angelegenheiten 
der  öffentlichen  Krankenkassen  und  der  Beservenverbände. 
Sie  entscheidet  insbesondere  über  Beschwerden: 

a)  mit  Bezug   auf  das  Stimmrecht  in   einer  Generalversammlung    oder   fär  eine 
Urabstimmung  (Art.  109  und  141); 
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b)  gegen  die  Gültigkeit  yon  Beschlüssen  und  Wahlen  durch  eine  Oeneralversamm- 
lung  oder  mittelst  der  üme; 

c)  gegen  die  Amtsthätigkeit  deijenigen  Kassenorgane,  welche  durch  eine  General- 
versammlung bestellt  sind; 

d)  gegen  die  Gültigkeit  solcher  durch  den  Vorstand  getroffenen  Wahlen,  welche 
veröffentlicht  werden  müssen  (Art.  22); 

e)  mit  Bezug  auf  den  Yorschuss  (Art.  82,  Absatz  4  und  5); 

f)  mit  Bezug  auf  den  Tagesverdienst  (Art.  92); 

g)  mit  Bezug  auf  die  Verpflichtungen  des  Betriebsuntemehmers  nach  Massgabe 
von  Art.  150,  156,  Absatz  4,  litt,  d,  und  Absatz  6,  Art.  163,  Absatz  3; 

h)  mit  Bezug  auf  die  Anwendung  der  Vorschrift  von  Art.  163,  Absatz  6. 
Ausgenommen  sind  diejenigen  Streitigkeiten,  deren  Entscheidung   durch    das   Gesetz 
(Art.  182)  den  Schiedsgerichten  zugewiesen  wird. 

Art.  177. 

Zur  Beschwerde  ist  jeder  befugt,  welcher  mit  Bezug  auf  den  Anfechtungsgegenstand 
ein  rechtliches  Interesse  besitzt,  insbesondere  jedes  Mitglied,  jeder  Vertreter  eines  frei- 
willigen Mitgliedes  und  jede  beitragspflichtige  Person,  sowie  das  zuständige  Organ  des 
Versicherungskreises  und  die  eidgenössische  Unfallversicherungsanstalt. 

Die  Beschwerde  ist  schriftlich  einzureichen. 

Die  Beschwerdefrist  beträgt,  sofern  es  sich  um  die  Gültigkeit  von  Beschlüssen  oder 
Wahlen  einer  Generalversammlung  oder  mittelst  der  Urne  oder  von  solchen  durch  den 
Vorstand  getroffenen  Wahlen,  welche  veröffentlicht  werden  müssen  (Art.  22),  handelt, 
zwanzig  Tage  bei  Beschlüssen,  dagegen  nur  vier  Tage  bei  Wahlen.  Bei  denjenigen  Be- 
schlüssen und  Wahlen,  welche  veröffentlicht  werden  müssen,  beginnt  die  Beschwerdefrist 
erst  von  dem  Tage  der  Bekanntmachung  an  zu  laufen.  Nichtbeachtung  der  Beschwerde- 
frist hat  in  der  Regel  die  Verwirkung  zur  Folge. 

Anderweitige  Beschwerden  sind  an  keine  Frist  gebunden. 

Das  Verfahren  ist  unentgeltlich.  Besondere,  erhebliche  Anlagen  der  Behörde  können 
jedoch  der  unterliegenden  Partei  oder  beiden  Parteien  auferlegt  werden.  Ebenso  ist  es 
zulässig,  der  unterliegenden  Partei  eine  Entschädigung  an  die  Gegenpartei  für  die  Umtriebe 
zu  überbinden. 

Im  übrigen  wird  das  Verfahren  durch  die  Kantone  festgesetzt. 

Ari;.  178. 

Jeder  nach  Massgabe  von  Art.  175,  Absatz  1,  oder  Art.  176  und  177  gefasste  Ent- 
scheid wird  den  Beteiligten  schriftlich,  gegen  Empfangschein,  mitgeteilt  unter  Ansetzung 
einer  Frist  von  zwanzig  Tagen  zur  Beschwerde  an  den  Bundesrat  und  unter  Androhung 
der  Verwirkung  im  Falle  der  Nichtbenutzung  dieser  Frist. 

Dieser  Androhung  ist  in  der  Begel  Folge  zu  geben.  Im  Streitfall  entscheidet  darüber 
der  Bundesrat. 

Die  Bestimmung  von  Art.  177,  Absatz  5,  findet  auch  auf  das  Verfahren  vor  dem 
Bundesrat  Anwendung. 

2.  Bas  eidgenössische  Yerslcherungsamt. 

Art.  179. 

Dem  eidgenössischen  Versicherungsamt  (Art.  227 — 229)  werden  diejenigen  Betriebs- 
krankenkassen unterstellt,  welche  für  einen  sich  über  mehrere  Kantone  erstreckenden  Betrieb 
oder  Betriebsteil  errichtet  sind. 

Ebenso  kann  der  Bundesrat  Betriebskrankenkassen  wirtschaftlicher  Betriebe  der  Eid- 
genossenschaft oder  anderer  grosser  Unternehmungen  dem  eidgenössischen  Versicherungs- 
amt unterstellen. 

Art.  180. 
Mit  Bezug   auf  die   dem   eidgenössischen  Versicherungsamt   unterstellten   Betriebs - 
krankenkassen  und  deren  Beservenverbände  tritt  dasselbe  überaU,  insbesondere  hinsichtlich 
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der  Bestimmangen   von  Art.  168,  169,  173,  Absatz  2,    Art.  174  bis  178    au   die  Stelle 
der  kantonalen  Aa&ichtsbehörde. 

Art.  181. 
Bei  Streitigkeiten  zwischen  einer  kantonalen  AafsichtsbehOrde  und  dem  eidgenössischen 
Yersichernngsamte  aber   die  Zuständigkeit   hinsichtlich   der  Bestimmungen   von  Art.  174 
bis  180  entscheidet,  nach  Anhörung  der  beteiligten  Eantonsregierungen,    der   Bundesrat 

F.  Die  Rechtspflege. 

Art.  182. 
Streitigkeiten  aus  dem  Bereiche  der  öffentlichen  Krankenkassen 

a)  zwischen  einer  Person,  welche  als  freiwilliges  Mitglied  zurückgewiesen  worden, 
oder  ein&m  freiwilligen  Mitglied  und  einem  Eassenvorstand  oder  Liquidator 
(Art.  162,  Absatz  4)  mit  Bezug  auf  die  Mitgliedschaft; 

b)  zwischen  einem  Versicherten  oder  einer  anderen  Person  und  einem  Eassen- 
vorstand oder  Liquidator  mit  Bezug  auf  die  in  diesem  Gesetz  bestimmten 
Kassenleistangen,  die  Eürzung,  den  Entzug  oder  die  anderweitige  Verwendung 
(Art,  64,  Absatz  2  und  3,  Art.  65,  Absatz  1)  von  solchen,  die  Verrechnung, 
Rnckerstattnng  und  Veijährung,  ausgenommen  der  Fall  von  Art.  54,  Absatz  3 ; 

c)  aber  Ansprüche,  welche  von  Dritten  kraft  einer  der  Bestimmungen  von  Art  58, 
59  oder  64  t  Absatz  3,  gegen  eine  öffentliche  Erankenkasse  geltend  gemacht 
werden  i  aua(?enommen  sind  diejenigen  Ansprüche,  welche  sich  auf  besondere 
Verträge  oder  besondere  Zusicherungen  stützen; 

d)  über  ATisprüche,  welche  ein  Eassenvorstand  oder  Liquidator  gestutzt  auf  dieses 
Gesetz  gegen  jemand  erhebt,  ausgenommen  die  Fälle  von  Art.  76,  134 — 136, 
150^  t56,  Absatz  4,  litt,  d,  und  Absatz  6,  Art.  163,  Absatz  6; 

e)  zwischen  einem  Arbeitgeber  und  einem  Versicherten  über  den  Betrag  des  Lohn- 
abzagä  für  die  Auflage  oder  über  die  Bückerstattung  des  abgezogenen  Betrages; 

t)  über  den  Ausschluss  ans  der   öffentlichen  Erankenkasse  und  die  Ausschluss- 
dauer, ausgenommen  der  Fall,  in  welchem  der  Ausschluss  aus  der  öffentlichen 
Krankenkaflsti  infolge  des  Ausschlusses  aus  der  eidgenössischen  Unfallversiche- 
rungi^anstalt  stattgefunden  hat  (Art.  285); 
g)  über  den  Pr^miennachlass  an  Arbeitslose  (Art.  83,  Absatz  2) 
sind  achiedsgeriühtüch  2U  erledigen. 

Dio  schiedsgerichtliche  Erledigung  kann  auch  dann  verlangt  werden,  wenn  ein  solcher 
Streit  sich  auf  eine  Kassenleistung  bezieht,  deren  Zuerkennung  oder  Entzug  oder  Eürzung 
nach  dem  Oesetz  in  da@  Ermessen  des  Eassenvorstandes  gestellt  ist. 

Das  Schiedsgericht  ist  an  die  Bestimmung  von  Art.  8  und,  bei  Streitigkeiten  über 
die  Auflage,  mit  Ijtezug  auf  die  Höhe  derselben  an  die  gemäss  Art.  92  erfolgte  Festsetzung 
gebunden. 

Art.  183. 
Die   Kantone  stellen,  unter  Beobachtung   der  Vorschriften   von  Art.  184  und  185, 
die  Einrichtaiig,   Zahl   und  Zusammensetzung  der  Schiedsgerichte,  die  Art  der  Wahl,  die 
Äratadaner  und  Verantwortlichkeit  der  Bichter,  sowie  das  Gerichtsverfahren  fest. 

Die  Bestimmungen,  welche  zu  diesem  Behufe  erlassen    werden,    ebenso  jede  Abän- 
derung derselben,  unterliegen  der  Genehmigung  seitens  des  Bundesrates.    Derselbe  ist  auch 
jederzeit  befugt,  die  Abänderung  der  bestehenden  Bestinmiungen  zu  verlangen. 
Jeder  Eanton  trägt  die  Eosten  der  von  ihm  eingesetzten  Schiedsgerichte. 

Art.  184. 

Daa  Schiedsgericht  muss,  um  gültig  verhandeln  und  urteilen  zu  können,  mit  einem 
Vorsitzenden  und  zwei  Schiedsrichtern  besetzt  sein. 

Der  Vorsitzende  wird  einer  der  GJerichtsbehörden  des  Eantons  entnonmien. 

Der  eine  der  zwei  Bichter  muss  einer  der  kantonalen  Aufsicht  unterstellten  öffent- 
lichen Krankenkasse  des  Eantons  als  Mitglied,  der  andere  als  beitragspflichtiger  Arbeit- 
geber angehören. 

Dio  Parteien  besitzen  ein  angemessenes  Ablehnungsrocht. 
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Art.   185. 

Das  Verfahren  soll  möglichst  einfach  sein  und  so  eingerichtet  werden,  dass  die 
Streitigkeiten  eine  schleunige  Erledigung  finden. 

Dasselbe  ist  mündlich  und  unentgeltlich. 

Besondere,  erhebliche  Auslagen  des  Schiedsgerichts  können  jedoch  der  unterliegenden 
Partei  oder  beiden  Parteien  auferlegt,  und  es  kann  der  obsiegenden  Partei  eine  Prozess- 
ontschädigung  zugesprochen  werden. 

Art.  186. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  182  gelten  auch  mit  Bezug  auf  die  dem  eidgenössischen 
Versicherungsamt  unterstellten  Betriebskrankenkassen  (Art.  179). 

Der  Bundesrat  stellt  für  jede  solche  Betriebskrankenkasse,  unter  sachgemässer  An- 
wendung von  Art.  184  und  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  von  Art.  185,  die  nötigen 
Vorschriften  auf.     Er  bestimmt,  wer  die  Kosten  dieser  Schiedsgerichte  zu  tragen  habe. 

Der  Bundesrat  ist  befugt,  die  Erledigung  der  Streitigkeit«!,  welche  im  Bereich  einer 
bestimmten,  dem  eidgenössischen  Versicherungsamt  unterstellten  Betriebskrankenkasse  ent- 
stehen können,  einem  kantonalen  Schiedsgerichte  (Art.  183)  zu  überweisen. 

Art.  187. 

Jedes  Endurteil  des  Schiedsgerichtes  (Art.  182  und  186)  wird  durch  dasselbe  den 
Parteien  schrifüich,  gegen  Empfangschein,  zugestellt,  unter  gleichzeitiger  Ansetzung  einer 
Frist  von  zwanzig  Tagen  zur  Berufung  an  das  Bundesversicherungsgericht  (Art.  316)  und 
unter  Androhung,  dass  das  Urteil  bei  Nichtbenutzung  der  Berufungsfrist  in  Rechtskraft 
erwachse. 

Die  Berufung  erfolgt  mittelst  schriftlicher  Erklärung  an  das  Schiedsgericht. 

Nach  Eingang  der  Berufungserklärung  werden  die  Akten  und  das  Protokoll  des 
Schiedsgerichtes  unverzüglich  dem  Bundesversicherungsgericht  zugestellt. 

Das  Bundesversicherungsgericht  beschliesst  über  die  Bechtzeitigkeit  der  Berufung, 
sowie,  im  Falle  der  Verspätung,  über  die  WiederhersteUung  gegen  den  Fristablauf. 

Das  Bundesversicherungsgericht  entscheidet  nach  dem  für  dasselbe  geltenden  Ver- 
fahren (Art.  317)  endgültig  über  den  Streitfall. 

Ausser  der  Berufung  an  das  Bundesversicherungsgericht  und  der  Revision  des  eigenen 
Urteils  durch  dasselbe  besteht  kein  anderes  Bechtsmittel. 

G.  Die  freien  Kassen. 

1.  Die  staafUche  Aufsicht. 

Ad;.  188. 

Sämtiiche  freiwilligen,  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Hülfskassen,  welche  in  der 
Schweiz  die  Krankenversicherung  betreiben  (freie  Kassen),  unterliegen  der  staatlichen 
Aufsicht. 

Die  staatliche  Aufsicht  wird  durch  die  kantonale  Aufisichtsbehörde  (Art.  171)  aus- 
geübt. Mit  Bezug  auf  diejenigen  freien  Kassen,  welche  ihre  Thätigkeit  über  mehrere 
Kantone  erstrecken,  tritt  das  eidgenössische  Versicherungsamt  an  die  Stelle  der  kantonalen 
Aufsichtsbehörde. 

Der  Bundesrat  setzt  das  Aufsichtsverfahren  fest. 

Die  Kosten  der  kantonalen  Aufsicht  werden  durch  die  Kantone  getragen. 

Die  freien  Kassen  haben  keinerlei  Beiträge  an  die  Aufsichtskosten  zu  entrichten. 

2.  Der  Bandesbeitrag. 

Ari;.  189, 
Jede  freie  Kasse  (Art.  188),  welche  für  ihre  Mitglieder  auf  mindestens  die  nämliche 
Dauer  mindestens  ebensoviel  leistet,  wie  die  Kreiskrankenkasse  nach  Massgabe  dieses  Ge- 
setzes für  ein  halbversichertes  freiwilliges  Mitglied  zu  leisten  hat,  erhält  auf  ihren  Antrag, 
vom  Zeitpunkt   dieses  Antrages   an    für  jedes   Mitglied   schweizerischer   Nationalität   den 
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nämlicHen  Bundesbeitrag  an  die  aaf  diese  Person  entfallende  Auflage  wie  die  Kreiskranken- 
kasse (Art.  78,  Absatz  1—3). 

Ausserdem  besitzen  die  eingeschriebenen  Krankenkassen  einen  Anspruch  auf  diesen 
Bundesbeitrag  auch  fQr  diejenigen  nichtschweizerischen  Mitglieder,  welche  versichenmgs- 
pflichtig  sind. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  78,  Absatz  4  und  5,  finden  Anwendung. 

3.  Die  eingeschriebenen  Krankenkassen. 

Art.  190. 
Jede  freie  Kasse  ist  berechtigt,  sich  an  der  obligatorischen  Krankenversicherung  zu 
beteiligen,  wenn  sie  mit  Bezug  auf  diejenigen  Mitglieder,  welche  versicherungspflichtig  sind, 
entweder 

a)  mindestens  die  nämlichen  Leistungen  gewährt,  mit  Bezug  auf  welche  die  ob- 
ligatorischen Mitglieder  einer  Kreiskrankenkasse  versichert  sind,  oder 

b)  mindestens  die  Leistungen  der  Kreiskrankenkasse  für  die  halbversicherten  frei- 
willigen Mitglieder  und  ausserdem  ein  t^^liches  Krankengeld  von  wenigstens 
einem  Franken  gewährt,  ohne  im  übrigen  an  die  Vorschriften  von  Art.  54, 
Absatz  1,  betreffend  das  Verhältnis  des  Betrages  des  Krankengeldes  zur  Höhe 
des  Tagesverdienstes  gebunden  zu  sein. 

Art.  191. 

Wenn  eine  freie  Kasse  von  dem  in  Art.  190  festgestellten  Bechte  Grebrauch  machen 
will,  so  hat  sie  zu  diesem  Behufe  dem  Bundesrat  eine  Anmeldung  einzureichen  und  sich 
in  derselben  gleichzeitig  darüber  zu  erklären,  ob  sie  sich  nach  Massgabe  von  Art.  190, 
litt,  a,  oder  von  Art.' 190,  litt,  b,  an  der  obligatorischen  Versicherung  beteiligen  wolle. 
Alsdann  hat  der  Bundesrat  der  angemeldeten  freien  Kasse  die  Bewilligung  zu  erteilen  und 
die  Einschreibung  in  das  zu^ diesem  Behufe  anzulegende  öffentliche  Verzeichnis,  sowie  die 
Veröffentlichung  der  erteilten];^Bewilligung  anzuordnen. 

In  der  Abteilung  A  des  öffentlichen  Verzeichnisses  werden  diejenigen  freien  Kassen 
eingeschrieben,  welche  sich  nach  Massgabe  von  Art.  190,  litt,  a,  an  der  obligatorischen 
Versicherung  beteiligen  (eingeschriebene  Krankenkassen  A). 

In  der  Abteilung  B  des  öffentlichen  Verzeichnisses  werden  diejenigen  freien  Kassen 
eingeschrieben,  welche  sich  nach  Massgabe  von  Art.  190,  litt,  b,  an  der  obligatorischen 
Versicherung  beteiligen  (eingeschriebene  Krankenkassen  B). 

Eine  freie  Kasse  darf  nicht  gleichzeitig  in  der  Abteilung  A  und  in  der  Abteilung  B 
eingeschrieben  sein. 

Art.  192. 

Die  eingeschriebenen  Krankenkassen  besitzen  kraft  dieses  Gesetzes  Persönlichkeit. 

Dieselben  gemessen  mit  Bezug^auf  Steuer-  nnd  Stempelfreiheit  die  den  öffentlichen 
Krankenkassen  zustehenden  Bechte  (Art.  18). 

Die  statutarischen  Organe  sind  mit  Bezug  auf  die  Portofreiheit  den  Gemeindebehörden 
gleichgestellt. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  63,  Absatz  2,  finden  Anwendung. 

Art.  193. 

Jede  vöraicherungspflichtige  Person  ist  befugt,  der  Versicherungspflicht  durch  den 
Beitritt  zu  einer  (jin gesell  riebeTien  Krankenkasse,  A  oder  B,  zu  genügen,  insofern  sich  der 
Ort  desjenigen  Betriebes,  in  welchem  die  versicherungspflichtige  Person  beschäftigt  ist, 
oder  deren  Wohnort  im  Bereiche  dieser  Krankenkasse  befindet.  Die  eingeschriebene 
Krankenkasse  ist  jedoch  nicht  mv  Aufriahme  verpflichtet. 

Ist  die  versicherungspflichtige  Person  nicht  eigenen  Rechtes,  so  bedarf  sie  zur  Aus- 
übung der  in  Absatz  1  bezeichneten  Befrignis  der  Zustimmung  des  gesetzlichen  Vertreters. 

Diejenige  versicherangBpfliohtige  Person,  welche  von  dieser  Befugnis  Gebrauch  macht, 
bt  verpflichtet,  hi  der  eingeschriebenen  Krankenkasse  zu  verbleiben,  bis  sie  nach  einem 
tintfi^riiten  Vergicherungs kreis  wegzieht  oder  bis  sie  während  mehr  als  vier  Wochen  nach- 
cjuauder  von    der  Yersicherungspflicht  frei  wird,     üeber   die  Portdauer  oder  den  Wegfall 
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dieser  YerpflichtnDg  eutscheidet  im  Streitfall  diejenige  Aufsichtsbehörde,   welcher  die  ein- 
geschriebene Krankenkasse  unterstellt  ist. 

Der  Vorstand  der  zuständigen  öffentlichen  Krankenkasse  ist  jedoch  mit  Zustimmung 
ihrer  Au&ichtsbehOrde  befugt,  den  Uebertritt  in  diese  öffentliche  Krankenkasse  gegen  Ent- 
schädigung oder  ohne  solche  zu  bewilligen. 

Art.  194. 
Jede  eingeschriebene  Krankenkasse  ist  verpflichtet, 

a)  ihrer  Aufsichtsbehörde  und  der  zuständigen  öffentlichen  Krankenkasse  von  dem 
Eintritt  oder  Austritt  yersicherungspflichtiger  Personen  unverzüglich  Kenntnis 
zu  geben, 

b)  bei  der  staatlichen  Unfallversicherung  gleich  wie  eine  öffentliche  Krankenkasse 
(Art.  228,  Absatz  2)  mitzuwirken, 

c)  der  Vorschrift  von  Art.  193,  Absatz  3,  nachzuleben, 

d)  ihre  Mittel  ausschliesslich  zu  Zwecken  der  Krankenpflege  und  zur  Unter- 
stutzung  in  Krankheits-  und  Sterbefällen  zu  verwenden. 

Art.  195. 

Jede  eingeschriebene  Krankenkasse  A  ist  gehalten,  mit  Bezug  auf  ihre  versiche- 
rungspflichtigen Mitglieder  die  in  Art.  190,  litt,  a,  bezeichneten  Leistungen  in  gleicher 
Weise  und  auf  mindestens  die  nämliche  Dauer  zu  gewähren,  wie  die  Kreiskrankenkasse. 

Jede  eingeschriebene  Krankenkasse  B  ist  gehalten,  mit  Bezug  auf  ihre  versiche- 
rungspflichtigen Mitglieder  die  in  Art.  190,  litt,  b,  bezeichneten  Leistungen  in  ent- 
sprechender Weise  und  auf  mindestens  die  nämliche  Dauer  zu  gewähren,  wie  die  Kreis- 
krankenkasse. 

Vereinbarungen,  welche  mit  den  Bestimmungen  von  Absatz  1  oder  von  Absatz  2 
in  Widerspruch  stehen,  sind  untersagt  und  ungültig.  Die  Bestimmung  von  Art.  193, 
Absatz  4,  bleibt  vorbehalten. 

Art.  196. 

Die  eingeschriebenen  Krankenkassen  A  besitzen  hinsichtlich  der  Auflage  für  die- 
jenigen bei  ihnen  befindlichen  yersicherungspflichtigen  Personen,  welche  an  und  für  sich 
einer  Kreiskrankenkasse  angehören,  gegenüber  dem  Arbeitgeber  oder  dem  Versiche- 
rungskreis und  dem  Kanton  die  nämlichen  Bechte,  wie  sie  der  Kreiskrankenkasse  zustehen. 

Weder  der  Arbeitgeber  noch  der  Versicherungskreis  und  der  Kanton  können  jedoch 
zu  einer  grösseren  Leistung  angehalten  werden,  als  sie  an  die  zuständige  Kreiskrankenkasse 
entrichtet  werden  müsste. 

Dem  Arbeitgeber,  dem  Versicherungskreis  und  dem  Kanton  stehen  gegenüber  der- 
jenigen yersicherungspflichtigen  Person,  für  welche  einer  eingeschriebenen  Krankenkasse  A 
die  Auflage  nach  Massgabe  von  Absatz  1  einbezahlt  worden  ist,  die  nämlichen  Bechte  zu, 
wie  hinsichtlich  der  an  eine  öffentliche  Krankenkasse  einbezahlten  Auflage. 

Art.  197. 
Die   eingeschriebenen  Krankankassen  A  besitzen   hinsichtlich   der  Auflage  für  ver- 
sicherungspflichtige Mitglieder,    welche    an   und   für  sich   einer  Betriebskrankenkasse 
zugehören,  keinerlei  Ansprüche  gegenüber  dem  Arbeitgeber. 

Art.  198. 
Die   eingeschriebenen  Krankenkassen  B   besitzen   hinsichtlich   der  Auflage   für  ihre 
Mitglieder  keinerlei  Ansprüche  gegenüber  dem  Arbeitgeber,    dem  Versicherungskreis   und 
dem  Kanton. 

Art.  199. 
Auf  dem  Wege  der  Vereinbarung  zwischen  einer  eingeschriebenen  und  einer  öffent- 
lichen Krankenkasse  können  einzelne  Obliegenheiten  oder  bestimmte  Arten  von  Obliegen- 
heiten der  erstem,  gegen  Entschädigung  oder  unentgeltlich,  an  letztere  übertragen  werden. 
Die  Bestimmung  von  Art.  129,  Absatz  1,  findet  Anwendung. 
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Art.  200. 

Der  Verzicht  auf  die  Bewilli^ng  für  den  Betrieb  einer  eingeschriebenen  Kranken- 
kasse ist  jederzeit  zulässig. 

Die  Bewilligung  kann  entzogen  werden,  wenn  itn  Betriebe  der  eingeschriebenen 
Krankenkasse  trotz  erfolgter  Mahnung  wiederholt  grelle  Missstände  zu  Ungunsten  eines 
versicherungspflichtigen  Mitgliedes  oder  eines  Einzahlungspflichtigen  oder  einer  öffentlichen 
Krankenkasse  oder  der   eidgenössischen  Unfallyersicherungsanstalt   zu  Tage  getreten   sind. 

Die  Mahnung,  sowie  der  Entzug  der  Bewilligung  ist  Sache  des  Bundesrates. 

Der  Entzug  wird  öffentlich  bekannt  gemacht. 

Im  Falle  des  gänzlichen  Verzichtes  oder  des  Entzuges  darf  eine  Neuanmeldung  erst 
nach  Ablauf  von  drei  Jsdiren  erfolgen. 

Art.  201. 

Der  Verzicht,  ebenso  ein  Liquidationsbeschluss  ist  dem  Bundesrat  mitzuteilen,  worauf 
dieser  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  festsetzt. 

Die  Beschlüsse  des  Bundesrates  im  Sinne  von  Absatz  1  werden  öffentlich  bekannt 
gemacht, 

Art.  202. 

Mit  Bezug  auf  diejenigen  versicherungspflichtigen  Personen,  welche  zur  Zeit  des 
Inkrafttretens  des  \  erzichtes  oder  Entzuges  bereits  erkrankt  sind,  bleiben  die  Ansprüche 
hinsichtlich  dietJttir  Krankheit  fortbestehen. 

Mit  Bezug  auf  diejenigen  versicherungspflichtigen  Personen,  welche  innert  vier  Wochen 
Beit  dem  Inl^nifttreteTi  des  Verzichtes  oder  Entzuges  erkranken  oder  sterben,  flndet  Art.  29, 
Absatz  1  und  2,  entsprechende  Anwendung. 

Eben!?o  bleiben  mit  Bezug  auf  eine  versicherungspflichtige  Person,  welche  innert  vier 
AVochen  seit  dem  Inkrafttreten  des  Verzichtes  oder  Entzuges  niederkommt,  die  nach  Art.  72, 
Absatz  2  und  3,  bestehenden  Ansprüche  ungeschmälert. 

Art.  203. 

Im  Falle  des  gänzlichen  Verzichtes  oder  des  Entzuges  hat  die  bisherige  eingeschrie- 
bene Krankenkasse  diejenigen  öffentlichen  Krankenkassen,  welchen  nunmehr  die  in  jener 
befindlich  gewesenen  versicherungspflichtigen  Personen  zufallen,  nach  Billigkeit  zu  ent- 
schädigen. 

Die  Festsotzung  der  Entschädigungen  ist  Sache  des  Bundesrates. 

Art.  204. 

Tritt  eine  eingeschriebene  Krankenkasse  in  Liquidation,  so  sind  die  Ansprüche  der 
bei  ihr  befindlichen  versicherungspflichtigen  Personen  von  Amtes  wegen  angemessen  zu 
wahren  und  diejenigen  öffentlichen  Krankenkassen,  welchen  diese  Personen  nunmehr  zu- 
fallen, nach  Billigkeit  zu  entschädigen. 

Die  nötigen  Anordnungen,  sowie  die  Festsetzung  der  Entschädigungen  sind  Sache 
des  Bundesratr^s. 

Art.  205. 

Entstehen  mit  einer  eingeschriebenen  Krankenkasse  Streitigkeiten  der  in  Art.  182, 
]rtt.  b,  c  und  d,  bezeichneten  Art  mit  Bezug  auf  die  Bechtsverhältnisse  eines  versiche- 
rungspüichtigen  Mitgliedes,  so  entscheidet  der  ordentliche  Richter. 

Die  Stfituten  der  eingeschriebenen  Krankenkassen  können  jedoch  vorschreiben,  dass 
solche  Streitigkeiten  durch  das  von  der  Aufsichtsbehörde  (Art.  171)  zu  bezeichnende 
Schiedsgericht  (Art.  183)  entschieden  werden.  Eine  solche  Vorschrift  ist  für  alle  Par- 
teien verbindlich. 

Streitigkeiten  im  Sinne  von  Art.  182,  litt,  e,  gehören  stets  vor  das  Schiedsgericht 

Gegen  die  Endurteile  des  Schiedsgerichts  (Absatz  2  und  3)  ist  die  Beschwerde  an 
das  Bundesversichemngsgericht  (Art.  187)  zulässig. 
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E  Strafbestmunungen. 

1.  Mit  Bezug  auf  die  Olfentlichen  Krankenkassen. 

Art.  206. 

Pur  die  Verhängong  einer  Busse  gegen  denjenigen,  welcher  an  einer  öeneralver- 
sammlnng  einer  öffentlichen  Krankenkasse  nicht  teilnimmt,  ist,  wenn  es  sich  mn  eine 
Generalversammlung  der  Versicherten  handelt^  der  Vorstand,  bei  Generalversammlungen 
der  Arbeitgeber  der  Ausschuss,  bei  einer  gemeinsamen  Generalversammlung  der  Vorstand 
und  bei  einer  konstituierenden  Generalversammlung  das  Organ  des  Versicherungskreises 
zuständig. 

Die  Nichtbeteiligung  an  einer  konstituierenden  Generalversammlung  der  Versicherten 
oder  an  einer  konstituierenden  gemeinsamen  Generalversammlung,  ohne  ausreichende  Ent- 
schuldigung>  wird  mit  einer  Busse  von  funfeig  Bappen  bestraft. 

Art.  207. 

Wegen  fortgesetzten  Nachlässigkeit  oder  offenbarer  Pflichtversäumnis  oder  schwerer 
Verletzung  oder  wiederholter  leichterer  Verletzungen  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  oder 
der  in  Ausfahrung  dieses  Gesetzes  von  zuständiger  Seite  erlassenen  allgemeinen  Verord- 
nungen oder  besonderen  Anordnungen,  oder  der  Statuten  oder  des  Beglements  der  Arbeit- 
geber werden  bestraft: 

a)  die  Mitglieder  und  Ersatzmänner  des  Vorstandes,  der  Vertreter  der  Arbeitgeber 
im  Vorstand,  die  Rechnungsrevisoren,  die  Mitglieder  des  Bureaus  einer  General- 
versammlung, der  Betriebsuntemehmer  mit  Bezug  auf  seine  in  Art.  158,  litt,  a 
und  b,  festgestellten  Obliegenheiten,  durch  die  Aufsichtsbehörde  oder  den 
Bundesrat,  mit  Busse  von  einem  bis  einhundert  Franken; 

b)  diejenigen  Kassenangestellten  und  Krankenbesucher  oder  Krankenbesucherinnen, 
welche  nicht  Mitglieder  oder  Ersatzmänner  des  Vorstandes  sind,  durch  den 
Vorstand  oder  die  Aufsichtsbehörde  oder  den  Bundesrat,  mit  Busse  von  fünfzig 
Bappen  bis  fanMg  Franken. 

Bei  Bückfall  kann  die  Busse  bis  auf  das  dreifache  des  sonstigen  Höchstbetrages 
erhöht  werden. 

Art.  208. 

Die  wissentliche  Uebertretung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  wird  mit  Busse  be- 
straft, und  zwar  im  Falle  von 

a)  Art.  46,  47,  49,  50,  Absatz  2  und  3,  und  Art.  52  mit  fnnfeig  Bappen  bis 
zehn  Franken; 

b)  Art.  84,  87,  Absatz  1  und  2,  Art.  98,  94  und  156,  Absatz  5,  mit  einem 
bis  fünfzig,  in  schweren  Fällen  von  Art.  87,  Absatz  1,  bis  zweitausend 
Franken; 

c)  Art.  87,  Absatz  4,  Art.  150,  154,  156,  Absatz  6,  Art.  157,  159,  Satz  2 
von  Absatz  1,  Art.  163,  Absatz  4,  und  Art.  164,  Absatz  1,  mit  zehn  bis 
eintausend  Franken. 

Bei  gleichzeitiger  mehrfacher  Uebertretung  oder  bei  Bückfall  kann  die  Busse  bis  auf 
das  dreifache  des  sonstigen  Höchstbetrages  erhöht  werden. 

Art.  209. 

Die  Erwirkung,  ebenso  der  Versuch  der  Erwirkung  von  Kassenleistungen 

a)  mittelst  Simulation  (Art.  70)  oder  mittelst  fälschlicher  Vorgabe  des  Bestehens 
eines  die  Versicherungspflicht  bedingenden  Lohnverhältnisses,  oder 

b)  durch  wissentliche  Verschweigung  einer  beim  Eintritt  in  die  Kasse  bereits  be- 
stehenden Krankheit  (Art.  71) 

wird  mit  Busse  von  einem  bis  fünfzig  Franken  geahndet. 

Im  Falle  von  Art.  44,  Absatz  4,  beträgt  die  Busse  zehn  bis  eintausend  Franken. 
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In  schwerereu  Fällen  findet,  statt  der  versichenmgspolizeilichen  Ahndung,  die  Ueber- 
weisung  an  den  Strafrichter  wegen  Betrages  oder  Betrugsversnchs  statt. 

Art.  210. 

Für  die  versichenmgspolizeiliche  Ahndung  nach  Art.  208  and  209   sind  zuständig: 

a)  mit  Bezug  auf  eine  Busse  bis  auf  fnnMg  Franken:  der  Vorstand  oder  die 
Aufsichtsbehörde  oder  der  Bundesrat; 

b)  mit  Bezug  auf  eine  höhere  Busse  und  in  allen  Fällen  der  Ahndung  des  Be- 
triebsuntemehmers  hinsichtlich  seiner  Obliegenheiten  betreffend  die  Betriebs- 
krankenkasse: die  Aufsichtsbehörde  oder  der  Bundesrat. 

Wenn  die  Aufsichtsbehörde  die  Ahndung  vornimmt,  so  fällt  eine  vorausgegangene 
Ahndung  far  die  nämliche  Handlung  oder  Unterlassung  der  nämlichen  Person  durch  den 
Vorstand  dahin.  Wenn  der  Bundesrat  die  Ahndung  vornimmt,  so  fällt  eine  vorausgegangene 
Ahndung  für  die  nämliche  Handlung  oder  Unterlassung  der  nämlichen  Person  durch  den 
Vorstand  oder  die  Aufsichtsbehörde  dahin. 

Die  Ahndung  richtet  sich  im  Falle  von  Art.  112,  Absatz  3,  gegen  den  gesetzlichen 
Vertreter  des  Arbeitgebers,  im  Falle  von  Art.  112,  Absatz  4,  gegen  den  oder  die  Ge- 
schäftsführer. 

Hinsichtlich  der  Verurteilung  zu  Stra^eldem  und  der  versicherungspolizeilichen 
Ahndung  wird  das  Verschulden  des  Stellvertreters  als  ein  solches  des  Arbeitgebers  an- 
gesehen. 

Art.  211. 

Die  Bussenverfngung  (Art.  206,  Absatz  1,  und  Art.  210)  wird  dem  Grebüsstea 
schriftlich,  gegen  Empfangsschein,  mitgeteilt. 

Gegen  dieselbe  kann  innert  zwanzig  Tagen  seit  der  Mitteilung 

a)  falls  die  Busse  von  dem  Vorstand  ausgesprochen  ist,  bei  der  Aufisichts- 
behörde, 

b)  fEiIls  die  Busse  erstinstanzlich  von  der  Aufsichtsbehörde  ausgesprochen  ist, 
beim  Bundesrat 

mittelst  schriftlicher  Eingabe  Beschwerde  geführt  werden,  widrigenfalls  die  Bussenverfngnng 
in  Rechtskraft  erwächst. 

Die  Beschwerdeinstanz  entscheidet  endgültig. 

Eine  durch  den  Bundesrat  verhängte  Busse  wird  mit  ihrer  Ausfällung  rechtskräftig. 

Art.  212. 

Der  Betrag  der  Busse  fällt,  nach  Abzug  der  nicht  erhältlichen  Kosten  des  Einzugs, 
der  betreffenden  öffentlichen  Krankenkasse  zu. 

Mit  Bezug  auf  nicht  erhältliche  Bussen  finden  die  Art.  28  und  29  deB  Bundesgesetzes 
betreffend  das  Verfahren  bei  Uebertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Bundesgesetze, 
vom  30.  Juni  1849,  Anwendung.  Die  Umwandlung  geschieht  durch  die  Aufeichtsbehörde, 
und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Busse  durch  den  Bundesrat  ausgesprochen  worden  ist. 

Art.  213. 

Jede  Uebertretung  veijährt,  sofern  nicht  ein  durch  den  StraMchter  zu  ahndendes 
Verbrechen  oder  Vergehen  vorliegt,  innert  drei  Monaten,  seitdem  eine  für  die  Ahndung 
zuständige  Stelle  von  ihr  Kenntnis  erhielt,  und  spätestens  innert  einem  Jahr  seit  der 
Begehung. 

Die  Bussenverjährung  beträgt  zwei  Jahre  seit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Bussen- 
verfügung  rechtskräftig  geworden  ist,  und  erstreckt  sich  auch  auf  die  an  Stelle  der  Busse 
getretene  Haft-  oder  Arbeitsstrafe. 

Art.  214. 

Gegenüber  fehlbaren  öffentlichen  Behörden  oder  öffentlichen  Beamten  und  den  von 
dem  Versicherungskreis  in  den  Vorstand  abgeordneten  Personen  besteht  keine  Strafbefugnis 
nach  Massgabe  der  vorstehenden  Bestimmungen.  An  deren  Stelle  tritt  die  Vorzeigung  bei 
der  vorgesetzten  oder  der  Wahlbehörde. 
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3.  Mit  Bezug  auf  die  Ftthrung  Ton  Arbeiterrerzeiehnissen. 

Art.  215. 

Auf  die  Uebertrettmg  der  Vorschrift  von  Art.  5  und  der  Beschlüsse,  welche  der 
Bundesrat  in  Ausfuhrung  dieses  Art.  5  erlassen  wird,  findet  die  Bestimmung  von  Art.  19 
des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken,  vom  23.  März  1877,  An- 
wendung. 

3.  Hit  Bezug  auf  die  freien  Kassen. 

Art.  216. 

Auf  die  freien  Kassen  finden  die  Straf bestimmungen  der  vom  Bundesrat  nach  Mass- 
gabe von  Art.  188  zu  erlassenden  Verordnung  Anwendung. 


Zweiter  Titel. 
UnüEdlversicherung. 


A.  Die  eidgenösaisclie  ünfallyersiclienmgsaiLstalt. 

Art.  217. 
Der  Bund  errichtet  eine  eidgenössische  Unfallversicherungsanstalt. 
Die  eidgenössische  Unfallversicherungsanstalt   betreibt   die   ünfaUversicherung   nach 
Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes. 

Mit  Bewilligung  des  Bundesrates  kann  die  Anstalt 

a)  sich  an  der  Errichtung  und  dem  Betriebe  von  Heil-  oder  Kuranstalten,  sowie 
von  Apotheken  beteiligen,  und 

b)  Heilmittel  und  andere  zur  Heilung  dienliche  Waren,  orthopädische  Gegenstände, 
und  Erankenmobilien  anschaffen. 

Art.  218. 

Die  eidgenössische  UnfEiIlversicherungsanstalt  besitzt  kraffc  dieses  Gesetzes  Persönlichkeit. 

Das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs,  vom  11.  April  1889,  findet 
ihr  gegenüber  keine  Anwendung. 

Ist  sie  säumig  in  der  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen,  so  trifft  der  Bundesrat  nach 
erhaltener  Kenntnis  unverzüglich  die  erforderlichen  Anordnungen. 

Art.  219. 

Der  Sitz  der  Anstalt  ist  in  Luzem. 

Forderungsansprüche  gegen  die  Anstalt  sind,  sofern  durch  dieses  Gesetz  nicht  ein 
besonderes  Verfahren  vorgeschrieben  ist,  am  Sitze  der  Anstalt  geltend  zu  machen.  Wohnt 
jedoch  der  Ansprecher  in  der  Schweiz,  so  hat  er  die  Wahl  zwischen  dem  Gerichtsstande 
des  Anstaltssitzes  und  denjenigen  seines  Wohnortes. 

Für  dingliche  Ansprüche  gilt  der  Gerichtsstand  der  gelegenen  Sache. 

Art.  220. 
Die  Anstalt  ist  steuerfrei,  mit  Ausnahme  ihres  nicht  unmittelbar  dem  Anstaltsbetrieb 
dienenden  Grundeigentums,  auf  welches  die  kantonalen  Bestimmungen  über  die  Versteuerung 
von  Grundeigentum  angewendet  werden  dürfen. 

Die  Urkunden,  welche  von  der  Anstalt  oder  für  dieselbe  im  unmittelbaren  Betrieb 
ausgestellt  werden,  sind  von  Stempel-  und  anderen  Öffentlichen  Gebühren  befreit. 

Streitigkeiten  über  die  Anwendung  dieses  Artikels  werden  durch  den  Bundesrat 
entschieden. 

Ari;.  221. 

Die  Organe  der  Anstalt  gelten  auch  mit  Bezug  auf  die  Portofreiheit  als  Bundes- 
behörden. 
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Art.  222. 
Das  Betriebsjahr  der  Anstalt  ßUlt  mit  dem  Kalenderjahr  zusammen. 

B.  Die  Bimdesleistiuigen. 

Art.  223. 

Der  Bund  bestreitet  die  Einricbtungs-  und  Yerwaltungskosten. 

Derselbe  leistet  angemessene  Beiträge  zur  Förderung  der  Bestrebungen  för  erste 
Hülfe  bei  Unglücks£EQlen  (Samariterweseu),  sowie  für  Sammlungen  und  Untersuchungen  auf 
dem  Gebiet  des  ünfallverhütungswesens. 

Art.  224. 

Der  Bund  bezahlt  an  die  GesamtprSmie,  welche  auf  die  obligatorische  Versicherung 
gemäss  Art.  237  und  auf  die  in  Art.  239  vorgesehene  freiwillige  Versicherung  entfällt, 
einen  Fünftel. 

Falls  der  Betrieb  der  Anstalt  durch  einen  Beschluss  der  Bundesversammlung  nach 
Massgabe  von  Art.  240  auf  weitere  Gebiete  der  freiwilligen  Versicherung  ausgedehnt  wird, 
so  kann  die  Bundesversammlung  für  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  einen  Bundesbeitrag 
bis  auf  einen  Fünftel  auch  an  die  Prämien  derjenigen  Personen  schweizerischer  Nationalität 
bewilligen,  welche  nach  Massgabe  des  Ausdehnungsbeschlusses  Versicherung  nehmen. 

Art.  225. 
Der  Bund  bezahlt  den  öffentlichen  und  den  eingeschriebenen  Krankenkassen  für  deren 
Mitwirkung  bei  dem  Betrieb  der  eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt  nach  Schluss 
jedes  Jahres  angemessene  Beiträge  an  die  Verwaltungskosten. 

Art.  226. 

Die  Bundesversammlung  bewilligt  alljährlich  die  zur  Ausführung  von  Art.  223,  224 
und  225  nötigen  Kredite. 

Der  Bundesrat  trifft  Bestimmungen  über  die  Art  und  Weise  der  Berechnung  und 
Ausrichtung  der  Bundesleistungen  und  setzt  diese  jeweilen  im  einzelnen  endgültig  fest. 

G.  Organe. 

1.  Das  eldgenSssisehe  Yerslehenmgsamt. 

Ari;.  227. 

Das  eidgenössische  Versicherungsamt  besteht  aus  einem  Direktor,  zwei  oder  drei 
Vizedirektoren  und  dem  erforderlichen  Personal. 

Der  Direktor,  die  Vizedirektoren  und  sämtliche  angestellte  Personen,  mit  Ausnahme 
der  vorübergehend  beschäftigten,  besitzen  die  Eigenschaft  von  Bundesbeamten  und  werden 
durch  den  Bundesrat  gewählt. 

Die  Besoldungssätze  werden  während  der  ersten  fünf  Jahre,  vom  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  an,  jährlich  durch  die  Bundesversammlung  auf  dem  Wege  des  Voranschlages  fest- 
gestellt und  sollen  auf  den  Ablauf  dieser  Zeit  gesetzlich  geregelt  werden.  Bis  zum  Inkraft- 
treten eines  solchen  Bundesgesetzes  gilt  das  oben  bezeichnete  Festsetzungsverfähren. 

Ari;.  228. 

Das  eidgenössische  Versicherungsamt  leitet  und  verwaltet  die  eidgenössische  UnßiU- 
versicherungsanstalt. 

Das  eidgenössische  Versicherungsamt  verwaltet  die  Anstalt  unmittelbar  oder  durch 
das  Mittel  der  eidgenössischen  Versicherungsinspektorate  und  bedient  sich,  far  den  Betrieb, 
nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  der  öffentlichen  und   der  eingeschriebenen  Krankenkassen. 

Das  eidgenössische  Versicherungsamt  übt  ausserdem  die  ihm  in  diesem  Gresetze 
zugewiesenen  Befugnisse  und  Obliegenheiten  auf  dem  Gebiete  der  Kranken-  und  der  Mili- 
tärversicherung aus. 
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Art.  229. 

Das  eidgenössische  Yersicherangsamt  steht  nnter  der  Aufsicht  des  Bundesrates.  Es 
erstattet  demselben  alljährlich  Bericht  über  den  Gang  und  die  Ergebnisse  des  Betriebes 
der  eidgenössischen  ünfallversichenmgsanstalt,  sowie  über  seine  Thätigkeit  im  Bereiche  der 
Kranken-  and  der  Militärversichernng. 

Hinsichtlich  der  Jahresrechnong  der  eidgenössischen  ünfaUversichernngsanstalt  gelten 
die  Bestimmungen  von  Art.  306. 

Dem  eidgenössischen  Versicherungsamt  kommt  die  Antragstellung  für  die  dem  Bundes- 
rat auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung  obliegenden  Entscheidungen  und  Wahlen,  mit 
Ausnahme  der  Wahl  des  Direktors,  zu. 

2.  Die  eldgenSsslsehen  Yersleheriingslnspektorate. 

Ali.  230. 

Das  Gebiet  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  wird  in  Hinsicht  auf  die  Unfall- 
versicherung in  eidgenössische  Inspektionsbezirke  eingeteilt. 

Für  jeden  Inspektionsbezirk  wird  ein  eidgenössisches  Versicherungsinspek- 
torat  aufgestellt.  Dasselbe  besteht  aus  einem  eidgenössischen  Yersicherungs- 
inspektor  und  dem  erforderlichen  Hülfspersonal. 

Der  Sitz  des  Yersicherungsinspektorates  befindet  sich  am  Hauptort  des  Inspektions- 
bezirkes. 

Die  Einteilung  des  Gebietes  in  Inspektionsbezirke  und  die  Benennung  derselben  sind 
Sache  des  Bundesrates. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  227,  Absatz  2  und  3,  finden  auch  auf  die  eidgenössi- 
schen Yersicherungsinspektorate  Anwendung. 

Art.  231. 

Die  eidgenössischen  Yersicherungsinspektorate  bilden  die  ausführenden  Organe  der 
eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt  in  den  Inspektionsbezirken  und  können  durch 
das  eidgenössische  Yersicherungsamt  auch  für  die  demselben  zukommenden  Befugnisse  und 
Obliegenheiten  auf  dem  (Gebiete  der  Kranken-  und  der  Militärversicherung  verwendet  werden. 

Dieselben  stehen  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  des  eidgenössischen  Yersicherongs- 
amtes  und  mittelbar  unter  derjenigen  des  Bundesrates. 

S.  Der  eidgenössische  Yersicheningsrat. 

Art.  232. 

Dem  eidgenössischen  Yersicherungsamt  wird  ein  eidgenössischer  Yersicherungsrat 
beigegeben. 

Derselbe  besteht  aus  neun  bis  fünfzehn  Mitgliedern,  von  welchen  mindestens  drei 
der  Klasse  der  prämienpfiichtigen  Arbeitgeber  und  mindestens  drei  der  Klasse  der  obli- 
gatorisch versicherten  Personen  angehören  sollen. 

Der  Bundesrat  bestimmt  die  Zahl  der  Mitglieder  und  wählt  dieselben,  jeweUen  nach 
der  eigenen  G^samtemeuerung,  auf  eine  Amtsdauer  von  drei  Jahren.  Er  bezeichnet  ans 
der  Mitte  der  Mitglieder  den  Präsidenten  und  Yizepräsidenten.  Die  Zahl  der  Mitglieder 
kann  auch  innerhalb  der  Amtsdauer  bis  zur  gesetzlichen  Höchstzahl  vermehrt  werden. 

Der  Direktor  und  die  Yizedirektoren  des  eidgenössischen  Yersicherungsamtes  sind 
befugt,  den  Yerhandlungen  mit  beratender  Stimme  beizuwohnen. 

Art.  233. 
Die  Stellen  des  Präsidenten,  des  Yizepräsidenten  und  der  Mitglieder  des  eidgenös- 
sischen Yersicherungsrates  sind  keine  Beamtungen.  Die  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes 
über  die  Yerantwortlichkeit  der  eidgenössischen  Behörden  und  Beamten,  vom  9.  Dezember 
1850,  insbesondere  der  Art.  37  fL,  sowie  des  Bundesgesetzes  über  das  Bundesstrafrecht, 
vom  4.  Homung  1853,  insbesondere  der  Art.  53  ff.,  finden  jedoch  auch  auf  den  Präsi- 
denten, den  Yizepräsidenten  und  die  Mitglieder  des  eidgenössischen  Yersicherungsrates  An- 
wendung. 
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Art.  234. 

Der  eidgenössische  Versichernngsrat  berät  über  wichtige  Angelegenheiten  der  Anstalt 
und  stellt  Anträge  über  solche  zn  Händen  der  für  den  Entscheid  zuständigen  Behörde. 
Insbesondere  wirkt  er  beratend  mit  bezüglich 

a)  derjenigen  Verordnungen  des  Bundesrates,  welchen  in  diesem  zweiten  Titel, 
betreffend  die  Unfallversicherung,  gerufen  wird, 

b)  deä  (}e£ahrentarif&, 

c)  der  allgemeinen  Vorschriften  und  Verbote  auf  dem  Gebiete  der  Unfallverhütung, 

d)  des  Bentendeckungstarifs, 

e)  des  Jahresberichts  und  der  Jahresrechnung, 

f)  der  Aeufhung  oder  Inanspruchnahme  der  Beserven. 

Er  entscheidet  über  angefochtene  Einschätzungen  in  die  Gefahrenklassen  (Art.  290). 

Es  ist  zulässig,  einzelne  dieser  Obliegenheiten  (Absatz  1  bis  3)  einem  oder  mehreren 
Ausschüssen  des  eidgenössischen  Versicherungsrates  zu  übertragen. 

Der  eidgenössische  Versicherungsrat  kann  auch  in  Angelegenheiten  ddr  Krankenver- 
sicherung um  die  Vernehmlassung  angegangen  werden. 

4.  Oemeinsame  Bestimmiingeii. 

Art.  236. 

Der  Bundesrat  setzt  die  näheren  Bestimmungen  über  die  Organe  der  eidgenössischen 
Unfallversicherungsanstalt  fest,  insbesondere  über 

a)  die  Einrichtung  des  eidgenössischen  Versicherungsamtes,  die  Zahl  der  Vize- 
direktoren, und  des  ständigen  Personals,  sowie,  innert  der  Grenzen  der  Be- 
soldungssätze (Art.  227,  Absatz  3),  die  einzelnen  Besoldungen; 

b)  die  Einrichtung  der  eidgenössischen  Versicherungsinspektorate  und  deren  Ver- 
hältnis zum  eidgenössischen  Versicherungsamt,  die  Zahl  des  ständigen  Hülfs- 
personals  derselben,  sowie,  innert  der  Grenzen  der  Besoldungssätze  (Art.  227, 
Absatz  3,  und  Art.  230,  Absatz  5),  die  einzelnen  Besoldungen; 

c)  die  Art  und  Weise  der  Verhandlungen  und  der  Beschlussfassung  des  eid- 
genössischen Versicherungsrates,  die  Art  und  Weise  der  Bestellung  seiner 
Ausschüsse  för  bestimmte  Obliegenheiten,  sowie  die  Einheitssätze  für  die 
dem  Präsidenten,  dem  Vizepräsidenten  und  den  Mitgliedern  zukommenden  Ent- 
schädigungen. 

D.  Bemfsverbände. 

Art.  236. 

Bestehen  oder  bilden  sich  unter  Angehörigen  der  nämlichen  Berufsart  oder  von  unter 
sich  ähnlichen  Berufsarten  Vereinigungen  zur  Wahrung  oder  Förderung  der  Berufsinter- 
essen, so  kann  solchen  Vereinigungen,  sofern  sie  sich  über  ein  grösseres  Gebiet  des  Landes 
erstrecken,  auf  ihr  Begehren  ein  Anspruch  auf  die  Mitwirkung  beim  Betriebe  der  eid- 
genössischen Unfallversicherungsanstalt  eingeräumt  werden,  insbesondere  mit  Bezug  auf: 

a)  die  Feststellung  der  Unfallereignisse, 

b)  die  Unfallverhütung. 

Der  Bundesrat  wird  die  Gegenstände,  sowie  die  Art  und  Weise  dieser  Mitwirkung 
des  näheren  festsetzen  und  dabei  auf  die  Wahrung  des  Grundsatzes  der  Gleichberechtigung 
zwischen  den  Arbeitern  und  Arbeitgebern  Bedacht  nehmen.  Jeder  in  Ausfahrung  dieses 
Artikels  gefasste  Beschluss  des  Bundesrates  bedarf  der  Genehmigung  seitens  der  Bundes- 
versammlung. 

E.  Umfang  der  Versichenrng. 

Ari;.  237. 

Jede  nach  Art.  1,  2  und  4,  oder  Art.  6  und  7  versicherungspflichtige  Person  wird 
bei  der  Anstalt  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  von  körperlichen  UnfiQlen  versichert, 
sofern  und  soweit  diese   den  Tod  oder  einen  dauernden   körperlichen  Nachteil   oder   eine 
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mehr  als  sechs  Wochen  daaemde  Krankheit  yemrsachen.  Im  letzteren  Falle  bezieht  sich 
die  Yersichernng  nur  anf  die  weitere  Daner  der  Krankheit  über  die  ersten  sechs  Wodi^i 
hinans. 

Art.  238. 

Für  jede  solche  Person  beginnt  nnd  endigt  die  obligatorische  UnfäUyersicherang 
gleichzeitig  mit  der  obligatorischen  Krankenversicherung. 

Die  Yersichernng  erstreckt  sich  anf  jeden  Unfall  der  in  Art.  237  bezeichneten  Art, 
den  die  versicherte  Person  innert  der  in  Absatz  1  festgestellten  Zeit  erleidet. 

Oegenüber  der  eidgenössischen  UnfiEillversichemngsanstalt  besteht  jedoch  kein  An- 
sprach anf  den  Nachgennss  (Art.  29). 

Art.  239. 
Jeder  Arbeitgeber  ist  befngt,   bei   der  eidgenössischen  ünfallversichemngsanstalt  in 
gleichen  Bechten  nnd  Pflichten  wie  ein  obligatorisches  Mitglied  einer  öffentlichen  Kranken- 
kasse Yersichernng  zn  nehmen  nnd  versichert  zn  bleiben,  so  lange  er 

a^  gemäss  Art.  297,  litt,  a,  znr  Prämienzahlung  verpflichtet,  nnd  gleichzeitig 
b)  vollversichertes  freiwilliges  Mitglied   einer  öffentlichen  Krankenkasse  oder,  mit 
Bezng  anf  die  in  Art.  190  festgestellten  Leistungen,  bei  einer  eingeschriebenen 
Krankenkasse  A  oder  B  versichert  ist. 
Der  Bundesrat  wird  nähere  Bestimmungen  über  den  Beginn  und  das  Ende  des  Yer- 
sicherungsverhältnisses  solcher  Arbeitgeber  aufstellen. 

Art.  240. 
Die  Bundesversammlung  ist  befugt,  das  (Geschäft  der  Anstalt  auf  weitere  Gebiete 
der  freiwilligen  Yersichernng  auszudehnen.  Diese  freiwillige  Yersichernng  kann  sich  im 
Bahmen  der  gleichen  oder  hohem  oder  niedrigem  als  den  in  diesem  (besetze  vorge- 
schriebenen Leistungen  bewegen  und  auf  andere  als  die  kraft  dieses  zweiten  Titels  obliga- 
torisch versicherten  oder  zur  Yersicherungsnahme  berechtigten  Einwohner  der  Schweiz 
erstrecken. 

Art.  241. 
Die  eidgenössische  ünfallversicherungsanstalt  ist,    mit  Zustimmung  des  Bundesrates, 
befugt,  für  einzelne  Bisiken  oder  einzelne  Kategorien  von  solchen  bei  einer  anderen  Yer- 
sichenmgsanstalt  oder  bei  anderen  Yersichenmgsanstalten  Bückversicherung  zu  nehmen. 

R  Feststellimg  der  Unfälle;  Anzeigepflicht 

Arii.  242. 

Wird  ein  Yersicherter  von  einem  Unfall  betroffen,  welcher  einen  bleibenden  körper- 
lichen Nachteil  oder  eine  Krankheit  entweder  sofort  zur  Folge  hat  oder  mutmasslich  zur 
Folge  haben  wird,  so  ist  der  Betroffene  verpflichtet,  hiervon  unverzügli(Si  seinen  Arbeit- 
geber oder  dessen  Stellvertreter  oder  diejenige  Krankenkasse,  in  welcher  er  seiner  Yer- 
sicherungspflicht  genügt,  oder  die  Kantons-  oder  Ortspolizei  zu  Händen  der  Krankenkasse 
(Art.  46,  Absatz  4)  in  Kenntnis  setzen  zu  lassen. 

Ebenso  ist  jeder  Arbeitgeber  verpflichtet,  deijenigen  Krankenkasse,  in  welcher  die 
von  ihm  beschäftigte  Person  der  Yersicherungspflicht  genügt,  unverzüglich  Kenntnis  zn 
geben,  sobald  er  oder  sein  Stellvertreter  erfährt,  dass  diese  Person  einen  Unfall  erlitten 
hat,  welcher  den  Tod  oder  einen  bleibenden  körperlichen  Nachteil  oder  eine  Krankheit  ent- 
weder sofort  zur  Folge  hat  oder  mutmasslich  zur  Folge  haben  wird. 

Art.  243. 
Die  schuldhafte  Unterlassung  oder  Yerspätung  der  in  Art.  242  vorgeschriebenen 
Anzeige  hat  versichemngspolizeiliche  Ahndung  und  den  gänzlichen  oder  teilweisen  Entzug 
des  anf  die  Zwischenzeit  entfedlenden  Sjrankengeldes  zur  Folge.  Ausserdem  haften  der 
Krankenkasse  und  der  eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt  gegenüber  die  Fehlbaren 
solidarisch  für  den  durch  die  Unterlassung  oder  Yerspätung  verursachten  Schaden.  Eine 
Yerrechnung  mit   den   auf  die  Folgezeit   entfallenden   Leistungen    der  Krankenkasse   ist 
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nnstatthaft;  dagegen  ist  die  Verrechnung  mit  den  anf  die  Folgezeit  entfallenden  Leistongen 
der  eidgenössischen  ünfallversichenrngsanstalt  zulässig. 

Ueber  den  Entzug  oder  Schadenersatz  und  das  Mass  des  Entzuges  oder  Schaden- 
ersatzes entscheidet: 

a)  für  die  ersten  sechs  Wochen  der  Vorstand  der  öffentlichen  Krankenkasse  oder 
die  eingeschriebene  Krankenkasse  und  im  Streitfall  der  nach  Massgabe  von 
Art.  182  oder  205  zuständige  Eichter; 

b)  für  die  Folgezeit  das  eidgenössische  Versicherungsamt  und  im  Streitfall  das 
Bundesversicherungsgericht. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  250  bleiben  vorbehalten. 

Art.  244. 

Der  Vorstand  deijenigen  öffentlichen  Krankenkasse,  ebenso  diejenige  eingeschriebene 
Krankenkasse,  in  welcher  der  von  einem  Unfall  der  in  Art.  242  bezeichneten  Art  Be- 
troffene der  Versicherungspflicht  genügt,  ist  verpflichtet,  sofort  nach  eigener  Kenntnis- 
nahme das  eidgenössische  Versicherungsinspektorat,  welchem  die  Krankenkasse  zugeteilt 
ist,  zu  benachrichtigen. 

Die  schuldhafte  Unterlassung  oder  Verspätung  der  in  diesem  Artikel  vorgeschriebenen 
Anzeige  hat  versicherungspolizeiliche  Ahndung  zur  Folge. 

Ausserdem  haftet  der  eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt  die  Krankenkasse  für 
den  durch  die  Unterlassung  oder  Verspätung  verursachten  Schaden. 

Art.  245. 

Nach  erhaltener  Kenntnis  von  dem  Unfedl  nimmt  der  Vorstand  der  öffentlichen 
Krankenkasse  oder  die  eingeschriebene  Krankenkasse  unverzüglich  die  nötigen  Erhebungen 
vor,  um  den  Unfall,  seine  Verumständungen,  seine  Ursachen  und  bereits  eingetretenen 
Folgen  festzustellen,  und  teilt  dem  eidgenössischen  Versicherungsinspektorat  das  Ergebnis 
der  Erhebungen  mit.  Die  eidgenössische  Unfallversicherungsanstalt  kann  diese  Erhebungen 
von  sich  aus  vervollständigen  oder  die  Ejrankenkasse  mit  einer  Vervollständigung  beauftragen. 

Bei  der  Feststellung  des  Unfallereignisses  und  der  Folgen  desselben  sollen  die  Be- 
weisanträge des  Verletzten  oder  der  Angehörigen,   soweit  erheblich,  berücksichtigt  werden. 

Die  verursachten  Barauslagen,  inbegriffen  eine  billige  Entschädigung  an  den  Ver- 
treter der  Krankenkasse,  werden  durch  die  eidgenössische  Unfallversicherungsanstalt  ge- 
tragen oder  ersetzt  und  gelten  als  Verwaltungskosten  dieser  Anstalt. 

Der  Bundesrat  wird  unter  Berücksichtigung  von  Art.  236,  litt,  a,  nähere  Bestim- 
mungen über  die  Art  und  Form  der  Erhebungen  erlassen,  über  die  Entschädigung  der 
Kassenvertreter  einen  Tarif  aufstellen  und  endlich  festsetzen,  ob  und  nach  welchen  Ein- 
heitssätzen andere  mitwirkende  Personen  zu  entschädigen  seien. 

Die  Feststellung  der  Kosten  und  Entschädigungen  im  einzelnen  Falle  ist  Sache  des 
zuständigen  eidgenössischen  Versicherungsinspektorates,  welches  auf  Begehren  eines  Be- 
teiligten oder  des  eidgenössischen  Versicherungsamtes  die  Genehmigung  seitens  des  letzteren 
einzuholen  hat.  Der  Entscheid  des  eidgenössischen  Versicherungsamtes  ist  alsdann  ein 
endgültiger. 

Qt.  Leistungen  der  eidgenössischen  ünfallversichernngsanstalt. 

Art.  246. 
Die  Leistungen  der  eidgenössischen  Unfallversichemngsanstalt  bestehen  in 
der  unentgeltlichen  Krankenpflege  und  dem  Krankengeld, 
der  Invalidenrente, 
dem  Sterbegeld  und  der  Hinterlassenenrente. 

1.  Krankenpflege  und  Krankengeld. 

Art.  247. 
Die  durch  einen  Unfall  körperlich  verletzte   versicherte  Person  hat  nach  Ablauf  der 
sechsten  Woche   seit   dem  Tage   der  Erkrankung   für   die   weitere  Dauer   der   durch  die 
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Krankheit  verarsachten  ErwerLsonfähigkeit  Ansprach  auf  nnentgeltliche  Krankenpflege  und 
ein  Krankengeld. 

Die  Krankenpflege  and  das  Krankengeld  müssen  denjenigen  Leistangen  entsprechen, 
welche  die  öffentliche  Krankenkasse,  za  der  die  versicherte  Person  gehört  oder  an  and  für 
sich  gehören  würde,  während  der  ersten  sechs  Wochen,  gemäss  Art.  58 — 55,  gewährt  oder 
za  gewähren  hätte. 

Art.  248. 

Die  Krankenkasse  besorgt  aach  nach  Ablaaf  der  sechsten  Woche  den  Krankheitsfall 
and  die  Leistangen  an  and  für  den  Kranken  in  entsprechender  Anwendang  der  Bestim- 
mangen  des  ersten  Titels. 

Immerhin  ist  mit  Bezag  aaf  die  Folgezeit  die  Krankenkasse  in  nachstehenden  Fällen 
verpflichtet,  die  eidgenössische  UnfEdlversicherangsanstalt,  welche  alsdann  entscheidet,  in 
Kenntnis  za  setzen: 

a)  wenn  es  sich  am  die  Kürzang  oder  den  Entzag  von  Leistangen  gegenüber 
dem  Versicherten  oder  dritten  Personen  handelt, 

b)  wenn  Bestimmangen  von  Art.  51,  52,  54,  Absatz  3,  Art.  58,  Absatz  2, 
Art.  62,  Absatz  1 — 4,  Art.  65,  Absatz  1,  and  Art.  75  zar  Anwendang  ge- 
langen sollen, 

c)  wenn  über  die  Bezags-  oder  Forderangsberechtigang  einer  Person  gegenüber 
der  Kasse  Streitigkeiten  entstehen. 

Begnügt  sich  der  Ansprecher  nicht  mit  dem  Entscheid  der  eidgenössischen  Unfall- 
yersicherangsanstalt,  so  hat  das  Bandesversicherangsgericht  den  Fall  za  bearteilen. 

Für  die  Zeit  nach  dem  Ablaaf  der  sechsten  Woche  der  Krankheit  ist  die  versiche- 
rangspolizeiliche  Ahndang  Sache  des  eidgenössischen  Yersicherangsamtes  (Art.  319). 

Die  Bestimmang  von  Art.  50,  Absatz  3 ,  gilt  aach  mit  Bezag  aaf  die  von  der  eid- 
genössischen ünfallversicherangsanstalt  bestellten  Aerzte. 

Art.  249. 
In  den  Fällen  von  Art.  50,  Absatz  4,  Art.  52,  57,  62,  Absatz  4,  and  Art.  243  ist 
anlässlich  der  Festsetzang  der  Bente  aach  eine  Kürzang  gegenüber  dem  Versicherten  and 
dessen  Hinterlassenen,  jedoch  am  höchstens  die  Hälfbe,  zalässig. 

Art.  250. 

Die  Anstalt  ist  jederzeit  berechtigt,  aaf  einen  von  ihr  za  bezeichnenden  Zeitpunkt 
die  Obliegenheiten  der  Krankenkasse  mit  Bezag  aaf  eine  beiderorts  versicherte  and  anfall- 
kranke Person  selbst  za  übernehmen,  worauf  auch  die  Befugnisse  der  Krankenkasse 
and  des  Kassenvorstandes^  insbesondere  gegenüber  dem  Kranken,  aaf  sie  übergehen. 

Alsdann  hat  mit  Bezug  auf  die  Folgezeit  überall  da,  wo  nach  Massgabe  des  ersten 
Titels  das  Schiedsgericht  zuständig  oder  Art.  205  anwendbar  wäre,  das  Bundesversiche- 
rungsgericht zu  entscheiden  und  ist  die  versicherungspolizeiliche  Ahndung  überall  Sache 
des  eidgenössischen  Versicherungsamtes. 

Art.  251. 

Die  Anstalt  ersetzt  den  Krankenkassen  deren  Auslagen  far  solche  Leistungen,  welche 
nach  Massgabe  des  vorliegenden  Gesetzes  der  Anstalt  obliegen. 

Dagegen  ersetzt  die  Krankenkasse,  im  Falle  der  Uebemahme  eines  Unfallkranken 
durch  die  Anstalt,  dieser  die  Auslagen  far  solche  Leistungen,  welche  auf  die  ersten  sechs 
Wochen  der  Krankheit  entfallen  und  nicht  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  durch  die  An- 
stalt selbst  zu  tragen  smd.  Die  Kasse  ist  jedoch  nicht  schuldig,  mehr  zu  vergüten,  als 
sie  selbst  hätte  auslegen  müssen,  wenn  der  Kranke  nicht  durch  die  Anstalt  übernommen 
worden  wäre. 

2.  Invalidenreiite. 

Art.  252. 
Verursacht  der  Unfall  einen  dauernden  körperlichen  Nachteil,  so  erhält  der  Verletzte 
f&r  die  Folgezeit  eine  Bente. 
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Die  Bente  wird  entweder  als  eine  lebenslängliche  oder  als  eine  zeitlich  begrenzte 
festgesetzt.  Im  letzteren  Falle  findet,  nach  Ablauf  der  bestimmten  Zeitdauer  und  wenn 
dannzumal  der  Nachteil  noch  vorhanden  ist,  eine  neue  Festsetzung  far  die  nachfolgende 
Lebenszeit  oder,  ausnahmsweise,  wiederum  nur  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  statt. 

Art.  253. 

Die  jährliche  Rente  beträgt  60^/^^  des  dem  Verletzten,  infolge  der  Beeinträchtigung 
seiner  Erwerbsfähigkeit,  mutmasslich  entgehenden  Jahresverdienstes  (Art.  254). 

Im  Falle  gänzlicher  Hülflosigkeit  und  bei  gleichzeitigem  Notbedarf  kann  die  Bente, 
für  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit,  bis  auf  den  Gesamtbetrag  des  in  Betracht  kommen- 
den Jahresverdienstes  erhöht  werden. 

Die  Bundesversammlung  ist  befugt,  den  Rentensatz  auf  66*/g**/o  zu  erhöhen.  Die- 
selbe wird  gleichzeitig  festsetzen,  von  welchem  Zeitpunkte  an  der  Erhöhungsbeschluss  in 
Kraft  tritt  und  ob  und  inwieweit  sich  derselbe  auf  die  Folgen  bereits  eingetretener  Un- 
fälle bezieht,  femer,  ob  und  inwieweit  die  Bestimmung  von  Absatz  2  fortbestehe,  und 
endlich,  ob  und  in  welcher  Weise  die  Lohnklassen  (Art.  90,  Absatz  1)  zu  ändern  sind. 

Ein  solcher  Erhöhungsbeschluss  der  Bundesversammlung  kann  von  ihr  jederzeit 
wieder  aufgehoben  werden.  Dieselbe  wird  gleichzeitig  darüber  Beschluss  fassen,  auf  welchen 
Zeitpunkt  der  Aufhebungsbeschluss  in  Kraft  tritt  und  ob  und  inwieweit  sich  derselbe  auch 
auf  die  Folgen  bereits  eingetretener  Unfälle  bezieht. 

Art.  254. 

Der  Betrag  der  Rente  (Art.  253,  Absatz  1  und  3)  wird  in  folgender  Weise  er- 
mittelt : 

a)  als  Jahresverdienst  gilt  das  dreihundertfache  der  obersten  Zahl  derjenigen  Lohn- 
klasse, welcher  die  versicherte  Person  angehört  (Art.  90); 

b)  von  dem  also  festgestellten  Betrage  des  Jahresverdienstes  macht  die  YoUrente, 
für  völlige  Erwerbsunfähigkeit,  im  Falle  von  Art.  253,  Absatz  1,  60**/^  und 
im  Falle  von  Art.  253,  Absatz  3,  66  ^/g^/^  aus.  Bei  nur  teilweiser  Erwerbs- 
unfähigkeit findet  eine  verhältnismässige  Kürzung  statt. 

Bei  der  Zuerkennung  einer  erhöhten  Rente  (Art.  253,  Absatz  2)  gilt  als  Jahresver- 
dienst ebenfalls  der  in  Absatz  1,  litt,  a,  festgestellte  Betrag. 

Art.  255. 

Stellt  sich  im  Verlaufe  der  Nachteil  als  erheblich  grösser  oder  als  erheblich  geringer 
heraus,  als  bei  der  erstmaligen  oder  einer  erneuten  Feststellung  der  Rente  angenommen 
wurde,  oder  ist  der  Nachteil  gänzlich  verschwunden,  so  soll  für  die  Folgezeit  der  Betrag 
der  Rente  erhöht  oder  vermindert  oder  die  Rente  gänzlich  aufgehoben  werden.  Der  bei 
der  erstmaligen  Feststellung  ermittelte  Jahresverdienst  (Ari  254,  litt,  a)  bleibt  massgebend. 
Die  höchste  Rente  darf  jedoch  nicht  mehr  als  eine  YoUrente  betragen.  Die  Bestimmungen 
betreffend  die  erhöhte  Rente  (Art.  233,  Absatz  2  und  3,  und  Art.  254,  Absatz  2)  bleiben 
vorbehalten. 

Eine  solche  neue  Feststellung  (Absatz  1)  ist  jederzeit  sowohl  mit  Bezug  auf  eine 
lebenslängliche  als  auch  mit  Bezug  auf  eine  zeitlich  begrenzte  Rente  (Art.  252,  Absatz  2) 
zulässig. 

Art.  256. 

Bezog  der  Yersicherte  am  Tage  der  Yerletzung  noch  nicht  den  normalen  Lohn  eines 
Erwachsenen,  so  ist  für  die  Höhe  der  Rente  von  dem  Zeitpunkt  an,  in  welchem  er  mut- 
masslich^ ohne  die  Yerletzung,  den  normalen  Lohn  bezogen  hätte,  die  dem  letzteren  ent- 
sprechende Lohnklasse  massgebend.  Der  anzurechnende  normale  Lohn  darf  jedoch  den 
normalen  Lohn  eines  Fünfundzwanzigjährigen  nicht  übersteigen. 

Die  Feststellung  einer  solchen  hohem  Rente  gilt  bei  Anwendung  von  Art.  255  eben- 
falls als  erstmalige  Feststellung. 
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Art.  257. 

Das  Becht  auf  Bezug  der  Bente  ruht  solange,  als  der  Berechtigte  im  Auslände 
wohnt.  Diese  Bestimmung  findet  auf  den  Aufenthalt  im  Auslande  zum  Kurgebrauche  keine 
Anwendung. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  269  und  399  bleiben  vorbehalten. 

3.  YerhSltnis  der  Inralldenrente  zu  andern  Ansprachen 
des  Yersleherten. 

Art.  258. 

Niemand  besitzt,  mit  Bezug  auf  den  nämlichen  Unfall,  für  die  gleiche  Zeit  einen 
Anspruch  auf  Leistungen  aus  der  Krankenversicherung  oder  nach  Massgabe  von  Art.  247 
einerseits  und  auf  eine  Bente  andrerseits. 

Von  zwei  auf  dem  nämlichen  Unfall  beruhenden,  sich  jedoch  gemäss  Absatz  1  gegen- 
seitig ausschliessenden  Ansprüchen,  deren  jeder  an  und  für  sich  begründet  ist,  besitzt  der 
für  den  Versicherten  günstigere  den  Vorzug. 

Art.  259. 

Stösst  einem  Kranken  ein  Unfall  zu  oder  bricht  bei  einem  Unfedlkranken  eine  nene 
Krankheit  aus,  welche  mit  dem  Unfall  oder  der  Unfallkrankheit  nicht  im  ursächlichen  Zn- 
sammenhang steht,  so  findet  eine  angemessene  Verteilung  der  Belastung  zwischen  der 
Krankenkasse  und  der  eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt  statt.  Mit  Bezug  anf 
Wöchnerinnen  gilt  Art.  73,  Absatz  1. 

Art.  260. 

Wird  der  Bezüger  einer  Invalidenrente  der  eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt 
neuerdings  von  einem  Unfall  betroffen,  mit  Bezug  auf  welchen  er  bei  einer  öffentlichen 
oder  einer  eingeschriebenen  Krankenkasse  und  der  eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt 
versichert  ist,  so  gelten  folgende  Bestimmungen: 

a)  Weder  das  auf  Bechnung  der  Krankenkasse,  noch  das  auf  Bechnung  der  eid- 
genössischen Unfallversicherungsanstalt  laufende  Krankengeld  darf  um  der 
Bentenberechtigung  willen  gekürzt  werden. 

b)  Der  Bentenanspruch  aus  dem  neuen  Unfall  wird  mit  dem  bisherigen  Benten- 
anspruch  vereinig:t.  Letzterer  wird  entsprechend  erhöht,  so  jedoch,  dass  die 
neue  Bente  nicht  mehr  betragen  darf  als  die  höchste  Bente  nach  Massgabe 
der  Lohnklasse,  welcher  der  Anspruchsberechtigte,  wenn  ihm  der  erste  Unfall 
nicht  zugestossen  wäre,  zur  Zeit  des  zweiten  Unfalls  mutmasslich  angehört 
hätte.  Die  Bestimmungen  der  Art.  252 — 257  finden  im  übrigen  auf  eine 
solche  vereinigte  Bente  entsprechende  Anwendung. 

Art.  261. 

Erkrankt  der  Bezüger  einer  Invalidenrente  der  eidgenössischen  Unfallversicherungs- 
anstalt  und  besitzt  er  mit  Bezug  auf  diese  Krankheit  Anspruch  auf  Krankengeld  gegenüber 
einer  öffentlichen  oder  eingeschriebenen  Krankenkasse,  so  darf  ihm  das  Krankengeld  nicht, 
um  der  Bentenberechtigung  willen,  gekürzt  werden. 

4,  Sterbegeld  und  Hinterlassenenrente. 

Art.  262. 

Stirbt  der  Verletzte  infolge  des  Unfalls,  so  hören  fnr  die  Folgezeit  die  bisherigen 
Leistungen  auf,  und  es  treten  an  deren  Stelle: 

a)  das  Sterbegeld, 

b)  die  Hint«rkssenenrente. 
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a.  Das  Sterbegeld, 

Art.  263. 

Die  Anstalt  yergütet  der  Krankenkasse  das  von  dieser  nach  Massgabe  Ton  Art  74 
bezahlte  Sterbegeld,  wenn  der  Tod  innert  der  ersten  sechs  Wochen  seit  dem  ünfcdle  ein- 
getreten ist. 

Sind  diese  ersten  sechs  Wochen  bereits  abgelanfen  oder  ist  der  Fall  bereits  durch 
die  Anstalt  übernommen,  wenn  der  Tod  eintritt,  so  bezahlt  die  Anstalt,  unmittelbar  oder 
durch  das  Mittel  der  Krankenkasse,  ein  Sterbegeld  von  vierzig  Franken,  auf  welches  im 
übrigen  die  Vorschriften  von  Art.  74  ebenfalls  Anwendung  finden. 

b.  Die  Hinterlaseenenrente. 

Art.  264. 

Die  Hinterlassenen  erhalten  eine  jährliche  Rente,  welche  am  Tage  nach  dem  Todes- 
tag zu  laufen  beginnt,  und  welche  einen  Teil  des  nach  Massgabe  von  Art.  254  in  Betracht 
kommenden  Jahresverdienstes  des  Verstorbenen  beträgt,  nämlich 

1.  far  die  Wittwe  bis  zu  deren  Tode  oder  Wiederverehelichung  30**/^; 

2.  für  den  Wittwer,  sofern  er  dauernd  erwerbsunfähig  ist  oder  innert  fünf  Jahren 
seit  dem  Tod  der  Ehefrau  dauernd  erwerbsunfähig  wird,  bis  zu  dessen  Tode 
oder  Wiederverehelichung  20**/^; 

3.  für  jedes  hinterbliebene  oder  nachgeborene  eheliche  Kind  des  Verstorbenen, 
bis  zum  zurückgelegten  sechzehnten  Lebensjahr  dieses  Kindes,  15^/^  und, 
wenn  dasselbe  auch  den  zweiten  Eltemteil  verliert  oder  bereits  verloren  hat, 

4.  für  Verwandte  in  aufsteigender  Linie  lebenslänglich  und  für  Oeschwister  bis 
zum  zurückgelegten  sechzehnten  Lebensjahr,  in  gleichen  Rechten  nach  Köpfen, 
zusammen  20^/^. 

Weder  die  Wittwe  noch  der  Wittwer  besitzt  einen  Rentenanspruch,  wenn  die  Ehe 
nicht  vor  dem  Unfälle  abgeschlossen  oder  verkündet  war. 

Ein  Eheteil,  welcher  zur  Zeit  des  Todes  des  Versicherten  von  diesem  rechtskräftig, 
gänzlich  oder  von  Tisch  und  Bett,  geschieden  war,  besitzt  keinen  Rentenanspruch. 

.  Kinder,   welche   zur  Zeit  des  Unfalls  bereits  rechtskräftig  adoptiert  oder  legitimiert 
waren,  sind  den  ehelichen  gleichzuhalten. 

Dasselbe  gilt  für  aussereheliche  Kinder  mit  Bezug  auf  Ansprüche,  die  aus  dem  Tod 
der  Mutter  hergeleitet  werden. 

Ebenso  wird  ein  aussereheliches  oder  Brautkind  mit  Bezug  auf  Ansprüche  aus  dem 
Tod  des  Vaters  gehalten  wie  ein  eheliches  Kind,  sofern  die  Vaterschaft  des  Verstorbenen 
durch  einen  nach  Massgabe  der  zutreffenden  Gesetzgebung  erlassenen  rechtskräftigen  Ent- 
scheid oder  durch  eine  glaubwürdige,  schriftliche  Anerkennung  festgestellt  ist 

Die  Bestimmung  von  Art.  2ö6  gilt  auch  für  die  nach  Massgabe  dieses  Artikels  fest- 
zusetzenden Renten. 

Art.  265. 

Der  Gesamtbetrag  aller  Renten  (Art  264)  darf  50^/^  des  nach  Massgabe  von  Art.  254 
in  Betracht  kommenden  Jahresverdienstes  des  Verstorbenen  nicht  übersteigen. 

Wenn  und  solange  die  Renten  der  in  Art  264,  Ziffer  1 — 3,  bezeichneten  Ver- 
wandten zusammen  mehr  als  50 ^/^  ausmachen  würden,  so  tritt  eine  verhältnismässige 
Kürzung  ein. 

Der  Wegfall  einer  in  Ziffer  1 — 3  daselbst  vorgesehenen  Rente  kommt  in  erster  Linie 
sämtlichen  übrigen,  nach  Massgabe  dieser  Ziffern  rentenberechtigten  Personen  verhältnis- 
mässig innert  ihrer  Berechtigung  zu  gute. 

Die  Bezugsberechtigung  für  die  in  Ziffer  4  daselbst  bezeichneten  Verwandten  tritt 
nur  so  weit  ein  und  lebt  nur  so  weit  auf,  als  den  unter  Ziffer  1 — 3  daselbst  bezeichneten 
Verwandten  nicht  oder  nicht  mehr  50^0  zukommen. 

Der  Wegfall  einer  in  Ziffer  4  daselbst  vorgesehenen  Rente  kommt  in  erster  Linie 
sämtlichen  übrigen  in  dieser  Ziffer  bezeichneten  Verwandten  gleichmässig  zu  gute.     Kein 
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solcher  Verwandter  erhält  jedoch  mehr  als  ein  gleichzeitig  nach  Massgabe  von  Ziffer  1 — 3 
daselbst  Bezugsberechtigter. 

Art.  266. 

Die  Bandesyersammloug  ist  im  Falle  der  Erhöhung  der  Invalidenrente  von  60  ^/q 
auf  Bö'/j^/q  (Art.  253,  Absatz  3)  befugt,  auch  die  Hinterlassenenrente  entsprechend  zu 
erhöhen. 

Art.  267. 

Diejenigen  Hinterlassenen ,  welche  im  Zeitpunkt  des  Unfalles  des  Versicherten  Aus- 
länder waren  und  im  Auslande  wohnten,  besitzen  keinen  Anspruch  auf  eine  Hinter- 
lassenenrente. 

Ausserdem  ruht  das  Recht  auf  Bezug  der  Rente  solange,  als  der  Berechtigte  im 
Auslande  wohnt. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  269  und  399  bleiben  vorbehalten. 

Der  nach  Massgabe  von  Absatz  1  oder  2  hinfällig  werdende  oder  ruhende  Renten- 
anspruch gilt  hinsichtlich  der  Bestimmungen  von  Art.  264  und  265,  zu  gunsten  der  An- 
stalt, als  in  Kraft  bestehend  und  den  Wegfall  anderer  Renten  mitgeniessend ,  solange  die 
hinterlassene  Person  gemäss  Art.  264  und  265  rentenberechtigt  wäre. 

5.  Bentenauskauf. 

Art.  268. 

Im  Falle  der  Wiederverehelichung  erhält  die  Wittwe,  unbeschadet  ihres  Renten- 
anspruchs bis  zur  Wiederverehelichung,  den  dreifachen  Betrag  der  Jahresrente  als  Ab- 
fertigung. Hinsichtlich  der  Bestimmungen  von  Art.  264  und  265  gilt  jedoch,  zu  gunsten 
der  Anstalt,  die  ausgekaufte  Rente,  vom  Zeitpunkt  des  Auskaufs  an,  noch  drei  Jahre  lang 
als  unverändert  fortbestehend  und  als  den  Wegfall  anderer  Renten  mitgeniessend. 

Art.  269. 

Jede  Invaliden-  oder  Hinterlassenenrente  darf  jederzeit,  auch  gegen  den  Willen  des 
Berechtigten,  durch  das  eidgenössische  Versicherungsamt  ausgekauft  werden,  wenn  der 
Berechtigte  im  Ausland  wohnt  oder  wenn  die  Rente  weniger  als  einhundert  Franken  jährlich 
beträgt. 

In  allen  übrigen  Fällen  ist  der  Auskauf  nur  auf  Antrag  des  Berechtigten  und  nur 
ausnahmsweise  zulässig. 

Die  ausgekaufte  Rente  gilt  hinsichtlich  der  Bestimmungen  von  Art.  264  und  265, 
zu  gunsten  der  Anstalt,  als  fortbestehend  und  den  Wegfall  anderer  Renten  mitgeniessend, 
solange  der  Ausgekaufte  rentenberechtigt  gewesen  wäre. 

Ein  mit  Zustimmxmg  des  Berechtigten  ausgekaufter  Rentenfall  gilt  als  endg^tig 
erledigt.  Dagegen  steht  es  dem  gegen  seinen  Willen  ausgekauften  Rentenberechtigten  im 
Falle  von  Art.  255  frei,  eine  neue  Festsetzung  zu  verlangen,  worauf,  wenn  der  Nachteil 
sich  als  erheblich  grösser  herausstellt,  entweder  neben  der  Auskaufsumme  eine  besondere 
Rente  zu  gewähren  oder  die  Auskaufsumme  entsprechend  zu  erhöhen  ist. 

6.  Festsetzung  und  rechtliehe  Elgensehaften  der  Rente. 

Art.  270. 

In  jedem  eintretenden  Fdle  hat  das  eidgenössische  Versicherungsamt  die  Renten- 
schuld  und  die  Bezugi^berechtigung  nach  Massgabe  der  ihm  bekannten  Umstände  und  Ver- 
wandtschafteverhältnigBe,  sowie  den  Beginn  der  Bezugsberechtigung  festzusetzen  und  nach 
eingetretener  BechtskrafI  dieser  Festsetzung  jedem  Bezugsberechtigten  einen  besonderen 
Rentenachein  auszuhändigen. 

Der  Rentenacheiu  gilt  als  öffentliche,  von  einer  Bundesbehörde  ausgestellte  Urkunde. 

So  oft  Umatände  eintreten  oder  bekannt  werden,  welche  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes 
eine  Aendemng  der  Rente nscliiüd  bedingen,  ist  diese  neuerdings  festzusetzen  und  der 
X^unteußcht'U)  entap rechend  abznändeni. 
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Art.  271. 
Der  Anspruch  auf  Festsetzung  einer  Bente  kann  vom  eidgenössisches  Versicherungs- 
amt zurückgewiesen  werden,   sofern  zur  Zeit  der  Geltendmachung  mehr  als  ein  Jahr  seit 
dem  Unfall  verstrichen  ist,   und  sofern  die  Organe  der  Anstalt  nicht  schon  vor  Jahres- 
ablauf Kenntnis  von  dem  Unfall  besassen. 

Art  272. 

Das  eidgenossische  Yersicherungsamt  ist  in  den  Fällen,  in  welchen  der  Unfiall  den 
Tod  herbeiführte,  sofern  auf  anderem  Weg  nicht  ausgemittelt  werden  konnte,  ob  überhaupt 
bezugsberechtigte  Verwandte  oder  noch  andere  als  die  bekannten  vorhanden  sind,  befugt, 
eine  öffentliche  Ausschreibung  zu  erlassen  und  in  derselben  eine  VerwirkungsMst  von 
mindestens  sechs  Monaten  festzusetzen,  nach  deren  fruchtlosem  Ablauf  jeder  neue  Anspruch 
zurückgewiesen  werden  kann.  Die  in  der  Ausschreibung  festgesetzte  Frist  tritt  an  die 
Stelle  der  gesetzlichen  (Art.  271). 

Art.  273. 

Jede  fällige  Monatsrate  (Art.  277,  Absatz  1)  kann  drei  Monate  nach  der  Fälligkeit 
durch  das  eidgenössische  Versicherungsamt  als  verwirkt  erklärt  werden,  sofern  nicht  von 
dem  Berechtigten  oder  in  dessen  Namen  innert  dieser  Frist  bei  dem  eidgenössischen  Ver- 
sicherungsamt oder  einem  schweizerischen  Postbureau  ein  Anspruch  auf  die  fällige  Bente 
erhoben  worden  ist. 

Die  Bentenschuld  nach  Massgabe  eines  Bentenscheins  verjährt  gänzlich  und  muss 
abgeschrieben  werden^  sofein  mehr  als  zwei  Jahre  seit  dem  letzten  Bezug  verstrichen  sind 
und  in  der  Zwischenzeit  von  dem  Berechtigten  oder  in  dessen  Namen  bei  dem  eidgenössischen 
Versicherungsamt  oder  einem  schweizerischen  Postbureau  kein  Anspruch  auf  Fortbezahlung 
der  Bente  erhoben  worden  ist. 

Der  Wegfall  der  Bentenschuld  kommt  mit  Bezug  auf  die  Bestimmungen  von  Art.  264 
und  265  den  Mitberechtigten  erst  mit  dem  Zeitpunkt  der  Abschreibung  zu  gute. 

Ari;.  274. 
Die  Geltendmachung  der  Verjährung   im   Sinne   der  Art.  271,  272  und  273    steht 
nur  der  eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt  zu. 

Art.  276. 
Wer  in  guten  Treuen  irrtümlich  eine  Bente  bezogen  hat,  darf  sie  behalten,  und  der 
wirkliche  Bentenberechtigte  muss  sich  dasjenige,  was  joner  statt  seiner  bezog,   anrechnen 
lassen,  sofern  er  nicht  nachweist,  dass  der  Auszahlung  an  den  Nichtberechtigten  ein  grobes 
Verschulden  der  Anstalt  oder  eines  Angestellten  derselben  zu  Grunde  gelegen  hat. 

Ari;.  276. 
Die  Bente  kann  weder  gepfändet,  noch  mit  Beschlag  belegt,  noch  in  den  Konkurs 
gezogen,  noch  vor  der  Zahlung  rechtsgiltig  abgetreten  werden. 

7.  FSlllgkelt  und  Zahlung  der  Bente. 

Art.  277. 

Die  Bente  ist  in  Monatsraten  zahlbar.  Jede  Bäte  wird  am  ersten  Tage  des  Kalender- 
monats zum  voraus  fällig. 

Beginnt  die  Bentenberechtigung  nach  dem  ersten  Tage  des  Kalendermonats,  so  wird 
die  auf  den  Monatsrest  entfallende  Bäte  am  ersten  Tage  des  folgenden  Monats  fällig. 

Wenn  nach  dem  ersten  Tage  des  Kalendermonats  die  Bentenberechtigung  aufhört 
oder  der  Betrag  der  Bente  vermindert  oder  erhöht  wird,  so  findet  für  die  Zeit  bis  zum 
Beginn  des  folgenden  Monats  weder  eine  Bück-  noch  eine  Nachvergütung  statt 

Art.  278. 
Die  Beuten  werden   durch   die   eidgenössische  Postverwaltung   in   ihren  Postbureaus 
ausbezahlt. 
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Der  Bandesrat  wird  über  die  Beziehung  der  eidgenössischen  Postyerwaltung  zur  eid- 
genössischen Unfallversicherangsanstalt  nach  Massgabe  dieses  Artikels,  sowie  über  die  Form 
des  Ausweises  über  die  Bezugsberechtigung  das  Nähere  festsetzen. 

8.  C^emelnsame  Bestimmungen. 

Art.  279. 
Erleidet  der  Versicherte  einen  Unfall  im  Militärdienst,  so  ist  die  eidgenössische  Unfall- 
versichemagiäanstalt  nicht  verpflichtet,  für  die  Folgen  eines  solchen  Unfedls  aufsukommen. 

Art.  280. 

Wird  ein  Yersicherter  verhaftet,  so  hören  die  Leistungen  der  eidgenössischen  Unfall- 
versicherungsanätaltf  soweit  sie  in  Krankenpflege  und  Krankengeld  bestehen;  für  die  Zeit 
dea  Yerbaflee  auf. 

Gerät  ein  V^rsiclierter  iu  den  Strafverhaft,  so  ist  die  eidgenössische  Unfaüversiche- 
rungBanatalt  nicht  verpflichtet,  für  die  Folgen  eines  Unfalls  aufzukommen,  welchen  der 
Versicherte  während  dieses  Verhaftes  erlitten  hat. 

Mit  Bezug  anr  einen  VerBicherten,  welcher  in  ein  Korrektionshaus  oder  eine  ähnliche 
Anstalt  vorbracht  wird,  fallen  ebenfalls  während  der  Dauer  der  Unterbringung  die  Leistungen 
der  eidgeni)8si3chen  ünfallversicherungsanstalt,  soweit  sie  in  Krankenpflege  und  Kranken- 
geld bosteheHf  dabin.  Mit  Bezug  auf  einen  Unfall,  den  der  Versicherte  daselbst  erleidet, 
kann  von  der  eidgenöBsischen  Unfallversicherungsanstalt  ebenfalls  jede  Leistung  verweigert 
werden. 

Art.  281. 

Hat  sich  der  Veraichorte  die  Verletzung  oder  den  Tod  vorsätzlich  oder  durch  ein 
Vergehen  oder  auf  arglistige  Weise  zugezogen  und  war  er  dabei  zurechnungsföhig,  so 
kennen  er  und  seine  HinterlEBsenen  mit  Bezug  auf  diesen  Fall  des  Anspruchs  auf  die 
Leigtung^u  der  eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt  ganz  oder  teilweise  verlustig 
erklärt  werden. 

Art.  282. 

Hat  der  Versicherte  die  Verletzung  oder  den  Tod  durch  grobe  Fahrlässigkeit  ver- 
schuldet und  war  er  dabei  zurechnungsfähig,  so  können  ihm  sowohl  das  Krankengeld  als 
auch  die  Rente,  ebenso  den  Kinterlassenen  die  Beute  gekürzt  werden,  jedoch  höchstens 
bis  auf  die  Hälfte. 

Art.  283. 

Ein  Versicherter,  welcher  wider  besseres  Wissen  entweder  eine  gar  nicht  oder  nicht 
mehr  bestehende  Krankheit  vorschützt,  oder  durch  einen  Unfall  einen  bleibenden  körper- 
lichen Nachteil  erlitten  zu  haben  behauptet,  welcher  gar  nicht  oder  in  erheblich  geringerem 
Masse  vorbanden  ist,  oder  gar  nicht  durch  den  behaupteten  Unfall  verursacht  wurde,  wird, 
gleichviel  ob  er  durch  sein  wissentlich  falsches  Vorbringen  Leistungen  der  eidgenössischen 
Unfallversicherungsanstalt  erwirkt  oder  nur  zu  erwirken  versucht  hat,  wegen  Betrugs  oder 
Betrugaversucha  dem  Strafrichter  überwiesen.  Li  leichteren  Fällen  findet  versicherungs- 
poUzeiliche  Ahndung  statt. 

Hat  der  Versicherte  durch  sein  wissentlich  falsches  Vorbringen  Leistungen  oder  Mehr- 
leistungen der  eidgeDossLschen  UnMlversicherungsanstalt  erwirkt,  so  können  er  und  seine 
Erben  ausserdem,  jeder  Erbe  jedoch  nur  bis  auf  den  Betrag  seines  Erbteils,  zur  gänzlichen 
oder  teilweisen  liückeratattung  des  zuviel  bezahlten  Betrages  verhalten  werden. 

Entstehen  später  Anspräche  des  Versicherten  oder  eines  Hinterlassenen  auf  Geld- 
leistungen der  eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt,  so  kann  gegenüber  solchen  An- 
sprüchen, mit  Ausnahme  des  Sterbegeldes,  die  Ersatzforderung  (Absatz  2)  zur  Verrechnung 
gebracht  werden, 

Art.  284. 

Stellt  es  Bich  heraus,    dass  sich  der  Unfall  zu  einer  Zeit  ereignet  hat,    in  welcher 
dto  T*?rletzte  Person  nicht  bei  der  Anstalt  versichert  war,    so  wird  mit  Bezug  auf  diesen 
'^all  jedö  weitere  I^eistung  eingestellt,   und  zwar   sowohl  gegenüber   dem  vom  Unfall  Be- 
dienen als  gegenüber  seinen  Hinterlassenen.    Bereits  für  oder  an  den  Verletzten  Geleistetes 
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kann,  mit  Ausnahme  des  Sterbegeldes,  von  ihm  und  seinen  Erben,  von  dem  einzelnen 
Erben  jedoch  nur  bis  anf  den  Betrag  seines  Erbteils,  zurückgefordert  werden.  Dagegen 
dürfen  die  EDnterlassenen  die  bereits  emp&ngenen  Renten  behalten. 

Stellt  es  sich  heraus,  dass  der  körperliche  Nachteil,  für  welchen  die  Anstalt  auf- 
gekommen ist,  teilweise  aus  einer  Zeit  stammt,  in  welcher  die  verletzte  Person  nicht 
bei  der  Anstalt  versichert  war,  oder  dass  der  Nachteil  teilweise  bereits  durch  eine  von 
der  Anstalt  bezahlte  Entschädigung  ausgeglichen  war,  so  wird  für  die  Folgezeit  eine  ent- 
sprechende Kürzung  der  Leistungen  an  den  Versicherten  vorgenommen  und  kann  im  Falle 
der  wissentlichen  Verheimlichung  die  gänzliche  oder  teilweise  Bückerstattung  des  zu  viel 
bezahlten  Betrages  seitens  des  Versicherten  und  seiner  Erben,  von  dem  einzelnen  Erben 
jedoch  nur  bis  auf  den  Betrag  seines  Erbteils,  gefordert  werden. 

Die  versicherungspolizeiliche  Ahndung  gegenüber  dem  Versicherten  und  die  Ueber- 
weisung  desselben  an  den  StraMchter  werden  vorbehalten. 

Die  Bestimmung  von  Art.  283,  Absatz  3,  findet  Anwendung. 

Art.  286. 

In  den  Fällen  von  Art.  281,  283  und  284  kann  das  eidgenossische  Versicherungs- 
amt den  Versicherten  auf  eine  Zeitdauer  von  höchstens  fünf  Jahren  als  aus  der  Anstalt 
ausgeschlossen  erklären.  Der  rechtskräftig  gewordene  Ausschluss  wird  veröffentlicht  und 
hat  des  weitem  zur  Folge,  dass  der  Ausgeschlossene  aufhört  und  während  dieser  Zeit 
un&hig  bleibt,  freiwilliges  Mitglied  einer  öffentlichen  Krankenkasse  zu  sein. 

Art.  286. 

Gregenüber  einem  Dritten,  welcher  mit  Bezug  auf  den  Unfall,  den  ein  Versicherter 
erlitten  hat,  schadenersatzpflichtig  ist,  tritt  die  eidgenössische  UnfaUversicheruntrsanstalt, 
bis  auf  die  Höhe  der  von  ihr  geschuldeten  Leistungen,  kraft  dieses  Gesetzes  in  den  Ersatz- 
anspruch des  Versicherten  ein. 

Besitzt  infolge  des  Unfalls  der  schadenersatzpflichtige  Dritte  Anspruch  auf  eine 
Hinterlassenenrente,  so  ist  die  eidgenössische  UnfaU  Versicherungsanstalt  zur  Verrechnung 
befugt,  sofern  ihre  Schadenersatzforderung  durch  ein  rechtskräftiges,  gerichtliches  Urteil 
festgeertellt  ist. 

E  Die  Prämie. 

Art.  287. 

Auf  jede  versicherte  Person  entfällt  für  jeden  Arbeitstag  (Art.  295,  Absatz  4)  ein 
Versicherungsbeitrag  an  die  Anstalt  (Prämie).  Die  Prämie  wird  nach  der  Höhe  der 
Unfallgefahr  und  des  Tagesverdienstes  abgestuft. 

Ari;.  288. 

Sämtliche  versicherte  Personen  werden  nach  Massgabe  der  UnMlgefabr  eingeschätzt. 

Zu  diesem  Behufe  stellt  das  eidgenössische  Versicherungsamt  namens  der  Anstalt, 
mit  Genehmigung  des  Bundesrates,  einen  Gefahrentarif  auf. 

Der  Gefahrentarif  kann  aiy ährlich  vor  dem  1.  Oktober,  mit  Wirkung  auf  das  nächste 
Betriebsjahr,  abgeändert  werden. 

Sowohl  der  erstmalige  Gefahrentarif  als  auch  jede  Abänderung  desselben  sind  zu 
veröffentlichen. 

Art.  289. 

Auf  Grund  des  Gefahrentarife  werden  alljährlich  spätestens  am  1.  Oktober,  und  in 
der  Zwischenzeit  so  oft  es  durch  den  Eintritt  neuer  Versicherter  erforderlich  wird,  die 
Vorsicherten  hinsichtlich  der  Unfallgebühr  eingeschätzt.  Bei  Betrieben  mit  mehr  als 
einem  Arbeiter  kann  die  Einschätzung  samthaft  oder  nach  einzelnen  Gruppen  der  Arbeiter 
erfolgen. 

Die  Einschätzung  ist  Sache  der  eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt. 
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Art  290. 
Der  Einschätzangsbeschloss  wird  schriftlich  mitgeteilt: 

a)  der  zuständigen  Krankenkasse, 

b)  für  sich  and  zu  Händen  des  Versicherten,  gegen  Empfangsschein,  dem  prämien- 
Pflichtigen  Arbeitgeber  oder,  in  den  Fällen  von  Art.  6  und  7,  dem  zuständigen 
Organ  des  Yersicheningskreises. 

Innert  zwanzig  Tagen  seit  der  schriftlichen  Mitteilung  kann  jeder  prämienpflichtige 
Arbeitgeber  oder  Versicherte,  ebenso,  in  den  Fällen  von  Art.  6  und  7,  das  zuständige 
Organ  des  Versicherungskreises,  mittelst  schriftlicher  Eingabe  an  das  eidgenössische  Ver- 
sicherungsamt zu  Händen  des  eidgenössischen  Versicherungsrates  Abänderung  durch  diese 
Behörde  verlangen.  Auf  später  eingereichte  Abänderungsbegehren  wird  in  der  Kegel,  wo- 
rüber der  eidgenössische  Versicherungsrat  entscheidet,  nicht  mehr  eingetreten. 

Das  Abänderungsbegehren  besitzt  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Das  eidgenössische  Versicherungsamt  kann  die  Einschätzung  jederzeit  von  sich  aus 
abändern,  worauf  wiederum  das  oben  festgesetzte  Verfahren  beobachtet  wird. 

Art.  291. 

Jeder  Arbeitgeber  einer  gemäss  Art.  1,  2  und  4  versicherten  Person  und  jede 
gemäss  Art.  6  und  7  versicherte  Person  ist  verpflichtet,  der  zuständigen  Krankenkasse  oder 
dem  zuständigen  eidgenössischen  Versicheruugsinspektorate  von  jeder  erheblichen  Aenderung 
im  Betriebe  oder  in  der  Beschäftigungsart  der  Versicherten  beförderlich  Kenntnis  zu  geben. 

Das  eidgenössische  Versicherungsinspektorat  nimmt,  sobald  es  von  einer  solchen 
Aenderung  Kenntnis  erhält,  die  nötigen  Erhebungen  vor.  Alsdann  entscheidet  das  eid- 
genössische Versicherungsamt,  ob  und  welche  Aenderung  in  der  Einschätzung  vorzunehmen 
sei  und,  im  Falle  der  Versetzung  in  eine  höhere  Gefahrenabteilung,  ob  und  auf  welchen 
Zeitpunkt  die  Erhöhung  zurückwirke.  Der  auf  die  Zwischenzeit  entfallende  Mehrbetrag 
der  Prämien  ist,  im  Falle  der  Versicherung  gemäss  Art.  1,  2,  4  und  239,  durch  den 
prämienpflichtigen  Arbeitgeber  zu  vier  Fünfteln  und  durch  den  Bund  zu  einem  Fünftel 
nachzuvergüten.  Der  Arbeitgeber  ist  nicht  befagt,  sich  für  diese  Nachzahlung  an  dem  bei 
ihm  beschäftigten  Versicherten  zu  erholen. 

Mit  Bezug  auf  die  Mitteilung  und  den  Weiterzug  eines  in  Anwendung  von  Absatz  2 
gefassten  Entscheides  gelten  die  Bestimmungen  von  Art.  290. 

Schuldhafte  Unterlassung  der  rechtzeitigen  Anzeige  zieht  versicherungspolizeiliche 
Ahndung  nach  sich. 

Art.  292. 

Als  Tagesverdienst  gilt  der  durch  die  Krankenkasse  oder  die  Beschwerdebehörde 
nach  Massgabe  von  Art  88,  89  und  90  festgesetzte  Betrag. 

Die  eidgenössische  ünfallversicherungsanstalt  ist  jederzeit  befugt,  eine  solche  Fest- 
setzung zu  beanstanden.  Alsdann  wird  eine  neue  Festsetzung  nach  Vorschrift  von  Art.  92 
vorgenommen  und  sowohl  den  Beteiligten  als  der  eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt 
schriftlich  mitgeteilt. 

Gegen  die  neue  Festsetzung  steht,  wie  den  übrigen  Beteiligten,  auch  der  eidgenössi- 
schen Unfallversicherungsanstalt  innert  der  gesetzlichen  Frist  die  Beschwerde  an  die  Auf- 
sichtsbehörden der  Krankenkasse  zu. 

Wird  die  Aufisicht  über  die  Krankenkasse  durch  das  eidgenössische  Versicherungsamt 
selbst  ausgeübt,  so  ist  dasselbe  jederzeit  befugt,  die  neue  Festsetzung  selbst  vorzunehmen, 
gegen  welche  {Qsdann  den  Beteiligten  die  Beschwerde  an  den  Bundesrat  nach  Massgabe 
von  Art.  178  offen  steht. 

Hinsichtlich  der  neuen  Festsetzung  gilt  die  Bestimmung  von  Art.  92,  Absatz  2. 

Art.  293. 
Der  Betrag  der  Prämie  wird  durch  die  Krankenkasse  festgestellt. 

Art.  294. 
Der  Bundesbeitrag  (Art.  224)  wird  durch  die  Anstalt  selbst  bezogen. 
Die  Anstalt  kann  den  Einzug  der  Prämie  selbst  besorgen  oder  derjenigen  Kranken- 
T  übertragen,  welcher  der  Versicherte  angehört.     Im  letzteren  Falle  ist  die  Kranken- 
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kasse  für  den  sorgfSlltigen  Einzng,  sowie  far  die  rechtzeitige  Ablieferung  der  eingezogenen 
Beträge  verantwortlich. 

Die  vom  Schuldner  nicht  erhältlichen  Kosten  der  Schuldbetreibung  werden  der 
Krankenkasse  durch  die  Anstalt  ersetzt. 

Der  Bundesrat  wird  die  Art  und  Weise  der  Ablieferung  der  durch  die  Kranken- 
kassen eingezogenen  Gelder  an  die  Anstalt  festsetzen. 

Art.  295. 

Die  Prämie  ist  monatlich  zum  voraus  an  die  Einzugsstelle,  für  diese  kostenfrei,  zu 
bezahlen,  und  der  Bruchteil  eines  Bappens  ist  mit  Bezug  auf  den  gesamten  monatlichen 
Betrag  der  Prämie  jedes  Versicherten  auf  den  ganzen  Eappen  aufeurunden. 

Beginnt  die  Beitragspflicht  im  Laufe  des  Kalendermonats,  so  steht  es  der  Einzug- 
stelle frei,  die  auf  die  Zeit  bis  zum  Monatsende  entfallende  Prämie  zum  voraus  oder  erst 
auf  Monatsende  einzuverlangen. 

Endigt  die  Beitragspflicht  im  Laufe  des  Kalendermonats,  so  ist  der  auf  den  Monats- 
rest entfallende  Teil  einer  bereits  bezahlten  Prämie  zurückzuvergüten  oder  gutzuschreiben. 

Vom  Beginn  der  Versicherung  an  werden  sämtliche  Tage  bis  zum  Ende  der  Ver- 
sicherung, inbegriffen  der  Anfangs-,  sowie  der  Endtag  und  ausgenommen  die  Sonntage, 
als  Arbeitstage  gerechnet.  Die  Bestimmungen  von  Absatz  7  unten  und  von  Art.  301 
bleiben  vorbehalten. 

Diejenigen  Arbeitgeber,  die  einen  nach  dem  Ermessen  der  Einzugstelle  ausreichenden 
Vorschuss  leisten,  können  verlangen,  dass  die  Verrechnung  der  fölligen  Prämien  erst  am 
Schlüsse  des  Kalendermonats  erfolge. 

Wenn  in  einer  Betriebskrankenkasse  an  Stelle  der  Monatsauflage  die  Zahltagsauflagc 
eingeführt  ist,  so  wird  auch  die  Prämie  zahltagsweise  bezogen,  wobei  die  vorstehenden 
Bestimmungen  entsprechende  Anwendung  finden. 

Es  ist  Sache  des  Bundesrates,  im  Interesse  der  Vereinfachung  der  Berechnung  und 
des  Bezuges  der  Prämien  die  erforderlichen  Vorschriften  aufzustellen. 

Art.  296. 

Zur  Bückerstattung  einer  irrtümlich  bezahlten  Prämie  oder  zur  Verrechnimg  einer 
solchen  mit  einer  späteren  Schuld  des  Bückfordemden  ist  die  Einzugstelle  nur  dann  ver- 
pflichtet, wenn  die  Beklamation  innert  drei  Monaten  seit  der  Zahlxmg  erhoben  wird. 

Art.  297. 

Die  Prämie,  über  den  Bundesbeitrag  hinaus,  wird  der  Anstalt  geschuldet: 

a)  mit  Bezug  auf  die   nach  Massgabe   von  Art.  1,  2  und  4   versicherte  Person 
von  ihrem  Arbeitgeber; 

b)  mit  Bezug  auf  die   nach  Massgabe   von  Art.  6  und  7,   sowie  Art.  239   ver- 
sicherte Person  von  dieser  selbst. 

Art.  298. 

Der  Arbeitgeber  ist  berechtigt,  den  Viertel  des  von  ihm  geschuldeten  Prämienbetrages 
(Art.  295)  an  dem  nach  der  Fälligkeit  des  letzteren  fällig  werdenden  Lohn  des  Versicherten 
abzuziehen.  Im  Falle  von  Art.  295,  Absatz  3,  ist  der  Arbeitgeber  verpflichtet,  den  zu 
viel  abgezogenen  Betrag  bar  zu  ersetzen,  widrigenfalls,  nach  erfolgloser  Mahnung  seitens 
der  eidgenössischen  ünfallversicherungsanstalt,   versicherungspolizeiliche  Ahndung   eintritt. 

Art.  299. 

Der  Arbeitgeber  ist  nicht  berechtigt,  den  Prämienanteil  des  Arbeiters  anders  als  auf 
dem  Wege  des  Lohnabzuges  zu  erheben.  Hat  er  es  unterlassen  oder  war  er  nicht  in  der 
Lage,  den  Prämienanteil  bei  der  nächsten  auf  die  Fälligkeit  folgenden  Lohnauszahlxmg 
abzuziehen,  so  darf  er  dies  nur  noch  bei  der  nächstfolgenden  nachholen.  Spätere  Abzüge 
sind  unzulässig  und,  wenn  dennoch  erfolgt,  bar  zurückzuerstatten. 

Verabredungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter,   durch  welche  eine   grössere   als 
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die  gesetzliche  Beitragsleistnng  des  letzteren  festgesetzt  wird,  sind  onznlässig  und  ungültig, 
und  der  allfiQlig  bereits  erhobene  Mehrbetrag  ist  bar  zu  vergüten. 

Den  den  Vorschriften  dieses  Artikels  zuwiderhandelnde  Arbeitgeber  unterliegt  ver- 
sicheningspolizeilicher  Ahndang. 

Art.  300. 

Wenn  der  nach  Art.  6  und  7  Versicherte  die  Prämie  nicht  innert  drei  Monaten  ein- 
bezahlt, so  hat  der  Versicherungskreis  dieselbe  zu  entrichten  und  erhält  dafür  ein  Bück- 
griffsrecht  auf  den  Schuldner. 

Die  Bestimmungen  von  Art.  13  finden  Anwendung. 

Art.  301. 

Für  die  Zeit  der  Krankheit  wird  keine  Prämie,  wohl  aber  der  Bundesbeitrag  (Art.  224) 
erhoben. 

Bei  nur  teilweiser,  durch  die  Krankheit  verursachter  Erwerbsunföhigkeit  findet  ein 
Teilnachlass  der  Prämie  statt,  welcher  dem  Grade  dieser  Erwerbsunfähigkeit  entsprechen 
soll.  Alsdann  vermindert  sich  der  Betrag,  welcher  nach  Art.  298  vom  Lohne  abgezogen 
werden  darf,  in  entsprechendem  Masse. 

Stellt  es  sich  heraus,  dass  der  Nachlass  der  Prämie  durch  das  Vorschützen  einer 
Krankheit  herbeigeführt  wurde  (Art.  70  und  283),  so  ist  die  nachgelassene  Prämie  nach- 
zuerheben.  Für  den  nacherhobenen  Betrag  besitzt  der  Arbeitgeber  das  Becht  des  Bück- 
griffes auf  den  Schuldigen. 

Art.  302. 

Dem  Arbeitgeber,  welcher  trotz  Mahnung  die  verfallene  Prämie  nicht  einbezahlt, 
kann  über  diese  hinaus  durch  die  eidgenössische  ünfallversicherungsanstalt  ein  Strafgeld 
bis  auf  den  fünfGEichen  Betrag  der  Restanz  auferlegt  werden. 

Bei  offenbar  böswilliger  Säumnis  kann  ausserdem  versicherungspolizeiliche  Ahndung 
eintreten. 

Das  Strafgeld  fällt  in  die  allgemein^  Reserve  der  Anstalt. 


J.  Deckimgsverfahren,  Reserven,  Jahresbericht  und  Jahresrechnnng. 

Art.  303. 

Für  die  Aufbringung  der  Mittel  zur  Bestreitung  der  Verpflichtungen  der  Anstalt  gilt 
das  Verfahren  der  Kapitaldeckung. 

Das  eidgenössische  Versicherungsamt  wird  für  die  Berechnung  des  Rentendeckungs- 
kapitals  einen  Tarif  aufstellen. 

Art.  304. 
Aus  den  Jahresüberschüssen  des  Anstaltsbetriebes  oder  einem  Teil  derselben  werden 
eine  allgemeine  Reserve  und  ein  Reserve  für  Massenunfälle  gebildet. 

Art.  306. 

Die  verfügbaren  Oelder  und  Kapitalien  der  Anstalt  werden  zinstragend  angelegt. 

Der  Bundesrat  wird  auf  dem  Wege  einer  besonderen  Verordnung,  die  der  Genehmi- 
gung seitens  der  Bundesversammlung  unterliegt,  die  Art  und  Weise  der  Anlage  und  Ver- 
waltung feststellen. 

Art.  306. 

Alljährlich  spätestens  Ende  Juni  stellt  das  eidgenössische  Versicherungsamt  den 
Jahresbericht  und  die  Jahresrechnung  der  Anstalt  für  das  verflossene  Betriebsjahr  fest  und 
übermittelt  beide  dem  Bundesrate,  welcher  sie  nebst  seinem  Antrag  über  die  Verwendung 
des  Ueberschusses  der  Bundesversammlung  zur  Genehmigung  vorlegt. 

Die  EecknaiigB*  und  Kassaführung  der  eidgenössischen  ünfallversicherungsanstalt  wird 
in  gleicher  Weise,  wie  diejenige  der  übrigen  eidgenössischen  Verwaltungen,  der  eidgenös- 
sischen Finanzknn trolle  zur  Verifikation  unterstellt. 
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K  ünfallverlifitimg. 

Art.  307. 

Der  Inhaber  jedes  Betriebes,  in  welchem  ein  oder  mehrere  Versicherte  arbeiten,  ist 
yerpflichtet,  die  zur  Verhütung  von  Unfällen  nötigen  Vorrichtungen  anzubringen  und  die 
f&r  denselben  Zweck  dienlichen  Massnahmen  zu  treff^eu. 

Art.  308. 

Das  eidgenössische  Versicherungsamt  ist  befugt,  allgemeine  Vorschriften  und  Verbote 
zum  Zwecke  der  Verhütung  von  Unfällen  zu  erlassen. 

Solche  Erlasse  sind  zu  veröfifentlichen. 

Die  Beschwerde  an  den  Bundesrat  ist  jederzeit  statthaft  und  besitzt  aufschiebende 
Wirkung. 

Art.  309. 

Das  eidgenössische  Versicherungsamt  ist  befugt,  mit  Bezug  auf  einzelne  Betriebe 
oder  einzelne  versicherte  Personen  besondere  Vorschriften  oder  Verbote  zum  Zwecke  der 
Verhütung  von  Unfällen  zu  erlassen. 

Ein  solcher  Erlass  ist  jeder  Person,  gegen  welche  er  gerichtet  ist,  schriftlich,  gegen 
Empfangsschein,  mitzuteilen  und  kann  innert  zwanzig  Tagen  seit  der  Mitteilung  auf  dem 
Weg  der  Beschwerde  an  den  Bundesrat  angefochten  werden. 

Bei  Nichtbeachtung  der  Beschwerdefirist  kann  die  Beschwerde  durch  den  Bundesrat 
als  verwirkt  erklärt  werden. 

Die  Beschwerde  besitzt,  sofern  der  Bundesrat  nicht  anders  entscheidet,  aufschiebende 
Wirkung.  Im  Falle  der  Gutheissung  derselben  ist  der  Beschwerdefahrer,  falls  ihm  die 
Befolgung  des  nun  aufgehobenen  Erlasses  Auslagen  verursacht  hat,  durch  die  eidgenös- 
sische Unfallversicherungsanstalt  nach  Billigkeit  zu  entschädigen,  worüber  der  Bundesrat 
entscheidet 

Art.  310. 

Bei  Missachtung  der  Vorschrift  von  Art.  307  oder  eines  allgemeinen  (Art.  308)  oder 
eines  besonderen  (Art.  309)  Erlasses  ist  das  eidgenössische  Versicherungsamt  befugt,  den 
Bundesbeitrag  für  eine  bestimmte  zukünftige  Zeitdauer  als  verwirkt  zu  erklären,  die  Prämie 
für  die  Zeit  bis  zur  Nachachtung  bis  auf  das  Fünffache  zu  erhöhen  und  die  Versetzung 
in  eine  höhere  Gefahrenabteilung  vorzunehmen. 

Jede  solche  Verfügung  des  eidgenössischen  Versicherungsamtes  ist  schriftlich,  gegen 
Empfangsschein,  mitzuteilen  und  kann  innert  zwanzig  Tagen  seit  der  Mitteilung  mittelst 
Beschwerde  an  den  Bundesrat  angefochten  werden. 

Die  Beschwerde  besitzt,  sofern  der  Bundesrat  nicht  anders  entscheidet,  aufschiebende 
Wirkung. 

Die  versicherungspolizeiliche  Ahndung  bleibt  vorbehalten. 

Im  Falle  einer  Prämienerhöhung  im  Sinne  von  Absatz  1  ist  es  dem  Arbeitgeber 
untersagt,  mehr  als  den  vierten  Teil  der  von  ihm  geschuldeten  einfachen  Prämie  dem 
Arbeiter  in  Abzug  zu  bringen.  Die  Bestimmungen  von  Art.  299,  Absatz  2  und  3,  finden 
Anwendung. 

Art.  311. 

In  schweren  Fällen  des  Ungehorsams  gegen  allgemeine  (Art.  308)  oder  besondere 
(Art.  309)  Erlasse  und  bei  gleichzeitiger  bedeutender  UnMgefahr  ist  der  Bundesrat  nach 
zweimaliger  fruchtloser  Mahnung  gegenüber  dem  ungehorsamen  Inhaber  eines  Betriebes, 
in  welchem  ein  oder  mehrere  Versicherte  arbeiten,  befugt,  die  zwangsweise  Einstellung  des 
Betriebes  anzuordnen.  Der  Kanton,  in  welchem  sich  der  Betrieb  befindet,  ist  verpfiichtet, 
eine  solche  Anordnung  auf  Kosten  des  Fehlbaren  zu  vollziehen.  Der  Bund  haftet  hinter 
dem  Fehlbaren  für  solche  Kosten. 
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L  Das  Bundesversiclierimgsgericlit 

Art.  312. 

Das  Bnndesyersichernngsgericlit  besteht  aus  sieben  Bichtem  und  fünf  Ersatz- 
männern. 

Die  Amtsdaner  beträgt  sechs  Jahre;  die  erstmalige  länft  mit  dem  31.  Dezember 
1906  ab.  Entstehende  Lücken  sind  zu  ergänzen;  der  Nachfolger  tritt  in  die  Amtsdauer 
des  Vorgängers  ein.  Die  Mitglieder  und  Ersatzmänner  werden  durch  die  Bundesrersamm- 
lung  gewählt,  ebenso,  auf  die  oben  bezeichnete  Amtsdauer,  der  Präsident  und  der  Vize- 
präsident. 

Art  313. 

Der  Sitz  des  Bundesversicherungsgehchtes  fällt  mit  demjenigen  der  eidgenossischen 
ünfallversicherungsanstalt  zusammen. 

Es  ist  zulässig,  dass  Sitzungen  des  Gerichts  auch  anderswo  abgehalten  werden. 

Art.  314. 

Die  Stellen  des  Präsidenten,  des  Vizepräsidenten,  der  Mitglieder  und  der  Ersatz- 
männer des  Bundesyersicherungsgerichts  sind  keine  Beamtungen. 

Die  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  über  die  Verantwortlichkeit  der  eidgenössischen 
Behörden  [und  Beamten,  vom  9.  Dezember  1850,  insbesondere  der  Art.  87  ff.,  sowie  des 
Bundesgesetzes  über  das  Bundesstrafrecht,  vom  4.  Homung  1853,  insbesondere  der  Art.  53  ff., 
finden  jedoch  auch  auf  die  Inhaber  obiger  Stellen  Anwendung. 

Art.  316. 
Das  Bundesversicherungsgericht  entscheidet  erst-  und  letztinstanzlich  über  Streitig- 
keiten : 

a)  zwischen  einem  Versicherten  oder  einer  andern  Person  und  der  eidgenössischen 
Unfallversicherungsanstalt  mit  Bezug  auf  die  in  diesem  Gesetz  bestimmten 
Leistungen  der  letztem  (die  Leistungen  gemäss  Art.  250  inbegriffen),  die 
Kürzung,  den  Entzug  oder  die  anderweitige  Verwendung  (Art.  64,  Absatz  2 
und  3,  Art.  65,  Absatz  1)  von  solchen,  die  Verrechnung,  Rückerstattung  und 
Verjährung,  sowie  mit  Bezug  auf  die  Erhöhung  von  Krankengeld  oder  Rente 
gemäss  Art.  54,  Absatz  3,  Art.  253,  Absatz  2,  und  Art.  255; 

b)  über  Ansprüche,  welche  von  Dritten  kraft  einer  der  Bestimmungen  von  Art  58, 
59  und  64,  Absatz  3,  gegen  die  eidgenössische  ünfallversicherungsanstalt  gel- 
tend gemacht  werden,  ausgenommen  diejenigen  Ansprüche,  welche  sich  auf 
besondere  Verträge  oder  besondere  Zusicherungen  stützen; 

c)  über  Ansprüche,  welche  die  eidgenössische  ünfallversicherungsanstalt,  gestützt 
auf  dieses  Gesetz,  gegen  jemand  erhebt,  inbegriffen  die . Schadenersatzforde- 
rungen nach  Massgabe  von  Art.  243,  Absatz  2,  litt,  b,  Art.  283  und  284, 
und  die  Strafgelder,  aber  ausgenommen  die  Fälle  von  Art.  286,  Absatz  1,  so- 
wie von  Art.  310,  Absatz  1 — 3; 

d)  mit  Bezug  auf  den  Rentenauskauf ; 

e)  mit  Bezug  auf  den  durch  das  eidgenössische  Versicherungsamt  verfugten  Aus- 
schluss und  die  Ausschlussdauer; 

f)  zwischen  einem  Arbeitgeber  und  seinem  Arbeiter  über  den  Betrag  des  Lohn- 
abzuges für  die  Prämie  oder  über  die  Rückerstattung  des  abgezogenen  Betrages 
oder  über  den  Rückgriff  nach  Art.  301 ; 

g)  zwischen  der  eidgenössischen  ünfallversicherungsanstalt  und  einer  öffentlichen 
oder  einer  eingeschriebenen  Krankenkasse  mit  Bezug  auf  Ansprüche,  welche 
ein  Teil  gegen  den  andern,  gestützt  auf  Art.  244  oder  Art.  251  oder  Art  258 
und  259  oder  Art.  263  geltend  macht; 

h)'auf  dem  Gebiete  der  Militärversicherung  gemäss  Art.  367  und  373. 
Die  gerichtliche  Erledigung  kann  auch  dann  verlangt  werden,  wenn  sich  die  Streitig- 
keit auf  eine  Anstaltsleistung  bezieht,  deren  Zuerkennung  oder  Entzug  oder  Kürzung  nach 
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dem  Gresetze   in    das  Ermessen    der   eidgenössischen    Unfallversicherangsanstalt   und   ihrer 
Organe  gestellt  ist. 

Bei  Streitgkeiten  über  die  Prämie  ist  das  Gericht  an  die  Bestimmung  von  Art.  8 
and  hinsichtlich  der  Höhe  der  Pr&mie  an  die  gemäss  Art.  290 — 293  erfolgte  Festsetzung 
gebunden. 

Art.  316. 

Das  BundesYersichemngsgericht  entscheidet  zweit-  und  letztinstanzlich  über  die  Be- 
schwerden gegen  Endentscheide  der  Yersicherungsschiedsgerichte  (Art.  187). 

Es  ist  dabei  weder  an  den  von  dem  Schiedsgerichte  festgestellten  Thatbestand,  noch, 
wo  die  Zuerkennung  oder  der  Entzug  oder  die  Kürzung  der  streitigen  Leistung  in  das  Er- 
messen des  Vorstandes  der  öffentlichen  Krankenkasse  gestellt  war,  an  den  Entscheid  des 
letzteren  gebunden. 

Art.  317. 

Das  Bundesversicherungsgericht  hält,  so  oft  es  zur  beförderlichen  Erledigung  der 
Streitigkeiten  nötig  ist,  Sitzung. 

Die  Parteien  besitzen  ein  angemessenes  Ablehnungsrecht. 

Das  Protokoll  wird  durch  einen  Beamten  des  eidgenössischen  Yersichenmgsamtes 
geführt. 

Die  Verhandlungen  und  die  Gerichtsberatung  sind  öffentlich. 

Der  Bund  trägt  die  Kosten.  Besondere  erhebliche  Auslagen  des  Gerichtes  können 
jedoch  der  unterliegenden  Partei  oder  beiden  Parteien  auferlegt,  und  es  kann  der  obsie- 
genden Partei  eine  Prozessentschädigung  zu  Lasten  der  Gegenpartei  zugesprochen  werden. 
Das  Gericht  ist  ausserdem  befugt,  besondere  Auslagen  einer  Partei  fftr  Reise  und  Zehrung 
auf  die  Bundeskasse  zu  übernehmen. 

Im  übrigen  setzt  der  Bundesrat  das  Verfahren  auf  dem  Wege  der  Verordnung  fest 
und  bestimmt  in  dieser  die  Entschädigung  der  Richter  und  Ersatzmänner. 

Art  318. 
Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  einem  Versicherungsschiedsgerichte  (Art.  182 — 187) 
oder  dem  Bundesversicherungsgerichte  und  einem  anderen  Gerichte  werden  durch  das  Bundes- 
gericht in  dem  für  die  staatsrechtlichen  Beschwerden  vorgesehenen  Verfahren  erledigt. 
Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  einem  Versicherungsschiedsgerichte  und  dem  Bundesver- 
sicherungsgerichte werden  jedoch  durch  letzteres  selbst  entschieden. 

IL  StrafbestiinmimgeiL 

Art.  319. 
UeberaU,  wo  der  zweite  Titel  dieses  Gesetzes  eine  versicherungspolizeiliche  Ahndung 
vorsieht,  inbegriffen  die  Fälle  von  Art.  248,  Absatz  4,  und  Art.  250,  ist  das  eidgenössische 
Versicherungsamt  zuständig. 

Wenn,  mit  Bezug  auf  die  nämliche  Thatsache,  sowohl  der  erste  als  auch  der  zweite 
Titel  dieses  Gesetzes  eine  versicherungspolizeiliche  Ahndung  vorsieht,  so  ist  für  dieselbe 
ausschliesslich  das  eidgenössische  Versicherungsamt  zuständig. 

Handelt  es  sich  um  die  versicherungspolizeiliche  Ahndung  gegenüber  dem  Vorstand 
einer  öffentlichen  Krankenkasse,  so  kommen  die  Zuständigkeitsbestimmungen  von  Art  207 
zur  Anwendung. 

Art  820. 
Wo  in  diesem  zweiten  Titel  die  Strafbestimmungen  des  ersten  Titels  als  anwendbar 
erklärt  werden,    sind  für  die  dem  eidgenössischen  Versicherungsamte  zustehende  Ahndung 
die  Bestimmungen  des  ersten  Titels  massgebend. 

In  allen  übrigen  Fällen  erfolgt  die  Ahndung  gemäss  den  nachstehenden  Bestim- 
mungen. 

Art  321. 
Die  wissentliche  Uebertretung  der  Vorscbriften   dieses  Gesetzes  wird  mit  Busse  be* 
straft,  und  zwar  im  Falle  von 

a)  Art.  242,  Absatz  1,  mit  Busse  von  einem  bis  zwanzig  Franken, 
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b)  Art  242,  Absatz  2,  Art.  291,  298,  299,  302  und  310,  Absatz  5,  mit  Bosse 
von  zwei  bis  hundert  Franken, 

c)  Art.  283,  284,  307,  308  und  309   mit  Bosse   von   fonf  bis   zweitaosend 
Franken. 

Bei  gleichzeitiger  mehrfacher  Uebertretong  oder  bei  Bückfall  kann  die  Bosse  bis  anf 
das  dreifache  des  sonstigen  Höchstbetrages  erhöht  werden. 

Art.  822. 
Hinsichtlich   der   Yerorteilong    zo   Stra^eldem    ond    der   yersicherongspolizeilichen 
Ahndong  wird  das  Yerscholden  des  Stellyertreters  als   ein  solches  des   Arbeitgebers  an- 
gesehen. 

Art.  323. 
Findet  in  den  Fällen  Ton  Art.  283  ond  284  die  Ueberweisong  an   den  StraMchter 
statt,  so  onterbleibt,  sofern  eine  Yerorteilong  dorch  denselben  erfolgt,  die  yersicherongs- 
polizeiliche  Ahndong. 

Art.  324. 
Die  Bossenyerf&gong   des   eidgenössischen  Yersicherongsamtes   wird   dem  Oebüssten 
schriftlich,  gegen  Emp&ngsschein,  mitgeteilt. 

Gregen  dieselbe  kann  innert  zwanzig  Tagen  seit  der  Mitteilong  beim  Bondesrat  Be- 
schwerde gef&hrt  werden,  widrigenfisdls  die  BossenyerfQgong  in  Bechtskraft  erwächst 

Art.  325. 

Das  eidgenössische  Yersicherongsamt  ist  jederzeit  befdgt,  eine  rechtskräfidg  yon  ihm 
yerhängte  Bosse  wieder  aofzoheben  oder  zo  ermässigen.  Die  Beschwerde  gegen  die  Ab- 
lehnong  eines  hieraof  gerichteten  Gresoches  ist  onzolässig. 

Der  Bondesrat  besitzt  die  nämliche  Befugnis  zur  Aofhebong  oder  Ermässigong  einer 
yon  ihm  bestätigten  oder  festgesetzten  Bosse. 

Art.  326. 
Der  Betrag  der  Bosse  föllt,  nach  Abzog  der  nicht  erhältlichen  Kosten  des  Einzogs, 
in  die  allgemeine  Beserye  der  eidgenössischen  Unfallyersicherongsanstalt. 

Art.  327. 

Mit  Bezog  aof  nicht  erhältliche  Bossen  finden  die  Art.  28  ond  29  des  Bondesgesetzes 
betreffend  das  Yerfahren  bei  Uebertretongen  fiskalischer  ond  polizeilicher  Bandesgesetze, 
yom  30.  Joni  1849,  Anwendong.  Die  Umwandlong  geschieht  dorch  das  eidgenössische 
Yersicherongsamt. 

Art.  328. 

Jede  Uebertretong  yerjährt,  sofern  nicht  ein  dorch  den  Strafrichter  zo  ahndendes 
Yerbrechen  oder  Yergehen  yorliegt,  innert  drei  Monaten,  seitdem  das  eidgenössische  Yer- 
sicherongsamt yon  ihr  Kenntnis  erhielt,  ond  spätestens  innert  einem  Jahr  seit  der  Begehong. 

Im  Falle  der  Ueberweisong  an  den  Strafrichter  nach  Massgabe  yon  Art.  283  ond 
284  wird  die  Yeijährong  dorch  diese  Ueberweisong  onterbrochen  ond  beginnt  erst  yom 
Tage  der  rechtskräftigen  Erledigong  an  wieder  zo  laofen. 

Die  Bossenyerjährong  beträgt  zwei  Jahre  seit  dem  Zeitponkt,  in  welchem  die  Bossen- 
yerfogong  rechtskräftig  geworden  ist,  ond  erstreckt  sich  aoch  aof  die  an  Stelle  der  Bosse 
getretene  Haft-  oder  Arbeitsstrafe. 

Art.  329. 

Aof  die  eingeschriebenen  Krankenkassen  finden  die  Strafbestimmongen  der  yom 
Bondesrat  nach  Massgabe  yon  Art.  188  zo  erlassenden  Yerordnong  Anwendong. 


Dritter  Titel. 
Militärversioherung. 


A.  Allgemeine  BestimmimgeiL 

Art.  330. 

Der  Bond  versichert  nach  Massgabe  der  nachstehenden  Bestimmungen  die  Militär- 
personen gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  von  im  Dienst  eingetretenen  Krankheiten  und 
Unfällen. 

Für  die  dem  Bund  aus  der  Versicherung  erwachsenden  Kosten  steht  ihm  ein  Bück- 
griffsrecht  gegenüber  den  Kantonen  zu,  wenn  der  Dienst  ausschliesslich  im  kantonalen  oder 
lokalen  Interesse  angeordnet  wurde. 

üeber  bezügliche  Anstände  zwischen  Bund  und  Kantonen  entscheidet  die  Bundes- 
Versammlung  endgültig. 

Art.  331. 

Die  Versicherung  erstreckt  sich  auf 

1.  die  im  Militärdienst  stehenden  Wehrmänner  aller  Grade; 

2.  die  mit  Missionen  zu  fremden  Armeen  betrauten  Ofüziere; 

3.  das  Instruktionspersonal; 

4.  die  Divisions-WaffenkontroUeure,  deren  Stellvertreter  und  Gehülfen; 

5.  die  Beamten,  die  Sicherheitswächter  und  die  übrigen  Angestellten  der  Festungs- 
werke; 

6.  die  Kreiskommandanten  und  die  Sektionschefs  für  die  Zeit  ihres  Dienstes  bei 
den  Bekrutierungen,  Waffeninspektionen  und  Landsturmübungen; 

7.  die  für  die  Bekrutierung  vom  Bunde  bestellten  Ofiäziere,  die  Mitglieder  der 
sanitarischen  Kommissionen,  die  pädagogischen  Experten  und  die  funktionierenden 
Sekretäre; 

8.  die  Bereiter,  Pferdewärter,  Fahrer  und  Schmiedemeister  und  deren  Gehülfen  bei 
der  Pferderegieanstalt  und  dem  Kavallerieremontendepot; 

9.  die  Givil-Ofüziersbedienten; 

10.  die  für  längere  oder  xmbestimmte  Zeit  in  Dienst  genommenen  Civil -Magazin- 
arbeiter^  Fuhrleute  und  Träger; 

11.  die   von   einer   Truppe    vorübergehend    in    Dienst    genommenen    Civilarbeiter 
(Zeiger  u.  dergL); 

12.  die   von   den   eidgenössischen   Kasemenverwaltungen   angestellten  Putzer   und 
Hausbesorger. 

Art.  332. 
Der  Bund  versichert  in  entsprechender  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  dritten 
Titels  die  der  Armee  angehörenden  Mitglieder  der  freiwilligen  Schiessvereine  und  die  Teil- 
nehmer am  militärischen  Vorunterricht  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  derjenigen  ünfölle, 
von  welchen  sie  während  der  üebungen  betroffen  werden. 
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Art.  333. 

Der  BnndeBrat  ist  befogt,  die  Versichening  nach  Art.  330  auf  andere  als  die  in 
Art.  331  bezeichneten  Arten  Ton  dienstlich  beschäftigten  Personen  anszndehnen. 

Desgleichen  ist  er  befugt,  die  bei  den  Schiessübnngen  der  freiwilligen  Schiessvereine 
als  Zeiger  fdnktionierenden  Personen,  nach  Massgabe  Ton  Art  332,  zu  Tersichem. 

Art.  334. 
Für  die  in  Art.  331^  Ziffer  1,  2,  6  nnd  7,  bezeichneten  Versicherten  erstreckt  sieb 
die  Versichemng  anf . 

a)  die  Unfälle,  welche  sich  während  der  Daner  des  Dienstes  oder  der  dienstlichen 
Verrichtungen  ereignen,  inbegriffen  die  f&r  die  Abreise  Ton  Hause  und  ebenso 
die  für  die  Bückreise  nach  Hause  nOüge  Zeit; 
b^  die  während  der  in  lit.  a  bezeichneten  Zeitdauer  ausbrechenden  Krankheiten; 
c)  diejenigen  Erkrankungen,  welche  eine  Folge  gesundheitschädlicher  Einwirkungen 
während  der  in  litt  a  bezeichneten  Zeitdauer  sind  und  innert  drei  Wochen 
seit  dem  Ablauf  dieser  Zeitdauer  durch  einen  Arzt  konstatiert  werden. 
Eine  Berücksichtigung  der  Erkrankungen  und  ünfallfolgen,  welche  nicht  innert  drei 
Wochen  seit  dem  Ablauf  der  in  litt,  a  bezeichneten  Zeitdauer  durch  einen  Arzt  konstatiert 
worden  sind,  findet  nur  dann  statt,  wenn  ihr  ursächlicher  Zusammenhang  mit  dem  Dienst 
sicher  oder  sehr  wahrscheinlich  ist,  und  die  Anzeige  an  den  Oberfeldarzt  nicht  später  als 
ein  Jahr  seit  der  gesundheitsschädlichen  Einwirkung  erfolgt 

Art.  336. 
Für  die  in  Art.  331,  Ziffer  3,  4,  5,  8,  9,  10,  11  und  12,  bezeichneten  Versicherten 
finden  die  Bestimmungen  Ton  Art.  334  entsprechende  Anwendung  in  dem  Sinn,  dass  als 
Zeitdauer  der  Versicherung  die  Zeit  seit  dem  Beginn  des  Anstellungsverhältnisses  bis  zum 
Ablauf  desselben  gilt. 

Art.  336. 

Derjenige,  welcher  bei  Beginn  der  Versicherungsdauer  bereits  krank  ist,  besitzt  keinen 
Anspruch  auf  Leistungen  seitens  der  Hüitärversicherung. 

Wenn  jedoch  ein  Wehrmann,  welcher  krank  in  den  Dienst  einrückt,  die  Krankheit  recht- 
zeitig anmeldet  und  nicht  sofort  entlassen  wird,  so  besitzt  er  Anspruch  auf  die  in  Art.  347, 
Absatz  1,  litt,  a  und  b,  bestimmten  Leistxmgen.  Für  die  Mitglieder  der  öffentlichen 
Krankenkassen  und  für  die  Tersicherungspflichtigen  Mitglieder  der  eingeschriebenen  Kranken- 
kassen bleibt  for  die  Zeit  nach  der  Entlassung  aus  dem  Militärspital  der  Anspruch  auf 
die  Kassenleistungen  gewahrt. 

Art.  337. 
Solange  der  Erkrankte  oder  Verletzte  bei  der  Truppe  behandelt  wird,  hat  er  keinen 
Anspruch  auf  Leistungen  der  Militärversicherung. 

Art.  338. 

Hat  sich  der  Versicherte  die  Krankheit  oder  den  Unfall  Torsätzlich  oder  durch  ein 
Vergehen  oder  auf  arglistige  Weise  zugezogen  und  war  er  dabei  zurechnungsföhig,  so 
können  mit  Bezug  auf  diesen  Fall  er  und  seine  Hinterlassenen  des  Anspruchs  auf  die 
Leistungen  der  Militärversicherung  ganz  oder  teilweise  yerlustig  erklärt  werden. 

Hat  der  Versicherte  die  Krankheit  oder  den  Unfall  durch  grobe  Fahrlässigkeit  Ter- 
schuldet  und  war  er  dabei  zurechnungsfiQiig,  so  kann  ihm  sowohl  das  Krankengeld  als 
auch  die  Pension,  ebenso  den  Hinterlassenen  die  Pension  gekürzt  werden,  jedoch  höchstens 
bis  auf  die  Hälfte. 

Art.  339. 
Ein  Versicherter,  welcher  wider  besseres  Tassen  entweder  eine  gar  nicht  oder  nicht 
mehr  bestehende  Krankheit  vorschützt  oder  durch  einen  Unfall  einen  bleibenden  körper- 
lichen Nachteil  erlitten  zu  haben  behauptet,  welcher  gar  nicht  oder  in  erheblich  geringerm 
Masse  vorhanden  ist,  oder  gar  nicht  durch  den  behaupteten  Unfall  verursacht  wurde,  wird, 
gleichviel  ob  er  durch  sein  wissentlich  falsches  Vorbringen  Leistungen  der  Militärversiche- 
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rang  erwirkt  oder  nur  zu  erwirken  versacht  hat,  wegen  Betrags  oder  BetragSTersachs  dem 
StraMchter  überwiesen.     In  leichtem  Fällen  findet  disziplinarische  Bestrafung  statt. 

Hat  der  Versicherte  darch  sein  wissentlich  falsches  Vorbringen  Leistangen  oder  Mehr- 
leistangen der  Militänrersicherang  erwirkt,  so  können  er  and  seine  Erben  aasserdem,  jeder 
Erbe  jedoch  nar  bis  aaf  den  Betrag  seines  Erbteils,  zor  gänzlichen  oder  teilweisen  Bück- 
erstattang  des  za  viel  bezahlten  Betrages  verhalten  werden. 

Art.  340. 

Stellt  es  sich  heraas,  dass  ein  Versicherter  schon  beim  Begmn  der  Versichenmgs- 
daaer  krank  war,  so  kann  mit  Bezag  aaf  eine  solche  Krankheit  jede  weitere  Leistang  ein- 
gestellt werden.  Im  Fall  arglistigen  Verschweigens  kann  ansserdem  bereits  Oeleistetes, 
mit  Aasnahme  des  Sterbegeldes,  von  ihm  and  seinen  Erben,  von  dem  einzelnen  Erben 
jedoch  nar  bis  aaf  den  Betrag  seines  Erbteils,  zarückgefordert  werden. 

Die  strafrechtliche  Ahndang  bleibt  vorbehalten. 

Art.  341. 

Stellt  es  sich  heraas,  dass  sich  ein  Unfall  za  einer  Zeit  ereignet  hat,  in  welcher 
der  Geschädigte  nicht  versichert  war,  so  wird  mit  Bezag  aaf  diesen  Unfall  jede  weitere 
Leistang  sowohl  gegenüber  dem  Verletzten  als  gegenüber  seinen  Hinterlassenen  eingestellt. 
Der  Militärversicherang  steht  überdies  das  nämliche  Bückforderangsrecht  za  wie  im  Falle 
von  Art.  340. 

Stellt  es  sich  heraas,  dass  der  Nachteil,  für  welchen  die  Militärversicherang  anf- 
gekommen  ist,  teilweise  aas  einer  Zeit  aasserhalb  der  Versichenmgsdaaer  stammt,  oder 
dass  der  Nachteil  bereits  teilweise  darch  eine  von  der  Militärversicherang  bezahlte  Ent- 
schädigang  aasgeglichen  war,  so  wird  für  die  Folgezeit  eine  entsprechende  Kürzang  der 
Leistangen  an  den  Versicherten  and  seine  Hinterlassenen  vorgenommen,  and  es  kann  im 
Falle  der  wissentlichen  Verheinüichang  eine  Bückerstattang  wie  im  Falle  von  Art  340 
gefordert  werden. 

In  allen  Fällen  dürfen  die  Hinterlassenen  die  bereits  empfangenen  Pensionen  behalten. 

Die  strafrechtliche  Ahndang  bleibt  vorbehalten. 

Art.  342. 

Die  Leistangen  der  Militärversicherang  können  weder  gepfändet,  noch  mit  Beschlag 
belegt,  noch  in  den  Konkars  gezogen,  noch  vor  der  Zahlang  rechtsgiltig  abgetreten  werden. 
Sie  dürfen  keiner  Steaer  anterzogen  werden. 

Das  eidgenössische  Militärdepartement  ist  befagt,  Massnahmen  za  treffen,  damit 
Spitalersatz  (Art.  348)  and  Krankengeld  (Art.  351)  ganz  oder  teilweise  zam  Unterhalt  des 
Kranken  and  deijenigen  Personen,  welche  er  za  anterhalten  hat,  verwendet  werde. 

Art.  343. 

Gegenüber  einem  Dritten,  welcher  mit  Bezag  aaf  die  Krankheit  oder  den  Unfoll 
schadenersatzpflichtig  ist,  tritt  die  Militärversicherang,  bis  aaf  die  Höhe  der  von  ihr  ge- 
schaldeten  Leistangen,  kraft  dieses  Gesetzes  in  den  Ersatzansprach  des  Versicherten  ein. 

Art.  344. 

Der  Kranke  and  dessen  Angehörige  sind  gegenüber  dem  Arzte  and  gegenüber  Per- 
sonen, welche  von  der  Militärversicherang  mit  der  Krankenkontrolle  betraat  sind  and  sich 
darüber  aasweisen,  zam  Einlass  in  das  Aafenthaltslokal  and  za  wahren  Angaben  verpflichtet. 

Bei  schaldhafter  Verletzang  dieser  Pflicht  oder  Nichtbefolgang  der  ärztlichen  Anord- 
nangen  können  die  Leistangen  der  Versicherang  für  die  Folgezeit  ganz  oder  teilweise  ent- 
zogen werden. 

Wer  darch  wissentlich  anwahre  Angaben  über  die  Verhältnisse  des  Versicherten  oder 
in  schaldhafter  Weise  darch  Versäamang  rechtzeitiger  pflichtgemässer  Anzeige  den  letztem 
oder  den  Band  benachteiligt,  kann  vor  dem  ordentlichen  Bichter  aaf  Schadenersatz  belangt 
werden.     Die  strafrechtliche  Ahndang  bleibt  vorbehalten. 
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B.  Leistnngeii  der  HUitärversicherung. 

Art.  345. 

Die  Leistungen  der  Militärversicherung  zerfallen 
in  solche  für  vorübergehenden  Nachteil  und 
in  solche  für  dauernden  Nachteil 
Auch  die  voraussichtlich   bleibend  Geschädigten  werden   solange   als   vorübergehend 
Geschädigte  angesehen,  als  sie  der  Behandlung  in  einer  Heilanstalt  oder  der  regelmässigen 
Hansbehandlung  bedürfen. 

1.  Leistungen  fOr  TorObergehenden  Nachteil. 

Art.  346. 

Dem  Oberfeldarzt  ist  über  die  einzelnen  SchadenföUe  Anzeige  zu  machen 
während  des  Militärdienstes  durch  die  Sanitätsrapporte; 
nach  Ablauf  des  Dienstes  (Art.  334,  Absatz  1,  litt,  c,  und  Absatz  2)  mittelst 
sofortiger  direkter  Anzeige  durch   den  Greschädigten    oder   dessen  Angehörige. 
Ist  der  Geschädigte  nicht  in  der  Lage,  diese  Anzeige  zu  machen,   so  ist  der 
behandelnde  Arzt,  bei  seiner  Verantwortlichkeit,  hierzu  verpflichtet,  wenn  ihm 
die  Sache  genügend  bekannt  ist.     Ebenso  ist  der  Arzt,  bei  gleicher  Verant- 
wortlichkeit,   zur   Anzeige   verpflichtet,    wenn    er   vom   Geschädigten    darum 
ersucht  wird. 
Für  die  Anzeigen  nach  litt,  b  haben  die  Aerzte  Anspruch  auf  Entschädigung  nach 
den  vom  Bundesrate  aufzustellenden  Bestimmungen. 

Art.  347. 

Die  Militärversicherung  leistet  dem  vorübergehend  Geschädigten  bis  zu  dem  Zeit- 
punkte, wo  die  Erwerbsfähigkeit  wieder  eintritt,  oder  die  dauernde  Invalidität  beginnt,  oder 
der  Versicherte  stirbt,  folgende  Entschädigungen: 

a)  kostenfreie  Verpflegung  und  Behandlung  in  dem  durch  die  Militärbehörde  an- 
zuweisenden Spital  oder  den  Spitalersatz  (Art.  348); 

b)  während  der  Dauer  des  betreffenden  Dienstes  bis  und  mit  dem  Tage  der  Ent- 
lassung aus  demselben  den  Gradsold; 

c)  nach  Ablauf  des  betreffenden  Dienstes  ein   tägliches  Krankengeld  (Art.  351). 
Ausserdem   übernimmt   sie   die   Kosten    für   künstliche   Glieder   und   andere   nOtige 

Apparate. 

Der  Anspruch  anf  das  Krankengeld  beginnt  in  den  Fällen  von  Art.  334,  Absatz  1, 
litt,  c,  und  Absatz  2,  in  der  Begel  erst  mit  dem  Tage  des  Abgangs  der  Anzeige  an  den 
Oberfeldarzt. 

Für  häusliche  Verpflegung,  welche  vom  Oberfeldarzt  weder  angeordnet  noch  bewilligt 
wird,  ist  die  Militärversicherung  zu  einer  Entschädigung  nicht  verpflichtet. 

Art.  348. 

Wenn  die  Erkrankung  keine  Absonderung  erfordert  und  die  Umstände  eine  zweck- 
mässige und  fflr  eine  rasche  Heilung  förderliche  Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung 
zu  Hause  erwarten  lassen,  so  ist  auf  Begehren  statt  der  Spitalverpflegung  häusliche  Ver- 
pflegung zu  bewilligen.    Die  Erteilung  solcher  Bewilligungen  ist  Sache  des  Oberfeldarztes. 

In  solchen  Fällen  leistet  die  Militärversicherung  statt  der  Spitalverpflegung  einen 
Geldersatz  für  Verpflegungs-  und  Behandlungskosten,  und  zwar  für  jeden  Tag  den  Offi- 
zieren Fr.  3,  den  Unteroffizieren  und  Soldaten  Fr.  2,60. 

In  besonderen  Fällen  kann  bei  erheblich  grösseren  Auslagen  des  Versicherten  der 
Spitalersatz  erhöht  werden. 

Der  Anspruch  auf  den  Spitalersatz  hört  auf,  wenn  die  Heilung  soweit  vorgeschritten 
ist,  dass  der  Versicherte  aus  dem  Spital  entlassen  werden  könnte. 
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Art.  349. 
Andere  Versicherte,  als  die  in  Art  348,  Absatz  2,  genannten ^    erhalten  als  Spital* 
ersatz  eine  entsprechende  Entschädigung.    Dieselbe  wird  f&r  die  einzelnen  Kategorien  Yom 
Bundesrate  festgestellt. 

Art.  360. 
Gegenüber   den  YerfDgnngen   des  Oberfeldarztes   kann  innert  zehn  Tagen  seit  der 
MitteUnng  Bemfong  an  das  eidgenossische  Militärdepartement  und  gegen  dessen  Entscheid 
ebenfalls  innert  zehn  Tagen  seit  der  Mitteilung  Berufung  an  den  Bundesrat  erhoben  werden. 
Der  Bundesrat  entscheidet  endgültig. 

Art.  351. 
Das  Krankengeld  (Art.  347,  Absatz  1,  litt,  c)  besteht: 

a)  für  die  ersten  30  Krankheitstage  nach  der  Entlassung  der  betreffenden  Truppe 
oder  Schule  in  einer  täglichen,  festen  Vergütung  von  Fr.  5  für  Offiziere,  von 
Fr.  3  für  Unteroffiziere  und  Soldaten; 

b)  für  jeden  folgenden  Tag  in  einem  nach  Art.  352 — 354  festzusetzenden  Betrag. 
Andere  Versicherte,  als  die  in  litt,  a  genannten,   erhalten  als  Ersatz  für  den  Qrad- 

sold  im  Falle  von  Art.  347,  Absatz  1,  litt,  b,  und  an  Stelle  der  festen  Vergütung  (litt,  a) 
eine  entsprechende  Entschädigung.  Dieselbe  wird  für  die  einzelnen  Kategorien  vom  Bundes- 
rate festgestellt. 

Ist  der  Versicherte  ein  Beamter  oder  öffentlicher  Angestellter,  und  erleidet  sein  Ein- 
kommen keine  Einbusse  infolge  der  Krankheit,  so  hat  er  keinen  Anspruch  auf  das 
Krankengeld. 

Art.  352. 

Als  Grundlage  für  die  Berechnung  des  Krankengeldes  nach  Art.  351,  Absatz  1,  litt,  b, 
dient  der  Tagesverdienst,  für  welchen  folgende  Klassen  aufgestellt  werden: 

1.  Klasse  Fr.  — , —  bis  und  mit  Fr.  3,50 

2»         )}  )j        o,51      n        n        n       n     4, 

3*         »  n        4,01      n        n        n       n     5, 

^'         »  >?        0,01      n        n        n       n     "> 

ö.       „         »      6,01     „      „      „      „     7,50 

Die  oberste  Zahl  jeder  Klasse  gilt  für  die  Berechnung  des  Krankengeldes  gleich- 
massig  als  der  Tagesverdienst  sämtlicher  zu  dieser  Klasse  gehörenden  Versicherten. 

Art.  353. 

Das  Krankengeld  nach  Art.  351,  Absatz  1,  litt,  b,  beträgt  bei  gänzlicher  Erwerbs- 
unfähigkeit 70  ^/o  des  dem  Geschädigten  entgehenden  Tagesverdienstes  (Art.  352),  für 
dessen  Berechnung  die  folgenden  Bestimmungen  massgebend  sind. 

Ist  der  Erwerb  ein  gleichmässiger,  so  wird  bei  einem  Jahresgehalt  der  dreihundertste, 
bei  einem  Monatsgehalt  der  fünfundzwanzigste  Teil  als  Tagesverdienst  angenommen. 

Ist  der  Erwerb  nicht  ein  täglich  gleichmässiger,  so  wird  der  Tagesverdienst  nach 
dem  Durchschnitte  berechnet. 

Begelmässige  G^ldzulagen  und  Naturalbezüge  werden  insoweit  mitberechnet,  als  sie 
infolge  der  Krankheit  in  Wegfall  kommen. 

Besteht  der  Erwerb  ausschliesslich  oder  vorwiegend  in  Naturalbezügen,  so  ist  der 
ortsübliche  Geldlohn  für  gleiche  oder  ähnliche  Arbeitsleistungen  massgebend. 

Als  kleinster  Tagesverdienst  gilt  ein  solcher  von  Fr.  3,50,  auch  für  solche  in  der 
Berufsbildung  begriffene  Personen  (Lehrlinge,  Volontärs,  Studierende),  die  einen  kleineren 
oder  keinen  Verdienst  haben. 

Der  Tagesverdienst  kommt  nur  in  Betracht,  soweit  er  Fr.  7,50  nicht  übersteigt. 

Einkommen  aus  Vermögen  oder  andern  Quellen,  das  durch  die  Schädigung  des  Ver- 
sicherten nicht  geschmälert  wird,  fällt  bei  der  Berechnung  des  Tagesverdienstes  nicht  in 
Betracht. 

Wo  besondere  Gründe  es  rechtfertigen,  kann  das  Krankengeld,  mit  Bewilligung  des 
Bundesrates,  für  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  erhöht  werden,  und  zwar  im  Falle  gänz- 
licher Hülflosigkeit  und  bei  gleichzeitigem  Notbedarf  bis  auf  100%  des  in  Betracht  kom- 
menden Tagesverdienstes. 
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Art.  364. 

Bei  nur   teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  wird   das  Krankengeld    entsprechend   gekürzt. 

Dauert  die  gänzliche  oder  teilweise  Erwerbsunfähigkeit  voraussichtlich  ein  halbes 
Jahr  oder  länger,  so  erhält  der  Versicherte  statt  des  Krankengeldes  eine  für  eine  bestimmte 
Zeitdauer  festzusetzende  Pension. 

Art.  355. 

Der  Oberfeldarzt  zieht  bei  dem  behandelnden  Arzte,  bei  dem  Geschädigten  und,  im 
Verhinderungsfälle,  bei  den  Angehörigen,  sowie  bei  der  kantonalen  Militärbehörde  die 
nötigen  Erkundigungen  ein  und  legt  dem  eidgenössischen  Militärdepartement  Bericht  und 
Antrag  vor. 

Der  Oberfeldarzt  ist  berechtigt,  nach  Gutfinden  noch  anderweitige  Nachforschungen 
zu  veranstalten. 

Die  zuständigen  kantonalen  Behörden,  sowie  der  Vorstand  der  Krankenkasse,  sofern 
der  Geschädigte  einer  solchen  angehört,  sind  zu  sofortiger  und  genauer  Auskunft  über  die 
Verdienst-  und  Familienverhältnisse  des  Geschädigten  verpflichtet. 

Das  eidgenössische  Militärdepartement  setzt  das  Krankengeld  (Art.  351,  Absatz  1, 
litt,  b)  fest. 

Gegen  den  Entscheid  kann  von  dem  Geschädigten  oder  seinen  Hinterlassenen  innert 
zehn  Tagen  seit  der  Mitteilung  Berufung  an  den  Bundesrat  eingelegt  werden.  Der  Bundes- 
rat entscheidet  endgültig. 

Art.  356. 

Das  Krankengeld  und  der  Spitalersatz  werden  am  Schluss  jeder  Krankheitswoche 
ausbezahlt.  Im  Falle  des  Notbedarfe  sollen  schon  im  Laufe  der  Woche  Anzahlungen  ge- 
macht werden. 

Die  Art  und  Weise  der  Auszahlung  wird  durch  den  Bundesrat  festgestellt. 

2.  Leistungen  ffir  dauernden  Nachteil, 
a.  Invalidenpension. 

Art.  357. 

Verursacht  die  Krankheit  oder  der  Unfall  einen  dauernden  körperlichen  Nachteil,  so 
erhält  der  Geschädigte  für  die  Folgezeit  eine  Pension. 

Die  Pension  wird  entweder  als  eine  lebenslängliche  oder  als  eine  zeitlich  begrenzte 
festgesetzt.  Im  letzteren  Falle  findet,  nach  Ablauf  der  bestimmten  Zeitdauer  und  wenn 
dannzumal  der  Nachteil  noch  vorhanden  ist,  eine  neue  Festsetzung  für  die  nachfolgende 
Lebenszeit  oder,  ausnahmsweise,  wiederum  nur  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  statt. 

Art.  358. 
Die  jährliche  Pension  beträgt  70 ^/q  des  dem  Geschädigten,    infolge  der  Beeinträch- 
tigung seiner  Erwerbsföhigkeit,  mutmasslich  entgehenden  Jahresverdienstes  (Art.  359). 

Im  Falle  gänzlicher  Hülflosigkeit  und  bei  gleichzeitigem  Notbedarf  kajin  die  Pension 
für  bestinunte  oder  unbestimmte  Zeit  bis  auf  den  Gesamtbetrag  des  in  Betracht  kommenden 
Jahresverdienstes  erhöht  werden. 

Art.  359. 
Der  Betrag  der  Pension  wird  in  folgender  Weise  ermittelt: 

a)  als  Jahresverdienst  gilt  das  dreihundertfache  des  nach  Art.  352  und  353  fest- 
gestellten Tagesverdienstes; 

b)  von  dem  also  festgestellten  Betrage  des  Jahresverdienstes  macht  die  volle  Pension, 
für  völlige  Erwerbsunfähigkeit,  70^/^  aus.  Bei  nur  teilweiser  Erwerbsunfähig- 
keit findet  eine  verhältnismässige  Kürzung  statt. 

Bei  der  Zuerkennung  einer  erhöhten  Pension  (Art.  358,  Absatz  2)  gilt  als  Jahres- 
verdienst eben&lls  der  in  Absatz  1;  litt,  a,  festgestellte  Betrag. 

Art.  360. 
Stellt  sich  im  Verlaufe  der  Nachteil  als  erheblich  grösser  oder  als  erheblich  geringer 
heraus,  als  bei  der  erstmaligen  oder  einer  erneuten  Feststellung  der  Pension  angenommen 
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wurde,  oder  ist  der  Nachteil  gänzlich  verschwunden,  so  soll  für  die  Folgezeit  der  Betrag 
der  Pension  erhöht  oder  vermindert  oder  die  Pension  gänzlich  aufgehoben  werden.  Der 
bei  der  erstmaligen  Feststellung  ermittelte  Jahresverdienst  (Art.  359,  litt,  a)  bleibt  mass- 
gebend. Die  höchste  Pension  darf  jedoch  nicht  mehr  als  eine  volle  Pension  betragen. 
Der  Fall  von  Art.  358,  Absatz  2,  bleibt  vorbehalten. 

Eine  solche  neue  Feststellung  (Absatz  1)  ist  jederzeit  sowohl  mit  Bezug  auf  eine 
lebenslängliche  als  auch  mit  Bezug  auf  eine  zeitlich  begrenzte  Pension  (Art.  357,  Ab- 
satz 2)  zulässig. 

Treten  unvorhergesehene  Spätfolgen  der  Schädigung  ein,  so  wird  der  Oberfeldarzt 
dem  Geschädigten  nötigenfalls  die  in  Art.  347,  Absatz  1,  litt,  a,  und  Absatz  2,  vor- 
gesehenen Leistungen  zukommen   lassen.     Die  Pension   erleidet   dabei   keine  Schmälerung. 

Art  361. 

Hätte  der  Versicherte  zur  Zeit  der  Erkrankung  oder  des  ünfEdls  noch  nicht  den  nor- 
malen Erwerb  eines  Erwachsenen,  so  ist  für  die  Höhe  der  Pension  dieser  letztere  mass- 
gebend. Der  anzurechnende  normale  Erwerb  darf  jedoch  den  normalen  Erwerb  eines  Fünf- 
undzwanzigjährigen nicht  übersteigen. 

Die  Feststellung  einer  solchen  hohem  Pension  gilt  bei  Anwendung  von  Art.  360, 
Absatz  1,  als  erstmalige  Feststellung. 

b.  Sterbegeld  und  Hinteriassenenpeneion. 

Art.  362. 
Stirbt  der  Geschädigte  infolge   der  Krankheit   oder  des  Unfalls,    so   hören    für   die 
Folgezeit   die   in   Art.  347    und    357    vorgesehenen   Leistungen    auf  und   es    treten    an 
deren  Stelle: 

a)  das  Sterbegeld, 

ß)  die  ffinterlassenenpension. 

a)  Das  Sterbegeld. 

Art.  363. 
Die  Militärversicherung  bezahlt  ein  Sterbegeld  von  vierzig  Franken.     Der  Anspruch 
auf  dasselbe  steht  den  Hinterlassenen  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  von  Art.  74  zu. 

ß.    Die  Hinterlassenenpension. 

Art.  364. 
Die  Hinterlassenen  erhalten  eine  jährliche  Pension,  welche  am  Tage  nach  dem  Todes- 
tag zu  laufen  beginnt,    und  welche  einen  Teil  des  nach  Massgabe  von  Art.  359    in  Be- 
tracht kommenden  Jahresverdienstes  des  Verstorbenen  beträgt,  nämlich: 

1.  für  die  Wittwe  bis  zu  deren  Tode  oder  Wiederverehölichung  40  ^/q; 

2.  für  jedes  hinterbliebene  oder  nachgeborene  eheliche  Kind  des  Verstorbenen; 
bis  zum  zurückgelegten  sechzehnten  Lebensjahr  dieses  Kindes,  25  ^/^  und, 
wenn  dasselbe  auch  die  Mutter  verliert  oder  bereits  verloren  hat,  35%; 

3.  für  Verwandte  in  aufeteigender  Linie  lebenslänglich  und  für  Geschwister  bis 
zu  deren  zurückgelegtem  sechzehnten  Lebensjahr,  in  gleichen  Eechten  nach 
Köpfen,  zusammen  30%. 

Die  Wittwe  besitzt  keinen  Pensionsanspruch,  wenn  die  Ehe  nicht  vor  der  Krankheit 
oder  dem  Unfälle  abgeschlossen  oder  verkündet  war.  Jedoch  ist  in  solchem  Falle  der 
Bundesrat  befugt,  der  Wittwe  mit  Bücksicht  auf  die  obwaltenden  Verhältnisse  eine  ange- 
messene Pension  oder  Aversalsumme  zu  bewilligen. 

Die  Ehefrau,  welche  zur  Zeit  des  Todes  des  Versicherten  von  diesem  rechtskräftig, 
gänzlich  oder  von  Tisch  und  Bett  geschieden  war,  besitzt  keinen  Pensionsanspruch. 

Kinder,  welche  zur  Zeit  der  Erkrankung  oder  des  Unfalls  bereits  rechtskräftig  adop- 
tiert oder  legitimiert  waren,  sind  den  ehelichen  gleichzuhalten. 

Ebenso  wird  ein  aussereheliches   oder  Brautkind   gehalten   wie   ein   eheliches  Kind, 
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sofern  die  Vaterschaft  dos  Verstorbenen  durch  einen  nach  Massgabe  der  zutreffenden  Gesetz- 
gebung erlassenen  rechtskräftigen  Entscheid  oder  durch  eine  glaubwürdige,  schriftliche  An- 
erkennung festgestellt  ist. 

Die  Bestimmung  von  Art.  361  gilt  auch  für  die  nach  Massgabe  dieses  Artikehs  fest- 
zusetzenden Pensionen. 

Art.  365. 

Der  Gesamtbetrag  aller  Pensionen  (Art.  364)  darf  66  ^/^j  des  nach  Massgabe  von 
Art.  359  in  Betracht  kommenden  Jahresverdienstes  des  Verstorbenen  nicht  übersteigen. 

Wenn  und  solange  die  Pensionen  der  Wittwe  und  der  Kinder  zusammen  mehr  als 
65  ^/o  ausmachen  würden,  so  tritt  eine  ?erhältnismässige  Kürzung  ein. 

Der  Wegfall  einer  Wittwen-  oder  Kinderpension  (Art.  364,  Absatz  1,  Ziffer  1  und  2) 
kommt  in  erster  Linie  sämtlichen  übrigen,  nach  Massgabe  dieser  Ziffern  pensionsberech- 
tigten Personen  verhältnismässig  innert  ihrer  Berechtigung  zu  gute. 

Die  Bezugsberechtigung  für  die  in  Art.  364,  Absatz  1,  Ziffer  3,  bezeichneten  Ver- 
wandten tritt  nur  so  weit  ein  und  lebt  nur  so  weit  auf,  als  der  Wittwe  und  den  Kindern 
(Ziffer  1  und  2  daselbst)  nicht  oder  nicht  mehr  65 ^/q  zukommen. 

Der  Wegfall  einer  Verwandtenpension  (Art.  364,  Absatz  1,  Ziffer  3)  kommt  sämt- 
lichen übrigen  in  dieser  Ziffer  bezeichneten  Verwandten  gleichmässig  zu  gute.  Kein  solcher 
Verwandter  erhält  jedoch  mehr  als  ein  gleichzeitig  nach  Massgabe  Yon  Ziffer  1  und  2  da- 
selbst Bezugsberechtigter. 

Art.  366. 

Diejenigen  Hinterlassenen,  welche  im  Zeitpunkt  des  Todes  des  Versicherten  Aus- 
länder waren  und  im  Auslande  wohnten,  besitzen  keinen  Anspruch  auf  eine  Hinterlass^en- 
pension. 

Der  nach  Massgabe  von  Absatz  1  hinfällig  werdende  Pensionsanspruch  gilt  hinsicht- 
lich der  Bestimmungen  von  Art.  364  und  365,  zu  gunsten  des  Bundes,  als  in  Kraft  be- 
stehend und  den  Wegfall  anderer  Pensionen  mitgeniessend^  solange  die  hinterlassene  Person 
gemäss  Art.  364  und  365  pensionsberechtigt  wäre. 

c.  Gemeinsame  Bestimmungen. 

Art.  367. 

Der  Bundesrat  ernennt  eine  Pensionskommission  von  sieben  Mitgliedern.  Die  Amts- 
dauer beträgt  drei  Jahre.  Der  Oberfeldarzt  wohnt  den  Sitzrmgen  der  Pensionskommission 
mit  beratender  Stimme  bei. 

Die  Pensionskommission  entscheidet  auf  Grund  der  Akten  und  eines  ihr  vom  Ober- 
feldarzt vorgelegten  Berichtes  und  Antrages  über  die  Gewährung  oder  Verweigerung,  eben- 
so über  den  Entzug  und  jede  Aenderung  einer  Pension  und  setzt  die  Höhe,  den  Beginn 
und  das  Ende  der  Pension  fest.     Der  Fall  von  Art.  354,  Absatz  2,  ist  inbegriffen. 

Gegen  die  Entscheidungen  der  Pensionskommission  steht  sowohl  dem  Versicherten 
und  seinen  Hinterlassenen  als  dem  Bundesrat  die  Berufung  an  das  Bundesversicherungs- 
gericht zu. 

Der  Bundesrat  erlässt  nähere  Bestimmungen  über  das  Verfahren  der  Pensionskom- 
mission, sowie  über  die  den  Mitgliedern  der  Pensionskommission  zukommende  Entschä- 
digung. 

Nach  eingetretener  Bechtskraft  des  Entscheides  wird  dem  Bezugsberechtigten  ein 
vom*  Vorsteher  des  eidgenössischen  Militärdepartements  unterzeichneter  Pensionsschein  aus- 
gestellt.    Derselbe  gilt  als  öffentliche,  von  einer  Bundesbehörde  ausgestellte  Urkunde. 

Ausnahmsweise  kann  das  Militärdepartement,  einer  ordentlichen  Sitzung  der  Pensions- 
kommission  vorgängig,  auf  Antrag  des  Oberfeldarztes,  die  Auszahlung  angemessener  Be- 
träge vorschussweise  anordnen. 

So  oft  Umstände  eintreten  oder  bekannt  werden,  die  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes 
eine  Aenderung  der  Pension  bedingen,  ist  diese  neuerdings  festzusetzen  und  der  Pensions- 
schein entsprechend  abzuändern. 

Ari;.  368. 

Im  Falle  der  Wiederverehelichung  erhält  die  Witwe,  unbeschadet  ihres  Pensions- 
anspruchs bis  zur  Wiederverehelichung,  den  dreifachen  Betrag  der  Jahrespension  als  Ab- 
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fertigimg.  Hinsichtlich  der  Bestimmungen  von  Art.  364  und  365  gilt  jedoch,  zu  gunsten 
des  Bandes,  die  ausgekaufte  Pension,  vom  Zeitpunkt  des  Auskaufs  an,  noch  drei  Jahre 
lang  als  unverändert  fortbestehend  und  als  den  Weg£all  anderer  Pensionen  mitgeniessend. 

Jede  Invaliden-  oder  Hinterlassenenpension  darf  jederzeit,  auch  gegen  den  Willen 
des  Berechtigten,  durch  die  Pensionskommission  ausgekauft  werden,  wenn  der  Berechtigte 
im  Ausland  wohnt  oder  wenn  die  Pension  weniger  als  einhundert  Franken  jährlich  beträgt 

In  allen  übrigen  Fällen  ist  der  Auskauf  nur  auf  Antrag  des  Berechtigten  und  nur 
ausnahmsweise  zulässig. 

Die  ausgekaufte  Pension  gilt  hinsichtlich  der  Bestimmungen  von  Art.  364  und  365, 
zu  gunsten  des  Bundes,  als  fortbestehend  und  den  Wegfall  anderer  Pensionen  mitgeniessend, 
solange  der  Ausgekaufte  pensionsberechtigt  gewesen  wäre. 

Ein  mit  Zustimmung  des  Berechtigten  ausgekaufter  Pensionsfall  gilt  als  endgültig 
erledigt.  Dagegen  steht  es  dem  gegen  seinen  Willen  ausgekauften  Pensionsberechtigten 
im  Falle  von  Art.  360,  Absatz  1,  frei^  eine  neue  Festsetzung  zu  verlangen,  worauf,  wenn 
der  Nachteil  sich  als  erheblich  grösser  herausstellt,  entweder  neben  der  Auskaufsumme  eine 
besondere  Pension  zu  gewähren  oder  die  Auskaufsumme  entsprechend  zu  erhöhen  ist. 

Art.  369. 
Sowohl  für  Invalide  als  für  die  Hinterlassenen  kann  der  Bundesrat  die  Pension  bis 
auf  den  doppelten  Betrag  erhöhen,  wenn  der  Verwundete  oder  Verstorbene  sich  im  Interesse 
des  Vaterlandes  freiwillig  einer  grosse(n  Gefahr  ausgesetzt  hatte  und  dabei  verunglückt  war. 

Art.  370. 

Die  Pension  ist  in  Monatsraten  zahlbar.  Jede  Bäte  wird  am  ersten  Tage  des 
Kalendermonats  zum  voraus  fällig. 

Beginnt  die  Pensionsberechtigung  nach  dem  ersten  Tage  des  Kalendermonats,  so  wird 
die  auf  den  Monatsrest  entfallende  Bäte  am  ersten  Tage  des  folgenden  Monats  fällig. 

Wenn  nach  dem  ersten  Tage  des  Kalendermonats  die  Pensionsberechtigung  aufhört 
oder  der  Betrag  der  Pensioii  vermindert  oder  erhöht  wird,  so  findet  für  die  Zeit  bis  zum 
Beginn  des  folgenden  Monats  weder  eine  Bück-  noch  eine  Nachvergütung  statt. 

Art.  371. 

Jede  fällige  Monatsrate  (Art.  370,  Absatz  1)  kann  drei  Monate  nach  der  Fälligkeit 
durch  das  eidgenössische  Militärdepartement  als  verwirkt  erklärt  werden,  sofern  nicht  von 
dem  Berechtigten  oder  in  dessen  Namen  innert  dieser  Frist  bei  der  auf  dem  Pensionsschein 
bezeichneten  Stelle  ein  Anspruch  auf  die  i^llige  Pension  erhoben  worden  ist. 

Die  Pension  nach  Massgabe  eines  Pensionsscheins  verjährt  gänzlich  und  muss  abge- 
schrieben werden,  sofern  mehr  als  zwei  Jahre  seit  dem  letzten  Bezug  verstrichen  sind  und 
in  der  Zwischenzeit  von  dem  Berechtigten  oder  in  dessen  Namen  bei  der  auf  dem  Pensions- 
schein bezeichneten  Stelle  kein  Anspruch  auf  Fortbezahlung  der  Pension  erhoben  worden  ist. 

Der  Wegfall  der  Pensionsschuld  kommt  mit  Bezug  auf  die  Bestimmungen  von  Art.  364 
und  365  den  Mitberechtigten  erst  mit  dem  Zeitpunkt  der  Abschreibung  zu  gute. 

Die  Geltendmachung  der  Verjährung  im  Sinne  von  Absatz  1  und  2  steht  nur  dem 
eidgenössischen  Militärdepartement  zu. 

G.  Verhältnis  zn  den  Krankenkassen  nnd  der  eidgenössischen 
Unfallversicherangsanstalt 

Art.  372. 
Wenn  eine  Öffentliche  oder  eine  eingeschriebene  Krankenkasse  oder  die  eidgenössische 
Unfallversicherungsanstalt  nach  Massgabe  des  ersten  und  zweiten  Titels  mit  Bezug  auf  die 
Krankheit  oder  den  Unfall  eines  Versicherten  gleichzeitig  mit  der  Militärversicherung  nach 
Massgabe  des  dritten  Titels  zu  Leistungen  verpflichtet  ist,  so  fallt  jene  Verpflichtung  dahin. 
Sind  seitens  der  Krankenkasse  oder  der  eidgenössischen  Unfallversicherungsanstalt  solche 
Leistungen  bereits  erfolgt,  so  entsteht  aus  dieser  Thatsache  ein  entsprechender  Ersatz- 
anspruch gegenüber  der  Militärversicherung. 
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Der  ErsatzauBprach  ist  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  die  Anzeige  betreffend  über- 
nommene  Leistungen  durch  die  Krankenkasse  oder  die  eidgenössische  UnMyersichenmgs- 
anstalt  sofort  an  den  Oberfeldarzt  erfolge.  Der  Ersatzanspruch  fällt  dahin,  wenn  diese 
Anzeige  in  schuldhafter  Weise  Terspätet  wird. 

Art.  373. 
Streitigkeiten  zwischen  der  Militäryersicbemng  einerseits  und  einer  Öffentlichen  oder 
einer  eingeschriebenen  Krankenkasse   oder  der   eidgenössischen   ün&llYersicherungsanstalt 
anderseits,  mit  Bezug  auf  Ansprüche  des  einen  gegenüber  dem  andern  Teile,  werden  vom 
BundesYersicherungsgerichte  beurteilt. 

D.  Anfbringnng  der  Mittel  und  Yerwaltang. 

Art.  374. 

Der  Bund  bestreitet  sämtliche  Kosten  der  Militärversicherung,  vorbehalten  Art  330, 
Absatz  2. 

Die  Bundesversammlung  setzt  alljährlich  im  ordentlichen  Voranschlag  die  nötigen 
Kredite  aus: 


a)  für  die  Verwaltung  der  Militärversicherung; 


b)  für  die  Leistungen  für  vorübergehenden  Nachteil; 

c)  für  die  Leistungen  für  bleibenden  Nachteil  nach  dem  Verfahren  der  Kapital- 
deckung; 

d)  für  die  beim  Lfikrafttreten  dieses  Gesetzes  schon  bestehenden  Pensionen. 

Ist  eine  Massenerkrankung,  ein  Massenunfsdl  oder  ein  Kriegsfall  eingetreten,  so  steht 
es  der  Bundesversammlung  zu,  die  Art  der  Deckung  der  daher  rührenden  Pensionsver- 
pflichtungen zu  beschliessen. 

Art.  375. 

Das  eidgenössische  Militärdepartement  verwaltet  unter  Mitwirkung  des  eidgenössischen 
Versicherungsamtes  die  Militärversicherung. 

Der  Bundesrat  erlässt  hierüber  die  erforderlichen  Vollziehungsbestimmungen. 

Art.  376. 
Es    soll   eine   Spezialrechnung   über   die  Militärversicherung   unter  Anlegung  eines 
Deckungsfonds  (Art.  374,  Absatz  2,  litt,  c)  und  eines  Sicherheitsfonds  geführt  werden. 

Der  Sicherheitsfonds  wird  durch  die  Bechnungsüberschüsse  der  Militärversicherung, 
durch  seine  Zinsen,  sowie  durch  allfällige  andere  Zuwendungen  bebildet  und  geäufoot.  Er 
darf  nur  in  den  in  Art.  374,  Absatz  3,  bezeichneten  Fällen  in  Anspruch  genommen 
werden. 

Art.  377. 
Die  Bundesversammlung   hat   alljährlich  im  Voranschlag  einen  Posten  zur  Aeufhung 
des  Lfivalidenfonds  aufzunehmen,  bis  derselbe  genügend  erstarkt  ist. 

Der  Invalidenfonds,  sowie  der  Grenus-Invalidenfonds  und  die  eidgenössische  Winkel- 
riedstiftung dürfen  nur  im  Kriegsfalle  in  Anspruch  genommen  werden. 
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Art.  378. 


Bei  Berechnimg  der  in  diesem  Gesetze  yorgesehenen  Fristen  wird  der  Tag,  von 
welchem  an  die  Frist  zu  laufen  beginnt,  nicht  mitgezählt. 

Ist  der  letzte  Tag  einer  Frist  ein  Sonntag  oder  ein  staatlich  anerkannter  Feiertag, 
so  endigt  dieselbe  am  nächstfolgenden  Werktag. 

Eine  Frist  gilt  nnr  dann  als  eingehalten,  wenn  die  Handlang  innerhalb  derselben 
Yorgenommen  wird.  Schriftliche  Eingaben  müssen  spätestens  am  letzten  Tage  der  Frist 
angelangt  oder  der  schweizerischen  Post  übergeben  sein. 

Art.  379. 

Alle  mit  diesem  Cresetze  in  Widersprach  stehenden  Bestimmungen  Ton  Gesetzen  und 
Verordnungen  des  Bundes  und  der  Kantone  werden  als  aufgehoben  erklärt,  insbesondere 
das  Bundesgesetz  über  Militärpensionen  und  Entschädigungen,  vom  13.  Wintermonat  1874. 

Art.  380. 

Die  Bestimmungen  Ton  Art.  341  des  Bundesgesetzes  über  das  Obligationenrecht, 
vom  14.  Brachmonat  1881,  werden  dahin  abgeändert,  dass,  wenn  die  dienstpflichtige 
Person  dem  Yersicherungszwang  unterstellt  ist, 

a)  im  Falle  von  Absatz  1  der  Arbeitgeber  nur  den  Mehrbetrag  des  Lohnes  über 
das  auf  die  gleiche  Zeit  ent&Uende  Krankengeld  hinaus  fortzubezahlen  hat, 

b)  im  Falle  von  Absatz  2   die  Verpflichtung  des  Arbeitgebers,   die   Kosten   der 
ärztlichen  Behandlung  zu  tragen,  dahinfällt. 

Art.  381. 

Mit  Bezug  auf  die  Veijährung  der  in  Art.  134 — 136  Torgesehenen  Schadenersatz- 
klagen gelten  die  Bestimmungen  Ton  Art.  146,  sowie  von  Art.  148  ff.  des  Bundesgesetzes 
über  das  Obligationenrecht,  vom  14.  Brachmonat  1881. 

Ari;.  382. 

Das  Bundesgesetz  betreffend  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn-  und  Dampfischifiiahrt- 
Untemehmungen  bei  Tötungen  und  Verletzungen,  vom  1.  Heumonat  1876,  sowie  das 
Bundesgesetz  über  das  Postregal,  vom  5.  April  1894,  werden  mit  Bezug  auf  die  Haft- 
barkeit der  Unternehmung  für  die  körperlichen  Folgen  von  Unfällen,  durch  welche  eine 
von  ihr  beschäftigte  Person,  während  dieser  Beschäftigung  beim  Betriebe  betroffen  wird, 
ausser  Kraft  erklärt. 
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Art.  383. 
Die  Bnndesgesetze 

a^  betreffend  die  Haftpflicht  ans  Fabrikbetrieb,  vom  25.  Brachmonat  1881, 
b)   betreffend  die  Ansdehnnng  der  Haftpflicht   nnd   die   Ergänzung   des   Bnndes- 
gesetzes  vom  26.  Brachmonat  1881,  vom  26.  April  1887, 
werden  mit  Bezug  anf  die  Haftpflicht  ans  Unfällen  ausser  Kraft  erklärt. 

Hinsichtlich  der  Berufskrankheiten  bleiben  jedoch  die  Bestimmungen  dieser  beiden 
Bundesgesetze  mit  Bezug  auf  die  Mehrdauer  einer  Berufskrankheit  über  diejenige  Zeitdauer 
hinaus,  für  welche  die  Krankenkasse  zu  Leistungen  verpflichtet  ist,  in  Kraft.  Die  in 
Art.  12  des  erstgenannten  Bundesgesetzes  festgestellte  YerjäbrungsMst  wird  auf  zwei  Jahre 
ausgedehnt. 

Art.  384. 

Soweit  die  in  Art.  382  und  383  bezeichneten  Bundesgesetze  ausser  Kraft  treten, 
werden  sie  durch  die  Bestimmungen  des  schweizerischen  Obligationenrechts  ersetzt. 

Eine  Person,  welche  nach  Massgabe  des  Torliegenden  Gesetzes  verpflichtet  ist,  für 
einen  Dritten  eine  Prämie  zu  entrichten,  haftet  jedoch  nur  dann  für  die  Folgen  eines 
körperlichen  Unfalles,  von  welchem  dieser  Dritte  betroffen  worden  ist,  wenn  sie,  oder,  falls 
der  Betrieb  durch  einen  (jeschäftsführer  geleitet  wird,  dieser  Geschäftsführer  dem  ünM 
arglistig  oder  durch  grobe  Fahrlässigkeit  verursacht  hat. 

Art.  385. 

Das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs,  vom  11.  April  1889,  wird 
folgendennassen  ergänzt. 

a)  Der  Kreiskrankenkasse,  der  eidgenossischen  Unfallversicherungsanstalt  nnd  dem 
Versicherungskreis  steht  gegenüber  jedem  Schuldner  für  Auflage,  Prämie, 
Busse,  Strafgeld  und  Schadenersatz  das  Becht  der  Anschlusspfändung  ohne 
vorgängige  Betreibung,  während  einer  Frist  von  vierzig  Tagen,  und  im  Pfön- 
dungsverfahren  oder  im  Konkurs  gegen  den  Schuldner  das  Privilegium  in 
erster  Klasse  zu. 

b)  Die  KonkurserOfi&iung  ohne  vorgängige  Betreibung  kann  auch  im  Falle 
von  Art.  157,  Absatz  1  und  2,  des  vorliegenden  Bundesgesetzes  verlangt 
werden. 

c)  Der  Betriebskrankenkasse  steht  im  Konkurs  des  Betriebsuntemehmers  fmr 
sämtliche  Guthaben  das  Privilegium  in  erster  Klasse  zu.  Hinsichtlich  anderer 
Schuldner  einer  Betriebskrankenkasse  für  Auflagen,  Bussen,  Strafgeld  und 
Schadenersatz  gilt  die  Bestimmung  von  litt.  a. 

Arii.  386. 

Das  Bundesgesetz  über  die  Verpfändung  und  Zwangsliquidation  der  Eisenbahnen, 
vom  24.  Brachmonat  1874,  wird  folgendermasten  ergänzt: 

a)  Die  Bestimmung  von  Art.  19  flndet  auch  dann  Anwendung,  wenn  die  gemäss 
Art.  157,  Absatz  1  und  2,  des  vorliegenden  Bundesgesetzes  angesetzte  Frist 
fruchtlos  abgelaufen  ist. 

b)  Bei  der  Zwangsliquidation  einer  Eisenbahn  werden  allfällige  Guthaben  der 
Betriebskrankenkasse,  der  Kreiskrankenkasse  sowie  der  eidgenossischen  Unfall- 
versicherungsanstalt in  zweiter  Klasse  (Art.  38,  Ziffer  2)  kolloziert. 

Art.  387. 

Mit  Bezug  auf  diejenigen  Personen,  welche  der  Versicherungspflicht  in  einer  einge- 
schriebenen Krankenkasse  Genüge  leisten,  stehen  dieser  gegenüber  dem  Auflagepflichtigen 
und  im  Konkurse  eines  solchen,  die  nämlichen  Bechte  zu,  wie  sie  in  Art.  385  und  386 
den  Kreiskrankenkassen  eingeräumt  sind. 

Art.  388. 
Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1903  in  vollem  Umfange  in  Kraft. 
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Art.  389. 

Die  Bundesversammlimg  bestimmt  den  Zeitpunkt,  bis  zu  welchem  durch  die  Kantone 
die  für  das  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  erforderlichen,  ihnen  zustehenden  Anordnungen 
festgestellt,  dem  Bundesrate  vorgelegt  und  alsdann  ausgeführt  werden  sollen. 

Der  Bundesrat  ist  befugt,  gegenüber  säumigen  Kantonen  die  erforderlichen  Mass- 
nahmen zu  treffen,  damit  dieses  Gesetz  rechtzeitig  in  Wirksamkeit  trete  und  in  der  Folge 
gehörig  vollzogen  werde. 

Art.  390. 

Derjenigen  Person,  welche  sich  innert  einem  Jahre  seit  dem  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  als  freiwilliges  Mitglied  einer  Kreiskrankenkasse  anmeldet^  wird  bei  Berechnung 
der  Mindestzeit  von  sechs  bis  drei  Monaten  (Art.  33,  litt,  c,  Art.  34,  litt  c,  und  Art.  36) 
die  auf  die  Zeit  eines  Jahres  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  entfallende  Dauer  der 
Zugehörigkeit  zu  einer  in  der  Schweiz  befindlichen  Krankenkasse  doppelt,  die  Dauer  einer 
solchen  Zugehörigkeit  zwischen  dem  Datum  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  und  dem 
Zeitpunkt  der  Anmeldung  einfach  angerechnet. 

Art  391. 
Deijenigen  Person,  welche  sich  innert  fünf  Jahren  seit  dem  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes als  freiwilliges  Mitglied  einer  Kreiskrankenkasse  anmeldet,  wird  bei  Berechnung  der 
Mindestzeit  von  zwei  Jahren  bis  einem  Jahre  (Art  33,  litt,  c,  Art.  34,  litt,  c,  und  Art.  36) 
die  auf  die  Zeit  von  zwei  Jahren  vor  dem  Inkrafttreten  und  auf  die  Zeit  eines  Jahres 
nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  entfallende  Dauer  der  Zugehörigkeit  zu  einer  in 
der  Schweiz  befindlichen  Krankenkasse  einfach  angerechnet. 

Art.  392. 
Bis  zum  Ablauf  des  ersten  Jahres    seit   dem  Inkrafttreten   dieses  Gesetzes  ist  jede 
öffentliche  Krankenkasse  befugt,  solche  Personen,  welchen  die  zur  Aufiiahme  nötigen  gesetz- 
lichen oder  statutarischen  Erfordernisse  fehlen,    dennoch   als  vollversicherte  oder  als  halb- 
versicherte freiwillige  Mitglieder,  gegen  oder  ohne  Einkaufsgeld,  aufrunehmen. 

Diese  Befugnis  wird  in  der  Weise  ausgeübt,  dass  bei  Kreiskrankenkassen  mit  ge- 
trennter Verwaltung  jede  der  beiden  Generalversammlungen,  bei  Kreiskrankenkassen  mit 
gemeinsamer  Verwaltung  die  gemeinsame  Generalversammlung,  entweder  dem  Vorstand  oder 
einer  besonderen  Kommission  allgemeine  oder  besondere  Vollmachten  zum  Vollzug  solcher 
Aufnahmen  erteilt  oder  die  Aufriahmen  selbst  bewerkstelligt. 

Sowohl  für  die  Vollmacht  als  auch  für  die  unmittelbare  Aufiiahme  durch  die  General- 
versammlungen ist  die  Zustimmung  des  zuständigen  Organs  des  Versicherungskreises  und 
der  Aufsichtsbehörde  erforderlich. 

Die  Vorschriften  von  Absatz  2  und  Absatz  3  finden  auf  die  Betriebskrankenkassen 
entsprechende  Anwendung. 

Ari;.  393. 
Die  dem  Bundesgesetz  betreffend  die  Hülfskassen    der  Eisenbahn-  und  Dampfschiff- 
gesellschaften, vom  28.  Juni  1889,  unterstellten  Kassen  haben  bis  zu  einem  vom  Bundes- 
rate zu  bestimmenden  Zeitpunkte 

a)  sich  gegenüber  dem  Bundesrat  darüber  auszuweisen,  dass  sie  die  Krankenver- 
sicherung der  unselbständig  erwerbenden  Personen,  soweit  sie  durch  das  gegen- 
wärtige Gesetz  gedeckt   wird,    aus    dem  Bereich   ihres  Versicherungsbetriebes 
ausgeschieden  haben,  und 
b)^dem  Bundesrat  die  mit  Bezug  auf  diese  Ausscheidung  abgeänderten  Statuten, 
Vorschriften  und  Bilanzen  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
Die  Bundesversammlung  kann  vorschreiben,  dass  bei  Krankheiten  und  ünföllen  von 
Angestellten  der  Transportanstalten   diesen  Angestellten   oder   ihren  Hinterlassenen   ausser 
den   in   vorliegendem  Bundesgesetze   festgestellten  Leistungen   Mehrleistungen   seitens   der 
Pensions-  und  Hülfskassen  zukommen  sollen. 

Art  394. 
Wenn  eine  freie  Kasse  eingeht  oder  eine  bisherige  Krankenkasse  sich  in  eine  Betriebs- 
krankenkasse (Art.  146  ff.)  umbildet,  so  können  die  bisherigen  Berechtigten  über  das  vor- 
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handene  Vermögen  and  die  vorhandenen  Fonds,  nach  Tilgung  oder  Sicherstellnng  der  be- 
stehenden statatarischen  oder  anderweitigen  Verbindlichkeiten,  frei  verf&gen. 

Art.  395. 

Der  Bundesrat  kann  einer  eingeschriebenen  Krankenkasse  B  aof  ihren  Antrag  die 
Bewilligong  erteilen,  bis  zmn  Ablanf  ddr  ersten  zwei  Jahre  seit  dem  Inkrafttreten  dieses 
C^etzes  den  Tersicherongspflichtigen  Mitgliedern  statt  der  in  Art.  63  bezeichneten  Leistongen 
entsprechende  Barbetrftge  zu  verabfolgen.     Jede  solche  Bewilligung  ist  zn  veröffentüchen. 

Der  Ansprach  einer  eingeschriebenen  Krankenkasse  B  aaf  den  Bandesbeitrag  (Art.  78, 
Absatz  1  and  3,  and  Art.  189)  for  ihre  Mitglieder  bleibt  angeschmfilert. 

Art.  396. 
Ist  im  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens   dieses  (Gesetzes   eine   obligatorisch   versidieite 
Person  bereits  bei  einer  UnfaUversicheningsantemehmang  versichert,   so  kann  die  Police, 
anter  za  vereinbarenden  Bedingungen,   durch  die  eidgenössische  UnJSallversichemngsanstalt 
übernommen  werden. 

Art.  397. 
Der  Bundesrat  wird  mit  der  Vollziehung  dieses  C^etzes  beauftragt. 
Der  Bundesrat  erlässt  die  erforderlichen  Verordnungen   und  legt   dieselben,   soweit 
solches    in   diesem   C^etz   vorgeschrieben   ist,    der    Bundesversammlung    zur    Oenehmi- 
gung  vor. 

Art.  398. 
Es  ist  Sache  des  Bundesrates,  festzustellen,   welche  Obliegenheiten  und  Befugnisse 
den  eidgenössischen  Fabrikinspektoren  (Art.  18   des  Bundesgesetzes   betreffend  die  Arbeit 
in  den  Fabriken,  vom    23.  März  1877)  auf  dem  Gebiete  der  ün&llverhütung  zukommen. 

Art.  399. 
Der  Bundesrat  ist  befugt,  die  Bestimmungen  von  Art.  257,  Absatz  1,  und  Axt.  267, 
Absatz  1  und  2,   mit  Bezug  auf  solche   auswärtige  Staaten,   welche   durch   ihre  Oesetz- 
gebung  den  Schweizern  und  den  in  der  Schweiz  wohnenden  Personen  eine  entsprechende 
Fürsorge  gewährleisten,  ausser  Kraft  zu  setzen. 

Art.  400. 
Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes 
vom  17.  Juni  1874  betreffend  die  Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse 
die  Bekanntmachung  dieses  C^etzes  zu  veranstalten. 
Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 
Bern,  den  2.  Oktober  1899. 

Der  Präsident:  HeUer. 
Der  Protokollführer:  Ringier. 
Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  5.  Oktober  1899.  Der  Präsident:  B.  Simen. 

Der  Protokollführer:  SohatsmaBii. 

Der  schweizerische  Bundesrat  beschliesst: 
Das  vorstehende  Bundesgesetz  ist  zu  veröffentlichen. 
Bern,  den  6.  Oktober  1899. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

MiUIer. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringier. 

Note.    Datum  der  Veröffentlichung:  11.  Oktober  1899. 
Ablauf  der  Referendumsfrist;  9.  Januar  1890. 
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Schlnsswort. 


Mit  dem  vorliegenden  XII.  Heft  ist  die  vor  zwei  Jahren  begonnene  Samm- 
lung Yorläoflg  zum  Abschloss  gekommen,  da  in  den  übrigen  Staaten  Europa's  die 
Arbeiterversicherung  teils  erst  vorbereitet  wird,  teils  überhaupt  noch  nicht  in 
Frage  gezogen  ist.  Sobald  die  Gesetzgebung  in  weiteren  Staaten,  wie  z.  B. 
Holland  und  Luxemburg,  zum  Abschluss  gelangt  sein  wird  oder  über  die  Wirkung 
der  jüngsten  Gesetze  (in  England,  Frankreich,  Italien  u.  s.  w.)  weiteres  Material 
vorliegt,  sollen  im  Anschluss  an  die  bisher  erschienenen  Hefte  entsprechende 
Nachträge  erfolgen. 

Da  die  einzebien  Hefte  der  Sammlung  durchweg  auf  amtlich  veröffentlichtem 
Material  beruhen  und  die  benutzten  Quellen  überall  angeben,  dürfen  sie  in  ihren 
thatsächlichen  Mitteilungen  und  Statistiken  auf  unbedingte  Zuverlässigkeit  An- 
spruch machen. 

Die  knappe  Darstellungsweise  ist  gewählt,  um  den  gewaltigen  Stoff  thun- 
lichst  jedermann  zugänglich  zu  machen  und  Vei'gleiche  zwischen  den  Einrichtungen 
des  In-  und  Auslandes  ohne  besondere  Schwierigkeiten  zu  ermöglichen. 

Die  ganze  Sammlung  verfolgt  den  doppelten  Zweck,  einerseits  die  Fort- 
schritte des  Auslandes  auf  diesem  durch  deutsche  Pionierarbeit  erschlossenen 
Gebiet  klarzulegen,  andererseits  die  Kritik  des  Auslandes  an  unserer  eigenen 
Schöpfung  kennen  zu  lernen,  um  beides  der  weiteren  Vervollkommnung  dieser 
und  ihrer  richtigen  Wertschätzung  dienstbar  zu  machen. 

Will  man  den  bisherigen  Entwicklungsgang  in  grossen  Strichen  zeichnen, 
so  lässt  sich  kaum  verkennen,  dass  die  deutsche  Vorarbeit  der  ganzen  Entwicke- 
lung  ihren  Grundzug  aufgeprägt  hat:  das  Anerkenntnis  sozialer  Pflichten 
gegen  diejenigen,  welche  im  alltäglichen  Kampf  mit  den  modernen 
Betriebsgefahren  Leben  oder  Gesundheit  einbtissen  und  mit  dem  Ver- 
lust der  Arbeitskraft  ihre  einzige  Erwerbsquelle  verlieren. 

Ein  deutsches  Kaiserwort  war  es^  welches  allen  diesen  Hilfebedürftigen 
einen  „begründeten  Anspruch  auf  ein  höheres  Mass  sozialer  Fürsorge 
der  Gesamtheit  gegenüber^  zuerkannte  und  damit  den  Grundstein  zur 
deutschen  Arbeiterversicherung  legte  (vgl  m.  „Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung 
des  Deutschen  Reichs",  Berlin  1898,  S.  3  fg.). 

Einmütig  streben  heute  alle  Kulturstaaten  diesem  hohen  Ziele  zu,  und  es 
ist  gewiss  ein  schöner  Lohn  für  deutsches  Pflichtgefühl,  diesem  christlichen  Grund- 
gedanken gerade  in  unserem  materialistischen  Zeitalter  zum  Siege  verholfen  zu 
haben.  Doch  vielgestaltig  sind  noch  die  Wege,  welche  zu  dem  gemeinsamen  Ziele 
eingeschlagen  werden. 

Das  deutsche  Volk  hat,  getreu  seinem  Grundsatz,  stets  ganze  Arbeit  zu 
leisten,  sich  mit  kühnem  Wagemut  zur  staatlichen  Zwangsversicherung 
bekannt,  nachdem  es  einmal  erkannt,  dass  nur  dieser  Weg  sicher  und  schnell 
ans  Ziel  führt.  Andere  Völker,  insbesondere  die  romanischen  Nationen  im  Verein 
mit  der  englischen,  haben  ihrer  Eigenart  entsprechend  andere  Wege  gewählt  und 
halten  an  der  freiwilligen  Selbsthilfe  fest,  deren  weitere  Entwicklung  sie 
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in  jeder  Weise  zu  fördern  suchen.  Ob  sie  das  erstrebte  Ziel  erreichen  werden? 
Bestenfalls  sehr  viel  später,  wenn  überhaupt!  denn  die  Erfahrung  lehrt  bereits, 
dass  trotz  aller  Aufmunterung  und  Beihilfe  doch  immer  nur  ein  Ueiner  Bruchteil 
der  arbeitenden  Klassen  rechtzeitig  und  dauernd  selbst  die  nötige  Vorsorge  trifft. 
Und  wie  sollte  es  auch  anders  sein?  Wer  aus  der  Hand  in  den  Mund  lebt, 
denkt  an  die  Gegenwart,  nicht  an  die  Zukunft,  glaubt,  das  Unglück  werde  ihn 
nicht  treffen,  und  wenn  es  gleichwohl  eintrifft,  kommt  die  Reue  zu  spät  Bis 
die  erforderliche  Einsicht  und  Willensstärke  die  breiten  Schichten  erfasst,  können 
noch  ganze  Menschenalter  vergehen.  Der  sozialpolitische  Gesetzgeber  muss  aber 
die  Menschen  nehmen,  wie  sie  sind,  nicht,  wie  sie  sein  sollten,  und  gerade  auf 
sozialem  Gebiet  hat  in  unserer  schnellebigen  Zeit  der  Spruch  erhöhte  Bedeutung: 
bis  dat,  qui  cito  dat!  So  gewinnt  es  den  Anschein,  dass  auch  in  der  Methode 
das  deutsche  Vorbild  bahnbrechend  wirken  wird. 

Ob  dieser  Entwicklungsgang  schneller  oder  langsamer  sich  vollziehen  wird, 
dürfte  aber  nicht  sowohl  von  dem  Volkscharakter  und  den  wirtschaftlichen  Vor- 
bedingungen als  auch  davon  abhängen,  welchen  grösseren  oder  geringeren  Ein- 
fluss  eine  über  den  Partei-  und  Interessengegensätzen  stehende  Regierungsgewalt 
auf  die  Belebung  und  Förderung  des  sozialen  Gedankens  auszuüben  vermag. 

Deutschland  begann,  kaum  ein  Jahrzehnt  nach  seiner  politischen  Einigung, 
das  soziale  Einigungswerk  der  „Arbeiterversicherung**,  und  noch  kein  weiteres 
Jahrzehnt  war  verflossen,  als  dieses  Riesenwerk  bereits  vollendet  war  und  Millionen 
Hilfsbedürftigen  gesicherten  Beistand  gewährte.  In  anderen  Staaten  hat  man 
die  doppelte  Zeit  gebraucht,  um  nur  ein  einziges  solcher  Gesetze  in  kümmerlicher 
Nachbildung  zustande  zu  bringen.  Daher  kann  die  deutsche  Arbeiterschaft  be- 
sonders stolz  darauf  sein,  dank  der  hochherzigen  Initiative  eines  starken  Kaiser- 
tums sich  der  Wohlthaten  dieser  sozialen  Gesetzgebung  schon  seit  einem  vollen 
Jahrzehnt  und  in  einem  umfange  zu  erfreuen,  wie  ihn  um  die  Wende  unseres 
Jahrhunderts  noch  kein  anderes  Land  der  Welt  seinen  Arbeitern  zu  bieten  vermag. 

Berlin,  Weihnachten  1899. 

Dr.  Zacher. 


Die  Arbeiterversicherung  in  Belgien. 


Von  allen  modernen  Industriestaaten  hatte  Belgien  am  längsten  die  AU&ren 
des  Manchestertnms  festgehalten  and  jede  staatliche  Einmischung  zu  Gunsten 
der  wirtschaftlich  schwächeren  Volksschichten,  insbesondere  der  arbeitenden 
Klassen  beharrlich  abgelehnt  —  ein  Verhalten,  welches  Belgien  die  Bezeichnung 
als  kapitalistisches  Musterland  eingetragen  hatte. 

Erst  nach  grösseren  Arbeiterunruhen  im  Laufe  der  80  er  Jahre  und  nach 
der  Berliner  „Internationalen  Arbeiterschutzkonferenz"  (15. — 29.  März  1890),  als 
die  Rückständigkeit  Belgiens  offen  zu  Tage  trat,  suchte  man  lange  Versäumtes 
nachzuholen  und  machte  einige  gesetzgebeiische  Verstösse,  welche  sich  zunächst 
freilich  auf  das  Gebiet  des  Arbeiterschutzes,  insbesondere  die  Frauen-  und 
Einderarbeit  beschränkten.  Wenn  in  dieser  Richtung  seit  jener  Konferenz  auch 
in  anderen  Staaten  weitere  Fortschritte  sich  bemerkbar  machten,^)  so  wird  man 
von  „bloss  moralischen"  Erfolgen  solcher  Konferenzen  nicht  wohl  sprechen  können, 
im  Gegenteil  die  periodische  Wiederholung  derselben  wünschen  müssen,  da  sie 
die  beste  Gelegenheit  bieten,  die  inzwischen  gemachten  Ei*fahrungen  gegenseitig 
auszutauschen,  vorhandene  Lücken  und  Mängel  der  Gesetzgebung  aufzudecken, 
sich  über  gewisse  Grundlinien  zu  verständigen  und  weitere  Fortschritte  anzu- 
bahnen. Veranstaltet  man  gerade  in  unseren  Tagen  so  häufig  Industrie-  und 
Weltausstellungen,  um  die  Kulturfortschiitte  der  modernen  Staaten  im  inter- 
nationalen Wettkampf  der  Völker  vorzuführen,  so  sollte* man  auch  nicht  der 
breiten  Volksschichten  vergessen,  mit  deren  Beihilfe  alle  diese  Fortschritte  erst 
möglich  werden  und  von  deren  Wohlbefinden  jeder  dauernde  Kulturfortschritt 
einer  Nation  abhängt  Ein  solcher  Wettbewerb  auf  dem  Boden  der  sozialen 
Beform,  welche  die  centrifugalen  Tendenzen  der  modernen  Wirtschaftsmeta- 
morphose paralysieren  und  dadurch  das  Gesamtwohl  der  Nation  sichern  soU^ 
würde  lediglich  aufis  neue  bestätigen,  dass  nicht  derjenige  Staat  an  der  Spitze 
der  Kultur  marschiert,  der  die  grosse  Mehrheit  des  Volkes  in  dem  ungleichen 
Kampf  um  die  Existenz  sich  selbst  überlässt 

Auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversicherung  ist  Belgien  lange  Zeit  ledig- 
lich den  Spuren  der  französischen  Gesetzgebung  gefolgt^)  und  auch  in  neuerer 
Zeit  über  blosse  Ansätze  zu  einer  den  heutigen  Anforderungen  entsprechenden 
Beform  nicht  hinausgekommen. 


^)  Vgl.  Conrad's   Handwörterbuch   der   Staatswissenschaften,   2.  Aufl.,  Jena  1898,  Bd.  I 
S.  470  fg.,  bezw.  Dr.  Zacher,  „Arbeiterbewegung  und  Sozialreform  in  Deutschland",  Berlin  1893. 

•)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Berlin  1898/99  (Verlag  von  A.  Troschel), 
Heff  rV:  „Die  Arbeiterversicherung  in  Frankreich". 


Die  Arbeitervenicherung  in  Belgien. 


L  Erankenyersichenmg. 

Die  Entwickelung  der  Erankenyei'sichenmg  hat  in  Belgien  der  Hauptsache 
nach  denselben  Verlauf  genommen  wie  in  Frankreich.  Träger  der  Eranken- 
fürsorge  sind  wie  dort  die  freien  Hilf  sy  er  eine  (soci6t6s  de  secours  ma- 
tuels),  deren  Rechtsverhältnisse  durch  das  Gesetz  vom  3.  April  1851  in 
ähnlicher  Weise  geregelt  waren,  wie  in  Frankreich  durch  das  Gesetz  vom 
15.  Juli  1850.^)  Nach  jenem  Gesetz  konnten  auf  G^enseitigkeit  begründete 
Hilfsvereine,  welche  den  Zweck  verfolgten,  ihren  Mitgliedern  bei  Krankheit^ 
Unfall  oder  sonstiger  Invalidität,  bezw.  den  Witwen  oder  Familienangehörigen 
verstorbener  Mitglieder  zeitliche  Unterstützungen  zu  gewähren  oder  für  die  Be- 
stattungskosten aufzukommen  oder  die  Ansammlung  von  Ersparnissen  zum  An- 
kauf notwendiger  Wirtschaftsgegenstände  zu  erleichtem,  die  staatliche  Aner- 
kennung erlangen,  wenn  sie  sich  gewissen  Bedingungen  unterwarfen. 

Mit  dieser  staatlichen  Anerkennung  erlangten  die  Vereine  Rechtspersön- 
lichkeit, Gebührenfreiheit  und  andere  Vorteile.  Eine  königliche  Verordnung 
vom  2.  Dezember  1874  regelte  des  Näheren  die  Bedingungen  für  die  Anerkennung, 
sowie  die  Formen  der  Auflösung  und  die  Art  der  Liquidation.  Die  Bedingungen 
bestanden  hauptsächlich  darin,  dass  die  Statuten  über  bestimmte  Punkte  genauen 
Aufschluss  geben  mussten,  und  dass  die  Vereine  keine  lebenslänglichen  Renten 
zusagen  durften;  ferner  wurden  sie  zu  statistischen  Nachweisungen  verpflichtet 
Endlich  wurde  zur  Beau&ichtigung  und  Förderung  des  Hil&kassenwesens  eine 
Permanenzkommission  eingesetzt,  welche  al^ährlich  einen  Bericht  über  die  Aus- 
breitung und  Wirksamkeit  der  Hilfsvereine  veröffentlichen  sollte. 

Wie  das  vorbildlich  gewesene  französische  Gesetz  vom  15.  Juli  1850  blieb 
auch  das  belgische  Gesetz  vom  3.  April  1851  im  ganzen  wirkungslos,  da  es 
einerseits  die  freie  Gebahrung  der  Vereine  vielfach  beengte,  und  andererseits 
die  als  Preis  für  die  staatliche  Anerkennung  in  Aussicht  gestellten  Vorteile 
eine  zu  geringe  Anziehungskraft  zeigten,  um  viele  Vereine  zur  Erwerbung  dieser 
Anerkennung  zu  veranlassen.  Man  half  deshalb  auch  hier  auf  administrativem 
Wege  nach,  um  die  Entwickelung  der  Hilfsvereine  zu  fördern.  So  war  bereits 
durch  königl.  Verordnung  vom  9.  April  1862  ein  alle  drei  Jahre  stattfindender 
Wettbewerb  ins  Leben  gerufen,  um  die  gute  Verwaltung  wechselseitiger  Hilfe- 
vereine zu  belohnen;  für  Personen,  die  als  Gründer  oder  Leiter  solcher  Vereine 
sich  hervorragende  Verdienste  erwarben,  wurden  besondere  Auszeichnungen  ein- 
geführt; das  Gesetz  vom  24.  August  1883  verlieh  den  Leitern  das  Wahlrecht 
ohne  Rücksicht  auf  den  Census;  im  Jahre  1887  wurden  in  den  einzelnen  Pro- 
vinzen besondere  Ausschüsse  eingesetzt,  welche  dazu  bestimmt  waren,  für  die 
Gründung  und  Entwicklung  von  Hilfsvereinen  zu  wirken  u.  s.  w.  Gleichwohl 
blieben  die  Erfolge  hinter  den  Wünschen  und  Erwartungen  erheblich  zurück 
und  bei  den  Verhandlungen  der  „Arbeitskommission^,  welche  infolge  wiederholter 
Arbeiterunruhen  zum  Studium  der  Arbeiterlage  und  entsprechender  Reformvor- 
schläge durch  königl.  Verordnung  vom  15.  April  1886  eingesetzt  worden  war, 
hatten  sich  auch  lebhafte  Klagen  über  den  unzulänglichen  Stand  der  Arbeiter- 
versicherung und  die  ungenügende  Entwicklung  der  Hilfisvereine  geltend  ge- 
macht; insbesondere  wurde  bemängelt,  dass  neben  der  ErankenfÜrsorge  die  Bil- 
dung von  Invalidenfonds  ganz  vernachlässigt  würde,  dass  das  Gtebahren  der 
Vereine  versicherungstecbnisch  mangelhaft  und  ihre  finanzielle  Fundierung  un- 
genügend wären,  dass  die  Frauen  und  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  fest 
gar  keinen  Anteil  nähmen  und  eine  ausgiebige  staatliche  SubventionieruDg 
fehlte. 

Im  Sinne  der  bei  diesen  Eommissionsverhandlungen  geäusserten  Wünsche 
und  aaf  Grund  einer  Enquete,  welche  die  Permanenzkommission  durch  Ver- 
mittelung  der  Provinzial- Ausschüsse  veranstaltet  hatte,  schritt  man  daher 
—  im  wesentlichen  aus  den  nämlichen  Gründen  wie  in  Frankreich  —  zu  einer 

»)  Vgl.  a.  a.  a.  S.  5  fg. 
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Refonn  des  Hil&kassengesetzes,  welche  in  dem  neuen  Gesetz  vom  23.  Juni 
1894:  Loi  portant  revision  de  la  loi  du  3.  avril  1851  sur  les  soci6t6s 
mutualistes^)  („Moniteur"  du  25.-26.  juin  1884,  No.  176— 177)  ihren  gesetz- 
geberischen Abschluss  fand  (Anlage  1). 

Das  Gesetz  scheidet  die  Hiifsvereine  nach  wie  vor  in  „anerkannte"  und 
„nicht  anerkannte^  und  regelt  im  wesentlichen  die  Verhältnisse  der  ersteren 
(soci6t6s  mutualistes  reconnues).    Zwecke  dieser  können  nur  sein: 

1.  Zusicherung  vorübergehender  Unterstützungen  an  Mitglieder  und 
deren  Angehörige  bei  Krankheit,  Unfall,  Invalidität  oder  Geburt 
eines  Kindes;  Gewährung  von  Beerdigungskosten;  Bewilligung  vorüber- 
gehender Unterstützungen  an  die  Familien  verstorbener  Mitglieder; 
femer  Erleichterung  des  Anschlusses  von  Mitgliedern  und  Familien- 
angehörigen an  die  Spar-,  Pensions-  und  Versicherungskassen  der 
unter  Staatsgarantie  stehenden  Allgemeinen  Spar-  und  Pensionskasse 
(Caisse  g6n6ral  d'6pargne  et  de  retraite;  vgl  S.  10); 

2.  Versicherung  der  Mitglieder  gegen  Schäden  durch  Verlust  oder  Er- 
krankung von  Vieh  oder  durch  Misswachs; 

3.  Förderung  des  Sparwesens  behufe  Ankaufs  von  Wirtschaftsgegen- 
ständen; 

4.  Gewährung  von  Darlehen  bis  zu  300  Fr. 

Diejenigen  Vereine,  welche  nur  einen  dieser  Zwecke  (Nr.  1—4)  verfolgen, 
haben,  wenn  sie  im  übrigen  den  Anforderungen  des  G^etzes  (hinsichtlich  des 
Inhalts  der  Statuten  u.s.w.)  genügen,  ein  Recht  auf  die  staatliche  Anerkennung; 
andere  Vereine,  welche  mehrere  dieser  Zwecke  zugleich  verfolgen  oder  eine 
Krankenversorgung  zu  Gunsten  bejahrter  oder  invaSder  Mitglieder  bezw.  ihrer 
Hinterbliebenen  mittels  Konstituierung  besonderer  Fonds  betreiben,  können  die 
staatliche  Anerkennung  erhalten,  haben  jedoch  kein  Kecht  darauf  (Art.  1,  2). 

Die  anerkannten  Hilfsvereine  können  unter  sich  Verbände  bilden  behufSs 
Herstellung  der  Freizügigkeit  zu  Gunsten  ihrer  Mitglieder,  gemeinsamer  Ver- 
waltung und  Einrichtung  von  Schiedsgerichten  zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten 
zwischen  den  Verbandsvereinen  oder  den  Vereinsmitgliedem;  auch  solche  Ver- 
bände können  die  staatliche  Anerkennung  erhalten  (Art  3). 

Die  Statuten  der  Hilfsvereine  müssen  (gemäss  Art.  4)  gewissen  Anforde- 
rungen entsprechen,  insbesondere  genauen  Aufschluss  geben  über  den  Zweck  des 
Vereins,  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder,  Beiträge  und  Gegenleistungen, 
Vermögensanlage  und  Rechnungslegung,  Abänderung  der  Statuten  und  Auflösung 
des  Vereins.  Vereine,  welche  die  staatliche  Anerkennung  erlangen  wollen,  haben 
dies  unter  Beifügung  der  Statuten  und  einer  Liste  der  Vorstandsmitglieder  bei 
dem  Provinzial-Statthalter  zu  beantragen,  welcher  das  Gesuch  mit  seinem  Gut- 
achten der  Permanenzkommission  für  Hilfsvereine  übersendet,  die  ihrerseits 
wieder  an  die  Regierung  weiterberichtet;  letztere  hat  binnen  vier  Monaten  dem 
Verein  einen  begründeten  Bescheid  über  die  Anerkennung  oder  Ablehnung  der 
Anerkennung  zuzustellen  und  im  ersteren  Falle  binnen  30  Tagen  die  Statuten 
des  Vereins  im  „Moniteur"  zu  veröffentlichen  (Art.  5,  6). 

Mit  der  staatlichen  Anerkennung  erlangen  die  Vereine  Rechtspersönlichkeit, 
Gebührenfreiheit,  Privilegierung  der  Unterstützungsbeträge  gegen  Abtretung  und 
Pfändung,  die  Fähigkeit,  Subventionen  aus  öffentlichen  Mitteln')  zu  erhalten, 
sowie  Schenkungen  und  Vermächtnisse  zu  erwerben  und  (mit  gewissen  Beschrän- 
kungen) auch  Grundstücke  zu  besitzen  (Art.  7—9,  14—15). 


^)  Vgl  Recueil  des  lois,  No.  Xu  1894,  p.  483  suiv.,  bezw.  den  GesetzentwuTf  nebst  Mo- 
tiyen  yom  24.  April   1894,   die  Berichte  yom   18.  Mai  und    12.  Juni  1894  und  die  Kammer- 
yerbandlungen    vom    4./19.  Juni   1894:    Sesdon    de    1898—1894,    Documents    parlementaires, 
Chambie  des  Eeprösentante  No.  152,  176      ^    ,       ,  ,         ^  .  1760 
g^J^y,,^^3^104 '  ''  ^^"^'^  parlemenUires  p.  -^  smy. 

*)  Gem&ss  dem  durch  Gesetz  yom  19.  März  1898  (Becueil  des  lois,  No.  IK  1898,  p.  61) 
eingeschalteten  Art  8 bis-.  „Les  8oci6t6s  et  les  f^d^rations  mutualistes  reconnues  par  le  gouyeme- 
ment  peuyent  seules  receyoir  des  subsides  des  pouyoirs  publiques.''  Die  Noyelle  Tom  19.  März 
1898  ist  abgedruckt  in  der  „Heyne  du  trayail'',  Bmxelles,  8*  ann6e  (1898)  p.  306. 


g  Die  Aibeiterrenicheruiig  in  Bellen. 

Die  Verwaltung  der  Vereine  ist  eine  autonome,  jedoch  hinsichtlich  der 
Eapitalsanlagen  und  der  staatlichen  Aufsicht  bestimmten  Regeln  unterworfen; 
so  müssen  die  Fonds,  sobald  sie  5  Fr.  pro  Mitglied  oder  den  Betrag  von  1000  Fr. 
erreichen,  bei  der  staatlichen  Sparka^e  oder  in  staatlich  garantierten  Werten 
angelegt  und  alljährlich  der  Permanenzkommission  Rechenschaftsberichte  bezw. 
auf  Erfordern  noch  anderweite  Aufechlttsse  vorgelegt  werden  (Art.  18, 19). 

Die  Auflösung  eines  anerkannten  Vereins  kann  durch  gerichtliches  Urteil 
erfolgen,  wenn  der  Verein  andere  als  die  genehmigten  Zwecke  verfolgt,  oder 
wenn  seine  Mittel  zur  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  unzureichend  sind 
(Art  23  fg.). 

Zur  Förderung  des  Hilfsvei*einswesens  ist  neben  den  schon  durch  Gesetz 
vom  9.  August  1889  eingeführten  Patronage-Eomitees  nach  wie  vor  eine  dem 
Ressortministerium  beigeordnete  Permanenzkommission  vorgesehen  (Art  19,  32). 

Die  zur  Zeit  der  Erlassung  des  Gesetzes  bereits  bestehenden  anerkannten 
Vereine  konnten  durch  Anpassung  der  Statuten  an  das  neue  Gesetz  dessen  Vor- 
teile erwerben  (Art  33),  und  endlich  sollte  die  Regierung  für  die  Hil&vereine 
besondere  Gefehrentafehi^)  ausarbeiten  lassen  (Art  34). 

Wenn  auch  dieses  neue  Gesetz  gegen  früher  einige  Fortschritte  brachte, 
insbesondere  die  rechtliche  Stellung  der  Hilfsvereine  verbesserte  und  ihnen 
mancherlei  Vergünstigungen  zuwandte,  so  blieb  doch  die  Hauptfrage,  die  finan- 
zielle Leistungsfähigkeit  der  Vereine,  nach  wie  vor  ungelöst,  da  die  ganzen 
Lasten  der  Eranken^rsorge,  abgesehen  von  den  schwankenden  und  unzureichenden 
Zuschüssen,  auch  fernerhin  den  Arbeitern  allein  verblieben.  Haben  aber  schon 
die  besser  gestellten  Arbeiter  Englands  und  Frankreichs*)  für  die  Mehrheit  der 
Arbeiterschaft  die  Aufgaben  einer  ausreichenden  Erankenfürsorge,  geschweige 
denn  einer  Rentenversorgung  für  Alter  und  Invalidität  nicht  zu  lösen  vermocht, 
so  wird  dieses  Ziel  in  Belgien  auf  dem  Boden  der  geschilderten  Gesetzgebnog 
noch  viel  weniger  zu  erreichen  sein.  Auch  hier  lehrt  die  nachstehende  Statistik, 
dass  nur  ein  kleiner  Bruchteil  der  Arbeiterschaft,  regelmässig  die  Elite  der- 
selben, im  Stande  ist,  aus  eignen  Kräften  und  Mitteln  einigermassen  Vorsorge 
zu  treffen.  Dazu  kommt  noch,  dass  in  Belgien  die  „Gewerkvereine''  sich  mit  dem 
ünterstützungswesen,  abgesehen  von  Streiks,  fast  gar  nicht  befasst  haben  nnd 
im  Gegensatz  zu  Frankreich  noch  zu  keiner  rechten  Entwicklung  gelangt  sind.') 
Erst  durch  das  Gesetz  vom  31.  März  1898:  „Loi  sur  les  Unions  profession- 
nelles''^)  hat  die  Gesetzgebung  den  Berufsvereinen  eine  festere  Rechtsgrundlage 
gegeben  und  ihre  Verhältnisse  nach  ähnlichen  Grundsätzen  wie  das  friuizösische 
Syndikatsgesetz  vom  21.  März  1884^)  geregelt,  so  dass  sie  gegen  einfache  Hinte^ 
legung  der  den  gesetzlichen  Bedingungen  genügenden  Statuten  und  Mitglieder- 
verzeichnisse die  Rechtspersönlichkeit  erlangen. 


^)  In  Ermangelang  ausreichender  Unterlagen  konnten  dieselben  bisher  noch  nicht  au^ 
stellt  werden.   Vgl.  den  S.  7  Note  2  angezogenen  Bericht  der  Permanenzkommission  S.  10— U. 

•)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Berlin  1898  fg.,  Heft  IV  (Frankreich) 
S.  31  und  Heft  V  (England)  8.  15. 

•)  Vgl.  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Jena  1892,  Bd.  IV  S.  85—37. 

*}  Abgedruckt  in  der  „Revue  du  travail",  publice  par  TOffice  du  travail  de  Belgiqne,  Bra- 
zelles,  Se  ann^  (1898j  p.  436—443.  Vgl.  auch  die  Besprechungen  des  Gesetzes  in  dem  „Korre- 
spondenzblatt der  Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands*',  Hamburg,  No.  40  vom 
3.  Oktober  1898,  und  in  der  „Sozialen  Praxis",  Berlin,  No.  9  vom  2.  Dezember  1897  und  No.  8 
vom  20.  Oktober  1898,  sowie  im  „Annuaire  de  la  16gislation  du  travail"  (publiö  par  TOffice  de 
Belgique),  2e  ann6e  (1898)  p.  26  suiv.,  Bmxelles  1899. 

*)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Heft  IV  (Prankreich)  S.  18. 
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Statistik 
der  anerkannten  (nnd  nichtanerkannten)  Hilfsvereine.^) 


1860 


1865 


1870 


1875 


1880 


1885 


1890 


1895 


Zfthl    .     .    . 
MitgUeder    . 

Einnfthmen 


36 


6804 
Fr. 


Dftninter  Beitzfige  der 


I  Ehrenmitglieder     . 
wirkl.  Mitglieder    . 


Ausgaben 


I  KrankenanterstQtsung 


Darunter  ' 


I  VenraltungBkosten 


Vermögen 


202  917 


(80) 

Fr. 

129  415 
(404  881) 

11140 

(5420) 

92  557 
(812  885) 

105  698 
(859  881) 

87  868 
(258  098) 

9400 
(24  179) 

266  258 
(820  915) 


94 
(76) 

18  595 
Fr. 

212  494 
(488  840) 

19  476 
(5  990) 
129  207 

(870  675) 
166  442 

(428  564) 
128  606 

(288  827) 
22  889 
(19  098) 
452  528 

(521  286) 


137 

(87) 

Fr. 
291240 
(573  867) 

28  594 
(12  282) 
206  512 
(402  924) 
275  810 
(619  405) 
807  802 
(868  717) 

24  668 

(84  418) 

708  454 

(1611447) 


179 
(88) 

25  884 

Fr. 
419  668 
(567  619) 

27  787 

(7  579) 
802  841 
(322  858) 
386  224 
(611  872) 
296  404 
(296  841) 

47  106 
(89  300) 
1 187  614 
(567  178) 


204 
(65) 

31250 

Fr. 
473  866 
(453  177) 

26  958 

(6  593) 

848  576 
(282  372) 

441757 
(525  257) 

348  603 
(216  898) 

38  144 
(85  766) 
1451342 
(492  881) 


(105) 

55  851 

Fr. 
857  065 
(592  594) 

54  247 
(117  645) 
600  724 
(329  394) 
770  962 
(554  781) 
466  237 
(214  577) 

65  699 
(32  458) 
2  018  872 
(745  464) 


752 

(176) 
100056*) 

Fr. 
1504142 
(536  008) 
115  795 
(24  773) 
1 012  489 
(354  057) 
1  293  873 
(472  513) 
688  036 
(248  897) 
101482 
(45  687) 
3  726497 
(928  106 


Für  die  folgenden  Jahre  1896  bis  1898  stellen  sich  die  Ergebnisse  nach 
den  vorläufigen  Zusammenstellungen  wie  folgt: 


1896 

1897 

1898 

Anerkannte  Hilfsvereine  im  engeren  Sinne 

Vereine  zum  Anschluss  an  die  AlteTsrentenkassc 

Vereine  zum  Ankauf  von  Wirtschaftsgegenständen 

Vereine  für  verschiedene  Zwecke  (Begrähnis  u.  s.  w.)    .... 

915 

17 

6 

8 

1127 

111 

7 

11 

1385 

524 

10 

16 

Insgesamt .... 

946 

1256 

1935 

Von  den  946  anerkannten  Hilfsvereinen  des  Jahres  1896  hatten  896  (die 
übrigen  waren  meist  erst  im  Jahre  1896  begründet  worden)  1788  689  Fr.  Ein- 
nahmen (darunter  1221466  Beiträge  der  wirklichen  Mitglieder  und  149047  Fr. 
Beiträge  der  Ehrenmitglieder),  1 444 128  Fr.  Ausgaben  (darunter  745 190  Kranken- 
unterstützung und  82954  Fr.  Verwaltungskosten)  und  4174  744  Fr.  Vermögen 
nachgewiesen. 

Im  einzelnen  ergiebt  der  letzte  Bericht  der  Permanenzkommission')  für 
die  Jahre  1891—1895  noch  Folgendes: 


*)  Vgl.  Annuaire  statistique  de  la  Belgique,  Bruxelles,  Annee  1889  p.  170—171;  Ann6e 
1897  p.  192. 

«)  Bei  6147041  Einwohnern  (3062656  männl.  und  3084385  weibl.)  nach  der  Volkszählung 
vom  Jahre  1890  und  fast  2  MiU.  Lohnarbeitern.  Vgl.  auch  S.  12  Note  1. 

')  „Rapport  sur  la  Situation  des  Soci^t^s  mutualistes  pendant  les  ann^  1891^  1892,  1893, 
1894  et  1895,  pr6sent6  ä  M.  le  Ministre  de  Tlndustrie  et  du  Trayaü  par  la  Commission  perma- 
nente des  Soci6t68  mutualistes",  Bruxelles  1897.  Bezüglich  der  staatlichen  u.  s.  w.  Unter- 
stützungen der  Hilfsyereine  s.  S.  13—59  a.  a.  0.  und  Revue  du  travail  (publice  par  TOffice  du 
travail),  BruxeUes,  4e  ann6e  p.  1038—1051,  wonach  durch  königl.  Verordnung  vom  4.  August  1899 
an  343  Hilfsvereiiie  Preise  ftr  gute  Geschäftsführung  u.  s.  w.  ausgeteilt  worden  sind. 
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11 


Durchschnittsergebnisse  für  die  Periode  1885  bis  1895. 

Fr.  Bxd  1  (ort.)  BütfUed 

r  Beiträge 10,95 


Einnahmen 


ordentliche  <  Strafgelder  u.  b.  w 0,65 

(Zinsen 1,81 


zusammen  .   .  12,91 
l  ausserordentliche 2,88 


insgesamt .   .   15,79 


A«a«.oKik«  /ordentliche   .   .   . 
Ausgaoen  j  ft^sserordentüche 


12,44 
1,32 


insgesamt .   .  13,76 


Darunter 


Krankengeld 

Arzthonorar 

Arzneikosten 

Begräbniskosten 

Verwaltungskosten 

Alters-  und  Invalidennnterstiitzung 
Witwen-  und  Waisenuntersttttzung 
Wöchnerinnenuntersttttzong .... 
Altersrentenkasse 


Erkrankte  auf  100  Mitglieder 
Entschädigte  Krankheitstage  pro  {Erteintten' 


29,34. 
6,061, 

20,768. 
Tr*o«i,^««^i^  «*^  /Erkrankten:      29,35 Fr. 
Krankengeld  pro  | Krankheitstag:   1,41  Fr. 


8,54 
2,26 
2,83 
0,69 
1,26 
1,69 
1,52 
0,35 
4,16 


Statistik 
der  nichtanerkannten  Hilfsvereine  für^die  Jahre  1885  bis  1895.^) 


1885 


1886 


1887 


1888 


1889 


1890 


1891 


1892 


1893 


1894 


1895 


Zahl  der  Vereine,  welche  statistische  Nach- 
weise geliefert  haben 

Zahl  der  (ordentlichen)  Mitglieder  .... 

Durchschnitt  pro  Verein 

Ordentliche  Einnahmen Fr. 

Durchschnitt  pro  Mitglied    ....     Fr. 
Darunter  Beiträge  der  Mitglieder    .    .     Fr. 

Durchschnitt  pro  Mitglied    ....     Fr. 
Ehrenmitglieder 

Durchschnitt  pro  <^^-,    '.  '    V  '„  ', 
\  100  Vereinsmitglieder 

Ausserordentliche  Einnahmen     ...     Fr. 

Durchschnitt  pro  (ordentliches)  Vereins- 
mitglied     Fr. 

Darunter  Beitrage  der  Ehrenmitglieder     Fr. 

Durchschnitt  pro  Ehrenmitglied  .    .     Fr. 

Gesamte  Einnahmen Fr. 

rord.  Mitgl. 
Frosentsats  der  Beiträge  der  ^^i^^^^, 

/ordentl.  Einnahmen  .    . 


Prozentsatz  der 


\auB8erord.  Einnahmen  . 
Fr. 
Fr. 
Fr. 
Fr. 


Gesamte  Ausgaben 

Vermögen 

{Verein  .    . 
Mitglied     . 
Prozentsatz  der  Erkrankten     .    . 

,r      Lu  «.  X  [Erkrankten 

KrankheiUtage  pro  jj^^jj^ 

{Erkrankten  . 
Krankheitstag 
MitgUed    . 


Fr. 
Fr. 
Fr. 


65 
16  987 

260 
892661 
17,27 
298372 
18,12 
961 
14,8 
5,67 
160616 

9,47 
6598 

6,9 
468177 
49,8 

1,4 
64,6 
36,4 
585869 
498888 
7688 
88,46 
60,88 
10,78 

6,66 
18,84 

1,88 

8,78 


86 
80  788 

848 
894685 
14,17 
868703 
18,44 
1408 
16,8 
6,74 
864661 

18,85 

9766 

6,9 

648887 

47,0 

1,7 
68,6 
46,3 
647175 
689019 
6849 
88,88 
28,84 
18,96 

4,88 
80,93 

1,10 

4,78 


87 
81581 

847 
866850 
18,87 
881686 
10,75 
1697 
18,8 
7,48 
98681 

4,68 
11906 

7,5 
864881 
63,4 

3,8 
78,9 
87,0 
888881 
615067 
6980 
86,86 
16,96 
16,45 

8,79 
81,89 

1,80 

3,68 


96 
83117 

848 

888668 

14,00 

298983 

18,67 

1688 

17,6 

7,27 

888166 

9,65 
17185 
10,1 
546817 
63,5 

8,1 
69,1 
40,8 
608936 
677310 
7034 
89,89 
38,73 
17,97 

6,88 
24,86 

1,86 

7,97 


114 
24  610 

216 

332030 

13,49 

298;647 

12,18 

1888 

16,6 

7,67 

264295 

10,78 
16  241 

8,6 
696384 
60,0 

8,7 
56,6 
44,8 
608318 
678037 
6978 
87,66 
38,30 
17,23 

5,66 
84,31 

1,40 

7,83 


107 
86440 

888 
866753 
14,37 
389894 
19,94 
8881 
81,8 

226841 

8,91 
17  646 

7,7 
692696 
66,5 

2,9 
61,7 
38,2 
661781 
746465 
6967 
29,80 
89,66 
17,22 

6,83 
23,79 

1,88 

9,48 


96 
24  664 

257 
244978 

9,93 
212889 

8,63 
2326 
24,2 

9,43 
228688 

9,27 
1706«) 

74,1 
478666 

44,9 

86,0 

61,7 

48,2 
426089 
624484 

5463 

88,87 

84,74 

18,96 
4,69 

41,88 
8,80 

10,39 


180 
30448 

884 

813912 

10,81 

878186 

8,93 

8793 

21,4 

9,17 

263963 

8,43 
94  369 

8,7 
667876 
47,9 

4,3 
66,8 
44,7 
688881 
706715 
5436 
88,81 
84,80 
16,89 

6,67 
88,84 

1,46 

8,80 


161 

36  89e 

886 

405869 

11,16 

369900 

9,91 

3890 

80,4 

9,06 

314668 

8,66 
144172 

43,6 
719811 

60,0 

20,0 

66,3 

48,6 
617702 
864573 

6870 

83,81 


1846 
6,89 

24,21 
1,88 
7,19 


172 
37109 

216 

392675 

10,68 

346482 

9,88 

8919 

22,7 

10,66 

811226 

8,88 
214871 

66,1 
703900 

49,8 

30,6 

56,7 

44,8 
628666 


24,61 
82,96 
16,41 
5,41 
28,73 
1,44 
7,64 


176 
35  732 

203 

408718 

11,87 

854068 

9,90 

8809 

18,8 

8,98 

183890 

3,78 
84  778 

7,4 
686009 
66,0 

4,6 
75,0 
84,8 
478614 
988109 
5278 
25.97 
87,67 
18,89 

6,83 
87,39 

1,46 

7,68 


»)  Ygl.  a.  a.  0.  S.  211—219. 
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n.  Alters-  und  InyalidltätsYersicherang.^) 

Auch  auf  diesem  Gebiet  der  Arbeiterffirsorge  ist  man  über  das  französische 
System,^  den  Arbeitern  wie  anderen  unbemittelten  Schichten  lediglich  staatliche 
Versichemngskassen  zur  Verfügung  zu  stellen,  nicht  hinausgekommen^  obwohl 
gerade  die  Rentenversorgung  mit  ihren  dauernden  Verpflichtungen  bei  weitem 
höhere  Anforderungen  an  die  Leistungsfähigkeit  der  Beitretenden  stellt,  als  die 
mit  einfacheren  Verhältnissen  und  lediglich  vorübergehenden  Unterstützungen 
rechnende  Krankenversicherung. 

Das  Gesetz  vom  8.  Mai  1850  hatte  eine  Allgemeine  Altersrenten- 
kasse (Caisse  g6n6rale  de  retraite)  geschaffen,  welche  unter  Garantie  des 
Staates  und  Leitung  der  Regierung  begründet  wurde  und  dem  Zweck  dienen 
soUte,  durch  freiwiUige  Einzahlungen  Altersrenten  zu  erwerben.  Die  geringste 
Einzahlung  war  auf  5  Fr.,  die  geringste  Rente  auf  24  Fr.,  die  höchst  Rente 
auf  720  Fr.  festgesetzt,  und  der  Tarif  auf  versicherungstechnischen  Grundsätzen 
(Sterblichkeitstafel  für  die  Jahre  1841—1845,  Zinsfuss  4*/«  *^/o,  Verwaltungs- 
kosten  5^/^)  aufgebaut.    (Vgl.  Verordnung  vom  5.  Dezember  1850.) 

Da  dieses  Gesetz  sich  ebensowenig  bewährte  wie  .das  gleichartige  französi- 
sche Gesetz  vom  18.  Juni  1850,  so  schritt  man  wie  dort  zu  weiteren  Reformen, 
welche  in  dem  Gesetz  vom  16.  März  1865:  Loi,  qui  institue  une  caisse 
gfenörale  d'6pargne  et  de  retraite,  bezw.  in  der  Novelle  vom  1.  Juli  1869 
(Moniteur,  19.  März  1865  und  3.  Juli  1869)  ihre  gesetzgeberische  Lösung 
fanden. 

Das  neue  Gesetz*)  begründete  eine  Sparkasse  unter  Staatsgarantie  und 
vereinigte  mit  dieser  die  schon  bestehende  Altersrentenkasse  zu  einer  Caisse 
g6n6rale  d'6pargne  et  de  retraite.  Titel  1  des  Gesetzes  behandelt  die 
Organisation  und  Verwaltung  dieser  allgemeinen  Kasse,  Titel  2  bezw.  3  die 
Sparkasse  und  die  Altersrentenkasse  im  besonderen,  Titel  4  die  Uebergangs- 
bestimmungen. 

Die  allgemeine  Easse  hat  ihren  Sitz  in  Brüssel  und  kann  mit  Genehmi- 
gung des  Finanzministers  nach  Bedürfnis  Zweigstellen  enichten  (Art.  1,  2).  Sie 
empfängt  die  Einzahlungen,  zahlt  die  Renten  aus  und  erstattet  die  Depots  bei 
allen  Zahlstellen  der  Nationalbank  und  ausserdem  an  allen  Orten,  wo  die  Regie- 
rung es  für  erforderlich  hält,  zurück;  alle  Einzahlungen  fliessen  in  eine  einzige 
Easse  zusammen,  doch  werden  die  Fonds  der  Sparkasse  und  der  Rentenkasse 
getrennt  gebucht  (Art.  3,  4). 

Die  Organe  der  Kasse  (Art.  6—19)  sind  der  „Generalrat",  der  „Verwal- 
tungsrat" und  der  „Generaldirektor";  der  erstere  besteht  aus  1  Präsidenten 
und  24  Mitgliedern,  der  Verwaltungsrat  aus  1  Präsidenten  und  6  Mitgliedern, 
welche  aus  der  Mitte  des  Generalrats  gewählt  werden;  die  Präsidenten  und 
Mitglieder  beider  Räte  sowie  der  Generaldirektor  werden  vom  König  eraannt. 
Der  Generalrat  fungiert  als  oberstes  Verwaltungsorgan;  er  beschliesst  über  alle 
wichtigeren  Angelegenheiten,  auch  über  etwaige  Streitigkeiten  in  letzter  Instanz; 
der  Verwaltungsrat  lässt  die  Beschlüsse  des  Generalrats  durch  den  General- 
direktor ausführen,  überwacht  die  Geschäftsführung  der  Kasse,  bereitet  die  Ent- 
scheidungen des  Generalrats  vor  und  entscheidet  seinerseits  endgültig,  soweit 
nicht  der  Rekurs  an  den  Generalrat   gegeben  ist.     Der  Generaldirektor  wirkt 


^)  Vgl.  u.  a.  Proyision  for  old  age  by  goyeminent  action  in  certain  european  countries 
(Board  of  Gerade,  Labonr  Department),  London  1899,  p.  25—85 ;  Bulletin  du  comit^  permanent  dn 
congrös  international  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales,  Paris,  Tome  VI  (1B95), 
p.  712  —  730;  Bellom,  La  qnestion  des  retraites  ouvri^res  dans  les  pajs  ^trangers,  Paris 
1897,  p.  74. 

■)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Heft  IV  (Frankreich)  S.  19  fg, 
*)  Dasselbe  konnte  mit  Bezug  auf  die  Altersrentenkasse,  da  deren  Tarife  zunächst  reTi- 
diert  werden  mussten,  erst  mit  dem  1.  August  1868  in  Kraft  treten.     Bis  dabin  waren  bei  der 
Altersrentenkasse  nur  1951  Konten  eröffnet  worden,  von  welchen  noch  der  grösste  Teil  (1397)  in 
die  Anfangsjahre  1851—1856  fiel. 


Alten-  und  InTaliditätsTersicheruiig.  13 

als  aosfährendes  Organ  anter  Aufsicht  des  Verwaltungsrats  und  als  Bericht- 
erstatter bei  beiden  Räten;  er  vertritt  die  Easse  in  allen  Rechtsgeschäften  und 
hat  aUjährlich  dem  Verwaltungsrat  einen  (für  beide  Kassen  gesonderten)  Rech- 
nungsabschluss  vorzulegen,  welcher  dem  Generalrat  mitzuteilen  und  vom  Finanz- 
minister  zu  veröffentlichen  ist 

Für  die  Sparkasse  gelten  folgende  Bestimmungen  (Art.  20— 39): 

1.  Die  Einzahlungen  müssen  mindestens  1  Fr.  betragen  und  sollen  ins- 
gesamt den  Betrag  von  3000  Fr.  pro  Kopf  nicht  übersteigen;  die  Verzinsung 
beginnt  mit  dem  1.  oder  15.  des  nächsten  Monats  und  die  am  31.  Dezember 
jedes  Jahres  aufgebrachten  Zinsen  werden  dem  Kapital  zugeschlagen  und  vom 
folgenden  Tage  ab  weiter  verzinst.  Das  Aktivvermögen  der  Sparkasse  zerfällt 
in  den  Betriebsfonds,  welcher  bei  der  Kasse  der  Nationalbank  verbleibt,  die 
vorläufig  angelegten  Fonds,  deren  Anlegung  und  gesonderte  Buchung  die 
Nationalbank  besorgt,  und  die  endgültig  angelegten  Fonds,  welche  von  der 
allgemeinen  Depositenkasse  (Gaisse  des  d6pöts  et  consignations)  in  staatlich  garan- 
tierten oder  ähnlichen  Werten  anzulegen  und  in  Verwahrung  zij  nehmen  sind. 

Bei  der  Altersrentenkasse  (Art.  40 — 64)  kann  jede  mindestens  18jährige 
Person,  sei  es  für  sich  selbst  oder  auf  den  Namen  Dritter  Einzahlungen  machen 
(durch  Vermittelung  der  Steuererheber  oder  der  Sparkassen),  um  eine  Leibrenten- 
versicherung einzugehen.  Die  Renten  können  sofort  fällige  oder  später  fällige 
sein,  und  mit  Vorbehalt  oder  ohne  Vorbehalt  des  Kapitals  erworben  werden,  über 
welche  Punkte  der  Beitretende  bei  der  Einzahlung  sich  erklären  muss.  Ver- 
heiratete Frauen  müssen  für  die  Erwerbung  von  Renten  die  Zustimmung  des 
Mannes  beibringen,  doch  kann  diese  unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  durch 
eine  Ermächtigung  des  Friedensrichters  ersetzt  werden.  Die  den  Einzahlungen 
entsprechenden  Renten  werden  nach  den  durch  königl.  Verordnung  festzusetzenden 
Tarifen  berechnet,  welche  auch  den  Zinsfuss,  die  den  Tarifen  zu  Grunde  zu 
legende  Sterblichkeitstafel  und  die  Mindestbeträge  der  Renten  und  der  Ein- 
zahlungen festzusetzen  hat  (Mindesteinzahlung  10  Fr.,  Mindestrente  12  Fr.: 
königl.  Verordnung  vom  21.  Juni  1868).  Den  Höchstbetrag  der  Renten  hat  das 
Gesetz  selbst  auf  720  Fi-,  festgesetzt,  die  Novelle  vom  1.  Juli  1869  aber  auf 
1200  Fr.  erhöht 

Für  aufgeschobene  Renten  darf  der  Rentenanfall  nur  auf  das  50.  bis 
65.  Lebensjahr  gestellt  werden;  doch  können  in  Fällen  vorzeitiger  Invali- 
dität Versicherte,  deren  Existenz  von  ihrer  Hände  Arbeit  abhängt,  auch  sofort  in 
den  Genuss  der  (entsprechend  herabgesetzten)  Rente  eintreten  und,  ifialls  die  Invali- 
dität durch  einen  Betriebsunfall  verursacht  ist,  fällt  dem  Versicherten  sofort 
die  Rente  zu,  welche  er  seit  mindestens  fünf  Jahren  erworben  hat,  ohne  dass 
die  Rente  860  Fr.  übersteigen  darf.  Stirbt  der  Versicherte  vor  oder  nach  dem 
Anfall  seiner  Rente,  so  wird  das  von  ihm  unter  Vorbehalt  eingezahlte  Kapital 
seinen  Rechtsnachfolgern  zurückerstattet  Q^enttber  den  Familien  der  Ver- 
sicherten übernimmt  die  Kasse  keine  Verpflichtungen;  doch  gewährt  sie  im  Fall 
der  Bedürftigkeit  für  das  Begräbnis  von  Versicherten,  welche  nach  dem  Eintritt 
in  den  Rentengenuss  verstorben  sind,  eine  Beihilfe  (zur  Zeit  25  Fr.). 

Die  Renten  werden  monatlich  oder  vierteljährlich  (durch  Vermittelung 
der  Sparkasse  oder  der  Steuererheber)  gezahlt  und  sind  weder  abtretbar  noch 
pfändbar. 

Alle  Einnahmen  sind  auf  den  Namen  der  Spar-  und  Rentenkasse  bei  der 
Nationalbank  einzuzahlen.  — 

Trotz  dieser  Verbesserungen  der  Gesetzgebung  blieben  die  Erfolge  der 
Rentenkasse  hinter  den  Erwartungen  weit  zurück  und  die  ganze  Einrichtung  in 
den  Arbeiterkreisen  lange  Zeit  fast  unbekannt;  der  Gedanke,  sich  eine  Unter- 
stützungsrente mittels  freiwilliger  Beiträge  zu  verschaffen,  drang  in  die  mittleren 
Volksschichten  nicht  genügend  ein.  So  zeigte  noch  das  Jahr  1887  für  die 
Rentenkasse  bei  6412528  Fr.  55  C.  Activa  und  5956118  Fr.  25  C.  Passiva  fol- 
gendes bescheidene  Ergebnis: 
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Einzahlungen  zn  Gunsten 


Ausgegebenes  Kapital 

Summe 


Vorbehaltenes  Kapital 

Summe 


neuer  Versicherter 
alter  Versicherter  . 


296 
204 


358  993,17  Fr. 
74507,48  Fr. 


154 
2161 


141  330,06  Fr. 
81  209,74  Fr. 


Zusammen  . 


500 


433  500,65  Fr. 


2315 


222  539,80  Fr. 


Im  ganzen  waren  seit  dem  Inkrafttreten  des  nenen  Gesetzes,  d.  h.  vom 
1.  Angust  1868  (s.  S.  10,  Note  3)  bis  31.  Dezember  1887  nur  7860  Konten  er- 
öffiiet  worden,  von  denen  noch  die  Mehrzahl  Leibrenten  betraf,  welche  die 
Hegierung  zu  Gunsten  von  Soldaten  (gemäss  Gesetz  vom  3.  Juni  1870)  ver- 
mittelt hatte. 

Erst  mit  dem  Jahre  1888  begann  sich  eine  lebhaftere  Th&tigkeit  zu  ent- 
wickeln. So  traten  mit  dem  1.  Januar  1888  einige  Abänderungen  Ar  die  Kasse 
selbst  in  Kraft  (AnnaJhme  von  Quetelet's  Sterbetafel,  Herabsetzung  des  Zinsfosses 
und  der  Verwaltungskosten  auf  je  3  ^/^  u.  s.  w.).  Femer  versuchten  die  Per- 
manenzkommission der  Hilfsvereine,  die  Presse  und  zahlreiche  Privatpersonen 
Propaganda  für  die  Kasse  zu  machen;  Gemeindeverwaltungen  und  andere  Arbeit- 
geber machten  die  Versicherung  ihres  Personals  bei  der  Kasse  obligatorisch, 
indem  sie  zugleich  einen  Teil  der  Beiträge  f&r  ihre  Arbeiter  auf  sich  nahmen; 
auch  der  Staat  und  die  Provinzialverwaltungen  gewährten  Prämien  an  Hflfe- 
vereine,  welche  den  Anschluss  ihrer  Mitglieder  an  die  Kasse  bewirkten^)  u.  &  w. 


^)  Seit  1891  bewimgte  das  Parlament  regelmässig  solche  Zuschüsse  (1896:  30000  Fr^ 
1897:  46000  Fr.,  1898:  150000  Fr.,  1899:  250000  Fr.  =»  60  C.  Zoschuss  für  jeden  eingesahlten 
Franken).  In  Zukunft  sollen  die  Zuschüsse  auf  50  C.  für  jeden  eingezahlten  Franken  bemessen 
werden,  so  dass,  wenn  die  Provinzialverwaltungen,  wie  man  hof^,  einen  gleichen  Zuschuss  ge- 
währen ^  L  J.  1897  hatten  vier  Provinzialräte  schon  zusammen  40000  Fr.  bewilligt  —  der 
Gesamtzuschuss  für  jeden  durch  Vermittelung  eines  Hilfsvereins  bei  der  AltersrentenkMse  fUr  die 
Arbeiter  eingezahlten  Franken  ebenfalls  1  Fr.  ausmachen,  also  der  Arbeiterbeitrag  verdoppelt 
würde.  Im  Jahre  1890  hatten  erst  11,  1898  schon  578  Hilfsvereine  Einzahlungen  für  ihre  Mit- 
glieder bei  der  Altersrentenkasse  bewirkt.  Wesentlich  infolge  dieser  Zuschüsse  aus  öffentlichen 
Mitteln  stieg  die  Gesamtzahl  der  anerkannten  Hilfsvereine  wie  folgt:  1895:  756  (mit  100000 
Mitgliedern),  1896:  946,  1897:  1256  und  1898:  1935  mit  mehr  als  200000  Mitgliedern;  etwa  die 
Hälfte  der  Vereine  vermittelt  Altersrenten  bei  der  staatlichen  Versichernngskasse,  während  die 
andere  Hälfte  sich  auf  die  Erankenfürsorge  beschränkt 

Für  die  Zubilligung  der  Staatszuschüsse  sind  zur  Zeit  folgende  Grundsätze  massgebend: 

1.  Für  jede  durch  Vermittelung  eines  Hilfsvereins  bei  der  Altersrentenkasse  bewirkte  Ein- 
zahlung wird  für  jeden  Franken  ein  „Point"  gutgeschrieben,  aber  höchstens  12  Points. 

2.  Für  jedes  durch  Vermittelung  eines  Hilfsvereins  bei  der  Altersrentenkasse  eröffnete 
Konto  von  mindestens  3  Fr.  Einzahlung  wird  ein  Eztrapoint  gutgeschrieben.  Doch  bleiben 
Konten,  welche  bereits  zu  einer  Jahresrente  von  360  Fr.  berechtigen,  ausser  Betracht 

3.  Der  Wert  dieser  „Points"  wird  erst  nach  Eingang  der  Abrechnungen  der  beti^ffenden 
Hilfsvereine  und  nach  Massgabe  der  verfügbaren  Staatsmittd  berechnet. 

Hiemach  stellten  sich  diese  Verteilungen  für  die  letzten  vier  Jahre  (1894  bis  1897) 
wie  folgt: 


1894 

1895 

1896 

1897 

Zahl  der  beteiligten  Hilfsvereine    .   .   . 

rr  VI  j       faitö^  Bücher 

2^  ^^'  (neuen  Bücher 

107 
4169 
1335 

147 
5  089 
2  978 

225 
7  211 
4904 

416 
17  76^ 
12  930 

Zusammen .   .   . 

Gesamtbetrag  der  Einzahlungen  .... 

Staatszuschuss 

Prozentverhältnis  des  Zuschusses   .   .   . 

5  504 

Fr. 
93  346 
19  987 
21,41 

8  067 

Fr. 

113033 

29  976 

26,51 

12115 
Fr. 
213146 
46  000 
21,58 

30699 

Fr. 
580  276 
136185 

23,46 

Alters-  und  Invaliditätsyenicherang. 
So  zeigtef  schon  das  Jahr  1889  folgende  Fortschritte: 
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Zuwachs 


Zahl  der  Versicherten: 

alte  Bficher 

neue  Bttcher    .  • 

mit  anfgegpebenem  Kapital 
mit  yorbehaltenem  Kapital 
Eingezahlte  Beträge: 

bei  aufgegebenem  Kapital   .   . 
bei  yorbehaltenem  Kapital  .   . 


4519 

368 

491 

4396 

Fr. 

247  918,81 

74  807,80 


5914 

918 

710 

6122 

Fr. 

469  868,33 

121  931,81 


31 

150 

44 

39 

89 
63. 


Anch  im  folgenden  Jahre  (1890)  steigerten  sich  die  Einzahlungen  an  Zahl 
und  Wert,  namentlich  die  änrch  Vermittelung  Dritter  (Arbeitgeber,  Vereine  n.  s.  w.); 
sie  betragen  18567  gegen  6832  im  Vorjahre  (1889). 

Inzwischen  wurden  weitere  Vereinfachungen  und  Erleichterungen  eingeführt, 
um  die  Easse  gerade  den  Arbeiterkreisen  zugänglicher  zu  machen.  So  waren 
durch  königl.  Verordnung  vom  25.  Oktober  1890  die  Postämter  der  Kasse  dienstbar 
gemacht,  die  Mindestbeträge  der  Einzahlungen  und  der  Renten  auf  1  Fr.  herab- 
gesetzt (KgL  Verordnung  vom  26.  November  1889  bezw.  4.  September  1896), 
die  Förmlichkeiten  vereinfacht,  die  Eassenthätigkeit  nach  französischem  Vor- 
bilde^) auch  auf  die  Volksschulen  und  die  Beschaffung  billiger  Arbeiterwohnungen 
ausgedehnt  worden  u.  s.  w. 

Im  Jahr  1896  wurden  schon  10549  neue  Bücher  (8723  für  Männer,  1826 
für  Frauen)  ausgegeben,  von  welchen  5936  auf  gewerbliche  Arbeiter  entfielen. 
Ende  1895  belief  sich  das  angelegte  Eapital  auf  15,14  Mill.  Fr.  und  der  Betrag 
der  laufenden  Renten  auf  0,88  MilL  Fr. 

Ende  1897  gab  es  im  ganzen  3056  Renter  (2810  aus  dem  Jahre  1896  über- 
nommen, 363  im  Jahre  1897  neu  hinzugetreten,  117  im  Jahre  1897  verstorben) 
im  Genuss  von  1110797  laufender  Renten. 
Von  diesen  Renten  betrugen: 

39 bis    12  Fr. 

498 12—    24  Fr. 

898 24—  120  Fr. 

466 120—  360  Fr. 

573 360—  720  Fr. 

582 720-1200  Fr. 

oder  durchschnittlich  rund  370  Fr. 

*)  Vgl  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande**,  Heft  IV  (Frankreich),  S.  11,  29.  Nach 
Art.  8  des  belgischen  Gesetzes  yom  9.  August  1889,  betr.  die  Arbeiterwohnongen,  darf  die  Alters- 
rentenkasse Lebensrersicherungsyerträge  abschliessen,  welche  bezwecken,  für  einen  bestimmten 
Verfalltermin  oder  beim  Tode  des  Versicherten,  falls  er  vor  jenem  Termin  eintritt,  die  Bttck- 
Zahlung  der  für  die  Erbauung  oder  den  Ankauf  einer  Wohnung  zugestandenen  Darlehen  zu 
sichern.  Die  Benutzung  dieser  durch  königL  Verordnung  vom  6.  Juli  1891  geregelten  Einrieb« 
tung  ist  in  starker  Zunahme  begriffen:  Ende  1892  gab  es  521  Versicherungsverträge  mit 
1,38  MiU.  Fr.,  1895  3719  Verträge  mit  9,02  MiU.  Fr.  und  1896  5182  Verträge  mit  12,18  MiU.  Fr. 
versichertem  Kapital.  Unter  den  im  Jahre  1896  Versicherten  befanden  sich  3260  gewerbliche 
Arbeiter,  758  Bergarbeiter,  650  landwirtschaftliche  Arbeiter  bezw.  Tagelöhner,  300  untere  Ver- 
waltungsbeamte und  49  Hausfrauen. 

Von  den  im  ganzen  9130  Elementarschulen  mit  1 041 37r  Schttlern  waren  Ende  1896  an 
der  Spar-  und  Altersrentenkasse  bereits  6090  Schulen  mit  291496  Schtllem  und  6382900  Fr. 
52  C.  erspartem  Eapital  beteiligt.  Nach  den  Tarifen  der  Altersrentenkasse  gewährt  die  Ein- 
zahlung von  1  Fr.  monatlich  vom  10.  Jahre  ab  eine  Jahresrente  von  213  Fr.  51  C.  vom  60.  Jahre 
ab,  dagegen  die  doppelte  Einzahlung  erst  vom  35.  Jahre  ab  nur  die  halbe  Jahresrente 
(111  Fr.  80  Ct.).  Um  die  Vorteile  der  frühzeitigen  Versicherung  und  der  staatlichen  Zu- 
schässe  in  das  rechte  Licht  zu  setzen  und  die  arbeitenden  Klassen  planmässig  zur  freiwilligen 
Versicherung  zu  erziehen,  sind  besondere  Schulkurse  eingerichtet  und  von  staatlicher  bezw.  pro- 
vinzialer  Seite  besondere  Mittel  behufs  Förderung  dieser  Bewegung  ausgeworfen.  Vgl.  Annuaire 
statistique  de  la  Belgique,  Bruzelles,  Ann6e  1897  p.  184/185  und  den  S.  7  Note  3  angefahrten 
Bericht  der  Permanenzkommission  S.  5—7. 
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Eine  Gegenfiberstellong  der  drei  Jahre  1888  (Herabsetzung  %e8  Zinsfasses 
auf  3  ®/o),  1890  (Herabsetzung  der  Mindesteinzahlung  auf  1  Fr.)  und  1897 
(Herabsetzung  der  Mindestrente  auf  1  Fr.)  zeigt  folgende  Steigerung: 


1988 


1890 


1897 


Zahl  der  neu  eröffneten  Konten  . 
Gesamtzahl  der  Einzahlungen  . 


368 

4887 


1750 
18  570 


17  159 
171  506. 


Gleichwohl  durfte  die  nachstehende  Statistik  tlber  die  bisherige  Wirksam- 
keit der  Altersrentenkasse  keinen  Zweifel  darüber  lassen,  dass  eine  den  Bedürf- 
nissen entsprechende  Alters-  und  Inyaliditätsversicherung  auf  dem  Boden  der 
bestehenden  Gtesetzgebung  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  erreichen  ist. 


Statistik  der  Altersrentenkasse.  ^) 


Rechnungsjahr« 


Einnahmen  and  Ausgaben 


1871—1880      1881—1890 


1896 


1896 


1897 


T  ui  j      i?i      VI  f  »o*  >iewö  Bücher     .... 

Zahl  der  Einxahlungen  <     ,..«-.. 

^       \9xd  alte  BQcher 

Betntg  der  Einzahlungen  /^^*  Vorbehalt  des  Kapitals 
«•8        r>  lummuiigeii  ^^^^  Vorbehalt  des  Kapitals 

Betrag  der  /»«"«««Wten  Benten 

(^surQckentatteten  Kapitalien 

Am  Ende  des  Rechnungsjahres 

Angelegte  Kapitalien 

Zahl  der  Versicherten: 

a)  welche  das  urspr&nglich  Ar  den  Bentenbenig 
festgetetste  Alter  erreicht  und  die  Rente  bean- 
sprucht haben     

b)  welche  Toneitig  in  den  Bentengenuss  einge- 
treten sind  (Art  60^  Gesets  Tom  16.  MAn  1866) 

Betrag  der  laufenden  Benten Fr. 


2117 

18382 

Fr. 

890  894 

600328 

666  505 

37189 


6467 

37169 

Fr. 

8282187 

690891 

1636184 

126488 


6790 

79  687 

Fr. 

1886866 

627  224 

778046 

72  736 


10649 
100471 

Fr. 

1969684 

688898 

916  681 

66778 


17159 

164347 

Fr. 

1 918  667 

780095 

1068  068 


1880 


1890 


1896 


1896 


1887 


2  720418 


664 


126196 


7  971742 


1488 


7 
368817 


16144876 


2606 


86 

877  864 


17126641 


2810 


34 

990948 


19139  4 


84 

1 110  797. 


Am  30.  Juni  1899  war  der  Stand  der  Altersrentenkasse  (Moniteur  beige, 
No.  238  vom  26.  August  1899)  folgender: 


Zahl 

der 
neueren 
B&cher 

dMK 

fOr  sofort  OUlge 
Benten 

ohne  Vorbehalt 
spitals 

Renten 

Einzahlungen 

mit 

Vorbehalt  des 

Kapitals 

Insgesamt 

Zahl         Fr. 

Zahl 

Fr. 

Zahl 

Fr. 

Zahl 

Fr. 

Einsahlungen  einaelner 

Einzahlungen  durch  Vermittler     .    . 

84 
8996 

31 

119497 

616 
8636 

62647 
18111 

996 
36  796 

80421 
84401 

1641 
39331 

192666 
102512 

Monat  Juni  1899 

Frühere  Monate  (1899) 

4060 
22  827 

31 
149 

119497 
628  667 

4051 
26264 

70768 
494302 

86  790 
178011 

104  822 
666  810 

40872 
204  414 

296077 
1778770 

losgesamt  am  80.  Juni  1899  .... 

38907 

180 

748164 

60806 

666060 

214801 

760683 

246286 

8078847, 

^)  Vgl.  Annnaiie  statistique  de  la  Belgique,  Bmxelles,  Annöes  1897  p.  184,  1898  p.  176. 
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während   die   Lebensversicherungskasse  ^)    (Caisse   d'assurances)    folgenden   Ab- 
schlass  zeigte: 


•     Zahl 
Gemischte  Ver-  1  .  ^f 

^^^^-«  'rv^r- 

1    träge 

i 

Ver- 
sichertes 
Kapital 

Fr. 

Gemischte  Ver* 
Sicherung 

Zahl 
der 
laufen- 
den Ver- 
träge 

Ver 
sichertes 
Kapital 

Fr. 

Versicherung 

auf  das  ganse  Lehen 

gegen 

Prämienzahlung 

Zahl 
der 
laufen- 
den Ver- 
träge 

Ver- 
sichertes 
Kapital 

Fr. 

Für  10  Jahre 
V     15       , 
.     20       . 
,    26       , 

1828 
2  627 

2  672 

3  575 

1 
1 827  192 
5568  828 
6  439  472 
9  847  011 

Auf  das  55.  Jahr 
.      .    60.      „ 

.      .    65.      , 

28            75485 

19            78  827 
15            54  468 

Bis  zum  55.  Jahr 

r,        V     60.       , 
•        .     65        ^ 

3 

56 

847 

3  328 

227  304 

1 325  895 

Zusammen 

10102 

23  682  003 

1 

Zusammen 

57 

206  730 

Zusammen 

406 

1556  527 

Insgesamt:   10565  laufende  Verträge  mit  25445  260  Fr.  versichertem  Kapital. 


Eine  besondere  Stellung  nehmen,  wie  auch  in  anderen  Ländern,*)  die  Berg- 
manns-Hilfskassen  ein,  welche  sowohl  der  Krankenfürsorge  wie  auch  der 
Alters-  und  Invaliden-  bezw.  Witwen-  und  Waisenfürsorge  zu  dienen  bestimmt 
sind.  Solche  Kassen  bestehen  als  dauernde  Einrichtungen  in  Belgien  seit  1840 
und  erhielten  durch  das  Gesetz  vom  28.  März  1868:  Loi  sur  les  caisses  de 
prevoyance  en  faveur  des  ouvriers  mineurs  (Moniteur,  2.  April  1868)  ihre 
nähere  Regelung.  Nach  diesem  Gesetz  können  solche  Hilfskassen,  welche  Unter- 
stützungen oder  Renten  den  in  Bergwerken  oder  Steinbrüchen  beschäftigten 
Arbeitern  oder  deren  Witwen  und  Familien  zusichern,  die  Vorrechte  der  „aner- 
kannten Hilfsvereine"  erlangen,  wenn  sie  ihre  Statuten  durch  Vermittelung  des 
Provinzialausschusses  dem  Ressortminister  behufe  königlicher  Bestätigung  vorlegen 
(Art.  1 — 3);  die  näheren  Bedingungen  hierfür  werden  durch  königl.  Verordnung 
bestimmt  (Art.  4,  5).  Alljährlich  haben  sie  dem  Provinzialausschuss  einen  Rech- 
ttungsabschluss  vorzulegen  (Art.  7). 

Zur  Ausfuhrung  dieses  Gesetzes  erging  die  königl.  Verordnung  vom  17.  August 
1874  (Moniteur,  28.  August  1874).  Dieselbe  machte  die  Genehmigung  der  Statuten 
davon  abhängig,  dass  sie  genauen  Aufschluss  gaben  über:  1.  den  Zweck  der 
Kasse;  2.  die  Aufnahmebedingungen  für  die  Werke:  3.  die  Höhe,  Fälligkeit  und 
Anlegung  der  Beiträge;  4.  die  Anrechte  auf  Renten  und  Unterstützungen;  5.  die 
Wahl  und  Zusammensetzung  der  Verwaltungskommission;  6.  die  Rechnungs- 
legung. Andere  als  in  den  Statuten  vorgesehene  Beiträge  dürfen  weder  von  den 
Werken  noch  von  den  Arbeitern  erhoben  und  die  Beiträge  nur  zu  den  statut- 
mässigen  Zwecken  verwendet  werden.  Dem  Provinzialausschuss  hat  die  Ver- 
waltungskommission alljährlich  (vor  Ende  Mai)  einen  Rechnungsabschluss  vorzu- 
legen und  jeden  sonst  gewünschten  Aufschluss  zu  geben.  Aenderungen  der 
Statuten  und  Auflösung  der  Kasse  bedürfen  der  Genehmigung  der  Generalver- 
sammlung (im  letzteren  Falle  der  Dreiviertel-Mehrheit).  Bei  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Statuten  oder  gesetzlichen  Bestimmungen  kann  die  staatliche  Anerkennung 
zurückgenommen  werden.  Dem  Ressortminister  ist  als  beratendes  Organ  eine 
Permanenzkommission  zur  Seite  gestellt,  deren  Mitglieder  vom  König  ernannt 
werden;*)  sie  hat  dem  Ressortminister  alljährlich  einen  Rechenschaftsbericht  zu 
erstatten.     Endlich  werden  die  Werkbesitzer  verpflichtet,  an  ihren   Arbeitern 


*)  Dieser  Versichemngszweig  war  durch  Gesetz  vom  21.  Juni  1894  bezw.  Verordnnng  vom 
16.  Juni  1896  eingerichtet  worden,  um  den  minderbemittelten  Kreisen  die  Abschliessung  von 
Lebensversichemngsverträgen  (bis  5000  Fr.)  zu  ermöglichen,  nnd  man  hoffte,  dass  namentlich  die 
Hilfsvereine,  welche  vielfach  eine  Art  Ablebensversicherung  in  Form  einer  Begr&bnisversicherung 
ohne  genügende  Deckung  betrieben,  von  diesen  durch  die  staatliche  Kasse  gebotenen  Vorteilen 
Nutzen  ziehen  würden. 

•)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande*,  Heft  IV  (Frankreich),  S.  33;  Heft  V 
(England),  S.  23;  Heft  VII  (Oesterreich),  S.  8. 

')  Dies  ist  durch  königl.  Verordnung  vom  25.  Dezember  1874  geschehen. 
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zugänglichen  Orten  stets  den  Text  des  Gesetzes  vom  28.  März  1868,  der  Aus- 
führungsverordnung vom  17.  August  1874,  der  Statuten  mit  dem  Genehmigungs- 
vermerk und  des  Reglements  der  etwa  besonderen  Betriebshil&kasse^)  ange- 
schlagen zu  halten.  — 

Gegenwärtig  bestehen  sechs  allgemeine  Bergmannskassen,  sog.  Caisses 
communes  (Luxembourg,  Namur,  Li6ge,  Mons,  Charleroi,  Centre),  welchen  die 
meisten  Werke  beigetreten  sind;  neuen  Werken  wird  dies  bei  Erteilung  der 
Eonzession  zur  Pflicht  gemacht  Diese  Kassen  sind  dazu  bestimmt,  den  verun- 
glückten Bergleuten  Invalidenrenten  zu  gewähren  und  auch  der  Alters-,  bezw. 
Witwen-  und  Waisenversorgung  zu  dienen.  Die  Verwaltung  ist  Kommissionen 
übertragen,  an  welchen  auch  von  den  Werken  berufene  Arbeiter  Anteil  haben. 
Die  Beiträge  werden  bei  zwei  Kassen  (Centre  und  Luxembourg)  gleichmässig  von 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmeni,  bei  den  übrigen  vier  Kassen  ausschliesslich 
von  den  Unternehmern  aufgebracht  (bis  zu  3  ^j^  der  Lohnsummen).*)  Die  Hälfte 
dieser  Kassen  (Liöge,  Namur,  Luxembourg)  bieten  keine  besonderen  Altersrenten, 
die  andere  Hälfte  macht  deren  Erwerb  von  der  Zurücklegong  einer  bestimmten 
Anzahl  von  Dienstjahren  und  der  Erreichung  eines  bestimmten  Alters  abhängig: 


Kasse 

Dienstjahre 

Alter 

Mona 

Charleroi 

Centre 

35 
30 
35 

65 
65 
55. 

Die  gewährten  Renten  sind  nur  gering:  Mons  12-17  Fr.,  Gharleroi  8,30 
bis  9,50  Fr.,  Centre  15—20  Fr.  monatlich.  Die  übrigen  drei  Kassen,  deren 
Statuten  keine  „Altererenten"  vorsehen,  gewähren  alten  Arbeitern  besondere 
Unterstützungen:  Liftge  11,13  und  15  Fr.  monatlich  an  60-,  65-  und  70jährige, 
Namur  10  Fr.  und  Luxembourg  4 — 8  Fr.  monatlich  an  alte  und  invalide 
Arbeiter. 

Bei  den  sechs  Klassen  empfingen  Altersrenten  bezw.  -Unterstützangen 
in  den  Jahren: 


1895 

1896 

1897 

Personen 

un  Gesamtbetrage^.Ton    . 

.   .  Fr. 

7  339 
948  000 

7  745 
1000  000 

7  999 
1060000, 

oder  durchschnittlich  rund  135  Fr. 


^)  Solche  bei  den  einzelnen  Werken  neben  den  allgemeinen  Kassen  bestehende  Hilfskassen 
dienen  zur  Ergänzung  des  ünterstützungswesens,  namentlich  nm  für  die  erste  Zeit  der  einge- 
tretenen Arbeitsunfähigkeit  ausreichende  Vorsorge  (an  ärztlicher  Behandlang  n.  s.  w.)  zu  bieten. 

Im  Jahre  1894  betragen  die  Einnahmen  dieser  besonderen  Hilfskassen  1807  254  Fr.  34  C, 
die  Ausgaben  1849947  Fr.  2  C,  so  dass  sie  mit  einem  Defizit  von  42792  Fr.  68  C.  abschlössen. 

')  Die  Beiträge  sind  nach  den  zur  Zeit  geltenden  Statuten  die  folgenden: 

Liöge  laut  Statut  vom  öq-^ v — tööt-   2  ®/o  der  gezahlten  Lohnstimmen. 

Charleroi  laut  Statut  Tom  2.  August  1882:  P/,  ^/o  der  gezahlten  Lohnsummen. 

Namur  laut  Statut  vom    '    ^ — föftö"-  ^Vi  •/o  der  gezahlten  Lohnsummen. 

Mons  laut  Statut  vom  29.  September  1891 :  3  ^/o  der  gezahlten  Lohnsummen. 

Centre  laut  Statut  vom  -^-j tlggS^'  ^^  ^Vi^/o  der  gezahlten  Lohnsummen. 

Luxembourg  (meist  Stein-  und  Schief erbrttche)  laut  Statut  vom  4.  Oktober  1872: 
j®  ^/t  ^/o  d^  gezahlten  Lohnsummen. 
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Die  bisherige  Entwickelung  der  Kassen  stellt  sich  wie  folgt: 
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1845 

1850  '  1860    1870  j  1880 

1885 

7 

1890 

1895 

1 

2 

3    1    4    1    5    1    6 

8 

9 

Mitglieder 

Einnahmen  .... 

Ausgaben 

Verbindlichkeiten  .  . 

Vermögen 

1 

22  893 
Fr. 

268  605 
167  777 
119  793 
693  230 

47  309 

Fr. 

370  207 

316  900 

202  413 

1  048  989 

80  783 

Fr. 

1007  064 

751  740 

491  681 

3  619  725 

95  809 

Fr. 
1469  872 
1  359  710 
1  304  756 
5  336  218 

106  633 
Fr. 
1803  061 
1  950  789 
1790  913 
6  475  424 

101  855 
Fr. 
1680456 
1  893  008 
1716  566 
6  185  962 

117  396 
Fr. 
2  624  077 
2  065  302 
2  042  995 
6  494  796 

119  063 
Fr. 
2  729  501 
2  564  888 
2  491773 
8113920. 

Die  Kechnangsjahre 


1896 

1897 

16  956 


ergaben  bei  den  sechs  Kassen: 


if;*^r.^.,  /120  044    (^    ^      16  956     _.     ,      .42157     ^.^      29  660     ^ 
^'^^^^^^  |ll8l9Ö   (^'^^"lem»  ^*^'^^^^^42T9T'  ^'^' 30466^   Luxembonrg 


118  490   V  16  729 

ir       28  002    ^^ 
^^°«2556Ö'  ^^^" 


726 
815' 


Einnahmen 


{ 


2  777  430  Fr. 


2  881  404  Fr. 

2  218 194  Fr. 
2  314  799  Fr.' 


216  'S02  Fl* 
darunter:  Arbeiterbeiträge  öööT^ttW»  Untern ehmerbei träge 


222  472  Fr. 

„,     .         _       44909  Fr.    ^    ..  ,       ^„       6663  Fr. 
StaatszuBchüBse  ,,  ,^^  ^   ,  Provinzialznschüsse 


44435  Fr.' 


,        ,        r  2653346  Fr. 
^"''«^^^'^  \2758407Fr-: 


1 912070  Fr 
darunter:  Pensionen" ..  ^^^  »^^  ■^— ,  Untersttitzungen 


-1965363  Fr. 


Verwaltungskosten 


Verbindlichkeiten 


Vermögen  | 


r  2  592  842  Fr. 
1 2  699  879  Fr.' 

8  237  039  Fr. 

8  360036  Fr.' 


44  180  Fr. 

45  972  Fr.' 


7675  Fr. 
697  096  Fr., 
747  072  Fr. 


Im  Jahr  1897  betrug  die  Gesamtzahl  der  Mitglieder  nur  118  490, 
die  Gesamtausgabe  fttr  Altersfttrsorge  1059  400  Fr.  und  für  ünfallfürsorge 
1 681  800  Fr. 

Hieraus  erhellt  schon,  dass  die  Kassen  die  Altersf&rsorge  nur  in  zweiter 
Reihe  berücksichtigen,  da  die  bescheidenen  Kassenmittel  zu  Weiterem  nicht  hin- 
reichen, obwohl  der  Staat  jährlich  45  000  Fr.  und  die  Provinzialräte  ähnliche 
Summen  zuschiessen.  — 

Schon  bei  der  Arbeitsenqu§te  1886  (s.  oben  S.  6)  wurde  darüber  geklagt, 
dass  die  Renten  ungenügend  und  die  Bezugsbedingungen  zu  beschränkend  seien, 
sowie  dass  eine  genügende  Teilnahme  der  Arbeiter  an  der  Verwaltung  ermangele, 
und  hinsichtlich  der  besonderen  Betriebskassen  (s.  oben  S.  18,  Note  1)  wurde  die 
ungenügende  Organisation  des  ärztlichen  Dienstes,  die  Unzulänglichkeit  der  Unter- 
stützungen u.  a.  bemängelt  Auch  wurden  Bedenken  laut,  dass  die  finanzielle 
Lage  der  Bergmannskassen  den  versicherungstechnischen  Anforderungen  nicht 
entspreche  und  die  Einlösung  der  zukünftigen  Verbindlichkeiten  nicht  gewähr- 
leiste. Aehnliche  Klagen  wurden  auch  gegenüber  den  sonstigen  Betriebs- 
(Fabriks-)Unterstützungskassen  erhoben,  über  deren  Ausbreitung  und  VTirksam- 
keit  eine  zuverlässige  Statistik  noch  nicht  vorliegt  — 


Nach  alledem  konnte  der  zeitige  Stand  der  Alters-  und  Invalidenfürsorge 
keineswegs  befriedigen,  und  so  brachte  das  Jahr  1895,  nachdem  auf  Grund  der 

^)  Vgl.  Annuaire  statistique  de  la  Belgique,  Broxelles,  Ann^es  1897  p.  201,  1898  p.  195, 
sowie  wegen  der  neueren  £ntwickelung  S.  14,  Note  1. 
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Wahlreform  32  sozialistische  Abgeordnete  in  die  Repräsentantenkammer  gewählt 
waren,  wiederholte  Anläufe  zu  einer  Reform.^) 

Im  Januar  1895  beantragte  der  Abgeordnete  Defuisseaux  die  obligatori- 
sche Altersversicherung  für  Bergleute  auf  gemeinsame  Kosten  der  Arbdtgeber, 
der  Arbeiter  und  des  Staates*)  (600  Fr.  Altersrente  vom  50.  Lebensjahre  ab 
nach  30jähriger  Beitragszeit  für  Bergleute  unter  Tage  und  vom  55.  Lebens- 
jahre ab  nach  35 jähriger  Beitragszeit  für  Bergleute  über  Tage),  und  im  Februar 
1895  brachten  die  Abgeordneten  de  Malander  (am  7.  Februar)  und  de  Guchtenaere 
(am  19.  Februar)  in  der  Repräsentantenkammer  Anträge  auf  Einführung  einer 
allgemeinen  obligatorischen  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  ein,  und 
zwar  sollten  nach  den  Vorschlägen  des  ersteren  die  Altersrenten  nach  SOjähriger 
Beitragszeit,*)  mit  dem  55.  Lebensjahre,  nach  den  Vorschlägen  der  letzteren  bei 
obligatorischer  Versicherung  vom  18.  Lebensjahre  ab  zwischen  dem  60.  und 
65.  Lebensjahre*)  erworben,  dagegen  die  Invalidenrenten  schon  bei  vorzeitiger 
Invalidität  gewährt  werden.  Die  Kammer  überwies  diese  Qesetzesvorschläge 
einer  besonderen  Kommission,  und  zu  gleichem  Zweck  setzte  der  Minister  für 
Landwirtschaft,  Industrie  und  öffentliche  Arbeiten  eine  Kommission  ein.  Femer 
beantragte  Hector  Denis  im  Januar  1898  unter  Anlehnung  an  das  deutsche  Inva- 
liditäts- und  Altersversicherungsgesetz  die  Einführung  der  obligatorischen 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung  für  alle  Lohnarbeiter,  bezw.  Dienstboten 
und  Betriebsbeamte  vom  16.  Lebensjahre  ab,  deren  Lohn  2250  Fr.  jährlich  nicht 
überschreitet.  Endlich  wurde  Ende  1898  das  Arbeitsamt  (Offlee  du  travail)  mit 
einer  Enquete  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  über  60  Jahre  alten  Arbeiter 


')  Vgl  S.  12,  Note  1. 

•)  Der  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerbeitrag  sollte  je  10  C.  pro  Arbeitstag  betragen,  der 
Staat  •/,  davon  zuschiessen  =  13  C.  pro  Arbeitstag.  Da  die  Zahl  der  Bergarbeiter  zwischen 
50  nnd  55  Jahren  16110  betmg,  von  denen  nur  4889  pensioniert  waren  nnd  durchschnittlich 
56  bis  90  C.  (die  Mehrheit  144  Fr.  jährlich  =  40  C.  täglich)  Unterstützung  erhielten,  so  wurde 
der  jährliche  Bedarf  für  Gewährung  einer  Altersrente  von  600  Fr.  auf  9666600  Fr.  oder,  da  die 
Lebensdauer  der  Bergleute  etwa  5  <^/o  hinter  der  durchschnittlichen  Lebensdauer  zurückbleibt, 
auf  9183260  Fr.  veranschlagt;  die  Einnahmen  wurden  bei  98691  Bergarbeitern  auf  5724078  Fr., 
der  Staatszuschuss  demgemäss  auf  3482718  Fr.,  zusammen  9206796  Fr.  berechnet,  so  dass  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  miteinander  balancierten.  Von  dem  Eapitaldeckungsverfahien  hatte  der 
Antragsteller  abgesehen,  weil  dasselbe  bei  einem  Zinsfnss  von  3  ^Iq  ein  Kapital  von  322  MiU.  Fr. 
erfordern  und  die  ganze  Angelegenheit  auf  unabsehbare  Zeit  vertagen  würde. 

*)  Die  Beiträge  sollten  für  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  je  5—10  C.  pro  Arbeitstag  be- 
tragen, und  der  Staat  *L  dazu  zuschiessen,  die  Rente  300—600  Fr.  betragen;  von  dem  Versiche- 
rungszwaug  sollten  befreit  sein  solche  Arbeiter,  welche  einen  Jahresverdienst  von  mehr  als 
2200  Fr.  oder  Anrecht  auf  eine  anderweit  gesicherte  Pension  von  wenigstens  300  Fr.  haben.  Im 
übrigen  sollte  diese  Altersversicherung  durch  Yermittelung  der  staatlichen  Altersrentenkasse 
durchgeführt  werden.  Den  Vorschlägen  wurde  aber  entgegengehalten,  dass  die  Einnahmen  zur 
Sicherung  der  in  Aussicht  gestellten  Beuten  ganz  unzureichend  sein  würden,  da  die  Einnahme 
pro  Versicherten  höchstens  100  Fr.  (je  30  Fr.  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  und  40  Fr.  Staats- 
zuschuss) betragen  und  eine  solche  Einzahlung  nach  den  Tarifen  der  Altersrentenkasse  je  nach 
dem  Beitrittsalter  des  Versicherten  nur  zu  folgenden  Altersrenten  (vom  55.  Lebensjahre  ab)  be- 
rechtigen würde: 

507  Fr.  bei  einem  Beitrittsalter  von  25  Jahren, 
374    „      „        „  „  „    30        „ 

300      n       n  n  n  n      33  „ 

264    „„        „  „  „    35        „ 

175    „„        „  „  «    40        „ 

103    „„        „  „  „    45        „ 

*)  Nach  diesem  Gesetzesvorschlag  sollte  die  Zwangsversicherung  mittels  beruflich  organi- 
sierter, von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  unter  Vorsitz  eines  staatlichen  Kommissars  ge- 
meinsam verwalteter  Kassen  durchgeführt  werden  und  diesen  Zwangskassen  vom  16.  Lebens- 
jahr ab  alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamte  angehören,  sofern  sie  nicht  einen  höheren  Jahresverdienst 
als  1800  Fr.  oder  das  Anrecht  auf  eine  anderweit  gesicherte  Pension  nachweisen  können.  Die 
Beute  sollte  mindestens  50  C.  pro  Tag  und  höchstens  50  ^/o  des  durchschnittlichen  Tagelohns 
betragen.  Die  Beiträge  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  hatten  dementsprechend  die  Kassen 
selbst  festzusetzen;  der  Staat  sollte  Vs  ^^^  Beuten  zahlen,  doch  höchstens  45  G.  pro  Tag.  Dem- 
gemäss wurde  der  Staatszuschuss  im  Beharrongszustande  bei  Annahme  von  1800000  Zwangs- 
versicherten, 220  000  Rentnern  und  einer  durchschnittlichen  Beute  von  75  0.  pro  Tag  auf 
20  MilL  Fr.  veranschlagt. 
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betraut,  um  die  zur  Regelung  der  Altersversicherung  eWbrderlichen  Unterlagen 
zu  gewinnen.  Indessen  haben  diese  Anläufe  *)  bisher  zu  einem  gesetzgeberischen 
Ergebnis  noch  nicht  geführt,  zumal  inzwischen  die  noch  dringlichere  Reform  der 
ünfallfftrsorge  zunächst  auf  die  Tagesordnung  gekommen  war. 


in.  Unfallversicherung.') 

Die  Haftpflicht  des  Betriebsunternehmers  für  Unfälle  beim  Betriebe  regelt 
sich  in  Belgien  wie  in  Frankreich  nach  Art  1382 — 1384  des  Code  civil.^  Da- 
nach hat  ein  jeder  nur  für  den  Schaden  aufzukommen,  den  er  selbst  oder  seine 
Angestellten  anderen  verursachen.  Es  ist  bereits  an  anderer  Stelle^)  nach- 
gewiesen worden,  dass  unter  der  Herrschaft  dieser  Rechtsgrundsätze  kaum  Vid 
der  industriellen  Betriebsunfälle  zur  Entschädigung  gelangt,  das  Gros  der  ver- 
unglückten Arbeiter  und  deren  Familien  also  ohne  Entschädigung  bleibt,  und 
die  Haftschulden  der  Industrie  den  Trägern  der  Armenpflege  überbürdet  werden. 
Es  ist  einleuchtend,  dass  solche  Missstände  in  dem  industriellen  Belgien  doppelt 
fühlbar  werden  und  ein  desto  lebhafteres  Verlangen  nach  Reformen  wachrufen 
mussten.  Bei  diesen  Reformbestrebungen  trat  es  aber  deutlich  zu  Tage,  wie 
man  in  Belgien  noch  mehr  als  in  Frankreich  und  England  einer  sozialen  Auf- 
fassung der  Haftpflichtfrage  zunächst  völlig  verständnislos  gegenüberstand,  viel- 
mehr an  den  herkömmlichen  juristischen  Formeln  festklebte,  und  trotz  der 
Erfahrungen  anderer  Staaten^)  die  Frage  durch  künstliche  Rechtsdeduktionen  zu 
lösen  versuchte. 

Unter  diesen  „juristischen  Lösungen"  fanden  die  lebhafteste  Erörterung  die 
bereits  Mitte  der  1880  er  Jahre  gemachten  Reformvorschläge  des  Advokaten  und 
Abgeordneten  Sainctelette,®)  welche  im  Endergebnis  auf  die  Umkehrung  der 
Beweislast  zu  Gunsten  des  Arbeiters  hinausliefen  —  ein  Weg,  welchen  bald 
darauf  die  schweizerische  Haftpflichtgesetzgebung  einschlug,  wenngleich  ohne  den 
erhofften  Erfolg.')  Sainctelette  hatte  den  von  ihm  vertretenen  Grundsatz  wie 
folgt  formuliert: 

„Wer  die  Dienste  eines  Arbeiters  oder  Dienstboten  mietet,  ver- 
pflichtet sich,  ihn  wegen  der  Folgen  jedes  Arbeitsunfalles  schadlos  zu 
halten,  sofern  er  nicht  beweist,  dass  der  Unfall  aus  einer  fremden, 
dem  Arbeitgeber  nicht  zur  Last  fallenden  Ursache  entsprang." 

Hierdurch  sollte  mit  der  Abschliessung  des  Arbeitsvertrages  zu  Gunsten 
des  Arbeiters  die  praesumptio  juris  platzgi*eifen,  dass  alle  Arbeitsunfälle  dem 


')  Vgl.  Bnlletin  dn  Coinit6  permanent  dn  Congr^s  international  des  accidents  du 
travail  et  des  assnrances  sociales,  Tome  VI  (1895)  p.  721  et  suiv.,  VIII  (1897)  p.  550  et  suiy.; 
Bellom,  La  question  des  retraites  ouvriöres  dans  les  pays  ^trangers,  Paris  1897,  p.  74. 

*)  Vgl.  u.  a.  Bellom,  Les  lois  d'assurance  ouTriöres  k  T^tranger,  Tome  n  (Assurance 
contre  les  accidents)  2*  partie,  Paris  1896,  p.  931— 944.  Bulletin  du  comit6  permanent  du 
congrÄs  international  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales,  Paris,  Tome  I  (1890) 
p.  97,  n  (1891)  p.  234,  563,  608,  m  (1892)  p.  259-283,  IV  (1898)  p.  296,  V  (1894)  p.  423,  VI 
(1895)  p.  746,  Vn  (1896)  p.  186,  508-522,  VIU  (1897)  p.  1-54,  IX  (1898)  p.  157-176,  X  (1899) 
p.  50— 79  et  133.  Bödiker,  Die  Arbeiterversicherung  in  den  europäischen  Staaten,  Leipzig  1895. 
Kaan,  Gegenwärtiger  Stand  der  Frage  der  Entschädigung  für  Betriebsunfälle  in  den  europäischen 
Kulturstaaten  („Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung",  Bd.  7,  S.  466  fg.), 
Wien  1898. 

*)  In  deutscher  Uebersetzung  abgedruckt  bei  Bödiker,  Die  Arbeiterversicherung  in  den 
europäischen  Staaten,  Leipzig  1895. 

*)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Berlin  1898/99,  Heft  IV  (Frankreich) 
S.  38  fg.,  V  (England)  S.  16  fg.,  VI  (Italien)  S.  15  fg.,  XI  (Schweiz)  S.  12  fg. 

*)  Vgl.  die  vorstehende  Note. 

")  „De  la  responsabilite  et  de  la  garantie",  Bruxelles  1884;  „Projet  d'nne  proposition  de 
loi",  Bruxelles  1886. 

')  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Berlin  1898/99,  Heft  XI  (Schweiz) 
S.  9  fg.^ 
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Betriebe  bezw.  dem  Betriebsunternehmer  zuzurechnen  seien,  solange  dieser  nicht 
das  Gegenteil  nachzuweisen  vermag. 

Damit  wurde  aber  im  Grunde  nichts  gebessert,  vielmehr  die  Unbill,  die 
bisher  der  Arbeiter  getragen  hatte,  auf  den  Unternehmer  überwälzt  und  das 
Verhältnis  zwischen  leiden  Teilen  noch  gespannter,  weil  der  Arbeitgeber  nun- 
mehr das  grösste  Interesse  daran  haben  musste,  in  jedem  Fall  eigenes  Verschulden 
des  Verletzten  als  die  Ui-sache  des  Unfalls  nachzuweisen.  Dieser  Vorschlag  zeig^ 
eine  nahe  Verwandtschaft  mit  dem  Nadaud'schen  Antrage  im  französischen  Parla- 
ment vom  29.  Mai  1880^)  und  fand  gleichwie  dieser  schon  unter  den  Rechts- 
gelehrten selbst  lebhafte  Gegnerschaft;  insbesondere  wurde  dem  Vorschlage  ent- 
gegengehalten, dass  er  mit  den  privatrechtlichen  Grundsätzen  über  persönliche 
Haftung  unvereinbar,  auch  in  sich  widerspruchvoll  sei,  weil  Arbeiter  und  Dritte 
(Passanten),  obwohl  von  dem  gleichen  Unfall,  z.  B.  Explosion  eines  Dampfkessels, 
betroffen,  trotzdem  bei  der  Schadensersatzfrage  nach  ganz  verschiedenen  Grund- 
sätzen behandelt  wüi'den,  und  dass  ein  wirklicher  Fortschritt  auf  diesem  Wege 
überhaupt  nicht  zu  erzielen  sei.  Auch  die  im  Jahr  1886  mit  den  Vorerhebungen 
ftr  eine  soziale  Reform  betraute  Arbeitskommission  (s.  oben  S.  6)  verwarf  das 
System  der  Umkehrung  der  Beweislast  als  unwirksam. 

Eine  andere  juristische  Lösung  wurde  (1888)  von  Eudore  Pirmez*)  vor- 
geschlagen, welche  auf  eine  Fortbildung  des  gemeinen  Rechts  —  durch  Umformung 
der  Art.  1382  flg.  des  Code  civil  —  hinauslief,  um,  unabhängig  vom  Arbeits- 
vertrag, eine  allgemeine,  für  alle  Personen  und  Verhältnisse  gleiche  Haftpflicht  bei 
körperlichen  Verletzungen  gesetzlich  zu  begründen.  Dieser  Voi*schlag  fand  jedoch 
bei  der  Revisionskommission  des  Code  civil,  deren  Vizepräsident  Pirmez  selbst 
war,  keine  Annahme. 

Endlich  wurde  auch  in  Belgien  wie  schon  in  Frankreich^  die  Auffassung 
vertreten,  dass  es  zur  Begründung  einer  solchen  erweiterten,  gewissermassen 
objektiven,  d.h.  vom  subjektiven  Verhalten  des  Unternehmers  losgelösten  Ent- 
schädigungspflicht einer  Abänderung  des  bestehenden  Rechtes  gar  nicht  bedürfe, 
wenn  man  dieses  nur  richtig  auslege  und,  in  analoger  Ausdehnung  des  in  den 
Art.  1384  flg.  des  Code  civil  wiederkehrenden  Grundsatzes  der  Lex  aquilia  (den 
Besitzer  gewisser  Sachen  für  den  durch  diese  Dritten  verursachten  Schaden  haftbar 
zu  machen)  auf  den  modernen  Fabrikbetrieb,  den  Betriebsunternehmer  für  allen 
durch  die  Maschinen  und  sonstigen  Fabrikeinrichtungen  entstehenden  Schaden 
als  Besitzer  dieser  Gegenstände  persönlich  haftbar  mache.*)  Auch  dieser  Vor- 
schlag konnte  keinen  Erfolg  haben,  da  das  persönliche  Haftpflichtrecht  nicht 
seiner  subjektiven  Grundlage  entkleidet  werden  kann,  ohne  sein  Wesen  selbst  zu 
verlieren. 

Alle  derartigen  Versuche,  für  die  übergrosse  Zahl  der  Betriebsunfälle,  welche 
durch  Niemandes  Verschulden,  sondeiii  durch  reinen  Zufall  oder  höhere  Gewalt 
herbeigeführt  werden,*^)  auf  dem  Boden  des  Privatrechts  —  durch  Erweiterung 
oder  Umformung  der  persönlichen  Haftpflicht  —  Deckung  zu  finden,  mussten 
daran  scheitern,  dass  sie  die  Preisgebung  des  Verschuldungsprinzips  zur  not- 
wendigen Voraussetzung  hatten,  mithin  zwei  einander  ausschliessende  Grund- 
sätze zu  verschmelzen  suchten  —  ein  Grundfehler,  an  welchem  u.  a.  auch  die 
neuen  Unfallversicherungsgesetze  in  England  und  Frankreich  leiden.  •) 

Inzwischen  hatte  die  obenerwähnte  Arbeitskommission  Charles  Dejace,  Pro- 
fessor an  der  Universität  zu  Lüttich,  um  ein  Gutachten  über  die  schwebende 


>)  Vgl  meine  „Arbeiterversichening  im  Auslände",  Heft  IV  (Frankreich)  S.  39  fg. 
")  „De  la  responsabilit^«,  Bruxelles  1888. 

«)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslände",  Berlin  1898/99,  Heft  IV  (Frank- 
reich) S.  39. 

*)  Vgl.  u.  a.  Prosper  Staes,  „Des  accidents  du  travail",  BruxeUes  1889. 

*)  Vgl.  u.  a.  meinen  „Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reichs",  Berlin 
1898,  S.  13;  femer  die  folgende  Note  6. 

•)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Berlin  1898/99,  Heft  I  (Dänemark) 
S.  10,  Heft  IV  (Frankreich)  S.  43,  Heft  V  (England)  S.  23,  Heft  VI  (Italien)  S.  24. 
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Frage  ersucht  und  dieser  war,  nach  Prüfung  der  verschiedenen  Lösungen,  zu 
folgenden  Ergebnissen  gelangt:^) 

„Wir  sondern  alle  Projekte,  welche  eine  Lösung  in  der  üm- 
kehrung  des  Beweises  zu  Gunsten  des  Arbeiters  suchen,  aus.  Sei  es, 
dass  man  zu  dieser  Umkehr  gelangt,  indem  man,  wie  in  der  schweize- 
rischen Haftpflicht-Gesetzgebung,  den  italienischen  und  gewissen  franzö- 
sischen Projekten^)  eine  gesetzliche  Präsumption  gegen  den  Arbeit- 
geber ausspricht,  sei  es,  dass  man,  wie  in  dem  System  Sainctelette's, 
darin  eine  einfache  Rückkehr  zu  dem  wahren  Prinzip  der  vertrags- 
mässigen  Verantwortlichkeit  erblickt  Diese  Umkehrung  dient,  anstatt 
die  Zahl  der  Prozesse  zu  vermindern,  im  Gegenteil  dazu,  sie  zu  ver- 
mehren. 

Die  gerichtliche  Verhandlung  führt  notgedrungen  eine  Verzögerung 
in  der  Bewilligung  der  Entschädigung  herbei  Sie  fordert  oft  lästige 
Interventionen,  sie  erweckt  GefüUe  des  Hasses  und  der  Feindschaft 
zwischen  den  beiden  prozessierenden  Parteien,  sie  überlässt  endlich 
der  Meinung  des  Richters  die  Sorge  über  die  Abschätzung  der  Ent- 
schädigung und  setzt  für  identische  Schäden  die  verschiedensten  Geld- 
entschädigungen ins  Werk. 

Diese  Verschiebung  der  Verantwortlichkeit  würde  daher  für  die 
Industrie  eine  vernichtende  und  oft  ungerechte  Belastung  herbeiführen. 
Unsere  Gerichtshöfe  und  Tribunale  würden  in  der  Praxis  dahin 
gebracht  werden,  die  Last  des  Arbeitgebers  zum  Nachteil  des  Arbeiters 
zu  vermindern  und  leicht  bei  allen  Unfällen  eine  höhere  Gewalt  er- 
blicken.   Wir  glauben  also,  dass  man  die  Lösung  unter  einem  anderen 
Gesichtspunkt  suchen  muss.     Die  obligatorische  Versicherung 
scheint  uns  das  einzige  Mittel,  um  das  Problem  der  Arbeits- 
unfälle zu  lösen." 
Nach  den  weiteren  Vorschlägen  sollte  diese  Zwangsversicherung  haupt- 
sächlich bei  den  Betrieben  der  Grossindustrie  Anwendung  finden  und,  gemäss 
dem  Prinzip  des  risque  professionnel,*)  alle  Unfälle  decken,  welche  sich  während 
der  Arbeit  ereignen  und  deren  Ursachen  unbekannt  bleiben  oder  als  Zufall  oder 
höhere  Gewalt  festgestellt  werden.    Diese  Unfallversicherung  sollte  zusammen 
mit  der  (ebenfalls  obligatorischen  und  für  die  ersten  drei  Monate  nach  dem  Unfall 
eintretenden)  Krankenversicherung  eingerichtet  werden,  die  erstere  auf  alleinige 
Kosten   der    Unternehmer,    die    letztere    auf  gemeinsame  Kosten  beider  Teile 
(Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer).    Die  Wahl  des  Versicherers  sollte  frei  s^in,  das 
Gesetz  aber  eine  besondere  Kontrolle  der  Versicherungsgesellschaften  organisieren. 
Die  Arbeitskommission  nahm  (20.  Mai  1887)  das  Prinzip  der  obligatori- 
schen Versicherung  gegen  Unfall  an,  verwarf  aber  das  System  der  freien  Wahl 
des  Versicherers,  wie  das  der  Versicherung  durch  den  Staat,  um  sich  dem  deutschen 
System  der  Berufsgenossenschaften  anzuschliessen,  welche  nach  Industrie- 
zweigen gebildet  und  vom  Staat  beaufeichtigt  werden  sollten.^) 

Auch  sonst  mehrten  sich  die  Stimmen  zu  Gunsten  der  obligatorischen  Ver- 
sicherung, je  mehr  die  Aussichtslosigkeit  der  lediglich  „juristischen  Lösungen" 
erkannt  wurde.  So  bekannten  sich  als  Anhänger  der  Zwangsversicherung  u.  a. 
der  soziale  Kongress  in  Lüttich  ^)  auf  seinen  drei  ersten  Tagungen  daselbst 
(26.  bis  29.  September  1886,  4.  bis  7.  September  1887  und  7.  bis  10.  September 
1890),  der  katholische  Kongress  zu   Mecheln  (1892),  Kongresse  der  Arbeiter- 


^)  Vg;!.  Docninents  de  la  commission  du  travail,  VoL  III  (Eapport  sut  les  assnrances 
ouvxiöres  contre  les  accidents  du  travail,  par  Charles  D^jace),  Bruxelles  1887. 

«)  Vgl.  S.  21  Note  4. 

*)  Vgl.  meine  „  Arbeiterversichemng  im  Auslände",  Heft  IV  ((FrankTeich)  S.  89  fg.  und 
Heft  VI  (Italien)  S.  16  fg. 

*)  Vgl.  Documents  de  la  commission  du  travail,  Vol.  III  (Conclusions),  Bruxelles  1887. 

*)  Vgl.  „Congr^s  des  oeuvres  sociales  ä  Liöge",  Ltittich  (Demarteau)  1886  S.  241 ,  1887 
S.  385  fg.,  1890  S.  1  fg. 
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pai*tei  imd  der  demokratischen  Liga,  provinziale  und  kommunale  Körperschaften, 
auch  mehrere  Vereinigungen  von  Grossindustriellen,  insbesondere  nach  dem  ersten 
Internationalen  Kongress  über  Arbeitsunfälle  in  Paris  ^)  anl&sslich  der  dortigen 
Weltausstellung  1889. 

Am  17.  Mai  1890  brachten  daher  die  Abgeordneten  Janson  und  Genossen 
in  der  Abgeordnetenkammer  einen  Gesetzesvorschlag  ein,  welcher  auf  dem  Prinzip 
der  Zwangsversicherung  gegen  Arbeitsunflllle  beruhte.^)  Nach  diesem  Vorschlag 
sollte  der  Versicherungszwang  alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  mit  Jahres- 
gehalt bis  1800  Fr.  umfassen,  die  Versicherung  durch  die  Vereinigung  der  Arbeit- 
geber (Berufsgenossenschaften  mit  mindestens  10000  Arbeitern)  geschehen,  sofern 
diese  sich  nicht  bei  Privatgesellschaften  (mit  wenigstens  100000  Fr.  Kaution) 
versichern  oder  ihre  eigenen  Versicherer  (bei  mindestens  2000  Arbeitern)  sein 
wollten,  und  die  Prämien  zu  '/^o  durch  die  Arbeitgeber,  zu  */j|>  durch  die  Arbeiter 
und  zu  ^I^Q  durch  den  Staat  getragen  werden.  Der  Arbeiter  sollte  keine  Ent- 
schädigung erhalten,  wenn  er  den  Unfall  durch  eigene  Schuld  oder  verbrecherische 
That  verursacht  hatte,  und  umgekehrt  der  Arbeitgeber  für  eigenes  Verschulden 
haftbar  bezw.  regresspflichtig  bleiben.  'Im  übrigen  bestimmte  der  Gesetzesvor- 
schlag die  Taxe  der  Unfallrenten,  welche  den  Verletzten  oder  ihren  Familienmit- 
gliedern je  nach  den  Folgen  des  Unfalls  zustanden  (bis  zu  80  ^/^  des  letzten 
Jahresverdienstes);  Gewerbekrankheiten  waren  den  Arbeitsunfällen  gleichgestellt. 
Entschädigungsstreitigkeiten  sollten  vor  paritätisch  besetzten  Schiedsgerichten 
geschlichtet  werden,  auch  dann,  wenn  die  Ai-beitgeber  die  Versicherung  bei  Privat- 
gesellschaften genommen  hatten  oder  ihre  eigenen  Versicherer  waren.  Die  Unfall- 
Genossenschaften  sollten  Korporationsrechte  geniessen,  sich  auch  mit  Unfallver- 
hütungsmassregeln befassen  und  unabhängig  von  der  Unfallversicherung  auch 
Versicheruugskassen  gegen  Krankheit  und  Invalidität  begründen  können,  jedoch 
mit  gesondertem  Rechnungswesen.  Die  erforderlichen  Staatszuschüsse  sollten  durch 
Abänderung  des  Erbschaftsrechts  (Verfall  von  Intestaterbschaften  über  den  6.  Grad 
der  Verwandtschaft)  gewonnen  werden.  Die  Abgeordnetenkammer  beschloss  am 
15.  Juli  1890,  diesen  Gesetzesvorschlag  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Im  Januar  1891  setzte  dann  die  Regierung  eine  besondere  Kommission  von 
Sachverständigen  beim  Justizministerium  ein  mit  dem  Auftrage,  einen  Gesetz- 
entwurf über  den  Arbeitsvertrag  und  die  Entschädigung  für  Arbeitsunfälle  auf- 
zustellen. Dieser  Entwurf^)  wurde  am  13.  August  1891  der  Abgeordnetenkammer 
mit  dem  Bemerken  vorgelegt,  dass  die  Regierung  sich  weitere  Verbesserungen 
vorbehalte;  von  den  110  Artikeln  behandelte  ein  Teil  den  eigentlichen  Arbeits- 
vertrag, der  grössere  Teil  die  Entschädigungspflicht  des  Arbeitgebers  bei 
Unfällen. 

Die  juristische  Lösung  der  Umkehrung  der  Beweislast  war  dabei  verbunden 
mit  der  gesetzlichen  Festlegung  der  Entschädigungsnormen  und  einem  gemischten 
Versicherungssysteme:  obligatorisch  bei  besonders  unfallgefährlichen  Unterneh- 
mungen, fakultativ  bei  den  übrigen. 

Nach  dem  Gesetzesvorschlag  sollte  der  Arbeitgeber  grundsätzlich  verpflichtet 
sein,  mit  der  Sorgfalt  eines  guten  Familienvaters  soweit  thunlich  alle  zur  Verhütung 
von  Unfällen  dienlichen  Massnahmen  zu  treffen  und  den  Arbeiter  für  jeden  während 
der  Ausflihrung  seiner  Arbeit  erlittenen  Nachteil  schadlos  zu  halten.  Wird  der 
Arbeiter  durch  einen  Arbeitsunfall  getötet  oder  verletzt,  so  hatte  der  Arbeitgeber 
die  gesetzlich  bestimmte  und  zu  Gunsten  des  Arbeiters  privilegierte  Entschädigung 
(Renten  bis  zu  65  ^j^  des  Jahresverdienstes,  Heilungskosten  bis  zu  100  Fr.^  Be- 

^)  Vgl.  „Congria  international  des  accidents  du  travail  k  Paris  du  9  au  14  septembre 
1889«,  Paris  1889/90. 

•)  Vgl.  Chambre  des  repr^sentants  No.  10:  Assurance  contre  les  accidents  du  travail 
(d^veloppement  et  proposition  de  loi);  sowie  Bulletin  du  Comitö  permanent  du  congrte  international 
des  accidents  du  travail,  Paris,  Tome  II  (1891)  p.  563—587. 

•)  Vgl.  Chambre  des  repr^sentants  No.  260:  Projet  de  loi  sur  le  louage  de  Service  des 
ouvriers  et  des  domestiques,  und  die  Besprechung  von  Sainctelette,  „Louage  de  Services"  (Projet 
du  gouvemement,  analyse  et  observations) ,  Bruxelles  (Bruyland)  1883,  sowie  Bulletin  du  Comit6 
permanent  du  congr^s  international  des  accidents  du  travail,  Paris,  Tome  11  (1891)  p.  588—608. 
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gräbHiskosten  bis  za  50  Fr.)  zu  leisten,  falls  er  Dicht  nachweisen  konnte,  dass  der 
Unfall  weder  ihm  noch  seinen  Angestellten  noch  dem  Betriebe  an  sich  (vielmehr 
„höherer  Gewalt"  oder  sonst  betriebsfremden  Ursachen)  zur  Last  falle.  Bei  vorsätz- 
licher oder  schuldhafter  Herbeiführung  des  Unfalls  verblieb  es  jedoch  bei  den  Be- 
stimmungen des  gemeinen  Eechts,  d.  h.  der  Arbeiter  erhielt  volle  oder  keine  Ent- 
schädigung, je  nachdem  er  dem  Arbeitgeber  oder  dieser  ihm  eigenes  Verschulden 
nachwies. 

Von  der  persönlichen  Entschädigungszahlung  war  der  Arbeitgeber  befreit, 
wenn  er  seine  Arbeiter  auf  eigene  Kosten  unter  den  gesetzlich  vorgesehenen 
Bedingungen  gegen  Unfall  versichert  hatte;  in  diesem  Falle  hatte  sich  der  Ver- 
letzte an  den  V^Brsicherer  zu  halten.  Hat  der  Arbeitgeber  keine  Versicherung 
genommen,  so  muss  er  in  Ermangelung  anderweiter  Sicherstellung  das  zur  Deckung 
der  Beute  tarifmässig  erforderliche  Kapital  bei  einer  staatlichen  oder  staatlich 
garantierten  Kasse  einzahlen.  Alle  Abreden,  welche  die  Verpflichtung  des  Arbeit- 
gebers einschränken  oder  die  Entschädigungssätze  verringern  wollen,  sind  nichtig. 
Obligatorisch  sollte  die  Versichening  sein  für:  Bergwerke  und  Steinbrüche,  Eisen- 
bahn- und  Schiffahrtsbetriebe,  Werkstätten,  Fabrik-  und  Motorenbetriebe,  Industrieen 
und  Werke,  bei  denen  Explosivstoffe  erzeugt  werden  oder  Verwendung  finden; 
ausserdem  sollte  die  Regierung  das  Becht  haben,  den  Versicherungszwang  auf 
andere  Betriebe  auszudehnen.  Endlich  enthielt  der  Gesetzentwurf  noch  Bestim- 
mungen über  die  Verhütung  von  Unfällen  (obligatorische  Unfallverhütungsvor- 
schriften für  Arbeitsstätten  mit  Motoren  und  wenigstens  zehn  Arbeitern),  die 
Feststellung  der  Unfälle  (Anzeige  binnen  48  Stunden,  Untersuchung  durch  die 
Ortspolizei,  in  schwereren  Fällen  noch  durch  den  Friedensrichter)  und  das 
Entschädigungsverfahren  (summarisches  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  bezw. 
ordentlichen  Gericht). 

Da  die  Frage  der  Wahlreform  bezw.  Verfassungsänderung  dazwischentrat 
und  1892  zur  Auflösung  der  Kammern  führte,  so  konnte  weder  der  eine  noch 
der  andere  Gesetzentwurf  zur  Beratung  gelangen. 

Inzwischen  war  aus  Anlass  des  25jährigen  Begiernngsjubiläums  des  Königs 
Leopold  U.  mit  den  für  die  öffentlichen  Feste  in  Aussicht  genommenen  Mitteln, 
auf  den  besonderen  Wunsch  des  Königs,  durch  Gesetz  vom  21.  Juli  1890  eine 
„Hilfskasse  für  Unfallverletzte"  (Caisse  de  pr6voyance  et  de  secours  en  faveur 
des  victimes  des  accidents  du  travail)  begründet  worden  (Anlage  2).  Als  Grund- 
fonds wurden  der  Kasse  2  Millionen  Fr.  überwiesen,  deren  Zinsen  teils  zur 
Förderung  der  Unfallversicherung,  teils  zu  Beihilfen  an  Unfallverletzte  und  deren 
Familien  verwendet  werden  sollten;  indessen  wurde  in  der  Begründung  der  Ge- 
setzesvorlage ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  dass  die  Einrichtung  dieser  Hilfis- 
kasse  nicht  etwa  eine  besondere  Unfallversicherungsgesetzgebung  ersetzen  solle, 
vielmehr  „sei  das  Gesetz  nur  der  erste  Stein  zu  dem  Gebäude,  welches  errichtet 
werden  soll,  und  nach  der  Meinung  der  Begierung  sei  die  Kasse  nur  dazu  berufen, 
eine  Hilfsrolle  zu  spielen  und  ein  nützliches  Anregungsmittel  zu  geben." 

Eine  zur  Ausführung  des  Gesetzes  ergangene  königliche  Verordnung  vom 
10.  Oktober  1890^)  bestimmte,  dass  die  Einkünfte  der  Kasse  bis  auf  weiteres 
ausschliesslich  zu  Unterstützungen  an  Unfallverletzte  und  deren  Familien  ver- 
wendet werden  sollen,  und  dass  die  mit  der  Verwaltung  der  Kasse  betraute 
Kommission  diese  Unterstützungen  auf  Antrag  oder  von  Amtswegen  zuzu- 
sprechen habe. 

Nach  den  bisherigen  Jahresberichten  stellt  sich  die  Wirksamkeit  der  Kasse 
wie  folgt:*) 


')  Kecaeü  des  lois,  No.  XVI  1890,  p.  438-440. 

^)  Vgl.  Annuaire  statistique  de  la  Belgique,  Ann^e  1897  p.  195,  und  über  die  Entstehnngs- 
geschichte  der  Kasse:  Bulletin  dn  comit6  permanent  du  congr^  international  des  accidents  dn 
travail,  Paris,  Tome  I  (1890)  p.  97,  II  (1891)  p.  234,  IV  (1893)  p.  296  suiv. 
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Rechnungsjahr 

Unterstützunggfälle 

Unterstützungen 

Durchschnittsbeitrag 

Fr. 

Fr. 

1890/1891 

2667 

96  510             ' 

36,19 

1891/1892 

3409 

120  660 

85,40 

1892/1893 

4863 

161  965 

33,30 

1898/1894 

4420 

135  224 

80,59 

1894/1895 

5606 

176  364 

31,46 

1895/1896 

6413 

221  406 

34,52. 

Unter  den  Verletzten  befanden  sich  im  letzten  Rechnungsjahr  (1895/96): 
1841  Berg-,  270  Steinbruch-,  1038  Fabrik-,  392  landwirtschaftliche,  307  zu  Hause, 
bei  Privaten  oder  kleinen  Unternehmern  Beschäftigte,  2336  Arbeiter  verschiedener 
Berufe  und  220  Matrosen  und  Fischer;  von  den  Unfällen  hatten  zur  Folge: 
222  einen  tötlichen  Ausgang,  52  vollständige  und  207  teilweise  Invalidität, 
2887  Arbeitsunfähigkeit  über  und  3045  unter  6  Wochen. 

Da  die  Hoffnung,  dass  auch  die  Provinzen  und  Gemeinden  den  Fonds  er- 
heblich subventionieren  würden,  sich  nicht  erfüllte  un'cl  die  Wirkung  der  Easse 
somit  eine  sehr  bescheidene  blieb,  beantragte  die  Verwaltungskommission  selbst 
eine  gesetzgeberische  Lösung  der  Unfallentschädigungsfrage. 

Nachdem  die  Wahlreform  durchgefühi-t  und  im  Oktober  1894  auf  Grund 
des  erweiterten  Wahlrechts  die  Neuwahlen  erfolgt  waren,  kam  auch  in  die  sozial- 
politische Gesetzgebungsarbeit  ein  lebhafterer  Zug.  Es  wurde  bereits  im  folgenden 
Jahr  (durch  königliche  Verordnung  vom  25.  Mai  1895)  ein  besonderes  „Ministerium 
für  Gewerbe  und  Arbeit"  (Ministfere  de  Flndustrie  et  du  Travail)  errichtet,  in 
diesem  nach  ft*anzösisch-englischem  Vorbilde  zur  Bearbeitung  aller  die  Arbeiter- 
frage betreffenden  Angelegenheiten  ein  eigenes  „Arbeitsamt"  (Office  du  travail) 
geschaffen  und  daneben  als  beratende  Körperschaft  ein  aus  Sachverständigen 
(Parlamentariern,  Sozialpolitiken!,  Arbeitgebern,  Arbeitnehmern)  zusammengesetzter 
„Ober-Arbeitsrat"  (Conseil  supörieur  du  travail)  eingesetzt,  welcher  insbesondere 
die  sozialpolitischen  Gesetzesentwürfe  der  Regierung,  bevor  sie  dem  Parlament 
vorgelegt  wurden,  gutachtlich  durchzuberaten  hatte.  Die  praktische  Thätigkeit 
des  neuen  Ministeriums  äusserte  sich  alsbald  in  der  Beformierung  der  Fabrik- 
inspektion und  weiteren  Durchführung  der  Arbeiterschutzbestimmungen,  (König- 
liche Verordnung  vom  22.  Oktober  1895;  Gesetz  vom  11.  April  imd  15.  Juni  1896), 
wobei  der  Unfall-  und  Krankheitsverhütung  eine  besondere  Aufmerksamkeit  zu- 
gewendet wurde  (Königliche  Verordnung  vom  4.  September  1896).^) 

Da  die  Regierung  beim  Zusammentritt  der  neuen  Kammern  (16.  Novbr.  1894) 
auch  eine  Lösung  der  Unfallversicherungsfrage  zugesagt  hatte,  ging  man  alsbald  an 
die  Aufstellung  eines  neuen  Entwürfe.  Dabei  zeigte  sich  a^r  au&  neue,  wie 
schwer  man  sich  in  Belgien  von  den  althergebrachten  Auffassungen  loszulösen 
vermochte,  und  wie  man  immer  wieder  den  vergeblichen  Versuch  machte,  die 
Frage  auf  privatrechtlichem  Boden  zu  lösen.  Nach  wie  vor  hielt  man  an 
dem  Grundsatze  fest,  dass  eigenes  Verschulden  bei  Unfällen  jeden  Schadensersatz 


*)  Vfifl-  »Rapports  animels  de  rinspection  du  travail"  seit  1895,  „Revue  du  travail"  seit 
1896  und  „Annuaire  de  la  l^gislation  du  tiavail"  seit  1897  vom  „Arbeitsamt"  in  Brüssel  ver- 
öffentlicht; femer  Conrad *s  „Handwörterbnch  der  Staatswissenschaften",  2.  Aufl.,  Jena  1898, 
Bd.  I,  S.  551  fg.  —  Auch  in  den  Untemehmerkreisen  selbst  fanden  die  Unfallverhütungs-Bestre- 
bongen,  insbesondere  seit  dem  ersten  Internationalen  Unfallversicherongs-Kongress  in  Paris, 
grösseres  Interesse  und  Verständnis,  so  dass  man  bereits  vom  9.  April  1890  in  Brüssel  die  „Asso- 
ciation des  indnstriels  de  Belgiqne  pour  T^tude  et  la  propagation  des  engins  et  mesures  propres 
a  pr6server  les  ouvriers  des  accidents  du  travail"  begründete,  um  dem  Vorbilde  der  bekannten 
Mülhausener  Ünfallverhütungs-Gesellschaft  (vgl.  über  deren  Wirksamkeit  Bulletin  du  comitö  per- 
manent du  congr^s  international  des  accidents  du  travail,  Paris,  Tome  I  [1890]  p.  356  suiv.)  und 
ähnlichen  Vereinigungen  in  Frankreich  und  Holland  nachzueifern.  Die  Gesellschaft  veröffentlicht 
alljährlicb  Berichte  Über  ihre  Thätigkeit  und  erhielt  für  ihre  erfolgreichen  Bestrebungen  auf  der 
Brüsseler  Weltausstellung  (1897)  den  „Grand  prix". 
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aosschliessen  oder  vollen  Schadensersatz  zur  Folge  haben  mttsse,  je  nachdem 
der  Arbeitgeber  seinem  Arbeiter  oder  dieser  jenem  das  Verschulden  nachweise. 
Angesichts  der  thatsächlichen  Erfahrungen  im  In-  und  Auslande  musste  man 
jedoch  zugestehen,  dass  die  strenge  Durchführung  dieses  Grundsatzes  eine  schwere 
Unbill  für  den  Arbeiter  bedeute,  weil  so  die  nicht  verschuldeten,  d.  h.  die  grosse 
Mehrheit  der  Unfälle,  welche  unvermeidlichen  Betriebsgefahren  entspringen,  ganz 
ungedeckt  blieb.  Anfangs  hatte  man  das  soziale  Gewissen  damit  einzuschläfern 
versucht,  dass  man  nach  englischem  Vorgange  die  juristische  Auslegung  adoptierte, 
der  Arbeiter  kenne  ja  die  Betriebsgefährlichkeit  seiner  Arbeit,  übernehme  also 
mit  der  Abschliessung  des  Arbeitsvertrags  auch  dieses  Risiko  und  erhalte  in  dem 
vereinbarten  Lohn  das  Aequivalent  hierfür,  wie  ja  die  gefährlichsten  Betriebe 
auch  die  höchsten  Löhne  zahlten.  Da  diese  juristische  Theorie  von  der  Praxis 
der  Wirklichkeit  ad  absurdum  geführt  wurde  und  andererseits  die  starren  Grund- 
sätze des  gemeinen  Privatrechts  eine  Scbadensdeckung  für  die  nichtverschuldeten 
Betriebsunfälle  nicht  zuliessen,  so  kam  man,  statt  in  dem  Versicherungsgedanken ^) 
die  einfachste  Lösung' zu  finden,  auf  den  Ausweg,  den  Arbeitsvertrag  als  einen 
contractus  sui  generis  zum  Gegenstand  eines  Sondergesetzes  zu  machen,  um  auf 
diesem  Boden  eine  Verpflichtung  des  Arbeitgebers  zur  Entschädigung  aller  nicht 
durch  persönliches  Verschulden,  oder  durch  die  Arbeitsthätigkeit  an  sich  verur- 
sachten Unfälle  zu  statuieren.  Damit  entging  man  freilich  dem  Vorwurf,  durch 
einfache  Uebertragung  des  gemeinschaftlichen  Grundsatzes  der  Lex  aquilia  auf  den 
modernen  Fabrikbetrieb  (siehe  oben  S.  22)  die  Grundsätze  des  gemeinen  Privat- 
rechts zu  durchlöchern,  aber  im  Grunde  lief  die  geplante  Lösung  auf  nichts 
anderes  hinaus,  da  der  beiderseitige  Arbeitsvertrag  ebenfalls  auf  privatrechtlicher 
Grundlage  fusst.  Deshalb  fehlte  auch  jeder  Massstab  für  die  Abmessung  des 
Schadens,  und  wenn  man  sich  auch  darüber  einig  war,  dass  die  sogenannten  risques 
professionnels,  d.  h.  die  unvermeidlichen  Betriebsgefahren  in  Zukunft  nicht  mehr 
den  Arbeiter,  sondern  den  Unternehmer  belasten  sollten,  so  konnte  doch  überall 
da,  wo  dem  Unternehmer  kein  Verschulden  nachzuweisen  ist,  von  einem  vollen 
Schadensersatz  nicht  wohl  die  Rede  sein.  Man  musste  sich  daher  damit  begnügen, 
in  dem  Gesetzentwurf  über  den  Arbeitsvertrag  lediglich  den  Grundsatz  fest- 
zulegen, dass  der  Betriebsuntemehmer  für  alle  dem  Betriebe  eigentümlichen 
Gefahren  aufzukommen  habe,  dagegen  die  Grundsätze  über  die  Abmessung  der 
bezüglichen  Entschädigungen  wiederum  einer  anderweiten  gesetzlichen  Regelung 
vorbehalten. 

Damit  war  aber  erst  die  Verpflichtung  zum  Schadensersatz  und  die  Ab- 
messung der  Entschädigung,  aber  noch  keineswegs  die  Sicherstellung  dieser 
vorgesehen,  und  doch  musste  der  verunglückte  Arbeiter  auf  diese,  sollte  ihm  über- 
haupt geholfen  werden,  den  allergrössten  Wert  legen.  Es  blieb  daher  nichts 
anderes  übrig,  als  dieserhalb,  im  beiderseitigen  Interesse,  sowohl  des  Arbeiters 


^)  Gegen  die  „Zwangsyersicheruug"  wurden  dieselben  Einwendungen  wie  in  Frankreich 
and  England  erhoben,  insbesondere  dass  dieses  System  die  persönliche  I^iheit  untergrabe,  die 
private  Initiative  ertöte,  das  Verantwortlichkeitsgefühl  bei  Arbeitgebern  wie  Arbeitnehmern  ab- 
schwäche, die  Unfälle  vermehre,  einen  komplizierten  nnd  kostspieligen  Yerwaltungsapparat  er- 
fordere u.  s.  w.  —  alles  Einwendungen,  welche  schon  auf  den  internationalen  Unfallversichernngs- 
kongressen  in  Bern  (1891)  und  Mailand  (1894)  auch  von  nichtdeutscher  Seite  auf  Grund  der 
praktischen  Erfahrungen  widerlegt  worden  waren.  Wenn  man  auf  der  gegnerischen  Seite  die 
Selbstverwaltungskörper  der  deutschen  Arbeiterversicherung,  namentlich  die  Unfall-Berufsgenossen- 
schaften, als  bureaukratische  Zwangsgebilde  bezeichnete  und  statt  der  thatsächlich  erzielten 
Erfolge  der  deutschen  Arbeiterversicherung  stets  die  Kosten  and  Mühen  in  den  Yordergntnd 
steUte.  so  beweist  das  nur,  dass  man  d^  Wesen  der  deutschen  Einrichtungen  noch  gar  nicht 
begriffen  und  für  das  tiefe  soziale  Pflichtgefühl  des  deutschen  Volkes  kein  Verständnis  hatte. 
Den  durchschlagenden  Erfolgen  der  Zwangsversicherung  aber  die  mageren  Ergebnisse  der  frei- 
willigen Versicherung  gegenüberstellen  wollen  und  lediglich  unter  dem  Verwände,  die  persön- 
liche Freiheit  zu  schützen,  den  Arbeiter  auf  die  SelbsthiSe  zu  verweisen  und  ihm  bei  Krankheit, 
Unfällen  und  sonstiger  Invalidität  nach  wie  vor  die  Freiheit  zu  lassen,  die  Armenpflege  in  An- 
spruch zu  nehmen,  heisst  nichts  anderes  als  die  Zeichen  der  Zeit  nicht  verstehen.  Vgl.  „CJongrös 
international  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales"  a)  2*  session  tenue  k  Beme 
du  21  au  26  septembre  1891,  Beme  1891,  b)  3*  session  tenue  ä  Milan  du  1"  au  6  octobre  1894, 
Milan  1894,  und  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Berlin  1898/99,  Heft  I  fg.,  ins- 
besondere Heft  Vn  S.  46  fg. 
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wie  des  Arbeitgebers,  wenn  auch  unter  gewissen  Einschränkungen,  doch  zum 
Versicberongsgedanken  seine  Zuflucht  zu  nehmen,  so  dass  schliesslich  ein  fiberaus 
künstlicher,  von  Haftpflicht  und  Versicherung  zusammengeflickter  Bau  zustande 
kam,  welcher  doch  wieder  lückenhaft  war  —  die  Entschädigungsfrage  im  Fall 
höherer  Gewalt  blieb  z.  B.  ungelöst  —  und  schon  deshalb  nicht  befriedigen 
konnte,  weil  den  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  darüber, 
ob  persönliches  Verschulden  oder  betriebseigentümliche  oder  betriebsfremde  Ur- 
sachen den  Fall  verursacht  hatten,  Thür  und  Thor  geöffnet  waren. 

Die  im  Jahre  1895  wieder  aufgenommenen  und  von  der  Zwangsversichemng 
ausgehenden  Gesetzesvorschläge  der  Regierung  zeigten,  unter  dem  sitarken  Drud^ 
der  Gegnerschaft,  eine  in  den  verschiedenen  Stadien  der  Vorarbeiten  immer  deut- 
licher hervortretende  rückläufige  Entwicklung. 

Im  November  1895  liess  der  Minister  für  Industrie  und  Arbeit  zunächst 
dem  Ober-Arbeitsrat  einen  „Qrundriss  zu  einem  Gesetzentwurf  über  den  Arbeits- 
vertrag" zugehen,  welcher  im  wesentlichen  an  den  obenerwähnten  Gesetzentwurf 
vom  13.  August  1891  (siehe  Seite  24)  anknüpfte.  Im  Einvernehmen  mit  dem 
Minister  zog  die  Kommission  des  Ober- Arbeitsrats,  welcher  der  Vorentwurf  über- 
wiesen war,  auch  die  Unfallentschädigungsfrage  hinein.  Demgemäss  legte  der  Ober- 
Arbeitsrat  am  9.  Juni  1896  einen  einige  dreissig  Artikel  umfassenden  Vorentwurf 
vor,  in  welchem  ein  besonderer  Abschnitt  V^)  über  die  „Haftpflicht  der  Parteien 
bei  Unfällen"  folgende  Bestimmungen  enthielt: 

Art.  21. 
Jede  der  Parteien  ist  für  die  Nichterfüllung  ihrer  Verpflichtungen  verantwortlich. 

Art.  22. 
Im   Fall    eines  Unfalls  ist  der  Betriebsuntemehmer   für  jeden    durch    sein  grobes 
Verschulden  (faute  lourde)  dem  Arbeiter  während   der  Arbeit    zugefugten   Schaden    ver- 
antwortlich. 

Art.  23. 
Der   Betriebsuntemehmer   ist    dem   Arbeiter   gegenüber   auch   für   das   grobe    Ver- 
schulden seiner  Angestellten  und  der  Mitarbeiter  verantwortlich,  soweit  dieses  Verschulden 
bei  ihren  Obliegenheiten  oder  Arbeiten  begangen  ist. 

Art.  24. 
Schäden,  welche  dem  groben  Verschulden  des  Arbeiters  oder  betriebsfremden 
Ursachen    entspringen,    geben  dem  Arbeiter  oder  seinen  Bechtsnachfolgem  keinen  An- 
spruch auf  Schadensersatz. 

Art.  25. 
Grobes  Verschulden  besteht  in  der  wissentlichen  Verletzung  der  wesentlichen  Pflichten 
betreffs  der  Sicherheit. 

Art.  26. 
Unfälle,   deren   Ursachen   unbekannt   bleiben    oder   der   Betriebsgefahr  (risque 
professionnel)  entspringen  oder  durch  leichtes  Versehen  (faute  l^re)  einer  der  Parteien 
veranlasst  werden,    berechtigen    zu   einer  teil  weisen  Entschädigung,  deren  Bedingungen 
ein  besonderes  Gesetz  festsetzen  wird. 

Art.  27. 
Den  Beweis  des  Verschuldens   und   des  Schadens  hat  der  Kläger  zu  führen.     Jeder 
während  der  Arbeit  eintretende  Un&ll  wird  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils  der  Betriebs- 
gefabr  zugerechnet. 


^)  Die  übrigen  Abschnitte  behandelten  (ähnlich  wie  Titel  7  der  deutschen  Gewerbeordnung) 
I.  „Art  und  Form  des  Vertrags",  ü.  „Dauer  des  Vertrags,  Schadensersatz  bei  Kontraktbruch**, 
in.  „Kündigung  und  Auflösung  des  Vertrags,  IV.  „Rechte  und  Pflichten  der  Parteien**,  VI.  „Stell- 
vertretung", VII.  „Lohn",  Vm.  „Verjährung",  IX.  „Auflösungsbedingungen,  Streik".  Vgl.  BuUetin 
du  comit^  permanent  du  congr^s  international  des  accidents  du  travail,  Paris,  Tome  VII  (1896) 
p.  186,  508  Buiv. 
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Art.  28. 
Jede  Vereinbarung,   durch  welche  die  Parteien  etwa  übereinkommen,  im  voraus  den 
Betriebsuntemehmer  von  der  in  diesem  Abschnitt  behandelten  Haftpflicht  zu  befreien,   ist 
nichtig.  — 

Dieser  Entwurf  stellte  ein  Kompromiss  zwischen  der  älteren  individuali- 
stischen und  der  neueren  sozialen  Richtung  dar,  von  welchen  die  ersteredie 
Unfallentschädigungsfrage  nach  wie  vor  auf  privatrechtlichem,  die  letztere 
auf  öffentlichrechtlichem  Boden  lösen  wollte.  Daher  einerseits  das  grund- 
sätzliche Festhalten  an  dem  „groben  Verschulden"  (faute  lourde),  andererseits 
das  Hineinziehen  des  neuen  Begriffe  der  „Betriebsgefahren"  (risque  professionnel), 
welche  überaJl  da,  wo  schweres  Verschulden  nicht  nachgewiesen  wird,  angenommen 
und  von  beiden  Parteien  gemeinsam  getragen,  d.  h.  dem  verunglückten  Arbeiter 
nur  teilweise  entschädigt  werden  sollen,  und  endlich  der  vergebliche  Versuch, 
durch  eine  Begriffsbestimmung  für  „grobes  Verschulden"  (Art.  25)  der  befürchteten 
Flut  von  Prozessen  einen  festen  Damm  entgegenzusetzen.  Ueberdies  musste  die  Rege- 
lung der  Entschädigungsfrage  in  der  grossen  Mehrzahl  der  in  Betracht  kommen- 
den Fälle,  d.  h.  allen  solchen,  welche  sich  nicht  schon  nach  dem  gemeinen  Privat- 
recht erledigten,  einem  besonderen  Gesetz  vorbehalten  werden  (Art.  26),  da  dies 
über  den  Rahmen  des  vorliegenden  Gesetzentwurfe  weit  hinaus  gegangen  wäre.  — 

Der  Minister  für  Industrie  und  Arbeit  Hess  demgemäss  am  9.  November  1896 
dem  Ober- Arbeitsrat  einen  vom  Arbeitsamt  aufgestellten  „Qrundriss"  eines  solchen 
Sondergesetzes  über  die  Unfallentschädigungen  zugehen.^)  Dieser  Qrundiiss 
schlug  für  die  Regelung  der  Entschädigungen  bei  den  in  Art  26  des  Gesetz- 
entwurfs über  den  Arbeitsvertrag  behandelten  Unfällen  zwei  verschiedene  Wege 
vor:  in  einem  Entwurf  A  (Art.  1—50)  die  Zwangsversicherung  nach  deutsch- 
österreichischem Vorbilde  für  das  Grossgewerbe  —  Betriebe  mit  mehr  als 

4  Arbeitern  oder  motorischer  Triebkraft  —  und  zwar  auf  gemeinsame  Kosten 
der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  mittels  besonderer  (beide  Teile  umfassender, 
bezirklich  oder  beruflich  abgegrenzter)  Unfallgenossenschaften  (caisses  de 
pr6voyance  contre  les  accidents  du  travail),  welche  die  (im  wesentlichön  nach 
deutschen  Grundsätzen  geregelten)  Entschädigungen  festsetzen  (vorbehaltlich  der 
Beruftmg  an  das  Gewerbegericht  bezw.  das  ordentliche  Gericht)  und  die  zur 
Deckung  erforderlichen  Mittel  nach  dem  Kapitaldeckungssystem  durch  Prämien 
aufbringen,  die  den  Lohnsummen  und  Betriebsgefahren  der  einzelnen  Betriebe 
entsprechend  zu  berechnen  sind;  2.  in  einem  Entwurf  B.  (Art.  1—12)  für  die 
nichtversicherungspflichtigen  Betriebe  —  Kleingewerbe  und  Landwirtschaft  — 
die  freiwillige  Versicherung  (des  Betriebsunternehmers  mit  seinen  Arbeitern 
zu  gleichen  Lasten)  bei  den  vorerwähnten  Unfall -Genossenschaften,  andernfalls 
sollte  der  Unternehmer  bei  Betriebsunfällen  dem  Verunglückten  die  Hälfte  der 
sub  A  vorgesehenen  Entschädigungssätze  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten  haben. 

Dieser  „Grundriss"  wurde  von  der  Kommission  des  Ober-Arbeitsrats  bereits 
am  25.  November  1896  in  Beratung  gezogen  und  führte  unter  Verwertung  der 
deutsch-österreichischen  Erfahrungen  zur  Aufstellung  eines  „Vorentwurfs  zu  einem 
Gesetz  über  die  Entschädigung  der  Betriebsunfälle"  (Avant-projet  de  loi  sur  la 
r6paration  des  accidents  du  travail),  dessen  Inhalt  im  wesentlichen  der  folgende  ist: 

Der  Gesetzvorentwurf  zerfällt  wie  der  „Grundriss"  in  zwei  Teile  und  be- 
zweckt, wie  jener,  sämtliche  Betriebsunfälle  zu  entschädigen,  ausgenommen  die 
durch  Vorsatz  oder  grobes  Verschulden  (faute  lourde)  des  Unternehmers  oder 
Arbeiters  verursachten  Unfälle,  welche  an  Hand  der  deutsch -österreichischen 
Unfallstatistik  auf  10  ^/o  (4—5  ^j^  für  den  Unternehmer,  5—6  ^L  für  den  Arbeiter) 
geschätzt  werden,  so  dass  im  ganzen  95  ^^  aller  Betriebsunfillle  der  Arbeiter 
zur  Entschädigung  kommen  würden  (90  ^1^  nach  dem  Unfallversicherungsgesetz, 

5  ^Iq  nach  dem  gemeinen  Recht). 


*)  Vgl.  „Avant-projet  de  loi  sni  ia  röpamtion  des  accidents  du  travail"  (Documents;  rap- 
port  de  la  commission  du  conseil  supörieur  du  travail),  Bruxelles  1897,  und  Bulletin  du  comit6 
permanent  du  congrös  international  des  accidents  du  travail,  Paris,  Tome  VUI  (1897)  p.  1— 64. 
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Teil  A  des  Entwurfes  (Art.  1 — 54)  beschränkt  die  Zwangsversicherung 
im  wesentlichen  auf  das  Grossgewerbe  (Betriebe  mit  wenigstens  5  Arbeitern 
oder  motorischer  Triebkraft),*)  weil  für  dieses  nach  den  in  Deutschland  und 
Oesterreich  gemachten  Erfahrungen  die  Zwangsversicherung  sich  bereits  bew&hrt 
habe.  Nach  den  bezüglichen  Voranschlägen  würden  von  den  600000  gewerb- 
lichen Arbeitern  (bei  6000000  Bevölkerung)  rund  400000  dem  Versicherungs- 
zwang unterfallen.  Der  letztere  nmfasst  alle  in  den  versicherungspflichtigen 
Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  (einschliesslich  Lehrlinge)  und  die  Betriebs- 
beamten mit  Jahresgehalt  bis  2500  Fr. 

Die  Entschädigungsleistungen^)  sind  im  wesentlichen  nach  den  Grund- 
sätzen der  östen-eichischen  Unfallversicherung  geregelt  und  beginnen  demgemäss 
bei  nicht  tötlichen  Unfällen  erst  mit  der  5.  Woche  nach  dem  Unfall.  Die  Warte- 
zeit der  ersten  4  Wochen  hat,  da  es  in  Belgien  eine  obligatorische  Kranken- 
versicherung nicht  giebt  und  man  andererseits  die  leichten  Unfälle  zur  Verhütung 
von  Simulationen  in  die  Zwangsversicherung  auch  nicht  einbeziehen  wollte,  eine 
nur  notdürftige  Regelung  erfahren:  kostenfreies  Heilverfahren  (eventuell  bis  zum 
Ablauf  der  6.  Woche  nach  dem  Unfall)  und  den  halben  Tagelohn  als  Kranken- 
geld vom  15.  bis  zum  28.  Tage,  bezw.  einen  Zuschuss  im  Betrage  des  drei- 
fachen Tagelohnes,  falls  am  28.  Tage  das  Heilverfahren  noch  nicht  abge- 
schlossen ist. 

Die  Beiträge  werden,  allerdings  in  missverständlicher  Auffassung  der 
deutschen  Statistik,  (s.  unten  &.  31  flg.)  den  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
je  zur  Hälfte  auferlegt  und  nach  dem  österreichischen  Kapitaldeckungssystem 
durch  Prämien  aufgebracht,  deren  Höhe  sich  nach  der  Gefahrenziffer  undLohn- 
summe  der  Betriebe  bestimmt.  Träger  der  Unfallversicherung  sollten  nach  dem 
ursprünglichen  Entwurf  (s.  oben  S.  29)  Unfall -Genossenschaften  sein,  die  nach 
Bezirken  oder  Gewerbszweigen  (aus  Unternehmern  und  Arbeitern)  auf  Gegen- 
seitigkeit —  nach  deutsch-österreichischem  Vorbilde  —  gebildet  werden  sollten.*) 
In  der  Kommission  des  Ober-Arbeitsrates  fand  jedoch  dieser  Vorschlag  grund- 
sätzliche Bekämpfung  durch  die  Vertreter  des  Prinzips  der  freien  Wahl  des  Ver- 
sicherns,  so  dass  in  der  zweiten  Lesung  ein  Kompromiss  zu  stände  kam,  wonach 
unter  gewissen  Bedingungen*)  die  Versicherung  auch  anderweit  genommen  werden 


*)  Versicherungspflichtig:  sind  gemäss  Art.  1  folgende  Gewerbszweige:  1.  Steinbrüche  and 
Steinbearbeitnng,  2.  Eisenindustrie,  3.  Maschinenindustrie,  4.  Glas-  und  keramische  Industrie, 
5.  Textilindustrie,  6.  Chemische  Industrie,  7.  Nahrungsmittelindustrie,  8.  Papier-,  Leder-  und 
Kautschukindustrie,  9.  Baugewerbe;  doch  ist  weitere  Ausdehnung  des  Versicherungszwangs  durch 
königl.  Verordnung  zulässig.  —  Die  Mindestzahl  der  Arbeiter  (5),  welche  die  Scheidegrenze 
zwischen  Klein-  und  Grossgewerbe  ziehen  soll,  ist  dem  Gesetz  vom  15.  Juni  1896  über  die 
Fabrikordnungen  entnommen,  während  der  Erfordernis  eines  mechanischen  Motors  die  Abgrenzung 
der  sonst  „gefährlichen"  Betriebe  erleichtem  soll. 

*)  Die  Entschädigungen  sichern  gemäss  Art.  6  und  7  mindestens:  a)  im  Todesfall,  neben 
den  Beerdigungskosten  im  Betrage  von  50  Fr.,  der  Wittwe  eine  Rente  von  20  <^/o  des  Arbeits- 
verdienstes des  Getöteten,  jedem  hinterlasseuen  Kinde  bis  zum  15.  Lebensjahre  10  ^/q,  den  Doppel- 
waisen 20*/o,  dem  erwerbsunfähigen  Wittwer  20<>/o,  den  Aszendenten  20  <^L  —  insgesamt  aber 
höchstens  50  ^/^  des  Arbeitsverdienstes;  b)  bei  Verletzungen:  d)  Erwerbsunfähigen  während  des 
Heilverfahrens  1.  unentgeltliche  ärztliche  Hilfe  und  Heilmittel  vom  Tage  des  Unfalls  an  bis  zum 
Ablauf  der  sechsten  Woche,  2.  ein  Krankengeld  im  Betrage  des  halben  Arbeitsverdienstes  vom 
16.  Tage  nach  dem  Unfall  bis  zum  28.  Tage,  sodann  eine  Abfertigung  im  Betrage  des  dreifachen 
Tagesverdienstes;  ß)  Erwerbsunfähigen  weiterhin  (vom  29.  Tage  nach  dem  Unfall  ab)  eine 
nach  dem  Grade  der  Erwerbsunfähigkeit  bemessene  B-ente  (70  •/o  des  Arbeitsverdienstes  bei  gänz- 
licher Erwerbsunfähigkeit;  50  <*/o,  wenn  der  Verletzte  nicht  mehr  als  V4  seines  früheren  Durch- 
schnittslohnes verdienen  kann;  40  bis  10 ^/o  bei  geringerem  Grade  der  Erwerbsunfähigkeit), 
welche  vom  55.  Lebensjahre  ab  um  25  */o  herabgesetzt  wird. 

*)  Die  Verwaltung  sollte  durch  Ausschüsse  geführt  werden,  welche  nach  dem  Vorgange 
des  österreichischen  Unfidlversicherungsgesetzes  (§  12)  je  zu  ^/g  aus  gewählten  Vertretern  der  Ar- 
beitgeber und  Arbeiter  und  zu  ^/g  aus  (vom  König)  ernannten  Mitgliedern  bestehen  sollten. 

*)  Nach  Art.  4,  22,  49  und  50  mussten  solche  freie  Versicherungsverbände  mindestens 
15000,  Selbstversicherer  mindestens  5000  versicherte  Arbeiter  nachweisen  können  und  ausserdem 
eine  alljährlicb  vom  Arbeitsminister  ais  Sicherheit  für  die  etwaigen  Entschädigungsleistungen  zu 
bestimmende  Kaution  stellen,  die  erforderlichen  Bentendeckungskapitalien  an  die  Unfallversiche- 
rangs-Geuossensühaft  abführen  und  derselben  die  verauslagten  Krankengelder  sowie  die  Anteile 
an  den  Verwaltungskosten  erstatten. 
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kann  —  doch  so,  dass  auch  in  diesen  Fällen  die  administrativen,  finanziellen  nnd 
instanziellen  Kompetenzen  der  Unfallgenossenschaften  gewahrt  bleiben. 

Die  Festsetzung  der  Entschädigungen  erfolgt  demgemäss  in  allen 
Fällen  durch  die  ünfallversicherungs- Genossenschaft,  gegen  deren  Bescheid  Be- 
rufung an  das  Gewerbegericht  und  des  weiteren  Appellation  an  das  ordentliche 
Gericht  erster  Instanz  offen  steht 

Teil  B  des  Entwurfs  (Art.  1—14)  regelt  fdr  die  dem  Versicherungszwang 
noch  nicht  unterworfenen  Gewerbszweige  (Kleingewerbe  und  Landwirtschaft) 
lediglich  die  Entschädigungsleistungen  gemäss  den  in  Teil  A  festgelegten  Grund- 
sätzen, d.  h.  dem  Unlallverletzten  bezw.  seinen  Hinterbliebenen  steht  lediglich 
gegen  den  Betriebsunternehmer  je  die  Hälfte  der  dort  vorgesehenen  Entschä- 
digungssätze (an  Stelle  der  Renten  die  entsprechenden  Kapitalbeträge)  zu,  sofern 
nicht  der  Unternehmer  freiwillig  die  Unfallversicherung  seiner  Arbeiter  gemäss 
Teil  A  übernommen  hat  und  die  Hälfte  der  erforderlichen  Prämie  aus  eigenen 
Mitteln  leistet;  seine  Arbeiter  können  aber  ihrerseits  durch  unmittelbaren  oder 
seitens  ihres  Arbeitgebers  vermittelten  Anschluss  an  die  Versicherungskasse  einer 
Unfallversicherungs-Genossenschaft  mittels  eigner  Zahlung  der  andern  Hälfte  der 
Prämie  sich  die  vollen  Entschädigungssätze  gemäss  Teil  A  sichern.  — 

Der  ganze  Gesetzentwurf  war,  wie  die  meisten  derartigen  Gesetzentwürfe 
des  Auslandes^),  im  wesentlichen  auf  den  mit  der  deutschen  und  östen*eichibchen 
Arbeiterversicherung  gemachten  Erfahrungen  au^^ebaut  worden,  indessen  waren 
dabei  wie  auch  anderswo  in  missverständlicher  Auffassung  der  deutschen  Einrich- 
tungen und  Unfall-Statistik  erhebliche  Irrtümer  mituntergelaufen.') 

1.  Zunächst  wird  die  Beschränkung  der  Zwangs  Versicherung  auf  das 
Grossgewerbe  (Teil  A)  damit  begründet,  dass  diese  weder  in  Deutschland  noch 
in  Oesterreich  das  gesamte  Gewerbe  umfasse  und  dass  sie  selbst  in  diesem  be- 
schränkten Umfange  nach  den  statistischen  Erfahrungen  für  einzelne  Gewerbe- 
zweige so  erhebliche  Unznträglichkeiten  mit  sich  bringe,  dass  hauptsächlich  des- 
halb eine  Revision  der  Unfallversicherungsgesetze  geplant  sei.  Aus  den  deutschen 
Abänderungsvorlagen  vom  Jahre  1894  und  1896*)  ergiebt  sich  aber  gerade  das 
Gegenteil  —  ganz  abgesehen  davon,  dass  schon  die  zum  Stammgesetz  vom  6.  Juli 
1884  erlassenen  Ergänzungsgesetze  (1886/87)  teilweise  auch  das  Handwerk  und 
Kleingewerbe  (Motorbetriebe),  sowie  die  gesamte  Land-  und  Forstwirtschaft  um- 
fassen und  in  ihrer  praktischen  Durchftthrung  keinerlei  Schwierigkeiten  bereitet 
haben.*)  In  der  Vorlage  vom  Jahre  1894  wai*  gerade  die  Ausdehnung  der 
Unfallversicheining  auf  das  Kleingewerbe  (Handwerk)  als  solches  vorgeschlagen, 
und  da  die  berufsgenossenschaftliche  (für  das  Grossgewerbe  berechnete)  Organi- 
sation hierfür  nicht  passte,  eine  territoriale  Organisation  geplant,  wie  sie  in 
Oesterreich  für  die  Unfallversicherung  überhaupt  und  in  Deutschland  für  die 
Invalidenversicherung  bereits  praktisch  eingeführt  war.  Wenn  die  spätere  Vor- 
lage (vom  Jahre  1896)  von  der  Einbeziehung  des  Kleingewerbes  in  die  Zwangs- 
versicherung abgesehen  hat,  so  geschah  dies  nicht  deshalb,  weil  der  1894  vor- 
geschlagene Weg  etwa  ungangbar  erschien,  sondern  lediglich  deshalb,  weil  in 
den  beteiligten  Kreisen  einmal  die  Notwendigkeit  einer  solchen  Massnahme 
bestritten  wurde,  (wegen    der  im    Gegensatz    zum  maschinellen  Grossbetriebe 


*)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Berlin  1898/99,  Heft  I  fg. 

•J  Vgl.  hierzu  meine  Berichtigung  im  Bulletin  du  comit6  permanent  du  congröß  inter- 
national des  accidents  du  travail,  Paris,  Tome  Vm  (1877)  p.  506—518;  meine  Abhandlungen 
„ünfaUstatistik"  und  „Unfall Versicherung"  in  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften, 
U.  Supplementband,  Jena  1897,  S.  912  fg.  und  die  Ausftlhrungen  in  meiner  „Arbeiterversichemng 
im  Auslande",  Berlin  1899,  Heft  Vn  (Oesterreich)  S.  80/46  fg. 

')  Vfi^l-  „Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  a)  Erweiterung  der  Unfallversicherung,  b)  Abände- 
rung der  Unfallversicherungsgesetze",  abgedmckt  im  Beichsanzeiger  No.  144/146  vom  21.  und 
23.  Juni  1894,  und  „Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Abänderung  der  Unfallversicherungs- 
gesetze" vom  17.  November  1896,  Reichstagsdrucksache  No.  570,  9.  L^:islaturperiode,  IV.  Session 
1895/97,  bezw.  Kommissionsbericht  vom  26.  Mai  1897  (Drucksache  No.  909). 

*)  Vgl.  meinen  „Leit&den  zur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reichs",  Berlin  1898, 
S.  15. 
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verhältnismässig  geringen  Unfallrisiken  des  Handwerksbetriebes),  sodann  bei  der 
ohnehin  schwierigen  Lage  des  Handwerks  jede  weitere,  nicht  durchaus  notwendige 
Belastung  desselben  grundsätzlich  abgelehnt  wurde.  Im  übrigen  lässt  aber  der 
Inhalt  beider  Vorlagen  (1894/1896),  insbesondere  auch  der  Bericht  der  Reichstags- 
Kommission  vom  Jahre  1897^)  gar  keinen  Zweifel  darüber,  dass  es  sich  bei  der 
Eeform  der  ünfallversicherungsgesetze  nirgends  um  eine  Rflckwärts-Revidierung, 
sondern  überall,  unter  Festhaltung  der  prinzipiellen  Grundlagen,  nur  um  Er- 
weiterungen zu  Qunsten  der  Arbeiter  gehandelt  hat^) 

Wenn  aber  weiter  die  Auffassung  vertreten  wird,  dass  die  Unfallversiche- 
rung nach  dem  belgischen  Doppelvorschlage  (Teil  A  und  B:  Zwangsversicherung 
für  Qrossgewerbe,  freiwillige  Versicherung  für  Kleingewerbe)  weiter  greife, 
als  die  deutsche  und  österreichische  (das  Kleingewerbe  ausschliessende)  Unfall- 
versicherung, so  würde  dies  lediglich  der  Theorie,  aber  nicht  der  Praxis  nach 
zutreffen,  da  die  freiwillige  Versicherung  für  die  grosse  Masse  der  Arbeiter 
erfahrungsgemäss  ganz  wirkungslos  bleibt.^) 

2.  Bezüglich  der  Berechnung  der  Unfallentschädigungen,  welche  sich 
im  wesentlichen  den  schon  an  sich  niedrigeren  Sätzen  der  österreichischen  Un&llver- 
sicherung  anschliessen,  wird  zwar  der  der  deutschen  und  österreichischen  Gesetz- 
gebung gemeinsame  Grundsatz  adoptiert^  dass  nicht  nivellierende  Durchschnitts- 
löhne, vielmehr  der  (im  letzten  Jahre  vor  dem  Unfall  verdiente)  Individuallohn 
der  Renten-  wie  Prämienberechnung  zu  Grunde  gelegt  werden  soll.  Indessen 
wird  als  Jahresverdienst  nicht  wie  dort  das  800  fache,  sondern  nur  das  260  fache 
des  Tagelohnes  in  Ansatz  gebracht,  so  dass  der  verunglückte  Arbeiter,  im  Ver- 
gleich zur  deutschen  Unfallversicherung,  doppelt  benachteiligt  erscheint  (durch 
die  niedrigere  Quote  sowohl  des  Rentensatzes  als  des  der  Rentenberechnung  zu 
Grunde  zu  legenden  Jahresverdienstes).  Die  durchschnittliche  Arbeitszeit  von  260 
Tagen  pro  Jahr  und  Arbeiter  wird  aus  der  österreichischen  Unfallstatistik  pro 
1894  abgeleitet,  wonach  1124675  gewerbliche  Arbeiter  oder  962877  Vollarbeiter 
(ä  300  Arbeitstage)  versichert  waren,  und  demgemäss  die  Gesamtzahl  der  that- 
sächlich  geleisteten  Arbeitstage  auf  962877x300  und  die  Durchschnittszahl 

962877  300 
(pro  Arbeiter  und  Jahr)  ^^^ —TTKT^fr~  ==  256,84,   oder   rund    260    berechnet 

wurde.  Dabei  ist  aber  übersehen,  dass  in  den  1124675  versicherten  Arbeitern 
auch  solche,  die  nur  vorübergehend  in  versicherungspflichtiger  Beschäftigung 
stehen,  mit  eingerechnet  sind,  so  dass,  wenn  man  die  Gesamtzahl  der  Arbeits- 
tage (962877x300)  durch  die  Gesamtzahl  der  Veraicherten  (1124675)' dividiert, 
zu  Ungunsten  der  Arbeiterschaft  sich  eine  viel  zu  kleine  Zahl  als  durchschnitt- 
liche Arbeitszeit  ergiebt  —  ganz  abgesehen  davon,  dass  ein  Ergebnis,  wonach 
regelmässig  beschäftigte  Arbeiter  neben  den  52  Sonntagen  noch  ebensoviele  Tage 
im  Jahre  feiern  sollten,  auch  der  Wirklichkeit  nicht  entspricht. 

3.  Auf  einem  ähnlichen  Trngschluss  und  missverständlicher  Auffassung  der 
deutsch -österreichischen  Unfallstatistik  beruht  die  weitere  grundsätzliche  Ab- 
weichung von  der  deutschen  Gesetzgebung,  dass  die  Beiträge  zur  Unfallversiche- 
rung nicht  den  Unternehmern  allein,  sondern  den  Unternehmern  und  Arbeitern 
gemeinsam  —  je  zur  Hälfte  —  auferlegt  werden,  trotzdem  sich  angesehene 
Verbände  der  Industriellen  selbst,  so  die  „Union  des  charbonnages,  mines  et  usines 
m^tallurgiques  de  la  province  de  Li^e"  und  die  „Association  des  maitres  de  forges 
de  Charleroi"  sich  ausdrücklich  für  die  alleinige  Belastung  der  Unternehmer 
ausgesprochen  hatten.  Die  gleichmässige  Teilung  der  Lasten  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  wird  damit  begründet,  dass  der  ganze  Entwurf  von 
dem  Arbeitsvertrag  ausgehe,  der  die  Vertragsparteien  in  Rechten  und  Pflichten 
einander  völlig  gleichstelle;  demnach  sei  es  logisch,  sie  auch  bei  den  Unfalllasten 


')  Vgl.  Drucksachen  des  deutschen  Reichstags,  9.  Legislaturperiode,  IV.  Session  1895/97, 
No.  909. 

*j  Dasselbe  gilt  von  den  Novellen  zur  Krankenversicherung  vom  10.  April  1892  und  «ur 
Invalidenversicherung  vom  18.  Juli  1899. 

*)  YgL  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslände**,  Berlin  1898/99,  Heft  I  fg. 
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gleich  zu  behandeln.  Ein  anderes  System  würde  sogar  ungerecht  und  verwerflich 
sein;  erstens,  weil  besonders  gefährliche  Beschäftigongen  auch  höher  gelöhnt 
würden  und  es  deshalb  ganz  gerechtfertigt  sei,  eine  Quote  dieses  erhöhten  Lohnes 
zur  Deckung  der  bezüglichen  Risiken  in  Anspruch  zu  nehmen,  zumal  andernfalls 
der  allein  belastete  Arbeitgeber  doch  eine  entsprechende  Quote  auf  den  Arbeiter 
(durch  Verminderung  des  Ix>hns)  abwälzen  würde,  so  dass  schliesslich  der  Arbeiter, 
wenn  auch  unwissentlich,  gleichwohl  die  nämliche  Beitragsquote  zu  tragen  hätte; 
die  verwerfliche  Folge  der  alleinigen  Belastung  des  Unternehmers  würde  aber 
darin  bestehen,  das  Verantwortlichkeitsgeföhl  bei  beiden  TeUen,  erheblich  abzu- 
schwächen und  damit  die  Zahl  der  Betriebsunflllle  zu  vermehren.  Endlich  wird 
noch  aus  der  deutsch- österreichischen  Unfallstatistik  der  Schluss  gezogen,  dass, 
wenn  die  Arbeiter  auch  formell  nach  dem  deutschen  Gesetz  nichts  und  nach 
dem  österreichischen  Gesetz  nur  ^/^^  zu  den  Unfalllasten  beizutragen  hätten,  sie  doch 
mittelbar  —  infolge  der  sogenannten  Wartezeit  —  und  im  praktischen  Endergebnis 
gleichwohl  etwa  die  Hälfte  der  gesammten  Unfallbelastung  zu  tragen  hätten. 

Diese  Begründung  ist  durchweg  unzutreffend. 

Die  Ableitung  der  für  beide  Teile  —  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  — 
gleichen  Unfallbelastung  aus  dem  Arbeitsvertrag,  weil  dieser  auch  sonst  beide 
Teile  auf  gleichem  Fusse  behandelt,  mag  eine  juristische  Eonsequenz  sein,  bedeutet 
aber  eine  soziale  Unbilligkeit,  da  die  beiderseitigen  Einsätze  grundverschieden 
sind:  der  Unternehmer  riskiert  bei  den  Betriebsunfällen  meist  nur  sein  G^ld,  der 
Arbeiter  aber  Leben  und  Gesundheit  und  damit  seine  gesamte  wirtschaftliche 
Existenz.  Ausserdem  will  der  Entwurf  gerade  diejenigen  Unfälle  decken,  die 
weder  dem  einen  noch  dem  anderen  Teil  zur  Last  zu  legen  sind,  vielmehr  den 
unvermeidlichen  Betriebsgefahren  entspringen,  also  durch  den  Betrieb  als  solchen 
verursacht  werden.  Es  handelt  sich  mithin,  um  bei  der  juristischen  Ausdrucksweise 
zu  verbleiben,  gewissermassen  um  eine  dingliche  Belastung  des  Betriebes 
ohne  jede  subjektive  Beziehung  zu  der  einen  oder  anderen  Partei,  und  da  der 
Betrieb  ausschliesslich  dem  Unternehmer  zugehört,  so  wäre  es  schon  nach  den 
privatrechtlichen  Grundsätzen  „casum  sentit  dominus^  und  „cujus  commodum,  ejus 
periculum"  weit  folgerichtiger,  das  Betriebsrisiko  („risque  professionnel")  dem  Arbeits 
geber  als  dem  Betriebsinhaber  allein  zur  Last  zu  legen,  wie  dies  auch  die  heueren^  im 
Grunde  auf  privatrechtlichem  Boden  verbleibenden  Unfallentschädigungsgesetze  in 
England,  Dänemark,  Frankreich  und  Italien  gethan  haben.  ^)  Der  vorliegende  Vor- 
schlag und  der  verschwommene  Charakter  dieser  Gesetze,  welche  zwischen  der 
privat-rechtlichen  Lösung  (Haftpflicht)  und  der  öffentlich-rechtlichen  Lö- 
sung (Versicherung)  hin-  und  herschwanken,  lassen  lediglich  aufs  neue  er- 
kennen, dass  die  Verhältnisse  der  modernen  Wirtschaftsentwicklung  sich  nicht 
immer  unter  die  privatrechtliche  Schablone  bringen  lassen,  ohne  zu  Zwangs- 
konstruktionen oder  zu  verkehrten  Ergebnissen  zu  führen.  Gerade  bei  der 
Lösung  der  Unfallentschädigungsfi*age  klebt  man  immer  noch  zu  sehr  an  deren 
privatrechtlichen  Genesis.  Die  Unzulänglichkeit  der  persönlichen  Haftpflicht 
des  Unternehmers  gegenüber  den  modernen  Betriebsgefahren  war  es,  welche  die 
ganze  Frage  heraufl^hworen  hatte  und  nun  durch  anderweite  Ausgestaltung 
des  Arbeitsvertrags  behoben  werden  sollte.  Man  verblieb  damit  in  demselben 
Lrtum,  wie  bei  der  gleichen  Stellungnahme  zur  modernen  Arbeiterversicherung 
überhaupt.  Es  wurde  übersehen,  dass  es  sich  hier,  wo  die  moderne  Lohnarbeiter- 
schaft gegen  bestimmte  Notfälle  des  heutigen  Erwerbslebens  (Gewerbekrankheit, 
Betriebsunfall,  Berufeinvalidität)  wirtschaftlich  sichergestellt  werden  soll,  nicht 
um  individuelle,  durch  die  Kraft  des  Einzelnen  zu  überwindende  und  durch 
Fortbildung  des  Privatrechtes  zu  regelnde  Fälle,  sondern  um  typische  Massen- 
erscheinungen handelt,  welchen  man  nur  auf  kollektiver  Grundlage  begegnen 
kann.  Weder  das  Privatrecht,  noch  das  Staatsrecht  bieten  hier  die  Lösung;  das 
erstere  ist  zu  eng,  da  es  nur  die  rechtlichen  Beziehungen  von  Person  zu  Person 
regelt,  das  letztere  zu  weit,  weil  es  das  Rechtsverhältnis  des  Staates  zu  sämt- 


»)   Vgl.  meine  „Arbeitervereichenmg  im  Auslande",  Berlin  1898/99,  Heft  I   (DÄnemark) 
S.  10,  IV  (Frankreich)  S.  42/46,  V  (England)  S.  22,  VI  (Itaüen)  S.  24  fg. 
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liehen  Staatsbürgern  betrifft  Hier  gilt  es  aber,  ein  soziales  Recht  zu  schaffen, 
welches  bestimmte,  durch  die  moderne  Wirtschaftsentwickelung  erzeugte  Gruppen 
kollektiv  behandelt  (als  neue  sozialorganische  Mittelglieder  zwischen  Staat  und  Indi- 
viduum) und  die  rechtlichen  Beziehungen  dieser  Berufsgruppen  einerseits  zu  den  Be- 
rufsgenossen andererseits  zum  Staat  mehr  von  wirtschaftlichen  als  rein  juristischen 
Gesichtspunkten  aus  regelt.  In  diesem  Sinn  ist  das  gesamte  moderne  Arbeiter- 
recht ein  soziales  Becht,  und  dass  die  Fortentwicklung  nach  dieser  Richtung  hin 
zu  suchen  ist,  lässt  schon  die  bisherige  Ausgestaltung  der  sogenannten  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung erkennen.  In  der  Absicht,  Leben,  Gesundheit  und  Verdienst 
der  Lohnarbeiter  zu  sichern,  hat  sie  die  privatrechtliche  Grundlage  des  Arbeits- 
vertrags mit  staatlichen  Eingriffen  schon  derart  durchlöchert,  dass  von  der  Auto- 
nomie der  Vertragsparteien  nicht  mehr  viel  übrig  bleibt,  und  welche  persön- 
liche Einwirkung  auf  die  Ausgestaltung  seines  Arbeitsvertrags  bleibt  gar  dem 
einzelnen  Arbeiter,  welcher  in  irgend  einen  der  heutigen  Grossbetriebe  eintritt? 
Er  findet  alles  bis  ins  Kleinste,  selbst  bis  auf  den  Lohnsatz  und  die  tägliche 
Arbeitszeit  bereits  geregelt  vor  und  hat  lediglich  die  Wahl,  anzunehmen  oder 
fortzubleiben.  Ein  solcher  Grossbetrieb  mit  seiner  reichen  sozialen  Gliederung 
(Tagearbeiter,  Facharbeiter,  Vorarbeiter,  Werkfahrer,  Aufsichtsbeamte,  technisches 
und  kaufmännisches  Personal,  Betriebsleiter  und  Direktoren)  bildet  schon  an  sich 
einen  gesellschaftlichen  Organismus,  der  sich  nicht  privatrechtlich  vivisecieren 
lässt,  sondern  auch  in  juristischer  Beziehung  eigenartige  Behandlung  erheischt 
Er  ist  gewissermassen  die  Zelle  des  modernen  Wirtschaftsorganismus,  welcher 
überall  nach  beruflicher  oder  korporativer  Gliederung  verlangt,  um  diesen 
neuen  Körperschaften  innerhalb  ihrer  eigenen  Interessensphären  im  Wege  der 
Selbstverwaltung  die  Lösung  derjenigen  Aufgaben  zu  überlassen,  fttr  deren  Rege- 
lung in  der  weiteren  Fortentwicklung  weder  der  Vertragswille  der  Einzelnen  noch 
die  Allmacht  des  Staates  als  die  geeigneten  Träger  erscheinen,  —  wie  denn 
die  gesamte  soziale  Frage  im  Grunde  auf  eine  organisatorische  Lösung  hin- 
drängt In  der  Kaiserlichen  Botschaft  vom  17.  November  1881,  welche  das  grosse 
Werk  der  „Arbeiterversicherung"  inaugurierte/)  ist  dieses  Entwickelungsprinzip 
bereits  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht,  und  in  diesem  Zusammenhang  bedeutet 
die  deutsche  Arbeiterversicherung,  was  namentlich  im  Auslande  noch  vielfach 
übersehen  wird,  keineswegs  eine  Versicherung  im  privatrechtlichen  Sinne,  viel- 
mehr eine  soziale  Versorgung  d.  h.  die  Sicherung  der  wirtschaftlichen  Existenz 
in  unvermeidlichen  Notfällen  des  modernen  Erwerbslebens  fttr  wirtschaftlich 
unselbständige  und  zur  Selbsthilfe  (finanziell  wie  technisch)  unvermögende  Gruppen 
der  Bevölkerung  durch  deren  korporative  Zusammenfassung  und  organisierte 
Kollektivhilfe.  Deshalb  kann  man  z.  B.  die  Begriffe  der  Aequivalenztheorie 
und  der  Versicher ungstechnik,  was  ebenfalls  zu  vielen  Missverständnissen  Ver- 
anlassung gegeben  hat,  auf  die  Arbeiterversicherung  auch  keineswegs  in  dem  für 
Privatversicherungen  üblichen  Sinne  ohne  weiteres  übertragen,  da  es  sich  nicht 
wie  bei  dieser  um  genaue  Abwägung  einzelner  vertragsmässiger  Leistungen  und 
GegenleistUDgen  und  deren  wechsekeitiges  vermögensrechtliches  Gleichgewicht, 
vielmehr  um  die  Regelung  sozialer  Verhältnisse  und  um  öffentlich-rechtliche  Träger 
der  bezüglichen  Verpflichtungen  handelt,  welche  die  finanziellen  Garajitien  in 
sich  selbst  tragen. 

Des  weiteren  ist  es  ebenso  wenig  zutreffend,  dass  die  Arbeiter  in  den 
gefährlicheren  Betrieben  regelmässig  auch  höhere  Löhne,  also  ein  Aequivalent 
für  das  grössere  Risiko  erhalten  und  deshalb  mit  Recht  zu  den  Lasten  der  Un&ll- 
versicherung  mit  herangezogen  werden  müssten,  da  sonst  der  Unternehmer  die 
ihm  allein  auferlegte  Last  doch  auf  den  Arbeiter  abwälzen  würde.  Aus  den 
praktischen  Erfahrungen  lässt  sich  wenigstens  diese  Auffassung  nicht  belegen; 
denn  einmal  ergeben  die  alljährlich  veröffentlichten  Rechnungsergebnisse  der 
deutschen  Dnfall-Berufsgenossenschaften,')  dass  trotz   der   einseitigen   und  all- 

^)  Vgl.  meinen  „Leitfaden  zur  Arbeiter^erBicherung  dee  Deutschen  Reichs",  Berlin  1898, 
S.  3—4. 

*)  Vgl.  die  „Ueberaicht  über  die  10jährige  Gesohäftsthätigkeit  des  Reichsveraicherungs- 
amts',  AmtL  Nachrichten  des  Beichsversicherungsamts,  Jahrg.  1895,  Teil  11  S.  78  fg.,  sowie  die 
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j&hrlich  (infolge  des  Umlageyerfahrens)^)  noch  steigenden  Belastung  der  Arbeit- 
geber durch  die  Unfallversicherung  die  gewerblichen  Arbeitslöhne  gleichwohl 
eine  fortgesetzte  Steigerung  zeigen,  dass  also  eine  Abwälzung  dieser  Last  auf 
die  Arbeiter  durch  entsprechende  Lohnkürzung  nicht  stattgefunden  hat,  und 
andererseits  beweist  dieselbe  Statistik,  dass  keineswegs  die  unfallgeföhrlichsten 
Industrien  auch  stets  die  höchsten  Löhne  und  damit  den  Arbeitern  schon  ein 
entsprechendes,  bei  der  Unfallversicherung  mit  zu  besteuerndes  Aequivalent 
zahlen. 

Ebensowenig  lässt  sich  aus  der  deutschen  Unfallstatistik  ein  Beweis  dafür 
erbringen,  dass  die  Unternehmer,  weil  sie  die  Lasten  im  wesentlichen  allein 
tragen  (s.  unten),  in  der  Unfallverhütung  lässiger  geworden  seien  —  ganz 
im  Qegenteil,  da  der  lässige  Unternehmer  gemäss  §  78  des  deutschen  Unfall- 
versicherungsgesetzes doppelt  scharf  besteuert  wird,^)  hat  er  das  lebhafteste 
Interesse  daran,  seinen  Betrieb  so  vollkommen  wie  möglich  zu  gestalten.  Dass 
dies  in  der  Praxis  auch  thatsächlich  geschieht,  ergiebt  sich  schon  daraus,  dass 
nahezu  sämtliche  gewerbliche  Berufsgenossenschaften  solche  (unter  Zuziehung 
der  Arbeiter  aufgestellte  und  vom  Reichsversicherungsamt  bestätigte)  Unfall- 
verhütungs-Vorschriften eingeführt  haben  und  infolge  ihrer  strengen  Durch- 
fuhrung im  Verein  mit  einer  intensiven  Ausbildung  des  Heilverfahrens  für 
Unfallverletzte,  —  trotz  des  ausserordentlichen  Au&chwunges  der  Industrie  und 
der  dadurch  bedingten  Masseneinstellung  ungeschulter  Arbeiter  —  eine  Abmin- 
derung  der  schwereren  Unfälle  (Tod,  Invalidität)  erzielt  haben.  ^  Wenn  aber 
aus  der  noch  steigenden  Zahl  der  leichten  Unfälle  (mit  vorübergehender  Erwerbs- 
unfähigkeit) vielfach  auf  eine  zunehmende  Sorglosigkeit  der  versicherten  Arbeiter 
geschlossen  wird,  so  dürfte  auch  dies  auf  einem  Trugschluss  beruhen  und  die 
ungezwungene  Erklärung  dieser  Erscheinung  einerseits  in  der  massenhaften 
Heranziehung  noch  ungeübter  Arbeitskräfte  bei  vermehrten  Risiken,  andererseits 
in  der  wohlwollenden  Spruchpraxis  der  UnfaUversicherungs-Instanzen  zu  suchen 
sein,  welche  auch  kleinere,  im  früheren  Haftpflichtprozess  überhaupt  nicht  be- 
rücksichtigte Schäden  vergüten. 

Endlich  beruht  es  auf  einer  völlig  missverständlichen  Auffassung  der 
deutschen  Einrichtungen  und  Statistik,  wenn  die  letztere  zum  Beweise  dafür  heran- 
gezogen wird,  dass  die  Unfalllasten  sich  auch  in  Deutschland  und  Oesterreich  auf 
Unternehmer  und  Arbeiter  (infolge  der  den  Krankenkassen  belassenen  sog. 
Wartezeit)  thatsächlich  gleichmässig,  d.  h.  je  zur  Hälfte  verteilen,  obwohl  die 
Arbeiter  formell  zu  den  Unfallbeiträgen  nach  dem  deutschen  Gesetz  gar  nicht 
und  nach  dem  österreichischen  Qesetz  nur  mit  ^/^^  herangezogen  würden.  Hierbei 
ist  ganz  übersehen,  dass  die  numerische  und  die  finanzielle  Belastung 
der  Krankenkassen  durch  die  Unfälle  während  der  Wartezeit  sich  keineswegs 
decken.  Vielmehr  ergiebt  die  Unfallstatistik,  dass  in  Deutschland  die  Kranken- 
kassen infolge  der  13  wöchigen  Wartezeit  zwar  */^  der  Unfälle,  aber  nur  ^/g  der 
Unfalllasten  und  die  Arbeiter  selbst,  da  die  Beiträge  zur  Krankenversicherung 
zu  ^/g  von  den  Arbeitgebern  aufgebracht  werden,  sogar  nur  8®/o  und  selbst  in 
Oesterreich  (infolge  der  4  wöchigen  Wartezeit)  zuzüglich  des  direkten  Unfall- 
beitrags von  lO^/^j  auch  nur  16  bis  17 ^lo  —  also  keineswegs  die  Hälfte  — 
der  Unfalllasten  tragen. 

4.  Hinsichtlich  der  Aufbringung  der  Mittel  endlich  wird,  gegenüber  dem 
deutschen  angeblich  ganz  verwerflichen  „Umlageverfahren^,  das  österreichische 
„Prämiensystem''   (mit  Kapitaldeckung)  als  das  allein  brauchbare  und  gerechte 


in  No.  1  jeden  Jahrgangs  yeröffentlichten  Rechnungsergebnisse  der  gewerblichen  Berufsgenossen* 
Schäften,  insbesondere  Tab.  1  Sp.  15,  Tab.  2  Sp.  26  u.  Tab.  3  Sp.  8. 

^)  Vgl.  dazu  meine  „ Arbeit erveisicherang  im  Auslände'^,  Berlin  1899,  Heft  VII  (Oester- 
reich) S.  35  und  die  daselbst  in  Note  3  angezogene  Litteratur. 

")  Vgl.   meinen    „Leitfaden    zur   Arbeiterrersicherong   des   Deutschen    Beichs'',   Berlin 
1898,  8.  12. 

•)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslände**,   Berlin  1899,   Heft  VII  (Oesterreich) 
S.  26  f^. 
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System  Terteidigt,  obwohl  die  praktischen  Erfahrangen  gerade  das  (Gegenteil 
darthon.  Das  Umlagever fahren,  welches  am  Ende  eines  jeden  Rechnungsjahres 
die  thatsächlich  entstandenen  Auslagen  auf  die  einzelnen  Betriebe  entsprechend 
den  gezahlten  Löhnen  und  den  durch  die  praktische  Erfahrung  fortlaiäend  ge- 
wonnenen Gtefahrenziffem  verteilt,  hat  den  unleugbaren  Vorzug,  sich  auf  ganz 
sicheren  Grundlagen  zu  bewegen,  und  den  weiteren  Vorteil,  cUe  entsteh^den 
Lasten  allmählich  ansteigen  zu  lassen  und  der  Industrie  nicht  unnötigerweise 
Millionen  werbenden  Kapitals  zu  entziehen.  Das  Prämiensystem  dag^fen  sucht 
die  voraussichtlichen  öesamtkosten  im  voraus  zu  berechnen  und  durch  feste, 
d.  h.  von  Anfang  an  in  ganzer  Höhe  einsetzende,  aber  dann  gleichbleibende  Bei- 
träge (Prämien)  zu  decken,  beruht  also  zunächst  auf  ganz  unsicheren  Grund- 
lagen, da  die  statistischen  Unterlagen  für  die  Aufstellung  eines  richtigen 
Prämientari^  welcher  die  Deckung  der  entstehenden  Verbindlichkeiten  thatsäch- 
lich gewährleistet  und  diese  Lasten  auf  die  verschiedenen  Betriebsgmppen  ge- 
recht verteilt,  sich  erst  im  Laufe  der  Jahre  durch  die  praktischen  Erfahrungen 
gewinnen  lassen.  Deshalb  sind  etwaige  Irrtfimer  in  den  Grundlagen  bei  dem 
Prämiensystem  weit  schwerer  zu  berichtigen  als  bei  dem  viel  beweglicheren 
ümlageverfahren,  ganz  abgesehen  davon,  dass  das  (auch  durch  die  Schwankungen 
des  Zinsfusses  weit  stärker  beeinflusste)  Eapitaldeckungsverfahren  solche  Lr- 
tttmer  in  der  Gefahrenklassifikation,  Beitragstariflenmg  und  Rentenkapitaüsierung 
wesentlich  verschärft  und  zu  den  grössten  Ungerechtigkeiten  f&hrt  Aus  diesen 
Gründen  hat  gerade  das  österreichische  Prämiensystem  bisher  völlig  versagt  und 
trotz  mehrfacher  Tarifänderungen  es  nicht  zu  verhindern  vermocht,  dass  sämtliche 
Unfallversicherungsanstalten  mit  versicherungstechnischen  Defizits  arbeiten  und 
die  versichenmgspfiichtigen  Betriebe  im  Verhältniss  zu  ihrer  Gefähriichkeit  teils 
zu  hohe,  teils  zu  niedrige  Prämien  zahlen.  Die  versicherungstechnische  Sicher- 
heit und  die  gerechte  Verteilung  der  Lasten,  welche  als  die  vornehmsten  Vor- 
züge dieses  Systems  gerühmt  werden^  hat  dasselbe  mithin  in  der  Praxis  nicht 
gewährleistet  und  gerade  deshalb  ist  der  einmütige  Wunsch  der  österreichischen 
Industrie  auf  die  Annahme  des  deutschen  Umlageverfahrens  gerichtet,  zumal 
dieses  in  Deutschland  zu  allseitiger  Zufriedenheit  funktioniert  Wenn  aber  gegen 
das  Umlageverfahren  von  Versichemngstechnikem  der  Einwand  erhoben  wSrd, 
dass  es  keine  unbedingte  Sicherheit  gewähre  und  die  Zukunft  mit  den  Schulden 
der  Gegenwart  belaste,  so  trifft  das  erstere  im  Hinblick  auf  die  Finanzlage  der 
österreichischen  Unfallversicherungsanstalten  und  auch  in  Wirklichkeit  schon  des- 
halb nicht  zu,  weil  Industrie  und  Gewerbe  als  korporative  Träger  der  bezüg- 
lichen Lasten  die  Gewähr  ihres  Bestandes  und  ihrer  Leistungsfähigkeit  ebenso 
in  sich  tragen,  wie  z.  B.  Staat  und  Gemeinde  oder  andere  öffentlich-rechtliche 
Verbände,  welche  ihren  Haushalt  auch  nicht  nach  versicherungstechnischen  Grund- 
sätzen regeln;  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  zum  Ueberfiuss  in  den  §§  33  u.  92 
des  deutschen  Unfallversicherungsgesetzes  vorgesehene  Bürgschaft  des  Beichs- 
bezw.  Bundesstaates  bei  etwaiger  Zahlungsun&Ugkeit  einer  Berufsgenossensdiaft 
allen  weiteren  Bedenken  begegnet.  Und  ebensowenig  kann  darin  eine  „Un- 
gerechtigkeif^  gefunden  werden,  dass  neu  entstehende  Betriebe  beim  Eintritt  in 
ihre  Berufsgenossenschaft  sofort  für  die  älteren  Unfälle  der  bereits  bestehenden 
Betriebe  mitbeizusteuern  haben,  weU  es  —  im  Gegensatz  zur  privatrechüichen 
Haftpfiicht  —-  bei  den  Unfalllasten  einer  Bem&genossenschaft  sich  gar  nicht 
um  persönliche  Verbindlichkeiten  der  einzelnen  Betriebsunternehmer,  sondern  um 
die  wirtschaftliche  Belastung  des  gesamten  Gewerbszweiges  handelt,  zu  welcher 
neu  hinzutretende  Genossen  mit  ganz  demselben  Recht  herangezogen  werden, 
wie  z.  B.  ein  neu  Zuziehender  zu  den  laufenden  Gemeindesteuern,  auch  wenn 
diese  noch  zur  Bezahlung  von  Einrichtungen  verwendet  werden,  welche  von  ihm 
selbst  weder  jemals  veranlasst  noch  benutzt  worden  sind;  im  Gegenteil  würde 
es  zu  ganz  verwerflicher  Konkurrenz  führen,  wenn  man  neue  Betriebe  an  den  bis 
dahin  entstandenen  Unfalllasten  der  gleichartigen  Betriebe  nicht  beteiligen  wollte, 
zumal  der  neue  Betrieb  zu  seinen  eignen  Unfalllasten  auch  nur  so  lange  beisteuert,  als 
er  selbst  besteht.  Die  weitere  Behauptung,  dass  dann  neue  Betriebe  überhaupt  nicht 
mehr  entstehen  könnten,  ist  aber  durch  den  ausserordentlichen  Aufechwnng  dar 
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deutschen  Industrie  längst  wideriegt  und  schon  deshalb  nicht  ernst  zu  nehmen, 
weil' die  gesamte  Unfallversicherung  durchschnittlich  noch  kaum  2%  der  Arbeits- 
löhne in  Anspruch  nimmt. 

Im  flbrigen  kann  zur  Vermeidung  von  Wiederholungen  auf  die  bereits 
an  anderer  Stelle  zu  diesen  Streitfragen  gemachten  Aus^hrungen  verwiesen 
werden.^) 

Obwohl  die  Anhänger  der  Zwangsver^herung  in  der  Kommission  des 
Ober-Arbeitsrats  den  Gregnern  derselben  so  weit  entgegengekommen  waren,  dass 
sie  in  zweiter  Lesung  ein  Kompromiss  eingingen,  wonach  zwar  an  dem  Ver- 
sicherungszwang festgehalten,  dagegen  dem  versicherungspflichtigen  Unternehmer 
die  freie  Wahl  der  Versicherung  gestattet  werden  sollte,  sofern  der  letztere 
den  gesetzlich  erforderten  Bedingungen  genügte  (s.  oben  S.  28),  so  erklärte  sich 
die  Minderheit  der  Eonmiission  hiermit  gleichwohl  noch  nicht  f&r  befriedigt.  Sie 
erachtete  die  von  den  freien  Versicherem  verlangten  Kautelen,  insbesondere 
die  administrative,  finanzielle  und  instanzielle  Abhängigkeit  der  freien  Ver- 
sicherungsanstalten von  den  staatlichen  Zwangsanstalten,  für  so  weitgehend,  dass 
der  Eonzession  der  Mehrheit  nur  eine  formelle  Bedeutung  beizumessen  und  das 
Ziel,  Licht  und  Schatten  zwischen  den  freien  und  den  Zwangsanstalten  gleich- 
massig  zu  verteilen,  auf  diesem  Wege  nicht  zu  erreichen  sei.  Die  Minderheit 
legte  deshalb  unter  ausführlicher  Darlegung  ihrer  Gründe  einen  Gegenvorschlag 
vor,  welcher  —  im  wesentlichen  nach  gleichen  Grundsätzen  wie  das  neue  ita- 
lienische Unfallversicherungsgesetz')  —  dem  versicherungspflichtigen  Unternehmer 
die  freie  Wahl  lässt,  ob  er  die  Versicherung  bei  einer  staatlichen  Anstalt  oder 
in  irgend  sonst  zulässiger  Form  nehmen  will 

Vergebens  war  seitens  der  Mehrheit  darauf  hingewiesen  worden,  dass  diese 
Stellungnahme  auf  einer  völligen  Verkennung  des  sozisJen  Grundgedankens  beruhe, 
gerade  durch  die  Ausgleichung  der  Risiken  innerhalb  der  genossenschaftlichen  Ge- 
werbegruppen für  beide  Teile,  Unternehmer  wie  Arbeiter,  die  denkbar  günstigsten 
Versicherungsbedingungen  zu  schaffen,  insbesondere  auch  die  unfruchtbaren  Ver- 
waltungskosten, welche  beispielsweise  bei  den  französischen  Unfall-Versicherungs- 
gesellschaften für  das  Jahr  1895  50  ^/^  der  Prämieneinnahme  und  200  ^/^  der 
EntschädigungszahluDgen  verschlungen  hatten,^)  auf  das  Mindestmass  herabzu- 
drücken. Bei  völlig  freier  Wahl  des  Versicherers  liesse  sich  gar  nicht  verhindern, 
dass  den  staatlichen  Kassen  ausschliesslich  die  schlechten  Risiken  zufielen,  welche 
von  den  Privatgesellschaften  verschmäht  würden  oder  sonst  kein  Unterkommen 
fänden.  Auch  müsste  dieses  System  zu  einer  überaus  subtilen  Staatskontrolle 
der  Privatgesellschaften  und  damit  zu  viel  weitergehenden  staatlichen  Eingriffen 
führen,  als  dies  bei  den  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zusammengesetzten 
und  im  eigensten  Interesse  verwalteten  Zwangsgenossenscjiaften  nötig  sein  würde, 
ganz  abgesehen  davon,  dass  diese  wegen  der  sozialen  Annäherung  beider  Teile 
vom  sozialpolitischen  Standpunkt  aus  unzweifelhaft  den  Vorzug  verdienten. 

Gleichwohl  verblieb  die  Minderheit  bei  ihrer  Auffassung,  dass  die  Interessen 
der  Arbeiter  genügend  gewahrt  seien,  wenn  die  Entschädigungs-  und  Versiche- 
rungspflicht des  Unternehmers  bezüglich  der  bis  dahin  nach  gemeinem  Recht 
nicht  entschädigten  Unfälle  (risque  professionnel)  nebst  den  Entschädigungssätzen 
gesetzlich  festgelegt  und  ein  beschleunigtes  Entschädigungsverfahren  gesichert. 


^)  Vgl,  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslände",  Berlin  1898/99,  Heft  n  (Schweden) 
S.  30,  rv  (Frankreich)  S.  42,  V  (England)  S.  18,  VI  (Italien)  S.  16,  VII  (Oesterreich)  S.  15/85  fg. 
Bei  Erörterung  der  Frage,  ob  unter  gegebenen  Verhältnissen  das  Um  läge  verfahren  oder  das 
Prämiensystem  das  zweckmässigere  sei,  muss  man  versicherungstechnische  und  wirt- 
schaftspolitische  Gesichtspunkte  streng  auseinanderhalten,  was  nur  zu  oft  übersehen 
wird;  vgl.  hierzu:  „Eapitaldeckung  und  Umlage  bei  der  Arbeiter-UnfaUversichemng  in  Oester- 
reich", Wien  1899. 

*)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Berlin  1898/99,  Heft  VI  (Italien) 
S.  24/44  fg. 

*)  Vgl.  hierzu  weitere  statistische  Nachweise  dafür,  dass  die  Privatgesellschaften  etwa 
dreimal  so  teu^  als  die  deutsche  und  österreichische  Zwangsversicherung  arbeiten,  in  meiner 
„Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Berlin  1898/99,  Heft  lY  (Frankreich)  S.  41  Note  3. 
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im  übrigen  aber  dem  versicherungspflichtigen  Unternehmer  die  Wahl  der  Ver- 
sicherungsart  völlig  freigelassen  und  für  die  freien  Versicherer  nur  die  not- 
wendigsten Kautelen  vorgeschrieben  würden. 

Bei  der  Abstimmung  im  Plenum  des  Ober-Arbeitsrats  (April  1897)  drang 
die  Ansicht  der  Minderheit  durch,  indem  zwar  der  Grundsatz  des  Versichemngs- 
zwanges  mit  30  gegen  15  Stimmen  angenommen,  dagegen  die  Zwangsver- 
Sicherung  (Zwangskasse)  mit  35  gegen  9  Stimmen  abgelehnt  wurde. 

Bei  solcher  Zersplitterung  der  Anschauungen  und  der  immerhin  starken 
Gegenströmung  gegen  jede  Zwangsvei-sicherung  —  der  Verlauf  des  4.  Inter- 
nationalen Arbeiterversicherungs-Kongresses  in  Brüssel  vom  26. — ^31.  Juli  1897 
hatte  dies  aufs  neue  bestätigt^)  —  liess  die  belgische  Regierung  den  Vorentwurf 
fallen  und  legte  den  Kammern  unter  dem  26.  April  1898  einen  noch  weiter  ab- 
geschwächten Gesetzentwurf  vor  (s.  Anlage  4),  welcher  —  augenscheinlich  von  der 
inzwischen  zum  Abschluss  gelangten  französischen  bezw.  englischen  und  dänischen 
Unfallgesetzgebung  beeinflusst  —  wie  diese  von  jedem  Zwang  absieht  and  im 
Grunde  nichts  weiter  als  eine  erweiterte  Haftpflicht  der  Betriebsuntemehmer  an- 
strebt, sodass  er  im  wesentlichen  mit  jenen  die  gleichen  M&ngel  teilt^) 

Der  Entwurl*)  geht  von  dem  auf  keiner  Seite  mehr  bestrittenen  Grundsatz 
aus,  dass  Recht  und  Billigkeit  dafür  sprechen,  dem  Arbeiter  einen  Entschädigungs- 
anspruch auch  für  solche  Betriebsunfälle  —  und  dies  sei  die  übergrosse  Mehr- 
zahl —  gesetzlich  zu  gewährleisten,  welche  nicht  durch  ein  Verschulden   des 
Unternehmers  herbeigeführt  seien  und  deshalb  nach  bisherigem  Becht  unentschädigt 
blieben,  zumal  eine  befriedigende  Lösung  dieser  Frage  von  den  nur  vereinzelten 
und  unzureichenden  Einrichtungen  freiwilliger  Versicherungen  oder  blosser  Wohl- 
fahrtskassen  erfahrungsgemäss  nicht  zu  erwarten  sei    Es  wird  betont,  dass  eine 
Beform  in  diesem  Sinne  sowohl  von  der  gesamten  Arbeiterschaft  als  auch  von 
den  meisten  Industriellen  selbst  verlangt  werde,  welche  gerade  die  verhetzenden 
Haftpflichtprozesse  und  das  jetzt  unberechenbare  Bisiko  als  die  beiden  grossten 
Mängel  des  herrschenden  Systems  erachteten.    Demgemäss  wird,  um  die  leidige 
Frage  des  Verschuldens  nach  dem  Vorgange  der  deutschen  Gesetzgebung  ganz 
auszuschliessen  —  und  das  ist  gegenüber  dem  bisher  festgehaltenen  Standpunkt 
zur  Frage  der  „faute  lourde"  (s.  oben  S.  28)  allerdings  ein  wesentlicher  Fort- 
schritt —  die  Entschädigung  aller  Betriebsunfälle  vorgeschlagen,  mit  der  selbst- 
verständlichen Ausnahme  der  vom  Arbeiter  vorsätzlich  herbeigeführten  Unfälle. 
Dagegen  hält  der  Entwurf  bezüglich  des  Ausmasses  der  I^tschädigung  leider 
an  dem  früheren,  bereits  oben  (S.  32)  als  irrtümlich  dargelegten  Standpunkt  fest, 
dass  die  Unfallschäden  in  Ausfluss  des  paritätischen  Arbeitsvertrages  von  beiden 
Parteien  gleichmässig  zu  tragen  seien,  sodass  der  [Entwurf  dem  verunglückten 
Arbeiter  nur  die  Hälfte  der  infolge  des  Unfalls  erlittenen  Lohneinbusse  durch 
den  Unternehmer  ersetzt  wissen  wiU  —  eine  Entschädigung,  die  also  hinter  den 
deutschen   und    österreichischen  Entschädigungssätzen    erheblich  zurückbleibt.^} 
Dagegen  lässt  der  Entwurf  die  Unfallentschädigungen  schon  mit  der  3.  Woche 
nach  dem  Unfall  beginnen,  indem  die  Fürsorge  für  die  ersten  beiden  Wochen, 
schon  zur  Vermeidung  der  gerade  bei  geringfügigen  Verletzungen  erfahrungs- 
mässig  häufigen  Simulation,  den  Arbeitern  selbst  bezw.  deren  Hil&vereinen  (soci^tto 
de  secours  mutuels)  überlassen  bleibt 

Hinsichtlich   der   Sicherstellung  der  Entschädigungen  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  macht  der   Entwurf  gegenüber  den  früheren   Entwürfen   einen   ent- 


^)  Vgl.  „Congrte  international  des  accidents  dn  trayail  des  assoiances  sociales*',  4*  sesnon 
tenue  ä  BruxeUes  du  26  au  31  juillet  1897,  Bruxelles  1897. 

')  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslände",  Berlin  1898/99,  HeftI  (Dänemark)  S.  7, 
rv  (FraJikreich)  S.  88,  V  (England)  S.  16  fg:,  sowie  Bulletin  du  comit6  permanent  du  congr^ 
international  des  accidents  du  travail,  Paris,  Tome  X  (1899)  p.  50—79,  157—176. 

')  Vgl  Documents  No.  151,  Chambre  des  Bepr^sentants,  S^ance  du  26  ayril  1898:  „Piojet 
de  loi  sur  la  r6paration  des  dommages  r^oltant  des  accidents  da  trayail*',  Expose  des  moti6. 

*)  Vgl  meinen  „Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reichs*',  Berlin  1898, 
S.  11  und  S.  29  Tafel  C,  sowie  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslande**,  Heft  Vn  (Oesterreich) 
S.  17/81.  .^  ,  , 
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schiedenen  Rückschritt,  indem  er  im  Gegensatz  zur  deutschen,  österreichischen 
und  italienischen  Gesetzgebung  von  jedem  Versicherungszwang  absieht  und  dem 
Vorgänge  der  neueren  englischen  und  französischen  Gesetzgebung  folgt,  d.  h.  sich 
im  wesentlichen  mit  einer  bevorzugten  Entschädigungsforderung  des  Arbeiters 
gegen  den  Unternehmer  begnügt.  Dieser  Standpunkt  wird  damit  begründet,  dass 
jede  andere  Lösung  wieder  unabsehbare  Verhandlungen  heraufbeschwören  und 
damit  den  endlichen  Abschluss  der  Angelegenheit  zum  Schaden  der  Beteiligten 
aufs  neue  in  Frage  stellen  würde,  und  andererseits  entsprächen  die  im  benach- 
barten England  und  Frankreich  gefundenen  Lösungen  auch  mehr  dem  freiheit- 
lichen Sinne  des  belgischen  Volkes.  Als  Ersatz  für  die  sonst  durch  die  Zwangs- 
versicherung gebotenen  Garantieen  werden  folgende  Behelfe  in  Vorschlag  gebracht: 

1.  Der  Betriebsuntemehmer  bleibt  seinen  Arbeitern  unmittelbar  haftbar, 
auch  wenn  er  einen  Versicherungsvertrag  eingegangen  ist; 

2.  Die  Forderung  des  Verunglückten  oder  seiner  Hinterbliebenen  wird  bei 
Ermangelung  einer  Versicherung  oder  bei  Zahlungsunfähigkeit  des  Versicherers 
durch  ein  Vorrecht  gesichert,  welches  unmittelbar  hinter  demjenigen  der  Arbeits- 
löhne rangiert; 

3.  Die  Entschädigungsberechtigten  haben  gegenüber  den  Gläubigem  des 
Betriebsuntemehmers  ein  ausschliessliches  Anrecht  auf  die  Summen,  welche  ihm 
der  Versicherer  etwa  schuldet; 

4.  Der  Betriebsuntemehmer  ist  verpflichtet,  das  Deckungskapital  für  die 
Unfallrente  entweder  bei  der  staatlichen  Altersrentenkasse  oder  bei  einer  staatlich 
zugelassenen  Versicherungskasse  einzuzahlen. 

Ausserdem  gewährt  der  Entwurf  den  Untemehmern  noch  das  Recht,  sich 
freiwillig  zu  Unfallversicherungs- Genossenschaften  (Caisses  communes  de  pr6- 
voyance)  zusammenzuschliessen  und  diese  (mit  staatlicher  Genehmigung)  zu  selb- 
ständigen Trägem  der  bezüglichen  Verbindlichkeiten  zu  machen;  ebenso  können 
die  Arbeiter  mittels  dieser  Verbände  sich  durch  entsprechende  eigne  Beitrags- 
leistungen höhere  Entschädigungen  sichern.  Man  hofft  auf  diesem  Wege  alle 
Vorteile  der  Zwan^versicherung  zu  erreichen,  ohne  zu  diesem,  dem  belgischen 
Volkscharakter  widersprechenden  System  selbst  seine  Zuflucht  nehmen  zu  müssen. 

Stellt  man  sich  auf  diesen  Boden  der  Vorlage,  so  wird  man  freilich  zu- 
geben müssen,  dass  Weiteres  nicht  wohl  geboten  werden  kann;  indessen  werden 
sich  die  an  diese  Vorschläge  geknüpften  Erwartungen  schwerlich  erfüllen,  nach- 
dem gerade  die  praktischen  Erfahmngen,  nicht  bloss  in  den  benachbarten,  son- 
dern auch  in  allen  anderen  Industriestaaten,  gelehrt  haben,  dass  mit  lediglich 
freiwilligen  Einrichtungen  das  gesteckte  Ziel  nirgends  zu  erreichen  gewesen 
ist.^)  Auch  versagen  jene  Kautelen  gerade  in  allen  solchen  Fällen,  wo  es  sich 
um  kapitalschwache  Untemehmer  handelt,  welche  erfahrungsgemäss  stets  die 
geringste  Neigung  zeigen,  sich  durch  Versichemng  gegen  Betriebsunfälle  recht- 
zeitig zu  decken,  und  dann  bei  Eintritt  eines  schwereren  Unfalls  meist  zahlungs- 
unfähig werden.  Gerade  diese  Erwägungen  hatten  den  französischen  Gesetzgeber 
veranlasst,  noch  einen  —  in  seinen  sozialpolitischen  Konsequenzen  freilich  be- 
denklichen —  Schritt  weiter  zu  thun  und  für  diese  Fälle  eine  staatliche 
Garantie  vorzusehen.*) 

Ein  beschleunigtes  und  billiges  Entschädigungsverfahren  wird  als  not- 
wendig anerkannt  und,  da  die  Zusammensetzung  und  Einrichtung  des  Gewerbe- 
gerichts (Conseils  de  prud'hommes)  solches  nicht  ermöglicht,  der  Friedensrichter  als 
die  geeignetste  Listanz  vorgeschlagen,  gegen  deren  Entscheidung  nur  in  den  wich- 
tigsten Streitfällen  noch  Berufung  an  das  ordentliche  Gericht  offen  stehen  soll. 

Endlich  wird  noch  darauf  hingewiesen,  dass  der  vorliegende  Entwurf  lediglich 
die  notwendige  Ergänzung  zu  dem  den  Kammem  bereits  am  27.  November  1896 
(s.  oben  S.  28)  vorgelegten  „Gesetzentwurf  über  den  Arbeitsvertrag"  darstelle, 
jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass  der  vorliegende  Unfallentschädigungs-Entwurf 


*)  Vgl.  meine  „Arbeiterversicherung  im  Auslände",  Berlin  1898/99,  Heft  I  fg. 
«)  Vgl.   meine   „Arbeiterversicherung  im   Auslande",    Berlin   1888/99,   Heft  IV  (Frank- 
reich) S.  46. 
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nicht  alle,  sondern  nur  die  in  Qewerbe-  und  Handelsbetrieben  beschäftigten  Arbeiter 
beräcksicbtige,  also  die  landwirtschaftlichen  ausschliesse.  Diese  Ausschliessung 
sei  aber  keine  grundsätzliche,  vielmehr  durch  die  Eligentfunlichkeiten  der  Land- 
wirtschaft geboten,  welche  eine  besondere  Behandlung  erheischen  und  diese  in 
einem  bereits  anderweit  vorbereiteten  Sondergesetz  erfahren  werde. 
Die  Begründung  des  Entwurfs  schliesst  mit  den  Worten: 

„Das  Werk,  zu  dessen  Errichtung  wir  die  Kammern  auffordern, 
wird  auf  dem  Qebiet  des  Arbeiterschutzes  einen  bedeutsamen  Fort- 
schritt bezeichnen.  Es  wird  Missstände  beseitigen,  unter  welchen  die 
Arbeiter  leiden,  und  mehr  Gerechtigkeit  in  den  Arbeitsvertrag  ein- 
fahren, ohne  die  Lage  unserer  Industrie  zu  gefährden,  fQr  welche 
nicht  höhere  Lasten  erwachsen  werden  als  solche  die  gleichartigen 
Gesetze  der  Industrie  den  Hauptländem  Europas,  unseren  Eonkurrenten 
auf  dem  Weltmarkte,  auferlegen.  Belgien  wird  seine  Gesetzgebung 
damit  auf  eine  solche  Höhe  bringen,  wie  es  G^echtigkeit  und  Billig- 
keit erheischen.^ 
Im  übrigen  geht  der  wesentliche  Inhalt  des  nur  33  Artikel  umfassenden 
Entwurf  dahin: 

An  die  Spitze  (Art.  1)  ist  der  Grundsatz  gestellt,  dass  die  Entschädigung 
aus  Betriebsunfällen  (accident  du  travail)  d.  h.  solchen  Unfällen,  welche 
im  Laufe  und  in  Folge  der  Ausführung  des  Arbeitsvertrags  eintreten,  sich 
nach  den  nachfolgenden  Gesetzesbestimmungen  regeln  soll,  wobei  den  Arbeitern 
die  Betriebsbeamten  mit  Jahresgehalt  bis  2400  Fr.  und  die  Lehrlinge  gleich- 
gestellt werden.  Es  folgen  dann  die  Bestimmungen  über  das  Ausmass  der  Ent- 
schädigungen (Art  2 — 4):  1.  bei  vorübergehender  gänzlicher  Erwerbsunfähig- 
keit von  mehr  als  2  Wochen  50  ^/^  des  durchschnittlichen  Wochenlohnes  vom 
15.  Tage  nach  dem  Unfall  ab,  bezw.  bei  teil  weiser  Erwerbsunfähigkeit  50  ^/^  der 
bezüglichen  Lohneinbusse  d.  h.  des  Unterschiedes  zwischen  dem  durchschnittlichen 
Wochenlohne  vor  und  nach  dem  Unfall;  2.  bei  dauernder  Erwerbsunfähigkeit, 
vom  Tage  der  Anerkennung  oder  gerichtlichen  Feststellung  derselben,  eine  Leib- 
rente von  50  ^/o  nach  Massgabe  der  vorliegenden  Erwerbseinbusse;  3.  im  Todes- 
fall a)  ein  Sterbegeld  von  50  Fr.  b)  der  (weder  separierten  noch  geschiedenen) 
Witwe  eine  Geldsumme,  welche  dem  Wert  einer  Leibrente  nach  dem  Alter  des 
Verunglückten  zur  Zeit  des  Todes  in  Höhe  von  20  ^/^  seines  durchschnittlichen 
Tagelohnes  entspricht,  c)  den  (ehelichen  oder  anerkannten)  Kindern  unter  15  Jahren 
sowie  den  Ascendenten,  deren  einziger  Ernährer  der  Verunglückte  war,  eine 
Geldsumme,  welche  dem  Wert  der  vorbezeichneten  Leibrente  in  Höhe  von  je  5  ^/^ 
des  durchschnittlichen  Tagelohnes  entspricht,  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  die 
Hinterbliebenen -Eenten  insgesamt  nicht  den  Rentenwert  von  30  ^/^  des  Durch- 
schnittslohnes übersteigen  dürfen.^)  Den  Entschädigungsberechnungen  ist  der 
thatsächliche  Lohn  zu  Grunde  zu  legen,  welchen  der  Verletzte  im  letzten  Jahr 
vor  dem  Unfall  auf  Grund  des  Arbeitsvertrages  in  dem  unfallbringenden  Betriebe 
verdient  hat,  oder,  wenn  er  noch  nicht  ein  volles  Jahr  darin  beschäftigt  war, 
der  thatsächlich  bezogene  Lohn  mit  Hinzurechnung  des  durchschnittlichen  Lohnes 
gleichartiger  Arbeiter  für  den  übrigen  Teil  des  Jahres  oder  bei  Saisonbetrieben 
der  während  der  letzten  Kampagne  vor  dem  Unfall  durchschnittlich  gezahlte 
Wochenlohn;  Obergrenze  ist  2400  Fr.,  Untergrenze  (für  Lehrlinge)  der  Durch- 
schnittslohn der  niedrigst  gelohnten  Arbeiter  des  unfallbringenden  Betriebes. 

Alle  diese  Entschädigungen  fallen  (nach  Art.  6)  ausschliesslich  dem  Unter- 
nehmer zur  Last,  doch  können  zwischen  beiden  Parteien  (Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer) Zusatzentschädigungen  bis  zur  Höhe  des  Durchschnittslohnes  (einschliess- 
lich der  gesetzlichen  Normalentschädigungen)  und  auf  Kosten  des  Arbeiters  ver- 
einbart werden. 

Die  Auszahlung  der  Entschädigungen  soll  bei  Sterbegeldern  im  Monat  des 


0  Die  Berechnung  der  Hinterbliebenenrenten  nach  dem  Lebensalter  des  Verunglückten, 
nicht  der  Kentenberechtigten,  soll  die  yersicherungstechnische  Berechnung  des  Bentaideckongs- 
kapitals  vereijifachen. 
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Todes,  bei  vorübergehenden  EJntsch&digongen  in  denselben  Zeiträumen  wie  die  Lohn- 
zahlungen und  bei  Renten  monatlich^ erfolgen  (Art.  7/11);  bezüglich  der  letztere 
hat  der  Betriebsuntemehmer  den  (nach  amüichem  Tarif  zu  berechnenden)  E^t^- 
wert  bei  der  staatlichen  Altersrentenkasse  oder  einer  (nach  Massgabe  ^könig- 
licher Verordnung)  zugelassenen  Versicherungsgesellschaft  einzuzahlen.] (Aus- 
nahmsweise kann  der  Friedensrichter  zu  Gunsten  des  Sentenberechtigten  nach 
Anhörung  des  Betriebsuntemehmers  bezw.^[beij,noch  abänderungsfähigen  Ent- 
schädigungen nur  mit  dessen  Zustimmung  anordnen ,  dass  das  Bentenkapital 
teilweise  oder  ganz  in  baar  ausgezahlt  wird  (Art  12).  Sämtliche  Unfall- 
Entschädigungen  sind  .weder  abtretbar  noch  pfändbar. 

Für  die  Entschädigungen  bleibt jt^demQ  Arbeiter  der  Betriebsuntemehmer 
auch  dann  haübar,  wenn  er  eine  Versicherung  eingegangen  ist;  ausserdem  stehen 
dem  Forderungsrecht  des  Arbeiters  die  schon  (oben  S.  89  zu  2  und  8)  erwähnten 
Vorrechte  zu  (Art  14 — 15).  Die  Betriebsunternehmer  können  aber  diese  Ver- 
bindlichkeiten auf  die  a.  a.  0.  erwähnten  Gegenseitigkeitsverbände  übertragen, 
welche  im  wesentlichen  den  Bergmänns-Eassen  (s.  oben  S.  17)  nachgeMldet  sind, 
bestimmten  (Egl.  Verordnung  yorbehaltenen)  Bedingungen  entsprechen  müssen 
und  der  staatlichen  Genehmigung  und  Aufsicht  unterliegen  (Art  16 — 17).  Die 
Satzungen  dieser  Verbände  können  bestimmen,  dass  vorübergehende  Entschädigungs- 
zahlungen und  ebenso  Rentenzahlungen  an  Invalide  bis  zur  27.  Woche  nach  dem 
Unfall  unmittelbar  vom  Betriebsuntemehmer  selbst  geleistet  werden,  und  dass 
auch  Zuschussentschädigungen  erst  von  diesem  Zeitpunkte  ab  von  den  Verbänden 
übemommen  werden  (Art  18).  Im  übrigen  haben  solche  Verbände  Bechts- 
persönlichkeit  und  können  Grundbesitz  für  ihre  Verbandszwecke  (Geschäfts-  und 
Unfallkrankenhäuser)  erwerben.  Bei  vorsätzlicher  Herbeiführang  des  Unfalls 
verbleibt  es  bei  dem  bisherigen  Recht,  d.  h.  der  schuldige  Untemehmer  haftet 
für  den  gesamten  Schaden.^^nach^gemeinem  Recht,  der  schuldige  Arbeiter  aber 
erhält  nichts  (Art.  20—21): 

Jeder  Unfall,  welcher  den  Tod  oder  eine  voraussichtliche  ErwerbsunfiUiig- 
keit  von  mindestens  zwei  Wochen  zur  Folge  hat  (Art.  23),  ist  binnen  drei  Tagen 
vom  Betriebsuntemehmer  nach  amtlich  vorgeschriebenem  Formular  und  unter 
Beifügung  eines  Arztgutachtens  bezw.  auch  unter  Bezeichnung  der  Versicherungs- 
kasse dem  Friedensrichter  bei  Vermeidung  einer  Geldstrafe  von  26 — 200  Fr. 
anzuzeigen;  ebenso  kann  die  Unfallanzeige  durch  den  Verletzten  oder  seine  Ver- 
treter angemeldet  werden. 

In  allen  Fällen  ist  dem  Anzeigenden  eine  Empfangsbestätigung  zu  erteilen; 
auch  können  beide  Teile,  Arbeitgeber  wie  Arbeitnehmer,  von  den  Un&llakten 
Einsicht  oder  auf  ihre  Eosten  Abschriften  nehmen.  Bei  tötlichen  Unfällen  hat 
der  Friedensrichter  binnen  acht  Tagen  nach  der  Unfallanzeige  die  Beteiligten 
von  Amts  wegen  behufs  Vergleichs  vorzuladen;  kommt  ein  solcher  zu  stände,  so 
ist  derselbe  endgültig  und  vollstreckbar  (Art  26). 

In  allen  nicht  liquiden  Fällen  (Art.  27)  kann  der  Friedensrichter,  auch  von 
Amtswegen,  dem  Verletzten  oder  dessen  Hinterbliebenen  ein  Tagegeld  als  vor- 
läufige Unterstützung  zusprechen;  Urteile,  welche  vorübergehende  oder  dauemde 
Entschädigungen  zusprechen,  sind  vorläufig  vollstreckbar,  doch  kann  der  Richter 
bei  RentenzaUungen  dies  auf  die  fälligen  ^ten  beschränken  und  in  solchem  Fall 
den  nicht  versicherten  Untemehmer  im  übrigen  zur  Sicherstellung  anhalten. 
Sofem  im  Fall  einer  Rentenzuerkennung  Zwangsvollstreckung  nötig  wird,  kann 
der  Richter  auf  Betreiben  jedes  Beteiligten  oder  auch  von  Amtswegen  einen 
Pfleger  bestellen,  um  die  Rentenbestellung  bei  der  Altersrentenkasse  zu  betreiben. 

Die  Entschädigungsklage  verjährt  binnen  drei  Jahren  und  eine  Revision 
der  Entschädigung,  wegen  Verschlimmemng  oder  Besserung  des  Zustandes  des 
Verletzten,  kann  nur  binnen  vier  Jahren  nach  der  durch  Vergleich  oder  Urteil 
getroffenen  Festsetzung  verlangt  werden;  auch  sind  diese  Entschädigungsklagen 
von  einem  anlässlich  des  Unfalls  etwa  eingeleiteten  Strafverfahren  ganz  unab- 
hängig (Art.  28—29).  Endlich  wird  (Art.  30—81)  weitgehende  Gebührenfreiheit 
gewährt  und  (Art  32)  unter  dem  Namen  „Commission  des  accidents  du  travail^  dem 
Gewerbe-  und  Arbeitsministerium  ein  technischer  (aus  sieben  Mitgliedern  be- 
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stehender)  Ausschuss  zar  Seite  gesetzt,  welcher  bei  Zulassung  von  Versicherungs- 
Qesellschaften  oder  -Verbänden  und  bei  sonstigen  technischen  Fragen  gutachtlich 
mitwirken  soll. 

Der  Entwurf  wurde  von  der  Abgeordnetenkammer  einer  Kommission  (Section 
centrale)  ftberwiesen,  doch  hat  dieselbe  ihre  Arbeiten  noch  nicht  abgeschlossen 
und  einen  Bericht  bisher  nicht  erstattet 

Dagegen  ist  der  Gesetzentwurf  über  den  Arbeitsvertrag,  welcher 
in  einer  verkürzten  Fassung  (von  nur  28  Artikeln,  nach  Ausscheidung  der  S.  28 
besprochenen,  in  den  Unfallgesetzentwurf  übernommenen  Bestimmungen  über  die 
Unfallentschädigung)  am  27.  November  1896  (s.  oben  S.  39)  der  Abgeordneten- 
kammer vorgelegt  war,  inzwischen  von  dieser  (September  1899)  angenommen 
worden  und  liegt  zur  Zeit  dem  Senat  vor.^) 

Endlich  war  noch  unter  dem  23.  November  1898  den  Kammern  ein  Gesetz- 
entwurf, betr.  die  Sicherheit  und  die  Gesundheit  der  in.  Gewerbe- 
und  Handelsbetrieben  beschäftigten  Arbeiter,*)  vorgelegt  worden,  um 
der  Regierung  nach  Analogie  des  §  120®  der  deutsahen  Gewerbeordnung  die 
allgemeine  Befugnis  zum  Erlass  solcher  Vorschriften  zu  übertragen,  da  die 
bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  als  unzureichend  erwiesen  hatten; 
insbesondere  konnten  solche  Sicherheitsvorschriften  nur  im  Einzelfall  bei  Er- 
teilung der  Konzession  an  konzessionspflichtige  Betriebe  (vgl.  §  16  der  deutschen 
Gewerbeordnung)  oder  allgemein  fUr  die  als  „gefthrlich  oder  gesundheits- 
schädlich oder  belästigend^  erklärten  Betriebszweige  erlassen  werden. 

Dieser  Gesetzentwuif  bildete  gewissermassen  eine  Eri^nzung  zu  den  beiden 
vorerwähnten  Entwüi*fen,  da  der  Gesetzentwurf  über  den  Arbeitsvertrag  lediglich 
die  kontraktliche  Verpflichtung  des  Betriebsuntemehmers  aussprach,  wie  ein  guter 
Familienvater  für  die  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  sichernde  Beschaffenheit 
des  Betriebes  zu  sorgen,  während  der  Gesetzentwurf  über  die  Unfallentschädigung 
das  Gebiet  der  Unfallverhütung  überhaupt  nicht  berührte.  Der  Gesetz- 
entwurf wurde  auf  Grund  eines  einmütigen  Berichts  der  Centralsection  der  Ab- 
geordnetenkammer vom  5.  Mai  1899  nach  dem  Grundsatz:  Unfälle  entschädigen 
ist  gut,  Unfälle  verhüten  ist  besser!  alsbald  angenommen  und  ist  unter  dem 
2.  Juli  1899  als  „Gesetz,  betr.  die  Sicherheit  und  Gesundheit  der  in 
Gewerbe-  und  Handelsbetrieben  beschäftigten  Arbeiter"  publiziert 
worden  (s.  Anlage  3). 

Das  nur  drei  Artikel  umfassende  Gesetz  giebt  der  Regierung  auf  dem  ge- 
dachten Gebiet  weitgehende  Vollmachten.  Nach  Art  1  kann  sie  in  allen  Ge- 
werbe- und  Handelsbetrieben,  welche  dazu  Veranlassung  geben,  Krankheits-  und 
Unfallverhütungs-Vorschriften  erlassen  und  solche  Vorschriften  sowohl  den  Unter- 
nehmern wie  den  Arbeitern  auferlegen,  desgleichen  die  Anmeldung  der  Unfälle 
vorschreiben  —  ausgenommen,  wenn  es  sich  um  Betriebe  handelt,  in  welchen 
der  Betriebsinhaber  nur  mit  Familienmitgliedern  oder  Dienstboten  oder  Hausge- 
nossen arbeitet  Nach  Art  2  soll  jedoch  die  Regierung  derartige  Vorschriften 
in  der  Regel  nur  im  Wege  allgemeiner  Verordnungen  und  nach  gutachtlicher 
Anhörung  des  unter  Z.  1 — 3  daselbst  bezeichneten  Sachverständigen-Kollegiums 
erlassen.  Art  8  gewährleistet  die  Durchführung  der  erlassenen  Vorschriften, 
indem  er  den  staatiichen  Au&ichtsbeanrten  den  freien  Zutritt  zu  den  Betriebs- 
räumen sichert  und  für  Zuwiderhandlungen  die  entsprechenden  Strafandrohungen 
vorsieht. 

Sollte  von  diesen  weitgehenden  Beftignissen  im  Interesse  einer  wirksamen 
Krankheits-  und  Unfallverhütung  entsprechender  Gebrauch  gemacht  werden  und 


^)  Vgl.  a)  Chambre  deBBepr^sentants:  Documents  No.  26  sessionde  1896/97,  No.  76  aession 
de  1897/98,  No.  109,  111,  115,  123—125,  127,  130,  182,  134,  150,  159,  160,  162,  163,  246,  289, 
302,  304,  806  et  807  Session  de  1898/99;  b)  SInat:  Docnment  No.  140  session  de  1898/99; 
sowie  Abdmck  des  GesetzentwuifiB  mit  Motiven  in  der  „Bevue  du  trayail*',  BruxeUes  1896, 
p.  1189—1156. 

*)  Vgl.  Bnlletin  du  comit^  pennanent  du  congr^  international  des  accidents  du  travail, 
ka^Jf^»  Tome  IX  (1898)  p.  393-896,  Tome  X  (1899)  p.  153—158. 
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demnächst  auch  die  Verabschiedung  der  beiden  anderen  (Gesetzentwürfe  erfolgen, 
so  würde  inl  Vergleich  zum  bisherigen  Bechtsznstande  immerhin  ein  bedeutsamer 
Fortschritt  erreicht  und  zugleich  Sie  Grundlage  f&r  weitere  Verbesserungen  ge- 
wonnen sein. 


liitteratnr. 

A.  Erankenyersicherang. 

Annuaire  de  la  16gislation  du  trayail,  publik  par  TOffice  du  trayail  de  Belgique, 
Bruxelles,  Ann6e  1898  p.  26  smy.  Annuaire  statistique  de  la  Belgique,  Bruxelles,  Ann^es 
1889  p.  170—171,  1899  p.  192.  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  1.  Aufl., 
Jena  1892,  Bd.  IV  S.  35—87.  Bapport  sur  la  Situation  des  soci^t^s  mutualistes  pendant  les 
anndes  1891—1895,  present6  k  M.  le  ministre  de  l'indostrie  et  dn  trayail  par  la  commission  per- 
manente des  Boci6t6s  mutualistes,  BruxeUes  1897.  Heyne  du  trayail,  publice  par  TOffice  du 
trayaü  de  Belgique,  Bruxelles,  Tome  m  (1898)  p.  806,  436—443,  IV  (1899)  p.  1038-1051. 

B.  Alters-  und  Inyaliditätsyersicherung. 

Annuaire  statistique  de  la  Belgique,  Bruxelles,  Ann^e  1897  p.  184—185.  Bellom, 
La  question  des  retraites  ouyri^res  dans  les  pajs  6trangers,  Paris  1897,  p.  74.  Bulletin  du 
comit^  permanent  du  congr^  international  des  accidents  du  trayail  et  des  assurances  sociales, 
Paris,  Tome  VI  (1895)  p.  712—730,  Vm  (1897)  p.  560—555.  Bödiker,  Die  Arbeiteryersiche- 
rung  in  den  europäischen  Staaten,  Leipzig  1895,  S.  168—171.  Proyision  for  old  age  by  goyern- 
ment  action  in  certain  european  countries  (Board  of  Trade,  Labour  Department),  London  1899, 
p.  25—35. 

C.  Unfallyersicherung. 

Annuaire  de  la  l^islation  du  trayail,  Bruxelles,  Ann6es  1897  p.  129  8uiy.,  1898  p.  25suiy. 
Bellom,  Les  lois  d'assurance  ouyriöre  k  T^tranger,  Tome  11:  Assurance  contre  les  accidents 
Paris  1896,  2*  partie  p.  931—944.  Bödiker,  Die  Arbeiteryersicherung  in  den  europäischen 
Staaten,  Leipzig  1895,  S.  148—168.  Bulletin  du  comit^  permanent  du  congr^  international 
des  accidents  du  trayail  et  des  assurances  sociales,  Paris,  Tome  I  (1890)  p.  519,  n  (1891) 
p.  563,  VI  (1895)  p.  746—750,  Vn  (1896J  p.  186/508,  Vm  (1897)  p.  1—54,  513-531,  IX  (1898) 
p.  157—176,  393—396,  X  (1899)  p.  50—79,  133,  153—158.  Congr^s  .international  des  acci- 
dents du  trayail  et  des  assurances  sociales:  Paris  9.— 14.  IX.  89,  Beme  21.— 26.  IX.  91,  Milan 
1.— 6.  X.  94,  BruxeUes  26.— 31.  Vn.  97.  Conrad's  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften, 
1.  Aufl.  Jena  1890,  Bd.  I  S.  467—469,  565—567  u.  2.  Aufl.  Jena  1898,  Bd.  I  S.  551—556,  683—638. 
Rapports  annuels  de  l'inspection  du  trayail  (Office  du  trayail),  Bruxelles  1895  suiy.  Beyue  du 
trayail,  publice  par  TOffice  du  trayail  de  Belgique,  Bruxelles,  Tome  I  (1896)  p.  1139—1156, 
m  (1898)  p.  501-522,  1173—1176,  IV  (1899)  p.  846,  918,  1117.  Zacher,  a)  „Die  Arbeiter- 
yersicherung  im  Auslande",  Berlin  1898/99  (Verlag  yon  A.  Troschel):  Heft  I  Dänemark, 
n  Schweden,  HI  Norwegen,  IV  Frankreich,  V  England,  VI  Italien,  Vn  Oesterreich,  VIEL  Ungarn, 
IX  Bussland,  X  Finlaud,  XI  Schweiz;  b)  „Leitfaden  zur  Arbeiteryersicherung  des  Deutschen 
Reichs,  Berlin  *1898  (Verlag  yon  A.  Asher  &  Co.;  3.  Hunderttausend,  Partiepreis  10  Pf.). 
Ausserdem  zu  A— C  die  im  Text  angeführten  Gesetzesmaterialien. 

Berlin,  Dezember  1899. 

Dr.  Zacher. 


Aiuiexe  1* 


Loi 

portant  revision  de  la  loi  du  3  avril  1851  sur  les  soci6t6s 

mutualistes. 


Leopold  n,  Boi  des  Beiges,  k  toüs  prösents  et  k  venir,  Salut.  Les  Ghambres 
ont  adopt6  et  Noiis  sanctionnons  ce  qoi  snit: 

Art.  1. 

Seront  reconnnes  par  le  gonyernement,  ä  la  condition  de  se  conformer  anx  dispo- 
sitions  de  la  präsente  loi,  les  soci^t^s  matoalistes  ajant  lear  sidge  social  en  Belgique  et 
constita^es  en  vue  d'objets  appartenant  exdasiyement  &  rane  des  catögories  siÜYantes: 

I.  Assarer  anx  soci^twes  et  anx  membres  de  lenr  famiUe  des  seconrs  temporaires 
en  cas  de .  maladie,  de  blessnres,  d'infinnitös  on  en  cas  de  naissance  d'on 
en&nt;  ponrvoir  anx  frais  fnnöraires;  accorder  des  seconrs  temporaires  ä  la 
fomille  des  sociötaires  döc^ös; 

£aciliter  anx  sociötaires  et  anx  membres  de  lenr  üamille  Taffiliation  anx 
caisses   d*öpargne,   de  retraito  et  d'assnrance  de  la  Caisse  g^nörale  d'öpargne 
et  de  retraite  sons  la  garantie  de  l'Etat; 
II.  assnrer  anx  sociötaires  nne  indemnit6  en  cas  soit  de  perte  on  de  maladie  da 

b^tail,  soit  de  dommage  cans^  &  la  r6colte  par  des  cas  fortnits; 
III.  flEusiliter  anx  sociötaires  et  anx  membres  de  lenr  £Eunille,  mais'  &  Texclnsion 
de  tons  antres,  par  Taccnmnlation  de  lenrs  öpargnes,  Tacbat  d*objets  nsnels 
on  de  consonunation,  d*instmments  de  travail,  d*animanx  domestiqnes  on 
d'objets  destinös  ä  ponrvoir  ä  des  nöcessitös  temporaires  et  p^riodiqnes,  no- 
tamment  d'engnds  on  de  semences; 
lY.  foire  am  sociötaires  de  prdts  ne  döpassant  pas  le  cbiffre  de  300  francs. 

Art.  2. 

Ponrront  6tre  reconnnes  par  le  gonyernement,  moyennant  de  se  conformer  anx 
dispositions  de  la  präsente  loi  et  ponr  antant  qn*elles  aient  lenr  siöge  social  en  Belgiqne: 

1^  Les  sociöt6s  mntnalistes  constitnöes  en  vne  d'objets  ressortissant  ä  la  fois  ä 
plnsienrs  des  catögories  6nnmör^s  ä  Tarticle  pr§c<^ent. 

2®.  Les  sociötös  mntnalistes  ajant  ponr  objet  la  constitntion  d*nn  fonds  distinct 
en  yne  de  venir  en  aide,  par  des  allocations  annnelles,  anx  sociötures  ag6s 
on  infirmes,  on,  aprös  lenr  mort,  anx  membres  de  lenr  famille.  Ces  alloca- 
tions ne  ponrront  jamais  dtre  prdey^s  qne  snr  les  reyenns  des  capitanx  et 
snr  les  antres  ressonrces  annnelles;  lenr  tanx  sera,  &  cbaqne  exercice,  siiget 
^  reyision  et  ne  ponrra  exender,  par  personne,  le  chifire  de  1,200  fraücs. 


jjilage  !• 


Gesetz, 


betreffend  die  Revision  des  Gesetzes  vom  3.  April  1851 
über  die  Hilfsvereine. 


Leopold  IL9  filönig  der  Belgier,  Allen  Gross  zuvor.  Die  Eammem  haben 
angenommen  and  Wir  heissen  gnt^  was  folgt: 

Art.  1. 

Die  gegenseitigen  HilfsYereine  werden  onter  der  Bedingung,  dass  sie  den  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  entspreoben  and  ihren  Sitz  in  Belgien  habMa,  yon  der  Begienmg 
anerkannt,  fstUs  sie  lediglich  einen  der  nachstehenden  Zwecke  verfolgen: 

I.  Den  Mitgliedern  und  deren  Familienmitgliedern  zeitweilige  Unterstützung  im 
Fall  von  Krankheit,  Unfall,  Siechtum  oder  bei  Geburt  eines  Kindes  zuzu- 
sichern; zu  den  Begräbniskosten  beizutragen;  den  Hinterbliebenen  verstorbener 
Mitglieder  zeitweilige  Unterstützungen  zu  gewahren; 

den   Mitgliedern    und    deren  Familienmitgliedern   den   Beitritt   zu   den 
Spar-,  Pensions-  und  Versicherungskassen   der   unter  staatlicher  Garantie  be- 
stehenden „Caisse  gönörale  d*6pargne  et  de  retndte^  zu  erleichtem; 
II.  den   Ifitgliedem   eine   Entschädigung   bei  Verlust   oder  Krankheit   an   Vieh, 

oder  bei  lOssemten  zu  sichern; 
m.  den  Mitgliedern  und  deren  Familienmitgliedern,  aber  mit  Ausschluss  aller 
anderen,  durch  Ansammlung  ihrer  Ersparnisse,  den  Erwerb  von  Gebrauchs- 
oder Yerbrauchsgegenständen,  Werkzeug,  Haustieren  oder  sonstigen  Wirt- 
schaftsgegenst&nden,  besonders  von  Dungmitteln  nnd  Sftmereien  zu  er- 
leichtem; 
lY.  den  Mitgliedem  Darleben  bis  zu  300  Fr.  zu  gewähren. 

Art.  2. 

Es  können  durch  die  Begierung  anerkannt  werden,  falls  sie  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  entsprechen  und  sofem  sie  ihren  Sitz  in  Belgien  haben: 

1.  (Gegenseitige  Hilfsvereine,  welche  mehrere  der  in  Art.  1  aufgeführten  Zwecke 
zugleich  verfolgen. 

2.  Gegenseitige  Hilfsvereine,  welche  die  Begründung  eines  besonderen  Unter- 
stützungsfonds bezwecken,  um  durch  Pensionen  alte  oder  invalide  Mitglieder 
oder  nach  ihrem  Tode  ihre  FamilieBangehOrige  zu  unterstützen.  Solche  Pen- 
sionen dürfen  nur  aus  den  Zinsen  der  Kapitalien  und  dm  ssMÜgen  Jahres- 
einkünften bestritten  werden;  ihr  Betrag  ist  in  jedem  Bechnungetjahie  nach- 
zuprüfen oad  darf  für  NkoMUid  1200  Fr.  übersteigen 
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Art  3. 

Les  sociötös  mntoalistes  reconnnes  penvent  se  födörer  dans  le  bnt  d'admettre  r6ci- 
proqnement  les  membres  participants  qni  ont  chang6  de  circonscription,  d*organiser  en 
common  lenrs  Services  et  d'institner  des  conseils  d'arbitrage  ponr  aplanir  les  diff^rends 
qni  snrgiraient  entre  les  diverses  associations  f6d6r6es  on  entre  les  membres  de  ces 
associations. 

Tontefois,  elles  ne  penvent  abdiqner  lenr  antonomie;  elles  doivent  se  röserver  la 
facnltö  de  se  retirer  chaqne  ann^  de  la  f^döration  moyennant  nn  pr^avis  de  trois  mois, 
et,  ponr  ce  cas,  prövoir  le  mode  de  rdglement  de  lenrs  droits. 

Les  fMörations  ainsi  constitnöes  ponrront  dtre  reconnnes  par  le  gonvemement 
moyennant  de  se  conformer  anx  dispositions  de  la  prtoente  loi. 

Les  dispositions  foisant  Tobjet  des  articles  4,  5,  6,  7,  8,  9,  12,  13,  14,  15,  18, 
19,  20,  21,  23,  24,  26,  27,  28,  29,  30  et  31  de  la  präsente  loi  sont  applicables  anx 
födörations  reconnnes. 

Art  4. 
Les  statnts  des  soci6t6s  mntnaUstes  doivent  mentionner: 

I.  la  d^nomination  adoptöe  par  la  soci6t6,   le  lien   de   son  siöge  et  sa  circon- 

scription ; 
U.  Tobjet  on  les  objets  en  vne  desqnels  eile  est  formte; 
m.  les  conditions  mises  ä  Tentröe  et  4  la  sortie  des  diverses  cat6gories  de  membres 

reconnnes  par  les  statnts; 
IV.  le  mode  de  nomination  et  les  ponvoirs  des  administratenrs ; 
V.  le  tanx  des  cotisations  on  des  versements  ä  effectner  par  les  membres; 
VI.  les  avantages  qne  procnre  la  sociötö; 
VIL  le  genre  de  placement  des  fonds  socianx; 
Vm.  le  mode  de  rdglement  des  comptes; 
IX.  les  rdgles  ä  snivre  ponr  modifier  les  statnts; 

X  les  formes   et   les   conditions   de   la   dissolntion   et  de  la  liqnidation  de  la 
80ci6t6. 

Art.  5. 

La  sociötö  mntnaliste  qni  dösire  dtre  reconnne  adresse  sa  demande  an  gonvemenr 
de  la  province  oü  se  tronve  son  sidge  social;  eile  y  Joint  denx  exemplaires  de  ses  statnts, 
ainsi  qn'nne  liste  de  ses  administratenrs  on  de  ses  fondatenrs. 

Dans  le  mois,  le  gonvemenr  transmet  la  demande  avec  nn  avis  motivö  k  la  com- 
mission  permanente  des  sociötte  mntnallstes. 

Cell-ci  fait  rapport  an  gonvemement,  aprds  s*6tre  directement  mise  en  relation,  s*il 
y  a  lien,  avec  la  sociötö  et  avec  le  comitö  de  patronage  dans  le  ressort  dnqnel  la  sociötö 
a  son  sidge. 

Dans  nn  dölai  de  qnatre  mois,  k  partir  de  la  demande,  le  gonvemement  notifie  ä 
la  soci6t6  la  d^ision  motivöe  par  laqnelle  il  la  reconnatt  on  Ini  refnse  la  reconnaissance. 

Art.  6. 
Les  statnts  des  soci6t6s  mntnalistes  sont  pnbliös  par  les  soins  dn  gonvemement,  en 
annexe  an  Monitenr,  dans  les  trente  jonrs  de  Tarrdtö  royal  de  reconnaissance. 

Art.  7. 

Les  sociötto  mntnalistes  reconnnes  jonissent  de  la  personnification  civile  dans  les 
limites  et  sons  les  conditions  dötermin^  par  la  präsente  loi. 

A  döfont  de  dispositions  contraires  dans  les  statnts,  les  sociötaires  ne  sont  respon- 
sables  qne  jnsqn*ä  concnrrence  de  lenrs  engagements  ä,  Tögard  de  la  sociöt^. 

Art.  8. 
Son  exempts  dn  timbre: 

L*acte  contenant  les  statnts  conformes  anx  articles  1^,  2  et  4,  les  procnrations  y 
annex^s  ainsi  qne  les  pidces  prodnites  ponr  la  reconnaissance  de  la  sodM. 
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Art.  3. 

Die  anerkannten  Hil&yereine  können  sich  untereinander  zn  Verbänden  zasammen- 
schliessen,  am  die  Mitglieder  beim  Wechsel  des  Wohnorts  wechselseitig  zuzulassen,  um 
gemeinsame  Zwecke  zu  verfolgen  und  Schiedsgerichte  zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten 
zwischen  den  Verbandsvereinen  oder  den  Mitgliedern  dieser  Vereine  einzusetzen. 

Gleichwohl  dürfen  die  Hil&vereine  dabei  ihre  Selbstverwaltung  nicht  aufgeben;  sie 
müssen  sich  das  Eecht  vorbehalten,  in  jedem  Jahr  nach  dreimonatlicher  Kündigung 
aus  dem  Verbände  wieder  auszutreten,  und  für  diesen  Fall  die  Begelung  ihrer  Bechte 
vorsehen. 

Die  auf  diese  Weise  gebildeten  Verbände  können,  falls  sie  sich  den  Bestimmungen 
dieses  (Gesetzes  unterwerfen,  von  der  Begierung  anerkannt  werden. 

Die  Bestimmungen  der  Artikel  4,  5,  6,  7,  8,  9,  12,  13,  14,  15,  18,  19,  20, 
21,  23,  24,  26,  27,  28,  29,  30  und  31  dieses  Gesetzes  finden  auf  die  anerkannten 
Verbände  Anwendung. 

Art.  4. 

Die  Satzungen  der  Hilfi3vereine  müssen  angeben: 
I.  den  Namen,  Ort  und  Bezirk  des  Vereins; 
II.  den  Zweck  oder  die  Zwecke  seiner  Begründung; 
in.  die  Ein-  und  Austrittsbedingungen    der   verschiedenen,    durch    die  Satzungen 

bestimmten  Mitgliedergruppen; 
IV.  die  Art  der  Ernennung  und  die  Befugnisse  der  Verwalter; 
V.  die  Höhe  der  Beiträge  oder  Einzahlungen  der  Mitglieder; 
VI.  die  Vortheile,  welche  die  G^enossenschaft  bietet; 
Vn.   die  Art  der  Anlage  des  Vereinsvermögens; 
Vni.  die  Art  der  Abrechnung; 
IX.   die  Vorschriften  für  die  Abänderung  der  Satzungen; 

X.  die  Formen  und  Bedingungen   für   die  Auflösung   und   Liquidation    des  Ver- 
mögens. 

Art  5. 

Ein  Verein,  welcher  anerkannt  sein  will,  muss  das  Gesuch  bei  dem  Statthalter  der 
Provinz,  in  welcher  er  seinen  Sitz  hat,  einreichen;  dem  Gesuch  sind  zwei  Exemplare  der 
Satzungen,  sowie  eine  Liste  der  Verwalter  oder  der  Begründer  beizulegen. 

Innerhalb  eines  Monats  übersendet  der  Statthalter  das  Gesuch  mit  einem  begründeten 
Gutachten  der  „ständigen  Kommission  für  Hilfsvereine ^. 

Diese  berichtet  an  die  Begierung,  nachdem  sie  sich  erforderlichenfalls  mit  dem 
Verein  und  dem  Patronatskomitee,  in  dessen  Bezirk  der  Verein  seinen  Sitz  hat,  in  Ver- 
bindung gesetzt  hat. 

Binnen  vier  Monaten  erteilt  die  Begierung  dem  Verein  einen  begründeten  Bescheid, 
durch  welchen  sie  ihn  anerkennt  oder  ihm  die  Anerkennung  verweigert. 

Art  6. 

Die  Satzungen  der  Hilfsvereine  werden  durch  die  Begierung  in  einer  Beilage  des 
Amtsblattes  innerhalb  30  Tagen  nach  dem  kgl.  Erlass  der  Anerkennung  veröffentlicht. 

Art.  7. 

Die  anerkannten  Hilfsvereine  geniessen  die  Bechte  einer  juristischen  Person  gemäss 
den  durch  dieses  Gesetz  bestimmten  Grenzen  und  Bedingungen. 

Sofern  nicht  die  Satzungen  gegenteilige  Bestimmungen  enthalten,  haften  die  Mit- 
glieder nur  bis  zur  Höhe  ihrer  Verbindlichkeiten  gegenüber  dem  Verein. 

Art  8. 
Stempelfrei  sind: 

Die  Satzungsurkunden  gemäss  Art.  1,  2  und  4,  die  bezüglichen  Vollmachten  und 
die  für  die  Anerkennung  des  Vereins  beigebrachten  Stücke. 
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L*acte   de   sociötö   est   enregiströ   gratis   et  les   procnrations   sont  exemptes  de  la 
fonnalitö. 

Les  sociötto  matoalistes  reconnnes  jonissent  des  avantages  soiyaiits: 
I.   Sont  exempts  dn  timbre: 

1^.    Les  actes  portant  modification  des  Statuts;  dissolntion  on  liqnidation 

de  la  sociötö; 
2®.   les  actes  passes  an  nom  de  la  soci^tö  on  en   sa  favenr,   i  Texcep- 
tion   des   contrats   portant   transmission    d'immenbles    en   propri6t6, 
nsnfrnit  on  jonissance; 
3^   les  procnrations  donn^es  par  les   associto  ponr  lenrs  relations  avec 

la  sod^tö,  ainsi  qne  les  actes  d*adh6sion; 
4^   les  actes  des  procMnres  prövnes  par  les  articles  11,  23  et  24. 
Sont  enregistrto  gratis,   les   actes   dtoign^  anx  n^  1  et  4,  et  sont  exempts 
de   la   formalitö   les   actes  dtoign^   anx  n^  2  et  3,  sauf  Texception  6nonc^ 
an  n®  2. 

Sont  dölivrös  gratnitement,  exempts  dn  timbre  et  de  Tenregistrement, 
tons  certificats,  actes  de  notoriötö  et  antres  dont  la  prodnction  doit  6tre  £äite 
par  les  sociötaires  en  cette  qnalitö  on  par  lenrs  ayants  droit:  ils  portent  en 
töte  dn  texte  Tönonciation  de  lenr  destination;  ils  ne  penyent  servir  ä 
d'antres  fins. 
U.   Cenx  des  actes  indiqn^  ci-dessns,   qni   seraient  assnjettis  an  droit  de  greffe 

en  yertn  de  la  loi  dn  25  novembre  1889,  en  sont  exemptes. 
lU.   Sont  insöröes  gratnitement  an  Monitenr,    les   pnblications   prescrites   par  la 

präsente  loi. 
lY.  Le  gonvemement  pent  accorder  anx  sociöt^s  la  franchise  postale  ponr  tontes 
lenrs  commnnications  sons  bände,  portant  le  contre-seing  dn  pr^sident  on  da 
döl^ö  de  Tadministration ,  avec  les  antoritte  pnbliqnes,  la  commission  per- 
manente des  soci6t6s  mntnalistes  et  les  comitös  de  patronage  institn^  par  la 
loi  dn  9  aoüt  1889. 


Art.  9. 

Les  seconrs  tempondres,  ainsi  qne  los  sommes  allon^s  ä  la  mort  d*nn  sodötaire 
on  d*nn  membre  de  sa  famille,  sont  incessibles  et  insaisissables. 

II  en  est  de  möme  des  allocations  prövnes  an  2^  de  Tarticle  2.  Tontefois,  dans  les 
cas  visös  anx  articles  203,  205  et  214  dn  Code  civü,  si  les  allocations  döpassent  360 
firancs,  elles  penyent  dtre  saisies  jnsqn*ä  concnrrence  d*nn  tiers,  sans  qne  la  partie  röserv^ 
pnisse  Jamals  ötre  införienre  k  cette  somme. 


Art.  10. 

Tonte  personne  äg^  de  18  ans  on  ömancipöe  pent  dtre  membre  d*nne  sociöt^  mn- 
tnaliste  reconnne. 

Le  minenr  äg6  d»  moins  de  18  ans  et  non  6mancip6  jonit  de  la  m^e  facnltö 
moyennant  le  consentement  de  celni  qni  exerce  snr  Ini  Tantorit^  patemeUe  on  de  son 
tntenr.  Mais  il  n*a  yoix  d^lib^ratiye  dans  Vassemblöe  de  la  sociöt^  qn*ä  Tage  de  18  ans 
on  ä  son  ömancipation. 

Le  consentement  pr^yn  par  le  paragraphe  pröcMent  doit  ötre  donnö  par  6crit  on 
dtre  re^n  par  le  d^lögnö  de  Tadministration  de  la  soci6t6,  en  pr^sence  de  denx  t^moins  qni 


signent  ayec  Ini. 


Art.  11. 


La  femme  marine  pent  s*affilier  on  rester  affiliöe  ä  nne  soci^t^  mntnaliste  reconnne, 
sanf  Opposition  de  son  mari,  noüfiöe  par  ^rit  an  prösident  de  la  sociötö  on  an  d^^ö 
de  Tadministration. 

L'opposition  pent  6tre  leyöe  par  le  jnge  de  paix,  les  parties  entendues  on  appel^s. 
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Die  Eintragong  erfolgt  kostenfrei  n&d  die  Vollmachten  sind  an  keine  Förmlichkeit 
gebunden. 

Die  anerkannten  Hilfsvereine  gemessen  folgende  Vorteile: 
I.  Es  sind  stempelfrei: 

1.  Die  auf  Aendenmg  der  Satzungen,  Auflösung  oder  liqoidation  des 
Vereins  bezüglichen  Urkunden; 

2.  die  im  Namen  oder  zu  Gunsten  des  Vereins  ausgestellten  Urkunde, 
mit  Ausnahme  von  Vertri^en,  welche  die  üebertragung  von  Eigentum, 
Niessbrauoh  oder  Besitz  an  Grundstücken  zum  Gegenstand  haben; 

3.  die  Yon  den  Mitgliedern  für  ihre  Beziehungen  zum  Verein  abgege- 
benen Erklärungen,  sowie  die  Beitrittserklftrungen; 

4.  die  in  Artikel  11,  23  und  24  erwähnten  Verhandlungen. 

Die  unter  No.  1  und  4  genannten  Urkunden  werden  kostenlos  eingetragen 
und  die  unter  2  und  3  bezeichneten  sind  Yon  jeder  Förmlichkeit  befreit,  mit 
Ausnahme  des  zu  Ziffer  2  bezeichneten  Falles. 

Gebührenfrei  werden  ausgefertigt  alle  Bescheinigungen,  öffentliche  Ur- 
kunden und  dergleichen,  welche  von  den  Vereinsmitgliedem  in  dieser  ihrer 
Eigenschaft  oder  von  ihren  Bechtsnachfolgem  beizubringen  sind:  diese  Ur- 
kunden tragen  am  Kopfe  die  Angabe  ihrer  Bestimmung;  sie  dürfen  zu  keinem 
andern  Zwecke  verwandt  werden. 

II.   Diejenigen  der  obenbezeichneten  Urkunden,  welche  den  Eanzleigebühren  gemäss 

Gesetz  vom  25.  November  1889  unterliegen  würden,  sind  davon  befreit. 
in.   Die  durch  dieses  Gesetz   vorgeschriebenen  Veröffentlichungen   im  Amtsblatt 
erfolgen  kostenfrei 

IV.  Die  Begierung  kann  den  Vereinen  Portofreiheit  far  alle  ihre  Ereuzband- 
sendungen  gewähren,  welche  die  Unterschrift  des  Präsidenten  oder  des  Ver- 
waltungsbevollmächtigten tragen  und  an  die  Behörden,  die  ständige  Kommission 
für  Hilfsvereine  und  die  durch  das  Gesetz  vom  9.  August  1889  eingesetzten 
Patronatskomitees  gerichtet  sind. 

Art  9. 

Die  zeitweiligen  Unterstützungen  sowie  die  beim  Tode  eines  Vereins-  oder  Familien- 
mitgliedes seinen  unterbliebenen  gezahlten  Unterstützungen  sind  unübertragbar  und 
unpföndbar. 

Dasselbe  gilt  von  den  in  Z.  2  des  Art.  2  behandelten  Personen.  Jedoch  können  in 
den  in  Art.  203,  205  und  214  des  Code  dvU  bestimmten  Fällen  solche  Renten,  wenn  sie 
360  Fr.  übersteigen,  bis  zu  einem  Drittel  beschlagnahmt  werden,  ohne  dass  die  Eest- 
summe  unter  jenen  Betrag  herabsinken  darf. 

Art  10. 

Jede  18  Jahr  alte  oder  mündig  gesprochene  Person  kann  Mitglied  eines  anerkannten 
Hilfevereins  werden. 

Noch  nicht  18  Jahr  alte  oder  noch  nicht  mündig  gesprochene  Personen  geniessen 
mit  Zustimmung  dessen,  der  die  väterliche  Gewalt  ausübt,  oder  des  Vormundes  dasselbe 
Eecht.  Aber  sie  haben  bis  zum  Alter  von  18  Jahren  oder  bis  zur  Mündigkeitserklärung 
kein  Stimmrecht  in  der  Vereinsversammlung. 

Die  im  vorhergehenden  Absatz  vorgesehene  Zustimmung  muss  schriftlich  gegeben 
werden  oder  von  dem  Verwaltungsbevollmächtigten  des  Vereins  in  Gegenwart  von  zwei 
mit  ihm  mitunterzeichnenden  Zeugen  entgegengenommen  werden. 

Art.  11. 

Verheiratete  Frauen  können  einem  anerkannten  Hilfevereine  beitreten  oder  bei  einem 
solchen  verbleiben,  ausser  bei  Widerspruch  des  Ehemanns,  sofern  dieser  dem  Vorsitzenden 
oder  Bevollmächtigten  des  Vereins  eingereicht  ist 

Der  Widerspruch  kann  durch  den  Friedensrichter,  nach  Anhörung  oder  Aufforderung 
der  Parteien»  au^gldiobeii  werden. 
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Art  12. 
Leg   sociötös   mntoalistes  reconnnes   sont  administrtes  par  an  on  plnsieors  manda- 
taires  &  temps,  membres  effecti£9  on  honoraires. 

Ges  mandataires  doivent  dtre  Beiges  et  majenrs;  tontefois,  le  gonvemement,  la  com- 
mission  pennanente  entendne,  pent  accorder  nne  dispense  personnelle  qnant  &  d*indig6nat. 
Les   adminiBtratenrs  sont  ^ns   en   assemblöe   g^nörale.     Sanf  disposition   contnüre 
dans  les  statnts,  ils  sont  rödigibles. 

Sont  exdns  dn  droit  d*exercer  ce  mandat: 

cenx  qni  sont  priv^  dn  droit  de  vote  par  snite  de  condamnation; 
cenx  qni  sont  en  6tat  de  fiBullite  d6clar6e  on  d'interdiction  jndiciaire,  on  qni 
ont  foit  cession  de  biens,  anssi  longtemps  qn*il8  n'ont  pas  payö  intögrale- 
ment  lenrs  crtonciers; 
cenx  qni  sont  notoirement  connns  ponr  tenir  maison  de  d^anche  on  de  pro- 
stitntion. 

Art.  13. 
A  moins  de  dispositions  sp^iales  dans  les  statnts,   le  pr6sident,   on,  en  cas  d*em- 
p^hement   de   celni-ci,   la  personne  däögnöe  par  Tassemblöe  g6n6rale  ponr  le  remplacer, 
reprteente   la   soci6t6   dans   tons   les   actes  jnridiqnes  et  sontient  tontes  actions  an  nom 
de  celle-ci,  seit  en  demandant,  seit  en  döfendant. 

Art.  14. 

Les  soci6t6s  mntnalistes  reconnnes  ne  penvent  recevoir  des  dons  et  des  legs  qne 
moyennant  de  se  conformer  anx  dispositions  prescrites  en  semblable  matidre  par  Tarticle  76 
de  la  loi  commnnale. 

Art.  15. 

Les  sociötte  mntnalistes  reconnnes  ne  penvent  prendre  nn  immenble  &  bail  qne  dans 
le  bnt  d*7  installer  leur  sidge  social  on  de  s'y  r6nnir. 

EUes  ne  penvent  acqnörir  nn  immenble  ä  titre  onörenx  ni  conserver  nn  immenble 
qni  lenr  est  donn6  on  1^6,  qne  dans  le  bnt  önonc^  an  paragraphe  pröcödent,  et  moyen- 
nant d*7  dtre  antorisöes  par  nn  arrötö  royal  rendn  aprds  ayis  dn  conseil  commnnal  et  de 
la  d^pntation  permanente. 

L'arrdtö  royal  qni  antorise,  an  profit  d'nne  sociötö,  Tacceptation  d*nne  lib^alitö  dans 
laqnelle  nn  immenble  est  compris,  fixe,  s*il  y  a  li^n,  le  dölai  dans  leqnel  cet  immenble 
devra  dtre  ali^n^ 

Art.  16. 

Pendant  la  dnröe  de  la  sociötö  mntnaliste  reconnne,  tont  partage  des  fonds  est 
interdit. 

Les  statnts  penvent  tontefois  antoriser  l'assemblöe  g6n6rale  ä  d^der,  ä  la  msyorit^ 
des  trois  qnarts  des  membres  ayant  droit  de  vote  et  sanf  Tapprobation  dn  gonvememeni, 
la  r^partition,  entre  tons  les  soci6taires,  d*nn  accroissement  dn  fonds  social  qni  pro- 
yiendrait  d*nne  antre  canse  qne  de  dons  on  de  legs  et  qni  d^passerait,  d'nne  manidre 
manifeste,  les  besoins  de  la  sociötö  et  les  nöcessit^  de  ses  Services. 

Art.  17. 
Les  statnts  peuvent  antoriser,   dans   les  denx  cas  snivants,   le  rembonrsement  i  nn 
sociötaire   de   la   totalitö  on   d'nne   partie  des  cotisations  qn'il  a  vers^es,  mais  d^nction 
fiüte  des  sommes  qni  penvent  Ini  avoir  6t6  attribnöes: 

I.  dans  le  cas  de  la  non-admission   comme   membre  d*nn   candidat   anqnel   nn 

noviciat  a  6t6  impos6  avant  son  admission  definitive; 
II.  dans  le  cas  de  Tafifiliation  d*nn  sociötaire  ä  nne  soci6t6  mntnaliste  reconnne 
d'nne  antre   localit^   et  lorsqn*il   s*agit   d'nn   simple  transfert  de  fonds  d*nne 
sodöte  k  l'antre. 

Art.  18. 
Les  fonds  doivent,  dös  qn^ils  atteignent  soit  5  francs   par   membre,   seit   le  chiffire 
de  1,000  francs,   dtrd   döposös   &  la  Caisse   d*6pargne  sons  la  garantie  de  T^tat  on  6tre 
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Art.  12. 
Die  anerkannten  Hil&yereine  werden  durch  einen  oder  mehrere  anf  Zeit  Beauftragte, 
welche  ordentliche  oder  Ehrenmitglieder  sein  können,  verwaltet. 

Diese  Beauftragten  müssen  Belgier  und  grossjfthng  sein;  jedoch  kann  die  Begierung, 
nach  Anhörung  der  ständigen  Kommission,  mit  Bezug  auf  die  Staatsangehörigkeit  Aus- 
nahmen gestatten. 

Die  Verwalter  werden  in  der  Generalversammlung  gewählt.  Falls  nicht  die  Satzungen 
Gegenteiliges  bestimmen,  sind  sie  wiederwählbar. 

Von  der  Ausübung  dieses  Amtes  sind  ausgeschlossen: 

diejenigen,  welche  infolge  einer  Verurteilung  das  Stimmrecht  verloren  haben; 
solche,  welche  im  Eonkurse  oder  unter  Kuratel  sind,  oder  ihr  Vermögen  ab- 
getreten haben,  solange  sie  ihren  Gläubigem  nicht  gerecht  geworden  sind; 
solche,  welche  notorisch  Häuser  der  Völlerei  oder  Prostitution  halten. 

Art.  13. 
Abgesehen  von   besonderen  Bestimmungen   in  den  Satzungen  vertritt  der  Präsident, 
oder  im  Falle  seiner  Verhinderung   die   durch  die  Generalversammlung  zum  Stellvertreter 
gewählte  Person,   den  Verein  in  allen  Bechtsgeschäften  und  nimmt  alle  Bechtshandlungen 
in  dessen  Namen  vor,  sei  es  als  Kläger  oder  als  Verklagter. 

Art.  14. 
Die  anerkannten  Hilfsvereine  können  Schenkungen  und  Vermächtnisse  nur  unter  den 
in  Art.  76  des  Kommunalgesetzes  vorgeschriebenen  Bedingrungen  annehmen. 

Art.  15. 

Die  anerkannten  Hil&vereine  können  Grundstücke  nur  zu  dem  Zwecke  pachten,  um 
dort  ihren  Geschäftssitz  einzurichten  oder  Versammlungen  abzuhalten. 

Sie  dürfen  Grundstücke  weder  ankaufen  noch  ihnen  geschenkte  oder  vermachte 
Grundstücke  behalten,  ausser  zu  dem  im  vorigen  Absatz  bestimmten  Zwecke  und  nach- 
dem sie  dazu  durch  einen  königl.  Erlass  nach  Anhörung  des  Kommunalrats  und  der  stän- 
digen Deputation  ermächtigt  worden  sind. 

Der  königl  Erlass,  welcher  zu  Gunsten  eines  Vereins  die  Annahme  einer  Schenkung, 
bei  welcher  sich  Grundstücke  befinden,  ausspricht,  bestimmt  zutreffendenfalls  den  Zeit- 
punkt, bis  zu  welchem  die  Grundstücke  veräussert  sein  müssen. 

Art.  16. 

Solange  ein  anerkannter  ffilfsverein  besteht,  ist  jede  Aufteilung  des  Vermögens 
untersagt. 

Die  Satzungen  können  jedoch  die  Generalversammlung  ermächtigen,  mit  einer  Mehr- 
heit von  drei  Vierteln  der  stimmberechtigten  Mitglieder  und  vorbehaltlich  der  Zustimmung 
der  Begierung,  üeberschüsse  des  Vereinsvermögens,  die  nicht  von  Schenkungen  oder  Ver- 
mächtnissen herrühren  und  die  Bedürfiiisse  des  Vereins  und  seiner  Verpflichtungen  zwei- 
fellos übersteigen,  unter  alle  Vereinsmitglieder  zu  verteilen. 

Art.  17. 
Die   Satzungen   können   bestimmen,   dass   in   den   beiden  folgenden  Fällen  die  ge- 
samten Einzahlungen  oder  ein  Teil  derselben  dem  Vereinsmitgliede  zurückgezahlt  werden, 
abzüglich  der  Summen,  welche  er  etwa  schon  erhalten  hat: 

I.  im  Fall  ein  Bewerber  nicht  als  Mitglied  zugelassen  wird,   nachdem   ihm   vor 

seiner  endgültigen  Au&ahme  eine  Wartezeit  auferlegt  war; 
II.  im  Falle  des  üebertritts  eines  Mitgliedes  zu  einem  anerkannten  Hilfisverein  an 
einem  andern  Ort  und   sofern   es  sich  um   eine   einfache  üeberweisnng   von 
Fonds  des  einen  Vereins  an  den  andern  handelt. 

Ari;.  18. 
Die  Fonds  müssen,    sobald   sie   entweder  die  Summen  von  5  Fr.  pro  Mitglied  oder 
1000  Fr.  im  ganzen  erreichen,  bei  der  staatlich  garantierten  Sparkasse  niedergelegt  oder 
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converüs   seit  en   fonds   pnblics   beiges  on  aiftres  valeurs  garanties  par  l'Etat,   seit   en 
Obligations  snr  les  prormces,  les  villes  ou  les  commnnes  de  la  Belgiqme. 

Tontefois,  les  soci^tös  sont  antorisöes  &  confier  lenrs  fonds  k  des  soci6t68  GOop6- 
ratives  de  credit,  &  responsabilit^  solidaire  et  illimitöe. 

Art  19. 

Dans  le  conrant  des  dem  premiers  mois  de  chaqne  annöe,  les  sociötös  mutnalistes 
reconnnes  adressent  ä  la  commission  pennanente  des  sociöt6s  mntnalistes  nn  compte  de 
lenrs  recettes  et  de  lenrs  döpenses,  dress^  confonn6ment  an  modele  arr^t^  par  le  gon- 
yemement  et  dOtnr^  an  31  d^cembre  de  Texercice  6conl6. 

Elle»  röpondent  anx  demandes  de  renseignements  qne  le  gonvemement,  la  commission 
permanente  des  sociötto  mntnalistes  on  les  comit6s  de  patronage  lenr  transmettent  snr  des 
faits  qni  les  concement. 

Art.  20. 

Lorsqn'nne  sociötö,  aprös  avoir  6t6  sp^ialement  avertie  par  le  gonTemement,  ne  se 
conforme  pas  anx  dispositions  de  la  präsente  loi,  on  des  statnts  qni  ont  6t6  bomologrnte, 
le  gonyemement  pent;  snr  Tuvis  de  la  commission  permanente,  Ini  retirer  les  avantages 
stipnl^  dans  Tartide  8,  n«"  I  ä  IV. 

La  d^cision  dn  gonyemement  est  motiyöe.     Elle  pent  tonjonrs  dtre  rapport^. 

Tonte  döcision  dn  gonyemement,  prise  en  conformitö  dn  präsent  article,  doit  dtre 
pnbli^e  an  Monitenr. 

Art.  21. 

Les  statnts  d'nne  sociöt^  mntnaliste  reconnne  ne  penyent  6tre  modifito  qne  par  nne 
assembl^  gönörale,  conyoqnöe  et  ddib^rant  dans  les  formes  prescrites  par  les  statnts. 

Les  döcisions  de  cette  assembl^  doiyent,  ponr  dtre  yalables,  rönnir  les  snffirages 
des  denx  tiers  des  membres  ayant  droit  de  yote  et  6tre  homolognöes  par  le  gonyemement 
sniyant  les  formes  dötermin^es  par  Tarticle  5  de  la  präsente  loi. 

Art.  22. 

Les  sociöt^s  mntnalistes  reconnnes  penyent  dtre  dissontes  par  nne  d^sion  de 
Tassembl^  g^nörale  conyoqn^  spöcialement  ä  cet  effet  et  compos^  de  trois  qnarts  an 
moins  des  soci^taires  ayant  droit  de  yote. 

Getto  d^cision  doit  rönnir  les  snffirages  des  trois  qnarts  des  membres  pr6sents. 

Art.  23. 

A  la  demande  de  tont  int^ressö,  la  soci6t6  pent  6tre  döclar^  dissonte  par  le  tn- 
bnnal  de  Tarrondissement  dans  leqnel  eile  a  son  si^e  social  lorsqne,  par  snite  de  Tin- 
snffisance  de  ses  ressonrces,  eile  se  tronye  dans  Timpossibilit^  de  satisfEuire  ä.  ses  obligations. 

Art.  24. 

A  la  demande  d*nn  societaire  on  dn  ministdre  public,  le  mdme  tribnnal  prononce  la 
dissolntion  de  Tassociation  qni  ponrsnit  nn  bnt  ponr  leqnel  eile  n'a  pas  ^U  reconnne. 

Art.  25. 

L'assemblöe  gönörale  qni  döcide  la  dissolntion  de  la  soci6t6  doit,  dans  la  mtoe 
söance,  dtoigner,  conform^ment  anx  statnts,  nn  on  plnsienrs  liqnidatenrs.  Nöanmoins  la 
soci^tö  est,  aprds  sa  dissolntion,  röpnt^e  exister  ponr  sa  liqnidation. 

Le  gonyemenr  pent  cbarger  nn  ddögnö  de  snryeiller  la  liqnidation;  ce  dd^ö  pent 
6tre  choisi  en  debors  de  la  80ci6t6. 

Art.  26. 
A   la   demande  de  tont  int^ress^   on  dn  ministdre  public,  le  tribnnal  nomme  nn  on 
plnsienrs  liqnidatenrs,   lorsqne  Tassembl^e   g6n6rale  n*a  pas  ponryn  ä  cette  nomination  on 
lorsqne  la  dissolntion  est  prononce  jndiciaurement. 
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in  belgischen  Staatsfonds  oder  andern  staatlich  garantierten  Werten,  sei  es  in  Obligationen 
der  ProYinzen,  St&dte  oder  Gremeinden  Belgiens,  angelegt  werden. 

Die  Vereine  dürfen  jedoch  ihre  Fonds  auch  Kreditgenossenschaften  mit  nnbeschränkter 
Haftpflicht  überweisen. 

Art  19. 

Im  Verlauf  der  ersten  beiden  Monate  jeden  Jahres,  haben  die  anerkannten  Hilfi9- 
yereina  der  ständigen  Eoiomission  für  SUIsyereine  eine  Abrechnung  ihrer  Einnahmen  und 
Ausgaben  einzoreichen,  welche  nach  einem  von  der  Regierung  bestimnten  Formular  auf- 
gestellt und  mit  dem  31.  Dezember  des  laufenden  Etatsjahres  abges<^hlossen  sein  muss. 

Sie  haben  auf  Verlangen  der  Begierung,  der  ständigen  Kommission  oder  den  Patro- 
natskomitees  jeden  sonstigen  Anfschluss  zu  geben. 

Art.  20. 

Wenn  ein  Verein,  nach  ausdrücklicher  Verwarnung  durch  die  Begierung,  den  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  oder  der  genehmigten  Satzungen  zuwiderhandelt,  so  kann  die 
Begierung,  nach  Anhörung  der  ständigen  Kommission,  ihm  die  Vergünstigungen  des  Artikels  8 
No.  I— IV  entziehen.  Die  Entscheidung  der  Begierung  ist  zu  begründen.  Die  kann  jeder- 
zeit widerrufen  werden. 

Jede  Entscheidung  der  Begierung,  welche  in  G^mässheit  dieses  Artikels  getroffen 
wird,  ist  im  Amtsblatt  zn  yerOffenÜichen. 

Art.  21. 

Die  Satzungen  eines  anerkannten  Hilfisyereins  können  nur  durch  eine  ordnungsmässig 
einberufene  und  geleitete  G^neralyersammlung  abgeändert  werden. 

Die  Beschlüsse  dieser  Versammlung  müssen,  um  giltig  zu  sein,  zwei  Drittel  der 
Stimmen  der  stimmberechtigten  Mitglieder  hinter  sich  haben  und  durch  die  Begierung 
gemäss  Art.  5  dieses  (Gesetzes  bestätigt  sein. 

Art.  22. 

Anerkannte  Hilfsyereine  können  durch  einen  Beschluss  einer  zu  diesem  Zwecke 
berufenen  Gtoneralyersammlung,  welche  wenigstens  aus  drei  Vierteln  der  stimmberechtigten 
Mitglieder  bestehen  muss,  aufgelöst  werden. 

Dieser  Beschluss  muss  yon  drei  Viertehi  der  anwesenden  Mitglie4er  gefasst  sein. 

Art.  23. 

Auf  Antrag  jedes  Beteiligten  kann  der  Verein  durch  das  Gericht  des  Bezirks,  in 
welchem  er  seinen  Sitz  hat,  aufgelöst  werden,  falls  er  aus  Mangel  an  Mitteln  seinen  Ver- 
pflichtungen nachzukommen  ausser  stände  ist. 

Art.  24. 
Auf  Verlangen  eines  Mitgliedes  oder   des  Ministeriums   kann   dasselbe  Gericht   die 
Auflösung  eines  Vereins  anordnen,  wenn  derselbe  Zwecke  yerfolgt,  für  welche  er  nicht  an- 
erkannt ist. 

Art  25. 

Die  die  Auflösung  beschliessende  Gtoneralyersammlung  muss  in  derselben  Sitzung  den 
Satzungen  gemäss  einen  oder  mehrere  Liquidatoren  bestellen.  Gleichwohl  gilt  der  Verein 
auch  nach  seiner  Auflösung  bis  zur  Liquidation  noch  als  bestehend. 

Der  Statthalter  kann  einen  Kommissar  mit  der  üeberwachung  der  Liquidation  beauf- 
tragen; dieser  Kommissar  kann  auch  ausserhalb  des  Vereins  gewählt  werden. 

Art.  26. 

Auf  Verlangen  jedes  Beteiligten  oder  des  Ministers  ernennt  das  Gericht  emen  oder 
mehrere  Liquidatoren,  Ms  dies  nicht  seitens  der  Gtoneralyersammlung  geschehen  ist  oder 
falls  die  Auflösung  yom  Gericht  beschlossen  ist 
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Art.  27. 
La  döcision   ou  le  jngement   qni  entratne   la  dissolution  et  qni  d^signe  les  liqni- 
datenrs  doit,   par  les   soins   et   soos   la  responsabilitö  des  liqnidatenrs,  et  dans  les  dnq 
jonrs  de  leur  nomination,   dtre   renToyö  par   eztrait  an  Monitear  pour  y  dtre  pabli6  en 
annexe. 

Art.  28. 

Aprös  le  payement  des  dettes,  les  liqnidatenrs  pr^dvent  snr  Factif  de  la  8oci6t6: 
1^  Les  sommes  nöcessaires  ponr  contmner,  dans  les  limites  des  statats  et  pen- 
dant  one  dnr^e  de  six  mois  au  plus,  les  seconrs  dns  aox  personnes  dont  le 
droit  a  pris  naissance  avant  le  moment  de  la  dissolution; 
2^  les  sommes  n^ssaires  pour  remplir,  par  voie  de  rachats,  les  engagements 
relati&  aox  allocations  annuelles  &  dessenrir  par  la  soci6t6  en  verta  du  2^ 
de  Tarticle  2. 

Art.  29. 

Sauf  stipulation  contraire  des  donateurs  ou  des  testateurs,  le  montant  des  dons  ou 
des  legs  faits  ä  la  soci^t^  sera  remis  au  gouvemement  et  affectö  &  un  but  de  mutualitö 
analogue  ä  celui  que  la  sociötö  poursuivait. 

Art.  30. 

« 
Le  suiplus  de  Tactif  sera  r^parti   entre  les  membres  effectifs  appartenant  &  la  so- 

ci^tö,    depuis   un   an   au   moins,   au  jour  de  la  dissolution,  d'aprös  les  proportions  d^ter- 

minöes  par  les  Statuts,  ou,  ä  d6£aut  de  dispositions  speciales,   au  prorata  des   cotisations 

payöes  par  chacun  d'eux  depuis  son  entröe  dans  la  sociötö. 

Getto  röpartition  ne  peut  avoir  lieu  que  six  mois  an  moins  aprds  la  pnblication  de 

la  dissolution. 

Art.  31. 

Les  administrateurs  d*une  soci6t6  mutualiste  reconnue  qni  contrenennent,  de  manvaise 
foi,  aux  dispositions  de  la  prteente  loi,  sont  passibles  d*une  amende  de  1  franc  i  200 
francs^  dont  le  montant  sera  versö  ä  la  caisse  de  la  sociötö  4  laquelle  ils  appartiennent. 

Art.  32. 

II  est  instituö  auprds  du  ministdre  qni  a  les  sociötto  mutualistes  dans  ses  attribn- 
tions,  une  commission  permanente  composöe  de  quinze  membres,  savoir: 
deux  sönateurs  dns  par  le  S4nat; 

deux  membres  de  la  Ghambre  des  repr^entants  ölns  par  la  Ghambre; 
un  d6l6gu6  du  Ministre  comp^tent; 

le  directeur  g6n6ral  de  la  Gaisse  g^nörale  d'öpargne  et  de  retraite; 
neuf  membres  d^ignto   par   le  gouvemement,   dont   cinq   an    moins   seront 
choisis  parmi  les  membres  des  sociöt^  mutualistes  reconnues  et  dont  deux 
au  moins  seront  des  actuaires. 
Les   membres   de  la  commission  sont  nommös  pour  un  terme  ne  döpassant  pas  six 
ans.     Leur  mandat  peut  dtre  renouvelö.     Leurs  fonctions  sont  gratuites,  sauf  rembourse- 
ment  des  frais  öventnels  de  döplacement  et  de  s6jour. 

Snr  la  proposition  de  la  commission  permanente,  le  gouvemement  nomme  et  r^voque 
le  personnel  du  secrötariat  de  ce  coUdge. 

Art.  33. 

Les  sociötte  mutualistes  antörieurement  reconnues  jouissent  des  avantages  conförte 
par  le  präsente  loi 

Ges  sociötte  deyront,  dans  le  däai  d'une  ann^,  modifier  les  dispositions  de  leurs 
Statuts  qni  seraient  contraires  aux  rdgles  de  la  präsente  loi.  Par  dörogation  ä  Tarticle  21, 
les  d6cisions  de  Tassemblöe  gön^rale  relatives  4  ces  modifications  pourront  dtre  prises  ä 
la  simple  majorit^  des  membres  prösents. 

Par  d^rogation  ä  l'article  12,  les  soci^t^  qni  auront  pour  mandataires,  an  moment 
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Art  27. 

Der  BeschloBS  oder  die  EntBcheidnngi  welche  die  AnflOsnng  aoBspricht  nnd  die 
Liquidatoren  bestimmt,  moss,  auf  Yeranlassnng  und  Yerantwortong  der  Liquidatoren,  binnen 
5  Tagen  nach  ihrer  Ernennung,  im  Anssng  dem  Amtsblatt  übersandt  werden,  nm  in  einer 
Beilage  desselben  yeröffentlicht  zu  werden. 

Art.  28. 

Nach  Bezahlung  der  Schulden,  entnehmen  die  Liquidatoren  den  Aktivis  zuerst: 

1.  Die  Summen,  welche  erforderlich  sind,  um.  in  den  statuarischen  Grenzen  und 
während  längstens  6  Monaten  die  Unterstützungen  an  solche  Personen  weiter- 
zuzahlen, welche  vor  der  Auflösung  in  den  Genuss  ihrer  Bechte  getreten  sind. 

2.  Die  Summen,  welche  zur  Ablösung  der  gemäss  No.  2  des  Art  2  laufenden 
Beuten  zu  Lasten  des  Vereins  erforderlich  sind. 

Art.  29. 
Ausser  bei  gegenteiligen  Bestimmungen  der  Schenkenden  oder  Vermachenden  werden 
die  Beträge  der  dem  Vereine  zugeflossenen  Schenkungen  und  Vermächtnisse  der  Begierung 
überwiesen,   um   zu  einem  ähnlichen  Zwecke,  wie  dem  von  dem  HiUsverein  erfolgten,  ver- 
wendet zu  werden. 

Art  30. 
Die  übrigbleibenden  Aktiva  werden  unter  die  dem  Verein  am  Tage  der  Auflösung 
wenigstens  seit  einem  Jahr  angehörenden  Mitglieder  nach  den  Bestimmungen  der  Satzungen 
oder,   falls  solche  Bestimmungen  fehlen,   nach  dem  Verhältnis  der  von  jedem  seit  seinem 
Eintritt  gezahlten  Beiträge,  verteilt. 

Diese  Verteilung  kann  Mhestens  6  Monate  nach  Veröffentlichung  der  AuflOsxmg 
stattfinden. 

Art.  31. 

Die  Verwalter  eines  anerkannten  Hil&vereins,  welche  gegen  besseres  Wissen  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zuwiderhandeln,  werden  mit  einer  Busse  von  1  Fr.  bis 
200  Fr.  bestraft,  deren  Betrag  in  die  Vereinskasse  fliesst 

Art  32. 

Dem  Minister,  in  dessen  Bessert  die  Hil&vereine  fallen,   wird  eine  ständige  Kom- 
mission zur  Seite  gesetzt,  welche  aus  folgenden  15  Mitgliedern  besteht: 
Zwei  vom  Senat  erwählten  Senatoren; 

zwei  von  der  Abgeordneten-Eanmier  erwählten  Mitgliedern  dieser  Kammer; 
einem  vom  zuständigen  Minister  bestellten  Kommissar; 
dem  Generaldirektor  der  Caisse  g^nörale  d*6pargne  et  de  retraite; 
und  neun  von  der  Begierung  bestimmten  Mitgliedern,  von  denen  wenigstens 
5  aus  den  Mitgliedern  der  anerkannten  Hil&vereine  und  wenigstens  2  Stati- 
stiker sein  müssen. 
Die   Kommissionsmitglieder   werden   für   höchstens   6  Jahre  ernannt.     Dir  Mandat 
kann  erneuert  werden.    Dire  Funktionen  erfolgen  unentgeltlich,  abgesehen  von  dem  Ersatz 
für  Beise-  und  Zehrkosten. 

Auf  Vorschlag  der  ständigen  Kommission  bestellt  die  Begierung  das  Bureau -Per- 
sonal dieses  Kollegiums. 

Art.  33. 

Die  Mher  anerkannten  Hilfsvereine  geniessen  die  durch  dieses  Gesetz  gewährten 
Vorteile. 

Diese  Hilfsvereine  müssen  innerhalb  eines  Jahres  die  Bestimmungen  ihrer  Satzungen, 
welche  den  Begeln  dieses  Gesetzes  etwa  widersprechen,  abändern.  Abweichend  von  Art.  21 
können  die  Entschlüsse  der  Generalversammlung,  die  sich  auf  diese  Veränderungen  beziehen, 
mit  einfacher  Mehrheit  der  anwesenden  Mitglieder  gefasst  werden. 

Abweichend  von  Art.  12,  können  HilfiBvereine,  welche  bei  Verkündung  des  Gesetzes, 
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de  la  pnblicatioii  de  la  loi,  des  personnes  d'nne  nationalitö  ^trangdre,  ponrront  continner 
&  dtre  administröes  par  ces  personnes  josqu'ä  Fexpiration  dn  mandat  de  celles-cL 

Art.  34. 
Le  gonyemement   fera   ötablir  des  tables  de  risqneB  spteiata&Mit  dreasöea  ponf  Im 
80ci6t6s  rnntnalistes. 

Art  36. 
La  loi  du  3  ayril  1851  est  abrog6e. 

Promulgnons  la  präsente  loi,  ordonnons  qo'elle  soit  revdtiie  da  sceaa  de 
l'Etat  et  pabliöe  par  la  yoie  da  Moniteor. 

Donn6  k  Laeken,  le  23  jmn  1894. 

L6opold. 

Par  le  Roi: 

Le  Ministre  de  ragricaltare,  de  rindostrie 

et  des  travaax  pablics 

h6on  de  Biuyii. 

Le  Ministre  des  flnances 
P.  de  Smet  de  Naeyer. 

Va  et  8cell6  du  sceaa  de  l'Etat: 

Le  Ministre  de  la  jastice 

V.  Begerem. 
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von  Personen  fremder  Nationalität  geleitet  werden,  weiter  von  diesen  Personen  bis  zum 
Erlöschen  ihres  Mandates  verwaltet  werden. 

Art  34 
Die  Begienmg  wird   zum  besonderen  Gebranch  för  die  Hil&yereine  Ge&hrentafehi 
aasarbeiten  lassen. 

Art.  35. 
Das  Gesetz  vom  3.  April  1851  tritt  ausser  Kraft. 

Wir  verkfinden  dieses  Gesetz,  bestimmen,  dass  es  mit  dem  Staatssiegel 
versehen  and  darch  das  Amtsblatt  veröffentlicht  werde. 

Gegeben  zu  Laeken,  den  23.  Jani  1894. 
Leopold. 
Für  den  König: 
Der  Minister  Ar  Ackerbaa,  Indastrie 
und  öffentliche  Arbeiten 
L6on  de  Brayn. 

Der  Minister  der  Finanzen 
P.  de  Smet  de  Naeyer. 

Gesehen  and  mit  dem  Staatssiegel  versehen: 
der  Minister  der  Justiz 
y.  Begerem. 


Annexe  2« 


Loi  du  21  juület  1890, 


instituant  une  caisse  de  prövoyance  et  de  secours  en  faveur  des 
victimes  des  accidents  du  travail. 


Leopold  II9  etc.  Les  Chambres  ont  adopt6  et  nous  sanctionnons  ce 
qni  snit: 

Art.  1. 

A  Toccasion  dn  25®  anniversaire  de  rinangaration  de  S.  M.  Leopold  U,  il  est 
institnö  nne  caisse  de  pröYoyance  et  de  seconrs  en  fayeur  des  victimes  des  accidenta 
du  travail. 

Art.  2. 

La  caisse  jonira  de  la  personnification  civile. 

Elle  pourra  recevoir  par  dons  on  legs;  mais  les  Iib6ralit6s  k  son  profit  n*aaront 
lear  effet  que  pour  antant  qn'elles  aient  6t6  antoris^es  dans  les  formes  stabiles  par  Tartide  76 
de  loi  commnnale. 

Art.  3. 

n  loi  est  allonö  ä  Charge  dn  tr^or  public  un  capital  de  2  millions  de  firancs  qni 
sera  affect6  ä  Tacquisition  de  ütres  de  la  dette  publique.  Ces  titres  seront  inscrits  en  son 
nom  au  grand-livre  de  la  dette  publique. 

Tous  les  dons  et  legs  faits  ä  la  caisse  seront  ögalement  affectto  &  Tacquisition  de 
pareils  titres. 

Art.  4. 

Les  ressources  de  la  caisse  seront  affect^es  soit  &  encourager  Tassurance  contre  les 
accidents  du  travail,  soit  ä  Toctroi  de  secours  aux  victimes  de  semblables  accidents  ou  & 
leurs  familles. 

Art.  5. 

L*administration  de  la  caisse  sera  confi^  ä  un  coUöge  de  cinq  membres  nommte 
par  le  gouvemement.  11s  öliront  eux-m^mes  leur  prösident  Leurs  fonctions  seront 
gratuites. 

II  pourra  dtre  nomm^  un  secrötaire  dont  la  r^num^ration  sera  fix6  par  arrdtö  royal. 

Art.  6. 
n  sera  annuellement  fidt  rapport  de  sa  gestion  au  ministre  des  finances.   Oe  rapport 
sera  insör^  au  Moniteur. 

Art.  7. 
Un  credit  extraordinaire  de  2  millions  de  francs  est  ouvert  au  ministre  des  finances 
aux  fins  de  la  pr^ente  loi;  il  sera  couvert  au  moyen  des  ressources  ordinaires  du  tr^sor. 

Promulguons,  etc. 


Anlage  2. 
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betreffend  die  Errichtung  einer  Unterstützungskasse  zu  Gunsten  der 

Unfallverletzten. 


Wir  Leopold  IL  etc.  verordnen  anter  Zustimmang  der  Eammem,  was  folgt: 

Art  1. 
Aas  Anlass   des    25.  Jahrestages   der  Thronbesteigong  Seiner  Majestät  Leopold  II. 
wird  eine  ünterstütznngskasse  zu  Gonsten  der  ünfallyerletzten  errichtet. 

Art  2. 
Die  Kasse   soll   die  Bechte   einer  juristischen  Person   gemessen.     Sie  kann  Schen- 
kungen nnd  Yermächtnisse  annehmen;  doch  haben  solche  Zuwendungen  zu  ihren  Gunsten 
nur   insoweit  Gültigkeit,   als  sie   in   den   durch   Art.   76   des  Eommunalgesetzes    vorge- 
schriebenen Formen  genehmigt  worden  sind. 

Art.  3. 

Der  Kasse  wird  zu  Lasten  des  Staatsschatzes  ein  Kapital  von  2  Mill.  Frcs.  be- 
willigt, welches  zum  Ankauf  von  Staatsschuldyerschreibungen  zu  verwenden  ist;  diese  sind 
auf  ihren  Namen  ins  Staatschuldbuch  einzutragen. 

AUe  der  Kasse  zugewendeten  Schenkungen  und  Yermächtnisse  sind  zum  Ankauf 
gleicher  Wertpapiere  zu  verwenden. 

Ari;.  4. 

Die  Einkünfte  der  Kasse  sollen  dazu  verwendet  werden,  teils  um  zur  Versicherung 
gegen  Betriebsunfälle  zu  ermuntern,  teils  um  den  von  solchen  Unfällen  Betroffenen  oder 
ihren  Familien  Unterstützungen  zu  gewähren. 

Art.  5. 
Die  Verwaltung  der  Kasse  wird  einem  von  der  Begierung  ernannten  Kollegium  von 
5  Mitgliedern  übertragen,  welche  ihren  Präsidenten  selbst  wählen;   ihre  Leistungen  sind 
unentgeltlich. 

Es  kann  ein  Sekretär  ernannt  werden,  dessen  Gehalt  durch  KOnigl.  Erlass  zu  be- 
stimmen ist. 

Art.  6. 
Alljährlich  ist  über  die  Geschäfteführung  dem  Finanzminister  Bericht  zu  erstatten. 
Dieser  Bericht  ist  im  Amtsblatt  zu  veröffentlichen. 

Ari;.  7. 
Ein   ausserordentlicher  Kredit   von    2  Mill.  Frcs.  wird  dem  Finanzminister  für  die 
Zwecke  dieses  Gesetzes  erOffiiet;  er  ist  aus  den  gewöhnlichen  Einkünften  des  Staatsschatzes 
zu  decken. 

Wir  verkünden,  u.  s.  w. 


Aj|]i«se  S. 


Loi 

concemant  la  söcurit^  et  la  santö  des  ouvriers  employ6s  dans  les 
entreprises  induatrieUes  et  commerciales. 

(2  Jaulet  1899.) 


Leopold  II,  Boi  des  Beiges. 

A  tous  prtoents  et  ä  yenir,  Salat  Les  Chambres  ont  adopt6  et  Nons 
sanctionnons  ce  qoi  soit: 

Art.  1. 

Le  Goavernement  est  antorisö  ä  prescrire  les  mesnres  propres  ä  assarer  la  saln- 
britö  des  ateliers  ou  da  travaü  et  la  s^caritö  de«  oayriers  dans  les  entreprises  indn- 
strielles  et  commerciales  dont  Texploitation  prteente  des  dangers,  m4me  lorsqu'elles  ne 
sont  pas  dass^s  comme  dangereases,  insalabres  oa  incommodes.  Ces  mesnres  peavent 
dtre  impos^es  tant  aox  onvriers,  s'il  y  a  lien,  qn'aox  patrons  on  chefis  d'entreprise. 

Le  Gonvemement  est  ögalement  antorisö  &  prescrire  la  d^laration  des  accidents  du 
travaü  qni  sarviennent  dans  ces  entreprises. 

Sont  except^es  les  entreprises  oö  le  patron  ne  trayaille  qa*ayec  des  membres  de  sa 
famille  habitant  cbez  Ini,  on  avec  des  domestiqaes  oa  gens  de  la  maison. 

Art  2. 
Sanf  en   ce    qni  conceme  les  entreprises  qoi,   ind^p^damment  de   la  prtoente  loi, 
sont  sonmises  ä  an  regime  d'aatorisation  on  de  döclaration  pröalable,  le  Ooayemement  ne 
pent   exercer  les  ponvoirs  döterminte  4  Tarticle  pröcMent  qae  par  voie  d'arrdtto  g6n6raax 
et  aprds  avoir  pris  Tayis: 

1^  des  conseils  de  Tindastrie  et  da  travaü  oa  des  sections  de  ces  conseils  repr6- 

sentant  les  indastries,  professions  et  mötiers  en  canse; 
2^  des  d^patations  permanentes  des  conseüs  provindaax; 
3^   de  l'Acadömie  royale  de  mödecine,  da  Conseü  sap^riear  dliygidne  pnbliqae  on 
da  Conseü  snpöriear  da  travaü. 
Ces  coUöges  transmettront  lenr  avis  dans  les  denx  mois  de  la  demande  qai  lear  en 
sera  fute,  &  döfaat  de  qaoi  ü  sera  pass6  oatre. 

Art  3. 

Les  däögaös  da  (}oavemement  poar  la  sarveülance  de  Texöcation  de  la  prteente  loi 
ont  la  libre  entröe  dans  les  locanx  affectös  ä  l'entreprise. 

La  constatation  et  la  röpression  des  infractions  aaront  üen  conform^ment  ä  la  loi 
da  5  mai  1888,  relative  k  Tinspection  des  Etablissements  dangereox,  insalabres  on 
incommodes,  sans  pr^jndice  toatefois  aax  dispositions  da  titre  X  de  la  loi  da  21  avril 
1810,  en  ce  qni  conceme  les  mines,  minieres,  carridres  sonterraines  et  asines  m6taUar- 
giqaes  rögies  par  la  dite  loi 

Promolgaons,  etc. 


Aml>g»  l. 


Gesetz, 


betreffend  die  Sicherheit  und  die  Gesundheit  der  in  Gewerbe-  und 
Handelsbetrieben  beschäftigten  Arbeiter. 

(2.  JoU  1899.) 


Leopold  n.9  König  der  Belgier. 
Allen  Qmss  zuvor.    Die  Kammern  haben  angenommen  und  wir  bestitigen 
was  folgt: 

Art.  1. 

Die  Begienmg  ist  ermächtigt,  Vorschriften  zu  erlassen,  um  die  gesmidheitliche  Be- 
schaffenheit der  Arbeitsstätten  oder  der  Arbeit  mid  die  Sicherheit  der  Arbeiter  in  Oewerbe- 
mid  Handelsbetrieben,  welche  Glefahren  bieten,  zu  sichern,  selbst  wenn  dieselben  nicht 
als  geföhrlich  oder  ungesund  klassifiziert  sein  sollten.  Solche  Yorschriften  können  erforder- 
lichenfedls  sowohl  den  Arbeitern  wie  den  Betriebsuntemehmem  auferlegt  werden. 

Die  Begienmg  ist  femer  ermächtigt,  die  Anmeldung  von  Unfällen,  welche  in  diesen 
Betrieben  vorkommen,  vorzuschreiben. 

Ausgenommen  sind  Betriebe,  in  welchen  der  Unternehmer  nur  mit  seinen  Familien- 
mitgliedern oder  mit  Dienstboten  oder  Hausgenossen  arbeitet. 

Art  2.     - 
Abgesehen  von  solchen  Betrieben,  welche  unabhängig  vom  vorliegenden  (besetz,  einer 
Genehmigung  oder  vorgängigen  Anmeldung  bedürfen,   darf  die  Begienmg  die  im  vorher- 
gehenden Artikel  bezeichneten  Befugnisse  nur  im  Wege  allgemeiner  Yerordnungen  ausüben 
und  nach  Anhörung: 

1.  der  Glewerbe-  und  Arbeitsräte  oder  deren  die  betreffenden  Glewerbe  und  Hand- 
werke vertretenden  Sektionen; 

2.  der  ständigen  Ausschüsse  der  Provinzialräte; 

3.  des  Kgl.  Gesundheitsamts,  des  Oberrats  fär  öffentliche  Gesundheitspflege  oder 
des  Ober-Arbeitsrats. 

Diese  Kollegien  haben  ihr  Gutachten  binnen  2  Monaten  nach  dessen  Einforderung 
abzugeben,  falls  dasselbe  Berücksichtigung  finden  soll. 

Art.  3. 

Die  zur  Ueberwachung  der  Durchführung  des  vorliegenden  Gesetzes  berufenen  Kom- 
missare der  Begienmg  haben  freien  Zutritt  zu  den  Betriebsräumen. 

Die  Feststellung  und  Verfolgung  der  Zuwiderhandlungen  erfolgen  gemäss  dem 
Gesetz  vom  5.  Mai  1888,  betr.  die  Ueberwachung  gefährlicher  oder  gesundheitsschäd- 
licher Betriebe,  jedoch  unbeschadet  der  Vorschriften  deö  Titels  X  des  Gesetzes  vom 
21.  April  1810,  soweit  diese  die  Bergwerke,  unterirdische  Steinbrüche  und  Hütten- 
werke betreffen. 

Wir  verkünden,  u.  s.  w. 


ABmexe  4. 


Projet  de  Loi 

sur  la  röparation  des  Dommages  rösiiltant  des  Accidents  du  travaiL 


Lipoid  n.  Roi  des  Beiges. 
A  tons  prösents  et  k  venir,  Salut. 

Sur  la  proposition  de  Notre  Ministre  de  Tlndustrie  du  travail  et  de  Notre 
Ministre  des  Finances, 

Nous  avons  arr6t6  et  arretons: 
Notre  Ministre  de  Tlndustrie  et  du  Travail  est  cbargö  de  pr6senter  en 
Notre  nom,  aax  Chambres  legislatives,  le  projet  de  loi  dont  la  teneur  suit: 

Chapitre  premier. 
Des  indenmit^ 

Art.  1. 

La  röparation  des  dosimages  qni  rtenltent  des  accidents  sonrenos  anx  onyiiers  des 
entreprises   industrielles  et  commerciales   dans  le  conrs   et  par  le  fait  de   Texöcntion   du 

contrat  de  travail  r^  par  la  loi  da^) est  r^gl^  conformöment  anx 

dispositions  ci-aprös. 

Sont  assimilös  anx  ouvriers  ponr  Tapplication  de  la  präsente  loi,  les  emploj^s  tech- 
niqnes  dont  le  traitement  annnel  ne  d^passe  pas  2,400  francs,  ainsi  qne  les  apprentis. 

Art.  2. 

Lorsqne  Taccident  a  6t6  la  canse  d'nne  incapacitö  temporaire  et  totale  de  travail 
de  plns  de  denx  semaines,  la  yictime  a  droit,  par  semaine,  ä  partir  du  qninzidme  jonr 
qni  snit  Taccident,  4  nne  indenmitö  6gale  ä  50  p.  c.  de  son  salaire  hebdomadaire  moyen. 

Si  rincapacit^  de  travail  est  on  devient  partielle,  cette  indemnitö  doit  dtre  äqui- 
valente &  50  p.  c.  de  la  difference  entre  le  salaire  hebdomadaire  moyen  de  la  victime 
ant^rienrement  4  Taccident  et  celni  qn*elle  est  capable  de  gagner  avant  d*dtre  complötement 
r^tablie. 

Si  rincapacit^  est  on  devient  permanente,  nne  rente  viagdre  de  50  p.  c,  döterminöe 
d*aprte  le  degrö  d'infirmitö  conform^ment  anx  dispositions  pröcMentes,  remplace  Tallocation 
temporaire,  4  compter  du  jonr  oü,  seit  par  Taccord  des  parties,  soit  par  nn  jngement 
d^finitif^  il  est  constat^  qne  Tincapacitö  präsente  le  caractdre  de  la  permanence. 


^)  Loi  8UT  le  contrat  de  travail.    Voir  le  projet  d6poB6  k  la  Chambre,  par  le  Gouverne- 
meat,  le  27  novembre  1896.    Session  1896—97,  n®  26. 


Anlage  4« 


Gesetzentwurf 

ttber  die  Entschädigung  von  Betriebsunfällen. 


Leopold  n.  König  der  Belgier, 

Allen  Gmss  zuvor. 

Auf  den  Vorschlag  Unseres  Gewerbe-  und  Arbeitsministers  und  Unseres 
Finanzministers 

haben  Wir  beschlossen  und  verfügen: 

Unser  Minister  für  Gewerbe  und  Arbeit  ist  beauftragt,  in  Unserm  Namen 
den  gesetzgebenden  Kammern  den  Gesetzentwurf  vorzulegen,  dessen  Wortlaut  folgt: 

Abschnitt  L 

Von  den  EntscMdigimgen. 

Art.  1. 

Der  Ersatz  far  Schäden,  welche  aus  ünfiUlen  herrühren,  die  den  Arbeitern  in 
Gewerbe-  mid  Handelsbetrieben  während  und  infolge  der  Aasfohnmg  des  durch  das 
Gesetz  vom^)  ....  geregelten  Arbeitsvertrags  znstossen,  richtet  sich  nach  den  folgenden 
Vorschriften.  • 

Den  Arbeitern  werden  far  die  Anwendung  des  vorliegenden  Gesetzes  gleichgeachtet 
die  Betriebsbeamten,  deren  Jahresgehalt  2400  Pres,  nicht  übersteigt,  sowie  die  Lehrlinge. 

Arii.  2. 

Wenn  der  Unfall  eine  vorübergehende  mid  völlige  Erwerbsnnfilhigkeit  von  mehr  als 
2  Wochen  verorsacht  hat,  so  hat  der  Verletzte  vom  15.  Tage  nach  dem  Unfall  ab 
wöchentlich  Ansprach  aof  eine  Entschädigung  in  Höhe  der  Hälfte  seines  durchschnittlichen 
Wochenlohnes. 

Ist  oder  wird  die  Erwerbsunfähigkeit  eine  teilweise,  so  soll  die  Entschädigung 
die  Hälfte  des  Unterschieds  zwischen  den  vom  Versicherten  vor  und  nach  dem  UnfiEill 
durchschnittlich  bezogenen  Wochenlohnes  betragen. 

Ist  oder  wird  die  Erwerbsanföhigkeit  eine  dauernde,  so  tritt  eine  nach  dem  Grade 
der  Erwerbsunfähigkeit  den  vorstehenden  Yorschriften  entsprechend  bemessene  Leibrente 
in  Höhe  von  60  ®/q  an  die  Stelle  der  vorübergehenden  Entschädigang,  und  zwar  von  dem 
Tage  ab,  mit  welchem,  sei  es  durch  Uebereinkommen  der  Parteien  oder  durch  endgültiges 
Urteil,  die  Erwerbsun&higkeit  als  eine  dauernde  festgestellt  ist 


^)  Gesetz  über  den  Arbeitsvertrag;  siehe  den  der  Kammer  von  der  Regierang  vorgelegten 
Gesetzentwarf  vom  27.  November  1896,  Session  1896—97,  No.  26. 
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Art.  3. 
Lorsqne  Taccident  a  cansö  la  mort  de  la  yictiine,  soit  avant,  soit  aprds  la  consti- 
tation  de  rindemnit^  ou  de  la  rente  viagdre  prövne  ä  Tarticle  2,  ü  est  allouö  les  indem- 
mUs  snivantes: 

1^  üne  somme  de  60  firancs  poor  frais  de  fonörailles; 

2^  A  la  yeuYe  non  s^paröe  ni  divorcöe,  nne  somme  reprösentant  la  yaleor  d'nne 
rente  viagöre  4  T&ge  du  döfont,   an  moment  da  döcds,  6gale  4  20  p.  c.  du 
salaire  qnotidien  moyen; 
3^  Aox  en&nts  legitimes  ou  natorels  reconnas,  ftg^s  de  moins  de  15  ans,  ainsi 
qn'anx  ascendants  dont  la  victime  6tait  l'nniqae  sontien  an  moment  dn  äjMs, 
nne   somme   reprösentant  an  total  la  valenr  d'nne   rente   viagdre   dötermin^ 
comme  il  est  dit  ci-dessns,  et  6gale  ä  antant  de  fois  5  p.  c.  dn  salaire  qnoti- 
dien  moyen  qn*il  y  a  d*ayants  droit  de  cette  categorie. 
La  somme  des  indemnit^  allonöes  en  vertn  des  2®  et  3^  dn  präsent  artide  ne  pent, 
en  ancnn  cas,  döpasser  la  yalenr  d*nne  rente  viagöre  6gale  ä  30  p.  c.  dn  salaire  qnotidien 
moyen  et  calcnlöe  comme  il  vient  d'dtre  dit. 

Le  coigoint  et  les  en&nts  ont  la  prioritö  snr  les  ascendants:  Tascendant  le  plns 
proche  snr  le  plns  doign^. 

En  cas  de  conconrs  entre  plnsienrs  ayants  droit,  Tindemnit^  allon^  4  chacnn  d*enx 
est  r6dnite  ä  dne  proportion,  s'il  y  a  lien,  dans  les  lünites  dn  disponible. 

Le  coigoint  et  les  en&nts  natorels  n'ont  droit  ä  la  rente  qne  si  le  mariage  on  la 
reconnaissance  ont  en  lien  avant  Taccident. 

Les  snrviyants  d^an  ötranger  qni,  an  moment  de  Taccident,  n'araient  pas  lenr  rösi- 
dence  habituelle  snr  le  territoire  beige,  ne  sont  admis  ä  röclamer  les  indemnitös  stabiles 
par  le  präsent  article  qne  si  les  Beiges  jonissent  de  semblable  avantage  dans  le  pays 
d*origine  de  Tötranger,  sans  condition  de  r^idence. 

Art  4. 

Les  indemnit^  prövnes  4  Tarticle  3  sont  converties  en  rentes  viagdres  snr  la  tdte 
des  ayants  droit  antres  qne  les  enÜEtnts. 

En  ce  qni  conceme  ces  demiers,  il  est  £ait  nne  masse  des  indemnit^  qni  lenr  sont 
dnes:  cette  masse  eströpartie  entre  enx  et  conyertie  en  rentes  temporaires  dont  l'extinction 
anra  lien  ponr  cbacnn,  ä  Tage  de  15  ans,  de  teile  maniöre  qne  les  arrörages  de  cbaqne 
rente  soient  d*6gal  import  ponr  chaqne  ayant  droit. 

Art.  6. 

Le  salaire  servant  de  base  ä  la  fixation  des  rentes  et  indemnitto,  s'entend  de  la 
r^mnnöration  effective  allon^  4  ronyrier,  en  vertu  dn  contrat,  pendant  l'annöe  qni  a  pr6- 
cM6  Taccident,  dans  l'entreprise  on  celni-ci  est  arriv6. 

Ponr  les  onvriers  occnpto  depnis  moins  d'nne  annöe  dans  Tentreprise,  le  salaire  doit 
s'entendre  de  la  r6mnn6ration  qn'ils  ont  effectivement  refne,  angmentöe  de  la  römnnöration 
moyenne  allonöe  anx  onvriers  de  la  m^e  cat^orie  pendant  la  Periode  n^ssaire  ponr 
compl6ter  l'ann^. 

Lorsqne  Tentreprise  ne  comporte  qn'nne  p6riode  habituelle  de  travail  införienre  4  nne 
ann^e,  le  calcul  de  Tindemnit^  s'opdre  en  tenant  compte  du  salaire  hebdomadaire.  moyen 
re9u  pendant  la  pöriode  d'activitö  comprise  dans  Fannie  qni  pröcdde  l'accident. 

Lorsqne  le  salaire  annuel  döpasse  2,400  francs,  il  n*est  pris  en  consid^ration,  ponr 
la  fixation  des  rentes  et  indemnitös,  qu'ä  concurrence  de  cette  somme. 

Les  apprentis  qni  ne  sont  pas  r^lidrement  r6mun6r6s  on.qui  n'ont  droit  k  ancnn 
salaire  seront,  quant  ä  la  d^terminaiion  du  salaire  moyen,  assimil6s  anx  onvriers  les  moins 
r6mun6r6s  de  l'entreprise. 

Art.  6. 

Les  allocations  dötermin^s  aux  articles  qni  pr^dent  sont  ä  la  Charge  exclusive 
du  chef  d'entreprise. 

Les  parties  ont  la  fsuoxdiA  de  convenir  que  des  Supplements  d'allocation  seront 
accordös,  sans  tontefois  qne  les  indemnitte  temporaires  on  viagdres  puissent  dtre  sup^rieozes 
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Art.  3. 
Wenn  der  UnÜEdl  den  Tod  des  Verunglückten  verursacht  hat,  sei  es  vor  oder  nach 
der  Festsetzung  der  Entschädigung  oder  der  Beute  gemäss  Art.  2,  so  sind  die  folgenden 
Entschädigungen  zu  gewähren: 

1.  Eine  Summe  von  50  Fr.  als  Begräbniskosten; 

2.  Der  Wittwe,  falls  sie  weder  separiert  noch  geschieden  ist,  eine  Summe,  welche 
den  Wert  einer  Leibrente  darstellt,  die  nach  dem  Lebensalter  des  Yerstorbenen 
zur  Zeit  des  Todes  entsprechend  20  "^j^  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  be- 
rechnet wird; 

3.  den  ehelichen  oder  anerkannten  Kindern  unter  15  Jahren^  sowie  den  Ascen- 
denten,  deren  einziger  Ernährer  der  Yerstorbene  zur  Zeit  seines  Ablebens  war, 
eine  Summe,  welche  im  ganzen  den  Wert  einer  nach  den  vorstehenden  Grund- 
sätzen entsprechend  je  5  ^/q  des  durchschnittlichen  Tagelohns  berechneten 
Beute  darstellt. 

Der  Gesamtbetrag  der  in  Z.  2  und  3  dieses  Artikels  vorgesehenen  Entschädigungen 
darf  in  keinem  Fall  den  Wert  einer  entsprechend  30  ^/^  des  durchschnittlichen  Tagelohnes 
wie  vor  berechneten  Beute  übersteigen. 

Der  Ehegatte  und  die  Kinder  gehen  den  Ascondenten  und  unter  diesen  die  näheren 
Grade  den  entfernteren  vor. 

Falls  mehrere  Berechtigte  zusammentreffen,  wird  die  einem  Jeden  zukommende  Beute 
innerhalb  der  Grenzen  des  Yerfagbaren  verhältnismässig  gekürzt. 

Der  Ehegatte  und  die  natürlichen  Kinder  haben  nur  Anspruch  auf  die  Beute,  wenn 
die  Ehe- oder  die  Anerkennung  vor  dem  Unfall  vollzogen  sind. 

Die  Hinterbliebenen  eines  Ausländers,  welche  zur  Zeit  des  Unfalls  nicht  auf  belgischem 
Gebiet  ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  hatten,  haben  auf  die  in  diesem  Artikel  bestuiunten 
Entschädigungen  nur  dann  Anspruch,  wenn  die  Belgier  in  dem  Heimatsstaat  des  Ausländers 
ohne  Bücksicht  auf  den  Wohnort  die  gleichen  Vorteile  geniessen. 

Art.  4. 

Die  in  Art.  3  vorgesehenen  Entschädigungen  werden  in  Leihrenten  auf  den  Kopf 
der  Berechtigten  verwandelt,  mit  Ausnahme  der  Kinder. 

Bezüglich  dieser  letzteren  werden  die  sämtlichen  Entschädigungen  zu  einer  Masse 
zusammengethan;  diese  Masse  wird  unter  sie  verteilt  und  in  vorübergehende  Beuten  ver- 
wandelt, welche  für  jedes  Kind  gleiche  Bezüge  gewährleistet  und  bei  dem  Alter  von 
15  Jahren  erlischt. 

Art.  5. 

Der  Berechnung  der  Entschädigungen  und  Beuten  ist  als  Lohn  der  Verdienst  zu 
Grunde  zu  legen,  welchen  der  Arbeiter  auf  Grund  des  Vertrags  während  des  dem  Unfall 
vorhergegangenen  Jahres  in  dem  unfallbringenden  Betriebe  thatsächlich  bezogen  hat. 

Für  Arbeiter,  welche  noch  nicht  ein  ganzes  Jahr  im  Betriebe  beschäftigt  waren, 
gilt  als  Lohn  der  thatsächlich  erhaltene  Verdienst,  zuzüglich  des  gleichartigen  Arbeitern 
für  den  übrigen  Teil  des  Jahres  durchschnittliGh  gezahlten  Verdienstes. 

Bei  den  Betrieben  mit  einer  betriebsüblichen  Zeit  von  wen^er  als  einem  Jahr  wird 
die  Entschädigung  nach  dem  durchschnittlichen  Wochenlohne  berechnet,  welcher  in  der 
Kampagne  des  dem  Unfall  vorangegangenen  Jahres  verdient  worden  ist. 

Falls  der  Jahreslohn  den  Betrag  von  2400  Fr.  übersteigt,  so  ist  er  für  die  Be- 
rechnung der  Beuten  und  Entschädigungen  nur  bis  zu  diesem  Betrag  in  Anrechnung 
zu  bringen. 

Die  Lehrlinge,  welche  regelmässig  keinen  Lohn  erhalten  oder  welche  keinen  Anspruch 
darauf  haben,  werden  bezüglich  der  Bestimmung  des  DurchsohnittBlolms  den  niedrigst  ge- 
lohnten Arbeitern  des  Betriebes  gleichgeachtet. 

Art.  6. 
Die  in  den  vorstehenden  Artikeln  bestimmten  Entschädigungen  feilen  ausschliesslich 
dem  Betriebsuntemehmer  zur  Last. 

Die  Parteien  können  die  Zubilligung  von  Zuschlagsentschädigungen  vereinbaren,  ohne 
dass  aber  die  vorübergehenden  oder  lebenslänglichen  Entschädigungen  den  Betrag  des  Durch- 
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an  montant  da  salaire  moyen.  Lorsqne,  dans  ce  cas,  le  chef  d'entreprise  contracte  nne 
assurance  contre  les  accidents  on  constitne  en  faveur  de  ses  ouvriers  nne  c^se  de  seconrs 
dont  l'organisation  a  6t6  appronv^e  par  la  Commission  des  accidents  dn  travail,  il  a  le 
droit  de  retenir  snr  les  salaires  nne  somme  äquivalente  ä  la  partie  de  la  prime  on  de  la 
cotisation  correspondant  an  montant  dn  snpplöment  stipnl^. 

Tonte  retenne  snr  les  salaires  dn  chef  d*nne  assnrance  contre  leg  accidents,  stabile 
en  dehors  des  conditions  ci-dessns  preschtest  tombera  sons  Tapplication  de  Tartide  10  de 
la  loi  dn  16  aoüt  1887,    portant  r^glementation   dn  pajement  des   salaires  des  ouvriers. 

Art.  7. 
Les  allocations  temporaireB  sont  payables  anx  mdmes  6poqnes  qne  les  salaires.    Les 
frais  fim^raires  sont  payables  dans  le  mois  dn  d^cds. 

Art.  8. 
Dto  qne  la  permanence  de  Tincapacit^  de  travail  est  constat^e,  on,  en  cas  de  mori 
de  ronyrier,  dans  le  mois  de  Taccord  entre  les  intöress^s,  et,  ä  döfant  d*accord,  dans  le 
mois  dn  jngement  d^finitif,  le  chef  d*entreprise  constitne  ä  la  Gaisse  gönörale  d'^pargne 
et  de  retraite,  on  ä  nne  compagnie  d'assnrance  agrö6e  ä  cette  fin  par  arrdt^  royal,  le 
capital  des  rentes  qni  prennent  conrs. 

Art  9. 
ün  arr^  royal  döterminera  les  conditions  de  l'agr^ation  des  compagnies  d'assnrance 
qni  Yondront  assnmer  le  Service  des  rentes  conformtoent  4  Tarticle  pr^c^ent. 

Tonte  demande  d'agr6ation  sera  sonmise  ä  Tavis  de  la  Commission  des  accidents 
dn  travail. 

Art.  10. 
Le  cacnl  de  la  valenr  des  rentes  ä  döterminer  en  vertn  des  articles  2,  3,  4  et  8, 
s'ötablit  conform^ment  ä  nn  tarif  appronvö  par  arrStö  royal. 

Art.  11. 
Les  arr^rages   des   rentes  sont  payables  mensnellement  et  par  donziömes  dans  les 
bnreanx   charg6s   dn   Service   de  la  Oaisse  g6n6rale  d'^pargne   et  de  retraite  on  des  com- 
pagnies agr66es,  le  tont  d'aprds  des  r^les  ä  prescrire  par  arrdt^  ministöriel. 

Art.  12. 
Le  jnge  pent,  si  Tint^rdt  de  la  victime  on  de  ses  ayants  droit  paralt  Texiger,  d^cider 
qne  tont  on  partie  dn  capital  n^cessaire  4  T^tablissement  de  la  rente  lenr  sera  imm6- 
diatement  attribn6  en  espdces.  PareiUe  d^cision  est  snbordonn6e  an  consentement  dn  chef 
d'entreprise  lorsqn'il  s*agit  d*nne  indemnit^  snjette  ä  r^vision.  Dans  tons  les  cas,  le  jnge 
prendra  Tavis  dn  chef  d*entreprise. 

Art.  13. 
Les  indemnit^s  dnes  en  vertu  de  la  präsente  loi  anx  victimes  d*accidents  on  4  lenrs 
ayants  cause,   sont  sonmises  anx  dispositions  de  la  loi  dn  18  aoüt  1887  relative  k  Tin- 
cessibilit6  et  ä  Tinsaisissabilit^  des  salaires  de  Touvrier. 


Chapitre  IL 

Des  garanties  et  des  caisses  de  prövoyance. 

Art.  14. 
La  sonscription  d*une  police  d*assnrance  par  le  chef  d*entreprise,  4  Teffet  de  se 
garantir  contre  les  risqnes  mis  ä  sa  Charge  par  les  articles  2,  3  et  6  de  la  präsente  loi, 
ne  le  libdre  point  de  ses  obligations  vis-4-vis  de  la  victime  ou  de  ses  ayants  droit.  M^me 
dans  le  cas  de  Tassurance  contract^e  anx  frais  de  Touvrier,  conformöment  4  Tarticle  6, 
les   Supplements   d'indemnit^   sont   directement  recouvr^s   snr  le  chef  d'entreprise,   sauf 
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sdmittslohnes  übersteigen  dürfen.  Wenn  in  solchem  Fall  der  Betriebsnntemehmer  eine 
Un&llyersichening  eingeht  oder  zn  Gunsten  seiner  Arbeiter  eine  von  der  Kommission  für  Be- 
triebsunfälle genehmigte  HilfiBkasse  errichtet,  so  ist  er  berechtigt,  von  den  '  ^^nen  einen 
Betrag  einzubehalten,  welcher  dem  der  vereinbarten  Zuschlagsentschädigung  entsprechenden 
Teil  der  Prämie  oder  Beisteuer  entspricht. 

Jeder  andere  Lohnabzug  behufs  ünfiEÜlversicherung  fällt  unter  die  Bestimmungen  des 
Art.  10  des  Gesetzes  vom  16.  August  1887  betr.  Eegelung  der  Lohnzahlungen. 

Art.  7. 
Die  vorübergehenden  Entschädigungen  sind  in  denselben  Zeiträumen  wie  die  Löhne 
auszuzahlen.     Die  Begräbniskosten  sind  im  Monat  des  Todes  zu  zahlen. 

Art.  8. 
Sobald  die  Erwerbsunfähigkeit  als  eine  dauernde  feststeht  oder  im  Fall  des  Todes 
des  Arbeiters,  im  Laufe  desjenigen  Monats,  in  welchem  die  Parteien  einig  werden  oder 
mangels  einer  Uebereinkunft  ein  endgültiges  urteil  ergeht,  hat  der  Betriebsnntemehmer 
den  Eapitalbetrag  der  beginnenden  Eenten  bei  der  Allgemeinen  Spar-  und  Eentenkasse 
oder  bei  einer  staatlich  zugelassenen  Yersicheningsgesellschaft  einzuzahlen. 

Art.  9. 
Eine    königliche   Verordnung    wird   die  Bedingungen   för  die   Zulassung   der   Ver- 
sicherungsgesellschaften bestimmen,  welche  die  Bentenversichemng  nach  Massgabe  des  vor- 
hergehenden Artikels  übernehmen  wollen. 

Jedes  Zulassungsgesuch  ist  dem  Gutachten  der  Kommission   far  Betriebsunfälle  zu 
unterbreiten. 

Art.  10. 
Die  Berechnung   des  Kapitalwerts  der  nach  Art.  2,  3,   4  und  8  zu  berechnenden 
Beuten  erfolgt  nach  einem  durch  königliche  Verordnung  zu  bestätigenden  Tarif. 

Art.  11. 
Die  Bentenbezüge  sind  monatlich  zahlbar  in  den  Bureaus  der  Allgemeinen  Spar-  und 
Bentenkasse    oder   der    zugelassenen   Gesellschaften    nach   Massgabe    der    darüber   durch 
Ministerial-Verordnung  zu  erlassenden  Vorschriften. 

Art.  12, 
Der  Richter  kann,  falls  das  Interesse  des  Verletzten  oder  seiner  Rechtsnachfolger 
solches  zu  erfordern  scheint,  bestimmen,  dass  ihnen  das  Rentendeckungskapital  ganz  oder 
teilweise  in  baar  ausgezahlt  wird.  Eine  solche  Entscheidung  unterliegt  der  Zustimmung 
des  Betriebsuntemehmers,  wenn  es  sich  um  eine  revisionsfähige  Entscheidung  handelt.  In 
allen  Fällen  hat  der  Richter  das  Gutachten  des  Betriebsuntemehmers  einzuholen. 

Arii.13. 
Die   auf  Gmnd   dieses  Gesetzes   den  Unfallverletzten   oder   ihren  Rechtsnachfolgem 
zustehenden  Entschädigungen  unterliegen  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  18.  Aug.  1887, 
betr.  die  Unübertragbarkeit  und  Unp&ndbarkeit  der  Arbeitslöhne. 

Abschnitt  11. 

Von  den  Oarantieen  imd  VersicliemngskasseiL 

Arii.  14. 
Die  Unterzeichnung  einer  Versicherungspolice  durch  den  Betriebsnntemehmer,  um  sich 
gegen  das  ihm  nach  Art.  2,   3  und  6  dieses  Gesetzes  auferlegte  Risiko  zu  sichem,  be- 
freit ihn   keineswegs   von   seinen   Verpflichtungen   gegenüber  dem  Verletzten  und  dessen 
Rechtsnachfolgem.     Selbst  in  dem  Fall  einer  auf  Kosten  des  Arbeiters  gemäss  Art.  6  ein- 
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reconrs  de  celni-ci  contre  Tassareur.  Le  tont  sons  la  rteerre  du  droit  exelnsif  de  roQTrier 
et  de  ses  ayants  canse,  vis-ä-yis  des  crteneien  da  ch^  d'entreprise,  anx  sonmiee  4ont 
rassnrenr  est  redevable. 

Art.  15. 

• 

La  crtonce  de  la  victime  de  Taccident  oq  de  ses  ayants  droit  est  garantie  par  un 
privil^ge  qni  prend  rang  immMiatement  aprds  le  nnm^ro  4^  de  l'artide  19  de  la  loi  di 
16  d^cembre  1851  snr  les  Privileges  et  hypotMqnes. 

TontefoiS;  s'il  existe  nne  assnrance,  ce  privil^e  n*a  d*effet  qn'en  cas  d*insolvabilit6 
de  rassnrenr. 

Art.  16. 

Les  cbefs  d'entreprise  ont  la  facnlt6  d*6tablir  des  caisses  commnnes  de  prövoyance 
en  vne  de  s*assnrer  contre  les  risqnes  d'accidents  et  d'assnmer  en  commnn,  anx  lien  et 
place  de  la  Gaisse  generale  d'öpargne  et  de  retraite,  le  eervice  des  rentes  ainsi  qne  la 
Constitution  et  la  gestion  des  capitaox  nöoessaixes  ä  ce  Service. 

L'exercice  de  cette  facnltö  est  snbordonn^  &  la  reconnaissanoe  de  cet  caisses  par 
le  Gonvemement.  A  cet  effet,  elles  sont  tennes  de  sonsMttre  leors  slaintB  i  rapprokitioB 
dn  Boi. 

Des  arr^t^s  royanx  d^termineront: 

1^  Les  garanties  et  conditions  reqnises  ponr  cette  approbation; 
2^  Les  canses  qni  ponrront  entralner  la  rövocation  de  Tacte  d'approbatioa; 
3^  Les  formes  et  conditions  de  la  dissolntion  ainsi  qne  le  mode  liqnidation; 
4^  L'emploi  de  Tactif,    aprds  paiement  des  dettes,    en  cas  de  rövocation  on  de 
dissolntion. 
Tontes  demandes  relatives  ä  la  reconnaissanoe  des  caisses  commnnes  de  pr^voyance 
seront  sonmises  4  Texamen  de  la  Gommission  des  accidents  dn  travail. 

Art.  17. 

L'affiliation  ä  nne  caisse  commnne  de  pr^voyance  reconnne  a  ponr  effet  de  transförer 
ä  cet  Etablissement  la  Charge  des  obligations  incombant  anx  afflli^  en  vertn  de  Tarticle  6, 
alin6a  l«',  de  la  präsente  loi. 

^  I;  L*assurance  des  snppl6ments  d'indemnitös  prEvne  an  mdme  article  ponrra  dtre  prise, 
par  les  affilito,  anpr^  des  caisses  dont  ils  fönt  partie,  anqnel  cas  les  indemnitös  snppl6- 
mentaires  seront  directement  reconvr^  snr  ces  caisses,  ä  la  döcharge  dn  chef  d'entrepnse. 

Art.  18; 

Les  statnts  des  caisses  de  prEvoyance  reconnnes  ponrront  stipnler  qne  les  allocations 
temporaires  ainsi  qne  les  arrörages  des  rentes  viagdres  dn  chef  d*incapacit6  permanente 
seront,  jnsqn'ä  la  vingt-sixidme  semaine  aprds  Taccident,  directement  snpportös  et  payto 
anx  intöressEs  par  le  chef  d'entreprise. 

Le  Service  des  snppl4ments  d'indemnit^  ponrra,  dans  les  m^mes  conditions,  n'6tre 
assnmE  par  la  caisse  commnne  de  prövoyance  qn'aprds  l'expiration  dn  ddai  pr6vn  par  la 
disposition  pr^cMente.  En  pareil  cas,  s'il  est  effectnE  des  retennes  snr  les  salaires,  en 
vertn  de  l'article  6  de  la  präsente  loi,  les  chefis  d'entreprise  seront  tenns  d'^tablir  des 
caisses  particnlidres  de  seconrs  aliment6es  jnsqn'ä  dne  concnrrence,  par  ces  retennes,  et 
dont  Torganisation  sora  conforme  anx  rögles  prescrites,  ä,  cet  effet,  par  les  statnts  des 
caisses  commnnes. 

Les  caisses  particnlidres  seront  sonmises  an  contröle  de  l'administration  des  caisses 
commnnes. 

Art.  19. 

Les  caisses  commnnes  de  pr^voyance  reconnnes  ont  la  facnltE  d'ester  en  jngemeni 
Elles  sont  repr^ntöes  en  justice  par  lenr  administration. 

Elles  ne  penvent  possöder,  en  propriötö  on  antrement,  d'antres  immenbles  qne  oenx 
destinto  t  l'ötablissement  de  lenrs  bnreanx  ainsi  qne  des  h6pitanx  qn'elles  institneraient  en 
vne  dn  traitement  cnratif  des  blessös  par  snite  d'accidents  dn  travaiL 
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gegangenen  Yersicherang,  sind  die  ZnsafcEentscbAdigongen  unmittelbar  Tom  Betriebsnnter- 
nnt^nehmer  am  leisten,  vorbebaltlieh  seines  Rückgriffii  gegen  den  Versickerer.  Alles  dies 
unter  Vorbehalt  des  ansscbliesslichen  Bechts  des  Arbeiters  nnd  seiner  Bechtsnachfolger 
auf  die  vom  Versicherer  etwa  eu  erstattenden  Beträge  gegenüber  den  Gl&abigem  des  Be- 
triebsnntemehmers. 

Art.  16. 

Die  Fordenmg  des  Verletzten  oder  seiner  Bechtsnachfolger  wird  durch  ein  Vorrecht 
gesichert,  welches  unmittelbar  hinter  der  Ziffer  4  des  Art.  19  des  Glesetzes  vom  16.  Dez.  1851 
über  die  Vorrechte  und  Hypotheken  Platz  greift. 

Im  Fall  einer  Versicherung  gilt  dieses  Vorrecht  nur  bei  Zahlungsunfähigkeit  des 
Versicherers. 

Art.  16, 

Die  Betriebsuntemehmer  sind  berechtigt,  gemeinsame  Versicherungskassen  zu  er- 
richten, um  sich  gegen  die  Unfallgefahren  zu  versichern  und  an  Stelle  der  Allgemeinen 
Spar-  und  Bentenkasse  die  gesamte  Bentenversicherung  zu  übernehmen. 

Die  Ausübung  dieser  Berechtigung  hängt  von  der  staatlichen  Anerkennung  solcher 
Kassen  ab.  Zu  diesem  Zweck  sind  ihre  Satzungen  der  königlichen  Bestätigung  zu 
unterbreiten. 

Eine  königliche  Verordnung  wird  bestimmen: 

1.  Die  Garantieen  und  Bedingungen  für  die  Erlangung  dieser  Bestätigung; 

2.  Die  Gründe  für  den  Widerruf  der  Bestätigung; 

3.  Die  Formen  und  Bedingungen  für  die  Auflösung  und  die  Art  der  Liquidation; 

4.  Die  Verwendung  des  Vermögens,   nach  Tilgung  der  Schulden,   im  Fall   des 
Widerrufe  oder  der  Auflösung. 

Alle  Zulassungsgesuehe  selcher  Kassen  sind  der  Prüfung  der  Kommission  für  Betriebs- 
unfälle zu  unterbreiten. 

Art.   17. 

Der  Anschluss  an  eine  anerkannte  gemeinsame  Versicherungskasse  hat  die  Wirkung, 
dass  die  den  Mitgliedern  gemäss  Art.  6  Absatz  1  dieses  Gesetzes  zur  Last  fallenden  Ver- 
pflichtungen auf  die  Kasse  übergehen. 

Die  Versicherung  der  in  demselben  Artikel  vorgesehenen  Zusatzentschädigungen  kann 
von  den  Mitgliedern  bei  diesen  Kassen  genommen  werden,  in  welchem  Fall  die  Zusatz- 
entsohädigungen  unmittelbar  von  diesen  Kassen,  unter  Entlastung  der  Betriebsuntemehmer, 
zu  leistMi  sind. 

Art.  18. 

Die  Satzungen  der  anerkannten  Versicherungskassen  können  besthnmen,  dass  die  vor- 
übergehende Entschädigung,  sowie  die  Bentenbezüge  für  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  bis 
zur  26.  Woche  nach  dem  Unfall  den  Beteiligten  unmittelbar  vom  Betriebsuntemehmer 
gezahlt  werden. 

Die  Auszahlung  der  Zusatzentschädigungen  kann  unter  denselben  Bedingungen  von 
der  gemeinsamen  Versicherangskasse  erst  nach  Ablauf  der  im  vorhergehenden  Absatz 
bestimmten  Frist  übernommen  werden.  Li  solchem  Fall  müssen  die  Betriebsuntemehmer, 
wenn  sie  gemäss  Art.  6  dieses  Gesetzes  Lohnabzüge  machen,  besondere  Hilfskassen  ein- 
richten, welche  bis  zu  der  geschuldeten  Höhe  durch  diese  Lohnabzüge  gespeist  werden  und 
in  ihrer  Organisation  den  durch  die  Satzungen  der  gemeinsamen  Kassen  darüber  auf- 
gestellten Vorschriften  entsprechen  müssen. 

Die  besonderen  Kassen  unterliegen  der  Aufeicht  der  Verwaltung  der  gemeinsamen  Kassen. 

Art.  19. 

Die  anerkannten  gemeinsamen  Versichemngskassen  haben  Bechtspersönlichkeit.  Sie 
werden  vor  (Bericht  durch  ihren  Vorstand  vertreten. 

Sie  dürfen  als  Eigentum  oder  sonstwie  nur  solche  Grandstücke  besitzen,  welche  als 
Gesobäftshäaser  dienen  sollen,  sowie  Krankenhäuser,  welche  sie  zur  Heilbehandlung  von 
Unfallverletzten  errichten. 
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Elles  ne  peuvent  accepter  de  lib^raütös  qne  moyennant  de  se  conformer  aux  for- 
malit^s  prescrites,  en  semblable  matidre,  par  Tarticle  76  de  la  ioi  commanale;  s'il  8*agit 
d'nne  liböralitö  comprenant  nn  immeuble,  Tarrdt^  d*approbation  fixe,  s*il  j  a  lien,  le  dölai 
dans  leqnel  cet  immeable  devra  dtre  aliönd. 


Chapitre  IIL 

De  la  responsabilitö. 

Art.  20. 

II  n'est  en  rien  d^rogö  anx  rdgles  gtoörales  de  la  responsabilitö  civile,  lorsqne 
Taccident  a  6t6  intentionnellement  provoqn^  par  le  chef  d'entrepnse. 

Sanf  cette  exception,  les  dommages  r^nltant  des  accidents  da  travail  ne  donnent 
lien,  ä  cbarge  dn  cbef  d'entreprise,  an  profit  de  la  victime  on  de  ses  reprösentants,  qn*aax 
senles  r^parations  d^termin^es  par  la  präsente  Ioi. 

Les   dommages  et  intördts  ne  seront,   en  ancnn  cas,  cnmnl6s  avec  ces  röparaiions. 

Art.  21. 

Les  indemnitös  stabiles  par  la  präsente  Ioi  ne  sont  point  dnes,  lorsqne  l'accident  a 
^U  intentionnellement  provoquö  par  la  victime. 

Art.  22. 
Tonte  Convention  contraire  aTiz  dispositions  de  la  prteente  Ioi  est  nnlle  de  plein  droit 


Chapitre  IV. 
Des  d^clarations  d'accidents  et  de  la  jnridiction. 

Art  23. 

Tont  accident  snrvenn  ä  nn  onvrier  an  conrs  de  son  travail  et  ayant  occasionne, 
soit  la  mort  de  la  victime,  soit  nne  incapacitö  de  travail  dont  la  dnr6e  probable  sera 
de  denx  semaines  an  moins,  doit  dtre  döclarö,  dans  les  trois  jonrs,  par  le  cbef 
d!entreprise. 

La  d^claration  est  rödig^e  dans  la  forme  preschte  par  arr^tö  minist^rieL  Elle  est 
transmise  an  greffe  de  la  justice  de  paix;  il  j  est  Joint,  anx  frais  dn  d^darant,  nn  certi- 
ficat  m^cal  dont  la  forme  sera  d^termin^e  par  arrdt6  ministöriel.  Le  cas  6cb6ant,  la 
dtolaration  fait  mention  de  la  caisse  de  prövojance  reconnne  ä  laqnelle  est  afiOli^  le  cbef 
d'entrepnse,  on  de  Tassurenr  avec  leqnel  il  a  contractu. 

La  döclaration  de  Taccident  peut  6tre  faite,  dans  les  m^mes  formes,  par  la  victime 
on  ses  repr^sentants. 

B6c6pis86  de  la  döclaration  est,  en  tons  cas,  envoy6  par  le  greffier  an  döclarant. 

Le  cbef  d*entreprise,  ainsi  qne  Touvrier  on  ses  ajants  cause,  ont  le  droit  de 
prendre  connaissance  on  copie,  ä  lenrs  frais,  des  döclarations  d'accidents  et  des  certificats 
7  annexös. 

Art.  24. 

Tonte  infracüon  anx  dispositions  dn  pr^cMent  article  concemant  la  döclaration  des 
accidents  par  les  cbefs  d'entreprise,  sera  pnnie  d'nne  amende  de  26  ä  200  francs. 

Art.  25. 

La  disposition  snivante  est  ajontöe  ä  Tartide  3  de  la  Ioi  dn  26  man  1876  conte- 
nant  le  titre  premier  dn  livre  prÖUminaire  dn  Code  de  procMnre  civile: 
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Sie  dürfen  Zuwendungen  nur  unter  Beobachtung  der  dafür  nach  Art.  76  des  Kom- 
munalgesetzes geltenden  Vorschriften  erwerben;  falls  es  sich  um  die  Zuwendung  eines 
Grundstückes  handelt,  so  bestimmt  die  Genehmigungsurkunde  zutreffenden  Falls  die  Frist, 
binnen  welcher  das  Grundstück  zu  veräussem  ist. 


Abschnitt  IIL 

Von  der  Haftpfliclit 

Art.  20. 

Es  verbleibt  bei  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Haftpflicht,  wenn  der  Unfall 
von  dem  Betriebsuntemehmer  vorsätzlich  herbeigeführt  ist. 

Abgesehen  von  dieser  Ausnahme  berechtigen  die  Schäden  aus  Betriebsun&llen,  zu 
Lasten  des  Betriebsuntemehmers,  den  Verletzten  oder  seinen  Bechtsnachfolger  nur  zu  den 
nach  diesem  Gesetz  bestimmten  Entschädigungen. 

In  keinem  Fall  sind  Schadensersatz  und  Entschädigung  zugleich  zu  leisten. 

Art.  21. 
Die  in  diesem  Gesetz  bestimmten  Entschädigungen  fallen  fort,  wenn  der  Unfall  vom 
Verletzten  vorsätzlich  veranlasst  worden  ist. 

Art.  22. 
Jede  den  ^Vorschriften  dieses  Gesetzes  widersprechende  Vereinbarung  ist  nichtig. 


Absclinitt  IV. 

Von  der  Anmeldimg  der  Unfälle  nnd  der  Rechtspreclinng. 

Art  23. 

Jeder  Unfall,  welcher  einem  Arbeiter  während  der  Arbeit  zustOsst  und  sei  es  den 
Tod  des  Verletzten  oder  eine  voraussichtliche  Erwerbsunfähigkeit  von  wenigstens  zwei 
Wochen  veranlasst  hat,  ist  binnen  3  Tagen  vom  Betriebsuntemehmer  anzumelden. 

Die  Anmeldung  erfolgt  nach  dem  durch  Ministerialerlass  vorgeschriebenen  Formular. 
Sie  ist  an  die  Kanzlei  des  Friedensrichters  einzusenden;  es  ist  auf  Kosten  des  Anmeldenden 
ein  ärztliches  Gutachten  beizulegen,  dessen  Form  durch  Ministerialerlass  bestimmt  werden 
wird.  Zutreffenden  Falls  hat  die  Anmeldung  die  anerkannte  Versicherungskasse,  deren  Mit- 
glied der  Betriebsuntemehmer  ist,  oder  des  Versicherers,  bei  welchem  er  die  Versicherung 
genommen  hat,  anzugeben. 

Die  Anmeldung  des  Unfalls  kann,  in  derselben  Form,  durch  den  Verletzten  oder 
seine  Bechtsnachfolger  bewirkt  werden. 

Empfangschein  über  die  Anmeldung  ist  in  allen  Fällen  durch  den  Gerichtsschreiber 
dem  Anmeldenden  zu  erteilen. 

Der  Betriebsuntemehmer  sowie  der  Arbeiter  oder  seine  Bechtsnachfolger  sind  berechtigt, 
von  der  Unfallanzeige  und  dem  beigefügten  Gutachten  Kenntnis  oder  auf  ihre  Kosten 
Abschrift  zu  nehmen. 

Art  24. 

Jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschriften  des  vorhergehenden  Artikels  betreffend 
die  Anmeldung  der  Unfälle  durch  die  Betriebsuntemehmer  wird  mit  einer  (^eldbusse  von 
26  bis  200  Fr.  bestraa 

Art.  25. 
Die  folgende  Bestimmung  wird  dem  Art  3  des  Gesetzes  vom  26.  Mäiz  1876,  be- 
treffend den  1.  Titel  des  Einführangsgesetzes  zur  Civil-Prozess-Ordnung,  hinzugefügt: 
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„14^  Des  actions  relatives  aux  indemnitte  temporaifeB  on  viagöres  dues 
„aoz  ouTriei»  ou  4  leors  ayants  cause  en  vertu  de  la  liM  sor  la  r^arati<Mi 
„des  doounages.  qui  röaulteut  des  accidents  du  travail,  ainsi  que  des  demandies 
„en  revision  de  ces  indemnitös/* 

Art.  26. 

Lorsqu'il  s'agira  d*un  accident  ayant  occasionu^  la  mort  de  la  victime,  les  parties 
seront,  par  simple  lettre,  4  la  diligence  du  greffier,  appel^es  d'office  en  conciliation,  deyant 
le  juge  de  paix,  dans  les  hnit  jours  de  la  d^claration  de  l'accident. 

Dans  tous  le  cas,  les  parties  ont  le  droit  de  comparattre  volontairement  ponr  faire 
constater  leur  accord  en  ce  qui  conceme  les  indemnit^  ä  allouer  ensuite  d'accidents. 

Le  procds-verbal  d*audience  constatant  cet  accord  vaudra  jugement  döfinitif ;  d*exp^ 
dition  en  sera  revdtue  de  la  formule  ex^cutoire. 

Art.  27. 

Lorsque  la  cause  n*est  pas  en  6tat,  le  jage  a  toiypurs  le  droit,  mdme  d'office, 
d*accorder  une  provision  4  la  victime  ou  ä  ses  ayants  cause,,  sous  la  forme  d'une  allocation 
joumaliöre. 

Les  jugements  allouant  des  indemnit^  temporaires  ou  viagöres  seront  exteutoires 
par  Provision  nonobstant  Tappel  et  sans  qu'il  soit  besoin  de  foumir  caution.  Tontefois, 
lorsqu'il  y  aura  lieu  d*accorder  une  rente  soit  ä  la  victime,  soit  4  ses  ayants  cause,  le 
juge  pourra  restreindre  Tex^cntion  provisoire  au  payement  des  arrörages;  dans  ce  demier 
cas,  le  juge  aura  la  facult^  d'exiger  caution  du  chef  d*entreprise,  si  celui-ci  ne  8*est 
couvert  par  une  assurance. 

Bn  cas  d*ex6cution  fbrc^,  s*il  s*agit  d'un  acddent  donnant  lieui  4  TallocatLott  d'une 
rente,  le  juge  pourra,  4  la  diligence  de  tout  int^ress^,  et  m^me  d*office,  dtoigner  un  cura- 
teur  ad  hoc  charg6  d'opörer,  ä  la  Caisse  de  retraite,  au  moyen  des  fonds  recouvr^s,  la 
Constitution  du  capitel  n^essaire  ä,  T^tablissement  de  la  rente. 

Art.  28. 

L'action  en  payement  des  indemnit^s  pr^vue  par  la  prtoente  loi  se  prescrit  par 
trois  ans. 

La  demande  en  revision  des  indemnit^s  fond^e  sur  une  aggravation  ou  une  att^- 
nuation  de  Tinfirmit^  de  la  victime  est  ouverte  pendant  quatre  ans  ä  dater  de  Taccord 
intervenu  entre  parties  ou  du  jugement  d^finitif. 

Art.  29. 
L*action  en  payement  ou  en  revision  des  indemnit^s  prövues  par  la  präsente  loi  ne 
peut,   en  aucun   cas,    6tre  poursuivie   devant  la   juridiction   repressive;   Texercice   en   est 
ind^pendant  de  celui  de   Taction   publique  k  laquelle   l'accident   donnerait   ^ventuellement 
Ouvertüre. 

Chapitre  V. 

Dispositions  fiscales. 

Art  30. 
Sont  exempts  du  timbre  et  du  droit  de  greffe  et  sont  enregistr^  gratis,  braqu^  J 
a  lieu  4  la  formalit6  de  l'enregistrement,   tous  les  actes  volontaires  ou   de  juridiction 
gracieuse  relatifs  ä  Tex^cution  de  la  prösente  loi 

Art.  31. 
Sont  d^ivTto  gratuitement  tous  certificats,  actes  de  notori^t^  et  autres  dont  lapro- 
duction  peut  6tre  exig^e  pour  Texöcution  de  la  präsente  loi  par  la  Caisse  generale  d'öpargne 
et  de  retraite,  par  les  compagnies  d'assurance  agf^s,    ou  par  les  oaisses  comuMines  de 
prövoyance  reconnues. 
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„14.  Klagen  auf  vorübergehende  oder  lebenslängliche  Entschädigangen,  welche 
Arbeitern  oder  deren  Bechtsnachfolgera  gemäss  dem  Gesetz  über  die  Entschä- 
digung von  Betriebsunfällen  zustehen,  sowie  Klagen  auf  Revision  solcher  Ent- 
schädigungen.^ 

Art.  26. 

Wenn  es  sich  um  einen  tötlichen  Unfall  handelt,  sind  die  Parteien  auf  Veranlassung 
des  Gerichtsschreibers  mittels  einfachen  Briefes  von  Amtswegen  binnen  8  Tagen  nach 
der  Anmeldung  des  ünfi&lls  vor  den  Friedensrichter  bdiufs  Vergleiches  vorzuladen. 

In  allen  Fällen  haben  die  Parteien  das  Becht,  freiwillig  zu  erscheinen,  um  ihr  Ein- 
verständnis über  die  Unfallentscfaädigungen  zu  vevlautbaren. 

Das  Protokoll  über  diese  Vereinbarung  gut  wie  ein  endg^ültiges  Urteil; 

die  Ausfertigung  ist  mit  der  Vollstreckungsklausel  zu  versehen. 

Art.  27. 

Wenn  die  Sache  noch  nicht  spruchreif  ist,  hat  der  Bichter  stets  das  Becht,  selbst 
von  Amtswegen  dem  Verletzten  oder  seinen  Bechtsnachfolgem  in  der  Form  eines  Tage- 
geldes eine  vorläufige^  Unterstützung  zu  bewilligen. 

Die  Urteile,  welche  vorübergehende  oder  dauernde  Entschädigungen  zusprechen,  sind 
vorläufig  vollstreckbar,  unbesdiadet  der  Berufung  und  ohne  dass  eine  Sicherheit  zu  be- 
stellen ist.  Indessen  kann  der  Bichter,  falls  es  sich  um  cße  Zuerkennung  einer  Beute, 
sei  es  an  den  Verletzten  oder  an  seine  Bechtsnachfolger,  handelt,  die  vorläufige  Voll- 
streckbarkeit auf  die  Zahlung  der  fölligen  Baten  beschränken;  im  letzteren  Fall  kann  der 
Bichter  Sicherheitsleistung  von  dem  Betriebsuntemehmer  verlangen,  wenn  dieser  nicht  durch 
eine  Versicherung  gedeckt  ist 

Im  Fall  der  Zwangsvollstreckung  kann  der  Bichter,  sofern  es  sich  um  Zuerkennung 
einer  Beute  handelt,  auf  Betreiben  jedes  Beteiligten  und  selbst  von  Amtswegen  einen 
Pfleger  ad  hoc  bestellen,  welcher  bei  der  Bentenkasse  die  Anlegung  des  zur  Sicherung 
der  Beute  erforderlichen  Kapitals  mittels  der  einzutreibenden  Beträge  zu  bewirken  hat. 

Art.  28. 

Die  Klage  auf  Zahlung  der  im  vorliegenden  Gesetz  vorgesehenen  Entschädigungen 
verjährt  in  3  Jahren. 

Der  Antrag  auf  Bevision  der  Entschädigungen  wegen  eingetretener  Verschlimmerung 
oder  Besserung  im  Zustande  des  Verletzten  ist  während  4  Jahren  vom  Vergleich  der  Partei 
oder  vom  endgültigen  tJrteil  ab  zulässig. 

Art.  29. 
Die  Entschädigungs-  oder  Bevisionsklage  aus  diesem  Gesetz    kann   in    keinem  Fall 
vor  dem  Strafgericht  verfolgt  werden;   ihre  Durchführung  ist  unabhängig  von    derjenigen 
der  öffentlichen  Anklage,  zu  welcher  der  Unfall  etwa  Veranlassung  giebt. 


Abschnitt  V. 

Fiskalisclie  Bestmnumgen. 

Art.  30. 

Alle  auf  Grund  dieses  Gesetzes  vorgenommenen  Akte  der  freiwilligen  oder  unent- 
geltlichen Gerichtsbarkeit  sind  Stempel-  und  gebührenfrei 

Art.  31. 

Alle  Bescheinigungen  und  sonstige  Urkunden,  deren  Vorlegung  von  der  Allgemeinen 
Spar-  und  Bentenkasse,  den  zugelassenen  Versicherungsgesellschaften  oder  den  anerkannten 
gemeinsamen  Versicherungskassen  in  Ausführung  dieses  Gesetzes  verlangt  werden  sollten, 
werden  kostenfrei  ausgestellt. 
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Chapitre  VI. 

Dispositions  g^nörales. 

Art.  32. 

II  sera  instituö  par  arrdtö  royal,  anprds  da  Ministöre  de  rindostrie  et  da  Travail, 
an  conütö  techniqae  compos^  de  sept  membres,  qai  portera  le  nom  de  Gommission  des 
accidents  da  trayail. 

Ind^pendamment  des  attribations  qoi  lai  sont  imparties  par  les  artides  6,  9  et  16 
de  la  prtoente  loi,  la  Gommission  dölib^rera  sar  toates  les  qaestions  qai  loi  seront  soa- 
mises  par  le  Ministre  aa  siget  de  la  röparation  des  dommages  rtoaltant  des  accidents 
da  traTaU. 

Art.  33. 
La  präsente  loi  sera  exöcatoire  an  an  aprds  sa  promalgation. 

Donnö  k  Laeken,  le  18  ayril  1898. 

Leopold. 

Pour  le  Roi: 

Le  Ministre  de  Flndastrie  et  dn  Travail, 
A.  Nyssens. 

Le  Ministre  des  Finances, 
F.  de  Smet  de  Naeyer. 
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Abschnitt  IV. 

Allgemeine  Vorschriften. 

Art.  32. 

Dem  Ministerium  für  (bewerbe  und  Arbeit  wird  durch  königliche  Verordnung  ein 
technischer  Ausschuss  von  7  Mitgliedern  zur  Seite  gestellt,  welcher  die  Bezeichnung  „Kom- 
mission for  Betriebsunfälle"  tragen  soll 

Unabhängig  von  den  Zuständigkeiten,  welche  ihr  durch  die  Artikel  6,  9  und  16 
dieses  Gesetzes  beigelegt  sind,  soll  die  Kommission  über  alle  Fragen  beraten,  welche  ihr 
vom  Minister  auf  dem  Gebiet  der  ünfallentschädigung  vorgelegt  werden. 

Arii.  33. 
Dieses  Gesetz  tritt  ein  Jahr  nach  seiner  Verkündigung  in  Kraft. 

Gegeben  zn  Laeken,  den  18.  April  1898. 

gez.  Leopold. 
Fnr  den  König: 

Der  Minister  fftr  Gewerbe  und  Arbeit, 

gez.  A.  Nyssens. 

Der  Minister  der  Finanzen, 
gez.  P.  de  Smet  de  Naeyer. 


I>nickfeUer-Verzeic])inid. 


Heft  I. 

S.  4  letzte  Zeile  der  statistischen  Tabelle  müssen  in  Kolonne  ,,Zas."  die  ersten  drei  Summen 

lauten:  340,  438,  500. 
S.  43  zu  §  5  Ziffer  2  Zeile  5:  Arbeitsunfähigkeit  statt  Erwerbsunfähigkeit. 
S.  49  in  §  15  Zeüe  1 :   §  14  statt  §  13. 

Heft  II. 
S.  42  Absatz  3:  a  nnd  b  statt  der  Bandziffein  1  und  2. 


Heft  IV. 

S.  30  vorletzter  Absatz  muss  in  der  ersten  2jeile  hinter  „rmkitMrt^  ein  Eomma  und  in  der  fol- 
genden Zeile  hinter  „gezahlt"  ein  Semikolon  stehen. 
S.  38  Absatz  2  erste  Zeile  fehlt  hinter  1898:  (s.  Anlage  4). 
S.  42  Absatz  2  vorletzte  Zeile:   1897  statt  1898. 
S.  43  Absatz  2  vorletzte  Zeile:  mittelbare  statt  unmittelbare. 
S.  77  fehlt  am  Schluss  des  Gesetzes  der  folgende  Tarif:' 

Tarif  des  demi-soldes  d4nfirmit6,  des  pensions  et  des  secours,  pour  Tex^cution 

de  la  l^oi  du  21  a^ril  1&98. 


Dösignation 

Pension 
des  inscrits 

(art.  5) 
en  cas  de: 

Pension  des 

veuves  ou  secours 

annuels  aux 

orphelins 

(art  6-7) 

en  cas  de: 

Secours 

annuels  aux 

ascendants 

(art.  9) 
en  cas  de: 

Suppl6ment 
annuel 

pour  enfant 
ag6de 

moins  de  dix 

ans 

(art.  8) 

Fr. 

non-eumol. 
Fr. 

cumul. 
Fr. 

non-cmnul. 
Fr. 

cumul. 
Fr. 

non-oumul. 
Fr. 

cumul. 
Fr. 

Capitaines  au  long  cours,  m^- 
caniciens  de  1"  et  de  2* 
classe  dirigeant  pendant 
leur  demier  embarquement 
une  machine  d'une  forca 
nominale  de  300  chevanx 
au  moins 

Inscrits  maritimes  titulaires 
du  brevet  de  pilote  d'une 
Station  de  mer,  de  patron 
brevetö  pour  la  pSche  d'Is- 
lande,  de  mattre  au  cabo- 
tage,  de  möcanicien  de  1** 
ou  de  2*  classe     .... 

Inscrits  maritimes  non  titu- 
laires de  Tun  des  brevets 
ci-dessus  et  embarqu^  en 
demier  lieu  comme  officiers 
au  long  cours,  au  cabotage 
ou  a  la  grande  p^he,  ou 
comme  patrons  d'embarca- 
tions  exergant  la  petite  p^che 
au  large 

Inscrits  maritimes  ne  se  trou- 
vant  dans  aucune  des  catö- 
gories  ci-dessus     .... 

300 
270 

240 
204 

150 
135 

120 
102 

250 

220 

200 
192 

125 
110 

100 

96 

125 
110 

100 

96 

62,50 
55 

50 

48 

36 
24 

24 
24 
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Heft  V. 

S.  89  Zeile  4:  eine  statt  einen. 

S.  75  oben:  ijila^e  statt  Appendix. 

S.  84  Ziffer  2:  of  statt  ef. 

S.  92  Ziffer  2  Zeile  1:  be  statt  he. 

S..94  Ziffer  4  Zeiile  3:  d^pendants  statt  di^ntants. 

S.  96  Ziffer  4  Zeie  8:  any  statt  ony. 

Heft  Tl. 

S.  11  Absatz  2  Zeile  2:  itali«Ai<sch«n  statt  itatieaisoher. 

Heft  Vn. 

S.  43  Abschnitt  UI  Zeile  7:  ünfailTenicfaening  statt  Untaüversiehning. 
S.  49  driUletster  Absatz  Zeile  1:  250  statt  150. 
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